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          BERIT ERLACH
 
          SIND BLACKOUTS IN DEUTSCHLAND WAHRSCHEINLICH? EINFLUSS EINER MÖGLICHEN ENERGIEKNAPPHEIT UND DER ENERGIEWENDE AUF DIE VERSORGUNGSSICHERHEIT
 
          Das deutsche Energiesystem ist weltweit eines der sichersten. Die Energiewende und eine fortschreitende Digitalisierung führen jedoch zu neuen Komplexitäten und damit verbundenen Ungewissheiten, die auch Einfluss auf die Energieversorgungssicherheit haben können.
 
        
 
         
          TOBIAS HAAS · DANIEL HÄFNER
 
          VON „ENERGIELÜCKE“ BIS „ZAPPELSTROM“. DISKURSGESCHICHTE DER BLACKOUT-NARRATIVE IN DEUTSCHLAND
 
          Schon in den 1970er Jahren wurde als Argument für die Atomkraft die Sorge um eine „Energielücke“ angeführt. Ängste um einen drohenden Energiemangel kommen auch im Kontext der Energiewende auf, münden mitunter aber in dystopische Vorstellungen über Blackouts.
 
        
 
         
          JULIAN GENNER · FLORIAN SPISSINGER
 
          DER BLACKOUT UND DIE POLITISCHE RECHTE
 
          Die politische Rechte verbindet mit der Warnung vor dem Blackout die Forderung nach einem radikalen Kurswechsel in der Migrations-, Klima- und Russlandpolitik. Als scheinbar rein technisches Problem eignet sich das Thema, um rechte Ansichten salonfähig zu machen.
 
        
 
         
          SONAL PATEL
 
          STROMAUSFÄLLE: URSACHEN, FOLGEN UND LÖSUNGEN
 
          Elektrizitätssysteme sind lebensnotwendig, aber auch komplex. Ausfälle können viele Gründe haben, ihre Schäden können im Extremfall immens sein. Ein Blick auf vergangene Stromausfälle illustriert die Fragilität der Netze und zeigt die Notwendigkeit geeigneter Lösungen.
 
        
 
         
          WOLFRAM GEIER · PETER LAUWE
 
          BLACKOUT UND BEVÖLKERUNGSSCHUTZ. NOTFALLVORSORGE UND KRISENMANAGEMENT
 
          Ein lang anhaltender und weiträumiger Stromausfall ist trotz wachsender Risiken durch Naturkatastrophen, Cyberangriffe und Kriege unwahrscheinlich. Auch der Bevölkerungsschutz ist durch ein integriertes föderales System gut aufgestellt.
 
        
 
         
          GIUSEPPE PULEO · MAXIMILIAN MÜTHERIG · MARKUS ZDRALLEK
 
          SCHUTZ KRITISCHER INFRASTRUKTUREN WÄHREND EINES BLACKOUTS
 
          Die Gesellschaft ist auf kritische Infrastrukturen angewiesen. Bei einem großräumigen und lang andauernden Stromausfall hat ihre Wiederversorgung mit Strom oberste Priorität. Dafür bedarf es jedoch vorher erprobter Notfallkonzepte und präventiver Maßnahmen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Der englische Begriff „Blackout“ lässt sich gemeinhin mit „Stromausfall“ übersetzen. Im deutschen Sprachgebrauch dagegen steht der Ausdruck für einen Vorfall, der sich sowohl ungeplant ereignet als auch lang andauernd und großräumig verläuft. Die potenziellen Auswirkungen wären verheerend: Zentrale Infrastrukturen würden innerhalb kürzester Zeit ausfallen, die Versorgung mit Wasser, Wärme und lebenswichtigen Gütern wie Bargeld oder Lebensmitteln könnte nicht aufrechterhalten werden. Die Telefonnetze würden nicht mehr funktionieren, Rettungsdienste und Polizei wären weitgehend handlungsunfähig. Kurzum: Ohne elektrischen Strom droht modernen Gesellschaften der Kollaps.
 
        Glücklicherweise hat es einen solchen Blackout in Deutschland noch nicht gegeben. Das deutsche Stromnetz zählt nicht nur zu den stabilsten weltweit, Risikoanalysen und Erfahrungswissen aus vergangenen Störfällen lassen auch in Zukunft eine stabile und leistungsfähige Stromversorgung erwarten. Dies führt indes zu neuen Anfälligkeiten, die auch als „Verletzlichkeitsparadoxon“ bezeichnet werden: Je weniger störanfällig ein System ist und je mehr man sich als Gesellschaft in Sicherheit wiegt, desto verletzlicher wird man bei einem tatsächlichen Störereignis. Auch aus diesem Grund bereiten sich Forschung und Katastrophenschutz auf ein Blackout-Szenario vor, um im Ernstfall die Stromversorgung zügig wiederherzustellen und die gravierendsten Schäden abzumildern.
 
        Trotz aller Vorkehrungen wird die Vorstellung von einem drohenden Blackout immer häufiger medial und politisch aufgegriffen, auch um durch ein Katastrophenszenario bewusst Ängste zu schüren. „Blackout“ dient insofern als Chiffre, nicht nur um etwa die Energie- oder Russlandpolitik der Regierung zu kritisieren, sondern auch um rechte Ideologien in scheinbar technisch-nüchterner Sprache als „normal“ zu bemänteln. Selbst wenn gewisse Blackout-Risiken durch die fortschreitende Energiewende, die Digitalisierung und globale Konflikte gestiegen sein sollten – sonderlich wahrscheinlich ist ein Blackout nach derzeitigem Stand nicht.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        SIND BLACKOUTS IN DEUTSCHLAND WAHRSCHEINLICH?
 
        Einfluss einer möglichen Energieknappheit und der Energiewende auf die Versorgungssicherheit
 
        Berit Erlach
 
        Deutschland hat eines der weltweit stabilsten elektrischen Energiesysteme.01 Selbst kleinere Stromunterbrechungen sind im Alltag eher ungewöhlich: 2022 betrug die durchschnittliche Ausfallzeit gerade einmal 12 Minuten und 12 Sekunden.02 Auch im gesamten europäischen Verbundnetz ist die Qualität der Stromversorgung hoch. Dennoch kommen immer wieder Ängste vor einem Blackout auf, die teilweise medial und politisch geschürt werden. Ausgelöst wurden solche Sorgen zuletzt im Winter 2022/23 durch den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine und die dadurch entstandene Gasknappheit. Doch sind Blackouts in Deutschland tatsächlich eine reale Gefahr?
 
        Zur Beantwortung dieser Frage ist es zunächst wichtig, den schillernden Begriff „Blackout“ einzuordnen. Ein Blackout ist ein großer Stromausfall – aber nicht jeder Stromausfall ist ein Blackout. Zwar gibt es keine einheitliche Definition dafür, ab welcher räumlichen Ausdehnung und Dauer man von einem Blackout spricht, doch müssen zumindest die folgenden drei Merkmale gleichzeitig erfüllt sein:
 
         
          	Der Stromausfall ist so großflächig, dass das betroffene Gebiet nicht mehr ausreichend durch die angrenzenden nicht betroffenen Gebiete versorgt werden kann.
 
          	Der Stromausfall dauert so lang, dass er schwerwiegende gesellschaftliche und ökonomische Schäden verursacht.
 
          	Der Stromausfall ist ungeplant. Die für die sichere Stromversorgung zuständigen Netzbetreiber verlieren zumindest eine Zeit lang die Kontrolle über das Geschehen im Stromnetz.
 
        
 
        Einen Blackout in diesem Sinne hat es im Nachkriegsdeutschland bisher nicht gegeben. Sollte jedoch ein solcher Fall eintreten, hätte er – abhängig von seiner Dauer und räumlichen Ausdehnung – mitunter gravierende Folgen für die Gesellschaft: Bereits nach einigen Stunden könnten erhöhte Todes- und Verletztenzahlen auftreten, weil Rettungsdienste oder die Polizei ohne funktionierendes Telefonnetz nicht gerufen werden könnten. Nahrungsmittel für Kleinkinder können nur noch eingeschränkt bereitgestellt werden.03 Krankenhäuser verfügen über eine Notstromversorgung mit Batterien beziehungsweise Dieselgeneratoren, die einen Stromausfall für eine begrenzte Dauer überbrücken können. Nach mehr als 24 Stunden wären die meisten Einrichtungen jedoch nur noch bedingt handlungsfähig, und Patient*innen müssten in Krankenhäuser verlegt werden, die die Notstromversorgung länger aufrechterhalten können.04
 
        Nach mehr als 24 Stunden wäre auch die Lebensmittelversorgung deutlich eingeschränkt. Bei einem mehrtägigen Stromausfall käme es zu gehäuften Todesfällen in Pflegeheimen – unter anderem, weil die Versorgung mit Medikamenten eingeschränkt ist, Bewohner*innen unterkühlen und Pflegekräfte nicht mehr zur Arbeit kommen können, wenn die öffentliche Verkehrsinfrastruktur und Tankstellen nicht mehr betrieben werden können. In landwirtschaftlichen Betrieben würde ein Massensterben von Nutztieren beginnen.05 Nicht zuletzt wären die ökonomischen Schäden enorm: Ein deutschlandweiter Stromausfall würde Schätzungen zufolge einen Schaden von 0,6 bis 1,3 Milliarden Euro pro Stunde verursachen.06 Selbst wenn die Stromversorgung nach einigen Tagen wieder funktionieren würde, könnten gesellschaftliche Auswirkungen auch lange nach der Störung bestehen bleiben, da die Schäden des Blackouts nicht unmittelbar behoben werden können.
 
        Aber: Die hier skizzierten Folgen treten nicht bei kurzen und räumlich begrenzten Stromausfällen auf. Mehrstündige Stromausfälle, die auf ein kleines Gebiet, zum Beispiel wenige Straßenzüge, beschränkt sind, treten in Deutschland fast täglich auf.07 Sie treffen den Einzelnen nur selten und bleiben vom nicht betroffenen Teil der Bevölkerung meist unbemerkt. Häufig ist die Ursache, dass bei Bauarbeiten ein Stromkabel beschädigt wird. Zwar verursachen auch solche kleineren Stromausfälle Komforteinbußen und in gewissem Umfang auch wirtschaftliche Verluste, ihre Folgen sind aber überschaubar und nicht mit jenen eines Blackouts vergleichbar. Angrenzende Gebiete können die Versorgung in der Regel aufrechterhalten.
 
        URSACHEN FÜR BLACKOUTS UND STROMAUSFÄLLE
 
        Gleichzeitiges technisches Versagen einer Vielzahl von Betriebsmitteln der Stromversorgung – Leitungen, Transformatoren, Schaltanlagen oder Kraftwerke –, Wetterextreme, hohe Krankenstände aufgrund einer Pandemie, menschliches Versagen und Sabotage, Terrorismus oder Kriege können zu größeren Stromausfällen oder, im schlimmsten Fall, zu einem Blackout führen.08 So ist es im europäischen Verbundnetz unter anderem 2003 und 2006 zu gravierenden Stromausfällen gekommen.09 In beiden Fällen spielte menschliches Versagen eine entscheidende Rolle. In Deutschland brachen im Winter 2005 Strommasten in Münster unter der Schneelast zusammen – die Menschen in der Region waren zum Teil mehrere Tage ohne Strom.10 In der Ukraine führte ein Cyberangriff im Dezember 2015 zu einem mehrstündigen Stromausfall, von dem mehrere hunderttausend Menschen betroffen waren.11 Doch in all diesen Fällen kam es aufgrund der verhältnismäßig kurzen Dauer oder der begrenzten Region nicht zu den oben beschriebenen extremen Folgen.
 
        BLACKOUT IN DEUTSCHLAND?
 
        Aktuell ist in Deutschland das Risiko eines Blackouts aufgrund einer Unterversorgung mit Energie gering.12 Selbst im Worst Case, wenn der Leistungsbedarf die verfügbare Kraftwerksleistung im Inland tatsächlich übersteigen würde und das Defizit auch nicht durch Importe aus den Nachbarländern gedeckt werden könnte, würde dies nicht zu einem Blackout führen. Die Netzbetreiber, denen diese Mangellage auf Basis von Prognosen und wegen der europäischen Abstimmungsprozesse im Regelfall spätestens 24 Stunden vorher bekannt wäre, würden dann zunächst wenige industrielle Großverbraucher abschalten. Man spricht hier auch von einem kontrollierten „Brownout“. Sollte dies nicht ausreichen, würden sie durch eine abwechselnde, zeitlich vorab klar begrenzte Abschaltung von Netzgebieten, die sogenannte rollierende Abschaltung, einen Blackout vermeiden.
 
        Was ist für die Zukunft zu erwarten? Im Zuge der Energiewende wird und muss sich die Stromversorgung zügig ändern – um die Energieversorgung zu dekarbonisieren, aber auch, um die Abhängigkeit von Energieimporten wie etwa Erdgas zu verringern. Eine hohe Anzahl an Windenergie- und Photovoltaikanlagen liefert dann den Großteil der Energie und ersetzt die fossilen und nuklearen Großkraftwerke. Dass dies nicht zwangsläufig zu Einbußen bei der Versorgungsqualität führt, zeigen die vergangenen 30 Jahre: Im Zuge des Ausbaus der erneuerbaren Energien auf 45 Prozent der Nettostromerzeugung hat sich die Versorgungsqualität nicht verringert.13
 
        Im Unterschied zur Gegenwart wird zukünftig das Zusammenspiel einer Vielzahl von kleinen, dezentralen Erneuerbare-Energie-Anlagen (EE-Anlagen) und Energiespeichern eine zuverlässige Stromversorgung sicherstellen. Zudem kommen weitere Akteure hinzu: Gegenwärtig wirken vor allem die Erzeuger großer Leistungsmengen, also Betreiber von Großkraftwerken oder einer großen Anzahl von EE-Anlagen, sowie Netzbetreiber und Betreiber großer Energiebörsen auf die Stabilität des Energiesystems ein. In Zukunft werden auch andere Akteure eine Rolle spielen, zum Beispiel Betreiber von Ladeinfrastrukturen, Prosumer, Unternehmen, die sich auf die Bündelung und Vermarktung von Flexibilitäten als Dienstleistung fokussiert haben, sogenannte Aggregatoren, oder Betreiber von Softwareplattformen wie Fahrzeughersteller oder Smart-Home-Serviceanbieter. Die Koordination der vielen Anlagen und Betreiber lässt sich nur mittels Automatisierung und Digitalisierung bewerkstelligen.
 
        Klar ist: Die geschilderte Dezentralisierung und die zunehmende Digitalisierung des Energiesystems wirken sich auch auf das Risiko eines Blackouts aus.14 Einige Risiken werden durch den Umbau des Energiesystems verringert. So reduziert der Ausbau der erneuerbaren Energien die Abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger und hilft so maßgeblich bei der Erhöhung der Versorgungssicherheit. Und die dezentralere Struktur des zukünftigen Energiesystems reduziert die Abhängigkeit von Großanlagen, die Ziel eines physischen Angriffs oder Sabotageakts werden können. Digitalisierung trägt dazu bei, das Zusammenspiel der verschiedenen Anlagen und Betreiber zu optimieren: Sie ermöglicht es, umfangreiche Daten zum Zustand des Energiesystems zu erheben, auszuwerten und mit anderen relevanten Akteuren zu teilen und erleichtert dadurch ein abgestimmtes, schnelles und zielführendes Vorgehen im Falle einer Störung.
 
        Es gibt aber auch Risiken, die im zukünftigen System relevanter werden. Die aktuellen Gesetze und Verordnungen zur Sicherung der Stromversorgung gehen auf diese Veränderungen noch nicht ausreichend ein. Mögliche neue oder unter diesen Bedingungen verschärfte Risikoursachen für einen Blackout sind die Folgenden:
 
         
          	Kleine, aktiv steuerbare Erzeugungs- und Speicheranlagen werden zukünftig systemrelevant für die Energieversorgung. Werden sie mittels Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) zeitgleich angesteuert und zum Beispiel je nach Bedarf an- oder abgeschaltet, kann dies zur Stabilisierung des Netzes beitragen; bei bösartiger Absicht oder im Fehlerfall kann das unerwünschte zeitgleiche An- und Abschalten einer großen Zahl von Anlagen aber auch zur Destabilisierung führen. Gleiches gilt für elektrische Verbraucher, vom Fahrzeug über die Wärmepumpe bis zum Kühlschrank, die zunehmend durch das Internet ansprechbar werden.
 
          	Fehlfunktionen in den Systemen der IKT können zu massiven Bedrohungen führen und sie anfällig für Cyberattacken machen. Mögliche Ziele wären Hersteller von Wechselrichtern für EE-Anlagen, um über die ans Internet angeschlossenen Wechselrichter Zugriff auf die EE-Anlagen zu erlangen. Auch Angriffe auf Betreiber von IT-Plattformen, auf denen eine ausreichend große Leistungsmenge kommunikationstechnisch angesteuert werden kann, oder eine Attacke, die sich direkt auf eine sehr große Anzahl dezentraler Anlagen richtet, wären denkbar. So könnten Sabotagen auf die Stromversorgung koordiniert werden, die sich von bekannten Störungen stark unterscheiden.
 
          	Die erhöhte Komplexität des künftigen Energiesystems wird es schwieriger machen, das Netzgeschehen zu analysieren. Das hat auch Folgen für den operativen Netzbetrieb. Werden in Zukunft Anlagen und Geräte mehr und mehr digital angebunden und durch Algorithmen gesteuert, häufig unter Nutzung Künstlicher Intelligenz, könnten Verhaltensmuster gebildet werden, die nicht vorhersehbar sind, etwa ein synchronisiertes An- oder Abschalten von Geräten. Man spricht hier auch von einem „emergenten Verhalten“.
 
          	Neue Ungewissheiten erschweren es, ein zukunftssicheres elektrisches Energieversorgungssystem optimal zu planen und umzusetzen. Technischer Aufbau, Prozesse, Richtlinien, Standards und Regulierung werden immer auf Grundlage von expliziten und impliziten Annahmen über die Zukunft erschaffen oder angepasst – die europäische Energiezukunft birgt jedoch einige Ungewissheiten, die sich als problematisch erweisen könnten. Dies gilt insbesondere, wenn bei der Weiterentwicklung des Energiesystems sogenannte Pfadabhängigkeiten geschaffen werden, also durch einmal getroffene Entscheidungen Hürden aufgebaut werden, die den späteren Umstieg auf eine andere Option erschweren oder verhindern. Diese könnten eine spätere Anpassung an überraschende Entwicklungen erschweren, weil zum Beispiel langwierige Umrüstungsprozesse notwendig wären.
 
        
 
        Um das zukünftige klimafreundliche, dezentralisierte und digitalisierte Energiesystem möglichst widerstandsfähig und versorgungssicher zu gestalten, gilt es, den oben genannten Risikoursachen aktiv zu begegnen und nicht abzuwarten, bis der Fall der Fälle eingetreten ist. Dennoch bleibt das Restrisiko eines mehrtägigen großflächigen Blackouts auch in einem widerstandsfähigen Energiesystem immer bestehen und muss daher in Konzepten des Katastrophenschutzes berücksichtigt werden.
 
        HANDLUNGSFELDER FÜR POLITIK UND GESELLSCHAFT
 
        Das heutige Energiesystem ist deshalb so sicher und zuverlässig, weil umfangreiche Risikoanalysen, Erfahrungswissen und Lehren aus der Vergangenheit genutzt wurden, um Schwachstellen zu beseitigen. Der wichtigste Baustein ist dabei Redundanz: Es bestehen erhebliche Überkapazitäten bei den Kraftwerken, die Übertragungsnetze sind nach dem „n-1-Prinzip“ ausgelegt – es gibt also immer eine Leitung mehr, als im ungestörten System gebraucht wird, damit bei Ausfall einer Leitung eine Ersatzleitung zur Verfügung steht.15 Zusätzlich sind Betriebsmittel so dimensioniert, dass sie im Normalbetrieb deutlich unter dem erlaubten Maximum ausgelastet werden. Ein weiterer Baustein sind die Reserveleistungen, die teilweise europaweit und teilweise national organisiert sind. Teile der Reserveleistung werden dabei bewusst auch ohne digitale Kommunikation bereitgestellt. Zudem sind die nationalen Verteilnetze größtenteils unterirdisch verlegt, was zwar teuer ist, aber zum Beispiel zu einer wesentlich höheren Robustheit gegenüber Extremwetter führt, als dies etwa aus den USA bekannt ist.
 
        Jedoch müssen die bisherigen Ansätze ergänzt werden, um auch die zukünftigen Blackout-Risiken bewältigen zu können. In solchen Situationen hat sich das Konzept der Resilienz bewährt: Ziel ist es, auch solche Störereignisse mit möglichst geringem Schaden zu überstehen, deren verlustfreie Abwehr nicht vorab geplant und im Systemdesign berücksichtigt werden kann. Eine resiliente Stromversorgung besitzt die Fähigkeit, ein Störereignis unbeschadet abzufangen oder zumindest in kurzer Zeit mit möglichst geringem Schaden und zu vertretbaren Kosten wieder in den normalen Betriebszustand zurückzukehren – sogar, wenn das Ereignis überraschend oder neuartig ist.
 
        Die genannten Risikoursachen spielen gegenwärtig noch eine geringe Rolle, werden in Zukunft aber deutlich zunehmen. Deshalb gilt es, potenziellen Risiken durch wirksame Maßnahmen bereits jetzt zu begegnen und vorzusorgen. Aktivitäten in den folgenden vier Handlungsfeldern können dazu beitragen.
 
         
          	Dezentralität nutzen: Dezentrale Anlagen wie Windräder, Photovoltaik oder Batteriespeicher können dazu beitragen, dass Störereignisse keine oder deutlich weniger gravierende Auswirkungen haben. Im Falle eines größeren Stromausfalls können sie im Notbetrieb eine regionale Versorgung innerhalb eines Netzgebietes im sogenannten Inselbetrieb sicherstellen.16 Es könnten zum Beispiel Teile kritischer Infrastrukturen wie Krankenhäuser oder Rettungsdienste bevorzugt mit Strom versorgt werden, bis die allgemeine Stromversorgung wieder hergestellt ist. Um diesen systemdienlichen Einsatz dezentraler Anlagen zu ermöglichen, sind sowohl Forschung und Entwicklung als auch neue gesetzliche Regelungen, technische Prozesse und Standards erforderlich.
 
          	Sichere und sichernde Digitalisierung gestalten: Auf europäischer und nationaler Ebene gibt es bereits umfangreiche Maßnahmen zur Erhöhung der IT-Sicherheit.17 Diese sollten auf ihre Effizienz und Effektivität bezüglich der Resilienz des Energiesystems geprüft und durch weitere Maßnahmen ergänzt werden, falls sie bestimmte Risiken nicht abdecken. Gesetzliche Vorgaben zur IT-Sicherheit sollten auch auf Akteure zielen, die nicht der eigentlichen Energieversorgung zuzurechnen sind, aber einen großen Einfluss auf die Sicherheit der Stromversorgung haben könnten, etwa Hersteller von E-Fahrzeugen oder Smart-Home-Systemen.
 
          	Öffentlichkeit einbinden: Im zukünftigen Energiesystem werden Privatakteure eine viel aktivere Rolle einnehmen: Als Prosumer können sie ihren Verbrauch und gegebenenfalls die Einspeisung ins Netz aktiv managen und so zur Steigerung der Resilienz beitragen. Dafür ist gesellschaftlich zu verhandeln, inwieweit beispielsweise Netzbetreiber zur Stabilisierung der Versorgung auf Prosumer-Anlagen zugreifen dürfen und welche Daten in Haushalten erhoben werden sollten, um Verbrauchsprognosen zu verbessern. Regeln und Anreize hierfür sollten in transparenten Verfahren mit Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger*innen erarbeitet werden.
 
          	Resilienzstrategie mit Monitoring: Ein institutionalisiertes, unabhängiges Monitoring sollte regelmäßig evaluieren, ob sich die verfolgte nationale Resilienzstrategie als effektiv, effizient und weiterhin adäquat erweist und ob während der Umsetzung unerwünschte Pfadabhängigkeiten oder unerwünschte Nebeneffekte entstanden sind. Als notwendige Voraussetzung braucht es hierfür einen möglichst europäisch abgestimmten Ordnungsrahmen, der es erlaubt, Resilienz zu quantifizieren.
 
        
 
        Um die Stromversorgung auch zukünftig auf gewohnt hohem Niveau halten und Blackouts vermeiden zu können, gilt es, die Entwicklung verschiedener Risikoursachen sorgfältig im Blick zu behalten. So ist insbesondere das Ineinandergreifen von Dezentralisierung durch die Energiewende und Digitalisierung eine Weiterentwicklung des Energiesystems, die es aufmerksam zu begleiten gilt. Richtig umgesetzt, wird eine aktiv gestaltete Digitalisierung in Verbindung mit dezentralen erneuerbaren Energien die Resilienz des Systems sogar erhöhen und somit die Blackout-Gefährdung weiter verringern.
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        VON „ENERGIELÜCKE“ BIS „ZAPPELSTROM“
 
        Diskursgeschichte der Blackout-Narrative in Deutschland
 
        Tobias Haas · Daniel Häfner
 
        Ohne Elektrizität geht in modernen Gesellschaften kaum etwas. Mit der zunehmenden Digitalisierung aller Lebensbereiche sind diese immer abhängiger von einer sicheren Stromversorgung. Dies bringt Risiken mit sich – und mittels der sozialen Konstruktion und Kommunikation ebendieser Risiken wird mitunter versucht, die Politik zu beeinflussen.
 
        Das Thema eines drohenden Blackouts, also eines großen, überregionalen und lang anhaltenden Stromausfalls, wird aktuell vehement von verschiedenen Akteuren diskutiert und hat auch die Boulevard-Medien erreicht. Häufig wird eine Verknüpfung zwischen dem Ausbau erneuerbarer Energien und der Gefahr eines Blackouts hergestellt. Mit Blick auf diese Sorge wird das Ziel der Energiewende – eine Vollversorgung mit erneuerbaren Energien – zuweilen infrage gestellt.
 
        Wir wollen anhand der historischen und aktuellen Diskurse um den Blackout zeigen, dass das Thema eines drohenden Strommangels oder gar eines Stromausfalls bisher immer mit energiepolitischen Interessen verknüpft war.01 Zur Durchsetzung des Atomprogramms in den 1970er Jahren wurde in der Bundesrepublik etwa eine drohende „Stromlücke“ konstruiert, wenn denn die anvisierten Atomreaktoren nicht gebaut würden. In jüngerer Zeit hat der geplante Kohleausstieg beispielsweise in der Lausitz die Furcht vor einem Blackout erneut angeheizt – und wurde dort vor allem von rechtspopulistischen Akteuren instrumentalisiert.
 
        Gegner der Energiewende argumentieren, dass die fluktuierend einspeisenden regenerativen Energieträger sogenannten Flatter- oder Zappelstrom produzieren und mit deren steigendem Anteil die Gefahr für einen Blackout wachse.02 Der Wegfall russischer Erdgaslieferungen infolge des Angriffs auf die Ukraine im Februar 2022 hat der Debatte eine völlig neue Dynamik verliehen, die sich zunehmend mit Verschwörungsmythen mischt.
 
        RISIKO UND RISIKOKOMMUNIKATION VON STROMAUSFÄLLEN
 
        Das Risiko von Stromausfällen ist real – und auch das eines Blackouts, der zu massiven gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Schäden führen kann. Deutliche Unterschiede gibt es aber in der Wahrnehmung von Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schadensausmaßen.
 
        Beispielsweise fiel am 13. Juli 1977 in New York der Strom für 25 Stunden aus. Es kam zu Plünderungen, Brände wurden gelegt, die Krankenhäuser konnten nur mit Mühe ihre Notstromversorgung aufrechterhalten. Das US-Energieministerium schätzte den entstandenen Schaden auf mindestens 350 Millionen US-Dollar.03
 
        Auch in Deutschland gab es in der Vergangenheit größere Stromausfälle, beispielsweise im Münsterland Ende November 2005. Eine ungewöhnliche Wetterlage führte zu starken Schneefällen, viele Strommasten brachen unter dem Gewicht zusammen. 250000 Menschen waren betroffen, die letzten Haushalte gingen erst nach sechs Tagen wieder ans Netz. Es entstanden Schäden von mehr als 100 Millionen Euro.04
 
        Gleichwohl lag die durchschnittliche ungeplante Versorgungsunterbrechung in Deutschland 2022 laut Bundesnetzagentur bei lediglich 12,2 Minuten – Tendenz abnehmend.05 Großflächige, lang anhaltende Stromausfälle hat es in der Bundesrepublik bisher nicht gegeben, das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe rät aber grundsätzlich zur Vorbereitung auf einen, gegebenenfalls längeren, Stromausfall.06 Wesentliche Risiken liegen im Ausfall der digitalen Infrastruktur, etwa der Kommunikationsmittel, der Bankautomaten sowie der Steuerung des ÖPNV oder von Fernverkehrszügen.
 
        Auch wenn der Soziologe Ulrich Beck seine Definition für zivilisatorische Risiken anhand von Umweltrisiken trifft, lässt sich diese auch auf alle weiteren Risiken anwenden, denn „sie basieren auf kausalen Interpretationen, stellen sich also erst und nur im (…) Wissen um sie her, können im Wissen verändert, verkleinert oder vergrößert, dramatisiert oder verharmlost werden und sind insofern besonders offen für soziale Definitionsprozesse. Damit werden Medien und Positionen der Risikodefinition zu gesellschaftlich-politischen Schlüsselstellungen.“07
 
        Solchen sozialen Definitionsprozessen von prognostizierten Risiken begegnen wir auch bei den Narrativen um den Blackout. Hierbei wird insbesondere die steigende Eintrittswahrscheinlichkeit durch die Energiewende thematisiert. Relativ neu im Diskurs ist dagegen die Vorstellung eines Zusammenbruchs der öffentlichen Ordnung mit bürgerkriegsähnlichen Zuständen. Alternativ wäre aber auch ein solidarisches, nachbarschaftliches Handeln der Betroffenen denkbar. Beispielsweise gaben in einer Untersuchung rund 87 Prozent der Befragten an, bei einem Blackout knappe Güter wie Batterien oder Wasser tendenziell mit Fremden teilen zu wollen.08
 
        DAS ATOMPROGRAMM UND DIE VERMEINTLICHE STROMLÜCKE
 
        Blackout-Narrative erlangten in der Bundesrepublik erstmals in den 1970er Jahren an Bedeutung. Im Zuge des sogenannten Wirtschaftswunders stiegen das Bruttoinlandsprodukt und die Stromnachfrage massiv an. Gedeckt wurde dieser Bedarf durch die Ausweitung des Kohlebergbaus, vor allem im Ruhrgebiet. Außerdem formierte sich in Deutschland bereits in den 1950er Jahren ein Akteursnetzwerk, bestehend aus Wissenschaftlern, Unternehmensvertretern, Politikern und Gewerkschaftern, die ein Atomprogramm vorantreiben wollten. Dem Soziologen Dieter Rucht zufolge war dieses von einem nahezu grenzenlosen Optimismus getragen: „Die Erlangung der vollen Souveränitätsrechte im Jahr 1955 bedeutete den Startschuss für die ersten offiziellen Förderungsmaßnahmen der Atomenergie mit dem Ziel, sie zu einer billigen, problemlosen und quasi unerschöpflichen Energiequelle auszubauen.“09 Allerdings stellte sich unter anderem das Problem, dass der Strombedarf zur damaligen Zeit mittels der heimischen Kohlevorräte bereits gedeckt werden konnte. Deshalb wurden, insbesondere von Akteuren, die das Atomprogramm befürworteten, Szenarien entwickelt, die einen starken Anstieg des Strombedarfs prognostizierten. Entsprechend wurde das Argument vorgebracht, dass es zu einer Stromlücke kommen würde, wenn das Atomprogramm nicht umgesetzt wird. Als sich 1975 starke Proteste gegen den Bau eines AKW in Wyhl formierten, prognostizierte der damalige Baden-Württembergische Ministerpräsident Hans Filbinger (CDU), dass spätestens 1980 die Lichter ausgehen werden, wenn das AKW nicht gebaut würde. Am Ende kam es nicht zum Bau des Kraftwerks, die Lichter blieben an.10
 
        Zwischen 1961 und 1989 wurden insgesamt 37 Kernreaktoren gebaut. Die letzten Atomkraftwerke wurden am 15. April 2023 vom Netz genommen. In den Auseinandersetzungen um die Atomenergie spielten zweifelsohne die Sicherheitsrisiken eine zentrale Rolle, gleichwohl wurde auch die Gefahr einer drohenden Stromlücke angeführt, um ein Argument für das Atomprogramm zu konstruieren.
 
        Um diesen Argumenten zu begegnen, wurden innerhalb der Anti-AKW-Bewegung wesentliche Impulse für die Energiewende entwickelt. Programmatisch steht dafür etwa die 1980 vom Freiburger Öko-Institut herausgegebene Studie „Energiewende. Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran“.11 Im Zuge des verstärkten Ausbaus der erneuerbaren Energien spielten Blackout-Narrative eine relevante Rolle, allerdings unter umgekehrten Vorzeichen als in der Studie: Nicht der Nicht-Ausbau der erneuerbaren Energien führe zur Gefahr eines Blackouts, sondern deren Ausbau.
 
        ENERGIEWENDE
 
        Bis in die 1990er Jahre hinein waren die erneuerbaren Energien keine ernstzunehmende Konkurrenz für die etablierte Energiewirtschaft. Indes wurde nach dem Atomunglück von Tschernobyl 1986 in der Bundesrepublik ein Moratorium für den Neubau von Atomanlagen beschlossen. Die technischen Fortschritte vor allem im Bereich der Wind- und Solarenergie waren enorm, die Debatten um Ursachen und Folgen der Klimaerwärmung nahmen bereits in den späten 1980er Jahren an Fahrt auf. Insofern zeichnete es sich ab, dass die erneuerbaren Energien zunehmend zu einer Konkurrenz für die etablierten Technologien und die großen Energiekonzerne werden könnten. Diese reagierten unter anderem mit großflächigen Anzeigen in führenden Tageszeitungen. Darin verkündeten sie beispielsweise, dass die erneuerbaren Energien auch langfristig nicht mehr als vier Prozent des deutschen Strombedarfs decken könnten.12 Dessen ungeachtet legte die 2000 regierende rot-grüne Koalition mit der Einführung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) einen wichtigen Grundstein für die dynamische Entwicklung der regenerativen Stromerzeugung. So stieg in den 2000er Jahren der Anteil des Stroms aus erneuerbaren Energien von 6,4 auf 16,8 Prozent an, ohne dass die Netzstabilität darunter gelitten hätte.
 
        Finanziert wurde der Ausbau der erneuerbaren Energien zu einem wesentlichen Teil über eine Umlage auf den Strompreis, von dem die energieintensive Industrie jedoch weitgehend befreit war. Gleichwohl wurde die Kritik an der Energiewende etwa von Wirtschaftsverbänden vorwiegend damit begründet, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien zu teuer sei und er die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie gefährde. Die vom Arbeitgeberverband Gesamtmetall finanzierte Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) startete 2012 die Kampagne „EEG stoppen – Energiewende machen!“. Sie schaltete Anzeigen mit Titeln wie „Hilfe! Die Energiewende wird unbezahlbar“, „Für eine Energiewende ohne räuberische Kosten“ oder „Subventionen lassen die Strompreise explodieren“. Auf ihrer Website installierte die INSM einen „EEG-Milchmädchenrechner“. Auch der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) intensivierte in den frühen 2010er Jahren seine Kritik an der Energiewende. So etablierte der Verband 2012 einen „Energiewende-Navigator“ und monierte vor allem die hohen Kosten, die der damalige Bundesumweltminister Peter Altmaier in einem Interview mit der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ im Februar 2013 auf bis zu eine Billion Euro bezifferte.13
 
        Neben dem Druck auf die Energiewende mit Verweis auf die vermeintlich ausufernden Kosten wurden jedoch auch Diskurse geprägt, die die Energiewende als Gefahr für die Versorgungssicherheit konstruieren. In den jeweiligen Milieus, die häufig skeptisch gegenüber dem Klimawandel sind und die Energiewende grundsätzlich ablehnen, wird Strom aus Wind und Sonne häufig, wie erwähnt, als „Zappelstrom“ oder „Flatterstrom“ bezeichnet. Vor diesem Hintergrund wurde auch das Konzept der „Dunkelflaute“ entwickelt, das auf eine geringe Stromeinspeisung verweist, wenn Dunkelheit und Windstille gleichzeitig auftreten. Die Volatilität dieser Stromquellen stellt tatsächlich eine Herausforderung dar, sowohl im Hinblick auf den Ausbau der Stromnetze als auch auf die Entwicklung von zusätzlichen Stromspeichern oder auch nachfrageseitige Maßnahmen, die ergriffen werden können, um die Stromeinspeisung und den Verbrauch im Gleichgewicht zu halten.
 
        Trotz eines wachsenden Anteils von erneuerbaren Energien, der in Deutschland im ersten Halbjahr 2023 bei 52 Prozent lag, hat die Netzstabilität weiter zugenommen. Ungeachtet dieser Entwicklungen hat etwa der langjährige Leiter des Münchner ifo-Instituts, Hans-Werner Sinn, mehrfach auf Vorträgen die Behauptung aufgestellt, der Anteil regenerativer Energieträger am deutschen Strommix könne nicht dauerhaft über 50 Prozent hinausgehen.14
 
        Auf der Website des „Deutschland-Kurier“, einer AfD-nahen Gratiszeitung mit Online-Angebot, befassten sich 2021 acht Artikel mit dem Thema Blackout, 2022 waren es 36 und 2023 rund 60 Beiträge. Schon die Überschriften machen die vermeintlichen zukünftig Schuldigen klar: „‚Grüne‘ Gefahr Blackout: Die Frage ist nicht mehr ob, sondern wann!“ oder „Blackout legt Dresden lahm: Der ‚grüne‘ Energiewende-Irrsinn lässt schon mal grüßen!“. Zwar stand der Stromausfall in der Sächsischen Landeshauptstadt im September 2021 in keinerlei Zusammenhang mit der Energiewende, in verschwörungsideologischer Manier lässt sich dennoch schlussfolgern: „Ob ‚Anschlag‘, ‚Zufall‘, ‚Unfall‘ oder was auch immer: Die Dresdner haben jedenfalls einen ersten Vorgeschmack dessen bekommen, was bald ganz Deutschland infolge des ‚grünen‘ Energiewende-Irrsinns blühen dürfte.“15
 
        DIE LAUSITZ: KOHLEAUSSTIEG UND BLACKOUT
 
        In der DDR hatte die Braunkohleverstromung eine überaus große Bedeutung. 1988 stammten rund 81 Prozent der Stromerzeugung aus der Braunkohleverstromung und 9,5 Prozent aus Atomkraft.16 Die Region Lausitz fungierte mittels Kohleverstromung und -vergasung als Rückgrat der DDR-Energieversorgung. In besonders kalten Wintern, wenn die wasserhaltige Braunkohle in den Tagebauen und Kohlezügen festgefroren war, wurde der „Winterkampf“ ausgerufen – beispielsweise im Winter 1978/79. Die Bergarbeiter und viele Tausend NVA-Soldaten kämpften bei zeitweise minus 30 Grad im wahrsten Sinne des Wortes um die Strom- und Wärmeversorgung. So wurden Turbinen von Jagdflugzeugen eingesetzt, um die gefrorene Braunkohle auf Zügen aufzutauen, oder Panzer, um festgefrorene Fahrzeuge zu befreien. Diese entbehrungsreiche Sicherung der Energieversorgung war und ist bis heute bedeutend für die Identität des Reviers. In einem Artikel des „Cottbuser Wochenkuriers“ von 2019 wird die anhaltende Bedeutung des Winterkampfes folgendermaßen beschrieben:
 
        „Wer vor 40 Jahren etwas von der Dramatik des Kampfes um Licht und Wärme mitbekam, verbittet sich noch heute, die Arbeitsstätten der Kohle- und Energiearbeiter als ‚Dreckschleudern‘ zu bezeichnen. Die Ereignisse vor 40 Jahren sind ein Teil des Stolzes und des Lebensgefühls der Lausitzer.“17
 
        Nach dem Ende der DDR kam es zu einem rasanten Rückgang der Braunkohleförderung. Die Zahl der Stellen ging stark zurück. Waren 1990 noch rund 80000 Personen allein im Tagebau beschäftigt, lag die Gesamtzahl der Beschäftigten, inklusive der Belegschaften in den Kraftwerken, 2015 bei rund 8000. Auch die Fördermenge reduzierte sich von rund 200 Millionen Tonnen auf rund 60 Millionen.18
 
        Um die absehbare Beendigung der Braukohleverstromung zu verhindern, gründete sich 2011 der Verein „Pro Lausitzer Braunkohle“.19 Vorstandsmitglieder waren zunächst unter anderem regionale Politiker:innen von SPD, CDU und Die Linke. Neben der Betonung positiver Effekte der Braunkohleverstromung versuchte der Verein zunehmend, die Proteste gegen die Braunkohle zu delegitimieren: Die Zukunftsvorstellungen einschlägiger Akteure seien unrealistisch bis nicht existent, es fehle ihnen an Legitimation, und im Falle eines Kohleausstiegs drohe der Verlust der Energiesicherheit. Exemplarisch dafür steht eine 2015 veröffentlichte Pressemitteilung:
 
        „Grüne Ideologen wollen die Lausitz abschaffen! Das politische Gezerre ums Braunkohle-Aus für die Lausitz zeigt immer deutlicher, wie stark grüne Ideologen ohne Zukunftskonzepte die Medien und die öffentliche Meinungsmache in unserem Land prägen.“20
 
        In dieser Argumentation, die starke Anknüpfungspunkte an und für Verschwörungserzählungen beinhaltet, zeigt sich ein wiederkehrendes Deutungsmuster: Die Braunkohleverstromung in der Lausitz solle demnach von außen aufgrund irrationaler Ideologien beendet werden; damit würde die Deindustrialisierung Deutschlands vorangetrieben.
 
        Durch den Beschluss des Kohleausstiegsgesetzes und des Strukturstärkungsgesetzes 2020 kam es zu einer strategischen Neuausrichtung: Zum einen wurde die Förderung und Verstromung von Kohle nicht länger als unverzichtbar dargestellt, zum anderen wurde dazu übergegangen, die Chancen des Strukturwandels zu betonen. Dies geht auch darauf zurück, dass mit dem Ausstiegsbeschluss umfangreiche Strukturhilfen von insgesamt bis zu 40 Milliarden Euro für die betroffenen Regionen gesetzlich verankert wurden. Von weiten Teilen der Bevölkerung wurde und wird diese kohlepolitische Neuausrichtung aber nicht mitgetragen. Laut dem Lausitz-Monitor von 2023, einer repräsentativen Online-Befragung, spricht sich mit 49 Prozent zwar eine Mehrheit der Menschen in der Lausitz für die Ziele der Energiewende aus, 36 Prozent lehnen diese jedoch ab. Eindeutiger wird das Ergebnis bezüglich eines vorgezogenen Kohleausstiegs: Mit 68 Prozent lehnt eine große Mehrheit den Ausstieg bis 2030 ab. Lediglich 21 Prozent sind dafür. Gegen den Kohleausstieg bis 2038 sprechen sich 46 Prozent aus, während 42 Prozent ihn befürworten.21
 
        Auch Teile der Belegschaft des Lausitzer Braunkohleunternehmens Lausitz Energie Bergbau AG (LEAG) sehen dem Kohleausstieg mit Skepsis entgegen. Ängste vor einem Blackout sind bei einem nennenswerten Teil der Mitarbeiter:innen verankert. Auf der Basis einer Befragung von Beschäftigten der LEAG 2019 lassen sich die Sichtweisen der Interviewten folgendermaßen zusammenfassen:
 
        „Als Folge von Importen könne es zu geopolitischen Abhängigkeiten von osteuropäischen Ländern und hier vor allem vom Erdgaslieferanten Russland kommen. Noch greifbarer ist für manche die Gefahr eines sogenannten Blackouts, also mehr oder minder weiträumiger Stromausfälle durch Versorgungsengpässe. Kaum jemand unter den Befragten weiß nicht mehr oder minder dramatische Geschichten eines Blackouts zu erzählen. Andere schildern Katastrophenszenarien, die der Zusammenbruch des Stromnetzes mit sich bringen würde. Mit einem gewissen Zynismus wünscht man der verantwortungslosen Politik geradezu einen Blackout, weil das die Verantwortlichen zum Aufwachen bewegen könne.“22
 
        Hier zeigt sich, dass das Narrativ eines Blackouts und die damit verbundenen dystopischen Zukunftsvorstellungen durchaus Anklang finden. Die vermeintlichen Folgen eines solchen weitreichenden Stromausfalls wurden 2019 durch „Pro Lausitzer Braunkohle“ auch im regionalen Familien- und Elternmagazin „Lausebande“ skizziert: „Ein großflächiger Blackout verursacht auch in Deutschland eine Katastrophe vom Ausmaß eines Bürgerkriegs mit Plünderungen und vielen Toten.“23
 
        Der positive Bezug auf die Braunkohleverstromung reicht historisch weit zurück und ist tief verankert in den Lebenswelten vieler Lausitzer:innen. Die Aus- und Verhandlung des Braunkohleausstiegs in der Lausitzer Öffentlichkeit rekurriert dabei neben dem Erhalt von Arbeitsplätzen und der historisch gewachsenen Identität auch auf die mit der Abkehr von der Kohleverstromung vermeintlich einhergehende Gefahr eines Blackouts. Dies wurde auch durch Teile der Gewerkschaften und die populistische Zuspitzung durch „Pro Lausitzer Braunkohle“ in den vergangenen Jahren verstärkt. Das Motiv eines ideologisch motivierten Eingriffs in die Lausitz „von außen“ und des daraus folgenden Blackouts wird, gemeinsam mit verschiedenen anderen wissenschaftskritischen Narrativen, auch häufig als Teil von Verschwörungserzählungen artikuliert. Damit wurde das Feld für (rechts-)populistische Akteure bereitet, die sich als Verteidiger des „einfachen Volkes“ positionieren und klimaskeptische Positionen in den Diskurs integrieren.
 
        Vergleichbare Positionen zum Klimawandel, zum Kohleausstieg und damit auch zur Energiewende und dem Strukturwandel im Allgemeinen finden sich parteipolitisch am deutlichsten bei der AfD. Die Erzählung des „großen Stromausfalls“ deckt sich weitgehend mit anderen Verschwörungsmythen sowie technischen und sozialen Dystopien. Die AfD positioniert sich gegen die „grüne Ideologie“ als politische Kraft, die für die Interessen der Lausitz kämpfe. Im Wahlkampf 2021 wurde den Parteimitgliedern und Wähler:innen der Grünen unterstellt, sie wollten eine Ökodiktatur errichten und arbeiteten an der Zerstörung des Industriestandortes Deutschland.24
 
        Auffällig ist hier die narrative und inhaltliche Nähe der Positionen von „Pro Lausitzer Braunkohle“ und der AfD: Beide kritisieren grüne Ideologien und die daraus angeblich folgende Zerstörung der Industrie. Die Argumente für die Fortsetzung der Braunkohleverstromung in der Lausitz sind somit anschlussfähig an Blackout-Narrative, an Elemente der Klimawandelleugnung und an Positionen der AfD. Über die AfD findet schließlich auch die Rückbindung an die Nutzung der Kernenergie statt – zur Verhinderung möglicher Blackouts.
 
        FAZIT
 
        Infolge des russischen Angriffs auf die Ukraine im Februar 2022 stellte sich in Deutschland erneut die Frage der Energieversorgungssicherheit. Das Ausbleiben russischer Gaslieferungen führte die Abhängigkeit von Energieimporten vor Augen. Durch diverse Einsparmaßnahmen konnte der Gasverbrauch reduziert werden, zugleich wurde innerhalb kürzester Zeit eine bemerkenswerte Infrastruktur für Flüssiggasimporte etabliert. Trotz dieser Maßnahmen hatten Blackout-Erzählungen erneut Konjunktur – denn es war im Herbst 2022 keineswegs garantiert, dass sich im darauffolgenden Winter keine Gasmangellage bilden würde. Der „Deutschland-Kurier“ warnte am 1. Dezember 2022: „Blackout voraus: Verbrauchern drohen ab jetzt willkürliche Stromabschaltungen“.25 Am 19. April 2023 hieß es: „Habecks faules Osterei: Noch mehr Zappelstrom erhöht die Blackout-Gefahr!“.26 Meldungen wie diese fördern alarmistische Tendenzen: Zum Beispiel ist die Nachfrage nach Notstromgeneratoren und inselfähigen Solaranalgen, aber auch Bunkern deutlich angestiegen.
 
        Schlussendlich lässt sich beobachten, dass sich der soziale Gehalt von Blackout-Narrativen gewandelt hat. Waren sie in den atompolitischen Auseinandersetzungen noch stark politisch-strategisch ausgerichtet, verbunden mit dem Versuch, die energiepolitischen Weichen atomfreundlich zu stellen, haben die Blackout-Narrative der Gegenwart zumeist dystopischen Charakter und verweisen auf einen potenziellen Zusammenbruch der Zivilisation.
 
        Solche Narrative – und ihre bereitwillige Rezeption – geben gleichsam einen tiefen Einblick in den „seelischen“ Zustand der Gesellschaft. Warum erfahren dystopische Ansätze eine so breite Rezeption? Ist es ausgemacht, dass ein Blackout zu quasi bürgerkriegsartigen Auseinandersetzungen führen würde? Im größten Blackout Nordamerikas im August 2003 wurden in New York auch Partys gefeiert. Neben den zu lösenden Problemen von steckengebliebenen Aufzügen oder einem kolossalen Verkehrsstau verschenkten Restaurants ihre Lebensmittel. Menschen trafen sich in Bars und feierten ganze Blockpartys. In Toronto regelten Passanten den Verkehr, und die Menschen unterstützten sich gegenseitig: „Keiner verfällt in Panik, alle bleiben cool. Wir helfen einander.“27
 
         
          TOBIAS HAAS 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Research Institute for Sustainability (RIFS) des Helmholtz-Zentrums Potsdam – Deutsches Geoforschungszentrum. tobias.haas@rifs-potsdam.de
 
          DANIEL HÄFNER 
ist Geschäftsführer der Plon GmbH – Lausitzer Institut für strategische Beratung. daniel.haefner@lausitzer-institut.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Der folgende Beitrag basiert auf Tobias Haas/Daniel Häfner, Das Narrativ des „Blackouts“ – diskursive Transformationsschmerzen des fossil-atomaren Systems, in: Emily Drewes/Julia Janik/Julia Zille (Hrsg.), Umkämpfte Zukunft. Zum Verhältnis von Nachhaltigkeit und Konflikt, Bielefeld 2022, S. 203–216.
 
        02 Solarzellen liefern nur Strom, wenn die Sonne scheint, Windräder nur dann, wenn Wind weht.
 
        03 Vgl. Marc Pitzke, Blackout von 1977. New Yorks dunkelste Nacht, 13.7.2007, www.spiegel.de/blackout-von-1977-new-yorks-dunkelste-nacht-a-493609.html.
 
        04 Vgl. ZDF, Katastrophenfall Blackout – Wenn in Deutschland der Strom ausfällt, 26.11.2020, www.youtube.com/watch?v=zhea0oirCl0.
 
        05 Vgl. Bundesnetzagentur, Kennzahlen der Versorgungsunterbrechungen Strom, 22.9.2022, www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Versorgungssicherheit/Versorgungsunterbrechungen/Auswertung_Strom/start.html.
 
        06 Vgl. Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, Vorsorgen für den Stromausfall, 9.8.2021, www.bbk.bund.de/DE/Warnung-Vorsorge/Tipps-Notsituationen/Stromausfall/stromausfall_node.html.
 
        07 Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, Frankfurt/M. 1986, S. 29.
 
        08 Die Autor:innen verweisen darauf, dass bei den Antworten mit einer hohen sozialen Erwünschtheit zu rechnen sei. Vgl. Claudius Ohder et al., Hilfebedarf und Hilfebereitschaft bei anhaltendem Stromausfall. Ergebnisse einer Bürgerbefragung in drei Berliner Bezirken, Berlin 2014.
 
        09 Dieter Rucht, Von Wyhl nach Gorleben: Bürger gegen Atomprogramm und nukleare Entsorgung, München 1980, S. 13.
 
        10 Vgl. ebd., S. 36.
 
        11 Vgl. Florentin Krause/Hartmut Bossel/Karl-Friedrich Müller-Reißmann, Energiewende. Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran, Frankfurt/M. 1980.
 
        12 Vgl. Wolf von Fabeck, Merkels Vorurteile gegen Erneuerbare Energien, 19.7.2005, www.sfv.de/lokal/mails/wvf/vorurtei.
 
        13 Vgl. Tobias Haas, Die politische Ökonomie der Energiewende. Deutschland und Spanien im Kontext multipler Krisendynamiken in Europa, Wiesbaden 2017.
 
        14 Vgl. „Wie viel Zappelstrom verträgt das Netz? Bemerkungen zur deutschen Energiewende“, Interview mit Hans-Werner Sinn, 20.12.2017, www.youtube.com/watch?v=a0b8DBW3Y-I.
 
        15 Blackout legt Dresden lahm: Der „grüne“ Energiewende-Irrsinn lässt schon mal grüßen!, 14.9.2021, https://deutschlandkurier.de/blackout-legt-dresden-lahm-der-gruene-energiewende-irrsinn-laesst-schon-mal-gruessen.
 
        16 Vgl. Lutz Mez/Martin Jänicke/Jürgen Pöschk, Die Energiesituation in der vormaligen DDR, Berlin 1991.
 
        17 Jahreswechsel 78/79: Lausitzer Revier versinkt im Schnee, 4.1.2019, www.wochenkurier.info/themen/thema/cottbuser-geschichten/artikel/jahreswechsel-78-79lausitzer-revier-versinkt-im-schnee.
 
        18 Vgl. Joachim Ragnitz et al., Analyse des historischen Strukturwandels in der Lausitz, Umweltbundesamt, Climate Change 31/2021, https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/docId/7946/file/7946_Strukturwandel_Lausitz.pdf, S. 15f., S. 37.
 
        19 Zwischen 1977 und 1983 gründeten sich in der Bundesrepublik rund zehn Pro-Kernenergie-Initiativen, die als Vorbilder für die Gründung der Pro-Braunkohle-Initiativen in Nordrhein-Westfalen und der Lausitz gesehen werden können. Vgl. Daniel Häfner, Pro Kernkraft, pro Braunkohle – Initiativen von oben?, in: ders. (Hrsg.), Konzern. Macht. Protest. Über künstliche Bürgerinitiativen, Berlin 2016, S. 33–39.
 
        20 Pro Lausitzer Braunkohle, Grüne Ideologen wollen die Lausitz abschaffen!, 26.11.2015, www.pro-lausitz.de/index.php/aktuelle_nachrichten/gruene-ideologen-wollen-die-lausitz-abschaffen.html.
 
        21 Vgl. Lausitz Monitor, Ergebnisse 2023, https://lausitz-monitor.de/ergebnisse-2023.
 
        22 Sophie Bose et al., Braunkohleausstieg im Lausitzer Revier. Sichtweisen von Beschäftigten, in: Rosa-Luxemburg-Stiftung (Hrsg.), Nach der Kohle. Alternativen für einen Strukturwandel in der Lausitz, Berlin 2019, S. 89–112, hier S. 96.
 
        23 Kleine Klimaschule Lektion 4: Versorgungssicherheit, in: lausebande. Das Familien- und Elternmagazin 9/2019, S. 78–83, hier S. 83.
 
        24 Vgl. Felix Huesmann, AfD-nahe Firma startet Schmutzkampagne gegen die Grünen, 11.8.2021, www.rnd.de/politik/afd-nahe-firma-startet-negativkampagne-gegen-die-gruenen-im-wahlkampf-2RNXQDIPIBAEZGWDDXMKOEB4KA.html.
 
        25 Vgl. Blackout voraus: Verbrauchern drohen ab jetzt willkürliche Stromabschaltungen!, 1.12.2022, https://deutschlandkurier.de/blackout-voraus-verbrauchern-drohen-ab-jetzt-willkuerliche-stromabschaltungen.
 
        26 Habecks faules Osterei: Noch mehr Zappelstrom erhöht die Blackout-Gefahr!, 19.4.2023, https://deutschlandkurier.de/habecks-faules-osterei-noch-mehr-zappelstrom-erhoeht-die-blackout-gefahr.
 
        27 Zit. nach Statt Plünderungen. Eine Welle der Menschlichkeit, 15.8.2003, www.spiegel.de/a-261325.html.
 
      

       
        DER BLACKOUT UND DIE POLITISCHE RECHTE
 
        Julian Genner · Florian Spissinger
 
        „Morgen ist es zu spät“, mahnt der Untertitel des 2012 erschienenen Bestseller-Romans „Blackout“ von Marc Elsberg.01 Darin versinkt ganz Europa im Chaos, nachdem es infolge eines Hackerangriffs auf das Stromnetz zu einem flächendeckenden Stromausfall gekommen war. Die gesellschaftliche Ordnung bricht zusammen. Was mit Warteschlangen an Tankstellen, Schlägereien um Treibstoff und dem Ausfall des Mobilfunknetzes beginnt, eskaliert immer weiter: Das Gesundheitswesen bricht zusammen, die Versorgung mit Nahrungsmitteln kommt zum Erliegen, und plündernde Gruppen machen die Straßen unsicher. Die Nacht, die die moderne Gesellschaft zum Tag gemacht hatte, kehrt mit dem Blackout zurück. Dem Romanhelden gelingt es schließlich, das Licht zurückzubringen und das alles verschlingende Dunkel zu bannen. Der Triumph des Lichts über das Dunkel, der Ordnung über das Chaos und der modernen Technik über die primitiven Triebe ist ein etabliertes Motiv in der Populärkultur des Globalen Nordens. Doch der Blackout ist nicht bloß ein attraktives Katastrophenszenario für Filme und Bücher, sondern auch für die Politik.
 
        „Morgen ist es zu spät“ könnte ebenso ein politischer Slogan sein. Im gegenwärtigen politischen Diskurs erscheint die Zukunft kaum noch als positiv konnotierter Gestaltungs- und Möglichkeitsraum. Vielmehr ist parteiübergreifend das Versprechen zur Maxime geworden, das Schlimmste zu verhindern und kommende Katastrophen abzuwenden.02 Im Zentrum der politischen Auseinandersetzungen um Stimmanteile und Deutungshoheit steht die Frage, welches die drängendste und wahrscheinlichste aller bedrohlichen Zukünfte ist: Klimakatastrophe, Wohlstandverlust oder Weltkrieg? Die Warnung vor einem Blackout bringt wiederum vor allem die „Alternative für Deutschland“ (AfD) ins Spiel.
 
        Ein Blackout lässt sich als längerer und großflächiger Zusammenbruch des Stromnetzes definieren. Dies unterscheidet ihn von kleineren Stromausfällen und gezielten Netzabschaltungen zur Stabilisierung des Stromnetzes. Charakteristisch für den Zugriff auf das Thema Blackout durch die politische Rechte in Deutschland sind zwei Zuspitzungen: Erstens führe die Energiewende unweigerlich zu einem Blackout. Im rechten Diskurs steht der Blackout zweitens für bürgerkriegsähnliche Zustände und damit auch für ein umfassendes Versagen der etablierten Politik, die Bürger:innen zu schützen. Auf diese Weise verbinden Akteur:innen aus dem rechten Spektrum das Thema Energie mit ihren Positionen in der Klima-, Außen- und Migrationspolitik. So legitimiert etwa die AfD mit Verweis auf einen Blackout den sofortigen Stopp der Energiewende, die Aufhebung der Sanktionen gegen Russland und radikale Maßnahmen zur Migrationsabwehr. Da die meisten Alltagsroutinen mit dem Verbrauch von Strom einhergehen, eignet sich das Blackout-Szenario besonders gut, um rechte Positionen alltagsnah und alltagsrelevant zu vermitteln.
 
        Wir befassen uns im Folgenden mit der Bedeutung des Blackouts für rechte Politik. Dabei stützen wir uns auf ethnografische Feldforschung sowie Recherchen im Umfeld der politischen Rechten und im Kontext des Preppens.
 
        2022: BLACKOUT ALS POLITIKUM
 
        Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine am 24. Februar 2022 hat sich eine breite Öffentlichkeit – jedoch mit kontroversen Einschätzungen und Befürchtungen – mit dem Phänomen „Blackout“ und seinen etwaigen Folgen beschäftigt. „Droht Deutschland im Winter der Strom-Blackout?“, war etwa in der „Berliner Morgenpost“ im Sommer 2022 zu lesen.03 Russland hatte zuvor die Gaslieferungen nach Deutschland gedrosselt, und die Sorge um eine Stromkrise infolge einer Gasmangellage stand im Raum.04 Die Nachfrage nach Notstromaggregaten stieg stark an. Behörden riefen die Bevölkerung zum Energiesparen auf und sollten selbst mit gutem Beispiel vorangehen: Die Beleuchtung von und in öffentlichen Gebäuden wurde teilweise reduziert, ebenso die Raumtemperatur. Robert Habeck, der zuständige Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, gab Stresstests zur Energieversorgung in Auftrag, betonte vor diesem Hintergrund die Unwahrscheinlichkeit eines Blackouts und sprach sich gleichwohl für einen AKW-Reservebetrieb aus, um „auf Nummer sicher“ zu gehen.05 Nach kontroversen Diskussionen fiel schließlich im Herbst 2022 die Entscheidung der Bundesregierung, den geplanten Atomausstieg auf April 2023 zu verschieben.06
 
        Wie schon die Corona-Pandemie verschaffte auch der Blackout-Diskurs dem Thema private Krisenvorsorge große Aufmerksamkeit. Im März 2022 erschien erstmalig die Zeitschrift „Blackout. Das Magazin zur Krisenvorsorge“, die praktische Tipps und Testberichte zu Produkten wie Powerbanks, Gaskochern oder Kurbelradios präsentierte. Auch das im Jahr zuvor vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) herausgegebene Buch „Kochen ohne Strom“ erfreute sich großer Nachfrage.07 „Blackout-Checklisten“ mit Tipps für die persönliche Krisenvorsorge schafften es sogar ins Frühstücksfernsehen.08 Der Deutsche Städtetag forderte im Oktober 2022 Aufklärungskampagnen zur „Selbstschutz- und Selbsthilfefähigkeit“.09
 
        Trotz des mittlerweile vollzogenen Atomausstiegs hat die politische und mediale Beschäftigung mit einem Blackout-Szenario 2023 stark abgenommen.10 Es ist vor allem die politische Rechte, die den Blackout erneut als politisches Thema zu lancieren versucht. „Schon im vergangenen Winter war die Energieversorgung in Deutschland auf Kante genäht. Wie schlimm wird es erst im kommenden – nun, da die letzten drei Kernkraftwerke von der Ampel abgeschaltet worden sind? Wir müssen uns warm anziehen, wenn Robert Habeck so weitermacht“, kündigte die AfD ihren Podcast „Frequenz: Freiheit“ Ende September 2023 an.11
 
        BLACKOUT VS. KLIMAKRISE
 
        Die möglichen Ursachen für einen Blackout sind vielfältig: Naturkatastrophen, Cyberangriffe, Schäden an der Energieinfrastruktur, ein Mangel, aber auch ein Überschuss an Strom im Netz. Ein wissenschaftlicher Bericht des Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag von 2010 hielt kürzere und kleinräumigere Stromausfälle für möglich, stufte die Wahrscheinlichkeit für längere und großflächige Stromausfälle jedoch als äußerst gering ein.12 Auch die Bundesnetzagentur betonte 2022, dass ein großflächiger Blackout „äußerst unwahrscheinlich“ sei.13
 
        Hingegen behauptet die AfD in ihrer Kampagnenarbeit einen kausalen Zusammenhang zwischen Energiewende und Blackout. Mit deren „fortschreitender Umsetzung“ werde die Wahrscheinlichkeit für einen Blackout immer größer, heißt es in einer 2022 erschienenen Broschüre der Thüringer AfD. „Die Frage ist nicht ob, sondern wann es passiert“, steht dort fettgedruckt auf der Vorderseite.14 Dabei argumentiert die AfD auf einer scheinbar rein technischen Ebene: Der durch den Atom- und Kohleausstieg wegfallende Strom lasse sich vielleicht im Umfang, jedoch nicht in der erforderlichen Konstanz durch erneuerbare Energien kompensieren, da diese nicht grundlastfähig seien, also nicht den Basisbedarf an Strom konstant abdecken können. „Ohne Grundlast von den großen Kraftwerken bricht das Netz zusammen“, warnte die AfD-Bundestagsfraktion bereits 2019.15 Während das Deutsche Klima-Konsortium, ein Verband von wissenschaftlichen Einrichtungen zur Klimaforschung, feststellt, dass durch das Zusammenspiel verschiedener Standorte der regenerativen Energieerzeugung das Kriterium der Grundlastfähigkeit an Bedeutung verliere,16 präsentiert die AfD das Argument der mangelnden Grundlastfähigkeit als ein naturwissenschaftliches Ausschlusskriterium für regenerative Energien. So sagte der AfD-Bundestagsabgeordnete Marc Jongen im Herbst 2022 bei einer Großdemonstration in Berlin, dass die Energiewende „gegen die physikalischen Gesetze“ verstoße.17 Eine solche Argumentation lässt das rechte Projekt sachlich-nüchtern und deren Akteur:innen als besonders fachkundig erscheinen. Demgegenüber präsentiert die AfD Klimaschutz als irrationale „Klimahysterie“ und ideologisch geprägte „Klimareligion“.
 
        Die AfD ist die einzige Partei im Deutschen Bundestag, die den menschengemachten Klimawandel grundsätzlich infrage stellt. Sie fordert den Ausstieg aus dem Pariser Klimaabkommen und mobilisiert gegen klimapolitische Maßnahmen. Schon 2019 erklärte der frühere Parteivorsitzende Alexander Gauland die „Kritik an der sogenannten Klimaschutzpolitik“ zum dritten großen Thema der Partei.18 In diese Anti-Klimapolitik fügt sich der Diskurs um den Blackout ein. „‚Blackout‘ vermeiden – Energiewende stoppen“, heißt es in der Broschüre der Thüringer Fraktion.19 Die AfD verbindet ihre Kritik an Maßnahmen zum Klimaschutz mit einem rechtspopulistischen Deutungsmuster: Sie denunziert Klimapolitik als ein elitäres Projekt, das sich gegen das „Wohl der Deutschen“ richte. In dieser Argumentation steht Klimaschutz für eine drohende „Deindustrialisierung“ und die Errichtung einer „Öko-Diktatur“. Insbesondere Politiker:innen der Grünen wirft die AfD vor, eine „deutschlandfeindliche“ Ideologie und Agenda zu verfolgen.20
 
        Mit ihrem Blackout-Diskurs positioniert sich die AfD als Verfechterin einer vermeintlich sachorientierten und unideologischen Politik zum „Wohl der Deutschen“. Gleichzeitig dient ihr der Blackout dazu, die politische Gegenseite der Verantwortungslosigkeit zu bezichtigen und sich selbst als einzig verantwortungsvolle Alternative ins Spiel zu bringen. Während die Politik der Energiewende Deutschland geradewegs in die Katastrophe führe, gebe es Energiesicherheit und gesellschaftliche Ordnung nur mit der AfD. Es ist ein Versuch, die gesellschaftliche Problemwahrnehmung zu verschieben: Die wahre Bedrohung gehe nicht von der Klimakrise, sondern von der Klimaschutzpolitik aus. Die Warnung vor der Blackout-Katastrophe funktioniert somit als Gegennarrativ zur Klimakatastrophe.
 
        Bezeichnend ist, dass die AfD eine große Gefahr für die Energieversorgung und die öffentliche Sicherheit verschweigt: rechtsterroristische Gruppierungen. 2022 wurden die Aktivitäten der Gruppe „Patriotische Union“ öffentlich, die mittels Anschlägen auf das Stromnetz einen Blackout samt bürgerkriegsähnlicher Zustände und in der Folge einen politischen Umsturz herbeiführen wollte. Die Gruppe plante zudem die Entführung von Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach. Unter den über sechzig Beschuldigten befindet sich unter anderem die ehemalige AfD-Bundestagsabgeordnete Birgit Malsack-Winkemann. Die Parteispitze gab sich in der Angelegenheit wortkarg, andere Vertreter:innen bezeichneten die Ermittlungen als „Inszenierung“ und „Vertuschungsversuch“ oder zogen die Anschlagspläne ins Lächerliche.21
 
        BLACKOUT ALS SICHERHEITSPROBLEM
 
        Der Blackout knüpft auch an ein Kernmotiv rechter Politik an: die Sicherheit Deutschlands und „der Deutschen“. Dies hat sowohl eine außenpolitische als auch eine innenpolitische Dimension.
 
        „Kein Strom, kein Gas, kein Frieden“, lautete der Titel einer Sonderausgabe des „Compact Magazins“ 2022.22 Er steht stellvertretend für eine tendenziell prorussische Orientierung rechter Akteur:innen in Deutschland, die sich nach einer neuen geopolitischen Ordnung mit Russland als Schutzmacht Europas sehnen.23 Dabei fungiert das Blackout-Motiv als Scharnier zwischen energie- und außenpolitischen Anliegen. Die prorussische Grundierung neuerer rechter Protestbewegungen ist bereits bei den „Mahnwachen für den Frieden“ 2014 sichtbar geworden, als Teilnehmende die Annexion der Krim durch Russland verteidigten. Mit dem drohenden Blackout vor Augen wird Energie zum Sinnbild für die Notwendigkeit einer Freundschaft mit Russland und für die Sicherheit Deutschlands.
 
        Zugleich entwirft der rechte Diskurs den Blackout als innenpolitischen Ordnungsverlust und als unmittelbare Gefährdungslage. In einer Bundestags-Drucksache warnte die AfD-Bundestagsfraktion vor „dramatischen Folgen für Leib und Leben“ und sieht den „Bestand von Staat und Gesellschaft“ gefährdet.24 „Rasch bricht die öffentliche Ordnung zusammen. (…) Diese Situation wird vermutlich zu Plünderungen ermuntern“, prophezeit die AfD-Landtagsfraktion Thüringen.25 Der Blackout steht hier für bürgerkriegsähnliche Zustände und ein umfassendes Politik- und Staatsversagen. Was die AfD in ihren offiziellen Dokumenten andeutet, wird etwa im rechtsextremen „Compact Magazin“ weiter ausbuchstabiert: „Dann schlägt die Stunde der Plünderer: Bewaffnete Banden ziehen in die reicheren Vororte und hinaus aufs Land.“ Mit drastischen Worten skizziert ein Beitrag den Zusammenbruch der öffentlichen Ordnung und prophezeit, dass „Clans“ versuchen werden, in die Waffendepots von Polizei und Militär einzudringen. Der Autor schlussfolgert: „Summa summarum: Das Volk wäre beim Blackout auf sich gestellt, vom sogenannten Staat verraten und verkauft.“26
 
        Das Blackout-Szenario fügt sich erstens in ein rassistisches Deutungsmuster ein, welches Kriminalität ethnisiert und ausschließlich auf Migration zurückführt. Die Gleichsetzung von Blackout und Bürgerkrieg knüpft zweitens an die in rechtsextremen Kreisen verbreitete Vorstellung eines bevorstehenden oder bereits latenten Bürgerkriegs zwischen „Deutschen“ und „Ausländern“ an.27 Drittens verbinden rechte Akteur:innen den Blackout mit dem populistischen Gegensatz von „Volk“ und „Elite“. So suggeriert die AfD, dass die Regierung den Bürger:innen mit einer Mischung aus Fahrlässigkeit und Böswilligkeit ungeheuerliche Katastrophen zumute und sie zugleich bei deren Bewältigung im Stich lasse. „Wer so agiert, gefährdet fahrlässig Menschenleben und die Stabilität des gesamten Landes. Wer so agiert, gibt offensichtlich wenig auf das ‚Wohl des deutschen Volkes‘ und gehört zügig abgewählt“, war 2021 in einer brandenburgischen AfD-Zeitung zu lesen.28
 
        Die AfD nutzt das Thema Blackout, um verschiedene Bedrohungsszenarien ineinanderzuschieben. Gleichzeitig bündelt sie damit ihre langjährigen Kernanliegen in der Klima-, Außen- und Migrationspolitik und ruft zum „nationalen Widerstand“ gegen „die da oben“ auf.
 
        POLITISIERUNG DES ALLTAGS
 
        Der Verbrauch von Strom ist fester Bestandteil zahlreicher Alltagsgewohnheiten: Man drückt den Lichtschalter, greift in den Kühlschrank, wirft einen Blick auf den Bildschirm oder wartet bei Rot an der Ampel. Strom ist aus unseren Alltagsroutinen nicht wegzudenken. Umgekehrt bedeutet dies, dass ein Stromausfall, je nach Dauer, mit einem Verlust von Normalität und Alltäglichkeit einhergeht. Aus dieser Störung des alltäglichen Lebens ergibt sich sowohl die Dramatik des Blackout-Szenarios als auch dessen Potenzial als lebensnahes politisches Thema.
 
        Die Vorbereitung auf einen möglichen Blackout mittels Notvorräten macht aus einer bloßen Geschichte über ein in der Zukunft liegendes Bedrohungsszenario eine praktische Angelegenheit der alltäglichen Lebensführung. Private Krisenvorsorge hat den Effekt, dass die antizipierte Bedrohung in Form von Konservendosen, Wasserkanistern und Fluchtrucksäcken im eigenen Alltag sicht- und greifbar wird. Krisenvorsorge bietet somit das Potenzial für rechte Akteur:innen, die Vorstellung eines baldigen Politik- und Staatsversagens im Alltag zu verankern. Dies mag das rechte Interesse daran erklären. So verbreitet etwa das „Compact Magazin“ praktische Tipps und Literaturempfehlungen zu diesem Thema.29 Dabei kann eigenverantwortliche Krisenvorsorge in rechten Kreisen vieles bedeuten: vom Bevorraten von Lebensmitteln und Treibstoff über das Einüben von Survival-Fertigkeiten und kriegerischer Disziplin bis hin zum Bau oder der Beschaffung von Waffen.
 
        Idealtypisch lassen sich zwei Formen privater Krisenvorsorge unterscheiden: Die Empfehlungen des BBK basieren auf der Idee, dass Bürger:innen eigenverantwortlich einen Beitrag leisten, um die Behörden und Einsatzkräfte im Katastrophenfall zu entlasten.30 Private Krisenvorsorge wird hier als ein Akt gesellschaftlicher Solidarität verstanden. Jede:r trägt dazu bei, dass „wir“ als Gesellschaft eine Krise gemeinsam bewältigen können. Im rechten Diskurs ist Krisenvorsorge dagegen anders konnotiert. Hier dienen die jeweiligen Empfehlungen dazu, das Gefühl eines Politik- und Staatsversagens zu verbreiten. Zudem birgt das Thema Krisenvorsorge erhebliches kommerzielles Potenzial, das Akteur:innen aus dem rechten Spektrum früh für sich entdeckt haben. Seit über zehn Jahren vertreibt beispielsweise der Kopp-Verlag Produkte aus den Bereichen Survival und Krisenvorsorge. Im Umfeld des Verlags etablierte sich das aus den USA stammende „Preppen“ auch in Deutschland. In den vergangenen Jahren hat Preppen stark an Popularität gewonnen und ist nicht mehr bloß auf rechte Kontexte beschränkt. Insofern das Szenario eines gesellschaftlichen Zusammenbruchs den Horizont der Vorbereitung im Preppen bildet, bleibt es jedoch anschlussfähig an rechte und rechtsextreme politische Projekte.31 Zudem trägt der Markt für private Krisenvorsorge dazu bei, politische Anliegen mit einem der alltäglichsten Handlungsmuster überhaupt zu verbinden: dem Konsum.
 
        SCHLUSS
 
        Blackout ist nicht gleich Blackout. Je nach Kontext werden damit verschiedene Ursachen, Folgen und Bedeutungen assoziiert. Der rechte Blackout-Diskurs handelt nicht von einem unwahrscheinlichen technischen Versagen oder Unfall, sondern von einer Klimaschutzpolitik, die zu einer unmittelbaren Gefahr für Deutschland und „die Deutschen“ wird und in den gesellschaftlichen Abgrund führt. Die AfD begreift den Blackout als Ausdruck einer Politik, die sich gegen das „Wohl des Volkes“ richtet und schließt ihn damit an den rechtspopulistischen Gegensatz von „Elite“ und „Volk“ an.32 Der gängige Vorwurf der „Panikmache“ greift zu kurz. Denn die AfD setzt dieses Bedrohungsszenario ein, um die politische Konkurrenz zu diskreditieren und die eigenen Anliegen – namentlich eine Politik gegen Klimaschutz, gegen Russlandsanktionen und gegen Migration – als verantwortungsvoll und vernünftig darzustellen.
 
        Indem der rechte Diskurs einen Blackout mit bürgerkriegsähnlichen Zuständen gleichsetzt, zementiert er den rassistischen Gegensatz zwischen „Deutschen“ und „Un-Deutschen“.33 Dies treibt den Prozess gesellschaftlicher Entsolidarisierung weiter voran. Die Möglichkeit, dass Menschen Krisen gemeinsam meistern oder sich in Notsituationen wechselseitig unterstützen können, wird dadurch als Denk- und Handlungsoption eliminiert.
 
        Als scheinbar rein technisches Thema birgt der Blackout ein erhebliches Potenzial, rechtsextreme, insbesondere rassistische und demokratiefeindliche Positionen durch die Hintertür zu normalisieren. Gerade der vom Verfassungsschutz beobachteten AfD hilft das Thema Energieversorgung, sich als Vertreterin einer nüchternen und sachkompetenten Politik zu inszenieren. Auch wenn das Blackout-Szenario vorerst an politischer Brisanz verloren hat, dürfte es zur Konsolidierung der AfD in der gegenwärtigen politischen Landschaft beigetragen haben.
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        STROMAUSFÄLLE: URSACHEN, FOLGEN UND LÖSUNGEN
 
        Sonal Patel
 
        Elektrizität ist das Lebenselixier unserer modernen Gesellschaften. Als unverzichtbare Energiequelle für Haushalte und Industrie bildet sie die Grundlage für Lebensqualität und wirtschaftliche Produktivität. Doch in der Allgegenwart der Elektrizität liegt auch ihre Komplexität. Die Aufgabe der Stromwirtschaft liegt darin, eine zuverlässige Versorgung zu gewährleisten. Diese Zuverlässigkeit – eine kontinuierliche und störungsfreie Stromversorgung – wird im Allgemeinen über zwei grundlegende Funktionen definiert:01 erstens die sogenannte stationäre Funktionsfähigkeit, das heißt die Fähigkeit des Stromnetzes, den gesamten Bedarf der Kunden jederzeit zu decken, und zweitens die Betriebszuverlässigkeit, also die Fähigkeit, plötzlich auftretenden Störungen standzuhalten.
 
        Um diese Zuverlässigkeit zu gewährleisten, muss das empfindliche Gleichgewicht zwischen den einzelnen Bereichen des Stromsektors – Erzeugung, Übertragung und Verteilung – unter Berücksichtigung der technischen Gegebenheiten gewahrt werden. In den vergangenen zehn Jahren ist diese Aufgabe weitaus komplexer geworden, da neue technische Möglichkeiten und Ansätze hinzugekommen sind, die nicht nur die Dekarbonisierung, sondern auch die Erschwinglichkeit unterstützen. Gleichzeitig müssen die Stromversorgungssysteme den rasant steigenden Strombedarf decken und dynamischer und flexibler werden, um auf akute Schwankungen ebenso reagieren zu können wie auf jahreszeitlich bedingte und langfristige Veränderungen. Nicht zuletzt müssen sich moderne Stromversorgungssysteme an die sich wandelnden Klima- und Wetterbedingungen und das veränderte Verbraucherverhalten anpassen.
 
        Die modernen Stromnetze sind trotz ihrer komplizierten Technik und Steuerung außerordentlich zuverlässig. Das ist nicht zuletzt auch der Erfahrung aus früheren Zwischenfällen zu verdanken, bei denen komplexe Netze ins Wanken geraten sind. Bei einigen dieser Vorfälle kam es zu Stromausfällen, also kurz- oder langfristigen Unterbrechungen der Stromversorgung in einem bestimmten Gebiet.02 Stromausfälle können eine ganze Gesellschaft lähmen, da sie im Ernstfall industrielle Abläufe zum Stillstand bringen, die Kommunikation unterbrechen, die Verkehrssysteme stören und Haushalte in Dunkelheit hüllen. Ein Stromausfall führt uns vor Augen, wie sehr wir auf eine konstante Stromversorgung angewiesen sind.
 
        Im Folgenden befasse ich mich mit verschiedenen Ausprägungen von Stromausfällen und ihren Ursachen. Die Vorfälle sind ernüchternde Beispiele für die Anfälligkeit unserer modernen Stromnetze. In dem Überblick werde ich entscheidende Schwachstellen aufzeigen und mögliche Lösungsansätze diskutieren, die einen Schutz vor massiven Stromausfällen bieten könnten.
 
        FORMEN VON STROMAUSFÄLLEN
 
        Stromausfälle weisen auf Schwachstellen im komplexen Geflecht eines Stromnetzes hin. Dabei ist zwischen verschiedenen Arten von Ausfällen mit jeweils besonderen Merkmalen und Auswirkungen zu unterscheiden. 2020 erstellte die Internationale Energieagentur (IEA) erstmals einen Überblick über die verschiedenen Arten von Stromausfällen, der auch die Zuverlässigkeit der Versorgung im Zusammenhang mit den vielfältigen und intensiven Veränderungen in den weltweiten Stromsystemen berücksichtigt.03
 
        Kaskadierende Stromausfälle
 
        Die manchmal auch als „Black System Event“ bezeichneten Ausfälle treten auf, wenn das gesamte System nach einem anfänglichen Ausfall aufgrund der sich verkettenden Leitungsüberlastungen zusammenbricht. Sie sind meist auf Anlagenausfälle oder nicht vorhersehbare Störungen zurückzuführen und haben nur selten mit einem Kapazitätsmangel zu tun. „Wenn Unterbrechungen der Stromversorgung unabhängig von der Ursache auf ein begrenztes Gebiet beschränkt sind, werden sie als ungeplante Unterbrechungen oder Störungen betrachtet“, erklärt die North American Electric Reliability Corporation (NERC), die für die Koordinierung der Stromnetze in Nordamerika zuständig ist. Wenn sich die Ausfälle über einen großen Bereich des Netzes ausbreiten, werden sie als kaskadierende Stromausfälle (cascading blackouts) bezeichnet – ein unkontrollierter, aufeinanderfolgender Ausfall von Netzelementen, der durch ein Ereignis an einem beliebigen Ort ausgelöst wird. Kaskadierende Stromausfälle verursachen „eine weitreichende Unterbrechung der Stromversorgung, die nicht auf ein bestimmtes Gebiet begrenzt werden kann“.04
 
        Die Auswirkungen können verheerend sein: „Diese Ereignisse betreffen alle Verbraucher im Netz, mit Ausnahme derer, die über eine Notstromversorgung verfügen. Bevor die Stromversorgung wieder vollständig hergestellt ist, können mehrere Stunden bis Tage vergehen (…). Der gesellschaftliche Schaden ist beträchtlich, da ein Stromausfall viele wichtige Funktionen wie Zahlungssysteme, Telekommunikation und Verkehrsampeln beeinträchtigt.“05 Ein Beispiel für einen kaskadierenden Blackout ist der Stromausfall in Nordamerika im November 1965, bei dem bis zu 30 Millionen Menschen in den USA und Kanada bis zu 13 Stunden ohne Strom waren. Ein Distanzschutzrelais schaltete eine der fünf Hauptversorgungsleitungen ab, der Strom wurde auf die vier verbleibenden offenen Leitungen umgeleitet, wodurch es zu Stromschwankungen kam. Die Relais der Leitungen lösten ebenfalls aus, um vor einer Überlastung zu schützen. Es kam zu einer kaskadierenden Abschaltung, die einen Großteil des Versorgungsnetzes lahmlegte. Im August 2003 ereignete sich erneut ein kaskadierender Blackout im Nordosten Amerikas. Beim sogenannten Northeastern Blackout wurden die Netzbetreiber aufgrund eines Softwarefehlers im Alarmsystem einer Leitstelle in Ohio nicht vor einer überlasteten Leitung gewarnt. Eine Verteilung der Last blieb aus, es kam zu einer Kaskade von Ausfällen im gesamten Netz, von denen bis zu 50 Millionen Menschen in den USA und Kanada je nach Region bis zu vier Tage betroffen waren.
 
        Lastabwurf
 
        Ein Lastabwurf (load shed), auch rollierende Abschaltung genannt, ist die kontrollierte – manchmal auch automatische – Abschaltung der Stromversorgung durch den Netzbetreiber. Er dient als Präventivmaßnahme zur Reduzierung der Netzlast, um im Falle eines Versorgungsengpasses das Netzgleichgewicht zwischen Stromerzeugung und -verbrauch zu erhalten. Der Lastabwurf, der häufiger vorkommt als kaskadierende Stromausfälle, umfasst in der Regel eine kontrollierte und zeitlich begrenzte Unterbrechung der Stromversorgung, oft, um Unterspannungszustände, die sich auf das gesamte System auswirken können, abzumildern und Spannungsinstabilität, Spannungseinbrüche oder kaskadierende Stromausfälle zu verhindern. Meist handelt es sich um kurzfristige Abschaltungen von einigen Minuten bis zu wenigen Stunden, bei denen bestimmte Verbrauchergruppen nacheinander, also „rollierend“, vom Netz genommen werden, „um die Nachfrage künstlich zu senken und so Kapazität und Bedarf wieder ins Gleichgewicht zu bringen“.06 Häufig sind diese Abschaltungen nicht von anderen Unterbrechungen im Verteilnetz zu unterscheiden. Beispielsweise kam es während des Wintersturms Uri im Februar 2021, der den Süden und die Mitte der USA heftig traf, zu Lastabwürfen,07 von denen etwa fünf Millionen Menschen für mehrere Tage bis Wochen betroffen waren. Ein weiterer Lastabwurf ereignete sich beispielsweise in Kalifornien im August 2020, als der Strombedarf während einer Hitzewelle dermaßen anstieg, dass das Stromangebot nicht mehr ausreichte.08
 
        Langfristige Rationierung
 
        In Regionen, in denen die Stromnachfrage grundsätzlich deutlich höher ist als das Angebot, können die Behörden regelmäßige Lastabwürfe für die Verbraucher einführen, manchmal in einem geplanten Zyklus. Bei einigen langfristigen Rationierungen (long-term rationing) werden 4 bis 10 Prozent des jährlichen Stromverbrauchs rationiert. Die ständige Notwendigkeit von Lastabwürfen für den Betrieb des Systems ist vor allem in Entwicklungsländern, Ländern mit knappen Ressourcen oder in Kriegsgebieten von Bedeutung. Die makroökonomischen Auswirkungen der anhaltenden Stromrationierung in Südafrika etwa sind ein abschreckendes Beispiel für eine unzuverlässige Stromversorgung.09
 
        URSACHEN
 
        Die Ursachen für einen Stromausfall sind vielfältig, sie lassen sich jedoch grob in folgende Kategorien einteilen:
 
        Naturkatastrophen
 
        Extreme Wetterereignisse wie Orkane, Tornados, Überschwemmungen und Eisstürme können Stromleitungen und Infrastruktur beschädigen. So war der großflächige Stromausfall in Italien 2003 unter anderem auf Sturmschäden an den Stromleitungen zurückzuführen, die einen Ausfall verursachten und damit eine Kaskade von Störungen nach sich zogen. Auch bei Erdbeben und Waldbränden können Kraftwerke und Übertragungsleitungen beschädigt werden, wodurch die Versorgung abrupt unterbrochen wird. Ein neuerer, aber äußerst besorgniserregender Faktor sind extreme Temperaturen – starker Frost und Hitzewellen. Unter derart extremen Bedingungen sind Stromerzeugung und -übertragung enormen Belastungen ausgesetzt und können nur schwer der gesteigerten Nachfrage nachkommen. Unerwartete Spitzen in der Stromnachfrage können ein Netz überlasten, wenn es nicht ausreichend für einen Lastausgleich gerüstet ist. Das gehäufte Auftreten dieser Ereignisse macht deutlich, dass die Widerstandsfähigkeit, Nachhaltigkeit und Sicherheit der Stromnetze erhöht werden müssen.
 
        Technische Fehler und menschliches Versagen
 
        Sie sind vielleicht am ehesten vermeidbar, dennoch sind technische und menschliche Fehler häufig Auslöser von Stromausfällen. Ein Stromausfall ist in der Regel das Ergebnis einer Kombination von Fehlern, zu denen auch unzureichende Wartung, mangelnde Voraussicht, ein unzureichendes Verständnis des Systems seitens der Beteiligten oder Versäumnisse der Betreiber und Mitarbeiter gehören. Dazu kommt, dass die eigentliche Ursache oft noch durch weitere der genannten Faktoren verstärkt wird. Derartige Vorfälle unterstreichen, wie wichtig robuste Wartungssysteme, eine angemessene Schulung der Mitarbeitenden und die Einführung fortschrittlicher Überwachungs- und Kontrollsysteme sind, um zukünftige Ausfälle zu vermeiden.
 
        Ausfälle der Infrastruktur
 
        Zu den Infrastrukturausfällen, die häufiger großflächige Stromausfälle auslösen, gehören der Ausfall von Übertragungsleitungen, unterbrochene Leitungen (beispielsweise durch umgestürzte Bäume), Ausfälle von Umspannwerken und Kraftwerksausfälle. Ein großes Problem bei alternden oder veralteten Netzen sind Ausfälle ihrer Komponenten. Die Netzstabilität ist ebenfalls ein wachsendes Problem, vor allem, wenn neue volatile Energieträger wie Windkraft oder Solarenergie und technische Veränderungen wie Batteriespeicher oder eine Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung hinzukommen, die im Rahmen der Energiewende notwendig sind. Die jüngsten Stromausfälle zeigen, wie wichtig der Zustand der Infrastruktur für die Zuverlässigkeit der Stromnetze ist. Regelmäßige Inspektionen, Wartungen und Nachrüstungen sind unerlässlich, um künftige Ausfälle zu verhindern und die Widerstandsfähigkeit gegenüber gewöhnlichen und außergewöhnlichen Belastungen zu erhöhen.
 
        Die jüngsten Ereignisse haben zudem die Einführung neuer Technologien beschleunigt, etwa von dynamischen Leitungskapazitäten, flexiblen Wechselstromübertragungssystemen oder der Optimierung der Übertragungstopologie, beispielsweise durch Möglichkeiten einer Neukonfiguration, um überlastete Anlagen zu umgehen. Sie alle könnten dazu beitragen, das Netz „stärker, intelligenter, sauberer, dynamischer und sicherer“ zu machen.10 Mittlerweile setzt die Energiebranche zunehmend auf Batteriespeicher und fortschrittliche Demand-response-Systeme, um die Belastbarkeit und Flexibilität des Netzes weiter zu erhöhen. Auch die Digitalisierung ist ein Thema, so wird etwa das Internet der Dinge für die Echtzeitüberwachung oder künstliche Intelligenz für eine vorausschauende Wartung genutzt, um potenzielle Ausfälle vorherzusagen und zu verhindern. Darüber hinaus werden dezentrale Energiequellen wie Inselnetze (microgrids) und virtuelle Kraftwerke in großem Umfang eingesetzt, um eine widerstandsfähigere und dezentralisierte Netzinfrastruktur zu schaffen, die weniger anfällig für großflächige Ausfälle ist.
 
        Cyberangriffe und Terrorismus
 
        Sie kommen glücklicherweise nicht allzu häufig vor, doch auch Sabotageakte oder Cyberangriffe auf das Stromnetz können Stromausfälle verursachen. So geht man etwa davon aus, dass die ungeplanten Stromausfälle bei drei regionalen ukrainischen Stromversorgungsunternehmen am 23. Dezember 2015 auf synchronisierte und koordinierte Cyberangriffe aus dem Ausland zurückzuführen waren. Nach dem Vorfall wurde weltweit verstärkt in die Cybersicherheit investiert, um kritische Infrastrukturen vor Hackerangriffen und Cyberattacken zu schützen.
 
        Politische und regulatorische Gründe
 
        Auch energiepolitische Maßnahmen oder Marktmechanismen können unbeabsichtigt zu Stromausfällen führen. Unzureichende Koordination zwischen Regionen oder fehlende Investitionen in die Netzmodernisierung verursachen Schwachstellen, die Stromausfälle auslösen können. Die jüngsten Vorfälle haben deutlich gemacht, dass langfristige Planungen und Investitionen notwendig sind, um die Stromnetze zu modernisieren und ihre Widerstandsfähigkeit und Zuverlässigkeit zu erhöhen.
 
        FOLGEN UND AUSWIRKUNGEN
 
        Die Fallbeispiele demonstrieren eine ganze Reihe gravierender Folgen und vielschichtiger Auswirkungen.
 
        Wirtschaft
 
        Stromausfälle bringen meist erhebliche finanzielle Verluste mit sich. Je nach Ausmaß und Art werden diese von staatlicher Seite, von Versorgungsunternehmen, Versicherungsgesellschaften, Privathaushalten, Unternehmen oder der Industrie getragen. Indirekt untergraben Stromausfälle das Vertrauen der Verbraucher in die Versorgungssicherheit und wirken sich negativ auf die Wirtschaftstätigkeit aus. Zudem können Präventivmaßnahmen zur Verhinderung weiterer Ausfälle eine erhebliche finanzielle Belastung für die Steuer- und Gebührenzahler sein. Beispielsweise beliefen sich die wirtschaftlichen Gesamtkosten des Northeast Blackout von 2003 auf rund 10 Milliarden US-Dollar, was 2023 rund 16 Milliarden US-Dollar entspricht.11 Die direkten und indirekten Verluste allein der texanischen Wirtschaft durch die Stromausfälle im Zusammenhang mit dem Wintersturm Uri 2021 werden dagegen auf 80 bis 130 Milliarden US-Dollar geschätzt.12
 
        Öffentliche Sicherheit, Gesundheit und Gesellschaft
 
        Natürlich ist auch der Mensch an sich von Stromausfällen stark betroffen. Stromausfälle können zu Beeinträchtigungen im Gesundheitswesen führen, Notfalleinsätze verzögern, die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung unterbrechen, die Lebensmittelsicherheit gefährden und Menschenleben bedrohen, insbesondere bei extremen Wetterereignissen. Während der Stromausfälle im Zusammenhang mit dem Wintersturm Uri 2021 starben insgesamt 200 Menschen. Die Ursachen reichten von Unterkühlung und Kohlenmonoxidvergiftungen über den Ausfall medizinischer Geräte bis hin zu Unfällen. Bei einem großflächigen Zusammenbruch des indischen Stromnetzes 2012 blieben Züge auf freier Strecke stehen, Krankenhäuser und Notdienste konnten nur noch eingeschränkt arbeiten, und die Wasserversorgung war unterbrochen. Dieser bisher größte Stromausfall der Geschichte, bei dem bis zu 600 Millionen Menschen für ein bis zwei Tage ohne Strom blieben, verdeutlicht einmal mehr die Notwendigkeit eines besseren Netzmanagements und einer robusteren Infrastruktur.
 
        Umwelt
 
        Bei Stromausfällen greifen Unternehmen und Einrichtungen häufig auf mit Diesel betriebene Notstromaggregate zurück, was zu einem Anstieg der Stickoxid- und Feinstaubemissionen führen kann. Aus Sicherheitsgründen ist überdies bei einem Stromausfall in Ölraffinerien und petrochemischen Anlagen das Abfackeln von Abgasen erforderlich. Kernkraftwerke wiederum sind bei sicherheitsrelevanten Maßnahmen wie etwa der Kühlung auf das Stromnetz angewiesen, verfügen aber alle über Notstromdieselgeneratoren mit einem Vorrat von bis zu 15 Tagen Brennstoff. Dennoch führte ein Stromausfall 2011 in Japan zu einer teilweisen Kernschmelze im Kernkraftwerk Fukushima Daiichi.13 Auch das Kernkraftwerk Saporischschja in der Ukraine ist seit dem russischen Angriff mehrfach durch Stromausfälle in bedrohliche Situationen geraten.14
 
        Politik und Steuerung
 
        Da Stromausfälle Schwachstellen in der kritischen Infrastruktur eines Landes aufzeigen, werden im Anschluss häufig umfangreiche Untersuchungen durchgeführt, bei denen unter anderem die Ursachen ermittelt werden und der Katastrophenschutz überprüft wird. Aus den Empfehlungen ergeben sich oft neue Regulierungsvorgaben, strengere Zuverlässigkeitsstandards und Richtlinien für eine striktere Kontrolle der Versorgungsunternehmen.
 
        Beispielsweise führte der große Stromausfall von 1965 im Nordosten der USA und in Teilen Kanadas zur Gründung der North American Electric Reliability Corporation und regionaler Gremien, die sich um die Zuverlässigkeit der Stromversorgung kümmern sollen.15 Die Winterstürme Uri 2021 und Elliott 2022 haben gezeigt, dass sich Kraftwerke auf Kälte und heftige Witterungsbedingungen vorbereiten müssen und die Verfügbarkeit von Brennstoffen gewährleistet sein sollte, wenn nötig auch mithilfe gesetzlicher Regelungen. In vielen Fällen kam es nach massiven Stromausfällen auch zu erhöhten Investitionen in die Energieinfrastruktur, neuen politischen Weichenstellungen und, je nachdem, sogar zur Privatisierung oder zur Verstaatlichung des Energiesektors. Wie nach Stromausfällen in Brasilien und Indien zu beobachten war, investierten Regierungen in die Stabilität des nationalen Stromnetzes, um eine zuverlässige Übertragung zwischen verschiedenen Regionen zu gewährleisten. Nach dem großen Stromausfall 2003 in Italien wurde das europäische Verbundnetz überprüft, die grenzüberschreitende Kommunikation wurde verbessert, und man traf Sicherheitsvorkehrungen gegen kaskadierende Ausfälle.16
 
        ZUKÜNFTIGE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Da die Energiewende immer mehr an Fahrt gewinnt, muss sich die Stromwirtschaft mit erheblichen neuen Herausforderungen auseinandersetzen. Laut IEA sollte sie sich auf einen bereits jetzt spürbaren Elektrifizierungsschub einstellen, der durch die Dekarbonisierungsbestrebungen der energieintensiven Industrien weiter vorangetrieben wird. Die in Paris ansässige Organisation prognostiziert in ihrem „World Energy Outlook“, dass die Stromnachfrage auf Grundlage der derzeit ergriffenen Maßnahmen und Initiativen (Stated-policies-Szenario) bis 2050 um mehr als 80 Prozent gegenüber dem heutigen Stand ansteigen wird. Bei einem „Netto-Null“-Szenario geht sie hingegen von einer Zunahme um 150 Prozent aus.17 Die Deckung dieser Nachfrage erfordert eine konzertierte Aktion, wenn man weiterhin eine zuverlässige Versorgung gewährleisten will. In Zukunft wird die Stromversorgung überwiegend auf erneuerbaren Energien aufbauen, die sich mitunter deutlich von der vergangenen Stromerzeugung unterscheiden und stark von den Wetterbedingungen abhängen. Angesichts der Auswirkungen des Klimawandels lassen sich Wetterverhältnisse und damit sowohl das Stromangebot wie der -bedarf auch nicht mehr so einfach anhand des historischen Verlaufs vorhersagen.
 
        „Da frühere Formen der Energieerzeugung zunehmend ersetzt werden, ist ein grundlegender Wandel beim Verständnis der Erzeugungskapazität, der Energieversorgung und des Bedarfs erforderlich“, erklärte die NERC kürzlich. Dies wird sich in einem dreistufigen Ansatz niederschlagen: einer langfristigen Planung zur Gewährleistung der Energie- und Versorgungszuverlässigkeit, der operativen Planung zur Deckung des Bedarfs in naher Zukunft und bei unvorhergesehenen Ereignissen sowie einer Planung im Echtzeitbetrieb für unmittelbare Systemanforderungen. „Mehr denn je müssen die Industrie, die Energieregulierungsbehörden auf Bundes-, Landes- und regionaler Ebene und die politischen Entscheidungsträger zusammenarbeiten, um ein zuverlässiges, widerstandsfähiges und sicheres Netz zu gewährleisten.“18
 
         
          Aus dem Englischen von Heike Schlatterer, Pforzheim.
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        BLACKOUT UND BEVÖLKERUNGSSCHUTZ
 
        Notfallvorsorge und Krisenmanagement
 
        Wolfram Geier · Peter Lauwe
 
        Wie ein echter Blackout beginnen und enden könnte und welche katastrophalen Auswirkungen er haben würde, hat der österreichische Journalist und Romanautor Marc Elsberg 2012 in seinem gut recherchierten Thriller „Blackout – Morgen ist es zu spät“ einem Millionenpublikum nahegebracht. Auch wenn es sich dabei um einen fiktiven Roman handelt, baut er auf sehr konkreten Erkenntnissen auf, die bereits 2010 in der vom Deutschen Bundestag in Auftrag gegebenen Studie „Gefährdung und Verletzbarkeit moderner Gesellschaften – am Beispiel eines großräumigen und langandauernden Ausfalls der Stromversorgung“ zusammengetragen und bewertet wurden.01
 
        Der Bericht zeigte seinerzeit nachvollziehbar auf, dass das Szenario eines mindestens zweiwöchigen und großflächigen, das heißt mehrere Bundesländer übergreifenden Stromausfalls wegen der nahezu vollständigen Abhängigkeit des öffentlichen wie privaten Lebens von der ständigen Verfügbarkeit elektrischen Stroms einen „Kollaps der gesamten Gesellschaft“ verursachen könnte. Schon nach wenigen Tagen sei die bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung in den betroffenen Gebieten nicht mehr sicherzustellen. Die öffentliche Sicherheit sei gefährdet und auch der Staat könne seiner grundgesetzlich verankerten Schutzpflicht für seine Bürger nicht mehr gerecht werden. Zwar sei die Wahrscheinlichkeit eines derartigen Stromausfalls gering, jedoch sei das Risiko dafür gestiegen und ein gesamtgesellschaftliches Risikobewusstsein nur in Ansätzen vorhanden. Neben diesen Analysen zeigte der Bericht auch, welche Anstrengungen erforderlich sind, um beispielsweise die Durchhaltefähigkeit bei den kritischen Infrastrukturen (KRITIS) zu erhöhen oder die Kapazitäten des nationalen Katastrophenmanagements weiter zu optimieren.
 
        WAS IST WAS BEIM STROMAUSFALL?
 
        Stromabschaltung, Stromausfall, Blackout und Brownout sind Begriffe, die im Kontext der Stromversorgungssicherheit immer wieder auftauchen und nicht selten verwechselt oder synonym gebraucht werden, obwohl sie sich deutlich voneinander unterscheiden.
 
        Während die Stromabschaltung, zum Beispiel wegen lokaler Arbeiten am Netz, ein geplantes Vorhaben ist, das den Betroffenen im Vorfeld angekündigt wird und in der Regel nur eine begrenzte Zeit andauert, kommt der Stromausfall unerwartet und ungeplant. Er betrifft meist nur eine lokal begrenzte Region und ist nach wenigen Minuten oder Stunden bis maximal einem Tag behoben. Die Ursachen können vielfältig sein, meist sind es Unfälle bei Bauarbeiten, Kurzschlüsse in Transformatoren oder Ähnliches. Der Blackout hingegen ist ein unerwarteter Stromausfall, der großflächig und lang anhaltend ist. Die Schäden sind enorm, und die öffentliche Sicherheit und Ordnung können aufgrund der Dauer und der Auswirkungen bedroht sein. Ein Brownout beschreibt eine Versorgungssituation, bei der angesichts einer gewissen Nachfrage nicht genug Strom produziert werden kann. Eine solche Situation kann beispielsweise aufgrund eines Brennstoffmangels für Kraftwerke oder einer grundsätzlich zu geringen Erzeugungsleistung auftreten. Die Nachfrage muss dann reduziert werden, damit Angebot und Nachfrage wieder in Einklang kommen und die Versorgung mit Strom stabil und zuverlässig gewährleistet werden kann. Erreicht wird dies, indem regional und zeitlich begrenzt ein Teil der Verbraucher von der Stromversorgung getrennt wird. Bei einer länger andauernden Mangellage können dann Abschaltungen in einem rollierenden Verfahren reihum erfolgen, um die Auswirkungen gemildert auf mehrere Verbraucher zu verteilen.
 
        Sowohl der seinerzeit im Bundestag diskutierte Bericht als auch der in Kreisen des Krisenmanagements und des Bevölkerungsschutzes intensiv gelesene Thriller „Blackout“ sind nun deutlich über zehn Jahre alt. Anfang 2024 stellt sich trotz der über Jahre hinweg sehr hohen Versorgungssicherheit und der sehr geringen Wahrscheinlichkeit eines Blackouts in Deutschland die Frage, welche Risiken, Gefahren und Bedrohungen einerseits existieren, die gegebenenfalls einen Blackout zur Folge haben könnten, und wie es andererseits um das Risiko- und Krisenmanagement mit Blick auf ein solches Ereignis bestellt ist.02
 
        RISIKO- UND BEDROHUNGSBETRACHTUNG
 
        Extreme Abhängigkeiten von einer oder mehreren Schlüsselinfrastrukturen steigern das Risiko, in eine große Katastrophenlage zu geraten, wenn diese tiefgreifend gestört werden oder längerfristig und großflächig ausfallen. Neben der Stromversorgung gilt dies insbesondere für die ebenfalls von Elektrizität abhängigen IT-Infrastrukturen. Die jahrzehntelange hohe Versorgungssicherheit in Deutschland kann in Verbindung mit der extremen Abhängigkeit der Gesellschaft sogar dazu führen, dass sich unter den Aspekten des Risiko- und Krisenmanagements jede Störung oder jeder Ausfall der Versorgung umso stärker auswirkt, da die Institutionen und Menschen nicht gewohnt sind, mit solchen Situationen adäquat umzugehen und sich darauf praktisch vorzubereiten. Die Wissenschaft bezeichnet dieses Phänomen als „Verletzlichkeitsparadoxon“.
 
        Für einen potenziellen Blackout kommen zahlreiche und sehr unterschiedliche Ursachen infrage, die einzeln, kombiniert oder in Form einer Kaskade auftreten können. Diese reichen von schweren Naturereignissen wie Stürmen, Extremniederschlägen, Hochwasser, Hitzewellen, Erdbeben und Sonnenstürmen über Unfälle, Systemfehler und menschliches Versagen bis hin zu Anschlägen, Sabotage und Cyberangriffen. Echte Blackouts haben wir in Deutschland glücklicherweise noch nicht erlebt. Aber es ist in Europa und Deutschland zu mehreren großen Stromausfällen gekommen, die teilweise enorme Auswirkungen hatten. So war beispielsweise 2003 fast ganz Italien von einem Ausfall betroffen, der durch eine starke Netzbelastung im französisch-schweizerischen Grenzgebiet ausgelöst wurde.03 Der Stromausfall war nach recht kurzer Zeit behoben. Anders sah dies im Winter 2005 im Münsterland aus. Von diesem regional begrenzten Stromausfall waren einige Landstriche bis zu sieben Tage lang betroffen. 2006 fiel der Strom in Teilen Deutschlands und Europas aufgrund eines Schaltfehlers aus. Der Stromausfall konnte schnell behoben werden, da keine nachhaltigen Schäden im Stromnetz zu verzeichnen waren. 2019 kam es in Berlin-Köpenick bei Bauarbeiten zu einem Stromausfall, der auch eine Klinik betroffen hat. Aus Sicht des Risiko- und Krisenmanagements lassen diese Ereignisse ahnen, welche massiven Probleme und Herausforderungen bei einem echten Blackout auftreten könnten.
 
        Neben den Gefahren, die unter anderem die Klimakrise in Form von Wetterextremen mit sich bringt, rücken spätestens seit dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine im Februar 2022 erstmals auch wieder Kriege in den Fokus der nationalen Sicherheitspolitik und damit auch in den Fokus der Zivilen Verteidigung, zu der hierzulande der Bevölkerungsschutz als eine von vier tragenden Säulen zählt. Kritische Infrastrukturen stehen dabei aufgrund ihrer hohen Relevanz für das Funktionieren der Gesellschaft besonders im Fadenkreuz kriegerischen Denkens und Handelns. Neben dem klassischen Militäreinsatz sind neue Dimensionen im Cyber-, Informations- und Weltraum hinzugekommen. Wirtschaftliche Repressalien, Cyberangriffe und Desinformationskampagnen ergänzen das klassische Repertoire, weswegen man diese sehr flexibel einsetzbare Kombination als hybride Kriegsführung bezeichnet. Neben kriminell motivierten Tätern greifen staatliche oder staatlich gelenkte Hacker regelmäßig Infrastrukturen über die IT an und versuchen, wichtige Insiderinformationen zu erlangen und Infrastrukturen zu stören und zu zerstören. Die Stromversorgung der Ukraine war bereits vor 2022 im Visier Russland zuzuordnender Hackergruppierungen und wird seither regelmäßig sowohl mit Cyberattacken als auch mit konventionellen Waffen angegriffen.04
 
        KRISENVORSORGE UND KRISENMANAGEMENT
 
        Mit dem Kriegsbeginn, spätestens aber mit der Sabotage an den Nord-Stream-Pipelines und dem Beschluss der Bundesregierung, auf direkte russische Gaslieferungen nach Deutschland zu verzichten, wurde das Risiko von Stromausfällen beziehungsweise Blackouts auch in Deutschland unter den Vorzeichen von Krieg und Ressourcenmangel intensiv in der Öffentlichkeit und im politischen Raum diskutiert. Ein Krisenstab im für Energiefragen zuständigen Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) wurde einberufen und koordinierte alle zentralen politischen Maßnahmen der Krisenvorsorge und des Krisenmanagements in Kooperation mit anderen relevanten Bundesressorts und Geschäftsbereichsbehörden. Auch wenn die Wahrscheinlichkeit eines Blackouts im Winter 2022/23 aus fachlicher Sicht schon frühzeitig als gering eingeschätzt wurde, hatte das BMWK bereits kurz nach dem Überfall auf die Ukraine wichtige Studien und Stresstests bei den großen Übertragungsnetzbetreibern in Auftrag gegeben, um darauf aufbauend weitere Entscheidungen treffen zu können. Den Ergebnissen nach war es zwar theoretisch denkbar, dass es im Winter unter ungünstigen Bedingungen zu Stromausfällen kommen könnte, gleichzeitig wurde aber das Risiko für einen vollumfänglichen Blackout durch die Netzbetreiber als sehr gering bis unwahrscheinlich bewertet.05
 
        Um die Energieversorgung in Deutschland auch in Krisenzeiten sicherstellen zu können, verfügt die für diese Aufgabe zuständige Fachbehörde des BMWK, die Bundesnetzagentur (BNetzA), über ein umfangreiches Instrumentarium und auch die nötigen gesetzlichen Grundlagen. Mit Blick auf Mangellagen und Krisen ist in diesem Kontext insbesondere der Notfallplan Gas mit seinen drei Eskalationsstufen zu nennen, der zusammen mit den weiteren ergriffenen Maßnahmen, zum Beispiel den Appellen zur Einsparung von Energie in der Wirtschaft, in der öffentlichen Verwaltung und in der Bevölkerung, maßgeblich dazu beigetragen hat, dass Deutschland gut durch den Winter 2022/23 gekommen ist.06 Auch beschleunigte Gesetzgebungsverfahren, beispielsweise für den schnellen Bau und die rasche Inbetriebnahme von Flüssiggasterminals, haben ihren Teil dazu beigetragen, die Krisenlage stabil zu halten und auch weiterhin eine hohe Versorgungssicherheit in Deutschland gewährleisten zu können. Übungen der BNetzA mit anderen Partnern setzten im Herbst 2023 den Weg der Optimierung des Krisenmanagements fort. Darüber hinaus sind im Bereich der Stromversorgung in einer drohenden oder eingetretenen Mangellage Maßnahmen wie eine rollierende Abschaltung beziehungsweise ein Brownout möglich, um einem Blackout vorzubeugen.
 
        Unabhängig von, aber teilweise in Kooperation mit staatlichem Handeln sind die Energieversorgungsunternehmen, insbesondere die großen Übertragungsnetzbetreiber, für eigene Sicherheitsmaßnahmen und ein unternehmensinternes Risiko- und Krisenmanagement verantwortlich. In den vergangenen Jahren haben sie umfangreiche Vorkehrungen zur Absicherung ihrer technischen Infrastruktur gegenüber Angriffen und Gefahren aller Art getroffen. Gesetzliche Bestimmungen wie die EU-Verordnung über die „Risikovorsorge im Elektrizitätssektor“ mit entsprechenden rechtlichen Verpflichtungen ergänzen diese Vorkehrungen.07
 
        Parallel zu den Maßnahmen im Wirtschaftsressort hat das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) im Herbst 2022 den Gemeinsamen Koordinierungsstab Kritische Infrastruktur (GEKKIS) aller Ressorts der Bundesregierung auf Ebene der Staatssekretäre ins Leben gerufen. Ziel und Zweck dieses neuen Stabes ist es, den Schutz von KRITIS unter dem Eindruck des Krieges in der Ukraine und der Anschläge auf die Gaspipelines durch eine ressortübergreifende Zusammenarbeit zu stärken und damit einen wichtigen Beitrag zur Krisenvorsorge und zum Krisenmanagement zu leisten. Die Risikobetrachtungen im Rahmen des GEKKIS finden auf Grundlage ausgewählter Szenarien statt, deren Entwicklung vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) fachlich unterstützt wird. Die Energieversorgungssicherheit spielt dort eine bedeutende Rolle. Aktuelle Lagebilder zur Versorgungssicherheit bei KRITIS werden regelmäßig durch das BBK in Zusammenarbeit mit Bundes- und Länderbehörden erstellt und vermitteln den Stäben und sonstigen Einrichtungen ein aktuelles Bild für eventuell nötige Entscheidungen.
 
        BEVÖLKERUNGSSCHUTZ
 
        Doch was geschieht, wenn es entgegen aller Vorsorge trotzdem zu einem großen Stromausfall oder gar zu einem Blackout kommen sollte? Welche Pläne gibt es, die Katastrophe zu bewältigen? Welche Aufgaben kommen dem Bevölkerungsschutz zu? Trotz aller aktuellen und noch vor wenigen Jahren kaum für möglich gehaltenen Herausforderungen – und entgegen der ab und an medial geübten Kritik an den Strukturen des Bevölkerungsschutzes – verfügt Deutschland über ein sehr leistungsfähiges und integriertes Hilfeleistungssystem für den Katastrophenfall. Durch standardisierte Verfahren ist Deutschland darüber hinaus sowohl mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union als auch mit den Vereinten Nationen auf internationalem Terrain verbunden, um sich im Katastrophenfall gegenseitig helfen zu können.
 
        Verfassungsgemäß ist der Bund für den Schutz der Bevölkerung im Falle eines Krieges zuständig (Zivilschutz), während die Länder den Schutz der Bevölkerung vor friedenszeitlichen Gefahren, Schadenslagen und Katastrophen zu verantworten haben (Katastrophenschutz). Im Rahmen der Amts- und Katastrophenhilfe unterstützen sich Bund und Länder im Bedarfsfall gegenseitig. Die Systemarchitektur des aus Zivil- und Katastrophenschutz bestehenden Bevölkerungsschutzes lässt sich bildlich am besten als Pyramide vorstellen, die gestuft alle drei Verwaltungsebenen des integrierten Hilfeleistungssystems umfasst: die kommunale Ebene, die Länder- und die Bundesebene. Die Basis bilden die Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise, die aufgrund von Gesetzen für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe, den Rettungsdienst und den Katastrophenschutz operativ verantwortlich sind. Integrierte Leitstellen für diese Aufgaben koordinieren in der Regel auf Kreisebene das tägliche Einsatzgeschehen. Im Katastrophenfall übernehmen spezielle Stäbe auf Ebene der Kommunalverwaltungen die Koordination, bei besonderen Lagen auf Ebene der Landesverwaltungen. Für die operative Durchführung der Aufgaben bedienen sich Staat und Kommune der Feuerwehren und der privaten Hilfsorganisationen. Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW), die Einsatzorganisation des Bundes im Bevölkerungsschutz, unterstützt die Länder und Kommunen im Rahmen der Amts- und Katastrophenhilfe. Insgesamt steht dem integrierten Hilfeleistungssystem in Deutschland damit ein enormes Potenzial zur Verfügung, das zu den leistungsfähigsten der Welt zählt.08 Ein zentraler Grundsatz für das Krisenmanagement und den Bevölkerungsschutz ist, dass man „vor und in der Krise Köpfe kennt“ (3-K-Prinzip), um sowohl im Rahmen der Vorsorge als auch bei der Bewältigung von Lagen sofort und immer mit den zuständigen Personen in Kontakt zu stehen.
 
        GESETZLICHER RAHMEN
 
        Aufgrund der gesetzlichen Verantwortung für die Aufgaben des Brand- und Katastrophenschutzes sowie des Rettungsdienstes existieren in allen 16 Bundesländern Fachgesetze für diese Aufgaben. Die jeweiligen Innenministerien üben die Fachaufsicht aus. In einigen Bundesländern ist die Aufgabe des Rettungsdienstes den Gesundheitsministerien zugeordnet, wobei über spezielle Ländergremien die Zusammenarbeit mit den Innenressorts gewährleistet ist. Die Mitte der Pyramide ist also für diese Aufgabenvielfalt gesetzlich zuständig, unterstützt die kommunale Ebene mit materiell-technischen Ressourcen, kann eigene Einheiten aufstellen und koordiniert bei besonders großen Lagen mit Krisenstäben auf der politisch-administrativen Ebene.
 
        Der für den Zivilschutz verantwortliche Bund bildet die Spitze in der pyramidenförmigen zivilen Sicherheitsarchitektur. Das Gesetz über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des Bundes (ZSKG) setzt dabei den Rahmen für den Bevölkerungsschutz und die Unterstützung der Länder im Katastrophenfall. Die Mitarbeit des Bundes beim Katastrophenschutz der Länder bietet die Möglichkeit, Ressourcen aus dem Zivilschutz für die alltägliche Gefahrenabwehr bei friedenszeitlichen Katastrophenlagen nutzen zu können. Durch die Mitwirkungspflicht aller Stufen zum Schutz der Bevölkerung im Verteidigungsfall sind diese durch den sogenannten „Doppelnutzen“ miteinander verzahnt. Zuständige Bundesbehörden zur Aufgabenerfüllung des ZSKG sind das BBK und das THW als Geschäftsbereichsbehörden des BMI.
 
        BLACKOUT UND MAẞNAHMEN DES BEVÖLKERUNGSSCHUTZES
 
        Im Bevölkerungsschutz spielen die Energiesicherheit und die Ausfallproblematik aufgrund der enormen gesamtgesellschaftlichen Relevanz schon seit Langem eine wichtige Rolle. Das Szenario eines großen, flächendeckenden Stromausfalls während eines extremen Winters wurde bereits 2004 in der ersten durch BMI und BBK organisierten Länderübergreifenden Krisenmanagement-Übung (LÜKEX) durchexerziert. Ergebnis war neben einer umfassenden Sensibilisierung der beteiligten Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden, der Einsatzorganisationen und der Elektrizitätswirtschaft unter anderem ein umfassendes „Krisenhandbuch Stromausfall“. Dieses wurde für viele Jahre zu einem zentralen Leitfaden für Behörden, Unternehmen und Organisationen.09
 
        Weitere LÜKEX-Übungen beschäftigten sich auch in den Folgejahren mit Themen der Energiesicherheit, beispielsweise die LÜKEX 2018, die eine Gasmangellage zum Gegenstand hatte. Auch die LÜKEX 2023 mit angenommenen Cyberangriffen auf Regierungshandeln kann mit Blick auf gegenwärtige hybride Kriegsformen in diesen Gesamtzusammenhang eingeordnet werden.
 
        Zahlreiche interne Risikoanalysen in Behörden und Unternehmen der Energiewirtschaft haben in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass trotz international gestiegenem Risiko stetige Verbesserungen im Risiko- und Krisenmanagement vorgenommen wurden. Das BBK hat dazu mit Methodenkompetenz, Handlungshilfen und Leitfäden, beispielsweise für den Aufbau von Notstromversorgungen oder für die Treibstoffversorgung bei Stromausfällen, beigesteuert und Bundesressorts, Länder und Kommunen fachlich und beratend unterstützt.
 
        Einen wichtigen Beitrag hat das BBK auch mit dem Konzept des integrierten Risiko- und Krisenmanagements geleistet, das die Maßnahmen staatlicher beziehungsweise kommunaler Gefahrenabwehrbehörden und die Betreiber von KRITIS verknüpft. Elemente und Abläufe einer strukturierten Zusammenarbeit zwischen Akteuren des Bevölkerungsschutzes und Betreibern von KRITIS im Integrierten Katastrophenrisiko- und Krisenmanagement konnten so auch in ein Standarddokument des Deutschen Instituts für Normung aufgenommen werden.10 Strukturierte Verfahren und Abläufe sowie eine erfolgreich koordinierte Zusammenarbeit von Staat, Kommune und Unternehmen sind gerade für Vorsorgemaßnahmen mit Blick auf große Katastrophen wie einen Blackout von entscheidender Bedeutung.
 
        Neben den Aktivitäten des Bundes wurde bereits vor über zehn Jahren auf Ebene der Länder und Kommunen damit begonnen, Musternotfallpläne für den Fall eines Blackouts zu erarbeiten und zur Umsetzung auf kommunaler Ebene anzuordnen, zumindest aber zu empfehlen. Ein frühes Beispiel ist der „Musternotfallplan Stromausfall“ des Regierungspräsidiums Karlsruhe von 2014, der sehr konkrete Handlungsempfehlungen zur Vorbereitung auf einen flächendeckenden und lang anhaltenden Stromausfall beinhaltet und als direkte Ergänzung des bereits erwähnten Krisenhandbuchs gesehen wird. Mittlerweile verfügen auch die Länder über entsprechende Rahmen- und Handlungsempfehlungen sowie Notfallpläne bei Stromausfall. Federführend sind die für den Katastrophenschutz jeweils zuständigen Innenministerien, die im Katastrophenfall bei großen und besonderen Lagen einen Krisenstab gegebenenfalls auch ressortübergreifend auf Landesebene koordinieren.
 
        Aufgrund der besonderen Lage durch den Krieg in der Ukraine und die nicht ganz abschätzbaren Folgen für die Energieversorgung in Deutschland hatten die Länder die Kommunen für den Winter 2022/23 angewiesen, entsprechend erweiterte Vorsorgemaßnahmen zu treffen. Es sollten Anlaufstellen für die Bevölkerung als Notversorgungseinrichtungen und auch als Wärmeinseln im Fall eines größeren Energieausfalls vorgeplant werden, um in einer solchen Situation vor allem der betroffenen Wohnbevölkerung effektiv helfen zu können. Die Hilfsorganisationen, die unter anderem für den Sanitätsdienst und die soziale Betreuung im Katastrophenfall zuständig sind, haben zusammen mit kommunalen Verwaltungen entsprechende Einrichtungen vorbereitet, wobei sie auf die Erfahrungen aus der Fluchtmigration 2015/16 und aus der Corona-Pandemie zurückgreifen konnten.
 
        Vorsorgemaßnahmen des Bundes, der Länder und der Kommunen gegenüber einem Blackout sind jedoch nicht nur auf planerische Maßnahmen beschränkt. So hält zum Beispiel das THW sogenannte Fachgruppen Elektroversorgung vor, die neben hoher Fachexpertise ihrer Mitglieder auch über leistungsfähige und leistungsstarke Netzersatzanlagen und Notstromaggregate verfügen und diese im In- und Ausland zum Einsatz bringen. Für die Länderaktivitäten kann exemplarisch Hessen genannt werden. Das Land hat in den vergangenen Jahren große Netzersatzanlagen und spezielle Fahrzeuge beschafft, die den unteren Katastrophenschutzbehörden zur Verfügung gestellt wurden und so einen wichtigen Beitrag für das Krisenmanagement bei großen Stromausfällen leisten. Diese Potenziale hat Hessen bereits in den EU-weiten Einsatz gebracht, als Slowenien 2014 aufgrund einer extremen Winterwetterlage von massiven Stromausfällen betroffen war.11 Die Einsatzorganisationen, allen voran die Feuerwehren, aber auch die Hilfsorganisationen, verfügen mittlerweile über eine stattliche Anzahl von Netzersatzanlagen und Notstromaggregaten, ebenso die relevanten Unternehmen oder die dazu gesetzlich verpflichteten Einrichtungen, wie zum Beispiel Krankenhäuser. Allerdings würden diese Kapazitäten bei einem Blackout lediglich dazu dienen, eine zeitlich begrenzte Notversorgung für die wichtigsten gesellschaftlichen Bereiche anzubieten. Das BBK empfiehlt hier, eine Vorsorge für 72 Stunden zu treffen. Eine entsprechende Eigenvorsorge für eine solche, wenn auch wenig wahrscheinliche, Lage sowohl in Unternehmen als auch in der Bevölkerung ist daher nicht nur sinnvoll, sondern notwendig. Das BBK hat auch hierzu umfangreiche Empfehlungen für den Selbstschutz und die Selbsthilfe für die Bevölkerung veröffentlicht.12 Gleichermaßen existieren solche Angebote auf der kommunalen Ebene bei Feuerwehren und Hilfsorganisationen.
 
        AUSBLICK
 
        Auch wenn ein Ereignis wie ein landes- oder bundesweiter Blackout derzeit unwahrscheinlich ist, erfordern die internationalen sicherheitspolitischen Entwicklungen, Kriege und insbesondere die Klimakrise eine stetige Anpassung von Vorsorgemaßnahmen sowie des Risiko- und Krisenmanagements. Ziel muss sein, die gesamtgesellschaftliche Resilienz gegenüber Krisen und Katastrophen zu stärken. Mit der vom Bundeskabinett 2022 beschlossenen Nationalen Resilienzstrategie und der 2023 ebenfalls vom Kabinett beschlossenen Nationalen Sicherheitsstrategie existiert ein politischer Rahmen, der genau diesem Ziel dient. Das 2024 erwartete KRITIS-Dachgesetz zum Schutz kritischer Infrastrukturen wird die Resilienz der für unsere Gesellschaft so (über-)lebenswichtigen Basis weiter in den Fokus nehmen.13 Alle in den vergangenen Jahren von Bund, Ländern, Kommunen, Unternehmen und Hilfsorganisationen erbrachten Maßnahmen sowie die künftigen Vorhaben werden dazu dienen, Blackouts auch weiterhin zu verhindern und die Auswirkungen von Stromausfällen so gering wie möglich zu halten. Dies kann jedoch nur gemeinsam gelingen, denn Risiko- und Krisenmanagement einschließlich des Bevölkerungsschutzes sind eine große Gemeinschaftsaufgabe von Staat und Gesellschaft.
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        SCHUTZ KRITISCHER INFRASTRUKTUREN WÄHREND EINES BLACKOUTS
 
        Giuseppe Puleo · Maximilian Mütherig · Markus Zdrallek
 
        Die Stromnetzbetreiber in Deutschland sind wegen des Ausbaus erneuerbarer Energien mit zahlreichen Veränderungen und neuen Herausforderungen konfrontiert, gleichzeitig kommt es zu einer zunehmenden Belastung durch Cyberattacken.01 Den Betreibern kommt in dieser Gemengelage vor allem die Aufgabe zu, das Gleichgewicht zwischen erzeugter und verbrauchter elektrischer Energie zu jedem Zeitpunkt zu halten. Das Stromnetz kann man sich dabei wie eine Waage vorstellen: Auf der einen Seite befinden sich Kraftwerke, die Strom in das Netz einspeisen, auf der anderen Seite stehen die Verbraucher, die den erzeugten Strom benötigen. Bei einem Ungleichgewicht dieser beiden Größen kommt es durch Über- oder Unterbelastung zu einer Instabilität des Netzes, welche zu Störungen und im schlimmsten Fall zu einem großflächigen und lang andauernden Stromausfall, also einem Blackout, führen kann.
 
        Die Folgen eines Blackouts sind schwierig zu bestimmen, da viele Ereignisse einen Dominoeffekt anstoßen können, dessen Ausmaß im Vorhinein ungewiss ist. Beispielsweise kann der Ausfall von Ampeln zu einem chaotischen Straßenverkehr führen, der wiederum die Anzahl an Verkehrsunfällen erhöht. Dadurch steigt auch der Bedarf an Rettungsdiensten. Parallel dazu können Tankstellen ausfallen und die Treibstoffversorgung so eingeschränkt werden, dass Krankenwagen kaum mehr einsatzfähig sind.
 
        Dieses exemplarische Gedankenspiel zeigt, wie abhängig wir von einem stabilen Stromnetz sind und wie sich einzelne Szenarien gegenseitig bedingen. Es gab in der Vergangenheit bereits mehrere großflächige Stromausfälle, die die Auswirkungen einer Netzinstabilität verdeutlichen. Ein Beispiel ist etwa der Stromausfall im September 2003 in Italien, von dem über 56 Millionen Menschen betroffen waren.02 Er begann in den frühen Morgenstunden und legte weite Teile des Landes lahm. Grund für den Ausfall war ein umgefallener Baum, der eine Hauptstromleitung zerstört hatte. Die Auswirkungen waren gravierend: Verkehrssysteme brachen zusammen, und Krankenhäuser und andere Notfallzentren mussten mit Notstromaggregaten arbeiten. Erst nach 18 Stunden konnte die Stromversorgung wieder vollständig hergestellt werden.
 
        Ein weiteres Beispiel ist der Stromausfall im November 2006, der mehrere Länder, darunter Deutschland, Frankreich, Belgien, Italien, Österreich und Spanien, betraf.03 Dieser Vorfall wurde durch die geplante Abschaltung einer Höchstspannungsleitung ausgelöst, die über die Ems führte und die für die Überführung eines Kreuzfahrtschiffes aus Papenburg abgeschaltet werden musste. Durch unzureichende Planung und Koordination kam es infolge einer Überlastung in den Leitungen zu automatischen Abschaltungen. Etwa 15 Millionen Menschen waren europaweit von vorübergehenden Stromausfällen betroffen.04
 
        Aktuell zeigt der Krieg in der Ukraine, wie anfällig Stromnetze gegenüber Cyberattacken sind.05 Dabei greifen Hacker gezielt Umspannwerke in der Ukraine an und versuchen, diese lahmzulegen. Doch auch Deutschland war von einem dieser Angriffe mitbetroffen. Durch den Ausfall des KA-SAT-Satellitennetzwerkes nach dem russischen Angriff am 24. Februar 2022 konnten Windparks in Deutschland nicht mehr gesteuert werden. 5800 Anlagen mit einer Gesamtleistung von elf Gigawatt waren davon betroffen.06
 
        NOTFALLKONZEPTE
 
        Die Ereignisse zeigen die Verwundbarkeit von Stromnetzen und die Notwendigkeit von Konzepten, die Stromversorgung bei einem Netzzusammenbruch möglichst schnell wiederherzustellen. Aktuell gibt es zwei Strategien, die für die Wiederherstellung der Stromversorgung bei einem Netzzusammenbruch angewandt werden: die Top-down- und die Bottom-up-Strategie.07 Diese konzentrieren sich allerdings nur auf die Wiederherstellung des gesamten Stromnetzes und nicht auf die schnelle Wiederversorgung einzelner Netzabschnitte. Bei der Top-down-Strategie wird das Stromnetz mithilfe eines benachbarten, unter Spannung stehenden Stromnetzes wiederversorgt. Ein Beispiel hierfür ist der genannte Fall in Italien, bei dem das Land schrittweise wieder an das europäische Verbundnetz angeschlossen wurde. Unter der Bottom-up-Strategie versteht man hingegen ein Verfahren, in dem das Stromnetz sich aus eigener Kraft wiederversorgt. Diese Strategie wird angewandt, wenn eine Wiederversorgung durch ein benachbartes Stromnetz nicht möglich ist. Kann sich ein Kraftwerk ohne Energiezufuhr von außen selbst hochfahren, spricht man von einem sogenannten Schwarzstart. Ausgehend von einem oder mehreren schwarzstartfähigen Anlagen oder Kraftwerken wird das Netz bei der Bottom-up-Strategie schrittweise wiederaufgebaut. Bei beiden Strategien ist eine koordinierte und schrittweise Zuschaltung der Netzabschnitte wichtig, da es ansonsten zu einer Überlastung der Anlagen kommen kann. Eine sofortige Wiederversorgung des gesamten Netzes mit elektrischer Energie ist aus diesem Grund nicht möglich.
 
        Kritische Infrastrukturen, also die Energie- und Wasserversorgung, der Verkehr oder Einrichtungen der Gesundheitsversorgung, sind dabei enorm abhängig von elektrischer Energie. Beispielsweise benötigen Krankenhäuser für lebenswichtige Instrumente wie Beatmungs- oder Dialysegeräte eine sichere und stabile Stromversorgung. Aber auch die Wasserwirtschaft ist auf Strom angewiesen, um ihre Pumpen und Kläranlagen betreiben zu können. Ein Ausfall hätte zur Folge, dass die Bevölkerung nicht mehr ausreichend mit sauberem Trinkwasser versorgt werden kann und es zusätzlich zu einer Verstopfung des Abwassersystems kommt. Dies hätte wiederum eine Kettenreaktion zur Folge, in der Schmutzwasser in das Oberflächengewässer gelangt und sich Bakterien und Krankheitserreger weiterverbreiten. In einem solchem Szenario wären die Krankenhäuser bereits überlastet.
 
        Damit die Stromversorgung von kritischen Infrastrukturen auch während eines Stromausfalls gewährleistet ist, werden meist Dieselgeneratoren oder sogenannte Anlagen zur unterbrechungsfreien Stromversorgung als Notstromversorgung eingesetzt. Diese verfügen allerdings über begrenzte Brennstoffreserven beziehungsweise Batteriekapazitäten und haben daher nur ein geringes Durchhaltevermögen. Das Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag hat 2011 einen Bericht veröffentlicht, der die Folgen eines lang andauernden und großräumigen Stromausfalls veranschaulicht.08 Dieser zeigt, dass bereits nach kurzer Zeit in betroffenen Gebieten eine flächendeckende und bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit essenziellen Gütern und Dienstleistungen nicht mehr gewährleistet werden kann. Daraus folgt, dass weitere Anstrengungen nötig sind, um die Widerstandsfähigkeit beziehungsweise die Resilienz kritischer Infrastrukturen zu erhöhen.
 
        INSELNETZE ZUR WIEDERVERSORGUNG KRITISCHER INFRASTRUKTUREN
 
        Nach einem großflächigen Stromausfall wäre eine Handlungsoption der Aufbau eines sogenannten Inselnetzes innerhalb eines Verteilnetzes. Während die großen Kraftwerke ihren generierten Strom in Transportnetze einspeisen, dient das Verteilnetz der anschließenden Weiterleitung des Stroms an die Endverbraucher. Ein Inselnetz dagegen ist ein Stromnetz, das von einem oder wenigen Anlagen mit Strom versorgt wird und keinen elektrischen Anschluss zu anderen Stromnetzen besitzt. Befindet sich auf Verteilnetzebene mindestens ein mittelgroßes schwarzstartfähiges Kraftwerk, kann damit ein Inselnetz aufgebaut werden. Dabei bieten sich vor allem Müllverbrennungsanlagen oder Wasserkraftwerke an, da diese über eine gesicherte Einspeiseleistung verfügen.
 
        Ihrem Namen entsprechend werden Inselnetze meist auf Inseln eingesetzt. Beispielsweise befindet sich auf den Färöer-Inseln ein Inselnetz, das von einer Kombination aus fossiler Wärme-, Wasser- und Windkraft betrieben wird.09 Aber auch in der Bergbauindustrie werden Inselnetze eingesetzt, da die Abbaugebiete meist weit von der öffentlichen Stromversorgung entfernt sind. Ein Beispiel dafür ist die Granny-Smith-Mine in Australien, die zukünftig über eine Photovoltaikanlage, einen Stromspeicher und ein Gaskraftwerk versorgt werden soll und damit über eines der weltweit größten hybriden Inselnetze verfügt.10
 
        Ein Inselnetz kann nicht nur isoliert, sondern auch auf Verteilnetzebene aufgebaut werden, um im Fall eines großflächigen Stromausfalls kritische Infrastrukturen wieder mit Strom zu versorgen. Dabei ist ein schwarzstartfähiges Kraftwerk zentral. Von diesem ausgehend werden schrittweise einzelne Netzabschnitte mit kritischen Infrastrukturen zu einem Inselnetz zusammengeschaltet. Die Anzahl der kritischen Infrastrukturen, die an das Netz angeschlossen werden können, hängt dabei primär von der zur Verfügung stehenden elektrischen Leistung des Inselnetzes ab. Um jene zu erhöhen und weitere kritische Infrastrukturen mit Strom zu versorgen, können weitere einspeisende Anlagen dem Inselnetz hinzugeschaltet werden. Beispielsweise befinden sich durch den Ausbau erneuerbarer Energien weitere Einspeiser wie Photovoltaikanlagen auf Verteilnetzebene. Diese besitzen allerdings eine hohe Volatilität, also wetter- oder tageszeitbedingte Schwankungen bei der Stromerzeugung, die es zu berücksichtigen gilt: Tagsüber scheint die Sonne und Photovoltaikanlagen speisen Strom in das Inselnetz ein, Verschattungen durch Wolkenzüge führen allerdings zu einer kurzzeitigen Reduzierung der Stromerzeugung. Nachts hingegen speisen solche Anlagen keinen Strom ein, und das Inselnetz muss entsprechend verkleinert werden, indem ausgewählte Abschnitte davon getrennt werden. Die Schwierigkeit besteht somit in der optimalen Ausnutzung der elektrischen Energie, indem tagsüber das Inselnetz vergrößert und nachts verkleinert wird. Parallel dazu müssen auch die kurzzeitigen Schwankungen bei der Stromerzeugung berücksichtig werden.
 
        Eine weitere Herausforderung liegt in der Zuschaltung von kritischen Infrastrukturen zu dem Inselnetz. Grundsätzlich befindet sich in einem Stromnetz eine Vielzahl an Generatoren. Dadurch haben Zuschaltungen von einzelnen Lasten keine großen Auswirkungen auf die Netzstabilität. In einem Inselnetz allerdings befinden sich nur wenige Generatoren, und somit ist die Anfälligkeit für Überlastung höher.11 Man kann sich das Stromnetz dabei wie ein großes Containerschiff vorstellen, auf das eine fünf Meter hohe Welle keine großen Auswirkungen hat. Das Inselnetz entspricht dagegen einem Fischerboot mit einer viel geringeren Masse. Eine fünf Meter hohe Welle würde dieses stärker zum Schwanken bringen als das Containerschiff. In diesem Sinne wirken sich Zuschaltungen in einem Inselnetz stärker auf dessen Stabilität aus. Dadurch hat das Inselnetz auch weniger Zeit, um mit seinen Regelmechanismen auf das Ungleichgewicht zwischen Erzeugung und Verbrauch zu reagieren. Es ist also wichtig, vorher zu überprüfen, ob eine kritische Infrastruktur zugeschaltet werden kann oder ob die Zuschaltung zu einem erneuten Netzzusammenbruch führt.
 
        Außerdem muss im Vorhinein ein genauer Plan über die notwendigen Handlungsmaßnahmen vorliegen, um in einer Krisensituation schnell reagieren zu können. Es sollte genau festgelegt sein, wie das Inselnetz aussieht und welche Zuschaltungen in welcher Priorität durchgeführt werden müssen. Allerdings benötigen nicht alle kritischen Infrastrukturen eine dauerhafte Stromversorgung. Eine Schwebebahn wie in Wuppertal bräuchte im Krisenfall beispielsweise lediglich Strom, damit die Passagiere bis zur nächsten Station fahren und aussteigen können. Danach wird kein Strom mehr benötigt, und andere kritische Infrastrukturen können vorrangig versorgt werden.
 
        FORSCHUNGSPROJEKT SISKIN
 
        Es ist schwierig, ein Inselnetz auf Verteilnetzebene zu untersuchen, da im regulären Netzbetrieb keine Versuche durchgeführt werden können, die die Netzsicherheit gefährden und Verbraucher potenziell betreffen könnten. Im Rahmen von Forschungsprojekten wie „SiSKIN – Großflächiger Stromausfall – Möglichkeiten zur Teilversorgung von kritischen Infrastrukturen“ lassen sich solche Situationen jedoch untersuchen, indem Stromausfälle simuliert und Handlungsoptionen in einer Laborumgebung getestet werden. So lassen sich Probleme bei der Notfallversorgung im Vorhinein identifizieren und beheben, um anschließend einen Feldtest durchführen zu können.
 
        An dem Forschungsprojekt, das im Dezember 2021 gestartet ist und eine Laufzeit von drei Jahren hat, sind hauptsächlich die Bergische Universität Wuppertal, WSW Netz aus Wuppertal, die Energieversorgung Leverkusen, RheinEnergie aus Köln, der Wupperverband und die AWG Abfallwirtschaftsgesellschaft in Wuppertal beteiligt.12 Das Projektkonsortium besteht somit aus einer universitären Forschungseinrichtung, drei Netzbetreibern, einem Betreiber eines Müllheizkraftwerks auf Verteilnetzebene und einem Betreiber einer Kläranlage, die als kritische Infrastruktur eingestuft wird. Projektziel ist die Verminderung schwerwiegender Folgen eines lang andauernden, großflächigen Stromausfalls, wenn kritische Infrastrukturen nicht mehr betrieben werden können. Dazu werden Konzepte für einen Teilnetzbetrieb von Verteilnetzen durch die Bildung von Inselnetzen entwickelt. So soll sichergestellt werden, dass kritische Infrastrukturen jenseits ihrer bisherigen Notstromkonzepte schnellstmöglich und resilient mit elektrischer Energie wiederversorgt werden können.
 
        Der Projektplan umfasst drei zentrale Wegmarken: Zunächst wurde der Entwurf für ein Gesamtkonzept entwickelt. Dieses soll in einem Labortest und anschließend in einem Feldtest validiert werden. Für den Labortest dient das Smart Grid Lab (SGL) auf dem Campus Freudenberg der Bergischen Universität Wuppertal.13 Das SGL ist ein Niederspannungstestnetz, in dem das Konzept zur Inselnetzversorgung mit realen Netzkomponenten und Stromflüssen in einer gesicherten Umgebung erprobt werden kann, bevor es in einem realen Netz zum Einsatz kommt.
 
        Die Konfiguration des Testnetzes kann individuell über die installierten Komponenten gestaltet werden. Sogenannte Lastbänke ermöglichen die Nachbildung von typischen Stromverbrauchsmustern, denen ein Inselnetz in der Praxis ausgesetzt sein wird. Dies ist äußerst hilfreich, um die Stabilität und Belastbarkeit des Inselnetzes zu testen und um sicherzustellen, dass es den Anforderungen unter verschiedenen Bedingungen standhalten kann. Zusätzlich befinden sich im SGL Ladesäulen für E-Autos und eine Photovoltaikanlage, mit der die Auswirkungen einer wetterbedingt volatilen Einspeisung getestet werden können. Eine weitere Besonderheit im SGL sind die sogenannten Umrichter, die Strom in das Netz einspeisen oder aus dem Netz entnehmen können. Durch die richtige Programmierung kann so auch das Verhalten einer Batterie in einem Inselnetz nachgestellt werden. Das SGL ist mit allen relevanten Komponenten eines realen Stromnetzes ausgestattet und ermöglicht so eine Vielzahl an möglichen Testszenarien.
 
        Im Rahmen des Feldtests soll das entwickelte Konzept letztendlich mit einem realen Kraftwerk und realen elektrischen Verbrauchern erprobt werden. Dazu muss ein Netzabschnitt, der als Testnetzgebiet fungiert, vom restlichen Stromnetz isoliert werden, um sicherzustellen, dass der Feldtest keinen Einfluss auf die Versorgungssicherheit der anliegenden Verbraucher hat. Das dabei zugrundeliegende Konzept ist eine Spezifizierung der zuvor beschriebenen Bottom-up-Strategie: Die Inselnetzbildung soll über ein dezentrales Kraftwerk, den sogenannten Netzbildner, auf Verteilnetzebene angestoßen werden. Der Fokus liegt dabei auf der schnellstmöglichen Wiederversorgung kritischer Infrastrukturen. Zentraler Bestandteil des Konzepts ist eine Software, die anhand von vordefinierten Eingabewerten bei der bestmöglichen Verschaltung des Inselnetzes unterstützt. Ein Eingabewert entspricht dabei den Anschlussprioritäten der elektrischen Verbraucher und Versorger. Kritische Infrastrukturen haben jeweils unterschiedliche Anforderungen an die Stromversorgung in Bezug auf die tägliche Dauer und die Dringlichkeit. Da es aus Gründen der hohen Dynamik und der begrenzten Leistungskapazitäten des Netzbildners nicht möglich ist, alle kritischen Verbraucher auf einmal an das Inselnetz anzuschließen, muss vorher festgelegt werden, welche kritischen Verbraucher dringlicher mit Strom versorgt werden müssen als andere. Da die Erzeugungskapazitäten des Netzbildners begrenzt sind, kann es dazu kommen, dass beim stetigen Zuschalten von elektrischen Verbrauchern auch zusätzliche elektrische Erzeuger an das Inselnetz angeschlossen werden müssen, um den Netzbildner zu entlasten. Hier wird nach der Verfügbarkeit der Energiequelle, der Hochfahrzeit des Erzeugers und der Leistungsgröße priorisiert. Ein anderer Eingabewert entspricht den Netzdaten des aufzubauenden Netzabschnitts, also den Angaben über die Komponenten des Netzes wie Kabel, Transformatoren, Schalter, Kraftwerke und Verbraucher. Über die Kenntnis der Anschlussprioritäten und des Netzaufbaus kann eine Software entscheiden, welche elektrischen Verbraucher und Erzeuger in welcher Reihenfolge und über welche Leitungen und Transformatoren zu einem immer größer werdenden Inselnetz zusammengeschaltet werden. Währenddessen prüft die Software anhand von Messdaten aus dem Inselnetz, wie sich der Anschluss neuer Netzkomponenten auf die Netzstabilität auswirken würde.
 
        Damit das Konzept auf ein Verteilnetz angewendet werden kann, müssen gewisse Voraussetzungen erfüllt sein: Zunächst muss sich ein schwarzstartfähiges Kraftwerk oder ein Kraftwerk im Verteilnetz befinden, das sich nach dem Blackout im Eigenbedarf gefangen hat. Ein Kraftwerk im Eigenbedarf erzeugt nur die elektrische Energie, die es benötigt, um in Betrieb zu bleiben. Zum Eigenbedarf gehören unter anderem die Steuerung und Überwachung des Generators, aber auch triviale Dinge wie Licht und Klimaanlagen. Manche Kraftwerke verfügen über einen Sicherheitsmechanismus, der es ihnen erlaubt, sich präventiv abzukoppeln, falls das anliegende Stromnetz im Begriff ist, zusammenzubrechen. So verhindert es den eigenen Zusammenbruch und muss nicht schwarzgestartet werden. Dieses Kraftwerk kann als Netzbildner dienen, von dem aus das Inselnetz schrittweise aufgebaut wird.
 
        Weiterhin muss das Kraftwerk inselnetzfähig sein. Das bedeutet in den meisten Fällen, dass es über eine Drehzahl- und eine Spannungsregelung verfügt. Die Drehzahlregelung ist dafür zuständig, dass die an einen Generator gekoppelten Turbinen mit einer Frequenz von 50 Hertz rotieren. Das ist sehr wichtig, da die elektrischen Erzeuger und Verbraucher nur bei einer Netzfrequenz nahe den 50 Hertz betrieben werden können. Werden elektrische Verbraucher an das Inselnetz angeschlossen, wird die Turbine wegen der entnommenen Energie abgebremst. Werden elektrische Verbraucher vom Inselnetz getrennt, dreht sich die Turbine schneller, da weniger Energie entnommen wird. In beiden Fällen sorgt die Drehzahlregelung dafür, dass die Turbine wieder auf die 50 Hertz zurückgeführt wird. Die Spannungsregelung hingegen regelt die elektrische Spannung, die in einem Netz konstant vorliegen muss.
 
        Zuletzt sollte der Netzbildner über eine genügend hohe Nennleistung verfügen, also die Leistung, die er unter Normalbedingungen imstande ist zu produzieren. Mit jedem zusätzlich zu versorgenden Verbraucher muss dieser mehr Strom erzeugen. Übersteigt die Summe der elektrischen Leistung der angeschlossenen Verbraucher die Nennleistung des Netzbildners, ist dieser überlastet und kann nicht weiter betrieben werden. Das bedeutet, dass der Netzbildner genügend Leistung zur Verfügung stellen muss, um einen wesentlichen Anteil der kritischen Verbraucher im Inselnetz zu versorgen.
 
        Die Leistung des Netzbildners wird in einem Umspannwerk über das Schließen von Schaltern in die Netzabschnitte mit den kritischen Verbrauchern geleitet. Damit dies schrittweise passieren kann und der Netzbildner nicht sofort überlastet ist, sollten die Schalter vor Aufbau des Inselnetzes alle geöffnet sein.
 
        ERSTE ERKENNTNISSE
 
        Mit Ablauf der ersten Hälfte des Forschungsprojekts konnten bereits wichtige Erkenntnisse gewonnen werden. Die Zusammenarbeit mit den Netz- und Anlagenbetreibern war dabei entscheidend. So ließ sich feststellen, dass eine präventive Priorisierung von elektrischen Verbrauchern für den Krisenfall bisher schwierig zu legitimieren ist. Nach Artikel 20 Absatz 1 Energiewirtschaftsgesetz sind Betreiber von Energieversorgungsnetzen nämlich dazu verpflichtet, „jedermann nach sachlich gerechtfertigten Kriterien diskriminierungsfrei Netzzugang zu gewähren“. Das ist eine wichtige Regelung im alltäglichen Normalbetrieb von Stromnetzen. In einem Krisenfall, in dem aufgrund fehlender Erzeugungsleistung aber nicht die Möglichkeit einer Gleichbehandlung aller Verbraucher besteht, muss priorisiert werden, welche Verbraucher unbedingt mit elektrischer Energie versorgt werden müssen. Eine präventive Priorisierung hilft im Krisenfall, schnell handeln zu können und so den gesellschaftlichen Schaden eines großflächigen und lang andauernden Blackouts zu minimieren.
 
        Außerdem sollten die Anlagen und Netze vermehrt auf den Ernstfall hin getestet werden. Oftmals ließen sich im Zuge des Forschungsprojekts keine klaren Aussagen darüber treffen, was passiert, wenn man tatsächlich ein Inselnetz von einem Netzbildner aus verschalten müsste. Daraus folgt, dass mehr Anreize und gesetzliche Regelungen geschaffen werden sollten, um die Netz- und Anlagebetreiber dazu zu motivieren, Krisenszenarien regelmäßig zu erproben.
 
        AUSBLICK
 
        Ein Blackout ist in einem sicheren Stromnetz wie dem deutschen sehr unwahrscheinlich, dennoch ist er nicht gänzlich auszuschließen. Die Folgen eines lang andauernden und großflächigen Stromausfalls können verheerend für die Gesellschaft sein, insbesondere, wenn man nicht darauf vorbereitet ist. Fast alle alltäglichen Dinge wie Lebensmittelbeschaffung, Beleuchtung, Transport, Kommunikation und Hygiene sind von einer funktionierenden Stromversorgung abhängig. Mit steigender Anzahl von Cyberangriffen und Unwetterereignissen nimmt auch das Risiko für einen solchen Krisenfall zu. Somit sollten sich die Netzbetreiber präventiv auf ein derartiges Szenario vorbereiten. Ohne gesetzlich verordnete Regularien zur Blackout-Prävention ist es leider weiterhin sehr unattraktiv, Investitionen hinsichtlich eines solchen High-impact-low-probability-Ereignisses zu tätigen. Idealerweise sollten dennoch regelmäßige Schwarzstart-Tests von geeigneten Netzbildnern durchgeführt werden. Außerdem sollte jeder Verteilnetzbetreiber einen fertigen Verschaltungsplan für ein Notinselnetz einsatzbereit haben, nach dem die wichtigsten kritischen Infrastrukturen mit Strom versorgt werden können. Um diesen Verschaltungsplan umzusetzen, müssen alle nötigen Techniker einen fertigen Fahrplan haben, damit sie genau wissen, welche Schalthandlungen auszuführen sind, wenn die Kommunikation mit der Leitstelle nur eingeschränkt funktioniert. Eine gute Vorbereitung führt im Krisenfall zu schnelleren Entscheidungen – und kann so Leben retten.
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          HOLGER GÖRG
 
          COMEBACK DER INDUSTRIEPOLITIK?
 
          Spätestens seit der Verabschiedung des CHIPS and Science Act und des Inflation Reduction Act durch die US-Administration unter Joe Biden wird von einer Renaissance der Industriepolitik gesprochen. Welche Ziele verfolgt Industriepolitik? Und was sind ihre Vor- und Nachteile?
 
        
 
         
          RAINER HANK
 
          IN DER SACKGASSE. WARUM INDUSTRIEPOLITIK SCHEITERN WIRD
 
          Industriepolitik verliert ihre Unschuld, sobald es konkret wird: Dann wird schnell klar, dass es sich hierbei um gravierende Markteingriffe handelt, mit denen protektionistische Schutzmauern aufgebaut und mehr oder weniger willkürlich Subventionen verteilt werden.
 
        
 
         
          SABINE STEPHAN
 
          EUROPA BRAUCHT EINE AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK
 
          Europa braucht eine aktivere Industriepolitik, um die Herausforderungen des digitalen und ökologischen Wandels zu meistern. Der Paradigmenwechsel hin zu mehr Industriepolitik bietet nun eine Chance, die mit Entschlossenheit genutzt werden sollte.
 
        
 
         
          RALF AHRENS
 
          PRAGMATISCHER INTERVENTIONISMUS. DEUTSCHE INDUSTRIEPOLITIK IM 20. UND 21. JAHRHUNDERT
 
          Nachdem der Begriff „Industriepolitik“ seit den 1960er Jahren für einige Zeit in den Hintergrund getreten war, ist er heute wieder salonfähig. Ein Blick in die deutsche Wirtschaftsgeschichte zeigt jedoch, dass Industriepolitik auch dann betrieben wurde, wenn sie nicht so bezeichnet wurde.
 
        
 
         
          MICHAEL GRÖMLING
 
          HERAUSFORDERUNGEN DER INDUSTRIE AM STANDORT DEUTSCHLAND
 
          Die deutsche Wirtschaft ist stark auf die Weltmärkte ausgerichtet und tut sich in instabilen Zeiten schwer. Vor diesem Hintergrund ist eine Diskussion über das richtige wirtschaftspolitische Handeln entbrannt. Was zeichnet den Standort Deutschland aus?
 
        
 
         
          INU MANAK
 
          FLUCH DER NOSTALGIE. INDUSTRIEPOLITIK IN DEN USA 
 
          Ein kritischer Blick auf Geschichte und Gegenwart der Industriepolitik zeigt, dass ihre jüngste Popularität nicht nur fehlgeleitet ist, sondern dass sie aller Wahrscheinlichkeit nach negative wirtschaftliche und geopolitische Folgen für die USA und die Welt haben wird.
 
        
 
         
          RÉKA JUHÁSZ · CLAUDIA STEINWENDER
 
          MEHR ALS PROTEKTIONISMUS. INDUSTRIEPOLITIK UND DIE INDUSTRIELLE REVOLUTION
 
          Beispiele für aktive industriepolitische Einflussnahme des Staates lassen sich bis zu den Anfängen der Industriellen Revolution Ende des 18. Jahrhunderts zurückverfolgen. Die Eingriffe waren zum Teil weitreichend und gingen deutlich über protektionistische Maßnahmen hinaus.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die Volksrepublik China betreibt sie seit Jahren - in westlichen Volkswirtschaften galt sie lange als verpönt: Industriepolitik. Spätestens mit der Corona-Pandemie hat ein Umdenken eingesetzt. Überraschenderweise sind es heute vor allem die USA, die, unter anderem mit dem Inflation Reduction Act und dem CHIPS and Science Act, Hunderte Milliarden US-Dollar zur Förderung einzelner Wirtschaftszweige bereitstellen – allen voran für klimafreundliche Energiesektoren und die Halbleiterindustrie. Aus Sorge, im globalen Wettbewerb zurückzufallen, hat die Europäische Kommission den European Chips Act und den Green Deal Industrial Plan auf den Weg gebracht.
 
        Unter Industriepolitik versteht man die gezielte Beeinflussung der wirtschaftlichen Aktivitäten einer Volkswirtschaft durch den Staat. Dies geschieht, indem einzelne Branchen oder Technologien gegenüber anderen bevorzugt werden, zum Beispiel durch Subventionen oder steuerliche Anreize, aber auch durch Investitionen in Forschung und Entwicklung. In der Regel sind diese Maßnahmen eine Reaktion auf konkrete Herausforderungen: Derzeit geht es vor allem um den ökologischen Umbau der Wirtschaft und den Zugang zu wichtigen Komponenten wie Chips angesichts zunehmender geopolitischer Spannungen.
 
        Industriepolitische Interventionen werden kontrovers diskutiert. Kritiker und Kritikerinnen dieser Politik verharmlosen die aktuellen Herausforderungen nicht, bezweifeln aber, dass der Staat das Geld effizienter verteilen kann als der Markt. Und so dreht sich die industriepolitische Debatte auch um die grundsätzliche Frage, wie die Transformation gelingen kann, ohne den Wohlstand zu gefährden. Wie weit darf, wie weit muss der Staat gehen? Und wie lässt sich ein Subventionswettlauf verhindern, den sich, wenn überhaupt, nur die reichen Länder leisten können?
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        COMEBACK DER INDUSTRIEPOLITIK?
 
        Holger Görg
 
        Die Weltwirtschaft wurde in den vergangenen Jahren von zahlreichen Krisen und Veränderungen erschüttert. Die Corona-Pandemie, die russische Invasion in der Ukraine, Naturkatastrophen, Unfälle wie im Suezkanal, aber auch die wachsenden geopolitischen Ambitionen Chinas haben unter anderem dazu geführt, dass viele Unternehmen die Struktur ihrer internationalen Lieferketten und damit auch ihre Produktionsstandorte grundlegend überdenken. Ein viel diskutiertes Ziel ist es dabei, die Abhängigkeiten von bestimmten Märkten zu reduzieren, wobei in der deutschen Diskussion neben Russland vor allem China im Fokus steht. Aber nicht nur in Deutschland, sondern auch in der übrigen EU und den USA steht dieses Thema auf der Agenda aktueller wirtschaftspolitischer Debatten. Ein Teil der Strategie zur Verringerung dieser Abhängigkeiten ist der Versuch, die Standortentscheidungen von Unternehmen in Hochtechnologiesektoren dahingehend zu beeinflussen, dass sie sich im eigenen Land niederlassen. Dazu werden Subventionen und andere finanzielle Anreize von staatlicher Seite eingesetzt. Diese können als industriepolitische Maßnahmen verstanden werden.
 
        Lange Zeit war Industriepolitik in vielen hochindustrialisierten Ländern, auch in Deutschland, verpönt. Spätestens seit der Verabschiedung des CHIPS and Science Act und des Inflation Reduction Act (IRA) im August 2022 durch die US-Administration unter Joe Biden wird von einem Comeback der Industriepolitik gesprochen. Nach heftigen politischen Auseinandersetzungen hat auch die EU industriepolitische Maßnahmen beschlossen, die dem IRA entgegenwirken sollen, insbesondere den EU Chips Act, der ähnlich dem amerikanischen CHIPS Act auch die Halbleiterproduktion betrifft.
 
        Doch welche Ziele werden mit Industriepolitik verfolgt? Wie funktioniert sie? Welche Vor- und Nachteile hat sie? Und war Industriepolitik tatsächlich lange Zeit in Vergessenheit geraten?
 
        WAS IST INDUSTRIEPOLITIK?
 
        Die Ökonomen Réka Juhász, Nathan J. Lane und Dani Rodrik definieren Industriepolitik als wirtschaftspolitische Maßnahmen, die explizit darauf abzielen, die Struktur der wirtschaftlichen Aktivitäten zu verändern, um ein bestimmtes öffentliches Ziel zu erreichen – ein Ziel, das durch die Aktivitäten der Unternehmen und des Marktes allein nicht oder nicht schnell genug erreicht werden könne.01 Der Grund dafür liege darin, dass private Wirtschaftsaktivitäten sogenannte Externalitäten erzeugen, die von privaten Unternehmen bei ihren Entscheidungen nicht ausreichend berücksichtigt werden. Ein Beispiel: Die Investition eines Hochtechnologieunternehmens schafft nicht nur neue Arbeitsplätze im investierenden Unternehmen, sondern kann auch dazu führen, dass sich vermehrt hochqualifizierte Arbeitskräfte in der Region niederlassen, die dann auch von anderen Unternehmen angeworben werden können. Dieser Aspekt wird jedoch vom rein betriebswirtschaftlich orientierten investierenden Unternehmen nicht in Betracht gezogen.
 
        Wichtig bei der Diskussion um Industriepolitik ist auch die Einsicht, dass damit ein Strukturwandel der Wirtschaft beabsichtigt ist. So besteht ein wesentlicher Aspekt der Industriepolitik darin, dass jeweils ein bestimmter Teil der Wirtschaft gefördert wird – zum Beispiel die Halbleiterhersteller durch die Chip-Acts der EU und der USA –, was gleichzeitig bedeutet, dass andere Teile der Wirtschaft nicht gefördert werden. Dies soll zu einer intendierten Strukturveränderung der Wirtschaft führen. Typischerweise geht es dabei um die Förderung von Innovation und Wachstum in bestimmten Wirtschaftssektoren wie der Hochtechnologie, um den Ausbau von Klimaschutzmaßnahmen oder um den Erhalt beziehungsweise die Schaffung von Arbeitsplätzen in ausgewählten Unternehmen oder Branchen.
 
        Diese Politik kann durch unterschiedliche Maßnahmen umgesetzt werden. Am stärksten wahrgenommen werden Subventionen und steuerliche Anreize für Unternehmen – auch weil sie quantitativ gut messbar und darstellbar sind. So wurde bei der Verabschiedung des IRA in den USA angegeben, dass im Rahmen dieses Gesetzes rund 369 Milliarden US-Dollar an finanziellen Anreizen für Investitionen in „grüne Technologien“ bereitgestellt werden sollen. Auch in Deutschland sind die im August 2023 zugesagten milliardenschweren Subventionen des Bundes an den taiwanesischen Halbleiterhersteller TSMC für eine neue Niederlassung in Sachsen ein bekanntes Beispiel.02
 
        Dies ist aber nicht der einzige Weg, Industriepolitik zu betreiben. Auch handelspolitische Maßnahmen wie Zölle zum Schutz der heimischen Produktion oder Anreize für die Exporttätigkeit bestimmter Branchen werden genutzt. So wird in der EU seit einigen Monaten diskutiert, ob zusätzliche Zölle auf chinesische Autoimporte erhoben werden sollen, um die heimische Automobilindustrie zu schützen. Auch der Abbau bürokratischer Hürden oder Auflagen für bestimmte Wirtschaftszweige kann industriepolitische Ziele verfolgen. So können sowohl der Beschluss des EU-Parlaments, Verbrennungsmotoren in der Automobilindustrie ab 2035 zu verbieten, als auch der deutsche Widerstand gegen dieses Gesetz und die damit verbundenen Ausnahmen für sogenannte E-Fuels als industriepolitische Maßnahmen im Sinne der obigen Definition angesehen werden.
 
        KRITISCHE EINWÄNDE
 
        Sowohl die Ziele der Industriepolitik als auch die Maßnahmen zu ihrer Umsetzung erscheinen auf den ersten Blick sinnvoll. Warum aber war und ist diese Art der Wirtschaftspolitik in Teilen von Politik, Wissenschaft und Gesellschaft dann so verpönt? Die wirtschaftswissenschaftliche Kritik an der Industriepolitik konzentriert sich vor allem auf zwei Aspekte: die Rolle des Staates und die Wirksamkeit der Maßnahmen.
 
        Wenn Industriepolitik auf die Förderung bestimmter Wirtschaftszweige abzielt, dann sollten dies natürlich besonders „förderungswürdige“ Branchen und Unternehmen sein. Meist handelt es sich um Unternehmen, die besondere Wachstumschancen für die Zukunft versprechen, also um „Gewinner“ der Wirtschaft. Es kann sich aber auch um Unternehmen in bestimmten Branchen handeln, die durch äußere Einflüsse geschwächt sind und stabilisiert werden sollen, um Arbeitsplätze zu sichern. In jedem Fall setzen beide Formen voraus, dass der Staat beurteilen kann, welche Wirtschaftsbereiche förderungswürdig sind. Diese Fähigkeit wird häufig mit dem Einwand infrage gestellt, dass der Markt solche Entscheidungen besser treffen könne, da er generell über bessere Informationen verfüge.03
 
        Hinzu kommen mögliche Interessenkonflikte bei der Umsetzung dieser Maßnahmen sowie das Potenzial für Lobbyismus seitens der Unternehmen, um staatliche Förderung zu erhalten. Aus diesen Gründen wird die Rolle des Staates in vielen industrialisierten Volkswirtschaften darin gesehen, lediglich einen regulatorischen Rahmen zu setzen, aber nicht direkt in das Marktgeschehen einzugreifen – dies wird im deutschsprachigen Raum oft als „Ordnungspolitik“ bezeichnet.
 
        Unabhängig von diesem ersten Aspekt stellt sich die Frage, ob industriepolitische Maßnahmen überhaupt wirksam sind, das heißt, ob sie ihre Ziele erreichen können. In der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung herrschte lange Zeit die Meinung vor, dass dies im Großen und Ganzen eher nicht der Fall ist. Studien aus den 1990er und frühen 2000er Jahren zeigen beispielsweise, dass Subventionen und Protektionismus in bestimmten Branchen nicht positiv mit Wachstum korrelieren, sondern mit sinkendem Produktivitätswachstum in den betroffenen Bereichen einhergehen. Allerdings hat es in den vergangenen zwanzig Jahren eine enorme Entwicklung in der empirischen Wirtschaftsforschung gegeben, die hier zu einem gewissen Umdenken geführt hat.
 
        Ein weiterer Aspekt im Zusammenhang mit der Wirksamkeit von Maßnahmen ergibt sich aus den unterschiedlichen Zielsetzungen der Industriepolitik und den damit verbundenen Zielkonflikten. Ziele der Industriepolitik können die Förderung von Innovation und Wachstum in bestimmten zukunftsträchtigen Branchen sein, aber auch der Erhalt oder die Schaffung von Arbeitsplätzen – wobei es bei der Beschäftigungssicherung häufig um die Unterstützung von Unternehmen und Branchen geht, die entweder temporären oder strukturellen negativen Schocks ausgesetzt sind. In diesem Fall läuft also der Zielkonflikt, etwas zugespitzt formuliert, auf die Frage hinaus, ob man alternde, sich im Abschwung befindliche Branchen aufpäppeln oder auf neue Industrien mit ungewissen Zukunftschancen setzen soll. Strukturwandel ist ein notwendiger, aber auch schmerzhafter Prozess für das langfristige Wachstum der Wirtschaft und politisch nicht immer einfach durchzusetzen.
 
        INDUSTRIEPOLITIK GLOBAL
 
        Interessanterweise wurde Industriepolitik in den vergangenen Jahrzehnten vor allem in den großen Industrieländern kritisch gesehen. In Entwicklungs- und Schwellenländern wurde sie dagegen in großem Umfang betrieben, wie etwa die südostasiatischen Tigerstaaten Südkorea, Taiwan, Singapur und Hongkong zeigen. Diese haben seit den 1970er und 1980er Jahren industriepolitische Maßnahmen eingesetzt, um ihre Volkswirtschaften in Richtung Hochtechnologieindustrien zu transformieren. Mit einigem Erfolg, wie ihnen Wirtschaftswissenschaftler weltweit bescheinigen.04 Auch in den lateinamerikanischen Ländern hat Industriepolitik eine lange Tradition, wenngleich der Erfolg dieser Maßnahmen nicht eindeutig belegt ist.05 Und auch die Volksrepublik China hat in den vergangenen Jahren, insbesondere seit ihrem Beitritt zur Welthandelsorganisation, durch den Einsatz industriepolitischer Maßnahmen, vor allem durch Subventionen in ausgewählten Branchen, von sich reden gemacht – häufig mit eher negativer Resonanz in den westlichen Industrieländern.06 Aber auch in Europa gibt es zumindest ein Land, das selbst in Zeiten allgemeiner Skepsis aktiv Industriepolitik betrieben hat: Irland hat durch den Einsatz von Subventionen, finanziellen Anreizen und anderen industriepolitischen Maßnahmen seit den 1980er Jahren eine Transformation der Wirtschaft hin zu Hochtechnologie und Dienstleistungen vollzogen.07
 
        In jüngster Zeit hat sich in den großen hochindustrialisierten Volkswirtschaften eine Trendwende vollzogen. Insbesondere als Reaktion auf den Aufstieg Chinas zum internationalen Konkurrenten hat die Industriepolitik an Bedeutung gewonnen, um der vermeintlichen Gefahr einer verstärkten Abwanderung von Unternehmen oder der Übernahme heimischer Unternehmen durch ausländische Konkurrenten entgegenzutreten. Im Gefolge der oben genannten Krisen hat diese Bedeutung weiter zugenommen. In Deutschland ist Industriepolitik spätestens seit der Veröffentlichung der Nationalen Industriestrategie 2030 im Februar 2019 durch den damaligen Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier wieder ein Thema. Die Strategie wurde durchaus kontrovers diskutiert, markiert aber eindeutig eine Kurswende in der deutschen Wirtschaftspolitik.08
 
        Aufgrund der Vielzahl möglicher industriepolitischer Maßnahmen ist es schwierig, exakte Schätzungen über den monetären Umfang solcher Interventionen abzugeben. In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur finden sich jedoch einige Messversuche mit sehr interessanten Ergebnissen. Eine Studie des Center for Strategic and International Studies etwa sammelte dafür Daten über Subventionen, Steueranreize und andere finanzielle Hilfen, die als industriepolitische Maßnahmen gelten können. Diese Daten wurden für das Jahr 2019 für acht Länder analysiert – China, Brasilien, Deutschland, Frankreich, Japan, Südkorea, Taiwan und die USA. In dieser Gruppe gab China mit 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts mit Abstand am meisten für Industriepolitik aus. Die anderen Länder lagen zwischen 0,7 (Taiwan) und 0,3 (Brasilien) Prozent, Deutschland lag mit Ausgaben von rund 0,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts im Mittelfeld.09 Die Null vor dem Komma darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich dabei um beträchtliche Summen handelt – für Deutschland entspricht der prozentuale Wert beispielsweise absoluten Ausgaben in Höhe von 16 Milliarden US-Dollar im Jahr 2019. Es ist davon auszugehen, dass sich diese Zahl aufgrund der Reaktionen auf die genannten Krisen seither erhöht hat.
 
        Ein anderer Ansatz zur Messung der Bedeutung industriepolitischer Maßnahmen wird in der bereits erwähnten Studie von Juhász, Lane und Rodrik verfolgt. Für die Analyse wird eine Datenbank verwendet, die industriepolitische Maßnahmen auflistet, die von Ländern weltweit seit 2010 umgesetzt wurden. Diese Daten werden textanalytisch ausgewertet, um Maßnahmen mit industriepolitischem Charakter zu identifizieren. Alle Maßnahmen dieser Art werden dann addiert. Es wird also nur die Anzahl der industriepolitischen Maßnahmen erfasst, nicht die monetären Summen, die in diesen Maßnahmen enthalten sind.
 
        Die Auswertung dieser Daten zeigt eine sehr deutliche Entwicklung (Abbildung). Die Anzahl der industriepolitischen Maßnahmen steigt seit 2010 deutlich an und hat insbesondere seit 2019/20 – also dem Beginn der Corona-Pandemie – nochmals stark zugenommen. Die Studie zeigt auch, dass der gleiche Trend zu beobachten ist, wenn die industriepolitischen Eingriffe als Anteil aller wirtschaftspolitischen Maßnahmen ausgedrückt werden – von 8 Prozent im Jahr 2010 auf 38 Prozent im Jahr 2022. Die Industriepolitik gewinnt also auch im Vergleich zu anderen wirtschaftspolitischen Instrumenten an Bedeutung. Deutlich wird auch, welche Länder für den Großteil der industriepolitischen Maßnahmen verantwortlich sind: die hochindustrialisierten Länder in Europa und Nordamerika sowie der Rest der OECD.10
 
         
          Abbildung: Anzahl industriepolitischer Maßnahmen weltweit
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          Quelle: Réka Juhász/Nathan J. Lane/Dani Rodrik, The New Economics of Industrial Policy, National Bureau of Economic Research, NBER Working Paper 31538/2023.
 
        
 
        PICKING WINNERS
 
        Industriepolitik scheint also in den Industrieländern wieder en vogue zu sein, auch in Deutschland und der EU. Aber wie passt das zu den oben erwähnten Kritikpunkten?
 
        Beginnen wir mit der Evidenz: Es wird häufig argumentiert, empirische Studien seien methodisch nicht in der Lage, die Wirksamkeit von Politikmaßnahmen überzeugend nachzuweisen. Dies liegt in der Natur wirtschaftspolitischer Interventionen: Die Wirtschaftspolitik wählt für ihre Maßnahmen Unternehmen oder Branchen aus, denen sie ein hohes Wachstumspotenzial zutraut. Die Auswahl erfolgt also nicht zufällig, sondern in der Regel nach ökonomischen Kriterien. Es werden also Unternehmen oder Branchen gefördert, die ein anderes Wachstumspotenzial haben als andere, nicht geförderte Unternehmen. Bei einer solchen Ausgangslage ist es für die Forschung nicht einfach, nachzuweisen, ob die Wirtschaftspolitik einen Einfluss hatte. Ist der Wachstumsunterschied darauf zurückzuführen, dass die Unternehmen gefördert wurden, oder einfach darauf, dass diese Branchen per se andere Wachstumsaussichten haben?
 
        Eine Reihe neuerer empirischer Studien nähert sich diesem Problem mit detaillierten theoretischen Modellen und neu entwickelten empirischen Methoden. Diese Studien liefern methodisch glaubwürdige Belege für die Hypothese, dass industriepolitische Maßnahmen wirksam sein können.11 So zeigt beispielsweise die Analyse einer industriepolitischen Intervention in Südkorea in den 1970er Jahren, die insbesondere auf die Schwer- und Chemieindustrie abzielte, dass diese Politikmaßnahme den komparativen Vorteil der ausgewählten Industrie positiv beeinflusste und damit das Wachstum der Exportunternehmen und ihrer Zulieferer in diesen Sektoren nachhaltig ankurbelte.12 Natürlich gibt es Unterschiede zwischen einzelnen Maßnahmen. Es kann jedoch nicht mehr davon ausgegangen werden, dass es keine glaubwürdige Evidenz für die Wirksamkeit industriepolitischer Interventionen gibt.
 
        Aber auch wenn die Evidenz inzwischen darauf hindeutet, dass einzelne industriepolitische Maßnahmen wirksam sein können, bleibt die grundsätzliche Kritik, dass der Staat nicht durch picking winners in den Wirtschaftsprozess eingreifen sollte. Wenn es stimmt, dass der Staat nicht oder zumindest nicht vollständig über die notwendigen Informationen verfügt, um zu beurteilen, welche Branchen und Unternehmen gefördert werden sollten, dann sind Märkte besser in der Lage, Informationen über die Zukunftschancen von Branchen, Unternehmen oder Produkten zu erhalten und zu bewerten. Vor dem Hintergrund der Krisen der vergangenen Jahre ist jedoch auch dieses Argument nicht mehr haltbar: Die Produktions- und Lieferausfälle während der Corona-Pandemie oder die Reaktionen der Unternehmen auf die steigenden Energiepreise infolge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine haben ernüchternd gezeigt, dass auch der Markt nur begrenzt in der Lage ist, zukünftige Entwicklungen und deren Auswirkungen auf die Wirtschaft richtig einzuschätzen.
 
        Aber auch unabhängig von solchen Krisen ist nicht unbedingt davon auszugehen, dass private Unternehmen grundsätzlich einen Informationsvorsprung gegenüber staatlichen Akteuren haben. Dies mag zwar der Fall sein, wenn es um bereits vorhandene Güter und Produkte geht. Basierend auf den vorhandenen Informationen können Wachstumschancen unter Unsicherheit eingeschätzt werden, solange keine unerwarteten Krisen auftreten. Anders sieht es aus, wenn es um völlig neue Industrien und deren Wachstumsaussichten geht – also um solche Zukunftsbranchen, auf die sich die Industriepolitik konzentriert. Hier ist nicht klar, dass der Markt bessere Informationen sammeln kann als der Staat.13 Sowohl staatliche als auch marktwirtschaftliche Akteure sind mit großer Unsicherheit konfrontiert. Daraus ergibt sich die Einsicht, dass auch private Unternehmen nicht über alle Informationen verfügen und der Staat somit durchaus eine Rolle spielen kann.
 
        Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, dass es für eine erfolgreiche Industriepolitik nicht nur darauf ankommt, die zu fördernden Industrien „richtig“ auszuwählen – also solche Branchen zu fördern, die als „Gewinner“ auch Wachstumschancen versprechen. Vielmehr ist es auch wichtig, „Verlierer“ gehen zu lassen.14 Das bedeutet, dass die Politik die Förderung von bereits unterstützten Unternehmen oder Branchen, die das erwartete Potenzial nicht erreichen, einstellen sollte. Dazu müssen vorab klare Ziele formuliert und deren Erreichung kontrolliert werden. Außerdem muss der politische Wille vorhanden sein, die Förderung zu beenden, wenn die Ziele nicht erreicht werden.
 
        SCHLUSS
 
        In der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion geht es heute weniger um die Frage, ob Industriepolitik wirksam sein kann, sondern vielmehr darum, wie politische Maßnahmen aussehen müssen, damit sie erfolgreich eingesetzt werden kann. Dabei sind mindestens drei Dinge wichtig:
 
        Erstens müssen klare Ziele für die geförderten Unternehmen definiert werden. Diese müssen kontrolliert werden, und gegebenenfalls muss die Förderung eingestellt werden, wenn die Ziele nicht erreicht werden.
 
        Zweitens ist es wichtig, sich möglicher Zielkonflikte der Förderung bewusst zu sein und diese zu berücksichtigen. Beispielsweise kann die Förderung von Unternehmen in bestimmten Hochtechnologiesektoren, in denen die Produktion überwiegend von Robotern übernommen wird, zwar das Ziel erreichen, Deutschland als Standort für diese Branche attraktiv zu machen und durch die Neuansiedlungen auch technologische Impulse in die übrige Wirtschaft zu senden. Es würden aber wegen des Einsatzes von Robotern nur relativ wenige Arbeitsplätze entstehen. Wenn also die Industriepolitik aber auch das Ziel verfolgt, neue Arbeitsplätze zu schaffen, könnte dies zumindest kurzfristig zu einem Zielkonflikt führen. Hier wäre über flankierende politische Maßnahmen nachzudenken.
 
        Drittens sollte sich die Politik über mögliche negative Effekte der Förderung im Klaren sein, selbst wenn die Förderung nach Ansicht der Politik wirksam ist. Solche negativen Externalitäten ergeben sich zum einen aus dem Vergleich zwischen geförderten und nicht geförderten Unternehmen. Erstere werden sich, wenn die Förderung wirksam ist, besser entwickeln als ohne Förderung. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich benachbarte, nicht geförderte Unternehmen, die mit den geförderten Unternehmen im Wettbewerb stehen, schlechter entwickeln. Somit kann die Förderung auch einen potenziell negativen Effekt auf die nicht geförderten Unternehmen haben.15
 
        Ein weiterer möglicher, aber nicht zu vernachlässigender negativer Effekt der Förderung ist die Gefahr eines Subventionswettbewerbs. In einer globalisierten Weltwirtschaft kann die Subventionierung einer bestimmten Branche in einem Land dazu führen, dass Unternehmen derselben Branche aus anderen Ländern abwandern, um von den Subventionen zu profitieren. Um dies zu verhindern, könnten andere Länder ebenfalls Subventionen anbieten, was ökonomisch ineffizient wäre. Ein aktuelles Beispiel für die Gefahr eines solchen Subventionswettlaufs ist der US-amerikanische IRA und die Reaktion der EU-Kommission, mit den gleichen Mitteln (sprich Subventionen) zu antworten.16 Bei einem solchen Subventionswettlauf gewinnt nur eine Seite: die Unternehmen (und insbesondere ihre Anteilseigner), die mit verschiedenen Regierungen verhandeln können, um sich den Standort auszusuchen, der die besten finanziellen Anreize bietet. Ein Beispiel dafür sind die Verhandlungen über die mögliche Ansiedlung eines schwedischen Batterieherstellers in Norddeutschland. Anfang 2022 wurde der Bau in Deutschland angekündigt, dann aber wieder infrage gestellt, unter anderem wegen der Möglichkeit, im Rahmen des IRA Subventionen zu erhalten, sollte ein Produktionsstandort in den USA gewählt werden. Daraufhin wurden von deutscher Seite höhere Subventionen in Aussicht gestellt.17 Für den Staat bedeutet ein solcher Subventionswettlauf nicht nur eine Verteuerung und Verschwendung von Mitteln, die anderweitig hätten eingesetzt werden können. Er führt auch zu einer erhöhten Unsicherheit, ob eine Industrieansiedlung überhaupt zustande kommt oder wie lange ein gefördertes Unternehmen seinen Standort im Land behält, wenn im Ausland bessere Bedingungen geboten werden.
 
        Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Industriepolitik ist zurück – aus durchaus nachvollziehbaren Gründen. Es ist nun wichtig, darüber nachzudenken, wie politische Maßnahmen so gestaltet werden können, dass ihre Wirksamkeit maximiert und gleichzeitig Zielkonflikte und andere mögliche negative Effekte minimiert werden. Hierzu wäre auch eine internationale Abstimmung wünschenswert, insbesondere, um mögliche Subventionswettläufe zu vermeiden.
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        ESSAY
 
        IN DER SACKGASSE
 
        Warum Industriepolitik scheitern wird
 
        Rainer Hank
 
        Regierungen in aller Welt finden seit geraumer Zeit großen Gefallen an der Idee, in die private Wirtschaft einzugreifen mit dem Ziel, diese in die „gute“ Richtung zu lenken. Diese sogenannte Industriepolitik gibt den Märkten Ziele vor, die diese, so heißt es, aus eigenen Kräften nicht zu erreichen in der Lage seien. Und sie bietet Mittel an, diese Ziele zu erreichen. Staatliche Lenkung der Wirtschaft anstatt marktlicher Koordination, so präsentiert sich das neue industriepolitische Paradigma.
 
        Industriepolitik ist ein unschuldiger Begriff. Wer wollte dagegen sein, dass die Politiker sich um die Industrie ihres Landes kümmern und dafür Geld in die Hand nehmen, jedenfalls solange es nicht das eigene Geld, sondern das anderer Leute (der Reichen, der Banken) ist? Tatsächlich verliert die Industriepolitik ihre Unschuld, sobald es konkret wird: Dann wird schnell klar, dass es sich um gravierende Markteingriffe handelt, mit denen protektionistische Schutzmauern aufgebaut, mehr oder weniger willkürlich Subventionen verteilt werden und der freie Handel behindert wird.
 
        Das britische Magazin „Economist“ schätzt, dass Unternehmen in reichen Ländern im ersten Quartal 2023 40 Prozent mehr Subventionen erhalten haben als im Schnitt der Jahre vor der Corona-Pandemie.01 An vorderer Stelle rangieren Firmen aus den USA – allein der Inflation Reduction Act von 2022 hat ein Volumen von rund 370 Milliarden US-Dollar. Das chinesische Projekt der „Neuen Seidenstraße“ zählt wohl zu den gigantischsten Abenteuern der neuen Industriepolitik. Finanziert wird die neue nicht anders als die alte Industriepolitik: über Kredite. Kein Wunder, dass die Verschuldung der Staaten der Welt inzwischen auf einem Rekordniveau ist, allenfalls vergleichbar mit der Situation im Jahr 1947. Damals war ein Weltkrieg die Ursache, heute treibt eine Kette von angeblich unabweislichen Aufgaben die Schulden – hierzu gehören Finanz-, Euro-, Corona- und Energiekrise, verschärft durch die allgemeine Inflation. Die weltweiten öffentlichen Schulden erreichten 2022 eine Summe von 92 Billionen US-Dollar. Dies geht aus dem Bericht „A World of Debt“ der Vereinten Nationen von Juli 2023 hervor. Danach hat sich die Verschuldung der Staaten seit 2000 mehr als vervierfacht, während sich das globale Bruttoinlandsprodukt im gleichen Zeitraum lediglich verdreifacht hat.
 
        Kann das gutgehen? Nein. Und zwar nicht nur, weil die Welt inzwischen in einer globalen Schuldenkrise steckt, sondern auch, weil die politischen Eingriffe ihr Ziel verfehlen müssen: Im besten Fall sind sie teuer, aber wirkungslos, im schlimmsten Fall richten sie auch noch Schaden an, der den Wohlstand der Nationen schrumpfen lässt, anstatt ihn zu vermehren.
 
        WARUM INDUSTRIEPOLITIK?
 
        Die Idee einer Industriepolitik ist alles andere als neu. In den 1980er Jahren ging die Angst vor dem Aufstieg Japans um, die vor allem in den USA Befürchtungen weckte, die heimische Industrie könne verschwinden und mit ihr Tausende von Arbeitsplätzen. „Buy American“, so lautete die ziemlich hilflose industriepolitische Gegenstrategie der amerikanischen Regierung. Am Ende ging dann Japan in die Knie, nicht Amerika, aber nicht wegen einer erfolgreichen industriepolitischen Gegenstrategie, sondern wegen der Innovationskraft des Kapitalismus, der in Kalifornien ganz neue Industrien wie Informations-, Bio- und Umwelttechnologie entstehen ließ.
 
        Vergleichbar mit der Industriepolitik der 1980er Jahre verfolgten auch schon in den 1970er Jahren viele Entwicklungsländer eine Wirtschaftspolitik der sogenannten Importsubvention, bei der heimische Produktion die vermeintliche Abhängigkeit vom kapitalistischen Imperialismus („Dependenzökonomie“) ablösen sollte. Dies führte geradewegs in die Verarmung. Erst dort, wo die Märkte wieder geöffnet wurden, stellte sich auch Wohlstand für die Menschen ein.
 
        Warum haben die Staaten nicht aus diesen Erfahrungen gelernt? Warum feiern sie heute abermals Subventionsorgien und schließen ihre Märkte protektionistisch ab? Allemal lautet die Antwort: „This time is different“, die Zeiten seien jetzt eben anders als damals. Die geopolitische „Zeitenwende“ verlange als Reaktion auch eine wirtschaftspolitische Zeitenwende, heißt es. Ohne nähere Prüfung des Arguments gilt die – von vielen ohnehin als „neoliberal“ verpönte – Globalisierung als gescheitert. Ihr, so die Apologeten der Industriepolitik, müsse eine Politik nationaler Resilienz, wirtschaftlicher Autonomie, wenn nicht gar selbstversorgender Autarkie entgegengesetzt werden.
 
        Es sind vor allem drei Argumente, die von Regierungen zur Begründung für die Notwendigkeit einer neuen Industriepolitik genannt werden: Erstens gelte es, sogenannte systemrelevante Industrien zu schützen, weil andernfalls die Daseinsvorsorge der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen gefährdet sei. Der bereits zitierte „Economist“ bezeichnet diese Strategie als „Homeland Economics“, die Heimholung der weltweiten wirtschaftlichen Vernetzung in eine „Volks“-Wirtschaft im nationalistischen Sinne. Mildere Begriffe lauten „Nearshoring“, eine Rückführung der Fertigung und Lieferketten ins eigene Land, im Gegensatz zum „Offshoring“, der Auslagerung der Fabriken in ferne Länder (meistens in Asien), die günstiger produzieren. Die Förderung heimischer Industrie sei nötig, so heißt es, um sich aus der Abhängigkeit vom Ausland (Gas aus Russland, Chips oder seltene Erden aus Asien) zu befreien. Andernfalls wären wir erpressbar. Hinzu kommt: Die krisenhaften Schocks der vergangenen Jahre (Corona-Pandemie, Ukraine-Krieg, Nahost-Terror) verlangen Investitionen in die Resilienz, die Fähigkeit, Schläge zu parieren. Statt „just in time“, dem Wahlspruch der Globalisierung, soll nun „just in case“, der neue Wahlspruch der Resilienz-Ökonomie, gelten. Ihr Symbol ist das Stehaufmännchen, dessen tief gelegter Schwerpunkt allen Schlägen flexibel standzuhalten vermag.
 
        Sodann muss als Begründung für eine Industriepolitik zweitens die klimapolitische Transformation herhalten. Demnach braucht es finanzielle Anreize, damit die Industrie ihre alten Pfade verlässt und auf grüne Technologien umrüstet, also etwa E-Autos baut statt Verbrenner, und auf Windräder, Solarzellen und Wasserstoffproduktion setzt. Selbst wenn zugestanden wird, dass langfristig auch die Märkte aus sich heraus zur Transformation in der Lage wären, so eben doch nur langfristig, sagen die Industriepolitiker. Deutschland will bis 2045 klimaneutral werden, die USA bis 2050, China bis 2060. Das werde nur gelingen, wenn man der Industrie finanziell unter die Arme greife. Vergleicht man den Umfang der Förderprogramme für grüne Technologien in Europa und den USA, so zeigt sich, dass die EU mit dem Green Deal Industrial Plan bereits in vergleichbarem Umfang emissionsarme Technologien fördert wie die USA mit Programmen wie dem Inflation Reduction Act. Der Subventionsüberbietungswettbewerb ist längst im Gang.
 
        Wenn diese Argumente für sich noch nicht verfangen, ertönt als drittes das Mozart-Motiv „così fan tutte“ („so machen es alle“). Selbst wenn wir – die Deutschen, die Europäer – der Meinung wären, freie Märkte seien der effizienteste Garant für Wohlstand, müssten wir zur Kenntnis nehmen, dass andere Staaten – allen voran die USA und China – ihre heimischen Industrien massiv stützen. Um zu verhindern, dass unsere Industrie in Subventionsoasen auswandert, müssten wir Vergleichbares anbieten. Neben „così fan tutte“ wird gerne auch zum Bild der „gleich langen Spieße“ oder des „level playing field“ gegriffen. Wenn nur die einen subventionieren und heimische Produktion protegieren, seien die Bedingungen nicht fair. Ein Subventionswettlauf mag nicht schön sein, aber leider unausweichlich, so heißt es.
 
        Es verwundert nicht, dass diese Argumente auf breite Zustimmung stoßen. Und zwar nicht nur bei Politikern, deren Geschäftsmodell der Stimmenmaximierung sie dazu verführt, sich als Männer und Frauen der rettenden Tat zu präsentieren. Beifall kommt auch von der Industrie, jedenfalls von jenen Konzernen, die auf Zugang zu den öffentlichen Fleischtöpfen hoffen dürfen. Selten war die subventionsfordernde Lobby der Industrie – flankiert von den Industriegewerkschaften – so erfolgreich wie in den vergangenen Jahren. Gewinne am Markt zu machen ist allemal das riskantere Geschäft, wenn auf der anderen Seite leistungslose Staatsknete winkt. „Rent-Seeking“ ist der vornehmere Begriff der politischen Ökonomie dafür. Die Industrie versteht es glänzend, der Politik Angst einzujagen und Subventionen als Gebot des Gemeinwohls zu preisen. Eigentlich selbstbewusste Politiker wie Robert Habeck, dessen Partei historisch aus einer wirtschaftsskeptischen Tradition stammt, knicken vor dieser Lobby ein, sobald diese das Schreckensbild einer apokalyptischen Verwüstung des deutschen Standorts an die Wand malt.
 
        VERLIERERÖKONOMIE
 
        Was ist falsch am Konzept der neuen Industriepolitik? Warum wird sie ihr Ziel verfehlen? Die kürzeste Begründung kommt von Moritz Schularick, dem Präsidenten des Instituts für Weltwirtschaft in Kiel: „Der Staat ist zwar nicht gut darin, die Gewinner von morgen zu finden, aber ganz sicher finden die Verlierer von gestern den Staat.“02 Mit anderen Worten: Industriepolitik ist eine Verliererökonomie, die weit mehr von Ressentiment und defensiver Verzweiflung angetrieben wird als vom Glauben an den wirtschaftlichen Fortschritt. Der liberale Ökonom Friedrich August von Hayek sprach in diesem Zusammenhang von einer „Anmaßung des Wissens“. Ein Staat, der subventionierend in die Wirtschaft eingreift, maßt sich an zu wissen, welchen Unternehmen die Zukunft gehört. Doch solches Wissen hat niemand, weder die Politiker noch die Unternehmer. Erst im Entdeckungsverfahren des Wettbewerbs stellt sich heraus, welche Produkte und Geschäftsmodelle bei Kunden auf Zustimmung stoßen – und welche Unternehmen vom Markt verschwinden.03
 
        Machen wir es konkret am Beispiel des sogenannten Brückenstrompreises für energieintensiv produzierende Unternehmen. Diese sollen fünf Jahre lang einen Teil des „unzumutbar“ hohen Strompreises kompensiert bekommen: durch eine Senkung der Stromsteuer. Da geht es immerhin um Geschenke in Höhe von zwölf Milliarden Euro allein für das Jahr 2024. Danach soll Schluss sein. Deshalb „Brücke“. Das ist das klassische Vernebelungsargument zur Durchsetzung von Subventionen. Sie werden als zeitlich befristet verniedlicht und bleiben uns doch ewig erhalten.
 
        Fraglich ist, ob Deutschland langfristig komparative Vorteile bei energieintensiver Wertschöpfung aufweisen wird. Die Förderung energieintensiver Industrien hat nämlich zur Folge, dass notwendige strukturelle Anpassungen unterbleiben und Wertschöpfungen, die nicht wettbewerbsfähig sind, mit öffentlichen Mitteln aufrechterhalten werden. Am Ende kommt es dann zum Gegenteil dessen, was die Politik beabsichtigt. Statt mithilfe von Subventionen wettbewerbsfähig zu bleiben, verliert Deutschland durch Milliardenbeihilfen seine Wettbewerbsfähigkeit. Es gibt große Zweifel daran, ob die energieintensiven Industrien die Wachstumsmotoren von morgen sein werden. Die Stromsteuersenkung ist in Wirklichkeit ein „Bailout“ für Firmen, die es versäumt haben, in stromsparende Produktionsprozesse zu investieren. Ökologische Investitionen werden dagegen nicht belohnt. Gerecht ist das nicht.
 
        Industriepolitik ist strukturkonservativ, willkürlich und teuer. Sie geht zudem von der falschen Voraussetzung aus, es gebe eine Korrelation oder gar Kausalität zwischen der Größe des Industriesektors und dem Wachstum der Wirtschaft. Dieses Missverständnis ist vor allem hierzulande verbreitet, weil Deutschland traditionell eine starke Industrie hat – einschließlich einer starken Industrielobby mit hohem Drohpotenzial. Länder wie Australien, die USA oder die Niederlande meldeten dagegen in den vergangenen 20 Jahren einen deutlich schrumpfenden Industriesektor, aber gleichzeitig ein überdurchschnittliches Wachstum. Daraus folgt: Ein großer Industriesektor ist für eine positive Wirtschaftsentwicklung weder notwendig noch hinreichend. Ihn mit Staatsgeld zu päppeln, verhindert im schlimmsten Fall, dass neue Wirtschaftszweige und Unternehmen entstehen, die ein besseres Wachstum generieren.04
 
        Dass der Preis für fossil erzeugten Strom steigt, ist im Übrigen aus Klimagründen ausdrücklich gewollt, und dieser Preis wurde, um indirekte CO2-Kosten abzufedern, allein im Jahr 2023 von der EU mit drei Milliarden Euro subventioniert. Der verbilligte Strom des Brückenstrompreises würde dann noch obendrauf kommen und die klimapolitische Transformation konterkarieren. Dass der Strom nicht billiger ist, liegt auch daran, dass Deutschland alle Atomkraftwerke abgeschaltet hat und Fracking verbietet. Dieselben (grünen) Politiker, zu deren irrationalem Dogma es gehört, Atomenergie zu verteufeln, wollen jetzt den daraus entstandenen Schaden kompensieren. Erst wird das Energieangebot politisch verknappt, der Strompreis mithin verteuert, um anschließend subventioniert zu werden – Wahnsinn mit Methode.
 
        Machen wir noch ein zweites Beispiel, um die Logik der „Homeland Economics“ zu widerlegen. Es herrsche ein „Chip-Krieg“ zwischen China und den USA, so heißt es allenthalben. Chips sind bekanntlich das Öl von heute, der Schmierstoff der digitalen Wirtschaft. Ohne Halbleiter funktioniert kein Mobiltelefon und kein militärisches Abwehrsystem. 90 Prozent dieser für unsere Wirtschaft unabdingbaren Komponenten stammen aus Asien – vor allem aus Taiwan. Das macht unsere Wirtschaft ähnlich verwundbar wie die Abhängigkeit vom russischen Gas. Sollte China Taiwan überfallen und der Export von Chips damit von heute auf morgen abbrechen, wäre das eine Katastrophe.
 
        Das Szenario ist bedrohlich und realistisch zugleich. Doch man darf daraus nicht die falschen industriepolitischen Schlüsse ziehen. Deutschland tut dies aber und fördert zum Beispiel die Ansiedlung einer neuen Fabrik von Intel – einem der großen Chip-Hersteller – mit zehn Milliarden Euro. Ist das nötig, um unabhängig von der asiatischen Chipindustrie zu werden? Nein. Malen wir uns das Szenario aus: Was würde passieren, wenn Taiwan als Lieferant von Chips ausfallen würde und es keine Chipfabrik in Deutschland gäbe? Dann gibt es immer noch Chipfabriken an anderen Standorten westlicher Länder, mit denen wir Handelsbeziehungen unterhalten. Sie würden ihre Produktion sofort hochfahren und uns ihre Chips verkaufen – gewiss teurer als die billigen asiatischen Produkte, aber doch viel günstiger als die hohen Milliarden-Subventionen bei uns. Ein „Versicherungseffekt“ gegen einseitige Abhängigkeiten wäre somit besser durch offene Handelsbeziehungen als durch protektionistische Subventionierung zu erreichen. Umgekehrt ließe es sich nicht verhindern, dass die vom deutschen Steuerzahler finanzierten Chips bei einem Ausfall Asiens auch im Ausland zu Marktpreisen an den Meistbietenden verkauft würden. Industriepolitik glaubt nicht an die Substitutionselastizität der Wirtschaft – mithin die Anpassungsfähigkeit des Kapitalismus. Dabei hat diese Wirtschaft große Elastizität – ihren eigenen Drohrufen zum Trotz – nach dem Ausfall des russischen Gases in Windeseile bewiesen. Resilienz bedeutet im Übrigen nicht, dass jedes Land alles selbst machen muss. Wichtig ist lediglich, auf viele Lieferanten zurückzugreifen, um sich gegen Lieferausfälle abzusichern.
 
        Dass sich Intel in Sachsen-Anhalt ansiedelt, so heißt es bei Politikern, sei ein Zeichen für die Attraktivität des Industriestandorts Deutschland. Das Gegenteil ist richtig: Dass diese Unternehmen offenbar nur mit derartig hohen Subventionen zu überreden sind, in Deutschland zu investieren, zeigt gerade, dass Deutschland zumindest für diese Fabriken ein unattraktiver Investitionsstandort ist.
 
        Schließlich ist noch eine Entgegnung auf das Mozart-Argument „così fan tutte“ fällig. Es stimmt: Die anderen Länder subventionieren auch. Doch das ist für diese Länder mit hohen Kosten verbunden und dem Risiko, auf das falsche Pferd zu setzen. Wenn die hier verfolgte Argumentation triftig ist, führen Subventionsorgien gerade nicht zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, sondern geradewegs in Subventionsgräber. Warum sollte es dann sinnvoll sein, diese teure Industriepolitik zu kopieren? Wenn andere eine falsche Politik machen, muss man sie nicht nachmachen.
 
        KREATIVE ZERSTÖRUNG
 
        Der Verzicht auf Industriepolitik hat – mit Joseph A. Schumpeter gesprochen – „kreative Zerstörung“ zur Folge. Wenn energieintensive Produktion hierzulande nicht mehr wettbewerbsfähig ist, werden diese Unternehmen vom Markt verschwinden. Und die dort arbeitenden Menschen verlieren ihre Jobs, was wiederum die Politik unter Handlungsdruck setzt. Die Angst vor Verwerfungen am Arbeitsmarkt war in früheren Zeiten eines der Hauptargumente für Industriepolitik. Doch im Vergleich zu damals sind wir heute in einer komfortablen Lage: In allen Industrieländern ist die Beschäftigungssituation gut, Arbeitskräfte sind knapp. Zwar hat das zur Folge, dass die Wirtschaft ihr Wachstumspotenzial nicht ausschöpfen kann. Aber die Beschäftigung ist eben kein Argument für Industriepolitik. Anders gesagt: Industriepolitik zu widersagen, wäre für Politiker heutzutage weniger riskant als früher, denn es würde zwar Anpassungskosten am Arbeitsmarkt nach sich ziehen – aber keinen Beschäftigungsschock.
 
        Abschließend stellt sich die Frage, ob es bessere Alternativen zur Industriepolitik gibt. Die gibt es in der Tat. Sie sind weder neu noch originell. „Den Blick vom Rückspiegel lösen“, sagt Moritz Schularick. Planwirtschaft war immer attraktiv für Regierungen, doch der Staat ist eben nicht der bessere Unternehmer. Heute verkleidet sich die Planwirtschaft paternalistisch als Industriepolitik.
 
        Statt alte Industrien zu konservieren, müssen neue Unternehmen gute Voraussetzungen für ihre Aktivitäten vorfinden. Dafür ist die Ordnungspolitik zuständig, die gerade nicht direkt zugunsten einzelner Unternehmen interveniert, sondern Rahmenbedingungen dafür schafft, dass wirtschaftliche Ideen sich möglichst gut entfalten können. Ordnungspolitik ist „pro Markt“, aber nicht „pro Business“. Das wird oft nicht auseinandergehalten. Notwendig ist ein effizientes Angebot an öffentlichen Gütern: Dazu zählen eine gute Infrastruktur, eine attraktive Bildungspolitik, niedrige und damit wettbewerbsfähige Steuern für Unternehmen, eine effiziente, aber eben nicht die Unternehmen behindernde Bürokratie und ein verlässliches Rechtssystem, in dem Verträge und privates Eigentum geachtet werden. Dass der Sozialstaat Verlierer entschädigt und die großen Risiken des Lebens wie Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit absichert, erhöht die Attraktivität eines Standortes, sofern der Staat es nicht übertreibt und leistungsfeindliche Anreize setzt.
 
        Auf diese Weise wäre ein fairer Standortwettbewerb möglich, in dem nationale Volkswirtschaften sich eben nicht protektionistisch abschotten, sondern ihre Grenzen für den freien Austausch von Gütern, Finanzkapital, Menschen und Dienstleistungen öffnen. Es geht darum, komparative Vorteile zum Nutzen aller ins Spiel zu bringen. Da waren wir schon einmal weiter in Zeiten der Globalisierung, als viele Staaten, einschließlich China und den USA, sich aus freien Stücken dem Wettbewerbsregime der Welthandelsorganisation unterwarfen – mit der Möglichkeit für Strafen bei Verstößen gegen die Regeln des Freihandels. Solange diese multilaterale Wettbewerbswelt nicht zuletzt durch die Verweigerung von China und den USA verschlossen ist, bleiben als zweitbeste Möglichkeit immerhin bilaterale Freihandelsabkommen wie TTIP und Mercosur – mit entsprechenden internationalen Schieds- und Schlichtungsinstitutionen für den Konfliktfall. Ordnungspolitik ist allemal besser als Industriepolitik. Freihandel ist besser als Protektionismus. Und Standortwettbewerb ist besser als Subventionswettbewerb.
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        ESSAY
 
        EUROPA BRAUCHT EINE AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK
 
        Sabine Stephan
 
        Mit der Bewältigung der twin transition steht die EU derzeit vor ihrer wohl größten Herausforderung: Wirtschaft und Gesellschaft müssen rasch und umfassend digitalisiert und dekarbonisiert werden, und gleichzeitig muss der große Übergang für die Menschen in Europa sozial und gerecht gestaltet werden. Doch die Rahmenbedingungen sind schwierig: Sowohl die weltwirtschaftliche als auch die geopolitische Lage sind derzeit angespannt – und die Zeit drängt.
 
        Lange war man in der EU davon überzeugt, dass es ausreicht, die richtigen Rahmenbedingungen beziehungsweise Anreize für Wirtschaft und Haushalte zu setzen und dann die Marktkräfte wirken zu lassen, damit die Transformation gelingt. Als Produktionsstandort für innovative und technisch anspruchsvolle Investitionsgüter sah man sich gut gerüstet, um von einer weltweit steigenden Nachfrage nach klimafreundlichen Produkten und Produktionsverfahren zu profitieren. Zudem glaubte man, im Zuge der fortschreitenden Globalisierung und Liberalisierung immer neue Märkte erschließen zu können, abgesichert durch ein regelbasiertes Welthandelssystem und die Welthandelsorganisation (WTO), die mit wirksamen Sanktionsmechanismen für die Einhaltung der WTO-Regeln und damit für faire Wettbewerbsbedingungen sorgt.
 
        Dabei wurde (zu) lange übersehen, dass sich wichtige Rahmenbedingungen für das stark exportorientierte Geschäftsmodell der EU in den vergangenen Jahren deutlich verschlechtert haben: Zum einen hat das regelbasierte Welthandelssystem unter Führung der WTO merklich an Akzeptanz verloren. Handelsschwergewichte wie die USA und China spielen zunehmend nach ihren eigenen Regeln, wobei es ihnen zupasskommt, dass der Streitbeilegungsmechanismus der WTO seit Ende 2019 blockiert ist, weil die USA die Wiederbesetzung von Richterposten verhindern. Somit können Verstöße gegen WTO-Regeln de facto nicht geahndet werden. Zum anderen betreiben insbesondere China, aber auch die USA eine aktive Industriepolitik, um ihre binnenwirtschaftlichen Wachstumskräfte zu stärken, zulasten des Außenhandels.
 
        Im Falle Chinas werden in den kommenden Jahren die Auswirkungen der aggressiv verfolgten Strategie „Made in China 2025“ deutlich zum Tragen kommen. Chinesische Unternehmen werden in weiteren Schlüssel- und Zukunftstechnologien zur Weltspitze aufschließen. Für die EU bedeutet dies, dass nicht nur die Konkurrenz durch chinesische Unternehmen im Hochtechnologiebereich weiter zunimmt, sondern auch, dass China immer weniger auf Importe aus Europa angewiesen ist, sodass die EU-Exporte nach China kontinuierlich an Dynamik verlieren werden. Auch im Außenhandel der EU mit den USA dürfte sich längerfristig ein dämpfender Effekt zeigen, der daher rührt, dass die Vereinigten Staaten mit dem Inflation Reduction Act (IRA) die Wiederbelebung der eigenen Industrie insbesondere im Bereich Cleantech, also klimafreundlicher Technologien, derzeit massiv vorantreiben.
 
        Hinzu kommt, dass Europa angeschlagen ist. Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 und die Eurokrise 2010 haben nicht nur tiefe Spuren in den europäischen Volkswirtschaften hinterlassen, sondern in vielen EU-Ländern auch zu schweren sozialen Verwerfungen geführt. Und die beiden rivalisierenden Großmächte USA und China nutzen seit einigen Jahren verstärkt den Außenhandel als Hebel zur Durchsetzung eigener Interessen – mit entsprechenden Kollateralschäden. 2018 manifestierte sich ihr Ringen um wirtschaftliche, technologische und ideologische Vorherrschaft in einem Handelskonflikt, der sich rasch zu einem Handelskrieg entwickelte. Damals drohten die Europäer nicht nur zwischen die Fronten der Konfliktparteien zu geraten, sondern sahen sich als enge Handelspartner und Verbündete der USA plötzlich selbst mit US-Strafzöllen auf Aluminium, Stahl und Autos konfrontiert, wodurch das Vertrauen in die Verlässlichkeit der transatlantischen Handelsbeziehungen nachhaltig erschüttert wurde. In dieser von Krisen, Konflikten und großer Unsicherheit geprägten Zeit brach im Frühjahr 2020 die Corona-Pandemie aus und stellte die Welt auf den Kopf.
 
        ABHÄNGIGKEIT VERRINGERN
 
        Die Pandemie hat auf drastische Weise gezeigt, wie verwundbar die Weltwirtschaft durch ihre Einbindung in globale Produktionsnetzwerke ist. Kaum jemand hatte damit gerechnet, dass unterbrochene Transport- und Lieferketten am anderen Ende der Welt innerhalb kürzester Zeit zu einem Produktionsstillstand hierzulande führen würden. Hinzu kam der psychologische Schock, als es bei einfachen, aber wichtigen medizinischen Gütern wie Atemschutzmasken, Desinfektionsmitteln oder Schutzkleidung, die aus Kostengründen von wenigen Produzenten in Asien bezogen wurden, zu Versorgungsengpässen kam. Schon nach kurzer Zeit waren die entsprechenden Vorräte aufgebraucht und Nachschub zeitweise nur zu horrenden Preisen oder gar nicht zu bekommen.
 
        Die Corona-Krise hat die Risiken einer ungesteuerten Globalisierung wie unter einem Brennglas sichtbar gemacht. Zwar waren die Risiken einer auf Kosteneffizienz getrimmten Außenhandelsorientierung und die damit verbundenen Abhängigkeiten – sowohl von einzelnen Regionen als auch von einzelnen Lieferanten – bekannt. Doch je länger das exportorientierte Geschäftsmodell der deutschen und europäischen Wirtschaft erfolgreich funktionierte, desto weniger Beachtung wurde diesen Risiken geschenkt. Und globalisierungskritischen Stimmen wurde stets entgegnet, dass eine immer weiter voranschreitende Globalisierung Grundlage dieses Geschäftsmodells und damit unabdingbare Voraussetzung für die Wahrung des Wohlstands in Europa sei. Die Corona-Krise hat dieses Narrativ massiv erschüttert und zu einem Paradigmenwechsel geführt: Statt auf Spezialisierung, Kosteneffizienz und Just-in-time-Produktion zu setzen, sollen sich die Unternehmen fortan breiter aufstellen, ihre Abhängigkeit von einzelnen Regionen und Produzenten reduzieren und ihre Lagerhaltung ausweiten. Das Primat der Kosteneffizienz ist dem der Resilienz gewichen.
 
        Ein zweiter Paradigmenwechsel zeigt sich in der Art und Weise, wie die EU-Kommission auf die Corona-Krise reagiert hat: Mit dem Aufbauinstrument NextGenerationEU stellt sie nicht nur den Mitgliedstaaten bis 2026 insgesamt mehr als 800 Milliarden Euro zur Verfügung, damit diese insbesondere in die grüne und digitale Transformation investieren können, um gestärkt und krisenfester aus der Corona-Krise hervorzugehen. Sie nimmt auch im Namen der EU das dafür notwendige Kapital an den Finanzmärkten auf, da sie über eine bessere Bonität verfügt als viele der Mitgliedstaaten. Beides wäre noch vor Kurzem undenkbar gewesen. Und schließlich hat die Corona-Pandemie gezeigt, wie wichtig ein handlungsfähiger Staat in Krisenzeiten und bei eklatantem Marktversagen ist. All dies ebnete den Weg für die Renaissance einer Industriepolitik, in der der Staat nicht nur zuschaut, sondern eine aktive Rolle spielt.
 
        ANSCHLUSS BEHALTEN
 
        Der Paradigmenwechsel in der europäischen Industriepolitik kommt zur rechten Zeit, denn der Standortwettbewerb um grüne Schlüsseltechnologien ist bereits in vollem Gange. China und die USA betreiben eine strategische Industriepolitik und investieren jeweils enorme Summen in die Förderung klimafreundlicher Zukunftstechnologien.
 
        Die EU ist nicht untätig – allerdings agiert sie unter völlig anderen Rahmenbedingungen. Ab den 1980er Jahren hat die EU eine horizontale Industriepolitik betrieben, die sich darauf beschränkte, die richtigen Rahmenbedingungen zu setzen, damit sich die Marktkräfte ungehindert entfalten können. Dementsprechend bestand weder eine Notwendigkeit für eine zentral gesteuerte Industriepolitik auf EU-Ebene noch für die Finanzierung einer solchen. Vielmehr fand Industriepolitik in erster Linie auf der Ebene der Mitgliedstaaten statt, wobei jedoch der Gestaltungsspielraum durch strenge Beihilfevorschriften begrenzt war. Mit dem Verbot staatlicher Beihilfen sollte sichergestellt werden, dass alle EU-Mitgliedstaaten – unabhängig von ihrer Finanzkraft – im gemeinsamen Binnenmarkt gleiche Wettbewerbsbedingungen haben.
 
        In jüngster Zeit hat die EU diesen engen Rahmen etwas gelockert: Seit 2018 können Gruppen von Mitgliedstaaten im Rahmen sogenannter wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse (Important Projects of Common European Interest, IPCEI) staatliche Beihilfen für konkrete Projekte mit dem Ziel bahnbrechender Innovationen in Spitzentechnologien gewähren. Mit Projektverbünden in den Bereichen Mikroelektronik, Batterien, Wasserstoff und Kommunikationstechnologie, die Forschungs- und Entwicklungsvorhaben entlang der gesamten Wertschöpfungskette bis hin zur konkreten Anwendung umfassen, hat die EU unter den gegebenen Rahmenbedingungen eine gute Grundlage geschaffen, um Europa zu einem Standort für klimafreundliche Zukunftstechnologien zu machen und das selbst gesteckte Ziel der Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen.
 
        Ob die EU die Früchte ihrer Strategie in vollem Umfang ernten kann, ist derzeit allerdings ungewiss. Denn die USA haben mit dem IRA attraktive Investitionsbedingungen für Unternehmen geschaffen, die in den Bereichen Erneuerbare Energien, Wasserstoff und Elektromobilität auf der anderen Seite des Atlantiks investieren und produzieren wollen. Da die USA für viele Unternehmen ein attraktiver Wachstumsmarkt sind, besteht die Gefahr, dass insbesondere Unternehmen, die ohnehin eine Ansiedlung in den USA erwogen haben, entsprechende Investitionen zeitnah tätigen, um von den üppigen US-Förderungen zu profitieren, und ursprünglich in der EU geplante Investitionen zeitlich verschieben oder sogar ganz streichen.
 
        Dies könnte für Europa weitreichende Folgen haben. Nicht nur, weil sich dadurch die Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft hin zur Klimaneutralität verzögern würde, sondern auch, weil Europa als Standort für Schlüsseltechnologien den Anschluss an die USA und China verlieren könnte. Der Grund dafür ist, dass in Hochtechnologie- und Wachstumsbranchen, wie sie für die Bewältigung der digitalen und grünen Transformation erforderlich sind, Größenvorteile (sogenannte Skalenerträge) und Spillover-Effekte eine wichtige Rolle spielen, weshalb sich die Produktion weltweit auf einige wenige Standorte und einige große Unternehmen konzentriert.01 Diese Unternehmen verfügen über eine starke Marktmacht, die es ihnen ermöglicht, von ihren Kunden Preise zu verlangen, die deutlich über den Durchschnittskosten liegen. Dies bedeutet, dass sie höhere Gewinne erwirtschaften und somit über größere finanzielle Ressourcen verfügen, die sie beispielsweise in Forschung und Entwicklung investieren oder zur Übernahme innovativer Konkurrenten nutzen können. Dadurch verbessern sie kontinuierlich ihre Wettbewerbsfähigkeit und bauen ihre dominante Stellung am Markt weiter aus.
 
        Für Branchen, die durch steigende Skalenerträge gekennzeichnet sind, spielen typische Standortfaktoren wie günstige geografische Bedingungen oder niedrige Arbeitskosten eine untergeordnete Rolle. Deshalb ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass diese Unternehmen langfristig an ihrem Gründungsstandort verbleiben. Hinzu kommt, dass sich in ihrer Nähe regionale Innovationscluster bilden, wie wir sie beispielsweise von der deutschen Automobilindustrie kennen. Hier bilden Unternehmen, die direkt (zum Beispiel Zulieferer) oder indirekt (wie Maschinenbau oder Chemieindustrie) mit der Automobilindustrie verbunden sind, zusammen mit Universitäten und Forschungseinrichtungen ein Ökosystem, in dem technische und technologische Innovationen entstehen, die nicht nur für die Automobilindustrie von Bedeutung sind, sondern auf andere Branchen ausstrahlen. Für das Entwicklungspotenzial der europäischen Wirtschaft und damit für den Wohlstand der Menschen in Europa ist es daher entscheidend, dass die für die Bewältigung der twin transition notwendigen Schlüsselindustrien (wie beispielsweise Halbleiter, Wasserstoff, Batterie/Elektromobilität) in Europa vorhanden sind beziehungsweise hier entstehen, da Standortwechsel aus den genannten Gründen unwahrscheinlich sind. Darüber hinaus ist es vor dem Hintergrund zunehmender geopolitischer Spannungen ratsam, dass Europa in diesen strategisch wichtigen Industrien über technologische Autonomie verfügt, um nicht von Ländern abhängig zu sein, die diese Abhängigkeit als Druckmittel einsetzen. Auf EU-Ebene wird in diesem Zusammenhang von strategischer Autonomie gesprochen. Dies bedeutet nicht, dass Europa seinen gesamten Bedarf an strategisch wichtigen Gütern aus eigener Produktion decken muss, sondern dass Europa über die Technologien und Kapazitäten verfügt, um dies notfalls zu tun.
 
        EUROPÄISCH DENKEN
 
        Die zahlreichen Krisen, die Europa in den vergangenen Jahren erschüttert haben, haben deutlich gemacht, dass es zu ihrer Bewältigung einen handlungsfähigen und gestaltungswilligen Staat sowie umfangreiche finanzielle Mittel braucht. Diese Einsicht hat wesentlich zum Paradigmenwechsel in der Industriepolitik beigetragen, und die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten das sich nun bietende Gelegenheitsfenster entschlossen nutzen, um mit einer strategischen Industriepolitik den Herausforderungen der twin transition in einem schwierigen geopolitischen Umfeld zu begegnen.
 
        In der Vergangenheit war die europäische Industriepolitik eher ein Sammelsurium nationaler Projekte, was die Gefahr einer schlecht koordinierten Subventionspolitik birgt, die von Unternehmen ausgenutzt werden kann, um einzelne EU-Mitgliedstaaten gegeneinander auszuspielen. Um die größtmögliche Wirkung zu entfalten, bedarf es daher einer auf EU-Ebene koordinierten und langfristigen industriepolitischen Strategie, die konkrete Ziele für den Transformationsprozess vorgibt und die Vergabe von Subventionen und anderen Fördermitteln konsequent an klare Bedingungen und das Erreichen vereinbarter Etappenziele knüpft. Die EU-Mitgliedstaaten sollten diese Strategie durch geeignete Maßnahmen auf nationaler Ebene unterstützen und verstärken.
 
        Für die europäische Integration ist es wichtig, dass der Wettbewerb für alle EU-Mitgliedstaaten auf dem gemeinsamen Binnenmarkt möglichst wenig verzerrt ist. Deshalb sollte die EU das Instrument der IPCEI-Projekte ausbauen und stärken, indem sie es auf weitere Branchen ausdehnt und den Genehmigungsprozess beschleunigt. Mithilfe der IPCEI-Projekte werden Produktionskapazitäten und Wertschöpfungsketten für strategisch wichtige Technologien und Produkte in Europa auf- und ausgebaut, von denen wiederum positive Spillover-Effekte auf die gesamte europäische Volkswirtschaft ausgehen.
 
        Auch wenn die EU-Kommission richtigerweise die Förderung von Zukunftstechnologien der Subventionierung einzelner Unternehmen vorzieht, hat sie in jüngster Zeit die Regeln für staatliche Beihilfen gelockert. Sie reagierte damit auf die Gefahr, dass Cleantech-Unternehmen wegen des IRA in die USA abwandern könnten. Mit der Lockerung der Beihilferegeln haben die EU-Länder vorübergehend nicht nur mehr Spielraum, um Transformationstechnologien mit öffentlichen Mitteln zu fördern, sondern sie können im Falle einer drohenden Abwanderung sogar auf eine von einem Drittland angebotene Subvention mit einem Angebot in gleicher Höhe reagieren, um das betreffende Unternehmen in der EU zu halten. Diese Maßnahmen helfen finanzstarken EU-Mitgliedstaaten bei der kurzfristigen Krisenintervention, sie reichen aber nicht aus. Denn die öffentlichen Finanzen vieler EU-Staaten sind so angespannt oder durch die europäischen Fiskalregeln so eingeschränkt, dass sie mit den US-Subventionen nicht mithalten können. Die EU wird nur dann auf Augenhöhe mit den USA oder anderen Ländern um klimafreundliche Technologien konkurrieren können, wenn sie für ihre strategische Industriepolitik auch die entsprechenden finanziellen Mittel zur Verfügung stellt. Sinnvoll wäre ein Europäischer Souveränitätsfonds, wie ihn die EU vorgeschlagen hat, aus dem europaweit transformative Industrieprojekte gefördert werden könnten.
 
        Die EU-Mitgliedstaaten sollten die europäische Industriepolitik durch nationale Maßnahmen unterstützen und in ihrer Wirkung verstärken, indem sie erstens die Vergabe öffentlicher Aufträge konsequent an soziale und ökologische Kriterien knüpfen, zweitens Unternehmen bei Großprojekten unterstützen, indem sie einen Teil des Risikos gegen eine Beteiligung am Unternehmen übernehmen, und drittens die Übernahme strategisch wichtiger Unternehmen und Infrastruktur durch ausländische Investoren sorgfältig prüfen und untersagen, wenn dadurch die strategische Autonomie Europas gefährdet wird.
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        PRAGMATISCHER INTERVENTIONISMUS
 
        Deutsche Industriepolitik im 20. und 21. Jahrhundert
 
        Ralf Ahrens
 
        Industriepolitik hat Konjunktur – und das unter eigenem Namen. Längst ist der Begriff wieder salonfähig, nachdem er seit den 1960er Jahren für einige Zeit von einer umfassenderen „Strukturpolitik“ verdrängt worden war. Doch hatte insbesondere die sektorale, also auf einzelne Branchen bezogene und federführend vom Bundeswirtschaftsministerium betriebene Strukturpolitik stets den Fokus auf die Industrie gerichtet. Dienstleistungsbranchen spielten bestenfalls eine Nebenrolle, und für Landwirtschaft oder Verkehr waren eigene Ressorts zuständig. Die von Bund und Ländern gemeinsam verantwortete regionale Strukturpolitik umfasste zwar ein breiteres Spektrum, zielte aber ebenfalls wesentlich auf die nachholende Industrialisierung eher ländlicher Gebiete sowie zunehmend auf die Stabilisierung traditioneller, vom Strukturwandel gebeutelter Industrielandschaften.01
 
        Heute ist in der Selbstdarstellung des Bundeswirtschaftsministeriums hingegen ausdrücklich von „moderner Industriepolitik“ die Rede.02 Daraus lässt sich zunächst einmal lernen, dass Industriepolitik auch dann stattfinden kann, wenn sie nicht als solche bezeichnet wird. Sie muss auch nicht systematisch als eigenständige Politik organisiert sein, um Auswirkungen auf die industrielle Struktur einer Volkswirtschaft auszuüben, welche wiederum von vielen anderen Politikfeldern wie Forschung und Technologie, Außenwirtschaft oder Arbeitsmärkten beeinflusst wird. Im engeren Sinne wird unter Industriepolitik die Umverteilung von Ressourcen durch den Staat zugunsten bestimmter Branchen oder Regionen verstanden. Dies geschieht zwar auch durch staatliche Einkäufe oder durch die Bereitstellung von Infrastruktur; am häufigsten damit assoziiert wird aber die Gewährung von Subventionen in Gestalt direkter Finanzhilfen, Steuervergünstigungen oder verbilligter Kredite.
 
        Eine solche Unterstützung einzelner Unternehmen oder ganzer Branchen ist in einer marktwirtschaftlichen Ordnung legitimationsbedürftig, weil sie eben die Ergebnisse von Marktprozessen verzerrt. Industriepolitische Interventionen hatten in der deutschen Geschichte unterschiedliche Anlässe und Begründungen. Obwohl es dabei Versuche gab – und bis heute gibt –, Industriepolitik systematisch oder auch „strategisch“ zu betreiben, blieb sie, wie die folgende historische Skizze zeigt, stets eine Reaktion auf akute Krisen und konkrete Herausforderungen.03
 
        HETEROGENE ANFÄNGE
 
        Staatliche Einflussnahme auf die Entwicklung einzelner Branchen gab es auch schon im 19. Jahrhundert. Neben der Festlegung von Zöllen oder der Regulierung von Märkten engagierten sich Regierungen oder Kommunen vor allem in der Energieversorgung und im Verkehr auch selbst unternehmerisch. Aber die gezielte Intervention in Industriestrukturen entwickelte sich erst im 20. Jahrhundert zum Normalfall. Einen drastischen Einschnitt markierten zunächst die umfangreichen Maßnahmen zur Bewirtschaftung von Industriegütern und Rohstoffen im Ersten Weltkrieg. Die Weimarer Republik baute zwar diesen Lenkungsapparat rasch zurück, griff nun aber verstärkt notleidenden Großunternehmen unter die Arme.04 Nach 1933 wirkte wiederum der NS-Staat massiv auf die Produktionsstruktur ein, die durch eine Kombination von Rüstungsaufträgen und politischem Zwang zunehmend in die Dienste der Autarkie- und Kriegswirtschaft gestellt wurde.05
 
        Der Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg folgte bekanntlich zwei unterschiedlichen Grundmustern: der Rückkehr zur Marktwirtschaft im Westen und der Etablierung einer Zentralplanwirtschaft im Osten. In der DDR wurde Industriepolitik damit zwangsläufig zur Kernaufgabe eines Staates, der eine umfassende Lenkung des Produktionsapparats beanspruchte. Die politische Führung und der hierarchische staatliche Planungsapparat hatten letztendlich zu entscheiden, welche Branchen bevorzugt mit Investitionsmitteln, Personal und materiellen Ressourcen versorgt wurden. Davon profitierten vor allem Großbetriebe im Investitionsgüterbereich, während die traditionell starke verarbeitende Industrie zurückblieb. Spätere Versuche, die Versorgung mit Konsumgütern zu verbessern und insgesamt die Effizienz des Wirtschaftssystems durch die Simulation marktwirtschaftlicher Anreize zu steigern, blieben in Ansätzen stecken.06
 
        In den westlichen Besatzungszonen und in der frühen Bundesrepublik standen die ordnungspolitischen Zeichen hingegen auf dem Abbau staatlicher Lenkung. Auch das bedeutete keine industriepolitische Abstinenz: Das Investitionshilfegesetz von 1952 verschaffte dem Bergbau, der Eisen- und Stahlindustrie sowie der Energiewirtschaft den Zugang zu Kapital, das andere Branchen aufbringen mussten. Von besonders günstigen Abschreibungssätzen profitierte neben diesen Industrien auch der Wohnungsbau. Diese Maßnahmen zielten jedoch nicht auf eine Umgestaltung der Branchenstrukturen ab, sondern auf die vorübergehende Unterstützung bestimmter zentraler Industrien, die für den wirtschaftlichen Wiederaufbau und die Wiederherstellung gewisser Lebensbedingungen von Bedeutung waren. Die rasche Zunahme der Subventionen in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre begünstigte dann vor allem Bergbau und Landwirtschaft, die bereits mitten im vermeintlichen „Wirtschaftswunder“ von ersten Absatzproblemen betroffen waren.07 Im Fall des Bergbaus handelte es sich zwar auch um Industriepolitik, doch spielten hier ebenso wie auf dem Land soziale Erwägungen eine große Rolle.08
 
        Ähnlich heterogen stellte sich die frühe regionale Strukturpolitik dar. Einerseits knüpften hier Bund und Länder an ältere Traditionen an, indem schwach industrialisierten Regionen durch Fördergelder zu Wachstum und Modernisierung verholfen werden sollte. Andererseits schufen das Kriegsende und die deutsche Teilung zwei ganz neue Fördergebiete buchstäblich eigenen Rechts. Entlang der Grenzlinie zur DDR, wo viele Betriebe von ihren alten Bezugs- und Absatzmärkten abgeschnitten waren, erhielt 1953 eine 40 Kilometer nach Westen reichende Region, das sogenannte Zonenrandgebiet, unabhängig von der sehr unterschiedlichen Wirtschaftsstruktur einen speziellen Förderstatus. Ähnlich wie in diesem Gebiet, aber allein durch den Bund finanziert, sollte ein ganzes Bündel an Subventionen und weiteren Unterstützungsmaßnahmen die Exklave West-Berlin vor der weiteren Abwanderung von Industriebetrieben und qualifizierten Arbeitskräften bewahren.09
 
        AUFSTIEG UND PRAXIS DER STRUKTURPOLITIK
 
        Es gab also seit dem frühen 20. Jahrhundert unterschiedliche Gründe dafür, dass auch der demokratische Staat sich in Entwicklungen einmischte, die nach vorherrschendem ordnungspolitischen Verständnis eigentlich dem Markt zu überlassen waren. In den 1960er Jahren zeigten sich zumindest Ansätze einer systematischeren Herangehensweise, die einer eigentümlichen Gemengelage aus Krise und Aufbruch entsprangen. Einerseits verringerten sich im auslaufenden Nachkriegsboom allmählich die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten; das ließ die schon bestehenden Strukturprobleme im Bergbau und in der Textilindustrie umso deutlicher hervortreten und zukünftigen Anpassungsbedarf auch in anderen Branchen erwarten. Andererseits übernahm 1966 die SPD das Wirtschaftsministerium und besetzte es mit dem bekennenden Keynesianer Karl Schiller. Damit zog ein Lenkungsoptimismus in die Wirtschaftspolitik ein, der sich besonders deutlich im Konzept einer „Globalsteuerung“ von Konjunktur und Wachstum äußerte.10
 
        Beides legte eine systematischere Industriepolitik nahe. Von solchen Ambitionen zeugte auch der neue, etwas abstrakte Leitbegriff „Strukturpolitik“, der zugleich den Charme hatte, weniger interventionistisch zu klingen. Grundsatzdokumente zur sektoralen und regionalen Strukturpolitik betonten überdies, dass Subventionen nur ganzen Regionen oder Branchen zugutekommen und nicht etwa einzelne Unternehmen retten dürften. Wo überhaupt in Marktprozesse eingegriffen wurde, sollte der in einer dynamischen Volkswirtschaft unvermeidbare und grundsätzlich positiv zu bewertende Strukturwandel unterstützt werden. Das Ausscheiden nicht mehr wettbewerbsfähiger Unternehmen galt als unvermeidlich, der Staat sollte hier nur in Ausnahmefällen soziale Härten abfedern.11
 
        In der Praxis erwiesen sich diese Grundsätze als dehnbar, zumal ein von Schiller angekündigtes „strukturpolitisches Gesamtkonzept“ niemals formuliert wurde. Zwar wurde noch bis weit in die 1970er Jahre hinein im Wirtschaftsministerium, in der politischen Öffentlichkeit und unter Ökonomen darüber gestritten, wie ein systematischer Rahmen dieses neuen Politikfelds aussehen könne und in welcher Weise sich der Staat überhaupt in das Investitionsverhalten privater Unternehmen einmischen dürfe. Forderungen nach einer umfassenden staatlichen „Investitionslenkung“ blieben dabei aber selbst in der Hochphase des sozialdemokratischen Steuerungsoptimismus klar in der Minderheit. Auch von Ideen einer staatlichen Rahmenplanung im Stile der französischen planification oder entsprechenden Konzepten auf Branchenebene war die deutsche Diskussion weit entfernt. Weitgehend einig war man sich immerhin, dass ein erheblicher Mangel an empirischem Wissen über die genaue Struktur der deutschen Wirtschaft bestand. Es war zugleich eine unausgesprochene Vertagung der konzeptionellen Debatten, dass erstmals 1978 die fünf großen wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute der Republik mit einer „Strukturberichterstattung“ beauftragt wurden und dann gut zwei Jahrzehnte lang in mehrjährigen Berichtsrunden umfangreiche Wissensbestände zusammentrugen. Einheitliche wirtschaftspolitische Empfehlungen aber ergaben sich aus den konkurrierenden Forschungsarbeiten nicht, und schon gar kein „Gesamtkonzept“.12
 
        Es erstaunt daher kaum, dass die politischen Interventionen in den wirtschaftlichen Strukturwandel keinem klaren Muster folgten und ihre Ergebnisse höchstens im Einzelfall, aber nicht pauschal beurteilt oder gar berechnet werden können. Der Blick auf die langfristige Entwicklung zeigt zwar, dass sehr wenige und durch große Unternehmen geprägte Branchen über lange Zeiträume hinweg einen Großteil der Industriesubventionen beziehen konnten. Dabei handelte es sich aber sowohl um absteigende Industrien mit markant rückläufiger Beschäftigtenzahl als auch um (vermeintliche) „Zukunfts-“ oder „Fortschrittsindustrien“. Unter den Traditionsbranchen war der bei Weitem größte Empfänger der Steinkohlenbergbau; neben dem jahrzehntelangen sozialverträglichen Beschäftigungsabbau in einer Branche, über deren fehlende internationale Wettbewerbsfähigkeit schon in den 1960er Jahren wenig Illusionen bestanden, spielten dafür energiepolitische Erwägungen eine herausragende Rolle. Über mehrere Jahrzehnte hinweg wurde auch der Schiffbau, insbesondere pro Kopf der noch hier Beschäftigten, mit relativ hohen Summen unterstützt. Der Ertrag bestand langfristig vor allem in der Vermeidung sozialer Kosten.
 
        Ein Gegenbeispiel bot aber schon die nicht weniger traditionsreiche Stahlindustrie, deren zeitweilig durchaus erfolgreiches Gesundschrumpfen in den 1980er Jahren nur in relativ engen, zuvor abgesteckten Grenzen finanziell unterstützt wurde. Unter den aufsteigenden Industrien profitierten mit der Luft- und Raumfahrtindustrie und mit dem Kernkraftwerksbau hochgradig konzentrierte Branchen, zeitweise flossen aber auch erhebliche Summen an die Computerindustrie beziehungsweise in die Informations- und Kommunikationstechnik, die auch von kleineren Unternehmen geprägt waren. Die Technologie- und Innovationsförderung entwickelte sich insgesamt zum Hoffnungsträger und erfuhr auch bei Subventionskritikern noch am ehesten Zustimmung. Die Bilanz ist nichtsdestoweniger gemischt: Während sich die Kernenergie nach derzeitigem Stand als Sackgasse erwiesen hat, gelten die zunächst hochsubventionierten Airbus-Flugzeuge vielfach als Erfolgsbeispiel, wenn auch weiterhin mit erheblichen Kostenrisiken verbunden.
 
        Ein Trend zur Systematisierung der Subventionspraxis war immerhin in der Regionalförderung erkennbar. Er äußerte sich vor allem in den seit 1971 veröffentlichten Rahmenplänen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“. Nach einer Neuregelung der föderalen Finanzbeziehungen und einer Ergänzung des Grundgesetzes übernahm der Bund die Hälfte der Ausgaben für regionale Wirtschaftsförderung, die jährlich in einem gemeinsamen Planungsausschuss mit den Ländern ausgehandelt wurden. Die Förderung erfolgte dabei nach einem einheitlichen Regelwerk, die Rahmenpläne legten Rechenschaft über Wirtschaftsstärke und Arbeitsmärkte der Fördergebiete sowie vorgesehene Maßnahmen ab und brachten damit ein statistisch-wissenschaftliches Element in die Strukturpolitik. Damit verbunden war ausdrücklich eine längerfristige Perspektive, die über ältere Traditionen der Stützung von „Notstandsgebieten“ hinausblickte und nunmehr auch altindustrielle Krisenregionen im Ruhrgebiet oder im Saarland integrierte. Erfolgreich geförderte Regionen sollten nach Erreichen eines gewissen Entwicklungsniveaus wieder aus dem Empfängerkreis ausscheiden. Solche Neuzuschnitte der Subventionslandschaft erwiesen sich allerdings als mühseliges Geschäft, zudem überschnitt sich die Gemeinschaftsaufgabe weiterhin in einem gewissen Wildwuchs mit der Zonenrandförderung und mit weiteren Projekten der Landesregierungen.
 
        Als die Sozialdemokraten im Herbst 1982 die Macht im Bund an die Union abgeben mussten, weil die FDP den Koalitionspartner wechselte, war die Zeit der großen Entwürfe für eine Verstetigung und Verregelung der Strukturpolitik bereits vorbei. Stattdessen hatte sich, verstärkt durch den zunehmenden Druck der Haushaltskonsolidierung, eine pauschale Kritik an Staatshilfen ausgebreitet, die eine allgemeine „Subventionsmentalität“ beklagte und unter stärker marktliberalen Vorzeichen einen substanziellen Subventionsabbau forderte. Kürzungen trafen dabei allerdings in erster Linie Privathaushalte, die von Sparförderung, niedrigen Kraftstoffsteuern im Nahverkehr und anderen Steuervergünstigungen profitierten. In absoluten Zahlen gingen zwar auch die Staatshilfen an die Industrie schon seit Mitte der 1970er Jahre, also noch unter der sozialliberalen Koalition, leicht zurück. Sie nahmen aber einige Jahre später wieder deutlich zu und erreichten ihren Höhepunkt – sowohl absolut als auch in Relation zu den gesamten Subventionen – in den 1980er Jahren. Unter den Subventionen an die Gewerbliche Wirtschaft ging dabei der Anteil der (jedenfalls der Absicht nach) wachstumsfördernden „Produktivitätshilfen“ markant zurück, während das Gewicht der eher strukturkonservierenden „Erhaltungssubventionen“ auf mehr als die Hälfte anwuchs.
 
        Die programmatische Aufwertung des Marktes bedeutete eben noch lange nicht den Verzicht auf staatliche Industriepolitik. Das galt nicht nur für den Umgang mit industriellen Krisenphänomenen im Westen, sondern in anderer Weise auch für den Zusammenbruch der staatssozialistischen Planwirtschaft im Osten. Die Effizienzmängel des Wirtschaftssystems, eine defizitäre Investitionspolitik und eine ungünstige außenwirtschaftliche Entwicklung hatten die DDR-Industrie bis 1989 in einen desaströsen Zustand geführt, auch wenn sich der Verfall der Wettbewerbsfähigkeit in den einzelnen Branchen differenziert darstellte.13 Auch in diesem Fall fand eine systematische Förderung von Industrie- und Dienstleistungsunternehmen vor allem in der regionalen Strukturpolitik statt: Während die Zonenrand- und Berlinförderung bis 1994 schrittweise abgeschafft wurden, erhielten nun die neuen Bundesländer pauschale Sonderkonditionen innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und bei anderen Programmen. Parallel dazu fand mit der Privatisierung oder Abwicklung der ostdeutschen Betriebe durch die Treuhandanstalt jedoch ein „Abbau Ost“ statt, dessen zunächst unerwartete Ausmaße nur sehr begrenzt durch überkommene Subventionsformen kompensiert werden konnten. Industriepolitik vollzog sich auch in den neuen Ländern nicht primär im Rahmen eines übergreifenden Strukturkonzepts, sondern als fallbezogener Entscheidungsprozess mit häufig nicht kalkulierbarem Ausgang.
 
        „ÖKOLOGISCHE INDUSTRIEPOLITIK“
 
        In die konzeptionelle Lücke schienen in den 1980er Jahren erste Ansätze einer umweltbewussten Industriepolitik zu stoßen, die das herkömmliche umweltpolitische Instrumentarium von Verboten und Grenzwerten durch gezielte Wachstumsimpulse für besonders umweltfreundliche Produktionslinien ergänzen wollten. So skizzierte Rudolf Hickel 1987 „Strategien einer ökologisch-ökonomischen Strukturpolitik“. Der Bremer Finanzwissenschaftler forderte die Lenkung des unternehmerischen Investitionsverhaltens durch umweltpolitische Auflagen, wobei die entstehenden Kosten wiederum durch Subventionen abgefedert werden sollten. Wie genau bestimmt werden sollte, welche Technologien und Branchen als ökologisch förderungswürdig zu gelten hätten, blieb aber genau wie bei den bereits geförderten „Zukunftsindustrien“ eine Frage politischer Aushandlung.14
 
        Ungeklärt blieb damit letztlich auch das Spannungsverhältnis zwischen Ökologie und Ökonomie – gerade bei Ökonomen und Politikern, die wie Hickel dem linken Spektrum zuzurechnen waren. Der Umweltschutz kollidierte angesichts der grassierenden Massenarbeitslosigkeit tendenziell mit dem Ziel der Beschäftigungssicherung. Das galt, wenn auch in sehr unterschiedlicher Weise, ebenso für die vorsichtige Annäherung der Gewerkschaften an neue Wachstumsmodelle wie für die Forderungen der mittlerweile in den Bundestag gelangten Grünen, deren weit radikalere Vorstellungen eines Umbaus industriegesellschaftlicher Strukturen nur durch sehr vage Ideen über die Umschichtung der industriepolitischen Staatsausgaben untersetzt waren.15 Auch in der wirtschaftspolitischen Programmatik der SPD tauchte zwar jetzt die Forderung nach einem „ökologischen Umbau der Industriegesellschaft“ auf, doch im Vordergrund stand weiterhin eine keynesianisch inspirierte Beschäftigungspolitik.16
 
        Die Entdeckung einer ökologischen Dimension der Industriepolitik in den 1980er Jahren war also nicht nur Ausdruck eines gewachsenen Umweltbewusstseins, sondern lässt sich zugleich als Ausdruck einer gewissen Erschöpfung großer strukturpolitischer Entwürfe interpretieren. Diese Impulse reichten vorläufig nicht aus, um einen neuen industriepolitischen Mainstream zu begründen, aber sie erweiterten nachhaltig die Agenda. Der Naturwissenschaftler und SPD-Politiker Ernst Ulrich von Weizsäcker gab als Präsident des Wuppertal Instituts 1994 einen Band über den „Umweltstandort Deutschland“ heraus, um der zu dieser Zeit grassierenden Debatte über Defizite des Wirtschaftsstandorts eine ökologische Dimension zu geben. Die Konzentration der deutschen Industrie auf Umwelttechnik und umweltfreundliche Prozesse, die forschungspolitische Lenkung des technischen Fortschritts zugunsten höherer Energieproduktivität, das alles erschien hier gerade wegen der deutschen Exportstärke als Perspektive, um trotz der Kosten des „nachsorgenden Umweltschutzes“ einen positiven Netto-Arbeitsplatzeffekt zu erzielen.17
 
        Schließlich war es mit Sigmar Gabriel auch ein sozialdemokratischer und kein grüner Umweltminister, unter dessen Ägide der Begriff „ökologische Industriepolitik“ geprägt wurde. Ein Memorandum des Bundesumweltministeriums warb 2006 unter diesem Titel „für einen ‚New Deal‘ von Wirtschaft, Umwelt und Beschäftigung“. Das von einem markanten Technikoptimismus gekennzeichnete Papier benannte konkret eine ganze Reihe von Marktsegmenten für „Ökoinnovationen und Ökohightech“. Es identifizierte in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung und der Unternehmensberatung Roland Berger sogenannte „Leitmärkte“. Die historischen Erfahrungen mit Industriepolitik, zumal mit den Problemen solch umfassender Förderkonzepte, wurden hier allerdings nicht reflektiert.18 Das Memorandum, das 2010 in abgeschwächter Form in ein umfassenderes Papier des Wirtschaftsministeriums einfloss, ging weit hinaus über die seit den 1970er Jahren entwickelten Überlegungen einer „innovationsorientierten Umweltpolitik“, die auf die Förderung von „Umweltschutzindustrien“ im engeren Sinne, also schadensbegrenzender Industrieprodukte, ausgerichtet war.19 In der industriepolitischen Praxis kam dieses umfassende Konzept allerdings wohl nie an.
 
        Das galt aber wohl auch für die 2019 von CDU-Wirtschaftsminister Peter Altmaier vorgelegte „Industriestrategie 2030“, die ob des unbeirrten Wiederaufwärmens einer Herangehensweise, die schon in den 1970er Jahren ihre Grenzen gezeigt hatte, massive Kritik von Sachverständigen auf sich zog. Altmaier forderte nämlich allen Ernstes einen „KI-Airbus“, also eine staatliche Beteiligung an subventionsabhängigen Großunternehmen, um in neuen Schlüsseltechnologien wie der Künstlichen Intelligenz wettbewerbsfähig zu werden – und das just in dem Moment, als die lange gepflegte Airbus-Erfolgsstory mit dem Desaster des Großflugzeugs A380 ihren empfindlichsten Dämpfer erfuhr.20 Das Papier demonstrierte insgesamt die Kontinuität eines Denkens in nationalen oder europäischen „Champions“, also staatlich angeschobenen Groß- und womöglich Monopolunternehmen. „Umwelt“ kam hier als Förderung von „Klima- und Umwelttechnologien“ vor, also in Gestalt einer vermeintlichen „Zukunftsindustrie“.21 Aber ganz abgesehen davon, dass bereits im Memorandum des Umweltministeriums von 2006 präziser über die relevanten Industriebereiche gesprochen worden war, ist ein genuin umweltpolitisch motivierter Ansatz der Industriepolitik offenbar bis heute nicht entstanden, wenn man dieses Strategiepapier zum Maßstab nimmt. Ökologische Aspekte spielten denn auch weder bei den Kritikern noch bei den Befürwortern eine herausragende Rolle.
 
        Nicht nur auf konzeptioneller Ebene, sondern auch in der Praxis blieb die deutsche Industriepolitik von Pragmatismus, begrenzten Zeithorizonten und branchen- beziehungsweise regionsbezogenen Verhandlungslösungen geprägt. Exemplarisch stand dafür die Förderung der Photovoltaik, die in den 2000er Jahren von der energiepolitischen Peripherie ins Zentrum einer von ökologischen Hoffnungen getragenen Industriepolitik rückte – nur, um die deutschen Hersteller unmittelbar nach der Etablierungsphase an der Preissetzungsmacht internationaler Konkurrenten scheitern zu lassen.22 Die aktuelle Debatte um die Subventionierung des Stromverbrauchs industrieller Großunternehmen zeigt darüber hinaus, dass sich das Spannungsverhältnis von Umwelt- und Industriepolitik nicht vollständig auflösen lässt. Nichtsdestoweniger sind ökologische Aspekte mittlerweile zu einer weiteren, und für die Zukunft wohl zur wichtigsten Determinante einer industriellen Strukturpolitik geworden, die insgesamt unvermeidbar ist und sich doch nicht in verbindliche Regeln auflösen lässt, sondern gerade von der demokratischen Aushandlung lebt.
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        HERAUSFORDERUNGEN DER INDUSTRIE AM STANDORT DEUTSCHLAND
 
        Michael Grömling
 
        Deutschland befindet sich seit nunmehr fünf Jahren in der ökonomischen Schockstarre und wird deshalb wieder einmal als „kranker Mann Europas“ bezeichnet.01 Bereits vor Ausbruch der Corona-Pandemie 2020 war die Industrieproduktion hierzulande rückläufig, und die gesamte Volkswirtschaft kam nicht mehr von der Stelle. Dann kamen die vielfältigen Anpassungslasten durch die Pandemie und ab Anfang 2022 durch den Krieg in der Ukraine hinzu. Nach vorne gerichtet bleiben die wirtschaftlichen Aussichten von multiplen geoökonomischen Risiken gesäumt. Ein Ende der russischen Invasion in der Ukraine ist jedenfalls zum Jahresanfang 2024 nicht in Sicht. Die weltpolitische Haltung Chinas, die undurchsichtige Position einer Reihe von Schwellenländern und die Lage im Nahen Osten setzen Fragezeichen hinter die Zugänge zu Rohstoffen und Energie sowie hinter das Funktionieren globaler Lieferketten und wichtiger Absatzmärkte. Die Weltwirtschaft gerät in den Sog dieser geopolitischen Unwägbarkeiten und ihrer ökonomischen Kollateralschäden. In einem solch schwachen globalen Umfeld tut sich die deutsche Wirtschaft generell schwer. Aufgrund ihres starken Fokus auf die Weltmärkte und ihrer deshalb hohen Exportquote leidet sie überdurchschnittlich unter globalen Schocks und einer sich abschwächenden Weltwirtschaft. Vor allem der im internationalen Vergleich hohe Anteil der Investitionsgüterproduktion macht sie anfällig für globale Investitionsschwächen.
 
        Vor diesem Hintergrund ist eine Diskussion über adäquates wirtschaftspolitisches Handeln ausgebrochen.02 Der Ruf nach Industriepolitik im Sinne von branchen- und unternehmensspezifischen Eingriffen des Staates steht im Raum. Dabei geht es zum einen um die Abfederung der akuten Anpassungslasten durch die aktuellen geopolitischen Verwerfungen und das Abwenden einer daraus resultierenden Deindustrialisierung.03 Zum anderen betrifft es die langfristige Kapazität, die anstehenden Transformationen am Standort Deutschland bewältigen zu können. Im Folgenden wird mit Blick auf Deutschland der ökonomische Hintergrund dieser aktuellen Auseinandersetzungen mit Industriepolitik beschrieben und erläutert.
 
        VERORTUNG DER INDUSTRIE IN DEUTSCHLAND
 
        In den vergangenen Dekaden waren Konjunkturzyklen in Deutschland ausnahmslos Industriezyklen.04 Die Corona-Pandemie ist zwar eine Ausnahme, gleichwohl war auch in dieser Konjunkturkrise der Einbruch der industriellen Wertschöpfung erheblich stärker als im Dienstleistungssektor. In Abbildung 1 sind zum einen die beiden Expansionsphasen der Industrie vom ersten Quartal 2005 bis zum vierten Quartal 2007 sowie vom ersten Quartal 2013 bis zum vierten Quartal 2017 zu erkennen. Diese Phasen gingen jeweils auch mit gesamtwirtschaftlichen Aufschwüngen einher, die allerdings deutlich abgeschwächter verliefen. Zum anderen werden die Industriekrisen der vergangenen 15 Jahre sichtbar, die jeweils mit erheblich stärkeren Einbrüchen als in den anderen Teilen der Volkswirtschaft verbunden waren.
 
         
          Abbildung 1: Konjunktur- und Industriezyklen in Deutschland
 
          [image: 4013.jpg] 
          Darstellung anhand der preis-, saison- und arbeitstäglich bereinigten Bruttowertschöpfung, Index 1. Quartal 2005 = 100
 
          Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen
 
        
 
        Im Folgenden werden drei Krisen unterschieden und ihre Auswirkungen auf die Industrie beleuchtet: erstens die globale Finanzmarktkrise 2008/09 und die europäische Staatsschuldenkrise 2011/12; zweitens die Pandemiekrise 2020/21; und drittens die geopolitischen Krisen, die mit den Beeinträchtigungen durch geopolitische Fragmentierungen zusammenhängen. Die Folgewirkungen dieser Krisen bestimmen wiederum die ökonomische Ausgangsbasis und das Potenzial, die Herausforderungen durch den demografischen und klimatischen Wandel anzugehen.
 
        Zur Einordnung der Industrie in Deutschland ist ihre im internationalen Vergleich herausragende Stellung innerhalb des gesamtwirtschaftlichen Branchengefüges zu nennen (Abbildung 2). Gut ein Fünftel der gesamtwirtschaftlichen Leistung stammte 2022 aus dem Verarbeitenden Gewerbe – zusammen mit der Energieproduktion sind es 24 Prozent. Weitere knapp 6 Prozent entfielen auf die Bauwirtschaft. Den überwiegenden Teil der Volkswirtschaft von fast 70 Prozent machen die vielfältigen Dienstleistungsbereiche aus. Dabei entfällt gut ein Zehntel der Gesamtwirtschaft auf Dienstleistungen für Unternehmen. Abbildung 2 zeigt auch, dass der Industrieanteil hierzulande seit Mitte der 1990er Jahre über weite Strecken stabil geblieben ist. Bis zum Rückgang in den vergangenen Jahren gab es nur 2009 infolge der globalen Finanzmarktkrise einen abrupten Einbruch auf unter 20 Prozent, der im Folgejahr aber wieder weitgehend ausgeglichen wurde. Ähnliche Strukturverläufe wie Deutschland hatten – auf etwas niedrigerem Niveau – seit Mitte der 1990er Jahre nur die Schweiz und Österreich. Dagegen hatte die Industrie in anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften – vor allem im Vereinigten Königreich, Frankreich, USA und Italien – bis zur globalen Finanzmarktkrise merklich an Bedeutung verloren. Die Industrieanteile im Vereinigten Königreich, den USA und Frankreich beliefen sich zuletzt auf rund die Hälfte des deutschen Niveaus.
 
         
          Abbildung 2: Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent
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          Quelle: OECD; eigene Berechnungen
 
        
 
        
 
        Kennzeichnend für die deutsche Wirtschaft ist ihre breite industrielle Basis, die hinter dem im internationalen Vergleich hohen Industrieanteil steht. Der Fahrzeugbau hatte 2019 mit einem Anteil von knapp 5 Prozent an der gesamtwirtschaftlichen und von knapp 23 Prozent an der industriellen Wertschöpfung eine überragende Position inne. Daneben haben der Maschinenbau, die Elektroindustrie, die Metallindustrie sowie die Chemie- und Pharmaindustrie eine hohe Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung. In Europa ist diese breite Industriebasis einzigartig.
 
        Bei der aktuellen Diskussion über Industriepolitik liegt der Fokus auf den Produktionsbedingungen für die energieintensiven Industriezweige der Volkswirtschaften. Dabei geht es zum einen darum, ob überhaupt eine ausreichende Energieversorgung dieser Wirtschaftsbereiche gewährleistet werden kann. Neben diesem Mengenproblem geht es zum anderen um die Energiekosten und die damit verbundene preisliche Wettbewerbsfähigkeit. In diesem Kontext zeigt Abbildung 3 die Anteile von energierelevanten Industriebereichen an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung. Auf Basis dieser Abgrenzungen entfielen in Deutschland 2019 jeweils 3 Prozent der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung auf die Energieproduktion und auf die energieintensiven Industrien. Weitere 18 Prozent werden der restlichen Industrie zugerechnet. Für Norwegen, die Schweiz und Schweden ist eine Aufspaltung des Verarbeitenden Gewerbes in energieintensive und nicht energieintensive Industrie auf Basis der OECD-Daten nicht möglich. Wenn man Norwegen mit seiner überragenden Bedeutung als Energieproduzent außer Acht lässt, zeigt sich für Deutschland ein im internationalen Vergleich besonders hoher Industrieanteil, der sich aus der Breite aller Industriebereiche ergibt. Diese Breite wird erst durch die Vorleistungen der energieintensiven Branchen ermöglicht.
 
         
          Abbildung 3: Anteil der Industriebereiche an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung 2019 in Prozent
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          Die Bereiche Energie/Versorgung und das Verarbeitende Gewerbe (energieintensive und restliche Industrie) bilden zusammen den Bereich produzierendes Gewerbe (ohne Bau). Eine Aufspaltung des Verarbeitenden Gewerbes in die Bereiche energieintensive Industrie und nicht energieintensive Industrie ist auf Basis der OECD-Daten für Norwegen, die Schweiz und Schweden nicht möglich. Zu den energieintensiven Industrien zählen folgende Bereiche: Papierindustrie, Kokerei/Mineralölverarbeitung, Chemieindustrie; Glas-/Keramikindustrie/Verarbeitung von Steinen/Erden; Metallindustrie.
 
          Quelle: OECD; eigene Berechnungen
 
        
 
        Besonders auffällig ist im Ländervergleich die hohe und vor allem seit Mitte der 1990er Jahre angestiegene Bedeutung des Investitionsgütersektors – also jener Güter, die zur Fertigung eingesetzt werden wie Maschinen, technische Anlagen oder Fahrzeuge (Abbildung 4): Vor Ausbruch der jüngsten Krisen hatte die Produktion von Investitionsgütern einen Anteil an der Gesamtwirtschaft von 14 Prozent. Unter den europäischen Volkswirtschaften folgen Österreich mit knapp 10 Prozent sowie Schweden und die Schweiz mit jeweils gut 8 Prozent. In Frankreich und im Vereinigten Königreich hat die Produktion von Investitionsgütern nur noch ein Gewicht von jeweils gut 4 Prozent, in den USA sind es 5 Prozent. Daraus wird für die deutsche Wirtschaft eine hohe Sensibilität für globale Investitionszyklen erkennbar.
 
         
          Abbildung 4: Anteil der Investitionsgüterproduktion an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung in Prozent
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          Zu den Investitionsgütern zählen nach der OECD-Klassifikation: Grundmetalle, Metallerzeugnisse, Maschinen und Ausrüstungen, Transportmittel.
 
          Quelle: OECD; eigene Berechnungen
 
        
 
        Bei der Analyse moderner Branchenstrukturen ist das enge Zusammenwirken von Industrie und Dienstleistern relevant. Das erklärt sich aus der hohen branchenübergreifenden Arbeitsteilung und der Kombination von industrieller Ware mit einem breiten Kranz an industrienahen Dienstleistungen.05 Einen empirischen Eindruck dazu liefert der sogenannte Industrie-Dienstleistungs-Verbund. Dabei werden neben der direkten Wertschöpfung der Industrie auch die wechselseitigen Vorleistungsbezüge von Industrie und Dienstleistern berücksichtigt. Dieser Verbund beläuft sich hierzulande auf 8 bis 9 Prozent der gesamtwirtschaftlichen Leistung. Das ist höher als in den anderen großen europäischen Volkswirtschaften.06 Entsprechend größer fällt auch die Bedeutung des gesamten Industrieverbunds im gesamtwirtschaftlichen Branchengefüge aus.
 
        Ein weiteres Charakteristikum der deutschen Wirtschaft besteht darin, dass mit 85 Prozent der überwiegende Teil der privatwirtschaftlichen Forschung von der Industrie getätigt wird. Nur in Japan ist dieser Anteil etwas höher, in den anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften jedoch erheblich niedriger – in Frankreich liegt er bei rund der Hälfte, im Vereinigten Königreich bei knapp 40 Prozent. Das ergibt sich zum einen aus der jeweiligen Wirtschaftsstruktur, weist zum anderen aber auch auf deutliche Unterschiede und Ausgangspunkte in den sektoralen Forschungsinfrastrukturen hin.
 
        Mit Blick auf die Exportstruktur dominieren in Deutschland mit 80 Prozent die Warenausfuhren, die wiederum vorwiegend aus Industriewaren bestehen. Vergleichbare Größenordnungen finden sich lediglich in Japan und Italien. Für die deutsche Industrie ist der Weltmarkt ein zentraler Markt, was sich beispielsweise am Anteil der Auslandsumsätze am Gesamtumsatz erkennen lässt: Über alle Industriebranchen hinweg beläuft sich die so gemessene Exportquote der deutschen Industrie auf gut 50 Prozent. Bei den Herstellern von Investitionsgütern sind es mehr als 60 Prozent. Rund 37 Prozent des deutschen Gesamtexports entfielen 2019 auf Investitionsgüter – unter Berücksichtigung der Elektroindustrie ist es die Hälfte des deutschen Exportgeschäfts. Dies unterstreicht noch einmal die hohe globale Bedeutung Deutschlands als Entwickler und Lieferant von Investitionsgütern. Durch das hohe Gewicht von Investitionsgütern zählt Deutschland nach wie vor zu einem der wichtigsten „Ausrüster der Welt“. Das erklärt auch die Exporterfolge in Zeiten einer boomenden globalen Investitionstätigkeit.07
 
        INDUSTRIE IM WECHSELSPIEL VON SCHOCKS
 
        Die deutsche Industrie hat in den vergangenen 15 Jahren zwei bemerkenswerte Expansionsphasen erlebt: von Anfang 2005 bis Ende 2007 sowie von Anfang 2013 bis Ende 2017. Der gewaltige Aufholprozess der Schwellen- und Entwicklungsländer in den vergangenen beiden Dekaden hat zu einem ebenso gewaltigen globalen Investitionsboom geführt, der vor allem die stärker auf Investitionsgüter spezialisierten Länder begünstigte und somit deren industrielle Inlandsproduktion und Exporttätigkeit förderte.08 Diese Boomzeiten wurden durch drei Schocks beendet.
 
        Globale Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise
 
        Die globale Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise von 2008/09 hatte enorme Auswirkungen auf die deutsche Industrie. Auslöser dieser Krise war eine Überhitzung am Immobilienmarkt in den USA. Infolge einer expansiven Geldpolitik (aufgrund der Finanzmarktprobleme durch das Platzen der New-Economy-Blase und der geopolitischen Schocks durch die Terroranschläge von 2001) sowie der politisch gewünschten Vergabe von Hypothekenkrediten an Kreditnehmer mit geringerer Bonität kam es zu einer großen Immobiliennachfrage und zu stark steigenden Immobilienpreisen in den USA. Im Kontext der ebenfalls stark ansteigenden Kreditvergabe an private Haushalte wurden die Kredite von Schuldnern mit geringer Bonität (Subprime-Hypotheken) verbrieft und weltweit verkauft. Infolge wieder ansteigender Zinsen kamen Haushalte mit niedrigen und schwankenden Einkommen ab 2004 in Bedrängnis bei der Bedienung ihrer Kredite – mit entsprechenden Risiken und Folgen für die direkt betroffenen Banken. Sinkende Immobilienpreise verstärkten 2007 die Notlagen der Schuldner insgesamt (über die sinkende Kreditabsicherung) und der Finanzinstitute (über ansteigende Kreditausfälle und einen steigenden Abschreibungsbedarf). Da die zugrunde liegenden Immobilienkredite weltweit verkauft wurden, beschränkten sich die Anpassungslasten nicht nur auf die Banken, die direkt in die Kreditvergabe involviert waren. Weltweit stiegen Kreditausfallrisiken, und es kam zu einer Vertrauenskrise an den Finanzmärkten: Banken gewährten sich kaum noch Kredite untereinander, und die Zinsen am Interbankenmarkt stiegen stark an. Ein Höhepunkt dieser systemischen Finanzmarktkrise war mit dem Konkurs der US-Investmentbank Lehman Brothers im September 2008 erreicht. In der Folge setzten vielfältige realwirtschaftliche Übertragungseffekte, sogenannte spillover, ein: Steigende Zinsen und Risikoprämien, höhere Sicherheitsanforderungen bei der Kreditvergabe sowie die insgesamt eingeschränkte Kreditvergabe der Banken führten zu einer Kreditklemme für private Haushalte und Unternehmen. Daraufhin kam es zu einem Einbruch der Investitionstätigkeit in vielen Ländern und zu einem Ende des globalen Investitionsbooms. Der Rückgang der weltweiten Investitionsgüternachfrage führte in Deutschland zu einem starken Einbruch der Investitionsgüterproduktion und somit zu einer stärkeren Beeinträchtigung der gesamtwirtschaftlichen Produktion als in anderen fortgeschrittenen Ländern.
 
        Aus Abbildung 1 wird ersichtlich, dass die deutsche Industrie nach dem starken Einbruch im Winterhalbjahr 2008/09 eine relativ schnelle Erholung erzielen konnte, die jedoch im dritten Quartal 2011 ihr Ende fand. Dies wiederum war eine Folge der globalen Finanzmarktkrise. Nach der Ansteckung der Realwirtschaft (makroökonomische Krise) durch die Finanzmarktkrise kam es im Euroraum zu einer Staatsschuldenkrise. Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung verweist darauf, dass sich diese drei Krisen gegenseitig verstärkt haben.09 Im Gefolge der europäischen Staatsschuldenkrise kam es zu einer erneuten Industrierezession in Deutschland, die vorwiegend das Jahr 2012 prägte. Auch hier kann eine rückläufige Nachfrage nach Investitionsgütern (vor allem in Europa) als eine Hauptursache diagnostiziert werden. Ab Anfang 2013 setzte dann eine Erholung der internationalen Investitionstätigkeit und eine mehrjährige Expansion der Industrieproduktion in Deutschland ein – mit starken gesamtwirtschaftlichen Impulsen. Diese Entwicklung erreichte zum Jahresende 2018 ihren Höhepunkt.
 
        Corona-Pandemie
 
        Die Corona-Pandemie ab Frühjahr 2020 war eine Schock-Kombination mit vielfältigen Folgen für die Industrie:10 Im Gegensatz zu vorhergehenden Konjunkturkrisen, die meistens durch einen spezifischen Schock (zum Beispiel Ölpreisschock oder Finanzmarktprobleme) ausgelöst wurden, entfaltete sich die Corona-Krise schnell als eine Kombination von multiplen Angebots- und Nachfrageschocks. Die Erkrankungen und die gesundheitspolitisch begründeten Einschränkungen beeinträchtigten die Produktionsprozesse. Vorleistungslieferungen blieben produktions- und transportbedingt aus, und damit kamen zeitlich eng getaktete Produktionsnetzwerke bis 2023 hinein aus dem Tritt. Im Dienstleistungssektor brachten die Schließungen die Produktion, den Absatz und die Einnahmen zum Teil komplett zum Erliegen. Die Lockdown-Maßnahmen legten auch die Nachfrageseite teilweise lahm. Ein Teil der Konsummöglichkeiten fiel im Gefolge der Lockdowns schlichtweg weg. Beschäftigungs- und Einkommenssorgen verstärkten dies. Zudem gingen die für die Modernisierung der Volkswirtschaft wichtigen Ausrüstungsinvestitionen stark zurück. Im Gegensatz zu anderen Rezessionen gab es kein globales ökonomisches Gegengewicht, denn die Pandemie traf alle Länder nahezu gleichzeitig und löste eine globale Investitionsschwäche aus.
 
        Zumindest mit Blick auf Deutschland waren frühere Konjunkturkrisen in der Regel Industriekrisen. Die Pandemie und die zu ihrer Eindämmung vorgenommenen Maßnahmen trafen sowohl den Industriesektor als auch große Teile der Dienstleistungsökonomie. Letztere hatte in früheren Krisen meist die Konjunktur stabilisiert, diesmal kamen vor allem die personenbezogenen Servicefirmen selbst heftig unter Druck.
 
        Die Unsicherheiten über den Verlauf der Pandemie und bezüglich eines Erfolgs bei der Suche nach Impfstoffen und Therapien sorgten zunächst auch für ökonomische Ungewissheiten – etwa hinsichtlich weiterer Erkrankungswellen und erneuter Lockdown-Maßnahmen. Politik und Bevölkerungen wurden von den mehrfachen und in ihrem Umfang zunehmenden Infektionswellen immer wieder überrascht. Auch der weltweite Konjunktureinbruch, die vielfältigen Transmissionskanäle, die breite sektorale Betroffenheit in hochgradig miteinander verflochtenen Volkswirtschaften sowie die fehlende Erfahrung mit der Wirksamkeit von wirtschaftspolitischen Maßnahmen schufen multiple Verunsicherungen.
 
        Geopolitische Schocks
 
        Geopolitische Schocks treffen seit der globalen Finanzmarktkrise die einzelnen Volkswirtschaften und ihre Teile unterschiedlich. Insofern sich die Rahmenbedingungen für die internationalen Wirtschaftsbeziehungen durch geopolitische Veränderungen verschlechtern, beeinträchtigen die damit einhergehenden Anpassungslasten zunächst direkt die Hersteller handelbarer Güter. Über die angesprochenen Verbundeffekte wirken diese Lasten auch in andere Wirtschaftsbereiche, etwa die industrienahen Dienstleistungsbereiche, hinein. Die deutsche Industrie befand sich bereits 2019, also vor Ausbruch der Corona-Pandemie, in einer Rezession. Dies kann zum Teil mit im Vorfeld auftretenden geopolitischen Schocks erklärt werden. Die geoökonomische und politikgetriebene Fragmentierung der vergangenen 15 Jahre ist Folge mehrerer Entwicklungen.11
 
         
          	Politischer Populismus in fortgeschrittenen und aufstrebenden Volkswirtschaften fördert und forciert Protektionismus. Dies reflektiert zum Teil auch Unzufriedenheit mit der bisherigen Globalisierung und deren tatsächlichen und wahrgenommenen Verteilungseffekten. Beispiele für diese politischen Entwicklungen sind 2016 die Entscheidung Großbritanniens, die Europäische Union zu verlassen, sowie das Wahlergebnis in den USA und die darauf folgenden protektionistischen Maßnahmen der US-Regierung unter Donald Trump. Die Beispiele stehen für eine geoökonomische Fragmentierung zwischen fortgeschrittenen Volkswirtschaften – mit vielfältigen Auswirkungen auf die Angebots- und Nachfragebedingungen der betroffenen Branchen und Unternehmen. In diesem Umfeld wuchs die Gefahr von industriepolitischen Subventionswettläufen.
 
          	Der Systemkonflikt zwischen den USA und China verstärkt die Abschottungsmechanismen von Volkswirtschaften durch tarifäre und nichttarifäre Handelshemmnisse. Vor diesem Hintergrund haben sich auch die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Europäischen Union und China verschlechtert. In diesem Kontext bleibt zudem abzuwarten, wie sich die politische Neupositionierung von großen Schwellenländern auf die internationalen Wirtschaftsbeziehungen potenziell auswirken wird. Eine politische Blockbildung kann dazu führen, dass sich auch die globalen Handelstätigkeiten jeweils in diesen Blöcken konzentrieren. 
 
          	Die Corona-Pandemie dürfte zeitweise zur geopolitischen Fragmentierung beigetragen haben. Das suggeriert der starke Anstieg von handelsbeschränkenden Maßnahmen ab 2020. Ein Beispiel sind Exportstopps bei medizinischen Gütern. Zudem haben die Störungen der globalen Lieferketten und die damit einhergehenden Produktions- und Versorgungsbeschränkungen Forderungen nach ökonomischer Unabhängigkeit (Souveränität) und einer höheren Resilienz der Wertschöpfungsketten ausgelöst und vorweg bereits bestehende Neuorientierungen verstärkt. 
 
          	Nicht zuletzt führen militärische Konflikte und Kriege zu Handelsbeschränkungen. Geopolitische Blockbildungen werden dadurch verstärkt. Die russische Invasion in der Ukraine wirkt zum Beispiel über drei Transmissionskanäle:12 Erstens kommen zu den pandemiebedingten Liefer- und Produktionsproblemen seit dem Frühjahr 2022 ernsthafte Verunsicherungen hinsichtlich der mengenmäßigen Energieversorgung hinzu. Das trifft energieintensive Wirtschaftsbereiche direkt in ihrer Produktions- und Investitionstätigkeit. Zweitens haben die kriegsbedingten Versorgungsrisiken mit Energie und Rohstoffen weitere Kostenschocks verursacht und sorgen in den Unternehmen für zusätzliche Transaktionskosten, was die internationale Wettbewerbsfähigkeit verändert.13 Drittens belastet das in vielen Ländern erheblich höhere Preisniveau auf der Erzeuger- und Verbraucherebene unmittelbar die Nachfrage nach Konsum- und Investitionsgütern. Im Jahresverlauf 2023 verlor die Weltwirtschaft merklich an Schwung, und dies setzt dem Außenhandel in vielen Ländern zu. Angesichts der unsicheren Wirtschaftsperspektiven und steigenden Finanzierungskosten halten sich die Unternehmen mit ihren Investitionen zurück. 
 
        
 
        All dies beeinträchtigt zum einen direkt die Investitionstätigkeit über beschränkte Wirtschaftsaktivitäten und zum anderen indirekt über die mit den geopolitischen Schocks einhergehende Verunsicherung. Jedenfalls ist die Veränderung der geopolitischen Rahmenbedingungen eine zunehmende Herausforderung für handelsorientierte Wirtschaftsbereiche und offene Volkswirtschaften.
 
        Die dargelegten politischen und ökonomischen Schocks der vergangenen 15 Jahre betreffen die einzelnen Wirtschaftsbereiche und damit auch die Struktur eines Wirtschaftsstandorts unterschiedlich.14 Die deutsche Automobilindustrie etwa wurde zunächst 2019 durch geopolitische Restriktionen und dann 2021 stark von den globalen Transport- und Lieferschwierigkeiten infolge der Pandemie beeinträchtigt. Die Chemieindustrie wurde vor allem im Jahresverlauf 2022 durch den kriegsbedingten Energieschock getroffen. Im Vergleich dazu konnten sich die Elektroindustrie und die Pharmaindustrie in den vergangenen drei Jahren aufgrund der krisenbedingten Sonderkonjunkturen besser behaupten.
 
        HERAUSFORDERUNGEN UND MEGATRENDS
 
        Jenseits dieser Schocks wirken die allgemeinen Determinanten des Strukturwandels über große Megatrends auf das gesamtwirtschaftliche Branchengefüge der einzelnen Volkswirtschaften ein.15 Grundsätzlich sind alle privatwirtschaftlichen Industrie- und Dienstleistungsunternehmen mehr oder weniger gefordert, ihre Güter und ihre Produktionsweisen über Produkt- und Prozessinnovationen diesen Herausforderungen anzupassen.
 
        Demografischer Wandel
 
        Mit Blick auf die demografische Entwicklung sind zwei Trends zu unterscheiden: Zum einen wird die Weltbevölkerung weiter zunehmen. Bis zum Jahr 2050 wird sie gemäß der mittleren Variante der UN-Prognose von derzeit rund 8 Milliarden Menschen auf 9,7 Milliarden ansteigen.16 Der gesamte Zuwachs wird auf die heutigen Entwicklungs- und Schwellenländer entfallen. Im Jahr 2050 leben demnach nur gut 11 Prozent der Weltbevölkerung in Europa und Nordamerika. Neben dem Bevölkerungswachstum setzt sich die Urbanisierung weiter fort. Lebten im Jahr 1950 noch fast drei Viertel der damals 2,5 Milliarden Menschen auf dem Land, so werden im Jahr 2050 zwei Drittel der Weltbevölkerung in Städten leben. Die in Megastädten schon heute oft unzureichenden Verkehrs-, Versorgungs- und Entsorgungsinfrastrukturen machen enorme Investitionen notwendig. Die Pandemie hat diese Folgen und Potenziale der Urbanisierung deutlich vor Augen geführt. Investitionsgüterproduzenten, die international gut aufgestellt sind, dürften angesichts der wachsenden und sich im Raum verdichtenden Weltbevölkerung lebensnotwendige Nachfragepotenziale bedienen können und müssen. Die Lebensbedingungen der wachsenden Weltbevölkerung hängen maßgeblich von industriellen Problemlösungen und entsprechenden Investitionen ab.
 
        Auch in Deutschland ist die Bevölkerungszahl infolge geopolitischer Schocks in den vergangenen Jahren angestiegen und hat zum Jahresende 2022 mit über 84 Millionen Menschen einen Rekordwert verzeichnet. Gleichwohl wird in der laufenden Dekade ein weitreichender demografischer Wandel einsetzen. Dabei wird sich wie in vielen anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften die Bevölkerungsstruktur hin zu den Älteren verschieben, und das Gewicht der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung wird deutlich abnehmen. Dies ist ein globales Phänomen – auch in den Schwellenländern verschiebt sich die Bevölkerungsstruktur hin zu den Älteren. Daraus folgt unmittelbar, dass die gesamtwirtschaftliche Wirtschaftsleistung von einem absolut und relativ immer kleiner werdenden Teil der Bevölkerung erbracht werden muss. Daraus allein entstehen Anpassungslasten – etwa bei der Finanzierung des allgemeinen Staatshaushalts sowie der sozialen Sicherungssysteme. In ökonomischer Hinsicht erfordert diese Dimension der demografischen Entwicklung einen zusätzlichen Kapitalaufbau über Investitionen und einen forcierten technologischen Fortschritt, um den zunehmenden Fachkräftemangel zu kompensieren.17 Auch hier sind die Investitionsgüterindustrien – und über den Verbund die anderen beteiligten Wirtschaftsbereiche – mit innovativen Problemlösungen gefordert.
 
        Klimawandel
 
        Das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) geht davon aus, dass sich die Oberflächentemperatur der Erde weiter erhöhen wird.18 Wenngleich das konkrete Ausmaß offen ist, bestehen globale Schäden und Anpassungslasten durch den anthropogenen Klimawandel. Weitere Herausforderungen sind zu erwarten. Die Beeinträchtigungen durch den Klimawandel treffen Kontinente, Regionen und Volkswirtschaften unterschiedlich. Klimatische Veränderungen führen zu direkten Beeinträchtigungen der Natur (Festlandeis, Permafrostboden, Regenwald, Meeresströmung, Vegetationszonen). Daraus entstehen vielfältige gesellschaftliche und ökonomische Anpassungslasten. Als ein konkretes Beispiel können etwa Infrastrukturstörungen durch ungewöhnlich starke Unwetter sowie länger anhaltende Niedrigwasserphasen genannt werden. Auch physische Schäden an den Produktionsanlagen und permanente Produktionseinschränkungen – etwa in der Landwirtschaft – sind zu bedenken. Dies kann in Kombination mit einem hohen Bevölkerungswachstum Migration innerhalb und zwischen Ländern auslösen. All dies bleibt nicht ohne Auswirkungen auf die globale Nachfrage nach Gütern und Problemlösungen, auf die Produktionsmöglichkeiten der Unternehmen und das Branchengefüge der Wirtschaftsstandorte. Jedenfalls erfordern auch diese globalen Herausforderungen vielfältige Innovationen und Investitionen, die wiederum häufig ihren Ausgangspunkt bezüglich der Forschungsinfrastrukturen und der technologischen Umsetzung in der Industrie haben.
 
        Ressourcenknappheit
 
        Um Waren, aber auch Dienstleistungen zu erstellen, wird eine Vielzahl ganz unterschiedlicher Rohstoffe gebraucht. Dies haben die Pandemie mit ihren vielfältigen Lieferstörungen und Materialknappheiten sowie der Krieg in der Ukraine mit seinen Auswirkungen auf die globale Energie- und Rohstoffversorgung schlagartig vor Augen geführt. Es geht um die Versorgung mit Energierohstoffen wie Öl und Gas, Industrierohstoffen (zum Beispiel Kupfer, Aluminium, Seltene Erden) und Agrarrohstoffen (Getreide, Öle, Holz oder Kautschuk). Aufgrund der natürlichen sowie der politisch verursachten Knappheiten von Rohstoffen – was auch im Zusammenhang mit der steigenden Weltbevölkerung zu sehen ist –, ist eine Entkopplung der weltwirtschaftlichen Produktion vom Rohstoffverbrauch notwendig. Erforderlich ist eine Reduzierung der Ressourcenintensität in der Produktion und beim Endverbrauch. Dies birgt gerade für Industrieunternehmen selbst einen hohen Anpassungsbedarf, aber auch Chancen für die Entwicklung von Alternativen und Technologien, um die Ressourcenproduktivität zu steigern.
 
        Technologischer Wandel
 
        Ungeachtet der angesprochenen Notwendigkeiten für Produkt- und Prozessinnovationen führt der technologische Wandel permanent, aber auch disruptiv zum Strukturwandel auf der Güter- und Produktionsebene. Die Industrie und die im internationalen Wettbewerb stehenden Dienstleistungsunternehmen erfahren einen beständigen Innovationsdruck. Der angesprochene hohe Industrieanteil an der privatwirtschaftlichen Forschung in Deutschland reflektiert dies. Zudem treiben neue Basistechnologien – wie die Digitalisierung – den Strukturwandel an. Die Pandemie dürfte dies forciert und den Erfolg einer zunehmenden Vernetzung und Digitalisierung begünstigt haben. Generell werden von der Digitalisierung eine Reihe von Vorteilen erwartet.19 Dazu zählen zum Beispiel Effizienzgewinne und Kostenersparnisse infolge digitalisierter Produktions- und Geschäftsprozesse. Die bereits angesprochenen Megatrends verstärken dies. Prozessinnovationen sollten zudem die internationale Wettbewerbsfähigkeit stärken, und dies hilft auch, neue Märkte zu erschließen. Neue Kunden werden zudem durch innovative digitale Güter gewonnen. Digitale Plattformen ermöglichen eine neue Organisation und Steuerung internationaler Wertschöpfungsketten sowie völlig neue digitale Geschäftsmodelle. Die staatlichen Rahmenbedingungen (zum Beispiel die digitale Infrastruktur und der Rechtsrahmen) entscheiden letztlich aber auch mit darüber, ob ein Wirtschaftsstandort im globalen Wettbewerb bestehen kann.
 
        SCHLUSS
 
        Die aufgezeigten Schocks und langfristigen Herausforderungen haben Folgewirkungen für den Standort Deutschland und seine spezifische Wirtschaftsstruktur. Zum einen lösen sie für die unternehmerischen Produktionsprozesse unterschiedliche Anpassungen und Restrukturierungen aus. Zum anderen werden sich viele der mit diesen großen globalen Herausforderungen verbundenen Probleme nur mithilfe von industriellen Lösungen angehen lassen. Das erfolgt im engen gemeinsamen Agieren von Industrie- und Dienstleistungsfirmen. Deutschland hat mit seiner breit aufgestellten Industrie gute Chancen, auch in Zukunft an der Bewältigung der mit diesen Megatrends verbundenen Anpassungen mitzuwirken. Insofern ist die Bezeichnung „kranker Mann Europas“ wenig zutreffend. „Krank“ erscheinen vielmehr eine Reihe von geoökonomischen Rahmenbedingungen, unter denen sich weltmarktorientierte Unternehmen – gleich welchen Landes – derzeit behaupten müssen.
 
        Um diese globalen Nachfragepotenziale aufgreifen und bedienen zu können, ist es gleichwohl notwendig, die Angebotsseite der Wirtschaft permanent weiterzuentwickeln. Dazu zählen auch die Arbeitskräfte und ihre vielfältigen Qualifikationen (Humankapital) sowie die Ausstattung mit Sachkapital einschließlich einer breit verstandenen Infrastruktur. Der technologische Wissensbestand einer Volkswirtschaft, der sich wiederum aus den Bildungs- und Forschungsanstrengungen ergibt, ist ebenfalls von fundamentaler Bedeutung für die Angebotskapazität einer Volkswirtschaft. Ob und in welcher Qualität diese Produktionsfaktoren in Zukunft zur Verfügung stehen, hängt von den jeweiligen Investitionen ab: Hier ist Deutschland derzeit schwach. Das ist zentral für das Verständnis langfristiger wirtschaftlicher Entwicklung, aber auch für die Bewältigung von außergewöhnlichen Herausforderungen. Vor diesem Hintergrund kann auch die Diskussion über Industriepolitik in Deutschland gesehen werden.
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        ESSAY
 
        FLUCH DER NOSTALGIE
 
        Industriepolitik in den USA
 
        Inu Manak
 
        Die Industriepolitik ist zurück, daran besteht kein Zweifel. Überall auf der Welt erhöhen Regierungen ihre Ausgaben, um eine Reihe politischer Ziele durch direkte Subventionen und den Ausbau bestimmter Wirtschaftssektoren zu erreichen. Die Motive für diese neue Ausgabenflut sind vielfältig: Schaffung von Arbeitsplätzen, Bekämpfung des Klimawandels oder etwa der strategische Wettbewerb mit China – Industriepolitik gilt als Heilmittel für zahlreiche geopolitische und soziale Missstände und wird als wichtigstes Instrument gepriesen, um aktuelle Herausforderungen mit der nötigen Geschwindigkeit anzugehen. Das Überraschendste an der heutigen Industriepolitik ist jedoch, dass die Vereinigten Staaten von Amerika die Führung übernommen haben bei der Förderung strategischer öffentlicher Investitionen im In- und Ausland. Dies hat viele Länder verunsichert, nicht zuletzt, weil diese Haltung eine Abkehr von der langjährigen Skepsis der USA gegenüber staatlichen Eingriffen in die Märkte darstellt.
 
        Das soll nicht heißen, dass Industriepolitik in den USA etwas Neues ist. Die Landwirtschaft und die Luftfahrtindustrie werden seit Langem subventioniert. Auffallend ist jedoch, dass die Regierung von Joe Biden die Industriepolitik zu einer zentralen Säule ihrer „Bidenomics“ gemacht hat, in deren Rahmen über 805 Milliarden US-Dollar an neuen Subventionen für die Halbleiterproduktion und -forschung, Investitionen in Klima und Energie sowie Infrastrukturmaßnahmen versprochen wurden. Und natürlich werden die Gesamtkosten weit über diese ersten Investitionen hinausgehen. Die Klima- und Energiebestimmungen des Inflation Reduction Act, der als wichtigste Klimainitiative des Präsidenten gefeiert wird, werden den US-amerikanischen Steuerzahler zwischen 2022 und 2031 nach Schätzungen des Congressional Budget Office 391 Milliarden US-Dollar kosten. Eine neuere Schätzung von Goldman Sachs beziffert die Kosten sogar auf 1,2 Billionen US-Dollar.01
 
        Angesichts der Inflationsangst der Verbraucher, zunehmender geopolitischer Spannungen und des Gefühls, dass das internationale Handelssystem den politischen Handlungsspielraum bei der Bewältigung drängender globaler Probleme auf unfaire Weise einschränkt, stellt sich die Frage, welche Auswirkungen dieser politische Kurswechsel auf das langfristige Wachstum und die Stabilität in den USA und der Welt haben wird. Vertreter der US-Regierung betonen, dass es sich nicht um einen „Rückzug der USA aus der Weltwirtschaft“ handele, sondern um „eine neue Etappe in der Art und Weise, wie und warum wir uns engagieren – im Interesse der amerikanischen Mittelschicht und der amerikanischen Arbeitnehmer, während wir gleichzeitig unseren wichtigsten globalen Partnern Priorität einräumen“.02 Die Handelspartner der USA sind allerdings nicht davon überzeugt, dass ihnen Priorität eingeräumt wird, nicht zuletzt, weil hochrangige US-Beamte sie aufgefordert haben, dem Beispiel der USA zu folgen und eigene Subventionen einzuführen.03
 
        Trotz dieser Ungewissheit haben die begeisterten Anhänger der Industriepolitik bereits voreilig ihren Sieg verkündet, in der Hoffnung, dass diese „neue Etappe“ ein Paradigmenwechsel ist. Manche behaupten sogar, die USA seien in eine „postliberale Ära“ eingetreten.04 Das Roosevelt Institute, ein linksgerichteter New Yorker Think-Tank, lobte in einem Newsletter die Bidenomics und behauptete, der neue Ansatz würde „funktionieren“.05 Und Heather Boushey, Mitglied von Präsident Bidens Council of Economic Advisors, argumentiert, dass „neue Paradigmen manchmal abgelehnt werden, weil sie nicht mit den Lehrbüchern der vergangenen Jahrzehnte übereinstimmen. Aber wenn sich Daten und Fakten weiterentwickeln, müssen sich auch unsere Ansichten ändern.“06 Auch andere renommierte Ökonomen weisen darauf hin, dass die Industriepolitik angesichts neuer Erkenntnisse derzeit neu bewertet wird.07
 
        Allerdings stützen nicht alle präsentierten Befunde die Behauptungen der Industriepolitik-Verfechter. Während klassische Argumente wieder auftauchen, zeichnet sich die aktuelle Debatte über Industriepolitik dadurch aus, dass ihre Befürworter drei Fehler begehen: Sie formulieren den Rahmen der Debatte falsch, sie vermischen verschiedene Ziele, die nicht miteinander vereinbar sind, und sie interpretieren die Geschichte falsch. Ein kritischer Blick auf Geschichte und Gegenwart der Industriepolitik zeigt, dass ihre jüngste Popularität nicht nur fehlgeleitet ist, sondern aller Wahrscheinlichkeit nach auch negative wirtschaftliche und geopolitische Folgen für die USA und die Welt haben wird.
 
        NEOLIBERALER STROHMANN
 
        Die derzeitigen Befürworter der Industriepolitik stützen sich auf ein Strohmann-Argument, um ihre Haltung zu untermauern, und stellen Kritiker der Industriepolitik als Neoliberale dar, die den Märkten blind vertrauen und staatliche Eingriffe in die Wirtschaft grundsätzlich ablehnen.08 Doch wer der neuen Industriepolitik skeptisch gegenübersteht, muss nicht automatisch dem Marktfundamentalismus anhängen. Die meisten Skeptiker wollen auch gar nicht in Abrede stellen, dass Industriepolitik an sich funktionieren kann. Kern der Kritik an der modernen Industriepolitik in den USA ist vielmehr die Überzeugung, dass Industriepolitik zwar erfolgreich sein kann, dass es auf dem Weg dorthin aber auch viele Misserfolge geben wird. Dafür existieren zahlreiche Belege: Die Handelsexperten Gary Hufbauer und Euijin Jung haben die Industriepolitik der USA über einen Zeitraum von 50 Jahren untersucht und ziehen eine eher gemischte Bilanz. Ihr Fazit: Bei Industriepolitik ist Vorsicht geboten.09 Eine weitere wichtige Erkenntnis der Studie ist, dass Investitionen in Forschung und Entwicklung erfolgreich waren, ebenso wie Investitionen, die amerikanischen Unternehmen und Gütern Zugang zu ausländischen Märkten verschafften. Eine der Hauptursachen für Misserfolge war dagegen der Protektionismus oder besser gesagt die Unfähigkeit bestimmter Industrien, ohne Maßnahmen zum Schutz vor Wettbewerb zu überleben. Die Skeptiker der Industriepolitik mahnen daher generell zur Vorsicht und fordern die Befürworter auf, Subventionen sorgfältig zu überdenken.
 
        Ein Ansatz könnte sein, bestehende Institutionen zu nutzen, um zwischen „guten“ und „schlechten“ Subventionen zu unterscheiden und die Subventionsbestimmungen gegebenenfalls zu aktualisieren.10 Das 1995 in Kraft getretene Übereinkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen der Welthandelsorganisation enthält eine Liste zulässiger („nicht anfechtbarer“) Subventionen für bestimmte Forschungsaktivitäten, benachteiligte Regionen oder die Anpassung an neue Umweltanforderungen. Es konnte jedoch kein Konsens über die Verlängerung dieser Bestimmungen erzielt werden, sodass sie am 1. Januar 2000 ausliefen. Jüngste Entwicklungen lassen den Wunsch erkennen, die bisherigen Kriterien für „gute“ und „schlechte“ Subventionen zu überdenken. So wurde für das Übereinkommen über Fischereisubventionen eine neue Kategorie verbotener Subventionen entwickelt und die Idee eingebracht, Subventionsregelungen mit Zielen der nachhaltigen Entwicklung zu verknüpfen. Die Konzentration auf Gemeingüter ist ein pragmatischer Weg, um Investitionen zur Erreichung bestimmter Ziele, wie zum Beispiel die Reduzierung der Überfischung, global zu koordinieren.
 
        Wenn ein Staat genügend Geld zur Bekämpfung eines Problems aufwendet, kann es durchaus zu industriepolitischen Erfolgen kommen. Auf der anderen Seite muss man sich als Negativbeispiel aber nur die Erfahrungen Chinas mit massiven staatlichen Subventionen anschauen.11 Unter dem Strich sind die Kosten deutlich höher als der Nutzen. China kann die politischen Kosten seiner Interventionen tragen, weil die Regierung von der Bevölkerung nicht zur Rechenschaft gezogen werden kann. Demokratische Länder haben diesen „Vorteil“ nicht, schlechte Wirtschaftsergebnisse wirken sich in der Regel auch auf die Wahlergebnisse aus.
 
        WIDERSPRÜCHLICHE ZIELE
 
        Das zweite Problem in der Debatte besteht darin, dass die Befürworter der Industriepolitik verschiedene Ziele miteinander vermischen, die nicht ohne Weiteres miteinander vereinbar sind. Das Resultat ist absehbar und in der Literatur bereits gut dokumentiert. Bei der neuen amerikanischen Industriepolitik geht es darum, die Umwelt zu schützen, Arbeitsplätze zu schaffen und mit China zu konkurrieren. Dieses Sammelsurium an Zielen offenbart jedoch das Fehlen einer Strategie, was genau mit Industriepolitik erreicht werden soll, und gibt der Regierung politischen Spielraum, die konkreten Ergebnisse als Erfolg oder Misserfolg zu definieren. Zudem ist sie voller Widersprüche.12
 
        Nehmen wir den Wettstreit mit China: Die US-Handelsbeauftragte Katherine Tai argumentiert, dass dieser neben der Bekämpfung des Klimawandels einer der Hauptgründe für den Inflation Reduction Act sei, um einer „erheblichen Verzerrung“ des Welthandels entgegenzuwirken.13 Das erklärt, warum Steuervergünstigungen für Elektrofahrzeuge und Anforderungen an Batterien so gestaltet sind, dass Arbeitsplätze und Investitionen in den USA Vorrang vor klimapolitischen Zielen haben. Wenn es der US-Regierung nur darum ginge, dass die Amerikanerinnen und Amerikaner mehr Elektrofahrzeuge kaufen, dürfte es keine Rolle spielen, wo die Fahrzeuge gebaut werden oder woher die Komponenten kommen. Die Biden-Administration ist sich dieses Spannungsfeldes sicherlich bewusst, sonst hätte das Finanzministerium nach Beschwerden von US-Handelspartnern nicht die Anforderungen für Steuergutschriften für Elektroautos gelockert und Tai nicht ein Abkommen über kritische Mineralien mit Japan ausgehandelt, um dessen Einbindung in die Batterielieferkette zu sichern.14
 
        Wenn man sich den Inflation Reduction Act und den CHIPS and Science Act genauer anschaut, so erinnert dieser industriepolitische Ansatz an vergangene Zeiten – eine Wundertüte, die bestimmten Verbündeten politische Vorteile verschafft. Offensichtlich verfolgt Biden eine Strategie des spending to win.15 Schließlich fließen die Investitionen in umkämpfte Schlüsselstaaten wie Arizona, North Carolina, Ohio und Michigan, die er bei den Präsidentschaftswahlen 2024 gewinnen muss, um im Amt zu bleiben.
 
        Allerdings ist Vorsicht geboten, wenn solche Maßnahmen als Jobprogramm angepriesen werden: Nach ersten Schätzungen werden durch die CHIPS-Förderung 115000 neue Arbeitsplätze in der Halbleiterindustrie entstehen.16 Angesichts der Tatsache, dass die US-Wirtschaft im Durchschnitt in nur zwei Wochen die gleiche Anzahl von Arbeitsplätzen schafft, klingt es wenig überzeugend, die neue Industriepolitik als Beschäftigungsprogramm zu preisen. Geht es bei der modernen Industriestrategie, wie sie in den USA gerne genannt wird, also wirklich um Arbeitsplätze, um den Wettbewerb mit China oder einfach darum, möglichst viel im eigenen Land zu produzieren? Das ist schwer zu sagen. Und da das Ergebnis, an dem die neue Politik gemessen werden soll, schwer zu definieren ist, ist es nur angemessen, auch die Annahmen zu hinterfragen, auf denen die Strategie beruht.
 
        Wenn die Maßnahmen der USA zudem andere Länder zu ähnlichen Investitionen ermutigen, könnte dies dazu führen, dass Subventionen immer weniger an klare politische Ziele gebunden sind. Dies wiederum hätte zur Folge, dass Staaten den Einsatz von Subventionen für praktisch alles rechtfertigen könnten, und würde die Gefahr eines globalen Subventionswettlaufs weiter erhöhen. Es sollte auch nicht vergessen werden, dass nur sehr wenige Länder über die Mittel verfügen, solche Investitionen zu tätigen. Mehr als die Hälfte aller weltweiten Subventionen gehen auf das Konto der USA, der Europäischen Union und der Volksrepublik China, was Fragen der Ausgrenzung und globalen Ungerechtigkeit aufwirft.17 Es ist ein Irrglaube, dass die Schaffung neuer Technologien auch den Entwicklungsländern zugutekommt. Ohne Technologietransferabkommen oder Investitionen in die Produktion und Entwicklung von Elektrofahrzeugen und grünen Technologien vor Ort ist es schwer vorstellbar, wie ärmere Länder direkt von diesen massiven Investitionen profitieren sollen. Hier zeigt sich der Widerspruch zwischen dem Ziel, Arbeitsplätze im eigenen Land zu schaffen, und dem Ziel, Lösungen für globale Herausforderungen wie den Klimawandel zu finden. Investitionen im eigenen Land sind beim Klimawandel nur ein Teil der Lösung, letztlich müssen alle Länder an einem Strang ziehen, um einen nachhaltigen Wandel herbeizuführen.
 
        Der Mangel an Klarheit darüber, was die derzeitige Industriepolitik zu korrigieren versucht, unterstreicht die Notwendigkeit einer gut konzipierten Industriepolitik, in der die Ziele klar definiert und die trade-offs deutlich gemacht werden. Darüber hinaus sollte eine Evaluierung vorgenommen werden, um festzustellen, wo staatliche Interventionen den größten Nutzen bringen. Ein kürzlich veröffentlichter Bericht des National Network for Critical Technology Assessment unterstreicht diesen Punkt und weist auf die Probleme hin, die mit einem Top-Down-Ansatz oder einem Rahmen verbunden sind, bei dem „Stil und Ansatz der Wettbewerber“ kopiert werden.18 Man muss sich sowohl über die Anstrengungen als auch über die Ergebnisse im Klaren sein, wenn man vermeiden will, dass die gegenwärtige Industriepolitik die lange Geschichte der Misserfolge anderer Länder wiederholt.
 
        FEHLINTERPRETATION DER GESCHICHTE
 
        Regierungsvertreter und Befürworter der Industriepolitik berufen sich oft und gerne auf Alexander Hamilton, der sagte: „Die öffentliche Hand muss den Mangel an privaten Mitteln ausgleichen. Auf welchem anderen Gebiet kann sie so nützlich sein wie bei der Förderung und Verbesserung der Leistungen der Industrie?“19 Bei den allgemeinen Verweisen auf Hamiltons mehr als 80 Seiten umfassenden Text wird jedoch eine entscheidende Facette seiner Argumentation übersehen. Hamilton konzentrierte sich auf die wirtschaftlichen Aspekte der Industrieförderung in den Vereinigten Staaten, wo damals die Meinung vorherrschte, man müsse hohe Zölle erheben, um die ausländische Konkurrenz auszuschalten. Hamilton wusste aber auch, dass Zölle Kosten verursachen, insbesondere im Zusammenhang mit dem Import von technischen Geräten und Maschinen aus Großbritannien, auf die die amerikanischen Hersteller bei der Produktion ihrer Waren angewiesen waren. Daher hielt er die Subventionierung ausgewählter Industrien für eine bessere politische Option als Zölle, da sie „die Unannehmlichkeiten einer vorübergehenden Preiserhöhung vermeidet“.20
 
        Hamilton mahnte auch, dass Subventionen nicht zu umfangreich sein und sich eher auf junge Industrien konzentrieren sollten, da Subventionen für „lang etablierte Manufakturen fast immer eine fragwürdige Maßnahme“ seien.21 Er war sogar so besorgt über den „Anschein des Verschenkens öffentlicher Gelder“ zur „Bereicherung bestimmter Klassen auf Kosten der Gemeinschaft“, dass er empfahl, bei der Auswahl der zu fördernden Industrien sehr sorgfältig vorzugehen. Er selbst sollte nicht mehr erleben, dass seine Vorschläge umgesetzt wurden, aber als sie schließlich zur Anwendung kamen, wurden die Subventionen mit hohen Zöllen kombiniert, was Hamilton sicher nicht gefallen hätte.
 
        Einige Befürworter einer protektionistischeren US-Handelspolitik und einer Rückverlagerung der Produktion ins Inland argumentieren, dass hohe Zölle dazu beigetragen haben, die US-Wirtschaft zu dem zu machen, was sie heute ist. Doch wie der Wirtschaftshistoriker Douglas Irwin anmerkt, hatten die USA als junges Land zwar hohe Zölle, aber auch eine relativ offene Wirtschaft, vor allem durch den Zustrom von Einwanderern und den freien Fluss von Kapital und Technologie. Hinzu kam ein wettbewerbsorientierter Binnenmarkt. Irwin argumentiert, dass die vorherrschende (und falsche) Auffassung, dass reiche Länder erfolgreich waren, weil sie ihre Industrie geschützt haben, und dass dies die heutige Industriepolitik rechtfertigt, zu einem großen Teil auf einem falschen Verständnis der Geschichte beruht.22
 
        Diese Fehlinterpretation betrifft jedoch nicht nur die Geschichte der USA, sondern auch die anderer Länder wie Japan, wo man ebenfalls auf die Annahme stößt, die wirtschaftliche Entwicklung beruhe auf industrieller Planung. Wissenschaftliche Untersuchungen haben jedoch keine Belege dafür gefunden, dass die japanische Industriepolitik „das Produktivitätswachstum in den schneller wachsenden oder technologisch fortschrittlichen Sektoren der japanischen Wirtschaft erhöht hat“.23 Vielmehr zeigt sich, dass industriepolitische Maßnahmen letztlich eher schrumpfende als aufstrebende Branchen unterstützen. Dies wiederum führt zu einer Reihe versteckter Kosten, die das Wirtschaftswachstum insgesamt behindern können.24
 
        Darüber hinaus konstatiert der Präsident des Peterson Institute for International Economics, Adam Posen, dass „die US-Industrie einen enormen Überschuss an offenen Stellen im Verhältnis zur Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte aufweist. Besonders auffällig ist in diesem Zusammenhang der Mangel an Arbeitskräften, die für die Produktion von Halbleiterchips und deren Komponenten benötigt werden“.25 Eine Lösung, so Posen, liege in einer verstärkten Zuwanderung, doch eine solche politische Maßnahme sei „angesichts des derzeitigen politischen Klimas eher unwahrscheinlich“. Gerade deshalb müssen wir bei der Neuausrichtung der Industriepolitik über unsere eigenen Grenzen hinaus denken und mit unseren Verbündeten zusammenarbeiten, denn nur so können wir gemeinsame Probleme auch ohne verstärkte Zuwanderung lösen. Die Biden-Administration scheint dies erkannt zu haben, wie ihre Friendshoring-Agenda zeigt, aber bei der klaren Formulierung der Ziele gibt es ähnliche Defizite wie bei der Industriepolitik.26
 
        SCHLUSS
 
        Es wird einige Zeit dauern, bis die Auswirkungen des Inflation Reduction Act, des CHIPS and Science Act und anderer industriepolitischer Bemühungen in den USA und anderen Ländern erkennbar werden. Wer jedoch behauptet, der Erfolg sei garantiert oder diese Initiativen würden sich trotz ihrer Kosten in jedem Fall lohnen, wird schnell auf dem harten Boden der Realität landen, sobald sich nicht alles nach Plan entwickelt. Der derzeitige „Alles oder Nichts“-Ansatz wird sich negativ auf die gesetzten Ziele auswirken und die USA daran hindern, eine echte Industriestrategie zu entwickeln, die sich an realen Bedürfnissen und nicht an politischen Ergebnissen orientiert.
 
        Tatsächlich liegt die größte Bedrohung für die derzeitigen industriepolitischen Maßnahmen in der politischen Motivation, die ihnen zugrunde liegt. Die wachsende Furcht, dass Donald Trump wieder an die Macht kommen könnte, wenn seine Anhänger weiterhin das Gefühl haben, dass ihre Sorgen nicht ernst genommen werden, hat Joe Biden dazu veranlasst, Trumps populistischen Protektionismus fortzusetzen und sogar noch zu verstärken. Diese Strategie geht jedoch an den wahren Gründen für die Wut und Empörung vorbei, die nicht auf „wirtschaftlichen Ängsten, sondern auf einer wahrgenommenen Verschlechterung des wirtschaftlichen Status“ beruhen.27 Schon frühere Präsidenten haben versucht, das Problem durch die Einführung von Wettbewerbsbeschränkungen zu lösen, in der Hoffnung, zu einer vergangenen Ära amerikanischer Stärke zurückzukehren. Sie konnten ihre großen Versprechen nicht halten.
 
        Die gegenwärtige Nostalgie hat auch zum Aufstieg der Industriepolitik geführt, der nun ein ähnliches Schicksal droht. Das bedeutet nicht, dass eine lange Liste von Misserfolgen zu erwarten ist. Nicht alles wird schief gehen. Aber die Tatsache, dass sich so viele Menschen für den Erfolg dieser Politiken einsetzen, ungeachtet der tatsächlichen Ergebnisse, bedeutet, dass es wahrscheinlich einige Fehlinvestitionen geben wird, an denen man noch festhalten wird, auch wenn sie nicht funktionieren. Darüber hinaus ist es wahrscheinlich, dass es zu weiteren Handelskriegen und einer Verschlechterung der bereits angespannten Beziehungen zwischen den USA und ihren Verbündeten kommen wird.
 
        Um die Zukunft der Industriepolitik zu verstehen, müssen wir uns mit ihrer Vergangenheit auseinandersetzen. Die heutige Industriepolitik ist weder neu, noch steht sie für einen Paradigmenwechsel, wenn sie die Fehler der Vergangenheit wiederholt. Letztendlich sollten Regierungen keine besseren Ergebnisse erwarten, wenn sie den gleichen Weg einschlagen.
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        MEHR ALS PROTEKTIONISMUS
 
        Industriepolitik und die industrielle Revolution
 
        Réka Juhász · Claudia Steinwender
 
        Industriepolitik steht derzeit ganz oben auf der politischen Agenda der EU und der Vereinigten Staaten. Mit dem Inflation Reduction Act, dem CHIPS and Science Act, dem European Green Deal oder dem European Chips Act versuchen Regierungen, grüne Industrien zu fördern oder die geopolitische Abhängigkeit ihrer Wirtschaft zu reduzieren. Über die Sinnhaftigkeit und Effizienz von industriepolitischen Maßnahmen wird heftig gestritten: Befürworter verweisen auf Beispiele erfolgreicher Industrialisierungsepisoden, die von teilweise tiefgreifenden staatlichen Interventionen geprägt waren – zum Beispiel in den asiatischen Tigerstaaten.01 Kritiker hingegen argumentieren, dass in diesen Phasen die Wirtschaft trotz und nicht wegen der Industriepolitik gewachsen ist und führen Beispiele an, in denen spezifische Wirtschaftsförderung nicht mit Wachstum verbunden war.02 In den vergangenen Jahren wurde eine Reihe von qualitativ hochwertigen Forschungsarbeiten zu diesem Thema veröffentlicht, die ein neues Licht auf die Debatte werfen.03
 
        Klar ist: Industriepolitik ist kein neues Phänomen. Beispiele aktiver staatlicher Einflussnahme lassen sich mindestens bis zu den Anfängen der Industriellen Revolution am Ende des 18. Jahrhunderts zurückverfolgen. Dies ist in zweierlei Hinsicht interessant: Zum einen stellt sich die Frage, was wir aus der Geschichte über die Wirksamkeit von Industriepolitik lernen können. Zum anderen bedeutet das frühe Vorhandensein von Industriepolitik, dass die Staaten möglicherweise mehr Einfluss auf die geoökonomische Situation vor dem Ersten Weltkrieg hatten, als bisher angenommen.
 
        Zu Beginn des 19. Jahrhunderts gelang es Großbritannien, in seiner Textilindustrie Schlüsseltechnologien zu entwickeln, die dem Land zu einem beispiellosen Wachstum verhalfen. Viele Länder versuchten in der Folge, diese britischen Technologien zu übernehmen und selbst eine heimische Produktion aufzubauen. Bis zum Ersten Weltkrieg gelang es einer kleinen Gruppe von Ländern weltweit, das Pro-Kopf-Einkommen Großbritanniens einzuholen und in einigen Fällen sogar zu übertreffen. Der Mehrheit der Staaten gelang dies nicht. In dieser Periode, die auch als Great Divergence bezeichnet wird, haben sich die Unterschiede in den Pro-Kopf-Einkommen weltweit erheblich vergrößert – und viele dieser Divergenzen bestehen bis heute fort. Eine zentrale Frage ist daher, welche Rolle die Industriepolitik in dieser Zeit gespielt hat.04
 
        WAS IST INDUSTRIEPOLITIK?
 
        Es gibt keinen Konsens darüber, welche wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur Industriepolitik zählen. Wir halten eine weite Definition für hilfreich, um die historische Entwicklung zu skizzieren. Demnach steht Industriepolitik für „jene staatlichen Maßnahmen, die explizit auf die Veränderung der Struktur der Wirtschaftstätigkeit abzielen, um ein Ziel im öffentlichen Interesse zu erreichen“.05 Im 19. Jahrhundert waren diese Ziele häufig wirtschaftliches Wachstum durch den Ausbau des Produktionssektors, das Erreichen der Technologieführerschaft in bestimmten Industrien oder zumindest das wirtschaftliche Aufholen gegenüber anderen Staaten. Moderne industriepolitische Ziele beziehen sich eher auf grünes, nachhaltiges Wachstum oder Innovationsführerschaft in technologieintensiven oder energieeffizienten Bereichen. Darüber hinaus versucht die moderne Wirtschaftspolitik auch die Entwicklung hochqualifizierter Dienstleistungssektoren zu fördern, während im 19. Jahrhundert der Fokus klar auf Produktionssektoren lag.
 
        Industriepolitik kann an drei Stellen ansetzen: Erstens können wirtschaftspolitische Maßnahmen den Zugang zu Inputfaktoren erleichtern, vergünstigen oder sichern. Dies betrifft je nach Branche den Zugang zu ungelernten oder qualifizierten Arbeitskräften, den Zugang zu Rohstoffen oder Halbfertigerzeugnissen oder – für die Produktivität sehr wichtig – den Zugang zu Maschinen, die eine effiziente Produktion ermöglichen. Alternativ oder ergänzend kann Industriepolitik auch versuchen, die Innovationskraft in einem bestimmten Sektor zu stärken, um die Produktivität zu erhöhen und damit Wachstum zu generieren. 
 
        Der zweite Bereich der Industriepolitik betrifft die Absatzmärkte: Mit welchen wirtschaftspolitischen Instrumenten kann der potenzielle Kundenkreis der Industrie vergrößert werden? Hier ist Handelspolitik wichtig: Freihandelsabkommen mit anderen Staaten ermöglichen exportorientiertes Wachstum. Alternativ kann versucht werden, die Industrie durch hohe Importzölle vor ausländischer Konkurrenz zu schützen – etwa, um einen latent vorhandenen Wettbewerbsvorteil auszubauen, oder es zu ermöglichen, dass Unternehmen voneinander lernen und dadurch die Produktivität der gesamten Industrie steigt. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, Handelsschranken innerhalb des nationalen Marktes abzubauen, beispielsweise durch den Ausbau von Eisenbahnnetzen. Dies war im 19. Jahrhundert ein wichtiger Aspekt, da hohe Transportkosten oder auch intranationale Zölle häufig zu einer regionalen Fragmentierung der Staaten und damit zu kleinen Absatzmärkten führten, in denen hohe Produktivität durch Skalenerträge nur schwer zu erreichen war.
 
        Der dritte Bereich schließlich betrifft die Struktur der Wettbewerbsfähigkeit der zu fördernden Industrie. Hier gibt es verschiedene Möglichkeiten politischen Handelns: Beispielsweise kann man den Wettbewerb einschränken und Monopole, Kartelle oder Oligopole zulassen, wenn man glaubt, dass nur große Unternehmen Skalenerträge, Investitionen und Innovationen erzielen können. Andererseits kann man den Wettbewerb zwischen Unternehmen auch aktiv fördern, wenn man glaubt, dass dieser zu mehr Innovation führt. Nationalstaaten vertraten hier unterschiedliche Positionen. In Deutschland beispielsweise waren Kartelle legal, und abweichendes Verhalten von Kartellmitgliedern konnte gerichtlich geahndet werden.06 Japan folgte in den 1920er und 1930er Jahren dem deutschen Beispiel und ersetzte den Wettbewerb durch Kartelle – eine Politik, die auch in der Nachkriegszeit unter dem japanischen Ministerium für Internationalen Handel und Industrie fortgesetzt wurde.07 In Großbritannien und Frankreich waren Kartelle nicht ausdrücklich erlaubt, obwohl es in beiden Ländern eine Art Gentlemen’s Agreement zwischen Unternehmen gab, das den Wettbewerb einschränkte. In den USA hingegen, wo mit dem Sherman Antitrust Act von 1890 das erste Wettbewerbsrecht eingeführt wurde, waren Kartelle weniger stabil, auch wenn das Gesetz erst im Laufe der Zeit verstärkt angewandt wurde.08
 
        Die Industriepolitik des 19. Jahrhunderts war insgesamt weitreichend und umfassend: Laissez-faire-Politik war die Ausnahme, nicht die Regel. Viele Staaten versuchten, fast alle der oben genannten industriepolitischen Maßnahmen in unterschiedlichen Kombinationen umzusetzen.
 
        ZOLLSTRUKTUR
 
        Die Handelspolitik des 19. Jahrhunderts war ausgeklügelter als gemeinhin angenommen. Viele Länder verhängten niedrige Zölle auf industrielle Vorleistungen wie Maschinen, Rohstoffe oder Halbfertigerzeugnisse und schützten gleichzeitig ihre heimische verarbeitende Industrie durch hohe Zölle. Robert Walpole, der erste britische Premierminister, skizzierte dieses Vorgehen bereits 1721: „Es liegt auf der Hand, dass nichts so sehr zur Förderung des öffentlichen Wohlstands beiträgt wie der Export von verarbeiteten Waren und der Import ausländischer Rohmaterialien.“09 Diese Zollstruktur nimmt die Erkenntnisse der modernen empirischen Handelsforschung vorweg, die den Zugang zu hochwertigen oder aber kostengünstigen ausländischen Vorleistungen als einen wichtigen Weg zur Produktivität von Unternehmen im Zuge der Globalisierung identifiziert hat. Vor allem Länder an der Peripherie der Industrialisierung wie Österreich-Ungarn oder Argentinien setzten diese Art der Zollstruktur um.
 
        Die Wirksamkeit von Protektionismus als Industriepolitik wird in der Forschung kontrovers diskutiert – eine eindeutige Bewertung ist aufgrund der komplexen Zusammenhänge schwierig. Einerseits zeigen länderübergreifende Studien, dass Länder, die im 19. Jahrhundert stärker vor Handel „geschützt“ waren, tatsächlich schneller wuchsen als offenere Volkswirtschaften.10 So konnte beispielsweise Frankreich aufgrund der napoleonischen Handelsblockade seine eigene Baumwollindustrie mechanisieren und entwickeln, was sich in einem langfristigen Wirtschaftswachstum niederschlug.11 Auf der anderen Seite konnte China, das ein Jahrhundert später durch den Ersten Weltkrieg ebenfalls vorübergehend vor Importen „geschützt“ war, erst eine eigene Textilindustrie aufbauen, als es nach dem Krieg wieder Zugang zu britischen Maschinen hatte.12 Dies deutet darauf hin, dass die Wirksamkeit von Protektionismus vom allgemeinen Entwicklungsstand der Industrie abhängt: Protektionismus funktioniert möglicherweise nur dann, wenn entweder die Weltspitze der Industrie noch nicht so weit fortgeschritten ist, dass ähnliche Technologien – etwa Maschinen oder Halbfertigerzeugnisse – eigenständig entwickelt werden können, oder wenn die hohen Zölle durch Technologiepolitik unterstützt werden.
 
        TECHNOLOGIE- UND INNOVATIONSPOLITIK
 
        Technologie- und Innovationspolitik ist ein weiterer Bereich der Industriepolitik, in dem die Länder eine breite Palette moderner Instrumente eingesetzt haben. Vom bourbonischen Frankreich (1589–1830) bis zum Meiji-Japan (1868–1912) unterstützten viele Staaten auf unterschiedliche Weise den Erwerb und die Übernahme fortschrittlicher Technologien. Einige dieser Instrumente zielten darauf ab, die inländische Innovationskraft zu stärken. So wurden etwa in vielen Ländern Eliteuniversitäten gegründet, wie die École polytechnique in Paris oder die Humboldt-Universität in Berlin. Aber auch berufsbildende höhere Schulen wurden eingerichtet, um Fachkräfte auszubilden, die Maschinen und Technologien verbessern und weiterentwickeln konnten.13
 
        Ergänzend dazu wurden im 19. Jahrhundert nach und nach Gesetze zum Schutz des geistigen Eigentums, beispielsweise in Form von Patenten, eingeführt. Vor den 1790er Jahren gab es nur in Großbritannien, Frankreich und den USA einen gewissen Patentschutz.14 In anderen europäischen Ländern wurde intensiv über die Einführung eines Patentrechts diskutiert.15 Gegner argumentierten, dass die Schaffung staatlich geförderter Monopole den Wettbewerb reduzieren und die technologische Entwicklung schwächen würde. So schafften etwa die Niederlande ihre Patentgesetzgebung 1869 wieder ab, und die Schweiz führte Patentgesetze erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts ein.16 Als jedoch internationale Technologiemessen immer beliebter wurden, führten die allermeisten Länder nationale Patentgesetze ein.
 
        Andere Länder, vor allem technologische Nachzügler, haben eher versucht, den Technologietransfer aus dem Ausland voranzutreiben. Dabei gab es jedoch zwei größere Hindernisse: Zum einen untersagte Großbritannien bis 1843 den Export von Maschinen und Industriewerkzeugen sowie bis 1825 die Auswanderung von Facharbeitern und Ingenieuren. Zum anderen zeigte sich, dass für den Betrieb ausländischer Maschinen auch Fachwissen erforderlich war, das nicht ohne Weiteres vermittelt werden konnte.17 Die Staaten haben sich verschiedener, nicht immer legaler Mittel bedient, um diese Hindernisse zu überwinden. Bücher über Technik und Wissenschaft wurden aus dem Ausland beschafft, übersetzt und verbreitet; ausländische Maschinen wurden vom Staat gekauft und einheimischen Unternehmen zur Verfügung gestellt; in anderen Fällen finanzierte der Staat sogar ganze Modellfabriken, die mit den neuesten Technologien und Organisationsmethoden ausgestattet waren. Um technologisches Wissen aus dem Ausland zu importieren, wurden illegale Spione entsandt und später, als es internationale Vereinbarungen zum Schutz von Patenten gab, auch legale Studienmissionen.
 
        Wie die aktuelle Forschung zeigt, hatten viele dieser Interventionen positive Auswirkungen auf die heimische Innovationskraft und den Technologietransfer aus dem Ausland. So führte beispielsweise das groß angelegte Technologieprogramm von Meiji-Japan zu einer Steigerung der dortigen industriellen Produktivität.18 In Deutschland führten die Einführung von Gewerbe- und Realschulen sowie die Gründung von Universitäten zu einer stärkeren Industrialisierung und zu mehr Unternehmensgründungen in den Landkreisen, in denen diese Bildungseinrichtungen angesiedelt wurden.19
 
        Patentschutz führte hingegen nicht zwangsläufig zu technologischem Fortschritt – und war dafür auch nicht immer notwendig: Länder ohne Patentschutz brachten auf den Technologiemessen zwischen 1851 und 1876 genauso viele oder sogar mehr Innovationen ein. Diese Innovationen stammten jedoch aus anderen Industrien, nämlich aus solchen, in denen Geheimhaltung eine sinnvolle Alternative zum Patentschutz war, zum Beispiel in der chemischen Industrie, bei optischen Instrumenten oder in der Uhrenindustrie.20 Internationale Vereinbarungen zum Patentschutz haben sich wiederum positiv auf Innovationen ausgewirkt und zu einem verstärkten internationalen Wissenstransfer geführt.21
 
        INFRASTRUKTUR
 
        Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde die regionale, nationale und internationale Infrastruktur massiv ausgebaut. Der Eisenbahn kam dabei eine besondere Rolle zu. Mit ihr konnten notwendige Rohstoffe in die Industriegebiete gebracht werden. In Großbritannien wurden auf diese Weise beispielsweise Kohle aus den Bergwerken und Rohbaumwolle von den Häfen zu den Textilfabriken transportiert.22 Eisenbahnnetze wurden von den Industrieländern auch in rohstoffproduzierenden Ländern gebaut, um den Transport der Rohstoffe zu den Häfen zu ermöglichen. In einigen Fällen profitierten diese Länder aber auch selbst von dem ausländisch finanzierten Eisenbahnausbau. So wurde etwa die Eisenbahn in Brasilien von britischen Investoren für den Export von Kaffee und Mangan gebaut. Doch schon bald nutzten auch brasilianische Unternehmen die Eisenbahninfrastruktur, um Weizen aus Argentinien zu beziehen oder Baumwolle aus dem Landesinneren in die aufstrebenden Produktionszentren zu befördern.23 Die britische Entwicklung der brasilianischen Eisenbahnen war somit auch eine „unbeabsichtigte“ Industriepolitik für Brasilien.
 
        Die Beteiligungsform der Staaten am Ausbau der nationalen Eisenbahnnetze war sehr unterschiedlich. Länder, die in der industriellen Entwicklung eher Nachzügler waren, wie Schweden oder Japan, nutzten die Eisenbahn ausdrücklich zur Förderung der Industrie. Johan August Gripenstedt, schwedischer Finanzminister von 1856 bis 1866, meinte dazu: „Wenn man unserer Industrie eine helfende Hand reichen will (…), so kann der Staat die Verbesserung des Landes nicht effizienter, angemessener, unparteiischer und herrlicher unterstützen, als durch eine entschlossene Maßnahme zur Errichtung von Eisenbahnen.“24 Einige Staaten wie Großbritannien oder Preußen überließen den Eisenbahnbau eher der Privatwirtschaft. Andere wiederum nahmen erheblichen Einfluss auf den Ausbau, auch wenn sie ihn nicht direkt finanzierten. Dies geschah beispielsweise durch die Vergabe von Landrechten und Konzessionen, durch Subventionen oder Gewinngarantien oder durch die Regulierung des Eisenbahnbetriebs.
 
        In der wissenschaftlichen Forschung konnte an vielen Beispielen gezeigt werden, dass gerade Eisenbahnnetze viele positive Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum und Industrialisierung hatten. Sie erschlossen weite landwirtschaftliche Gebiete innerhalb eines Landes für den Exportmarkt und ermöglichten Produktivitätssteigerungen durch eine stärkere Spezialisierung der Regionen innerhalb eines Landes. Diese Vorteile zeigen sich in den früh industrialisierten Ländern wie Großbritannien, in den später industrialisierten wie Schweden und Japan und sogar in den Kolonien wie Ghana und Britisch-Indien, wo die Entwicklung der Eisenbahn in erster Linie den Interessen der Kolonialherren und nicht der einheimischen Bevölkerung diente. Eisenbahnen führten auch zu mehr Innovation und Technologieübernahme, da Erfinder durch die verbesserten Transportmöglichkeiten mehr über technologische Bedürfnisse wussten und ihre Patente leichter verkaufen konnten.25
 
        Neben der Verbreitung der Eisenbahn und der Dampfschifffahrt wurden im 19. Jahrhundert mit der Telegrafie und der Telefonie die ersten Kommunikationsnetze aufgebaut. Das war revolutionär: Erstmals in der Geschichte der Menschheit konnten Informationen schneller „reisen“ als Waren. Die Kommunikationszeiten verkürzten sich drastisch, oft von Wochen oder gar Monaten auf wenige Tage. Das internationale Telegrafennetz erleichterte die Beschaffung von Inputs aus dem Ausland. Ein wichtiges Beispiel ist der transatlantische Telegraf, der die Beschaffung von Rohbaumwolle aus den USA nach Großbritannien effizienter und schneller machte.26 Die schnellere Kommunikation durch das Telegrafennetz verringerte auch das Risiko überregionaler und internationaler Handelsgeschäfte und die Volatilität der Preise, was die Produzenten dazu veranlasste, höherwertige Vorprodukte anzubieten.27
 
        EXPORTFÖRDERUNG
 
        Die internationale Kommunikationsinfrastruktur ermöglichte nicht nur Effizienzgewinne bei der Beschaffung von Rohstoffen, sondern auch beim internationalen Verkauf von industriell gefertigten Produkten: Besonders ausgeprägt war dieser Effekt bei kodifizierbaren Produkten, also solchen, die sich besonders gut mit Worten beschreiben ließen. Dies war beispielsweise bei Baumwollgarn im Gegensatz zu bedruckten Baumwollstoffen der Fall.28
 
        Neben der Infrastruktur diente auch die Handelspolitik der Erschließung von Exportmärkten. So bildete sich in den 1860er Jahren in Europa ein System bilateraler Verträge heraus, das auf den anglo-französischen Cobden-Chevalier-Vertrag von 1860 zurückgeht. Obwohl dieser Vertrag oft als ein frühes Beispiel für den Übergang zum Freihandel in Europa interpretiert wird, zeigt die neuere Forschung, dass die Senkung der Zölle keineswegs universell für alle Güter erfolgte, sondern vor allem verarbeitete Fertigprodukte betraf. Insbesondere Länder wie Frankreich, die die Zollsenkungen strategisch auf ihre Exportindustrien ausrichteten, erzielten die größten Handelsgewinne.29 Auch koloniale Märkte kamen als Absatzmärkte infrage: So erhöhte Spanien gegen Ende des 19. Jahrhunderts in seinen Kolonien die Zölle auf Importe aus Drittländern, was zu einem Anstieg der Importe aus dem Mutterland führte und die Innovation in der heimischen Textilproduktion förderte.30
 
        Auch andere wirtschaftspolitische Instrumente eigneten sich zur Exportförderung: So wurde die Schifffahrt subventioniert oder quersubventioniert, vor allem die Dampfschifffahrt. Asiatische Staaten wie Japan unterstützten die Handelsfinanzierung, und Deutschland führte vor dem Ersten Weltkrieg Exportsubventionen für die Schwerindustrie ein, die interessanterweise nicht vom Staat, sondern von Kartellen verwaltet wurden.31
 
        Auch ohne Handelsbarrieren war die Erschließung ausländischer Märkte oft schwierig: So wurden westliche Produkte in China häufig von japanischen Markenfälschern imitiert. Westliche Marken waren zwar in ihren Heimatländern und in den Unterzeichnerstaaten der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums geschützt. China gehörte jedoch nicht dazu. Als das Land schließlich 1923 sein erstes Markenrecht einführte, löste dies einen Anstieg der Importe aus westlichen Ländern aus. Westliche Unternehmen, die bereits in chinesischen Hafenstädten ansässig waren, profitierten von diesem Wachstum auf Kosten japanischer Unternehmen.32
 
        KOLONIALISMUS
 
        Wenn man über Industriepolitik im 19. Jahrhundert spricht, darf man natürlich den imperialistischen Kontext nicht außer Acht lassen. Die Kolonialmächte nutzten ihre Kolonien, um industriepolitische Ziele zu erreichen. Rohstoffe für die Industrie wurden in den Kolonien oft unter brutalen und ausbeuterischen Bedingungen beschafft. Darüber hinaus wurden sie als abhängige Märkte für die Produkte des Mutterlandes aufgebaut und unterstützten so die industrielle Entwicklung der jeweiligen Kolonialmacht. Da die Kolonien in den meisten Fällen gezwungen waren, sich auf die Produktion von Rohstoffen zu spezialisieren, konnten sie nicht selbst von der fortschreitenden Industrialisierung profitieren oder diese vorantreiben. Nur in wenigen Fällen wirkte sich die imperialistische Industriepolitik auch langfristig positiv auf die Wirtschaft der Kolonien aus, etwa durch den beschriebenen Bau der Eisenbahnen oder vereinzelt durch den Aufbau kolonialer Industrien.33 Selbst nominell unabhängige Länder wie das Meiji-Japan oder das kaiserliche China waren in ihren industriepolitischen Instrumenten, insbesondere bei der Festlegung ihrer Zölle, erheblich eingeschränkt.
 
        SCHLUSS
 
        Die Nationalstaaten betrieben im 19. Jahrhundert eine umfassende Industriepolitik, die weit über Protektionismus durch hohe Zölle hinausging. Viele der eingesetzten Instrumente waren sowohl komplex als auch modern und nahmen zeitgenössische best practices vorweg, während andere eng mit dem imperialen Kontext verbunden waren. Die neuere Forschung hat auch gezeigt, dass viele, aber nicht alle dieser Maßnahmen erfolgreich waren. Allerdings könnte hier eine Publikationsverzerrung eine Rolle spielen: Über gescheiterte industriepolitische Episoden ist weniger bekannt. Zudem wurden vor allem einzelne Politikmaßnahmen auf ihre Wirkung hin untersucht. Da viele dieser Maßnahmen möglicherweise komplementär sind, müssten diese Wechselwirkungen weiter erforscht werden.
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          ALIM ALIEV
 
          ZWISCHEN ANGST UND WIDERSTAND. LEBEN AUF DER KRIM SEIT 2014
 
          Seit der Annexion der Krim 2014 versucht die russische Besatzungsmacht, die krimtatarische und ukrainische Identität der Bevölkerung systematisch durch eine neue zu ersetzen. Zehntausende haben die Halbinsel seither verlassen, Hunderttausende Russen sind zugezogen.
 
        
 
         
          GWENDOLYN SASSE
 
          REKONSTRUKTION EINER ANNEXION. FAKTEN, LÜCKEN UND MYTHEN
 
          Mit der Annexion der Krim verschoben sich die Grenzen des damals Vorstellbaren. Umso wichtiger ist es, die Erinnerung an die Abfolge der Ereignisse im Detail zu schärfen – nicht zuletzt, weil Unkenntnis einen fruchtbaren Nährboden für Mythenbildung bietet.
 
        
 
         
          NIKOLAI KLIMENIOUK
 
          GIBT ES EIN RUSSLAND OHNE KRIM? RUSSISCHE NARRATIVE ÜBER DIE UKRAINISCHE HALBINSEL
 
          Die Vorstellung, die Krim gehöre eigentlich zu Russland, hat sich auch nach der Unabhängigkeit der Ukraine gehalten. Heute bildet diese Erzählung die legitimatorische Grundlage für die russische Annexion der Halbinsel 2014. Ohne die Krim müsste sich Russland neu erfinden.
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          RORY FINNIN
 
          DIE KRIM UND DIE KRIMTATAREN. EINE HISTORISCHE PERSPEKTIVE
 
          In der Geschichtsschreibung über die Krim wurden die Krimtataren lange Zeit vernachlässigt. Dabei sind sie von zentraler Bedeutung für die Vergangenheit und Zukunft der Halbinsel. Die Berücksichtigung ihrer Erfahrungen trägt dazu bei, die Krim zu dekolonisieren.
 
        
 
         
          BERT HOPPE
 
          SCHATTEN DER WELTKRIEGE. DIE DEUTSCHEN UND DIE KRIM
 
          Die Krim war in Deutschland lange vor allem als Tourismusdestination bekannt. Über die Geschichte der Halbinsel herrscht indes Unwissen, insbesondere über die deutsche Besatzung der Halbinsel im Zweiten Weltkrieg und die dabei verübten Massenverbrechen.
 
        
 
         
          KERSTIN S. JOBST
 
          ÜBER DIE „UNVERGLEICHBARE KRIM“. KURZE GESCHICHTE EINER BESONDEREN HALBINSEL
 
          Die Krim war und ist kulturell divers, zu allen Zeiten multikonfessionell und heterogen. Ihre Geschichte verweigert sich daher allen exklusiven nationalen oder religiösen Versuchen der Einvernahme, wie sie zuletzt vor allem vonseiten Russlands gewaltsam durchgesetzt wurde.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Seit nunmehr zehn Jahren ist die Krim – auf Ukrainisch Krym, auf Krimtatarisch Qırım – von Russland annektiert. In direkter Reaktion auf die proeuropäischen Euromaidan-Proteste in der Ukraine und die Absetzung des damaligen Präsidenten Wiktor Janukowytsch besetzten russische Spezialeinheiten Ende Februar 2014 die politischen Schaltstellen der ukrainischen Schwarzmeerhalbinsel und installierten kremltreue Statthalter. Bereits am 18. März verkündete der russische Präsident Wladimir Putin die „Wiedervereinigung“ mit der Krim. Vorausgegangen war ein eilig angesetztes Scheinreferendum für den Anschluss an Russland, das dem eklatanten Völkerrechtsbruch einen demokratischen und legalen Anstrich verleihen sollte.
 
        Die Krim ist für beide Länder, die Ukraine und Russland, sowohl kulturell als auch strategisch von besonderer Bedeutung. Russland leitet seinen Anspruch vor allem historisch aus der Zeit des Zarenreiches und des Sowjetimperiums ab, wobei die Übertragung der Halbinsel von der Russischen in die Ukrainische Sowjetrepublik 1954 geflissentlich ausgeblendet oder als nicht rechtens abgetan wird. Ebenfalls häufig übergangen wird die Rolle der Krimtataren, die mit dem Krim-Khanat als einzige der heute noch dort ansässigen Volksgruppen bereits vom 15. bis ins späte 18. Jahrhundert einen eigenen Staat auf dem Gebiet hatten. Während die Krim in der seit 1991 unabhängigen Ukraine den Status einer Autonomen Republik hat(te), die den Krimtataren eine gewisse Selbstverwaltung ermöglichte, ist sie unter russischer Besatzung für viele von ihnen zu einem gefährlichen Ort geworden.
 
        Inzwischen ist offenkundig, dass die Annexion 2014 nur der Anfang war: Vor zwei Jahren griff Russland die gesamte Ukraine an und unterstrich damit seine hegemonialen Ambitionen. Ein Ende des verlustreichen Krieges ist nicht absehbar, und somit ist auch eine Rückkehr der Krim unter ukrainische Verwaltung vorerst in weite Ferne gerückt. Für die Titularnation der Krimtataren bedeutet dies, dass ihre Angehörigen bis auf Weiteres wie Fremde im eigenen Land behandelt werden.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        ZWISCHEN ANGST UND WIDERSTAND
 
        Leben auf der Krim seit 2014
 
        Alim Aliev
 
        Am 3. März 2014 kommt der 39-jährige Krimtatar Reschat Ametow, der auf dem Bau und als Fahrer arbeitet, um 9 Uhr morgens auf den zentralen Platz von Simferopol gefahren. Noch immer trägt der Platz den Namen von Lenin, dem Führer des Weltproletariats. Ametow will vor dem Ministerrat, der wenige Tage zuvor von russischen Truppen besetzt wurde, eine Mahnwache für die territoriale Einheit der Ukraine abhalten. Kaum hat er seinen Posten bezogen, kommen drei Männer – zwei in Tarnuniform, einer in Zivil –, packen ihn bei den Armen, zerren ihn in ein Auto und fahren davon. Reschat wird nie wieder lebend gesehen. Am 15. März wird seine Leiche, von Folterspuren gezeichnet, in der Nähe des Dorfes Semljanytschne 60 Kilometer von Simferopol entfernt gefunden. Der Kopf ist mit Klebeband umwickelt, die Handgelenke zeigen Spuren von Handschellen. Getötet wurde er durch einen Schuss ins linke Auge. Reschat Ametow war das erste zivile Opfer im Krieg Russlands gegen die Ukraine. An seiner Beerdigung auf dem Friedhof von Simferopol nahmen mehr als 2000 Menschen teil, er hinterließ drei Kinder. Dieser Mord war das erste Warnsignal für die Zivilgesellschaft auf der Krim und ließ erahnen, welche Methoden Russland dort anwenden würde.
 
        Bereits eine knappe Woche zuvor, am 26. Februar, hatte der Medschlis, das höchste politische Gremium der Krimtataren, die Bewohner der Halbinsel zu einer Kundgebung gegen den Separatismus vor dem Regionalparlament der Krim aufgerufen. Denn dieses sollte an jenem Tag über die Ansetzung eines Referendums über die Loslösung der Krim von der Ukraine entscheiden. Knapp zehntausend Menschen folgten dem Aufruf, überwiegend Krimtataren und proukrainische Aktivisten. Die von anderen Teilen der Halbinsel nach Simferopol zu einer Gegendemonstration beorderten Vertreter prorussischer Organisationen brachten es nur auf wenige Tausend Teilnehmer. Die geplante Plenarsitzung fand an diesem Tag nicht statt, sodass die proukrainischen Protestierenden die Demonstration mit einem Gefühl des Sieges verließen. Es war der letzte große Protest auf der Krim, dann kam die Besatzung.
 
        Am 27. Februar 2014 um 5 Uhr morgens drangen die sogenannten „grünen Männchen“, schwer bewaffnete russische Militäreinheiten in grünen Uniformen ohne offizielle Hoheitsabzeichen, in das Parlament und den Ministerrat ein und besetzten die Gebäude. Damals sprach noch niemand von „Annexion“ oder „temporärer Besatzung“. Es kursierten widersprüchliche Informationen, die Abgeordneten des Regionalparlaments stimmten jedoch – unter Androhung von Gewalt – angeblich (das Wahlergebnis ist nirgends dokumentiert) für ein Referendum über die Ausweitung der Krim-Autonomie, sprachen dem Ministerkabinett das Misstrauen aus, setzten den amtierenden Ministerpräsidenten ab und ernannten den Vorsitzenden der bis dahin bedeutungslosen prorussischen Partei Russische Einheit, Sergej Aksjonow, zu seinem Nachfolger.
 
        Ich erinnere mich noch sehr gut an diesen Morgen, als zwar keiner richtig wusste, was vor sich ging, aber allen klar war, dass Gefahr im Verzug ist. Ich rief also zwei enge krimtatarische Freundinnen an, mit denen ich während der Maidan-Proteste im Winter 2013/14 in Kyjiw oft zusammen gewesen war. Sie lebten jetzt in Lwiw und Kyjiw. Sewhil Mussajewa ist heute Chefredakteurin des größten ukrainischen Online-Mediums „Ukrainska Prawda“, und Tamila Taschewa ist die Ständige Vertreterin des ukrainischen Präsidenten auf der Krim. Wir beschlossen, eine Facebook-Seite einzurichten, auf der wir zeitnah und objektiv über die Ereignisse auf der Krim berichten wollten. Und wir hatten auch gleich einen passenden Namen parat: KrimSOS. Schon kurze Zeit später half die Organisation Binnenflüchtlingen von der Krim und aus der Ostukraine, beobachtete die Menschenrechtslage auf der Halbinsel, unterstützte Familien von politischen Gefangenen und unabhängige Initiativen, die trotz des enormen Drucks der russischen Besatzungsbehörden vor Ort tätig wurden, bot juristische, soziale und psychologische Beratung an und setzte sich bei ukrainischen Behörden und im Ausland für die Belange der Krim ein. Seit Juli 2014 ist KrimSOS der geschäftsführende Partner des UN-Hochkommissariats für Flüchtlinge in der Ukraine.
 
        In den ersten Besatzungstagen organisierte eine engagierte Gruppe von Bürgern ehrenamtliche Aktivitäten, bei denen Freiwillige unter anderem Essen, zum Beispiel Plow, zubereiteten und den ukrainischen Truppen, die von russischen Einheiten blockiert wurden, über den Zaun hinweg zukommen ließen. Am 8. März, dem Internationalen Frauentag, demonstrierten Zehntausende Frauen in knapp tausend Orten überall auf der Krim für die territoriale Einheit der Ukraine. Entlang von Straßen und Autobahnen bildeten sie lange Menschenketten, schwenkten ukrainische und krimtatarische Flaggen und skandierten Slogans für Frieden und Einheit. Die öffentlichen Kundgebungen für die Unteilbarkeit der Ukraine und gegen die Präsenz russischer Truppen auf der Krim wurden noch mehrere Wochen fortgesetzt, wobei die Zahl der Teilnehmer stetig stieg.
 
        Am 16. März 2014 wurde unter Androhung von Gewalt das Referendum über den rechtlichen Status der Halbinsel abgehalten, dessen Ergebnis die allermeisten Staaten nicht anerkannten. Bereits am 18. März verkündete Wladimir Putin den „Anschluss“ der Krim an Russland. Daraufhin setzten Repressionen ein, ein weiteres Mal werden die Halbinsel und ihre Bewohner kolonialisiert.
 
        Seither sind von ukrainischen Menschenrechtsorganisationen mehr als fünftausend Fälle von Menschenrechtsverletzungen registriert worden. Die Opfer sind zumeist Krimtataren oder proukrainische Aktivisten. Das Spektrum der Verstöße ist weit: Den Betroffenen wird das Recht auf Versammlungsfreiheit vorenthalten, sie werden in der Ausübung ihrer religiösen und nationalen Rechte beschnitten, es kommt zu zahlreichen Hausdurchsuchungen und Verschleppungen. Nach Angaben der Mission des ukrainischen Präsidenten in der Autonomen Republik Krim gibt es derzeit 186 ukrainische politische Gefangene auf der Krim, darunter 123 Krimtataren.
 
        Die Menschenrechtsverletzungen sind jedoch nur das markanteste Zeichen der russischen Rekolonisierungsbestrebungen. Die Besatzung hat das Alltagsleben aller Krim-Bewohner – Russen, Ukrainer und Krimtataren – einschneidend verändert. Ob eine Person die russische oder die ukrainische Seite unterstützt, hängt jedoch nicht von der nationalen Zugehörigkeit, sondern von den Werten und Einstellungen des Einzelnen ab. Während manche sich die Sowjetzeit zurückwünschen, sich von der russischen Propaganda vereinnahmen lassen und auf den „Zaren mit der starken Hand“ setzen, der ihnen möglichst alle Verantwortung abnimmt, möchten andere, dass ihre Kinder in einer offenen demokratischen Gesellschaft und als Teil einer europäischen Familie leben können. Wie sich das Leben der Menschen auf der Krim im Zuge des massiven, von der russischen neokolonialen Politik ausgelösten Wandels verändert hat, werde ich im Folgenden schildern.
 
        ZERSTÖRUNG DER KRIMTATARISCHEN INSTITUTIONEN
 
        Die Krimtataren sind eines der drei Völker, die traditionell auf der Krim ansässig sind. Im Laufe ihrer Geschichte wurde die Halbinsel von verschiedenen ethnischen Gruppen besiedelt, unter anderem von Taurern, Skythen, Alanen, Griechen, Goten, Italienern, Türken und West-Kiptschaken. Vereint hat sie das gemeinsame Siedlungsgebiet – die Krim –, die krimtatarische Sprache, die zu den Turksprachen gehört, und die sunnitische Ausrichtung des Islam. Die Herausbildung des krimtatarischen Volkes fand ihren Abschluss mit Gründung eines eigenen Staates – des Khanats der Krim – im Jahr 1441, der bis zur Eroberung der Halbinsel durch die russische Zarin Katharina II. im 18. Jahrhundert Bestand hatte.
 
        Als das Russische Reich 1917 zusammenbrach und die Region von Revolutionskriegen erschüttert wurde, kam es zum Versuch, die krimtatarische Staatlichkeit wiederherzustellen, als der Kurultai, die Volksversammlung der Krimtataren, einberufen und die Volksrepublik Krim ausgerufen wurde. Sie war die erste demokratische islamische Republik der Welt, deren Verfassung Frauen und Männern gleichermaßen das Wahlrecht gewährte. Bereits im Februar 1918 hielten jedoch die Bolschewiki auf der Krim Einzug und setzten die Führer der krimtatarischen Republik ab, die infolgedessen aufhörte zu existieren.
 
        Insbesondere der 18. Mai 1944 gilt als schwarzer Tag in der Geschichte der Krimtataren. An diesem Tag begannen die von Stalin angeordneten Deportationen, durch die innerhalb weniger Tage alle Krimtataren zwangsweise von der Krim nach Zentralasien, Sibirien und in den Ural umgesiedelt wurden. Nahezu die Hälfte überlebte die Deportationen nicht. Sage und schreibe 45 Jahre friedlichen Widerstand leisteten die Krimtataren während der Sowjetzeit, ehe sie die Erlaubnis bekamen, in ihre angestammten Gebiete zurückzukehren. Weder von der Sowjetunion noch von deren Nachfolgestaat Russland erhielten sie irgendeine Form von Entschädigung, Unterstützung oder auch nur eine Entschuldigung. Sie begannen bei null und wollten natürlich auch ihre demokratischen Institutionen wiederherstellen. 1991 trat der zweite Kurultai zusammen und setzte den Medschlis des Krimtatarischen Volkes ein, ihr höchstes Vertretungsorgan. Geleitet wurde er von Mustafa Dschemiljew, einem bekannten sowjetischen Dissidenten, der wegen seines gewaltlosen Kampfes für die Rechte der Krimtataren insgesamt 15 Jahre in sowjetischen Gefängnissen und Lagern gesessen hatte. 2013 übernahm sein Stellvertreter, Refat Tschubarow, das Amt. Bis zum Beginn der russischen Besatzung verfügte der Medschlis über ein umfangreiches Netz an Zweigstellen in Städten und Dörfern auf der gesamten Halbinsel.
 
        Im April 2016 verboten die russländischen Besatzungsbehörden den Medschlis des Krimtatarischen Volkes und erklärten ihn zu einer extremistischen Organisation. Verboten wurde er indessen nicht, weil er tatsächlich extremistisch agiert hätte, sondern weil er sich öffentlich gegen die Annexion der Krim positionierte und für die territoriale Einheit der Ukraine eintrat. Mit dem Verbot des Medschlis sind die Krimtataren der russischen Verfolgung praktisch schutzlos ausgeliefert. Die führenden Köpfe der Krimtataren, Dschemiljew und Tschubarow, sowie weitere Volksvertreter wurden ins Exil gedrängt und dürfen nicht auf die Krim einreisen. Auch gegen die stellvertretenden Vorsitzenden des Medschlis wurde ein Strafverfahren eingeleitet: Achtem Tschijhos wurde verhaftet, und Ilmi Umerow wurde beschuldigt, die territoriale Integrität Russlands verletzt zu haben, verurteilt und zur Zwangsbehandlung in eine psychiatrische Klinik eingewiesen. Durch die Vermittlung der Türkei kamen beide 2017 in einem Austausch frei und wurden nach Kyjiw gebracht.
 
        Im Mai 2016 wurde Erwin Ibrahimow, der dem Medschlis von Bachtschissarai angehörte, von Unbekannten in russischer Polizeiuniform entführt. Er ist bis zum heutigen Tag verschollen. Im September 2021 wurde der Journalist und erste Stellvertreter des Medschlis, Nariman Dscheljal, der seit der Besetzung der Krim am deutlichsten seine Stimme für eine freie Krim erhoben hat, in Haft genommen. Inhaftiert wurden ebenfalls die beiden Brüder Assan und Asis Achmetow, die man während der ersten Tage in Isolationshaft folterte, um ihnen Geständnisse abzuringen. Gegen die drei wurde eine absurde Anschuldigung vorgebracht: Angeblich hätten sie einen Bombenanschlag auf die Gasleitung in einem Dorf auf der Krim verübt. Tatsächlich hielt sich Dscheljal an diesem Tag nachweislich in Kyjiw auf und nahm an einer Konferenz der Krim-Plattform teil. Die Krim-Plattform ist ein von der Ukraine initiierter, dauerhaft agierender internationaler Verbund zur Beendigung der Krim-Besatzung. An der Konferenz nahmen 46 Delegationen von Staaten und internationalen Organisationen teil, darunter auch Präsidenten. Dscheljal wurde vom Besatzungsgericht der Krim zu 17 Jahren Haft verurteilt – das war Russlands Antwort auf sein Engagement bei der Krim-Plattform.
 
        Die russländischen Behörden haben es auf die nationale und religiöse Identität der Krimtataren abgesehen, auch wenn die meisten Anklagen unter den Punkten „Terrorismus“ und „Extremismus“ erhoben werden. So wurden beispielsweise alle Mitglieder der Menschenrechtsinitiative Solidarität auf der Krim, in der sich zivilgesellschaftlich engagierte Journalisten, Anwälte und Angehörige politischer Gefangener zusammengeschlossen haben, um Aktionen und Hausdurchsuchungen des russischen Inlandsgeheimdienstes FSB bei Krimtataren auf der Halbinsel publik zu machen, unter Berufung auf diese Straftatbestände verurteilt.
 
        Als Gegengewicht zu den „nicht genehmen“ Institutionen und Persönlichkeiten wurden prorussische Vereinigungen gegründet, die den Medschlis ersetzen und zu einer prorussischen Stimme der einheimischen Bevölkerung werden sollten. Da sich die Krimtataren jedoch ihrer historischen Tradition demokratischer Herrschaft bewusst sind, ihre Erinnerung pflegen und Menschenwürde und Freiheit als zentrale Werte vertreten, haben sie sich diesen Organisationen nicht angeschlossen.
 
        MILITARISIERUNG
 
        Bis 2014 war die Krim das wichtigste Urlaubsgebiet der Ukraine. Jeden Sommer reisten Millionen von Erholungssuchenden dorthin. Die im Westen vom Schwarzen Meer und im Osten vom Asowschen Meer umschlossene Halbinsel ist berühmt für atemberaubende Landschaften, ihre Südküste mit tropischem und subtropischem Klima, eine besondere Flora und Fauna, Heilschlämme, auserlesene Weine und Speisen sowie die einzigartige krimtatarische Kultur und Architektur. Sie war zudem Ausrichtungsort für zahlreiche international renommierte Veranstaltungen, unter anderem „Kazantip“, ein Festival für elektronische Musik, die internationale Rallye „Prime Yalta Rally“ sowie die geopolitische Konferenz „Yalta European Strategy“, auf der führende Politiker und Experten die Zukunft der Ukraine und der Europäischen Union diskutierten.
 
        Seit der Annexion können diese und andere wichtige Veranstaltungen nicht mehr auf der Krim stattfinden. Manche haben in einer anderen Region der Ukraine eine neue Heimat gefunden. Die Krim ist heute ein russischer Militärstützpunkt. Umfangreiche, zuvor eingemottete Militärtechnik aus der Sowjetzeit wird wieder in Betrieb genommen. Russland schickt militärische Ausrüstung, Truppen und Sicherheitsdienstler. Seit dem russischen Großangriff auf die gesamte Ukraine im Februar 2022 werden von der Krim permanent Raketen auf die Ukraine abgefeuert, die Halbinsel ist zu einem Aufmarschgebiet von Truppen für weitere Angriffe geworden.
 
        Seit September 2022 versucht Russland zudem, Personen aus den besetzten Gebieten unter Zwang für die Armee zu rekrutieren. Am schlimmsten betroffen sind die Krimtataren: Im ersten Kriegsmonat gingen 90 Prozent aller Einberufungen an sie, obwohl sie nur 13,5 Prozent der Bevölkerung ausmachen. Damit rächt sich die Besatzungsmacht für ihre proukrainische Haltung und ihr Streben nach Souveränität. Völkerrechtlich gesehen ist diese besondere Form der Repression ein Kriegsverbrechen. Laut Genfer Flüchtlingskonvention darf eine Besatzungsmacht Personen, die unter ihrer Obhut stehen, nicht zwingen, in ihren Streitkräften oder Hilfstruppen Dienst zu tun. Dieses Verbrechen könnte zu einem erneuten Völkermord an der angestammten Bevölkerung der Krim führen. Russland schickt die Krimtataren in den Kampf gegen ihr eigenes Land sowie gegen andere Krimtataren, die in den ukrainischen Streitkräften kämpfen. Das ist der Versuch, die männliche Bevölkerung auszulöschen und die ansässige Bevölkerung ein weiteres Mal aus ihren Siedlungsgebieten zu vertreiben. Allein seit September 2022 haben Zehntausende Krimtataren die Halbinsel verlassen.
 
        Besonders gefährlich ist die mentale Militarisierung, die bereits im Kindesalter beginnt. In den Kindergärten müssen die Kinder an sogenannten Gedenktagen Georgsbänder (schwarz-orange gestreifte militärische Abzeichen) und stilisierte Uniformen der Sowjetarmee tragen. Nach der 5. Klasse werden die Kinder gedrängt, der paramilitärischen Organisation Junarmija (Junge Armee) beizutreten, die bis Ende 2024 zehn Prozent aller Schüler in ihren Reihen versammeln will. Außerdem sollen Kadettenklassen eingerichtet werden, geplant sind 160 Klassen in 50 Schulen. In diesen Verbänden werden die russische Armee und der Krieg verherrlicht, die „russische Größe“ und das neue Heldentum beschworen, die Ukraine zum Erzfeind Russlands erklärt und die Besatzung der Halbinsel glorifiziert. Krimtatarische Kinder, die sich weigern, an derartigen Veranstaltungen teilzunehmen, werden benachteiligt und diskriminiert. Ja, bereits Kindergartenkinder werden schikaniert, wenn sie kein Familienfoto vom separatistischen „Krim-Frühling 2014“ vorweisen können.
 
        BEVÖLKERUNGSAUSTAUSCH
 
        Nach Schätzungen ukrainischer Nichtregierungsorganisationen haben etwa 70000 Einwohner als Folge der Besatzung die Halbinsel verlassen, mehr als die Hälfte davon Krimtataren. Viele Fachkräfte sind abgewandert. Gegangen sind vor allem die Leistungsträger, die ihre Tätigkeit unter der Besatzung nicht mehr fortsetzen konnten. Young Professionals, Studierende, Unternehmer, soziale und politische Aktivisten, Journalisten, Künstler und Pädagogen haben sich inzwischen in Kyjiw, Lwiw, Cherson, Dnipro und anderen Regionen der Ukraine, in anderen europäischen Ländern, in der Türkei oder Nordamerika ein neues Leben aufgebaut.
 
        Aber es gibt auch einen gegenläufigen Trend. Die Halbinsel wird von Russen kolonisiert, die mit ihren Familien auf die Krim ziehen, darunter Militärs, Regierungsbeamte, Sicherheitskräfte, Geheimdienstmitarbeiter, Wirtschaftsvertreter und Rentner. Sie kaufen Wohneigentum oder erhalten es zu vergünstigten Bedingungen. Es gibt Sonderprogramme, die die Übersiedlung auf die Krim für bestimmte soziale Gruppen attraktiv machen soll, unter anderem für Landärzte und Dorflehrer. Heute beläuft sich die Zahl der Russen, die seit 2014 auf die Krim gezogen sind, nach Schätzungen der Ukrainischen Helsinki-Union für Menschenrechte auf bis zu 800000, sie stellen mittlerweile ein Drittel der Gesamtbevölkerung.
 
        In den vergangenen 240 Jahren hat Russland mit seiner imperialen Politik immer wieder versucht, die ethnische und religiöse Zusammensetzung der Krim-Bevölkerung zu verändern und die dort ansässigen Krimtataren zu verdrängen oder auszulöschen. 1783, vor der Annexion durch Katharina II., waren beispielsweise 95 Prozent der Bevölkerung der Halbinsel Krimtataren, heute sind es, wie gesagt, nur noch etwas über 13 Prozent.
 
        SCHAFFUNG EINER NEUEN, KÜNSTLICHEN IDENTITÄT
 
        Wenn sich die Identität eines Menschen verändert, ist dieser Wandel vielleicht nicht auf den ersten Blick sichtbar, aber er bestimmt künftige Verhaltensmuster. Auch Gruppen können einem solchen Wandel ausgesetzt sein, wenn man ihnen das Wertvollste – ihre Freiheit – nimmt und sie unterwirft und belügt. So verfährt Russland mit den Bewohnern der Krim, denn es empfindet ihre ausgeprägte ukrainische und krimtatarische Identität als bedrohlich.
 
        Von Anfang an unterdrückte Russland die Meinungsfreiheit, um die Verbreitung von unabhängigen Informationen zu verhindern. Bis 2014 hatte es einen Boom krimtatarischer Medien gegeben, der maßgeblich zur Belebung der krimtatarischen Kultur beitrug. Hörer und Leser konnten zahlreiche Beiträge zu den unterschiedlichsten Themen in ihrer Muttersprache rezipieren. Gleichzeitig wurden ukrainischsprachige Medien gegründet, und die ukrainischen Leitmedien unterhielten Niederlassungen auf der Halbinsel. Nach 2014 mussten diese Medien aufgrund des umfassenden Drucks, der Repressionen gegen Journalisten und des Entzugs von Sende- und Drucklizenzen durch die russische Regulierungsbehörde entweder nach Kyjiw übersiedeln, wie etwa der erste krimtatarische Fernsehsender ATR, die Schwarzmeer-TV-und-Radio-Gesellschaft und die Nachrichtenagentur QHA, oder im Eigenverlag mit kleinen Auflagen und ohne Vertriebsnetz halblegal weiterarbeiten. Viele freie Journalisten haben die Halbinsel verlassen; wer geblieben ist, schreibt zumeist unter Pseudonym, andere haben ihren Beruf aufgegeben. Die Besatzungsbehörden haben inzwischen neue ukrainische und krimtatarische Medien ins Leben gerufen, die russische Propaganda verbreiten und auf Desinformation programmiert sind. Dies war der erste Schritt zur Isolierung der Halbinsel und zur Formung kremltreuer Untertanen.
 
        Darüber hinaus setzt die russische neoimperiale Politik darauf, die historischen und kulturellen Bindungen der Krim an das ukrainische Festland zu zerstören und die Halbinsel in allen Belangen Russland zu unterwerfen. So wurde etwa der Besuch der Wahllokale bei der Wahl zu den Gemeinderäten der Russländischen Föderation überwacht. Auch werden den Bewohnern russische Pässe aufgenötigt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt besitzen die meisten Krim-Bewohner zwei Pässe – den ukrainischen und den russischen –, da sie ohne Letzteren keine Sozialleistungen in Anspruch nehmen können. Sie werden zur Teilnahme an politischen Aktionen zwangsverpflichtet. Die Geschichte der Krim wird verzerrt dargestellt, der Schulunterricht ist von Propaganda geprägt.
 
        In der Öffentlichkeit kursiert seit einiger Zeit der Begriff „Krimvolk“. Es ist der Versuch, alle auf der Krim lebenden Personen ungeachtet ihrer Herkunft unter einer Kategorie zusammenzufassen, um so den Mythos von der Krim als ewig russländisches Gebiet fortzuschreiben und der Selbstidentifikation der Krimtataren und Ukrainer etwas entgegenzusetzen. Ähnliche Narrative wurden bereits während der Sowjetjahre verbreitet. Seinerzeit sprach man vom „Sowjetvolk“, um die nationalen Eigenheiten der Völker zu verwischen, alle Spuren von Eigenständigkeit zu beseitigen und die Menschen zu einer leicht lenkbaren Masse zu machen, deren größte Gemeinsamkeit darin bestand, einen sowjetischen Pass zu besitzen.
 
        Außerdem kommt es zur Auslöschung des kulturellen Gedächtnisses der Krimtataren, weil die historische Erinnerung und das materielle und immaterielle Erbe zerstört werden, denn es steht dem Mythos von der russischen Krim im Wege. Äußerst prekär ist der Status des Krimtatarischen. Nach Angaben der Unesco droht die Sprache auszusterben. Seit der Besetzung der Halbinsel wurde der Krimtatarisch-Unterricht in den Schulen systematisch reduziert; derzeit haben nur noch drei Prozent der Schüler die Möglichkeit, die Sprache zu erlernen, und auch das nur fakultativ. Deshalb gründen Eltern nun Privatinitiativen, um Sprachkurse anzubieten. Andere vermitteln Krimtatarisch im Homeschooling. Noch schlechter ist es um den Ukrainisch-Unterricht bestellt. Seit dem Schuljahr 2023/24 wird Ukrainisch nicht mehr angeboten, nicht einmal als Wahlfach.
 
        Ein Beispiel für die barbarische Zerstörung des materiellen Kulturerbes ist die Beschädigung des Khan-Palastes in Bachtschissarai. Der Palast ist ein Baudenkmal aus dem 16. Jahrhundert und ein wichtiges Symbol der krimtatarischen Identität. Während der Restaurierungsarbeiten, die bereits seit mehreren Jahren liefen, wurden historische Baumaterialien durch heutige ersetzt. So wurden zum Beispiel statt handgefertigter Dachziegel moderne Ziegel aus spanischer Serienproduktion angebracht, die Originalholzbalken wurden zerstört, und infolge zu schwerer Baugerüste ist in einer Fassade ein Riss entstanden.
 
        Der russländische Repressionsapparat versucht sogar, den Krimtataren ihr Recht auf Erinnerung zu nehmen, indem er unter anderem das öffentliche Gedenken an die Opfer von Stalins Völkermord 1944 unterbindet. 2014 verboten die Besatzungsbehörden die Gedenkversammlung auf dem zentralen Platz von Simferopol, zu der traditionell jedes Jahr Krimtataren von der gesamten Halbinsel zusammenkommen. Die Kundgebungsteilnehmer mussten auf den städtischen Friedhof ausweichen, der von russischen Sicherheitskräften umstellt und von Hubschraubern überwacht wurde, deren Fluggeräusche die Gedenkredner übertönten. In den folgenden Jahren untersagten die Besatzer das öffentliche Gedenken an die Opfer des Völkermordes und warnten die krimtatarischen Aktivisten im Vorfeld vor den drohenden Konsequenzen jeglicher Art öffentlicher Gedenkaktivitäten.
 
        Die wichtigste Kraft im Kampf gegen die Assimilierung der ukrainischen Gemeinde war seit dem Beginn der Besatzung die orthodoxe Kirche der Ukraine, die Menschen zusammenbrachte und Raum für den Erhalt von Sprache, Tradition und Religion bot. Die Besatzungsbehörden verfolgten allerdings auch Priester und Gemeindemitglieder. Sie verschleppten und folterten sie, beschlagnahmten das Eigentum der Kirche und ihre Gotteshäuser. Metropolit Klyment, der Vorsteher der Gemeinde, erklärte die Kirche zur ukrainischen Ortskirche, hielt Gottesdienste auf Ukrainisch ab und betete für die Ukraine. Doch seit 2023 existiert die Krim-Diözese praktisch nicht mehr, wegen der drohenden Einberufung zur Armee mussten alle Priester die Krim verlassen.
 
        Seit Februar 2022 haben die sogenannten Krim-Gerichte 472 Bewohner der Krim wegen Verunglimpfung der russischen Armee zivil- oder strafrechtlich zur Verantwortung gezogen, weil sie ihre ukrainische Identität und ihre Antikriegshaltung öffentlich gezeigt haben – etwa durch das Tragen ukrainischer Symbole, das Singen der ukrainischen Hymne oder das Tanzen zu ukrainischen Liedern, das Aufbringen von Aufschriften wie „Mariupol“, „Butscha“ oder „Irpin“ auf Bänken in Sewastopol oder das Verteilen von Flugblättern zur Unterstützung der ukrainischen Streitkräfte. Im Mai 2023 übergoss der Künstler Bohdan Sisa die Türen und die Fassade der Besatzungsverwaltung in Jewpatorija mit blauer und gelber Farbe. Daraufhin wurde er von russischen Sicherheitskräften entführt, gefoltert, eingesperrt und unter anderem des Terrorismus angeklagt. Ihm drohen 15 Jahre Haft.
 
        Seit 2022 wendet Russland die auf der Krim erprobten Methoden auch in anderen besetzten Gebieten an, unter anderem in Saporischschja und Cherson. Trotz der Versuche Russlands, öffentliche Loyalitätsbekundungen der Krim-Bewohner zu erzwingen, hält ein großer Teil von ihnen an freiheitlich-demokratischen Grundwerten fest. Die Menschen hoffen weiter auf ein Ende der Besatzung. Sie finden Kraft, um auf vielfache Weise Widerstand zu leisten, damit sie in Zukunft wieder frei auf der Halbinsel leben können. Ausdruck dafür sind die krimtatarische und die ukrainische Flagge, deren beider Farben gelb und blau sind.
 
         
          Aus dem Ukrainischen von Claudia Dathe, Frankfurt/O.
 
          ALIM ALIEV 
stammt von der Krim und ist Menschenrechtsaktivist, stellvertretender Direktor des Ukrainischen Instituts in Kyjiw und Mitglied des PEN Ukraine.
 
        
 
      

       
        REKONSTRUKTION EINER ANNEXION
 
        Fakten, Lücken und Mythen
 
        Gwendolyn Sasse
 
        Die Besetzung und die anschließende Annexion der Krim durch Russland im Februar und März 2014 trafen die ukrainische Regierung, die Krimbevölkerung sowie westliche Regierungen und Institutionen unvorbereitet. Auch für die Staatsbürger*innen der Russländischen Föderation kamen sie überraschend. Wie ihr Präsident Wladimir Putin später verlauten ließ, hatte es den detailliert vorbereiteten Plan schon länger gegeben, aber die Geschwindigkeit, mit der die territoriale Integrität der Ukraine unterminiert wurde, überstieg den Vorstellungshorizont der Allermeisten. Die Dichte der Ereignisse ab November 2013 engte den Handlungsspielraum der politischen Akteur*innen, die der fatalen Entwicklung etwas hätten entgegensetzen können, täglich weiter ein.
 
        Mit der Besetzung und Annexion der Krim verschoben sich die Grenzen des Vorstellbaren. Umso wichtiger ist es, die Erinnerung an die Abfolge der eng getakteten Ereignisse im Detail zu schärfen01 – nicht zuletzt, weil Unsicherheit und Unkenntnis einen fruchtbaren Nährboden für Mythenbildung bieten und den Resonanzraum für Desinformation vergrößern. Das Kreml-Narrativ, dass Russland von der russischen beziehungsweise russischsprachigen Bevölkerung der Krim um Hilfe gebeten wurde, da sie sich im Zuge der Euromaidan-Proteste Diskriminierung oder Repressionen ausgesetzt sah, und der Eindruck, dass es auf der Krim eine konstante prorussische Mobilisierung gegeben hätte, gehören zu den eklatantesten Fehlannahmen, denen eine verschwommene Chronologie Vorschub leistet. Darüber hinaus zeugt die auch im Westen verbreitete Annahme, dass Russland einen historischen Anspruch auf die Krim habe, von der Reichweite imperialer Denkmuster: Diese wurden und werden über die Politik, Geschichtsschreibung und Kultur des Zarenreichs, der Sowjetunion und des heutigen Russlands transportiert und ganz offensichtlich auch außerhalb Russlands rezipiert und gespiegelt.02
 
        In Russlands Krieg gegen die Ukraine, der 2014 mit der Krim-Annexion begann, sich mit Russlands Krieg im Donbas fortsetzte und ab dem 24. Februar 2022 in der vollumfänglichen Invasion kulminierte, spielt der Systemkonflikt zwischen Autoritarismus und Demokratie eine zentrale Rolle: Im Sinne des Selbsterhalts versucht das autoritär regierte Russland zu verhindern, dass sich die Ukraine zu einer erfolgreichen und nach Westen orientierten Demokratie entwickelt.03 Die politische Spitze Russlands nutzte ein Zeitfenster in der unübersichtlichen Endphase der Euromaidan-Proteste im Winter 2013/14, um die politischen Entwicklungen in der Ukraine zu stoppen. In der Erwartung eines schnellen Sieges spiegelte sich darüber hinaus eine typisch imperiale Arroganz und Ignoranz des ehemaligen Zentrums gegenüber der Peripherie wider. Die Annexion der Krim war Russlands direkte Antwort auf die Massenproteste und den Regimewechsel, den diese eingeleitet hatten.
 
        VOM EUROMAIDAN ZU JANUKOWYTSCHS ABSETZUNG
 
        Der Euromaidan oder die „Revolution der Würde“ – so die in der Ukraine geläufige Bezeichnung – beschreibt die monatelangen Proteste in Kyjiw und anderen Städten der Ukraine gegen den damaligen Präsidenten Wiktor Janukowytsch und die Korruption, die sich mit seiner Amtsführung verband.04 Auslöser war die kurz vor dem EU-Gipfel in Vilnius im November 2013 getroffene Entscheidung Janukowytschs, das bereits ausgehandelte Assoziierungsabkommen mit der EU nicht zu unterzeichnen und stattdessen, für Subventionen und Extrazahlungen aus Moskau, die Beziehungen zu Russland zu vertiefen.
 
        Der friedliche Protest begann am 21. November 2013 auf dem zentralen Platz der Unabhängigkeit in Kyiw, dem Maidan Nesaleschnosti.05 Er wuchs aus der Mitte der Gesellschaft heraus zu einem Massenprotest heran. Das Regime versuchte, ihn mit Polizeigewalt und der Einschränkung der Versammlungsfreiheit zu stoppen. Ab dem 18. Februar 2014 eskalierte die Gewalt. Scharfschützen schossen auf die Demonstrant*innen; 100 Protestierende – heute verehrt als die „Himmlische Hundertschaft“ – und 13 Polizisten starben. Der genaue Hergang ist nach wie vor nicht vollständig geklärt. Um die Gewaltspirale zu durchbrechen und einen politischen Weg aus der Krise zu finden, schickte die EU die Außenminister Deutschlands, Frankreichs und Polens, Frank-Walter Steinmeier, Laurent Fabius und Radosław Sikorski, nach Kyjiw. Während der Verhandlungen hielt Janukowytsch Kontakt zu Putin, Putin wiederum erwähnte später Telefonabsprachen mit dem US-Präsidenten Barack Obama.06
 
        Am 21. Februar 2014 unterzeichnete Janukowytsch mit drei Vertretern der Oppositionsparteien, Witalij Klitschko, Oleh Tjahnybok und Arsenij Jazenjuk, den mit den internationalen Vermittlern formulierten Kompromiss.07 Die Vereinbarung sah über ein Sondergesetz die Rückkehr zur Verfassung von 2004 vor, verbunden mit dem Auftrag, die Verfassung bis September 2014 zu überarbeiten und das Verhältnis zwischen Präsident, Regierung und Parlament zu klären. Für den Übergang sollte eine Einheitsregierung eingesetzt werden, die bis spätestens Dezember 2014 vorgezogene Präsidentschaftswahlen abhalten sowie eine Untersuchung der Gewalteskalation und die Entwaffnung der Milizen sicherstellen sollte. Der anwesende russische Gesandte, Wladimir Lukin, war an den Verhandlungen beteiligt, stimmte dem Ergebnis aber am Ende nicht zu.08
 
        Die Radikalisierung auf dem Maidan hatte die Kompromissbereitschaft der Protestierenden indes schwinden lassen und zu einer Verselbstständigung der Mobilisierung geführt. Die Oppositionsparteien und Nichtregierungsorganisationen besaßen zu diesem Zeitpunkt nicht mehr die Autorität, um das mit den EU-Außenministern verhandelte Abkommen durchsetzen zu können. Bevor ein entsprechender Versuch überhaupt unternommen werden konnte, setzte sich Janukowytsch noch am Tag der Unterzeichnung des Abkommens nach Charkiw ab, und Protestierende besetzten am Morgen darauf die Amtsräume und die Privatresidenz des geflohenen Präsidenten. Später wurde bekannt, dass er seine Flucht schon vor der Einigung mit den internationalen Vermittlern geplant hatte.09
 
        Zunächst soll Janukowytsch versucht haben, Putin in Rostow am Don zu treffen, wurde jedoch von ukrainischen Grenzbeamten an der Ausreise gehindert. Anschließend bestand er darauf, auf die Krim gebracht zu werden, wo er sich mit seinem Stabschef und anderen Vertrauten traf. Da Teile der ukrainischen Sicherheitsbehörden bereits nach ihm fahndeten, erkannte er jedoch die Ausweglosigkeit der Situation und ließ sich schließlich mit russischer Hilfe nach Russland in Sicherheit bringen. Janukowytschs Idee, von der Krim aus seinen politischen Anspruch auf das Präsidentenamt geltend zu machen, passte zu diesem Zeitpunkt ohnehin nicht zu Putins Plänen.10 Am 27. Februar 2014, als Russlands Sondereinheiten bereits die Krim besetzt hatten, vermeldete Janukowytsch aus Russland, dass er zum eigenen Schutz das Land verlassen musste, er vermochte aber den Gang der Ereignisse nicht mehr zu beeinflussen.
 
        Nachdem Janukowytsch nach Charkiw geflohen und untergetaucht war, erklärte ihn das ukrainische Parlament, die Werchowna Rada, am 22. Februar für abgesetzt. Die Verfassung der Ukraine hatte für diese Art von Abgang eines Präsidenten keinen Weg definiert. Angesichts der drängenden Zeit in der zugespitzten politischen Situation wurde nun zumindest ein Teil des Abkommens umgesetzt: Das Parlament setzte eine Interimsregierung mit Oleksandr Turtschynow als Präsident und Jazenjuk als Ministerpräsident ein und kündigte Präsidentschaftswahlen für den 25. Mai 2014 an. Noch am selben Tag sprach sich die Rada ebenfalls dafür aus, die vereinbarten Gesetze über die Rückkehr zur Verfassung von 2004 ohne die Unterschrift des Präsidenten in Kraft treten zu lassen. Auch wurde das kontroverse Sprachengesetz von 2012 zurückgenommen, das Regionen, in denen mindestens zehn Prozent der Bevölkerung eine andere Sprache als Ukrainisch sprechen, erlaubt hatte, dieser Sprache einen offiziellen Status zu geben. Diese Entscheidung war zwar nicht der Ausgangspunkt für die aufkommenden Proteste gegen den Machtwechsel in Kyjiw, verstärkte jedoch entsprechende Stimmungen. In rascher Abfolge wurden nun auch Spitzenpositionen in Sicherheitsstrukturen und Justiz kommissarisch neu besetzt. Teils wurde dies durch Rücktritte der mit Janukowytsch verbundenen Eliten erforderlich, teils wurde der Prozess forciert.
 
        Den 22. Februar 2014 mit Janukowytschs Absetzung brandmarkt die russische Staatsrhetorik bis heute als einen „undemokratischen“ und „illegalen“ Machtwechsel oder gar als „faschistischen Coup“. Elemente dieser Argumentation, insbesondere die These, dass ein demokratisch gewählter Präsident vermeintlich grundlos vom Parlament abgesetzt wurde, verfingen auch über Russland hinaus. Demgegenüber steht die Tatsache, dass Janukowytsch mit seiner Flucht, der Ungewissheit über seinen Aufenthaltsort und mit der aufgekündigten Loyalität von Polizei- und Sicherheitsstrukturen seine Legitimität verloren hatte. Selbst das Adjektiv „faschistisch“ wirkt in der westlichen Erinnerung an die Bilder der gewaltsamen Endphase des Euromaidan nach, in der rechtsextreme Kräfte wie der auf dem Maidan entstandene „Rechte Sektor“, eine sichtbare Rolle spielten. Der Euromaidan wird im Rückblick häufig vom Ende her gedacht und erzählt, obwohl die Proteste über Monate friedlich und mit breiter gesellschaftlicher Unterstützung stattgefunden hatten.
 
        BESETZUNG UND SCHEINREFERENDUM
 
        Neben den großen Protesten in Kyjiw gab es in vielen Städten kleinere Pro-Maidan-Proteste – auch im Süden und Osten des Landes. An verschiedenen Orten wurden sie von Anti-Maidan-Demonstrationen begleitet, die vom bröckelnden Janukowytsch-Regime und seinen Unterstützern organisiert und teilweise finanziert wurden. In diesem Zusammenhang sind auch die Proteste zu sehen, die am 23. Februar 2014 in Sewastopol begannen. Ins Straßenbild mischten sich russische Flaggen, die vor dem historisch-politischen Hintergrund der Stadt zur etablierten Protestkultur gehörten. Aus diesen Protesten ging die „Ernennung“ des Unternehmers Oleksij Tschalyj zum „Volksbürgermeister“ hervor, der ankündigte, keine Steuern an Kyjiw mehr zahlen zu wollen. Doch selbst diese Forderung erinnerte stärker an die frühen 1990er Jahre, als diverse Kräfte über ihre unterschiedlichen Vorstellungen von Autonomie innerhalb des ukrainischen Staates stritten, als an eine Agenda für einen Anschluss an Russland.
 
        Sewastopol hat neben der Autonomen Republik Krim in der ukrainischen Verfassung seit 1996 einen Sonderstatus und untersteht der direkten Kontrolle Kyjiws. Der Regimewechsel in Kyjiw erzeugte hier somit eine unmittelbare Resonanz. Erst das Zusammenspiel von Euromaidan, Janukowytschs Flucht und Spekulationen über seinen Aufenthaltsort sowie der intensiven russischen Propaganda über die vermeintlichen Auswirkungen des Regierungswechsels in Kyjiw schufen die Bedingungen für eine – begrenzte – Gegenmobilisierung der regionalen Bevölkerung. Auch in und um Simferopol formierten sich Proteste. Gegenüber den Menschen mit russischen Flaggen schienen die Unterstützer*innen des Status quo, unter ihnen viele Krimtatar*innen, zunächst in der Mehrheit zu sein. Letztendlich standen sich Tausende von Protestierenden gegenüber, und es kam am 26. Februar vor dem Krimparlament zu gewaltsamen Zusammenstößen.
 
        Ab dem 27. Februar besetzten Sondereinheiten der Russländischen Föderation strategisch wichtige Regierungsinstitutionen, Militäreinrichtungen und öffentliche Plätze. Zunächst bezeichnete die russische Regierung sie als auf der Krim stationierte Einheiten, international wurden sie aufgrund fehlender Hoheitsabzeichen als „grüne Männchen“ bekannt. Dieser verharmlosende Begriff wird ihrer Vorgehensweise jedoch nicht gerecht: Rund hundert Schwerbewaffnete übernahmen die Kontrolle über das regionale Parlament. Dem regionalen Regierungschef, Anatolij Mohyljow, wurde der Zugang versperrt. Aus einer geschlossenen Sitzung, zu der nicht alle Abgeordneten zugelassen wurden, ging Sergei Aksjonow von der Partei Russische Einheit, die lediglich drei von hundert Sitzen innehatte, als neuer Regierungschef der Krim hervor. Zu diesem Zeitpunkt war die im gesamten Südosten der Ukraine dominante Partei der Regionen, ein Konglomerat oligarchisch geprägter Interessen, auch auf der Krim die größte Partei. Nach der Ernennung des aus Moskau leicht zu kontrollierenden Aksjonow wurde für den 25. Mai ein Referendum über die Unabhängigkeit der Krim angekündigt.
 
        Prominente Stimmen aus dem neuen Regierungszirkel in Kyjiw bemühten sich, die über die russische Propaganda verbreitete Sorge über Sprachendiskriminierung und die Entsendung nationalistischer Einsatzkommandos auf die Krim öffentlich zu dementieren. Am 28. Februar entschied Interimspräsident Turtschynow, das Sprachengesetz von 2012 doch nicht zurückzunehmen. Währenddessen fand in der Duma in Moskau bereits eine Scheindebatte über die Ausgabe russischer Pässe auf der Krim statt. Aksjonow bat Russland noch am selben Tag darum, den Schutz der russischsprachigen Bevölkerung zu garantieren. Obwohl er gemäß der Verfassung der Ukraine und der separaten Krim-Verfassung dazu gar nicht befugt war, stellte er die lokalen Sicherheitskräfte unter seinen Befehl.
 
        Internationale Versuche, die Lage zu befrieden, erwiesen sich als wirkungslos. Das Europaparlament verabschiedete am 27. Februar eine Resolution, die Russland an das Budapester Memorandum von 1994 erinnern sollte. In diesem hatte Russland der Ukraine ihre territoriale Integrität zugesichert.11 Die Werchowna Rada appellierte einen Tag später an den UN-Sicherheitsrat sowie an das Vereinigte Königreich und die USA, die Garantiestaaten des Budapester Abkommens. Während Letztere sich zu einem Dialog bereiterklären, lehnte Russland einen solchen ab, wie das ukrainische Außenministerium am 1. März bekanntgab. Stattdessen ging Putin den formal-legalistischen Weg über die Bitte der Duma, die russischsprachige Bevölkerung der Krim zu schützen, und eine „Erlaubnis“ des Föderationsrats, das Militär einsetzen zu dürfen. Am 1. März ordnete Turtschynow die Generalmobilmachung der ukrainischen Streitkräfte an. Weitere Hilfegesuche wendeten sich an die EU, die USA und die Nato. UN-Generalsekretär Ban Ki-moon telefonierte mit Putin. Die Bundesregierung gab zusätzliche finanzielle Direkthilfe für die Ukraine bekannt. Die ukrainische Regierung verkündete die sofortige Wiederaufnahme der Arbeit am EU-Assoziierungsabkommen und unterstrich somit noch einmal die politische Orientierung der Ukraine. Währenddessen wurde deutlich, dass eine militärische Reaktion für westliche Regierungen und Institutionen keine Option war.
 
        Das Scheinreferendum auf der besetzten Krim wurde mehrfach vorverlegt, zunächst auf den 30. März, dann auf den 16. März. Es ging aus der Sicht Russlands darum, so rasch wie möglich Fakten zu schaffen. Das „Referendum“, das seinen Namen schon deshalb nicht verdiente, weil es in Präsenz bewaffneter Einheiten stattfand, sollte vor allem in Russland, aber auch auf der Krim selbst und international einen Deckmantel politischer Legitimation „von unten“ schaffen. Auch die gestellten Fragen boten keine wirklichen Alternativen. Der Status quo als Wunschoption fehlte. Zur „Auswahl“ standen zwei Fragen: „Sind Sie für eine Wiedervereinigung der Krim mit Russland?“ und „Sind Sie für die Wiederherstellung der Krim-Verfassung von 1992?“ Die erste Frage bediente den imperialen Mythos, der eine Brücke zu verschiedenen historischen Epochen vom Zarenreich zur Sowjetunion schlagen sollte. Die zweite Frage war insofern unklar, als es 1992 in der Phase intensiver Auseinandersetzungen zwischen Kyjiw und Simferopol über den Status der Krim zwei Krim-Verfassungen gegeben hatte, die in ihren Formulierungen bewusst ambivalent geblieben waren.12 So sprach eine der Verfassungen von „Unabhängigkeit“ der Krim, verortete diese aber weiterhin in der Ukraine. Es ist darüber hinaus zu bezweifeln, dass der genaue Wortlaut dieser nur kurzfristig vom Krim-Parlament eingeführten Verfassungen aus dem Jahr 1992 der Krimbevölkerung 2014 noch präsent war. Aus den Formulierungen der zwei Fragen ergibt sich die klare Intention, auch das letzte Restrisiko auszuräumen und aus der Abstimmung unter Waffengewalt sowohl den Wunsch nach vermeintlicher „Wiedervereinigung“ als auch den Wunsch nach „Unabhängigkeit von Kyjiw“ ableiten zu können.
 
        Laut offiziell von Russland verkündetem Ergebnis lag die Beteiligung bei 83,1 Prozent, wovon 96,3 Prozent für die „Wiedervereinigung“ gestimmt haben sollen. Der fehlende Andrang und die Proteste der Krimtatar*innen machten diese nicht verifizierbaren Zahlen höchst unglaubwürdig. Das tatsächliche Ergebnis wird man vermutlich nie herausfinden. Interessanterweise publizierte der dem russischen Präsidenten unterstellte „Menschenrechtsrat“ abweichende Zahlen: Hier ging man zwischenzeitlich von einer Beteiligung von nur einem Drittel bis zur Hälfte der Wahlberechtigten und einem Zuspruch für die „Wiedervereinigung“ von maximal 50 Prozent aus. Diese Zahlen wurden jedoch schnell wieder von der Website entfernt.
 
        Eine immer wieder gestellte Frage danach, wie ein Referendum unter demokratischen Bedingungen ausgegangen wäre – meist gestellt in der Annahme, dass das Ergebnis trotz besserer Rahmenbedingungen ein ähnlich deutliches Votum für den Anschluss an Russland ergeben hätte –, bleibt pure Spekulation. Verschiedene Umfragen hatten auch in den Jahren vor 2014 keinen mehrheitlichen Zuspruch für den Anschluss an Russland festgestellt. So zeigte zum Beispiel eine vom Kyiv International Institute of Sociology und der Ilko Kucheriv Democratic Initiatives Foundation vom 8. bis 18. Februar 2014 erstellte Umfrage, dass sich landesweit nur 12 Prozent für eine Vereinigung mit Russland aussprachen. Der Zuspruch auf der Krim lag dabei mit 41 Prozent höher als in allen anderen Regionen, gefolgt von den Regionen Donezk mit 33 Prozent und Luhansk mit 24 Prozent. Die jüngeren Befragten, vor allem die 18- bis 29-jährigen, standen der Idee dabei sehr viel skeptischer gegenüber als die ältere Bevölkerung. Wie in den Jahren zuvor blieb eine klare Mehrheit in der Ukraine für eine andere Option: eine relativ offene Grenze ohne Visa und andere Einschränkungen zwischen einer unabhängigen Ukraine und Russland.13
 
        Weitere Umfragen veranschaulichen darüber hinaus, dass eine abstrakte Idee wie die Vereinigung mit Russland verschieden interpretiert beziehungsweise getrennt gedacht werden kann von ihrer (gewaltsamen) Umsetzung.14 Erscheint die Umsetzung als realistische Option, ist dies der eigentliche Test, wie es tatsächlich um die Stimmung steht. Dieser Moment trat mit der Besetzung durch russische Truppen ein – davon zeugen die Bilder der Feiern um das Datum der Annexion herum, die nicht nur auf Inszenierungen zurückzuführen sind. In ihnen spiegelten sich sowohl latente Identitätsvorstellungen, die nun einen konkreten Fixpunkt erhielten, als auch diverse Hoffnungen, etwa auf eine Anpassung von Durchschnittsgehältern und Renten auf das in Russland übliche Niveau.
 
        „WIEDERVEREINIGUNG“ ALS VORBOTE
 
        Am 18. März 2014 hielt Putin im Georgssaal des Kreml eine gleichzeitig an Russland, die Ukraine und den Westen gerichtete Rede vor der Duma, dem Föderationsrat und geladenen Gästen aus Politik, Wirtschaft, Kultur und Kirche. Im Anschluss unterzeichnete er direkt den „Beitrittsvertrag“. In seiner Rede gab er die durch das „Referendum“ angeblich demokratisch legitimierte „Wiedervereinigung“ der Krim mit Russland bekannt und schlug einen großen historischen Bogen mit zahlreichen Bezügen auf Russlands glorreiche imperiale Vergangenheit und die Symbolik der Krim. Die Rede vom 18. März war, wie wir heute wissen, die Vorbotin der vollumfänglichen Invasion im Februar 2022. Putin betonte darin noch einmal die Bedrohung, die angeblich von der ukrainischen Politik für die russischsprachige Bevölkerung auf der Krim und anderswo ausginge: „Diejenigen jedoch, die hinter den jüngsten Ereignissen in der Ukraine stehen, verfolgten andere Ziele: Sie bereiteten den nächsten Staatsstreich vor, planten die Machtübernahme und machten vor nichts Halt. Es wurden Terror, Mord und Pogrome losgetreten. Zu den Hauptakteuren des Umsturzes wurden Nationalisten, Neonazis, Russophobe und Antisemiten. Sie sind es, die in vielem auch heute, bis jetzt noch, das Leben in der Ukraine bestimmen. (…) Jenen, die sich dem Putsch entgegenstellten, wurde sofort mit Repressionen und Strafaktionen gedroht. Und natürlich war die Krim als erste an der Reihe, die russischsprachige Krim. (…) Daraufhin wendeten sich die Bewohner der Krim und Sewastopols an Russland, mit dem Aufruf, das, was dort geschah und auch jetzt noch geschieht in Kiew und Donezk, in Charkow und in einigen anderen Städten der Ukraine, nicht zuzulassen.“15
 
        Am 17. März erließ die EU erste Sanktionen gegen 21 russische und ukrainische Personen, die mit dem Angriff auf die Unversehrtheit der Ukraine in direktem Zusammenhang standen. Diese wurden in den folgenden Wochen, Monaten und Jahren schrittweise durch neue personenbezogene Sanktionen, einschließlich dem Einfrieren von Vermögenswerten, und Wirtschafts- und Handelssanktionen erweitert und regelmäßig verlängert.16 Aber an der Tatsache der Besetzung und administrativen Eingliederung der Krim und Sewastopols in die Russländische Föderation vermochte niemand etwas zu ändern. Obwohl international nicht anerkannt, wurde die Annexion doch zu einer Art neuen Realität. Eine Veränderung des neuen Status quo erwartete kaum jemand in der internationalen Politik; bestenfalls hoffte man auf die Rückkehr zur Statusfrage nach einem politischen Wandel in Russland.
 
        Der trotz hoher finanzieller Kosten in Russland fortbestehende politische und gesellschaftliche Konsens über den Status der Krim, der sich etwa im Slogan Krym nasch! („Die Krim ist unser!“) widerspiegelt, wurde 2020 zusätzlich in der russischen Verfassung verankert. Bei der Verfassungsänderung ging es Putin zwar vor allem darum, seine Präsidentschaft verlängern beziehungsweise seinen politischen Einfluss über die Zeit als Präsident hinaus über verschiedene Optionen absichern zu können. Aber er sorgte auch mit Blick auf die Krim vor: Das Infragestellen der territorialen Integrität der Russländischen Föderation ist seitdem offiziell verfassungswidrig.17
 
        SCHLUSSBETRACHTUNGEN
 
        Die Besetzung und die Annexion der Krim sind im internationalen Sprachgebrauch selten als Kriegsakt benannt worden, obwohl es nach internationalem Recht die korrekte Bezeichnung gewesen wäre. Auch im Nichtgesagten drücken sich stets Annahmen, Hoffnungen und Ängste aus. Die Möglichkeit eines sich von der Krim auf Teile des Donbas und letztendlich die gesamte Ukraine ausweitenden Krieges hat man in Westen 2014 nicht gesehen beziehungsweise nicht sehen wollen.
 
        In den 1990er Jahren konnte das vielschichtige Konfliktpotenzial auf der Krim unter anderem wegen Russlands innen- und außenpolitischer Schwäche durch Verhandlungen über einen (letztlich schwachen) Autonomiestatus der Region entschärft werden. Bis 2014 hatte Russland an Stärke und Selbstbewusstsein gewonnen und über Propaganda und Geschichtsschreibung die russische Gesellschaft in die imperiale Denkweise (re-)sozialisiert.18 Die Annexion der Krim entfaltete in Russland eine identitätsstiftende beziehungsweise -stärkende Funktion: Mit ihr verbinden sich Emotionen wie Stolz, Hoffnung, Vertrauen und ein ungewohnt positives Grundgefühl.19 Auch Putins Popularitätswerte stiegen in den Monaten nach der Annexion deutlich an und erreichten Umfrageergebnissen des unabhängigen Meinungsforschungsinstituts Lewada-Zentrum zufolge im Juni 2015 mit 89 Prozent ihren bisherigen Höchststand.20
 
        Seit März 2014 ist der Zugang zur Krim stark eingeschränkt, entsprechend dürftig ist die Datenlage über die Region. Dennoch dringt bisweilen durch, dass der Alltag in der hochsubventionierten und nun völlig von Russland abhängigen Halbinsel für viele Bewohner*innen von sozioökonomischen Schwierigkeiten und eingeschränkter Mobilität geprägt ist. Kontakte zu Familienmitgliedern und Freunden in anderen Teilen der Ukraine sind vielfach abgebrochen.21 Jegliche politische Opposition ist Repressionen ausgesetzt, was insbesondere die Krimtatar*innen als aus russischer Perspektive potenziell größter Risikofaktor sowie andere ethnische Minderheiten zu spüren bekommen.22 Die politische Führung der Krimtatar*innen gehörte zu den mindestens 40000 Krimbewohner*innen, die die Krim nach der Annexion verlassen haben. Russland verfolgt eine Siedlungspolitik nach imperialem Muster, die auf eine weitere Russifizierung der Krim abzielt. Genaue Zahlen liegen nicht vor, aber Schätzungen gehen von mehreren Hunderttausend angesiedelten Russ*innen sowie Zugezogenen aus den von Russland kontrollierten Regionen Donezk und Luhansk aus.23
 
        Eine absolute Mehrheit der Ukrainer*innen lehnt territoriale Zugeständnisse der Ukraine, einschließlich der Krim, nach wie vor ab.24 Mit der Krim begann Russlands Krieg gegen die Ukraine – und vermutlich wird sie auch für das Ende dieses Krieges eine Schlüsselrolle einnehmen.
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        GIBT ES EIN RUSSLAND OHNE KRIM?
 
        Russische Narrative über die ukrainische Halbinsel
 
        Nikolai Klimeniouk
 
        Die russische Annexion der ukrainischen Halbinsel Krim 2014 war eine Zäsur, und doch kam sie kaum überraschend. Seit der Auflösung der Sowjetunion gab es in Russland mehrere Versuche, den eigenen Anspruch auf die Halbinsel zu begründen und die Legitimität der Übertragung der Krim an die Ukrainische Sowjetrepublik 1954 und damit ihre Zugehörigkeit zur unabhängigen Ukraine infrage zu stellen. Die Vorstellung, die Krim gehöre eigentlich zu Russland, ist auch nach dem Abschluss bilateraler Verträge und der Anerkennung der ukrainischen Grenzen keineswegs verschwunden, die Krimfrage blieb ein offenes Thema.
 
        Die meisten propagandistischen Narrative über die Krim, die heute in Russland in den Medien, der Wissenschaft und in den Unterrichtsmaterialien endlos wiederholt werden, finden sich in der Rede wieder, die der russische Machthaber Wladimir Putin am Tag der Annexion, dem 18. März 2014, vor den Abgeordneten beider Kammern des Parlaments und Vertretern der Regionen hielt.01 Darin summierte er die gängigen Erzählungen und ergänzte sie mit neuen. Seitdem gilt dieser mit faktischen Unwahrheiten und verzerrten Interpretationen der Geschichte gespickte Text als eine Art Katechismus der Annexion, der sie von allen Seiten begründet: als Reaktion auf die „nationalistische Bedrohung“ oder sonstige Gefahren, als Russlands historische Mission, als Wiederherstellung der natürlichen Ordnung der Dinge, als Erfüllung der Wünsche der Bewohner der Krim und die Durchsetzung ihrer Rechte. Folgende Motive gehören zu den populärsten:
 
         
          	Die Krim sei auf Wunsch ihrer Bewohner (wieder) ein Teil Russlands geworden; beim Referendum am 16. März 2014 hätten 96,6 Prozent für den Beitritt gestimmt. Die Menschen auf der Krim hätten somit lediglich von ihrem Selbstbestimmungsrecht Gebrauch gemacht. 
 
          	Die meisten Bewohner der Krim seien Russen, und für alle Russen sei die Krim Russlands natürliches Territorium. Sie sei allen Russen heilig, weil dort der Heilige Fürst Wladimir getauft worden sei und weil Russen dort unzählige Heldentaten begangen hätten. Die Aufnahme der Krim in die Russländische Föderation sei mithin dasselbe wie die deutsche Wiedervereinigung.
 
          	Die Entscheidung Chruschtschows, die Krim 1954 an die Ukraine zu übertragen, sei illegal gewesen. 
 
          	In der Ukraine habe 2013/14 ein von den USA organisierter Umsturz stattgefunden. Seitdem gebe es dort keine legitime Macht, das Land werde von Nationalisten und Russlandhassern beherrscht. Die Russen würden in der Ukraine zwangsassimiliert, deswegen habe Russland als Schutzmacht aller Russischsprachigen eingreifen müssen. Die russische Intervention habe großes Blutvergießen verhindert und die Stationierung von Nato-Truppen auf der Krim abgewendet, die für Russland eine existenzielle Bedrohung dargestellt hätten. 
 
        
 
        Neben diesem Kanon kursieren noch zahlreiche romantische Mythen, nostalgische Bilder und Verschwörungserzählungen. Meistens werden sie toleriert, solange sie der Hauptidee, dass die Krim zu Russland gehört, nicht widersprechen.
 
        SÄULE DER RUSSISCHEN IDENTITÄT
 
        „In der langen Liste der Provinzen, die 1991 verloren gingen, bleibt die Krim fast die einzige, deren Verlust die russische Gesellschaft noch immer zu schmerzen scheint“, schrieb der Literaturwissenschaftler Andrej Sorin 2001 und schlug eine Erklärung für diese „akute Nostalgie“ vor: Im kollektiven Bewusstsein der Russen gebe es eine tief verwurzelte unreflektierte Vorstellung, dass der Besitz der Krim die Krönung der historischen Mission Russlands, seiner zivilisatorischen Bestimmung darstelle.02 Die Entwicklungen der darauffolgenden Jahre haben diese Vermutung weitgehend bestätigt. Die Annexion löste in Russland eine Welle chauvinistischer Begeisterung aus, der Dissens blieb marginal. Der regimetreue Soziologe Michail Gorschkow, Direktor des Soziologischen Instituts der Russischen Akademie der Wissenschaften, fasste die Stimmung in einem Artikel 2018 so zusammen: „Fast während der gesamten postsowjetischen Periode (bis 2014) waren der Sieg des sowjetischen Volkes im Großen Vaterländischen Krieg, der Wiederaufbau des Landes nach dem Krieg und der erste Flug ins All von Juri Gagarin die Leitmotive des Nationalstolzes. Und nun wurde zum ersten Mal in unseren Massenumfragen nach dem ‚Krim-Frühling‘ ein historisches Ereignis aus der Zeit des neuen Russlands, nämlich die Wiedervereinigung der Krim mit Russland, in die Liste der Spitzenreiter des Nationalstolzes aufgenommen. Dies kann ohne Übertreibung als Ausdruck der Wiederbelebung des historischen Bewusstseins des russischen Volkes und aller Russen bezeichnet werden.“03
 
        Die Umfragen des nichtstaatlichen Lewada-Zentrums zeigten ein ähnliches Bild: Zwischen 2014 und 2021 lag die Unterstützung für die „Eingliederung der Krim“ stabil bei 83 bis 90 Prozent.04 Diese überwältigende Einstimmigkeit war wohl das einzig wirklich Überraschende an der Annexion. Bis dahin herrschte sowohl in der russischen Soziologie als auch in der Publizistik die Vorstellung, im Land gebe es keine richtige Gesellschaft, sie sei zu atomisiert, den Russen fehle es an gemeinsamen Nennern und Werten. Die vermeintliche „Wiedervereinigung“ wurde zu einem identitätsstiftenden Ereignis und verdeutlichte, welche Rolle die Schwarzmeerhalbinsel im Selbstverständnis der Russen spielt. Die Begeisterung lag aber wohl kaum am Landzugewinn: Nach 1991 übertrug Russland mehrere Gebiete an China, Aserbaidschan oder baltische Staaten, ohne dass sich jemand außerhalb ultranationalistischer Kreise und unmittelbar Bertoffener besonders dafür interessierte.
 
        „Nach einer harten, langen und anstrengenden Reise kehren die Krim und Sewastopol in ihren Heimathafen zurück“, verkündete Putin bei der „Wiedervereinigungsfeier“ auf dem Roten Platz.05 Doch vielmehr waren es der russische Staat und die russische Gesellschaft, die nach einer kurzen Phase der halbherzigen Versuche, anstelle eines Reichs einen modernen Nationalstaat aufzubauen, sich wieder zu ihrem imperialen Erbe bekannten.
 
        WIEDERGEFUNDENES PARADIES
 
        Der imperiale Mythos, in dessen Zentrum die Krim steht, hat seine Wurzeln in der Zeit Katharinas II. Obwohl es Peter I. war, der Russland zum Imperium und sich selbst zum Kaiser erklärte, wurde seine Umgestaltung des Landes nach westeuropäischem Vorbild von vielen Russen seit jeher als zu unterwürfig empfunden, manchen galt sie sogar als Verrat am nationalen Wesen. Peters Blick war vor allem in den Norden gerichtet: Bei seinen Reformen orientierte er sich an Holland, seinen wichtigsten militärischen Sieg errang er über Schweden, die Inspiration für seine großen Bauvorhaben fand er in Nord- und Mitteleuropa. Das weitaus attraktivere Fantasiereich Katharinas wurzelte in der klassischen Antike, verstand sich als direkter Nachfahre von Byzanz und erhob den Anspruch, das wahre, zumindest gleichberechtigte Europa zu sein. Die Eroberung der Krim 1783 war Teil des insgesamt gescheiterten Plans Katharinas, ganz Südeuropa unter ihrer Herrschaft zu vereinen und einen ihrer Enkel auf den Thron von Konstantinopel zu setzen.
 
        Die ideologische Begründung dieses als „Griechisches Projekt“ bekannten Expansionsprogramms war die „Befreiung“ christlicher Völker von der osmanischen und generell muslimischen Herrschaft. Die Krim des 18. Jahrhunderts passte nicht ganz in dieses Bild, dort gab es eine große muslimische Mehrheit und kein „unterjochtes christliches Volk“, es ging aber vor allem um die Symbolik. Im 10. Jahrhundert ließ sich der Kyjiwer Großfürst Wladimir in Chersones, einer byzantinischen Kolonie im Südwesten der Krim, taufen, und machte anschließend das Christentum zur offiziellen Religion der Kyjiwer Rus. Mit der Einverleibung der Krim vollzog das Russische Reich einen symbolischen Anschluss an Byzanz und seine christlichen Ursprünge. Fürst Grigori Potjomkin, die wichtigste Persönlichkeit hinter der Expansion in den Süden, gab alten und neugegründeten Städten griechisch anmutende Fantasienamen: Aus Kezlev wurde Eupatoria, aus Kefe Theodosia, aus Aqmescit Simferopol; die kleine Siedlung Aqyar unweit des am Ende des 14. Jahrhunderts zerstörten Chersones wurde zur Hafenstadt Sewastopol ausgebaut. Die Halbinsel selbst hieß nun offiziell Tawrida (Tauris).
 
        Viele damalige Narrative sind immer noch erstaunlich präsent. So wurde bereits zu Katharinas Zeit die Eroberung der Krim als eine Rückkehr unter die Ägide der christlichen Monarchen und Wiederherstellung der natürlichen Harmonie gedeutet. „Natürlich“ ist hier durchaus wörtlich zu verstehen. In der Literatur setzte sich der Topos durch, selbst die Natur erwache unter Katharinas Herrschaft wieder, mit Tauris habe Russland seinen eigenen Garten Eden erhalten.06 Dieses Paradies auf Erden wurde später mehrfach in der ganzen Sowjetunion in Form von Sanatorien und Pionierlagern repliziert, deren Architektur unmissverständlich an das Original auf der Krim erinnerte. Auch das Bild der Wiedergeburt lebt weiter, im heutigen Russland ist der „Krim-Frühling“ eine der offiziellen Bezeichnungen für die Annexion.
 
        Die Krim war aber viel mehr als bloß ein Urlaubsort im warmen Süden; keine andere Gegend bekam eine annähernd so große symbolische Bedeutung. Zur Atmosphäre der Krim gehörte auch die dort stationierte Schwarzmeerflotte, und nirgendwo sonst war diese Kombination von Tourismus und Militarismus so prägend. Große Betriebe, Behörden und Organisationen, und natürlich auch das Verteidigungsministerium, besaßen auf der Krim eigene Erholungsheime. Jeder Sowjetmensch hatte zumindest theoretisch Anspruch auf eine Zeit im Paradies, auf die Krim kamen jährlich bis zu vier Millionen Touristen aus der ganzen UdSSR.07 In der unabhängigen Ukraine verloren diese Konnotationen zunehmend an Bedeutung, je mehr sich das Land vom imperialen Erbe distanzierte. In Russland empfand man das ganz anders; ohne die Krim schien Russland defekt, unvollständig. Dass die Halbinsel nach der Auflösung der UdSSR für russische Touristen weiterhin problemlos zugänglich war, konnte den Schmerz darüber nicht lindern, dass einem das Paradies nicht mehr gehörte.
 
        SEWASTOPOL, STADT DES MILITÄRISCHEN RUHMS
 
        Noch schmerzhafter war der Verlust von Sewastopol, obwohl Russland das Nutzungsrecht für die Stadt als Hauptstützpunkt der Schwarzmeerflotte auch nach der Auflösung der UdSSR behielt. Der entsprechende Vertrag mit der Ukraine wurde zuletzt 2010 verlängert und sollte bis 2042 gelten. Dass der Ort, der für Russlands Selbstverständnis als militärisch unbesiegbare Nation so bedeutend ist, nun im Ausland lag, wurde als eine der größten Ungerechtigkeiten der postsowjetischen Zeit empfunden. Das war auch in Sewastopol deutlich zu spüren. Von allen in der Zeit Katharinas entstandenen Städten hatte nur Sewastopol eine überwiegend militärische Funktion. Selbst nach der Unabhängigkeit der Ukraine blieb die russische Schwarzmeerflotte dort der wichtigste Arbeitgeber und prägte das Stadtbild nicht weniger als die prunkvolle Architektur. Russische Staatssymbole gehörten dazu genauso wie Filialen russischer Banken oder der 1999 gegründete Ableger der Moskauer Lomonossow-Universität.
 
        Im Zentrum vom Mythos Sewastopol stehen zwei historische Ereignisse: die Belagerung im Krimkrieg von Oktober 1854 bis September 1855 und jene im Zweiten Weltkrieg zwischen Oktober 1941 und Juli 1942. In Sewastopol gibt es über zweitausend Denkmäler und Gedenkstätten, die meisten davon sind den beiden Belagerungen gewidmet.08 In beiden Fällen wurde die Stadt nach monatelangen Kämpfen aufgegeben und war danach fast vollständig zerstört, dennoch deutete die russische Historiografie diese Niederlagen zu wichtigen Siegen um. Das berühmteste Denkmal der Stadt, das Denkmal der versenkten Schiffe, wurde 1905 im Meer vor dem Küstenboulevard errichtet. Es erinnert an die Schiffe, die die russische Marine im Krimkrieg selbst versenkte, um den Hafeneingang unpassierbar zu machen. Insgesamt landeten 95 Schiffe auf dem Meeresgrund, der ganze Bestand der damaligen Schwarzmeerflotte. Seit 2017 ist das Denkmal auf dem russischen 200-Rubel-Schein abgebildet.
 
        Die unabhängige Ukraine bot Sewastopol keine alternative Zukunftsvision, umso größer wurde der Wert der Stadt für den russischen nationalistisch-imperialen Diskurs. Die lokalen Anhänger Russlands, und davon gab es in Sewastopol sicherlich mehr als an jedem anderen ukrainischen Ort, nannten ihren Widerstand „gegen die Ukrainisierung“ die „dritte Verteidigung“ von Sewastopol. Nach der Annexion wurde dieser Begriff zu einem Teil des offiziellen Narrativs.09
 
        „DIE KRIM WAR SCHON IMMER RUSSISCH“
 
        Dass die Krim „schon immer russisch“ gewesen sei, ist wohl der am weitesten verbreitete Krim-Mythos. Die Tatsache, dass sich eine solche Sichtweise trotz ihrer offensichtlichen ahistorischen Absurdität etablieren konnte, zeugt von Russlands außerordentlicher Effizienz beim Vertreiben der Völker und beim Umschreiben der Geschichte. Die muslimischen Krimtataren passten von Anfang an nicht ins Bild vom Garten Eden. Die neue Macht wollte das eroberte Land nicht nur unterwerfen, sie wollte es vor allem mit neuen Inhalten und neuen Menschen füllen. So begann schon Grigori Potjomkin, die Krimtataren zu vertreiben und orthodoxe Christen auf die Krim zu bringen.10 Darunter waren zahlreiche Griechen und Armenier, aber vor allem „orthodoxe Russen“. Die Statistik erfasste damals nur die kirchliche und keine ethnische oder sprachliche Zugehörigkeit und machte keinen Unterschied zwischen Russen und „Kleinrussen“, also Ukrainern. Tatsächlich kamen viele Siedler aus dem Gouvernement Neurussland, den kürzlich eroberten südukrainischen Gebieten. Die Krimtataren wurden nach und nach mit wirtschaftlichen und politischen Mitteln zur Auswanderung gezwungen, vor allem ins Osmanische Reich. Gegen Mitte des 19. Jahrhunderts hatten etwa die Hälfte der Krimtataren, geschätzte 400000 Menschen, ihre Heimat verlassen, noch mehr gingen nach dem Krimkrieg, und so wurden sie mit etwa 100000 zu einer Minderheit im eigenen Land.11 Es folgten Pogrome während des Bürgerkriegs und eine Hungersnot, woran etwa 15 Prozent der Krimtataren starben. Bis zum Ende der 1930er Jahre schrumpfte der Anteil der Krimtataren an der Gesamtbevölkerung der Halbinsel auf unter 20 Prozent, die Russen stellten damals aber immer noch keine Mehrheit. Dies änderte sich erst nach den Deportationen von 1944.
 
        Unter dem Vorwand der Kollaboration mit den Nationalsozialisten deportierten sowjetische Sicherheitsbehörden wenige Tage nach der Rückeroberung der Halbinsel die gesamte krimtatarische Bevölkerung – 200174 Menschen. In den folgenden Jahren starben geschätzt bis zu 46 Prozent der Krimtataren.12 Auch andere nichtslawische Bevölkerungsgruppen wurden nach Zentralasien oder in verschiedene Regionen Russlands, vornehmlich in den Ural, verschleppt, darunter 61977 Deutsche, 16006 Griechen, 12628 Bulgaren, 9821 Armenier, rund 1000 Krimitaliener sowie einige Hundert Vertreter anderer Minderheiten, vor allem Karäer und Roma.13 Fast alle Ortschaften, die noch krimtatarische Namen trugen, wurden umbenannt. Nach dem Krieg und den Deportationen blieb etwa ein Drittel der einstigen Einwohner auf der Krim.14 Erst dadurch wurden Russen zur Mehrheit auf der Halbinsel.
 
        Die russische Lesart der Krim als Bühne des Weltgeschehens, auf der mal die einen, mal die anderen Akteure auftraten, impliziert, dass keine Bevölkerungsgruppe dort als wirklich „indigen“ gelten kann. Alle seien zugezogen, niemand sei ursprünglich, und damit wären auch alle möglichen Ansprüche auf einen Sonderstatus sinnlos und unbegründet. Zum entscheidenden Faktor wird die Größe. Wie nicht anders zu erwarten, bediente auch Putin diese Zahlenrhetorik: „Ja, es gab eine Zeit, in der die Krimtataren, wie auch einige andere Völker der UdSSR, grausamem Unrecht ausgesetzt waren. Ich will eines sagen: Viele Millionen Menschen verschiedener Nationalitäten haben damals unter Repressionen gelitten, vor allem aber natürlich russische Menschen.“15
 
        Mit einer ähnlichen Formel wurde in der UdSSR der Holocaust relativiert. Es hieß, die Juden hätten zahlenmäßig nur einen kleinen Teil der sowjetischen Kriegsopfer ausgemacht und sollten daher nicht gesondert erwähnt werden. Was Putin in diesem kurzen Satz unterschlägt, ist im Grunde die ganze Leidensgeschichte der Krimtataren seit der russischen Eroberung im 18. Jahrhundert. Auch die sowjetischen Repressionen gegen sie waren alles andere als typisch: Im Gegensatz zu den meisten anderen vertriebenen Völkern, die kurz nach Stalins Tod in ihre Heimatregionen zurückkehren konnten, blieb dies den Krimtataren bis zum Zerfall der UdSSR verwehrt.
 
        So kam jene Krim zustande, die Putin nun zu einem organischen Teil Russlands erklärte: „Unsere gemeinsame Geschichte und unsere gemeinsamen Wurzeln, unsere Kultur und ihre spirituellen Ursprünge, unsere Grundwerte und unsere Sprache haben uns für immer miteinander verbunden“.16 Aus dem Munde Putins enthält dieser Satz aber auch eine unbeabsichtigte Pointe. Neben den zwangsumgesiedelten russischen und ukrainischen Kolchose-Bauern bestand ein erheblicher Teil der neuen Bewohner der Krim aus Angehörigen und Veteranen der Streitkräfte, der Geheimdienste und der Partei. Einerseits wurde die Halbinsel weiter zum militärischen Vorposten Russlands im Süden ausgebaut, andererseits achteten die Machthaber auf die Loyalität der neuen Bevölkerung, und dafür wurden besonders staatstreue Menschen mit einer Umsiedlung ins sowjetische Paradies belohnt. Diese Politik, die bis in die 1970er Jahre andauerte, erklärt einige Eigentümlichkeiten der aktuellen Demografie der Krim und ist zudem einer der Gründe, warum die Übertragung an die Ukrainische Sowjetrepublik dort einen so nachhaltig negativen Eindruck hinterlassen hatte.
 
        „CHRUSCHTSCHOWS GESCHENK“
 
        Am 19. Februar 1954 wurde die Krim, die nach dem Zerfall des Zarenreichs zur Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik gehörte, der Ukraine zugeschlagen. Nach einer verbreiteten Meinung geschah dies auf Initiative des Parteichefs Nikita Chruschtschow. Der Mythos von „Chruschtschows Geschenk“ ist so populär, dass er sich auch international etablierte und selbst von großen Medien immer wieder aufgegriffen wird. So schrieb zum Beispiel die „Süddeutsche Zeitung“ 2014 plump: „Eigentlich hat Chruschtschow 1954 die Halbinsel der Ukraine geschenkt.“17
 
        Ob es tatsächlich in erster Linie Chruschtschow war, der den Transfer vorangetrieben hat, ist nicht restlos geklärt. In den Unterlagen der beteiligten Organe sind lediglich ihre Beschlüsse festgehalten, nicht aber die Sitzungsprotokolle. Offiziell wurde als Begründung „gemeinsame Wirtschaft, territoriale Nähe und enge ökonomische und kulturelle Bindungen zwischen der Region Krim und der Ukrainischen SSR“ angegeben. Die seriöse historische Forschung geht heute davon aus, dass es sich um eine schnell, aber gründlich vorbereitete kollektive Entscheidung gehandelt hat, die angesichts der gemeinsamen Infrastruktur durchaus sinnvoll war. Die Idee, die Übergabe der Krim zum symbolischen Zeichen der „ewigen Freundschaft“ anlässlich des 300. Jubiläums des Vertrags von Perejaslaw zu machen, der in Russland als „Vereinigung“ mit der Ukraine interpretiert wird, gilt dagegen eher als Zufall.18
 
        Die Zeit nach Stalins Tod war eine Phase großer Reformen, und eine davon war auf der Krim viel deutlicher zu spüren als der Übergang in ukrainische Verwaltung. 1955 begann die Sowjetunion, ihre Streitkräfte zu reduzieren. Innerhalb weniger Jahre wurde die Truppe von über fünf Millionen auf weniger als drei Millionen verkleinert. Die sowjetische Führung präsentierte es als eine Geste der Entspannung, dabei war eine derart große Armee in der Nachkriegszeit vor allem eine zu große wirtschaftliche Belastung. Zum Hintergrund der Reform gehörte auch der Machtkampf zwischen zwei einflussreichen Militärs, dem Verteidigungsminister Georgi Schukow und seinem Stellvertreter, den Kommandanten der Kriegsmarine Nikolai Kusnezow. Die Rivalen vertraten unterschiedliche Konzepte für die Zukunft der Streitkräfte: Schukow setzte auf Langstreckenraketen und Panzer, Kusnezow auf eine tiefe Integration der Landtruppen mit der Marine.
 
        Im Oktober 1955 explodierte und versank an der Reede von Sewastopol das Flaggschiff der Schwarzmeerflotte „Noworossijsk“. Diese nie überzeugend aufgeklärte Katastrophe, die mehrere Hundert Seeleute das Leben kostete, nahm Schukow zum Anlass, Kusnezow abzusetzen und die Truppenstärke zu einem unverhältnismäßig hohen Anteil auf Kosten der Flotte zu reduzieren. Erhebliche Kürzungen erfuhren auch technische Dienste und Sanitärtruppen. Viele Offiziere wurden kurz vor ihrer Pensionierung entlassen, andere waren gezwungen, in denselben Funktionen als Zivilisten zu arbeiten: für weniger Geld und ohne Aussicht auf erhöhte Renten und andere Privilegien des Militärs. Auf der hochmilitarisierten Krim traf es viele Familien, besonders in Sewastopol. Sie empfanden das als Verrat und machten Chruschtschow persönlich dafür verantwortlich. Eine Generation später waren diese schmerzhaften Erfahrungen nicht mehr akut, die Kränkung aber blieb im kollektiven Gedächtnis und wurde auf den Transfer der Krim an die Ukraine als die einzige nachhaltige Folge der Reformen projiziert. Eine Rolle mag auch gespielt haben, dass Chruschtschows Nachfolger ihn als exzentrisch und „voluntaristisch“ darstellten. Wenn also heute die Vertreter der offiziellen Linie behaupten, die russische Bevölkerung der Krim habe die Übertragung an die Ukraine immer als illegitim betrachtet, haben sie nicht ganz unrecht.19
 
        Putin knüpfte in seiner Annexions-Rede 2014 ebenfalls an die Tradition an, Chruschtschow zum Sündenbock für alles Mögliche zu machen: „Ob es ihm darum ging, die Unterstützung der ukrainischen Nomenklatura zu gewinnen oder die Organisation der Massenrepressionen in der Ukraine in den 1930er Jahren wiedergutzumachen – damit sollen sich die Historiker befassen. Für uns ist noch etwas anderes wichtig: Diese Entscheidung wurde unter klarer Verletzung der schon damals geltenden Verfassungsnormen getroffen.“20
 
        „SCHULD SIND DIE JUDEN, WER SONST?“
 
        So unhistorisch die offizielle russische Version auch sein mag, sie ist bei Weitem nicht die einzige. Es scheint zumindest in Russland eine Art Naturgesetz zu sein, dass es für jedes Ereignis, bei dem jemand zu Schaden gekommen ist, eine antisemitische Erklärung gibt.
 
        Eine als „Krim-Kalifornien“ bekannte Verschwörungserzählung bezieht sich auf tatsächliche Versuche, in den 1920er Jahren eine jüdische Autonomie auf der Krim zu gründen, die von jüdischen Organisationen in den USA unterstützt wurde. Anhänger von „Krim-Kalifornien“ behaupten, dass die sowjetische Führung die Halbinsel damals an diese Organisationen verpfändet habe. Diese hätten dann sowjetische Schulden genutzt, um während des Zweiten Weltkriegs von Stalin zu verlangen, die Krimtataren von der Krim zu deportieren, um Platz für einen jüdischen Staat zu schaffen. Unter dem Druck der jüdischen Lobby habe US-Präsident Franklin D. Roosevelt Stalin mit den Verzögerungen von Waffenlieferungen und dem Kriegseintritt in Europa erpresst, deswegen habe die Landung in der Normandie erst nach der Deportation der Krimtataren stattgefunden. Nach dem Krieg habe Stalin die Gründung Israels unterstützt, um die Krim nicht hergeben zu müssen. Paradoxerweise erscheint ausgerechnet Chruschtschow in diesem Märchen als Retter der Krim und Vollstrecker von Stalins Willen: Nachdem die Halbinsel kein Teil Russlands mehr war, seien auch die Ansprüche der amerikanischen Juden verfallen.21
 
        Diese Erzählung hat eine unübersehbare Ähnlichkeit mit dem Narrativ, das „Kyjiwer Regime“ säubere im Auftrag der USA und Israels den Südosten der Ukraine von ethnischen Russen, um einen Massentransfer israelischer Juden zu ermöglichen, die der Situation im Nahen Osten überdrüssig seien. Derlei Thesen verbreitete etwa Putins einstiger Wirtschaftsberater Sergej Glasjew.22
 
        Sollte die russische Besatzung der Krim zum dauerhaften Zustand werden, würde dies einerseits den imperialistischen Charakter Russlands weiter befestigen und eine wie auch immer entfernte Perspektive seiner Liberalisierung und Demokratisierung nachhaltig erschweren. Andererseits würde die Wiederherstellung der ukrainischen Souveränität über alle aktuell besetzten Gebiete das noch imperiale Russland vor die Notwendigkeit stellen, sich neu zu erfinden, und würde möglicherweise zur Gründung eines neuen Staates oder mehrerer neuen Staaten an seiner Stelle führen.
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        DIE KRIM UND DIE KRIMTATAREN
 
        Eine historische Perspektive
 
        Rory Finnin
 
        Es war eine sorgfältig vorbereitete, gewaltsame Eroberung eines souveränen Territoriums in einem unabhängigen europäischen Land: Am 27. Februar 2014 umstellten russische Soldaten ohne Hoheitsabzeichen den Luftwaffenstützpunkt Belbek in der Autonomen Republik Krim in der Ukraine. Am nächsten Tag besetzten sie den Flughafen von Simferopol, über den zahlreiche weitere Truppen eingeflogen wurden, um die Schwarzmeerhalbinsel einzunehmen.01 Lokale Aktivisten reagierten, indem sie Freiwillige mobilisierten, die das ukrainische Militär mit Lebensmitteln und Vorräten versorgten, und internationalen Journalisten Zugang zu unabhängigen Informationen verschafften. Unterdessen erging sich Wladimir Putin in Moskau in Lügen und Ausflüchten und bezeichnete seine Invasionstruppen als „lokale Selbstverteidigungseinheiten“.02 Während die Weltöffentlichkeit ratlos und verwirrt auf die Krim blickte, walzten russische Panzer die Mauern des Stützpunkts nieder und beschossen Mi-8-Hubschrauber ukrainische Marineangehörige, die sodann aus ihren Kasernen gezerrt, gedemütigt und in Handschellen abgeführt wurden.03 Die Annexion der Krim markiert nicht nur den Punkt, an dem zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg das Territorium eines europäischen Landes durch ein anderes Land gewaltsam besetzt wurde, sondern steht auch für den Beginn eines langen, quälenden Jahrzehnts der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine, deren Ende nicht absehbar ist – es sei denn, der Westen bekennt sich klar und deutlich dazu, die Grundsätze des Völkerrechts zu verteidigen.
 
        In Nachrichtensendungen und sozialen Medien reagierten Russen auf die Besetzung von 2014 mit einem höhnischen Meme: KrymNasch, „Die Krim gehört uns“ – eine klassische imperialistische Botschaft. Mit unverfrorenen, beharrlichen Ansprüchen auf Gebiete lenken Imperien gern von Zweifeln hinsichtlich ihrer eigenen politischen Legitimität ab. KrymNasch markiert den Höhepunkt eines Diskurses über den Besitz der Krim, der in der russischen Kultur und Gesellschaft seit Langem geführt wird und in dem die Halbinsel als Objekt der Begierde, der Eroberung und der Kontrolle dargestellt wird.
 
        Für die Krimtataren ist die Krim jedoch kein Objekt, kein Territorium, das man erobern und besitzen kann. Für die größte indigene Bevölkerungsgruppe der Halbinsel, die sunnitischen Nachkommen verschiedener ethnischer Gruppen, deren Wurzeln bis in die Antike und zu den mongolischen Nomaden der Goldenen Horde im 13. Jahrhundert zurückreichen, ist die Krim Teil ihrer kollektiven Subjektivität und damit eng mit ihrer nationalen Identität verwoben – für sie heißt es nicht „Die Krim gehört uns“, sondern „Die Krim sind wir“. Die enge Beziehung zwischen den Krimtataren und ihrer angestammten Heimat steht in direktem Gegensatz zu der Behauptung, die Krim sei „immerwährendes russisches Land“, wie Putin hartnäckig behauptet.04 Aus diesem Grund haben russische wie sowjetische Anführer seit Jahrhunderten versucht, die Krimtataren durch Ausgrenzung, Unterdrückung und ethnische Säuberung ins Abseits zu drängen und auszurotten. Diese Kampagne dauert auch heute noch an, inmitten der Schrecken der russischen Großinvasion in die Ukraine. Unverhältnismäßig viele junge Krimtataren werden von den russischen Besatzern zum Militärdienst gezwungen.05 Aktivisten und Journalisten der Krimtataren werden mit willkürlichen Verhaftungen und drakonischen Gefängnisstrafen drangsaliert, und die seit Langem bestehende pazifistische muslimische nationale Bewegung wird durch brutale Aktionen herausgefordert.06
 
        In traditionellen westlichen Geschichtsanalysen über die Krim, die sich dem Einfluss der russischen Geschichtsschreibung mit ihrer imperialistischen Agenda nicht entziehen konnten, wurden die Krimtataren trotz ihrer zentralen Bedeutung für die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der Krim lange vernachlässigt. Und seit 2014 hat die Forschung die Krimtataren praktisch vergessen, ihre Bestrebungen und Kämpfe unter russischer Besatzung werden heruntergespielt und ignoriert. Wenn man die Erfahrungen der Krimtataren in den Vordergrund rückt, leistet man daher einen wesentlichen Beitrag dazu, die Slawistik und Osteuropawissenschaften von ihrem kolonialen Erbe zu befreien, und beginnt damit, die Krim gewissermaßen „epistemisch zu deokkupieren“.
 
        DER SÜNDENFALL: RUSSISCHE KOLONISIERUNG
 
        Die vielfältigen und komplexen Erfahrungen der Krimtataren zu erforschen, bedeutet, sich mit einem entscheidenden historischen Phänomen zu befassen, das in herkömmlichen akademischen Studien über die Krim allzu oft unter den Teppich gekehrt wird: dem Siedlerkolonialismus. Von Siedlerkolonialismus spricht man, wenn ein Reich oder Staat in einem eroberten Gebiet die einheimische Bevölkerung verdrängt und ersetzt. Oder wie der Historiker Patrick Wolfe erklärt: „Siedlerkolonien werden nicht in erster Linie gegründet, um einen Mehrwert aus der Arbeit der angestammten Bevölkerung zu erzielen. Vielmehr geht es darum, Einheimische zu verdrängen (oder sie zu ersetzen); wie Deborah Bird Rose betont, muss die ursprüngliche Bevölkerung gar nicht viel tun, um im Weg zu sein, es genügt, wenn sie in ihrer Heimat bleiben will.“07 Die Krim ist nicht nur ein Gebiet des Siedlerkolonialismus, sondern auch mit ideologischer Bedeutung aufgeladen und wird in der sowjetischen und russischen Vorstellungswelt als homogener Raum gesehen, dicht gefüllt mit einer Rhetorik des „Ruhms“ und des „Heldentums“. Die lebendige Vergangenheit der angestammten Bevölkerung hat darin keinen Platz und wird entsprechend totgeschwiegen.
 
        Von den russischen Besatzern wird diese Vergangenheit nun verschüttet oder ausgelöscht, etwa wenn Schützengräben in alte krimtatarische Grabhügel gegraben oder Balken aus dem Hansaray, dem Palast des krimtatarischen Khans in Bağçasaray (krimtatarische Bezeichnung für Bachtschissarai), herausgerissen werden.08 Über drei Jahrhunderte lang, von 1443 bis 1783, herrschten die Khane der Krimtataren über die Halbinsel und die Steppenregion der Südukraine. Unter ihrer Regierung blühte der Handel mit Weizen, Salz und Sklaven; die gesamte Schwarzmeerregion war durchzogen von Handelswegen, die bis heute Spuren hinterlassen haben. Die reiche Kultur und Literatur standen in regem Austausch mit türkischen, persischen und arabischen Traditionen und zogen Schriftsteller und Wissenschaftler wie Joseph von Hammer-Purgstall, Iwan Franko und Ahatanhel Krymskyj in ihren Bann.09 Im 17. Jahrhundert waren die Krimtataren dank ihrer militärischen Fähigkeiten aktiv daran beteiligt, die Landkarte Europas zu verändern, als sich ihr Khan mit dem kosakischen Hetman Bohdan Chmelnyzkyj gegen den polnischen König verbündete und so der ukrainische Kosaken-Protostaat (1649–1764) entstand. Doch bereits im 18. Jahrhundert erlebte das Khanat einen jähen geopolitischen Niedergang. Zwischen 1772 und 1782 fiel die russische Zarin Katharina II. viermal auf der Krim ein. 1783 gelang es ihr schließlich, das Khanat zu erobern und ins Russische Reich einzugliedern. Als sie 1787 triumphierend in den Hansaray einzog, drehten die krimtatarischen Einwohner von Bağçasaray ihrem Eroberern trotzig den Rücken zu.10
 
        Mit dem Untergang des Khanats setzte der russische Siedlerkolonialismus ein, der zur Vertreibung der Krimtataren aus ihrer Heimat und der Unterdrückung ihrer Kultur führte. Im 19. Jahrhundert flohen die Krimtataren in mehreren Wellen ins Osmanische Reich. Einen Höhepunkt erreichte die Auswanderung nach dem Krimkrieg, bei dem die Krimtataren fälschlicherweise und nicht zum letzten Mal des kollektiven Verrats bezichtigt wurden.11 1857 sprach Zar Alexander II. ganz offen von der „Säuberung [otschischtschenije] der gesamten Krim von den Tataren“, um sie durch „Bauern aus den inneren Provinzen“ zu ersetzen.12 Zu der Zeit stellten die Krimtataren fast 80 Prozent der Einwohner der Krim. Bis 1900 sank ihr Anteil auf etwa 25 Prozent.
 
        Im 20. Jahrhundert wollte Stalin vollenden, was Alexander II. begonnen hatte. Im Mai 1944, nach dem Rückzug der deutschen Wehrmacht von der Krim, ließ er die verbliebene krimtatarische Bevölkerung – etwa 200000 Menschen – nach Zentralasien und in andere abgelegene Regionen der Sowjetunion deportieren. Stalins Gräueltat – in der Sprache der Krimtataren Sürgün („Das Exil“) genannt – hat heute eine tragische Parallele, wenn aus der besetzten Ukraine Tausende Zivilisten verschleppt werden; eine Maßnahme, die laut Amnesty International als Kriegsverbrechen oder gar als Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu werten ist.13
 
        Bei Stalins Aktion, die am 18. Mai 1944 in der Nacht begann, hatten die Krimtataren nur wenige Minuten Zeit, um ihre Habseligkeiten zusammenzusuchen, dann wurden sie mit Waffengewalt aus ihren Häusern geholt und von Tausenden Mitarbeitern des sowjetischen Volkskommissariats für Innere Angelegenheiten (NKWD) in die Viehwaggons wartender Züge getrieben, die sie nach Zentralasien oder ins Uralgebirge brachten. Zeugenaussagen zufolge wurden die Kranken und Verletzten, die nicht transportfähig waren, „liquidiert“. Auch diejenigen, die sich dem Deportationsbefehl widersetzten, wurden erschossen.14 Bei der brutalen Vertreibungs- und Enteignungsaktion wurden in Waggons, die für „40 Personen oder 8 Pferde“ gedacht waren, bis zu 200 Männer, Frauen und Kinder gepfercht.15 Die Türen der Waggons ließen sich 18 Tage lang nicht öffnen.16 Es gab keine Toiletten und auch kein Trinkwasser: Die Deportierten lebten von Regenwasser, das durch Ritzen und Löcher in die Waggons drang. Tausende Deportierte starben aufgrund der unmenschlichen Bedingungen während des Transports, der fehlenden Versorgung mit Wasser und Lebensmitteln und der Misshandlungen durch die Männer des NKWD.17 Nach der Ankunft am Zielort ging das Sterben weiter: In den spetsposeleniia („Sondersiedlungen“) kamen Tausende durch Hunger, Kälte und Krankheiten um.18 Viele Krimtataren sind der Ansicht, dass in den ersten Jahren des Exils die Hälfte ihrer Bevölkerung ihr Leben verlor.19
 
        Ortsnamen und -bezeichnungen der Krimtataren wurden von der Landkarte getilgt und aus Nachschlagewerken entfernt, ihre Häuser und ihr Besitz wurde unter den slawischen Siedlern verteilt, die vom sowjetischen Staat angeworben worden waren. Allein in den Jahren 1944 bis 1946 wurden über 64000 Siedler aus fünf Oblasten der Russischen SFSR und vier Oblasten der Ukrainischen SSR auf die Krim transportiert, wo ihnen Häuser der Krimtataren zugewiesen wurden, für deren Instandsetzung sie staatliche Zuschüsse erhielten. In den 1950er Jahren trafen Zehntausende weitere Siedler ein.20 Die sowjetischen Behörden beschrieben das Vorhaben, die Demografie der Halbinsel dauerhaft zu verändern, in anschaulichen Worten als die Aufgabe, „die Krim zu einer neuen Krim mit ihrer eigenen russischen Form zu machen“.21
 
        Die Wiederbesiedlung der Halbinsel konnte jedoch den Verlust der Krimtataren und ihrer Erfahrung beim Anbau von Wein und Tabak nicht wettmachen. Auch nach dem Krieg kam die Wirtschaft der Krim nicht so recht in Schwung.22 Laut Dmitri Poljanski, der von 1953 bis 1954 der KP der Krim vorstand, vertrat der sowjetische Staatschef Nikita Chruschtschow die Ansicht, dass „Russland der Entwicklung der Krim wenig Aufmerksamkeit geschenkt habe“ und „die Ukraine die Krim effektiver verwalten könne“.23 Und so verkündete die Leitung des Obersten Sowjets im Februar 1954, dass Russland die Oblast Krim offiziell an die Sowjetrepublik Ukraine übergebe. Die Diskussion über diese Entscheidung hatte der russische Politiker Michail Tarasow mit den Worten eröffnet, die Krim sei eine „natürliche Fortsetzung der südlichen Steppe der Ukraine“, deren Wirtschaft mit der ukrainischen „eng verbunden“ sei.24
 
        Chruschtschows Schwiegersohn, der Journalist und Herausgeber Alexei Adschubei, bezeichnete die Abtretung als „geschäftliche Transaktion“, die der wirtschaftlichen Entwicklung der Krim diene. Tatsächlich sollte sie sich schon bald auszahlen. 1957 nahmen die ukrainischen Behörden in Kyjiw ein Projekt in Angriff, das jahrzehntelang ein russischer Wunschtraum gewesen war: den Bau des Nord-Krim-Kanals, der das Wasser des bei Cherson aufgestauten Dnepr zur Versorgung der Bevölkerung und Bewässerung der Felder auf die Halbinsel leitet. Die wirtschaftliche Lage auf der Krim, vor allem der Landwirtschaft, verbesserte sich erheblich. Auch der Tourismus blühte auf: Entlang der Südküste entstanden riesige Sanatorien für die sowjetische Elite, die das Bild eines sowjetischen Shangri-La am Schwarzen Meer prägten.
 
        Erst in späteren Jahren wurde der Erfolg der Ukraine bei der Entwicklung der Krim in Abrede gestellt und die Übergabe an die Ukraine in hartnäckigen Desinformationskampagnen als „Geschenk Chruschtschows“ – oder schlimmer noch, als „Chruschtschows Fehler“ – mythologisiert. Doch die Übergabe der Krim an die Ukraine war kein Fehler. Es war ihre Rettung.
 
        BEISPIEL FÜR RESILIENZ: DIE NATIONALE BEWEGUNG DER KRIMTATAREN
 
        Während sich die sowjetisch-ukrainischen Behörden um eine Wiederbelebung der Krim bemühten, kämpften die Krimtataren mit dem Trauma der Vertreibung und des Exils. Ihre Reaktion darauf war die Bildung der größten, am besten organisierten und dauerhaftesten Protestbewegung der sowjetischen Geschichte. Die Kampagne für Anerkennung und Repatriierung basierte auf den Grundsätzen des gewaltlosen Widerstands gegen Unrecht und staatliche Unterdrückung. Damit hatte sie nachhaltigen Einfluss auf die organisatorische Infrastruktur und die moralische Ausrichtung der sowjetrussischen Dissidentenbewegung. So standen beispielsweise die „Informationsbulletins“ der Krimtataren, in denen staatliche Missstände dokumentiert und offene Briefe zusammengestellt wurden, Pate für die akribische und sachliche Samisdat-Zeitschrift „Chronika tekuschtschych sobytij“ („Chronik der laufenden Ereignisse“). Zugleich fungierten ihre „Initiativgruppen“ als Vorbild und Namensgeber für die „Initiativgruppe zur Verteidigung der Menschenrechte in der UdSSR“, deren Arbeit als erste autonome Nichtregierungsorganisation der Sowjetunion als bahnbrechend gilt.25
 
        Zu den Anführern der krimtatarischen Bewegung jener Zeit gehörte Mustafa Dschemiljew (Mustafa Cemiloğlu, auch bekannt als Mustafa Abdülcemil Qırımoğlu), den Präsident Wolodymyr Selenskyj kürzlich zum Helden der Ukraine ernannt hat.26 Dschemiljew mag klein von Wuchs sein, doch er ist ein Gigant. Als Kleinkind überlebte er die Deportation nach Zentralasien; als junger Mann überlebte er den Gulag und hielt Mitte der 1970er Jahre 303 Tage lang einen Hungerstreik durch, der weltweit für Aufsehen sorgte. Unter seiner Führung konnten sich die Krimtataren gegen das sowjetische System behaupten und erstritten sich gegen Ende von Gorbatschows Herrschaft das Recht auf Rückkehr auf die Krim. Nachdem Dschemiljew sein Leben lang für die Rückkehr der Krimtataren gekämpft hatte, ließ er sich 1989 wieder in seiner alten Heimat nieder.
 
        Doch die Auflösung der Sowjetunion bot wenig Gelegenheit für ein Happy End, sondern brachte Armut und neuerliche Kämpfe gegen den politischen und kulturellen Chauvinismus. Dschemiljew und die gewählte Nationalversammlung, der Medschlis des Krimtatarischen Volkes, setzten auf eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem neuen unabhängigen ukrainischen Staat, um die Wiedereingliederung der Krimtataren auf der Krim zu erleichtern. Die lokale ukrainische Gemeinschaft, die mit der „Kryms’ka svitlytsia“ auch die einzige ukrainischsprachige Zeitung auf der Krim herausgibt, unterstützte die Krimtataren mit voller Tatkraft und betonte in zahlreichen Ausgaben der Zeitung die Bedeutung des kulturellen Austauschs und der Solidarität zwischen Ukrainern und Krimtataren. In einer Ausgabe von 1993 beschrieb der Dichter, Redakteur und Aktivist Aider Osman die gegenseitige kulturelle Selbsthilfe als Mittel zum Überleben: „Für die Krimtataren sind wieder schwierige Zeiten angebrochen, und in dieser komplizierten Situation spüren sie die Unterstützung durch das ukrainische Volk. Edle Ukraine! Sie hat den Krimtataren die starke Hand der Freundschaft gereicht, und zwar genau in dem Moment, als sie die Hoffnung zu verlieren begannen. Dies ist ein historisches Bekenntnis. Die Geschichte kennt viele Beispiele für die Zusammenarbeit zwischen unseren Völkern, doch das heutige Bekenntnis ist einzigartig und ewig.“27
 
        Trotz aller Mängel und Frustrationen war die Beziehung zwischen Kyjiw und den krimtatarischen und ukrainischen Gemeinschaften der Krim in den 1990er Jahren ein „im gesamten postsowjetischen Raum einzigartiges, fast einmaliges Beispiel für die Loyalität eines kleinen Volkes gegenüber einem jungen unabhängigen Staat“, wie die Historikerin Swetlana Tscherwonnaja erklärt.28 Gleichwohl führte dies bis 2013 nicht zur Verwirklichung eines zentralen Anliegens der krimtatarischen Bewegung: die offizielle Anerkennung als indigenes Volk der Ukraine. Dies geschah erst im März 2014, nachdem die russischen Streitkräfte die Kontrolle über die Halbinsel übernommen hatten – als es zu spät war.
 
        Die brutale Annexion der Krim durch Russland veränderte alles. Praktisch über Nacht wurden Aktivisten, die mit dem Medschlis in Verbindung standen, von den de facto wieder russischen Behörden verfolgt, inhaftiert und ausgewiesen. Öffentliches Gedenken an die Deportation vom 18. Mai 1944 wurde verboten. Zehntausende Krimtataren flohen von der Krim in die Ukraine und bilden damit die größte Gruppe von Binnenvertriebenen im Land. Dschemiljew und dem Vorsitzenden des Medschlis, Refat Tschubarow, wurde verboten, auch nur einen Fuß auf die Halbinsel zu setzen. Andere wie Ilmi Umerow – stellvertretender Vorsitzender des Medschlis, der im Mai 2016 gegenüber russischen Sicherheitsdiensten erklärte: „Ich betrachte die Krim nicht als Teil der Russländischen Föderation“ – wurden in einer psychiatrischen Klinik zwangsbehandelt.29
 
        VERBÜNDETE
 
        Seit der russischen Großinvasion in die Ukraine am 24. Februar 2022 hat sich das komplizierte Verhältnis zwischen Ukrainern und Krimtataren verändert; die Solidarität untereinander hat einen enormen Schub erhalten. Das erstaunliche Bild, das sich daraus ergibt, hält Lehren für den europäischen Liberalismus und sogar den globalen Islam bereit. Es ist das Porträt der sunnitisch-muslimischen Ureinwohner der Krim, die die nationale Identität eines Landes mitgestalten, das der Historiker Karl Schlögel als „Europa im Kleinen“ bezeichnet.30
 
        Im August 2022, sechs Monate nach dem russischen Überfall auf die gesamte Ukraine, nahm Präsident Selenskyj eine Videoansprache von seinem Schreibtisch in der Bankowa-Straße in Kyjiw auf. Flankiert von zwei eingerollten Flaggen sprach er zu seinen Mitbürgerinnen und Mitbürgern in dem unverblümten, persönlichen Stil, der zu seinem Markenzeichen geworden ist. Sein Thema war die Krim. „Der russische Krieg gegen die Ukraine und gegen das gesamte freie Europa hat mit der Krim begonnen“, erklärte er. „Und er wird mit der Krim enden – mit ihrer Befreiung.“31
 
        Selenskyjs kühne Voraussage war gleichzeitig eine dringende Mahnung. Die Krim ist der Ausgangspunkt von Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine, dem größten und gefährlichsten bewaffneten Konflikt in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg. Im Februar 2014 begann Russland den Krieg mit der militärischen Einnahme der Krim; im Februar 2022 eskalierte der Konflikt mit einer Invasion der restlichen Ukraine, die zum Teil von der Krim aus gestartet wurde. Seitdem bietet die ukrainische Bevölkerung den russischen Eroberungsversuchen die Stirn und widersetzt sich zu einem entsetzlich hohen Preis und trotz einer Vielzahl russischer Kriegsverbrechen dem Neoimperialismus des Kremls auf eine Weise, die die Welt in Staunen versetzt. Derzeit kämpfen die ukrainischen Streitkräfte bei ihrer Gegenoffensive um jeden Meter, um den russischen Angriff auf das souveräne Gebiet der Ukraine abzuwehren und einen Völkermord zu verhindern. Sie leisten etwas, was viele westliche Experten noch vor wenigen Monaten für unwahrscheinlich oder gar unmöglich hielten: Sie greifen strategische russische Militäreinrichtungen auf der Krim an und erschüttern damit einmal mehr unsere konventionellen Annahmen.
 
        Die Beschäftigung mit den Krimtataren im Zusammenhang mit der Krim und ihrer Geschichte bietet einen Schlüssel zur Entkolonialisierung unseres Fachs und zum Verständnis der heutigen Ukraine und ihrer lebendigen zivilen nationalen Identität, die derzeit vielleicht die stärkste Kraft zur Verteidigung der liberalen Demokratie ist. Im September 2023 rückte die Rolle der Krimtataren bei dieser Verteidigung ins Zentrum der Aufmerksamkeit, als Präsident Selenskyj den krimtatarischen Geschäftsmann, Aktivisten und Politiker Rustem Umjerow zum Verteidigungsminister ernannte. Wie Selenskyj wagt sich auch Umjerow mit seinen Voraussagen weit vor. In einer Rede vor dem ukrainischen Parlament, der Werchowna Rada, erklärte er: „Als Kind habe ich die Härten des russischen Kolonialismus miterlebt, der den einheimischen Krimtataren das Gefühl geben sollte, dass sie Fremde in ihrem eigenen Land sind. Das ist ihnen damals nicht gelungen, und es wird ihnen nie gelingen.“32
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        SCHATTEN DER WELTKRIEGE
 
        Die Deutschen und die Krim
 
        Bert Hoppe
 
        Bis zur russischen Besetzung der Krim Ende Februar 2014 war die Halbinsel für große Teile der deutschen Öffentlichkeit fast ausschließlich als Tourismusdestination im Bewusstsein präsent. Die Häfen an der spektakulären Südküste gehörten zu den festen Ankerpunkten der Kreuzfahrten durch das Schwarze Meer, über die Geschichte der Krim hingegen bestanden hierzulande bestenfalls vage Vorstellungen. Das ist angesichts der allgemeinen weitgehenden Unkenntnis über die Länder Osteuropas und insbesondere über die Ukraine nicht verwunderlich. Der deutsche Blick in Richtung Osten wurde lange Zeit durch den in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts entstandenen „Russlandkomplex“ geprägt,01 in dessen Schatten die Ukraine auch verblieb, als sie 1991 dauerhaft unabhängig wurde.
 
        Eine der prominentesten Exponentinnen dieser Denkweise bleibt Gabriele Krone-Schmalz, die ihr symbolisches Kapital als Russlandexpertin bis heute aus ihrer Position als ehemalige ARD-Korrespondentin in Moskau bezieht und 2014 die Annexion der Krim als Notwehrakt Russlands gegenüber dem Westen rechtfertigte.02 Weder die damaligen Verhältnisse auf der Halbinsel, noch deren Vergangenheit vor und nach 1991 spielten in ihren Überlegungen eine Rolle, sondern ausschließlich geopolitische Erwägungen über die strategische Bedeutung der Krim im Verhältnis zwischen den USA und Moskau: Russland könne ja „nicht hinnehmen, dass neben der Schwarzmeerflotte auf einmal NATO-Kräfte auftauchen“.03
 
        Dass Krone-Schmalz mit ihren Aussagen zur „Krim-Krise“ auf so große Resonanz stieß, hing nicht allein mit dem Fortwirken des „Russlandkomplexes“ zusammen; dass die „großen Mächte“ sich untereinander über die Territorien anderer Länder verständigen, erscheint vielen immer noch dem natürlichen Lauf der Dinge zu entsprechen. Es zeugt darüber hinaus sowohl von der allgemeinen Unkenntnis von der Geschichte dieser Halbinsel wie von einem spezifischen Unwissen, was die mit den Deutschen verbundenen Aspekte dieser Vergangenheit betrifft. Bezeichnenderweise erinnert man sich vor allem an zwei Ereignisse, die beide – wenngleich in unterschiedlichem Maße – mythologisiert wurden: den Besuch von Willy Brandt als Bundeskanzler bei Leonid Breschnew in dessen Sommerresidenz Oreanda im September 1971 und den Flugzeugabsturz von Joseph Beuys im Norden der Halbinsel im März 1944.
 
        BRANDT UND BEUYS
 
        Von Brandts zweitägigem Besuch sind ikonische Fotografien überliefert, die ihn unter anderem lässig mit Sonnenbrille neben Breschnew in einem Schnellboot sitzend bei einem Ausflug entlang der Küste zeigen. Ein Jahr nach Unterzeichnung der Moskauer Verträge lag dem sowjetischen Staats- und Parteichef viel daran, dem westdeutschen Gast eine möglichst angenehme Gesprächsatmosphäre zu vermitteln, um die Entspannungspolitik voranzutreiben. Schon direkt auf dem Flughafen in Simferopol, so Brandt einige Jahre später in seinen Memoiren, habe man die Delegation zu einem „kleinen Imbiss in einer Art von VIP-Gebäude“ geleitet. Dieser entpuppte sich als mehrstündiges Gelage mit „aufgelockerter Unterhaltung“ und reichlich Alkohol. „Es mag sein, dass auch die Trinkfestigkeit der Gäste erprobt werden sollte. Wenn ja, habe ich den Test gut bestanden.“ Kaum Beachtung in späteren Darstellungen fand hingegen Brandts kurze Bemerkung über einen regionalen Parteifunktionär, früher Arzt in der Roten Armee, der sich unter den Anwesenden befunden und bemerkenswert „vorurteilsfrei“ über das Kriegsgeschehen auf der Krim gesprochen habe, vor allem über die letzten Kämpfe mit der Wehrmacht 1944.04
 
        Dies hätte ein Ansatzpunkt sein können, in Rückblicken auf die einschneidenden Aspekte der historischen Verbindungen der Deutschen zur Krim einzugehen – die Besatzung der Halbinsel im Zweiten Weltkrieg und die damals verübten Massenverbrechen. Doch wurden sie durch die Aufregung über Brandts Badehosen-Diplomatie überdeckt. (Der Kanzler hatte mit dem Kremlchef sogar gemeinsam im Meer gebadet; Erich Honecker wurde fünf Jahre später von Breschnew in Oreanda weit kühler empfangen und blieb nur wenige Stunden.)05
 
        Noch irritierender ist das Desinteresse am Kriegsgeschehen im Fall des Flugzeugabsturzes von Joseph Beuys – schließlich war dies das überwölbende Setting, in dem er sein künstlerisches Erweckungserlebnis verortete. Während der Rückzugskämpfe im März 1944, so erzählte Beuys wiederholt, sei er mit seinem Flugzeug abgeschossen worden, nomadisierende Tataren hätten ihn aus dem eingeschneiten Wrack befreit, in ihr Zelt getragen, mit Fett eingerieben und in Filz eingewickelt, um seine Auskühlung zu behandeln, und ihm dann Honig eingeflößt, um ihn zu Kräften kommen zu lassen. Das passte als mythologisierte Erzählung in das anthroposophische Kunstkonzept von Beuys, hatte mit der Realität aber wenig gemein.06 Tatsächlich hatten er und sein Pilot aufgrund mangelnder Flugpraxis im Dunkeln die Landebahn verpasst und eine Bruchlandung hingelegt; der Pilot starb, Beuys kam mit einer Gehirnerschütterung in ein gewöhnliches Lazarett. Doch die Rezipienten seiner Erzählung interessierten sich mehr für die Naturverbundenheit der als „edle Wilde“ dargestellten Tataren als für die Realität des Krieges. „Nomaden“ wären, so es sie auf der Krim überhaupt noch gegeben hätte, von der Wehrmacht als „partisanenverdächtig“ festgesetzt und im für sie günstigsten Fall in ein Lager eingewiesen, im Regelfall aber erschossen worden.07
 
        Was als harmloser Privatmythos eines Künstlers erscheint, reiht sich in die zahllosen Erzählungen deutscher Kriegsteilnehmer ein, in denen das eigene Leid überhöht, das der Menschen in den überfallenen Ländern hingegen ausgeblendet wird. Dabei gab es im Fall der Krim einen Mythos, der schon zu Beuys’ Lebzeiten eine kritische Aufarbeitung verdient hätte, da die NS-Besatzer aus ihm heraus monströse Pläne für die Halbinsel entwickelt hatten: die Gründung eines „Gotengaus“ als Vorposten deutschen Lebensraumes.
 
        OSTIMPERIALE AMBITIONEN IM ERSTEN WELTKRIEG
 
        Ideen für eine dauerhafte deutsche Vereinnahmung der Halbinsel gab es bereits in der Endphase des Ersten Weltkrieges, als die 52. Armee des deutschen Ostheeres im April 1918 die Krim besetzt hatte. Das widersprach den Bestimmungen des erst wenige Wochen zuvor zwischen Deutschland und Sowjetrussland geschlossenen Friedensvertrages von Brest-Litowsk – und war auch nicht mit der Reichsregierung in Berlin abgestimmt. Nachdem schon die neu entstandene Ukrainische Volksrepublik noch während der Friedensverhandlungen mit Moskau durch den Vormarsch deutscher Truppen de facto zu einem Protektorat des Reiches geworden war, wollte die Regierung den endgültigen imperial overstretch durch die Besetzung der Krim vermeiden.
 
        Die Krim gehörte damals noch zu Russland, und im Auswärtigen Amt hielt man es für ratsam, sich vorerst nicht auf den zukünftigen Status der Halbinsel festzulegen. Zu viel war seinerzeit noch im Fluss. Außenamtschef Richard von Kühlmann meinte im Mai 1918, bei dem „gänzlich unkonsolidierten Charakter der Ukraine und der Unübersichtlichkeit ihrer künftigen Entwicklung“ solle Deutschland „keinen Finger rühren“, um den Anschluss der Krim an den neuen Staat zu fördern. Andererseits liege es nicht im deutschen Interesse, wenn die Halbinsel „großrussisch“ bliebe und die Sowjetregierung den ukrainischen Staat von dort aus in die Zange nehmen könne. Schließlich lehnte er aber auch den Gedanken ab, die Krim dem Osmanischen Reich als Ausgleich für dessen Verluste im Zweistromland und Palästina zu überlassen – das könne dazu führen, dass die Türkei mit dem ukrainischen Verbündeten in Konflikt gerate und sich mit dem britischen Gegner verständige.08
 
        Angesichts der Unentschlossenheit der zivilen Reichsführung hatte Erich Ludendorff, stellvertretender Chef der Obersten Heeresleitung und de facto Militärmachthaber, leichtes Spiel, bestehende Vorstellungen eines deutschen Ostimperiums auf die Krim auszuweiten. Er nutzte aus, dass sich dort im Kleinen wiederholte, was in der gesamten Peripherie des zerfallenden russländischen Imperiums zu beobachten war: ein sich über mehrere Jahre hinziehender, meist gewaltsamer Prozess der Emanzipation vom Moskauer Zentrum und des Versuchs, nach Jahrzehnten der Russifizierung und Kolonisierung zu einer nationalen Selbstbestimmung zu gelangen. Auf der Krim hatten die Tataren – wie die Ukrainer in Kyjiw –, als Reaktion auf den bolschewistischen Putsch in Petrograd vom 6. November 1917 ihre Forderungen nach Autonomie innerhalb Russlands zu der nach Unabhängigkeit von Russland ausgeweitet. Die neu gebildete tatarische Regierung der Krimrepublik stützte sich auf zwei aus dem Krieg zurückgekehrte tatarische Kavallerieregimenter, mit denen sie im Januar 1918 gegen die bestehenden Exekutivkomitees der Arbeiter-, Bauern- und Matrosenräte vorging. Die Bolschewiki antworteten darauf mit einem Generalstreik und einem Gegenputsch, in dessen Verlauf sie die tatarischen Regierungstruppen zerschlugen, führende tatarische Politiker ermordeten und wenige Wochen später die „Taurische Sozialistische Sowjetrepublik“ ausriefen.09
 
        Ludendorff nahm diesen Konflikt zum Anlass, die Krim von deutschen Einheiten besetzen zu lassen. Als ihn der Reichskanzler Georg von Hertling wenige Wochen später fragte, welche Absichten die Heeresleitung dort eigentlich verfolge, antwortete er, der Einmarsch sei auf Bitten der dortigen Tataren erfolgt; diese hätten um Schutz vor den Bolschewiki ersucht. Wie schon im Fall der Besetzung des Baltikums stellte Ludendorff das von ihm veranlasste militärische Vorgehen also als eine Art antibolschewistische Polizeiaktion dar, mit der er Tatsachen schuf, denen der Reichskanzler hilflos gegenüberstand. Dieses Ausmanövrieren der zivilen Institutionen entsprach einem Vorgehen, das er seit 1915 in „Ober Ost“ eingeübt hatte. Diesen Quasi-Militärstaat hatte Ludendorff als Stabschef des Oberkommandos Ost aus den deutsch besetzten Gebieten unter Militärverwaltung zwischen Kurland und dem nördlichen Belarus gebildet, wo er weitgehend unbehelligt von den zivilen Stellen in Berlin agierte.10
 
        Der deutsche Befehlshaber in Krim und Taurien, Robert von Kosch, beauftragte die tatarische Kurultai (Volksversammlung) Anfang Mai 1918 mit der Bildung einer neuen Regierung. Der designierte Premierminister Dschafer Sejdamet war ihm jedoch zu sehr auf eine tatsächlich eigenständige Politik bedacht und wurde daher sogleich in Arrest gesetzt. Eine den Deutschen genehme multiethnische Regierung nahm erst rund zwei Monate nach dem deutschen Einmarsch im Juni 1918 ihre Geschäfte auf, geleitet von Maciej Sulkiewicz, einem Sohn litauischer Tataren und früheren Offizier der zarischen Armee. Neben Tataren gehörten der Regierung Russen, Ukrainer sowie ein Armenier und der Krimdeutsche Thomas Rapp als Minister für Landwirtschaft an.
 
        Parallel dazu hatte Ludendorff sich bemüht, ein weiter ausgreifendes Projekt voranzutreiben: Aus der Krimrepublik und dem nördlich davon gelegenen ukrainischen Gouvernement Taurien sollte ein bis zum Dnipro reichender tatarisch-deutscher Kolonialstaat geformt werden. Anfang Mai 1918 trafen sich im Dorf Byten rund 400 Schwarzmeerdeutsche – nicht nur von der Krim, sondern auch aus Städten wie Odessa, Melitopol, Cherson und Berdjansk – sowie zwei tatarische Delegierte, um über dieses Vorhaben zu beraten. Bezeichnenderweise stellte Friedrich von Lindequist das Projekt vor, der von 1905 bis 1907 als Generalgouverneur in Deutsch-Südwestafrika und nach 1910 als Staatssekretär des Reichskolonialamts amtiert hatte. Ihm zur Seite stand Immanuel Winkler, ein in Bessarabien (heute Republik Moldau) geborener Pfarrer und seit 1917 Delegierter des Allrussländischen Verbandes der russischen Deutschen.11 In einer Reihe von Eingaben nach Berlin hatte dieser die Idee entwickelt, all jene Russlanddeutschen, für deren Rücksiedlung ins Deutsche Reich auch nach der vorgesehenen Annexion Lothringens, des „polnischen Grenzstreifens“ und Litauens kein Platz sei – ausgegangen wurde von 1,4 Millionen Menschen –, auf der Krim und im Gebiet zwischen Odessa, Cherson und Mariupol anzusiedeln. Die dort lebenden „groß- und kleinrussischen Bauern“ werde man leicht durch Umtausch ihres Landes gegen die verstreut liegenden deutschen Kolonistendörfer etwa in Bessarabien und im Dongebiet bewegen können: „Wir brauchen ihnen nur unsere schön gebauten Kolonien mit allen Gebäuden und Gärten als Lockmittel entgegenzuhalten.“12
 
        Für Ludendorff klangen derlei Vorstellungen sinnvoll. Er hatte schon für den Militärstaat Ober Ost für die Zeit nach dem Krieg großangelegte Umsiedlungsaktionen angedacht, um den vermeintlichen ethnischen Flickenteppich in den zu annektierenden Gebieten zu ordnen und damit gegenüber Russland zu sichern. Kurzfristig galt es ihm angesichts des fortgesetzten Krieges an der Westfront, die „Vorräte und Ausfuhrhäfen der Krim“ für Deutschland „nutzbar zu machen“ sowie Soldaten aus den Reihen der Russlanddeutschen zu gewinnen. Mittelfristig sollte durch die Ansiedlung der im Osten verbleibenden Russlanddeutschen auf der Krim und in Taurien „ein Staatengebilde entstehen, in dem der deutsche Einfluss vorherrscht und den deutschen wirtschaftlichen Interessen am Schwarzen Meer die erforderliche Sicherheit bietet“.13 Sein Nachfolger als Stabschef Ober Ost, General Max Hoffmann, hatte die Krim Anfang 1918 in Gesprächen mit dem Auswärtigen Amt bereits als „deutsche Riviera“ bezeichnet, Ludendorff selbst sprach von Sewastopol als einem „deutschen Gibraltar“ und sah die Halbinsel als Ausgangspunkt für die Ausübung deutscher Hegemonie bis in den Kaukasus hinein.
 
        Um diese Konzeption zu realisieren, drängte er im Sommer 1918 auf die rasche Anerkennung der Krimrepublik und der Regierung Sulkiewicz. Doch Berlin lehnte dies mit Blick auf die gerade wieder aufgenommenen Verhandlungen mit der sowjetischen Führung ab. Gegenüber Moskau hatte man sich verpflichtet, nicht-ukrainische Gebiete nach einem erneuten Friedensschluss zu räumen, und auch die ukrainische Regierung, die nun selbst Ansprüche auf die Krim anmeldete, wollte man nicht verprellen. Ohne Absprache mit dem Auswärtigen Amt schickte Ludendorff daraufhin Finanzminister Tatischtschew im August 1918 nach Berlin, doch dort wollte ihn niemand offiziell empfangen. Der deutsche Außenminister empfahl ihm inoffiziell, die Krimregierung solle den Gedanken der Unabhängigkeit aufgeben und sich Kyjiw annähern.14
 
        BESATZUNG UND MASSENMORD IM ZWEITEN WELTKRIEG
 
        Die von der zivilen Reichsleitung von Beginn an als illusorisch angesehen Planungen Ludendorffs erledigten sich mit dem Abzug der deutschen Truppen von der Krim und aus der Ukraine im November 1918. Eine Reihe von Elementen daraus griffen jedoch später die Nationalsozialisten in ihren Planungen für die Verwaltung der besetzten – oder noch zu besetzenden – sowjetischen Gebiete wieder auf. Mit Blick auf die Halbinsel im Schwarzen Meer äußerte Hitler im kleinen Kreis am 16. Juli 1941, diese müsse „von allen Fremden geräumt und deutsch besiedelt werden“. Als referiere er Ludendorffs Krim-Taurien-Fantasie, erklärte der Diktator, die Krim solle „mit einem erheblichen Hinterland (Gebiet nördlich der Krim) Reichsgebiet werden; das Hinterland müsse möglichst groß sein“.15
 
        Während Ludendorffs Planungen in der Endphase des Ersten Weltkrieges noch weitgehend utilitaristisch angelegt waren – die Krim war in seinen Augen vorrangig aus strategischen und wirtschaftlichen Gründen von Interesse –, spielten für die Nationalsozialisten spezifisch völkische Motive eine Rolle. In der Geschichte jener Gruppe der Goten, die sich in der Spätantike auf der Halbinsel angesiedelt hatte (deren Spuren sich dort aber im Frühmittelalter verloren), sahen sie einen historischen Legitimationsansatz für ihre Siedlungsfantasien. Schon vor dem Überfall auf die Sowjetunion entwickelte sich eine Goten-Manie,16 nach der Besetzung der Krim suchte man archäologische Belege für die These einer über die Jahrhunderte andauernden „germanischen“ Siedlungskontinuität.17 Sowohl der Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg wie das SS-Ahnenerbe bildeten für diese Forschung eigene Sonderkommandos.
 
        Derweil entwickelte der designierte Generalkommissar Krim-Taurien, Alfred Frauenfeld, ausgreifende Umsiedlungspläne für seinen vorgesehenen Herrschaftsbereich. Der Schriftsteller und „alte Kämpfer“ hatte nach 1930 als NSDAP-Gauleiter in Wien amtiert, war seit 1936 im Auswärtigen Amt tätig und wurde vermutlich von Hitler selbst für diesen Posten ausgewählt. Für den „Aufbaustab Krim“ hatte Frauenfeld ein zunächst „nur für den Dienstgebrauch“ bestimmtes Handbuch verfasst, in dem er statistische Daten, pseudohistorische Deutungsmuster und die zukünftige Gliederung des Generalbezirks zusammenfasste.18 Ab Herbst 1941 konkretisierte er seine Gedanken für die deutsche Besiedlung der Krim. Hierfür fasste er zunächst, wie zuvor Ludendorff und Winkler, die Russlanddeutschen ins Auge und ergänzte diese Gruppe im Juni 1942 dann um jene 210000 Südtiroler, die 1939 für Deutschland optiert hatten: Klimatisch und landwirtschaftlich sei das Vorland des Gebirges im Süden der Krim den Hochtälern der Etsch erstaunlich ähnlich.19
 
        Das Scheitern des „Blitzkrieges“ und die sich spätestens Anfang 1943 abzeichnende Niederlage der Deutschen verhinderten jedoch, dass die Umsiedlungspläne realisiert wurden. Die Krim blieb die ganze Zeit der Besatzung über unter Militärverwaltung; Frauenfeld konnte als Generalkommissar seine Herrschaft nur über das nördlich des Asowschen Meeres gelegenen Taurien ausüben. Als die Wehrmacht 1942 ihre Sommeroffensive in Richtung Stalingrad begann, dauerten die Kämpfe auf der Halbinsel noch an. Zur Jahreswende 1941/42 hatte die Rote Armee im Osten der Krim Kertsch zurückerobert, in Sewastopol wehrten die sowjetischen Soldaten die deutschen Belagerer unter Kommandeur Erich von Manstein bis Anfang Juli 1942 ab, ehe sie nach hohen Verlusten auf beiden Seiten kapitulierten.
 
        Mansteins 1955 erstmals erschienene und mehrfach neu aufgelegte Memoiren „Verlorene Siege“ sind ein idealtypisches Beispiel für die Verzerrung des Bildes vom deutschen Vernichtungskrieg. Der verurteilte Kriegsverbrecher präsentierte sich darin als militärischer Fachmann, dem die ideologisch verbohrte NS-Führung immer wieder in die Parade gefahren sei und damit Erfolge auf dem Schlachtfeld vereitelt habe. Vor allem aber stilisierte er sich als Vertreter einer vermeintlich sauberen Wehrmacht, die mit den deutschen Massenverbrechen in den besetzten sowjetischen Gebieten nichts zu tun gehabt habe.20
 
        Tatsächlich hatte Manstein dem Judenmord das Wort geredet. So erklärte er Ende November 1941 seinen Untergebenen, sie müssten für „die Notwendigkeit der harten Sühne am Judentum, dem geistigen Träger des bolschewistischen Terrors, (…) Verständnis aufbringen“. Diese sei auch notwendig, „um alle Erhebungen, die meist von Juden angezettelt werden, im Keime zu ersticken“.21 Eine Reihe von Massenmorden hatten Offiziere seines Befehlsbereichs bei den Mordkommandos der Einsatzgruppe D regelrecht bestellt.22 Deren Angehörige waren wie in den übrigen besetzten sowjetischen Gebieten für die Verfolgung und die – im Fall der Juden, Roma und Psychiatriepatienten ausnahmslose – Ermordung „weltanschaulicher Gegner“ zuständig.23 Während die Ermordung der rund 60000 aschkenasischen Juden auf der Krim bis Ende 1941 weitgehend abgeschlossen war, stellte der Einsatzgruppenchef Otto Ohlendorf die Exekution der Karäer und Krimtschaken vorerst zurück, um klären zu lassen, ob es sich bei diesen, „rassisch“ betrachtet, vielleicht doch um Tataren handelte. Nach Rücksprache mit dem Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete wurde dies für die Karäer bejaht, die man daher im Unterschied zu den Krimtschaken verschonte.24
 
        Nur selten ist in zeitgenössischen deutschen Quellen Kritik am Judenmord zu finden. So schilderte der Verbindungsoffizier des Auswärtigen Amtes beim Oberkommando der 11. Armee, Werner Otto von Hentig, das Entsetzen, welches das Massaker an mehr als 12000 Juden in Simferopol im Dezember 1941 in der Bevölkerung ausgelöst habe, „weil natürlich keiner für möglich gehalten hat, dass wir Frauen und Kinder töten“.25
 
        ROLLE DER KRIMTATAREN
 
        Wie ein Teil der Ukrainer hoffte, als Folge des deutsch-sowjetischen Krieges könne der ukrainische Staat wiederentstehen, gab es auch unter den Krimtataren eine Reihe von Personen, die glaubten, der Vormarsch der Wehrmacht könne in eine staatliche Unabhängigkeit der Krim münden. Doch weder zeigte die Türkei großes Interesse, sich für die Sache der Krimtataren einzusetzen, noch waren die Deutschen bereit, wenigstens eine lokale krimtatarische Selbstorganisation zuzulassen. Edige Kirimal, ein Gefolgsmann des krimtatarischen KP-Chefs Weli Ibraimow, der nach dessen Hinrichtung durch die Bolschewiki 1928 ins Ausland geflohen war, antichambrierte im Sommer 1941 in dieser Frage vergeblich in Berlin – was ihn aber nicht davon abhielt, später in die Waffen-SS einzutreten.26
 
        Auch ein Teil der auf der Krim verbliebenen Tataren und Krimdeutschen hatte der Ankunft der Wehrmacht zunächst mit Hoffnung entgegengeblickt. Mit der Hinrichtung Ibraimows hatte auf der Krim die Abkehr von der sogenannten Einwurzelungspolitik begonnen. Die nationalkommunistische Förderung der Ethnien an der Peripherie des sowjetischen Imperiums kehrte sich unter Stalin zu einer immer radikaleren Verfolgung um, unter der neben Polen, Deutschen, Ukrainern und Juden auch die Tataren litten. Neben vermeintlichen „Kulaken“ fielen dem Großen Terror zahlreiche tatarische Intellektuelle zum Opfer. Die meisten der rund 52000 Krimdeutschen wiederum waren wenige Wochen nach dem deutschen Überfall zusammen mit den übrigen Russlanddeutschen in den Osten der Sowjetunion deportiert worden, da Stalin sie pauschal der Kollaboration mit den Angreifern verdächtigte. Wie ein Großteil der schätzungsweise 1000 verbliebenen Krimdeutschen sahen viele Krimtataren infolge des erlittenen Terrors in den Soldaten der Wehrmacht ihre Befreier vom sowjetischen Joch und waren anfangs zur Zusammenarbeit mit den Besatzern bereit.27
 
        Zwar war diese selbst im Fall des Dienstes in der Hilfspolizei nicht durchweg als „Kollaboration mit dem Feind“ im engeren Sinne zu verstehen. Offiziere der sowjetischen Geheimpolizei stellten oftmals fest, die Beschuldigten hatten sich nichts zuschulden kommen lassen und waren den Einheiten beigetreten, weil es keine andere bezahlte Arbeitsmöglichkeit gab oder weil sie dem Abtransport zur Zwangsarbeit nach Deutschland entgehen wollten. Doch begründete die Sowjetmacht genau mit diesem Argument die fast vollständige Deportation der rund 200000 Krimtataren nach Zentralasien und Sibirien im Mai 1944. Erst nach dem Zerfall der Sowjetunion durften sie beziehungsweise ihre Nachkommen auf die Halbinsel zurückkehren. Als indirekte Opfer des deutschen Überfalls hatten die Krimtataren so lange unter den Folgen des deutschen Eroberungs- und Vernichtungskrieges zu leiden, wie keine andere Gruppe in Osteuropa.
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        ÜBER DIE „UNVERGLEICHBARE KRIM“
 
        Kurze Geschichte einer besonderen Halbinsel
 
        Kerstin S. Jobst
 
        Als Truppen der Russländischen Föderation01 ab Ende Februar 2014 auf die im nördlichen Schwarzen Meer gelegene ukrainische Halbinsel Krim vorstießen, verletzten sie internationales Recht, hat sich die Völkergemeinschaft doch unter anderem in Art. 2 Abs. 4 der UN-Charta grundsätzlich auf die friedliche Lösung von Konflikten verständigt. Den Mitgliedstaaten der UN verbietet dieser Passus bereits die Androhung von Gewalt, etwa zur Durchsetzung territorialer Ansprüche. Er garantiert die territoriale Unversehrtheit eines Staates und dessen politische Unabhängigkeit; so zumindest in der oft grauen Theorie. In der Realität belegen die ständigen Verstöße dagegen, wie wenig sich viele Regimes um die Einhaltung dieser Norm scheren, wenn sie machtpolitische, territoriale oder wirtschaftliche Ziele verfolgen. Moskaus Angriff auf die Krim 2014 und weitere Gebiete im Osten der seit 1991 unabhängigen Ukraine markiert den Beginn der mittlerweile sprichwörtlich gewordenen „Zeitenwende“: Seit dem 24. Februar 2022 überzieht die Russländische Föderation die gesamte Ukraine mit einem Krieg, der genozidales Ausmaß angenommen hat.
 
        Die „unvergleichbare Krim“, so bezeichnete sie aufgrund ihrer landschaftlichen und bevölkerungsstrukturellen Vielfalt unter anderem der sowjetische Futurist Wladimir W. Majakowski (1893–1930), nimmt vor allen Dingen in der russischen, aber auch in der ukrainischen Literatur als schöner, exotischer und unveräußerlicher Ort eine wichtige Position ein.02 Nicht das erste Mal in ihrer Geschichte ist die Halbinsel wieder Teil eines Schlachtfelds geworden – wie zuvor bereits im Krimkrieg Mitte des 19. Jahrhunderts und in den beiden Weltkriegen im 20. Jahrhundert –, auf dem ukrainische wie russische Soldat:innen und Zivilist:innen zu Tausenden ihr Leben lassen. Hinzu kommen Söldner wie die der berühmt-berüchtigten Gruppe Wagner auf russischer Seite oder ausländische Freiwillige, die, teils aus Solidarität mit dem überfallenen Land, teils aus finanziellen Gründen, auf ukrainischer Seite kämpfen.03
 
        Auf der annektierten Krim sind seit Februar 2022 die Auswirkungen des von Moskau geführten Krieges nochmals deutlich spürbarer geworden, zumal beide Seiten vermehrt auf den Einsatz von Drohnen setzen.04 In dem Konflikt geht es nicht nur um reale Machtansprüche, sondern auch um die Vorstellung von der Krim als zarischer und (post-)sowjetischer „Schatz“ oder gar „Perle des Imperiums“, das in das russische kollektive Bewusstsein eingeschrieben ist.05 Auch aktuell speist sich daraus die Überzeugung vieler Russinnen und Russen, dass die Krim „unser“ (Krym nasch) sei. Kyjiw seinerseits darf schon aus Gründen der Staatsraison und zur Untermauerung seiner legitimen Ansprüche auf die Unverletzlichkeit seiner Grenzen nicht auf die Halbinsel verzichten, vorerst zumindest.
 
        Mit Beginn der menschlichen Besiedlung wurde die Krim ein Wirtschafts-, Kultur- und Mythen-Raum, der seit der Antike von den jeweiligen dominierenden politischen und ökonomischen Akteuren beeinflusst wurde. Zahllose Bevölkerungsgruppen, deren Selbstbezeichnungen in vielen Fällen nicht mehr feststellbar sind, kennen wir nur durch die Namen, die griechische oder römische Autoren ihnen gegeben haben. Die Gebiete der Halbinsel und der im Norden angrenzenden Region wurden durchzogen, erobert, besiedelt und wieder verlassen. Und nicht alle haben historiografisch fassbare schriftliche Quellen hinterlassen, sehr wohl aber archäologische oder andere. Soviel steht fest: Die Krim war und ist kulturell divers, zu allen Zeiten multikonfessionell und heterogen. Ihre Geschichte verweigert sich allen exklusiven nationalen oder religiösen Versuchen der Einvernahme, wie sie zuletzt vor allem vonseiten Russlands und ihrem Präsidenten Wladimir Putin formuliert und gewaltsam durchgesetzt wurde.06
 
        FRÜHE HERRSCHAFTEN UND MITTELALTERLICHE KOLONIEN
 
        Über die Zeitläufte hinweg war die Krim durch ihre geografische Lage an den Rändern verschiedener Großreiche und Imperien geprägt.07 Dies trug dazu bei, dass die Region als ein Gebiet mit mythischem Potenzial wahrgenommen wurde. Den Zugriffsversuchen der Zentren entzog sie sich jedoch immer wieder. Nicht final feststellbar ist die Herkunft ihres Namens, ob dieser etwa auf das mongolisch-tatarische Wort kerim (Festung) zurückgeht, auf das krimtatarische Wort qrım (Felsen) oder auf die in der Antike als Kimmerier bezeichneten Bewohner:innen.
 
        Eine der ersten überlieferten Erzählungen über die Tauris, also die Krim, und ihre in griechischen Quellen als Skythen bezeichneten Bewohner, stammt von Herodot, der im 5. vorchristlichen Jahrhundert wirkte und häufig als „Vater der Geschichtswissenschaft“ bezeichnet wurde. Seit dem 7./6. Jahrhundert v. Chr. entstanden an den Küsten des nördlichen Schwarzen Meeres pontosgriechische Kolonien. Diese pflegten sowohl friedliche ökonomische als auch kriegerische Kontakte mit den (halb-)nomadischen Großgruppen des nördlichen eurasischen Raumes, die auch auf die Krim gelangten. Die Halbinsel war eine wichtige Kontaktzone zwischen der griechisch-römisch geprägten Welt und den sogenannten Barbaren. Diese abendländische, zumeist abwertende Sicht auf das Andere ist dem Reden und Schreiben über die Krim bis heute immanent. Im 3./2. Jahrhundert v. Chr. gelangten weitere (halb-)nomadische Stämme auf die Halbinsel, welche die Siedlungskolonien herausforderten. Städte wie Chersones (griechisch: Chersonesos, heute Vorort von Sewastopol) und Theodosia (heute Feodossija) waren Teil des Bosporanischen Reiches geworden, dessen Zentrum Pantikapaion (heute Kertsch) im Osten der Halbinsel wurde. Bald unterstellte es sich dem Königreich Pontos. Dessen sagenumwobener Herrscher Mithridates VI. (ca. 134–63 v. Chr.) versuchte, seinen Einfluss auf Kleinasien auszuweiten, was zu Konflikten mit Rom führte. 63 v. Chr. siegte Rom schließlich, und Pontos wurde dessen abhängiger Klientelstaat. Küstenstädte wie Chersones wurden oligarchische Republiken. Sie bildeten die Basis römischer Herrschaft über die Krim und weitere Gebiete.
 
        Häufig als Goten titulierte germanische Stämme berührten um 255 n. Chr. erstmalig die Region. Mehrheitlich wanderten sie weiter nach Westen. Die Verbliebenen, als Krimgoten bezeichneten, verbanden sich politisch und kulturell mit Ostrom und christianisierten sich. In der Bergregion der Halbinsel formierte sich das Fürstentum Theodoro, welches bis zur vollständigen Eroberung der Halbinsel durch die Krimtataren um 1475 bestand.
 
        Ende des 7. Jahrhunderts wurden turkstämmige Chasaren für fast drei Jahrhunderte – neben dem unter anderem noch über Chersones herrschenden Ostrom – zu einer Ordnungsmacht auf der Krim. Sie kooperierten mit Konstantinopel, wenn Bündnisse gegen eindringende nomadisierende Gruppen wie die Petschenegen, Alanen oder auch das Sassanidenreich notwendig waren. Die im 10. Jahrhundert auf der Krim auftauchende Kyjiwer Rus wurde für die Chasaren eine Herausforderung: In den 960er Jahren beispielsweise versetzte der Großfürst Swjatoslaw I. (ca. 942–972) den Chasaren einen entscheidenden Schlag, eine dauerhafte slawische Dominanz in der Region entwickelte sich aber nicht. Intensive Handelskontakte zwischen der Rus und Byzanz entstanden dennoch, doch immer wieder kam es zu Raubzügen der Rus gegen Konstantinopel.
 
        Um das Jahr 988 führte der Kyjiwer Großfürst Wladimir einen Feldzug gegen Chersones und nahm etwa zeitgleich das Christentum byzantinischer Prägung an. Folgt man altostslawischen Chroniken, fand Wladimirs Taufe in Chersones statt. Aus russischer Perspektive wird auch gegenwärtig daraus der nicht sehr valide „Beweis“ abgeleitet, dass die Krim schon im Mittelalter russisch gewesen sei. Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang das slawische Fürstentum Tmutarakan auf der Halbinsel Taman, das aus der griechischen Gründung Hermonassa hervorgegangen war und Ende des 10., Anfang des 11. Jahrhunderts unter die Herrschaft der Rjurikiden-Dynastie gelangte. 1094 wurde es letztmalig in russischen Chroniken erwähnt und als weiterer Beleg einer schon früh slawisch geprägten nördlichen Schwarzmeerregion angeführt.
 
        Ab dem 13. Jahrhundert gründeten die Seerepubliken Venedig und Genua an der Küste des Schwarzen Meeres Handelskolonien wie Kaffa, das ehemalige Theodosia. Kaffa nahm im Handel eine wichtige Rolle ein, unter anderem auch im Sklavenhandel. Ethnisch, kulturell und religiös war es außerordentlich vielfältig: Italiener, Griechen, Slawen, Armenier und muslimische Gruppen bewohnten die Region.
 
        Im 14. Jahrhundert schließlich erodierte der einstmals mächtige eurasische Konglomeratstaat der sogenannten Goldenen Horde. Aus dieser gingen verschiedene Khanate hervor, von denen das Krim-Khanat das wichtigste wurde. Im nordöstlichen Gebiet der Halbinsel zwischen Bergland und Steppe lag die Stadt Staryj Krym („Alt-Krim“ beziehungsweise krimtatarisch: Eski Kırım, „Alte Festung“), die zum wirtschaftlichen und religiösen Zentrum der Krimtataren wurde. Davon zeugen bis heute die Überreste der steinernen Moschee. Später wurde das weiter westlich in den Bergen liegende Bachtschissarai (krimtatarisch: Bağçasaray) Hauptstadt und kulturell-religiöses Zentrum. Die sunnitischen Akteure machten mehrere Küstenstädte tributpflichtig, andere kamen Ende des 15. Jahrhunderts als eyalet (Provinzen) unter osmanische Verwaltung. Damit war das Schicksal der italienischen Kolonien besiegelt: Die Bevölkerung akzeptierte die Herrschaft der muslimischen Tataren; zugleich wurde der multiethnische und -religiöse Charakter der Krim bewahrt, da die Khane die religiösen Praktiken ihrer neuen Untertanen tolerierten, ihnen im Gegenzug aber spezielle Steuern auferlegten.
 
        KRIM-KHANAT UND RUSSISCHE ANNEXION
 
        Das bis zur russischen Annexion 1783 bestehende Krim-Khanat wurde eine relevante Ordnungsmacht am nördlichen Schwarzmeerufer. Ziel der Khane und der einflussreichen Clans war es, die Länder der ehemaligen Goldenen Horde unter ihre Herrschaft zu bringen und dort keine andere Macht zu stark werden zu lassen. Sie schlossen Allianzen wechselweise mit Polen (ab 1569 Polen-Litauen) und mit dem Moskauer Staat. Mit dem Osmanischen Reich zogen sie nach Norden, forderten Tribute und machten Sklaven. 1571 verheerten krimtatarische Truppen Moskau. Ab 1478 unterstand das Khanat der Hohen Pforte, also der Regierung des Osmanischen Reiches, allerdings in einem privilegierten Souveränitätsverhältnis, und die Halbinsel wurde ein bedeutendes Zentrum islamischer Kultur. Das regelmäßige Vordringen der Krim-Truppen nach Norden verhinderte die dauerhafte agrarische Nutzung der fruchtbaren Steppengebiete durch Polen und Russland, woran die von Moskau und der polnischen Krone zur Grenzsicherung eingesetzten Kosakenverbände nichts ändern konnten.
 
        Im 16. und 17. Jahrhundert wurden die Kosaken sogar ein weiterer regionaler Unruhefaktor, griffen sie doch auf dem Wasser- und Landweg das Khanat und die Hohe Pforte wiederholt an. Die muslimischen Akteure waren also nicht das einzige „räuberische“ Element in der Region. Obgleich der Sklavenhandel bereits in der Antike ein wesentliches Element der Schwarzmeer-Ökonomie gewesen war, resultierte das negative Bild des Khanats (und des Osmanischen Reiches) in der christlichen Welt auch daraus. Der Sklavenhandel verhinderte mittelfristig notwendige Innovationen wie im Bereich frühindustrieller Produktion. So machten sich Modernisierungsdefizite des Khanats auch auf militärischem Gebiet im Vergleich mit dem Zarenreich zunehmend bemerkbar, und nicht zuletzt deshalb stand die Einnahme des nördlichen Schwarzmeerufers in Russland schon bald auf der politischen Agenda.
 
        Nach anfänglich nur zeitweisen Erfolgen Ende des 17. Jahrhunderts markierte der Frieden von Küçük Kaynarca 1774 zwischen dem Russischen und dem Osmanischen Reich schließlich die Trendwende: Sankt Petersburg drang dauerhaft ans Schwarze Meer vor, und die Hohe Pforte musste Gebietsverluste am Buh und Dnipro hinnehmen. Das Krim-Khanat wurde formal vom Sultan unabhängig, Khan Şahin Giray (1745–1787) herrschte von Russlands Gnaden. Gegen ihn und den Einfluss Russlands regte sich Widerstand auf der Halbinsel, und das Zarenreich griff wiederholt militärisch zu seinen Gunsten ein. Zarin Katharina II. (1729–1796) beendete nun ihr Experiment der Ausübung indirekter kolonialer Herrschaft und annektierte 1783 die Krim. Das Khanat wurde aufgelöst und in die Strukturen des Zarenreichs eingepasst. Die Politik der aufgeklärt absoluten Herrscherin Katharina II. war tolerant gegenüber den Angehörigen der ehemaligen Titularnation und pragmatisch – den eigenen Maximen entsprechend.08 Durch die Besiedlungspolitik Katharinas und ihres Nachfolgers, Alexanders I. (1777–1825), kamen unter anderem deutsche, schweizerische und italienische Migranten auf die Krim. Später, besonders unter Zar Alexander III. (1845–1894), wurden orthodoxe Neusiedler bevorzugt.
 
        RUSSISCHE HERRSCHAFT
 
        Die Geschichte der russischen Krim ist ohne die Erwähnung der 1783 gegründeten Hafen- und Garnisonsstadt Sewastopol (griechisch: „die Erhabene“) nicht verständlich. Die ambitionierten außenpolitischen Pläne zum Schaden Istanbuls hatten Katharina II. zum Aufbau einer militärischen Infrastruktur auf der Krim veranlasst, und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde Sewastopol Hauptstützpunkt der russischen Schwarzmeerflotte. Dass Russland die nördliche Schwarzmeerküste dauerhaft den Osmanen und Tataren entrissen hatte, war ein Erfolg, den es auch militärisch zu sichern galt.
 
        Dennoch fiel die Bilanz der russischen Herrschaft über die Krim gemischt aus: Die großen wirtschaftlichen Erwartungen erfüllten sich nur teilweise, wurde doch das westlich gelegene Odessa zum eigentlichen ökonomischen Motor der Region, nicht Sewastopol. Auch zeigte sich, dass die Stadt, die Festung und ihr Hafen (wie die Krim überhaupt) von gegnerischen Armeen eingenommen werden konnten, wie sich im Krimkrieg und in beiden Weltkriegen zeigte.09 Diese Niederlagen schmälerten allerdings nicht die militärisch-heroische Aufladung Sewastopols und der Halbinsel im russischen kollektiven Bewusstsein. Denn die Bedeutung der Krim gründet nicht unwesentlich auf dem Nimbus, den die Stadt und ihre Bevölkerung durch die heldenhafte, letztlich erfolglose Verteidigung erlangten: Im Krimkrieg leistete die Feste über 349 Tage Widerstand, ehe den alliierten Truppen – Frankreich und Großbritannien an der Seite des Osmanischen Reiches, ab 1855 zudem Sardinien-Piemont – die Besetzung gelang.
 
        Im Verlauf des 19. Jahrhunderts war die Krim ohne Zweifel „russischer“ geworden: Viele krimtatarische Bewohner:innen verließen aus religiösen und wirtschaftlichen Gründen die unter die Herrschaft der sogenannten Ungläubigen gefallene Heimat in Richtung Osmanisches Reich. Nach dem Krimkrieg misstraute ihnen auch die zarische Staatsmacht und trieb die Emigration weiter voran. Zudem förderte Sankt Petersburg die Anwerbung christlicher Kolonisten, die als nützlich und innovativ galten, wie Deutsche, Schweizer oder Schweden, oder weil sie das orthodoxe Element auf der Halbinsel stärkten, wie Russen, Ukrainer, Bulgaren und Griechen.
 
        Die in russischen Debatten fast nie als Kolonie bezeichnete Krim ist dennoch als solche einzuschätzen, denn trotz der im russischen Kontext nicht unüblichen Kooption der indigenen Eliten sind Merkmale kolonialer und direkter Hegemonie deutlich. Der ehemaligen krimtatarischen Titularnation war das Handlungsprimat weitgehend entzogen worden: Die russische Macht gestaltete aktiv den angeeigneten Raum, etwa durch den Bau von Städten (gradostroenie) oder Kolonisierung und Umsiedlungspolitik (pereselenie).10
 
        REVOLUTIONEN UND WELTKRIEGE
 
        Im Ersten Weltkrieg gab es im Schwarzmeerraum anfänglich nur geringe Truppenbewegungen und vereinzelte Operationen zur See. Auch der Umsturz der Zarenherrschaft im Zuge der Februarrevolution 1917 verlief auf der Krim vergleichsweise ruhig. Bevölkerung und Repräsentanten der neuen Ordnung entfremdeten sich aber, und wie in anderen Teilen des russländischen Imperiums kam es zu einem Politisierungsschub nationaler Minderheiten. Wollten sich zum Beispiel Krimtatar:innen noch im Frühjahr 1917 mit kultureller Autonomie innerhalb eines demokratischen Russlands zufriedengeben, forderten sie bald die Unabhängigkeit. Nach dem Oktoberumsturz im selben Jahr eskalierte die Situation, als „Revolutionäre“ gegen bürgerliche Russ:innen vorgingen und sich Partisanen einschalteten. Die Ukrainische Volksrepublik (Ukrajinska Narodna Respublika), erhob Anspruch auf das Gebiet, und krimtatarische Politiker forderten einen unabhängigen Krim-Staat, der sich später mit dem Osmanischen Reich verbinden sollte. Nach dem Friedensvertrag von Brest-Litowsk zwischen Sowjetrussland und den sogenannten Mittelmächten (Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Osmanisches Reich, Bulgarien) Anfang 1918 besetzten kaiserlich-deutsche Truppen die Krim. Im November 1918 griffen Weißgardisten und mit ihnen verbündete, alliierte Truppen ein. Eine Zeitlang erschien es möglich, dass die sogenannten Weißen sich zumindest auf der Krim würden halten können, aber die Bolschewiki erwiesen sich letztlich als resilienter.
 
        1921/22 wütete wie in anderen Teilen des verheerten Osteuropas auch auf der Krim eine Hungersnot. Erst in den Jahren darauf und durch die „Neue Ökonomische Politik“ (Nowaja ekonomitscheskaja politika) des Sowjetregimes wurde auch dort die Lage besser. Die 1921 gegründete krimtatarische Autonome Sozialistische Sowjetrepublik war Teil der unionsweiten Indigenisierungspolitik (russisch: korenizacija, „Einwurzelung“), die die nichtrussischen Nationalitäten prosowjetisch stimmen sollte. Bis Anfang der 1930er Jahre nutzte diese Politik den Krimtataren auf den Gebieten der Kultur und der politischen Teilhabe. Die harte Repressionspolitik Josef Stalins aber traf dann auch die Krim und ihre Bewohner:innen. Überhaupt zeigte sich wie bereits in zarischer Zeit, dass die Krim im Guten wie im Schlechten integraler Teil eines russischen Staates geworden war, egal welcher weltanschaulichen Ausrichtung die Regierung in Moskau anhing. Ein Beispiel waren die antireligiösen Kampagnen der 1920er Jahre in der Sowjetunion sowie die allgemein antireligiöse Haltung des Regimes. Diese setzte alle Glaubensgemeinschaften der Halbinsel unter Druck, obgleich der Islam in der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg nicht so massiv verfolgt wurde wie die Orthodoxie.
 
        Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion im Juni 1941 wurde die Krim bald Schauplatz von Kampfhandlungen. Das Besatzungsregime von 1942 bis Frühjahr 1944 offenbarte die ganze Bandbreite des nationalsozialistischen Vernichtungskrieges. Das auf einer langen Tradition beruhende Judentum auf der Krim wurde komplett ausgelöscht, während die ebenfalls auf der Krim beheimateten nichtrabbinischen (aber sich als jüdisch verstehenden) Karäer der Vernichtung weitgehend entgingen. Die Nationalsozialisten versuchten, die krimtatarische Bevölkerung, die zuvor auch die Repressionen des stalinistischen Terrors erfahren hatte, in ihr Kollaborationssystem einzupassen, was partiell gelang. Die meisten Bewohner:innen verhielten sich, soweit das möglich war, passiv oder leisteten als Partisanen Widerstand.
 
        Bei der Belagerung Sewastopols durch die 11. Armee der Wehrmacht unter General Erich von Manstein hielten die Sowjetarmee und die Männer und Frauen der Stadt den Angreifern 250 Tage lang stand. Der Name der Stadt gilt seither als Synonym für kollektiven Beharrungswillen im Angesicht eines militärisch, nicht aber moralisch überlegenen Gegners. Dies zeigt sich bis heute in der Gestaltung des öffentlichen Raumes mit zahlreichen Denkmälern und Erinnerungstafeln sowie die Auszeichnung als „Heldenstadt“ (Gorod geroj) während der Sowjetzeit. Nach der Rückeroberung der Halbinsel durch die Rote Armee 1944 erhob das sowjetische Regime gegenüber der krimtatarischen Bevölkerung den Vorwurf der Massenkollaboration mit den Nationalsozialisten. In seiner Absolutheit war dieser haltlos, dennoch diente er als Rechtfertigung für die brutale Deportation der fast 200000 Krimtataren sowie anderer, „fremder“ Nationalitäten wie der Krimgriechen nach Zentralasien.
 
        VON DER „UNVERGLEICHBAREN“ ZUR „VERLORENEN KRIM“?
 
        Die Nachkriegsjahre auf der Krim standen im Zeichen der Beseitigung der massiven Kriegsschäden und der forcierten Industrialisierung der Halbinsel. Neben der Agrarwirtschaft entwickelte sich eine der größten Kur- und Tourismusindustrien der Sowjetunion. 1954 wurden unter Parteichef Nikita Chruschtschow die Feiern des 300. Jahrestages des Vertrages von Perejaslaw begangen, bei dem die Saporoger Kosaken 1654 einen Treueeid auf den russischen Zaren Alexander I. abgelegt hatten. Im Zuge dessen wurde die Krim aus der Russischen Sowjetrepublik herausgelöst und von da an durch die Ukrainische Sowjetrepublik administriert. Russischerseits – keineswegs aber vonseiten der Ukraine – wird der historische Treueeid der Saporoger Kosaken als immerwährende Vereinigung zweier Brudervölker interpretiert.
 
        Solange die Sowjetunion existierte, war die Übertragung der Krim von geringer Relevanz; nach ihrem Zerfall aber erwuchsen daraus erhebliche Probleme, mit Auswirkungen bis heute. Debatten über die staatsrechtliche Legalität der „Chruschtschow’schen Schenkung“, der Streit um die Aufteilung der Schwarzmeerflotte und die Nutzung Sewastopols als russische Militärbasis sowie zuweilen gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen den mehrheitlich russophonen, slawischen Krimbewohnern und den sukzessive aus Zentralasien zurückgekehrten Tataren prägten zwischen 1991 und 2014 die Geschichte der Krim. Da es die Ukraine in den mehr als drei Jahrzehnten seit ihrer Unabhängigkeit nicht vermochte, das Land und damit auch die Krim prosperieren zu lassen, war die Begeisterung, mit der sich eine Mehrheit der slawischen Bevölkerung 2014 für den Anschluss der Krim an die Russländische Föderation aussprach, zum Teil auch wirtschaftlich motiviert. Sie rechtfertigt dennoch in keiner Weise das russische Vorgehen gegenüber der Ukraine vor allem seit Februar 2022. Die slawischen Krimbewohner:innen hatten sich übrigens bei einem vorherigen Referendum im Dezember 1991 mit 54 Prozent für den Verbleib der der Krim als Teil der unabhängigen Ukraine ausgesprochen.
 
        Um den separatistischen Tendenzen den Wind aus den Segeln zu nehmen, erhielt die Krim 1992 schließlich als einziges Gebiet innerhalb der Ukraine den Status einer Autonomen Republik mit gewissen Hoheitsrechten im Bereich der Finanzen, Verwaltung und Justiz sowie ein Regionalparlament. Nach der Annexion von 2014 wurde die Halbinsel eines der insgesamt 85 Unionssubjekte der Russländischen Föderation, und Sewastopol hat, wie bereits in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg, als dritte Stadt nach Moskau und Sankt Petersburg den Status einer „Stadt föderalen Ranges“. Doch es bleibt festzuhalten: Völkerrechtlich ist die Halbinsel ein Bestandteil des ukrainischen Staates.
 
        Das im Süden der Halbinsel milde Klima ließ die verschiedenen russischen Herrscher große wirtschaftliche Erwartungen hegen, die allerdings nur teilweise erfüllt wurden, zumal die russische Administration des 19. Jahrhunderts auf dem Gebiet der Infrastruktur und zielgerichteter Wirtschaftsförderung eklatante Versäumnisse zuließ. Seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entwickelte sich allmählich der Tourismus, der insbesondere in sowjetischer Zeit konsequent gefördert wurde. Die Krim avancierte zu einem der beliebtesten Urlaubsziele innerhalb der UdSSR; bis Ende der 1980er Jahre verbrachten jährlich bis zu acht Millionen Menschen dort ihren Urlaub. Neben einer ausgeprägten Kultur der Jugendpionierlager, die sich mit dem Hauptlager „Artek“ verbindet, entstand eine Sanatoriums- und Gewerkschaftsreiseindustrie. Zugleich zog die Krim auch zahlreiche Individualtourist:innen an, die im sowjetischen Kontext „wilde Touristen“ genannt wurden.
 
        Nach dem Ende der Sowjetunion brach der Tourismus deutlich ein, erholte sich aber nach der Orangen Revolution 2004/05 und der Einführung der Visumfreiheit für viele Reisende aus dem Westen. Dadurch suchten auch diese vermehrt die Krim auf; nach der Annexion durch Russland 2014 ist die Zahl der westlichen Tourist:innen jedoch wieder eingebrochen und seit Februar 2022 fast völlig zum Erliegen gekommen. Gänzlich abschrecken von einer Reise zu diesem russischen Sehnsuchtsort lassen sich zumindest Staatsbürger:innen der Russländischen Föderation aber selbst in Zeiten des Krieges nicht.11
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          DIETER GRIMM
 
          ALT ABER NICHT VERALTET. DAS GRUNDGESETZ IM 75. JAHR 
 
          Das Grundgesetz ist eine vergleichsweise alte Verfassung, aber keineswegs veraltet. Auch wenn seine Normen und Prinzipien durch aktuelle politische und gesellschaftliche Veränderungsprozesse herausgefordert sind, sind sie für die Demokratie wichtiger denn je.
 
        
 
         
          SUSANNE BAER · NINA ALIZADEH MARANDI
 
          VERFASSUNGSKULTUR STATT LEITKULTUR. GENUTZTE UND UNGENUTZTE POTENZIALE DES GRUNDGESETZES
 
          Auch 75 Jahre nach seiner Verabschiedung birgt das Grundgesetz in vielen gesellschaftlichen Bereichen ungenutzte Potenziale. Zur Geltung kommen sie dann, wenn sie von demokratisch engagierten Akteuren über geeignete Verfahren und Institutionen aktiviert werden.
 
        
 
         
          BETTINA TÜFFERS
 
          VERPASSTE CHANCEN? DIE GESCHEITERTE DDR-VERFASSUNG VON 1989/90
 
          Der Entwurf einer neuen DDR-Verfassung 1989/90 war vor allem ein Projekt der Bürgerrechtsbewegung. Mit ihr sollte der Bundesrepublik als gleichberechtigter Partner entgegengetreten werden, doch fand der Verfassungsentwurf zu keiner Zeit politische Mehrheiten.
 
        
 
         
          JENS HACKE
 
          WEHRHAFTE DEMOKRATIE. VOM WESEN UND WERT EINES SCHILLERNDEN KONZEPTS
 
          Ob liberale Demokratien durch Maßnahmen der wehrhaften Demokratie erfolgreich gegen ihre Feinde verteidigt werden können, ist eine offene Frage. Wichtiger scheint eine Konzentration auf die politische Kultur und die Ursachen demokratischer Entfremdung.
 
        
 
         
          MAREI PELZER · MAXIMILIAN PICHL
 
          GRUNDRECHT UNTER DRUCK. DAS RECHT AUF ASYL IN DEN MÜHLEN DER MIGRATIONSPOLITIK
 
          Das vor 75 Jahren verabschiedete Grundgesetz hat das Recht auf Asyl als individuell einklagbares Grundrecht institutionalisiert. Heute sieht es sich (europa-)rechtlichen und politischen Zumutungen ausgesetzt, die seine Zukunft unklar erscheinen lassen.
 
        
 
         
          JAMES FOWKES · MICHAELA HAILBRONNER
 
          KRISE DES GLOBALEN KONSTITUTIONALISMUS
 
          Der demokratische Verfassungsstaat, der im 20. Jahrhundert einen nahezu globalen Siegeszug angetreten hat, scheint sich weltweit in der Krise zu befinden. Erfahrungen aus den USA, Brasilien, Indien und Südafrika halten auch Einsichten für Europa bereit.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Jubiläen des Grundgesetzes waren in der Vergangenheit meist Hochfeste der liberaldemokratischen Selbstvergewisserung. Die am 23. Mai 1949 verkündete Verfassung gilt zu Recht als ein zivilisatorischer und verfassungsrechtlicher Meilenstein der deutschen Geschichte. Die im Grundgesetz verankerten Grundrechte, ihre Fundierung in der Menschenwürde und ihr Schutz durch eine starke Verfassungsgerichtsbarkeit haben mit dafür gesorgt, die Bundesrepublik zu einer stabilen liberalen Demokratie zu machen. Auch wenn das „Provisorium“ Grundgesetz bei seiner Verabschiedung mit großer Skepsis betrachtet wurde und es immer wieder Forderungen nach einer grundlegenden Revision gab, hat es sich in den vergangenen 75 Jahren als Glücksfall erwiesen – und als Vorbild für junge Demokratien weltweit.
 
        Doch liegt über den diesjährigen Feierlichkeiten ein Schatten. Unter dem Eindruck eines erstarkenden Rechtspopulismus, gesellschaftlicher Polarisierung, Desinformationskampagnen und außenpolitischer Krisen steht weniger die Erfolgsgeschichte der zweiten deutschen Demokratie im Mittelpunkt der öffentlichen Debatte als vielmehr die Aktivierung ihrer „wehrhaften“ Komponenten. Nicht über weitere Demokratisierungspotenziale des Grundgesetzes wird gestritten und diskutiert, sondern über Fragen des Parteiverbots und die Entziehung von Grundrechten. Unterdessen zeigen Woche für Woche Hunderttausende demonstrierende Menschen, dass sie gewillt sind, die liberale Demokratie gegen ihre Verächter zu verteidigen.
 
        Tatsächlich zeigt der historisch vergleichende Blick, dass Demokratien nicht alleine von klugen Verfassungen und unerschrockenen Verfassungsgerichten am Leben erhalten werden können. Gut funktionierende Institutionen sind wichtig, aber ebenso wichtig ist die Unterstützung der Demokratie durch ihre Bürgerinnen und Bürger. Diese hängt nicht zuletzt von der Performanz des demokratischen Systems ab, von als gerecht empfundenen Politikergebnissen, von demokratischer Repräsentation und Inklusion – und eben auch von der zivilgesellschaftlichen Selbstvergewisserung über die Prinzipien guten Zusammenlebens. Das Grundgesetz stellt hierfür alle Voraussetzungen bereit; mit Leben füllen müssen wir es selbst.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        ALT ABER NICHT VERALTET
 
        Das Grundgesetz im 75. Jahr
 
        Dieter Grimm
 
        Gemessen an der ältesten Verfassung der Welt, der US-amerikanischen, die seit 235 Jahren gilt, ist das Grundgesetz mit 75 Jahren jung. Im Konzert aller heute geltenden Verfassungen gehört es zu den alten. Tendenziell genießt in modernen Gesellschaften „jung“ den Vorzug vor „alt“. Für Verfassungen scheint das nicht zu gelten. „Alt“ ist hier gleichbedeutend mit „bewährt“. Nichts wird dem Grundgesetz häufiger attestiert als Bewährung. Dabei schwingt stets auch der Gedanke an die vorausgegangene Weimarer Verfassung mit, die sich nach allgemeiner Überzeugung nicht bewährt hat, weil sie über weite Strecken nur im Ausnahmemodus funktionierte und am Ende Hitlers Machtübernahme nicht zu verhindern vermochte.
 
        Aus dieser Erfahrung speist sich ein Gutteil der Vorschriften des Grundgesetzes. Dennoch ist die Rede vom Grundgesetz als einer „Anti-Weimar-Verfassung“ unrichtig. In allen Grundlagen knüpft es an die Weimarer Verfassung an: Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat, Bundesstaat. Erst bei der Ausformung der Prinzipien treten Unterschiede auf. Die Demokratie ist entschieden parlamentarisch, die präsidentiellen und die plebiszitäreren Elemente der Weimarer Verfassung wurden gekappt. Der Rechtsstaat erschöpft sich nicht in seinem formalen Aspekt, der Gesetzmäßigkeit des Staatshandelns, sondern die Gesetze müssen auch gewissen materiellen Gerechtigkeitskriterien entsprechen, die in den Grundrechten Ausdruck finden. Sozialstaatlich bleibt es bei einem generellen Prinzip statt einer Serie sozialer Grundrechte. Und schließlich ist das Grundgesetz föderaler als die Weimarer Verfassung.
 
        Ist das der Grund für die Bewährung? Schaut man auf die Anfänge, dann zeigte sich der Parlamentarische Rat, der das Grundgesetz ausgearbeitet hatte, zufrieden mit seinem Produkt. Auf dem Weg zum endgültigen Text gab es zwar viele und teils harte Auseinandersetzungen, aber am Ende nahm der Rat das Grundgesetz mit 53 gegen 12 Stimmen an. Verlässt man den Sitzungssaal des Parlamentarischen Rats, ändert sich das Bild jedoch. Das Publikum nahm wenig Anteil an dem Ereignis. Die Währungsreform im Jahr zuvor hatte mehr Aufmerksamkeit gefunden. Die Experten für das Verfassungswesen, die sich zu Wort meldeten, fanden das Grundgesetz misslungen und gaben ihm keine lange Lebensdauer. Wie verträgt sich das mit der Bewährung?
 
        „Bewährt“ ist ein Urteil aus der Rückschau. Die Weimarer Verfassung galt anfangs als besonders gute Verfassung, selbst im Ausland. Zwar ist es unwahrscheinlich, dass eine schlechte Verfassung sich bewährt, aber es gibt auch keine Gewähr für die Bewährung einer guten. Heute teilen wir nicht mehr das Unwert-Urteil der Nachkriegszeit über die Weimarer Verfassung, von dem auch der Parlamentarische Rat nicht frei war, sondern fragen nach den Bedingungen, unter denen die Weimarer Verfassung ihre Wirkung entfalten musste. Es geht dann nicht mehr nur um die juristische Qualität einer Verfassung. Vielmehr kommen auch die Herausforderungen in den Blick, welche an eine Verfassung herantreten, und die Art, wie man ihnen juristisch begegnet.
 
        GELINGENSBEDINGUNGEN
 
        Was die Herausforderungen betrifft, hätten die Unterschiede zu Weimar kaum größer sein können. Das Grundgesetz hatte keine Fundamentalgegner von Gewicht. Zwar waren nicht alle Bürger und ebenso wenig alle Politiker sogleich innerlich überzeugte Demokraten, doch gab es in der Nachkriegszeit im Lichte der nationalsozialistischen Vergangenheit, des abschreckenden Gegenbildes der DDR und der fortbestehenden Kontrolle der Siegermächte keine Alternative zum Grundgesetz. Es gab aber auch keine Gründe zu einer fundamentalen Unzufriedenheit mit dem neuen System, denn die ersten 20 Jahre der Bundesrepublik waren von einem stetigen Wirtschaftswachstum begleitet, das die Lebensbedingungen einer großen Mehrheit der Bevölkerung, wenn auch nicht gleichmäßig, verbesserte.
 
        Die Vermutung allseitiger Harmonie wäre indes falsch. Es kam im Gegenteil zu erheblichen und mit Härte ausgetragenen Konflikten, aber die Konfliktparteien trugen sie im Rahmen des Grundgesetzes aus und stellten es nicht infrage, auch wenn sie es verschieden interpretierten. Die große Mehrheit der Bevölkerung fand ihre Vorstellungen und Interessen im sich herausbildenden Drei-Parteien-System repräsentiert. Seit der dritten Bundestagswahl 1957 hatten die beiden großen Volksparteien CDU/CSU und SPD zusammen mehr als 30 Jahre lang einen Anteil der Wählerstimmen von über 80 Prozent, zweimal sogar von über 90 Prozent. Auch als die Bundesrepublik ihre erste große Zäsur durch die Protest- und Erneuerungsbewegung von 1968 erlebte, wurde davon zwar das Verständnis des Grundgesetzes, nicht aber dieses selbst tangiert. Das Parteiensystem blieb stabil, bis die Vernachlässigung der Umwelt den Grünen 1983 zum Einzug in den Bundestag verhalf.
 
        Zudem gelang es meist, die notwendige Zweidrittelmehrheit für Verfassungsänderungen zu beschaffen. In Weimar waren Verfassungsänderungen unterblieben, als sie am dringendsten benötigt wurden, weil die beiden extremen Parteien NSDAP und KPD seit 1932 zusammen eine absolute Mehrheit besaßen, mit der sie jede Regierungsbildung oder Regierungsmaßnahme torpedieren, aber keine alternative Mehrheit bilden konnten. Herausforderungen dieser Größenordnung blieben dem Grundgesetz erspart. Auf veränderte Bedingungen wurde es mittels Verfassungsänderungen eingestellt, von denen die meisten die föderale Ordnung betrafen. Die ersten Wirtschaftskrisen, die die Bundesrepublik erschütterten, verlangten eine stärkere Unitarisierung, und die allgemeine Stimmung in der Bevölkerung begünstigte sie. An den Grundprinzipien der Verfassung hat sich dagegen gar nichts und bei den Grundrechten nur wenig geändert.
 
        Nicht alle Verfassungsänderungen haben das Grundgesetz verbessert. Schädlich war vor allem die Tendenz, es nicht bei grundsätzlichen Aussagen bewenden zu lassen, wie es der Funktion einer Verfassung entspricht, sondern das Grundgesetz mit detaillierten Regelungen zu überladen, die ihren Platz eigentlich auf der Ebene der einfachen Gesetze haben. Das Grundgesetz ist heute etwa doppelt so lang wie 1949. Die Verantwortung dafür tragen die politischen Parteien, die möglichst viel von ihren Anliegen auf der Verfassungsebene zu befestigen suchen, damit die jeweils andere Seite nach einem Regierungswechsel möglichst wenig ändern kann. Daran erkennt man, dass es sich bei der Überladung der Verfassung nicht um ein ästhetisches, sondern um ein Demokratieproblem handelt: Alles, was auf der Verfassungsebene geregelt ist, wird dem demokratischen Prozess entzogen. Wahlen sind im selben Ausmaß folgenlos.
 
        INNOVATION BUNDESVERFASSUNGSGERICHT
 
        Noch wichtiger für die Anpassung des Grundgesetzes an neue Herausforderungen und erst recht für die Durchsetzung seiner Anforderungen war jedoch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Auch dafür gab es in Weimar kein Äquivalent. Juristen und Historiker sind sich in dem Urteil einig, dass das Gericht sich als folgenreichste Innovation im Grundgesetz erwiesen hat. Die Verfassung wurde dadurch auf eine neue Bedeutungsstufe gehoben. Zwar war sie auch vorher schon rechtlich bindend für die Politik gewesen, doch gab es bei Meinungsverschiedenheiten über ihre Bedeutung für konkrete Fälle keine neutrale Instanz, die den Sinn der Vorschriften verbindlich feststellen konnte, sodass sich stets die Deutung der Mehrheit durchsetzte. Im Fall von Verfassungsverstößen fehlte es an einer Instanz, die sie hätte korrigieren können.
 
        Selbstverständlich war all das nicht. Das Bundesverfassungsgericht stand schon bald nach seiner Gründung 1951 vor der Notwendigkeit, Konflikte über grundlegende Weichenstellungen der Nachkriegszeit zu entscheiden, etwa die Westorientierung und die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik. An den Reaktionen der Politik kann man ablesen, wie groß die Irritation war, als die Entscheidungen nicht so ausfielen wie erwartet. Sogleich setzten Bemühungen der Regierung ein, die gerade erst geschaffene Verfassungsgerichtsbarkeit wieder zu drosseln oder personell auf Regierungslinie zu bringen. Dass das misslang, hängt zum Teil mit der Reputation zusammen, die das Gericht in dieser frühen Auseinandersetzung erworben hatte, zum Teil mit dem Widerstand von Opposition und Ländern und der Verteidigung des Gerichts in der Öffentlichkeit.
 
        Für die Auslegung und Anwendung der Verfassung hatte sich das Bundesverfassungsgericht von Anfang an der Maxime verschrieben, dem Grundgesetz zu größtmöglicher Wirkung unter den jeweils gegebenen Verhältnissen zu verhelfen. Dadurch unterschied es sich grundlegend von älteren Vorstellungen über die Auslegung von Verfassungsrecht, die auch in der Weimarer Republik noch vorherrschend waren. Zu einer am Wortlaut der Verfassung haftenden und für die sozialen Gegebenheiten, in denen die Verfassung ihre Wirkung tun sollte, unempfindlichen Auslegung ist es in Karlsruhe nie gekommen. Das Bundesverfassungsgericht versucht vielmehr, den Sinn von Verfassungsnormen aus den hinter ihnen stehenden Werten oder den ihnen zugedachten Funktionen zu ermitteln und sie auf den jeweiligen Zustand der sozialen Wirklichkeit zu beziehen, in dem sich der Sinn der Normen verwirklichen soll.
 
        Dadurch kommt ein dynamischer, für sozialen Wandel im Anwendungsbereich von Verfassungsrecht sensibler Grundzug in die Rechtsprechung, der mindestens ebenso sehr wie die zahlreichen Verfassungsänderungen, wahrscheinlich sogar mehr als diese, dafür gesorgt hat, dass das Grundgesetz auf der Höhe der Zeit geblieben ist. Das ist vor allem den Grundrechten zugutegekommen, die vor der Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit ohne praktische Relevanz waren, nicht nur in Deutschland. Das Bundesverfassungsgericht hat ihnen ganz neue Dimensionen erschlossen und sich dabei immer wieder von der sinnstiftenden Grundlage der Verfassung als Ganzer, der Garantie der Menschenwürde in Artikel 1 Absatz 1 GG, inspirieren lassen.
 
        Die Grundrechte halten den Staat nicht mehr nur zugunsten der individuellen Freiheit in Schranken. Sie verlangen von ihm auch aktives Handeln, wenn die grundrechtlich geschützte Freiheit vonseiten privater Akteure bedroht wird, und sie garantieren die Freiheitlichkeit gesellschaftlicher Funktionsbereiche wie zum Beispiel jene der Kommunikationsmedien, indem sie sichern, dass sich diese gemäß ihrer eigenen Logik entwickeln können und nicht der Logik anderer Systeme, namentlich der Politik und der Wirtschaft, unterworfen werden. Jüngst ist im Klimabeschluss des Bundesverfassungsgerichts die Geltung der Grundrechte auch auf Beeinträchtigungen erstreckt worden, die durch gegenwärtige Versäumnisse verursacht sind, aber erst in der Zukunft eintreten – eine temporäre Erweiterung ihres Geltungsbereichs.
 
        Die Funktion der Verfassung hat sich dadurch erheblich ausgeweitet. Sie richtet nicht mehr nur den Staat ein und bildet den Maßstab, anhand dessen im Streitfall entschieden wird, ob seine Akte Bestand haben oder für nichtig erklärt werden. Gestützt auf die Vorstellung von der Verfassung als Wertordnung bezieht sie sich nicht nur auf die Ordnung des Politischen, sondern auch auf die der Gesellschaft und enthält materielle Vorgaben, an denen der Staat seine Aufgaben und sein Handeln auszurichten hat. Auf der Basis solcher Vorstellungen nimmt die Verfassung immer mehr den Charakter einer Leitidee guter Ordnung an und wirkt nicht mehr nur auf der rechtlichen, sondern auch auf der symbolischen Ebene. Dementsprechend wird das Verfassungsgericht zum Mahner, der die Politik an die Prinzipien erinnert, auf welche die Gesellschaft sie verpflichtet hat.
 
        VERTRAUEN UND FOLGEBEREITSCHAFT
 
        Ohne das Bundesverfassungsgericht, das die Relevanz der Verfassung für politisches Handeln und soziale Verhältnisse beinahe täglich für das Publikum erlebbar macht, ist es schwer vorstellbar, dass das Grundgesetz die außerordentliche Wertschätzung erlangt hätte, welche es heute besitzt. Diese Wertschätzung hat auch herbe Enttäuschungen überstanden, etwa zur Zeit der sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt, deren Reformvorhaben zum Teil in Karlsruhe scheiterten, oder 20 Jahre später nach einer Serie von Entscheidungen, die auf Unverständnis oder Widerspruch in der Bevölkerung stießen, allen voran das Verbot von Kruzifixen in bayerischen Volksschulen. Das Verfassungsgericht als Institution blieb davon indes unberührt. Nach kurzen Popularitätsverlusten kehrte es wieder in die Spitze jener Institutionen zurück, die in der Bevölkerung das größte Vertrauen genießen.
 
        Die hohe Wertschätzung kommt dem Gericht bei der Befolgung seiner Urteile zugute. Sie wird nicht grundsätzlich infrage gestellt, selbst wenn die Folgen für die Politik einschneidend sind, wie etwa jüngst bei der Entscheidung über die Schuldenbremse. Das gilt nicht nur dann, wenn staatliche Akte für nichtig erklärt werden, sondern auch, wenn der Gesetzgeber zum Handeln verpflichtet wird. Verfassungsrecht ist ein besonders verletzlicher Teil des Rechts, weil es sich an die obersten Machthaber selbst richtet. Fügen diese sich ihm nicht, gibt es folglich keine höhere Instanz, die es gegen die Staatsgewalt durchsetzen könnte. Umso wichtiger ist der Rückhalt des Verfassungsgerichts in der Bevölkerung. Der drohende Legitimationsentzug macht die Missachtung verfassungsgerichtlicher Entscheidungen zu kostspielig für die Politik.
 
        Die Bedeutungssteigerung der Verfassung hat allerdings auch ihren Preis. Zum einen weckt sie die Begehrlichkeit aller möglichen Vertreter von Interessen oder moralischen Anliegen, ihrer Sache verfassungsrechtliche Anerkennung zu verschaffen, aus der dann juristisches Kapital geschlagen werden kann, wenn es um die Verteilung staatlicher Mittel oder die Abwägung zwischen konkurrierenden oder kollidierenden Anliegen geht. Zum anderen verengt sich die politische Diskussion in der Bundesrepublik stärker als in den meisten anderen Verfassungsstaaten auf verfassungsrechtliche Gesichtspunkte. Die Sachdiskussion leidet, wenn die Gegner einer politischen Maßnahme sofort zum Argument der Verfassungswidrigkeit greifen, während ihre Befürworter die Diskussion damit abzuschneiden versuchen, dass sie ihr Handeln als verfassungsgeboten und somit alternativlos hinstellen. Politik erschöpft sich nicht im Verfassungsvollzug.
 
        Wegen des hohen Ansehens der Verfassungsgerichtsbarkeit fehlt in der Bundesrepublik jedoch der tiefe Zwiespalt, dem sie in ihrem Mutterland, den USA, ausgesetzt ist. Dort wird dem judicial review, der verfassungsgerichtlichen Überprüfung politischer Entscheidungen, immer wieder die Legitimation streitig gemacht, weil er „anti-majoritarian“ und also undemokratisch sei. Es ist allerdings gerade der Sinn von Verfassungen, der Mehrheit im Interesse individueller Freiheit und politischer Offenheit Grenzen zu ziehen. Auf der Habenseite des Bundesverfassungsgerichts steht nicht nur der Individualrechtsschutz. Oft genug hat es auch die Offenheit demokratischer Prozesse gegen die Abschließungs- und Selbstbegünstigungsinteressen der Parteien in Schutz genommen. Verfassungsgerichtsbarkeit und Demokratie stehen in einem Spannungsverhältnis, aber nicht im Widerspruch zueinander.
 
        Sucht man eine Erklärung für die unterschiedliche Bewertung der Verfassungsgerichtsbarkeit in den Vereinigten Staaten und Deutschland, so spielt zum einen sicher eine Rolle, dass in den USA die Demokratie vor der Verfassungsgerichtsbarkeit da war und durch diese nun gefährdet erscheint, während in Deutschland und anderen europäischen Ländern Verfassungsgerichte eine Reaktion auf die Erfahrungen einer gescheiterten Demokratie waren und gerade den Schutz der Demokratie bezweckten. Zum anderen geht der Unterschied aber auch darauf zurück, dass das Spannungsverhältnis, welches zwischen Rechtsstaat und Demokratie besteht, in Deutschland tendenziell zugunsten des Rechtsstaats und in den USA zugunsten der Demokratie aufgelöst wird.
 
        ZEITENWENDE(N)
 
        Im Mai 1989, als der 40. Jahrestag des Grundgesetzes gefeiert wurde und noch niemand ahnte, dass das Ende der alten Bundesrepublik bevorstand, war das Grundgesetz auf dem Höhepunkt seiner Wertschätzung. Es hatte sich sogar etwas so Ungewöhnliches wie ein „Verfassungspatriotismus“ eingestellt, ein Stolz auf das eigene Land, der sich nicht mehr aus nationalistischen Quellen speiste, sondern aus der Teilnahme an einem universalen Projekt und dem Erfolg, den dieses gerade in der Bundesrepublik hatte. Möglich wurde dies, weil die üblichen Quellen des Patriotismus – die Nation, ihre Geschichte, ihre Kultur – in dem geteilten und mit der historischen Schuld des Holocaust beladenen Land nicht zur Verfügung standen und das Grundgesetz in diese Lücke springen konnte.
 
        Das außerordentliche Ansehen des Grundgesetzes kam auch zum Tragen, als sich im Prozess der Wiedervereinigung die Frage nach der gesamtdeutschen Verfassung stellte. Der Bundestag und die frei gewählte Volkskammer der DDR entschieden sich, das Grundgesetz beizubehalten und nicht den Weg der Neukonstituierung zu beschreiten, den Artikel 146 GG ermöglicht hätte. Die „Bewährung“ des Grundgesetzes war damals – neben der Schnelligkeit, die ein Beitritt gemäß Artikel 23 GG ermöglichte – eines der am häufigsten ins Feld geführten Argumente. Ob damit eine Chance für das Zusammenwachsen von Ost und West vertan wurde, lässt sich rückblickend ebenso wenig klären wie die Frage, ob die heutigen Spannungen zwischen Ost und West durch eine Neukonstituierung des wiedervereinigten Landes vermieden worden wären.
 
        In den Jahren, die dem Fall der Berliner Mauer und dem Zusammenbruch der sozialistischen Regime folgten, bestätigte sich aber erneut eine Erfahrung, die erstmals Mitte der siebziger Jahre nach dem Ende der südeuropäischen Diktaturen gemacht wurde. Das Grundgesetz und die Verfassungsrechtsprechung gewannen Vorbildcharakter für viele Staaten, die sich nun neue demokratische Verfassungen gaben und Verfassungsgerichte zu deren Schutz einrichteten. In Karlsruhe wurde damals Delegation nach Delegation vorstellig, weil, wie immer wieder bekräftigt wurde, die Bundesrepublik als Muster einer nach tiefem Fall stabilen Demokratie galt, in der die Verfassung durch die Rechtsprechung des Verfassungsgerichts hohe Relevanz erlangt hatte und den Respekt der Politik genoss.
 
        HERAUSFORDERUNGEN
 
        Das Grundgesetz ist also zwar eine alte, aber keine veraltete Verfassung. Auch wenn man sich die ein oder andere Korrektur früherer Änderungen vorstellen könnte, ist seine Gegenwartstauglichkeit ungebrochen. Allerdings kann man sich im Jubiläumsjahr 2024 weniger als ehedem in der Erwartung wiegen, dass es dabei auch künftig bleiben wird. Vielmehr sind im Umfeld der Verfassung Veränderungen eingetreten, die nahezu weltweit wirken und nicht nur diese oder jene Verfassung in Mitleidenschaft ziehen, sondern die Verfassungsstaatlichkeit insgesamt. Auch wenn diese Veränderungen bislang in der Bundesrepublik weniger spürbar sind als in vielen anderen Staaten, kann man nicht davon ausgehen, dass sie das Grundgesetz unberührt lassen werden.
 
        Schon seit Längerem hinterlässt die fortschreitende Internationalisierung Spuren in den staatlichen Verfassungen. Veranlasst durch die wachsende Zahl von Problemen, die sich im engen nationalstaatlichen Rahmen nicht mehr befriedigend lösen lassen, sind die Staaten dazu übergegangen, Regelungskompetenzen an supranationale Organisationen abzutreten. Besonders weit fortgeschritten ist dieser Prozess in der Europäischen Union. Mit jeder Kompetenzübertragung oder Ausweitung einer abgetretenen Kompetenz durch politische Praxis oder Rechtsprechung supranationaler Organisationen schrumpft der Anwendungsbereich der nationalen Verfassungen. Diese spiegeln damit eine Regelungsdichte vor, die sie in Wahrheit gar nicht mehr haben. Die nationale Verfassung regelt zwar die Abtretung von Kompetenzen. Auf ihre Wahrnehmung durch die supranationalen Organisationen hat sie aber keinen Einfluss mehr.
 
        Dieser Prozess vollzieht sich allerdings nicht gegen das Grundgesetz, das von Anfang an für eine Eingliederung der Bundesrepublik in supranationale Organisationen offen war. Vielmehr geht es nur um die Frage der Grenzen. Das Bundesverfassungsgericht hat sich mehrfach dazu geäußert. Es zieht sie dort, wo die Kompetenzverlagerung dem Bundestag so viel politische Substanz entziehen würde, dass er nicht mehr in der Lage wäre, die Wahlentscheidung der Bürger in folgenreiche Politik umzusetzen. Ferner bildet die Identität des Grundgesetzes eine Schranke für die Wirksamkeit europäischer Rechtsakte. Und schließlich verbietet das Grundgesetz nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts die Preisgabe der deutschen Souveränität und damit die Umwandlung der EU in einen Staat unter deutscher Beteiligung.
 
        Weniger konkret, aber erheblich folgenreicher sind allerdings die Veränderungen im Umfeld der Verfassung, die aus dem Bereich der Vorstellungen über die Ordnung des Politischen kommen. Der Verfassungsstaat mit seinen beiden Grundpfeilern Rechtsstaat und Demokratie scheint an Zustimmung zu verlieren, andersartige Vorstellungen einer guten Ordnung gewinnen Gefolgschaft. Diese kommen in verschiedener Gestalt daher, stimmen aber darin überein, dass sie nicht von der empirisch gegebenen und als legitim anerkannten Meinungs- und Interessenvielfalt in der Gesellschaft ausgehen, die dem Grundgesetz zugrunde liegt, sondern die Existenz eines einheitlichen Volksinteresses unterstellen, das die Politik zu verwirklichen hat.
 
        Damit tritt dem pluralistischen Demokratiekonzept des Verfassungsstaats grundgesetzlicher Prägung ein identitäres Konzept entgegen, in dem die verfassungsrechtlichen Vorkehrungen für individuelle Freiheit, Konkurrenz der politischen Präferenzen und gerechten Interessenausgleich hinfällig werden. Meinungsfreiheit wird unter diesen Voraussetzungen zur Gefahr, Gewaltenteilung zum Hindernis, Opposition illegitim, unabhängige Kontrolle durch Verfassungsgerichte und Medien zum Störfaktor, rechtsstaatlicher Schutz vor Willkür Formalismus. Damit ist nicht gesagt, dass die Träger derartiger Vorstellungen eine Verfassung ablehnen. Aber ihre Funktion der Machtbegrenzung wird obsolet. Sie hat die Durchsetzung des „wahren Volkswillens“ zu ermöglichen. Auch Verfassungsgerichte werden nicht notwendigerweise abgeschafft, aber so eingerichtet und personell besetzt, dass sie die Verwirklichung des vermeintlich wahren Volksinteresses nicht behindern, sondern unterstützen.
 
        In der Bundesrepublik hat es solche Vorstellungen immer gegeben. Sie waren aber lange politisch und gesellschaftlich chancenlos. Die Parteien, welche ihnen anhingen, hatten bei Bundestagswahlen keinen Erfolg. Das hat sich geändert. Die Vorstellungen finden Resonanz, mit populistischen Parteien ziehen sie in die Parlamente ein. Diese Entwicklung verbindet sich mit einer veränderten Einstellung zu Fakten, Wissen und Argumenten, die großenteils moralisch überlagert werden. Die Beurteilungskriterien von „gut“ und „böse“ überlagern diejenigen von „wahr“ und „falsch“, unerwünschten Fakten werden „alternative Fakten“ entgegengehalten. Wahrheit wird so zu einer Funktion der Gesinnung. Die Verständigungsbasis zwischen unterschiedlichen Ansichten schwindet. Die sozialen Medien, ursprünglich als demokratieförderlich begrüßt, intensivieren und beschleunigen diesen Prozess.
 
        Die Verbindung zur Verfassung lässt sich leicht ziehen. Diejenigen Institutionen, die von der argumentativen Diskussion, von der Unterscheidbarkeit zwischen wahr und falsch oder legal und illegal, von der Möglichkeit der Konsens- oder Kompromissfindung leben, geraten ins populistische Visier. Das betrifft das Parlament, die Justiz, die Kommunikationsmedien, die Wissenschaft und weitere Bereiche der Gesellschaft. Sie genießen Vertrauen, soweit sie in den Händen der recht Gesonnenen sind; ansonsten sehen sie sich dem Vorwurf der Manipulation ausgesetzt. Ziel der politischen Auseinandersetzung ist dann nicht mehr eine Mehrheit, die die Durchsetzung der eigenen Präferenzen auf Zeit ermöglicht, die Alternative des Gegners aber präsent hält, sondern seine Ausschaltung.
 
        VERTEIDIGUNG DES DEMOKRATISCHEN VERFASSUNGSSTAATES
 
        Es fragt sich daher, ob Verfassungen, die dem pluralistischen Demokratieverständnis verpflichtet sind, sich gegen eine Systemtransformation verteidigen können. Das Grundgesetz ist freilich gerade in Reaktion auf eine solche Erfahrung entstanden. Ihr verdankt sich die sogenannte wehrhafte Demokratie mit ihren drei Instrumenten, der Grundrechtsverwirkung nach Artikel 18, dem Parteiverbot nach Artikel 21 und dem Vereinigungsverbot nach Artikel 9 GG. Vereinigungsverbote sind häufig ausgesprochen worden, Grundrechtsverwirkungen nie. Zu Parteiverboten kam es zweimal in der Frühphase der Bundesrepublik, danach scheiterten zwei Verbotsanträge gegen die NPD, das letzte Mal, weil sie zwar verfassungsfeindliche Ziele verfolgte, aber keine Aussicht hatte, ihre Absichten auch zu verwirklichen. Die Lehre aus dem Aufstieg der NSDAP, „Wehret den Anfängen“, wurde hinter dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit zurückgestellt.
 
        Immerhin hält das Grundgesetz, was verfassungsfeindliche Bestrebungen angeht, das nötige Instrumentarium bereit. Wird es nicht genutzt und können Parteien, die auf eine Systemtransformation aus sind, am Parteienwettbewerb teilnehmen, hängt viel vom Wahlrecht ab. Hier lohnt ein Blick auf Ungarn und Polen: Die populistischen Parteien beider Länder bekamen die Gelegenheit zur Systemtransformation nicht zuletzt aufgrund des jeweiligen Wahlrechts. Die polnische PiS erhielt für etwa 36 Prozent der Stimmen eine absolute Mehrheit der Mandate, die ungarische Fidesz-Partei für etwa 53 Prozent der Stimmen sogar eine Zweidrittelmehrheit der Sitze. Das Bundestagswahlrecht würde das nicht erlauben. Aber es ist nur einfachgesetzlich geregelt. Eine einfache Parlamentsmehrheit könnte sich ein für sie günstiges Wahlrecht also leicht verschaffen.
 
        Hat eine populistische Partei eine Parlamentsmehrheit gewonnen, hängt für die Frage, wieviel von ihren Plänen sie verwirklichen kann, viel von den Verfassungsgerichten ab. Alle Erfahrungen mit zur Mehrheit gelangten populistischen Parteien zeigen, dass die Transformation mit einer Ausschaltung oder Gleichschaltung der Verfassungsgerichte beginnt. Das Bundesverfassungsgericht verdankt seinen großen Einfluss nicht zuletzt dem Umstand, dass die Wahl der Richter eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag oder Bundesrat voraussetzt, was bislang einseitige „Parteigänger“ im Gericht verhindert hat. Aber auch das Zweidrittelerfordernis ist nur gesetzlich geregelt, nicht auf Verfassungsebene, und also nicht gegen Änderungen mit einfacher Mehrheit geschützt.
 
        Eine Eigenart des deutschen Verfassungsrechts könnte in den Zeiten von Desinformation und Beliebigkeit noch größere Bedeutung erlangen. Das Grundgesetz differenziert im Gegensatz zu vielen anderen Verfassungsordnungen zwischen Meinungen und Tatsachenbehauptungen. Schon heute genießen wissentlich oder erwiesen falsche Tatsachenbehauptungen keinen Grundrechtsschutz. Bislang ist das nur für die Holocaust-Leugnung praktisch relevant geworden. Ein dringendes Desiderat ist es, daraus auch für die sozialen Medien die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Anfänge sind gemacht, das nationale Verfassungsrecht stößt hier aber an seine Grenzen. Benötigt wird ein gemeinsames Vorgehen der Verfassungsstaaten.
 
        Das Grundgesetz ist also nicht unvorbereitet auf Versuche, es auszuhöhlen, lahmzulegen oder im autoritären Sinne umzugestalten. Aber die Eigenmittel der Verfassung sind begrenzt. Verfassungsrecht verwirklicht sich nicht von selbst. Es ist auf Verwirklichung angewiesen. Für diese Verwirklichung hängt viel von der Ebene der nichtjuristischen Verfassungsvoraussetzungen ab. Hier kommt noch einmal die Weimarer Verfassung in den Blick, die letztlich nicht genügend Rückhalt in der Gesellschaft und ihren Organisationen besaß, um ihrer Pervertierung widerstehen zu können. Die Bundesrepublik des Jahres 2024 ist weit von Weimarer Verhältnissen entfernt. Aber das ist kein Grund, sich in Sicherheit zu wiegen. Dass eine solche Warnung notwendig ist, unterscheidet das 75-jährige Jubiläum des Grundgesetzes von den vorangegangenen.
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        VERFASSUNGSKULTUR STATT LEITKULTUR
 
        Genutzte und ungenutzte Potenziale des Grundgesetzes
 
        Susanne Baer · Nina Alizadeh Marandi
 
        Das Grundgesetz ist ein Text. Am Anfang knapp und vielleicht auch gerade deshalb schön – „Die Menschenwürde ist unantastbar“ –, dann immer komplizierter und auch nicht kurz. In den vergangenen 75 Jahren ist viel geändert worden an diesem Text, und es lässt sich durchaus darüber streiten, was davon gelungen ist. Aber Verfassung ist natürlich mehr als ein gesetzlicher Rahmen. Gerade das Grundgesetz ist auch Idee und Ideal im Geist von 1949, ein „Nie wieder“ zur Schreckensherrschaft des Nationalsozialismus, aber mehr noch der Zukunft zugewandt. Der Text ist damit auch ein Versprechen, das die Frage nach seinen genutzten und ungenutzten Potenzialen aufwirft.
 
        Ausschließlich theoretisch ist diese Frage allerdings nicht zu beantworten. Verfassung ist Idee, ist systematisch auslegbarer Text, ist ein Konzept für eine lebendige Demokratie. Aber Verfassung ist auch Praxis. Welche Potenziale das Grundgesetz zur Geltung bringen kann, entscheidet sich dort: in der Rechtsanwendung, mit und durch die Mobilisierung von Recht. Sie ist Voraussetzung und Grundlage, um Wirkung über die Symbolik hinaus zu erzeugen. Inwiefern das Grundgesetz also das Potenzial hat, Herausforderungen und Krisen wirksam zu begegnen, entscheiden Institutionen, Verfahren und unterschiedliche Akteure in einem Verfassungsstaat, der noch dazu europäisch und global eingebettet ist. Drängende Herausforderungen sind derzeit etwa die Klimakrise, die zu keiner Klimakatastrophe werden soll, aber auch das momentan herrschende Meinungsklima und die damit verbundenen Krisen der Demokratie. Umtreiben müssen uns zudem soziale Ungleichheiten – mit Blick auf Geschlecht, Rassismus und Migration oder auch die Rechte von Kindern. Damit sind natürlich nicht alle Herausforderungen benannt. Es kann an ihnen aber exemplarisch gezeigt werden, welche Potenziale im Grundgesetz schlummern. Manche sind schon erschlossen worden, andere noch auszuschöpfen.
 
        VERFASSUNG – EIN EINLÖSBARES VERSPRECHEN
 
        Eine Verfassung ist letztlich nur so viel wert, wie sie auch sozial real wird. Sie ist nicht „bloß theoretisches Gewebe“01 und darf schon gar nicht nur dekorativ bemänteln, was tatsächlich als „autokratischer Legalismus“02 funktioniert. Vielmehr ist eine Verfassung ein großes – und kein leeres – Versprechen. Sie hat normative Kraft und gilt; und sie kann genutzt werden – und wirkt dann auch. Daher lässt sich eine Verfassung nicht statisch verstehen, sondern muss dynamisch betrachtet werden. Schon in der Weimarer Republik wurde sie von dem demokratischen Staatsrechtler Rudolf Smend als lebendiges Gebilde im Kontext einer sich ändernden Wirklichkeit beschrieben.03 Eine Gesellschaft benötigt, so später Konrad Hesse, nicht den Willen zur Macht, sondern den Willen zur Verfassung.04 Das ist mehr als aktuell.
 
        Das Grundgesetz bietet uns an, uns auf diese Idee zu stützen – und nicht auf ideologisch partikulare, regelmäßig desintegrierende und ausgrenzende Ideen. Es ermöglicht uns, uns selbst zu regieren, in einem freien und gleichen Miteinander. Damit dies gelingt, werden geeignete Institutionen, Verfahren und Akteure benötigt. Zugleich muss die internationale Einbettung beachtet und genutzt werden.
 
        Institutionen
 
        Wenn es in Deutschland um die Verfassung geht, denken viele zuerst an Gerichte, oder genauer: an das Bundesverfassungsgericht. Tatsächlich sind unabhängige Gerichte ein unverzichtbares Element funktionierender Verfassungsstaatlichkeit, und Karlsruhe ist daher ein Schlüsselakteur lebendiger Verfassungskultur. Die Bedeutung unabhängiger Instanzen lässt sich nicht zuletzt daran ermessen, dass Gerichte häufig die ersten Institutionen eines demokratischen Systems sind, die von Autokraten angegriffen werden, wie es in Ungarn und der Türkei, in den USA, in Israel oder – vor dem jüngsten Regierungswechsel – in Polen zu beobachten war. Deshalb sind die Menschen dort für die Gerichte auf die Straße gegangen.05 Zugleich befinden sich diese Gerichte in höchst heikler Lage, wenn sie – wie im Dezember 2023 in Israel – sogar selbst darüber entscheiden müssen, ob eine demokratisch gewählte Legislative sie demontieren darf.06
 
        Der Blick in die Welt zeigt allerdings nicht nur, wie wichtig – und deshalb: wie gefährdet – Verfassungsgerichte sind und wie relevant ihr Schutz ist. Deutlich wird auch, dass Gerichte nicht genügen. Der demokratische Verfassungsstaat lebt von weiteren Akteuren. Besonders wichtig sind freie und tatsächlich soziale Medien. Der Wert eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks und unabhängiger Berichterstattung, die frei von staatlicher Propaganda ist, dürfte angesichts ihrer Demontage etwa in Ungarn oder Polen besonders deutlich sein. Wir benötigen Plattformen, die nicht Hetze beschleunigen, sondern Debatten ermöglichen. Hinzu kommt eine freie Wissenschaft. Auch sie wird nicht zufällig von Autokraten attackiert. Wenn also nach der Beendigung oder gar dem Verbot der Genderforschung, der Critical Race Theory oder der Holocaust Studies gerufen wird, geht es letztlich um die Demokratie insgesamt. Auch während der Corona-Pandemie und angesichts der Klimakrise wurde beziehungsweise wird Forschung ebenso denunziert wie instrumentalisiert, mit gravierenden, tragischen und teilweise tödlichen Folgen.07 Eine wirklich freie, kreative, kritische und damit produktive Wissenschaft wird gebraucht.
 
        Verfahren
 
        Neben dem Text einer Verfassung und den Institutionen, die ihn durchsetzen oder verwirklichen sollen, stehen die Verfahren, in denen und durch die eine Verfassung „mobilisiert“ werden kann. Auch hier gilt, dass die großen Versprechen eines Verfassungstextes nur dann wirksam werden können, wenn es auch Wege gibt, sie einzulösen – und zwar, im Unterschied zum Gnadenakt oder zum politischen Versprechen, auch im Konflikt und gangbar für alle. Verfassung braucht also Verfahren: Es muss die Möglichkeit geben, dass gerade jene sie mobilisieren, die sich nicht ohnehin in den politischen und gesellschaftlichen Prozessen durchsetzen und die deshalb auf das Recht angewiesen sind.
 
        Das Verfassungsprozessrecht ist damit Teil einer Verfassungskultur. Es ist neben den Institutionen unverzichtbar, um die Potenziale einer Verfassung entfalten zu können. Deutschland steht da mit der Möglichkeit der Verfassungsbeschwerde im weltweiten Vergleich gut da. Um das Potenzial des Grundgesetzes ausschöpfen zu können, darf Prozessrecht aber auch nicht als Nebensache behandelt werden. Jeder Versuch etwa, Artikel 93 Absatz 1 Nr. 4a des Grundgesetzes, die Paragrafen 90ff. des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) und die Zuständigkeiten des Bundesverfassungsgerichts zu ändern – und solche Ideen kursieren –, sollte mit größter Aufmerksamkeit begleitet werden.
 
        Akteure
 
        Institutionen sind die Orte, an denen Verfassungspotenziale ausgeschöpft werden können, Verfahren sind die Wege, dies zu erreichen. Aber sie müssen auch beschritten werden. Mit der Aufgabe, den Text mit Bedeutung zu füllen und zu schützen, ihn zu aktivieren und zu verteidigen, sind viele betraut. Zwar gibt es tatsächlich keine „offene Gesellschaft der Verfassungsinterpreten“.08 Doch ist das Grundgesetz darauf angelegt, dass möglichst viele an der Aktivierung der verfassungsrechtlichen Potenziale teilhaben. Dazu gehören neben professionell-sprachmächtigen Juristen und Juristinnen auch die Bürgerinnen und Bürger selbst, einzeln oder gemeinsam engagiert, sowie Verantwortliche in Politik, Wirtschaft, Medien und Wissenschaft. Sie alle können vor Gericht ziehen. Die auch in Deutschland mittlerweile häufiger praktizierte strategische Prozessführung gab es zwar immer schon – wenn auch primär partikular seitens der Wirtschaft –, nun wird aber auch für Gemeinwohlanliegen prozessiert. Das ist gelebte Verfassungskultur! Da wird nicht etwa „die Justiz funktionalisiert“, sondern vor Gerichten lässt sich klären, was für alle akzeptabel und was nicht tolerabel ist. Auch Einzelne stellen in solchen Verfahren nicht selten übergreifende Fragen, die für alle relevant sind und auf die sie Antworten verdienen.
 
        Daneben entfalten sich die Potenziale der Verfassung in weiteren Foren: in der Politik, in der Gesellschaft, in der Kultur. Gesetzgebung, Diplomatie, politischer Meinungsstreit, Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern bis hin zu Wahlen – all dies sind Momente, die mit der Philosophin Hannah Arendt als politisches Sein, als „vita activa“09 beschrieben werden können. Im Anschluss an die berühmte Frage des französischen Historikers Ernest Renan von 1882, was eine Nation sei, lässt sich dies als alltägliches Plebiszit zum Grundgesetz verstehen.10 Dazu gehört auch eine aktive Protestkultur. Diese sollte nicht als Störfaktor begriffen werden, der zu bekämpfen wäre. Vielmehr nimmt, wer „friedlich und ohne Waffen“ (Artikel 8 Absatz 1 GG) auf die Straße geht, um politisch zu protestieren, nicht nur Grundrechte in Anspruch – schöpft also ein Potenzial der Verfassung aus –, sondern lebt demokratisches Miteinander. Auch und gerade solches Engagement schwächt Politik nicht, sondern stärkt Demokratie.11
 
        Internationale Einbettung
 
        Verfassungen sind zwar zutiefst nationale Angelegenheiten, können aber nur international eingebettet verstanden werden. Das gilt insbesondere für den internationalen Menschenrechtsschutz. Das Grundgesetz hat sich in seiner Präambel und in Artikel 1 Absatz 2 prominent „zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft“ bekannt. Das Bundesverfassungsgericht behandelt die in Deutschland ratifizierten Regelwerke des Europarates und der Vereinten Nationen auch deshalb schon lange als Auslegungshilfen zum Grundgesetz.12 Und hier gibt es durchaus unausgeschöpftes Potenzial: Die Konvention gegen rassistische Diskriminierung (ICERD), die Frauenrechtskonvention (CEDAW), die Kinderrechtskonvention (UN-KRK)13 oder die Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)14 liefern ebenso wie die Europäische Sozialcharta (ESC) noch viel Stoff, um auch künftigen Konflikten angemessen zu begegnen.
 
        (UN-)GENUTZTE POTENZIALE
 
        Was bietet die Verfassung – im Einklang mit den internationalen Regelwerken – aber nun konkret an? Die Zahl der Fälle ist unüberschaubar, doch lässt sich für einige Lebensbereiche zumindest illustrieren, inwiefern das Grundgesetz unter der Prämisse gelebter Verfassungskultur Werkzeuge bereitstellt, um Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft gut ausgestattet zu begegnen.
 
        Klima
 
        Eine aktuelle und schmerzhaft existenzielle globale Herausforderung ist sicherlich der Klimawandel mit all den Katastrophen, die potenziell von ihm ausgehen. Hat das Grundgesetz genügend Potenzial, um auf diese durch „Fortschritt“ beschleunigte Entwicklung zu antworten, welche die Mütter und Väter des Grundgesetzes nicht haben voraussehen können? Mit Artikel 20a wurde das Grundgesetz schon 1994 textlich nachgebessert. Und auch der Klimaschutzbeschluss des Bundesverfassungsgerichts zeigt, dass im Grundgesetz auch unter existenziell veränderten Bedingungen das Potenzial steckt, solchen Krisen zu begegnen.15 Ein Baustein ist die lange Auseinandersetzung im Beschluss mit den Tatsachen und die Klärung, was als Wissenschaft verlässlich ist.16 Dazu kommt die Klarstellung zu Artikel 20a GG: Der Staat muss „in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere“ schützen. Das ist Staatsziel – der Verfassungsstaat ist auch ein ökologischer – und ergänzt die grundrechtlich durchsetzbare Pflicht auf Schutz von Leben und Gesundheit. Schließlich wird auch das ganz grundlegende Grundrecht auf persönliche Freiheit aktiviert und erzeugt eine „intertemporale“ Rechtfertigungslast.17 Wer heute irreversible CO2-Emissionen verantwortet, nimmt Menschen morgen ihre Freiheit. Das wiederum ist nur zu rechtfertigen, wenn wichtige Ziele auf verhältnismäßige Art und Weise verfolgt werden. So rahmt das Grundgesetz den Klimaschutz.
 
        Das ist auch kein nationaler Alleingang, wie verschiedentlich behauptet wird. Globale Herausforderungen verlangen eine Perspektive, die über den Nationalstaat hinausreicht. So war es Beschwerdeführenden aus Nepal und Bangladesch möglich, in Karlsruhe die Auswirkungen des Klimawandels auf ihre Heimat und Lebensgrundlagen zumindest geltend zu machen.18 Zudem ist die Entscheidung in das Pariser Klimaschutzabkommen und die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen eingebettet.19
 
        Das gelang nur, weil Akteure bereit waren, Institutionen und Verfahren zu nutzen und in dieser Frage die Potenziale der Verfassung auszuschöpfen. Klar: „Karlsruhe“ hat entschieden. Aber ein Gericht antwortet nur; es handelt nicht von selbst. Aktiv geworden ist vielmehr eine (junge) Zivilgesellschaft, die angesichts der strukturellen Kurzsichtigkeit von in Legislaturperioden denkenden politischen Akteuren eine geradezu zwingende Ergänzung zu Parlamenten ist. Gesellschaftlich Engagierte nutzen unterschiedliche, im Grundgesetz geschützte Formen der politischen Partizipation, um politisch Verantwortliche zu bewegen. Sie nehmen so, entgegen allzu häufiger Diffamierung, eine Schlüsselrolle in der Demokratie ein.
 
        Hinzu kommt eine individuelle Dimension der Verantwortung für unsere Umwelt. Das Grundgesetz kennt aus guten Gründen keine Pflichtenkataloge.20 Aber es situiert die Freiheit von Anfang an sozial.21 Die Klimakrise fordert dazu auf, mit dem Grundgesetz unser Verständnis von Freiheit genau zu reflektieren. Denn dort ist keine grenzenlose Selbstverwirklichung geschützt und kein entgrenzter Egoismus, der unausweichlich die Freiheit anderer verkürzt. Das Potenzial der Verfassung liegt vielmehr in einer miteinander geteilten Welt.
 
        Meinungsklima und Demokratie
 
        Wir erleben derzeit nicht nur eine Klimakrise, sondern auch eine Krise des Meinungsklimas. Viele Menschen haben den Eindruck, nicht mehr frei sprechen zu dürfen; Debatten polarisieren oder werden gar nicht erst geführt. Auch im Umgang mit der Meinungsfreiheit zeigt sich unsere Ge- und Verbundenheit: Nicht nur ihr Schutz, sondern auch ihre Grenzen sind wichtig. Das gilt nicht erst in Zeiten der Meinungskämpfe um Worte und Sprache – von woke bis hate. Es gilt schon lange für die in Deutschland strafbare Auschwitzlüge oder für Demonstrationen wie jene in Wunsiedel, die an den Geburtstag des Nazis Rudolf Heß erinnern sollten. Insbesondere die Verbreitung nationalsozialistischen Gedankenguts schützt das Grundgesetz als Gegenentwurf zum Totalitarismus des nationalsozialistischen Regimes ausdrücklich nicht.22
 
        Unabhängig davon wurde das Versprechen des Grundgesetzes zur Meinungsfreiheit von Anfang an als „schlechthin konstituierend“ für die Demokratie verstanden, wie es in der Leitentscheidung zum Fall von Erich Lüth heißt, dem Karlsruhe 1958 erlaubte, zum Boykott eines Films des ehemaligen NS-Propagandaregisseurs Veit Harlan aufzurufen.23 Seitdem wird um die Grenzen dieses Grundrechts gerungen. Jüngst erklärte das Gericht, dass Politikerinnen in sozialen Medien nicht ungebremst beschimpft werden dürfen – auch, weil sich sonst irgendwann niemand mehr engagieren werde.24 Und schon seit Langem ist klargestellt, dass Lügen verfassungsrechtlich nicht durch das Recht auf freie Meinungsäußerung geschützt sind; das scheint in „postfaktischen“ Zeiten wichtiger denn je.
 
        Sexismus
 
        So gut das Grundgesetz im Meinungskampf aufgestellt ist, so ermüdend wie deutlich sind seine unausgeschöpften Potenziale in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse, genauer: in Bezug auf Sexismus. Die Mütter des Grundgesetzes haben darum gekämpft, unterstützt von Postkarten aus dem ganzen Land, den Grundsatz der Gleichberechtigung in die Verfassung aufzunehmen. Sie setzten sich durch: „Frauen und Männer sind gleichberechtigt“, heißt es in Artikel 3 Absatz 2 GG. Dieser Gleichberechtigungsgrundsatz wurde in der Folgezeit engagiert mobilisiert, über die Gerichte und in den Parlamenten. Und es konnten durchaus Erfolge erzielt werden: So fiel etwa das Letztentscheidungsrecht des Mannes in der Ehe, sein Recht, ein Dienstverhältnis seiner Frau fristlos zu kündigen; beseitigt wurde auch das Leitbild der Hausfrauenehe. 1996 stellte der Bundestag die Vergewaltigung in der Ehe unter Strafe. Viel wurde erreicht, aber es fehlt auch noch viel.
 
        Die reproduktive Gerechtigkeit etwa leidet nach wie vor unter dem strafrechtlichen Abtreibungsverbot des Paragrafen 218 Strafgesetzbuch (StGB). Im Sexualstrafrecht wurde zwar der Grundsatz „Nein heißt Nein“ in Paragraf 177 StGB aufgenommen, doch wirklich umgesetzt ist das so noch nicht. Das Paradebeispiel für unausgeschöpfte Potenziale der Gleichberechtigung ist aber sicher die anhaltend peinliche, auch völker- und europarechtswidrige Lohndiskriminierung.25 In Deutschland besteht ausweislich der Daten des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zwischen Männern und Frauen eine Entgeltlücke von 18 Prozent; bei gleicher Qualifikation verdienen Frauen im Schnitt 6 Prozent weniger als ihre männlichen Kollegen. Der Gesetzgeber reagiert darauf sehenden Auges ineffektiv. Gefragt sind also wieder engagierte Akteure, die konkrete Fälle vor Gericht bringen. Im Fall einer Reporterin, die für gleichwertige Arbeit weit weniger verdiente als ihre männlichen Kollegen, nahm das Bundesverfassungsgericht die Verfassungsbeschwerde zwar aus formalen Gründen nicht zur Entscheidung an, erklärte aber, dass sie materiell Aussicht auf Erfolg hätte.26 Das Bundesarbeitsgericht entschied dann, dass eine Diskriminierung zu vermuten sei, wenn trotz gleicher Arbeit eine Lohndisparität besteht.27
 
        Es bleibt also etwas zu tun. Die Verfassung hat ausdrücklich das Potenzial, hier für Verbesserungen zu sorgen. Artikel 3 Absatz 2 GG verspricht seit 1994 „die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Männern und Frauen“ und die „Beseitigung aller Nachteile“. Die UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) sowie die Istanbul-Konvention des Europarates sind hingegen noch allzu oft schlafende Schönheiten, deren Potenziale noch auszuschöpfen sind.
 
        Rassismus und Migration
 
        Sexismus ist nicht die einzige Ungleichheit, die uns weiter beschäftigen sollte. In den vergangenen Jahren sind zum Beispiel auch die durch Rassismus hervorgerufenen Ungleichheiten stärker ins Bewusstsein getreten. Ausdrücklich untersagt Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes seit 1948, eine Person wegen ihrer „Rasse“ zu benachteiligen oder zu bevorzugen. Zudem wendet sich die Menschenwürdegarantie nach Artikel 1 Absatz 1 GG als „oberster und zentraler Wert der Verfassung“28 gegen diese Ungleichheit. Sie ist verletzt, wenn die prinzipielle Gleichheit der Menschen in Abrede gestellt wird, völlig unabhängig von den Motiven. In der Rechtsprechung hieß es schon früh, dass jeder Mensch „als gleichberechtigtes Mitglied mit Eigenwert anerkannt werden“ müsse.29 Auch das gehört zur freiheitlich demokratischen Grundordnung.30 So beeinflusst Antirassismus auch die wehrhafte Demokratie, denn er spielt für das Instrument des Vereinigungsverbots in Artikel 9 Absatz 2 GG oder das Parteiverbot in Artikel 21 Absatz 2 GG eine Rolle.31 Auch international gilt das Verbot rassistischer Diskriminierung, etwa nach Artikel 21 der EU-Grundrechtecharta, Artikel 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) oder dem UN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von rassistischer Diskriminierung (ICERD). Nur zeigt auch hier ein Blick auf die deutsche Realität: Es ist noch mehr zu tun.
 
        Gerichte allein werden diesen Herausforderungen trotz deutlicher Worte nicht begegnen können.32 Die großen Versprechen der Verfassung, vor Ungleichbehandlungen aller Art zu schützen, benötigen bessere Institutionen und Verfahren sowie aktive Akteure, idealerweise eingebettet in einen internationalen Konsens. Insbesondere, aber nicht nur der Gesetzgeber ist hier gefordert – national, europäisch und weltweit. Die komplizierten Fragen einer menschenrechtsbasierten Migrationspolitik, aber auch die schwierigen Konflikte im Gesundheitswesen oder am Wohnungsmarkt, in Verwaltung und Polizei oder im Arbeitsleben lassen sich angehen, wenn das Potenzial des Grundgesetzes aktiv genutzt wird.
 
        Kinderrechte
 
        Wie steht es schließlich um das Potenzial des Grundgesetzes, Kinder und ihre Rechte zu berücksichtigen? Immer wieder wird diskutiert, ob spezifische Kinderrechte in die Verfassung aufgenommen werden sollten. Bei genauerer Betrachtung ist dies nicht erforderlich. So hat das Bundesverfassungsgericht schon 2010 klargestellt, dass Kinder nicht einfach als „kleine Erwachsene“ zu sehen, sondern etwa bei Sozialleistungen eigenständig zu beachten sind.33 Anlässlich der Schulschließungen während der Covid-19-Pandemie hat es betont, dass diese nur in engen Grenzen zu rechtfertigen sind, weil Kinder nicht nur ein Recht auf Gleichbehandlung haben – wie bei der sogenannten Sukzessivadoption34 oder bei Stiefkindern –,35 sondern weitere eigene Rechte, etwa auf „staatliche Gewährleistung elterlicher Pflege und Erziehung“ und auch auf Bildung.36 Auch der Klimaschutzbeschluss fokussiert mit der „intertemporalen Freiheit“ auf Kinder. Kinder sind also schon heute besonders geschützt.
 
        Dabei ist Deutschland in guter Gesellschaft. Mit der UN-Kinderrechtskonvention kann das Potenzial sicher noch weiter entfaltet werden, denn Artikel 4 der Konvention verpflichtet die Vertragsstaaten und damit auch Deutschland, weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Kinderrechte zu ergreifen. Das ist bei der Auslegung des Grundgesetzes zu berücksichtigen; auch in vielen Landesverfassungen sind Kinderrechte ausdrücklich normiert. Auch hier können und müssen die Potenziale der Verfassung immer wieder neu mobilisiert, genutzt und ausgeschöpft werden. Verfassungskultur lebt eben nicht vom Text und auch nicht von Gerichtsentscheidungen allein, sondern vom Verständnis und Willen aller Akteure, Rechte auch zur Geltung zu bringen.
 
        VERFASSUNGSKULTUR
 
        Das Grundgesetz ist ein wunderbarer Text. Dieser soll und kann gelebt werden. Doch es fällt auf, dass beispielsweise Diskriminierungsverbote lange nicht mobilisiert wurden und heute sogar auf neue Widerstände stoßen. Auch fällt auf, dass beispielsweise das Engagement zum Schutz unserer Umwelt nicht nur begrüßt, sondern immer wieder infrage gestellt wird. Zugleich häufen sich alarmierende Berichte über rechtspopulistische Hetze gegen Migrantinnen und Migranten und das weltweite Wiederaufflammen eines national-ethnischen Patriotismus. Zugleich soll eine „Leitkultur“ revitalisiert werden, ohne dass die ideologisch einseitigen, derzeit insbesondere rassistischen Risiken, die damit einhergehen, bewältigt wären. Schon früh haben Konservative angemerkt, dass eine „Leitkultur“ lediglich abbildet, was die sogenannte Mehrheitsgesellschaft ausmacht, an der sich dann alle zu orientieren und der sie sich anzugleichen haben.37 CDU-Politiker wie Heiner Geißler verurteilten den Begriff denn auch als „überflüssig und gefährlich“; er forderte stattdessen: Verfassungskultur.38 Eine Orientierung am Grundgesetz wäre tatsächlich offener – und näher liegt sie auch.
 
        Angesichts der vielen derzeitigen Krisen erscheint es dringend, die Frage zu klären, was uns als Gesellschaft zusammenhält. Hier hat unsere Verfassung ihr vielleicht größtes Potenzial: als gemeinsamer Bezug, als Angebot zur Identifikation, als Orientierung auch in Kontroversen. Wenn wir das ernst nehmen, müssen wir nicht erfinden, was uns „leitet“. Das Grundgesetz macht auch nach 75 Jahren ein gutes Angebot; manche haben es „Verfassungspatriotismus“ genannt. Für Dolf Sternberger sollte dieser noch neben einen nationalen Patriotismus treten,39 für Jürgen Habermas ist er „der einzige Patriotismus, der uns dem Westen nicht entfremdet“.40 Heute kann die in Europa und die Welt eingebettete Verfassung als hinreichendes Bekenntnis zum Eigenen verstanden werden, zu dem, was unsere Gesellschaft im Unterschied zu anderen und zugleich im Konzert mit ihnen ausmacht und zusammenhält. Das Grundgesetz als zutiefst liberale Verfassung ist dabei getragen vom Geist des gleichen Respekts, der Gleichberechtigung.
 
        Tatsächlich ist Verfassungskultur damit auch fordernd. Das Grundgesetz verspricht Freiheit, aber keine rücksichtslose Selbstverwirklichung; Schutz, aber keine Privilegien; Gleichheit, aber keine Gleichmacherei; Würde, aber wirklich für alle. Für eine solche Verfassung muss auch heute gekämpft werden. Das Grundgesetz sieht das selbst vor: Demokratischer Protest, Streit und Streik, auch Rechtsschutz – im Rahmen des Grundgesetzes darf Kontroverse sein. Notfalls müssen die Instrumente der wehrhaften Demokratie hinzutreten. Dann erst entfalten sich auch alle verfassungsrechtlichen Potenziale.
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        VERPASSTE CHANCEN?
 
        Die gescheiterte DDR-Verfassung von 1989/90
 
        Bettina Tüffers
 
        Der in den revolutionären Ereignissen im Herbst 1989 nach polnischem Vorbild – und nach Forderungen der Bürgerrechtsgruppen und der neu gebildeten Parteien – ins Leben gerufene Zentrale Runde Tisch der DDR vereinte die Repräsentanten des im Zerfall befindlichen SED-Regimes mit Vertretern der Opposition.01 Seine Aufgabe bestand darin, die ersten demokratischen Wahlen in der DDR zu organisieren und eine neue Verfassung zu entwerfen; die alte von 1974 entsprach nicht mehr den geänderten politischen Verhältnissen.
 
        Gleich in der ersten Sitzung am 7. Dezember 1989 einigten sich die 48 Mitglieder des Zentralen Runden Tisches deshalb darauf, „sofort“ mit der Erarbeitung eines Verfassungsentwurfs zu beginnen. Dafür wurde die Arbeitsgruppe „Neue Verfassung der DDR“ mit ihren vier Untergruppen Politische Willensbildung, Menschenrechte, Staatsorganisation sowie Wirtschafts- und Eigentumsordnung gebildet. Ihre Mitglieder kamen paritätisch aus allen am Runden Tisch vertretenen Parteien, Gruppen und Organisationen.02
 
        Allerdings hatte drei Wochen zuvor, am 18. November, auch die 9. Volkskammer einstimmig beschlossen, eine „Kommission zur Änderung und Ergänzung der Verfassung der DDR“ einzusetzen.03 Denn auch dort hatte sich, wie der Kommissionsvorsitzende Manfred Mühlmann später erläuterte, inzwischen die Erkenntnis durchgesetzt, dass „zunehmend Widersprüche zwischen der geltenden Verfassung und der sich vollziehenden und anbahnenden politischen und gesellschaftlichen Entwicklung entstanden waren oder sich abzeichneten“04 und „mit einer bloßen Veränderung und Ergänzung (…) langfristig keine ausreichenden verfassungsrechtlichen Grundlagen geschaffen werden“05 konnten. Allerdings wollte man keinesfalls nur „verfassungsrechtliche Reparaturbrigade“06 sein, sondern selbst eine neue Verfassung vorlegen.
 
        KONKURRENZEN UND RESTRIKTIONEN
 
        Beide, Volkskammer wie Zentraler Runder Tisch, verfolgten damit dieselben Ziele: zum einen, eine Verfassung für eine demokratische, souveräne DDR zu entwerfen, und zum anderen, kurzfristig arbeitsfähig zu sein und verfassungsändernde Gesetze zu beschließen, mit denen sich die damals drängenden Aufgaben, etwa die Verabschiedung eines Wahlgesetzes, bewerkstelligen ließen. Für beide Gruppierungen war eine neue Verfassung außerdem Grundvoraussetzung für eine mögliche Vereinigung mit Westdeutschland.
 
        Mühlmann unterrichtete den Zentralen Runden Tisch am Tag von dessen Konstituierung über die Existenz der Kommission und forderte ihn auf, sich an deren Arbeit zu beteiligen.07 Der Runde Tisch nahm dieses Angebot zwar zur Kenntnis, bestand aber darauf, selbst zu entscheiden, wie und mit wem er zusammenarbeiten wollte.08 Das war Ausdruck der neuen Machtverhältnisse: Der Runde Tisch bestritt der nicht aus demokratischen Wahlen hervorgegangenen 9. Volkskammer das Recht, solche Entscheidungen zu treffen. Die einzige Institution, die aus dieser Perspektive legitimiert war, einen solchen Entwurf vorzulegen, war der Runde Tisch selbst. Der Volkskammer war lediglich die Funktion zugedacht, die unter anderem für die Erarbeitung eines Wahlgesetzes nötigen Verfassungsänderungen zu beschließen. Allerdings sollte sie mit zwei Mitgliedern des Verfassungsausschusses an der AG „Neue Verfassung“ beteiligt sein. Damit war laut dem Bürgerrechtler Wolfgang Templin zumindest eine „Art Arbeitsteilung (…) angestrebt, die sich positiv jedoch kaum realisierte und zumeist ein Gegeneinander bedeutete“.09
 
        Weil es aufseiten der Oppositionsgruppen kaum Juristen oder Staatsrechtler gab – wenngleich sich durch die Erfahrungen mit der Staatsmacht und ihren Sicherheitsorganen durchaus ein eigenes Rechtsbewusstsein und Rechtsverständnis, auch im Hinblick auf Verfassungsfragen, entwickelt hatte10 –, wurden von der Arbeitsgruppe eine Reihe von Expertinnen und Experten aus Ost- wie Westdeutschland hinzugezogen. Für die DDR waren das die Professoren Bernhard Graefrath und Karl-Heinz Schöneburg, beide vom Institut für Theorie des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR, aus der Sektion Rechtswissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin11 Fritz Tech, Dozent für Staatsrecht und Spezialist für das Recht der Bundesrepublik, Tatjana Ansbach, Dozentin für Völkerrecht, sowie das Ehepaar Hans-Jürgen und Rosemarie Will, er Dozent, sie Professorin für Staatsrecht. Aus der Bundesrepublik kamen der ehemalige Bundesverfassungsrichter Helmut Simon sowie die Professoren Axel Azzola, Alexander von Brünneck, Bernhard Schlink und Ulrich K. Preuß dazu. Klaus Michael Rogner kommt in seiner Studie zum Verfassungsentwurf zu dem Schluss, dass „diese neue Verfassung für die DDR maßgeblich durch juristische Berater des alten SED-Regimes (…) gestaltet“ worden sei; den westdeutschen Einfluss stuft er als eher gering ein.12 Eine weitere „externe Beraterin“ war die Schriftstellerin Christa Wolf, die an der Formulierung der Präambel mitwirkte.
 
        Neben der DDR-Verfassung von 1949 zog die Arbeitsgruppe eine ganze Reihe anderer Verfassungen zu Rate, das bundesdeutsche Grundgesetz war dabei nur eine unter vielen. Nicht zuletzt interessierte man sich für die neuen Verfassungen Spaniens und Nicaraguas, weil beide ebenfalls vor nicht allzu langer Zeit den Übergang von der Diktatur zur Demokratie bewältigt hatten.13 Im Laufe der Arbeit wurde deutlich, dass sich innerhalb der AG die größten Gegensätze nicht zwischen den alten und neuen Parteien auftaten, sondern „zwischen konservativem und radikaldemokratischem Verfassungsverständnis und [den] weit auseinandergehenden Hoffnungen, was das Projekt einer neuen Verfassung für die DDR bedeuten könnte“.14 In der Tat fällt die eigentümliche Allianz zwischen Mitgliedern der Bürgerrechtsbewegung und der SED angehörenden oder nahestehenden Staatsrechtlern und Juristen ins Auge, hatten diese ansonsten doch nur wenig gemein.
 
        Die AG „Neue Verfassung“ hatte geplant, bis zum April 1990 einen Entwurf vorzulegen, der nach einer breiten öffentlichen Debatte von der neugewählten Volkskammer beschlossen und dann in einem Volksentscheid noch einmal zur Bestätigung hätte vorgelegt werden sollen. Allerdings wiesen einige Teilnehmer am Runden Tisch schon zu Beginn darauf hin, dass für die Ausarbeitung einer komplett neuen Verfassung bis zu den Wahlen die Zeit zu knapp sei.15 Der Fahrplan war in der Tat nach kürzester Zeit Makulatur. Vor allem dadurch, dass die ursprünglich für den 6. Mai angesetzte Volkskammerwahl um zwei Monate auf den 18. März vorgezogen worden war, mussten die Planungen mehrfach angepasst werden. Im Februar 1990 ging man dann davon aus, nur Arbeitsmaterialien für die weitere Diskussion zur Verfügung stellen zu können. Nach den Wahlen sollte mit der Volkskammer gemeinsam ein Verfassungsrat aus Vertretern aller politischen Parteien und Vereinigungen der DDR sowie einigen Experten gebildet werden, um einen „für die Ausarbeitung einer Verfassung unbedingt erforderliche[n] breite[n] gesellschaftliche[n] Konsens“16 sicherzustellen. Den Volksentscheid terminierte man auf Oktober 1990.
 
        Die von den Untergruppen erarbeiteten Teilbereiche in einer finalen Version zusammenzufügen, oblag einer zehnköpfigen Redaktionsgruppe, die zwar fast täglich fieberhaft daran arbeitete, mit dem Entwurf aber bis zur Abschlusssitzung des Runden Tisches am 12. März 1990 nicht fertig wurde. Sie beantragte deshalb, weiter tagen zu dürfen, um das Ergebnis dann im April der Öffentlichkeit übergeben zu können. Zudem wollte sie an der Arbeit des Verfassungsausschusses der neu gewählten Volkskammer beteiligt werden und schlug schließlich den künftigen Abgeordneten vor, für den 17. Juni 1990 einen Volksentscheid über die neue Verfassung anzusetzen. Gerd Poppe, Sprecher und Vertreter der Initiative Frieden und Menschenrechte beim Runden Tisch, legte in dieser letzten Sitzung am 12. März noch einmal Selbstverständnis und Absichten der Gruppe dar: Der Runde Tisch sei der legitime Sachwalter des Volkes, das in der friedlichen Revolution seine Fesseln gesprengt habe und alleine berechtigt sei, eine Verfassung zu erlassen. Mit dem Entwurf wolle man Bestrebungen entgegentreten, „sich durch die Abgabe von Beitrittserklärungen einer anderen Verfassungsordnung, dem Grundgesetz der BRD, nach Artikel 23 zu unterwerfen“.17 Über Vorbilder wie das Grundgesetz oder die Verfassung der DDR von 1949 sei man „zum Teil deutlich hinaus[gegangen], (…) um dem Volk das Recht zu garantieren, unmittelbar an der Gesetzgebung mitzuwirken und die Verwaltung mit zu gestalten“.18 Mit Blick auf die weitere Entwicklung empfahl Poppe den Entwurf als „vorzügliche Grundlage“19 für eine neue gesamtdeutsche Verfassung, die dann Aufgabe einer verfassunggebenden Versammlung sei.
 
        Dem Antrag verweigerten allerdings die in der AG vertretenen Mitglieder von CDU, Demokratischem Aufbruch (DA) und SPD ihre Zustimmung, die Liberal-Demokratische Partei (LDP) enthielt sich.20 Richard Schröder (SPD) machte deutlich, warum: Die Redaktionsgruppe maße sich Kompetenzen an, die ihr nicht zustünden. Über eine neue Verfassung habe nicht sie, sondern hätten nur gewählte Abgeordnete zu entscheiden: „Ich bin dafür, daß die Arbeit des Runden Tisches, mühsame Arbeit, Anfangsarbeit, eingeht in die weitere Arbeit. Aber diese Tonart, welche dem noch zu wählenden Parlament im voraus die Legitimität abzusprechen scheint, den zur Abstimmung gedachten Verfassungsentwurf vorzulegen, kann ich nicht gut finden.“21 Christine Weiske (Grüne Partei – GP) widersprach dem vehement. Es könne nicht angehen, die AG „nun zu einem Häufchen von Hobby-Verfassungsrechtlern“ zu degradieren, „die das auf Privatbasis“ weitermache. Die AG solle weiter bestehen, „schon allein deshalb, um die Früchte der basis-demokratischen Bewegung zu wahren“.22
 
        Der Entwurf, wie er schließlich am 4. April, also einen Tag vor der konstituierenden Sitzung der Volkskammer, einstimmig von der Redaktionsgruppe verabschiedet und tags drauf der Öffentlichkeit präsentiert wurde,23 umfasste unter anderem soziale Grundrechte wie das Recht auf Arbeit, Wohnung, Bildung und soziale Sicherheit, das Streikrecht und ein Aussperrungsverbot, plebiszitäre Elemente wie eine Gesetzgebung durch das Parlament oder durch Volksentscheid sowie privilegierte Rechte für Bürgerbewegungen mit Zugang zu Informationen der Verwaltung. Zum Staatswappen wurde das Emblem der ostdeutschen Friedensbewegung „Schwerter zu Pflugscharen“ bestimmt.
 
        VERFASSUNGSDISKUSSION IN DER 10. VOLKSKAMMER
 
        Am 4. April übersandte die Redaktionsgruppe den Entwurf, wie von ihr angekündigt, auch an die neugewählten Volkskammerabgeordneten mit der Bitte, „sich dafür einzusetzen, daß die Volkskammer der Inkraftsetzung dieses Verfassungsentwurfs der Beschlußfassung über verfassungsändernde Einzelgesetze den Vorzug gibt“.24 Doch mit dem eindeutigen Sieg des von CDU, DA und DSU (Deutsche Soziale Union) gebildeten Wahlbündnisses Allianz für Deutschland am 18. März 1990 war sein Schicksal quasi besiegelt, noch bevor die 10. Volkskammer überhaupt zum ersten Mal zusammengetreten war. Schließlich hatte die Allianz, im Gegensatz zum Bündnis 90, das mit dem Slogan „Art. 23. Kein Anschluss unter dieser Nummer!“ in die Wahl gegangen war, eine „Einheit auf der Grundlage des Grundgesetzes“ und mithilfe von Übergangsregelungen propagiert. In den Koalitionsvereinbarungen legten sich CDU/DA, DSU, FDP und SPD auf eine Vereinigung „auf Grundlage von Art. 23“ fest, auch wenn es zwischen CDU und SPD in dieser Hinsicht Meinungsverschiedenheiten gab.25 Den ursprünglichen Plan der SPD, einen Beitritt nach Artikel 23 in Kombination mit Artikel 146 GG, hatte die CDU abgelehnt.26 Übereingekommen war man aber, das Recht auf Arbeit, auf Wohnung und auf Bildung in die Vereinbarungen aufzunehmen. Plebiszitäre Elemente hingegen, die die SPD auch festgeschrieben haben wollte, waren mit der CDU nicht zu machen: „Man kann dem Parlament nicht Themen der Straße aufzwingen.“27
 
        Die Chancen für den Runden-Tisch-Entwurf standen also von Beginn an schlecht, auch wenn seine Verfechter und Autoren mehrfach versuchten, ihn in die Debatte einzubringen. In der vom Bündnis 90 beantragten Aktuellen Stunde am 19. April warb Gerd Poppe für den Entwurf nicht allein als Sprecher von Bündnis 90, sondern ausdrücklich auch im Auftrag der AG „Neue Verfassung“ und erinnerte daran, dass an der Erarbeitung alle am Runden Tisch vertretenen Parteien beteiligt gewesen waren, weshalb auch in der Volkskammer eine Mehrheit dafür zu finden sein müsse.28
 
        Für die Gegner des Vorschlags, für die die Berichterstatterin des Verfassungsausschusses und Anwältin Brigitta-Charlotte Kögler (DA) sprach, war mit dem 18. März auch die alte Verfassung von 1974 abgewählt worden. Eine neue DDR-Verfassung auszuarbeiten, die ohnehin nur eine Übergangslösung sein konnte, hielten sie für reine Zeitverschwendung. Selbst diejenigen, die dem Entwurf größeres Wohlwollen entgegenbrachten, wie beispielsweise SPD-Fraktionschef Richard Schröder, der selbst für kurze Zeit an ihm mitgearbeitet hatte, waren skeptisch. Die von den Antragstellern geforderte öffentliche Diskussion und ein späterer Volksentscheid würden, so die Einschätzung, zu lange dauern. Angesichts des ungeheuren Zeitdrucks, unter dem der Einigungsprozess inzwischen ablief, schien das schlicht nicht praktikabel.
 
        Entsprechend wurden am 26. April 1990 die beiden vom Bündnis 90 eingebrachten Anträge zur Inkraftsetzung einer vorläufigen DDR-Verfassung und zur Volksabstimmung über eine neue Verfassung von den Parteien der großen Koalition mit einer knappen Mehrheit von 179 zu 167 Stimmen abgelehnt und nicht einmal in den Ausschuss überwiesen. Damit war klar, dass das demokratisch gewählte Parlament den Weg einer neuen DDR-Verfassung nicht weiter verfolgen, sondern lediglich mit verfassungsändernden Gesetzen arbeiten würde, die es dann am 17. Juni mit Zweidrittelmehrheit verabschiedete – also genau an dem Datum, für das die Arbeitsgruppe „Neue Verfassung“ ursprünglich die Volksabstimmung vorgesehen hatte.29
 
        NACH DEM 3. OKTOBER
 
        Mit dem 3. Oktober 1990 hatte sich der Entwurf der Arbeitsgruppe „Neue Verfassung“ aber mitnichten erledigt. Denn auch auf westdeutscher Seite hatte inzwischen eine rege und kontroverse Verfassungsdiskussion vor allem in den Printmedien und der (nicht nur) juristischen Publizistik begonnen.30 Von dort kamen, nachdem die Einigungsfeierlichkeiten abgeklungen waren, ebenfalls Forderungen, den Wortlaut des Artikels 146 GG ernst zu nehmen und das ursprünglich als Provisorium gedachte Grundgesetz durch eine neue gesamtdeutsche Verfassung zu ersetzen. Vor allem an den Universitäten und unter linken und linksliberalen Intellektuellen gab es große Sympathien für eine Neufassung. So setzten Jürgen Habermas, Michael Stolleis, Axel Honneth, Adrienne Göhler, Ute Gerhard, Claus Leggewie oder Horst Bredekamp, um nur einige herauszugreifen, ihre Unterschrift unter einen Aufruf für eine verfassunggebende Versammlung.31
 
        Ihre Vorstellungen korrespondierten mit denen der Autoren und Unterstützer des Runden-Tisch-Entwurfs, beide Diskussionsstränge wurden so zusammengeführt und bisweilen auch von denselben Personen vertreten. Stellvertretend sei hier als eine der zentralen Figuren der Debatte der Berliner Theologe Wolfgang Ullmann genannt, 1989 Gründungsmitglied von Demokratie Jetzt, einer der Initiatoren des Zentralen Runden Tisches – wenngleich er nur zeitweise an den Sitzungen der AG „Neue Verfassung“ teilnahm –, später für das Bündnis 90 Abgeordneter in der 10. Volkskammer und einer ihrer Vizepräsidenten sowie von 1990 bis 1994 Abgeordneter des Bundestages. Er gehörte zusammen mit Rosemarie Will, Wolfgang Templin oder Ulrich K. Preuß zu denjenigen Mitgliedern der Arbeitsgruppe, die schon am 16. Juni 1990, nachdem die Volkskammer die Beratung des Verfassungsentwurfs abgelehnt hatte, den außerparlamentarischen Weg beschritten und zusammen mit weiteren Akteuren aus Ost- und Westdeutschland im Reichstag in Berlin „die erste gesamtdeutsche Bürgerinitiative“,32 das „Kuratorium für einen demokratisch verfassten Bund deutscher Länder“ gründeten, um ihrem Vorhaben doch noch zum Erfolg zu verhelfen. Ihr erklärtes Ziel war es, einen Verfassungsentwurf für das vereinigte Deutschland „als wichtigstem Element des Zusammenwachsens“33 vorzulegen. Die etwa 200 aus den unterschiedlichsten Bereichen stammenden Mitglieder – die Liste reichte von Wolf Biermann über Otto Schily, Marianne Birthler, Fritz Pleitgen, Bärbel Bohley, Tatjana Böhm, Lea Rosh bis hin zu Jürgen Habermas – trafen sich in der Folgezeit zu insgesamt drei Kongressen, zwei davon an zentralen Orten der deutschen Verfassungsgeschichte: am 16. September 1990 unter dem Titel „Verfassung mit Volksentscheid“ in Weimar, am 8. Dezember 1990 in Potsdam und schließlich am 18. Mai 1991 in der Paulskirche in Frankfurt am Main, auf den Tag genau 143 Jahre, nachdem sich dort das erste deutsche Nationalparlament konstituiert hatte. Ihre Forderungen nahmen viele Punkte des Entwurfs der AG „Neue Verfassung“ auf: die Trennung von Staat und Kirche, das Recht auf Wohnung und Arbeit, Umweltschutz als Staatsziel, die Stärkung des Föderalismus und nicht zuletzt plebiszitäre Elemente und die Bestätigung der neuen Verfassung durch einen Volksentscheid.34
 
        GEMEINSAME VERFASSUNGSKOMMISSION VON BUNDESTAG UND BUNDESRAT
 
        Im Einigungsvertrag selbst war dem Gesetzgeber in Artikel 5 empfohlen worden, sich innerhalb von zwei Jahren mit einigungsbedingten Änderungen oder Ergänzungen des Grundgesetzes zu befassen. Dies bezog sich speziell auf das Verhältnis zwischen dem Bund und den Ländern, die mögliche Aufnahme von Staatszielen sowie die Frage der Anwendung des Artikels 146 GG und in dessen Rahmen die Durchführung einer Volksabstimmung.
 
        Zu diesem Zweck wurde im November 1991 eine 64 Mitglieder starke gemeinsame Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat eingesetzt. Das allerdings entsprach ganz und gar nicht den Vorstellungen der geistigen Mütter und Väter des Runden-Tisch-Entwurfs. Wolfgang Ullmann etwa, der für Bündnis 90 in der Kommission saß, und andere Kuratoriumsmitglieder forderten eine breite öffentliche Diskussion, die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung und einen anschließenden Volksentscheid. Auch SPD und Grüne hatten ursprünglich für die Einsetzung eines Verfassungsrates plädiert, der das Grundgesetz zu einer gesamtdeutschen Verfassung weiterentwickeln sollte.
 
        Die Resultate, die die Kommission nach zweijähriger Beratung und kontroversen Auseinandersetzungen präsentierte, empfanden viele denn auch als enttäuschend. Während die einen sich über den Erhalt des Status quo freuten – „das Grundgesetz bleibt das Grundgesetz“35 – titelten andere „Eine Leiche droht zu sterben“.36 Die beschlossenen Änderungen betrafen vor allem das Bund-Länder-Verhältnis, die Aufgaben des Bundesrats oder die konkurrierende Gesetzgebung des Bundes.37 Der Umweltschutz wurde in der Folge als Staatsziel in die Verfassung aufgenommen, eine Forderung, mit der die Bundestags-Grünen zuvor noch in mehreren Anläufen gescheitert waren. Doch weder basisdemokratische Elemente noch das Recht auf Arbeit oder Wohnen noch ein von Konrad Elmer (SPD) vorgeschlagener Aufruf zu Mitmenschlichkeit und Gemeinsinn schafften es ins Grundgesetz.38
 
        Auch wenn Wolfgang Ullmann im Mai 1993 ebenso wie sein Stellvertreter Gerd Poppe die Kommission vorzeitig verlassen hatte, weil er „seine verfassungspolitischen Vorstellungen und Erwartungen in den Beratungen und Abstimmungen der Kommission nicht verwirklicht sah“39 und sich über die verpassten Chancen beklagte,40 war die Kommission dennoch „der einzige institutionalisierte Raum, in dem dieser deutsch-deutsche Reformdiskurs systematisch und unter großer öffentlicher Anteilnahme geführt wurde“. Ostdeutsche Demokratieideen, „die in der Herbstrevolution so vielstimmig artikuliert worden waren (…), kamen hier ausführlich zur Sprache“.41 Immerhin rund 800000 Bürgereingaben, unter anderem Masseneingaben auf vorgedruckten Postkarten, zeugten vom großen öffentlichen Interesse.42
 
        DER GESCHEITERTE VERFASSUNGSENTWURF – EINE VERPASSTE CHANCE?
 
        Was bleibt nun von diesem gescheiterten Verfassungsversuch? Der Entwurf der AG „Neue Verfassung“ des Zentralen Runden Tisches war vor allem ein Projekt der DDR-Bürgerrechtsbewegung, unterstützt von den Reformkräften der SED und später der PDS. Mit dieser Verfassung sollte die DDR der Bundesrepublik als gleichberechtigter Partner gegenübertreten können. Die CDU als Gewinnerin der Wahlen vom 18. März präferierte allerdings von Anfang an den Beitritt nach Artikel 23 des Grundgesetzes und sah, wie ihre Koalitionspartner in der Volkskammer, in einer eigenen DDR-Verfassung keinen Sinn. Nach dem 3. Oktober bildete der Entwurf eine der wesentlichen Quellen für einen weiteren Versuch, mithilfe einer Bürgerinitiative eine neue gesamtdeutsche Verfassung ins Leben zu rufen, die einen Neuanfang markieren und als Symbol für die Einheit zweier gleichberechtigter Partner stehen sollte. Dieser Versuch ist nicht geglückt. Zumindest aus Sicht der Initiatoren ist damit eine einmalige Chance vertan worden. Mehrheiten konnte der Entwurf allerdings zu keiner Zeit gewinnen. Auffallend sowohl beim Entwurf selbst als auch beim Engagement der Bürgerinitiative sind die starken Vorbehalte gegen die repräsentative parlamentarische Demokratie und ihre Verfahren sowie die Präferenz für direktdemokratische Teilhabe. Darin knüpfte der Entwurf an die DDR-Verfassung von 1949 an.43
 
        Dass der Entwurf über die erste Ablehnung hinaus trotzdem über vier Jahre in der Diskussion blieb, verdankte er unter anderem dem Einsatz von Akteuren wie Gerd Poppe oder Wolfgang Ullmann, die in den unterschiedlichsten Funktionen – als Mitglieder des Zentralen Runden Tisches, als Abgeordnete von Volkskammer und Bundestag, als Mitglieder der gemeinsamen Verfassungskommission und als Mitbegründer des außerhalb des Parlaments agierenden Kuratoriums – immer wieder für seine Realisierung kämpften. Obwohl sie letztlich damit scheiterten, hat der Entwurf dennoch seine Spuren hinterlassen. Sein politisches Erbe findet sich in einigen Verfassungen der 1990 wiedergegründeten ostdeutschen Bundesländer.44
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        WEHRHAFTE DEMOKRATIE
 
        Vom Wesen und Wert eines schillernden Konzepts
 
        Jens Hacke
 
        Die Rede von der „wehrhaften Demokratie“ hat in jüngster Zeit einen völlig neuen Verbreitungsgrad erreicht. Politiker fordern sie ein, der öffentlich-rechtliche Rundfunk ruft sie zum Jahresmotto aus, sie wird zum allgemein geteilten Bekenntnis hunderttausender Demonstranten, die Zeichen gegen einen politischen Rechtsruck setzen wollen. Demokratische Wehrhaftigkeit scheint zum Heils- und Hoffnungsversprechen in einer Zeit der Krisenstimmung geworden zu sein, welche die westlichen Demokratien spätestens seit dem Jahr 2016 erfasst hat, als das Brexit-Referendum und die Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten eine Erschütterung des liberalen Selbstverständnisses verursachten, von dem sich Europa bis heute nicht erholt hat. Im Gegenteil: Der Aufschwung des Rechtspopulismus hat sich seither fortgesetzt, und die politischen Rezepte zu seiner Bekämpfung bleiben weiterhin Mangelware. Dieser Befund trifft mittlerweile europaweit zu, und der Verdacht liegt nahe, dass die Beschwörung einer selbstbewussten und verteidigungsbereiten Demokratie proportional zur Notlage an Lautstärke zunimmt. War sie früher nur der Gegenstand von Sonntagsreden, ist nun Vorsicht geboten, dass sich die Dauerpräsenz des Appells an alle Demokraten, sich ihrer Gegner zu erwehren, nicht abnutzt oder zur Ausstellung der Hilflosigkeit wird.
 
        KRISE ALLENTHALBEN
 
        Unleugbar scheint die Einsicht, dass die demokratische Ordnung fragiler und unsicherer wirkt als lange Zeit gedacht.01 Dabei hat sich das Verhältnis umgekehrt: Während früher die Zivilgesellschaft einen Missbrauch des Staats- und Verfassungsschutzes fürchtete, wenn Notstandsgesetze, Parteienverbote oder Radikalenerlass den Verdacht auf sich zogen, restriktiv die Freiheiten einer offenen Gesellschaft zu beschränken und Gesinnungsschnüffelei zu etablieren, so häufen sich mittlerweile die Forderungen, von den verfügbaren Rechtsmitteln endlich konsequent Gebrauch zu machen. Nicht nur wird das Parteienverbot mit Blick auf die AfD, die in einigen Landesverbänden nach Auskunft des Verfassungsschutzes als „gesichert rechtsextremistisch“ gilt, in der Öffentlichkeit parteiübergreifend gefordert, auch die Einschränkung der Grundrechte von einigen ihrer führenden Köpfe steht zur Diskussion. Und mit Blick auf die Maßnahmen, die in Polen und Ungarn einen schleichenden institutionellen Umbau in Richtung „illiberaler Demokratie“ begleiteten, sind jüngsthin Rufe lauter geworden, die Wahl der Bundesverfassungsrichter an eine im Grundgesetz verankerte Zweidrittelmehrheit zu binden, um sie präventiv vor einem Zugriff der AfD zu schützen.
 
        Sicherlich lässt sich die Dramatik der Krisendiagnostik im deutschen Fall relativieren, sobald man den Wandel der Parteiensysteme und die Stärke rechtspopulistischer Kräfte in Nachbarländern wie Österreich, den Niederlanden oder Frankreich betrachtet. Doch selbst wenn man in Betracht zieht, dass die Demokratie die einzige Staatsform ist, welche die oppositionelle Infragestellung der Regierung institutionalisiert hat und die Kritik – und damit häufig auch die Suggestion einer Krise in Permanenz – zu ihrem Wesensmerkmal zählt, hat die Sorge um die Zukunftsfähigkeit der Demokratie doch eine neue Qualität erreicht. Die Fortschrittsgewissheit früherer Jahre, als die parlamentarische Demokratie zum Nonplusultra westlicher Regierungskunst erklärt wurde, ist nachhaltig erschüttert. Nicht mehr die Vertiefung und Erweiterung, die „Demokratisierung der Demokratie“,02 stehen auf der Agenda, sondern es geht um ihr Überleben. Ihre prekäre Lage allerdings einzig böswilligen inneren Feinden und äußeren Mächten zuzuschreiben, griffe zu kurz. Denn die Demokratie ist immer Ergebnis – und manchmal auch Opfer – der mit ihr verbundenen Erwartungen und Hoffnungen, aber auch der versäumten Chancen, ungelösten Konflikte und entstandenen gesellschaftlichen Verwerfungen. Deshalb hängt die Frage, wie stabil, resilient oder wehrhaft die Demokratie ist, stets damit zusammen, inwiefern sie in der Lage ist, sich neuen Herausforderungen anzupassen, entwicklungsfähig zu bleiben und vor allem erfolgreich die soziale Kohäsion und Integration ihrer Bürger zu bewerkstelligen.
 
        Eben weil die Demokratie stetem Wandel unterworfen bleibt und im Sinne des frühen bundesrepublikanischen Demokratieerziehers Dolf Sternberger eine „lebende Verfassung“ ist,03 können Selbstbehauptung, Funktionsfähigkeit und Performanz nur schwer voneinander getrennt werden. Um es anders zu formulieren: Systemgegner treten in dem Moment auf den Plan, in dem bestimmte Probleme nicht behandelt werden, Bevölkerungsgruppen sich nicht repräsentiert fühlen, Zukunftschancen schwinden, soziale Ungleichheit, Abstiegsängste und Unzufriedenheit wachsen. Insofern liegt die Vermutung nahe, dass der Ruf nach Wehrhaftigkeit stets demokratische Defekte und Versäumnisse anzeigt.04 Gleichzeitig wirken wenige Begriffe so unbestimmt und schillernd wie jener der „wehrhaften Demokratie“, und dies hängt vor allem mit seiner Geschichte zusammen, deren Ursprünge in der Zwischenkriegszeit liegen, als die liberale Demokratie in den 1930er Jahren ihre wahre Existenzkrise erlebte.05
 
        WEIMARS SCHEITERN
 
        Zwar ist die Selbstgefährdung der Demokratie, ihr potenzielles Abgleiten in Anarchie, Demagogie oder Autokratie, ein von alters her bekannter Topos politischer Reflexion. Doch die Zeitgenossenschaft der Oktoberrevolution und des Bolschewismus sowie des „Marsches auf Rom“ und des Faschismus führte seinerzeit unter politischen Beobachtern und Theoretikern zu einer intensiven Reflexion über Szenarien der Machtübernahme respektive über Präventionsmaßnahmen, um eine solche zu verhindern. Der Staatsrechtler Carl Schmitt etwa meinte die Schwachstelle des Liberalismus darin zu erkennen, dass dieser unfähig sei, sich seiner Feinde zu erwehren. Dabei drohte der demokratischen Ordnung, so Schmitt, nicht in erster Linie Gefahr vonseiten einer „antidemokratischen Mehrheit“. Sondern bereits der legale Zugriff auf staatliche Macht böte die Möglichkeit, die Legitimität eines demokratischen Willens auszuhebeln. Schmitt betonte zu Recht einen zentralen Aspekt der parlamentarischen Demokratie: das „Offenhalten der gleichen Chance, die Mehrheit, das heißt die politische Macht zu gewinnen“. Hellsichtig erkannte er, dass „der bloße Besitz der staatlichen Macht einen zur bloß normativistisch-legalen Macht hinzutretenden zusätzlichen politischen Mehrwert“ bewirke, nämlich „eine über-legale Prämie auf den legalen Besitz der legalen Macht und auf die Gewinnung der Mehrheit“.06
 
        Für Schmitt lag die Gefährdung der Weimarer Republik eben nicht einfach in dem Umstand, dass ihre Verfassung per Mehrheitsentscheid außer Kraft gesetzt und damit die demokratische Ordnung beseitigt werden konnte, sondern darin, dass Verfassungsgegner in einem gezielten Angriff konkurrierende legale Mittel ausnutzen konnten, um ein neues Regime zu etablieren. Insofern könne man die gleiche Chance „selbstverständlich nur demjenigen offenhalten, von dem man sicher ist, daß er sie einem selber offenhalten würde“.07 Wenn schließlich „das Prinzip der gleichen Chance und damit die Legalitätsgrundlage des parlamentarischen Gesetzgebungsstaates jeden Glauben“ verloren habe, komme es nur noch darauf an, „wer zuletzt, wenn es wirklich soweit ist, in dem Augenblick, in dem das ganze Legalitätssystem beiseite geworfen wird, die legale Macht in der Hand hat und dann seine Macht auf neuer Grundlage konstituiert“.08 Schmitt hatte vor allem den Artikel 76 der Weimarer Reichsverfassung im Sinn, der eine (schrankenlose) Verfassungsänderung mit Zweidrittelmehrheit erlaubte, und nahm den liberalen Relativismus der herrschenden Staatslehre ins Visier. „Wenn das die herrschende und die ‚alte‘ Lehre ist“, folgerte Schmitt, „so gibt es keine verfassungswidrigen Ziele. Jedes noch so revolutionäre oder reaktionäre, umstürzlerische, staatsfeindliche, deutschfeindliche oder gottlose Ziel ist zugelassen und darf der Chance, auf legalem Wege erreicht zu werden, nicht beraubt werden.“09
 
        Ex negativo hatte Schmitt damit das Problem beschrieben, auf das eine Demokratie stößt, die sich ihrer Existenz nicht sicher sein kann. Er ignorierte freilich die Möglichkeiten der Republikschutzgesetzgebung, welche auch die damalige Verfassung bot, um ihre Feinde zu bekämpfen. Am Ende fehlte vor allem der politische Wille, sie anzuwenden – auch beim antiliberalen Schmitt, der seinen Hauptgegner im österreichischen Staatsrechtslehrer Hans Kelsen fand. Kelsen war ein aufrechter liberaler Sozialdemokrat, dessen normative und definitorische Askese die Demokratie jedoch auf die Mehrheitsregel beschränkte. Die Demokratie sei „diejenige Staatsform“, so Kelsen, „die sich am wenigsten gegen ihre Gegner wehrt“.10 Die Frage, „[o]b die Demokratie sich nicht selbst verteidigen soll, auch gegen das Volk, das sie nicht mehr will“, musste Kelsen aus der Konsequenz seiner theoretischen Position verneinen, denn: „Eine Demokratie, die sich gegen den Willen der Mehrheit zu behaupten, gar mit Gewalt sich zu behaupten versucht, hat aufgehört, Demokratie zu sein.“ Kelsen wollte sich „nicht in den verhängnisvollen Widerspruch verstricken lassen und zur Diktatur greifen, um die Demokratie zu retten“.11 Man mag sich fragen, ob dieser Fall je eingetreten ist – immerhin vermochten auch die Nationalsozialisten nie, bei regulären Wahlen eine absolute Mehrheit der Stimmen zu erreichen. Aber Kelsens Verzicht auf Abwehrmaßnahmen des Staates markiert die dilemmatische Frage, ob antidemokratische Haltungen und Affekte durch Verbote überhaupt wirksam bekämpft werden können. Das Kind war aus seiner Sicht bereits vorher in den Brunnen gefallen. Dass Kelsen den wertegeleiteten Einsatz für die Demokratie unbedingt befürwortete, allerdings in einer umfassenderen Form, machte er in seiner klassischen Schrift „Vom Wesen und Wert der Demokratie“ (1920/1929) deutlich.12 Nicht nur dient die Demokratie, so Kelsen, durch ihre Kultur des Kompromisses dem sozialen Frieden, sondern sie hat auch für die politische Erziehung respektive Bildung ihrer Bürgerinnen und Bürger zu sorgen, um die demokratische Kultur zu stärken.
 
        MILITANTE DEMOKRATIE
 
        Kelsens theoretisch begründeter Verzicht auf staatliche Verteidigungsmaßnahmen zum Erhalt der Demokratie rief seine Kritiker auf den Plan. Insbesondere nach erfolgter Machtübertragung an die Nationalsozialisten entwickelte sich eine intensive Debatte über die versäumten Chancen und die daraus zu ziehenden Lehren für die verbliebenen Demokratien, die sich von innen und außen weiterhin bedroht sahen. Der Staatsrechtler und Max-Weber-Schüler Karl Loewenstein sollte im amerikanischen Exil das Konzept der „militant democracy“ entwickeln. Es verdankt sich zu wesentlichen Teilen der Weimarer Erfahrung, und Loewenstein hatte auf der Staatsrechtslehrertagung 1931 in Halle bereits erste Ansätze dazu formuliert: „Der Staat, der von zwei radikalen Flügelparteien bewußt bedroht wird, muß sich entschlossen dagegen zur Wehr setzen.“13
 
        Seine umfangreiche Ausarbeitung aus dem Jahr 1937 lieferte eher eine Bestandsaufnahme bisher praktizierter Staatsschutzmaßnahmen (Parteienverbote, Verbote staatsfeindlicher Organisationen, Bestrafung von Hochverrat, Verbot von Waffenbesitz, Ahndung von Hass und Volksverhetzung und anderes mehr) und war gleichzeitig ein Dokument der Desillusionierung. Sich mit dem irrationalen Ideengehalt des Faschismus auseinanderzusetzen, hielt er kaum für erfolgversprechend; jede Aufklärungsbemühung komme zu spät. Stattdessen sei es nötig, „Feuer mit Feuer“ zu bekämpfen.14 Die Forderung nach militanter Selbstbehauptung war – den Zeitumständen geschuldet – bitterernst gemeint. Loewenstein orientierte seine Überlegungen am überlieferten republikanischen Institut der Diktatur. Für vehemente Gegner der Appeasement-Politik wie ihn war die demokratische Bereitschaft zur Selbstverteidigung ohne ihre außenpolitische Komponente nicht denkbar. Angesichts existentieller Bedrohung durch Gewaltregime gewann für Liberale die demokratische Lebensform als zivilisatorische Errungenschaft der Moderne an Gewicht. Charakteristisch dafür war der neuerliche Rekurs auf den Humanismus und die Menschenrechte. Kurz vor dem Zweiten Weltkrieg plädierte auch Thomas Mann für einen „militanten Humanismus“, der die westliche Demokratie verteidigen sollte.15 Diese Haltung galt gleichermaßen für die innenpolitische Bekämpfung der Demokratiegegner wie für die Opposition gegen die Appeasement-Politik der Westmächte, die dem Expansionswillen der NS-Diktatur wenig entgegensetzten. Das Bekenntnis zu Werten und die Frontstellung gegen den Totalitarismus schufen den neuen common ground für einen demokratischen Liberalismus.
 
        In späteren Jahrzehnten ist diese Haltung wegen ihrer „Kreuzzugmentalität“ immer wieder kritisiert worden. Zu den Auswüchsen eines McCarthyismus, der politische Gegner zu Vogelfreien machte, und zur missionarischen Vorstellung eines democracy building sind leicht Verbindungen herstellbar. Spätestens nach dem Ausbruch des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine lassen sich allerdings die Aporien der damaligen Situation wieder besser verstehen. Bei einer Würdigung von Loewensteins kämpferischer Entschlossenheit wird man die fehlende theoretische Stringenz – Bürgerrechte außer Kraft zu setzen, um „fundamentale Rechte“ zu verteidigen – eventuell mit anderen Augen sehen. Auch Loewenstein war das wesentliche Argument Kelsens nicht entgangen, in der Festigung der demokratischen Kultur das wirksamste Remedium gegen Autoritarismus zu sehen. Seine empirischen Befunde bestätigten, dass die westlichen Demokratien und parlamentarischen Monarchien weitgehend stabil blieben, die jungen Republiken wie Spanien, Österreich, Polen oder Deutschland, denen es an demokratischer Erfahrung fehlte, indessen zugrunde gingen.
 
        WEHRHAFTE DEMOKRATIE ALS KRISENLÖSUNG?
 
        Die Politikwissenschaft und die Staatsrechtslehre neigen dazu, die Idee einer begrifflich pazifizierten „streitbaren Demokratie“ als ein praxisorientiertes Modell zu behandeln, dessen Erfolg schließlich im Grundgesetz der Bundesrepublik zu besichtigen sei.16 Die entscheidenden Stichworte, die der Charakterisierung einer „streitbaren Demokratie“ dienen, sind dann „wachsam“, „wertgebunden“, „abwehrbereit“; ihre Mittel sind die des Verfassungsschutzes, des Parteienverbots, der Bekämpfung von Verfassungsfeinden und der Festschreibung von Normen durch Unabänderlichkeits- oder Ewigkeitsklauseln. So wichtig dieser praxisbezogene Kontext verfassungspolitischer Maßnahmen ist, so sehr läuft man Gefahr, die politikwissenschaftliche Diskussion auf Anwendungswissen zu reduzieren und damit die demokratietheoretische und normativ-politische Debatte um die Selbstbehauptung der Demokratie zu vernachlässigen.
 
        In ideengeschichtlicher Perspektive ebnete die „militante Demokratie“ zwar den Weg zu einem robusten Demokratieverständnis, aber Loewensteins Konzept verdeutlicht vor allem, in welche Dilemmata sich liberale Demokraten verstricken, wenn sie bereits jenseits demokratischer Mehrheiten operieren und die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz der demokratischen Ordnung gar nicht mehr ergreifen können. „Militant Democracy“ erscheint dann als Produkt einer existenziellen Bewährungskrise der Demokratie. Die Probleme fangen freilich schon mit einer angemessenen Eindeutschung des Begriffes an, denn man darf nicht übersehen, dass die abgemilderten Formen der „wehrhaften“ oder „streitbaren Demokratie“ erst nachträgliche Übersetzungen sind. In den 1930er Jahren lag der Begriff der Militanz näher; er hatte innenpolitische und außenpolitische Evidenz. Innenpolitisch, weil es wirklich darum ging, militarisierten Kampfverbänden der extremistischen Parteien zu begegnen, außenpolitisch, weil die revisionistische Außenpolitik und der kriegerische Expansionswille des Nationalsozialismus Gegenwehr verlangten.
 
        Wenn Zeitdiagnostiker, Historiker und Politikwissenschaftler heute den Vergleich zur Zwischenkriegszeit ziehen,17 liegen einige oberflächliche Ähnlichkeiten auf der Hand: die Akzeptanzkrise des Parlamentarismus, das Aufkommen rechtsextremistischer Massenbewegungen und der allgemeine Konjunkturaufschwung des Nationalismus, das Spannungsverhältnis zwischen demokratischen Teilhabeansprüchen und kapitalistischer Wirklichkeit, nicht zuletzt die Unsicherheiten eines internationalen Systems, dessen Institutionen den Herausforderungen der Migration, der Ökonomie und Ökologie oder der Sicherheitspolitik immer hilfloser gegenüberzustehen scheinen.
 
        Der wichtigste Unterschied besteht allerdings darin, dass die liberale Demokratie seinerzeit noch eine neue Errungenschaft war. Demokratie war ein Zukunftsbegriff, an den sich eine Fülle von Erwartungen und Hoffnungen knüpfte, aber mit ihm waren noch kaum Erfahrungen verbunden. Eigentlich kann man in Europa erst seit 1918 davon sprechen, dass die liberale Demokratie mit freiem und gleichem Wahlrecht, repräsentativer parlamentarischer Regierungsform, Gewaltenteilung und Garantie von Grundrechten Verfassungsgeltung erlangte und zum führenden Modell wurde. Die Frage, wie die Demokratie dauerhaft zu sichern und gegen ihre Feinde zu schützen ist, wurde in dem Moment relevant, als sich in der Massendemokratie neue totalitäre Ideologien anschickten, die parlamentarische Demokratie zu beseitigen – unter Berufung auf einen vermeintlichen Volks- beziehungsweise Mehrheitswillen.
 
        Für die Zeitgenossen schienen Joseph Goebbels’ Worte von der liberalen Demokratie, die „ihren Todfeinden die Mittel selbst stellte“, durch die sie vernichtet werden konnte, unmittelbar evident.18 Nimmt man Goebbels’ Ausspruch ernst, ist aber nicht das Volk der entscheidende Akteur, sondern es sind die antidemokratischen Eliten, die die Chancen des politischen Systems für ihre Zwecke instrumentalisieren. Insofern konzentriert sich bis heute jede Krisendiagnose auf die Kritik an den Eliten und Funktionsträgern in Politik und Wirtschaft, die sich vom normativen Anspruch der Demokratie entkoppelt haben und ihrer demokratischen Verantwortung nicht mehr gerecht werden.19
 
        Dies macht auch die Grenzen jeder normativen Demokratietheorie deutlich, die stets auch mit dem Unverfügbaren zu tun hat: mit sozialpsychologischen Dynamiken, Hoffnungen und Ängsten, Utopien und Schreckensbildern der Bürger, die sich schwer berechenbar auf den demokratischen Prozess auswirken. Ausgerechnet der formalistische und rechtspositivistische Hans Kelsen erinnert die Staatsrechtler und Politikwissenschaftler daran, dass Verfassungen den Gegebenheiten der sozialen und politischen Wirklichkeit in unvorhersehbarer Weise ausgeliefert bleiben müssen.
 
        In gewisser Weise zeigt die Aufgabe, das Konzept einer „wehrhaften Demokratie“ festzuzurren, eine Strukturanalogie zu anderen Paradoxa der Demokratietheorie, wie dem Widerstandsrecht und dem „zivilen Ungehorsam“. Während das Widerstandsrecht als Notwehr der Bürger gegen den Machtmissbrauch der Regierenden gilt, kommt dem „zivilen Ungehorsam“ die Rolle zu, legitime normative Gründe gegen eine Legalordnung vorzubringen, die sich von den Werten der Verfassung zu entfernen droht. Die juridische Fixierung solcher Handlungsoptionen erweist sich in beiden Fällen als nahezu unmöglich, denn der demokratische Zweck, welcher der Anwendung zugrunde liegen soll, kann schwerlich allein durch die Buchstaben der Verfassung gesichert werden. Man kann zwar Regelungen für den Ausnahmefall vorsehen, aber mit dem Ausnahmezustand, der die Aktion rechtfertigen soll, verliert man den festen Boden prozeduralen Handelns unter den Füßen. Die normative Legitimität steht damit gegen die legislative und exekutive Legalität. Es bleibt – zumal in der Demokratie – eine Auslegungssache, wann die schleichende Verwandlung des Rechtsstaates in einen Unrechtsstaat den Widerstand der Bürger legitimiert. Besondere Maßnahmen einer Gesetzgebung zum Schutz des freiheitlichen Rechtsstaates werden meist in dem Moment nötig, wo die Mehrheiten dafür geschwunden und sie de facto nicht mehr durchsetzbar sind.
 
        PRÄVENTIVE STRATEGIEN
 
        Gleichwohl darf man das Recht nicht auf seine Funktionalität reduzieren, sondern muss auch die kulturelle Prägekraft von Verfassungsnormen in Rechnung stellen.20 In dieser Hinsicht profiliert sich die Innovation der Verfassungsgerichtsbarkeit als Hüterin der demokratischen Ordnung; die Befugnis zur Normenkontrolle hat nicht zuletzt Hans Kelsen als Mitarchitekt der Österreichischen Verfassung konzipiert – und als Verfassungsrichter praktiziert, bis er 1930 als Richter ausschied. Aus demokratietheoretischer Perspektive scheint Kelsen lange rehabilitiert: Obwohl die „wehrhafte Demokratie“, deren erste Verfechter sich scharf von ihm absetzten, mittlerweile zum Repertoire westlicher Selbstbeschreibungen zählt, hat sich der Akzent ihres Ideengehalts verschoben. Sicherlich dient sie weiterhin dazu, den Maßnahmenkatalog des Verfassungs- und Staatsschutzes zu beschreiben. Allerdings zeigen die neuerlichen Debatten um die Krise der Demokratie, dass die Konzentration auf den klar zu markierenden Verfassungsfeind zu kurz greift. Der Schematismus einer Extremismusauffassung, welche die Bedrohung symmetrisch im organisierten Rechts- und Linksradikalismus sieht, erschöpft sich in einer Gegnerbekämpfung, deren polizeiliche Maßnahmen zwar nötig sind, die Demokratie jedoch nicht nachhaltig zu stabilisieren vermögen. Darüber hinaus ist die Gefahr eines offenen Kampfes der Verfassungsgegner, der die Demokratie mit einem Putsch oder Ähnlichem beseitigt, von geringer Wahrscheinlichkeit, zumal funktionierende europäische Demokratien bislang nie von links beseitigt worden sind. Die wehrhafte Demokratie kann zwar ihre konzeptuelle Herkunft aus einem der Diktatur nachempfundenen Mittel für den Ausnahmezustand nicht verleugnen, aber es könnte helfen, in ihr eine Charakterisierung der generellen Konstitution liberaler Demokratien zu sehen, um Krisenfestigkeit und Stabilität zu betonen.
 
        Schon Kelsen und Loewenstein haben mit unterschiedlichen Akzentsetzungen gezeigt, dass der Erfolg demokratischer Verteidigungsmaßnahmen (ob „militant“ oder legislativ) von einer gefestigten politischen Kultur abhängt. Wenn heute vom Zerfall und vom Sterben der westlichen Demokratie die Rede ist, kann die politische Theorie aus den Argumentationsfiguren der damaligen Diskussion immer noch lernen, ohne die gegenwärtige Debatte künstlich zu dramatisieren. Denn der Vergleich mit den Weimarer Verhältnissen zeigt vor allem Unterschiede: Eine seit 75 Jahren gewachsene Kultur der Demokratie bietet in ihrer zivilgesellschaftlichen Verankerung fraglos bessere Voraussetzungen zur Krisenbewältigung, als dies in der ersten deutschen Demokratie der Fall war. Diese stand wahrlich vor dem Problem, als Republik ohne Republikaner, als Demokratie ohne Demokraten nicht ausreichend Verfassungspatrioten und damit entschlossene Verteidiger der rechtsstaatlichen Ordnung in ihren Reihen zu wissen, nicht einmal innerhalb ihrer Institutionen. Die Großdemonstrationen Anfang 2024 sind darum mehr als eine moralisch bequeme Selbstvergewisserung. Sie sind als praktiziertes zivilgesellschaftliches Engagement ein Zeichen für bürgerschaftlichen Zusammenhalt und demokratische Wehrhaftigkeit in einem Stadium, in dem die politische Kultur und staatliche Institutionen Stärkung benötigen. Vor dem Hintergrund breiter Beteiligung und intensiver öffentlicher Debatte fällt es schließlich auch leichter, ein Parteienverbot als realistische Option zu diskutieren – mit dem möglichen Nebeneffekt, dass eine breite Mobilisierung eine solche Maßnahme letztlich überflüssig machen könnte.
 
        Damit ist es aber nicht getan. Denn die wachsenden Zweifel an der Problemlösungskompetenz des politischen Systems sowie die abnehmende Akzeptanz der Demokratie signalisieren ein Kommunikationsdefizit beziehungsweise eine Entfremdung zwischen Bürgerinnen und Bürgern und demokratischem Staat. Es ist deswegen wenig zielführend, sich allein auf die Bekämpfung der Demokratiegegner zu kaprizieren, sondern wichtiger, Krisenfelder und politische Verwerfungen als Ergebnisse von (immerhin korrigierbaren) politischen Versäumnissen zu begreifen. Zur Stabilisierung der Demokratie gehört eine Aktivierung demokratischer Selbstkritik, die bedrohliche Symptome wie soziale Spaltung, Rechtspopulismus und Nationalismus, Xenophobie, Antisemitismus und Antiliberalismus auf Ursachen zurückführt, anstatt wohlfeile Feinderklärungen vorzunehmen.
 
        Die Demokratie ist auch deswegen eine „gefährdete Lebensform“,21 weil sich ihre Krisensymptome keineswegs immer auf offensichtlich rationale institutionelle Gründe oder objektive sozioökonomische Missstände zurückführen lassen. Diffuse Ängste und Ressentiments treten dann auf, wenn die Demokratie nicht mehr hinreichend in der Lage ist, eine Perspektive der Hoffnung und Verbesserung zu bieten, die mit dem Gemeinwohl und dem grundsätzlichen Ziel einer „Gesellschaft der Gleichen“ verbunden bleibt.22 Die Pflege des öffentlichen Raumes in Kommunen und Städten, der Zugang zur Bildung, die Gewährung von Lebenschancen, die Bereitstellung einer funktionierenden Infrastruktur, die Sorge um die ökologischen Grundlagen – dies alles bleibt Gegenstand fortwährender Demokratisierungsprozesse. Insofern ist eine politische Thematisierung des Gemeinsamen eine weitaus wirksamere präventive Strategie zur demokratischen Wehrhaftigkeit als die einseitige Fixierung auf den Kampf gegen die Feinde der Demokratie.
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        GRUNDRECHT UNTER DRUCK
 
        Das Recht auf Asyl in den Mühlen der Migrationspolitik
 
        Marei Pelzer · Maximilian Pichl
 
        Die globalen Flüchtlingszahlen sind in den vergangenen Jahren dramatisch gestiegen. Kriege und Konflikte wie in Syrien, Afghanistan oder der Ukraine haben menschliches Leid ins Unermessliche steigen lassen und die Zahl derjenigen, die entweder in ein anderes Land flohen oder innerhalb ihres eigenen Landes vertrieben wurden, laut den Vereinten Nationen auf nun 110 Millionen anschwellen lassen.01 In die Europäische Union flohen 2023 über eine Million Asylsuchende, von denen knapp 350000 Menschen in Deutschland einen Asylantrag stellten. Prognosen zu den Folgen der Klimakrise lassen es wenig realistisch erscheinen, dass Flucht und Migration in Zukunft zurückgehen werden.
 
        Angesichts der Wahlerfolge von rechtspopulistischen und extrem rechten Parteien sehen sich die etablierten Parteien mehr und mehr unter Druck, immer restriktiveren Vorschlägen zur Abwehr von Fluchtmigration Gehör zu schenken – oft werden sie sogar selbst zum Treiber der Entrechtung von Schutzsuchenden. Sowohl auf EU-Ebene als auch in der deutschen Flüchtlingspolitik scheint die Reduzierung der Flüchtlingszahlen derzeit das vorrangige Ziel zu sein. So kam es Ende 2023 in der EU zu einer Einigung auf grundlegende Reformen des europäischen Asylrechts. Mit ihnen sollen verpflichtende Grenzverfahren eingeführt, Asylsuchende pauschal auf Drittstaaten verwiesen sowie Sozialleistungen zusammengestrichen werden. Noch stärker als bisher sollen diese Instrumente zukünftig die Kernelemente der europäischen Flüchtlingspolitik ausmachen. Allerdings stellt sich die Frage, ob diese neuen Entwicklungen noch mit den Vorgaben nicht nur des Grundgesetzes, sondern auch des Unions- und Völkerrechts vereinbar sind.
 
        LEHREN AUS DER NAZIZEIT
 
        Als vor 75 Jahren das Asylrecht ins Grundgesetz aufgenommen wurde, war dies nicht zuletzt eine Antwort auf das dramatische Versagen der Weltgemeinschaft beim Schutz der Menschen, die vor Nazi-Deutschland fliehen mussten. Das Grundrecht auf Asyl wurde als subjektives Recht ausgestaltet und nicht mehr nur als politischer Gnadenakt eines Staates, der nach freiem Ermessen Schutz gewährt. Wie bedeutsam es ist, gerade als Flüchtling einklagbare Rechte gegenüber dem Staat zu haben, arbeitete die Philosophin Hannah Arendt in ihrer Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus heraus: „Dass es so etwas gibt wie ein Recht, Rechte zu haben (…), wissen wir erst, seitdem Millionen von Menschen aufgetaucht sind, die dieses Recht verloren haben und zufolge der neuen globalen Organisation der Welt nicht imstande sind, es wiederzugewinnen.“02 Doch nicht nur im nationalen Rahmen wurden die Menschenrechte von Flüchtlingen in der Nachkriegszeit etabliert: Mit der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 (GFK) wurde auf internationaler Ebene erstmals für die Vertragsstaaten verbindlich geregelt, dass Flüchtlinge nicht in ihre Verfolgerstaaten zurückgewiesen werden dürfen. Dieses sogenannte Refoulement-Verbot, das Artikel 33 Absatz 1 GFK vorsieht, beinhaltet das Recht auf Schutz vor Zurückweisung an der Grenze, wenn diese zur Kettenabschiebung in den Verfolgerstaat führen würde. Vergleichbare Garantien finden sich auch in Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK). Die europäische Grundrechte-Charta gewährleistet in Artikel 18 das Recht auf Asyl nach Maßgabe der Genfer Flüchtlingskonvention und verbietet nach Artikel 19 Kollektivausweisungen. Verglichen mit der Situation von vor mehr als 75 Jahren ist heutzutage ein Zustand erreicht, in dem Flüchtlinge nicht mehr rechtlos gestellt sind, sondern sich auf subjektive Rechte in dafür vorgesehenen Verfahren berufen können.
 
        RELEVANZ DES GRUNDGESETZES NACH 1993
 
        Trotz der beschriebenen Errungenschaften der Nachkriegszeit gab es immer wieder Versuche, Flüchtlingen den Zugang zu Schutz so weit zu erschweren, dass er faktisch ausgehebelt ist. Mit der Grundgesetzänderung von 1993 etwa ist eine solche „Entkernung des Grundrechts“ bereits weitgehend geschehen, wie Kritiker*innen monieren.03 Seinerzeit wurde das Asylgrundrecht in Artikel 16a Absatz 2 GG so geändert, dass sich darauf nicht mehr berufen konnte, wer über einen sogenannten sicheren Drittstaat nach Deutschland eingereist war. Aufgrund dieser Regelung können sich seither nur noch Asylsuchende, die mit dem Flugzeug oder per Schiff nach Deutschland kommen, wirksam auf das Asylgrundrecht berufen.04 Denn der Landweg führt zwangsläufig über einen „sicheren Drittstaat“, da alle Nachbarländer Deutschlands als „sicher“ gelten. In der Folgezeit hat der Asylstatus nach Artikel 16a GG immer mehr an Bedeutung eingebüßt.05 Statt des klassischen Asylstatus wurde Asylsuchenden vermehrt der Schutzstatus nach der Genfer Flüchtlingskonvention erteilt, welcher damals auch als „kleines Asyl“ bezeichnet wurde. Inzwischen ist der GFK-Flüchtlingsstatus auf EU-Ebene umfassend geregelt und damit zur zentralen Schutzkategorie geworden. Hierfür gelten EU-weit dieselben Standards bei der Schutzerteilung, über deren Auslegung der Europäische Gerichtshof (EuGH) entscheidet.06
 
        Wenngleich die Europäisierung des Asylrechts dazu geführt hat, dass das nationalstaatliche Asylgrundrecht an Bedeutung verloren hat, ist es in seiner materiellen Ausgestaltung als Bezugspunkt für die Flüchtlingspolitik durchaus bedeutsam. So kann das Bundesverfassungsgericht in Einzelfällen, wenn etwa Abschiebungen aus dem Flughafenverfahren heraus drohen, nach wie vor wichtige Impulse setzen. Auch im Falle von Sammelabschiebungen nach Afghanistan ist das Gericht in der Vergangenheit wiederholt eingeschritten. Im EU-weiten Vergleich hat zudem die Karlsruher Rechtsprechung zur sozialrechtlichen Gleichstellung von Asylsuchenden mit der übrigen Bevölkerung Maßstäbe gesetzt: Im Jahr 2012 hat das Bundesverfassungsgericht das aus der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip abgeleitete Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum auch für Asylsuchende proklamiert.07 Dass diese damals nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) um bis zu 60 Prozent geringere Leistungen als Hartz-IV-Empfänger*innen bekamen, wurde für verfassungswidrig erklärt. Die Karlsruher Richter*innen haben diese Rechtsprechung zuletzt 2022 in Bezug auf Sozialleistungen in Sammelunterkünften bestätigt.08 Hinsichtlich der Teilhabe von Flüchtlingen an sozialstaatlichen Gewährleistungen ist das Grundgesetz also nach wie vor höchst relevant.
 
        OBERGRENZE BEIM ASYL?
 
        Auch wenn das Asylgrundrecht des Grundgesetzes wegen der Drittstaatenregelung numerisch keine größere Bedeutung für den Schutz und die Aufnahme von Asylsuchenden mehr hat, stellt es nach wie vor ein individuelles Schutzsystem dar, das jedem Einzelnen die Möglichkeit gewährt, in einem rechtlichen Verfahren Verfolgungsgründe darzulegen. Demgegenüber gibt es in der politischen Debatte seit Jahren Forderungen, eine „Obergrenze“ bei der Gewährung von Asyl einzuführen – mit der Konsequenz, Anträge pauschal abzulehnen, die nach dem Erreichen einer festgelegten Grenze gestellt werden. Der ehemalige Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) brachte beispielsweise eine Asylobergrenze von 200000 Anträgen pro Jahr ins Spiel.
 
        Tatsächlich war das individuelle Grundrecht auf Asyl Gegenstand intensiver Beratungen im Parlamentarischen Rat, als dieser Ende der 1940er Jahre eine neue Verfassung ausarbeiten sollte. Die Ratsmitglieder standen vor der Frage, ob sie das Asylrecht als individuelles Menschenrecht oder als bloßes Staatsgewährleistungsrecht konzipieren sollten. Letzteres wäre nicht individuell einklagbar gewesen. Einige Vertreter*innen im Parlamentarischen Rat stellten seinerzeit die Frage, ob das Asylrecht nicht beschränkt werden könne. Hermann von Mangoldt (CDU), Vorsitzender des Ausschusses für Grundsatzfragen und Grundrechte, sagte hierzu: „Wenn wir irgendeine Einschränkung aufnehmen würden, wenn wir irgendetwas aufnehmen würden, um die Voraussetzungen für die Gewährung des Asylrechts festzulegen, dann müsste an der Grenze eine Prüfung durch die Grenzorgane vorgenommen werden. Dadurch würde die ganze Vorschrift wertlos.“09 Im Ergebnis entschied sich der Parlamentarische Rat für ein unbeschränktes Recht auf Asyl, das in individuellen Verfahren in Anspruch genommen werden kann. Es wurde letztendlich „wie selbstverständlich zu den Menschenrechten gerechnet“10 und in Verbindung mit der Menschenwürdegarantie des Artikels 1 Absatz 1 GG gesetzt. Seine Wirkkraft entfaltete das Asylgrundrecht aber erst sehr viel später. In den ersten Jahren der Bundesrepublik gab es praktisch keine individuellen Asylverfahren.11 Selbst jene Menschen, die vor den politischen Repressionen infolge des Ungarn-Aufstands von 1956 flohen, erhielten in der Bundesrepublik kein politisches Asyl. Erst durch Klagen von Anwält*innen und Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts wurde das Asylrecht „zurück ins Leben gerufen“.12
 
        Auch im Lichte der internationalen Menschenrechte ist eine Obergrenze beim Asyl unter der geltenden Rechtslage nicht möglich.13 Das Refoulement-Verbot als Herzstück des internationalen Flüchtlingsrechts, das in der Genfer Flüchtlingskonvention (Artikel 33 GFK) und der Europäischen Menschenrechtskonvention (Artikel 3 EMRK) verankert ist, verbietet die Zurückschiebung einer Person in eine Situation, wo ihr Folter, Verfolgung oder eine unmenschliche Behandlung droht. Auch der Gefahr von sogenannten Kettenabschiebungen in den Herkunftsstaat ist demnach vorzubeugen. Ob eine solche Gefahr droht, lässt sich nur in einem auf den Einzelfall eingehenden rechtsstaatlichen Verfahren überprüfen. Die Bundesrepublik Deutschland müsste bei Einführung einer Asylobergrenze konsequenterweise aus den genannten Konventionen austreten14 – würde damit aber zugleich den Menschenrechtsschutz fundamental infrage stellen. Die Debatten in Großbritannien, Ungarn und Österreich, wo aus den Reihen der Regierungsparteien offen mit einem Austritt aus der EMRK gedroht wird, zeigen, dass ein solches Szenario für Deutschland zwar nicht wahrscheinlich, angesichts des Auftriebs des Autoritarismus aber auch nicht völlig ausgeschlossen ist.
 
        Die verfassungs-, europa- und menschenrechtlichen Vorgaben verbieten eine Einführung von Asylobergrenzen. Dennoch hat die Politik abseits von individuellen Asylverfahren zahlreiche rechtskonforme Gestaltungsmöglichkeiten, um den Zugang von Asylsuchenden zu regulieren. Die Aufnahme ukrainischer Kriegsflüchtlinge im Rahmen der sogenannten Massenzustromrichtlinie der EU zeigt etwa, dass eine humanitäre Aufnahme größerer Flüchtlingsgruppen auch außerhalb des Asylverfahrens praktikabel geregelt und umgesetzt werden kann. Solche pauschalen Aufnahmeinstrumente bergen aber zugleich die Gefahr, dass sie gegen individuelle Asylverfahren ausgespielt werden: „Der rechtsstaatliche Schutzanspruch darf nicht durch eine interessengeleitete Flüchtlingspolitik verdrängt werden“, so zutreffend der Flüchtlingsforscher Olaf Kleist.15
 
        AUSSCHLUSS VON SOZIALLEISTUNGEN ZUR MIGRATIONSSTEUERUNG?
 
        Das Asylbewerberleistungsgesetz wurde 1993 als Teil des sogenannten Asylkompromisses eingeführt und stellt ein Sonderregime in der sozialrechtlichen Existenzsicherung von Asylsuchenden und weiteren Gruppen dar. Bis das Bundesverfassungsgericht 2012 die Leistungen des AsylbLG für verfassungswidrig erklärte, hatte der Gesetzgeber 19 Jahre lang keine Anpassung des Leistungsumfangs vorgenommen. Dies stand im Einklang mit dem erklärten politischen Ziel, künftige Asylsuchende davon abzuhalten, nach Deutschland zu kommen.16 Leistungskürzungen dienten also von Anfang an der Abschreckung. Mit dem „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ von 2019 wurde zuletzt ebenfalls ein weitreichender Ausschluss von Sozialleistungen beschlossen. Personen, die bereits in einem anderen EU-Mitgliedstaat einen Schutzstatus erhalten haben, bekommen demnach keine Leistungen nach dem AsylbLG mehr. Ihnen wird nur noch eine Überbrückungsleistung für zwei Wochen und eine Reisebeihilfe in den zuständigen Staat gewährt, wobei in Härtefällen vorübergehend mehr bezahlt werden kann (Paragraf 1 Absatz 4 AsylbLG). Ob diese Regelung mit dem Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum vereinbar ist, hat das Bundesverfassungsgericht bisher noch nicht entschieden. In seinem Urteil zum AsylbLG hatte das Gericht deutlich gemacht, dass die Gewährleistung dieses Grundrechts nicht von der Dauer des Aufenthalts abhängig gemacht werden kann.
 
        In einem Gutachten des Rechtswissenschaftlers Daniel Thym, das er kürzlich im Auftrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion erstellt hat, wird unter anderem der Frage nachgegangen, wie unter der geltenden verfassungsrechtlichen Lage Leistungen an Asylsuchende eingeschränkt beziehungsweise abgesenkt werden können.17 In diesem Zusammenhang wird eine „Grundgesetzergänzung“ vorgeschlagen, mit der sich die bisherigen verfassungsrechtlichen Vorgaben durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts korrigieren lassen. Der Vorschlag zur Ergänzung des Sozialstaatsgebots in Artikel 20 GG lautet: „Für Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit sind bei der Bestimmung des Existenzminimums und der Anwendung des Gleichheitssatzes die Dauer des bisherigen Aufenthalts, dessen Rechtmäßigkeit und das Leistungsniveau in anderen EU-Mitgliedstaaten zu berücksichtigen.“18 Der Vorstoß zielt also darauf ab, für Asylbewerber*innen generell, aber auch für andere Gruppen ohne deutschen Pass Leistungseinschränkungen vornehmen zu können. Die CDU hat sich diesen Vorschlag in ihrem Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm zu eigen gemacht, und zahlreiche Politiker*innen der Unionsparteien, auch aus den Reihen der Ministerpräsidenten (etwa Michael Kretschmer aus Sachsen oder Markus Söder aus Bayern), haben eine entsprechende Verfassungsänderung ins Spiel gebracht.
 
        Eine solche Änderung im Bereich der Grundrechte und Staatsprinzipien wäre juristisch durchaus heikel, weil die sogenannte Ewigkeitsgarantie nach Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes es dem Gesetzgeber verbietet, den unantastbaren Kerngehalt der in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze zu verändern.19 Geht es um die Menschenwürde als höchstem Wert der Verfassung, beschränkt sich die Ewigkeitsgarantie nicht nur auf den Kerngehalt, sondern dieser Schutz bleibt nach bisheriger Rechtsprechung in vollem Umfang der Verfassungsänderung entzogen. Damit lässt sich das Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum nicht durch eine Grundgesetzänderung zurechtstutzen. Durch seine Verortung in der Menschenwürdegarantie stellt es ein absolutes, nicht verfügbares einheitliches Grundrecht dar, das immer am konkreten Bedarf der Betroffenen orientiert ist.20 Die vorgeschlagene „Verfassungsergänzung“ würde die Rechtsordnung im Hinblick auf das Sozialstaatsgebot aufspalten. Ein solches Vorhaben ist kaum mit der Ewigkeitsklausel des Grundgesetzes in Einklang zu bringen – zumal hiermit die Strategie verfolgt wird, die Rechtsfolgen der Urteile des Bundesverfassungsgerichts zu umgehen.
 
        EU-GRUNDRECHTE, GEAS-REFORM, AUẞENGRENZEN
 
        Im Dezember 2023 haben sich die Europäische Kommission, der Rat der Mitgliedstaaten der EU und die Mehrheit des Europäischen Parlaments auf eine umfassende Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) geeinigt.21 Diese Reform wird innerhalb der nächsten ein bis zwei Jahre in Kraft treten. Migrationsforscher*innen und Menschenrechtsorganisationen sprechen von den weitreichendsten Asylrechtsverschärfungen der vergangenen 30 Jahre.22 Durch die Reform wird das individuelle Recht auf Asyl beziehungsweise Flüchtlingsschutz zwar auf dem Papier erhalten, durch repressive Instrumente wird der Zugang zu einem vollwertigen Asylverfahren und dem Recht auf Schutz jedoch massiv erschwert. Allerdings müssen die Rechtsänderungen, die noch vor der Wahl zum Europäischen Parlament im Juni 2024 verabschiedet werden sollen, mit dem Primärrecht der EU vereinbar sein. Bei der Ausgestaltung des europäischen Grundrechtsschutzes spielt zudem die EMRK eine wichtige Rolle, da diese zur Auslegung der EU-Grundrechtecharta herangezogen wird.23 Ob die GEAS-Reform auf toxische Art und Weise auf die auch europäisch verbürgten Grundrechte zurückwirkt, wird letztlich wohl von Gerichten zu entscheiden sein.
 
        Einer der am stärksten diskutierten Vorstöße des GEAS-Reformpakets sieht vor, dass Asylsuchende unter bestimmten Voraussetzungen an den europäischen Außengrenzen festgehalten und ihre Asylanträge in einem sogenannten Grenzverfahren behandelt werden sollen. Dazu werden sie zunächst einem „Screening“ unterzogen, in dessen Rahmen unter anderem ihre Identität, ihre Dokumente und ihre Gesundheit überprüft werden. Anschließend soll darüber entschieden werden, welches Verfahren die Asylsuchenden durchlaufen müssen: Für Personen aus Staaten mit einer europaweiten Anerkennungsquote von unter 20 Prozent ist das Grenzverfahren verpflichtend. Die Mitgliedstaaten können dieses Verfahren aber auch für Asylsuchende anwenden, die über vermeintlich sichere Drittstaaten geflohen sind. Das bedeutet in der Praxis, dass auch Syrer*innen oder Afghan*innen, die beispielsweise über Tunesien nach Italien oder über die Türkei nach Griechenland geflohen sind, diesem Verfahren zugeordnet werden – was im Übrigen schon heute in den Verfahren auf den griechischen Inseln so praktiziert wird. Diese Verfahren gelten als Blaupause für das neue GEAS.24
 
        In den beschleunigten Grenzverfahren soll zunächst nicht auf die eigentlichen Fluchtgründe der Antragsteller*innen eingegangen werden. Die Behörden fragen also nicht danach, ob zum Beispiel ein syrischer Oppositioneller vor dem Assad-Regime oder eine afghanische Frau vor den Taliban geflohen ist. Stattdessen wird vorrangig nur geprüft, ob die Asylsuchenden zuvor in einem für sie als „sicher“ deklarierten Drittstaat gewesen sind. Ist dies der Fall, sollen sie dorthin abgeschoben werden.
 
        Erschwerend kommt hinzu, dass die Asylsuchenden an den Orten des Grenzverfahrens festgesetzt werden sollen, was wohl mit einer De-facto-Inhaftierung der Betroffenen einhergehen wird. Vom Grenzverfahren sind nur unbegleitete minderjährige Flüchtlinge ausgenommen; alle anderen, selbst Familien mit kleinen Kindern, können festgehalten werden.25 In Griechenland sind auf den Inseln bereits abgeschlossene Einrichtungen, sogenannte closed controlled centers, entstanden, zu denen Journalist*innen bislang keinen Zugang haben. Die dortigen Verhältnisse für die Betroffenen zu dokumentieren, ist damit bisher unmöglich. Aus der Migrationsforschung und der Dokumentation von Menschenrechtsorganisationen ist aber hinlänglich bekannt, dass große Flüchtlingslager und insbesondere geschlossene Einrichtungen mit haftähnlichen Bedingungen mit Praktiken der Entrechtung und Entwürdigung einhergehen.26 Die EU-Hotspots auf den griechischen Inseln, wie das im Jahr 2020 abgebrannte Lager Moria, sind hierfür eindrückliche Beispiele. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat die Lebensbedingungen im Lager Moria nachträglich als „unmenschliche Behandlung“ qualifiziert.27
 
        Mit dieser Reform hat sich die Mehrheit der EU-Staaten dafür entschieden, die Verantwortung für Flüchtlingsaufnahme und -schutz auszulagern; zentraleuropäische Staaten wie Deutschland oder Frankreich schieben die Verantwortung für die Erstaufnahme der Flüchtlinge an die Außengrenzen ab. Dort versuchen die Außengrenzstaaten, die Verantwortung an vermeintlich sichere Drittstaaten abzugeben, in denen wiederum Kettenabschiebungen in die Verfolgerstaaten drohen. Der individuelle Schutz vor Verfolgung läuft dadurch faktisch ins Leere, schwere Menschenrechtsverletzungen sind in diesen Ansatz eingepreist. Weil zugleich legale Fluchtwege in die EU fehlen, eine verbindliche Verteilung der Schutzsuchenden nicht beschlossen wurde und die Mitgliedstaaten sich auch nicht auf eine staatlich koordinierte Seenotrettung verständigt haben, wird das Sterben an den Grenzen Europas andauern.
 
        Schon jetzt versuchen politische Akteur*innen, über die beschlossenen Verschärfungen des GEAS hinauszugehen. So plant Italien etwa, Asylverfahren für alle über das Mittelmeer ankommenden Flüchtlinge in Albanien durchzuführen. In Deutschland wird diskutiert, Asylverfahren nach dem Vorbild des britischen „Ruanda-Modells“ an Drittstaaten auszulagern, mit denen die Asylsuchenden in keinerlei Verbindung stehen. Die Ministerpräsident*innenkonferenz hat im Jahr 2023 die Bundesregierung aufgefordert, ein solches Modell zu prüfen. Dabei ist das „Ruanda-Modell“ – ganz unabhängig von der politischen Verantwortungslosigkeit, die solche Vorhaben demonstrieren – schon aus rechtlichen Gründen nicht umsetzbar: Der britische Supreme Court hat das Vorhaben am konkreten Beispiel Ruandas wegen des dortigen defizitären Asylsystems für rechtswidrig erklärt. Die vom Gericht aufgestellten Maßstäbe dürften auch für zahlreiche andere Staaten gelten, über die derzeit diskutiert wird.28 Und schließlich ist das „Ruanda-Modell“ auch mit dem neuen GEAS nicht vereinbar, weil das Europarecht in jedem Fall eine Verbindung zwischen dem Asylsuchenden und dem Drittstaat verlangt.
 
        Was also bleibt vom Asylrecht im 75. Jahr des Grundgesetzes? Festzuhalten ist, dass das Recht auf Asyl heute in unterschiedlichste verfassungsrechtliche, europarechtliche und menschenrechtliche Bezüge eingebettet ist. Nationale politische Alleingänge bei Asylrechtsänderungen sind im Rahmen der EU faktisch nicht mehr möglich. Zugleich scheinen aber immer mehr EU-Mitgliedstaaten dazu bereit, den Zugang zu diesem Grundrecht zu erschweren oder zu versperren. Geschichte und Gegenwart des Asylrechts zeigen, dass Rechtsschutz für Flüchtlinge aktiv von den Betroffenen selbst, von Wissenschaftler*innen, Anwält*innen und Menschenrechtsorganisationen eingefordert und gegebenenfalls vor Gericht durchgesetzt werden muss. Der Handlungsdruck für eine menschenrechtskonforme Flüchtlingspolitik bleibt hoch.
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        KRISE DES GLOBALEN KONSTITUTIONALISMUS
 
        James Fowkes · Michaela Hailbronner
 
        Der Konstitutionalismus der Nachkriegszeit ist in der Krise. In den 1990er Jahren schien die liberale Demokratie als Regierungsform für einen kurzen Moment alternativlos zu sein. Dies gilt heute nicht mehr – jedenfalls nicht mehr uneingeschränkt. Globale Indizes stellen seit mehreren Jahren eine Abnahme von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie fest. Länder wie die USA, die einst als Vorbild des demokratischen Konstitutionalismus galten oder wie Südafrika als neue Hoffnungsträger für eine demokratischere und gerechtere Gesellschaft gefeiert wurden, sind dies heute vielfach nicht mehr. Machtverfall, Wohlstandsverluste und politische Dysfunktionalitäten sind häufig zugleich Symptome und Ursachen der Krise.
 
        Aber geht es dabei tatsächlich auch um eine Krise des Konstitutionalismus oder vielleicht „nur“ um eine des Liberalismus oder womöglich der Verfassungsgerichtsbarkeit?01 Wir verstehen den Begriff der „Krise“ des Konstitutionalismus hier, in Anlehnung an Konrad Hesses Formulierung von der normativen Kraft der Verfassung,02 als Schwächung der Fähigkeit von Verfassungen, politische Herrschaft zu steuern und zu begrenzen.03 Dieses Verständnis geht über andere Ansätze, insbesondere in der amerikanischen Literatur, hinaus, die stattdessen auf die Aufrechterhaltung der politischen Ordnung (statt Bürgerkrieg oder Anarchie) abstellen.04
 
        Ein solches Verständnis erscheint uns als zu eng. Rechtsvergleichende Studien zeigen seit geraumer Zeit, dass zentrale Institutionen und Prinzipien des Konstitutionalismus heute selten durch militärischen Putsch oder Ermächtigungsgesetz beseitigt werden, sondern vielmehr über längere Zeiträume hinweg durch rechtsförmige Instrumente geschwächt und ausgehöhlt werden.05 Zu diesen zentralen Elementen des demokratischen Konstitutionalismus der Nachkriegszeit gehören die Prinzipien der Demokratie, der Gewaltenteilung und Gewaltentrennung sowie Grundrechte und jene Institutionen, die ihrem Schutz dienen: freie und faire Wahlen, unabhängige staatliche Institutionen wie Gerichte und zivilgesellschaftliche Kontrollmechanismen, vor allem freie Medien. Sind Angriffe auf diese demokratischen Institutionen und Prozesse erfolgreich, indem sie sie nachhaltig und umfassend schwächen, können wir von einer Krise des Konstitutionalismus sprechen.
 
        Aber nicht nur unmittelbare Angriffe auf entsprechende Institutionen schwächen den Konstitutionalismus. Auch Vertrauensverluste in das politische System können ähnliche Effekte erzeugen, sei es in Kombination mit entsprechenden Angriffen auf die jeweiligen Institutionen und Prinzipien, sei es als Ursache für diese. Dabei bestehen erhebliche Unterschiede zwischen einzelnen Staaten; einige gemeinsame Linien lassen sich aber ausmachen. Dazu gehört etwa die Schwächung etablierter Parteien und die damit teils verbundene Schwächung der Regierungs- beziehungsweise Leistungsfähigkeit staatlicher Akteure, die zu einem Attraktivitätsverlust des Modells des demokratischen Verfassungsstaats führt. Vor allem in diesen Attraktivitätsverlusten, die sich zugleich als Legitimitätsverluste des Konstitutionalismus zeigen, sehen wir die zentrale Gefahr für den Konstitutionalismus der Nachkriegszeit.
 
        Wir wollen dies im Folgenden an vier Länderbeispielen aus unterschiedlichen Weltregionen verdeutlichen – den USA, Brasilien, Indien und Südafrika –, die wir mit Blick auf ihre Größe und politische und symbolische Bedeutung ausgewählt haben. Anschließend fragen wir, welche Konsequenzen sich aus alledem für den Konstitutionalismus auch in Europa und Deutschland ergeben.
 
        KRISENSYMPTOME IN DEN VEREINIGTEN STAATEN
 
        Die Vereinigten Staaten von Amerika waren lange Zeit die wichtigste und mächtigste Demokratie der Welt. Ihre Bilanz der Demokratieförderung im Ausland war zwar stets gemischt, zudem dauert die Auseinandersetzung mit ihrer eigenen kolonialen und imperialen Geschichte noch an. Trotzdem waren die USA militärisch, wirtschaftlich und symbolisch lange das globale Gegengewicht zu autoritären Mächten: historisch zur Sowjetunion, heute vor allem zu China. Die globalen Auswirkungen einer Erosion der amerikanischen Demokratie sind deshalb, sowohl symbolisch als auch de facto, größer als bei jeder anderen Demokratie.06
 
        Nach den üblichen Indikatoren für Demokratie und Freiheit rangieren die USA derzeit auf ungefähr gleichem Niveau wie Argentinien, Griechenland, die Mongolei, Polen oder Rumänien: allesamt freie Systeme, aber viele davon deutlich fragiler, als wir es gewohnt sind, die USA zu betrachten.
 
        Diese Entwicklung wird personifiziert durch den Erfolg Donald Trumps und symbolisiert durch den 6. Januar 2021, den Tag des bewaffneten Angriffs auf den amerikanischen Kongress mit dem Ziel, den verfassungsmäßigen Regierungswechsel nach den Präsidentschaftswahlen zu verhindern. Aber beides sind Symptome, keine Ursachen: Sie manifestieren lediglich nach außen den zunehmenden Verfall des demokratischen Konstitutionalismus in den USA, der seinerseits auf frühere strukturelle Veränderungen zurückzuführen ist.07 Die Gründe für den gegenwärtigen Zustand liegen nicht nur in der zunehmenden politischen Wut und der Polarisierung der Bevölkerung in zwei politische Lager. Nicht zuletzt institutionelle Regeln und Rechtsänderungen haben hier eine entscheidende Rolle gespielt.
 
        Ein gutes Beispiel dafür ist die Entwicklung des amerikanischen Parteiensystems, die ihrerseits verschiedene Ursachen hat. „Gerrymandering“, der Zuschnitt von Wahlbezirken nach parteipolitischen Erwägungen, hat etwa viele Bezirke – einschließlich der meisten Sitze im Repräsentantenhaus – zu sicheren Sitzen für die eine oder andere Partei gemacht. Die entscheidende Wahl ist deshalb zunehmend die Vorwahl (Primary), bei der die Kandidatinnen und Kandidaten der Parteien gekürt werden. In Vorwahlen setzen sich jedoch typischerweise extremere Kandidaten durch, weil weniger Menschen an ihnen teilnehmen und diejenigen, die es tun, tendenziell politisch aktiver sind und radikalere politische Ansichten vertreten. Gemäßigte Wähler können deshalb am Wahltag in vielen Fällen nur zwischen Kandidatinnen und Kandidaten wählen, die weniger gemäßigt sind als sie selbst.08 Hinzu kommen Änderungen der rechtlichen Regelungen zu Wahlspenden, die Geld von den Parteien zu den Kandidaten gelenkt haben. Das Internet und die sozialen Medien haben es ebenfalls einfacher gemacht, direkt kleine Spenden an Kandidierende zu leisten. Dies schwächt zusätzlich die Parteiführung und ihre Fähigkeit, über die Vermittlung von Wahlkampfgeldern in der Vorauswahl Kandidaten der Mitte statt der jeweiligen Parteiränder durchzusetzen.09
 
        Diese Veränderungen begannen lange vor Donald Trump, sind aber wichtig, um den Erfolg eines Kandidaten zu erklären, der 2016 keinesfalls der Wunschkandidat seiner Partei war. Sein Aufstieg lässt sich auch schwer erklären ohne die Deregulierung von Radio und Fernsehen in den 1980er und 1990er Jahren, wodurch rechtliche Verpflichtungen der Sender auf Fairness und Unparteilichkeit abgeschafft wurden, die seit 1934 bestanden. Die ursprünglichen Trump-Fans, allen voran der Fernsehsender Fox News, sind die Konsequenzen dieser deregulierten Medienlandschaft.10
 
        Das Ergebnis ist ein System, in dem es immer schwieriger geworden ist, zu regieren.11 Nur noch selten kontrolliert eine Partei alle zentralen Institutionen wie Repräsentantenhaus, Senat und Präsidentschaft, die aber zusammenarbeiten müssen, um Bundesgesetze zu verabschieden. Politisches Handeln erfordert deshalb in der Regel überparteiliche Kompromisse, die aber durch die zunehmende Polarisierung der Politik zwischen Republikanern und Demokraten fast unmöglich geworden sind. Die Schwäche der Parteien erschwert es auch Präsidenten und Parteiführungen, selbst Mitglieder ihrer eigenen Partei auf eine kohärente legislative Agenda zu verpflichten.12
 
        Hinzu kommt, dass auch politische Mehrheiten nicht zwingend zu Wahlerfolgen führen. Instrumente wie Gerrymandering oder sogenannte Voter-ID-Laws, die dazu dienen, die Wahlbeteiligung bestimmter Gruppen – etwa jüngst zugewanderter Personen – zu reduzieren, sind dafür mitverantwortlich. Der Hauptgrund liegt aber tief in der verfassungsrechtlichen Struktur der USA als Bundesstaat verwurzelt und in der Tatsache, dass der US-Senat Territorium statt Menschen repräsentiert: Alle Bundesstaaten sind hier mit zwei Senatorinnen oder Senatoren vertreten, unabhängig von ihrer Bevölkerungszahl. Auch der Präsident oder die Präsidentin wird nicht von einer Mehrheit des Volkes gewählt, sondern von einem Wahlkollegium. In diesem spielt zwar die Bevölkerungszahl eine wichtigere Rolle als im Senat, aber auch hier liegt ein Ungleichgewicht zugunsten dünn besiedelter Staaten vor. Die zunehmende Urbanisierung hat diese ungleiche Gewichtung verschärft, von der vor allem die Republikaner profitieren, die in ländlichen Gegenden mehr Unterstützung finden, während Demokraten in Städten ihre Hochburgen haben. Die Republikaner haben deshalb zwar fast nie eine Stimmenmehrheit, gewinnen aber trotzdem etwa die Hälfte der Sitze im Senat oder im Wahlkollegium. Der Senat und der Präsident wiederum ernennen die Bundesrichter, einschließlich jener des Obersten Gerichtshofs.13 Viele Demokraten halten das System deshalb für unfair und fordern Reformen, was – egal, ob man den Vorwurf für richtig oder falsch hält – ebenfalls einen Angriff auf die geltenden verfassungsrechtlichen Regeln darstellt. Das Ergebnis ist ein politisches System, das sich immer weniger leistungsfähig zeigt und zugleich immer weniger den Willen der Mehrheit der Bevölkerung widerspiegelt.
 
        Darunter leidet nicht nur das Vertrauen in die jeweilige Regierung, sondern auch die traditionelle Erzählung von den USA als Zitadelle der Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit. Dabei nehmen beide Seiten die Verteidigung dieser Tradition für sich in Anspruch. Progressiven erschien der Traum einer echten pluralistischen US-Demokratie, die nicht mehr von weißen Männern dominiert wird, verlockend nah – und dieser Traum scheint nun blockiert und verraten. Rechte fürchten dagegen den Verlust der politischen Identität der USA als weißes christliches Land – und versuchen, diese gegen die Bedrohungen von links und aus dem Ausland zu schützen beziehungsweise sie wiederherzustellen.14
 
        In der bisherigen Betrachtung fehlt eine zentrale Institution der amerikanischen Demokratie: der Supreme Court. Seine Abwesenheit ist nicht zufällig, da der Oberste Gerichtshof vielfach seine eigene Rolle, etwa in der Kontrolle politischer Prozesse, beschränkt hat. Er hat es zum Beispiel abgelehnt, gegen offensichtlich parteiisches Gerrymandering oder Voter-ID-Gesetze einzuschreiten. Zumindest ein Teil dieser Zurückhaltung dürfte nicht nur als zynische Parteipolitik zu verstehen sein, sondern auch als Reaktion auf die scharfe Kritik an seiner Intervention in Präsidentschaftswahlen im Fall Bush v. Gore und als Ausdruck einer konservativen Präferenz für richterliche Zurückhaltung.15 Der Supreme Court ist insofern weit davon entfernt, von Trumps Populismus vereinnahmt zu werden, wie auch das Scheitern seiner Klagen gegen das Wahlergebnis 2020 zeigt.16 Umgekehrt hat das Gericht allerdings wenig Interesse daran gezeigt, die Verfassung zu nutzen, um die amerikanische Demokratie zu schützen.
 
        FRAGILE DEMOKRATIE BRASILIEN
 
        Brasilien ist der größte und bevölkerungsreichste Staat Lateinamerikas und steht – anders als die USA – in einer langen Tradition autokratischer Herrschaft und militärischer Coups. Die brasilianische Verfassung von 1988 beendete diese Ära und vollzog den Systemwechsel hin zu einem demokratischen Verfassungsstaat. Gleichwohl blieb die brasilianische Demokratie politisch instabil: Von sechs demokratisch gewählten Präsidenten wurden drei aus dem Amt entfernt, durch Amtsanklage (Impeachment) oder aufgrund strafrechtlicher Verurteilungen.
 
        Eine wesentliche Ursache für diese Instabilität ist auch in Brasilien die Schwäche vieler Parteien. Dies gilt vor allem für die Parteien des sogenannten Centrão, eines losen Zusammenschlusses zentristischer Parteien, die selbst oft politische Richtungsänderungen durchlaufen und deren Abgeordnete immer wieder zwischen einzelnen Parteien des Blocks wechseln.17 Eine strukturelle Ursache dieser Schwäche ist, dass bei den Parlamentswahlen ein offenes Listensystem zum Einsatz kommt, das den Wählerinnen und Wählern ein Ranking einzelner Listenkandidatinnen und -kandidaten ermöglicht.18 Die Schwäche der Parteien führt auch hier zu einem Verlust von Regierungsfähigkeit. Hinzu kommt die konsensuale Natur des politischen Systems Brasiliens, die für Reformen typischerweise eine Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure erfordert, was in der Praxis aber oft schwierig ist.
 
        Diese Schwäche des politischen Systems hat umgekehrt zu einer Stärkung der Justiz geführt, die viele in Brasilien nicht nur positiv sehen. Insbesondere im Zusammenhang mit der Aufarbeitung des Korruptionsskandals unter den Regierungen von Luiz Inácio Lula da Silva und Dilma Rousseff wurde die zunehmende Medienprominenz einzelner Richter auch als Justizpopulismus kritisiert.19 Ein Beispiel dafür ist etwa die Ernennung des ehemaligen Richters Sérgio Moro, eines zentralen Protagonisten in den Ermittlungen im sogenannten Lava-Jato-Skandal,20 zum Justizminister in der Regierung von Jair Bolsonaro. Aber auch jenseits hochpolitischer Verfahren spielt die brasilianische Justiz vielfach in ihrer Ausgleichsfunktion für dysfunktionale staatliche Institutionen eine zugleich wichtige wie umstrittene Rolle.21
 
        Unter der Präsidentschaft des Rechtsautoritären Bolsonaro, der im Laufe seiner Karriere mit acht unterschiedlichen Parteien assoziiert war, gewann darüber hinaus auch das Militär durch die Ernennung entsprechender Personen zu Regierungsmitgliedern wieder stärkeren Einfluss in der brasilianischen Politik. Der den US-Ereignissen nachempfundene Angriff auf die brasilianischen politischen Institutionen nach der Wahlniederlage Bolsonaros 2022 blieb freilich erfolglos und führte nicht zu einem Militärputsch. Auch gelang es Bolsonaro während seiner Regierungszeit nur bedingt, politische Institutionen in Brasilien für sich zu vereinnahmen und legislative Reformen durchzusetzen, für die er teils nicht die notwendigen Mehrheiten gewinnen konnte beziehungsweise bei denen er vom brasilianischen Supreme Court gestoppt wurde.22
 
        Brasilien ist deshalb nicht so sehr ein Fall der Erosion demokratischer Verfassungsstaatlichkeit, als vielmehr eine fragile Demokratie.23 Bolsanaros Aufstieg wurde sowohl durch den Schaden, den der Lava-Jato-Skandal den etablierten Parteien zufügte, als auch durch seinen raffinierten und effektiven Einsatz sozialer Medien zur Manipulation der öffentlichen Meinung ermöglicht.24 Gleichwohl hat die brasilianische Demokratie eine gewisse Resilienz bewiesen. Ihre politische Dysfunktionalität erschwert eine umfassendere Machtergreifung durch Rechtsautoritäre wie Bolsonaro, schwächt auf Dauer aber auch den demokratischen Verfassungsstaat. Die zunehmende politische Polarisierung der brasilianischen Gesellschaft und ein hohes Maß an gesellschaftlicher Ungleichheit verstärken die bestehenden Instabilitäten des brasilianischen Konstitutionalismus.25
 
        HYBRIDES REGIME INDIEN
 
        Indien galt lange Zeit als größter demokratischer Verfassungsstaat der Welt. Die Institutionalisierung der indischen Demokratie gehört zweifellos zu den großen Erfolgsgeschichten des demokratischen Konstitutionalismus im 20. Jahrhundert, die auch in Deutschland mehr Aufmerksamkeit verdient.26 Zwar war die indische Demokratie angesichts der lange Zeit dominanten Rolle der Kongresspartei unter Jawaharlal Nehru und seiner Tochter Indira Gandhi, die von 1975 bis 1977 ein Notstandsregime ausrief, nicht perfekt. Dennoch diente Indien lange Zeit als Beweis für die Attraktivität des demokratischen Konstitutionalismus auch in Asien und anderen postkolonialen Staaten sowie für seine Realisierbarkeit in ungleichen Gesellschaften. Die indische Verfassungsgerichtsbarkeit war dabei lange ein mächtiger und prägender Akteur: zunächst als Bremserin sozialistischer beziehungsweise sozialdemokratischer Projekte der Regierung, etwa bei Landreformen, später als Advokatin gerade marginalisierter und ärmerer Teile der Bevölkerung. Zuletzt profilierte sich der Supreme Court als umfassende Good-Governance-Kontrollinstanz gegenüber Parlament und Exekutive, was ähnlich wie in Brasilien allerdings nicht nur positiv zu bewerten ist.27
 
        Unter der seit 2014 regierenden rechtsautoritären Bharatiya Janata Party (BJP) unter Premierminister Narendra Modi ist aber auch der indische Konstitutionalismus unter Druck geraten. Zwar gilt auch hier, dass zentrale Institutionen und Mechanismen wie Gerichte und Wahlen nach wie vor existieren. Trotzdem ist die praktische Funktions- und Kontrollfähigkeit verfassungsrechtlicher Sicherungen vielfach unterminiert worden. Indien wird deshalb heute in den einschlägigen Demokratieindizes als „hybrides Regime“ eingestuft, das zwischen vollständiger Demokratie und vollständiger Autokratie liegt.28
 
        Diese Entwicklung spiegelt sich sowohl in formellen rechtlichen Änderungen wider als auch in der Erosion demokratiefördernder Normen wie Toleranz und der Akzeptanz politischer Opposition als grundsätzlich legitim29 durch eine spaltende hyper-nationalistische Rhetorik, die politische Gegner als Staatsfeinde brandmarkt.30 Kritiker des Regimes können sich deshalb angesichts zunehmender strafrechtlicher und anderer Sanktionen nur noch bedingt auf den Schutz ihrer Grundrechte verlassen. Auch Indiens Musliminnen und Muslime sind im Zuge der Entwicklung Indiens zu einem hinduistischen Nationalstaat immer stärkerer staatlicher Repression und Diskriminierung ausgesetzt.31
 
        Umfassendere Strategien zur Kontrolle der Medienlandschaft ergänzen diese Maßnahmen gegen Einzelpersonen und einzelne Bevölkerungsgruppen. Dazu gehören etwa eine Praxis der selektiven Lizenzvergabe für Fernsehanbieter, bei der kritischen Betreibern der Zuschlag vielfach versagt bleibt, und ein Trend zur zunehmenden Konzentration der Medienlandschaft in den Händen einer Gruppe einflussreicher Einzelpersonen, oft in politischer Nähe zur BJP.32
 
        Auch parlamentarische Kontrollmöglichkeiten wurden seit dem Regierungsantritt Modis abgebaut. Dies zeigt sich etwa am Bedeutungsverlust parlamentarischer Ausschüsse, die heute nur noch einen stark reduzierten Teil der eingebrachten Gesetzentwürfe vorab prüfen.33 Es zeigt sich auch in der Erleichterung der Regelungen für Parteispenden (von der die BJP überproportional profitiert) und der zunehmenden Entmachtung der zweiten Kammer des Parlaments durch die Klassifizierung von Gesetzentwürfen als sogenannte money bills, die ohne deren Zustimmung verabschiedet werden können.34
 
        Selbst die Kontrollfähigkeit der indischen Justiz, einschließlich des einst so mächtigen Supreme Courts, wurde in den vergangenen Jahren zunehmend beschränkt, mit dem Ergebnis, dass rechtlich zweifelhafte Reformvorhaben der Modi-Regierung ohne justizielle Intervention passieren konnten. Zwar übt die Regierung nach wie vor keine unmittelbare Kontrolle über die Auswahl neuer Richterinnen und Richter aus, die in der Hand der Richterschaft liegt, sie beeinflusst die Justiz aber durch eine Blockadepolitik bei Ernennungen und durch Anreize für Richter in Form von in Aussicht gestellten Positionen nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt.35
 
        Die Erosion des demokratischen Konstitutionalismus in Indien erfolgt insofern durch eine inkrementelle Strategie der kleinen Schritte.36 Diese Entwicklung ist nicht unaufhaltbar. Beobachterinnen und Beobachter betonen insbesondere die bestehende demokratische Tradition in Indien und die Tatsache, dass trotz aller Einschüchterungsversuche eine kritische Zivilgesellschaft vorhanden ist, ebenso wie erhebliche regionale Differenzen.37 Je länger allerdings die Regierung Modi an der Macht bleibt – Neuwahlen stehen in diesem Jahr an –, desto unsicherer dürfte eine Prognose für die Zukunft werden.
 
        TRANSFORMATIVER VERFASSUNGSSTAAT SÜDAFRIKA
 
        Das Ende des Apartheidregimes in Südafrika durch den Übergang zur Demokratie im Jahr 1994 wurde weltweit gefeiert. Südafrikas neue Verfassung von 1996 entwarf einen Bauplan für eine neue, gerechtere Gesellschaft und erhielt folgerichtig das Etikett einer „transformativen Verfassung“.38
 
        Dreißig Jahre später stellt das Auseinanderklaffen von Verfassungszielen und Verfassungswirklichkeit eine ernsthafte Bedrohung für diese Verfassungsordnung dar. Vieles hat sich in der Zwischenzeit verändert, nicht jedoch, dass Südafrika eine der ungleichsten Gesellschaften der Welt geblieben ist. Während die Wohlhabenden zunehmend unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen angehören, bleibt die arme, arbeitslose, landlose, frustrierte Unterschicht überwiegend schwarz. Dies stellt eine Hypothek für eine Verfassung dar, deren Legitimität mit der Transformation verknüpft war – besonders dann, wenn der Eindruck entsteht, dass gerade jene Verfassung weitergehenden gesellschaftlichen Wandel bremst.39
 
        Wenn gesellschaftlicher Wandel der entscheidende Maßstab für den Erfolg oder Misserfolg der südafrikanischen Verfassung ist, dann steht der African National Congress (ANC) als zentraler Akteur des Post-Apartheid-Konstitutionalismus für diesen unterbliebenen Wandel. Zwar hat die Partei seit dreißig Jahren (echte) Mehrheiten bei nationalen Wahlen gewonnen und mit seiner Macht die Verfassungsordnung nach 1994 gestützt.40 Aber auch der ANC hat Schwierigkeiten, das Land zu transformieren. Grundlegende Missstände im Bereich der Daseinsvorsorge, lähmende, anhaltende Probleme bei der Stromversorgung und nicht zuletzt die Korruptionsskandale, vor allem unter der Präsidentschaft Jacob Zumas, haben seinen Ruf beschädigt.41
 
        Zum ersten Mal seit 1994 steht die Wahlmehrheit des ANC ernsthaft infrage. Die Partei hat sich von einer politisch dominanten Befreiungsbewegung zu einem Bündnis gewandelt, das vor allem versucht, an der Macht zu bleiben und an seinen Patronagenetzwerken festzuhalten. Bedenken hinsichtlich eines zu starken politischen Einflusses auf den staatlichen Rundfunk bestehen schon länger. Trotzdem gelten in Südafrika Meinungs- und Pressefreiheit, Wahlen waren bislang frei und fair, und die Autorität der Gerichte wurde respektiert. Letzteres hat sich in den vergangenen Jahren jedoch deutlich verschlechtert, insbesondere, als der Konflikt zwischen dem ANC und den Gerichten in der Ära Zuma seinen Höhepunkt erreichte. Angriffe auf Richter und die Verfassung, die einst selten waren, sind nun häufiger anzutreffen.42 Teile der Medien bleiben lautstark unabhängig, aber Fake News und Bots spielen auch in Südafrika zunehmend ihre destruktive Rolle.43 Stimmverluste des ANC in ehemaligen Hochburgen werden nicht mehr nur mit Unglauben aufgenommen, sondern es zeigen sich auch erste Anzeichen für Weigerungen, die Ergebnisse zu akzeptieren.44
 
        Wie Südafrika die Herausforderungen der Transformation bewältigen wird, bleibt abzuwarten. Klar ist aber, dass die politische Unterstützung dieser Verfassungsordnung erneuerungsbedürftig ist.
 
        UND EUROPA?
 
        Nicht nur im Rest der Welt, auch in Europa werden Verfallserscheinungen des demokratischen Konstitutionalismus sichtbar. Ungarn stellt dabei wohl das Musterbeispiel einer verfassungsstaatlichen Erosion entlang dreier typischer Achsen dar: der Manipulation des Wahlsystems, einer Vereinnahmung beziehungsweise Entmachtung unabhängiger Institutionen und der Verdrängung kritischer Stimmen aus der Medienlandschaft und zunehmend auch der Zivilgesellschaft insgesamt. Doch nicht alle Verschiebungen der Politik nach „rechts“ sind zwingend mit einer umfassenderen rechtsautoritären Agenda verknüpft. Dies dürfte etwa für die Tory-Regierung Großbritanniens gelten, die zwar über die Frage der Verbringung von Migranten nach Ruanda und den daraus resultierenden Konflikt mit dem Supreme Court mit dem Feuer der Verfassungskrise spielt,45 darüber hinaus aber keine Ambitionen zu grundlegenden Veränderungen des britischen Systems hegt – und wohl auch nicht mehr lange in Regierungsverantwortung sein dürfte.
 
        In Deutschland wiederum ist der demokratische Verfassungsstaat bisher fest verwurzelt. Dies muss in Zukunft aber nicht zwingend so bleiben. Die größten strukturellen Herausforderungen für den Konstitutionalismus in weiten Teilen Europas und auch in Deutschland sind die Schwächen der traditionellen Parteiensysteme und die zunehmende Öffnung der Demokratie auf Akteure jenseits der professionellen Medien und Parteiapparate.46 Zusammen erschweren diese Entwicklungen sowohl Regierungsbildung wie Regierungsfähigkeit und verringern damit die Leistungsfähigkeit staatlicher Institutionen. Defizite bei der Bereitstellung zentraler Infrastrukturen, etwa im Bildungs- oder im Transportwesen, tragen zu Vertrauensverlusten in das System der repräsentativen Demokratie als solcher bei. Hinzu kommen wirtschaftliche Herausforderungen und eine sich verändernde weltpolitische Lage, insbesondere die innen- und außenpolitische Schwäche der USA, Europas wichtigstem politischen Partner.
 
        Für den Umgang mit diesen komplexen Herausforderungen legen unsere Fallbeispiele zwei Lehren nahe. Sie zeigen erstens, warum es ein Fehler ist, sich nur auf die Aufrechterhaltung der verfassungsrechtlichen Kernprinzipien zu konzentrieren. Die grundsätzliche Fähigkeit des politischen Systems, die Erwartungen seiner Bürger zu erfüllen und ihr Vertrauen zu gewinnen, ist von zentraler Bedeutung. Kurz gesagt: Verfassungsrechtlicher Erfolg hat viel mit Erfolg in anderen Bereichen zu tun. Es geht nicht nur darum, den Verfassungsstaat vor seinen Feinden zu schützen. Auch für den Erfolg des Grundgesetzes und der Demokratie in Deutschland waren das „Wirtschaftswunder“ und die Funktionsfähigkeit des politischen Systems essenziell.
 
        Zweitens sollte aber dieses Argument nicht davon ablenken, dass Recht auch hier eine wichtige Rolle spielt. Die Erosion der Demokratie ist heute wie in der Vergangenheit nicht einfach die Konsequenz einer aufgrund externer Krisen wütenden und gespaltenen Gesellschaft. Rechtliche Regelungen selbst können spalten, wie das Beispiel des US-Wahlrechts zeigt. Und Recht reagiert nicht immer hinreichend auf jene, die gesellschaftliche Spaltung vorantreiben, wie etwa die Entwicklung manipulativer Medien belegt. Ob und wie der demokratische Konstitutionalismus überlebt und gedeiht, ist deshalb auch eine Frage des Rechts und rechtlicher Reformen.
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          KERSTIN RUOFF · MEHMET CAN
 
          „ALLES AUßER HETZE IST SAGBAR“
 
          Der Nahostkonflikt wirkt sich auch auf den Alltag in deutschen Schulen aus. Ein Gespräch über die Herausforderung, Diskussionsräume für Jugendliche zu schaffen und klare Grenzen gegen Antisemitismus zu setzen.
 
        
 
         
          JENNY HESTERMANN
 
          TRAUMATISIERT. DIE ISRAELISCHE GESELLSCHAFT NACH DEM 7. OKTOBER
 
          Der Anschlag der Hamas am 7. Oktober hat die israelische Gesellschaft erschüttert. Nicht nur die Verzweiflung über das Schicksal der Geiseln wiegt schwer. Auch das historische Schutzversprechen des Staats scheint gebrochen.
 
          Karte des Gazastreifens
 
        
 
         
          JAN BUSSE
 
          DER GAZASTREIFEN IM NAHOSTKONFLIKT
 
          Eine wechselhafte Geschichte, kriegerische Auseinandersetzungen und prekäre Lebensbedingungen prägen seit vielen Jahren die Lage im Gazastreifen. Eine nachhaltige Friedenslösung erscheint notwendiger denn je.
 
        
 
         
          CHRISTOPH EHRHARDT
 
          VERNETZT, FRAGMENTIERT. TERRORORGANISATIONEN IM IRANISCHEN SCHATTENREICH
 
          Über viele Jahre hat Iran ein Netz loyaler bewaffneter Gruppen in der arabischen Nachbarschaft geknüpft. Mit dem Krieg zwischen Israel und der Hamas in Gaza wird dieses Netzwerk auf die Probe gestellt.
 
        
 
         
          AZADEH ZAMIRIRAD
 
          IRANS NEUES SELBSTVERSTÄNDNIS. ZWISCHEN INNENPOLITISCHER TRANSITION UND AUSSENPOLITISCHEM AUFSTIEG
 
          In der Islamischen Republik kündigt sich ein Generationswechsel an. In den vergangenen Jahren ist der Unmut in der Bevölkerung über verschiedene Missstände gewachsen. Das Regime setzt auf außenpolitische Machtdemonstration.
 
        
 
         
          HENNER FÜRTIG
 
          DER NAHE OSTEN ZWISCHEN AUFBRUCH UND STAATSZERFALL. EIN RÜCKBLICK
 
          Die strategische Bedeutung der Nahost-Region ist für die meisten der dortigen Staaten nachteilig: Eine schwierige Nationenbildung und ideologische Grabenkämpfe haben einige an den Rand des Zerfalls gebracht.
 
        
 
         
          CAMILLE LONS
 
          IM WELTPOLITISCHEN MACHTGEFÜGE
 
          Traditionell pflegen die Golfstaaten und andere Länder der MENA-Region ein enges Verhältnis zu den USA. Mit dem Aufstieg Chinas, verbunden mit einer starken Rohstoffnachfrage, werden alte Allianzen infrage gestellt.
 
        
 
         
          GIL MURCIANO
 
          DER 7. OKTOBER ALS WENDEPUNKT? NEUE IMPULSE FÜR EINE FRIEDENSLÖSUNG
 
          Der Überfall der Hamas bedeutet das Scheitern des „Konfliktmanagements“, das Israels Regierungen seit Jahren betreiben. Das Ende des Gazakriegs muss deshalb mit einem Paradigmenwechsel einhergehen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Am 7. Oktober 2023 verübte die Hamas einen mörderischen Anschlag auf Israel mit über 1200 Todesopfern und verschleppte mehr als 230 Menschen in den Gazastreifen. Bald darauf setzte sich Israel mit einer militärischen Großoffensive gegen die islamistische Terrororganisation zur Wehr. Ein Ende des Kriegs ist seither nicht in Sicht. Erneute Verhandlungen über die Freilassung der verbliebenen Geiseln, humanitäre Unterstützung der notleidenden Zivilbevölkerung in Gaza und eine Waffenruhe, etwa unter Vermittlung der USA, Ägyptens und Katars, blieben bislang wirkungslos. Vielmehr ist eine Ausweitung der Gewalt zu befürchten, beispielsweise im Libanon, von wo aus die irantreue schiitische Miliz Hizbullah Israel bedroht, und im Jemen, wo die sogenannten Huthi-Rebellen – ein weiterer Verbündeter Teherans –, gezielt internationale Handelsschiffe unter Beschuss nehmen. Längst geht es in der Region nicht mehr nur um den israelisch-palästinensischen Konflikt.
 
        Als Scharnier zwischen dem östlichen Mittelmeer, der Arabischen Halbinsel und dem Persischen Golf ist der Nahe Osten, historisch betrachtet, ein Schauplatz ethno-religiöser Spannungen, hegemonialer Machtprojektionen und ungewöhnlicher Allianzen. Viele Länder und ihre Gesellschaften sind geprägt von einer gegensätzlichen Dynamik aus Fremdbestimmung und Selbstbehauptung, die zum Teil weit in die Kolonialzeit zurückreicht. Hinzu kommt die wiederkehrende Frage: Wie lässt sich Gewalt durch Verhandlungslösungen verlässlich einhegen?
 
        Für Deutschland und Europa liegt der Nahe Osten nicht nur geografisch „vor der Haustür“. Die dortigen Entwicklungen werden emotional auch auf hiesigen Straßen und Schulhöfen verhandelt, häufig verbunden mit israelbezogenem Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit. Beides lässt sich nur dann effektiv bekämpfen, wenn man sich auch auf die regionalen Perspektiven einlässt.
 
        Martin Schiller
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „ALLES AUẞER HETZE IST SAGBAR“
 
        Ein Gespräch über die Auswirkungen des Nahostkonflikts in Berliner Klassenzimmern, Emotionen, Identitätsfragen und Strategien im Umgang mit Antisemitismus und Rassismus.
 
        mit Kerstin Ruoff und Mehmet Can
 
        Frau Ruoff, Herr Can, der 7. Oktober 2023 mit dem brutalen Überfall der Hamas auf Israel war ein einschneidendes Ereignis. Wie hat dieser Tag Ihre Schule verändert?
 
        Ruoff – Uns war klar, dass wir als Kollegium erstmal zusammenkommen müssen, das war am Montag, dem 9. Oktober. Wir wollten nicht unvorbereitet in die Klassen gehen. Wie geht man mit so einer Situation um, die viel Betroffenheit auslöst? Man musste auch nicht groß diskutieren, dass ein grundsätzliches Friedensbedürfnis und das Recht der Menschen auf Unversehrtheit und Freiheit im Vordergrund steht. Und uns war eines klar: dass wir einen langen Atem brauchen.
 
        Can – Am 7. Oktober bin ich bei den Meldungen über den Raketenbeschuss aus Gaza noch von den „üblichen Gewaltausbrüchen“ ausgegangen. Schon am 8. wurde dann deutlich, dass wir es hier mit etwas anderem zu tun haben, mit einer genozidal geprägten Gewalt. Und in den Rückmeldungen einiger Schüler:innen haben wir schon eine Ahnung bekommen, welche Narrative wir am Montag bearbeiten müssten.
 
        Welche Narrative meinen Sie konkret?
 
        Can – Etwa die Vorstellung, dass da eine Verteidigungstat, eine Befreiungstat passiert sei, die gerechtfertigt sei. Und deswegen war es wichtig, dass wir uns im Kollegium erst abstimmen und alle auf einen Stand bringen. Wir haben direkt für Dienstag eine Fortbildung mit einem Referenten aus Israel einberaumt, der uns einen Überblick gegeben hat über diese einmalige Situation in einer an Tiefpunkten nicht armen Konfliktgeschichte zwischen Palästinenser:innen und Israelis:innen.
 
        Ihre Schule liegt in Neukölln, einem Stadtteil in Berlin mit hohem arabischen Bevölkerungsanteil. Gibt es ein Land oder eine Region, aus denen besonders viele Schüler:innen kommen?
 
        Can – Auf die gesamte Schule bezogen haben etwa 50 Prozent unserer Schüler:innen einen arabisch-palästinensischen Hintergrund. Und palästinensisch kann heißen vorwiegend libanesisch, manchmal syrisch. Und sonst haben wir zum Teil, neben herkunftsdeutschen Schüler:innen, auch Schüler:innen aus der Türkei oder aus Osteuropa.
 
        Welche Rolle spielt das Thema Identität bei einer so diversen Schüler:innenschaft – gerade auch mit Blick auf einen Konflikt wie dem in Gaza?
 
        Can – Bei vielen jüngeren Schüler:innen, also in der siebten bis zehnten Klasse, ist es unglaublich wichtig, sich als Muslim und vor allem als Palästinenser zu definieren. Da wird es oft sehr emotional, gerade, wenn es Konflikte wie den jetzigen gibt. Das schwächt sich in der Oberstufe etwas ab.
 
        Der Krieg im Gazastreifen, mit dem Israel auf das Massaker der Hamas reagierte, wird jetzt seit mehreren Monaten geführt. Wie hat sich die Ihre Arbeit seitdem verändert?
 
        Can – In der Anfangszeit, unmittelbar am 7. Oktober, war das tatsächlich eine sehr große Herausforderung, in der wir auch Schwierigkeiten hatten, in einen sachlichen Austausch zu treten, wir haben uns aber immer auf den kleinsten gemeinsamen Nenner besonnen, nämlich den Wert menschlichen Lebens. Im Anschluss sind wir dann in den sachlichen Austausch gegangen, wo wir neben der Beziehungsarbeit auch unmittelbare Bildungsarbeit machen konnten.
 
        Ruoff – Man muss sich bewusst machen: In den ersten Wochen nach dem 7. Oktober standen hier auf der Sonnenallee Wasserwerfer, es gab massive Polizeieinsätze. Das ist für einen Achtklässler, der da wohnt und einfach vor die Haustür geht, natürlich auch eine immense Emotionalisierung. Und dann kommt noch hinzu, dass die sogenannten sozialen Medien ungefiltert die Bilder aufs Handy spielen. Die Schüler:innen werden mit Dingen konfrontiert, die nicht für ihr Alter geeignet sind und die in öffentlichen Medien so auch nicht gezeigt würden. Die Emotionen werden so hochgeputscht, die Schüler:innen kommen dann auch so hier morgens an. Schule kann an dieser Stelle auch ein gewisser Schutzraum sein, weil wir die Bilder zum Teil gemeinsam mit den Kindern einordnen können.
 
        Gab es in der Woche nach dem 7. Oktober Angebote für die Schülerinnen und Schüler, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen?
 
        Can – Es gibt langfristige Angebote, die wir auch immer unabhängig von globalen Gewaltausbrüchen haben. Aber es ist natürlich wichtig, in dieser Situation zu reagieren. Wir haben Aufwand betrieben, um in den Klassen Zeit für Gespräche und Austausch zu schaffen. Wir haben als Kollegium beschlossen, dass wir am Montag, den 9. Oktober, um 10 Uhr eine Schweigeminute für die ermordeten Israel:innen, aber auch für die in dem Konflikt bisher getöteten palästinensischen Zivilist:innen anbieten. Das haben einige Schüler:innen angenommen, andere nicht. Da war es dann auch wichtiger, ins Gespräch zu gehen. Wenn Schweigen nicht möglich ist, muss gesprochen werden.
 
        Sie haben einen Wahlpflichtkurs „Israel/Palästina“ bei sich an der Schule. Worum geht es in diesem Kurs?
 
        Can – Den Kurs haben vor sechs Jahren zwei Kollegen von uns eingeführt. Es gab Interesse von Schüler:innen, die gefragt haben, ob wir das Thema des Nahostkonflikts oder die Auseinandersetzung zwischen Israel und Palästina nicht stärker bearbeiten können. Und da haben die beiden Kollegen gemeinsam mit einem außerschulischen Akteur zusammen diesen Kurs konzipiert. Der geht über zwei Jahre und Höhepunkt ist eine Reise nach Israel und in die palästinensischen Gebiete. Der Kurs wird für die neunte und zehnte Klasse angeboten. Wir versuchen uns diesem Konflikt, der wahrscheinlich zu den kompliziertesten dieser Zeit gehört, anzunähern. Wir beziehen auch die Erfahrungen der Jugendlichen ein. Sehr viele haben einen familiären Bezug als palästinensisch-arabischstämmige Schüler:innen. Ausgehend davon setzen wir uns mit der Konfliktgeschichte und den verschiedenen Friedensbemühungen auseinander. Wir schauen aber auch, welche Auswirkungen dieser Konflikt vor unserer Haustür hat. Einerseits betrachten wir, wie die Situation in den besetzten Gebieten aussieht. Andererseits geht es auch um die Gefahr durch Terroranschläge für die israelische Seite.
 
        Welche Medien konsumieren die Schülerinnen und Schüler, gerade auch mit Blick auf den 7. Oktober?
 
        Can – Die Hauptinformationsquelle, und bei einigen wahrscheinlich die ausschließliche, ist derzeit TikTok. Darüber werden die Haltungen und Emotionen zu dem Thema verbreitet, zum Teil auch Propaganda. Das wirkt natürlich wie ein Beschleuniger. Die sozialen Medien haben aus guten Gründen eine Attraktivität. Also überall dort, wo ich meine Identität ausleben kann, trifft aus nachvollziehbaren Gründen auf Zuspruch bei den Jugendlichen. Aber hier haben wir es mit einem hochbrisanten, komplexen politischen Thema zu tun. Da ist es eine große Gefahr, wenn es um Identität geht, und hier vor allen Dingen Emotionen transportiert werden, verbunden mit einseitigen, problematischen oder auch antisemitischen Bildern.
 
        Was sind die gängigsten Fehlinformationen oder Verschwörungsmythen, die Ihnen im Unterricht begegnen?
 
        Can – Das sind zum Teil die gängigen klassischen antisemitischen Stereotype, wie zum Beispiel die Vorstellung einer besonderen jüdischen Macht, die bestimmte Firmen kontrolliert. Im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt gibt es auch die Vorstellung, dass Israel die Medien steuert. Das sind weniger islamistisch geprägte Vorstellungen, sondern Fragmente, wie wir sie im linken und rechten Antisemitismus finden.
 
        Wie gehen Sie damit um, wenn Ihnen im Unterricht Verschwörungsmythen oder antisemitische Narrative begegnen? Wie dekonstruieren Sie etwa eine Falschaussage wie „Israel kontrolliert die Medien“?
 
        Can – Wenn es eine antisemitische Behauptung ist, muss sie als falsch eingeordnet werden. Ich finde, es ist ein Unterschied, ob eine Schülerin sagt „Israel kontrolliert die Medien“, was ein antisemitischer Topos ist, oder zum Beispiel zu Gewalt gegen Juden aufruft. Das Letztgenannte kann auf keinen Fall Gegenstand einer Diskussion sein, das muss sehr deutlich abgeblockt werden. Im ersten Fall handelt es sich um ein antisemitisches Stereotyp. Da müssen wir in die Auseinandersetzung gehen. In diesem konkreten Fall würden wir herausarbeiten, wie die Medienlandschaft funktioniert. Eine Sache ist dabei sehr wichtig: Wir haben es nicht mit Antisemit:innen zu tun, sondern mit Jugendlichen, die antisemitische Fragmente wiedergeben. Deswegen können wir auch mit Gegenrede Erfolge erzielen.
 
        Wie nehmen Ihre Schülerinnen und Schüler jüdisches Leben wahr?
 
        Can – Ein Beispiel: Ich habe vor dem 7. Oktober in einem anderen Zusammenhang mit den Schüler:innen das Bild einer mittelalterlichen „Judensau“ angeschaut, das ja immer noch an bestimmten Kirchen hängt. Ich habe sie gefragt: Wir sehen hier eine Sau, und da ist eine Religion abgebildet. Was denkt ihr, welche Religion das sein könnte? Und für sie war völlig klar: Das ist der Islam. Es kann gar nicht anders sein, weil sie in ihrer Realität vielfach mit antimuslimischem Rassismus konfrontiert sind. Ihnen dann aber zu erklären, dass wir es hier mit einer sogenannten Judensau zu tun haben, passt nicht in ihr Bild, wonach Jüdinnen und Juden in Deutschland in unbeschwerten Verhältnissen leben und beschützt werden.
 
        Gibt es rote Linien, also etwas, das Sie im Unterricht strikt unterbinden?
 
        Ruoff – Das kann man nicht so pauschal sagen. Schule ist auch ein Spielraum, in dem man sein Reden formt und ausprobieren kann. Natürlich begegnen uns auch Jugendliche mit Verhärtungen, und trotzdem ist es wichtig, dass sie sich aussprechen können. Denn sonst erreichen wir sie gar nicht. Gleichzeitig gibt es Momente, in denen man auch unterbrechen würde. Wo Hetze oder Hass tatsächlich geäußert werden, muss man einschreiten.
 
        Haben Sie ein Beispiel?
 
        Can – Ein Kollege hat berichtet, dass ein Schüler zu Gewalt gegen Juden aufgerufen hat, in der siebten oder achten Klasse. Da hat der Kollege bei all der Offenheit, die wir natürlich haben, in diesem Zusammenhang doch eine sehr deutliche rote Linie gesetzt, ohne den Schüler an sich abzuwerten. Wir sind uns alle einig und auch die Jugendlichen, dass wir ein solches Vorgehen auch bei Rassismus haben sollten. Und dementsprechend ist es hier wichtig, dass wir diese rote Linie nicht überschreiten. Aber erst einmal wird alles, was in Wissenschaft und Gesellschaft kontrovers diskutiert wird, auch bei uns hier in der Schule kontrovers diskutiert. Jugendliche dürfen sogar noch mehr, also dürfen auch unsinnige Sachen in der Form behaupten. Alles außer Hetze ist sagbar.
 
        Wie sehen Sie den Stand der antisemitismuskritischen Bildung derzeit allgemein? Es gibt zum Teil die Ansicht, dass der Ansatz gescheitert ist.
 
        Ruoff – Als ich zur Schule gegangen bin, war es Pflicht, sich mit Antisemitismus auseinanderzusetzen. Ich bin in der Nähe von Dachau großgeworden, das ist ein Thema, das mich schon lange begleitet: Welche Funktion hat Antisemitismus für bestimmte Gruppen? Wir merken ja derzeit, wie deutlich der demokratische Zusammenhalt gefährdet ist, durch die Täter. Wie können wir Jugendliche ermutigen, in einer diversen Welt zurechtzukommen, und sie fit machen, darin ihren Platz zu finden, ohne andere auszugrenzen und stattdessen anzuerkennen, dass es gut ist, wenn verschiedene Perspektiven und Talente zusammenkommen.
 
        Can – Es gibt derzeit ein großes Bewusstsein für das Thema und das kann ein guter Ausgangspunkt dafür sein, dass wir all die Schwächen, die es gibt, auch entsprechend angehen können. Leider muss man sagen, dass man in Deutschland ein ganzes Lehramtsstudium absolvieren kann, ohne sich in einer angemessenen Form mit Themen wie Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Homophobie auseinanderzusetzen. Da ist eine Reform nötig, damit die Kolleg:innen, die dann in den Schulalltag kommen, entsprechend vorbereitet sind. Ich tausche mich mit vielen Lehrkräften aus, von denen einige bereits hervorragende Arbeit leisten.
 
        Würden Sie sagen, dass Sie nach dem 7. Oktober gut vorbereitet waren, um mit dieser Situation gut umzugehen?
 
        Ruoff – Zu behaupten, auf so eine Situation gut vorbereitet zu sein, wäre anmaßend. Aber ja, wir hatten schon gute Voraussetzungen, wir hatten das Vertrauen in die Fachlichkeit, aber auch in die Beziehungen durch die langfristigen Projekte, von denen Herr Can erzählt hat. Wir haben eine politisch wache Schülerschaft, aber auch eine emotionale Schülerschaft, die man packen und gewinnen kann. Sie müssen Vertrauen haben, dass sie zu Wort kommen, dass sie lernen dürfen und dass sie Instrumente an die Hand bekommen, um ihr Leben und ihre politischen Einordnungen auch zu gestalten und nicht einfach nur mit einer anderen Meinung konfrontiert sind.
 
        Was braucht es Ihrer Meinung nach, um Antisemitismus an Schulen effektiv zu bekämpfen?
 
        Ruoff – Jenseits der politischen Inhalte braucht es Dinge wie Theater, Musik, Kunst, um Jugendliche ausdrucksfähig zu machen und um sie in Kontakt mit sich selbst zu bringen. Das gibt sowohl destruktiven Phantasien einen Raum, aber lässt auch Platz für Träume, Ideen und Wünsche. Darin liegt auch ein Teil des schulischen Auftrags: Was davon kann ich umsetzen oder in welchem Rahmen könnte sich das umsetzen lassen? Das läuft dann darauf hinaus, jenseits der klassischen politischen Bildung Kulturbildung als politischen Aufbruch zu betrachten. Dabei geht es auch darum, miteinander Konflikte durchzustehen, also exemplarisch vormachen, wie es gehen kann, in Frieden beieinander zu bleiben.
 
        Can – Wir brauchen tatsächlich Zeit und Geld. Ich weiß, dass beides rar ist. Aber es ist trotzdem wichtig, dass die Auseinandersetzung mit all diesen Themen stattfindet. Dabei geht es nicht nur um Antisemitismus, sondern auch um andere Diskriminierungsformen wie Rassismus. Konkret ist es wichtig, bei Jugendlichen ein Verständnis dafür zu schaffen, wie sich die Welt erklären lässt, ohne sie antisemitisch oder rassistisch zu deuten. Wie schaffe ich es, Widersprüche auszuhalten? Antisemit:innen können keine Widersprüche aushalten. Wenn uns das aber gelingt, ist für die antisemitismuskritische Bildungsarbeit einiges gewonnen.
 
        Was zeichnet das Rütli-Schulmodell mit seinem Campus aus?
 
        Ruoff – Die Idee des Campus Rütli ist zum einen, dass die, die hier lernen, richtig sind. Das war zu dem Zeitpunkt, als der Campus gegründet wurde ein zentraler Punkt für alle, die die Schule gestaltet haben. Wichtig war auch, sich im Sozialraum Neukölln zu vernetzen. Wir wissen aus jahrzehntelanger Forschung, dass gerade Kinder, die benachteiligt sind, in den Bildungsgängen oder im Sprachverstehen Begleitung brauchen, weil sie oft nicht wissen, welche Möglichkeiten ihnen zustehen oder an sprachlichen Hürden auch in Formularen scheitern.
 
        Was können andere Schulen von Ihnen im Umgang mit dem schwierigen Thema Nahostkonflikt lernen?
 
        Ruoff – Ich glaube nicht, dass man erst die Expertin für den Nahostkonflikt sein muss, um sich des Themas anzunehmen, sondern man muss den Mut haben, die Probleme, die die Jugendlichen mitbringen, auf den Tisch zu legen. Man muss das Vertrauen haben, dass man Profi genug ist, diese Mischung herzustellen: den Emotionen Raum lassen und gleichzeitig an das Vernünftige anzuknüpfen. Ich erwarte nicht, dass das jeder Lehrer jederzeit kann, aber es gehört zur Profession dazu. Man unterrichtet ja nicht Bücher, sondern Schülerinnen und Schüler.
 
        Can – Was unser Kollegium vielleicht auszeichnet, ist eine gewisse Naivität in der Bereitschaft, Projekte anzugehen, die uns öfter über den Kopf wachsen. Am Ende blickt man dann doch immer sehr positiv darauf zurück, auch wenn man sie in dem Moment, wo man sie beginnt, vielleicht verflucht.
 
         
          Das Interview führte Tilman Schröter, Redakteur im Ressort Internationale Politik beim „Tagesspiegel“, am 16. Februar 2024.
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        ESSAY
 
        TRAUMATISIERT
 
        Die israelische Gesellschaft nach dem 7. Oktober
 
        Jenny Hestermann
 
        Seit dem 7. Oktober 2023 ist in Israel eine neue Zeitrechnung angebrochen. Es wird in Tagen gerechnet. 30, 54, 132, 146 Tage. So lange sind die Geiseln nunmehr in Gaza gefangen gehalten. Die Initiative „Bring Them Home Now“ rechnet die Anzahl auf allen Kanälen vor, trägt sie auf die zentralen Plätze in Tel Aviv und Mitte Februar sogar bis nach Den Haag.01 Die Traumatisierung der Gesellschaft lässt sich in verschiedenen Stufen nachzeichnen. Zunächst allmähliches Erkennen und Entsetzen im Laufe des schwarzen Samstags am zweiten Sukkot-Feiertag, als das Ausmaß des Überfalls noch nicht klar war, aber von Stunde zu Stunde offenbarer wurde. Dann das Warten zwischen mehreren Tagen und Wochen, bis alle Vermissten und Toten identifiziert waren. Und schließlich, erst Wochen später, die Anzahl und Namen der Geiseln, die täglich stieg, bis sie festgesetzt werden konnte und man die Identität aller Entführten kannte.
 
        Früh brach sich die Wut Bahn über das gebrochene Schutzversprechen des Staats gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern. So war bereits am Nachmittag des 7. Oktober offenbar geworden, dass Geheimdienste und Armee kolossal versagt hatten. Weder hatten sie den Angriff kommen sehen, noch hatten sie Warnungen ernst genommen, noch reagierten sie am Tag selbst schnell genug, um den Terroristen der Hamas direkt Einhalt zu gebieten. So waren es hauptsächlich Zivilisten oder Einzelpersonen der Armee, die auf eigene Faust in den Süden eilten, um den Überfall auf die Kibbuzim und Dörfer einzudämmen. Heldengeschichten kursierten über Väter, die eigenhändig ihre Söhne retteten wie etwa der Ex-General Noam Tibon. Reservisten, die sich spontan mit Auto und Waffe auf den Weg machten, die Schutztruppen der Kibbutzim, die beherzt eingriffen, aber hoffnungslos in der Unterzahl waren. Zum ersten Mal in der Geschichte wurden die Horrortaten live auf auf den privaten Social Media Accounts der Opfer gestreamt, nachdem die Terroristen sich der Smartphones bemächtigt hatten. Das Grauen erreichte damit ungefiltert nächste Freunde und Verwandte, und Menschen weltweit.
 
        Es folgten Beerdigungen über Beerdigungen. In einer so eng verflochtenen Gesellschaft wie der israelischen kennt jeder jemanden, der jemanden kennt, dessen Verwandte, Freunde oder Bekannte ermordet oder entführt wurden. Seit dem 7. Oktober wurden über 200000 Israelis im eigenen Land evakuiert und mussten in der neu deklarierten Sicherheitszone ihre Häuser räumen. Immer noch sind 56000 von ihnen in Hotels untergebracht, mit keinerlei Gewissheit darüber, ob und wann sie zurückkehren können.02 Auf die Bevölkerungszahl in Deutschland umgerechnet würde das Massaker über 10000 Tote bedeuten, mehr als 2100 Entführte, mehr als eine halbe Million, die auch nach vier Monaten kein Zuhause mehr haben.
 
        Mit jedem Tag wuchs die Wut auf die Regierung und über das Versagen der Institutionen. Zynischerweise hatten bereits in den Auseinandersetzungen um die sogenannte Justizreform der Regierung Netanjahu im Frühjahr 2023 viele aus der Armee und aus Ex-Geheimdienst-Kreisen vor einem ganz ähnlichen Szenario gewarnt. Der Riss in der Gesellschaft, der sich in den vergangenen Jahrzehnten bereits abzeichnete, der sich aber mit dem Antritt der extrem rechten Regierung seit Ende 2022 drastisch vertieft hat, bedeute ein erhöhtes Sicherheitsrisiko, so die Warnungen. So drohten etwa Reservisten und Eliteeinheiten im Frühjahr 2023 mit Streiks.03 Nur wurde nie mit der mörderischen Gefahr aus Gaza gerechnet, sondern eher aus dem Libanon und durch mit Iran verbündete Milizen. Der Anschlag am 7. Oktober bestätigte diese Sorgen. In seiner Ungeheuerlichkeit, die seitdem vielfach beschrieben wurde, lag dieses Szenario allerdings außerhalb des Vorstellbaren. Hervorzuheben ist das Ausmaß sexueller Gewalt, das die „New York Times“ nach zwei Monaten ausführlich dokumentierte.04
 
        SCHMERZ UND VERTRAUENSVERLUST
 
        Ein Großteil der israelischen Gesellschaft fühlte sich in der Folge mehrfach betrogen: von der eigenen Regierung mit ihrem leeren Schutzversprechen (deren Versagen andauert, solange nicht alle Geiseln wieder zu Hause sind), von den Institutionen wie Armee und Polizei, in die ein Restvertrauen trotz der zuständigen rechtsextremen Minister Bezalel Smotrich und Itamar Ben Gvir bestanden hatte, und ebenso von der internationalen Gemeinschaft, die in großen Teilen nach wenigen Tagen der Betroffenheit mit einem Achselzucken, Relativierungen und schmallippigen Verweisen auf den „Kontext“ der israelischen Besatzung reagierte, in den man das Massaker einordnen müsse. Insbesondere die israelische Linke, die selbst seit Jahrzehnten gegen ebendiese Besatzung kämpft und alle seit 2009 bestehenden Regierungen unter Netanjahu ausgiebig kritisiert hat, sah sich von ihren internationalen Netzwerken und Freunden hintergangen.05 „Believe all women, unless they are Israelis“ war der bittere Hashtag, nachdem die Organisation UN Women zwei Monate brauchte, um sich mit Vergewaltigungen und Schändungen israelischer Opfer durch die Hamas zu befassen.
 
        „Das größte Pogrom an Juden seit dem Holocaust“ nannten hingegen viele israelische Stimmen das Massaker, in dem Versuch, sowohl die Ohnmacht jener zu beschreiben, die sich am 7. Oktober bis zu 24 Stunden lang versteckt gehalten hatten, bis Rettung kam,06 als auch die internationale Gemeinschaft wachzurütteln, deren Aufmerksamkeit mit Beginn der israelischen Gegenschläge vermehrt auf Gaza lag, während der Kriegsanlass vergessen oder nebensächlich schien. Die unerschütterliche Unterstützung der Biden-Administration wich bald Mahnungen, die Reaktion im Zaume zu halten – laut politischen Analysten auch dem Versuch des US-Präsidenten geschuldet, im Wahljahr 2024 mit vermutlich knappem Ergebnis linke Wählerstimmen nicht zu verprellen.
 
        Seit jeher besteht im modernen Israel die Devise und die Erkenntnis, die der früheren Ministerpräsidentin Golda Meir zugeschrieben wird: Wenn es darauf ankommt, sind wir alleine und können uns nur auf uns selbst verlassen. Inwieweit diese Wahrnehmung auf der Realität im Nahen Osten oder dem kollektiven intergenerationellen Trauma des Holocaust beruht, kann hier nicht beurteilt werden. Wie so oft mischen sich martialische Rhetorik (Nie wieder Opfer sein, koste es was es wolle) mit der schwer zu negierenden Tatsache, wie fragil und isoliert doch der jüdische Staat lange Zeit war.
 
        Nach der offenkundigen Spaltung der israelischen Demokratie im Kontext der Justizreform im Frühjahr 2023 hatten der Schock und das kollektive Leid seit dem 7. Oktober zunächst eine einende Wirkung. Linke wie Rechte, Siedler und Kibbuzniks kämpften plötzlich gemeinsam gegen die äußere Gefahr. Seit Anfang 2024 mehren sich allerdings wieder die Demonstrationen gegen die Regierung Netanjahu. Die Forderung nach Neuwahlen wird immer lauter.07 Mittlerweile hört man nicht nur im linken Spektrum den Vorwurf, der Ministerpräsident nutze die Fortführung des Kriegs, um sich an der Macht zu halten. Es gebe keine Strategie, wohin der Krieg führe, was das Ziel sei und wann er enden solle.
 
        Zu Beginn der israelischen Bodenoffensive wurden zwei Parolen ausgegeben – die Hamas ultimativ besiegen und die Geiseln befreien. In einer Situation von „nur schlechten Optionen“ wird immer deutlicher, dass ein Teil der Gesellschaft die unbedingte Befreiung der Geiseln fordert, auch um den Preis der Freilassung palästinensischer Gefangener, darunter viele verurteilte Mörder – und ein anderer auf den absoluten militärischen Sieg setzt.
 
        Dramatischer als im Zuge der Justizreform sind nun die bekannten Animositäten zwischen dem Pro- und dem Anti-Netanjahu Lager zurück, nun geht es nicht mehr „nur“ um den demokratischen oder autokratischen Charakter des Lands, sondern in der Wahrnehmung der allermeisten Israelis schlichtweg um Leben und Tod. War die Gesellschaft wegen der Justizreform bereits zerrissen, so hatten das Massaker und die Geiselnahmen zwei gegenläufige Auswirkungen: Lagerübergreifende Solidarisierung im Krieg und mit den Geiseln einerseits, andererseits die Desillusion darüber, dass die beiden ausgegebenen Kriegsziele von Anfang an nicht zusammenpassten.
 
        Die Aufarbeitung des militärischen und politischen Versagens sowie des Traumas wurde für die Zeit nach dem Krieg versprochen. Während der laufenden Kampfhandlungen sei dies kontraproduktiv. Der Prominenteste, der keinerlei Verantwortung für das Regierungsscheitern übernahm, war Netanjahu selbst, was ihn in den Augen vieler in der bis ins Mark erschütterten Bevölkerung noch tiefer sinken ließ.
 
        GESPALTENE GESELLSCHAFT
 
        Anhand des politischen Dilemmas um die verbliebenen Geiseln im Gazastreifen lassen sich unterschiedliche gesellschaftliche Visionen ablesen: Während für die einen das Leben der Entführten ein unter Umständen zu zahlender Preis ist, um in Zukunft nicht wieder erpressbar zu sein,08 ist die Rückholung der Geiseln für die anderen nicht nur das höchste moralische Ziel, sondern auch die notwendige Voraussetzung, um von der inneren Verfasstheit der israelischen Gesellschaft zu retten, was für die Zukunft noch zu retten ist.09
 
        Denn das Gewebe der israelischen Gesellschaft wird immer fragiler. Bereits 2015 hatte der damalige Staatspräsident Reuven Rivlin darauf hingewiesen, als er von vier verschiedenen innergesellschaftlichen „Stämmen“ sprach, die sich nun, zehn Jahre später, immer unversöhnlicher gegenüberstehen.10 Zynischerweise ist es ausgerechnet das eher linksliberale säkulare Friedenslager, das sich traditionell für den Dialog mit den Palästinensern ausspricht und wesentlich die Gesellschaft der Kibbuzim bildet, das nun von der Hamas-Gewalt betroffen ist.
 
        Während nationalreligiöse Stimmen bereits laut von der jüdischen Wiederbesiedlung des Gazastreifens träumen, will das andere, säkulare Lager die Hoffnung auf eine dauerhafte Lösung des Konflikts nicht aufgeben. Nur ist diese durch die tiefe psychische und physische Verletzung der Israelis in immer weitere Ferne gerückt.
 
        In der Tat geht der 7. Oktober als weitere traumatische Erfahrung in die jüdische Geschichte ein – der 1948 unter vielen Widerständen geschaffene israelische Staat versprach Schutz und Wehrhaftigkeit nach Jahrhunderten von Pogromen in Europa und dem Holocaust. Die Israelische Verteidigungsarmee (IDF), die lange als Schmelztiegel für die vielfältigen Einwanderungsgruppen über sozioökonomische Grenzen hinweg fungierte, hat diese Funktion durch die ideologischen Grabenkämpfe in der Gesellschaft weitgehend eingebüßt.
 
        Im Lichte des andauernden Konflikts mit den arabischen Nachbarn und den Palästinensern und häufig wechselnder Regierungskonstellationen trug vor allem ein grundlegendes Vertrauen in die Sicherheitsinstitutionen die israelische Gesellschaft, trotz der immer stärkeren Spaltung der politischen Lager.
 
        Bereits direkt nachdem das Ausmaß der Geiselnahme bekannt wurde beziehungsweise sogar noch davor, schon am 8. Oktober, wurden Stimmen laut, sich auf jeden möglichen Deal mit der Hamas einzulassen. Die Geiseln müssten zurück, lautete die zentrale Forderung: „Alle gegen alle“ (kulam tmurat kulam). Man solle der Forderung der Hamas nachkommen und alle palästinensischen Gefangenen in Israel freilassen – und dann den Kampf gegen die Terrororganisation mittel- und langfristig führen, jedoch mit „dem Skalpell“ statt mit Bomben. Das bedeutet, die Anführer und Mörder vom 7. Oktober gezielt mit Unterstützung der Geheimdienste aufzuspüren. Auch im Hinblick auf die internationale Meinung über Israel sei dies entscheidend – denn nicht zum ersten Mal im Nahostkonflikt wird dieser Krieg eben auch über Bilder und soziale Medien geführt, mit dem Ziel, die Verurteilung Israels als einseitiger Kriegsverbrecher herbeizuführen. Das Hauptargument jener, die sich für den Austausch einsetzen war jedoch: Die Gefahr für das Leben und die Unversehrtheit der Geiseln ist viel zu hoch, je länger gewartet wird – und im übergeordneten Sinne auch für das Sozialgefüge und die Heilung der israelischen Gesellschaft. Die Regierung Netanjahu und das am 11. Oktober rasch geformte Kriegskabinett verfolgt hingegen eine andere Strategie: Allein auf dem Schlachtfeld lasse sich die Hamas besiegen.
 
        AM SCHEIDEWEG
 
        Das brüchige Vertrauen in die Institutionen, vor allem in das Militär, ließ sich kurzfristig kitten und wird sich auch in Zukunft wieder bessern – das Vertrauen in einen Regierungschef, der sich in der schlimmsten Krise seit Staatsgründung an die Macht klammerte, anstatt Verantwortung für das gebrochene Sicherheitsversprechen zu übernehmen, wohl nicht. Über einen Friedensprozess – die permanente Forderung aus dem Ausland – mag niemand in Israel sprechen, solange das Schicksal der verbleibenden Geiseln unklar ist.
 
        Während also noch über 100 Personen in Gaza gefangen sind, verlangt die Weltöffentlichkeit von den Israelis seit Monaten Empathie für die Zivilisten in Gaza. Die Debatte, wie viele Zivilisten, wie viele UNRWA-Mitarbeiter in die Verbrechen der Hamas verstrickt waren und somit nicht als unschuldig gelten können, wird medial mit großem internationalen Interesse und harten Fronten geführt und wird sich fortsetzen, gerade wenn der Verlauf des Kriegs aufgearbeitet wird. Das gleichzeitige Trauern um die eigenen Toten, die tiefe Verletzung des ohnehin immer schon fragilen Schutzversprechens des Staats, das unerträgliche Bangen um das Schicksal der Geiseln, mit einem gleichzeitigen Anerkennen des Leids der Zivilbevölkerung in Gaza, das zwar durch die Hamas verursacht wurde, aber durch die Einsätze der israelischen Armee sich nun tagtäglich verstärkt, ist eine kaum von außen zu begreifende und nachzuempfindende Gemengelage.11
 
        In der Folge gesellt sich zu Trauer und Schmerz auch die Sorge hinzu, wie es mit dem Land weitergehen soll. Nie war die Nachfrage nach einem zweiten US-amerikanischen oder europäischen Pass so hoch wie nach der Regierungsbildung im Dezember 2022.12 Viele, die es sich leisten können, wandern aus, denn immer weniger Israelis sehen in dem Land eine Zukunft für ihre Kinder. Das ist umso tragischer, als alle jüdischen Generationen nach dem Holocaust mit der Überzeugung aufgewachsen sind, nur der eigene Nationalstaat könne auf Dauer Schutz vor Vertreibung und Antisemitismus bieten. Dieses Vertrauen in den Staat als „sicheren Hafen“ des jüdischen Volks wurde zwar auch vor dem 7. Oktober in seiner Tragfähigkeit aufgrund des anhaltenden Konflikts mit den Palästinensern unterschiedlich beurteilt – aber nun scheint es gebrochen. Ironischerweise fühlen sich dennoch viele immer noch sicherer in Israel, obwohl auch an der Nordgrenze zum Libanon ein weiterer Kriegsschauplatz zu erwarten ist. Im europäischen und amerikanischen Ausland ist es seit dem Beginn des Kriegs in Gaza zu einem starken Anstieg tätlicher antisemitischer Übergriffe gekommen.
 
        Kann die israelische Gesellschaft also heilen? Aufarbeitung des politischen und militärischen Versagens, das zum 7. Oktober führte, Neuwahlen, um wieder Vertrauen in eine neue Regierung herzustellen, wären sicherlich die ersten Schritte. Die dauerhafte Friedenslösung, die sich – abgesehen von den nationalreligiösen Siedlerkreisen – die meisten zwar wünschen, aber in der Konstellation mit einer schwachen Palästinensischen Autonomiebehörde, dem Vernichtungswillen der Hamas und der eigenen auf Status quo bedachten Regierung nicht für realistisch halten, ist dabei nur ein weit entfernter Horizont.
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        DER GAZASTREIFEN IM NAHOSTKONFLIKT
 
        Jan Busse
 
        Am Morgen des 7. Oktober 2023 überwanden Terroristen der Hamas und anderer bewaffneter Gruppen aus dem Gazastreifen die Sperranlagen zu Israel, ermordeten etwa 1200 Menschen01 und nahmen über 230 Personen als Geiseln.02 Das Attentat versetze die israelische Gesellschaft und die Weltöffentlichkeit in einen Schockzustand, nicht nur aufgrund seiner entsetzlichen Brutalität, sondern auch, weil niemand es für möglich gehalten hatte, dass die israelischen Sicherheitsmaßnahmen so einfach zu überwinden waren. Israel reagierte daraufhin mit einem beispiellosen militärischen Einsatz im Gazastreifen.
 
        Seit dem Beginn des Kriegs hat sich die Lage in Gaza zu einer an Dramatik kaum zu übertreffenden humanitären Katastrophe zugespitzt. Im März 2024 waren mindestens die Hälfte aller Gebäude und fast 70 Prozent aller Wohnhäuser durch israelische Angriffe beschädigt oder zerstört.03 Laut Vereinten Nationen waren 80 Prozent der Bevölkerung – rund 1,7 Millionen Menschen – zu diesem Zeitpunkt als Binnenvertriebene an die südliche Grenze zu Ägypten geflüchtet. Es starben durch israelische Angriffe über 30000 Palästinenser,04 geschätzte 70 Prozent davon Frauen und Kinder. Über 70000 wurden verletzt, Tausende weitere Personen gelten als vermisst.05 Aufgrund der durch den Krieg verursachten humanitären Notlage warnte das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen wiederholt vor der akuten Gefahr einer Hungersnot.06
 
        Israel scheint derzeit weit davon entfernt, die eigenen Kriegsziele – Zerstörung der Hamas und Befreiung aller Geiseln – zu erreichen. Die Kämpfe dauern an, das Tunnelnetzwerk der Terrororganisation scheint in weiten Teilen intakt,07 und die Hamas ist immer noch in der Lage, Raketen auf Israel abzufeuern. Die Geiseln konnten bislang – mit Ausnahme von insgesamt drei Personen – nicht durch Kämpfe, sondern nur durch Verhandlungen befreit werden. Und selbst wenn es Israel langfristig gelingen sollte, die militärischen Fähigkeiten der Hamas auszuschalten, würde sie als Massenorganisation weiter über eine starke Verankerung in der palästinensischen Gesellschaft verfügen.
 
        Angesichts der andauernden Eskalation mit Folgen für die gesamte Region und der existenziellen Notlage der Bevölkerung stellt sich nicht nur die Frage, wie die Kampfhandlungen im Gazastreifen schnellstmöglich beendet werden können, sondern auch, welche Perspektiven es für das Gebiet gibt und wie sich diese mit einer nachhaltigen Regelung des Nahostkonflikts insgesamt verbinden lassen.
 
        GESCHICHTE DES GAZASTREIFENS UND DES NAHOSTKONFLIKTS
 
        Der Gazastreifen erstreckt sich entlang des östlichen Mittelmeers auf einer Länge von 45 Kilometern und hat eine maximale Breite von 14 Kilometern. Mit einer Fläche von etwa 365 Quadratkilometern ist das Gebiet kleiner als das Bundesland Bremen, hat aber mit 2,3 Millionen mehr als dreimal so viele Einwohner und ist damit eines der am dichtesten besiedelten Gebiete weltweit (siehe Karte in dieser Ausgabe).
 
        Seit Beginn des Nahostkonflikts vor rund 100 Jahren kam dem Gazastreifen immer wieder eine besondere Rolle zu. Nach heftigen Kämpfen im Zuge des Ersten Weltkriegs beendete der britische General Allenby am 9. November 1917 – eine Woche, nachdem sich das Vereinigte Königreich in der Balfour-Erklärung für die Gründung eines jüdischen Staats ausgesprochen hatte – die osmanische Herrschaft über den Gazastreifen und in der Folge auch über ganz Palästina.08 Der Völkerbund übertrug dem Vereinigten Königreich daraufhin die Mandatsverwaltung über dieses Gebiet, das im Zuge der Entstehung des politischen Zionismus seit dem Ende des 19. Jahrhunderts auch zum Ziel jüdischer Migration aus Europa geworden war. Zeitgleich bildete sich ein palästinensisches Nationalbewusstsein heraus, das sich während der Mandatszeit in Abgrenzung zum Zionismus immer stärker manifestierte.09
 
        Erst seit dieser Zeit lässt sich überhaupt vom Nahostkonflikt sprechen. Denn es handelt sich keineswegs um eine jahrhunderte- oder gar jahrtausendealte Auseinandersetzung, sondern um einen Konflikt zweier konkurrierender nationalistischer Bewegungen – dem jüdischen Zionismus und dem palästinensischen Nationalismus – mit dem jeweiligen Ziel der Errichtung eines unabhängigen Staats auf demselben Territorium.10 Bereits während der Mandatszeit griffen beide nationalen Bewegungen zu Gewalt, sowohl gegen die Zivilbevölkerung der jeweils anderen Gruppe, als auch gegen die als Besatzungsmacht wahrgenommene britische Administration. Infolge des Arabischen Aufstands (1936–39) schlug London 1937 erstmalig die Teilung des Gebiets in einen arabischen und einen jüdischen Staat vor. Eine Idee, die man zehn Jahre später im UN-Teilungsplan aufgriff. Dieser Plan sah 56 Prozent des Territoriums für einen jüdischen und 43 Prozent für einen arabischen Staat vor – das Gebiet um Gaza hätte zusätzlich noch Teile der angrenzenden Negev-Wüste umfasst. Er stieß jedoch auf Ablehnung der arabischen Länder, unter anderem da er ihnen angesichts der klaren arabischen Bevölkerungsmehrheit von 70 Prozent als unausgewogen erschien. Als sich das Vereinigte Königreich 1948 aus Palästina zurückzog und Israel daraufhin seine Unabhängigkeit ausrief, erklärten die arabischen Nachbarn dem neu gegründeten jüdischen Staat den Krieg.
 
        Israel ging siegreich aus diesem ersten arabisch-israelischen Krieg hervor und konnte sein Gebiet im Vergleich zum UN-Teilungsplan deutlich vergrößern. Ägypten eroberte den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland und Ost-Jerusalem. Als abgegrenztes und so bezeichnetes geografisches Gebiet ist der Gazastreifen daher ein unmittelbares Ergebnis dieses Kriegs. Das Gebiet mit den heute bekannten Grenzen entstand somit durch den zwischen Israel und Ägypten 1949 vereinbarten Waffenstillstand. Völkerrechtlich ist der Verlauf der daraus resultierenden „Grünen Linie“ (Waffenstillstandsdemarkation) bis heute bedeutsam, da sie einen zentralen Bezug für den möglichen Grenzverlauf im Rahmen einer Zweistaatenregelung darstellt.
 
        Während des Kriegs flohen von insgesamt 700000 Palästinensern rund 200000 im Zuge der von ihnen als „Katastrophe“ (arabisch Nakba) bezeichneten Ereignisse aus dem israelischen Kernland in den Gazastreifen. Seither bilden dort die Flüchtlinge des Kriegs von 1948 und ihre Nachkommen eine deutliche Bevölkerungsmehrheit von 70 bis 80 Prozent. Mit der Fluchterfahrung verbundene Narrative spielen eine wichtige Rolle in der Gesellschaft, und das 1949 eingerichtete Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) leistet seitdem einen essenziellen Beitrag im Hinblick auf humanitäre Hilfe, Gesundheitsversorgung und Bildung.
 
        Zwischen 1949 und 1967 lebte die palästinensische Bevölkerung des Gazastreifens unter ägyptischer Militärverwaltung. Die Fedajin genannten, nationalistischen palästinensischen Guerillagruppen, für die der Gazastreifen mit seinen Flüchtlingslagern ein wichtiges Zentrum bildete, verübten ab 1949 immer wieder Angriffe auf das israelische Staatsgebiet. Vor allem, um gegen die Kämpfer vorzugehen, besetzten die israelischen Streitkräfte während der Suezkrise im Herbst 1956 für vier Monate das Gebiet und töteten bei zwei Massakern – in Khan Yunis und Rafah – mehrere Hundert Zivilisten.11 Während sich Ägyptens charismatischer Präsident Gamal Abdel Nasser in seiner anti-israelischen Rhetorik für die Palästinenser einzusetzen schien, unterdrückte er gleichzeitig eigenständige nationalistische Bestrebungen. Sowohl die von Jassir Arafat 1959 gegründete Fatah als auch die von ihr später dominierte Palästinensische Befreiungsorganisation PLO waren daher vom Exil aus geführte Organisationen, mit zunächst nur losen Verbindungen nach Gaza und ins Westjordanland.
 
        UNTER ISRAELISCHER BESATZUNG
 
        Die arabisch-israelischen Spannungen eskalierten im Juni 1967 im Sechstagekrieg, in dem Israel innerhalb kürzester Zeit die feindlichen Streitkräfte ausschaltete und den Gazastreifen, den Sinai, das Westjordanland, Ost-Jerusalem und die Golanhöhen eroberte. Für die Palästinenser hatte die arabische Niederlage, auch „Rückschlag“ (arabisch Naksa) genannt, mit dem Beginn der israelischen Besatzung und Besiedlung erhebliche Folgen. Seitdem kontrollieren die israelischen Streitkräfte die palästinensischen Gebiete auf der Grundlage von Militärdekreten und der Berufung auf den von der britischen Mandatsverwaltung 1945 verhängten Ausnahmezustand. Als die Likud-Partei ab 1977 erstmals den Premierminister stellte, forcierte Israel den Siedlungsbau, da man darin ein religiös-ideologisch motiviertes Unterfangen sah. Gerade angesichts seiner hohen Bevölkerungsdichte und der ohnehin prekären Lebensbedingungen der Flüchtlingsbevölkerung sorgte die Militär- und Siedlerpräsenz im Gazastreifen nicht nur für erhebliche Einschränkungen im palästinensischen Alltag, sondern führte auch immer wieder zu gewaltsamen Konfrontationen. Diese eskalierten im Dezember 1987 in einem palästinensischen Aufstand gegen die israelische Besatzung, der ersten Intifada, die auch auf das Westjordanland übergriff und bei der insgesamt rund 400 Israelis und 1500 Palästinenser starben.
 
        Unmittelbar zu Beginn der Intifada gründete sich im Gazastreifen aus dem palästinensischen Ableger der Muslimbruderschaft die Hamas, die fortan das Streben nach nationaler Unabhängigkeit mit dem Ziel der Islamisierung der Gesellschaft kombinierte. Wesentlicher Bestandteil ist dabei die grundsätzliche Ablehnung Israels als jüdischem Staat. Insbesondere die oft zitierte Hamas-Charta von 1988 enthält zahlreiche anti-jüdische Diffamierungen. Das Zusammenwirken der Propagierung des gewaltsamen Kampfs gegen Israel – aus der Sicht der Hamas eine legitime Form des Widerstands – und islamisch begründetem Engagement in sozialen Fragen trug zu ihrer Popularität bei. So wurde die Organisation zu einer vor allem im Gazastreifen fest verankerten Massenorganisation und damit zum größten Rivalen von PLO und Fatah.12
 
        Überrumpelt von den Ereignissen in der Heimat rief die PLO 1988 im Exil die palästinensische Unabhängigkeit aus. Zwar handelte es sich um einen rein symbolischen Akt, der aber de facto die Anerkennung Israels bedeutete und so den Weg für die Oslo-Abkommen ebnete. Die damit einhergehende Bereitschaft, sich beim Streben nach einem unabhängigen Staat auf die 1967 besetzten Gebiete zu beschränken und dabei auf diplomatische Mittel statt auf Gewalt zu setzen, unterschied die PLO von da an maßgeblich von der Hamas.
 
        Neben der Anerkennung zwischen PLO und Israel regelten die Oslo-Abkommen von 1993 und 1995 vor allem Fragen der palästinensischen Selbstverwaltung im Westjordanland und im Gazastreifen. 1994 kehrte Jassir Arafat nach Palästina zurück und wurde im Gazastreifen von Zehntausenden jubelnd empfangen. Zum de facto Regierungssitz wurde zwar das nördlich von Jerusalem gelegene Ramallah, Gaza fungierte aber als wichtiges politisches Zentrum. Arafat trug nun als Präsident der neu gegründeten Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) die Verantwortung für die Selbstverwaltung der palästinensischen Bevölkerung. Volle Kontrolle überließ man in den Oslo-Abkommen den Palästinensern formal jedoch nur in den Bevölkerungszentren im Westjordanland und im Gazastreifen, während die israelischen Streitkräfte die Kontrolle über die jüdischen Siedlungen und daran angrenzende Gebiete behielten.
 
        Allerdings gab es sowohl auf israelischer wie auch palästinensischer Seite entschiedene Gegner des Friedensprozesses, die statt einer Kompromissregelung Maximalforderungen durchsetzen wollten. Die Hamas sabotierte Friedensbemühungen durch Terroranschläge auf israelische Ziele und stellte damit zugleich die Autorität der PA und den Verhandlungskurs der PLO infrage. Parallel dazu setzte die israelische Seite den Siedlungsbau unvermindert fort, sodass die Zahl der Siedler im Gazastreifen zwischen 1992 und 2000 von 4300 auf 6700 anstieg, während sie sich im Westjordanland von 100000 auf 193000 fast verdoppelte.13 Nachdem bei den Verhandlungen in Camp David im Sommer 2000 ein letzter Versuch gescheitert war, die strittigen Endstatusfragen zu klären, entlud sich die Frustration darüber im Herbst 2000 in der zweiten Intifada.
 
        ABKOPPLUNG, MACHTÜBERNAHME UND FOLGEN
 
        Angesichts der Gewalt während der zweiten Intifada setzte sich in Israel die Idee einer Abkopplung von der palästinensischen Bevölkerung in den besetzten Gebieten durch. Im Westjordanland begann ab 2003 der Bau von Sperranlagen, die der Internationale Gerichtshof ein Jahr später aufgrund ihrer Abweichung von der Grünen Linie für völkerrechtswidrig erklärte. 2005 zog die israelische Regierung alle Truppen aus dem Gazastreifen ab und räumte – gegen massiven Widerstand der Siedlerbewegung – alle dortigen Siedlungen, da deren Schutz mit hohem Aufwand verbunden war und dem Gebiet – anders als beim Westjordanland – nur eine geringe religiöse und historische Bedeutung beigemessen wurde. Da der Abzug nicht mit der PA abgestimmt war, instrumentalisierte ihn die Hamas propagandistisch, in dem sie ihn als Erfolg ihres bewaffneten Kampfs darstellte.
 
        2006 trat die Hamas erstmalig bei den Wahlen zum Palästinensischen Legislativrat an, nachdem sie 2005 die Kommunalwahlen im Gazastreifen deutlich gewonnen hatte. Dennoch überraschte der Sieg bei den Parlamentswahlen 2006 nicht nur die Hamas selbst, sondern auch die konkurrierende Fatah und die internationale Gemeinschaft. Es kam zu innerpalästinensischen Auseinandersetzungen, die in der gewaltsamen Machtübernahme der Hamas im Gazastreifen 2007 mündeten und zur bis heute andauernden Spaltung zwischen Hamas und Fatah führten.
 
        Bereits 2006 riegelte Israel in Reaktion auf die Entführung des Soldaten Gilad Schalit den Gazastreifen ab. Aufgrund der israelischen Kontrolle über Landgrenzen, Meereszugang, Luftraum und elektromagnetisches Spektrum gilt damit der Gazastreifen trotz des Truppenabzugs von 2005 weiterhin als besetzt. Personen und Güter können das Gebiet seitdem nur sehr begrenzt verlassen oder hineingelangen, sodass die Bevölkerung in hohem Maße von internationalen Hilfslieferungen abhängig ist und kaum über Perspektiven für ökonomische oder persönliche Entwicklung verfügt. Zusätzlich leidet die Bevölkerung nicht nur unter wiederkehrenden kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Israel und der Hamas – 2006, 2008/09, 2012, 2014, 2021 –, die mit Zerstörungen und Traumatisierung einhergingen, sondern auch unter der repressiven Herrschaft der islamistischen Machthaber.
 
        Durch die Machtübernahme 2007 war die Hamas innerhalb des Gazastreifens für die Bevölkerung verantwortlich, baute Regierungsstrukturen auf und schickte eigene Polizeikräfte auf die Straßen. Ihre Position als De-facto-Herrscherin ermöglichte es der Organisation mithilfe von über Ägypten geschmuggelte Materialien, Raketen zu bauen und damit wiederholt Israel anzugreifen. Gegner des Gaza-Abzugs in Israel sahen sich daher darin bestätigt, dass es ein Fehler war, das Gebiet zu verlassen. Gleichzeitig hatte sich 2017 ein Kurswechsel hin zu größerem realpolitischem Pragmatismus angedeutet, als die Hamas in Ergänzung zur Charta von 1988 ein Grundsatzpapier vorlegte, in dem sie die Schaffung eines palästinensischen Staats in den Grenzen von 1967 und de facto die Existenz Israels zu akzeptieren schien. Mit dem Überfall vom 7. Oktober hat sich jedoch gezeigt, dass kompromisslose Vertreter innerhalb der Hamas, allen voran der als Drahtzieher des Anschlags geltende Jahia Sinwar, die Oberhand gewonnen haben.
 
        Die Zustimmung der Bevölkerung im Gazastreifen für die Hamas war und ist keineswegs so umfassend, wie es gelegentlich scheint. Kurz vor dem 7. Oktober 2023 wäre die Liste der Hamas bei Parlamentswahlen laut Umfragen dort lediglich auf 44 Prozent gekommen. Über 70 Prozent betrachteten die Hamas-Regierung als korrupt. Trotz zu befürchtender Repressionen gab es in den vergangenen Jahren immer wieder Proteste gegen die Hamas, zuletzt Ende Juli 2023. Nach dem 7. Oktober stieg innerhalb der palästinensischen Bevölkerung im Westjordanland zwar die Popularität der Hamas, im Gazastreifen lag sie im Dezember 2023 jedoch nur bei knapp über 40 Prozent.14
 
        Auch auf israelischer Seite gewannen die Befürworter einer kompromisslosen Maximalforderung in den vergangenen Jahren an Zulauf. So folgte Benjamin Netanjahus Rückkehr ins Amt als israelischer Premierminister unmittelbar auf den Gazakrieg zum Jahreswechsel 2008/09.
 
        Netanjahu zeigte von Anfang an kein ernsthaftes Interesse an einer verhandelten Konfliktregelung. Vielmehr bot ihm die Herrschaft der Hamas über den Gazastreifen einen willkommenen Vorwand, Verhandlungen mit PA-Präsident Mahmud Abbas abzulehnen, indem er behauptete, dass es aufgrund der Spaltung zwischen Fatah und Hamas auf palästinensischer Seite keinen Partner für Verhandlungen gebe. Aussöhnungsbemühungen, die darauf abzielten, die Blockade des Gazastreifens zu überwinden und eine einheitliche palästinensische politische Führung zu etablieren, scheiterten seitdem wiederholt vor allem an der mangelnden Bereitschaft beider Parteien, ihre Macht mit dem Rivalen zu teilen.
 
        Statt einer Regelung des Konflikts stand für den israelischen Premierminister kurzfristiges Konfliktmanagement im Vordergrund, das darauf beruhte, die Spaltung aufrechtzuerhalten und notfalls militärisch gegen die Hamas vorzugehen. 2019 erklärte Netanjahu zudem gegenüber Abgeordneten seiner eigenen Partei, dass jeder, der einen palästinensischen Staat ablehne, die Zahlung von Geldern nach Gaza unterstützen müsse, weil durch die Aufrechterhaltung der Spaltung zwischen PA im Westjordanland und der Hamas in Gaza die Schaffung eines palästinensischen Staats verhindert werde.15 Dass Israel die Hamas in den Waffengängen nicht besiegte, steigerte wiederum deren Status als Anführerin des palästinensischen „Widerstands“. Der Mangel an politischen Perspektiven für eine verhandelte Konfliktregelung verschärfte sich zusätzlich, als 2022 in Israel eine extrem rechte Regierungskoalition wiederum mit Netanjahu als Premier an die Macht kam und die exklusive Kontrolle über das gesamte Land zwischen Jordan und Mittelmeer zu einem zentralen Anspruch ihrer Politik erklärte.
 
        Auch jenseits der Ebene der politischen Führungen erhielten in den vergangenen 15 Jahren in beiden Gesellschaften Positionen Zulauf, die sich gegen eine verhandelte Konfliktregelung aussprechen. Die Zustimmung zur Zweistaatenregelung lag schon vor dem 7. Oktober auf beiden Seiten auf einem historischen Tiefstand. Im Dezember 2022 unterstützten sie nur noch rund ein Drittel der jüdischen Israelis und der Palästinenser im Westjordanland und im Gazastreifen. Dagegen befürworteten 30 Prozent der befragten Palästinenser und 37 Prozent der jüdischen Israelis eine Ein-Staaten-Regelung ohne gleiche Rechte und einer Dominanz der jeweils eigenen Gruppe.16
 
        KONFLIKTREGELUNG STATT KONFLIKTMANAGEMENT
 
        Die weitere Entwicklung der Lage im Gazastreifen und des Nahostkonflikts insgesamt hängt insbesondere mit drei miteinander verknüpften Aspekten zusammen. Angesichts der humanitären Katastrophe sollte erstens ein sofortiges Ende aller Kampfhandlungen herbeigeführt werden. Dass die Zerstörung der Hamas und die Befreiung der Geiseln nicht nur schwer erreichbar, sondern auch miteinander unvereinbar scheinen, haben inzwischen nicht nur Mitglieder des israelischen Kriegskabinetts und der Militärführung, sondern auch Vertreter der US-Regierung zum Ausdruck gebracht.17
 
        Zweitens können durch den weiteren Kriegsverlauf unwiderruflich Fakten geschaffen werden, mit direkten Auswirkungen auf mittel- und langfristige Perspektiven sowohl für den Gazastreifen als auch für die Aussichten auf eine Konfliktregelung. Dies ist vor allem deshalb von Bedeutung, da ohne klaren Widerspruch und das Aufzeigen konstruktiver Optionen durch internationale Akteure bestehende Extrempositionen weiter gestärkt würden. So verletzt beispielsweise die vom israelischen Militär errichtete einen Kilometer breite Sperrzone entlang der Grenze des Gazastreifens dessen territoriale Integrität, da sie von der Grünen Linie abweicht und zugleich der palästinensischen Bevölkerung dort dringend benötigte Flächen entziehen würde.18 Dass es in der israelischen Führung bislang keinen klaren Plan für die Zeit nach den Kampfhandlungen gibt, spielt zudem der nationalreligiösen Siedlerbewegung und ihren extrem rechten Vertretern in der Regierung in die Hände, die offen die komplette Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung und eine dauerhafte erneute jüdische Präsenz im Gazastreifen fordern.19 Darüber hinaus besteht das Risiko, dass die massive Zunahme von gewaltsamen Konfrontationen zwischen der israelischen Armee und Siedlern mit der palästinensischen Bevölkerung im Westjordanland zu einem Kollaps der ohnehin geschwächten Palästinensischen Autonomiebehörde führen könnte. Trotz aller Dysfunktionalität und autoritärer Tendenzen bekennt sich die PA weiterhin zu einer verhandelten Zweistaatenregelung und sollte gerade angesichts des Popularitätsschubs der Hamas nach dem 7. Oktober nicht weiter geschwächt werden. Vielmehr sollte sie mittelfristig durch Wahlen mit neuer Legitimität ausgestattet und im Kapazitätsaufbau so gestärkt werden, dass sie auch eine zentrale Rolle bei der zukünftigen Verwaltung des Gazastreifens spielen kann. Hinzu kommt, dass sich der Gazakrieg schon jetzt destabilisierend auf die Region und insbesondere auf Ägypten und Jordanien auswirkt, die einzigen Nachbarstaaten, mit denen Israel Friedensverträge geschlossen hat. Eine weitere Verschärfung der Situation im Gazastreifen sowie eine fehlende Regelungsperspektive des Konflikts gefährdet somit auch die Sicherheit Israels. So bezeichnete der jordanische Premierminister Bisher Al-Khasawneh im November 2023 jegliche israelischen Versuche, die palästinensische Bevölkerung aus dem Gazastreifen zu vertreiben, als Kriegserklärung.20
 
        Drittens und damit verbunden, müssen die Perspektiven für den Gazastreifen mit einer nachhaltigen Friedensregelung verknüpft werden, um den Rückfall in ein reines Konfliktmanagement zu vermeiden. Gerade das Aufzeigen von entsprechenden Optionen sowie konstruktiven Alternativen zum bewaffneten Kampf sind wichtige Mittel, um der Hamas und anderen militanten Gruppen den Zulauf zu entziehen. Eine entsprechende Perspektive wäre auch eine zentrale Voraussetzung für das Engagement einer „wiederbelebten PA“ im Gazastreifen, die andernfalls von der eigenen Bevölkerung als verlängerter Arm einer andauernden israelischen Besatzung wahrgenommen würde. So erklärte PA-Premierminister Mohammed Schtajjeh etwa im Oktober 2023, seine Behörde sei nicht bereit, „auf einem israelischen Panzer“ nach Gaza zu kommen.21 Auch arabische Staaten werden nur bereit sein, sich am Wiederaufbau der zerstörten Infrastruktur zu beteiligen, wenn es Aussichten auf eine Konfliktregelung gibt, an deren Ende die Schaffung eines unabhängigen palästinensischen Staats steht. Zudem ist es im Interesse der Glaubwürdigkeit westlicher Staaten, im Kontext der Beendigung des Gazakriegs und einer nachhaltigen Konfliktregelung viel stärker als bisher auf die Einhaltung völkerrechtlicher Prinzipien zu bestehen. Andernfalls könnten die von Staaten des Globalen Südens geäußerten Vorwürfe, die USA und die EU würden die von ihnen vertretenen außenpolitischen Werte lediglich selektiv anwenden, langfristige Folgen für die strategische Zusammenarbeit haben.
 
        FAZIT
 
        Angesichts der zunehmend ausweglos erscheinenden Eskalationsdynamik und der verhärteten Fronten zwischen den Konfliktparteien wäre ein umfassendes internationales Engagement von zentraler Bedeutung, um konstruktiv eine nachhaltige Konfliktregelung zu befördern. Ansonsten kann es weder für die palästinensische noch für die israelische Seite dauerhaft Frieden und Sicherheit geben. Ein solcher Ansatz scheint gerade aufgrund der Abhängigkeit beider Seiten von externer Unterstützung zielführend, während gleichzeitig diejenigen lokalen Akteure, die sich weiterhin für eine verhandelte Konfliktregelung einsetzen, gestärkt werden sollten. Den USA kommt in diesem Kontext als wichtigstem internationalen Akteur in der Region und engstem Verbündeten Israels eine wesentliche Rolle zu. Weil die USA jedoch aus palästinensischer und arabischer Sicht vielfach als zu parteiisch wahrgenommen werden, sollte die EU stärker als bisher die Position eines aktiven Vermittlers einnehmen.
 
        Ein zu schaffender Rahmen für Verhandlungen sollte jedoch die Fehler des gescheiterten Oslo-Friedensprozesses vermeiden. Denn angesichts des asymmetrischen Machtverhältnisses zwischen Israel und den Palästinensern braucht es eine aktive und engmaschige internationale Einmischung. Statt Israelis und Palästinenser sich selbst zu überlassen, sollten klare Parameter zu den zentralen Streitfragen vorgegeben werden, innerhalb derer sich die Konfliktparteien einigen können. Diese Vorgaben sollten mit positiven und negativen Anreizen verbunden werden.22 Der vom EU-Außenbeauftragten Josep Borrell im Januar 2024 vorgelegte Friedensplan geht in eine solche Richtung. Auf regionaler Ebene könnte die bisher ausgebliebene Verknüpfung der Normalisierung zwischen Israel und einzelnen arabischen Staaten im Rahmen der „Abraham Accords“ einerseits und der Palästinafrage andererseits eine konstruktive Wirkung haben. So erklärte Saudi-Arabien im Frühjahr 2024, dass es eine Normalisierung der diplomatischen Beziehungen mit Israel von einem Ende der Kampfhandlungen und der Schaffung eines unabhängigen palästinensischen Staats abhängig mache.
 
        Fest steht: Der Nahostkonflikt ist zurück ins Zentrum der internationalen Aufmerksamkeit gerückt, und die weitere Entwicklung des Kriegs im Gazastreifen und Frage nach den Perspektiven für eine Konfliktregelung haben unmittelbaren Einfluss auf fundamentale Fragen der regionalen Sicherheit, die über den Nahen Osten selbst hinausreichen.
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        VERNETZT, FRAGMENTIERT
 
        Terrororganisationen im iranischen Schattenreich
 
        Christoph Ehrhardt
 
        Als sich Hassan Nasrallah am 3. Januar 2024 in einer Ansprache an die Öffentlichkeit wandte, ging im Libanon wieder einmal die Angst vor einem großen Krieg um. Seit Monaten war das libanesisch-israelische Grenzgebiet schon Schauplatz täglicher Gefechte. Die von Nasrallah angeführte Hizbullah hatte einen Tag nach dem terroristischen Großangriff der Hamas auf Israel vom 7. Oktober 2023 Ziele jenseits der Grenze unter Beschuss genommen. Sie wollte die israelischen Streitkräfte ablenken und damit die palästinensischen Islamisten unterstützen, mit denen sie verbündet ist. Die Konfrontation war eigentlich auf einen Streifen entlang der israelisch-libanesischen Grenzen begrenzt. Doch am Abend vor Nasrallahs Ansprache hatte Israel die Kampfzone ausgeweitet. Die südlichen Vorstädte von Beirut, in denen die Hizbullah das Sagen hat, waren von einem Militärschlag erschüttert worden, wie es ihn lange nicht mehr gegeben hatte. Saleh al-Arouri, ein wichtiger Führungskader der Hamas, war durch einen Präzisionsangriff aus der Luft getötet worden. Und Nasrallah hatte nur wenige Monate zuvor deutlich gemacht, dass ein solcher Angriff eine rote Linie überschreiten würde.
 
        Der Hizbullah-Generalsekretär rief keinen großen Krieg mit dem Erzfeind aus. Doch Nasrallahs Rede machte deutlich, dass der Krieg im Gazastreifen längst auf die Region übergegriffen hatte. Ein regionaler „Flächenbrand“, vor dem die internationale Diplomatie wieder und wieder gewarnt hatte, brach danach nicht aus. Doch die Worte Nasrallahs zeigten deutlich, dass die Region längst von einem Schwelbrand erfasst worden war: Er beschrieb, wie die palästinensischen „Brüder“ den Terrorangriff vom 7. Oktober vorbereitet und initiiert hatten, wie seine Organisation danach „den Kampf aufnahm“, wie dann die „Brüder“ des irakischen „Widerstands“ – gemeint waren schiitische Milizen – US-Militärstützpunkte im Irak und in Syrien mit Drohnen und Raketen angriffen und wie daraufhin die jemenitischen Huthi-Rebellen den Schiffsverkehr im Roten Meer attackierten.
 
        Die Spur von all diesen Konflikt-Schauplätzen am Golf und in der Levante führt nach Teheran. Dort laufen die Fäden zusammen, von dort erhalten Milizen oder Terrororganisationen in der Region Geld, Waffen und andere Unterstützung. Mit dem Krieg im Gazastreifen ist eine vom Regime in Teheran angeführte Allianz aktiviert worden, die sich selbst als „Achse des Widerstands“ bezeichnet.
 
        Die Gruppen dieser Allianz haben verschiedene Interessen in der Heimat. Nicht alle teilen den Fundamentalismus des iranischen Regimes oder sind loyal gegenüber dessen Revolutionsführer Ajatollah Ali Chamenei und dem Herrschaftssystem der Islamischen Republik, der Statthalterschaft der Rechtsgelehrten (velayate faqih). Die Gruppen sind unterschiedlich stark von Iran abhängig und lassen sich unterschiedlich stark von den Revolutionswächtern lenken. Aber sie alle haben gemeinsame Feinde: Israel und die Vereinigten Staaten. Israel wollen sie von der Landkarte tilgen, die Vereinigten Staaten aus der Region vertreiben. Ideologisch verbrämt wird der Hass auf den jüdischen Staat und seinen westlichen Verbündeten mit der arabischen Vokabel muqawama (Widerstand).
 
        Die zentrale Rolle, die die Islamische Republik im Hintergrund spielt, wurde im Anlass der Nasrallah-Rede deutlich. Er sprach zum Todestag von Qassem Soleimani, jenes berüchtigten iranischen Generals aus den Reihen der Revolutionsgarden, der am 2. Januar 2020 auf dem Flughafengelände der irakischen Hauptstadt Bagdad durch einen amerikanischen Drohnenangriff getötet wurde. Soleimani war Befehlshaber der Quds-Einheit, einer Eliteeinheit, die für Einsätze im Ausland zuständig ist. Er gilt als der Architekt der Schattenarmee von bewaffneten Gruppen, die Iran in jahrzehntelanger, raffinierter, geduldiger und skrupelloser Weise aufgebaut hat. Sein Abbild prangt auf riesigen sonnengebleichten Transparenten auf Straßen im Reich der Hizbullah im Süden Beiruts oder auf Werbetafeln in Bagdad. Aus den Reihen seiner Verbündeten wird er als charismatischer Mann beschrieben, dessen Aura auch über seinen Tod hinaus nachwirke. „Er ist ein Symbol“, sagte ein Kommandeur aus einer mit Iran verbündeten irakischen Miliz im Februar 2024.01 Die Führungspersönlichkeiten des von ihm errichteten Schattenreichs reisen zu Beratungen durch die Region, sie inszenieren ihre Treffen wie Staatsbesuche. Bündnisse werden auch mit Eheschließungen gefestigt. Zeynab Soleimani, die Tochter des iranischen Generals, heiratete im Sommer 2020 den Sohn eines hohen Hizbullah-Kaders. Den Hizbullah-Führer Nasrallah sprach sie als „Onkel“ an.02
 
        WERKZEUGE FÜR HYBRIDE KRIEGFÜHRUNG
 
        Für Iran sind die Milizen und Terrorgruppen der „Achse des Widerstands“ wertvolle Werkzeuge. Nach den Erfahrungen des verheerenden irakisch-iranischen Kriegs von 1981 bis 1988 schreckt die Islamische Republik davor zurück, einen direkten konventionellen Waffengang mit einem überlegenen Gegner zu wagen. Teheran hat sich auf eine hybride Kriegsführung verlegt, schickt lieber nichtstaatliche bewaffnete Gruppen in den Kampf als die eigenen Streitkräfte. Das Regime will sich immer die Möglichkeit offenhalten, Täter- oder Drahtzieherschaft plausibel abstreiten zu können. Die „Achse des Widerstands“ ist eine destruktive Allianz, die auf Destabilisierung angelegt ist. Schwache Staaten und Krisenregionen sind genau die Umgebungen, die Teheran sucht und braucht, wenn es bewaffnete Gruppen für seine Zwecke fördern will.
 
        Effektiv wie wohl kein anderes Land der Region hat Iran die Konflikte ausgenutzt. Im Libanon schuf die Islamische Republik während des Bürgerkriegs das Kronjuwel ihres Schattenreichs: die Hizbullah, deren Elitetruppen und Raketen zu einer ernsthaften Bedrohung für Israel geworden sind. Berater aus ihren Reihen geben ihr militärisches Wissen aus Jahrzehnten des Kampfs gegen den jüdischen Staat an die Verbündeten der Region weiter. Im Nachbarland Irak nutzte Teheran das blutige Chaos nach der amerikanischen Invasion und dem Sturz Saddam Husseins 2003. Heute durchdringen loyale Verbündete und Erfüllungsgehilfen der Islamischen Republik den irakischen Staat und zunehmend auch seine Wirtschaft. In Syrien haben Iran und seine Verbündeten maßgeblich dabei geholfen, die Herrschaft von Teherans Verbündetem Baschar al-Assad zu sichern. Während der Schlacht um die nordsyrische Großstadt Aleppo hatten die Regimegegner Schwierigkeiten, den feindlichen Funk abzuhören, da an einigen Frontabschnitten südirakischer Akzent gesprochen worden sei, Persisch von iranischen Offizieren, sogar Dari von Vertretern afghanischer Schiitenmilizen und Urdu pakistanischer Milizionäre.03 Heute bedrohen irantreue Milizen auch von syrischem Boden aus Israel.
 
        LANDKORRIDOR VON IRAN BIS ISRAEL
 
        Mit der Hilfe irakischer und syrischer Milizen haben die iranischen Revolutionswächter einen Landkorridor geschaffen, durch den Raketentechnik und andere Waffen aus Iran über den Irak nach Syrien und Libanon geliefert werden, von wo sie Israel bedrohen. Damaskus, dessen Flughafen und Umgebung regelmäßig von israelischen Luftangriffen getroffen wird, ist eine wichtige Drehscheibe für klandestine iranische Raketenlieferungen. Syrische Gewährsleute in dem von Assad kontrollierten Rumpfstaat und Vertreter der Assad-Gegner berichten übereinstimmend, Iran arbeite außerdem daran, schiitische Bevölkerungsenklaven aufzubauen, um seinen Einfluss in Syrien dauerhaft zu sichern. Im Jemen-Konflikt konnte Iran durch die Unterstützung der schiitischen Huthi-Rebellen seinem regionalen Rivalen Saudi-Arabien schaden. Inzwischen sind die Huthi mit ihrem Raketen- und Drohnenarsenal, wie durch die Angriffe auf den Welthandel im Roten Meer deutlich geworden ist, ebenso ein Instrument der Machtprojektion.
 
        Ein Angriff auf zentrale Öl-Anlagen in Abqaiq und Khurais in Saudi-Arabien ist ein gutes Beispiel dafür, wie Iran seine Schattenarmee nutzt. 2019 wurden diese von einem Schwarm von Drohnen und Raketen attackiert. Die Huthi-Rebellen reklamierten den Angriff für sich. Die US-Regierung zeigte mit dem Finger auf Teheran und erklärte, die Flugkörper seien aus dem Norden gekommen, nicht aus dem Süden, wo der Jemen liegt. Die iranische Führung stritt ab, etwas mit der Attacke zu tun zu haben, die von großem Nutzen war: Saudi-Arabien hatte seine Verwundbarkeit zu spüren bekommen. Der Großangriff von 2019 war ein wichtiger Grund, weshalb sich Riad später auf eine Entspannungsstrategie gegenüber Iran verlegte.
 
        SCHWIERIGE FERNSTEUERUNG
 
        Das iranische Regime mag bei solchen Aktionen im Hintergrund die Strippen ziehen. Aber zugleich ist die „Achse des Widerstands“ nicht so einfach fernzusteuern. Nasrallah machte in seiner Rede vom 3. Januar deutlich, dass seine Organisation und ihre Alliierten sich nicht als willfährige Erfüllungsgehilfen verstünden. „Niemand diktiert irgendetwas, und niemand befiehlt irgendjemandem, wir beraten uns, tauschen Meinungen aus, tauschen Ratschläge aus, profitieren von den Erfahrungen der anderen, aber jeder trifft die Entscheidung in seinem Land im Einklang mit der strategischen Vision und im Einklang mit den Interessen seines Volks und seines Lands“, sagte er.
 
        Doch natürlich hat das Wort Teherans Gewicht. In den inneren Angelegenheiten ihrer Länder sind die Grenzen für Irans arabische Bundesgenossen großzügiger gesteckt als in regionalen strategischen Fragen. Sollte Teheran es etwa für notwendig erachten, einen massiven Hizbullah-Angriff auf Israel anzuordnen, der einen umfassenden Krieg zur Folge hätte, müsste sich die libanesische Organisation bei aller Eigenständigkeit am Ende fügen.
 
        TEHERANS KRONJUWEL: DIE HIZBULLAH
 
        Hassan Nasrallah hat eine hervorgehobene Stellung in der „Achse des Widerstands“. Er ist eine ihrer wichtigen Führungspersönlichkeiten, die über die Grenzen des Libanon hinauswirkt. Gleiches gilt für die Organisation, die er anführt. Die Hizbullah ist für Iran so etwas wie die erste Verteidigungslinie in einem möglichen Waffengang mit Israel. Sie ist zugleich Abschreckungsinstrument, Expeditionskorps und Beratungsmission. Die Organisation verfügt laut Schätzungen über ein Arsenal von mehr als 130000 Raketen, einige davon sind präzise lenkbar und können jeden Winkel Israels erreichen. Laut Einschätzung westlicher Geheimdienste wäre der „Iron Dome“, die israelische Raketenabwehr, nicht in der Lage, alle abzufangen, sollte es zu einem umfassenden Krieg kommen. In Propagandavideos droht die Schiitenorganisation immer wieder damit, die Städte Israels mit Raketenterror zu überziehen.
 
        Die Raketen sind ein wichtiger Faktor im Abschreckungswettbewerb mit den – vor allem in der Luft – überlegenen israelischen Streitkräften. Doch auch am Boden ist die Hizbullah eine Herausforderung für die israelische Armee. Vor allem die Radwan-Brigaden, eine Elitetruppe, die sich seit etwa anderthalb Jahrzehnten auf einen Krieg einstellt, bereitet den israelischen Generälen laut Angaben westlicher Diplomaten Kopfzerbrechen. Kampferfahrung haben die Milizionäre und Kommandeure der Hizbullah in den vergangenen Jahren reichlich sammeln können. In Syrien war die libanesische Organisation im Auslandseinsatz, um die Herrschaft von Baschar al-Assad zu verteidigen. Im Irak unterstützte sie schiitische irantreue Milizen, im Jemen bildeten Militärberater die Huthi aus. Gerade letztere seien besonders wissbegierig gewesen, berichtete ein Hizbullah-Kommandeur im Oktober 2023, der in beiden Ländern aktiv war. Vertreter schiitischer Milizen im Irak beschrieben die Hizbullah als „großen Bruder“.
 
        Für Iran sind Nasrallah und die Hizbullah so etwas wie ein Juniorpartner, dessen Gewicht nach dem Tod von Soleimani noch einmal zugenommen hat. Teheran ist seitdem stärker von der Hizbullah abhängig, um die Aktivitäten der getreuen Gruppen in Syrien, im Irak oder im Gazastreifen zu managen und zu koordinieren.04 Mit keiner Gruppe der „Achse des Widerstands“ sind Irans Beziehungen enger. Die Hizbullah ist als verlängerter Arm der Führung in Teheran nicht darauf angewiesen, sich Waffen auf dem Schwarzmarkt zu beschaffen. Sie wird gezielt mit dem beliefert, was sie für ihre Kriegführung braucht und worüber Iran verfügt.
 
        Die gemeinsame Geschichte reicht mehr als vierzig Jahre zurück. Teheran begann 1982 schiitische Kämpfer auszubilden, die im damals von Israel besetzten Südlibanon gegen das Militär des Erzfeinds kämpften, das 2000 entnervt abzog. Unter der Führung Nasrallahs, den Weggefährten als besonnenen Anführer beschreiben, behauptete sich die Hizbullah nicht nur in dem wochenlangen Krieg mit Israel von 2006. Die Terrororganisation etablierte sich als Akteur in der libanesischen Politik und wurde zu einem mächtigen Staat im Staate, der ein Parallel-Sozialsystem für die eigene Klientel unterhält. Die Hizbullah ist die militärisch stärkste Kraft im Libanon, wo nichts gegen ihren Willen geschehen kann. So ist Nasrallah mehr als nur ein Anführer einer radikalen Miliz und Vaterfigur der Anhängerschaft. Er ist zugleich ein libanesischer Politiker. Er tritt in der Kluft eines schiitischen Religionsgelehrten auf, mit einem schwarzen Turban, wie ihn ein Nachkomme des Propheten Mohammed trägt. Wenn Nasrallah der Anhängerschaft den Sieg über die Feinde in einer fernen Zukunft verspricht, wirkt er fast selbst wie ein Prophet. Die militaristischen und vermeintlich antiimperialistischen Propagandaveranstaltungen der Hizbullah sind immer auch religiös gefärbt.
 
        GETEILTE LOYALITÄTEN IM IRAK
 
        Auch im Irak ist in der Vorstellungswelt irantreuer Kämpfer der „Widerstand“ zugleich religiöse Pflicht. Teheran unterstützte dort nach dem Sturz Saddam Husseins 2003 Milizen, die Terroranschläge gegen die amerikanischen Besatzer verübten und deren Todesschwadronen in den innerirakischen Machtkämpfen mordeten. Im Krieg gegen den „Islamischen Staat“ (IS) mehrten solche Gruppen ihr Ansehen als Kämpfer gegen die Dschihadisten. Im Juni 2014 hatte der einflussreiche irakische Großajatollah Ali al-Sistani seine Landsleute dazu aufgerufen, zu den Waffen zu greifen. So wurden die Paramilitärs der Volksmobilisierung (Al-Haschd al-schaabi) gegen den IS ausgehoben. Kampfstarke irantreue Milizen wie die Badr-Brigaden, Kataib Hizbullah, oder Asaib Ahl al-Haq, die es schon viel länger gab, schlossen sich den Kräften der Volksmobilisierung an – zumindest offiziell.
 
        Nach dem Krieg gegen den IS wurden die Verbände der Volksmobilisierung in die staatlichen Sicherheitskräfte eingegliedert. Viele führende Funktionsträger der Paramilitärs blicken indes auf eine bewegte Vergangenheit im schiitischen Widerstand gegen die Amerikaner zurück. Einige saßen in amerikanischen Militärgefängnissen ein. In persönlichen Gesprächen umschiffen sie Fragen nach ihrer Loyalität. In den Büros ihrer Kommandeure sucht man das Porträt des irakischen Regierungschefs für gewöhnlich vergeblich, nicht aber das des iranischen Revolutionsführers. Die Doppelgesichtigkeit der Volksmobilisierung zeigte sich auch bei dem Drohnenangriff auf Qassem Soleimani. Mit ihm wurde ein enger irakischer Vertrauter des iranischen Generals getötet: ein Mann mit dem Kampfnamen Abu Mahdi al-Muhandis, der sowohl Anführer der Miliz Kataib Hizbullah war als auch Befehlshaber der Al-Haschd al-schaabi.
 
        Die irantreuen Milizen haben ihre Rolle nicht nur in den staatlichen Sicherheitskräften ausgebaut. Ähnlich wie die Hizbullah im Libanon sind sie bestimmende Akteure der irakischen Innenpolitik. Sie haben sich wie ihre libanesischen Waffenbrüder gut in einem von Korruption zersetzten, konfessionalistischen System eingerichtet, das sie 2019 mit brutaler Gewalt gegen Massenproteste verteidigten. Gewährsleute sitzen in Ministerien und auch im irakischen Parlament. Sie arbeiten zudem am Aufbau eines eigenen Wirtschaftsimperiums.05 Wie die Hizbullah im Libanon haben auch die irakischen Gruppen des pan-schiitischen „Widerstands“ eine nationale Agenda, die von den iranischen Direktiven abweichen kann. Und auch wenn ihre Vertreter in Interviews beschwören, man kämpfe Schulter an Schulter und mit einer Hand, gibt es Rivalitäten und Meinungsverschiedenheiten. Nicht alle Gruppen des irakischen Abschnitts der „Achse des Widerstands“ schlossen sich vor dem Hintergrund des Gazakriegs dem bewaffneten Kampf gegen die amerikanischen Truppen in ihrem Land an. Die Gruppe Asaib Ahl al-Haq zum Beispiel, die sich zuvor auf den Ausbau ihres politischen Flügels konzentriert hatte, zeigte sich hier zurückhaltend.06
 
        AUFSTEIGER: DIE HUTHI IM JEMEN
 
        Im Jemen zeigten die Huthi-Rebellen genau das Gegenteil. Die Propaganda der Bewegung, die seit Ende 2014 die Hauptstadt Sanaa und weite Teile des Nordjemen kontrolliert, inszeniert die militärische Konfrontation mit den USA und deren Verbündeten, als wäre sie ein Geschenk. Eine spektakuläre Kommandoaktion hatte den Auftakt gebildet für eine Kampagne von Angriffen auf die zivile Schifffahrt im Roten Meer. Im November 2023 wurden vermummte Huthi-Kämpfer aus einem Hubschrauber auf dem menschenleeren Deck des Autofrachters „Galaxy Leader“ abgesetzt und stürmten die Brücke. „Tod Israel, Tod den Juden!“, rief einer der Angreifer im Bauch des Schiffes. „Dir zu Diensten, oh Palästina.“
 
        Seither inszenieren sich die Huthi mit ihren Angriffen auf die Schifffahrt im Roten Meer als Vorkämpfer der palästinensischen Sache. Damit können sie von der wirtschaftlichen Misere in ihrem Herrschaftsgebiet ablenken, von verfehlter Regierungsführung und ihrem paranoiden, autoritären Herrschaftsstil. In einer arabischen Öffentlichkeit, aufgebracht von der israelischen Kriegführung im Gazastreifen, wurden sie populärer. Auch innerhalb der „Achse des Widerstands“ gewannen sie an Renommee. Sie wurden etwa als „Märtyrer des Meers“ gepriesen, ihre Attacken wurden in mehreren Reden Nasrallahs ausführlich und in höchsten Tönen gelobt.
 
        Die Huthi-Rebellen sind so etwas wie die „Aufsteiger“ der Achse. Die Beziehung zu Iran wuchs über viele Jahre von einer begrenzten Zweckgemeinschaft zu einer von zunehmender Nähe und wachsendem wechselseitigem Nutzen geprägten Waffenbrüderschaft. Anders als die Hizbullah oder manche irakische Miliz sind die Huthi keine iranische Schöpfung. Die nach dem Familiennamen ihrer Gründer benannte Bewegung, offiziell heißt sie „Ansar Allah“, entstand in den 1980er und 1990er Jahren in der Provinz Saada, dem nordwestjemenitischen Kernland der Zaiditen, Anhänger einer Minderheitenrichtung im schiitischen Islam. Es war eine Rebellion gegen die politische und wirtschaftliche Marginalisierung und gegen die vom nördlichen Nachbarn Saudi-Arabien geförderte Verbreitung des sunnitischen Salafismus in ihrer Heimatregion. Die Bewegung war ideologisch vom iranischen Regime beeinflusst. Der zu Beginn der 2000er Jahre entstandene Slogan klingt danach: „Gott ist unendlich groß! Tod den USA! Tod Israel! Verdammt seien die Juden! Sieg dem Islam!“
 
        Als im Zuge der arabischen Volksaufstände von 2011 der Langzeitmachthaber Ali Abdullah Saleh gestürzt wurde, boten ein geschwächter Staat und politisches Chaos ideale Bedingungen für iranische Wühlarbeit. Die Huthi waren aus zwei Gründen prädestiniert für eine engere Partnerschaft: Sie waren nicht nur eine schiitische Bewegung, sondern strebten auch an, eine westlich dominierte Ordnung in der Region zu Fall zu bringen. Doch selbst in dieser Zeit war die iranische Unterstützung begrenzt. Teheran schwang sich erst zum Hauptsponsor der Huthi auf, als Saudi-Arabien 2015 an der Spitze einer internationalen Koalition im Jemen intervenierte. Mit relativ geringem Aufwand fügten die Revolutionswächter dem Königreich vergleichsweise großen Schaden zu. Iran störte sich dabei keineswegs daran, wenn seine Rolle überbewertet wurde. Teheran schwamm im selben Maße auf der Welle der Huthi-Erfolge mit, wie es zu ihnen beigetragen hat.07 Ausbilder aus den Reihen der Revolutionswächter und auch der Hizbullah waren hochgeschätzte Partner und Besucher. Iran rüstete die Huthi mit jenen Flugkörpern aus, die im Zuge des Gazakriegs die internationale Schifffahrt und damit den Welthandel attackieren. Jemenitische politische Beobachter in Sanaa berichten, die Huthi seien in den vergangenen Jahren immer stärker in die „Achse des Widerstands“ eingegliedert worden, auch ideologisch. Sie warnen aber trotzdem – wie viele Jemen-Experten – den iranischen Einfluss auf die als stur und eigensinnig geltenden Huthi zu überschätzen.
 
        KOMPLIZIERTE ZWECKGEMEINSCHAFT: IRAN UND HAMAS
 
        Weitaus stärker, wohl am stärksten von den großen Gruppen, setzt sich die islamistische Palästinenserorganisation Hamas innerhalb der „Achse des Widerstands“ ab, deren Rückgrat eine schiitische Internationale bildet. Die Hamas hingegen ist geprägt vom sunnitischen Islamismus der Muslimbruderschaft und eine arabische, nationalistische Organisation mit einem klaren Fokus auf ihre eigene, die palästinensische Sache. Doch als Feind Israels und militärischer Alliierter in einem möglichen Mehrfrontenkrieg bot sich die Hamas für Iran als Partner an. Ebenso diente sie als Deckmantel für Bestrebungen, iranischen Einfluss unter den Arabern auszuweiten. Die Hamas-Führung macht sich keine Illusionen darüber, dass sie eine Zweckgemeinschaft mit Iran verbindet, dass es Teheran eher um militärische Fragen geht als um ihr Projekt im Gazastreifen.08 So herrschte in den Reihen der Hamas auch Skepsis, die eigene Unabhängigkeit für iranische Unterstützung zu opfern. Doch am Ende setzten sich Führer des militärischen Flügels durch, die später als Planer des Terrors vom 7. Oktober bekannt wurden: Hamas-Anführer Jahia Sinwar und Militärchef Mohammed Deif. Letzterer soll bei der Errichtung des Tunnelsystems von Soleimani beraten worden sein. Die Hamas erhielt ferner Unterstützung bei der Produktion eigener Raketen. 2005 hatten die Raketen der Hamas noch eine maximale Reichweite von 15 Kilometern. Dank iranischer Hilfe bedrohen sie seither fast jeden Winkel Israels.09 Auch die militärischen Fähigkeiten der Hamas-Zellen wurde mithilfe von Ausbildern aus Iran oder den Reihen der Hizbullah verbessert. Als die Hamas Propagandavideos ihres Großangriffs vom Oktober veröffentlichte, fiel eins sofort ins Auge: Die Ästhetik der Kommandos wies erstaunliche Ähnlichkeit mit einer Militärvorführung auf, die von der Hizbullah Monate vorher im Süden des Libanon inszeniert worden war.
 
        Die Hizbullah spielt eine zentrale Rolle in der Zusammenarbeit der Hamas mit der „Achse des Widerstands“. Die Palästinenserorganisation unterhält Büros in der Hauptstadt Beirut. Bei den etwa 100 Millionen US-Dollar im Jahr, die laut Schätzungen an die Hamas fließen, spielen Mittelsmänner mit guten Kontakten zur Hizbullah eine wichtige Rolle. Zugleich hatten die Beziehungen gelitten, als beide in Syrien auf verschiedenen Seiten standen. Die Hizbullah kämpfte für den Machterhalt von Präsident Baschar al-Assad. Die Hamas stellte sich auf die Seite seiner Gegner. Diese Spaltung schien in den vergangenen Jahren überwunden. Im April 2023 schwieg Osama Hamdan, ein hoher Hamas-Funktionär in Beirut, vielsagend auf Fragen nach übereinstimmenden Berichten über eine gemeinsame Operationszentrale. „Die Zusammenarbeit mit der Hizbullah hat sich in den vergangenen Jahren immer weiter verbessert, und wir gehen diesen Weg weiter“, sagte er.10
 
        Und doch gibt es weiterhin Ressentiments. Im November 2023 sagte ein Hizbullah-Kommandeur, der in Syrien gekämpft hatte: „Wir können ihnen nicht trauen. Sie haben sich schon einmal gegen uns gewendet.“ Die Organisation solle nicht für einen solchen Verbündeten in einen ruinösen Krieg mit Israel ziehen. Er beschwerte sich außerdem darüber, dass seine Organisation von dem Hamas-Angriff unvorbereitet getroffen worden sei. Und er drückte ein Unbehagen aus, das es unter vielen libanesischen Schiiten gibt: Auch wenn die Hizbullah-Propaganda das Morden der Hamas am 7. Oktober als militärische Operation feierte, weckten die Schreckensbilder bei ihnen Erinnerungen an den sunnitischen IS, einen Todfeind. Der Hizbullah-Kommandeur zog ausdrücklich einen solchen Vergleich und gab zu verstehen, dass sich seine Organisation als „professionelle Militärtruppe“ verstehe, nicht als mordenden Terrororganisation. Mehrere Führungskader der Hamas beklagten dagegen im Zuge des israelischen Gegenschlags nach dem 7. Oktober, sie sähen gerne mehr Unterstützung durch ihre Alliierten. Revolutionsführer Ali Chamenei erteilte solchen Forderungen der im November 2023 eine Absage.11
 
        Es würde aus iranischer Sicht auch keinen Sinn ergeben, die Hizbullah als wichtigsten Verbündeten für die Rettung der Hamas in einen Krieg zu schicken. Der Terrorangriff der palästinensischen Islamisten hat Iran und seine Schattenarmee in Bedrängnis gebracht. Lange Zeit hatte die „Achse des Widerstands“ die Eskalationsdominanz auf ihrer Seite. In der Region herrschte das Gefühl vor, im Zweifel sei Teheran bereit, einen Schritt weiterzugehen – wenn nötig, auch einen Schritt zu weit. Nach dem Terror des 7. Oktober hat ein traumatisiertes Israel nach und nach die Strategie im Abschreckungswettbewerb verändert – gerade in der Konfrontation mit der Hizbullah. Letztere hat viel zu verlieren, sollte es zu jenem Flächenbrand kommen, den die westliche Diplomatie unbedingt verhindern will. Ihre Raketen kann sie nur einmal verschießen, danach hätte sie, hätte die gesamte „Achse des Widerstands“, einen gehörigen Teil ihres Schreckens verloren. Dem über Jahrzehnte geduldig errichteten Schattenreich der iranischen Revolutionswächter drohte schwerer Schaden. Iran wäre verwundbarer denn je.
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        IRANS NEUES SELBSTVERSTÄNDNIS
 
        Zwischen innenpolitischer Transition und außenpolitischem Aufstieg
 
        Azadeh Zamirirad
 
        Unter Präsident Ebrahim Raisi steht die Islamische Republik Iran einer Vielzahl von Herausforderungen gegenüber. Dazu zählen neben einer ökologischen und wirtschaftlichen Dauerkrise auch ein anhaltender internationaler Konflikt um das iranische Atomprogramm, die niedrigste Wahlbeteiligung in ihrer Geschichte und die größten Massenproteste seit mehr als zehn Jahren. Dabei befindet sich Iran derzeit in einer kritischen Übergangsphase, in der die herrschaftspolitischen Weichen für die kommenden Jahrzehnte im Land gestellt werden sollen. Im Gegensatz zur innergesellschaftlichen Sphäre ist das Land außenpolitisch gestärkt aus der bisherigen Amtszeit von Raisi hervorgegangen. Die außenpolitischen Entwicklungen haben zu einem neuen Selbstverständnis Teherans auf globaler Ebene geführt, mit dem die iranische Führung innenpolitische Krisen zu kompensieren sucht.
 
        IRAN IM UMBRUCH
 
        Im Zentrum des zu erwartenden Machtwechsels steht das Amt des sogenannten Revolutionsführers – die höchste politische und religiöse Instanz im Staat. Seit über 30 Jahren bekleidet der Kleriker Ali Khamenei diese Position, dessen Herrschaft sich angesichts seines Alters von 84 Jahren dem Ende neigt. Einen reibungslosen Übergang in die Post-Khamenei-Ära zu gewährleisten, der die bestehende Ordnung nicht gefährdet, steht an erster Stelle der politischen Agenda.
 
        In einer Ansprache anlässlich des 40. Jahrestags der Revolution von 1979 legte Khamenei 2019 seine persönliche Zukunftsvision für das Land vor. Mit der Verkündung des „zweiten Schritts der Revolution“ (game dovome enqelab)01 rückte Khamenei die iranische Jugend ins Zentrum.02 Der Fokus auf die Jugend ergibt sich aus dem demografischen Wandel im Land, aus der massiven Kluft zwischen Gesellschaft und Staat sowie aus der Überalterung der Eliten in der Politik und im Klerus.03 Eine neue Generation an „Revolutionären“ soll die Islamische Republik als politisches Projekt nicht nur künftig wahren, sondern zugleich die nächste Phase in der Entwicklung des Staats einleiten – verbunden mit dem Anspruch, die Weichen für eine neue „islamische Zivilisation“ (tamadone eslami) zu legen.04
 
        Bei der Vision einer islamischen Zivilisation handelt es sich um ein von Khamenei zur Jahrtausendwende skizziertes Zukunftskonzept, mit dem auf globaler Ebene das Ideal einer transnationalen islamischen Weltgesellschaft realisiert werden soll. Khameneis Vorstellung einer globalen Ordnung steht im Gegensatz zum traditionellen Westfälischen Modell, das auf souveränen Nationalstaaten basiert. Der iranische Ansatz orientiert sich nicht an staatlichen Grenzen, sondern an religiösen Überzeugungen. Ziel ist die Etablierung eines gesellschaftspolitischen Raums islamischer Souveränität, in dem muslimische Glaubensgrundsätze die Basis für internationale Normen und Standards bilden. Khamenei sieht die Islamische Republik hier als politisches Vorbild und zugleich als Führungsmacht.05
 
        Mit der Proklamation des „zweiten Schritts“ hat die Islamische Republik offiziell die Phase der politischen Transition eingeleitet. Diese zielt ausschließlich auf den Wechsel der Machtverhältnisse innerhalb des politischen Systems, keineswegs auf einen Übergang der autoritären Ordnung zu einer demokratischen.06 Dabei gibt der „zweite Schritt“ keine Hinweise darauf, wer die Führung des Staats in Zukunft übernehmen könnte. Das Ausklammern dieser Frage ist dem „Nachfolgedilemma“07 in autokratischen Systemen geschuldet: Das Benennen eines Nachfolgers kann die Führungsposition Khameneis schwächen, das Unterlassen interne Machtkämpfe jedoch verschärfen. Beide Szenarien bergen Risiken für die bestehende Ordnung. Denn das iranische System ist durch ausgeprägte Gruppenkonflikte und konkurrierende Machtzentren charakterisiert. Trotz seiner herausragenden konstitutionellen Stellung ist daher auch der Revolutionsführer auf Rückkopplungsmechanismen mit den Eliten und Aushandlungsprozesse angewiesen, um die eigene Machtbasis zu sichern.08
 
        GESELLSCHAFTLICHE GEGENWEHR
 
        Diese Machtbasis wird vonseiten der Gesellschaft immer stärker herausgefordert. Die Resilienz der autoritären Strukturen im Staat hat zu einer zunehmenden Resignation in der iranischen Bevölkerung gegenüber politischen Reformen geführt. Dabei war die Beteiligung an Wahlen trotz weitreichender Einschränkungen lange Zeit hoch. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung bei Präsidentschaftswahlen lag seit 1979 bei durchschnittlich 65,8 Prozent. Doch an den Parlamentswahlen von 2020 nahmen lediglich 42 Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung teil, an den Präsidentschaftswahlen von 2021 weniger als 49 Prozent – ein historisches Tief.
 
        Zum Sieger der jüngsten Wahlen wurde der Kleriker Ebrahim Raisi erklärt – berüchtigt als ehemaliges Mitglied einer Kommission, die Ende der 1980er Jahre Massenhinrichtungen politischer Gefangener zu verantworten hatte – ein völkerstrafrechtliches Verbrechen, das bis heute nicht aufgearbeitet wurde.09 Die Umstände seiner Wahl waren für die Islamische Republik ungewöhnlich. Freie oder faire Wahlen gemäß demokratischen Standards existieren nicht, doch lange Zeit wurde ein Spektrum an systemtreuen Gruppen zugelassen, die gegeneinander antraten. Dadurch haben in der Islamischen Republik in den mehr als 40 Jahren ihres Bestehens unterschiedliche Lager die Regierung gestellt, darunter neben Hardlinern auch sogenannte Reformer und Pragmatisten.
 
        Die Präsidentschaftswahlen von 2021 unterschieden sich von bisherigen Wahlzyklen dagegen dadurch, dass nicht nur die bedeutendsten Reformkandidaten als Kandidaten ausgeschlossen wurden, sondern selbst bekannte Persönlichkeiten des konservativen Lagers, die Raisis Sieg hätten gefährden können. Der offenkundige Eingriff in den Wahlprozess war selbst gemessen an den Standards der Islamischen Republik weitreichend. Er ist Ausdruck der Umsetzung des „zweiten Schritts“ der Revolution, mit dem Khamenei sämtliche politische Prozesse der Transitionsphase untergeordnet hat und auf eine weitgehende Homogenisierung der Elitenlandschaft setzt. Durch die Wahlsiege seit 2020, unter anderem bei den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen, haben nunmehr loyale Hardliner alle wesentlichen Machtzentren im Land besetzt.
 
        Vor diesem Hintergrund ist die Wahlbeteiligung kontinuierlich gesunken. Dabei richtet sich der Unmut der Bevölkerung nicht nur gegen die bestehende Führung und die Hardliner, sondern gegen alle offiziellen politischen Lager im Land. Wiederholt haben Reformer und Pragmatisten Erwartungen der iranischen Wählerschaft selbst nach geringfügigem gesellschaftspolitischem Wandel enttäuscht. Auch unter ihren Präsidentschaften blieben Repression, Zensur, eingeschränkte Pressefreiheit, Diskriminierung von Minderheiten, systematische Unterdrückung von Frauen sowie Folter und Hinrichtungen bestehen.
 
        Daneben leidet die Bevölkerung unter einer weitreichenden ökologischen Krise, darunter Wasserknappheit und hohe Luftverschmutzung,10 und unter der anhaltenden wirtschaftlichen Misere. Langjähriges Missmanagement, verbreitete Korruption und ein ineffizienter Staatsapparat zählen zu den Hauptproblemen der iranischen Wirtschaft. Darüber hinaus haben nicht-rechenschaftspflichtige Akteure wie die paramilitärischen Revolutionsgarden in den vergangenen Jahrzehnten sowohl die wirtschaftliche als auch die politische Sphäre weitreichend der eigenen Kontrolle unterstellt. Internationale Sanktionen, die aufgrund des iranischen Atomprogramms verhängt wurden, haben die angespannte Wirtschaftslage weiter verschärft. Für den zunehmenden Unmut in der Bevölkerung sind aber vor allem die staatliche Gewalt und Freiheitseinschränkungen verantwortlich. Seit 2017 wurde die Repression mehrfach landesweit angeprangert und die gesamte politische Ordnung offen infrage gestellt.
 
        Zu den bedeutendsten Massenprotesten der vergangenen Jahrzehnte ist der „Frau, Leben, Freiheit“-Aufstand vom September 2022 zu zählen, der mehr als ein halbes Jahr anhielt und vom Staat brutal niedergeschlagen wurde. Der Tod von Jina Mahsa Amini in Gewahrsam der sogenannten Sittenpolizei, die die junge iranische Kurdin wegen eines angeblichen Verstoßes gegen die Kleiderordnung festgenommen hatte, löste eine beispiellose Welle des Protests und der gesamtgesellschaftlichen Solidarität im Land aus. Menschen unterschiedlichen Alters, ethnischer Herkunft und aus verschiedenen sozialen Schichten gingen erstmals gemeinsam auf die Straße. An der Spitze dieses „feministischen Aufstands“11 standen von Anfang an iranische Frauen. Dabei richteten sich die Proteste jedoch nicht allein gegen die Kopftuchpflicht. Im Zentrum stand die Forderung, das gesamte System abzuschaffen.
 
        AUẞENPOLITISCHE KOMPENSATION
 
        Während die iranische Führung innenpolitisch anhaltendem Druck ausgesetzt ist, hat sie außenpolitisch Erfolge verbuchen können. Unter der Regierung Raisi hat Iran seine Nachbarschaft und den „Blick nach Osten“ zu Prioritäten eines neuen außenpolitischen Ansatzes erklärt. Diese Fokussierung steht im Einklang mit dem, was Khamenei seit 2018 als politische Präferenzen definiert hat: die unmittelbare Nachbarschaft und den eurasischen Raum.12 In ihrer Nachbarschaftspolitik hat sich die Regierung Raisi weitgehend auf die Deeskalation mit den arabischen Golfstaaten konzentriert, die in einem Normalisierungsabkommen mit Saudi-Arabien im März 2023 gipfelte. Das Abkommen wurde unter Vermittlung Chinas zum Abschluss geführt. Hierdurch wurden die seit 2016 abgebrochenen diplomatischen Beziehungen zwischen Teheran und Riad wieder aufgenommen. Die iranischen Deeskalationsversuche rund um den Persischen Golf zielen darauf ab, den Schwerpunkt der Nachbarschaftspolitik auf wirtschaftliche Integration zu verlagern und gleichzeitig den eigenen Sicherheitsbedenken hinsichtlich einer saudisch-israelischen Normalisierungsvereinbarung Rechnung zu tragen. Letztere stellt für Teheran keine unmittelbare Bedrohung mehr dar, seit die Hamas am 7. Oktober 2023 Israel überfiel und damit einen Krieg auslöste, der die Chancen auf eine Normalisierung zwischen Saudi-Arabien und Israel vorerst zunichte gemacht hat.
 
        Außerhalb seiner unmittelbaren Nachbarschaft hat sich Teheran vor allem auf die Wiederbelebung seiner „Blick nach Osten“-Politik13 konzentriert. Im Gegensatz zu früheren Amtszeiten iranischer Präsidenten gibt es zu Irans derzeitiger Ostpolitik keine tragfähige Alternative: Da der Konflikt mit den USA und der EU um das iranische Atomprogramm weiter anhält, gibt es derzeit keine Option, eine Annäherung an den Osten mit verbesserten Beziehungen zum Westen in Einklang zu bringen. Dabei hat die Regierung Raisi den „Blick nach Osten“ aber über den Rahmen hinaus verschoben, der unter den politischen Entscheidungsträgern lange Zeit als zweckmäßig galt. Dies wurde deutlich, als Teheran 2022 erstmals Kampf- und Aufklärungsdrohnen an Moskau lieferte – eine Entscheidung, die in Iran sowohl innerhalb der Gesellschaft als auch in Teilen der politischen Eliten erhebliche Kritik hervorrief.14
 
        Der iranische Entschluss geht Hand in Hand mit einem neuen Gefühl von Relevanz auf der internationalen Bühne. Die Wahrnehmung einer gestiegenen globalen Bedeutung ergibt sich unter anderem aus dem Beitritt des Landes zur Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit im Juli 2023, der erst nach einem mehr als 15 Jahre dauernden Beitrittsprozess erreicht wurde, sowie aus dem Angebot, dem Verbund der BRICS-Staaten beizutreten. An der außenpolitischen Front ist es der Raisi-Regierung damit gelungen, der eigenen Basis einen dringend benötigten politischen Sieg zu präsentieren, nachdem landesweite Proteste monatelang das Land erschüttert hatten.
 
        TEHERANS AMBITIONEN FÜR EINE POST-WESTLICHE ORDNUNG
 
        Die außenpolitischen Erfolge gehen mit einem neuen Selbstverständnis Teherans als globalem Akteur einher. Sie speisen sich vor allem aus drei politischen Entwicklungen: Russlands Krieg gegen die Ukraine, Chinas Wandel von einem wirtschaftlichen zu einem politischen Akteur am Persischen Golf und dem brutalen Angriff, den die Hamas am 7. Oktober gegen Israel verübte.
 
        Wie andere revisionistische Akteure lehnt auch Iran eine von den USA dominierte Weltordnung ab und teilt die Erwartung einer neuen multipolaren globalen Struktur mit aufstrebenden Regionalmächten. Teheran begrüßt daher den relativen Niedergang der Vereinigten Staaten als Supermacht und setzt auf das Entstehen einer „post-westlichen Ordnung“. Immer wieder betont Khamenei, dass diese neue Ordnung bereits im Entstehen begriffen und durch eine Verlagerung politischer, wirtschaftlicher, kultureller und wissenschaftlicher Macht vom Westen nach Asien gekennzeichnet sei.15 Diese Charakterisierung ist eine von vier Kernindikatoren, die Khamenei im Laufe der Jahre als Merkmale für den Übergang postuliert hat: Erstens die Verlagerung des globalen Gravitationszentrums nach Asien, zweitens der Niedergang der Vereinigten Staaten, Israels und Europas, drittens der Aufstieg regionaler und neuer globaler Mächte und viertens die geopolitische Expansion der „Achse des Widerstands“. Die sogenannte Achse umfasst das weit gespannte Netzwerk an nicht-staatlichen und substaatlichen Verbündeten Irans, die von der Hizbullah im Libanon über die Hamas in Gaza und einer Reihe von irakischen und syrischen Milizen bis zu den sogenannten Huthi-Rebellen im Jemen reichen.
 
        Dabei hat Teheran in hohem Maße vom russischen Krieg gegen die Ukraine profitiert. Der Krieg hat nicht nur den Status der Islamischen Republik in den russisch-iranischen Beziehungen von einem leicht ins Abseits zu drängendem Juniorpartner zu einem dringend benötigten Lieferanten von Drohnen verändert, sondern auch eine globale Kluft zwischen Ost und West manifestiert, die Russland auf absehbare Zeit weitgehend von der westlichen Sphäre abkoppelt. Dadurch sind lang gehegte iranische Befürchtungen gegenüber Moskau gemindert worden, darunter mangelnde russische Unterstützung im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder der Umstand, jederzeit von Moskau als Verhandlungsmasse gegenüber den USA genutzt werden zu können.16 Dass Beijing als Vermittler und damit als politischer Akteur am Persischen Golf in Erscheinung getreten ist, stellt zudem aus iranischer Sicht den Auftakt für ein größeres chinesisches Engagement in der Region dar. Damit beruht der „Blick nach Osten“ nicht länger nur auf einer vagen, langfristigen Vision für eine post-westliche Ordnung. Teheran sieht schon jetzt die Konturen einer multipolaren Welt entlang neuer Mächte und globaler Blöcke, die mit nie dagewesenen Möglichkeiten für engere Partnerschaften in der östlichen Hemisphäre einhergehen. Verstärkt wird diese Wahrnehmung durch Teherans Einschätzung der schwindenden Macht der Vereinigten Staaten und Europas, die in einen kostspieligen Krieg in der Ukraine verwickelt sind, sowie die vermeintliche Schwächung Israels nach den Anschlägen der Hamas.
 
        Deren brutaler Überfall auf Israel wurde von der iranischen Führung als eine globale Demonstration der Stärke und Kapazität der „Achse des Widerstands“ zelebriert, die nun durch die aktive Beteiligung der Huthi-Rebellen17 am „Widerstand“ (moghavemat) gegenüber dem israelischen Staat erweitert wurde. Der Angriff, den Khamenei als „irreparable“ (qeire qabele tarmin) Niederlage bezeichnete,18 hat die iranische Wahrnehmung eines geopolitischen Wendepunkts in der Region zementiert, die Auswirkungen auf die gesamte internationale Ordnung habe. Mit dem Überfall und den seither erfolgten Angriffen auf israelische und amerikanische Ziele in der Region, insbesondere im Golf von Aden, wurden die militärischen Kapazitäten der Achse deutlich. Vor diesem Hintergrund sind aus iranischer Sicht alle vier von Khamenei definierten Indikatoren eines globalen Wandels bereits erkennbar. Nach den Vorstellungen Teherans werden die politischen Entwicklungen in Eurasien und im Nahen Osten es der Islamischen Republik ermöglichen, über lose Bündnisse hinauszugehen und ein engeres Netzwerk an Strukturen, gemeinsamen Interessen und Abhängigkeiten in der Nachbarschaft und in Asien zu schaffen.
 
        GRENZEN IRANISCHER MACHTPROJEKTION
 
        Während die iranische Führung ihren geopolitischen Aufstieg zelebriert, wandelt sie auf einem schmalen Grat. Zwar hat die Machtprojektion der „Achse des Widerstands“ ihren bisherigen Höhepunkt erreicht. Zugleich war die selbsterklärte Widerstandsfront aber auch noch nie so verwundbar. Ein umfassender Krieg der gesamten Achse gegen Israel und seine Verbündeten könnte zu einem verheerenden Schlag gegen zumindest Teile der Front führen und damit Irans bedeutendstes Sicherheitsinstrument in der Region deutlich schwächen. Bislang setzt Teheran darauf, eine direkte militärische Konfrontation mit Israel und den USA zu vermeiden und weiterhin über andere Teile der Achse in die regionalen Entwicklungen einzugreifen. Sollte das Land dagegen direkt in einen militärischen Konflikt mit Israel eintreten, würde dies auch den „Blick nach Osten“ erheblich beeinträchtigen. Weder Russland noch China haben ein Interesse daran, von Teheran in regionale Auseinandersetzungen hineingezogen zu werden. Würde die Islamische Republik für Moskau und Beijing zu einem massiven Sicherheitsrisiko werden, dürften die Ambitionen Irans, in einem aufstrebenden Asien eine gestaltende Rolle zu spielen, schnell schwinden. Auch die zaghafte Normalisierung der Beziehungen zu den arabischen Golfstaaten könnte darunter leiden. Diese haben ihre diplomatischen Verbindungen zu Iran vor allem in der Erwartung ausgeweitet, Spannungen abzubauen und das Risiko einer militärischen Konfrontation zu minimieren.
 
        Auch ohne einen umfassenden militärischen Konflikt dürften die iranischen Erwartungen an den Osten enttäuscht werden. Teherans außenpolitischer Ansatz ist mit zahlreichen Einschränkungen und Unwägbarkeiten behaftet, darunter wirtschaftliche Zwänge aufgrund von US-Sanktionen und die allgemeine Überzeichnung eines unaufhaltsamen Niedergangs des Westens.19 Dass Iran westlichen Akteuren den Rücken gekehrt hat, wirkt sich zudem schon jetzt auf den „Blick nach Osten“ aus, denn hierdurch wurden auch die Möglichkeiten eingeschränkt, die wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu östlichen Partnern auszubauen.20 Es hat sich gezeigt, dass auch Länder wie China oder Indien im Zweifelsfall dem Sanktionsdruck der USA nachkommen. Im Zuge der Politik des maximalen Drucks unter US-Präsident Donald Trump musste China beispielsweise seine Einfuhren von iranischem Rohöl um die Hälfte reduzieren, und Indien stellte seine Ölimporte aus Iran komplett ein.
 
        Nicht zuletzt ist bislang offen, wie eine von Russland, China und Iran geprägte post-westliche Ordnung aussehen sollte. Die gemeinsame Ablehnung des bestehenden globalen Systems stellt noch keinen Konsens über die Ausgestaltung internationaler Strukturen, Institutionen oder Normen dar. Ungeachtet aller Differenzen hat Iran in der Vergangenheit aus pragmatischen Erwägungen eine engere Partnerschaft mit diesen Staaten angestrebt. Angesichts des sich wandelnden politischen Umfelds in Eurasien hat Teheran dabei die Bereitschaft gezeigt, über vorübergehende taktische Allianzen hinaus zu einer strategischen Zusammenarbeit überzugehen. Gleichzeitig hat die Staatsführung die innenpolitische Kritik an den tatsächlichen politischen Kosten strategischer Allianzen und den Auswirkungen auf die nationale Souveränität entweder ignoriert oder bereitwillig abgetan.21
 
        AUSBLICK
 
        Die Islamische Republik befindet sich im Umbruch. Innenpolitisch liegt die Priorität der Führung auf einem geordneten Übergang in die Post-Khamenei-Ära. Außenpolitisch verfolgt Teheran vehement seinen revisionistischen Ansatz für eine post-westliche Ordnung. Gesellschaftliche Belange bleiben dabei außen vor. Auf die innergesellschaftlichen Herausforderungen reagiert die Islamische Republik vorwiegend mit größerer Repression und konsequenter Umsetzung des „zweiten Schritts“ der Revolution. Dabei werden die republikanischen Elemente des politischen Systems, die sich unter anderem in gewählten Institutionen wie dem Parlament oder dem Präsidentenamt widerspiegeln, gegenüber nichtgewählten Institutionen wie den paramilitärischen Revolutionsgarden geschwächt. Dies zeigt sich vor allem darin, dass Teheran selbst die eigenen autokratischen Regeln des Wahlprozesses in jüngster Zeit außer Kraft gesetzt hat. Damit ist der Staat auf eine Homogenisierung der bereits beschränkten politischen Sphäre eingestellt, die nunmehr in allen wesentlichen Machtzentren von Hardlinern dominiert wird. Diese sehen Gewalt und Repression nicht nur als legitimes Mittel, sondern als notwendiges Instrument an, um die Islamische Republik in die nächste Phase zu überführen.
 
        Der Versuch, den Unmut der Bevölkerung mit weiterer Repression zu begegnen und berechtigte gesellschaftspolitische Anliegen zu diskreditieren, geht zugleich mit einer anhaltenden Fragilität der bestehenden Ordnung einher. Selbst wenn es dem Staat gelingt, Proteste wiederholt gewaltsam niederzuschlagen, bleibt der gesellschaftliche Unmut über die politische Ordnung und der Wille zu grundlegendem Wandel bestehen. Seit 2017 ist es immer wieder zu landesweiten Massenprotesten gekommen, die vom Staat bislang nur zeitweilig eingedämmt, jedoch nicht langfristig aufgelöst werden konnten.
 
        Dass sich die iranische Führung dennoch gestärkt sieht, ist vor allem der außenpolitischen Sphäre geschuldet. Die politischen Entwicklungen in der Region gehen mit einem neuen Selbstverständnis der Islamischen Republik auf globaler Ebene einher. Teheran sieht sich außenpolitisch im Aufwind und als wesentlicher Treiber einer neuen post-westlichen Ordnung.
 
        Russlands Krieg gegen die Ukraine, Chinas Vermittlungsbemühungen am Persischen Golf und der Überfall der Hamas auf Israel haben Teherans langjährige Vision einer künftigen Weltordnung in ein mittelfristiges Ziel verwandelt. Den derzeitigen Nahostkonflikt sieht die Islamische Republik als unumkehrbaren geopolitischen Wendepunkt in der Region. Vor diesem Hintergrund dürfte sie ihre revisionistische Agenda weniger risikoscheu im Hinblick auf eine militärische Konfrontation mit Israel oder den Vereinigten Staaten verfolgen. Dabei läuft sie Gefahr, nicht nur den innergesellschaftlichen Widerstand zu unterschätzen, sondern ihren eigenen außenpolitischen Handlungsspielraum überzubewerten. Obwohl Iran sich planvoll auf eine geordnete Transition vorbereitet und eine herausragende Rolle in einer von asiatischen Mächten geprägten neuen Weltordnung für sich beansprucht, ist die erfolgreiche Umsetzung daher alles andere als gewiss.
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        DER NAHE OSTEN ZWISCHEN AUFBRUCH UND STAATSZERFALL
 
        Ein Rückblick
 
        Henner Fürtig
 
        In den südlichen und östlichen Anrainerstaaten des Mittelmeers sowie auf der Arabischen Halbinsel und in Iran, landläufig als Naher Osten beziehungsweise im englischen Sprachraum „Middle East“ bezeichnet, leben aktuell knapp 494 Millionen Menschen.01 Weite Teile der Region sind sehr fruchtbar, nicht von ungefähr finden sich hier älteste Spuren menschlicher Zivilisation. Spätestens seit dem Zeitalter der Industrialisierung wurde der Nahe Osten zudem durch seinen enormen Ressourcenreichtum, insbesondere an Erdöl und Erdgas, bekannt. Trotzdem gilt die Region seit Jahrzehnten als ökonomischer und politischer Problemfall, als nahezu permanenter Krisenherd. Wie konnte es zu dieser Entwicklung kommen? Je nach Prioritätensetzung bieten sich viele Ursachen an, bei keiner Übersicht dürfen jedoch die folgenden vier Gründe fehlen, die deshalb im Mittelpunkt der Untersuchung stehen sollen.
 
        TRUGBILD DER ARABISCHEN EINHEIT
 
        Bis auf wenige Ausnahmen, vor allem in der Levante, war der Nationalstaatsgedanke in der arabischen Bevölkerung des Nahen Ostens zu Beginn des 20. Jahrhunderts nur gering ausgebildet. Die Menschen sahen sich primär als Untertaten des osmanischen Sultans, der in seiner Eigenschaft als Kalif den meisten auch religiöser Anführer war. Erst der Erste Weltkrieg veränderte diese Situation mit seiner Konfrontation zwischen Entente und Mittelmächten, zu denen auch das Osmanische Reich gehörte, grundsätzlich.
 
        Mit der Zusage, sie nach dem Sieg bei der Errichtung eines eigenen Staats zu unterstützen, gelang es den Briten, die Araber unter der Führung des Scherifen Hussain von Mekka zu einem Aufstand gegen die Osmanen zu bewegen. Diese gingen folgerichtig nach der Kapitulation des Osmanischen Reichs von der Einlösung der britischen Versprechen aus. Arabisches Nationalgefühl manifestierte sich also auf nachdrückliche Weise zum ersten Mal im 20. Jahrhundert mit dem Ziel der Errichtung eines eigenen Staats. Idealerweise sollte nun ein arabischer Kalif einen einheitlichen arabischen Großstaat regieren. Hier stand eindeutig das osmanische Modell Pate. Es kam jedoch ganz anders.
 
        London und Paris hatten sich bereits 1916 im sogenannten Sykes-Picot-Abkommen über die Aufteilung der arabischen Provinzen des Osmanischen Reichs geeinigt. Dieses Abkommen steht am Beginn der nahezu vollständigen kolonialen Durchdringung des arabischen Raums nach dem Ersten Weltkrieg. Ein vom 1920 gegründeten Völkerbund eingerichtetes „Mandatssystem“ gab dem Vereinigten Königreich und Frankreich das „Recht“, die ehemaligen osmanischen Provinzen fortan zu regieren. Das Mandatssystem schuf so zwar die völkerrechtlichen Grundlagen für die künftige Anerkennung der neuen Einheiten als Staaten, aber die eigentliche Macht blieb in den Händen der europäischen Kolonialmächte. Noch vor dem Zweiten Weltkrieg erlangten einige Mandatsgebiete die formale Unabhängigkeit und schufen staatliche Institutionen. Das zielte aber vor allem darauf ab, Stabilität als notwendige Bedingung für die Verwirklichung der wirtschaftlichen und geopolitischen Ziele der Mandatsmächte zu schaffen.02 Die Stabilität war allerdings grundsätzlich durch die Tatsache beeinträchtigt, dass die Mandatszuteilung primär nach britischen und französischen Interessen erfolgt war und die lokalen Gegebenheiten weitgehend missachtete. Historische Wurzeln, kulturelle Prägung, konfessionelle und ethnische Bedingungen spielten nur eine untergeordnete Rolle. Dadurch entstanden oft künstliche Gebilde mit schwacher Selbstidentität, in denen verschiedene rivalisierende ethnische Gruppen, Religionen und Sprachen in einem Dauerkonflikt standen.03 Nationalgefühl konnte so nicht auf natürliche Weise wachsen, sondern entwickelte sich erst im Zuge des Kampfs gegen die Fremdherrschaft.
 
        Die Herausbildung eines differenzierten arabischen Staatensystems zeitigte aber auch gravierende Folgen für den arabischen Einheitsgedanken. Für die gegen die Kolonialmächte kämpfende Bevölkerung ging es jetzt primär um die nationale Selbstbestimmung der abhängigen Territorien und nur sekundär um die Herstellung der arabischen Einheit. Im Sinne einer Ursachen-Folgen-Gleichung konnten nur real unabhängige Nationalstaaten die arabische Einheit in einem zweiten Schritt herbeiführen. Gegen die reale Unabhängigkeit stemmten sich zwischen den Weltkriegen aber nicht nur die Kolonialmächte, sondern zunehmend auch die von ihnen geschaffene Kaste von einheimischen Nutznießern in Regierung, Verwaltung und Wirtschaft. Diese fürchtete – nicht zu Unrecht – um ihre Privilegien bei einer „von unten“ errungenen nationalen Unabhängigkeit. Folglich richtete sich der Kampf der nationalen Befreiungsbewegungen nun gegen die Kolonialherren und ihre lokalen Kollaborateure.
 
        Aus der Defensive heraus versuchten die arabischen Herrscher jetzt, den Einheitsgedanken für sich zu instrumentalisieren. So gelang zwar am 22. März 1945 die Gründung der Arabischen Liga, Rivalität und Eifersucht unter den verhandelnden Mächten hatten aber nur einen sehr kleinen gemeinsamen Nenner erlaubt, was die Liga fast handlungsunfähig machte. Die Gegnerschaft zum UN-Teilungsplan für Palästina vom November 1947 und zur Gründung Israels am 14. Mai 1948 sollte für die bedrängten Herrscher nun zum nächsten Vehikel werden, um gesamtarabischen „Patriotismus“ zu beweisen. Daraus entstand faktisch ein Verhaltensmuster auch für spätere Generationen arabischer Staatsführer. Der Versuch der Potentaten, Israel einen Tag nach der Staatsgründung durch einen Krieg in die Knie zu zwingen, endete jedoch mit einer verheerenden Niederlage. Damit hatten die alten Eliten aus der Kolonialzeit ihr letzten Kapital in der Bevölkerung verspielt. Ab den 1950er Jahren beendeten nationale Befreiungsbewegungen sukzessive die Herrschaft ebendieser Eliten und erkämpften zudem die tatsächliche Unabhängigkeit von den zunehmend geschwächten Kolonialmächten, dem Vereinigten Königreich und Frankreich.
 
        Die national befreiten Staaten wurden von einer enormen Aufbruchsstimmung erfasst. Die Führer der jeweiligen nationalen Befreiungsbewegungen übernahmen die Herrschaft und versprachen Wohlstand, Stabilität und Fortschritt. Jetzt erfuhr auch der arabische Einheitsgedanke eine deutliche Belebung. Das bevölkerungsreichste arabische Land, Ägypten, unter der Führung seines charismatischen Präsidenten Gamal Abdel Nasser setzte sich an die Spitze dieser Bewegung. Die Herstellung der arabischen Einheit über den Zwischenschritt der Vereinigung souveräner Nationalstaaten schien keine Utopie mehr zu sein. 1958 schlossen sich Ägypten und Syrien zur Vereinigten Arabischen Republik zusammen, der später auch der Jemen beitrat. Auch in den Führungen anderer kolonial befreiter arabischer Staaten setzten sich in der Regel Kräfte durch, die sich die Herstellung der arabischen Einheit auf ihre Fahnen geschrieben hatten. Bekannt wurde hier insbesondere die Partei der (gesamt)arabischen „Wiedergeburt“ (Baath), die in den 1960er Jahren die Macht in Syrien und im Irak übernahm.
 
        Weitere Schritte auf dem Weg der Herbeiführung der Einheit blieben jedoch aus. Das lag vor allem an der Unterschätzung nationaler Eigeninteressen. Nasser konnte sich die Einheit nur unter ägyptischer, das heißt seiner Führung vorstellen. Seine unverhohlenen Dominanzbestrebungen ließen die Vereinigte Arabische Republik schon 1961 auseinanderbrechen. Auch die regionalen Führungen der Baathpartei in Syrien und im Irak rivalisierten miteinander und gaben keine reale Macht an supranationale Institutionen der Partei ab. Das Hegemoniestreben der im Zuge des antikolonialen Kampfs an die Macht gekommenen Regimes beeinträchtigte jedoch nicht nur den Einheitsprozess, sondern prägte auch die Entwicklung der von ihnen regierten Gesellschaften. Es waren in der Regel Militärs, die an der Spitze der Befreiungsbewegungen gestanden hatten. Sie übertrugen nun die ihnen bekannten Kommandostrukturen auf die Politik und die Wirtschaft ihrer Länder. Dadurch bildete sich eine verhängnisvolle Regel, ein „ungeschriebenes Gesetz“ heraus: die Führung sorgt für das – relativ – kommode Auskommen der Regierten und wird von diesen im Gegenzug nicht mit Forderungen nach Partizipation „behelligt“. Im Gefolge dieser Regel blieb in den jungen Staaten die Herausbildung von belastbaren Beteiligungsmechanismen aus; sie wurden durch dirigistische, oft zudem dysfunktionale Institutionen ersetzt. Je deutlicher die jeweiligen Führungen ihren Teil des Versprechens, die Sicherung von Wohlstand, Fortschritt und Würde nicht einhalten konnten, desto rigider wurden ihre Methoden, die Regierten an der Durchsetzung politischer Partizipation zu hindern. So wurden ab Mitte der 1960er Jahre die meisten der ehemals kolonial abhängigen Staaten von autoritären Regimen beherrscht, die die Interessen der Bevölkerung missachteten und ihre Politik primär auf die Herrschaftssicherung ausrichteten. So verblassten die Utopien des Panarabismus ebenso wie das Charisma ihrer wichtigsten Protagonisten, allen voran Gamal Abdel Nasser.04 Dessen vollständige Niederlage im dritten arabisch-israelischen Krieg („Sechstage-“ oder auch „Junikrieg“) 1967 markiert faktisch den Endpunkt dieser Etappe.
 
        Bisher stand die Entwicklung in den ehemals kolonial abhängigen Gebieten der arabischen Welt im Mittelpunkt. Der Dekolonisierungsprozess umfasste allerdings mehrere Jahrzehnte. Auch wenn wichtige arabische Staaten bereits während des Zweiten Weltkriegs, kurz darauf oder spätestens in den 1950er Jahren unabhängig wurden, endete die Phase erst 1972 mit der Gründung der Vereinigten Arabischen Emirate (VAE). Dieser Teil der arabischen Welt wies zudem noch andere erhebliche Unterschiede zu den bisher analysierten Staaten auf. Bei den sogenannten Golfstaaten, Saudi-Arabien, Kuwait, Oman, Bahrain, VAE und Katar, handelt es sich um Monarchien. Bis auf Saudi-Arabien waren zwar auch sie kolonial abhängig gewesen, aber hier verlief der Prozess der Staatsbildung aufgrund bestehender Traditionen und Strukturen wesentlich organischer als in den neu geschaffenen Republiken.
 
        Je genauer der Blick auf den Nahen Osten ausfällt, desto mehr springen weitere Unterschiede ins Auge. Wir finden eben nicht nur Republiken neben Monarchien, sondern auch koloniale (zum Beispiel Irak) beziehungsweise nachkoloniale (zum Beispiel VAE) Neugründungen neben Ländern mit jahrtausendealter Staatstradition wie Ägypten. Kleine existieren neben großen Staaten, bevölkerungsreiche neben dünn besiedelten, arme neben reichen. Je weiter der Differenzierungsprozess voranschritt beziehungsweise offenbar wurde, je unrealistischer zeigte sich das Projekt der Herstellung einer (staatlichen) Einheit all dieser Länder. Das Projekt verkam zu einem Gegenstand von Sonntagsreden, zu einem Instrument für die Belebung der Gegnerschaft zu Israel und antiwestlicher Ambitionen. Faktisch vergeudete es über Jahrzehnte Kräfte, die die arabische Welt an anderer Stelle dringender benötigt hätte.
 
        BRENNPUNKT KALTER KRIEG
 
        Im Nahen Osten treffen die Kontinente Asien, Afrika und Europa aufeinander, hier entstanden die drei großen monotheistischen Weltreligionen Judentum, Christentum und Islam. Als wäre das noch nicht genug, lagert in dieser Region auch fast die Hälfte (48,3 Prozent)05 der Weltvorräte an Erdöl, dem wichtigsten Einzelrohstoff der Weltwirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg. Aus all diesen Komponenten speist sich eine überragende strategische Bedeutung des Nahen und Mittleren Ostens in der internationalen Politik.
 
        Die beiden Supermächte des Kalten Kriegs, die USA und die Sowjetunion, setzten deshalb gemeinsam mit ihren Verbündeten alles daran, ihren Einfluss in der Region zu stärken beziehungsweise den des Rivalen zu minimieren. Bis zum Ende der 1960er Jahre wurden die Hauptförderstätten (allein die fünf weltgrößten Erdölfelder befinden sich in der Region),06 von westlichen Unternehmen kontrolliert; der Westen behielt also per Saldo die Oberhand. Mit wichtigen Förderländern wurden auch politische Verträge geschlossen, einige (zum Beispiel Irak und Iran) traten auch der Central Treaty Organization (CENTO), der regionalen Suborganisation der NATO bei, die mit der Iranischen Revolution von 1979 Geschichte wurde.
 
        Die Sowjetunion machte sich ihrerseits die Tatsache zunutze, dass westlichen Staaten als Kolonialmächte in der Region verhasst waren. Folglich gerierte sie sich als Schutzmacht und Unterstützerin der nationalen Befreiungsbewegungen und der aus diesen hervorgegangenen, unabhängigen Staaten. In vielen Ländern der Region entstanden machtvolle kommunistische Parteien, Nationalisten und Panarabisten, etwa die Baathpartei, „flirteten“ mit dem Sozialismus. Nasser, die Gallionsfigur der arabischen Einheitsbewegung, gehörte zwar zu den Gründervätern der Bewegung der Blockfreien Staaten, Ägypten wurde unter seiner Führung aber letztlich doch im sowjetischen Orbit verortet. 1970, im Todesjahr Nassers, wirkten fast 20000 sowjetische Militärs am Nil.07 1967 entstand im Süden Jemens eine sozialistische „Volksdemokratische Republik“, die der Sowjetunion – genau wie Somalia und Syrien – die Errichtung von Marinestützpunkten erlaubte. Selbst in den prowestlichen Hauptförderländern am Golf nahm die Sowjetunion Einfluss auf die außerordentlich populäre Bewegung zur Nationalisierung der Erdölvorkommen.
 
        Mit der Verstaatlichung der Ölressourcen zu Beginn der 1970er Jahre war dem Westen ein wichtiges Kontrollinstrument verloren gegangen und gleichzeitig wuchs das internationale Gewicht der nun ihren Reichtum ausspielenden Förderländer. Trotzdem blieb die negative Wirkung der globalen Ost-West-Konfrontation auf die Entwicklung der Länder des Nahen Ostens grundsätzlich bestehen. Das Agieren als Stellvertreter der Supermächte lenkte von den primären Aufgaben der Nationenwerdung ab und mündete in eine gigantische Ressourcenverschwendung. Selbst die reichsten Förderländer gaben Unsummen für Rüstung aus und sorgten so für ein stetiges Petro-Dollar-Recycling in den Westen. Daran hat sich bis in die Gegenwart nichts geändert. Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI zählt drei Nahoststaaten, Saudi-Arabien, Katar und Ägypten, zwischen 2018 und 2022 zu den zehn weltgrößten Waffenimporteuren.08 Stellvertreterverhalten und „Überrüsten“ machten die Region überdies seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu einem der konfliktträchtigsten Gebiete der Erde, wovon zahlreiche zwischen- und innerstaatliche Kriege zeugen.
 
        Zugleich ließ der Ressourcenreichtum im Nahen Osten aber auch viele „Rentierstaaten“ entstehen. Ein Staat fällt in diese Kategorie, wenn er sich in entscheidendem Maße durch Einnahmen aus externen Quellen, etwa dem Rohstoffexport, finanziert. Die Bevölkerung wird an den Einnahmen kaum oder gar nicht beteiligt. Nur so funktioniert das beschriebene Modell der Bereitstellung einer hinreichenden Lebensgrundlage durch den Staat bei gleichzeitigem Verzicht der Bevölkerung auf Machtteilhabe. Über die Jahre entfalteten sich Elemente des Rentierstaats auch in Nahoststaaten, die nicht zu den reichen Erdölförderländern gehören. Grundsätzlich beschränkt sich das Rentierstaatsmodell nämlich nicht nur auf Einnahmen aus dem Rohstoffexport, sondern schließt jede Einnahmequelle ein, die nicht mit interner Besteuerung oder der Entwicklung einer inländischen Produktionstätigkeit verbunden ist. Externe Einnahmen können zum Beispiel auch aus Überweisungen von Migranten, Transitgebühren oder Auslandshilfen erzielt werden. Um diese Kategorie von den Erdölexporteuren zu unterscheiden, verwenden einige Autoren den Begriff „Halbrentierstaaten“ für Länder wie Tunesien, Jordanien, Ägypten, Marokko, oder den Libanon,09 das Wirkprinzip des Rentierstaates gilt aber – mit Ausnahme Israels – im gesamten Nahen Osten.
 
        Paradoxerweise entstand in der Region während des Kalten Kriegs also ein prägendes gemeinsames Charakteristikum bei gleichzeitiger enormer Verschärfung der innerregionalen Widersprüche.
 
        KONFRONTATION DER IDEOLOGIEN
 
        Noch weit vor der nationalen Unabhängigkeit der Nahoststaaten entstand hier neben dem Nationalismus eine weitere Ideologie, die rasch an Einfluss gewann: der Islamismus. Die 1928 im ägyptischen Ismailia gegründete Muslimbruderschaft verkündete, dass der Islam die Lösung aller gesellschaftlichen Probleme bereithalte, mithin nur umfassend angewendet werden müsse. Er dürfe nicht länger auf die Sphäre der Religion, auf das Jenseits, beschränkt werden, sondern müsse buchstäblich jeden Winkel des Alltagslebens bestimmen. Die starke Einbeziehung des Diesseits leitete aus dem Islam eine politische Ideologie ab, den Islamismus. Dem Motto „der Islam ist die Lösung“ folgen bis in die Gegenwart Islamisten aller Couleur.
 
        Die Errichtung einer islamischen Gesellschaft setzte das Ende der westlichen Kolonialherrschaft voraus; in dieser Hinsicht stimmten die Islamisten mit den Zielen der national geprägten Unabhängigkeitsbewegungen überein. Mit deren panarabisch ausgerichteter Strömung existierte sogar ein besonders hohes Maß an Parallelität. Die Bildung arabischer Nationalstaaten wurde dem Kolonialismus zugeschrieben. Die Unabhängigkeit dieser Staaten sollte aber nur eine Übergangsetappe auf dem Weg zu einer großen und mythischen arabischen „Einheit“ sein. Erst dann sei der Kolonialismus wirklich überwunden. Jedes Land wurde daher als Region innerhalb der arabischen Welt und nicht als eigene Nation definiert. Im Zuge ihrer raschen Ausbreitung im Nahen Osten organisierte sich auch die Muslimbruderschaft in regionalen Kapiteln und schuf damit ein Muster, das die panarabische Baathpartei später aufgriff.10
 
        Die Islamisten lehnten jedoch den Nationalstaat grundsätzlich, selbst als Zwischenstadium des Einheitsstaats ab. Die „Ummah“, die islamische (Welt-)Gemeinschaft, mag zwar in verschiedene Regionen unterteilt sein, aber keinesfalls in Nationen, ein Produkt westlicher Geschichte. Im Mittelpunkt islamistischer Politik steht also der Staat, nicht die Nation.
 
        Damit geriet sie nach dem Zweiten Weltkrieg in einen immer größeren Widerspruch zur realen Entwicklung in der arabischen Welt. Selbstbewusste arabische Nationalstaaten entstanden, die sich die arabische Einheit nur unter ihrer jeweiligen Führung vorstellen konnten. Obwohl die Muslimbruderschaft bis dahin kaum militante Elemente entwickelt hatte und vornehmlich auf Erziehung und Vorbildwirkung setzte, wurde ihre antinationalistische Einstellung von den neuen Herrschern als Bedrohung empfunden. Gamal Abdel Nasser verbot sie 1954 in ihrem Geburtsland Ägypten. Die Gegenwehr hielt sich in Grenzen; die Straße gehörte dem triumphalen arabischen Nationalismus, gern auch im Gewand des Panarabismus. Seine Verheißungen versprachen eine schnellere Befriedigung und weniger Mühsal als der weite Weg bis zur Herrschaft der „Ummah“.
 
        Wie bereits beschrieben, verloren die aus den Unabhängigkeitsbewegungen hervorgegangenen und von einer militärisch-zivilen Elite geführten Regime peu à peu ihre Glaubwürdigkeit in den Augen der Volksmassen, weil sie nicht in der Lage waren, das Versprechen zu erfüllen, die Wirtschaft zu entwickeln und die Gesellschaft zu modernisieren.
 
        Warum aber gelang es den nationalistischen Regimen nicht, die Wirtschaft zu entwickeln und die Gesellschaft zu modernisieren, obwohl sie sich zunächst so großer Beliebtheit erfreut hatten? Mangelnde Ressourcen bieten – wie ausgeführt – keine ausreichende Erklärung. Die Antwort lautet eher, dass die nationalistischen Führer nicht verstanden, worin die Modernität eigentlich bestand, die sie ihrem Volk versprachen. Für sie beschränkte sich Macht auf ihre wirtschaftlichen und militärischen Aspekte. Was sie übersahen, war das eigentliche Gefüge der Moderne, in dem die Zivilgesellschaft mit dem Markt und dem Staat interagiert. Die Grundlage der westlichen Moderne ist die Zivilgesellschaft, die wirtschaftlich als Markt und politisch als Rechtsstaat organisiert ist. Die arabischen Führer ignorierten diesen Zusammenhang. Sie lehnten die Zivilgesellschaft und den freien Markt ab, weil dadurch eine von ihnen unabhängige wirtschaftliche Macht entstehen könnte. Buchstäblich alle gesellschaftlichen Kräfte sollten sich der Exekutivgewalt unterordnen. Der nationalistische Diskurs war nur Rhetorik, eine Strategie zur ideologischen Rechtfertigung ihrer Politik.11
 
        Wie in kommunizierenden Röhren verbesserten sich mit dem Niedergang des arabischen Nationalismus die Aufstiegschancen des Islamismus. Neben seiner grundsätzlichen antiwestlichen Einstellung hatte er in den ersten Jahren seines Bestehens auch die soziale Basis mit dem Nationalismus beziehungsweise Panarabismus weitgehend geteilt: unterprivilegierte Bevölkerungsschichten, geführt von Intellektuellen und anderen Vertretern der Mittelklasse. Nachdem sich die Nationalisten als Oberschicht etabliert hatten, wurden die Islamisten – vor allem nach 1967 – zu den neuen Hoffnungsträgern der Unterschicht. Ihre Abkehr von allen westlich tradierten Gesellschaftsmodellen versprach den radikalsten Bruch mit bisherigen Experimenten, die die Armen und Benachteiligten nicht aus ihrem Elend geholt hatten. Die Muslimbrüder und zahlreiche Organisationen in ihrem Geiste wurden in vielen arabischen Ländern zur einflussreichsten Oppositionskraft, weil sie als kompromisslos und nicht korrumpierbar galten.
 
        Mit der Iranischen Revolution von 1979 wurde der Islamismus erstmals von einer oppositionellen zu einer staatstragenden Macht. Obwohl viele Muslime den Umsturz in Iran als Ansporn und Ermutigung betrachteten, wurde Khomeinis „Islamische Republik“ nicht zum Modell für die „Ummah“. Dagegen sprach vor allem ihr exklusiver schiitischer Charakter. Vertreter des von der sunnitischen Mehrheit der Muslime geprägten Islamismus schafften es dagegen bisher in keinem anderen Nahoststaat, die Macht dauerhaft zu übernehmen. Im Gegenteil: Er spaltete sich immer weiter auf und entwickelte sukzessive immer mehr gewaltbereite, sogar terroristische Komponenten beziehungsweise Organisationen. Auf der anderen Seite hinterließ die (Selbst-)Paralysierung des arabischen Nationalismus beziehungsweise Panarabismus eine ideologische Leerstelle, die bisher nicht gefüllt werden konnte.
 
        GESELLSCHAFTLICHE STAGNATION
 
        Im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts stieß das mehrfach beschriebene arabische Herrschaftsmodel zunehmend an seine Grenzen. Wirtschaft und Gesellschaft stagnierten, Krisenmerkmale häuften sich. Selbst zaghafte Wirtschaftsreformen, die seit Anfang der der 1990er Jahre in zahlreichen Nahoststaaten begonnen worden waren, gingen nicht mit politischen Reformen einher. Tatsächlich stärkten die Wirtschaftsmaßnahmen lediglich die Macht und die Privilegien der politisch-militärischen Elite. Korruption und Vetternwirtschaft breiteten sich weiter aus, in Ägypten verfügte die politische Klasse um Präsident Hosni Mubarak über fast 30 Prozent des Volksvermögens.12 Damit verabschiedete sie sich selbst von dem genannten Herrschaftsprinzip, den nationalen Reichtum, wenn auch ungleichmäßig und mit erheblichem Eigennutz, auf die verschiedenen sozialen Schichten zu verteilen. Zu diesem Verhalten trug sicherlich auch bei, dass sich die meisten arabischen Herrscher seit Jahrzehnten im Amt befanden und unter Selbstüberschätzung bei gleichzeitigem Realitätsverlust litten. Auf der anderen Seite gelang es den Regimen aber auch aus objektiven Gründen immer weniger, das Herrschaftsmodell aufrechtzuerhalten.
 
        Zwischen 1970 und 2010, dem Beginn des „Arabischen Frühlings“, hat sich die Bevölkerung des Nahen Ostens nahezu verdreifacht (von 128 auf 359 Millionen).13 Die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und des Pro-Kopf-BIP der Region konnte diesen enormen Bevölkerungszuwachs jedoch nicht kompensieren. Das rasante Bevölkerungswachstum führte automatisch zu einem besonders hohen Anteil an Jugendlichen. Laut OECD machen Menschen unter 30 Jahren mehr als 55 Prozent der Bevölkerung im Nahen Osten aus, verglichen mit 36 Prozent der Bevölkerung in den OECD-Ländern.14 Während jedoch in letztgenannten Ländern Bildung in der Regel zu einem Arbeitsplatz und einem selbstbestimmten Leben führt, konnte auch ein akademischer Abschluss in der arabischen Welt keinesfalls vor Arbeitslosigkeit bewahren. Tatsächlich waren die Arbeitslosen- und Armutsquoten für Jugendliche in den Nahostländern 2009, nur ein Jahr vor dem Beginn des „Arabischen Frühlings“ mit 25 beziehungsweise 41 Prozent außerordentlich hoch.15 Diese Perspektivlosigkeit, gepaart mit wachsender Wut auf die korrupten und repressiven Regime, trieb die jüngere Generation schließlich zur Rebellion.
 
        Trotz aller Unterschiede war die Rebellion in der gesamten Region untrennbar mit bestimmten gemeinsamen Themen verbunden: den Forderungen nach politischer Freiheit, sozialer Gerechtigkeit und Menschenwürde. Als sich im Januar 2011 große Menschenmengen auf dem Kairoer Tahrir-Platz versammelten, um gegen das repressive Regime von Mubarak zu protestieren, skandierten die Menschen den Slogan „Brot, Freiheit und Würde“.16 Nun bewahrheitete sich nicht zuletzt der korrespondierende Teil des arabischen Herrschaftsprinzips: Wenn das Regime seinen Part nicht mehr erfüllt, fordert das Volk politische Mitsprache.
 
        Bekanntlich erfasste der „Arabische Frühling“ die arabischen Staaten auf unterschiedliche Weise. Auch aus den bereits genannten Gründen wurden Monarchien weniger erschüttert als Republiken, und selbst in diesen reichte die Spanne der Auswirkungen von bloßem Herrscherwechsel über blutigen Bürgerkrieg bis zum faktischen Staatszerfall. In keinem Fall hat der „Arabische Frühling“ jedoch zur Einlösung seiner Ziele geführt. Die Aufstände waren spontan entstanden und verliefen in der Regel führerlos, ohne konsistentes Programm und mobilisierende Ideologie. Nachdem die Diktatoren gestürzt waren, bildeten sich unter den Aufständischen rivalisierende Gruppen, die sich gegenseitig schwächten. Damit gelang es den unter Druck geratenen traditionellen Eliten, sich wieder zu erholen: am sichtbarsten in Ägypten, wo das Militär unter dem ehemaligen General und heutigen Präsidenten Abdel Fattah al-Sisi noch unangefochtener herrscht als vor dem „Arabischen Frühling“.17 Nicht nur, dass die Gesellschaft weiter stagniert, Tendenzen des Staatszerfalls haben nach 2010/11 in der Region drastisch zugenommen.
 
        FAZIT
 
        Es wäre sicherlich verfrüht, das Nationalstaatensystem im Nahen Osten generell infrage zu stellen, aber es ist unwahrscheinlich, dass Schlüsselstaaten wie Syrien und der Irak sowie Libyen und Jemen ihre frühere Verfasstheit wiedererlangen werden. Keiner von ihnen konnte eine kohärente nationale Identität entwickeln, und alle sind von tiefen gesellschaftspolitischen Spaltungen gezeichnet. Für sie gilt, was die UN 2005 als „gescheiterte Staaten“ definierte, politische Einheiten, die kaum oder gar nicht in der Lage sind: ihren Bürgern grundlegende Sicherheit zu bieten.18 Darüber hinaus zeigen sich diese Staaten nicht in der Lage, die die Ausbreitung innerstaatlicher Unruhen über ihre Grenzen hinaus zu kontrollieren. Manche scheinen sogar versucht, sie zu exportieren, um die Bedrohung im eigenen Land zu verringern. Das heißt, Unruhen, die in gescheiterten Staaten entstehen, schaden auch ihrem Umfeld. Sie sind die größten Verursacher von humanitären Krisen, Vertriebenen und Flüchtlingen, sie gefährden die Stabilität der Regimes in den Nachbarstaaten. Sie bilden einen fruchtbaren Boden für das Aufkommen extremistischer und terroristischer Gruppen.19
 
        Immer noch sind aber diejenigen Staaten, die laut UN nicht als „gescheitert“ gelten, auch im Nahen Osten die Mehrheit. Trotzdem leiden auch sie fast durchweg unter schlechter Regierungsführung, Korruption, schleppender Modernisierung und mangelnder Öffnung ihrer Wirtschaft. Hinzu kommt der Bevölkerungsdruck, vor allem das akute Problem des „Jugendüberschusses“, bei gleichzeitigem Mangel an Arbeitsplätzen. Autoritäre Auswüchse und Menschenrechtsverletzungen sind eher die Regel als die Ausnahme. Große Ungleichheiten bei der Einkommensverteilung sowie nach Glauben und ethnischer Zugehörigkeit finden sich nur allzu häufig. Viele Länder in der Region scheinen nicht in der Lage zu sein, sich selbst zu helfen.20
 
        Nach Jahrzehnten der Entwicklungszusammenarbeit muss sich aber auch der Westen fragen, ob nun nicht ein Punkt erreicht ist, an dem Hilfe von außen tendenziell eher dazu beiträgt, Probleme zu verlängern als sie zu lösen. Ein Punkt, an dem die Unterstützung zulässt, dass die Probleme weiter schwelen und sogar wachsen, anstatt zu echten Fortschritten und Lösungen zu führen. Das soll natürlich kein generelles Plädoyer gegen Entwicklungszusammenarbeit sein, aber es scheint überfällig, sie in diesem Zusammenhang auf den Prüfstand zu stellen.
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        IM WELTPOLITISCHEN MACHTGEFÜGE
 
        Camille Lons
 
        Der Nahe Osten ist seit Langem ein bedeutender Schauplatz globaler Machtverschiebungen und Rivalitäten zwischen Großmächten. Den Anfang bildeten die kolonialen Bestrebungen der europäischen Mächte im 19. Jahrhundert. Diese Dynamik setzte sich in den Stellvertreterkonflikten des Kalten Kriegs und dem globalen Aufstieg der USA fort. Heute, da die US-amerikanische Führungsrolle verblasst und China erstarkt, steht die Region wieder im Mittelpunkt bedeutender Veränderungen in der globalen Ordnung.
 
        Im März 2023 staunte die Welt über einen womöglich historischen diplomatischen Durchbruch zwischen Saudi-Arabien und Iran, der unter der Schirmherrschaft Chinas zustande gekommen war. In Abkehr von ihrer traditionell vorsichtigen Haltung der Nichteinmischung erzielte die Volksrepublik ihren ersten nennenswerten außenpolitischen Erfolg in einer Region, in der bislang westlicher Einfluss dominiert. Die Beziehungen zwischen China und den Staaten des Nahen- und Mittleren Ostens (MENA-Region) haben in den vergangenen zwei Jahrzehnten an Fahrt aufgenommen. Hatte Beijing die Region lange Zeit als randständig gegenüber seinen Kerninteressen betrachtet, waren nun der boomende Energiebedarf und die wachsenden internationalen Ambitionen Argument genug, um die eigene Präsenz zu verstärken, durch die immerhin einige der strategisch wichtigsten Handelsrouten der Welt verlaufen. Auch die Länder in der Region nehmen den Wandel in den globalen Machtverhältnissen wahr und sind bestrebt, ihre Beziehungen zu externen Großmächten zu diversifizieren und dringend benötigte Investitionen aus China anzuwerben. In den USA löst der steigende chinesische Einfluss im Nahen Osten dagegen Besorgnis aus. Die wachsende Rivalität zwischen China und den Vereinigten Staaten könnte die Nahoststaaten letzten Endes vor schwierige Entscheidungen stellen.
 
        WACHSENDE PRÄSENZ CHINAS
 
        Chinas Präsenz im Nahen Osten hat sich in den vergangenen Jahrzehnten merklich ausgeweitet, zunächst angetrieben durch den massiven Energiebedarf der Volksrepublik. So entfallen etwa die Hälfte der chinesischen fossilen Brennstoffimporte auf die Region. Generell haben sich die chinesischen Energieimporte in den zurückliegenden 20 Jahren um das 15-Fache erhöht, was das Land 2016 zum größten Erdölimporteur der Welt aufsteigen ließ.01 Zehn Jahre nach Beginn der chinesischen „Belt and Road Initiative“ (BRI) 2013,02 auch bekannt als „Neue Seidenstraße“, haben sich die Beziehungen zwischen China und den Staaten des Nahen Ostens merklich verdichtet.
 
        Geostrategisch nimmt der Nahe Osten eine Schlüsselposition auf den Land- und Seehandelsrouten zwischen Asien und Europa ein. Durch den Suezkanal in Ägypten werden 12 Prozent des weltweiten Seehandels und 60 Prozent des chinesischen Handels mit Europa abgewickelt.03 Der Nahe Osten ist auch Teil eines der wichtigsten BRI-Korridore, dem sogenannten Wirtschaftskorridor China–Zentralasien–Westasien (CCWAEC), der China mit der Türkei und Iran verbindet. In den vergangenen 15 Jahren waren chinesische Unternehmen an zahlreichen Infrastruktur- und Industrieprojekten im gesamten Nahen Osten beteiligt, von der TEDA-Suez-Zone in Ägypten04 über die Häfen Aschdod und Haifa in Israel bis hin zum Khalifa-Hafen und der Industriezone in Abu Dhabi, dem Hafen Duqm in Oman und der Jazan City for Primary and Downstream Industries in Saudi-Arabien. Laut dem „China Global Investments Tracker“ des American Enterprise Institute wurden in der MENA-Region seit 2013 Aufträge im Wert von über 122 Milliarden US-Dollar an chinesische Unternehmen vergeben.05
 
        Darüber hinaus haben sich die Beziehungen zwischen China und verschiedenen Ländern der MENA-Region über die Bereiche Energie und Infrastruktur hinaus auf aufstrebende Sektoren wie neue Technologien, Gesundheit, erneuerbare Energien, Kernenergie, Raumfahrt und Rüstungsindustrie ausgeweitet. Fast alle Länder des Nahen Ostens haben Verträge mit dem chinesischen Telekommunikationskonzern Huawei über die Beteiligung an ihren 4G- und 5G-Netzen abgeschlossen. Einige dieser Länder haben diese Partnerschaft noch vertieft, indem sie gemeinsam mit Unternehmen wie Huawei, Tencent und Alibaba Lösungen für Smart Cities und Datenzentren entwickelten. So hat Huawei für Saudi-Arabien etwa die Hadsch und Umrah-App entwickelt, um Millionen von muslimischen Pilgern zu überwachen, die jedes Jahr in das Königreich reisen. Chinesische Tech-Unternehmen sind außerdem zu wichtigen Investoren für israelische Tech-Start-ups geworden. Zudem kooperierte das chinesische Unternehmen Sinopharm während der Corona-Pandemie mit den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE), Ägypten und Marokko bei der gemeinsamen Herstellung und Verteilung von Covid-19-Impfstoffen für die gesamte Region. Chinesische Unternehmen waren schließlich auch an der Entwicklung einiger der größten Solarprojekte der Welt in den VAE beteiligt.
 
        Auch wenn sich China traditionell nur ungern in die Politik im Nahen Osten einbringt, zeigt das Land zunehmend Bereitschaft, sich in der Region diplomatisch und auch sicherheitspolitisch zu engagieren. 2017 eröffnete China beispielsweise seinen ersten Militärstützpunkt auf fremdem Boden in Dschibuti an der Mündung der Meerenge von Bab al-Mandab, einem der strategisch wichtigsten Seeverkehrsknotenpunkten der Welt. Seither hat die Anzahl von gemeinsamen Marineübungen der chinesischen Marine mit Ländern der Region, darunter Ägypten, Saudi-Arabien und Iran schrittweise zugenommen. Sie initiierte außerdem die Zusammenarbeit mit Ländern wie Saudi-Arabien, den VAE und Iran bei der gemeinsamen Entwicklung und Herstellung von Drohnen und Raketen.06
 
        Anfang 2023 spielte Beijing schließlich eine entscheidende Rolle bei der diplomatischen Annäherung zwischen Iran und Saudi-Arabien, was weltweit für Aufsehen sorgte. Das Abkommen zwischen den beiden langjährigen Erzrivalen war ein wichtiger Schritt zur Deeskalation in der Region vor dem Hintergrund zunehmender Spannungen durch das iranische Atomprogramm und diverse paramilitärische Aktivitäten etwa in Syrien oder dem Libanon. Obwohl die Rolle Chinas hier nicht überbewertet werden sollte – Beijing war nur bei den letzten Verhandlungsschritten zum Abkommen zwischen den verfeindeten Ländern dabei –, wird deutlich: China beschränkt sich im Nahen Osten nicht länger auf Nichteinmischung und könnte sich auch in Zukunft stärker politisch einbringen.
 
        GLOBALE ENERGIEMÄRKTE IM WANDEL
 
        Die sich vertiefenden Beziehungen zwischen China und dem Nahen Osten sind Ausdruck umfassenderer Entwicklungen auf der geoökonomischen und geopolitischen Ebene und haben Auswirkungen, die weit über die Region hinausreichen.
 
        Erstens stellt die Schwerpunktverlagerung der globalen Energiemärkte in Richtung Asien die Grundlage der Beziehungen infrage, die die Region bislang zu einzelnen Großmächten unterhält. Der Nahe und Mittlere Osten, insbesondere die Golfregion, ist mit einem Anteil von etwa der Hälfte des globalen Exportvolumens bei fossilen Brennstoffen weltweit führend. Seit den 1950er Jahren war der Faktor Energie von zentraler Bedeutung für die Sicherheitsbeziehungen mit den USA. Das Treffen zwischen US-Präsident Franklin D. Roosevelt und dem saudischen König Abdul Aziz Ibn Saud an Bord der „USS Quincy“ im Suezkanal 1945 war seinerzeit der erste Schritt hin zu einem Bündnis, das auf der stabilen Versorgung mit preiswertem Erdöl im Austausch für amerikanische Sicherheitsgarantien beruhte. 1974 wurde diese gegenseitige Abhängigkeit durch ein ähnliches Abkommen zwischen Präsident Richard Nixon und König Faisal bin Abdulaziz Al Saud bekräftigt. Diese Partnerschaft beförderte nicht nur das amerikanische Wirtschaftswachstum, sondern auch die internationale Führungsrolle des US-Dollar. Im Gegenzug wurden die USA zum wichtigsten Sicherheitspartner der Golfstaaten und zu einem Grundpfeiler der regionalen Sicherheitsarchitektur. Die Länder des Nahen Ostens – hauptsächlich die Golfstaaten, Ägypten, Israel und Jordanien – importieren mehr als zwei Drittel ihrer Verteidigungstechnologien aus den Vereinigten Staaten. Die US-Stützpunkte in der Region, unter anderem in Bahrain, Katar und Kuwait, spielen eine wichtige Rolle bei der Abschreckung regionaler Rivalen, insbesondere Irans.
 
        Die tiefgreifenden Veränderungen auf den Energiemärkten in den vergangenen zehn Jahren haben dieses Gleichgewicht ins Wanken gebracht. Die „Schiefergasrevolution“ Ende der 2000er Jahre in den USA rückte die Energieunabhängigkeit des Landes in greifbare Nähe. Die Aussicht auf eine globale Energiewende verstärkte in US-Politikerkreisen das Gefühl, dass die Golfregion sehr bald an strategischer Bedeutung verlieren würde. Angesichts dieser neuen Situation weigerte sich Präsident Donald Trump 2019 beispielsweise, beim iranischen Angriff auf die saudischen Ölverarbeitungsanlagen in Abqaiq und Churais zu intervenieren, was in politischen Kreisen am Golf als Verrat gewertet wurde.
 
        Gleichzeitig ist China in den letzten zehn Jahren zum größten Ölimporteur der Welt und größten Abnehmer im Nahen Osten geworden. Der Anteil Chinas an den Energieexporten der Region kletterte von weniger als 5 Prozent in den frühen 2000er Jahren auf über 20 Prozent im Jahr 2021.07 Laut Prognosen der Internationalen Energieagentur dürfte sich dieser Trend in den kommenden Jahrzehnten fortsetzen. Entsprechend erklärte Amin H. Nasser, der Vorstandsvorsitzende des staatseigenen saudischen Ölkonzerns Aramco 2021, dass China für die nächsten 50 Jahre die oberste Priorität des Unternehmens bleiben werde.08
 
        Diese Verlagerung des Schwerpunkts globaler Energiemärkte nach China stellt eine Herausforderung für den Kern der Beziehungen zwischen der Region und den USA dar und schafft neue strategisch wichtige Abhängigkeitsverhältnisse mit China.
 
        REGION AM SCHEIDEWEG
 
        Die enger werdenden Beziehungen des Nahen Ostens zu China folgen nicht nur einer wirtschaftlichen Logik. Diese Entwicklung findet vor dem Hintergrund einer tiefgreifenden Transformation der globalen Ordnung statt. Dieser Wandel geht mit einer schwindenden Führungsrolle der USA, einer zunehmenden Multipolarität und einem heraufziehenden Großmachtwettstreit zwischen den USA und China einher.
 
        Die Erosion der amerikanischen Führungsrolle und das offensichtliche Desinteresse der USA am Nahen Osten – Präsident Obama kündigte 2011 etwa eine strategische Verlagerung in den indo-pazifischen Raum an09 – haben ihre Spuren im Urteil der politischen Entscheidungsträger im Nahen Osten hinterlassen. Die fehlende Solidarität Trumps 2019 nach der iranischen Attacke auf die saudische Ölinfrastruktur und der katastrophale Abzug der amerikanischen Truppen aus Afghanistan 2021 trugen zum Bild einer zunehmend mit sich selbst beschäftigten und im Niedergang befindlichen amerikanischen Macht bei.
 
        Folglich stellen sich die Länder des Nahen Ostens auf eine zunehmend multipolare internationale Ordnung ein, indem sie auf eine diversifizierte, unabhängigere und flexiblere Außenpolitik setzten. In den vergangenen Jahren haben sie beispielsweise ihr Engagement in nicht-westlichen internationalen Zusammenschlüssen wie der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SCO) oder den BRICS. China bietet diesen Ländern ein alternatives Wachstums- und Regierungsmodell und bestärkt ein Narrativ, das die westlich geführte globale Ordnung infrage stellt. Vor dem Hintergrund der wachsenden Rivalität zwischen den USA und China bot die engere Anbindung an China einigen Ländern des Nahen Ostens auch die Möglichkeit, Verhandlungsspielräume zu maximieren.
 
        Die Nahoststaaten nutzen China außerdem immer wieder als Druckmittel in ihren Beziehungen zum Westen. Die Golfstaaten, Israel, die Türkei, Ägypten und Marokko setzten ihre Beziehungen zu China ausgerechnet in solchen Situationen in Szene, in denen westliche Länder die Menschenrechtslage in diesen Ländern kritisierten. Im Februar 2019, nur wenige Monate nach dem Mordanschlag auf den saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi in Istanbul, der mutmaßlich aus Kreisen des Königshauses veranlasst worden war, reiste der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman öffentlichkeitswirksam nach China. 2018 trugen chinesische Investitionen auf dem türkischen Markt dazu bei, die Abwertung der türkischen Lira während der diplomatischen Krise Ankaras mit Washington abzufedern. Länder, die mit internationalen Sanktionen belegt sind, wie Syrien und Iran, versuchten, ihre Beziehungen zu China zu nutzen, um ihre diplomatische Isolation zu durchbrechen.
 
        In den vergangenen zwei Jahren haben der Krieg in der Ukraine und das Wiederaufflammen des israelisch-palästinensischen Konflikts diesen grundlegenden Trend weiter verstärkt. Beide Konflikte offenbaren tiefe Gräben innerhalb der internationalen Gemeinschaft und unterschiedliche Stimmen innerhalb des Globalen Südens werden laut, die die vom Westen geführte internationale Ordnung zunehmend hinterfragen und „westliche Heuchelei und Doppelmoral“ anprangern.
 
        Aus Beijings Sicht steht das Interesse am Nahen Osten in Einklang mit dem eigenen wachsenden Selbstbewusstsein auf der internationalen Bühne. Die Region erscheint Beijing nicht mehr bloß als wichtige Öl- und Gasquelle, sondern auch als potenzieller Vermittler seiner eigenen Interessen. In Länder vorzudringen, die traditionell den USA nahestanden, schwächt die globale Position der Vereinigten Staaten bei relativ geringen Kosten für China und lenkt zudem die Aufmerksamkeit Washingtons von anderen Schauplätzen im Pazifik ab. In letzter Zeit haben die Nahoststaaten in internationalen Foren zunehmend Chinas Narrative und Positionen unterstützt, auch etwa bezüglich der Uiguren und Taiwan.
 
        Die Golfstaaten scheinen für Beijing von besonderem Interesse zu sein. Ihr enormes finanzielles und geoökonomisches Gewicht, das als Instrument zur Einflussnahme auf die regionale und internationale Politik dienen kann, macht sie auch für Beijing zu äußerst nützlichen Partnern. Der Krieg in der Ukraine hat die geopolitische Bedeutung von Energie mit Wucht zurück auf die Agenda geholt. Für die globale Politik hat es weitreichende Folgen, wie sich die Golfstaaten in ihren Entscheidungen verhalten: ob sie sich den westlichen Sanktionen anschließen, ob sie einen Staat dabei unterstützen, sie zu umgehen, ob sie Milliarden an Investitionen und Staatsanleihen umleiten oder den Ölhandel statt in Dollar in anderen Währungen steuern. Insbesondere im Fall einer Eskalation im indopazifischen Raum wären dies wichtige Stellschrauben. Daher betrachtet Beijing die Golfstaaten zunehmend als bedeutsame Mächte, die auf dem internationalen Parkett in entscheidenden Momenten den Ausschlag geben können.
 
        BÜHNE FÜR DIE CHINA-US-RIVALITÄT?
 
        Die Annäherung des Nahen Ostens an China hat man in Washington durchaus registriert. Die USA beobachten mit Sorge, dass einige ihrer wichtigsten Partner in der Region und bedeutsame Rüstungsimporteure näher an ihren strategischen Rivalen herangerückt sind. Der Krieg in der Ukraine hat bereits gezeigt, wie sich die Weigerung der Ölexporteure des Nahen Ostens, sich den westlichen Sanktionen gegen Russland anzuschließen, auf den Verlauf eines Konflikts auswirken kann, mitunter zulasten westlicher Interessen. Die USA befürchten zudem, dass die zunehmende Zusammenarbeit zwischen den Ländern des Nahen Ostens und China, die sich auch auf die Bereiche neue Technologien und Verteidigung ausdehnt, die Wahrscheinlichkeit für chinesische Überwachungsaktivitäten oder den Diebstahl strategisch wichtiger amerikanischer Technologien durch China erhöhen wird.10
 
        Als Reaktion auf diese neue Herausforderung versuchen die Vereinigten Staaten, den Druck auf manche ihrer engen Partner im Nahen Osten zu erhöhen, um die Entwicklung der Beziehungen zu Beijing zu bremsen. Der Hafen von Haifa in Israel beispielsweise, der regelmäßig die sechste US-Flotte beherbergt, wurde unlängst zu einem Konfliktpunkt zwischen den USA und Israel, nachdem Chinas staatseigene Shanghai International Port Group (SIPG) 2015 den Zuschlag für den Betrieb eines Terminals erhalten hatte. Anfang 2020 intervenierten die USA, um Israel dazu zu drängen, ein chinesisches Angebot für eine hochstrategische Entsalzungsanlage abzulehnen, die in der Nähe eines Militärstützpunkts gebaut werden sollte. Außerdem zwangen sie Israel, ein System zur Überprüfung ausländischer Investitionen einzurichten, das darauf ausgelegt ist, chinesische Investitionen besonders genau unter die Lupe zu nehmen. 2021 erhielten die US-Geheimdienste besorgniserregende Kenntnisse darüber, dass die chinesische Armee den Bau einer Militäranlage nahe des Hafens von Khalifa in den VAE plant, wo das chinesische Logistikunternehmen COSCO bereits ein Terminal betreibt. Diese Entwicklung brachte die Verhandlungen zwischen den USA und den VAE über die Lieferung von F35-Kampfjets zum Scheitern und löste erregte Debatten über die Zukunft der bilateralen Sicherheitsbeziehungen aus.
 
        Ähnliche Bedenken wurden hinsichtlich der verstärkten Aktivität chinesischer Technologieunternehmen bei der Entwicklung von digitaler Infrastruktur in der Region geäußert. In den Jahren 2020 bis 2022 versuchten die USA vergeblich, die Golfstaaten davon abzubringen, Huawei für die Entwicklung ihrer 5G-Infrastruktur zu beauftragen. In Washington befürchtet man, dass das Unternehmen undurchsichtige Verbindungen zum chinesischen Militär unterhält.11 Sorge bereitet auch die Lage in Israel, wo chinesische Unternehmen in erheblichem Umfang in Technologie-Start-ups investiert haben. Angesichts der engen bilateralen militärischen Beziehungen und dem fließenden Übergang zwischen den Bereichen Technologie und Verteidigung befürchtet man chinesische Spionage und einen potenziellen Zugang zu amerikanischen Technologien mit zivilem und militärischem Verwendungszweck. Am Golf gelang es den USA 2023 beispielsweise, das emiratische KI-Unternehmen G42 dazu zu bewegen, seine Verbindungen zu chinesischen Unternehmen zu kappen.12 Viele Länder im Nahen Osten wehren sich jedoch mehr und mehr gegen diesen US-amerikanischen Druck.
 
        GRENZEN VON CHINAS EINFLUSS
 
        Trotz des wachsenden Einflusses der Volksrepublik gilt: Die Beziehungen zwischen dem Nahen Osten und China können es an Intensität bisher nicht mit den wirtschaftlichen, politischen und militärischen Bindungen aufnehmen, die die dortigen Länder seit Jahrzehnten mit dem Westen, insbesondere mit den USA, unterhalten. Europa und Nordamerika sind nach wie vor die bei Weitem wichtigste Quelle für ausländische Direktinvestitionen (FDI), Kredite und humanitäre Hilfe. Chinesische FDI und Darlehen in der MENA-Region blieben bislang eher die Ausnahme, meist ausgebremst durch wirtschaftliche Schwierigkeiten und die politische Instabilität der Region. 2021 entfielen nur zwei Prozent der gesamten FDI, die in die Volkswirtschaften der MENA-Region flossen, auf China – zehnmal weniger als Investitionen etwa aus Europa.13 Die Verschuldung gegenüber China wird in neun MENA-Ländern, für die Daten vorliegen, für 2021 auf 6,5 Milliarden US-Dollar geschätzt und macht damit weniger als ein Prozent der gesamten Auslandsschulden dieser Länder aus.14
 
        In äußerst instabilen Ländern wie Libyen, dem Libanon und Syrien haben sich die Hoffnungen, dass China in lokale Industrien und Infrastrukturen wie den Hafen von Tripoli im Libanon und die Eisenbahnlinie Beirut–Tripoli investieren würde, nicht erfüllt. Manche Projekte wie die „Silk City“ in Kuwait oder der Industriepark in Duqm, Oman, wurden ebenfalls aufgegeben oder kamen nur sehr langsam in Gang. Ab 2018 begann China, die BRI weltweit neu zu kalibrieren und den Umfang der Kredite und Projekte zu reduzieren, wobei sich chinesische Banken zuweilen mit Schuldenkrisen in den Empfängerländern konfrontiert sahen. Dieser Trend spiegelt sich auch in der MENA-Region wider, wo die Zahl der Aufträge an chinesische Unternehmen seit 2018 um ein Drittel zurückgegangen ist und die FDI auf einem niedrigen Niveau verharren. Die VAE und Saudi-Arabien bleiben die wichtigsten Länder der Region, in denen die Wirtschaftsbeziehungen mit China in den vergangenen Jahren weiterhin prosperieren.
 
        In bestimmten Spitzensektoren, vor allem in den Bereichen neue Technologien und Kernenergie, bevorzugen die Unternehmen im Nahen Osten weiterhin Partnerschaften mit westlichen Anbietern, die oft als renommierter und innovativer gelten als ihre chinesischen Pendants und von einem besseren Geschäftsumfeld profitieren. Die Schwierigkeiten der chinesischen Wirtschaft, das harte Durchgreifen Präsident Xi Jinpings gegen einige Tech-Giganten und die Verschärfung der amerikanischen Sanktionen waren nicht förderlich.
 
        Im Bereich Sicherheit und Verteidigung bleibt die Präsenz der USA bis heute unangetastet. China zeigte sich bislang nicht gewillt, den amerikanischen Sicherheitsschirm in der Region zu ersetzen. Chinesische Waffen machen weniger als 2 Prozent der Rüstungsimporte im Nahen Osten aus, während die USA allein für drei Viertel der Gesamteinfuhren verantwortlich zeichnen.15 Im Zusammenhang mit dem Krieg in Gaza und der Eskalation der Spannungen im Roten Meer seit Ende 2023 hat sich China trotz starker wirtschaftlicher Interessen in der Region sehr zurückhaltend gezeigt. Beijing schien nicht gewillt, seine Rolle bei der saudi-iranischen Annäherung zu nutzen, um zur Deeskalation aufzurufen. Auch die im Roten Meer präsenten Militärkapazitäten wurden nicht genutzt, um die freie Durchfahrt von Handelsschiffen zu unterstützen. Im Gegenteil: Der Krieg in Gaza scheint die große Rückkehr der US-Militärmacht in der Region anzukündigen.
 
        Obwohl sich die Beziehungen zwischen China und dem Nahen Osten in den vergangenen zehn Jahren merklich intensiviert haben, bleibt es noch ein langer Weg, bis sie es mit den Bindungen zu den USA und Europa aufnehmen können. Die neue Hinwendung des Nahen Ostens in Richtung Asien steckt noch in den Kinderschuhen, doch sie hat bereits zu tiefgreifenden Veränderungen im Verhältnis zu den USA beigetragen. Sie verdeutlicht, dass ein neuer, ehrgeizigerer und unabhängigerer Naher Osten die internationale Bühne betritt. Es bleibt abzuwarten, wie lange die Länder dieser Region in der Lage sind, die Balance zwischen ihren verschiedenen Partnern in einem Kontext wachsender Großmachtrivalitäten aufrechtzuerhalten.
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        ESSAY
 
        DER 7. OKTOBER ALS WENDEPUNKT?
 
        Neue Impulse für eine Friedenslösung
 
        Gil Murciano
 
        Der 7. Oktober ist nicht nur ein Datum, das für Israelis und Juden rund um die Welt in trauriger Erinnerung bleiben wird, sondern ein tektonisches Ereignis, das den israelisch-palästinensischen Konflikt sowie die Dynamik regionaler Politik verändert.
 
        Der barbarische Angriff der Hamas, seine Brutalität, und die breite Unterstützung, die ihm innerhalb der palästinensischen Öffentlichkeit zuteilwurde, haben das Gewebe der israelisch-palästinensischen Beziehungen auf Jahre hinweg zerrissen. In Israel nimmt man seitdem den israelisch-palästinensischen Konflikt nicht mehr als einen äußeren, sondern vielmehr unmittelbaren Krieg im eigenen Land wahr, wie man ihn seit der Zweiten Intifada 2000 nicht mehr erlebt hatte. Vier Monate nach diesem schrecklichen Tag ist es immer noch schwierig, dessen Auswirkungen auf die innen- und außenpolitischen Einstellungen in Israel zu erfassen. Allerdings hat der Angriff der Hamas die Nullsummen-Wahrnehmung des Konflikts verstärkt und den Glauben an eine Versöhnung verringert.01 Jeder Prozess zur Wiederherstellung der Beziehungen zwischen Israelis und Palästinensern sollte zwei wesentlichen Bedürfnissen entsprechen: Grundlegender Sicherheit und einem Gefühl der Hoffnung.
 
        Seit dem Krieg zwischen Israel und der Hamas ist der israelisch-palästinensische Konflikt zurück auf der internationalen Bühne und wirkt sich neu auf die regionale und globale Sicherheitsarchitektur aus. Die Beteiligung Irans und seiner Stellvertreter an den Ereignissen nach dem 7. Oktober erhöhen die Wahrscheinlichkeit einer regionalen Eskalation mit globalen Auswirkungen. Seien es jemenitische Huthi, die Handelsrouten über das Rote Meer durch Beschuss gefährden, oder irakische und syrische Milizen, die US-Militärbasen angreifen – die Aggressionen, die von iranisch unterstützten Kämpfern ausgehen, bestimmen nicht nur die regionale Dynamik, sondern auch die internationale Politik. Sie beeinflussen unter anderem globale Versorgungsketten sowie die westlichen Militärhilfen für die Ukraine. Folglich gewinnt der Nahe Osten und der israelisch-palästinensische Konflikt in den USA und im Westen insgesamt wieder an Bedeutung. Die Verlegung zweier Flugzeugträger ins Mittelmeer und die erneuerten diplomatischen Bemühungen der Biden-Regierung und der EU zur Förderung groß angelegter politischer Initiativen in der israelisch-palästinensisch-arabischen Arena zeigen einen Politikwechsel an. Diese Schritte kann man als eine Refokussierung auf den israelisch-palästinensischen Konflikt in den politischen Prioritäten der USA und der EU verstehen, nachdem das Thema lange eher randständig war. Diplomatische Bemühungen zur Vermeidung einer regionalen Eskalation im Nahen Osten dauern an und die Erschütterungen des Kriegs sind offensichtlich nicht nur in Tel Aviv, Damaskus oder Bagdad zu spüren, sondern auch in Brüssel, Berlin, Washington und Kyjiw.
 
        Der 7. Oktober hätte für die israelische Regierung und die Sicherheitskreise ein Tag der Sühne und Selbstreflexion sein müssen. Der 7. Oktober steht für den Zusammenbruch zentraler Paradigmen, die über ein Jahrzehnt die Politik prägten. Er kam für das gesellschaftliche Denken und traditionelle Ansätze einem Erdbeben gleich, von einer Größenordnung, wie man sie seit dem ägyptisch-syrischen Überraschungsangriff auf Israel 1973, exakt 50 Jahre und einen Tag zuvor, nicht mehr erlebt hatte. Der Zusammenbruch alter Paradigmen schafft auch Raum für Wandel. Ähnlich wie der Prozess, der durch den Überraschungsangriff 1973 angestoßen wurde, birgt das Trauma des 7. Oktobers Potenzial für einen politischen Wandel hin zu Frieden und Versöhnung, der über die derzeitige Regierung und ihre politischen Einstellungen hinausreicht – ein Wandel, der das Denken und den politischen Kurs Israels über die nächsten Jahre umgestalten könnte. Die Fähigkeit, eine neue Friedensvision zu schaffen, geht einher mit dem Zusammenbruch des alten Gedanken- und Glaubenssystems.
 
        Doch für solch einen Wandel müssen zwei politische Bedingungen gegeben sein: Erstens die Beseitigung der Hamas als aktive Regierungskraft in Gaza und eine Reduzierung ihrer politischen Macht im Westjordanland. Seit den 1990er Jahren ist die Hamas ein zentraler politischer Störfaktor bei Versuchen, ein israelisch-palästinensisches Friedensabkommen zu erreichen. Ohne sich der Illusion hinzugeben, dass die Hamas schlichtweg aufhört, als politische Kraft zu existieren, muss sie zumindest an den Rand gedrängt werden, damit eine Friedenslösung gelingen kann. Den zweiten Störfaktor stellt die aktuelle, „vollumfänglich rechte“ Regierung dar, die unter der Führung Benjamin Netanjahus aus einigen der radikalsten politischen Elemente besteht, die je in einer israelischen Regierung gesessen haben. Unter den Mitgliedern des Kabinetts befinden sich Politiker der extremen Rechten, die aufgrund ihrer Agenda bis vor Kurzem noch als nicht wählbar für die Knesset galten. Die derzeitige Zusammensetzung der Regierungskoalition bremst jede Form der politischen Diskussion über die Zeit nach dem Krieg, ganz zu schweigen von Friedensbemühungen oder einer palästinensischen Unabhängigkeit, dem Schreckensgespenst ihrer Ideologie. Ohne einen politischen Wandel in Israel kann keiner der politischen Schritte, um die es in diesem Beitrag geht, nur ansatzweise Wirklichkeit werden.
 
        ZUSAMMENBRUCH ALTHERGEBRACHTER PARADIGMEN
 
        Eines der wesentlichen Merkmale der strategischen Politik Israels im Laufe des vergangenen Jahrzehnts war ein starkes Festhalten am Prinzip des Konfliktmanagements im Umgang mit unmittelbaren Bedrohungen und Herausforderungen. Während dieser Zeit haben die verschiedenen Regierungen Entscheidungsvermeidung zur Strategie erhoben und gingen der Diskussion langfristiger Lösungen sorgsam aus dem Weg. Stattdessen konzentrierten sich die Entscheidungsträger im rechten Lager darauf, schleichend eine Realität zu schaffen, etwa in Bezug auf die Besatzung des Westjordanlands und das Verhalten gegenüber der Hamas in Gaza und der Hizbullah im Libanon. Diese Abkehr von dem Versuch, Israels äußere Konflikte zu lösen, hat der Politikwissenschaftler Natan Sachs als Strategie des „Antisolutionismus“ bezeichnet, was sich im Deutschen in etwa als „Anti-Lösungs-Ansatz“ übersetzen lässt.02
 
        Der antisolutionistische Ansatz – besonders im Hinblick auf das palästinensische Thema – war zurechtgeschnitten auf die politischen Erfordernisse der Mitte-Rechts-Koalitionen, die Israel seit etwa 15 Jahren regieren. Die Vermeidung des palästinensischen Themas erlaubte es Mitgliedern dieser Koalitionen, eigene Meinungsverschiedenheiten auszublenden. Diese Herangehensweise diente letztlich dem Zweck der Siedlerbewegung. Der Antisolutionismus, dem eine offizielle israelische Politik hinsichtlich der Siedlungen fehlte, erlaubte den Siedlern, sich weitestgehend ungestört auszubreiten. Einzige Bedingung war eine gewisse Zurückhaltung, um Druck seitens der internationalen Gemeinschaft zu verhindern.
 
        Antisolutionismus stand für den Versuch rechter politischer Kräfte in Israel, die Bedeutung von Friedensschaffung neu zu definieren. Statt sich mit schwierigen, politisch kostspieligen Entscheidungen zu befassen, waren sie der Auffassung, dass der israelisch-palästinensische Konflikt geregelt und kontrollierbar sei. Anstelle eines politischen Kompromisses gingen sie davon aus, dass Frieden durch die schrittweise Verwässerung des Konflikts erreicht werden könne. Netanjahus ökonomischer Friedensplan03 konzentrierte sich beispielsweise darauf, die Lebensqualität der Palästinenser zu verbessern, um politische Meinungsverschiedenheiten nebensächlich werden zu lassen. Die Initiative des Wissenschaftlers Micah Goodman, „den Konflikt zu schrumpfen“, die sich großer Beliebtheit im Kabinett von Naftali Bennett und Yair Lapid erfreute, zielte darauf ab, „den Umfang des Konflikts durch die Förderung realistischer, umsetzbarer Pläne und politischer Empfehlungen zu reduzieren“.04 Man behauptete, der Abbau von Spannungen könne den Konflikt vollständig auflösen. In den 2010er Jahren schien Antisolutionismus gut zu den politischen Bedingungen im Nahen Osten und insbesondere der palästinensischen Arena zu passen. Die Spaltung zwischen der Hamas in Gaza und der Fatah im Westjordanland schuf eine handfeste Repräsentationskrise für die Palästinenser, da beide Rivalen Anspruch darauf erhoben, für die „nationale Sache“ einzutreten. Folglich lieferten sie Israels rechtsgerichteten Regierungen eine komfortable Rechtfertigung für ihre Ablehnung, sich erneut auf einen politischen Prozess mit der palästinensischen Seite einzulassen.
 
        Das Ergebnis eines Jahrzehnts der Untätigkeit auf diplomatischer Ebene und der ausschließliche Fokus auf Konfliktmanagement hat dazu geführt, dass Israels Feinde das Heft des Handelns in die Hand genommen haben. Statt zu versuchen, zu gestalten, war Israel nun in der reaktiven Rolle. Angetrieben von politischen Fehlanreizen und rigiden Vorstellungen konzentrierten sich die israelischen Entscheidungsträger auf die sinnlose Übung, den Status quo aufrechtzuerhalten und ignorierten, dass Israel sein Gewicht gegenüber der iranischen „Achse des Widerstands“ und insbesondere der Hamas langsam einzubüßen schien.
 
        Israels gescheiterte Politik gegenüber der Hamas ist ein anschauliches Beispiel für die Unzulänglichkeiten des politisch motivierten Antisolutionismus. Die Haltung gegenüber der Hamas im Laufe des vergangenen Jahrzehnts beruhte im Wesentlichen auf zwei Strategien: Erstens, die Abschreckung mittels dosierter militärischer Reaktionen auf Angriffe der Hamas aufrechtzuerhalten; zweitens, die Regierungsfähigkeit der Hamas in Gaza weiter zu ermöglichen, indem man Katar zugestand, umfangreiche finanzielle Unterstützung an die Hamas zu leisten. Diese Politik kam den Zielen der politischen Rechten in Israel entgegen, weil so die Spaltung zwischen dem von der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) regierten Westjordanland und Gaza zementiert wurde und man sich nicht mehr mit einer Zweistaatenlösung befassen musste. Oder um es in den Worten des Finanzministers Bezalel Smotrich zu sagen: „[H]insichtlich der internationalen Arena ist die Hamas ein Trumpf und die PA eine Bürde“.05
 
        Metaphorisch gesprochen, zählt Israels Politik des Konfliktmanagements mit zu den ersten Opfern des 7. Oktobers. Die Strategie, den Konflikt mit der Hamas zu kontrollieren und gleichzeitig die PA zu schwächen, ist eindeutig gescheitert, da beide Ziele dieser Politik nicht erreicht wurden – die Hamas ließ sich durch begrenzte Vergeltungsmaßnahmen nicht abschrecken. Stattdessen nutzte sie den Glauben Israels in seine scheinbar wirksame Abschreckung, um in Ruhe den Überraschungsmoment am 7. Oktober vorzubereiten. Die enorme finanzielle Unterstützung Katars erlaubte es der Hamas, sich bis an die Zähne zu bewaffnen und den Gazastreifen für einen zukünftigen Krieg aufzurüsten.
 
        Infolgedessen werden die Vorzüge des Antisolutionismus in der israelischen Öffentlichkeit und unter Entscheidungsträgern mehr und mehr infrage gestellt. Umfragen aus den ersten vier Kriegsmonaten zeigen zwar widersprüchliche Trends im Hinblick der Einstellungen der Israelis zum Tag nach dem Krieg, doch einer ist eindeutig: Die Weiterführung des Konfliktmanagements wird abgelehnt und soll durch entschlossene Maßnahmen mit langfristiger Wirkung ersetzt werden. Laut einer Umfrage, die das Mitvim-Institut einen Monat nach Kriegsbeginn durchgeführt hat,06 unterstützen nur 5 Prozent die Strategie aus der Zeit vor dem 7. Oktober, und weniger als 10 Prozent unterstützten die Fortsetzung der bisherigen Politik des Konfliktmanagements mit der Hizbullah. Die Öffentlichkeit und die Politik in Israel stehen damit an einem kritischen Scheideweg mit zwei Optionen: Annexion der palästinensischen Gebiete und die faktische Annullierung des Oslo-Friedensprozesses und der PA, was vom harten Kern der politischen Rechten vertreten wird. Oder aber ein neuer Versuch, die PA als legitime und handlungsfähige politische Kraft wiederzubeleben und die Bemühungen um eine einvernehmliche Lösung mit den Palästinensern neu aufzunehmen. Eine Friedensvision wird also zur Notwendigkeit, von deren Wert die Israelis überzeugt werden müssen und deren Scheitern schwerwiegende Folgen für Israels Zukunft mit sich brächte.
 
        AUS DEN TRÜMMERN ZUM FRIEDEN
 
        Eine weitreichende Vision während des fortlaufenden Kriegs zu entwickeln, dessen Ausgang und Auswirkungen offen sind, bleibt ein komplexes Unterfangen. Vor allem erfordert es eine Anpassung an die sich verändernde Realität und ein feines Gleichgewicht aus kreativen Ideen und realistischer Umsetzung. Das von mir vorgeschlagene Szenario07 basiert auf vier Hauptprinzipien:
 
         
          	Unmittelbare Bedürfnisse anerkennen: Damit ein Friedensplan öffentliche und politische Unterstützung erhält, sollte er mit einer vorbereitenden Rehabilitierungsphase eingeleitet werden. Er muss gleichermaßen die dringenden Bedürfnisse der Israelis und Palästinenser berücksichtigen und eine greifbare Veränderung ihrer Lebenswirklichkeit in Aussicht stellen. Das wichtigste unmittelbare Bedürfnis ist in dieser Hinsicht die Wiederherstellung der lebenserhaltenden Systeme und der grundlegenden Lebensqualität, sowohl in Gaza als auch im Westjordanland. Für die Israelis besteht die wichtigste Priorität darin, das Sicherheitsgefühl wiederherzustellen und die Rückkehr der mehr als 100000 Israelis zu ermöglichen, die aus den Grenzgebieten evakuiert wurden. 
 
          	Klare Zieldefinition von Beginn an: Um die Unterstützung der Palästinenser und der regionalen Akteure für entsprechende Schritte zum Frieden sicherzustellen, müssen sie als Meilensteine eines breiteren Plans für eine Zweistaatenlösung im israelisch-palästinensischen Konflikt gesehen werden.
 
          	Paradigmenwechsel hin zu einem „sich entwickelnden Frieden“ und einer Zweistaatenrealität wagen: Dieser Strategieplan basiert auf einem neuen Ansatz, der die Festlegung eines übergeordneten politischen Horizonts mit der Förderung praktischer Veränderungen in der politischen Realität verbindet. Er konzentriert sich darauf, eine Reihe praktischer Schritte zu definieren, um unmittelbare Bedürfnisse abzudecken, aber auch um langfristige politische Wirkung bei der Schaffung und Erhaltung einer Zweistaatenrealität zu erzielen, etwa durch den Aufbau palästinensischer staatlicher Kapazitäten, einschließlich territorialer Integrität.
 
          	Die Verbindung zwischen regionalen und internationalen Dynamiken nutzen: Die Friedensbestrebungen sollten parallel auf drei Wirkungsebenen (global, regional, israelisch-palästinensisch) mit den relevanten Akteuren vorangetrieben werden. Diese Strategie beruht auf dem erneuerten Interesse der internationalen Gemeinschaft am israelisch-palästinensischen Konflikt sowie auf dem politischen Einfluss, den Partner wie Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate angesichts fortschreitender Normalisierungsbemühungen auf Israels Entscheidungsfindung haben. 
 
        
 
         Erste Phase: Übergang vom Krieg hin zur Rehabilitation
 
        Die erste Phase des Fahrplans sollte die notwendigen Bedingungen schaffen, um den Krieg zu beenden und eine erste politische Wiederannäherung zu ermöglichen. Vor allem sollte sie so gestaltet werden, dass sie den Israelis und Palästinensern wieder Hoffnung gibt. Die Kraft, die diese Phase antreibt, speist sich aus dem Willen hin zur Rehabilitation und zum Wiederaufbau.
 
        Das Augenmerk dieser Phase liegt auf zwei Bereichen. Zunächst geht es um die Wiederherstellung lebenserhaltender Systeme wie etwa des öffentlichen Gesundheitssystems und der Lebensmittel- und Wasserversorgung. Über den humanitären Bedarf hinaus können diese Schritte als Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen Israel und internationalen Akteuren dienen. Die Wiederherstellung lebenserhaltender Systeme soll die erste Phase für den Wiederaufbau Gazas bilden. Es kann darauf die Nahost-Version eines „Marshallplans“ für Gaza und das Westjordanland folgen (mit einer möglichen Einbeziehung israelischer Städte und Dörfer im Grenzgebiet zum Gazastreifen).
 
        Ein Aktionsplan für den Frieden sollte zudem eine Übergangslösung für die Verwaltung des Gazastreifens enthalten. Während viele Stimmen die PA in Gaza als bevorzugte Regierung für die Zeit nach dem Krieg betrachten, ist auch klar, dass sie derzeit nicht über die Kapazität und Legitimität verfügt, um die Kontrolle in diesem Gebiet wiederzuerlangen, geschweige denn, um die massiven Herausforderungen zu bewältigen, die durch großflächige Zerstörungen entstanden sind. Eine Übergangslösung könnte in der Entsendung einer multinationalen Friedenstruppe (MPF)08 liegen. Die MPF könnte zunächst die grundlegende Sicherheit der Bevölkerung in Gaza gewährleisten und zugleich Angriffe auf Israel verhindern. Ein Modell könnte etwa die Kosovo-Truppe (KFOR) sein. Sie müsste ferner die Arbeit einer Zivilverwaltung ermöglichen und schließlich erste Maßnahmen des Wiederaufbaus begleiten, damit die Energie- und Wasserversorgung rasch wiederhergestellt wird und keine Gefahr von Kriegsgerät, den zerstörten Tunneln der Hamas und ungeklärtem Abwasser ausgeht. Die MPF müsste ihre Mission in enger Abstimmung mit den israelischen Behörden und Streitkräften umsetzen. In dieser Hinsicht ist anzunehmen,09 dass Israel darauf besteht, die Sicherheitskomponente der MPF durch westliche Streitkräfte (vorzugsweise der USA oder der Nato) übernehmen zu lassen, während es die zivilen Aufgaben und den Wiederaufbau Beteiligten aus arabischen Ländern wie Ägypten und den VAE überließe.
 
        Zweitens erfordert der Aktionsplan ein erneuertes israelisches Bekenntnis zum politischen Horizont einer Zweistaatenlösung. Den palästinensischen, regionalen und internationalen Akteuren sollte glaubhaft versichert werden, dass sich Israel dem politischen Ziel verpflichtet, einen lebensfähigen palästinensischen Staat zu ermöglichen, der friedlich neben Israel existiert. Israels Bekenntnis ist entscheidend, weil es den Palästinensern und regionalen Akteuren den notwendigen Kontext bietet, um zukünftige Maßnahmen israelischer Politik einordnen zu können, die andernfalls als ein erneuter Versuch des Konfliktmanagements betrachtet werden könnten.
 
        Der Übergang vom Krieg hin zur politischen Einigung wird gewiss nicht auf einen Handstreich erfolgen. Wahrscheinlich wird es eine Phase begrenzter Kriegführung mit schwankendem Gewaltniveau und allgemeiner Ungewissheit geben. Trotzdem erfordert solch ein Wandel einen Wendepunkt für Entscheidungsträger und die Öffentlichkeit, damit beide ihre Denkweise verändern. Ein internationaler Friedensgipfel könnte so ein transformatives Ereignis darstellen, das den Übergang vom Krieg zur Friedensschaffung markiert. Der Hauptwert wäre in erster Linie symbolisch. Ein Gipfel bietet ein alternatives Fotomotiv für einen israelischen Sieg in Gaza, das nicht militärischer Natur ist, sondern sich auf ein globales Bekenntnis zum Akt der israelisch-palästinensischen Friedensschaffung richtet.
 
        Der Politikwissenschaftler Arie Kacowicz versteht einen internationalen Gipfel als eine notwendige, allerdings nicht ausreichende politisch-diplomatische Komponente eines Fahrplans hin zum Frieden. Ein solcher Gipfel hätte eine Signalwirkung im Hinblick auf den Beginn des Wiederaufbaus im Gazastreifen unmittelbar nach dem Krieg, sowie für Friedensverhandlungen zugunsten einer verhandelten Konfliktlösung zwischen Israelis und Palästinensern.10
 
        Ein zusätzlicher Wert solch einer Konferenz besteht darin, das internationale Engagement in den israelisch-palästinensischen Friedensbemühungen zu bekräftigen. Der russische Überfall auf die Ukraine hatte zur Folge, dass das Nahost-Quartett (bestehend aus den Vereinigten Staaten, den Vereinten Nationen, Russland und der Europäischen Union) sein Ziel, gemeinsam die israelisch-palästinensische Friedensschaffung voranzutreiben, nicht erreichen konnte. Eine internationale Friedenskonferenz könnte als Plattform dienen, eine neue Allianz für dieses Unterfangen zu schmieden. Eine Schlüsselrolle würde darin den USA und potenziellen Partnern des israelisch-arabischen Normalisierungsprozesses (Saudi-Arabien, den VAE sowie Bahrain) zukommen, nebst Ägypten, Katar, Jordanien, der EU und zusätzlichen internationalen Schlüsselakteuren (beispielsweise China, sollten sich die USA dafür offen zeigen).
 
        Zweite Phase: Infrastruktur für den Friedensprozess
 
        Das Hauptziel dieser Phase besteht darin, den Boden für die Wiederaufnahme eines israelisch-palästinensischen politischen Prozesses zu bereiten, indem man sich auf zwei Aktionsfelder konzentriert.
 
        Erstens sollte eine groß angelegte wirtschaftliche Entwicklung des Westjordanlands und Gazas als Einheit in Angriff genommen werden, teils durch die Einbeziehung in umfassendere regionale Megaprojekte – etwa in den von den USA angeführten Plan, einen Wirtschaftskorridor Indien–Nahost–Europa einzurichten oder der saudischen Planung für eine neue Stadt am Roten Meer (Neom). Ähnlich wie Israel könnte Gaza in der Zeit nach der Hamas seine geografische Lage nutzen, um als eine interregionale Schnittstelle zwischen der „Wüste“ (Nahost) und der See (Mittelmeer) zu dienen.
 
        Außerdem sollte der PA als handlungsfähiger und legitimer palästinensischer Institution durch den Aufbau nationaler Kapazitäten und übergreifende Reformen neues Leben eingehaucht werden. In dieser Phase würde die Autonomiebehörde stufenweise die Kontrolle über Gaza übernehmen, und das Tempo dieser Übergabe müsste vom Fortschritt ihres inneren Reformprozesses abhängig gemacht werden.
 
        Das Paradigma eines sich entwickelnden Friedens – also die Förderung einer Reihe praktischer Schritte, die das Potenzial in sich tragen, die politische Realität langfristig zu verändern – würde als Hauptstrategie dienen, um die PA zu revitalisieren. Den Israelis wird dieser Prozess Gelegenheit geben, ihre Beziehungen zu einer neuen, im Entstehen begriffenen palästinensischen Führung mittels politischer Schritte und vertrauensbildender Maßnahmen neu zu gestalten. Dazu gehören:
 
         
          	Eine Veränderung der israelischen Siedlungspolitik im Westjordanland – einschließlich der Genehmigung von Bebauungsplänen für palästinensische Städte und Dörfer. Zu einer späteren Phase sollte Israel zudem erwägen, die administrative Kontrolle über weitere Teile des Westjordanlands an die PA zu übertragen. Israel sollte ferner Hindernisse für die internationale Entwicklung der palästinensischen Infrastruktur in diesen Gebieten beseitigen.
 
          	Die Schaffung eines gemeinsamen israelisch-palästinensisch-regionalen Mechanismus zur Verwaltung des sogenannten heiligen Beckens von Jerusalem. Kurzfristig könnte dieser Mechanismus als effektives Mittel zur Konfliktvermeidung dienen. Langfristig würde es auch die PA in zukünftige Verhandlungen zu einem Kernthema involvieren – Souveränität in Ost-Jerusalem – und eine politische Schnittstelle für regionale Akteure bieten, vor allem Saudi-Arabien, Jordanien und Marokko, um die Beteiligung dieser Länder an der israelisch-palästinensischen Friedensschaffung zu stärken. 
 
          	Das Vorantreiben der Energie- und Wasserunabhängigkeit im Westjordanland und in Gaza durch umfangreiche Investitionen in Kraftwerke, erneuerbare Energien und Wassermanagementsysteme. Die Hauptpriorität läge dabei auf gemeinsamen israelisch-palästinensisch-regionalen Projekten. Kurzfristig könnte die Entwicklung palästinensischer Energieunabhängigkeit dabei helfen, die unmittelbare Strom- und Wasserknappheit im Westjordanland zu lindern, langfristig dürfte sie die staatlichen Kapazitäten der PA stärken.
 
        
 
        Um als zuverlässiger Partner für die Friedensschaffung zu fungieren, muss die PA einer Reihe von Strukturreformen unterzogen werden,11 die von den USA, internationalen Partnern und arabischen Staaten angeleitet und überwacht werden sollten. Die Reformen müssten eine Erneuerung des Sicherheitsapparats und des Finanzsystems beinhalten. Ein Hauptfokus sollte darauf gelegt werden, das Bildungssystem zu reformieren, das momentan ein Treiber für Aufwiegelung und Hassrede gegen Israelis und Juden ist. Diese Phase müsste durch Wahlen im Westjordanland und in Gaza12 abgeschlossen werden.
 
        Israels Politikwechsel hin zu einem politischen Prozess würde auch die Grundlage für eine Verbesserung der strategischen Koordination und Normalisierung mit der arabischen Welt schaffen. Es ist zugleich zu vermuten, dass eine neue Diskussion über die Wiederaufnahme von Verhandlungen und die Entwicklung einer neuen politischen Ordnung in Gaza einen iranischen Versuch provozieren würden, diese Bemühungen zunichte zu machen. Die Auseinandersetzung mit gemeinsamen Sicherheitsinteressen und -sorgen Israels und der Region umfasst bestenfalls auch von den USA angeführte Bemühungen zum Bau einer regionalen Sicherheitsarchitektur der moderaten Kräfte im Nahen Osten, um die regionalen Bestrebungen Irans einzudämmen. Israel könnte eine Schlüsselrolle innerhalb einer solchen Allianz spielen. Die Bildung dieser Allianz dürfte in Israel auch die öffentliche Unterstützung einer Wiederaufnahme des politischen Prozesses mit den Palästinensern erhöhen.
 
        Dritte Phase: Wiederaufnahme von Verhandlungen
 
        Die Wiederaufnahme direkter Verhandlungen sollte auf die Arabische Friedensinitiative (2002) aufbauen, also die Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel und der arabischen Welt im Gegenzug für das Zustandekommen eines umfassenden Friedensabkommens zwischen Israel und den Palästinensern. Die Verhandlungen sollten darauf abzielen, einen tragbaren palästinensischen Staat zu schaffen, der das Westjordanland und Gaza verwaltet und sich zu einer friedlichen Koexistenz mit Israel verpflichtet. Parallel böte sich die Gelegenheit, einen übergreifenden Normalisierungsprozess zwischen Israel und gemäßigten Ländern in der arabischen Welt einzubeziehen und somit eine langfristige und homogene Eingliederung Israels in den Nahen Osten zu ermöglichen.
 
        FAZIT
 
        In diesem Beitrag habe ich versucht, einen Drei-Phasen-Plan zu entwerfen, um – ausgehend von den schrecklichen Ereignissen am 7. Oktober und dem anschließenden Krieg in Gaza – der Rückkehr hin zu einem Prozess der Friedensschaffung Triebkraft zu verleihen.
 
        In Einklang mit der gängigen Auffassung, dass die Chancen umso größer sind, je größer die Krise ist, habe ich sowohl die posttraumatische Suche Israels nach neuen Strategien sowie Veränderungen in der regionalen und internationalen Priorisierung des Konflikts als Möglichkeiten hervorgehoben, einen Wandel hin zu entschiedeneren Bemühungen der Friedensschaffung herbeizuführen. Wenn es um einen Paradigmenwechsel geht, sollte man allerdings an die Erkenntnis des Wissenschaftsphilosophen Thomas S. Kuhn erinnern, dass so ein Umbruch von dem Milieu abhängt, das ihn repräsentiert. Um den 7. Oktober 2023 in den 6. Oktober 1973 zu verwandeln – also ein nationales Trauma in einen Ausgangspunkt hin zu Frieden zu verändern –, braucht es nicht nur eine neue Vision, sondern auch neue Führungen in Gaza, in Ramallah und in Westjerusalem.
 
         
          Aus dem Englischen von Maximilian Murmann, München
 
          GIL MURCIANO 
ist promovierter Politikwissenschaftler und Geschäftsführer des israelischen Thinktanks Mitvim – The Israeli Institute for Regional Foreign Policies. Er ist Gastwissenschaftler an der Hertie School Berlin und lehrt dort Internationale Politik des Nahen Ostens und Sicherheitsstudien.
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          KORBINIAN FRENZEL · JULIA REUSCHENBACH
 
          EUROPAWAHLEN – UND KEINEN INTERESSIERT’S?
 
          Die Europawahlen sind besondere Wahlen. Sie sind ein beispielloses Experiment, ein in dieser Form weltweit einzigartiger Versuch, Demokratie jenseits des Nationalstaates direkt auszuüben. Ein großartiger Versuch. Aber zweifellos kompliziert. Vielleicht zu kompliziert?
 
        
 
         
          CLAUDIA WEBER
 
          FURCHTLOSIGKEIT UND ÜBERZEUGUNGSKRAFT. HISTORISCHE EUROPAKONZEPTE IN DEN KRISEN DER GEGENWART
 
          Die Geschichte Europas, seiner Ideen und Konflikte, seiner Erfolge und Misserfolge ist facettenreich und bisweilen widersprüchlich. Sie bietet Orientierung für heute und erinnert an den Mut, den es braucht, um Frieden in einem freien Europa zu verwirklichen.
 
        
 
         
          MATTHIAS DIERMEIER · CHRISTIAN OBERST · SAMINA SULTAN
 
          EUROPA DER REGIONEN? WAHLBETEILIGUNG UND EUROSKEPSIS BEI DEN EUROPAWAHLEN
 
          Die regionale Analyse der Europawahlen zeigt eine zunehmende Mobilisierung der Euroskeptiker. Insbesondere am rechten Rand des Parteienspektrums hat die regionale Streuung zugenommen. Auch 2024 könnten die Euroskeptiker bei den Wahlen zulegen.
 
        
 
         
          MAJDA RUGE
 
          SOUVERÄNER SICHERHEITSAKTEUR? DIE US-WAHLEN ALS HERAUSFORDERUNG FÜR EUROPA
 
          Der Mangel an militärischen Fähigkeiten ist nach wie vor die größte Schwäche Europas. Diese Lücke muss geschlossen werden, um die Ukraine zu verteidigen und um zu verhindern, dass eine weitere Präsidentschaft Donald Trumps Europa auch in anderen Politikbereichen spaltet.
 
        
 
         
          ROSALIA ROMANIEC
 
          VOM BREMSER ZUM ANTREIBER. POLENS RÜCKKEHR NACH EUROPA
 
          Nach den gewonnenen Parlamentswahlen 2023 will der polnische Premierminister Donald Tusk sein Land zurück nach Europa führen. Die neuen Töne aus Warschau lassen einiges positiver erscheinen – auch wenn seine Regierung europapolitisch noch an den Positionen der PiS festhält.
 
        
 
         
          JACCO PEKELDER · JORRIT STEEHOUDER
 
          AM SCHEIDEWEG? EUROPA UND DIE NIEDERLANDE
 
          Die niederländische Haltung gegenüber dem europäischen Projekt war nie eindeutig positiv. Doch seit dem Sieg von Geert Wilders bei den jüngsten Parlamentswahlen befürchten nicht wenige, dass es zu einer Wende in den Beziehungen zur EU kommen könnte.
 
        
 
         
          MICHAEL KAEDING
 
          WIE SOLL DIE UNION WACHSEN? ZUR AKTUELLEN ERWEITERUNGSPOLITIK
 
          Die notwendigen Reformen der EU und die Entwicklung der Beitrittskandidaten zu liberalen Demokratien brauchen Zeit – Zeit, die angesichts der akuten geopolitischen Herausforderungen kaum vorhanden ist. Dieses Dilemma beeinflusst auch die Erweiterungspolitik der EU.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die Europäische Union entstand nicht nur aus ökonomischen Gründen, sondern explizit auch als Friedensprojekt. Daran wird immer wieder erinnert, wenn es darum geht, Menschen davon zu überzeugen, dass die EU weit mehr ist als ein technokratisches Gebilde. Was abgedroschen klingen mag, ist dennoch wirkmächtig: Laut der jüngsten Eurobarometer-Umfrage vom Herbst 2023 sind die drei Werte, die die Europäerinnen und Europäer am häufigsten mit der EU verbinden, „Frieden“, „Demokratie“ und „Menschenrechte“. Deutschland gehört zu den Ländern, in denen der Frieden am häufigsten genannt wird.
 
        Diese Prinzipien werden durch den Krieg Russlands gegen die Ukraine fundamental bedroht. Mit dem nicht mehr auszuschließenden Rückzug der USA aus europäischen Angelegenheiten ist die EU nun selbst gefordert, Frieden und Demokratie auf ihrem Kontinent sichern zu können. Noch scheint sie dazu nicht in der Lage zu sein. Allerdings hat die russische Aggression der Erweiterungsdebatte eine neue Dynamik verliehen und den Kreis der EU-Beitrittskandidaten vergrößert. War der Erweiterungswille früher vor allem von wirtschaftlichen Interessen getragen, gewinnt die geopolitische Dimension immer weiter an Bedeutung.
 
        In diesem Spannungsfeld finden vom 6. bis 9. Juni 2024 die Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Obwohl das Parlament mittlerweile über Gesetzgebungs-, Haushalts- und Kontrollbefugnisse verfügt, werden die Wahlen von vielen – sofern sie sich überhaupt beteiligen – immer noch als Gelegenheit gesehen, ihren nationalen Regierungen das Misstrauen auszusprechen. Angesichts der Zugewinne rechtspopulistischer und rechtsextremer Parteien bei nationalen Wahlen und Umfragen ist auch auf europäischer Ebene mit deren Erstarken zu rechnen. Dabei sind gemeinsame, freie Wahlen keine Selbstverständlichkeit und vielleicht der beste Ausweis des europäischen Friedensprojekts – gerade, wenn in Mittelosteuropa ein schrecklicher Krieg tobt.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        EUROPAWAHLEN – UND KEINEN INTERESSIERT’S?
 
        Korbinian Frenzel · Julia Reuschenbach
 
        Ein kleines Gedankenspiel: Man stelle sich eine Bundestagswahl vor, bei der in Mecklenburg-Vorpommern schon am Donnerstag gewählt würde. Abends um 18 Uhr flimmern die ersten Prognosen in der Wahlsendung des NDR in Schwerin über die Bildschirme. Nordrhein-Westfalen wählt jedoch erst am Sonntag bis 18 Uhr; in Bayern sind die Wahllokale bis 21 Uhr geöffnet. Während in einem Bundesland, sagen wir, die SPD abgestraft wird, weil sie die überaus unpopuläre Landesregierung anführt, gewinnt sie in einem anderen wegen der äußerst beliebten Ministerpräsidentin kräftig dazu. Die CDU ist in manchem Land grundliberal, in anderen zutiefst konservativ. Die FDP ist hier für die Atomkraft, dort strikt dagegen. Und die Grünen: in Hessen zuallererst solidarisch mit Israel, in Niedersachsen die Partei, die vor einem Genozid in Gaza warnt. Die Linke muss in Sachsen zittern, denn hier gilt die Fünfprozenthürde. In Baden-Württemberg hat man vollständig auf eine solche Einschränkung verzichtet.
 
        Wenn die Europäische Union Anfang Juni 2024 sein Parlament wählt, ist das, was uns bezogen auf Deutschland nur als kaum begreiflicher und schwer erträglicher Flickenteppich erscheint, geübte Realität. Die Europawahl ist im Zweifel besser beschrieben mit dem Plural „Europawahlen“: Bürgerinnen und Bürger in 27 Mitgliedstaaten werden zwischen dem 6. und 9. Juni 2024 mit sehr eigenen Debatten und auf sehr unterschiedlichen Wegen darüber bestimmen, welche Abgeordneten nach Brüssel und Straßburg ziehen werden, welche Mehrheiten daraus erwachsen können und wie sich diese auf die Frage auswirken werden, wer künftig die Spitzenpositionen in Brüssel besetzt.
 
        Einige Länder wie Deutschland oder Belgien haben das Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt, viele andere nicht. Mancherorts gelten Sperrklauseln oder eine Wahlpflicht, andernorts nicht. Derzeit sind knapp 200 nationale Parteien im Europaparlament vertreten.
 
        Zwar gibt es mit derzeit sieben Fraktionen und einer Gruppe fraktionsloser Abgeordneter eine ähnlich strukturierte parlamentarische Ordnung wie etwa im Deutschen Bundestag, und im Vergleich zu manch zersplitterten Parteiensystemen in Mitgliedstaaten wie Belgien oder den Niederlanden wirkt dies geradezu übersichtlich. Die politischen Fliehkräfte in diesen transnationalen Fraktionen sind jedoch enorm. Die Idee, so etwas wie Fraktionsdisziplin durchsetzen zu wollen, bekommt dort eine ganz neue Dimension.
 
        Die Europawahlen sind – das machen diese ersten Beobachtungen mehr als deutlich – besondere Wahlen. Sie sind seit der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament 1979 ein Experiment, das seinesgleichen sucht, ein in dieser Form weltweit einzigartiger Versuch, Demokratie jenseits des Nationalstaates auszuüben. Ein großartiger Versuch. Aber ohne Zweifel kompliziert. Vielleicht zu kompliziert? So komplex und vertrackt, dass er im Bedeutungswettbewerb mit Wahlen auf nationaler Ebene und selbst im Vergleich zu regionalen Abstimmungen kaum mithalten kann?
 
        WAHLEN ZWEITER ORDNUNG?
 
        Umfragen deuten darauf hin, dass die europäischen Wahlberechtigten auch 2024 ihre gemeinsamen Wahlen vor allem für eines nutzen werden: zur Abrechnung mit ihren jeweiligen nationalen Regierungen. Dieses Szenario scheint auch in den beiden großen Mitgliedstaaten Deutschland und Frankreich denkbar. Einmal mehr provoziert dies eine Frage: Erscheint das Parlament in Brüssel und Straßburg den EU-Bürgern (in der öffentlichen und aber vor allem auch in der veröffentlichten Meinung) als so unwichtig, dass sie die Wahl bereitwillig und ohne größere Sorge um politisch-legislative Folgen zu einem Denkzettel umfunktionieren? Erscheint die Wahl populistischer und extremistischer Parteien weniger bedenklich, wenn ihre Abgeordneten nicht in den Parlamenten in Paris, Madrid oder Berlin sitzen, sondern im europäischen Rund in Brüssel und Straßburg?
 
        Kurzum: Sind die Wahlen zum Europäischen Parlament bis heute zweitrangig im Vergleich vor allem zu den nationalen Wahlen? Und was müsste getan werden, damit die Europawahlen zu einem Höhepunkt der europäischen Demokratie werden?
 
        WENIGER GLEICHGÜLTIGKEIT, ABER MEHR UNZUFRIEDENHEIT
 
        2014 beschrieb der Historiker Manuel Müller in einem Essay den Zustand einer „wohlwollenden Gleichgültigkeit“. Diese habe, so Müller, die europäische Öffentlichkeit über Jahrzehnte gegenüber der europäischen Einigung gezeigt.01 Die Tatsache, dass viele Menschen die Folgen des europäischen Annäherungsprozesses nur indirekt zu spüren bekamen, führte dazu, dass sie sich nur wenige Gedanken über das Thema gemacht haben. Heute, dafür reicht ein Blick in die Tagespresse, hat sich dies zweifelsohne verändert.
 
        Der Brexit im Jahr 2020 als vorläufiger Höhepunkt einer Anti-EU-Entwicklung, die Diskussionen um Subventionen und EU-Vorgaben, die Uneinigkeit der Mitgliedstaaten in vielen wesentlichen Fragen – Europa ist heute häufig in aller Munde. Dabei dominieren oft die negativen Schlagzeilen und Meldungen, gerne ist von der überbordenden Brüsseler Bürokratie die Rede, die den Menschen das Leben schwer und kompliziert mache.
 
        Diese Erzählungen sind nicht neu. Ihre Entstehung reicht in die 1980er Jahre zurück. Bis dahin war der europäische Integrationsprozess von der sogenannten negativen Integration dominiert. Im Fokus stand etwa der Abbau von Handelshemmnissen. Mit dem Wechsel hin zu einer positiven Integration – der Entwicklung eines gemeinsamen Regelwerks mit gemeinsamen Mindeststandards und Normen – trat die EU immer stärker in den Alltag vieler Menschen.02 Die Einführung des europäischen Binnenmarktes und die 1992 vereinbarte Währungsunion sind entscheidende Wegmarken dieser Phase. Mit der Gleichgültigkeit, so Müller, verschwand auch das Wohlwollen.03 1993 tauchte das Wort „Euroskepsis“ erstmals in den Plenardebatten des Deutschen Bundestages auf.04
 
        DENKZETTELWAHLEN
 
        Bei der ersten Direktwahl des EU-Parlaments 1979 lag die Wahlbeteiligung bei 62,0 Prozent. Kein Fest der Demokratie, aber auch kein Grund zur Sorge. Lässt man Länder wie Belgien und Luxemburg, in denen Wahlpflicht herrscht, außer Acht, war das Spektrum der Beteiligung innerhalb der neun teilnehmenden Länder schon damals bemerkenswert.
 
        Während in Italien 85,7 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme abgaben, taten es im Vereinigten Königreich, das erst 1972 der Europäischen Gemeinschaft beigetreten war, gerade einmal 32,4 Prozent. In der Bundesrepublik beteiligten sich 65,7 Prozent der Wahlberechtigten. In den folgenden Jahrzehnten sank die gesamteuropäische Wahlbeteiligung kontinuierlich und teils in starken Sprüngen auf den niedrigsten Stand von 42,6 Prozent bei der Wahl 2014.
 
        In Deutschland erreichte die Wahlbeteiligung schon 2004 ihren Tiefpunkt, als nur 43,0 Prozent der Wahlberechtigten zur Wahl gingen. Erst zwischen 2014 und 2019 konnte dieser Trend gestoppt werden, als mit 50,6 Prozent der Wahlberechtigten der EU-Staaten wieder mehr Menschen an der Wahl teilnahmen. In Deutschland stieg die Wahlbeteiligung dabei wie in kaum einem anderen Land an – von 48,1 Prozent auf 61,3 Prozent. Nur in Spanien, Österreich, Polen, Ungarn und Rumänien wurden ähnliche Zuwächse erreicht. Ob sich dieser Trend fortsetzen wird, lässt sich aktuell noch nicht seriös beantworten.
 
        Ob die Wahl 2024 eine Wahl zweiter Klasse oder eine Denkzettelwahl sein wird, lässt sich dagegen zumindest vor dem Hintergrund der bisherigen Wahlen ausführlicher diskutieren. In der Vergangenheit hat sich auf Basis von Umfragen in ganz Europa gezeigt, dass für viele Menschen die Europawahlen tatsächlich deutlich weniger wichtig sind als nationale Wahlen.05 Dies drückt sich vor allem in einer niedrigen Wahlbeteiligung aus. Die Unterschiede zwischen den sozialen Gruppen sind deutlich. Weniger politisch Interessierte, Menschen mit niedrigem Bildungsniveau und geringerem Einkommen beteiligten sich in der Vergangenheit noch weniger an Europawahlen als an nationalen Wahlen.06
 
        Die Einordnung der Europawahl als eine Art „Nebenwahl“ hat zudem bisher häufig dazu geführt, dass viele Bürgerinnen und Bürger die Wahlen nutzen, um die nationalen Regierungen abzustrafen. Sie experimentieren mit ihrem Wahlverhalten und verpassen den nationalen Regierungen und Parteien mit dem Stimmzettel einen Denkzettel. So konnten in der Vergangenheit nicht nur kleinere Parteien bei den Wahlen zulegen, sondern auch populistische und extremistische. Einen „Rechtsruck“ etwa erlebte Europa zuletzt 2014. Aktuell wird befürchtet, dass nicht nur die anhaltende Unzufriedenheit mit der Bundesregierung und das Erstarken der AfD, sondern auch der Zulauf zu rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien in anderen europäischen Ländern diese Kräfte bei der Europawahl stärken könnten.07 Damit würde sich der Effekt der Wahl von 2019 umkehren, die bei gestiegener Wahlbeteiligung als „grüne Europawahl“ und als Wahl gegen Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in die Geschichte der Europawahlen einging.08
 
        WACHSENDE MACHT, SINKENDE WAHLBETEILIGUNG
 
        Die beschriebene Entwicklung der Wahlbeteiligung ist vor dem Hintergrund eines Phänomens besonders verwunderlich und widersprüchlich: Je mächtiger das Europäische Parlament in seinen Befugnissen wurde, je mehr es aktiv über die Politik der EU nicht nur beraten, sondern auch entscheiden durfte, desto geringer war die Wahlbeteiligung. Die Menschen, die 1979 in großer Zahl an die Wahlurnen gingen, taten dies zu einer Zeit, als das Europäische Parlament lediglich eine beratende Funktion hatte und keinen Einfluss auf Haushalt, Personal oder Gesetzgebung. Bei allen großen Vertragsreformen der EU, von der Einheitlichen Europäischen Akte über die Verträge von Maastricht und Amsterdam bis hin zum Vertrag von Lissabon, erlebte das Parlament einen erheblichen Machtzuwachs.
 
        Aus dem reinen Beratungsgremium wurde ein Parlament, das in Fragen der Gesetzgebung in vielen Bereichen gleichziehen konnte mit dem Ministerrat, also dem über lange Jahre allein bestimmenden Gremium der Mitgliedstaaten. Das Europäische Parlament hat zudem erheblichen Einfluss auf die Besetzung der zentralen Exekutivposten in der EU bekommen, indem es sowohl den Parlamentspräsidenten mehrheitlich bestätigen muss als auch dessen Kommissare. Auch beim Etat, bei dem das EU-Parlament lange ohne Kompetenzen war und dem damit das Königsrecht eines jeden Parlaments versagt blieb, haben die Abgeordneten heute eine entscheidende Mitsprache.
 
        Es bleibt allerdings richtig: Noch immer ist das Europäische Parlament kein vollwertiges Parlament im Vergleich zu den Befugnissen etwa des Deutschen Bundestages. Nach wie vor kann es selbst keine Gesetzesinitiativen starten, sondern es muss warten, ob und wann die EU-Kommission solche vorlegt. Auffällig sind auch nach wie vor die weitgehend fehlenden Mitspracherechte in der Außen- und Sicherheitspolitik – ein Unterschied, der gerade im Vergleich zum Bundestag augenfälliger ist als in anderen EU-Mitgliedstaaten, in denen die Außenpolitik traditionell eine Domäne der Exekutive ist und beispielsweise Auslandseinsätze der Streitkräfte, anders als in Deutschland, nicht der Zustimmung des Parlaments bedürfen.
 
        Liegt auch darin ein Grund dafür, warum Europawahlen nach wie vor als Wahlen zweiter Ordnung empfunden werden? Das Parlament, das hier gewählt wird, hat gemessen an den Kriterien nationaler Demokratien weniger Gewicht. Eine Stimmabgabe kann somit weniger verändern oder gestalten. Aber kann allein dies so starke Auswirkungen haben? Muss man, um solche Finessen parlamentarischer Machtoptionen zu begreifen, nicht schon zum Kreis sehr gut informierter Bürger gehören, die zudem ein gehöriges Interesse für europäische Politik aufbringen dürften – und somit wahrscheinlich eher zu denjenigen gehören, die als engagierte Teilnehmer am demokratischen System ohnehin dazu neigen, an Wahlen teilzunehmen?
 
        Die Tatsache, dass mit dem Bedeutungsgewinn des Europäischen Parlaments bis 2014 keine höhere Wahlbeteiligung einherging, dürfte demnach zumindest auch an anderen Faktoren liegen: So haben die westlichen EU-Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene längst nicht mehr Wahlbeteiligungen von 90 Prozent, wie wir sie in Deutschland noch bis Anfang der 1980er Jahre sehen konnten. Auch auf regionaler und kommunaler Ebene waren in den vergangenen Jahrzehnten häufig sinkende Wahlbeteiligungen zu verzeichnen. Dazu kommen die Erweiterungen der EU 2004 und 2007 um vor allem ost- und mitteleuropäische Staaten, in denen trotz (oder wegen?) der erst mit dem Fall des Eisernen Vorhangs möglichen demokratischen Prozesse bislang fast überall insgesamt niedrige Wahlbeteiligungen zu beobachten waren – ein Faktor, der sich dann auch in den Daten zum europäischen Gesamtdurchschnitt bemerkbar macht.09 Auch hier ist offen, ob wir mit den Wahlen 2024 eine Trendumkehr sehen werden.
 
        Womöglich viel entscheidender scheint jedoch etwas zu sein, das man als Konglomerat aus nationaler Elitenblindheit für das politische System der EU, politischer Bildung mit falschen Prioritäten und generellem Mangel an einer europäischen Öffentlichkeit bezeichnen könnte. Anders gesagt: Das Europäische Parlament und somit die Europawahlen wurden immer wichtiger, aber kaum jemand hat es tatsächlich bemerkt. Woran und an wem liegt das?
 
        TRANSPARENZ UND BÜRGERNÄHE
 
        Das Europäische Parlament hat verschiedene Initiativen unternommen, um proaktiv Sichtbarkeit und Sensibilität für seine Aktivitäten zu fördern. Im Portal „Was tut Europa für mich?“ lassen sich europäische Entscheidungen und Initiativen anschaulich nachvollziehen.10 In sogenannten öffentlichen Konsultationen können Bürger sich online aktiv in Entscheidungsprozesse einbringen und beim EU-Bürgerbeauftragten Beschwerde einreichen. Vermutlich sind diese Partizipationsmöglichkeiten immerhin bekannter als die Tatsache, dass alle Bürger der EU in ihrem Personalausweis eine Unionsbürgerschaft führen – und welche Rechte und Pflichten mit dieser Bürgerschaft verbunden sind.
 
        Alle Maßnahmen eint jedoch, dass sie über Sollbruchstellen von politischer Partizipation und politischem Interesse nicht hinwegtäuschen können. 2018 glaubten gerade einmal 48 Prozent der EU-Bürger, dass ihre Stimme in der EU Gewicht hat.11 In Deutschland lag der Wert mit 72 Prozent damals vergleichsweise hoch, ist aber bis 2023 auf 59 Prozent gefallen. Bei der Frage, ob die Stimme des eigenen Landes in Europa zählt, liegt der Wert hingegen bei 82 Prozent in Deutschland und EU-weit bei 63 Prozent.12 Politische Selbstwirksamkeit ist ein wichtiger Indikator für die Frage, wie bedeutsam Wahlen eingeschätzt werden und ob Menschen an ihnen teilnehmen.
 
        Diese Wahrnehmung paart sich mit der Komplexität des EU-Systems, die überfordern kann. Da rufen viele schnell nach mehr politischer Bildung. Doch auch dies greift allein zu kurz. Studien zeigen, dass mehr politisches Wissen und mehr politische Bildung zwar die Wahrscheinlichkeit zur Teilnahme an der Wahl erhöhen, aber politisches Wissen gleichzeitig nicht relevant für die Wahl euroskeptischer Parteien ist. Aufhorchen lässt zudem der Befund, dass „falsches Wissen“ über politische Sachverhalte für politische Beteiligung bedeutsamer ist als Nichtwissen. Angesichts eines Wahlkampfes im Kontext von Fake News und Desinformation verdienen solche Erkenntnisse mehr Aufmerksamkeit, wenn es um die Stärkung der Europawahlen geht.13
 
        POLITISCHE DEBATTEN IM NATIONALEN RAHMEN
 
        Es liegt außerdem ein gehöriges Stück Verantwortung bei denen, die den öffentlichen Raum und die Debatten prägen und die durch ihre Schwerpunktsetzungen vermitteln, wo und wie Politik gemacht wird. Und das umfasst mehr als die Medien. Dabei gibt es zunächst einmal keinen Mangel an proeuropäischen Stimmen und Stimmungen in den relevanten Sektoren. In Wirtschaft, Wissenschaft, Politik (hier zumindest in weiten Teilen), Kultur und Medien ist die Idee der Kooperation über Grenzen hinweg, die europäische Integration im Speziellen, grundsätzlich positiv konnotiert. Europa „gut zu finden“, gehört zum guten Ton, um nicht zu sagen: in fast jede Sonntagsrede.
 
        Aber während Wirtschaft und Wissenschaft eine reale Praxis in grenzüberschreitender europäischer Praxis leben, bewegen sich die politischen Eliten vorrangig im nationalen Rahmen, eingebettet in eine Medienwelt, die diesen Rahmen bestens zu bespielen weiß und Brüssel immer noch zu oft als Außenposten betrachtet.14 Auch im Bereich der Kultur ist die Diagnose ambivalent: So international und kooperativ Ansätze und Projekte häufig sind, so sehr finden die Debatten des Feuilletons dann doch allzu häufig im gesicherten (Sprach-)Raum des eigenen Nationalstaates statt.
 
        In der Öffentlichkeit kommt es dadurch zu einer Verzerrung: Das Nationale erscheint weiterhin in vielen Bereichen als dominierend in dem Raum, in dem Politik debattiert und gemacht wird. Entschieden wird das Spiel zwar häufig auf der großen Bühne der EU, aber die Inszenierung findet meist auf den 27 kleinen Bühnen der Mitgliedstaaten statt. Berichterstattung aus der EU, aus „Brüssel“, ist immer noch „Auslandsberichterstattung“.15 Dabei ist die Europäisierung der deutschen Gesetzgebung je nach Politikbereich, etwa in der Wirtschaftspolitik, weit fortgeschritten und lag schon in den 2010er Jahren in den Bereichen Wirtschaft, Landwirtschaft oder Verkehr bei über 50 Prozent.16
 
        Wie sehr der nationale Filter auch bei denen wirkt, die es eigentlich besser wissen müssten, zeigt die Begegnung mit einem führenden Chefredakteur in Deutschland Anfang 2024. Mit Sorge blicke er auf die anstehenden Wahlen: Thüringen, Sachsen und Brandenburg im Herbst. Und dann natürlich auf die Präsidentschaftswahl in den USA. Nachfrage: Und die Europawahlen im Juni? Die hätten ja vor allem symbolische Wirkung, winkte er ab.
 
        Sind regionale Wahlen, bei denen vielleicht zwei Millionen Menschen über einen neuen Landtag abstimmen, substanziell wichtiger als die Wahl der Legislative einer EU von 450 Millionen Einwohnern? Niemand würde das ernsthaft bejahen. Aber die Tatsache, dass es wahrscheinlich nicht nur dem erwähnten Journalisten so erscheint, beschreibt das Wahrnehmungsproblem, mit dem das EU-Parlament 45 Jahre nach seiner ersten Direktwahl nach wie vor zu kämpfen hat.
 
        „NIEMAND VERLIEBT SICH IN EINEN BINNENMARKT“
 
        Die fehlende europäische Öffentlichkeit ist ein häufig ausgemachtes Manko für eine echte europäische Demokratie und damit auch für den Aufstieg der Europawahlen zu Wahlen erster Ordnung. Wie sollen Wähler europäisch denken und entscheiden, wenn es keine europäischen Debatten gibt? Wie aber soll ein solcher Debattenraum angesichts der babylonischen Vielfalt von 24 Amtssprachen entstehen? Wie kann es gelingen, gemeinsame Debatten zu führen, ohne gemeinsame gesamteuropäische Medien zu haben? Können das jene wenigen leisten, die bislang am Markt aktiv sind, etwa Arte, 3Sat, Politico und andere? Kann man überhaupt von gemeinsamen Themen sprechen – oder sind es letztlich doch 27 individuelle und nebeneinander stattfindende nationale Debatten?
 
        Diese Fragen sind nicht neu, und sie drehen sich letztlich um Grundsätzliches.17 Ist Demokratie jenseits des nationalen Sprach- und Kulturraumes überhaupt denkbar? Kann ein europäisches Parlament als transnationales Projekt in gleichem Maße funktionieren? Was über viele Jahre eine eher akademische Debatte war – die übrigens auch von linken EU-skeptischen Kräften aufgeworfen wurde –, gewinnt mit dem Erstarken des rechtspopulistisch-nationalistischen Lagers auch mit Blick auf die nun anstehenden Europawahlen eine neue Relevanz.
 
        Bereits 2019 trat die AfD zur Europawahl mit der Forderung an, genau dieses Parlament abschaffen zu wollen, für dessen Sitze man sich bewarb. Erst vor wenigen Wochen hat die Co-Parteivorsitzende Alice Weidel erneut mit dieser Forderung geliebäugelt.18 Und auch wenn die neue Partei Bündnis Sahra Wagenknecht ihre eigenen Bewährungsproben noch vor sich hat und sich in der Grundhaltung proeuropäisch gibt: Wagenknechts Populismus gegen die EU, die das eigene Volk gängele und gegen die eigene Bevölkerung regiere, schlägt in die gleiche Kerbe.19
 
        Diese zunehmend an den Grundfesten der Verträge rüttelnden Vorstellungen machen deutlich, dass offenbar auch aufseiten der EU weiterer Handlungsbedarf besteht, bessere Grundvoraussetzungen für ein politisches System zu schaffen, in dem auch das Prinzip einer direkten Wahl durch die EU-Bürger besser zur Geltung kommt. Es wäre schlicht zu einfach, den Fingerzeig nur auf die hier versagenden nationalen Eliten zu richten. „Brüssel“ hat seinen gehörigen Anteil daran, dass es nur selten gelingt, Politik so zu thematisieren, dass sie europäische Bürgerherzen erreicht. Oder um es mit den Worten des zur Jahreswende verstorbenen früheren EU-Kommissionspräsidenten Jacques Delors zu sagen: „Niemand verliebt sich in einen Binnenmarkt.“
 
        Zu lange waren die EU und die Art, wie sie Politik gemacht hat, ein vornehmlich technokratisch-bürokratisches Projekt. Solange europäische Politik unterhalb der Wahrnehmungsschwelle der meisten Bürger blieb, funktionierte die „wohlwollende Gleichgültigkeit“. Seit dem gemeinsamen Binnenmarkt und weiteren Integrationsschritten, ragen die Entscheidungen jedoch in konkrete Lebensrealitäten, etwa bis hinein in die Frage, wie viel CO2 ein Auto ausstoßen darf. Hier ist es der EU und insbesondere dem Europaparlament zwar in einzelnen Fragen gelungen, konkrete und greifbare Politikergebnisse zu erzielen, wie etwa bei der Regulierung des Roamings, das für Millionen Europäer deutlich reduzierte Telefonkosten mit sich brachte.
 
        Problematisch bleibt aber die Komplexität der Verfahren: Wie kommen Entscheidungen in Brüssel und Straßburg zustande? Wie viele Abkürzungen und Fachtermini muss man kennen, um einer Debatte zwischen EU-Politikern tatsächlich folgen zu können? Nicht nur Bürger stoßen hier oft auf Barrieren, sondern auch Journalisten, Experten und Politiker in den nationalen Hauptstädten. Zumal sich in einem teils wilden Französo-Denglisch Begrifflichkeiten (Rapporteur, Quästoren, Trilog) etabliert haben, die für die Arbeitseffizienz hilfreich, für Transparenz aber durchaus problematisch sind.
 
        POLITISIERUNG ÜBER PERSONALISIERUNG
 
        Erscheinen Wahlen zum Europäischen Parlament nur dann wirklich relevant, wenn ihr Ausgang direkte Auswirkungen auf die Besetzung der Exekutive hat? Wenn also die Stimmabgabe letztlich darüber entscheidet, welche Mehrheitsverhältnisse herrschen und wie sich diese neben Inhalten auch in Persönlichkeiten ausdrücken? Vor gut zehn Jahren erschien dies den führenden Parteifamilien, allen voran der Europäischen Volkspartei (EVP) und der europäischen Sozialdemokratie, als eine der zentralen Stellschrauben, um die Bedeutung des Parlaments und damit der Europawahlen zu stärken. Mit der Nominierung europäischer Spitzenkandidaten (und eben nicht nur nationaler oder regionaler Listen) wollten sie den Bürgern 2014 erstmals die Möglichkeit geben, direkt mitzubestimmen, wer der künftige Präsident beziehungsweise die Präsidentin der Europäischen Kommission wird.
 
        2014 gelang es beiden Parteifamilien, mit dem langjährigen luxemburgischen Premierminister Jean-Claude Juncker (für die EVP) und dem EU-Parlamentspräsidenten Martin Schulz (für die Sozialdemokraten) zwei europaweit bekannte Persönlichkeiten zu präsentieren. Die europäischen Grünen wagten sogar eine EU-weite Urwahl nach dem Vorbild US-amerikanischer Primaries und kürten so unter anderem den bekannten französischen Bauernführer José Bové zum Spitzenkandidaten. Allerdings beteiligten sich nur etwas mehr als 22000 EU-Bürger an diesen Vorwahlen, was gerade mal 0,006 Prozent der damals Wahlberechtigten entspricht.20
 
        Inwieweit die Personalisierung und Zuspitzung des Wahlkampfes auf den Spitzenposten des EU-Kommissionspräsidenten wirklich mobilisierende Wirkung hatte, ist strittig.21 Immerhin konnte hier das Versprechen eingelöst werden, dass mit Jean-Claude Juncker der Kandidat der schließlich stärksten Fraktion zum EU-Kommissionspräsidenten gewählt wurde.
 
        Bereits 2019 erlebte das gerade etablierte Spitzenkandidaten-Prinzip jedoch einen herben Rückschlag. Der siegreiche Kandidat der EVP, Manfred Weber, war politisch nicht durchsetzbar, was vordergründig an den Widerständen wichtiger Regierungschefs lag, im Kern aber sicherlich auch damit zusammenhing, dass mit Weber ein jenseits der Brüsseler Maschinerie weitgehend unbekannter Politiker aufgestellt wurde. Dass mit der deutschen Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen schließlich eine Politikerin den Spitzenjob bekam, die auf keinem Wahlzettel gestanden hatte, dürfte der Bedeutung des EU-Parlaments als Machtfaktor in der europäischen Personalpolitik massiv geschadet haben.22
 
        Immerhin erhalten die Wähler angesichts der Tatsache, dass von der Leyen nach einigem beiderseitigem Zögern von ihrer Parteifamilie, der EVP, im März als Spitzenkandidatin aufgestellt wurde, nun die Möglichkeit, sie bewusst wieder- oder abzuwählen. Die Tatsache, dass die Sozialdemokraten einen EU-weit kaum bekannten Luxemburger, den bisherigen EU-Kommissar Nicolas Schmit, ins Rennen schicken, spricht dafür, dass der Versuch, die Europawahlen durch die Verknüpfung mit dem Posten an der Spitze der Kommission in ihrer Bedeutung zu stärken, mindestens in der Krise, wenn nicht gar komplett gescheitert ist.
 
        Bleibt es also dabei, dass die Europawahlen Wahlen zweiter Ordnung sind beziehungsweise zwangsläufig bleiben müssen angesichts der beschriebenen schwierigen Umstände? Wahrscheinlich bleibt das Frustrationslevel hoch, wenn wir weiterhin nationale Wahlen und ihre Logiken als Maßstab anlegen. Die Europawahlen sind Wahlen sui generis, nicht zweiter, sondern eigener Ordnung. Entscheidend wird sein, ob die (nationalen) gesellschaftlichen Eliten und damit auch die Bevölkerungen sich diesem Europa so annähern können, dass sie diese kleine, aber feine und bedeutsame Unterscheidung erkennen und mit Leben füllen.
 
        Die Ausgangslage dafür ist derzeit noch gut: In der Bevölkerung gilt die EU trotz aller Krisen nach wie vor als „gute Sache“ – so sehen es 67 Prozent der Deutschen und 61 Prozent europaweit. Ein Jahr vor der Wahl war das Interesse an der Europawahl bereits deutlich höher als zur gleichen Zeit vor der Wahl 2019. 47 Prozent der Befragten glauben, dass der Hauptgrund, warum manche Menschen nicht zur Wahl gehen, darin liegt, dass sie das Gefühl haben, ihre Stimme würde nichts ändern.23 Das ist ein klares Signal an die Politik – in Brüssel, Berlin und anderswo.
 
        Die gute Nachricht: Viele Themen, wie vor allem Migration oder der Klimawandel, werden bereits sehr häufig europäisch verhandelt – und zwar durchaus diskursiv bis hin zur Polarisierung. Es gibt durchaus erste Grundzüge einer europäischen Öffentlichkeit, deren Geburtsstunde Jürgen Habermas und Jacques Derrida vor über 20 Jahren möglicherweise etwas verfrüht ausriefen.24 Man könnte sagen: Die Bevölkerung ist auf eine diffusere Art bereit, die Europawahlen als europäische Wahlen und nicht nur als nationale Testwahlen zu begreifen. Notwendig dafür sind allerdings Parteien, die ihre Wahlkampagnen weniger national denken und zudem finanziell besser ausstatten. Dass die SPD beispielsweise mit Olaf Scholz einen Politiker plakatieren wird, der gar nicht zur Wahl steht, ist in dieser Hinsicht kein gutes Signal.
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        FURCHTLOSIGKEIT UND ÜBERZEUGUNGSKRAFT
 
        Historische Europakonzepte in den Krisen der Gegenwart
 
        Claudia Weber
 
        Am 10. Dezember 1926 erhielten der deutsche Reichsaußenminister Gustav Stresemann und sein französischer Amtskollege Aristide Briand den Friedensnobelpreis. In der Laudatio würdigte Fridtjof Nansen, der zu dieser Zeit Hochkommissar für Flüchtlingsfragen beim Völkerbund war, die Furchtlosigkeit und Überzeugungskraft, die Stresemann und Briand gezeigt hatten, um mit dem 1925 abgeschlossenen Vertragswerk von Locarno ein Friedensprogramm für Europa auf den Weg zu bringen. Die Verträge, die in Deutschland vor allem mit der Anerkennung der Westgrenze und der Entmilitarisierung des Rheinlandes verbunden waren, bildeten ein komplexes Werk, das durch weitere Schiedsverträge mit Frankreich, Belgien, Polen und der Tschechoslowakei die Grundlagen für ein europäisches Friedens- und Sicherheitssystem legte. Tatsächlich folgte auf Locarno für wenige Jahre eine Stabilisierung, die nach dem Ersten Weltkrieg ausgeblieben war. Das Ende der Schlachten hatte keinen Frieden gebracht, sondern eine turbulente und gewaltreiche Zeit, die von den oberschlesischen Grenzkämpfen bis zum griechisch-türkischen Krieg von Aufständen, Revolutionen, Putschversuchen, Vertreibungen und ethnischen Säuberungen geprägt war. Erst Mitte der 1920er Jahre kehrte etwas Ruhe ein.
 
        Furchtlosigkeit und Überzeugungskraft – Nansen hatte Recht, wenn er diese beiden Charaktereigenschaften betonte. Denn sowohl Stresemann als auch Briand hatten mit offener Ablehnung zu kämpfen. Zu feindselig und misstrauisch standen sich die beiden Großmächte gegenüber: die Siegernation Frankreich, die am Status quo und der dauerhaften Eindämmung Deutschlands festhielt, und der Weltkriegsverlierer, der in Versailles gedemütigt und geschwächt worden war und in der Revision des schmachvollen „Diktatfriedens“ die einzige Möglichkeit der Wiedergutmachung sah. Auch Stresemann vertrat den „Willen zur Revision“ und hätte keine andere Position einnehmen können, handelte es sich doch um den „einzigen grundsätzlichen Konsens in der Weimarer Republik“.01
 
        Im Gegensatz zu den meisten Kräften seiner Zeit favorisierte Stresemann allerdings den friedlichen Weg. Locarno war ein wichtiger Schritt zur Verwirklichung seiner außenpolitischen Ziele: die Rückkehr Deutschlands in die Reihe der europäischen Großmächte und die friedliche Revision des Versailler Vertrages. Mit Aristide Briand teilte er die Überzeugung, dass dafür zunächst die deutsch-französische Verständigung notwendig und die Grundvoraussetzung für die Stabilisierung der gesamten europäischen Nachkriegsordnung sei. Stresemann nahm den Friedensnobelpreis in Oslo mit den Worten entgegen: „Locarno ist viel mehr. Es ist einmal der Zustand des dauernden Friedens am Rhein, gewährleistet durch feierlichen Verzicht der beiden großen Nachbarnationen auf Anwendung von Gewalt, gewährleistet durch die Verpflichtung anderer Staaten, demjenigen ihre Macht zu leihen, der entgegen dieser feierlichen Vereinbarung Opfer der Gewalt wird. Das ist die treuga dei, das ist der Gottesfriede, der dort herrschen soll, wo seit Jahrhunderten immer wieder die Völker blutige Kriege geführt haben. Er kann, er soll weiter die Unterlage sein für ein gemeinsames Zusammenwirken dieser Mächte, um den Frieden weiter zu verbreiten, wohin immer ihre moralische und materielle Macht und ihr Einfluss reicht.“02
 
        DAS „NEUE“ EUROPA
 
        Die Frage, wie Europa nach der „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“ (George F. Kennan) zusammenfinden könne, um Frieden, Wohlstand und Sicherheit zu bewahren, beschäftigte in der von Kriegen und Gewalt geprägten Zwischenkriegszeit nicht nur Stresemann und Briand. Lange vor ihnen hatten Schriftsteller wie Stefan Zweig, „Gesellschaftskünstler“ wie Harry Graf Kessler, politische Aktivisten und Publizisten das Ende der „Welt von gestern“ gespürt und ihre Programme für ein „neues“ Europa in Umlauf gebracht. In London diskutierten der Historiker Robert W. Seton-Watson und der Diplomat Milan Ćurčin über die Zukunft eines serbischen Staates und die „jugoslawische Idee“, während der tschechische Philosoph Tomáš Garrigue Masaryk seine Antrittsrede an der London School of Slavonic Studies 1915 dem „Problem der kleinen Nationen in der Krise Europas“ und der Idee der nationalen Selbstbestimmung widmete.03 Die Waffen des Ersten Weltkrieges hatten die Europadebatten keineswegs beendet. Im Gegenteil, der Ausgang des Krieges bot die Möglichkeit, Ideen, die zuvor nur theoretisch und in kleinen Zirkeln diskutiert worden waren, in die Tat umzusetzen. Es war die Stunde, in der Politiker wie Woodrow Wilson und Revolutionäre wie Lenin sich der Konzepte bemächtigten und sie in politische Forderungen ummünzten. Und es war die Stunde, in der Intellektuelle wie Tomáš Garrigue Masaryk zu Staatsmännern wurden. Mit Wilsons 14-Punkte-Programm von 1918, den Pariser Friedensverträgen und Lenins Revolution nahm das neue Europa zwar allmählich Gestalt an. Eine einheitliche Idee lag ihm jedoch nicht zugrunde. Europa hatte Konjunktur, auch wenn jeder etwas anderes darunter verstand und nicht alle Bewegungen einen Aufbruch befürworteten.
 
        PANEUROPA DES ARISTOKRATEN
 
        Zu den einflussreichsten und in seiner Langzeitwirkung herausragenden Europakonzepten zählt die von Richard Nikolaus Coudenhove-Kalergi mit großem Eifer und persönlichem Engagement betriebene Paneuropa-Union.04 Coudenhove-Kalergi hatte mit seinem im November 1922 in der „Vossischen Zeitung“ erstmals veröffentlichten Aufruf „Paneuropa. Ein Vorschlag“ ein vielbeachtetes Programm vorgelegt. Paneuropa war das Gegenmodell zur modernen nationalstaatlichen Zersplitterung, in der Coudenhove-Kalergi nicht zu Unrecht die Ursache für die verheerende Nachkriegsgewalt sah. Obwohl er die Nationalstaaten nicht ablehnen konnte, auch weil ihm sonst die Unterstützung einflussreicher Politiker des „neuen“ Europa wie Tomáš G. Masaryk oder von Künstlern wie Béla Bartók verwehrt geblieben wäre, sollten die Nationen politisch, wirtschaftlich und kulturell in einer Union nach dem Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika zusammengeführt werden. Dieser Zusammenschluss – Großbritannien und die Türkei zählte er nicht dazu – sollte den Namen „Paneuropäische Union“ tragen. Auch Russland gehörte in den Augen Coudenhove-Kalergis nicht zu Europa, sondern war, vor allem nach der bolschewistischen Revolution von 1917, eine der Hauptgefahren, gegen die sich die Union wappnen müsse, um ihre globale Vormachtstellung in der neuen Welt nicht zu verlieren.
 
        Der in Tokio geborene Coudenhove-Kalergi, Sohn einer vielsprachigen Diplomaten- und habsburgisch-böhmischen Aristokratenfamilie, verfügte über ein hervorragendes Netzwerk, das es ihm ermöglichte, in kürzester Zeit einflussreiche Persönlichkeiten für seine Bewegung zu begeistern und einzuspannen. Der deutsche Sozialdemokrat und Reichstagspräsident Paul Löbe leitete zeitweise die deutsche Sektion der Paneuropa-Union. Der österreichische Bundeskanzler Ignaz Seipel stellte der Paneuropa-Union Räumlichkeiten in der Wiener Hofburg zur Verfügung, wo die Zentrale eingerichtet wurde. Mit dem tschechoslowakischen Staatspräsidenten Tomáš G. Masaryk, den Coudenhove-Kalergi als „im wahren Sinne Europäer“ und „überzeugten Paneuropäer“ rühmte, verband ihn ein reger Briefwechsel.05 Selbst Stresemann und Briand waren Fürsprecher der Paneuropa-Union, deren Ehrenpräsident Briand 1927 wurde.
 
        Auf den Tagungen und Kongressen versammelte sich die zeitgenössische Elite, beeindruckt von der Strahlkraft der Idee und der Weltläufigkeit ihres Gründers. Zum ersten internationalen Paneuropa-Kongress 1926 kamen über 2000 Teilnehmer aus 24 Ländern nach Wien, in die alte Hauptstadt des untergegangenen Habsburgerreiches, dem Coudenhove-Kalergi zu neuem Glanz verhelfen wollte. Wien war für ihn das natürliche Zentrum einer Geistes- und Kulturaristokratie, die an die Stelle des imperialen Adels treten sollte; zwar ohne Titel – Coudenhove-Kalergi hatte 1919 seinen Grafentitel verloren –, aber nicht minder überlegen und auserwählt, die Geschicke Europas zu gestalten.
 
        EUROPA-UNION VON ARISTIDE BRIAND
 
        Ungeachtet seines Engagements für die Paneuropa-Union entwarf Aristide Briand einen eigenen Plan für eine europäische Vereinigung, der bis heute – ebenso wie Coudenhove-Kalergis Konzept – oft als Vorläufer der europäischen Integration nach dem Zweiten Weltkrieg angesehen wird. Angesichts der Weltwirtschaftskrise, die von den USA nach Europa überschwappte, wandte sich Briand im Mai 1930 mit einem „Memorandum über die Organisation einer europäischen Bundesordnung“ an die Nationen des Völkerbundes.06 Als wollte er sich ein letztes Mal gegen den aufkommenden Zeitgeist stemmen, legte Briand, schwerkrank und innenpolitisch bereits isoliert, einen detaillierten Entwurf für den schrittweisen Aufbau einer liberalen Europaordnung vor. „In einer Formel“, hieß es gleich zu Beginn des Memorandums, „die so liberal wie möglich gehalten wäre, aber den wesentlichen Zweck dieses Verbandes im Dienst des gemeinsamen Werkes der friedlichen Organisation Europas klar zum Ausdruck bringen müsste“, sollten sich die zukünftigen Bundesstaaten verpflichten, „in periodisch wiederkehrenden (…) Tagungen regelmäßig miteinander Fühlung zu nehmen, um gemeinsam alle Fragen zu prüfen, die in erster Linie die Gemeinschaft der europäischen Völker interessieren können“.07
 
        Briand entwarf einen konkreten Organisationsplan bis hin zu einzelnen politischen Ausschüssen und einem geschäftsführenden Sekretariat. Er betonte die „Notwendigkeit eines repräsentativen und verantwortlichen Organs“ und schlug dafür eine „Europäische Konferenz“ vor – zusammengesetzt „aus den Vertretern aller europäischen Regierungen, die Mitglieder des Völkerbundes sind“. „Im Dienst des gemeinsamen Werkes der friedlichen Organisation Europas“ sollte die Konferenz „als wesentliches leitendes Organ der europäischen Union (…) in Verbindung mit dem Völkerbund“ arbeiten.08 Briands Memorandum war das politische Testament eines überzeugten Europapolitikers, der in einem letzten, die eigene Macht überschätzenden Versuch die Vision einer europäischen Einigung in eine Struktur gießen wollte, die gleichsam den Schwächen und Fehlern der europäischen Nachkriegsordnung Rechnung trug. Dazu suchte er die Verbindung zum Völkerbund. Coudenhove-Kalergi hatte in der Paneuropa-Union noch die Möglichkeit gesehen, Europa von der „Weltkontrolle“ des Völkerbundes zu befreien, während nichteuropäische Mitgliedstaaten die zahlreichen Unionsideen wiederum mit einigem Argwohn beobachteten. Zugunsten einer starken internationalen Machtstellung Europas dachte Briand beide Institutionen zusammen und schlug Genf, den Sitz des Völkerbundes, auch als Sitz der europäischen Union vor. Gerade wegen dieser Nähe zum Völkerbund stieß Briands Plan in Deutschland auf besondere Skepsis.
 
        GESCHEITERTE IDEEN
 
        So einig sich die Europaentwürfe der Zwischenkriegszeit in ihrem Wunsch nach Frieden und Wohlstand waren, so gemeinsam war ihnen ihr Scheitern. Ihre Zeit währte kurz, grob umrissen handelte es sich um sechs Jahre zwischen 1924 und 1930, die bis heute als Goldene Zwanziger bekannt sind. Danach schlug die Weltwirtschaftskrise gänzlich durch und ließ den gewaltbereiten Revisionismus und die seit Langem wachsenden autoritären Regime in Ost und West, in Nord und Süd Oberhand gewinnen. Gustav Stresemann war bereits 1929 schwerkrank gestorben. Sein glückloser Nachfolger, Reichsaußenminister Julius Curtius, hatte wenig Interesse an einer deutsch-französischen Verständigungspolitik oder einem Zusammenschluss Europas. Mit dem Aufstieg Bernhard Wilhelm von Bülows in die zentrale Position des Staatssekretärs übernahmen die Kritiker Stresemanns und Anhänger einer aggressiven Revisionspolitik die Macht im Auswärtigen Amt. Die Locarno-Ära war beendet.
 
        Von Bülow geißelte Briands Memorandum als schlecht camouflierten Versuch, Frankreichs Interessen zum Nachteil einer eigenständigen deutschen Außenpolitik durchzusetzen und „uns neue Fesseln anzulegen“.09 Aus Respekt vor dem alten Europäer Briand und um das Gesicht zu wahren, setzte der Völkerbund noch im September 1930 eine „Studienkommission für die europäische Union“ ein, die, gelegentlich vor sich hin tagend, keine Resultate hervorbrachte. Im März 1932 starb Aristide Briand. Coudenhove-Kalergis Paneuropa-Union verlor zu Beginn der dreißiger Jahre ebenfalls an Strahlkraft. Der zweite große Kongress, der im Mai 1930 in Berlin stattfand und Briands Memorandum ausdrücklich unterstützte, stieß auf weniger Resonanz, nicht zuletzt wegen des autoritären Führungsstils Coudenhove-Kalergis. Nach dem „Anschluss“ Österreichs im März 1938 flüchtete Coudenhove-Kalergi mit seiner jüdischen Frau in die Schweiz, später nach Paris und nach dem deutschen Einmarsch in Frankreich über Spanien und Portugal in die USA. In jedem seiner Exilländer rief er eine neue Paneuropa-Sektion ins Leben, die jedoch zu keiner Zeit an die früheren Erfolge anknüpfen konnten. Der Idee und ihrem Erfinder sicherte dies jedoch das Überleben und auch eine gewisse politische Bedeutung, die Coudenhove-Kalergi umtriebig und weiterhin einflussreich im Zuge der europäischen Einigung nach 1945 einzusetzen wusste.
 
        Die Gründe für das Scheitern der Ideen einer europäischen Union waren vielfältig und umfassten persönliche Umstände ebenso wie die globalen und kontinentalen Entwicklungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Vor dem Hintergrund der krisenhaften Gegenwart, die den Zustand EU-Europas einschließt, liegt es nahe, vom Scheitern in der Zwischenkriegszeit auf die Zukunft zu schließen; eine Analogie, die ebenso vorschnell wie unhistorisch ist. Der größte Unterschied besteht darin, dass die europäische Integration seit der deutsch-französischen Verständigung und dem Vertrag über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, den auch Italien und die Beneluxländer 1951 unterzeichneten, Realität geworden ist.
 
        Zur Erklärung der Gegenwart in die Vergangenheit zu schauen, ist ein zentraler Sinn von Geschichtswissen, auch wenn wir aus der Historie kaum zu lernen verstehen. Geschichte kann Pfade und Optionen sichtbar machen und zeigen, was passieren kann, aber nicht muss, wie und vielleicht auch warum eine Entwicklung so und nicht anders verlaufen ist. Es lohnt sich, nach den Problemlagen zu fragen, die zum Scheitern der historischen Europaideen führten. Es sind Problemlagen, die bis heute ungelöst sind und als Erbe des 20. Jahrhunderts gesehen werden können.10
 
        FÜNF PROBLEMLAGEN
 
        Eine erste Problemlage betrifft die existenzielle Frage von Krieg und Frieden. Sie war der Ausgangspunkt aller Europaideen von Stresemann, Briand und Coudenhove-Kalergi. Sie stand am Anfang der europäischen Integration nach dem verheerenden Zivilisationsbruch des Zweiten Weltkriegs. Und sie wird heute erneut über die Zukunft des geeinten Europas entscheiden. Wird es der EU gelingen, den Krieg in der Ukraine so zu beenden, dass ein dauerhafter Frieden in Europa wiederhergestellt werden kann? Nach dem Erhalt des Friedensnobelpreises, der aus heutiger Sicht eher das Ende einer Ära als einen mutigen Neuanfang zu symbolisieren scheint, steht die Europäische Union vor ihrer größten Herausforderung, und es sieht momentan nicht danach aus, als ob sie ihr gewachsen wäre.
 
        Die zweite Problemlage bezieht sich auf das Spannungsverhältnis zwischen Demokratien und Diktaturen, das der britische Historiker Ian Kershaw einst als Grundsignatur des 20. Jahrhunderts bezeichnete.11 Auch wenn es nach dem Ende des Kalten Krieges eine Zeitlang so aussah, als habe sich dieses Spannungsverhältnis zugunsten einer liberalen Weltordnung aufgelöst, sehen wir uns heute eines anderen belehrt. Im Hinblick auf die Geschichte von Europavorstellungen bedeutet das Fortleben dieser Spannung auch das Weiterleben antiliberaler und nichtdemokratischer Europaentwürfe. Dass „EU“ und „Europa“ keine Synonyme sind und dass es neben der europäischen Integration, die auf ein demokratisches, rechtsstaatliches und auf wirtschaftlichen Freiheiten beruhendes politisches Gebilde abzielt, immer auch andere Europavorstellungen gegeben hat, ist eine ernst zu nehmende Tatsache. Schon in den 1930er Jahren bedeutete das Scheitern von Briand, Stresemann oder Coudenhove-Kalergi nicht das Ende von Europakonzepten, sondern den Aufstieg antiliberaler Gemeinschaftsentwürfe.12 Auch der italienische Faschismus und der deutsche Nationalsozialismus betrieben eine aktive, meist antibolschewistische Europapropaganda, die sich zum Zeitpunkt des Überfalls Hitlers auf die Sowjetunion großer Popularität und Zustimmung erfreute. Dieser autoritären Versuchung konnte sich selbst Coudenhove-Kalergi nicht entziehen, der sich, obwohl er das NS-Regime vehement ablehnte, in den 1930er Jahren vergeblich um die Unterstützung Benito Mussolinis bemühte. Historisch betrachtet, bedeutet das Scheitern eines liberalen Europaprojekts also keineswegs das Ende von Europaentwürfen, die populär und attraktiv für die Bevölkerung sein können. EU-Europa kann scheitern, und inmitten der heutigen Krisen und der wachsenden Ablehnung der Brüsseler Institutionen ist es wichtig, diese Option mitzudenken. Sie auszuschließen, führt in eine existenzbedrohende Starre – weil nicht sein kann, was nicht sein darf.
 
        Die dritte Problemlage lenkt den Blick auf die nationale und transnationale Verfasstheit des Kontinents. Auch sie beherrschte die Diskurse in der Zwischenkriegszeit und ist bis heute nicht aufgelöst: Die Furcht vor dem Verlust der nationalstaatlichen Souveränität, die insbesondere die sogenannten kleinen Staaten Ost- und Südosteuropas erst durch die Pariser Friedensverträge erlangt hatten, bestimmte die Skepsis gegenüber den Plänen von Aristide Briand oder Coudenhove-Kalergi, die sich dessen bewusst waren, das Problem aber auch nicht lösen konnten. Als erster Staatspräsident der Tschechoslowakei unterstützte Tomáš G. Masaryk die Paneuropa-Union – allerdings nicht mit dem Ziel, die junge nationale Souveränität aufzugeben. Vielmehr erhoffte er sich einen nationalen Machtzuwachs durch die Einbindung in eine transnationale Gemeinschaft, die den Einfluss der klassischen europäischen Großmächte begrenzen konnte.
 
        Koloniale Interessen der neuen Staaten, die Coudenhove-Kalergi durchaus bediente, spielten bei der Unterstützung der Paneuropa-Union eine Rolle.13 Aber auch Stresemann und Briand waren, anders als ihre Kritiker unterstellten, keine Anhänger der Auflösung von Nationen. Briand schätzte Stresemann als großen deutschen Patrioten, der „in allen unseren Verhandlungen (…) selbstverständlich die Interessen seines Landes zu wahren gesucht [hat]. Aber was würde ich selbst anderes verfolgen, als die Interessen meines Landes? Sind nicht die internationalen Verträge am vorteilhaftesten, in denen es gelingt, den Interessen beider Parteien zu genügen, so dass eine jede versichert sein darf, dabei auf ihre Rechnung zu kommen?“14 Letztlich überschätzten sie die Kraft der europäischen Union, das neue Ordnungsprinzip der nationalen Selbstbestimmung aufrechtzuerhalten und zugleich den revisionistisch-expansiven Nationalismus der Zwischenkriegszeit zu bändigen. Der ungarische Politiker Oszkár Jászi stellte 1929 fest, dass das „fundamentalste Problem des heutigen Europa“ in der Herausforderung bestehe, „Nationen mit unterschiedlichen Idealen und Traditionen trotz ihrer Individualität so zu einen, dass jede ihr besonderes Leben bewahren kann, zugleich aber die nationale Souveränität ausreichend zu beschränken, um eine friedliche und erfolgreiche internationale Zusammenarbeit zu ermöglichen“.15
 
        Die vierte, heute ebenso drängende Problemlage lässt sich mit dem Bild eines abgehobenen Elitenprojekts beschreiben. In der historischen Europaforschung wird dieses Bild häufig mit Blick auf Coudenhove-Kalergis Paneuropa-Union gezeichnet.16 Tatsächlich waren seine Vorstellungen einer europäischen Geistesaristokratie nicht geeignet, die Stimmungen und schon gar nicht die sozialen und gesellschaftlichen Bedürfnisse der breiten Bevölkerungsschichten aufzunehmen. Bis heute gilt, dass ein europäischer Verbund kein elitäres Projekt sein kann: weder intellektuell noch geografisch noch sozial. Anstelle abstrakter Versprechen und Glücksformeln muss die Europäische Union konkreten Lebenswirklichkeiten entsprechen und diese verbessern, denn warum sollten Europäerinnen und Europäer sie sonst unterstützen? Der Eindruck einer „intellektuellen Vormundschaft“ politischer Eliten schafft Distanz, mindert Loyalität, Legitimation und die Identifikation mit der transnationalen Ordnungsidee. Gleiches gilt für tradierte Hierarchien im Sinne eines Nord-Süd- oder gar Ost-West-Gefälles. Es gehört zu den großen historischen Versäumnissen, Europa nach dem Ende des Kalten Krieges nicht auf gemeinsame Fundamente gestellt zu haben, sondern davon ausgegangen zu sein, dass sich die „neuen“ osteuropäischen Staaten in den westeuropäischen Rahmen integrieren würden. Und schließlich muss Europa ein soziales Projekt sein. Damit ist nicht gemeint, dass nur ein „Schönwetter- und Wohlstandseuropa“ erfolgreich sein kann, sondern dass die Europäische Union erodiert, wenn soziale Ungleichheiten in einem Maße zunehmen, dass grundlegende Gerechtigkeitsempfindungen dauerhaft verletzt werden. Wohlstands- und Fortschrittsversprechen wirken tönern, wenn sie im Widerspruch zu Alltagserfahrungen und geopolitischen Realitäten stehen und den verheerenden Eindruck erwecken, nur für eine „elitäre Minderheit“ zu gelten. Für die emotionale Wirkung und die politische Instrumentalisierbarkeit dieses Eindrucks ist es ziemlich unwichtig, ob er immer den Tatsachen entspricht.
 
        Abschließend möchte ich auf eine fünfte Problemlage hinweisen, die bislang kaum Gegenstand der historischen Europaforschung war: die Frage, inwieweit der politische Umgang mit den großen Migrations- und Flüchtlingsbewegungen der Zwischenkriegszeit zum Scheitern liberaler Europaideen und von Institutionen wie dem Völkerbund beigetragen hat. Dass sich der Kontinent aufgrund der Revolutionen und Bevölkerungsverschiebungen in den Kriegs- und Nachkriegsjahren „in Bewegung“ befand, haben zeitgenössische Autoren wie der Soziologe Eugene M. Kulischer eindringlich dokumentiert.17 Es waren Persönlichkeiten wie Fridtjof Nansen, der als Völkerbund-Hochkommissar für Flüchtlingsfragen den sogenannten Nansen-Pass für Staatenlose einführte, um die Migration zu steuern und die Wiederansiedlung zu legalisieren. Für seine Verdienste erhielt Nansen 1922 den Friedensnobelpreis, vier Jahre vor Briand und Stresemann. In den 1930er Jahren verringerte sich die Bereitschaft der europäischen Staaten, Flüchtlinge aufzunehmen, und die große Konferenz von Évian zeigte das Scheitern der europäischen Migrationspolitik ebenso wie die erfolgreiche Indienstnahme durch antiliberale und totalitäre Bewegungen.
 
        MUT, FURCHTLOSIGKEIT UND ÜBERZEUGUNGSKRAFT
 
        Den Kontinent nach zwei Weltkriegen, nach dem Holocaust und in den Jahrzehnten des Kalten Krieges wieder aufgebaut zu haben, bleibt die grandiose Leistung aller Europäerinnen und Europäer. Sie haben sich aus den Abgründen des Totalitarismus herausgearbeitet, demokratische und liberale Ordnungen neu erfunden, Wohlfahrtsstaaten geschaffen, Widerstand geleistet und friedliche Revolutionen herbeigeführt. Europa hat im 20. Jahrhundert eine große historische Kraft bewiesen, die nicht zuletzt auf einem grundlegenden Selbst- und Werteverständnis beruht: der Fähigkeit zur kritischen Selbstreflexion, der Korrektur von Fehlern und dem Mut zur Veränderung. 2012 erhielt die Europäische Union in Anerkennung dieser historischen Leistung den Friedensnobelpreis. Leider verzichtete das Nobelpreiskomitee in seiner Begründung auf die Erwähnung von Stresemann oder Briand und konzentrierte sich ganz auf die europäische Integration nach 1945. Der Wunsch, dem Anlass entsprechend Erfolge zu erzählen, ist verständlich. Die Geschichte Europas, seiner Ideen und Konflikte, seiner Erfolge und Misserfolge ist jedoch facettenreicher und widersprüchlicher. Gerade diese Geschichte bietet Orientierung in der Gegenwart. Sie erinnert an den Mut, die Furchtlosigkeit und die Überzeugungskraft, die es braucht, um Frieden in einem liberalen und demokratischen Europa zu verwirklichen.
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        EUROPA DER REGIONEN?
 
        Wahlbeteiligung und Euroskepsis bei den Europawahlen
 
        Matthias Diermeier · Christian Oberst · Samina Sultan
 
        Vom 6. bis 9. Juni 2024 findet die zehnte Direktwahl zum Europäischen Parlament statt. Zwar wird die Europawahl voraussichtlich auch in diesem Jahr stark von der nationalen politischen Kultur, den länderspezifischen Diskursen sowie den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in jedem der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union geprägt sein. Aber auch die unterschiedlichen regionalen Perspektiven, Identitäten und kleinräumigen wirtschaftlichen Herausforderungen innerhalb eines Staates dürften das Wahlverhalten beeinflussen. Besonders ausgeprägt sind diese regionalen Differenzen in den mittel- und osteuropäischen Ländern, wo die Hauptstadtregionen zum Teil mehr als dreimal so wirtschaftsstark sind wie manche ländliche Gebiete innerhalb derselben Staatsgrenzen.01
 
        Die EU hat die Problematik der regionalen Unterschiede in ihren Mitgliedstaaten seit Langem erkannt und die regionale Perspektive mit dem Europäischen Ausschuss der Regionen im Vertrag von Maastricht 1992 formal institutionalisiert. In Artikel 174 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist das Ziel verankert, den Entwicklungsstand besonders benachteiligter Regionen zu verbessern. Bereits EU-Kommissionspräsident Jacques Delors (1985 bis 1995) setzte sich nachdrücklich für eine europäische Kohäsionspolitik als Gegengewicht zu den durch den Binnenmarkt zunehmenden regionalen Ungleichheiten ein.02 Tatsächlich ist ein erheblicher Teil der Kohäsions-Förderarchitektur im langfristigen EU-Haushalt 2021–2027 (insgesamt 30 Prozent beziehungsweise 330 Milliarden Euro) auf die regionale und nicht auf die nationale Ebene ausgerichtet. Gemäß der geografischen Systematik der EU orientiert sich diese Politik weitgehend an der sogenannten NUTS-2-Ebene, die auch der Bezugspunkt dieses Beitrags ist. Nuts-2-Regionen haben zwischen 800000 und 3 Millionen Einwohner und umfassen beispielsweise in Deutschland Regierungsbezirke wie Oberbayern oder das Saarland, in Italien Regionen wie das Piemont oder Bozen-Südtirol, in Spanien autonome Gemeinschaften wie Galizien oder das Baskenland. Ausnahmen sind Malta und Luxemburg mit rund 500000 bis 640000 Einwohnern.
 
        Ein Ziel der EU-Regionalpolitik ist es, die politische Verschärfung regionaler Fliehkräfte zu verhindern. Spätestens mit dem Brexit, der sich auch im vielschichtigen Widerstand gegen die ökonomische und kulturelle Vormachtstellung der City of London manifestierte, zeigt sich die Tragik dieser präventiven Regionalpolitik: In einigen der ärmsten Regionen des Vereinigten Königreichs mit der höchsten Förderintensität wie Cornwall oder South Yorkshire haben sich besonders viele Menschen für den Austritt aus der Staatengemeinschaft entschieden. Gleichzeitig konzentrieren sich die stärksten Gegner der europäischen Integration am rechten Rand des politischen Spektrums in den ärmsten Regionen der osteuropäischen Mitgliedstaaten – und das, obwohl dort die Fördermittel aus Brüssel am höchsten sind.03
 
        Diese Gemengelage hat den britischen Journalisten David Goodhart dazu veranlasst, eine nicht unumstrittene Dichotomie zwischen kommunitaristischen somewheres und kosmopolitischen anywheres zu diagnostizieren, die eine grundlegende Spaltung zwischen städtischer und ländlicher Bevölkerung nachzeichnen soll.04 Im Sinne dieser sozialräumlichen Spaltung wurde ein Gefälle der Bevölkerungsdichte,05 eine Geografie der Unzufriedenheit06 oder auch eine Rebellion der wirtschaftlich und kulturell unbedeutenden Orte07 festgestellt. In jüngster Zeit sind einige Beiträge erschienen, die sich mit dem zunehmenden Auseinanderdriften zwischen den sogenannten „Superstar-Städten“ und den restlichen Landesteilen befassen.08
 
        Die aus diesem Trend resultierende politische Entfremdung, so die Argumentation, schlage sich auch politisch nieder: zunächst in einer zunehmenden Wahlenthaltung in den entfremdeten Gebieten und schließlich in der Wahl extremer, populistischer oder systemfeindlicher Parteien. Für die Europawahlen kommt hinzu, dass es sich hierbei um eine Wahl zweiter Ordnung handelt, für die ein geringeres Interesse besteht und in der sich vor allem die aktuellen nationalen Konflikte widerspiegeln.09
 
        Im Folgenden werden die sechs Europawahlen zwischen 1994 und 2019 auf regionaler Ebene auf Grundlage der European NUTS-Level Election Database und der Daten zu den Einstellungen der Parteien aus der PopuList-Datenbank untersucht.10 Die Analyse von insgesamt 226 Regionen der NUTS-2-Ebene ermöglicht es, sowohl Unterschiede innerhalb der Nationalstaaten als auch Unterschiede zwischen den Nationalstaaten zu berücksichtigen. Eine Sonderstellung in Fragen der politischen Kultur nehmen die postsowjetischen EU-Mitgliedstaaten in Mittel- und Osteuropa ein, die in den vergangenen 20 Jahren der EU beigetreten sind. Sie werden im Folgenden als eine Ländergruppe behandelt.11 Malta und Zypern, die ebenfalls erst 2004 der EU beigetreten sind, werden als Mittelmeeranrainer nicht der Ländergruppe Mittel- und Osteuropa, sondern Nord-, Süd- und Westeuropa zugeordnet. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit muss auf eine Analyse Sloweniens und Irlands, der Region Åland (Finnland) sowie des Vereinigten Königreichs, das mit dem Brexit-Referendum bereits 2016 den Weg aus der Staatengemeinschaft eingeschlagen hat, verzichtet werden.
 
        WIEDERENTDECKUNG DER EUROPAWAHL?
 
        Bei den vergangenen sechs Europawahlen gab es große Unterschiede zwischen den mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten und dem Rest der Staatengemeinschaft (Abbildung 1). Die Wahlbeteiligung in den Regionen der EU-Mitgliedstaaten Nord-, Süd- und Westeuropas sank im Median von rund 57,5 Prozent im Jahr 1994 auf 43,4 Prozent in den Jahren 2004 und 2009.12 Erst bei der Europawahl 2019 konnte mit 56,6 Prozent wieder ein deutlich höherer Anteil der Wahlberechtigten mobilisiert werden. Damit erreichte die Wahlbeteiligung erstmals wieder das Niveau von vor 25 Jahren.
 
         
          Abbildung 1: Entwicklung der regionalen Wahlbeteiligung bei Europawahlen und Spannweite der regionalen Unterschiede nach Ländergruppen
 
          [image:  In der Grafik sind vier Linien zu sehen. Die durchgezogene blaue Linie zeigt, dass die durchschnittliche Wahlbeteiligung in den Regionen der EU-Mitgliedstaaten in Nord-, Süd- und Westeuropa von rund 57,5 Prozent im Jahr 1994 auf 43,4 Prozent in den Jahren 2004 und 2009 gesunken ist. Bei der Europawahl 2019 konnte mit 56,6 Prozent wieder ein deutlich höherer Anteil der Wahlberechtigten mobilisiert werden. Die durchgezogene rote Linie zeigt, dass die durchschnittliche regionale Wahlbeteiligung in den mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten deutlich niedriger ist. Im Jahr 2004 lag der Anteil der Stimmen im Median der Regionen bei nur 23,4 Prozent. Für die Europawahlen 2019 konnte ein größerer Anteil der Wahlberechtigten mobilisiert werden. Die gestrichelte blaue Linie zeigt den Maximalwert der Staatengruppe Nord-, Süd- und Westeuropa. Dieser Wert liegt bei knapp 90 Prozent. Die gestrichelte rote Linie zeigt den Höchstwert der Regionen Mittelost, der 2019 bei knapp 60 Prozent liegt.] 
          Grau = gesamter Wertebereich; Blau = Nord-Süd-West-Regionen; Rot = Mitte-Ost-Regionen; Durchgezogene Linie = Median; Gestrichelte Linie = Höchstwert; Schraffierte Fläche = Interquartilsabstand (mittlere 50 Prozent der Werte).
 
          Der Interquartilsabstand sagt aus, wie weit die mittleren 50 Prozent der Werte auseinander liegen.
 
          Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf der European NUTS-Level Election Database, https://eu-ned.com
 
        
 
        Demgegenüber steht eine deutlich niedrigere regionale Wahlbeteiligung in den mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten, die ab 2004 der EU beigetreten sind und dann sukzessive an den Europawahlen teilgenommen haben. 2004 lag der Anteil der gültigen Stimmen im Median der Regionen bei nur 23,4 Prozent und damit unter der niedrigsten Wahlbeteiligung, die 2004 in allen Regionen der „alten“ Mitgliedstaaten gemessen wurde. Im Durchschnitt lag die Mobilisierung in Mittel- und Osteuropa sogar um 20 Prozentpunkte niedriger. Erst für die Europawahlen 2019 konnte ein größerer Anteil der Wählerinnen und Wähler mobilisiert werden. Die durchschnittliche regionale Wahlbeteiligung stieg 2019 gegenüber 2014 um ganze 15 Prozentpunkte auf 40,5 Prozent – lag aber immer noch 16 Prozentpunkte unter der Wahlbeteiligung der übrigen Regionen der EU.
 
        Um der Sonderstellung von EU-Wahlen im Vergleich zu nationalen Wahlen nachzugehen, können die Wahlbeteiligungen auf regionaler Ebenen verglichen werden. Bei der Europawahl 2019 lag die Wahlbeteiligung im vorliegenden regionalen Datensatz durchschnittlich 13 Prozentpunkte unter der Wahlbeteiligung der vorangegangenen nationalen Wahl – in vier von fünf Regionen war eine geringere Wahlbeteiligung zu verzeichnen. Besonders niedrig war die Mobilisierung im Vergleich zur vorangegangenen Parlamentswahl 2017 in einigen niederländischen Provinzen. Hier lag die Wahlbeteiligung teilweise mehr als 40 Prozentpunkte niedriger als bei der nationalen Wahl. Auch in den mittel- und osteuropäischen Staaten ist die Differenz mit durchschnittlich 17 Prozentpunkten groß. Eine Ausnahme bildet Polen mit einer vergleichsweise hohen Mobilisierung bei den Europawahlen 2019. Hier betrug die Differenz zwischen europäischer und nationaler Wahlbeteiligung im regionalen Durchschnitt nur 4 Prozentpunkte – bei den vorangegangenen Europawahlen lag sie noch bei rund 25 Prozentpunkten.
 
        In den „neuen“ Mitgliedstaaten waren es durchweg die Hauptstadtregionen, die den größten Andrang zur Wahlurne verzeichneten. Zwischen 2004 und 2019 wechselten sich Budapest, Vilnius und schließlich Warschau an der Spitze ab. Die polnische Hauptstadt machte einen enormen Mobilisierungssprung. Die Wahlbeteiligung verdoppelte sich im Laufe der vier Europawahlen von 30 Prozent auf fast 60 Prozent; Warschau war damit die einzige Region in Mittel- und Osteuropa, die 2019 eine höhere Wahlbeteiligung verzeichnete als der Durchschnitt der Nord-Süd-West-Regionen. Zu den Gebieten mit der geringsten Mobilisierung zählten die ländlichen Regionen der Slowakei mit einer Wahlbeteiligung von nur 10 bis 20 Prozent. Wobei auch hier bei den Europawahlen 2019 ein starker Anstieg zu verzeichnen war und die Wahlbeteiligung im Vergleich zu 2014 um knapp 8 bis 9 Prozentpunkte zunahm.
 
        Damit näherten sich die Schlusslichter der Wählermobilisierung in Mittel- und Osteuropa ihren Pendants in der übrigen EU an, wozu vor allem portugiesische Regionen wie die Algarve gehören, wo nur 25 bis 35 Prozent der Wahlberechtigten zur Wahl gingen. Auffällig ist, dass 1994 selbst die Hauptstadtregion um Lissabon mit 32 Prozent auf dem vorletzten Platz lag. Brandenburg verzeichnete bei den Wahlen 2004 und 2009 die niedrigste Wahlbeteiligung außerhalb Ost- und Mitteleuropas (26 beziehungsweise 29 Prozent). Im Gegensatz dazu erreicht die Wahlbeteiligung in einigen Regionen Belgiens und in Luxemburg knapp 85 Prozent.
 
        Auch zwischen den Mitgliedstaaten gibt es große Unterschiede (Abbildung 2). Besonders hoch war die Wahlbeteiligung bei der Europawahl 2019 in den dunkelblau eingefärbten Ländern Luxemburg (84 Prozent), Belgien (83 Prozent) und Malta (70 Prozent). Dagegen gingen in der Slowakei (22 Prozent), Kroatien (29 Prozent) und der Tschechischen Republik (29 Prozent) besonders wenige Menschen zur Wahl. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in Belgien, Bulgarien, Luxemburg, Zypern und Griechenland eine Wahlpflicht besteht, die allerdings nur teilweise juristisch durchgesetzt wird. Zudem fanden in Belgien zeitgleich nationale Wahlen statt, was zu einer zusätzlichen Mobilisierung geführt haben dürfte.
 
        
 
         
          Abbildung 2: Wahlbeteiligung bei der Europawahl 2019
 
          [image: Die Abbildung zeigt die Europakarte in Regionen unterteilt. Man sieht, dass die Wahlbeteiligung bei den Europawahlen 2019 sehr unterschiedlich ist. Besonders hoch war die Wahlbeteiligung in den Ländern Luxemburg (84 %), Belgien (83 %) und Malta (70 Prozent). Dagegen gingen in Slowakei (22 Prozent), Kroatien (29 Prozent) und der Tschechischen Republik (29 Prozent) wenige Menschen zur Wahl.] 
          Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf der European NUTS-Level Election Database, https://eu-ned.com
 
        
 
        Zusätzlich zu den nationalen Gemeinsamkeiten zeigen sich auch innerhalb der Länder Diskrepanzen. Besonders auffällig sind diese in Italien, wo die Wahlbeteiligung zwischen der Region Emilia-Romagna (65 Prozent) und Sardinien (36 Prozent) sowie Sizilien (35 Prozent) deutlich variiert. Auch wenn man die Ausreißer nach oben und unten außer Acht lässt und nur die mittleren 50 Prozent der Werte betrachtet, liegt Italien bei den regionalen Disparitäten an der Spitze der EU-Mitgliedstaaten: Mit 15 Prozentpunkten streuen diese Unterschiede in Italien noch stärker als in Spanien (10 Prozentpunkte) oder Österreich (7 Prozentpunkte). Die regionalen Differenzen in Deutschland liegen mit 3,5 Prozentpunkten erst an elfter Stelle. Auch der Unterschied zwischen der höchsten und der niedrigsten Wahlbeteiligung in Deutschland ist mit 12 Prozentpunkten zwischen dem Saarland (65 Prozent) und Sachsen-Anhalt (53 Prozent) moderat.
 
        Deutliche Unterschiede zeigen sich auch in Polen, wo die Wahlbeteiligung von 60 Prozent in Warschau bis zu 37 Prozent in der Woiwodschaft Ermland-Masuren reicht. Die hohen Werte zeigen eine höhere europapolitische Partizipation in den Hauptstadtregionen. Dieser Effekt zeigt sich in Abbildung 2als blaue „Hauptstadtflecken“ vor allem in den mittel- und osteuropäischen Ländern. Neben Warschau (15,6 Prozentpunkte mehr) weisen auch Budapest (10,3 Prozentpunkte), Prag und Bratislava (jeweils 9,4 Prozentpunkte) deutlich höhere Wahlbeteiligungen auf. Lediglich in der Hauptstadtregion um Brüssel (5,6 Prozentpunkte weniger), in Latium um Rom (minus 3,3 Prozentpunkte), in der Île-de-France (minus 1 Prozentpunkt) und in Berlin (minus 0,8 Prozentpunkte) ist die Differenz zum nationalen Durchschnitt leicht negativ. Die gerade in Mittel- und Osteuropa ausgeprägte hohe politische Partizipation in den wohlhabenden, kosmopolitischen Hauptstädten steht paradigmatisch für einen grundsätzlich positiven Zusammenhang zwischen Bevölkerungsdichte und Wahlbeteiligung. Als Zwischenfazit lässt sich festhalten: Wenn wir es mit einer politischen Revolte der abgehängten Regionen zu tun haben, dann spiegelt sich diese – zumindest was die Wahlbeteiligung betrifft – bisher in einer stillen „Revolte an der Wahlurne“ im Sinne der Wahlabstinenz wider.13
 
        POLITISCHE KLUFT
 
        Politische Entfremdung kann sich neben der Wahlenthaltung auch in der Wahl von Anti-Establishment- oder systemkritischen Parteien äußern. Im Kontext der Europawahlen versammeln sich solche Parteien häufig unter dem Etikett des Euroskeptizismus.14 Die Vorbehalte gegen die europäische Integration finden sich sowohl im rechten als auch im linken Spektrum und zersplittert sich im Europäischen Parlament in verschiedene Fraktionen.
 
        Bei der Betrachtung der Entwicklung der euroskeptischen Stimmenanteile ist erneut die Differenzierung nach Ländergruppen aufschlussreich (Abbildung 3). Euroskeptizismus ist keineswegs ein Phänomen der Regionen Mittel- und Osteuropas, sondern seit Langem im europäischen Parteienspektrum verankert. Schon zwischen 1994 und 2009 rangierte der durchschnittliche regionale Stimmenanteil von Euroskeptikern in Nord-, Süd- und Westeuropa zwischen 7,5 und 10 Prozent. Zwar erzielten euroskeptische Parteien in den Regionen Mittel- und Osteuropas bei ihrer ersten EU-Wahl 2004 einen um 10 Prozentpunkte höheren Stimmenanteil, bei der Europawahl 2014 lagen die beiden Ländergruppen jedoch gleichauf: Hier wie dort wurde jede fünfte Stimme für eine euroskeptische Partei abgegeben.
 
         
          Abbildung 3: Entwicklung der regionalen Stimmenanteile für euroskeptische Parteien bei Europawahlen und Spannweite der regionalen Unterschiede nach Ländergruppen
 
          [image: Die Grafik zeigt vier Linien. Die durchgezogene blaue Linie zeigt, dass der durchschnittliche Stimmenanteil euroskeptischer Parteien in Nord-, Süd- und Westeuropa von rund 10 Prozent im Jahr 1994 auf über 20 Prozent im Jahr 2019 gestiegen ist. Die durchgezogene rote Linie zeigt, dass dieser Wert in den osteuropäischen Staaten zwischen 2004 und 2019 von rund 20 Prozent auf rund 25 Prozent gestiegen ist. Die gestrichelte blaue Linie zeigt den Maximalwert der Staatengruppe Nord-, Süd- und Westeuropa. Dieser Wert liegt 1994 bei rund 30 Prozent und steigt auf über 60 Prozent im Jahr 2019. Die gestrichelte rote Linie zeigt den Maximalwert der mittelöstlichen Regionen, der 2019 bei knapp 70 Prozent liegt.] 
          Grau = gesamter Wertebereich; Blau = Nord-Süd-West-Regionen; Rot = Mitte-Ost-Regionen; Durchgezogene Linie = Median; Gestrichelte Linie = Höchstwert; Schraffierte Fläche = Interquartilsabstand (mittlere 50 Prozent der Werte).
 
          Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf der European NUTS-Level Election Database, https://eu-ned.com
 
        
 
        
 
        Insbesondere in Südeuropa ist die Zunahme des Euroskeptizismus nicht zuletzt auf die EU-Staatsschuldenkrise und die damit einhergehende Austeritätspolitik zurückzuführen.15 Die größten Stimmenzuwächse für euroskeptische Parteien gab es in den Regionen Griechenlands und in den weniger wohlhabenden Regionen Süd- und Mittelitaliens wie Sardinien und den Abruzzen (rund 30 Prozent Zuwachs). Dies zeigt sich beispielsweise im Erstarken der linksgerichteten Parteien Syriza in Griechenland und Movimento 5 Stelle (M5S) in Süditalien. Aber auch der rechte Front National (heute Rassemblement National) reüssierte – vor allem in Nordfrankreich. In Mittel- und Osteuropa liegen die Regionen mit den höchsten Zuwächsen euroskeptischer Wähleranteile 2014 im Vergleich zu 2009 in Ungarn. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die Fidesz-Partei unter ihrem Vorsitzenden Viktor Orbán seit 2010 zu den Euroskeptikern gezählt wird, nachdem sie in der Europapolitik auf einen dezidierten Konfrontationskurs mit der EU eingeschwenkt ist.
 
        Bei den Europawahlen 2019 haben die regionalen Stimmenanteile euroskeptischer Parteien in Ost- und Mitteleuropa weiter zugenommen, während sie in den übrigen Mitgliedstaaten auf hohem Niveau stagnierten. Mit der Zunahme der Fluchtmigration in den Jahren 2015 und 2016 kam es jedoch zu einer Verschiebung der Anteile vom linken zum rechten euroskeptischen Lager. In Italien wurde die Lega Nord (heute Lega) erstmals stärkste Kraft, während das M5S Verluste hinnehmen musste. In Portugal und Spanien verloren die linken Euroskeptiker in vielen Regionen erneut Stimmenanteile. In Deutschland kommt ein Erstarken der AfD hinzu, die insbesondere in Ostdeutschland – mit Ausnahme von Berlin – ihre Ergebnisse noch einmal deutlich verbessern konnte. Allein im Regierungsbezirk Dresden erreichte die AfD mit 28 Prozent einen Stimmenanteil, der eher in das Bild euroskeptisch dominierter Regionen in Frankreich, den Niederlanden oder Schweden passt als nach Deutschland (Abbildung 4). Am wenigsten verbreitet ist der Euroskeptizismus wiederum in den europäischen Hauptstädten. Dies gilt sowohl für die Regionen um Helsinki, Paris, Stockholm und Wien als auch für die Hauptstadtregionen Budapest, Prag, Sofia und Warschau.
 
         
          Abbildung 4: Regionale Stimmenanteile für euroskeptische Parteien bei der Europawahl 2019
 
          [image: Die Abbildung zeigt die Europakarte in Regionen unterteilt. Man sieht, dass der Anteil der Stimmen für euroskeptische Parteien in den europäischen Hauptstädten am geringsten ist. Besonders stark sind sie in Teilen Italiens, Ungarns und Polens.] 
          Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf der European NUTS-Level Election Database, https://eu-ned.com
 
        
 
        Auffallend ist in beiden Ländergruppen, wie stark die Spannweite zwischen minimalem und maximalem Stimmenanteil der Euroskeptiker zugenommen hat. In Nord-, Süd- und Westeuropa lag das stärkste euroskeptische Wahlergebnis 1994 mit rund 30 Prozent in der portugiesischen Region Alentejo. 2014 betrug der Höchstwert bereits rund 53 Prozent auf den Ionischen Inseln in Griechenland, 2019 66 Prozent im norditalienischen Venetien, dicht gefolgt von den Abruzzen (65 Prozent) in Mittelitalien und der Basilikata (61 Prozent) in Süditalien. Italien ist insofern ein Sonderfall, als euroskeptische Parteien sowohl auf der Rechten (Lega) als auch auf der Linken (M5S) große Wähleranteile mobilisieren können und 2018 bis 2019 sogar gemeinsam die Regierung stellten.16 Aufgrund der unterschiedlichen geografischen Schwerpunkte der Wahlerfolge (Lega im Norden, M5S im Süden) sind die Euroskeptiker des Mezzogiorno zwar insgesamt etwas erfolgreicher, doch sind die Wahlergebnisse in dieser Hinsicht deutlich ausgeglichener als die Wahlbeteiligung – diese war 2019 im Norden deutlich höher als im Süden.
 
        In Mittel- und Osteuropa lag das stärkste euroskeptische Wahlergebnis bereits 2014 bei 73 Prozent (Nyugat-Dunántúl in Ungarn) und damit 20 Prozentpunkte über dem der übrigen EU. Bei den Europawahlen 2019 war die Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) in der südpolnischen Woiwodschaft Karpatenvorland ähnlich erfolgreich. Interessant ist auch, in welchen Regionen die Stimmenanteile der Euroskeptiker besonders niedrig sind. Bei den Europawahlen 2014 lagen diese im nördlichen Teil Rumäniens unter 5 Prozent, aber auch in der Hauptstadtregion Bukarest-Ilfov sowie mit rund 5 Prozent im südlichen Teil Bulgariens und in der Region Yugozapaden, die auch die Hauptstadt Sofia umfasst.17 Bei den Europawahlen 2019 ist der Stimmenanteil der euroskeptischen Parteien hier sogar noch weiter zurückgegangen. Die Schwäche dieser Parteien in der bulgarischen Hauptstadtregion wird nur noch in Lettland unterboten, wo keine relevanten euroskeptischen Parteien im politischen Spektrum verankert sind. Hinsichtlich der euroskeptischen Wahlerfolge zeigt sich somit eine ausgeprägtere Heterogenität in den mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten.
 
        Drei wesentliche Ergebnisse lassen sich festhalten: Erstens konnten die euroskeptischen Parteien im Laufe der Jahre bei den Europawahlen immer mehr Wählerinnen und Wähler für sich mobilisieren. Dies gelang ihnen vor allem in ländlicheren Räumen und in Regionen mit höherer Arbeitslosigkeit. Die sogenannte Revolte an der Wahlurne der strukturschwachen Regionen hat an Lautstärke gewonnen.18 Zweitens hat die regionale Streuung des Stimmenanteils der Euroskeptiker zugenommen. Während in einigen Regionen die euroskeptischen Kräfte keinen nennenswerten Einfluss gewinnen konnten, ist es in anderen Regionen keine Ausnahme mehr, dass sie mit Leichtigkeit absolute Mehrheiten erringen. Drittens hat eine Verschiebung innerhalb des euroskeptischen Spektrums stattgefunden: Während 2014 vor dem Hintergrund der EU-Staatsschuldenkrise vielerorts noch das linke Lager dominierte, konnte 2019 das rechte Lager zulegen. Eine wichtige Rolle dürfte dabei die deutlich gestiegene Bedeutung der Migrationspolitik gespielt haben.
 
        SCHLUSS
 
        Betrachtet man die Wahlbeteiligung und die Stimmenanteile euroskeptischer Kräfte gemeinsam, so zeigt sich in der einfachen Gegenüberstellung ein negativer Zusammenhang: In Regionen, in denen sich mehr Menschen an Europawahlen beteiligen, ist der Stimmenanteil euroskeptischer Parteien tendenziell geringer. In Übereinstimmung mit der Literatur zur Geografie der Unzufriedenheit handelt es sich dabei um ländliche und strukturschwache Räume. Es gibt jedoch keinen Automatismus, dass eine steigende Wahlbeteiligung bei Europawahlen zu Einbußen bei den euroskeptischen Parteien führt.19 So konnten euroskeptische Parteien zuletzt vor allem in Regionen mit niedriger Wahlbeteiligung Stimmenzuwächse verzeichnen – also dort, wo sie ohnehin schon anteilig die besten Wahlergebnisse erzielt hatten. Da dies jedoch nicht einmal zu einer Angleichung der Wahlbeteiligung an den jeweiligen Landesdurchschnitt geführt hat, lässt sich schlussfolgern: Die gegen die EU gerichtete Revolte an der Wahlurne hätte noch viel deutlicher ausfallen können – und kann es immer noch.20
 
        Zudem gibt es gerade dort, wo die Euroskeptiker ihre besten Ergebnisse erzielen, eine sehr große Gruppe von Nichtwählerinnen und Nichtwählern. Da die proeuropäischen Parteien ihre Hochburgen vor allem in den wohlhabenden Agglomerationsräumen ausbauen konnten, ist eine zunehmende räumliche Spaltung der Wahlergebnisse zu konstatieren. Besonders beunruhigend dürfte für die proeuropäischen Wahlkämpfer sein, dass sie ausgerechnet in den Regionen am wenigsten überzeugen konnten, in die die höchsten EU-Fördermittel fließen.
 
        Die Vorzeichen für die Europawahlen 2024 deuten auf einen Vorteil für die euroskeptischen Parteien des rechten Lagers hin. Zum einen hat das Thema Migration weiter an Bedeutung gewonnen. Zum anderen prägen nationale Kontexte – trotz enormer regionaler Unterschiede – nach wie vor das Wahlverhalten bei Europawahlen. Die proeuropäischen Regierungen in Deutschland und Frankreich, deren Parteien 2019 teilweise Rekordergebnisse erzielten, befinden sich im Umfragetief. Bei den jüngsten Parlamentswahlen in den Niederlanden unterlag zudem mit Frans Timmermans ein dezidiert proeuropäischer Spitzenkandidat – und ehemaliger Vizepräsident der Europäischen Kommission – dem Euroskeptiker Geert Wilders deutlich. Ein Lichtblick könnte der Ausgang der polnischen Parlamentswahlen sein, bei denen ein breites Oppositionsbündnis mit einer erheblichen Mobilisierung der euroskeptischen PiS die Macht entreißen konnte. Dabei wurde die regionale West-Ost-Spaltung des Landes sehr deutlich. Ein differenzierter Blick auf die Regionen ist daher auch für das Verständnis dieser Wahl hilfreich.
 
         
          MATTHIAS DIERMEIER
ist Leiter des Kooperationsclusters Demokratie, Gesellschaft, Marktwirtschaft am Institut der deutschen Wirtschaft in Köln.
 
          CHRISTIAN OBERST
ist Senior Economist für Wohnungspolitik und Immobilienökonomik am Institut der deutschen Wirtschaft in Köln.
 
          SAMINA SULTANist Economist für europäische Wirtschaftspolitik und Außenhandel am Institut der deutschen Wirtschaft in Köln.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
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        SOUVERÄNER SICHERHEITSAKTEUR?
 
        Die US-Wahlen als Herausforderung für Europa
 
        Majda Ruge
 
        Der nächste US-Präsident, ob Joe Biden oder Donald Trump, wird eine zweite Amtszeit antreten. Die Außenpolitik jedes neuen Präsidenten wird zwangsläufig auf dem Erbe der ersten Amtszeit aufbauen, aber auch auf neue politische Ereignisse reagieren. Für die Europäerinnen und Europäer ist es eine existenzielle Frage, wie diese Kombination aus Alt und Neu in den jeweiligen Regierungen – Biden 2.0 oder Trump 2.0 – aussehen könnte und was dies für die europäischen Interessen bedeuten würde.
 
        Während die Angst vor einer möglichen Rückkehr Trumps groß ist, hinterlassen in Europa die US-amerikanischen Tendenzen zum Rückzug bereits heute ihre Spuren. Die Folgen der Blockade der US-Hilfe für die Ukraine im US-Kongress sind bereits im Kriegsgebiet sichtbar: Der Ukraine geht die Munition aus, die Russen haben Awdijiwka eingenommen und sind auf dem Schlachtfeld militärisch im Vorteil. Das Ausmaß der europäischen Lähmung angesichts eines nach innen gerichteten Amerikas, das sich nicht um die europäische Sicherheit kümmert, ist bereits spürbar – und Trump ist noch nicht einmal im Weißen Haus.
 
        Wie kann sich Europa besser auf Umbrüche in der US-Außenpolitik vorbereiten? Und welche Elemente von Kontinuität und Wandel werden nach den US-Präsidentschaftswahlen vorherrschen?
 
        TRUMP 2.0
 
        In seiner ersten Amtszeit zeigte Trump eine generelle Geringschätzung gegenüber Verbündeten und eine besondere Abneigung gegenüber der Nato und der Ukraine. Das ist für die meisten europäischen Staaten beunruhigend, da sie fast alle die USA als Grundlage ihrer Sicherheitspolitik betrachten und die Rolle der USA in Europa erhalten oder sogar ausbauen wollen. Gleichzeitig hat Trump als Präsident seine Ankündigung, die Rolle der USA in Europa grundlegend zu ändern, vielfach nicht eingelöst. Viele Europäer hoffen daher, dass Trumps Außenpolitik im Falle seiner Wiederwahl dem gleichen Drehbuch folgen wird wie in seiner ersten Amtszeit. Es gibt jedoch gute Gründe für die Annahme, dass vieles anders sein wird und dass Europa sich deshalb strategischer als bisher auf die US-Wahlen vorbereiten muss.
 
        Zwei wichtige Dinge haben sich seit der ersten Amtszeit verändert. Erstens wird Trumps Beraterkreis diesmal ganz anders aussehen als während seiner ersten Amtszeit. Die Generäle und Diplomaten, die das alte Weltbild einer strategischen Partnerschaft mit Europa als Sprungbrett für Amerikas Interessen in der Welt verinnerlicht hatten, werden nicht zurückkehren. An ihre Stelle tritt eine neue Generation von rechtsgerichteten republikanischen Aktivisten und Denkfabriken. Dominieren wird eine von zwei Gruppen, die beide die Unterstützung der republikanischen Basis genießen:01 zum einen die Restrainers, die der Südgrenze der USA politische und finanzielle Priorität einräumen wollen und eine radikale Reduzierung der sicherheitspolitischen Kooperationen der USA im Ausland fordern. Sie haben die Unterstützung großer Veteranen- und Militärverbände, die dem militärischen Engagement der USA in Europa und im Nahen Osten sehr skeptisch gegenüberstehen. Zum anderen geht es um die Prioritisers, die eine starke Ausrichtung der US-Außenpolitik auf Asien und China fordern. Sie sind der Ansicht, dass die USA ihre gesamte politische und finanzielle Aufmerksamkeit auf die Abschreckung einer chinesischen Invasion Taiwans richten sollten, die sie für das Jahr 2027 für wahrscheinlich halten.
 
        Trotz unterschiedlicher Schwerpunkte sind sich beide Lager einig, dass die Sicherheit Europas nicht die oberste Priorität Amerikas sein sollte. Sie meinen, dass die wohlhabenden europäischen Staaten selbst die volle Verantwortung für ihre Sicherheit übernehmen müssten. Dieses Ziel müsse durch einen „Big Bang“ erreicht werden, das heißt durch den raschen Abzug von Hilfsgütern und Streitkräften aus dem europäischen Raum, da Europa sonst niemals zu einem souveränen Verteidigungs- und Sicherheitsakteur heranwachsen könne.
 
        Zweitens hat sich die internationale und europäische Sicherheitslandschaft seit der ersten Amtszeit Trumps erheblich verändert. Mit dem russischen Angriff auf die gesamte Ukraine ist auf dem europäischen Kontinent ein Krieg enormen Ausmaßes ausgelöst worden. Und die Eskalation zwischen Israel und den Palästinensern in Gaza hat die USA erneut in den Konflikt im Nahen Osten hineingezogen. „Die Welt steht in Flammen, und wir müssen trotzdem Prioritäten setzen“ – das hört man oft in Gesprächen mit amerikanischen Außenpolitikerinnen und Außenpolitikern.
 
        Diese Prioritätensetzung ist für Europa mit hohen Kosten verbunden. Verschiedene Kreise in Trumps Umfeld haben eine Reihe außenpolitischer Optionen für eine mögliche zweite Amtszeit ins Spiel gebracht, die vom Austritt der USA aus der Nato bis hin zu direkten Friedensbemühungen mit Russland reichen. Es ist wichtig festzuhalten, dass niemand, nicht einmal Trump selbst, genau weiß, was er im Falle seiner Wahl tun wird. Folgende Szenarien sind jedoch möglich und werden in den neuen rechten Denkfabriken vorbereitet.
 
        Ukraine
 
        Trumps Ideen zur Beendigung des Krieges lassen eine völlige Gleichgültigkeit gegenüber dem Schicksal der territorialen Integrität der Ukraine erkennen. Trump und seine Beraterinnen und Berater teilen die Überzeugung, dass die USA nicht die moralische Polizei der Welt sein sollten, und wollen keine Mittel mehr für die Ukraine bereitstellen. Trump hat versprochen, den Krieg rasch zu beenden und zügig einen Friedensvertrag auszuhandeln. In der Praxis würde das bedeuten, dass er einen Deal mit Russland aushandelt, der die Konfliktlinien dort einfriert, wo sie sind. Der ehemalige US-Präsident beklagt sich ständig über die Erschöpfung der US-Waffenvorräte, die durch die Priorisierung der Ukraine durch die Biden-Administration verursacht worden sei. Ebenso beunruhigend ist, dass die Ukraine Teil von Trumps innenpolitischem Antagonismus geworden ist. So hat er Präsident Biden vorgeworfen, die USA aus persönlichen finanziellen Gründen in einen globalen Krieg zu ziehen.
 
        Nato
 
        Trump behauptet, dass die USA zu viele Sicherheitsverpflichtungen im Ausland hätten und von ihren Verbündeten ausgenutzt würden. Für die Befürworter eines amerikanischen Rückzugs aus Europa ist dies eine einmalige Gelegenheit, ihre Pläne wie „Dormant Nato“ (ruhende Nato) zu verwirklichen.02 Den Initiatoren der Idee einer Dormant Nato reicht es nicht aus, von den Nato-Verbündeten die Einhaltung der Zwei-Prozent-Verpflichtung bei den Militärausgaben zu verlangen. Sie fordern eine vollständige Übertragung der Verantwortung für die Nato auf die Europäer und wollen die Rolle der USA in der Nato minimieren, um die Europäer zu zwingen, die Verantwortung für die Sicherheit zu übernehmen.
 
        Die Schöpfer des Plans lehnen jede weitere Erweiterung der Nato ab. Sie sind der Ansicht, dass die Europäer nie die notwendigen Anreize haben werden, ihre Sicherheit selbst in die Hand zu nehmen, wenn die USA ihre Präsenz in Europa nicht rasch reduzieren. Und sie werfen der Biden-Administration vor, die strategische Autonomie Europas zu untergraben, indem sie 2022 zusätzliche 20000 US-Soldaten in Europa stationiert hat und die US-Luftverteidigungsunterstützung erhöhen will.
 
        Ihre alternative Agenda besteht darin, eine neue, nicht US-zentrierte Sicherheitsarchitektur in Europa zu schaffen. Dies würde bedeuten, dass die meisten US-Truppen aus Europa abgezogen und die Nato-Regeln überarbeitet werden, um eine Nato unter europäischer Führung zu schaffen, in der die Amerikaner nur eine unterstützende Rolle spielen.
 
        Rückzug von Truppen aus Nahost
 
        Beide Parteien – Demokraten und Republikaner – sind fest davon überzeugt, dass die Ära der Intervention und des Aufbaus von Staaten im Nahen Osten vorbei ist und die Region nicht mehr zu den obersten Prioritäten Amerikas gehören sollte. Mit den Terroranschlägen der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 wurde Präsident Biden jedoch in die Region zurückgezogen. Die Republikanische Partei ist sich darin einig, Israel sowohl durch militärische Hilfe als auch durch politische Rückendeckung zu unterstützen. Gleichzeitig wollen die meisten republikanischen Restrainers und Prioritisers ein direktes militärisches Engagement der USA in der Region vermeiden.
 
        In beiden Lagern gibt es den Wunsch, die 3500 US-Soldaten aus dem Irak und Syrien abzuziehen, die dort den Angriffen des Iran und seiner Stellvertreter ausgesetzt sind. Es wird argumentiert, dass diese Bedrohung es dem Iran ermöglicht, das Tempo und die Intensität der Krisen im Nahen Osten zu beeinflussen.03 Seit der Ermordung der drei US-Soldaten in den jordanischen Außenposten ist der Wunsch nach einem Rückzug noch stärker geworden. Politikberater Dan Caldwell dazu: „Der Verbleib amerikanischer Truppen im Irak und in Syrien ohne klaren militärischen Auftrag macht Amerika nicht sicherer, sondern riskiert einen katastrophalen Verlust amerikanischer Menschenleben, der sich zu einem großen Krieg ausweiten könnte. Wenn die USA sich aus dem Irak und aus Syrien zurückziehen würden, müssten sie sich keine Sorgen mehr über Vergeltungsschläge gegen gefährdete US-Truppen machen, die Israel in seinem Krieg gegen die Hamas unterstützen.“
 
        Internationale Allianz zwischen den rechten Bewegungen
 
        Die Tendenz liberaler europäischer Regierungen, Identitätspolitik in ihre Außenpolitik zu integrieren – sichtbar zum Beispiel in den Leitlinien zur feministischen Außenpolitik der Bundesrepublik –, und die generelle Bereitschaft der EU zu einer liberaleren Bildungs- und Einwanderungspolitik stellen die EU auf die „falsche“ Seite des amerikanischen Kulturkampfes. Die Republikaner definieren ihre Partei zunehmend in Opposition zur liberalen Identitätsagenda. Umfragen zeigen, dass Identitätsfragen und politische Korrektheit im Zentrum der parteipolitischen Spaltung in den USA stehen. Politikerinnen und Politiker aus allen Teilen der Republikanischen Partei werfen den Demokraten immer wieder vor, von Identitätspolitik besessen zu sein und sich nicht für amerikanische Interessen in der Welt einzusetzen.
 
        Während seiner Amtszeit zeigte Trump eine Affinität zu einwanderungsfeindlichen Persönlichkeiten wie dem ungarischen Premierminister Viktor Orbán. Diese Affinität hat inzwischen weite Teile der Republikanischen Partei erfasst, was zum Teil auf den innenpolitischen Kulturkampf in den USA zurückzuführen ist. Dies bedeutet, dass künftige republikanische Präsidenten zunehmend EU-Mitgliedstaaten wie Ungarn – und nicht traditionelle Verbündete wie Frankreich und Deutschland – als ideologische Partner betrachten werden.
 
        GEMEINSAMKEIT: AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK
 
        Auch wenn eine zweite Amtszeit Bidens weniger Unsicherheit und mehr Kontinuität bieten wird, steht Europa auch mit dem amtierenden Präsidenten vor mehreren sich abzeichnenden Umbrüchen. Dies gilt insbesondere für die Handelspolitik, die strategische Industriepolitik und die Rivalität mit China.
 
        Republikaner und Demokraten finden zunehmend zu einer neuen, weniger neoliberalen Vision der Weltwirtschaft. Angesichts der sich verschärfenden Rivalität zwischen den USA und China sowie der wachsenden Bedeutung von Wählerschichten aus der Arbeiterklasse in den Swing States sind sich die Parteien in der Frage des Wirtschaftsprotektionismus mittlerweile einig. Trump und Biden spüren die innenpolitische Notwendigkeit, Arbeitsplätze in den USA zu fördern. Beide betrachten bestimmte Industrien und Technologien zunehmend als zu strategisch wichtig, um sie ins Ausland abwandern zu lassen.
 
        Trump ist in dieser Frage direkter und dazu besessen von Amerikas Handelsdefiziten. Für ihn hat die Handelspolitik die USA in eine Falle unfairer Handelsabkommen geführt, in der die europäischen Verbündeten die Sicherheitsgarantien der USA bekommen, während sie gleichzeitig einen wirtschaftlichen Vorteil gegenüber den USA erlangen. Das Versprechen, die Handelsdefizite zu reduzieren, war eines der Hauptthemen während Trumps erster Amtszeit und bleibt es auch in seiner aktuellen Kampagne, in der er die Erhöhung der Zölle auf alle US-Importe auf zehn Prozent in Aussicht stellt – für US-Importe aus China plant Trump sogar mit einer Erhöhung um 40 Prozentpunkte auf 60 Prozent.04
 
        Die Biden-Administration hat den Fokus der ersten Trump-Administration auf die Neuausrichtung und den Wiederaufbau der amerikanischen Produktionskapazitäten beibehalten. Unter Biden wurden die Zölle auf Aluminium- und Stahlimporte aus Europa durch Quoten und freiwillige Exportbeschränkungen ersetzt. Die USA sind nicht wieder in das Nachfolgeabkommen der von Trump aufgekündigten Transpazifischen Partnerschaft (TPP) eingetreten und haben kein Interesse an der Vermittlung eines Freihandelsabkommens mit der EU gezeigt. Stattdessen verfolgte die Biden-Administration eine gezielte strategische Industriepolitik und subventionierte heimische Industrien, bei denen die USA einen Vorsprung behalten wollen. Einige der wichtigsten Maßnahmen, die in Bidens erster Amtszeit verabschiedet wurden, verdeutlichen diese Bemühungen, darunter der Infrastructure Investment and Jobs Act, der CHIPS and Science Act und der Inflation Reduction Act. In seiner zweiten Amtszeit wird Biden auch darauf abzielen, die Abhängigkeit von ausländischen Quellen, insbesondere von China, zu verringern.
 
        VERÄNDERTE BEDROHUNGSWAHRNEHMUNG IN DER EU
 
        Der Einmarsch Russlands in die Ukraine hat das Ausmaß der Sicherheitsbedrohungen für Europa und damit auch die Grundlagen für die künftige Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU grundlegend verändert. Vor dem 24. Februar 2022 konzentrierte sich die EU-Debatte über die europäische Sicherheits- und Verteidigungshoheit hauptsächlich auf die Entwicklung von Fähigkeiten der Europäischen Union zur Krisenbewältigung in ihrer Nachbarschaft, da größere Konfliktszenarien innerhalb der EU nicht erwartet wurden. Die Kriege im ehemaligen Jugoslawien lagen zwar geografisch direkt vor der Haustür der EU, allerdings ging man seinerzeit davon aus, dass die dortige Instabilität ohne größere Auswirkungen auf die eigene Sicherheit bleiben würde.
 
        Infolgedessen konzentrierten sich die Bemühungen um eine Stärkung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik eher auf Aspekte des Krisenmanagements als auf die Notwendigkeit, sich auf eine kollektive Verteidigung vorzubereiten. Jenseits des Balkans wurden alle weiteren sicherheitspolitischen Herausforderungen – sei es im Nahen Osten und Nordafrika, in den östlichen Nachbarstaaten oder in Subsahara-Afrika – als lediglich indirekte Bedrohung für die EU angesehen, die daher mit den gleichen Krisenbewältigungsmechanismen angegangen werden konnten.
 
        Die russische Invasion der gesamten Ukraine 2022 hat diese Bedrohungswahrnehmung in der EU dramatisch verändert. Das Bild russischer Streitkräfte, die in großer Zahl die ukrainische Grenze überqueren, die eklatanten Kriegsverbrechen des russischen Regimes und vor allem die Gefahr einer nuklearen und chemischen Eskalation haben fast alle politischen Entscheidungsträger in der EU davon überzeugt, dass Russland eine direkte Sicherheitsbedrohung für die EU ist.
 
        Dieser Umbruch in der europäischen Sicherheitslandschaft wird erhebliche Auswirkungen auf die Bemühungen Europas haben, ein souveräner außen- und sicherheitspolitischer Akteur zu werden, der in Sicherheitsfragen unabhängig handeln kann. Einerseits hat die russische Invasion die sicherheitspolitischen Ambitionen Europas gestärkt, wie der einhellige Ruf nach höheren Verteidigungsausgaben zeigt. Andererseits hat die Krise den schrittweisen Rückzug der USA aus Europa zumindest vorübergehend rückgängig gemacht und eine Tendenz zur Wiederaufnahme alter Gewohnheiten aus der Zeit des Kalten Krieges ausgelöst, wonach die Vereinigten Staaten die Verteidigung Europas gestalten und ihre europäischen Partner um Unterstützung für ihre Bemühungen bitten.
 
        Das sollte nicht überraschen. Europa ist derzeit nicht in der Lage, seine kollektive Verteidigung gegen Russland außerhalb des Nato-Rahmens zu organisieren, insbesondere, was die nukleare Abschreckung betrifft. Die Tatsache, dass der russische Angriff auf die Ukraine sowohl Schweden als auch Finnland zu Nato-Mitgliedern gemacht hat, zeigt, dass nicht nur die Mittel- und Osteuropäer und die baltischen Staaten dem Willen und der Fähigkeit der EU, Russland abzuschrecken oder sich zu verteidigen, misstrauen. Sie setzen ihr Vertrauen allein in die Vereinigten Staaten. Die Beistandsklausel der EU (Artikel 42 Absatz 7 des Vertrags über die Europäische Union) schafft eine politische Verpflichtung, die jedoch nicht durch militärische Kapazitäten untermauert wird.
 
        Die EU ist außerstande, sich selbst gegen eine russische Aggression zu verteidigen, ganz zu schweigen von der Fähigkeit zur Krisenbewältigung in ihrer Nachbarschaft. Nach dem katastrophalen Versagen auf dem Balkan in den 1990er Jahren verpflichteten sich die EU-Mitgliedstaaten 1999 in Helsinki, bis 2003 in der Lage zu sein, innerhalb von 60 Tagen Streitkräfte im Umfang von 50000 bis 60000 Soldaten zu verlegen und für mindestens ein Jahr im Einsatz zu halten.05 Im Strategiekompass vom März 2022 – veröffentlicht nach dem Angriff auf die Ukraine – wird diese Zahl mit 5000 Soldaten angegeben.06
 
        DROHENDE SPALTUNG
 
        Die EU ist sich der Risiken bewusst, die eine zweite Amtszeit Donald Trumps für Europa mit sich bringen könnte. Die Ukraine und die Zukunft der Nato sind zwei der größten Sorgen Europas. Trumps wiederholte Drohungen, die Nato zu verlassen, russische Angriffe auf „säumige“ Nato-Mitglieder zuzulassen und den Krieg in der Ukraine innerhalb von 24 Stunden zu beenden, haben die Aufmerksamkeit Europas geweckt. Leider ist Aufmerksamkeit nicht gleich Vorbereitung. Bisher wurden keine ausreichenden gemeinsamen politischen Maßnahmen ergriffen, um sich auf Trumps zweite Amtszeit einzustellen.
 
        Einzelinitiativen reichen nicht aus: Deutschland ist nach den USA der zweitgrößte Geber von Militärhilfe für die Ukraine und hat einen bemerkenswerten Beitrag in Bezug auf Ausrüstungslieferungen und Hilfsleistungen erbracht. Dänemark und Polen sind ebenfalls eindrucksvolle Beispiele für Einzelinitiativen, die der ungewissen Zukunft Rechnung tragen. Dänemark will der Ukraine seine gesamte Artillerie zur Verfügung zu stellen – und Polen hat noch unter der PiS-Regierung angekündigt, seine Militärausgaben auf vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen.07
 
        Diese individuellen Bemühungen sind jedoch weder ein Ausgleich für den möglichen Wegfall der US-Unterstützung für die Ukraine, noch sind sie eine gemeinsame Anstrengung, um sich auf mögliche politische Initiativen Trumps mit einer gemeinsamen politischen Strategie vorzubereiten.
 
        Ohne eine EU-Planung für eine gemeinsame politische Haltung (und auch gemeinsame Investitionen in militärische Fähigkeiten zur Umsetzung europäischer Politik) würde es der Trump-Administration ermöglicht, die EU zu spalten und ins Chaos zu stürzen. Das Ergebnis von Trumps Außenpolitik wäre nicht nur eine geschwächte Ukraine, sondern auch eine gespaltene und geschwächte EU und Nato.
 
        Eine US-Politik, die darauf abzielt, die Ukraine dazu zu drängen, ein Friedensabkommen zu akzeptieren und Teile ihres Territoriums an Russland abzutreten, würde möglicherweise zur Spaltung zwischen den Verbündeten in der EU und der Nato führen, wobei einige, wie Ungarn und die Türkei, wahrscheinlich ein Abkommen unterstützen würden, während andere, wie Großbritannien, Frankreich und die Länder an der Ostflanke, sich dagegen aussprechen würden. Auch hier wird Deutschland eine sehr wichtige Rolle spielen. In dem von Bundeskanzler Olaf Scholz und dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj im Februar 2024 unterzeichneten bilateralen Abkommen über Sicherheitszusammenarbeit verpflichtet sich Deutschland zwar zur Wiederherstellung der territorialen Souveränität der Ukraine innerhalb der ukrainischen Grenzen von 1991, doch handelt es sich dabei eher um eine Absichtserklärung als um ein rechtsverbindliches Dokument. Einige der von Deutschland eingegangenen Verpflichtungen müssen sich noch als umsetzbar erweisen, insbesondere im Hinblick auf Artikel 4 des Abkommens, in dem es heißt: „Deutschland weist darauf hin, dass nationale Haushaltsbestimmungen gelten und einer ausdrücklichen Genehmigung des Deutschen Bundestages bedürfen.“08
 
        Und natürlich geht die Fähigkeit der Trump-Administration, das Bündnis zu erschüttern und die Europäer zu spalten, weit über die Ukraine und die europäische Sicherheit hinaus und erstreckt sich auch auf schwierige Themen wie Klima, Handel, China und den Nahen Osten, insbesondere das Thema Israel-Palästina.
 
        NEUE HIERARCHIE
 
        Es liegt auf der Hand, dass eine sinnvolle Vorbereitung auf eine möglicherweise europafeindliche US-Regierung teuer ist – finanziell, politisch und auch psychologisch. Viele Europäer hoffen lieber, dass es nicht so weit kommt, oder glauben, dass die schlimmsten Szenarien nicht eintreten werden. Während die Aufgabe, sich auf Trump 2.0 vorzubereiten, komplex und kompliziert ist, ist eines klar: Europa braucht einen Plan, um für seine eigene Sicherheit zu sorgen. In erster Linie bedeutet dies, die europäischen militärischen Fähigkeiten zu verbessern, um einen möglichen Rückzug der USA auszugleichen und handlungsfähig zu bleiben. Dies ist auch wichtig, um die europäischen außen- und sicherheitspolitischen Ziele zu verwirklichen, die entweder gemeinsam in Brüssel vereinbart oder in verschiedenen bilateralen Abkommen festgelegt wurden.
 
        Auf der Hauptbühne der Münchner Sicherheitskonferenz argumentierte der US-Senator J.D. Vance im Februar 2024, dass der „Westen“ nicht genügend Waffen produzieren könne, um vor Ort in der Ukraine etwas zu bewirken, selbst wenn das US-Zusatzprogramm für die Ukraine im Repräsentantenhaus verabschiedet würde.09 In einem späteren Artikel in der „Financial Times“ wurde er noch deutlicher: „Die Amerikaner wollen Verbündete in Europa, keine Vasallenstaaten (…). Die Europäer (…) müssen ihre industriellen und militärischen Fähigkeiten weiterentwickeln.“10
 
        Dies ist eine völlig neue Sprache in Bezug auf die Hierarchie der transatlantischen Beziehungen seitens der USA, sowohl in ihrer offenen Beschreibung der Verhältnisse als auch in der Unterstützung des Aufbaus europäischer militärisch-industrieller Kapazitäten. Was jetzt gebraucht wird, ist, dass mehr europäische Staats- und Regierungschefs die Haltung des finnischen Präsidenten Alexander Stubb übernehmen, der auf Trumps jüngste Aussagen reagierte: „Wir müssen dafür sorgen, dass wir in Europa unseren eigenen Part in der Nato erfüllen (…). Wir sind ein Sicherheitsanbieter, kein Sicherheitskonsument.“11
 
        Die Europäer müssen diesen Worten Taten folgen lassen – umso mehr, als Europa diesmal durch einen schweren Krieg mit Russland auf seinem Kontinent verwundbar ist. Der Mangel an militärischen Fähigkeiten ist nach wie vor die größte Schwachstelle Europas. Diese Lücke muss geschlossen werden, nicht nur, um die Ukraine zu verteidigen, sondern auch, um zu verhindern, dass Trump Europa auch in anderen Politikbereichen spaltet.
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        VOM BREMSER ZUM ANTREIBER
 
        Polens Rückkehr nach Europa
 
        Rosalia Romaniec
 
        Nur wenige in Europa haben geglaubt, dass die polnischen Parlamentswahlen 2023 eine politische Wende einleiten würden. Doch Polens Ministerpräsident Donald Tusk hat es geschafft. Während stabile europäische Demokratien wie Italien oder die Niederlande Rechtspopulisten an die Macht wählten, kehrt in Polen der Liberalismus zurück. Vielleicht war diese Wahl die für Europa wichtigste im Jahr 2023.
 
        Der Plan der neuen polnischen Regierung lautet: zurück zur Normalität. Dies ist nach acht Jahren Demontage des Rechtssystems durch die national-konservative PiS nicht trivial. Rund einhundert Tage nach der Wahl kann man erste Fortschritte sehen. Die Spaltung des Landes hält noch an, die PiS verliert aber an Zustimmung. Drei Monate nach der Wahl verringerte sich ihre Anhängerschaft in den Umfragen von 36 Prozent auf 24. Die Tusk-Partei „Bürgerplattform“ hält sich dagegen bei rund 31 Prozent.01
 
        Kein innenpolitisches Thema ist dem Tusk-Team so wichtig wie die Rechtsstaatlichkeit. Sie wiederherzustellen, war eines der wichtigsten Wahlversprechen und auch die Voraussetzung für die Freigabe blockierter EU-Gelder für Polen. Manches gelingt, aber Tusk muss auch Rückschläge einstecken. Etwa beim Versuch, die öffentlich-rechtlichen Medien wieder unabhängiger zu machen: Nicht alles läuft nach Plan, und manche Entscheidungen der neuen Regierung erklärten polnische Gerichte für rechtswidrig. Eine Justizreform rückgängig zu machen, ist ebenfalls nicht einfach. Für Polen stehen nicht weniger als rund 160 Milliarden Euro an EU-Geldern auf dem Spiel. Die Chancen, dass die blockierten Gelder aus Brüssel bald fließen, stehen aber trotz aller Hürden gut. Ende Februar hat die Präsidentin der Europäischen Kommission Ursula von der Leyen angekündigt, Mittel in Höhe von bis zu 137 Milliarden für Polen freizugeben.
 
        Die Härte, mit der Tusk das geltende Recht durchsetzte, überraschte zunächst viele und wurde in den ersten Wochen von einigen kritisiert, da sie den sozialen Frieden gefährde. Der Streit um die beiden 2007 verurteilten PiS-Abgeordneten, die Jahre nach ihrem rechtskräftigen Urteil doch noch zwischenzeitlich ins Gefängnis mussten,02 löste ebenso heftige Debatten aus wie die umstrittene „Übernahme“ des polnischen Fernsehsenders TVP, der heute nicht mehr als Propagandamaschine der PiS-Regierung fungiert. Doch insgesamt ist die Zustimmung zur neuen Regierung stabil, zumal sie konsequent gegen Korruption und Vetternwirtschaft in staatlichen Unternehmen und Institutionen vorgeht.
 
        Von Politikverdrossenheit ist in Polen wenig zu spüren. Noch nie waren politische Debatten so lebhaft wie heute. Die ersten Sitzungen des neuen polnischen Parlaments im Dezember 2023 wurden in volle Kinosäle übertragen. Und auf Youtube hat der polnische Sejm inzwischen 736000 Follower – zum Vergleich: Der deutsche Bundestag hat 131000 Abonnenten. Vor allem bei jüngeren Polinnen und Polen scheint das Interesse groß zu sein, was möglicherweise mit dem Generationswechsel der politischen Akteure zusammenhängt.
 
        Tusk selbst gehört zwar zu den ältesten aktiven Spitzenpolitikern Polens, aber in seiner Koalition gibt es interessante Nachwuchspolitiker, die junge Wähler ansprechen. So zum Beispiel der neue Sejmmarschall Szymon Hołownia von der mitregierenden Partei „Polska 2050“. Noch vor vier Jahren war er Journalist und Entertainer, dann wechselte er von der Medienwelt in die Politik und kämpfte um das Präsidentenamt. Mit seiner schlagfertigen und unterhaltsamen Art, das Parlament zu führen, trifft der 47-Jährige offenbar den Nerv der Zeit. Bei jungen Wählerinnen und Wählern hat Hołownia inzwischen Kultstatus. Computerspiele bilden Sejm-Debatten nach, und jenseits der virtuellen Welt berichteten Medien über Gymnasien, in denen Schüler in den großen Pausen Sitzungen des polnischen Parlaments nachspielen. Die beliebteste Rolle soll dabei die des Sejmmarschalls sein.
 
        DEUTSCHLAND UND POLEN
 
        Doch wie viel von dieser Aufbruchstimmung wird Polen nach Europa tragen? Die außenpolitische Agenda der neuen Regierung stand zunächst im Hintergrund, so drängend waren die innenpolitischen Aufgaben. In groben Zügen skizzierte Donald Tusk in seiner ersten Regierungserklärung die außenpolitischen Ziele. Die enge Zusammenarbeit innerhalb der europäischen Gemeinschaft habe oberste Priorität. „Wir sind umso stärker und souveräner, je stärker (…) unsere europäische Gemeinschaft ist.“ Sein Versprechen an die Bürger: „Ich und die neue Regierungskoalition garantieren euch: Wir kehren auf den Platz zurück, der Polen gebührt.“03
 
        Dieses Versprechen sei mehr als eine bloße Kurskorrektur, meint Piotr Buras, Direktor des European Council on Foreign Relations in Warschau. Tusk stelle damit die Grundlagen polnischer Politik klar: unverrückbare gemeinsame Werte und eine enge Zusammenarbeit mit anderen Ländern und Institutionen in Europa. Anders als die PiS stelle Tusk die polnische Souveränität nicht gegen die europäische Integration.
 
        Eine Rückkehr Polens nach Europa sei aber keine Reise zurück in die Zeit vor der PiS-Regierung, so Piotr Buras.04 Polen und Europa stünden heute anders da als 2015. Tatsächlich: Damals gehörte Polen in Europa zum „Follow Germany“-Lager und arbeitete eng mit der deutschen Kanzlerin Angela Merkel zusammen. Das ist in Zeiten von Olaf Scholz und Tusk 2.0 nicht zu erwarten. Die Ansage auf der Pressekonferenz zum Antrittsbesuch des polnischen Ministerpräsidenten in Berlin im Februar 2024 war eindeutig: „Ich garantiere eine freundschaftliche und tiefe Zusammenarbeit zwischen Polen und Deutschland. Aber wir werden in vielen Bereichen sicher auch durchsetzungsfähig sein.“
 
        Denn jenseits der Fragen von Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten steht die neue polnische Regierung bisher in wichtigen europäischen Fragen der PiS näher als Berlin. Der Unterschied ist: Donald Tusk und seine Mannschaft bringen einen anderen Ton mit: keine aggressive Rhetorik, kein Schaum vor dem Mund; Deutschland soll als verlässlicher Partner behandelt werden – trotz Meinungsverschiedenheiten. Zwischen Deutschland und Polen wird es also hart in der Sache, aber vertrauensvoller im Umgang, vielleicht sogar berechenbarer zugehen. Warschau will die bilateralen Beziehungen normalisieren, weil sie für den Fortschritt in Europa von grundlegender Bedeutung sind – so auch der neue Außenminister Radosław Sikorski bei seinem Antrittsbesuch in Berlin Ende Januar.05 Meinungsverschiedenheiten seien kein Drama, man könne sie auch „konstruktiv und ohne Konfrontationsrhetorik angehen“, so Sikorski.
 
        Wie viel Konfrontation tatsächlich nötig sein wird, kann heute nicht einmal die polnische Regierung sagen, denn sie hat zu den meisten wichtigen Fragen in der EU noch keine offizielle Position erarbeitet. „Wir werden erst bald über konkrete Vorschläge und Positionen sprechen und dann mit Brüssel, Berlin und anderen diskutieren“, sagte Außenminister Sikorski auf der Münchner Sicherheitskonferenz. Eins ist jedoch sicher: Für Warschau liegt die absolute außenpolitische Priorität in der Sicherheitspolitik.
 
        NEUES SELBSTBEWUSSTSEIN
 
        Mit Tusk und Sikorski stehen zwei sehr erfahrene Außenpolitiker an der Spitze der polnischen Regierung. Tusk war zweimal Premierminister (2007–2014), Präsident des Europäischen Rates und Vorsitzender der Europäischen Volkspartei. Neben Emmanuel Macron und Viktor Orbán ist er der erfahrenste europäische Spitzenpolitiker. „Niemand in der Europäischen Union macht mir etwas vor“, sagte Tusk kürzlich im Sejm. Ähnliches kann sein Chefdiplomat Sikorski von sich behaupten. Das konnte man kürzlich bei seinem Auftritt in der UN-Vollversammlung sehen, als er auf die Behauptungen der russischen Seite schlagfertig reagierte.
 
        Nicht nur die polnische Führung ist stärker geworden. Auch das Land hat einen großen Sprung gemacht: wirtschaftlich, politisch und militärisch. Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf lag 2023 zwar immer noch weit unter dem EU-Durchschnitt, aber mit rund 22400 US-Dollar fast doppelt so hoch wie 2015.06 Nur mit dem Euro geht es nicht voran. 20 Jahre nach dem EU-Beitritt erfüllt Polen noch immer kein einziges Kriterium, weil die PiS-Regierung die Gemeinschaftswährung immer wieder torpedierte, obwohl sich das Land vertraglich zur Einführung des Euro verpflichtet hat. In der Bevölkerung ist die Zustimmung zum Euro gering: Im Eurobarometer vom Frühjahr 2023 unterstützten nur 44 Prozent der Polen die Gemeinschaftswährung, europaweit waren es 71 Prozent.07 Wenn Polen mittelfristig die Gemeinschaftswährung einführen will, muss Tusk nicht nur die öffentlichen Ausgaben transparenter machen und dem Parlament die Kontrolle über die Haushaltspolitik zurückgeben, sondern auch die Zustimmung seiner Landsleute gewinnen.
 
        Die Abwahl der PiS zeigt auch, wie sehr Polen politisch gereift ist – von einem Land, das acht Jahre lang dem Abbau seines Rechtsstaates tatenlos zugesehen hat, zu einem Land, das diesen Prozess erfolgreich gestoppt und die Rechtspopulisten letztlich entzaubert hat. Eine Erfahrung, die manchem in Europa noch bevorstehen mag.
 
        Polen ist zudem auf dem Weg zu einer der modernsten Armeen Europas. Das Land rüstet kontinuierlich auf – und das nicht erst seit dem russischen Angriff auf die Ukraine. In den vergangenen zwei Jahren wurden die Ausgaben für die Verteidigungsfähigkeit verdoppelt, 2024 werden es noch einmal 20 Prozent mehr sein als im Vorjahr – rund vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts gibt Polen derzeit für Verteidigung aus. Bis 2035 will Polen eine Armee mit rund 300000 Soldaten haben – sie wäre die stärkste in Europa. Angesichts der Signale aus den Vereinigten Staaten fühlt sich Warschau in seinem Kurs bestätigt. Denn obwohl das Land bei den Verteidigungsausgaben zu den führenden gehört, sitzt der Schock über die jüngsten Drohungen Donald Trumps an die Adresse der Nato-Partner, die ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen, tief.08
 
        WEIMARER DREIECK
 
        Ein Format, in dem Warschau seine neue Stärke testen kann, ist das 1991 gegründete Weimarer Dreieck. Das erste Außenministertreffen des Formats in der neuen Zusammensetzung fand im Februar 2024 in der Nähe von Paris statt. Mitte März, wenige Tage nach dem Besuch der polnischen Führung in Washington, kam es dann zu einem kurzfristig einberufenen Treffen in Berlin, bei dem sich Scholz, Macron und Tusk persönlich über die aktuelle Sicherheitslage austauschten. Seit der Integration Polens in die westlichen Strukturen – Nato-Beitritt 1999, EU-Beitritt 2004 – hat das Weimarer Dreieck kein neues Großprojekt mehr hervorgebracht. Nun steht Europa mit dem Krieg in der Ukraine vor historischen Herausforderungen. Die Achse Paris-Berlin-Warschau könnte die treibende Kraft für Veränderungen sein – vor allem für die Integration der Ukraine in die westlichen Strukturen, die aus polnischer Sicht die beste Garantie für Sicherheit in ganz Europa ist. Hinzu kommt, dass das Gefühl der Unsicherheit an der gesamten Ostflanke der Nato fast wöchentlich zunimmt. Das ist in Warschau deutlich zu spüren. Donald Tusk hat kürzlich auf der Plattform X eine bemerkenswerte Erklärung veröffentlicht: Die Nachkriegszeit sei vorbei, schrieb er, „wir leben in einer neuen Zeit: in einer Vorkriegsepoche“.09
 
        Für Warschau sind viele europapolitische Fragen nicht lösbar, solange die Sicherheit der Ukraine nicht geklärt ist. Deshalb hat für Polen die Unterstützung des Nachbarn, der seit zwei Jahren um seine Existenz kämpft, Priorität. Die Aussicht auf eine zweite Trump-Ära veranlasst Polen dazu, sich noch stärker für eine enge militärische Zusammenarbeit in Europa einzusetzen – bei gemeinsamen Rüstungsprojekten, bei der Verbesserung der Transportlogistik der Armeen und in der militärischen Forschung. Der Verteidigungsbereich bietet dem Weimarer Dreieck vielleicht das größte Potenzial, rasch gemeinsame Großprojekte zur Stärkung der europäischen Sicherheitssouveränität und Rüstungsunabhängigkeit auf den Weg zu bringen – weil hier die Dringlichkeit am größten ist und vieles direkt von den drei Partnern abhängt. Nachdem die PiS viele Waffen und Rüstungsgüter im Ausland gekauft hat, will die neue polnische Regierung mindestens die Hälfte der Verteidigungsausgaben in eigenen Fabriken tätigen.10 Damit ist klar, dass Polen künftig stärker an den europäischen Fonds für Rüstungsbeschaffungen partizipieren will.
 
        Das Weimarer Dreieck könnte unter Einbeziehung der Ukraine auch zu einem gelegentlichen oder regelmäßigen „3+1“-Format werden, auch wenn die EU der Ukraine derzeit kaum konkrete Angebote jenseits militärischer Unterstützung machen kann. Eine Einladung an den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj wäre ein deutliches Signal, das die ukrainische Perspektive in den westlichen Bündnissen stärken würde. Darin könnten sich sowohl die Befürworter eines raschen Beitritts der Ukraine als auch die Zurückhaltenden wiederfinden.11
 
        MIGRATION UND KLIMA
 
        Einige Positionen Polens werden sich auch mit der neuen Regierung nicht so bald ändern – vor allem in der Migrations- und Klimapolitik. Schon als Premierminister vor 2015 lehnte Tusk eine Verpflichtung einzelner Länder zur Aufnahme von Asylsuchenden ab. Inzwischen hat Polen mehr als eine Million ukrainische Flüchtlinge aufgenommen und kämpft an der Grenze zu Weißrussland gegen Migration. Von dort schickt das Regime von Alexander Lukaschenko Tausende Flüchtlinge nach Polen. Im Wahlkampf 2023 sagte Tusk: „Polen wird seine Grenzen schützen. Unkontrollierte Migration ist eine große Herausforderung.“
 
        Inzwischen hat er bestätigt, dass seine Regierung – wie zuvor die PiS – dem EU-Asylpaket nicht zustimmen wird. Da keine Einstimmigkeit erforderlich ist, werden die im Dezember 2023 beschlossenen Änderungen dennoch in Kraft treten. Tusks Haltung könnte also innenpolitisches Kalkül sein. Die Opposition wirft ihm immer wieder vor, Polen nicht ausreichend vor illegaler Migration zu schützen. Durch sein Festhalten an der PiS-Position blockiert er auf europäischer Ebene nichts und macht sich gleichzeitig innenpolitisch nicht angreifbar. Spannend wird es erst in etwa zwei Jahren, wenn das Asylpaket umgesetzt werden soll. Sollte Polen dann mehr Flüchtlinge aufnehmen, muss Tusk bis dahin noch einiges gegen die Anti-Migrationsrhetorik der PiS unternehmen. Denn rein demografisch ist das Land schon bald dringend auf Zuwanderung angewiesen.
 
        Auch in der Klimapolitik könnte die neue Regierung auf Kontinuität und Distanz zum Green New Deal der EU setzen, nicht zuletzt wegen der zunehmenden Bauernproteste. Zwar gehören der neuen Regierungskoalition mit der Partei Polska 2050 und den Linken zwei Parteien an, die sich besonders um den Klimaschutz verdient gemacht haben, doch verspricht der Premier nichts über die bisherigen Verpflichtungen hinaus – also eine CO2-Reduktion um 55 Prozent bis 2030. Kohlekraftwerke sollen in Polen noch bis 2049 laufen, die Klimaneutralität erst 2050 erreicht werden. Als die stellvertretende Umweltministerin Urszula Zielińska kürzlich bei einem Treffen in Brüssel mit ambitionierteren Zielen wie einer CO2-Reduktion um 90 Prozent bis 2040 vorpreschte, distanzierte sich ihr Ministerium umgehend: „Als Regierung wollen wir eine ehrgeizige Klimapolitik, aber sie darf nicht zulasten der Bürger und der Wirtschaft gehen“, hieß es in einer Pressemitteilung. Eine „konstruktive Rolle im Klimaschutz“ könnte also bedeuten, dass Polen grundsätzlich keine Blockadehaltung einnimmt und beschlossene Ziele umsetzen wird. Aber das Tempo, mit dem man sich den Klimazielen nähert, hängt von der Kostenkalkulation ab. Außerdem will Polen erreichen, dass Atomkraft als saubere Energie anerkannt wird. Damit nähert sich der Atomfreund Tusk der Position Frankreichs an. Kernkraftwerke sind von der PiS bereits geplant, das erste soll 2033 in Betrieb gehen. Die neue Regierung prüft noch den Standort.
 
        VERTRAGSREFORM UND ERWEITERUNG
 
        Etwas komplizierter ist die Situation bei der Reform der europäischen Verträge. Auch hier könnte die neue Regierung die PiS-Position beibehalten wollen, insbesondere wenn es um das Einstimmigkeitsprinzip in sensiblen Bereichen geht. Olaf Scholz’ Vorschlag einer qualifizierten Mehrheitsentscheidung in der Außen- und Verteidigungspolitik wird in Polen schon aus historischen Gründen im breiten politischen Konsens abgelehnt, auch von Tusk. Der russische Angriff auf die Ukraine hat diese Haltung noch verstärkt.
 
        Warschau tut sich schwer damit, Berlin und Paris zu mehr Gewicht zu verhelfen, weil beide mit ihrer Russlandpolitik so grundlegend falsch lagen. Man vertraut ihrer Expertise nicht blind, zumal ihre alten Fehler gegenüber Putin direkte Auswirkungen auf die polnische Sicherheit haben. Deshalb ist Polen im Hinblick auf die EU-Reform daran interessiert, die Macht Deutschlands und Frankreichs eher zu begrenzen, und stellt sich auf die Seite der kleineren Länder, die bei künftigen Abstimmungen nicht benachteiligt werden sollen. Es ist erkennbar, dass Warschau hier neue Allianzen mit dem Baltikum und Skandinavien schmiedet.
 
        Insgesamt darf in europapolitischen Fragen nicht übersehen werden, dass Warschau keine Eile hat. Zum einen befindet sich die EU im Wahljahr, zum anderen sind viele polnische Positionen eng mit der Lage an der ukrainischen Front verknüpft. Solange der Krieg andauert, wird sich Warschau auf die militärische Unterstützung der Ukraine konzentrieren.
 
        Polen nimmt gegenüber der Ukraine die gleiche Haltung ein wie Deutschland in den 1990er Jahren gegenüber Polen: Die wirtschaftliche und sicherheitspolitische Integration des östlichen Nachbarn erhöht die Sicherheit des eigenen Landes. Der deutsche Vorschlag zur EU-Reform wird daher in Warschau als kontraproduktiv angesehen. Würde die EU-Reform zur Bedingung für einen EU-Beitritt der Ukraine gemacht, käme es aus polnischer Sicht nie zu einer Erweiterung. Einige formulieren es direkter: Wer den Beitritt der Ukraine ernsthaft verhindern wolle, müsse unbedingt die deutsche Position übernehmen.
 
        Dennoch wird sich Polen den europäischen Debatten in nächster Zeit nicht ganz entziehen können. Tusk wird daher versuchen, beides gleichzeitig zu tun: innenpolitisch in ruhigeres Fahrwasser zu kommen und europapolitisch mehr Führung zu übernehmen. Wenn er es geschickt anstellt, könnte es einen „polnischen Moment“ in Europa geben. Der Zeitpunkt ist günstig: Demnächst wählen die Europäer das Europaparlament, dann muss die nächste EU-Kommission gebildet werden. Tusk kann also einiges anstoßen und polnische Interessen vertreten. Für verbindliche Positionen gegenüber den EU-Partnern hat er noch etwas Zeit. Und ab Januar 2025 wird Polen die EU-Präsidentschaft von Ungarn übernehmen. Dann wird Warschau sicherlich versuchen, eigene Akzente zu setzen. Man kann jetzt schon davon ausgehen, dass der Schwerpunkt auf der europäischen Sicherheit liegen wird.
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        AM SCHEIDEWEG?
 
        Europa und die Niederlande
 
        Jacco Pekelder · Jorrit Steehouder
 
        Kurz vor den nächsten Europawahlen scheint die niederländische Europapolitik an einem Scheideweg zu stehen.01 Im Sommer 2023 kündigte Ministerpräsident Mark Rutte, seit 13 Jahren eine feste Größe in der europäischen Politik, seinen Rücktritt an. Und nach dem überwältigenden Sieg des Rechtspopulisten Geert Wilders und seiner Partei für die Freiheit (PVV) bei den Parlamentswahlen vom 22. November 2023 könnten die Niederlande eine ausgesprochen europaskeptische Regierung bekommen.
 
        Die düsteren Zukunftsszenarien lassen sich allerdings hinterfragen. Erstens zeigt schon ein kurzer Blick in die jüngere Geschichte, dass die niederländische Skepsis gegenüber „Europa“ nicht neu ist. So haben sich seit 2010 mehrere Rutte-Regierungen negativ über die vermeintliche „Brüsseler Einmischung“ geäußert. Vor mehr als zehn Jahren hieß es gelegentlich schon, die Ära der „Ever Closer Union“ sei vorbei.02
 
        Dass die niederländische Haltung gegenüber Europa nie eindeutig positiv war, zeigt auch die politikwissenschaftliche und historische Literatur. Ja, die Niederlande gehörten 1957 zu den sechs Gründungsmitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Tatsache ist aber, dass sie damals ganz bestimmte Wünsche auf die europäische Integration projiziert haben – Wünsche, die bis heute die niederländische Europapolitik und den Diskurs darüber bestimmen.
 
        Werfen wir also erst einmal einen Blick zurück in die Anfangsjahre der europäischen Integration.03
 
        INSTRUMENTELLE ZUSAMMENARBEIT
 
        Unter dem Druck der vielköpfigen Krisen, die die Weltbühne nach dem Ersten Weltkrieg beherrschten, entstanden die ersten Ideen zur europäischen Integration. Zu den bekanntesten gehören die 1923 von Richard Coudenhove-Kalergi gegründete Paneuropa-Bewegung und der Briand-Plan von 1929/30 für eine europäische politische und wirtschaftliche Föderation.04
 
        In den Niederlanden stießen diese ehrgeizigen Pläne auf wenig Resonanz. Statt föderalistischer europäischer Visionen bevorzugte Den Haag eine instrumentelle handelspolitische Zusammenarbeit. Auch koloniale Interessen dämpften den niederländischen Enthusiasmus für rein kontinentale Formen der europäischen Kooperation.05 So blieb es bei bescheidenen Projekten: 1930 schlossen die Niederlande mit den skandinavischen Ländern die sogenannte Osloer Konvention und 1932 die Ouchy-Konvention mit Belgien und Luxemburg – den späteren Partnern der Benelux-Zollunion von 1944.
 
        Nicht anders verhielt es sich mit der niederländischen Haltung während des Zweiten Weltkrieges. Als „ferne Zukunftsmusik“ bezeichnete die Exilregierung in London die von geopolitischen und föderalistischen Ideen inspirierten Kooperationskonzepte. Sie orientierte sich stattdessen an der Atlantik-Charta von 1941, in der der US-amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt und der britische Premierminister Winston Churchill eine offene Weltwirtschaft als Grundlage der internationalen Nachkriegsordnung vorsahen. Damit zeichneten sich die neuen Eckpfeiler der niederländischen Außenpolitik ab: Freihandel im wirtschaftlichen Bereich und enge transatlantische Beziehungen für die nationale Sicherheit. Außerdem erkannten die Niederlande früh, dass sich die niederländische Wirtschaft ohne eine Wiederbelebung der deutschen Wirtschaft und eine Normalisierung der gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen nicht erholen konnte.06
 
        DRAHTSEILAKT
 
        Ab 1947 nahm die Verzahnung der niederländischen Europa- und Deutschlandpolitik konkrete Formen an. Gemeinsam mit Belgien und Luxemburg setzten sich die Niederlande für die Beteiligung Westdeutschlands am Marshallplan ein. Außerdem hoffte man, jenseits des Atlantiks Rückhalt für die niederländischen Sicherheitsinteressen zu finden. Die Niederlande arbeiteten daher konstruktiv am Aufbau einer kollektiven westlichen Verteidigung. Als Mitbegründer traten sie 1948 dem Brüsseler Pakt und 1949 der Nato bei.
 
        Im Rahmen der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) setzten sich die Niederlande für die Liberalisierung des westeuropäischen Handels als erste Schritte zur Marktintegration ein. Westdeutschland wurde Teil dieser Organisation, was die wichtigste Voraussetzung für die Teilnahme der Niederlande war. Französische Vorschläge für eine Zollunion ohne Westdeutschland stießen 1949 auf ein niederländisches „Nein“. Der von den US-Amerikanern favorisierten Europäischen Zahlungsunion stimmten die Niederlande hingegen 1950 bereitwillig zu.07
 
        Etwa zur gleichen Zeit wurden die unterschiedlichen Positionen der Niederlande und Großbritanniens deutlich. Während sich die Briten um ihres Commonwealth willen gegen eine weitere kontinentale Integration wehrten, legte der niederländische Außenminister Dirk Stikker einen Plan für eine sektorale Handelsliberalisierung innerhalb der OEEC – also mit Großbritannien und Deutschland – vor. Dieser Balanceakt zwischen dem Wunsch, die Briten (gegen ihren Willen) an die europäische Integration zu binden, und der Realität der wirtschaftlichen Verflechtung mit Deutschland (die eine tiefere Integration erforderte) wurde zu einer Konstante der niederländischen Europapolitik.
 
        Wie sehr diese „atlantische Europapolitik“, wie sie der Historiker Mathieu Segers nennt,08 einem Drahtseilakt glich, wurde deutlich, als der französische Außenminister Robert Schuman am 9. Mai 1950 vorschlug, die deutsche und französische Kohle- und Stahlindustrie unter eine supranationale Verwaltung zu stellen. Da sich die Niederlande dem kaum verweigern konnten, wurden sie in einen europäischen Wirtschaftsrahmen ohne Großbritannien gezwungen. Unangenehm war für Den Haag auch der hochtrabende europäische Idealismus, der dem Schuman-Plan folgte: Frankreich drängte auf eine europäische Armee mit westdeutschen Truppen. Die entsprechende Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) sollte von einer Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) begleitet werden.
 
        Für die Niederlande waren diese Initiativen zu sehr das Ergebnis deutsch-französischer Absprachen. Außerdem lenkten sie von der gewünschten Marktintegration ab. Deshalb schlug der neue Außenminister, der proeuropäische Wim Beyen, 1952 nun einen europäischen gemeinsamen Markt vor, den er mit der Gestaltung der EPG verknüpfte. Der Vorschlag hatte zunächst keine Chance, doch nach dem Scheitern der EVG und der EPG 1954 nahm das europäische Projekt doch noch die von den Niederlanden gewünschte Wendung. Mit der 1957 gegründeten EWG wurde die Marktintegration zum ersten Ziel der Zusammenarbeit. Mit dem Beitritt der Bundesrepublik zur Nato 1955 wurde die atlantische Gemeinschaft auch in Sicherheitsfragen zur unangefochtenen ersten Adresse. Damit hatten die kleinen Niederlande ihre Europavorstellungen doch noch weitgehend verwirklichen können.
 
        WIRTSCHAFTSINTERESSEN
 
        Aus dieser Vorgeschichte ergibt sich das Bild einer niederländischen Europapolitik, die recht einseitig auf einer utilitaristischen Idee der europäischen Zusammenarbeit basierte und basiert. Dieser Grundgedanke muss bei der Beantwortung der Frage, ob die niederländische Europapolitik nach dem Wahlsieg von Wilders an einem Wendepunkt steht, berücksichtigt werden.
 
        Wie schon seit den 1950er Jahren ist der europäische Binnenmarkt für den Außenhandel der Niederlande überlebenswichtig. So exportierte das Land 2021 Waren im Wert von 322 Milliarden Euro in andere Länder der Eurozone, was 55 Prozent der gesamten niederländischen Warenausfuhren entspricht. Aus der Eurozone importierten die Niederlande im selben Jahr Waren im Wert von 216 Milliarden Euro, was 41 Prozent der gesamten Warenimporte ausmacht. Auch wenn der Anteil der EU und der Eurozone seit Längerem tendenziell leicht rückläufig ist, sind diese Zahlen immer noch beachtlich.09
 
        Die Bedeutung des EU-Binnenmarktes zeigt sich auch in der Liste der wichtigsten Außenhandelspartner. So nahmen 2022 Deutschland, Belgien und Frankreich die ersten drei Plätze bei den Warenexporten ein. Erst danach folgten das Vereinigte Königreich und die USA. Bei den Wareneinfuhren war die Dominanz der EU-Länder 2022 etwas geringer: Zwar lagen auch hier Deutschland und Belgien auf den Plätzen 1 und 2, doch folgten China, die USA und das Vereinigte Königreich auf den Plätzen 3, 4 und 5. Dennoch unterstreicht auch diese Liste wieder die zentrale Rolle der EU für die niederländische Wirtschaft, denn viele der aus diesen drei überseeischen Handelspartnern importierten Waren wurden von den Niederlanden in die direkten EU-Nachbarländer reexportiert.10
 
        EUROPA IM KLEINEN
 
        Unter dem Gesichtspunkt des Nutzens rückt ein zweiter Bereich ins Blickfeld: das „Europa im Kleinen“. Diese grenzüberschreitende interregionale Zusammenarbeit, die seit 1990 Teil der europäischen Kohäsionspolitik ist, wird in der Praxis vor allem durch die Europaregionen verkörpert. Inzwischen sind die Niederlande in insgesamt acht Europaregionen mit Belgien und Deutschland vertreten.
 
        Seit den 1990er Jahren haben diese grenzübergreifenden Kooperationszusammenschlüsse im Zuge der Vertiefung der europäischen Integration einen kontinuierlichen Aufschwung erfahren.11 Die Verträge von Maastricht (1992), Amsterdam (1996) und Nizza (2000) haben zu einer Aufwertung der europäischen Regionen geführt. Seitdem agieren die niederländischen Provinzen selbstbewusst auf der europapolitischen Bühne. Darüber hinaus werden die benachbarten Bundesländer inzwischen auch von der Regierung in Den Haag als bilaterale Partner wahrgenommen, zum Beispiel im Hinblick auf das sich entwickelnde Infrastrukturprojekt Delta Rhein Corridor für deutsche Wasserstoffimporte.12
 
        Es sind Entwicklungen wie diese, die immer mehr Behörden, Unternehmen, Bildungs-, Forschungs- und Kultureinrichtungen zu Akteuren im europäischen Projekt machen. Diese Akteure setzen sich auch mehr als früher dafür ein, ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger von der geteilten Interessenlage und Identität der Europaregionen zu überzeugen. Dass sich damit in den peripheren Grenzregionen, die oft vor großen wirtschaftlichen und demografischen Herausforderungen stehen, eine Interessengemeinschaft hinter der europäischen Integration versammelt, ist in Zeiten der zunehmenden Politisierung des Stadt-Land-Gefälles nicht unwichtig.
 
        SICHERHEITSINTERESSEN
 
        Nicht zuletzt drängt auch die düstere sicherheitspolitische Weltlage die Niederlande verstärkt zu europäischen Lösungen. Bereits seit Anfang der 1990er Jahre setzt das Land dabei auf die Zusammenarbeit mit Deutschland. Der erste Schritt erfolgte 1995 mit der Gründung des „1. Deutsch-Niederländischen Korps“, einem Hauptquartier der Nato Response Force in Münster, an dem inzwischen ein Dutzend Bündnispartner beteiligt sind. Mittlerweile sind alle Brigaden des niederländischen Feldheeres in Divisionen des deutschen Heeres integriert. Und auch die Marine und Luftwaffe sind auf dem Weg der Integration, nicht nur mit Deutschland, sondern auch mit Belgien, dem Vereinigten Königreich und Norwegen.
 
        Es passt zu dieser Entwicklung, dass heutzutage idealistische Argumente, die auf die EU als Friedens- und Wertegemeinschaft verweisen, in der niederländischen Bevölkerung deutlich Anklang finden. So zeigt die jüngste Eurobarometer-Umfrage vom Herbst 2023, dass viele Niederländerinnen und Niederländer die EU mit dem Begriff „Frieden“ verbinden. Nach der „Freiheit, überall in der Union reisen, studieren und arbeiten zu können“, und dem Euro war dies mit 44 Prozent die am dritthäufigsten genannte Antwort.13
 
        Dennoch tut sich die niederländische Öffentlichkeit bisweilen schwer mit der Frage, ob mit der faktischen Verschmelzung des Heeres mit der Bundeswehr nicht auch die Entscheidungsgewalt über die eigenen Streitkräfte, also die nationale Souveränität, aufgegeben wurde. Wilders scheint dies zu glauben und schlägt deshalb vor, die Integration des niederländischen Heeres wieder rückgängig zu machen.14 Außer Empörung rufen solche unlauteren, mit der Nato-Mitgliedschaft unvereinbaren Gedanken der PVV allerdings wenig sachliche Reaktionen hervor.
 
        FAZIT
 
        Es zeigt sich, dass in den Niederlanden bislang keine ernsthafte Debatte darüber geführt wurde, wie Souveränität in einer Welt zunehmender Unordnung neu zu definieren ist. Die Impulse des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, Souveränität in Richtung einer gemeinsamen europäischen strategischen Autonomie zu deuten, sind in den Niederlanden, wenn überhaupt, nur mit Argwohn aufgenommen worden.15 Den Plänen der PVV steht also kaum mehr als die – freilich immer noch weit verbreitete – Zuneigung zur Nato gegenüber.16
 
        Das Fazit des Beitrags kann daher nur ambivalent ausfallen: Klar ist, dass die Interessenlage – wirtschaftlich, grenzräumlich und sicherheitspolitisch – für eine Fortsetzung und sogar Vertiefung der europäischen Integration der Niederlande spricht. Auch ist klar, dass zu den Vertretern der niederländischen Wirtschaft seit 1990 zunehmend neue Akteure, darunter Interessenvertreter aus den Grenzregionen, hinzugekommen sind, die sich als breite Lobbygruppe einer euroskeptischen Politik entgegenstellen. Die jüngste Eurobarometer-Umfrage könnte sie darin bestärken, denn sie hat ergeben, dass 85 Prozent der Niederländerinnen und Niederländer die These ablehnen, ihr Land könne außerhalb der EU seine Zukunft besser meistern.17
 
        Problematisch bleibt jedoch, dass dieselben Bürgerinnen und Bürger in der Wahlkabine nicht nur nach ihrer Meinung zu Europa abstimmen. So könnte es passieren, dass viele für eine strengere Einwanderungspolitik stimmen und nebenbei einen Nexit erwirken, obwohl die Grundstimmung in den Niederlanden eindeutig dagegen ist. Nur eine klare Debatte über Europa und die Interessen, die durch die Integration gewahrt werden, kann dies verhindern. Ein größeres Bewusstsein in Politik und Medien für die niederländische Integrationsgeschichte und die manchmal eigenwilligen Entscheidungen niederländischer Europapolitiker könnte dabei helfen.
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        WIE SOLL DIE UNION WACHSEN?
 
        Zur aktuellen Erweiterungspolitik
 
        Michael Kaeding
 
        Während wir in Europa noch dabei sind, die Erweiterungsrunden der vergangenen Jahrzehnte und den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zu verarbeiten, erfordern die aktuellen geopolitischen Zwänge rasche und neue politische Antworten auf die Erweiterungsfragen der EU. Gleichzeitig brauchen die notwendigen Reformen und die Modernisierung der EU nach innen sowie die Entwicklung der Beitrittskandidaten zu liberalen Demokratien Zeit. Dieses offensichtliche Dilemma ist der Ausgangspunkt für eine notwendige Diskussion darüber, wie die Erweiterungspolitik der EU reformiert werden muss, um die Zukunft der Europäischen Union selbstbestimmt in die Hand zu nehmen. Dabei sind die jeweiligen nationalen Besonderheiten innerhalb der EU, aber auch die der Beitrittskandidaten zu berücksichtigen. Die Wählerinnen und Wähler müssen überall mit ins Boot geholt werden, und das ist vielleicht eine der wichtigsten Aufgaben.
 
        ÜBERKOMMENE ERWEITERUNGSMETHODIK
 
        Die Bilanz der EU-Erweiterungspolitik der vergangenen 15 Jahre ist ernüchternd: Weder in Sachen Demokratie noch bei der Erweiterung selbst gab es nennenswerte Fortschritte. Doch der Krieg Russlands in der Ukraine hat dem Erweiterungsprozess neuen Schwung verliehen.01 Der Europäische Rat hat in der Folge mutige Entscheidungen getroffen, sodass heute zehn Länder vor dem EU-Beitritt stehen.02 Die Gefahr besteht, dass all dieser Mut verloren geht, wenn wir einfach zu den alten Methoden zurückkehren beziehungsweise eine Erweiterungsmethodik beibehalten, die in den vergangenen 15 Jahren nicht wirklich funktioniert hat. Denn Beitrittsverhandlungen allein sind, wie wir aus den Erfahrungen mit den Ländern des Westbalkans und der Türkei wissen, keine Garantie für eine rasche EU-Mitgliedschaft.03 Und mit der Ukraine, Georgien, Moldau und den westlichen Balkanstaaten haben wir es mit Ländern zu tun, deren Zivilgesellschaften es weniger an Mut und Willen fehlt, Reformen auf dem Weg zur liberalen Demokratie umzusetzen, als vielmehr mit dem schwierigen Erbe umstrittener staatlicher Selbstständigkeit und verfestigtem Klientelismus zu kämpfen haben.04
 
        Der Erweiterungsprozess der EU darf jedoch nicht wieder ins Stocken geraten, indem wir die alten Debatten, die frühere Erweiterungsrunden begleitet haben, wieder aufleben lassen: Wer soll wann und wie der EU beitreten?05 Wer wann beitreten wird, darüber kann derzeit nur spekuliert werden. Können die EU-Institutionen eine höhere Mitgliederzahl überhaupt verkraften? Kann sich die EU die Kosten für die Aufnahme von Ländern leisten, die viel ärmer als der EU-Durchschnitt sind und deren Wirtschaft weitgehend von der Landwirtschaft abhängt? Klar ist, dass die Erweiterung die Disparitäten zwischen den Staaten und Regionen der EU erheblich vergrößern wird. Folglich wird sie unweigerlich Anpassungen des auf dem Bruttoinlandsprodukt basierenden EU-Haushalts erfordern. Entweder wird der Kuchen größer und das Gesamtbudget steigt – oder jeder bekommt ein kleineres Stück. Folglich wird es zu einer tiefgreifenden Umverteilung von EU-Mitteln zwischen den Mitgliedstaaten kommen. Und selbstverständlich führt die Erweiterung in geografischer und strategischer Hinsicht zu einer neuen Außengrenze und einer Verlagerung des territorialen Schwerpunkts der Union weg vom Atlantik und hin zum Schwarzen Meer. Die Gestalt der Union und damit auch die Art der potenziellen Bedrohungen werden sich verändern. Und wenn die EU-Mitgliedstaaten nicht gemeinsam ihre Verteidigungskapazitäten erheblich ausbauen, wird die Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten in Sicherheitsfragen höchstwahrscheinlich weiter zunehmen.06 Die Frage ist also nicht, ob sich die Europäische Union und ihre Funktionsweise verändern werden, sondern wie dieser Wandel zu einer Reform der EU-Erweiterungspolitik führen kann, die von den Bürgerinnen und Bürgern der EU mitgetragen wird.
 
        UNWISSENHEIT UND SKEPSIS
 
        „Wir vereinigen keine Staaten, wir vereinen Menschen“, sagte Jean Monnet, einer der Wegbereiter des europäischen Einigungsprozesses, 1952. Die öffentliche Unterstützung für diese Vereinigung kann allerdings nicht als selbstverständlich angesehen werden.07 Unwissenheit und Skepsis gegenüber der Erweiterung herrschen in vielen Teilen der Union immer noch vor.08 Die Unterstützung in den 2000er Jahren wich schnell der Erweiterungsmüdigkeit, der wachsenden Sorge um Arbeitsplätze und Löhne, der Angst vor zunehmender Migration innerhalb der EU und dem Schreckgespenst des „Sozialdumpings“, dem berüchtigten „polnischen Klempner“, der viele misstrauisch gegenüber neuen EU-Mitgliedern werden ließ.09 Der Zuzug von Arbeitskräften aus Osteuropa wird von vielen auch direkt mit den Wahlerfolgen vor allem rechtspopulistischer und europaskeptischer Parteien und dem Brexit-Votum im Vereinigten Königreich in Verbindung gebracht.10
 
        Im Hinblick auf die aktuellen Erweiterungsfragen ist beispielsweise unklar, wie lange sich die seit zwei Jahren anhaltende Solidarität mit der Ukraine in einer Unterstützung der EU-Erweiterung niederschlagen und nach dem Ende des Krieges anhalten wird.11 Der aktuelle Streit zwischen Warschau, einem der treuesten Verbündeten der Ukraine, und Kyjiw über den Import billigen ukrainischen Getreides und dessen Auswirkungen auf den Lebensunterhalt polnischer Landwirte gibt einen Vorgeschmack darauf, wie brisant die Erweiterungsdebatten werden können.12
 
        Um den potenziellen neuen Mitgliedern der EU eine Heimat im „Haus Europa“ zu bieten, müssen die Staats- und Regierungschefs der EU Wege finden, ihre eigenen Bürgerinnen und Bürger davon zu überzeugen.13 Hier liegt vielleicht eine der größten Aufgaben, vor denen die Union derzeit steht. Denn es gibt nicht den einen Weg, das eine Instrument, die eine Lösung, sondern es geht um einen Werkzeugkasten, den es in den kommenden Monaten gemeinsam zu entwickeln gilt. Ein Werkzeugkasten, der aufzeigt, wie eine reformierte EU-Erweiterungspolitik dazu beitragen kann, die Zukunft Europas widerstandsfähiger zu machen, indem die Menschen mit dem abgeholt werden, was sie mit dem europäischen Integrationsprozess verbinden: Frieden,14 Sicherheit,15 Stabilität16 und Wohlstand,17 aber auch die Zurückgewinnung nationaler Souveränität,18 ein Modell gelebter Solidarität19 und wehrhafter Demokratie.20
 
        Mithilfe des Werkzeugkastens müssen daher unter anderem die unterschiedlichen nationalen Debatten rund um die Themen „EU-Erweiterung“ und „Zukunft Europas“ identifiziert und miteinander verknüpft werden, um gemeinsam politische Mehrheiten für ein erweitertes Europa zu finden – und um gemeinsam ein für die Zukunft gestärktes Europa zu gestalten.21
 
        ERWEITERUNG ALS NOTWENDIGKEIT?
 
        Die Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Frage, wie die EU erweitert werden soll, für ganz Europa zu erfassen, trägt dazu bei, das gegenseitige Verständnis der Menschen in Fragen der künftigen EU-Erweiterung und des Zusammenlebens in der EU zu verbessern.22
 
        Bis zum Beginn des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine konzentrierte sich die Erweiterungspolitik der meisten Länder aufgrund der geografischen Nähe vor allem auf den Westbalkan. Dieser Region wurde aus verschiedenen Gründen strategische Bedeutung beigemessen. In Österreich beispielsweise leben rund 600000 Menschen, die familiäre Wurzeln auf dem Balkan haben. Da österreichische Unternehmen in den Bereichen Finanzwesen, Telekommunikation, Bauwesen und Tourismus zu den wichtigsten Investoren in ihren „Heimatmärkten“ zählen, gehen die wirtschaftlichen Interessen Hand in Hand mit der grundsätzlichen Bereitschaft, Südosteuropa zu unterstützen. Für Slowenien sind die westlichen Balkanländer die zweitwichtigsten Handelspartner, auf die 2022 14 Prozent der slowenischen Exporte entfielen. Es ist auch die Region, in die die meisten slowenischen Auslandsinvestitionen geflossen sind (70 Prozent). Die meisten ausländischen Arbeitskräfte in Slowenien stammen aus den Westbalkanländern, was die historischen Bindungen der slowenischen Bevölkerung zu den anderen ehemaligen jugoslawischen Republiken widerspiegelt.
 
        Die Mehrheit der EU-Mitglieder ist der Ansicht, dass die Übernahme der EU-Standards und -Werte der einzige Weg zu langfristiger Stabilität und Wohlstand in den Ländern des Westbalkans und damit von zentraler Bedeutung für die Stabilität und Sicherheit der gesamten EU ist. Die EU-Erweiterung wird hier als Garant für Wohlstand und gemeinsame Werte gesehen.
 
        Polen und Schweden stehen dagegen exemplarisch für jene Gruppe von EU-Staaten, die nicht spezifisch an den Westbalkan denken, sondern traditionell zu den Befürwortern der EU-Osterweiterung gehören und sich daher federführend an der EU-Initiative Östliche Partnerschaft von 2009 beteiligt haben, um die Integration der Länder in der östlichen Nachbarschaft der Union stärker zu unterstützen, vor allem, um die Stabilität in der Region zu sichern. Der Krieg Russlands in der Ukraine hat bei ihnen zu einer spürbaren sicherheitspolitischen Präferenzverschiebung in Richtung Erweiterung geführt. Mit dem Krieg sind aber auch die Werte, die mit der Zugehörigkeit zum „Westen“ verbunden werden, wichtiger denn je geworden. War die Unterstützung der Erweiterung früher vor allem durch wirtschaftliche Interessen motiviert, so hat heute der Sicherheitsaspekt in Kombination mit einer wertebasierten Haltung an Bedeutung gewonnen.
 
        Darüber hinaus gibt es Länder wie Portugal, die trotz ihrer geografischen Entfernung am westlichen Rand der Union die Erweiterungsrunden als eine Form der Solidarität und der Begleichung einer „Schuld der Dankbarkeit“ unterstützt haben. Hier wird die Erweiterung der EU um den Westbalkan, die Ukraine, die Republik Moldau und Georgien im Kontext eines Prozesses der europäischen integrativen Solidarität verstanden.
 
        Die portugiesische Haltung steht zugleich aber auch exemplarisch für gesellschaftliche und politische Veränderungen innerhalb eines Landes – und dafür, dass sich nationale Diskurse verändern können. Tatsächlich sprechen in Portugal nur sehr wenige Menschen über die EU-Erweiterung. Obwohl Portugal der Ukraine und der Republik Moldau den Kandidatenstatus zuerkannt hat, war es eines der letzten Länder, das seine Unterstützung öffentlich bekräftigte. Sowohl der westliche Balkan als auch die Ukraine, die Republik Moldau und Georgien sind aus portugiesischer Sicht nicht nur geografisch, sondern auch historisch, kulturell und emotional weit entfernt. Am 21. November 2022 erklärte der portugiesische Premierminister António Costa, dass die EU in ihrem derzeitigen institutionellen und budgetären Rahmen nicht über ausreichende Kapazitäten verfüge, um den Erwartungen der vorgeschlagenen Erweiterung gerecht zu werden.23 Er warnte sogar davor, dass falsche Versprechungen dramatische Folgen haben könnten, und betonte, dass die EU zwar sehr klare Kriterien für den Beitritt neuer Mitgliedstaaten habe, aber keine Kriterien für ihre eigene Fähigkeit, andere Mitglieder zu integrieren.
 
        Mit dem Krieg Russlands gegen die Ukraine ist die Erweiterung für viele zu einer geopolitischen Notwendigkeit geworden, da jede wahrgenommene Verlangsamung des EU-Erweiterungsprozesses den Einfluss anderer Akteure – insbesondere Russlands und Chinas, aber auch der Türkei – zu stärken droht. Dänemark befürchtet wie viele andere Mitgliedstaaten, dass sich die Westbalkanländer China, der Türkei und Russland zuwenden könnten, wenn die EU sie zu lange außen vor lässt. Auch der damalige schwedische Minister für EU-Angelegenheiten, Hans Dahlgren, vertrat die Ansicht, dass die EU-Erweiterung eines der besten geopolitischen Instrumente der Union und ein Weg zur Schaffung von Sicherheit und Stabilität in Europa ist. Der Westbalkan ist daher für viele auch eine Schlüsselregion in Bezug auf Energie, Migration und Sicherheit. Aus diesem Grund hat unter anderem die Tschechische Republik ein Finanzpaket zur Verringerung der Energieabhängigkeit der Region von Russland nachdrücklich unterstützt und erwartet im Gegenzug von den Westbalkanstaaten, dass sie die außenpolitischen Wertvorstellungen der EU gegenüber Russland teilen.
 
        Andere Länder bringen die Erweiterungsfrage aber auch mit bestehenden Grenzproblemen in Verbindung, die zunächst gelöst werden müssten. Kroatien macht seit seinem Beitritt 2013 von seinem Vetorecht bei der Eröffnung neuer Verhandlungskapitel im EU-Beitrittsprozess von Serbien und Montenegro Gebrauch und erinnert damit an das Verhalten Sloweniens gegenüber Kroatien rund 15 Jahre zuvor.
 
        Schließlich werden einige Mitgliedstaaten die Diskussion über die Rechtsstaatlichkeit mit Nachdruck vorantreiben und sich entschieden gegen jeden demokratischen Rückschritt innerhalb der Union wehren. Manche Länder haben bereits deutlich gemacht, dass neue EU-Mitglieder vor ihrem Beitritt alle Regeln der Union einhalten müssen. Hier muss allerdings selbstkritisch angemerkt werden, dass die EU zunächst selbst ihre Hausaufgaben machen muss.24 Wir sollten ehrlich mit unseren eigenen Problemen in der EU umgehen und offen ansprechen, dass auch wir uns tagtäglich für die Prinzipien einer liberalen Demokratie, für einen funktionierenden Rechtsstaat einsetzen müssen. Nur so können wir einen ehrlichen Dialog führen und langfristig überzeugen: Wie kann man liberale Demokratie lernen? Handelt es sich dabei um einen linearen Prozess? Wie kann der Fortschritt aufrechterhalten werden? Welche Sicherheitsvorkehrungen gibt es gegen demokratische Rückschritte? Wir haben in der EU insgesamt – nicht nur in Ungarn – Probleme mit der Umsetzung einer gelebten freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus für die zum Teil existenziell bedrohten Bürgerinnen und Bürger in der Ukraine, der Republik Moldau, Georgien und den sechs Balkanstaaten ziehen?
 
        2024 VERSUS 1999
 
        Die Situation im Europawahljahr 2024 ist nicht vergleichbar mit der Situation im Jahr 1999, als die letzte große Erweiterungsrunde vorbereitet wurde. Der russische Angriffskrieg in der Ukraine hat den Kontext der EU-Erweiterungspolitik und die Funktionsweise der Union grundlegend verändert. Mit verschiedenen Mitteln versetzt die neoimperiale Kontrolle Russlands über die Staaten der ehemaligen Sowjetunion alle Länder in höchste Alarmbereitschaft und in eine Position größter Verwundbarkeit, von der insbesondere die Länder in der östlichen Nachbarschaft der EU und auf dem westlichen Balkan betroffen sind. Diese Mittel reichen von wirtschaftlicher und politischer Einflussnahme über Desinformation und Wahlbeeinflussung bis hin zu Cyberangriffen und militärischer Gewalt.25 Russland stellt die Grundprinzipien einer regelbasierten internationalen Ordnung und damit die Werte und Interessen der EU permanent infrage.
 
        Der große Unterschied zu 1999 besteht heute darin, dass eine Reform des EU-Erweiterungsprozesses mit einer Neutralisierung der Bedrohung durch den Kreml einhergehen muss. Oder kann die EU realistischerweise erwarten, dass sich die Ukraine, Moldau, Georgien und die sechs Balkanstaaten in den kommenden Jahren zu vollwertigen liberalen Demokratien entwickeln, wenn der Kreml jeden Tag unerbittlich gegen sie und ihre Bevölkerungen vorgeht?26 Wir haben in der EU auch ohne eine allgegenwärtige Bedrohung durch Russland bereits Probleme mit der Rechtsstaatlichkeit in manchen Mitgliedstaaten. Welche Integrationsfortschritte können wir also in den nächsten Jahren tatsächlich erwarten?
 
        Die Beitrittskandidaten gehen existenzielle Sicherheitsrisiken ein, wenn sie sich für uns, für die Demokratie, für die EU entscheiden. Vieles wird daher auch davon abhängen, welche Sicherheitsgrundlagen wir, die EU, die freie Welt, in den Regionen der Balkanstaaten und Osteuropas schaffen wollen, schaffen können und schaffen werden.
 
        SCHLUSS
 
        Die Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Europäischen Union und ihrer Nachbarn ist in einer Zeit großer Unsicherheit, die sich aus wachsenden Sicherheitsherausforderungen wie geopolitischen Rivalitäten, militärischen Bedrohungen und der Erosion und den täglichen Angriffen auf demokratische Werte ergibt, von entscheidender Bedeutung.
 
        Deshalb muss jede Debatte über die Zukunft der Union nicht nur eine gründliche Diskussion, sondern auch entschlossene Schritte zur Reform und Erweiterung der europäischen Integration einschließen, wobei die nationalen Besonderheiten aller EU-Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten zu berücksichtigen sind, um die EU-Bürgerinnen und -Bürger sowie die Wählerinnen und Wähler mitzunehmen. Denn derzeit wissen viele Menschen in Europa nur wenig über die Erweiterung und die gegenseitigen Sorgen und Hoffnungen.
 
        Den Bürgerinnen und Bürgern der Europäischen Union müssen die Kosten der Nicht-Erweiterung aufgezeigt werden, in Anlehnung an den 1988 von Paolo Cecchini vorgelegten Bericht über die „Kosten des Nicht-Europa“.27 Sie müssen verstehen, wie hoch die Kosten sind, wenn wir die Beitrittskandidaten von uns fernhalten. Die Menschen in den EU-Mitgliedstaaten und in den Beitrittsländern müssen verstehen, worin die Unterschiede zu 1999 bestehen, welche Vorteile sich 2024 ergeben und inwiefern eine differenzierte und/oder schrittweise reformierte Erweiterungspolitik die Zukunft Europas widerstandsfähiger macht.28 Die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft in den Mitgliedstaaten und insbesondere in den Beitrittsländern ist dabei von entscheidender Bedeutung.
 
        Das Zeitfenster ist eng: Im Juni 2024 wird der Europäische Rat seine nächste Strategische Agenda für den Zeitraum 2024 bis 2029 verabschieden, Anfang 2025 wird die Europäische Kommission ihr neues Arbeitsprogramm danach ausrichten, ebenfalls 2025 wird ein erster Vorschlag für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen für den Zeitraum 2028 bis 2034 erwartet, und im Frühjahr 2027 finden voraussichtlich die französischen Präsidentschaftswahlen statt. Viel Zeit für eine abgestimmte Politik bleibt nicht.
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          KONRAD BEIKIRCHER
 
          DIE BONNER UND IHRE REPUBLIK
 
          Das Bonner Wesen ist komplex. Die Hauptstadtwerdung 1949 stand in einem Spannungsfeld zwischen dem eher provinziellen, ruhigen und bescheidenen Charakter der dortigen Menschen und dem herrschaftlichen Glanz vergangener Zeiten – und sie war nur provisorisch.
 
        
 
         
          BENEDIKT WINTGENS
 
          „WHAT ABOUT BONN?“. BONNS PLATZ IN DER DEUTSCHEN GESCHICHTE
 
          Bonn war ein außergewöhnlicher Parlaments- und Regierungssitz, der zum dezentralen Charakter der alten Bundesrepublik passte. Viele am Rhein gelegte politische Fundamente tragen bis heute, weshalb die Bonner Republik als Zäsur in der deutschen Geschichte gelten kann.
 
        
 
         
          JASPER VON ALTENBOCKUM
 
          SPUREN RHEINISCHER DEMOKRATIE. DER PARLAMENTARISCHE RAT UND DAS GRUNDGESETZ
 
          Die Verhandlungen um das Grundgesetz schienen voller Gegensätze. In einer Mischung aus Kompromissfähigkeit und Hartnäckigkeit diskutierte man über unterschiedliche Vorstellungen der Grundrechte, des Gemeinwohls und der „sittlichen Ordnung“ des Staates.
 
        
 
         
          MATTHIAS HANNEMANN
 
          COCKTAIL BEI KONRAD. IM EHEMALIGEN REGIERUNGSVIERTEL VON BONN
 
          Der provisorische Charakter der ehemaligen Bundeshauptstadt Bonn lässt sich auch anhand der Architektur nachvollziehen. Was in einem Spannungsfeld zwischen Pragmatismus und dem Anspruch einer „demokratischen“ Bauweise entstand, wird heute oft mit Nostalgie betrachtet.
 
        
 
         
          JASMIN GRANDE
 
          BONNER REPUBLIK – BEGRIFF, VERORTUNG UND ERZÄHLUNG
 
          Bonn wurde 1949 auch wegen seiner „Provinzialität“ zum provisorischen Regierungssitz erklärt. Seither bewegt sich die Stadt in einem Spannungsfeld zwischen Bedeutsamkeit und Spott, während sie die junge Bundesrepublik maßgeblich prägte.
 
        
 
         
          NICOLA TRENZ
 
          POLITIK AN TISCH UND TRESEN. „LOKAL-POLITIK“ IN BONN ZU HAUPTSTADTZEITEN
 
          Politik wird nicht nur im Sitzungssaal gemacht, sondern auch bei inoffiziellen Anlässen. Besonders Gaststätten prägten die informale politische Kommunikation in der Bundeshauptstadt Bonn. Ebenso spiegelten sich Spezifika der Bonner Republik in der Gaststättenlandschaft.
 
        
 
         
          NORBERT SCHLOẞMACHER
 
          BONN – EIN HISTORISCHES STADTPORTRÄT
 
          Im Zuge der epochalen Umbrüche entwickelte sich Bonn von einer Römersiedlung zur Haupt- und Residenzstadt des Kurfürstentums Köln. Während die Region stets katholisch geprägt war, galt die Universitätsstadt später als Ort der Aufklärung und des Bürgertums.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Von 1949 bis 1999 war Bonn Regierungssitz der Bundesrepublik Deutschland – zunächst provisorisch, ab 1973 offiziell als Bundeshauptstadt. Trotz der reichen Geschichte als Römerstadt und Residenz der Kölner Kurfürsten war dies eine Rolle, die angesichts der überschaubaren Größe der Stadt nicht so recht zu passen schien. Doch es war dieser bescheidene Charakter, der – neben Konrad Adenauers fester Präferenz – für die Wahl Bonns als Tagungsort des Parlamentarischen Rats 1948 und als Hauptstadt entscheidend war: Die Stadt überzeugte vor allem durch die Abwesenheit jeglicher Machtsymbolik. Dabei war der Charakter des Bonner Provisoriums stets mit dem Versprechen verbunden, den Sitz von Parlament und Regierung nach Berlin umzuziehen, sobald die deutsche Einheit vollendet sein würde.
 
        Was manchen zunächst als Schwäche erschien, entpuppte sich bald als Stärke und Besonderheit: Bonn hat dem demokratischen Neubeginn nach 1945 zweifellos gutgetan. Die geringe Größe der Stadt hatte nicht nur eine symbolische Außenwirkung, auch die räumliche Nähe, die im „Treibhaus“ zwischen Politik, Medien und Zivilgesellschaft bestand, prägte eine politische Kultur, der manche noch heute nachtrauern. Während Bonn immer wieder mit Bezeichnungen wie „Bundesdorf“, „Wartesaal für Berlin“ oder „Pensionopolis“ verspottet wird, schwingt aus heutiger Sicht auch ein bisschen Wehmut mit, dass diese „gute alte Zeit“ längst vergangen ist.
 
        Inzwischen steht „Bonn“ längst nicht mehr nur für eine kleine Stadt am Rhein, sondern für eine politische Ära, eine Erfolgsgeschichte, die als „Bonner Republik“ die jungen Jahre der Bundesrepublik geprägt hat. Die nostalgiebeladenen Spuren der Hauptstadtzeit finden sich zahlreich, etwa in verwaisten Botschaften, dem Kanzlerbungalow oder dem alten Bundeshaus. Zugleich wird häufig übersehen, dass etliche Ministerien noch immer ihren Hauptsitz in der „Bundesstadt“ haben. Gleichwohl sucht Bonn seit dem Umzug von Parlament und Regierung nach Berlin nach einer neuen Identität – als Beethoven-, Universitäts- und UN-Stadt hat es einiges zu bieten.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        ESSAY
 
        DIE BONNER UND IHRE REPUBLIK
 
        Konrad Beikircher
 
        Die Schmerzen lassen langsam nach, Bonn und die Bonner:innen haben sich an ein Leben nach dem Abzug der Regierungstruppen gewöhnt und suchen mehr oder weniger glücklich nach neuen Wegen ins Leben danach. Sie sind nach dem Krieg lange am Fläschchen der Bundesregierung großgezogen worden. Das hat zu dem geführt, was man in der Erziehung „Verwöhnen“ nennt, ein Prozess, der nie ohne Folgen bleibt. So sind die Bonner:innen in ein weltstädtisches Leben gestolpert, ohne dafür reif gewesen zu sein: Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland – den Vorsatz „vorläufig“ hatte man schnell vergessen. Die provisorische Bundeshauptstadt ist aber der sympathischen rheinischen Provinzstadt nie entwachsen. Das hat erstmal Vorteile, vielleicht sogar definitiv bleibende Vorteile mit sich gebracht.
 
        Als Adenauer 1948 Bonn gegen Frankfurt am Main und Düsseldorf favorisierte, hatte er zunächst sachliche Argumente im Auge. Hermann Wandersleb, Freund Adenauers und Chef der damaligen Staatskanzlei in Düsseldorf, hatte zuvor in etwa gesagt: „Erstens hammer in Düsseldorf sowieso kaum noch janze Häuser und zweitens möchten die Düsseldorfer lieber Büros und Industrie als wie noch ein Parlament und deshalb soll der Parlamentarische Rat und der janze Apparat drumerum nach Bonn jonn.“ Und siehe da: Obwohl Adenauer das nicht alleine entscheiden konnte, „hätt et jeklapp“.
 
        Später dann, nachdem Adenauer im September 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates geworden war, hat er sich selbstverständlich, zusammen mit Wandersleb, für Bonn als Regierungssitz stark gemacht. Da hat er bereits auf etwas gebaut, worauf die Berliner Republik nie wird bauen können: auf das Rheinland und die rheinische Mentalität.
 
        Frankfurt hatte dagegen ein ziemlich starkes Blatt in der Hand. Die Frankfurter:innen sagten etwa: „Frankfort muss Bundesauptstadt wedde, weil in unsern Paulskerch 1848 die erst deutsche Nationalversammlung war un iwwerhaupt“, ganz wie es in Friedrich Stoltzes Gedicht heißt, das 1884 veröffentlicht wurde: „Un es will merr net in mein Kopp enei: wie kann nor e Mensch net von Frankfort sei!“01
 
        Adenauer konterte mit dem Argument, dass „die alten traditionellen Verbindungen zwischen dem rheinischen Westen und den westlichen Nachbarn Deutschlands stärker sind als die Beziehungen zwischen Frankfurt und den westlichen Nachbarn“,02 und er hoffte, wie gesagt, auf die rheinische Mentalität. Das hat er so ausgedrückt: „Es jeht janz ausjezeichnet. Die Leute fühlen sich hier so wohl, dat sie jar nich’ mehr wegwollen. Jetzt können wir dranjehen, einen Vorschlag in der Richtung zu machen, dat Bonn vorläufige Bundeshauptstadt wird.“03
 
        FERNAB JEDER BERLINISCHEN PROTZEREI
 
        Soweit die Vorgeschichte. Damit war Bonn aber wieder auf dem Stand, auf dem es immer schon war: zum einen hochherrschaftlich, sprich: höfisch, mit den Kurfürsten und ihren Schlössern und mit dem Charisma einer politischen Zentrale, zum andern die kleine rheinische Provinzstadt, ein Ort ohne besondere Vorkommnisse, mal abgesehen von Ludwig van Beethoven und einer Reihe eher üblicher Verdächtiger. Luigi Pirandello, der große italienische Schriftsteller, war fast vier Jahre in Bonn, und wenn er noch ein paar Tage geblieben wäre, hätte er wahrscheinlich Nachwuchs bekommen und wäre nicht mehr nach Sizilien zurückgegangen, hätte vielleicht mit „Sei personaggi in cerca di una pizza“ eine avantgardistische Restaurantkette aufgemacht und später Helmut Kohl zu seinen Hauptkunden zählen können. Verzeihung, ich schweife ab. Wo waren wir? Ach ja: Verwöhnung.
 
        Aus dem Füllhorn der Bonner Republik quoll eine Wohltat nach der anderen: Die Bonner Oper, die normalerweise über Wuppertaler Niveau nie hinausgekommen wäre, errang europäischen Ruhm, weil Intendanten wie Jean-Claude Riber oder Giancarlo Del Monaco auf Kosten des Bundeshaushalts Weltstars wie Montserrat Caballé, Katia Ricciarelli oder Plácido Domingo in die Stadt holten. Das lockte zwar Abonnenten weit über Hennef-Uckerath hinaus nach Bonn, brachte aber nichts, da die Stars nach der Vorstellung ja immer nach Hause fuhren. Das nur als kleines Beispiel aus dem kulturellen Leben. Auch die Beethovenfeste waren in der Bonner Republik echte Ereignisse, Geld war ja da.
 
        Geld war immer da, das Fläschchen wurde scheinbar nie leer, und die Bonner:innen tranken, schlürften und schlemmten. Unvergessen bleiben die Gänge der jeweiligen Bonner Oberbürgermeister ins Regierungsviertel: mit leerer Alditüte hin, mit prall gefüllter wieder zurück. Gerade deshalb hat es „uns“ Rheinländer:innen so geschmerzt, als die Politiker:innen, das Parlament und die „janzen Jedönsräte“ nach Berlin umgezogen sind. Plötzlich war vorbei, was das Rheinland und speziell Bonn mit den Händen Adenauers den Deutschen geschenkt hat: ruhige, heitere Gelassenheit, fernab von jeder berlinischen Protzerei. Und weil die Rheinländer:innen die einzigen mediterranen Menschen deutscher Sprache sind, hat das ganze Nachkriegseuropa Deutschland wieder in seine Gemeinschaft aufgenommen. Die Verdienste Bonns um das wachsende Ansehen Deutschlands in der Welt sind gewaltig, denn – und das ist ein Satz, den man nicht laut genug schreiben kann – von Bonn ist noch nie ein Krieg ausgegangen.
 
        ZWISCHEN PROVINZ UND HERRSCHAFTLICHKEIT
 
        Am Tage des endgültigen Beschlusses des Bundestages nach Berlin zu ziehen, war ich in Venedig. Ich stand in der Kneipe „da Ivo“, die Abendnachrichten liefen, und da kam die Meldung: Die Deutschen ziehen wieder nach Berlin. Man kann kaum glauben, was da los war. Nach ein paar Schrecksekunden war die Hölle los, und alles gipfelte in der Frage: „So, jetzt ziehen die Deutschen von Bonn nach Berlin. Und wann marschieren sie wieder bei uns ein?“ Plötzlich war alles wieder da: die Schlacht um Monte Cassino, Otto Skorzeny, die Republik von Salò, SS und Bella ciao – Assoziationen, die dank der Bonner Republik fast vergessen waren. Fast.
 
        Die Rheinländer:innen haben es genau so empfunden: Der Umzugsbeschluss war der Triumph der „aufgeblasenen Hauptstadt“ Berlin, da zählte preußische „Gechichte [sic]“, wie Helmut Kohl immer sagte, mehr als die rheinischen Geschichtchen, da wurde der aller Welt sympathische „südliche Wesenszug“, den die Rheinländer:innen stellvertretend für alle Deutschen haben, mit Füßen getreten und an die Wand gedübelt, die Bescheidenheit hatte verloren. Der schlitzohrige Rheinländer Adenauer hat mit wenigen Worten in rheinischen Anekdötchen mehr erreicht als Kohl mit seinem ganzen Gebrummel und seinem großprotzigen Gehabe.
 
        Nein, das kleine Bonn, das bei aller Weltpolitik seine wunderbare Kleinkariertheit, ja schon fast Dörflichkeit, behalten hat, hat eine große Rolle für Deutschland gespielt. Und das ganz aus sich selbst heraus, denn die Bonner:innen haben immer schon die Fähigkeit gehabt, die Dinge ein bisschen anders zu sehen. Das lag allerdings nicht nur am linksrheinischen Bonn mit seinen Kurfürsten, Schlössern und der herrischen preußischen Geschichte – alle Kronprinzen haben in Bad Godesberg gewohnt und in Bonn, an der von den Hohenzollern 1818 gegründeten und den Bonner:innen geschenkten rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität, studiert und gesoffen –, sondern am geerdeten Pendant im Rechtsrheinischen: in Beuel. Hier waren (und sind) die Wäscherinnen, hier waren (und sind) die Arbeiter, hier war das rheinische Herz und ist es heute noch. Die Bonner:innen tragen diese kleine Lobotomie alle in sich: zum einen die weltmännische Feudalität und das Bewusstsein, etwas Besonderes zu sein, und zwar quasi von höheren Gnaden (ich sage nur: Kurfürst Clemens August), zum anderen aber zu wissen, dass die Wäsche in Beuel traditionell auf der Rheinwiese ausgebreitet und in der Sonne gebleicht wurde. Diesen Spagat trägt jeder Mensch in Bonn in sich und nutzt ihn mit viel Kreativität, zum Beispiel wenn es um die Suche nach einem vernünftigen Altersruhesitz geht. Da sitzt das alte Bonner Ehepaar und überlegt, diskutiert und „simmeliert“ hin und her, als ihm schließlich der Kragen platzt: „Dat eine sage ich Dir: Wenn einer von uns beiden stirbt, zieh ich nach Godesberg!“
 
        Was in Bonn noch möglich war, dass sich nämlich die Politiker in verschwiegenen kleinen Privatclubs schon mal „erholen“ konnten, das wandelt sich in Berlin in anonyme Hektik. Während die Bonner:innen die Politiker:innen familiär durchs Leben begleiteten und – fast – immer eng umschlungen hielten, gehen die dunkleren Wege unserer Politiker in Berlin in großstädtischer Anonymität unter. Keinen kümmert‘s, keiner weiß was, keiner schaut hin. Aber: Wenn keiner hinschaut, braucht auch keiner wegschauen. Vielleicht ist das eine der Dynamiken, von denen unsere „Vertuschungsdemokratie“ lebt.
 
        Wenn Franz Josef Strauß im Club Eve in der Rathausgasse „Entspannung“ suchte, wusste das am nächsten Tag die ganze Stadt und hat darüber geschmunzelt. Und als Helmut Kohl nach Bonn zog und angeblich als erstes für „seine“ Ju 52, wie man in Bonn seine energische engste Helferin Juliane Weber nannte, einen „Geheimgang“ in den Seitentrakt des Kanzlerbungalows anlegen ließ, so hat sich das rheinische Bonn nicht etwa darüber aufgeregt, dass er mutmaßlich eine Geliebte hatte, sondern darüber, dass es „so eine“, eine Nicht-Rheinländerin, war. Sie wurde von den eher weichen Bonner:innen als herb empfunden, als preußisch, ja, von einigen Spöttern wurde sie „die Blechschere“ genannt. Trotzdem ist sie aber nach ihrem Leben mit Helmut Kohl in Bonn beziehungsweise im Rheinland geblieben und hier gestorben.
 
        BONNER FRÖMMIGKEIT
 
        Das Verhältnis, das Bonner:innen zur Politik wie überhaupt zum Leben haben, ist dasselbe wie das zur Religion. Natürlich ist das Leben in Bonn immer noch von der Kirche geprägt, wenn auch nicht mehr so wie in der Vergangenheit. Nun gibt sich der linksrheinische Mensch in Bonn eher weltläufig-liberal und zeigt sich meistens nur bei öffentlichen Anlässen als „normal gläubig“, sprich: katholisch, während das Verhältnis in Beuel, also im Rechtsrheinischen, zu „unserem“ Herrgott stärker ländlich geprägt ist. In den kleinen Kirchen rund um Beuel sieht man das, der legendäre Pützchens Markt, der in Bonn seit 1367 im September stattfindet, ist so ein Fall. Grund für das Volksfest ist die Heilige Adelheid von Vilich, die um das Jahr 1000 herum im heutigen Beueler Ortsteil Pützchen ihren Wanderstab in die Erde gestoßen hat, woraus sofort eine Quelle sprudelte, ein sogenannter Pütz. Diese tat Wunder über Wunder, vor allen Dingen bei Augenkrankheiten. Jetzt kommen Sie mal mit mir und setzen sich während des Jahrmarktgebrülls auf die Bank hinter der Kirche an den Brunnen. Es vergeht keine Minute, ohne dass nicht einer unserer aufgeklärten Katholiken vorbeikäme, um sich zu bekreuzigen und dann mit dem aus dem Brunnen sprudelnden Wasser die Augen auszuwaschen. Es sind Hunderte, die da kommen, vielleicht sogar mehr, und das sechs Tage lang, ohne Unterlass. Und es sind vor allem junge Leute: Kappe quer, die weißen Kopfhörer vom iPhone im Ohr, aber sich mit dem Wasser vom Brunnen die Augen gesund wischen.
 
        Dieses etwas doppelköpfige Verhältnis zur Religion ist typisch für Köln und Bonn. Gut, in Köln vielleicht etwas deutlicher und frecher als in Bonn, was übrigens mit dem Erzbischof zu tun hat: In der Schlacht bei Worringen 1288 haben die Kölner gegen ihren Erzbischof gekämpft, gewonnen und sich gerächt: Ab sofort durfte kein Erzbischof mehr in Köln wohnen, geschweige denn übernachten. Und das hielt, bis Napoleon ins Rheinland kam. Das Ende war sehr rheinisch: Kein Gang nach Canossa, kein Bericht in der „Cöllnischen Zeitung“, er durfte einfach wieder nach Köln, auch nachts, einfach so, als wäre nie etwas gewesen. Bonn hat ihn auch ziehen lassen, den letzten Kurfürsten und Erzbischof, Maximilian Franz. Er ist 1794 vor Napoleon geflohen und 1801 bei Wien gestorben. Er war ja Wittelsbacher, also quasi bönnscher Wittelsbacher. Unter seiner Regierung zeigten sich allerdings schon erste Akzente einer obrigkeitsabhängigen Kultur: Das kurfürstliche Orchester in Bonn, in dem Beethoven vier Jahre lang Bratsche gespielt hat, der kurfürstliche Chor und vor allem die kurfürstliche Oper waren führend im deutschsprachigen Raum, ähnlich wie unter Riber und Del Monaco. Die Bonner:innen waren es also schon lange gewohnt, durch Pfützen und dreckige Straßen in die Oper zu gehen, um da beste europäische Kultur zu genießen – das alte Bonner Thema also: den Kopf ganz oben und das Herz auf den Äckern der Vorgebirgs-Gemüsekultur.
 
        STUDENTENREVOLUTION
 
        Dass das Bonner Universum wenig mit den anderen deutschsprachigen Universen zu tun hat, wurde mir eigentlich schon klar, als ich das erste Mal dort war. Eigentlich stamme ich nämlich aus Südtirol. Das fing 1965 beim Taxifahrer an, der mich, als ich ihm sagte, ich müsse in die Sternstraße 98, also um die Ecke vom Hauptbahnhof, was ich, neu in Bonn, nicht wusste, einsteigen ließ, mit mir nach Godesberg fuhr, dort mit einer Fähre über den Rhein setzte, zurück nach Beuel düste, um über die Kennedybrücke zur Sternstraße zu fahren, und dafür 80 D-Mark kassierte. Das ist wie in Neapel oder Mailand, war mein Gedanke, und das war mir sympathisch, denn das kannte ich aus meiner Heimat.
 
        Oder das kleine Drama mit der Anmeldung, ich war ja italienischer Staatsbürger. Die Uni weigerte sich, mich einzuschreiben, weil ich keine Aufenthaltsgenehmigung hatte. Das Ausländeramt gab mir keine, weil ich nicht eingeschrieben war. Ich war ratlos. Ich rufe meinen Papa an, schildere ihm die missliche Lage, er lacht aber nur und meint: „Dann musst du Folgendes machen: Du klemmst 20 D-Mark in den Pass, gehst zum Ausländeramt und wenn der Beamte dich fragt, wo denn die Bescheinigung von der Uni sei, sagst du: im Reisepass.“ Ich gehe also ins Amt zurück, der Beamte fragt nach der Bescheinigung der Uni, ich sage: „im Pass“. Er blättert, dann fischte er mit spitzen Fingern die 20 D-Mark heraus, lässt sie auf den Tisch gleiten und sagt tadelnd: „So geht das aber nicht, junger Mann, wir sind in Deutschland und nicht in Italien!“ Mir rutscht schon das Herz in die Hose, dann schaut er mich an und lächelt: „Aber Bonn ist im Rheinland“, drückt den Stempel in den Pass und ich hatte die Aufenthaltsgenehmigung – und die 20 D-Mark zurück.
 
        Ein weiterer, für die Charakterisierung der Bonner:innen wichtiger Punkt ist die besondere Interpretation des Obrigkeitsprinzips in der vorläufigen Bundeshauptstadt, das war nämlich die typisch rheinische Toleranz: um Jottes Willen kein Bohei, kein Aufsehen und keine Aufgeregtheit. Das hatte klare Konsequenzen: Kiffen beispielsweise war in meiner Studentenzeit ein Delikt. Man hat es heimlich getan und nur, wenn man sich sicher wähnte. Natürlich gab es die ein oder andere Lokalität, in der gekifft wurde, zum Beispiel im legendären „Underground“ in Muffendorf oder in der „Falle“, einer Disco am Stockentor. Dort traf man sich zum konspirativen Abtanzen und so weiter – und zum Kiffen natürlich. Ab und zu gab es mal eine Razzia. Was wir aber nicht wussten, war, dass die Polizei überhaupt kein Interesse daran hatte, uns alle festzunehmen. Wie sähe das denn aus? Die provisorische Bundeshauptstadt eine Kifferhöhle? Der Polizei langte es zu wissen, wo wir Revolutionäre sitzen, wie viele wir ungefähr sind und wer da so alles dabei ist. Rheinisch eben. Die Stadt ist klein genug, um alle zu kennen, zumindest vom Sehen.
 
        Ein Ereignis, das gar nicht typischer für die Bonner:innen sein könnte, war das, was auf dem Münsterplatz fast ein Jahr lang jeden Abend passierte: Irgendwann im Februar 1967 gab es eine zufällige, aber wohl recht laute Diskussion am Rande des Münsterplatzes zwischen einer Handvoll älterer Bonner:innen auf der einen Seite und junger Student:innen auf der anderen. Es ging um das klassische Thema zu Beginn der Studentenrevolution: den Generationenkonflikt. „Ihr seid doch alle Nazis“ und „Geht doch nach drüben, wenn es euch hier nicht gefällt, ihr Gammler“ waren sozusagen die Standpunkte, die einander gegenüberstanden. Eine Zeitung berichtete über dieses kleine, aber tagesaktuelle Ereignis, und das war der Startschuss zu einem Großereignis, das bis etwa Mitte November dauerte: Jeden Tag trafen sich – zuerst ein paar Dutzend, nach ein paar Tagen aber schon Hunderte, im Sommer waren es dann manchmal Tausend oder mehr – Menschen aus allen Generationen auf dem Münsterplatz, um miteinander zu diskutieren. Lautstark, erregt, heftig und oft auch nachdenklich. Das ging vom Februar an jeden Tag, so von 18 Uhr bis Mitternacht. Man stand in Kreisen von acht bis zehn Personen zusammen, verteilt über den ganzen Platz. Die Jungen trauten sich, den Älteren die Fragen zu stellen, die sie ihren Eltern nicht stellen konnten, wenn der Familienfrieden gewahrt bleiben sollte, und die Älteren staunten immer öfter darüber, dass die Jungen ihnen tatsächlich zuhörten. Rommel, Stalingrad, Konzentrationslager und überhaupt die Nazi-Zeit waren die Themen, die da angeschnitten wurden. Von unserer Seite kamen die Themen studentische Beteiligung an der Uni, Institutsrat, Abtreibung, Gleichberechtigung und so weiter. Zwischendurch gingen die Älteren immer wieder zum „Hähnchen“, der Kneipe hinter dem Denkmal vom Ludwig van, holten einen Kranz Kölsch und hielten ihn in die Runde: „Kumm, Student, sollst auch nicht leben wie ein Hund!“
 
        Die Angst, dass alles so ausarten könnte wie in Berlin, Hamburg oder Frankfurt, mit Gummiknüppeln, Wasserwerfern und Polizeigewalt, rückte immer weiter in die Ferne, die Studentenrevolution wurde bönnsch, wie auch die kleine Geschichte vom Besuch Rudi Dutschkes zeigt, eine Geschichte, die auch Kurt Tucholsky gefallen hätte: Für die Uni in Bonn stand wieder der Dies academicus an: Sie stellte sich und die Institute den Bonner:innen vor, ein Tag angeblicher Transparenz, der uns Revolutionären natürlich gewaltig stank, denn kritisch wurde da nicht berichtet. Der AStA (glaube ich, vielleicht war es auch „nur“ der Sozialistische Deutsche Studentenbund) lud Rudi Dutschke für den 6. Dezember 1967 ein, er sollte als Hauptredner beim Anti-Dies-academicus im Arkadenhof der Uni sprechen. Wir Revolutionäre waren natürlich alle dabei, standen dicht gedrängt und starrten vom Hof durch die Glastüren auf die Garderobe. Von dort sollten Hannes Heer, unser örtlicher Che Guevara, und Rudi Dutschke kommen. Da! Wir sahen sie! Sie gingen an die Garderobe, gaben ihre Dufflecoats ab, das war damals quasi unsere Uniform, und kamen nun raus. Heer übergab das Megaphon nach der Begrüßung an Dutschke, und der fing an, uns einzunorden, wir sollten uns mit den fortschrittlichen Professoren solidarisieren, auch die stünden allein gegen die Reaktion da. Hinten vor der sogenannten Blauen Grotte gab es ein paar Burschenschaftler, die fingen an „Oh alte Burschenherrlichkeit“ zu singen, also gute Stimmung vorne bei den Kämpfern und hinten auf den Rängen. Da fing es an zu nieseln, Dezember, iggelig. Wir waren natürlich bereit durchzuhalten, die Garderobenfrauen aber, quasi unsere Uni-Mamis, machten sich Sorgen um Rudi Dutschke. Eine kam heraus, stellte sich neben ihn, seinen Dufflecoat über’m Arm, und sagte ihm – und wegen des Megaphons konnten wir es hören: „Herr Dutschke, tun Sie sich doch der Mantel, bei dem Wetter können Sie sich sünst jet holen“. Dutschke schaut sie völlig irritiert an, dann zieht er den Dufflecoat an. Schon will er mit der Revolution weitermachen, da sagt sie: „Herr Dutschke, könnten Sie mir die Garderobenmarke … ?“ Er greift in die Hosentasche und gibt ihr die Marke.
 
        Eine zweite bemerkenswerte Geschichte ergänzt diese Kombination aus pazifistischer Revolution, katholischer Friedensbereitschaft und scheinbarer Toleranz, also diese typisch rheinisch-bönnsche Mischung auf das Köstlichste: Bundespräsident Heinrich Lübke – Sie wissen schon: der größte Kabarettist aller Zeiten – lehnte es 1966 ab, der Aktivistin Klara Marie Faßbinder, das „Friedensklärchen“, wie sie auch genannt wurde, den französischen Ordre des Palmes académiques für ihre Verdiente um die Übersetzung der Werke von Paul Claudel auszuhändigen, weil sie in Kontakt mit der DDR-Regierung getreten war. Das schrie nach einer Demo gegen den guten Heinrich, die wir vor der Bonner Oper abhielten. Wir waren etwa 400 Student:innen, skandierten „Ho-Ho-Ho chi minh“ und waren bester Dinge als die Polizei anrückte. Die Studentendemos in Bonn hatten immer auch etwas von Happening. Natürlich bekamen wir Angst, alle hatten Berlin vor Augen und die Aggressivität der dortigen Polizei und harrten der Dinge. Die Beamten schoben uns vom Bühneneingang der Oper weg, dann standen alle still. In der Mitte parkte ein Polizeiauto; das war schon mal toll: keine Wasserwerfer! Ein Mann mit einem Megaphon stieg aus und sprach uns ganz ruhig an, dass wir da mal ein bisschen zur Seite gehen sollten, abgesagte Ordensverleihungen seien kein Grund für Demos, und der Bundespräsident würde schon wissen, was er da tut und so weiter. Seine ruhige Stimme verfehlte ihre Wirkung nicht. Dann aber kam der Hammer, und das ist Bonn wie es leibt und lebt: „Und übrigens halten wir von der Polizei uns an die rheinische Devise: Bevor mir uns kloppen, können mir uns auch direkt vertragen“, er sprach es und stieg wieder ins Auto. Es hat natürlich funktioniert. Wir waren so perplex, dass wir uns auflösten, auf den Marktplatz gingen und vor dem Marktkrug die Demo in diversen Kölsch ertränkten.
 
        So komme ich zum Ende dieser kaleidoskophaften Beschreibung der Menschen in Bonn und ihrer Mentalität: Das kann man nämlich angesichts der extrem komplexen Charakterstruktur nur in kleinen Fragmenten und Beispielen.
 
        Jetzt, in der Nach-Fläschchen-Zeit muss Bonn und müssen die Bonner:innen schauen, wie sie auf eigenen Beinen stehen können, keine Kurfürsten und keine Bundesregierung sind mehr in Sicht, es bleibt nur die rheinische Zuversicht. Auf die aber ist Verlass, denn „et hätt noch immer jot jejange!“
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        „WHAT ABOUT BONN?“
 
        Bonns Platz in der deutschen Geschichte
 
        Benedikt Wintgens
 
        Bonn war eine außergewöhnliche Hauptstadt. Auch wenn es heute in Berlin fast merkwürdig erscheint: Fünfzig Jahre lang, von 1949 bis 1999, wurde die Bundesrepublik von einer eher kleinen Großstadt im Rheinland aus regiert, einer ehemaligen Residenzstadt, die man im 19. Jahrhundert als Ausflugsziel entdeckt hatte, vor allem aber mit dem Ruf ihrer Universität in Verbindung brachte. 1948/49 zog dann mit dem Parlamentarischen Rat und anschließend dem Bundestag die große Politik nach Bonn – zunächst zumindest das, was nach dem Nationalsozialismus und im Ost-West-Konflikt davon übriggeblieben war. Denn Berlin kam angesichts der sowjetischen Blockade und der westalliierten Luftbrücke nicht als Hauptstadt einer Bundesrepublik infrage, die vorerst nur aus den drei westdeutschen Besatzungszonen gebildet wurde.
 
        Allerdings sollte Bonn nie eine echte Hauptstadt werden, und zwar gerade wegen der deutschen Zweistaatlichkeit. Entsprechend dem Auftrag des Grundgesetzes, „in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden“,01 hielten die westdeutschen Regierungen am Ziel der Wiedervereinigung sowie einer ungeteilten deutschen Hauptstadt Berlin fest. Für Bonn fand man andere, zurückhaltende Umschreibungen, die das Wort Hauptstadt bewusst vermieden oder einschränkten: „Sitz der Bundesorgane“ und „Bundessitz“ hieß es zuerst, oft ergänzt um den Zeitbegriff „vorläufig“.
 
        „Bundeshauptstadt Bonn“ lautete die Bezeichnung, als die Konsolidierung des westdeutschen Staates weit fortgeschritten war und das Provisorium Bestand zu haben schien, wohlgemerkt als Bundesrepublik. Und die Begriffsgeschichte überdauerte sogar die Rückkehr von Parlament und Regierung ins wiedervereinigte Berlin. Das im Frühjahr 1994 vom Bundestag verabschiedete Bonn-Berlin-Gesetz etablierte neben zahlreichen Ausgleichs- und Übergangsregeln die „Bundesstadt Bonn“.
 
        HAUPTSTADTBILDER
 
        Als Hauptstadt im vollen Wortsinn wirkte Bonn aber auch nicht, wenn man darunter neben der politischen Bedeutung die ökonomische Kraft oder kulturelle Ausstrahlung einer Metropole versteht. Mit beidem war es in Bonn, wo vor der Zusammenlegung unter anderem mit den bis 1969 eigenständigen Nachbargemeinden Bad Godesberg und Beuel kaum mehr als 125000 Menschen lebten, nicht weit her. Weder in Wirtschaft und Industrie noch in Kunst und Kultur, nicht in den Medien und nicht mal in der Wissenschaft war Bonn das Zentrum der Bundesrepublik. Dies lag nicht zuletzt daran, dass die weit großstädtischer geprägten Orte an Rhein und Ruhr sowie im Rhein-Main-Gebiet in kurzer Zeit erreichbar waren.
 
        So zeichnete sich die Bonner Republik durch einen polyzentrischen Charakter aus. Die Hauptstadt Bonn hatte primär eine politische Funktion als Tagungsort des demokratisch gewählten deutschen Parlaments und als Sitz der Regierung – wobei im bundesrepublikanischen Föderalismus auch Landeshauptstädte wie München und Düsseldorf beträchtlichen Einfluss hatten. Bonn war Hotspot der westdeutschen Politik, und „Bonn“ wurde zum Synonym der Entscheidungsprozesse in der Bundesrepublik. In diesem Kontext kamen die vier Buchstaben des Stadtnamens alltäglich in den Nachrichten zur Sprache, im Fernsehen untermalt mit Bildern dunkler Limousinen, die in der Parklandschaft am Kanzleramt vorfuhren, oder Redeszenen aus dem Plenarsaal des Deutschen Bundestages.02
 
        In Europa gehört zu einem modernen Territorial- oder Nationalstaat scheinbar selbstverständlich die Existenz einer Hauptstadt als historisch gewachsenes und dauerhaftes Zentrum, als symbolischer, aber auch realer Kristallisationspunkt von Staat und Nation, wie es in idealtypischer Weise Paris oder London darstellen.03 Aus einer Vielzahl von Gründen, insbesondere wegen der deutschen Teilung, konnte Bonn – nach 1949 die jüngste Hauptstadt Westeuropas – diese Entwicklung nicht nachholen. Bonn war nämlich nicht in Jahrzehnten oder Jahrhunderten zur Kapitale herangereift, sondern wurde binnen weniger Monate aufgrund des Gegensatzes zwischen dem demokratisch-marktwirtschaftlichen Westen und den kommunistischen Diktaturen im sowjetischen Machtbereich zum Parlaments- und Regierungssitz bestimmt. Um ein weiteres Mal die nach der Wiedervereinigung 1990 neu formulierte Präambel des Grundgesetzes zu zitieren: Am Rhein galt es, „dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu geben“.04
 
        In diesem Sinne war Bonn eher Arbeitsplatz für die Politik als deren Bühne. Auch die barocken Repräsentationsorte der früheren Residenzstadt – die Schlösser der Kölner Fürsterzbischöfe in Bonn und Poppelsdorf – gehörten zur Universität. Im Parlamentsviertel, das in der Gronau abseits der Innenstadt lag, beschrieben Journalisten wie Hermann Rudolph dagegen immer wieder die nüchterne Atmosphäre einer Geschäftsstelle: „[A]ls Stadt bleibt Bonn dafür kaum weniger Hintergrund als die idyllische Kulisse des Siebengebirges, die den Blick nach Süden zu abschließt.“05
 
        DER WEG NACH BONN
 
        Die Entstehung der Bundesrepublik war eine Staatsgründung in Stufen.06 Die US-amerikanische Wirtschaftshilfe mit dem Marshallplan, die Einführung der D-Mark 1948 und die Aufnahme ins westliche Verteidigungsbündnis 1955, die mit der Übertragung wichtiger Befugnisse von den früheren Besatzungsmächten auf westdeutsche Akteure verbunden war, kennzeichnen wichtige Wegmarken vor und nach der Verfassungsgebung. Der Parlamentarische Rat, die erste Bundestagswahl 1949 und die Konstituierung der Bundesorgane in Bonn waren in diesem Prozess zwar entscheidende Etappen, zeitgenössisch aber wurden sie von vielen nicht als tiefe Zäsur wahrgenommen, zumal die vereinten Besatzungszonen beziehungsweise Länder keinen voll souveränen Staat gründeten.
 
        Daher spielten bei der Wahl Bonns zum Tagungsort des Parlamentarischen Rates neben der Weltpolitik, die den Weg nach Berlin versperrte, der Zufall, pragmatische Übergangslösungen und Absprachen mit den Alliierten eine entscheidende Rolle; auch die Interessen der Landesregierungen kamen zur Geltung. Nach einer Konferenz der Ministerpräsidenten in Koblenz, das zur französischen Besatzungszone gehörte, und nachdem sich eine Expertenkommission auf der Herreninsel im Chiemsee in der amerikanischen Zone beraten hatte,07 waren nun die Briten und Nordrhein-Westfalen an der Reihe. In London hatten Diplomaten schon 1946 über die mögliche Zentrale eines westdeutschen Staates nachgedacht und die Vorzüge einer Stadt betont, die im Zweiten Weltkrieg weniger zerstört worden war als die großen Industriestädte – „what about Bonn?“08
 
        TRANSITRAUM
 
        Die politische Kulturgeschichte deutscher Hauptstadtpolitik im 20. Jahrhundert wurde bislang nicht geschrieben. Bei ihrem rheinischen Kapitel wären die internationalen Rahmenbedingungen ebenso zu berücksichtigen wie innen- und parteipolitische Veränderungsprozesse, außerdem geografisch geprägte Geschichtsbilder und kulturelle Deutungsmuster.09 Als teilsouveränes Provisorium gestartet, galt die Bonner Republik vielen als Übergangslösung auf dem Weg zu einem wiedervereinigten deutschen Nationalstaat in Berlin oder zu einem europäisch-supranationalen Verbund mit Sitz in Brüssel. Als Transitorium eignete sich die kleine Stadt am großen Fluss perfekt.10 Auch die ihr und ihren Gebäuden immer wieder zugeschriebenen Charaktereigenschaften von Bescheidenheit und Funktionalität im Stil der internationalen Nachkriegsmoderne11 korrespondierten mit dem fluide-dezentralen, rheinischen Charakter der alten Bundesrepublik. „Der Bonner Raum“, so hatte es schon 1953 der Architekt Josef Wolff formuliert, sei „mehr die Herberge als die Hauptstadt der Regierung des Bundes“.12
 
        Bis in die Neunzigerjahre blieb Bonn die improvisierte Zentrale einer sich als provisorisch verstehenden Bundesrepublik. Sie war insofern auch der sinnfällige Ausdruck der „deutschen Frage“ von Nationalstaatlichkeit und Demokratisierung nach 1945. Wie war es möglich, dass aus den Trümmern des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkriegs ein freiheitlich-demokratisches, wohlhabendes und weithin angesehenes Land wurde? „Bonn, die Bonner Demokratie, hat in der ganzen Welt Positives geleistet, Positives gezeigt“, bilanzierte 1993 der französische Politikwissenschaftler Alfred Grosser und hob als herausragende Eigenschaften die Bonn eigene Bescheidenheit und die Westorientierung hervor.13
 
        NEUBEGINN DES PARLAMENTARISMUS
 
        Das 1948/49 in der Pädagogischen Akademie verhandelte Grundgesetz hatte das Parlament ins Zentrum der politischen Prozesse gestellt. In der stark repräsentativ verfassten deutschen Demokratie ist der Bundestag das einzige direkt von den Staatsbürgerinnen und -bürgern gewählte Verfassungsorgan auf Bundesebene und soll die Volkssouveränität verwirklichen. Im und um das Parlament am Rheinufer wurden in politischer Hinsicht die Fundamente gelegt, auf denen die Bundesrepublik zu wesentlichen Teilen bis heute steht.14 Dies betrifft erstens die institutionelle Ebene, wenn man an die Interaktion des Parlaments mit der Bundesregierung sowie den Länderregierungen im Bundesrat oder an die Gründung des Bundesverfassungsgerichts denkt. Es gilt zweitens inhaltlich, weil verschiedene Grundentscheidungen bis heute – angepasst und erneuert – weiter wirken, allen voran Marktwirtschaft und Sozialstaat, der Prozess der europäischen Einigung und die Sicherheitspolitik in der westlichen Verteidigungsgemeinschaft. Zum Dritten gibt es organisatorische wie kulturelle Traditionslinien wie die Arbeitsweisen, den Debattenstil und das Selbstverständnis der Abgeordneten. Veränderungen zeigen sich vor allem im Parteiensystem und in der politischen Kultur. Denn die Bonner Republik war gekennzeichnet durch starke Institutionen und organisierte Aushandlungsprozesse, in denen Parteien, Medien und Verbände eine zentrale Rolle spielten. Demokratie wurde in Wahlen gelebt; für den Rest, könnte man zugespitzt sagen, sorgten die Profis in Bonn.15
 
        Nach der nationalsozialistischen Diktatur und ihren Menschheitsverbrechen wurde Demokratie in Westdeutschland neu gelernt. Entsprechend verbreitet waren Sprachbilder aus dem Bereich der Bildung16 (wie Re-Education) oder des Wachstums. Auch dafür bot die umgebaute Pädagogische Akademie, eine vormalige Ausbildungsstätte für Lehrer, auf der grünen Wiese den passenden Rahmen. Nicht nur Bonn war eine ungewohnte Hauptstadt, auch Parlament und Demokratie erinnerten an zarte Pflänzchen. Wie ungewiss und umstritten die Etablierung der frühen Bundesrepublik war, zeigt Wolfgang Koeppens 1953 erschienener Bonn-Roman „Das Treibhaus“, in dem Fremdheitsgefühle in der repräsentativen Demokratie und die Distanz gegenüber dem politischen Betrieb in einer Atmosphäre schwüler Künstlichkeit verdichtet wurden.17
 
        SYSTEMKONKURRENZ
 
        Die deutsche Geschichte ist gekennzeichnet durch eine Vielzahl von Brüchen und tiefgreifenden Veränderungen. Dies prägte vielfach den zeitgenössischen Blick auf den westdeutschen Teilstaat. „Die eigentliche Kontinuität der deutschen Geschichte scheint also zunächst einmal ihre Diskontinuität zu sein“, meinte etwa der Historiker Lothar Gall und erkannte ein Grundmuster der „Kontinuität der Diskontinuität“.18 Zu anders war nach 1945 beziehungsweise 1949 das, was mit dem Begriff Deutschland bezeichnet wurde; zu deutlich schienen die Kräfteverschiebungen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft – vor allem aber die Opposition der zwei sich im Innern verfestigenden Staatsgebilde im Westen und Osten. Der weitverbreitete Wunsch nach einem Neuanfang brachte es mit sich, dass Bonn, immerhin römisch-ubischen Ursprungs, eine junge Stadt zu sein schien, während Berlin, das erst nach der Reichsgründung 1871 deutsche Hauptstadt geworden war, mit der Entwicklung von Preußen über das Kaiserreich bis in die letzten Tage von Hitlers Herrschaft in Verbindung gebracht wurde.19
 
        Um die Kontinuitäten und Wandlungsprozesse in der Demokratiegeschichte zu diskutieren, werden in Deutschland oft Ortsnamen mit den Republiken in Beziehung gesetzt. In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, dass sich die Bezeichnung „Weimarer Republik“ ausgerechnet in den 1950er Jahren durchgesetzt hat.20 Zeitgleich erschienen im westeuropäischen Ausland erste Publikationen mit dem Begriffspaar „Bonner Republik“.21 Dass sich diese Bezeichnung damals jedoch für den neuen westdeutschen Staat nicht etablieren konnte, hatte zwei Gründe: Erstens war die Chiffre „Weimar“ von Politikern und Intellektuellen des Exils als eine abgeschlossene Phase der Geschichte definiert worden und stand im Schatten des Scheiterns der Demokratie 1933. Das zweite Motiv, das gegen die „Bonner Republik“ sprach, war die Existenz des SED-Regimes in der DDR. Denn bis in die 1960er Jahre bezeichnete der Berliner Ortsteil „Pankow“ im Westen die kommunistische Staats- und Parteiführung. Diese Sprechweise hatte den Ursprung in der Tatsache, dass viele SED-Politiker tatsächlich im Nordosten Berlins wohnten – und den Vorteil, dass man in der Bundesrepublik nicht „Ost-Berlin“ sagen musste. Umgekehrt diente „Bonn“ in der Propaganda der DDR als Chiffre für das Feindbild einer konservativ-klerikal-kapitalistischen Filiale des amerikanischen Imperialismus im Westen.22 In der Summe verwies „Bonner Republik“ vor 1989/90 zumindest implizit sowohl auf den Untergang der Demokratie als auch die Teilstaatlichkeit – und konnte deshalb keine Identifikationskraft entwickeln.
 
        BONN UND WEIMAR
 
        Der Wunsch nach Abgrenzung bestimmte lange das Bild der Weimarer Republik in Westdeutschland. „Weimar“ wurde als bedrohte, umkämpfte und zum Scheitern gebrachte Demokratie bewertet.23 Es nach 1945 anders zu machen und die zweite Chance zu nutzen, war die normative Konsequenz. Das berühmteste Beispiel dafür ist die Formel des Schweizer Journalisten Fritz René Allemann: „Bonn ist nicht Weimar“.24
 
        Im Vergleich von Weimar und Bonn wurden vor allem die Unterschiede hervorgehoben, wobei das Grundgesetz als die überlegene Verfassung galt. Noch bevor der Begriff Verfassungspatriotismus geprägt wurde, hatte sich ein Kanon der Bonner Vorzüge herausgebildet: die Stärkung des Parlaments sowie des Bundeskanzlers; der Verzicht auf direktdemokratische Elemente und die Volkswahl des nunmehr fast nur repräsentative Aufgaben ausübenden Staatspräsidenten, der in Weimar größeren, am Ende schädlichen Einfluss gehabt hatte; der Schutz der Grundrechte durch ein Verfassungsgericht sowie das Leitbild einer wehrhaften Demokratie. Seit den 1950er Jahren stimmten Juristen, Historiker und Politikwissenschaftler darin überein, das Nebeneinander von parlamentarischen, präsidentiellen und plebiszitären Elementen sei ein Weimarer Konstruktionsfehler gewesen. Diese Interpretation hatte auch eine entlastende Funktion: Wenn schon die Verfassung wehrlos war, konnte es auf das Verhalten der Wähler oder Eliten nicht so sehr ankommen.
 
        Darüber hinaus wurde der Unterschied zu Weimar zum Zeichen einer über Verfassungsnormen hinausgehenden Erfolgsgeschichte. „Weimar“ stand für eine gespaltene Gesellschaft am Rande des Bürgerkriegs, für politischen Extremismus der Linken und Rechten sowie ein schädliches Freund-Feind-Denken, für Massenarbeitslosigkeit, Inflation und eine unter dem Strich wenig erfolgreiche Außenpolitik. Demgegenüber repräsentierte „Bonn“ die schnelle Etablierung einer antitotalitären Demokratie, eine Wirtschaftspolitik, die Wachstum und Wohlstand produzierte, einen expandierenden Sozialstaat anstelle von Streiks und Armut und eine Außenpolitik, die auf die Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten wie mit den westeuropäischen Nachbarn setzte. In dieser Hinsicht hat sich die Überlegenheit der Bundesrepublik 1989 durch die Wiedervereinigung bestätigt, als die Ostdeutschen sich auf der Straße und in freien Wahlen mehrheitlich für den Beitritt zum westlichen Erfolgsmodell entschieden.
 
        ERFOLGSGESCHICHTE BUNDESREPUBLIK?
 
        Solange es in Westdeutschland mit Freiheit, Sicherheit und Wohlstand aufwärts ging, kannte der Vergleich mit der Weimarer Republik nur eine Siegerin. Deshalb diente die Abgrenzung von Weimar vor 1933 nicht allein der wissenschaftlichen Erkenntnis; sie war stets auch ein Argument in der öffentlichen Auseinandersetzung. Zugleich wurde die Differenzerzählung der Bonner Republik zur Grundlage der Deutung der Bundesrepublik als Erfolgsgeschichte, die lange die Geschichtsschreibung dominiert hat.25 Als „Negativfolie“26 stärkte Weimar die Selbstanerkennung des westdeutschen Teilstaates, auf dessen Stabilisierung in der ungesicherten Nachkriegszeit die Wenigsten gewettet hätten. Im Kern war „Bonn ist nicht Weimar“ eine Formel des Anders-Seins. So erleichterte die Distinktion von der ersten deutschen Republik den demokratischen Neuanfang nach dem Nationalsozialismus, ungeachtet der zahlreichen personellen Kontinuitäten einer post-nationalsozialistischen Gesellschaft, nicht zuletzt in den Ministerien und Behörden.
 
        Gegenwärtig ist die viele Jahre unter-, ja geringgeschätzte Weimarer Republik so aktuell wie lange nicht.27 Sie bleibt ein Warnhinweis auf die Gefährdungen der Demokratie und das zerstörerische Potenzial antidemokratischer Kräfte. Zwischen Mauerfall und Wiedervereinigung aber, vierzig Jahre nach dem Auftakt in Bonn, zog der Zeithistoriker Hans-Peter Schwarz die Bilanz: „Die eigentliche Zäsur in der neuesten Geschichte Deutschlands und Europas ist die Geschichte der Bundesrepublik selbst.“28
 
        BONN UND BERLIN
 
        Am 20. Juni 1991 entschied der Bundestag in Bonn, dass im wiedervereinigten Deutschland Parlament und weite Teile der Regierung ihren Sitz in Berlin haben sollten.29 Die knappe, aber eindeutige Mehrheit von 338 zu 320 Stimmen und die kontrovers geführte Debatte rückten vor allem die Unterschiede zwischen den beiden Städten in den Mittelpunkt. Wenige Monate nach dem Beitritt der fünf ostdeutschen Länder zum Geltungsbereich des Grundgesetzes galt Bonn vielen als Sinnbild des Neubeginns nach 1945, als Inbegriff des bundesrepublikanischen Erfolgsmodells. In dieser Lesart stand „Bonn“ für Bescheidenheit, Föderalismus und die historische Abkehr von Nationalismus und Machtpolitik. Insbesondere schien die Stadt am Rhein die Westbindung in Form des atlantischen Bündnisses und der europäischen Integration zu verbürgen.
 
        Berlin hingegen, mit dem Einigungsvertrag immerhin als Hauptstadt definiert, was die Frage des Parlaments- und Regierungssitzes zunächst noch einmal ausgeklammert hatte, verkörperte das in den Jahrzehnten der Teilung immer wiederholte Versprechen einer Rückkehr aus dem rheinischen Provisorium. Darüber hinaus verhieß die Millionenstadt an der Spree einen Aufbruch in eine neue Welt nach dem Ende des Kalten Krieges. An keinem anderen Ort, schon gar nicht in Bonn, so hieß es, könnte man die Folgen des Ost-West-Konflikts überwinden, weil hierfür Verbindungen nach Mitteleuropa von zentraler Bedeutung sein würden. Schließlich verhieß Berlin an der Schwelle zum 21. Jahrhundert die Vorzüge einer aufregenden Metropole, der gegenüber Bonn bloß ein in Wohlstand ermüdetes Provinznest abgab.
 
        Allerdings lässt die zugespitzte Alternative „Bonn versus Berlin“ leicht die zahlreichen Verbindungslinien zwischen Rhein und Spree übersehen, die dem historischen Verhältnis zwischen der vormals preußischen Rheinprovinz und der Zentrale im Brandenburgischen vergleichbar sind. Bei der Gründung der Bundesrepublik war Bonn eine Übergangslösung für das Dilemma, an Berlin und der nationalen Einheit festzuhalten und gleichzeitig einen Parlamentssitz für den westdeutschen Teilstaat zu begründen. 1948/49 hatte die Weltordnung des Kalten Krieges nach Bonn geführt, nach der Epochenzäsur 1989 bis 1991 ging es den umgekehrten Weg zurück. Insofern passte die Charakterisierung aus „A Small Town in Germany“, einem 1968 erschienenen Spionage- und Diplomaten-Thriller des britischen Schriftstellers John le Carré. Der Roman zeigte mit der „ganzen künstlich geschaffenen Wildnis der Beamtenstadt Bonn“ bloß einen „Wartesaal für Berlin“.30 Von der Spree aus gesehen konnte Bonn keine echte Hauptstadt sein: zu klein, zu eng, zu langweilig.
 
        Im Hauptstadtstreit 1949 war jedoch die unscheinbare Vorläufigkeit Bonns ein entscheidendes Argument für den Bundessitz am Rhein gewesen.31 Frankfurt am Main, die in der Nachkriegszeit wichtigste mit Bonn konkurrierende Stadt, hätte dagegen eine womöglich dauerhafte Alternative zu Berlin bedeutet: als Wirtschafts- und Finanzzentrum sowie aufgrund ihrer historischen Tradition. In Frankfurt waren nicht nur Könige und Kaiser gewählt und gekrönt worden, die Stadt war 1848 auch Schauplatz des ersten deutschen Nationalparlaments in der Paulskirche gewesen. So konstatierte der in Frankfurt geborene Alfred Grosser nach dem Umzugsbeschluss: „Bonn als Hauptstadt, das war an sich so lächerlich, daß unmittelbar einsichtig war, daß natürlich Berlin die eigentliche Hauptstadt bleiben sollte – und das Symbol der echten Hauptstadt geblieben ist.“32
 
        „BUNDESREPUBLIK 2.0“
 
        Die Übergänge zwischen Bonn und Berlin waren fließend, daher ist die Berliner Republik nicht etwas kategorisch Anderes als ihre Bonner Vorläuferin, sondern deren Erweiterung und Fortsetzung – eine „Art Bundesrepublik 2.0“.33 Das Grundgesetz, ursprünglich verfasst als Provisorium bis zur Wiedervereinigung, hat Bestand. Überhaupt schien die Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit das Erfolgsmodell von Stabilisierung, Demokratisierung und Prosperität nicht nur zu bestätigen, sondern gewissermaßen zu vollenden. Weder gab sich die größer werdende Bundesrepublik eine neue Verfassung, noch kam es zu einer markanten Umgestaltung der staatlichen Institutionen oder der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung.
 
        In diesem Sinne ist die inzwischen gebräuchliche Wendung „Bonner Republik“ ein Vehikel, um im bundesrepublikanischen Kontinuum seit 1949 Unterschiede und Umbrüche auf den Begriff zu bringen. Denn seit dem späten 20. Jahrhundert gibt es eine Reihe grundlegender Veränderungen, die es vermutlich auch gegeben hätte, wären Parlament und Regierung in Bonn geblieben. Die weltpolitischen Rahmenbedingungen sind andere seit dem Ende der Bipolarität. Mit dem Internet erfasste ein tiefgreifender Strukturwandel Medien und Öffentlichkeit. Schließlich: Deutschland wurde hinsichtlich der Fläche und Bevölkerungszahl größer und wieder als echter Nationalstaat wahrgenommen. Damit verbunden waren alte Probleme der politischen Geografie, es ergaben sich jedoch zugleich Gestaltungschancen. Deutschland hatte wieder, wie sich Kritiker des Bonner „Provinzialismus“ freuten, eine „richtige Hauptstadt“34 – wobei in Berlin Spuren der Geschichte, insbesondere Orte der Diktaturgeschichte, sichtbar bleiben. Die liberale Demokratie ist dagegen auf die Gegenwart bezogen und offen für die Zukunft.
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        SPUREN RHEINISCHER DEMOKRATIE
 
        Der Parlamentarische Rat und das Grundgesetz
 
        Jasper von Altenbockum
 
        Es gibt nicht nur den rheinischen Kapitalismus. Seit den Tagen, an denen der Parlamentarische Rat in Bonn tagte, gibt es auch die rheinische Demokratie. Über der Erinnerung an den Parlamentarischen Rat schwebt bis heute dieser rheinisch-harmonische Zauber, der dem Anfang der Bundesrepublik angeblich innewohnen soll. Selbst die Staffage von damals hatte zauberhaften und karnevalesken Charakter, fand der Festakt vor der konstituierenden Sitzung am 1. September 1948 doch im Bonner Naturkundemuseum Koenig statt, wo ausgestopfte Tiere hinter schwarzen Vorhängen das Vorspiel zu den Verhandlungen über das Grundgesetz verfolgten. Dass nur die Giraffe etwas zu sehen bekam, war einer der ersten Gründungsmythen der Bundesrepublik.01
 
        Doch aus solchen Mythen spricht mehr die gegenwärtige Sehnsucht nach Harmonie und Einheit als die Mühe von damals, die es kostete, unversöhnliche Gegensätze und Widersprüche in einem Verfassungstext zu verbinden. Gegen den Zauber spricht schon der hölzerne Begriff vom „Parlamentarischen Rat“. Er spiegelt aber sehr schön die Welt der Ministerpräsidenten wider, die nicht zur Disposition stand und die Welt aller Beteiligten war: Deutschland sollte wieder eine repräsentative parlamentarische Demokratie werden. Nicht deshalb aber wurde der Parlamentarische Rat so genannt, sondern weil es keine Verfassungsgebende Versammlung geben sollte, wie es sich die Westalliierten gewünscht hatten. Die Länder verfolgten diesen Wunsch mit Argwohn. Eine „Verfassung“ sollte dem deutschen Gesamtstaat vorbehalten bleiben, den es aber vorerst nicht geben konnte. Man hatte sich auf den Namen „Grundgesetz“ geeinigt. Benutzt wird er gleichwohl bis heute.
 
        Misstrauisch waren die Ministerpräsidenten auch aus einem zweiten Grund: Alle Staatsgewalt gehe vom Volk aus, hieß es später im Grundgesetz. Aber eine Volksabstimmung über dieses Grundgesetz trauten sie dem deutschen Volk, anders als die Militärgouverneure, nicht zu. Sie fürchteten kommunistische Stimmungsmache, den Hass der Nazi-Anhänger, das Desinteresse einer Bevölkerung, die andere Sorgen hatte, und mangelnde Reife der in der NS-Zeit herangewachsenen Generation. Der Parlamentarische Rat war insofern Ausdruck mehrfacher Provisorien, die den Deutschen zwar die Demokratie zurückbringen, diese Demokratie aber auch vor den Deutschen schützen sollte.
 
        Die Erinnerung an den Sitzungsmarathon, der in der Nacht vom 8. auf den 9. Mai 1949 mit der Verabschiedung des Grundgesetzes endete, verklärt insofern die Zeit der Beratungen auf eine Weise, die so gar nicht zur zeitgenössischen Disharmonie passen will. Zum Vergleich: Der Verfassungskonvent von Herrenchiemsee, der einen Entwurf des Grundgesetzes aushandelte, tagte wenige Wochen zuvor im August 1948 gerade einmal 13 Tage lang. Der Parlamentarische Rat benötigte für seine Beratungen fast neun Monate. Das lag nicht nur daran, dass in Bonn mehr als doppelt so viele Politiker zusammenkamen.
 
        Die Distanzierung von der Weimarer Verfassung war noch das kleinste Problem, war damit doch weniger eine Ablehnung der ersten Republik, sondern deren Korrektur gemeint – in einer Mischung aus Rache, Argwohn und schlechtem Gewissen. Die meisten der älteren Männer und wenigen Frauen, die sich in Bonn trafen, hatten ihre Vorgeschichte in der Weimarer Republik, an ihrer Spitze der Vorsitzende des Rats und spätere Bundeskanzler Konrad Adenauer, der unter anderem Präsident des Preußischen Staatsrats gewesen war. Nur zwanzig der insgesamt 72 ordentlichen Mitglieder, inklusive der Nachrücker, waren nach 1900 geboren; der jüngste Abgeordnete, der CSU-Politiker Kaspar Seibold, Jahrgang 1914, war noch persönlicher Referent des Finanzministers und, im Kabinett von Heinrich Brüning, Vizekanzlers Hermann Dietrich gewesen.
 
        Schon auf dem Konvent in Herrenchiemsee waren aus dem Scheitern dieser Generation zahlreiche Konsequenzen gezogen worden.02 Die Grundrechte sollten nicht am Ende, sondern am Anfang der Verfassung stehen; das Wirken des Staatspräsidenten sollte nicht noch einmal im Hindenburg-Fiasko enden können; das Parlament sollte zu seinem Glück, der Arbeitsfähigkeit und Regierungsstabilisierung, gezwungen werden. Gesichert war außerdem, unterstützt von den drei westlichen Militärgouverneuren, die starke Stellung der Länder als Bollwerk gegen einen übergriffigen oder gar unkontrollierbaren Zentralstaat.
 
        Ein Streit konnte auf der Insel im Chiemsee nur notdürftig beigelegt werden, und auch der Parlamentarische Rat stieß in dieser Frage an seine Grenzen: Ob der deutsche Staat untergegangen sei oder nicht, bewegte alte und neugegründete Länder nicht nur aus akademischem Interesse. Sofern von einem Untergang ausgegangen wurde, konnten sie sich als Gründer und Gönner eines neuen Staates aufschwingen. Das würde ihnen wesentlich mehr Macht verleihen. Wirklich verlockend wirkte das aber nur auf Bayern. Man beließ es dabei, dass angesichts der sich anbahnenden Ost-West-Teilung – sowohl der Konvent wie auch der Rat tagten während der sowjetischen Berlin-Blockade – der westliche deutsche Teilstaat bis zur Wiedervereinigung ein Fragment bleibe, welche Form auch immer dieser Staat haben würde.
 
        Dennoch ergaben sich in Bonn noch immer oder schon wieder ganz grundsätzliche Fragen. Wo lag der deutsche Anker: nur im europäischen Westen oder national-neutral auch im Osten? Welcher Staat, welche Demokratie sollte Deutschland überhaupt sein, wie liberal, sozial, christlich, sozialistisch, föderal? Was hieß das jeweils für die Rechte des Individuums, die Menschenwürde, das Gemeinwohl? Welche Rolle sollten die Parteien spielen? Wie würden Steuern und Finanzen verteilt?
 
        Für heutige Verhältnisse ist überraschend, welche Themen damals besonders strittig und welche ohne große Debatte „durchgewinkt“ wurden. Unstrittig war, dass Deutschland wieder eine Republik, eine Demokratie werden solle. Aber als Parteiendemokratie? Mit welchem Wahlrecht? Das blieb vage – und später Sache des Bundesverfassungsgerichts. Über die Rechte der Frauen und die Elternrechte an Schulen wurde ähnlich erbittert und fintenreich gerungen wie über den föderalen Staatsaufbau. Konfessionelle Gegensätze, die damals noch eine große, heute eine marginale Rolle spielen, waren dafür ebenso verantwortlich wie der bis heute spürbare Gegensatz zwischen klerikalem und antiklerikalem Gedankengut. Migration? Zwar bestand schnell Einigkeit über die grundrechtliche Gewährung politischen Asyls. Besonders vertieft wurde die Frage aber nicht. Ausgerechnet der KPD-Abgeordnete Heinz Renner verteidigte die Großzügigkeit Frankreichs in der Asylpolitik mit den Worten: „Wenn Hitler gekommen wäre, hätte er dort auch Asylrecht bekommen, seien Sie sicher“. Niemand widersprach.03
 
        WESTBINDUNG UND ÖKUMENE
 
        Aus der Menge der Abgeordneten stechen einzelne Politiker hervor. Konrad Adenauer natürlich, oder Carlo Schmid, der schon in Herrenchiemsee den Ton angegeben hatte. Der SPD-Minister aus Württemberg-Hohenzollern war nur über Umwege und unter Entgegenkommen der CDU in das Bonner Gremium gekommen. Auch deshalb, weil Schmid kompromissbereiter sein würde als etwa der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher, der vom Krankenbett im fernen Hannover aus die Strippen zog.
 
        Wie eng Kompromissfähigkeit und Hartnäckigkeit nebeneinanderliegen konnten, zeigte sich auf der Gegenseite in der Person des Justiz- und Kultusministers von Rheinland-Pfalz, Adolf Süsterhenn. Eigentlich kam er wie Adenauer aus Köln. Nun fuhr er jeden Morgen von Koblenz oder von Unkel, wo er wohnte, nach Bonn.04 Seit Kriegsende hatte der CDU-Politiker in Briefen, Artikeln, Reden und auf Parteitagen auf diesen Augenblick hingearbeitet. Schon auf Herrenchiemsee war er einer der besten Köpfe. Süsterhenn sticht auch deshalb heraus, weil er, Gründungsmitglied der CDU, ein treuer Gefolgsmann und Wegbereiter Adenauers war, vor allem aber, weil er Brücken schlagen konnte, die in Weimar noch für unmöglich gehalten worden wären.
 
        Die erste und wichtigste Brücke war für Süsterhenn die CDU selbst, die zweitwichtigste die Westbindung Deutschlands, freilich in ihrer antipreußischen, rheinischen Deutung. Sie sollte „in einer populären Einführung unserer Bevölkerung in die geistigen und kulturellen Werte Westeuropas“ betrieben werden, „als dessen integrierender Bestandteil wir Rheinländer uns fühlen.“05 Das war als Programm für den Parlamentarischen Rat und das Grundgesetz gedacht, erleichterte ihm und anderen nicht nur die Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner, sondern auch mit den Alliierten. Beides, die Streitereien im Rat und die enttäuschten Erwartungen der Militärregierungen, hätten dennoch fast zum Scheitern der Arbeit am Grundgesetz geführt.
 
        Süsterhenn führte die historisch einmalige Situation, das Unmögliche möglich zu machen, auf die Erfahrungen im Nationalsozialismus zurück. Die CDU war für ihn die politisch vorweggenommene Ökumene: „Es ist daher keineswegs die Möglichkeit von der Hand zu weisen, dass die gemeinsam seitens des Nationalsozialismus erlittenen Verfolgungen unter Umständen und auf lange Sicht gesehen auch einmal religiöse Auswirkungen in Richtung der Wiedervereinigung der Konfessionen haben können, insbesondere wenn das jetzt durch gemeinsame positive politische Arbeit verstärkt wird.“06 Die Hoffnung erfüllte sich nicht, spiegelt aber den Geist, in dem die Beratungen des Parlamentarischen Rats stattfanden.
 
        Das Denken in unüberbrückbaren Gegensätzen war damals dennoch allgegenwärtig. Wie sehr, zeigt eine andere Stelle aus der Korrespondenz Süsterhenns mit dem Vorsitzenden des neugegründeten katholischen Zentrums, Wilhelm Hamacher, den Süsterhenn dazu drängte, seine Pläne im Sinne Adenauers und der CDU aufzugeben: „Aber auch gerade in politischer Hinsicht kann kein Zweifel bestehen, dass die geistige und politische Entscheidung, um die es heute geht, – Entscheidung zwischen christlichem Abendland und asiatischer Steppe, christlicher Persönlichkeit und bolschewistischem Massenmenschen, kurz zwischen West- und Ostorientierung auf allen Gebieten – die politische Zusammenarbeit mit dem positiv christlichen Kräften aller Schattierungen in einem noch viel stärkeren Umfange fordert als sie von Dir vor 1933 als einem der ganz wenigen unter den führenden Zentrumsleuten bereits praktisch betätigt worden ist.“07
 
        Der Parlamentarische Rat war eine Bewährungsprobe für die „positive politische Arbeit“ der CDU, von der Süsterhenn so schwärmte. Die aus den Landtagen entsandten Fraktionen von SPD und CDU/CSU waren gleich groß, die CDU musste kurz nach ihrer Gründung nun aber auch beweisen, was Süsterhenn gelobt und zugleich beklagt hatte: „Wir sind uns doch darüber wohl im Klaren und der politische Kampf bestätigt dies täglich, daß wir Christen – entschuldigen Sie, wenn das vielleicht etwas pharisäisch klingt – viel toleranter, großzügiger und objektiver sind als die anderen politischen Richtungen. Ich muß sogar sagen, leider ist es manchmal so, daß wir allzu sehr dazu neigen, wenn man uns auf die rechte Backe schlägt, auch noch die linke hinzuhalten, während die anderen im Kampfe viel robuster sind.“08
 
        Durchaus robust verhielten sich aber auch Süsterhenn oder Adenauer. Die Grundrechte und die Legitimation von Einheitsstaat, Föderalismus und kommunaler Selbstverwaltung grenzte Ersterer nicht nur vom totalitären, sondern auch vom liberalen Staatsgedanken ab, auf eine Weise, die für heutige Ohren nicht dem Grundgesetz entnommen zu sein scheint. Süsterhenn schloss sich der „Frontwendung gegen den liberalen Rechtsstaatsbegriff“ an, „der nur den formalen Rechtsschutz der individuellen Freiheitssphäre kannte, dem Staat jeden Wohlfahrtszweck absprach, mit dieser Begründung grundsätzlich jeden ‚Eingriff des Staates in die Wirtschaft‘ perhorreszierte und den Staat von seiner naturrechtlichen Grundlage und seiner Wesensaufgabe, der Verwirklichung der Gemeinwohlgerechtigkeit trennte.“09
 
        Der Liberalismus habe kein Naturrecht gekannt, so Süsterhenn in einem seiner Briefe an Hamacher, „keine Verwurzelung des Staates in der sittlichen Ordnung“. Die Kritik am Liberalismus gipfelt in den Sätzen: „Die Aufgabe des Rechts war nicht die Verwirklichung der Gerechtigkeit. Nach der liberal-positivistischen Lehre war das Recht nur eine rein tatsächliche Lebenserscheinung, ein formales Normensystem, die Resultante der verschiedensten sich widerstrebenden Lebensinteressen, eine Selbstbeschränkung der Staatstätigkeit zugunsten der nahezu schrankenlosen Freiheit des Individuums.“10
 
        Süsterhenn kämpfte deshalb in Herrenchiemsee wie in Bonn für neuformulierte Grundrechte und für einen moderaten Föderalismus, der sich nicht, wie er es Bayern vorwarf, auf die partikularistische Geltendmachung von „Reservatrechten“ und „Biersteuerprivilegien“ konzentrierte. „Föderalismus hat mit den partikularistischen Sonderinteressen einer einzelnen Landschaft, mag diese Rheinland oder Bayern heißen, gar nichts zu tun.“11 Den Bundesrat hätte er sich, wie viele andere Abgeordnete, auch ganz anders vorstellen können: als Kompromiss aus Anhängern einer Regierungskammer und eines Senats unter Beteiligung der Landtage. Dass es dazu nicht kam – an eine Vertretung der Kommunen, die über die Fixierung der kommunalen Selbstverwaltung im Grundgesetz hinausging, dachte niemand –, hat den Föderalismus vielleicht vor noch größerem Rechtfertigungsdruck bewahrt.
 
        GESELLSCHAFT IM CHAOS
 
        In seinem Kampf für die Grundrechte, das Gemeinwohl und die „sittliche Ordnung“ des Staates, die sich im Schutz der Menschenwürde äußerte, fand der Christdemokrat einen bemerkenswerten Bewunderer, Verbündeten, aber auch knallharten Widersacher – ausgerechnet den Sozialisten Hermann L. Brill. Es ist schade, dass der SPD-Politiker sein „Bonner Tagebuch“ nicht bis Mai 1949 führte. Er hatte schon die Tage auf Herrenchiemsee dokumentiert, wo er mehr noch als Carlo Schmid zu den prägenden Figuren gehörte. Brills Texte geben nicht nur Aufschluss über die Risse in der SPD, sondern auch über die Spannungen und Eitelkeiten in einer politischen und juristischen Gelehrtenrepublik, die der Konvent ganz nebenbei gewesen war – und nun auch der Parlamentarische Rat in noch größerem Maße sein würde.12
 
        Der SPD-Politiker, der im KZ Buchenwald inhaftiert war, nach 1945 zunächst zum Ministerpräsidenten von Thüringen ernannt wurde, dann in den Westen floh und Staatskanzleichef in Wiesbaden wurde, war von der hessischen SPD-Landtagsfraktion übergangen und nicht nach Bonn entsandt worden – eine traurige Fehlentscheidung, die Brill auf eine Intrige in der SPD-Führung zurückführte und die zeigt, dass nicht immer die besten Köpfe den Weg in den Parlamentarischen Rat gefunden haben. Brill ließ es sich aber nicht nehmen, im September 1948 dennoch nach Bonn zu fahren.
 
        Noch härter als in seinen Chiemseer Aufzeichnungen geht Brill in seinem Bonner Tagebuch-Torso mit Carlo Schmid („Moby Dick“) ins Gericht, dem dominierenden SPD-Politiker in beiden Gremien. In Hinsicht auf den 8. September 1948, an dem in Bonn Grundsatzreden gehalten wurden, ereifert sich Brill über die rechtsdogmatische Abstraktheit Schmids, dem „jedes Gefühl, ja, jedes Empfinden für die Wirklichkeit“ fehle. „Dieser Mann muß wirklich in den letzten 25 Jahren seines Lebens neben den Ereignissen gestanden und nur aus Büchern gelebt haben.“ Wer in ferner Zukunft in den Protokollen lese, werde sich anhand solcher Reden nicht vorstellen können, „daß die Gesellschaft nicht nur in Unordnung, sondern im Chaos ist“.13
 
        Brill hätte sich ein wenig mehr Vergangenheitsbewältigung gewünscht. Stattdessen: „Kein Wort von den verfassungspolitischen Irrwegen des deutschen Volkes, kein Wort von der Stärke der demokratischen oder der diktatorisch-terroristischen Elemente im deutschen Volk, kein Wort von der Notwendigkeit der Selbstbestimmung als Voraussetzung der politischen und persönlichen Freiheit.“ Was die SPD auf ihrem verspäteten Weg zur Volkspartei noch lange beschäftigen sollte, was ihr in Bonn aber noch fehlte, um der CDU/CSU Paroli zu bieten, bezog Brill auf deren Hauptredner: „Schmid sieht nicht, daß man heute in Deutschland von der Verfassung der Gesellschaft ausgehen muß. Die Gesellschaft aber ist das Gesamtschicksal von Millionen von deutschen Einzelmenschen, die alle irgendwie eine tragische Periode ihres Lebens hinter sich haben. Die Erörterungen über das Staatsvolk wären eine wunderbare Gelegenheit gewesen, in der Frage der Assimilationsmöglichkeiten der Flüchtlinge darzulegen, daß Stammeszugehörigkeit allein heute kein staatsbildendes Element mehr sein kann“.
 
        Später an diesem Tag hielt Süsterhenn im Namen der CDU/CSU-Fraktion seine Grundsatzrede, und Brill kann sich einer gewissen Bewunderung für den katholischen Konservativen nicht erwehren: „Man erkannte, daß sein Vortrag auf einem jahrelangen Durchdenken des ganzen Stoffes beruhte.“ Wie schon in Herrenchiemsee falle er hier in Bonn „durch die Schnelligkeit seines Denkens, die Gewandtheit seines Ausdrucks, die sich bis zu einer gewissen List und Verschlagenheit steigerte, und das Temperament seines Vortrags auf“. Aus ganz verschiedenen Richtungen kommen Brill und Süsterhenn in einer der Kernfragen des Grundgesetzes, die in Artikel 1 schließlich beantwortet werden sollte, zum selben Ergebnis: „In interessanter Weise begründete er den Satz ‚Der Staat ist nicht der höchste Wert des Menschen‘ mit der Forderung der Abwehr der totalitären Bedrohung aus dem Osten, desgleichen jedoch mit der Abwehr derselben totalitären Bedrohung der Rechte des Einzelmenschen durch eine kriegswirtschaftlich erzeugte Bürokratie.“
 
        Damit endete aber schon die Freundschaft. In einem der wichtigsten Konflikte – Bundesrat oder Senat – waren die beiden Wortführer der jeweiligen Lösung überkreuz. Brill war schon in Herrenchiemsee der wichtigste Verfechter der Senatsidee; wenigstens darin hatte er die SPD hinter sich. Für ihn ging es um ein Bundesorgan, das Einheit in Vielfalt symbolisieren sollte, für Süsterhenn um eine Ländervertretung, die Subsidiarität verkörperte.
 
        Süsterhenn appellierte an die Parteienverdrossenheit, die nach Jahren der NS-Parteidiktatur wohl noch stärker ausgeprägt war als heute. Er rechtfertigte die Vorzüge eines Bundesrats, in den Worten Brills, damit, „daß Ministerpräsidenten und Minister aus dem Zwange zum vernünftigen politischen Handeln ein Gremium bilden könnten, das eine erwünschte und notwendige Polarität zu dem von Ideologie und Taktik der Parteien beherrschten Bundestag bilden würde“. Das hielt Brill aber für vorgeschoben. „Aber er ließ doch die Katze aus dem Sack“, bemerkt dieser, „als er erklärte, die Minister hätten den ganzen bürokratischen Apparat der Länder für ihre Arbeit im Bundesrat zur Verfügung.“ Ein Senator hingegen habe das alles nicht.
 
        Süsterhenn setzte sich im Laufe der Beratungen in der für ihn „wichtigsten Frage des deutschen Staatslebens“ schließlich an die Spitze einer Kompromisslösung: Zur einen Hälfte sollte die Länderkammer aus den Landesregierungen, zur anderen Hälfte aus den Landtagen bestückt werden. Es blieb beim Bundesrat, und Brill hatte einen durchaus realistischen Blick dafür, was das bedeuten würde. Süsterhenn habe es „mit der ihm eigentümlichen Schläue“ vermieden auszusprechen, dass der Bundesrat „praktisch nichts anderes sein kann als eine Versammlung instruierter Gesandter der Länder“. Verfechter dieser Lösung wollten wie Süsterhenn ganz offenbar, „daß anstelle einer Regierung durch politische Parteien eine Regierung durch die Bürokratie treten soll.“ Brill kann es sich nicht verkneifen, darin „den ganzen 75 Jahre alten Angstkomplex der deutschen Katholiken“ wirksam werden zu sehen, „durch konservative, liberale oder sozialistische Kräfte unterdrückt zu werden“.
 
        NOT CHARITY BUT SOLIDARITY
 
        Und erst die Gesellschaft! Was Süsterhenn da wolle, so Brill, sei eine Auffassung von Menschenrechten, die „thomistisch-antik“ sei. „Er erwähnte nicht die persönlichen und politischen Rechte des Einzelnen, sondern, wie er sich ausdrückt, die ‚innerstaatlichen Gemeinschaften‘ wie Ehe, Familie und Schule.“ Übernatürliches, göttliches Recht solle in Ehe, Familie und Schule eine vorstaatliche Rechtssphäre schaffen – für Brill und die SPD eine grauenhafte Vorstellung, ein Missbrauch von Pluralismus, eine Spaltung des Staates und der Gesellschaft. Oder, wie es später ganz im Sinne Brills über die Adenauer-Jahre heißen würde: eine Restauration vormodernen Denkens.
 
        Die ideologischen Kämpfe, die den Bildungsdiskurs und die Familienpolitik der Bundesrepublik bis heute begleiten, erfuhren in Bonn allenfalls notdürftige Verkleisterungen. Brill sah die SPD in der Defensive, was sich erst in den 1960er Jahren ändern sollte. „Aber die Stellung von Süsterhenn ist sehr stark“, schrieb er in seinem Bonner Tagebuch. „Denn es gibt gegenüber dieser katholischen Herrschaftsideologie, die auf dem einfachen natürlichen Besitzgefühl der Eltern gegenüber ihren Kindern und der natürlichen Abwehr der Entartung einer rein staatlichen Kindererziehung, wie sie der Nazismus bis zum Verbrechen betrieben hat, beruht, keine demokratischen oder sozialistischen Gegenkräfte.“ Das sei eine „furchtbare Situation“, die im Grundgesetz nur dadurch überwunden werden könne, dass „man das Problem von Grundrechten für Lebensordnungen übergeht und sich auf die individuellen Menschenrechte beschränkt“.
 
        Das sollte zwar nicht ganz gelingen. Die Familie wurde im Grundgesetz unter den besonderen Schutz des Staates gestellt. Aber die von Brill geforderte Konsequenz individueller Menschenrechte war die Gleichberechtigung der Frauen. Brill zeichnete vor, worum es in den Jahren danach noch gehen sollte: „Sollte das Thema aber in einer deutschen Nationalversammlung gestellt werden, so bliebe nichts anderes übrig, als darauf zu vertrauen, daß die menschliche Natur Grundanlagen hat, die ewig sind, auch wenn sie in den Formen ihrer Erscheinung wechseln.“ Soweit hätte ein Süsterhenn durchaus noch folgen können. Hier aber schon nicht mehr: „Die Grundanlage der Gegenkraft gegen die Klerikalisierung des Gemeinschaftslebens ist die Humanität; ihre moderne Erscheinungsform können nur Internationalität und Solidarität sein: Not Charity but Solidarity.“
 
        „GEHEN SIE ZURÜCK INS KZ“
 
        Eigentlich waren sich schon auf Herrenchiemsee alle einig: Die Menschenrechte mussten einen festen Platz in der Verfassung haben. In Bonn brachte der Beobachter Brill die Perspektive, die dafür ausschlaggebend war, in seiner Schmid-Philippika auf den Punkt. Die „ungeheuren Erlebnismassen eines flachen opportunistischen, aber trotzdem ehrlich gläubigen Republikanismus der Weimarer Zeit“ müsse man vergleichen „mit der terroristischen Barbarei der nazistischen Diktatur, mit dem faulen Wohlleben der deutschen Arbeiterklasse in der hitleristischen Kriegswirtschaft, mit der soldatischen Tüchtigkeit der deutschen Truppen auf allen Schlachtfeldern, mit den Gewissenskonflikten zwischen Gehorsamspflicht für ein verhaßtes System und Überläufertum, der Industriesabotage mit dem Aufbäumen des Lebenswillens gegen den Vernichtungswillen des Krieges“. Die Schlussfolgerung sei klar: „daß die Menschen- und Freiheitsrechte einer Verfassung heute in Deutschland eine andere menschliche Substanz besitzen als jemals in der Verfassungsgeschichte“.
 
        Auf Herrenchiemsee mündeten solche Gedanken in den von Brill und Süsterhenn verfochtenen ersten Satz des Verfassungsentwurfs: „Der Staat ist um des Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates willen.“ In Bonn fand dieser Satz keine Gnade. Brill nahm das besonders dem FDP-Abgeordneten Theodor Heuss übel, dem späteren Bundespräsidenten. Heuss behauptete, der Satz sei ein Angriff auf den toten Hegel, der sich ja nicht mehr wehren könne („Der Staat ist die Wirklichkeit der sittlichen Idee“). „Wir dürfen mit einem solchen Satz die innere Würde des Staates nicht kränken.“ Als Heuss dann sagte „Streichen Sie diesen Satz …“ entfuhr es dem Zuhörer Brill im Publikum: „…und gehen Sie zurück ins KZ“. Helene Wessel, Zentrum-Abgeordnete aus Dortmund, die neben ihm saß, sei bei diesen Worten „erschrocken und erbleichend“ zusammengefahren.
 
        Beim Mittagessen in der Kantine der Pädagogischen Akademie saß Brill mit dem SPD-Abgeordneten und späteren Intendanten des Süddeutschen Rundfunks Fritz Eberhard zusammen. Die Rede von Heuss ließ ihm keine Ruhe. Erinnerungen an die KZ-Haft kamen in ihm hoch. „Wenn ich bei der Rede von Heuß die Augen schließe, habe ich das Gefühl der Nähe des Unwirklichen. Es kommt mir vor, als ob eine Schattenwelt spricht. Ich sehe zwischen der Tribüne und dem Beginn der Abgeordnetensitze einen Haufen von 50–70 Leichen liegen. Jeder Korpus abgemagert bis zum Skelett, aufgebrochene Leiber, zerschlagene Schädel – und ich höre das Knarren des zweirädrigen Karrens, mit dem andere, die es auch nicht mehr weit bis zum Tode haben, diese Leichen fortfahren, wie verendetes Vieh auf den Schundanger gebracht wird.“
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          Plenum des Parlamentarischen Rats, Annahme des Grundgesetzes am 8. Mai 1949
 
          Quelle: picture-alliance / akg-images | akg-images
 
        
 
        Habe Heuss kein Gefühl dafür, fragte Brill, „daß die äußerste Entwürdigung des Menschen zum bloßen Werkzeug eine Antwort erfordert und die in Herrenchiemsee versuchte Antwort etwas wesentlich anderes ist als eine philosophische Opposition gegen Hegel?“ Heuss aber sei eben ein philosophierender Journalist. Trotzdem hatte er Erfolg, und das Ergebnis – „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ – war als Rechtsnorm zwar ähnlich ästhetisch-unbestimmt wie jener Satz, an dem Brill so hing. Aber alle drei, sowohl Süsterhenn mit seiner naturrechtlichen Staatsauffassung, Theodor Heuss mit der von Süsterhenn so heftig kritisierten liberalen Staatsauffassung, wie auch Brill mit seiner gesellschaftspolitisch ganz anderen, humanistisch-sozialistischen Definition von individuellen Freiheitsrechten konnten gut damit leben.
 
        Nach dem Ersten Weltkrieg habe es sechs Jahre gedauert, schrieb Brill, bis Deutschland im „Zauberberg“ von Thomas Mann ein „neues ästhetisches Weltbild“ bekommen habe. „Diesmal ist die Welt viel mehr zerrissen als damals, also müssen wir noch mehr Geduld haben.“ Brill war vielleicht zu pessimistisch; manche halten das Grundgesetz dafür.
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        COCKTAIL BEI KONRAD
 
        Im ehemaligen Regierungsviertel von Bonn
 
        Matthias Hannemann
 
        Im Sommer 1953 schickten die Alliierten ein Flugzeug den Rhein entlang. Die Besatzung sollte die Situation am Ufer fotografieren, und so flog sie am Nachmittag des 7. August flussabwärts gen Bonn. Vor dem Großstädtchen mit 130000 Einwohnern lagen Felder, durchschnitten von der Trasse einer stillgelegten Bahn, die einst zu einer Trajektfähre führte. Die Piloten sahen Wiesen, Bäume, die Überreste der im Krieg zerstörten Stadthalle, einen Sportplatz und erste Häuser. Den Übergang zur Stadt markierten zwei historische Villen, deren Grünanlagen bis herunter zum Wasser reichten. Und zwischen Sportplatz und diesen Parks, vom Fluss nur durch die Ufer-Promenade getrennt: ein strahlend weißes Gebäude mit langgestreckter Fassade. Wie idyllisch das Bundeshaus dalag.01
 
        Sieben Jahrzehnte später braucht es viel Fantasie, wenn man sich den Charakter dieses Viertels in den „Kinderjahren der Bundesrepublik“02 vorstellen will. Die heutige Bebauung ist viel dichter als in den Jahren nach Konstituierung des ersten Bundestages 1949, und selbst den Zustand des Viertels von 1999 – dem Jahr, in dem Parlament und Regierung nach Berlin umzogen – muss man wortreich erklären.
 
        Aus dem Bundeshaus wurde aus Angst vor der Musealisierung der Gegend das World Conference Center mit 68 Meter hohem Hotel, Veranstaltungshalle und Parkhaus. Was im Weg stand wie die Villa Dahm, in der die Parlamentarische Gesellschaft gesessen hatte, zerstörten Abrissbagger. Der sogenannte Lange Eugen, ein Abgeordnetenhochhaus von 1969, gehört mit dem südlichen Teil des Bundeshauses den Vereinten Nationen, die das Gelände um einen 65 Meter hohen Klimaturm ergänzten und die Hermann-Ehlers-Straße zum Rhein mit Zäunen blockierten. Alles liegt im Schatten des 2002 eingeweihten Post Towers. Mit seinen 163 Metern überragt er den Langen Eugen um fast 50 Meter, symbolisiert den Strukturwandel Bonns und ist auch nach Eröffnung des unlängst fertiggestellten Hochhauses am Neuen Kanzlerplatz, das mit einer Höhe von 102 Metern eben dort die Wolken ankratzt, wo sich im Hintergrund des Fotos von 1953 ein Schrebergartengelände befindet, das bestimmende Gebäude der heutigen Skyline.
 
        Fast sieht Bonn hauptstädtischer aus als zu Hauptstadtzeiten. Nur in den Jahren vor dem Umzug gab es mit einem neuen Plenarsaal, nicht minder spektakulären Museumsbauten an der Adenauerallee und dem sogenannten Schürmann-Bau, der bei Baubeginn 1989 neue Abgeordnetenbüros versprach und bei Fertigstellung 2002 der „Deutschen Welle“ gehörte, Ansätze einer hauptstädtisch wirkenden Architektur. Lange vor der unverhofften Wiedervereinigung 1990 geplant und erst nach dem Umzugsbeschluss eröffnet, bezeugen sie, dass es „tatsächlich einen Aufbruch in eine neue Zeit der demokratischen Selbstdarstellung“ gab, einen „bewussten Paradigmenwechsel“.03
 
        IM WARTESAAL FÜR BERLIN
 
        Auch sonst fällt es mittlerweile schwer, sich in eine Zeit zurückzuversetzen, in der eine gesamtdeutsche Hauptstadt an der Spree dank der deutschen Teilung nur noch als Traum existierte. Ein „Wartesaal für Berlin“04 (John le Carré) musste her – einer wie Bonn, das ab September 1948 zunächst nur für einige Wochen Versammlungsort des Parlamentarischen Rates sein sollte, dann aber im Mai und November 1949 zum vorläufigen Sitz der Bundesorgane bestimmt wurde.
 
        Die Gründe für diese Wahl sind eine vieldiskutierte und nicht zuletzt parteipolitische Frage. Zum Puzzle der Antwort gehört etwa, dass das historisch unauffällige Universitätsstädtchen nie zur Konkurrenz für Berlin heranwachsen würde – anders als Frankfurt am Main, das Metropole war und bei der Bewerbung auf die Tradition der Kaiserwahlen und die Paulskirche verweisen konnte.05
 
        Die Gegebenheiten waren jedenfalls gut. Zwar hatte auch Bonn im Krieg schwere Bombenschäden erlebt, aber es gab Gebäude, Wohnraum und Kasernen, die genutzt werden konnten, und einige Kilometer weiter südlich den Kurort Bad Godesberg. Dessen Schönheiten blieben nach der Wahl „für das ausländische Element reserviert. Hier fanden die Besatzungsstäbe in beschlagnahmten Villen Quartier, gefolgt von der Alliierten Hohen Kommission und ihrer umfangreichen Bürokratie und den Botschaften fremder Staaten“.06
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          Das Regierungsviertel von Bonn aus Sicht des Piloten der Rheinbefliegung 1953
 
          Quelle: BArch, Bild 195-0371
 
        
 
        In die schönsten Gemäuer des „Provisoriums“ Bonn, unweit des Naturkundemuseums Alexander Koenig, in dem 1948 ein Festakt den Beginn der Arbeit am Grundgesetz markiert hatte, zogen unterdessen das Staatsoberhaupt und der Regierungschef der jungen Demokratie: Bundespräsident Theodor Heuss bekam die Fabrikantenvilla Hammerschmidt, einen spätklassizistischen Bau, der repräsentabel und trotzdem nicht zu pompös war. Bundeskanzler Konrad Adenauer erhielt das Palais Schaumburg – benannt nach einem Grafen, der mit einer Schwester von Kaiser Wilhelm II. verheiratet war.07 Beide Grundstücke verband ein zum Rhein blickender Park.
 
        Und auch die vormalige Pädagogische Akademie lag nur einen kurzen Spaziergang entfernt. Die einstige Hochschule für Volksschullehrer, entworfen von dem Architekten Martin Witte, war in den letzten Jahren der Weimarer Demokratie im Stil der weißen Moderne entstanden und von September 1948 bis Mai 1949 Tagungsort des Parlamentarischen Rats. Der Düsseldorfer Architekt Hans Schwippert, ein Mann des Werkbunds, erweiterte den Bau 1949 zum Bundeshaus. Die Aula wurde zur Heimat des Bundesrates, die Turnhalle zum Wandelgang, ein angebauter Plenarsaal mit verglasten Seitenwänden zum Sitzungsort des Bundestags: „Ich habe gewünscht, dass das deutsche Land der parlamentarischen Arbeit zuschaut (…). Ich wollte ein Haus der Offenheit, eine Architektur der Begegnung und des Gesprächs.“08 Wäre es nach Schwippert gegangen, hätte der Saal sogar eine kreisförmige Sitzordnung erhalten. Doch das konnte er gegenüber Adenauer nicht durchsetzen.09
 
        MANGELNDER PLATZ UND NEUBAUVERBOT
 
        Viel mehr Neues als das Bundeshaus, das sich noch stärker als die Villa Hammerschmidt und das Palais Schaumburg von der machtberauschten Optik der NS-Zeit abhob und von sieben simplen, für eine Nutzungsdauer von 15 Jahren gedachten „Pressebaracken“ umgeben wurde, konnte der junge Staat in Bonn zunächst nicht vorzeigen. Genutzt wurde, was vorhanden war, und kaum hatten einige Ministerien Neubauten bekommen – das Postministerium erhielt einen dezent repräsentativen Zweckbau an der Zweiten Fährgasse, das Auswärtige Amt einen mächtigen Verwaltungsblock mit „Weltsaal“, das Finanzministerium einen an Ästhetik desinteressierten Gebäudekomplex im Norden der Stadt10 – wurde 1956 ein Baustopp verhängt. Die Angst grassierte, „jeder gemauerte Stein für Bonn“ könne „einer gegen Berlin“ sein.11
 
        Wer das Viertel in der Gronau zu diesem Zeitpunkt betrat, zum Beispiel als Teil des Trosses, der sich morgens von der Siedlung für Bundesbedienstete in Kessenich auf den Weg zur Arbeit machte,12 bewegte sich noch immer zwischen viel Grün. Aber die Bebauung wurde enger, was unter anderem an den Neubauten einiger Landesvertretungen lag. Nordrhein-Westfalen erhielt 1955 nördlich des Bundeshauses einen unspektakulären Zweckbau, für den vier der Pressebaracken verschwinden mussten.13 Nahe der Koblenzer Straße (B9) entstanden je ein Bau für Baden-Württemberg und einer für Bayern.
 
        Ganz vorne an dieser Straße belegte nun außerdem das neue, aus zwei Blöcken bestehende Presse- und Informationsamt mit 90 Meter breiter Fassade ein vormaliges Feld. Es fügte sich „in keiner Weise in den städtebaulichen Zusammenhang ein“, bot aber mehr Platz als die überfüllten Jugendstilbauten und Baracken an der Drachenfelsstraße, in denen das Amt begonnen hatte,14 und besaß einen „sorglos mitten in die Wiese“ verlegten Parkplatz.15
 
        Überhaupt war Platz das entscheidende Stichwort. An ihm mangelte es überall, ob bei den Abgeordneten, der Verwaltung oder den Journalisten. Etwas Abhilfe entstand durch einen privaten Bauherrn, der zwischen 1964 und 1969 eine Gruppe großer Bürogebäude auf das „Tulpenfeld“ am Rand des Viertels setzte – um sie an den Bund, der nicht selbst bauen durfte, und andere Nutzer wie Journalisten zu vermieten. Aus einem dieser sogenannten Allianzbauten, die genauso aussahen, wie man es sich bei einem Versicherungskonzern vorstellt, ragt dabei auf Stelzen ein lichter Konferenzsaal heraus. Hier fanden ab 1967 die zuvor im Bundeshaus abgehaltenen Bundespressekonferenzen statt, bei denen die Politiker von Journalisten eingeladen werden – nicht umgekehrt.
 
        BEKENNTNIS ZU BONN
 
        Mit den Allianzbauten, in denen auch ein Hotel und Schwedens Botschaft einzogen, kam der Bund ein stückweit um die Beschränkungen des Baustopps herum. Allerdings war die Aussicht auf ein Ende des Provisoriums Bonn durch den Mauerbau des DDR-Regimes 1961 nicht gerade besser geworden.
 
        Vor diesem Hintergrund wagte der Bund in den 1960er Jahren auch wieder zu bauen.16 Zwischen 1966 und 1969 errichtete er am Sportplatz südlich des Bundeshauses ein Hochhaus für Abgeordnete, dessen Modernität sich vor allem beim Blick auf die Innengestaltung erschließt. Die Entwürfe stammten von dem Architekten Egon Eiermann. Seinen Spitznamen erhielt der Lange Eugen jedoch wegen des eher kleingewachsenen Bundestagspräsidenten Eugen Gerstenmaier. Dieser hatte die Planungen vorangetrieben und beteuerte bei Interviews, was in Bonn stets betont werden musste: dass natürlich auch eine anderweitige Nutzung des Gebäudes in Zeiten ohne Regierung mitgedacht wäre. Unruhe gab es trotzdem. Die Pläne gelangten nur zögerlich in die Öffentlichkeit, und sie umfassten auch weitere Gebäude von einem neuen Plenarsaal bis hin zu sieben Hochhäusern in Kreuzform, die im Freiraum Richtung Godesberg entstehen sollten. „Überregionale Publizität“, monierte „Die Zeit“, „findet dieses Projekt erst, seit sich in Bonn eine Bürgerinitiative gegen den Bebauungsplan des neuen Regierungszentrums formiert hat und schwere Vorwürfe gegen Planung und Konzeption dieser ‚Visitenkarte unseres demokratischen Gemeinwesens‘ gemacht hat.“17
 
        Als Reaktion auf den Widerstand wurden nur zwei der Kreuzbauten errichtet und zur Vermeidung weiteren Unheils die Felder am Wasser in ein weitläufiges, von dem Landschaftsarchitekten Gottfried Hansjakob gestaltetes Parkgelände verwandelt: die Rheinauen.18 Für die übrigen Vorstellungen mussten Wettbewerbe her, die zu endlosen neuen Diskussionen führten und doch die Keimzelle des Hauptstadtausbaus in den 1980er Jahren sind.19 „Der Spiegel“ sprach nicht von ungefähr von einem „dreißigjährigen Krieg um Bonner Stadtplanung und die Regierungsbauten.“ Es sei für Bonn „schwer bis unmöglich“, zum „Wahrzeichen der Bundesrepublik Deutschland zu werden“.20
 
        Im Reisemagazin „Merian“ schrieb der Architekturkritiker Peter M. Bode im September 1976: „Wohl keine Regierung in der ganzen Welt hat so viel architektonisches Chaos produziert wie der Bund in Bonn.“ Er zählte 165 Dienststellen, die über ganz Bonn und das mittlerweile eingemeindete Godesberg verteilt waren, und fluchte über die „Zahnlückengegend“ zwischen beiden Zentren: „Parteihäuser, Autowerkstätten, Botschaften und Handelsvertretungen in kunterbunter Mischung, mal schäbig, mal aufgedonnert, mal höher, mal niedriger, ein ödes Durcheinander entlang der gesichtslosen ‚Diplomatenrennbahn‘.“21 Dazu unvorteilhafte Bilder des Rheins mit Langem Eugen, Bundeshaus und Allianzbauten sowie des Straßengewirrs am Bonn-Center, einem 1968 brachial neben Vorstadthäuser gerammten Komplex mit Geschäften, Botschaften, Büros, Restaurants und Hotel. Oder des 1976 in Betrieb genommenen Kanzleramt-Neubaus. Er war nach allen Regeln der kybernetischen Prozesssteuerung entworfen worden22 und klemmte neuerdings zwischen Palais Schaumburg und Presseamt. Der Merian-Redaktion erschien er wie eine „schwarzbraune Gebäudemaschine“.23
 
        In anderen Artikeln des Magazins sind attraktivere Seiten von Bonn zu sehen, ausgesprochen pittoreske sogar wie das Kurfürstliche Schloss am Hofgarten, das Rokoko-Rathaus am Marktplatz oder die Burg Drachenfels im Siebengebirge. Aber Bodes Beschreibung war durchaus treffend. Sie mündete in der Beobachtung, die „Demokratie als Bauherr“ (Adolf Arndt) sei in Bonn bis vor Kurzem „nicht in Erscheinung getreten“. Man habe „planerisch von der Hand in den Mund gelebt und die repräsentative Demokratie baulich nicht anders dargestellt als durch den Repräsentationsstil ganz beliebig-durchschnittlicher Bürohaus-Architektur.“ Erst in den jüngsten Wettbewerben machte Bode interessante Impulse aus wie einen Vorschlag des Stuttgarter Architekturbüros Behnisch und Partner. Diese „schlagen für den Bundestag eine gläserne Mulde mit einem ausladend schwebenden Dach vor“24 – die Anfänge des 1992 tatsächlich eröffneten, wenn auch durch die Planungsschlacht um Bonn anders als auf jenen Entwürfen aussehenden „Behnisch-Baus“.
 
        ARCHITEKTUR DER DEMOKRATIE
 
        Drei Dinge vermisst man in Bodes Text aus heutiger Sicht. Erstens einen Hinweis auf die demütige Formsprache Hans Schwipperts im Bundeshaus, die sich ja nicht bloß der Weiterführung des Vorgefundenen verdankte.25 Sie zeigte, „wie demokratisches Bauen in der Bundesrepublik aussehen könnte und sollte“,26 auch wenn sie durch An- und Umbauten aus fremder Hand verwässert war. Zweitens mehr Anerkennung dafür, dass auch das 1976 eröffnete Kanzleramt der Planungsgruppe Stieldorf „bewusst auf eine dominante und repräsentative Wirkung bzw. Architektur“ zu verzichten versuchte.27 Auch dieser „Bühne der Macht“ war großer Pomp fremd: „Das Geheimnis von Bonn liegt in der spürbaren Abwesenheit der Macht.“28 Vor allem aber blieb drittens eine Würdigung des Kanzlerbungalows aus, der 1964 im Garten des Palais Schaumburg bezugsfertig war. Das „Wohn- und Empfangsgebäude des Bundeskanzlers“ bestand aus zwei flachen, leicht versetzten Atrien-Bauten aus Stahl und Glas. Der eine diente dem Rückzug, der andere der Repräsentation, und beide waren allein durch die „nordamerikanischen Assoziationen, die der Bautyp aufkommen ließ“, ein „Bekenntnis zur eigenen Zeit“.29 Ludwig Erhard sagte bei der Schlüsselübergabe: „Das ist im wahrsten Sinne unser Haus, das unser innerstes Wesen ausstrahlt (…). Nicht die Repräsentation ist das Entscheidende hier, sondern die menschliche Begegnung.“30
 
        Der Architekt Sep Ruf hatte 1958 bereits gemeinsam mit Egon Eiermann den deutschen Pavillon der Weltausstellung in Brüssel gestaltet – eine betonte Abkehr vom Gestern. Sein Kanzlerbungalow, der unter Adenauer nicht gebraucht wurde, weil dieser im südlich gelegenen Rhöndorf wohnte und die Privaträume im Palais nur für Nickerchen nutzte,31 hatte ähnliche Stärken. Zwar wusste kein Kanzler diesen Bau so zu schätzen wie der Bauherr,32 doch selbst der sonst so scharfzüngige „Spiegel“ lobte das Gebäude, sogar mit einem Zitat von Bauhaus-Begründer Walter Gropius. Dieser hielt den Bungalow für „sehr geeignet, vor der Welt den fortschrittlichen Geist des deutschen Volkes, seines der Zeit verbundenen kulturellen Strebens zu repräsentieren.“33 Einen wichtigen Teil seiner Erscheinung machte der Park aus, der den Bungalow umgibt. Hier spielte sich im Juni 1989 ein legendärer Pärchenabend ab: Der sowjetische Staatschef Michail Gorbatschow und Bundeskanzler Helmut Kohl aßen mit ihren Frauen im Bungalow zu Abend, setzten sich gegen Mitternacht auf eine Mauer zum Rhein, und dann geschah es: „Ich zeigte auf den Rhein und meinte: Schauen sie sich den Fluss an, der an uns vorbei strömt. Er symbolisiert die Geschichte, sie ist nichts Statisches. (…) [S]o sicher, wie der Rhein zum Meer fließt, so sicher wird die deutsche Einheit kommen – und auch die europäische Einheit.“34 Aus Kohls Sicht begann bei Gorbatschow in jener Nacht das Umdenken, das die deutsche Wiedervereinigung ermöglicht hat. Fragen darf man, ob hier die Nostalgie die Erinnerung färbt.
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          Blick auf den Kanzlerbungalow im Garten des Palais Schaumburg in Bonn am 13.11.1964
 
          Quelle: picture-alliance / dpa | dpa
 
        
 
        CHARME DES PROVISORISCHEN
 
        Diese Frage gilt auch für die allgemeine Erinnerung an den Charakter der Bonner Jahre. Er wird aus der Rückschau immer wieder mit den überschaubaren Verhältnissen im Regierungsviertel und dem Charme des Provisorischen in Verbindung gebracht.
 
        Um noch einmal Kohl zu zitieren, diesmal am Rednerpult des Bundestags bei der letzten Parlamentssitzung in Bonn am 1. Juli 1999: „Der Genius loci dieser Stadt hat einen gewichtigen Anteil daran, daß unsere Bundesrepublik stabil und erfolgreich werden konnte. Er bildete den idealen Nährboden für eine politische Kultur, die in hohem Maße dazu beigetragen hat, unserem Land Vertrauen, Ansehen und nicht zuletzt Sympathie in der Welt zurückzugewinnen.“35
 
        Fest steht: Die Bonner Orte der Demokratie sind auch ein Thema für die Geschichte der Emotionen. Abgesehen von dem Kiosk, der 1957 von Christel Rausch gegenüber dem Bundesrat eröffnet wurde und seit 2020 als „Bundesbüdchen“ vor den ehemaligen Abgeordnetenwohnungen an der Heussallee steht, weckt dabei nichts stärkere Gefühle als der Gedanke an das Bundestags-Exil im Wasserwerk. Der alte Bau diente bis 1958 der Wasserversorgung von Bonn, und bis Mitte der 1980er Jahre hätte ihn niemand je in Verbindung mit dem politischen Geschehen gebracht. Aber dann begannen die Pläne zur endgültigen Hauptstadtwerdung Bonns zu greifen. Und während andernorts, etwa an der Rheinaue bei den Kreuzbauten, neue Gebäude für Ministerien entstanden, rissen Arbeiter am Bundeshaus den Plenarsaal von Schwippert ab, um dort einen Neubau zu errichten. Das Wasserwerk diente so von 1986 bis 1992 als Ersatz-Plenarsaal – halb so groß wie das gewohnte Domizil, aber doppelt so gemütlich.
 
        Hier erreichte die Abgeordneten am 9. November 1989 die überraschende Nachricht, das DDR-Regime habe die Mauer geöffnet. Hier rückte das Parlament noch weiter zusammen, als nach der Wiedervereinigung 1990 auch noch ostdeutsche Wahlkreise ihre Abgeordneten an den Rhein schickten. Und hier wurde 1991 mit viel Gefühl und knapper Mehrheit Berlin zum Parlaments- und Regierungssitz des wiedervereinigten Deutschlands erklärt – bevor man 1992 wieder vom Wasserwerk an die Görresstraße hinaufzog.
 
        Der „Behnisch-Bau“ war indessen fertig: ein Plenarsaal, wie man ihn sich lichter und offener nicht vorstellen kann. Ohne Wiedervereinigung wäre er heute vermutlich umgeben von viel „demokratischem Grün“, denn so sahen es 1988 die Beiträge zum „Wettbewerb Parlamentsvorzone“ vor.36 Aber der Bau besticht auch so durch viel Glas außen und Holz innen, das Gefälle zum Wasser und jene kreisförmige Anordnung der Sitze, die bereits Schwippert 1949 vorschwebte. Durch dieses Wunderwerk avancierte Günter Behnisch, bekannt als Architekt des Olympischen Geländes in München anlässlich der Sommerspiele 1972 und etlicher Schulbauten, zum „Baumeister der Demokratie“.37 Und trotzdem scheute er „die plumpe Gleichsetzung von Demokratie und Glas-Architektur, die deutsche Politiker und Architekturtheoretiker propagierten. Nicht belehrend, sondern beispielgebend wollte er bauen, Demokratie in Gestalt von Bauwerken nicht als starres Bild und zwingende Hülle, sondern als anpassungsfähigen und anregenden Rahmen für demokratisches Handeln schaffen.“38
 
        Mit der Architektur des wiedervereinigten Deutschlands am Berliner Spreebogen konnte Behnisch wenig anfangen. Das Kanzleramt des Architekten Axel Schultes: „[S]o ein Kinoding (…), wo man immer drauf wartet, dass der Kanzler mit Elektrogitarre die Treppe runterkommt.“ Der von Norman Foster umgebaute historische Reichstag: „Gut, dem Foster ist es immerhin gelungen, die Kuppel aus dem Symbolischen rauszuholen, sie thront nicht. Aber innen – einige Räume sehen aus wie Wartesäle der DDR-Reichsbahn.“39
 
        Sieben Jahre tagte der Bundestag im freundlichen Plenarsaal von Behnisch. Seine Umgebung war mittlerweile heillos verbaut: „Ein Gemenge verschiedener Nutzungen und Stilarten ohne Anspruch auf irgendeine Ordnung“, nannte es der Stadtplaner Friedrich Busmann. „Spröde Funktionsbauten wie das WDR-Gebäude und zu Recht so bezeichnete Baracken der Bundestagsverwaltung standen unmittelbar vor den Eingängen von Bundestag und Bundesrat, die ihrerseits schwer auffindbar waren. Dazwischen Restbestände ehemaliger Vorstadtidylle, wie die Gründerzeit-Villa der Parlamentarischen Gesellschaft, und bis unter das Dach von Nachrichtenagenturen genutzte Einfamilienhäuser und Eigentumswohnungen.“40
 
        Dann rückten die Möbelpacker an, ging der Betrieb nach der Sommerpause 1999 im Reichstag in Berlin weiter.
 
        IM MÄRCHENLAND
 
        Der Umzug war nicht das Ende bundespolitischer Institutionen in Bonn: Dank des Bonn-Berlin-Gesetzes haben aktuell sechs Bundesministerien und viele Bundesbehörden ihren Hauptsitz in der „Bundesstadt Bonn“. Allerdings bedeutete das Schwinden des Polit-Trosses für Bonn und das Diplomatenviertel Bad Godesberg, in dem einige Botschaftsgebäude bis heute leer stehen,41 einen schmerzhaften Einschnitt. Die Stadt meisterte ihn durch die Ansiedelung zahlreicher UN-Organisationen, dank vieler Forschungseinrichtungen, NGOs und Stiftungen und nicht zuletzt der privatisierten Bundespost, die aus Postdienst, Postbank und Telekom Aktiengesellschaften mit Sitz in Bonn werden ließ.
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          Plenarsaal von Günter Behnisch bei Nacht mit Langem Eugen im Hintergrund, 1.1.1993
 
          Quelle: DBT/Presse-Service Steponaitis
 
        
 
        Wer heute mit dem Aufzug in die Rooftop-Bar des Hotels am Bundeshaus hinauffährt, vergisst nach dem dritten Cocktail sogar das „Bonnopoly“,42 den 300 Millionen Euro teuren Skandal um das 2003 beschlossene, aber erst 2015 eröffnete World Conference Center. Man tritt auf den Balkon, stellt sich auf die Zehenspitzen und sieht weit unten die Dächer von Bundesrat und Bundestag. Flussaufwärts liegen die Hügel des Siebengebirges, der Lange Eugen und das Wasserwerk, stadtwärts die Villa Hammerschmidt, der Kanzlerbungalow, das Kanzleramt mit Palais Schaumburg und die Fassade des Museums Koenig. Und schon ist man im „Märchenland“ (Benedikt Erenz), das Bonn in manchen Schilderungen zu werden droht: „Es war einmal hinter den sieben Bergen (…). Ein schwarzer Riese regierte hier viele Jahre lang, davor ein strenger Kapitän zur See. Und davor ein viel geliebter Mann, den alle Willy nannten. Am Anfang aber, vor ganz schrecklich vielen Jahren, herrschte hier der greise Ritter Konrad mit seinem Knappen, dem dicken Ludwig. (…) Und vieles ist noch vorhanden in diesem zerwürfelten Politikgewerbegebiet am Südrand der alten Stadt zwischen Dottendorf und Plittersdorf und wie die Weiler sonst noch heißen.“43
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          Blick auf das Regierungsviertel mit Bundeshaus, Bundeskanzleramt, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung und Tulpenfeld (v. l.), 10.6.1997
 
          Quelle: Bundesregierung
 
        
 
        Die Luftbilder, die das Flugzeug am 7. August 1953 aufnahm, und Vergleichsfotos der Gegend von 1999 würden sich an der Brüstung von „Konrad’s Sky Bar“ wunderbar machen – während man über die Identitätssuche der Republik nachdenkt und nach dem „Old Fashioned“, dem „Cosmopolitan“ und „Moscow Mule“ noch einen „Manhattan“ bestellt.
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        BONNER REPUBLIK – BEGRIFF, VERORTUNG UND ERZÄHLUNG
 
        Jasmin Grande
 
        Was bedeutete Bonn für die Bonner Republik? Ein „Wartesaal für Berlin“?01 Die nördlichste Stadt Italiens? Pensionopolis oder Bundeswiege? Die Wahl Bonns zur Bundeshauptstadt 1949 inspirierte seit jeher zu einer Kaskade entweder an Euphemismen oder – weitaus häufiger – an Kakophemismen.
 
        Ausgehend von der Frage, wie Bonn Bundessitz wurde, werden im Folgenden die Anfänge und die Konstruktion der Bonner Republik mit Blick auf Bonn selbst thematisiert. Wie profilierte sich die Stadt, welche identifikatorischen Angebote prägten sie, und wie wird sie gegenwärtig rezipiert?
 
        BEGRIFF, ZEITRAUM, KONZEPT
 
        Die Bonner Republik hat Konjunktur. Film, Funk und Fernsehen widmen sich ihrem Spirit und loten mit Serien wie „Bonn. Neue Freunde – alte Feinde“ (2023) oder „Deutschland“ (2015–2020) ihre Erzählbarkeit aus. Schon in den 1960er Jahren hatten Spionagethriller und Regionalkrimis Bonn als Ort spannender Ermittlungen, schneller Verfolgungsjagden und brutaler Verbrechen inszeniert.02 Die Serien der vergangenen zehn Jahre greifen auf diese bereits etablierten Muster zurück, wenn sie den Fokus auf Geheimdienste und tradierte Machtstrukturen legen. Ebenso entwickeln Regionalkrimis diese Ansätze weiter und widmen sich möglichen Kontinuitäten mafiöser Strukturen aus fast fünfzig Jahren Bundessitz.03 In Fatih Akins Film „Rheingold“ (2022) verbinden sich die auch in der Gegenwartsliteratur intensiv verhandelten Themen Kindheit und Mentalitätsgeschichte der Bonner Republik und das Ausloten der Relevanz generationeller Erinnerung für die Gegenwart.04
 
        Eine grundlegende Definition der „Bonner Republik“ kann zunächst an zwei Punkten ansetzen: Zum einen bezeichnet der Begriff den Zeitraum, in dem Bonn Regierungssitz der Bundesrepublik Deutschland war. Zum anderen ist das Bild der „Bonner Republik“ nicht zuletzt durch den Kontrast zur „Berliner Republik“ aufgeladen.
 
        Die Begriffsschöpfung „Bonner Republik“ ging der Hauptstadtwahl im Parlamentarischen Rat voraus und erschien nicht zuerst in der deutschsprachigen Presse. Bereits am 2. September 1948 berichtete die französische Wochenzeitung „Paris-Dakar“ im Senegal über „La République de Bonn“.05 Seit dem Beschluss im Parlamentarischen Rat am 10. Mai 1949, bei der sich Bonn gegen Frankfurt am Main durchgesetzt hatte, schrieb die US-amerikanische Presse über die „Bonn Republic“.06 Deutsche Zeitungen griffen die Formel erst später auf, zunächst in den Berichten der Auslandskorrespondenten.07
 
        Bonn und das von dort neu entworfene Bild des Landes waren also von vornherein maßgeblich für die Außenwahrnehmung der Bundesrepublik, entsprechend stellt der Politikwissenschaftler Manuel Becker fest: „Die kleinstädtische Prägung der Stadt am Rhein symbolisierte auf ihre eigene Art die Absage an jegliche Form von neu aufkeimenden Allmachtfantasien. Die offen demonstrierte Bescheidenheit wurde zum Programm des neuen Deutschlands nach dem Krieg erhoben. Der Baustil der Bonner Regierungsbauten und der deutschen Botschaften im Ausland legt bis heute ein beredtes Zeugnis davon ab. Prägend für die ‚Bonner Republik‘ war eine zuerst defensive Auffassung der Kategorie ‚Macht‘. Ein Verzicht auf nationale Alleingänge und ein uneingeschränkter Multilateralismus gehörten seit ihren Kindertagen zur Staatsräson.“08
 
        Die Vorstellung der Bonner Republik, die Becker hier skizziert, muss in der Rückschau um einen wichtigen Aspekt ergänzt werden: Mit dem Umzug nach Berlin ist das Bonn im Ausdruck „Bonner Republik“ nicht mehr ein geografischer Ort, sondern eine zeitliche Referenz. Entsprechend wandelt sich die Bonner Republik in den 1990er Jahren von einer Orts- zu einer Zeitmetapher.
 
        PERSPEKTIVEN DER FORSCHUNG
 
        Anknüpfend an vorhandene Studien zu regional- und parteihistorischen sowie politikwissenschaftlichen Fragestellungen, an Überblickswerke zur Entstehung der Bundesrepublik,09 ihrer europäischen Dimension,10 ihrer Kulturgeschichte11 und dem „Abschied vom Provisorium“12 reflektiert die jüngere Forschung zunehmend die hierbei entwickelten Kanonisierungen. Die Bonner Republik war mehr als das politische Selbstverständnis eines Landes, sie findet heute vielmehr Verwendung in Form einer epochal gedachten Klammer mit regionalem Fokus, zu der auch Joseph Beuys, internationale Beziehungen, Heimatfilme, der Kalte Krieg sowie Kunst und Literatur der Nachkriegszeit gehören. Dabei gelangen interdisziplinäre Fragestellungen zunehmend in den Fokus.13 In Rückschau auf die Wende von 1989/90 und Fragen nach dem, was das Ereignis verändert, verschoben oder verdeckt hat, öffnen Arbeiten zur gesellschaftlichen Diversität den kanonisierten Forschungsdiskurs essenziell.
 
        Große mediale Aufmerksamkeit und eine Korrektur der noch immer männlich dominierten Wahrnehmung der Bonner Republik hat der Film „Die Unbeugsamen“ (2021) ausgelöst. Auch die Eröffnung der Theodor Wonja Michael Bibliothek in Köln am 19. Februar 2022 ist nicht nur eine Erweiterung der regionalen Bibliothekslandschaft, sondern als erste Schwarze Bibliothek in Nordrhein-Westfalen ein manifester Ort der Geschichte Schwarzer Menschen in der Bundesrepublik. Sie gehört damit zu den wichtigen Schritten in der Diversifikation des Erinnerungskanons des 20. Jahrhunderts. Bisher finden Forschende Material zu diesem Teil der Bonner Republik selten in den Archiven von Stadt, Land und Bund, sondern in privaten Nachlässen oder etwa dem Archiv für alternatives Schrifttum in Duisburg. Mit Theodor Wonja Michael (1925–2019) wählte die Kölner Bibliothek einen Namenspatron, dessen Memoiren ein Stück Geschichte der Bonner Republik dokumentieren: Als Journalist war er Mitherausgeber des „Afrika-Bulletin“, ab 1971 arbeitete er beim Bundesnachrichtendienst in Pullach, zuletzt als Regierungsdirektor. Sein Vertrauen in das demokratische Potenzial der jungen Bundesrepublik sowie der Appell für eine transkulturelle Geschichtsschreibung ziehen sich durch den zweiten Teil seiner Biografie: „Die größte Zuwanderung war eine Folge des verlorenen Krieges, als Millionen von Menschen deutscher Zunge durch Flucht und Vertreibung ihre ursprüngliche Heimat verlassen mussten. Sie haben das alles andere als freiwillig getan und sie sind keineswegs mit Begeisterung aufgenommen worden. Dennoch war es die Gesamtheit dieser Menschen, die nach den Folgen des Krieges und der Nachkriegszeit erheblichen Anteil am Aufstieg der Bundesrepublik Deutschland in Europa und der Welt hatten.“14
 
        Als Desiderat kann die Vernetzung der Diskurse zwischen der Bonner Republik als einer regional fokussierten Klammer mit epochalem Bedeutungshorizont und Forschungen zur Kulturgeschichte aus migrantischer, queerer sowie Schwarzer Perspektive benannt werden. Denn tatsächlich zeigt die Verbindung von Geschichte und Begriffsbedeutung, dass sich die Bonner Republik als Referenz für Ziele einer Partei wie der neurechten Werteunion nicht eignet, anders als es der Vorsitzende Hans-Georg Maaßen bei der Gründung behauptete.15
 
        PARLAMENTARISCHER RAT
 
        „Nomina sunt omina. Namen bringen zum Ausdruck, was denn eigentlich entsteht oder entstehen soll“, stellte Carlo Schmid am 8. September 1948 im Parlamentarischen Rat fest.16 Die Rede war Teil der Generaldebatten, mit denen der Rat die Arbeit aufgenommen hatte. Zunächst sollten damit prinzipielle wie parteipolitische Positionen zur Ausarbeitung einer Verfassung auf Basis des vom Verfassungskonvent in Herrenchiemsee entwickelten Entwurfs erläutert werden. Entsprechend grundsätzlich fragte Schmid: „Soll das Gebilde, dessen Organisation wir hier zu schaffen haben, einen Namen erhalten oder nicht? Die Frage ist von höchster Bedeutung. (…) Nun ist die Frage die, ob sich ein Name überhaupt mit einem Provisorium verträgt, ob hier nicht statt eines Namens eine bloße ‚Bezeichnung‘ das Bessere wäre.“17 Schmids sprachtheoretische Reflexion ist zunächst eine Positionierung in der Frage nach dem Provisorium. Nicht nur sollte der Bundessitz als Symbol des Provisoriums fungieren, sondern auch die Benennung der zu erarbeitenden Verfassung den provisorischen Charakter verdeutlichen. Darüber hinaus verweist seine Frage nach der Namensgebung auf den Topos des Anfangs. Dieser findet sich nach 1945 in unterschiedlichen Bedeutungen wieder, so zum Beispiel in Wolfgang Borcherts Text „Generation ohne Abschied“ (1947). Mit Begriffen wie „Nullpunkt“ oder „Stunde Null“ wurde zunächst versucht, die Ambivalenz der jungen Bundesrepublik zwischen NS-Kontinuität und Neuanfang zu fassen, mit dem Nachteil, dass die „Besetzung dieser Pole in teils täuschender Weise“ die Inhalte miteinander verschnitt.18 Als „Stunde Null“ kann die Zeit heute jedoch nicht mehr bezeichnet werden, weil sie in der rückblickenden Konstruktion ihre Ambivalenz verliert und etwas behauptet, das es nicht gab: die Unschuld des Anfangens. Der Gegenwartsgebrauch, so die Erinnerungsforscherin Steffi Hobus, „verdeckt die Tatsache, dass es sich um eine naturalisierende Konstruktion handelt: Indem der Ausdruck immer weiter fortgeschrieben wird, erscheint die Entlastung von der Schuld oder die eigentlich unmögliche Befreiung von der Vergangenheit als gegebene Tatsache.“19
 
        Die grundsätzliche Reflexion Schmids am 8. September 1948 über die Bedeutung von Begriffen ist Teil einer Positionierung, in der das Nachdenken über die Vergangenheit mit dem Komplex sowie der Notwendigkeit des Anfangs verbunden ist. Dementsprechend begleiten die Anfänge der Bundesrepublik eine Reihe von symbolischen Akten, die als Initiationsmomente fungierten, etwa die Eröffnungsfeier des Parlamentarischen Rates im Museum Koenig am 1. September 1949 und die anschließende konstituierende Sitzung im Plenarsaal der Pädagogischen Akademie, dem „‚Weißen Haus‘ am Rhein“.20 Diesem feierlichen Moment ging eine Reihe von Entscheidungstreffen voraus, die in den meisten Fällen nach den Orten der Absprache benannt sind: Von der Konferenz auf Jalta im Februar 1945 und die darauf beruhende Berliner Deklaration der vier Siegermächte über die Gründung des Alliierten Kontrollrates am 5. Juni 1945 und die am 7. Juni 1948 verabschiedeten Londoner Empfehlungen bis hin zu den Frankfurter Dokumenten im Juli 1948. Letztere wurden von den Westalliierten an die Ministerpräsidenten der drei Westzonen übergeben und von diesen in der sogenannten Rittersturzkonferenz beraten. An das Ergebnis, die Koblenzer Beschlüsse, knüpften der Verfassungskonvent in Herrenchiemsee und schließlich die Einberufung des Parlamentarischen Rates an. Dabei stellte sich auch die Frage nach einem Tagungsort für den Parlamentarischen Rat. Frankfurt, Karlsruhe, Koblenz, Celle oder Bonn? Die Entscheidung für Bonn fiel unprätentiös am 13. August 1948 in einer Telefonkonferenz der Ministerpräsidenten.21
 
        „BONN WIRD GANZ INTERESSANT WERDEN“
 
        Die Begründung, weshalb Bonn überhaupt in die Auswahl kam, liefert die ersten Bausteine eines Narrativs der Bonner Republik: gelassen und weltoffen. Auf der Suche nach einer Stadt, die über Kapazitäten für 65 stimmberechtigte Mitglieder und fünf Berliner*innen im Parlamentarischen Rat verfügt, erinnerte sich der Vorsitzende der Nordrhein-Westfälischen Staatskanzlei in Düsseldorf, Hermann Wandersleb, bereits 1947 an einer Tagung für Verwaltungsbeamte in der Pädagogischen Akademie in Bonn teilgenommen zu haben und „dort sehr gastfreundlich aufgenommen worden zu sein“.22 Die Zufälligkeit, die von dieser Dynamik ausgeht, wird in der Literatur durch Versinnbildlichungen ergänzt, so zum Beispiel durch Beinamen Wanderslebs wie „der heimliche Schöpfer Bonner Hauptstadtfreuden“,23 „Hauptstadtagitator“24 und „Bonnifacius“.25 Das Bonn der Bonner Republik zeichnet sich durch Bescheidenheit aus, die sowohl eine Positionierung im Verhältnis zur Vergangenheit als auch eine Strategie der Selbstvermarktung ist. „Bonn ist nicht Weimar“, betitelte der Journalist Fritz René Allemann sein Buch von 1956 und spielt damit vor allem auf die Unterschiede in den beiden Verfassungen an.26
 
        Was im Reigen der Städte zunächst nur eine Station zu sein schien – „Bonn wird ganz interessant werden“,27 schrieb Theodor Heuss 1948 mit Blick auf den Parlamentarischen Rat an seine Familie –, erweist sich im Nachhinein als maßgeblich für die Diskussion um den Regierungssitz. Gleichwohl stellte die Wahl des Tagungsortes für den Parlamentarischen Rat nur die erste von drei Wahlen zugunsten Bonns dar: Am 27. Januar 1949 richtete der Parlamentarische Rat die Bundessitz-Kommission zur Prüfung der Anträge von Bonn, Frankfurt, Kassel und Stuttgart ein, Anfang Februar führte die Kommission Besichtigungsreisen durch, prüfte die Bahn- und Straßenverbindungen in die Städte, die Möglichkeiten der Nachrichtenübermittlung vor Ort sowie die Zahl der vorhandenen Unterkünfte. Am 28. April 1949 legte die Kommission einen Bericht ohne Empfehlung vor, am 8. Mai 1949 verabschiedete der Parlamentarische Rat das Grundgesetz und wählte zwei Tage später den Sitz der Bundesorgane. „Die Mitternachts-Abstimmung im Parlamentarischen Rat aber entwickelte sich zu einer Volksgaudi; das Publikum im Saal begann laut mitzuzählen, als die Stimmen für Bonn und Frankfurt fast gleichstanden.“28 Schließlich gewann Bonn mit nur vier Stimmen Vorsprung. Historische Schilderungen verzichten häufig auf eine Darstellung der Reaktionen vor Ort: „Es gab Umarmungen, einander unbekannte Menschen schüttelten sich die Hände.“29
 
        Die dritte Wahl erfolgte am 3. November 1949 im Bundestag, nachdem Unsicherheit darüber entstanden war, ob der Parlamentarische Rat über den Sitz des Bundestags hatte verfügen dürfen: 200 Stimmen für Bonn und 176 für Frankfurt.
 
        Spekulationen begleiten die Geschichten beider Wahlen zum Bundessitz: Vielleicht hatte Konrad Adenauer gefudelt und eine fiktive Pressemeldung verlesen, die die CDU-Mitglieder aus Hessen für Bonn stimmen ließ und so die Abstimmung entschied?30 Oder hatte vielleicht jemand Abgeordnete bei der Abstimmung am 3. November bestochen?31 Überzeugend für die Wahl wirken ebenso geografische Gründe – Bonns Nähe zu Frankreich – oder die Zusicherung der belgischen Besatzung, sich aus Bonn zurückzuziehen. Im Gegensatz zu Frankfurt war Bonn somit besatzungsfrei. Oder war es das Vorhandensein alter Kasernen in der ehemaligen Garnisonsstadt, in die die neuen Ministerien einziehen konnten? Möglicherweise ließ sich das Rheinland aber auch besser vermitteln als irgendeine andere Region. „Ich war für Bonn, weil es garantiert provisorisch war“,32 stellte der Sozialdemokrat und damals noch Tagesspiegel-Korrespondent Egon Bahr fest, eine Stadtbeschreibung, die einer Stadtbeschimpfung nahekommt: Allen Hinweisen auf die historische Bedeutung Bonns in der Debatte um den Bundessitz zum Trotz wird Bonn gewählt, weil es im Vergleich zu den Mitbewerbern als so besonders unbedeutend erscheint. Die Bonner Öffentlichkeit reagierte allerdings nicht brüskiert, sondern bestätigte lakonisch, dass Bonn die kostengünstigere Alternative zu Frankfurt sei.33 Die Arbeit am begrifflichen Konzept, in dem Bonn formal als Regierungssitz zu bezeichnen war, nicht jedoch als Hauptstadt, ist Teil der provisorischen Verstetigungsprozesse und führte 1956 zu einem Baustopp, der erst 1970 mit der „Bonn-Vereinbarung“ über den Ausbau und die Finanzierung durch den Bund aufgehoben wurde.34
 
        Bonn wird in der Folge zum Synonym für die Bundesrepublik, gerade weil es der Stadt gelang, sich im Spannungsbogen von Übergang und Permanenz zu erzählen. Als Begriff steht „Bonn“ in der Bonner Republik nicht nur für den Ort, sondern auch für das Konzept des Provisoriums. Zum Gesamtpaket gehört die etwas einseitige Städtepartnerschaft mit Berlin: Berlin ließ und lässt sich in diesem Gefüge ohne Bonn denken, das Bonn der Bonner Republik nicht ohne Berlin.35 Der Historiker Andreas Wirsching beschließt seinen Band „Abschied vom Provisorium“ mit einer Kritik der „Vorstellung von der ‚Erfolgsgeschichte‘ der alten Bundesrepublik. Sie wurde schon vor der Vereinigung intensiv gepflegt und bildete den Subtext für das vierzigjährige Bestehen der Bundesrepublik im Mai 1989. Nur wenige Monate später ließ sich dann das gleichsam triumphale Schlußkapitel dieser Erfolgsgeschichte schreiben. (…) Wie alle ‚großen Erzählungen‘ [hat das Narrativ der Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik] ihre authentischen Wurzeln in der historischen Erfahrung, das heißt in der bereits gedeuteten Wirklichkeit der Mitlebenden. Aber in ihrer komplexitätsreduzierenden Funktion dürfen sie nicht zum Nennwert genommen werden.“36 Die Bundesrepublik von Bonn aus zu erzählen, heißt auch, das zu thematisieren, was nach dem Berlin-Beschluss 1991 nicht mit umzog, weitestgehend endete und damit ein Gegenmodell zum Erfolgsnarrativ darstellt.
 
        STÄDTEBESCHIMPFUNG ALS LIEBESERKLÄRUNG
 
        Wartesaal für Berlin, Apolis bei Rhöndorf,37 Pensionopolis, Capitale Minimum,38 ein dahin dämmerndes Dornröschen, Bundesdorf39 – kaum ist zurückzuverfolgen, welche sprachlichen Bilder für die Stadt Bonn vor der Wahl zur Bundeshauptstadt und welche erst danach entstanden sind. Die meisten Begriffe lassen sich als Kakophemismen klassifizieren. Sie funktionieren ähnlich in der Kenntlichmachung der Asymmetrie zwischen dem Konzept Metropole und der als typisch markierten Provinzialität Bonns. Und so begleitet der Humor über das Provisorium die Stadt und überbietet sich in der Bildung von Wortspielen in Verbindung mit Bonn. Der Bundespresseball greift dies bereits ab Mitte der 1950er Jahre auf und widmet die jährlichen Veranstaltungen einem Motto, das im begleitenden Presse-Almanach illustriert wird, so zum Beispiel Bonnfusionen (1954), Bonn ist eine Masse wert (1958), Bonn Aparte (1959), Bonn Quijote (1962), Bonna e Mobile (1963), Bonnerwetter Parapluie (1966), Bonnjunktur (1970), Bonnarchie (1975), Bonnerbrüter (1979), Der Bonnformist (1981), Bonn Noir (1983) oder auch Bonn Endenich(t) (1990). Welche andere Stadt hätte vergleichbar den Spagat zwischen Städtebeschimpfung und invertierter Liebeserklärung nicht nur ertragen, sondern unterstützt? „Jedem Deutschen fehlt Berlin im Kopf“, titelt die Zeitschrift „magnum“ im Oktober 1959 und stellt rheinische Provinzialität dem Leben in Metropolen wie Berlin, Paris oder New York gegenüber. „Wie überwindet man die Provinz in der Provinz?“,40 fragt der Herausgeber Karl Pawek, nur um festzustellen: Es ist nicht möglich. Konstitutiv für die Provinzialisierung Bonns über das Spannungsfeld des Provisoriums hinaus ist jedoch immer das Unterschlagen der künstlerischen und demokratischen Bewegungen in Stadtgesellschaft und Region – sei es zum Beispiel die Anbindung an die regionale Kunst- und Literaturszene, seien es Demonstrationen und Kundgebungen im Hofgarten, mit denen sich die Bevölkerung Gehör verschaffte.
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        POLITIK AN TISCH UND TRESEN
 
        „Lokal-Politik“ in Bonn zu Hauptstadtzeiten
 
        Nicola Trenz
 
        „Über Wein und Essen sind wir uns näher gekommen“ – nein, hier geht es nicht um ein Date, sondern um politische Zusammenarbeit in der ehemaligen Bundeshauptstadt. Denn in Bonn, und wohl auch in vielen anderen Machtzentren damals wie heute, spielte sich Politik auch jenseits der offiziellen Örtlichkeiten ab: Kantinen- und Gaststättenbesuche, Kaffeepausen und Stehempfänge sind ebenfalls Teil des politischen Alltags. Eine Situation verändert sich, wenn gemeinsam gegessen und getrunken wird. Das Eingangszitat stammt von der ehemaligen Grünen-Politikerin Margareta Wolf, die das Zusammenkommen von Abgeordneten der Grünen und der Union in den 1990er Jahren beschreibt. Im italienischen Lokal „Sassella“ im Bonner Stadtteil Kessenich waren nicht nur damalige politische Spitzen wie Bundeskanzler Helmut Kohl zu Gast. Im Weinkeller traf sich auch die „Pizza-Connection“, eine Gruppe junger PolitikerInnen der CDU und der Grünen, die sich über die damals tiefen Parteigräben hinaus kennenlernen wollte. Für die CDU waren beispielsweise Peter Altmaier, Norbert Röttgen und Armin Laschet dabei, Grüne-Mitglieder waren etwa Cem Özdemir, Matthias Berninger oder Volker Beck.01 Gemeinsames Essen und Trinken bot einen ungezwungenen Rahmen zum Kennenlernen und für Austausch über politische Ideen, beschreibt Margareta Wolf:
 
        „Über Wein und Essen (…) sind wir uns näher gekommen und (…) haben uns wechselseitig auch gefragt, wie war denn deine Sozialisation, warum bist du so, wie du jetzt heute bist. Warum bist du in der Partei und warum bist du in der Partei. Also man hat sich wirklich darüber kennengelernt. (…) [I]ch glaube, dass auch diese Freundschaft so ne Vorbereitung für Schwarz-Grün ist, weil man ganz offen miteinander sprechen kann.“02
 
        Dieser Artikel beruht im Wesentlichen auf den Erkenntnissen meiner Masterarbeit, für die ich mehr als 20 Interviews mit ZeitzeugInnen der Bonner Republik geführt und ausgewertet habe, darunter Abgeordnete, JournalistInnen, Lobbyisten und Mitarbeitende der Gastronomie. Die Kernfrage ist, welche Bedeutung gemeinsames Essen für die politische Kommunikation hat. Diese ist im basalen Wortsinn gemeint: Es geht um das Kommunizieren zwischen im weitesten Sinne an politischen Entscheidungsprozessen beteiligten Einzelpersonen. Dabei werden weder Staatsbankette noch andere formalisierte Ereignisse gemeinsamen Essens thematisiert, sondern informale Zusammenkünfte, bei denen gegessen und getrunken wurde, zumeist in der Gastronomie. Privater Gastlichkeit kam im Alltag des Bonner Hauptstadtbetriebs nur eine untergeordnete Bedeutung zu.
 
        Das Informale spielt für die politische Kommunikation eine wichtige Rolle, die allerdings wissenschaftlich wenig beleuchtet ist.03 Aufgrund mangelnder Transparenz werden politische Absprachen jenseits von Sitzungen und anderen offiziellen Arbeitsorten oft kritisch gesehen und pejorativ als „Hinterzimmerpolitik“ bezeichnet. Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen aber, dass genau im ungezwungeneren Austausch ohne Öffentlichkeit die Stärke des informalen Kommunizierens liegt. Der Kritik ist außerdem entgegenzuhalten, dass Pläne und Vorhaben in aller Regel formal umgesetzt werden, sprich: Sie müssen gesetzeskonform sein beziehungsweise den normalen parlamentarischen Gesetzgebungsprozess durchlaufen.
 
        Das hier untersuchte gemeinsame Essen und Trinken ist ein Teil dieses informalen politischen Handels und hat zunächst einen pragmatischen Grund: Das Bedürfnis nach Nahrung macht selbst vor den vollsten Terminkalendern nicht Halt. Dennoch spricht den Interviewten zufolge noch mehr dafür, sich in der Gastronomie und nicht zum Beispiel in einem Büroraum zu treffen, denn Essen beeinflusst den Charakter einer Zusammenkunft und damit auch das politische Kommunizieren. Ausgewählte Aussagen von ZeitzeugInnen der Bonner Republik zeigen hier mehrere Merkmale gemeinsamen Essens für die politische Kommunikation auf, die sich allerdings nicht trennscharf voneinander unterscheiden.
 
        BEZIEHUNGSFESTIGUNG UND ABGRENZUNG
 
        Die Pizza-Connection ist ein gutes Beispiel dafür, wie gemeinsames Essen dem Aufbau von Vertrauensverhältnissen dient. Die jungen Grünen- und CDU-Abgeordneten trafen sich bei „Sassella“ gewissermaßen auf neutralem Boden. Sie begegneten sich auf Augenhöhe. In einem Lokal treten Funktionen und Titel häufig in den Hintergrund, und anders als in Sitzungssälen gibt es seltener eine Sitzordnung. Das ermöglicht offenere Gespräche. Im Fall der Pizza-Connection, sicherlich einem sehr eng gefassten Beispiel, fand sogar eine Vergemeinschaftung der Mitglieder statt.04 Hinzu kommt noch, dass sich alle das Essen geteilt haben. „Es kamen immer so Riesenplatten“,05 erzählt Margareta Wolf. Es fand also keine Distinktion statt, in der beispielsweise eine Person das Teuerste, die andere das Günstigste und die Dritte fleischlos bestellt hat.
 
        Bei der Pizza-Connection hat sich also eine neue Gemeinschaft im Kontext der Gastronomie gebildet. Die Bonner Republik bietet aber auch Beispiele für das Gegenteil, nämlich für Fraktionierung. So gab es die „Kanalarbeiter“, ein Kreis von SPD-Abgeordneten. Ihre Treffen in einem festen Stammlokal, zunächst die „Rheinlust“, später der „Kessenicher Hof“, waren jahrelang institutionalisiert, und es sei ebenso Politik besprochen worden wie Postenvergaben, sagt der ehemalige SPD-Abgeordnete Klaus Thüsing (von 1977–1983 im Bundestag). Die Kanalarbeiter pflegten außerdem gemeinsame Rheinschifffahrten und ein traditionelles Spargelessen.
 
        Die SPD-Linke, der sogenannte Leverkusener Kreis, war laut Thüsing damals eine weniger feste Gruppe ohne Stammkneipe. Die Mitglieder seien eher in linken Szenekneipen wie zum Beispiel der „Schumann-Klause“ oder dem „Gambrinus“ unterwegs gewesen. Hier zeigt sich, dass der Raum und die Atmosphäre einer Gaststätte beeinflussten, inwiefern das Lokal ein Ort politischer Kommunikation war. An einem festen Stammtisch mit Sitzplätzen liegt es näher, semi-offizielle Vorabsprachen zu treffen, als stehend in einer beengten und lauten Kneipe, in der wechselnde Personenkombinationen üblich sind. Ein Lokal ist daher niemals nur ein Ort, an dem Hunger und Durst gestillt werden, sondern immer auch ein Raum, in dem soziales Handeln stattfindet – und unterschiedliche Lokale sind unterschiedlich sozial codiert.
 
        KENNENLERNEN
 
        Gerade ungezwungene Kneipen oder parteiübergreifende Orte, wie etwa der Presseclub, bieten einen Rahmen, in dem Kontakte geknüpft und Begegnungen ermöglicht werden, die in anderen Räumen als unpassend empfunden würden.
 
        Carl Otto Lenz, CDU-Bundestagsabgeordneter von 1965 bis 1984, sieht die wichtigste Bedeutung des gemeinsamen Essens und Trinkens darin, Gelegenheiten und eine Atmosphäre zu schaffen, die zu einem ungezwungeneren Umgang miteinander führen und Gespräche in Gang bringen. Er erläutert, dass die Besprechungen genauso gut im Büro stattfinden könnten, die Anbahnung der Gespräche aber nicht. Neben kulinarischen Treffen nennt er dabei auch die parteiübergreifende Fußballmannschaft „FC Bundestag“ und Abgeordneten-Fahrradtouren. Diese seien „als solche unpolitisch, aber die Tatsache, dass man da Leute kennengelernt hat, von denen man weiß, die interessieren sich für das Gleiche, die war schon politisch. Auf dem Gang ansprechen – das tust du nicht bei einem, den du nicht kennst. Aber wenn du ihn kennst und weißt, was der macht und der hat einen Bezug zu dem Thema, was dich gerade beschäftigt, dann kannst du ihn ansprechen.“06
 
        Hierzu passt auch die aus journalistischer Perspektive mehrfach beschriebene Gelegenheit, gewünschte GesprächspartnerInnen auf dem kleinen Dienstweg „abzufangen“, um an Informationen zu gelangen. „Man wusste, wo man wen auch treffen konnte“, beschreibt der Journalist Ansgar Burghof.
 
        Der ehemalige CDU-Bundesminister Christian Schwarz-Schilling (von 1976–2002 im Bundestag) berichtet, dass informales Zusammenkommen auch genutzt wurde, um politische Einstellungen und mögliches Abstimmungsverhalten abzuklopfen. Er beschreibt beispielsweise, dass sein Staatssekretär Wilhelm Rawe vor strittigen Gesetzgebungsvorhaben abends in der Parlamentarischen Gesellschaft im lockeren Rahmen prüfte, wer aus der eigenen Fraktion beziehungsweise Koalition zustimmen wird und wer unsicher ist. Die Parlamentarische Gesellschaft ist eine Vereinigung, in der nur Abgeordnete beitreten können. In ihren Räumen konnten und können sie interfraktionell essen, trinken, tagen und verweilen. Schwarz-Schilling sieht in dieser „Kneipendiplomatie“ auch eine politische Fertigkeit.
 
        SITZUNGSSAAL VS. GASTSTÄTTE
 
        Ansgar Burghof beschreibt den Unterschied zwischen Treffen im Sitzungssaal oder in der Gastronomie so: „Wenn du in eine Sitzung gehst, hast du eine Agenda und meistens einen zeitlichen Rahmen, in dem du bestimmte Dinge diskutieren musst und entscheiden musst. Und das führt dazu, dass der Rahmen eher steif, eher förmlich (…) ist. Und in dem Augenblick, in dem man diesen Rahmen verlässt, und man geht in ein Restaurant oder man sitzt am Tisch und isst zusammen, dann löst sich (…) diese Strenge auf und dann wird es – ich sage das mal in Anführungsstrichen – dann wird es „menschlicher“. Dann (…) kommen plötzlich auch Themen auf den Tisch, die möglicherweise formal (…), in einem Sitzungssaal gar nicht auf den Tisch kämen. Und das, das macht im Grunde genommen das Spannende aus, dass die Atmosphären in Kneipen, in Restaurants oder in Nicht-Sitzungssälen eben lockerer sind, und gerade deshalb (…) dazu beitragen, dass gerade dort es zu politischen Entscheidungen kommt.“07
 
        Durch Geselligkeit werden formale Verhandlungsdynamiken aufgebrochen, sodass Handlungsspielräume entstehen. Zum Beispiel gibt es weniger Druck, unmittelbar einen Verhandlungserfolg vorzuweisen. Außerdem können bei informalen Zusammenkommen die politische Funktion und die Parteimeinung eher in den Hintergrund treten, anders als zum Beispiel in Ausschüssen oder öffentlichen Debatten. Hinter verschlossenen Türen ist ein offenerer Austausch möglich. Konflikten kann so vorgebeugt werden. Sie werden mit weniger Gesichtsverlust gelöst, und Kompromisse können leichter geschlossen werden. Laut Burghof erzeugen Gaststätten eine Nähe, die im politischen Geschäft notwendig ist.
 
        Burghofs Aspekt, dass Politik an Tisch und Theke „menschlicher“ wird, benennt auch Klaus Thüsing. Gesellschaftlicher beziehungsweise außerparlamentarischer Kontakt beispielsweise in Kneipen oder Clubs ist ihm zufolge „ganz ganz wichtig und entscheidend“. Man lerne andere Meinungen kennen und die anderen Abgeordneten auch menschlich schätzen. Es sei wichtig, in „menschlichen Kategorien“ zu denken und trotz politischer Gegensätze nicht in ein Diffamierungsschema zu verfallen. Austausch jenseits von Sitzungen und Tagesordnungen fördert den Aufbau von Vertrauensverhältnissen, die es für das formale politische Handeln ebenso braucht wie für das informale. Dem Soziologen Niklas Luhmann folgend finden sich die Relevanz und das Bilden von Vertrauensverhältnissen besonders stark in sozialen Zusammenhängen, die dem „Gesetz des Wiedersehens“ folgen.08 Das politische Bonn war allein durch seine räumliche Nähe ein solcher Ort.
 
        NÄHE UND VERTRAULICHKEIT
 
        Nähe – das ist das Stichwort, das in fast keinem der Interviews über das politische Bonn fehlt. Die Bonner Republik war geprägt von einer geografischen Nähe der Institutionen und somit auch der politischen AkteurInnen. Man lief sich über den Weg. Auch das politische Essen konzentrierte sich letztlich auf wenige Gaststätten. Eindeutiger Tenor der Gespräche ist, dass die BonnerInnen gegenüber dem politischen Bonn eine gewisse Diskretion wahrten, auch in den Gaststätten.
 
        Dennoch liegt es nahe, zu vermuten, dass die Gastronomie kein Ort für vertrauliche Themen war. Hierzu zeigten die Interviews aber eine interessante Ambivalenz. Denn gerade in den Anfängen der Bonner Republik hatten Abgeordnete nicht unbedingt ein Büro für sich alleine. Auch boten die Gaststätten und Kneipen eine räumliche Distanz zum Büroalltag mit ständig klingelndem Telefon oder anderen Störungen. Verabredungen zum Essen hatten zudem den Vorteil, dass der eventuell dahinterstehende Grund für das Treffen vorab nicht klar kommuniziert werden muss, das Essen also als Vorwand dient.09 Manche der WirtInnen gewährleisteten außerdem eine gewisse Vertraulichkeit. Über das italienische Lokal „Cäcilienhöhe“ beispielsweise, das unter anderem Helmut Kohl gerne besuchte, sagt Kohls ehemaliger Mitarbeiter Stephan Eisel: „Normalerweise, (…) wenn man sich mit jemandem getroffen hat oder auch mit dem Kohl irgendwo hin ist, gings ja dadrum auch ungestört zu sein und nicht am Nachbartisch mit großen Ohren belauscht zu werden. (…) [D]ann hat der Bruno [Pierini, Betreiber des Lokals] auch drauf geachtet, dass sich jetzt nicht drei Journalisten am Nebentisch dort befinden und da gabs auch immer, sagen wir mal son Vertrauensverhältnis, ne? Auch die Wirte haben das ihrerseits nicht ausgenutzt und haben jetzt nicht Werbung damit gemacht, ‚zu mir kommt ständig der Bundeskanzler‘.“10
 
        Gleichzeitig berichtet Eisel aber auch, dass besonders vertrauliche Gespräche nur im eigenen Büro geführt worden sind.
 
        BEEINFLUSSUNG
 
        Inwiefern dienten Essenseinladungen auch als Lockmittel? Mehrere GesprächspartnerInnen erzählten, dass das erwartete kulinarische Angebot bei oder nach einer Veranstaltung durchaus mitentscheidend sein konnte, zu welchen Terminen man ging. Hubert Kleinert, Grünen-Abgeordneter in den 1980er Jahren, berichtet zum Beispiel, er habe als junger Abgeordneter durchaus mal Reden „über sich ergehen lassen“,11 weil er abends nichts anderes vorhatte und es dort gutes Essen gab.
 
        Mehrere interviewte Lobbyisten sagten, dass mit der Auswahl eines Lokals erreicht werden müsse, dass sich der oder die Eingeladene wohlfühlt und somit der Lobbyvertreter möglichst lange Zeit für sein Anliegen hat. Einflussnahme erfolgte also häufig über die passende Atmosphäre. Die Interviews mit Lobbyisten machen deutlich, dass die Auswahl einer passenden Gaststätte zum festen Instrumentarium ihrer Tätigkeit gehört.
 
        „Die Landesvertretungen haben abends ja eigene Veranstaltungen gemacht und da kriegte man dann Einladungen. (…) Wir sowieso von der ARD, wir wurden immer gern gesehen und hofiert, in der Hoffnung, dass wir dann auch in der Tagesschau darüber berichten [lacht]. Also es gab sehr, sehr viele Einladungen. Man hätte sich komplett durchfüttern können die ganze Zeit. Und im Presseclub, oder auch woanders gab es natürlich auch Verbände, Verlage, die dort ihre Präsentationen machten, ihre Diskussionen. (…) Sehr berühmt berüchtigt waren immer die Weihnachtsessen. Also, jeder Minister hat dann zu Weihnachten Weihnachtsessen gemacht für die Journalisten.“12
 
        Dieser Eindruck von ARD-Journalistin Johanna Holzhauer (tätig von 1985–2000) beschreibt die Ess- und Trinklandschaft im journalistischen Bonner Hauptstadtalltag vor allem mit Blick auf die Landesvertretungen. Diese dienen bis heute als Interessenvertretung und Repräsentation der Bundesländer. In dieser Funktion waren sie in Bonn Teil der politischen Kommunikationskultur und ermöglichten durch Einladungen zu Pressefrühstücken, Ausstellungen, Konzerten, Themenabenden und Festen mehr oder weniger informale Begegnungen.13 Solche Zusammentreffen, bei denen auch gegessen und getrunken wurde, brachten ein hohes soziales Kapital mit sich.14 Um an Informationen zu gelangen, aktuelle Themen mitzukriegen und Kontakte zu pflegen, spielten sie gerade für JournalistInnen eine wichtige Rolle. Anekdotisch beschreibt Holzhauer: „Sehr viel Furore hat gemacht, als Oskar Lafontaine, damals Ministerpräsident, als er so einen Sternekoch angestellt hat in der Landesvertretung Saarland. (…) Vorher waren [sic] ja die Gastronomie eher so ne bodenständige. (…) Es gab immer Äppelwoi bei den Hessen (…) oder Bremen hat natürlich klar immer mit Krabben oder so eingeladen und dann kam dieser Spitzenkoch (…). Das hat natürlich super Furore gemacht, sozusagen: Ist das nötig, ist das Geldverschwendung und Lafontaine hat dann argumentiert: Nein, wir müssen doch unser Land mit seinen kulinarischen Spitzenprodukten auch präsentieren.“15
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        Ein besonderes Essen führte sicherlich nicht unmittelbar zu einer bestimmten Berichterstattung – es führe aber durchaus vielleicht zu Aufmerksamkeit auf ein bestimmtes Thema.
 
        ABLENKUNG UND ALKOHOL
 
        Die allermeisten genießen es wohl, wenn die Atmosphäre stimmig ist und das Essen gut. Mehrere Interviewte beschreiben, dass das Zusammenkommen bei Essen und Trinken für Ablenkung oder Erholung sorgte. Dabei ist die besondere Lebenssituation der Abgeordneten zu bedenken. Sie lebten in der Regel in den Nicht-Sitzungswochen in ihrer Heimat mit ihren Familien, in den Sitzungswochen in Bonn in eher spartanischen Verhältnissen ohne vertrautes persönliches Umfeld. Gerade in den Anfangsjahren der Bonner Republik bewohnten sie oft Gästezimmer von Privathäusern, die nicht unbedingt eine Möglichkeit zum Kochen boten – sofern die mehrheitlich männlichen Abgeordneten dies überhaupt gekonnt oder getan hätten. Auch Kontaktmöglichkeiten zur Familie waren selbstredend eingeschränkter als in der Gegenwart. Nicht umsonst waren abendliche Skatrunden beliebt, zum Beispiel in der Parlamentarischen Gesellschaft.
 
        Ab und zu erwähnten die Interviewten, dass die Nahrungsaufnahme als solche die Stimmung hob, viel mehr aber noch der Alkohol: „Es wurde schon relativ viel gesoffen, das ist schon wahr. (…) Also nicht, dass Sie denken, dass alle immer besoffen gewesen wären, aber natürlich hat es den ein oder anderen Abend gegeben auch in der ‚Provinz‘, wo man mal ein Glas mehr trank. Und wenn man so zusammensaß, dann wird die Zunge lockerer, dann wird die Rücksicht geringer, die Vorsicht vielleicht auch, dann entstehen auch Ideen, man lacht, das ist dann alles halb ernst gemeint, aber dann irgendwie doch nicht ganz unernst usw. Da ist der Alkohol natürlich hilfreich. (…) Ich will jetzt hier nicht das Saufen verteidigen, aber das ist schon für vieles hilfreich gewesen.“16
 
        Der damalige Grünen-Politiker Hubert Kleinert nimmt Bezug auf die kleine Gaststätte „Provinz“, die Mittag- und Abendessen anbot, aber auch die Feierabendkneipe einer linken Klientel war.17 Er betont die enthemmende und damit kommunikationsfördernde Wirkung von Alkohol. Ähnlich klingt es bei Erwin Drescher-Maternus, jahrzehntelanger Koch im Godesberger Traditions-Speiselokal „Weinhaus Maternus“.18 Er beschreibt, wie Gruppen zum Mittagessen zu ihm kamen: „Wenn die nicht klar kamen, dann sind sie halt zum Essen gegangen, und hinterher war alles klar. Aber da half dann auch ne Flasche Wein mit.“19 Rituale wie das Zuprosten oder Brüderschafttrinken können dabei ebenfalls Verbundenheit demonstrieren.20
 
        Auch die kulturelle Bedeutung der verschiedenen alkoholischen Getränke ist hier relevant. Etwa, wenn Abgeordnete aus Weinanbaugebieten in der Hauptstadt ihren Heimatwein trinken und bewerben, oder ob ein Abgeordneter edlen Wein in entsprechender Atmosphäre oder Bier in der Kneipe trinkt. Es kann Ausdruck eines Selbstbildes oder einer gewünschten Außenwahrnehmung sein. Wie überall in der Gesellschaft war es auch im Bonner Hauptstadtalltag sehr üblich, Alkohol zu trinken – auch tagsüber im Büro oder bei Ausschusssitzungen. Interessanterweise unterscheiden sich bei den verschiedenen Befragten auch die Einschätzungen rund um den Alkohol. Während einerseits Suchtproblematiken, unter anderem wegen der Einsamkeit durch die Lebensweise, sehr deutlich genannt werden, wird Alkoholkonsum andererseits nicht als besonderes Thema bewertet.
 
        SCHLUSS
 
        Ob in spontan entstehenden Gesprächssituationen oder in geplanten Verabredungen: Beim Essen und Trinken werden Informationen ausgetauscht, politische Standpunkte klargestellt, Gemeinsamkeiten entdeckt, politische Grundfragen erörtert, Posten vergeben, Verhandlungen geführt oder es werden im Vorfeld zu formalen Verhandlungen Konflikte ausgeräumt. Gemeinsames Essen ist als Kommunikationshandlung und Symbolträger Ausdruck und Regulativ sozialer Verhältnisse und kann ein Akt der Vergemeinschaftung ebenso wie ein Akt der Abgrenzung sein.21 Gaststätten sind also ein politischer Kommunikationsort und können auch informale Entscheidungszentren sein.
 
        Die Art der Nahrung spielt eine untergeordnete Rolle. Vielmehr sind es die mit Gaststätten zusammenhängenden Eigenschaften, die für die politische Kommunikation von Bedeutung sind: eine andere Atmosphäre, eine andere soziale Codierung als bei einem Termin in einem Büro oder Sitzungsaal. Auch entlastet eine Verabredung zum Essen davon, den eigentlich dahinterliegenden Grund des Treffens von Beginn an kommunizieren zu müssen. Gemeinsames Essen trägt ebenso zur Erholung der Einzelnen wie zur Entspannung einer Situation bei. Viele der Befragten sehen eine größere Offenheit als Vorteil, woran auch alkoholische Getränke nicht immer unbeteiligt sind.
 
        Gemeinsame Mahlzeiten beeinflussen den Charakter einer Zusammenkunft und damit auch das politische Kommunizieren. Somit sind sie Teil der politischen Kommunikation und des informalen politischen Handelns. Wie groß die Bedeutung ist, lässt sich nur schwer messen. Mit Blick auf die geführten Interviews finden sich jedoch viele Anzeichen dafür, dass die „Lokal-Politik“ eine wichtige Rolle spielt. Aber: Für die Interviews zu dieser Untersuchung gab es auch viele Absagen mit der Begründung, man könne zu dem Thema nichts beitragen. Offen ist, ob für die Absagenden die Gastronomie als politischer Ort wirklich keine Rolle spielte oder ob sie sich gar nicht bewusst waren, dass auch das Teil ihrer politischen Arbeit gewesen war.
 
        Es ist selbsterklärend, dass nicht nur das Essen Einfluss auf die politische Kommunikation hat, und ebenso findet politische Kommunikation nicht ausschließlich in Gaststätten statt. Beteiligte des politischen Betriebs nutzen gemeinsames Essen gewissermaßen als Handwerkszeug, dessen Beherrschung ihre Arbeit erleichtert. Die Auswertung der Interviews und auch die Absagen haben aber demonstriert, dass Abgeordnete auch ohne dieses Instrument politisch handeln können. Sie können, um im Bild zu bleiben, auch mit anderen Werkzeugen zum Ziel kommen. LobbyistInnen und JournalistInnen sind in ihrem Arbeitsalltag deutlich stärker auf Möglichkeiten der informalen Kommunikation im kulinarischen Rahmen angewiesen.
 
        Viele der herausgearbeiteten Eigenschaften gemeinsamen Essens unterscheiden sich in anderen westlichen Machtzentren wohl nicht, gewiss gibt es im Einzelnen aber Unterschiede. Spezifisch für Bonn sind unter anderem die räumliche Nähe und Vertrautheit. Oft ergänzten die GesprächspartnerInnen den Zusatz, dass dies heute in Berlin anders sei – nicht ohne Grund wird auch vom „Bundesdorf“ Bonn gesprochen. Diese räumliche Nähe ist unabdingbar, um informale politische Prozesse der jungen Bundesrepublik begreifen zu können. Zur Verdeutlichung: Es gab in dem Radius, in dem sich der politische Betrieb in Bonn bewegte, nur wenig Gastronomie. In diesen Gaststätten haben sich, besonders in den frühen Jahren der Bonner Republik, alle versammelt, die Lust auf ein Feierabendbier hatten, die Mittagessen wollten oder die abends nach Feierabend Hunger hatten, bei denen zu Hause niemand mit Essen auf sie wartete und die nicht selbst kochen wollten oder konnten. PolitikerInnen jeder Partei, JournalistInnen, LobbyistInnen und andere politisch Tätige haben sich also in der jungen Bonner Hauptstadtzeit in den wenigen Gaststätten getroffen – ob sie wollten oder nicht. Man war sich nah. Diese Nähe macht Politik vertrauensvoller, führt zu zwischenmenschlichen Beziehungen und einem guten Umgang miteinander: Sie macht die Politik menschlicher.
 
        Bei aller berechtigten Kritik an der Undurchsichtigkeit informaler politischer Prozesse: Im öffentlichen Diskurs sollte die Gefahr schädlicher Vorteilsnahme und Vorteilsgewährung nicht damit in einen Topf geworfen werden, dass insbesondere PolitikerInnen sich untereinander als Menschen und Kollegen verstehen. Die Grenzen dazwischen verlaufen zwar fließend, und die gesamte Thematik muss stets kritisch beobachtet werden, aber dennoch ist festzuhalten, dass respektvoller Umgang und gegenseitiges Verständnis politischen Prozessen genauso wenig schaden wie allen anderen zwischenmenschlichen Kontakten.
 
        Die Nähe und Kommunikation in Gaststätten, in denen sich Mitglieder verschiedener Parteien begegneten und in denen sich Mandatsträger als Menschen kennenlernten, hatte in der jungen Bundesrepublik einen Anteil daran, dass sich keine unüberwindbaren Gräben bildeten, dass Abgeordnete nicht zu Feinden wurden, dass „Bonn nicht Weimar“ wurde.22
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        BONN – EIN HISTORISCHES STADTPORTRÄT
 
        Norbert Schloßmacher
 
        Die englische Schriftstellerin Ann Radcliffe (1764–1823), bekannt geworden als Autorin von Schauerromanen, schrieb über ihren Besuch am Rhein im Sommer 1794: „[Bonn] might be considered as a happy region in the midst of ignorance, injustice and misery“.01 Radcliffe unternahm ihre Reise in einer Epoche gewaltiger Umbrüche, während der die Stadt Bonn ihre prägende und dominierende Funktion als Haupt- und Residenzstadt des Kurfürstentums Köln verlor, ein Vorgang, der sich zwei Jahrhunderte später wiederholen sollte.
 
        BIS ZUM ENDE DER RÖMERZEIT
 
        Die ältesten menschlichen Spuren, die im heutigen Bonner Stadtgebiet02 gefunden wurden, sind etwa 50000 Jahre alt: ein Dutzend Faustkeile aus der älteren Altsteinzeit, gefunden im Bad Godesberger Ortsteil Muffendorf. Archäologen sind auch für die Zeit danach immer wieder auf Überreste prähistorischer menschlicher Existenz im Bonner Raum gestoßen.
 
        Der Ortsname ist bislang noch nicht entschlüsselt worden. „Bonn“ mag keltischen Ursprungs und von den späteren Bewohnern übernommen worden sein. Die Stadt liegt im Süden der Kölner Bucht am Übergang vom Mittelrhein zur Niederrheinischen Tiefebene, begrenzt im Osten durch den Rhein und westlich durch den Rand der Eifel und des Vorgebirges. Im Bereich der heutigen linksrheinischen Eisenbahntrasse und im Norden der späteren Stadt lag ein nur zeitweise wasserführender Altrheinarm, die Gumme, der der Siedlung Schutz bot. Rechtsrheinisch prägt das Siebengebirge mit seinen Ausläufern die Landschaft.
 
        Mit der Eroberung Galliens mit dem Rhein als natürlicher Ostgrenze durch den römischen Feldherren und späteren Staatsmann Gaius Julius Cäsar beginnt die Geschichte der Region greifbarer zu werden: In das Jahr 54 v. Chr. fällt die vernichtende Niederlage der auch im Bonner Raum ansässigen keltischen Eburonen.03 Wohl schon um 12 v. Chr. wurde eine erste römische Militäreinheit in dem mittlerweile von germanischen Ubiern besiedelten späteren Bonner Stadtgebiet stationiert. Dieses Lager bestand mehrere Jahrzehnte, seine Ausdehnung lässt sich am Verlauf von Stockenstraße, Markt und Wenzelgasse bis heute nachvollziehen. Für die um 43 n. Chr. von Köln nach Bonn verlegte Legion wurde nördlich des heutigen Stadtkerns nahe dem Rhein ein neues, 27 Hektar umfassendes Lager errichtet. Auch dessen Ausmaße lassen sich noch im heutigen Stadtplan verfolgen: Die Straßen Rosental, Graurheindorfer Straße, Augustusring sowie der Leinpfad am Rheinufer markieren den Verlauf der alten Umfassungsmauern. Der zunächst mittels einer Holz-Erde-Konstruktion befestigte und im Innern mit Fachwerkbauten besetzte Stützpunkt wurde nach dem Bataveraufstand der Jahre 69/70, einer Revolte überwiegend germanischer Stämme gegen die römische Besatzung, durch eine massive Steinanlage ersetzt.
 
        Südlich des Legionslagers, im Bereich der heutigen Bonner Innenstadt, entstand die zivile Lagervorstadt (canabae legionis). Weiter südlich, bis ins spätere Regierungsviertel hinein, entstand eine Zivilsiedlung (vicus). Entlang der damaligen Provinzialstraße Mainz-Köln, die im Wesentlichen dem Verlauf der heutigen B9 entspricht, wurden Gräber angelegt. Bis zu 17000 Menschen, darunter etwa 7000 Angehörige des Militärs, lebten im 2. Jahrhundert in Bonn, ein Vielfaches der späteren Bevölkerung im Mittelalter. In der näheren und weiteren Umgebung wurden Gutsbetriebe und villae rusticae angelegt, die über ein ausgebautes Wege- und Straßennetz mit der Garnison verbunden waren; Ortsnamen von Bonner Stadtteilen wie Endenich, Kessenich oder Lessenich gehen auf römische Ursprünge zurück.
 
        Einfälle der Franken ab Mitte des 3. Jahrhunderts waren Vorboten des Endes der Römerzeit am Rhein. Bis zur Regierungszeit Kaiser Konstantins des Großen (306–337) war die Bonner Bevölkerung einschließlich des Militärs auf wenige Tausend geschrumpft, die nun sämtlich innerhalb des Lagerbereichs lebten. Ihre Toten bestatteten sie nicht mehr entlang der Ausfallstraßen, sondern im Bereich der früheren Lagervorstadt bis hin zum heutigen Münster. Trotz der immer schwächer werdenden römischen Präsenz am Rhein behauptete sich die Administration noch bis zur Mitte des 5. Jahrhunderts, ehe die Herrschaft endgültig und ohne größere Kämpfe an fränkische Kleinkönige überging.
 
        In welchem Maße das Christentum am Rhein bereits zu dieser Zeit Fuß gefasst hatte, ist ungewiss. Der erste namentlich bekannte Kölner Bischof war Maternus, erwähnt für das Jahr 313. In Bonn entstand Ende des 4. Jahrhunderts der erste christliche Sakralbau. Er befindet sich unterhalb der Krypta der im heutigen Zentrum gelegenen Münsterkirche. Ob die noch darunter gelegene cella memoriae, eine in das Ende des 3. Jahrhunderts zu datierende Totengedenkstätte, schon christlicher Natur war, ist nicht gesichert. In jedem Fall besteht an diesem Ort eine Kultkontinuität, die an die Märtyrer der Thebäischen Legion erinnert, welche der Legende nach unter Kaiser Diokletian (284–305) verfolgt und ermordet wurden; ihr verdankt Bonn ihre bis heute verehrten Stadtpatrone Cassius und Florentius – später ergänzt um Mallusius.
 
        BIS ZUM ENDE DES MITTELALTERS
 
        Im 6./7. Jahrhundert wurde die spätantike Grabkirche durch einen größeren Neubau ersetzt, dem eine Klerikergemeinschaft angeschlossen war und der als basilica sanctorum Cassii et Florentii sociorumque eorum sub oppido castro Bonna 691/92 erstmals in den Quellen erscheint.04 Hieraus entwickelte sich das Cassiusstift mit seiner bis heute das Stadtbild prägenden Kirche: das Münster. Der Kern des Baus reicht zurück in das 11. Jahrhundert. Die um 1150 vollendete Ostapsis, ein „rheinischer Etagenchor“ mit abschließender Zwerggalerie, wirkte stilbildend. Der aus der selben Epoche stammende Kreuzgang gilt als einer der besterhaltenen im Rheinland. Beides entstand in der Ägide von Propst Gerhard von Are, dem bedeutendsten Vorsteher des Stifts im Mittelalter. Überhaupt zählte der Propst des Bonner Cassiusstifts zu den vornehmsten und als gleichzeitiger Archidiakon zu den einflussreichsten Prälaten; seine Kirche war der geistliche Mittelpunkt der Südhälfte des Erzbistums Köln. Das Bonner Münster insgesamt präsentiert sich seit der Mitte des 13. Jahrhunderts in seiner heutigen Form.05 Zwei Königskrönungen – Friedrich der Schöne (1314) und Karl IV. (1346) – und die Grablegen von vier Kölner Erzbischöfen sprechen für den hohen Rang dieses Gotteshauses.
 
        Der bisherige mit dem Namen Bonn verbundene Siedlungsschwerpunkt im Bereich des früheren Legionslagers (Castrum Bonna, Bonnburg) verlagerte sich etwa um die erste Jahrtausendwende nach Süden – und zwar in die Umgebung des Cassiusstifts und in eine benachbarte zum Rhein hin orientierte Ortschaft. Diese zunächst getrennten Bereiche verschmolzen und verfügten am Ende des 13. Jahrhunderts über Stadtrechte. Bonn war mit Mauern und Türmen befestigt, besaß einen Markt, führte ein Siegel und übte Selbstverwaltung. Die Stadt gehörte zum weltlichen Territorium der Kölner Erzbischöfe, dessen zentraler Teil sich als breiter Streifen links des Rheins vom nördlichen Niederrhein bis in den Raum südlich von Bonn erstreckte.06
 
        Die Pfarrkirchen (Remigius, Martin, Gangolf sowie Johann Baptist und Petrus) bildeten mit dem Cassiusstift, dem Frauenstift Dietkirchen, dem Frauenkloster Engelthal sowie dem Konvent der Minoriten, um nur die wichtigsten Einrichtungen zu nennen, die Bonna sacra. Auch im Bonner Umland bestanden entsprechende Gemeinschaften, wie das Frauenstift Schwarzrheindorf (Gründung 1151) mit seiner kunstgeschichtlich bedeutsamen Kirche. Im benachbarten Vilich war bereits 978 ein Kloster – später Stift – gegründet worden, deren erste Äbtissin Adelheid 1966 heiliggesprochen und zur weiteren Bonner Stadtpatronin erkoren wurde. Auf ihr Wirken geht der alljährlich stattfindende „Pützchens Markt“ zurück, eines der größten Volksfeste am Rhein. Der Deutsche Orden besaß seit dem 13. Jahrhundert zwei Niederlassungen (Kommenden) im Bonner Raum, nämlich in Ramersdorf und in Muffendorf. Der am Rand von Godesberg seit etwa 1200 bestehende Frauenkonvent wurde im 15. Jahrhundert in ein Birgittenkloster umgewandelt.
 
        Mehr noch als Kirchen und Klöster gelten Burgen als Symbole des Mittelalters. Bonn war von einem ganzen Kranz derartiger Bauten umgeben: Die Godesburg zählte mit der Wasserburg Poppelsdorf, die beide 1583 zerstört wurden, und dem „erzbischöflichen Haus“, dem Vorgängerbau des späteren Kurfürstlichen Schlosses, zu den Plätzen in der Stadt, die der Kölner Erzbischof als Landesherr sein Eigen nannte und wiederholt aufsuchte.
 
        Köln war es bis zum Ende des 13. Jahrhunderts gelungen, sich als Freie Reichsstadt dem weltlichen Einflussbereich des Erzbischofs zu entziehen. Bonn entwickelte sich nun zur wichtigsten Stadt des Kurfürstentums, das nach der endgültigen Bestätigung der Kölner Erzbischöfe als Königswähler eine Art Nobilitierung erfuhr.07 Zwar stand die im Spätmittelalter vielleicht 3000 bis 4000 Einwohner zählende Stadt wirtschaftlich gänzlich im Schatten der Metropole Köln, doch besaß auch Bonn ein differenziertes Gewerbe, war zentraler Markt für das Umland und unterhielt, wenngleich vergleichsweise bescheidene, Fernhandelsbeziehungen. 1525 war die Kanzley, das Herz der staatlichen Verwaltung, von Brühl nach Bonn verlegt worden, 1597 erschien Bonn in einer „Rat- und Kanzley-Ordnung“ erstmals auch offiziell als Haupt- und Residenzstadt der Kurfürsten und Erzbischöfe von Köln.08
 
        BIS ZUM ENDE DER FRÜHEN NEUZEIT
 
        Das Kurfürstentum Köln und seine Hauptstadt Bonn erlebten im 16. Jahrhundert zwei gescheiterte Reformationsversuche, einen überwiegend theologisch motivierten unter Erzbischof Hermann von Wied (1515–1546) und einen machtpolitisch begründeten unter Erzbischof Gebhard Truchsess von Waldburg (1577–1583). Der sich aus letzterem entwickelnde Truchsessische oder Kölnische Krieg überzog weite Teile des Rheinlands und angrenzende Gebiete mit langwierigen Kämpfen, in deren Folge die Godesburg und die Burg Poppelsdorf zerstört wurden. Ein Ergebnis dieser Auseinandersetzung war die Etablierung einer bis 1761 währenden wittelsbachischen Herrschaft am Rhein.09
 
        Kurfürst Ferdinand (1612–1650) wurde dabei zur tragenden Figur der katholischen Reformbemühungen. Zahlreiche neue Ordensniederlassungen auch in Bonn gehen auf ihn zurück. Die frühere Jesuitenkirche in der Bonngasse, die heute als Bischofskirche der Altkatholiken dient, und die Kirche auf dem Kreuzberg stammen aus dieser Zeit. Nur im rechtsrheinischen, zum Herzogtum Berg gehörenden Oberkassel mit seinem 1685 fertiggestellten Gotteshaus überlebte die aus der Reformation hervorgegangene Gemeinde.
 
        Unter Ferdinand begann auch der Ausbau Bonns zur Festung; ein breiter Gürtel von Fortifikationsanlagen wurde um die mittelalterliche Stadtmauer gelegt.10 Einige dieser Bastionen haben sich im Stadtbild erhalten, die berühmteste ist wohl der Alte Zoll im Süden der Stadt mit seiner in Reiseberichten häufig gepriesenen Aussicht auf das Siebengebirge.
 
        Als Wien und Paris um die Vorherrschaft in weiten Teilen West- und Westmitteleuropas kämpften, geriet auch Bonn wiederholt zwischen die Fronten. Drei Belagerungen musste die Stadt über sich ergehen lassen, zwei davon, 1673 und 1703, verliefen glimpflich, die von 1689 zerstörte fast die gesamte Stadt.
 
        Mit der Rückkehr von Kurfürst-Erzbischof Josef Clemens aus französischem Exil 1715 begann der endgültige Ausbau zur prunkvollen Barockresidenz. Unter ihm und seinem Neffen und Nachfolger Clemens August (1723–1761), der vielleicht schillerndsten kurkölnischen Herrscherpersönlichkeit, entstanden unter anderem die neue Kurfürstliche Residenz, das Schloss Clemensruhe in Poppelsdorf sowie die beide Paläste verbindende (Poppelsdorfer) Allee. Im Auftrag von Clemens August ließ Balthasar Neumann, einer der bedeutendsten Baumeister des Barock und des Rokokos, der Wallfahrtskirche auf dem Kreuzberg eine Heilige Stiege vorbauen, eine Nachbildung der scala sancta in Rom. Diese Achse vom Westflügel der Bonner Residenz über das Poppelsdorfer Schloss hinauf zur Kirche auf dem Kreuzberg erlaubt dem Betrachter noch heute einen Eindruck von absolutistischer Stadtplanung und Herrschaftsarchitektur. Auch das Alte Rathaus am Markt (1737/38), das prachtvolle Michaels- oder Koblenzer Tor am Südende der Stadt (1751–1755) und zahlreiche Adelspalais entstanden in dieser Epoche. Bonn galt als der vielleicht glänzendste Hof im Westen des Reichs. Die Einwohnerzahl war von etwa 4000 im Jahr 1620 binnen eineinhalb Jahrhunderten auf mehr als 10000 gestiegen.
 
        In den letzten Jahrzehnten des Ancien Régime galt Bonn als Hort der Aufklärung. Kurfürst Maximilian Friedrich (1761–1784) gründete eine Akademie, sein Nachfolger Maximilian Franz (1784–1801), jüngstes Kind von Maria Theresia und letzter Kölner Kurfürst, erweiterte sie zur Universität. Die junge Hochschule stand in heftiger Konkurrenz zur Kölner Hochschule. Wirtschaftlich und hinsichtlich des kulturellen Angebots war Bonn ausgesprochen attraktiv. Maximilian Franz war auch persönlich kulturaffin; die Förderung des in Bonn geborenen und aufgewachsenen Ludwig van Beethoven (1770–1827) war ihm ein großes Anliegen. Sichtbare Spuren hinterließ Maximilian Franz in Godesberg, wo er rund um die seit Jahrhunderten bekannte Mineralquelle einen mondänen Kur- und Badebetrieb plante und zum Teil auch realisierte.
 
        Im Herbst 1794 besetzten französische Revolutionstruppen den Bonner Raum.11 Das Linksrheinische wurde Teil des französischen Staates, Bonn Sitz einer Unterpräfektur im Rhein-Mosel-Departement. Kurstaat, Hof und Universität hörten auf zu bestehen. Die Stadt verlor etwa 20 Prozent ihrer Bevölkerung und viel von ihrem bisherigen Glanz. Die Aufhebung der Klöster und Stifte im Rahmen der Säkularisation, die Einführung der Gewerbefreiheit und des Code civil, um nur diese Beispiele zu nennen, schufen eine neue Ordnung. Für die kleine jüdische Gemeinde, zuvor in einer Art Ghetto geduldet, bedeutete der Umbruch hingegen eine zumindest formale Besserstellung. Als 1815 auf dem Wiener Kongress die europäische Staatenwelt neu geordnet wurde, fiel das Rheinland – nicht zur Freude aller – an Preußen.
 
        BIS ZUM ENDE DES KAISERREICHES
 
        Das wichtigste Geschenk, das die Preußen mitbrachten, war zweifellos die später sogenannte Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität, die 1818 ihren Lehrbetrieb aufnahm.12 Durch ihr stetes Wachstum, sowohl hinsichtlich der Zahl der angebotenen Studiengänge als auch bezüglich ihrer Reputation – schon bald galt die Alma mater Bonnensis als „Prinzenuniversität“ – wurde die Hochschule auch zu einer veritablen wirtschaftlichen Größe für Stadt und Region. Mit den ehemals kurfürstlichen Liegenschaften wie der Residenz und dem Poppelsdorfer Schloss standen geeignete Baulichkeiten zur Verfügung; sie werden bis heute von der Hochschule genutzt. Auch als Bauherrin tat und tut sich die Universität hervor, beginnend mit der 1824 vollendeten Alten Anatomie (heute Akademisches Kunstmuseum), über die zahlreichen, überwiegend in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts errichteten Institutsgebäude bis hin zu aktuellen Projekten.
 
        Der Publizist und Historiker Ernst Moritz Arndt, einer der ersten berufenen Professoren der Universität, bald suspendiert, später rehabilitiert, hoch geehrt und in der gegenwärtigen Rezeption mit Argwohn betrachtet, ließ 1818/19 – damals weit vor den Toren der Stadt, in unmittelbarer Nähe des Rheinufers – ein Wohnhaus errichten.13 Haus und Standort stehen bis heute symbolisch für den anstehenden strukturellen Wandel Bonns, das derzeit stark expandierte; 1859/60 zählte sie bereits etwa 20000 Einwohner.
 
        Auch der Tourismus erlebte im Zeitalter der Rheinromantik seine erste große Blüte. Als Ausgangspunkt der klassischen Rheinreise war Bonn ein gefragter Ort, der zudem zu längeren Aufenthalten lockte. Es existierte eine regelrechte britische Kolonie.
 
        Gesellschaftlicher Höhepunkt jener Epoche war die Enthüllung des Beethovendenkmals am 12. August 1845 auf dem Münsterplatz in Anwesenheit der britischen Königin Victoria, ihres Gatten Albert von Sachsen-Coburg-Gotha, der in Bonn studiert hatte, und des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. Zu diesem Anlass fand auch das erste internationale Beethovenfest in Bonn statt. Großes Engagement hatte in diesem Zusammenhang auch der Komponist Robert Schumann gezeigt, der einige Jahre später, unter schweren Depressionen leidend, in eine Bonner Privatklinik gebracht wurde, in der er 1856 starb. Sein Grab und das seiner Frau Clara befinden sich auf dem Alten Friedhof in Bonn.
 
        Auf dem Höhepunkt der Revolution von 1848/49 schrieb der radikaldemokratische Revolutionär Carl Schurz seinem akademischen Lehrer und demokratischen Mitstreiter Gottfried Kinkel voller Euphorie, dabei übertreibend, nach Berlin: „Die Aufregung ist hier permanent und Bonn die unruhigste Stadt am Rhein.“14 Bonn war und blieb jedoch eine durch und durch bürgerliche Stadt.
 
        Neben der Zahl der Reisenden, für die komfortable Hotels und Gasthäuser in der Stadt errichtet wurden, stieg auch die Zahl derjenigen, die sich dauerhaft in Bonn und Godesberg niederließen. Industrielle, Kaufleute und Rentiers nicht nur aus dem Rheinland waren es überwiegend, deren Villen zum Teil bis in die Gegenwart von der gehobenen Bürgerlichkeit und seinem Wohlstand berichten.15 Am Rheinufer, entlang der heutigen Adenauerallee, an der Poppelsdorfer Allee und insbesondere im tatsächlich so bezeichneten Villenviertel in Godesberg, entstand eine Vielzahl dieser repräsentativen Bauten, die architektonisch überwiegend an den Historismus oder den Jugendstil angelehnt waren. In den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg vermochte Godesberg, wieder an die Tradition als Kur- und Badeort anzuknüpfen. Eine Reihe renommierter Privatkliniken und Sanatorien zog solvente Gäste an, und auch als Schulstadt machte sich der Ort, dem erst 1926 der offizielle Titel „Bad“ verliehen wurde, einen Namen.
 
        Die Infrastruktur erhielt neue Impulse: Neue, bessere Straßen und Postverbindungen, das Aufkommen der Dampfschifffahrt auf dem Rhein und die Anbindung Bonns an das Eisenbahnnetz mit der Inbetriebnahme der Strecke Bonn-Köln 1844 sind hier zu nennen. Die Professionalisierung der Stadtverwaltung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ging einher mit dem Aufbau der städtischen Leistungsverwaltung wie Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke, Straßenreinigung, Müllabfuhr und Personennahverkehr.
 
        Dass sich im Bonner Stadtbild selbst zu Zeiten der Industriellen Revolution kaum Fabrikanlagen, geschweige denn rauchende Schlote fanden, war ein Alleinstellungsmerkmal. Es handelte sich dabei um bewusste Kommunalpolitik: „Wir sehen es als eine unserer Hauptaufgaben an, den Zuzug wohlhabender Familien zu vermehren“, schrieb 1853 der Bonner Oberbürgermeister Leopold Kaufmann (1821–1898).16 Dies nämlich war seiner Einschätzung nach „die Hauptquelle des Wohlstandes allgemein und insbesondere unserer Gewerbetreibenden (…). Unsere Stadt ist mehr darauf angewiesen, in dem weitverbreiteten Rufe unserer Hochschule und in den verschiedenen Annehmlichkeiten des Lebens, welche die reizende Lage und die geistigen Genüsse der Kunst und Wissenschaft bieten, die Quellen ihres Wohlstandes zu finden und zu pflegen, als in der Entwicklung einer großartigen industriellen Tätigkeit.“17 Lediglich im noch selbständigen Poppelsdorf und im rechtsrheinischen Raum ließen sich Gewerbe- und Industriebetriebe in namhafter Zahl nieder.
 
        Zu Zeiten des Kaiserreiches und der Weimarer Republik war in Bonn der politische Katholizismus vertreten durch die Zentrumspartei führend. Lediglich im Stadtrat hatten die Liberalen bis 1918 aufgrund des Dreiklassenwahlrechts, das die wohlhabenderen Wähler bevorzugte, die Mehrheit. Stark polarisierend, auch hinsichtlich des gesellschaftlichen Lebens, wirkten die im Kulturkampf der 1870/80er Jahre kulminierenden konfessionellen Spannungen. Vor diesem Hintergrund entstand die altkatholische Kirche, anfänglich als innerkirchliche Protestbewegung gegen das 1870 verkündete sogenannte Unfehlbarkeitsdogma gegründet, die seit dieser Zeit ihren Bischofssitz in Bonn hat.
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        In den 1860er Jahren hatte die Entstehung der Südstadt begonnen, einem der am besten erhaltenen mittelständischen Wohnquartiere jener Zeit in Deutschland. Die Bebauung dehnte sich nach und nach auf andere Gemarkungen aus, Bonn wuchs mit den benachbarten Ortschaften zusammen. Dies führte 1904 zur Eingemeindung eines Teils der Bürgermeisterei Poppelsdorf, bestehend aus den heutigen Stadtteilen Dottendorf, Kessenich, Endenich und Poppelsdorf selbst. Von großer Bedeutung für die weitere Entwicklung der Stadt war der Bau der ersten Rheinbrücke 1898.
 
        Die Jahrzehnte vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs waren nicht nur in Bonn eine ausgesprochen baufreudige Epoche: Genannt seien das Landgericht (1859), das Amtsgericht (1904), der Hauptbahnhof (1883/84), das Wasserwerk in der Gronau (1900), das 1986 zu neuer Berühmtheit gelangte, als es für mehrere Jahre den Plenarsaal des Deutschen Bundestags aufnahm, die evangelische Kreuzkirche am Kaiserplatz (1871) und die 1879 an prominenter Stelle unmittelbar am Rheinufer errichtete Synagoge – Zeichen auch für eine veränderte Stellung der Jüdinnen und Juden in der Stadtgesellschaft.
 
        Bonn war durchaus auch eine wilhelminische Stadt. Die studierenden Hohenzollernprinzen, zahlreiche Kaiserbesuche, das omnipräsente Militär, für das Bonn als Garnisonsstadt fungierte, und die zahlreichen „vaterländischen“ Vereinigungen waren hierfür Garanten. Ebenso prägend war die Kultur: Musik, Theater, Museen und die zum Teil avantgardistische Bildende Kunst18 stießen auf große Resonanz.
 
        BIS ZUM ENDE DES ZWEITEN WELTKRIEGS
 
        Die Niederlage im Ersten Weltkrieg und die anschließende, mehr als siebenjährige Besatzungszeit zunächst durch Briten, dann durch Franzosen,19 dazu Separatistenunruhen und die stets virulenten ökonomischen Probleme, beendeten die angeblich so „gute alte Zeit“. In den wenigen Jahren zwischen der Hyperinflation von 1923 und der Weltwirtschaftskrise von 1929 normalisierte sich das politische und wirtschaftliche Leben vorübergehend.
 
        Bonn hatte am Vorabend des Ersten Weltkriegs die Zahl von 100000 Einwohnern erreicht. Die Stadt profitierte weiterhin vom Renommee ihrer Hochschule, zeigte großes Engagement im Wohnungsbau und erhielt mit der bereits 1932 eröffneten Autobahn Köln-Bonn die erste kreuzungsfreie Autostraße in Europa. Unter den Großbauten jener Zeit ragen das (alte) Stadthaus am Bottlerplatz sowie die 1933 eingeweihte Pädagogische Akademie am Rhein hervor, ein Bau, der gut eineinhalb Jahrzehnte später eine völlig andere und ebenso unerwartete Funktion als Bundestag übernehmen sollte. Bad Godesberg wuchs zwischen 1899 und 1935 aus sieben Gemeinden zu einer Stadt mit etwa 30000 Einwohnern zusammen. Beuel mit seinen 1935 knapp 20000 Einwohnern war weiterhin die stark industrialisierte Nachbargemeinde von Bonn.
 
        Mehr und mehr beherrschte die immer gewalttätiger werdende politische Auseinandersetzung Teile des städtischen Lebens. Sie mündete wie allerorts in der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten im Frühjahr 1933.20 Die am 10. Mai 1933 von Studierenden initiierte Bücherverbrennung vor dem Alten Rathaus gilt als Fanal. Weltweites Aufsehen erregte die Aberkennung der Ehrendoktorwürde für den Literaturnobelpreisträger Thomas Mann seitens der Bonner Universität 1936.21 Auch das im Zusammenhang mit der Sudetenkrise stattfindende Treffen von Adolf Hitler und dem britischen Premierminister Neville Chamberlain im Rheinhotel Dreesen in Bad Godesberg im September 1938 fand weltweite Beachtung. Das Nobelhotel, das von Hitler überaus geschätzt wurde, sollte 1943/44 als Internierungsstätte für südamerikanische Diplomaten und 1944/45 als Außenstelle des KZ Buchenwald noch eine besondere Rolle erhalten.22 Die Zerstörung der fünf Synagogen im heutigen Bonner Stadtgebiet beim Novemberpogrom 1938 läutete das letzte Kapitel der Vernichtung jüdischen Lebens auch in Bonn ein.23 1941 wurde seitens der Machthaber ein Frauenkloster in Endenich beschlagnahmt und zum Sammellager für Jüdinnen und Juden der Region umfunktioniert. Von dort erfolgte 1942 die Deportation in die Vernichtungslager.24 Auch Bonner Sinti, Roma und andere dem NS-Regime missliebige Gruppen und Personen wurden ausgegrenzt, gedemütigt, verfolgt und ermordet.
 
        Die Bilanz von Terrorherrschaft und Zweitem Weltkrieg waren ungezählte Gepeinigte und Ermordete, Gefallene, Vermisste und Verletzte, dazu ungeheure materielle Schäden, Zerstörungen und Verluste.
 
        Welche Veränderungen sich innerhalb weniger Jahre für Bonn und die Region ergeben, welche Rolle die Stadt und ihr Umland in einem gewandelten Deutschland spielen sollten, davon konnte niemand auch nur eine Vorstellung haben, als in den Morgenstunden des 9. März 1945 amerikanische Truppen kampflos in Bonn und Bad Godesberg einmarschierten.
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          ILKO-SASCHA KOWALCZUK
 
          WARUM ES ZUR DOPPELTEN STAATSGRÜNDUNG KAM
 
          Die doppelte Staatsgründung war kein Akt des Jahres 1949, sondern vollzog sich über einen längeren Zeitraum. Mit den unterschiedlichen Staats- und Gesellschaftsvorstellungen des Westens und der Sowjetunion war die Teilung gleichwohl schon 1946 besiegelt.
 
        
 
         
          MARTIN SABROW
 
          BLASSE ERINNERUNG. DER NEUBEGINN NACH 1945 IM DEUTSCHEN GEDÄCHTNIS
 
          Während die eigene Staatsgründung in der DDR ritualhaft zelebriert wurde, spielte sie in der Bundesrepublik keine herausragende Rolle im öffentlichen Gedächtnis. Mit den Unsicherheiten der Gegenwart verändert sich jedoch auch der Blick auf die Staatsgründungen.
 
        
 
         
          KATRIN HAMMERSTEIN
 
          BLICK ZURÜCK NACH VORN. NATIONALSOZIALISTISCHE VERGANGENHEIT UND NEUBEGINN 1949
 
          Die Staatsgründungen der Bundesrepublik und der DDR erfolgten beide in eindeutiger Abgrenzung von der NS-Diktatur. Die Positionierung zu dieser Vergangenheit und die Art und Weise des Umgangs mit ihr unterschieden sich in der Folge aber deutlich.
 
        
 
         
          HEIKE CHRISTINA MÄTZING
 
          VON DER GRÜNDUNGSGESCHICHTE BIS ZUR WIEDERVEREINIGUNG. DIE DEUTSCHE ZWEISTAATLICHKEIT IM GESCHICHTSSCHULBUCH
 
          Die Darstellung der doppelten Staatsgründung und der Zweistaatlichkeit in Schulbüchern war lange Zeit geprägt durch eine dezidiert westliche Perspektive. Erst jüngst hat die Geschichte Ostdeutschlands ihren gleichberechtigten Platz in den Schulbüchern gefunden.
 
        
 
         
          ECKHARD JESSE
 
          PARTEIGRÜNDUNGEN IN DER SBZ UND IN DEN WESTZONEN
 
          Die Parteigründungen in den Westzonen und der sowjetischen Besatzungszone haben die deutsche Teilung in gewisser Weise vorweggenommen. Angesichts widerstreitender ideologischer Vorstellungen hätte auch eine andere Gründungsgeschichte dies nicht verhindern können.
 
        
 
         
          ULRICH PFEIL
 
          FRANZÖSISCHE BLICKE AUF DIE DOPPELTE DEUTSCHE STAATSGRÜNDUNG
 
          Frankreichs Deutschlandpolitik wurde nach Gründung der beiden deutschen Staaten stets an sich verändernde Gegebenheiten angepasst. Gleiches gilt für die französische Öffentlichkeit, deren Blick auf Deutschland immer auch von innenpolitischen Fragen geprägt war.
 
        
 
         
          ELKE KIMMEL
 
          GRÜNDUNGSGESCHICHTEN. EINE AUSSTELLUNGSBEGEHUNG
 
          Die Ausstellung „Gründungsgeschichten“ nimmt die Staatsgründungen als Ausgangspunkt für 75 Berichte aus dem Alltag des Jahres 1949. Diese werden mittels Bildmontagen aus historischen und aktuellen Fotos visualisiert und erlauben so eine Zeitreise in die Gründerjahre.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Während die meisten Staaten die Jahrestage ihrer Gründung feierlich begehen, spielt die doppelte Staatsgründung des Jahres 1949 im kollektiven Gedächtnis der Deutschen bis heute eine nur untergeordnete Rolle. Der Neubeginn nach 1945 scheint „eigentümlich ortlos und zeitverloren“ (Martin Sabrow). Zwar hat die DDR den Tag ihrer Staatsgründung am 7. Oktober von Beginn an zur Selbstlegitimation zu nutzen versucht, die Authentizität dieses Neuanfangs erstarb im Laufe der Zeit jedoch in ritualisiertem Pathos. In der Bundesrepublik wiederum war schon der Verkündung des Grundgesetzes am 23. Mai 1949 wenig Aufmerksamkeit beschieden; der „Tag des Grundgesetzes“ ist bis heute kein offizieller Gedenktag. Hüben wie drüben war die kollektive Erinnerung eher durch soziale und politische Einschnitte wie die Währungsreform oder den Mauerbau als durch die Gründungsakte selbst geprägt.
 
        Zum 75. Jahrestag der doppelten deutschen Staatsgründung scheint die Aufmerksamkeit für das Ereignis deutlich gewachsen zu sein. Unsere Sicht auf die Anfänge der beiden deutschen Staaten und auf die Menschen, die über vier Jahrzehnte lang in ihnen lebten, hat sich nach fast 35 Jahren deutscher Einheit verändert. Insbesondere der westdeutsche Blick auf die DDR war lange von Unwissen und Desinteresse geprägt. Erst allmählich, auch unter dem Eindruck der öffentlich geführten Debatten über „den Osten“, die ungleichen Anfänge 1949 und das Leben in der DDR, ist hier ein Wandel festzustellen – nicht nur in Alltagsdiskussionen, Schulbüchern und Publizistik, sondern auch in der zeitgeschichtlichen Forschung über die „gemeinsame deutsche Nachkriegsgeschichte“.
 
        Über dieser partiellen Neubewertung schwebt immer die Frage, ob es 1949 auch anders hätte kommen können. War der Weg in die Zweistaatlichkeit mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs vorgezeichnet und die Teilung zwingend? Bei nüchterner Betrachtung muss man wohl feststellen, dass die demokratie- und gesellschaftspolitischen Vorstellungen der Westmächte und der Sowjetunion zu unterschiedlich waren, als dass eine Teilung Deutschlands hätte vermieden werden können. Dass die Folgen dieser Teilung bis heute mit Herausforderungen für das gesellschaftliche Zusammenwachsen verbunden sind, steht auf einem anderen Blatt.
 
        Sascha Kneip
 
      

       
        ESSAY
 
        WARUM ES ZUR DOPPELTEN STAATSGRÜNDUNG KAM
 
        Ilko-Sascha Kowalczuk
 
        Die doppelte deutsche Staatsgründung sah 1949 kein Zeitzeuge als etwas Endgültiges an. Deutschland-West – die Bundesrepublik Deutschland – und Deutschland-Ost – die Deutsche Demokratische Republik – galten als kurzlebige Provisorien. Im Westen gab es keine Staatsgründungsfeier. Konrad Adenauer verkündete am 23. Mai 1949 das Grundgesetz, die nach Artikel 146 vorläufige Verfassung, und damit trat die Bundesrepublik in die deutsche Geschichte ein, wie er selbst sagte. Die DDR ist am 7. Oktober 1949 formell ähnlich – mit einer Verfassung – ins Leben gerufen worden, allerdings mit einem pompösen Festakt. Nur einen Monat später druckte das „Neue Deutschland“ die Staatshymne der DDR mit dem Text von Johannes R. Becher und der Musik von Hanns Eisler ab. In der Bundesrepublik dauerte es bis zum Frühjahr 1952, bis sich die dritte Strophe des „Lieds der Deutschen“ als Hymne der Bundesrepublik durchgesetzt hatte. Bis dahin spielten bei feierlichen Anlässen die Kapellen mitunter Kölner Karnevalslieder – offenbar, um dem Rheinländer Adenauer zu gefallen.
 
        ANFÄNGE
 
        Die Alliierten diskutierten zwischen 1943 und dem Sommer 1945 mehrere Varianten, wie mit dem Deutschen Reich und seinen Bewohnerinnen und Bewohnern nach der totalen Niederlage umgegangen werden solle. Die Bandbreite der Vorschläge reichte von radikaler Abrechnung über Aufteilung und Zerstückelung des Landes bis hin zur weitreichenden Deindustrialisierung. Obwohl selbst Mitte 1945 das ganze Ausmaß der nationalsozialistischen Massenverbrechen noch nicht bekannt und erst recht nicht allgemein bewusst war – das dauerte noch viele Jahre, sowohl in Europa als auch in Nordamerika –, zweifelte kaum jemand außerhalb Deutschlands daran, dass Bedingungen dafür geschaffen werden müssten, dass nach 1914 und 1933/39/41 niemals wieder Gefahr von deutschem Boden ausgehe. In diesem Sicherheitsbedürfnis waren sich die Siegerstaaten einig. Die Entmilitarisierung Deutschlands einschließlich der Zerstörung der Kriegsindustrie war eine schnell gefundene Übereinkunft Londons, Washingtons und Moskaus. Auch die Besetzung Deutschlands und die politische Kontrolle des Reichs standen außer Frage. Eine Aufnahme in die UNO, die 1945 gegründet worden war, stand nicht zur Debatte. Deutschland sollte vorerst außerhalb der Völkergemeinschaft bleiben. In Jalta verständigten sich die USA, Großbritannien und die Sowjetunion im Februar 1945 auf die Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungszonen – wobei sie Frankreich in den Kreis der großen Siegerstaaten aufnahmen, nicht jedoch Polen. Stalin, auf dessen Befehl hin die Rote Armee im September 1939 Polen überfallen und okkupiert und mit der deutschen Wehrmacht an der nunmehrigen deutsch-sowjetischen Grenze Siegerparaden abgehalten hatte, wusste dies zu verhindern. Der derzeitige Diktator Russlands, Wladimir Putin, hat im Interview mit dem amerikanischen Journalisten Tucker Carlson im Februar 2024 diesen Krieg gegen Polen nicht nur verteidigt, sondern Polen sogar die Schuld zugeschoben: Stalin habe so handeln müssen, wie er gehandelt habe, so Putin – und Hitler auch.
 
        Gleichwohl war die Aufteilung Deutschlands durch die Alliierten keineswegs als Dauerlösung gedacht. Nicht zuletzt Stalin war dagegen, weil ihm so die Zugänge zu den Rohstoffvorräten im Rhein-Ruhr-Gebiet versperrt blieben. Auch in der Frage der Bestrafung der Kriegsverbrecher und der Wiedergutmachung herrschte zwischen den Alliierten zunächst große Übereinstimmung. Allerdings gab es hier von Anfang an sehr unterschiedliche Vorstellungen über das Ausmaß. Letztlich waren sich der Kreml, Downing Street 10 und das Weiße Haus seit der Geheimkonferenz von Casablanca im Januar 1943 einig, dass Deutschland zur „bedingungslosen Kapitulation“ gebracht werden müsse. Dieser Formel von US-Präsident Franklin D. Roosevelt haftete zwar der „Wille zur totalen Verfügungsgewalt“ gegenüber Deutschland an (so der Historiker Hermann Graml), doch zugleich waren gerade die westlichen Demokratien unsicher, inwiefern sie diese Gewalt – in ihrer Praxis freilich oft genug ausgeübt – systematisch in Deutschland anwenden könnten. Nicht einmal das Verhältnis von Besatzungsmacht und deutscher Verwaltung in all diesen Prozessen war geklärt.
 
        Die Konferenz von Potsdam vom 17. Juli bis 2. August 1945 trug da nicht viel zur Klärung bei. Deutschland verlor im Osten bedeutende Gebiete, zugleich blieb ungeklärt, wie es mit dem Saarland oder dem Ruhrgebiet künftig weitergehen sollte. Die Oder-Neiße-Grenze wurde zur vorläufigen erklärt, aber kaum jemand zweifelte daran, dass diese Vorläufigkeit lange bestehen bleiben würde. Viel entscheidender war jedoch, dass die drei Siegermächte sich auf keine gemeinsame Wirtschafts- und Reparationspolitik einigen konnten, weshalb es auch kein geschlossenes Wirtschaftsgebiet mehr gab. Noch bevor also die nächsten Schritte hin zur deutschen Teilung erfolgten, war sie durch die Alliierten mehr oder weniger unfreiwillig vollzogen worden.
 
        UNTERSCHIEDLICHE GESELLSCHAFTSKONZEPTE
 
        Die deutsche Teilung war aber nicht allein das Produkt uneiniger Besatzungsmächte. Viel stärker schlug zu Buche, dass diese mit unterschiedlichen Staats- und Demokratievorstellungen nach Deutschland gekommen waren. Das war 1945 nicht unbedingt ersichtlich. Denn durch den Sieg über Hitlerdeutschland stand der sowjetische Diktator Stalin auf dem Höhepunkt seines internationalen Ansehens. Waren seine mörderischen Exzesse in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre bereits von vielen als nötig erachtet beziehungsweise skandalös bagatellisiert worden, weil die Sowjetunion als angeblich stärkste Gegenmacht zum nationalsozialistischen Deutschland galt – eine Einschätzung, die durch den Hitler-Stalin-Pakt am 23. August 1939 auch bei den wohlmeinendsten Beobachtern einen erheblichen Dämpfer erhalten hatte –, so trug der Sieg über das Deutsche Reich nicht nur zum rapiden Ansehensgewinn kommunistischer Ideen weltweit bei, nein, auch Stalin persönlich wurde zum vielumjubelten Herrscher selbst in solchen Kreisen, die dem Kommunismus eigentlich fern standen.
 
        Zwar repräsentierten die USA und die Sowjetunion gegensätzliche politische Systeme, doch wiesen sie auch Gemeinsamkeiten auf: Beide waren durch Revolutionen etabliert worden, in beiden herrschte extreme Ungleichheit, beide wiesen Unterdrückungspotenziale auf. Das Sowjetreich war eine imperiale Großmacht geworden, die mit allen Mitteln die annektierten Kolonien sowjetisierte und mit mörderischen Mitteln gegen jede Abweichung vorging. Und auch die USA waren alles andere als eine Musterdemokratie: Die legale Sklaverei, die Ausrottung der „Native Americans“ oder die Jim-Crow-Gesetze zur „Rassentrennung“ hatten die USA zu einer rassistisch segregierten Gesellschaft gemacht, was nach 1945 sogar noch einen neuen kräftigen Schub erhielt.01 Zugleich aber hatte die Weltwirtschaftskrise 1929/32 die USA – anders als viele andere Staaten, insbesondere Deutschland – nicht in eine Krise der Staatsdemokratie geführt. Obwohl Roosevelt mit dem New Deal (1933–1938) erstmals einen starken Staat installierte – übermächtig wurde er nicht.02 Die USA gründeten auf der Annahme, dass Freiheit und Gleichheit (mit erheblichen Einschränkungen freilich für Schwarze, Frauen, die Arbeiterklasse und Unterschichten) nur zu garantieren seien, wenn die politische Macht in ihrem Aktionsradius eingeschränkt sei und dem Staat enge Grenzen gesetzt würden. Ähnlich verhielt es sich mit Großbritannien. Weit davon entfernt, eine Bilderbuchdemokratie zu sein – in seinen Kolonien trat es als grausamer imperialer Unterdrücker auf –, trug es dennoch grundsätzlich das Potenzial für eine partizipative, emanzipatorische und wandlungsfähige Demokratie in sich. Sowohl die USA als auch Großbritannien entwickelten sich überdies durch die Weltwirtschaftskrise und dann den Krieg zu Sozialstaaten, wie es sie bis dahin nicht gegeben hatte.
 
        Auch die Kommunisten wollten einen Sozialstaat errichten, der allen arbeitenden Menschen zugutekommen sollte. Sozialpolitik hieß immer auch, die Gesellschaft beruhigen und einhegen zu wollen, ganz unabhängig vom politischen System.03 Anders als in den USA setzten die Bolschewisten in der Sowjetunion jedoch auf einen starken, einen übermächtigen Zentralstaat. Sie propagierten zwar, dass der Staat irgendwann absterben und sich in Luft auflösen würde, bis dahin jedoch sei es nötig, mit einer „Partei neuen Typus“ und einer „Diktatur des Proletariats“ die alte Unterdrückerklasse in Schach zu halten beziehungsweise auszumerzen und der neuen Herrscherklasse, der Arbeiterklasse, das nötige Bewusstsein zu vermitteln.
 
        Beide Begriffe sind von grundsätzlicher Bedeutung, weil sie offenbaren, warum die Teilung Deutschlands folgerichtig, wenn auch nicht alternativlos erscheint, nachdem die Alliierten erst einmal ihre Interessens- und Einfluss- respektive Besatzungszonen gegenseitig akzeptiert hatten. Die kommunistische Abspaltung von der Sozialdemokratie war nicht nur ein praktischer, sondern auch ein theoretischer Prozess. Der Bolschewistenführer Lenin hatte 1902 in seiner berühmten Schrift „Was tun?“ für die künftige radikalsozialistische Parteientwicklung herausgestellt, dass die zu bildende „Partei neuen Typus“ eine aus Berufsrevolutionären bestehende, stramm organisierte und konspirative Regeln wahrende Avantgarde sein müsse, deren soziale Herkunft gleichgültig war – Hauptsache, sie hatte sich dem revolutionären Umsturz und der Führung der Arbeitermassen verschrieben.
 
        Lenin setzte damit zwei neue Akzente: Die Führer der Arbeiterklasse mussten nicht selbst Arbeiter sein, und der Sozialismus konnte auch gegen die Arbeiter durchgesetzt werden. Marx’ Annahme, dass das Sein das Bewusstsein bestimme – worauf sich letztlich die Erwartung der bevorstehenden sozialen Revolution im gesetzmäßigen Ablösungsprozess der Gesellschaftsformationen gründe –, negierte Lenin mit seiner neuen Parteikonzeption. Er ging davon aus, dass „999 von 1000 der Bevölkerung bis ins innerste Mark demoralisiert sind durch politische Knechtseligkeit und durch einen absoluten Mangel an Verständnis für Parteiehre und Parteibindung“04 und daher eine straffe, an eine Armee erinnernde Parteiavantgarde nötig sei, deren Kennzeichen eben nicht ihre soziale Herkunft, sondern ihre unerschütterliche Treue zur Revolution und deren Anführern sei. Die „Diktatur des Proletariats“, wie Marx und Engels sie 1848 als anstrebenswert plakatiert hatten, war unter Lenins theoretischen Erörterungen von einer Parteidiktatur zu einer Einmanndiktatur geschrumpft.
 
        DIKTATUR ALS ANGESTREBTE STAATSFORM
 
        Karl Marx verstand unter der „Diktatur des Proletariats“ eine „politische Übergangsperiode“ für den Staat vom Kapitalismus zum Kommunismus. Gemeinsam mit Engels plädierte er für „despotische“ Eingriffe bei der Machtübernahme.05 Gleichwohl sahen sie in der Diktatur kein dauerhaftes Machtmittel, sondern eine Übergangsform auf dem Weg zur Herrschaft und zum proletarischen Staat. Terror als dauerhafte Staatsform kam Marx und Engels nicht in den Sinn.06 Für sie gehörten die Grundfreiheiten zum Sozialismus dazu. Sie sahen sie als unveräußerlich an und gingen von der Prämisse aus, dass der Sozialismus nicht von einer Minderheit erzwungen werden könne. Erst Lenin verquickte Macht und Gewalt zu einer Symbiose in Form einer proletarischen Diktatur unter Führung einer kleinen Avantgarde. Diese würde die „Diktatur des Proletariats“ so lange befehligen, bis sich alle ihrer Doktrin unterworfen hätten. Lenin zufolge konnte sich nur Marxist nennen, wer diese Diktatur anerkannte.07 Stalin fasste das in die einprägsame Formel: „Die Diktatur des Proletariats ist die durch kein Gesetz beschränkte und sich auf Gewalt stützende Herrschaft des Proletariats über die Bourgeoisie – eine Herrschaft, die die Sympathien und die Unterstützung der werktätigen und ausgebeuteten Massen besitzt.“08 Bei Lenin geriet unter dem Eindruck der Machtausübung der Staat zum Interessenvertreter des Proletariats, sodass jeder, der sich gegen den Staat stellte, gegen die Interessen der Arbeiterschaft handelte.
 
        Der leninistische Diktaturbegriff ähnelte stark Carl Schmitts Auffassung von Diktatur und seinen Überlegungen zu Legalität und Legitimität. Gleichwohl ist auch Lenins Staats- und damit Diktaturvorstellung vor dem Hintergrund zu sehen, dass er von der Weltrevolution ausging, die Abschaffung des Staates also nie anders als im globalen Maßstab dachte. Die Diktatur verstand er als eine staatliche Übergangsform, die sich gegen die alten bürgerlichen Machtverhältnisse richtete. Dass sie sich im bäuerlichen Russland a priori gegen die Mehrheitsgesellschaft wandte, war theoretisch bei Lenin nicht vorgesehen. Er erkannte das Dilemma und folgerte, dass Minderheiten ihre Stärke darin entfalteten, Mehrheiten ihren Willen aufzuzwingen.09
 
        Niemals scheuten sich die Kommunisten, ihre angestrebte Staatsform als Diktatur zu preisen. Der Sozialist Karl Kautsky, der den Kommunisten immer besonders verhasst blieb, bestritt hartnäckig, dass Terror wie ein Naturgesetz zur Revolution dazugehöre. Die Leninisten hingegen waren der Auffassung, dass jeder Zwang, der im Namen des Sozialismus ausgeübt würde, per se gerechtfertigt sei, was Kautsky entschieden ablehnte.10 Er bestritt, dass Marx an eine Diktatur im landläufigen Sinne dachte, weil dieser keine Alleinherrschaft gemeint habe, sondern die Herrschaft der einen Klasse über die anderen. Er habe keine Regierungsform im Blick gehabt, sondern einen „Zustande, der notwendigerweise überall eintreten müsse, wo das Proletariat die politische Macht erobert hat“.11 Für Marx war die Kommune die „Regierung der Arbeiterklasse“.12 Nach Kautskys Analyse wiederum war eine Diktatur die bequemste Regierungsform überhaupt, weil die Gesetze nicht für den Staat selbst gelten und er „mit der Bevölkerung umspringen“ kann, „wie es ihm gutdünkt“. Er erkannte, dass die „Diktatur des Proletariats“ in der Realität schnell zur Diktatur der Kommunistischen Partei entarten würde, „die in Wirklichkeit nichts anderes ist als die Diktatur ihrer Führer“. Scharf kritisierte er, dass die Diktatur automatisch zur Unterdrückung jeglicher Opposition führe.13 Der Leninismus mache es unmöglich, neben einem Führer andere als gleichberechtigt zu dulden.14 Der demokratische Sozialismus sei unvereinbar mit jeglicher Diktatur.15 Lenin bezeichnete Kautsky als „Renegat“ – eine bewusste Irreführung, da die Bolschewisten die eigentlichen Renegaten waren. Er zeigte sich wütend darüber, dass einer der anerkanntesten Marx-Kenner seiner Zeit ausgerechnet Marx gegen das bolschewistische Verständnis von Diktatur in Stellung gebracht hatte.16
 
        Es war der junge Ökonom Jürgen Kuczynski, der 1926 in seinem Buch „Zurück zu Marx!“ auf den Punkt brachte, was die „Diktatur des Proletariats“ unter Führung der „Partei neuen Typus“ wirklich sei: die Herrschaft einer Minderheit, „weil die kommunistische Gesellschaft nicht nur aus neugeborenen Kindern besteht, sondern weil sie auch makelbehaftete Elemente des kapitalistischen Staates in sich aufnehmen muß. Die Diktatur ist das Schutzmittel der kommunistischen Gesellschaft gegen Ansteckung und Vergiftung durch diese ihre Bestandteile.“ Die Diktatur würde nur so lange angewandt, „solange es noch zerstörende Kräfte gibt“. Im Kommunismus werde es allen, so Kuczynski, als „selbstverständlich“ erscheinen, was bis dahin noch als Diktatur wahrgenommen wird.
 
        Das ist ein interessanter Gedanke, weil er zum Ausdruck bringt, dass die „Diktatur des Proletariats“ keine objektive Tatsache ist, sondern von der Wahrnehmung der Menschen abhängt. Nicht die Staats- und Gesellschaftsform würde sich im Übergang zum Kommunismus ändern, sondern die Einstellung und Wahrnehmung der Menschen dazu. Dem liegt die dem Leninismus immanente Erziehungsdiktatur zugrunde. Aus dieser Sicht war es unumgänglich, dass mindestens zeitweise „auch gegen den Willen einer unverständigen, weil unsachverständigen, Masse entschieden werden kann“, Fragen und Probleme also „auf diktatorischem Wege gelöst werden müssen“. Kuczynski beendet diese prägnante Zusammenfassung der marxistisch-leninistischen Staats- und Diktaturauffassung mit dem Satz: „In allen Fällen also, selbst wenn sie gegen die Majorität gehandhabt werden, sind die diktatorischen Maßregeln im Übergangsstaat vom Kapitalismus zum Kommunismus auf das Wohl der Majorität gerichtet.“17 Diese Deutung blieb bis zum Untergang der kommunistischen Diktaturen in Europa maßgeblich. Die Lehre von der „Diktatur des Proletariats“ blieb das Kernstück der marxistisch-leninistischen Revolutions- und Staatstheorie. Kommunisten sprachen auch von der „demokratischen Diktatur“.18
 
        Die deutsche Katastrophe spielte ihnen dabei insofern in die Hände, als die Legitimität des kommunistischen Weges auch ohne demokratische Verfahren 1945/46 von kaum jemandem angezweifelt wurde – dafür waren die Verwüstungen und Verbrechen einfach zu evident. Hinzu kam überdies eine globale Bewegung, die das weltweite Gefüge und die Geschichtsnarrative der vergangenen 500 Jahre grundlegend infrage stellte. Der einsetzende Dekolonisierungsprozess schwächte Europa und insbesondere die westlichen Siegerstaaten USA und Großbritannien massiv in ihrer Legitimität.19 Stattdessen stärkte die weltweite Befreiungs- und Revolutionsbewegung die Sowjetunion, denn diese Emanzipationsbewegung richtete sich ausschließlich gegen die imperialen Westmächte, paradoxerweise aber nicht gegen den größten imperialen Staat der Welt, die Sowjetunion. Im Gegenteil: Die Sowjetunion und China erfuhren eine Stärkung, weil sie sich gegen den Westen stellten und die Befreiungsbewegungen unterstützten.
 
        KEINE VERHANDLUNGSSPIELRÄUME
 
        Der kurze Ausflug in übergeordnete Zusammenhänge sollte andeuten, dass es 1945 gar keine echten Verhandlungsräume zur Auslotung einer gesamtdeutschen Lösung gab, ging es doch um zwei gegensätzliche politische Ideen und Systeme, die beide um ihrer Existenz Willen gar nicht in der Lage waren, der anderen Seite Zugeständnisse zu machen. Kompromisse waren nur zum Preis der Selbstaufgabe möglich. Als Winston Churchill noch im Mai 1945 erstmals gegenüber US-Präsident Harry S. Truman das alte Wort vom „Eisernen Vorhang“ aufgriff und schrieb: „Was dahinter vorgeht, wissen wir nicht“, mahnte er bereits, die Sowjets könnten ihren Vormarsch, „wenn sie wollten, in kürzester Zeit bis zur Nordsee und zum Atlantik“ fortsetzen. Es sei „lebenswichtig“, zu „einer Verständigung mit Russland zu kommen, oder zu sehen, wo wir mit Russland stehen, ehe wir unsere Armeen bis zur Ohnmacht schwächen und uns auf unsere Besatzungszonen zurückziehen“.20 Im August 1945 warfen die USA über Hiroshima und Nagasaki zwei Atombomben ab – mit fürchterlichen Folgen. Bis heute wird über den Sinn dieser Massenmordaktion gestritten. Dass sie auch eine Machtdemonstration gegenüber dem Kreml war, steht dabei außer Frage. Im März 1946 sagte Churchill, mittlerweile kein britischer Premier mehr, in den USA öffentlich: „Von Stettin an der Ostsee bis Triest am Mittelmeer hat sich ein Eiserner Vorhang auf Europa herabgesenkt.“ Halb Europa befinde sich nunmehr unter der „Lenkung durch Moskau“. Es sei nicht das Europa, „für das wir gekämpft haben. Es birgt nicht die Essenz eines dauerhaften Friedens.“21
 
        Vor diesem Hintergrund sind die Teilung Deutschlands ab 1945 und die „doppelte Staatsgründung“ 1949 historisch einzuordnen, ganz unabhängig von den konkreten Abläufen wie etwa den Wahlen in Kommunen und Ländern 1946, dem Scheitern der Münchner Ministerpräsidentenkonferenz, bei der eine Zusammenarbeit aller deutschen Länder, auch der ostdeutschen, vereinbart werden sollte, der Bildung der Bizone, der Währungsreform, der Berlin-Blockade, der Erarbeitung des Grundgesetzes im Westen oder der Verabschiedung einer Verfassung im Osten. Deutschland war nicht souverän, auch keine einzelne Besatzungszone war es. Allerdings verabschiedeten sich explizit die Kommunisten frühzeitig von jeglichen Möglichkeiten, gesamtdeutsche demokratische Wege gehen zu können. Durch die Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED und dem damit verbundenen Verbot der SPD in der Sowjetischen Besatzungszone im April 1946 waren sämtliche gesamtdeutschen Wege verbaut. Mit der Bildung der SED war die deutsche Teilung vorweggenommen und auf lange Zeit zementiert worden. Ohne die Zulassung demokratischer Parteien einschließlich der SPD war ein einheitliches Deutschland 1946 nicht denkbar. Diese erste Mauer im Deutschland der Nachkriegszeit wird bei der Betrachtung der „doppelten Staatsgründung“ zu oft übersehen. Die SED war von Anfang an als eine „Partei neuen Typus“ inszeniert worden, die eine „Diktatur des Proletariats“ anstrebte. Das proklamierten die Kommunisten um Walter Ulbricht nicht erst 1947/48, sondern bereits 1945/46, auch auf dem Parteitag, der die Vereinigung mit der Ost-SPD, wie es im Kreml geplant worden war, besiegelte.
 
        TEILSTAATSGRÜNDUNG
 
        Walter Ulbricht kündigte am 2. Oktober 1949 im „Neuen Deutschland“ die Gründung des ostdeutschen Teilstaates an. Seine Begründung folgte der bisherigen Linie: Der westdeutsche Separatstaat habe den Charakter eines „Kolonialstaats“, das Grundgesetz sei von den Besatzungsmächten diktiert und breche nicht mit den Ursachen, die zum Faschismus geführt hätten. Um die deutsche Einheit weiter zu ermöglichen, werde die verabschiedete Verfassung der „deutschen demokratischen Republik“ – den Begriff benutzten die Kommunisten seit 1937, damit an die 1848er-Tradition anknüpfend – nun in Kraft gesetzt, um die demokratische Ordnung, den demokratischen Staat zu stärken.
 
        Am 7. Oktober 1949 erfolgte die Staatsgründung. Vier Tage später inthronisierten die Sowjets Wilhelm Pieck als Präsidenten und einen Tag später die Regierung Otto Grotewohls. Der wichtigste deutsche Kommunist, Walter Ulbricht, war jetzt stellvertretender Ministerpräsident mit weitreichenden Befugnissen in Partei und Staat – niemand zweifelte daran, dass er der starke Mann in der Regierung und der SED war. Die Hauptaufgabe bestand darin, die Prinzipien der „Partei neuen Typus“ nun auf Staat und Gesellschaft zu übertragen.22
 
        Bereits am 4. Oktober hatte sich der Parteivorstand der SED um 11 Uhr im „Zentralhaus der Einheit“ versammelt. Dabei kam es zu Äußerungen, die eindrucksvoll das Selbstverständnis der SED-Funktionäre spiegelten und auch zeigten, wie stark die Teilung eine zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen Freiheit und Unfreiheit war. Gerhart Eisler, erst im Juni 1949 aus der Emigration in den USA zurückgekehrt und nun für Massenagitation zuständig, forderte, im Rahmen der Staatsgründung Massendemonstrationen und andere Mobilisierungsmaßnahmen zu initiieren, „damit (…) die Bildung der provisorischen Regierung nicht nur ein Akt von Leuten innerhalb eines Gebäudes wird“. Eisler wollte, dass die Passiven und Abseitsstehenden durch Rundfunkübertragungen von den Manifestationen überall im Land mitgerissen würden. „So wird sich die provisorische Regierung weithin sichtbar in der ganzen Zone von vornherein auf eine ständig anschwellende Bewegung von Massen stützen. Das sollten wir diskutieren und dann durchführen; denn als Marxisten müssen wir wissen: wenn wir eine Regierung gründen, geben wir sie niemals wieder auf, weder durch Wahlen noch andere Methoden.“ Walter Ulbricht bekräftigte diese Aussage mit dem Zwischenruf: „Das haben einige noch nicht verstanden!“23
 
        Die „doppelte Staatsgründung“ 1949 war kein Akt, der an einem bestimmten Tag begann. Noch viel weniger war er mit Inkraftsetzung von Grundgesetz und DDR-Verfassung beendet. Erst in den 1980er Jahren verabschiedete sich die Bundesrepublik „von ihrem Selbstverständnis als Provisorium“.24 Die DDR wiederum verstand sich von Beginn an als historisch, als Höhepunkt der deutschen Geschichte. Und doch brauchte auch sie, um zu sich selbst zu finden. Im Juni 1953 fegte ein Volksaufstand die SED-Diktatur beinahe hinweg. Die kommunistische Führungsgruppe lernte daraus. In der nächsten, ganz ähnlichen Krise 1960/61 zog sie andere Schlüsse und nahm ihre ganze Staatsgesellschaft in Haft. Sie mauerte sie ein und sperrte sie prophylaktisch weg. Der Prozess der „inneren Staatsgründung“ war nun erst abgeschlossen.25 Aus dem fragilen SED-Staat wurde ein stabil erscheinender, der zehn Jahre später international anerkannt wurde und 1973 gemeinsam mit der Bundesrepublik in die UNO aufgenommen wurde. DDR und Bundesrepublik schienen auf dem Weg in die Endgültigkeit. 1989 beendete eine osteuropäische Freiheitsrevolution diesen „Sonderweg“.
 
        Die „doppelte Staatsgründung“ war eine Episode der Geschichte, die zum ewigen Kampf zwischen Freiheit und Unfreiheit gehört. 1989 siegte die Freiheit. In Deutschland ist das nicht selbstverständlich.
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        BLASSE ERINNERUNG
 
        Der Neubeginn nach 1945 im deutschen Gedächtnis
 
        Martin Sabrow
 
        Staatliche Neugründungen pflegen über ihre Entstehungsdaten tradiert zu werden. Die USA und die Französische Republik begehen seit bald 250 Jahren den 4. beziehungsweise 14. Juli, und in Deutschland besetzt der 9. November als Tag des Revolutionsausbruchs bis heute den Gedächtnisort für den Umbruch vom Kaiserreich zur Republik. Aber die Erinnerung an den historischen Umbruch von der Barbarei zur Zivilisation nach dem Zweiten Weltkrieg bildet eine Ausnahme – sie würdigt ungleich stärker das Ende als den Anfang. Der 8. Mai als Tag des Untergangs Hitlerdeutschlands ist fest im öffentlichen Gedächtnis verankert; der Neubeginn nach 1945 ist es nicht, er erscheint eigentümlich ortlos und zeitverloren.
 
        An seine Stelle ist die zeitweilig sehr umstrittene Rede von der „Stunde Null“ getreten, die allzu leicht die vielen Kontinuitätslinien von der NS-Zeit nach Nachkriegsdeutschland überdeckt, aber doch das zeitgenössische Empfinden eines totalen Bruchs mit dem Gewesenen von der staatlichen Verfassung über den gesellschaftlichen Denkhorizont bis zur eigenen Lebensgeschichte in prägnanter Weise zum Ausdruck bringt.01 Doch schon über die zeitliche Erstreckung dieser Stunde Null besteht keine Einigkeit, und noch weniger über die Frage, wann die Fokussierung auf das eigene Überleben in einer zersplitterten Welt dem Eindruck eines organisierten Neuanfangs wich, der Tatkraft verlangte und Zukunftsperspektiven öffnete.
 
        GRÜNDUNGSAKTE
 
        Das Ende dieser „Niemandszeit“ oder „Wolfszeit“ (Harald Jähner) wird gern auf die Gründung der beiden deutschen Staaten im Mai beziehungsweise Oktober 1949 datiert. Unterschiedlicher hätten beide Ereignisse allerdings nicht begangen werden können. Der Gründungsakt der Bundesrepublik und die Wiederanknüpfung an ihre helle, wenngleich kurzlebige demokratische Tradition von 1848 beziehungsweise 1919 bis 1933 fand unter denkbar nüchternen Umständen statt, und nichts von dem, was 75 Jahre später dem Tag der Verkündung des Grundgesetzes an Pathos beigelegt werden sollte, prägte das Geschehen am 23. Mai 1949. „Mit der entscheidenden Abstimmung im nordrhein-westfälischen Landtag ist das ‚Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland‘ angenommen worden und bedarf zu seiner Inkraftsetzung nur noch der Verkündigung durch den Parlamentarischen Rat“, berichtete die Tagespresse eher beiläufig darüber, dass tags zuvor die Bundesrepublik gegründet worden war. Sie wich auch in ihrer Berichterstattung über die Akklamation der Länder nicht von ihrer kühlen Berichterstattung ab, die in denkbar stärkstem Kontrast zu jener von Anton von Werner im triumphalen Bild festgehaltenen Szene stand, mit der ein knappes Dreivierteljahrhundert zuvor die deutschen Bundesfürsten im Spiegelsaal von Versailles den preußischen König Wilhelm zum Deutschen Kaiser gekürt hatten.
 
        Von Jubelstimmung und Zukunftszuversicht war an diesem bewölkten und leicht regnerischen Geburtstag der zweiten deutschen Demokratie nichts zu lesen. Weit wichtiger erschien der Publizistik in diesen Tagen die Aufhebung der Berlin-Blockade und die Suche nach einer einheitlichen Position der Westmächte zur „deutschen Frage“. Damit folgte sie allerdings nur einer in der Bevölkerung weitverbreiteten Stimmung. Den Parlamentariern war durchaus bewusst, dass sich der „Mann auf der Straße“ kaum darum kümmerte, was in Bonn beraten wurde;02 einer Umfrage vom März 1949 zufolge wussten die Einwohner der amerikanischen Zone mit der Frage, was ihnen „die zukünftige westdeutsche Verfassung“ bedeute, wenig anzufangen: 40 Prozent der Befragten war sie gänzlich „gleichgültig“, und gerade einmal 21 Prozent erklärten sich für „sehr interessiert“.03 An diesem Befund sollte sich auch in den Folgejahren wenig ändern – noch 1955 kannten 50 Prozent der Westdeutschen das Grundgesetz nicht. Sie spiegelten so die Eigentümlichkeit einer Verfassung, die von ihren Müttern und Vätern selbst für provisorisch erklärt worden war und einen Staat ohne volle Souveränität und nationale Einheit begründen sollte.
 
        Gänzlich anders vollzog sich die nachholende Staatsgründung, die am 7. Oktober 1949 die SBZ in die DDR verwandelte. „In einer Atmosphäre, die von dem Bewußtsein des historischen Augenblicks erfüllt war, konstituierte sich am Freitagnachmittag 17.30 Uhr im großen Festsaal des Hauses der DWK [Deutschen Wirtschaftskommission] die Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik“, ließen die ostdeutschen Tageszeitungen ihre Leser an der Geburt des zweiten deutschen Staates teilhaben. Zum zeremoniellen Pathos trat die vorgespiegelte Einmütigkeit, die sich markant von den Zwistigkeiten abhob, unter denen wenige Monate zuvor das Bonner Grundgesetz verabschiedet worden war: „Die Provisorische Volkskammer nahm einstimmig ein Gesetz an, durch das die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft gesetzt wird.“04
 
        In den folgenden vier Jahrzehnten blieb der Jahrestag der Staatsgründung in der DDR ein Legitimationsfaktor ersten Ranges, dem eine entsprechend herausgehobene Rolle im Feierkalender zukam. Jahr um Jahr wurde der „Republikgeburtstag“ zu Leistungsschauen genutzt, in denen Erfolgsbilanz und Mobilisierungsappell Hand in Hand gingen05 und sich besonders zum 20-jährigen Jubiläum zu einem Crescendo der Verbundenheit von Volk und Führung steigerten: „Mit der machtvollsten und begeisterndsten Demonstration, die die Hauptstadt der DDR je erlebte, bekundeten am Dienstag, dem 20. Jahrestag der DDR, vierhunderttausend Werktätige, darunter 20000 Vertreter der Generation junger Sozialisten, ihre Liebe zum sozialistischen Friedensstaat deutscher Nation, der das zwanzigjährige Werk ihrer Herzen, Hände und Hirne ist.“06
 
        Auf der anderen Seite der deutsch-deutschen Grenze hingegen fanden die Jahrestage der Grundgesetzunterzeichnung in der bundesdeutschen Öffentlichkeit über Dezennien kaum Erwähnung, wie die DDR-Presse etwa 1969 selbstzufrieden notierte: „Warum hat Bonn nicht gefeiert? Es gibt bei uns kaum jemanden, der nicht Anteil nähme am 20. Jahrestag der Republik. Unser ganzes Volk in der DDR feiert den Geburtstag seines Staates. Die meisten werden gar nicht daran gedacht haben, daß der 20. Jahrestag des westdeutschen Staates schon vorbeigegangen ist. Man hat es nicht bemerkt, denn er wurde nicht gefeiert. Da überhaupt kein Staatsfeiertag an die Gründung der Bundesrepublik erinnert, weiß man nicht so recht, welches Datum man eigentlich nennen soll. Den 8. Mai 1949, als der Parlamentarische Rat das Grundgesetz annahm? Oder den 23. Mai, an dem es in Kraft gesetzt wurde? Oder den 7. September, als der Bundestag in Bonn zusammentrat? Meistens wird das letzte Datum genannt. Doch dieser Tag ging unbeachtet vorbei, kaum daß diese oder jene Zeitung das Datum erwähnte.“07 Erst vierzig Jahre nach seiner Verkündung wurde dem Grundgesetz 1989 feierliche Würdigung zuteil, als Bundespräsident Richard von Weizsäcker den Staatsakt zum 40. Jahrestag der Gründung der Bundesrepublik zu einer nachdenklichen Rede nutzte, die nicht verschwieg, wie fern die Bundesbürger der ersten Stunde der neuen Ordnung gestanden hatten. „Auf das Verlangen der Menschen nach gesicherter Freiheit gab das Grundgesetz überzeugende Antworten. In der Bevölkerung erwärmte sich daher ihr Verhältnis zur neuen Verfassung sehr rasch. Ihre innere Beziehung zur Bundesrepublik als einem neuen deutschen Staat wuchs dagegen erst allmählich hinterher.“08
 
        URKNALL UND UMBRÜCHE
 
        Doch gleichviel, ob bombastisch inszeniert oder weitgehend marginalisiert – die Erinnerung der Nachkriegsdeutschen an den Wiederaufstieg haftete hüben wie drüben weniger an staatlichen Traditionsdaten denn an sozialen Einschnitten. Für die Westdeutschen wurde die am 20. Juni 1948 in Kraft getretene Währungsreform im Rückblick zum mythischen „Urknall“, und er verband sich mit der Erfahrung der vier Tage später beginnenden Berlin-Blockade und der Luftbrücke. Zusammen vermittelten beide Ereignisstränge den Bewohnern der Westzonen und der Westsektoren die Erfahrung, wieder in die zivilisierte Welt aufgenommen zu sein. „Neue Preise – Neue Währung“,09 hieß das Motto, unter dem die Einführung der D-Mark die Vergangenheit zu überdecken erlaubte und eine Zukunft eröffnete, die nicht als revolutionärer Umbruch erschien, sondern als Rückkehr zur zerstörten Normalität: „Das Wort ‚wieder‘ wurde zum Leitmotiv deutschen Lebens, ein Ziel, geboren aus dem Heimweh nach der verlorenen guten alten Zeit und aus der Sehnsucht nach der verschwundenen Sicherheit.“10 Zu diesem Empfinden passte, dass noch Ende 1951 fast 98 Prozent der Westdeutschen der Meinung waren, dass wahlweise das Kaiserreich, die Weimarer Republik oder das „Dritte Reich“ Deutschlands beste Zeit gewesen seien, wohingegen nur zwei Prozent „die Zeit seit 1945“ nennen mochten.11 Ernst Reuters ikonisch gewordener Appell „Ihr Völker der Welt, Ihr Völker in Amerika, in England, in Frankreich, in Italien!“ transportierte die Botschaft, dass aus Besatzern über Nacht Beschützer geworden waren und aus den feindlichen „Krauts“ von gestern die Opferhelden von heute. Den 350000 Berlinern, die am 9. September 1948 auf die Wiese vor dem zerstörten Reichstag geströmt waren, vermittelte der Appell ihres Oberbürgermeisters ein „neues Selbstwertgefühl“12 und die Gewissheit, wieder ein schützenswerter Gegenstand der Weltpolitik zu sein: „Schaut auf diese Stadt und erkennt, daß ihr diese Stadt und dieses Volk nicht preisgeben dürft und nicht preisgeben könnt!“13
 
        Einen gleichermaßen prägnant erfahrenen und erinnerten „Urknall“ kannte der Neubeginn in Ostdeutschland nicht, dafür aber gleich zwei einschneidende Zäsuren, deren erste sich mit dem Begriff der „neuen Zeit“ verbindet: In der unmittelbaren Nachkriegszeit herrschte in Ostdeutschland sehr viel dezidierter als in den Westzonen das durch die sowjetische Besatzungsmacht gestützte Empfinden vor, dass es nun gelte, das Schicksal wieder in die eigene Hand zu nehmen und mit der Katastrophenvergangenheit des NS-Regimes vorbehaltlos abzurechnen. Mit der Roten Armee kam nicht nur die Repression in das auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945 festgelegte sowjetische Besatzungsgebiet, sondern auch die Hoffnung auf die Schaffung einer neuen, besseren Gesellschaft. Der Wille zum antifaschistischen Neuaufbau des verheerten Landes trieb die aus den Zuchthäusern und Konzentrationslagern befreiten Häftlinge an, die unverzüglich in ihre Heimatstädte oder nach Berlin strömten, um dort auf ihren Einsatz für die neue Zeit zu warten oder auf eigene Faust – alsbald aufgelöste – antifaschistische Komitees und Büros zu gründen. Für viele Nachkriegsdeutsche und insbesondere für zahlreiche in der NS-Zeit ins Exil Getriebene wurde die SBZ zum Hoffnungsort eines neuen und besseren Deutschlands. Der Glaube, dass nicht in den westlichen Besatzungszonen, sondern im sowjetisch beherrschten Gebiet der bessere deutsche Staat entstünde, fand Nahrung in einer sowjetischen Kulturpolitik, die sich zumindest bis 1947 durch „erstaunliche Liberalität“ und „bemerkenswerte Zurückhaltung“ (so der Historiker Maximilian Becker) auszeichnete und auf Befehl der sowjetischen Militäradministration bereits am 16. Mai 1945 für die Öffnung der Berliner Theater sorgte. Bereits im Juni wurde der „Kulturbund zur demokratischen Erneuerung“ gegründet. Nicht zur künstlerischen Avantgarde, sondern zum klassischen Bildungsschatz als „Wiederbelebung des humanistischen deutschen Geistes“14 tendierte die sowjetische Theaterpolitik – und nicht zufällig wurde bis 1949 in der Ostzone kein Stück häufiger gespielt als Lessings während der Hitlerzeit verbotenes Drama „Nathan der Weise“.15
 
        Theodor Fontanes Wort „Ich fang erst an!“ ging dem befreiten KZ-Häftling Fritz Selbmann durch den Kopf, als er in Leipzig die sowjetischen Soldaten auf Panjewägelchen lachend in die Stadt einziehen sah, die bis Ende Juni 1945 von den Amerikanern besetzt war. Denen aber hatte sich Selbmann verweigert: „Wir müssen und werden mit Ihnen zusammenarbeiten, wenn … ja, wenn Sie uns die Möglichkeit geben, mit dem Alten vollständig aufzuräumen und ein neues, wirklich demokratisches Leben in Deutschland aufzubauen.“16 Diese Hoffnung erfüllten ihm nicht die Amerikaner, wohl aber die Sowjets: „Als ich in Berlin eintraf, befand sich in meinem Marschgepäck auch eine Namensliste von Meistern der deutschen Kultur, deren künstlerisches Schaffen und gesellschaftliches Wirken mir ein Begriff waren“, berichtete der sowjetische Intellektuelle und Kulturoffizier Alexander Lwowitsch Dymschiz, der unmittelbar nach der deutschen Kapitulation nach Berlin befohlen worden war, um das deutsche Kulturleben zu reorganisieren. „Ich suchte sie auf, um ihnen unsere Verehrung und Achtung zu bekunden, um sie in ihrer Arbeit zu unterstützen.“17
 
        Den zweiten Umbruch markiert der seit 1947/48 immer stärker werdende Anpassungsdruck an die stalinistische Doktrin, nachdem im Frühjahr 1947 letzte aussichtsreiche Bemühungen um eine deutsche Einigung auf Länderebene gescheitert waren und die Siegermächte sich im Herbst desselben Jahres in London nicht mehr auf eine gemeinsame Deutschlandpolitik einigen konnten. An ihre Stelle trat die bipolare Blockkonfrontation und mit ihr die Zwei-Lager-Theorie, die sich aus westlicher Sicht als Konkurrenz von demokratischem und totalitärem System darstellte und in östlicher als Kampf zwischen imperialistischer und antiimperialistischer Hemisphäre. Die SED entwickelte sich zu einer Partei neuen, nämlichen sowjetischen Typs, ihr Vordenker Anton Ackermann widerrief nach einer entsprechenden Entschließung des SED-Parteivorstandes vom September 1946 die von ihm selbst propagierte These vom „besonderen deutschen Weg zum Sozialismus“,18 und der gelebte Antifaschismus der Nachkriegszeit wandelte sich zu dem verordneten einer sozialistischen Erziehungsdiktatur, deren Selbstverständnis im Misstrauen gegenüber der eigenen Bevölkerung gründete.19
 
        Weniger der im Feierkalender der DDR verankerte Gründungstag des zweiten deutschen Staates prägte die Erinnerung an den Neubeginn als vielmehr jene Parteikonferenz der SED, auf der Walter Ulbricht im Juni 1952 den planmäßigen Aufbau eines Sozialismus verkündete, dessen Härte geradewegs in den Juni-Aufstand 1953 führte. Die Niederschlagung dieses mit Ausnahme der Intellektuellen in breiten Schichten der DDR-Bevölkerung offen oder heimlich unterstützten Aufbegehrens gegen die Macht wurde von der SED-Führung als feindlicher Putsch und faschistische Provokation denunziert und führte doch unverhüllt den Zwangscharakter des sozialistischen Regimes vor Augen. Anders als in der Bundesrepublik, die den gescheiterten Aufstand als allmählich in Ritualisierung erstarrenden Feiertag der deutschen Einheit und der eigenen demokratischen Identität beging, blieb der 17. Juni in der DDR „ein traumatisch besetztes Datum“,20 das unter dem Codewort „Aktion Bollwerk“ von Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen des gesellschaftlichen Alltags begleitet wurde.21 Wie stark die Erinnerung an das Datum bis 1989 auch bei den Herrschaftseliten blieb, bezeugte Staatssicherheitsminister Erich Mielke, der in der finalen Krise der DDR am 31. August 1989 in einer Dienstbesprechung seiner versammelten Bezirkschefs in Reaktion auf einen Bericht aus Gera, dass mittlerweile „viele auch progressive Kräfte nachdenklich“ seien, provozierend in die Runde fragte: „Ist es so, dass morgen der 17. Juni ausbricht?“22
 
        SINNSTIFTUNG IN DER SYSTEMKONKURRENZ
 
        Doch niemals beruhte Herrschaft in der DDR allein auf Repression. Immer stand hinter ihr das Credo einer Diktatur, die ihre Macht auf die in permanenten Konsensritualen beglaubigte Zustimmung der Bevölkerung zu gründen glaubte, der sie gleichwohl bis zum Ende nicht über den Weg traute. Vor diesem Hintergrund blieb der „Legitimationsantifaschismus“ (Jürgen Danyel) die sich durch alle politischen Wandlungen hindurch gleichbleibende Raison d’Être des zweiten deutschen Staates. Er war fraglos machtgeschützt und wurde instrumentell verwendet, aber er besaß als sinnstiftender Denkhorizont dennoch bis über das Ende der DDR hinaus ein glaubwürdiges Legitimationspotenzial, das weit über die Anziehungskraft des Marxismus-Leninismus oder sozial- wie nationalstaatliche Abgrenzungsversuche gegenüber der Bundesrepublik hinausreichte. Im Glauben an die moralische Überlegenheit der als antifaschistischer Staat gegründeten DDR über die als restaurativ begriffene Bundesrepublik und ihre unbewältigte Vergangenheit suchte Christa Wolf rückblickend die Antwort, warum es die Demokratiebewegung in der DDR so schwer gehabt habe: „Weil wir als sehr junge Menschen, aufgewachsen im Faschismus, erfüllt waren von Schuldgefühlen und denen dankbar waren, die uns da herausgeholt hatten. Das waren Antifaschisten und Kommunisten, die aus Konzentrationslagern, Zuchthäusern und aus der Emigration zurückgekehrt waren und die in der DDR mehr als in der Bundesrepublik das politische Leben prägten. Wir fühlten eine starke Hemmung, gegen Menschen Widerstand zu leisten, die in der Nazizeit im KZ gesessen hatten.“23
 
        Als spiegelbildlicher Basiskonsens der Bundesrepublik diente das Antitotalitarismus-Konzept, in dem auf der anderen Seite das antikommunistische und demokratische Selbstverständnis der Bundesrepublik in der Zeit der stillen Modernisierung seinen Ausdruck fand und sie von der DDR abzugrenzen half. Der Logik des Kalten Krieges folgend, erlaubte es, der Abrechnung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit nur geringe Aufmerksamkeit zu schenken, aber umso mehr dem Bemühen, die historische Erfahrung der NS-Diktatur umstandslos gegen die kommunistische Linke ins Feld zu führen: „Wenn die Bundesregierung entschlossen ist, dort, wo es ihr vertretbar erscheint, Vergangenes vergangen sein zu lassen, in der Überzeugung, daß viele für subjektiv nicht schwerwiegende Schuld gebüßt haben, so ist sie andererseits doch unbedingt entschlossen, aus der Vergangenheit die nötigen Lehren gegenüber all denjenigen zu ziehen, die an der Existenz unseres Staates rütteln, mögen sie nun zum Rechtsradikalismus oder zum Linksradikalismus zu rechnen sein“, erklärte Bundeskanzler Konrad Adenauer in seiner ersten Regierungserklärung vom 20. September 1949.24
 
        Seine tabuisierende Kraft bewies der bundesdeutsche Antitotalitarismus, indem er das Bild des christlichen und konservativen Widerstands ebenso von unwillkommenen Zügen zu reinigen erlaubte, wie es der Antifaschismus in Bezug auf den kommunistischen Widerstand vermochte. Die von kritischen Zeitgenossen wie Dolf Sternberger schon früh als „vitale Vergeßlichkeit“25 bewertete Haltung belastete die frühe Bundesrepublik mit einer unheilvollen und bis zum Anschein der Komplizenschaft reichenden Symbiose von Amnesie und Amnestie, die aus heutiger Sicht als ein empörender „Triumph des ‚Beschweigens‘“ vor uns steht,26 sie erlaubte aber zugleich analog zur staatlich verfolgten und gesellschaftlich verlangten Wiedereingliederungspolitik die unzweideutige Verurteilung des NS-Systems, ohne seine ehemaligen Träger und Anhänger auszugrenzen.
 
        Seit den frühen 1960er Jahren wich das mit dem Neubeginn nach 1945 verknüpfte Glück des Wirtschaftswunders und der stillen Integration in die Nachkriegsordnung einer immer nachdrücklicheren Neubefragung. „Daß Antikommunismus keine Politik ist, weiß jeder, der von seinem Gehirn Gebrauch zu machen versteht“, befand Hans Magnus Enzensberger 196727 und hatte schon drei Jahre zuvor „Über die Schwierigkeit, Inländer zu sein“ reflektiert: „Daß ich ein Deutscher bin, diesen Umstand werde ich akzeptieren, wo es möglich, und ignorieren, wo es nötig ist.“28 In der sich zur Subdisziplin ausbildenden Zeitgeschichtswissenschaft gewann das Denkmodell einer bundesdeutschen Restauration an Kraft, der zufolge die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse fortbestünden, die Hitlers Aufstieg ermöglicht hätten,29 und zugleich ging mit dem sich seit Ende der fünfziger Jahre vollziehenden Generationswandel die Zeit der Verdrängung und Entlastung zu Ende, die den Umgang mit der NS-Zeit bis dahin bestimmt hatte.
 
        1958 kam das Schlagwort von der „unbewältigten Vergangenheit“ auf; im selben Jahr störte die Schändung der Kölner Synagoge durch nazistische Schmierereien Politik und Gesellschaft der Bundesrepublik nachhaltig auf. Der Prozess gegen den in seinem argentinischen Versteck vom israelischen Geheimdienst aufgespürten Adolf Eichmann in Jerusalem 1961, der sogenannte Ulmer Einsatzgruppenprozess und der Frankfurter Auschwitzprozess in den darauffolgenden Jahren ließen mit dem wachsenden zeitlichen Abstand das Bewusstsein für die Ungeheuerlichkeiten des Nationalsozialismus in der Öffentlichkeit deutlicher werden. Am Ende desselben Jahrzehnts und unter dem Eindruck der Studentenbewegung, die die Frage nach der „Schuld der Väter“ stellte, wich dann allmählich die Abwehr durch Marginalisierung einer in Schüben immer weiter ausgreifenden Bereitschaft, sich der Vergangenheit zu stellen. Befördert durch Medienereignisse wie die im Januar 1979 ausgestrahlte Fernsehserie „Holocaust – Die Geschichte der Familie Weiss“,30 aber auch den Aufmerksamkeitsschub, den die vierzigjährige Wiederkehr der damals sogenannten Reichskristallnacht 1938 auslöste, bildete sich seit den siebziger und achtziger Jahren ein gesellschaftlicher Aufarbeitungskonsens heraus, der letztmalig in der in den neunziger Jahren geführten Auseinandersetzung um die (erste) Ausstellung über die Verbrechen der Wehrmacht infrage gestellt wurde.
 
        HERAUSGEFORDERTE ERFOLGSGESCHICHTE
 
        Mit der partei- und lagerübergreifenden Durchsetzung eines kathartischen Geschichtsdenkens, das die Shoah gleichsam zum negativen Gründungskonsens der zweiten deutschen Republik werden ließ, wandelte sich der Wirtschaftspatriotismus der Westdeutschen zu einem Verfassungspatriotismus, der durch den Zusammenbruch des SED-Regimes 1989 weiter gestärkt wurde. An das Ende des Kalten Krieges und die hoffnungsvolle Sprengung der inneren und äußeren Grenzen im zusammenwachsenden Europa schloss sich die dreißigjährige Ära einer Zeitgeschichtserzählung an, die die doppelte deutsche Zeitgeschichte vom Fluchtpunkt ihres liberaldemokratischen „Überraschungssiegers“31 her als eine Geschichte des Fortschritts und Gelingens begriff.32
 
        Das in der Systemkonkurrenz materiell und moralisch unterlegene andere Deutschland hingegen sah sich in dieser Erzählung zum historischen Irrweg und gescheiterten Experiment reduziert, in dem es ein richtiges Leben allenfalls im falschen hatte geben können. Aus dieser Perspektive blieb dem historischen Selbstbehauptungsanspruch der Ostdeutschen kaum mehr, als für eine Unterscheidung von Systemcharakter und Lebenswirklichkeit zu werben, um die eigene Biografie nicht entwertet zu wissen. Stellvertretend für 18 Millionen ehemaliger DDR-Bürger bemühte sich etwa Wolfgang Thierse, dem Leben in der DDR einen Sinn abzugewinnen, der den Vergleich mit dem im Westen nicht zu scheuen brauche: „Es bleibt weiterhin notwendig, was ich seit acht Jahren gewissermaßen als ‚politischer Wanderprediger‘ einfordere“, erklärte Thierse 1998 nach seiner Wahl zum Bundestagspräsidenten, „nämlich einen Unterschied zu machen zwischen dem Urteil über das gescheiterte System und dem Urteil über die Menschen, die in ihm gelebt haben, leben mußten, und die nicht alle gescheitert sind, gescheitert sein dürfen!“33 Dennoch: Der Weg zur staatlichen Einheit vollzog sich als Beitritt zum Grundgesetz nach Artikel 23, während die in ihm vorgesehene Erarbeitung einer neuen Verfassung „nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands“ gemäß Artikel 146 unter begründeter Zustimmung auch der maßgeblichen ostdeutschen Akteure damals wie später unterblieb.34
 
        Bis vor kurzem fand diese Geschichtserzählung wenig Widerspruch, sondern führte lediglich zum Auseinanderklaffen von Diktatur- und Arrangementgedächtnis in der ostdeutschen Erinnerung an die vier Jahrzehnte des Lebens in der DDR.35 Nicht zuletzt mit Blick auf die „Bewältigung der schwierigen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Folgen der Wiedervereinigung“ stützte Ulrich Herbert das optimistische Fazit seiner Jahrhundertgeschichte: „So ergeben sich die für die Zukunft zu erwartenden Gefährdungen überwiegend nicht aus den inneren Spannungen und Widersprüchen dieses Landes, wie das einhundert Jahre zuvor der Fall war, wenngleich die ausländerfeindlichen Pogrome der 1990er Jahre irritierte Nachfragen aufkommen ließen (…). Gleichwohl ist das Lebensgefühl der meisten Deutschen im zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts positiv gestimmt: Man fühlt sich sicher und blickt optimistisch in die Zukunft.“36
 
        So verschwand aus dem Blickfeld, dass dem vorherrschenden Denkansatz einer teleologisch angelegten Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik bis zum Ende der deutschen Teilung auch im Westen im Hintergrund immer das Gegenmodell einer ebenso einseitigen Misserfolgsgeschichte gegenübergestanden hatte. Es hatte die Weststaatsgründung in eine repressive Kontinuitätslinie der deutschen und transatlantischen Geschichte eingeordnet, deren bleierne Verhältnisse erst von der Studentenbewegung der sechziger Jahre zum Tanzen gebracht worden seien.37 Aus der kritischen Distanzierung vom bundesdeutschen Sozial- und Wirtschaftsmodell hatte sich auch ein anderer Blick auf die DDR ergeben, der sich von eingefahrenen Freund-Feind-Schemata zu befreien suchte. Mit dem Ziel, „einen politischen Lernprozeß in beiden deutschen Staaten in Gang zu bringen, der sich pauschalierenden Klischees widersetzt“, hatte Rüdiger Thomas schon eine 1972 erschienene Aufsatzsammlung provokant als „Modell DDR“38 überschrieben. Die Zeitgeschichtsschreibung der 1970er und 1980er Jahre hatte sich in Richtung einer vorsichtigen Äquidistanz zu beiden deutschen Staatsgründungen bewegt, die ihr nach 1990 vehement zum Vorwurf gemacht wurde.39 Mit dankbarer Genugtuung konnte der ostdeutsche Chefpropagandist Karl-Eduard von Schnitzler in seiner agitatorischen Sendereihe „Der schwarze Kanal“ die kritische Selbstbefragung wiedergeben, die eine bundesdeutsche TV-Dokumentation zum 40. Jahrestag des Grundgesetzes ausgestrahlt hatte: „Es ist immer wieder erstaunlich, mit welchem Mangel an Scham und an nationaler Würde im BRD-Fernsehen von Journalisten und gelegentlich auch Politikern – wie selbstverständlich – eingeräumt wird, daß diese BRD undemokratisch und antinational zustande gekommen ist.“40
 
        Der Untergang der DDR 1989/90 entzog allen konvergenzorientierten Überlegungen zur deutsch-deutschen Parallelgeschichte den Boden. Erst die mit dem Begriff der „Zeitenwende“41 markierte Ablösung der nach 1990 dominierenden Freiheitserzählung durch ein omnipräsentes Krisengefühl, das sich ihrer bisherigen Gewissheiten abrupt beraubt sieht, hat auch die „fulminante Erfolgsgeschichte“ der Bundesrepublik wieder auf den Prüfstand gestellt.42 Heute sieht sie sich mit der Frage konfrontiert, warum sie sich so lange geweigert habe, die „DDR im Plural“ zu erzählen,43 und wie viel sie zu der Kontinuität von Eigensinn und Staatsverachtung in Ostdeutschland beigetragen hat, die sich 1989 gegen die Diktatur richtete und heute gegen die Demokratie des vereinten Deutschland. Zu bröckeln begonnen hat selbst die Gewissheit der höheren Legitimität des Grundgesetzes gegenüber der DDR-Verfassung, die noch die publizistische Würdigung seines siebzigjährigen Jubiläums 2019 kennzeichnete.44 Fünf Jahre später hat sie einer selbstkritischen Neubefragung Platz zu machen begonnen, die auch die Geschichte des doppelten Neubeginns nach 1945 angeht: Der Parlamentarische Rat hatte sich 1949 nach Kräften dagegen gewehrt, das von ihm ausgearbeitete Grundgesetz durch einen Volksentscheid legitimieren zu lassen, sondern sich stattdessen „durch des Volkes ‚innere Zustimmung‘“ ermächtigt gefühlt.45 Stand diese aus heutiger Sicht verblüffende Weigerung dem autoritären Demokratieverständnis der Nachkriegszeit in Ostdeutschland womöglich näher, als die gewohnte Erzählung des doppelten deutschen Neubeginns es lange wahrhaben wollte?
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        BLICK ZURÜCK NACH VORN
 
        Nationalsozialistische Vergangenheit und Neubeginn 1949
 
        Katrin Hammerstein
 
        Als 1949 die beiden deutschen Staaten gegründet wurden, geschah dies in der Bundesrepublik Deutschland wie auch in der DDR in deutlicher Abgrenzung vom Nationalsozialismus und seinen Verbrechen. Das Grundgesetz, das am 23. Mai 1949 in Westdeutschland verkündet wurde, gilt auch als „Antwort auf Nazi-Diktatur und Zweiten Weltkrieg, ein in 146 Verfassungsartikel gegossenes ‚Nie wieder‘“.01 Mit ihm wurde die Demokratie als Staatsform fest verankert. Bereits Artikel 1 des Grundgesetzes hielt fest: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. (…) Das Deutsche Volk bekennt sich (…) zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. (…) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.“02
 
        Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 7. Oktober 1949 beinhaltete ebenfalls die Zusicherung von Grund- und Bürgerrechten, die bekanntermaßen in der DDR jedoch in dieser Form ebenso wenig umgesetzt wurden wie die im Staatsnamen beanspruchte Demokratie, und hob auch auf die Sicherung des Friedens ab. So war in der Präambel die Rede von „dem Willen (…), die Freiheit und die Rechte des Menschen zu verbürgen, das Gemeinschafts- und Wirtschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu gestalten, dem gesellschaftlichen Fortschritt zu dienen, die Freundschaft mit allen Völkern zu fördern und den Frieden zu sichern“.03 Die Stichworte „soziale Gerechtigkeit“ und „gesellschaftlicher Fortschritt“ verwiesen freilich auf die Transformation Ostdeutschlands in eine sozialistische Gesellschaft.
 
        VERGANGENHEITSBEZÜGE
 
        Viele Artikel des Grundgesetzes beziehungsweise der DDR-Verfassung weisen einen direkten oder indirekten Bezug zur NS-Vergangenheit auf. Auf alle kann an dieser Stelle nicht eingegangen werden. In beiden deutschen Staaten wurde aber beispielsweise das Recht auf Widerstand verankert04 – in der DDR übrigens auch die Pflicht dazu – oder auch die Gleichheit aller vor dem Gesetz und der Schutz vor rassistischer Diskriminierung.05 Überdies wurde in Ost und West explizit an der Fortgeltung der nach 1945 erlassenen Bestimmungen und Rechtsvorschriften zur Überwindung und Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus festgehalten.06 Auch damit wurde die Abkehr der neuen Staaten Bundesrepublik und DDR vom Nationalsozialismus unterstrichen.
 
        In diesem Kontext ist ein Blick in die ersten Regierungserklärungen von Bundeskanzler Konrad Adenauer am 20. September 1949 und DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl am 12. Oktober 1949 interessant. Diese konzentrierten sich zwar, wie nicht anders zu erwarten war, schwerpunktmäßig auf die neu gegründeten Staaten und die jeweiligen Regierungsziele, beide gingen aber auch auf die NS-Zeit und daraus zu ziehende Schlussfolgerungen ein. Adenauer sprach dabei zunächst die Frage der Strafverfolgung von NS- und Kriegsverbrechen an: Die „wirklich Schuldigen“ sollten „mit aller Strenge bestraft werden“ – um dann jedoch die viel zitierten Worte hinzuzufügen: „Aber im übrigen dürften wir nicht mehr zwei Klassen von Menschen in Deutschland unterscheiden: die politisch Einwandfreien und die Nichteinwandfreien.“07 Entsprechend plädierte er dafür, eine Amnestie zu prüfen, auch für die von alliierten Militärgerichten verhängten Strafen. Die Bundesregierung sei entschlossen, „dort, wo es ihr vertretbar erscheint, Vergangenes vergangen sein zu lassen“08 – auch diese, einen Schlussstrich implizierende Aussage ist häufig zitiert worden.
 
        Grotewohl wiederum hob die Erinnerung an die „Millionen Opfer aller Völker“ hervor, „die unter der Geißel des Hitlerfaschismus ihr Leben lassen mußten“, und an die „Zehntausende (…) deutscher Männer und Frauen, die im Kampf gegen das barbarische Naziregime, zur Verhinderung des Krieges, für seine Beendigung und für ein friedliebendes Vaterland gestorben sind. (…) Diese deutschen Männer und Frauen haben durch ihren Kampf und durch ihren Opfertod bei den fortschrittlichen Kräften aller Völker die Grundlagen eines neuen Vertrauens zu einem anderen Deutschland geschaffen. Ihr heroisches Beispiel soll in unserer Jugend und in unserem Volke unabhängig von jeder politischen und weltanschaulichen Auffassung fortleben.“09
 
        Mit dem Bezug auf den antifaschistischen Widerstand, dessen Gedächtnis, wie es bei Grotewohl deutlich wird, in der DDR zur Staatsräson erhoben wurde, und dem (indirekten) Hinweis Adenauers auf eine – auf die „wirklich Schuldigen“ zu reduzierende – Täterschaft und Verantwortung enthielten beide Regierungserklärungen Elemente, die für die jeweilige Geschichtsdeutung und Einordnung des Nationalsozialismus ins staatliche Selbstverständnis zentral waren und dabei ganz unterschiedliche Schwerpunkte setzten. Gemeinsam war beiden Reden aber die mit dem präventiven Gedanken des „Nie wieder“ verbundene Distanzierung vom Nationalsozialismus – mit je eigenen Akzentsetzungen.
 
        So betonte Adenauer, die Bundesregierung sei „unbedingt entschlossen, aus der Vergangenheit die nötigen Lehren gegenüber allen denjenigen zu ziehen, die an der Existenz unseres Staates rütteln, mögen sie nun zum Rechtsradikalismus oder zum Linksradikalismus zu rechnen sein“.10 Unschwer ist hier die Totalitarismustheorie zu erkennen, die im westdeutschen Geschichtsbild Nationalsozialismus und Kommunismus gleichermaßen verurteilte. Anschließend ging der Bundeskanzler auf die „hier und da anscheinend hervorgetretenen antisemitischen Bestrebungen“ ein, die die Regierung „auf das schärfste“ verurteile: „Wir halten es für unwürdig und für an sich unglaublich, daß nach all dem, was sich in nationalsozialistischer Zeit begeben hat, in Deutschland noch Leute sein sollten, die Juden deswegen verfolgen oder verachten, weil sie Juden sind.“11 Grotewohl wiederum benannte in seinen Ausführungen Faschismus, Militarismus und ebenfalls Antisemitismus als inakzeptabel, indem er erklärte: „Die Regierung hält es (…) für ihre Pflicht, der Wiederbelebung faschistischer, militaristischer und antisemitischer Ideen sowie einer solchen Betätigung mit der ganzen Schärfe des Gesetzes entgegenzutreten. Wir wollen nicht zurück in die Barbarei!“12
 
        Deutlich wird: Der Blick zurück auf den Nationalsozialismus war in beiden Regierungserklärungen vor allem auch ein Blick nach vorn. Die Abgrenzung vom NS-Regime im Sinne des „Nie wieder“ diente insbesondere der Legitimierung des jeweils neuen Staates und, wie im Folgenden noch deutlicher werden wird, auch der gegenseitigen Delegitimierung. Der Antisemitismus als ein wesentlicher Bestandteil der NS-Ideologie wurde zwar benannt und bis zu einem gewissen Grad auch problematisiert, aber dieser Aspekt wie auch der Holocaust sollten nicht im Vordergrund der Geschichtsdeutung der frühen Bundesrepublik und der DDR stehen.
 
        DDR: GRÜNDUNGSMYTHOS ANTIFASCHISMUS
 
        Ein „Zurück in die Barbarei“, vor dem Grotewohl in seiner Regierungserklärung warnte, war gemäß dem historischen Selbstverständnis in der DDR gar nicht möglich. Aufgrund der „antifaschistisch-demokratischen Umwälzung“ in Ostdeutschland nach 1945 galt der Faschismus dort als mit all seinen Wurzeln ausgerottet. Die DDR definierte sich als neuen Staat ohne Kontinuität zum „Dritten Reich“, als das bereits erwähnte „andere Deutschland“.13 Hierfür berief sie sich auf den antifaschistischen Widerstand. An der Seite der „ruhmreichen Roten Armee“ habe dieser den Sieg über das faschistische Regime errungen, wobei die Gründung der DDR quasi die Krönung des antifaschistisch-demokratischen Befreiungskampfes darstellte. Mit diesem Gründungsmythos des Antifaschismus wurde die eigentliche Niederlage im Zweiten Weltkrieg in einen Sieg umgedeutet und die gesamte ostdeutsche Bevölkerung zu Märtyrern und Helden des Widerstandskampfes erklärt.14
 
        Auf diese Weise interpretierte die DDR den Nationalsozialismus als „Phase der Fremdherrschaft“15 aus der eigenen Geschichte heraus und wies Westdeutschland die alleinige Schuld und Verantwortung für die NS-Herrschaft und -verbrechen zu. Durch die Definition des Faschismus als „offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals“ („Dimitroff-Formel“ der Komintern, 1935) und der Bundesrepublik als kapitalistisch-imperialistischen Staat stellte die DDR diese auch in direkte Kontinuität zum NS-Regime.16 Über die Verknüpfung von Nationalsozialismus und Kapitalismus delegitimierte die antifaschistische Erzählung die westdeutsche Staatsgründung und legitimierte zugleich die neuen Verhältnisse in Ostdeutschland. Kaum ein anderer Staat hat seine politische Legitimation so stark aus seinem Gründungsmythos bezogen wie die DDR.17
 
        Dieser Gründungsmythos wurde auch zur Durchsetzung der parteipolitischen Interessen der SED genutzt, etwa zur Rechtfertigung der Zwangsvereinigung von KPD und SPD unter Führung der Kommunisten, die schließlich den Hauptteil des Widerstands geleistet hätten, und zur Ausschaltung politischer Gegner des neuen Systems.18 Auch die gegen fundamentale Rechtsstaatsprinzipien verstoßenden und quasi zum Abschluss der justiziellen Verfolgung von NS- und Kriegsverbrechen erklärten Waldheimer Prozesse von 1950 sind in dem Zusammenhang zu nennen.19 Die (Nicht-)Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus in der DDR wurde demnach von der Etablierung der kommunistischen Herrschaft dominiert.20
 
        Indem für den Faschismus in erster Linie dessen Führungselite und ihre „finanz- und monopolkapitalistischen Hintermänner“ verantwortlich gemacht und die breite Bevölkerung zu deren Opfern umgedeutet wurde, entwickelte die SED-Führung zugleich ein entlastendes und integrierendes Deutungsangebot für die Gesellschaft, insbesondere für die ehemaligen Mitläufer. Die Frage nach der „Verstrickung“ in die NS-Verbrechen wurde tabuisiert, die Massenbasis des Nationalsozialismus ausgeblendet, und die DDR-Bürgerinnen und -bürger konnten sich mit den „besseren“ Traditionen der deutschen Geschichte identifizieren, die aus Sicht der SED ein erneutes Aufkommen des Faschismus zudem verhinderten.21
 
        Die Implementierung des „verordneten Antifaschismus“ (Ralph Giordano) in der DDR ging mit einer starken Ritualisierung einher. Die Erzählung von der Resistenz der Arbeiterklasse und ihres Widerstandskampfes wurde in zahlreichen Denkmalen, Erinnerungstafeln und Gemälden monumentalisiert, in jährlichen Gedenkfeiern wie am 8. Mai und im September am „Tag der Opfer des Faschismus“ („OdF-Tag“) inszeniert und so als fester und omnipräsenter Bestandteil des politischen Alltags verankert.22 Bei diesem „quasi-religiösen Staatskult“23 sollte auch den KZ-Gedenkstätten Buchenwald, Ravensbrück und Sachsenhausen zentrale Bedeutung zukommen, die Ende der 1950er beziehungsweise Anfang der 1960er Jahre als „Nationale Mahn- und Gedenkstätten“ (NMG) eingeweiht wurden. Ikonisch für den Antifaschismus-Mythos ist die Figurengruppe des Bildhauers Fritz Cremer vor dem Glockenturm in Buchenwald geworden.
 
        Die ausschließliche Konzentration auf den antifaschistischen Widerstand und dessen Heroisierung führte jedoch dazu, dass andere, nichtkommunistische Opfergruppen, auch die jüdischen NS-Opfer, in der Erinnerung der DDR weitgehend unberücksichtigt blieben. Rassismus und Antisemitismus als wesentliche Aspekte des Nationalsozialismus wurden ausgeblendet.24 Es wurde zwischen aktiven Widerstandskämpfern und passiven Opfern, zu denen jüdische NS-Verfolgte gezählt wurden, unterschieden, was auch unterschiedliche Ansprüche bei der Entschädigung zur Folge hatte. Außerdem wurden Entschädigungen mit einer loyalen Haltung zur DDR verknüpft oder der „OdF“-Status politisch unbequemen Personen aberkannt.25 Dass die NS-Opfer den politischen Zielen des SED-Regimes nachgeordnet waren, zeigt nicht zuletzt die Auflösung der Vereinigung der Verfolgten des Nazi-Regimes (VVN) 1953, die wiederum damit begründet wurde, dass der Nazismus in der DDR ausgerottet sei.26
 
        BUNDESREPUBLIK: VERANTWORTUNGSANNAHME UND -ABWEHR
 
        In der Bundesrepublik stellten sich die Dinge anders dar. Dort war eine nur selektive Übernahme des Erbes der NS-Zeit wie in der DDR nicht möglich. Dem standen zum einen die Erwartungen der Alliierten entgegen, zum anderen sah sich die Bundesrepublik auch selbst in der Nachfolge des Deutschen Reichs und übernahm damit – auf einer offiziellen Ebene – die Verantwortung für den Nationalsozialismus. Die Abgrenzung von der NS-Diktatur unter Anerkennung der (Mit-)Verantwortung war ein wesentlicher, wenn auch nicht nur freiwillig übernommener Bestandteil ihres Selbstverständnisses von Beginn an.27
 
        Immer wieder setzte sich zum Beispiel der erste Bundespräsident, Theodor Heuss, für die Annahme der Verantwortung und gegen das Vergessen ein. So äußerte er in seiner Antrittsrede vom 12. September 1949 die „Sorge (…), dass manche Leute in Deutschland mit dieser Gnade [vergessen zu können] Mißbrauch treiben und zu rasch vergessen wollen. Wir müssen das im Spürgefühl behalten, was uns dorthin geführt hat, wo wir heute sind.“28 Freilich gab es aber auch in Westdeutschland deutliche Tendenzen zur Schuldabwehr, -leugnung und -relativierung – man denke etwa an den Terminus der „Stunde Null“ für das Kriegsende 1945, an die Herausstellung des Widerstands vom 20. Juli 1944 oder auch an das bereits zitierte Plädoyer von Bundeskanzler Adenauer, zwar die „wirklich Schuldigen“ zu bestrafen, das Vergangene ansonsten aber vergangen sein zu lassen. Die Anerkennung der Verantwortung für die NS-Diktatur und ihre Verbrechen ging mit deren Zuordnung an Hitler und die NS-Führungselite einher – nach dem Prinzip: „Je größer die Rolle Hitlers und seines Herrschaftssystems, umso entschuldbarer die deutsche Gesellschaft.“29
 
        Dieser wurde sozusagen ein „kollektiver Persilschein“ ausgestellt; über die Beteiligung der breiten Bevölkerung am Nationalsozialismus wurde geschwiegen. Der Philosoph Hermann Lübbe hat für diesen Zusammenhang ein „kommunikatives Beschweigen“30 der Vergangenheit festgestellt, das für die frühe Bundesrepublik existenziell gewesen sei, so seine nicht unumstrittene These. Andere sprechen auch von der „Adenauersche[n] Bindung von nationaler Identität und Schweigen über die Nazivergangenheit“,31 die die junge Demokratie stabilisieren sollte.32
 
        Dass dabei nicht über die NS-Vergangenheit als Ganze geschwiegen wurde, sondern vor allem über die Involviertheit der deutschen Gesellschaft, spiegelt sich auch in Adenauers Regierungserklärung zur „Haltung der Bundesregierung gegenüber den Juden“ vom 27. September 1951. In dieser nannte er zwar die „im Namen des deutschen Volkes“ begangenen „unsagbare[n] Verbrechen“ und leitete daraus eine Pflicht zur „Wiedergutmachung“ ab, betonte aber auch: „Das deutsche Volk hat in seiner überwiegenden Mehrheit die an den Juden begangenen Verbrechen verabscheut und hat sich an ihnen nicht beteiligt.“33
 
        Die Trennung zwischen „den Nazis“ und „den Deutschen“ begünstigte zugleich Ausprägungen eines Selbstverständnisses als „Opfer“: Opfer des Krieges und der Luftangriffe, von Flucht und Vertreibung sowie der Alliierten, aber auch Opfer der NS-Führung und Hitlers, der einen Krieg begonnen habe, in dem alle – insbesondere beim „Opfergang“ in Stalingrad – verloren hätten.34 Ehemalige NS-Anhänger sahen sich als „politisch Verführte“35 und damit quasi „erste Opfer Hitlers“. Indem die Täter klar abgegrenzt wurden und die breite Bevölkerung sich auch als deren Opfer sehen konnte, hatte die Geschichtsdeutung auch ein integrierendes Moment. Dabei wirkte die Selbstviktimisierung aber zugleich exkludierend mit Blick auf die Opfer des Nationalsozialismus und auch des Holocaust. Diese wurden in den frühen Jahren der Bundesrepublik – wie auch in der DDR – gewissermaßen zum zweiten Mal zu Opfern: zu Opfern der Erinnerung.
 
        Die Distanzierung von der NS-Diktatur erfolgte außerdem im Rahmen des antitotalitären Gründungskonsenses, wie er auch in Adenauers Regierungserklärung 1949 sichtbar geworden war. Indem sowohl die nationalsozialistische als auch die kommunistische Gewaltherrschaft abgelehnt wurden, diente das Geschichtsbild der Legitimierung als – antitotalitäre – Demokratie, aber auch der Instrumentalisierung gegen den anderen deutschen Staat. Interessant ist in diesem Kontext auch der westdeutsche Umgang mit dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR, der geschichtspolitisch auch mit dem Widerstand des 20. Juli 1944 verknüpft wurde, um wiederum Nationalsozialismus und Kommunismus als Unrechtsregime zu verurteilen. Auch wurde er zur Rehabilitierung mit Blick auf die NS-Vergangenheit genutzt: Der Volksaufstand habe „viele Flecken hinweggewaschen, mit denen das ruchlose Regime des Nationalsozialismus unseren Namen beschmutzt hat“,36 äußerte zum Beispiel der SPD-Politiker Carlo Schmid 1956. Mit der Totalitarismustheorie konnte die Bundesrepublik zudem an althergebrachte antikommunistische Haltungen anknüpfen, was somit ebenfalls integrierend wirkte.37
 
        Einen Gründungsmythos wie den Antifaschismus-Mythos der DDR gab es in der Bundesrepublik nicht. Ein nationales Selbstbild entwickelte sich erst allmählich. Negativ begründet, in normativer Abgrenzung vom Nationalsozialismus und der daraus positiv resultierenden Verpflichtung zu Rechtsstaatlichkeit und freiheitlich-demokratischen Grundwerten, wurde es im Laufe der Jahre um spezifisch bundesrepublikanische Bezugspunkte wie das Grundgesetz, den Verfassungspatriotismus oder das „Wirtschaftswunder“ erweitert, mit denen sich schließlich eine Erfolgsgeschichte des 1949 in Westdeutschland gegründeten Staates erzählen ließ.
 
        „NIE WIEDER – IST JETZT“
 
        Jahre später sollte auch die „Vergangenheitsbewältigung“ zur Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik gezählt werden. Denn die Anerkennung einer nur reduzierten Verantwortung bei gleichzeitigem Schweigen über die gesellschaftliche Beteiligung am Nationalsozialismus in der frühen Bundesrepublik wurde im Laufe der Zeit von einer selbstkritischen Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit abgelöst, die schließlich – auch vor dem Hintergrund der dann doppelten Vergangenheitsaufarbeitung seit dem Ende der SED-Diktatur mit dem Mauerfall 1989 – sogar als weltweit vorbildlich galt.38 Diese Entwicklung kann hier nicht im Detail dargestellt werden. Die Literaturwissenschaftlerin Aleida Assmann, die für ihre Forschungen zur Erinnerungskultur 2018 gemeinsam mit ihrem jüngst verstorbenen Mann, dem Ägyptologen Jan Assmann, den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels erhalten hat, hat die Holocaust-Erinnerung der Bundesrepublik aber als ein Crescendo beschrieben, also als eine immer stärker werdende Beschäftigung mit der Vergangenheit. Alle 20 Jahre – 1965, 1985 und 2005 – sei dabei eine neue Stufe erreicht worden.39
 
        Während in der DDR der Antifaschismus-Mythos bis zu ihrem Ende weitgehend statisch blieb und es dort erst in den 1980er Jahren zu einer allmählichen Flexibilisierung des Geschichtsbilds auch mit Blick auf die jüdischen Opfer des Nationalsozialismus kam, begann in der Bundesrepublik ab Ende der 1950er Jahre ein Diskurs über die NS-Vergangenheit. Dieser verstärkte sich zunehmend, wurde vor allem in den 1980er Jahren, unter anderem infolge der Ausstrahlung der US-amerikanischen Fernsehserie „Holocaust“ 1979, sehr intensiv und mündete schließlich in einen ab den 1990er Jahren einsetzenden Erinnerungsboom, der nach und nach die verschiedenen, auch die sogenannten vergessenen Opfergruppen einschloss. Dabei hat sich die Erinnerungskultur aber nicht ganz so linear entwickelt, wie es das Bild eines Crescendos nahelegt. Bei der Erinnerung an die NS-Zeit und ihre Opfer waren vielmehr Durchsetzungskämpfe zu führen, und es gab immer wieder auch Rückschläge und vergangenheitsbezogene Skandale. Dieser Prozess ist nicht abgeschlossen. Die Erinnerungskultur entwickelt sich beständig weiter, sieht sich nach wie vor Herausforderungen ausgesetzt und hat auch Defizite.
 
        Schon länger werden zum Beispiel ein inhaltsleeres und ritualisiertes Erinnern insbesondere auf staatlicher Ebene sowie eine übermäßige Opferidentifizierung kritisiert.40 Auch sind Zweifel an der tatsächlichen Verankerung des Konsenses des „Nie wieder“ in der Gesellschaft der Bundesrepublik aufgekommen – nicht erst seit den antisemitischen Reaktionen auf den 7. Oktober 2023, an dem die Terrororganisation Hamas Israel überfallen und mehr als 1200 Menschen brutal ermordet und weitere entführt hat. 2020 hatte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier mit Blick auf das erneute Aufleben des Antisemitismus in seiner Rede zum 27. Januar geäußert: „Ich wünschte, ich könnte (…) heute mit Überzeugung sagen: Wir Deutsche haben verstanden. Doch wie kann ich das sagen, wenn Hass und Hetze sich wieder ausbreiten, wenn das Gift des Nationalismus wieder in Debatten einsickert – auch bei uns?! Wie kann ich das sagen, wenn das Tragen der Kippa zum persönlichen Risiko wird (…)?! (…) Nein, meine Sorge ist nicht, dass wir Deutsche die Vergangenheit leugnen. Meine Sorge ist, dass wir die Vergangenheit inzwischen besser verstehen als die Gegenwart. Wir dachten, der alte Ungeist würde mit der Zeit vergehen. Aber nein: Die bösen Geister der Vergangenheit zeigen sich heute in neuem Gewand. Mehr noch: Sie präsentieren ihr völkisches, ihr autoritäres Denken als Vision; gar noch als die bessere Antwort auf die offenen Fragen unserer Zeit.“41
 
        Nicht umsonst wird bei den seit Anfang 2024 stattfindenden Demonstrationen gegen Rechtsextremismus in Reaktion auf das Bekanntwerden des „Potsdamer Geheimtreffens“ vom November 2023, bei dem rechtsextreme Vertreibungspläne unter dem Stichwort „Remigration“ diskutiert wurden, „Nie wieder 1933“ und „Nie wieder ist jetzt“ skandiert. Für ein wirksames „Nie wieder“ braucht es eine lebendige Demokratie und ein gelebtes Grundgesetz. Diesen Zusammenhang hatte auch Bundeskanzler Konrad Adenauer in seiner oben zitierten Regierungserklärung zur „Haltung der Bundesregierung gegenüber den Juden“ 1951 hervorgehoben. Diese Haltung sei durch das Grundgesetz, insbesondere Artikel 3, eindeutig festgelegt. Dessen Normen könnten aber nur wirksam werden, wenn „die Gesinnung, aus der sie geboren wurden, zum Gemeingut des gesamten Volkes wird“ und „der Geist menschlicher und religiöser Toleranz (…) nicht nur formale Anerkennung findet, sondern in der seelischen Haltung und praktischen Tat Wirklichkeit wird“.42 Ein wichtiger Baustein für die Verinnerlichung der demokratischen Werte bleibt die Erinnerungskultur, deren Blick zurück in die Geschichte als Blick nach vorn aktuellen Herausforderungen und Bedrohungen der Demokratie entgegenwirkt.
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        VON DER GRÜNDUNGSGESCHICHTE BIS ZUR WIEDERVEREINIGUNG
 
        Die deutsche Zweistaatlichkeit im Geschichtsschulbuch
 
        Heike Christina Mätzing
 
        In ihrem Grußwort zur Eröffnung der diesjährigen Geschichtsmesse in Suhl formulierte die Direktorin der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, Anna Kaminsky: „In der Debatte des letzten Jahres hat Dirk Oschmann die Marginalisierung gerade auf DIE Ostdeutschen zugespitzt. Was immer von diesen Thesen im Einzelnen zu halten ist, die Frage der unzureichenden Repräsentanz von Ostdeutschen ist ein Wiedergänger.“01
 
        In der Tat replizieren die offenbar bewusst überzeichneten, provokativen Einlassungen des Leipziger Germanistikprofessors etliche, den Beweis schuldig bleibende Behauptungen über das innerdeutsche Verhältnis.02 Ihre permanente Wiederholung, immer wieder seit der Wiedervereinigung vorgetragen, erregt stets aufs Neue die medialen Gemüter – so wie im Mittelalter die vermeintliche Erscheinung eines Untoten, der den Lebenden die Kraft absaugt, sei es, um sich für erlittenes Unrecht zu rächen, oder weil seine Seele nicht erlöst wurde.03
 
        Dank der modernen Wissenschaft ist jedoch inzwischen bekannt, dass das lebendige Aussehen mancher Leiche nicht auf ihren untoten Zustand, sondern auf bakterielle Fäulnisprozesse zurückzuführen ist. In diesem Sinne soll im Folgenden ein empirischer Blick auf die quantitative und qualitative Präsenz ostdeutscher Geschichte geworfen werden, und zwar am Beispiel von Geschichtsschulbüchern.
 
        SCHULBÜCHER ALS „NATIONALE AUTOBIOGRAFIEN“
 
        Zwar geben Geschichtsschulbücher keine Auskunft über Unterrichtsverläufe und konkret erfolgende Lehr-Lern-Prozesse. Doch wie kaum eine andere Quellengattung spiegelt sich in ihnen die historische Selbstvergewisserung einer Gesellschaft. Zugelassen durch Kultusministerien oder ihnen nachgeordnete Behörden, durchlaufen sie in der Regel förmliche Begutachtungsverfahren, die in eine Genehmigung münden, wenn die Bücher verfassungskonform sind, allgemeinen Rechtsvorschriften entsprechen, mit den Lehrplänen übereinstimmen und didaktisch wie sprachlich geeignet sind.04 Lehrpläne ihrerseits werden vor ihrer Genehmigung in ausführlichen Anhörverfahren zur Diskussion gestellt, in denen in Deutschland alle relevanten gesellschaftlichen Kräfte – Unternehmerverbände und Gewerkschaften, Parteien und politische Bewegungen, Kirchen und Glaubensgemeinschaften – dazu Stellung nehmen können. Den Voten der Landeselternräte und Landesschulbeiräte kommt dabei besonderes Gewicht zu.
 
        Insofern stellen die auf den Lehrplänen basierenden Geschichtsschulbücher nicht nur Informationen bereit, sondern sind auch, nicht zuletzt durch ihren hohen Verbindlichkeitsgrad, ein Politikum. Das gilt weltweit für alle Gesellschaftssysteme, da diese sich damit selbst legitimieren und die nachwachsende Generation im Sinne ihrer eigenen Staatsform sozialisieren. Geschichtsschulbücher sind mithin „Konstruktionen und zugleich Konstrukteure sozialer Ordnungen“.05 Die Schulbuchforschung bezeichnet sie daher als „nationale Autobiografien“.06 Für die Zeitgeistforschung stellen sie eine der wichtigsten Quellen dar.
 
        Doch wie sich jede individuelle Autobiografie im Laufe der Zeit verändert und umgedeutet wird, so verändern sich auch nationale Selbstbeschreibungen. Dies gilt erst recht für die Zeit nach Umbrüchen, in diesem Fall für westdeutsche Geschichtsschulbücher nach Mauerfall und Wiedervereinigung. Welche Umdeutungen dabei die ostdeutsche Vergangenheit zwischen doppelter Staatsgründung und Wiedervereinigung erfuhr, soll im Folgenden beleuchtet werden, beginnend mit einem kleinen Rückblick auf die Zeit vor 1989.
 
        DEUTSCH-DEUTSCHE GESCHICHTE IN WESTDEUTSCHEN SCHULBÜCHERN VOR 1989
 
        Angesichts der Systemkonkurrenz von Bundesrepublik und DDR ist es nachvollziehbar, dass in den Schulbüchern beider Staaten bis 1989/90 ein dichotomes Narrativ vorherrschte, mit dem der andere Teilstaat delegitimiert und das eigene politische System positiv gegenübergestellt und gestärkt werden sollte.07 In westdeutschen Büchern schwächte sich dieses Diktum zwar nach 1970, also im Windschatten des Grundlagenvertrages zwischen Bundesrepublik und DDR, ab. Provokationen sollten nun auch im Schulbuch vermieden werden. So lässt sich beispielsweise für die Darstellung des Aufstands vom 17. Juni 1953 zeigen, dass der bis dahin stark thematisierte bundesrepublikanische Nationalfeiertag fortan fehlte und selbst die Opfer des Aufstandes marginalisiert oder gar nicht mehr benannt wurden.08
 
        Allerdings konnten westdeutsche Geschichtsbücher, die vor 1989 erschienen, auch nur von außen über das Herrschaftssystem der SED und die DDR-Gesellschaft berichten. Die Innenperspektive auf reale Lebensverhältnisse, auf die Folgen der Sozial- und Wirtschaftspolitik, gar auf (individuelle) Folgen von Willkürherrschaft und Unrecht, war nicht nur der westdeutschen Historiografie weitgehend unbekannt. Sie gehörte auch nicht zur kollektiven Erinnerung der bundesrepublikanischen Bevölkerung und fand dementsprechend keinen Einzug ins Geschichtsbuch. Hinzu kam, dass die Geschichtslehrbücher bis in die 1980er Jahre ohnehin die politische Geschichte priorisierten und die Sozial- und Alltagsgeschichte, gar Ego-Dokumente wie Briefe und Tagebuchaufzeichnungen oder auch Zeitzeugeninterviews, erst langsam Einzug in den Geschichtsunterricht und seine Medien hielten.
 
        WANDEL DES GESCHICHTSBILDES NACH 1990
 
        Mit dem Mauerfall änderte sich zwar der Fokus auf die DDR, aber zunächst einmal stellten sich den Historikern und Historikerinnen eine Reihe von Fragen. Welchen Ort etwa wollte und sollte man der DDR-Geschichte im Kontext der nationalen Vergangenheit zuweisen? Handelte es sich lediglich um eine „Fußnote“ der deutschen Geschichte, wie es der Schriftsteller Stefan Heym am Abend des 18. März 1990 nach der ersten und letzten freien Volkskammerwahl im DDR-Fernsehen formulierte? Oder sollte die ostdeutsche Geschichte als Parallelgeschichte zur westdeutschen, möglicherweise als deutsch-deutsche Beziehungsgeschichte erzählt werden? Letztlich setzte sich der „Beziehungs-Ansatz“ in der Geschichtsschreibung durch und etablierte sich – zumindest als Anspruch.09 Vertreter und Vertreterinnen der vormaligen DDR-Historiografie waren an diesem Prozess allerdings nicht mehr beteiligt, da die meisten von ihnen inzwischen „abgewickelt“ worden waren.10 Gleichwohl klaffen bis heute erhebliche Forschungslücken, wenn es um die Darstellung einer aufeinander bezogenen deutsch-deutschen Vergangenheit geht. Als retardierendes Moment für die Umsetzung der wissenschaftlichen Ergebnisse in die Schulbücher erweist sich zudem der Timelag, der nicht selten bis zu zehn Jahre betragen kann.
 
        So hoben viele Geschichtsbücher, die in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung erschienen, im Wesentlichen den autoritären Charakter des SED-Regimes und die Durchherrschung der DDR-Gesellschaft am Beispiel der politischen Geschichte hervor. Dabei stand die deutsch-deutsche Vergangenheit praktisch unverbunden nebeneinander. Die inzwischen ausschließlich westdeutschen Schulbuchverlage (in der DDR hatte es mit „Volk und Wissen“ ohnehin nur einen Verlag gegeben) stützten sich bei der Produktion vielfach auf unverändert übernommene Texte und Bilder aus den bereits vor 1989 erschienenen Büchern und schrieben so die Geschichtsvorstellungen aus der Zeit vor dem Mauerfall fort, für die DDR reduziert auf die Themen des Staatsaufbaus der DDR und des Repressionsapparats, dargestellt am Aufstand vom 17. Juni 1953 und am Mauerbau des Jahres 1961 (Abbildung 1). Die vierzigjährige DDR-Geschichte wurde kaum behandelt. Dafür erfuhren die Ereignisse um den 9. November 1989 und die Wiedervereinigung in eigenen neuen Kapiteln eine umso ausführlichere Darstellung, womit die Geschichte des zweiten deutschen Staates ahistorisch auf den Mauerfall hin geschrieben und entsprechend teleologisch gedeutet wurde. Die indirekte Botschaft lautete: Das Gute besiegt das Böse. Die dominierende Perspektive offenbarte nicht selten eine „Siegermentalität“, in der das politische System der DDR betont wurde, der Blick auf den Alltag aber fehlte – ganz zu schweigen von einer Wertschätzung für den in der Friedlichen Revolution aufgebrachten Mut und die Zivilcourage. Dies fand seine Parallele in der Wissenschaft, die sich erst langsam für die Geschichte von Gesellschaft und Bevölkerung der DDR zu interessieren begann, wobei eine der Ursachen dafür in dem erst seit 1993 möglichen Zugang zu den einschlägigen DDR-Akten begründet lag.
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          Abbildung 1: Geschichte der DDR, in: Durchblick. Geschichtlich-soziale Weltkunde für Hauptschulen Kl. 9, Braunschweig, Westermann 1998, S. 85.
 
        
 
        Zunehmend erschienen nun aber auch Lehrbücher, in denen die Geschichte beider Teilstaaten bis auf die Seitenzahl quantitativ gleichwertig behandelt wurde. Gängiges Konzept für die Präsentation einer solchen deutsch-deutschen Parallelgeschichte war der direkte Ost-West-Vergleich, bei dem identische Themen grundsätzlich auf gegenüberliegenden Seiten präsentiert wurden. Damit erfuhr die ostdeutsche Geschichte gegenüber der westdeutschen zwar quantitativ eine deutliche Aufwertung, doch bei genauer Betrachtung fungierte sie auf diese Weise als negative Gegenfolie zum westdeutschen Staat. Der Systemvergleich des Kalten Krieges und die behauptete Überlegenheit des Westens fanden hier letztlich ihre Fortschreibung. Das galt vor allem bei der Darstellung der ökonomischen Leistungsfähigkeit. So lieferte die zu Abbildung 2 gehörende Frage nach der größten Kaufkraftdifferenz den Lernenden ein weiteres Argument für die Prädominanz des Westens, aber keine Erklärungen für deren Ursache, wie etwa den von der Sowjetunion unter anderem für die DDR zurückgewiesenen Marshallplan, die unverhältnismäßig hohen, an die Sowjetunion zu zahlenden Reparationskosten, die noch bis 1990 geleistete wirtschaftliche Unterstützung an die frühere Besatzungsmacht oder die Planwirtschaft.
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          Abbildung 2: Kaufkraftvergleich BRD–DDR, in: Anno, Bd. 4, Braunschweig, Westermann 1997, S. 201.
 
        
 
        DIE DDR IN DEN SCHULBÜCHERN SEIT ENDE DER 1990ER JAHRE
 
        Seit Ende der 1990er, Anfang der 2000er Jahre erhielten zunehmend auch Themen der DDR-Alltagsgeschichte wie Konsum, Kindheit, Jugend, Emanzipation, Freizeit, Kirche, Sport und anderes mehr Eingang in die Schulbücher und verbanden sich mit differenzierenden Darstellungen und wertschätzenden Urteilen. Vereinzelt erhielt die DDR-Geschichte nun auch ein (schönes) „Gesicht“ (Abbildung 3).
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          Abbildung 3: Sport in der DDR, in: Geschichte plus, Berlin, Volk und Wissen 2002, S. 94.
 
        
 
        Diese Lehrwerke basierten in der Regel auf überarbeiteten Lehrplänen11 und behandelten die deutsch-deutsche Geschichte durchgehend sehr ausführlich. In einem Sample von 50 zugelassenen Büchern für die neunten und zehnten Klassen entfielen auf die Zeit zwischen 1949 und 1989 durchschnittlich 50 Seiten je Buch, wobei die Mehrzahl der Bücher die Geschichte der Zweistaatlichkeit innerhalb eines Kapitels behandelte, zeitversetzt zum entsprechenden Paradigmenwechsel in der Historiografie. Dies spiegelte sich bereits in den Kapitelüberschriften, etwa wenn es hieß: „Zwei Staaten – eine Nation“,12 „Deutschland nach 1945 im Spannungsfeld zwischen Ost und West“,13 „Deutschland nach 1949: geteilt – und wiedervereint“.14 Ganz anders als noch in den Büchern der frühen 1990er Jahre wurde versucht, bei alltags- und sozialgeschichtlichen Themen beide Teilgeschichten möglichst gemeinsam zu behandeln. Lediglich bei der Darstellung der politischen Systeme wurde dieser Ansatz aufgegeben. In der Folge fanden sich allerdings auch Darstellungen, bei denen die Herrschaftsformen „Demokratie“ und „Diktatur“ kaum unterscheidbar waren und sich der Eindruck vermittelte, es habe sich bei den beiden deutschen Staaten um zwei politische Systeme gehandelt, die beliebig miteinander vergleichbar wären.
 
        So werden die systemspezifischen, politischen Unterschiede zwischen beiden deutschen Staaten im Beispiel der Abbildung 4 lediglich in einem Satz über die mangelhafte Baupolitik der SED thematisiert. Im Übrigen suggerieren die Berichte von Mietern aus Halle und Bielefeld vergleichbare Lebensumstände, und selbst die Arbeitsaufgaben problematisieren kaum den Unterschied zwischen Demokratie und Diktatur.15
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          Abbildung 4: Das Thema „Wohnen“, in: Geschichte konkret 3. Ein Lern- und Arbeitsbuch, Hannover, Schroedel 1998, S. 229.
 
        
 
        Angesichts einer nur langsam und mühsam zusammenwachsenden wiedervereinigten Gesellschaft sollte mithilfe des alltags- und sozialgeschichtlichen Ansatzes offenbar auf ein gesamtdeutsches (Geschichts-)Bild rekurriert werden. Dieses Konzept ist zwar einerseits zu begrüßen, birgt aber andererseits die Gefahr, politische Systemunterschiede zu nivellieren, in der Folge die totalitären Strukturen des SED-Regimes zu verharmlosen und Menschenrechtsverletzungen zu bagatellisieren.
 
        Diese Befürchtung bestätigte sich bei einer Untersuchung von 50 Geschichtsschulbüchern, die vom Ende der 1990er Jahre bis zum Jahr 2005 erschienen waren und die daraufhin befragt wurden, wie in ihnen das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) beziehungsweise der „Totalitarismus“ thematisiert wurden. Es zeigte sich, dass sieben von 50 Büchern das Thema MfS überhaupt nicht erwähnten, 18 Bücher widmeten ihm rund eine halbe Schulbuchseite. Der maximale Umfang belief sich auf drei bis dreieinhalb Seiten und wurde in acht Büchern nachgewiesen.16
 
        Bedeutsamer als die Quantität war jedoch die Frage nach der inhaltlichen Aufbereitung des Themas. Wurden die Arbeitsweisen und der Mangel an Rechtsstaatlichkeit beziehungsweise die Willkür des Staates gegenüber seiner Bevölkerung erkennbar? Welche Perspektiven wurden berücksichtigt: nur die der Täter und Täterinnen oder auch die der Opfer? Hier zeigte sich, dass vor allem die Strukturen des MfS beschrieben wurden, während Personalisierungen auffällig selten erfolgten. Am häufigsten genannt wurde noch Erich Mielke, der Minister für Staatssicherheit. Damit korrespondierte, dass die meisten Quellen Auszüge aus MfS-Berichten mit Angaben über die Methoden der Stasi enthielten und insofern die „Täterperspektive“ repräsentierten. Die Opferperspektive wurde lediglich in einem der 50 Schulbücher berücksichtigt. Gänzlich unerwähnt blieben jene Personen, die den Werbungsversuchen der Stasi widerstanden17 – oder gar keinen Kontakt mit der Staatssicherheit hatten. Auch hier spiegeln die Geschichtsbücher die in jener Zeit dominierenden und medial geführten Diskussionen um „die“ DDR-Vergangenheit. Themen wie „Zivilcourage“ und „Opposition“ in der DDR oder ganz allgemein Biografien ostdeutscher Menschen gehörten noch nicht zur „nationalen Autobiografie“. Hier ist allerdings anzumerken, dass Biografien in deutschen Geschichtsschulbüchern ohnehin ein Schattendasein führen.18
 
        STAATSGRÜNDUNG UND ZWEISTAATLICHKEIT IN AKTUELLEN LEHRPLÄNEN UND SCHULBÜCHERN
 
        In den meisten Bundesländern erschienen zwischen 2019 und 2023 erneut aktualisierte Lehrpläne beziehungsweise Curricula.19 Ihnen folgten oder werden in Kürze neue Schulbücher folgen. Was hat sich im Vergleich zu den oben beschriebenen Befunden verändert?
 
        Durchgängig alle Lehrpläne behandeln die Zeit von 1945 bis 1949 sowie die Zeit der Zweistaatlichkeit. Verändert hat sich allerdings die Perspektive. Denn anders als ihre Vorläufer betten die aktuellen Vorgaben die Zeit nach 1945 in zwei Themenfelder ein: zum einen in die Weltgeschichte und zum anderen in die Nationalgeschichte. Unter dem nationalgeschichtlichen Aspekt findet sich weiterhin die Prämisse des integrativen Systemvergleichs.
 
        Bislang liegen nur einige wenige neu erschienene oder überarbeitete Schulbücher für die Klassen 9/10 vor, sodass noch nicht abschließend gesagt werden kann, wie sich die jüngsten Lehrplanvorgaben in den neuen Lehrwerken abbilden werden und wie sich die „nationale Autobiografie“ über die deutsch-deutsche Zweistaatlichkeit in den vergangenen rund fünfzehn Jahren verändert hat. Anhand einer nicht repräsentativen Stichprobe für in Nordrhein-Westfalen zugelassene Schulbücher können aber zumindest Tendenzen aufgezeigt werden; die doppelte Staatsgründung soll dabei im Fokus stehen.20
 
        Im 2019 in Nordrhein-Westfalen erschienenen „Kernlehrplan für die Sekundarstufe I Gymnasien“21 wird das Thema „doppelte Staatsgründung“ zwar nicht explizit genannt. Gleichwohl heißt es zum Themenfeld „Internationale Verflechtungen nach 1945“, „dass die schrittweise Wiedererlangung der Souveränität beider deutscher Staaten mit der West- bzw. Osteinbindung und der Eingliederung in supranationale Organisationen und Institutionen verbunden war.“22 Das nachfolgende Themenfeld nimmt die „gesellschaftspolitische[n] und wirtschaftliche[n] Entwicklungen in Deutschland seit 1945“ in den Blick, „die die beiden deutschen Staaten im Innern geprägt, in ihren Beziehungen zueinander bestimmt und zu kontroversen Debatten um deren Deutung geführt haben“.23
 
        Bei den auf diesem Lehrplan basierenden untersuchten Geschichtsbüchern fällt auf, dass sie diesen Zeitabschnitten unter den Themen „Nachkriegszeit“ und „Zweistaatlichkeit“ rund zwei Drittel,24 mitunter sogar den gesamten Umfang des Buches widmen.25 Der im Vergleich zu früheren Schulbüchern starke quantitative Zuwachs verweist auf den Bedeutungszuwachs des Themas in der „nationalen Autobiografie“. In den Lehrwerken manifestiert sich dies in differenzierteren Präsentationen bislang schon behandelter wie auch neuer Themen und, damit verbunden, einer Zunahme einschlägiger Text- und Bildquellen, bei denen die ostdeutsche Perspektive nun gleichberechtigt neben der westdeutschen steht. Dies betrifft sowohl die politische Geschichte wie die Sozial- und Alltagsgeschichte. So haben jetzt etwa Themen wie die Olympischen Sommerspiele 1972 in München,26 die Lebensbedingungen von ausländischen Arbeitskräften in Ost und West27 und die Aufarbeitung der NS-Zeit in beiden deutschen Staaten28 Eingang in die Bücher gefunden. Unter den Quellen finden sich inzwischen etliche Zeitzeugenberichte aus Ost und West.
 
        Das Thema „doppelte Staatsgründung“ erfährt in allen Büchern eine ausführlichere Darlegung als zuvor, von der Potsdamer Konferenz über den Marshallplan, die Währungsreform bis zu den Staatsgründungen einschließlich der prozesshaft zurückgewonnenen Souveränitäten bis 1955. In diesem Zusammenhang werden auch die „Mütter des Grundgesetzes“ thematisiert, womit zugleich der Frauengeschichte Rechnung getragen wird.
 
        Auffällig veränderte Interpretationen zeigen sich beim Marshallplan. Während dieser in früheren Ausgaben in der Regel lediglich als großzügige Wirtschaftshilfe der USA für das im Krieg verwüstete Europa interpretiert wurde, finden sich nun auch zu kritischem Denken und Urteilen anregende Arbeitsaufträge wie die folgenden: „Bewerte, inwieweit die USA mit dem Marshallplan uneigennützige Ziele verfolgten.“ Oder: „Kritiker des Marshallplans haben betont, dass er die Teilung Deutschlands und Europas vertieft habe. Diskutiert diese Aussage in Kleingruppen.“29 Zugleich wird ein historisierender Bezug hergestellt zwischen der Ablehnung des Marshallplans durch die Sowjetunion und den wirtschaftlichen Folgen für die DDR, wenn es heißt: „Fasse zusammen, wie die Sowjetunion auf den Marshallplan und die Währungsreform in den Westzonen reagierte. Gehe dabei auch auf die wirtschaftliche Entwicklung in der Sowjetischen Besatzungszone ein.“30
 
        Auffällig ist auch die nun als offen dargestellte „deutsche Frage“, wenn es heißt: „War die Teilung vor dem Hintergrund der ideologischen Gegensätze der Alliierten unausweichlich?“31
 
        Überzeugender als frühere Schulbuchgenerationen konstruieren die untersuchten Titel die Zeit der deutschen Zweistaatlichkeit als asymmetrisch verflochtene Parallelgeschichte, ohne dass dabei Unterschiede zwischen Ost und West nivelliert würden. Dies zeigt sich zum Beispiel an Überschriften wie „Das Wirtschaftssystem: Markt oder Plan?“32 oder „Wirtschaft zwischen Markt und Plan“,33 letztere verbunden mit der Leitfrage „Welche Erfolge, Misserfolge und Probleme brachte die Ordnung für die Menschen mit sich?“34 Die Geschichte der Bundesrepublik erscheint nicht mehr unreflektiert als sakrosankt und die DDR nicht per se als Verlierer des Systemwettbewerbs. Krisen des Wirtschaftswachstums im Westen werden ebenso thematisiert35 wie der Verlust der Schwerindustriezentren im Osten nach dem 2. Weltkrieg, was differenziert als eine der Ursachen für die marode Konsumgüterproduktion benannt wird.36 Darüber hinaus werden Unterschiede zwischen Demokratie und Diktatur eindeutig herausgestellt,37 nicht zuletzt, indem das MfS im Sinne eines die DDR-Gesellschaft durchdringenden Akteurs an verschiedenen Stellen der Kapitel immer wieder neu thematisiert wird. Gleichzeitig wird vermieden, das „richtige Leben im falschen“ (Joachim Gauck in Anlehnung an Theodor W. Adorno) zu diskreditieren. Unter der Überschrift „Licht und Schatten der Transformation“ wird auch die „Entwertung von Ostbiografien“ bis in die Gegenwart thematisiert.38
 
        FAZIT
 
        Die Befunde machen deutlich, dass die Geschichte Ostdeutschlands in den Schulbuchnarrativen seit 1990 zunehmend mehr Platz eingenommen hat und in den aktuellen Lehrwerken, die die Phase deutscher Zweistaatlichkeit vornehmlich als aufeinander bezogene Vergangenheit interpretieren, ihren gleichberechtigten Platz gefunden hat. Dies gilt sowohl quantitativ als auch qualitativ in der kritischen Würdigung von Leistungen und Schwächen. Dagegen ließe sich nun einwenden, die Schulbücher würden die ostdeutsche Vergangenheit noch immer durch eine westdeutsche Brille interpretieren. Allein, in den den Schulbuchgenehmigungen vorausgehenden ausführlichen Anhörverfahren sind alle gesellschaftlichen Kräfte eingebunden. Das Lamento von der Marginalisierung „der“ Ostdeutschen läuft daher (nicht nur) mit Blick auf das Geschichtsschulbuch ins Leere.
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        PARTEIGRÜNDUNGEN IN DER SBZ UND IN DEN WESTZONEN
 
        Eckhard Jesse
 
        Im Kaiserreich gelangte ins Parlament, wer nach dem ersten oder nach der Stichwahl im zweiten Wahlgang mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten hatte.01 Gemessen an dieser absoluten Mehrheitswahl war das Wahlverfahren in der Weimarer Republik, eine reine Verhältniswahl, das glatte Gegenteil. Vereinfacht gesagt, entfiel auf 60000 Stimmen ein Mandat.02 Trotz dieser gänzlich unterschiedlichen Wahlsysteme bildeten sich wegen der festen Sozialmilieus in beiden Fällen ähnlich buntscheckige Parteiengebilde und -systeme heraus, wiewohl teilweise unter anderen Namen. In der Weimarer Republik stießen zu dem herkömmlichen Gefüge mit der KPD und der NSDAP zwei extremistische Kräfte hinzu.
 
        Die heutige Konfiguration des Parteiensystems hat vor allem mit zwei Schlüsseljahren zu tun: 1933 und 1945. 1933 besiegelte das NS-Regime in Windeseile das Ende der Parteien.03 Konnte die KPD schon nicht mehr an der Abstimmung zum Ermächtigungsgesetz am 23. März teilnehmen, wurde die SPD am 22. Juni 1933 verboten. Die bürgerlichen Parteien mussten sich flugs selbst auflösen. Am 14. Juli hieß es im „Gesetz gegen die Neubildung von Parteien“: „In Deutschland besteht als einzige politische Partei die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei.“ Die Neuwahl des Reichstages, im Volksmund als „teuerster Gesangverein der Welt“ tituliert, fand am 12. November 1933 statt, dann noch einmal 1936 und 1938.04 Ihm gehörten neben wenigen Parteilosen ausschließlich NSDAP-Mitglieder an. Das entmachtete Parlament trat zum letzten Mal am 26. April 1942 zusammen.
 
        1945 steht für das zweite Schlüsseljahr. Gemäß dem Abschlusskommuniqué des Potsdamer Abkommens vom 2. August 1945 waren in ganz Deutschland „alle demokratischen politischen Parteien zu erlauben und zu fördern mit der Einräumung des Rechtes, Versammlungen einzuberufen und öffentliche Diskussionen durchzuführen“.05 Doch schon vorher zirkulierten Gründungsaufrufe.06 In der Ostzone und in den Westzonen kristallisierte sich ein neues Parteiengefüge heraus, das allerdings binnen Kurzem grundlegende Unterschiede aufwies. Die spontan entstandenen Antifaschistischen Ausschüsse wurden hier wie da – aus diversen Gründen – bald wieder aufgelöst.
 
        PARTEIGRÜNDUNG IN DER SOWJETISCHEN BESATZUNGSZONE
 
        Noch vor Beginn der Potsdamer Konferenz hatte die Sowjetische Militäradministration (SMAD) – mit ihren zeitweise 50000 Mitarbeitern das Instrument der sowjetischen Besatzungspolitik für legislative, exekutive und judikative Funktionen07 – gleich einen Tag nach ihrer Gründung am 10. Juni 1945 in ihrem Befehl Nr. 2 überraschend die Bildung von Parteien zugelassen – wohl auch, um in ihrem Machtbereich vollendete Tatsachen zu schaffen und die Entwicklung in den Westzonen zu beeinflussen.08 Absatz 1 lautete: „Auf dem Territorium der Sowjetischen Okkupationszone in Deutschland ist die Bildung und Tätigkeit aller antifaschistischen Parteien zu erlauben, die sich die endgültige Ausrottung der Überreste des Faschismus und die Festigung der Grundlage der Demokratie und der bürgerlichen Freiheiten in Deutschland und die Entwicklung der Initiative und Selbstbetätigung der breiten Massen der Bevölkerung in dieser Richtung zum Ziel setzen.“09 Weiterhin sei den Werktätigen das Recht zur Vereinigung in freien Gewerkschaften und Organisationen zu gewähren. Alle Organisationen stünden unter der Kontrolle der SMAD und müssten deren Instruktionen befolgen.
 
        Wie Ilko-Sascha Kowalczuk in seiner Biografie über Walter Ulbricht jüngst verdeutlicht hat, gingen dem Aufruf zur KPD-Gründung intensive Absprachen zwischen führenden sowjetischen und deutschen Kommunisten in Moskau voraus.10 Anton Ackermann, ein Gefolgsmann Ulbrichts, erhielt den Auftrag, einen Entwurf für den Aufruf zu schreiben. Stalin wollte wohl zunächst keine Einheitspartei, weil diese die kommunistische Hegemonie gefährden könne. Die Errichtung einer „Volksdemokratie“ in der SBZ – und nicht nur hier11 – stand für ihn aber außer Frage. Er „setzte auf eine ganze sowjetische Besatzungszone und nicht auf ein halbes Deutschland.“12
 
        Schon am 11. Juni, einen Tag nach dem Befehl Nr. 2, legte die KPD ihren Gründungsaufruf vor. Dieser entsprach den Direktiven Stalins und war nicht klassenkämpferisch, sondern ausgesprochen zurückhaltend formuliert. Zu den dringendsten Aufgaben zählte etwa die „Herstellung der demokratischen Rechte und Freiheiten des Volkes“. Dazu gehörte auch der Aufbau von „antifaschistischen demokratischen Parteien“. Der Begriff „Sozialismus“ tauchte nirgendwo auf, dagegen sogar Selbstkritik: „Wir sind der Auffassung, dass der Weg, Deutschland das Sowjetsystem aufzuzwingen, falsch wäre, denn dieser Weg entspricht nicht den gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen in Deutschland“, heißt es im Aufruf.13 13 der 16 Unterzeichner des Zentralkomitees der KPD zählten zu Remigranten aus der Sowjetunion, unter anderem Walter Ulbricht und Wilhelm Pieck. Dem Aufruf, orientiert an der Konzeption der Kommunistischen Internationale (Komintern) von 1935, die auf eine „Volksfront“ gesetzt und die „Sozialfaschismus“-These aufgegeben hatte, folgten im Juni und Juli 1945 die ebenfalls strikt antifaschistisch angelegten Gründungsaufrufe der SPD, der CDU und der Liberal-Demokratischen Partei (LDP), die am Privateigentum an Produktionsmitteln festhielt, während die SPD den Sozialismus als Ziel ausgab.
 
        Es entstanden neben den beiden alten Parteien SPD und KPD damit zwei neue Parteien, eine christliche und eine liberale.14 Allerdings betonte der KPD-Aufruf die Notwendigkeit eines „Blocks der antifaschistischen, demokratischen Parteien“.15 Dazu kam es bereits am 14. Juli 1945. In einem Kommuniqué vereinbarten die vier Parteien „die Bildung einer festen Einheitsfront der antifaschistisch-demokratischen Parteien, um mit vereinter Kraft die großen Aufgaben zu lösen“.16 Ungeachtet der Verpflichtung zu gegenseitiger Anerkennung der Selbstständigkeit der Parteien wurde der Parteienpluralismus durch die Akzeptanz der „Einheitsfront“ damit faktisch unterlaufen. „Die von der KPD nach Kriegsende verfolgte Blockpolitik bildete das Kernstück ihrer bündnispolitischen Konzeption.“17
 
        PARTEIGRÜNDUNG IN DEN WESTZONEN
 
        In den Westzonen erfolgte die Bildung von Parteien später – unterschiedlich von Zone zu Zone, von Land zu Land, ja, von Region zu Region. Angesichts der Vielzahl ehemaliger NSDAP-Wähler und der zahlreichen Parteimitglieder (1945: rund 9 Millionen) war Vorsicht geboten,18 wobei sich den Parteien der Weimarer Republik weitaus weniger vorwerfen ließ als anderen gesellschaftlichen Gruppierungen. Zutreffend schrieb später der Parteienforscher Wilhelm Hennis: „Mit der auch rechtlichen Auflösung aller Parteien bis zum Sommer 1933 waren die demokratischen Parteien ‚als solche‘ die einzigen wirklich ‚unbelasteten‘ Organisationen, die einen Neubeginn deutscher demokratischer Tradition nach 1945 erlaubten.“19
 
        Gleichwohl dominierte wegen einer möglichen Unterwanderung durch nationalistische Kräfte anfangs die Skepsis gegenüber der Bildung deutscher Parteien. „Sowohl auf alliierter wie auf deutscher Seite bestanden Tendenzen, Parteibildung und Wahlen zu verschieben, bis der Verwaltungsaufbau abgeschlossen und eine gewisse wirtschaftliche Sanierung erreicht wäre.“20 Durch das sowjetische Vorpreschen gerieten die Westalliierten allerdings „in Zugzwang“.21 Auch in ihren Zonen begünstigte – mit wenigen Ausnahmen – die Lizenzierungspolitik die erwähnten vier Parteien, dezidierte Rechtsparteien blieben ausgeschlossen, ebenso Flüchtlingsparteien.
 
        Die Parteibildung selbst erfolgte zunächst auf Kreisebene.22 In der amerikanischen Zone war sie ab August 1945 möglich, in der britischen Zone ab September, in der französischen ab Dezember. Überzonale Zusammenschlüsse ließen allerdings auf sich warten. Erst die Vereinigung der amerikanischen und britischen Zone zur Bizone am 1. Januar 1947 erleichterte solche Zusammenschlüsse. Eingedenk der leidvollen Erfahrungen mit Deutschland zögerte die vorsichtige französische Lizenzierungspolitik, motiviert durch Sicherheitsbedürfnisse, die Bildung von Parteien in ihrer Zone am längsten hinaus.
 
        Die Praxis der Parteigründung wich von den besatzungsrechtlichen Bestimmungen mit ihren Genehmigungspflichten etwa für die Anmeldung von Parteiveranstaltungen häufig ab. So hatten sich zum Teil schon vor der Lizenzierung organisatorische Kerne gebildet, aus denen die Parteien dann emporwuchsen. Metaphernreich heißt es dazu bei dem Politikwissenschaftler Erhard H.M. Lange: „Das alles glich mithin ein wenig einer Opernpremiere, bei der zu Beginn des offiziellen Vorverkaufs bereits die besten Plätze vergeben sind.“ Und: „Aber auch die erteilten Lizenzen selbst blieben mit vielerlei Auflagen verbunden, die letztlich eine freie Willensbildung sehr erschwerten.“23 Die SPD wurde bundesweit in der ersten Hälfte des Jahres 1946 gegründet, die FDP Ende 1948, die CDU sogar erst 1950,24 ihre bayerische Schwesterpartei CSU bereits Ende 1945.
 
        LANDTAGSWAHLEN 1946 IN DER SBZ
 
        Wollte die SMAD (und mit ihr die KPD, die sich stärker als die SPD wähnte) zunächst keinen Zusammenschluss dieser beiden Parteien in der Sowjetischen Besatzungszone, trat im Herbst 1945 ein Wandel ein, der unter anderem mit den Nationalratswahlen in Österreich zusammenhing, bei denen die dortige KPÖ nur 5,4 Prozent der Stimmen erhalten hatte. Im Verein mit der SMAD übte die KPD beständigen – physischen und psychischen – Druck auf die sowjetzonale SPD aus, einer Vereinigung beider Parteien zuzustimmen.25 Unabhängig von der Frage der Berechtigung des Begriffs der „Zwangsvereinigung“, an dessen Verwendung sich in der Folgezeit viele Kontroversen entzünde(te)n: Von Freiwilligkeit konnte bei der SPD wahrlich keine Rede sein, als am 21. und 22. April 1946 KPD und SPD zur SED unter den Vorsitzenden Wilhelm Pieck und Otto Grotewohl fusionierten. Eine geheime Abstimmung über den Zusammenschluss fand in der Sowjetzone nirgendwo statt, jedoch in West-Berlin (in Ost-Berlin hatte dies die sowjetische Besatzungsmacht untersagt): Dort votierten 82 Prozent der SPD-Mitglieder gegen einen sofortigen Zusammenschluss mit der KPD, 62 Prozent plädierten für ein Bündnis beider Parteien, das die gemeinsame Arbeit sichern sollte.26
 
        Die SED sah mit großem Optimismus den fünf Landtagswahlen vom 20. Oktober 1946 in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen entgegen,27 zumal die bürgerlichen Parteien CDU und LDP, deren Vorsitzende Andreas Hermes und Waldemar Koch bereits im Dezember 1945 ihr Amt verloren hatten, vielfältige Schikanen vor allem durch die SMAD hinnehmen mussten, etwa bei der Papierzuteilung und der Registrierung. Allerdings fehlen Anhaltspunkte für Wahlfälschungen.28 Die SED erreichte zwar nirgendwo die absolute Mehrheit der Stimmen, aber überall die relative. Sie schnitt mit insgesamt 47,6 Prozent der Stimmen fast doppelt so stark ab wie LDP (24,6 Prozent) und CDU (24,5 Prozent).29 Die Wähler konnten auch für eine Massenorganisation votieren, die Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB) – und, nur in Sachsen, für Frauenausschüsse und den Kulturbund. Mit der Zulassung der von ihr dominierten, mit 2,9 Prozent der Stimmen freilich weithin erfolglosen VdgB wollte die SED bäuerliche Schichten von der Wahl der CDU oder der LDP abbringen. An den Gemeindewahlen Anfang September 1946 und teilweise auch an den Kreistagswahlen am 20. Oktober 1946 vermochten die Kandidaten der CDU und der LDP unter anderem wegen fehlender Lizenzen mitunter gar nicht teilzunehmen. Folglich geben diese Ergebnisse – die SED erhielt bei den Gemeindewahlen 57,1 Prozent der Stimmen – nicht angemessen die damaligen Präferenzen der Bevölkerung wieder.30
 
        Die Wahlen vom 20. Oktober 1946 zur Stadtverordnetenversammlung von Groß-Berlin sind insofern von Belang, als zum ersten und letzten Mal SED und SPD in ganz Berlin gegeneinander antraten. Die SPD erzielte 48,7 Prozent (in den drei Westsektoren 51,7 Prozent, im sowjetischen Sektor 43,6 Prozent), die SED 19,8 Prozent (in den drei Westsektoren 13,7 Prozent, im sowjetischen Sektor 29,8 Prozent). Damit lag die SED noch hinter der CDU, die berlinweit auf 22,2 Prozent kam (24,3 Prozent in den Westsektoren, 18,7 Prozent im Sowjetsektor). Was oft nicht bekannt ist: „Die wahlrechtliche Behandlung der politisch Belasteten erfolgte in den Berliner Vorschriften restriktiver und eindeutiger als in der sowjetzonalen Wahlordnung. Vom Stimmrecht ausgeschlossen waren alle ehemaligen Pg. [Parteigenossen], die vor dem 1. Mai 1937 in die NSDAP eingetreten waren, sowie Personen, die vor dem 1. April 1933 den Nebenorganisationen der Nazipartei angehört hatten.“31
 
        LANDTAGSWAHLEN 1946/47 IN DEN WESTZONEN
 
        Den von den Alliierten 1945/46 ernannten Regierungen gehörten vielfach auch Repräsentanten der KPD an. Neben drei Wahlen zu verfassungsgebenden Versammlungen in der amerikanischen Besatzungszone in den Ländern Bayern, Hessen und Württemberg-Baden am 30. Juni 194632 fanden – abgesehen von vorangegangenen Kommunalwahlen – 1946/47 Landtags- beziehungsweise Bürgerschafts- und Abgeordnetenhauswahlen in den westdeutschen Ländern weithin nach einem Proporzsystem statt, teilweise mit einer Fünfprozentklausel:33 in Bremen und Hamburg am 13. Oktober 1946, in West-Berlin am 20. Oktober, in Württemberg-Baden am 24. November, in Bayern und Hessen am 1. Dezember; in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein wurde am 20. April 1947 gewählt, in Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern sowie im Saarland am 18. Mai und in Bremen nochmals am 12. Oktober 1947. Cum grano salis gilt: In den Ländern der amerikanischen Besatzungszone wurde zuerst gewählt, in denen der französischen zuletzt.
 
        Wegen der Lizenzierungspraxis nahmen überwiegend die erwähnten vier Parteien daran teil, die Liberalen unter verschiedenen Namen. Zu den Ausnahmen zählten in Bayern die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung, die 7,4 Prozent der Stimmen erhielt, in Niedersachsen die Deutsche Partei (17,9 Prozent) und das Zentrum (4,1 Prozent), in Nordrhein-Westfalen ebenso das Zentrum (9,8 Prozent), in Schleswig-Holstein der Südschleswigsche Verein als Partei der Dänischen Minderheit (9,3 Prozent) sowie die Deutsche Konservative Partei – Deutsche Rechtspartei (3,1 Prozent) und in Bremen die Bremer Demokratische Volkspartei (1947: 13,9 Prozent). Die CDU (in Bayern die CSU) und die SPD34 dominierten mit insgesamt 37,7 beziehungsweise 35 Prozent klar.35 Die CDU erreichte ihr höchstes Ergebnis in Baden mit 55,9 Prozent, die SPD in West-Berlin mit 51,7 Prozent. Lag die Union im Süden vorn (und in Nordrhein-Westfalen), so die SPD im Norden (und zudem in Hessen). Die Liberalen, die ihr bestes Resultat (19,5 Prozent der Stimmen) in Württemberg-Baden erhielten, rangierten beim Kampf um den dritten Platz meist vor der KPD – diese schnitt mit 14 Prozent in Nordrhein-Westfalen am erfolgreichsten ab.
 
        Nach den Wahlen entstanden oft „übergroße“ Koalitionen – viele Schultern sollten die Verantwortung tragen. Das für eine parlamentarische Demokratie zentrale Muster aus Regierungs- und Oppositionsparteien hatte sich noch nicht eingespielt. Weitgehend in Vergessenheit geraten ist, dass auch nach den Landtagswahlen die KPD zum Teil weiterhin den neuen Regierungen angehörte, so in Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Württemberg-Baden.36 Dies änderte sich erst nach den nächsten Wahlen, als der antiextremistische Konsens den antifaschistischen mehr und mehr überlagerte.
 
        ENTWICKLUNG BIS ZU DEN STAATSGRÜNDUNGEN
 
        Nach den für die SED trotz mannigfacher Hilfe durch die SMAD wenig glorreichen Ergebnissen 1946 fanden in ihrem Herrschaftsgebiet bis zum 18. März 1990 keine demokratischen Wahlen mehr statt. Die Kommunisten schalteten die CDU und die LDP trotz zunächst beträchtlicher Widerstände nach und nach weitgehend gleich.37 Im April 1948 hoben sie die Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) und im Mai desselben Jahres die National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD) aus der Taufe, um das „bürgerliche“ Lager vollends zu schwächen. Fortan galt bei der Wahl der Volkskammer die Einheitsliste mit einem festen Schlüssel für die Parteien und die Massenorganisationen.38 Am 7. Oktober 1949, dem „Tag der Republik“, trat schließlich die Verfassung in Kraft – die DDR entstand.
 
        Ohne die antinationalsozialistische Akzeptanz zu lockern, setzte in den Westzonen allmählich ein verstärkter Antikommunismus ein, bedingt durch die misslichen Erfahrungen mit der sowjetischen Besatzungsmacht. Der charismatische SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher, Antikommunist und Antikapitalist gleichermaßen,39 wurde nicht müde, Otto Grotewohl, der als Vorsitzender des Zentralausschusses der SPD in der SBZ mehr und mehr auf eine enge Zusammenarbeit mit der KPD gesetzt hatte, heftig zu attackieren. Er verfolgte die Verschmelzung der SPD mit der KPD in der SBZ nicht ohne Gram, um es milde zu formulieren. Fortan sah die Westzonen-SPD deshalb keine Chance mehr für Kooperationen mit einer politischen Kraft in der SBZ, während CDU und FDP noch länger versuchten, die Parteien in Ost und West zusammenzuhalten. Für die CDU steht der Name von Jakob Kaiser, des Mitbegründers der Partei in der SBZ, für diese Bemühungen, für die Liberalen der von Wilhelm Külz, des Vorsitzenden der LDP. Doch ihre Initiativen zu zonenübergreifenden Zusammenschlüssen scheiterten. „Spätestens von 1948 an führten auch die deutschen Parteien in Ost und West einen Kalten Krieg gegeneinander“, wie der Politikwissenschaftler Peter Graf Kielmansegg treffend anmerkte.40
 
        Nicht zuletzt deshalb ermächtigten die drei Militärgouverneure die Ministerpräsidenten der westdeutschen Länder im Juli 1948 zur Einberufung einer verfassungsgebenden Versammlung und damit zur Bildung eines westdeutschen Staates. Am 1. September 1948 trat der von den Landesparlamenten gewählte Parlamentarische Rat in Bonn zusammen, und am 23. Mai 1949, dem Gründungsdatum der Bundesrepublik Deutschland, verabschiedete dieser das Grundgesetz mit 53 gegen 12 Stimmen.
 
        BRÜCHE UND KONTINUITÄTEN
 
        In der Zeit zwischen 1945 und 1949, dem „Kondominium der Alliierten“,41 waren diese im einen wie im anderen Teil Deutschlands tonangebend. Das konnte nach den verheerenden zwölf Jahren der NS-Diktatur auch nicht anders sein. Allerdings sind die Unterschiede zwischen Ost und West mit Händen zu greifen. Während im einen Teil Deutschlands die dortige Besatzungsmacht versuchte, der mit ihr ideologisch, organisatorisch und finanziell verbundenen Partei nach und nach die alleinige Herrschaft zuzuschanzen, war den Alliierten in den Westsektoren daran gelegen, allmählich ein pluralistisches Parteiengefüge zu installieren, wobei das besonders misstrauische Frankreich hierbei zunächst eine Sonderrolle einnahm. Im Laufe der Zeit ließ der Einfluss der Westalliierten etwas nach, ohne dass dies ihre Dominanz erschütterte.
 
        Die These, dass „der Gründungsprozess der Parteien zugleich ein Riesenschritt in die deutsche Teilung“ war,42 ist nicht falsch. Wenn die Aussage jedoch suggerieren soll, ein anderer Gründungsprozess hätte die Teilung verhindern können, so mag Widerspruch angesagt sein. Gewiss, kein historischer Vorgang ist ohne Alternative. Doch fehlt dem Betrachter die Vorstellungskraft für den Glauben an eine andere Entwicklung. Die Gegensätze zwischen den Konkurrenten mit Blick auf machtstrategische Interessen, staatspolitische Vorstellungen und moralische Werte ließen sich schwerlich überwinden. Und da es im Großen und Ganzen weder Fehlperzeptionen noch verpasste Chancen gab, dürfte dieser Verlauf der Geschichte angesichts begrenzter Handlungsspielräume unvermeidbar gewesen sein.
 
        In beiden Teilen Deutschlands war der Bruch mit dem Parteiengefüge der Weimarer Republik evident, wiewohl aus unterschiedlichen Gründen. Die SED beseitigte in ihrem Herrschaftsgebiet das Vielparteiensystem Weimars durch „Blockpolitik“. Die Antwort auf die Frage, ob die DDR ein Einparteienstaat war, ist müßig. Das formale Mehrparteiensystem lief in der Praxis auf einen Einparteienstaat hinaus.43
 
        In der Bundesrepublik schwächte die Lizenzierungspraxis die Vielfarbigkeit des früheren Parteiengefüges, wobei die Weimarer Republik weniger an der Zahl der Parteien krankte als vielmehr an deren mangelnder Akzeptanz der jungen Demokratie – und das nicht nur bei NSDAP und KPD. „Angesichts der erst 1953 erfolgenden Neustrukturierung des westdeutschen Parteiensystems lässt sie [die Bundestagswahl 1949] sich – überspitzt formuliert – ebenso sehr als letzte Weimarer wie als erste bundesrepublikanische Wahl apostrophieren.“44 Die Parteienkonzentration setzte auf Bundesebene erst danach ein – das Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP) 1952 und das der KPD 1956 begünstigte diesen Prozess. Die sich durch die Aufhebung des Lizenzierungszwangs Anfang 1950 abzeichnende Dekonzentration in den Bundesländern ließ bald wieder nach. Die Unterschiede zwischen der Endphase der Weimarer Republik und der Zeit nach 1945 sind also im Osten wie im Westen überdeutlich.
 
        Und wie fällt der Vergleich zum heutigen Parteiensystem aus? Während sich Union, SPD und FDP über die Zeit behaupten konnten, wurde die KPD – schon vor ihrem Verbot 1956 – schnell marginalisiert. Hatten zwischen 1961 und 1980 nur drei Fraktionen dem Bundestag angehört,45 gelangte 1983 mit den Grünen eine neue Kraft ins westdeutsche Parlament. Nach der friedlichen Revolution im Herbst 1989 und noch vor der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 trat die Ost-CDU der West-CDU bei, und die LDP fusionierte mit der FDP. Die DBD ging in der CDU auf, die NDPD in der FDP. Akzente konnte keine der vier Ost-Parteien im vereinigten Deutschland setzen, schon gar nicht „Retortenprodukte“ wie die DBD und die LDP. Die SED wurde in Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) umbenannt. Diese, mehrfach gehäutet und seit 2007 unter dem Namen Die Linke firmierend, ist bis heute als Oppositionspartei im Bundestag vertreten, zuletzt nur dank der Grundmandatsklausel. Seit 2017 gehört mit der Alternative für Deutschland (AfD) als sechste Kraft eine dezidierte Rechtspartei dem Bundestag an – ungeachtet zunehmender Erfolge vor allem in den neuen Bundesländern augenscheinlich ohne Chance auf eine Regierungsbeteiligung.
 
        Trotz der nur schwer einschätzbaren Aussichten weiterer kleiner Parteien:46 Das politische System der Bundesrepublik Deutschland unterscheidet sich grundlegend von dem der Weimarer Republik. Zum einen ist die Bundesrepublik im 75. Jahr ihrer Existenz ungeachtet aller Fährnisse eine gefestigte Demokratie, zum anderen fehlen echte Anti-System-Parteien wie die NSDAP und die KPD, die darauf aus waren, die junge Demokratie ohne Wenn und Aber zu beseitigen. Hinweise auf Parallelen zu „Weimarer Verhältnissen“ erhellen nicht angemessen die heutige Wirklichkeit.
 
        Das Parteiengefüge im Osten und im Westen Deutschlands unterscheidet sich zumindest partiell mit Blick auf die Präferenzen der Bürger, die Parteiidentifikation, die Parteienfragmentierung und die Rekrutierungsfähigkeit. Manche Ursachen hierfür liegen in der Zeit vor der Einheit, manche in der Zeit danach. Hat das langjährige faktische Einparteiensystem in der DDR das in den neuen Ländern verbreitete konkordanzdemokratische Element begünstigt? Eine schlüssige Antwort fällt schwer: Nach 1990 fielen in den neuen Bundesländern die innerparteilichen Differenzen größer aus als in den alten, die interparteilichen hingegen geringer. Wurzelt der erste Befund wohl wesentlich in der Negation der SED-Diktatur als der einigenden Klammer (und weniger im Pro für eine spezifische Position), mag der zweite auf das Nachwirken des langjährigen Propagierens von Geschlossenheit zurückzuführen sein – und auf die Massivität grassierender Gegenwartsprobleme, die es verbot, Konflikte über die Maßen zu betonen. Aber das bleibt letztlich Spekulation.
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        FRANZÖSISCHE BLICKE AUF DIE DOPPELTE DEUTSCHE STAATSGRÜNDUNG
 
        Ulrich Pfeil
 
        „Deutschland in den Marshallplan einbeziehen? Ja, denn auf Armut können wir nichts aufbauen. Deutschland in der europäischen Integration? Ja, wenn es sich das verdient, indem es eine echte Demokratie wird. Deutschland im Atlantikpakt? Niemals! Denn eine Wiederbewaffnung Deutschlands würde bedeuten, am Frieden zu verzweifeln.“ Mit diesen Worten reagierte der enge Vertraute von Charles de Gaulle, Maurice Schumann, auf die Annahme des Grundgesetzes durch den Parlamentarischen Rat am 8. Mai 1949. Der Christdemokrat und mehrmalige französische Außenminister Georges Bidault stand der Einbeziehung des bundesdeutschen Staates in die Verteidigungsstrukturen des Westens weniger kritisch gegenüber und sah wenige Tage nach der Nato-Gründung am 4. April 1949 „einen Regenbogen über Deutschland und damit über Europa“.01
 
        Die beiden Aussagen führender Politiker der damaligen Zeit spiegeln unterschiedliche Akzente der französischen Perspektive auf die Gründung der beiden deutschen Staaten.02 Sie verweisen zudem auf eine aufgewühlte weltpolitische Lage im Moment der westdeutschen Staatsgründung, zwischen politischer, wirtschaftlicher und militärischer Westintegration, aufgeheizten Ost-West-Beziehungen im Kalten Krieg und erster Berlinkrise.
 
        Welche Herausforderungen stellte die „deutsche Frage“ nach Ende des Zweiten Weltkriegs an Frankreich? Antworten finden sich nicht nur in den politischen Sphären der französischen Hauptstadt, sondern auch in der französischen Besatzungszone. Stets nahm Frankreich darüber hinaus die Entwicklungen im Westen wie im Osten Deutschlands wahr und passte seine Deutschlandpolitik nach der Gründung der beiden deutschen Staaten an die neuen Gegebenheiten an. Gleiches gilt für die französische Öffentlichkeit, deren Blick auf Deutschland immer auch von innenpolitischen Fragen geprägt war.
 
        DEUTSCHLANDPOLITISCHE ÜBERLEGUNGEN IM ZWEITEN WELTKRIEG
 
        „Was tun mit Deutschland?“, hatte die französische „Résistance“ schon vor Kriegsende gefragt.03 Um überhaupt deutschlandpolitische Pläne verfolgen zu können, musste sich Frankreich zunächst des deutschen Besatzers und des autoritären Kollaborationsregimes unter Marschall Philippe Pétain entledigen – und nach Kriegsende als Siegermacht anerkannt werden.04 Der britische Premierminister Winston Churchill hatte der „Provisorischen Regierung der Französischen Republik“ im November 1944 den Weg in die Europäische Beratende Kommission in London geebnet, wo sich die Möglichkeit einer Beteiligung Frankreichs an der interalliierten Verwaltung Deutschlands abzeichnete. Und schließlich gelang es Churchill auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945, Stalin und Roosevelt vom Vorschlag einer eigenen französischen Besatzungszone zu überzeugen. So gingen die USA, Großbritannien und die Sowjetunion mit einem planerischen Vorsprung in die Nachkriegszeit.05 Frankreich musste es wiederum darum gehen, den Status als Siegermacht abzusichern, weshalb de Gaulle das Ziel verfolgte, im Moment der Kapitulation der Wehrmacht mit französischen Truppen auf deutschem Boden zu stehen. Diesen Plan setzte die 1. Französische Armee Ende März 1945 um, als sie den Rhein überquerte und am 3. April Karlsruhe einnahm.
 
        Auf Augenhöhe mit den drei anderen Siegermächten befand sich Frankreich zu Kriegsende aber noch nicht, wurde de Gaulle doch zu seinem großen Ärger nicht zur Potsdamer Konferenz eingeladen. Paris fühlte sich daher in den folgenden Jahren nicht an die Potsdamer Beschlüsse gebunden und spielte mit einer gewissen strategischen Bewegungsfreiheit. Der General zog aus dieser von ihm so empfundenen Brüskierung den Schluss, dass Frankreich so schnell wie möglich seinen verlorenen Status als Großmacht wiedererlangen und zu diesem Zweck auch das Kolonialreich behalten müsse.
 
        VIELSCHICHTIGE DEUTSCHLANDPOLITIK
 
        Die militärische Niederlage von 1940 und die sich anschließende Besatzungszeit bewogen de Gaulle, seine Deutschlandpolitik in der unmittelbaren Nachkriegszeit um drei Pole herum zu organisieren: Rang, Sicherheit und Reparationen (besonders Kohle), wobei es ihm deutlich mehr auf sicherheitspolitische als auf wirtschaftliche Überlegungen ankam.06 Aus Sicherheitsgründen verlangte der General vor allem die Aufteilung des ehemaligen Reiches, mit aller Doppeldeutigkeit des Begriffs, die von „Zersplitterung“ (morcellement) bis „Dezentralisierung“ (décentralisation) reichte.07 So forderte de Gaulle aus hauptsächlich strategischen Gründen die Abtretung des linken Rheinufers – inklusive des Saargebiets – und auch des Ruhrgebiets sowie seine Internationalisierung, um die Deutschen von ihrer Rüstungsindustrie abzuschneiden. Bei einigen Reden im Herbst 1945 schlug er sogar annexionistische Töne an, obwohl er nur wenige Monate zuvor noch öffentlich erklärt hatte, er sei in diesem Punkt frei von jeglicher Versuchung. Die Reden während seines Besuchs in der französischen Besatzungszone im Oktober 1945 unterstreichen die Komplexität seines Standpunkts. Einerseits richtete er versöhnliche Botschaften an die Bevölkerung im Saar- und Rheinland; auf der anderen Seite hielt er vor französischen Offizieren in Baden-Baden eine Rede mit deutlich maximalistischen Untertönen: „Ziel unserer Aktion ist, Frankreich hier Fuß fassen zu lassen (…), d.h. Frankreich diejenigen Gebiete zur Verfügung zu stellen, die von Natur aus mit ihm verbunden sind. Darunter verstehe ich das linke Rheinufer mit der Pfalz, Hessen, Rheinpreußen und das Saargebiet. (…) Was den Rest der deutschen Länder angeht, so werden sie ihrem Schicksal, einem traurigen Schicksal, entgegengehen.“08
 
        Bis zur Moskauer Außenministerkonferenz im März 1947 bestand die offizielle französische Position also darin, die Abtrennung des linken Rheinufers, die Eingliederung des Saargebiets in den französischen Wirtschaftsverband und einen internationalen Status des Ruhrgebiets zu verlangen, selbst wenn sich hinter den Kulissen Alternativlösungen abzeichneten, was der Historiker Dietmar Hüser die „doppelte Deutschlandpolitik Frankreichs“ nennt.09 Realistisch betrachtet waren die Aussichten zur Aufrechterhaltung einer „harten Politik“ nicht mehr gegeben. Die von Georges Bidault weiterhin formulierten französischen Maximalforderungen erscheinen vor diesem Hintergrund eher taktischer Natur, um in den anstehenden Verhandlungen mit den anderen Alliierten zumindest die unmittelbaren wirtschaftlichen Ansprüche Frankreichs nach Kohlelieferungen von der Ruhr durchsetzen zu können. Paris versuchte daher, seine innenpolitische Instabilität als Trumpf gegen den amerikanischen Druck einzusetzen. Dabei galt es, sich durch Starrsinnigkeit in deutschlandpolitischen Fragen als schwieriger Partner zu profilieren und offizielle Positionen erst dann aufzugeben, wenn die Obstination mehr Nach- als Vorteile zu versprechen schien.10
 
        Die zunehmende Bipolarisierung der Welt erforderte von Frankreichs Außenpolitik einen permanenten Anpassungsprozess. Nachdem der amerikanische Präsident am 12. März 1947 die nach ihm benannte „Truman-Doktrin“ verkündet hatte, in der er die Völker aufrief, sich zwischen Freiheit und Sklaverei zu entscheiden, und die Eindämmung (containment) des Kommunismus zum Ziel der amerikanischen Politik erklärte, konnte Frankreich die Rolle des troublemaker im westlichen Lager immer schwerer aufrechterhalten. Im Rahmen der „doppelten Deutschlandpolitik“ demonstrierte Paris aber weiterhin Hartnäckigkeit bei der Frage nach den föderalen Strukturen für das sich herausbildende Westdeutschland.
 
        Das Einschwenken auf eine kooperative Politik gegenüber Deutschland wurde Paris durch den sich zuspitzenden Ost-West-Konflikt erleichtert. Die Furcht vor einem gewaltsamen sowjetischen Übergreifen auf Westeuropa nährte parallel zum „Feindbild Deutschland“ ein „Feindbild Sowjetunion“, das die Antagonismen zwischen Frankreich und Westdeutschland zu verwischen begann. Diese Perzeptionsverschiebungen gingen auch auf eine innere Entwicklung in Frankreich zurück, wo eine von Moskau gesteuerte und von der Kommunistischen Partei PCF losgetretene Streikwelle im November 1947 bisweilen den Charakter eines allgemeinen Aufruhrs annahm und den Kalten Krieg „zu einer innenpolitischen Realität“11 werden ließ.
 
        In eine neue deutschlandpolitische Phase trat Frankreich mit dem Amtsantritt von Robert Schuman als Außenminister im Juli 1947 ein, der auf eine mit starken supranationalen Elementen versehene wirtschaftliche und politische Westintegration der sich herausbildenden Bundesrepublik setzte, die zugleich als Gegenmodell zu einem möglichen ostdeutschen Zentralstaat unter Führung Moskaus konzipiert war. Die Sicherheit vor Deutschland sollte nun durch seine Integration in einen europäischen Rahmen erreicht werden.
 
        BESATZUNGSPOLITIK ALS SICHERHEITSPOLITIK
 
        Sicherheit vor Deutschland wollte Frankreich auch durch seine Besatzungspolitik erreichen. Eine tiefgreifende Demokratisierung erschien Paris dabei als beste Garantie, um nicht ein weiteres Mal vom östlichen Nachbarn angegriffen zu werden. Dabei galt es zum einen, die Entscheidungsebenen des öffentlichen Lebens in der Besatzungszone zu entnazifizieren, um die Struktur des Landes und die Mentalitäten zu verändern; zum anderen sollten die Deutschen mit der Demokratie vertraut und deren Vorzüge bewusst gemacht werden. Der Entnazifizierung kam hier eine doppelte Funktion zu: „Strictu sensu beschreibt Entnazifizierung den repressiven Prozess der Säuberung oder Épuration, gleichzeitig weist sie auf den konstruktiven Prozess der Umerziehung hin.“12
 
        Die französische Besatzungspolitik zwischen 1945 und 1949 lässt sich somit nicht allein auf eine Dezentralisierungs- und Zersplitterungspolitik reduzieren. Nachdem die französische Weigerung gegen deutsche Zentralinstanzen lange Jahre als Teil einer Obstruktionspolitik im Kreise der Alliierten galt, legen Studien seit Ende der 1980er Jahre ein differenzierteres Bild nahe. Der Historiker Rainer Hudemann etwa betont, dass sich die französische Regierung nicht allgemein gegen Zentralverwaltungen gewehrt habe, sondern verhindern wollte, „die künftige politische Gestaltung Deutschlands durch Zentralverwaltungen unter deutscher Leitung ohne eingehende Prüfung bereits zu präjudizieren“.13
 
        DOPPELTE STAATSGRÜNDUNG
 
        Die zunehmenden Spannungen zwischen den Supermächten verstärkten in Washington und Moskau die Forderung nach einer Konsolidierung der sich herausbildenden antagonistischen Blöcke. Auf die Integration der osteuropäischen Länder in den sowjetischen Machtbereich reagierte der Westen mit dem Brüsseler Pakt, der am 27. März 1948 von Großbritannien, Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Luxemburg unterzeichnet wurde und der die Verteidigung Westeuropas für 50 Jahre sichern sollte. Zwar war im Gründungstext weiterhin von der „deutschen Gefahr“ die Rede, doch konnte nicht übersehen werden, dass „die Zusammenfassung der militärischen Ressourcen und Planungen Westeuropas doch implizit schon klar gegen die sowjetische Bedrohung gerichtet“ waren.14
 
        Die von den USA ihrerseits bekundete Bereitschaft, nicht wieder in ihren traditionellen Isolationismus zurückzufallen, erleichterte es insbesondere Frankreich, in die Londoner Sechsmächtekonferenz (Februar bis Juni 1948) einzuwilligen, die mit den Londoner Empfehlungen zuende ging. Den westdeutschen Ministerpräsidenten wurden am 1. Juli 1948 in Frankfurt von Vertretern der westlichen alliierten Besatzungsmächte jene Dokumente übergeben, die die Bedingungen zur Gründung eines westdeutschen Staates enthielten („Frankfurter Dokumente“).15 Die von de Gaulle lauthals geforderte Ablehnung und die knappe Zustimmung zur Trizone durch die französische Nationalversammlung (mit 296 zu 287 Stimmen) spiegelten das Unbehagen bei vielen Abgeordneten wider. Es muss daher als Konzession verstanden werden, dass Paris der wirtschaftliche Anschluss des Saarlandes an Frankreich zugestanden wurde. Nichtsdestotrotz versuchte die französische Regierung, die Gründung eines westdeutschen Staates soweit es ging zu bremsen, um in dieser Formierungsphase ein Höchstmaß an föderativen Elementen in die staatlichen Strukturen des östlichen Nachbarn integrieren zu können.
 
        Einflussreiche politische Kreise in Paris fürchteten, dass es in Reaktion auf die Bildung der Trizone zur Gründung eines auf Berlin zentrierten Einheitsstaates in der SBZ, mit einem innerdeutschen Duell zwischen Berlin und Frankfurt, kommen könnte. In diesem Szenario entwickelte Berlin eine hohe Symbolkraft, denn für viele einflussreiche Politiker in Paris stellte die „Wiege des Preußentums“ den Ausgangspunkt für einen möglichen Wiederaufstieg des deutschen Militarismus und Großmachtdenkens in einem zentralistischen Land unter der Ägide Moskaus dar. In Anlehnung an die Schaffung der deutschen Einheit zwischen 1864 und 1871 vermuteten sie eine Entwicklung in Ost-West-Richtung und ein Fortdauern preußischer Mentalitäten.16 Nicht wenige französische Politiker waren von der Überlegenheit des SED-Modells überzeugt und befürchteten eine neue Mobilisierung für die nationale Sache, um Deutschland doch noch in den sowjetischen Machtbereich zu ziehen. Und in der Tat aktivierte Moskau in den folgenden Monaten seine Propaganda für ein neutrales Gesamtdeutschland.
 
        Nachdem das Grundgesetz vom Parlamentarischen Rat verabschiedet worden war, wurde die Bundesrepublik Deutschland am 23. Mai 1949 offiziell gegründet. Um nicht von der deutschen Öffentlichkeit und dem Osten zum alleinigen Verantwortlichen für die deutsche Teilung gemacht zu werden, betonten die Westmächte auf ihrer Außenministerkonferenz in New York (12. bis 18. September 1950) den provisorischen Charakter der Bundesrepublik und die Beschränkung ihrer politischen wie territorialen Rechte.17 Indem die Alliierten die Oberhoheit unter Einschluss der Sowjetunion behielten, sicherten sie sich das Exklusivrecht für Verhandlungen über die deutsche Frage. Dieser Anspruch wurde gerade von Frankreich immer wieder betont, das sich auf diese Weise seinen Platz im Konzert der Großen sichern wollte.
 
        Zugleich hatte der französische Hohe Kommissar André François-Poncet dem Oberbefehlshaber der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland und Chef der sowjetischen Kontrollkommission in der DDR, General Wassili Tschuikow, schon am 9. Oktober 1949, zwei Tage nach Gründung der DDR, offiziell mitgeteilt, dass die französische Regierung den Bonner Alleinvertretungsanspruch anerkenne, weil der Bundestag die einzig frei gewählte Vertretung des deutschen Volkes sei. Als wichtige Voraussetzung für eine Vereinigung schlug er die Durchführung von freien gesamtdeutschen Wahlen vor.18 Das SED-Regime war für die französischen Verantwortlichen in Paris nicht mehr als eine Marionettenregierung ohne eigene Handlungsbefugnisse. Dass die SED Wahlen regelmäßig hinausschob, interpretierte Paris als Zeichen für die fehlende Legitimation von Regierung beziehungsweise Volkskammer.
 
        Um die Nichtanerkennungspolitik des Westens gegenüber der DDR zu koordinieren, wurde für November 1949 eine Besprechung im Konsultativrat des Brüsseler Beistandspakts in Paris einberufen. Bei dieser Gelegenheit führte der französische Außenminister Robert Schuman aus, dass sein Land mit Ostdeutschland keine Abkommen schließen werde und die gesamten Kontakte der französischen Zone auf interzonaler Basis abwickeln wolle. So lehnte Paris in der Folge konsequent den von der DDR angestrebten Beitritt zu den internationalen Konventionen und Verträgen ab, für die Frankreich Depositarstaat war. Auf der Folgekonferenz am 8. Dezember 1949 beschlossen Frankreich, Großbritannien und die Benelux-Staaten eine de jure- und de facto-Politik der Nichtanerkennung gegenüber der DDR – und beabsichtigten auf diese Weise, die deutsche Frage offenzuhalten. Jegliche Kontakte mit der DDR sollten inoffiziellen Charakter besitzen und wie bei wirtschaftlichen Transaktionen über private Organisationen (etwa Handelskammern) abgewickelt werden. Weiterhin galten die sowjetischen Behörden für sie als die Verantwortlichen für Vorgänge in ihrer Zone. Nicht zu umgehende Kontakte mit offiziellen ostdeutschen Stellen waren auf niedrigster Ebene anzusiedeln.19
 
        Auch wenn die verschiedenen französischen Regierungen in den folgenden Jahren stets auch ein Auge auf die Geschehnisse in der DDR warfen, konzentrierten sie ihre Deutschlandpolitik auf den westdeutschen Teilstaat, konnte einzig dieser doch zur damaligen Zeit die Garantie für ein demokratisches und parlamentarisches System bieten, weshalb Frankreich die Bundesrepublik durch eine Aufwertung des ostdeutschen Regimes nicht unnötig in Bedrängnis bringen wollte. Gleichzeitig unterstrich es aber sein Statut als Siegermacht und war auch Anfang der 1950er Jahre noch nicht bereit, mit der Bundesrepublik auf Augenhöhe zu sprechen.20 Als der vom „Potsdam-Syndrom“ infizierte Adenauer forderte, dass die Bundesregierung im Falle einer Einigung der westlichen Siegermächte mit der UdSSR über Deutschland konsultiert werden müsse, lehnte André François-Poncet ein solch weitreichendes Entgegenkommen ab.21
 
        DIE BEIDEN DEUTSCHEN STAATEN IN DER FRANZÖSISCHEN PRESSE NACH 1949
 
        Nach seiner Regierungsübernahme am 20. September 1949 strebte Bundeskanzler Konrad Adenauer die vollständige Wiederherstellung staatlicher Souveränität an und konnte dabei auf erste Anzeichen für einen wirtschaftlichen Wiederaufstieg bauen. Vor diesem Hintergrund blieb Deutschland ein gesellschaftliches Mobilisierungsthema in Frankreich, sodass es Dietmar Hüser angesichts der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Krise Frankreichs und den daraus resultierenden negativen Auswirkungen auf das eigene Selbstbewusstsein nicht übertrieben erscheint, vom „Trauma einer zügigen wirtschaftlichen und moralischen Restauration Deutschlands in der französischen Öffentlichkeit“ zu sprechen, „erst recht angesichts des Gefühls, ein wiedererstarkter östlicher Nachbar werde erneut seiner Aggressionspolitik nachgehen“22 und sich ein weiteres Mal an Frankreich rächen.
 
        Diese Feststellung galt vor allem für die PCF und ihre Presseorgane, die sich um die Aufrechterhaltung eines deutschen Feindbildes bemühten und sich zu diesem Zweck auf die Bundesrepublik einschossen. Für die Parteizeitung „L’Humanité“ war das am 8. Mai 1949 verabschiedete Grundgesetz ein Ausdruck für den revanchistischen und reaktionären Charakter des zukünftigen westdeutschen Staates. Dass die drei westlichen Siegermächte sich auf die Gründung der Bundesrepublik geeinigt hatten, wurde fortan als Bruch des Potsdamer Abkommens verurteilt. Entsprechend der Vorgaben aus Moskau – und um weiterhin Einfluss auf Gesamtdeutschland ausüben zu können – forderten die französischen Kommunisten in steter Regelmäßigkeit, über die Zukunft Deutschlands auch weiterhin im Rahmen von Viermächteverhandlungen zu entscheiden.23 Dabei versuchte die PCF, ähnlich der SED, die Bundesrepublik in die Kontinuität von Kaiserreich und „Drittem Reich“ zu stellen, sodass „L’Humanité“ konsequent vom „Westreich“ (Reich occidental) sprach. Gleichzeitig versuchten die „Bruderparteien“, das Nationalgefühl der Deutschen zu sensibilisieren, und diskreditierten die Bundesrepublik als „amerikanische Kolonie“.
 
        Die Gründung der DDR wurde von „L’Humanité“ wiederum als Stärkung der „Friedensfront“ dargestellt, die gegen die „Kriegstreiber“ und Faschisten kämpfe.24 Der Parteiführer der PCF, Maurice Thorez, sprach sich nicht gegen eine Verständigung mit dem deutschen Volk aus, doch wollte er dessen Verantwortung für die Verbrechen während des Krieges nicht vergessen und forderte es auf, Garantien dafür zu geben, dass Deutschland nicht wieder zu einer Bedrohung für seine Nachbarn werde.25 Das Politbüro der PCF tat sich gleichwohl nicht leicht mit der DDR und befasste sich mit ihr erst in seiner Sitzung am 1. Dezember 1949. Das Misstrauen gegenüber den deutschen Genossen saß tief, denn viele französische Kommunisten waren der Meinung, dass die deutsche Arbeiterbewegung vor 1945 keinen ausreichenden Widerstand geleistet habe und nunmehr exkulpierende Narrative entwickele, um der Frage nach der eigenen Verantwortung für den Aufstieg Hitlers zu entgehen.26 Dieses Misstrauen bekamen auch deutsche Arbeiter zu spüren, die nach dem Krieg in Frankreich geblieben waren.27
 
        So kam es in der Nachkriegszeit einer „verordneten Völkerfreundschaft“ gleich, dass die PCF in ihren Presseorganen nicht nur über die Ereignisse in der DDR zu berichten hatte, sondern auch ihre Verbundenheit mit dem ostdeutschen Staat zum Ausdruck bringen musste. Die gemeinsame Gegnerschaft zur westeuropäischen Integration und zur Bundesrepublik in dieser Zeit des sich verschärfenden Kalten Krieges ermöglichte es aber den deutschen und französischen Kommunisten, sich im Rahmen der von Moskau proklamierten „antiimperialistischen“ Politik als solidarische Partner im Kampf für Frieden und „proletarischen Internationalismus“ darzustellen. Ausdruck dieser Politik war unter anderem der Beschluss der PCF vom 27. Juni 1950, ausgedehntere Kontakte zwischen den Gewerkschaften, den Jugendorganisationen sowie den Parteizeitungen zu organisieren. Schuman-Plan, Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) boten PCF, SED und KPD die Möglichkeit, die propagandistischen Energien gegen die gemeinsamen Klassenfeinde in Paris, Washington und Bonn zu lenken.
 
        Die offiziellen Verlautbarungen konnten jedoch nur schwerlich verdecken, dass Ost-Berlin in den deutschlandpolitischen Überlegungen der französischen Genossen allerhöchstens eine sekundäre Rolle spielte. Die Pariser Parteizentrale konzentrierte ihre Anstrengungen in dieser Frage auf die westdeutsche KPD, gegen die die Bundesregierung im November 1951 einen Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit gestellt hatte. Die PCF unterstützte die westdeutschen Genossen und bezeichnete die KPD als einzige Partei in der Bundesrepublik, die für eine Politik des Friedens und gegen die Rückkehr des Nationalismus wirke. So integrierte sie das KPD-Verbot in ihre Kampagnen gegen die Westintegration der Bonner „Revanchisten und Militaristen“.28
 
        In der bürgerlichen Presse wurden die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Geschehnisse in der Bundesrepublik vor dem Hintergrund von Frankreichs Abstieg von einer Groß- zu einer Mittelmacht wahrgenommen. Die Erinnerung an deutschen Militarismus und Nationalismus sowie die Besatzungsjahre war permanenter Anlass, sich über die politische und mentale Entwicklung in Westdeutschland Gedanken zu machen, um das mögliche Verhalten der Staatsspitze in Bonn für den Fall der staatlichen Souveränität vorauszusagen. Das nicht zu übersehende Misstrauen gegenüber Deutschland wurde dabei von dem Verdacht gespeist, dass der östliche Nachbar ein doppeltes Spiel zwischen den Blöcken spielen könnte. Dieser aktualisierte „Rapallo-Komplex“ war eine Folge von Forderungen nach einem blockfreien beziehungsweise neutralen Deutschland mit Brückenfunktion zwischen West und Ost, wie sie Jakob Kaiser (CDU) oder der spätere Bundespräsident Gustav Heinemann Anfang der 1950er Jahre vertraten. Frankreichs Blick auf Deutschland war damit ganz maßgeblich von dem ausgeprägten eigenen Sicherheitsbedürfnis geprägt.29
 
        Mochten Deutschlandkenner wie Alain Clément von „Le Monde“ auch eine neue deutsche Mentalität ausgemacht haben, die nun nicht mehr in dem bedingungslosen Willen zur Einheit des Vaterlandes, sondern in der Bereitschaft zur Verankerung des eigenen Landes im Westen zum Ausdruck komme,30 so sahen sich die französischen Beobachter doch eher veranlasst, aus den aktuellen Gegebenheiten in den beiden deutschen Staaten Rückschlüsse darauf zu ziehen, ob die wiederholt attestierte positive Entwicklung der Westdeutschen nicht auch wieder umkehrbar sei. Dieses Misstrauen hatte nachvollziehbare historische Ursachen, wurde jedoch auch durch das Gefühl beflügelt, mit der Teilung Deutschlands auf einem Pulverfass im Zentrum Europas zu sitzen. Die westdeutsch-französische Verständigung und die Unterzeichnung des Élysée-Vertrages 1963 schufen jedoch in der Folge ein dichtes politisches und soziokulturelles Netzwerk, das Misstrauen abzubauen half und breite Zusammenarbeit möglich machte.
 
        Wenn es der DDR auch nicht gelang, die Bundesrepublik in den deutsch-französischen Beziehungen – frei nach Walter Ulbricht – zu überholen, ohne sie einzuholen, war spätestens in den 1960er Jahren in Frankreich nicht mehr zu übersehen, dass „la RDA“ als politische, wirtschaftliche und kulturelle Realität wahrgenommen wurde. Das „Vaterland“ von Bertolt Brecht, Christa Wolf oder Heiner Müller hatte sich eine literarische Identität erarbeitet, von ihren „Diplomaten im Trainingsanzug“ fühlten sich auch die französischen Sportler herausgefordert, und bei den Städtepartnerschaften ab 1959 kamen sich Ostdeutsche und Franzosen oftmals näher, als es der Stasi lieb war.31 Diese Entwicklung verfolgte Bonn bis Anfang der 1970er Jahre mit einem spürbaren Unbehagen, legte nach der diplomatischen Anerkennung der DDR durch den Westen dann aber größere Gelassenheit an den Tag.32
 
        FAZIT
 
        „Die Wiedervereinigung ist in meinen Augen ein berechtigtes Anliegen der Deutschen. Es kann aber nur auf friedliche und demokratische Weise verwirklicht werden (…). Die Deutschen müssen sich natürlich frei entscheiden können, aber das Einverständnis der Sowjetunion und der Westmächte erfordert einen echten Dialog.“33.
 
        Mit diesen Worten beschrieb François Mitterrand im Sommer 1989 sein Verhältnis zur deutschen Einheit und den damit zuhängenden Rechten der vier Siegermächte des Zweiten Weltkriegs, die ihm stets sehr wichtig waren. Er nahm hier eine sehr gaullistische Position ein, hatte die Nation doch schon für den General stets mehr Wirkungsmacht als Ideologien gehabt, weshalb er dem Kommunismus keine Ewigkeit prognostizierte und am fernen Horizont auch eine deutsche Wiedervereinigung nicht ausschließen wollte. Alle französischen Präsidenten bezeugten den Westdeutschen in dieser Frage stets ihre Unterstützung und erkannten das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes an, doch stellte sich für die Vorgänger von Mitterrand die deutsche Frage nie konkret. Dies änderte sich erst im Herbst 1989, als die friedlichen Demonstranten in der DDR zunächst „Wir sind das Volk“ und wenige Wochen später „Wir sind ein Volk“ skandierten. Trotz der immer wieder beteuerten deutsch-französischen Versöhnung und Freundschaft löste die Vorstellung von einem großen deutschen Nachbarn nicht nur bei Mitterrand spürbare Beklemmungen aus. Völlig geklärt ist dabei die Frage immer noch nicht, ob der französische Präsident die deutsche Vereinigung verhindern oder nur bremsen wollte. Die Mehrheit der Franzosen jedenfalls respektierte das Recht der Deutschen auf Selbstbestimmung. Heute existiert ein dichtes Netz von Kontakten und Beziehungen zwischen beiden Gesellschaften, das in seiner Intensität und Dichte zwischen souveränen Staaten seinesgleichen sucht.34
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        GRÜNDUNGSGESCHICHTEN
 
        Eine Ausstellungsbegehung
 
        Elke Kimmel
 
        Eine Ausstellung zum 75. Jahrestag der Gründung von Bundesrepublik Deutschland und Deutscher Demokratischer Republik, wie sie die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) 2024 unter dem Titel „Gründungsgeschichten“ in mehreren deutschen Städten zeigen wird, gerät schnell in Gefahr, zu staatstragend zu geraten. Die Verlockung, die Nachkriegsgeschichte als Vorgeschichte des späteren Erfolgs – zumindest des westdeutschen Modells – zu erzählen, ist groß. Eine solche Ausstellung würde wohl vor allem die in der Öffentlichkeit und in den Medien bekannten und besonders wirkungsmächtigen Muster und Bilder bestätigen.01
 
        Auch aus anderen Gründen trägt diese Herangehensweise nicht. So würde die DDR als Staat, der 1990 aufgehört hat zu existieren, nur eine kontrastierende Nebenrolle spielen. Und nicht „nur“ die DDR bliebe bei dieser Erzählung schnell auf der Strecke. Betroffen wären – gerade bei der für Ausstellungen üblichen und notwendig verknappenden Erzählweise – auch die Geschichten von gescheiterten Ideen und Projekten, von Außenseitern und Ausgegrenzten, die nicht in dieser Erfolgsgeschichte aufgehen. In einer solchen Darstellung gäbe es wenig Platz für Ereignisse, die nicht in den Rahmen der demokratischen Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik passen oder die dem antifaschistischen Gründungsmythos der DDR widersprechen. Gerade diese Geschichten tragen aber viel zum Verständnis der Gründungssituation bei – und auch dazu, zu verstehen, wie Deutschland heute ist. Ausgespart bliebe zudem die Frage nach der Vorgeschichte von Problemlagen und Krisen, mit denen sich das heutige vereinte Deutschland auseinanderzusetzen hat.
 
        REALITÄT, GESTERN UND HEUTE
 
        Mindestens ebenso wichtig scheint, dass eine solche verkürzte und harmonisierende Herangehensweise auch den Realitäten des Jahres 1949 kaum gerecht würde. Die widersprüchlichen Anforderungen, die die Bewältigung des Nachkriegsalltags an die Menschen stellte, werden aus heutiger Sicht schnell zum nebensächlichen Hindernis auf dem Weg in ein gleichsam schon in Sichtweite befindliches, einigermaßen abgesichertes Dasein. Ein Beispiel: KZ-Überlebende konnten bei Kriegsende nicht wissen, dass sie ab 1948 in die USA oder nach Israel auswandern durften. Ohne das Wissen über eine bevorstehende Ausreise mussten sie es ertragen, über Jahre in einem Barackenlager zu leben – umgeben von einer Bevölkerung, die in den Jahren zuvor ihre Vernichtung vielleicht nicht aktiv unterstützt, aber doch zumindest stillschweigend hingenommen hatte. Rückblickend verkürzen sich die Jahre zu schnell zu Augenblicken – in der Gegenwart der Nachkriegsjahre waren sie dies nicht.
 
        Selbstverständlich helfen historische Quellen, solche Verkürzungen und Simplifizierungen zu vermeiden, insbesondere Fotos und Zeugnisse von Mitlebenden,02 private Tagebücher und Aufzeichnungen oder Zeitungsberichte. Dennoch bleibt die Herausforderung, dass sich diese Quellen gegen die Wirkungsmacht der verbreiteten Erzählung behaupten können müssen.
 
        Für eine Ausstellung ist die Nutzung von historischen Fotos naheliegend. Im Rahmen der „Gründungsgeschichten“ kommen 75 historische Fotos von Orten und Ereignissen zum Einsatz, die der Fotograf und Grafiker Alexander Kupsch mit einem aktuellen Foto verwoben hat, das möglichst aus identischem Blickwinkel aufgenommen wurde. Diese Montagen visualisieren, für die Betrachterinnen und Betrachter unmittelbar nachvollziehbar, den Schritt aus dem Heute in die Zeit um 1949. Die Gründungsgeschichten werden so unmittelbar mit der Gegenwart in Beziehung gesetzt. So kollidiert ein im Sommer 2023 aufgenommener Radfahrer in der Rostocker Innenstadt beinahe mit den Teilnehmern der Ostzonenrundfahrt von 1949. Die Bildmontagen machen neugierig auf die Geschichten, für die sie stehen.
 
        Die erzählten Geschichten zeugen in mehrfacher Hinsicht von der Multiperspektivität des Ausstellungsprojekts. Diese zeigt sich sowohl in der Auswahl der Themen – neben Politik und Justiz sind hier Sport und Freizeit, Kultur und Kunst, Wirtschaft, Versorgung und Wohnen zu nennen – als auch in der regionalen Streuung der ausgewählten Geschichten. Ohne hier einen genauen Proporz anzustreben, werden Ost-, West-, Nord- und Süddeutschland gleichermaßen berücksichtigt. Große und kleinere Städte tauchen ebenso als Schauplätze auf wie kleinere Orte und ländliche Gemeinden. Die thematische wie regionale Streuung verstärkt idealerweise den beabsichtigten niedrigschwelligen Zugang zum Ausstellungsthema. Zwar stammen die Gründungsgeschichten tatsächlich ganz überwiegend aus dem Jahr 1949, für die Auswahl war jedoch entscheidend, dass sie über das eigentliche Ereignis hinausweisen. In vielen Fällen gibt es je eine ost- und eine westdeutsche Geschichte zu einem ähnlichen Thema, dies ist jedoch nicht immer so. Die Gründungsgeschichten sind nicht hierarchisch gegliedert, es gibt keine zwingende Ausstellungserzählung. Lediglich die Eingangstafeln sind festgelegt: Sie beschreiben die Herangehensweise des Ausstellungsteams und den zeithistorischen Kontext der Gründungsgeschichten.
 
        Deutlich werden soll insbesondere die Vielfalt der Lebensverhältnisse in der Nachkriegszeit. Im Zentrum stehen deshalb weniger die großen politischen Ereignisse als vielmehr der Alltag der Deutschen in den Besatzungszonen, aus denen zwei deutsche Staaten werden sollten. Dass die große Politik dennoch an verschiedenen Stellen diesen Alltag prägte und dessen Rahmenbedingungen schuf, versteht sich indes von selbst. Die Ausstellung aber unternimmt den Versuch, den Menschen und ihrer Lebenswelt in jener Zeit näher zu kommen, ihre Probleme und Prägungen besser zu verstehen.
 
         
          [image: APuZ2749_Fig1.tif] 
          Rostock: Start zur zweiten Etappe der Ostzonen-Rundfahrt Rostock-Wittenberge, September 1949. Die Grundstücke rechts im Bild wurden nach 1949 bebaut. Historisches Foto: Bundesarchiv Bild 183-H0423-0501-001, Pietsch; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        Im Folgenden sollen einzelne Gründungsgeschichten illustrieren, welche inhaltlichen Schwerpunkte die Ausstellung setzt. Ich fasse hier verschiedene Geschichten zusammen, die in der Ausstellung schon deshalb verstreuter auftreten, weil diese nicht thematisch strukturiert ist, sondern topografisch. Die Ausstellung selbst wird durch Zusatzmaterialien ergänzt, die über QR-Codes auf den Ausstellungstafeln abrufbar sind. Zudem wird die bpb auf ihrer Website zehn ausgewählte Orte (aus den 75 in der Ausstellung gezeigten) als 360-Grad-Panoramen zugänglich machen. In diesen Panoramen sind Materialien wie historische Fotos, Dokumente, Audio- und Videodateien zur weiteren Vertiefung verlinkt.
 
        STAATSGRÜNDUNGEN
 
        Nach langen Verhandlungen verabschiedet der aus Delegierten der westlichen Besatzungszonen bestehende Parlamentarische Rat in Bonn mit dem Grundgesetz im Mai 1949 eine Verfassung, die schon im Vorwort ihren provisorischen Charakter hervorhebt. Ebenso provisorisch soll Bonn Bundeshauptstadt sein. Wenige Tage später findet im sowjetischen Sektor von Berlin, im Admiralspalast an der Friedrichstraße, der Dritte „Volkskongress“ statt, mit dem die SED ihren gesamtdeutschen Anspruch bekräftigen will. Auf den Wahlzetteln für dieses Gremium steht: „Ich bin für die Einheit Deutschlands und einen gerechten Friedensvertrag. Ich stimme darum für die nachstehende Kandidatenliste zum Dritten Deutschen Volkskongreß.“03 Trotz des öffentlich ausgeübten Drucks stimmen viele Menschen in der SBZ bei dieser „Wahl“ mit „Nein“ – allzu deutlich scheint ihnen, dass es weder um Frieden noch um Freiheit geht, sondern darum, die Macht der Sozialistischen Einheitspartei zu festigen. Der Volkskongress betrachtet sich nichtsdestotrotz als legitime Vertretung und bestimmt die Mitglieder des Volksrats, der am 7. Oktober 1949 erstmals als Volkskammer tagen wird.
 
         
          [image: APuZ2749_Fig2.tif] 
          Mödlareuth: Der Tannbach bildet die Zonengrenze zwischen Thüringen und Bayern, die mitten durch das Dorf verläuft, Juli 1949. Heute erinnert an dieser Stelle nichts mehr an die Teilung. Historisches Foto: Bundesarchiv Bild 183-N0415-363, Otto Donath; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        In Deutschland entstehen zwei Staaten mit unterschiedlichen Rechts-, Wirtschafts- und Sozialsystemen, die die Lebensbedingungen und den Alltag ihrer Bürgerinnen und Bürger für die kommenden Jahrzehnte maßgeblich prägen werden. Besonders massiv macht sich die Teilung Deutschlands im Alltag der Menschen bemerkbar, die unmittelbar an der Grenze zwischen den Staaten wohnen: in Berlin. Selbst wenn die Grenze zwischen Ost- und West-Berlin noch weitgehend problemlos überschritten werden kann, gelten in der Stadt ab Juni 1948 zwei verschiedene Währungen. Gerade für Menschen, die im Ostteil arbeiten und im Westteil leben, bedeutet dies täglichen Aufwand. Andernorts, im Dorf Mödlareuth etwa, wird die Grenze noch spürbarer – das Dorf liegt teils in Thüringen, teils in Bayern. Schon im Juni 1950 kommt es hier bei der Flucht eines sächsischen Unternehmers zu einer wilden Verfolgungsjagd. Aber auch dort, wo Grenzen weit weg sind, nehmen die Unterschiede zwischen der DDR und der Bundesrepublik in den verschiedenen Lebensbereichen zu – gleichgültig, ob im Sport, in der Kultur, in der juristischen Aufarbeitung der NS-Vergangenheit oder beim Kauf von Lebensmitteln.
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          Babelsberg, sowjetischer Kontrollpunkt: Der Interzonenbus aus Berlin Richtung Hannover wird kontrolliert, 12. Mai 1949. Heute ist der Standort des Kontrollpunktes kaum noch zu verorten. Historisches Foto: Picture Alliance, ZB/zbarchiv; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        UMGANG MIT DEN ORTEN DER VERBRECHEN
 
        Sowohl in den westlichen als auch in der sowjetischen Besatzungszone befreiten die alliierten Truppen NS-Konzentrationslager (KZ) und sahen sich anschließend mit der Aufgabe konfrontiert, mit diesen baulichen Hinterlassenschaften des NS-Regimes umzugehen. Das Gelände des ehemaligen KZ Dachau nutzt die amerikanische Besatzungsmacht zunächst, um hier Angehörige der SS und andere hochrangige Nationalsozialisten zu internieren. Insgesamt werden hier 1672 Angeklagte vor Gericht gestellt und 426 von ihnen zum Tode verurteilt. Anschließend soll das Areal wieder in deutsche Verwaltung übergeben werden, der Bayerische Landtag erörtert eine geeignete Nachnutzung. Bereits am 16. Januar 1948 stellt der CSU-Abgeordnete Hans Hagn im Landtag einen Antrag „betreffend Freimachung von Lagern zur Benützung als Arbeitslager für asoziale Elemente“.04 Das ehemalige KZ Dachau könne man nutzen, um dort „Asoziale“ und „Arbeitsscheue“ zu „erziehen“. Die oppositionellen Sozialdemokraten unterstützen diesen Antrag.05 Letztlich scheitert die Umsetzung des Vorhabens daran, dass die frei gewordenen Baracken im ehemaligen KZ zur Unterbringung der Flüchtlinge und Vertriebenen aus den Gebieten östlich von Oder und Neiße benötigt werden. Die Lagerstruktur bleibt bis Ende der 1950er Jahre unangetastet, dann sollen sämtliche Baracken abgerissen werden, um der neuen Wohnsiedlung Dachau-Ost Platz zu machen. Nur Proteste aus dem Ausland verhindern, dass ein erster Gedenkort am ehemaligen Krematoriumsgebäude im Zuge der Planungen beseitigt wird.
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          Dachau: Geflüchtete zwischen den ehemaligen KZ-Baracken, 28. Oktober 1949. Seit 1965 befindet sich hier die KZ-Gedenkstätte Dachau. Historisches Foto: akg-images / AP; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        Im Juli 1949 erlangt die Münchner Möhlstraße traurige Berühmtheit. Hier haben sich viele Displaced Persons (DP) angesiedelt – Menschen, die die Vernichtungslager der Nationalsozialisten häufig mit knapper Not überlebt haben und die nun auf eine Ausreisemöglichkeit nach Palästina oder in die USA warten. Von der Besatzungsmacht werden sie bevorzugt mit Wohnraum und Lebensmitteln versorgt. Gerade der Zugang zu begehrten und knappen Waren erregt den Neid der Nachbarn – zumal einige der in der Möhlstraße abgewickelten Geschäfte nicht legal sind. Geschäftsleute aus der Umgebung behaupten, ihre Existenz sei durch den Handel in der Straße gefährdet. Am 1. Juli 1949 umstellen etwa 500 Polizisten das Gebiet und führen eine Razzia durch.06 Dabei gehen sie rabiat gegen die DP vor – Betroffene und Beobachter fühlen sich an NS-Methoden erinnert. Es ist nicht das erste und auch nicht das einzige Mal, dass die deutsche Polizei gegenüber DP mit völlig überzogener Härte auftritt. Bereits im Frühjahr 1946 ist in Stuttgart im Kontext einer Razzia gegen Schwarzmarkthändler bei einer Schießerei ein KZ-Überlebender getötet worden. Eine Folge dieses ersten Übergriffs ist, dass es der deutschen Polizei bis 1949 grundsätzlich verboten ist, gegen DP vorzugehen.
 
        Gemein ist diesen Vorfällen, dass die geschützten Wohnbereiche der DP als Ausgangspunkt von Kriminalität gesehen werden. Im Bayerischen Landtag fordert nicht nur der SPD-Abgeordnete Arno Behrisch eine „Bereinigung“ der Zustände in den DP-Siedlungen, weil unter ihnen die angrenzende Wohnbevölkerung zu leiden habe und sie dazu geeignet seien, dem Antisemitismus in der Bevölkerung Vorschub zu leisten.07
 
        UMGANG MIT NS-KONZENTRATIONSLAGERN IN DER SBZ
 
        Die ehemaligen NS-Konzentrationslager Sachsenhausen (Oranienburg), Ravensbrück (bei Fürstenberg) und Buchenwald (bei Weimar) befinden sich auf dem Gebiet der SBZ. Die Lager und das Gedenken an deren Opfer haben hier einen anderen Stellenwert als in der späteren Bundesrepublik: Dem antifaschistischen Gründungsmythos zufolge ist es gerade der kommunistische Widerstand im Nationalsozialismus, der das Fundament für die DDR legte.08 Zentral für das Gedenken wird der Ettersberg oberhalb des KZ Buchenwald, in dem im August 1944 der seit 1933 inhaftierte KPD-Vorsitzende Ernst Thälmann umgebracht wurde. Außerdem haben sich hier 1945 die politischen Häftlinge zur Selbstbefreiung des Lagers organisiert.09 Einem würdigen Gedenken an diesem Ort steht in den Augen der Verantwortlichen der Anfang des 19. Jahrhunderts errichtete Bismarckturm auf dem Ettersberg entgegen: Er wird im Sommer 1949 gleichsam über Nacht beseitigt. Wenig später wird mit dem Bau der monumentalen Gedenkstätte begonnen.
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          Ettersberg bei Weimar: Ansicht des 1901 errichteten Bismarckturms, vor 1949. Der ehemalige Standort des Turms wird durch einen Steinsockel markiert. Historisches Foto: Wilhelm Walther, CC BY-SA 4.0; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        Auch in Sachsenhausen entsteht bis Mitte der 1960er Jahre eine Mahn- und Gedenkstätte. Direkt nach 1945 wird ein Teil des Lagers zur Internierung politisch missliebiger Personen genutzt: Zehntausende NS-belastete Personen werden hier inhaftiert, aber auch Zwölfjährige, die man verdächtigt, als „Werwölfe“ aktiv zu sein.10 Hinzu kommen Tausende von Menschen, die aus anderen Gründen in Konflikt mit der Sowjetischen Militäradministration geraten sind. Viele dieser Menschen werden die Lagerhaft nicht überleben, denn in den Baracken herrscht qualvolle Enge, die Versorgung ist mangelhaft, die hygienischen Bedingungen ebenfalls. Auch nach der Auflösung des Speziallagers Sachsenhausen 1949 werden längst nicht alle Inhaftierten freigelassen – viele Menschen werden von hier aus in Lager in der Sowjetunion verschleppt, weitere werden in den DDR-Strafvollzug übergeben.11
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          Oranienburg, Sachsenhausen: Auflösung des sowjetischen Speziallagers, 20. Januar 1950. Heute besuchen jährlich Tausende die Gedenkstätte und das Museum Sachsenhausen. Historisches Foto: Bundesarchiv Bild 183-S92376, Walter Heilig; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        GESCHICHTE VOR GERICHT
 
        1949 ist das Jahr, in dem der letzte große Nürnberger Prozess seinen Abschluss findet, der „Wilhelmstraßenprozess“. Zentral ist die Person des Hauptangeklagten Ernst von Weizsäcker, der bis 1943 Staatssekretär unter Außenminister Joachim von Ribbentrop war. Mit Weizsäcker stehen weitere Angehörige der Ministerialbürokratie vor Gericht, die qua Amt an den NS-Verbrechen beteiligt waren, aber auch hochrangige Nationalsozialisten. Schon bei Prozessbeginn erklären sich alle Angeklagten für „nicht schuldig“ oder behaupten gar: „Ich bin unschuldig.“12 Das Gericht kommt zu einem anderen Urteil. Im April 1949 werden Strafen von bis zu 25 Jahren verkündet; Ernst von Weizsäcker wird zu sieben Jahren Haft verurteilt. Gerade dieses Urteil stößt in der westdeutschen Öffentlichkeit auf Protest. Weizsäcker wird vor allem als Angehöriger des Widerstands gesehen, der lediglich im Amt geblieben sei, um „Schlimmeres“ zu verhindern.13 Die „Zeit“ erklärt, das Gericht habe gar nicht fair urteilen können: „Wer die Luft einer Diktatur nicht geatmet hat, wem das Klima des totalen Staates kein Begriff ist, der wird all dies schwer begreifen können.“14
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          Nürnberg, Justizgebäude: Anklagebank im Wilhelmstraßenprozess, Februar 1948. Der Saal ist heute sowohl Erinnerungsort als auch Gerichtssaal. Historisches Foto: Bundesarchiv Bild 183-R68180, o. A.; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        Kontrovers ist auch ein Verfahren, das vor dem Hamburger Landgericht verhandelt wird. Angeklagt ist der Spielfilmregisseur Veit Harlan, der im Auftrag des NS-Propagandaministeriums unter anderem den antisemitischen Film „Jud Süß“ gedreht hat. Harlan selbst bezeichnet sich wiederholt als Philosemiten und sieht sich zu Unrecht angeklagt. Er behauptet, Propagandaminister Joseph Goebbels habe ihn faktisch dazu gezwungen, den Film zu drehen. Als Zeugen geladene Regisseure widersprechen dieser Darstellung: Es habe durchaus die Möglichkeit gegeben, sich solchen Aufgaben zu entziehen. Dennoch endet der Prozess mit dem Freispruch Harlans, der daraufhin von begeisterten Anhängerinnen und Anhängern vor dem Gericht empfangen wird. Angeblich sei der Film, so hält es der Vorsitzende Richter fest, weniger antisemitisch als die Werbung für diesen im Vorfeld. Die Aussagen der Belastungszeugen werden als nicht stichhaltig abgetan.15
 
         
          [image: APuZ2749_Fig8.tif] 
          Hamburg, Landgericht: Veit Harlan wird nach seinem Freispruch begeistert empfangen, 23. April 1949. Das Landgericht befindet sich bis heute im selben Gebäude. Historisches Foto: Bundesarchiv, Bild 183-R76220, o. A.; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        KULTUR IM KALTEN KRIEG
 
        Auf beiden Seiten des „Eisernen Vorhangs“ gibt es den Wunsch, sich auf die durch den Nationalsozialismus unbeschädigten deutschen Kulturtraditionen zu beziehen. Dies wird besonders 1949 deutlich, anlässlich der Feierlichkeiten zu Johann Wolfgang von Goethes 200. Geburtstag. In Frankfurt am Main wie in Weimar bemühen sich die Verantwortlichen, den in Kalifornien lebenden Literaturnobelpreisträger Thomas Mann für einen Besuch zu gewinnen und locken mit hohen Auszeichnungen. Schwierig ist daran vor allem, dass beide Seiten nicht nur Interesse an einem Besuch des Emigranten haben, sondern dass ihnen zudem daran gelegen ist, dass die jeweils andere Seite eine Absage erhält. Thomas Mann lässt sich darauf nicht ein und entscheidet sich, zunächst in die Frankfurter Paulskirche zu gehen und anschließend nach Weimar weiterzureisen. Zudem hält er in beiden Städten dieselbe Laudatio. Vor allem in der Bundesrepublik wird er für seine uneindeutige Haltung scharf kritisiert – in der SBZ gibt es solche Kritik nicht.16 Beiden Seiten geht es nicht nur darum, wen Thomas Mann durch seinen Besuch auszeichnet – es geht vor allem darum, wem Goethe und die deutsche Klassik „gehören“.
 
         
          [image: APuZ2749_Fig9.tif] 
          Weimar: Der Schriftsteller Thomas Mann verlässt das Goethehaus, 1. August 1949. Im Haus befindet sich heute u.a. das originalgetreu eingerichtete Arbeitszimmer Goethes. Historisches Foto: Bundesarchiv Bild 183-S86765, Walter Heilig; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        VERGNÜGEN UND FREIZEIT
 
        Es ist nicht der erste Rosenmontagszug nach 1939, aber es ist der erste offiziell genehmigte, der sich 1949 durch die Kölner Innenstadt bewegt. Köln als Karnevalshochburg steht hier beispielhaft für viele andere Orte in Deutschland, an denen erstmals wieder „richtig“ gefeiert wird. Unter dem Motto des Festzuges „Mer sinn widder do und dunn, wat mer künne“ wird etwa die Besatzung Deutschlands kritisiert – ohne indes die Gründe für diese zu nennen. Die gerade auch in Köln noch sichtbaren Trümmer werden bestenfalls mit „dem Krieg“ erklärt. So führt der Karnevalsprinz aus: „Angesichts der Wunden, die der schreckliche Krieg unserer geliebten Mutter Colonia zugefügt hat, haben wir ein Recht darauf, die Menschen für einige Tage ihre Sorgen vergessen zu machen und ihnen Freude und Frohsinn zu spenden.“ Kritik am „närrischen Treiben“ von deutscher Seite fehlt fast völlig, nur vereinzelt wird auf die immer noch verbreitet herrschende Not hingewiesen.17 Bemerkenswert scheint zudem, dass die Fastnachtsfeiern 1949 keineswegs eine westdeutsche Angelegenheit sind. Die ostdeutsche Wochenschau „Der Augenzeuge“ berichtet im Frühjahr 1949 umfassend von den ausgelassenen Festen in Potsdam und andernorts.18 Im Unterschied zu den „Bällen“ im Westen werden die Kostümfeste in der sowjetischen Besatzungszone von der Freien Deutschen Jugend (FDJ) organisiert. Die Kostümierungen aber sind fast identisch: Man „geht“ als „Indianer“ oder als „Türke“.
 
         
          [image: APuZ2749_Fig10.tif] 
          Köln, Neumarkt: Rosenmontagszug 1949, 28. Februar 1949. Heute ist hier einer der verkehrsreichsten Plätze der Stadt. Historisches Foto: Archiv Walter Dick; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        SPORTGESCHICHTEN
 
        Anfang September 1949 startet die Ostzonenrundfahrt am Brandenburger Tor. 60 Radrennfahrer durchqueren zunächst Berlin-Wedding, das zum französischen Sektor gehört. Von dort aus geht es bis nach Rostock, anschließend in mehreren Etappen über Thüringen zurück bis nach Berlin-Treptow. Der organisatorische Aufwand ist enorm, und das „Neue Deutschland“ ist stolz darauf, dass er ohne Weiteres bewältigt wurde. Bezeichnend sind die Preise, die der Sieger in der Gesamtwertung entgegennehmen kann: einen Maßanzug, eine Kiste Sekt, eine Ledertasche, einen Fotoapparat, eine Goethe-Ausgabe in drei Bänden, ein Radio, einen Trainingsanzug, ein Paar Rennschuhe und ein Trikot.19 Es gehört zum Selbstbild des DDR-Leistungssports dieser Jahre, dass den Gewinnern eher bescheidene Prämien winken. Der Sport soll seine Bedeutung daraus ziehen, dass er die Gesundheit der Werktätigen fördert und ihnen zusätzlich Freizeitvergnügen bietet.20 Das gilt besonders für die populären Sportarten Fußball und Boxen.
 
         
          [image: APuZ2749_Fig11.tif] 
          Halle (Saale): SC Chemie Halle-Leuna tritt gegen den ASK Vorwärts Berlin an, 1950er Jahre. Seit 2011 befindet sich an der Stelle des alten Stadions ein Neubau. Historisches Foto: Stadtarchiv Halle, Krüger; Foto 2023 und Bildmontage: Alexander Kupsch.
 
        
 
        Parallel dazu werden neue Strukturen aufgebaut. An die Stelle der frei organisierten Vereine treten Betriebssportgemeinschaften (BSG), die von den volkseigenen Betrieben finanziert werden, die auch für die erforderliche Infrastruktur aufkommen und die Spieler gegebenenfalls freistellen. Ab Sommer 1949 wird jährlich um den Pokal des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB-Pokal) gespielt. Dennoch bleiben der Vergleich und der Wettkampf mit den Vereinen und Sportlern aus den Westzonen und der Bundesrepublik Ereignisse, denen besondere Bedeutung zukommt. Das wird etwa 1949 deutlich: Für den August haben der in der SBZ verantwortliche Deutsche Sportausschuss (DSA) und der bundesrepublikanische Deutsche Fußballbund (DFB) eine Begegnung zwischen dem westdeutschen Meister und dem Ostzonenmeister geplant. Im Juli 1949 hatte sich der VfR Mannheim als Überraschungssieger im Stuttgarter Neckarstadion vor 80000 Zuschauerinnen und Zuschauern gegen Borussia Dortmund durchgesetzt. Sehr zum Ärger der ostdeutschen Seite wird die geplante Begegnung von westdeutscher Seite wegen terminlicher Probleme abgesagt. Weder Mannheim noch ersatzweise der Vizemeister Dortmund können zum angesetzten Termin nach Chemnitz anreisen. Eine grobe „Verletzung des sportlichen Anstands“ sei dies, schimpft die „BZ am Abend“.21 Ersatzweise findet in Halle (Saale) ein Spiel zwischen dem Gesamt-Berliner Meister BSV 92 aus Berlin-Wilmersdorf und der Zentralsportgemeinschaft Union Halle statt. Das Berliner Team setzt sich durch – erstaunlich ist aber vor allem, dass diese eigentlich bedeutungslose Ost-West-Begegnung in der ostdeutschen Presse mehr Aufmerksamkeit erhält als das erstmals ausgetragene Endspiel um den FDGB-Pokal.
 
        75 GRÜNDUNGSGESCHICHTEN – 75 DEUTSCHE BLICKWINKEL
 
        Von den Anfängen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR gibt es seit Langem verbreitete Bilder. Trümmerfrauen gehören ebenso dazu wie traumatisierte Kriegsheimkehrer, junge Frauen, die mit Besatzungssoldaten flirten, Kinder, die in Ruinen spielen und Bürokraten, die ihr Tun im „Dritten Reich“ verschweigen und ihren beruflichen Aufstieg fortsetzen. All diese Protagonistinnen und Protagonisten hat es zweifellos gegeben – und viele von ihnen finden sich auch in der Ausstellung der bpb wieder. Gezeigt werden soll aber auch, dass es darüber hinaus noch viele andere Geschichten gegeben hat – und dass diese Geschichten für die jetzige Gestalt Deutschlands vielleicht weniger wichtig, aber ganz sicher nicht unbedeutend waren. Die Ausstellung soll Lust darauf machen, sich intensiver mit diesen Gründungsgeschichten auseinanderzusetzen. Sie versteht sich insofern nicht als abgeschlossenes Projekt, als klar ist, dass es noch viele andere Geschichten gäbe, die man ebenfalls erzählen könnte – und die man auch erzählen sollte. Ab Mai 2024 haben Interessierte die Möglichkeit, sich zunächst in Berlin, Leipzig, Bonn und Görlitz selbst davon zu überzeugen.
 
         
          ELKE KIMMEL 
ist promovierte Historikerin, Autorin und Kuratorin. Zusammen mit dem Grafiker und Fotografen Alexander Kupsch und Anja Linnekugel (bpb) hat sie die Ausstellung „Gründungsgeschichten“ entwickelt und wissenschaftlich begleitet.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Siehe etwa die Serie „Unsere wunderbaren Jahre“ (ARD 2020/2023), den Zweiteiler „Die Himmelsleiter – Sehnsucht nach morgen“ (ARD 2015) oder auch den Spielfilm „Das Wunder von Bern“ (D 2003). Vgl. auch Björn Bergold, Wie Stories zu History werden. Zur Authentizität von Zeitgeschichte im Spielfilm, Bielefeld 2019.
 
        02 Vgl. z.B. Hannah Arendt, Besuch in Deutschland, in: Zur Zeit. Politische Essays, hrsg. von Marie Luise Knott, Berlin (West) 1986, S. 43–70; Max Frisch, Tagebuch 1946–1949, Berlin (Ost) 1987.
 
        03 Abrufbar unter www.hdg.de/lemo/bestand/objekt/plakat-stimmzettel-mecklenburg-deutscher-volkskongress.
 
        04 Vgl. Protokoll der 45. Sitzung des Bayerischen Landtags, 16. Januar 1948, S. 587ff. Online verfügbar unter www.bayern.landtag.de/webangebot3/views/protokolle/protokollsuche.xhtml.
 
        05 Auch die Gewerkschaften protestieren nicht etwa gegen den Vorschlag – im Gegenteil: Bei einer gut besuchten Gewerkschaftskundgebung in München steht auf vielen Schildern „Nur wer arbeitet, soll auch essen“; vgl. Benjamin Bauer, Arbeitszwang gegen „Asoziale“? Kontinuitäten des KZ Dachau in der unmittelbaren Nachkriegszeit, www.idz-jena.de/wsddet/wsd7-15. Displaced Persons wurden zudem häufig als „Gruppen von Ausländern“ oder „arbeitsscheue Elemente“ bezeichnet; vgl. Juliane Wetzel, „Mir szeinen doh“. München und Umgebung als Zuflucht von Überlebenden des Holocaust 1945–1948, in: Martin Broszat et al. (Hrsg.), Von Stalingrad zur Währungsreform. Zur Sozialgeschichte des Umbruchs in Deutschland, München 1988, S. 327–364, hier S. 355.
 
        06 Vgl. Lilly Maier, Der Schwarzmarkt in der Möhlstraße und die Münchner Polizei. Eine Untersuchung im Spiegel der Akten der Polizeidirektion München, in: Münchner Beiträge zur jüdischen Geschichte und Kultur 1/2018, S. 35–51.
 
        07 Vgl. Bayerischer Landtag (Anm. 4). Zur Wahrnehmung von DP in der nichtjüdischen Bevölkerung vgl. auch Thorsten Eitz/Georg Stötzel, Wörterbuch der „Vergangenheitsbewältigung“. Die NS-Sprache im öffentlichen Sprachgebrauch, Bd. 2, Hildesheim u.a. 2009, S. 94–107.
 
        08 Vgl. Herfried Münkler, Antifaschismus und antifaschistischer Widerstand als politischer Gründungsmythos der DDR, in: APuZ 45/1998, S. 16–29.
 
        09 Vgl. Ulrich Peters, Wer die Hoffnung verliert, hat alles verloren. Kommunistischer Widerstand in Buchenwald, Köln 2003.
 
        10 Vgl. Peter Reif-Spirek/Bodo Ritscher (Hrsg.), Speziallager in der SBZ. Gedenkstätten mit „doppelter Vergangenheit“, Berlin 1999; Julia Landau/Enrico Heitzer (Hrsg.), Zwischen Entnazifizierung und Besatzungspolitik. Die sowjetischen Speziallager 1945–1950 im Kontext, Göttingen 2021.
 
        11 Vgl. Anke Geier, Vom Speziallager in den Knast. SMT-Verurteilte aus Sachsenhausen in der Strafvollzugsanstalt Untermaßfeld, in: Gerbergasse 18 1/2020, S. 13–18.
 
        12 Vgl. die Filmaufnahmen zum Prozessbeginn am 20. Dezember 1947, online zugänglich unter https://collections.ushmm.org/search/catalog/irn1002438.
 
        13 Vgl. Markus Urban, Kollektivschuld durch die Hintertür? Die Wahrnehmung der NMT in der westlichen Öffentlichkeit, 1946–1951, in: Kim C. Priemel/Alexa Stiller (Hrsg.), NMT. Die Nürnberger Militärtribunale zwischen Geschichte, Gerechtigkeit und Rechtschöpfung, Hamburg 2013, S. 684–718.
 
        14 Um die weiße Weste. Vor dem Urteil im Weizsäcker-Prozeß, in: Die Zeit, 6.1.1949.
 
        15 Vgl. Frank Liebert, Vom Karrierestreben zum „Nötigungsnotstand“. „Jud Süß“, Veit Harlan und die deutsche Nachkriegsgesellschaft (1945–1950), in: Thomas Henne/Arne Riedlinger (Hrsg.), Das Lüth-Urteil aus (rechts-)historischer Sicht. Die Konflikte um Veit Harlan und die Grundrechtsjudikatur des Bundesverfassungsgerichts, Berlin 2005, S. 111–146.
 
        16 Vgl. Leserbriefe in der Rubrik „Das freie Wort“, in: Badische Neueste Nachrichten, 24.5.1949, S. 2; KP-Propaganda um Thomas Mann, in: Badische Neueste Nachrichten, 28.7.1949, S. 1. Vgl. auch Frisch (Anm. 2), S. 356.
 
        17 So etwa in der sozialdemokratischen Zeitung „Das Volk“, 24.2.1949: „Man sollte einmal darüber nachdenken“.
 
        18 Inhaltsangabe unter www.defa-stiftung.de/filme/filme-suchen/der-augenzeuge-194910.
 
        19 Vgl. Die letzte Etappe in der Sportschule Grünau, in: Berliner Zeitung, 20.9.1949, S. 4.
 
        20 Vgl. Der Weg der Wismut-Elf bis zum Fußballendspiel 1953, in: Neues Deutschland, 1.7.1953, S. 6.
 
        21 Kampf der Meister in Halle, in: BZ am Abend, 31.8.1949, S. 4.
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          MARKUS RIEGER-LADICH
 
          NEUSTART DER PRIVILEGIENKRITIK. EIN PLÄDOYER
 
          Die Kritik an Privilegien ist in die Krise geraten – sie läuft Gefahr, zur Spielwiese sektiererischer politischer Auseinandersetzungen zu werden und die eigenen Anliegen zu untergraben. Wie konnte es dazu kommen? Und wie könnte ein Neustart gelingen?
 
        
 
         
          KATHARINA WALGENBACH
 
          PRIVILEGE STUDIES. EINFÜHRUNG UND ÜBERBLICK
 
          Zu den Privilege Studies gehören etwa die Critical Whiteness Studies, Ableism Studies sowie Studien zu Heteronormativität oder Bildungsprivilegien. Es geht dabei nicht um die Erforschung individueller Sonderrechte, sondern um die Aufdeckung struktureller Begünstigungen.
 
        
 
         
          HEINZ MOHNHAUPT
 
          GERECHTIGKEIT DURCH UNGLEICHBEHANDLUNG? EINE RECHTSHISTORISCHE BETRACHTUNG DES PRIVILEGS
 
          Privilegien werden heute außerrechtlich zumeist als unverdiente gleichheitswidrige Vorteile mit gesamtgesellschaftlicher Bedeutung und Problematik verstanden. Historisch galten sie indes lange als unentbehrliches Instrument zum angemessenen Ausgleich des allgemeinen Rechts.
 
        
 
         
          YENER BAYRAMOĞLU
 
          WHITE PRIVILEGE. DAS GUTE LEBEN AUF DEN SCHULTERN DER ANDEREN
 
          Viele Weiße sind sich ihrer Privilegien nicht bewusst. Werden sie damit konfrontiert, löst dies häufig Abwehrreaktionen aus. Doch das ist unproduktiv, denn Gesellschaft lässt sich nur zum Besseren verändern, wenn auch Privilegierte aktiv Verantwortung dafür übernehmen.
 
        
 
         
          SILKE VAN DYK
 
          PRIVATEIGENTUM ALS PRIVILEG
 
          Privateigentum unterstellt individuellen Verdienst, wo tatsächlich viele beigetragen haben. Es ist das Privileg permanenter Verschuldung an der Gesellschaft, ohne die Schuld je begleichen zu müssen. Ein Hebel dagegen sind mehr öffentliche Infrastrukturen.
 
        
 
         
          JULE BÖNKOST
 
          ERSCHEINUNG UND GEGENSTAND: PRIVILEGIEN IM BILDUNGSBEREICH
 
          Privilegien im Bildungsbereich sind vielfältig und wirkmächtig. Sie sind sowohl für die Reproduktion als auch für den Abbau von Diskriminierung bedeutsam. Privilegierte tragen eine besondere Verantwortung dafür, dass Diskriminierung sich nicht wiederholt.
 
        
 
         
          JÖRG SCHELLER
 
          VOM NUTZEN UND SCHADEN EINES BEGRIFFS. KLEINE DISKURSGESCHICHTE DES „PRIVILEGS“
 
          Der Begriff des „Privilegs“ ist im heutigen Sprachgebrauch so schwammig und tendenziös geworden, dass er Teile der Realität, die er verändern soll, nicht adäquat erfasst und sie stattdessen verzerrt. Zudem ist nicht jede Ungleichheit auf „Privilegien“ zurückzuführen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Wenn heute von Privilegien die Rede ist, sind damit meist Vorteile oder Vorrechte gemeint, die jemand genießt, ohne dafür etwas geleistet haben zu müssen. Die Besserstellung wird insofern als ungerecht empfunden, als sie sich häufig vor allem aus einem zugeschriebenen oder angeborenen Merkmal ergibt. Dazu gehören beispielsweise Hautfarbe, Geschlecht, sexuelle Orientierung oder soziale Schichtzugehörigkeit. So gesehen ist Privilegierung also das Gegenstück von Benachteiligung – der Blick richtet sich jedoch auf die Begünstigten, deren gesellschaftliche Macht damit kritisch hinterfragt wird.
 
        Als juristischer Begriff spielt das Privileg längst keine bedeutende Rolle mehr. Herausgebildet im Römischen Recht, war es in den europäischen Feudalgesellschaften des Mittelalters und der Frühen Neuzeit ein wesentliches Instrument der Herrschenden, um das allgemeine Recht durch Sonderrechte für bestimmte Gruppen zu ergänzen – mitunter auch, um Ungerechtigkeiten im Sinne der Allgemeinheit auszugleichen. Das herrschaftliche Privilegienregime endete mit der Aufklärung und der Französischen Revolution, in Deutschland endgültig mit der Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu Beginn des 20. Jahrhunderts. 1975 stellte das Bundesverfassungsgericht schließlich in aller Deutlichkeit fest: „Die Demokratie des Grundgesetzes ist eine grundsätzlich privilegienfeindliche Demokratie.“
 
        Auch wenn der Privilegienbegriff in erster Linie nur dank seiner Bedeutungserweiterung fortlebt: Die Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten, die mit ihm kritisiert werden, sind gesellschaftliche Realität. Solange etwa gute Bildung als Privileg gilt, weil sie von Herkunft und finanziellen Möglichkeiten abhängt, bleiben Chancengleichheit und Antidiskriminierung als gesellschaftliche Normen uneingelöste Versprechen. Gleiches gilt für viele andere Bereiche, die weiterhin von „unsichtbaren Privilegien“ geprägt sind.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ESSAY
 
        NEUSTART DER PRIVILEGIENKRITIK
 
        Ein Plädoyer
 
        Markus Rieger-Ladich
 
        Vier Wochen nach dem Massaker der Hamas vom 7. Oktober 2023 im Süden Israels erschien im Feuilleton der „Süddeutschen Zeitung“ ein ganzseitiger Artikel, der aus der Vielzahl der Beiträge zum Thema herausstach. Die Autorin Nele Pollatschek skizzierte nicht allein geopolitische Folgen des Terrorangriffs und gewährte Einblicke in jüdische Gemeinschaften, die nun mit der bitteren Erkenntnis leben müssen, dass sie ihrer „Grundversicherung“ – Israel als sicherer Zufluchtsort – beraubt wurden. Zugleich protokollierte sie die Geschichte eines schmerzhaften Erwachens und stellte Zeugnisse derer zusammen, die sie die „internationale Linke“ nennt. Darunter finden sich über Social-Media-Kanäle geteilte Fotos von Paraglidern, versehen mit dem Satz „I stand with Palestine“, die Rede eines Professors der Cornell University, der erklärt, über den Terrorangriff der Hamas „hoch erfreut“ zu sein, sowie der Hinweis auf eine Petition, die von rund 30 Studierendenorganisationen der Harvard University initiiert wurde. Keine 24 Stunden nach dem Massaker erklärten Studierende der Elite-Universität, die Verantwortung für die mehr als 1000 getöteten Zivilist:innen liege allein bei der israelischen Regierung. Die Hamas erwähnten sie nicht, deren Gräueltaten bezeichneten sie als „Ereignisse“.
 
        Pollatschek war vom Ausbleiben der Anteilnahme, der Täter-Opfer-Umkehr und dem Versagen des politischen Urteilsvermögens derer, die sich gerne der eigenen Achtsamkeit rühmen, kaum weniger entsetzt als von den Taten selbst. Und sie fragte sich, wie sie früheren Bekundungen hatte Glauben schenken können: „Ich bin nicht wütend, ich bin nicht mal enttäuscht. Ich frage mich nur, wie wir so dumm sein konnten. Wie man denken konnte, es ginge der progressiven Linken um Menschenrechte, um universelle Werte.“01
 
        Wie lässt sich erklären, dass Lehrende und Studierende der renommiertesten Universitäten der USA, mithin jene, die auf höchstem Niveau ausgebildet und „sonst mit dem Checken von Privilegien beschäftigt“ sind,02 mit einer Kaltschnäuzigkeit auf den Tod Unschuldiger reagieren, die einen schaudern lässt? Wie lässt sich verstehen, dass jene, die unter bestmöglichen Voraussetzungen ihrem Studium nachgehen, voller Häme erklären, eben dies – also die Anschläge der Hamas – sei unter „Dekolonialisierung“ zu verstehen, und sich für das Leid der Angehörigen völlig unempfänglich zeigen?
 
        Die Petition aus Harvard ist ein Hinweis darauf, dass das Projekt der Privilegienkritik in eine veritable Krise geraten ist. Soll die kritische Befassung mit Privilegien nicht zur Spielwiese sektiererischer politischer Auseinandersetzung werden, muss sie künftig in einem anderen Modus betrieben werden. Zu diesem Zweck werde ich im Folgenden zunächst die Dringlichkeit eines solchen Neustarts verdeutlichen und anschließend an die Anfänge der Privilegienkritik erinnern, um dann deren weitere Entwicklung zu kommentieren und abschließend Hinweise zu geben, was es beim Neustart zu beachten gilt.
 
        EXKLUDIERENDE SOLIDARITÄT
 
        Dass es sich bei den Reaktionen aus Harvard und anderen Universitäten nicht um Einzelfälle handelt, zeigt sich rasch, sobald man sich mit der Tradition des Antisemitismus in der Linken befasst.03 Dann wird deutlich, dass auch die studentischen Protestaktionen an der Berliner Universität der Künste, die im Dezember 2023 bekannt wurden, als Teil einer Bewegung begriffen werden müssen.04 Was sich hier bei „Solidaritätsbekundungen“ zu erkennen gibt, ist eine politische Praxis, die sich zwar eines linken Vokabulars bedient, aber Gefahr läuft, das ursprüngliche Anliegen linker Bewegungen zu verraten – nämlich als gegenhegemoniale Kraft für die gesellschaftliche Gleichheit aller einzutreten.05 Im Zentrum der Auseinandersetzungen steht dabei die Privilegienkritik; sie illustriert zugleich die Sackgasse, in die sich Teile der identitätspolitischen Linken manövriert haben.
 
        Was auf dem Spiel steht, wenn der Begriff des Privilegs seines normativen Gehalts entkleidet und zum Instrument einer unaufgeklärten politischen Praxis wird, hat David Baddiel in seinem jüngsten Buch gezeigt. In „Jews don’t count“ geht der britische Comedian, der aus einer jüdischen Familie stammt, der Frage nach, wie es sich erklären lässt, dass die Linke bei ihren Sympathiebekundungen die Jüdinnen und Juden stets übersieht. Aus der Vielzahl von Beispielen, die er anführt, sei hier nur eines genannt: 2019 hielt Dawn Butler, die designierte Ministerin für Frauen und Gleichberechtigung der Labour-Party, eine Rede, an deren Ende sie all jene aufführte, die sich der Unterstützung ihrer Partei gewiss sein könnten. Dabei ließ sie, so schien es, keine Gruppe aus, die zum Opfer von Diskriminierung werden kann: „Wenn Sie in einer Sozialwohnung leben, wenn Sie LGBT+ sind, wenn Sie hetero sind, wenn Sie Sinti und Roma sind (…), wenn Sie schwarz, wenn Sie weiß, wenn Sie asiatischer Herkunft sind, wenn Sie gebrechlich sind, wenn Sie keinen Treuhandfonds besitzen, wenn Sie nicht in Oxford oder Cambridge studiert haben, wenn Sie zur Arbeiterklasse gehören, (…) dann haben Sie eine Zukunft und verdienen Gleichbehandlung, Würde und Respekt.“06 So grotesk diese Liste ist – sie ist doch insofern repräsentativ, als Jüdinnen und Juden nicht genannt werden. Baddiel sucht nun nach einer Erklärung dafür, dass zwar Wertschätzung großzügig in Aussicht gestellt wird, aber eben doch nicht alle einschließt.
 
        Das Bild, das er für diese Form exkludierender Solidarität findet, ist überaus treffend. Die „progressiven modernen Linken“ zögen um jene, für die sie sich politisch einsetzen, einen „heiligen Kreis“. Warum aber erhielten Jüdinnen und Juden dazu keinen Zugang? Warum könnten sie in Großbritannien kaum auf Unterstützung der identitätspolitischen Linken hoffen? Baddiel erklärt das wie folgt: „Juden [sind] die einzigen Opfer von Rassismus (…), denen von den Rassisten sowohl ein niedriger als auch ein hoher Status beigemessen wird. Juden werden von Rassisten auf die gleiche Weise stereotypisiert wie andere Minderheiten – als verlogen, diebisch, schmutzig, niederträchtig, stinkend –, aber eben auch als vermögend, privilegiert, mächtig, als geheime Herrscher über die Welt.“07 Juden scheinen sich der klassischen Täter-Opfer-Unterscheidung zu entziehen: Sie tauchen auf beiden Seiten auf, sind, in dieser Logik, sowohl „Untermenschen“ als auch die „Herren der Menschheit“. Anders formuliert: Weil Jüdinnen und Juden als privilegiert gelten – mithin als vermögend, mächtig und einflussreich –, bleibt ihnen ein Platz im „heiligen Kreis der Unterdrückten“ verwehrt, können sie keinen Anspruch auf Beistand erheben.08
 
        In dieser alten antisemitischen Denkfigur zeigt sich nun die dringende Korrekturbedürftigkeit der zeitgenössischen Rede von Privilegien. War deren Kritik zunächst eine zentrale Forderung emanzipatorischer Bewegungen, die – wie etwa in der Französischen Revolution, im Abolitionismus und der Frauenbewegung – der Egalité zum Durchbruch verhelfen wollten und allen Ideologien der Ungleichheit den Kampf angesagt hatten,09 wird sie nun für gegenteilige politische Anliegen instrumentalisiert und mitunter zu einem Element antisemitischer Pamphlete.
 
        SEMANTISCHE VERSCHIEBUNGEN
 
        Was den Begriff des Privilegs für politische Bewegungen attraktiv macht, ist die Tatsache, dass er sich im Prozess der gesellschaftlichen Modernisierung auf grundlegende Weise transformiert hat. In der Feudalgesellschaft war er als juristischer Terminus geläufig, der den Sachverhalt bezeichnete, dass einem Individuum oder einer Personengruppe eine Sonderbehandlung gewährt wurde – ein Privilegiengeber erteilte einem Privilegiennehmer ein besonderes Recht und sicherte ihm zugleich dessen Exklusivität zu.10 An dieser Praxis nahm lange Zeit kaum jemand Anstoß. Dies änderte sich erst im 17. Jahrhundert, als die Naturrechtslehre in der Philosophie mehr und mehr Anhänger gewann und die Ideen von Freiheit und Gleichheit die politischen Debatten zu dominieren begannen. In der Folge wurden weltliche wie auch religiöse Würdenträger zunehmend darauf verpflichtet, in ihrer politischen Praxis nicht länger Partikularinteressen zu vertreten, sondern die Anliegen aller.
 
        Seine heutige charakteristische Färbung erhielt der Begriff des Privilegs während der Französischen Revolution. Hatte die Aufklärung schon die Gestaltbarkeit der gesellschaftlichen Verhältnisse in den Fokus gerückt und jene unter Erklärungsdruck gesetzt, die sich an eine soziale Ordnung klammerten, die noch von Willkürakten, Asymmetrien und Standesgrenzen geprägt war, wurde das Privileg im revolutionären Frankreich zum Schimpfwort – zum Synonym für skandalöse, unhaltbare Zustände. In aller Schärfe hatte dies der Theologe Emmanuel Sieyès 1788 und 1789 in zwei Streitschriften ausgeführt. So heißt es in dem Traktat „Was ist der dritte Stand?“: „Als Privilegierten bezeichne ich jeden Menschen, der aus dem gemeinsamen Recht heraustritt, sei es, weil er behauptet, nicht in allem dem gemeinsamen Recht unterworfen zu sein, sei es, weil er exklusive Rechte verlangt.“ Was davon zu halten sei, hatte er zuvor in der „Abhandlung über Privilegien“ unmissverständlich festgehalten: „Alle Privilegien sind also ihrem Wesen nach ungerecht, hassenswert und dem höchsten Zweck jeder staatlichen Gemeinschaft entgegengesetzt.“11
 
        Dieser historisch-politische Hintergrund wird seither aufgerufen, wenn Privilegien thematisiert und kritisiert werden. Moderne Gesellschaften westlicher Prägung beschreiben sich durchweg als meritokratisch: Gesellschaftliche Platzierungen sollen nicht länger aufgrund klangvoller Namen und weit zurückreichender Stammbäume vorgenommen werden, sondern allein individuell zurechenbare Leistungen berücksichtigen. Aus diesem Wettbewerb um wertvolle Bildungsabschlüsse und herausgehobene gesellschaftliche Positionen darf – so das Selbstverständnis – niemand aufgrund unveränderlicher zugeschriebener Merkmale ausgeschlossen werden. Anders formuliert: Soziale Herkunft und sexuelle Orientierung, Hautfarbe und Geschlecht, religiöse Bekenntnisse und andere Marker dürfen nicht länger berücksichtigt werden; sie sollen nicht zur Grundlage von Diskriminierung und Ausgrenzung werden. Entsprechend heißt es in einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1975 in aller Klarheit: „Die Demokratie des Grundgesetzes ist eine grundsätzlich privilegienfeindliche Demokratie.“12
 
        Dass eine Selbstthematisierung nicht die realen Verhältnisse abbildet, muss nicht eigens erläutert werden; sie ist nicht mehr (aber auch nicht weniger) als eine Form der (idealisierten) Selbstbeschreibung. Auch gegenwärtig kann keine Rede davon sein, dass die Gesellschaften des Globalen Nordens tatsächlich meritokratisch organisiert sind.13 Für die Entwicklung der Privilegienkritik ist es nun wichtig, daran zu erinnern, dass emanzipatorische Bewegungen zunächst darauf setzten, dass das, was ihnen versprochen wurde, in die Wirklichkeit überführt werde. Sie betrachteten die gesellschaftlichen Leitbilder nicht als ideologisches Blendwerk, sondern erkannten, dass diese Selbstthematisierung normativ imprägniert war – und knüpften daran an.14
 
        Die Frauenbewegung zu Beginn des 20. Jahrhunderts etwa pochte darauf, dass die versprochene Gleichheit endlich umgesetzt und juristisch wie auch ökonomisch ausbuchstabiert wird. Soziologen wie Ralf Dahrendorf und Pierre Bourdieu wiederum geißelten in den 1960er und 1970er Jahren die Bildungseinrichtungen für ihre feudalen Strukturen und suchten diese auf Bestenauslese zu verpflichten – also darauf, die verdeckte Weitergabe von Bildungsprivilegien endlich zu beenden und einen fairen Wettbewerb um Bildungsabschlüsse zu organisieren.15
 
        PARTIKULARISTISCHE IDENTITÄTSPOLITIK
 
        Nur wenige Jahre nachdem Pierre Bourdieu, Jean-Claude Passeron und andere das französische Bildungssystem einer scharfen Kritik unterzogen und die politisch Verantwortlichen mit dem Vorwurf konfrontiert hatten, die Ideale der Französischen Revolution verraten zu haben,16 publizierte in den USA eine Gruppe Schwarzer Frauen und Lesben ein Papier, das eine neue Form politischer Interessenvertretung ankündigte. Enttäuscht von der mangelnden Solidarität der Schwarzen Männer wie auch der weißen Frauen, formulierten sie in ihrem „Black Feminist Statement“ eine Absage an weitere Versuche der Zusammenarbeit. Im Kampf gegen Sexismus und Rassismus zählten sie nicht länger auf den Beistand weißer Feministinnen oder Schwarzer Weggefährten. Zur Gründungsurkunde der emanzipatorischen Identitätspolitik wurde ihr Statement durch den besonderen Politikstil, den die Verfasserinnen entwarfen: „Wir glauben, dass eine tiefgehende und möglicherweise die radikalste politische Haltung direkt aus unserer eigenen Identität heraus entsteht und nicht aus dem Kampf gegen die Unterdrückung anderer Menschen.“17
 
        Linke Identitätspolitik fußt somit auch auf der Erfahrung, dass sich die Solidarität zwischen diskriminierten Gruppen als wenig belastbar erwiesen hat. Weder die männlich dominierte Schwarze Befreiungsbewegung noch die von weißen, bürgerlichen Frauen geprägte feministische Bewegung war interessiert an dem Schicksal der Schwarzen Frauen, die als Betroffene rassistischer und patriarchaler Strukturen doppelt diskriminiert wurden. Und so wandten sich die Mitglieder des Combahee River Collective, das sich Mitte der 1970er in Boston gegründet hatte, von diesen Gruppen ab und wählten genau jene Kombination von Merkmalen, aufgrund derer sie diskriminiert wurden, zum Ausgangspunkt der eigenen Politisierung. In der Neuausrichtung des black feminism liegt daher auch eine bedeutsame Gelenkstelle der Geschichte emanzipatorischer Bewegungen.18 Immer häufiger wird nun die Zugehörigkeit zu einer Bewegung an geteilte Erfahrungen und gemeinsame Identitätsmerkmale geknüpft – und damit die emanzipatorische Identitätspolitik begründet.19
 
        Für die Entwicklung der Kritik von Privilegien war diese Bewegung von großer Bedeutung. Nicht allein für die politische Kultur war es wichtig, dass in den 1970er Jahren die „Pluralität partikularer Perspektiven“ und damit die mangelnde Repräsentation marginalisierter gesellschaftlicher Gruppen deutlich wurde.20 Auch deren strukturelle Benachteiligung konnte in der Folge sehr viel besser artikuliert werden. Warum dies in der US-amerikanischen Öffentlichkeit zunächst auf beträchtlichen Widerstand stieß, erläutert der Philosoph Charles Mills: Die Kritik an white privilege, male privilege oder etwa an class privilege sei der amerikanischen Selbstbeschreibung, in der Integration und Egalität stets großgeschrieben wurden, und dem Selbstbild der meisten Bürger:innen schlicht zuwidergelaufen. „Offensichtlich behindert ein solcher Ausgangspunkt jegliche realistische soziale Erkenntnistheorie auf entscheidende Weise, da sie praktisch die Dinge auf den Kopf stellt. Sexismus und Rassismus, Patriarchat und weiße Vormachtstellung sind nicht die Ausnahme, sondern die Norm gewesen.“21
 
        Privilegierte sind für jene Strukturen, deren sie ihre unberechtigte Bevorzugung verdanken, meist eigentümlich blind. Sie bestreiten zwar nicht die Existenz gesellschaftlicher Verteilungskämpfe, wähnen sich aber nicht in diese involviert, beschreiben sich als unmarkierte Beobachter:innen. Dieses „Nichtwissen“ sei daher, das zeigt Mills am Beispiel des Rassismus, nicht zwingend ein Ausdruck von „Unaufrichtigkeit oder Heuchelei“.22 Vielmehr verweise es auf die hegemonialen Formen der (Selbst-)Wahrnehmung derer, die zur „Dominanzgesellschaft“ zählen.
 
        „OLYMPISCHE SPIELE“
 
        Ruft man sich die Mischung aus Blindheit und Unkenntnis, aus Ignoranz und Herablassung in Erinnerung, mit der viele Vertreter:innen der Dominanzgesellschaft Repräsentant:innen sozialer Bewegungen gegenübertraten, die um Anerkennung ihrer partikularen Perspektiven und „abweichenden Lebensentwürfe“ kämpften, kann es nicht verwundern, dass diese an die etablierten Formen der Interessenvertretung keine großen Hoffnungen knüpften. Schwule, Lesben, Schwarze Frauen, von Klassismus Betroffene oder etwa Jüdinnen und Juden organisierten sich daher bevorzugt in eigenen Gruppen. Parallel wurde von Vertreter:innen der Gender Studies und der Postcolonial Studies der Universalismus westlicher Prägung einer scharfen Kritik unterzogen.
 
        Damit geriet auch die Kategorie des Allgemeinen in die Krise. Sie wurde von Theoretiker:innen und Aktivist:innen, die am Poststrukturalismus geschult waren, nach allen Regeln der Kunst dekonstruiert. Dies führte zu einem „kollektiven Lernprozess“, der die politische Debatte auf ein neues Niveau hob: „Man weiß heute, dass das Allgemeine und Universelle, wie es seit der Aufklärung postuliert wurde, eurozentristisch, weiß und männlich war und diese verhehlte Markierung bis in die Gegenwart hinein aufrechterhält.“23
 
        So wichtig dieser Prozess der Dekonstruktion hegemonialer Leitbilder war (und ist), hat er doch auch dazu geführt, dass die Kritik der unterschiedlichen Privilegien seither weitgehend getrennt voneinander betrieben wird. Sie folgt der beschriebenen Logik des Identitären. Und dies, obwohl Peggy McIntosh, jene weiße Sozialwissenschaftlerin, die Ende der 1980er Jahre die Metapher vom „unsichtbaren Rucksack“ prägte, um die Funktionsweise von Privilegien zu illustrieren, nicht nur von white privilege, sondern auch von male privilege sprach – und überdies von Privilegiensystemen.24 Sie warb also schon früh dafür, das Zusammenspiel von repressiven Strukturen zu untersuchen, die einzelne Gruppen mit Vorrechten ausstatten und dadurch andere benachteiligen.
 
        In der Folge entstand das, was die Schwarze feministische Autorin Roxane Gay „Olympische Spiele der Privilegien“ genannt hat: Fixiert auf jene Formen der Diskriminierung, die die eigene Community konstituieren, scheinen bei den Betroffenen nur noch geringe Ressourcen dafür zur Verfügung zu stehen, sich für die Schicksale anderer zu interessieren. Die Tatsache, zum Opfer der Privilegierung einer bestimmten Gruppe zu werden, wird dann kaum einmal zu einer geteilten Erfahrung, die verschiedene Gruppen verbinden könnte, sondern führt ungleich häufiger zu einem fatalen Wettstreit, in dem unterschiedliche Formen der Benachteiligung miteinander verrechnet werden. „Wer würde im Kampf der Privilegien gewinnen, der queere weiße Mann oder die queere asiatische Frau? Wer würde gewinnen, der weiße Mann aus der Arbeiterklasse oder die reiche mexikanische Frau mit Behinderung?“25
 
        FOLGENREICHER IRRTUM
 
        Versucht man nun, die eingangs erwähnte Petition der Harvard-Studierenden in ihrer grotesken Logik zu verstehen und sie zugleich als Hinweis auf die Notwendigkeit einer Neubestimmung der Privilegienkritik zu interpretieren, gilt es, das Zusammenspiel unterschiedlicher Entwicklungen zu berücksichtigen.
 
        Zunächst ist festzuhalten, dass die Kritik an der kolonialen Vergangenheit des Globalen Nordens dazu geführt hat, dass in vielen studentischen Gruppen und aktivistischen Milieus der Rekurs auf universalistische Modelle kategorisch abgelehnt wird. Verallgemeinerungsfähigkeit gilt in diesen Kreisen nicht länger als ein Gütekriterium kritischer Positionierungen.
 
        Es kommt hinzu, dass das Streben nach Anerkennung, das für weite Teile der Identitätspolitik charakteristisch ist, ökonomische Zusammenhänge in den Hintergrund treten lässt – und diese nach derselben Logik behandelt. Dies aber ist ein folgenreicher Irrtum, so der Literaturwissenschaftler Walter Benn Michaels: Während es „einleuchten mag, sich Kulturen als verschieden und doch gleich vorzustellen, kann es nicht einleuchten, sich Klassen ebenso vorzustellen. Angeordnet auf einer vertikalen Achse – oben, mittel, unten –, bezeichnen Klassen nichts anderes als ein Verhältnis von Ungleichheit.“26
 
        Schließlich lässt sich kaum noch übersehen, dass die Privilegienkritik zu einem Elitenprojekt zu verkommen droht. Als besonders versiert erweisen sich dabei, wenig überraschend, die Studierenden der renommiertesten Universitäten: Sie beweisen ihre Eloquenz bei der „Beichte“ der eigenen Privilegien – und ihren „Klassen-Rassismus“ (Bourdieu) in der Gnadenlosigkeit, mit der sie jene bloßstellen, die weniger souverän die semantischen Versatzstücke aufrufen.27
 
        DAS VERBINDENDE SUCHEN
 
        Vor diesem Hintergrund möchte ich abschließend auf drei Herausforderungen hinweisen. Sie gilt es zu berücksichtigen, damit die Kritik von Privilegien, die von ihrer Brisanz und Dringlichkeit nichts eingebüßt hat, auf jenem Niveau betrieben werden kann, das notwendig ist, um den zeitgenössischen Konflikten und gesellschaftlichen Verwerfungen angemessen begegnen zu können.
 
        Erstens ist es unverzichtbar, die Suche nach den Ursachen der eklatant ungleichen Verteilung von Privilegien zu intensivieren. An die Stelle von folgenlosen „Schuldeingeständnissen“ und dem Verrechnen unterschiedlicher Formen der Benachteiligung hat die theoriegeleitete Erforschung jener Strukturen zu treten, die Privilegierungen immer wieder aufs Neue produzieren.28 Statt also Individuen ins Zentrum zu rücken und deren Handlungen im Modus der Moralisierung zu kommentieren, kommt es darauf an, die Frage nach den Strukturen kapitalistischer Gesellschaften aufzuwerfen. Esme Choonara und Yuri Prasad, zwei britische Marxist:innen, weisen denn auch völlig zu Recht darauf hin, dass das „Checken von Privilegien“, das sich unter den Studierenden liberaler Universitäten derzeit großer Beliebtheit erfreut, lediglich dazu beiträgt, „das Bestehen der Ungleichheit festzustellen – es hilft uns aber nicht, diese zu verstehen oder zu bekämpfen“. Schlimmer noch: „Faktisch wird die Anerkennung von Ungleichheit zum Selbstzweck.“29
 
        Zweitens muss neu über Bündnisfähigkeit nachgedacht werden.30 Es sollte in meinen Ausführungen deutlich geworden sein, dass es zunächst unvermeidbar war, dass sich scharf konturierte Gruppen bildeten, die ihre kohäsiven Kräfte geteilten Erfahrungen verdanken. Auch eingedenk der Tatsache, dass es eine lange, leidvolle Geschichte des Paternalismus und der Bevormundung gibt,31 ist es zwingend, über das nachzudenken, was der Literaturwissenschaftler Albrecht Koschorke „Modelle eines selbst-reflexiven Für-Andere-Einstehens“ nennt.32 Dem Tribalismus geschlossener Gruppen kann nur dann entgegenwirkt werden, wenn es gelingt, den Begriff der Gleichheit zu rehabilitieren und dort verbindungsstiftende Ähnlichkeiten zu finden, wo zuvor nur Differenzen vermutet wurden. Vielleicht ist es nicht abwegig, auch die sich verschärfenden gesellschaftlichen Krisen als Auslöser einer Bewegung zu interpretieren, die uns, so die Hoffnung Koschorkes, zu einem „vertieften Gattungsbewußtsein verhelfen“.33
 
        Drittens wäre daran zu erinnern, dass jene Regime der Ungleichheit, die Privilegien zuteilen und entziehen, von keinerlei höherer Logik gesteuert werden. Hier regiert die nackte Kontingenz, die grausame Beliebigkeit. Was für den Antisemitismus gilt – er komme, so ein Bonmot, wenn notwendig, auch ohne Jüdinnen und Juden aus –, trifft auch auf andere Ideologien der Ungleichheit zu. „Der Grund für seine Privilegierung“, so der Theatermacher Milo Rau, „ist zufällig. Jeder muss damit rechnen, irgendwann als Teil einer Minderheit diskriminiert zu werden.“34 Anders formuliert: Grundsätzlich ist niemand davor gefeit, eines Tages selbst zum Ziel von Hohn und Spott, von Gewalt und Verfolgung zu werden.35 Das gilt es in Erinnerung zu rufen, auch wenn die Verletzlichkeit höchst ungleich verteilt ist – etwa zwischen Männern, Frauen und Angehörigen der queeren Community, aber auch zwischen denjenigen, die im Globalen Norden leben, und jenen, die im Globalen Süden beheimatet sind.
 
        Auch aus diesem Grund gilt: Beim Kampf gegen Privilegierungen sind alle gefragt, nicht nur jene, die aufgrund der herrschenden Verhältnisse aktuell diskriminiert, stigmatisiert und ausgegrenzt werden (und auf Beistand angewiesen sind). Jeder und jedem sollte daran gelegen sein, dabei eine Perspektive einzunehmen, die über Partikularinteressen hinausweist. Protestbewegungen derer, die in besonderer Weise betroffen sind – also jeweils spezifische Formen der Interessenvertretung –, werden dadurch keineswegs obsolet. Sie bleiben notwendig. Gleichwohl gilt es, beim Neustart der Privilegienkritik universalistische Perspektiven wie auch solidarische Praktiken zu entwickeln, also das zu kultivieren, was der Philosoph Gilles Deleuze einmal „Horizontwahrnehmung“ nannte: an der Seite der unterdrückten Gruppen zu stehen und allen hegemonialen Bestrebungen entgegenzutreten.36
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        PRIVILEGE STUDIES
 
        Einführung und Überblick
 
        Katharina Walgenbach
 
        Privilegien in modernen Gesellschaften? Das kann nicht sein, weil es nicht sein darf. Für das meritokratische Narrativ der Moderne ist das Versprechen konstitutiv, dass weder eine göttliche Autorität noch eine ständische Feudalordnung über die soziale Platzierung in der Gesellschaft entscheiden soll, sondern ausschließlich individuelle Leistungen. Folglich werden Privilegien heute meist als Relikte einer überwundenen Epoche angesehen, die einzelnen Individuen oder Amts- und Funktionsträger:innen zu Unrecht bestimmte „Sonderrechte“ oder „Vorrechte“ zugestehen. Umgangssprachlich manifestiert sich dies in Redewendungen wie „Beamtenprivileg“ oder „Dienstwagenprivileg“. Für die Selbstvergewisserung moderner Gesellschaften ist daher die Abgrenzung von vormodernen Privilegien von zentraler Bedeutung.01 Auf diese Weise wird aber auch der Blick auf historische Kontinuitäten und Transformationen sozialer Ordnungen verstellt. Die Thematisierung von Privilegien wird verdrängt. In der Folge sind Privilegien in der Moderne unsichtbar geworden.
 
        Aus Sicht der Privilege Studies mögen die religiös, ständisch, territorial, patriarchal und kolonial begründeten Privilegien der Vormoderne – zumindest rechtshistorisch gesehen – an Bedeutung verloren haben, dennoch lassen sich weiterhin systematische Bevorzugungen sozialer Gruppen ausmachen. Wie gezeigt wird, verstehen die Privilege Studies unter Privilegien dabei weniger individuelle Sonderrechte, sondern vielmehr strukturell bedingte materielle, institutionelle, soziale und symbolische Begünstigungen, die maßgeblich an soziale Zugehörigkeiten gebunden sind und aus Macht- und Dominanzverhältnissen resultieren.
 
        UNSICHTBARKEIT VON PRIVILEGIEN IN DER MODERNE
 
        Ein zentraler Befund der Privilege Studies ist, dass die strukturellen Ungleichheitsverhältnisse für die Begünstigten selbst häufig unsichtbar sind. Zu diesem Ergebnis kamen bereits die Soziologen Pierre Bourdieu und Jean-Claude Passeron in ihren empirischen Studien zu Bildungsprivilegien in den 1960er Jahren. Sie stellten fest, dass Studierende bürgerlicher Herkunft ihren Bildungserfolg überwiegend auf ihre eigene „Begabung“ oder „Persönlichkeit“ zurückführten. Die strukturellen Bildungsvorteile ihrer sozialen Herkunft waren für sie nicht sichtbar. Bourdieu und Passeron zufolge werden Bildungsprivilegien häufig auf subtile Weise vererbt: „Die Wirkung des Privilegs wird meist nur in ihren brutalsten Formen, Empfehlungen, Beziehungen, Hilfe bei den Schularbeiten, Nachhilfeunterricht, Information über Bildungs- und Berufsmöglichkeiten zur Kenntnis genommen. Im wesentlichen wird das kulturelle Erbe aber diskreter, indirekter und vielfach ohne methodische Bemühungen und greifbare Maßnahmen vermittelt. Gerade in den ‚kultiviertesten‘ Klassen sind Ermahnungen und eine bewußte Einführung in die Kultur fast überflüssig. Im Gegensatz zum kleinbürgerlichen Milieu, wo die Eltern meist nur den guten Willen zur Bildung weitergeben können, gehen von einem kultivierten Milieu diffuse Reize aus, durch deren geheime Überzeugungskraft das kulturelle Interesse mühelos geweckt wird.“02
 
        Unter Bildungsprivilegien versteht Bourdieu etwa eine bessere Kapitalausstattung mit hohem ökonomischem, kulturellem und sozialem Kapital. Insbesondere das kulturelle Kapital – das er nochmals in inkorporiertes, institutionalisiertes und objektiviertes Kulturkapital unterteilt – befördert die Herausbildung eines bildungsbürgerlichen Habitus, der von höheren Bildungsinstitutionen aufgrund seiner kulturellen Passung in hohem Maße honoriert wird. Der Erwerb exklusiver Bildungstitel an höheren Bildungsinstitutionen dient wiederum der sozialen Schließung gegenüber „unterprivilegierten Klassen“. Auf diese Weise tragen Bildungsprivilegien dazu bei, so Bourdieu, den familialen Status zu erhalten oder sogar zu verbessern, indem die Struktur der Abstände zwischen den jeweiligen Positionen im sozialen Raum gewahrt bleibt.03
 
        Soziale Positionen werden in der Moderne also nicht mehr direkt vererbt, sondern über das Bildungssystem vermittelt. Durch die Charakterisierung des meritokratischen Bildungssystems als „autonom“ und „neutral“ wird die Unsichtbarkeit von Bildungsprivilegien auch institutionell abgesichert.04 Insbesondere die „Begabungsideologie“ trägt nach Bourdieu zur Naturalisierung und Verschleierung der faktischen Weitergabe gehobener Positionen bei.05 Demzufolge wird die Transmission von Privilegien in der Moderne also nicht aufgehoben, sondern lediglich durch einen „Mantel der Neutralität“ verdeckt.06 Im 21. Jahrhundert stellen sich Bildungsprivilegien heute durchaus anders dar, sie sind aber nach wie vor virulent.07
 
        Auf die Unsichtbarkeit von Privilegien in der Moderne verweisen auch Studien zu Heteronormativität in den Gender und Queer Studies.08 Mit dem Begriff der Heteronormativität wird sowohl das Primat der Heterosexualität als „natürliche“ Form der Sexualität kritisiert als auch die Normalisierung der Zweigeschlechtlichkeit infrage gestellt.09 In diesem Sinne spricht etwa die Philosophin Judith Butler von einer „heterosexuellen Matrix“, durch die Körper, Geschlecht und Begehren aneinander gebunden und damit ebenfalls naturalisiert werden.10
 
        Dass Heteronormativität als gesellschaftliches Ordnungsprinzip noch immer unsichtbar ist, veranschaulichen die Fragen des „Heterosexual Questionnaire“, der unter anderem in der Bildungsarbeit eingesetzt wird: Was hat Ihre Heterosexualität verursacht? Wann haben Sie entschieden, dass Sie heterosexuell sind? Ist es möglich, dass Ihre Heterosexualität nur eine Phase ist? Würden Sie wollen, dass Ihre Kinder heterosexuell sind?11 Für queere Personen sind dies Fragen, mit denen sie alltäglich konfrontiert werden. Heterosexuelle hingegen müssen sich in der Regel nicht rechtfertigen, ihre Sexualität nicht verstecken beziehungsweise diskret zurückhalten oder sich ständig selbst positionieren.12
 
        Unter dem Analysebegriff Heteronormativität wird demnach mehr verstanden als sexuelle Orientierung oder Heterosexualität. Heteronormativität bezieht sich auf gesellschaftliche Institutionen, Normen und hierarchische Denkmuster, durch die heterosexuelle Lebens-, Arbeits- und Familienformen privilegiert werden.13 Die angenommene „Natürlichkeit“ sowie „Normalität“ von Heterosexualität und Zweigeschlechtlichkeit machen Heteronormativität in der Moderne zur unhinterfragten Selbstverständlichkeit.
 
        PERSPEKTIVWECHSEL DER PRIVILEGE STUDIES
 
        Hier setzen die Privilege Studies ein. Moderne Privilegien sichtbar, analysierbar, reflektierbar, kritisierbar zu machen, das ist das besondere Anliegen der Privilege Studies. Unter Privilege Studies verstehe ich beispielsweise Forschungstraditionen wie die Critical Whiteness Studies, Occidental Studies, Ableism Studies sowie Studien zu Heteronormativität, hegemonialer Männlichkeit oder Bildungsprivilegien.14 Bei aller Unterschiedlichkeit verbindet sie alle das Plädoyer für einen Perspektivwechsel in der Analyse von sozialer Ungleichheit, Diskriminierung und Marginalisierung.
 
        Für einen solchen Perspektivwechsel sorgte etwa Toni Morrison mit ihrer Essaysammlung „Im Dunkeln spielen“ von 1995. In ihrer Analyse des „Afrikanismus“ in der US-amerikanischen Literatur kam die Nobelpreisträgerin zu der Erkenntnis, dass die Präsenz afrikanistischer Figuren für Weiße Autor:innen häufig als Allegorie oder Metapher genutzt wird, um über sich selbst zu sprechen: „Als lesende Schriftstellerin erkannte ich schließlich das Offenkundige: Das Subjekt des Traums ist der Träumer. Die Verfertigung einer afrikanistischen Persona ist reflexiv, eine außergewöhnliche Betrachtung über das Ich, eine kraftvolle Erforschung der Ängste und Wünsche, die im Bewußtsein des Schreibenden wohnen.“15
 
        Die „Norm“ braucht demnach das „Andere“, um sich selbst zu definieren.16 In der Epoche der Aufklärung diente die Dichotomie von „barbarischen“ oder „edlen Wilden“ versus „zivilisierten Europäern“ dazu, die angebliche Überlegenheit der europäischen Kultur zu legitimieren und Weiße (männliche) Europäer zum Maßstab menschlicher Entwicklung zu stilisieren.17 Eurozentrische Überlegenheitsannahmen wurden also als heuristisches Mittel eingesetzt, um die eigenen philosophischen, kulturwissenschaftlichen oder pädagogischen Theorien zu Vernunft, Moral, Natur, Entwicklung, Kultur und Identität zu fundieren. Dies lässt erahnen, wie tiefgreifend die Unterwerfung des „Anderen“ im europäischen Denken eingeschrieben ist.18
 
        In den Critical Whiteness Studies sind Weiße Privilegien, „Weißsein“ oder Weiße Identitäten keine Frage der Pigmentierung („Hautfarbe“), sondern Resultate einer kolonialen und rassistischen Gewaltgeschichte.19 Weiße Privilegien, so die Bildungsforscherin Kalwant Bhopal, müssen demnach im Kontext der Critical Race Theory verstanden werden.20 Ein Blick in die Geschichte zeigt, dass „Weißsein“ ein Status ist, der einem gesellschaftlich zuerkannt wird. Ein prägnantes Beispiel dafür liefert der Historiker Noel Ignatiev mit seiner Studie „How the Irish Became White“ von 1995, in der er rekonstruiert, wie irische Immigrant:innen im 18. und 19. Jahrhundert in Amerika als „Weiße“ assimiliert wurden.21
 
        Historische Befunde für die soziale Konstruktion von „Weißsein“, die sich auch in entsprechenden kulturellen, politischen und rechtlichen Statuszuweisungen ausdrückt, lassen sich ebenfalls im deutschen Kolonialismus finden. So verfügte 1912 der Staatssekretär im Reichskolonialamt, Wilhelm Solf, in einer allgemeinen Richtlinie für die deutsche Kolonie Samoa, dass Ehen zwischen deutschen Kolonisten und samoanischen Kolonisierten nicht mehr geschlossen werden sollten, um gegen die „Verbreitung der Mischlinge“ vorzugehen. Zur Vorbeugung möglicher Interessenkonflikte verfügte er darüber hinaus: „Die Nachkommen aus den bisher als legitim angesehenen Mischehen sind Weiße. (…) Mischlinge, die nach Bekanntgabe dieser Grundsätze geboren werden, sind Eingeborene.“22
 
        Über die Zugehörigkeit zum Weißen Kollektiv wurde hier also per Dekret entschieden, wodurch „Weißsein“ zum Produkt einer willkürlich gesetzten zeitlichen Zäsur avancierte. In der Kolonie „Deutsch-Südwestafrika“ waren „Mischehen“ hingegen bereits seit 1905 verboten. Mit dem Verbot wurden auch Privilegien verhandelt, die unter anderem an staatsbürgerschaftliche Zugehörigkeiten gebunden waren, wie zum Beispiel das uneingeschränkte Recht, Land und Vieh zu erwerben, sich frei im Land zu bewegen oder die Anerkennung der Mündigkeit zum Führen von Rechtsgeschäften.23 Die kolonialrassistischen Debatten über „Mischehen“, über die Möglichkeit der „Naturalisation“ oder die angebliche Gefahr der „Verkafferung“ deutscher Kolonisten dienten dabei auch der Selbstaffirmation eines Weißen Kollektivs.24
 
        Pionierarbeiten der Critical Whiteness Studies legten bereits der Historiker und Soziologe W.E.B. Du Bois (1868–1963), der Schriftsteller James Baldwin (1924–1987) und der Psychiater Frantz Fanon (1925–1961) vor. Ende der 1980er Jahre erstellte die Sozialwissenschaftlerin Peggy McIntosh in einem selbstreflexiven Artikel eine Liste von 46 Weißen Privilegien, die breit rezipiert wurde.25 Im Anschluss daran entwickelte Barbara Lesch McCaffry für die Hochschuldidaktik eine „Privilege-Excercise“, in der weitere Ungleichheitsdimensionen berücksichtigt werden.26 Im wissenschaftlichen Feld entstanden Anfang der 1990er Jahre in den USA und Großbritannien zahlreiche Studien, die Weiße Privilegien in ihren Relationen zu Geschlecht, Klasse, Nation, Staatsbürgerschaft oder Heteronormativität herausarbeiteten.27 Diese intersektional angelegten Studien verdeutlichen, dass die Critical Whiteness Studies in der Regel nicht davon ausgehen, dass alle Weißen in gleicher Weise privilegiert sind, wie mitunter unterstellt wird.
 
        Auch in den Critical Ableism Studies lässt sich der angeführte Perspektivwechsel ausmachen, da der Begriff des Ableismus die relationale Wechselwirkung von disability und ability ins Zentrum rückt.28 Die analytische Perspektiverweiterung besteht hier darin, dass auch dasjenige, was als able im Sinne von fähig, kompetent, tüchtig, begabt gilt, zum Gegenstand der Untersuchung gemacht wird. Ein Beispiel hierfür ist Dan Goodleys Analyse des „Dis/ability Complex“, in dem erneut ein binäres Schema zum Ausdruck kommt: „behindert“ versus „nicht-behindert“, „verrückt“ versus „vernünftig“, „abhängig“ versus „autonom“, „sitzend“ versus „stehend“ und so weiter. Der Dis/ability Complex wird jedoch nicht durch eine simple Gegenüberstellung gesellschaftlicher Zuschreibungen erzeugt, so Goodley, vielmehr liegt ihm eine zweigeteilte (bifurkale) Realität zugrunde, denn die Norm fungiert hier immer als „versteckte Referenz“ (hidden referent).29 Entsprechend definiert Rebecca Maskos Ableismus wie folgt: „die Beurteilung von Körper und Geist danach, was jemand ‚kann‘ oder ‚nicht kann‘ – ein biologistischer, essentialisierender Bewertungsmaßstab, der anhand einer erwünschten körperlichen oder geistigen Norm Menschen be-, auf- und abwertet“.30
 
        In den Critical Ableism Studies geht es also um die Hierarchisierung von Fähigkeiten – oder, anders ausgedrückt, um hierarchische Fähigkeitsordnungen, die auf historisch, kulturell und sozial spezifischen Fähigkeitspräferenzen, Fähigkeitsnormen und Fähigkeitsprivilegien beruhen. Nach Gregor Wolbring geht es den Ability Studies keineswegs um eine grundsätzliche Ablehnung von „Fähigkeiten“ oder „Fähigsein“, sondern um ableistische Fähigkeits-, Leistungs- und Normalitätserwartungen, die bestimmte Fähigkeiten als absolut „essenziell“ oder „normal“ ansehen. In diesem Zusammenhang spricht Wolbring auch von „ability preferences“ und „ability privileges“.31 Dabei rekurriert er in seinem Verständnis von Privilegien nicht auf soziale Kategorisierungen wie „behindert“ oder „nicht-behindert“, sondern gemäß seinem transhumanistischen Theorieansatz auf „ability-have“- und „ability-non-have“-Gruppen.
 
        STRUKTURELLE PRIVILEGIEN
 
        In den Privilege Studies besteht ein weitgehender Konsens, dass Privilegien als „strukturell“ begriffen werden müssen. Was unter „strukturellen Privilegien“ zu verstehen ist, wird allerdings selten näher definiert. Wie der Erziehungswissenschaftler Markus Rieger-Ladich feststellt, krankt die Privilegienkritik ohnehin an einem eklatanten Theoriedefizit.32 Aus diesem Grund soll abschließend der Versuch einer Definition von strukturellen Privilegien unternommen werden, der sich als work in progress versteht.33 In einer ersten Annäherung wird unter „strukturell“ verstanden, dass Privilegien sich zugleich auf unterschiedlichen Ebenen reproduzieren. Dazu gehören:
 
         
          	soziale Strukturen (zum Beispiel Arbeitsteilung, Ressourcendistribution),
 
          	Institutionen (zum Beispiel Schule, Familie, Kirche),
 
          	symbolische Ordnungen (zum Beispiel hegemoniale Repräsentationen, Normen),
 
          	soziale Praktiken (zum Beispiel Distinktionspraktiken) sowie
 
          	Subjektformationen („überlegenes“ Selbst durch Abwertung des Anderen).
 
        
 
        Diese Ebenen stehen in einem relationalen Verhältnis zueinander, sind zeitlich eher auf Dauer gestellt und Bestandteile ungleicher gesellschaftlicher Verhältnisse (Geschlechterverhältnisse, Rassismus, Ableismus etc.), da sie in elementarer Weise mit den zentralen Organisationsprinzipien gesellschaftlicher Produktion und Reproduktion verbunden sind. Ein solches Verständnis verhindert eine pauschalisierende Gebrauchsweise des Privilegienbegriffs, da von strukturellen Privilegien nur dann gesprochen werden kann, wenn sie weitgehend auf allen Ebenen wiederzufinden sind.
 
        Unter strukturellen Privilegien lässt sich folglich verstehen, dass soziale Zugehörigkeiten, die aus ungleichen, intersektionalen gesellschaftlichen Verhältnissen resultieren, mit einem privilegierten Zugang zu ökonomischen, politischen und sozialen Ressourcen wie Vermögen, Besitz, Erwerbsarbeit oder Bildung einhergehen. Dominante Kollektive profitieren von einem Repräsentationsregime, das ihre Identitäten beziehungsweise Körper als „natürlich“ oder „normal“ markiert. In der Folge können sie ihre eigenen Interessen und Perspektiven als „universal“ setzen. Hinzu kommt die Wahrscheinlichkeit, dass Institutionen wie Behörden, Sicherheitsapparate oder Bildungsinstitutionen zu ihren eigenen Gunsten operieren. All dies gilt unabhängig von ihren Leistungen, politisch-progressiven Einstellungen oder persönlichen Intentionen. Schließlich sind strukturelle Privilegien relational beziehungsweise intersektional verfasst. Das heißt, privilegierte Kollektive sind nicht homogen, und privilegierte Subjekte sind zugleich in unterschiedlichen Dominanz- und Diskriminierungsverhältnissen positioniert.
 
        AUSBLICK: PRIVILEGIEN IN DER SPÄTMODERNE
 
        Nach Rieger-Ladich geraten die Dinge aktuell jedoch in Bewegung. Durch Praktiken der Fremdbeobachtung, aber auch der unbequemen Selbstbeobachtung wird die Unsichtbarkeit moderner Privilegien zunehmend infrage gestellt.34 Für Bourdieu müssten dafür allerdings „die Strukturen, gegen die solchermaßen protestiert wird, selbst schon in einen Zustand der Fragwürdigkeit und Krisenhaftigkeit übergegangen sein, der ihre Infragestellung und die kritische Bewußtwerdung ihres willkürlichen Charakters und ihrer Zerbrechbarkeit begünstigt“.35
 
        Der Soziologe Aladin El-Mafaalani sieht diese Krisenhaftigkeit bereits gegeben und verweist auf ein aktuell wirksames „Integrationsparadox“. Für ihn sind die Konflikte um Privilegien und kulturelle Deutungshoheiten auch Ausdruck einer gelungenen Integration. Diese These bringt El-Mafaalani mit einer Metapher anschaulich zum Ausdruck: Je mehr Mitglieder einer Gesellschaft am gemeinsamen Tisch einen Platz einnehmen, desto mehr Konflikte, Diskussionen und Aushandlungsprozesse gibt es.36 Auf diese Weise werden soziale Konflikte als Ausdruck sozialen Wandels verstanden, ganz im Sinne der soziologischen Tradition.
 
        Eine andere Interpretation wäre, die Infragestellung von Privilegien eher als Hinweis auf neue Formen der Spaltung beziehungsweise „partiellen Integration“ in der Spätmoderne zu lesen.37 An die Stelle des oben kritisierten binären Schemas (etwa „Heterosexuelle versus Homosexuelle“) scheinen aktuell neue Spaltungen entlang ökonomischer Verwertbarkeitslogiken zu treten: Wer sich in die Sphäre der Produktion beziehungsweise Verwertbarkeit eingliedern lässt, erfährt eine partielle Integration in ein Privilegiensystem, das zuvor konsequent nach Geschlecht, Sexualität, Ethnizität, sozialem Milieu, Dis/ability unterschieden hat. Beispiele dafür sind das normative Leitbild des adult worker, das auf eine Transformation der Geschlechterverhältnisse in westlichen Gesellschaften verweist, die Diskussion über „Begabungsreserven“ im Kontext von Migration oder die Einführung der „Ehe für alle“. Zugleich verschärfen sich die Prozesse sozialer Spaltung für diejenigen, die jenseits des Leistungskollektivs platziert werden.
 
        Kommt es also in der Spätmoderne zu einem Abbau von Diskriminierungen, wofür auch die aktuelle Privilegiendebatte ein Indikator sein könnte, bei gleichzeitiger Verschärfung sozialer Ungleichheiten? Es ist in jedem Fall erklärungsbedürftig, warum Privilegien gerade jetzt so intensiv diskutiert werden. Dies zu beantworten, bleibt weiteren Analysen überlassen.
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        GERECHTIGKEIT DURCH UNGLEICHBEHANDLUNG?
 
        Eine rechtshistorische Betrachtung des Privilegs
 
        Heinz Mohnhaupt
 
        Das privilegium ist – die lateinische Sprachform zeigt es schon an – eine im Römischen Recht begründete Rechtsquelle, die eine nur individuell oder partikular wirkende Rechtsposition repräsentiert. Das Privileg verleiht, im Gegensatz zum allgemein geltenden Gesetz, nur dem speziell Privilegierten eine besondere Befugnissphäre, die auch einer Gruppe mit gleichen Eigenschaften zukommen kann, im Mittelalter etwa Ständen, Städten oder Gilden. Das Römische Recht verwendet im Gesetzbuch Kaiser Justinians (Corpus Iuris Civilis, um 530 n. Chr.) dafür den Begriff des ius singulare, des besonderen Rechts: „Ein besonderes Recht ist dasjenige, welches gegen den strengen Inhalt der allgemeinen Rechtsregel wegen seiner Nützlichkeit durch die Autorität des Gesetzgebers eingeführt worden ist.“01 Ohne dass der Begriff privilegium hier bereits gebraucht wird, bildet diese Bestimmung die historische Grundlage für den Privilegienbegriff.
 
        Mit der Wortschöpfung aus privus (einzeln, gesondert) und lex (Gesetz) war zunächst ein besonderer Rechtsstatus gemeint, der Militärangehörigen, Armen, Witwen, Gläubigern, Waisen und anderen zum Ausgleich ihrer Bedürftigkeit oder aus Zweckmäßigkeitsgründen zugebilligt wurde. Das römische Rechtsverständnis ging davon aus, dass ein Rechtssystem darauf angewiesen ist, für generalisierende Regelungen Ausnahmen zur Erfüllung eines individualisierenden Gerechtigkeitsgebots zu ermöglichen. Insofern galten Privilegien lange als ein unentbehrliches Instrument zum angemessenen Ausgleich des starren allgemeinen Rechts (ius strictum). Regel und Ausnahme bilden somit historisch – aber auch gegenwärtig – ein komplementäres Verhältnis.
 
        Der Begriff privilegium wurde insbesondere durch den Erzbischof Isidor von Sevilla (um 560–636) zu einer vielzitierten Formel: „Privilegien sind Gesetze von Privatpersonen, gleichsam private Gesetze.“02 Daraus folgerte die Rechtslehre, dass Privilegien den Gegensatz zum allgemeinen Recht bilden, dem ius commune oder Gesetzesrecht. Ab dem Mittelalter bis in das 19. Jahrhundert dominierte jedoch in allen europäischen Ländern die Erteilung von Sonderrechten durch spezielle Urkunden des gesetzgebenden Herrschers, die als „Privilegien“ oder „Freiheiten“ bezeichnet wurden. Freiheit meinte hier die Handlungsfreiheit – nicht die politische Freiheit, die in der Aufklärung zum Gegenpart des persönlichen Privilegs werden sollte. Erst ab dem 17./18. Jahrhundert galten Privilegien als vertrackte Angelegenheit (materia intricata), mit einer bis heute bestehenden Definitionsschwäche in allen europäischen Rechtssprachen und über alle Epochengrenzen hinweg.
 
        Kaum eine andere Rechtsfigur ist durch eine so vielfältige und verwirrende Terminologie, inhaltliche Bedeutungsvielfalt und Multifunktionalität geprägt wie das Privileg – was sich auch im modernen Sprachgebrauch widerspiegelt. Die heute weitgehend offene, unsystematische und unpräzise Begrifflichkeit bei der Bezeichnung und Bewertung sozialer Tatbestände beziehungsweise Missstände überdeckt dabei die Herkunft und historische rechtliche Bedeutungsbreite.03 „Privilegien“ werden heute außerrechtlich zumeist als unverdiente gleichheitswidrige Vorteile mit gesamtgesellschaftlicher Bedeutung und Problematik verstanden. So kann das weite Feld der Privilegien von unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen unter ganz verschiedenen Gesichtspunkten analysiert werden – etwa unter soziologischen, ökonomischen, religiösen oder rechtlichen. Darin liegt die Ambivalenz der Geschichte des privilegium in seiner fließenden Bedeutung mit wechselnden Konjunkturen zwischen juristischem Fachterminus, generalisierender Gleichheitsforderung, individualisiertem Gerechtigkeitsanspruch und dem seit der Spätaufklärung ideologisch-politisch gebrauchten Kampfbegriff begründet.
 
        UNSICHERE RECHTLICHE QUALIFIZIERUNG
 
        Das dominierende rechtliche Charakteristikum des individuell wirkenden Privilegs ist durch seinen Gegensatz zum generell wirkenden Gesetz und allgemeinen Recht gekennzeichnet. Diese für das ius privatum und das ius publicum in gleicher Weise übliche pauschale Kennzeichnung bestimmt auch die ideologisierte politische Literatur im Umfeld der Französischen Revolution.04 Historisch gesehen stand eine jede Rechtsordnung im Sinne eines sozialen Systems mit unterschiedlicher Intensität und zu unterschiedlichen Zeiten in einem solchen Spannungsverhältnis, das heute oft mit der Bezeichnung law and diversity charakterisiert wird.05 Individualisierung, Spezialisierung und Partikularisierung im Sinne von Sonderrechtssphären auf der einen Seite sowie Generalisierung, Unifizierung und Egalisierung einer Rechts- und Gesellschaftsordnung auf der anderen Seite bildeten und bilden diesen Gegensatz.
 
        Es gab jedoch Phasen historischer Rechtsentwicklung und Rechtspraxis im Mittelalter, in denen besondere Rechte – seien es individuelle (also persönliche) oder partikulare (also lokale, regionale) – so beherrschend waren, dass ihr Ausnahmecharakter verblasste und diese Rechtsformen die „Regel“ oder ein „Regelrecht“ bildeten. Allgemeinheit und Gleichheit des Rechts konnten dann ihren Kontrastcharakter für die Systembildung im Recht verlieren.
 
        „Gleichheit“ erwies sich dann in der Frühen Neuzeit als ein imaginäres Modell, das in den Verfassungsdebatten der Spätaufklärung rechtliche und politische Wirkungskraft entfaltete. Die theoretisch alternativ-rechtliche Gestaltungsmöglichkeit durch individuelle Rechtspositionen in Staat und Gesellschaft zeigt zwar ein historisch vorfindbares Grundmuster, wird heute jedoch vom verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot des Grundgesetzes beherrscht, wenn auch die Realität in Staat und Gesellschaft dem keineswegs immer entspricht und vielfach Anlass zu gesellschaftspolitischer Kritik gibt. Diese Diskrepanz prägt die heutige Verwendung des pejorativ aufgeladenen Privilegienbegriffs.
 
        Historisch und methodisch bildeten und bilden universales und partikulares sowie generelles und privilegiales Recht systematisierende Ordnungskategorien im unendlichen Kosmos der Rechtsquellen. Erweiterungen und Verengungen des Privilegienbegriffs bestimmen juristisch und außerjuristisch die Funktion des Privilegs im Laufe der gesamten Rechtsgeschichte. Sie sind auch ein Reflex politischer und gesellschaftlicher Entwicklungen.
 
        THEORIE UND PRAXIS IM ANCIEN RÉGIME
 
        Im Gegensatz zum Römischen Recht kannte das Ancien Régime, also die absolutistische Monarchie vom 16. Jahrhundert bis zur Französischen Revolution, eine ausgeformte Privilegienlehre, die sich teilweise auf Römisches Recht stützte. Das Privileg „im eigentlichen Verstande“, wie es im 19. Jahrhundert genannt wurde, war die in der Regel in einer Urkunde niedergelegte besondere Verfügung des Privilegienerteilers – das heißt des weltlichen Regenten oder des Papstes –, durch die ein besonderes Recht auf eine bestimmte Person, Personengruppe, Sache oder Institution übertragen wurde. Diese Rechtsnorm in Urkundenform verbürgte Authentizität und Beweiskraft. Die einzelnen Bestandteile des Urkundentextes bestimmten dabei den Rechtscharakter des Privilegs zwischen Gnadenakt, Gesetz und Vertrag.
 
        Kernelement war jeweils die dispositio, welche die rechtliche Verfügung des Privilegienerteilers im Sinne einer Handlungserlaubnis oder Pflichtbefreiung enthielt. Die anschließende sanctio war eine Strafformel, die alle Untertanen und Amtsträger dazu verpflichtete, den Privilegierten bei der Ausübung seines Rechts nicht zu behindern, sondern zu unterstützen. Darin lag eine Allgemeinverpflichtung, die die Privilegienlehre als „Gesetz“ gewertet hat – entsprechend der zitierten Bezeichnung als „private Gesetze“. Die Gesetzgebungsgewalt umfasste somit grundsätzlich auch die Erteilung von Privilegien im Sinne von Einzelgesetzen und deren Interpretation. Als herrschaftliches Reservatrecht lag sie im Alten Reich beim Kaiser und in den Territorien beim Landesherrn. Die Erteilung eines Privilegs geschah ex gratia („aus Gnade“), ein Anspruch auf ein Privileg bestand somit nicht. Im 18. Jahrhundert wurde die Erteilung eines Privilegs jedoch an Forderungen des „gemeinen Wohls“ gebunden, um sie der willkürlichen Entscheidungsgewalt des Erteilers zu entziehen.
 
        Über den möglichen Inhalt des Privilegs – die materia oder das objectum privilegii – erschließt sich seine fast unbegrenzte Instrumentalität, denn Gegenstand eines Privilegs konnte alles sein, was durch Gesetz geregelt werden konnte. Es durfte nur nicht gegen das ius divinum („göttliches Recht“), das ius naturale („natürliches Recht“) oder Verfassungsgrundsätze und Völkerrecht verstoßen. Dementsprechend gab es an Zahl und Inhalt der Privilegien „unzählige, und es entstehen noch immer neue Gattungen derselbigen“, stellte der Staatsrechtler und Reichspublizist Johann Jacob Moser Anfang der 1770er Jahre fest.06 Gründe für die Erteilungshäufigkeit von Privilegien mit speziellem Inhalt waren oft die besondere Schutzbedürftigkeit der Privilegierten und die mit dem Privileg bezweckten allgemeinen sozialen und rechtlichen Regelungsbedürfnisse. Fehlte eine allgemeine Gesetzgebung – wie zum Beispiel für die Bereiche von Handel, Gewerbe, Gilden, Compagnien, Manufakturen und Fabriken –, konnte die Regelungslücke vom Herrscher durch Privileg vergleichsweise einfach geschlossen werden, ohne dass die Stände in den Gesetzgebungsprozess einbezogen werden mussten.
 
        Wenn ein Rechtsgebiet durch den massiven Einsatz von gleichgerichteten Privilegien eine einheitliche Regelungsdichte erfuhr, lässt sich die Erteilungspraxis als gesetzesgleiche Normierung werten.07 So konnte ein Recht, das ursprünglich nur einen individuellen Privilegienschutz genoss, bei Änderung der Lebensbedingungen und der allgemeinen Anschauungen sowie unter ökonomischem Zwang ersatzweise den Schutz allgemein wirkenden Gesetzesrechts erlangen. Auf diesem Wege ist etwa ein urheberrechtlich wirkender Drucker- und Autorenschutz möglich geworden, ohne dass ein Urheberrechtsgesetz bestanden hat. Hier ist nicht nur eine „Gesetzgebung“ im Effekt gegeben, sondern die Bildung neuen Rechts durch Privilegien, die treffend auch als Funktionsersatz für fehlende Gesetzgebung bezeichnet wurde.08 Der gesteigerte Einsatz von privilegialen Ausnahmen in einer Rechtsordnung konnte somit zur Regel werden und das Regel-Ausnahme-Prinzip umkehren.
 
        DELEGITIMATION DER PRIVILEGIEN
 
        Die Delegitimation des Privilegienwesens wurde entscheidend beeinflusst durch den Gleichheitssatz und die Menschenrechte als Kernforderungen des aufklärerischen Naturrechts. Der Gleichheitssatz gehört zu den zentralen Grundsätzen der umfassenden Kodifikation des Rechts in der Aufklärung. Er verbürgt im modernen Verfassungsstaat das Gerechtigkeitsprinzip schlechthin.09 In den Debatten zum Code civil, dem französischen Zivilrecht, hatte der General und Politiker Jean-François Jacqueminot 1799 den Umschlag politischer Radikalisierung am Beispiel der Privilegienfrage auf die Formel gebracht: „Es herrschte der Fanatismus einer irrsinnig interpretierten Gleichheit, wie zuvor der Fanatismus der Privilegien.“10
 
        Es ist jedoch heute immer zu bedenken, dass mit unterschiedlichen Gleichheitsvorstellungen auch die Gerechtigkeitsvorstellungen sehr differieren können. Der Ruf nach rechtlicher Gleichheit war durch einen extremen Rechtsquellenpluralismus herausgefordert, der einerseits Ausdruck der unübersichtlich gewordenen territorialen und lokalen Rechtsbestände und andererseits der ständischen Privilegiengesellschaft war. Die ständisch und territorial unterschiedlichen Rechtsträger wachten nicht ohne Egoismus über ihren besonderen Rechtebestand. „Recht“ wurde über die Vielzahl der „Rechte“ definiert, für die das Privileg den Prototyp bildete. Jede auf Allgemeingültigkeit bedachte Gesetzgebung musste mit dieser Dissonanz in Konflikt geraten.
 
        Der Königsberger Rechtswissenschaftler Daniel Christoph Reidenitz stellte 1803 die Frage: „Sind Privilegien zuläßig?“ Seine Antwort lautete: „Sie sind (…) ohne Ausnahme unrecht. (…) Die Privilegien können nie vom Allgemeinen Willen der Nation ausgehen.“11 Im Gegensatz zu Frankreich wurde eine radikale Beseitigung der gleichheitswidrigen Privilegien in Deutschland jedoch selten gefordert. Reform statt Revolution war das Ziel. Diese Haltung spiegelt sich auch in der Kodifikation des Allgemeinen Landrechts für die preußischen Staaten von 1794 wider, in der Privilegien zwar bewahrt, aber an feste gesetzliche und somit justiziable Regeln gebunden wurden. In Frankreich dagegen nahm die Verfassung von 1791 das Privilegienverbot ausdrücklich auf, und der Code civil kannte das privilège nur noch in der unpolitischen Bedeutung einer vorrangigen Gläubigerbefriedigung.
 
        Die süddeutschen Verfassungen des frühen 19. Jahrhunderts schrieben zwar die bürgerliche Rechtsgleichheit fest, waren aber von einer radikalen égalité weit entfernt. Ein genereller Ausschluss der Privilegien aus der Rechtsordnung wurde zunächst nicht erreicht. Einerseits war wohl die Traditionskraft der privilegierenden Sonderrechte zu groß, andererseits wirkten die Erfahrungen der revolutionären Schreckensherrschaft in Frankreich (terreur) abschreckend. Zudem gab es in Deutschland ein historisches, konservativ geprägtes kritisches Bewusstsein von der Ambivalenz radikaler Gleichheit für sozial zu gestaltende Gerechtigkeit. Erst mit dem 1900 eingeführten Bürgerlichen Gesetzbuch wurde das Privileg als Rechtsgestaltungsinstrument abgestoßen.
 
        INDIVIDUALISIERENDE NORMEN ALS GERECHTIGKEITSGEBOT
 
        Die Gleichheitseuphorie des 18. Jahrhunderts konnte und kann unter dem Gesichtspunkt der „Gerechtigkeit“ keinen Absolutheitsanspruch erheben. In diesem Sinne geht auch die Egalitarismuskritik im Hinblick auf Wirtschaftsprozesse bei realisierten Gleichheitsforderungen von Gerechtigkeitsverlusten aus.12 Gleichbehandlung und Einzelfallgerechtigkeit können einen spannungsreichen Gegensatz bedeuten, wie er in den Rechtsformen von privilegium und ius singulare zum Ausdruck kommt. Dem „Recht auf Gleichheit“ antwortet zum Beispiel im Geschlechterverhältnis das „Recht auf Differenz“. Gleichheit und Ungleichheit werden legitimierungsbedürftig. Soziale Ungleichheiten müssen heute vor dem Gebot des Sozialstaats bestehen können; im Ancien Régime standen Privilegien in der Theorie in einer offenen Zweckbindung an das Gemeinwohl.
 
        Im 19. Jahrhundert bezog die römischrechtlich inspirierte Privatrechtswissenschaft ihr Gerechtigkeitsbild nicht primär aus dem Gleichheitspostulat des Verfassungsrechts oder aus Erwägungen praktischer Politik, wenn diese auch unausgesprochen zunehmend mitbestimmend wurden.13 Maßgebend war eine privatrechtliche Interpretationsarbeit bezüglich der römischrechtlichen iura singularia als privilegia und deren Gegenpart des ius generale vor dem Hintergrund des Gleichheitspostulats. Das Problem wurde darin gesehen, „das Recht so auszubilden, dass die abstracte Gleichheit nicht in eine wirkliche Ungleichheit, das formelle Recht nicht in ein materielles Unrecht umschlage“.14
 
        Der Rechtswissenschaftler und Politiker Alois Brinz sah dagegen das privilegiale Sonderrecht durch das „öffentliche Interesse“ legitimiert: „Liegt im Privilegium darin, daß es vom Recht und von der Gleichberechtigung abweicht, ein Grund gegen dasselbe, so spricht der Umstand, daß das Recht der Individualität (…) nicht durchweg gerecht zu werden vermag, für dasselbe. Eine Vermittlung (…) liegt darin, daß die Ertheilung der Privilegien mit Berücksichtigung des öffentlichen Interesses geschieht (…).“15 In diesem Sinne bezeichnete es der Zivilrechtler Ferdinand Regelsberger als „die schwierige Aufgabe der Rechtsbildung“, in der „Ausgestaltung der individualistischen und der socialistischen Lebensordnung den rechten Weg zu finden“.16 Soweit im Verwaltungsrecht des 19. und 20. Jahrhunderts das Gesetz die Herrschaft über die Privilegien erlangte, mutierten diese zu Verwaltungsakten, deren Erteilung jedoch rechtsstaatlich durch ein allgemeines Gesetz tatbestandsmäßig festgelegt war und dadurch willkürlicher „privilegialer“ Entscheidung entzogen wurde.
 
        Mittlerweile entscheiden Gleichheitssatz und Gewaltenteilung als Prinzipien der demokratischen Verfassung darüber, inwieweit Individualrecht als rechtliches Gestaltungsinstrument eingesetzt werden kann. Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 1975 in diesem Sinne formuliert: „Die Demokratie des Grundgesetzes ist eine grundsätzlich privilegienfeindliche Demokratie.“17
 
        AUẞERJURISTISCHE AUSWEITUNG
 
        Dennoch scheint das Privileg fortzuleben, zumindest sprachlich. Heute zeigt der Privilegienbegriff in seinem geradezu inflationären Gebrauch eine Ausweitung und Entgrenzung jenseits seiner ursprünglichen juristischen Bedeutung, „als ob es tausend Privilegien gäbe“.18 So gilt es beispielsweise als Privileg, jung, wohlhabend, bildungsnah aufgewachsen oder als Weißer geboren zu sein oder im Frieden leben zu können. Eigentlich selbstverständliche gleiche Lebensqualitäten werden, wenn sie nicht allen gleichmäßig zukommen, in einem negativ konnotierten „Privilegien“-Rang gesehen.
 
        Alternierender Rechts- und Sozialstatus sowie die Überlagerung soziologischer und juristischer Sprach- und Begriffsebenen erschweren die rechtliche Fixierung aktueller und historischer Privilegienfunktionen. Das belegen zahlreiche Beispiele heutiger Bewertungen: Die „Sonderprivilegien der Unabhängigkeit der Hochschullehrer und Richter, der Medienangehörigen und der Rechtsanwälte sind Errungenschaften der Moderne, jahrhundertlang erkämpft“.19 Diese Worte erinnern an Auseinandersetzungen seit der Aufklärung, die Privilegien durch Rückbindung an das Gemeinwohl zu rechtfertigen versuchten. In diesem Sinne wird wiederum auch die „regulierte Selbstregulierung“ als ein Privileg bezeichnet, das „durch Leistungen für die Allgemeinheit verdient sein muss“.20
 
        So wird die datenschutzrechtliche Sonderstellung der Presse im Sinne der dem Gemeinwohl dienenden Pressefreiheit als „Presseprivileg“ bezeichnet.21 Die Kritik am richterlichen „Haftungsprivileg“, an den „Abgeordnetenprivilegien“ (Immunität und Indemnität), am „Juristenprivileg“ im Sinne bevorzugter Besetzung höherer Verwaltungsstellen, an „Steuerprivilegien“, am „Geistlichenprivileg“ im deutschen Wehrrecht, an der „Privilegierung“ anerkannter nationaler Minderheiten, an Steuerverteilung und sozialer Ordnung sind bekannt. Diese bezeichnen sensible gesellschaftliche Statusfragen, die das Bundesverfassungsgericht zu Überprüfungen zwingen, inwieweit tradiertes Privilegienrecht mit den Grundrechten vereinbar ist und ob demgemäß Entschädigungen für aufgehobene Privilegien zu zahlen sind.22
 
        SPANNUNGSFELD ZWISCHEN GLEICHHEIT UND UNGLEICHHEIT
 
        In den meisten genannten Fällen spielt die soziale Spannung, die in einer missbilligten Ungleichheit als Gerechtigkeitsproblem zu sehen ist, eine dominierende Rolle.23 Zuletzt ist die Zulässigkeit von „Impfprivilegien“ während der Corona-Pandemie – das heißt die Wahrnehmung verfassungsrechtlicher Freiheitsrechte der gegen Covid-19 Geimpften im Gegensatz zu den Nichtgeimpften – als Problem zwischen Gleichheit und Differenzierungsgebot diskutiert worden. In der Bildungssoziologie wird gar von einem „Comeback“ des Privilegs gesprochen,24 obwohl man feststellen kann, dass es – wenn auch in unterschiedlichen Formen – nie aufhörte zu bestehen. Zwar beschloss die Französische Nationalversammlung im August 1789, jegliche Bevorrechtung aufzuheben, „Privilegien sind jedoch nicht aus dem allgemeinen Sprachgebrauch verschwunden, der ihnen stets einen negativen Beigeschmack verleiht“, wie die Rechtshistorikerin Clarisse Siméant zu Recht betont.25
 
        Der heutige gesellschaftspolitische Diskurs bezieht seine Positionen häufig aus der Wahrnehmung sozialer Benachteiligungen durch Ungleichheit. So scheint die Kritik am Privileg der Privilegierten häufig mehr einer Klage über den Mangel eigener Privilegien gleichzukommen als dem Wunsch nach deren Beseitigung. Die Nichtprivilegierung wird als Diskriminierung empfunden. Ähnliches beobachtete der Schriftsteller Johann Gottfried Seume bereits 1807: „Viele eifern nur deswegen so heftig gegen die Vorrechte, um die ganze Summe derselben für sich in Beschlag zu nehmen. Das sind die gräßlichsten aller Privilegierten und immer Tyrannen, sie mögen stehen in welcher Kaste sie wollen.“26
 
        Wie anders wäre sonst die heute oft gebrauchte neue Wortschöpfung von den „Unterprivilegierten“ innerhalb moderner Gesellschaften zu verstehen?27 Die Soziologie bedient sich häufig dieser Formulierungen, um den sozialen Abstand zum gesellschaftlichen Gleichheitsideal kenntlich zu machen. So sprach schon Max Weber vor dem Ersten Weltkrieg von den Arbeitern als den „heute negativ privilegierten Klassen“.28 Auch der Politikwissenschaftler Michael Vester beschrieb geringe Bildungschancen in einzelnen Milieus als „negative Privilegierung“,29 und Pierre Bourdieus Forschungen betrafen unter anderem die „Sozialen Praktiken, die zur Eliminierung der unterprivilegierten Klassen (…) in den Hochschulen führen“.30
 
        Der gesellschaftlich „unterprivilegierten“ Gruppe stehen nach heutigem Sprachgebrauch die „Überprivilegierten“ gegenüber. Der Bundesfinanzhof etwa hat 2012 in einem Beschluss die „steuerliche Verschonung“ der Erben von Betriebsvermögen ausdrücklich als eine „verfassungswidrige Überprivilegierung“ bezeichnet, die als Verstoß gegen das Gleichheitsgebot auch nicht aus Gründen des Gemeinwohls gerechtfertigt werden könne.31 Nach der Logik solcher Bewertungen und Wortschöpfungen wären dann die Überprivilegierten die Privilegierten der Privilegierten, woraus sich die Frage ergibt, wer die Gruppe der schlicht Privilegierten bildet, die zwischen Über- und Unterprivilegierten steht.32 Demnach bestünde eine Gesellschaft nur noch aus Privilegierten unterschiedlicher Graduierung. In solchen Formulierungen offenbaren sich grundsätzlichere anthropologische und gesellschaftliche Auffassungen, soziale Erwartungen und Forderungen, denen ein kollektives oder individuelles Eigeninteresse zugrunde liegt. Der Begriff der „Gleichheit“ wird dann zu einer Bezeichnung für eine Gleichheit der Ungleichen.33
 
        Rechtlich, ideengeschichtlich und politisch steht das Privileg mit all seinen Bedeutungsvarianten in einem Spannungsverhältnis zu den rechtsstaatlichen Grundsätzen von Freiheit und Gleichheit. Privilegiale Vorrechte und gesamtgesellschaftliche Gleichheit in ein harmonisches Gesamtsystem zu integrieren, ist daher im gesellschaftlichen und juristischen Diskurs eine schwierige verfassungsrechtliche Aufgabe.
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        ESSAY
 
        WHITE PRIVILEGE
 
        Das gute Leben auf den Schultern der Anderen
 
        Yener Bayramoğlu
 
        Auf dem Fußballfeld einer englischen Schule stehen mehrere Kinder in Schuluniform, die meisten von ihnen sind People of Color, einige sind Schwarz. Die Sonne scheint, und alle sehen glücklich aus. Eine Sportlehrerin bereitet ihre Klasse auf ein Rennen vor, was sichtlich für Vorfreude sorgt. Allerdings, so erklärt die Lehrerin, habe dieses Rennen eine andere Logik, andere Regeln: Sie werde ihnen zunächst ein paar Fragen stellen, um die Startpositionen zu bestimmen. Wer eine Frage bejahen kann, darf einen großen Schritt nach vorne gehen. „Das muss ein Scherz sein!“, murmelt ein weißes Kind. Es folgen Fragen zu Lebenserfahrungen und familiären Hintergründen, etwa: „Wenn Englisch die Muttersprache deiner Eltern ist, geh einen Schritt vor“ oder „Wenn du noch nie gefragt wurdest, wo du herkommst, geh einen Schritt vor“ und so weiter. Es sind vor allem die weißen Kinder, die aufgrund ihrer Antworten immer weiter nach vorne gehen dürfen. Sie erkennen, wie einfach das Rennen für sie werden wird – und alle Kinder sind sich einig, dass dieses Rennen nicht fair ist.
 
        Diese Szene aus einer britischen Fernsehdokumentation über eine antirassistisch engagierte Schule zeigt anschaulich, wie weiße Privilegien gesellschaftlich wirken.01 Durch die Form und den Inhalt der Fragen erinnert die Szene zugleich an einen mittlerweile viel zitierten Text der Sozialwissenschaftlerin Peggy McIntosh. In „Unpacking the Invisible Knapsack“ listete McIntosh 1989 verschiedene Situationen auf, um zu verdeutlichen, welche Auswirkungen das weiße Privileg im Alltag hat, zum Beispiel: „Wenn ich Schecks, Kreditkarten oder Bargeld verwende, kann ich mich darauf verlassen, dass meine Hautfarbe nicht dem Anschein entgegenwirkt, dass ich finanziell vertrauenswürdig bin.“02 Ihre Liste verdeutlicht, dass das weiße Privileg es weißen Menschen ermöglicht, sich bei der Job- oder Wohnungssuche keine Gedanken wegen ihrer Hautfarbe oder ihres Namens machen zu müssen. Wenn weiße Menschen um ein Gespräch mit dem „Verantwortlichen“ bitten, können sie ziemlich sicher sein, dass sie eine weiße Person vor sich haben werden. Sie müssen auch keine Angst vor Polizist*innen oder Grenzkontrollen haben.
 
        Das weiße Privileg ist jedoch nicht nur in solchen vorhersehbaren Situationen erkennbar. Es bestimmt auch alltägliche Situationen, die aufgrund ihrer Banalität nicht unbedingt als rassistische Ungleichheit wahrgenommen werden. Zu solch banalen Situationen gehört etwa, dass Weiße sich sicher sein können, im Laden um die Ecke ein Heftpflaster zu finden, das gut zu ihrer Hautfarbe passt. Solche Situationen verdeutlichen, wie die Gesellschaft bestimmten Personen schleichend Privilegien zuweist, während sie andere als anders markiert und ausschließt.
 
        UNSICHTBAR UND UNBEWUSST?
 
        McIntosh wählte für das weiße Privileg die Metapher des unsichtbaren Rucksacks – was insofern ein merkwürdiges Bild ist, als ein Rucksack eigentlich für eine Belastung steht. Der Rucksack, von dem McIntosh schreibt, ist indes ein Vorteil: Er ist unsichtbar, weil weißen Menschen oftmals gar nicht bewusst ist, dass sie ihn tragen und ihr Leben dadurch einfacher wird. Werden sie damit konfrontiert, denken sie, dass es sich nur um einen Scherz handeln kann, es also nicht der Realität entspricht – genauso, wie es das Kind in dem Film sagt. Viele denken, dass das weiße Privileg ausschließlich mit sichtbaren Diskriminierungen zu tun habe. Das Konzept bezieht sich jedoch vielmehr darauf, dass weiße Menschen nicht den alltäglich benachteiligenden Auswirkungen von Rassismus ausgesetzt sind.
 
        In öffentlichen Äußerungen betont McIntosh häufig, dass der Hinweis auf das weiße Privileg nicht als Beschuldigung zu verstehen sei – handele es sich doch um Situationen, die unbewusst entstehen. Daher sei es auch nicht korrekt, weiße Menschen dafür verantwortlich zu machen. Doch sind weiße Menschen tatsächlich nur „unschuldige Unbeteiligte“ in diesem Prozess? Tragen sie nicht auf individueller und institutioneller Ebene zum Erhalt des weißen Privilegs bei? Dies ist eine der Fragen, die der Erziehungswissenschaftler Zeus Leonardo in den frühen 2000er Jahren aufwarf.03 Er kritisierte, dass das weiße Privileg oftmals als ein Prozess verstanden wird, in dem Privilegien vermeintlich ohne jegliches Bewusstsein weißer Menschen verteilt werden. In diesem typischen Narrativ über das weiße Privileg, so Leonardo, verschwimme, wer was aufteilt. Er fragte daher konkret: Wenn Geld in die Taschen der Weißen gesteckt wird, wer steckt es dorthin? Sind es rassifizierte Minderheiten, die das Geld in die Taschen der Weißen stecken? Oder sind es vielleicht doch weiße Menschen, die tagtäglich bewusst Entscheidungen treffen und Handlungen ausführen, die zu einer rassifizierten Akkumulation von finanziellem, kulturellem, sozialem und politischem Kapital führen? Mit diesen Fragen lädt Leonardo ein, über unsere eigenen Handlungen nachzudenken. Möglicherweise ist der Rucksack doch nicht so unsichtbar, wie ihn McIntosh beschrieben hat.
 
        Auch in der deutschen Gesellschaft finden sich zahlreiche Beispiele für Ungleichheiten, die mit aktiven Handlungen und Entscheidungen weißer Deutscher verknüpft sind. Wenn man kein weißer Deutscher ist, kann man in Deutschland beim Einschalten des Fernsehers, beim Durchblättern von Schulbüchern, beim Studieren an der Universität, bei der Jobsuche oder beim Besuch einer Behörde das Gefühl bekommen, die gesamte Gesellschaft sei so gestaltet, als ob man gar nicht existierte. Kultur, Institutionen und Politik spiegeln die Diversität des Landes nicht hinreichend wider, sondern basieren auf der Aufrechterhaltung weißer und männlicher Privilegien. Obwohl deutsche Unternehmer*innen sich über den Fachkräftemangel beschweren, bleiben Jahr für Jahr Menschen mit Migrationshintergrund ohne Ausbildungsplatz. Schüler*innen mit türkischen Namen haben auch bei gleichen Ausgangsvoraussetzungen schlechtere Aussichten, zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen zu werden.04 Insbesondere Frauen of Color werden aufgrund ihrer Namen, ihrer Herkunft oder ihrer Religion bei der Jobsuche im deutschsprachigen Raum benachteiligt.05 Muslimisch oder Schwarz zu sein, gilt in der deutschen Mehrheitsgesellschaft nicht als integraler Bestandteil gesellschaftlicher Zugehörigkeit.06 Auch deshalb sind deutsche Universitäten so klar dominiert von weißen männlichen Professoren; die Führungskräfte deutscher Unternehmen haben oft die gleichen Gesichter; und obwohl Deutschland schon lange ein Einwanderungsland ist, haben immer noch sehr wenige Politiker*innen eine Einwanderungsgeschichte.
 
        Leonardo zufolge ist die gesellschaftliche Struktur so gestaltet, weil viele Weiße sie sich so wünschten. Er betont daher, dass das weiße Privileg nicht allein auf Ausschlussmechanismen basiere, sondern ebenso auf Beschlagnahmungen. Die Erfahrung, die Schwarze und People of Color machen, sei so, als ziehe man ihnen auf der Straße das Geld aus der Tasche – um nochmals auf seine Metapher zurückzukommen. Leonardo bezieht sich dabei zwar auf den US-amerikanischen Kontext, aber auch der Wohlstand in Deutschland und Europa, von dem vor allem Weiße profitieren, ist nicht losgelöst von Ausbeutungen und Beschlagnahmungen zu verstehen.
 
        Das gute Leben, das vielen weißen Deutschen heute möglich ist, basiert unter anderem auf dem Erbe kolonialer Ausbeutung, auf Verbrechen im Zweiten Weltkrieg sowie auf billiger und oft prekärer Arbeit, die Migrant*innen seit Mitte der 1950er Jahre als „Gastarbeiter“ geleistet haben. Das Geld in den Taschen ist jedoch nicht nur eine Metapher für den materiellen, sondern auch für den kulturellen Bereich. Hier sei insbesondere an die koloniale Raubkunst erinnert, die stolz in den Museen des Globalen Nordens ausgestellt wird – auch in Deutschland. Wenn wir unseren Fokus vom unsichtbaren Rucksack auf das Geld in den Taschen verlagern, wird deutlich, dass das weiße Privileg durch bewusst vollzogene, alltägliche, institutionelle und politische Handlungen entsteht und aufrechterhalten wird.
 
        INTERSEKTIONALE PRIVILEGIEN
 
        Privilegien können sich überlappen, das weiße etwa mit dem männlichen. Aus dieser Beobachtung heraus entwickelte sich mit dem Konzept der Intersektionalität einer der wichtigsten Beiträge des Schwarzen Feminismus. Die Juristin Kimberlé Crenshaw bemühte sich in den frühen 1990er Jahren darum, die spezifischen Diskriminierungserfahrungen Schwarzer Frauen in den USA juristisch fassbar zu machen. Sie beobachtete, dass diese Erfahrungen in Gerichtsverfahren häufig nicht anerkannt wurden.07 Zwar gab es damals schon Antidiskriminierungsgesetze, Identität wurde aber als ein single issue verstanden – ganz so, als ob Schwarze nur Rassismus und Frauen nur Sexismus erleben würden.
 
        Die Erfahrungen Schwarzer Frauen auf dem Arbeitsmarkt konnten aber weder ausschließlich als Rassismus noch ausschließlich als Sexismus eingeordnet werden. Viele amerikanische Unternehmen behaupteten in Prozessen, die Schwarze Frauen gegen sie führten, sie hätten bei Einstellungsverfahren nicht rassistisch entschieden und verwiesen darauf, dass ja auch Schwarze Männer an ihren Produktionsbändern arbeiteten. Außerdem behaupteten sie, keine Diskriminierung auf Basis des Geschlechts auszuüben, denn es gebe ja schließlich auch Frauen in ihren Unternehmen. Allerdings waren dies ausschließlich weiße Sekretärinnen. Da es keinen diskursiven Rahmen für die spezifischen Ausschlussmechanismen gegen Schwarze Frauen gab, erkannten die Gerichte die Diskriminierung nicht an. Crenshaw schlug daraufhin das Konzept der Intersektionalität vor – nicht nur als ein wichtiges feministisches Werkzeug, sondern auch als ein juristisches, um die Überlagerung unterschiedlicher Diskriminierungen vor Gericht erkennbar zu machen.
 
        Ähnlich wie andere Konzepte von Diskriminierung beschäftigt sich auch Intersektionalität mit Identität – häufig geht es dabei um die Identität als Schwarze Frau, die Diskriminierung erlebt, einen Job nicht bekommt oder anderweitig ausgeschlossen wird. Das Konzept kann uns aber auch dabei helfen, den Blick auf die Position weißer Männer zu verschieben. Genauso wie sich unterschiedliche Diskriminierungserfahrungen gegenseitig überlagern und zu einer neuen Form von Diskriminierung führen können, entstehen durch die Überlappung unterschiedlicher Privilegien neue Formen der Vorherrschaft. So kann das weiße Privileg nicht nur mit dem männlichen überlappen, sondern die Liste lässt sich erweitern: um das heterosexuelle Privileg, das Privileg aufgrund des Fehlens einer Behinderung, das Privileg einer bestimmten Klassenzugehörigkeit und weitere mehr. Je mehr Privilegien ein Mensch aufgrund der Überschneidung dieser Merkmale besitzt, desto mehr Respekt genießt er in der Gesellschaft. Mit zunehmenden Privilegien wird er zudem seltener durch Hindernisse ausgebremst.
 
        Im Gegensatz zu einer weitverbreiteten Annahme entsteht das weiße Privileg nicht gänzlich unbewusst, sondern ebenso durch koordinierte Handlungen von Personen, die über dieses Privileg verfügen, sich gegenseitig unterstützen und ihren Wohlstand und ihre Macht mit als anders markierten Menschen nicht zu teilen bereit sind. Sie ziehen eine Linie. Diesen Prozess beschrieb der Soziologe W.E.B. Du Bois bereits Anfang des 20. Jahrhunderts als color line.08 Gemeint ist damit eine Linie oder Grenze, die die gesamte Gesellschaft und sogar die gesamte Welt durchzieht. Sie trennt weiß von nicht-weiß, und markiert heute auch die Grenze zwischen Globalem Norden und Süden. Wie alle Grenzen wird sie überwacht und kontrolliert, damit als rassifiziert markierte Menschen es nicht wagen, sie zu überschreiten. Die color line bestimmt auch, welche Leben als betrauernswert und schützenswert angesehen werden – denn längst nicht alle Verluste werden als Verlust und nicht alle Leiden als Leid wahrgenommen.09
 
        WEIẞE EMOTIONEN
 
        Wenn weiße Menschen mit ihren Privilegien konfrontiert werden, löst dies oft defensive, abwehrende Reaktionen aus. Auf genau solche intensiven emotionalen Reaktionen verweist das Konzept der weißen Fragilität. Die Erziehungswissenschaftlerin Robin DiAngelo argumentiert, dass diese Fragilität zu starken Schuldgefühlen und Wut führe, was jedoch nicht produktiv sei, da weiße Menschen dadurch letztlich zurückwichen und nicht bereit seien, sich kritisch mit ihrem weißen Privileg auseinanderzusetzen.10 Die Auseinandersetzung mit den eigenen Privilegien ist kein einfacher Prozess. Er erfordert ein Hinterfragen der eigenen Identität und die Übernahme von Verantwortung für die Veränderung der Gesellschaft.
 
        Die soziopolitischen Entwicklungen in Europa zeigen jedoch, dass sich die weiße Fragilität immer stärker in Form eines backlash ausdrückt. Dass rechtsradikale Parteien derzeit in vielen europäischen Ländern an Einfluss gewinnen und eine Agenda vorantreiben, die auf Rassismus, einer Ablehnung von Feminismus und Transgender-Rechten sowie einer Nostalgie für das koloniale Zeitalter basiert, kann auch als ein Zeichen dafür gelesen werden, dass das Hinterfragen von Privilegien als Diskurs gesellschaftlich angekommen ist und eben auch unerwünschte politische Reaktionen auslöst. Diejenigen, die heute noch die Diskursmacht innehaben, drohen diese zu verlieren. Sie verwenden nun ihre Positionen und Ressourcen, um die Institutionen und Machtpositionen gegen jene abzuschotten, die es wagen, sie zu kritisieren und ihre Paradigmen zu hinterfragen.
 
        Doch auch Schuldgefühle sind nicht konstruktiv und nicht dazu geeignet, sozialen Wandel voranzutreiben. Zeus Leonardo argumentiert, dass ein weißes Schuldgefühl eine lähmende Wirkung haben kann, was weder Weißen noch People of Color nützt. Es behindere vielmehr eine kritische Auseinandersetzung mit rassistischen Strukturen sowie deren Veränderung. Anstatt die Gesellschaft kritisch zu reflektieren, lenke weißes Schuldgefühl die Aufmerksamkeit von Weißen auf eine individuelle Ebene. Sie seien übermäßig besorgt, als rassistisch wahrgenommen werden zu können. Das führe ebenfalls dazu, dass sie sich schließlich zurückzögen. Eine bessere Zukunft könne jedoch nur erreicht werden, wenn auch weiße Menschen den sozialen Wandel aktiv mitgestalten.
 
        EINE BESSERE ZUKUNFT EINFORDERN
 
        Die Lage ist so komplex, dass es falsch wäre, den Fokus auf die individuelle Ebene zu legen. Erforderlich ist vielmehr kollektives Handeln. Dabei darf es nicht nur darum gehen, bestehende Diskriminierungen zu bekämpfen. Vielmehr müssen auch die weißen (und männlichen) Privilegien dazu genutzt werden, die Gesellschaft zu verändern. Privilegien sollten als Verantwortung gegenüber Menschen verstanden werden, die von strukturellen Ungleichheiten betroffen sind. Wenn weiße Menschen anderen Weißen erklären, welche sozialen und strukturellen Hindernisse People of Color täglich erleben, legen sie bereits den Grundstein für einen möglichen sozialen Wandel. Über Rassismus zu sprechen, ist ebenfalls ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Aber das allein ist nicht genug.
 
        Der Kampf gegen rassistische Ungleichheit sollte nicht auf der diskursiven Ebene verharren. Die Geschlechterforscherin Sara Ahmed weist beispielsweise darauf hin, dass Institutionen Antirassismus häufig nur als eine Angelegenheit von Gesprächen, Papieren, Dokumenten und Richtlinien verstehen.11 Indem sie Richtlinien für Diversität und Antirassismus veröffentlichen, glauben sie, schon genug getan zu haben. Strukturell verändert sich dadurch jedoch wenig, da am Ende doch wieder ein weißer Mann den Job bekommt. Eine kritische Auseinandersetzung mit weißen Privilegien sollte zu einem power sharing führen. Dabei besteht die Aufgabe für Menschen, die weiße Privilegien genießen, darin, die Türen der Institutionen und die Machtpositionen für People of Color zu öffnen.
 
        Zudem findet der Kampf gegen rassistische Ungleichheit auch auf den Straßen statt: Vor allem weiße Männer können ihre Machtposition einsetzen, wenn People of Color Polizeigewalt erleben oder von Weißen rassistisch angegriffen werden. Sie können laut und zahlreich an antirassistischen Demonstrationen teilnehmen und damit ein Zeichen setzen – auch das kann etwas bewegen. Wir brauchen außerdem eine Politik, die nicht auf Stärke fokussiert, sondern die gegenseitige und fragile Abhängigkeit zwischen „uns“ und „den Anderen“ hervorhebt. Wie ich gemeinsam mit María do Mar Castro Varela in unserem Buch „Post/pandemisches Leben: Eine neue Theorie der Fragilität“ ausgeführt habe, müssen wir lernen, aus den Peripherien auf die Gesellschaft zu blicken und die Peripherien ins Zentrum zu holen.12
 
        Die Literaturwissenschaftlerin Gayatri Spivak spricht sich dafür aus, den Fokus von Konzepten wie Stimme und Identität hin zu Räumen zu verschieben.13 Denn was Kategorien wie „Person of Color“ oder „weißer Mann“ genau heißen, ist bezogen auf die Räumlichkeiten einem ständigen Wandel unterworfen. Auch die Geschlechterforscherin Jasbir Puar kritisiert, dass Intersektionalität häufig als ein eingefrorenes Moment verstanden wird – wie das Foto einer Schwarzen Frau, die an einer Kreuzung verschiedener Straßen der Ungleichheit steht.14 Wir bleiben jedoch nicht an der gleichen Stelle des Lebens stehen, verharren nicht an der Kreuzung, an der gleichen Ecke der Ereignisse. Das bedeutet vor allem, dass sowohl die Ungleichheiten als auch die Privilegien bezogen auf die Räumlichkeiten, in denen wir uns bewegen, andere Bedeutungen erlangen. In diesen anderen Räumlichkeiten begegnen uns andere Lebenswelten, die von anderen Geschichten der Ungleichheit und der Privilegien erzählen und die andere Fragen provozieren, die unsere eigene Position neu kalibrieren. Solche Begegnungen beeinflussen unsere Identität fortlaufend. Sie können uns sowohl neue Ungleichheiten als auch neue Privilegien zuschreiben.
 
        Insofern stimme ich mit Spivak überein: Sich über die Räumlichkeiten bewusst zu sein, ermöglicht eine selbstkritische Auseinandersetzung mit den eigenen Privilegien. Man kann dann anfangen, neue Fragen zu stellen: Wer befindet sich in diesem bestimmten Raum? Ist diese Person weniger privilegiert als ich? Wer fehlt in diesem Raum? Für wen ist die Tür dieses Raumes geschlossen?
 
        Doch wie können wir eine Gesellschaft ohne Privilegien, Diskriminierungen und Ungleichheiten aufbauen? Dazu müssten wir zunächst unsere Identitäten abstreifen – was tatsächlich aber ein Ding der Unmöglichkeit ist. Ich möchte in diesem Zusammenhang José Esteban Muñoz’ poetische Schriften in Erinnerung rufen.15 Muñoz war ein Intellektueller of Color. Er setzte sich mit der Situation von Queers of Color auseinander, die nicht nur Homo- oder Transfeindlichkeit erlebten, sondern zusätzlich von Rassismus betroffen waren. Für ihn war eine Gesellschaft, in der Identitäten keine Rolle mehr spielen, eine schöne Idee, die aber unerreichbar am Horizont bleibt. Tatsächlich spielen Identitäten immer eine Rolle, weil sie mit Ungleichheiten und Privilegien verknüpft sind. Während manche Menschen Identitäten brauchen, um in einer ungleichen und toxischen Gesellschaft überleben zu können, halten andere an ihren Identitäten fest, um ihre Privilegien nicht aufgeben zu müssen. Das Problem ist jedoch nicht die Identitätspolitik, sondern die Tatsache, dass es fast unmöglich ist, sich von Normen, Hierarchien und Machtverhältnissen zu befreien.
 
        Trotzdem ist „das hier und jetzt einfach nicht genug“, wie Muñoz schrieb. Wir müssen utopiefähig werden und dürfen unsere Hoffnungen und Zukunftsvorstellungen von einer gerechten Gesellschaft nicht aufgeben. Denn Utopien ermöglichen – sofern sie nicht von Selbstkritik entkoppelt sind – eine Re-Politisierung und eröffnen dadurch Handlungsmacht.16 Eine Zukunft einzufordern, die besser ist als die Gegenwart und die Vergangenheit, wird uns intellektuell und politisch in Bewegung halten. Schließlich würden wir beginnen, Strukturen und Regeln zu hinterfragen, die das Leben zu einem ungerechten Rennen machen, in dem einige mit großen Schritten vorangehen dürfen, während andere zurückgedrängt werden.
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        PRIVATEIGENTUM ALS PRIVILEG
 
        Silke van Dyk
 
        Privilegien haben eine lange Geschichte und sind im Sprachgebrauch allgegenwärtig. Im lateinischen Wortursprung (privilegium) bezeichnen sie das Sonderrecht beziehungsweise Ausnahmegesetz und waren historisch bestimmten Gruppen qua Geburt und sozialem Status vorbehalten; die Summe der Privilegien bildete die Grundlage der ständisch verfassten gesellschaftlichen Ordnungen der Frühen Neuzeit. Dass die feudale Privilegienstruktur seit der Aufklärung und im Zuge der kapitalistischen Modernisierung sukzessive aufgebrochen wurde, dass Gleichheitsnormen und Leistungsprinzipien in die Begründung und Legitimierung sozialer, politischer und ökonomischer Ordnungen Einzug hielten, ist vielfach beschrieben worden. Privilegien als unverdiente, häufig ererbte Vorteile wurden zunehmend erklärungs- und legitimationsbedürftig.
 
        Diese Entwicklung ist nicht damit zu verwechseln, dass Privilegien verschwanden – sie veränderten vielmehr ihren Charakter. Sexistische und rassistische Ungleichheitstheorien erlebten einen Aufschwung, um das neue Gleichheitsideal mit der real existierenden Ungleichheit in Übereinstimmung zu bringen; zugleich gewann mit dem aufkommenden Industriekapitalismus ein Privileg an Bedeutung, das bis heute selten als solches benannt wird: das Privateigentum.
 
        NORMALISIERUNG UND VERDIENST
 
        Es hat sich eine doppelte Dynamik der Unsichtbarmachung von Privilegien etabliert, die auf gegenläufigen Prinzipien beruht, die gerade in ihrem Zusammenspiel die Beharrungskraft von Privilegien in postfeudalen Verhältnissen bedingen: Dies ist zum einen die Normalisierung von Privilegien, die gerade nicht als etwas Besonderes – als „Sonderrecht“ im Sinne der ursprünglichen Wortbedeutung –, sondern als Normalität begriffen werden, von der alles Abweichende als Besonderes, abgewertetes Anderes unterschieden wird. Lange bevor soziale Bewegungen dafür eingetreten sind, nicht nur die Diskriminierung der „Anderen“, sondern auch die Privilegien derjenigen zu thematisieren, die alltäglich davon profitieren, die „Eigentlichen“ zu sein, haben Autor:innen wie W.E.B. Du Bois und Simone de Beauvoir bereits die Privilegien des Weißseins und Mannseins analysiert.01
 
        Neben diese „Normalisierung“ des Mann- und Weißseins trat zum anderen das Prinzip der „Besonderung“, das heißt die Betonung von (besonderer) Leistung als Legitimationsgrundlage der ungleichen Verteilung von Macht und Ressourcen. Das Privileg als unverdienter Vorteil wird hier übersetzt in das Privileg als Verdienst. Da im Sinne der Normalisierung vor allem die Leistungen derjenigen Anerkennung fanden, die der Norm entsprachen, profitierten insbesondere bürgerliche weiße Männer in den Ökonomien des globalen Nordens von den un- und unterbezahlten Beiträgen der vielen anderen. Die Arbeit der Vielen, ihre Sorge, ihr Wissen und ihre Ideen nährten und mehrten den als individuelle Leistung gewürdigten Verdienst derjenigen, die als die eigentlichen Subjekte moderner Gesellschaften galten. Privilegien sind im Lichte dessen als „unsichtbarer, gewichtsloser Rucksack voll mit speziellem Proviant, Karten, Pässen, Codebüchern, Visa, Klamotten, Werkzeugen und Blankoschecks“02 oder auch als Rückenwind beschrieben worden,03 der von allen, die ihn gewohnt sind, kaum wahrgenommen wird und auch von Dritten zumeist unbemerkt bleibt. Dabei sind Privilegien aber nicht einfach unsichtbar, sondern sie werden alltäglich entweder unsichtbar gemacht oder legitimiert. Durch die Normalisierung des Vorteils einerseits und seine Legitimation qua Leistung andererseits sind sie gewissermaßen doppelt geschützt.
 
        Diese Konstellation wird seit den 1970er Jahren zunehmend herausgefordert: Soziale Bewegungen, progressive Parteien und kritische Intellektuelle haben wesentlich dazu beigetragen, die Normalisierung des Vorteils herauszufordern – insbesondere weiße und männliche Privilegien, aber auch die von Heterosexuellen oder Menschen ohne Behinderung. Die Beharrungskräfte diskriminierender Verhältnisse erweisen sich jedoch als beträchtlich; zugleich zeigt sich, dass jeder Erfolg im Kampf gegen Diskriminierung Gegenbewegungen mobilisiert. Gleichwohl ist es ein Fakt, dass sich der Vorteil derjenigen, deren Privilegien lange als normal wahrgenommen wurden, nicht mehr geräuschlos durchsetzt. Das zweite „Standbein“ von Privilegien – das Leistungsprinzip – erfreut sich zwar auch weiterhin großer Zustimmung,04 zugleich ist aber eine Entwicklung zu beobachten, die der Soziologe Sighard Neckel als „Refeudalisierung des modernen Kapitalismus“ beschrieben hat: Status und Besitz gewinnen als vorrangige Quellen von Reichtum, Anerkennung und Macht (wieder) an Bedeutung.05
 
        Zugleich wurde der politische Klassenkompromiss, von dem insbesondere die einheimische Arbeiterklasse in den kapitalistischen Zentren profitiert hatte, durch Privatisierungen, Sozialabbau und die Deregulierungen von Arbeitsmärkten und sozialen Rechten „von oben“ aufgekündigt. Der Soziologe Klaus Dörre hat mit seiner Diagnose einer „demobilisierten Klassengesellschaft“ die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, dass die Skandalisierung von Ausbeutungsverhältnissen keinen mit der Skandalisierung von Diskriminierung vergleichbaren Aufschwung erlebt hat.06 Wenn von Klasse die Rede ist, dann vor allem im Kontext von Klassismus als wichtiger Dimension klassenspezifischer Diskriminierung,07 die aber oft die ökonomische Ausbeutung vernachlässigt. Und wenn die Ungleichverteilung ökonomischer Ressourcen zum Thema wird, geht es meistens um die Verteilung von Erwerbs- und Transfereinkommen, während die extreme Konzentration von Eigentum und Vermögen politisch, medial und im Alltag unterbelichtet bleibt. Hier kommt eine Eigentumsvergessenheit zum Tragen,08 die ein Privileg par excellence verschleiert: das Privateigentum als unverdienter Vorteil und institutionalisiertes Klassenprivileg.
 
        DIE ANDERE UMVERTEILUNG
 
        Infolge der jahrzehntelangen De-Thematisierung von Eigentumsverhältnissen dominiert ein einseitiges Verständnis von (Um-)Verteilung: Umverteilung gilt weithin – und entgegen jeder empirischen Evidenz – als Synonym für eine Sozialpolitik zugunsten einkommensärmerer Bevölkerungsschichten und damit als Synonym für eine Verteilung von „oben“ nach „unten“. Tatsächlich aber wird vor allem in die entgegengesetzte Richtung umverteilt, nämlich von „unten“ nach „oben“. Und diese Dynamik hat einen Namen: Privateigentum. Privateigentum, verstanden als regulierte Verfügungsmacht über potenziell profit- und rentengenerierende Ressourcen, ist empirisch ebenso real, wie es eine wirkmächtige Fiktion ist: eine rechtlich, institutionell und alltagskulturell verankerte Fiktion, die auch dort individuellen Verdienst unterstellt, wo tatsächlich sehr viele Menschen beigetragen haben. Der kollektive Beitrag vieler Menschen, auch vorheriger Generationen, wird im Privateigentum unsichtbar gemacht – eine Dynamik, die Karl Marx und Friedrich Engels als Diskrepanz von gesellschaftlicher (Re-)Produktion und privater Aneignung beschrieben haben: „[D]as moderne bürgerliche Privateigentum ist der letzte und vollendetste Ausdruck der Erzeugung und Aneignung der Produkte, die auf Klassengegensätzen, auf der Ausbeutung der einen (Mehrheit) durch die anderen (Minderheit) beruht.“09
 
        Tatsächlich geht es aber bei der privaten Aneignung nicht nur um die Ausbeutung von Lohnarbeit, die sich in prekären Beschäftigungsverhältnissen verschärft, sondern auch um unter- oder unbezahlte Arbeit im Haushalt, in der Nachbarschaft und in der Zivilgesellschaft. Feministische Autor:innen haben seit den 1970er Jahren auf die „Sorglosigkeit“ des Kapitalismus hingewiesen, der auf soziale Ressourcen und Tätigkeiten angewiesen ist, die er nicht selbst zu erzeugen vermag. Kein Kind der Welt könnte allein nach Kriterien der Rentabilität zu einem lebensfähigen Menschen heranwachsen: „Es muss ein dieser Ökonomie Äußeres geben, das als unsichtbar Abgespaltenes kostenlos angeeignet werden kann.“10 Was hier so abstrakt das „unsichtbar Abgespaltene“ heißt, sind im realen Leben Menschen, die alltäglich Sorge tragen, sich um andere kümmern und unter Bedingungen arbeiten, die mit einem regulären Erwerbsverhältnis wenig gemeinsam haben. Die Sozialphilosophin Nancy Fraser nennt sie „die Enteigneten“, und es zeigt sich, wie eng rassistische und sexistische Privilegien mit dieser Enteignung verwoben sind.11
 
        Der Beitrag der Vielen ist aber noch reichhaltiger: Er umfasst auch die Inwertsetzung ihres Wissens, ihrer Kommunikation und ihrer Daten, zumal in der digitalen Ökonomie. Ein kollektiver Anteil findet sich auch in der privaten Eigentumswohnung im trendigen Stadtteil, wo alltäglich viele dazu beitragen, dass die Umgebung attraktiv ist, während der Eigentümer von steigenden Mieten profitiert. Kollektiv sind auch die Beiträge, die die Patentierung von Saatgut und genetischen Ressourcen ermöglichen, wenn deren Entdeckung und Anwendung auf das Wissen lokaler, oft indigener Bevölkerungen zurückgeht. Und wenn Staaten mit Steuergeldern private Banken und Unternehmen „retten“, sozialisieren sie das unternehmerische Risiko, nicht jedoch die kollektiv erarbeiteten Profite. Dieser einseitige staatliche Interventionismus, der nicht nur bei der Bankenkrise ab 2008, sondern auch bei der Bearbeitung der Folgen der Corona-Pandemie eine zentrale Rolle gespielt hat, ist de facto eine Enteignung von Steuerzahler:innen. Die Beispiele zeigen: Es geht hier nicht um das individuelle Eigentum, das selbst genutzt wird, nicht um das heiß geliebte Rennrad, auch nicht um das Häuschen am Stadtrand oder die wertvolle Plattensammlung. Es geht um Privateigentum, das als Kapital verwertet wird, mit dem also Profite (zum Beispiel Unternehmensgewinne) und Renten (zum Beispiel Mieten und Renditen) abgeschöpft und soziale Kosten externalisiert werden – und zwar zulasten Dritter.
 
        PRIVATEIGENTUM ALS VERSCHULDUNG AN DER GESELLSCHAFT
 
        Im Lichte dieser Dynamiken entpuppt sich das Privateigentum nicht nur als Privileg Weniger, sondern als Fiktion des individuellen Verdienstes. So konstatiert etwa der Ökonom Thomas Piketty: „Die Idee, es gebe strikt privates Eigentum, hält keiner Analyse stand. Akkumulation von Gütern ist stets Frucht eines sozialen Prozesses. Sie zehrt insbesondere von öffentlichen Infrastrukturen (…), von sozialer Arbeitsteilung und von Erkenntnissen, die von der Menschheit in Jahrhunderten gesammelt wurden.“12 Dass die Fiktion des rein privaten Eigentum so wirkmächtig ist, hat viel mit der erfolgreichen Unsichtbarmachung des Anteils der vielen Nichteigentümer:innen zu tun. Viele produktive Aktivitäten sind im (post-)kolonialen Gefüge jenseits der kapitalistischen Zentren und außerhalb des eurozentrischen Aufmerksamkeitsfokus erzwungen oder aber erfolgreich als „Nichtarbeit“ gerahmt worden. Feminist:innen haben die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, dass unbezahlte weibliche Sorgearbeit als „Liebesdienst“ naturalisiert wird.13 Auch Aktivitäten in sozialen Netzwerken und auf digitalen Plattformen werden vorzugsweise als Hobby, Spiel, Engagement, Partizipation, Sharing oder Kommunikation gerahmt – nur dass genau damit wenige sehr reich werden können.
 
        Privateigentümer:innen sind Schuldner:innen der Gesellschaft – wenn auch in historisch, kontextspezifisch und individuell unterschiedlicher Weise. Der Verschuldungsbegriff sensibilisiert im Sinne der dreifachen Wortbedeutung von Schulden14 erstens für den kausalen Zusammenhang, dass die Eigentumslosigkeit der Vielen ursächlich mit der privaten Aneignung durch wenige zusammenhängt; zweitens für die moralische Dimension der Schuld im Sinne der (fehlenden) Rechtfertigung der Aneignung; sowie drittens für die Verschuldung im finanziellen Sinne, der ein noch nicht realisierter Gläubigeranspruch gegenübersteht. Damit richtet sich der Blick nicht nur auf den Zusammenhang und das Spannungsverhältnis von gesellschaftlicher (Re-)Produktion und privater Aneignung, sondern auch auf ihren illegitimen, herrschaftsförmigen Charakter und ihre finanziellen Implikationen, die in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung schlicht fehlen. Hier wird der Gläubigeranspruch der vielen Menschen, die beigetragen haben, nicht nur nicht realisiert; die materiellen Ströme, die diesen Anspruch begründen würden, werden erst gar nicht erfasst. Privateigentum ist das Privileg permanenter Verschuldung an der Gesellschaft, ohne je zur vollständigen Rückzahlung aufgefordert zu sein.
 
        Natürlich zahlen Eigentümer:innen Steuern, und ein Blick in die Geschichte zeigt, dass es eine Frage von Kräfteverhältnissen ist, wie (stark) sie zur Finanzierung des Gemeinwesens herangezogen werden. Seit den 1980er Jahren sind in den meisten Ländern des globalen Nordens – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß – Unternehmen-, Erbschaft-, Vermögen- und Kapitalertragsteuern substanziell gesenkt oder sogar ganz abgeschafft oder ausgesetzt worden; die Vermögensteuer in Deutschland etwa 1997.15 Es ist aber nicht nur eine steuerliche Entlastung von Kapitaleigner:innen und Vermögenden zu konstatieren, sondern zudem eine Tendenz vom Steuerstaat zum Schuldenstaat:16 Der Ausfall privater Steuergelder für die Finanzierung öffentlicher Leistungen ist partiell durch öffentliche Verschuldung kompensiert worden. Und während die Problematisierung von Staatsschulden zu einem zentralen Argument gegen den Ausbau öffentlicher Infrastrukturen geworden ist, wird der Umstand, dass hinter jeder Schuld ein Vermögen steht, kaum thematisiert. Damit gerät aus dem Blick, dass der „Schuldenstaat“ Privateigentümer:innen (in der Regel) mit Zinsen bezahlt, statt ihr Vermögen über Steuern anteilig zu sozialisieren. Die De-Thematisierung der durch die Verschuldung genährten privaten Vermögen leitet das gängige Framing, dass der Staat über seine Verhältnisse lebe, während tatsächlich das Privateigentum auf Kosten der gesellschaftlichen Wohlfahrt wächst. Folge dieser Entwicklungen ist, dass immer größere Teile der Welt immer weniger Menschen gehören, wie der World Inequality Report belegt: 10 Prozent der Weltbevölkerung besitzen heute je nach Weltregion und Land zwischen 60 und 80 Prozent der Vermögenswerte; nirgendwo besitzt die untere Hälfte der Bevölkerung einen Anteil von mehr als 5 Prozent.17 Viele tragen zwar bei, haben aber keinen Anteil.
 
        SOLIDARISMUS: VOM PRIVATEIGENTUM ZUM SOZIALEIGENTUM
 
        Um nicht nur die im Privateigentum wurzelnde Verschuldung zu begreifen, sondern auch nach ihrer Begleichung zu fragen, ist ein in Deutschland weitgehend unbeachtetes sozialtheoretisches Erbe inspirierend: Der französische Solidarismus erlebte seine Hochphase um die Wende zum 20. Jahrhundert und verfolgte das Ziel, einen dritten Weg zwischen orthodoxem Wirtschaftsliberalismus und marxistischem Sozialismus zu finden.18 Die Theoriegeschichte des Solidarismus beginnt in den 1870er Jahren mit den Arbeiten des Sozialphilosophen Alfred Fouillée, der den hybriden Charakter von Eigentum stark machte: „Die einen sprechen dem Eigentum einen absolut individuellen, die anderen einen absolut sozialen Charakter zu. Für uns enthält das Eigentum, theoretisch betrachtet, zugleich einen individuellen und einen sozialen Teil, da jedes Produkt das gemeinsame Werk des Individuums und der Gesellschaft ist.“19 Die Privateigentümer:innen haben sich Fouillée zufolge den ihnen nicht zustehenden sozialen Anteil (richesse collective) angeeignet und profitieren überproportional von den Erfindungen und Beiträgen anderer, insbesondere auch vorheriger Generationen. Um dem hybriden Charakter des Eigentums gerecht zu werden, entwickelte Fouillée das Konzept des Sozialeigentums, welches das individuelle Eigentum nicht ablösen, sondern ihm zur Seite gestellt werden sollte. Richtig bekannt wurde diese Idee jedoch erst ein Jahrhundert später durch die Rezeption des Soziologen Robert Castel.20 Seiner Zeit voraus, identifizierte Fouillée drei Formen des sozialen Eigentums, auf die alle Menschen als Anteil ihres kollektiven Erbes einen Anspruch haben sollten: Teilhabe an öffentlichen Diensten, Teilhabe an Bildung sowie Teilhabe an politischer Macht.
 
        Zum bekanntesten Vertreter des Solidarismus avancierte der Jurist Léon Bourgeois, Leitfigur des 1901 gegründeten Parti républicain, radical et radicalsocialiste („Republikanische, radikale und radikal-sozialistische Partei“). Mit seiner Schrift „Solidarité“ verlieh er dem Solidarismus politische Kontur: Er griff das Motiv der sozialen Schuld auf und machte es zur Grundlage einer solidaristischen Gerechtigkeitstheorie, mit der sozialpolitische Leerstellen der marxistischen Theorie ausgeleuchtet wurden. Wörtlich heißt es: „Der Mensch wird als Schuldner der menschlichen Assoziation geboren.“21 In Abgrenzung zu Theorien, die die soziale Schuld als conditio humana des Menschen begreifen, ging Bourgeois den entscheidenden Schritt von der moralischen zur rechtlichen Verpflichtung und stellte mit der Figur des Gläubigers die Verteilungsfrage: Wer profitiert in welcher Weise von dem, was andere hervorgebracht haben, und wie sind die Kapazitäten verteilt, das kollektive Erbe tatsächlich zu nutzen? In diesem Sinne sei es an der Zeit, eine soziale Rechnung aufzumachen: „Auf der einen Seite diejenigen, die im Besitz einer sehr großen Summe sozialer Vorteile sind und die davon profitieren, ohne wirklich ihre Schuld gegenüber allen bezahlt zu haben – und die dabei ihren Teil so verteidigen, als wäre es ihr Recht; sie begehen damit eine Hinterziehung.“ Diesen Privilegierten stünden auf der anderen Seite diejenigen gegenüber, „die um den größten Teil der sozialen Vorteile beraubt sind und das Gefühl haben, dessen Gläubiger zu sein – sie leiden, sie fühlen sich betrogen, sie beanspruchen ihren Anteil, aber sie können nicht genau das Ausmaß des Schadens ermessen, der ihnen zugefügt wurde, oder die Rechtmäßigkeit ihres Anspruchs kalkulieren“.22
 
        Wiederholt wies Bourgeois darauf hin, dass es unmöglich sei, die Höhe der Schuld individuell zu ermitteln, weshalb seine Antwort auf die ungleiche Verschuldung keine privat-, sondern eine sozialrechtliche ist. Der Solidarismus bietet damit eine starke normative Theorie zur Begründung sozialer Rechte und wohlfahrtsstaatlicher Leistungen. Besteuerung und Umverteilung von Ressourcen sind vor diesem Hintergrund nicht in erster Linie Gaben der „Starken“ an die „Schwachen“, die oftmals – wie die Geschichte der Sozialpolitik zeigt – mit einer Moralisierung von Bedürftigkeit einhergehen. Sie sind vielmehr rechtmäßig zu verlangende Rückzahlungen, da Bedürftigkeit und Vulnerabilität das Ergebnis der „Hinterziehung“ des kollektiven Anteils sind.
 
        VOM PRIVATEN PRIVILEG ZUR INSTITUTIONALISIERUNG DES KOLLEKTIVEN ANTEILS
 
        Wie ließe sich für die Größenordnung dieser „Hinterziehung“ sensibilisieren? Zu Recht hat Thomas Piketty in seinem Weltbestseller „Das Kapital im 21. Jahrhundert“ konstatiert: „Von den Zahlen nichts wissen zu wollen, dient selten der Sache der Ärmsten.“23 Eine Bezifferung von Schulden für vergangene Enteignung wird bislang vor allem für die (Nach-)Geschichte der Sklaverei diskutiert.24 Auch wenn diese extreme Form des Unrechts und der Enteignung nicht einfach mit den hier beschriebenen Dynamiken zu vergleichen ist, ist doch von den in diesem Kontext diskutierten (alternativen) Berechnungsmethoden einiges zu lernen. So ist es ein Unterschied, ob entgangene Lohnzahlungen und der Wert zerstörter Besitztümer kalkuliert oder ob mittels indirekter Indikatoren wie der Vermögensungleichheit die langfristigen Auswirkungen der Enteignung erfasst werden.
 
        Ungeachtet der Versuche, die Höhe der sozialen Schuld begreifbar zu machen, ist und bleibt es der Wesenskern des Kapitalismus, von un(ter)bezahlten Beiträgen zu zehren, weshalb diese unter kapitalistischen Verhältnissen auch nicht annähernd kompensierbar sind. Hier liegt die Limitation des Solidarismus: Das Privateigentum wird in seinem hybriden Charakter zwar instruktiv problematisiert, der strukturellen Systematik der „Hinterziehung“ im Kapitalismus aber zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Daten zum kollektiven Anteil haben im Lichte dessen paradoxerweise die Funktion, die im finanziellen und übertragenen Sinne Unbezahlbarkeit des Kollektiven zu unterstreichen, ein diffuses Gefühl der Ungerechtigkeit mit Zahlen zu untermauern und damit Anhaltspunkte für Klassenauseinandersetzungen zu geben. Denn nicht nur die Höhe der Kompensation in Gestalt von „Sozialeigentum“ ist – wie die Geschichte zeigt – eine Frage der Kräfteverhältnisse; von diesen Kräfteverhältnissen hängt auch ab, ob eine Kritik, die das Privateigentum als Privileg Weniger problematisiert, gesellschaftlich (wieder) hörbar wird.
 
        Eine solche Kritik würde nicht nur im Sinne einer Entschädigung fragen, wie sich ein Teil der Schulden rückwirkend begleichen lässt. Sie würde auch die Frage aufwerfen, wie das Privileg der nicht ausgewiesenen privaten Verschuldung an der Gesellschaft aufgebrochen und damit der Antrieb der Verschuldung gestoppt oder zumindest verlangsamt werden kann. Ein Ansatzpunkt ist es, jene gesellschaftlichen Bereiche auszuweiten, in denen nicht das Privateigentum und die Aneignung des Kollektiven durch Wenige, sondern das Prinzip des Bedarfs der Vielen leitend ist. Oder, knapper formuliert: Eine Antwort ist es, kollektive Formen für kollektive Anteile zu finden und diese sukzessive auszubauen. Ein wichtiger Hebel hierfür sind universelle, öffentliche und kollektive Infrastrukturen, etwa in den Bereichen Wasser- und Energieversorgung, Mobilität, Kommunikation, Gesundheit, Wohnen, Bildung und Kultur.25 Zu finanzieren sind sie über die Erhöhung beziehungsweise (Wieder-)Einführung von Vermögen-, Erbschaft-, Kapitalertrag- und Unternehmensteuern – verstanden als öffentliche Abschöpfung des privatisierten kollektiven Anteils.
 
        Die Charakterisierung „universell“ zielt auf die allgemeine Zugänglichkeit, unabhängig von individuellen Beiträgen und Vorleistungen; „öffentlich“ adressiert die zentrale Rolle von Staaten und Kommunen bei der Erbringung, Regulierung und Gewährleistung; „kollektiv“ benennt das nicht nur in der Nutzung Geteilte, sondern das gemeinsam Gestaltete – und zielt damit auf konsequente Demokratisierung. Universelle, öffentliche und kollektive Infrastrukturen haben das Potenzial, die Expansion des Privateigentums auszubremsen, den unsichtbar gemachten kollektiven Anteilen eine adäquate kollektive Form zu geben und fundamentale gesellschaftliche Bereiche nicht an Profit und Wettbewerb, sondern an Bedarf und Teilhabe auszurichten.26 Sie setzen dabei nicht nur an den Treibern der Verschuldung an und bauen materielle wie gestaltende Privilegien ab, sondern sind zudem manifester Ausdruck des Anteils der Vielen und damit ein wesentliches Instrument zur Sichtbarmachung der gesellschaftlichen Wertschöpfung. Ansetzen kann hier auch eine Reformulierung der Maxime der Leistungsgerechtigkeit, die nicht nur die Selbstbeschreibung moderner Gesellschaften leitet, sondern sich auch im Alltag großer Beliebtheit erfreut. Dabei ginge es nicht um eine Affirmation der Fiktion allein individueller Leistungsfähigkeit, sondern darum, den Leistungsfokus entindividualisierend gegen den Strich zu bürsten, die großen leistungslosen Anteile im Privateigentum und die korrespondierenden enteigneten Anteile der Vielen sichtbar und zur Legitimationsbasis eines kollektiven gesellschaftlichen Fundaments zu machen.
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        ERSCHEINUNG UND GEGENSTAND: PRIVILEGIEN IM BILDUNGSBEREICH
 
        Jule Bönkost
 
        Es ist keine neue Erkenntnis, dass die deutsche Bildungslandschaft von erheblichen sozialen Ungleichheiten geprägt ist. Die strukturelle Privilegierung bestimmter Gruppen hat bisher jedoch wenig Aufmerksamkeit erhalten. Dabei spielen Privilegien im Bildungsbereich eine bedeutende Rolle – sowohl als Phänomen als auch als Gegenstand diskriminierungskritischer Bildung. Im Folgenden werden Erscheinungsformen von Privilegien im formalen Bildungsbereich beispielhaft als Ausdruck von Diskriminierung beschrieben und die Bedeutung dieser Privilegien für die Reproduktion, aber auch für den Abbau von Diskriminierung diskutiert.
 
        Bevorzugung gehört wie die Benachteiligung zur Diskriminierung. Ein binäres „Privilegiert-oder-benachteiligt-Schema“ hilft bei der Analyse jedoch nicht weiter: Kein Mensch ist nur privilegiert oder nur benachteiligt. Privilegierung und Benachteiligung beziehen sich häufig auf verschiedene Aspekte der Identität, etwa Geschlecht, Klasse, Behinderung, Alter, sexuelle Orientierung oder Rassifizierung. Beispielsweise ist Rassismus mit der Privilegierung Weißer verbunden, Ableismus mit der Besserstellung nichtbehinderter (ableisierter) Menschen und Klassismus mit der Bevorteilung von Angehörigen der Mittel- und Oberschicht. Je nachdem, welche Diskriminierungsform im Fokus steht, sind verschiedene kollektive Identitäten auch für das individuelle Selbstverständnis relevant. Viele Menschen, die aufgrund eines bestimmten Merkmals als privilegiert beschrieben werden, fühlen sich gesellschaftlich nicht bevorteilt, weil sie aufgrund eines anderen Merkmals möglicherweise selbst Diskriminierung erfahren.
 
        Aus der Perspektive der Kritischen Weißseinsforschung werden Privilegien mit Blick auf White Privilege differenziert thematisiert. Weiße bilden keine homogene Gruppe: Ihre Lebenserfahrungen im Hinblick auf soziale Machtverhältnisse sind komplex; außer Rassismus können sie jede Form von Diskriminierung erleben sowie weiteren dominanten Gruppen angehören. Weiß-Sein bedeutet also eine begrenzte Gemeinsamkeit durch das Nicht-Erleben rassistischer Diskriminierung bei vielfältigen sonstigen Unterschieden.
 
        So besitzen eine weiße Studentin aus einer Arbeiterfamilie und ein weißer Professor gleichermaßen weiße Privilegien in der Hochschule.01 Beide werden zum Beispiel im Hochschulalltag nicht als Weiße typisiert, erleben keinen Druck einer zugeschriebenen rassifizierten Zugehörigkeit und müssen keine Bewältigungsstrategien gegen Rassismus entwickeln. Die Studentin wiederum kann potenziell klassistische und sexistische Benachteiligungen erleben, die der Professor nicht persönlich kennt. Er gehört als Mann und aufgrund seines formalen Status den dominanten, privilegierten Gruppen an. Das gilt für einen Schwarzen Professor genauso. Dieser kann aber potenziell Rassismus erfahren, unter anderem ausgehend von weißen Hochschulangehörigen. Diese Rassismuserfahrung teilt er mit allen Mitgliedern of Color der Hochschule, etwa mit einer Schwarzen Studentin aus einer Akademikerfamilie, die ebenfalls rassistische und sexistische Benachteiligung erfahren kann, aber zugleich möglicherweise klassenbasierte Privilegien genießt. Klassistisch gesehen, wäre sie der weißen Studentin aus einer Arbeiterfamilie gegenüber bevorteilt. Sind diese vier Personen alle ableisiert, teilen sie zudem eine privilegierte ableisierte Identität, die aus der Benachteiligung von behinderten Menschen resultiert. Auf diese Weise könnten zahlreiche weitere mögliche Konstellationen von widersprüchlichen Beziehungen weitergesponnen werden.
 
        Dies zeigt: Ein verkürzter identitätspolitischer Blick ist unzureichend, um komplexe Macht- und Ungleichheitsverhältnisse im Bildungsbereich zu verstehen. Gleichzeitig ist es nicht so, dass wir alle ein bisschen privilegiert und ein bisschen diskriminiert sind. Eine solche Sicht verleugnet bestehende gesellschaftliche Schieflagen. Unbestreitbar gibt es Gruppen, die mehr Privilegien genießen als andere, wie insbesondere wohlhabende weiße ableisierte heterosexuelle Männer im mittleren Alter. Sie sind mehrfach, oder besser, vielfach privilegiert. Die verschiedenen privilegierten Identitätsanteile wirken im Hinblick auf soziale Teilhabechancen verstärkend: Eine mehrfach privilegierte Person hat eine soziale Position, die mit deutlich mehr Teilhabechancen in der Gesellschaft verbunden ist, als sie etwa ein mehrfach diskriminierter Mensch hat. Beispielsweise ist der Weg zur Hochschulreife und zur Professur für mehrfach Privilegierte weniger durch strukturelle Gegebenheiten begrenzt. Auch wenn es die ein oder andere Professorin of Color gibt, sieht die Realität bis heute so aus, dass (nicht nur) im Hochschulbereich wichtige Machtpositionen vor allem von weißen Männern besetzt sind und der Schwarze Professor aus dem genannten Beispiel eher die Ausnahme ist.
 
        PRIVILEGIEN ALS AUSDRUCK VON DISKRIMINIERUNG
 
        Privilegien im Bildungsbereich zeigen sich auf vielfältige Weise auf verschiedenen Ebenen, etwa in pädagogischen Interaktionen und institutionellen Strukturen. Sie beeinflussen die Erfahrungen ihrer Träger*innen weitreichend. Für diejenigen, die sie besitzen, sind sie jedoch oft unsichtbar und selbstverständlich. Die Norm ist, Privilegien nicht zu thematisieren. Die Psychologin Ursula Wachendorfer spricht mit Blick auf Weiß-Sein als privilegierte Position zurecht von einem „Konsens des Beschweigens und Dethematisierens“ in einem „weißen Amnesieraum“.02 Auch wenn es ungewohnt sein mag, strukturelle Privilegien im Bildungsbereich zu benennen: Schwer ist es nicht, wenn sie wie im Folgenden als Gegenstück der eher thematisierten Benachteiligung mitgedacht werden.
 
        Zur strukturellen Privilegierung vieler Kinder in der frühkindlichen Betreuung führen beispielsweise bessere Zugangsmöglichkeiten für ableisierte Kinder, für Kinder ohne Migrationsgeschichte oder für Kinder, deren Bezugspersonen über genügend Geld für die Betreuung verfügen. Ein mangelndes Bewusstsein für Diskriminierungen in Kitas führt zum Privileg, dass Kinder, die dominanten Gruppen angehören, im Kitaalltag als „normal“ wahrgenommen werden. Hingegen müssen marginalisierte Kinder immer wieder mit stereotypen Zuschreibungen rechnen und werden aufgrund der Abwesenheit von Privilegien als „anders“ behandelt und konstruiert.
 
        Das Privileg, als Teil dominanter Gruppen als normal betrachtet zu werden, zieht sich durch das gesamte Bildungssystem. Im Kita-, Schul- und Hochschulalltag erfahren Weiße, ableisierte Menschen und Akademikerkinder ein unhinterfragtes Zugehörigkeitsgefühl, eine Art Willkommenskultur, Vertrautheit und Sicherheit. In der Kita sind es etwa Kinderbücher, Lieder und Spielzeug, die die Annahme eines „Normalseins“ von weiß, ableisiert und der Mittelschicht angehörig transportieren können. In der Schule sind es unter anderem Schulbücher, die privilegierten Schüler*innen eine Auswahl an positiv besetzten Identifikationsfiguren anbieten, die wie sie privilegiert sind. In der Hochschule sind es mitunter Studieninhalte, die Wissensbestände repräsentieren, die privilegierte Menschen als Norm darstellen, zentrieren und aufwerten.
 
        Das alles wirkt sich positiv auf die Identifikation privilegierter Personen mit den Bildungseinrichtungen aus. Hinzu kommen weitere positive Identifikationsangebote für sie: So können sich weiße und ableisierte Lernende im mehrheitlich ableisierten weißen Personal repräsentiert sehen. Die ständige Konfrontation mit Privilegien, darunter aufwertende Vorurteile (etwa als begabt oder sozial-emotional kompetent zu gelten), kann die Motivation, die Identifikation mit den Bildungszielen und die Leistung fördern. Zum Beispiel werden Jungen und Männer in naturwissenschaftlichen Fächern privilegiert, wenn sie als fähiger und interessierter als Mädchen und Frauen angesehen werden. Weiße Schüler*innen aus Akademikerfamilien haben es leichter, höhere Bildungsziele zu erreichen, wenn sie als motivierter und begabter angesehen werden als Schüler*innen of Color aus sozial benachteiligten Familien.
 
        Privilegien begünstigen den Bildungsverlauf. Sie machen es Schüler*innen und Studierenden leichter, den Anforderungen in der Schule und im Studium gerecht zu werden und halten für sie mehr Chancen bereit. Einige Privilegien sind direkt mit Leistungsbewertungen verbunden. So ist der schulische Bildungserfolg eng an die soziale Herkunft und den Migrationsstatus gekoppelt: Ein deutsch klingender Name oder eine Herkunft aus der Mittel- oder Oberschicht machen es wahrscheinlicher, dass Lehrkräfte Leistungen besser bewerten. Weiß zu sein und einer höheren Schicht anzugehören, erhöht deutlich die Chancen, eine Gymnasialempfehlung zu bekommen. Neben höheren Leistungserwartungen und besseren Leistungsbewertungen durch die Lehrenden existieren zahlreiche weitere Privilegien, die weniger bekannt sind. Beispielsweise müssen weiße Schüler*innen in Testsituationen keine Angst haben, dass andere, falls ihre Leistungen schwach ausfallen sollten, ihre rassistischen Stereotype darin bestätigt sehen. Weil sie keine negativen Stereotype über Weiß-Sein verinnerlicht haben, kann sich dies nicht auf ihre intellektuelle Leistungsfähigkeit auswirken und nicht zu Leistungseinbußen führen. Sie verspüren keinen Druck, sich gegen die rassistischen Vorurteile anderer beweisen zu müssen. Ihre weißen Privilegien helfen ihnen dabei, als Individuen betrachtet zu werden, und Rassismus in der Schule mindert nicht ihre Chancen auf ein ausgeprägtes Selbstwertgefühl.03
 
        Die systematische Bevorteilung geht weiter: Wer aus einer Akademikerfamilie stammt, keine Migrationsgeschichte hat und ohne Behinderung lebt, schafft es auch leichter an die Hochschule. Im Studienverlauf sind ein höherer ökonomischer Status der Eltern und ableisiert zu sein erhebliche Vorteile. Gründe sind unter anderem bessere Finanzierungsmöglichkeiten, eine größere Vertrautheit mit dem System Hochschule und nicht wie andere von fehlender Barrierefreiheit und Beratung sowie unzureichender Nachteilsausgleiche oder bürokratischer Hindernisse betroffen zu sein.
 
        Diskriminierung ist zudem tief in die Hochschule als Ort der Wissensproduktion eingeschrieben. So ist beispielsweise Rassismus Bestandteil der westlichen Wissensproduktion. Der Politikwissenschaftler Kien Nghi Ha weist darauf hin, dass Hochschulen „rassistische Problemzonen“ sind: „Universitäten produzieren und verhandeln gesellschaftlich anerkanntes Wissen. Der Ausschluss von gesellschaftlich diskriminierten Gruppen aus der Wissensproduktion wirft in Folge der gegenseitigen Abhängigkeit von Wissen und Macht epistemologische, wissenschaftstheoretische und letztlich auch demokratische Legitimierungsprobleme auf.“04 Denn die Definitionsmacht darüber, was als „richtige“ oder „gültige“ Wissenschaft gilt, liegt letztlich bei Weißen, und mit ihren Entscheidungen hierzu vertreten Weiße ihre eigenen weißen Interessen.05
 
        Weiße Studierende haben das Privileg, dass ihnen ein Wissenschaftsverständnis präsentiert wird, das Menschen, die wie sie weiß sind, unmarkiert höherstellt. Das kann ihre Motivation erhöhen, eine wissenschaftliche Karriere einzuschlagen. Weiße Studierende studieren nach Curricula, bei deren Gestaltung das Werk und die Biografien von Wissenschaftler*innen im Zentrum standen, die wie sie weiß sind. Sie studieren überwiegend Texte, die von Autor*innen stammen, Perspektiven von Menschen wiedergeben und Menschen adressieren, die weiß sind. Außerdem können sie studieren, ohne Stress durch Rassismus ausgesetzt zu sein, ohne dadurch psychische Belastungen zu erleben, die ihre wissenschaftliche Produktivität und ihren Lernerfolg beeinträchtigen können. Ihr Weiß-Sein führt nicht dazu, dass sie nach Lehrveranstaltungen Wut oder Frustration empfinden oder darüber nachdenken, das Studium abzubrechen. Es bewirkt nicht, dass bei Gruppenarbeiten andere ihre Ideen ignorieren oder sie keine Partner*innen für die Zusammenarbeit finden. Aufgrund ihres Weiß-Seins schreiben andere ihnen Intellekt zu, und ihre Leistungen werden deshalb nicht schlechter bewertet. Der Rassismus untergräbt ihr Vertrauen in die Lehrkräfte und den Wissenschaftsbetrieb nicht, er mindert auch nicht ihre Bildungs- und Leistungsmotivation.
 
        PRIVILEGIEN ALS BEDINGUNGSFAKTOR VON DISKRIMINIERUNG
 
        Macht- und Ungleichheitsverhältnisse lassen sich nicht monokausal erklären. Sie sind Ergebnis des komplexen Zusammenwirkens vielfältiger Faktoren. Dabei spielen Privilegien eine entscheidende Rolle. Im Bildungsbereich wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen sind Privilegien nicht nur Ausdruck von Diskriminierung, sondern auch eng mit ihrer Reproduktion verbunden. Die individuelle und die institutionelle Ebene greifen dabei ineinander. Als soziale Phänomene sind Diskriminierungen niemals gänzlich anonym, ihr Fortbestehen liegt immer in der (kollektiven) Verantwortung von Menschen. Und aufgrund hierarchischer gesellschaftlicher Strukturen kommt dabei einigen mehr Verantwortung zu als anderen.
 
        Wachendorfer erklärt, dass es sich bei der Reproduktion der weißprivilegierten Position um eine „weiße Strategie (…), die hegemoniale Machtstrukturen zum Verschwinden bringt“, handelt.06 Demnach ist die weißprivilegierte Position bestrebt, sich selbst zu erhalten und macht sich hierfür unsichtbar. Indem weiße Privilegien als selbstverständlich und normal betrachtet werden, obwohl sie nur für Weiße gelten, wird das systematische Wesen des Rassismus geleugnet. Das Schweigen über strukturelle Privilegien ist dann kein Zufall, sondern Bestandteil des diskriminierenden Systems.
 
        Auch wenn keineswegs alle weißen Menschen rassistische Überzeugungen vertreten, sind Weiße immer weißprivilegiert. Schließlich macht die Privilegierung gegenüber People of Color durch das Nicht-Erleben von rassistischer Benachteiligung Weiß-Sein als soziale Position überhaupt erst aus. Weißen fehlt es also an Erfahrungswissen zu Rassismus. Dies trägt dazu bei, dass es ihnen oftmals schwerfällt, Rassismus zu erkennen. Gerade aus privilegierter Position wird Diskriminierung häufig nicht bewusst wahrgenommen, sodass verinnerlichte diskriminierende Vorurteile leicht das Denken und Handeln prägen können. Wiederum ist eine diskriminierungskritische Position nicht von der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe abhängig. Zu behaupten, alle Weißen handelten rassistisch, ist eine verkürzte Generalisierung, die zudem Veränderungen von vornherein ausschließt. Diskriminierungskritisches Handeln ist aus jeder sozialen Position heraus möglich. Allerdings bedingen die unterschiedlichen sozialen Positionen verschiedene Perspektiven auf das Kritisierte und eröffnen unterschiedliche Handlungsspielräume. Genauso, wie es Betroffene gibt, die sich für diskriminierungskritisches Handeln wenig interessieren, gibt es Privilegierte, die sich genau dafür einsetzen, sei es als Erzieher*in, Lehrkraft, Professor*in oder Bildungspolitiker*in. Der wichtige Punkt ist: Es sind noch zu wenige. Denn genauso können wir festhalten: Oft ist diskriminierungskritische Praxis nicht das oberste Anliegen. Sonst wäre das Problem möglicherweise bereits gelöst.
 
        Benachteiligungen abzuschaffen, heißt gleichzeitig, Vorteile aufzugeben – ein Thema, das für Privilegierte unbequem ist. Die Bildungsforschenden Benjamin Edelstein und Simone Grellmann beschreiben das Bildungssystem als „Verteilungsinstanz von Status und sozialen Privilegien“, weshalb jegliche Reformdiskussion um den Abbau von Bildungsungleichheiten mit Verteilungskonflikten einhergehe: „Die Plätze auf dem sprichwörtlichen Sonnendeck der Gesellschaft sind begrenzt und wer oben ist, will es auch bleiben. Die Bildungschancen benachteiligter Gruppen zu verbessern, heißt jedoch unweigerlich, die Konkurrenz zu erhöhen. Und da haben all jene, die gegenwärtig zu den Bessergestellten gehören, durchaus etwas zu verlieren.“07 Festzustellen, dass Privilegierte daran interessiert sind, ihre Privilegien zu erhalten, ist jedoch nicht das Gleiche, wie zu behaupten, dass sie menschenverachtende Einstellungen teilen oder andere absichtlich unterdrücken. Diskriminierung funktioniert auch über alternative Wege, die mit einem positiven Selbstbild, Diskriminierung abzulehnen, gut vereinbar sind.
 
        So ist es die Norm, nicht über die Hauptakteur*innen von Diskriminierung und den Beitrag der privilegierten Kollektive zu sprechen. Es erscheint weitgehend uninteressant, von wem Diskriminierungen ausgehen, warum das so ist und welche Rolle Privilegien dabei zukommt. Das Sprechen über Diskriminierung im Alltag wirkt häufig so, als hätte sie nichts mit sozialen, historisch gewachsenen Machtverhältnissen und Interessen zu tun – auch hier werden strukturelle Probleme individualisiert. Hinzu kommt die prominente universalistische Perspektive, dass alle Menschen an der Herstellung gesellschaftlicher Verhältnisse teilhaben und deshalb hierfür verantwortlich seien. Wachendorfer kommentiert: „Eine Binsenweisheit, die gesellschaftliche Strukturen gleichzeitig unsichtbar macht.“08 Es drängt sich die Frage auf: Wenn alle meinen, gegen Diskriminierung zu sein, warum gibt es sie dann?
 
        Privilegien im Bildungsbereich versprechen mehr Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe. Ein hohes Bildungsniveau hat positive Auswirkungen auf nahezu alle Lebensbereiche – nicht nur auf Beschäftigungschancen und Karrieremöglichkeiten, sondern unter anderem auch auf Wohnverhältnisse, Gesundheit und Lebenserwartung.09 Privilegien im Bildungsbereich haben ihre Wurzeln in gesamtgesellschaftlichen Macht- und Ungleichheitsverhältnissen und wirken auf diese zurück. Eine Rolle spielen dabei unter anderem fehlende Diversität und mangelnde diskriminierungskritische Handlungsfähigkeit von großen Teilen des pädagogischen Personals. Auf allen Ebenen des Bildungssystems ist ein mehrfach privilegiertes Personal überrepräsentiert. Das Bildungssystem ist von Machtverhältnissen und Hierarchien geprägt, die privilegierten Gruppen mehr Kontrolle und Einfluss über die Bildungsprozesse und -inhalte verleihen als anderen. Und hier liegt das Problem: Privilegiert zu sein bringt es mit sich, eher in die eigenen Privilegien und die damit verbundene Macht zu investieren. Durch das unreflektierte Handeln vieler (nicht aller) privilegierter Pädagog*innen werden so insgesamt Benachteiligungen und Privilegierungen reproduziert.
 
        Ebenso sind in vielen Bildungseinrichtungen die machtvollen Positionen mit dem größten Einfluss auf potenzielle diskriminierungskritische Öffnungsprozesse oft mit vielfach privilegierten Menschen besetzt. Ihre Entscheidungen und Handlungen schreiben sich immer wieder in die trägen, aber theoretisch jederzeit veränderbaren organisatorischen Einrichtungsstrukturen ein. Auch deshalb können wir beispielsweise von weißen Strukturen der Schule und Hochschule sprechen. Auch Diversität ist kein Garant für diskriminierungssensible Bildungsräume. Verantwortliche, egal wie sozial positioniert sie sind, verfügen nicht automatisch über diskriminierungskritische Handlungskompetenz. Der Weg hierhin kann jedoch für (vielfach) privilegierte Menschen als vergleichsweise voraussetzungsvoll beschrieben werden. Diversität und Repräsentation sind also wichtig, in strukturellen Veränderungsprozessen jedoch nur ein Baustein von vielen. Ob in einem homogenen oder diversen Umfeld: Privilegierte Führungskräfte sollten sich für das Gelingen des diskriminierungskritischen Öffnungsprozesses besonders verantwortlich fühlen; dazu gehört, sich selbst in diskriminierungskritische Lernprozesse zu begeben.
 
        Die meisten privilegierten Kinder, Schüler*innen und Studierenden lernen in Kita, Schule und Hochschule unbewusst, dass sie ihre Privilegien als selbstverständlich und normal betrachten können. Das prägt und beeinflusst ihre Wahrnehmung anderer Menschen und der Welt, womit Vorurteile und folglich auch diskriminierende Handlungsweisen fortgeschrieben werden. Entgegen der meritokratischen Leitidee der demokratischen Leistungsgesellschaft, nach der allein Fähigkeiten und Fleiß über die berufliche Karriere entscheiden, ist es für privilegierte Lernende zudem wahrscheinlicher, dass sie sich im Arbeitskontext in Schlüsselpositionen wiederfinden, die über institutionelle Verhandlungen von Diskriminierung (mit)entscheiden. Das zeigt einmal mehr: Gerade aufgrund der institutionellen Verankerung von Diskriminierung kommt privilegierten Personen große Verantwortung für diskriminierungskritisches Handeln zu. Der Satz „Diskriminierung geht uns alle an“ ist nicht zuletzt deshalb wahr, weil Privilegierte ihr Verhalten ändern müssen. Privilegien sind vor allem ein Thema für die Privilegierten, das sie zu diskriminierungskritischem Handeln auffordert.
 
        PRIVILEGIEN IN BILDUNGSPROZESSEN
 
        Die Auseinandersetzung mit Privilegien ist elementarer Bestandteil diskriminierungskritischer Bildungsarbeit. Erst wenn Privilegien erkannt werden, wird Diskriminierung greifbar und lässt sich definieren, was notwendig ist, um ihr zu begegnen. Im Hinblick auf diskriminierungskritische Bildungsprozesse mit dem Ziel der Veränderung komplexer gesellschaftlicher Verhältnisse zeigt sich abermals, dass das Sprechen über Privilegien mehr braucht als ein simples Schwarz-Weiß-Schema, das der gesellschaftlichen Realität nicht gerecht wird. Diskriminierungskritische Bildungsarbeit schreibt Personen nicht verkürzt ein gesellschaftliches Privilegiertsein zu, sondern befähigt Lernende dazu, die eigenen Erfahrungen unter Diskriminierung einordnen zu können: Wie beeinflussen die verschiedenen Diskriminierungsformen mich? Wo bin ich selbst negativ betroffen, wo privilegiert? Welche Privilegien besitze ich? In welchen Lebensbereichen und Situationen wiegen welche Identitätsanteile wie schwer? Wie beeinflusst meine soziale Position meine Wahrnehmung, meine Gefühle, Denk- und Handlungsweisen? Welchen Anteil haben meine Privilegien daran? Ebenso wichtig ist Wissenserwerb zur Verknüpfung der verschiedenen Diskriminierungsformen auf gesellschaftlicher Ebene. Wie die Soziologin Emma Dabiri fordert, brauchen wir „weniger ein Verständnis von Intersektionalität von Identitäten als vielmehr ein Verständnis von der Intersektionalität von Problemen“.10 Hierzu bedarf es vermehrter Diskurse, etwa zur Verbindung von Rassismus und Klassismus sowie zur Bedeutung von Privilegien in diesem Zusammenhang.
 
        Das Nachdenken und Hinterfragen von Privilegien zielt auf die Förderung einer selbstreflexiven diskriminierungskritischen Haltung ab, um sich der Bedeutung der eigenen Privilegien für das eigene Denken, Handeln und Fühlen bewusst zu werden. Hierauf kann dann wiederum diskriminierungskritisches Handeln aufbauen. Zu erkennen, dass man von strukturellen Privilegien und der Benachteiligung anderer profitieren kann, obwohl die eigene Lebenslage vielleicht misslich ist, kann unbequem sein. Es widerspricht einem positiven Selbstbild und kann Schuld- und Schamgefühle hervorrufen. Abwehrreaktionen sind häufig beobachtete Begleiterscheinungen des Lernens über Privilegien. Wer nicht offen für selbstreflexive und -kritische Lernprozesse ist, wird sich jedoch kaum tiefergehend mit Privilegien beschäftigen. Im Bildungsprozess ist es daher wichtig, das eigene Interesse an Diskriminierungskritik ehrlich zu hinterfragen.
 
        Die Frage steht im Raum: Was haben Privilegierte davon, sich gegen Diskriminierung zu wenden, die ihnen selbst Vorteile bringt? Diskriminierungskritische Bildungsarbeit kann zum Lernprozess motivieren, indem sie zum Beispiel die Nachteile thematisiert, die aus der Privilegierung auch für Privilegierte erwachsen. Sie kann verdeutlichen, dass es um Zugewinn im eigenen Interesse geht, nicht zuletzt aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeit verschiedener gesellschaftlicher Unterdrückungs- und Machtverhältnisse, die uns alle betreffen.11 Das Anliegen des Sprechens über Privilegien ist daher nicht, Anschuldigungen zu erheben oder das Eingeständnis von Schuldgefühlen zu provozieren. Auch weil viele Menschen nicht bewusst diskriminieren, ist ein anklagender Ton fehl am Platz. Lernende sollen dabei unterstützt werden, ihre Komfortzone zu verlassen und ihr Handeln in Einklang mit ihrem Selbstbild zu bringen sowie dazu motiviert und befähigt werden, sich im Sinne der Befreiung aller Menschen zu verhalten und hierfür kontinuierlich weiter zu reflektieren und zu lernen.
 
        REFLEKTIERTE PRIVILEGIEN ALS CHANCE
 
        Es reicht nicht, die eigenen Privilegien zu (er)kennen. Es geht zusätzlich darum, herauszufinden, wie mit ihnen produktiv umgegangen werden kann, um Machtverhältnisse zu verschieben – und sie somit als Chance zur Veränderung zu begreifen. Diskriminierungskritisches Handeln schließt ein, Privilegien als Ressource zu nutzen. Diskriminierungskritische Bildungsarbeit zeigt dafür Wege auf. Der praxisorientierte Ansatz des Powersharing verweist auf die Notwendigkeit, „sich selbst und die eigenen individuellen und strukturellen Positioniertheiten und Privilegien, die unsichtbaren und gleichzeitig beständig wirkmächtigen Platzanweisungen zu vergegenwärtigen und die sich daraus ergebenden Verantwortungen ernst zu nehmen“.12 Das Ziel ist die Machtumverteilung in der Gesellschaft, in der wiederum kein Mensch einfach entweder nur pauschal machtvoll oder nur machtlos ist.
 
        Die Privilegienreflexion bleibt auf halber Strecke stehen, wenn Menschen auf eine Facette ihrer sozialen Positioniertheit festgeschrieben werden. Nehmen wir White Privilege: Weiße besitzen, unter anderem aufgrund von Geschlechterverhältnissen, sozioökonomischen Ungleichheiten und Generationsverhältnissen, nicht alle den gleichen Zugang zu Macht. Manche verfügen über umfangreichere Ressourcen als andere. So haben Weiße nicht alle die gleichen Handlungsspielräume, wenn es darum geht, Privilegien gegen Diskriminierung zu nutzen. Kommen wir zur konkreten Praxis, wird es also kompliziert. Denn das theoretische Verständnis der Privilegierung eines sozialen Kollektivs bezieht sich weniger auf Individuen als auf die systematische Bevorteilung einer Gruppe. Hinzu kommt, dass auch betroffene Gruppen, wie People of Color, über ein unterschiedliches Ausmaß an Privilegien und Macht verfügen. Es gibt keine einfache Anleitung dafür, wie Privilegien gegen Diskriminierung einzusetzen sind. Was das persönlich bedeuten kann, kann jede*r nur für sich selbst herausfinden. Dies wird von unseren vielschichtigen sozialen Positioniertheiten genauso wie etwa von beruflichen Arbeitsbedingungen festgelegt.
 
        Das Sprechen über Privilegien sollte jedoch nicht in einer individualisierten Perspektive verharren. Stattdessen gilt es, auch die institutionelle Diskriminierung in den Blick zu nehmen, um auch hier Handlungswege ausfindig zu machen. Weil Diskriminierung ein systemisches Problem ist, geht es auch im Bildungsbereich darum, die institutionelle Machtverteilung zu vergegenwärtigen und zu durchbrechen. Den Ausgangspunkt bilden individuelle diskriminierungskritische Bildungsprozesse. Organisationen und bildungspolitische Akteur*innen stehen in der Verantwortung, die entsprechenden Rahmenbedingungen zu schaffen und Mitarbeitenden praktisch wahrnehmbare Reflexions- und Bildungsräume zu eröffnen. Diskriminierungskritisches Handeln gehört zur Professionalität von Lehrenden, die mit ihrem diskriminierungskritischen pädagogischen Auftrag nicht alleingelassen werden dürfen. Ihre Reflexion von Privilegien, Haltung und Praxis ist Voraussetzung für den Abbau von Diskriminierungen im Bildungsbereich.
 
        FAZIT
 
        Ausgehend vom bildungspolitischen Ziel, allen Lernenden beste Bildungs- und Teilhabechancen zu ermöglichen, ist es notwendig, verschiedene Erfahrungen sozialer Gruppen im Bildungsbereich zu thematisieren. Privilegien sind dabei explizit zu benennen. Das Sprechen über sie soll und darf das Sprechen über Benachteiligungen nicht ersetzen, sondern muss dieses ergänzen. Privilegien zu thematisieren heißt, über Diskriminierung zu sprechen, ihre Komplexität anzuerkennen und sie begreifbar zu machen. Ohne Frage bedarf der Abbau von Diskriminierung im Bildungsbereich einer politisch-gesellschaftlichen Gesamtstrategie, bei der Bildungsarbeit wiederum ein zentraler Baustein ist. Privilegien sind ein wichtiges Thema für Bildungsforschung, -praxis und -politik, weil sie sowohl für die Reproduktion als auch für den Abbau von Diskriminierung bedeutsam sind.
 
        Privilegierte Menschen tragen im Bildungsbereich Verantwortung dafür, dass sich Diskriminierungen wiederholen. Sie stehen chancenreich ausgestattet in der Verantwortung, Diskriminierungen zu begegnen. Es braucht vermehrt Diskurse, die sich mit dieser Bedeutung von Privilegien im Bildungsbereich auseinandersetzen. Dabei sind die interdependenten Verschränkungen der verschiedenen Formen von Diskriminierung mitzudenken. Nur auf diese Art und Weise lassen sich nachhaltige und wirkungsvolle Strategien gegen Diskriminierung im Bildungsbereich entwickeln.
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        ESSAY
 
        VOM NUTZEN UND SCHADEN EINES BEGRIFFS
 
        Kleine Diskursgeschichte des „Privilegs“
 
        Jörg Scheller
 
        Der Begriff des Privilegs hat eine lange und wechselvolle Geschichte. Traditionell meint „Privileg“, von lateinisch privus (einzeln, eigentümlich, gesondert) und lex (Gesetz), ein Vor- oder Sonderrecht, das einem Individuum oder einer Gruppe explizit von einer höheren Machtinstanz gewährt wird. In vormodernen Zeiten, als in hierarchisch geordneten Gesellschaften mit geringer sozialer Mobilität keine Rechtsgleichheit im Sinne heutiger liberaldemokratischer Verfassungsstaaten bestand, konnten Mächtige – etwa Fürsten, Könige oder Päpste – nach Gutdünken Menschen bevorteilen. Dekrete, Schutz- oder Freibriefe sind typische Dokumente dieser Zeit.
 
        Während im heutigen Deutschland jeder erwachsene Mensch prinzipiell das Recht hat, unter bestimmten Auflagen eine Getreidemühle zu betreiben, bestanden in deutschen Herzogtümern der Neuzeit sogenannte „Zwangsmühlen“: Nur wer vom Herzog entsprechend privilegiert wurde, durfte Müller werden. Ähnlich verhielt es sich mit der Religionsfreiheit. Als im Königreich Württemberg die Evangelische Brüdergemeinde eine pietistische Idealstadt gründen wollte, bedurfte sie eines Privilegiums des Königs Wilhelm I. Er gewährte es im Jahre 1818 zähneknirschend, weil die arbeitsamen Christen sonst nach Russland oder Amerika ausgewandert wären. Auch Bildung war lange Zeit kein Recht, auf das ein allgemeiner Anspruch bestand, sondern ein Privileg für wenige, eben ein Sonder- oder Vorrecht. Hier konnte die Privilegierung sogar gewaltsam erfolgen: Friedrich Schiller beispielsweise wurde von Herzog Karl Eugen gegen den Willen seiner Eltern 1773 an die Militärische Pflanzschule auf Schloss Solitude bei Stuttgart zwangsverpflichtet. Das aufstrebende Herzogtum Württemberg bedurfte neuer Eliten, und der junge Schiller hatte das Pech – oder das Glück? – als hochbegabt zu gelten. Dass er an der autoritär geführten Institution unter seiner „privilegierten“ Position litt, ist ein gutes Beispiel für die Ambivalenzen des Bessergestelltseins. Je nach Perspektive kann ein und dieselbe Position für die einen ein Privileg sein und für die anderen eine Qual.
 
        Derzeit begegnet uns der Begriff „Privileg“ weniger im Bereich des Rechts als vielmehr im Zusammenhang mit Auseinandersetzungen um soziale Gleichheit und Gerechtigkeit, in denen manche Gruppen anderen Gruppen attestieren, privilegiert zu sein: „Check your privilege!“ ist ein häufig zu vernehmender Weckruf, dessen Echo in Feuilletons, Seminarräumen oder Mitarbeiterschulungen international tätiger Unternehmen widerhallt.01 Die Zuschreibung „privilegiert“ hat dabei einen wenn nicht immer eindeutig abwertenden, so doch stets mahnenden und moralischen Beiklang. „Privilegiert“ meint hier weniger eine selbst verdiente und gerechte Besserstellung als vielmehr eine unverdiente und ungerechte.
 
        Vielsagend ist, dass man sich nicht selbst „privilegieren“ kann. Privilegiert wird man, entweder durch konkrete Personen und Institutionen in höheren Machtpositionen oder durch diffuse, die Gesellschaft prägende „Strukturen“. Damit steht die jüngere Privilegienkritik in der Tradition linken Denkens, dessen Axiome weniger die Eigenmächtigkeit des Individuums (wie im Liberalismus) oder die angeblich naturgegebenen Hierarchien (wie im rechten Denken) betonen, sondern historisch kontingente Klassengegensätze. Die Rede von „Privilegien“ lenkt die Aufmerksamkeit auf das, was uns bestimmt, nicht auf das, was wir bestimmen; auf das, was die Gesellschaft mit uns macht, nicht auf das, was wir mit der Gesellschaft machen.
 
        So gilt man als „privilegiert“ aufgrund von Vorteilen, die man etwa durch eine bestimmte Hautfarbe, ein bestimmtes Geschlecht, eine bestimmte sexuelle Orientierung, eine bestimmte Herkunft, einen bestimmten Bildungshintergrund, ein bestimmtes Alter oder ein bestimmtes Wohlstandsniveau angeblich automatisch genießt. An diesem Punkt gerät der Motor des Privilegienchecks jedoch ins Stottern. Denn nicht immer ist einfach und klar zu bestimmen, ob die vorteilhafte Lage eines Individuums oder einer Gruppe eigenen Verdiensten oder willkürlichen Begünstigungen durch Dritte zu verdanken ist. Während manche Familien Einfluss und Vermögen über Generationen erhalten, steigen andere Familien unter denselben äußeren Bedingungen ab. Und nicht immer ist es einfach, eine nachteilige Lage eines Individuums oder einer Gruppe monokausal beispielsweise auf Rassismus zurückzuführen.02
 
        VERZERRUNGEN
 
        Damit ist ein Grundproblem des gegenwärtigen Diskurses über Privilegien umrissen. Nicht nur werden die Unterschiede zwischen der rechtlichen und der sozialen Dimension verwischt. „Privileg“ kann schlicht alles bedeuten – gesund zu sein, über Bildung zu verfügen, ein Mann oder eine weiße Frau zu sein, im globalen Norden geboren zu sein, Erfolg im Beruf zu haben, und so weiter. Der Psychologe Nick Haslam hat dafür den Ausdruck concept creep geprägt: Phänomene, die als problematisch, inakzeptabel oder intolerabel gelten, werden immer breiter definiert.03 Das Privileg steht diesbezüglich in einer Reihe mit Begriffen wie „Phobie“, „Trauma“, „Rassismus“, „Gewalt“. Zwar hat diese Begriffsausweitung auch Vorteile, etwa die Sichtbarmachung subtilerer Formen von Benachteiligung und Diskriminierung, aber die Nachteile liegen auf der Hand: Wenn es einen „Rassismus ohne Rassen“ gibt, dann gibt es auch „Privilegiertheit ohne Privilegien“. Solche diskursiven Winkelzüge mögen originell sein, erschweren aber nebst basaler Verständigung auch Versuche, spezifische Aspekte der Realität auf spezifische Weise zu analysieren und für spezifische Probleme spezifische Lösungen zu finden. Schwammige Begriffe mit moralischer Schlagseite haben den Vorteil und Nachteil zugleich, dass man sie nach Belieben instrumentalisieren kann: „Gerade in der Ungenauigkeit liegt die Macht des moralischen Vokabulars, weil man es je nach Kontext taktisch einsetzen und sich damit vor Kritik und Gegenangriffen schützen kann.“04
 
        Als Kampfbegriff ist das Privileg Teil jener emotionalen und stark polarisierten culture wars, welche die hybride Medienöffentlichkeit des von Polykrisen geprägten 21. Jahrhunderts kennzeichnen und in denen Machtpositionen – oder die Zugänge zu ihnen – neu ausgehandelt werden. Etwas holzschnittartig formuliert, treffen dabei progressive Gruppen, die Minderheitenanliegen vertreten und nach Macht streben, auf von Haus aus konservativer ausgerichtete Mehrheitsgesellschaften oder Eliten, die ihre bestehenden Machtpositionen verteidigen und als privilegiert gelten. Dass in diesen Begegnungen, die entgegen der weitverbreiteten Filterblasen-Theorie durch Social-Media-Netzwerke nicht verhindert, sondern sogar intensiviert werden, nicht immer die subtilsten Argumentationsweisen und die höflichsten Formen der Auseinandersetzung dominieren, liegt in der Natur der Sache.
 
        Bei der Privilegienkritik geht es in erster Linie um Macht und erst in zweiter Linie um sachliche Analysen und wissenschaftliche Wahrheit. Letztere könnte den eigenen Anliegen gar zuwiderlaufen und die erhoffte politische Wirkung durchkreuzen. Das ist im Aktivismus nicht anders als in demokratischen Parlamenten, wo ebenfalls mit harten diskursiven Bandagen gekämpft wird. Stellt ein solcher Umgang mit Kommunikation auch einen Sachzwang im Ringen um Sichtbarkeit, Teilhabe, Mitbestimmung und nicht zuletzt materielle Ressourcen dar, also überall dort, wo es um konfligierende Interessen geht, so droht doch stets die Gefahr, dass die Auseinandersetzung immer aggressiver wird und Verständigung, die Ziel eines jeden demokratisch-pluralistischen Miteinanders sein sollte, nicht mehr möglich ist.
 
        Dies ist spätestens dann der Fall, wenn schwammige, moralische und taktisch instrumentalisierte Begriffe nicht mehr dem Begreifen einer potenziell allen Menschen zugänglichen Realität dienen, sondern primär dem Angreifen. Der Medientheoretiker Vilém Flusser hat in diesem Zusammenhang unterschieden zwischen offenem Dialog, der Neues hervorbringt, und autoritärem Diskurs: „Der Diskurs ist ein Prozess, bei dem der Sender eine bestehende Information an den Empfänger sendet (…) Der Dialog hingegen ist ein Prozess, bei dem verschiedene Inhaber von zweifelhaften und bezweifelten Teilinformationen versuchen, durch Austausch dieser Teilinformationen eine neue Information zu erreichen. Dies verleiht dem Dialog einen zugleich revolutionären und zirkulären Charakter.“05
 
        Sind Begriffe Instrumente eines so verstandenen „Diskurses“, so ignorieren oder verzerren sie, genauer gesagt: verzerrt der soziale Gebrauch der Begriffe die Realität auf eine Weise, dass die erwünschte Wirkung gar nicht eintreten kann, da eben jene Realität, die verändert werden soll, nicht richtig erfasst wird. Der Diskurs sendet stets nur die gleiche, bereits feststehende Information, auch wenn sich die Verhältnisse geändert haben. Das Resultat ist, dass sich die Auseinandersetzungen im Kreise drehen, destruktive Züge annehmen und schlussendlich in Gewalt, ob psychische oder physische, umschlagen. In seinem „Terrestrischen Manifest“ gibt der Wissenschaftssoziologe Bruno Latour deshalb auf die alte Lenin-Frage „Was tun?“ eine hintersinnige Antwort: „Zunächst beschreiben. Wie könnten wir politisch handeln, wenn wir vorher nicht Lebewesen für Lebewesen, Kopf für Kopf, Zentimeter für Zentimeter inventarisiert und vermessen haben, woraus sich das Terrestrische für uns zusammensetzt? Wir könnten dann zwar kühne Thesen propagieren und für respektable Werte eintreten, aber unsere politischen Affekte liefen ins Leere.“06
 
        Genau so verhält es sich auch mit den aktuellen Diskussionen über Privilegien – politische Affekte laufen ins Leere. Der Begriff des „Privilegs“ ist so schwammig und tendenziös geworden, dass er Teile der Realität, die er verändern soll, nicht adäquat erfasst und sie stattdessen verzerrt. Er ist historisch-empirisch unscharf und, im Sinne Flussers, oft Teil eines Diskurses, nicht eines Dialogs. Dort, wo von „Privilegien“ die Rede ist, wird häufig mehr verdunkelt als erhellt, eben weil der Begriff einerseits pauschal kritisch bis abwertend konnotiert ist und andererseits alles Mögliche meinen kann – allgemeine Vorteile und spezifische Vorrechte, selbst erarbeitete Verdienste und willkürlich gewährte Begünstigungen, Zufall und Determiniertheit. Das lädt zur Willkür ein.
 
        GRUNDSONDERRECHTE?
 
        Wie aber ist es dazu gekommen, dass das „Privileg“ einerseits immer breiter gefasst und andererseits immer kritischer konnotiert wird? Die jüngere Verwendung des Begriffs geht auf Theoretikerinnen und Social-Justice-Aktivistinnen aus dem angloamerikanischen Raum wie Peggy McIntosh zurück. In ihrem einflussreichen, autobiografisch gefärbten Artikel „White Privilege: Unpacking the Invisible Knapsack“ von 1989 definiert McIntosh Privilegien wesentlich ex negativo: In einer bestimmten Hinsicht keinen Nachteil zu haben, ist für sie gleichbedeutend damit, privilegiert zu sein. Gerecht behandelt zu werden wird zum „Privileg“. Einerseits ist McIntoshs Vorgehen gewitzt: Anstatt auf die Benachteiligten zu fokussieren, fokussiert sie auf diejenigen, die Vorteile haben. So dekonstruiert sie einen paternalistischen Blick auf die „Armen“ und „Schwachen“. Andererseits verliert der Begriff „Privileg“ so seine spezifische Bedeutung und wird zum Plastikwort.
 
        Denkt man McIntosh konsequent zu Ende, so gibt es eigentlich keine Grundrechte und Menschenrechte, sondern Grundsonderrechte und Menschenvorrechte. Die Aktivistin war sich dessen durchaus bewusst und hielt in ihrem Text fest: „Mir erscheint das Wort ‚Privileg‘ heute als irreführend. Gewöhnlich denken wir bei Privilegien an einen bevorzugten Status, sei er verdient oder durch Geburt oder Glück verliehen. Doch einige der von mir hier beschriebenen Bedingungen führen auf systematische Weise zu einer Übermacht bestimmter Gruppen. Ein solches Privileg verleiht einfach eine Vormachtstellung aufgrund der Rasse oder des Geschlechts.“07
 
        McIntosh ist überzeugend, was ihre Motivationen und Intentionen anbelangt. Überall dort, wo Macht ungerecht verteilt ist; wo Hierarchien unhinterfragt verfestigt worden sind; wo Menschen durch ideologische, wertende Gruppenzuschreibungen ihrer Individualität beraubt werden, sind Widerspruch und Widerstand geboten. Dafür bedarf es zunächst einmal schonungsloser Selbstreflexion. Für diese wiederum müssen eingeschliffene Muster komfortabler Selbstverortung aufgebrochen werden. Weniger überzeugend sieht es auf der methodologischen und terminologischen Seite aus. Nicht nur verfestigt McIntosh aufs Neue angeblich homogene Gruppenidentitäten, anstatt sie aufzubrechen. Sie erteilt auch dem Begriff „Privileg“ zunächst eine Absage, nur um das, was an seine Stelle treten soll, doch wieder „Privileg“ zu nennen und sich den Kampf gegen white privilege auf die Fahnen zu schreiben. Das ist ebenso wenig konsistent wie die Tatsache, dass McIntosh zwar zwischen unverdienter Macht, die systematisch weitergegeben wird, und verdienter Stärke differenziert – doch nur, um Letztere weitestgehend auszublenden.08
 
        Dass McIntosh bis heute auf dem Begriff „Privileg“ beharrt, dürfte nicht zuletzt an dessen unzeitgemäßen, an die Vormoderne erinnernden Nebenbedeutungen liegen. Damit eignet er sich gut als Kampfbegriff: Wer als privilegiert markiert ist, gehört nicht zur egalitären Moderne. Eine analytisch präzise, historisch fundierte und differenzierte Begriffsbegründung sowie ein sorgfältiges Studium der Kontexte, auf die sich der Begriff bezieht, ist für diese Markierung nicht zwingend, ja sogar hinderlich. Auch hinsichtlich des Begriffs „weiß“, als dessen Sidekick das „Privileg“ seine Renaissance erlebt, sind McIntoshs Ausführungen schwammig. Als Sammelbegriff ist white privilege schlicht zu groß – was und wer ist eigentlich mit „weiß“ gemeint? Die biologische Hautfarbe oder das ideologische Konstrukt? Die Selbstidentifikation oder die Fremdidentifikation? Wo beginnt, wo endet „weiß“? Und was ist mit der faktischen Mehrheit der Menschheit, nämlich sogenannten mixed-race people? Derart heterogene und widersprüchliche Phänomene für aktivistische Zwecke unter einen Begriff zu subsumieren, ist heikel, ganz zu schweigen von der genannten Entgrenzung des Begriffs „Privileg“ hin zur Bedeutung „alles, was einer Person nicht zum Nachteil gereicht“.
 
        Dass diese begriffliche Nachlässigkeit Schule macht, zeigt sich beispielhaft in einer Ausgabe der Populärphilosophiesendung „Bleisch & Bossart“ im Schweizer Rundfunk, in der behauptet wird, Privilegien seien in der Vergangenheit „nicht aufgrund eines Verdienstes“ verliehen worden,09 was schlicht nicht stimmt. In dieser Behauptung kristallisieren sich das quintessenzielle Vorurteil und die dogmatische Setzung heutiger Privilegiendiskurse aus. Wer es gut hat, hat das willkürlichen, also ungerechten Begünstigungen zu verdanken. Das mag, von Fall zu Fall, auch zutreffen. Entscheidend ist jedoch das Nicht-Gesagte: Die eigene Leistung, die eigene Freiheit, die eigene Verantwortung, die soziale Mobilität in liberalen Demokratien – das auch nur zu erwähnen, wäre ja ein Lob der kalten Meritokratie.
 
        In Wahrheit wurden Privilegien selbst in vormodernen Zeiten nicht nur in Form willkürlicher Gnadenakte verliehen. Es war durchaus möglich, durch bestimmte Leistungen oder das Eingehen von Risiken in den Genuss von Privilegierungen zu kommen. So konnten etwa (männliche) Bewohner des Römischen Reiches Bürgerrechte erwerben, indem sie Militärdienst leisteten („Militärdiplom“). Ausschlaggebend war ihre Entscheidung, ein Risiko einzugehen. Ähnlich verhielt es sich mit Deutschen, die im 19. Jahrhundert nach Russland auswanderten. Dort erhielten sie Privilegien wie Steuerbefreiung oder Religionsfreiheit, waren also in dieser Hinsicht bessergestellt als jene, die in der Heimat blieben. Doch dafür hatten sie Leistungen zu erbringen, etwa die Urbarmachung von Land, und ein Risiko einzugehen, eben das Verlassen der vertrauten Umgebung und den Aufbruch in eine ungewisse Zukunft. Solche bedingten Privilegierungen bestehen bis heute, im Guten wie im Schlechten.
 
        Um ein drastisches Beispiel zu nehmen: Im Krieg Russlands gegen die Ukraine können Schwerverbrecher eine Begnadigung erhalten, wenn sie sich bereit erklären, für den Kreml zu kämpfen. Überleben sie die Gefechte, wird ihnen die Strafe erlassen und sie kehren zurück ins „normale Leben“. Im Vergleich mit anderen Straftätern sind sie eindeutig „privilegiert“, sie genießen ein Sonderrecht. Dieses Sonderrecht ist jedoch an Bedingungen geknüpft, zu denen das Eingehen von Risiken gehört.
 
        Auch Menschen der Mittel- und Oberschicht, die unter vorteilhaften Bedingungen ins Leben starten, müssen Leistungen erbringen, um diese Bedingungen aufrechtzuerhalten. Tun sie das nicht, steigen sie ab. Gehen sie keine Risiken mehr ein, laufen sie Gefahr, dass Fortschritt und Wachstum erlahmen. Manche Menschen steigen aus unvorteilhaften Startpositionen auf, andere steigen aus vorteilhaften Startpositionen ab oder halten gerade mal so das von ihren Vorgängern erreichte und hinterlassene Niveau.
 
        Nicht jeder soziale Unterschied, nicht jede Ungleichheit kann somit auf „Privilegien“ zurückgeführt werden, wie sich an weiteren Beispielen verdeutlichen lässt. Dass ein Mitglied der Zeugen Jehovas, das von der Glaubensgemeinschaft dazu angehalten wird, seinen Ehrgeiz nicht aufs Geschäftsleben zu richten, in der Einkommensstatistik schlechter abschneidet als ein atheistischer Highperformer, hat nichts mit „Privilegierung“ zu tun, sondern mit der Entscheidung, ein Leben auf eine bestimmte Weise zu leben. Und wessen Kultur die Heirat innerhalb der eigenen Familie erlaubt, muss Letztere nicht verlassen und wird andere Erfahrungen machen als Mitglieder einer Kultur, die nur außerhalb der Familie ehelichen dürfen und so in ein neues soziales Umfeld gelangen. Infolgedessen sind neue Sozialkompetenzen und Kulturtechniken gefragt, die sich als Vorteil erweisen können – der Anthropologe Joseph Henrich etwa sieht den Aufstieg des christlichen Westens in genau dieser Einschränkung der Freiheit bei der Partnerwahl durch die katholische Kirche, nämlich im Verbot der Vetternheirat, begründet.10 Auch das hat wenig mit „Privilegierung“ zu tun, eher könnte man mit Michel Foucault von nicht-intendierten produktiven Folgen einer eigentlich repressiv gedachten Maßnahme sprechen.11
 
        DIFFERENZIERUNGEN
 
        Zu untersuchen, warum es in welchen Fällen und unter welchen Bedingungen dazu kommt, dass die einen in dieser Hinsicht und die anderen in jener Hinsicht besser oder schlechter gestellt sind, und was „besser“ und „schlechter“ für welche Gruppen jeweils bedeutet, sollte das Ziel von Kritik an Ungerechtigkeit und Ungleichheit sein – nicht das Hantieren mit unscharfen moralisierenden Begriffen, die vermittels einer dogmatischen Setzung insinuieren, soziale Unterschiede seien nur durch ungerechte, willkürliche Bevorteilung durch Machthaber oder Strukturen herbeigeführt worden. Der Philosoph Philipp Hübl sieht in einem solchen Umgang mit dem Begriff „Privileg“ denn auch die Gefahr eines „Moralspektakels“. Dieses suggeriere „der Mehrheit der rechtschaffenen und wohlmeinenden Menschen, die niemanden diskriminiert haben, dass sie andauernd etwas falsch machen, vermeintlich verletzende Wörter verwenden oder unverdiente ‚Privilegien‘ genössen, obwohl sie sich wie die meisten anderen Menschen durchschlagen, zur Arbeit gehen, sich ehrenamtlich engagieren, für ihre Familie sorgen und im Freundeskreis aushelfen. Umgekehrt verhindert die neue Moralkultur, dass Trittbrettfahrer schnell entlarvt werden, also moralische Narzissten, Hochstapler, Trolle, Manipulatoren und rachsüchtige Menschen, die in der halbanonymen digitalen Öffentlichkeit ihre Statusfixierung ausleben können.“12
 
        Und gibt es nicht auch positive Tendenzen? Trotz aller Verfehlungen, Doppelmoral und Selbstgerechtigkeit kennzeichnet die moderne westliche Ära, dass unter den Vorzeichen der Aufklärung immer mehr überkommene Privilegien sowie die damit verbundene Willkür der Macht nicht nur hinterfragt, sondern auch Schritt für Schritt abgeschafft wurden – zumindest auf dem Papier. Dies geschah zwar allzu oft auf selektive Weise, wie unter anderem die lange fortbestehende rechtliche und soziale Ungleichbehandlung der Frauen oder die Unterdrückung und Ausbeutung der Kolonien von Haiti bis Polen zeigen. Aber die grundsätzliche Stoßrichtung war und ist egalitär; zumindest deutlich egalitärer als in vorigen Epochen. Eine allgemeine Dynamisierung, gespeist aus den unterschiedlichen, aber ineinanderfließenden Quellen von Aufklärung, Kapitalismus, Sozialismus, Demokratie und Liberalismus, erfasst das moderne westliche Leben, wie es im „Manifest der Kommunistischen Partei“ von 1848 heißt: „Alle festen eingerosteten Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungen und Anschauungen werden aufgelöst, alle neugebildeten veralten, ehe sie verknöchern können. Alles Ständische und Stehende verdampft, alles Heilige wird entweiht, und die Menschen sind endlich gezwungen, ihre Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen mit nüchternen Augen anzusehen.“13
 
        Zu diesem „Ständischen und Stehenden“ zählen insbesondere die als willkürlich, ungerecht und reaktionär eingestuften Privilegien von Aristokratie und Klerus; ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zunehmend auch die vorteilhafte Machtposition der neuen dominierenden Klasse – des Bürgertums. Es ist indes bezeichnend, dass der Begriff „Privileg“ in Karl Marx’ Hauptwerk „Das Kapital“ keine tragende Rolle spielt und im „Kommunistischen Manifest“ überhaupt nicht auftaucht. Auch Synonyme wie „Vorrecht“ oder „Sonderrecht“ sucht man in Letzterem vergeblich. Die Auslassung legt nahe, dass die Autoren von neuen Formen ungerechter Machtverteilung ausgingen, für die sich der altehrwürdige Begriff „Privileg“ mit seinen höfisch-feudalen, klerikalen und vor allem rechtlichen Konnotationen nicht mehr eignete. Wer unter modernen Bedingungen bessergestellt war, konnte sich eben nicht mehr auf ein göttliches oder natürliches Gesetz, geschweige denn auf die Selbstverständlichkeit der Tradition berufen. Nein, nichts war von nun an mehr selbstverständlich, alles war kritikabel, alles war verhandelbar geworden, und damit war auch alles politisch. Mit dem Philosophen Odo Marquard gesprochen, schwenkte die Aufklärung vom „Schicksal“ zum „Machsal“ um.14
 
        Die heutige Privilegienkritik steht auch dort, wo sie sich auf nicht-westliche Quellen bezieht, in dieser westlichen Tradition. Erst vor diesem Hintergrund erschließt sich der Sinn eines Satzes der Postkolonialismus-Theoretikerin Nikita Dhawan: „Ohne koloniale Gewalt zu rechtfertigen, muss die postkoloniale Welt lernen, das Erbe der europäischen Moderne zu lieben.“15 Mit ähnlicher Stoßrichtung argumentierte der Soziologe Kenan Güngör auf dem Grazer Elevate Festival 2023, es fehle gerade auch im sogenannten Westen selbst ein Verständnis dafür, in was für revolutionären Zeiten wir lebten, verglichen mit der bisherigen Menschheitsgeschichte: „Ich rede jetzt nur von lächerlichen 40 bis 50 Jahren – das ist nichts, wenn Sie wissen, wie die Ungleichheitssemantiken die Geschichte über Jahrtausende hinweg geprägt haben. Heute kommen Sie [an Themen wie Inklusion] nicht mehr vorbei. Auch wenn Sie nicht daran glauben, müssen Sie darauf Bezug nehmen.“ Inklusion sei im Westen ein „Makrotrend“. Auch die „wohlfahrtsstaatlichen Strukturen“ im Allgemeinen stünden für Inklusion.16
 
        PARADOXIEN
 
        Dass „Privilegien“ im Westen derzeit so intensiv diskutiert und kritisiert werden, zeugt vor dem Hintergrund der Argumentation Güngörs nicht davon, dass sich die Verhältnisse nicht geändert hätten, sondern vom Gegenteil: Wo diskutiert man in der Medienöffentlichkeit über strukturellen Rassismus? Wo entspinnen sich Debatten über das Patriarchat und Sexismus, wo entfaltet eine Kampagne wie #MeToo Breitenwirksamkeit? Wo werden Lehrstühle für Genderwissenschaften oder Transcultural Studies eingerichtet? Wo ruft man „Check your privilege“? Die Antworten liegen auf der Hand: nur dort, wo der Rassismus, das Patriarchat oder die „Privilegierten“ keine Macht haben, das zu verhindern – dort, wo Privilegien nicht (mehr) strukturell sind. In der sozialwissenschaftlichen Forschung spricht man diesbezüglich vom Tocqueville-Paradox: Kritik an den Mächtigen kann erst dann laut werden, wenn die Mächtigen nicht mehr wirklich mächtig sind.17 So verhält es sich auch mit Revolutionen. Ihr Furor trifft nicht mehr diejenigen, die die verhassten alten Zustände verkörperten. Die französischen Antiroyalisten beispielsweise köpften nicht den absolutistischen Louis XIV. oder Louis XV., der die Parlamente verbot und Frankreich in eine Schuldenmisere stürzte, sondern den kompromissbereiten Louis XVI. Seine Vorgänger hatten noch über genug Machtmittel verfügt, den aufbegehrenden „Dritten Stand“ niederzuhalten. In diesem Licht gilt es auch die heutige Privilegienkritik zu betrachten. Sie entfaltet sich in genau jenen Gegenden, in denen die alten Privilegien weniger denn je gelten. Aus all diesen Gründen ist die Rede von „Privilegien“ heute irreführend, sowohl was die Etymologie des Begriffs als auch seinen jüngeren sozialen Gebrauch betrifft.
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          FACH- UND ARBEITSKRÄFTEMANGEL OHNE ENDE? WAS DAGEGEN HILFT – UND WAS NICHT
 
          Noch nie gab es so viele Beschäftigte wie heute. Dennoch bestehen Personalengpässe, die sich in den kommenden Jahren verschärfen könnten. Dies wirkt sich negativ auf den Wohlstand aus und macht wirksame Maßnahmen zur Arbeitskräftesicherung notwendig.
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          Viertagewoche, Fachkräftemangel und eine vermeintlich faule Generation: Ein Gespräch mit dem Direktor des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln über die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen aktueller Trends in der Arbeitswelt.
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          VOM ANGEBOTS- ZUM BEWERBERMARKT? BERUFLICHE BILDUNG UND DIE KRÄFTEVERHÄLTNISSE AUF DEM ARBEITSMARKT 
 
          Berufliche Qualifizierung ist ein entscheidender Baustein, um das in Deutschland vorhandene Fachkräftepotenzial zu heben. Hat der gestiegene Fachkräftebedarf zu einem erleichterten Zugang zur Qualifizierung oder zu verbesserten Arbeitsbedingungen geführt?
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          HÖHERE LÖHNE GEGEN DEN FACHKRÄFTEMANGEL?
 
          Aus klassischer ökonomischer Sicht gibt es auf eine Situation des Mangels – verstanden als eine Situation, in der die Nachfrage das Angebot übersteigt – eine einfache Antwort: Preiserhöhungen. Sind also Lohnerhöhungen die richtige Antwort auf den Fachkräftemangel?
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          SCHRITTWEISE ÖFFNUNG. FACHKRÄFTEMANGEL UND MIGRATION 
 
          Aufgrund der rückläufigen Zuwanderung aus der EU sucht Deutschland weltweit Fachkräfte und hat seine Gesetzgebung liberalisiert, auch Flüchtlingen wird die Arbeitsaufnahme erleichtert. Komplexe Verfahren erschweren jedoch die Umsetzung dieser Öffnung.
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          ERWERBSBETEILIGUNG VON FRAUEN. URSACHEN DES HOHEN TEILZEITANTEILS UND POLITISCHE HANDLUNGSOPTIONEN
 
          Zur Linderung des Arbeitskräftemangels wird häufig die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen genannt. Doch gibt es bei den Frauen in Deutschland wirklich „schlummernde“ Potenziale, die zur Linderung des Arbeitskräftemangels erschlossen werden könnten?
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          BILDUNGSPOLITIK GEGEN FACHKRÄFTEENGPÄSSE
 
          Die Zahl junger Erwachsener ohne Berufsabschluss nimmt zu. Damit erhöht sich das Risiko steigender Erwerbslosigkeit bei gleichzeitigen Fachkräfteengpässen. Dem kann, insbesondere bei steigenden Zuwanderungszahlen, nur mit Bildungserfolgen entgegengewirkt werden.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Wer auf einen Termin mit dem Handwerker wartet oder verzweifelt nach einem Kitaplatz sucht, spürt schon heute, dass es in Deutschland an ausgebildeten Fachkräften mangelt. Insgesamt sind derzeit 1,7 Millionen Stellen in der Wirtschaft unbesetzt. Besonders betroffen sind unter anderem die Pflege, das Handwerk, die Bau- und IT-Branche sowie Berufe in der Kinderbetreuung. Die Situation auf dem Arbeitsmarkt wird sich noch weiter verschärfen, wenn in den kommenden Jahren die geburtenstarken Jahrgänge in den Ruhestand gehen.
 
        Wenn in einer Volkswirtschaft über einen längeren Zeitraum eine nennenswerte Anzahl von Arbeitsplätzen, für die eine entsprechende berufliche oder akademische Qualifikation erforderlich ist, nicht besetzt werden kann, spricht man von Fachkräftemangel. In Deutschland fehlt es aber nicht bloß an Menschen, die arbeiten wollen oder können. Nicht immer passen Angebot und Nachfrage zueinander: Im Jahresdurchschnitt 2023 waren 2,6 Millionen Menschen arbeitslos gemeldet. Mehr als die Hälfte von ihnen hatte keinen Berufsabschluss – für die meisten offenen Stellen, die etwa bei der Bundesagentur für Arbeit gelistet sind, werden jedoch Fachkräfte gesucht. Diese Passungsprobleme sind nicht nur volkswirtschaftlich problematisch, sondern auch für die Arbeitssuchenden belastend.
 
        Der Fachkräftemangel ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Das zeigt sich auch daran, dass in den öffentlichen Debatten so unterschiedliche politische Schlagworte wie Zuwanderung, Geschlechterrollen, Demografie, Löhne, Sozialleistungen, Steuern oder Arbeitsmoral vor diesem Hintergrund neu bewertet werden. Und so geht es in der Debatte um den Fachkräftemangel auch um die Frage, wie wir arbeiten wollen und welchen Stellenwert Arbeit in unserem Leben haben soll.
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
      

       
        FACH- UND ARBEITSKRÄFTEMANGEL OHNE ENDE?
 
        Was dagegen hilft – und was nicht
 
        Bernd Fitzenberger · Karolin Hiesinger · Julia Holleitner
 
        Es klingt paradox: Noch nie gab es in Deutschland so viele Beschäftigte wie heute. Dennoch bestehen Personalengpässe, die in den kommenden Jahren noch schlimmer werden könnten. Zunächst ein Blick auf die Fakten: Woher rührt das Problem des Fachkräftemangels eigentlich, und wie gravierend ist es wirklich?01
 
        STEIGENDER BEDARF
 
        Zwischen 2013 und 2022 gab es einen deutlichen Anstieg des Fachkräftebedarfs in deutschen Betrieben, der auch nach einem kurzen Einbruch während der Coronapandemie anhielt. Ein Grund dafür sind strukturelle Veränderungen in der Wirtschaft, die den Bedarf an gut qualifizierten Arbeitskräften erhöhen. Trends wie die Digitalisierung oder die Dekarbonisierung haben vielfach die Tätigkeitsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt erhöht.02
 
        Hatte 2013 noch jeder vierte deutsche Betrieb einen Fachkräftebedarf, so stieg dieser Anteil bis 2022 auf 40 Prozent. Damit einhergehend stieg zwischen 2013 und 2022 auch die Nichtbesetzungsquote der angebotenen Fachkräftestellen, also der Anteil der unbesetzten Stellen an allen angebotenen Fachkräftestellen. So konnten im ersten Halbjahr 2022 durchschnittlich 45 Prozent der angebotenen Stellen nicht besetzt werden.03
 
        Der Fachkräfteengpass spiegelt sich in der Zahl der offenen Stellen wider: Wie in Abbildung 1 dargestellt, ist die Zahl der offenen Stellen seit der Coronapandemie deutlich angestiegen und lag im 4. Quartal 2023 – nach einem leichten Rückgang ab 2022 – immer noch auf einem hohen Niveau von über 1,7 Millionen.
 
         
          Abbildung 1: Entwicklung der offenen Stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt, in Tausend
 
          [image: In der Verlaufsgrafik ist eine Linie zu sehen. Sie zeigt, dass die Zahl der offenen Stellen konstant steigt und besonders seit der Corona-Pandemie deutlichen angestiegen ist.] 
          Quelle: IAB-Stellenerhebung
 
        
 
        BETROFFENE UNTERNEHMEN UND BRANCHEN
 
        Nicht alle Betriebe sind gleichermaßen vom Fachkräftemangel betroffen. Mit Blick auf die Größe haben vor allem Kleinstbetriebe, also Betriebe mit bis zu neun Beschäftigten, besondere Schwierigkeiten, ihre offenen Stellen zu besetzen. 2022 konnten Kleinstbetriebe 62 Prozent ihrer angebotenen Fachkräftestellen nicht besetzen. Hinzu kommt, dass kleinere Betriebe häufig nicht ausbildungsberechtigt sind. Da der Ausbildung eine zentrale Rolle bei der zukünftigen Deckung des Fachkräftebedarfs zukommt, drohen sich die Engpässe für kleinere Betriebe dadurch weiter zu verschärfen.
 
        Zudem gibt es große Unterschiede zwischen einzelnen Berufen. Die Bundesagentur für Arbeit identifizierte in ihrer Fachkräfteengpassanalyse 2022 105 von insgesamt 234 Fachkraftberufen als Engpassberufe.04 Dazu zählen vor allem Pflegeberufe, medizinische Gesundheitsberufe, Handwerksberufe und Bauberufe. Nach Prognosen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wird sich der Fachkräftebedarf in diesen Berufen in den kommenden Jahren weiter verschärfen.05
 
        BESCHÄFTIGUNG AUF HÖCHSTSTAND
 
        Trotz der beschriebenen Engpässe steigt die Zahl der abhängig Beschäftigten seit geraumer Zeit von Jahr zu Jahr. So kam es zwischen 2015 und 2023 zu einem deutlichen Anstieg der Beschäftigung um 8,7 Prozent auf nunmehr rund 42 Millionen Beschäftigte – ein neuer Rekordwert. Gründe dafür sind steigende Beschäftigungsquoten, insbesondere bei Frauen und Älteren, Zuwanderung und ein Rückgang der Arbeitslosigkeit. Der Fach- und Arbeitskräftemangel ist also nicht darauf zurückzuführen, dass grundsätzlich weniger Menschen arbeiten würden. Dennoch gibt es nach wie vor knapp 2,8 Millionen registrierte Arbeitslose und rund 3 Millionen Menschen in der sogenannten stillen Reserve, also Personen, die zwar aktuell keine Arbeit suchen, dem Arbeitsmarkt aber grundsätzlich zur Verfügung stehen.
 
        Diese Gegenüberstellung macht zwei Sachverhalte deutlich: Zum einen gibt es auf dem deutschen Arbeitsmarkt ein immer größer werdendes Passungsproblem, den sogenannten Mismatch. Die offenen Stellen passen oft nicht zu den Menschen, die arbeiten wollen oder können. Die Gründe hierfür sind vielfältig: Arbeitsuchende und Arbeitsplätze befinden sich an unterschiedlichen Orten, die Qualifikationen oder Vorstellungen der Arbeitsuchenden passen nicht zu den offenen Stellen oder Arbeitgeber und Arbeitsuchende finden aufgrund von Informationsdefiziten oder mangelnder Markttransparenz nicht zueinander. Zum Teil sind Arbeitslose räumlich nicht so mobil, dass sie passende Stellen annehmen (können) – ein Problem, das sich mit der Alterung der Erwerbspersonen verstärkt, da Ältere im Durchschnitt regional weniger mobil sind.
 
        Zum anderen ist ein Beschäftigungsanstieg nicht notwendigerweise mit einer Sättigung der Arbeitsnachfrage verbunden. Hier sind komplexe Anpassungsreaktionen über den Lohn-Preis-Mechanismus zu berücksichtigen, die die Konsummöglichkeiten in der Gesellschaft erhöhen und damit die Beschäftigungsnachfrage weiter ankurbeln. Der deutschen Wirtschaft geht somit die Arbeit nicht aus, im Gegenteil.
 
        PERSONAL AUF VORRAT
 
        Üblicherweise gehen Wirtschaftswachstum und Arbeitskräftebedarf Hand in Hand, in Deutschland ist jedoch seit einiger Zeit eine Entkoppelung zu beobachten. Dies zeigt sich aktuell daran, dass die Beschäftigung trotz negativer Wirtschaftsentwicklung weiter zunimmt und weiterhin Personalengpässe bestehen. 2023 ist das Bruttoinlandsprodukt um 0,3 Prozent geschrumpft, aber die Nachfrage nach Arbeitskräften bleibt hoch. Wie lässt sich das erklären?
 
        Dazu tragen verschiedene Faktoren bei: Zum einen gibt es in den Betrieben einen Trend zum sogenannten labor hoarding, das heißt, angesichts des zunehmenden Fach- und Arbeitskräftemangels tendieren Unternehmen seit Jahren dazu, ihre Arbeitskräfte auch in Krisenzeiten zu halten. Denn sie wissen, dass qualifizierte Arbeitskräfte nur schwer wieder zu gewinnen sind, wenn sich die Geschäftslage bessert.
 
        Zudem führt die rasche Transformation von Wirtschaft und Arbeitsmarkt, insbesondere durch die Einführung neuer Technologien, dazu, dass Unternehmen Personal einstellen wollen, um in ihre zukünftige Leistungsfähigkeit zu investieren. Wenn Unternehmen jedoch zunehmend versuchen, Personal auch auf Vorrat einzustellen, verschärft dies wiederum den gesamtwirtschaftlichen Personalengpass.
 
        Schließlich besteht unabhängig von der konjunkturellen Entwicklung ein anhaltend hoher Personalbedarf in den Bereichen Pflege, Erziehung und Gesundheit. Dabei handelt es sich um personalintensive Aufgaben der gesellschaftlichen Grundversorgung mit vergleichsweise geringen Produktivitätsfortschritten. Gründe für den steigenden Personalbedarf sind die Alterung der Gesellschaft, die Herausforderungen im Bildungssystem, die beispielsweise einen hohen Förderbedarf für leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler erfordern, und der steigende Kinderbetreuungsbedarf berufstätiger Eltern.
 
        DEMOGRAFISCHER WANDEL
 
        Die beschriebenen Personalengpässe dürften sich aufgrund der demografischen Entwicklung in den nächsten Jahren noch verschärfen, wenn die Generation der Babyboomer in Rente geht. Dadurch sinkt das inländische Erwerbspersonenpotenzial, also die Summe aus Erwerbstätigen, Erwerbslosen und Stiller Reserve. Dies liegt sowohl an dem Rückgang der inländischen Bevölkerung ohne Zuwanderung aufgrund der niedrigen Geburtenrate als auch an der wachsenden Zahl älterer Menschen, die vergleichsweise geringere Erwerbsquoten aufweisen.06
 
        2020 lag das Erwerbspersonenpotenzial bei 47,4 Millionen Personen. Geht man von einem Szenario aus, in dem die Erwerbsquoten konstant bleiben und keine Zuwanderung nach oder Abwanderung aus Deutschland berücksichtigt wird, würde die Zahl der Personen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, zwischen 2020 und 2035 um mehr als 7 Millionen Personen sinken. Dieser Trend setzt sich auch fort, wenn ein Szenario zugrunde gelegt wird, in dem die inländischen Erwerbsquoten in den nächsten Jahren weiter ansteigen. In diesem Fall würden dem Arbeitsmarkt zwischen 2020 und 2035 immer noch knapp 4,5 Millionen Personen verloren gehen.
 
        WAS HILFT?
 
        Stellschraube 1: Zuwanderung zu Erwerbszwecken fördern
 
        Nach IAB-Berechnungen würde das Erwerbspersonenpotenzial bis 2035 nur dann konstant bleiben, wenn es zu einer jährlichen Nettozuwanderung von rund 400000 Personen käme. Geht man von einer konstanten Abwanderungsquote in Deutschland aus, müsste für einen solchen Wanderungssaldo die jährliche Zuwanderung auf 1,79 Millionen Personen ansteigen, da jedes Jahr auch viele Menschen Deutschland verlassen.07 Obwohl Freizügigkeit in der EU herrscht, wird die in den 2010er Jahren stark gestiegene Zuwanderung aus anderen EU-Ländern begrenzt sein, da auch dort die Erwerbsbevölkerung altert und mit der besseren wirtschaftlichen Entwicklung auch der Wanderungsdruck aus diesen Ländern abnimmt. Eine hohe gesteuerte Zuwanderung zu Erwerbszwecken auch aus Drittstaaten ist daher ein sinnvoller Weg, den Fachkräftebedarf zu decken. Dies findet bislang jedoch nur in begrenztem Umfang statt. In der ersten Hälfte der 2010er Jahre lag sie bei weniger als 40000 Personen pro Jahr, stieg dann bis 2019 auf etwas mehr als 60000 Personen an.
 
        Angesichts dieser Zahlen wird deutlich, dass die gezielte Zuwanderung aus Drittstaaten bislang nur einen sehr kleinen Beitrag zur Stabilisierung des Erwerbspersonenpotenzials in Deutschland leistet. Der überwiegende Teil der Zuwanderung besteht nach wie vor aus der EU-Binnenmigration, die zu einem erheblichen Teil als Erwerbsmigration erfolgt, und der Fluchtmigration.08 Letztere orientiert sich jedoch nicht am Fachkräftebedarf in Deutschland, und eine erfolgreiche und nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt erfordert Zeit, Fördermaßnahmen und Qualifizierung.
 
        Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz von 2023 soll die Erwerbszuwanderung aus Drittstaaten fördern. Es erleichtert die Zuwanderung bei Vorliegen einer Arbeitsplatzzusage und senkt die Hürden für die Ausübung eines nicht reglementierten Berufs, auch wenn kein in Deutschland anerkannter Berufsabschluss vorliegt.09 Schließlich ermöglicht es auch die temporäre Arbeitsplatzsuche in Deutschland auf der Basis eines Punktesystems. Insgesamt ist die Reform sinnvoll, sie dürfte aber die Zuwanderung aus Drittstaaten zu Erwerbszwecken nur in geringem Umfang erhöhen, und die Änderungen bedürfen der Ergänzung. So sollte der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt auch durch gute Englischkenntnisse erleichtert werden. Zudem sollten die hohen Hürden für den Zugang zu reglementierten Berufen überprüft und in erweiterter Form eine Probebeschäftigung ermöglicht werden. Schließlich muss auch der starken Abwanderung von Fachkräften aus Deutschland entgegengewirkt werden.
 
        Stellschraube 2: Mehrarbeit von Frauen ermöglichen
 
        Obwohl die Beschäftigung auf Rekordniveau liegt, ist das Arbeitsvolumen zwischen 2015 und 2023 nur um 6,4 Prozent gestiegen – und damit weniger stark als die Beschäftigung (plus 8,7 Prozent im gleichen Zeitraum, Abbildung 2). Das heißt: Obwohl zahlenmäßig mehr Menschen einer abhängigen Beschäftigung nachgehen, werden pro Kopf weniger Stunden gearbeitet. Auch deshalb ist das Bruttoinlandsprodukt pro Erwerbsperson in diesem Zeitraum insgesamt nur um 0,5 Prozent gestiegen.
 
         
          Abbildung 2: Beschäftigung und Arbeitsvolumen in Deutschland
 
          [image: In der Verlaufsgrafik sind zwei Linien zu sehen. Die Linien zeigen, dass die geleisteten Arbeitsstunden und die Anzahl der Beschäftigten in den letzten 8 Jahren zugenommen haben.] 
          Quelle: IAB-Arbeitszeitrechnung/Statistisches Bundesamt
 
        
 
        Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass die Teilzeitquote seit 2015 gestiegen ist und mit 39 Prozent 2023 so hoch war wie nie zuvor, was vor allem auf die höhere Beschäftigungsquote von Frauen zurückzuführen ist. Die Hälfte aller Arbeitnehmerinnen arbeitet derzeit in Teilzeit, bei den erwerbstätigen Müttern sind es sogar zwei Drittel. Gleichzeitig gibt es unter den Teilzeitbeschäftigten auch den Wunsch, in eine Vollzeitbeschäftigung zu wechseln. Laut Statistischem Bundesamt gaben 2022 7,4 Prozent der teilzeitbeschäftigten Männer und 5,2 Prozent der teilzeitbeschäftigten Frauen an, unfreiwillig in Teilzeit zu arbeiten.10
 
        Gerade für Frauen ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie eine besondere Herausforderung und führt häufig dazu, dass sie unter ihrer gewünschten Arbeitszeit bleiben. Auch institutionelle Regelungen wie das Ehegattensplitting, die Verdienstgrenze bei Minijobs oder die kostenlose Mitversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung führen dazu, dass sich Mehrarbeit in Paarhaushalten häufig finanziell nicht lohnt. Diese Regelungen tragen dazu bei, das traditionelle Rollenbild eines (meist männlichen) Hauptverdieners und einer (meist weiblichen) Hinzuverdienerin zu zementieren. Nicht zuletzt führt der bereits bestehende eklatante Personalmangel in der Kinderbetreuung und Pflege dazu, dass für viele Erwerbstätige mit Betreuungspflichten eine Ausweitung der Arbeitszeit kaum möglich ist. Dabei wäre eine Ausweitung der Arbeitszeit oft der einfachste Weg, zusätzliche Potenziale zu erschließen: Die Beschäftigten müssen in der Regel nicht erst in ihre Aufgaben eingearbeitet werden, Rekrutierungsprozesse und -kosten entfallen.
 
        Stellschraube 3: Potenzial der Älteren nutzen
 
        Erhebliche zusätzliche Erwerbspotenziale bieten Personengruppen, die bisher nicht erwerbstätig sind, dem Arbeitsmarkt aber grundsätzlich zur Verfügung stehen. Hierzu zählen insbesondere ältere Menschen. Zwar konnte ihre Erwerbsbeteiligung in den vergangenen Jahren bereits deutlich gesteigert werden, dennoch liegen ihre Erwerbsquoten immer noch deutlich unter denen der jüngeren Erwerbspersonen. Berechnungen zufolge könnten allein durch eine Erhöhung der Erwerbsbeteiligung der 60- bis 69-Jährigen bis zum Jahr 2035 2,4 Millionen zusätzliche Erwerbspersonen aktiviert werden.11
 
        Welche Maßnahmen sind dafür relevant? Die Aufhebung der Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenem Renteneintritt 2023 war ein wichtiger Schritt, um sozialversicherungspflichtige Beschäftigung für Ältere gegenüber einer geringfügigen Beschäftigung attraktiver zu machen. Auch die schrittweise Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre dürfte die Erwerbsbeteiligung Älterer weiter steigern. Neben den institutionellen Rahmenbedingungen ist es wichtig, die betrieblichen Bedingungen so zu gestalten, dass ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dort weiterarbeiten können und wollen. Insbesondere eine Flexibilisierung der Arbeitszeit kann dazu beitragen, Personen im Rentenalter im Unternehmen zu halten.12
 
        Eine weitere wesentliche Voraussetzung ist es, die Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeitenden zu erhalten. Da schwere Erkrankungen und Behinderungen zu einem großen Teil im Laufe des Erwerbslebens auftreten, sind ältere Menschen überproportional von gesundheitlichen Einschränkungen betroffen. Daher ist es besonders wichtig, den Verbleib im Erwerbsleben trotz gesundheitlicher Einschränkungen oder Behinderungen stärker zu ermöglichen, zum Beispiel durch arbeitszeitliche oder berufliche Flexibilität. Dies gelingt bislang jedoch noch zu selten.13
 
        Stellschraube 4: Fachkräftenachwuchs sichern
 
        Das deutsche Ausbildungssystem, das seit jeher eine entscheidende Rolle bei der Sicherung und Deckung des Fachkräftebedarfs in den Betrieben spielt, ist in den vergangenen Jahren in eine Krise geraten. Die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber für eine betriebliche Ausbildung ist seit 2018/19 deutlich zurückgegangen. Auch ist der Anteil ausbildungsberechtigter Betriebe über die Jahre gesunken, während gleichzeitig der Anteil der Betriebe mit unbesetzten Ausbildungsstellen immer weiter steigt. Jugendliche für eine Berufsausbildung zu gewinnen, indem die Berufsorientierung und -beratung gestärkt und der Kontakt zu Ausbildungsbetrieben beispielsweise durch Praktika gefördert wird, sind daher wichtige Schritte. Auch die im Rahmen der Ausbildungsgarantie vorgesehene Stärkung der Berufsorientierung und der außerbetrieblichen Ausbildung kann einen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten. Nicht zuletzt sind aufgrund des technologischen Wandels große Umbrüche innerhalb der Berufe zu erwarten. Um die Auszubildenden für die Zukunft zu rüsten, müssen die Ausbildungsinhalte stetig weiterentwickelt werden, um die neuesten technologischen Entwicklungen aufzugreifen.
 
        Dieser Aspekt betrifft nicht nur die klassische Erstausbildung. Auch das Lernen im Erwerbsleben muss angesichts der Veränderungen in den Berufen zur Normalität werden. Darüber hinaus können Berufswechsel aufgrund des Strukturwandels häufiger notwendig werden und somit Teil der Karriereentwicklung sein. Nur durch eine permanente Anpassung an die aktuellen technologischen Entwicklungen kann langfristig eine gute Passung zwischen Fachkraft und Arbeitsplatzanforderung sichergestellt werden.
 
        Stellschraube 5: Produktivität steigern
 
        Spiegelbildlich zum hohen Arbeitskräftebedarf ist eine schwache Produktivitätsentwicklung festzustellen. Das reale Bruttoinlandsprodukt pro Beschäftigten wächst kaum noch, und auch pro Arbeitsstunde ist das Wachstum eher gering. Dies überrascht auf den ersten Blick angesichts der starken Veränderungen von Wirtschaft und Arbeitsmarkt durch die Digitalisierung. Diese hat sich aber bisher nicht als Jobkiller, sondern eher als Instrument für neue oder verbesserte Güter und Dienstleistungen erwiesen.
 
        Durch die eher moderate Lohnentwicklung sind viele Unternehmen eher bereit, Personal für zukünftige Bedarfe einzustellen, für die eine Nachfrage absehbar ist. Gerade bei Dienstleistungen mit intensivem Kundenkontakt sind Neueinstellungen Investitionen in die zukünftige Leistungsfähigkeit. Personalengpässe können dort dazu führen, dass ein kurzfristig steigender Arbeitsbedarf unter Umständen nicht mehr gedeckt werden kann. Darüber hinaus wächst die Beschäftigung vor allem in Bereichen mit geringerer Produktivität, beispielsweise bei personalintensiven Dienstleistungen der sozialen Grundversorgung wie Gesundheit, Erziehung und Pflege. Soll die Versorgungssicherheit in diesen Bereichen weiterhin gewährleistet werden, müssen zusätzliche Beschäftigte für die entsprechenden Tätigkeiten gewonnen werden – was die Personalengpässe weiter verstärkt und die Produktivitätsentwicklung dämpft.
 
        Die Digitalisierung birgt jedoch das Potenzial, den Arbeitskräftebedarf durch Produktivitätssteigerungen zu senken. Dies erfordert jedoch sowohl deutlich höhere private Investitionen in Automatisierungstechnologien als auch deutlich höhere staatliche Investitionen in die Infrastruktur. Dem stehen zugleich hohe bürokratische Hürden, ein ineffizienter Datenschutz, fehlende IT-Sicherheitssysteme zur datenschutzkonformen Nutzung der Automatisierungspotenziale sowie der Fachkräftemangel selbst entgegen.
 
        Der Fachkräftemangel wird diese Entwicklungen forcieren, sei es, weil Stellen nicht besetzt werden können, sei es, weil die Lohnkosten steigen. In vielen Bereichen wird dies auch dazu führen, dass persönliche Kundenkontakte und persönliche Dienstleistungen eingeschränkt werden und die Kundinnen und Kunden vermehrt digitale Kanäle nutzen müssen.
 
        Stellschraube 6: Matching verbessern
 
        Passungsprobleme auf dem Arbeitsmarkt führen häufig dazu, dass offene Stellen nicht besetzt werden können. Berufliche Weiterbildung kann die Passgenauigkeit der offenen Stellen erhöhen. Ebenso wäre es förderlich, wenn Betriebe Arbeitslose einstellen, die aus ihrer Sicht nicht optimal auf die Stellen passen, und dann durch Einarbeitung und Weiterbildung während der Beschäftigung die Passung erhöhen. Ein Grund für mangelnde regionale Mobilität kann auch sein, dass sich die Aufnahme einer Beschäftigung an einem anderen Ort aufgrund der höheren Wohnkosten in Regionen mit besseren Arbeitsmarktchancen finanziell nicht lohnt. Hier gilt es, die Anreize für regionale und berufliche Mobilität zu stärken, insbesondere für Geringverdienende.
 
        WAS HILFT NICHT (UNBEDINGT)?
 
        Arbeitskräfteengpässe erhöhen den Wettbewerb zwischen den Betrieben um die knapper werdenden Arbeitskräfte, sodass vor allem die produktiveren Betriebe die Arbeitsbedingungen verbessern und höhere Löhne zahlen werden. Beschäftigte werden diesen finanziellen Anreizen folgen, wodurch die Beschäftigung in diesen Betrieben steigt. In den Betrieben, die sich die höheren Löhne nicht leisten können, sinkt dagegen die Beschäftigung – die Betriebe schrumpfen oder werden sogar aus dem Markt gedrängt. Gleichzeitig werden sich viele Beschäftigte angesichts höherer Löhne mehr Freizeit wünschen und eine Arbeitszeitverkürzung fordern – zum Beispiel eine Viertagewoche. Eine Lohnerhöhung kann also dazu führen, dass die insgesamt geleistete Arbeitszeit sinkt. Darüber hinaus steigt die gesamtwirtschaftliche Produktion nur dann, wenn dies mit hinreichend starken Produktivitätssteigerungen einhergeht oder wenn es infolge der Lohnerhöhung zu einem starken Zuwachs an Personen kommt, die bereit sind, zu arbeiten. Die Forschung zeigt, dass das gesamtwirtschaftliche Arbeitsangebot kurzfristig nur schwach auf Lohnerhöhungen reagiert. Daher müssten die Lohnerhöhungen kurzfristig sehr stark ausfallen, um einen nennenswerten Anstieg der Beschäftigtenzahl zu bewirken – und dieser Effekt würde gleichzeitig durch Arbeitszeitverkürzungen abgeschwächt.
 
        Lohnerhöhungen ändern zudem kurzfristig nichts am Mismatch zwischen Arbeitslosen und offenen Stellen. Wenn die Arbeitsanreize durch Lohnerhöhungen erhöht werden sollen, müssen diese durch entsprechende Qualifizierungen der Arbeitsuchenden oder Maßnahmen zur Förderung der Mobilität ergänzt werden – sonst wird es nicht gelingen, die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung zu erhöhen.
 
        Bei starken Lohnerhöhungen droht – ohne weitere Maßnahmen zur Verringerung des Mismatch – aus dem Arbeitskräftemangel ein zunehmender Mangel an Gütern und Dienstleistungen zu werden, die bisher von Betrieben erzeugt werden, die sich höhere Löhne nicht leisten können. Im Ergebnis würde sich der Mangel nur verlagern.
 
        FAZIT
 
        Der Fachkräftemangel dürfte sich durch die Alterung der Bevölkerung weiter verschärfen, ebenso wird der Arbeitskräftemangel längerfristig ein Thema bleiben. Alle Stellschrauben zur Hebung von Fachkräftepotenzialen und zur Reduzierung des Personalbedarfs sollten genutzt werden: Durch die Erschließung weiterer Potenziale bei Älteren, Frauen und Zuwanderern kann der zu erwartende Beschäftigungsrückgang abgefedert werden. Dringend notwendig ist auch die Sicherung des Fachkräftenachwuchses; hier deutet die Entwicklung der vergangenen Jahre eher auf eine Verschlechterung hin. Die Anreize zur Ausweitung der Arbeitszeit, auch bei bestehenden Betreuungspflichten, müssen gestärkt werden. Digitalisierung und andere Maßnahmen zur Produktivitätssteigerung können Einkommenseinbußen und eine Unterversorgung mit Gütern und Dienstleistungen, insbesondere im Bereich der Daseinsvorsorge, verhindern. Verstärkte berufliche Weiterbildung und Mobilitätshilfen für Beschäftigte und Betriebe können den hohen Mismatch zwischen offenen Stellen und Arbeitsuchenden verringern und damit mehr Beschäftigung ermöglichen.
 
        Der Arbeitskräftemangel wird zu Lohnerhöhungen führen, und produktive Betriebe können durch attraktivere Arbeitsbedingungen mehr Beschäftigte gewinnen. Lohnerhöhungen werden jedoch die Gesamtzahl der Beschäftigten kurzfristig nur geringfügig steigern und dürften zu einer Verkürzung der Arbeitszeit führen, was wiederum die Personalengpässe verschärfen wird, insbesondere in den personennahen Dienstleistungen in den Bereichen Gesundheit, Pflege und Erziehung, in denen die Arbeitsproduktivität nur langsam wächst.
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        02 Vgl. Gerd Zika et al., Auswirkung des Strukturwandels für die Bundesländer in der langen Frist. Qualifikations- und Berufsprojektion bis 2040, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), IAB-Forschungsbericht 22/2022.
 
        03 Vgl. Emanuel Bennewitz et al., Auswirkungen des Angriffskrieges auf die Ukraine auf die Betriebe in Deutschland und weitere Ergebnisse des IAB-Betriebspanels, IAB-Forschungsbericht 15/2023.
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        05 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Fachkräftemonitoring für das BMAS. Mittelfristprognose bis 2027, Forschungsbericht 625/2023.
 
        06 Vgl. Johann Fuchs/Doris Söhnlein/Brigitte Weber, Demografische Entwicklung lässt das Arbeitskräfteangebot stark schrumpfen, IAB-Kurzbericht 25/2021.
 
        07 Vgl. Timon Hellwagner et al., Wie sich eine demografisch bedingte Schrumpfung des Arbeitsmarkts noch abwenden lässt, 21.11.2022, www.iab-forum.de/wie-sich-eine-demografisch-bedingte-schrumpfung-des-arbeitsmarkts-noch-abwenden-laesst.
 
        08 Vgl. „Menschen wollen arbeiten und sich integrieren“, Interview mit Herbert Brücker und Yuliya Kosyakova, 3.1.2023, https://mediendienst-integration.de/artikel/menschen-wollen-arbeiten-und-sich-integrieren.html.
 
        09 Unter einem reglementierten Beruf versteht man einen Beruf, dessen Ausübung das Vorliegen einer anerkannten Berufsqualifikation erfordert – eine solche Anerkennung stellt für Zugewanderte häufig eine große Herausforderung dar.
 
        10 Vgl. Statistisches Bundesamt, Unfreiwillig Teilzeitbeschäftigte, 2024, www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-3/unfreiwillig-teilzeitbeschaeftige.html.
 
        11 Vgl. Fuchs/Söhnlein/Weber (Anm. 6).
 
        12 Vgl. Judith Czepek et al., Halten rentenberechtigter Mitarbeiter in den Betrieben. Vor allem kürzere und flexiblere Arbeitszeiten kommen zum Einsatz, IAB-Kurzbericht 16/2017.
 
        13 Vgl. zur Erwerbsbeteiligung nach Eintreten einer Schwerbehinderung Matthias Collischon/Karolin Hiesinger/Laura Pohlan, Disability and Labor Market Performance, Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit, IZA-Discussion Paper 16100/2023.
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „WIR SIND ZU WEIT GEGANGEN“
 
        Viertagewoche, Fachkräftemangel und eine vermeintlich faule Generation: Ein Gespräch über die gesellschaftlichen Folgen der aktuellen Arbeitstrends
 
        mit Michael Hüther
 
        Herr Hüther, Fachkräfte fehlen in Deutschland ebenso wie solides Wachstum. Gleichzeitig fordern immer mehr Erwerbstätige weniger Arbeit bei gleichem Lohn. Sind wir eine Gesellschaft, die unter Realitätsverlust leidet?
 
        Hüther – Man kann es auch Wahrnehmungsverlust nennen. Deutschland galt vor gut 20 Jahren als kranker Mann Europas. Damals hatten wir keine Probleme, die Lage zu erkennen: Wachstumsschwäche verbunden mit einer hohen, sehr beharrlichen Arbeitslosigkeit, in der Spitze über fünf Millionen Beschäftigungslose. Das war Auslöser für große Reformen. Jetzt sind wir in einer Situation mit schwachem Wachstum, in der wir eigentlich feststellen müssten: Wachstum zu organisieren, ist nicht einfach, denn die Potenziale sind nicht mehr da. Wir wissen um den Alterungsprozess. Arbeit verknappt sich. Das Bruttoinlandsprodukt kann nicht wachsen, wenn das Produkt aus Arbeitsvolumen und Produktivität je Stunde nicht steigt. Für diese Lage kenne ich nur zwei Antworten: Arbeit substituieren, indem ich Produktivität stärke, oder Arbeit ausweiten.
 
        Dennoch geht es in den medial vermittelten Debatten mit Blick auf Arbeit um weniger Zeit, um die Viertagewoche.
 
        – Was Gesellschaft und Unternehmen sehr lange gelernt haben, verlernen sie nur sehr langsam. Seit den 1980er Jahren ging es um den Vorruhestand, damit die Jüngeren, die selbstverständlich viel mehr waren, in Arbeit kommen. Nach der Wiedervereinigung gab es das Altersübergangsgeld in den neuen Bundesländern, das aus der gleichen Logik entstand. Diese Muster verharren in den Köpfen. Und im Grunde ist die lange Geschichte des Fortschritts natürlich auch eine der Verringerung von Arbeitszeit, von Wochenarbeitszeit und von Lebensarbeitszeit, also in allen Dimensionen. Hinzu kommen viele Wahrnehmungsveränderungen aus der Zeit der Pandemie, die vielleicht auch die Wünsche verändert haben.
 
        Hat die Pandemie dazu geführt, dass die Menschen gern weniger arbeiten – weil es in Deutschland ein sehr gutes Sicherungsnetz gibt?
 
        – Da bin ich zurückhaltend, denn die Situation war ein Schock, eine gesellschaftliche Zumutung. Es war richtig, dies nicht durch Arbeitslosigkeit zu verschärfen und stattdessen Arbeitsverhältnisse zu stabilisieren, denn Krisen betreffen Menschen auch ungleich, und hier spielt die Erwerbsarbeit eine sehr wichtige Rolle. Man kann natürlich sagen: Das hat eine zu starke Sicherheit gebracht. Aber was wäre denn die Alternative gewesen? Ich denke: Arbeitslosigkeit hätte zusätzlich zu dieser zivilisatorischen Kränkung durch Covid-19 noch eine weitere ausgelöst. Aber natürlich hat die Pandemie auch habituell gewirkt: Man hat viel zuhause gesessen, sich ins eigene Heim zurückgezogen. Die Effekte der Pandemie sind noch lange nicht durch, und gesellschaftlich entstehen neue Unwuchten. Die Ruptur moderner Gesellschaften ist in ihrer Komplexität begründet und löst Überforderung aus. Da will man zurück zu einfacheren Verhältnissen. Meine Antwort klingt etwas komplizierter: Arbeitszeitsouveränität.
 
        Und wie kann damit dem Fachkräftemangel entgegengewirkt werden?
 
        – Darüber müssen wir dringend weiter nachdenken. Wir lesen überall von 100 Stunden im Jahr, die die Schweizer über alle Erwerbsformen mehr arbeiten als wir. Dieses Gefälle lässt sich aufholen, wenn die Einzelnen entscheiden können, wann und wie sie arbeiten. Flexibilität bei Zeit und Ort gibt uns ein großes Potenzial der Souveränität für die Beschäftigten in Eigenverantwortung, im Rahmen der jeweiligen Produktionsstruktur. Am Fließband geht das nicht so flexibel. Aber wenn es zu den Bedarfen eines Unternehmens passt, dann lässt sich durch Souveränität die Bereitschaft zu höherer Arbeitszeit stärken. Das ist meine eigentliche Botschaft: Die Volkswirtschaft als ganze muss gegen den Verlust an Arbeitsvolumen ankämpfen.
 
        Die Anzahl der Arbeitsstunden pro Kopf sinkt, die Anzahl der Fachkräfte wird weiter sinken. Gleichzeitig fürchtet eine Mehrzahl der Menschen Burn-out, sie will die eigene Gesundheit schützen. Es ist doch verständlich, dass Unternehmen auf die Bedürfnisse der Menschen reagieren, um überhaupt Fachkräfte zu sichern.
 
        – Wir haben eine freie Gesellschaft und Marktwirtschaft. Da darf und soll man den Mitarbeitern helfen. Unsere Aufgabe als Forschungsinstitut ist es aber, die Kosten des Verfahrens zu benennen. Wenn alle ihre Arbeitszeit um 20 Prozent reduzieren, bedeutet das zugleich bei Dienstleistungen ein Minus von 20 Prozent beim zeitabhängigen Angebot – denn es gibt ja keine erkennbar großen Produktivitätsfortschritte bei Pflege, Müllabfuhr und anderen Dienstleistungen.
 
        Im Moment reagieren Unternehmen aber rational, wenn sie mit individuell attraktiveren Angeboten Arbeitskräfte sichern. Sie haben in diesem Zusammenhang von Ausbeutung gegenüber der Allgemeinheit gesprochen. Wie ist das zu verstehen?
 
        – Wer jetzt Arbeitszeiten zurückfährt, hat einen spezifischen Vorteil. Die Konsequenzen im System bleiben vollständig außen vor. Wie wollen wir die Mobilitätswende organisieren, wenn wir nicht mehr das Personal dafür haben? Klar: Einerseits sind Arbeitgeber zu Rationalisierungen gezwungen, vor allem über Digitalisierung. Züge werden autonom fahren, im Großraum Nürnberg passiert das schon länger. Aber es geht eben nicht ohne Personal, und bislang sind die Produktivitätsfortschritte keinesfalls größer als das, was durch den Wegfall von Arbeitszeit verlorengeht. Wenn jeder nur für sich individuell denkt, geht diese Reflexion verloren. Ich kann natürlich einfordern, dass meine Arbeitszeiten für mich passen. Aber volkswirtschaftlich geht es immer um den Gesamtbetrag. Und da sind etwa Ergebnisse wie zuletzt bei der Deutschen Bahn inkonsistent und nicht vorteilhaft. Das ist ein Stück Ausbeutung aller gegen alle; jeder in seinem System.
 
        Andererseits gibt es doch viele Tätigkeiten, die mit weniger menschlicher Arbeitskraft genauso gut zu erledigen wären. Lässt sich da nicht eine Transformation schaffen, sodass die Arbeitskraft genügt?
 
        – Ich kann wahrscheinlich viele Jobs im Einzelhandel sparen, wenn ich Kassen automatisiere, aber komplett geht das nicht. Bei Selbstbedienungskassen muss auch immer wieder jemand kommen, um zum Beispiel beim Kauf von Alkohol den Ausweis zu kontrollieren. Natürlich lassen sich monotone Jobs teilweise abschaffen. Ehrlich gesagt wundert es mich, wie langsam die Unternehmen hier umdenken.
 
        Monotone Tätigkeiten gibt es auch in öffentlichen Verwaltungen. Gleichzeitig bauen die Städte wie etwa Köln ihren Personalstock auf. Saugt die öffentliche Hand dem Markt die Fachkräfte weg?
 
        – Da ist etwas dran. Wir haben einerseits einen starken Aufbau im öffentlichen Dienst, wo wir ihn wirklich brauchen, etwa bei der Polizei. Und wenn wir mehr Müll produzieren, brauchen wir mehr Müllabfuhr. Schulen brauchen mehr Personal, um eine gewachsene Integrationsaufgabe zu erledigen. Aber daneben haben wir einen Verwaltungsapparat, der unsere Regulierungskomplexität reflektiert. Was Städte zum Teil machen, ist doch absurd. Sie nutzen das Potenzial digitaler Vereinfachung nicht. Statt standardisierter Prozesse holt man immer mehr Mitarbeiter. Das gilt nicht nur für die öffentliche Verwaltung, sondern auch für Versicherungen. Da gibt es viel Arbeit, die längst digital erledigt werden kann. Sollte das genutzt werden, geht es übrigens nicht ums Freisetzen von Menschen, sondern um neue, höherwertige Tätigkeiten. Man muss Produktivitätsgewinne auch zulassen.
 
        Die Grundfrage lautet: Lässt sich der Verlust von Fachkräften mit Produktivitätssteigerungen kompensieren?
 
        – Volkswirtschaftlich adressieren wir unser Mangelproblem nicht. Nochmal: Wer ein Fünftel der Arbeitszeit rausnimmt, muss auch irgendwo ein Fünftel erhöhen. Produktivität fällt nicht vom Himmel. Wenn Unternehmen sich fragen: Warum ist eigentlich die Digitalisierung, die Industrie 4.0, nicht in unseren Produktivitätsziffern angekommen? Dann lautet die Antwort: Klar, sie haben die Produktionsstraße digitalisiert und moderne Systeme eingeführt, sie haben da in einzelnen Sektoren enorme Produktivitätsgewinne erzielt. Aber schon innerhalb des Unternehmens reichen diese Schritte angesichts von Compliance und anderen Vorgaben oft nicht, um zusätzliche positive Effekte zu erzielen. Wir müssen über diese Dimension nachdenken und auch kritische Themen zulassen, etwa: Welche Rolle wird Robotik in der Pflege spielen? Da werden wir nicht dran vorbeikommen.
 
        Eine interessante Debatte dreht sich um die Generation Z. Für manche ist sie zu selbstbewusst, zu anspruchsvoll, aber auch zu faul, was letztlich unseren Wohlstand gefährden würde. Gleichzeitig steigen die Renten Jahr für Jahr, was diese Generation über ihre Arbeit finanzieren muss. Warum rebellieren die jungen Leute nicht dagegen, sondern machen sich Gedanken über Work-Life-Balance?
 
        – Darüber habe ich schon oft nachgedacht. Wieso führen nicht-nachhaltige Rentenreformen nicht zum Widerstand der jungen Generation? Es ist erkennbar, welche Lasten sich entwickeln. Die Jugend steht zurecht auf der Straße und fordert Veränderungen im Produktionsprozess, um das Klima zu retten. Aber bei anderen Zukunftsthemen wie der Demografie oder Investitionen des Staates fehlt diese Mobilisierung. Da kann ich nur den Kopf schütteln. Vielleicht ist es Naivität? Aber dahinter steckt noch etwas anderes. In meiner Generation waren wir immer zu viele: in der Schule, in der Uni auch, es gab Arbeitslosigkeit. Wer heute aus der Schule kommt, lebt in einer anderen Realität. Es ist doch so: Die jüngeren Generationen werden absehbar knapp sein, Arbeitslosigkeit scheint kein Risiko zu sein. Aber das ist vielleicht gar nicht so komfortabel, wie es ausschaut. Der Anreiz, ein bisschen mehr Leistung zu bringen, geht womöglich gesellschaftlich verloren.
 
        Was macht das mit der Gesellschaft?
 
        – Die junge Generation wird ständig kleiner – bis 2035. Das wird die Haltung der Gesellschaft nochmal prägen. Wir sind eine Gesellschaft, die einen Schrumpfungsprozess am Arbeitsmarkt und einen altersbedingten Schonungsprozess erlebt. Da fühlen sich die Jungen dann vielleicht noch wertvoller. Was die Sache noch erschwert: Die Generation Z ist eine ausgeprägte Erbengeneration. Die Älteren haben weniger Kinder bekommen, sie statten diese also pro Kopf mit mehr Vermögen aus. Während das in der Gesellschaft passiert, werden wichtige Fragen leicht verdrängt: Wie ich die Pflege im Alter organisiere, die Erzieher, die Ausbilder, die Instruktoren, die es einfach braucht. Die Generation Z scheint eine sorglose Generation zu sein …
 
        Gleichzeitig zeigt eine aktuelle Jugendstudie: Die jungen Leute blicken zunehmend pessimistisch in die Zukunft. Dominieren die Bedenken den Zukunftsglauben?
 
        – Das Sorgenprofil finde ich interessant. Es wirkt ein bisschen so, als nähme man die fernen Sorgen ernster als die aktuellen Probleme. Ich finde es gut, dass diese Jugend für das Klima auf die Straße geht. Aber vielleicht müsste sie auch verstärkt ins Handwerk gehen. Für die Energiewende brauchen wir Leute, die Windräder aufbauen. Im Grunde brauchen wir weiterhin die Old Economy. Man muss nicht studieren, um hier gutes Geld zu verdienen.
 
        An sich ist die Gestaltung von Arbeitszeit und Löhnen Privatsache. Wenn Sie aber all diese Probleme sehen: Braucht es politische Vorgaben?
 
        – Der aktuellen Bundesregierung ist vorzuwerfen, dass sie diese Dimension der Wirtschaft außen vor lässt. Die drei Parteien agieren mit ihrem gedanklichen Gerüst der letzten 30 Jahre, um die Fragen der Gegenwart zu lösen: Die SPD spricht von Mindestlohn und Sozialpolitik, die FDP tut so, als wären CO2-Preis und Schuldenbremse die Universallösung. Die Grünen wiederum sind in ihrer Steuerungslogik nicht über das hinausgekommen, was sie vor zehn Jahren gedacht haben: dass wir Effizienz subventionsgetragen herstellen. Wir können froh sein, dass Franz Müntefering die Rente mit 67 eingeführt hat. Aber welche Flexibilität in diesem System nötig ist, was überhaupt mit der Finanzierung der Rente passiert – diese Debatten führt die Regierung nicht. Ich sehe aber programmatisch keine andere Partei mit dem Mut, Arbeitsmobilisierung und Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, damit der Staat finanziell handlungsfähig bleibt.
 
        Immerhin haben der Wirtschafts- und der Finanzminister in den vergangenen Wochen schon rhetorisch versucht, Arbeit wieder als attraktives Thema in den Fokus zu rücken.
 
        – Es ist ja auch eigentlich nicht so schwer zu vermitteln, also volkswirtschaftlich: Ich kann nur über Arbeitszeit, Arbeitsvolumen und Arbeitsproduktivität reden. Wir müssen also über die Arbeitszeit anders, entkrampft reden. Wir sind beim Thema Arbeitszeitverkürzung hierzulande zu weit gegangen. Man muss da auch mal wieder zurückdrehen. Typischerweise kann das eine linke Partei strukturell besser als die anderen. Dieser Verantwortung kommt insbesondere die SPD nicht nach.
 
        Wenn Sie ins nächste Regierungsprogramm etwas reinschreiben dürften, was wären Ihre Forderungen, um das Fachkräfteproblem zu überwinden?
 
        – Es ist wichtig, dass wir für Fachkräfte ein Einwanderungsgesetz haben. Wir brauchen nun einmal massiven Zuzug, und wir müssen Integration leisten. Aber wir müssen es auch richtig umsetzen, die Systeme vereinfachen. Die Digitalisierung des Auswärtigen Amtes und öffentlichen Dienstes funktioniert nicht, das ist eine Katastrophe. Wir haben Gesetze, die nicht wirken – weil es an der Technik scheitert. Klar, wir brauchen Einwanderung, aber das muss auch richtig funktionieren. In der OECD haben alle Länder das Problem sinkender Jugendquotienten. Wir müssen ein Schulsystem haben, das die Kinder der Zugewanderten aufnimmt. Migration müssen wir umfassend denken. Zudem müssen wir schauen, warum eigentlich Menschen aus diesem Land wieder wegziehen.
 
        Vielleicht können wir international mit der Viertagewoche punkten, um Fachkräfte etwa aus Brasilien für die Pflege anzulocken.
 
        – Na ja, dann habe ich aber auch nur vier Tage Zeit, diese Leute zu integrieren und Sprachkurse anzubieten. Also irgendwo hat es seine Grenzen, man dreht sich im Kreis. Nur wegen der Viertagewoche werden die nicht kommen. Wir haben ein Problem mit der komplizierten Sprache. Sprachkompetenz ist wichtig – und eine Willkommenskultur. Viel zu oft hört man von Mitarbeitern in den Konsulaten, die Zuwanderung eigentlich immer noch verhindern wollen.
 
        Wir haben noch gar nicht über die Beteiligung von Frauen im Arbeitsmarkt gesprochen.
 
        – Die Frauenerwerbsquote hat sich bei uns deutlich erhöht, jetzt geht es um die verlässliche Kinderinfrastruktur, damit Frauen nicht überwiegend in Teilzeit arbeiten. Die Betreuungsangebote sind umfassender geworden, aber landesweit unterschiedlich. Dieser Sektor wird kaum Produktivitätssteigerungen erleben. Es braucht also mehr Arbeitszeit. Hier zeigt sich, dass wir es mit einem Mosaik zu tun haben. Ich denke aber auch, dass es wichtige Elemente in der partnerschaftlichen, variablen Arbeitsteilung liegen.
 
        Spielt das Ehegattensplitting für Sie eine Rolle?
 
        – Das ist eine Reflexdebatte. Man kann das Splitting sicher auch anders gestalten. Aber ich sehe keine überzeugende Lösung, die sich auf den Arbeitsmarkt niederschlagen würde. Meine These ist eher: Wenn man die Voraussetzungen durch gute Kinderbetreuung mit verlässlichen Strukturen in der Schule schafft, dann bringt das viel mehr. Grundschule muss eigentlich eine Betreuung der gleichen Länge anbieten wie die Kindertagesstätten. Dann werden sich die Interessierten ihren Jobs nicht entziehen.
 
        Wo Sie von Schule sprechen: Im Normalfall sollte ein Abschluss dabei rumkommen. Aber in der Realität verliert Deutschland jedes Jahr massenhaft Schulabgänger, die nicht im Arbeitsleben landen. Wie relevant ist das für das Thema Fachkräftemangel?
 
        – Die Frage ist sogar noch größer. Was machen die Leute eigentlich nach dem Schulabschluss? Ich finde es bemerkenswert, dass Olaf Scholz sich in seiner Zeit als Erster Bürgermeister in Hamburg diese Frage gestellt hat. Wo sind die Schulabgänger in Hamburg? Es gibt eine (Teil-)Berufsschulpflicht nach dem zehnten Schuljahr, aber die wurde kaum genutzt. Hamburg hat mit zwei Milliarden Euro geantwortet, die Berufsschulen ertüchtigt. Man hat die Nicht-Schulfähigen weiterentwickelt, damit sie wieder in das System reinkommen. Das hat auch gewirkt. So etwas funktioniert in einem Stadtstaat besser als in Flächenländern. Für mich ist es ein Ärgernis, dass im Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen viele Effekte gehemmt werden. Den Umgang mit Schulabbrechern halte ich für gesamtgesellschaftlich enorm relevant. Da schauen wir zu wenig hin. Was wir vorne nicht investieren, müssen wir hinten deutlich teurer bezahlen.
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        VOM ANGEBOTS- ZUM BEWERBERMARKT?
 
        Berufliche Bildung und die Kräfteverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt
 
        Magdalena Polloczek · Bettina Kohlrausch
 
        Auf dem Arbeitsmarkt fehlen Fachkräfte. Die Diskussion um die Fachkräftesituation wird dabei auch oft mit Verweis auf eine neue Arbeitsmoral der sogenannten Generation Z geführt, die nicht mehr bereit sei, sich leistungsorientiert in den Arbeitsmarkt einzubringen, und die aufgrund des Fachkräftebedarfs der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ihre Vorstellungen von verkürzten Arbeitszeiten, Homeoffice und anderen Annehmlichkeiten mühelos durchsetzen könne. Fast selbstverständlich wird in solchen Debatten unterstellt, dass sich der Angebotsmarkt zu einem Bewerbermarkt gewandelt habe. Letzteres würde bedeuten, dass sich die Machtverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit zugunsten der Beschäftigten verschoben hätten. Ein Blick auf die Situation der abhängig Beschäftigten bestätigt dies jedoch zunächst nicht. So hat die Inflation für diese Gruppe zu Reallohnverlusten geführt, und die Sorge um die eigene berufliche Zukunft nimmt nicht ab, sondern ist in den vergangenen vier Jahren bei etwa einem Sechstel der Beschäftigten stabil hoch.01 Ein ähnliches Bild zeigt sich im Bereich der beruflichen Qualifizierung.
 
        In diesem Beitrag argumentieren wir, dass die berufliche Qualifizierung eine entscheidende Komponente ist, um das in Deutschland vorhandene Fachkräftepotenzial zu heben. Obwohl diese Einschätzung von Politik, Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften geteilt wird, hat sich die Ungleichheit beim Zugang zu berufsqualifizierenden Abschlüssen in jüngster Zeit weiter verschärft. Maßnahmen wie die Ausbildungsplatzgarantie konnten nur gegen erheblichen Widerstand der Arbeitgeberseite durchgesetzt werden.02 Und während das Qualifizierungsgeld eingeführt werden konnte, werden individuelle Weiterbildungsansprüche in Form einer Bildungszeit nicht gestärkt.03 Die gestiegene Nachfrage nach Fachkräften scheint sich also nicht automatisch in einem erleichterten Zugang zu Qualifikationen und/oder verbesserten Arbeitsbedingungen niederzuschlagen.
 
        Im Folgenden werden die Hintergründe der aktuellen Fachkräftesituation beleuchtet und die Ursachen des Fachkräftemangels aufgezeigt. Am Beispiel des Zugangs zu berufsqualifizierenden Abschlüssen wird diskutiert, wie dies mit dem Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit, zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite zusammenhängt.
 
        MANGEL ODER ENGPASS?
 
        Um die aktuelle Situation auf dem Arbeitsmarkt besser verstehen zu können, ist es hilfreich, sich mit den Begrifflichkeiten auseinanderzusetzen. Gängig und vielen geläufig ist der Begriff „Fachkräftemangel“, mit dem die Situation beschrieben wird, dass es generell zu wenige oder in gewisser Weise nicht passende Arbeitskräfte gibt. Ein Fachkräftemangel ist also nicht zwangsläufig das Ergebnis einer zu geringen Zahl von Erwerbspersonen, sondern auch von Passungsproblemen auf dem Arbeitsmarkt.04 Dies ist insofern von einem „Arbeitskräftemangel“ zu unterscheiden, als es sich bei Fachkräften konkret um Personen mit einem erforderlichen Qualifikationsniveau handelt, also um Personen, die über einen entsprechenden Berufsabschluss verfügen, um die erforderlichen fachlichen Tätigkeiten ausüben zu können und zu dürfen.
 
        Die Situation erscheint paradox: Ende 2023 gab es 1,7 Millionen offene Stellen auf dem Arbeitsmarkt. Während der Coronapandemie war dieser Wert stark angestiegen. In jüngster Zeit ist er zwar leicht zurückgegangen, aber immer noch hoch. Gleichzeitig waren aber im Jahresdurchschnitt 2023 rund 2,6 Millionen Personen arbeitslos gemeldet – ein Wert, der angesichts des vieldiskutierten Bedarfs an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern äußerst hoch erscheint. Dies spricht eher für einen Fachkräftemangel als für einen Arbeitskräftemangel.
 
        In Deutschland besteht derzeit kein flächendeckender Fachkräftemangel. Vielmehr stellt sich das Matching von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen als regionale, qualifikatorische und/oder berufsspezifische Herausforderung dar. Die Engpassanalyse der Bundesagentur für Arbeit identifiziert 200 Engpassberufe, in denen es mehrheitlich immer schwieriger wird, Fachkräfte zu finden. Dies gilt insbesondere für die Berufsgruppen der Pflege- und Medizinberufe, der Metall- und Elektroberufe, der IT-Berufe, aber auch der Lebensmittelverkaufsberufe und der Berufskraftfahrer. Allerdings ist die Zahl der Engpassberufe in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen.05
 
        Eine wichtige Ursache für den Fachkräftemangel ist die demografische Entwicklung. Aufgrund der Alterung der Bevölkerung wird das inländische Erwerbspersonenpotenzial in den kommenden Jahren weiter zurückgehen. Ein Anstieg der Zahl der Erwerbspersonen ist nur noch auf Personen zurückzuführen, die aus dem Ausland nach Deutschland kommen. Es wäre jedoch zu kurz gegriffen, nur die Alterung der Bevölkerung in den Blick zu nehmen. Denn derzeit werden in Deutschland die vorhandenen Potenziale an Arbeitskräften nicht ausreichend mobilisiert. So ist die Teilzeitquote von Frauen nach wie vor sehr hoch.06 Der Abstand der Erwerbsarbeitsstunden zwischen Männern und Frauen hat sich in den vergangenen 30 Jahren sogar vergrößert. Bei der Bundesagentur für Arbeit heißt es dazu: Von „1991 bis 2021 zeigen sich für West- und Ostdeutschland ähnliche Entwicklungen, auch wenn die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit der Frauen in Ostdeutschland stets über derjenigen der Frauen in Westdeutschland lag. (…) In Westdeutschland hat sich der Gender Time Gap von 7,9 Stunden im Jahr 1991 auf aktuell 8,4 Stunden erhöht.“07 Die Fachkräftesituation ist also nicht nur durch die demografische Entwicklung bedingt, sondern auch durch Parameter wie gesellschaftliche Rollenvorstellungen in Bezug auf Familie, Lebensformen und Vereinbarkeit mit dem Beruf,08 die zu einer sehr ungleichen Verteilung von bezahlter Erwerbsarbeit und unbezahlter Sorgearbeit zwischen Männern und Frauen führen.
 
        Ein weiterer Hebel zur Hebung des Fachkräftepotenzials ist die Qualifizierung. Durch die starke Fokussierung auf die berufliche Weiterbildung gerät die äußerst problematische Entwicklung des Zugangs zu schulischer und beruflicher Bildung aus dem Blick: Betrachtet man die Entwicklung des Bildungsniveaus der Bevölkerung über mehrere Jahrzehnte, so zeigt sich eine problematische Konstante: Sowohl in den jüngeren als auch in den älteren Altersgruppen haben immer noch fünf Prozent der Bevölkerung keinen Schulabschluss.09 Der Anteil von Personen ohne berufsqualifizierenden Abschluss, der sogenannten bildungsarmen Personen, lag lange Zeit bei rund 14 Prozent und ist zuletzt sogar noch gestiegen.10 Dies ist ein „Phänomen, was für eine alternde Gesellschaft, die mehr denn je auf alle Bildungspotenziale angewiesen ist, bedenkenswert ist“,11 so das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung.
 
        Damit verbunden ist auch, dass sich die Probleme auf dem Ausbildungsmarkt weiter verschärft haben und die Passungsprobleme gerade in der Coronapandemie zugenommen haben. Vor dem Hintergrund, dass die Beteiligung an der dualen Ausbildung für viele Betriebe die zentrale Strategie zur Fachkräftesicherung ist, wiegen diese Probleme besonders schwer. Angesichts der hohen Bedeutung der dualen Berufsausbildung für viele Betriebe erscheint es kontraintuitiv, dass der Anteil der ausbildenden Betriebe stark rückläufig ist.12 Die Ausbildungsbetriebsquote liegt derzeit bei nur 19,1 Prozent, das heißt, nicht einmal jeder fünfte Betrieb ist an der Berufsausbildung beteiligt.13 Hinzu kommt, dass vielen unversorgten Ausbildungsinteressierten bis zum Inkrafttreten der sogenannten Ausbildungsplatzgarantie im April 2024 nur alternative schulische und ausbildungsvorbereitende Maßnahmen zur Verfügung standen.
 
        Neben diesen Ursachen, die auf Potenziale verweisen, die dem Arbeitsmarkt in Deutschland bereits zur Verfügung stünden, gibt es weitere Möglichkeiten, den demografisch bedingten Fachkräftemangel zu lindern. Vielversprechend ist insbesondere ein Blick auf Personengruppen aus dem Ausland.14 Eine offene Grundhaltung der Gesellschaft gegenüber Menschen mit Migrationserfahrung ist zentral, wenn zugewanderte Menschen auch längerfristig bleiben sollen. Dass hier noch Aufholbedarf besteht, zeigen Studien zu den Erwartungen und Erfahrungen von Menschen vor und nach ihrer Ankunft in Deutschland.15 Hinzu kommt, dass viele – auch qualifizierte – Arbeitskräfte aus dem Ausland in sogenannten Ankunftsarbeitsmärkten, wie zum Beispiel dem Reinigungsgewerbe, verbleiben. In diesen Arbeitsmärkten können vorhandene Qualifikationen, die die Beschäftigten in ihren Herkunftsländern erworben haben, nur unzureichend eingesetzt und verwertet werden. Der Erwerb neuer Qualifikationen ist oft erschwert. Auch wenn viele zugewanderte Beschäftigte diese Tätigkeiten zunächst häufig als Übergang in qualifizierte Arbeitsmarktsegmente sehen, gelingt ihnen der Einstieg in höher qualifizierte Arbeitsmärkte häufig nicht – auch weil ihnen der Zugang zu entsprechenden Qualifikationen verwehrt bleibt.16
 
        Insgesamt wird deutlich, dass der Fachkräftemangel nicht zuletzt daraus resultiert, dass viele Potenziale der Beschäftigten nicht genutzt werden. Insbesondere im Segment der niedrig Qualifizierten zeichnet sich keine Ausweitung des Zugangs zu Qualifizierungen ab, die deren Position auf dem Arbeitsmarkt deutlich stärken würde. Der Fachkräftemangel führt also nicht automatisch zu einer Stärkung der Verhandlungsposition der Beschäftigten, insbesondere dann nicht, wenn es sich um ohnehin tendenziell benachteiligte Beschäftigungsgruppen handelt.
 
        SOZIALPARTNERSCHAFTLICHE AUSHANDLUNG
 
        Folgende Beispiele zeigen jedoch, dass der Fachkräftemangel punktuell durchaus zu einer strukturellen Verbesserung der Arbeitssituation führen kann. Die Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt sind nicht zuletzt Ergebnis schlechter Ausbildungsbedingungen und unzureichender Ausbildungsvergütungen in einigen Berufen. Zwar wurde 2020 eine Mindestausbildungsvergütung von anfänglich 515 Euro eingeführt für Auszubildende, deren Ausbildungsbetrieb keiner Tarifbindung unterliegt. Auch wenn die Vergütung mit den Ausbildungsjahren schrittweise ansteigt und seit der Einführung im Jahr 2020 sukzessive auf heute 649 Euro angehoben wurde,17 deckt die Mindestausbildungsvergütung dennoch nur das Minimum ab. Dies reicht in vielen Städten und Regionen nicht aus, um ein eigenständiges Leben zu führen. Allerdings ist in den vergangenen Jahren ein deutlicher Anstieg der tariflichen Ausbildungsvergütungen zu verzeichnen.
 
        Die tariflichen Ausbildungsvergütungen werden im Rahmen der allgemeinen Tarifverhandlungen mitverhandelt. In den vergangenen Tarifrunden war das wesentliche Ziel der Forderungen, die Reallohneinbußen für Beschäftigte auszugleichen. Dies wurde zwar für Auszubildende mit einer durchschnittlichen Erhöhung der Ausbildungsvergütungen um 3,7 Prozent nicht ganz eingelöst,18 aber dennoch sind tariflich geregelte Ausbildungsvergütungen größtenteils höher als nicht tariflich geregelte Ausbildungsvergütungen, und sie erwirken damit die Signalwirkung von höherer Wertschätzung während der Ausbildung. Darüber hinaus enthalten einige Tarifverträge weitere ausbildungsbezogene Regelungen wie beispielsweise Übernahmegarantien, die den Auszubildenden eine sichere Perspektive bieten.19
 
        Berechnungen auf Basis des WSI-Tarifarchivs zeigen, dass die tariflichen Ausbildungsvergütungen eine große Spannweite aufweisen.20 Insbesondere im Hinblick auf die dargestellte Situation der Engpassberufe in der beruflichen Ausbildung zeichnet sich bereits eine positive Entwicklung ab: Im Hotel- und Gaststättengewerbe in Bayern, einem der Engpassberufsfelder, werden die Ausbildungsvergütungen mit dem aktuellen Tarifabschluss im Jahr 2022 um 26 Prozent erhöht und liegen damit deutlich über der durchschnittlichen Steigerung von 4,2 Prozent im Jahr 2022.21 „Die deutliche Anhebung der Ausbildungsvergütungen im Gastgewerbe, die in ähnlicher Weise auch in anderen Tarifregionen beobachtet werden kann, ist in erster Linie eine Reaktion auf den akuten Fachkräftemangel in der Branche“,22 resümiert Thorsten Schulten vom WSI-Tarifarchiv. Die Anhebung der Vergütungen zielt daher auch stark darauf ab, die Attraktivität dieser Berufe zu steigern und Jugendliche für eine Ausbildung zu gewinnen.
 
        Neben der sozialpartnerschaftlichen Aushandlung über das Tarifsystem ist die betriebliche Mitbestimmung eine zusätzliche bedeutsame Verhandlungsebene, wenn es um die Attraktivität der betrieblichen Ausbildung geht. Denn die Mitbestimmungsakteure können sich für eine bessere Ausbildungsqualität und bessere Ausbildungsbedingungen einsetzen, was zu einer höheren Zufriedenheit mit der betrieblichen Ausbildung beitragen kann. Daraus ergeben sich auch unmittelbare positive Effekte für den Ausbildungsbetrieb, die bei der Suche nach zukünftigen Fachkräften einen entscheidenden Beitrag leisten können: Weniger als die Hälfte der Auszubildenden in Betrieben ohne Interessenvertretung würde die Ausbildung in ihrem Betrieb weiterempfehlen, aber fast 70 Prozent der Jugendlichen, die ihre Ausbildung in Betrieben mit Jugend- und Auszubildendenvertretung absolvieren.23
 
        Auch für die Lohnentwicklung zeigt sich, dass sich der Fachkräftemangel nur dann in besseren Löhnen niederschlägt, wenn entsprechende institutionelle Rahmenbedingungen vorhanden sind. Insgesamt lässt sich nicht feststellen, dass die Löhne in den Bereichen, in denen der Fach- und Arbeitskräftemangel besonders ausgeprägt ist, besonders stark gestiegen sind. Zwar reflektiert die Lohnentwicklung, wie bei den Ausbildungsvergütungen, schlechte Entlohnung – dies führt aber nicht automatisch zu einer positiveren Lohnentwicklung. Ein genereller statistischer Zusammenhang zwischen Lohnentwicklung und Fachkräftenachfrage ist nicht erkennbar. Punktuell, beispielsweise bei Tarifabschlüssen im Wach- und Sicherheitsgewerbe, kam es jedoch zu deutlichen Lohnsteigerungen – mit explizitem Verweis auf eine Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit um Fachkräfte. Dies war allerdings nur möglich, wenn in der Branche funktionierende korporatistische Strukturen vorherrschten. Hierzu gehören zum einen eine kollektive Vertretung der Beschäftigten, aber auch Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitgeber, die in der Lage sind, im Interesse der gesamten Branche zu sprechen. Zudem erleichterte die Allgemeinverbindlichkeitserklärung des Tarifabschlusses die Durchsetzung kräftiger Lohnerhöhungen.24
 
        SCHLUSS
 
        Die Fachkräftesituation in Deutschland erscheint paradox. Einerseits ist Qualifizierung der Schlüssel zur Behebung des Fachkräftemangels, andererseits ist die Zahl der Personen ohne Berufsabschluss in jüngster Zeit deutlich gestiegen. Engpässe auf dem Arbeitsmarkt führen nicht zu höheren Löhnen in diesen Bereichen, obwohl diese die entsprechenden Berufe deutlich attraktiver machen würden. Die aktuelle Lage auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt spricht also derzeit nicht dafür, dass sich allein die Situation eines Fachkräftemangels von selbst in veränderte Machtverhältnisse zwischen Arbeitgeberseite und Arbeitnehmerseite übersetzt. So zeichnet sich trotz des dringenden Bedarfs an qualifizierten Fachkräften eher eine Verschlechterung des Zugangs zu Qualifizierung ab. Dies scheint insbesondere ohnehin benachteiligte Beschäftigtengruppen wie Menschen mit Migrationshintergrund und Geringqualifizierte zu treffen. Auch bei der Lohnentwicklung zeigt sich kein eindeutiger Zusammenhang zwischen Lohnentwicklung und Fachkräfteengpässen.
 
        All dies macht deutlich, dass die aktuelle Fachkräftesituation kein Automatismus für Veränderungen ist. Sie führt nicht zwangsläufig zu mehr Mitsprache und besseren Arbeitsbedingungen. Mit Blick auf die Debatte um die Generation Z verdeutlichen die Befunde, dass trotz eines möglicherweise neuen Selbstbewusstseins insbesondere die Jüngeren weiterhin daran arbeiten müssen, ihre Interessen sichtbar zu machen und durchzusetzen. Dabei ist es wenig zielführend, die Auseinandersetzung um konkrete Verbesserungen der Arbeitssituation vieler Menschen wie Familienfreundlichkeit, Work-Life-Balance oder arbeitnehmerorientierte Flexibilität als Generationenkonflikt herbeizureden, nicht nur, weil die Datenlage diese Sichtweise nicht stützt.25
 
        Wenn Strukturen und Instrumente wie Tarifbindung oder Mitbestimmungsmöglichkeiten vorhanden sind, die auf kollektiver Ebene Veränderungen anstoßen, tragen sie dazu bei, die Situation von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Auszubildenden deutlich zu verbessern. Statt an die Arbeitsmoral des Einzelnen zu appellieren, erscheint es daher notwendig, Strukturen in den Blick zu nehmen, die sicherstellen, dass das kollektive gesellschaftliche Interesse an qualifizierten Fachkräften nicht individuellen betrieblichen Interessen zum Opfer fällt. Die angeführten Beispiele zeigen, dass eine starke Tarifbindung eine solche Struktur bietet. Wenn Löhne und Investitionen in Qualifizierung kollektiv geregelt werden, wird ein Unterbietungswettbewerb zwischen Betrieben und Unternehmen verhindert und sichergestellt, dass diese die notwendigen Investitionen in Qualifizierung und gute Arbeitsbedingungen auch tatsächlich tätigen.
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        HÖHERE LÖHNE GEGEN DEN FACHKRÄFTEMANGEL?
 
        Clemens Fuest · Simon Jäger
 
        In Deutschland wird derzeit intensiv über Fachkräftemangel diskutiert. Zunächst ist die Diagnose eines Mangels mit Blick auf die Arbeitsmarktzahlen erstaunlich, da die Anzahl der Beschäftigten in Deutschland mit 45,7 Millionen im März 2024 einen Höchststand erreichte.01 Gleichzeitig fiel der reale Preis von Arbeit 2022 mit einem Reallohnrückgang um 3,1 Prozent und stagnierte 2023.02 Der Reallohnrückgang der vergangenen Jahre war in diesem Ausmaß in den Jahrzehnten zuvor nicht zu beobachten.03 Dennoch sagen nach Umfragen des ifo Instituts knapp 40 Prozent der Unternehmen, sie seien durch Fachkräftemangel eingeschränkt.04 Das ist ebenfalls nahe am Höchststand.
 
        Zwar sind parallel zum Anstieg in der Zahl der Erwerbstätigen die Arbeitsstunden pro Erwerbstätigen so stark gefallen, dass das in Stunden gemessene Arbeitsvolumen in den vergangenen zehn Jahren ungefähr konstant geblieben ist (Abbildung). Zu einem Rückgang des Arbeitsangebotes, der vor allem wegen der demografischen Entwicklung in den kommenden Jahren unvermeidlich erscheint, ist es aber noch gar nicht gekommen. Umso wichtiger ist es, das Problem des Fachkräftemangels rechtzeitig angemessen zu analysieren und die richtigen Schlussfolgerungen zu ziehen.
 
         
          Abbildung: Erwerbstätige und Arbeitsstunden in Deutschland (Index, 1991=100)
 
          [image: In der Verlaufsgrafik sind drei Linien zu sehen. Die rote Linie zeigt, dass die Zahl der Erwerbstätigen zwischen 1991 und 2021 zugenommen hat. Die hellrote Linie zeigt, dass die Zahl der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden in diesem Zeitraum konstant geblieben ist. Die graue Linie zeigt, dass die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden pro Erwerbstätigen seit 1996 zurückgegangen ist.] 
          Quelle: Statistisches Bundesamt
 
        
 
        ARBEITSANGEBOT UND -NACHFRAGE
 
        Aus klassischer ökonomischer Sicht gibt es auf eine Situation des Mangels – verstanden als eine Situation, in der die Nachfrage größer ist als das Angebot – eine einfache Antwort: die Preiserhöhung. Wenn die Preise steigen, sinkt die Nachfrage, und das Angebot steigt. Das geht so lange, bis jeder, der bereit ist, den Marktpreis zu zahlen, auch zum Zuge kommt. Das ändert nichts an der Knappheit der Güter – aber es gibt keinen Mangel mehr in dem Sinne, dass Nachfrager nicht zum Zuge kommen, obwohl sie bereit wären, den herrschenden Marktpreis zu zahlen. Preiserhöhungen helfen allerdings insofern gegen Knappheit, als sie üblicherweise das Angebot steigern.
 
        Übertragen auf den Arbeitsmarkt würde das bedeuten, dass man den Mangel schlicht aus der Welt schaffen kann, indem man die Löhne erhöht oder Arbeitsbedingungen verbessert. Dies wirft eine entscheidende Frage auf: Würden wettbewerbsbedingte Lohnerhöhungen in der gegenwärtigen Situation, selbst wenn sie Knappheiten im oben erläuterten Sinn beseitigen, wenig ändern, weil sie lediglich eine Umverteilung von Arbeitgebern zu Arbeitnehmern bewirken? Oder ergäben sich daraus gesamtwirtschaftliche Vorteile, also eine Vergrößerung des „Kuchens“?
 
        Die übliche Analyse von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt gibt auf diese Frage eine klare Antwort: Wenn Unternehmen zu den herrschenden Löhnen gerne mehr Arbeitskräfte einstellen würden, aber keine finden, dann führt eine Lohnerhöhung in funktionierenden Märkten dazu, dass sich einige Unternehmen aus dem Markt zurückziehen, weil die Löhne höher sind als das, was sie mit zusätzlichen oder vorhandenen Beschäftigten erwirtschaften können. Manche, insbesondere unliebsame, Tätigkeiten fallen weg oder werden automatisiert. Beschäftigte wechseln in Jobs mit höheren Löhnen und höherer Produktivität. Für einzelne Unternehmen, die im Wettbewerb um Arbeitskräfte nicht mehr mithalten können, mag das bitter sein. Gesamtwirtschaftlich ergibt sich daraus aber ein Gewinn.
 
        Hinzu kommt, dass das Arbeitsangebot tendenziell steigt; Menschen, die bei niedrigeren Löhnen lieber weniger oder gar nicht arbeiten, sind nun eher bereit, eine Stelle anzunehmen. Ein gegenläufiger Effekt, den Ökonomen als Einkommenseffekt bezeichnen, besteht darin, dass höhere Löhne mehr Wohlstand bedeuten und manche Menschen darauf mit höherem Freizeitkonsum, also geringerer Arbeitsbereitschaft, reagieren. Empirische Studien legen allerdings nahe, dass der positive Effekt höherer Löhne auf das Arbeitsangebot überwiegt.05 Aus Sicht der klassischen Ökonomie ist somit klar, dass höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen in der aktuellen Situation der Knappheit von Arbeitskräften zu gesamtwirtschaftlichen Vorteilen führen.
 
        KEIN VOLLKOMMENER MARKT
 
        Der These, dass Lohnerhöhungen die richtige Antwort auf den Fachkräftemangel seien, halten einige Ökonomen entgegen, dass der Arbeitsmarkt eben kein voll funktionierender Markt sei und die Schlussfolgerung daher in die Irre führe.06 Aus Perspektive der evidenzbasierten Arbeitsmarktforschung ist dies richtig und falsch zugleich.
 
        Richtig ist, dass der Arbeitsmarkt kein Markt mit perfektem Wettbewerb in dem Sinne ist, dass keinerlei Friktionen auftreten und alle Akteure Löhne und Arbeitsbedingungen als gegeben, also von ihnen nicht beeinflussbar ansehen. Falsch ist die Schlussfolgerung, dass deshalb Lohnerhöhungen nicht zur Lösung des Fachkräftemangels beitragen könnten. Denn: Friktionen sind am Arbeitsmarkt nicht die Ausnahme, sondern die Regel. Viele Beschäftigte haben spezifische Fähigkeiten und langjährige Erfahrung und sind nicht ohne Weiteres austauschbar. So verursacht der Verlust langjähriger Mitarbeiter für Unternehmen große Kosten.07 Zugleich wollen oder können Arbeitnehmer oft nicht mühelos von einem zum anderen Arbeitgeber wechseln. Nach Verlust des Arbeitsplatzes ist es oft nicht leicht, einen vergleichbaren Arbeitsplatz zu finden, sodass der Wegfall einer gut bezahlten Stelle mit langfristigen Lohneinbußen einhergeht.08 Gleichzeitig sind Beschäftigte im Niedriglohnbereich nicht ausreichend über ihre Alternativen und die Entlohnung bei anderen Arbeitgebern informiert.09
 
        Aus diesen Faktoren entsteht eine gewisse Marktmacht von Arbeitgebern und auch von manchen Arbeitnehmern, die anders als im perfekten Wettbewerb nicht Preisnehmer sind, sondern selbst Löhne mit beeinflussen.10 Ein Symptom für diese Marktmacht besteht darin, dass das Gesetz des einheitlichen Preises am deutschen Arbeitsmarkt nicht gilt. Für gleich qualifizierte Arbeitnehmer kann es je nach Arbeitgeber deutliche Unterschiede in der Entlohnung geben.11 Produktivere Firmen zahlen dabei tendenziell höhere Löhne.12 Selbst bei einfachen Dienstleistungen gibt es einigen Spielraum für Lohnunterschiede.13
 
        Diese Perspektive hilft dabei, viele überraschende Befunde besser zu verstehen, wie beispielsweise die Gleichzeitigkeit von offenen Stellen und Arbeitslosigkeit; in Deutschland gibt es zurzeit 1,7 Millionen offene Stellen und 2,75 Millionen Arbeitslose.14 Oder dass der Mindestlohn in Deutschland zumindest bislang nicht zu starken Beschäftigungsverlusten geführt hat und sich durch den Mindestlohn stattdessen die Beschäftigung von weniger produktiven in produktivere Betriebe verlagerte.15
 
        WETTBEWERB UM ARBEITSKRÄFTE
 
        Nun zur entscheidenden Frage: Bedeutet die Tatsache, dass der Arbeitsmarkt kein perfekter Markt ist, dass Wettbewerb und Lohnsteigerungen in der aktuellen Lage lediglich Umverteilung bedeuten oder sogar schädlich sind? Aus der Perspektive der modernen Arbeitsmarktökonomik spricht viel dafür, dass das Gegenteil richtig ist. Arbeitskräftemangel ist demnach Ausdruck der Tatsache, dass – anders als im perfekten Wettbewerb – die angebotenen Löhne geringer sind als die Produktivität, also als das, was der Arbeitnehmer für das Unternehmen erwirtschaften könnte. Gerade die Friktionen am Arbeitsmarkt sorgen dafür, dass Arbeitskräfte nicht dort eingesetzt werden, wo sie am produktivsten sind und im Zuge des Strukturwandels gebraucht werden. Man stelle sich vor, ein hochproduktives E-Mobility-Startup kann sich nicht entwickeln, weil die benötigten Ingenieurinnen aufgrund von Friktionen bei einem etablierten Zulieferer für Verbrennungsmotoren bleiben. Solche Arbeitsmarktrigiditäten können zu gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsverlusten führen, die für Deutschland erheblich sein dürften.16
 
        Mehr Wettbewerb um Arbeitskräfte ist daher auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht vorteilhaft: Arbeitskräfte werden vermehrt dort eingesetzt, wo sie produktiver sind, und Löhne sowie Arbeitsbedingungen verbessern sich insbesondere dort, wo sie aus marktwirtschaftlicher Sicht zu niedrig waren. Sofern Beschäftigte mit niedrigen Einkommen überproportional profitieren, sinkt zusätzlich die Ungleichheit, es ergibt sich also eine Art doppelte Dividende in Form von Effizienzverbesserungen und sinkender Ungleichheit.
 
        Genau diesen Schluss legt eine aktuelle Studie der Ökonomen David Autor, Arindrajit Dube und Annie McGrew aus den USA nahe, wo trotz günstigerer demografischer Struktur ebenfalls ein Fachkräftemangel beklagt wird. Während der Pandemie hatten sich dort viele Arbeitnehmer beruflich oder geografisch neu orientiert. Diese erhöhte Mobilität verschärfte den Wettbewerb um Arbeitskräfte, führte zu Abwanderung aus relativ schlecht bezahlten Jobs und zu Lohnzuwächsen insbesondere im Niedriglohnbereich. Die Ungleichheit nahm ab.
 
        KRITISCHE EINWÄNDE
 
        Kritiker eines stärkeren Wettbewerbs um Arbeitskräfte führen an, dass damit zumindest für Teilbereiche der Wirtschaft auch Kosten einhergehen können. Eine Sorge besteht darin, dass höhere Löhne zu höheren Preisen führen, sodass Reallöhne stagnieren oder sogar sinken. Mit solchen Preissteigerungen ist zu rechnen. Allerdings legt beispielsweise die Studie von Autor, Dube und McGrew nahe, dass stärkerer Wettbewerb um Arbeitskräfte zu steigenden Reallöhnen für einen großen Teil der Beschäftigten führt. Dies ist nicht überraschend, da die Löhne eben nur einen Teil des gesamtwirtschaftlichen Einkommens ausmachen. Wenn alle Einkommen in einer Volkswirtschaft proportional erhöht werden, kann der Effekt neutral sein in dem Sinne, dass die Preise in gleichem Maße steigen. Lohnsteigerungen, um die es hier geht, bedeuten aber eine Einkommensverschiebung zugunsten des Faktors Arbeit sowie eine Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Produktion aufgrund von Produktivitätssteigerungen und eines höheren Arbeitsangebots.
 
        Sofern Löhne durch vermehrten Wettbewerb insbesondere im Niedriglohnbereich steigen, kommt eine weitere wichtige Überlegung hinzu: In Deutschland wird der Niedriglohnbereich durch staatliche Transfers wie etwa Aufstocken oder das Wohngeld subventioniert – eine Zeche, die durch Steuern und Sozialabgaben an anderer Stelle gezahlt wird. In dieser Situation kann ein großer Niedriglohnsektor hohe gesellschaftliche Kosten haben, die zum Teil verdeckt sind, vor allem dann, wenn produktivere Arbeitsplätze vorhanden sind, aber nicht besetzt werden. Damit ist das vom App-Fahrer ausgelieferte Essen schon heute gesamtgesellschaftlich teurer als es die Rechnung ausweist – es gibt also eine Arbeitsmarktverzerrung. In einer Welt mit umverteilendem Steuer- und Transfersystem sind bestimmte Arbeitsmarktverzerrungen unvermeidlich. Wenn Beschäftigte aber wegen rigider Arbeitsmärkte nicht in die bestmögliche Verwendung gelangen, entsteht ein Wohlfahrtsverlust. Vor diesem Hintergrund kann ein verstärkter Wettbewerb um Arbeitskräfte, der hier zu Lohnsteigerungen führt, gesellschaftlich wünschenswert sein, da dann die ausgewiesenen Preise auch eher den gesellschaftlichen Kosten entsprechen.
 
        Auch in einer Welt ohne Subventionen kann es aufgrund von Friktionen zu einem großen Niedriglohnsektor kommen.17 Auch vor diesem Hintergrund können Lohnerhöhungen in diesem Bereich die gesamtwirtschaftliche Produktivität steigern – außerdem würden sie zudem zu stärkeren Anreizen führen, dass Firmen in die Aus- und Weiterbildung ihrer Mitarbeiter investieren.18 Höhere Löhne können auch zu Innovationsschüben führen, die zwar teilweise Arbeit durch Automatisierung ersetzen, aber die gesamtwirtschaftliche Produktivität steigern.19
 
        Eine weitere Befürchtung ist, dass ein verstärkter Wettbewerb um Arbeitskräfte zu einer Abwanderung von Arbeitskräften aus Bereichen wie Kinderbetreuung oder Pflege führen könnte. Diese Bereiche sind nicht marktwirtschaftlich organisiert, haben aber eine große gesamtwirtschaftliche und gesellschaftspolitische Bedeutung. In diesen Sektoren bestimmen politische Entscheidungen und nicht die Marktkräfte, wie Leistungen bewertet werden und wie die Löhne und Arbeitsbedingungen der dort Beschäftigten gestaltet werden. Hier hat die Politik die Aufgabe, Bezahlung und Arbeitsbedingungen so anzupassen, dass genügend Arbeitskräfte verfügbar sind. Zum Beispiel legt für die Pflegebranche eine aktuelle Studie nahe, dass viele Arbeitskräfte bei höheren Löhnen und besseren Arbeitsbedingungen sogar mehr arbeiten würden oder aus anderen Sektoren zurückkehren würden.20 In jedem Fall wäre es aus gesamtwirtschaftlicher Sicht kontraproduktiv, die Löhne an anderer Stelle niedrig zu halten, nur um die Arbeitskräfte in diesen Bereichen zu halten.
 
        POLITISCHE MAẞNAHMEN
 
        Unsere Analyse führt zu dem klaren Befund, dass mehr Wettbewerb um Arbeitskräfte und damit verbundene Verbesserungen von Löhnen und Arbeitsbedingungen signifikant zur Lösung des Fachkräftemangels in Deutschland beitragen können. Dies heißt keineswegs, dass andere Maßnahmen zur Bekämpfung der Fachkräfteknappheit überflüssig oder auch nur nachrangig sind. Reformen des Einwanderungssystems, der Kinderbetreuung, des Bürgergelds oder des Ehegattensplittings sollten nicht auf die lange Bank geschoben werden. Aber gerade weil sich durch den demografischen Wandel eine weitere Verknappung des Arbeitskräfteangebots abzeichnet, ist eine wettbewerbliche Anpassung an diese Verknappung besonders wichtig.
 
        Was kann die Politik dazu beitragen? Ein Hebel ist der Abbau von Wettbewerbshemmnissen am Arbeitsmarkt. In den USA hat die Administration von Präsident Joe Biden hierzu ein breites Maßnahmenpaket angekündigt, das per Erlass mit Instrumenten des Wettbewerbs- und Kartellrechts für stärkeren Wettbewerb um Arbeitskräfte sorgen soll. Die geplanten Maßnahmen umfassen ein Verbot nachvertraglicher Wettbewerbsverbote, ein stärkeres Vorgehen gegen Lohnabsprachen sowie gegen Abwerbeverbote. Marktmacht im Arbeitsmarkt entsteht allerdings nicht nur durch kartellähnliche Absprachen zwischen Arbeitgebern, sondern auch bereits durch eine horizontale Differenzierung von Stellen und heterogene Präferenzen sowie durch Mobilitäts- und Informationsfriktionen.21
 
        Vor diesem Hintergrund plant die Biden-Administration auch eine Liberalisierung der Berufszulassungen.22 In Deutschland gibt es entsprechende Diskussionen beispielsweise mit Blick auf den Meisterzwang sowie die reglementierten Berufe.23 Bei den aktuellen Forderungen nach besserer Berufsorientierung und Stärkung des Ausbildungssystems sollte berücksichtigen werden, dass eine Berufsausbildung im Vergleich zu einem Hochschulstudium langfristig mit einer geringeren Anpassungsfähigkeit und damit in Zeiten ökonomischen Wandels mit höheren Beschäftigungsrisiken und einer geringeren beruflichen Mobilität im späteren Leben verbunden ist, was ein zukünftiges Mismatch begünstigen könnte.24 Eine Antwort darauf könnte eine Aufwertung der dualen Ausbildung durch akademische Ausbildungselemente wie etwa in dualen Studiengängen sein.
 
        Ein weiteres Instrument, das auf eine Wettbewerbsstärkung durch Verringerung der Informationsfriktionen abzielt, ist die Stärkung der Entgelttransparenz. Ein entscheidender Faktor ist hierbei – anders als bei dem in Deutschland 2017 eingeführten Entgelttransparenzgesetz – die Stärkung der Transparenz über Entgeltunterschiede bei unterschiedlichen Arbeitgebern.25 Mehrere europäische Länder wie Österreich oder die Slowakei führten beispielsweise die Pflicht ein, bei Stellenausschreibungen Löhne auszuschreiben. Dies führte zu einem Anstieg der Bewerbungen bei besser zahlenden Unternehmen sowie einem Anstieg der Löhne in Bereichen, in denen vor Einführung der Transparenzpflicht wenig Entgelttransparenz herrschte.26 In Deutschland ist es zudem durch den Rückgang der Tarifbindung aus Arbeitnehmerperspektive schwerer geworden, etwaige Lohnunterschiede zwischen Betrieben und Branchen festzustellen.27 Eine Stärkung der Transparenz kann auch über Branchen hinweg zu einer Reallokation von Beschäftigten zu höher zahlenden Branchen und Betrieben führen, wie eine Untersuchung zur Transparenzwirkung branchenspezifischer Mindestlöhne verdeutlicht.28
 
        Als weiteres Instrument zur Stärkung des Wettbewerbs kann die Bundesregierung auch Maßnahmen wie die Kurzarbeit, die Arbeitsplatzwechseln möglicherweise entgegenwirken, überprüfen. Trotz rund 1,7 Millionen offener Stellen erhalten derzeit über 200000 Beschäftigte in Deutschland Kurzarbeitergeld.29 Das Kurzarbeitergeld kann gerade in Krisenzeiten zu einer Sicherung von Arbeitsplätzen beitragen.30 Allerdings sorgt es auch dafür, dass Beschäftigungsverhältnisse, die in einem Unternehmen gesichert werden, Arbeitskräfte binden, die anderen Arbeitgebern naturgemäß nicht zur Verfügung stehen können. Somit wird Strukturwandel behindert. Zudem deutet eine aktuelle Studie aus Italien darauf hin, dass Kurzarbeitsregelungen insbesondere von weniger produktiven Arbeitgebern in Anspruch genommen werden und zu negativen Spillovers auf das Beschäftigungswachstum produktiver Firmen führen.31 Insofern könnte auch durch eine Überprüfung der Kurzarbeitsregelungen, die sich beispielsweise dynamisch an branchenspezifischen Personalengpässen oder Produktivitätsentwicklungen orientieren könnten, zu einer doppelten Dividende durch mehr Wettbewerb um Arbeitskräfte führen.
 
        Neben diesen Instrumenten zur Stärkung des Wettbewerbs um Arbeitskräfte, die in der Hand des Gesetzgebers und der Bundesregierung liegen, gilt aber vor allen Dingen: die Tarifparteien haben es selbst in der Hand, dort, wo Arbeitskräfte fehlen, der Knappheit durch Lohnerhöhungen und Verbesserungen von Arbeitsbedingungen entgegenzuwirken.
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        SCHRITTWEISE ÖFFNUNG
 
        Fachkräftemangel und Migration
 
        Dietrich Thränhardt
 
        Der Fachkräftemangel hat sich in den vergangenen Jahren immer stärker bemerkbar gemacht. Es fehlen nicht nur Spezialisten, sondern vor allem auch Handwerkerinnen und Handwerker sowie Facharbeiterinnen und Facharbeiter. Dass Deutschland Arbeitskräfte aus dem Ausland anwerben muss, wird heute nicht mehr kontrovers diskutiert – wohl aber die Aufnahme von Flüchtlingen. Die Zahl der Flüchtlinge übersteigt die Zahl der Zuwanderer zum Zweck der Erwerbstätigkeit bei Weitem. 2022 kamen rund 73000 Drittstaatsangehörige „zum Zweck der Erwerbstätigkeit“ nach Deutschland, im Jahr 2021 waren es rund 40000.01 Es wäre widersinnig, nur diese Gruppe zu betrachten und die Potenziale der Flüchtlinge zu vernachlässigen, zumal viele von ihnen über eine gute Schulbildung verfügen.02 Daher werden im Folgenden alle Zuwanderergruppen unter dem Gesichtspunkt des Arbeitskräftebedarfs betrachtet, und es wird aufgezeigt, wie sich die Anwerbeperspektiven in Deutschland in den vergangenen Jahren sukzessive erweitert haben.
 
        EU-ZUWANDERUNG UND ÖFFNUNG FÜR DRITTSTAATEN
 
        In Europa lassen sich zwei Regelungsformen der Zuwanderung unterscheiden: die Mobilität innerhalb der offenen EU und die bürokratisch geregelte Zuwanderung aus Nicht-EU-Staaten. Quantitativ haben beide an Bedeutung gewonnen. Mit der schrittweisen Erweiterung der EU auf 27 Staaten ist ein offener Mobilitätsraum entstanden. Gleichzeitig hat die Zuwanderung aus Drittstaaten zugenommen, und das neue Fachkräfteeinwanderungsgesetz von 2023 eröffnete Menschen aus aller Welt die Möglichkeit, sich um einen Arbeitsplatz in Deutschland zu bewerben.
 
        Während EU-Bürger sich in allen Mitgliedstaaten frei niederlassen und arbeiten können, benötigen andere Zuwanderer eine Arbeitserlaubnis. Innerhalb der EU werden zudem Berufsabschlüsse gegenseitig anerkannt, und es gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung, der auch durch die europäische Rechtsprechung abgesichert wird. Die EU hat sich in vielen Einzelschritten erweitert und vertieft. Es ist ein offener Raum von 450 Millionen Menschen entstanden, in dem vielfältige Bewegungen stattfinden, auch unter Einbeziehung der Schweiz, Norwegens und Islands. Mit den EU-Osterweiterungen von 2004, 2007 und 2013 sind Länder mit geringerem Lebensstandard hinzugekommen, deren Einwohner höhere Löhne erzielen können, wenn sie in wohlhabenderen Ländern arbeiten.
 
        Für Zuwanderer aus Nicht-EU-Staaten wurden die gesetzlichen Voraussetzungen für die Arbeitsaufnahme in Deutschland in den vergangenen Jahren gelockert. Während die Bundesrepublik noch 2008/09 bei den Beratungen zur europäischen Blauen Karte zur Anwerbung von Hochqualifizierten eine eher bremsende Rolle einnahm, setzt sie dieses Instrument seit der Implementierung 2011 stärker als andere EU-Staaten ein.03 Im Jahr 2022 hat Deutschland 63342 der insgesamt 81846 Blauen Karten in der EU ausgestellt.04 So wurden im Laufe der Jahre die Tore für Hochqualifizierte immer weiter geöffnet, die Gehaltsschwellen gesenkt und auch mittlere Qualifikationsniveaus einbezogen. Bewerber können zur Arbeitssuche einreisen, und schließlich wurde ein Punktesystem eingeführt. Dieses ist zwar relativ funktionslos geblieben, kann aber als Symbol der Öffnung nach kanadischem Vorbild angesehen werden. Probleme gibt es allerdings auf administrativer Ebene. Jede einzelne Arbeitsaufnahme von außerhalb der EU muss mehrere Verwaltungsschritte durchlaufen, was die Arbeitsaufnahme erschwert.
 
        Auch wenn sich die Zahl der Arbeitskräfte aus nichteuropäischen Ländern in den vergangenen Jahren verdoppelt hat, sind die Zahlen im Vergleich zu den innereuropäischen Wanderungs- und Mobilitätsströmen sowie den Flüchtlingszahlen insgesamt noch gering. Die stärkste Dynamik weist die Zuwanderung aus Indien auf. Die Beschäftigungsquoten unterscheiden sich deutlich zwischen den einzelnen Herkunftsländern, wobei die Quote der qualifiziert Beschäftigten bei allen Ländern relativ hoch ist.
 
        STARKE ZUWANDERUNG AUS EU-BEITRITTSLÄNDERN
 
        Zusätzliche Arbeitskräfte kamen in den vergangenen Jahrzehnten vor allem aus den „neuen“ Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 2004 wurden Polen, Tschechien, die Slowakei, Ungarn und die baltischen Staaten aufgenommen, die 2011 die volle Freizügigkeit erhielten. 2007 folgten Rumänien und Bulgarien mit Freizügigkeit ab 2014 und 2015 schließlich Kroatien. Zusammen wird diese Staatengruppe auch als EU-11 bezeichnet.
 
        Die Integration der Arbeitsmärkte erfolgte schrittweise, um Wirtschaft und Arbeitswelt allmählich zusammenzuführen und Schocks zu vermeiden. 1991 wurde zunächst die Visafreiheit eingeführt, bis dahin gab es noch polnische Asylbewerberinnen und Asylbewerber in Deutschland. Seit den 1990er Jahren können Polen saisonal arbeiten, vor allem in der Landwirtschaft. Seitdem werden regelmäßig ausländische Erntehelfer im Obst- und Gemüseanbau eingesetzt, zunächst vor allem aus Polen, später auch aus Rumänien und neuerdings ebenfalls aus Georgien.05
 
        In der Übergangszeit zwischen Beitritt und voller Freizügigkeit konnten die neuen EU-Bürgerinnen und EU-Bürger zwar frei reisen und sich als Selbstständige niederlassen, aber keine Arbeitsverträge abschließen. Die Übergangszeit war nicht einfach und brachte Verwerfungen mit sich, weil Arbeitswillige nach Wegen suchten, um doch irgendwie in Arbeit zu kommen, und dabei auch bereit waren, schwierige oder irreguläre Arbeitsverhältnisse einzugehen.06 Dies prägte zeitweise auch das Bild in Deutschland – zwischen 1995 und 1997 unterhielt der Entertainer Harald Schmidt das Publikum mit klischeehaften „Polenwitzen“.07 2013 wurde unter dem politischen Schlagwort „Sozialtourismus“ eine öffentliche Debatte um rumänische und bulgarische Zuwanderer geführt.
 
        Mit der Einführung der vollen Arbeitsrechte setzte ein starker Zuzug nach Deutschland ein, und die Arbeitsverhältnisse normalisierten sich. Auf dem Höhepunkt der EU-Zuwanderung 2015 kamen per Saldo 332511 Personen aus EU-Staaten nach Deutschland. 2022 waren es per Saldo noch 87320 Zuwanderer. Im selben Jahr überholte Rumänien Polen bei der Nettozuwanderung. Der Zustrom ebbt allmählich ab, da auch in den Beitrittsländern die Geburtenzahlen in den vergangenen Jahrzehnten zurückgegangen sind und die Wirtschaft aufgeholt hat. Nach der Einstufung der Bundesagentur für Arbeit in Berufsniveaus sind 46 Prozent der Personen aus den EU-Beitrittsländern als Helfer, 45,1 Prozent als Fachkräfte und 8,8 Prozent als Spezialisten oder Experten beschäftigt (Tabelle 1). Die höchsten Eingruppierungen finden sich bei Menschen aus Estland, die niedrigsten bei Bulgarien.
 
         
          Tabelle 1: Beschäftigte aus EU-Beitrittsländern
 
                    
                	 
                  HERKUNFTSLAND
  
                	 
                  2013
  
                	 
                  2023
  
                	 
                  BESCHÄFTIGUNGS-QUOTE (2023)
  
                	 
                  DAVON QUALIFIZIERT BESCHÄFTIGT (2023)*
  
  
                	 
                  Rumänien
 
                  Polen
 
                  Kroatien
 
                  Bulgarien
 
                  Ungarn
  
                	 
                  126040
 
                  288820
 
                  98810
 
                  39190
 
                  54820
  
                	 
                  588690
 
                  582060
 
                  229340
 
                  208340
 
                  123540
  
                	 
                  64,6 %
 
                  57,0 %
 
                  64,4 %
 
                  52,1 %
 
                  59,9 %
  
                	 
                  46,0 %
 
                  56,4 %
 
                  65,1 %
 
                  45,7 %
 
                  59,6 %
  
  
                	 
                  EU-11 gesamt
  
                	 
                  695120
  
                	 
                  1915640
  
                	 
                  59,6 %
  
                	 
                  54,0 %
  
  
          
 
          * Fachkräfte, Experten und Spezialisten
 
          Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
 
        
 
         
          Tabelle 2: Beschäftigte aus den ehemaligen Anwerbeländern
 
                    
                	 
                  HERKUNFTSLAND
  
                	 
                  2013
  
                	 
                  2023
  
                	 
                  BESCHÄFTIGUNGS-QUOTE (2023)
  
                	 
                  DAVON QUALIFIZIERT BESCHÄFTIGT* (2023)
  
  
                	 
                  Italien
 
                  Griechenland
 
                  Spanien
 
                  Portugal
 
                  Südeuropa gesamt
  
                	 
                  242920
 
                  129000
 
                  55020
 
                  59380
 
                  486280
  
                	 
                  317520
 
                  171760
 
                  93040
 
                  73800
 
                  656120
  
                	 
                  56,3 %
 
                  57,5 %
 
                  56,3 %
 
                  59,0 %
 
                  56,9 %
  
                	 
                  70,6 %
 
                  65,5 %
 
                  76,6 %
 
                  67,6 %
 
                  69,8 %
  
  
                	 
                  EU gesamt
  
                	 
                  1399500
  
                	 
                  2831750
  
                	 
                  57,0 %
  
                	 
                  60,6 %
  
  
                	 
                  Türkei
 
                  Westbalkan
  
                	 
                  640100
 
                  233660
  
                	 
                  660140
 
                  533940
  
                	 
                  46,5 %
 
                  56,6 %
  
                	 
                  66,6 %
 
                  60,7 %
  
  
          
 
          * Fachkräfte, Experten und Spezialisten
 
          Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.  
 
        
 
        Eine Nachwirkung der schwierigen Übergangszeit waren die Arbeitsverhältnisse in der Fleischindustrie. Dort hatte sich ein profitables System etabliert, das auf Subunternehmertum, Arbeitsausbeutung und Niedriglöhnen beruhte. Der Gesetzgeber unternahm mehrere Anläufe, diese Missstände zu beseitigen. Erst im Zusammenhang mit einem bundesweit in die Schlagzeilen geratenen Coronaausbruch in einem Fleischbetrieb wurden sie endgültig beseitigt. Werkverträge und Arbeitnehmerüberlassung wurden in der Branche weitgehend verboten.08
 
        EHEMALIGE ANWERBELÄNDER
 
        Anders verlief die Entwicklung in den Ländern, aus denen Deutschland zwischen 1955 und 1973 sogenannte Gastarbeiter angeworben hatte. Viele von ihnen und ihre Nachkommen werden in der Erwerbstätigenstatistik noch als Ausländer geführt, weil sie sich nicht eingebürgert haben.
 
        Die Finanzkrise 2008 hat in den südeuropäischen Ländern zu erheblichen wirtschaftlichen Problemen und einem Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt. Jüngere und gut ausgebildete Menschen wanderten in der Folge nach Deutschland aus, allerdings unter völlig anderen Bedingungen als fünfzig Jahre zuvor. Sie arbeiten in der IT-Branche und anderen Dienstleistungsbranchen, aber auch in der Gastronomie.09 Die Abwanderung war deutlich geringer als bei den Personen aus den Beitrittsländern. Der Berufsstatus ist höher, aber die Beschäftigungsquote niedriger als in den Beitrittsländern.
 
        In Richtung Türkei gab es zwischen 2010 und 2015 einen Auswanderungsüberschuss.10 Nach dem Putschversuch in der Türkei 2016 kehrte sich diese Entwicklung um und hat seitdem an Dynamik gewonnen. Ähnlich wie nach dem Anwerbestopp 1973 stieg zunächst der Familiennachzug nach Deutschland, seit 2021 stellen Türkinnen und Türken vermehrt Asylanträge. Ihre Zahl verdreifachte sich vor dem Hintergrund der wirtschaftspolitischen Krise in der Türkei von 23938 im Jahr 2022 auf 62624 im Jahr 2023. Zwar sind die Bindungen nach Deutschland vielfältig und eng, doch ist es schwierig und langwierig, ein Arbeitsvisum zu erhalten. Ein Asylantrag ist daher eine naheliegende Alternative. Er bringt sofortige Versorgung und Legalität, bleibt aber angesichts niedriger Anerkennungsquoten und langwieriger Verfahren für alle Beteiligten unbefriedigend.
 
        WESTBALKANREGELUNG
 
        Als „Westbalkan“ werden seit 1998 die südosteuropäischen Länder Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien bezeichnet. Mit Ausnahme Albaniens gehörten sie früher zu Jugoslawien und waren als solche zwischen 1968 und 1973 Anwerbegebiete. Nach dem Zerfall Jugoslawiens 1991/92 nahm Deutschland vorübergehend Bürgerkriegsflüchtlinge aus Bosnien und dem Kosovo auf und beherbergte viele Asylbewerber aus diesen Ländern, deren Anerkennungschancen in der Regel gering sind.11 Aufgrund der langjährigen Beziehungsgeschichte sind Deutschkenntnisse relativ weit verbreitet. Die sechs Länder sind seit langem EU-Beitrittskandidaten und genießen Visafreiheit, ein EU-Beitritt ist vorerst jedoch nicht in Sicht. Aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Situation nach dem Zerfall Jugoslawiens kamen viele Asylanträge aus diesem Raum. Sie hatten wenig Aussicht auf Erfolg, wurden aber häufig gestellt, oft in den Wintermonaten. Hauptzielland war Deutschland mit seinen langwierigen Asylverfahren.
 
        Auf dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise 2015 wurde daher die Westbalkanregelung als Alternative entwickelt. Seit 2016 können Menschen aus den sechs Ländern in Deutschland arbeiten, wenn sie einen Arbeitgeber finden und die Bundesagentur für Arbeit zustimmt.12 Die Regelung war zunächst befristet, wurde mehrfach verlängert und ist 2023 entfristet worden, die Höchstzahl wurde von 25000 auf 50000 Arbeitskräfte verdoppelt. Jeder Bewerber muss ein Visum beantragen und die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit einholen. Damit ist eine Öffnung hin zu produktiver Beschäftigung gelungen.
 
        Die meisten Arbeitskräfte sind als Facharbeiter tätig, vor allem im Baugewerbe.13 Durch die Freigabe der Arbeitsaufnahme und die Aufhebung der quantitativen Beschränkung könnten die Beschäftigungszahlen weiter erhöht, die Belastung verringert und die Zahl der Asylanträge voraussichtlich weiter gesenkt werden. 2023 wurden noch 7680 Erstanträge gestellt. Vom Verwaltungsaufwand her ist es derzeit immer noch einfacher, einen Asylantrag zu stellen als einen Antrag auf Arbeitserlaubnis.
 
        ARBEIT FÜR FLÜCHTLINGE
 
        Im Sommer 2015 wurden Flüchtlinge von Medien und Wirtschaftsvertretern zunächst euphorisch als „Fachkräfte von morgen“ begrüßt. Bei der Beschäftigung zeigte sich jedoch, dass Großunternehmen kaum Flüchtlinge einstellten und die Hälfte der Flüchtlinge nach rund fünf Jahren in kleinen und mittleren Unternehmen eine Beschäftigung fand. Damit wiederholte sich ein Phänomen, das bereits 2001 bei der Einstellung von IT-Fachkräften zu beobachten war: Großunternehmen meldeten zwar einen hohen Bedarf an, stellten aber niemanden ein, weil sie andere Rekrutierungsmöglichkeiten hatten.14
 
        „Flüchtling ist kein Beruf“, sagte Handwerkskammerpräsident Hans Peter Wollseifer 2015. „Diese jungen Leute werden hier untergebracht und können normalerweise nichts tun, bis womöglich nach etlichen Monaten ihr Asylantrag bearbeitet wird. Ich sage: Sie müssen vom zweiten Tag an Deutsch lernen und sinnvoll beschäftigt werden.“ Das damit angesprochene Problem ist bis heute nicht gelöst. Nach wie vor dauern die Asylverfahren lange, und die Eigeninitiative der Betroffenen wird in dieser Zeit blockiert. Es entsteht eine lähmende Situation, die die psychischen Belastungen der Flucht noch verstärken kann.
 
        Auch die Bundesregierung beklagte 2016, dass die Asylverfahren zu lange dauerten und die Betroffenen deshalb „geraume Zeit“ bräuchten, „bis sie sich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stellen können“.15 Die durchschnittliche Dauer der Asylverfahren hat sich bis heute nicht verkürzt, auch nicht in den Jahren mit deutlich geringeren Antragszahlen. Sie betrug stets mehr als sechs Monate. Die anschließenden Verwaltungsgerichtsverfahren dauern noch länger. In dieser Zeit bleibt die Zukunft der Betroffenen ungewiss, und Arbeitgeber haben wenig Anreiz, Personen einzustellen, die sich noch im Verfahren befinden. Die überwiegende Mehrheit der Asylsuchenden bleibt jedoch in Deutschland, und die lange Unsicherheit hemmt die Arbeitsaufnahme. Wenn es gelänge, Asylverfahren zügig und qualitativ hochwertig zu bearbeiten, könnten Kosten gespart und die Integration in Arbeit beschleunigt werden.16
 
        Die Bundesagentur für Arbeit führt eine Statistik über Arbeitskräfte aus den acht wichtigsten nichteuropäischen Asylherkunftsländern (Tabelle 3). Es zeigt sich, dass hier ein großes Arbeitskräftepotenzial brach liegt. Ebenso wird deutlich, dass die Mehrheit der Erwerbstätigen aus dieser Gruppe qualifizierte Tätigkeiten ausübt, die von der Bundesagentur für Arbeit als Fachkräfte, Spezialisten oder Experten eingestuft werden. Bei iranischen und pakistanischen Staatsangehörigen sind die Anteile hoch, bei eritreischen, nigerianischen und somalischen Personen niedrig. Auch wenn diese Werte nicht ohne weiteres auf die Gesamtheit der Nichterwerbstätigen übertragen werden können, geben sie doch einen Anhaltspunkt für die Einschätzung, dass hier ein großes Erwerbspotenzial besteht. Ähnliches zeigen auch die Analysen des BAMF zum Bildungs- und Erwerbshintergrund von Asylbewerbern.17
 
         
          Tabelle 3: Beschäftigte aus ausgewählten Asylherkunftsländern
 
                    
                	 
                  HERKUNFTSLAND
  
                	 
                  2013
  
                	 
                  2023
  
                	 
                  BESCHÄFTIGUNGS-QUOTE (2023)
  
                	 
                  DAVON QUALIFIZIERT BESCHÄFTIGT (2023)*
  
  
                	 
                  Ukraine
  
                	 
                  39740
  
                	 
                  189300
  
                	 
                  19,9 %
  
                	 
                  56,1 %
  
  
                	 
                  Syrien
 
                  Afghanistan
 
                  Irak
 
                  Iran
 
                  Pakistan
 
                  Eritrea
 
                  Nigeria
 
                  Somalia
 
                  Gesamt
  
                	 
                  9520
 
                  15740
 
                  20420
 
                  17970
 
                  9800
 
                  2800
 
                  7680
 
                  1170
 
                  85100
  
                	 
                  247210
 
                  107690
 
                  80220
 
                  68470
 
                  38140
 
                  36840
 
                  29470
 
                  16760
 
                  624800
  
                	 
                  32,0 %
 
                  31,8 %
 
                  35,5 %
 
                  48,9 %
 
                  47,2 %
 
                  58,1 %
 
                  51,3 %
 
                  40,6 %
 
                  36,5 %
  
                	 
                  56,6 %
 
                  50.7 %
 
                  48,6 %
 
                  72,8 %
 
                  63,0 %
 
                  32,3 %
 
                  38,9 %
 
                  29,7 %
 
                  53,5 %
  
  
          
 
          * Fachkräfte, Experten und Spezialisten
 
          Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
 
        
 
        Zur Integration langjährig in Deutschland lebender Asylbewerber, die geduldet oder gestattet sind oder eine Aufenthaltserlaubnis haben, hat der Bundestag Ende 2022 das Chancenaufenthaltsgesetz beschlossen.18 Die Betroffenen erhalten auf Antrag einen Rechtsstatus für 18 Monate, um in dieser Zeit die Voraussetzungen für ein dauerhaftes Bleiberecht in Deutschland nachzuweisen. Dazu gehören die Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbstätigkeit, Kenntnisse der deutschen Sprache und der Nachweis der Identität.19 Arbeit wird damit zur Voraussetzung für die Legalisierung des Aufenthalts, Anfang 2024 waren 55000 Anträge eingegangen.
 
        SCHUTZSUCHENDE AUS DER UKRAINE
 
        Die Fluchtbewegung aus der Ukraine nach der russischen Invasion am 24. Februar 2022 wurde in Deutschland zum Teil auch mit positiven Erwartungen begleitet. Optimistisch schrieb DIW-Präsident Marcel Fratzscher, „wir in Deutschland“ hätten „aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt“ und könnten den Ukrainerinnen „eine wirkliche Chance geben, sich in unserem Land zu integrieren“. „So groß der Verlust dieser Menschen für die Ukraine ist, so groß ist das Glück dieser Zuwanderung für Deutschland, auch wirtschaftlich.“20
 
        Es zeigte sich jedoch, dass die Arbeitsaufnahme in Deutschland schleppender verlief als in den westlichen und östlichen Nachbarländern.21 Während in Deutschland inzwischen 26 Prozent der ukrainischen Flüchtlinge Arbeit gefunden haben, sind es in Polen und Tschechien zwei Drittel und in Schweden und den Niederlanden die Hälfte. Die deutsche Zivilgesellschaft hat die ukrainischen Flüchtlinge aufgenommen, der Staat unterstützt sie mit Bürgergeld, aber vielfältige bürokratische Hürden erschweren die Arbeitsaufnahme, vor allem in Berufen mit hoher formaler Qualifikation, aber beispielsweise auch für LKW- und Busfahrer, für die das Bundesverkehrsministerium die europäischen Öffnungsregelungen nicht umgesetzt hat.22
 
        Als die EU-Staaten als Reaktion auf den russischen Überfall am 24. Februar 2022 die „Vorläufige Aufnahme“ für ukrainische Flüchtlinge beschlossen, verzichteten sie auf Asylverfahren und räumten den Schutzsuchenden das Recht auf Arbeit ein. Da die Ukrainerinnen – ganz überwiegend flohen Frauen und Kinder – zu zwei Dritteln über einen Hochschulabschluss verfügten, verband sich damit die Hoffnung, dass sie in qualifizierten Berufen arbeiten könnten. Trotz des vorläufigen Charakters der Aufnahme verfolgte die Bundesagentur für Arbeit die Strategie, zunächst allen Ukrainerinnen Integrationskurse anzubieten beziehungsweise sie dazu zu verpflichten. Allerdings gab es viele Kursabbrüche, nur 129360 von 340438 Personen nahmen an Prüfungen teil. Der Bundesrechnungshof kritisierte die Ineffizienz des Integrationskurssystems.23
 
        Der ukrainische Botschafter Oleksii Makeiev fragte in einem Interview, ob für einen „ausgebildeten Lehrer aus der Ukraine Deutschkenntnisse auf dem Level C1“ notwendig seien, um in Integrationsklassen als Zweitlehrer zu arbeiten? Es sei „typisch deutsch, solchen Regeln stur zu folgen“.24 Es bleibt eine wichtige Aufgabe, die gut ausgebildeten Ärztinnen, Lehrerinnen und Ingenieurinnen angemessen in Arbeit zu bringen. Bei den Lehrkräften sind die Bundesländer Sachsen und Sachsen-Anhalt erfolgreich.25 Insgesamt ist die deutsche Diskussion defizitorientiert, Berichte über kreative Berufswege geflüchteter Ukrainerinnen in Deutschland gibt es bislang kaum – andere Länder sind da schon weiter.26
 
        FAZIT
 
        Bei der Problemanalyse treten zunehmend bürokratische Schwierigkeiten in den Vordergrund, sowohl in der Asylverwaltung als auch bei der Anwerbung von Fachkräften. Von der Visumserteilung über die Anerkennung von Zeugnissen, die Anmeldung bei der Stadt und die Anerkennung von Führerscheinen bis hin zur Einbürgerung kommt es zu Wartezeiten und Staueffekten. In einer Anhörung im Bundestag haben die Wissenschaftsorganisationen die gravierenden Verzögerungen bei der Visumserteilung kritisiert.27 Gleichzeitig sehen sich viele Kommunen bei der Unterbringung von Flüchtlingen, die auf die Entscheidung über ihren Asylantrag oder die Anerkennung ihrer Abschlüsse warten und zu einem großen Teil nicht oder nicht entsprechend ihrer Qualifikation arbeiten, am Rande ihrer Möglichkeiten. An den Schnittstellen von Zuwanderung und Integration wächst der Regelungsbedarf, gleichzeitig werden die Regelungen immer komplexer. „Das Vertrauen in die Regelungsfähigkeit des Staates in einem der emotionalsten Politikfelder unserer Zeit schwindet“, heißt es in einer Studie über die Ausländerbehörden.28
 
        Die EU-Zuwanderung ist deutlich weniger regulierungsbedürftig und löst keine Spannungen aus. Die Dynamik, die von der europäischen Integration ausgeht, hat sich jedoch nicht von selbst ergeben, sondern wurde in einem langen und oft umstrittenen Prozess erreicht. Diesen Weg gilt es fortzusetzen. Naheliegende Kandidaten für eine arbeitsmarktpolitische Öffnung sind die Menschen aus den südosteuropäischen Ländern. Sie fügen sich gut in den deutschen Arbeitsmarkt ein und kommen aus kompatiblen Ausbildungssystemen. Die Bau- und Pflegewirtschaft würde profitieren, und Deutschland könnte stabilisierende Wirkungen in Südosteuropa erzielen. In der Visumsverwaltung würden Ressourcen frei, die anderweitig eingesetzt werden könnten. Gemäß den Leitbildern der Menschenwürde und der Sozialen Marktwirtschaft sollten Migrationsprozesse so gestaltet werden, dass Zuwanderer ihre Energien auf den Aufbau einer neuen Existenz konzentrieren können, statt sie in der Auseinandersetzung mit restriktiven Regelungen zu verbrauchen. Dann helfen sie auch dem Aufnahmeland.
 
        Die Arbeitsmigration aus Ländern wie der Türkei und dem Iran, aus denen besonders gut ausgebildete Menschen kommen, sollte erleichtert werden. Wenn legale Zuwanderungswege offenstehen, werden weniger Menschen gefährliche Fluchtrouten wählen. Die hier vorgestellten Daten der Bundesagentur für Arbeit zeigen nicht nur für Südosteuropäer, sondern auch für andere Zuwanderergruppen eine breite Überschneidung von Flucht- und Erwerbsmigration hinsichtlich der Qualifikation. Arbeitskräfte aus Südosteuropa und aus Fluchtherkunftsländern arbeiten zu einem hohen Anteil als Fachkräfte, Experten oder Spezialisten. Jenseits aller tagesaktuellen Aufregung sollten alle Zuwanderer in die Arbeitswelt integriert werden. Wenn die rechtlichen Hürden, administrativen Komplikationen und mentalen Barrieren abgebaut werden, kann das besser gelingen.
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        ERWERBSBETEILIGUNG VON FRAUEN
 
        Ursachen des hohen Teilzeitanteils und politische Handlungsoptionen
 
        Katharina Wrohlich
 
        Der Fach- und Arbeitskräftemangel ist ein anhaltend großes Problem für die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland.01 Verschiedene politische Handlungsoptionen zur Lösung oder Abmilderung des Arbeitskräftemangels werden immer wieder diskutiert: beispielsweise die Zuwanderung von Fachkräften aus dem Ausland,02 die stärkere Mobilisierung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern03 oder die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen. Doch gibt es bei den Frauen in Deutschland tatsächlich „schlummernde“ Potenziale, die zur Minderung des Arbeitskräftemangels gehoben werden könnten? In diesem Beitrag wird beleuchtet, wie sich die Erwerbsquote und die durchschnittliche Erwerbarbeitszeit von Frauen in den vergangenen Jahren entwickelt haben, welche Arbeitszeitwünsche Frauen haben und welche Gründe es dafür gibt, dass Frauen nach wie vor in geringerem Umfang erwerbstätig sind als Männer. Abschließend werden einige Politikmaßnahmen skizziert, die eine Erhöhung des Erwerbsvolumens von Frauen bewirken könnten.
 
        GESTIEGENE FRAUENERWERBSQUOTE
 
        In den vergangenen 30 Jahren ist die Erwerbsbeteiligung von Frauen stark gestiegen. Seit Mitte der 1990er Jahre, als die Erwerbstätigenquote von Frauen in der Altersgruppe von 15 bis 64 Jahren bei 55 Prozent lag, hat diese um fast 20 Prozentpunkte zugenommen und liegt mittlerweile bei knapp 74 Prozent. Damit befindet sich Deutschland im internationalen Vergleich im oberen Bereich. Der Unterschied zwischen der Erwerbstätigenquote von Frauen und Männern betrug 2023 nur noch gut sieben Prozentpunkte.04
 
        Allerdings arbeitet derzeit etwa die Hälfte aller abhängig beschäftigten Frauen in Teilzeit – bei den Männern sind es nur zwölf Prozent. Der Teilzeitanteil ist in den vergangenen 30 Jahren kontinuierlich gestiegen – Mitte der 1990er Jahre arbeitete nur etwa ein Drittel aller abhängig beschäftigten Frauen in Teilzeit. Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit abhängig beschäftigter Frauen ist damit seit Anfang der 1990er Jahre stetig gesunken, von rund 32 Stunden pro Woche 1991 auf gut 25 Stunden pro Woche 2022. Während es also gelungen ist, die Erwerbsbeteiligung von Frauen deutlich zu erhöhen, ist der Teilzeitanteil stark angestiegen.05
 
        Betrachtet man nur Frauen mit Kindern, werden diese gegenläufigen Tendenzen noch deutlicher: Mütter mit Kindern unter zwölf Jahren weisen in Deutschland eine im internationalen Vergleich überdurchschnittliche Erwerbsquote von fast 75 Prozent auf. Allerdings ist in dieser Gruppe auch die Teilzeitquote mit 70 Prozent überdurchschnittlich hoch.06
 
        Mit zunehmendem Alter der Kinder dehnen die meisten Frauen ihre Arbeitszeit jedoch nicht wieder aus. Auswertungen der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von Frauen und Männern nach Alter zeigen, dass der Anteil der teilzeitbeschäftigten Frauen ab dem Alter von 25 bis 30 Jahren von rund 30 Prozent kontinuierlich ansteigt, bis er im Alter von 40 Jahren mit über 60 Prozent sein Maximum erreicht. Ab dem Alter von 40 Jahren bleibt der Teilzeitanteil der erwerbstätigen Frauen konstant auf diesem hohen Niveau.07
 
        Aktuelle Auswertungen der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von erwerbstätigen Frauen auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zeigen ebenfalls, dass sich die durchschnittliche Arbeitszeit von Frauen im Alter von 35 bis 65 Jahren nicht unterscheidet, obwohl die wöchentliche Zeit, die Frauen für Kinderbetreuung aufwenden, in diesem Zeitraum deutlich zurückgeht.08 In Deutschland sind also bei weitem nicht nur Mütter mit kleinen Kindern teilzeitbeschäftigt: Frauen reduzieren ihre Erwerbsarbeitszeit in der Phase der Familiengründung, steigern sie aber mit zunehmendem Alter der Kinder nicht mehr auf das Niveau vor der Familienphase.
 
        ARBEITSZEITPRÄFERENZEN
 
        Ist die hohe Teilzeitquote von Frauen Ausdruck individueller Präferenzen oder das Ergebnis von Restriktionen? Einen Hinweis auf die Arbeitszeitpräferenzen von Frauen geben regelmäßige Befragungen zu den gewünschten Arbeitszeiten, auch wenn diese vermutlich vor dem Hintergrund bestimmter Restriktionen und sozialer Normen beantwortet werden. Aktuelle Ergebnisse zeigen, dass derzeit rund 15 Prozent aller Frauen unterbeschäftigt sind, sich also eine Erhöhung ihrer Arbeitsstunden wünschen.09 Besonders hoch ist der Anteil der Unterbeschäftigten unter den Minijobberinnen: In dieser Gruppe wünschen sich 37 Prozent eine Ausweitung ihrer Arbeitszeit. Interessanterweise gibt es auch bei den Arbeitszeitwünschen keine nennenswerten Altersunterschiede: In allen Altersgruppen (von 18 bis 65 Jahren) liegt der Anteil der unterbeschäftigten Frauen bei rund 15 Prozent.
 
        Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass in der großen Gruppe der teilzeitbeschäftigten Frauen einige ihre Arbeitszeit ausweiten würden, dies jedoch aufgrund verschiedener Restriktionen nicht können. Eine weitere größere Gruppe möchte die Arbeitszeit in der aktuellen Situation nicht verändern.
 
        „ZUVERDIENERMODELL“
 
        Als ein Grund für die hohe Teilzeitquote von Frauen in Deutschland wird häufig die starke gesellschaftliche Norm des „Zuverdienermodells“ genannt. Darunter versteht man ein Modell der Arbeitsteilung in Paarhaushalten, bei dem der Mann als Hauptverdiener in Vollzeit erwerbstätig ist, während die Frau in Teilzeit arbeitet und „hinzuverdient“.
 
        Tatsächlich liegt Deutschland, was die gesellschaftlichen Normen zur Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern betrifft, im europäischen Vergleich im Mittelfeld zwischen konservativen und egalitären Einstellungen der Bevölkerung. Eine gängige Art, diese Normen zu messen beziehungsweise zu erfassen, ist die Abfrage der Zustimmung zu der Aussage „Es ist Aufgabe des Mannes, Geld zu verdienen, die Frau ist für Haushalt und Familie zuständig“. Die Zustimmung zu dieser Aussage beträgt in Deutschland 14 Prozent – dieser Wert liegt im unteren Mittelfeld der europäischen Länder.10 Insbesondere die Zustimmung zur Erwerbstätigkeit von Müttern im Allgemeinen hat in Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten stark zugenommen. Die konkrete Zustimmung zur Vollzeiterwerbstätigkeit von Müttern mit Kleinkindern ist jedoch nach wie vor deutlich geringer ausgeprägt.11 Diese Einstellungen entsprechen der in Deutschland vorherrschenden Erwerbskonstellation von Paaren mit Kindern unter zwölf Jahren: In mehr als der Hälfte dieser Familien arbeitet der Vater in Vollzeit, die Mutter in Teilzeit.12
 
        Mit zunehmendem Alter des jüngsten Kindes gehen jedoch die Einstellungen zur idealen Arbeitszeit und die tatsächliche Arbeitszeit von Müttern auseinander. Auf die Frage nach der „idealen Erwerbsarbeitszeit“ von Müttern und Vätern wird für Mütter mit Kindern unter zwölf Jahren im Durchschnitt eine Erwerbsarbeitszeit von 20 bis 30 Stunden als „ideal“ angesehen.13 Ist das jüngste Kind jedoch älter als zwölf Jahre, steigt die „ideale“ Arbeitszeit der Mütter auf 36 Stunden pro Woche.14 Die tatsächlichen Arbeitsstunden steigen jedoch nicht im gleichen Maße mit dem Alter des Kindes.
 
        Als Zwischenfazit lässt sich also festhalten: Die sozialen Normen bezüglich der Erwerbstätigkeit von Frauen und Männern nach der Phase mit kleinen Kindern sind egalitärer als die tatsächliche Verteilung der Arbeitszeit von Frauen und Männern.
 
        GENDER CARE GAP
 
        Ein Grund für den hohen Anteil teilzeitbeschäftigter Frauen ab 45 Jahren könnte die nach wie vor ungleiche Verteilung der unbezahlten Sorgearbeit sein. Unter unbezahlter Sorgearbeit, auch als Care-Arbeit bezeichnet, werden Tätigkeiten wie Kinderbetreuung, Pflege von Angehörigen, Haushaltstätigkeiten wie Kochen, Putzen, Waschen, Einkaufen und Besorgungen sowie Reparaturen zusammengefasst. In Deutschland nimmt der geschlechtsspezifische Unterschied in der unbezahlten Sorgearbeit, der sogenannte Gender Care Gap, ab der Phase der Familiengründung stark zu. Mit zunehmendem Alter des jüngsten Kindes nimmt der Gender Care Gap wieder ab, aber auch bei kinderlosen Paaren oder Paaren mit älteren Kindern übernehmen Frauen deutlich mehr unbezahlte Sorgearbeit als Männer.15 Diese nach wie vor ungleiche Aufteilung der unbezahlten Sorgearbeit in Paarhaushalten könnte eine Erklärung dafür sein, dass Frauen ihre Erwerbsarbeitsstunden auch mit zunehmendem Alter des jüngsten Kindes nicht ausdehnen.
 
        Als weiteres Zwischenfazit lässt sich somit festhalten, dass es vermutlich weniger die sozialen Normen bezüglich der Erwerbstätigkeit von Frauen sind, die die hohe Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen mit älteren Kindern erklären, sondern vielmehr die ungleiche Aufteilung der unbezahlten Sorgearbeit innerhalb der Paare.
 
        KITAAUSBAU UND ELTERNGELD
 
        Welche politischen Handlungsoptionen gibt es nun vor dem Hintergrund der hohen Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen, die in der Familienphase beginnt und sich danach auf konstant hohem Niveau fortsetzt?
 
        Wenn es um die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit jungen Kindern geht, ist der weitergehende quantitative und qualitative Ausbau der Infrastruktur im Bereich der Kindertagesbetreuung von großer Bedeutung. Deutschland hat seit 2005 das Angebot an Kitaplätzen von einem – zumindest in Westdeutschland – sehr niedrigen Niveau aus deutlich ausgebaut. 2002 standen in Westdeutschland nur 2,5 Tagesbetreuungsplätze für 100 Kinder in der Altersgruppe unter drei Jahren zur Verfügung.16 20 Jahre später waren es bereits über 35 Prozent.17 Empirische Studien haben gezeigt, dass der Kitaausbau eine wesentliche Ursache für den Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Müttern mit jungen Kindern war.18
 
        Die hohe Dynamik des Kitaausbaus, die vor allem zwischen 2005 und 2015 zu beobachten war, hat sich inzwischen wieder abgeschwächt. Zudem ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten nicht nur das Angebot, sondern auch die Nachfrage nach Betreuungsplätzen, insbesondere für Kinder unter drei Jahren, stark gestiegen. Daher ist der Mangel an Kitaplätzen trotz des deutlich gestiegenen Angebots heute mindestens so groß wie vor 20 Jahren.19 Um die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit Kindern im Kitaalter mindestens auf dem heutigen Niveau zu halten oder sogar zu erhöhen, muss die Politik den quantitativen und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreuung weiterhin als wichtiges Handlungsfeld anerkennen und vorantreiben. Eine verlässliche und qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung mit adäquaten Öffnungszeiten ist eine wichtige Voraussetzung für die Erwerbstätigkeit von Müttern mit Kindern in dieser Altersgruppe.
 
        Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld ist das Elterngeld. Seit seiner Einführung 2007 haben Eltern einen Anspruch auf eine Lohnersatzleistung in Höhe von 65 Prozent (höchstens 1800 Euro) ihres Nettoerwerbseinkommens für maximal 14 Monate nach Geburt des Kindes, wobei zwei Monate jedem Elternteil individuell zustehen und nicht auf den anderen Elternteil übertragen werden können („Partnermonate“). Das Elterngeld hat ebenso wie der Ausbau der Kinderbetreuung dazu beigetragen, die Erwerbsbeteiligung von Müttern ab dem ersten Geburtstag des Kindes zu erhöhen.20 Seit Einführung des Elterngeldes hat sich zudem der Anteil der Väter, die Elternzeit in Anspruch nehmen, deutlich erhöht. Während vor Einführung des Elterngeldes nur rund drei Prozent aller Väter Elternzeit nahmen, waren es zuletzt über 40 Prozent. Aber auch bei den Paaren, bei denen die Väter Elternzeit nehmen, ist diese nach wie vor sehr ungleich zwischen Müttern und Vätern verteilt: Während Mütter überwiegend zehn Monate und länger in Elternzeit gehen, nehmen die meisten Väter genau die Mindestdauer von zwei Monaten.21
 
        Die empirische Forschung zeigt, dass eine gleichmäßigere Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit in der Familiengründungsphase dazu führt, dass viele geschlechtsspezifische Ungleichheiten auf dem Arbeitsmarkt später geringer ausfallen.22 Mütter kehren schneller auf den Arbeitsmarkt zurück, wenn ihr Partner Elternzeit nimmt.23 Darüber hinaus besteht die Hoffnung, dass durch eine von Beginn an stärkere Beteiligung der Väter an der Kinderbetreuung und anderen unbezahlten Sorgearbeiten viele geschlechtsspezifische Ungleichheiten, die mit dem Gender Care Gap zusammenhängen, abgebaut werden können, wie beispielsweise die hohe Teilzeiterwerbstätigkeit von Frauen mit älteren Kindern.
 
        Die Elemente des Elterngeldes, die die gleichmäßigere Aufteilung der Kinderbetreuung fördern, sollten daher ausgebaut werden. Beispielsweise könnten die beiden Partnermonate, die jedem Elternteil individuell zustehen und nicht übertragbar sind, sukzessive erhöht werden.24 Vorbild für ein solches Modell könnte die Elternzeitregelung in Island sein, wo jedem Elternteil individuell sechs Monate Elternzeit zustehen, von denen jeweils sechs Wochen auf den anderen Elternteil übertragen werden können. Bei einer Reform des Elterngeldes ist allerdings zu beachten, dass die monatlichen Mindest- und Höchstbeträge des Elterngeldes (300 beziehungsweise 1800 Euro) seit seiner Einführung nicht angepasst wurden. Eine solche Anpassung wäre angesichts der hohen Inflationsraten der vergangenen Jahre dringend erforderlich. Darüber hinaus wäre bei einer stärkeren Individualisierung des Elterngeldanspruchs auch eine Anhebung der Lohnersatzrate (zumindest für Familien mit geringem Einkommen) notwendig, um Familien gegenüber dem Status quo nicht deutlich finanziell schlechter zu stellen.25
 
        STEUER- UND TRANSFERSYSTEM
 
        Familienpolitische Reformen im Bereich der Kindertagesbetreuung und des Elterngeldes betreffen kurzfristig nur Familien mit kleinen Kindern. Langfristig könnte sich eine gleichmäßigere Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen Müttern und Vätern von Beginn der Familienphase an zwar positiv auf den Umfang der Erwerbstätigkeit von Müttern auswirken. Um kurzfristig auch Frauen mit Kindern im Grundschulalter oder älter zu erreichen, sind jedoch weitere Reformen notwendig.
 
        Ein wichtiges politisches Handlungsfeld ist in diesem Zusammenhang das Steuer- und Transfersystem, von dem wesentliche finanzielle Anreize für die Entscheidung über Erwerbsbeteiligung und Arbeitszeit ausgehen. Dass Zweitverdienende in Deutschland zum Teil eine sehr hohe steuerliche Grenzbelastung haben, die eine Ausweitung der Arbeitszeit finanziell sehr unattraktiv macht, ist in den vergangenen Jahren vielfach beschrieben worden. Insbesondere das Zusammenwirken von Ehegattensplitting, der steuerlichen Behandlung von Einkünften aus Minijobs und der beitragsfreien Mitversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung führt mitunter zu Grenzbelastungen von über 100 Prozent. Dies bedeutet, dass eine Ausweitung der Erwerbsarbeitszeit sogar zu einer Verringerung des Haushaltsnettoeinkommens führt.26
 
        Beim Ehegattensplitting werden die Einkünfte beider Ehepartner addiert und halbiert, sodass Erst- und Zweitverdienende in diesem System auch bei sehr unterschiedlichen Einkommen den gleichen Grenzsteuersatz haben. Die Person mit dem geringeren Einkommen, in der Regel die Frau, wird mit einem höheren Grenzsteuersatz belastet, als dies bei getrennter Besteuerung der Fall wäre. Die Person mit dem höheren Einkommen, in der Regel der Mann, wird dagegen mit einem niedrigeren Grenzsteuersatz belastet. Dieser Effekt wird durch die Lohnsteuer verstärkt, wenn die Lohnsteuerklassenkombination III/V gewählt wird. Diese soll verhindern, dass bei Alleinverdienerpaaren oder Paaren mit deutlichen Einkommensunterschieden über das Jahr hinweg kontinuierlich zu viel Lohnsteuer gezahlt wird. Bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen ist diese Wahl der Lohnsteuerklassen also sinnvoll. Allerdings ist das individuelle Nettoeinkommen des Zweitverdienenden in der Lohnsteuerklasse V deutlich geringer als in der Lohnsteuerklasse I (bei Ledigen) oder IV (bei Verheirateten mit ähnlich hohem Lohneinkommen).27
 
        Die negativen Anreize des Ehegattensplittings für Zweitverdienende werden durch weitere Elemente des Steuer- und Transfersystems noch deutlich verstärkt. Dies sind zum einen die Minijobs und zum anderen die beitragsfreie Mitversicherung von Ehepartnern in der gesetzlichen Krankenversicherung. Aufgrund der weitgehenden Steuer- und Abgabenfreiheit der Einkünfte aus Minijobs ist eine Ausweitung der Arbeitszeit über die Minijobgrenze hinaus für viele Zweitverdienende (mit einem Partner mit durchschnittlichem oder höherem Erwerbseinkommen) mit einer Verringerung des Haushaltsnettoeinkommens verbunden. Erst bei einer Wochenarbeitszeit, die deutlich über der Minijobgrenze liegt, können sie das gleiche Nettoeinkommen wie mit einem Minijob erzielen. Diese negativen Arbeitsanreize werden durch die beitragsfreie Mitversicherung von Ehepartnern in der gesetzlichen Krankenversicherung noch verstärkt. Die negativen Anreizwirkungen dieses Zusammenspiels sind seit Langem bekannt und empirisch in zahlreichen Studien untersucht und belegt worden.28 Reformen in diesen Bereichen hätten das Potenzial, sowohl die Erwerbsbeteiligung als auch die durchschnittliche Arbeitszeit verheirateter Frauen zu erhöhen.
 
        Ein Reformvorschlag aus dem Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung sieht vor, die Lohnsteuerklassenkombination III/V abzuschaffen. Alle Ehepaare müssten dann die Kombination IV/IV wählen. Ob eine solche Reform das Arbeitsangebot verheirateter Frauen deutlich erhöhen würde, ist im Vorhinein schwer zu beurteilen. Am Ehegattensplitting per se würde eine Reform der Lohnsteuerklassen nichts ändern, denn die gesamte Einkommensteuerbelastung der Ehepaare bliebe davon zunächst unberührt. Nur die zeitliche Verteilung der Steuerzahlungen und die Verteilung der Steuerlast zwischen den Ehepartnern würde sich verschieben. Inwieweit die Lohnsteuerklasse, die für abhängig Beschäftigte das monatliche Nettoerwerbseinkommen bestimmt, eine wesentliche Einflussgröße bei der Arbeitsangebotsentscheidung darstellt, ist schwer abzuschätzen. Die zentrale empirische Frage ist, ob das Arbeitsangebot vom individuellen monatlichen Nettoeinkommen abhängt oder ob sich die Verheirateten am gemeinsamen Nettojahreseinkommen orientieren, das über die Steuerklärung durch die Einkommensteuer bestimmt wird und von der Wahl der Lohnsteuerklassen unabhängig ist. Es ist plausibel anzunehmen, dass für manche Frauen nicht nur das gemeinsame Nettojahreseinkommen, sondern auch das individuelle monatliche Nettoeinkommen eine Rolle spielt und sie daher bei einer Abschaffung der Lohnsteuerklassenkombination III/V ihr Arbeitsangebot etwas ausweiten würden.
 
        Noch besser wäre es allerdings, das Ehegattensplitting als solches zu reformieren, etwa in Form eines Realsplittings mit einem Transferbetrag in Höhe des Grundfreibetrags. In einem solchen System ist die steuerliche Freistellung des Existenzminimums beider Ehepartner gewährleistet, aber die Arbeitsanreize für Zweitverdienende werden spürbar erhöht. Eine solche Reform wäre daher mit einer (moderaten) Erhöhung sowohl der Erwerbsquote als auch der Wochenarbeitszeit von Frauen verbunden.29
 
        Die positiven Arbeitsangebotseffekte einer Reform des Ehegattensplittings könnten durch eine zusätzliche Abschaffung der Minijobs noch deutlich verstärkt werden. Für Schülerinnen und Schüler, Studierende sowie Rentner und Rentnerinnen könnten die Minijobs dagegen beibehalten werden. Gerade vor dem Hintergrund des zunehmenden Arbeitskräftemangels ist es jedoch nicht nachvollziehbar, dass für Personen im Haupterwerbsalter eine niedrige wöchentliche Arbeitszeit in Form der geringfügigen Beschäftigung staatlich gefördert werden soll.30
 
        FAZIT
 
        Eine Ausweitung der Arbeitszeit von derzeit in Teilzeit beschäftigten Frauen könnte den Fachkräftemangel in Deutschland etwas abmildern. Darüber hinaus könnten bestehende Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und bei der unbezahlten Sorgearbeit abgebaut werden. Die politischen Instrumente, um diese Ziele zu erreichen, sind seit Jahren bekannt. Die Politik muss den Ausbau hochwertiger Betreuungsangebote weiter forcieren. Eine Reform des Elterngeldes, die die Beteiligung von Vätern an der Elternzeit attraktiver macht, könnte die ungleiche Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit von Beginn der Familienphase an mildern und damit langfristig eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen fördern. Zu den notwendigen Reformen gehört aber auch kurzfristig eine Reform des Ehegattensplittings. Zudem sollte die Subventionierung geringfügiger Beschäftigung im Rahmen der Minijobs in Zeiten zunehmenden Arbeitskräftemangels abgeschafft werden.
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        BILDUNGSPOLITIK GEGEN FACHKRÄFTEENGPÄSSE
 
        Tobias Maier
 
        Von Fachkrafttätigkeiten spricht man, wenn für die Ausübung eines Berufs ein mindestens voll qualifizierender Berufsabschluss erforderlich ist. Fachkräfte sind somit eine spezifische Teilgruppe der Erwerbstätigen. Unerfüllte Fachkräftebedarfe, sogenannte Fachkräftelücken oder -engpässe, sind häufig das Ergebnis eines Marktprozesses – und damit zum Teil auch das Ergebnis unerfüllter Wünsche. Arbeitgeber können in Stellenanzeigen ihre Erwartungen an die Fähigkeiten der Bewerber/-innen formulieren und bestimmte Arbeitsbedingungen anbieten. Potenzielle Arbeitskräfte können diese Fähigkeitsvorstellungen in unterschiedlichem Maße erfüllen oder auch andere Vorstellungen von den Arbeitsbedingungen haben.
 
        WARUM GIBT ES FACHKRÄFTEENGPÄSSE?
 
        Abseits dieser Anpassungsmechanismen können am Arbeitsmarkt aber auch Trends beobachtet werden, die Engpässe in bestimmten Berufen hervorrufen. In den Gesundheitsberufen und der Informations- und Telekommunikationstechnologie etwa beobachten wir ein starkes Wachstum der Erwerbstätigennachfrage. Hier steigt zwar auch das entsprechend qualifizierte Arbeitsangebot, es könnten aber deutlich mehr Personen eingestellt werden, als derzeit zur Verfügung stehen. Anders ist es in den Handwerksberufen und den technischen Produktionsberufen: Hier geht die Nachfrage nach diesen Tätigkeiten langfristig zurück. Durch das Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge aus dem Arbeitsmarkt sinkt das Angebot an entsprechend qualifizierten Personen in einigen dieser Berufe jedoch schneller als der Bedarf der Wirtschaft.01 In den Lehr- und Erziehungsberufen etwa kommen die langfristigen Personalplanungen nicht mit (kurzfristig) geänderten Bedarfen, wie sie zum Beispiel durch Zuwanderung ausgelöst werden, zurecht. An den genannten Beispielen zeigt sich, dass sich Fachkräfteengpässe nicht auf Berufe eines bestimmten Qualifizierungszweigs beschränken, sondern dass es sowohl um Personen mit bestimmten beruflichen als auch akademischen Abschlüssen geht.
 
        Wenn wir von Fachkräfteengpässen sprechen, nehmen wir automatisch den Blickwinkel des Arbeitgebers ein. Für diesen erleichtert ein höheres Angebot an Fachkräften die Auswahl, weshalb aus seiner Sicht Fachkräftezuwanderung eine naheliegende Lösung ist. Tatsächlich wird die reine Fokussierung auf Zuwanderung die Engpassproblematik am Arbeitsmarkt jedoch nicht zufriedenstellend lösen können, wenn sie nicht von einer entsprechenden (inklusiven) Bildungspolitik begleitet wird.
 
        SINKENDES ARBEITSANGEBOT UND PASSUNGSPROBLEME
 
        In den kommenden Jahren werden voraussichtlich mehr Menschen nach Deutschland zu- als abwandern.02 Trotz dieser Wanderungsgewinne wird nach derzeitigen Prognosen die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 und 74 Jahren jedoch um 3,6 Millionen, von 62,5 auf 58,9 Millionen, zurückgehen.03 Es ist zwar davon auszugehen, dass die Erwerbsbeteiligung – also die Anzahl derer, die aktiv nach einer Arbeit suchen und sie auch ausüben wollen – weiter steigen wird, insbesondere bei älteren Personen, aber auch bei Frauen im jüngeren Alter. Dennoch wird langfristig die tatsächlich angebotene Arbeitskraft am Arbeitsmarkt zurückgehen. Die Zahl an Erwerbspersonen nimmt ab, der Trend in der tatsächlichen Jahresarbeitszeit ist ebenfalls rückläufig. Produktivitätssteigerungen gab es in der Vergangenheit vor allem im verarbeitenden Gewerbe, weniger jedoch in den personalintensiven und personalaufbauenden Branchen Erziehung und Unterricht oder im Gesundheits- und Sozialwesen.
 
        Bereits heute sehen wir am Arbeitsmarkt aber nicht nur Fachkräfteengpässe, sondern in einzelnen Berufen auch Fachkräfteüberhänge.04 Die jüngsten Entwicklungen sowohl auf dem Ausbildungs- als auch auf dem Arbeitsmarkt deuten darauf hin, dass die Zahl der Personen, die schwerer in Ausbildung und Beschäftigung zu vermitteln sind, wieder zunehmen könnte.05 In beiden Märkten werden wir somit zukünftig nicht nur Besetzungs-, sondern vor allem Passungsprobleme sehen. Bei anhaltendem Bedarf an Fachkräften unterschiedlicher Qualifikationsniveaus wäre es nicht nur für den Arbeitsmarkt, sondern auch für die Betroffenen selbst fatal, wenn die Zahl der Jugendlichen ohne Berufsabschluss weiter steigen würde. Ohne Berufsabschluss ist das Risiko von Langzeitarbeitslosigkeit und Niedriglohn deutlich erhöht.
 
        Im Folgenden werden zunächst die wichtigsten Entwicklungen der vergangenen 20 Jahre im Bildungssystem beleuchtet und anhand dieser aufgezeigt, welche Folgen eine Fortsetzung dieser Trends für die Fachkräftesicherung hätte. Anschließend werden Stellschrauben identifiziert, die Ansatzpunkte für politisches Handeln bieten können.
 
        BILDUNGSTRENDS
 
        Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden Schulen sowie der Anfänger/-innen im dualen System06 und im Studium in den Jahren 2000 bis 2022. Zu erkennen ist, dass sich das demografische Potenzial für einen beruflich voll qualifizierenden Abschluss nahezu kontinuierlich reduziert. Vom Höchstwert von rund 986000 Schulabgänger/-innen im Jahr 2004 ging die Zahl um rund 210000 Personen auf 776000 Abgänger/-innen im Jahr 2023 zurück. Am stärksten war der Rückgang bei Personen mit Hauptschulabschluss. Die Zahl der Schulabgänger/-innen mit (Fach-)Hochschulreife nahm hingegen zu. Im Jahr 2023 besaßen rund 34 Prozent der Schulabgänger/-innen die (Fach-)Hochschulreife, im Jahr 2000 waren es noch rund 26 Prozent.
 
         
          Abbildung 1: Schulabgänger/-innen aus allgemeinbildenden Schulen und Anfänger/-innen in dualer Ausbildung und Studium
 
          [image: Die Abbildung zeigt, dass das demografische Potenzial für einen vollqualifizierenden Berufsabschluss seit dem Jahr 2000 nahezu kontinuierlich abnimmt. Der Höchstwert lag im Jahr 2004 bei 986.000 Schulabgängern und sinkt bis zum Jahr 2023 auf 776 Schulabgänger.] 
          Quelle: Statistisches Bundesamt (Schüler/-innen und Studienanfänger/-innen) und BIBB (Neuabschlüsse); eigene Darstellung
 
        
 
        Die zunehmende Anzahl an Abiturientinnen und Abiturienten überträgt sich auch auf die Zahl der Studienanfänger/-innen. Begannen im Studienjahr 2000 nur 315000 Personen ein Studium, waren es – nicht zuletzt wegen der doppelten Abiturientenjahrgänge aufgrund der Einführung von G8 – im Jahr 2011 rund 519000 Personen. Seitdem lag die Zahl der Studienanfänger/-innen bis zum demografischen Einbruch 2020 infolge der Coronapandemie bei über 500000 Personen.
 
        Das duale System stellt weiterhin den größten Teil der Auszubildenden für eine Berufsausbildung. Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge sank von rund 622000 im Jahr 2000 auf rund 467000 im Jahr 2020. Seitdem liegt die Zahl der Ausbildungs- und Studienanfänger/-innen nah beieinander, es ist keine weitere Abkehr der Jugendlichen vom dualen System erkennbar. Dies verdeutlicht auch der zunehmende Anteil von Personen mit einer Hochschulzugangsberechtigung an den Anfängerinnen und Anfängern im dualen System.07 Zu berücksichtigen ist zudem, dass auch andere Ausbildungsformen des beruflichen Bereichs insbesondere im Gesundheitswesen an Bedeutung gewinnen.08 Auch das duale Studium, das eine praxisnahe, akademische Form der Bildung ermöglicht, erfreut sich zunehmender Beliebtheit.09
 
        Für die Fachkräftesicherung ist aber nicht nur entscheidend, wie viele Menschen in das berufliche und akademische Bildungssystem eintreten, sondern auch, wie viele es erfolgreich abschließen. Die Erfolgsquoten in den Bildungsstätten sind ohne Bildungsverlaufsstatistiken nur schwer abzuschätzen, da die Lösung eines Ausbildungsvertrages oder der Abbruch eines Studiums immer auch mit einem Neuabschluss eines Ausbildungsvertrags in einem anderen Betrieb oder einem Ausbildungs-10 oder Studienbeginn11 an einer anderen Bildungsstätte im Zusammenhang stehen kann. Um sich den Erfolgsquoten der jeweiligen Bildungsstätten anzunähern, kann jedoch die Anzahl der erfolgreich absolvierten Abschlussprüfungen ins Verhältnis zur Anzahl der Abgänge innerhalb des entsprechenden Schultyps gesetzt werden.12 Abbildung 2 zeigt diese Erfolgsquoten für die Jahre 2000 bis 2022 in den beruflichen Schulen, getrennt nach Nationalität. Auffällig sind vor allem die großen Unterschiede zwischen Personen deutscher und ausländischer Staatsangehörigkeit sowie ihre Veränderung im Zeitverlauf.
 
         
          Abbildung 2: Erfolgsquoten in den beruflichen Schulen, nach Nationalität
 
          [image: Die Grafik zeigt die Erfolgsquoten für die Jahre 2000 bis 2022 in den beruflichen Schulen, getrennt nach Nationalität. Auffällig sind vor allem die großen Unterschiede zwischen Personen deutscher und ausländischer Staatsangehörigkeit sowie ihre Veränderung im Zeitverlauf.] 
          Die Erfolgsquoten in den beruflichen Schulen entsprechen dem Anteil der Abgänger/-innen mit Abschlusszeugnis an allen Abgängen; im dualen System dem Anteil der Prüfungsteilnehmer/-innen mit bestandener Abschlussprüfung an allen Abgängen, die indirekt aus den Beständen und den neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen berechnet werden.
 
          Quelle: Fachserie 11, Reihe 1, 2 und 3 (ab 2021 Statistische Berichte) des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 2000 bis 2022, eigene Berechnungen. Werte bis 2021 werden als gleitender 5-jähriger Mittelwert abgebildet.
 
        
 
        Der geringste Unterschied zwischen Deutschen und Nichtdeutschen zeigt sich in den Schulen des Gesundheitswesens, die insgesamt auch die höchsten Erfolgsquoten aufweisen. Den Fachschulen, als Einrichtungen der beruflichen Weiterbildung, gelingt es, die Lücke zwischen Deutschen und Nichtdeutschen von rund acht Prozentpunkten 2010 auf rund fünf Prozentpunkte 2022 fast zu halbieren. Auch den Berufsfachschulen gelingt zwischen 2000 und 2022 eine Halbierung der Erfolgsquotenlücke von 16 auf acht Prozentpunkte. In beiden Schulformen lässt sich in den vergangenen Jahren auch insgesamt eine Steigerung der Erfolgsquoten feststellen.
 
        Bei Fachoberschulen und im dualen System konnte die Erfolgsquote von Personen nichtdeutscher Herkunft bis zu Beginn der 2010er Jahre erhöht werden, seitdem nimmt sie aber wieder kontinuierlich ab. Lediglich in den Fachgymnasien sind die Erfolgsquoten sowohl bei Deutschen als auch bei Nichtdeutschen generell rückläufig. Auffällig ist zudem, dass auch Deutsche im dualen System Probleme haben, ihre Ausbildung erfolgreich zu Ende zu führen. Im Schnitt verlassen hier weniger als vier von fünf Personen die berufliche Schule mit einem Abschluss, bei den nichtdeutschen sind es sogar nur drei von fünf.
 
        Dies hat langfristige Folgen. So ist die Zahl der jungen Erwachsenen ohne formalen Berufsabschluss im Alter von 20 bis unter 35 Jahren in den vergangenen Jahren angestiegen. 2022 waren dies 2,9 Millionen Personen – und damit der höchste Wert seit mehr als 25 Jahren. Der Anteil dieser Gruppe war bei der Bevölkerung mit Migrationshintergrund (38,1 Prozent) dreimal so hoch wie bei der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund (12,7 Prozent).13
 
        Bis zum Jahr 2040 wird der Anteil der ausländischen Bevölkerung aufgrund der zu erwartenden Wanderungsgewinne voraussichtlich weiter ansteigen.14 Ohne eine wirksame Integration zugewanderter Personen und ihrer Nachkommen wird Deutschland seine Fachkräfteengpässe deshalb nicht lösen können. Dies betrifft im Übrigen auch die (Fach-)Hochschulen: Bildungsinländer/-innen – also ausländische Studierende an deutschen Hochschulen, die ihre Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland oder an einer deutschen Schule im Ausland erworben haben – weisen höhere Abbruchquoten im Bachelor- und Masterstudium auf als ihre deutschen Mitstudierenden.15
 
        Berücksichtigt man die Forschungslage hinsichtlich der individuellen Merkmale der Auszubildenden, so lässt sich zusammenfassen, dass vor allem „Auszubildende mit einem niedrigen Schulabschluss, die aus einem Elternhaus mit geringen Bildungsressourcen und niedrigem sozioökonomischen Status stammen, ein besonders hohes Risiko [aufweisen], ihre Ausbildung vorzeitig zu beenden“.16 Angesichts der relativ konstanten Zahl der Schulabgänger/-innen mit (Fach-)Abitur und Mittlerer Reife sowie der sinkenden Zahl von Personen mit und ohne Hauptschulabschluss überrascht der Rückgang der Erfolgsquoten insbesondere im dualen System. Denn eigentlich sollte davon auszugehen sein, dass die Ausbildungsanfänger/-innen im Schnitt eine höhere Vorqualifikation besitzen. Dies überträgt sich jedoch nicht in gleichem Maße auf die Zahl der Personen ohne beruflichen Abschluss. So waren unter den jungen Erwachsenen im Alter zwischen 20 und 34 Jahren im Jahr 2021 rund 74 Prozent der Personen ohne allgemeinbildenden Schulabschluss auch ohne beruflichen Abschluss; bei den Hauptschülerinnen und -schülern waren es 39 Prozent, bei Personen mit mittlerer Reife nur 16 Prozent.17 Zum Vergleich: 2009 waren rund 70 Prozent der Personen ohne Schulabschluss auch ohne Berufsabschluss, mit Hauptschulabschluss waren es 32 Prozent und mit Realschulabschluss rund zehn Prozent.18
 
        Bei allen Abschlussarten hat somit der Anteil von Personen ohne voll beruflich qualifizierenden Abschluss zugenommen. Nach wie vor ist er umso höher, je niedriger der allgemeinbildende Schulabschluss ist. Trotz des zunehmenden Anteils an Studienberechtigten in der dualen Ausbildung kann aber nicht von einem Verdrängungsprozess am Ausbildungsmarkt gesprochen werden. Denn Studienberechtigte interessieren sich in der Regel für andere Berufe als Personen mit niedrigeren Schulabschlüssen.
 
        Zukünftige Fachkräfteengpässe am Arbeitsmarkt sind vor allem dort zu erwarten, wo Betriebe bereits heute Probleme haben, ihre Ausbildungsstellen zu besetzen.19 Dies sind meist jene Berufe, in denen geringe Mindestanforderungen an die Jugendlichen gestellt werden und die gesellschaftlich weniger angesehen sind. Ein Hauptgrund für diese „Passungsproblematik“ ist, dass die Berufswünsche der Jugendlichen nicht mit denen der Betriebe und Verwaltungen zusammenpassen. Personen, die ohne Ausbildungsplatz verbleiben, sind nicht grundsätzlich als nicht ausbildungsfähig anzusehen,20 gleichwohl ist die Anzahl an Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag und ohne Alternative jüngst wieder angestiegen. Die zunehmende Passungsproblematik am Ausbildungsmarkt offenbart eine Heterogenität des Ausbildungssystems, die zwar schon immer vorhanden, in Zeiten geringerer Besetzungsprobleme aber weniger sichtbar war: Wir haben es mit unterschiedlichen Ausbildungssegmenten zu tun, die mit unterschiedlichen Zugangschancen und -wegen verbunden sind – und mit deren Ausbildungsabschlüssen sich auch unterschiedliche Verwertungsperspektiven eröffnen. Diese Heterogenität muss bei entsprechenden Lösungsansätzen berücksichtigt werden.
 
        LÖSUNGSANSÄTZE
 
        Die aufgezeigten Entwicklungen zeigen, dass Lösungen vor allem dazu führen müssen, die Erfolgschancen im Bildungssystem zu steigern – nicht nur, aber vor allem bei Personen ausländischer Herkunft, deren Anteil in den kommenden Jahren voraussichtlich zunehmen wird. Wenn es gelingt, die Abbruchquoten in den beruflichen und akademischen Bildungsstätten bis zum Jahr 2040 zu halbieren, könnten über eine Million zusätzliche Fachkräfte gewonnen werden.21
 
        Ansatzpunkt hierfür ist die oft mangelhafte Berufsorientierung von Jugendlichen. Ziel muss es sein, die Wünsche der Jugendlichen mit denen der Wirtschaft in Einklang zu bringen. Auch wenn über die tatsächlichen kausalen Effekte der Berufsorientierung auf die Passungsproblematik kaum wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen,22 sollten Verbesserungen in diesem Bereich das Abbruchrisiko verringern. Eine „erfolgreiche“ Berufsorientierung sollte sich an den individuellen Fähigkeiten der Bewerber/-innen orientieren und zugleich über die tatsächlichen Arbeitsbedingungen im Beruf aufklären. Wenn von vorneherein große Kompromisse bei der Berufswahl gemacht werden müssen, erhöht sich das Risiko eines Ausbildungsabbruchs deutlich; auch mangelnde Freude an der Arbeit und körperliche Belastungen gehen mit vorzeitigen Vertragsauflösungen einher.23 Auswirkungen unzureichender Berufsorientierung zeigen sich auch im Hochschulbereich, wenn Studienfach und Berufswunsch nicht zusammenpassen. Die Berufsorientierung sollte auch deshalb an den Gymnasien gestärkt werden. Bei Migrantinnen und Migranten kommt teilweise hinzu, dass sie angesichts ihrer eigenen Ambitionen eine Studienwahl treffen, die ihre schulischen Leistungen jedoch nicht hergeben.24
 
        Für neu Zugewanderte ist zweitens das Erlernen der deutschen Sprache unerlässlich. Dies zeigt nahezu jede Forschungsarbeit zur Integration von nichtdeutschen Personen in den Arbeitsmarkt. Die Angebote hierfür müssen niedrigschwellig sein und für neu Zugezogene möglichst früh beginnen – und zwar auch dann, wenn der rechtliche Zuzugsgrund nicht arbeitsmarkt-, sondern fluchtbezogen ist. Zwar zieht langfristig jede zweite nach Deutschland zugezogene Person wieder fort,25 dennoch wissen wir, dass die endgültige Entscheidung in Aufenthaltsverfahren oft lange auf sich warten lässt und auch Duldungsphasen sich deshalb lange hinziehen können. Und selbst, wenn Personen nach dem Erlernen der deutschen Sprache wieder fortziehen sollten: Die „versunkenen Kosten“ wären marginal im Vergleich zu den volkswirtschaftlichen und sozialen Kosten, die bei längerem oder dauerhaftem Aufenthalt aufgrund mangelnder Integration in Bildung und Arbeit entstehen.
 
        Für Kinder von Migrantinnen und Migranten ist drittens bekannt, dass sie in institutionalisierten Kontexten größere Lernerfolge beim Spracherwerb zeigen.26 Ein weiterer Ausbau sowie eine frühere Inanspruchnahme von Kinderbetreuungsangeboten, insbesondere für Kinder unter drei Jahren, kann deshalb ebenfalls dazu beitragen, die späteren Erfolgschancen in den allgemeinen und berufsbildenden Bildungsstätten zu erhöhen. Durch den Ausbau der institutionellen Kinderbetreuung könnte auch das ebenfalls brachliegende Arbeitskräftepotenzial ausländischer Staatsangehöriger, insbesondere von Frauen, erschlossen werden. Im Jahr 2019 suchten rund 409000 Personen ausländischer Nationalität deswegen keine Arbeit, weil sie keine Kinderbetreuungsmöglichkeiten hatten. Bei ihnen handelte es sich fast ausschließlich um Frauen.27 Da Frauen mit ausländischem Pass zudem mehr Kinderbetreuungszeit aufwenden als deutsche Frauen, müsste zunächst das institutionelle Kinderbetreuungsangebot ausgebaut werden, um auch die Erwerbsbeteiligung ausländischer Frauen zu erhöhen. Aber auch der Anreiz für eine Inanspruchnahme der Betreuung müsste gesteigert werden.
 
        HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE SCHULEN
 
        Mit zunehmendem Anteil nichtdeutscher Jugendlicher werden auch die Herausforderungen für die allgemeinbildenden Schulen steigen. Die ungleichen Erfolgschancen in den beruflichen Schulen zwischen Deutschen und Nichtdeutschen zeigen sich bereits in den allgemeinbildenden Schulen. So hat etwa die Deutschkompetenz unter den Schüler/-innen der neunten Klasse in den allgemeinbildenden Schulen seit 2009 abgenommen, und zwar sowohl unter Personen mit Zuwanderungshintergrund, deren Anteil im Zeitverlauf zugenommen hat, als auch unter Personen ohne Zuwanderungshintergrund. Zugleich ist der Abstand in der Deutschkompetenz zwischen beiden Gruppen gewachsen.28 Angesichts dieser Entwicklung ist zu erwarten, dass sich die Bildungszeiten wegen notwendiger Berufsvorbereitungsmaßnahmen und/oder dem Nachholen allgemeinbildender Schulabschlüsse in den beruflichen Schulen verlängern werden und sich das durchschnittliche Alter für einen Ausbildungsbeginn weiter nach hinten verschieben wird. Entsprechend kürzer wird die Zeitspanne, in der die Personen aktiv dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.
 
        An den beruflichen Schulen zeigt sich, dass die Integrationsfähigkeit des dualen Systems an Grenzen zu stoßen scheint. Es gelingt den Betrieben, Praxen und Verwaltungen immer schlechter, die einmal unter Vertrag genommenen Jugendlichen zu einem Abschluss zu führen. Und während zu Beginn der 2000er Jahre, in der Blütezeit des „Übergangssystems“, Betriebe noch unter mehreren Jugendlichen auswählen konnten, ist das vielfach nicht mehr der Fall. Dennoch können die Veränderungen in den Erfolgsquoten nicht nur über die (Selbst-)Selektionsmechanismen der Jugendlichen erklärt werden. Denn blickt man auf die Unterschiede in den Erfolgsquoten zwischen den Bildungsstätten, stellt man fest, dass die Erfolgsquoten in den – landesrechtlich geregelten – Berufsfachschulen in der jüngeren Vergangenheit sogar angestiegen sind. Was auffällt: Die dort angebotenen Bildungsgänge sind im Schnitt etwas kürzer als im dualen System.
 
        Eventuell könnte eine Ausweitung von Teilqualifizierungen im dualen System den Anteil der erfolgreichen Abgänge erhöhen. Das volle Spektrum berufsfachlicher Kompetenzen wird für den selbstständigen Einsatz in Unternehmen nicht immer benötigt. Für Jugendliche mit geringeren schulischen Vorkenntnissen hätte eine Teilqualifizierung den Vorteil, dass Komplexität, die häufig zu einem Ausbildungsabbruch führt, verringert würde,29 die Betroffenen schneller im Erwerbsleben stünden und damit rascher mehr Geld verdienen könnten als während der Ausbildung. Gleichzeitig kann es eine Motivation für die Weiterführung des Bildungsweges hin zu einem vollqualifizierenden Abschluss sein, wenn dieser mit beruflichen Aufstiegschancen verknüpft ist.
 
        Die Attraktivität von Bildungsangeboten lässt sich aber nicht per Dekret verordnen. Gerade wenn über Teilqualifizierungen auf dem Weg zu einem vollqualifizierenden Berufsabschluss gesprochen wird, muss für die Beteiligten klar sein, dass sich eine Weiterführung des Bildungsweges auch monetär lohnen kann: Verspricht der Beruf geringe Einkommen, ist ein Ausbildungsabbruch wahrscheinlicher.30 Hier sind auch die Tarifparteien gefragt. Die Mehrheit der Geringqualifizierten (60 Prozent) sind oberhalb des Helferniveaus beschäftigt. Dabei handelt es sich „um einen Graubereich an Tätigkeiten, die anspruchsvoller sind als reine Helfertätigkeiten, aber nicht unbedingt eine dreijährige Berufsausbildung voraussetzen“.31 Für Personen, die solche Tätigkeiten ausüben – häufig Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit und/oder jüngeren Alters –, wären Teilqualifikationen und die Schaffung entsprechender beruflicher Aufstiege vermutlich attraktiv.
 
        PÄDAGOGISCHE UNTERSTÜTZUNG UND FLEXIBILITÄT
 
        Die größten Erfolgswahrscheinlichkeiten für einen Bildungsabschluss bieten unter den beruflichen Schulen die Schulen des Gesundheitswesens. Dies mag einerseits an den Fähigkeiten der Jugendlichen liegen. Es könnte andererseits aber auch auf die pädagogische Ausstattung der Bildungsgänge im Gesundheitswesen zurückzuführen sein, in denen die Anforderungen an das betriebliche Bildungspersonal vergleichsweise hoch sind. Zudem verbringen die Auszubildenden trotz hoher Praxisanteile mehr Zeitanteile in den Schulen und damit bei pädagogisch geschultem Personal. Womöglich sollte also über eine Stärkung der pädagogischen Ausstattung in der beruflichen Ausbildung nachgedacht werden. Denn wenn die Leistungsfähigkeit der Jugendlichen aus Sicht der Betriebe abnimmt, muss die pädagogische Kompetenz des Ausbildungspersonals gestärkt werden, um die Faktoren, die häufig zu Ausbildungsabbrüchen führen – mangelnde Freude an der Arbeit, körperliche Überlastung – zu reduzieren.32 Dafür spricht auch, dass bei einer generellen Erhöhung der Erfolgsquoten auch der Unterschied zwischen Deutschen und Nichtdeutschen abnimmt.
 
        Wenn der Ausbildungsaufwand für die betriebliche Seite steigt, könnte darüber nachgedacht werden, die Mehrkosten durch Dritte abzufangen, wie zum Beispiel bei der „assistierten Ausbildung“, bei der Externe für die Betriebe das Ausbildungsmanagement übernehmen und den Jugendlichen auch als Ansprechpartner zur Verfügung stehen.33 Gerade Klein- und Kleinstbetriebe haben oft zu wenige Informationen über die Möglichkeiten der Ausbildungsunterstützung durch Dritte.34 Allerdings müssen sich solche Unterstützungsmaßnahmen für die Ausbildung unversorgter Bewerber/-innen in Form von externen Coachings wohl über mindestens acht Stunden in der Woche strecken, um Betriebe zu einer Einstellung zu bewegen.35
 
        Zur Heterogenität des dualen Systems gehört, dass es neben seiner sozial-inklusiven Komponente, die in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird, auch berufliche Aufstiege in einer Vielzahl von Tätigkeitsbereichen bietet, die von Jugendlichen mit unterschiedlichen schulischen Vorkenntnissen gewählt werden können. „Aufstiegsfortbildungen“ ermöglichen die Chance der Selbstständigkeit und auch hohe Einkommen.36 Dennoch wird das System oftmals als relativ starr wahrgenommen. Die duale Erstausbildung sollte deshalb in ein berufslaufbahnbezogenes Gesamtkonzept eingebunden werden, um so horizontale und vertikale Übergänge und Aufstiege auch zu anderen Berufen mit ähnlichen Kompetenzvoraussetzungen zu erleichtern. Zwar waren berufliche Wechsel zwischen artverwandten Berufen schon immer möglich und wurden praktiziert,37 allerdings könnten die Zugangswege zu den entsprechenden Bildungsgängen sowie den Fortbildungsstufen nach dem BBIG und HWO einfacher kommuniziert und gehandhabt werden.
 
        Eine gelebte Flexibilität ist auch zwischen den Bildungsstätten mit unterschiedlichen Länder- und Bundeszuständigkeiten sinnvoll. Aussteiger/-innen aus dem Studium müssen aufgefangen werden. Jugendliche, die nach der allgemeinbildenden Schule weniger auf die Art der später auszuübenden Tätigkeit als auf die Bildungsstätte fixiert sind, haben eventuell weniger Hemmnisse, sich zunächst für einen beruflichen Bildungsweg zu entscheiden, wenn die Möglichkeit des beruflichen Aufstiegs deutlich wird. Wenn die Wirtschaft und der Arbeitsmarkt häufigere Bildungsanpassungen erfordern, dann sollten die bürokratischen Hemmschwellen dafür so gering wie möglich sein.
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          MAX D. WOODWORTH
 
           WACHSTUM UND NIEDERGANG IN CHINAS „GEISTERSTÄDTEN“ 
 
          Urbanisierung ist eine zentrale Säule im politisch-ökonomischen Modell der Volksrepublik und Teil eines ideologischen Wohlstandsversprechens. Spekulationsdynamiken erzeugen dabei „Geisterstädte“, die bereits kurz nach Fertigstellung einen Ruinencharakter annehmen.
 
        
 
         
          KEVIN BÜCKING
 
           EINE KLEINE GESCHICHTE DES RUINENMOTIVS 
 
          Im Verfall begriffenen Bauwerken werden seit der Antike unterschiedliche Bedeutungen zugemessen. Sie stellen Objekte der Faszination und ästhetischen Aushandlung dar und stehen oft sinnbildlich für eine konflikthafte Menschheitsgeschichte.
 
        
 
         
          STEFANIE SAMIDA
 
           SICHTBAR-UNSICHTBARE ORTE. NS-THINGSTÄTTEN ABSEITS VOM ERINNERUNGSDISKURS 
 
          Verfallene Bauten aus der Zeit des Nationalsozialismus sind ein Gegenstand gesellschaftlicher Aushandlung. Im Fall der sogenannten Thingstätten lassen sich unterschiedliche Wandlungsprozesse und erinnerungskulturelle Praktiken nachzeichnen.
 
        
 
         
          CHRISTOPH BRUMANN
 
           KONFLIKTRAUM UNESCO 
 
          Das Kulturerbe scheint eines der wenigen Themen zu sein, das die Weltgemeinschaft eindrucksvoll zu einen vermag. Tatsächlich sind die Komiteesitzungen mehr und mehr Bühne für die Eigeninteressen von Staaten und ungelöste Konflikte.
 
        
 
         
          JULIANE BOROSCH
 
           RUINEN MIT ZUKUNFT. DETROITS WANDEL IM BLICK 
 
          Aufstieg und Niedergang von Detroit haben mit dem Verfall überdimensionaler Industrieanlagen wirkmächtige Bilder und Symbole geschaffen. Die Bewohner bleiben in dieser Erzählung oft unsichtbar, obwohl ihr Engagement zur Weiterentwicklung der Stadt beiträgt.
 
        
 
         
          ELISABETH BROERMANN · MAXIMILIAN HARTINGER · MARIA HUDL · ADRIAN NÄGEL
 
           WERTVOLLE RUINEN. PLÄDOYER FÜR DIE BAUWENDE 
 
          Der derzeitige bauwirtschaftliche Ansatz setzt auf Abriss von sanierungsbedürftigen Gebäuden und forciert ressourcenaufwändige Neubauten. Um ein wirksames Zeichen gegen den fortschreitenden Klimawandel zu setzen, muss eine Bauwende stattfinden, die den Bestand aufwertet.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Nostalgische Sehnsucht, Begeisterung, Abscheu: Ruinen wecken Emotionen, die unterschiedlicher und widersprüchlicher kaum sein könnten. Es überrascht daher nicht, dass gerade die Überreste von architektonischen Bauwerken – seien sie annähernd intakt, bereits im Verfall begriffen oder nur noch vage im Grundriss zu erahnen – den Gegenstand für erbitterten Streit über die Deutung von historischer Erinnerung, kulturellem Selbstverständnis oder der Wirkung marktwirtschaftlicher Paradigmen sein können. Diese Gebäude haben offensichtlich ihren Daseinszweck eingebüßt, sind meist verlassen und werden damit offen für Neues, sowohl im übertragenen als auch im ganz praktischen Sinne.
 
        Hinter dem Ruinenbegriff verbirgt sich eine Vielzahl von historischen und zeitgenössischen Orten und Strukturen, die im Globalen wie im Lokalen zu finden sind: etwa die UNESCO-Weltkulturerbestätte einer frühgeschichtlichen Tempelanlage in Südostasien, über die zwischenstaatliche Konflikte ausgetragen werden; die Industriebrachen des frühen 20. Jahrhunderts im US-amerikanischen Rust Belt, die längst nicht mehr nur für Verfall und Niedergang stehen, obwohl sie weltweit dafür bekannt sind; oder aber ein ungenutztes Verwaltungsgebäude der 1960er Jahre in einer deutschen Innenstadt, dessen Sanierung für das Klima deutlich besser wäre als der vermeintlich einfache Abriss.
 
        Als Symbole haben Ruinen besondere politische Wirkmacht und verweisen auf den Zusammenbruch von Ideen und Ideologien. Gleichzeitig stehen sie für gesellschaftlichen Wandel und Wandelbarkeit. Inwiefern sie zu lebenswerten, mahnenden oder vergessenen Orten werden, liegt an uns.
 
         Martin Schiller 
 
      

       
        WACHSTUM UND NIEDERGANG IN CHINAS „GEISTERSTÄDTEN“
 
         Max D. Woodworth 
 
        In der Schlusssequenz des von der internationalen Kritik gefeierten Dokumentarfilms „Behemoth“ des Regisseurs Zhao Liang von 2015 folgt man einem Lastwagen durch eine chinesische Stadt. 01  Die langen Kamerafahrten zeigen einen unberührten städtischen Raum mit scheinbar neu gebauten Wohnhochhäusern, breiten Boulevards und gepflegten Grünflächen. Der Beobachterin oder dem Beobachter wird jedoch sofort ins Auge fallen, dass weit und breit kein Mensch zu sehen ist. Obwohl der bebaute Raum urbanes Leben suggeriert, ist die Stadt praktisch tot – sie ist das, was innerhalb und außerhalb Chinas als „Geisterstadt“ bezeichnet wird.
 
        Im Film bildet die Stadt den Endpunkt einer Erzählung, die den Bergbau, die Industrialisierung und die Urbanisierung mit einer persönlichen Reise von der Hölle über das Fegefeuer ins Paradies gleichsetzt. In dieser Erzählung ist die Stadt das Paradies, eine Utopie, ein Ort der Verheißung, wo die vorangegangenen Opfer und Entbehrungen belohnt werden.
 
        Behemoth ist ein bissiger Kommentar zu Chinas urban–industriellem Wandel. Der Film verbindet die Zerstörung der Natur und die brutale Ausbeutung von Arbeitskräften mit dem unerbittlichen Modernisierungsdrang in der Volksrepublik. Anhand der Schäden für Mensch und Umwelt wird die Urbanisierung und Industrialisierung des Lands als leeres Versprechen entlarvt, als Schauplatz der Verwüstung.
 
        Zhaos Film greift die weiterhin virulenten Debatten und Ängste im Zusammenhang mit Chinas urbanem Wandel und dem Entstehen der sogenannten Geisterstädte auf. Mit zunehmender Dringlichkeit haben diese Kontroversen im Laufe der Jahre eine Vielzahl bedeutender Fragen aufgeworfen: Wie und warum entstehen in chinesischen Städten riesige, aber durchweg unbewohnte Siedlungen, und welche tiefergehenden Bedeutungen haben diese „Geisterstädte“? Was sagt die Tatsache über das chinesische Gesellschafts- und Wirtschaftsmodell aus, wenn gewaltige Städte gebaut werden, die, um es mit den Worten des US-amerikanischen Malers Robert Smithson zu sagen, nach Fertigstellung „wie Ruinen aufragen“? 02  
 
        GRUNDLAGEN
 
        Städte sind im Wesentlichen nichts anderes als Arbeit und Kapital, die an einem Ort konzentriert werden. Ein Blick auf die grundlegende Dynamik des chinesischen Städtewachstums zeigt, inwiefern sich der Urbanisierungsprozess in China von dem in anderen Ländern weltweit unterscheidet. Zunächst sind Ausmaß und Intensität der chinesischen Urbanisierung auch nach objektiven Maßstäben atemberaubend. So ist die offiziell als städtisch eingestufte Bevölkerung des Landes seit 1990 von 300 Millionen (24 Prozent der damaligen Gesamtbevölkerung) auf 900 Millionen (64 Prozent der Gesamtbevölkerung) im Jahr 2020 gestiegen. 03  In reinen Zahlen entspricht das der eineinhalbfachen derzeitigen Gesamtbevölkerung der Europäischen Union. In Anbetracht der niedrigen Geburtenraten in den chinesischen Städten in diesem Zeitraum ist der Großteil des Bevölkerungswachstums vor allem auf drei Faktoren zurückzuführen: Zunächst vollzieht sich eine Abwanderungsbewegung vom Land in die Stadt. Außerdem werden stadtnahe Gebiete und ihre Bewohner in die rasch wachsenden Städte eingegliedert. Schließlich legt man neue Bezirksgrenzen fest, um ländliche Gebiete in Hinblick auf ihren rechtlich-administrativen Status in städtische Gebiete umzuwandeln und damit zumindest auf dem Papier aus Landbewohnern Stadtbewohner zu machen. Die Gewichtung fällt je nach Region unterschiedlich aus, doch in den meisten Städten sind die beiden letztgenannten Faktoren die wesentlichen Treiber der Urbanisierung, da es für Migranten vom Land in der Regel schwierig ist, sich dauerhaft in den Städten anzusiedeln.
 
        Aus dieser kurzen Betrachtung der demografischen Trends lassen sich bereits erste Rückschlüsse ziehen: Erstens ist die Stadtbevölkerung in China erheblich größer als offiziell angegeben, wenn man die über 100 Millionen Wanderarbeiterinnen und Wanderarbeiter mitberücksichtigt. Zweitens haben die in den vergangenen 30 Jahren geltenden Beschränkungen für die Abwanderung in die Städte wahrscheinlich eine nicht näher bestimmbare, aber vermutlich erhebliche zusätzliche Migration verhindert. Drittens macht die „territoriale Verstädterung“, wie die australische Humangeografin Carolyn Cartier den Prozess der administrativen Angliederung ländlicher Gebiete an Städte bezeichnet, eins deutlich: Man muss zwischen einer Urbanisierung unterscheiden, die auf der Veränderung des territorial-administrativen Status basiert, und einer Urbanisierung, die sich in einer veränderten Lebenssituation der Menschen niederschlägt. 04  
 
        Das System der Flächennutzung in China ist seit den 1990er Jahren durch eine umfassende Neuziehung der kommunalen Grenzen gekennzeichnet, um weitere ländliche Gebiete einzugliedern. Hinzu kommt die Neueinstufung von Verwaltungseinheiten. Aus ländlichen Einheiten, in erster Linie Kreisen und Präfekturen, werden ihre städtischen Gegenstücke, also Bezirke und Kommunen. Dies hat zur Folge, dass die Anzahl der Städte seit 1990 um etwa 55 Prozent gestiegen ist, von 464 auf 727 im Jahr 2022, da immer mehr ländliche Siedlungen und Präfekturen eingemeindet und damit offiziell dem Gebiet einer größeren Stadt zugeschlagen wurden. 05  Um das chinesische Städtewachstum beurteilen zu können, muss man sich daher mit zwei Entwicklungen befassen, die parallel verlaufen, aber nur lose miteinander verbunden sind: der Urbanisierung von Gebieten und der Urbanisierung von Menschen.
 
        Diese Diskrepanz ist weit mehr als nur das Merkmal einer ungewöhnlichen Verwaltungspraxis oder Nomenklatur. Tatsächlich ist sie die Voraussetzung dafür, dass die Zentralregierung in den 1990er Jahren Städte zu Motoren des nationalen Wirtschaftswachstums erklärte. Sie ist auch der Schlüssel zum Verständnis der Neuordnung der chinesischen Wirtschaftspolitik und ihrer starken Ausrichtung auf Urbanisierung.
 
        Den Startschuss für Chinas Urbanisierung bildete eine Änderung der chinesischen Verfassung 1988. Von nun an betrachtete man städtische Flächen nicht mehr als administrative Einheit, sondern als Ressource, deren Nutzungsrechte parzellenweise gekauft, verkauft und gehandelt werden konnten. Mit anderen Worten: Städtische Flächen wurden zu einer Ware, deren Preis nun an ihren Wert in Chinas aufstrebender Marktwirtschaft gebunden war. Flächen auf dem Land hingegen blieben im Besitz und unter der Verwaltung von Dorfgemeinschaften und konnten offiziell weder erworben noch verkauft werden. Doch auch die städtischen Flächen, die nun offiziell auf den Markt kamen, blieben im Besitz „des Staates“, was in der Praxis bedeutete, dass sie zum Eigentum der Stadtverwaltung zählten. 06  So konnten die Städte ihr Monopol auf Grundstücke nutzen, um direkt von deren Erschließung zu profitieren.
 
        Hinzu kam, dass die Zentralregierung 1994 versuchte, ihre Finanzen aufzubessern, indem sie die Anreize für die lokale Bürokratie umgestaltete. Insbesondere wurde ein neues System der Steueraufteilung eingeführt, das den Anteil der Steuereinnahmen, der von den Verwaltungseinheiten in den Provinzen an die Zentralregierung abgeführt werden musste, massiv erhöhte. Die Kommunalverwaltungen, die hohe Kosten und eine wachsende Zahl finanzieller Verpflichtungen zu stemmen hatten, sahen sich mit einer drastischen Verschlechterung ihrer Haushaltslage konfrontiert und gerieten daher unter enormen Druck, die Löcher durch rasches Wirtschaftswachstum zu stopfen. Nach dem Prinzip Quidproquo bot die neue Regelung den lokalen Behörden dafür einen weitaus größeren Spielraum als zuvor, sie konnten nun nach eigenem Ermessen neue Strategien entwickeln und ihre Ausgaben vor allem durch die Reform staatlicher Unternehmen radikal kürzen. Gleichzeitig waren Beförderungen in den Reihen der Verwaltung und der Partei, die durch zentralisierte Personalbeurteilungen geregelt sind, an die Fähigkeit der Beamten geknüpft, die gesteckten Ziele für Wirtschaftswachstum verlässlich zu erreichen, idealerweise sogar zu übertreffen.
 
         
          [image: Auf dem Foto sieht man im Vordergrund einen symmetrisch angelegten öffentlichen Platz mit grünen Rasenflächen, roten und gelben Blumenbeeten und grauen Pflastersteinen und zwei Tierskulpturen. Der Platz ist menschenleer. Im Hintergrund ragen Hochhäuser auf.] 
          Öffentlicher Platz in der „Geisterstadt“ Tiexi New District, außerhalb der Stadt Dongsheng in der autonomen Region der Inneren Mongolei
 
           © Max D. Woodworth, 2012 
 
        
 
        In diesem neuen, ausgesprochen marktorientierten Umfeld wurde die Förderung von Industrie und Handel durch unterschiedliche steuerliche und andere Anreize zur Norm, und die Verwaltungsbeamten verstanden schnell, dass Immobilien und die Erschließung von Grundstücken ein probates Mittel zur Förderung der Konjunktur und ihres eigenen Aufstiegs in Partei und Behörde waren. Kurzgesagt war die Begeisterung der Kommunalverwaltungen für die Erschließung von Flächen kein Zufall. Dies liegt an einer speziellen Eigenart des neuen marktorientierten Systems der städtischen Bodennutzungsrechte: Die Einnahmen aus Grundstücksgeschäften gelten, da sie nicht als „Gewinne“ aus Geschäften, sondern als Gebühren und Mieten verbucht werden, als „außerbudgetäre Einnahmen“ und unterliegen daher nicht den Regeln zur Steueraufteilung. Demzufolge müssen die lokalen Regierungen bei der Erschließung von Grundstücken und Immobilien nichts an die Zentralregierung abführen, sondern können die gesamten Einnahmen für sich verbuchen. Damit schuf man einen enormen Anreiz zur Erschließung von Flächen. Diese Priorisierung wurde zusätzlich durch die ungewisse Dauer der Amtszeit von Spitzenbeamten verstärkt. Tatsächlich wird die gesetzlich festgelegte Amtszeit von Staatsbediensteten von fünf Jahren regelmäßig ohne jede Vorankündigung oder Angabe von Gründen verkürzt, sodass die Beamten jederzeit für eine erneute Ernennung überprüft werden können, oft schon im vierten, dritten oder sogar zweiten Jahr ihrer Amtszeit. Die Staatsbediensteten haben sich der Situation angepasst und versuchen, große Projekte sofort nach ihrem Amtsantritt in Angriff zu nehmen, um schnelle Wachstumsergebnisse vorweisen zu können. Die Erschließung neuer Flächen ist in diesem wachstumsorientierten Umfeld eine – wenn nicht sogar die – bevorzugte Taktik.
 
         
          [image: Auf dem Foto sieht man vier braungefärbte Hochhauskomplexe vor blauem Himmel mit etwa 30 Etagen und Kränen, die sich im Rohbau befinden. Die Baustelle wirkt verlassen, es sind keine Menschen zu sehen.] 
          Leerstehende Hochhäuser in der „Geisterstadt“ Tiexi New District
 
           © Max D. Woodworth, 2011  
 
        
 
        „MAUERN OHNE MARKT“
 
        Diese eng miteinander verflochtenen Entwicklungen haben dazu geführt, dass der Städtebau zu einer grundlegenden Aufgabe des chinesischen Staats geworden ist. Die Umsetzung erfolgt im Wesentlichen in zwei Bereichen: im bestehenden Stadtkern und am Stadtrand. In den Stadtzentren wurden große Teile der bereits bebauten Flächen Bauträgern übergeben, die versprachen, den innerstädtischen Raum einer wirtschaftlich effizienteren Nutzung zuzuführen. Mit anderen Worten: Sie sollten neue Hochhauskomplexe, Einkaufszentren und Geschäftsviertel, Unterhaltungs- und Freizeitangebote, Parks sowie riesige Bürgerzentren und Regierungsgebäude errichten. Mittlerweile sind diese Sanierungswellen größtenteils abgeebbt, die Arbeiten sind weitgehend abgeschlossen. Das sozialistische Stadtbild, das noch bis in die 1990er Jahre von nüchternen Zweckbauten geprägt war, wurde modernisiert und weist heute alle Merkmale einer kapitalistisch geprägten Stadt auf.
 
        Doch so spektakulär diese innerstädtische Sanierung auch scheinen mag, die tiefgreifendsten Transformationsschübe zeigen ihre Auswirkungen an den Stadträndern. In den Randzonen grenzen die Städte an ländliche Flächen, mit denen nicht gehandelt werden darf und die auch nicht erschlossen werden dürfen. Diese Hürde lässt sich jedoch umgehen, indem man landwirtschaftliche Flächen in urbane Gebiete umwandelt. Tatsächlich haben die Städte in den vergangenen zwei Jahrzehnten trotz der Bemühungen der Zentralregierung, Agrarland zu schützen, immer wieder mit den Dorfkollektiven über eine solche rechtliche Umwandlung verhandelt und sie bei den Provinz- und Zentralbehörden beantragt – mit bemerkenswertem Erfolg: In einer Stadt nach der anderen und in sämtlichen Regionen haben die Stadtverwaltungen von den Dorfkollektiven riesige Flächen erworben, so viel wie möglich davon in die wertvolle Kategorie „städtisches Bauland“ übertragen und gewaltige Entwicklungsprojekte in stadtnahen ländlichen Gebieten in Angriff genommen.
 
        Ein Hauptmerkmal bei diesem Trend war, dass die Stadtverwaltungen in den neuen Erschließungsgebieten auf schrittweises Wachstum verzichteten und von Anfang an auf Großprojekte setzten. Diese haben im Laufe der Jahre eine Vielzahl von Formen angenommen, vor allem durch die Nachahmung und stete Reproduktion bestimmter Zonenkonzepte, Themen und Labels. Dazu gehören sogenannte neue Städte, Ökostädte, Freihandelszonen, Technologiezonen, Universitätsstädte und Flughafenstädte. Auch wenn die Bezeichnungen der Projekte auf eine Vielzahl von Funktionen hindeuten, haben sie doch alle eins gemeinsam: die massive Erschließung neuer Flächen und deren Ausgestaltung durch Neubauten. Tatsächlich reichen solche Projekte von 30 km2 in kleineren Städten bis zu 1200 km2 in der Lanzhou New Area in der Provinz Gansu. Durch diese Neubauprojekte vergrößert sich die bebaute Fläche der Städte beständig um ein Vielfaches.
 
        In gewissem Sinn ist die gleichzeitige Betonung der Landerschließung und -bebauung in den neuen suburbanen Entwicklungszonen ein Ausdruck der angebotsorientierten Natur der derzeitigen politischen Ökonomie der Urbanisierung. Das heißt, Land wird im Rahmen kommunaler politischer Programme vereinnahmt, um ein kurzfristiges Wirtschaftswachstum zu erzielen, und zwar auf eine möglichst kühne, auffällige Art und Weise, die für eine Leistungsbewertung sichtbar ist und Einnahmen durch den Verkauf von Landnutzungsrechten bringt. Anders ausgedrückt: Grundstücke und Immobilien werden auf den Markt gebracht, egal, ob eine Nachfrage besteht oder nicht. Die Nachfrage wird vielmehr durch die steigenden Wohnkosten und die daraus resultierende fieberhafte Jagd nach Wohneigentum geschaffen. Die Spekulation gibt den Takt vor.
 
        Die Auswirkungen dieses Entwicklungsparadigmas zeigen sich in erster Linie in der Entstehung von bebautem Raum mit einer Beschleunigung und in einem Ausmaß, das die Geschwindigkeit der Besiedlung übersteigt. Auch wenn oftmals alle Immobilien verkauft sind, ist es nicht ungewöhnlich, dass der Leerstand von Gewerbe- und Wohnräumen in Chinas neuen Städten bei über 80 Prozent liegt. 07  In jüngster Zeit häufen sich in beunruhigendem Maße auch Fälle, in denen sich überhaupt keine Käufer finden, was auf eine sinkende Nachfrage in diesem Sektor verweist. So oder so stehen überall in China unzählige Quadratmeter leer, da sie ihre Entstehung ausschließlich der Spekulation verdanken.
 
        Das chinesische Wort für Stadt – chengshi – setzt sich aus den Schriftzeichen für Stadtmauer (cheng) und Markt (shi) zusammen und verweist auf einen konzentrierten Raum menschlicher Aktivitäten. Die neuen städtischen Räume, die in den letzten Jahren entstanden sind, aber immer noch keine Bewohner gefunden haben, werden entsprechend als „Mauern ohne Markt“ (you cheng wu shi) beschrieben. 08  Die überdimensionalen leeren Neubauten sind demnach das Resultat eines regelrechten Wachstumsrauschs, bei dem man Profit aus dem Handel mit Grundstücken und Immobilien schlagen wollte und deshalb zu bauen begann, ohne dabei tatsächliche Städte zu schaffen. Oder anders ausgedrückt: Die „Geisterstädte“ in ganz China stehen seit den 2000er Jahren für die Dominanz eines politisch-ökonomischen Denkschemas, das Paradigma des Bauens, das auf ein einziges Ziel ausgerichtet ist: städtischen Raum zu produzieren.
 
        NIEDERGANG OHNE VERFALL
 
        Das fieberhafte Streben nach urbanem Wachstum bleibt nicht folgenlos. Die Geisterstädte, die überall in China aufragen, bilden eine neue Art von Ruinenlandschaft in verschiedenen Stadien des Niedergangs. Der Begriff „Ruinen“ wird bewusst verwendet, um auf den bebauten Raum als eine wahllose Zusammenstellung von materiellen und repräsentativen Objekten zu verweisen, ein sich immer weiter entwickelndes Sammelsurium der extremen Kontraste und Widersprüche.
 
        Was ist damit gemeint? Im herkömmlichen Sinn ist eine Ruine ein nicht mehr genutztes Bauwerk in einem bestimmten Stadium des Verfalls. Bröckelnde Mauern haben keinen Wert an sich, und der Mensch hat schon immer Material von solchen Stätten abtransportiert, um es anderweitig zu verwenden. Ebenso wurden ungenutzte Bauwerke abgerissen, ignoriert oder gemieden, sodass sie im Lauf der Zeit allmählich verfielen. Erst im Zeitalter der Aufklärung begannen Gelehrte, Maler oder Dichter in Europa die in der Landschaft vorhandenen verfallenden Überreste der Antike als kulturelle Symbole positiv umzudeuten. Erst durch die vielfältige Deutung alter Bauwerke, die etwa zu Symbolen zivilisatorischer Kontinuität, der Vergänglichkeit des menschlichen Lebens oder aber der ultimativen Verwundbarkeit der Kultur gegenüber den unerbittlichen Kräften der Natur wurden, entstand die Ruine an sich. Mit anderen Worten: Die Ruine ist ein kulturelles Artefakt, kein neutrales Objekt.
 
        Angesichts der Allgegenwärtigkeit verfallener Strukturen in einer vom Menschen geprägten Landschaft ist die Bezeichnung von Ruinen als solche äußerst selektiv und spiegelte in der Vergangenheit oft klassenbasierte antiquierte Wertesysteme wider. Daher überrascht es nicht, dass es zu einer Neuinterpretation von verfallenen Strukturen gekommen ist und man etwa den verlassenen Fabriken des Ruhrgebiets, den leerstehenden Vororten von Detroit oder den bankrotten Skigebieten und Kurorten in Japan einen hohen symbolischen Wert zuspricht. Wissenschaftler und Künstler haben diese Arten von Ruinen in den vergangenen Jahrzehnten als ausgesprochen unromantische Anschauungsobjekte für die Wechselfälle der kapitalistischen Wirtschaft und die Anfälligkeit einer Gesellschaft oder Region für den Zustrom oder das Ausbleiben von Investitionen verwendet. In dieser langen und vielfältigen Tradition erscheint die chinesische Geisterstadt als bekannte Figur in neuem Gewand. 09  Diese Geisterstadt ist geprägt von rasantem Wachstum, angetrieben durch die Spekulationsgeschäfte von Stadtverwaltungen, Bauträgern, Finanzinstituten, privaten Kreditgebern und Wohnungskäufern. All diese Akteure tragen mit der Verfolgung ihrer eigenen finanziellen und politischen Interessen zu einer positiven Rückkopplung bei, durch die fortlaufend Investitionen in die Bebauung weiterer Flächen fließen. Solange die Boden- und Immobilienpreise kontinuierlich steigen – und die Steigerung weiterhin höher ausfällt als bei Bankzinsen oder Renditen auf dem Aktienmarkt oder anderen beliebten Anlagemöglichkeiten – kann sich die Aufwärtsspirale des Städtebaus ungehindert fortsetzen. Bei diesem Modell muss das Bauen nicht zwangsläufig mit einer tatsächlichen Nutzung einhergehen. Es genügt, wenn die neu errichteten Räume ihren finanziellen Zweck erfüllen. Im Extremfall entstehen dann Geisterstädte – Städte, die allein aufgrund ihres Anlagewerts aus dem Boden sprießen.
 
        Geisterstädte sind also Ruinen, weil sie einen tiefen Widerspruch verkörpern: Als riesige Anhäufungen von bebautem Raum verweisen sie auf die Annahme, dass Städte gebaut werden, um von Menschen auf die verschiedensten Arten genutzt zu werden, die man gemeinhin mit einer Stadt verbindet. Gleichzeitig verweist ihr Leerstand auf die Möglichkeit einer Urbanisierung ohne konkrete Nutzung. Auf diese Weise wird der Städtebau zu einem rein spekulativen Prozess, der auf den Punkt bringt, was die Soziologen Neil Brenner, Peter Marcuse und Margit Mayer als Dilemma der heutigen Zeit bezeichnet haben: Städte werden für den Profit gebaut, nicht für die Menschen. 10  
 
        DER CHINESISCHE TRAUM IST URBAN
 
        Eine Urbanisierung in dem Ausmaß und der Intensität, wie sie in China in den vergangenen Jahrzehnten zu beobachten war, hängt in der Tat von starkem Wirtschaftswachstum ab. Doch wie die Weltbank festgestellt hat, ist Chinas urbaner Wandel mehr als ein wirtschaftliches Programm zur Unterstützung der Industrialisierung und technologischen Erneuerung. Die Urbanisierung ist ein politisches Projekt mit dem Ziel einer völligen Umgestaltung der Gesellschaft. Das Streben nach Urbanisierung ist demnach ideologisch begründet.
 
        Der ideologische Charakter zeigt sich etwa in Staatspräsident Xi Jinpings Formulierung des „chinesischen Traums“. Das umfassende Thema dieser Utopie ist die Verwirklichung des langjährigen Ziels der chinesischen Kommunistischen Partei, bis 2030 eine „Gesellschaft mit einem bescheidenen Wohlstand“ aufzubauen. Von zentraler Bedeutung für dieses Programm ist der 2014 eingeführte „Urbanisierungsplan neuen Typs“, der darauf abzielt, bis 2030 mehr als 70 Prozent der Bevölkerung in Städten anzusiedeln und so dafür zu sorgen, dass die Wirtschaft nicht mehr von einer investitionsgetriebenen exportorientierten Produktion, sondern von der Nachfrage im eigenen Land und vom Massenkonsum angekurbelt wird. 11  Dass hier das US-amerikanische Wachstumsprogramm Mitte des 20. Jahrhunderts anklingt, das den Schwerpunkt auf den Bau von Vorortsiedlungen und die Schaffung einer Konsumgesellschaft legte, ist kein Zufall. China versucht, das US-amerikanische Modell des massenhaften Eigenheimbesitzes zu übernehmen, um eine auf breiten Konsum gestützte Wirtschaft zu fördern. Mit Erfolg: Die Wohneigentumsquote in den chinesischen Städten liegt bei 85 Prozent. Doch Xi will noch einen Schritt weitergehen. Der „Urbanisierungsplan neuen Typs“ verspricht, den materiellen Lebensstandard zu verbessern, indem die Menschen in die Städte ziehen und gleichzeitig die Umwelt geschützt und erhalten wird. Der Plan zielt darauf ab, die städtische Wirtschaft für eine nachhaltige Entwicklung zu optimieren.
 
        Doch in der Praxis zeigen sich bei der Umsetzung des Städtewachstums unter dem Banner des neuen chinesischen Traums Probleme, da der institutionelle Rahmen lückenhaft ist und viele Angriffspunkte bietet. Dass die Erschließung an untere Behörden vor allem auf kommunaler Ebene delegiert wurde, verleitet die zuständigen Beamten dazu, Entwicklungspläne voranzutreiben, die meist von der Idealvorstellung einer nachhaltigen Entwicklung abweichen. Zudem haben sich die Stadtverwaltungen als äußerst geschickt darin erwiesen, die von oben auferlegten Beschränkungen für eine Stadterweiterung zu umgehen, indem sie diese einfach ignorieren oder den Staatsrat um zusätzliches Bauland ersuchen. Ihre umfassenden Wachstumspläne begründen sie mit den von der Zentralregierung geförderten Entwicklungszielen, beispielsweise der Schaffung von Ökostädten, Universitätsstädten oder sogenannter National Level New Areas, eine Art Hightech-Stadt-Modell. Oder die Städte arbeiten mit benachbarten ländlichen Gebieten zusammen, um die Umgestaltung des ländlichen Raums voranzutreiben, die ebenfalls Teil des sogenannten chinesischen Traums ist. So wurden in Absprache mit den Provinzregierungen ländliche Flächen zusammengelegt und verstreut liegende kleine Dörfer umgesiedelt und konzentriert, um die landwirtschaftliche Produktion zu steigern und gleichzeitig freiwerdendes Land für weiteres städtisches Wachstum zu nutzen.
 
        FAZIT
 
        Die Bedingungen für die Entstehung von Geisterstädten in China sind komplex und verbinden aufgrund ihrer mitunter widersprüchlichen Wachstumsambitionen ganz unterschiedliche politische, wirtschaftliche und kulturelle Aspekte. Bezeichnenderweise lehnen chinesische Behörden die Bezeichnung „Geisterstadt“ ab, weil sie darin eine verzerrte und falsche Darstellung sehen. Ihrer Ansicht nach sind die neuen Siedlungen am Stadtrand mit den geradlinigen, im Rastersystem angelegten Straßen, den zahlreichen Plätzen und Parks, der modernen Infrastruktur, attraktiven Architektur, den neuen Schulen und öffentlichen Einrichtungen ein Erfolg, wie die hohe Nachfrage nach den angebotenen Wohn- und Gewerbeimmobilien zeige. Das Motto „Wir müssen nur bauen, dann werden sie schon kommen“ hält sich nach wie vor und rechtfertigt, was man kritisch als „überschüssigen Raum“ bezeichnen könnte. Zugleich zeigen die jüngsten Einbrüche der lokalen Immobilienmärkte und die Pleite des Immobilienriesen Evergrande 2023 mit Schulden in Höhe von mehr als 200 Milliarden US-Dollar die extreme Anfälligkeit dieses ökonomischen Ansatzes, der zwar enorme räumliche und soziale Veränderungen bewirken kann, dessen Erfolg jedoch nach wie vor fraglich ist. Zugleich bleibt das grundlegende Wachstumsmodell Chinas trotz aufsehenerregender Krisen unangetastet. Die Städte, die an erster Stelle zur Erzielung von Profit und erst an zweiter Stelle als tatsächlicher Wohnraum gebaut werden, stehen als unheimliches, leeres Versprechen in der Landschaft.
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        EINE KLEINE GESCHICHTE DES RUINENMOTIVS
 
         Kevin Bücking 
 
        Ruinen sind verfallen(d)e architektonische Bauwerke, sprich: mehr oder weniger erhaltene materielle Reste von Gebäuden. „Ruinierung“ bezeichnet wiederum den graduellen Prozess zwischen vollkommen intaktem Bau und letztlich bloßem Staub. In einem metaphorischen Sinne lässt sich zudem der erweiterte Phänomenbereich des Ruinösen in den Blick nehmen, der prinzipiell jeden möglichen vom Menschen hergestellten Gegenstand umfasst. Jedes von Verfall oder Zerstörung beeinflusste Artefakt lässt sich aus dieser Perspektive somit als Ding- oder Objektruine betrachten.
 
        Mit den architektonischen Ruinen im engen Sinne und den ruinösen Dingobjekten im weitesten Sinne sind die materiellen Ruinen angesprochen. Hinzu kommt der Bereich der immateriellen Ruinen, wenn die Ruine in semiotischen Verweis-Zusammenhängen als Zeichen für Anderes fungiert. Wie sich im Folgenden zeigt, dienen Ruinen vor allem in ästhetischen Kontexten als Symbol, Metapher, Allegorie oder auch als Spur für Sinnzusammenhänge, die ihre Bedeutsamkeit von woanders her gewinnen. So sind voraussetzungsreiche Analogieschlüsse im Spiel, wenn Ruinen als Zeichen der Zeit, Zeugnis vergangener Größe, Symbole einstiger Macht, Spuren der Vergangenheit, Zeichen des Zusammenbruchs, Embleme einer Kultur, Allegorien der Geschichte oder als politische Symbole beispielsweise im Denkmalschutz erscheinen. Auch umgekehrt lassen sich Dinge in der Welt in Analogie zur Ruine betrachten, wenn in Zeiten fortgeschrittener Umweltzerstörung der Planet Erde zur Ruine erklärt wird, man die Körper oder den Geist alternder Lebewesen als Ruinen betrachtet oder mediale Träger zu Ruinen werden. Treibt man solcherlei Analogien auf die Spitze, lässt sich der gesamte Prozess der Geistesgeschichte als eine immaterielle Anhäufung von Fragmenten einstiger „Gedankengebäude“ vorstellen. Der ruinöse Blick als imaginative Wahrnehmungsfähigkeit kann letztlich alles mit dem Schleier des Verfalls überziehen.
 
        KULTURGESCHICHTE DER RUINEN
 
        Ruinen wurden im Laufe der Zeit auf sehr unterschiedliche Weise betrachtet. Als Spuren der Vergangenheit verweisen sie nicht bloß auf den unaufhaltsamen Fortgang geschichtlicher Zeit und den damit einhergehenden historisch-kulturellen Wandel, auch die Art und Weise ihres Verweisens selbst unterliegt dieser Dynamik. Den Ruinen sind somit Formen kulturellen Wandels selbst eingeschrieben. Als geschichtliche Spuren nehmen sie verschiedene, teils divergente, mitunter auch paradoxe Rollen und Funktionen ein. So stehen sie beispielsweise für Ende und Neuanfang, Leben und Tod, Vergänglichkeit und Beständigkeit, Zeitlosigkeit und Zeitenwandel, Bewahrung und Zerstörung, Bruch und Kontinuität, Erinnern und Vergessen, Vergangenheit und Zukunft, Macht und Ohnmacht, Schönheit und Hässlichkeit, Befriedung und Schauder, Sinnhaftigkeit und Sinnlosigkeit, Anwesenheit und Abwesenheit, Spuren der Kultur und Spuren der Natur, die Größe des Menschenwerks und zugleich dessen Vergeblichkeit – um nur einige Pole zu nennen, zwischen denen sich abspielt, was die reflektierende Begegnung mit Ruinen ausmacht.
 
        Die Geschichte der Ruinen ist eine Geschichte permanenten Bedeutungswandels. Die Geschichte der Ruinen kann es aufgrund der Fülle möglicher Untersuchungsgegenstände und Betrachtungsweisen ohnehin nicht geben, eine Geschichte der Ruinen hingegen schon. 01  Dass und inwiefern es einen im Laufe der Zeit gewandelten und sich wandelnden Zugang zu den Spuren der Geschichte gab und nach wie vor gibt, soll in diesem Abschnitt im Fokus stehen, da nur so die Fülle möglicher Konnotationen ersichtlich wird. Die Kulturgeschichte der Ruinen meint also weniger eine Kulturgeschichte ihrer Objekte als der Reflexionsprozesse, die an ihnen getätigt wurden.
 
        Wie der französische Archäologe Alain Schnapp aufzeigt, kommt Ruinen bereits im Altertum eine wesentliche Funktion im Zusammenhang mit einer frühen Form von Erinnerungskultur zu. 02  Das Verständnis der Vergangenheit und das Verhältnis zu ihr dienen in der Antike zumeist der Legitimation der Herrschaft sowie der Bewahrung der Tradition und bilden sich vornehmlich an dem Umgang mit materiellen Resten schriftlicher Zeugnisse und architektonischer Gebilde, beziehungsweise von Artefakten im weitesten Sinne. Geht es in der Antike um Ruinen, so stehen der Wunsch nach Selbstdarstellung des Herrschers und die Rechtfertigung und Fortdauer der Macht im Vordergrund. Die Ruinen sind Manifestationen der Größe und Macht vergangener Zeiten, in deren Tradition und chronologische Fortführung sich ein Herrscher einreiht. 03  Dabei geht es nicht bloß darum, die architektonischen und schriftlichen Spuren der Vorgänger aufzugreifen, sondern sie auch weiterzuführen und der Nachwelt ebenfalls möglichst imposante Spuren zu hinterlassen. Das Ergebnis sind gigantomanische Bauten wie die ägyptischen Pyramiden, die mesopotamischen Zikkurats, die chinesische Mauer und weitere Schöpfungen des offiziellen und inoffiziellen Weltkulturerbes. Solcherart Architekturen haben etwas maßloses, sie verkörpern eine Form der Übertreibung, die ebenso ein „Mittel der Propaganda“ wie ein „Instrument der Erinnerung“ darstellt. 04  Die gewaltigen Bauwerke verbindet die Intention, „sich der Zeit gegenüber zu behaupten, die eine der Grenzen der menschlichen Existenz bedeutet“. 05  Besonders deutlich zeigt sich das unter anderem am Beispiel der ägyptischen Pyramiden, von denen man meinen könnte, sie hätten den Kampf gegen die Zeit tatsächlich gewonnen.
 
        Mit der Renaissance verändert sich der Blickwinkel. „Als im 15. Jahrhundert die Ruinen ins Bewusstsein der Menschen treten, erscheinen sie zuerst als Erkenntnisgegenstände.“ 06  In der Beschäftigung mit verfallenen Bauwerken geht es nun um die wiederherzustellende ehemalige Größe der Antike. Ruinen dienen dabei als Gegenstände der Erkenntnisgewinnung; an ihnen gilt es, das Wissen über die Antike zu erschließen, ganz im Sinne der bereits im Mittelalter von Hildebert von Lavardin (1056–1133) geprägten Sentenz, die zu einem Leitmotiv der Renaissance werden sollte: „Was Rom war, lehren uns noch heute seine Ruinen.“ 07  Die Kenntnis der Antike bildet sich seit der Zeit des Quattrocento im 15. Jahrhundert nicht allein in der Auseinandersetzung mit Texten, Inschriften, der Epigrafik und Numismatik aus; vielmehr gewinnen auch die Ruinen als architektonische Reste an Bedeutung. Die Überbleibsel von Bauwerken sind Gegenstand einer akribisch-detektivischen Spurensuche mit dem Ziel der Rekonstruktion der antiken Vergangenheit. Lange bevor Archäologie und Denkmalschutz etablierte Praktiken im heutigen Sinne wurden, entwickelten Humanisten, Schriftsteller und Architekten bereits eine künstlerisch-kreative und wissenschaftlich-analytische Praxis, durch welche die Ruinen zu „Objekten der Bewunderung“ 08  wurden.
 
        Die Renaissance zeichnet unter anderem eine Wiederaneignung der vorchristlichen Kultur aus. Den Darstellungen der Ruinen kommt dabei eine doppelte Funktion zu: „Einerseits zeugen sie von der Faszination für die römische Kultur; andererseits bestätigen sie die Aktualität des antiken Modells. Für die Menschen des Quattrocento sprechen die Ruinen also gleichzeitig von der Vergangenheit wie von der Gegenwart.“ 09  Es geht bei der Befassung mit verfallenen Bauwerken also nicht nur um die vergangene Vergangenheit, sondern um die gegenwärtige Vergangenheit; die antike Vergangenheit soll im Hier und Jetzt wieder auferstehen.
 
        Erst im Zeitalter des Barock beginnt die Ruine „autonom“ zu werden, wie etwa der französische Philosoph Gérard Raulet ausführt: „Die Ruine hat nun einen Wert an sich, selbst wenn er noch auf anderes verweist; der Torso wird nicht mehr ergänzt (…).“ 10  Der Torso, das Bruchstückhafte, die Fragmente werden zu ästhetischen Objekten eigenen Rechts. Ein wesentlicher barocker Moment der Ruinenästhetik ist Raulet zufolge die Verschränkung von Natur und Geschichte. Bei dem französischen Schriftsteller Jacques-Henri Bernadin de Saint-Pierre (1737–1814) heißt es in diesem Sinne: „Die Ruinen, in denen die Natur gegen die Kunst der Menschen ankämpft, flößen eine sanfte Melancholie ein. Sie zeigt uns die Vergeblichkeit unserer Werke und die Beständigkeit der ihrigen. Da sie beim Zerstören zugleich immer Neues schafft, läßt sie aus unseren Monumenten Goldlack, Chaneopodium, Graspflanzen, wilde Kirschbäume, Girlanden von Winden, Fransen aus Moos und alle möglichen Arten von Steinbrech emporwachsen, die, durch ihre Blumen und ihre Beschaffenheit, mit den Felsen aufs lieblichste kontrastieren.“ 11  Die Ruine verweist im Barock also nicht mehr auf eine vergangene, wiederherzustellende Größe, sondern wird zum Symbol der Vergänglichkeit in Form des Todes selbst. Hier bahnt sich bereits eine Entwicklung an, die noch deutlicher im Zuge der Aufklärung hervortreten wird: Geschichte wird zur Naturgeschichte. Weniger der Mensch und seine Historie stehen demnach im Mittelpunkt der Reflexion, sondern die Natur wird zur zentralen Größe des unaufhaltsamen Zeitwandels.
 
        Mitten im Jahrhundert der Aufklärung bildet sich eine Faszination für das Düstere und Abgründige in Form der Triebe, des Unterbewussten, des Irrationalen, der Nacht und des (Alb-)Traums und intensiven inneren Gefühlslagen heraus: die Romantik – in ihren finsteren Spielarten auch als „schwarze Romantik“ bezeichnet. 12  Diese Epoche versteht vornehmlich die mittelalterliche Kultur als ihren wichtigsten Referenzpunkt. Als Gegenbewegung zum „Klassizismus“ zur Bezeichnung von Phänomenen, die sich auf das griechisch-römische Altertum beziehen und durch „Vorstellungen von Klarheit, Rationalität, Kontur und Linie sowie der Mäßigung des leidenschaftlichen Ausdrucks“ 13  geprägt sind, entstehen so im 18. Jahrhundert mehr oder weniger parallel zueinander künstlerische Strömungen, die das christliche Mittelalter zum Vorbild haben und die „Enthusiasmus, Schwärmerei, Melancholie und poetische Ekstase“ 14  kennzeichnen. Der Fokus bei der Orientierung am Mittelalter liegt dabei nicht allein auf den entsprechenden Stilen, Sitten und Gebräuchen, sondern insbesondere auf einer „Sensibilität, die den antiken Menschen unbekannt war und die sich im Christentum ausdrücke“. 15  
 
        Das veränderte ästhetische Empfinden, das sich in Verbindung mit dem Begriff des Erhabenen ausformt, bildet den Hintergrund, vor dem auch die Ruinen in verwandelter Weise in den Vordergrund treten und einen sich wandelnden Verweis auf den Lauf der Zeit und die Kräfte der Natur verkörpern. In Abgrenzung zum Schönen sind mit dem Erhabenen intensive Empfindungen angesprochen, die durch Phänomene verursacht werden, die das menschliche Maß übersteigen, wie beispielsweise die Erfahrung von Naturgewalten. In den berühmten Gemälden Caspar David Friedrichs – beispielsweise den Darstellungen der Klosterruine Eldena – weichen die antiken den gotischen Architekturen und werden zum Inbegriff der romantischen Ruine. Friedrichs Ruinen sind Orte der Verlassenheit – selbst wenn sich dort noch Menschen aufhalten. Zumeist eingebettet in abgeschiedene Atmosphären der Natur, stehen sie in erster Linie für sich selbst. Sie sind nicht als Reminiszenz an vergangene Reiche konzipiert, an denen sich ein barockes „Wühlen im Schmerz“ über den Verlust einstiger Größe im Kontrast zu „jetziger Erniedrigung“ einstellt; die ruinösen mittelalterlichen Kathedralen mit ihren Altersspuren wirken vielmehr „beruhigend als Zeugnisse des gesetzlichen Naturlaufs, dem alles Menschenwerk sicher und unfehlbar unterworfen ist“. 16  Das vom Menschen geschaffene Bauwerk in Form der Ruine wird dem gesetzlichen Lauf der Natur preisgegeben.
 
        In der Moderne und der Zeit danach, oft als Postmoderne bezeichnet, nehmen die Ruinen noch einmal veränderte Gestalten und Konnotationen an. Seit der Industrialisierung und der Entwicklung neuer Baumaterialien entstehen gänzlich neue Architekturstile und somit auch neue Ruinengestalten; neue Techniken und Medien, einsetzend mit der Erfindung der Fotografie im 19. Jahrhundert, ermöglichen neue Wiedergabe- und Darstellungsformen der Ruinen. Die großen Kriege und Konflikte des 20. Jahrhunderts bringen eine Ruinierung der Lebenswelt ungeahnten Ausmaßes mit sich, und den Auftakt in das 21. Jahrhundert markieren die in das kollektive Gedächtnis eingebrannten, medial vermittelten Bilder der verheerenden terroristischen Zerstörung der Twin Towers des World Trade Center in New York am 11. September 2001 und die daraus resultierende Stahlruine am sogenannten Ground Zero. Die Aktualität der zerbrochenen Gestalten des Ruinenmotivs besteht somit bis in die Gegenwart fort.
 
         
          [image: Zu sehen ist ein Gemälde im Stil der Romantik, auf dem mittig der Chorraum eines verfallenen gotischen Klosters aus braun-roten Backsteinen platziert ist. Zwischen den Mauern wachsen grüne Bäume, Sträucher und Gräser. Im ehemaligen Chorraum des Klosters steht ein kleines Bauernhaus aus Fachwerk, vor dem zwei Menschen zu sehen sind.] 
          Klosterruine Eldena bei Greifswald (Caspar David Friedrich, um 1825)
 
            Quelle: Wikimedia 
 
        
 
        Omnipräsenz kommt Ruinen vor allem im Zuge der Zerstörungen der beiden Weltkriege zu: „Nach 1945 verweisen die Ruinen nicht mehr auf die Vergangenheit, sondern auf die Gegenwart – und die Gegenwart erlebt die Zerstörungskraft in einer vollkommen neuen Dimension.“ 17  Auch medial treten zuvor unbekannte Dimensionen hinzu: Die neuen Bilder aus der Luft dokumentieren die verheerenden Bombenteppiche und die verbleibenden Trümmerwüsten in den Großstädten. Solcherart Verwüstungen im 20. Jahrhundert haben ein bislang ungekanntes Bedürfnis nach Dokumentation geweckt, das sich auch in Fragen des Denkmalschutzes widerspiegelt. Die Ruinen der beiden großen Weltkriege kündigen fortan nicht mehr vom „abstrakten Wert einer fernen Vergangenheit“, sondern von den am eigenen Leib erfahrenen Erlebnissen dramatischer Ereignisse und Todesbedrohungen einer traumatisierten Generation: „Die Natur der Ruine verändert sich. Von nun an verkündet sie, wenn auch leider vergeblich, den kategorischen Imperativ des ‚Das darf nie mehr geschehen‘“.
 
        Im 20. Jahrhundert wird es somit zur zentralen Aufgabe, an Katastrophen und Zerstörungen zu erinnern. Den Ruinen kommt dabei eine bedeutende symbolische Funktion zu, als „Stigmata der Geschichte“ im Sinne einer Pflicht zur Erinnerung bewahrt zu werden. 18  Die Relevanz des Denkmalschutzes nimmt in der Nachkriegszeit entsprechend merklich zu. Seit seinem Aufkommen zu Beginn des 19. Jahrhunderts geht es dabei um die Opposition zwischen der Restaurierung gegenüber der Konservierung. Während im Zuge der Konservierung versucht wird, die originale Architektur möglichst in ihrem unveränderten Zustand zu bewahren und die ursprünglichen Materialien zu schützen und zu erhalten, soll bei der Restaurierung oder gar der Rekonstruktion das Gebäude in seinen ursprünglichen Zustand zurückversetzt werden. Der konstruktive und manipulative Eingriff ist im Falle der Wiederherstellung deutlich weitreichender als bei der Konservation, weshalb Konservierung oftmals mit Authentizität und Echtheit assoziiert wird, während Restaurierung in der Regel der Verdacht auf Inszenierung und Künstlichkeit begleitet. 19  
 
        In jüngerer Zeit hat die Ruinenfotografie in einem gänzlich anderen Sinne ein Revival erlebt. 20  Die englische Bezeichnung Ruin Porn meint in diesem Zusammenhang nicht etwa pornografische Handlungen in ruinösen Kulissen, sondern ein dokumentarisches, meist fotografisches Interesse an verfallen(d)en Orten, den sogenannten Lost Places, das im Zuge einer Erkundung der entsprechenden Orte, der Urban Exploration, in Szenekreisen als eine Art Obsession ausgelebt wird. Urban Exploration ist insoweit irreführend, als es sich häufig gerade nicht um urbane Orte – also belebte innerstädtische Areale – handelt, sondern um abgelegene Orte, die besichtigt werden. Der Begriff erstreckt sich jedoch auf mehr als die bloße Erkundung eines Lost Place. Als Urban Exploration wird beispielsweise auch das (nicht selten rechtswidrige) Erkunden von Industriegebäuden, Kanalisationen, Katakomben, Dächern und anderen in der Regel für die Öffentlichkeit unzugänglichen Bereichen des städtischen Raums bezeichnet. Diese „Expeditionsreisen“ verschlagen Menschen an die entlegensten Orte der Welt, um sich dort im Sinne eines Eskapismus aus dem Trubel der belebten alltäglichen Lebenswelt der Faszination am Ruinösen hinzugeben. Dabei werden verlassene und aufgegebene Orte wie etwa Landhäuser, Schlösser, Parks, Industrieanlagen, Krankenhäuser, Schulen, Hotels, Schwimmbäder, Kinosäle, Theater, Kirchen, Hochhäuser, Siedlungen, Bunkeranlagen, U-Bahn-Schächte, Freizeitparks, Versorgungs- und Militäranlagen aufgesucht, um sich dort neben dem Abenteuer der Erkundung dieser Orte deren fotografischer Dokumentation zu widmen. Diese zumeist aus ihrem ursprünglichen lebensweltlichen Kontext gerissenen architektonischen Gebilde an verlassenen Orten beflügeln die Fantasie. An ihnen entzünden sich emphatische Reflexionen und Imaginationen über vergangene und andere Welten wie auch Lebensweisen und Geschehnisse, die sich in den fotografischen Inszenierungen niederschlagen.
 
        SPUREN IM RAUM DER GEGENWART
 
        Im Zuge eines solchen historischen Abrisses entsteht leicht der Eindruck, Ruinen seien der archäologischen, historischen oder kunsthistorischen Forschung vorbehalten. Demgegenüber finden sich bei näherer Betrachtung unzählige Disziplinen, Perspektiven und Methoden der Beschäftigung mit dieser Thematik. Man kann Ruinen beispielsweise innerhalb der philosophischen Ästhetik in den Blick nehmen, wenn man danach fragt, inwiefern sie als „schön“ empfunden werden beziehungsweise besondere ästhetische Erfahrungen ermöglichen. Dabei bleibt das (kunst-)historische Wissen relevant, denn es trägt die ästhetische Auseinandersetzung mit Ruinen in Hinblick auf deren Bedeutungen. Gleichwohl verschiebt sich bei einer philosophischen Untersuchung der Fokus, kantisch gesprochen, hin zu einer Reflexion über die Bedingungen der Möglichkeit dieser Erfahrungsweisen mit Ruinen. So lassen sich beispielsweise semiologische oder phänomenologische Überlegungen anstellen.
 
        Untersucht man die Ruinen in semiotischer Hinsicht, so fragt man nach ihrem Zeichenstatus. Wie bereits beschrieben, stehen Ruinen bisweilen in komplexen Verweis-Zusammenhängen. Eine grundlegende Opposition ließe sich beispielsweise zwischen einer symbolischen und einer allegorischen Referenz-Beziehung ausmachen. Während den symbolischen Modus eine konventionell eher eindeutige Semiose ausmacht, besteht der allegorische Modus in einer anders-, doppel- oder mehrdeutigen Semiose. Fungieren Ruinen in bestimmten Kontexten als Symbole, ist deren Bedeutung gesellschaftlich relativ eindeutig (beispielsweise die Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche in Berlin als Mahnmal der Verheerungen des Zweiten Weltkriegs); kommt den Ruinen hingegen eine allegorische Bedeutung zu, so wird das im Spiel befindliche Bedeutungsgeschehen wesentlich komplexer. In einem buchstäblichen, initialen Sinne sind Ruinen in der Regel nicht mehr als Reste verfallender Bauwerke; in einem allegorischen Sinne werden sie zugleich Sinnbilder für unbestimmt Vieles: die Geschichte, die Naturgeschichte, politische, gesellschaftliche und soziale Umbrüche, das unaufhaltsame Fortschreiten der Zeit und die damit einhergehenden Formen kulturellen Wandels, die Transformation der Lebenswelt, die Endlichkeit allen Daseins, die Elegie, Melancholie und Nostalgie oder die letztendliche Vergeblichkeit menschlicher Bemühungen und kulturellen Schaffens. Walter Benjamin schreibt über die Ruinen den hermetisch anmutenden Satz: „Allegorien sind im Reiche der Gedanken[,] was Ruinen im Reiche der Dinge [sind].“ 21  Dieses Diktum lässt sich so verstehen, dass die Ruine in gewisser Hinsicht zur Allegorie der Allegorie wird. Den materialen Ruinen kommt dieser Lesart nach die allegorische Bedeutung zu, die geistige Form der Allegorie zu verkörpern. Die Ruinen sind architektonische Gebilde, die ihre einstige Funktion verwirkt und damit ihren ursprünglichen Sinn verloren haben. Die Bedeutsamkeit, die wir ihnen fortan zusprechen, kommt ihnen in allegorischer Weise zu; sie werden mit zusätzlichen Bedeutungen allegorisch angereichert. Insofern avancieren die Ruinen geradezu zum Sinnbild allegorischer Verfahren, im Zuge derer im vermeintlich Sinnverfallenen Sinn gesucht wird.
 
        Untersucht man Ruinen hingegen in phänomenologischer Hinsicht, so stehen leibliche und sinnliche Dimensionen der Begegnung mit Ruinen im Zentrum der Überlegungen. Es geht dann darum zu analysieren, inwiefern man als leiblich-sinnlich erfahrende Lebewesen die Atmosphären im Raum erlebt, die von Ruinen ausgehen und sich erspüren lassen. So werden die Formen des Gefühls für Ruinen genauer in den Blick genommen, um zu untersuchen, woraus die elegischen, nostalgischen oder melancholischen Stimmungen resultieren. Besonders charakteristisch für den phänomenalen Charakter der Atmosphären von Ruinen ist die Verschränkung von Architektur und Natur, was zu Reflexionen über das Natürliche im Architektonischen beziehungsweise das Architektonische im Natürlichen einlädt.
 
        Für Georg Simmel wirkt in der Welt stets das „Gegenspiel zweier kosmischer Richtungen“, der „große Kampf zwischen dem Willen des Geistes und der Notwendigkeit der Natur“, den er auch als Widerspiel der „nach oben strebenden Seele und der nach unten strebenden Schwere“ begreift. 22  Die Ruine trägt wesentlich einen „Eindruck des Friedens“, wenn es heißt: „Jener Charakter der Heimkehr ist nur wie eine Deutung des Friedens, dessen Stimmung um die Ruine liegt – die neben der anderen steht: daß jene beiden Weltpotenzen, das Aufwärtsstreben und das Abwärtssinken, in ihr zu einem ruhenden Bild rein naturhaften Daseins zusammenwirken.“ 23  Simmel zufolge ist die Baukunst diejenige Kunstgattung, welche die genannten Kräfte des Geistes und der Natur in einzigartiger Weise in eine harmonische Einheit überführt. Für die Ruine als architektonischen Sonderfall gilt: „Diese einzigartige Balance zwischen der mechanischen, lastenden, dem Druck passiv widerstrebenden Materie und der formenden, aufwärts drängenden Geistigkeit zerbricht aber in dem Augenblick, in dem das Gebäude verfällt. Denn dies bedeutet nichts anderes, als daß die bloß natürlichen Kräfte über das Menschenwerk Herr zu werden beginnen: die Gleichung zwischen Natur und Geist, die das Bauwerk darstellte, verschiebt sich zugunsten der Natur. Diese Verschiebung schlägt in eine kosmische Tragik aus, die für unser Empfinden jede Ruine in den Schatten der Wehmut rückt; denn jetzt erscheint der Verfall als die Rache der Natur für die Vergewaltigung, die der Geist ihr durch die Formung nach seinem Bilde angetan hat.“ 24  Simmels theatralisch-gewaltsame Überspitzung des Verhältnisses von Geist und Natur, das sich an verfallenen Bauwerken zeige, trifft eine grundlegende Intuition im Zusammenhang mit der Begegnung mit Ruinen: Die Natur scheint sich des Menschenwerks zu bemächtigen, und da der Mensch seine Werke in der Regel aus den vorhandenen Materialien der Natur herstellt, lässt sich durchaus mit gewisser Plausibilität davon sprechen, die Natur erobere sich etwas wieder zurück. Bei Simmel heißt es weiter: „In dem Augenblick aber, wo der Verfall des Gebäudes die Geschlossenheit der Form zerstört, treten die Parteien [des Geistes und der Natur] wieder auseinander und offenbaren ihre weltdurchziehende ursprüngliche Feindschaft: als sei die künstlerische Formung nur eine Gewalttat des Geistes gewesen, der sich der Stein widerwillig unterworfen hat, als schüttle er dieses Joch nun allmählich ab und kehre wieder in die selbständige Gesetzlichkeit seiner Kräfte zurück.“ 25  Diese grundlegende Differenz zwischen kontingenten natürlichen Prozessen und dem intendierten geistigen Gestaltungswillen ist für das Verständnis von Ruinen zentral, denn es ist gerade dieses symbiotische Zusammenspiel beider Vorgänge, das Ruinen zu einer ästhetischen Kategorie eigenen Rechts werden lässt.
 
        Auf die Frage hin, auf welche Weise das Menschenwerk als Naturobjekt erscheint, kann man sich zudem an einer Typologie unterschiedlicher Ruinenformen abarbeiten. Schließlich macht es für das Erleben einen entscheidenden Unterschied, ob man Verfallsruinen, Zerstörungsruinen, Kriegsruinen, Investitionsruinen oder dergleichen mehr begegnet. 26  
 
        ATMOSPHÄRISCHES REFLEXIONSGESCHEHEN
 
        Führt man semiologische und phänomenologische Perspektiven zusammen, lässt sich die ästhetische Begegnung mit Ruinen als ein atmosphärisches Reflexionsgeschehen begreifen. 27  Die Ruinen erscheinen uns vor dem Hintergrund eines offenen Horizonts biografischer und historischer Zeit im Raum. Die Atmosphären der Ruinen in der Gegenwart speisen sich aus einer unterbestimmten, abgeschlossenen Vergangenheit und strahlen aus in eine unbestimmte, offene Zukunft. Das Erscheinen der Ruinen geht somit selten in deren bloßer sinnlicher Gegenwärtigkeit auf, vielmehr wird ihr ästhetisches Erscheinen von Korrespondenzen mit Vergangenem und Zukünftigem getragen. Gerade weil die biografische und historische Vergangenheit und Zukunft in ihrer Unter- und Unbestimmtheit oftmals Rätsel aufgeben, resultiert die ästhetische Begegnung mit Ruinen in der Regel in Reflexionen darüber, was gewesen sein könnte und was gewesen sein wird. Anstoß nimmt dieses ästhetische Reflexionsgeschehen an den Ruinen der Gegenwart als Spuren im Raum, die sich immer wieder neu und immer wieder anders verstehen und wahrnehmen lassen. Unsere verweilende Anteilnahme an verfallenen Bauten eröffnet ein zugleich sinnliches und sinnhaftes Atmosphärenerleben im Raum, das getragen wird von Reflexionsvollzügen zwischen Begriff und Anschauung.
 
        Ruinen sind letztlich Schauplätze eines Ringens des Menschen mit sich selbst – in intrasubjektiver wie in intersubjektiver Hinsicht. Die Persistenz der Ruinen innerhalb des menschlichen Lebensraums belegt ihren Status als anthropologische Grundkonstante menschlichen Daseins. Ruinen sind Schauplätze einer konfliktvollen und wechselhaften Menschheitsgeschichte. Bittere Aktualität erhält diese Einsicht durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine und den abermaligen Ausbruch des Nahostkonflikts nach dem Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023. Wo menschliches Leben herrscht, da entstehen Ruinen. In der Korrespondenz zwischen Ruinen als Objekten und uns selbst als Subjekten der Vergänglichkeit besteht die existenzielle Dimension des Ruinenästhetischen: An den Ruinen der Welt zeigt sich unsere Welt als Ruine. Dass Ruinen eines Tages den Menschen überdauern und schließlich selbst verschwinden werden, bleibt zwangsläufig eine imaginative Reflexion, da sich kein menschlicher Standpunkt einnehmen ließe, der solcherlei Vorstellungen belegen oder widerlegen könnte. Ob es also eines Tages heißt: „Selbst die Ruinen gehen unter“, 28  wie Lukan, der Neffe Senecas, schreibt, obliegt einzig der Reflexion an den Spuren im Raum.
 
         
           KEVIN BÜCKING  
hat Philosophie, Geschichte und Kunstgeschichte an der Goethe-Universität Frankfurt am Main studiert und wurde 2022 mit einer Arbeit über die Ästhetik der Ruinen promoviert.
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        SICHTBAR-UNSICHTBARE ORTE
 
        NS-Thingstätten abseits vom Erinnerungsdiskurs
 
         Stefanie Samida 
 
        Denkt man an Ruinen, kommt einem schnell der Urlaub in Griechenland, in der Türkei oder Italien in den Sinn. Man sieht Relikte griechischer Tempel, Spuren bronzezeitlicher Stadtmauern oder Überreste römischer Amphitheater vor dem geistigen Auge, erinnert sich vielleicht an die in der Antike berühmte kleinasiatische Stadt Ephesos, an Besuche auf Kreta mit seinem minoischen Erbe oder an das Kolosseum in Rom. Vielleicht denkt der eine oder die andere aber auch an ein Gemälde von Caspar David Friedrich, etwa „Ruine Eldena im Riesengebirge“ (1830–1834), ein Landschaftsgemälde, das die mittelalterliche Klosterruine Eldena bei Greifswald mit dem weit entfernten Riesengebirge im heutigen Tschechien und Polen kombiniert, oder an den Ruinenberg in Potsdam, der antikisierende, also künstliche, Ruinen als Element der seit dem späten 18. Jahrhundert beliebten Gartenkunst beherbergt. Diese Beispiele stehen für jene Ruinen, die in der modernen Welt positiv besetzt sind – nicht selten schwingt hier eine Ruinenästhetik mit, die ihre Wurzeln in der deutschen Romantik besitzt. Es gibt aber auch andere Ruinen, die deutlich weniger positiv konnotiert sind, beispielsweise die Frauenkirche in Dresden, die als Mahnmal dient, die Garnisonkirche in Potsdam, deren Überreste noch immer umstritten sind, oder etwa die Beelitzer Heilstätten bei Potsdam, denen im wahrsten Sinne des Wortes Ruinöses anhaftet. Letztere wurden Ende des 19./Anfang des 20. Jahrhunderts als Sanatorium errichtet, dienten den Sowjets nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum Abzug in den 1990er Jahren als Militärkrankenhaus und verfielen dann zügig – befördert durch Vandalismus. Sie zählen wie viele andere moderne Ruinen des 19. und 20. Jahrhunderts – beispielsweise aufgegebene Industrieanlagen, nicht mehr benutzte Bunker oder das 1986 havarierte Kernkraftwerk Tschernobyl in der Ukraine – zu den sogenannten Lost Places, die zu den zentralen Destinationen der Ruinentouristen, den sogenannten Urban Explorers, gehören. 01  
 
        Zu den modernen Ruinen zählen aber auch Bauwerke der NS-Zeit, vor allem Großanlagen wie etwa das KdF-Seebad Prora auf Rügen, das Reichsparteitagsgelände in Nürnberg oder der U-Boot-Bunker Valentin in Bremen. Diese NS-Ruinen sind Teil der deutschen Erinnerungskultur, viele von ihnen wurden musealisiert und sind heute Gedenkstätten, beherbergen Dauerausstellungen oder ein Dokumentationszentrum. Daneben gibt es aber auch zahllose NS-Ruinen, die weitgehend vergessen beziehungsweise „sichtbar-unsichtbar“ sind, wie etwa die sogenannten Thingstätten, die das NS-Regime Mitte der 1930er Jahre zu Beginn der Machtübernahme im gesamten Deutschen Reich zu Propagandazwecken erbauen ließ. Mit dem Thing-Begriff, der 1933 von dem Kölner Theaterwissenschaftler Carl Niessen eingebracht worden war, knüpfte man seinerzeit bewusst an das althochdeutsche „thing“ (Versammlung) an, um eine Verbindung zu germanischen Versammlungs- und Kultstätten zu suggerieren. 02  400 Anlagen waren geplant, etwa 50 bis 60 wurden erbaut – von Passau bis Bad Segeberg, von St. Goarshausen im Westen bis St. Annaberg/Góra Świętej Anny in Schlesien. Von diesen Repräsentationsbauten haben sich etwa 40 erhalten. Es handelt es sich um monumentale Freilichtbühnen, die eine ovale oder runde und zu den Rängen hin offene Spielfläche besaßen und mehreren Tausend Zuschauern Platz boten. Sie ähnelten damit antiken Theatern. In diesen Stätten kamen sogenannte Thingspiele – Sprechchordramen – zur Aufführung, über die die Trennung von Schauspielern und Publikum aufgebrochen und ein körperlich-affektives Gemeinschaftserlebnis geschaffen werden sollte, um so die sogenannte Volksgemeinschaft zu stärken. 03  
 
        Als „steingewordener Nationalsozialismus“, so Reichspropagandaminister Joseph Goebbels in seiner „Weiherede“ zur Eröffnung der Thingstätte auf dem Heiligenberg bei Heidelberg 1935, 04  haben diese überdimensionierten Freilichttheater über die Zeit hinweg nicht nur materiell einen mehr oder weniger großen Substanzverlust verzeichnet, sondern auch Nutzungsänderungen erfahren: Sie wurden Ruinen – Objekte, die zwar nicht mehr ganz vollständig, aber auch noch nicht völlig zerstört sind. 05  Wie alle Ruinen durchlaufen die NS-Thingstätten einen Transformationsprozess, der sich aber von Anlage zu Anlage verschieden darstellt, sodass ihr Erscheinungsbild recht heterogen ist. Dies hat wiederum Einfluss darauf, wie wir solchen Anlagen begegnen, sie wahrnehmen und erinnern (oder auch nicht), mit ihnen umgehen und sie gesellschaftlich verhandeln – ganz besonders vor dem Hintergrund einer zunehmenden Historisierung der NS-Zeit. Es lohnt sich also, diese Ruinen etwas intensiver in den Blick zu nehmen. An ihnen lässt sich in paradigmatischer Weise nachverfolgen, wie Nicht- und Nachnutzung sowie Praktiken der Aneignung auf sie einwirken beziehungsweise sie verändern und welche Rolle dabei ihr Zwischenzustand spielt.
 
        „STILLLEGUNG“
 
        Die Geschichte der NS-Thingstätten lässt sich als eine Geschichte des Wandels und der Umgestaltung schreiben, kurz: als Transformationsgeschichte. Der Ablauf dieses Prozesses, den es im Einzelnen für jede Anlage herauszuarbeiten gilt, ist dabei sehr verschieden. Es gibt aber durchaus eine Gemeinsamkeit, die alle während der NS-Zeit fertiggestellten Stätten betrifft und als Ausgangspunkt der weiteren individuellen Transformationsgeschichte zu begreifen ist: Die Thingstätten mit ihren neuartigen massentheatralen Sprechspielen konnten Mitte der 1930er Jahre weder Zuschauer noch Vertreter des Regimes tatsächlich begeistern. Gerade die Thingspiele wurden von der zeitgenössischen Kritik, die NS-Presse eingeschlossen, zum Teil vernichtend besprochen. Die anfängliche Euphorie bezüglich der Schaffung eines neuen, nationalsozialistischen Massentheaters wich der Ernüchterung. Das lag zum einen daran, dass der Bau der Anlagen nur schleppend vorankam, zum anderen war aber auch die Thingspieldichtung aus Sicht des NS-Regimes wenig ansprechend. Hinzu kam, dass bereits im Oktober 1935 eine Anweisung aus dem Reichspropagandaministerium die Verwendung des Begriffs „Thing“ untersagte und eine neue Sprachreglung forderte. Der Rückgriff auf eine wie auch immer geartete germanische Frühgeschichte galt nicht länger als opportun, stattdessen wurden die Anlagen nun neutral als Feier- oder Weihestätten beziehungsweise Freilichtbühnen bezeichnet. Die Aufführung von Thingspielen lief daher nach und nach aus, ab etwa 1937 nutzte dann vielfach die Hitlerjugend die Anlagen etwa für Aufmärsche oder Fackelzüge. Die Folge war, dass die Anlagen noch während der NS-Zeit ihre eigentliche Funktion verloren und nur spärlich genutzt wurden.
 
        Waren die Stätten ursprünglich als Kulturbauten für die Bevölkerung gedacht, gerieten sie bereits während der NS-Diktatur ins Abseits. Sie wurden von den Nationalsozialisten gewissermaßen „stillgestellt“, und das im doppelten Sinne: Erstens hatten sie ihre Funktion als Propagandainstrumente eingebüßt und „verstummten“ gleichsam; diese Stillstellung führte zweitens wiederum dazu, dass der Prozess der Ruinierung – und damit der Prozess der Transformation – für alle Thingplätze bereits wenige Jahre nach ihrer Fertigstellung einzusetzen begann und sich nach den Zweiten Weltkrieg, wenn auch auf unterschiedliche und individuelle Weise, fortsetzte. Denn mit der Kapitulation der Wehrmacht am 8. Mai 1945 und dem Ende des Zweiten Weltkriegs kam es für die deutsche Gesellschaft zu einer einschneidenden Zäsur, die sich nicht nur in einem veränderten politischen System manifestierte. Der Transformationsprozess vollzog sich vielmehr multidimensional und betraf nicht zuletzt das Wertesystem, den Lebensstil, soziokulturelle Aspekte sowie die materielle Ebene. Die nationalsozialistischen Thingstätten waren ebenfalls von diesem Umbruch betroffen, auch für sie begann gewissermaßen eine „neue“ Zeit.
 
        VIELFÄLTIGES RUINENPANORAMA
 
        Verfolgt man das Ruinenschicksal 06  der Thingstätten nach dem Zweiten Weltkrieg, so stößt man auf eine ungewöhnlich vielfältige Entwicklung. Das liegt wiederum daran, dass diese Orte als Ruinen nicht einfach präsent sowie sicht- und greifbar sind; sie stellen im Gegenteil Orte des Verborgenen dar, des Sichtbar-Unsichtbaren beziehungsweise des An- und Abwesenden. Man könnte auch sagen: Ihr Status ist „latent“, also „vorhanden, aber nicht hervortretend“. 07  Und damit geht wiederum eine gewisse Offenheit einher – die Stätten sind offen hinsichtlich ihrer (Nach-)Nutzung, offen in der Frage, wer sie sich wie, wann aneignet, und sie erweisen sich darüber hinaus grundsätzlich als interpretationsoffen. Die folgenden Beispiele zeigen, wie sich unterschiedliche Städte und Kommunen in Westdeutschland in der Nachkriegszeit mit „ihren“ Thingstätten auseinandergesetzt haben. Die Ansätze sind dabei merklich verschieden.
 
        Ruinen sich selbst überlassen
 
        Wer beispielsweise die Thingstätte auf dem Braunschweiger Nußberg besuchen möchte, muss sich auf eine durchaus zeitintensive Spurensuche begeben. Denn von der einstmals großangelegten Stätte ist heute kaum noch etwas zu sehen oder gar zu besichtigen. Die Stadtverwaltung hatte der Anlage nach dem Zweiten Weltkrieg kaum Beachtung geschenkt, sodass nach und nach der natürliche Zerfall einsetzte. Gemäuer fielen in sich zusammen und Zersetzungen durch Wasser, Hitze und Kälte, Mikroorganismen, sich ausbreitende Pflanzen und stöbernde Tiere folgten; die Natur eroberte sich ihr Territorium gewissermaßen zurück, gleich einem „Kompostierungsvorgang“. 08  Hier und auch in anderen Fällen bewirkte dieses „Sich-selbst-Überlassen“ eine kontinuierliche „Ruinierung“ bis hin zu einer Art Trümmerlandschaft. 09  
 
        Über die Braunschweiger Thingstätte wuchs also und wächst weiter Gras – und das im doppelten Sinne: Zum einen führt der Wildwuchs ganz praktisch, und sei es in einer fernen Zukunft, zu ihrer völligen materiellen Zersetzung; zum anderen wächst im übertragenen Sinne über das schwierige Erbe der NS-Zeit Gras. Und das hat Folgen: Die einstigen monumentalen Bauwerke werden unsichtbar, weil ihre materielle Kultur nicht mehr wahrnehmbar und erfahrbar ist. In Braunschweig lag darin offenbar das erklärte Ziel der Stadt, denn rückblickend wird der durch die Vegetation bedingte Zerfall als „genau der richtige Umgang“ 10  beschrieben. Diesen Prozess des „Sich-selbst-Überlassens“ kann man als eine Art „Entgiftung“ begreifen, schließlich wird Natur – gerade im urbanen Raum – oft positiv konnotiert: Die fortschreitende „Ruinierung“ als Option, dem Erinnern an die NS-Geschichte aus dem Weg zu gehen? Begrünung also als (willkommenes) Mittel des Verdrängens und Vergessens oder gar als „Mittel der Heilung“? 11  
 
        Ruinen bespielen
 
        Als „unsichtbare Ruine“ ist die Braunschweiger Thingstätte zugleich eine „vergessene Ruine“. Die Erinnerung an das Bauwerk und die mit ihm verbundene Geschichte verblasst und das hat vor allem mit ihrem kontinuierlichen materiellen Substanzverlust seit 1945 zu tun. Zu den „vergessenen Ruinen“ zählen aber auch Anlagen, deren Ruinierung quasi aufgehalten wurde, indem sie konsequent weitergenutzt wurden. Ein anschauliches Beispiel hierfür ist die sogenannte Nordmark-Feierstätte in Bad Segeberg. In der 1937 eingeweihten Freilichtbühne am Kalkberg fand im Oktober 1945 eine der ersten großen Boxveranstaltungen nach dem Krieg statt – mit dem Schwergewichtsweltmeister und in der deutschen Bevölkerung populären Max Schmeling als Ringrichter. Als einschneidend kann jedoch das Jahr 1950 gelten. Damals unterbreitete der Lübecker Oberspielleiter Robert Ludwig der Stadt die Idee, die Anlage für „Winnetou-Festspiele“ zu nutzen. Die Stadt zögerte keine Sekunde und der Magistrat stimmte im Juli 1950 im „Interesse der Hebung des Fremdenverkehrs der Vorlage der Stadtverwaltung“ zu. 12  Auch wenn die für 1950 geplanten Aufführungen aus logistischen Gründen abgesagt werden mussten und die Karl-May-Spiele erst ab 1952 stattfinden konnten, zeigt sich hier ein „zupackendes“ städtisches Handeln. Die Gelegenheit, den Monumentalbau weiter etwa für Theateraufführungen zu nutzen, wurde ohne Umschweife ergriffen und umgesetzt. Seitdem spielt die Stadt jedes Jahr in den Sommermonaten „Indianer“ 13  und zieht damit tausende Besucher an: Der Kalkberg, die als Kalkbergstadion bezeichnete Arena und die Karl-May-Spiele bilden einen integralen und integrativen Teil der Stadtgesellschaft, sie gehören heute zur zentralen Geschichte, die in Bad Segeberg erzählt wird. Diese Transition von einem NS-Propagandaort zu einem populären Veranstaltungsort, dessen kolonialer Anstrich vor dem Hintergrund zeitgenössischer Debatten um kulturelle Aneignung deutlich mehr gesellschaftliche Debatten hervorruft als seine NS-Vergangenheit, fand weitgehend geräuschlos statt.
 
        Das Bespiel illustriert: Die Anlage ist zwar bis heute sicht- und begehbar – über Ein- und Umbauten zweifellos in veränderter Form –, die konstante Nach- und Weiternutzung nach dem Zweiten Weltkrieg hat aber dazu geführt, dass nicht nur der Prozess der Ruinierung aufgehalten wurde, sondern auch die (Vor-)Geschichte des Freilichttheaters verblasst ist. Hier zeigt sich gewissermaßen eine Paradoxie. Denn letztlich ist die Anlage sichtbar-unsichtbar beziehungsweise präsent und abwesend zugleich. Je weiter die Nach- und Weiternutzung fortschreitet und je intensiver sich diese gestaltet, desto mächtiger wird die Schicht des Vergessens, die sich um das Bauwerk legt. Die Überschreibung, die in Bad Segeberg stattgefunden hat – Ähnliches trifft unter anderem auf die Anlagen im sächsischen Borna und im niederbayrischen Passau sowie die heute als Berliner Waldbühne bekannte Stätte zu –, kommt einer performativ hergestellten damnatio memoriae gleich.
 
        Um Ruinen streiten
 
        Die Weiternutzung der Nordmark-Feierstätte in Bad Segeberg nach 1945 verlief weitgehend geräuschlos, schließlich hatte sich die Stadt als zentraler und einziger Akteur hinsichtlich der Thingstätte klar positioniert, indem sie diese weiter als Freilichttheater nutzte. An anderen Orten verlief der Transformationsprozess deutlich lauter, ja kontroverser. Denn nur selten gab es ein klares Konzept, wie man mit diesen speziellen NS-Ruinen umgehen sollte. In Heidelberg etwa diskutierte man Ende der 1940er und Anfang der 1950er Jahre in der Stadtverwaltung und in der Öffentlichkeit durchaus intensiv darüber, wie man die riesige Anlage mit ihren etwa 8000 Sitz- und über 20000 Stehplätzen auf dem Heiligenberg, idyllisch im Wald gelegen, nutzen könne. Eine Entscheidung wurde allerdings nicht getroffen; man sorgte allenfalls dafür, dass sie nicht verwilderte wie in Braunschweig und hielt sich damit eine zukünftige Nutzung offen. Tatsächlich erarbeitete der Gemeinderat dann in den 1980er Jahren ein Nutzungskonzept, das vier (angemeldete) Großveranstaltungen pro Jahr vorsah. Mit spontanen Veranstaltungen wie den seit Ende der 1990er Jahre einsetzenden Walpurgisfeiern, die über Mund-zu-Mund-Propaganda und abhängig vom Wetter zum Teil weit mehr als 10000 Menschen an die Thingstätte zogen, hatte man allerdings nicht gerechnet. Das popkulturelle Massenevent sorgte Jahr für Jahr sowohl im Vorfeld als auch im Nachhinein für Aufregung bei zahlreichen Akteuren: bei Stadt und Polizei, beim Forstamt und bei betroffenen Anwohnern. Die Stadt sah sich mit Sicherheitsfragen und die Polizei mit potenziellen Drogendelikten konfrontiert, das Forstamt sorgte sich um den Wald und die Müllmengen, die Anwohner wiederum sahen sich durch die Besucher um ihre Nachtruhe gebracht. Die NS-Ruine avancierte zum jährlichen „Störfall“.
 
        Auch die Passauer Anlage wurde zum Streitobjekt als 1980 das erste Passauer Open Air Festival auf dem Platz veranstaltet wurde, von dem damals nur noch spärliche Ruinenreste erhalten geblieben waren. Eine Gruppe junger Erwachsener initiierte die Veranstaltung, um einen Gegenpol zur christlich-konservativ geprägten Stadtkultur zu etablieren. Die Stadt versuchte wiederum das Musikfestival zu verhindern und verbot die Veranstaltung, woraufhin die Initiatoren vor Gericht zogen und Recht bekamen. Im Verlauf der fast 20-jährigen Festival-Geschichte kam es regelmäßig zu Debatten zwischen den Veranstaltern, der Stadtverwaltung und Anwohnern – ganz ähnlich wie in Heidelberg. Gestritten wurde dabei nie um die NS-Ruine beziehungsweise ihre Entstehungsgeschichte, gestritten wurde um die Art der Nutzung und damit um das Massenevent in popkultureller Rahmung mit seinen ganz praktischen Problemen wie Verschmutzung, Lärm und Kriminalität.
 
        Die beiden NS-Ruinen führten also zu latenten Spannungen in der Stadtgesellschaft, allerdings jenseits ihres nationalsozialistischen Bedeutungsgehalts. 14  An, um und über die Ruinen entstanden vielmehr neue Geschichten – Geschichten pop- und subkultureller Aneignung und des Aufbegehrens gegen etablierte Normen.
 
        Ruinen sinnlich erfahren
 
        Die Heidelberger Thingstätte gehört zu den ausgesprochen gut erhaltenen NS-Ruinen in Deutschland. Sie bildet mit mehreren, sich in direkter Umgebung befindlichen Bodendenkmälern aus ur- und frühgeschichtlicher Zeit – einem eisenzeitlichen Ringwall und zwei mittelalterlichen Klosteranlagen – eine Art Ruinenensemble und steht unter Denkmalschutz. 15  (Internationale) Besucher, die den Weg auf den Heidelberger Heiligenberg finden, scheint vor allem die massive Monumentalität der Thingstätte, in der der „steingewordene Nationalsozialismus“ sichtbar zu Tage tritt, emotional anzusprechen und ein Gefühl hervorzurufen, hier an einem geschichtsträchtigen, ja authentischen, Ort zu sein. 16  Über ihre Materialität wird die Stätte nicht nur sichtbar, sondern auch multisensorisch erfahrbar: Es ist möglich, die Treppen hinaufzusteigen, auf den Rängen zu sitzen oder auf der Bühne zu stehen und die Akustik zu spüren: „You really feel the presence of history when you’re here, like the people who once used the stage or sat in the stone benches in the amphitheatre“. 17  Die an der und über die Ruine erfahrbare Materialität ruft bei den Besuchern ein Präsenzerlebnis hervor –, einen Moment der Unmittelbarkeit und Intensität, 18  der zu einer Auseinandersetzung mit der Geschichte beziehungsweise konkreten Geschehnissen an diesem Ort führt. Dabei wird gerade das Latente zum Auslöser der historischen Imagination beziehungsweise stellt es die Brücke zur Vergangenheit dar. Manche Besucher vergegenwärtigen am historischen Ort vor ihrem inneren Auge die NS-Zeit: „If you close your eyes you can almost see the swastika flags and high-ranking Nazis gathering some 80yrs ago.“ 19  
 
        Die Heidelberger Ruine erweist sich somit als Ort der Erinnerung, dessen greifbare und erlebbare Präsenz im öffentlichen Raum die Besucher mit dem Fremden im Eigenen zu konfrontieren vermag und zur Reflexion herausfordert. Sie trägt also einen erinnerungskulturellen Wert mit sich, der sich über das sinnlich-emotionale Erleben aktivieren lässt und im besten Fall die NS-Propaganda und ideologische Durchdringung aller Lebensbereiche nachvollziehbar macht. Parallel besitzt die Thingstätte aber auch einen ästhetischen Wert, denn vielen Besuchern erscheint die moderne Ruine im Grünen geradezu von ihrer historischen Bürde befreit, evozieren doch ihre Lage und die sie umgebende Landschaft und Natur eine besondere Atmosphäre. Eindrücklich zeigt sich das etwa bei denjenigen Besuchern, die während ihres Aufenthalts auf die Abgeschiedenheit mitten im Wald verweisen, die Ruhe und Stille an dem Ort betonen oder gar eine „silent aura“ 20  verspüren. Sie erleben beziehungsweise imaginieren die NS-Ruine als friedlich-friedvollen Ort. Hier klingt eine gewisse Ruinenästhetik durch, die nicht mit einer Romantisierung oder gar nostalgischen Rückschau auf den NS-Propagandaort gleichzusetzen ist: „Die Ruine kann schön und hässlich, harmonisch und dissonant, melancholisch und belebend, friedlich und zerstörerisch erscheinen; mal überwiegt das eine, mal das andere und zuweilen sind wir gar nicht in der Lage, uns zwischen gegensätzlichen Charakteristiken zu entscheiden – und wir müssen es auch nicht, weil Widersprüchliches legitimerweise gleichermaßen im Spiel ist. Die ästhetische Reflexion hält prinzipiell offen, wie und als was uns die Ruine erscheint und sie darf das, da sie nicht in gelingender oder misslingender Weise instrumentellen Zwecken dienlich sein muss“. 21  
 
         
          [image: Auf der Luftaufnahme ist ein grüngefärbtes Waldgebiet mit einer Lichtung zu sehen. Auf der Lichtung ist ein kreisrunder freier Platz mit einer Steinbühne. Im Hintergrund sieht man den Neckar und die historische Altstadt von Heidelberg.] 
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        Das Beispiel veranschaulicht, wie das sinnliche Erleben sowohl Handlungen als auch Deutungen beeinflusst und Imaginationen hervorruft. Der Atmosphäre als wechselseitiges Zusammenspiel von materieller Kultur, Körper und Raum – und damit als Phänomen ähnlich latent wie die Ruine selbst – kommt dabei eine zentrale Rolle zu.
 
        WERT DER NS-RUINEN
 
        Die hier vorgestellten NS-Ruinen unterliegen also nicht nur einem temporal-materiellen, sondern auch einem gesellschaftspolitischen und kulturellen Wandel. Sie wurden und werden beständig umgeformt, umgearbeitet und umgedeutet. Wie alle Ruinen sind auch sie Orte im Dazwischen – changierend zwischen (materieller) Anwesenheit und Abwesenheit, zwischen Sichtbarkeit und Unsichtbarkeit.
 
        Der Philosoph Georg Simmel hat vor über 100 Jahren in seinem Essay „Die Ruine“ über ihren Status reflektiert und sie als Stätten des Lebens bezeichnet, aus denen das Leben gewichen sei. 22  Für Simmel besitzt die Ruine einen besonderen ästhetischen Wert, der sich aus verschiedenen Eigenschaften speist. Dazu gehört ihr friedvoller Ausdruck, die ihr innewohnende Spannung von Vergangenheit und Gegenwart, die er als „äußerste Steigerung und Erfüllung der Gegenwartsform der Vergangenheit“ bezeichnete, und dazu zählt auch der ihr eigene Reiz, dass ein „Menschenwerk“ wie ein von der Natur geformtes Objekt empfunden werden kann. 23  
 
        Simmel hatte seinerzeit zwar antike Ruinen im Blick, aber sein Entwurf einer Ästhetik der Ruine ist keineswegs aus der Zeit gefallen. Er gilt gleichermaßen für NS-Ruinen, die ebenfalls einen ästhetischen Reiz entwickeln (können), der nicht nur sinnlich-emotional erlebbar ist, sondern auch hinsichtlich Nutzung, Aneignung und Deutung eine Unbefangenheit inkludiert, die sie zu „freien Schauplätzen neuer signifikatorischer Akte“ macht. 24  Akte dieser Art lassen sich auch an den NS-Thingstätten finden: An ihnen haben sich seit 1945 unterschiedliche (Ge-)Schichten abgelagert. Es ist ein vielfältiges und ganz eigenes Ruinenpanorama entstanden, das sich auf paradoxe Weise zwischen Vergessen und Erinnern sowie alten und neuen Geschichten aufspannt.
 
        FAZIT
 
        2014 plädierte der Jenaer Zeithistoriker Norbert Frei in der Wochenzeitung „Die Zeit“ dafür, die bereits in einem fortgeschrittenen ruinierten Stadium befindlichen NS-Bauten – sein Beispiel war die Ehrentribüne (sogenannte Zeppelintribüne) auf dem Reichsparteitagsgelände in Nürnberg – nicht denkmalpflegerisch zu erhalten, sondern der vollständigen Ruinierung preiszugeben. Aus seiner Sicht verdienten die „architektonischen Monstrositäten der NS-Zeit“ keinerlei Renovierung oder Restaurierung, wolle man eine „zusehends leerlaufende Erinnerungspolitik“ nicht weiter befördern. Er sprach sich für eine De-Auratisierung und einen „kontrollierten Verfall“ aus. 25  Er hatte damit ein durchaus heikles Thema angesprochen, das sich letztlich auf die Frage zuspitzen lässt: Benötigt Erinnerung Ruinen? 26  Und wenn ja: Wieviel architektonische Erinnerung an die NS-Zeit ist dann nötig beziehungsweise benötigen wir (noch)? Die Stadt Nürnberg hat diese Frage für sich eindeutig beantwortet. Sie ist nicht dem radikal anmutenden Weg des Verfallenlassens gefolgt, sondern hat sich dazu entschlossen, die Zeppelintribüne als „Lern- und Begegnungsort mit Informations- und Vermittlungsangeboten zu erhalten“. 27  
 
        Für viele NS-Ruinen laufen die Fragen allerdings ins Leere beziehungsweise stellen sich erst gar nicht. Die nationalsozialistischen Thingstätten wurden beispielsweise schon bald nach dem Zweiten Weltkrieg auf ganz unterschiedliche Art nachgenutzt, bespielt und angeeignet; ihre Bedeutung erschöpfte sich aufgrund ihres latenten Status nicht beziehungsweise nie allein in ihrem historischen Wert, sodass sie bis heute gewissermaßen unter dem „erinnerungskulturellen Radar“ fliegen konnten. An den NS-Thingstätten als Orten der Latenz manifestieren sich Praktiken und Umgangsweisen, die andernorts – etwa in Museen, Gedenkstätten, Dokumentationszentren – aus erinnerungspolitischen Rahmenbedingungen heraus nicht denkbar sind. Die NS-Thingstätten wurden so zu Veranstaltungsorten, Tourismusdestinationen, Stätten subkultureller Aneignung, Orten gesellschaftlicher Aushandlung und nicht selten: schlicht vergessen. Ihre gesellschaftliche Rolle ist also nicht beschränkt oder gar einseitig auf eine Funktion festgelegt, sondern vielfältig wandel- und formbar. Als NS-Ruinen abseits offizieller Erinnerungsdiskurse liegt in dieser Multidimensionalität und Bedeutungsvielfalt ihr eigentlicher Wert. Nicht selten erweist sich das als gesellschaftlich herausfordernd. Eine gewisse Ambiguitätstoleranz gegenüber den von der erinnerungskulturellen Norm abweichenden Deutungen, Aneignungen und Nutzungen – einschließlich des bewussten Verfallenlassens – scheint dabei erforderlich.
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        KONFLIKTRAUM UNESCO
 
         Christoph Brumann 
 
        Nichts scheint die Welt so sehr zu einen wie ihr Erbe. Das 1972 verabschiedete „Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt“ 01  haben inzwischen 195 Staaten – so gut wie alle – unterzeichnet, und 168 von diesen haben erfolgreich Stätten für die Welterbeliste nominiert, die mittlerweile 1199 Einträge umfasst. 02  Die jährlichen Sitzungen des Welterbekomitees sind vom kleinen Spezialist:innenzirkel zum globalen Event mit tausenden Teilnehmenden herangewachsen und werden von noch viel mehr Menschen im Internet verfolgt. Hatte mich in jüngeren Jahren die Bronzeplatte am Kölner Dom, die diesen als Welterbe auswies, noch verwundert, ist das Welterbe mittlerweile ein weltweit bekanntes und erstrebtes Gütesiegel, das für Besuchszahlen, Lokal- und Nationalstolz und Investitionen Wunder wirken kann. Die Welterbekonvention ist der gefragteste Aufgabenbereich im bunten Portfolio der UNESCO, der Bildungs-, Wissenschafts- und Kulturorganisation der Vereinten Nationen, und hat dort einen breiteren Fokus auf Kultur und Erbe angeregt, etwa mit dem ebenfalls hochgeschätzten „Übereinkommen zur Erhaltung des immateriellen Kulturerbes“ von 2003. 03  Doch ist die Welt dadurch wirklich einiger geworden?
 
        Bei der Frage, wie mit den Zeugnissen der Vergangenheit umzugehen ist, steht eines fest: Nichts hat so sehr zur Verbreitung und Standardisierung der Denkmals- und auch der Naturschutzpolitiken und -diskurse beigetragen wie das Welterbe. Nichts anderes hat zudem so sehr das Bewusstsein für deren eurozentrische Erblasten geweckt. Denn schon nach einem guten Jahrzehnt wurde deutlich, dass das freie Nominierungsrecht für alle Vertragsstaaten vor allem europäische Paläste, Kirchen und Altstädte auf die Liste brachte. Ob dies dem dafür erforderlichen „außergewöhnlichen universellen Wert“ tatsächlich entsprach, erschien zweifelhaft. In der Annahme, dass für die Schieflage vor allem eine eurozentrisch-monumentale Vorstellung vom Kulturerbe verantwortlich war, wurde in den 1990er Jahren unter Federführung des Internationalen Rats für Denkmalpflege (ICOMOS), der als Beratungsorganisation für das Kulturerbe fungiert, ein Reformkurs eingeschlagen: Kulturlandschaften als Orte markanter Mensch-Umwelt-Interaktionen von der Landwirtschaft bis hin zum Ahnenkult kamen als neue Kategorie hinzu, die Kriterien für die vom Kulturerbe geforderte Authentizität wurden erweitert, sodass nun auch Bauten aus Holz und Lehm eine Chance hatten, und eine „Global Strategy“ mit Ausrichtung auf einen ethnologisch breiten statt elitären Kulturbegriff wurde verabschiedet. Handels-, Pilger- und Wasserstraßen, heilige Berge und prähistorische Fundstätten, Vernakulararchitektur und Weinbaugebiete waren nun gegenüber Prachtbauten und Herrschaftszeichen nicht mehr im Nachteil. Die Welterbeliste und damit die Vorstellung von dem, was für die Menschheit wichtig ist, hat sich so nachhaltig diversifiziert, und einen Beitrag zur Dekolonialisierung der Denkmalskategorien kann man der Konvention nicht absprechen. 04  
 
        NEUE ROLLE DES GLOBALEN SÜDENS
 
        Zu einer weniger eurozentrischen Welterbeliste führte dies jedoch nicht, und da der Welterbetitel der hauptsächliche Anreiz des nur spärlich finanzierten Systems ist, förderte dies die Unzufriedenheit vor allem der Länder des Global Südens. Hierbei waren es weniger die Konzepte als die bürokratischen Praktiken, die sich auswirkten. Der Weg zum Welterbetitel führt über die Nominierung durch den eigenen Staat, und die Kapazitäten für die Erarbeitung des erforderlichen Dokuments mit mittlerweile hunderten oder gar tausenden Seiten sind weltweit sehr ungleich verteilt. Was die Staaten nominieren, steht ihnen zudem frei, und so erwünscht heilige Haine, pastoralnomadische Landschaften und andere Zeugnisse des Alltagslebens auch sein mögen, so wenig ist die Nominierung weiterer Barockpaläste oder gotischer Kathedralen zu verhindern, auch wenn von ihnen bereits Dutzende auf der Liste stehen. Nominierungsquoten (gegenwärtig eine Stätte pro Land und Jahr) verhindern in der Tat vorherige Auswüchse, wie etwa die gleich zehn Nominierungen, die Italien zur Komiteesitzung 1997 mitbrachte. Sie halfen aber nicht, die bereits entstandene Lücke zu schließen, zumal die europäischen Spitzenreiter der Liste immer noch neue Kandidaten finden. Es blieb also bei einer zur Hälfte mit europäischen Stätten gefüllten Welterbeliste, was dem universalen Anspruch schlecht zu Gesicht stand. Vertreter:innen südlicher Länder fühlten sich ausgegrenzt und vorgeführt, wenn ihre Kandidatenstätten nach der Begutachtung durch die Beratungsorganisationen auf den Komiteesitzungen abgewiesen wurden und nur die Erhaltungsprobleme ihrer bereits ernannten Welterbestätten breiten Raum einnahmen. 05  
 
        Verantwortlich dafür waren zum einen ICOMOS, die für das Naturerbe zuständige Weltnaturschutzunion (IUCN) und das Welterbezentrum, also die Verwaltungszentrale der Konvention innerhalb des Pariser UNESCO-Hauptquartiers. Allesamt haben diese Gremien ihren Sitz in Europa und wurden als westlich geprägt empfunden. Zum anderen schloss sich das Welterbekomitee in seinen jährlichen Sitzungen zumeist den Expert:innen an. Dieses Komitee besteht aus 21 für vier Jahre gewählten Vertragsstaaten, also selbst interessierten Parteien. Bis 2009 war hier noch das Bemühen leitend, mittels des Komitees die gemeinsamen Interessen zu schützen. So wurde in diesem Jahr das Dresdner Elbtal wegen eines nicht genehmigten Brückenbaus von der Liste gestrichen. Es ging den Komiteestaaten nicht speziell um Deutschland, sondern um die generelle Missachtung der Entscheidungen der Vorjahre, die nun nicht mehr ungeahndet bleiben konnte. 06  
 
        Mit der Komiteesitzung 2010 in Brasilia änderte sich dies jedoch schlagartig. In Echtzeit war zu beobachten, wie sich eine neue Praxis etablierte, die Expert:innen-Empfehlungen einfach zu übergehen, wenn sie den betroffenen Nationalstaaten nicht gefielen. Diese hatten sich zuvor per Lobbying unter den Komiteestaaten Unterstützung gesichert – zumeist werden die Delegationen von Diplomat:innen angeführt, die sich in Pariser UNESCO-Kreisen regelmäßig begegnen. ICOMOS und IUCN protestierten, und einzelne Staaten leisteten ebenfalls Widerstand, doch über die nächsten Jahre hinweg setzten sich die neuen Sitten durch. Da es für alle Länder so einfach wie nie geworden ist, sich eigene Welterbewünsche zu erfüllen, fehlte ein starkes Motiv, diese Entwicklung aufzuhalten, und nach anfänglichem Streit ist die Atmosphäre nun wieder friedlich. 07  
 
        Ohne die Ausgrenzung des Globalen Südens wäre es kaum dazu gekommen: Die Revolte von Brasilia wurde im Komitee von großen außereuropäischen Ländern – China, Ägypten, Mexiko und Brasilien – im Verein mit Russland angeführt, und elf der zwölf ohne den ICOMOS- und IUCN-Segen mit Welterbetiteln versehenen Stätten lagen im Globalen Süden. Ganz deutlich reflektierte dies ein gestiegenes Selbstbewusstsein, doch etablierte sich keine dauerhafte südliche Solidarität. Vielmehr haben einzelne außereuropäische Länder – China, Iran, Indien, Japan und Saudi-Arabien – bei den Welterbetiteln stark aufgeholt, während gleichzeitig das subsaharische Afrika vor allem beim Kulturerbe so marginal ist wie eh und je. Hier macht sich einerseits bemerkbar, dass ICOMOS trotz aller guten Absichten immer noch von an westlichen Bauwerken geschulten Denkmalschützer:innen dominiert ist und etwa mit den Nominierungen afrikanischer Kulturlandschaften oft nur wenig anzufangen weiß. 08  Aber auch spontane Unterstützung im Komitee für nur mäßig bewertete Nominierungen ist selten – die Staatsvertreter:innen treten nur dann auf den Plan, wenn sie zuvor darum gebeten worden sind, und machen dann keinen Unterschied zwischen den an Welterbe reichen und armen Ländern. 09  
 
        Auf die Spitze trieb dies die Komiteesitzung von 2021, die wegen der Pandemie online stattfand: Afrikanische Vertreter:innen waren aufgrund eines neuen Wahlmodus so zahlreich und auch so aktiv wie nie zuvor im Komitee. Gemeinsam verhinderten sie die Streichung eines kürzlich mit einem Staudamm versehenen Naturreservats in Tansania, verhalfen zwei afrikanischen Kandidatenstätten zum von ICOMOS verweigerten Welterbetitel und kippten den vorgeschlagenen Verzicht auf weitere Welterbeehren für die Gedenkstätten rezenter Kriege und Konflikte. Auch thematisierten sie globale Ungleichgewichte ausgiebig, wo sich dies zur Unterstützung der eigenen Position anbot. Doch hinderten sie und andere Länder des Südens das Komitee nicht daran, den größten europäischen Fischzug seit 2001 zu genehmigen – 17 von 34 neuen Welterbetiteln gingen an diesen einen Kontinent. 10  
 
        Das Hemd der durch wechselseitige Gefallen zu erwirkenden Vorteile im Staatenverkehr ist den Diplomat:innen näher als der Rock einer Welterbeliste, die ihren ersten Namensbestandteil auch tatsächlich verdient. Deutlich leisten die von der Hegemonie des Nordens Betroffenen also selbst einen Beitrag zu ihrer Fortführung und zur Verschleppung der Dekolonialisierung des Erbes, doch so sehr dies einzelnen Staaten und vielen Expert:innen missfällt, so sehr trägt die permissive Linie zur Zufriedenheit der vielen Länder bei, denen ihr nächstes Nominierungsprojekt im Zweifel wichtiger ist.
 
        DOMINANZ NATIONALER INTERESSEN
 
        Eigentlich war das Welterbe anders konzipiert. Mit dem gemeinsamen Erbe der Menschheit wurde eine Rechtsfigur aus anderen internationalen Verträgen übernommen und erstmals nicht auf außerstaatliche (das Weltall, der Mond, die Hochsee, die Antarktis), sondern nationale Territorien angewendet. Mit dem Eintrag in die Welterbeliste werden die Stätten der Sorge der gesamten Menschheit unterstellt. 11  Die praktische Umsetzung war lange zögerlich, und Berichtspflichten der Staaten und durch die Beratungsorganisationen und das Welterbezentrum vorgenommene Kontrollbesuche an gefährdeten Stätten etablierten sich nur allmählich. Einhergehend mit der wachsenden Prominenz des Welterbes in den 1990er und 2000er Jahren mischte sich das Welterbekomitee jedoch stärker ein – der Kölner Dom meiner Jugend erhielt so keinen Hochhauspark gegenübergestellt, denn für den angedrohten Verlust des Titels wollten die Investor:innen nicht verantwortlich sein. Mit der Streichung Dresdens schien hier der Höhepunkt erreicht – ein gemeinsam gestütztes Weltgremium, so schien es, konnte uneinsichtige Staaten zur Räson bringen. 12  Hätten die Staaten des Südens die Welt dieses Weltgremiums auch als die ihre empfunden, hätte sich dieser Anspruch vielleicht auch noch länger halten können, doch Brasilia besiegelte das Primat nationaler Eigeninteressen.
 
        Dies hat das Welterbekomitee auch darin geschwächt, zwischenstaatliche Konflikte zu schlichten. Typischerweise brechen diese dann auf, wenn Welterbestätten umstrittenes Territorium umfassen, und einige von ihnen beschäftigen das Komitee seit Jahrzehnten. So hat Serbien seine Ansprüche auf den im Jugoslawienkrieg unabhängig gewordenen Kosovo durch die Welterbenominierung mehrerer Kirchen und Klöster unterstrichen – Kosovo selbst war dies verwehrt, da es weder UNESCO-Mitglied noch Welterbevertragsstaat ist, und die Einschreibung zu verhindern, hätte seine Unterstützer:innen dem Vorwurf ausgesetzt, sich nicht um gefährdetes Kulturerbe zu kümmern. Sie liefern nun also die jährlichen Berichte an ICOMOS, und wenn nicht, wie so oft, die Sitzungsdiskussion auf das Folgejahr verschoben wird, beklagt Serbien, an seinem Beitrag zum Erhalt des Welterbes gehindert zu sein. 2008 kam der Khmer-Tempel Preah Vihear auf Antrag Kambodschas auf die Liste, anfangs noch mit Unterstützung Thailands, das diese dann aber im letzten Moment aufkündigte. In der Folge lieferten sich die Armeen beider Länder an diesem beiderseits beanspruchten Ort blutige Gefechte, und 2011 verließ die thailändische Delegation unter Protest die Sitzung, als die Stätte nicht von der Tagesordnung genommen wurde. Der angedrohte Austritt aus der Konvention blieb jedoch aus, und im Rahmen eines internationalen Koordinationsgremiums, dem beide Länder angehören, ist es um Preah Vihear wieder ruhiger geworden. 13  
 
        Wenig überraschend ist es der Nahostkonflikt, der die intensivsten Auseinandersetzungen in den Sitzungen nach sich gezogen hat. 1981 nominierte Jordanien die Altstadt von Jerusalem als Welterbe, also ein Gebiet im Ostteil, das zwar laut UN-Beschluss wie die gesamte Stadt einen internationalen Status genießt, seit 1967 aber von Israel besetzt ist, sowohl von Israel als auch von Palästina als Hauptstadt beansprucht wird und mit dem über die Verwaltung der heiligen islamischen Stätten (Felsendom, al-Aqsa-Moschee) auch Jordanien verbunden ist. 1982 wurde die Altstadt dann als gefährdetes Welterbe eingestuft, was bis heute anhält. Israel unterzeichnete die Welterbekonvention erst 1999, und seither werden jährlich „side tables“ gebildet, bei denen die Kontrahenten und die zwischen getrennten Räumen hin- und herpendelnden Vermittler:innen versuchen, eine einvernehmliche Minimalentscheidung zu finden. Selten regelt diese Entscheidung grundsätzliche Erhaltungsfragen, doch sind die anderen Staaten froh, sie ohne Diskussion durchzuwinken. Auch hat es vor Ort immer wieder substanzielle Kooperation zwischen den verfeindeten Seiten gegeben.
 
        Palästina erhielt 2000 einen Beobachterstatus und wurde 2011 zum Vollmitglied der UNESCO, eine auf UN-Ebene einmalig gebliebene Entscheidung, die es dem Land aber erlaubte, auch die Welterbekonvention zu unterzeichnen. Seither hat es mit der Geburtskirche in Bethlehem, der Altstadt von Hebron/Al-Khalil und der Oliven- und Weinbaulandschaft von Battir drei Stätten im Westjordanland nominiert, alle im für besonders gefährdete Stätten vorgesehenen Eilverfahren. ICOMOS bestritt jedes Mal das Vorliegen einer solchen Notsituation und empfahl das langsamere Regelverfahren, doch jedes Mal fiel die in kontroversen Fällen gerne verlangte geheime Abstimmung zugunsten Palästinas und der unmittelbaren Einschreibung aus. Die Bereitschaft, sich im Hinterzimmer auf einen Minimalkonsens zu einigen, hat vor allem seit 2015 gelitten, und die Komiteesitzung fungiert nun als Bühne für gegenseitige Schuldzuweisungen und Beschimpfungen, 14  die mit dem Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023 und dem Gazakrieg kaum an Schärfe verlieren dürften. Israel und zeitweilig auch die USA haben wegen der Aufwertung Palästinas die UNESCO verlassen; der Welterbekonvention gehören sie jedoch weiterhin an, sodass sich das Konfliktpotenzial hier fokussiert.
 
        Doch nicht nur über Territorien, sondern auch über die angemessene Teilung der Geschichte können sich Staaten entzweien. Für die Komiteesitzung 2015 in Bonn nominierte Japan eine Reihe von frühen Industriestätten aus der Meiji-Zeit. Doch sparte das Nominierungsdokument die im Zweiten Weltkrieg dort tätigen koreanischen Zwangsarbeiter:innen aus, sodass Südkorea – ebenso wie Japan gerade Mitglied des Komitees – sich gegen die Einschreibung sperrte. Auch hier waren lange Verhandlungen hinter verschlossenen Türen und eine ausgefeilte Choreografie von Verfahrensschritten und Erklärungen nötig, um Japan in der Sitzung den Titel zu sichern. Die Delegationsleiterin musste dafür abweichend von der bisherigen Regierungslinie die Zwangsarbeit bestätigen und die Vermittlung der vollständigen Geschichte an den Stätten zusichern. Südkoreas Medien triumphierten, doch die japanische Seite verschleppte in der Folge die Umsetzung. 15  
 
        In all diesen bi- oder trilateralen Auseinandersetzungen sind die nicht involvierten Länder tunlichst darum bemüht, sich herauszuhalten, und die Vermeidung offenen Streits ist das höchste diplomatische Gut, ganz gleich wie wenig dabei für das Kulturerbe herausspringt. Auf paradoxe Weise tritt der überstaatliche Anspruch des Welterbekomitees gerade dann zurück, wenn es am nächsten läge, an den Streitparteien vorbei eine dem Menschheitserbe dienliche Lösung zu beschließen. Doch dafür bleiben die Komiteemitglieder zu sehr Nationalstaaten, die dem allgemeinen Trend entsprechend immer weniger Anlass dazu sehen, sich für ein höheres Interesse zu exponieren.
 
        SCHUTZBEMÜHUNGEN UND WIDERSTÄNDE
 
        Gleichzeitig reduziert dieser Trend die Hemmungen, das Welterbekomitee zur politischen Bühne zu machen. So traf sich das Welterbekomitee im Januar 2023 zu einer außerordentlichen Sitzung in Paris, die eigentlich nur den Austragungsort und das Datum für die später im Jahr anstehende reguläre Sitzung festlegen sollte. Ins russische Kasan wollten die meisten Komiteemitglieder 2022 nach Putins Angriff auf die Ukraine nicht mehr reisen, sodass die dort geplante Sitzung ausfiel und auch kein Ort für 2023 beschlossen werden konnte. Doch nutzten nun in Paris fünf Komiteestaaten – Japan, Belgien, Bulgarien, Griechenland und Italien – die Gelegenheit, die Diskussion von gleich drei über das Eilverfahren für besonders gefährdete Stätten eingereichte Nominierungen einzufordern, darunter auch das historische Zentrum von Odessa. Eine jemenitische und eine libanesische Stätte kamen hinzu, doch blieb unklar, ob dort tatsächlich eine akute Bedrohung vorlag oder sie nicht vielmehr der Legitimierung des so noch nie verwendeten Verfahrens dienten. Genau dies griff die Vertreterin des immer noch im Komitee vertretenen Russlands auf, und sie bestritt die besondere Gefährdung der Altstadt von Odessa, wo zu diesem Zeitpunkt noch kaum Schäden entstanden waren. Außerdem wunderte sie sich – wie auch schon ICOMOS in seiner Evaluierung über die Grenzen der vorgeschlagenen Welterbestätte –, dass auch die modernen Hafenanlagen einbezogen waren. Offenkundig sollte die Notfalleinschreibung der Ukraine nicht nur allgemein den Rücken stärken, sondern auch einem kriegswichtigen und sehr wohl schon unter russischen Beschuss geratenen Hafen zusätzlichen symbolischen Schutz verleihen – jeder weitere Angriff würde nun auf ein Stück Welterbe zielen. Auch hier blieben die Komiteestaaten im geopolitischen Modus: Die Mehrheit enthielt sich, sodass die erwähnten Staaten sich gegen die eine Stimme Russlands durchsetzten. 16  Natürlich ging es den Protagonist:innen für sie um Wichtigeres als um die einwandfreie Befolgung der Welterbeprozeduren, doch wird der Respekt vor diesen so natürlich nicht gestärkt.
 
        Hier mag eine Entscheidung des Internationalen Strafgerichtshofs von 2016 eine Rolle gespielt haben. Sie verurteilte Ahmad al-Faqi al-Mahdi, Mitglied der malischen islamistischen Miliz Ansar Dine, als Kriegsverbrecher. Anders als in allen vorherigen Urteilen dieser Art hatte er sich nicht an Menschen vergangen, sondern 2012 die Zerstörung von neun Mausoleen berühmter Sufi-Heiliger und eines Moscheeeingangs in Timbuktu angeführt. In den Vorstellungen der islamistischen Rebellen, die die Kontrolle über den Norden Malis übernommen hatten, waren diese Welterbedenkmäler Häresie und kein Kulturerbe, ein Standpunkt, der pünktlich zur Sitzung des Welterbekomitees auf handfeste Weise bekräftigt wurde – „UNESCO is what?“, fragte ein Miliz-Mitglied die Pressevertreter:innen provokant. Doch schien dies die Delegierten im fernen Sankt Petersburg kaum zu erschüttern: Um die gerade laufende Diskussion der Neueinschreibungen – das Kerninteresse vieler Staaten – nicht zu verzögern, wurde die Befassung mit der Provokation in die Randstunden und die Mittagspause verlegt, ganz gleich wie sehr sie die Schlagzeilen der Weltpresse bestimmte. Mehr als ein halbes Jahr vor der französisch geführten Militäroperation, die Timbuktu wieder unter Regierungskontrolle brachte, mochte sich hier Realismus äußern, da keinerlei praktische Handhabe gegen die Zerstörungen bestand. Doch wenig war geeigneter, die Diskrepanz zwischen dem Anspruch auf Weltvertretung und der von nationalen Eigeninteressen bestimmten Wirklichkeit zu illustrieren. Kurioserweise brachte dann der Internationale Strafgerichtshof die Weltgeltung 2016 wieder ins Spiel – gerade weil die Stätten Welterbe waren, konnte ihre Zerstörung ein strafbares Kriegsverbrechen sein, 17  und dies mag die Einschließung der Hafenanlagen in das Welterbe von Odessa mitmotiviert haben.
 
        Spektakuläre Angriffe auf Welterbe sind auch seither erfolgt: Die Terrormiliz Islamischer Staat sprengte 2015 Teile der archäologischen Überreste von Hatra im Irak und Palmyra in Syrien, nach ihrer Auslegung Stätten des Götzendienstes, und auch hier ging es darum, die Vormacht der Religion gegenüber anderen Wertordnungen, auch dem säkularen Kult des Kulturerbes, öffentlich zu demonstrieren. Gerade die Prominenz des Welterbes kann es zur Zielscheibe für ikonoklastische Akte machen.
 
        Und gerade dies kann im nächsten Schritt den Welterberang so zerstörter Stätten begründen. Die leeren Höhlen der monumentalen Steinbuddhas von Bamiyan, die die Taliban 2001 sprengten, wurden mit der umgebenden Kulturlandschaft 2003 auf die Liste gebracht, und mit der von deutschen Truppen verwüsteten Altstadt von Warschau und der im Balkankrieg zerstörten Brücke von Mostar gibt es gleich zwei triumphale Wiederaufbauten, die aus ebendiesem Grund 1980 beziehungsweise 2005 zum Welterbe erklärt wurden – die üblichen Authentizitätsanforderungen traten hier gegenüber dem Symbolgehalt zurück. 18  Auch die Welterbeeinschreibung anderer Stätten vergangener Gräueltaten und Konflikte – das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau, der „Atombombendom“ von Hiroshima, die Orte des ruandischen Genozids oder die Gedenkstätten des Ersten Weltkriegs in Frankreich und Belgien – ist vom Wunsch nach der Überwindung dieser Geschehnisse beseelt; ob diese erst kürzlich und gegen starke Widerstände erneut geöffnete Kategorie 19  auf Dauer Konflikte besänftigt oder im Gegenteil schürt, bleibt abzuwarten.
 
        Allgemein ist bei all den beschriebenen Stätten – Orte in umstrittenem Territorium, Opfer religiös motivierter Zerstörungen und die Mahnmale der Gewalttaten von gestern – die Frage nach ihrem Beitrag zur UNESCO als Konfliktraum nicht leicht zu beantworten. Vom Spezialfall des gezielten Welterbe-Ikonoklasmus abgesehen, scheinen diese Stätten anderweitig motivierten Konflikte eher eine Ausdrucksform und eine Bühne zu geben als sie selbst zu verursachen; allenfalls die Welterbeernennung von Preah Vihear könnte hier eine Ausnahme sein. Wäre die Altstadt von Jerusalem nicht noch konfliktbehafteter, wenn sie kein Welterbe wäre? Würden neue Kriege und Genozide wahrscheinlicher, wenn die Zeugnisse der alten nicht auf die Liste gelangten?
 
        Deutlich konfliktträchtiger ist oft die Welterbeernennung an sich, denn sie bringt vor Ort Veränderungen mit sich, die nicht für alle Anwohner:innen und Nutzer:innen positiv ausfallen. In einem größeren Forschungsteam und Publikationsprojekt 20  erwies sich vor allem der lokale Kontrollverlust als Konstante. Die zentralen Organe des Welterbes sind viel zu schwach ausgestattet, um selbst zu regulieren. Stattdessen entscheidet es sich häufig im eigenen Nationalstaat, wie Welterbeerwartungen interpretiert und umgesetzt werden. Oft treten hier neue nationale Institutionen auf den Plan, während lokale Akteur:innen zurückgedrängt werden; Welterbe wird also tatsächlich eher Staatserbe. Diese Vorgänge sind allerdings zu sehr von nationalen und lokalen Spezifika bestimmt, als dass sie sich verallgemeinern ließen. In einer Art Franchise vergibt das Komitee zwar den Titel, hat aber kaum unter Kontrolle, was mit ihm tatsächlich gemacht wird, wem er zu Ehren und Wohlstand verhilft und wer stattdessen ausgegrenzt wird.
 
        Nur um ein Beispiel zu nennen: Seit 2008 steht das malaysische Malakka an der Küste der gleichnamigen Meeresstraße auf der Welterbeliste. Dies hat das multiethnische Erbe der Stadt gestärkt, in dem sich portugiesische, niederländische, britische, malaiische, chinesische und indische Einflüsse mit denen der chinesisch-malaiischen Baba Nyonya, der indisch-malaiischen Chetti und der „Eurasians“ mit portugiesisch-asiatischer Abstammung verbinden. Dies stärkt einen Gegenpol zur oftmals von den Interessen der malaiischen Mehrheit bestimmten malaysischen Regierungspolitik und fügt sich in einen allgemeineren Trend ein, kolonial verursachte Hybridität zu wertschätzen. Dem Tourismus hauptsächlich aus anderen asiatischen Ländern hat der Welterbetitel einen enormen Schub verschafft, sodass sich nun ein endloser Strom von Autos, Autorikschas und Motorbooten durch die schmalen Straßen und Kanäle zwängt. Sino-niederländische shop houses erhalten ein zweites Leben als Café, Boutiquehotel, Laden oder Galerie, doch gleichzeitig schießen um die historische Altstadt herum Wohntürme für die vom nostalgischen Vibe angezogenen Zuwanderer:innen in die Höhe, zum Teil auf gewonnenem Land, das den alten Kolonialhafen immer weiter von der Küste entfernt. Die meisten Bewohner:innen begrüßen die wirtschaftlichen Effekte oder profitieren selbst von ihnen, aber die Alteinwohner:innen der Altstadtviertel beklagen den Verlust ihrer Gemeinschaften, selbst wenn die alten Bauten nun strenger geschützt sind. Und mag auch der heritage boom den Chetti und ihren Tempeln Anerkennung und Besuch von der UNESCO-Generaldirektorin bringen, so reicht er trotzdem nicht aus, die in ihre alte Nachbarschaft vordringenden Hochhäuser zu stoppen. 21  An Spannungen und offenen Konflikten ist kein Mangel, aber hier Nutznießer von Opfern zu trennen und die Effekte des Welterbetitels aus dem Konzert anderer dynamischer Entwicklungen herauszufiltern, ist nicht einfach. Trotz der konservierenden Absichten, so wird klar, ist das Welterbe ein Veränderungsfaktor unter vielen.
 
        FAZIT
 
        Insgesamt neige ich immer noch dazu, transnationalen Organisationen und den von ihnen ausgeschriebenen symbolischen Anreizen – seien es nun olympische Medaillen, Nobelpreise oder Welterbetitel – eine zivilisierende Wirkung zuzubilligen. Hier zu reüssieren, erfordert eine gewisse Unterwerfung unter ein gemeinsames Rahmenwerk und nimmt nationalen Alleingängen ihren Reiz; zumindest wird hier gewaltlos miteinander kommuniziert. Dass dies die jüngsten Kriege und Konfrontationen nicht verhindert hat, ist jedoch genauso offensichtlich. Symbolischer Weltenbau bleibt auch beim UNESCO-Welterbe Stückwerk und unvollendetes Projekt, zumal die Eigeninteressen der beteiligten Nationen eine grundlegende Reform und Dekolonialisierung der Köpfe behindern. Das Welterbe spiegelt insofern nicht unbedingt wider, wie die Welt sein sollte oder könnte, auch wenn der utopische Impuls des Menschheitserbes weiterhin nicht ganz erloschen ist und viele Anhänger:innen mobilisiert. Vielmehr zeigt sich hier die Welt ganz so, wie sie tatsächlich ist.
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        RUINEN MIT ZUKUNFT
 
        Detroits Wandel im Blick
 
         Juliane Borosch 
 
        Denkt man in Deutschland an Detroit im US-Bundesstaat Michigan, so begegnet man meistens einer von zwei Assoziationen: der ehemaligen Autostadt oder der Ruinenstadt. Während sich dieses öffentliche Image in den USA mittlerweile wandelt und faktisch in seiner Totalität auch nicht mehr zutrifft, so wirken die mentalen Bilder und Fotografien verlassener postindustrieller Landschaften und zerfallender Monumentalbauten weiter nach.
 
        Detroit gilt nicht ohne Grund als „ikonografischste Stadt Amerikas“ und wird in Mediendarstellungen und öffentlicher Wahrnehmung stellvertretend für andere, wenn nicht alle US-amerikanischen Postindustriestädte eingesetzt. 01  Diese Darstellungen fokussieren sich häufig auf einen bestimmten Zustand des industriellen Niedergangs und des städtischen Bankrotts. Für solch eine durchdringende Kraft der Bilder, ja fast ein „kollektives (…) Vokabular visueller Ausdrücke“, müssen Bilder sowohl an ein großes Publikum verbreitet werden und immer wieder eine Reihe wiedererkennbarer Symbole, Ikonen und Zeichen enthalten. 02  Diese können dann vom Publikum erkannt, interpretiert und weitergedacht werden. 03  Zielpublikum, Aktualität und Darstellungsweise entscheiden maßgeblich über die Wahrnehmung und Auslegung dieser Bilder.
 
        Im Folgenden stehen Bilder und Sichtweisen in und auf Detroit im Fokus. Aufbauend auf der industriellen Geschichte und dem postindustriellen Niedergang der Stadt, der in der Kommunalinsolvenz 2013 kulminierte, liegt der Fokus auf den monumentalen, materiellen Wahrzeichen. Diese Perspektive ist jedoch nicht nur rückwärts gerichtet auf den Verfall der Gebäude und ihre äußere Stilisierung zu stadtfernen, menschenleeren, apokalyptischen Ruinenlandschaften. Vielmehr bezieht sie sich auf die andauernden Bemühungen der lokalen Bevölkerung, mit dem Image und der innerstädtischen Situation Detroits umzugehen, und lenkt den Blick auf das Zukunftspotenzial der ruinösen Wahrzeichen der Stadt, ganz im Sinne des Wahlspruchs von Detroit: Speramus Meliora; Resurget Cineribus – Wir hoffen auf Besseres; Sie soll aus der Asche auferstehen.
 
        INDUSTRIEHAUPTSTADT DES 20. JAHRHUNDERTS
 
        Das Interesse am Niedergang Detroits erklärt sich durch die schon vorher vorhandene Prominenz als ikonische Welt- und (Industrie)Hauptstadt des 20. Jahrhunderts, deren Vorreiterrolle im Aufschwung sich auch in ihrem Niedergang zeigen sollte. 04  Dieser Niedergang war einer Entwicklung geschuldet, die mindestens eine des nordatlantischen Raums war, aber langfristig zum globalen Phänomen werden würde, nämlich die Abwanderung und der Zerfall der lokalen Kernindustrien. 05  Schon allein deshalb war Detroit die Aufmerksamkeit der Welt sicher, und Postindustrieregionen in Deutschland und anderswo übertrafen sich in Abgrenzungsbekundungen getreu dem Motto „This is not Detroit“. 06  
 
        Zum Aufstieg Detroits in den 1920er Jahren trug maßgeblich die neu entwickelte Automobilindustrie bei. Die Fabriken von Ford und General Motors waren seinerzeit das weltweit größte Ballungszentrum für diese Branche. 07  Sie wurden zum Anziehungspunkt für Arbeitssuchende, vor allem für tausende in den Südstaaten lebende schwarze Amerikaner, eine Entwicklung, die als „Great Migration“ bezeichnet wird. Zwischen 1920 und 1950 war Detroit die viertgrößte Stadt der USA und hatte am Höhepunkt ihrer industriellen Entwicklung fast zwei Millionen Einwohner. 08  Die Stadt wurde so nicht nur Ballungsraum industrieller Innovation, sondern auch ein Zentrum der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung sowie für afroamerikanischen politischen Aktivismus. 09  
 
        Der überschüssige Reichtum der Industriestädte führte zu Beginn und in der Mitte des 20. Jahrhunderts auch zu städtebaulichen Ambitionen sowie zu Investitionen anderer Wirtschaftszweige, die vom Aufschwung profitierten, was sich in der Autostadt Detroit im Bau von Wolkenkratzern und anderen modischen Markenzeichen der damaligen Zeit niederschlug. Andere charakteristische Gebäude dienten der neu aufkommenden Freizeitgestaltung der Arbeiter und Bewohner dieser Städte, vom Sport bis hin zu prestigeträchtigen kulturellen Einrichtungen wie Theatern und Konzertsälen, die häufig von Industriemäzenen finanziert und errichtet wurden.
 
        Doch waren es vor allem die gewaltigen Industriebauten, die das Stadtbild Detroits und seine Wahrnehmung in der Welt prägten. Bis heute sind viele Gebäude, die für die industrielle Produktion errichtet wurden, in ihrer Größe, Ikonografie und Pracht weiterhin herausragend. Die Menge an Ressourcen, die in der industriellen Produktion abgebaut und verwendet wurde, machte groß angelegte Bauten und neue architektonische Innovationen erforderlich, die auch die Stadtplanung und -Entwicklung beeinflussten. Mit Blick auf Detroit lassen sich beispielsweise in vielen Bereichen Parallelen zwischen der fordistischen industriellen Entwicklung und dem modernistischen Denken in Architektur und Stadtplanung nachweisen. So kann die Geschichte der modernen Architektur nicht ohne Bezugnahme auf die Entwicklung der Automobilindustrie und des Kraftverkehrs geschrieben werden. 10  Darüber hinaus wurden viele fordistische Prinzipien der industriellen Produktion auch auf Bauprozesse sowie die Stadt- und Regionalplanung übertragen. 11  
 
        Es überrascht daher nicht, dass einer der Gründerväter der Industriearchitektur, Albert Kahn, in Detroit wirkte und nicht nur als „der Architekt“ seiner Stadt bekannt wurde, sondern auch als führender Experte auf seinem Gebiet. 12  Er entwarf 1908 das Automobilwerk in Highland Park, das nicht nur „das größte damals existierende Fabrikgebäude war und zu einer Ikone wurde“, sondern auch das erste Werk, das um das berühmte Fließband herum konzipiert wurde. 13  Der River Rouge Komplex, der 1928 fertiggestellt wurde, war die größte integrierte Fabrik der Welt, in der alles an einem Ort produziert werden konnte. Von Anfang an wurde die Fabrik auch zu einem Touristenmagneten. Ford bot Führungen durch das an, was man als „Höhepunkt des industriellen Fortschritts hin zur Massenproduktion“ propagierte, und zwar von erhöhten Aussichtspunkten aus, um die verschiedenen Produktionsschritte nicht als Einzelteile, sondern als einen zusammenhängenden Prozess zu erleben. 14  Ausländer, wie der deutsche Ingenieur Otto Moug in den 1920er Jahren, staunten und machten beim Besuch dieser Musterfabrik eine „erhebende, fast religiöse Erfahrung“. 15  Auch die international führenden Politiker der Zeit einte, über ideologische Grenzen hinweg, die Bewunderung für diese innovative Anlage. 16  Bis zum Zweiten Weltkrieg und der Zeit unmittelbar danach waren Detroit und die Automobilindustrie, auch aufgrund der Produktion für den Kriegseinsatz, weiterhin führend.
 
        NIEDERGANG UND FETISCHISIERUNG
 
        Mit Rezessionen, Ölkrisen sowie politischen Kurswechseln und Veränderungen im Welthandel und der Industrie wendete sich das Blatt für Detroit Ende der 1950er Jahre. 17  Städtebauliche Veränderungen im Zuge des sogenannten Urban Renewal und eine massiv einsetzende Suburbanisierung sowie eine damit einhergehende Abwanderung aus dem Stadtzentrum, vor allem der weißen Ober- und Mittelschicht und damit verbundenen Steuereinnahmen, taten ihr Übriges.
 
        Auf den wirtschaftlichen Niedergang und die damit verbundenen finanziellen Einbußen und Funktionsverluste zahlreicher Gebäude folgte der Leerstand, Verfall und die Zerstörung vieler Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt. Hinzu kam eine fehlende historische Tiefe der Bausubstanz aus der vorindustriellen Zeit, denn Detroit wurde erst 1701 als französischer Grenzposten an der Siedlungslinie gegründet und war in der Folgezeit wiederholt Opfer von Brandschatzung. So entstand eine besonders eindrückliche Form postindustrieller Landschaft mit Blick auf Grundriss, Topografie und Leerstände. Solche Stadtlandschaften wurden gewiss nicht ganzheitlich geplant und nur teilweise vorhergesehen. Vielmehr sind sie „Akkumulationen einer Reihe von Entscheidungen, die im Laufe der Zeit getroffen wurden, jede für sich rational, und die zum aktuellen Stadium der Urbanisierung führten“. 18  
 
        Postindustrielle Wahrzeichen zeigen an, um es mit den Worten der Amerikanistin Sherry Lee Linkon zu sagen, dass „Deindustrialisierung eine Halbwertszeit hat“. 19  Sie stellt die überzeugende These auf, dass der Übergang von einer Epoche zur nächsten, ähnlich wie bei toxischen Abfällen, nicht abgeschlossen ist, da noch Rückstände übrig sind, mit denen man umgehen muss. Von dieser „Halbwertszeit“ sind materielle Überreste am offensichtlichsten: Die allmähliche Verlagerung der Industrie aus den Stadtzentren in die Vororte oder an die Peripherie während des 20. Jahrhunderts sowie der Strukturwandel generell haben viele charakteristische Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt ohne Bedeutung oder Funktion zurückgelassen – ein Zustand, den der österreichische Raumplaner Benjamin Davy als „versteinert“ beschreibt. 20  
 
        Mit diesen verfallsbedingten „Versteinerungen“ und dem einsetzenden Strukturwandel dominierten verschiedene Niedergangsnarrative die öffentliche Darstellung Detroits. Zuerst zeigten sie sich in der Berichterstattung über gewaltsame Unruhen und Straßenschlachten als Symptom von und Konsequenz aus größeren sozialen und ethnischen Krisen und Konflikten. Derartige Berichterstattungen, auch in Popkultur und Nachrichten, haben vor allem in den 1980er und 1990er Jahren wesentlich dazu beigetragen, „die kulturelle Resonanz der Angst vor dem postindustriellen städtischen Raum zu etablieren“ 21 , wie die Amerikanistin Rebecca Kinney unter Berufung auf die Arbeit des Medienwissenschaftlers Steve Macek zu „Urban Nightmares“ feststellt. Diese „Landschaften der Angst“, in denen Menschen noch präsent waren, wurden anschließend mehr und mehr durch ein „Drama der Landschaft“, dem Narrativ der Ruinenstadt ersetzt. 22  
 
        Dieses Narrativ geht Hand in Hand mit dem der Maschinenstadt, das vor allem durch Detroit Techno verbreitet wurde. In diesem musikalischen Subgenre fand der Abbau von Industriearbeitsplätzen durch die fortschreitende Maschinisierung und Technologisierung einen futuristischen Ausdruck – jedoch mit einem positiven Ausblick. Denn die technologiebasierten Klänge und Rhythmen sprachen sowohl für die Resilienz der verbleibenden Bevölkerung und waren ein Beispiel „dafür, wie wichtig es ist, Technologie und neue Ideen für eine postindustrielle Zukunft anzunehmen“. 23  Dieser „machine soul music“ 24  wurde von den sogenannten Belleville Three, drei jungen afroamerikanischen DJs aus der Detroiter Party Club Szene und Mittelschicht der Weg bereitet, der sie zuerst in den postindustriellen Zentren Europas, dann global und schließlich auch in den USA populär machen sollte. In Detroit selbst bot die postindustrielle Ruinenlandschaft zahlreiche Spielorte für (illegale) Raves, die die Menschen zusammenbrachten und die verlassenen Orte zumindest temporär wiederbelebten.
 
         
          [image: In der Mitte des Fotos ist ein etwa 15-stöckiges Gebäude aus hellem Stein zu sehen, neben dem Kräne stehen und an dem graue Plastikplanen herunterhängen. Im Vordergrund ist eine Straße, ein schwarzer Gitterzaun und ein kleiner Park mit grünem Rasen und einem Baum.] 
          Restaurierung der Michigan Central Station
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        Mit den Bildern der Ruinen- und Maschinenstadt Detroit verschwanden fortan die Menschen komplett aus der Berichterstattung. Stattdessen repräsentierten nun verfallene Bauten die Stadt, allen voran der ehemalige Prunkbahnhof Michigan Central Station (MCS). Schon die Größe der MCS lässt auf ihre repräsentative Rolle als Abbild Detroits von Aufschwung zu Niedergang zum Wiederaufschwung schließen, denn ihre Fassade von 70 mal 105 Meter bietet genug Projektionsfläche. Das Gebäude im Beaux-Arts-Stil wurde 1913 eröffnet – im selben Jahr, in dem Henry Ford das erste Fließband einrichtete – und diente als Bürogebäude und Bahnhof. MCS sollte damals „ein Imperium heraufbeschwören“ und „einen großartigen Zugang zu einer neuen und besseren Stadt bieten“. 25  Die Zunahme des Autobesitzes und des Flugverkehrs nach dem Zweiten Weltkrieg sowie die Rezession in der lokalen Automobilindustrie zum Ende der 1950er Jahre bedeuteten auch den Niedergang des Bahnhofs. Seine Bedeutung schwand mehr und mehr, bis zu seiner endgültigen Schließung 1988. Danach geriet das Gebäude in Verfall, da keine unmittelbare Nachnutzung gesichert war und die Besitzer nicht in den Erhalt wie beispielsweise in die Erneuerung der Fenster investierten. Aufgrund der einstigen Pracht und prominenten Lage wurde der verfallene Bahnhof zu der prototypischen Detroit-Ruine. Dies bedeutete, dass die MCS häufig als Stockfoto in Berichten über den finanziellen Niedergang und (städtebaulichen) Verfall der Stadt verwendet wurde, auch wenn der Bahnhof selbst wenig bis gar nichts mit den behandelten Problemen oder Nachrichten zu tun hatte. 26  
 
        In Videos und Fotos ging ein ausgewähltes Repertoire an geframten und stilisierten Ruinen um die Welt und stand nunmehr stellvertretend für Detroit. Mit dem Soziologen Rolf Lindner kann man die Stadt als kulturell kodierten Raum beschreiben, der sich aus mentalen Bildern zusammensetzt, die den physischen Raum überlagern, denn man (er)lebt diesen Raum durch seine begleitenden Bilder und Symbole. 27  Dieses öffentliche, externe Erleben von Detroit stand oftmals nicht nur im Gegensatz zum Alltagsleben in der Stadt, sondern verhinderte lange Zeit im Herauslösen der Bilder aus ihrem Kontext und ihrer Ästhetisierung auch ihre Weiterentwicklung, etwa das Lernen aus der Geschichte und die Lösungsfindung für soziopolitische Probleme. 28  
 
         
          [image: Auf dem Foto sieht man ein verlassenes Fabrikgelände mit Gebäuden vor blauem Himmel aus grauem verrosteten Stahl und roten Backsteinen.] 
          Südliches Ende der Packard Plant
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        Im Gegenteil, es fand eine Fetischisierung des Verfalls von Detroit im populären, ästhetischen Genre des „Ruin Porn“ statt. In diesem Genre werden Bilder verfallender Gebäude häufig manipuliert, indem Menschen herausgeschnitten werden und man durch Blickwinkel und Farbgebung eine möglichst tragische und dystopische Stimmung kreiert. 29  Die Popularität und Allgegenwärtigkeit dieser Bilder führte jahrelang tausende Menschen im Zuge eines regelrecht voyeuristischen Ruinentourismus nach Detroit, um die imaginierte Einöde der gefallenen Industriemetropole zu erleben. Ruin Porn mündete auch in Ideen wie der des Fotografen Camilo Jose Vergara, der 1995 vorschlug, zwölf Straßenblöcke in Downtown Detroit in einer Art Ruinen-Themenpark zu konservieren und zu inszenieren. Er sprach, angelehnt an die untergegangenen Reiche des antiken Griechenlands und Ägyptens, von der Schaffung einer „amerikanischen Akropolis“ oder einem „Tal der Monumente“. 30  
 
        Es ist somit unverkennbar, dass die industriellen Überreste und Ruinen in Detroit eine bildgebende Qualität besitzen und selbst Wahrzeichen sind – als Identifikationsmarker, historische Zeugen und Orte, an denen über die Zukunft der Stadt entschieden wird. Sie fungieren tatsächlich und metaphorisch als Landmarken. Landmarken markieren sowohl Grenzen und sind Sicht- und Orientierungshilfen. Sie sind sichtbare Erkennungsmerkmale der bebauten und (un)natürlichen Umwelt. Sie sind jedoch auch Objekte, „die mit einem Ereignis oder einer Phase in einem Prozess verbunden sind; insbesondere ein Merkmal, eine Veränderung oder ein Ereignis, das einen Zeitraum oder einen Wendepunkt in der Geschichte einer Sache markiert“. 31  Die Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt sind Paradebeispiele für solche Prozessmarker, die einen Wendepunkt anzeigen – sowohl zum Zeitpunkt ihrer Errichtung als auch in ihrem heute unklaren zukünftigen Status und der durch sie signalisierten Handlungsaufforderung.
 
        REAKTION VON INNEN
 
        Dieser Handlungsaufforderung nimmt sich die Detroiter Bevölkerung, die in der Berichterstattung oftmals aus dem Stadtbild herausgeschrieben wurde, an. Denn im Gegensatz zu Darstellungen Detroits als verlassene Stadt ist sie auch ein „Ort der Gegenwart“, und es lässt sich ein „Widerstand im kollektiven Unterbewusstsein der Stadt“ gegen diese Fremdbeschreibungen feststellen. 32  Neben der Verbreitung von Berichten von und über Menschen und Projekte aus verschiedensten Detroiter Stadtteilen und Nachbarschaften schließt dies auch eine Umgangsstrategie mit den allgegenwärtigen materiellen Überresten der Industriestadt ein. 33  Die lokale Bevölkerung hat sich hier häufig für den Erhalt historischer Stätten und Gebäude interessiert und eingesetzt. Kleinere Stadtplanungs- und -entwicklungsunternehmen sowie NGOs nutzen ebenfalls Zuschussprogramme und Steuervorteile, die sich aus der Schaffung und Ausweisung historischer Bezirke und Gebäude ergeben, um Wahrzeichen und charakteristische Merkmale der ehemaligen Industriestadt zu erhalten, sie zu sanieren und wiederzubeleben, wie man in der Woodbridge-Nachbarschaft, der Ferry Street oder dem heutigen Sugar Hill Arts District sehen kann.
 
        In Downtown Detroit haben private Großunternehmer im vergangenen Jahrzehnt aufgrund mangelnder städtischer finanzieller Mittel den Freiraum genutzt, Gebäude und Grundstücke zu erwerben und eine Art „Central Business District“ nach ihrem Belieben zu gestalten. Beworben wurde dies mit dem Konzept der „Comeback City“, einer ahistorisch-nostalgischen Neuerzählung, in der ein kleiner Teil der Stadt zurück zu alter Höchstform findet, der jedoch einen Großteil der tatsächlichen, größtenteils schwarzen Detroiter Bevölkerung ausschließt und stattdessen an der Anwerbung von Externen aus der weißen Mittel- und Oberschicht interessiert ist. 34  
 
        Detroits offizielle Lösung für den Umgang mit den Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt war lange Zeit und ist häufig immer noch ein Tabula-Rasa-Ansatz der Räumung und Sanierung oder der Ignoranz und Vernachlässigung. 35  Diese Herangehensweise an (gebaute) Geschichte ist eine Auslegung, in der „die Vergangenheit nichts Dynamisches zu den zeitgenössischen Problemen von Form und Wachstum beizutragen hat. Wir müssen ‚bei Null anfangen‘ mit einer ‚tabula rasa‘ – was bedeutet, dass das Kulturerbe nichts weiter als ein museales Relikt ist, ohne generative Rolle in der Gegenwart“. 36  Ein Überangebot an Flächen und erhebliche Sanierungskosten, verschärft durch die fehlende Verantwortlichkeit für industrielle Hinterlassenschaften und Sanierungen durch frühere Grundstückseigentümer, haben die Nichtbeachtung riesiger Strukturen wie der Packard Plant möglich gemacht und wenig „Anreiz zur Wiederverwendung bestehender Gebäude und anderer historischer Strukturen geboten“. 37  
 
        Doch dieser Ansatz ändert sich nun. Stadterneuerungswissenschaftler um Ryan Locke stellen für Detroit ein „wachsendes Bewusstsein für den anhaltenden Wert historischer Gebäude und Straßenbilder“ fest. 38  Dieses wachsende Bewusstsein wird durch die Nachfrage der Menschen nach „den Eigenschaften, die nur durch die Zeit und die Geschichte entstehen und niemals wirklich nachgeahmt oder imitiert werden können“ oder, anders ausgedrückt, durch einen Trend der Authentizität gefördert. 39  In einer Stadt, deren wirtschaftlicher Schwerpunkt auf der Revitalisierung liegt, werden die Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt vor allem deshalb ernst genommen, „weil die wirtschaftlichen, ökologischen und kulturellen Vorteile zunehmend erkannt werden“. 40  
 
        RUINEN ALS RESSOURCE
 
        Eine solche Anpassung der Geschichte an die Besonderheiten postindustrieller Städte und ihrer Überreste als Schauplätze und Ressourcen für die Zukunft verwandelt die Gebäude und Wahrzeichen Detroits in Figuren und Medien. Die Figuren werden durch die materielle Hülle des Gebäudes in verschiedenen Stadien der Nutzung und des Verfalls in Zeit und Raum verortet. Diese Figuren im Raum lösen ein Verhalten ihnen gegenüber aus und geben ihre Interpretation vor, denn „[a]rchitektonische Artefakte sind – neben anderen Artefakten und anderen Formen des Symbolischen – unerlässlich für Prozesse der Vergesellschaftung, sie sind sozial konstitutiv“. 41 Architektonische Artefakte funktionieren nicht nur als Medium im Allgemeinen, sondern speziell als „Medium des Sozialen“. 42  
 
        Die Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt in ihren verschiedenen zeitlichen Stadien der Existenz stellen somit die Vision einer Stadt von und für sich dar. „Ohne räumliche Strukturen und die symbolischen Gestalten ihrer Architekturen sind Gesellschaften weder vorstellbar, noch existent“, wie die Kollektiv- und Kulturwissenschaftlerin Heike Delitz erklärt. Die verschiedenen Stadien, in denen sich ein Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt befinden kann, verkörpern somit auch symbolisch den Zustand sowie die zeitliche Dimension, Reichweite und kontinuierliche Weiterentwicklung einer Gesellschaft. Die Erkenntnis, dass man sich mit den Hinterlassenschaften und Lasten der Vergangenheit auseinandersetzen muss, um sich der Zukunft zuzuwenden, ist in postindustriellen Städten auf der Suche nach neuen Funktionen und Identitäten allgegenwärtig. Es sind die ikonischen materiellen Überreste, die Aktivitäten auslösen und als Knotenpunkte oder entscheidende Momente fungieren, in denen die Zukunft eines bestimmten Narrativs, einer Entwicklung oder sogar einer Stadt bestimmt wird.
 
        In Detroit werden vielerorts die Weichen für die Rehabilitation oder Neuerfindung einzelner Wahrzeichen der ehemaligen Industriestadt, von Stadtteilen und auch Detroit als Ganzem gestellt. In verschiedenen Größenordnungen werden ausgehend von lokalen Ankerpunkten wie der Michigan Central Station oder auch nur einem Community Garden Nachbarschaften wiederbelebt und aufgewertet. Auch hier ist der Bahnhof wieder ein Vorreiter. Als er 2018 von der Ford Motor Company gekauft wurde und als neues Zentrum des Entwicklungscampus für autonomes Fahren designiert wurde, machte dies international Schlagzeilen. Begleitet von einer in der Schicksalsgemeinschaft von Ford und Detroit verankerten Innovationserzählung, löste dieses Großprojekt auch in der umliegenden Nachbarschaft Erneuerungsmaßnahmen und einen Zustrom an Kapital und Bewohnern aus. Die feierliche Wiedereröffnung findet nun im Juni 2024 statt. Auch das ökologische Zukunftspotenzial von Industrieerbestätten ist mittlerweile erkannt worden. So wurde beispielsweise eine Gründach-Filteranlage auf der River Rouge Fabrik installiert, und alte Bahntrassen, Brachflächen und Industrieanlagen werden saniert und zu Grüngürteln, Parks oder dem „RiverWalk“ umgebaut. Das überregionale Bild der Stadt wandelt sich durch diese Projekte: der RiverWalk wurde von „USA Today“ in den vergangenen drei Jahren jeweils zur „besten Uferpromenade Amerikas“ gewählt, und die National Football League vergab den massenanziehenden NFL-Draft 2024 an Detroit. Aus der Asche der designierten Ruinenstadt auferstanden, kann Detroit, auch durch die harte Arbeit seiner Bewohner, wieder auf bessere Zeiten blicken.
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        Die heutige Baupolitik produziert enorme Leerstände und behandelt Gebäude als Wegwerfprodukte. Das Ergebnis sind Ruinen, unbewohnt und ungenutzt, unbeachtet und unterschätzt. Wer aber wirksam gegen die Klimakatastrophe und soziale Herausforderungen vorgehen will, muss das erhalten, was bereits gebaut ist, anstatt weitere Gebäude abzureißen und neu zu bauen. Denn selbst wenn dies einen kurzfristigen Mehrwert verspricht, werden auch Neubauten schneller als gedacht dem Verfall preisgegeben. Es braucht ein grundsätzliches Umdenken und ein neues Verständnis des Planens. Gebäude sollten so entwickelt werden, dass sie vielseitig weiternutzbar sind, und – ganz gleich ob als Gebäude oder in Bauteilen – im Kreislauf bleiben.
 
        FETISCH NEUBAU
 
        Als der Club of Rome bereits 1972 die Grenzen des Wachstums deutlich beschrieb, löste er damit einen Aufschrei aus. Angesichts der Jahre des Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg und des Wirtschaftswunders, in denen endlich wieder so etwas wie Zuversicht aufgekommen war, stießen diese Befunde auf Empörung. Komfortanspruch, Lebensqualität und auch die Geburtenrate waren gestiegen. Der Traum, dass es den Kindern in jedem Fall besser gehen würde als einer:m selbst, dass jede:r ein sicheres Dach über dem Kopf haben würde, war nun wahr geworden. Staatliche Förderungen und gesetzliche Regelungen wie das Zweite Wohnungsbaugesetz von 1956 hatten die finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen dafür geschaffen und ermöglichten soziale Sicherheit sowie die Integration breiter Bevölkerungsschichten in den Wohlstand. Die Bauwirtschaft florierte, neue Flächen wurden erschlossen, eine zunehmende Konsumorientierung brach sich Bahn, frei nach dem Motto: höher, schneller, weiter, mehr.
 
        In den 1990er Jahren erlebte das vereinigte Deutschland das nächste Hoch. Es wurde investiert und weitergebaut. Auch in den neuen Bundesländern sollte es „blühende Landschaften“ geben. Risiken und Umweltfolgekosten wurden dabei wissentlich ausgeblendet und oft als „Öko-Spielverderberei“ abgetan. Ein Narrativ, das sich bis heute hartnäckig hält.
 
        Seit mehr als 50 Jahren wissen wir gesichert, dass die Weise, in der wir aktuell leben und wirtschaften, eine Sackgasse ist. Der sogenannte Erdüberlastungstag, der das Datum markiert, an dem die vorhandenen Ressourcen für das laufende Jahr aufgebraucht sind, liegt heute auf Deutschland bezogen bereits Anfang Mai. Das heißt, dass wir ab diesem Zeitpunkt auf Kosten des Planeten und der nächsten Generation wirtschaften und faktisch über das Maß leben, das wir uns tatsächlich leisten können. Auch der Bausektor trägt erheblich zur Überlastung der planetaren Grenzen bei. Der Bau und Betrieb von Gebäuden ist für etwa 40 Prozent der CO2-Emissionen 01  und für den Verbrauch von über 90 Prozent der mineralischen Rohstoffe 02  in Deutschland verantwortlich. Gleichzeitig besteht über die Hälfte des Abfallaufkommens aus Bauschutt. 03  Täglich werden 52 Hektar neue Siedlungs- und Verkehrsfläche ausgewiesen, 04  der Flächenverbrauch pro Kopf steigt stetig an. 05  
 
        Dennoch dominiert das Mantra „Bauen, Bauen, Bauen“ weiterhin die öffentliche Debatte rund um verfügbaren und bezahlbaren Wohnraum. Dabei wird oft vergessen, dass dies diametral zur notwendigen Klimapolitik und auch zum eigentlichen sozialen Bedarf steht. Betrachtet man die Fakten, zeigt sich, dass ein gesteigertes Neubau-Volumen die sozialen und wirtschaftlichen Fragen in den vergangenen Jahrzehnten nicht gelöst hat. Die Leerstandsquote im städtischen Wohnsektor – 1,9 Prozent in den westdeutschen, 5,8 Prozent in den ostdeutschen Bundesländern –, 06  fällt zwar auf dem Papier gering aus, die Dunkelziffer dürfte aber deutlich höher liegen. Viele Neubauwohnungen sind im Besitz von großen Immobilienfirmen, die sie im Luxussegment als Dritt- oder Viertwohnung zur Geldanlage vermarkten. Auch in deutschen Großstädten macht sich der Trend bemerkbar, Wohneinheiten als Spekulationsobjekt oder für möbliertes, temporäres Vermieten zu halten, was zu wenig effektiv genutzter Fläche in bester Lage führt. Hinzu kommt, dass jährlich mehr Wohnungen aus der Sozialpreisbindung herausfallen, als neu gebaut werden. 2022 war dies bundesweit bei etwa 36500 Wohnungen der Fall. 07  
 
        Im öffentlichen Wohnungsbau muss deshalb auch die Privatisierung von landes- oder stadteigenen Wohnungsbeständen als schädlicher Faktor genannt werden. Die 2021 im Koalitionsvertrag der Ampelregierung versprochene „neue Wohngemeinnützigkeit“, die Stärkung von Genossenschaften oder der Griff zu Mietpreisbremsen, wären hier beispielsweise politische Werkzeuge mit wirksamem Lenkungseffekt.
 
        LEERSTAND ALLERORTEN
 
        Die deutlich steigende Mietenentwicklung der vergangenen Jahre hat zu einem Stillstand auf dem Wohnmarkt geführt. Menschen passen ihre Wohnsituation nur selten dem Bedarf ihrer Lebensphase an. Viele verbleiben in Familienhäusern und -wohnungen, obwohl diese inzwischen zu groß und zu umständlich im Unterhalt geworden sind. Oft kostet jedoch eine kleinere Wohnung mehr als die bisher bewohnte.
 
        So bleibt wertvolle Wohnfläche ungenutzt, und gleichzeitig wird immer mehr Wohnraum produziert. In der Regel entsteht er in neu ausgewiesenen Gebieten, sprich mit neuem Ressourcen-, Energie- und Flächenverbrauch. Der Traum vom eigenen Haus im Grünen wird weiter genährt, und für Alternativen fehlt es oft an Vorstellungskraft und auch an Wohnangeboten. Rein rechnerisch sind dabei bereits ausreichend Einfamilienhäuser für alle Familien in Deutschland gebaut. So liegt der gesamte Wohngebäudebestand derzeit bei etwa 19 Millionen Gebäuden, 16 Millionen davon sind Ein- und Zweifamilienhäuser. 08  Allerdings werden davon nur etwa 40 Prozent tatsächlich von Familien bewohnt. In 60 Prozent dieser Häuser leben derzeit nur ein bis zwei Personen, ein Phänomen, das auch als „Empty-Nesters“ beschrieben wird. Schauen wir auf den demografischen Wandel und den Rückgang der Geburtenrate, sehen wir, dass perspektivisch eine Vielzahl von Häusern leer stehen und absehbar zu Ruinen werden.
 
        Auch die Entwicklungen im ländlichen Raum der vergangenen Jahrzehnte werfen Fragen auf. Während rund um die Städte und Dörfer immer neue Einfamilienhausgebiete ausgewiesen werden, stehen im Ortskern Gebäude leer und werden dem Verfall preisgegeben. Diese als „Donut-Effekt“ beschriebene Situation führt dazu, dass sowohl für den Weg zur Arbeit als auch für jeden Einkauf und jede Verabredung der PKW genutzt werden muss und damit der individuelle Emissionsverbrauch deutlich steigt. Das Haus im Grünen ist tatsächlich gar nicht so grün wie viele meinen.
 
        Leerstand betrifft aber nicht nur das Wohnungssegment, er ist bei Gewerbeflächen noch deutlicher zu sehen. Als Beispiel: Während in Berlin allein bis 2026 weitere 1,5 Millionen Quadratmeter neue Büroflächen gebaut werden, 09  liegt die Leerstandsquote heute schon bei etwa 5,4 Prozent. Oft geht es dabei ausschließlich um die Besetzung der Grundstücke, weniger um die Gebäude selbst. Die Bodenpreise sind durch die marktwirtschaftlichen Entwicklungen der vergangenen Jahrzehnte in Deutschland faktisch explodiert. Das führt dazu, dass es sich tatsächlich finanziell oft nicht mehr lohnt, die Gebäude zu unterhalten oder nutzbar zu machen, sondern es wirtschaftlicher ist, nur die Grundstücke als Wertgegenstand zu halten. Ein viel diskutiertes Beispiel sind die von Pleitewellen betroffenen Kaufhäuser in begehrter Innenstadtlage. Durch fehlgeleitete Bodenpolitik entstehen so Ruinen mitten im Stadtkern.
 
        Der viel beschworene Neubau ist also nicht nur ökologisch höchst kritisch zu betrachten, er liefert auch auf die sozialen und städtebaulichen Herausforderungen der Zukunft keine zufriedenstellende Antwort. Es gilt, grundlegend umzudenken: Das neue Bauen heißt, nicht mehr „neu zu bauen“. Stattdessen sollte der existierende Bestand weiter- und umgenutzt, saniert oder umgebaut werden.
 
        BAUBESTAND ERHALTEN
 
        Laut einer Studie der TU Darmstadt und des Pestel Instituts könnten im Gebäudebestand 4,3 Millionen Wohneinheiten in Deutschland geschaffen werden. 10  Allein in Berlin wird die Zahl derzeit auf 100000 geschätzt, 11  die durch Dachausbauten, Aufstockungen, Überbauungen, Umnutzungen, Umzüge und Leerstandnutzung entstehen könnten.
 
        Das Bauen im Bestand bietet viele Vorteile: Tragstrukturen sind vorhanden, Infrastrukturen technisch wie sozial bereits erschlossen, Transportwege zur Baustelle, aber auch zur Arbeitsstätte sind kürzer. Insgesamt müsste ein Umbau also schneller, materialeffizienter und günstiger sein. Ökologischer und sozialer ist er in jedem Fall.
 
        Gleichzeitig sind die derzeitigen Bauvorschriften in und für Zeiten verfasst worden, in denen der Fokus auf Neubauten lag. Das Bauen im Bestand ist deshalb in Deutschland derzeit nur erschwert umsetzbar. Sobald ein Bestandsgebäude umgenutzt oder aufgestockt wird, müssen die baurechtlichen Anforderungen eines Neubaus eingehalten werden. Das führt etwa dazu, dass die geltenden Brand- und Schallschutzanforderungen auch für den Bestand gelten, wo sie aber oft nicht eins zu eins umgesetzt werden können. Entsprechende Kompensationsmaßnahmen, die die Sicherheit gewährleisten und mit der Grundstruktur vereinbar sind, erfordern oft aufwendige Einzelfallgenehmigungen. So wird ein Umbau zunächst unattraktiv, da er Planungs- und Kostenunsicherheit mit sich bringt. Ein Abriss und Neubau oder das Bauen auf der grünen Wiese als üblicher Weg scheinen in der Regel überschaubarer und rentabler – gerade weil Folgekosten für Umwelt und Gesellschaft nicht eingepreist sind.
 
        UMBAUORDNUNG
 
        Um den klimapolitischen Herausforderungen Rechnung zu tragen, fordert die zivilgesellschaftliche Bewegung „Architects for Future“ die Betrachtung von Gebäuden im gesamten Lebenszyklus und hat mit Unterstützung etwa der Bundesarchitektenkammer Vorschläge für eine „Muster-UMBauordnung“ entwickelt, 12  die das Bauen im Bestand standardisieren und vereinfachen soll.
 
        Dabei geht es in erster Linie um den Erhalt des Bestandsschutzes bei einem Umbau, aber beispielsweise auch um den Wegfall von Stellplatznachweisen oder einer neuen Auslegung der Abstandsflächenregelungen. So fordern die meisten Bauordnungen bei der Schaffung von neuen Wohnungen den Nachweis eines PKW-Stellplatzes pro Einheit, was in Ballungsgebieten, besonders bei Umnutzung oder Aufstockung, nahezu unmöglich ist. Abstandsflächen sollen die Belüftung und Belichtung von Wohnungen sicherstellen, verhindern aber oft den Ausbau eines Dachgeschosses zu Wohnraum. Auch der Anbau eines Fahrstuhls, um Wohnungen barrierefrei zu erschließen und für Menschen mit Mobilitätseinschränkung bewohnbar zu halten, wird oft ausgebremst.
 
        Es braucht also Standards von anerkannten und erprobten Typenlösungen, um den individuellen Nachweisaufwand möglichst gering zu halten. Auch vereinfachte Umnutzungsverfahren, um beispielsweise Gewerbeflächen in Wohnraum umwidmen zu können, bringen leerstehende Flächen unkompliziert wieder in Nutzung. Hier liegt großes Potenzial. Von allen Gebäuden, die derzeit genutzt werden, wurden über 90 Prozent vor 2017 gebaut, voraussichtlich nur 8 Prozent werden bis 2030 Neubauten sein. 13  Auch wenn dieser Anteil höchst energieeffizient ausgebaut wäre, ist er zu gering, um einen entscheidenden Unterschied im Hinblick auf den Klimawandel zu machen. Es gilt, das beträchtliche Bauvolumen von vor 2017 zu ertüchtigen
 
        ABRISS SICHTBAR MACHEN
 
        Obwohl wir also auf einen immensen Fundus zurückgreifen können und sich auch die Rahmenbedingungen geändert haben, bleibt die bisher übliche Praxis von Abriss und Neubau bestehen und wird kaum hinterfragt. Das Statistische Bundesamt geht von etwa 14000 Gebäudeabrissen pro Jahr aus, 14  die tatsächliche Zahl dürfte noch viel höher liegen, da Abrisse in Deutschland keine Genehmigung brauchen. Jede Sekunde werden so deutschlandweit über 7,3 Tonnen Bauabfall erzeugt. 15  
 
        Die Aktivist:innen von „Architects for Future“ wollen für diese Tatsachen ein öffentliches Bewusstsein schaffen. Gemeinsam mit dem Rechercheverbund Collectiv.org, dem Wissenschaftsteam um den Architekturtheoretiker Alexander Stumm von der Universität Kassel und die Denkmalpflegerin Luise Rellensmann von der Hochschule München fordern sie ein umfassendes Abrissmoratorium. 16  Nach dem Vorbild der Schweizer Initiative „Countdown 2030“ wurde im Sommer 2023 der „Deutsche Abrissatlas“ initiert. 17  Hier werden bereits abgerissene und vom Abriss gefährdete, leerstehende Gebäude kartiert und hinterlegt. Unterstützt durch Seminararbeiten an verschiedenen Hochschulen und Abriss-Stopp-Aktionen verschiedener zivilgesellschaftlicher Initiativen sind hier in sechs Monaten über 1000 Gebäude hinterlegt worden.
 
        Der Abrissatlas und die begleitenden Recherchearbeiten der Studierenden zeigen, dass es sich dabei zu einem Großteil um Gebäude aus den 1950er bis 70er Jahren handelt. Viele müssen aus ästhetischen Gründen weichen. Andere sind durch mangelnde Investitionen in Pflege und Wartung in einem inakzeptablen Zustand, der ihren eigentlichen Wert nicht annähernd wiedergibt und auch dadurch dem Abrissbagger zum Opfer fallen. Ihnen haftet weiterhin das Urteil an, hässlich, unpraktisch und im Material schlecht zu sein. Häufig werden auch Gründe wie Flächeneffizienz oder beschränkte Nutzungsmöglichkeiten, Brand- oder Schallschutz, Barrierefreiheit oder Schadstoffe für einen Abriss angeführt. Auf den ersten Blick erscheinen die vorgebrachten Argumente oft überzeugend. Bei genauerer Betrachtung sind sie aber wenig stichhaltig. Für alle gibt es andere Lösungen, Abriss ist in den wenigsten Fällen alternativlos.
 
        BEISPIEL: AN DER URANIA 4–10
 
        Schauen wir uns ein breit diskutiertes Fallbeispiel einer innerstädtischen Ruine an. Das ehemalige Verwaltungsgebäude „An der Urania 4–10“ im westlichen Zentrum Berlins steht seit sieben Jahren leer. Der viergliedrige, zwölfgeschossige Sternbau wurde 1967 nach den Plänen der Architekten Klaus Bergner, Karlheinz Fischer und Werner Düttmann fertiggestellt.
 
        Nun plant die städtische Wohnungsbaugesellschaft Degewo an gleicher Stelle ein neues Ensemble für Wohnen, Gewerbe und Verwaltung und reißt derzeit die bestehenden Strukturen ab. Begründungen für den Abriss sind in diesem Fall vor allem die Flächeneffizienz und Schadstoffbelastung. Im Neubau sollen etwa 24000 m2 Bruttogrundfläche entstehen, also rund 6000 m2 mehr, als aktuell im Bestand zur Verfügung stehen. Dieser Zuwachs wäre allerdings auch durch Anbauten erreichbar. 18  Gegen den Umbau wird des Weiteren eine ineffiziente Raumaufteilung aufgeführt, die von heutigen Standards abweiche und die Nutzungsmöglichkeiten stark einschränke. Bei anderen Beispielen wird häufig auch auf das kleinere Achsmaß oder die niedrige Geschosshöhe verwiesen, die nicht mehr den heutigen Standards entspräche. Die Erfahrung zeigt, dass durch gute Planung oder Wettbewerbe kreative Lösungen entwickelt und gute Raumqualitäten auch im Bestand entstehen können.
 
        Fakt ist: Bei vielen in den 1960er und 70er Jahren entstandenen Gebäuden wurden Baustoffe wie Asbest, PAK (Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) und PCB (Polychlorierte Biphenyle) unter anderem für Bauteilverbindungen oder Brandschutz eingesetzt, die heute als Gefahrstoffe eingestuft werden. Dann heißt es, ein Abriss sei aus gesundheitlichen Gründen unvermeidbar – so auch im Beispiel an der Urania.
 
        Schadstoffe sind wie Brandschutz, Barrierefreiheit und Energieeffizienz im Betrieb häufig genannte Totschlagargumente zur Rechtfertigung eines Abrisses. Ihnen können nur Expert:innen widersprechen. Selbstverständlich soll und darf kein Menschenleben durch die Nutzung eines Gebäudes in Gefahr geraten. Dies gelingt in der Regel aber auch mit der Weiternutzung des Bestands.
 
        Eine Tatsache, über die in diesem Kontext wenig gesprochen wird, ist, dass alle Schadstoffe auch im Falle eines Abrisses zunächst vollständig unter erhöhten Schutzmaßnahmen entfernt und als Gefahrstoff entsorgt werden müssen, genau wie im Fall einer Sanierung. Zu einem bestimmten Punkt der Sanierung haben wir es hier also mit einer schadstofffreien, dann durchaus gebrauchstauglichen Ruine zu tun.
 
        Für Abriss und Neubau zu argumentieren, den immensen Verbrauch an Ressourcen und Energie dafür aber zu vernachlässigen, ist in Zeiten der Klima- und Ressourcenkrise unverantwortlich und nicht mehr zeitgemäß. Die Initiative „an.ders Urania“, die sich für den Erhalt des Gebäudes stark macht, berechnet in ihrer Machbarkeitsstudie, dass durch Abriss und Ersatzneubau 13000 Tonnen CO2 freigesetzt würden. Eine Sanierung würde dagegen nur 10 Prozent dieser Emissionen verursachen.
 
        NEUE ÄSTHETIK UND WERTSCHÖPFUNG
 
        Der durch den römischen Baumeister Vitruv geprägte Dreiklang aus Haltbarkeit, Nützlichkeit und Schönheit gilt als das Selbstverständnis der Architektur. Seit Anfang des 20. Jahrhunderts prägt außerdem der Leitsatz form follows function die Baukultur der Moderne und Konzeptionen bis heute. Unter den aktuellen Rahmenbedingungen ist es jedoch an der Zeit, diese Ausrichtung zu überschreiben und um die ökologische und soziale Nachhaltigkeit zu erweitern. Sie muss der Orientierungspunkt, das „neue Nützlich“ und das „neue Schön“ sein. Es braucht eine andere Definition der Ästhetik, eine neue Baukultur, eine UM-Baukultur. Es geht dabei um die Wertschätzung des architektonischen Erbes, und zwar nicht nur der als pittoresk oder historisch bedeutend deklarierten Gebäude, sondern um den Bestand aller Jahrzehnte, als Bauerbe mit lokalen Identitäten. Es geht darum, das zu gestalten und mit dem weiterzuarbeiten, was vorhanden ist: form follows availability.
 
        Was heute leichtfertig als wertlose Abrissmasse gilt, hat eigentlich einen beträchtlichen Wert. Ein fairer CO2-Preis oder auch die Einrechnung der Umweltfolgekosten würde hier die marktwirtschaftliche Bewertung schnell justieren. CO2 wird im Klimaschutzpaket der Bundesregierung mit derzeit 45 Euro/t beziffert. 19  Das Umweltbundesamt hingegen empfiehlt in einer 2023 veröffentlichten Studie einen Preis von 809 Euro/t CO2 bei einer fairen Gewichtung der Existenzrechte zwischen der heutigen und den zukünftigen Generationen. 20  Setzen wir diesen Wert an und multiplizieren ihn mit den CO2-Äquivalenten, die in einem Bauwerk wie dem Verwaltungsbau „An der Urania 4–10“ stecken, wandelt sich der finanzielle Wert dieser vermeintlichen Ruine. Plötzlich ist allein die Tragstruktur ca. 10,5 Millionen Euro wert.
 
        Ähnlich steht es um die Umweltfolgekosten: Eine aktuell veröffentlichte Studie des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) schätzt die wirtschaftlichen Kosten, die zukünftige Generationen für die klimawandelbedingte Schäden zahlen müssen, auf 38 Milliarden Dollar pro Jahr. 21  Das ist mehr als sechsmal so viel wie wir bräuchten, um die Erderwärmung auf ein moderates Maß zu reduzieren. Jährliche Strafzahlungen für die Nichteinhaltung der Emissionsziele an die EU oder auch die sozialen Kosten sind hier noch gar nicht eingerechnet.
 
        Können bestehende Gebäude nicht komplett um- oder weitergenutzt werden, sind sie zumindest ein wertvoller Materialspeicher. Betrachtet man die begrenzte Verfügbarkeit von Baustoffen und die Menge an Energie, die für Herstellung, Transport und Aufbau verwendet wurde, steht dies in keinem Verhältnis zu der Unbedachtheit, mit der sie zum Abriss freigegeben werden.
 
         
          [image: Auf dem Foto sieht man ein graues zwölfstöckiges Hochhausgebäude, wo man die Fenster und Türen entfernt hat. Vor dem Gebäude befindet sich eine belebte Straßenkreuzung in einer Innenstadt.] 
          Abriss Verwaltungsgebäude An der Urania 4–10, Berlin
 
           © Maria Hudl, 2021 
 
        
 
        Ein wichtiger Baustein der Bauwende ist deshalb auch, Strategien der Kreislaufwirtschaft zu etablieren. Beim sogenannten Urban Mining geht es um die mehr oder weniger 1:1-Weiternutzung von Bauteilen. Dazu entstehen derzeit neue Wirtschaftszweige und Berufsbilder: Erste „Bauteiljäger:innen“ fahren durch die Republik und begutachten leerstehende Gebäude nach brauchbarem Material. Dabei kann es um ganze Dachkonstruktionen, Betonplatten oder Fenster gehen. Die ersten Lager sind bereits entstanden, in denen noch gut erhaltene Bauteile auf ihren nächsten Einsatz warten. In Deutschland mangelt es auch hier noch an Zulassungsvoraussetzungen, andere Länder wie die Schweiz oder die Niederlande zertifizieren Sekundärbaustoffe und machen bereits vor, wie etwa ein gebrauchter Stahlträger noch einmal sicher verwendet werden kann.
 
        Auch Baumaterialien sollten möglichst gleichwertig weiterverwendet werden. Die Recyclingquote von mineralischen Baustoffen wird in Deutschland zwar mit 90 Prozent beziffert und damit als vermeintlich hoch gelobt. 22  Tatsächlich handelt es sich dabei in der Regel aber um Downcycling, also die Beimischung im Straßenbau oder die energetische Verwertung. Beides mindert den Wert des Ausgangsprodukts und ist somit keine adäquate Form des Recyclings.
 
         
          [image: Auf dem Foto ist eine große Fläche mit grauem Boden in einem lichtdurchfluteten Lagerhaus zu sehen. Auf dem Boden liegen etwa 25 nicht genutzte Fenster mit weißen Rahmen.] 
          Wiederverwendung von Fenstern, Baubüro in situ, Basel
 
           © Martin Zeller 
 
        
 
        Kies, Sand, Bauholz und Stahl sind schon jetzt knapp. Die damit einhergehende signifikante Preissteigerung für Baustoffe lässt auch die Baukosten explodieren und führt zu einem Stillstand in der Bauwirtschaft. Es ist daher nicht nachzuvollziehen, dass man diese noch wertvollen Materialien zerstört, wegschmeißt und dann wieder neu einkauft und rund um die Welt transportiert, obwohl sie vor Ort verfügbar sind. Eine Weiternutzung im technischen Kreislauf brächte hier Entspannung. Bei ökologischen und nachwachsenden Rohstoffen ist der Kreislauf im Übrigen bereits möglich. Lehm bleibt nahezu dauerhaft weiterverwendbar. Auch Holz, Stroh, Gräser oder Pilze bleiben als Baustoffe nach der Nutzung dem biologischen Kreislauf erhalten.
 
        Die Einführung eines Ressourcenpasses, der im Koalitionsvertrag der Ampelregierung bereits beschlossen wurde, ist dabei zu begrüßen, wenngleich dessen Umsetzung noch aussteht. Voraussetzung ist, dass Gebäude digital dokumentiert und kreislaufgerecht konstruiert werden, sodass eine Wiederverwendung der Bauteile und Materialien möglich wird. Bestehende Gebäude würden dann nicht mehr abgerissen, sondern ressourcenschonend zurückgebaut, sodass der Bau zum Wertstofflager wird und damit einen Wert an sich erhält.
 
        ZUKUNFTSSTRATEGIEN
 
        Leerstehende und verfallene Gebäude im städtischen oder ländlichen Raum sind eine Herausforderung, bieten aber auch eine große Chance. Durch kreative und nachhaltige Nutzungskonzepte können sie zu wertvollen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Ressourcen werden, statt zu Ruinen zu verkommen.
 
        Natürlich ist dabei jede:r Projektentwickler:in, jede:r Bauherr:in, jede:r Architekt:in aufgerufen, sich im Rahmen der eigenen Möglichkeiten für zukunftsfähige Projekte zu entscheiden und dabei die Notwendigkeiten der Klima- und Ressourcenkrise sowie die soziale Gerechtigkeit zu priorisieren. Der eigene Wirkungskreis wird oft unterschätzt und ist in der Regel viel größer als angenommen. Gleichzeitig dürfen wir die Verantwortung für die Lösung der multiplen Herausforderungen nicht individualisieren und allein auf den:die Einzelne:n übertragen. Die großen Hebel für den Wandel liegen in der Politik und Wirtschaft. Davon sind viele mit wenig Aufwand umsetzbar und brächten dabei spürbaren Erfolg.
 
        Strategien und Werkzeuge gegen den Leerstand und Verfall, für die Weiternutzung von vermeintlichen Ruinen und einer neuen Wertschätzung des Bestandes sind etwa:
 
         Überarbeitung der aktuellen Gesetzgebung hin zu einer Umbauordnung. Der Bestandsschutz sollte im Falle einer Sanierung oder eines Umbaus gewahrt bleiben und Abrissgenehmigungen vollständig eingeführt werden. Kreislaufwirtschaft kann etwa durch die Anwendung eines digitalen Ressourcenpasses und Aufbau eines Sekundärbaustoffmarkts ermöglicht werden. Schließlich sollten Um- und Zwischennutzungen ermöglicht werden, etwa durch die rechtliche Vereinfachung für Nutzungsänderungen, um so etwa Gewerbeeinheiten in Wohnraum oder Bildungseinrichtungen umwandeln zu können.
 
         Verschärfung der Gesetzeslage, etwa durch die Einführung von Steuern auf Leerstand, die Bepreisung des im Gebäude gebundenen CO2 im Falle eines Abrisses, die Einpreisung eines fairen CO2-Preises sowie der Umweltfolgekosten über den gesamten Lebenszyklus, einen niedrigeren Mehrwertsteuersatz auf Sanierung und die Berücksichtigung des Bausektors in Gesetzen wie dem Lieferketten- und Abfallwirtschaftsgesetz, Unterbindung von Spekulation durch Mietpreisbremsen und einer neuen Wohnungsbaugemeinnützigkeit.
 
         Förderung von nachhaltigen Konzepten, indem man etwa klimaschädliche Subventionen umlenkt und Förderprogramme für energetische Sanierungen und Umbauten und für genossenschaftliche und gemeinwohlorientierte Projekte ausweitet. Gebiete sollten stärker reaktiviert werden, auch durch den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs. Ferner sollten Umzugsunterstützungen bei Verkleinerung der Wohnfläche bereitgestellt werden, verbunden mit gezielten Abfragen nach Bedarfen und entsprechender punktueller Nachverdichtung.
 
        Das neue (Um-)Bauen bietet umfassende Möglichkeiten, auf die Klimakrise zu reagieren und dabei soziale Ungleichheiten zu mindern. Aus potenziellen Ruinen können so wertvolle Bausteine für Gesellschaft und Umwelt werden. Dafür braucht es den Mut der Politik, unkonventionelle Entscheidungen zu treffen und dabei auch Entschlüsse der Vergangenheit kritisch zu überdenken, gegebenenfalls laufende Prozesse zu stoppen und zukunftsfähig neu aufzusetzen, statt sich, wie im Falle des Projekts „An der Urania 4–10“, die Verantwortung im Unklaren zu lassen, während auf dem Grundstück Abrissbagger weiter wertvolle Substanz vernichten.
 
        Klima- und Umweltschutz ist kein „Nice-to-Have“ mehr. 2019 wurde das Klimaschutzgesetz vom Bundestag beschlossen. Nach einer Verfassungsbeschwerde von jungen Klimaaktivist:innen, mit Unterstützung von „Fridays for Future Deutschland“, der Deutschen Umwelthilfe und Greenpeace stellte das Bundesverfassungsgericht 2021 fest, dass dieses Gesetz unzureichend sei und bestätigte, dass Klimaschutz eine Frage der Generationengerechtigkeit ist. Zahlreiche Beispielprojekte zeigen bereits, dass ein Umdenken und anderes (Um-)Bauen möglich ist, ästhetisch, konstruktiv und wirtschaftlich. Wir stehen vor der Wahl, diesen Wandel als Chance mitzugestalten oder von ihm überrollt zu werden.
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          JAN PHILIPP REEMTSMA
 
           ANTISEMITISMUS – WAS GIBT ES DA ZU ERKLÄREN? 
 
          Die Geschichte der Versuche, den Antisemitismus zu „erklären“, ist lang und unübersichtlich – und vergeblich. Letztlich ist er ein Angebot, Mitglied einer internationalen Ressentimentgemeinschaft zu sein und die Schranken der Zivilisation einzureißen.
 
        
 
         
          TOM KHALED WÜRDEMANN
 
           ISRAEL UND DER ANTISEMITISMUS. ANTISEMITISMUSDEFINITIONEN IM KONTEXT DES NAHOSTKONFLIKTS 
 
          Seit einigen Jahren läuft eine Kontroverse um zwei Antisemitismusdefinitionen. In historischer Betrachtung haben beide größere Unschärfen, derer man sich bei der Beurteilung politischer Ereignisse und Erscheinungsformen des Antisemitismus bewusst sein sollte.
 
        
 
         
          MARINA CHERNIVSKY · FRIEDERIKE LORENZ-SINAI
 
           DER 7. OKTOBER ALS ZÄSUR FÜR JÜDISCHE COMMUNITIES IN DEUTSCHLAND 
 
          Antisemitismus durchdringt das Leben der in Deutschland lebenden Jüdinnen und Juden in vielfacher Hinsicht. Dies gilt nochmals verstärkt seit dem Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023. Wie haben Jüdinnen und Juden diesen Tag erlebt, und welche Bedeutung hat er für sie?
 
        
 
         
          SINA ARNOLD · MICHAEL KIEFER
 
           INSTRUMENTALISIERTE FEINDSCHAFTEN. ANTISEMITISMUS IN MUSLIMISCHEN COMMUNITIES UND ANTIMUSLIMISCHER RASSISMUS 
 
          Vorstellungen eines spezifisch „muslimischen Antisemitismus“ bergen die Gefahr einer ungerechtfertigten Pauschalverdächtigung. Sowohl Antisemitismus als auch antimuslimischer Rassismus müssen ernst genommen werden, egal von wem sie ausgehen.
 
        
 
         
          DEBORAH SCHNABEL
 
           ANTISEMITISMUS IN DIGITALEN RÄUMEN. HERAUSFORDERUNG FÜR DIE POLITISCHE BILDUNG 
 
          Wer den heutigen Antisemitismus verstehen will, muss sich mit den Logiken, Merkmalen und Wirkweisen unseres postdigitalen Zeitalters auseinandersetzen. Alle bekannten Motive des Antisemitismus tauchen auch im Digitalen auf. Politische Bildung muss sich darauf einstellen.
 
        
 
         
          MATTHIAS J. BECKER
 
           ANTISEMITISCHE KOMMUNIKATION IM INTERNATIONALEN VERGLEICH 
 
          Im Forschungsprojekt „Decoding Antisemitism“ wird in den Blick genommen, wie in Kommentaren auf Youtube- und Facebook-Profilen von deutschen, britischen und französischen Medien auf den 7. Oktober 2023 reagiert wurde: vielfach mit antisemitischer Hassrede.
 
        
 
         
          NIKLAS FISCHER
 
           „MYTHOS AUSCHWITZ“. ERINNERUNGSKULTURELLE DEUTUNGSKÄMPFE VON RECHTSAUSSEN 
 
          Die Neue Rechte sieht im Holocaust-Gedenken die Ursache einer negativen deutschen Identität, die es durch eine „erinnerungspolitische Wende“ zu überwinden gelte. Sie inszeniert sich als Opfer einer „Zivilreligion“. Antisemitismus verortet sie ausschließlich bei anderen.
 
        
 
         
          ALEXANDER ESTIS
 
           SHOAHPPROPRIATION 
 
          Immer wieder wird der sogenannte Judenstern missbraucht, um sich selbst als Opfer zu inszenieren. Diese Aneignung evoziert jedoch nicht nur das eigentliche Vergleichsmoment, das Opfertum, sondern ebenso antisemitisch-verschwörungstheoretische Weltbilder.
 
            
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Die Zahlen sind alarmierend: Laut Bundeskriminalamt haben sich die antisemitischen Straftaten 2023 in Deutschland im Vergleich zum Vorjahr fast verdoppelt. Mit 5164 Delikten, davon 148 Gewalttaten, erreichten sie einen neuen Höchststand. Auch Anlaufstellen für Betroffene verzeichnen einen deutlich gestiegenen Beratungs- und Unterstützungsbedarf. Der Angriff der Hamas auf israelische Zivilistinnen und Zivilisten vom 7. Oktober 2023 sowie Israels militärische Reaktion darauf erweisen sich dabei auch hierzulande als traurige Zäsur, sind Übergriffe auf Jüdinnen und Juden sowie jüdische Einrichtungen doch seitdem sprunghaft angestiegen.
 
        Gerade vor dem Hintergrund des Krieges in Gaza spielen Formen des israelbezogenen Antisemitismus als Phänomen und in der öffentlichen Debatte eine zunehmend größere Rolle – wobei die Frage, „ab wann“ Kritik an israelischer Politik als ein klares Zeichen für Antisemitismus zu werten ist, seit vielen Jahren leidenschaftlich diskutiert wird und nicht pauschal beantwortet werden kann. Antisemitismus zeigt sich zudem nicht nur an registrierten Straftaten, sondern vielfach auch verdeckt in sprachlichen Andeutungen, Chiffren und Codes, die Jüdinnen und Juden bestimmte negative Eigenschaften zuschreiben. Gerade über Social-Media-Kanäle finden sie rasend schnell weite Verbreitung, was die Bekämpfung des Antisemitismus, etwa durch politische Bildung, vor besondere Herausforderungen stellt.
 
        Was angesichts zuletzt stärker zutage getretener Spielarten des linken Antisemitismus und des Antisemitismus in muslimischen Communities nicht aus den Augen verloren werden sollte: Die größte Bedrohung für Jüdinnen und Juden in Deutschland geht laut Bundesamt für Verfassungsschutz nach wie vor vom Rechtsextremismus aus. Hier wie dort gilt es, nicht nur den offensichtlichen Judenhass in den Blick zu nehmen, sondern ebenso die Versuche, das Gedenken an die Shoah als „Schuldkult“ zu diffamieren.
 
         Johannes Piepenbrink 
 
      

       
        ESSAY
 
        ANTISEMITISMUS – WAS GIBT ES DA ZU ERKLÄREN?
 
         Jan Philipp Reemtsma 
 
        „Was gibt es da zu erklären?“ Damit meine ich nicht: Was gibt es da zu sagen, alles liegt doch auf der Hand. Bei einem so oft debattierten, so umstrittenen, so sehr mit Definitionsstreit überzogenen Phänomen wie dem Antisemitismus wäre das eine nonchalante Leichtfertigkeit. Vielmehr möchte ich mich auf das beziehen, was ich anderswo einmal „Erklärungsbegehren“ genannt habe, also den meist öffentlich vorgetragenen Wunsch, etwas, das etwa die Nachrichten beherrscht und manche irritiert, „erklärt“ zu bekommen. Dabei wird nie ausgeführt, was man eigentlich haben möchte, wenn man eine „Erklärung“ will. Nur eines wird deutlich: Erklären ist offensichtlich Irritationsabwehr. Etwas verstört, man fragt: „Können Sie das bitte erklären?“, und wenn etwas folgt, das der Fragende als „Erklärung“ akzeptiert, kann er etwas sagen wie „Ach so!“ und vielleicht immer noch beunruhigt sein, aber nicht mehr durch das vermeintlich Rätselhafte der Angelegenheit beunruhigt. Diese Vorstellung von Beruhigen-durch-Erklären fußt meist auf der Idee, dass, wie man so sagt, „etwas dahintersteckt“. Wie wenn man einen Vorhang sich bauschen sieht, die Bewegungen nicht deuten kann, aber, wenn der Vorhang beiseitegezogen wird, sieht, wer oder was dahintersteckte und was er oder sie oder es da eigentlich gemacht hat. „Ach so!“ Dass der Wunsch nach Erklärung im Sinne von Herausfinden-was-dahintersteckt häufig durch die Auskunft, die Freimaurer, das Finanzkapital oder die Juden seien es gewesen – wir nennen sowas heutzutage „Verschwörungstheorien“ – befriedigt wird, sei hier nur erwähnt. Der Wunsch nach Erklärung ist nicht dem Bedürfnis, Verschwörungserzählungen serviert zu bekommen, gleichzusetzen, kann aber bei manchen Leuten darauf hinauslaufen. So viel als Vorbemerkung zum zweiten Teil des Titels.
 
        Zum ersten Teil, „Antisemitismus“. Es wird hier nicht darum gehen, wann jemand ein Antisemit „ist“. Bekannt sind Gesprächsabläufe wie dieser: „Was du da eben gesagt hast, ist antisemitisch!“ „Ich bin aber kein Antisemit!“ Die Selbstaussage „Ich bin kein Antisemit“ hat mit der Vorhaltung, etwas Gesagtes sei antisemitisch, erst einmal rein gar nichts zu tun. Jemanden kategorisierend einzuordnen kann unter Umständen richtig und gerechtfertigt sein, ist aber selten interessant. Meistens geht es darum, zu beurteilen, was einer sagt und tut. Ich kann eine Äußerung oder ein Benehmen mit guten Gründen scharf kritisieren, ohne gleich die ganze Person der oder des Kritisierten als Verkörperung dessen, was an der Äußerung zu kritisieren war, anzusehen. Umgekehrt ist es absurd, wenn auf den Satz „Nein, ein Antisemit ist er nicht“ etwas wie ein Aufatmen folgt, etwas wie „Dann ist es ja halb so schlimm“.
 
        Meistens arbeiten sich Versuche, den Antisemitismus zu erklären, daran ab, Eigenschaften von Juden, Besonderheiten der jüdischen Religion, der Diasporagemeinschaften zu suchen, die den Antisemitismus plausibel machten. Für solche Versuche hat Jean-Paul Sartre in seiner 1944, gleich nach der Befreiung von Paris verfassten und erschienenen Schrift „Zur Judenfrage“ den passenden lakonischen Kommentar gefunden: Was würde man zu jemandem sagen, der meine, es sei doch interessant herauszubekommen, was an Tomaten dran sei, dass er sie so verabscheuen müsse?
 
        Auch wird es im Folgenden nicht um die Frage gehen, wann „Israelkritik“ antisemitisch sei, als ob es sich um eine Frage des rechten Maßes handelte. Die Frage muss nicht lauten, bis zu welcher Grenze „Israelkritik“ „erlaubt“ und wann sie „antisemitisch“ sei, sondern in welcher Form der Judenhass die Form von – noch einmal das Wort – „Israelkritik“ annimmt. So viel zu den Vorbemerkungen.
 
        BEGRÜNDUNG SEINER SELBST
 
        Der Begriff „Antisemitismus“ kommt im späten 19. Jahrhundert auf, oft verbindet man ihn mit dem deutschen Journalisten Wilhelm Marr, der 1879 eine Schrift mit dem Titel „Der Sieg des Judentums über das Germanentum“ veröffentlichte, in der er die Juden nicht als eine durch einen gemeinsamen Glauben konstituierte (und definierte) Gemeinschaft, sondern als eine besondere (orientalische) „Rasse“ bezeichnet, die schon in ihrer geografischen Herkunftsregion aus Gründen angefeindet worden sei, in Europa dann sich durch parasitäres Ko-Existieren mit den übrigen „Rassen“ und vor allem der germanischen ausgezeichnet habe. Der Antisemitismus sei gewissermaßen das wissenschaftliche Fundament des Antijudaismus, der sich selbst als Religionsauseinandersetzung missverstanden habe. Eine Reihe von Leuten, die sich über den Antisemitismus Gedanken gemacht haben, sind der Meinung, der Antisemitismus beginne im Grunde erst mit dieser Verbindung von Judenfeindschaft und der Idee menschlicher Rassen mit vererbbaren Eigenschaften. Alles Vorherige sei Religion und könne mit zunehmender Säkularisierung irgendwie von selbst abgebaut werden.
 
        Dem liegen zwei Gedankenfehler zugrunde. Der erste ist die Annahme, mit dem Bedeutungsverlust der ideologischen Rahmung eines Ressentiments verliere auch dies an Bedeutung. Diese Annahme verkennt den seelischen Gewinn, den die Pflege eines Ressentiments mit sich bringt. Die Pflege eines Ressentiments ist die aufwandärmste Weise, ein Überlegenheitsgefühl zu gewinnen und auf Dauer zu stellen. Die Pflege eines Ressentiments ist ein seelischer Machtgewinn, ein imaginierter, gewiss, aber Imaginationen können danach streben, sich die Wirklichkeit untertan zu machen, und können verteufelt erfolgreich dabei sein. Die ideologische Rahmung eines Ressentiments kann verfaulen wie eine Frucht, und der Kern – das Ressentiment – bleibt übrig.
 
        Der zweite Gedankenfehler liegt darin, dass man meint, für die Idee, die Juden hätten verderbliche Eigenschaften, die ihnen wesensmäßig zugehörten und die sie über die Jahrhunderte vererbten, hätte es die Rassenideologie des 19. Jahrhunderts gebraucht. Das ist interessanterweise nicht der Fall. Die Betrachtung dieses Mechanismus führt unmittelbar in das Verständnis der historischen Dynamik des Antijudaismus (ob man ihn nun so oder „Antisemitismus“ nennt) hinein.
 
        Erlauben Sie einen Sprung zurück, und zwar ins Spanien des Jahres 1492. In diesem Jahr stach Kolumbus in See, um auf dem Westweg Indien zu finden. Ebenfalls in diesem Jahr endete die Reconquista, die „Rückeroberung“ der von muslimischen Arabern eroberten und besetzten iberischen Halbinsel, und das kastilisch/aragonische Königspaar Isabella und Ferdinand stellte die spanischen Juden vor die Alternative, zum Christentum zu konvertieren oder zu emigrieren. Nach christlicher Logik wäre ein konvertierter Jude kein Jude mehr, sondern eben ein Christ gewesen, aber die christliche Politik gegenüber den im Land gebliebenen, also getauften Juden war eine andere. Man überwachte sie, ob sie nicht im Geheimen weiter jüdischen Gebräuchen folgten, also etwa am Schabbat nicht arbeiteten, auch keine Hausarbeit machten, man fragte bei Metzgern nach Familien, die kein Schweinefleisch kauften, etc.
 
        Der meist natürlich gerechtfertigte Verdacht, die (zwangs-)getauften Juden seien keine richtigen Christen, ihr Bekenntnis sei nicht echt, weil eben erzwungen, transformierte sich zu der fixen Idee, ein Jude bleibe ein Jude, gleich welchem Bekenntnis er sich offiziell verpflichte. Man begann eine Abstammungslogik zu konstruieren und Grade der „limpieza de sangre“, der „Reinheit des Blutes“ zu definieren, wobei man in etwa die Nürnberger Rassegesetze des nationalsozialistischen Deutschlands vorwegnahm und Volljuden, Halbjuden, Vierteljuden etc. unterschied. Das Spanien der nächsten Jahrhunderte definierte „den Juden“ nach dem Phantasma der Blutreinheit, also rassistisch, ohne einen eingeführten Begriff menschlicher „Rassen“ überhaupt zu haben. Die Maßnahme, Juden mit einem auf die Kleidung aufgenähten gelben Stoff-Fleck zu kennzeichnen, stammt aus Spanien und wurde in Deutschland als Kennzeichnung durch einen gelben Davidstern wiederaufgenommen, wie auch die Nürnberger Rassegesetze wirken, als seien die spanischen Bestimmungen zum Vorbild genommen. Auch die Idee einer jüdischen Weltverschwörung können wir dort beobachten. Die deutsche Reformation galt als antikatholische Verschwörung der aus Spanien vertriebenen Juden.
 
        Dies ist keine spezielle Sonderbarkeit aus der Geschichte der Judenfeindschaft, sondern eine exemplarische Episode. Es tritt in ihr ein allgemeiner Mechanismus zutage, der für lange Verfolgungsgeschichten charakteristisch ist: Sie werden zur Begründung ihrer selbst, und zwar in zweierlei Hinsicht. Erstens, weil den Verfolgten unterstellt wird, sie würden sich rächen wollen. Zweitens, weil zur Legitimation von Diskriminierung, Verfolgung und Mord immer wieder herangezogen wird, dass man es doch schon früher getan habe – ergo könne es nicht ohne Grund geschehen sein.
 
        SCHEINERKLÄRUNGEN
 
        Die Geschichte der Versuche, den Antisemitismus zu „erklären“, ist lang und unübersichtlich. Beliebt sind Ursprungserzählungen, in denen Aspekte aus der Geschichte des Judentums herausgegriffen und zu Ursachen erklärt werden. So wird etwa das Bild vom geldgierigen Juden auf die besondere Rolle von Juden im Finanzgeschäft zurückgeführt. Tatsächlich galt lange Zeit ein Verbot für Christen, Zinsen zu nehmen, und die wirtschaftlich notwendige Rolle der Kreditvergabe wurde von Juden übernommen. Nicht unplausibel, dass sich daran Geschichten knüpften wie die von Shakespeare im „Kaufmann von Venedig“ dramatisierte des Shylock, der sich als Ersatz für einen nicht zurückgezahlten Kredit ein Stück Fleisch aus dem Leibe des säumigen Zahlers vertraglich verschreiben lässt. Aber, wie schon Sartre in seiner erwähnten Schrift über die „Judenfrage“ anmerkte: Wieso richtet sich das Ressentiment nicht gegen Bankiers schlechthin, sondern gegen Juden (ganz gleich, ob sie im Bankgewerbe tätig sind oder nicht)?
 
        Eine andere populäre Erklärung besteht in dem Hinweis, die Selbstbezeichnung als „auserwähltes Volk“ habe gewissermaßen die Nachbarn der Juden und alle Welt seitdem verärgert. Nun ist es Brauch bei vielen Völkern, dass die Selbstbenennung synonym mit der Bezeichnung für „Mensch“ ist, was noch nie zur Begründung für irgendwelche Kränkungsfeldzüge wurde. Zudem ist die Idee, ein Gott erwähle sich eine bestimmte Bevölkerung – eines Landes, einer Stadt, einer Sippe – zu seinen Günstlingen, antike ubiquitäre Gewohnheit. Die Unterstellung, eine solche Selbstbezeichnung (die es übrigens bei den Christen im Petrus-Brief genauso gibt) habe einen über Jahrtausende andauernden Hass beim Rest der Menschheit – denn Antisemitismus ist ja ein internationales Phänomen – ausgelöst, der in einem millionenfachen, systematisch betriebenen Massenmord gipfelte, ist vollkommen bizarr. Im Grunde läuft er auf den Versuch hinaus, am Antisemitismus den Juden die Schuld oder doch wenigstens eine Mitschuld zu geben, etwas wie: „Ja, man hat euch Schlimmes angetan, aber dass ihr euch ein auserwähltes Volk genannt habt, musste uns doch verdrießen.“
 
        Ein weiterer Erklärungsversuch liegt in dem Hinweis auf die Separierungstendenzen des Diaspora-Judentums. Die in der auf die Niederschlagung von Aufständen gegen die römische Besatzung und die Zerstörung des Jerusalemer Tempels (70 n. Chr.) folgenden Zeit in asiatische, afrikanische und europäische Länder geflohenen und emigrierten Juden hätten sich nie in die sie umgebenden Gesellschaften integriert und seien darum stets Fremde geblieben, mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen – was insofern stimmt, als sowohl in christlichen wie muslimischen Ländern die Angehörigen anderer Religionen nicht integriert wurden. Dass die Pflege einer eigenen Religion, die aufgenötigte soziale Separierung in sogenannten Ghettos die verschiedenen Formen antijüdischen Furors zur Folge gehabt hätten, ist wiederum die Übernahme antisemitischer Legitimationsrhetorik als „Erklärung“ (die Juden haben sich nicht anpassen wollen) und die Uminterpretation eines Teils der Verfolgung als Ursache ihrer selbst. Die Separierung ist ja Teil einer Misstrauens- und Überwachungsobsession, nicht deren Ursache, und in der Praxis ihre Verstärkung.
 
        Alle diese scheinbaren Erklärungen des Antisemitismus setzen als gegeben und nicht weiter erklärungsbedürftig voraus, was eigentlich erklärt werden soll: dass Juden eben verfolgt werden. Entweder liegt es an irgendeiner Eigenschaft, die einsehbarerweise alle anderen gegen sie aufbringt, oder es wird ein Moment aus der Geschichte der Verfolgung selbst genommen, das als Ursache der Verfolgung ausgegeben wird. Am Ende aller hilflosen Erklärungsversuche steht der Witz: „‚Die Juden sind unser Unglück!‘ ‚Nein, die Radfahrer!‘ ‚Wieso die Radfahrer?‘ ‚Wieso die Juden?‘“
 
        Für Antisemiten ist der Antisemitismus eine Evidenz. Es war schon immer so, weil die Juden eben sind, wie sie sind, und das zeigt sich daran, dass wir Antisemiten sie immer schon gehasst haben. Das geht bis zu schauerlichen Lächerlichkeiten wie dem Satz, der in einer Gruppendiskussion des Frankfurter Instituts für Sozialforschung fiel, die Geschichte von den zur Schabbat-Feier geschlachteten Christenkindern könne nicht falsch sein, weil sich doch niemand sowas ausdenke. 01  Die Juden werden zu Recht verfolgt, denn so böse können wir ja nicht sein, dass wir sie grundlos verfolgten. Sie hassen uns, sie wollen uns vernichten, darum müssen wir ihnen zuvorkommen. 1944 liest Victor Klemperer in der „Dresdner Zeitung“: „Der Feind will uns ganz vernichten, von wahnwitzigen jüdischen Haßphantasien getrieben.“ 02  
 
        Die Versuche, die nationalsozialistische Diskriminierungs-, Verfolgungs- und Vernichtungspolitik zu erklären, ohne sie als Kumulationspunkt einer zweitausend Jahre alten europäisch-christlichen Obsession zu verstehen, zeigen in besonderer Weise die Hilflosigkeit der Versuche, den Antisemitismus zu „erklären“, indem man nach einer besonderen Ursache für ihn sucht. Alles Mögliche soll die europaweite Verfolgung und Ermordung der Juden gewesen sein – nur kein Hass auf die Juden. Sie sei – zum Beispiel – Bevölkerungspolitik gewesen, also die Idee großräumiger Neuordnung Europas nach ethnischen Gesichtspunkten. Gewiss gab es solche Raumplanungen, gewiss war die Umsiedlung von Juden von hier nach da Bestandteil dieser Planungen – aber die sich dann anschließende Frage, warum es denn allein die Juden gewesen waren, die man ghettoisiert und dann zu Millionen ermordet hatte, fällt dabei unter den Tisch, oder es wird etwas wie „Gewiss, der Antisemitismus spielt auch eine Rolle“ nachgeschoben. Dass nicht-jüdische Deutsche von dem durch Deportationen freiwerdenden Wohnraum profitiert hätten – wer will das bestreiten? Aber die „Erklärung“ eines millionenfachen Mordes wäre Wohnraumbeschaffung gewesen?
 
        Bei solchen Erklärungsversuchen wird immer wieder übersehen, dass menschliches Handeln nicht säuberlich in Zweck und Mittel zerfällt. Gewiss ist ein Raubmord auch eine Geldbeschaffung, aber ein Mord ist nicht einfach ein Mittel zur Geldbeschaffung. Der Raubmörder wählt diese Tat (und keine andere), und sie hat verschiedene Aspekte, von denen die Geldbeschaffung einer ist. Welche anderen noch erwähnenswert sind, um ein komplettes Bild der Tat zu bekommen, versucht man vor Gericht zu klären, und ein Teil dieser Klärung kann ein psychologisches Gutachten sein – jedenfalls wird man der Lebensgeschichte dessen, der die Tat begangen hat, Aufmerksamkeit widmen. Menschen setzen sich nicht irgendwelche Zwecke nach individueller Präferenz und sichten dann vor dem inneren Auge die möglichen Mittel zu ihrer Erreichung – jedenfalls nicht in der nahezu unendlichen Spannweite des Möglichen. Was als „möglich“ überhaupt in Erwägung gezogen wird, hängt von vielem ab, nicht zuletzt von gesellschaftlichen wie individuellen Normen und Wertmaßstäben.
 
        Lassen Sie mich das an einem bewusst krass konstruierten Beispiel verdeutlichen. Ein Mensch schlägt einem anderen mit einem Hammer den Schädel ein. Als Begründung für sein Handeln gibt er an, er habe eine Fliege auf der Stirn des anderen töten wollen. Wir würden nicht sagen, er habe zu einem ungewöhnlichen Mittel gegriffen, ebenso wenig wie wir sagen würden, jemand, der sagt, 2 mal 2 sei 324, habe sich verrechnet. Wer sagt, 2 mal 2 sei gleich 324, tut irgendetwas Merkwürdiges, jedenfalls teilt er uns nicht das Ergebnis eines Rechenvorgangs mit. Wer einem Menschen den Schädel mit einem Hammer einschlägt, tötet damit auch dann, wenn dabei eine Fliege ums Leben kommt, nicht in erster Linie eine Fliege, und der Rest ist irgendwie dabei „passiert“.
 
        Der Mord an Millionen von Menschen, die Juden waren, ist nicht wegen irgendeines damit verfolgten anderen Zieles unternommen worden, sondern er wurde unternommen, weil man diesen Mord wollte – und es gab alle möglichen Dinge, die in seinem Vollzug miterledigt wurden. Man verschaffte sich Haare für Matratzen, schmolz Zahngold ein, Topf & Söhne verkaufte Krematorien, IG Farben plante, einen Großbetrieb in Auschwitz zu errichten, nicht-jüdische Deutsche und Österreicher zogen in leere Wohnungen ein und kauften billig „Judenmöbel“, die auch so hießen. Das war ein (sollen wir es so nennen?) Kollateralnutzen. Aber all das war keine „Ursache“, nichts, was zur „Erklärung“ herangezogen werden könnte. Natürlich fiel bei den antijüdischen Pogromen, die sich in West- und Osteuropa über die Jahrhunderte immer wieder ereigneten, Plündergut an, gewiss haben manche an den Pogromen teilgenommen, weil es für sie „etwas zu holen“ gab, aber nicht deswegen ist es zu diesen Pogromen gekommen.
 
        So, wie in der langen Geschichte antijüdischer Verfolgungspraxis sich alle möglichen Zusatzzwecke wie Raub, Plünderungen etc. angliedern, können sich auch alle möglichen sonstigen weltanschaulichen Versatzstücke angliedern. So gibt es einen antikommunistischen Antisemitismus, einen antikapitalistischen, einen damit verbundenen antiamerikanischen, einen Antisemitismus, der die Juden als Anhänger einer rückständigen, verbohrten Religion ansieht, wie einen Antisemitismus, der die Juden als Protagonisten einer seelenlosen Moderne versteht. Es gibt rechten und linken, religiösen wie areligiösen Antisemitismus, es gibt Antisemitismus in Ländern, in denen Juden leben, und Antisemitismus in Ländern, in denen keine Juden leben. Man warf den Juden vor, assimilierungsfeindlich zu sein, und man warf ihnen vor, sich durch Assimilation unkenntlich zu machen. Juden seien intelligent, aber nicht produktiv intellektuell, sondern zersetzend, sie seien in den Künsten erfolgreich, aber nicht musisch, und wenn sie in den Künsten reüssierten, sei es auf falsche, nämlich jüdische, also im Grunde antikünstlerische Weise. Und immer wieder seien die Juden hier und da überrepräsentiert. Lassen Sie mich noch einmal Sartre anführen: Wenn man in Frankreich darauf käme, die Bretonen seien, sagen wir mal: unter der Ärzteschaft besonders stark zahlenmäßig vertreten, würde man stolz auf die Bretonen sein. Bei den Juden ist das doch „irgendwie“ ein Problem.
 
        WER SIND „DIE ANTISEMITEN“?
 
        Es liegt an der Geschichte des Antisemitismus selbst, dass es keinen Sinn hat, nach Erklärungen zu suchen, die ihn jenseits seiner Beharrlichkeit, seiner in der Geschichte herausgebildeten Adaptions- und Integrationsfähigkeit auf irgendetwas „zurückführen“. Gewiss hat seine Geschichte einen Anfang, aber der Anfang begründet nichts, außer dass er etwas in Gang gesetzt hat, das seine eigene Überlebensfähigkeit aus sich selbst gewonnen hat. Hier berührt sich der Antisemitismus mit seiner Legitimationsrhetorik mit der Analyse des Antisemitismus, die Abschied nimmt von der Suche nach dem, „was es nun endlich erklärt“. Die Legitimationsrhetorik des Antisemitismus kommt am Ende immer auf sich selbst zurück, die Analyse des Antisemitismus auch. Bei einer so langen Erfolgsgeschichte können wir uns doch nicht irren, an den Juden muss doch etwas sein, sagt der Antisemit; und die Antwort kann nur sein: Bei einer so langen barbarischen Geschichte muss doch etwas an den Antisemiten dran sein. Die Geschichte des Antisemitismus ist die Geschichte der Antisemiten.
 
        „Der Jude“ ist eine Erfindung des Antisemiten, aber gibt es „den Antisemiten“? Schon wenn man die Führungsriege des sich selbst so genannt habenden „Dritten Reichs“ betrachtet, sieht man nicht unbedeutende Unterschiede. Hitler war ein fanatischer Antisemit – womit ich meine: Der Hass auf die Juden war für ihn ein Lebensthema, ohne ihn wäre er in der NSDAP vielleicht nur ein Thema unter anderen gewesen, ohne Hitler keine Shoah. Göring war an solchen Fragen weniger interessiert, für ihn war die Politik Mittel zu Ruhm, Prunk und Macht. Als allerdings nach den „Kristallnacht“ genannten Pogromen des Jahres 1938 über neue Maßnahmen gegen Juden nachgedacht wurde, tat er sich durch fürchterlich gutgelaunte Vorschläge hervor. Ähnlich wird man in der gesamten deutschen und österreichischen Bevölkerung differenzieren können: Eine recht kleine Gruppe sind radikale Antisemiten, die nahezu zwanghaft auf dieses Thema zu sprechen kommen, nicht unähnlich Paranoikern, die nicht davon ablassen können, darüber nachzudenken, was ihre Verfolger im Schilde führen – und andere von der Realität ihrer Phantasien zu überzeugen versuchen. Eine große Gruppe, vielleicht die Mehrheit, man könnte sie mit einem gewissen Zögern „normale Antisemiten“ nennen, haben die Wahrnehmungs- und Denkmuster des antijüdischen christlichen Abendlandes übernommen, gehen davon aus, dass es etwas wie ein „jüdisches Problem“ gibt, und können, wenn man sie fragt, auf eine etwas unkonzentriert-fahrige Weise darüber Auskunft geben. Man könnte sie als „antisemitische Schläfer“ bezeichnen. Wenn die radikale Minderheit den Ton angibt, stimmen sie ein, bereitwillig die einen, eher zögernd die anderen. Eine Minderheit gibt es schließlich, die ausdrücklich keine Antisemiten sind, bewusst sich fernhalten von judenfeindlichem Geschwätz und Aktionen gegen Juden. Ob sie einfach beiseite gehen oder ihr Nicht-Mittun demonstrativ inszenieren, hängt vielleicht nur vom individuellen Mut ab.
 
        Man hat oft betont, dass die Wähler der NSDAP „nicht alle Antisemiten“ gewesen wären, und das ist richtig, wenn man unter „Antisemiten“ nur jene versteht, die ich „radikale Antisemiten“ genannt hatte. Man muss aber bedenken, dass alle die, die keine radikalen Antisemiten waren, aber die NSDAP wählten, aus was für Gründen auch immer eine Partei wählten, die eine Gruppe ihrer Mitbürgerinnen und Mitbürger mit Diskriminierung, Verfolgung und Mord bedrohte. Angesprochen darauf hätten die meisten von ihnen etwas gesagt wie „So redet man eben“ oder „Das ist doch nicht so gemeint“, oder was man eben so sagt, wenn man die eigene geheime Billigung als Gleichgültigkeit kaschieren möchte.
 
        Die Frage, die heutzutage gern gestellt wird, ob jemand „ein Antisemit sei“ oder nicht, ist keine vernünftige Frage. Es geht nicht darum, zu beurteilen, ob etwas „schon“ oder „noch nicht“ antisemitisch sei, und im einen Fall zu verurteilen, im anderen mit Nachsicht zu behandeln. Ich habe Martin Walsers Roman „Tod eines Kritikers“ einen „antisemitischen Affektsturm“ genannt, 03  damit aber nicht Martin Walser einen Antisemiten. Dadurch, dass ich ihn keinen Antisemiten genannt habe, wird aber der Roman, der voller antisemitischer Ressentiments steckt, um keinen Deut weniger widerlich.
 
        EIN NEUES KAPITEL
 
        Ich habe die Eigenschaft des Antisemitismus erwähnt, sich an nahezu beliebige politische oder weltanschauliche Denkweisen anzuschließen. Seiner diesbezüglichen Erfolgsgeschichte ist jüngst ein neues Kapitel hinzugefügt worden, das des „Postkolonialismus“. Der politisch aktivistische Postkolonialismus lässt sich so verstehen, wie der Philosoph Odo Marquard die 68er-Bewegung verstand, als „nachgeholten Ungehorsam“. Eine neue Generation bezieht ihre Identität aus der radikalen Kritik der Fehler und Verbrechen einer voraufgegangenen – im Falle der 68er der Vätergeneration, im Falle des Postkolonialismus der Ur- und Ururgroßvätergenerationen. In beiden Fällen wurde die politische Gegenwartswirklichkeit als Bemäntelung des Fortwirkens, ja Fortexistierens der Vergangenheit interpretiert, und zwar in mancher Hinsicht zweifellos zu Recht.
 
        Was uns hier interessieren muss, ist das Folgende: Sowohl bei den „68ern“ wie bei den „Postkolonialen“ hat der Antisemitismus auf erschreckende Weise, sagen wir: angedockt. Im ersteren Fall wurde die Rolle des genozidalen Antisemitismus im Nationalsozialismus im Namen einer marxistischen, auf eine Theorie der Klassenverhältnisse reduzierten Auffassung von „Faschismus“ marginalisiert. So, wie man meinte, die Judenverfolgung habe vom Klassenkampf ablenken wollen, war man der Auffassung, die Thematisierung des (damals noch nicht so genannten) Holocaust lenke von den gegenwärtigen politischen/klassenkämpferischen Aufgaben ab. Wie die Behauptung, man thematisiere den Mord an sechs Millionen Juden zu sehr, zu einer neuen Art von unmittelbar antijüdischer Rhetorik führte, zeigt etwa die Rede von den „vergessenen Opfern des Nationalsozialismus“, womit zunächst die unbestreitbare Tatsache gemeint war, dass lange Zeit die Verfolgung von Sinti und Roma, Homosexuellen, sogenannten Asozialen und anderen Gruppen nicht thematisiert worden war. Aber anstatt die Gründe dafür in gegenwärtigen, weiterhin vorhandenen Ressentiments zu suchen, wurde die Bemühung um historische Sichtbarmachung dieser Verfolgungsgeschichten begleitet von der teils diffusen, teil explizit vorgetragenen Ansicht, das internationale Judentum habe sich, dank geschickter Lobbyarbeit, gewissermaßen vorgedrängt.
 
        Ein zugegebenermaßen besonders krasses Beispiel für das Bestreben, die Bedeutung der antijüdischen Verfolgungsgeschichte zu bagatellisieren, indem man die kolonialen Verbrechen gegen sie ausspielt, ist Jacques Vergès, der Verteidiger des SS-Mörders Klaus Barbie. Vergès zog seine Strategie vor Gericht als Kolonialismuskritik auf und argumentierte, der Nationalsozialismus sei gleichsam das kleinere Übel und angesichts der kolonialen Verbrechen vernachlässigenswert. Ein weiteres Beispiel ist der Deutsche Dieter Kunzelmann, Mitglied der „Kommune I“, später kurzzeitig in einem militärischen Ausbildungscamp der Fatah, in den 1980er Jahren Abgeordneter der Alternativen Liste in der Berliner Bürgerschaft, der den Brandanschlag auf ein jüdisches Altersheim 1970 als „antizionistische Tat“ bezeichnete und ein Jahr zuvor in einem offenen Brief schrieb, die bundesrepublikanische Linke leide an einem „Judenknax“: „Wenn wir endlich gelernt haben, die faschistische Ideologie ‚Zionismus‘ zu begreifen, werden wir nicht mehr zögern, unseren simplen Philosemitismus zu ersetzen durch eindeutige Solidarität mit der AL FATAH, die im Nahen Osten den Kampf gegen das Dritte Reich von Gestern und Heute und seine Folgen aufgenommen hat.“ 04  Die Folge des „Dritten Reiches von Gestern“ im Nahen Osten war offensichtlich Israel und das „Dritte Reich von Heute“ ebenfalls. Das einzusehen verhindere die deutsche Fixierung auf die Shoah – heute formuliert man denselben Gedanken so: „Free Palestine from German Guilt“. Die „Solidarität“ mit der Fatah ist heute durch die mit der Hamas ersetzt worden – zögerlich nach dem Massenmord vom 7. Oktober 2023, zunehmend offensiver in den Wochen danach.
 
        Ähnlich falsch wie die Frage, ob etwas oder jemand „schon“ oder kein Antisemit „sei“, ist die Frage, ob „Israelkritik“ „bereits“ Antisemitismus sei oder „ab wann“ sie es sei. Sieht man einmal vom merkwürdigen Ausdruck „Israelkritik“ ab, in dem doch immer der Zweifel an der Berechtigung der Existenz des Staates Israel mitschwingt, so geht es auch hier nicht um die Frage der so oder so beschaffenen Rubrizierung, sondern um die Frage, welcher Argumentationsmuster sich eine bestimmte politische Agitation bedient, welche Affekte sie stimuliert. Wer die Hamas eine „Befreiungsorganisation“ nennt, wo von den angeblichen Befreiungskämpfern selbst nicht von Befreiung, sondern von Zerstörung die Rede ist, verleugnet oder verbreitet Lügen über das, was sie nach eigenem Bekunden ist: eine Organisation, deren Feind das internationale Judentum ist. Wer den Massenmord der Hamas im Oktober 2023 mit nachdenklichen Vokabeln weichzeichnen möchte, der zeigt vor aller Welt, dass es ihm – wie der Hamas – darum geht, dass es einen jüdischen Staat, der sich gegen die, die seine Zerstörung und die Ermordung und Vertreibung seiner Bevölkerung planen, verteidigen kann, nicht geben soll. Sie gehen dabei so weit, dass sie sich solidarisch erklären mit einer religiös fanatischen Mörderbande, die alle Ideale bekämpft, die von ihnen doch sonst hochgehalten werden, und die sich im Oktober gezeigt hat als das, was sie von Anfang an war: fanatische, antisemitische, misogyne, homophobe Mörder aus Spaß an der Sache, die aus diesem Geiste eine religiöse Tyrannei errichten wollen.
 
        Dass es hierzulande Menschen gibt, die sich für Vertreterinnen oder Vertreter humaner Ideale halten und doch solche Sympathien hegen, ist leider nicht erklärungsbedürftig. Dahinter steckt nichts, es ist bloß die Fortsetzung der langlebigsten, längst nicht mehr nur abendländischen Obsession, die so bösartig und verrückt ist, weil es in ihr einen Konsens gibt, so bösartig und verrückt könne man doch nicht ohne Grund sein. Es gibt das: gern in schlechter Gesellschaft sein. Es gibt Leute, die nicht trotz, sondern wegen ihrer Vulgarität und offensichtlichen Gefährlichkeit zu Anführern gewählt werden. Man erklärt sich nicht solidarisch mit einer Mörderbande, wenn man nicht ihre Mordaktionen billigt. Freud nannte es „Unbehagen in der Kultur“, sagen wir: Unbehagen an der Kultur, oder: lustvolle Selbstbarbarisierung. Der Antisemitismus ist ein Angebot, Mitglied einer internationalen Ressentimentgemeinschaft zu sein, ungetadelt und ungehemmt bösartig zu sein und die Schranken der Zivilisation einzureißen.
 
         
          Dieser Beitrag ist eine gekürzte Version eines Vortrags, den der Autor am 15. Januar 2024 an der Universität für angewandte Kunst in Wien gehalten hat.
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        ISRAEL UND DER ANTISEMITISMUS
 
        Antisemitismusdefinitionen im Kontext des Nahostkonflikts
 
         Tom Khaled Würdemann 
 
        Wer in den vergangenen Jahren akademische und politische Debatten um Antisemitismus verfolgt hat, konnte um die Kontroverse um zwei Antisemitismusdefinitionen kaum herumkommen. Da ist zum einen die „Arbeitsdefinition von Antisemitismus“ der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) – eine zwischenstaatliche Organisation, zu deren Aufgaben die Bekämpfung des Antisemitismus gehört. Ihre Arbeitsdefinition entstand in Zusammenarbeit mit Wissenschaftler*innen in einem Prozess zwischen 2003 und 2016. Zur Veranschaulichung wurde sie mit elf Beispielen für antisemitische Verhaltensweisen veröffentlicht, von denen sich sieben auf Israel beziehen. Zum anderen ist da die Jerusalemer Erklärung zum Antisemitismus (englisch abgekürzt JDA), die 2020/21 explizit als Reaktion auf die IHRA-Definition von einer internationalen Gruppe von Wissenschaftler*innen verfasst wurde und 15 Leitlinien umfasst, davon zehn explizit mit Bezug zu Israel und Palästina. Wer die Definitionen noch nicht kennt, kann sie im Internet leicht finden und nachlesen. 01  
 
        Kern der Kontroverse ist die Positionierung zum Staat Israel. Kurz zusammengefasst: Entsprechend der IHRA-Definition stehen bestimmte Aussagen über den Staat Israel per se im Verdacht, antisemitisch zu sein. Dazu gehört an zentraler Stelle die Infragestellung des Existenzrechts Israels als jüdischer Staat. Die JDA dagegen möchte den Antizionismus als solchen vom Verdacht des Antisemitismus freisprechen, weshalb unter anderem auch fünf Beispiele dafür aufgeführt werden, was „nicht per se antisemitisch“ ist.
 
        Die Debatte hat insofern politische Relevanz entwickelt, als die Arbeitsdefinition der IHRA inzwischen von verschiedenen staatlichen Einrichtungen politisch angewendet wird, also zum Beispiel als Grundlage für öffentliche Förderung dient. Im Folgenden soll es jedoch nicht um die Kontroversen dieser Anwendungen gehen. Stattdessen sollen die IHRA-Definition und die JDA auf Probleme abgeklopft werden, die anwendungsabhängig zwischen ihnen und historischen und politischen Beurteilungen des Staates Israel entstehen können. Welche Leerstellen entstehen dadurch, und was folgt daraus? Hierfür sind vor allem Fachkenntnisse zum Israel/Palästina-Konflikt unerlässlich – die in der deutschen Diskussion bislang jedoch zu wenig Niederschlag finden.
 
        MANGELNDE EXPERTISE
 
        Deutsche Debatten um den Staat Israel und Antisemitismus laufen oft abgeschnitten von relevanten Forschungsfeldern. Sowohl die Arbeitsdefinition der IHRA als auch die JDA bestätigen, dass sich zeitgenössischer Antisemitismus auch auf den Staat Israel bezieht. Ebenso ist aber der Vorwurf bekannt, dass mit Antisemitismus-Unterstellungen Kritik an israelischer Politik mundtot gemacht werde.
 
        Für beide Fälle ist es wichtig, Aussagen über den Staat Israel sauber in „richtig“ und „falsch“ unterscheiden zu können. 02  Ein Merkmal des israelbezogenen Antisemitismus ist, entsprechend der Antisemitismusforschung, die „De-Realisierung“: der pathologisch verzerrte Blick auf den jüdischen Staat. Andersherum heißt es in der IHRA-Definition, dass die Kritik an Israel nicht antisemitisch sei, die „mit der an anderen Ländern vergleichbar“ sei. Das bedeutet, dass zum Beispiel der „Apartheid“-Vorwurf an Israel sowohl eine „mit der an anderen Ländern vergleichbare“ Kritik als auch eine pathologische „De-Realisierung“ sein könnte. Das Urteil hängt von regionalem und völkerrechtlichem Fachwissen ab. 03  Diese Arbeit zur Unterstützung der Antisemitismusforschung wäre Aufgabe der Nahostwissenschaften. In Deutschland besteht hier Nachholbedarf. Quellengestützte Forschung zur Geschichte Israels/Palästinas und des arabischen Antisemitismus ist selten und hat wenig öffentliche Wirkung. 04  Die dafür prädestinierten Israelstudien stecken noch in den Kinderschuhen. 05  Und für die häufig zur Islamwissenschaft gehörenden Regionalstudien der arabischen Welt ist der jüdische Staat oft immer noch nicht Teil der Region.
 
        Auch auf diesen diskursiven Mangel ist es zurückzuführen, dass bisweilen in einer Form von concept creep Konzepte etwa des Antisemitismus als einer antimodernen Weltanschauung eins zu eins auf den Israel/Palästina-Konflikt übertragen werden. Dessen Grundmuster ist aber viel mehr das eines ethnischen Konflikts zwischen Nationalbewegungen. Ungenaue Aussagen über den Israel/Palästina-Konflikt sind daher auch in Publikationen der deutschen Antisemitismusforschung zu finden.
 
        In dieser Hinsicht wäre die Förderung eines Feldes von miteinander verknüpften Israel-Palästina-Studien hilfreich. Nach dem Historiker Derek Penslar ist damit Forschung gemeint, die Israel und Palästina als miteinander verbundene, gleichwertige Subjekte betrachtet. 06  Ein solcher Ansatz ermöglicht zum einen die stärkere Berücksichtigung von Interdependenzen und Wechselwirkungen, zum anderen kann eine solche Israel/Palästina-Wissenschaft dabei helfen, in den tieferen historischen Schichten Potenziale für Frieden auszuloten. 07  Das Ziel ist die scharfe Abwägung der Fakten und zugleich die weiche Entwicklung von mehr Empathie im Sinne von Versöhnung und Koexistenz.
 
        STAATSKRITIK UND ANTISEMITISMUS
 
        Israel ist ein Staat. Das bedeutet, dass die „Kritik der Israelkritik“ in einem sensiblen Bereich liegt: Als unpersönliche Entitäten der Gewalt und Machtausübung verdienen Staaten beziehungsweise ihre Regierungen es wie kaum ein anderer Aspekt menschlicher Gesellschaft, umfassender Kritik zu unterliegen. Für Israel und seine Regierung gilt das genauso wie für andere Staaten und deren Regierungen. Mutmaßliche Kriegsverbrechen im Gaza-Krieg, illegale Siedlungen im Westjordanland und systematische Diskriminierungen nicht-jüdischer Gruppen, etwa von palästinensischen Bürger*innen in Ost-Jerusalem, sind klar als solche zu benennen – wie es ja vielfach auch geschieht.
 
        Gleichzeitig ist klar, dass im Schatten der „Israelkritik“ der Antisemitismus blüht. Der jüdische Staat zieht ein viel höheres Maß an Kritik auf sich als andere Staaten. Regelmäßig ignoriert diese Kritik das Recht des jüdischen Volkes auf Sicherheit und Selbstbestimmung und – am schlimmsten – das Potenzial des Antisemitismus, Menschen in Mordlust zu vereinen.
 
        Deshalb muss die Diskussion um den israelbezogenen Antisemitismus kontrovers sein. Die Meinungen können sich durch unterschiedliche Gewichtung dieser Aspekte unterscheiden, ohne dass dahinter finstere ideologische Motive stehen müssen. Das erklärt auch, warum sich die Kontroverse um die Definition des Antisemitismus insbesondere an der Kritik an Israel als Staat entzündet. Blicken wir nun zunächst auf die Arbeitsdefinition der IHRA.
 
        SCHIEFE EBENE IN DEN ANTISEMITISMUS
 
        Eine prominente Position in der IHRA-Definition nimmt der sogenannte 3-D-Test ein, der auf den konservativen israelischen Politiker Natan Sharansky zurückgeht. Diesem Test zufolge ist Kritik an Israel antisemitisch, wenn sie das Land 1) dämonisiere, 2) delegitimiere und 3) einen doppelten Standard anlege. Letzteres heißt, in einer vergleichbaren Situation einen schärferen Maßstab an Israel anzulegen als an andere Länder. Die drei Ds finden sich abgewandelt auch in der IHRA-Definition wieder: Delegitimation unmittelbar, der Doppelstandard im Vergleich mit „demokratischen Staaten“ und die Dämonisierung in Erweiterung auf den gegebenenfalls „als jüdisches Kollektiv verstandenen“ Staat Israel. Die Arbeitsdefinition schränkt sich allerdings insofern ein, als in ihr konstatiert wird, dass aktuelle Beispiele für Antisemitismus „unter Berücksichtigung des Gesamtkontexts“ bestimmte Verhaltensweisen einschließen können – was Interpretationsspielraum lässt.
 
        Für eine differenzierte Diskussion ist dieser Spielraum notwendig. Es versteht sich von selbst, dass der Antizionismus der US-amerikanischen Ultraorthodoxie keine Form des Antisemitismus ist. Und bei einer Palästinenserin aus Hebron ist zunächst von ihrer persönlichen Betroffenheit auszugehen, wenn sie die israelische Besatzung mit einem anderen Maß misst als die Politik anderer Staaten – und nicht von einem „Doppelstandard.“
 
        Das Hauptproblem des 3-D-Tests ist aber, dass er in den aufgeheizten Debatten oft benutzt wird, um kritische Äußerungen über israelische Politik „Dämonisierung“ oder „doppelten Standard“ zu nennen. Ein plattes Beispiel dafür ist ein Interview des „Philosophie Magazins“ vom Februar 2024 mit dem Historiker David Greenberg. Darin behauptet Greenberg, die bloße Assoziation von Israels Kriegführung in Gaza mit Begriffen wie „ethnischer Säuberung“ sei Teil eines antisemitischen Glaubenssystems, in dem Israel als „dämonische Kraft“ erscheine. 08  Dabei berichtete selbst die regierungsnahe israelische Presse im November 2023, dass Premierminister Benjamin Netanjahu die Erarbeitung von Plänen zur „Ausdünnung der Bevölkerung von Gaza auf ein Minimum“ befohlen habe. 09  Das ist Grund genug, die Assoziation von israelischer Kriegführung mit ethnischen Säuberungen als Warnung (nicht als Tatsachenbehauptung) formulieren zu dürfen.
 
        Weiter charakterisiert Greenberg den Vergleich zwischen der Netanjahu-Regierung und autoritär regierten Staaten wie Ungarn unter Viktor Orbán als „Wunsch, Israel zu dämonisieren“. 10  Tatsächlich sind Netanjahu und Orbán nicht nur politische Freunde, sondern werden in Israel selbst als Vertreter derselben autoritären Tendenz benannt. Vergleichbare Gleichsetzungen von kontroversen Aussagen mit antisemitischen Dämonisierungen sollen mit der IHRA-Definition zwar ausgeschlossen werden, kommen aber regelmäßig vor und beeinflussen die Debatte.
 
        NORMATIVE SETZUNG VON GESCHICHTE
 
        Das eigentliche Problem des Bezugs auf Israel in der IHRA-Definition ist aber, dass das siebte der elf aufgeführten Beispiele eine historische Aussage macht, deren Komplexität im Rahmen einer Antisemitismusdefinition nicht adäquat widergespiegelt werden kann.
 
        Demnach ist die Unterstellung, dass „die Existenz des Staates Israel“ ein „rassistisches Unterfangen“ sei, gegebenenfalls antisemitisch. Zunächst ist das Beispiel durch Diskrepanzen zwischen den sprachlichen Versionen der IHRA-Definition unklar: Im Englischen ist von der „existence of a State of Israel“ die Rede, im Deutschen von der „Existenz des Staates Israel“. Dieser Unterschied ermöglicht verschiedene Auslegungen je nach Sprache. Angesichts der zunehmenden juristischen Rolle der IHRA-Definition ist das unverständlich. 11  
 
        Hauptsächlich aber hängt die Gültigkeit des siebten Beispiels am historischen Urteil, wie man die Frage des (Kolonial-)Rassismus in der Gründungsgeschichte Israels beurteilt. Selbst ausgewiesen proisraelische Politikwissenschaftler wie Stephan Grigat konstatieren, dass der Zionismus koloniale Elemente enthielt. 12  Vor und während der Staatsgründung Israels war das zionistische Projekt zwischen Kolonialismus, Antikolonialismus und Postkolonialismus verortet. Denn es umschloss Elemente aller drei Phänomene: eine nationale Befreiungsbewegung, Formen kolonialer Machtausübung und den Aufbau eines Staates nach Ideen, die typisch für die postkoloniale Zeit waren. 13  
 
        Entsprechend äußern palästinensische Nationalisten (oft einseitige) Kritik am Zionismus als einer kolonialen und damit „rassistischen“ Bewegung. Zentral für die Bewertung dieser Aussage ist das Verhältnis der zionistischen Politik zur arabischen Mehrheit im Mandatsgebiet Palästina vor der Gründung Israels. Der Vorwurf lautet, dass die zionistische Bewegung das Recht der um 1920 knapp 90 Prozent der Bevölkerung betragenden arabischen Mehrheit in Palästina nicht anerkannte, eine jüdische Staatsgründung in ihrem Land über das Mehrheitsprinzip abzulehnen. Und tatsächlich hätte ein solches Mitspracherecht bei der Frage nach der Existenz eines jüdischen Staates das Ende des zionistischen Projekts bedeutet. Für den palästinensischen Nationalismus war das „zionistische Projekt“ im britischen Mandatsgebiet daher ein „rassistisches Unterfangen“, da es das arabische Recht auf Selbstbestimmung missachtet habe. Zu den ersten arabischen Antworten auf den modernen Zionismus gehörte ein Brief des Jerusalemer Intellektuellen Yusuf Dia al-Khalidi von 1899: „Die Idee des Zionismus ist gut und gerecht. (…) Historisch gesehen, ist es wirklich Euer Land. (…) Aber es ist nun von einem anderen Volk bewohnt (…). Im Namen Gottes, lassen Sie Palästina in Frieden.“ 14  
 
        Wie die palästinensische Politik dann später tatsächlich reagierte – mit prinzipieller Kompromisslosigkeit, Gewaltwellen und der Kollaboration des Großmuftis von Jerusalem mit den Nationalsozialisten –, ist ein anderes Thema. Aber auch die ehrliche zionistische Absicht, die palästinensischen Araber in einen jüdischen Staat zu integrieren, täuscht nicht über die Unausweichlichkeit eines politischen Konflikts zwischen beiden Seiten hinweg. So argumentierte der zionistische Schriftsteller Ze’ev Jabotinsky mit dem Notstand des Antisemitismus: Das Erfordernis eines jüdischen Schutzraumes steche arabische Rechte auf politische Selbstbestimmung eben aus. 15  
 
        Ein zentrales Dokument für diese Lesart ist das „Mandatspapier“ von 1922, das politische Programm der britischen Kolonialmacht für Palästina. Mit ihm sollte das britische Versprechen aus der Balfour-Deklaration von 1917 eingelöst werden, eine „nationale Heimstätte für das jüdische Volk“ zu errichten. Hierzu heißt es in Artikel zwei des Mandatspapiers, dass die britische Verwaltung mit den zionistischen Institutionen kooperieren werde. Die „zivilen und religiösen Rechte anderer Einwohner“ in Palästina würden davon „nicht beeinträchtigt“. 16  Was hier und insgesamt im Text fehlt, sind indes die politischen Rechte der „anderen Einwohner“, also der arabischen Mehrheit. Die zionistische Bewegung stimmte dem Mandatspapier nicht nur zu, sondern hatte lange darauf hingearbeitet.
 
        Angesichts des arabischen Widerstands gaben die Briten ihre Versprechungen an die zionistische Bewegung in den Folgejahren zwar stückweise auf. Die palästinensische Position aber wurde entscheidend durch die Erfahrung geprägt, dass ihr Ausschluss aus dem politischen Mitspracherecht beabsichtigt war. Auch die ersten Pläne zur Teilung des Landes trugen solche Merkmale. So war das „Faisal-Weizmann-Abkommen“ 1919 für einen zukünftigen jüdischen Staat ein Pakt mit einem nicht-palästinensischen Fürsten. Der Peel-Plan 1937 sah die „Umsiedlung“ zahlreicher Araber vor, um in einem kleinen Gebiet überhaupt eine jüdische Mehrheit zu schaffen. Und selbst der UN-Teilungsplan von 1947, der für Israel ein Gebiet mit einer jüdischen Mehrheit vorsah, ignorierte die Demografie der nicht sesshaften Beduinen des Negev. All dies war für Geopolitik im Zeitalter des Imperialismus eher die Regel als die Ausnahme – man denke an das Schicksal des kurdischen Volkes nach dem Ersten Weltkrieg –, kann aber gerade deshalb kaum pauschal vom Vorwurf des Rassismus freigesprochen werden. Die zionistische Politik im britischen Mandat ein „rassistisches Unterfangen“ zu nennen, ist daher eine kontroverse, aber zu diskutierende Behauptung. Dass die Fluchtbewegung europäischer Juden vor dem grassierenden Antisemitismus diesen Zusammenstoß hervorrief, gehört zur Tragik des Konflikts.
 
        Zur Verdeutlichung ein zugespitztes Beispiel: Ein Deutscher, der 1920 einen „jüdischen Plan“ zur Beherrschung seines Heimatlandes unterstellte, hing einem antisemitischen Wahn an. Ein Araber aus Palästina, der das Gleiche annahm, beschrieb damit in Bezug auf die jüdische Nationalbewegung die Realität. Das klingt hart – es sagt aber nur, dass es sich zwischen arabischer und zionistischer Bewegung zuvorderst um einen politischen Konflikt handelte, wie es im Zeitalter der Nationenbildung viele gab, und nicht lediglich um einen sich als Judenhass äußernden Verblendungszusammenhang. All das war auch führenden Zionisten dieser Zeit bekannt. Kein geringerer als der erste israelische Ministerpräsident David Ben-Gurion äußerte 1956 gegenüber dem Präsidenten des Jüdischen Weltkongresses Nahum Goldmann, dass er selbst, wäre er Araber, „niemals“ Frieden mit den Zionisten schließen würde. Schließlich hätten sie ihnen „ihr Land weggenommen“. 17  Auch der israelische General und Minister Moshe Dayan und der Politikwissenschaftler und Geheimdienstoffizier Yehoshafat Harkabi haben in ähnlicher Weise die Feindschaft der palästinensischen Araber als naturgemäßes Ergebnis des politischen Konflikts betrachtet. 18  Die Geschichte ist also komplizierter, als es das siebte Beispiel der IHRA-Definition suggeriert.
 
        Aber was bedeuten diese historischen Kontroversen für den heutigen Umgang mit dem Israel/Palästina-Konflikt? Grundsätzlich gibt es zwei Möglichkeiten: Es ließe sich entweder versuchen, aus einem schwierigen historischen Erbe das Beste zu machen – oder man gibt sich einem Programm des Revisionismus hin und verschreibt sich einem ewigen Kampf. Hier kommen wir dem zentralen Problem näher, das die Jerusalemer Erklärung aufweist.
 
        SCHWEIGEN IM WALDE
 
        Das Kernproblem vermeintlich propalästinensischer Positionen wird sichtbar, wenn zur „Lösung“ des Konflikts nicht ein Kompromiss, sondern die Eliminierung Israels gefordert wird. Das gilt unabhängig davon, ob ideologische Judenfeindschaft das „Motiv“ ist oder nicht. Aus welchem Grund genau die Zerstörung des jüdischen Staates imaginiert wird, hat historisch betrachtet wenig Auswirkungen darauf, dass dieses Bestreben Unheil für jüdische Israelis bedeutet. Ob man die Gründung Israels vor 76 Jahren als legitim ansieht oder nicht: Eine Rückabwicklung gegen den Willen der jüdischen Bevölkerung ist nicht nur unrealistisch, sie würde auch niemals zum friedlichen Zusammenleben beider Völker führen.
 
        Die JDA erwähnt dieses Problem nicht. Ihrer Leitlinie 12 zufolge ist der Wunsch nach der Auflösung Israels nicht automatisch als Form von Antisemitismus zu verstehen. Ideengeschichtlich lässt sich so argumentieren, da dieser Wunsch etwa auch einem antinationalen Utopismus oder palästinensischem Nationalismus entstammen kann. Die einzige klare „Bedingung“, die die JDA formuliert, um Antizionismus von Antisemitismus zu unterscheiden, ist Leitlinie 10: Demnach sei es antisemitisch, „Jüd:innen im Staat Israel das Recht abzusprechen, kollektiv und individuell gemäß dem Gleichheitsgrundsatz zu leben“. In Leitlinie 15 wird noch nebulös hinzugefügt, dass „die Trennlinie zwischen antisemitischen und nicht antisemitischen Äußerungen eine andere [sei] als die Trennlinie zwischen unvernünftigen und vernünftigen Äußerungen“. Sind Forderungen nach der gewaltsamen Zerstörung Israels also bloß unvernünftig? Dadurch, dass die JDA hierzu keine weiteren Worte verliert, bleibt eine gravierende Lücke – insbesondere nach dem 7. Oktober 2023.
 
        Nach dieser Lesart gilt: Solange der Anspruch auf eine zukünftige Gleichberechtigung erhoben wird, kann der Kampf zur Beseitigung Israels nicht als relevant für Antisemitismus benannt werden – wenn er zum Beispiel Israel „als Kolonialmacht“ treffen will und nicht „als Staat, weil er jüdisch ist“. Damit reduziert die JDA den Antisemitismus auf seine ideengeschichtlichen Bestandteile, die für den Tod vieler Jüd*innen in der Vergangenheit verantwortlich waren. Sie erfasst aber nicht die gegen die heutigen, lebenden Jüd*innen gerichtete Unterstützung von Kriegen gegen Israel bis hin zum Wunsch seiner Zerstörung. So bleibt die Frage offen, ob in der JDA über die Bemühungen zur Exkulpierung des Antizionismus nicht der Schutz von Jüd*innen zurückgeblieben ist. Gerade weil die JDA sich bemüht, Antizionismus differenziert zu betrachten, wäre mindestens eine kritische Erwähnung des „weltbildhaften Antizionismus“ 19  angebracht gewesen.
 
        KOMPROMISSFÄHIGKEIT VS. KOMPROMISSLOSIGKEIT
 
        Der Begriff des „weltbildhaften Antizionismus“ ließe sich noch erweitern zum „eliminatorischen Antizionismus“. Ein solcher beschreibt Kräfte, die die Eliminierung Israels beziehungsweise die „Befreiung ganz Palästinas“ über den Wunsch nach dem friedlichen Zusammenleben beider Völker stellen.
 
        Wer eine antizionistische Einstaatenlösung zum Ideal hat, aber als Kernziel das friedliche Zusammenleben beider Völker priorisiert, wird immer auch einen Zweistaatenkompromiss als Alternative zum dauerhaften Konflikt akzeptieren. 20  Zentral dafür ist die Anerkennung des Wunsches nach jüdischer Selbstbestimmung und, in den Worten des palästinensischen Intellektuellen Muhammad Abu Zeid, eine Neugier für die Gefühle der anderen Seite selbst in Zeiten der bittersten Feindschaft. 21  Wer dagegen kompromisslos die „Befreiung ganz Palästinas“ will, wird auch dann gemeinsame Sache mit der Hamas machen, wenn man sich ideologisch zu einem multireligiösen Palästina bekennt.
 
        Die Krux ist die Ablehnung des Kompromisses als Lösung und der Glaube an die notwendige Eliminierung Israels. Das Gleiche gilt für jüdische Israelis, die eine Zweistaatenlösung zugunsten von „Großisrael“ ablehnen oder das palästinensische Recht auf Selbstbestimmung mit einem verabsolutierten Bedürfnis nach „jüdischer Sicherheit“ grundsätzlich ausschließen. Auch hier steht die maximalistische Utopie über der Menschlichkeit der anderen Seite.
 
        Viele Diskussionen können durch Anwendung dieses Maßes entschärft werden, beispielsweise die Frage nach der Gewalt. So hat der Philosoph Michael Walzer schon vor über 20 Jahren darauf hingewiesen, dass sich die Erste Intifada ab 1987 als Volksaufstand gegen eine unterdrückerische Besatzung entscheidend von der Zweiten Intifada ab 2000 unterschied, in der israelische Zivilist*innen Ziel massiver Gewalt waren. 22  Palästinensischer Widerstand ist daher weder immer so legitim noch so illegitim, wie einseitige Parteigänger*innen weismachen wollen. Vielmehr kann er daran gemessen werden, wie er zum Potenzial des friedlichen Zusammenlebens steht. Die Verteidigung des Angriffs der Hamas am 7. Oktober 2023 als „Widerstand gegen Unterdrückung“ kann so einfach entlarvt werden: Wahllose Massaker an Zivilist*innen tragen grundsätzlich nicht zur Lösung eines Konflikts bei.
 
        Der gleiche Maßstab gilt für Israel, wo legitime Selbstverteidigung von illegitimer Gewalt unterschieden werden kann – etwa in Form der Expansion im Westjordanland oder willkürlichen Menschenrechtsverletzungen. 23  Dasselbe gilt für religiöse Ideologien: Wenn der Wunsch nach muslimischer (oder jüdischer) Herrschaft über die heiligen Stätten von Jerusalem die friedliche Koexistenz aussticht, herrscht kein Wille zum Zusammenleben.
 
        Auch die Frage der „Delegitimierung“ Israels lässt sich durch diese Brille sehen. „Eliminierung“ eines Staates ist nämlich etwas grundsätzlich anderes als die „Delegitimierung“ seiner derzeitigen Verfasstheit. Auf den Vorwurf der „Apartheid“ kann der Wunsch nach einer Versöhnung mit dem Gewesenen und einer Reform des Bestehenden folgen. Die im August 2023 von einer Gruppe namens „Academics4Peace“ gestartete Petition „The Elephant in the Room“, in der die Besatzung des Westjordanlands als „Apartheid“ bezeichnet wird, unterzeichneten auch intellektuelle Größen des zeitgenössischen Zionismus wie die Historiker Benny Morris, Dan Diner oder Derek Penslar 24  – jeder von ihnen mit dem Wunsch nach einem besseren Israel anstatt keinem Israel. Ob man dem zustimmt, ist eine andere Frage, aber es kann schwerlich als Antisemitismus gewertet werden.
 
        Antizionistische Aktivisten dagegen, die das Ziel eines egalitären Staates Palästina bekunden, aber trotzdem mit der Hamas solidarisch stehen, zeigen damit ihre Unterordnung des friedlichen Zusammenlebens unter das Hauptziel der Eliminierung Israels. Und eben dieses ist das Problem – viel mehr als die Vorstellung, der Staat Israel sei illegitim entstanden oder handle verbrecherisch (all das kann diskutiert werden). Die Unbedingtheit des militanten Antizionismus kann daher auch ohne Nachweis von ideengeschichtlichem Antisemitismus als judenfeindliche Praxis benannt werden: als eine Ideologie, die katastrophalen Schaden (nicht nur) für Jüd*innen anrichtet. Man kann hier den Umkehrschluss zum Thema „Apartheid“ formulieren: Es ist bezeichnend für den negativen Charakter des eliminatorischen Antizionismus, dass Israel zwar mit der Apartheid Südafrikas verglichen wird – die Methoden der Bekämpfung sich allerdings so oft und so deutlich unterscheiden. Solange statt eines Nelson Mandelas ein Yahya Sinwar die Führungsgewalt hat, wird es keinen Frieden geben. 25  
 
        WURZELN DES ELIMINATORISCHEN ANTIZIONISMUS
 
        Die Wurzeln dieser Politik der Zerstörung liegen zu einem großen Teil im Revisionismus, der seit Jahrzehnten in der palästinensischen Politik verbreitet ist – in der Vorstellung also, dass nur der Sieg über das „illegitime zionistische Projekt“ den Konflikt beenden könne. Dieser Revisionismus wiederum beruht nicht ursächlich auf Antisemitismus, sondern auf Nationalismus. Zudem ist er maßgeblich vom Zionismus selbst und dessen Glauben an ewige nationale „Besitzrechte“ an einem Land beeinflusst. Darin zeigt sich der ambivalente Charakter von Feindschaft in diesem Konflikt, in dem beide Seiten einander oft im Spiegel sehen.
 
        Doch die Kompromisslosigkeit und die unverhältnismäßige Bedeutung, die dem Israel/Palästina-Konflikt überall auf der Welt beigemessen wird, haben auch andere Wurzeln. Dazu gehört seine emotionalisierende Verortung im „Heiligen Land“, was sich sowohl proisraelisch als auch propalästinensisch äußern kann. Auch die in den Kontext des Kalten Krieges gehörende wahrgenommene Ungleichzeitigkeit von Israel als einer westlich-kolonialen Gründung in der Zeit der Dekolonisierung spielt eine Rolle. Hinzu kommt die symbolische Bedeutung von „Palästina“ für arabischen Nationalismus und Islamismus: In diesen Ideologien war und ist Palästina der moralische Hebel zur Durchsetzung politischer Forderungen; die Befreiung des „arabischen“ beziehungsweise „muslimischen“ Palästina ist gleichbedeutend mit dem Erfolg der ideologischen Projekte und wird daher als notwendig angesehen. 26  
 
        Zu diesen Wurzeln gehört aber auch der Antisemitismus. Die Idee und Wahnvorstellung, dass „den Juden nicht vertraut werden dürfe“, wirkt für den Motor des politischen Konflikts zwischen Israel und Palästina wie ein potenter Extra-Treibstoff. Für die palästinensisch-arabische Nationalbewegung boten Momente des historischen muslimischen Antijudaismus und des modernen europäischen Antisemitismus Deutungsschablonen, die zu oft übernommen wurden. Insbesondere im Islamismus ist das sichtbar und eine Trennung zwischen politischem Konflikt mit Israel und Antisemitismus fast unmöglich: Der Konflikt wird meist a priori als Angriff „der Juden“ auf die muslimische Gemeinschaft gedeutet. Die übernommene Spezifik des europäischen Antisemitismus verschärft diese Feindschaft noch: Mit einem Gegner, der hinter jeder geheimen Verschwörung stehe, könne gar kein Frieden geschlossen werden. Als „Lösung“ zählt nur der totale Sieg.
 
        FAZIT
 
        Das Motiv des unversöhnlichen Wunsches nach Eliminierung des jüdischen Staates ist eine zentrale Bedrohung für heutige Jüd*innen. Die IHRA-Definition erfasst das, ist aber offen für unzulässige Verengungen bei Kritik an Staat und Politik Israels. Manche diskutablen Aussagen über Israel können mit der IHRA-Definition in die Nähe des Antisemitismus gerückt werden, was auch immer wieder geschieht.
 
        Die JDA dagegen beabsichtigt die Exkulpierung des Antizionismus vom Antisemitismus. Das mag ideengeschichtlich häufig gerechtfertigt sein. Den Kern des Problems – die Priorisierung der Eliminierung Israels über die Schaffung von Frieden für beide Völker – erfasst sie aber nicht. Bei der Benennung des gefährlichsten Ausdrucks von judenfeindlicher Praxis in unserer Zeit bleibt die JDA eigentümlich stumm.
 
        Bei allem Nutzen, den die Definitionen für die wissenschaftliche und pädagogische Arbeit haben: Beide haben ihre Unschärfen, derer man sich bei der Beurteilung des heutigen Antisemitismus bewusst sein sollte, insbesondere im komplexen Kontext des Israel/Palästina-Konflikts. Als wichtigster Gedanke bleibt daher: Das friedliche und gleichberechtigte Zusammenleben beider Völker muss der zentrale Imperativ jeder Lösungsidee und des Weges dorthin sein.
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        DER 7. OKTOBER ALS ZÄSUR FÜR JÜDISCHE COMMUNITIES IN DEUTSCHLAND
 
         Marina Chernivsky · Friederike Lorenz-Sinai 
 
        „Der 7. Oktober war kein Terroranschlag. Er war der Beginn eines neuen, globalen antisemitischen Krieges, in dem alle Jüdinnen und Juden sich angegriffen fühlen, weil sie alle angegriffen werden.“ 01  Mit diesen Worten beschrieb die Journalistin und Filmemacherin Esther Shapira im April 2024 in der „Jüdischen Allgemeine“ die Wahrnehmung vieler Jüdinnen und Juden in Deutschland. Denn in den Monaten nach dem beispiellosen Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 ist auch hierzulande ein sprunghafter Anstieg antisemitischer Übergriffe auf Jüdinnen und Juden registriert worden. 02  Die Zunahme von Straftaten sowie der enorm steigende Bedarf an spezialisierter Betroffenenberatung verweisen auf eine veränderte Qualität und Quantität antisemitischer Bedrohung. 03  
 
        Vor diesem Hintergrund fördert die Antidiskriminierungsstelle des Bundes seit Februar 2024 eine auf zwei Jahre angelegte Studie zu den Wirkungen des Terroranschlags auf die jüdische und israelische Community in Deutschland, mit deren Erstellung wir beauftragt wurden. 04  Das Forschungsprojekt hat zum Ziel, vertiefte empirische Einsichten darüber zu gewinnen, wie sich der Terror als gruppenbezogene, kollektive Gewalt sowie die Reaktionen darauf auf den Alltag und das Wohlbefinden von Jüdinnen und Juden in Deutschland auswirken. Als Grundlage dienen qualitative Interviews – bis Mai 2024 haben bereits über 80 Personen an der Studie teilgenommen. Ein Großteil von ihnen ist vom Terroranschlag nicht direkt, sondern über familiäre und freundschaftliche Beziehungen in Israel betroffen. Einige der Interviewten waren zum Zeitpunkt des Angriffs in Israel.
 
        Um die Relevanzsetzungen der Interviewten in Erfahrung zu bringen, arbeiten wir mit offenen, erzählanregenden Verfahren. 05  Dafür nutzen wir in den narrativen Interviews und Gruppendiskussionen folgende Fragen als Stimuli: „Welche Bedeutung hat für Dich der 7. Oktober? Was verbindest Du mit diesem Ereignis?“ Daraufhin setzen Erzählungen und Diskussionen ein, die die Teilnehmenden selbstbestimmt strukturieren. Über diesen Zugang werden Erzählflüsse angeregt, in denen eigenen Gedanken und Impulsen nachgegangen werden kann, ohne thematisch gelenkt zu werden. Erst im anschließenden Nachfrageteil fragen wir nach Zukunftsperspektiven, psychischen und physischen Veränderungen sowie nach Handlungen, Personen oder Organisationen, die als hilfreich erlebt wurden. Im Folgenden geben wir einen Einblick in die bisherigen Befunde.
 
        BEDEUTUNGSZUWEISUNGEN: „WIE EIN SCHNITT“
 
        Der lang geplante Überfall der Hamas beginnt am 7. Oktober 2023 am frühen Schabbatmorgen während Simchat Tora, dem Abschluss des Laubhüttenfestes Sukkot. Das Eindringen von bewaffneten Terroristen in das israelische Kernland überrascht Menschen im Schlaf, am Frühstückstisch oder beim Tanzen und Feiern auf dem Supernova-Musikfestival. Jüdinnen und Juden weltweit erreichen die Nachrichten des Angriffs je nach Lebensweise erst nach Schabbatende, manche hören davon auf dem Weg in die Synagoge, manche lesen sie morgens im Bett auf ihrem Handy.
 
        Die meisten Interviewten beginnen ihre Eingangserzählung mit einer detailreichen Schilderung ihres Erlebens am 7. Oktober. Der Tag wird in seinem Ablauf genau erinnert, was auf die einschneidende traumatische Wirkung verweist. Studienteilnehmer:innen beschreiben, wie sie zunächst auf ihre aus früheren Terroranschlägen vertrauten Praktiken zurückgreifen und die ersten Informationen zunächst nicht als außergewöhnlich einordnen. Durch die sich verdichtenden Nachrichten über das Eindringen von Terroristen auf israelisches Gebiet sowie die Erschießung und Entführung von Zivilist:innen begreifen die Interviewten im Laufe des Tages, dass es um ein nie dagewesenes Ausmaß von Terror gegen Israel geht. Sie erfassen, dass die Menschen vor Ort schutzlos überwältigt werden und dass Sicherheitssysteme und Terrorabwehr nicht greifen. Vielfach schildern sie diesen Samstag und die Zeit danach als „Einschnitt“.
 
        Einzelne setzen in ihrer Erzählung früher ein und beginnen mit einer subjektiven Deutung des 7. Oktober, indem sie diesen Tag mit anderen Anschlägen in Verbindung setzen. Sie nehmen Bezug auf Selbstmordattentate in Israel, den Überfall auf die Ukraine im Februar 2022, den Anschlag auf die Synagoge in Halle an der Saale 2019, den sogenannten Wehrhahn-Anschlag in Düsseldorf 2000 oder auf Antisemitismuserfahrungen als jüdische Kinder in Deutschland, in der Ukraine und anderen Ländern.
 
        Interviewpartner:innen schildern, dass sie emotional noch in diesem Tag verhaftet sind. Die Zeit sei seitdem gefühlt „stehen geblieben“. Eine Mitte-30-jährige Interviewpartnerin beschreibt die Zeit seit dem 7. Oktober als einen nicht enden wollenden „Alptraum“:
 
         „Das ist der absolute Horror (…), wie ein Alptraum, der nicht zu Ende geht. (…) So fühlt es sich immer noch an. Es ist etwas, was mich jeden Tag beschäftigt.“  06  
 
        Das Gefühl der stehengebliebenen Zeit schildert eine in Israel aufgewachsene und aus beruflichen Gründen nach Deutschland gezogene Anfang-40-jährige Interviewpartnerin wie folgt:
 
         „Also für mich [war der] 7. Oktober (…) wie ein Schnitt, [ein] Einschnitt in mein Leben. Es war (…) schrecklich, und ich habe das Gefühl, dass wir immer noch im Oktober sind. (…) Die Zeit ist stehengeblieben, habe ich das Gefühl. (…) [Der] 7. Oktober war quasi so was wie das Schlimmste, was der Menschheit überhaupt passiert ist, also die unterste Schublade an Grausamkeit, was Menschen anderen Menschen antun können.“ 
 
        Durch die Aussage, für sie seien die Ereignisse das denkbar „Schlimmste“, was Menschen anderen Menschen antun können, klassifiziert die Interviewpartnerin das Massaker als Zivilisationsbruch. Dieses Erleben beschreibt sie zudem als eine grundlegende Differenzerfahrung zu nichtjüdischen Deutschen:
 
         „Das hatte auch Auswirkungen darauf, wie ich mich fühle in Deutschland, (…) ich habe das Gefühl, (…) dass die Deutschen so was (…), so eine Grausamkeit nicht erlebt haben. Ich meine, ich habe das nicht persönlich erlebt, aber (…) emotional habe ich schon das Gefühl, dass es mir passiert ist, weil ich sehe Israel als meine Familie, ganz Israel, und ich habe das Gefühl, das ist meiner Familie passiert oder meiner Identität (…). Ich bin (…) hier in Kontakt vor allem mit Deutschen (…), und da merke ich schon, (…) dass ich wirklich das Gefühl habe, dass wir irgendwie eine andere innere Welt haben. Also ja, es ist schwer zu erklären, also so einen ganz anderen Ausgangszustand.“ 
 
        Auch in Deutschland sozialisierte Interviewpartner:innen schildern ihre Wahrnehmungen einer „Parallelwelt“ von jüdischen und nichtjüdischen Deutschen. Vor diesem Hintergrund beschreiben sie die Nähe zu anderen Jüdinnen und Juden als hilfreich zur Bewältigung ihres Trauerprozesses und ihrer sozialen Erfahrungen.
 
        Es ist das erklärte Ziel von Terroranschlägen, Menschen in ihrem Alltag zu überwältigen und damit die gesamte Gemeinschaft in ihrer Integrität und ihrem Sicherheitsempfinden zu erschüttern. Eine Ende-30-jährige Interviewpartnerin beschreibt, wie die Nachrichten aus Israel zu ihr durchdrangen, während sie mit ihrer Familie in der Gemeinde Schabbat hielt:
 
         „Am 7. Oktober war ich in der Gemeinde (…). Wir wussten nicht, dass etwas passiert ist, und in der Gemeinde wusste es auch nicht jeder. Und dann kam eine Freundin (…) und hat irgendwie berichtet, dass da was passiert ist (…), und ich muss ganz ehrlich sagen, ich habe ihr das nicht so geglaubt. Ich habe gedacht, sie übertreibt. Ich konnte mir das nicht vorstellen. Ich war so – ja, war halt ein kleiner Terroranschlag, das kann in Israel schon mal passieren. Aber so, wie [sie] das (…) berichtet hat – ich konnte das wirklich einfach nicht glauben.“ 
 
        Sie erinnert, wie sie auf ihre Erfahrungen aus früheren terroristischen Angriffen gegen Israelis zurückgreift und den Angriff zunächst nicht realisiert. Andere erinnern, wie ihre Angehörigen die Nachrichten zunächst nicht an sich heranlassen können. So sagt eine Studienteilnehmerin über ihre Mutter, die sie am 7. Oktober zuhause besuchte: „Sie war so wie dissoziiert.“ Im Laufe des Tages drang dann die Erkenntnis durch, dass sich der Angriff von anderen Anschlägen unterscheidet. Dazu sagt ein Ende-30-jähriger Teilnehmer:
 
         „[Ich] bin selber zweisprachig aufgewachsen, schaue oft und höre oft israelische Medien, meine Eltern natürlich fortlaufend. Da kriegt man natürlich auch durch israelische Medien oft Sachen mit, die hier in den Medien nicht erwähnt werden, und von daher, wenn die Hamas irgendwie Israel angreift, ist das erstmal leider im kleineren Rahmen nichts Neues. Aber irgendwie peu a peu hat man schon irgendwie gemerkt, da ist grad irgendwie was Krasseres passiert.“ 
 
        Die Antizipation von Anschlägen ist Teil jüdisch-israelischer Normalität. Einsozialisiert in diese Erfahrung entwickeln Menschen Umgangsstrategien, die durch den 7. Oktober jedoch überflutet wurden: Die eindringende Brutalität dieses Angriffs überschreitet die subjektiven Möglichkeiten der Einordnung und Verarbeitung.
 
        „EINE GENOZIDALE BOTSCHAFT“
 
        Der Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 reiht sich ein in eine lange Geschichte terroristischer Anschläge gegen die israelische Zivilbevölkerung, auch wenn dieser in seiner Qualität als besonders schwer bewertet wird. Mit ihm sendete die Hamas eine eliminatorisch-antisemitische Botschaft aus, die durch die Bilder und Videos der gequälten Geiseln fortdauernd inszeniert wird. Ein Ende-20-jähriger Interviewpartner fasst dies wie folgt in Worte:
 
         „Ich würde eigentlich diesen Angriff auch so beschreiben, (…) dass eine genozidale Botschaft gesendet wurde, die Juden und Jüdinnen weltweit so auch verstanden haben.“ 
 
        In diesen Einordnungen greifen Interviewpartner:innen auf ihr Erfahrungswissen zurück und beschreiben, wie sie bei den ersten Nachrichten daran gedacht haben, dass nun ein Krieg bevorsteht und dieser weitreichende Folgen haben wird. So ordnet eine Ende-30-jährige Interviewpartnerin ihre ersten Gedanken ein, als sie am 7. Oktober im Laufe des Tages vom Angriff erfährt:
 
         „Es war völlig klar, was das für die Menschen in Gaza bedeutet, und es war auch völlig klar, was das Schicksal der Menschen in Gaza für den Antisemitismus bedeutet.“ 
 
        In den Vorahnungen drückt sich ein historisch gelagertes Wissen über Stufen und Folgen antisemitischer Verfolgung aus. Dabei bildet die Täter-Opfer-Umkehr eine zentrale Struktur des historischen und gegenwärtigen Antisemitismus. Jeder Eskalation im Nahen Osten folgte ein Anstieg an antisemitischen Übergriffen gegen jüdische Gemeinschaften außerhalb Israels.
 
        Für Studienteilnehmende mit ukrainisch-jüdischer Biografie reaktivierte der 7. Oktober 2023 zudem Erinnerungen an den russischen Überfall auf die Ukraine am 24. Februar 2022. So schildert eine aus der Ukraine geflüchtete Anfang-50-jährige Frau, deren Sohn für den Armeedienst nach Israel gegangen ist, ihr Erleben des Angriffs als „noch ein Trauma“:
 
         „Das war für mich (…) persönlich noch ein Trauma. Ich kann sagen, ich war nicht einfach gestresst oder nervös oder was, [das war] noch ein Trauma, wie [im] Februar 22, genauso. Ich konnte nicht mehr essen, ich fühlte mich schrecklich schlimm, und ich konnte nicht verstehen, wie viel Zeit verlaufen ist. (…) Glücklicherweise war ich ja in Kontakt mit meinem Sohn, aber dann erfahre ich (…), was mit Geiseln passiert ist.“ 
 
        Hier wirken der Angriff Russlands und der Angriff der Hamas kumulativ und verdichten sich zu einer gemeinsamen (post-)traumatischen Erfahrung. Die Angriffe auf zwei Länder, mit denen die Interviewpartnerin biografisch eng verbunden ist, wirken zusammen mit der Angst um den eigenen Sohn. Diese doppelte Exposition eines großen Teils der hiesigen jüdischen Community durch die Parallelität des Terrors in Israel und des Krieges in der Ukraine ist in Deutschland weitgehend unbekannt. 07  
 
        AUSWIRKUNGEN AUF SOZIALE BEZIEHUNGEN
 
        Interviewpartner:innen erleben, wie der Angriff auf Israel in öffentlichen und privaten Räumen in Deutschland ausgehandelt wird. Ihr Umfeld weist Israel die Schuld für das Massaker zu, Berichte über Vergewaltigungen und Folter durch die Terroristen der Hamas werden ignoriert oder angezweifelt, die Situation der Geiseln und der auch nach dem 7. Oktober weiterhin beschossenen israelischen Zivilbevölkerung scheinen nichtjüdischen Personen kaum präsent zu sein. Im Mittelpunkt von öffentlichen Diskussionen und Protesten steht schon bald das Vorgehen der israelischen Armee in Gaza.
 
        So beschreibt eine Ende-20-jährige Teilnehmerin eine grundlegende Veränderung ihrer Lebenswelt durch die Reaktionen ihres nichtjüdischen Umfelds als weitere Erschütterung nach der Zäsur des Massakers. Es wird ein tabuisierendes Schweigen wahrgenommen, da „das Thema bei den nichtjüdischen Freund:innen irgendwie größtenteils ausgeklammert“ erscheint. Andere Interviewte berichten von Erfahrungen, durch rigorose Statements in privaten Alltagsbegegnungen bedrängt zu werden, sei es beim Saunabesuch mit einer Freundin, während eines Dates oder in privaten Chats. Vielfach nutzen Interviewpartner:innen den Begriff der „Empathielosigkeit“, wie in diesem Statement eines Mitte-30-jährigen Teilnehmers:
 
         „[Es ist] das Schweigen der Menschen, die Empathielosigkeit, die mich bestürzt hat [längere Pause], ja [weinen] (…). Wo mir erstmal klar wurde (…), ich bin ja auch [ein] Teil dessen, [dessen] Leid und Leben irgendwie anders gewichtet werden.“ 
 
        Interviewte schmerzt die Erkenntnis, dass ihre Existenz als jüdische Person „irgendwie anders gewichtet“ wird. Jüngere Interviewpartner:innen sprechen darüber, dass sie vielleicht auch auf das Supernova-Festival gegangen wären, wenn sie zu dem Zeitpunkt in Israel gewesen wären: „Das hätte ich sein können.“ Anhand von Reaktionen stellen sie irritiert fest, dass Bekannte ihre Vergewaltigung oder ihren Mord offenbar unkommentiert gelassen oder als berechtigten palästinensischen Widerstand gebilligt hätten.
 
        Menschen mit ukrainischer Familiengeschichte heben den scharfen Kontrast zu der zuvor erlebten Solidarität mit der Ukraine nach dem russischen Angriff hervor, wie zum Beispiel eine Mitte-20-jährige Interviewpartnerin:
 
         „Als das in der Ukraine war, gab es schon auch regelmäßig Rückfragen irgendwie: Wie geht’s dir denn? Und: Ich habe gelesen, das und das ist passiert (…) in deiner Heimatstadt, das Atomkraftwerk, bla bla bla. Wie ist das, wie geht’s dir jetzt damit? Und das war halt einfach gar nicht.“ 
 
        Einige Interviewte üben auch Kritik an der israelischen Regierung. Sie verorten sich gegenüber den Interviewerinnen als politisch links. Eine Person sagt, dass der 7. Oktober bei ihr zu einem verstärkten Engagement in propalästinensischen Gruppen geführt habe. Andere äußern sich enttäuscht angesichts doppelter Standards, die in linken Milieus angelegt werden, sobald es um Israel geht. Vielfach wird von Kontaktabbrüchen und stark verkleinerten Freundeskreisen infolge von verletzenden Diskussionen erzählt. Social-Media-Posts sind ein häufig genannter Kontext, wie in diesem Ausschnitt, in der ein Mitte-30-Jähriger über eine Studienfreundin spricht:
 
         „[Die hat] von Anfang an sehr antiisraelisch gepostet (…) und mir dann vorgeworfen (…), ich wäre einseitig, und sie hätte von mir gedacht, ich wäre für Völkerverständigung. Und ich dachte mir, reflektierst du eigentlich deine eigenen Posts? Oder vielleicht verstehen wir was anderes unter Völkerverständigung. Also, da ist dann der Kontakt kaputt gegangen.“ 
 
        Studienteilnehmer:innen sehen sich zu politischen Positionierungen als jüdische Person gezwungen. Manche sprechen von einem Verlust ihrer „politischen Heimat“ in linken Milieus. Mit vertrauten Begriffen aus linken Diskursen werden Taten beschrieben, die für die jüdischen Interviewpartner:innen für eine mörderische Gewalt und Vernichtungsabsicht stehen. Die Folge sind Gefühle der Isolation und die Einsicht, als Juden „auf uns alleine gestellt zu sein“, wie eine Ende-30-jährige Interviewpartnerin konstatiert:
 
         „Wir sind einfach auf uns alleine gestellt. Selbst bei sowas halten es anscheinend manche Menschen für nicht schlimm genug (…). [Von denen] hat sich niemand bei mir gemeldet, und das sind auch alles (…) so super linke Leute.“
 
        AUSWIRKUNGEN AUF BERUFS- UND FAMILIENLEBEN
 
        Im Arbeitsleben bewegen sich die Interviewpartner:innen vorwiegend in einem nichtjüdischen Umfeld. Einzelne erzählen von unterstützenden Statements durch Leitungskräfte. In mehreren Interviews werden jedoch auch Fälle von Diskriminierung und Mobbing mit Bezug zur Situation in Israel und Gaza beschrieben. Thematisiert wird die Missachtung von Sicherheitsbedürfnissen. Ein Anfang-30-jähriger Interviewpartner spricht über antisemitische Posts durch Kooperationspartner seiner Organisation, woraufhin die Vorgesetzte gesagt habe: „Du steigerst dich da rein“ und „Wir müssen uns nicht gegen Antisemitismus positionieren.“
 
        Die Bitte eines Interviewpartners, als jüdische Person nicht mehr direkt mit einer aus seiner Sicht islamistischen, den 7. Oktober relativierenden Organisation zusammenarbeiten zu müssen, hatte Kündigungsdrohungen zur Folge. Interviewpartner:innen erleben, dass Antisemitismus am Arbeitsplatz „totgeschwiegen“ wird. Als Beispiele schildern sie unter anderem das Auslassen des Begriffs „Antisemitismus“ in Posts ihrer Organisationen zum Shoah-Gedenktag am 27. Januar oder die Verweigerung einer Beschäftigung mit Antisemitismus im Rahmen eines rassismuskritischen Sensibilisierungsworkshops für Mitarbeiter:innen auf einem internationalen Filmfestival.
 
        Deutlich wird auch, dass sich Jüdinnen und Juden relativ unbehelligt im beruflichen Kontext bewegen können, wenn sie ihre jüdische Zugehörigkeit, ihre Trauer, ihre Sorge vor verbalen oder tätlichen Angriffen und ihre Kritik am Antisemitismus vollständig zurückhalten. Dazu resümieren einige, dass sie den Eindruck hätten, als jüdische Person öffentlich-beruflich nicht mehr existieren zu dürfen.
 
        Antisemitismus durchdringt das Leben der in Deutschland lebenden Jüdinnen und Juden in vielfacher Hinsicht und reicht von der Arbeitswelt bis in die Nachbarschaft und die eigenen Familien hinein. Eltern machen sich Sorgen um die Sicherheit ihrer Kinder und orientieren sich dabei an Vorerfahrungen mit antisemitischen Bedrohungen. Im folgenden Ausschnitt beschreibt ein Mitte-30-jähriger Interviewpartner sein „mulmiges Gefühl“, wenn seine Kinder draußen spielen:
 
         „In den Nachbarhäusern wissen wir eben nicht, wer da wohnt und wer wie denkt. Und da die Kinder allein auf offener Straße spielen zu lassen, allein das sorgt (…) schon für [ein] sehr mulmiges Gefühl, um es mal vorsichtig zu formulieren. Manchmal auch für ganz krasse Unsicherheit (…), dass da keiner kommt, dass da keiner was Böses im Sinn hat, weil die Religion unserer Kinder ist in der Schule auch bekannt.“ 
 
        Im weiteren Studienverlauf sollen auch die Auswirkungen des 7. Oktober aus den Perspektiven jüdischer Kinder und Jugendlicher erhoben werden. Bisher deuten die Schilderungen von Eltern darauf hin, dass jüdische Kinder zwar unterschiedlich mit der Situation umgehen, aber von ähnlichen Erfahrungen berichten. So erzählt eine Mutter, dass die antiisraelischen Demonstrationen bewirkt hätten, dass ihr Sohn „furchtbare Angst vor Demos bekommen“ habe.
 
        Im folgenden Auszug beschreibt ein Mitte-30-jähriger Vater, wie seine Partnerin und er mit ihren Kindern über den Angriff der Hamas und den anschließenden Krieg sprechen und dabei versuchen, die Kinder einerseits durch den Hinweis auf die Entfernung zum Nahen Osten zu beruhigen und sie andererseits in ihrer eigenen Identität zu stärken:
 
         „Sie schütteln es ganz gut ab. Ich glaube, vielleicht auch deshalb, weil wir ihnen dann ein bisschen versucht haben zu erklären, wieso, weshalb, warum, und ihnen (…) dann die Sorge zu nehmen und zu sagen: Pass auf. Das betrifft dich hier nicht. Du weißt, wer du bist.“ 
 
        Der ansteigende Antisemitismus nach dem 7. Oktober wirft indes auch Sorgen in Bezug auf zukünftige Elternschaft auf. Interviewpartner:innen beschäftigt, wo sie in Zukunft als jüdische Familie sicher leben können und wie sie ein jüdisches Kind in dieser Gesellschaft großziehen sollen.
 
        AUSWIRKUNGEN AUF JÜDISCHE IDENTITÄT
 
        Die Reaktionen auf den 7. Oktober erzeugen bei den Interviewpartner:innen ein Gefühl der Entfremdung, zugleich ist ein Zusammenrücken der Community zu beobachten. So beschreibt ein in Deutschland aufgewachsener Mitte-30-Jähriger, wie sich ein schon vorher bestehendes Gefühl, ein „Fremdkörper“ zu sein, im Zusammenhang mit der „Entsolidarisierung“ der zurückliegenden Monate verstärkt hat:
 
         „Als Jude in der Gesellschaft fühlt man sich ein Stück weit (…) entfremdet oder wie ein Fremdkörper. Aber der 7. Oktober war ein krasser Katalysator, also das definitiv. Das Verständnis fehlt, [es gibt] Anteilslosigkeit oder (…) Entsolidarisierung.“ 
 
        Studienteilnehmer:innen erzählen, wie sie damit beginnen, zum Schabbat einzuladen oder erstmalig jüdische Gruppen als geschützte Räume aufsuchen. Eine Anfang-50-Jährige beschreibt diese Entwicklung als ein „Verstehen, wer meine Leute sind“ und erzählt von dem Gefühl der Nähe, das sie in einer jüdischen Mütter-Chatgruppe empfindet:
 
         „Verstehen, wer meine Leute [sind], ist (…) sehr wichtig, und das hilft immer. Fühlen, dass whatever passiert, du bekommst die Unterstützung von deinen Leuten (…). Diese Gruppe von Mamas (…), wir haben [da] eine Frau, die in Australien wohnt, und sie ist immer die Erste natürlich, die schreibt ‚Schabbat Shalom‘ (…). Also ich arbeite noch vormittags am Freitag und bekomme diese Nachricht, ‚Schabbat Shalom‘, dann weiß ich, okay, es gibt diese Frau, diese quasi Freundin, die sich in Australien schon für Schabbat vorbereitet. Also meine Leute. Auch, wenn wir so weit voneinander sind, einfach fühlen, dass jemand da ist, ähnliche Gefühle hat. Das ist ja vielleicht auch meine Projektion, dass sie ähnliche Gefühle hat, aber es ist mir wichtig.“ 
 
        Das geteilte jüdische Wissen und die Tradition von Schabbat beschreibt diese Interviewpartnerin als Stärkung und reflektiert zugleich, dass es sich bei der Idee „ähnlicher Gefühle“ um ihre Projektion handelt. Deutlich wird die zunehmende Bedeutung einer Vergewisserung von grundsätzlicher Unterstützung in jüdischen Gruppen, „whatever passiert“.
 
        FAZIT
 
        Wenn von Gewalt die Rede ist, werden damit in der Regel eher Formen physischer Gewalt assoziiert als subtilere psychische Formen. Im Zusammenhang mit dem brutalen Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 scheint jedoch selbst die offensichtliche, durch die Täter selbst dokumentierte und medial ausgestrahlte Gewaltausübung abstrakt und ungebunden.
 
        In den Monaten, in denen die zitierten Interviews erhoben wurden, befanden sich die meisten Interviewpartner:innen in der Phase der Trauer und Verarbeitung. Es wird deutlich, dass der Anschlag nicht nur die israelische Gesellschaft, sondern auch die in der Diaspora lebenden Jüdinnen und Juden tief erschüttert hat. 08  Die von Studienteilnehmenden eingebrachte Metapher des „Schnitts“ wird verstärkt durch das erschütterte Schutzversprechen Israels und die weltweit zunehmenden antisemitischen Rhetoriken und Übergriffe.
 
        Studienteilnehmende berichten von immer enger beziehungsweise unsicherer werdenden Räumen, vom Verlust der politischen Heimat, von Verinselung inmitten einer antisemitisch strukturierten Debatte um Israel und Palästina. Dabei ist es wichtig zu begreifen, dass nicht „nur“ der Umstand des Terrors nachwirkt, sondern auch die Abwehr, die Nichtbeachtung, die Anerkennungsverweigerung. In der deutschen, postnationalsozialistischen und postmigrantischen Gesellschaft stehen Jüdinnen und Juden sowie Israelis einer Mehrheit gegenüber, die ihre Beziehung zur eigenen Geschichte weitgehend abspaltet, die Erinnerung an die Shoah als leeres Ritual begreift und den Kontakt zu allem Jüdischen ambivalent gestaltet. 09  
 
        Wird das Trauma der jüdischen Communities in Deutschland nicht anerkannt, nicht eingeordnet, droht das ohnehin brüchige Vertrauen zwischen der nichtjüdischen Mehrheit und jüdischer wie auch israelischer Communities zerstört zu werden. Die Beschäftigung mit dem durch den 7. Oktober deutlicher als je zuvor nach 1945 hervorgetretenen Antisemitismus ist dabei eine Aufgabe, die der Politik und der Zivilgesellschaft zukommt, um Jüdinnen und Juden mit ihren Erfahrungen und Perspektiven stärker einzubeziehen und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ohne Einschränkungen zu ermöglichen.
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        Antisemitismus in muslimischen Communities und antimuslimischer Rassismus
 
         Sina Arnold · Michael Kiefer 
 
        Seit dem 7. Oktober 2023 erleben wir erneut eine mit viel Verve geführte Diskussion zu den Ursachen, Verlaufsformen und dem Ausmaß des Antisemitismus in Deutschland. Dies mag nicht verwundern, haben der Angriff der Hamas auf israelische Zivilist:innen und der daran anschließende Krieg doch auch hierzulande dramatische Auswirkungen: Die Meldestellen des Bundesverbands RIAS dokumentierten allein in den ersten zwei Monaten nach dem Terrorangriff 994 antisemitische Vorfälle, darunter drei Fälle extremer Gewalt sowie 29 Angriffe, 32 Bedrohungen und 72 gezielte Sachbeschädigungen. 01  Die Beratungsstelle für antisemitische Gewalt und Diskriminierung OFEK beobachtete 2023 eine Verzwölffachung der Unterstützungsanfragen gegenüber 2022. Juden und Jüdinnen erfahren Antisemitismus an Schulen und Hochschulen, in der Nachbarschaft, in öffentlichen Verkehrsmitteln, am Arbeitsplatz oder bei Demonstrationen. 02  
 
        Ein Anstieg ist auch bei den antisemitischen Straftaten zu verzeichnen: Seit dem 7. Oktober erfasste das Bundeskriminalamt etwa 2300 antisemitische Straftaten in Zusammenhang mit dem Nahostkrieg – insbesondere Sachbeschädigungen und Volksverhetzungen –, von denen die meisten einer „ausländischen“ oder „religiösen Ideologie“ zugeordnet werden (Stand: April 2024). 03  RIAS erkennt unterschiedliche politische Täterspektren, betont jedoch, dass „der antiisraelische Aktivismus das Vorfallgeschehen besonders dominiert“. Jeder fünfte Vorfall wird diesem Spektrum zugeordnet, weitere sechs Prozent der Fälle hätten einen islamistischen Hintergrund. 04  
 
        DER NICHT SO NEUE „NEUE ANTISEMITISMUS“
 
        Die mediale Berichterstattung und die dadurch ausgelösten Debatten befassten sich in den zurückliegenden Monaten insbesondere mit verschiedenen propalästinensischen Protestformen, die zumeist Menschen mit Zuwanderungsgeschichte zugerechnet wurden. Tatsächlich gab es zahlreiche Demonstrationen und andere Aktionen, bei denen antisemitische Äußerungen getätigt wurden – und auf denen auch Menschen mit muslimischem Migrationshintergrund präsent waren. Das begeisterte Verteilen von Baklava auf der Sonnenallee in Berlin-Neukölln durch das palästinensische Samidoun-Netzwerk noch am Abend des 7. Oktober ist nur ein prominentes Beispiel.
 
        Muslimische Communities standen rasch pauschal im Fokus der Aufmerksamkeit und sahen sich mitunter allgemeinen Verdachtszuschreibungen ausgesetzt. Vizekanzler Robert Habeck forderte wenige Wochen nach dem Hamas-Angriff explizit „die hier lebenden Muslime“ auf, „sich klipp und klar von Antisemitismus zu distanzieren, um nicht ihren eigenen Anspruch auf Toleranz zu unterlaufen“. 05  Besonders sichtbar wurde die Pauschalisierung in der Berichterstattung über muslimische Schüler:innen, denen teilweise in toto islamistische und antisemitische Sichtweisen unterstellt wurden. Zwei Wochen nach dem Angriff der Hamas befasste sich die „Bild“ mit „Israel-Hass an deutschen Schulen“ und machte, unter Rückgriff auf den Präsidenten des Lehrerverbandes Stefan Düll, in ihrer Überschrift rasch die Schuldigen aus: „Schulklassen, in denen fast nur Muslime sitzen“. 06  Der Bonner „General-Anzeiger“, der sich mit mutmaßlich islamistischen Einstellungen von Schüler:innen befasste, stellte die Frage, ob derzeit eine „Islamisierung“ der Schulen beobachtet werden könne. 07  Zuletzt konstatierte die „Neue Zürcher Zeitung“ verallgemeinernd einen „blutigen Kulturkampf um die Schule“, nachdem jüdische Schüler:innen Opfer von Mobbing geworden waren. 08  Die immer wiederkehrende Botschaft dieser Texte: Der Islam ist schuld.
 
        Die Themen und Gegenstände der Debatte sind jedoch nur die Fortsetzung einer Diskussion, die seit Anfang des Jahrtausends unter dem Schlagwort des „Neuen Antisemitismus“ Judenfeindschaft unter Menschen mit muslimischem oder arabischem Hintergrund in den Blick nimmt, sowohl in den Herkunftsländern als auch in Westeuropa und Deutschland. 09  Befördert wurde diese durch eine Vielzahl von Faktoren, unter anderem von den drei folgenden: erstens durch israelfeindliche Demonstrationen und Anschläge, die seit dem Jahr 2000 auch in Deutschland vorkommen; 10  zweitens durch die Zunahme von islamistischen Terroranschlägen in Europa, für die der selbsternannte „Islamische Staat“ maßgeblich verantwortlich zeichnete; und drittens durch muslimische Migration in europäische Länder.
 
        In der Berichterstattung über die Folgen der Migration wurde teilweise der polemische Begriff des „importierten Antisemitismus“ verwendet, womit das Problem bequem externalisiert und vom verbreiteten Antisemitismus unter „Alteingesessenen“ abgelenkt werden kann. Darüber hinaus verkennt der Begriff die Entstehungsgeschichte und Semantik des modernen Antisemitismus, der in allen zentralen Aspekten von europäischen Akteuren im 19. und 20. Jahrhundert geprägt wurde. Erinnert sei hier nur an die lange „Erfolgsgeschichte“ der verschwörungstheoretischen „Protokolle der Weisen von Zion“, auf die sich auch die Hamas in ihrer ersten Charta von 1987 bezog. Ferner ignoriert der Begriff die Tatsache, dass Deutschland eine (post-)migrantische Gesellschaft ist: Etwa ein Drittel der hier lebenden Menschen hat einen Migrationshintergrund. Die mehr als fünf Millionen Muslime sind ein selbstverständlicher Teil der Gesellschaft. Wie in allen gesellschaftlichen Gruppen gibt es Antisemitismus auch unter den Nachfahren von Zugewanderten und religiösen Minderheiten – nur ist er deswegen noch lange nicht „importiert“.
 
        ISLAMISIERTER ANTISEMITISMUS
 
        Um das Allgemeine und das Besondere des Antisemitismus im Kontext von Migration zu verstehen, ist es notwendig, Phänomene der Judenfeindschaft multidimensional zu betrachten. Dabei gibt es sowohl in der politischen als auch in der wissenschaftlichen Debatte seit über zwanzig Jahren Kontroversen über die passende Terminologie sowie anhaltende Differenzen über die Einschätzung der historischen Genese und Verbreitung des Phänomens. 11  
 
        Vorstellungen eines spezifisch „muslimischen Antisemitismus“ bergen die Gefahr, dass sehr viele sehr unterschiedliche Menschen pauschal mit Judenfeindschaft assoziiert werden – Sunniten und Schiitinnen, Atheistinnen wie Islamisten, Ägypterinnen wie Indonesier. Diese Art der Verallgemeinerung zeigt sich wiederholt im öffentlichen Sprechen über den „Antisemitismus der Anderen“. 12  Gleichwohl ermöglicht die Bezeichnung „muslimischer Antisemitismus“, auf durchaus bestehende religiöse Einflussfaktoren zu verweisen. 13  Der Begriff des „arabischen Antisemitismus“ ist ebenfalls nicht frei von Pauschalisierungen, kann jedoch regional spezifische ideologische Einflüsse, etwa den arabischen Nationalismus oder Panarabismus, erfassen. Zugleich verortet er Vorurteile und Weltbilder nicht ausschließlich in der Religion, sondern etwa auch in staatlicher Propaganda, die in der Regel nationalistisch orientiert ist.
 
        Angemessen erscheint insbesondere der Begriff des „islamisierten Antisemitismus“. 14  Im Gegensatz zum Terminus „islamischer Antisemitismus“, den unter anderem der Islamwissenschaftler Abdel-Hakim Ourghi verwendet, 15  wird in ihm deutlich erkennbar, dass Narrative Resultate ständiger Konstruktionsprozesse sind. In diesem Fall werden zentrale Erzählungen des modernen Antisemitismus an die islamische Tradition und deren Quellen rückgebunden. Die Grundlagen hierzu schuf der ägyptische Intellektuelle Sayyid Qutb bereits in den 1950er Jahren mit seiner Schrift „Unser Kampf mit den Juden“. 16  Darin verband er Elemente des europäischen Antisemitismus, insbesondere das Konstrukt der „jüdischen Weltverschwörung“, mit Erzählungen aus dem Koran. Diese Synthese ergab die wirkmächtige Narration vom „jüdischen Verschwörer“, der schon zu allen Zeiten den Islam beziehungsweise die Muslime bedroht habe.
 
        Dies zeigt, dass sich der Antisemitismus im 20. Jahrhundert zu einem „flexiblen Code“ entwickelt hat, der es ermöglicht, Narrative aus verschiedenen religiösen und kulturellen Kontexten zu kombinieren. 17  Die Ergebnisse können offenbar problemlos in wiederum andere religiöse oder politische Kontexte eingebettet werden. Es handelt sich also um antisemitische Erzählungen, die sich aus mehreren Quellen mit jeweils unterschiedlichen historischen Kontexten speisen. Antisemitische Narrative sind folglich dynamisch und nicht statisch; sie passen sich den jeweiligen Zeitumständen an. Monothematische Erklärungsansätze, die der Religion die zentrale Rolle zuweisen, verkennen diesen Sachverhalt und führen zu undifferenzierten Sichtweisen. Diese können durchaus in eine rassistische Dimension münden, da sie mit pauschalen Zuschreibungen einhergehen.
 
        AKTUELLE DATENLAGE
 
        Dass antisemitische Vorurteile in Deutschland wie global auch unter Menschen zu finden sind, die sich als Muslime bezeichnen, ist empirisch unstrittig. 18  Erst jüngst haben der Politikwissenschaftler Jannik M.K. Fischer und der Kriminologe Peter Wetzels auf Grundlage von drei repräsentativen Befragungen „erheblich erhöhte Raten antisemitischer Einstellungen“ unter Muslim:innen in Deutschland festgestellt. Die Ergebnisse zeigen, „dass bei Muslim:innen seit 2021 ein linearer Trend des Anstiegs manifester antisemitischer Einstellungen stattgefunden hat, der 2023 mit einer Rate von 17 % einen vorläufigen Höchststand erreicht hat. Gleichzeitig zeigt sich damit allerdings auch, dass manifeste antisemitische Einstellungen unter der Gesamtgruppe der Muslim:innen in Deutschland auch gegenwärtig nur bei einer Minderheit anzutreffen sind.“ 19  
 
        Doch welche Wirkfaktoren führen zu antisemitischen Einstellungen – stehen diese wirklich in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem Islam? Eine aktuelle Studie über Antisemitismus an deutschen Hochschulen der Soziolog:innen Thomas Hinz, Anna Marczuk und Frank Multrus gibt Hinweise darauf, dass Religion – in diesem Fall der Islam – kaum als alleiniger Wirkfaktor infrage kommt. In Bezug auf die muslimischen Befragten stellen die Autor:innen fest: „Muslimische Studierende zeigen häufiger antisemitische Einstellungen als christliche oder konfessionslose Studierende, was teilweise mit der eigenen und der familiären Herkunft aus einem Land, das an die Konfliktregion angrenzt, zusammenhängt. Aber auch Studierende mit einer christlichen Konfession unterstützen häufiger antisemitische Haltungen, wenn die Eltern aus einem solchen Land stammen.“ 20  
 
        Dies zeigt, dass Rezeption und Deutung des Nahostkonflikts nicht zwingend an Religionszugehörigkeiten gebunden sind. Dieser Befund deckt sich mit zahlreichen Studienergebnissen der vergangenen Jahre. 21  Diese verweisen überdies darauf, dass die Selbstbezeichnung als „(stark) religiös“ nicht unbedingt ausschlaggebend für die Stärke der antisemitischen Einstellungen ist, sondern eher die jeweilige Auslegung der Religion: Insbesondere dogmatisch-fundamentalistische oder traditionell-konservative religiöse Einstellungen begünstigen eine Feindschaft gegenüber Juden und Jüdinnen. 22  Zudem, so ist es im „Berlin-Monitor“ 2019 zu lesen, unterscheiden sich diejenigen Muslim:innen, die antisemitische Ressentiments haben, „hinsichtlich ihres Werte-Kanons und Einstellungspotentials“ nicht von „konservativen und autoritären Kreisen der [nicht-muslimischen] deutschen Bevölkerung“. Der Antisemitismus ist also eher ein Effekt konservativ-autoritärer Einstellungen als von Religion. 23  
 
        ANTIMUSLIMISCHER RASSISMUS
 
        Die beschriebene Datenlage veranschaulicht das klare Bedrohungspotenzial und die anhaltende Präsenz von Antisemitismus seit dem 7. Oktober, und zwar in unterschiedlichen Milieus – darunter auch unter Muslim:innen. Die Debatte darüber ist gesellschaftlich aufgeladen und changiert zwischen Bagatellisierung auf der einen und Pauschalisierung auf der anderen Seite. Letztere mag eine der Ursachen dafür sein, dass auch der antimuslimische Rassismus in den vergangenen Monaten angestiegen ist. In den ersten sieben Wochen nach dem Hamas-Angriff dokumentierte die Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit CLAIM über 180 Fälle von gewaltvollen antimuslimischen Übergriffen, Beleidigungen und Drohungen – womit die Fallzahl bereits im November über dem Vorjahresniveau lag. Moscheen in ganz Deutschland erreichten Drohschreiben, die mit Fäkalien und Schweinefleisch gefüllt waren. 24  Bis Anfang April 2024 registrierte das Bundeskriminalamt antimuslimische Straftaten im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt „im unteren dreistelligen Bereich“. 25  Menschen, die als muslimisch oder arabisch wahrgenommen werden, berichten vermehrt von Fremdheitsgefühlen und rassistischen Pauschalverdächtigungen, die ihnen entgegengebracht werden. 26  
 
        Diese Entwicklung reiht sich ein in einen seit Jahren verbreiteten Rassismus gegenüber Muslim:innen oder Menschen, die als solche wahrgenommen werden: 27  „Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich manchmal wie ein Fremder im eigenen Land“ – dieser Aussage stimmten in der „Leipziger Autoritarismus-Studie“ 2022 38 Prozent der Bevölkerung zu. Fast ein Drittel der Befragten befürwortete zudem eine vollständige Ablehnung der Zuwanderung von Muslim:innen. 28  Laut „Religionsmonitor“ der Bertelsmann Stiftung sehen 52 Prozent der deutschen Bevölkerung den Islam als (sehr oder eher) bedrohlich an – weit mehr als andere Religionen. 29  Dies zeigt sich auch wiederholt im Alltag: Besonders muslimische Menschen erleben häufig Diskriminierung in Ämtern oder Behörden. 30  
 
        Auch eine vorgeschobene Antisemitismuskritik kann ein Vehikel für diskriminierende Vorurteile gegenüber Muslim:innen sein. In manchen Fällen lässt sich klar von einer Instrumentalisierung des Anti-Antisemitismus sprechen. So behauptete etwa der Thüringer AfD-Vorsitzende Björn Höcke im April 2024 im Fernsehduell mit dem CDU-Politiker Mario Voigt, er sehe „keinen Antisemitismus ausgeprägten Maßes bei der ursprünglichen deutschen Bevölkerung“. Vielmehr sei Antisemitismus „auch wieder ein Problem, das wir uns mit Migration ins Land geholt haben: millionenfache Einwanderung aus dem islamischen Kontext, die Islamisierung Deutschlands und Europas“. 31  Dabei ist gerade unter AfD-Wähler:innen Antisemitismus überdurchschnittlich verbreitet. 32  
 
        Diese Engführung und Verknüpfung der Themen Antisemitismus und Migrationspolitik ist indes nicht auf gerichtlich bestätigte Faschisten wie Höcke beschränkt. So forderte beispielsweise der CSU-Vorsitzende Markus Söder im November 2023 konsequente Abschiebungen als Antwort auf antisemitische Handlungen von (Post-)Migrant:innen sowie eine „grundlegende Neuordnung der Migrationspolitik“. 33  
 
        JENSEITS VON BAGATELLISIERUNG UND PAUSCHALISIERUNG
 
        Die derzeitigen Debatten in Medien, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Politik gehen häufig mit pauschalen Zuschreibungen einher. Sorgen und Ängste von betroffenen – jüdischen und muslimischen – Menschen werden für andere Zwecke instrumentalisiert.
 
        Maßgebliche Akteure sind Extremisten vor allem aus dem islamistischen und rechtsradikalen Lager. Für das islamistische Lager können hier die verschiedenen Kanäle der transnationalen Bewegung Hizb ut-Tahrir angeführt werden. Deren Propagandisten werden nicht müde, Muslime als Opfer einer antimuslimischen Politik darzustellen, die angeblich weltweit zu beobachten sei. Die antisemitischen Gruppierungen finden auch Zulauf, weil Diskriminierungserfahrungen oft zu einem erhöhten Bedürfnis nach Identifikation mit einer – religiös oder ethnisch aufgeladenen – „Eigengruppe“ führen können. Dies kann wiederum zu einer stärkeren Abgrenzung von vermeintlichen „Fremdgruppen“, darunter Juden und Jüdinnen, führen. 34  „Marginalisierungserfahrungen spielen den Viktimisierungsdiskursen von islamistischen Gruppen in die Hände“, konstatierten unlängst die Politikwissenschaftler:innen Cemal Öztürk, Susanne Pickel und der Soziologe Gert Pickel. 35  Die Rassismuserfahrungen sind dabei sicherlich nicht ursächlich für den Antisemitismus. Aber die ernsthafte Thematisierung von antimuslimischem Rassismus ist auch im Sinne der Antisemitismusbekämpfung und Extremismusprävention.
 
        Auf der rechtsradikalen Seite agieren Akteure, die eine Vielzahl von gesellschaftlichen Problemstellungen monokausal mit Migration und Islam in Verbindung bringen. Vorurteile wie antimuslimischer Rassismus und Antisemitismus treten allerdings „statistisch mit hoher Wahrscheinlichkeit zusammen“ auf, so ein Ergebnis der „Mitte-Studie“ 2023. 36  Dies zeigt sich in breiten Teilen der Bevölkerung, wird aber in der extremen Rechten besonders deutlich. Die integrale Verwobenheit dieser Ideologien findet sich insbesondere in der Verschwörungserzählung des „Großen Austauschs“. 37  
 
        Aktuelle Arbeiten des Forschungsverbundes RIRA (Radikaler Islam versus radikaler Anti-Islam) zeigen, dass gesellschaftliche Polarisierung und wahrgenommene Bedrohungen in eine reziproke Radikalisierungsspirale münden können, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt massiv beschädigen kann. 38  Es braucht deshalb Debattenbeiträge, die die vorhandenen Problemstellungen sachgerecht und lösungsorientiert angehen. Hierzu gehört auch, dass unbequeme Meinungen und Befunde der jeweils anderen Seite nicht mit unangemessenen und schädlichen Verdachtszuschreibungen belegt werden. Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus müssen ernst genommen werden – egal von wem sie ausgehen und ohne in eine Opferkonkurrenz zu geraten.
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        ANTISEMITISMUS IN DIGITALEN RÄUMEN
 
        Herausforderung für die politische Bildung
 
         Deborah Schnabel 
 
        Welche Rolle spielen digitale Medien bei der Verbreitung von Antisemitismus? Für eine Antwort auf diese Frage müssen wir uns zunächst von der Vorstellung lösen, dass sich die Welt mehr oder minder direkt im Netz widerspiegelt. Unsere Wirklichkeit ist längst eine postdigitale: Der digitale Raum ist zum Alltag geworden, Teil unserer Lebenswelt, kein „zweiter“ Raum. Wer Antisemitismus heute verstehen will, muss sich mit den Logiken, Merkmalen und Wirkweisen unseres postdigitalen Zeitalters auseinandersetzen. Hierbei geht es auch um hybride – also digitale und analoge – Meinungsbildungsprozesse, Dynamiken und Kommunikationsmuster.
 
        Denn Meinungsbildungsprozesse starten heute oft direkt im Netz und werden dann erst ins Analoge getragen. Das ist zum Beispiel der Moment, in dem Erwachsene vermeintlich plötzlich radikalisierte Einstellungen bei Jugendlichen bemerken – dabei fiel die veränderte Kommunikation nur nicht auf, weil sich Jugendliche und Erwachsene nicht in den gleichen Räumen aufhalten. Für die Bedürfnisse der jüngeren Generation wird in analogen Räumen zu langsam, zu träge und zu wenig aktualitätsbezogen kommuniziert. Bis überprüfte Fakten oder ausgewogene Inhalte ins Netz gelangen, vergeht viel Zeit – Zeit, in der im Netz zum gleichen Thema von den unterschiedlichsten Akteur*innen eine Unzahl neuer Inhalte und Meinungsgegenstände produziert werden. Bis ein Tagesschau-Kommentar zu einer Nachricht das Publikum erreicht, ist die Meinungsbildung schon weit fortgeschritten. Aus der Forschung wissen wir auch, dass aufklärende Botschaften zu Verschwörungserzählungen im Netz nur noch wenig rezipiert werden beziehungsweise kaum wirksam sind. 01  Zugleich treffen Kommunikationslogiken aus dem Netz häufig auf ein unvorbereitetes Analogpublikum. Komplexe Sachverhalte werden verkürzt, überspitzt, polemisch, provokant und aggressiv vorgetragen. Schnelle Stellungnahmen und Vereindeutigungen werden gefordert, jedes Bemühen um Ausgeglichenheit und umsichtige Argumentation ist wiederum Anlass für weitere Provokationen.
 
        Damit soll Antisemitismus im Netz keineswegs als bloßes Missverständnis, gar als Generationenkonflikt dargestellt werden. Gerade im Zuge des 7. Oktober 2023 hat antisemitischer Content auf nahezu allen digitalen Plattformen extrem zugenommen – sowohl quantitativ als auch in der Aggression. 02  Wie schon der Anschlag der Hamas wird auch der Gaza-Krieg teilweise live auf Tiktok gebroadcastet. Das schließt hochemotionalisierende, gewaltvolle, unkontextualisierte Bilder und Videos ein, die massenhaft abrufbar sind. Influencer*innen positionieren und politisieren sich, profilieren sich binnen weniger Tage in der Rolle von Nahost-Expert*innen. Es entstehen Parallelrealitäten mit sich selbst erfüllenden Prophezeiungen: In der eigenen Filterblase wird eine Haltung von allen Seiten bestätigt, während andere Perspektiven höchstens als fails beziehungsweise Objekte des Spotts auftauchen, wenn überhaupt. Diese im Netz entwickelten Haltungen tauchen in der analogen Welt unvermittelt auf – und strahlen wiederum ins Netz zurück.
 
        ANTISEMITISMUS ALS PROBLEM IN DER POSTDIGITALEN WELT
 
        Ein Beispiel für die Wirkweise dieser Dynamiken ist die Behandlung des Nahostkonflikts auf Social Media: Hoher Profilierungs-, Produktions- und Positionierungsdruck, gepaart mit einer extrem verengten Sicht auf die Welt, treffen bei vielen Content-Produzent*innen auf mangelndes Wissen über Antisemitismus sowie die mangelnde Reflexion der eigenen goj-normativen, also nichtjüdischen Position. Dazu wirkt der Zwang, Content für eine vor allem unterhaltungsorientierte Zielgruppe zu entwickeln. Es zählt die clickability. Achtlos wird mit Hashtags wie #fromtherivertothesea, #freegazafromgermanguilt, #genozid, #tiktokintifada, #silentholocaust und vielen weiteren hantiert – ohne deren Tragweite wirklich zu begreifen, ohne zu kontextualisieren oder Betroffene zu schützen. So können sich unter Posts mit genuin solidarischen und empathischen Botschaften extrem rechte oder islamistische Positionen mischen, die gemeinsam mit den unterstützenden Perspektiven als Meinungsbündel an Personen weitergegeben werden, die sie nicht unterscheiden können – ein für antisemitische Einstellungen ideales Biotop. Diese online eingeübten Haltungen manifestieren sich dann scheinbar unvermittelt und in radikaler Eindeutigkeit auf Schulhöfen, Straßen, in Universitäten und letztlich auch im gesamtgesellschaftlichen Klima.
 
        Die postdigitale Verschränkung von Netz und „wirklicher Welt“ zeigt insbesondere auch, wie dringlich es ist, dass politische Bildung auf die veränderten Lebenswelten der jüngeren Generationen eingeht. Mag es früher vielleicht eine hetzerische Schlagzeile pro Woche gewesen sein, die alle Kontaktpunkte einer Einzelperson mit antisemitischen Inhalten beschreiben konnte, gibt es heute ein dynamisches antisemitisches Medienuniversum, das inzwischen durch KI automatisiert antisemitische Inhalte produziert und seine Attraktivität und hetzerische Wirkung fortlaufend algorithmisch präzisiert.
 
        Dieser postdigitalen Welt müssen politische Bildner*innen Rechnung tragen. Eine postdigitale Herangehensweise wendet sich ab von der rein technisch fokussierten Digitalisierung von (politischer) Bildung und hin zu einer Nutzenden-Zentrierung und Möglichkeitsräumen. Letzteres bedeutet auch, dass vieles möglich und wenig sicher ist. So wissen wir heute schlichtweg (noch) nicht, welche Effekte der Einsatz bestimmter digitaler Technologien auf politische Bildung haben kann. Gleichzeitig liegen noch teils unbekannte und unausgeschöpfte Potenziale in einer politischen Bildung, die sich nicht als externen Einfluss auf ein Biotop versteht, sondern aus ihm heraus entstanden ist – die also nicht einfach alte Inhalte für neue Medien übersetzt, sondern die aus diesen heraus organisch neu entsteht. Dieser Anspruch erfordert natürlich Prozesse, die mit bestehenden Methoden kollidieren. Innovationen in allen Bildungsbereichen sind durch sich überlappende und asynchron verlaufende Phasen gekennzeichnet, wo erprobte Ansätze neben disruptiven Herangehensweisen existieren und Ablehnung und Neugier sich in ein und derselben Zielgruppe wiederfinden.
 
        FORMEN, MOTIVE, CODES
 
        Alle bekannten Motive des Antisemitismus tauchen online wieder auf – teils als direkte Wiedergaben historischer Inhalte (zum Beispiel antisemitische Karikaturen, die als Tiktok-Slideshow gezeigt werden), teils als plattformkonforme Adaptionen (wenn etwa dieselben Karikaturen durch KI animiert und mit KI-generierten Texten und Sprecher*innenstimmen hinterlegt werden), teils als neuartige Eigenproduktionen (beispielsweise verherrlichende Nachbauten von KZs in Minecraft oder Roblox).
 
        Zu den häufigsten antisemitischen Narrativen und Weltbildern, die in den sozialen Medien aufgegriffen, weiterverbreitet und zunehmend normalisiert werden, zählen:
 
         
          	 Othering: Jüd*innen sind das Andere, die Fremden;  
 
          	 Lebensfeindlichkeit: Sie morden, vergiften, töten Kinder, saugen Blut;  
 
          	 Macht- und Geldgier: Sie streben illegitimerweise nach Macht oder Reichtum, sie rauben und beherrschen;  
 
          	 Subversion: Sie sind verborgen, heimtückisch, „als Menschen getarnt“, missbrauchen Empathie;  
 
          	 Internationalismus: Sie sind international und schwächen die Nationen;  
 
          	 Es gibt einige wenige „gute Jüd*innen“, die den Motiven 1 bis 5 widersprechen und darüber aufklären; die Mehrheit aber ist feindselig. 
 
        
 
        Die seit dem 7. Oktober online vorherrschende Form des israelbezogenen Antisemitismus wendet diese Motivkomplexe auf den Staat Israel an:
 
         
          	 Othering: Israel ist kein richtiger Staat, sondern eine Entität, ein Regime, eine Besatzungsmacht, anders als andere Staaten, fremd („Israhell“, „Isnotreal“); 
 
          	 Lebensfeindlichkeit: Israel tötet Unschuldige ohne Grund, vergiftet oder untergräbt bösartig die Trinkwasserversorgung („Kindermörder Israel“);  
 
          	 Macht- und Geldgier: Israel will sich immer weiter ausbreiten, die gesamte Welt beherrschen;  
 
          	 Subversion: Israel appelliert in manipulativer Absicht an Empathie oder Mitgefühl, zum Beispiel für die Geiseln der Hamas;  
 
          	 Internationalismus: Israel missbraucht internationale Institutionen und Verbündete für seine eigenen sinistren Zwecke;  
 
          	 Es gibt (mindestens) eine jüdische Einzelperson, die all mein antisemitisches Wissen über Israel bestätigt.  
 
        
 
        Die Nutzer*innen, die solche Inhalte bewusst verbreiten, sind sich meist auch der gesellschaftlichen, juristischen und plattformspezifischen Sanktionsmechanismen bewusst, die ihre Erzählungen auslösen können. Entsprechend versuchen sie, diesen Sanktionen vorzugreifen. Je nach Publikum, Anonymität, angestrebtem Effekt und Risikobereitschaft werden die ideologisch inszenierten Motive unterschiedlich stark codiert und/oder chiffriert. Im Online-Leser*innenforum einer Tageszeitung werden religiöse Antisemit*innen keine Traktate über die theologische Verdorbenheit des Judentums schreiben, sondern über Redewendungen wie „alttestamentarische Gebräuche“, „Zahn um Zahn“ oder „Judaslohn“ darauf anspielen. Neonazis hingegen reproduzieren in Tiktok-Kommentaren Kennzeichen antisemitischer Organisationen nicht direkt, sondern zum Beispiel über Emoji-Kombinationen, die ihnen ähneln – etwa durch zwei „Blitz“-Emojis, die SS-Runen gleichen. Emojis, Bilder, Memes, auch bewusst markierte Leerstellen („seis jdn“ als Abkürzung für „scheiß Juden“) werden auch deswegen verwendet, weil die überwiegend KI-gestützten Inhaltskontrollen der großen Plattformen sie schlechter erkennen als direkte Äußerungsformen.
 
        ROLLE SOZIALER MEDIEN
 
        Soziale Medien treten in der postdigitalen Gesellschaft grundsätzlich als „fünfte Gewalt“ auf: Sie steuern die Verbreitung klassischer Medieninhalte, kontrollieren, kommentieren und kritisieren sie auf eine Weise, wie dies die Medien der „vierten Gewalt“ mit den drei vorgelagerten Gewalten tun. Sie framen Medieninhalte, erklären sie, bauen sie in weiterführende Erzählungen ein und bereiten sie für bestimmte Zielgruppen auf. Zugleich sind soziale Medien heute Hauptmotoren antisemitischer Inhalte. Sie sind dabei nicht auf klassische Postings beschränkt; sämtliche Komponenten der Kommunikation auf sozialen Medien – Hashtags, Überschriften, Bilderklärungen, Profilbilder und so weiter – können der Verbreitung von Antisemitismus dienen. So ist es unserer Beobachtung nach insbesondere der Kommentarbereich klassischer Postings, in denen Inhalte überhaupt erst antisemitisch geframed und erklärt werden; zudem dienen sie dazu, weiteren Content zu empfehlen und dabei zu immer radikaleren Inhalten weiterzuleiten.
 
        Die zeitgenössische Ausformung sozialer Medien begünstigt dabei die Reproduktion solcher Botschaften besonders stark. Da sind einerseits die viel beschriebenen Rabbit-Hole-Mechanismen, die durch die algorithmische Ausspielung neuer Inhalte entstehen: Nahezu alle sozialen Medien versorgen Nutzer*innen, die sich einmal für ein bestimmtes Thema interessiert haben, mit immer mehr und immer aufregenderen Inhalten aus diesem Themenfeld. In politischen Zusammenhängen führt das bei anfälligen Personen zu einer fast zwangsläufigen ideologischen Verhärtung („algorithmische Radikalisierung“). Andererseits wird Antisemitismus auch durch den Zusammenhang von Trend- und Influencer*innen-Fixierung zeitgenössischer sozialer Medien gespeist. Der Algorithmus versucht, größere Social-Media-Trends zu erkennen, sie möglichst vielen Nutzer*innen auszuspielen und diese zu einer Reaktion zu veranlassen – dabei ist es fast gleichgültig, ob es sich um tagesaktuelle Nachrichten zum Weltgeschehen oder ein neues Katzenvideo handelt. An Influencer*innen wird von ihren Follower*innen die Erwartung gestellt, solche Trends zu erkennen, auf sie zu reagieren und dabei ihre jeweilige, für sie typische Message zu transportieren.
 
        Das kommt der Verbreitung von Antisemitismus als Welterklärungsmodell und transhistorischer Wahrheit entgegen: Verlässlich erklären die Telegram-Kanäle von Verschwörungsideolog*innen vom Schlage eines Xavier Naidoo und Attila Hildmann, warum die jeweils neuesten Weltnachrichten in Wahrheit auf jüdisches Verschwörungshandeln zurückzuführen seien. Im verwirrenden Strom von Trends und Nachrichten geben antisemitische und verschwörungsideologisch Influencer*innen vor, Halt und Stabilität anbieten zu können; ein als chaotisch empfundenes Weltgeschehen wird auf einfache Prinzipien, nämlich die Agenda skrupelloser Verschwörer*innen, zurückgeführt.
 
        Die Anlässe, die zur Reproduktion antisemitischer Inhalte im Netz herhalten müssen, sind entsprechend vielfältig, wobei Kommentare zum Nahostkonflikt der stärkste Auslöser sind. Daneben können, je nach Motivlage, auch besonders emotionalisierende Nachrichten aus dem jeweiligen ideologischen Kontext als Verbreitungsanlass dienen, etwa das Gefühl, die eigene Nation oder Religion könnten bedroht sein. Antisemitismus wird aber auch in Form jugendlicher Populärkultur reproduziert, als Spaß und/oder Grenzüberschreitung. Er wird dann selbst zum Trend, etwa durch Gesichtsfilter auf Tiktok, die ihren Nutzer*innen vermeintlich jüdische Gesichtszüge verleihen. 03  
 
        Die Schwäche der Moderation solcher Inhalte ist unmittelbar auf ihre Interaktionsrate zurückzuführen. Extremes klickt sich gut – und die Plattformen leben von Klicks, Interaktionen und den damit verbundenen Werbeeinnahmen. Auf Druck der Zivilgesellschaft haben die großen Anbieter*innen zwar Möglichkeiten des Meldens und besserer Content-Moderation eingeführt. Diese haben jedoch Lücken und beruhen zum überwiegenden Teil auf automatisierten Systemen, die durch Codierung und Chiffrierung von Botschaften leicht auszuhebeln sind. Teils ist die Aufhebung solcher Konventionen sogar Marketingstrategie: Elon Musk, der Eigentümer von X (vormals Twitter), sucht regelmäßig die Nähe zu prominenten Rechtsextremen und reaktivierte gelöschte Accounts von Rechtsradikalen – unter Verweis auf die Meinungsfreiheit. Versuche der juristischen Regulierung sozialer Medien stoßen regelmäßig auf geringes Interesse bis Ablehnung in der Öffentlichkeit: Rasch steht der Zensurverdacht im Raum, hinter dem berechtigte Schutzinteressen vulnerabler Gruppen immer wieder zurückzustehen haben.
 
        TIKTOK – (K)EINE PLATTFORM WIE JEDE ANDERE
 
        Die besondere Rolle der Videoplattform Tiktok kann hier nur angerissen werden. Allgemein lässt sich sagen, dass Tiktok wie keine andere Plattform trend-, persönlichkeits- und interaktionsgetrieben ist. Die Ersteller*innen von Videos, die Creator*innen, sind gehalten, zu aktuellen Trends möglichst viele, schnelle und kurze Videos zu produzieren, um die Chance zu verbessern, im algorithmisch ausgespielten Videostrom ihrer Follower*innen aufzutauchen. Das befeuert den Druck, sich möglichst rasch zu positionieren und selbst schwierige politische Fragen in weniger als 20 Sekunden zu beantworten – möglichst auf eine Weise, die Emotionen weckt und polarisiert.
 
        Antisemitismus war schon vor dem 7. Oktober ein virulentes Problem auf Tiktok – vor allem in Form von Verschwörungserzählungen, Shoah-Leugnung oder -Relativierung und israelbezogenem Antisemitismus. Altbekannte antisemitische Narrative und Codes wurden in Sketchen verarbeitet, mit Filtern und Musik kombiniert und so „hip“ gemacht. So begegnen wir Videos, in denen die „Protokolle der Weisen von Zion“ vermeintlich erklärt werden oder in denen vor einer neuen Weltordnung durch finstere (sprich: jüdische) „Eliten“ gewarnt wird. Bereits 2021 wurden im Zuge der sogenannten Tiktok-Intifada Videos hochgeladen, die körperliche Angriffe auf jüdische Menschen in Israel zeigten. Die Videos verbreiteten sich massenhaft und erhielten viel Zustimmung, obwohl sie von der Plattform wegen Verstößen gegen die Community-Richtlinien (Verbot gewalttätiger und expliziter Inhalte) immer wieder gelöscht wurden.
 
        Seit dem 7. Oktober ist die Hemmschwelle, was israelbezogenen Antisemitismus angeht, nochmals gesunken. Videos, die Israel das Existenzrecht absprechen, sind dabei fast schon alltägliche „Normalität“: So etwa im Beitrag einer Make-up-Influencerin, die auf ihrem Gesicht erst die Umrisse Israels zeichnet, um sie dann ganz mit einer Palästina-Flagge auszufüllen. Ähnlich ist es mit Solidarisierungen mit den Taten der Hamas als „legitimem Widerstand“. Weite Kreise zog etwa das Video einer Koch- und Back-Influencerin, die noch am 7. Oktober zur Feier des Tages Süßigkeiten auf der Straße verteilte. 04  
 
        Auch der 7. Oktober selbst ist Gegenstand unzähliger Fake News und Desinformationskampagnen. In diversen Beiträgen wird in Zweifel gezogen, ob das Massaker auf dem Supernova-Musikfestival überhaupt stattgefunden habe. Sollte es Tote gegeben haben, seien es keine Zivilist*innen, sondern Angehörige des Militärs gewesen, so das verschwörungstheoretische Geraune. Gleichzeitig wird gemutmaßt, die Massaker an der Zivilbevölkerung seien nicht von der Hamas verübt worden, sondern von der israelischen Regierung – der 7. Oktober sei ein sogenannter Inside-Job gewesen. 05  Schon wenige Stunden nach den terroristischen Angriffen tauchten in verschwörungsideologischen Telegram-Kanälen wilde Interpretationen auf, darunter die Behauptung, Israel habe es auf die Organe palästinensischer Kinder abgesehen – das altbekannte Kindermörder-Narrativ, das auf die antisemitische Ritualmordlegende aus dem Mittelalter zurückgeht.
 
        Typisch ist auch die Kennzeichnung von Jüd*innen als colonizer, die sich auch in der Diaspora von Israel zu distanzieren hätten. „Zionist*innen“ wird als Schimpfwort gebraucht, das sofort Parallelziehungen zum „Dritten Reich“ hervorruft: Jüd*innen seien die neuen Nazis, hätten aus ihrer eigenen Verfolgung nichts gelernt, oder Israel wird direkt mit Nazideutschland verglichen – eine eindeutige Relativierung der Shoah und Täter-Opfer-Umkehr. 06  
 
        WEITERE DIGITALE RÄUME
 
        Soziale Medien sind bei Weitem nicht die einzigen digitalen Tummelplätze für Antisemitismus. Antisemitische Agitation ist zum Beispiel auch im Gaming ein großes Problemfeld. Es geht dabei nicht nur um offenkundigen Antisemitismus, wie etwa im schon älteren Fall einer Variante des Spiels „Moorhuhnjagd“, bei dem Nutzer*innen Jagd auf Juden machen konnten. 07  Auch Minecraft- oder Roblox-Server, auf denen nationalsozialistische Verbrechen oder Symbole verherrlicht werden, 08  sind dabei nur eine Begleiterscheinung – ebenso wie Spiele, die den Terror der Hamas glorifizieren, indem sie es zulassen, in Shooter-Szenarien palästinensische „Widerstandskämpfer“ zu spielen, 09  oder von rechtsradikalen Nutzer*innen erstellte Shooter-Karten, die an den architektonischen Gegebenheiten der Amadeu-Antonio-Stiftung orientiert sind und damit gewissermaßen das Trainingsgelände für einen Amoklauf dort bereitstellen.
 
        Subtiler und mit viel größerer Reichweite ausgestattet sind „Let’s Plays“ – also Videospielübertragungen bekannter Gamer*innen. Nicht wenige von ihnen garnieren ihren Audiokommentar mit Bemerkungen zum Zeitgeschehen. Rechte Streamer*innen mit Nähe zur Alt-Right-Bewegung platzieren hier gerne Witze über Jüd*innen – zum Beispiel überall dort, wo Geld aufgesammelt wird. In den Kommentarbereichen werden solche „Späße“ weitergetrieben – bis irgendwann die Unterscheidung zwischen edginess, also provokativer Grenzüberschreitung, und Agitation aufgehoben ist.
 
        Ein noch wenig beachteter, aber für die Betroffenen sehr einschneidender digitaler Ort antisemitischer Erfahrungen sind Dating-Plattformen. Antisemitismus zeigt sich hier offener und gezielter als im persönlichen Kontakt. Personen, die ihre jüdische Identität in ihren Profilen angeben oder durch Symbole zu erkennen geben oder denen eine vermeintliche Zugehörigkeit zum Judentum zugeschrieben wird, sehen sich teilweise heftigen antisemitischen Angriffen ausgesetzt. 10  
 
        ANTISEMITISMUS DIGITAL BEKÄMPFEN
 
        Die Notwendigkeit antisemitismuskritischer Bildungsarbeit ist so offenkundig wie nie – gleichzeitig stehen Bildner*innen in diesem Bereich unter einem erheblichen Leistungs-, Erfolgs- und Rechtfertigungsdruck. Sie spüren die Notwendigkeit, rasch auf die sich grundlegend veränderten Bedarfe und Möglichkeiten zu reagieren, was erhebliche Ressourcen bindet. Auch die politische Dimension darf nicht außer Acht gelassen werden: Die aktuelle Situation stärkt Stimmen, die Antisemitismus am liebsten mit Mitteln der Polizei und des Aufenthaltsrechts klären möchten – und Ansätze, die eine rassismuskritische Sensibilität in die Antisemitismusarbeit tragen wollen, haben einen besonders schweren Stand. Populist*innen hinterfragen die Wirksamkeit pädagogischer Ansätze ganz grundsätzlich – beispielsweise, was Projekte wie „Demokratie leben!“ vom Bundesfamilienministerium angeht.
 
        Gleichzeitig kann politische Bildung im digitalen Bereich so schnell wie nirgends sonst ihre eigene Wirksamkeit beweisen: sei es durch die statistischen Mittel, die die Plattformen selbst zur Verfügung stellen, durch Klick- und Interaktionsraten, durch organische Verbreitung oder anderes mehr. Auch digitale Erhebungen unter den Teilnehmenden neuer Bildungsformate können hierzu beitragen, etwa durch Betrachtung geänderter Einstellungen und neuer Erkenntnisse.
 
        Wohlgemerkt: Es ist weder produktiv noch zeitgemäß, analoge Konzepte einfach digital umzusetzen oder Technologien nur aus dem Grund zu nutzen, dass sie verfügbar sind. Stattdessen ist es entscheidend, ein umfassendes Verständnis dafür zu entwickeln, wie sich die Erwartungen an Inhalte, Formate, Anpassungsfähigkeit, Individualität, Design, Zugänglichkeit und Geschwindigkeit verändern, und wie sich dies wiederum auf die Erwartungen an politische Bildung auswirkt. Ein zeitgemäßer Ansatz zur politischen Bildung erfordert eine umfassende Auseinandersetzung mit diesen Entwicklungen jenseits rein digitaler Paradigmen – es braucht einen postdigitalen Zugang.
 
        Es gehört zur Ambivalenz digitaler Räume, dass sie einerseits wirkmächtige Multiplikator*innen für Antisemitismus sind – andererseits aber auch der Schauplatz eines engagierten Einsatzes gegen Antisemitismus, der von Einzelpersonen oder zivilgesellschaftlichen Organisationen ausgehen kann. Entsprechend muss politische Bildung weiterhin warnen, aufklären, analysieren – und zugleich die Potenziale des Mediums verteidigen. Dabei gilt es zu beachten, dass digitale und analoge Welt ineinander übergehen. Bildungspolitik sollte sich daher von dem Bild lösen, künftig für „zwei Welten“ Inhalte entwickeln zu müssen. Für die jüngeren Generationen, um die es hier als Hauptzielgruppen geht, ist die Gegenüberstellung „Netz kontra wirkliche Welt“ ohnehin fragwürdig – und Bildner*innen, die sie erreichen wollen, sollten sie nicht künstlich wiederherzustellen versuchen.
 
        Die Vorteile digitaler Bildungsarbeit liegen auf der Hand: Sie ist skalierbar, kann also mit geringem Aufwand von einem Schulklassenprojekt auf eine landesweite Initiative ausgeweitet werden. Potenziell ist die gesamte Gesellschaft Zielpublikum – auch Personen, die nicht aktiv nach antisemitismuskritischen Inhalten suchen, können mit ihnen konfrontiert, aus Echokammern und Radikalisierungsschleifen herausgebrochen werden. Die unterschiedlichen Ausspielungsformen gestatten es dabei, jede Niveaustufe anzusprechen – von kurzweiligem, niedrigschwelligem Infotainment wie Erklärvideos bis hin zu komplexen, KI- und VR-unterstützten erinnerungskulturellen Projekten. Denn auch darin liegt eine Chance: Digitale Bildung ist automatisierbar, verlangt nicht die ständige Präsenz physisch anwesender Pädagog*innen – virtuelle Gedenkstätten und KI-Zeitzeug*inneninterviews sind funktionierende Beispiele dafür. In Zukunft kann KI vielleicht dabei helfen, Sehgewohnheiten zu hinterfragen, verkürzte und verschwörungsideologische Welterklärungsmodelle zu erkennen und zurückzuweisen. In einer Zeit, in der Empathie und Perspektivwechsel schwerfallen, lohnt der Gedanke, wie immersive Technologien eine tiefere Auseinandersetzung mit Betroffenengruppen ermöglichen könnten.
 
        Nicht unterschätzt werden sollte auch die Möglichkeit, neue sensorische und emotionalisierende Zugänge für politische Bildung zu entdecken. Emotion und Interaktion sind neue Dimensionen politischer Bildung, die es auszuloten gilt. Auch Gaming ist für die politische Bildung noch ein relativ neues Arbeitsfeld, dessen Potenziale längst nicht ausgeschöpft sind. Politische Bildung kann in eigens entwickelten Spielen stattfinden („Serious Games“), aber auch in den etablierten Gaming-Arenen selbst – sei es über die Teilnahme an dort laufenden politischen Debatten, über digital streetwork oder politisch informierte „Let’s Plays“.
 
        Eine besondere Chance liegt darin, Influencer*innen beziehungsweise Creator*innen als wichtige Multiplikator*innen zu begreifen und entsprechend zu sensibilisieren und antisemitismuskritisch zu bilden. Qua Expert*innenstatus, Glaubwürdigkeit und Idolisierung haben sie eine immense Bedeutung für junge Menschen. Ihre Reichweiten sind Fluch und Segen zugleich – ihr persönliches Verantwortungsgefühl entscheidet über die politische Meinungsbildung zahlreicher junger Menschen. Viele der Creator*innen sehen diese Herausforderung ebenfalls: In unseren digitalen Bildungsprojekten erleben wir, dass progressive Influencer*innen ein großes Bedürfnis nach hochwertigen Bildungsinhalten haben – und nach Hinweisen, wie sie selbst inhaltlich solide antisemitismuskritische Inhalte produzieren können. Tool- und Medienkits, Guidelines und Best-practice-Papiere, aber auch Schulungen, die Influencer*innen dabei unterstützen, werden in der Bildungsarbeit voraussichtlich eine immens wichtige Rolle spielen.
 
        Aktuell erleben wir, wie vor allem die radikalen und populistischen Akteur*innen ungehemmt mit digitalen Technologien umgehen und sich so rasend schnell in digitalen Räumen ausbreiten. Umso wichtiger ist es für die politische Bildung, im Digitalen beherzt Präsenz zu zeigen und experimentelle Wege zu gehen. Es ist neuer Mut gefragt – Mut auch für die Politik, die Bedarfe politischer Bildner*innen ernst zu nehmen. Im Kampf gegen Antisemitismus braucht es – neben klassischer Regulierung – eben auch Awareness, Alphabetisierung, empowernden Content. Ebenso braucht es Mut für Versuche und Irrtümer, für schnelles Scheitern – denn auch in der Frage, wie Antisemitismus zeitgemäß in digitalen Räumen begegnet werden kann, erlaubt schnelles Scheitern schnelle Lerneffekte.
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        ANTISEMITISCHE KOMMUNIKATION IM INTERNATIONALEN VERGLEICH
 
         Matthias J. Becker 
 
        Antisemitismus ist eine Hassideologie, die sich in ihrer über zweitausendjährigen Geschichte den politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen immer wieder angepasst hat. Mit der Gründung des Staates Israel 1948 rückte ein neues Objekt in den Mittelpunkt antisemitischer Agitation. Neben der bloßen Existenz des jüdischen Staates sind es die Eskalationsphasen im Nahostkonflikt, die stets weltweite Antisemitismuswellen ausgelöst haben. Jede Konfrontation, jeder Terrorakt, jede Reaktion vonseiten des israelischen Militärs haben off- wie online neben gerechtfertigter Kritik einen Anstieg in der Reproduktion von Stereotypen und anderen Formen antisemitischer Kommunikation zur Folge gehabt. Die Korrelation zwischen solchen Ereignissen und der Zunahme antisemitischer Diskurse hat insofern Kontinuität. Daran hat auch der Terrorangriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 nichts geändert – dennoch war dieses Ereignis ein Wendepunkt.
 
        Was zuvor eine Konzentration antisemitischer Äußerungen auslöste, Formen der Relativierung oder gar Leugnung verübter Verbrechen hervorrief, führte ab dem 7. Oktober zu offenem Hass beziehungsweise der Glorifizierung der an jenem Tag verübten massiven Gewalt gegen israelische Zivilist*innen. Nicht Phantasien über Jüd*innen bestimmten den Diskurs, sondern die von Schadenfreude gekennzeichneten Selbstpositionierungen gegenüber den jüdischen Opfern. Dies ist zumindest im Kontext der online-bezogenen Antisemitismusforschung ein Novum.
 
        Im Folgenden werde ich einige Ergebnisse des Forschungsprojektes „Decoding Antisemitism“ vorstellen, in dem unter anderem in den Blick genommen wird, wie auf unterschiedlichen Plattformen und in verschiedenen Sprachen auf die Vorgänge vom 7. Oktober reagiert wurde. 01  Wie war das Echo in den sozialen Medien, als die User*innen mit den Bildern aus Südisrael konfrontiert wurden? Und was sagt uns das über das Verhältnis von Antisemitismus und Verschwörungsdenken beziehungsweise über deren Tabuisierung in den fokussierten Sprachgemeinschaften?
 
        METHODISCHER ANSATZ UND ERGEBNISSE
 
        Das Decoding Antisemitism-Projekt ist primär korpuslinguistisch angelegt. Das heißt, anhand bestimmter Kriterien wie Textsorte, Spezifik der Plattform, Diskursereignis oder Messzeitraum werden Datensätze gebildet und anschließend die Kommunikationsmuster in diesen Korpora beleuchtet. Die diesem Artikel zugrundeliegenden Fallstudien zum 7. Oktober basieren auf Daten, die von zwei Plattformen stammen: Youtube und Facebook. Der Fokus des Projektes liegt dabei auf den Profilen sogenannter Mainstreammedien in Deutschland, Frankreich und im Vereinigten Königreich. Zur Kontrastierung werden jedoch auch weitere, größtenteils europäische Länder in den Blick genommen.
 
        Da sich der Antisemitismus politisch moderater Milieus in den meisten Fällen durch implizite Muster auszeichnet, ist der primäre Zugang zu den Online-Daten die qualitative Inhaltsanalyse. 02  Zumindest die konventionellen quantitativen Verfahren können die Komplexität und Diversität von zwischenmenschlicher Kommunikation nur eingeschränkt erfassen, insbesondere wenn der zu erforschende Untersuchungsgegenstand eine tabuisierte Hassideologie ist und die Diskursteilnehmenden den Begriff „Antisemit“ als Selbstbeschreibung in der Regel klar ablehnen. Dies führt zu „kreativen“ Kommunikationsmustern und impliziter Hassrede, bei denen antisemitische Einstellungen über Wortspiele, Anspielungen, Metaphern, Ironie oder rhetorische Fragen zum Ausdruck gebracht werden. 03  Aufgrund der Vielfalt und Komplexität dieser Muster kann die flächendeckende Erkennung von Antisemitismus in solchen Milieus nur über kontextsensitive Feinanalysen erfolgen. Die Klärung entsprechender Fragen lässt Rückschlüsse darauf zu, welche Stereotype eine gewisse gesellschaftliche Akzeptanz erlangt haben. 04  
 
        Unsere Untersuchungen zeigen mit Blick auf den 7. Oktober eine im Vergleich zu anderen gewaltsamen Ereignissen im Nahen Osten erhebliche Zunahme antisemitischer Kommentare. 05  Die überwiegende Mehrheit dieser Kommentare besteht aus der Zustimmung, Verherrlichung und Rechtfertigung der Hamas-Terroranschläge. Ihre Häufigkeit und Direktheit variieren je nach Plattform, Sprache der User*innen sowie thematisierten Inhalten. Es lässt sich feststellen, dass die Anzahl der Kommentare, die die Grausamkeiten der Anschläge befürworten, besonders stark ansteigt, wenn es um Berichte über Angriffe auf Israelis oder Jüd*innen im Vergleich zu allgemeinen Berichten über die gegenwärtige Konfliktphase geht.
 
        Gleich nach den genannten Formen der Selbstpositionierung umfassen die häufigsten antisemitischen Konzepte in diesen Kommentaren die Leugnung des Existenzrechts Israels, die einseitige Schuldzuweisung an Israel, dessen Dämonisierung als Terrorstaat, Verschwörungsmythen sowie Vorstellungen von Israel als dem absoluten Bösen. Wie in früheren Studien des Projekts wird auch in dieser Analyse eine Vielzahl antisemitischer Konzepte und kommunikativer Strategien festgestellt. Die Ergebnisse bestätigen die komplexe Natur des Antisemitismus als ein vielschichtiges Mosaik, das es unmöglich macht, sich mit allen Aspekten gleichzeitig zu befassen. Daher werden hier nur die auffälligsten Trends hervorgehoben.
 
        YOUTUBE-PROFILE BRITISCHER MEDIEN
 
        Das Youtube-Korpus britischer Medien ist mit 4000 Kommentaren der größte Datensatz unserer Vorab-Studie vom vergangenen Oktober. 06  Üblicherweise beobachteten wir bei Berichten über den arabisch-israelischen Konflikt im britischen Kontext in 15 bis 25 Prozent der Social Media-Kommentare Antisemitismus. Mit der aktuellen Eskalation stieg dieser Anteil in den Youtube-Kommentaren jedoch sprunghaft an – bisweilen auf 30 bis 40 Prozent oder, wie im Falle eines Threads vom „Independent“, sogar auf fast 55 Prozent. Dieser Thread bezieht sich bezeichnenderweise auf ein Video, das Details des Massakers im Kibbuz Kfar Aza zeigt. Die hohe Dichte an antisemitischen Kommentaren unter Clips über Hamas-Verbrechen und damit die Diskrepanz zwischen Medienperspektive und offenem Antisemitismus war ein überraschender Befund, da wir zunächst von Solidarität oder zumindest Zurückhaltung vonseiten der User*innen ausgegangen waren.
 
        Die Affirmation antisemitischer Gewalt erfolgt zum einen direkt, mit Äußerungen wie „Long overdue“, „The Palestinians are finally fighting back“, „Good job Palestine“ und „So happy to see justice finally“. Andere Äußerungen, die in anderen Situationen nicht mit einer antisemitischen Bedeutung aufgeladen sind, sind „Allahu Akbar“, „Long live Palestine“ oder „Resistance is yours“. Im Kontext des medial präsentierten Terroranschlags kommen entsprechende Kommentare einer Bestätigung gleich und können vor diesem Hintergrund als gleichbedeutend mit impliziten Todeswünschen gegenüber Jüd*innen gelesen werden. Dass sich die kommunizierten Haltungen nicht nur gegen Israelis, sondern auch gegen Jüd*innen allgemein richten, zeigen Wortspiele und Anspielungen wie „JURN THE BEWS“ und „The Palestinians will complete the job that the Austrian painter started“.
 
        Schadenfreude ist besonders häufig bei Kommentaren zum Massaker an Besucher*innen des Supernova-Musikfestivals zu beobachten: „Peaceful community must treat like this everywhere“, „Hahahah why r u runnin???“, „This is better than Hollywood!“ Zwei vom „Independent“ geteilte Clips über die Entführung weiblicher Zivilistinnen lösten starke Zustimmung zu sexueller Gewalt aus: „They had a good time with her it seems like“, „That’s the price paid for being cute“. In diesem Kontext kommt es auch zu Rechtfertigungen sexueller Gewalt: „This woman was in the Israeli army so she should be treated like this“.
 
        Zusätzlich zur Bestätigung von Gewalt zeigen sich in vielen Kommentaren antisemitische Haltungen in Bezug auf Israel. In 9 bis 22 Prozent der antisemitischen Kommentare wird das Existenzrecht Israels geleugnet, wie etwa hier: „Only the Palestinians exercise their ‚right of return‘ to their ancestral land“ und „Third Intifada! Full independence this time!“ Ein fast gleich großer Anteil sieht eine Alleinschuld Israels im Konflikt, wie in: „Feel the pain of how Israeli massacred Palestinian kids for 70 years“ oder „Tell that to the Palestinian women and children who have had to endure this for 75 years. Revenge is good. They deserve it“. Damit wird im Kontext des Nahostdiskurses das klassische Stereotyp der jüdischen Schuld am Hass aktualisiert, der den Jüd*innen seit eh und je entgegenschlägt.
 
        Diese Form der einseitigen Schuldzuweisung kann auch indirekt erfolgen – über Formulierungen wie „Karma!!!! The irony is killing me“, „What goes around comes around“, „It’s Hostages taking Hostages, let’s get it right!“, „sow the wind reap the storm“. Wie sehr entsprechende Konzeptualisierungen mit uralten Stereotypen zusammenfallen, sehen wir an Äußerungen wie: „We wouldn’t have had this war in the first place if the religion about the whole land has been promised by god for the ‚god’s chosen‘ never existed“ oder „end of isreal rise of humanity“.
 
        Andere antisemitische Muster auf den Youtube-Profilen britischer Medien sind Verschwörungsmythen und Leugnung der Verbrechen: „fake news“, „I agree seems staged“. Unterhalb eines Interviews heißt es: „random soldier, fluent english“, „cui bono? Who benefits … ?“ und „The ‚hasbara‘ is fantastic; tentacles far and wide“. Zudem wird eine Verbindung zum 11. September 2001 hergestellt: „The irony that it was dancing Israelis gunned down today and on 9/11 it was the ‚dancing Israelis who knew about the World Trade Center‘ and ‚documented the incident for Israel‘ instead of alerting America and stopping September 11th“. In Bezug auf die Leugnungsstrategien fällt auf, wie häufig User*innen die antisemitische Motivation der Täter in Zweifel ziehen: „Hamas chose Saturday because they knew that the Israelis were not working so as to avoid civilian casualties. How honourable you are. May God help the Palestinians against the Israeli terrorists“ und „brother, they [literally] took an Israeli mother to safety with her child, the only beating they are doing is to the soldiers“.
 
        Es lässt sich hier insofern neben einer Glorifizierung und Rechtfertigung des Terrors eine Fokussierung auf bestimmte antisemitische Konzepte ausmachen, die zwar nicht an die hohe Frequenz der zuvor genannten Selbstpositionierungen heranreichen, aber dennoch den Online-Diskurs mitprägen. Die Leugnung des israelischen Existenzrechts, Unterstellungen einer Alleinschuld und die Behauptung einer zionistisch-jüdischen Verschwörung dienten auch bei anderen Diskursereignissen als tragende Säulen für den israelbezogenen Antisemitismus.
 
        YOUTUBE-PROFILE DEUTSCHER MEDIEN
 
        Der Anteil antisemitischer Äußerungen im 2000 Kommentare umfassenden deutschen Youtube-Korpus variiert stark und beträgt bis zu 25 Prozent. 07  Interessanterweise fokussieren alle sechs Threads, bei denen der Prozentsatz über 20 Prozent liegt, auf die Gräueltaten der Hamas.
 
        Wie bei den britischen Medienprofilen fallen auch in den antisemitischen Kommentaren auf deutschen Youtube-Medienprofilen die Affirmation von Gewalt, Terror und Mord auf. In den 20 untersuchten Threads machen gewaltverherrlichende Aussagen über 41 Prozent der antisemitischen Kommentare aus. User*innen wiederholen die Rufe der Hamas-Terroristen wie „Allahu Akbar“, formulieren vage Forderungen wie „Freiheit für Palästina“ oder fragen „Kann man es den Palästinensern übel nehmen?“ Schon frühzeitig werden Paraglider-Emojis verwendet, um den Hamas-Terror zu feiern. Klarere Zustimmung findet sich in Aussagen wie „Maşallah SubhanAllah weiter so Jungs“, „Saubere Leistung“, „Wir können stolz sein!“ oder „Hamasssssss wird Siegen!“ Einige User*innen verwenden Emoticons, um rassistische Stereotype über Jüd*innen und „Ungläubige“ im Allgemeinen zu verbreiten, und drücken so indirekte Drohungen gegen den gesamten Westen aus, der im Kontext des Threads erwähnt wird.
 
        Die Bestätigung von Gewalt und Terror wird in fast jedem vierten Kommentar mit der Behauptung kombiniert, dass Israel die Alleinschuld am Konflikt trage. Phrasen wie „Wer Wind sät, wird Sturm ernten!“ oder „Sowas kommt von sowas“ zeigen die Auffassung, dass Israel den palästinensischen Terror selbst kultiviert habe. In diesem Zusammenhang geht es nicht immer nur um den Umgang Israels mit Gaza, sondern um seine Existenz an sich.
 
        Zusätzlich zur Schuldzuweisung sind Verschwörungsmythen mit über 12 Prozent weit verbreitet: „Wie kann einem bestens vernetzten Geheimdienst wie dem Mossad so eine riesige Feindoperation durch die Lappen gehen? Das riecht nach false flag …“; „Das wurde zugelassen, um die Lage eskalieren zu lassen“. Selbst auf Clips, die emotionale Interviews mit den Eltern der israelischen Geiseln zeigen, reagieren Nutzer*innen mit wenig Empathie und unterstellen inszenierte Angriffe für bestimmte Ziele: „[Der Vater] ist ein Schauspieler“ und „Vor lauter Trauer erstmal ein neues Siedlungsgebiet aufmachen und Lebensmitteltransporte blockieren. Das hilft der Moral etwas“.
 
        Das Arsenal antisemitischer Kommunikation ist jedoch breiter gefächert. So sehen wir diverse Formen der Relativierung und Leugnung des antisemitischen Charakters der Terroranschläge und Unterstellungen, Israel verfüge über einen „Freifahrtsschein“ und instrumentalisiere den Antisemitismus. Auch enthalten zahlreiche Kommentare NS-Vergleiche, was nur von affirmierenden Bezügen zur NS-Zeit überboten wird. Auch deuten User*innen die Eskalation im Nahen Osten vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine und greifen mit Blick auf potenzielle israelische Flüchtlinge auf offen antisemitische Witze zurück: „Wo wollt ihr die Juden denn aufnehmen, wo das Gas jetzt so teuer ist in Deutschland“.
 
        Es fällt auf, dass es zahlreiche Ähnlichkeiten zwischen britischen und deutschen Youtube-Kanälen gibt. Ein bedeutender Unterschied liegt jedoch in der geringeren Häufigkeit von Antisemitismus auf deutscher Seite. Im Gegensatz zu den Mustern im britischen Datensatz fällt zudem auf, dass auf deutschen Kanälen Verschwörungsmythen häufiger auftreten als die Infragestellung des Existenzrechts Israels. Dies könnte damit zusammenhängen, dass die indirekte Forderung nach der Auslöschung des jüdischen Staates zu sehr die Vorstellung eines Massenmordes aktiviert und somit nicht mit dem Bild einer salonfähigen „Kritik“ vereinbar ist. Verschiedene Fallstudien der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass Leser*innen britischer Medien antisemitische Vorstellungen wesentlich direkter und aggressiver äußern als Nutzer*innen in deutschsprachigen Kontexten, wobei grundsätzlich die Präsenz von antisemitischen Äußerungen in jedem Land stark vom Diskursauslöser abhängt. 08  
 
        FACEBOOK-PROFILE IN GROẞBRITANNIEN, FRANKREICH UND DEUTSCHLAND
 
        Der Blick auf Facebook-Profile britischer, französischer und deutscher Medien zeigt, dass am 7. Oktober und an den Folgetagen auch dort die Affirmation von Gewalt, häufig in Kombination mit Schadenfreude, im Vordergrund stand. In Frankreich beträgt der Anteil solcher Kommentare 53 Prozent der antisemitischen Kommentare. Die Zahlen für britische und deutsche Facebook-Profile fallen mit 33 und 19 Prozent etwas geringer aus als auf Youtube im selben Zeitraum. Bemerkenswert ist, dass im deutschen Korpus die Affirmation von Terror noch von der Vorstellung israelischer Alleinschuld übertroffen wird.
 
        Ähnlich wie bei der Youtube-Fallstudie folgt der Gewalt-Affirmation auf britischen Facebook-Profilen die Idee einer Alleinschuld Israels, die Vorstellung, Israel sei ein Terror-, Apartheid- oder gar NS-Staat und – oft damit verbunden – die Leugnung des Existenzrechts Israels.
 
        Auf französischen Profilen sind ähnliche Muster sichtbar. Allerdings werden diese ergänzt durch diverse Gewalt rechtfertigende religiöse Aussprüche wie „Oeil pour oeil, dent pour dent; c’est la loi du talion, et elle est prescrite dans les 3 religions du livre“. Auch NS-Vergleiche sind Teil des Diskurses, im Zuge derer beispielsweise die Hamas mit der Résistance verglichen wird. Und schließlich folgt die Behauptung einer jüdischen Instrumentalisierung des 7. Oktober für pekuniäre Zwecke.
 
        Im deutschen Diskurs mit seiner Fokussierung auf die Schuldfrage nehmen auch Konzepte von Israel als vermeintlichem Terror- oder NS-Staat oder allgemein als Weltenübel einen zentralen Platz in den Online-Debatten ein. Zugleich sind die Ereignisse in Nahost in den Facebook-Kommentarspalten wie auch auf Youtube ein zentraler Auslöser für Kritik an der deutschen Außen- und Migrationspolitik sowie für einen deutlichen Anstieg antimuslimisch-rassistischer Äußerungen.
 
        Insgesamt ist zu beobachten, dass es inmitten der zahlreichen antisemitischen Kommentare auf den Facebook-Profilen der verschiedenen Medienhäuser weniger neutrale Reaktionen gibt als gewöhnlich. Es scheint, dass die jüngsten Ereignisse selbst in scheinbar politisch gemäßigten Milieus den Raum für Grauzonen weiter verkleinert haben, wodurch sich die Debatte polarisiert und sich der Diskurs auf beiden Seiten radikalisiert.
 
        KONTRAST ZU WEITEREN LÄNDERN
 
        Die Analyse sechs weiterer länderbezogener Fallstudien zu den ersten Reaktionen auf den 7. Oktober zeigt, wie sehr es der Antisemitismus mit seinem breiten Arsenal an Stereotypen und anderen Konzepten vermag, sich nationalen Rahmenbedingungen anzupassen und selbst bei Konfrontation mit massiver Gewalt seinen hohen Grad an Attraktivität zu wahren. 09  
 
        Unser italienisches Korpus zeigt mit knapp unter 10 Prozent die niedrigste Frequenz antisemitischer Reaktionen im Vergleich zu anderen Sprachgemeinschaften, jedoch sind die zugrundeliegenden Konzepte identisch. Die antisemitischen Kommentare tendieren dazu, entweder Israel die Alleinschuld zuzuschreiben oder die Hamas-Angriffe zu zelebrieren. Eine beträchtliche Anzahl von Kommentaren rechtfertigt die Hamas-Angriffe durch die Dämonisierung Israels, entweder durch Vergleiche mit einem Terrorstaat oder durch die NS-Analogie. In vielen Fällen wird zudem das Existenzrecht Israels geleugnet.
 
        Im spanischen Facebook-Datensatz wurden 17 Prozent der analysierten Kommentare als antisemitisch eingestuft. Ein Großteil der Kommentare begrüßt den Hamas-Terror und rechtfertigt diesen teils als legitime Antwort auf frühere israelische Aktionen und damit als Selbstverteidigung. Viele der Kommentare zeigen simplifizierend dichotome Vorstellungen von Unterdrückern und Unterdrückten. Wie auch im italienischen Korpus werden Darstellungen Israels als Terrorstaat (das häufigste antisemitische Konzept) oder gar NS-Staat genutzt, um Israels Existenzrecht zu leugnen.
 
        In den Kommentarbereichen polnischer Nachrichtenportale liegt der Anteil von antisemitischen Äußerungen durchschnittlich bei über 17 Prozent – unter einem Beitrag über das Supernova-Festival sogar bei 38 Prozent. Die häufigsten Themen sind im Gegensatz zu den meisten anderen Sprachgemeinschaften nicht Glorifizierungen von Gewalt und Terror, sondern Verschwörungsmythen, die Israel beschuldigen, selbst hinter den Angriffen der Hamas zu stecken, sowie die Darstellung Israels als böse und unmoralische Macht, gepaart mit Vorstellungen eines Terror- und NS-Staates. Trotz vieler Versuche, Antisemitismus als Problem der Vergangenheit oder anderer Nationen abzutun, zeigen Threads vermehrt tief verwurzelte Vorstellungen von Jüd*innen als privilegiert und Holocaust-Instrumentalisierer*innen.
 
        Auf slowakischer Seite machen Glorifizierungen der Hamas-Aktionen in der antisemitischen Kommunikation „nur“ knapp 15 Prozent aus. Eine größere Rolle spielen Formen der Verteufelung Israels und ein vermeintliches Tabu, die israelische Politik zu kritisieren. Gelegentlich wird die Gaza-Offensive Israels dekontextualisierend mit dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine verglichen. Auch kommt es zur Gleichsetzung der Situation in Gaza mit dem Leiden der Jüd*innen während des Holocaust, was begleitet wird von Angriffen auf Israels Existenzrecht und Darstellungen Israels als fremden oder destruktiven Akteur in der Region. Schließlich gibt es – wenn auch mit geringerer Frequenz – Kommentare, die eine geheime Verschwörung hinter dem Hamas-Terror andeuten und Israel beschuldigen, davon zu profitieren.
 
        Im rumänischen Datensatz wurden 18 Prozent aller Kommentare als antisemitisch eingestuft. Im Gegensatz zu anderen europäischen Kontexten sind israelbezogene Konzepte weniger präsent, während klassische antisemitische Motive und Schmähungen den Ton angeben und auf die Wahrnehmung Israels als „kollektiver Jude“ hinweisen. Darüber hinaus zeigen die Threads eine Vielzahl antisemitischer Verschwörungsmythen, die von globaler Dominanz bis zu Bezügen zu den Chasaren reichen. 10  
 
        In Marokko gibt es unter anderem aufgrund der zentralen Bedeutung der palästinensischen Sache ein umfassendes Problem mit Antisemitismus, was auch im entsprechenden Korpus deutlich wird. Etwa 31 Prozent der analysierten Kommentare sind antisemitisch, häufig durch die Affirmation und Zelebrierung des Hamas-Terrors. Formen der Dehumanisierung der Opfer sowie die Leugnung des israelischen Selbstbestimmungsrechts sind verbreitet, während Verschwörungsmythen oder die NS-Analogie kaum zu beobachten sind. Im Gegensatz zum rumänischen Korpus verwenden einige User*innen „Zionist“ anstelle von „Jude“, landen aber schließlich immer wieder bei der Reproduktion antisemitischer Motive.
 
        Im kontrastierenden Vergleich zeigt sich also, dass die Dominanz der Affirmation des Hamas-Terrors eher ein Phänomen westlicher Kontexte (Spanien, Großbritannien, Frankreich) und Marokkos zu sein scheint, während in Richtung Mittel- und Osteuropa andere antisemitische Konzepte die unmittelbaren Reaktionen auf den 7. Oktober geprägt haben. Gerade die Threads in osteuropäischen Kontexten zeigen, dass Verschwörungsmythen ebenso wie klassische Vorstellungen von Macht und Instrumentalisierung nach wie vor eine große Rolle spielen – was auch durch die Vermischung von Begriffen wie „Israelis“, „Zionist*innen“ und „Jüd*innen“ deutlich wird.
 
        AUSBLICK
 
        Unsere fortlaufenden Analysen zeigen, dass in den drei fokussierten Ländern Großbritannien, Frankreich und Deutschland die Konzentration bestimmter Erscheinungsformen des Antisemitismus, die in den ersten Tagen nach dem 7. Oktober noch sehr dominant waren, mittlerweile nachlässt. Israel wird inzwischen wieder seltener die alleinige Schuld am Konflikt zugeschrieben; die Affirmation oder gar Glorifizierung von Gewalt und Terror hat ebenso abgenommen. Stattdessen wird Israel in vielen Kommentaren als Weltenübel, Terror-, NS- oder Kolonialstaat charakterisiert und der Einflussnahme und der Desinformation beschuldigt. Insofern kann eine Rückkehr zu den alten Mustern des israelbezogenen Antisemitismus beobachtet werden, ohne dass die unmittelbar nach dem 7. Oktober vorherrschenden Motive komplett verschwunden sind.
 
        Dies führt vor Augen, wie anpassungsfähig die Hassideologie des Antisemitismus ist. Auf die massive antisemitische Gewalt vom 7. Oktober wurde in Online-Kommentaren vielfach direkt mit Affirmation, Rechtfertigung, Relativierung oder gar Leugnung reagiert. In Reaktion auf das darauffolgende militärische Vorgehen Israels kamen dann klassische oder aktualisierte Stereotype sowie dämonisierende Analogien hinzu. Inwieweit die Vorgänge im Nahen Osten mit der Situation im eigenen Land verknüpft wurden und werden, hängt dabei mit der Stellung des Antisemitismus in den unterschiedlichen Sprachgemeinschaften zusammen.
 
        Angesichts des schieren Umfangs an Online-Content sind die vorgestellten Erkenntnisse gleichwohl lediglich Schlaglichter. Im Decoding Antisemitism-Projekt werden wir den Judenhass in den sozialen Medien daher weiter untersuchen, wandeln sich doch nicht nur der Kommunikationsraum, die Sprache und allgemein die Kommunikation immer weiter, sondern auch die Hassideologie des Antisemitismus selbst. Wie sich die Judenfeindschaft formiert, wie der entsprechende Diskurs auf antisemitische Vorfälle reagiert und wie spezifische Narrative über jüdische Menschen fort- und umgeschrieben werden, bleiben auch in Zukunft wichtige Fragen – gerade auch für politische, juristische und pädagogische Gegenstrategien.
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        ANMERKUNGEN
 
         01 Siehe https://decoding-antisemitism.eu.
 
         02 Vgl. Philipp Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse, Weinheim–Basel 2015.
 
         03 Vgl. Jörg Meibauer (Hrsg.), Hassrede/Hate Speech, Gießen 2013; Matthias J. Becker/Hagen Troschke, Decoding Implicit Hate Speech: The Example of Antisemitism, in: Christian Strippel et al. (Hrsg.), Challenges and Perspectives of Hate Speech Analysis: An Interdisciplinary Anthology, Berlin 2023, S. 335–352. Siehe auch Matthias J. Becker et al., Decoding Antisemitism: A Guide to Identifying Antisemitism Online, London 2024 (i.E.).
 
         04 Dem verwendeten Kategoriensystem liegt die IHRA-Arbeitsdefinition von Antisemitismus zugrunde, die im Rahmen einer umfassenden Operationalisierung für entsprechende Feinanalysen weiterentwickelt wurde. Siehe https://holocaustremembrance.com/resources/working-definition-antisemitism.
 
         05 Bereits Ende Oktober 2023 veröffentlichte das Decoding Antisemitism-Team eine Vorstudie, für die über 11000 Youtube- und Facebook-Kommentare ab dem 7. Oktober untersucht wurden. Diese Kommentare bezogen sich direkt auf Berichte von politisch moderaten Nachrichtenseiten. Vgl. Matthias J. Becker et al., Celebrating Terror. Antisemitism Online After the Hamas Attacks on Israel: Preliminary Results, Berlin 2023.
 
         06 Jeweils 1100 Kommentare entstammen den Youtube-Profilen von „The Guardian“ und BBC News, 1000 Kommentare dem Profil von „The Independent“ sowie 800 dem Profil von „The Times“.
 
         07 Das Korpus besteht aus 1000 User*innen-Kommentaren von „Bild“, 300 von „Der Spiegel“, jeweils 200 von ZDF, Arte und Euronews sowie 100 vom WDR. Viele deutsche Medien, etwa „Die Zeit“, haben die Kommentarfunktion beim Thema Nahostkonflikt deaktiviert.
 
         08 Vgl. Matthias J. Becker, Decoding Antisemitism in European Online Discourses, in: Manuela Consonni/Martina L. Weisz (Hrsg.), Analysis of Current Trends in Antisemitism, Berlin (i.E.).
 
         09 Zu diesem Abschnitt vgl. Matthias J. Becker et al., Decoding Antisemitism. An AI-Driven Study on Hate Speech and Imagery Online, Discourse Report 6, Berlin 2024.
 
         10 Vgl. American Jewish Committee, Translate Hate Glossary: Khazars, o.D., www.ajc.org/translatehate/Khazars.
 
      

       
        „MYTHOS AUSCHWITZ“
 
        Erinnerungskulturelle Deutungskämpfe von Rechtsaußen
 
         Niklas Fischer 
 
        Björn Höcke bekommt nicht oft die Gelegenheit, in Formaten etablierter Medienhäuser über das Thema Erinnerungskultur zu sprechen. Am 10. April 2024 erhielt er eine: In einem TV-Duell des „Welt“-Nachrichtensenders kam der AfD-Spitzenkandidat für die im September anstehende Landtagswahl in Thüringen zum „Schlagabtausch“ mit seinem CDU-Kontrahenten Mario Voigt zusammen. Heikel hätte es für Höcke werden können, als er auf seine einige Jahre zurückliegende Forderung nach einer „erinnerungspolitischen Wende um 180 Grad“ angesprochen wurde. Doch er gab sich als Missverstandener: Natürlich, der Holocaust sei „eine Schande“. Ja, an die Verbrechen des Nationalsozialismus müsse erinnert werden. Doch ins Zentrum seines Redebeitrags stellte der AfD-Mann dann doch lieber die Erzählung eines erinnerungskulturellen Sonderwegs der Deutschen: „Mit einer negativen Identität kann man die Zukunft nicht gewinnen.“ Aus diesem Grund wolle man „grundsätzlich die Lichtseiten der deutschen Geschichte in den Mittelpunkt“ rücken. Höcke äußerte in diesem Zusammenhang sein Gefühl, die Deutschen seien mit sich selbst „uneins, sie sind im Unreinen“. Aus diesem Grund sei er davon überzeugt: „Wir müssen uns wieder mit uns selbst befreunden.“ Bezogen auf das gegen ihn laufende Verfahren wegen der Verwendung der SA-Parole „Alles für Deutschland“ inszenierte sich Höcke als das Opfer eines zunehmend enger werdenden Diskursrahmens. Während Aussagen wie „Bomber Harris do it again“ oder die Bezeichnung der Deutschen als „Köterrasse“ straffrei blieben, werde er auf die Anklagebank gesetzt.
 
        Anschließend durfte sich Höcke auch noch über die Ursachen des ansteigenden Antisemitismus in Deutschland äußern. Seine Erklärung folgte dem bekannten AfD-Muster: „Ich sehe keinen Antisemitismus ausgeprägten Maßes bei der ursprünglichen deutschen Bevölkerung – auch wieder ein Problem, das wir uns mit Migration ins Land geholt haben.“ 01  Einen direkten Bezug zur deutschen Geschichtspolitik vermied er an dieser Stelle. Doch bei näherer Betrachtung zeigt sich, wie die Neue Rechte und der völkische Teil der AfD die in dem TV-Duell besprochenen Themenfelder der Identität, Meinungsfreiheit, Einwanderung und die Feindschaft gegen Jüd*innen miteinander verknüpfen. Im Mittelpunkt steht dabei das Konstrukt von einem „Mythos Auschwitz“, das vor allem in den Publikationen des Verlages Antaios aus dem Umfeld des Höcke nahestehenden „Instituts für Staatspolitik“ immer wieder aufgegriffen wird. 02  Dieses Konstrukt und sein Gebrauch im Kontext der geforderten „erinnerungspolitischen Wende“ werden im Folgenden näher betrachtet.
 
        OPFER DES „SCHULDKULTS“
 
        In der jüngeren Vergangenheit gilt das 2017 erschienene Buch „Finis Germania“ des Historikers Rolf Peter Sieferle als wichtige neurechte Bezugsquelle für das Konstrukt von einem „Mythos Auschwitz“. Das posthum bei Antaios publizierte Werk sorgte für einen Skandal, nachdem es kurzzeitig in den Top 10 einer seriösen Sachbuch-Bestsellerliste gelandet war, weil eines der Jurymitglieder seine Punkte akkumuliert vergeben hatte. 03  Die übrige Jury distanzierte sich von der Empfehlung; mit dem Politologen Herfried Münkler urteilte eines ihrer Mitglieder, es sei ein „miserables Buch“, das „zutiefst von antisemitischen Vorstellungen getränkt“ sei. 04  Über Wochen tobte in den deutschen Feuilletonspalten eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der Publikation. Im „Spiegel“ wurde Sieferle die Relativierung des Holocaust vorgeworfen. 05  Björn Höcke dagegen lobte „Finis Germania“ auf seiner Facebookseite als „Vermächtnis aller, die noch Hoffnung haben“.
 
        Insgesamt liest sich Sieferles schmaler, aus 31 fragmentarischen Texten bestehender Band wie ein völkischer Weckruf und eine Abrechnung mit dem postmodernen Zeitalter des Universalismus. Immer wieder arbeitet sich der Autor dabei an der deutschen Erinnerungskultur ab und beschreibt Auschwitz als „letzten Mythos“, als eine „Wahrheit, die jenseits der Diskussion steht“. Weiter urteilt er: „Das Ritual der Vergangenheitsbewältigung besitzt Züge einer veritablen Staatsreligion. Das Dogma ist einfach und eingängig: Die Urväter, die Nazis, haben die schwerste und singuläre Schuld auf Erden auf sich geladen und sich wie auch ihre Nachkommen damit aus dem Paradies der Geschichtsnormalität ausgeschlossen.“ 06  Natürlich ist Sieferles allgemeines Verständnis eines Mythos als wirkungsmächtiges Fundament einer Ideologie zunächst nicht originell. Auch von der angesehenen Kulturwissenschaftlerin Aleida Assmann etwa wird der „Holocaust als negativer Gründungsmythos“ identifiziert. Anders als Sieferle erkennt sie aber eine Umwandlung der Hypothek der deutschen Geschichte „in zukunftsweisende Werte“, die sie trotz aller Herausforderungen insgesamt als Erfolgsgeschichte beschreibt. Der „Zivilisationsbruch“ sei zum Ausgangspunkt für die „neue Zivilgesellschaft“ geworden. 07  Bei Sieferle dagegen erscheint das angebliche Beharren auf der Singularität des Holocaust als unverrückbarer Glaubenssatz. Er stehe im Zentrum einer Zivilreligion, in der Deutschen und Jüd*innen jeweils feste Rollen zugewiesen würden: „Hitler hat im Namen der Deutschen die Juden vernichtet, d.h. er hat (…) zwei Völker herausgehoben, die sich dadurch vom profanen Rest der Menschheit unterscheiden, daß sie komplementär den Charakter des Absoluten besitzen: Sie sind absolute Täter und absolute Opfer.“ 08  
 
        Doch bleibt er bei dieser Gegenüberstellung nicht stehen, sondern verbindet seine generelle Fortschrittskritik mit einer Art Schicksalsverwandtschaft beider Völker. 09  Demnach sei das Schicksal der Jüd*innen als „Christusmörder“ und das Schicksal der Deutschen als Mörder der Jüd*innen als negative Projektionsfläche miteinander vergleichbar, denn beide hätte ein ähnlicher Bannfluch getroffen: „Da die Juden aber keinen Anteil an der christlichen Ehre haben konnten, nisteten sie sich in den Nischen dieser Gesellschaft ein, als Wucherer und Händler. Auch hier eine Affinität zu den Deutschen, die von Helden zu Händlern geworden sind, von aller Welt verachtet und auf ihren Vorteil bedacht. Die Welt braucht offenbar Juden oder Deutsche, um sich ihrer moralischen Qualitäten sicher zu sein.“ Sieferle reist also gewissermaßen in die Zeit vor dem eliminatorischen Antisemitismus der Nationalsozialisten zurück, um die Feindschaft gegen Jüd*innen im Christentum mit der Feindschaft gegenüber den Deutschen der Gegenwart gleichzusetzen: „Die Menschen, welche in Deutschland leben, haben sich ebenso daran gewöhnt, mit dem Antigermanismus fertigzuwerden, wie die Juden lernen mußten, mit dem Antisemitismus zurechtzukommen.“ 10  
 
        Die darin steckende Relativierung und Selbstermächtigung sollte nochmal auf den Punkt gebracht werden: Der von Deutschen ausgehende Versuch der Vernichtung des Judentums hat demnach die heutigen Deutschen zu den Juden von früher gemacht. Sie seien die Opfer des „Schuldkults“, der ein Herrschaftsinstrument des von den Siegermächten eingepflanzten Antifaschismus sei. Für die Neue Rechte wird „Auschwitz“ damit zu einer Waffe der Geschichtspolitik, die das Leugnen des neuzeitlichen „Sündenfalls“ unter Strafe stelle, um die Meinungsfreiheit einzuschränken.
 
        „GESINNUNGSGESETZE“ GEGEN HOLOCAUSTLEUGNUNG
 
        Als einer der wichtigsten Vordenker für die Neue Rechte hatte der Publizist Armin Mohler bereits 1994 gegen das Verbot der „Auschwitzlüge“ polemisiert, mit der die Existenz von Gaskammern in den deutschen Vernichtungslagern abgestritten wurde. Mohler sah in dem drohenden Verbot in erster Linie ein mögliches moralisches Druckmittel, mit der die Forschungs- und Meinungsfreiheit bedroht werde. 11  An dieser Einschätzung hat sich bis heute bei der Neuen Rechten nichts geändert: In zahlreichen Publikationen finden sich immer wieder direkte Angriffe auf das gesetzliche Verbot der Holocaustleugnung. Sieferle schreibt gar von „Gotteslästerung“. 12  
 
        Ähnlich argumentiert Autor Manfred Kleine-Hartlage und meint, durch „eigens auf ihn zugeschnittene Blasphemiegesetze“ werde der Holocaust „nicht etwa als das monströse Verbrechen gebrandmarkt, das er tatsächlich war, sondern zum Inbegriff des absolut Bösen und damit aus dem Zuständigkeitsbereich der Geschichtsschreibung in den der Theologie überführt“. 13  Dagegen lässt sich der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts gegen die Holocaustleugnerin Ursula Haverbeck von 2018 anführen, die versucht hatte, gegen die Strafbarkeit der Leugnung Verfassungsbeschwerde einzulegen. Im Ablehnungsbeschluss heißt es unmissverständlich: „Die Verbreitung erwiesen unwahrer und bewusst falscher Tatsachenbehauptungen kann nicht zur Meinungsbildung beitragen und ist als solche nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt.“ In der Begründung wird explizit von der „Gefahr einer gezielten Agitation gegen Bevölkerungsgruppen durch Leugnung eines an ihnen begangenen Völkermordes“ gesprochen. 14  
 
        Natürlich ist es nicht das Gleiche, Fakten zu leugnen und Fakten zu deuten. Haverbecks Verbreitung von „Unwahrheiten“ folgt erkennbar einem rechtsextremen Motiv. Der Straftatbestand schützt dezidiert die betroffene Opfergruppe und ihre Würde. Er soll verhindern, dass sie durch nachträgliche Verleumdung gewissermaßen einen zweiten Tod sterben. 15  Doch auch bezüglich des Straftatbestands der Holocaustleugnung verdreht die Neue Rechte die Fakten: So wird behauptet, dass „Gesinnungsgesetze wie der Paragraph 130 (Volksverhetzung) (…) exklusiv gegen Deutsche angewandt“ werden und diese zudem „gegen Kritiker der Ausländerpolitik und des Islamismus praktikabel“ seien. „Mit Hilfe periodischer Anti-Rechts-Kampagnen wird Kritik als ‚nazistisch‘ untedrückt.“ 16  
 
        „BUẞE“ UND „BEVÖLKERUNGSAUSTAUSCH“
 
        In ihrem völkischen Weltbild geht die Neue Rechte von einer homogenen deutschen Kultur und damit auch von einer eigenen, nicht veränderbaren deutschen Identität aus. Sie zu erhalten, gilt deshalb etwa für den neurechten Aktivisten Martin Sellner als Hauptziel jeder rechten Politik. 17  Exemplarisch verknüpft er die angebliche Instrumentalisierung des Holocaust mit der heraufbeschworenen Gefahr der „Überfremdung“ Deutschlands. Unter Verweis auf den Autor Markus Vahlefeld sieht Sellner die „Elite“ eines „Schuldkultblocks“ im Hintergrund die Fäden ziehen, dem die „Demütigung und Schädigung des eigenen Volkes Freude“ bereiten würden: „Der Bevölkerungsaustausch wird aus dieser Perspektive oft ganz explizit als ‚Wiedergutmachung‘ einer historischen Schuld beschrieben, die den Kern der Identitätspolitik ausmacht.“ 18  
 
        Gerade aber, wie Antaios-Autor Konstantin Fechter schreibt, weil der Nationalsozialismus in der Bundesrepublik den „Urzustand der Gewalt“ darstelle, werde nun jede rechte Gewalt darauf zurückgeführt, während alle anderen Formen ausgesondert oder gar nicht wahrgenommen würden. 19  Als eine Art Ablenkungsmanöver von den dramatischen Folgen des „Bevölkerungsaustauschs“ werde ein rechter „Sündenbock“ identifiziert und verstoßen, so die neurechte Erzählung. Ein Beispiel dafür erkennt der Publizist Martin Semlitsch, der als Martin Lichtmesz für verschiedene neurechte Medien schreibt, im Umgang mit den Morden des sogenannten Nationalsozialistischen Untergrundes (NSU). Das „offizielle NSU-Narrativ“ habe „eine Kette von politischen Bußritualen und Schuld-Schambekenntnissen“ ausgelöst, die ihren „Höhepunkt“ in einer „effektvoll inszenierten Gedenkveranstaltung“ gefunden hätten. Er behauptet deshalb: „Die mutmaßlichen Täter waren in diesem Drama nicht einfach Psychopathen, Kriminelle oder Außenseiter (…), sondern wurden als Repräsentanten des ‚ewigen Hitler in uns‘, des ewigen ‚häßlichen Deutschen‘, als Spitze des Eisbergs einer immer noch durch und durch ‚rassistischen‘ Volksgenossenschaft dargestellt.“ Er beschreibt die NSU-Morde als Stilisierung einer „Art ‚Mikroholocaust‘ (…), mit ‚frischen‘ Opfern und ‚frischen‘ Nazis“. „Auch hier war die Kombination aus beiden ausschlaggebend. Ausländische Opfer sind die komplementäre Projektionsfläche zu deutschen Tätern. Sie stehen in der Opferhierarchie höher als andere, werden quasi zu Alpha-Opfern erklärt (…).“ 20  
 
        Auch Fechter sieht einen ständigen Bedarf für „Sündenböcke“. Aus diesem Grund würde die „politische Theologie der Bundesrepublik“ eine eigene „Opferkaste“ bilden, in die „sie alle Kritiker ihrer gesellschaftlichen Ambivalenz“ einsortiere. Dazu gehöre natürlich auch die Neue Rechte selbst, „gilt sie letztendlich als die alte Rechte im neuen Gewand“. 21  Ein prominentes Beispiel ist für Fechter die Affäre um den CDU-Bundestagsabgeordneten Martin Hohmann. Dieser hatte 2003 am Tag der Deutschen Einheit in seinem osthessischen Wahlkreis eine antisemitische Rede gehalten. Darin hatte er ausführlich die Verschwörungserzählung von einer angeblichen Führungsrolle jüdischer Kommunisten im Kontext der bolschewistischen Oktoberrevolution ausgebreitet, um schlussfolgernd die Frage in den Raum zu stellen, ob man daher nicht auch „Juden mit einiger Berechtigung als ‚Tätervolk‘ bezeichnen“ könne. Dann aber zog er sein rhetorisches Ass aus dem Ärmel, indem er den Terror von Nationalsozialismus und Kommunismus entgegen jedes Forschungsstands allein auf ihre „gottlosen Ideologien“ reduzierte: „Daher sind weder ‚die Deutschen‘, noch ‚die Juden‘ ein Tätervolk.“ 22  Nach seinen geschichtsrevisionistischen Ausführungen wurde Hohmann zunächst aus der eigenen Fraktion, im Jahr darauf dann aus der Partei ausgeschlossen. Für Fechter hatte Hohmann nicht mehr als eine „unglückliche Rede“ gehalten, durch die er (zu Unrecht) dem „rituellen Zorn der gesamten (…) Kultgemeinde“ verfallen sei. Hohmann fand schließlich in der AfD als „parlamentarische Vertretung der Verfemten“ eine neue politische Heimat, für die er von 2017 bis 2021 erneut im Bundestag saß. Dies zeige, so Fechters Deutung, dass die Rituale der Ausgrenzung immer weniger gelingen. 23  
 
        Die Hohmann-Affäre zeigt beispielhaft, wie Antisemitismus in den eigenen „rechten“ Reihen bagatellisiert und die Selbststilisierung als Opfer betrieben wird. Ein besonderes Stilmittel der neurechten Akteure besteht dabei darin, die „Nazi-“ beziehungsweise „Antisemitismuskeule“ selbst in die Hand zu nehmen und derlei Affären als Kampagnen der „herrschenden Zivilreligion“ darzustellen.
 
        DER ANTISEMITISMUS DER ANDEREN
 
        Die wiederkehrende Erzählung der Neuen Rechten folgt dem immer gleichen argumentativen Muster, wonach die eigene, legitime Überzeugung als „unsagbar“ delegitimiert werden solle. Am Beispiel von Sieferles „Finis Germania“ zeigt sich jedoch, wie versucht wird, den Spieß des Antisemitismusvorwurfs innerhalb des eigenen intellektuellen Lagers umzudrehen. Deutlich wird dies bei Michael Klonovsky, der als persönlicher Referent des AfD-Ehrenvorsitzenden Alexander Gauland tätig war und heute für den AfD-Bundestagsabgeordneten Matthias Moosdorf arbeitet. Szenebekannt ist Klonovsky aber vor allem als Autor seines Internettagebuchs „Acta diurna“, in dem er 2017 zum großen Rundumschlag gegen Sieferles Kritiker*innen ausholte und sich selbst mit der „Antisemitismuskeule“ bewaffnete: „Pikant wird der ganze Vorgang (…), weil hier Leute den Import von Antisemiten gutheißen und gleichzeitig zur Hatz auf einen unbescholtenen Gelehrten blasen, dem sie antisemitische Ansichten unterstellen, die es überhaupt nicht gibt.“ Und weiter: „Was sich hier gegen einen freien Geist wie Sieferle in Stellung bringt, ist exakt dieselbe Mentalität, die sich 1933 zu Fackelzug und Judenboykott versammelte. Die Nazimentalität auf Nazisuche: ein routiniertes Spiel und meutenhaftes Selbstvergewisserungsspektakel mit einem neuen Opfer.“ 24  
 
        In dieser Deutung erscheint Sieferle als das eigentliche Opfer, die Stigmatisierung seines Buches als antisemitisch sei nicht mehr als ein unlauterer Versuch, den Historiker von den Grenzen des Sagbaren fernzuhalten. Bei Klonovsky schimmert zudem durch, wie sich Neue Rechte und AfD mit dem Stereotyp des „importierten Antisemitismus“ zu exponieren versuchen. Das gilt umso mehr seit dem starken Anstieg antisemitischer Straftaten im Kontext des seit Herbst 2023 eskalierenden Nahostkonflikts, wie unter anderem auch die berüchtigten Pläne von Martin Sellner für eine „Remigration“ verdeutlichen: In seinem gleichnamigen Buch fordert Sellner, nur „jene Fremden, die sich tatsächlich assimilieren, dürfen das hohe Gut der Staatsbürgerschaft erhalten“. In diesem Zusammenhang erinnert er an die „Hamas-Demonstrationen“ Ende des Jahres 2023 und knüpft an die damals aufgekommene Forderung aus den Reihen der SPD an, Antisemiten den deutschen Pass zehn Jahre rückwirkend wieder zu entziehen. 25  
 
        GESCHICHTSREVISION ALS „VERSÖHNUNG“
 
        Nun fragt man sich, welche Lehren nach dem Verständnis der Neuen Rechten überhaupt aus dem Holocaust gezogen werden sollen. Folgt man Sellner, dürfte die „Holocaust education“ jedenfalls nicht dazugehören, stecke dahinter doch nicht mehr als eine im „Zuge der ‚Entnazifizierung‘ installierte Erziehungspraxis (…). Ihr Ergebnis ist die systematische Traumatisierung aller deutschen Nachkriegsgenerationen.“ Auch er versucht, jeden Vorwurf der Geschichtsvergessenheit zu zerstreuen: „Historische Verbrechen werden weder geleugnet noch verharmlost. Sie werden jedoch der ‚mystisch-religiösen‘ Aura, die ihren politischen Mißbrauch ermöglicht, entledigt. Vielmehr sollen sie nach ihrer Historisierung nicht mehr das „alleinige Zentrum, sondern einen (integralen) Teil der versöhnlichen Erinnerungskultur“ darstellen. 26  
 
        Was die neurechte Auslegung einer solchen Versöhnung bedeutet, findet sich in einer Publikation von Andreas Lombard (vormals Landt). Der ehemalige Chefredakteur des Magazins „Cato“ und Namensgeber des Landt Verlags will in der Debatte um die Schuldfrage vor allem eine Selbstanklage von (linken) Deutschen gegenüber (rechten) Deutschen ausgemacht haben: „Wenn wir nichtjüdischen Deutschen uns nicht zu Richtern in eigener Sache aufschwingen wollen (…), dann doch bitte auch nicht zu Staatsanwälten in eigener Sache. (…) Würden wir die Annahme einer absoluten Schuld allen Ernstes und sehenden Auges auch gegen versöhnungsbereite Juden geltend machen wollen? Das wäre absurd.“ 27  
 
        Natürlich geht es auch Lombard um Entlastung. Dagegen aber ließen sich zunächst die Fakten anführen. So geben laut einer im Auftrag der Bertelsmann Stiftung 2022 veröffentlichte Studie 54 Prozent der befragten Israelis an, die Verfolgung und Ermordung der Jüd*innen während der NS-Zeit belaste das Verhältnis zu den Deutschen noch immer. 28  Erinnert sei zudem an verschiedene Stimmen in Deutschland, die die Forderung nach Versöhnung problematisieren. In der jüngeren Vergangenheit zählt dazu etwa der Schriftsteller Max Czollek, der unter anderem kritisiert, dass jüdischen Menschen im deutschen „Versöhnungstheater“ häufig nur die repräsentative Funktion von Entlastungszeug*innen zukomme. Sie sollen den Nachfahren der Täter*innen bestätigen, dass nun „wieder alles gut“ werde. Das Bedürfnis einer solchen „Normalisierung“ aber führe dazu, dass die Bedrohungslage durch Rechtsextremist*innen übersehen werde. 29  Der Publizist Achim Doerfer spricht gar von einem „Märchen deutsch-jüdischer Versöhnung“ und fordert, jüdische Menschen „weniger als machtlose Opfer darzustellen“. Dabei helfen könnte etwa eine stärkere Thematisierung von jüdischen Heldengeschichten, zum Beispiel des eigenen Widerstands gegen das NS-Regime. 30  Das negiert natürlich die Notwendigkeit einer intensiven und breiten Auseinandersetzung mit deutscher Täterschaft nicht. Genau diese aber würde es mit der „erinnerungspolitischen Wende“ der Neuen Rechten und dem völkischen Teil der AfD nicht geben.
 
        SCHULDBEFREITER DISKURS
 
        In der neurechten Lesart ist das Holocaust-Gedenken als „Mythos Auschwitz“ vor allem eines: eine große Erzählung der deutschen Schwäche. Um die deutsche Erinnerungskultur von ihrer negativen Hypothek zu entlasten, wird die Schuld in Darstellungen über den Zweiten Weltkrieg daher weitestgehend auf die andere Seite der Front verlagert. Die Verbrechen des Nationalsozialismus und auch der Holocaust werden zwar verurteilt, gleichzeitig aber dadurch relativiert, dass es in vielen Publikationen in erster Linie um alliierte Gewalt geht.
 
        Besonders deutlich wird dies bei dem Historiker und Antaios-Autor Stefan Scheil, der sich als Wahrheitsverkünder gegen eine vermeintlich ideologisierte Geschichtswissenschaft in Szene setzt. Sein roter Faden ist dabei die generelle Behauptung, dass die deutsche „Kriegführung ganz sicher nicht die Kette von unprovozierten Überfällen auf andere Länder war, als die sie dem Publikum heute im Dreiklang von ‚Historytainment‘, Forschung und Politik häufig präsentiert wird“. Ob 1939 der Angriff auf Polen oder 1940 auf Skandinavien: Die Deutschen seien ihren Gegnern stets zuvorgekommen, die Kriegsmotive fänden sich nicht allein in der „Agressionslust“ Hitlers. Scheils Geschichtsrevisionismus kulminiert gar in der Behauptung, der Überfall auf die Sowjetunion 1941 sei ein Präventivkrieg gewesen. 31  Zum Stilmittel der neurechten Entlastung gehört generell eine auf Adolf Hitler personalisierte Zuschreibung der NS-Verbrechen. Auch die zahlreichen Beispiele eines in der Bevölkerung verbreiteten und gerade nicht „von oben“ befohlenen Antisemitismus werden so insgesamt zur Leerstelle – schließlich gehört es sich nicht, die eigenen Großväter anzuklagen. Die Ausblendung beziehungsweise Negation einer „Kollektivschuld“ ist entscheidend, schafft sie doch erst die Voraussetzung dafür, einen „Schuldkult“ zu behaupten.
 
        Das Alleinstellungsmerkmal dieser „Zivilreligion“ sei der Neuen Rechten zufolge die „negative Identität“ der Deutschen samt des Bedürfnisses permanenter Buße durch die zu großzügige Aufnahme von Geflüchteten. Das „Böse“ des „Mythos Auschwitz“ müsse daher vom „Deutschen“ gelöst werden, damit der „Bevölkerungsaustausch“ gestoppt werden könne. Dies erklärt auch, warum die Neue Rechte das postkoloniale Konzept der deutschen Erinnerungskultur als „Katechismus der Deutschen“ 32  ablehnt, obwohl es in der Einschätzung des Holocaust als Zivilreligion durchaus Überschneidungen gibt. Dazu zählt das Dogma der Festschreibung des Holocaust als singuläres Verbrechen, die eine Kritik am Staat Israel beziehungsweise an „den Juden“ als Antisemitismus tabuisieren würde. 33  Der entscheidende Unterschied sei aber, folgt man Antaios-Autorin Sophie Liebnitz (bürgerlich Bettina Gruber), dass es im Katechismus-Konstrukt um eine „Universalschuld“ gehe, „die nunmehr allen ‚Weißen‘ aufgebürdet werden soll“. 34  Vereinfacht ließe sich festhalten: Während es dem Postkolonialismus um „mehr“ Verbrechen geht, arbeitet die Neue Rechte daran, die deutsche Schuld in der eigenen Geschichte vollständig zu relativieren.
 
        AUSBLICK
 
        Insgesamt drehen sich die neurechten Deutungskämpfe vor allem um eines: um sich selbst. Eine Ethik des Gedenkens sucht man vergebens. So schreibt etwa Martin Sellner: „Die Lehre aus der Vernichtung jüdischen Lebens in Deutschland im 20. Jahrhundert kann im 21. Jahrhundert nicht die Ersetzung deutschen Lebens in Deutschland durch Fremde sein.“ 35  Die Toten, die nicht verstummen wollen, sind für die Neue Rechte der Sargnagel des deutschen Volkes. Um eine Zukunft zu haben, brauche es „einen vitalen Patriotismus“, erklärte etwa Höcke im erwähnten TV-Duell.
 
        Sollten die Neue Rechte und der völkische Teil der AfD ihre „erinnerungspolitische Wende“ durchsetzen können, wird vor allem das bestehende Gedenken an Millionen von Menschen, die während des Holocaust ihr Leben verloren haben, keine Zukunft haben. Keine Zukunft hat dann auch das Bewusstsein für die verschiedenen Erscheinungsformen des Antisemitismus, der in allen Bereichen der Gesellschaft verankert ist. Dabei geht es nicht um einen „Schuldkult“. Natürlich ist die Feindschaft gegenüber Jüd*innen nicht auf Deutschland beschränkt, natürlich gab es sie vor 1933. Dennoch: Auschwitz war eine deutsche Erfindung. Daraus ergibt sich eine singuläre Verantwortung.
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        ESSAY
 
        SHOAHPPROPRIATION
 
         Alexander Estis 
 
        Alles andere als eine Sternstunde israelischer Symbolpolitik: Aus Protest gegen die Resolution der Vereinten Nationen zur Lage in Nahost und das Schweigen über die Gräueltaten der Hamas heftete sich Israels UN-Botschafter Gilad Erdan vor dem Weltsicherheitsrat im Oktober 2023 einen gelben „Judenstern“ ans Revers. Auch wenn er als Nachfahre von Holocaustüberlebenden und Repräsentant des jüdischen Staates eine gewisse Berechtigung dazu fühlen mochte, wurde er für diese Aktion zu Recht gerügt, unter anderem von Vertretern jüdischer Gedenkorganisationen. Gerade angesichts seines Amtes und der eigenen Familiengeschichte hätte er die Unantastbarkeit dieses Symbols respektieren sollen.
 
        Denn rund 80 Jahre nachdem Juden im nationalsozialistischen Deutschland verpflichtet wurden, einen gelben Stern mit der Aufschrift „Jude“ an ihrer Kleidung zu tragen, droht der Missbrauch des Judensterns inflationär zu werden. Dass der Stern heute wieder an die Fassaden von Juden bewohnter Häuser in Deutschland – aber auch in vielen anderen Ländern – gemalt wird, ist dabei nur die ostensiv antisemitische Spitze des Eisbergs.
 
        Von selbsternannten „Opfergruppen“, zumal im Umfeld der AfD, wird der Judenstern sozusagen als Abzeichen der Kränkung vereinnahmt: Er dient ihnen dazu, sich als Zielscheibe von Repressionen zu inszenieren, die in der Regel nur herbeiphantasiert sind. 2018 etwa hatte ein AfD-Mann beim Bundesparteitag in Augsburg ein Plakat hochgehalten, auf dem unter der Überschrift „Hetze in Deutschland“ ein Judenstern dem AfD-Logo gegenübergestellt war. 2019 wurde ein Judenstern mit der Aufschrift „Diesel-Fahrer“ auf einer Kundgebung gegen Dieselfahrverbote getragen; er entstammte dem Onlineshop des AfD-nahen Rechtsextremisten Sven Liebich. Wieder ein Jahr später erweiterte Liebich sein Sortiment um eine andere Art abgewandelter Judensterne: „Coronasterne“, in denen das Wort „ungeimpft“ an die Stelle von „Jude“ getreten war. Diese fanden im Zuge der Maßnahmenproteste von Impfgegnern breite Verwendung und erlangten damit medial besondere Präsenz: Für einen Skandal sorgte etwa, dass sich Katrin Ebner-Steiner, die bayerische Fraktionsvorsitzende der AfD, neben einem Mann mit einem solchen Coronastern ablichten ließ und das Foto im Internet postete.
 
        Krude Holocaustmetaphern, wie sie den abgewandelten Judensternen zugrunde liegen, bleiben oftmals genau an der Grenze zum Justiziablen. Vielfach werden sie sowohl von den Gerichten als auch von der Öffentlichkeit lediglich für „geschmacklos“ befunden, vielleicht auch für „geschichtsvergessen“ oder „revisionistisch“, nicht jedoch per se für antisemitisch und auf strafbare Weise friedensstörend.
 
        Besonders bezeichnend für diese Auffassung ist eine – von der Redaktion des „Tagesspiegels“ kurz nach der Veröffentlichung wieder entfernte – Kolumne von Harald Martenstein. Nach einigen interpretatorischen Volten kam Martenstein darin zu der Einschätzung, der Judenstern sei „sicher nicht antisemitisch. Die Träger identifizieren sich ja mit den verfolgten Juden.“ Viele andere, darunter auch Richter und Rechtswissenschaftler, scheinen dieser Interpretation zu folgen.
 
        In der Tat darf man sich fragen, ob die Selbstdekorierung mit Judenstern nicht bloß historischer und ethischer Unbedarftheit geschuldet ist: Impfgegner wollen sich eben als Leidtragende stilisieren. Was läge da näher als eine Gleichsetzung mit der Opfergemeinschaft schlechthin? Und es mag ja die berühmten „Mitläufer“ geben, die nur aus solchem Verständnis (oder eher Unverständnis) heraus nach dem Stern greifen. Den weitaus meisten Akteuren querdenkerischer, verschwörungstheoretischer, neurechter und angrenzender Szenen dürfte die tiefere Mechanik der Judenstern-Analogie jedoch schon intuitiv bewusst sein.
 
        „DIE EIGENTLICHEN JUDEN“
 
        Der von Sternträgern insinuierte Vergleich ist nicht einfach ein ungeschickt hinkender, sondern ein auf den Kopf gestellter. Es handelt sich dabei um einen Umkehrvergleich, wie er von Ideologen und Demagogen jeglicher Couleur regelmäßig bemüht wird und mit dem diese keinesfalls eine echte Analogie zu einer Opfergruppe herstellen wollen, geschweige denn eine Identifizierung.
 
        Ganz im Gegenteil: Sie bezwecken damit einzig und allein die Aneignung und Umdeutung eines Narrativs – eine, wie man es nennen könnte, Shoahppropriation. Die Sternträger inszenieren sich als die neuen, eigentlichen Juden, also als die wahren Opfer von heute, während die alten Juden in ihren Phantasmen umgekehrt als Strippenzieher der Krise und deren kapitalistische Profiteure fungieren.
 
        Dass hierin die wesentliche Intention der Judenstern-Aneignung liegt, belegen einschlägige Kommentare und Posts – in einer derartigen Drastik, dass sie keinerlei Raum für Zweifel lassen dürften. „Gelber Impfpass für alle Goyim … Was hier passiert ist jüdische Rache“, heißt es etwa in einem verschwörungstheoretischen Telegram-Kanal. Und Attila Hildmann stimmt ein: „Die Juden … feiern ihren Endsieg gegen die Goyim, die sie mit Giftspritzen ermorden.“
 
        Das vielleicht beste ikonografische Korrelat zum Judenstern der Querdenker stammt aus einem ganz anderen Kontext und ist inzwischen allseits bekannt. Geliefert hat es die Künstlergruppe Taring Padi, deren Banner „People’s Justice“ bei der Documenta fifteen 2022 für einen Eklat sorgte: der faschistische Jude mit SS-Rune als Repräsentant des Weltkapitals samt dessen repressivem Apparat.
 
        Daneben fand sich auf dem Gemälde ein Soldat des Mossad mit Davidstern und – im Rückgriff auf das bekannte mittelalterliche Judensau-Motiv – Schweinefratze. Auch andere Werkgruppen auf der Documenta rückten Juden und Israelis mehr oder minder offen in die Nähe von Faschisten und Nationalsozialisten. Solche israelbezogenen Umkehrvergleiche stehen in einer altunwürdigen Tradition antisemitischer Realitätspervertierungen.
 
        Im Kontext des Nahostkonflikts tauchen sie heute allenthalben auf: Da wird Gaza als „Ghetto“ bezeichnet, dem Staat Israel ein Holocaust an den Palästinensern vorgeworfen oder – auf einer Düsseldorfer Demonstration – Israels militärische Reaktion mit der Vergasung von Juden durch die Nazis gleichgesetzt. Dass „Israelkritik“ besonders hierzulande nur selten ohne eine solche Diktion auskommt, dürfte vor allem zwei Ursachen haben: einerseits die meist von islamistischen Propagandisten oder für Antisemitismus blinden linken Antiimperialisten angeheizte Opferkonkurrenz zwischen Palästinensern und Juden, andererseits die Entlastung der Deutschen vom transgenerationellen Schuldtrauma, die sich einstellen mag, sobald die jüdischen Opfer von damals als die faschistischen Täter von heute entlarvt werden können.
 
        „SELENSKYJS UKROFASCHISTEN“
 
        Das psychologisch wohltuende und politisch mobilisierende Potenzial der Shoahppropriation mit Täter-Opfer-Umkehr haben heute die Populisten aller Länder für sich entdeckt. Heinz-Christian Strache von der österreichischen FPÖ, Christoph Blocher von der Schweizer SVP oder auch der rechtspopulistische Niederländer Thierry Baudet vergleichen sich und ihre Parteigänger mit den Juden im „Dritten Reich“, mit Anne Frank oder Sophie Scholl. Und wenn der Münchner Stadtrat Bernd Schreyer die Grünen ausgerechnet zur Verteidigung gegen rechte Hetze mit Juden gleichsetzt, macht das die Sache kaum besser.
 
        Zu Höchstleistungen in dieser Disziplin bringt es derzeit freilich eine ganz andere Gruppe, die Entlastung und Rechtfertigung dringend zu benötigen glaubt: „So wie man die Juden im 20. Jahrhundert jagte, so jagt man die Russen im 21. Jahrhundert. Die Russen sind die neuen Juden“, schreibt ein Putin-naher Politologe und Duma-Abgeordneter, der auf diversen Sanktionslisten steht. Sanktionen und Reisebeschränkungen nehmen regimetreue Russen immer wieder zum Anlass, um sich als Opfer einer globalen Russophobie darzustellen – einer Russophobie, die schon morgen zu einem Holocaust führen könne. Wie auch in deutschen Querdenkermilieus wird hier meist im Sinne der Formel „Wehret den Anfängen!“ argumentiert: Wo die Mobilität eingeschränkt werde, dort seien Verhaftungen und Deportationen nicht weit.
 
        Es verwundert insofern kaum, dass auch für diese trotzgetriebene, ressentimentgenährte und zugleich larmoyante Selbstviktimisierung die Judenstern-Symbolik eingespannt wird. So sagt die russische Fernsehpropagandistin Olga Skabejewa über die Reisebeschränkungen für ihre Landsleute: „Es fehlt nur noch, dass sie an uns Sterne verteilen und uns zu den neuen Juden erklären.“
 
        Die gleiche Symbolik verwendet einer der beliebtesten Musiker Russlands, Sergej Schnurow, der hundertmillionenfach angeklickte Clips produziert hat, daneben aber auch odiose Soundtracks für Filme über die paramilitärische „Gruppe Wagner“ des 2023 liquidierten Jewgeni Prigoschin. Eines von Schnurows neueren Musikvideos zeigt zwei Tänzer in traditionellen russischen Gewändern mit aufgenähten Davidsternen, die zwar nicht gelb, sondern blau sind, aber in ihrer Funktion klar als stigmatisierende Judensterne erkennbar werden – vor allem in Verbindung mit dem Liedtext. Darin fragt sich der Sänger nämlich, ob man den Russen im Westen nicht bald Erkennungszeichen an die Kleidung hängen werde, und in diesem Augenblick weist einer der Tänzer auf seinen Stern. „Der Russe“, singt Schnurow dazu, „ist jetzt wie der Jude im Berlin des Jahres 1940.“ Und eine Sängerin stimmt in den Refrain ein: „Die Mistkerle beginnen Stück für Stück mit dem Genozid.“ Am Ende des Songs fordert Schnurow: „Europäer, sag, wie es ist, schweige nicht: Der Russe ist für euch der neue Saujude. Am liebsten würdet ihr uns doch alle im Ofen verbrennen!“
 
        Besonders charakteristisch ist daneben der Artikel eines frankophonen prorussischen Bloggers, der sich Boris Karpov nennt: „Die Russen von heute sind die Juden von gestern“, lautet die lapidare Überschrift. Im Text erfährt man von einer weltweit orchestrierten Unterdrückung russischer Kultur und russischer Menschen, deren letztes Ziel die Vernichtung ihrer Nation sei. Als Illustration dient unter anderem eine Collage, die vor dem Hintergrund des zerstörten Roten Platzes mehrere westliche Politiker zeigt: Olaf Scholz, die Hand wie zum deutschen Gruß ausgestreckt, Jens Stoltenberg in der Uniform eines SS-Obersturmbannführers, Emmanuel Macron als Hitler mit einer Armbinde, auf der das Parteikürzel LREM ein Hakenkreuz bildet, und Ursula von der Leyen, die eine EU-Fahne mit Hakenkreuz schwingt; über ihnen prangt ein Judenstern mit dem Schriftzug „Russian“.
 
        Anhand dieser Darstellung lässt sich ablesen, wie innerhalb solcher Denkmuster Selbst- und Feindbild qua Judenstern verschränkt sind: Stilisiert sich jemand zum „neujüdischen“ Opfer seines Feindes, suggeriert er zwangsläufig, dass dieser, gleich einem Faschisten und Nationalsozialisten, nur das ultimativ Böse sein könne. Dem ultimativ Bösen aber ist allein mit ultimativer Brutalität beizukommen – und zwar präventiv. Im Gegensatz zu den Juden, so endet der Artikel von Karpov, werde man sich nämlich nicht einfach massakrieren lassen, sondern die Feinde bekämpfen. „Sie sollen keine Gnade und kein Mitleid erwarten: Vom ersten bis zum letzten sollen sie ausgelöscht werden.“ Darauf folgen noch Fotoporträts westlicher Politiker mit vielsagend über ihre Gesichter gelegten roten Kreuzen.
 
        Die Funktion, Gewalt und Krieg zu legitimieren, ist solcher Shoahppropriation stets inhärent. Den Feind als Nazi zu brandmarken bedeutet, ihn zu dehumanisieren, weil ein solcher Unmensch seine Menschlichkeit gewissermaßen verspielt habe. Genau darin gründet das narrative Gerüst der russischen Kriegspropaganda, die seit Jahren beharrlich eine Entnazifizierung der Ukraine fordert: Die Nachrichtenagentur RIA beruft sich immer wieder auf einen angeblichen „Genozid an der Bevölkerung des Donbas“, wie ihn Putin kurz vor Kriegsbeginn behauptet hat. Margarita Simonjan, die Leiterin des Propagandasenders RT (ehemals Russia Today), warnt ständig davor, dass Russen in der Ukraine in Konzentrationslager deportiert und mit Gas vergiftet werden sollen. Fingierte Kriegsverbrechen und Massenmorde heutiger „Ukronazisten“ und „Ukrofaschisten“ an den Russen werden allenthalben historischen Schilderungen nationalsozialistischer Untaten gegenübergestellt.
 
        Es sind dies Tatsachenverdrehungen von immenser Perfidie, wird doch gerade die ukrainische Bevölkerung gemordet, enteignet, aus eroberten Gebieten vertrieben oder deportiert – unter Verwendung faschistoider Parolen und Symbole, zum Beispiel des Kriegszeichens Z, das nicht von ungefähr als halbes Hakenkreuz daherkommt. Wenn also die faschistoide russische Propaganda (deren ideologische Grundlage mittlerweile als „Raschismus“ bezeichnet wird) der Ukraine ausgerechnet jene Gräuel vorwirft, die sie selbst an ihr verübt, kann das niemand für Zufall erklären: Es handelt sich hierbei um eine Propagandamethode, eine accusation in a mirror (Spiegelanklage, manchmal auch „Spiegelargument“ genannt), die als charakteristischer Vorbote von Völkermorden gewertet wird. Denn spätestens seit der Zeit des Nationalsozialismus dienen Spiegelanklagen dem Zweck, die Bevölkerung auf genozidale Verbrechen einzustimmen: Bevor die anderen uns auslöschen, wie sie es planen, müssen sie von uns vernichtet werden – so die paranoide Logik.
 
        Sie folgt dem gleichen Verkehrungsprinzip wie der Einsatz von Judensternen zur Selbststigmatisierung. Und so findet sie im Fall der russischen Propaganda ihre folgerichtige Krönung darin, dass der jüdische Präsident der Ukraine, dessen Familie nur zum Teil den Holocaust überlebte, als oberster „Ukronazist“ auftritt. Der russische Außenminister Sergej Lawrow bemerkte dazu in einem Interview, dass ja auch Hitler jüdische Wurzeln gehabt habe und bekanntlich die schlimmsten Antisemiten unter den Juden selbst zu finden seien. Einem Propagandagläubigen allerdings dürfte ein jüdischer Hitler-Selenskyj ohnehin ebenso wenig widersprüchlich erscheinen wie einem antikapitalistischen indonesischen Politkünstler der Nazi-Zionist mit SS-Rune oder einem neurechten deutschen Impfverweigerer die Selbststilisierung zum Opfer eines jüdischen Pharma-Holocaust.
 
        Derartige antisemitische Verkehrungsnarrative gehören zu den Grundbausteinen und also zum Kitt zwischen unterschiedlichsten extremistischen Ideologien und Verschwörungstheorien. Der Putin’sche Mythos der Ukrofaschisten etwa wurde innerhalb der deutschen Querdenkerszene ohne Weiteres anschlussfähig. So postete ein inzwischen verurteilter Nutzer auf Facebook einen Ungeimpft-Judenstern mit der Unterschrift „Die Jagd nach Menschen kann wieder beginnen“. Später folgte noch eine Abbildung, die Selenskyj neben Hitler stellt und Ähnlichkeit suggeriert, dazu der Kommentar: „Der rechts [Hitler] hatte wenigstens einen Anzug an … und hat nicht gebettelt!“
 
        Es unterliegt kaum einem Zweifel, dass dieser Nutzer das Bild direkt oder mittelbar aus dem sogenannten Runet, dem russischsprachigen Internet, bezogen hat, wo es hundertfach geteilt wurde. Solche Gegenüberstellungen und Vergleiche von Selenskyj und Hitler sind dort in erdrückender Menge zu finden – nicht selten noch angereichert um die Unterstellung, Selenskyj und Hitler seien über Hitlers vermeintlich jüdische Vorfahren entfernt miteinander verwandt. Ein Fake-Buchcover zeigt Selenskyjs Porträtfoto samt dem Titel „Mein Kampf“, und bisweilen heißt es, Selenskyj sei sogar noch schlimmer als Hitler.
 
        Russische Propagandisten, Trollarmeen und Geheimdienste üben im Zuge ihrer hybriden Kriegführung intensiven Einfluss auf die deutsche Bevölkerung aus. Laut einer Studie des Centers für Monitoring, Analyse und Strategie (CeMAS) von 2022 stimmten 18 Prozent der in Deutschland Befragten (und mehr als doppelt so viele unter den AfD-Wählern) der Aussage zu, dass Putin gegen eine globale Elite vorgehe, die im Hintergrund die Fäden ziehe – eine altbekannte antisemitische Chiffre, die auch in diesem Fall eine Brücke von völkisch-deutscher Verschwörungsideologie zur Putin’schen Staatsdoktrin schlägt.
 
        Bedenkt man wiederum die politische Nähe zwischen Kreml, Teheran und Hamas-Führung, so erscheint auch die ideelle Nähe zwischen „raschistischer“ und islamistischer Propaganda als folgerichtig: Letztere wirkt ebenfalls nach Deutschland hinein, wo ihr Antisemitismus und Antizionismus in Teilen der antiimperialistischen und postkolonialistischen Linken auf offene Ohren stoßen.
 
        SYMBOLISCHE BRUNNENVERGIFTUNG
 
        All diese Kontinuitäten, deren Nachzeichnung man endlos fortführen könnte, zeigen nur allzu deutlich, in welch hochgefährliches Geflecht extremistischer Ideologeme die Verwendung des Judensterns eingebunden ist. Auch wenn sie sich für den oberflächlichen Blick als eine punktuelle, wenig signifikante, diffuse historische Anleihe tarnen mag: Es handelt sich beim Judenstern um eines der wirkmächtigsten Unterdrückungssymbole, und seine Aneignung darf auf keinen Fall als bildungsferne Geschichtsvergessenheit oder bloße Larmoyanz bagatellisiert werden. Denn wir haben es hier mit nichts Geringerem zu tun als mit einem – um einen Begriff des österreichischen Publizisten Michael Kraske abzuwandeln – symbolischen Radikalismus.
 
        Der radikalsymbolische Umkehrvergleich mittels Judenstern ist, wie aus den geschilderten Fällen hervorgeht, eine „schmutzige Metapher“. Er evoziert nicht nur das eigentliche Vergleichsmoment, also das Opfertum, sondern ruft zugleich das gesamte antisemitisch-verschwörungstheoretische Weltbild auf, und damit nicht zuletzt das uralte archetypische Bild vom Juden als hinterhältigem Intriganten und Brunnenvergifter, der für sämtliche Seuchen von Cholera bis Covid und für sämtliche Kriege und Krisen verantwortlich sein soll.
 
        Für die Interpretation solcher Radikalsymbolik kann man also von einem fast unumstößlichen Leitsatz ausgehen: Wo die extremistischen Verschwörungstheoretiker „Opfer“ sind, da sind die „Täter“ Juden. Und neben den Juden auch alle vermeintlich von ihnen Manipulierten – einschließlich der deutschen Bundesregierung, der Finanzelite und der Medien, der Technologieunternehmen und der Pharmaindustrie, der „semitischen“ und sonstigen Einwanderer, der „Amis“ und Ukrainer. All diesen Gruppen gegenüber entfaltet die Shoahppropriation mit ihrer inhärenten Verdrehungsmechanik auch eine gewaltlegitimierende Dimension im Sinne einer Spiegelanklage: „Sie wollen uns zu Opfern machen? Also machen wir sie vorher zu Opfern! Die Jagd auf Menschen ist eröffnet – also jagen wir zuerst!“
 
        Exponierte shoahbezogene Umkehrvergleiche sind daher ihrer Natur gemäß immer geeignet, den öffentlichen Frieden zu stören: Sie sind die eigentliche symbolische Brunnenvergiftung. Wie sie die Kollektivsymbolik infiltrieren und was die damit einhergehende Verrohung für den medialen und politischen Diskurs bedeutet, das lässt sich am gegenwärtigen Zustand der russischen Gesellschaft ablesen, an ihrer Faschisierung und Kriegstreiberei.
 
        Diese Deutung und dieses Potenzial appropriierter Opferattribute muss die Öffentlichkeit ihrer Diskussion, müssen die Gerichte ihrer Rechtsprechung zugrunde legen. Andernfalls laufen sie Gefahr, sich von propagandistischer Verkehrungsakrobatik narren zu lassen. Der radikalsymbolische Judenvergleich, wie er in der Verwendung des Judensterns exemplarisch zum Ausdruck kommt, hat die von Björn Höcke geforderte erinnerungspolitische Wende um 180 Grad bereits vollzogen. Ihn zu tolerieren hieße, dabei zuzusehen, wie die deutsche Gesellschaft diese visuelle Wende nachvollzieht und sich in der Geschichte zurückbewegt. Denn – ein verquerer Vergleich möge auch mir erlaubt sein – aus der Fahrschule weiß man: Man fährt, wohin man schaut.
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          SUSANNE PICKEL
 
           WAS IST DEMOKRATIE? VOM SUBSTANZIELLEN STREIT ZUM AUTOKRATISCHEN (MISS-)VERSTÄNDNIS 
 
          Die Idee davon, was Demokratie ist oder sein soll, hat sich seit der Antike verfestigt. In jüngster Zeit mischen sich in (liberal-)demokratische Vorstellungen jedoch populistische und autoritäre Komponenten, wodurch die Legitimität der Demokratie zunehmend infrage steht.
 
        
 
         
          VEITH SELK
 
           DEMOKRATISCHE MALAISE 
 
          Der optimistische Diskurs über die Vorzüge demokratischer Herrschaft ist keineswegs verstummt, doch wirkt er mitunter pflichtschuldig und zweckoptimistisch. Ist der Glaube an die Sache der Demokratie wirklich so tief verankert, wie uns oft suggeriert wird?
 
        
 
         
          WOLFGANG MERKEL
 
           WIE RESILIENT IST UNSERE DEMOKRATIE? 
 
          Die liberale Demokratie steht unter Druck, ihre Qualität hat in den vergangenen Jahren weltweit teils signifikant nachgelassen. Gleichwohl sind Demokratien der Regression nicht hilflos ausgeliefert. Sie besitzen Resilienzpotenziale, die aber aktiviert werden müssen.
 
        
 
         
          PAULA DIEHL
 
           RECHTSPOPULISMUS UND DEMOKRATIE 
 
          Die Wirkungen des Populismus auf die Demokratie sind ambivalent, die Effekte des Rechtspopulismus wegen seiner Verknüpfung mit rechtsextremen Ideologemen aber deutlich negativ. Die größte Gefahr besteht in einer Normalisierung rechtsextremer Inhalte.
 
        
 
         
          BEATE KÜPPER · ANDREAS ZICK
 
           DEMOKRATIEDISTANZ DER MITTE. EMPIRISCHE BEFUNDE 
 
          Die „gesellschaftliche Mitte“ galt lange als Stabilitätsanker der Demokratie, der Krisen und Herausforderungen trotzen konnte. Doch diese Mitte zeigt mehr und mehr demokratiedistante und -feindliche Merkmale, die für die liberale Demokratie gefährlich werden können.
 
        
 
         
          STEVEN LEVITSKY · DANIEL ZIBLATT
 
           TYRANNEI DER MINDERHEIT. ZUR ZUKUNFT DER AMERIKANISCHEN DEMOKRATIE 
 
          Während die Denker des 19. Jahrhunderts die größte Gefahr für die Demokratie in der „Tyrannei der Mehrheit“ erblickten, ist die Demokratie in den Vereinigten Staaten heute vor allem von einer „Tyrannei der Minderheit“ bedroht. Nötig sind Verfassungsreformen.
 
        
 
         
          LEA YPI
 
           FREIHEIT, KAPITALISMUS UND DEMOKRATIE 
 
          Freiheit ist ein Schlüsselbegriff nahezu aller Konzeptionen von Demokratie. Allerdings hat die politische Linke die Deutungshoheit über den Begriff verloren. Wie könnte eine solide Idee von Freiheit für die Linke aussehen – und wie könnte man sie zurückgewinnen?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Um die Demokratie scheint es in diesen Tagen nicht gut bestellt zu sein. Die Erfolge populistischer und extremistischer Parteien bei nationalen und europäischen Wahlen, das sinkende Vertrauen vieler Bürgerinnen und Bürger in die Problemlösungsfähigkeit demokratischer Akteure und die zunehmende Polarisierung der Gesellschaft zeichnen das Bild einer Demokratie, die mit den Herausforderungen der Zeit nur suboptimal zurechtkommt. Während in den Vereinigten Staaten ein rechtspopulistisches Revival nach den kommenden Präsidentschaftswahlen nicht ausgeschlossen ist, ringen progressive und reaktionäre Kräfte auch im Rest der demokratischen Welt um den richtigen Kurs.
 
        Für einen Abgesang auf die Demokratie ist es gleichwohl zu früh. Weder sind die USA, Brasilien oder Polen nach den jüngsten populistischen Episoden in die Autokratie abgedriftet, noch ist dies derzeit für andere etablierte Demokratien zu erwarten, deren Institutionen und Gesellschaften sich bisher als durchaus resilient gegenüber autoritären Versuchungen erwiesen haben. Das gilt auch für die deutsche Demokratie, deren institutionelle Stabilität grundsätzlich nicht infrage steht. Anders als die Weimarer Republik befindet sie sich weder im Zangengriff radikaler Antisystemparteien, noch fehlt es ihr an genereller Unterstützung durch eine vitale Zivilgesellschaft. Dass insbesondere die liberalen Komponenten der Demokratie unter Druck stehen, ist jedoch offenkundig – und dies nicht nur von den extremistischen Rändern her, sondern auch in der Mitte der Gesellschaft.
 
        Der drohende Verlust liberaler Zivilitätsnormen muss beunruhigen, auch wenn die Demokratie als Regierungsform nicht unmittelbar in Gefahr ist. Menschen zur „Remigration“ drängen zu wollen, sie wegen ihrer Herkunft, ihres sozialen Status oder ihrer sexuellen Orientierung abzuwerten oder wegen „abweichender Meinungen“ aus dem Diskurs auszuschließen, hat mit der Demokratie des Grundgesetzes, die in diesen Tagen allenthalben beschworen wird, nichts zu tun. Verlöre der demokratische Rechtsstaat seine liberalen Bestandteile, wäre das, was wir seit nunmehr gut 75 Jahren unter „Demokratie“ verstehen, Geschichte.
 
         Sascha Kneip 
 
      

       
        WAS IST DEMOKRATIE?
 
        Vom substanziellen Streit zum autokratischen (Miss-)Verständnis
 
         Susanne Pickel 
 
        Die Frage, was Demokratie bedeutet, ist nicht einfach zu beantworten. So klar manche Definitionen erscheinen, so variabel sind inhaltliche Gestaltungen um den Kern demokratischer Eigenschaften herum. Wann diese definitorische Gestaltungsfreiheit den demokratischen Rahmen verlässt, ist nicht immer eindeutig. Die Geschichte der Entwicklung des Konzepts „Demokratie“ zeigt ein Ringen um den Begriff – und den Wandel konkreter Vorstellungen in Wissenschaft und Öffentlichkeit.
 
        Die griechischen Philosophen Platon und Aristoteles waren die ersten, die die Idee der Herrschaft des Volkes unter den Begriff „Demokratie“ fassten (demos = Volk, kratein = herrschen). Allerdings verstand Aristoteles unter Demokratie eine verfehlte, schädliche Variante der Beteiligung Vieler; sein Idealbild einer guten Verfassung war die „Politie“, die am ehesten den heutigen Standards einer Demokratie entspricht. Dort waren nicht das Volk beziehungsweise der „Plebs“ zur direkten Herrschaft berufen, sondern die „Tüchtigen“ und die „Vernünftigen“ als Repräsentanten des Volkes.
 
        Dieses Verständnis von Demokratie hat sich über die Schriften klassischer politischer Denker wie Rousseau, Hobbes, Locke, Montesquieu, Tocqueville oder die Autoren der Federalist Papers bis zum liberalen, repräsentativen Verständnis der Gettysburg Address Abraham Lincolns weiterentwickelt. Demokratie wird dort zum politischen Herrschaftssystem, das „of, by and for the people“ ausgeübt wird.
 
        WAS ALSO IST DEMOKRATIE?
 
        Sowohl der antike Begriff der „Politie“ als auch die zentralen Aspekte der „Herrschaft des Volkes“ haben als Kernbestandteile eines modernen Demokratieverständnisses überlebt. Sie finden in unterschiedlichem Umfang Eingang in gegenwärtige Demokratiedefinitionen. Der Ökonom Joseph Schumpeter, einer der Väter der minimalistischen Demokratiedefinition, versteht Demokratien als Konkurrenzsysteme, deren funktionale Leistungsfähigkeit durch klare Führungsstrukturen, Entscheidungsbefugnisse und die Durchsetzungsfähigkeit der Regierenden gewährleistet wird. 01  Die politischen Eliten werden durch einen zentralen politischen Prozess ausgewählt, kontrolliert und gegebenenfalls durch freie und faire Wahlen ausgetauscht; ansonsten bleibt der Einfluss des Volkes gering.
 
        Andere Definitionen von Demokratie beachten auch die Bedingungen, unter denen Wahlen stattfinden, und berücksichtigen stärker die Rechte der Bürger:innen und die Konsequenzen des allgemeinen Wahlrechts. Der Demokratieforscher Robert Dahl 02  zum Beispiel versteht unter einer „Polyarchie“ oder „polyarchischen Demokratie“ den Realtyp einer theoretisch beschriebenen idealen Demokratie. Polyarchien sind institutionelle Arrangements, die Wettbewerb um politische Ämter und Partizipation der Bürger:innen an der politischen Entscheidungsfindung ermöglichen. Sie variieren in ihrer institutionellen Gestalt zwar je nach historischem Kontext, setzen aber immer ein System bestimmter politischer Rechte und Institutionen sowie politische Kontrolle durch wettbewerbsorientierte Wahlen voraus. Darin unterscheiden sie sich unzweideutig von autokratischen politischen Systemen: Das Wahlrecht der Bürger:innen steht im Mittelpunkt der Demokratie, wird aber durch weitere institutionalisierte Rechte wie die Meinungs-, Informations- und Organisationsfreiheit, das Recht der Parteien, um Unterstützung zu werben, und die Kontrolle der Regierenden durch die Wähler:innen ergänzt. 03  
 
        In der Gegenwart dominieren solche Demokratiedefinitionen mittlerer Reichweite. Sie erscheinen zunächst umfangreich, reduzieren sich aber zumeist auf drei wesentliche Eigenschaften demokratischer politischer Systeme: Freiheit, Gleichheit und Kontrolle. 04  Freiheit bezeichnet im Wesentlichen die von Dahl definierten politischen Freiheiten; Gleichheit meint zunächst politische Gleichheit, im liberalen und libertären Verständnis zudem Chancengleichheit, im sozialistischen soziale Gleichheit; Kontrolle bezieht sich auf die horizontale Gewaltenteilung in Exekutive, Legislative und Judikative und die vertikale Kontrolle der Regierenden durch Wahlen und/oder föderale Strukturen. Minimalistische und mittlere Definitionen beschreiben ausschließlich Institutionen und Prozesse der Demokratie, sie bringen also ein prozedurales Demokratieverständnis zum Ausdruck.
 
        Die maximalistische Definition von Demokratie schließlich berücksichtigt auch die inhaltliche Ausrichtung der Politik und transportiert insofern ein substanzielles oder instrumentelles Demokratieverständnis. Wird dieses Verständnis geteilt, dann erwarten die Menschen von der Demokratie etwas, das sie für vorteilhaft für sich selbst (und andere) halten. Oft handelt es sich hierbei um Vorstellungen einer sozialen Demokratie mit umfangreichen sozialstaatlichen Sicherungen.
 
        NORMATIVE VARIANTEN
 
        Um den Kern demokratischer Herrschaft „durch das Volk“ und „für das Volk“ sind diverse Modelle demokratischer politischer Systeme entstanden, die je nach inhaltlicher Ausrichtung variieren. Sie formulieren spezifische normative Ansprüche an die Demokratie und zeigen, wie Demokratie sein soll, damit sie eine gute Herrschaftsform ist (Abbildung 1). 05  
 
         
           Abbildung 1: Normative Ausprägungen der Demokratie
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            Quelle: Eigene Zusammenstellung 
 
        
 
         Volksdemokratien streben die unbegrenzte Souveränität des Volkes an und sehen den Volkswillen als alleinige Grundlage für politische Entscheidungen. Vorausgesetzt wird, dass sich das Volk immer auf die richtige Entscheidung einigen kann und die Bürger:innen keine spezifischen Einzelinteressen vertreten.
 
        Die liberale Demokratie, die auf individueller Freiheit und dem Schutz von Einzelinteressen basiert, gilt als Standardmodell einer demokratischen politischen Ordnung und wird oft mit einem „westlichen“ Verständnis von Demokratie gleichgesetzt. Ihm werden nicht-westliche Verständnisse entgegengehalten, die weniger Wert auf bürgerliche Freiheiten legen und zum Beispiel dem Wert der (Volks-)Gemeinschaft Vorrang einräumen. 06  Die liberale Demokratie betont den Pluralismus und den Interessenausgleich durch Aushandlungsprozesse. Um eine „Willensbildung des Volkes“ auch angesichts der vielfältigen Interessen seiner Mitglieder herbeizuführen, stützt man sich zumeist auf Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip. Kontrollmechanismen und Vetorechte schützen Minderheiten vor einer zu starken Einschränkung durch die Mehrheitsinteressen.
 
        Das libertäre Demokratiemodell priorisiert individuelle Freiheit noch stärker als das liberale Modell und reduziert die Rolle des Staates auf die Bereitstellung grundlegender Infrastrukturen. Minderheiten erfahren keinen Schutz, es gilt das Mehrheitsprinzip. Die Verantwortung für das Lebensschicksal wird allein dem Individuum zugewiesen. Es trägt alle Risiken, kann aber auch ohne Einschränkungen seinen Nutzen suchen und finden. Ein solches Demokratieverständnis, das den Aspekt der Freiheit absolut setzt, den der sozialen Gleichheit aber weitgehend ignoriert, führt in der Praxis oft zu sozialer Ungleichheit.
 
        Die sozialistische Demokratie strebt nach Gleichheit und Solidarität durch Ressourcenumverteilung. Rechtsstaatliche Prinzipien und individuelle Freiheiten bleiben auch in der sozialistischen Demokratie erhalten. Bei der Verteilung der Ressourcen greift der Staat jedoch lenkend ein, um soziale Ungleichheiten der industriellen und postindustriellen Gesellschaft auszugleichen. Soziale und politische Gleichheit sind in diesem Modell die dominierenden Eigenschaften der Demokratie.
 
        Das republikanische Modell setzt auf partizipative Selbstbestimmung und aktive Beteiligung der Bürger:innen am politischen Prozess und kritisiert das reine Repräsentationsprinzip. Individuen und Gruppen konkurrieren nicht in wettbewerblichen Auseinandersetzungen um Ressourcen und politische Macht, sondern die Entscheidungen werden im politischen Raum zwischen allen Akteuren im Diskurs ausgehandelt. Eine Reduktion der Mitbestimmung auf Wahlen lehnen Anhänger:innen dieses Modells ab. Sie wollen weitreichende Mitbestimmungsformen für alle Bürger:innen.
 
        In partizipativen Demokratien spielen direkte Volksabstimmungen eine zentrale Rolle bei der Entscheidungsfindung. Sie ermöglichen ihren Bürger:innen, direkt über politische Fragen, Gesetzesänderungen oder wichtige politische Entscheidungen abzustimmen. Dazu können Verfassungsänderungen, Haushaltsfragen oder bestimmte politische Programme gehören. Die Mehrheit entscheidet, Quoren sind für die Beteiligung und eine qualifizierte Mehrheit möglich. Plebiszite können auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene stattfinden.
 
         Feministische Ansätze schließlich sprechen die Geschlechterungleichheit in Demokratien an und fordern gleiche Teilhaberechte für Frauen und andere marginalisierte Gruppen. 07  Staatliche Interventionen sind hier notwendig, um Ungleichheiten auszugleichen, auch wenn dies vorübergehend zu anderen Ungleichbehandlungen führen kann. Machtstrukturen und Diskurse werden kritisch betrachtet, die Ermächtigung zu politischem und partizipatorischem Handeln steht im Zentrum.
 
        Um als demokratisch zu gelten, müssen alle Modelle den Kern der Demokratie – Freiheit, Gleichheit und Kontrolle – berücksichtigen und anerkennen. Die Auseinandersetzung um die „richtige“ Gewichtung der unterschiedlichen Aspekte von Demokratie bleibt jedoch legitim, solange dieser Kern nicht durch eine ideologische Überbetonung einzelner Aspekte gefährdet wird. Je nach gesellschaftlichem Kontext kann diese Gewichtung unterschiedlich ausfallen.
 
        WANN SIND „DEMOKRATIEN“ NICHT MEHR DEMOKRATISCH?
 
        Die genannten Differenzierungen setzen voraus, dass die Minimalkriterien einer Demokratie erfüllt bleiben. Ist das nicht (mehr) der Fall, sprechen wir von defekten Demokratien, hybriden Regimen oder Autokratien. Wenn politische Systeme die Kernkriterien der minimalistischen Demokratiedefinition – freie und faire Wahlen – weitgehend erfüllen, umfangreiche bürgerliche Freiheiten und Rechte jedoch nur mit Abstrichen gewähren, spricht man von „elektoralen Demokratien“. Die von der NGO Freedom House etablierte Bezeichnung verlangt „nicht nur faire Wahlverfahren und einen grundlegenden politischen Wettbewerb, sondern auch die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der bürgerlichen Freiheiten wie der Versammlungsfreiheit“. 08  
 
        Werden Wahlen nur unregelmäßig durchgeführt oder Parteien bei der Gründung, Betätigung oder im Wettbewerb um Wählerstimmen beschränkt, dann sind diese politischen Systeme keine Demokratien mehr. Häufig verletzen sie weitere Kerninstitutionen der Demokratie und schränken beispielsweise bürgerliche Freiheiten und politische Rechte ein, beschneiden das Wahlrecht für Teile der erwachsenen Bevölkerung, überlassen wirtschaftlichen oder militärischen Eliten, die nicht durch Wahlen legitimiert sind, Entscheidungsbefugnisse oder Vetorechte, umgehen bei der Entscheidungsfindung das Parlament oder wirken auf illegitime Art und Weise auf die Justiz ein. 09  Solche Systeme tragen so viele Eigenschaften autokratischer politischer Systeme in sich, dass sie als „hybride Regime“ oder „elektorale Autokratien“ bezeichnet werden. Oft geben sie sich fantasievolle Adjektive als Eigenbezeichnung, um den Anschein zu erwecken, noch den Standards demokratischer Herrschaft zu entsprechen. Sie tun es nicht. Weder „illiberale“ (Ungarn), „gelenkte und souveräne“ (Russland) noch „nationale“ Demokratien (Türkei) sind (vollständig) demokratische politische Ordnungen. Aus diesen und ähnlichen „Demokratie“-Formen werden auch durch die Betonung des „Nicht-Westlichen“ keine Demokratien. So wie ein Tisch kein Stuhl ist, trifft die Bezeichnung Demokratie nicht zu, wenn die grundlegenden Definitionsmerkmale nicht vorhanden sind. Das Konzept wird überdehnt und verliert seine eigentliche Bedeutung und Funktion.
 
        Das Kontinuum politischer Regime (Abbildung 2) reicht auf der theoretisch-konzeptionellen Ebene von einer idealen Demokratie, die allen Merkmalen einer Demokratie vollumfänglich entspricht (aber eben unterschiedliche Schwerpunkte setzen kann) über defekte und elektorale Demokratien (die deutliche Einschränkungen der Funktionsfähigkeit demokratischer Institutionen aufweisen), offene und elektorale Autokratien (die zwar Wahlen durchführen, deren Wettbewerbscharakter aber ebenso einschränken wie politische Rechte und bürgerliche Freiheiten) bis hin zu geschlossenen Autokratien (die keine oder nur deutlich eingeschränkte Wahlen durchführen und kaum politische Rechte und bürgerliche Freiheiten gewähren).
 
         
           Abbildung 2: Politische Systeme und ihr Demokratiegrad nach Freedom House, 2023
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            Quelle: eigene Zusammenstellung 
 
           * Punkte nach Freedom House: Maximale Punktzahl = 100; politische Rechte (PR) max. 40 Punkte, bürgerliche Freiheiten (BF) max. 60 Punkte; elektorale Demokratie = min. 7 von 12 Punkten im Wahlregime. 
 
        
 
        Die Realität politischer Regime kann mithilfe der Daten des Freedom-House-Index veranschaulicht werden. 10  Erreichen politische Systeme ausreichend hohe Werte für die Verwirklichung politischer Rechte und bürgerlicher Freiheiten und sind sie zugleich elektorale Demokratien, werden sie, unabhängig von ihrer konkreten inhaltlichen Ausprägung, als „frei“ kategorisiert. Viele westliche Demokratien fallen in diese Kategorie. Die gewählten Beispiele zeigen die Bandbreite der Qualität der liberalen Demokratie innerhalb der EU, der westlichen Welt und einiger Nachbarstaaten auf. Die Gründungsmitglieder der EU sind alle freiheitliche Demokratien, aber auch später aufgenommene Staaten wie Spanien oder Rumänien erzielen hohe Werte. Polen hat die deutlichsten Einschränkungen im Wahlverfahren, die USA weisen insgesamt größere Demokratiedefizite auf.
 
        Defekte und elektorale Demokratien werden als „teilweise frei“ eingestuft. Ungarn fällt als einziges EU-Mitgliedsland in diese Kategorie: Seit 2022 haben sich die Werte für das Wahlregime nochmals verschlechtert, sodass das Land als elektorale, defekte Demokratie zu bezeichnen ist.
 
        Offene und elektorale Autokratien sind ebenfalls „teilweise frei“, erreichen aber nicht den Mindestwert für elektorale Demokratien. Innerhalb der EU gibt es keinen solchen Fall, aber Serbien fällt in diese Kategorie. Der EU-Beitrittskandidat ist nach Freedom House als elektorale Autokratie zu werten.
 
        Geschlossene Autokratien sind „nicht frei“, können aber unter Umständen noch eingeschränkt freie Wahlen abhalten. Die Türkei fällt trotz halbfreier Wahlen ebenso wie Russland mit unfreien Wahlen in diese Kategorie. Bis 2017 galt die Türkei noch als „teilweise freies“ politisches Regime.
 
        WAS VERSTEHEN MENSCHEN UNTER DEMOKRATIE?
 
        Freedom House und andere Indizes zur Bestimmung der Qualität politischer Systeme betrachten die Länder vor allem unter konzeptionellen Gesichtspunkten. Ob eine Demokratie als Demokratie überleben kann, hängt jedoch nicht nur von ihrer institutionellen Gestaltung und deren Funktionsfähigkeit ab, sondern in starkem Maße auch von der Akzeptanz durch die Bürger:innen. Diese Anerkennung wird von der subjektiven Vorstellung beeinflusst, wie eine Demokratie sein sollte. Das Demokratieverständnis der Bürger:innen wirkt sich maßgeblich auf die Zufriedenheit mit dem politischen System des jeweiligen Landes aus. Viele Menschen haben oftmals nur eine oberflächliche Kenntnis von den Eigenschaften liberaler Demokratien und beziehen sich in ihren Bewertungen auf allgemeine Grundprinzipien. 11  Individuelle Freiheit, insbesondere Meinungsfreiheit, spielt hier eine dominierende Rolle, aber auch autoritäre Attribute werden unter Umständen als demokratisch betrachtet oder (vorübergehend) akzeptiert.
 
        Mithilfe der Daten des World Values Survey, einer international vergleichenden Studie zur Messung politischer Werte und Einstellungen, lassen sich liberale Vorstellungen von Demokratie von anti-liberalen (autoritären), nicht-liberalen (populistischen) und sozialen unterscheiden. 12  Zu den Eigenschaften der liberalen Demokratie gehören nach diesem Konzept freie Wahlen und bürgerliche Freiheitsrechte, aber auch Geschlechtergleichheit. Der Wunsch nach Referenden und anderen direktdemokratischen Beteiligungsformen wird als Ausdruck einer partizipativen Vorstellung von Demokratie interpretiert (Volksdemokratie). Gehorsam gegenüber Autoritäten, die Akzeptanz von Eingriffen religiöser Instanzen in die Interpretation von Gesetzen oder der Wunsch nach einer Herrschaft des Militärs im Krisenfall beschreiben eine (anti-liberale) autoritäre Vorstellung von Demokratie. Die populistische (nicht-liberale) Variante wird durch hohe Erwartungen an wirtschaftliches Wohlergehen und Law-and-Order-Politiken erfasst. Wünsche nach ökonomischer Umverteilung, Einkommensgleichheit und sozialer Fürsorge schließlich bilden soziale Aspekte ab, die prinzipiell mit jedem Demokratieverständnis kombiniert werden können.
 
        Der World Values Survey ermittelt die subjektive Bedeutung dieser Eigenschaften von Demokratie seit 2005 über eine wechselnde Anzahl von Ländern hinweg. 13  Die Mittelwerte der einzelnen Komponenten weisen für die vergangenen knapp 20 Jahre Veränderungen in den Demokratieprioritäten der Bürger:innen aus; das Verständnis von Demokratie hat sich in Teilen gewandelt (Abbildung 3). 14  
 
         
           Abbildung 3: Demokratieverständnis in ausgewählten Ländern 2005 und Entwicklung 2005–2019
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            Quelle: World Values Survey, Befragungswellen 5–7; European Values Study 2017–2019. 
 
           Veränderungen der Mittelwerte einer Skala von 0 (gehört nicht zur Demokratie) bis 10 (wesentliches Merkmal der Demokratie). Daten 2005–2009 (Welle 5) bzw. erste Erhebung, Pfeil = Veränderung über Welle 6 (2009–2014) bis Welle 7 (2017–2019); Wert ohne Tendenz-Pfeil = nur einmal erhoben; leere Zelle = keine Daten; fem. = feministisch; part. = partizipativ.Ich danke Katharina Kowalski für ihre Unterstützung bei der Aufbereitung der Daten. 
 
        
 
        In den europäischen Demokratien halten die Bürger:innen nach wie vor alle Merkmale der liberalen Demokratie für wesentlich. Die entsprechenden Mittelwerte sind hoch und indizieren die hohe Bedeutsamkeit der jeweiligen Eigenschaft. Feministische Aspekte werden gleichbleibend unterstützt, in Deutschland steigt die Bedeutung sogar leicht an. Das partizipative beziehungsweise volksdemokratische Element der Referenden wird als sinnvolle Ergänzung der repräsentativen Demokratie angesehen, erfährt aber nicht die gleiche Bedeutsamkeit wie die übrigen Charakteristika der liberalen Demokratie. Populistische, nicht-liberale Aspekte genießen jedoch ebenso eine gewisse Wertschätzung bei den Bürger:innen, wie auch die Sozialfürsorge, deren Bedeutsamkeit tendenziell aber eher abnimmt. Autoritäre Merkmale sind nahezu unerwünscht. Sie erzielen nur in den ostmitteleuropäischen Ländern etwas höhere Werte. Hervorzuheben ist hier die Entwicklung in Rumänien: Trotz recht guter Demokratiewerte bei Freedom House nimmt die Bedeutung der liberalen Freiheitsrechte seit 2005 teils dramatisch ab. Der Wert für freie Wahlen, bürgerliche Rechte und Geschlechtergleichheit sank bis 2017 um 1 bis 1,5 Skalenpunkte. Die Überzeugung, Demokratie sei eine politische Ordnung, die ihren Bürger:innen umfangreiche Freiheiten und Rechte einräumt, geht zunehmend verloren, verbleibt aber auf einem Niveau, das immer noch über dem der USA liegt. Dafür stehen populistische Komponenten hoch im Kurs, die Werte sind die höchsten innerhalb der demokratischen Länder. Die elektorale Demokratie Ungarn fällt vor allem bei der Wertschätzung populistischer Eigenschaften aus dem Rahmen der anderen EU-Mitgliedsländer.
 
        Die westlichen Demokratien außerhalb der EU zeigen ein eher gleichbleibendes, leicht niedrigeres Niveau der Bedeutungszuschreibung liberaler politischer Eigenschaften. Geschlechtergleichheit sticht im Vereinigten Königreich heraus, der Wert ist einer der höchsten in den hier gewählten Beispielen. Die Wertschätzung von Umverteilung wiederum ist in den USA recht deutlich angestiegen (von 5,0 auf 5,7), insgesamt orientieren sich die Bürger:innen in den Ländern außerhalb Europas gleichwohl weniger an sozialen oder sozialistischen Demokratieaspekten; ihre Demokratien sind libertärer ausgeprägt. Anti-liberale und populistische Eigenschaften werden der Demokratie ähnlich häufig zugeschrieben wie in Europa.
 
        Außerhalb der westlichen Demokratien verändert sich das Bild, das die Menschen von der Demokratie haben. In Serbien etwa zeigt sich eine durchweg geringere Wertschätzung gegenüber liberalen Aspekten, aber eine recht hohe gegenüber sozialen Inhalten. In der Türkei verlieren seit 2005 alle Merkmale der liberalen Demokratie an Relevanz, besonders die bürgerlichen Rechte und Freiheiten (minus ein Skalenpunkt) und der Wunsch nach Umverteilung. Innerhalb der russischen Bevölkerung wird liberalen Werten bereits 2005 eine geringere Bedeutung für eine Demokratie zugeschrieben. Diese sinken bis 2017 weiter ab, Forderungen nach Gehorsam und die Zustimmung zu populistischen Eigenschaften nehmen zu. Ausgehend von einem hohen Niveau verlieren soziale und sozialistische Charakteristika der Demokratie in Russland wie in der Türkei an Bedeutung.
 
        Die liberale Demokratie ist also nach wie vor in den westlichen Ländern beheimatet. Diese bilden aber keinen homogenen Block, sondern unterscheiden sich sowohl in der faktischen Ausprägung bürgerlicher Freiheiten und politischer Rechte als auch hinsichtlich der Vorstellungen ihrer Bevölkerungen darüber, was Demokratie sein soll. Bürger:innen stellen sich unter Demokratie leicht vom Idealtyp abweichende politische und soziale Systeme vor. Außerhalb „des Westens“ erfährt die Demokratie oft Deutungen, die nicht-demokratischen politischen Strukturen und den ideologischen Interpretationen der Herrschenden entsprechen. Hier dominieren autoritäre Elemente, liberale Werte sind weniger bedeutsam.
 
        AUTOKRATISCHES MISSVERSTÄNDNIS
 
        Wie bei den Demokratiedefinitionen kommt es auch bei den Einstellungen der Individuen auf die „richtige“ Mischung an. Werden zum Beispiel demokratische Kernaspekte nicht nur mit unterschiedlichen politischen Inhalten, sondern auch mit autokratischen Eigenschaften gemischt, handelt es sich nicht mehr um ein (rein) demokratisches Demokratieverständnis.
 
        In Deutschland galt die Demokratie lange Zeit als unbestrittenes und wünschenswertes politisches System, fest verankert im Grundgesetz. Doch mit dem Aufkommen rechtspopulistischer bis rechtsextremer Parteien und den Debatten über die angeblich von politischen Eliten gekaperte und dem Volk vorenthaltene Demokratie wird ihre Legitimität heute vielfach infrage gestellt. Besonders kritisch ist in diesem Zusammenhang die Befürwortung populistischer Merkmale.
 
        Dies gilt umso mehr, wenn Bevölkerungsumfragen belegen, dass es sich bei den entsprechenden Demokratieverständnissen nicht mehr ausschließlich um inhaltliche Variationen der Demokratie, sondern um solche mit autoritären Beimischungen handelt. 15  Etwa ein Viertel der deutschen Bevölkerung befürwortet ein Einparteiensystem, 10 Prozent einen starken, vom Parlament unabhängigen Führer und ebenfalls 10 Prozent unter bestimmten Umständen eine Diktatur. Insgesamt stehen etwa zwei Drittel der Bürger:innen auf der Seite der liberalen Demokratie, 30 Prozent akzeptieren autoritäre Eigenschaften, und etwa 5 Prozent können mit der Demokratie nichts anfangen. Es handelt sich bei den populistischen Beimischungen zur (sozial-)liberalen Demokratie also keineswegs nur um harmlose Varianten liberaler Demokratievorstellungen, sondern um ein Schaufenster zu einem Demokratieverständnis, das autoritäre Systemelemente mindestens akzeptiert und wesentliche Normen des Grundgesetzes nicht teilt. Die hohen Bedeutungswerte liberaler Grundwerte verschleiern diese Einstellungen. Es ist höchste Zeit für mehr politische Bildung, mehr Aufklärung und mehr aktive Programme, die demokratische politische Erfahrung vermitteln – damit das, was Demokratie bedeutet und ausmacht, als Grundlage der Politikgestaltung auch in Zukunft die westlichen Demokratien prägt.
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        ESSAY
 
        DEMOKRATISCHE MALAISE
 
         Veith Selk 
 
        Auch eingefleischte Anhänger der Demokratie sind mittlerweile der Meinung, dass es um sie nicht gut bestellt ist. 01  Pessimistische Niedergangs- und Krisendiagnosen haben Konjunktur. Der Tenor der Debatte lautet: Demokratische Regime büßen an Qualität und Quantität ein, sie werden durch Antidemokraten bedroht, versagen bei der Lösung öffentlicher Probleme und verlieren allmählich auch in der gesellschaftlichen Mitte an Unterstützung.
 
        Solche Diagnosen fallen auf den fruchtbaren Boden einer sich verdüsternden öffentlichen Meinung. Diese spiegelt die negativen Erfahrungen mit den Krisenkaskaden der jüngeren Vergangenheit wider sowie den Umstand, dass sich die Zukunftserwartungen eingetrübt haben. Die Demokratie wird geplagt durch die Gleichzeitigkeit von Erfahrungsverschlechterung und Erwartungseintrübung. Mit zwei Begriffen des Historikers Reinhart Koselleck ausgedrückt: Nicht nur der Erfahrungsraum, sondern auch der Erwartungshorizont der Demokratie hat sich verdunkelt. 02  Hierzu trugen unter anderem die einschneidenden Erfahrungen der Pandemiezeit, die im Alltag spürbare Erosion materieller und sozialer Infrastrukturen, eine zunehmende sozioökonomische und politische Polarisierung, die feindselige Moralisierung (und mittlerweile auch Pönalisierung) von abweichenden Ansichten in der Öffentlichkeit, der Eindruck einer strukturellen Lernunfähigkeit der politischen Klasse sowie die sich verschlechternden geopolitischen Rahmenbedingungen bei, namentlich der Krieg zwischen Russland und der Ukraine sowie die voranschreitende Autokratisierung mächtiger Staaten wie China, Russland und Indien.
 
        Die öffentliche Meinung – und weit mehr noch die lebensweltliche, im Privaten geäußerte – ist hierzulande derart skeptisch eingestellt, dass der „Wir schaffen Demokratie!“-Diskurs zur Revitalisierung des Glaubens an die Zukunft dieser Herrschaftsform manchmal etwas Gespenstisches an sich hat. Der weiterhin existierende optimistische Diskurs über die Vorzüge demokratischer Herrschaft ist zwar keineswegs verstummt, aber er wirkt doch meist pflichtschuldig oder zweckoptimistisch bemüht – und nur selten authentisch oder inspirierend. Das wirft die Frage auf, ob der Glaube an die Sache der Demokratie wirklich noch so tief verankert ist, wie uns engagiert-appellative Sachbücher, öffentliche Erklärungen von Politikern und die Ergebnisse der Demoskopie nahelegen. 03  
 
        ZWEI EINWÄNDE
 
        Gegen den Demokratiepessimismus werden meist zwei Einwände formuliert. Der erste lautet: Das alles könnte stimmen, aber solange keine attraktivere und leistungsfähigere Alternative auf den Plan tritt, wird die Demokratie Bestand haben. Und davon seien wir schließlich weit entfernt. Schon der britische Premierminister Winston Churchill soll gewusst haben, dass die Demokratie die schlechteste aller Herrschaftsformen ist – mit der Ausnahme aller anderen bislang ausprobierten. Der Einwand läuft also darauf hinaus, dass die Demokratie, realistisch betrachtet, eigentlich die beste Herrschaftsform ist. Und was erwiesenermaßen das Beste ist, das bleibt bestehen.
 
        Aber stehen Bürgerschaft und Eliten auf demselben Stand des geschichtlichen Bewusstseins wie einst Churchill? Die ernüchternden Ergebnisse der empirischen Forschung zum Niveau des politischen Wissens legen nahe, dass ein Teil der Bürgerschaft relativ wenig darüber weiß, wie die Demokratie institutionell funktioniert, was ihre grundlegenden Prinzipien sind oder welche Programme die Parteien zur Wahl stellen – und folglich auch darüber, was demokratische von undemokratischen Herrschaftsformen unterscheidet. 04  Sollten sich die sozioökonomischen (Verteilungs-)Verhältnisse, die Beurteilung des Regierens und die Erwartungen gegenüber der Zukunft weiter verschlechtern, könnten einige Bürger durchaus auf den Gedanken verfallen, es sei besser, „undemokratisch, aber gut“ statt „demokratisch, aber schlecht“ regiert zu werden. Die Tabuisierung und Abwertung rechtsradikaler Ideologie und die öffentlich bekundete Zustimmung zur Idee der Demokratie sollten jedenfalls nicht dazu verleiten, das antidemokratische politische Denken, das nicht nur aus dem rechten Lager kommt, zu unterschätzen. Die eigenen Erfahrungen mit Studierenden der Politikwissenschaft legen zumindest nahe, die geistige Wehrhaftigkeit dieser jungen, aber erwachsenen Bürgerinnen und Bürger gegenüber intellektuell ausgefeilten Varianten antidemokratischer Ideologie nicht allzu hoch anzusetzen. Und inwieweit sich die Eliten, sollten ihre Machtpositionen bedroht sein, als überzeugte Anhänger der Demokratie erweisen, darf ebenfalls zumindest mit einem Fragezeichen versehen werden.
 
        Ein zweiter Einwand gegen den pessimistischen Diskurs über die Krise der Demokratie lautet: Demokratie gibt es nur im Plural. Wer „die Demokratie“ in der Krise wähnt, verliert aus dem Blick, dass weltweit eine Vielzahl heterogener demokratischer Regime existiert, die aufgrund ihrer je eigenen institutionellen Struktur, regionalen Einbettung, sozioökonomischen Basis, kulturellen Prägung und historischen Entwicklungspfade über unterschiedliche Potenziale zur Widerstandsfähigkeit gegenüber systemischen Krisen und antidemokratischen Herausforderern verfügen. 05  Dieser Einwand ist zutreffend. Allerdings besteht aufgrund der Machtungleichheit und der Dominanzverhältnisse zwischen diesen Regimen die Gefahr eines Übersprungeffekts – vor allem dann, wenn machtpolitisch bedeutende demokratische Systeme in Schwierigkeiten geraten. Sollte etwa die US-amerikanische Demokratie nach der nächsten Präsidentschaftswahl in eine Phase der Unregierbarkeit eintreten, hätte dies nicht nur Auswirkungen auf die Vereinigten Staaten selbst, sondern es würde darüber hinaus auch negative Effekte in anderen Demokratien auslösen. Dass es dazu kommen wird, mag man im Lichte historischer Erfahrungen mit dem Zusammenbruch demokratischer Regime im 20. Jahrhundert und insbesondere mit Blick auf die fehlende Bedingung einer schwerwiegenden Wirtschaftskrise als unwahrscheinlich einstufen. 06  Allerdings sind auf historischer Erfahrung basierende Prognosen unsicher, weil sich die Geschichte nicht wiederholt. Zudem sind alle generalisierenden Aussagen über die gesellschaftlich-historische Wirklichkeit nicht mehr als grobe Annäherungen. Menschliches Handeln folgt zwar Mustern, es ist aber nicht determiniert. In einer Zeit des Umbruchs, wie wir sie gegenwärtig erleben, sind sichere Voraussagen unmöglich.
 
        DAS DEMOKRATISCHE CREDO
 
        Wenn die Zukunft unsicher ist und man wenig über sie wissen kann: Was lässt sich über unseren gegenwärtigen Ist-Zustand sagen? Ich schlage vor, ihn als einen Zustand der demokratischen Malaise zu bezeichnen. Die Malaise besteht darin, dass sich die beschriebenen negativen Erfahrungen mit der jüngeren Vergangenheit und die düsteren Erwartungen gegenüber der Zukunft nicht mit den herrschenden Annahmen über die Demokratie in Einklang bringen lassen – und zugleich keine Aussicht auf eine Änderung dieses Umstands besteht. Kurz formuliert: Das demokratische Denken büßt seine Wirklichkeitstauglichkeit ein. Die eigentümliche Verunsicherung, die unseren Zeitgeist prägt, ist auch eine Folge der durch diese Prozesse ausgelösten Orientierungslosigkeit und Entfremdung.
 
        Dem demokratischen Denken kann man sich über das begriffliche Konstrukt eines Idealtyps nähern, den ich das „demokratische Credo“ nenne. Es handelt sich hierbei nicht um eine kohärente Weltanschauung, sondern um eine Mischung aus gesellschaftlich kursierenden, in der Selbstbeschreibung des politischen Regimes verwendeten, kulturell verankerten und sich auf die Verfassung beziehenden Theorieelementen über die Demokratie und deren Funktionsweise. Dieses Credo besteht nicht aus wissenschaftlichen Theorien, sondern aus politischen Alltagstheorien und Ansichten, die eine diffuse Auffassung davon ausdrücken, was Demokratie sein kann und sein sollte. Es umfasst:
 
         
          	Ein liberales Element: Ihm zufolge kann Demokratie dafür sorgen, dass die Individuen in gleicher Weise frei ihre je eigenen Anliegen und Interessen verfolgen können, in ihrer Privatautonomie geschützt werden und Rechtssicherheit genießen. Die gleiche Freiheit kommt darin zum Ausdruck, dass die Bürger ihre Rechte nutzen, zugleich aber die damit einhergehenden Pflichten respektieren.
 
          	Ein republikanisches Element: Dieses setzt den Akzent auf das gemeinsame Handeln der Bürgerschaft als Ganzer und verbindet mit Demokratie die Idee der kollektiven Ausübung von Volkssouveränität. Das hierdurch ausgedrückte Ideal ist die sich direktdemokratisch selbst Gesetze gebende Bürgerschaft. Die realistische, ernüchternde Version hiervon ist, dass die Bürgerschaft herrschende Eliten und Repräsentanten periodisch mittels Wahlen abstrafen beziehungsweise in ihrem Kurs bestärken kann.
 
          	Ein soziales Element: Demokratie wird hierdurch auf ein Mindestmaß an Fairness und sozialer Sicherheit verpflichtet, worunter auch die bürgerschaftliche Kohäsion zählt. Es geht damit nicht nur um die Wohlfahrt von Individuen, deren Familien und den persönlichen Nahbereich, sondern auch um den sozialen Zusammenhalt im Ganzen, die intersubjektive Wohlfahrt der gesamten Bürgerschaft und eine basale Fairness im Umgang miteinander.
 
          	Ein gouvernementales Element: Es thematisiert Demokratie als einen Staats- und Regierungsapparat. Die Demokratie kann und soll öffentliche Probleme lösen und eine gute Regierungstätigkeit gewährleisten, die primär im Sinne des Willens der Mehrheit der Bürgerschaft verstanden wird. Zugleich zeigt sie sich als politisches System lernfähig, indem sie aus vergangenen Fehlern lernt und sich zukünftig selbst verbessert.
 
        
 
        Zu dieser Liste ließen sich noch weitere Elemente hinzufügen, etwa solche der Deliberationstheorie von Jürgen Habermas. Deren Anhänger könnten einwenden, dass zur Demokratie auch der vernünftige Austausch von Argumenten gehöre und es ein wesentliches Element dieser Regierungsform sei, dass in ihr mit hoher Rationalität diskutiert wird und sich die politischen Entscheidungen an den Ergebnissen einer Meinungs- und Willensbildung orientieren, die in begründeter Weise „die Vermutung der Vernünftigkeit“ 07  für sich hat. Das scheint in der Tat nicht unwichtig, im durchschnittlichen politischen Bewusstsein wird mit Demokratie aber vor allem gutes Regieren, Selbstverbesserungsfähigkeit, bürgerschaftliche Kohäsion unter Bedingungen basaler Fairness sowie gleiche Freiheit (privat wie öffentlich) verbunden. 08  Dies sind folglich die zentralen Glaubensartikel des demokratischen Credos.
 
        Damit dieses Credo wirklichkeitstauglich ist und nicht zum bloßen Wunschdenken verkommt oder in der Enttäuschung endet, weil es an dem Prüfstein der Alltagserfahrung scheitert, müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: Erstens muss die politische Wirklichkeit, auf die sich das Credo bezieht, in ihren Grundzügen von den Bürgern verstanden werden können. Und zweitens muss diese Wirklichkeit Eigenschaften aufweisen, die sich mit den demokratischen Glaubensartikeln in Einklang bringen lassen. Findet sich das, was man im Sinne des Credos erwartet, in dieser Wirklichkeit wieder? Wie ich im Folgenden anhand einiger, hier nur schlaglichtartig beleuchteter Tendenzen argumentieren werde, gibt es Anzeichen dafür, dass sich die politische Wirklichkeit in einer Weise fortentwickelt, die diesen beiden Bedingungen zuwiderläuft und die oben aufgeführten Elemente des demokratischen Credos unplausibel werden lässt. 09  
 
        ÜBERDIFFERENZIERUNG
 
        Die nach dem Zweiten Weltkrieg formulierte soziologische Modernisierungstheorie war der Auffassung, dass die moderne Gesellschaft als eine Art Gesamtpaket begriffen werden kann, deren einzelne Komponenten sich wechselseitig ergänzen und stützen. Empirische Wissenschaft, marktwirtschaftlicher Kapitalismus, autonome Subjektivität, liberale Demokratie – all das muss nicht überall entstehen, aber wenn es entstanden ist, fügt es sich ineinander und gehört zusammen. 10  Diese Denkweise ist auch heute noch weit verbreitet, so gehen etwa die Attribute „modern“ und „demokratisch“ mindestens gedanklich gut zusammen. Wie allerdings anhand unserer Erfahrung mit den disruptiven Folgen eines rasanten Gesellschaftswandels deutlich wird – und wie auch bereits in der wissenschaftlichen Literatur argumentiert wird –, gibt es Anzeichen dafür, dass fortschreitende Modernisierung und Demokratie keineswegs spannungsfrei sind. Mehr noch: Womöglich führt der Modernisierungsprozess nicht zur Demokratie hin, sondern von ihr weg. 11  
 
        Ein wesentliches Kennzeichen von Modernisierung ist Differenzierung. Diese macht sich nicht nur sozial bemerkbar, sondern verändert auch das politische Leben. Die Politik wird vielgestaltiger, indem sie unterschiedliche Ebenen, Organisationen, Akteure und Netzwerke hervorbringt und sich immer weiter ausdifferenziert. Sinnfällige Anzeichen hierfür sind, neben der in der Literatur eingehend behandelten internationalen Verflechtung und Europäisierung, zum einen die wachsende Zahl von Politikfeldern, also gesellschaftliche Bereiche und Sachverhalte, über die politisch entschieden werden muss und die herrschaftlich reguliert werden, und zum anderen die steigende Zahl politischer Parteien und Bewegungen, die sich in den politischen Prozess einbringen.
 
        Man kann dies mit Blick auf Demokratie und aus der Perspektive der Bürgerschaft als eine „Überdifferenzierung“ bezeichnen, weil dadurch die Komplexität der Politik steigt. Für alle Outsider, die nicht aktiv an den Politiknetzwerken beteiligt sind, wird es zunehmend schwierig bis unmöglich, den Überblick zu behalten und den Gesamtprozess zu verstehen. Und selbst hinsichtlich einzelner Politikfelder sind es in der Regel nur noch die Experten, die in „ihrem“ Feld wissen, was darin vor sich geht und wem die jeweils getroffenen Entscheidungen zugutekommen. Dieser Umstand verletzt die Bedingung der Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit von Politik, was nur so lange kein Problem ist, wie es im Alltag einigermaßen fair zugeht und ein diffuses Normalitätsgefühl vorherrscht beziehungsweise, weiter unten auf der sozialen Stufenleiter, ein hinnehmbares Maß an Unzufriedenheit.
 
        Aber auch für die Regierenden und die politische Klasse bringt Überdifferenzierung Probleme mit sich, weil sie die Verhandlungskosten bei der Entscheidungsfindung erhöht und das Regieren erschwert. Der bei Angela Merkel von der öffentlichen Meinung noch einigermaßen akzeptierte, bei Olaf Scholz nun aber weithin kritisierte Regierungsstil des Abwartens, Auf-Sicht-Fahrens und ad hoc kurzfristige Krisenreparatur Betreibens hat sicher mit der deutschen politischen Kultur und unserem politischen System zu tun, er ist aber auch eine Folge dieses strukturellen Problems der Nicht-Regierbarkeit. Ein Slogan wie „Take back control!“, mit dem die britische UKIP-Partei den Brexit begründete, greift das Unbehagen auf, das aus dem Mangel an demokratischer Regierungsmacht im Dienste der Lösung öffentlicher Probleme resultiert. Die ernüchternde Erfahrung mit dem Austritt der Briten aus der Europäischen Union lässt es freilich fraglich erscheinen, ob sich die ausdifferenzierte Struktur des politischen Lebens, die Eliten und Insider begünstigt, wieder auf ein demokratiekompatibles Maß zurückstutzen lässt.
 
        POSTDEMOKRATISCHE SUBJEKTIVITÄT
 
        Modernisierung heißt auch: Wandel der Subjekte. Die Veränderung von Subjektformen wird hierzulande intensiv diskutiert, 12  allerdings scheint dabei ein wichtiger Aspekt nur wenig Beachtung gefunden zu haben. Man kann ihn in die Frage übersetzen: Passt die sich im Kontext voranschreitenden Wandels herausbildende Form von Subjektivität noch zur Demokratie? Der Politikwissenschaftler Ingolfur Blühdorn spricht diesbezüglich davon, dass sich im Modernisierungsprozess eine „Emanzipation zweiter Ordnung“ vollzieht, in deren Zuge sich die besonders fortgeschrittenen Subjekte, insbesondere der progressiven Milieus, von den vermeintlichen Zumutungen demokratischer Pflichten emanzipieren. 13  Das hat zur Folge, dass ihnen die vernünftige Unterordnung unter demokratische Mehrheitsentscheidungen – und auch der „zwanglose Zwang des besseren Arguments“ – als Form der Heteronomie, der Fremdbestimmung, und als illegitimer Zwang erscheinen. Kurz gesagt: Es gibt Anzeichen dafür, dass sich eine postdemokratische Subjektivität herausbildet, die der Demokratie schadet.
 
        Lässt sich dieser Prozess umkehren oder in demokratiekompatible Bahnen lenken? Das berühmte „Böckenförde-Diktum“ wird zumeist so auf die Demokratie übertragen, dass diese von Voraussetzungen lebe, die sie selbst nicht erzeugen kann. 14  Diese Aussage mag für einen strikt liberalen Staat gelten, der auf der Unterscheidung von Staat und Gesellschaft beruht, weite Teile der Privatsphäre unangetastet lässt und insofern hoffen muss, dass sich die politische Sozialisation mehr oder weniger zufällig so einspielt, wie man es gerne hätte. In unserer „politischen Gesellschaft“ 15  ist das jedoch anders. Die Gesellschaft ist politisch geworden und damit auch der Prozess der Sozialisation, in dem sich die jeweils dominante Form der Subjektivität herausbildet. Von der damit gegebenen Möglichkeit zur politischen Beeinflussung des Sozialisationsprozesses wurde in der Vergangenheit jedoch zu wenig Gebrauch gemacht. Nun könnte sich rächen, dass eine an Demokratie orientierte Gestaltung der politischen Sozialisation der Bürgerschaft in unverantwortlicher Weise vernachlässigt worden ist.
 
        Die gegenwärtigen, sichtbar hastig und projektförmig zusammengeschusterten, zum Teil auch einseitig ausgerichteten Ansätze zur Demokratiebildung helfen hier wohl nicht weiter, denn sie kommen spät, und sie sind nicht hinreichend institutionalisiert. Zudem drohen sie – jenseits der Partizipationsaristokraten aus den privilegierten Milieus, die sich ohnehin bereits als Vorbild und Musterdemokraten verstehen –, als ein illegitimer Loyalitätsgenerator und heuchlerischer Übergriff einer um ihre Legitimität besorgten politischen Klasse gedeutet zu werden.
 
        ENDE DES DEMOKRATISCHEN KAPITALISMUS
 
        Ein wesentlicher Legitimationsfaktor für die hiesige Form der Demokratie ist das glaubhafte, da lebensweltlich spürbare Versprechen der allmählichen Hebung des Lebensstandards der Mehrheit der Bürgerschaft – samt Aussicht auf weitergehende Verbesserungen für die folgende Generation. Man kann die institutionelle Gestalt dieses Versprechens als „demokratischen Kapitalismus“ bezeichnen, obwohl der Kapitalismus und seine ehedem dominante Organisationsform des Betriebs in dieser Form der politischen Ökonomie nicht demokratisiert worden sind. Es handelt sich um ein Kompromissmodell, in dem die Aussicht auf materielle Verbesserung und die Akzeptanz des Laufs der Dinge im kapitalistischen Alltag miteinander verbunden worden sind. Und trotz aller Kritik, die an diesem Modell und seinen durchaus heterogenen Varianten geübt werden kann, wurde selbst von den allerkritischsten der kritischen Beobachter zu Beginn der Hochphase dieses Modells dessen Befriedungswirkung nicht in Abrede gestellt. Im Gegenteil war es damals ironischerweise gerade dessen integrative Macht, die im Fokus der Kritik stand. 16  
 
        Trotz des immens gestiegenen gesellschaftlichen Reichtums stechen heute jedoch die desintegrativen Tendenzen der politischen Ökonomie ins Auge, die auf ein Ende des demokratischen Kapitalismus hindeuten. Anzeichen hierfür sind die Zunahme der sozialen Schließung, die wachsende Zahl junger Menschen, die das Wohlstandsniveau der Elterngeneration nicht erreichen werden, eine massive Ungleichheit der Lebenschancen (und der Lebenserwartung) und die fehlende Aussicht auf eine inklusive wie faire Form des Wirtschaftslebens in der Zukunft. 17  Die politische Ökonomie erscheint einem wachsenden Teil der Bürger nicht mehr als ein leidlich faires Kompromissmodell, sondern als ein unfaires Nullsummenspiel, bei dem die Gewinner die Verlierer über den Tisch ziehen.
 
        ENTSCHEIDEND IST, WAS OBEN RAUSKOMMT
 
        Dem ehemaligen Bundeskanzler Helmut Kohl wird die legendäre Erkenntnis zugeschrieben, dass entscheidend sei, „was hinten rauskommt“. Das hat ihm Spott eingebracht, denn wegen seiner Doppeldeutigkeit ist der Satz unfreiwillig komisch. Davon abgesehen bringt er aber bloß die Binsenweisheit zum Ausdruck, dass Regierungen an ihren Ergebnissen und Leistungen gemessen werden (sollten). Demokratie fußt nicht zuletzt auf dem Glauben, dass gut regiert wird und man im Alltag von den Ergebnissen demokratischer Herrschaft profitiert.
 
        Mit Blick auf den Prozess, den ich als das Ende des demokratischen Kapitalismus bezeichnet habe, ist Kohls Satz weiterhin gültig. Nur müsste er ergänzt werden: Ebenso entscheidend ist, was oben rauskommt. Denn eine bisher eher wenig beachtete Folge des Endes des demokratischen Kapitalismus ist das Anwachsen der Oberklasse und damit der Aspiranten um politische Macht. Wie schon Machiavelli wusste, will der popolo meist nur in Ruhe leben, während die grandi dazu neigen, immer mehr Macht und das Prestige, das sie verleiht, anhäufen zu wollen. Wächst die Oberklasse, weil immer mehr Ressourcen in die oberen Etagen der gesellschaftlichen Hierarchie wandern, kann es zum Gedrängel um die höchsten Ämter und Ränge innerhalb der Machtelite kommen.
 
        Dieses Phänomen ist in Öffentlichkeit und Wissenschaft lange Zeit unbeachtet geblieben, da man in den Sozialwissenschaften dazu tendiert, eher die Mitte der Gesellschaft in den Blick zu nehmen. 18  Leitend sind hier zumeist die Probleme einer schrumpfenden oder um ihren Status besorgten unteren Mittelklasse und die Selbstbespiegelungen gehobener, akademisch geprägter Milieus, manchmal aber auch das Problem der Abkopplung der unteren Klassen.
 
        Die Eliten sind zwar durch den Aufstieg des Populismus zu einem öffentlichen Thema geworden, aber das oben erwähnte Problem, auf das jüngst der Sozialforscher Peter Turchin hingewiesen hat, wird bislang nicht hinreichend diskutiert. 19  Turchin argumentiert: Wenn es infolge einer länger anhaltenden Akkumulation von Machtressourcen – Geld, Vermögen, Einflussnetzwerke und wertvolle Bildungszertifikate – an der Spitze der sozialen Hierarchie zu einer „Überproduktion von Eliten“ kommt, kann das Gerangel um Machtpositionen derart intensiv werden, dass Verdrängungseffekte einsetzen und sich die Elitenkohäsion auflöst. Es entstehen dann ressourcenstarke und ambitionierte Gegeneliten, die meinen, im gegebenen System keinen adäquaten Platz am Herrentisch zu haben. Sie wollen den Tisch abräumen, um dort alleine Platz nehmen zu können. In Verbindung mit der mittlerweile verbreiteten Unzufriedenheit der Bürgerschaft mit der Performanz der Demokratie ist das eine brisante Mischung.
 
        Eine naheliegende Lösung für dieses Problem wäre, sowohl den Fluss von Machtressourcen nach unten zu lenken als auch die Zahl der privilegierten Aspiranten auf Machtpositionen zu verringern – und vor allem die Oberklasse zu dezimieren. Letzteres war das Erfolgsgeheimnis besonders langlebiger Diktatoren, wie Turchin zeigt. Im Prinzip – nicht in den Methoden – wäre es auch ein naheliegender Ansatz, um dem demokratischen Credo hierzulande wieder mehr Plausibilität zu verschaffen. 20  
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        WIE RESILIENT IST UNSERE DEMOKRATIE?
 
         Wolfgang Merkel 
 
        Demokratien sind zerbrechlich. Davon zeugen die beiden großen Autokratisierungswellen des 20. Jahrhunderts (1922–1942; 1974–1985), die vor allem junge Demokratien hinweggespült haben. 01  Die erste Welle führte krisen- und ideologiegetrieben zu faschistischen und stalinistischen Regimen in Europa. Die zweite Welle begrub die demokratischen Regierungsversuche in Lateinamerika und Asien unter sich. Ihre Akteure waren meist rechte, auf Law and Order bedachte Militärs. In beiden Wellen hatten die jungen demokratischen Regime den Wirtschaftskrisen, der Ideologie, der militärischen Macht, der internen Violenz und den radikalen Parteien wenig entgegenzusetzen. Die Demokratien erwiesen sich nicht als hinreichend resilient. 02  Aber auch die zweite autokratische Gegenwelle erhielt eine demokratische Antwort. Mit dem Fall der letzten westeuropäischen Diktaturen in Portugal, Griechenland und Spanien 1974/75 begann eine 15 Jahre anhaltende Demokratisierung der Welt, die auch viele autokratische Regime in Lateinamerika, Asien und Afrika einstürzen ließ. Ihr Höhepunkt war das annus mirabilis 1989, als sich mit dem Kollaps des Sowjetimperiums viele Nachfolgestaaten auf den Weg zu Kapitalismus und Demokratie machten. Doch auch dies war keineswegs das „Ende der Geschichte“. Die neue Demokratisierungswelle stagnierte um das Jahr 2000 herum und lief im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts aus. Seit 2008 verlieren die politischen Regime der Welt Jahr für Jahr an demokratischer Qualität. Dies gilt auch für die besten rechtsstaatlichen Demokratien. 03  
 
        REGRESSION
 
        Allerdings erfüllt die seit 2008 anhaltende demokratische Regression nicht die klassischen Definitionskriterien einer Autokratisierungswelle. Dafür müsste sich eine statistisch signifikant höhere Zahl der Regimeübergänge von Demokratien hin zu Autokratien als vice versa erkennen lassen. 04  Dies ist nicht der Fall. Dennoch werden wir gegenwärtig Zeugen von weniger dramatischen, aber dennoch unübersehbaren Demokratieverlusten politischer Systeme. Sie zeigen sich in so unterschiedlichen Ländern wie der Türkei, Polen, 05  Ungarn, Italien, Brasilien, Israel oder den Vereinigten Staaten von Amerika. Die besten Zeiten der Demokratie, auch in ihrer entwickelten rechtsstaatlichen Form, scheinen zunächst vorbei zu sein.
 
        Sechzehn Jahre des kontinuierlichen Qualitätsverlusts selbst der besten Demokratien markieren einen robusten Trend. Wir reden nicht mehr wie noch vor zwei Dekaden über den weltgeschichtlichen Triumph liberaler Ordnung oder die „Demokratisierung der Demokratie“, sondern über deren Herausforderung, Gefährdung, Erosion oder Regression. Aber gerade dies ist das Neue und Überraschende: Die Erosion der demokratischen Qualität trifft nicht nur hybride Regime wie das Ungarn Orbáns, das Polen Kaczyńskis, Indien unter Modi oder die Türkei Erdoğans, sondern zunehmend auch reife, etablierte Demokratien wie die Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, Österreich und mit Abstrichen auch Deutschland.
 
        Wie der Abwärtstrend der Demokratie begrifflich am treffendsten gefasst werden kann, darüber gibt es unter Demokratieforschern keine Einigkeit. Das ist keineswegs trivial, denn Begriffe beeinflussen Analysen und nähren Narrative, die wiederum Einstellungen der Bürger füttern und politische Entscheidungen prägen. Jahrelange öffentliche und wissenschaftliche Diskurse über die Krise der Demokratie bleiben haften und treiben die Entwicklung der Demokratie selbst. Insbesondere demokratietheoretische Abhandlungen bevorzugen kontrastreiche Begriffe und münden häufig in apodiktisch-negativen Gegenwarts- und Zukunftsdiagnosen. Dann ist von „Life and Death of Democracy“, „End of Democracy“, „Democracy in Retreat“, „How Democracies Die“, „Democracy Disfigured“, „Crisis of Democracy“ und, vorsichtiger, „Demokratie und Krise“ die Rede. 06  Aber selbst empirische Studien können sich dem Sog negativer Trendaussagen mittlerweile nur noch selten entziehen. Die Entwicklungsbeschreibungen lauten dann: Autokratisierung, Erosion und Regression. 07  Nimmt man die aus der Medizin entlehnte Metaphorik der Krise ernst, ist zwar offen, ob Tod oder Genesung den Ausgang markieren, aber der Begriff birgt doch eine existenzielle Dramatik, die weder für Finnland, Dänemark, Kanada, Deutschland oder Frankreich noch für Großbritannien und nicht einmal die USA eine überzeugende Interpretation liefert. Belegen wir diese etablierten Demokratien alle gleichermaßen mit dem Begriff „Krise“, dann ist dieser für Länder wie Ungarn, Bulgarien, die Philippinen oder Brasilien verbrannt.
 
        Mein Plädoyer heißt deshalb: die Begrifflichkeit entdramatisieren und nicht undifferenziert von „der“ Demokratie im Singular sprechen. Dies bedeutet nicht Entwarnung. Doch sollten wir bei aller Erosion oder Regression auch in der Lage sein, gegensätzliche Trends zu erkennen, die gleichzeitig, in ein und derselben Demokratie, auftreten. Denn die unterschiedlichen Varianten der Krisenliteratur haben eines gemeinsam: Sie fokussieren häufig einseitig auf die Krisenseite und viel seltener auf die Resilienz der Demokratie. Insofern haben wir es nicht selten mit einer halbierten Regimeanalyse zu tun. Im Übrigen sollten wir jenseits des beliebten Geschäfts, immer nur die Krisen zu beschreiben, auch darüber nachdenken, wo die Resilienzpotenziale stecken – und wie wir aus der zweifellosen Malaise der Demokratie herauskommen.
 
        RESILIENZ
 
        Was aber ist „Resilienz“, und wie lässt sich dieses Schlüsselkonzept unterschiedlichster Wissenschaftsdisziplinen auf die Analyse demokratischer politischer Regime anwenden? Dazu definiere ich „demokratische Resilienz“ als die Fähigkeit eines demokratischen Regimes, externe Herausforderungen und interne Stressoren zu absorbieren und sich den wandelnden funktionalen Bedingungen demokratischen Regierens dynamisch anzupassen, ohne in einen Regimewandel zu geraten oder seine definierenden Prinzipien, Funktionen und Normen aufzugeben oder zu beschädigen. 08  
 
        Grundsätzlich geht es darum, Institutionen, Akteure, Handlungen und systemische Output-Funktionen aufeinander zu beziehen. 09  Die Art und Weise der Interaktion von Akteuren und Strukturen, insbesondere der Institutionen, entscheidet mit darüber, wie effektiv und demokratisch politische Regime auf externe Herausforderungen und aufziehende Krisen reagieren können (Abbildung).
 
         
           Abbildung: Mehrebenenmodell der demokratischen Resilienz
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        In der Abbildung sind beispielhaft vier große Herausforderungen genannt, mit denen liberaldemokratische Systeme heute in der westlichen Welt konfrontiert sind. Dies sind keineswegs die einzigen. Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine etwa zählt ebenso zu diesen Herausforderungen, für die Deutschland und die anderen europäischen Staaten demokratiekompatible Lösungen finden müssen.
 
        STRUKTUREN UND AKTEURE
 
        Vier institutionelle Ebenen beschreiben die fundamentalen Politikarenen. Ihre formellen wie informellen Normen ermöglichen den politischen wie gesellschaftlichen Akteuren eine demokratischen Grundsätzen verpflichtete, friedliche Interaktion. Ihr Doppelcharakter besteht darin, dass sie sowohl von Wettbewerb wie von Kooperation geprägt sind. Die Balance zwischen beiden entscheidet mit über die Qualität und Resilienz der Demokratie.
 
        Ebene 1: Konstitutionelle Gewalten
 
        Im Zuge von Globalisierung und Europäisierung hat sich in vielen demokratischen Staaten die Machtbalance zwischen Exekutive, Legislative und Judikative verschoben. Insbesondere die Exekutive hat von der anhaltenden „Denationalisierung“ der Politikgestaltung profitiert, 10  denn es sind vor allem die Regierungen, die die Beschlussfassung bei den G 7, G 20, der Welthandelsorganisation (WTO) oder der Europäischen Union (EU) bestimmen. Nationale Parlamente bleiben von diesen Entscheidungsarenen weit entfernt und haben infolgedessen einen schleichenden Machtverlust erlitten.
 
        Verstärkt wird diese Machtverschiebung durch spezifische Politikmuster bei der Bekämpfung einschneidender Krisen wie der Finanzkrise 2008 oder der Covid-19-Pandemie. Im Falle der Corona-Pandemie zog die Exekutive in Deutschland wie in anderen europäischen Demokratien auf dem Verordnungsweg oder über notstandsähnliche Befugnisse weitere Entscheidungsgewalt an sich. Sie begründete dies meist mit einem der Krise geschuldeten Zeitdruck, der keine „zeitraubenden“ Parlamentsdebatten zulasse. Die informellen Treffen der Ministerpräsidenten der Länder im Kanzleramt traten in der Entscheidungsproduktion teilweise an die Stelle des Bundestags. Demokratietheoretisch bedeutete dies, dass die Legitimationsquelle des partizipativen In- und Throughputs von Bürgern und Parlamenten zugunsten des Outputs, verstanden als Problemlösung durch die Exekutive, zurückgefahren wurde.
 
        Mit Blick auf demokratische Resilienz muss es also nicht zuletzt darum gehen, die in Zeiten von Transnationalisierung und externen Krisen privilegierte Position der Exekutive durch gut funktionierende Legislativen und Judikativen wieder einzuhegen. Gerade das Parlament als der legitimierende Kern der repräsentativen Demokratie muss wieder gestärkt werden; für die Klimapolitik beispielsweise sollte die teilweise entparlamentarisierte Pandemiepolitik keine Blaupause sein. Die Judikative wiederum erwies sich in der Covid-19-Krise als resilienter als die Parlamente. Gerade die Verwaltungsgerichte verweigerten sich dem exekutiven Handlungs- und Geschwindigkeitsimperativ, indem sie immer wieder Verordnungen der Behörden aufhoben. Seit dem Ende der Pandemie scheinen die drei Verfassungsgewalten ihre Balance wieder gefunden zu haben. Allerdings hat eine rechtsstaatliche und demokratische Aufarbeitung der Corona-Politik bislang nicht stattgefunden. Für eine zukünftige Krisenpolitik muss gelten, dass politische Entscheidungen stärker an Grundrechte und die basalen demokratischen Normen rückgebunden bleiben – eine grundsätzliche Bedingung für die Resilienz der Demokratie. 11  
 
        Ebene 2: Parteien und Parteiensysteme
 
        Die durchschnittliche Beteiligung der wahlberechtigten Bevölkerung an Bundestagswahlen betrug in Deutschland zwischen 2000 und 2023 75,3 Prozent. Damit liegt sie deutlich über dem Durchschnitt der nationalen Parlamentswahlen innerhalb der EU für denselben Zeitraum, der bei 67,3 Prozent lag. 12  Das ist für Deutschland keine herausragende, aber doch eine deutlich überdurchschnittliche demokratische Legitimation über die Wahlurnen. Gleichzeitig zeigen Umfragen seit Jahren dramatisch niedrige Vertrauenswerte der Bürgerinnen und Bürger für politische Parteien. Viele Mitglieder haben in den vergangenen zwanzig Jahren den Parteien den Rücken gekehrt oder sind ihnen weggestorben. Nicht zuletzt die Wahlerfolge der Rechtspopulisten seit der Bundestagswahl 2017 deuten auf eine zunehmende Repräsentationsschwäche der etablierten demokratischen Parteien hin. Rechtspopulistische Parteien sind, in den Worten des spanischen Politikwissenschaftlers Juan Linz, typischerweise „semi-loyal“ gegenüber der Demokratie, in manchen Ländern haben sie gar antisystemischen Charakter angenommen. Dies trifft auch auf Teile der AfD zu, vor allem in Ostdeutschland. Die demokratischen Parteien sollten daher darauf zielen, die Protestwähler der Rechtspopulisten zurück ins demokratische Lager zu ziehen und gleichzeitig die offen antidemokratischen Funktionäre der AfD zu isolieren.
 
        Die AfD verbieten zu wollen, würde gleichwohl bedeuten, dem Illiberalismus mit illiberalen Methoden zu begegnen. 13  Auch demokratietheoretisch wäre es nicht unproblematisch, etwa 20 Prozent des Elektorats die gewählte Repräsentanz zu nehmen; erhebliche Teile des demokratischen Souveräns würden so in ihren Wahlpräferenzen eingeschränkt. Nicht alles, was verfassungsrechtlich möglich ist, muss auch allen Kriterien demokratischer Legitimität standhalten. Zudem könnten sich die etablierten Parteien auf diese Weise zu schnell ihrer demokratischen Pflicht entledigen, ihre eigene Repräsentationsschwäche zu reflektieren und gegebenenfalls Reformen einzuleiten, die ihre Responsivität gegenüber dem Souverän verbessern. 14  Der Vorteil funktionierender Demokratien, aus Wahlniederlagen lernen zu können, würde fahrlässig aufgegeben. Kein Zweifel: Der autoritäre Angriff auf die liberalen Komponenten der rechtsstaatlichen Demokratie geht in Deutschland gegenwärtig von der AfD aus. Der Ruf nach einem Parteiverbot oder nach der Verwirkung von Grundrechten zeigt gleichwohl ein illiberal verengtes Verständnis der wehrhaften Demokratie. Es stärkt diese nicht, sondern droht ihren liberalen Charakter zu erodieren.
 
        Resiliente Demokratien benötigen starke, demokratieloyale und kooperationsbereite Parteien in Regierung und Opposition. Die demokratischen Parteien des Verfassungsbogens sind auf der Bundesebene eine feste conventio ad excludendum eingegangen. Von einer Regierungsbeteiligung auf Bundesebene ist die AfD auch deswegen meilenweit entfernt. Dies unterscheidet Deutschland von vielen anderen EU-Mitgliedstaaten. Zwischen 2000 und 2024 saßen rechtspopulistische Parteien in 28 Regierungskabinetten von 15 Ländern. 15  Die koalitionäre „Brandmauer“ gegenüber der AfD auch auf Länderebene durchzuhalten, wird schwieriger werden, würde die Demokratie insgesamt aber ebenfalls stärken. Allerdings dient auch die Überdramatisierung der rechtspopulistischen Gefahr nicht der demokratischen Resilienz, sondern erhöht vor allem die Präsenz der AfD in Medien und Öffentlichkeit. Der mit Rekurs auf Weimarer Verhältnisse wohlgemeinte Ruf „Wehret den Anfängen“ ist deplatziert. Anders als in der Weimarer Republik nach 1930 gibt es in der Bundesrepublik Deutschland von 2024 keine klare zentrifugale Tendenz hin zu den antisystemischen Polen des Parteiensystems. Weder ist die AfD schlicht ein Wiedergänger der NSDAP, noch sind die Linke oder das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) auch nur annähernd mit der stalinistischen KPD gleichzusetzen.
 
        Ebene 3: Zivilgesellschaft und Diskurse
 
        In den drei zurückliegenden Dekaden konnte die reale Zivilgesellschaft nicht mit der Karriere ihres idealisierten Begriffs Schritt halten. In der Theorie musste sie häufig als Residualheilmittel für alle denkbaren Malaisen der Demokratie herhalten. Die Empirie verzeichnete ihrerseits meist eine Flucht aus kleinen Vereinen und großen Verbänden. 16  Gleichzeitig gewannen politische Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und die explizit politische Zivilgesellschaft an Stärke. Dies gilt auch für Deutschland. NGOs und Zivilgesellschaft haben ihre unbezweifelbare Kraft im Aktivismus sowie der extraparlamentarischen Kontrolle der Mächtigen und Herrschenden. Sie bilden als politische watchdogs den Kern der monitory democracy. 17  Die breiten gesellschaftlichen Brückenfunktionen der klassischen Vereine und Verbände können diese politisierten NGOs jedoch kaum übernehmen, zumal sie vor allem von jungen, gebildeten Mittelschichten getragen werden.
 
        Die Zivilgesellschaft besteht aber keineswegs nur aus diesen politisch wie sozial avantgardistischen Organisationen. Sie kann über diese hinaus in besonderen Situationen ein erhebliches Mobilisierungspotenzial aktualisieren. Die großen Demonstrationen gegen die nationalistische und fremdenfeindliche Rechte im Anschluss an ein obskures Treffen von Rechtsradikalen in Potsdam Ende 2023 zeigten, dass die sogenannte schweigende Mehrheit der Gesellschaft ihr Schweigen auch brechen und mit Entschiedenheit für die Demokratie eintreten kann. Man kann darin durchaus einen republikanischen Moment der demokratischen Zivilgesellschaft sehen: Es war die Antwort auf die dunkle Seite der Zivilgesellschaft, die sich längst in Deutschland gesammelt und organisiert hat. Pegida, Reichsbürger, rechtsradikale Vernetzung in der Fläche wie in sozialen Netzwerken brauchen in einer resilienten Demokratie auch jenseits der Vereinsverbote durch die Exekutive eine breite zivilgesellschaftliche Antwort.
 
        Durch kollektives Handeln der Bürgerinnen und Bürger entsteht unter ihnen Vertrauen. Solch horizontales Vertrauen kann man als „soziales Kapital“ betrachten, das als moralische Ressource für demokratische Gesellschaften äußerst wertvoll ist. In der politikwissenschaftlichen Diskussion wird in Anschluss an den Politikwissenschaftler Robert Putnam zwischen „bonding“ und „bridging“ social capital unterschieden. Gründet sich bonding social capital auf ethnische, religiöse, weltanschauliche, klassenspezifische oder sexuelle Identitäten, kann es zu einer Segmentierung der Gesellschaft führen. Zwar wird die Vertrauensbeziehung in einer identitären Ingroup enger, die Gräben zu anderen Ingroups dafür aber umso tiefer. Dieser Trend lässt sich in den USA beobachten, aber auch in Deutschland. Gefragt sind in pluralen, diversen und multiidentitären Gesellschaften hingegen Brücken zwischen den einzelnen Gruppen. Es ist das soziale Brückenkapital, das das gesamtgesellschaftliche Zusammengehörigkeitsgefühl stärkt.
 
        Ebene 4: Politische Gemeinschaft
 
         E pluribus unum oder zeitgemäßer diversity in community – das ist die Wunschformel demokratischer Gemeinschaftsbildung gerade im 21. Jahrhundert. Die westeuropäischen und nordamerikanischen Gesellschaften sind divers und von unterschiedlichen Identitäten geprägt. Dies bietet ein reiches Reservoir an kultureller Kreativität und demokratischem Pluralismus – zumindest dann, wenn es gelingt, die unterschiedlichen gesellschaftlichen Identitäten in einer toleranten Gesellschaft zu vereinen. Nur dann können sich deren Mitglieder als wechselseitig anerkannt begreifen und einem größeren Ganzen zugehörig fühlen. Wenn aber Identitäten, seien sie nationalistischer, religiöser, sexueller oder weltanschaulicher Provenienz, intolerante Ausprägungen annehmen und keinen Sinn für das notwendig Gemeinschaftliche entwickeln, verliert die politische Demokratie ihre soziale Basis. Sie zerfällt.
 
        Gerade in öffentlichen Diskursen sollten wir die unterschiedliche Relevanz wieder unterscheiden lernen, die zwischen der – durchaus wichtigen – Anerkennung beispielsweise geschlechtlicher Identitäten und dem flächendeckenden, gerechtigkeitstheoretischen Skandal existiert, dass die kapitalistische Demokratie der Ober- wie Unterschicht eine nicht legitimierbare „Bestandsgarantie“ gibt: Die oberen 20 Prozent der Gesellschaft bleiben in aller Regel sozioökonomisch „oben“, die unteren 20 Prozent in aller Regel „unten“. Anerkennungs- und Verteilungsfragen schließen sich nicht aus und sollten schon gar nicht gegeneinander ausgespielt werden. Kritisch verweisen darf man jedoch auf die Schwerpunkte einer öffentlichen Debatte, die sich auf avantgardistische Identitätsfragen kapriziert, der Advokatur des unteren Bildungsdrittels und dessen traditionalistischen Wertvorstellungen jedoch nichts abgewinnen kann.
 
        Braucht die politische Gemeinschaft für ihre resiliente Selbstbeschreibung ein Identitätsnarrativ? Ein nationalistisch-chauvinistisches, wie es die Rechtspopulisten aller Länder zu evozieren suchen, bestimmt nicht. Der Versuch, dieses zu schreiben, hat im vergangenen Jahrhundert nichts als eine Blutspur durch Europa gezogen. Dolf Sternberger und später Jürgen Habermas haben nicht zuletzt deshalb dem „dicken“ ethnisch-nationalistischen Narrativ des völkischen Nationalismus das „dünne“ Identitätsangebot des Verfassungspatriotismus entgegengestellt. Doch so demokratieaffin dieses Angebot auch sein mag: Es erscheint zu intellektuell, um den Menschen einer Massengesellschaft ein krisenfestes Zusammengehörigkeitsgefühl zu vermitteln. Zumindest muss es durch eine soziale Dimension ergänzt werden. Wenn es gelingt, die großen Transformationen der 2020er Jahre so zu organisieren, dass in einer offenen Gesellschaft über faire Institutionen und Verfahren eine gerechte Verteilung der Lasten, Güter und Lebenschancen möglich wird, dann könnte unsere Gesellschaft eine Art demokratische Sattelzeit für das 21. Jahrhundert erleben. Ich gebe zu: eine Utopie – aber immerhin eine schöne.
 
        RESILIENZFUNKTIONEN
 
        Politische Akteure, insbesondere Regierungen, müssen innerhalb institutioneller Möglichkeitsstrukturen Probleme lösen und Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger erfüllen: Sie müssen „liefern“. Tun sie das nicht, erodiert nicht nur ihre eigene, sondern auch die Legitimität des gesamten demokratischen Systems. 18  Um dies zu verhindern, sind von den politischen Entscheidungsträgern vor allem drei Resilienzfunktionen zu erfüllen: Sie müssen die Zukunft verstehen, Probleme lösen und fair entscheiden.
 
        Die Zukunft zu verstehen und langfristig zu handeln, ist eine der Schwachstellen der Demokratie. Die relativ kurzen Legislaturperioden und zyklischen Wahlen suggerieren eine kurzfristige Wettbewerbslogik unter den Parteien. Politiken, bei denen wie etwa in der Klima- oder Umweltpolitik zunächst die Kosten anfallen und Erfolge sich erst längerfristig einstellen, nützen bei den nächsten Wahlen häufig der Opposition. Diese Konkurrenzlogik zwischen Regierung und Opposition kann in einer Demokratie nicht beliebig an- und ausgeschaltet werden. Regierungen können bei großen Reformprojekten jedoch versuchen, breite Policy-Koalitionen zu bilden. Dies gilt besonders für die Klimapolitik.
 
        Klima- und Corona-Politik machen uns zudem darauf aufmerksam, dass die Wissenschaft in Zukunft eine noch größere Rolle bei der Politikformulierung spielen wird. Das Motto Follow the Science ist dennoch zu einfach. Denn in einer Demokratie tragen die gewählten Repräsentanten die Verantwortung für ihr Handeln, nicht „die“ Wissenschaft, die es im Singular und der damit verbundenen Gewissheit auch gar nicht gibt. 19  Stattdessen muss es darum gehen, sich der Wissenschaft zu öffnen und dennoch die politische Verantwortung gegenüber der Gesellschaft zu übernehmen. Um die Zukunft zu verstehen, braucht die resiliente Demokratie eine beständige, aber stets „lose Kopplung“ 20  der Teilsysteme Wissenschaft und Politik. Dadurch wird die Gefahr einer wechselseitigen Indienstnahme verringert.
 
         Probleme lösen: Aus Umfragen und Survey-Experimenten 21  lässt sich lernen, dass Bürgerinnen und Bürger gerade in Krisenzeiten dem Output gegenüber dem Input eine systemische Präferenz einräumen. Das heißt nicht, dass der partizipatorische Input oder die demokratischen Entscheidungsverfahren nicht mehr zählten. Wenn aber die Wahrnehmung in der Bevölkerung sich verstärkt, dass nachhaltige Problemlösungen verschleppt werden, weil „zu viele“ Kontrollinstanzen, Vetoakteure, rechtsstaatliche Verfahren oder Kompromisse eindeutige Entscheidungen verhindern oder verzögern, sind Teile des Demos bereit, diese demokratischen Verfahren zu verkürzen oder gar auszuschalten, wenn dadurch ihren politischen Ergebniserwartungen entsprochen wird. Dies gilt über die politischen Milieus hinweg: Rechte und Konservative etwa lassen eine solche Haltung für die Migrationspolitik erkennen, Liberale für die Steuerpolitik und Linke und Grüne für die Klimapolitik oder LGBT-Belange.
 
        Wird die Performanz einer Regierung als unzureichend wahrgenommen, gibt es in der Demokratie eine einfache Lösung: Man wählt bei nächster Gelegenheit die Opposition. Wird auch dieser nicht viel mehr Lösungskompetenz zugesprochen, wie das gegenwärtig in der Bundesrepublik der Fall zu sein scheint, 22  wendet sich ein Teil der Wählerinnen und Wähler der radikaleren, häufig allenfalls semidemokratischen Opposition zu. Dafür schlicht die „Mediokrität“ des politischen Personals verantwortlich zu machen, wäre jedoch zu einfach. Die großen Probleme der Gegenwart (Klima, Kriege, Migration) tragen supranationalen Charakter, ihre Lösung braucht Zeit. Wenn überhaupt, können sie nur über internationale Kooperation gelöst werden.
 
         Fair entscheiden: Probleme müssen in einer Demokratie nicht nur effizient, sondern auch fair gelöst werden. In Zeiten großer Transformationen wie jener von der fossilen hin zur postfossilen Produktions- und Konsumptionsweise fallen in der Regel erhebliche wirtschaftliche und soziale Kosten an. In solchen Krisen findet häufig die alte Faustregel ihre Bestätigung, dass es die untere Einkommenshälfte der Gesellschaft ist, die subjektiv wie objektiv die größten Lasten zu tragen hat. Chancen und Risiken sind während solcher krisenhaften Übergangszeiten typischerweise ungleich verteilt. Wird das den unteren, vulnerablen Schichten bewusst, verweigern sie solcher Politik die Folgebereitschaft. Dass dies auch quer durch die sozialen Schichten geschehen kann, wurde am öffentlichen Widerstand gegen den ersten Entwurf des Gebäudeenergiegesetzes deutlich. Das überabeitete Gesetz konnte zwar verabschiedet werden, die sozialen und politischen Kosten sind allerdings noch gar nicht angefallen. Dies wird erst passieren, wenn die alten Öl- und Gasheizungen tatsächlich ausgetauscht werden müssen. Damit die Krisen- und Transformationskosten nicht zu ungleich verteilt sind, werden zukünftige Bundesregierungen mit Ausgleichzahlungen die demokratische Geduld der Bürger „subventionieren“ müssen. In Zeiten knapper Kassen wird auch dies zu Konflikten führen.
 
        SCHLUSS
 
        In Zeiten großer Transformationen, multipler Krisen und prosperierendem Rechtspopulismus wächst dem Staat und den politischen Eliten eine besondere Verpflichtung zu. Die Resilienz der Demokratie stellt sich nicht einfach qua normativer Überlegenheit gegenüber autoritären Regierungsweisen ein, sondern sie wird gerade in nächster Zukunft in erheblichem Ausmaß von der Leistungsbilanz der Regierungen abhängen. Diese muss von möglichst großen Teilen der Bevölkerung als effizient und fair wahrgenommen werden.
 
        Das wird nicht einfach. Die Herausforderungen treffen in Deutschland aber auf eine Demokratie, die seit Langem zu den besten 15 Demokratien der Welt zählt. 23  Nach 75 Jahren Grundgesetz und mit einer vitalen Zivilgesellschaft und einer der stärksten Volkswirtschaften weltweit ausgestattet, sind die normativen und ökonomischen Ressourcen vorhanden, um gut durch die schwierigen Zwanzigerjahre zu kommen. Gefragt sind Fairness und Regierungskunst. Diese zu wagen, wird nicht zur Erosion der Demokratie führen, sondern ihre Resilienz stärken.
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        RECHTSPOPULISMUS UND DEMOKRATIE
 
         Paula Diehl 
 
        In jüngster Zeit ist viel vom Rechtspopulismus die Rede – und von der Gefahr, die möglicherweise von ihm für die Demokratie ausgeht. Nicht nur Oppositionsparteien dieses politischen Spektrums gewinnen immer mehr Zustimmung inner- und außerhalb Europas, in vielen Ländern bilden rechtspopulistische Parteien auch die Regierung oder sind an ihr beteiligt. Dies gilt etwa seit mehreren Wahlperioden in Ungarn, in Italien, wo zwei rechtspopulistische Parteien (Lega Nord und Forza Italia) mit der postfaschistischen Partei Fratelli d’Italia von Giorgia Meloni koalieren, oder für Argentinien, wo jüngst der Rechtspopulist Javier Milei zum Präsidenten gewählt wurde. In den Niederlanden gewann Geert Wilders mit seiner PVV die zurückliegende Parlamentswahl, und noch nicht vergessen sind die nur knapp abgewählten Präsidenten Jair Bolsonaro in Brasilien und Donald Trump in den USA. Nicht ausgeschlossen ist zudem, dass Marine Le Pen (Rassemblement National) und Donald Trump die nächsten Präsidentschaftswahlen in Frankreich beziehungsweise den USA gewinnen. In Deutschland kann die AfD auf eine stabile Wählerschaft zählen, trotz der neuen Konkurrenz durch das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW). 01  Für die kommenden Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen prognostizieren die Umfrageinstitute der AfD jedenfalls gute Ergebnisse. Und auch die Europawahlen sind mit einem bedeutsamen Stimmengewinn der rechtspopulistischen und rechtsextremistischen Parteien zu Ende gegangen. Institutionell und kulturell hat eine „Normalisierung“ des Rechtspopulismus stattgefunden. Wie ist es dazu gekommen? Was genau ist Rechtspopulismus überhaupt, wo verlaufen seine Grenzen zum Rechtsextremismus – und was bedeutet das alles für die Demokratie?
 
        POPULISMUS ODER RECHTSPOPULISMUS?
 
        Rechtspopulismus ist eine Mischung aus Populismus und rechtsextremen Ideologemen. 02  Es lohnt sich daher, zunächst das Phänomen des Populismus näher zu betrachten, um dann seine Kombination mit antidemokratischem Gedankengut aus dem rechtsextremen Spektrum zu analysieren. Populismus lässt sich grundsätzlich aus drei Perspektiven betrachten: erstens aus einer ideenorientierten Perspektive, zweitens aus einem diskursanalytischen Verständnis heraus und drittens mithilfe eines „komplexen Konzepts“ von Populismus. 03  Jede dieser Herangehensweisen macht auf bestimmte Aspekte des Populismus aufmerksam, die für das Verständnis des Rechtspopulismus wichtig sind.
 
        Der ideenorientierte Ansatz versteht Populismus als eine „dünne Ideologie“ und lässt sich dabei von Michael Freedens Ideologietheorie inspirieren. 04  Freeden betrachtet Ideologien wie Landkarten, die eine Orientierung in der politischen Landschaft bieten. Populismus kann insofern als Ideologie verstanden werden, als er eine minimale Struktur gibt, mit der man Politik verstehen kann. Folgt man der Metapher der Landkarte, kann man sagen, dass Populismus eine unvollständige Karte ist. Dort sind die wichtigsten Orientierungspunkte enthalten, auch wenn sie nicht präzis genug sind, um die genauen Wege zu beschreiben. Die Politikwissenschaftler Mudde und Kaltwasser identifizieren drei Schlüsselelemente des Populismus: erstens die Idealisierung des Volkes; zweitens die Trennung der Gesellschaft in zwei in sich homogene Lager: das Volk und die (korrupte) Elite, wobei eine vertikale Feindschaft – „die da unten“ (das Volk) gegen „die da oben“ (die Elite) – aufgebaut wird; und drittens das Aufrechterhalten des Volkssouveränitätsprinzips sowie die Überzeugung, dass Politik den Volkswillen ausdrücken soll. Populismus ist insofern eine „dünne“ Ideologie, als er weder das Volk noch die Elite definiert. Es bedarf einer robusteren Ideologie, die diese Aufgabe übernimmt.
 
        Der diskursanalytische Ansatz versteht Populismus als eine besondere Art der Diskursartikulation. Demnach schafft es der Populismus, jene Fragen und Anforderungen des Volkes diskursiv zu präsentieren, die von den demokratischen Repräsentant*innen und Institutionen nicht angesprochen werden. Populismus bildet eine Kette von „Äquivalenzen“. Das heißt, er stellt verschiedene Forderungen der Bevölkerung als Ausdrücke eines einzigen Problems dar. Die Verbindung unterschiedlicher Unzufriedenheiten und ihre diskursive Darstellung als Manifestationen der mangelnden Volkssouveränität gibt dem Volk eine Identität. Dieser Ansatz hat den Vorteil, dass er zeigen kann, dass Populismus ein fluides Phänomen ist. Für den Politikwissenschaftler Ernesto Laclau ist Populismus eine bestimmte Logik des Politischen. In der Tat bauen alle Typen des Populismus (Rechtspopulismus, Linkspopulismus, Populismus der Mitte oder neoliberaler Populismus) auf politischen und sozialen Unzufriedenheiten auf.
 
        Das komplexe Konzept des Populismus knüpft an die beiden anderen Ansätze an. Es erkennt die Schlüsselkomponenten des Populismus aus dem ideenorientierten Ansatz und seine Abhängigkeit von einer stärkeren Ideologie, um das Volk und seine Feinde zu bestimmen. Mit dem diskurstheoretischen Ansatz teilt das komplexe Konzept die Annahme, dass Populismus nicht adressierte Forderungen des Volkes artikuliert, und benennt seinen fluiden Charakter. Populismus als komplex zu verstehen, heißt aber auch, zu erkennen, dass er schwächer oder stärker auftreten kann. Die Frage ist nicht, ob Parteien oder Politiker*innen populistisch sind oder nicht, sondern wie viel Populismus im Spiel ist. Populismus ist damit ein graduelles Phänomen. Akteur*innen können mehr oder weniger populistisch sein.
 
        Das komplexe Konzept ergänzt den ideenorientierten Ansatz insofern, als es der „dünnen“ Ideologie weitere Schlüsselkomponenten hinzufügt: neben der Idealisierung des Volkes, dem Volkssouveränitätsprinzip und der Opposition zwischen Elite und Volk gehören die Schlüsselrolle einer charismatischen Führerperson und die Ablehnung der Mediation des Volkswillens durch etablierte Parteien und Medien dazu. Mehr noch, diese Schlüsselkomponenten des Populismus sind in ein Narrativ des „betrogenen Volkes“ 05  eingebunden, bei dem eine Führerperson die schlafende Mehrheit politisiert und ihr die Wiederkehr der Volkssouveränität als „Happy End“ verspricht. Donald Trumps Antrittsrede als US-Präsident zeichnete genau dieses Happy End, als er behauptete, am Tag seines Amtsantritts werde die Souveränität dem Volk rückübertragen. 06  
 
        Um das Volk und seine Feinde definieren zu können, ist der Populismus auf eine stärkere Ideologie angewiesen. Im Fall des Rechtspopulismus wird die Bestimmung des Volkes aus dem rechtsextremistischen Reservoir geholt, das seinerseits Anleihen beim italienischen Faschismus und beim Nationalsozialismus macht. Hier erscheint das Volk als ein einheitlicher, homogener Körper, dessen Integrität als bedroht angesehen wird, wenn „Fremde“ in den Volkskörper eindringen. 07  
 
        Rechtsextreme Ideologien gründen auf zentralen, miteinander verbundenen Ideologemen. Dazu gehören etwa ein aggressiver Nationalismus, Geschichtsrevisionismus, die Vorstellung einer ethnisch homogenen Gesellschaft als Volkskörper, die Überzeugung, dass ihre Mitglieder einen höheren Wert als Nicht-Zugehörige haben, die Negierung der demokratischen Gleichheit, die Ablehnung des Wertepluralismus, Muslimfeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus. 08  Ein oft übersehener Aspekt von Rechtsextremismus und Rechtspopulismus ist zudem der Gender-Aspekt, der sich in Sexismus, Homophobie und der Ablehnung von LGBTQ-Personen äußert. 09  In einem Punkt unterscheidet sich der Rechtsextremismus jedoch vom Populismus: Während der Populismus seine Legitimität mit der Volkssouveränität begründet, legitimieren sich rechtsextreme und faschistische Ideologien durch die Stärke des Staates.
 
        Wenn Populismus mit rechtsextremen Ideologemen kombiniert wird, entsteht ein Diskurs, der die Forderungen und Kritiken der Bevölkerung ansprechen kann, diese aber insofern pervertiert, als der demokratische Inhalt dadurch beschädigt wird. Rechtspopulismus baut zwei Bezugslinien zwischen dem Volk und seinen Feinden auf. Er behält die vertikale Feindschaft des Volkes zur Elite, fügt aber eine horizontale hinzu: diejenige zwischen innen und außen, zwischen „Volkskörper“ und „Eindringlingen“. Die Geschichte des „betrogenen Volkes“ wird um einen Topos erweitert. Die Elite ist korrupt, aber im Rechtspopulismus wird sie zusätzlich beschuldigt, den Fremden von außerhalb des „Volkskörpers“ dazu zu verhelfen, das Volk zu infizieren und letztendlich zu zerstören. Das rechtsextreme Narrativ des „großen Volksaustausches“ wird hier mit dem Bild einer korrupten Elite verknüpft, die aus Profitgier oder Unbekümmertheit nichts gegen den Angriff auf den „Volkskörper“ unternimmt. Der Schutz der „eigenen abendländischen und christlichen Kultur“ wird als Argument mobilisiert. Dieses Narrativ kann explizit rassistisch artikuliert werden („die Muslime und Nicht-Weißen gegen die Europäer“), wie im Fall von extrem rechten Parteien wie La Reconquête von Éric Zemmour in Frankreich. Hier spricht man dann nicht mehr von Rechtspopulismus, sondern von Rechtsextremismus. Der Rechtspopulismus überschreitet die Grenzen des Sagbaren in der Regel nicht.
 
        Allerdings können sowohl der Populismus als auch rechtsextreme Ideologeme in unterschiedlichen Intensitäten auftreten. Das bedeutet, dass man mehr oder weniger populistisch sein kann, genauso, wie man mehr oder weniger Anleihen bei rechtsextremistischen Ideologien machen kann. Die Intensität von Populismus und rechtsextremen Ideologien hängt immer von der Häufigkeit, Zentralität und Vollständigkeit der populistischen Logik beziehungsweise der rechtsextremistischen Ideologeme ab. Dies erklärt die Grauzonen zwischen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus.
 
        AMBIVALENZEN
 
        Demokratische Gesellschaften stützen sich auf vier Grundprinzipien: Volkssouveränität, das Prinzip der Gleichheit, Menschenrechte und Freiheit. 10  Demokratie braucht zudem einen öffentlichen Raum und kommunikative Umgangsweisen, die die politische Auseinandersetzung garantieren und destruktive Dynamiken verhindern. Populismus verortet sich eindeutig im demokratischen Rahmen, aber sein Verhältnis zur Demokratie ist aufgrund der ihm eigenen Verkürzungen und Übertreibungen ambivalent. Rechtspopulismus dagegen wirkt sich eindeutig negativ auf die demokratische politische Kultur und Öffentlichkeit aus, denn die Vorstellung einer Hierarchie zwischen den Menschen und die Idee des homogenen Volkskörpers, der gegen „Fremdlinge“ verteidigt werden muss, stehen in klarer Opposition zur Universalität der Menschenrechte und zum alle Bürger*innen umfassenden Gleichheitsprinzip.
 
        Eine positive Wirkung des Populismus auf die Demokratie entsteht, wenn die Volkssouveränität im Zentrum steht und die Bürger*innen zu mehr Partizipation und Kontrolle der politischen Repräsentant*innen animiert werden. Populismus macht die Schwachstellen der Demokratie sichtbar und zeigt auf die fehlende Umsetzung des Volkssouveränitätsprinzips in der Praxis. Der populistische Verweis auf konkrete Defizite der Demokratie hat das Potenzial, zu deren Korrektur beizutragen. Doch es gibt auch eine negative Seite: Zu dieser gehören die zu starke Vereinfachung von Sachverhalten und ihre Verzerrung durch Emotionalisierung, Dramatisierung und Schwarz-Weiß-Denken. Zusammen mit der Ausblendung des Pluralismus kann dies zur starken Polarisierung der Gesellschaft führen sowie eine differenzierte und lösungsorientierte politische Debatte verhindern. Die Welt tritt dann in manichäischer Gestalt auf, die nur noch Gut und Böse beziehungsweise „entweder – oder“ kennt.
 
        Diese Seite des Populismus erschwert öffentliche deliberative Prozesse und bedroht den gemeinsamen demokratischen Boden für politische Auseinandersetzungen. Auch die Skepsis gegenüber den politischen Institutionen und etablierten Medien birgt Risiken, wenn sie zu starke Formen annimmt. Eine solche Skepsis kann zur Demokratie beitragen, wenn sie die Bürger*innen wachsamer macht und nach Transparenz von politischen Institutionen, Medien und Regierungshandeln verlangt. Nimmt sie aber überhand, wird sie destruktiv. Dann glaubt man keiner Nachricht, keinem Gericht und keinen Politiker*innen mehr. Letztlich geht es also um die Frage der Intensität: Populismus ist wie Salz in der Suppe der Demokratie. Ist kein Salz dabei, schmeckt sie fade, und keiner will sie essen. Ist aber die Suppe versalzen, ist sie ungenießbar.
 
        Beim Rechtspopulismus sieht es wiederum etwas anders aus. Die negativen Seiten des Populismus sind auch hier vorhanden, aber die möglichen positiven Effekte werden durch die anti-demokratischen rechtsextremen Ideologeme ins Negative verkehrt. Als Mischung aus Populismus und rechtsextremen Ideologien hat der Rechtspopulismus einen doppelten Referenzrahmen und damit eine doppelte Position gegenüber der Demokratie. Während sich der populistische Anteil im Rahmen der Demokratie verortet, stehen die rechtsextremen Ideologeme gegen die demokratischen Prinzipien. Das demokratische Potenzial des Populismus wird im Rechtspopulismus in einen Diskurs kanalisiert, der zwei grundlegende Prinzipien der Demokratie mindestens relativiert: Gleichheit und Menschenrechte.
 
        DIFFUSE GRENZEN
 
        Anders als der Rechtsextremismus bricht der Rechtspopulismus nicht explizit mit diesen Prinzipien. Sie werden nicht direkt bestritten, sondern relativiert. Gleichheit und Menschenrechte gelten nur unter bestimmten Bedingungen, was im Widerspruch zur gleichen Behandlung aller Bürger*innen einerseits und zur Universalität der Menschenrechte andererseits steht. Anders als Rechtsextremist*innen sprechen Rechtspopulist*innen nicht von „Rassen“ oder „minderwertigen Kulturen“, sondern von Unterschieden in Kultur und Identität. Es gibt keine Hierarchie der Geschlechter, sondern „unterschiedliche Begabungen“ von Mann und Frau. Der sogenannte Ethnopluralismus ist ein gutes Beispiel für solche rhetorischen Anpassungen rechtsextremer Ideologeme an den demokratischen Rahmen. Rhetorisch erkennt der Rechtspopulismus die Berechtigung aller Identitäten an und scheint sich dem Pluralismus zuzuordnen, doch inhaltlich ist diese Pluralität nicht in einem gemeinsamen demokratischen Raum vorgesehen. Im Gegenteil, die unterschiedlichen Identitäten sollen getrennt voneinander leben. Diejenigen, die „anders“ sind, sollen irgendwo anders leben oder vom „eigentlichen Volk“ isoliert werden. Insofern unterscheidet sich der Rechtspopulismus durchaus vom Rechtsextremismus: „Kämpfen die einen [die Rechtsextremen] für das Überleben und die Rechte der weißen ‚Rasse‘, so geht es den anderen [den Rechtspopulisten] in erster Linie um die Bewahrung und den Schutz der eigenen kulturellen und nationalen Identität.“ 11  
 
        Rechtspopulismus spricht ein demokratisches und ein antidemokratisches Publikum gleichzeitig an. Dafür benutzt er rhetorische Tricks. Die „kalkulierte Ambivalenz“ ist der wichtigste unter ihnen. Er beruht darauf, „absichtlich zweideutige, einander widersprechende Botschaften auszusenden, die dazu dienen, unterschiedliche Gruppen von Adressatinnen anzusprechen, den weltanschaulichen, politischen oder ethischen Standort des populistischen Politikers oder der populistischen Politikerin in einer bestimmten Angelegenheit nicht eindeutig zu lokalisieren oder ein bestimmtes Tabu zu brechen, ohne zur Verantwortung gezogen werden zu können“. 12  Kalkulierte Ambivalenz produziert eine Verbindung von anti-demokratischen Ideologemen zum demokratischen Rahmen der Öffentlichkeit, indem das Nicht-Sagbare gesagt und ihm zugleich widersprochen wird.
 
        Der ehemalige Berater von Donald Trump, Steve Bannon, ist ein Meister der kalkulierten Ambivalenzen. In seiner Gastrede beim Rassemblement National in Frankreich 2018 erklärte Bannon, dass Donald Trump sich nicht um „Rasse“ oder Religion kümmere, sondern nur darum, ob man ein Bürger der Vereinigten Staaten von Amerika sei. Das klingt demokratisch. Doch seine Rede endete mit einem performativen Appell, der mit mehreren Tabus bricht: „Let them call you racist. Let them call you xenophobes. Let them call you nativist. Wear it as a badge of honor.“ 13  Wie kann man diese Bezeichnungen in einem demokratischen Kontext als Ehrenabzeichen tragen? Diese Worte widersprechen den fundamentalen demokratischen Prinzipien der Gleichheit und der Menschenrechte. Sollten die Bezeichnungen „rassistisch“, „xenophob“ und „nativistisch“ tatsächlich als „Ehrenzeichen“ gelten, befindet man sich bereits außerhalb des demokratischen Kontexts. Die Kombination dieser beiden Botschaften produziert einen widersprüchlichen Mix, der beide Aussagen instabil macht und ein besonders problematisches Verhältnis zur Demokratie offenbart.
 
        POPULISMUS ALS BRÜCKE
 
        Rechtsextreme Ideologeme erhalten Akzeptanz, wenn sie mit Populismus kombiniert werden. Rechtspopulismus gibt an, sich innerhalb der Demokratie zu verorten, die Volkssouveränität zu verteidigen, die Anliegen und Forderungen des Volkes zur Sprache zu bringen und die Missstände der Demokratie offenzulegen. Soweit sein populistischer Anteil. Zugleich aber verbreitet er Ideologeme, die grundlegenden demokratischen Prinzipien widersprechen. Der Populismus dient hier als Brücke zwischen rechtsextremen Ideologien, die außerhalb der Demokratie stehen, und der demokratischen Öffentlichkeit.
 
        Diese Brückenfunktion wird durch eine systemische Affinität zwischen der populistischen Kommunikation und der Logik der Massenmedien befördert. 14  Massenmedien (online und offline) folgen einer bestimmten Logik für die Auswahl und Präsentation ihrer Inhalte. Dazu gehören: eine Reduktion von Komplexität, die für allgemeine Verständlichkeit sorgt; die Privilegierung des Außergewöhnlichen, wozu Skandale und Tabubrüche zählen; das Gefühl einer Unmittelbarkeit zum Geschehen; Personalisierung und Emotionalisierung; die Dramatisierung der Themen; die Konfliktproduktion in Form von konfrontativer Auseinandersetzung; sowie eine bestimmte Erzählstruktur. Trotz zusätzlicher spezifischer Anforderungen der jeweiligen Medien – und neuer Bedingungen und Dynamiken der sozialen Medien 15  –, gilt diese allgemeine Logik für alle Medien. Je mehr ein Medium vom ökonomischen Erfolg abhängig ist, desto stärker bestimmt diese Logik die Auswahl und die Präsentation seiner Inhalte. 16  
 
        Populismus wirkt sich auf die politische Kommunikation vor allem durch sieben Eigenschaften aus: Er vereinfacht politische Zusammenhänge so, dass es zu rhetorischen Kurzschlüssen und Verzerrungen kommt; er produziert Skandale und Tabubrüche; er gibt vor, den Willen und die Meinung des Volkes unmittelbar zum Ausdruck zu bringen; er personalisiert Politik stark durch eine Führerperson; er emotionalisiert und dramatisiert Probleme und Situationen; er greift auf eine manichäische Struktur zurück, die konfliktgeladen ist und polarisierend wirkt; und er bindet all diese Elemente in das Narrativ des „betrogenen Volkes“ ein. 17  
 
        All dies macht deutlich, dass es eine systemische Affinität zwischen der Logik der Massenmedien und der populistischen Kommunikation gibt (Abbildung). Politische Akteur*innen, die sich des Populismus bedienen, haben unabhängig von ihrer ideologischen Ausrichtung höhere Chancen, Medienaufmerksamkeit zu erzeugen. Sie gewinnen damit den Wettbewerb gegen andere Akteur*innen und setzen ihre Konkurrent*innen so unter Druck. Für die Demokratie liegt das Risiko des Rechtspopulismus darin, dass bei diesem Wettbewerb nicht nur der Populismus, sondern auch die rechtsextremen Ideologeme von den etablierten Parteien übernommen werden – in der Hoffnung, im politischen Wettbewerb zu bestehen. Dadurch und durch die massenmediale Verbreitung rechtsextremer Ideologeme können sich die politische Normalität und politische Normen verschieben – wodurch auch rechtsextreme Ideologien normalisiert werden.
 
         
           Abbildung: Kommunikative Gemeinsamkeiten von Massenmedien und Populismus
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        NORMALISIERUNG UND GRENZVERSCHIEBUNG
 
        „Normalität“ ist nichts Fixiertes, sondern wird ständig neu konstruiert, korrigiert, revidiert oder auch bestätigt. Normalisierung ist auch kein Prozess von einzelnen Akteur*innen, sondern schließt die Medien, die Politik und die Gesellschaft mit ein. Wenn aber die Rechtspopulist*innen es leichter haben, Medienaufmerksamkeit auf sich zu ziehen, zirkulieren nicht nur populistische Inhalte, sondern auch die damit verknüpften rechtsextremen Ideologeme in der Öffentlichkeit. Für Österreich ist das schon vor einiger Zeit eindrücklich beschrieben worden. 18  Dort zeigte sich früh, wie die politische Normalität eine tiefgehende Transformation durchlief, die nicht nur den Sinn für das Alltägliche, sondern auch die gesellschaftlichen und politischen Normen veränderte. Normalisierung findet, so kann man daraus lernen, dann statt, wenn Diskurse es aus der (hier extrem rechten) Peripherie heraus in die Mitte der Gesellschaft schaffen und von etablierten Parteien aufgegriffen und geteilt werden.
 
        Was als normal gilt, verändert sich und ist das Ergebnis politischer Kämpfe. In Fällen wie Österreich oder Frankreich erreichten solche rechtsextremen Diskurse in manchen Fällen in transformierter Form sogar das Stadium von Gesetzesentwürfen. In Europa ist vor allem das Thema Migration zur Schnittstelle geworden, an der eine solche Normalisierung stattfindet. Doch sollten sich die demokratischen Parteien des damit verbundenen Paradoxes bewusst sein: Je mehr sie dem Normalisierungsdrang nachgeben, desto mehr geraten sie selbst unter Druck.
 
         
           PAULA DIEHL  
ist Professorin für Politische Theorie und Ideengeschichte an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
         01 Das Bündnis Sahra Wagenknecht kann nicht als rechtspopulistisch bezeichnet werden, die von ihm vorgeschlagene Sozial- und Steuerpolitik etwa ist im linken politischen Spektrum zu verorten. In der Frage der Ausländer- und Migrationspolitik nähert es sich jedoch dem Rechtspopulismus an.
 
         02 Ideologeme sind Bestandteile, auf denen sich Ideologien aufbauen. Sie beinhalten Vorstellungen sowie Ideen und finden ihren Ausdruck in Worten. So ist etwa die Idee, dass Menschen ungleich sind, weil sie unterschiedlichen „Rassen“ angehören, ein Ideologem der rechtsextremen und nazistischen Ideologien.
 
         03 Vgl. Cas Mudde/Cristóbal Rovira Kaltwasser, Populism. A Very Short Introduction, Oxford 2017. Zum diskursanalytischen Verständnis von Populismus siehe Ernesto Laclau, On Populist Reason, New York 2005. Für das komplexe Konzept des Populismus siehe Paula Diehl, Rethinking Populism in Complex Terms, in: dies./Brigitte Bargetz (Hrsg.), The Complexity of Populism. New Approaches and Methods, London 2023, S. 19–36.
 
         04 Vgl. Michael Freeden, Ideology. A Very Short Introduction, Oxford 2003.
 
         05 Vgl. Pierre-André Taguieff, L’illusion populiste, Paris 2007.
 
         06 Siehe www.youtube.com/watch?v=sRBsJNdK1t0.
 
         07 Vgl. Paula Diehl, Macht – Mythos – Utopie. Die Körperbilder der SS-Männer, Berlin 2005.
 
         08 Vgl. Hans-Gerd Jaschke, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, Wiesbaden 2001; Stephan Bundschuh, Die braune Seite der Zivilgesellschaft, in: APuZ 18–19/2012, S. 33–39.
 
         09 Vgl. Birgit Sauer, Gender as an Analytical Approach to Understanding. Authoritarian Right-Wing Populism and Assessing Populism, in: Diehl/Bargetz (Anm. 3), S. 55–73.
 
         10 Vgl. z.B. Claude Lefort, Die Frage der Demokratie, in: Ulrich Rödel (Hrsg.), Autonome Gesellschaft und libertäre Demokratie, Frankfurt/M. 1990, S. 281–297.
 
         11 Hans-Georg Betz, Rechtspopulismus in Westeuropa. Aktuelle Entwicklungen und politische Bedeutung, in: Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft 3/2002, S. 251–264, hier S. 252.
 
         12 Martin Reisigl, „Dem Volk aufs Maul schauen, nach dem Mund reden und Angst und Bange machen.“ Von populistischen Anrufungen, Anbiederungen und Agitationsweisen in der Sprache österreichischer PolitikerInnen, in: Wolfgang Eismann (Hrsg.), Rechtspopulismus. Österreichische Krankheit oder europäische Normalität?, Wien 2002, S. 149–198, hier S. 168.
 
         13 Inzwischen wurde das Video aus dem Netz genommen. Ein kurzer Ausschnitt kann aber abgerufen werden unter https://fr.euronews.com/video/2018/03/10/congres-du-fn-steve-bannon-en-vedette-americaine.
 
         14 Vgl. Gianpietro Mazzoleni, The Media and the Growth of Neo-Populism in Contemporary Democracies, in: ders./Julianne Stewart/Bruce Horsfield (Hrsg.), The Media and Neo-Populism. A Contemporary Comparative Analysis, Westport, CT–London 2003, S. 1–20; Thomas Mayer, Populismus und Medien, in: Frank Decker (Hrsg.), Populismus. Gefahr für die Demokratie oder nützliches Korrektiv?, Wiesbaden 2006, S. 81–96; Paula Diehl, Populismus, Antipolitik, Politainment. Eine Auseinandersetzung mit neuen Tendenzen der politischen Kommunikation, in: Berliner Debatte Initial 1/2011, S. 27–39.
 
         15 Darunter sind vor allem die doppelte Funktion der User als Empfänger und Produzenten von Inhalt, die Dynamik der Likes und die Steuerung durch Algorithmen gefasst. Vgl. Lance W. Bennett/Alexandra Segerberg, The Logic of Connective Action, in: Information, Communication & Society 5/2012, S. 739–768; Paolo Gerbaudo, Social Media and Populism: An Elective Affinity?, in: Media, Culture & Society 5/2018, S. 745–753.
 
         16 Vgl. Gianpietro Mazzoleni, Media Logic, in: The International Encyclopedia of Communication, New Jersey 2008, S. 2930ff.
 
         17 Vgl. Diehl (Anm. 3), S. 28ff.
 
         18 Vgl. Ruth Wodak, Politik mit der Angst, Wien 2016, hier S. 29ff.
 
      

       
        DEMOKRATIEDISTANZ DER MITTE
 
        Empirische Befunde
 
         Beate Küpper · Andreas Zick 
 
        Nach der Enthüllung rechtsextremer „Remigrationspläne“ durch das Rechercheteam von Correctiv im Januar 2024 01  gingen mehr als drei Millionen Menschen auf die Straße, um für die Demokratie zu demonstrieren und gegen den Rechtsextremismus zu protestieren. Vielen Menschen wurde klar, dass die rechtsextremen Pläne potenziell ihre Nachbarn, Kolleg:innen, Freunde, Verwandten, vielleicht sogar ihre Partner:innen, Kinder und sie selbst betreffen könnten. Irritation lösen auch die Pläne selbsternannter Reichsbürger und Selbstversorger aus – die der Verfassungsschutz keineswegs als harmlose Spinner einstuft – sowie die Umsturzphantasien militärisch geschulter Personen für einen „Tag X“. Und während Teile der alten und neuen Rechtsextremen über nationalistische Neuordnungen sinnieren und etwa den „Dexit“ – den Ausstieg Deutschlands aus der Europäischen Union – fordern, avanciert ein Lied zum Party-Hit, bei dem die in den 1990er Jahren unter Neonazis weitverbreitete Parole „Deutschland den Deutschen – Ausländer raus“ jubelnd mitgebrüllt wird.
 
        Völkische und rechtsextreme Vorstellungen fallen offenkundig in Teilen der Bevölkerung auf fruchtbaren Boden. Zu den Studien, die dies schon seit etlichen Jahren belegen, gehört auch die „Mitte-Studie“ zur Verbreitung demokratiegefährdender und rechtsextremer Einstellungen in der Bevölkerung, die seit 2006 in zweijährigem Rhythmus im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) durchgeführt wird. Die jüngste Studie der Reihe, deren Erhebung schwerpunktmäßig im Januar und Februar 2023 erfolgte, zeigt einen dramatischen Anstieg demokratiedistanter bis demokratiefeindlicher Haltungen, 02  die sich unter anderem in einen wachsenden Zuspruch für die Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) übersetzen.
 
        Auch die 2023 gestiegenen Zahlen insbesondere rechtsmotivierter Straf- und Gewalttaten und von Hasskriminalität 03  lassen darauf schließen, dass sich Täter:innen durch die aktuelle Stimmungslage ermuntert fühlen. Wut und Gewalt treffen zunehmend auch jene, die dem verhassten Staat zugeordnet werden – egal, ob sie tatsächlich mit ihm zu tun haben oder nicht. Neben Angehörigen der Polizei trifft es etwa Sanitäter:innen, Journalist:innen und Wissenschaftler:innen, aber auch diejenigen, die bei demokratischen Wahlen antreten, schon länger politische Ämter auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene übernommen haben oder zivilgesellschaftliche Arbeit für die Demokratie leisten. 04  Zu Täter:innen werden dabei auch Personen, die klassischerweise der „politischen Mitte“ zugerechnet werden. Schon bei den Pegida-Demonstrationen liefen Menschen, die sich dem „bürgerlichen Lager“ zugehörig fühlten, Seite an Seite mit erkennbar rechtsextremen Hooligans.
 
        Für den Rechtsruck verantwortlich gemacht werden regionale, nationale und globale Krisen, soziale Ungleichheit und Abstiegsängste, bisweilen auch eine Überforderung des „kleinen Mannes“ durch Veränderungen, die von linksliberal-progressiver Seite vorangetrieben werden. Auch die Demokratie selbst wird als Ursache genannt, die zu intransparent, verkrustet und abgehoben sei und nicht ausreichend auf die Bedürfnisse der Bürger:innen eingehe. Die gut organisierte und vernetzte äußerste Rechte weiß dies für sich zu nutzen, indem sie das Gefühl der Verunsicherung durch Krisen weiter anheizt und auf die „korrupten Eliten“ oder die „fremden Anderen“ als die wahren Schuldigen zeigt. Der Rechtsruck wiederum verweist auf eine Krise der Mitte selbst: Verliert sie im Krisenmodus die demokratische Orientierung? Dieser Frage gehen wir im Folgenden mit Blick auf demokratiedistante und -gefährdende Einstellungen genauer nach. 05  
 
        DIE „MITTE“ UND DIE DEMOKRATIE
 
        Die „Mitte“ ist im politischen Diskurs und Wettbewerb ein Ort, der Orientierung zu bieten scheint; sie verspricht einen Modus des Interessenausgleichs zur demokratischen Konfliktregulation. Zugleich ist sie nur vage bestimmt, also ein „Fuzzy“-Konzept. 06  Mit ihr können sich nicht nur viele Menschen identifizieren, sondern es lässt sich auch vieles in sie hineininterpretieren. Die Mitte verspricht „Normalität“. Entsprechend umworben wird sie von den Volksparteien, die sich selbst in einer Tradition der Orientierung zur Mitte sehen. Nicht zufällig warb auch die AfD bei der zurückliegenden Bundestagswahl 2021 mit dem Slogan „Deutschland. Aber normal“ für sich, um diese Mitte politisch (neu) zu besetzen. Empirisch kann die Mitte schlicht als Mittelwert beziehungsweise mittlerer Wertebereich verstanden werden, in dem sich viele Menschen versammeln, unabhängig von Inhalt und Qualität dieser Werte. So wie ein mittleres Einkommen noch nicht bedeutet, dass es sich gut davon leben lässt, sagt eine „mittlere Einstellung“ noch nichts darüber aus, wie demokratisch diese ist.
 
        Sozialwissenschaftliche Ansätze definieren die Mitte vor allem sozialstrukturell nach ökonomischen Kriterien und orientieren sich dabei zumeist an einem Schichtmodell. Empirisch wird in der Regel das mittlere Einkommen herangezogen, ergänzend in manchen Definitionen auch das (mittlere) Bildungsniveau und/oder der Berufsstatus. Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) etwa fasst unter „Mittelschicht“ Personen mit einem Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen, das 70 Prozent über oder unter dem Median-Einkommen liegt. 2023 handelte es sich hierbei um Personen, die über mehr als 1283 Euro, aber weniger als 2750 Euro Haushaltsnettoeinkommen im Monat verfügten. Dies traf auf 48 Prozent der Befragten der Mitte-Studie zu. Auf einer Skala von 1 („ganz unten“) bis 10 („ganz oben“) stufte sich 2022/23 knapp die Hälfte der Befragten mit den Werten 5 und 6 ein, den erweiterten Bereich um die Mitte herum (Werte von 4 bis 7) wählten drei Viertel der Befragten. 2014 zählten sich noch 62 Prozent zur Mitte, 90 Prozent in der Tendenz. In der Selbsteinschätzung ordneten sich hingegen 80 Prozent der Mittelschicht zu. 07  
 
        Aus politikwissenschaftlicher Perspektive interessiert die „Mitte“ vor allem hinsichtlich ihrer politischen Orientierung, meist gemessen über die Parteipräferenz auf einer Links-Rechts-Skala. Folgt man der „Hufeisentheorie des Extremismus“, werden extreme beziehungsweise demokratiefeindliche Positionen an den politischen Rändern verortet. Dies suggeriert – neben der Assoziation, „extrem Rechts“ und „extrem Links“ seien gleich demokratiegefährdend –, dass die Mitte per se demokratisch ist. 08  In den vergangenen Jahren verorteten sich jeweils gut 60 Prozent der Bevölkerung politisch „genau in der Mitte“, in der jüngsten Mitte-Studie sank dieser Anteil auf nur noch 55 Prozent; zugleich positionierten sich nunmehr 15 Prozent politisch rechts der Mitte (Abbildung 1).
 
         
           Abbildung 1: Politische Selbstpositionierung auf der Links-Mitte-Rechts-Skala, in Prozent
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            Quelle: FES Mitte-Studien 
 
        
 
        Die Sympathie für die AfD liegt in der Mitte-Studie 2022/23 bei insgesamt 15 Prozent. Zwölf Prozent geben auf die „Sonntagsfrage“ offen an, die AfD wählen zu wollen, weitere drei Prozent sagen auf Rückfrage, sie hätten schon einmal darüber nachgedacht. Fast die Hälfte derjenigen, die mit der AfD sympathisieren, verorten ihre Ansichten politisch „genau in der Mitte“. Offen ist, warum sich diese Personen dort sehen. Möglicherweise kennen sie schlicht viele andere Personen mit ähnlichen Positionen oder sind der Überzeugung, tatsächlich Positionen der „politischen Mitte“ zu vertreten. Vielleicht steckt dahinter aber auch die strategische Überlegung, die eigenen Überzeugungen gezielt als Positionen der Mitte verharmlosen und als „normal“ darstellen zu wollen. Von denjenigen, die sich selbst der politischen Mitte zuordnen, sympathisierten zum Zeitpunkt der Befragung 13 Prozent mit der AfD. 23 Prozent aller Befragten hielten die AfD für „eine Partei wie jede andere auch“.
 
        Zunehmend mehr Personen positionieren ihre politischen Ansichten also offen rechts der Mitte, sei es über die politische Selbstpositionierung und/oder die Sympathie für die Rechtsaußenpartei AfD.
 
        DISTANZ ZUR DEMOKRATIE
 
        „Demokratiedistanz“ zeigt sich nach unserem Begriffsverständnis in Verunsicherung und mangelnder Zufriedenheit mit der Demokratie, einem Vertrauensverlust in Regierung und Institutionen und einem Abrücken von demokratischen Grundwerten. Diese Demokratiedistanz kann zwar theoretisch zu progressiver Verbesserung von Demokratie motivieren, öffnet aber de facto die Tür vor allem für demokratiegefährdende Positionen – Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, die Neigung zu (Rechts-)Populismus und Verschwörungsmythen und eine völkisch-autoritär-rebellische Haltung – bis hin zu demokratiefeindlichen Ansichten, zu denen wir rechtsextreme Einstellungen und die Billigung politischer Gewalt rechnen. Demokratiedistante und demokratiefeindliche Einstellungen lassen sich in einem „Radikalisierungsmodell“ als aufeinander aufbauend, mit Wirkungen in beide Richtungen, beschreiben. Politische Akteure von Rechtsaußen nutzen das, indem sie gezielt Misstrauen in die Demokratie säen, populistische Stimmungsmache betreiben und Verschwörungsmythen streuen, die sie mit ihrer Ideologie verknüpfen. Was zunächst vielleicht unbedarft nachgeplappert wird, verfestigt sich irgendwann zu Meinungen und übersetzt sich am Ende mitunter in Handeln, wenn man den Eindruck gewinnt, andere teilten diese „normalen Meinungen“. Wahrscheinlicher wird dies, wenn sich Gelegenheiten bieten, beispielsweise Wahlkämpfende oder Angehörige sozialer Minderheiten auf der Straße anzugreifen und zu ungeschützten Opfern aufgestauter, sich legitimiert fühlender Wut zu machen. Die jüngste Mitte-Studie zeigt einen deutlichen Anstieg demokratiegefährdender bis demokratiefeindlicher Einstellungen über das gesamte Spektrum hinweg (Abbildung 2, Abbildung 3).
 
         
           Abbildung 2: Vertrauen, Politische Machtlosigkeit, Populismus und Gewalt, Zustimmung in Prozent
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        Die abnehmende Zufriedenheit mit der Demokratie ist ein globales Phänomen und zeichnet sich auch in Deutschland im längerfristigen Trend ab, unterliegt aber deutlichen Schwankungen. 09  Fast in der gesamten westlichen Welt zeigt sich insbesondere die junge Generation von der Demokratie desillusioniert. 10  In Deutschland ist die Zustimmung zur Demokratie unter jungen Leuten zwar noch vergleichsweise hoch, 11  doch auch hier sinkt sie nachweislich. 12  Im Jahr 2022 hielten nur noch 63 Prozent der 16- bis 26-Jährigen die Demokratie für die beste Staatsform. 13  
 
        Heute vertraut nur rund die Hälfte der Bevölkerung auf das Funktionieren der Demokratie, vor allem im Osten Deutschlands ist das Vertrauen deutlich gesunken. 14  Im Winter 2022/23 stimmten nur noch 58 Prozent der Befragten im Westen und 46 Prozent im Osten der Aussage zu, dass „die deutsche Demokratie im Großen und Ganzen ganz gut funktioniert“. 15  Ein genereller Vertrauensverlust in das Funktionieren der Demokratie ließ sich bereits vor der Corona-Pandemie beobachten, 16  wenngleich die Vertrauenszuschreibung seinerzeit noch etwas höher ausfiel und während des zweiten „Lockdowns“ im Winter 2020/21 sogar kurzzeitig deutlich anstieg. Das Land war damals leise und erschöpft, zugleich war die Angst vor Ansteckung weit verbreitet. Viele hielten die einschränkenden Coronamaßnahmen für richtig und warteten auf die Möglichkeit zur Impfung. 17  Seitdem ist das Vertrauen in Wahlen sowie in staatliche Institutionen wie Behörden, Gerichte und Universitäten deutlich gesunken, ebenso wie jenes in die öffentlich-rechtlichen Medien, wenngleich immer noch fast 60 Prozent der Bevölkerung diese als wichtige Säule der Demokratie betrachten.
 
        Dieser Vertrauensverlust scheint in der letzten Phase der Großen Koalition unter Angela Merkel zunehmend in übergreifendes, destruktives Misstrauen umgeschlagen zu sein, begleitet von einer erhöhten Bereitschaft zu Protest. 18  Misstrauen übersetzt sich zunehmend in Forderungen nach mehr direkter Demokratie, begleitet von regressiven, illiberalen Politikvorstellungen. 19  Die repräsentative Form der Demokratie hat im Vergleich zur Zeit vor der Corona-Pandemie deutlich an Zuspruch verloren. Nur noch ein knappes Drittel spricht sich für sie aus, während zunehmend mehr Bürger:innen sich Elemente direkter Demokratie oder sogar eine Expertokratie wünschen; dies gilt besonders für Wähler:innen der AfD. 20  Ebenso sinkt der Zuspruch zur liberalen Demokratie. Immer noch 87 Prozent meinen, in einer Demokratie solle „die Würde und Gleichheit aller an erster Stelle stehen“, aber auch diese Haltung verliert an Zuspruch. Nur noch 61 Prozent stehen „voll und ganz“ hinter ihr, vor zwei Jahren waren es noch 73, vor vier Jahren sogar noch 80 Prozent. Mit 45 Prozent meint fast die Hälfte der Befragten, Demokratie meine „vor allem erst einmal Ruhe und Ordnung“. Rückläufig ist auch die Forderung nach mehr Anstrengungen für eine offene Gesellschaft. Dass wir uns „stärker für eine vielfältige und offene Gesellschaft engagieren“ müssten, finden inzwischen nur noch zwei Drittel der Befragten, 2018/19 befürworteten dies noch drei Viertel.
 
        Parallel zu dem deutlichen Verlust des Vertrauens in die Demokratie ist auch das Gefühl politischer Machtlosigkeit gewachsen beziehungsweise der Eindruck politischer Selbstwirksamkeit gesunken. So meinen 43 Prozent der erwachsenen Befragten der jüngsten Mitte-Studie: „Leute wie ich haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut.“ Gut 27 Prozent halten es für „sinnlos, sich politisch zu engagieren“.
 
        Misstrauen öffnet die Tore für eine populistische Weltsicht. Gleichzeitig säen populistische Akteure gezielt das Misstrauen in demokratische Repräsentation, Institutionen und Prozesse, etwa in die Rechtmäßigkeit von Wahlen. Sie verbreiten die populistische Kernerzählung von den „korrupten Eliten“, die sich gegen das „moralisch reine Volk“ wenden. 21  Der Aussage „Die regierenden Parteien betrügen das Volk“ folgten 2022/23 30 Prozent der Befragten; weitere 23 Prozent stimmten ihr „teils-teils“ zu. Zwei Jahre zuvor, im Winter 2020/21, taten dies lediglich 15 Prozent der Befragten, knapp 20 Prozent antworteten „teils-teils“. Inzwischen teilt rund ein Drittel der Bevölkerung eine populistische Logik, 38 Prozent stimmen Verschwörungsmythen zu. Mit den völkisch-rebellisch-autoritären Einstellungen erfasst die Mitte-Studie zusätzlich ideologische Facetten, wie sie die Neue Rechte verbreitet. 22  Im vergangenen Jahr teilte jeder zehnte Befragte die identitäre Auffassung, dass sich „unterschiedliche Völker nicht vermischen“ sollten. Weitere 16 Prozent waren teilweise dieser Auffassung.
 
        Demokratie wird besonders instabil, wenn in der Mitte der Gesellschaft Gewalt zur Durchsetzung politischer Interessen legitimiert und das Gewaltmonopol des Staates ignoriert wird. Die Billigung politischer Gewalt hat sich 2022/23 im Vergleich zu den Vorjahren verdoppelt. Damals stimmten 13 Prozent der Befragten der Aussage zu, „[e]inige Politiker [hätten] es verdient, wenn die Wut gegen sie schon mal in Gewalt umschlägt“. Weitere 15 Prozent stimmten teilweise zu.
 
        Rechtsextreme Einstellungen werden in der Mitte-Studie über sechs ideologische Subdimensionen mit politisch-historischen und sozial-völkischen Positionen erfasst: Befürwortung einer Diktatur, nationaler Chauvinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Sozialdarwinismus. Zur Erfassung werden jeweils drei Aussagen verwendet, die so oder ähnlich auch in anderen Befragungsstudien genutzt werden. 23  Die insgesamt 18 Aussagen widersprechen der Idee einer liberalen Demokratie, wie sie im Grundgesetz formuliert ist. Dies gilt beispielweise für die Forderung „Was Deutschland jetzt braucht, ist eine einzige starke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert“, der Anfang vergangenen Jahres 24 Prozent der Befragten ganz und weitere 19 Prozent teilweise zustimmten. Der Forderung „Wir sollten einen Führer haben, der Deutschland zum Wohle aller mit starker Hand regiert“, schlossen sich 14 Prozent ganz und weitere 12 Prozent teilweise an. 12 Prozent meinten, „der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten“ (12 Prozent antworteten hier „teils-teils“), ebenso viele vertraten die Auffassung, es gebe „wertvolles und unwertes Leben“.
 
        Ein geschlossen rechtsextremes Weltbild wird Befragten erst dann attestiert, wenn sie allen 18 Aussagen „überwiegend“ oder „voll und ganz“ zustimmen. Die Mitte-Studie 2022/23 verzeichnet einen sprunghaften Anstieg rechtsextremer Einstellungen: 8,3 Prozent der Befragten teilen inzwischen ein solch geschlossen rechtsextremes Weltbild, dreimal mehr als in den Jahren zuvor. Weitere 20 Prozent liegen mit ihren Einstellungen in einem Graubereich zwischen demokratischen und rechtsextremen Positionen, auch dieser ist gewachsen (Abbildung 3). Rechtsextreme Einstellungen sind im Osten Deutschlands noch weiter verbreitet als im Westen, 24  allerdings wächst die Zustimmung zu ihnen auch dort.
 
         
           Abbildung 3: Entwicklung rechtsextremer Einstellungen, in Prozent
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        Lange Zeit waren rechtsextreme, darunter auch antisemitische Einstellungen unter Älteren weiter verbreitet als unter Jüngeren. Nun zeigt sich: Während die Zustimmungsrate unter den Älteren kaum zugenommen hat, zieht die junge Generation der 18- bis 35-Jährigen in den vergangenen Jahren nach und überholt inzwischen die ältere. Verwandte Studien belegen ebenfalls diesen Trend. 25  12 Prozent der Jüngeren teilten im Winter 2022/23 ein geschlossen rechtsextremes Weltbild, unter Erwachsenen mittleren Alters waren es 8 Prozent, unter den Älteren ab 65 Jahren lediglich 4 Prozent. Junge Menschen kommen in besonderer Weise über Social Media mit Extremismus in Kontakt – einerseits wegen deren Eigenlogik, andererseits, weil Rechtsaußenakteure sie hier gezielt bespielen, 26  während die Erinnerung an die dunkle Zeit des Nationalsozialismus in immer weitere Ferne rückt.
 
        Über das gesamte Spektrum demokratieferner wie -feindlicher Einstellungen hinweg fallen die (potenziellen) Wähler:innen der AfD durch ihre vergleichsweise hohen Zustimmungswerte auf. Dies gilt auch für rechtsextreme Einstellungen: 21 Prozent derjenigen, die Anfang 2023 mit der AfD sympathisierten, haben ein geschlossen rechtsextremes Weltbild, weitere 47 Prozent liegen mit ihren Einstellungen im Graubereich zwischen rechtsextrem und demokratisch. Die Rede von den „Protestwählern“ der AfD verstellt den Blick auf den durchaus politischen Charakter dieses Protests, der sich mit demokratiefeindlichen Positionen vermischt.
 
        Je weiter rechts die Befragten sich von der Mitte verorten, desto häufiger neigen sie zu rechtsextremen Einstellungen. Unter den „eher rechts“ platzierten Personen teilen knapp 20 Prozent ein geschlossen rechtsextremes Weltbild, unter den wenigen, die sich „ganz rechts“ verorten, fast 40 Prozent. Doch auch unter jenen, die sich selbst „ganz links“ positionieren, sind rechtsextreme Einstellungen mit gut 12 Prozent doppelt so weit verbreitet wie unter jenen Befragten, die sich „genau in der Mitte“ platzieren. Besonders niedrig ist die Zustimmungsrate unter den „eher linken“ Befragten (3,3 Prozent). Unter Anhänger:innen der Linkspartei waren rechtsextreme Einstellungen bislang selten. Es bleibt abzuwarten, inwieweit das neu gegründete Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW), das sozialistische Botschaften mit Polemiken gegen das Gendern, der Forderung nach einer Kürzung der Leistungen für Asylbewerber und nationalistischen Untertönen mischt, Personen mit rechtsextremen Einstellungen für sich zu gewinnen vermag.
 
        EINFLUSS DES KRISENDISKURSES
 
        Globale, längerfristige Trends wie die Globalisierung, der Klimawandel und die Digitalisierung, erst recht aber Ausnahmephasen wie die Corona-Pandemie, der Krieg Russlands gegen die Ukraine oder der nach dem Terrorangriff der Hamas auf Israel erneut eskalierte Nahostkonflikt bringen Veränderungen mit sich, die auch national und regional spürbar sein können. Dies gilt auch für den zunächst jahrelang positiven, seit einigen Jahren jedoch wieder gebrochenen weltweiten Trend hin zu mehr Demokratie, 27  die damit verbundenen Ansprüche auf Teilhabe und Gleichwertigkeit unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen und den Wunsch nach „Gehörtwerden“ vonseiten der Bürger:innen.
 
        Veränderungen werden zu Krisen, wenn sie sich zuspitzen. Krisen wiederum können Wahrnehmungen des Kontrollverlustes und der Bedrohung hervorrufen – ungeachtet der Tatsache, dass diese Veränderungen überhaupt erst durch unsere Art zu leben geschehen und zu Krisen werden, weil wir so verzögert auf sie reagieren. Faktische Herausforderungen können, müssen aber individuell nicht zwangsläufig als Krise erlebt werden. Betroffenheiten sind unterschiedlich und übersetzen sich keineswegs automatisch in Verunsicherung. In der jüngsten Mitte-Studie gaben lediglich 31 Prozent der Befragten an, sie seien persönlich stark oder sehr stark von den aktuellen Krisen betroffen, 39 Prozent meinten dies mit Blick auf Menschen wie sie selbst und 55 Prozent in Bezug auf Deutschland – je weiter die Krise von der eigenen Person entfernt ist, desto größer ist die wahrgenommene Betroffenheit. Und längst nicht alle Befragten fühlen sich von den Krisen und Herausforderungen verunsichert. Dies war nur bei 42 Prozent der Fall. Fakten, (gefühlte) Betroffenheit und Verunsicherung sind also nicht das Gleiche, bieten aber Raum für Populismus. Befragte, die sich durch die derzeitigen Herausforderungen und Krisen betroffen und verunsichert fühlten, neigten signifikant häufiger zu demokratiedistanten oder demokratiefeindlichen Einstellungen (Abbildung 4).
 
         
           Abbildung 4: Demokratiedistante und -feindliche Einstellungen nach Krisenunsicherheit, Zustimmung in Prozent
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        Hier kommen mehrere Faktoren zusammen, die eine Spirale der Radikalisierung befeuern. Seit jeher schlummern Ressentiments gegen „die Fremden“ und „die Anderen“ in der Bevölkerung, die sich in Zeiten der Krise aufgreifen lassen und durch die Menschen leicht und ohne eigene Kosten zu Sündenböcken gemacht werden können. Der lauter und aggressiver werdende Populismus weiß das Rad zu drehen und nutzt Krisen und Konfliktlagen gezielt für sich aus, indem er das Gefühl der Bedrohung anheizt – online wie offline. Er weist auf vermeintlich Verantwortliche – die „korrupten Eliten“ und die gefährlichen „Fremden und Anderen“ – und nimmt damit, seiner Kernerzählung folgend, das „moralisch reine, betrogene Volk“ aus der Verantwortung. Der Ruf nach individueller, egoistischer Freiheit und der Wunsch, möglichst vom Staat nicht behelligt zu werden und sich an keine sozialen Spielregeln halten zu müssen, verbindet sich mit hohen Erwartungshaltungen darüber, was der Staat alles tun müsse und Politik zu verantworten habe – und geht einher mit der Klage, der Staat tue ohnehin nicht das Richtige. Alter und neuer Rechtsextremismus und Populismus vermischen sich, auch auf Einstellungsebene. 28  So teilen von den Befragten, die deutlich zum Populismus neigen, 24 Prozent ein geschlossen rechtsextremes Weltbild, weitere 42 Prozent liegen im Graubereich. Unter jenen, die nicht zum Populismus neigen, sind dies nur 2 respektive 11 Prozent. Umgekehrt sind Befragte mit einem geschlossen rechtsextremen Weltbild auch zu 84 Prozent populistisch eingestellt.
 
        Wähler:innen der AfD fallen einerseits durch ein ausgeprägtes Gefühl der kollektiven relativen Deprivation auf, also der gefühlten Benachteiligung von „uns“ gegenüber „denen“, andererseits durch Orientierungslosigkeit („Anomia“) sowie eine ausgeprägte Anspruchshaltung und neoliberale Orientierung. So beurteilen beispielsweise mit 38 Prozent doppelt so viele der AfD-Sympathisant:innen „die wirtschaftliche Lage der Deutschen im Vergleich zu der der hier lebenden Ausländer“ als schlechter; unter jenen, die nicht mit der Partei sympathisieren, sind dies nur 14 Prozent. 54 Prozent der ersten Gruppe beklagen: „Es ist heute alles so in Unordnung geraten, dass niemand mehr weiß, wo man eigentlich steht.“ Dies teilen nur 27 Prozent der zweiten Gruppe. Zugleich meinen knapp 44 Prozent der AfD-Sympathisant:innen ganz oder teilweise, dass „Menschen wie mir mehr zusteht als anderen“. Und 50 Prozent sind der Auffassung: „Wer nicht bereit ist, was Neues zu wagen, der ist selber schuld, wenn er scheitert.“ Zugleich fühlt sich diese Gruppe mit 47 Prozent häufiger von den aktuellen Krisen verunsichert als Menschen ohne Sympathie für die AfD (39 Prozent). Auch die Ablehnung von Diversity im Sinne von „Vielfalt in Gleichwertigkeit“ korreliert deutlich mit populistischen und rechtsextremen Einstellungen. Weit verbreitet ist die Meinung, es werde zu viel Rücksicht auf Minderheiten genommen und diese würden es mittlerweile mit ihren Forderungen übertreiben. Dies spricht für die These, dass der Rechtsruck auch eine Folge kultureller, demokratisierender Veränderungen ist.
 
        In der sozialen Ungleichheit einen Grund für die Krise der Demokratie zu erkennen, trifft das Wesen der Demokratiedistanz und -feindlichkeit hingegen nur bedingt. Ärmere Teile der Bevölkerung fühlen sich zwar deutlich häufiger von den Krisen betroffen und verunsichert als wohlhabendere Menschen – und sind es de facto ja auch. Sie neigen auch häufiger zu demokratiedistanten und -feindlichen Einstellungen. Doch scheint dies letztlich mehr mit dem Bildungsgrad als mit dem Einkommen zusammenzuhängen. Zudem wird der Einfluss des Einkommens vom Gefühl der Benachteiligung überlagert, das auch Wohlhabendere teilen können. Den stärksten statistischen Einfluss hat das eigene Anspruchsniveau: Wer meint, ihm oder ihr stehe mehr zu als anderen, neigt deutlich stärker zu rechtsextremen Einstellungen.
 
        Der Populismus hilft bei der Übersetzung individueller Gefühle auf die kollektive Ebene und verweist auf vermeintlich Schuldige, ohne dabei die wirklich Reichen oder die Wirtschaft zu adressieren. Auch die AfD ist keineswegs allein eine Partei der „Abgehängten“, sondern in der großen Mehrzahl ihrer Wähler:innen eher eine Partei jener Teile der Mittelschicht, die sich abgehängt fühlen, zugleich eine hohe Anspruchshaltung haben und die eigenen Ansprüche nicht erfüllt sehen. Versprechungen von Umverteilung und Solidarität schaffen hier keine Abhilfe, denn diese Wähler:innen verlangen schlicht mehr für sich als für andere und wollen das, was ihnen vermeintlich zusteht, auch nicht teilen. Der Blick auf den subjektiven Sozialstatus bestärkt diese Interpretation: Die Neigung zum Populismus schwächt sich zwar entlang der Selbsteinschätzung von unten nach oben ab, doch auch unter jenen, die sich in der sozialen Hierarchie „ganz oben“ verorten, teilt noch ein Viertel populistische Einstellungen. Sowohl unter denen „ganz oben“ als auch unter jenen „ganz unten“ vertritt jeder Zehnte ein rechtsextremes Weltbild.
 
        AUSBLICK
 
        Die Demonstrationen für die Demokratie im Frühjahr 2024 haben deutlich gemacht, dass viele Menschen nicht tatenlos zusehen wollen, wie die liberale und offene Demokratie destabilisiert und dekonsolidiert wird. Zugleich schrumpft die demokratische Mitte und ist selbst im Krisenmodus. Die jüngste Europawahl 2024 hat gezeigt, wie sich die im Beitrag genannten Einstellungen im Wahlverhalten manifestieren können. Insbesondere die Jüngeren öffnen sich mehr als bislang für rechtspopulistische und rechtsextreme Angebote, der Generationenvertrag für die Demokratie scheint in Teilen brüchig. Auf die Mitte warten damit weit mehr Herausforderungen als jene, die wir als „Demokratiefeindlichkeit mitten in der Mitte“ nachzeichnen konnten. Zur Normalisierung demokratiegefährdender oder gar rechtsextremer Positionen tragen auch Politik und Medien bei, wenn sie Begriffe und Forderungen der äußersten Rechten mal unbedacht, mal absichtlich übernehmen. Der äußersten Rechten durch die Übernahme ihrer Positionen Wahlstimmen abjagen zu können, ist eine gefährliche Wette auf die Zukunft. Sich ihr anzudienen, indem man sie verharmlost, auch weil man sie für Mehrheiten zu brauchen und dabei einzuhegen meint, hat sich schon einmal als furchtbarer Irrtum erwiesen. Bildlich gesprochen: Der Igel ist immer schon vor dem Hasen da.
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        TYRANNEI DER MINDERHEIT
 
        Zur Zukunft der amerikanischen Demokratie
 
         Steven Levitsky · Daniel Ziblatt 
 
        Am 5. Januar 2021 geschah in Georgia Ungewöhnliches. In einem Staat, in dem die Politik lange Zeit von weißer Vorherrschaft geprägt war, gingen so viele Menschen wie noch nie zur Wahl, um den ersten afroamerikanischen und den ersten jüdischen Senator ihres Staats zu wählen. Ersterer, Reverend Raphael Warnock, war erst der zweite Schwarze, der in den Südstaaten seit der Reconstruction, der Wiedereingliederung der 1860/61 aus den USA ausgetretenen Staaten, in den US-Senat gewählt wurde, in den er nun dem Republikaner Tim Scott aus South Carolina folgte. Am Wahlabend stellte er Anhängern seine Mutter, eine frühere Kleinpächterin, mit den Worten vor: „Die 82-jährigen Hände, die es gewohnt waren, die Baumwolle von anderen zu pflücken, haben ihren jüngsten Sohn zum Senator der Vereinigten Staaten gemacht.“ 01  Viele sahen eine bessere, demokratischere Zukunft heraufdämmern. „Es entsteht ein neuer Süden“, erklärte LaTosha Brown, Mitgründerin von Black Voters Matter. „Er ist jünger, diverser (…) und inklusiver.“ 02  Es war die demokratische Zukunft, für die Generationen von Bürgerrechtsaktivisten gekämpft hatten.
 
        Am nächsten Tag, dem 6. Januar, erlebten die Amerikaner etwas scheinbar Unvorstellbares: einen von ihrem Präsidenten angezettelten gewalttätigen Aufstand. Vier Jahre des Niedergangs der Demokratie waren in einen versuchten Staatsstreich gemündet. Die Angst, Verwirrung und Empörung, die viele Amerikaner empfanden, während sie die Ereignisse verfolgten, entsprachen den Gefühlen, die Menschen in anderen Ländern ausgedrückt hatten, als deren Demokratien sich auflösten. Was sie gerade miterlebt hatten – die Zunahme politisch motivierter Gewalt, die Bedrohung von Wahlhelfern, die Anstrengungen, den Menschen das Wählen zu erschweren, der Versuch des Präsidenten, die Wahlergebnisse umzustürzen –, stellte einen demokratischen Rückschritt dar. Die amerikanische Republik war zwischen 2016 und 2021 nicht zusammengebrochen, aber sie war unbestreitbar weniger demokratisch geworden.
 
        Am 5./6. Januar 2021 wurden innerhalb von 24 Stunden erst das Versprechen der amerikanischen Demokratie und dann die Gefahr, in der sie schwebt, allen lebendig vor Augen geführt: Dem Aufscheinen einer multiethnischen demokratischen Zukunft war ein nahezu undenkbarer Angriff auf das Verfassungssystem der Vereinigten Staaten gefolgt.
 
        FORTSCHRITTE UND RÜCKSCHLÄGE
 
        Eine multiethnische Demokratie ist schwer zu erreichen. Nur wenigen Gesellschaften ist es gelungen. Sie ist ein politisches System mit regulären, freien und fairen Wahlen, in denen erwachsene Staatsbürger aller ethnischen Gruppen sowohl das Wahlrecht als auch grundlegende bürgerliche Freiheiten besitzen, wie die Meinungs-, Presse-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit. Es reicht nicht aus, dass diese Freiheiten auf dem Papier existieren: Die Angehörigen jeder ethnischen Herkunft müssen von Gesetzes wegen in gleicher Weise unter dem Schutz der demokratischen und bürgerlichen Rechte stehen. Das Bürgerrechtsgesetz von 1964 und das Wahlrechtsgesetz von 1965 schufen das rechtliche Fundament einer multiethnischen Demokratie in Amerika. Dennoch haben wir sie bis heute nicht erreicht. So ist beispielsweise der Zugang zur Wahl weiterhin ungleich, und nicht-weiße Staatsbürger werden immer noch nicht in gleicher Weise wie Weiße vom Gesetz geschützt.
 
        Aber auch wenn Amerika noch keine wahre multiethnische Demokratie ist, ist es dabei, eine zu werden. In dem halben Jahrhundert zwischen der Verabschiedung des Wahlrechtsgesetzes und Donald Trumps Wahl zum Präsidenten hat sich die amerikanische Gesellschaft tiefgreifend verändert. Eine massive Einwanderungswelle formte eine zuvor überwiegend weiße, christliche Gesellschaft in eine diverse, multiethnische um. 03  Gleichzeitig weichte die wachsende politische, wirtschaftliche, rechtliche und kulturelle Macht nicht-weißer Amerikaner seit Langem bestehende Hierarchien in Bezug auf Race auf – und begann sie einzuebnen. Umfragen zeigen, dass zum ersten Mal in der US-Geschichte eine Mehrheit der Amerikaner ethnische Diversität und Gleichbehandlung – die beiden Grundpfeiler der multiethnischen Demokratie – gutheißt. 04  2016 befand sich Amerika an der Schwelle zu einer echten solchen Demokratie, die der Welt als Vorbild einer diversen Gesellschaft hätte dienen können.
 
        Aber gerade als dieses neue demokratische Experiment Fuß zu fassen begann, erlebte Amerika einen autoritären Rückschlag von solchem Ausmaß, dass die Fundamente der Republik erschüttert wurden und die amerikanischen Verbündeten in aller Welt sich besorgt fragten, ob das Land überhaupt noch eine demokratische Zukunft habe. Bedeutende Schritte demokratischer Inklusion rufen häufig heftige – und sogar autoritäre – Reaktionen hervor. Aber der Angriff auf die amerikanische Demokratie übertraf alles, was wir uns 2017, als wir unser Buch „Wie Demokratien sterben“ schrieben, vorstellen konnten. 05  Wir untersuchten gewaltsame Aufstände und Versuche der Wahlanfechtung überall auf der Welt, von Frankreich und Spanien über die Ukraine und Russland bis zu den Philippinen, Peru und Venezuela. Aber wir dachten nicht im Traum daran, dass so etwas bei uns geschehen könnte. Genauso wenig kam es uns in den Sinn, dass eine der beiden großen Parteien der Vereinigten Staaten sich im 21. Jahrhundert von der Demokratie abwenden könnte.
 
        Das Ausmaß des demokratischen Rückschritts war atemberaubend. Organisationen, die den Gesundheitszustand von Demokratien in aller Welt zahlenmäßig erfassen, haben ihn bewertet. So gibt Freedom House in seinem globalen Freiheitsindex Ländern jedes Jahr Punkte von 0 bis 100, wobei 100 die demokratische Höchstnote darstellt. 2015 erhielten die Vereinigten Staaten 90 Punkte, was etwa der Bewertung von Ländern wie Kanada, Italien, Frankreich, Deutschland, Japan, Spanien und Großbritannien entsprach. Danach sank der Wert stetig bis auf 83 im Jahr 2021. Damit lag Amerika nicht nur hinter sämtlichen etablierten Demokratien Westeuropas, sondern auch hinter neuen oder historisch schwierigen Demokratien wie Argentinien, Tschechien, Litauen und Taiwan.
 
        Dies war eine außerordentliche Wende. Nach so gut wie jeder großen wissenschaftlichen Darstellung dessen, was Demokratien gedeihen lässt, hätten die Vereinigten Staaten gegen Rückschläge immun sein müssen. Wissenschaftler haben in Bezug auf moderne politische Systeme zwei Quasigesetze gefunden: Reiche Demokratien sterben nicht, und alte Demokratien sterben nicht. 06  Geschichte und jahrzehntelange sozialwissenschaftliche Forschung hatten uns also gleichermaßen versichert, dass die amerikanische Demokratie sicher sein sollte. Und doch war sie es nicht.
 
        Man ist versucht, die Trump-Ära abzuhaken. Immerhin ist Präsident Trump nicht wiedergewählt worden, und seine Versuche, das Ergebnis der verlorenen Wahl anzufechten, sind gescheitert. In den Zwischenwahlen zum Kongress von 2022 wurden in wichtigen Swingstates zudem die gefährlichsten Wahlleugner besiegt. Es hat den Anschein, als wären wir der Kugel ausgewichen – als hätte das System letzten Endes funktioniert. Und als müssten wir uns, da Trumps Einfluss auf die Republikanische Partei nachlässt, nicht mehr so viele Sorgen über das Schicksal unserer Demokratie machen. Vielleicht war die Krise gar nicht so schlimm, wie wir anfangs fürchteten. Vielleicht war die Demokratie gar nicht dabei, zugrunde zu gehen.
 
        Dieser Gedanke ist verständlich. Für diejenigen, die von den nicht enden wollenden Krisen der Trump-Ära genug hatten, war die Theorie der einzelnen Kugel (der man ausgewichen war) beruhigend. Leider ist sie irreführend. Die Gefahr für die amerikanische Demokratie ging nie nur von einem „starken“ Mann mit sektenartiger Gefolgschaft aus. Die Probleme reichen darüber hinaus. Tatsächlich sind sie tief in unserer Politik verwurzelt. Unsere Demokratie bleibt verwundbar, solange wir diese tiefgreifenden Probleme nicht anpacken. Dafür müssen wir erkennen, warum Amerika für einen demokratischen Rückschlag derart anfällig war.
 
        TYRANNEI DER MINDERHEIT
 
        Diese Frage zwingt uns, die Hauptinstitutionen unserer Demokratie genauer unter die Lupe zu nehmen. Reaktionäre Wähler sind in den Vereinigten Staaten ebenso in der Minderheit wie in Europa. Dies ist ein wichtiger – und häufig übersehener – Punkt. Die Republikanische Partei hat unter Trump, wie rechtsextreme Bewegungen in europäischen Ländern, stets nur eine politische Minderheit repräsentiert. Aber im Gegensatz zu den rechtsextremen Parteien in Europa gelang es ihr, die nationale Regierung zu stellen.
 
        Dies führt uns zu einer beunruhigenden Wahrheit. Das Problem, mit dem wir es heute zu tun haben, ist zum Teil in etwas begründet, das viele von uns verehren: in unserer Verfassung. Die Vereinigten Staaten besitzen die älteste geschriebene Verfassung der Welt. Als brillantes Werk politischer Handwerkskunst bildet sie das Fundament von Stabilität und Prosperität und hat über mehr als zwei Jahrhunderte hinweg die Macht allzu ehrgeiziger Präsidenten in Schach gehalten. Aber ihre Mängel gefährden heute unsere Demokratie. 07  Als Produkt einer vordemokratischen Zeit erlaubt es die US-Verfassung parteilichen Minderheiten, die Mehrheit zu behindern und manchmal sogar zu regieren. Institutionen, die solche Minderheiten ermächtigen, können zu Instrumenten der Minderheitsherrschaft werden. Und besonders gefährlich sind sie in den Händen von extremistischen oder antidemokratischen Minderheiten.
 
        Bekannte Denker des 18. und 19. Jahrhunderts, von Edmund Burke über John Adams und John Stuart Mill bis zu Alexis de Tocqueville, befürchteten, dass die Demokratie zur „Tyrannei der Mehrheit“ werden könnte – dass sie es der Mehrheit erlauben würde, auf den Rechten der wenigen herumzutrampeln. Dies kann ein echtes Problem sein: Im 21. Jahrhundert haben regierende Mehrheiten in Venezuela und Ungarn die Demokratie untergraben, und in Israel besteht die Gefahr, dass sie es tun. Aber das politische System der Vereinigten Staaten hat die Macht von Mehrheiten stets in Schranken gehalten. Die amerikanische Demokratie steht eher vor dem entgegengesetzten Problem: Wählermehrheiten können häufig nicht die Macht gewinnen, und wenn sie es tun, können sie häufig nicht regieren. Heute besteht die akute Gefahr in der Herrschaft einer Minderheit. Während die Gründer der Vereinigten Staaten die Republik vor der Scylla der Mehrheitstyrannei bewahrten, haben sie die Charybdis der Minderheitsherrschaft außer Acht gelassen.
 
        DEMOKRATISIERUNG DER DEMOKRATIE
 
        Aber es gibt Wege nach vorn. Wenn wir die amerikanische Demokratie retten wollen, müssen wir tiefergreifende Maßnahmen ins Auge fassen und zu den Grundprinzipien von James Madison und anderen zurückkehren. Extremistische Minderheiten überwindet man am besten im Wettstreit um Wähler. Madison war überzeugt, dass die Notwendigkeit, Wählermehrheiten zu gewinnen, „finstere“ politische Tendenzen im Zaum halten würde. Aber dafür ist es notwendig, dass in Wahlen erzielte Stimmenmehrheiten auch tatsächlich den Sieg davontragen. Damit dies geschieht, müssen die Vereinigten Staaten ihre Institutionen reformieren.
 
        Die übermäßig nichtmajoritären Institutionen der Vereinigten Staaten bevorteilen autoritäre Minderheiten und beschwören die Gefahr der Minderheitsherrschaft herauf. Um sie zu bannen, müssen wir auf die Demokratie setzen, das heißt, Sphären übertriebenen Minderheitsschutzes abschaffen und auf allen Ebenen von Staat und Regierung Mehrheiten stärken; den verfassungsmäßigen Protektionismus beenden und einen wirklichen politischen Wettstreit entfachen; die politische Machtverteilung stärker dem Wählerwillen angleichen und unsere Politiker zwingen, deutlicher auf Mehrheiten der Amerikaner einzugehen und ihnen gegenüber Rechenschaft abzulegen. Kurz, wir müssen unsere Demokratie demokratisieren, indem wir lange überfällige Verfassungs- und Wahlrechtsreformen durchführen, die die Vereinigten Staaten wenigstens auf die Höhe anderer etablierter Demokratien heben.
 
        Drei große Reformbereiche scheinen uns relevant: das Wahlrecht, die Übersetzung des Mehrheitswillens in politische Macht und die institutionelle Stärkung regierender Mehrheiten. 08  
 
        Garantie des Wahlrechts
 
        Das Wahlrecht ist ein Kernelement jeder modernen Definition der Demokratie. In repräsentativen Demokratien wählen die Bürger ihre politischen Führer. Diese sind nur dann demokratisch gewählt, wenn alle Bürger wählen dürfen. Wenn also wählen zu gehen für manche Bürger kostspielig oder schwierig ist – wenn sie stundenlang anstehen oder über weite Entfernungen anreisen müssen –, kann die Wahl nicht vollkommen demokratisch sein.
 
        In den Vereinigten Staaten gibt es, zur Überraschung vieler, kein verfassungsmäßig oder auch nur gesetzlich garantiertes Wahlrecht. 09  Der zweite Verfassungszusatz bekräftigt das Recht der Amerikaner, Waffen zu tragen, aber ihr Recht zu wählen wird in der Verfassung nirgendwo erwähnt. Spätere Zusatzartikel verboten die Vorenthaltung des Wahlrechts aufgrund von Race (fünfzehnter Verfassungszusatz) und des Geschlechts (neunzehnter Verfassungszusatz), aber das Wahlrecht als solches wird in der Verfassung nicht ausdrücklich bestätigt. Im Unterschied zu den meisten anderen etablierten Demokratien blicken die Vereinigten Staaten auf eine lange Geschichte der staatlichen Behinderung und sogar Unterdrückung der Wahlteilnahme zurück. Selbst heute noch gehören sie, neben beispielsweise Belize und Burundi, zu den wenigen Ländern auf der Welt, in denen die Wahlregistrierung allein dem Einzelnen überlassen ist. 10  
 
        Wählen zu gehen sollte in den Vereinigten Staaten ebenso einfach sein wie in den Demokratien in Europa und anderswo. Deshalb sollten wir:
 
         
          	einen Verfassungszusatz beschließen, der allen Staatsbürgern das Wahlrecht garantiert, wodurch Wahlrestriktionen wirkungsvoll bekämpft werden können;
 
          	eine automatische Wahlregistrierung einführen, die alle Staatsbürger erfasst, sobald sie achtzehn Jahre alt geworden sind;
 
          	die Früh- und Fernwahlmöglichkeit per E-Mail für Bürger aller Bundesstaaten ausweiten;
 
          	Wahlen auf einen Sonntag oder nationalen Feiertag legen, damit niemand durch die Arbeit davon abgehalten wird, wählen zu gehen;
 
          	Straftätern, die ihre Strafe verbüßt haben, das Wahlrecht zurückgeben (ohne zusätzliches Bußgeld oder Gebühren);
 
          	den nationalen Wahlrechtsschutz wiederherstellen; im Geist des Wahlrechtsgesetzes von 1965, das der Oberste Gerichtshof 2013 teilweise kassiert hat, sollten Änderungen der Wahlbestimmungen und Wahldurchführung der Aufsicht des Bundes unterliegen;
 
          	das gegenwärtige System der parteibestimmten Wahlorganisation durch eines ersetzen, das die Wahlorganisation professionellen, unparteiischen Beamten überlässt.
 
        
 
        Mehrheitswille und Wahlausgang
 
        Wer die meisten Stimmen erhalten hat, sollte auch der Wahlsieger sein. Leider ist dies in amerikanischen Präsidentschafts-, Senats- und einigen einzelstaatlichen Wahlen regelmäßig nicht der Fall. Zwischen 1992 und 2020 beispielsweise hat die Republikanische Partei nur ein einziges Mal, 2004, eine Mehrheit der Wählerstimmen bei Präsidentschaftswahlen gewonnen – und doch sind wegen der Verzerrungen des Wahlsystems republikanische Kandidaten drei Mal als Sieger aus der Wahl hervorgegangen, sodass die Partei in zwölf dieser 28 Jahre den Präsidenten stellte. Um zu erreichen, dass der Wahlgewinner auch tatsächlich regiert, sollten wir:
 
         
          	das Wahlmännerkollegium abschaffen und stattdessen die nationale Direktwahl einführen; keine andere Präsidialdemokratie lässt zu, dass der in der Direktwahl unterlegene Kandidat Präsident wird; ein entsprechender Verfassungszusatz ist 1970 nur knapp gescheitert;
 
          	den Senat reformieren, sodass die Zahl der pro Bundesstaat gewählten Senatoren in etwa dessen Bevölkerungsanteil entspricht (wie in Deutschland); Kalifornien und Texas sollten mehr Senatoren wählen als Vermont und Wyoming;
 
          	das Mehrheitswahlsystem, das heißt die Wahl eines einzelnen Kandidaten für das US-Repräsentantenhaus und die Staatsparlamente pro Wahlbezirk, durch eine Form des Verhältniswahlrechts ersetzen, das die Wahl mehrerer Kandidaten in vergrößerten Wahlbezirken vorsieht und die Mandate unter den Parteien nach ihrem Stimmenanteil aufteilt; 11  da die Verhältniswahl dafür sorgen würde, dass die Sitzverteilung im Kongress stärker dem Wählerwillen entspräche, würde es auch das Problem der „fabrizierten Mehrheiten“, die Parteien zu einer Parlamentsmehrheit verhelfen, die sie an der Wahlurne nicht gewonnen haben, aus der Welt schaffen; das System der Verhältniswahl behandelt, mit den Worten des Politologen Lee Drutman, „alle Wähler gleich, unabhängig davon, wo sie leben“, und es behandelt „alle Parteien gleich, unabhängig davon, wo ihre Wähler leben“; 12  
 
          	die parteiliche Wahlbezirksmanipulation beenden, indem man unabhängige Wahlbezirkskommissionen bildet, wie es sie in Kalifornien, Colorado und Michigan bereits gibt;
 
          	das sogenannte Abgrenzungsgesetz von 1929 aufheben, das die Zahl der Repräsentantenhaussitze auf 425 beschränkt, und zu dessen ursprünglichem Entwurf zurückkehren, der eine dem Bevölkerungswachstum entsprechende Vergrößerung vorsah; gegenwärtig ist das Verhältnis zwischen der Zahl der Wahlberechtigten und der Zahl der Abgeordneten des Repräsentantenhauses fast fünfmal so groß wie in allen europäischen Demokratien; 13  eine Vergrößerung des Kongresses würde die Repräsentanten in größere Nähe zu ihren Wählern bringen und, wenn das Wahlmännerkollegium und die jetzige Senatsstruktur bestehen bleiben, die Schieflage zugunsten kleiner Bundesstaaten in Ersterem verringern.
 
        
 
        Stärkung regierender Mehrheiten
 
        Damit Mehrheiten auch wirklich regieren können, müssten wir Maßnahmen ergreifen, die Parlamentsmehrheiten auf Kosten nichtmajoritärer legislativer und juristischer Institutionen mehr Macht verleihen. Wir könnten zum Beispiel:
 
         
          	den Senatsfilibuster 14  abschaffen (wofür weder eine Verfassungs- noch eine Gesetzesänderung nötig wäre) und damit parteilichen Minderheiten die Möglichkeit nehmen, wiederholt und ständig Parlamentsmehrheiten zu behindern; ein solches Minderheitsveto gibt es in keiner anderen etablierten Demokratie;
 
          	Amtszeitbegrenzungen (von vielleicht 12 oder 18 Jahren) für Richter am Obersten Gerichtshof einführen und zugleich das Berufungsverfahren regeln (indem man jedem Präsidenten eine bestimmte Zahl von Berufungen pro Amtszeit gestattet); durch eine solche Reform würden die Vereinigten Staaten zu den anderen großen Demokratien der Welt aufschließen; außerdem würden sie den intergenerationellen Gegenmajoritarismus des Obersten Gerichtshofs abmildern;
 
          	Verfassungsänderungen durch die Abschaffung der Ratifizierungsquote von drei Viertel der Bundesstaaten erleichtern; das Erfordernis einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln sowohl im Repräsentantenhaus als auch im Senat brächte die Vereinigten Staaten auf eine Höhe nicht nur mit den meisten anderen etablierten Demokratien, einschließlich föderaler Demokratien wie Deutschland und Indien, sondern auch mit einigen US-Bundesstaaten.
 
        
 
        Diese Reformen hätten eine simple, aber wirkmächtige Folge: Sie würden Mehrheiten ermöglichen, an die Macht zu gelangen und zu regieren. Sie würden nicht nur eine Minderheitsherrschaft verhindern, sondern auch durch die Entfesselung der Wettbewerbsdynamik der Demokratie verfassungsmäßigen Protektionismus beseitigen. Wichtig ist auch, dass sie die Republikaner nötigen würden, breitere Bündnisse zu schließen, um Wahlen zu gewinnen, und diese Bündnisse wären, dem heutigen Amerika entsprechend, von größerer Diversität geprägt, was wiederum den Einfluss der extremsten Elemente der Republikanischen Partei verringern würde. Eine diversere Republikanische Partei, die in der Lage wäre, mit fairen Mitteln nationale Mehrheiten zu gewinnen, würde zwar die Wahlaussichten der Demokratischen Partei trüben, aber für die amerikanische Demokratie wäre es eine gute Nachricht.
 
        Auch wenn viele unserer Vorschläge wahrscheinlich in naher Zukunft nicht realisiert werden dürften, ist es überaus wichtig, dass Ideen für eine Verfassungsreform Eingang in die breite politische Debatte finden. Die mächtigste Waffe gegen Veränderungen ist das Schweigen. Wenn eine Idee weithin als unmöglich gilt, Politiker sie nie erwähnen, Zeitungen sie ignorieren, Lehrer sie nicht ansprechen, Wissenschaftler aus Furcht, für naiv oder weltfremd gehalten zu werden, sich nicht mit ihr befassen – kurz, wenn eine ehrgeizige Idee „undenkbar“ wird –, ist die Schlacht verloren. Nichtreform wird zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung.
 
        Dass eine Idee heute nicht ernst genommen wird, heißt nicht, dass sie nicht ernst genommen werden sollte – oder dass man sie auch in Zukunft nicht ernst nehmen wird. Im frühen 19. Jahrhundert war die Idee der Beendigung der Sklaverei für viele Amerikaner undenkbar. Als in den 1840ern die Frauenwahlrechtsbewegung entstand, durften Frauen nirgendwo auf der Welt wählen. Noch bis weit ins 20. Jahrhundert hielt man in Amerika den Gedanken des Frauenwahlrechts weithin für absurd. Und noch Jahrzehnte nach dem Bürgerkrieg galten Gleichbehandlung und Bürgerrechte als unrealisierbar, wenn nicht völlig unmöglich. In jedem dieser Fälle änderte sich diese Haltung radikal. Aber damit dies geschah, musste jemand die öffentliche Debatte eröffnen.
 
        Im Unterschied zu den Bürgern anderer etablierter Demokratien neigen Amerikaner dazu, den Gedanken von sich zu weisen, dass ihre Verfassung Mängel haben könnte, die behoben werden sollten, oder dass sie in Teilen vielleicht unzeitgemäß sein könnte. Wie der Rechtswissenschaftler Aziz Rana bemerkt, stehen viele Amerikaner der Verfassung mit „fast religiöser Verehrung“ gegenüber. 15  Wir heben die Gründerväter in fast göttergleiche Höhen, als hätten sie übernatürliche Kräfte besessen, und behandeln die Verfassung wie ein heiliges Dokument – als „im Grunde vollkommen“. 16  Mit anderen Worten, unsere Gesellschaft geht von der Annahme aus, unsere Gründungsinstitutionen seien in jeder Hinsicht die bestmöglichen – in der gesamten Geschichte und unter allen Umständen. Der Gedanke, dass die Verfassung nicht verbessert werden könne, beruht nicht auf empirischen Befunden oder ernsthafter Debatte. Er ist ein Glaubensartikel.
 
        DEMOKRATISCHE LEGITIMITÄT
 
        Institutionen, die sich nicht anpassen, können noch Jahre oder Jahrzehnte weiterhinken. Aber am Ende werden sie altersschwach, und schließlich werden sie die Legitimität des politischen Systems untergraben. Dies ist im 21. Jahrhundert in den Vereinigten Staaten geschehen. 1995 waren weniger als 25 Prozent der Amerikaner mit ihrer Demokratie unzufrieden. Diese Zahl ist in jüngster Zeit steil angestiegen: 2020 lag sie bei 55 Prozent. 17  Obwohl die Unzufriedenheit mit der Demokratie überall auf der Welt zugenommen hat, ist der Anstieg in den Vereinigten Staaten größer als in allen anderen westlichen Demokratien. Laut Umfrage von 2021 waren nur 41 Prozent der Amerikaner mit der Demokratie zufrieden, während es in Australien, Deutschland, Kanada und den Niederlanden über 60 Prozent und in Neuseeland und Schweden über 70 Prozent der Befragten waren. 18  Auch wenn wir uns wünschen mögen, dass unsere Verfassung „im Grunde vollkommen“ ist, neigen starre Institutionen, die sich nicht verändern, in Wirklichkeit dazu, zu verrotten. Und letzten Endes tun sie es.
 
        Demokratische Reformen erfordern ständigen politischen Druck. Bedeutende Veränderungen werden für gewöhnlich von nachhaltigen sozialen Bewegungen vorangetrieben – breiten Bündnissen von Bürgern, deren Tätigkeit den Fokus der öffentlichen Debatte und schließlich das politische Machtgleichgewicht in Bezug auf die jeweilige Frage verschiebt. 19  Kampagnen von sozialen Bewegungen – die vielerlei Mittel einsetzen, wie Petitionen, Tür-zu-Tür-Aktionen, Versammlungen, Demonstrationen, Streiks, Mahnwachen, Sit-ins und Boykotte – können die öffentliche Meinung umstimmen und die Berichterstattung der Medien verändern.
 
        Und soziale Bewegungen können die wahltaktischen Überlegungen von Politikern beeinflussen, indem sie reformwillige Wähler mobilisieren und die Verteidiger des Status quo diskreditieren. Im Fall der Bürgerrechtsbewegung stand die National Association for the Advancement of Colored People (NAACP) an der Spitze des rechtlichen Kampfs, aber die Basiskampagne wurde von Organisationen wie der Southern Christian Leadership Conference mit ihrem riesigen Kirchennetzwerk und dem Student Nonviolent Coordinating Committee getragen. 20  
 
        Politiker wie Woodrow Wilson, Franklin D. Roosevelt und Lyndon B. Johnson wurden nicht von sich aus zu Reformern. Vielmehr setzten sie sich erst für inklusive Reformen ein, als große soziale Bewegungen ihr politisches Kalkül beeinflussten. Wilson sah sich dem Druck von Progressiven aus der Mittelschicht der Nordstaaten ausgesetzt, von denen viele seinen Gegner Theodore Roosevelt unterstützten. Zum Frauenwahlrecht „bekehrte“ er sich während seiner Präsidentschaft erst, nachdem Frauenrechtlerinnen in seinem Heimatstaat New Jersey 1915 ein Referendum zu dieser Frage durchgesetzt hatten. 21  Franklin D. Roosevelt setzte sich für Arbeiterrechte ein, als die Weltwirtschaftskrise und Wellen von Arbeitskämpfen, wie der Flint-Sitzstreik, der 1936/37 die Produktion in den General-Motors-Fabriken in Michigan zum Erliegen brachte, das Land erschütterten. Und Johnson wurde zum entschiedenen Verfechter der Bürgerrechte, als eine massive Mobilisierung der Bürgerrechtsbewegung die Schlagzeilen beherrschte.
 
        Jede der genannten Reformepisoden war das Ergebnis eines langen, mühseligen Kampfs. Die Reformbewegungen brauchten Jahrzehnte, um ihr Ziel zu erreichen, und mussten dabei enorme Hürden überwinden. Erfolgreiche Bewegungen müssen lernen, mit Rückschlägen fertigzuwerden, einschließlich Wahlniederlagen, interner Streitigkeiten, unerwarteter Führungswechsel und die Meinungen spaltender ausländischer Kriege.
 
        Was wir heute brauchen, ist also nicht nur eine demokratische Agenda, sondern auch eine demokratische Reformbewegung, die in der Lage ist, in einer unermüdlichen Kampagne landesweit die unterschiedlichsten Schichten und Gruppen zu mobilisieren und so die Vorstellungskraft zu entzünden und die öffentliche Debatte neu auszurichten.
 
        Das mag viel verlangt sein, aber die Anfänge einer solchen Bewegung sind bereits zu beobachten. Die Black-Lives-Matter-Kampagne, die 2013 nach dem Freispruch für den Mörder des unbewaffneten Schwarzen Teenagers Trayvon Martin entstand, hat Millionen von Amerikanern für ein Kernprinzip der Demokratie mobilisiert: die Gleichbehandlung vor dem Gesetz. Und die Ermordung von George Floyd durch die Polizei im Mai 2020 löste die größte Protestbewegung der amerikanischen Geschichte aus. Zwischen 15 und 26 Millionen Amerikaner – ein Zehntel der Erwachsenen – gingen auf die Straße. Im Frühsommer 2020 fanden mindestens 5000 Demonstrationen statt – rund 140 pro Tag. Die Proteste erfassten sämtliche Bundesstaaten, über 40 Prozent der Countys und sogar Kleinstädte. An ihrer Spitze standen zumeist junge Menschen, und sie waren auffallend multiethnisch: Über die Hälfte der Demonstranten (54 Prozent) waren weiß. Und im Gegensatz zu den 1960er Jahren, als in Umfragen regelmäßig eine Mehrheit die Bürgerrechtsdemonstrationen ablehnte, wurden die Black-Lives-Matter-Proteste von den meisten gutgeheißen. Fast drei Viertel der Amerikaner sympathisierten im Sommer 2020 mit den Demonstranten. Obwohl die Zustimmung anschließend abnahm, standen 2021 immer noch 55 Prozent der Amerikaner hinter der Kampagne. 22  
 
        Aber es war nicht nur Black Lives Matter. Donald Trumps Präsidentschaft rief eine massive Bürgerbewegung zur Verteidigung der Demokratie hervor. 23  Neue Organisationen – viele von ihnen überparteilich – entstanden, um Bürger- und Wahlrechte zu verteidigen, Wahlen zu schützen und die Rechtsstaatlichkeit aufrechtzuerhalten, und schlossen sich vorhandenen Organisationen an, wie der American Civil Liberties Union (ACLU), der League of Women Voters und der NAACP. Nach der Präsidentschaftswahl von 2016 entstanden Dutzende neuer landesweiter Organisationen zum Schutz der Demokratie.
 
        Auch junge Wähler schlossen sich in den Trump-Jahren dem Kampf für die multiethnische Demokratie an. Die Generation Z ist die diverseste Generation in der amerikanischen Geschichte. Es ist die am meisten vom Zustand der amerikanischen Politik beunruhigte und die bei Weitem am stärksten für die Prinzipien der multiethnischen Demokratie engagierte Generation. Laut einer Umfrage des Harvard Institute of Politics von 2022 waren zwei Drittel der Wahlberechtigten zwischen 18 und 29 Jahren der Ansicht, dass die Demokratie „in Schwierigkeiten“ stecke oder „gescheitert“ sei, und eine weitere Umfrage ergab, dass zwei Drittel der Amerikaner derselben Altersgruppe 2021 die Black-Lives-Matter-Bewegung unterstützten. 24  Junge Amerikaner stehen der Einwanderung positiver gegenüber als ältere Generationen und bevorzugen Wohnviertel mit diverser Einwohnerschaft. 25  Dies ist die Generation, die die multiethnische Demokratie in Amerika festigen wird.
 
        DEMOKRATIE VERTEIDIGEN
 
        Dass unser Verfassungssystem vier Jahre Trump-Präsidentschaft überlebt hat, könnte als Beweis dafür genommen werden, dass die Gefahr gar nicht so groß und die Warnung vor einem Niedergang der Demokratie übertrieben war – und ist. Doch das wäre ein Missverständnis. Die Demokratie hat überlebt, weil amerikanische Bürger, die sich um das Überleben ihrer Demokratie sorgten, sich zusammentaten, um sie zu verteidigen. Die Amerikaner sind verständlicherweise von den letzten sieben Jahren erschöpft. Die Demokratie zu verteidigen, ist anstrengend. Menschen bei einer Wahl nach der anderen, trotz aller um sie herum aufgetürmten Hindernisse, dazu zu bewegen, wählen zu gehen, kann selbst die Kräfte des eifrigsten Aktivisten überfordern.
 
        Da Trump – vorläufig – nicht mehr im Weißen Haus ist, könnte man versucht sein, den Schluss zu ziehen – oder sogar zu hoffen –, dass wir uns jetzt ausruhen können, dass unsere Demokratie nun wieder im Gleichgewicht ist. Doch wir sollten die Fehler der Vergangenheit nicht wiederholen, indem wir uns erschöpft aus der Öffentlichkeit zurückziehen. Prodemokratische Kräfte haben 2020 und 2022 bedeutende Siege errungen, aber die für Amerikas jüngsten Rückschritt verantwortlichen Faktoren – eine radikalisierte parteiliche Minderheit und Institutionen, die sie schützen und stärken – sind weiterhin vorhanden.
 
        Um die Demokratie zu verteidigen, braucht es keine Helden. Für die Demokratie einzustehen, bedeutet, für sich selbst einzustehen. In welcher Art von Gesellschaft wollen wir leben? Man denke an die Millionen von Amerikanern – junge und alte, religiöse und säkulare und aller möglichen Hautfarben –, die im Sommer 2020 im Namen der Gerechtigkeit auf die Straße gegangen sind. Die jungen Menschen, die damals demonstrierten, hätten sich vom System abwenden können, aber sie gingen stattdessen zur Wahl. Eine neue Generation von Amerikanern stand auf, um unsere unvollkommene Demokratie zu verteidigen. Aber sie haben uns auch das Bild einer besseren Demokratie vor Augen geführt – einer Demokratie für alle.
 
        Während die Generation des Bürgerrechtskampfs in die Geschichte übergeht, ist es an uns, eine wahrhaft multiethnische Demokratie aufzubauen. Künftige Generationen werden Rechenschaft von uns verlangen.
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        ESSAY
 
        FREIHEIT, KAPITALISMUS UND DEMOKRATIE
 
         Lea Ypi 
 
        Es gibt einen Schlüsselbegriff, auf den sich alle Konzepte von Demokratie berufen, so unterschiedlich die Methoden und Ansätze weltweit auch sein mögen: die Freiheit. Allerdings ist die globale Linke bei diesem Thema in letzter Zeit etwas in Verlegenheit geraten. Freiheit ist ein Begriff, bei dem es der politischen Rechten viel leichter fällt, ihn für sich zu beanspruchen, indem sie die Individualrechte den allgemeinen gesellschaftlichen Normen gegenüberstellt.
 
        Im Folgenden möchte ich darüber nachdenken, wie eine solide Idee von Freiheit für die Linke aussehen könnte und warum es notwendig ist, sie auf internationaler Ebene wieder zurückzugewinnen – anstatt zu versuchen, ohne sie auszukommen. Und ich möchte diese Frage in einer Art und Weise stellen, die uns dazu zwingt, sowohl über die Mikro- als auch über die Makroebene von historischen Entwicklungen nachzudenken: Inwiefern beeinflussen und beschneiden weltgeschichtliche Ereignisse das Leben einzelner Menschen, die mit ihnen konfrontiert sind? Inwiefern bemühen sich politische Institutionen um den Aufbau gewisser moralischer Ideale und scheitern dann an der Realisierung?
 
        Wollen wir Fortschritte erzielen, müssen wir uns mit zwei verschiedenen Arten des Scheiterns auseinandersetzen: Die sozialistischen Staaten haben es nicht geschafft, die von ihnen versprochene Freiheit zu verwirklichen, und die liberalen kapitalistischen Institutionen schaffen es nicht, die Freiheit über privilegierte Eliten und eine Handvoll größtenteils westlicher liberaler Gesellschaften hinaus auszuweiten. Entgegen der landläufigen Meinung, dass es dem Sozialismus nur um Gleichheit und Gerechtigkeit gehe und der Liberalismus im Gegensatz dazu auf Freiheit ausgerichtet sei, ist die sozialistische Tradition seit Marx tatsächlich derselben Idee von Freiheit verpflichtet, die philosophisch gesehen den Kern des Liberalismus bildet. Sie versteht die Freiheit bloß noch radikaler und zeigt in verschiedenen Hinsichten die Grenzen liberaler Theorien auf, die den Freiheitsbegriff auf bestimmte Kategorien von Menschen beschränken: auf die Bürgerinnen und Bürger eines bestimmten Staates oder auf die Vertreter einer bestimmten sozialen Klasse.
 
        FREIHEIT IN THEORIE UND PRAXIS
 
        Wir sollten Sozialismus und Liberalismus jedoch nicht nur als reine Gedankengebäude betrachten, sondern auch über die Widersprüchlichkeiten in der Erfahrung von Freiheit nachdenken, über das Spannungsverhältnis zwischen den moralischen Idealen, die wir hochhalten, und der Interpretation dieser Ideale durch die bestehenden Institutionen.
 
        Nehmen wir das Beispiel der Personenfreizügigkeit. Ich erinnere mich, wie ich zum ersten Mal mit meiner Großmutter aus Albanien in den Westen gereist bin. Ich war ungefähr elf Jahre alt, und es war etwas ganz Neues, dass Albaner ins Ausland reisen durften. Man hatte uns immer gesagt, dass wir nicht reisen konnten, weil unser Staat uns nicht reisen ließ und wir keinen Pass besaßen. Doch dann fiel die Berliner Mauer, der Kalte Krieg war zu Ende, der Staatssozialismus wurde aufgegeben. Fast über Nacht begann der Staat, jedem, der wollte, einen Reisepass auszustellen. Nur mussten wir feststellen, dass es mit dem Pass nicht getan war: Man brauchte außerdem ein Visum, für das nicht der eigene Staat zuständig war, sondern ein anderer. Plötzlich lag es also nicht mehr an unserem Staat, dass wir nicht reisen durften, sondern das Hindernis lag irgendwo außerhalb. Wir realisierten, dass wir auch deshalb nicht reisen konnten, weil ein anderer Staat es uns nicht erlaubte. Aber wenn Reisefreiheit ein sinnvoller Begriff sein soll, dann muss er sowohl in Bezug auf die Ausreise als auch in Bezug auf die Einreise gelten: Es muss die Freiheit sein, sowohl das eigene Land verlassen als auch ein anderes Land betreten zu dürfen. Wenn man mir sagt, es stehe mir ganz frei, meinen Hörsaal zu verlassen, ich aber auf den Flur gehe und feststelle, dass dort alle anderen Türen verschlossen sind, kann ich mich dann wirklich frei bewegen? In genau dem historischen Augenblick, in dem die sozialistischen Staaten des Ostens aufhörten, ihre Bürgerinnen und Bürger an ihren Grenzen zu erschießen, begannen die kapitalistischen Länder des Westens, mit Booten auf ihren Meeren zu patrouillieren. Die Migranten starben immer noch. Nur die Farbe der Uniformen hatte gewechselt, und die Flaggen, unter denen die Verbrechen verübt wurden.
 
        Ich komme auf Migration zu sprechen, weil sich an diesem Thema in den heutigen liberalen Demokratien viele Debatten entzünden und weil Migration ein gutes Prisma ist, um zu untersuchen, was an den vorherrschenden Auffassungen von Freiheit falsch ist: dass die Freiheit nämlich für die einen gilt, für andere aber nicht. Migration ist aber auch ein Brennglas, mit dem sich ganz allgemein die Beziehung zwischen Freiheit und Fortschritt untersuchen lässt. Wir sind heute so stark miteinander verflochten, dass die Auswirkungen davon, dass Menschen in einem Teil der Welt unter Ungerechtigkeit leiden, auch in anderen Teilen der Welt zu spüren sind. Migrationsbewegungen sind nur eine Folge davon. Die Vorstellung, dass wir einfach die Grenzen dichtmachen oder die Freiheit nur an einem Ort, in einem einzelnen Staat oder einer Gruppe von Staaten, für eine bestimmte Gruppe von Menschen verwirklichen können, kann schon allein deshalb nicht funktionieren. Wir müssen die Freiheit als globale Freiheit und die Demokratie als globale Demokratie begreifen. Aber wie genau?
 
        FREIHEIT IN DER KRISE
 
        Die Krise der Demokratie, die wir momentan erleben, hat eine merkwürdige Spannung ans Licht gebracht. Zum einen hat sie sämtliche Globalisierungstheorien infrage gestellt, die – oft mit einiger Vorfreude – das Ende des Nationalstaats und den Tod der nationalen Souveränität vorhersagten. Zum anderen zeigt sich nun, wie weit sich die Demokratie von der einzigen Vorstellung von Souveränität entfernt hat, die den Staat moralisch attraktiv macht und demokratisch legitimiert: der Volkssouveränität – der Vorstellung also, dass wir gleichberechtigte Urheber der Gesetze sind, denen wir uns unterwerfen müssen.
 
        Das moderne Ideal der Demokratie beruht auf einem ganz besonderen Legitimationskonzept. Es unterscheidet sich sowohl von dem der Antike, in der die Stadtgemeinde der Ursprung der moralischen Normen war, als auch von dem des Mittelalters und der frühen Neuzeit, als man sich auf das göttliche Recht der Monarchen berief. Der moderne Begriff von Legitimation ist eng mit dem der Freiheit verbunden: Er wird für die Erklärung herangezogen, warum in Freiheit und Gleichheit geborene Individuen bereit sind, ihre gesetzlose Freiheit des Naturzustands aufzugeben und gegen eine Freiheit einzutauschen, die im Zusammenschluss mit anderen Menschen entsteht und durch Gesetze geregelt ist. Diese der Demokratie zugrunde liegende Legitimierung erklärt auch, warum der Staat, und nur der Staat, im Notfall die Befugnis hat, ausgerechnet jene Dinge vorübergehend auszusetzen oder einzuschränken, zu deren Schutz er doch eigentlich existiert: die Freiheit, sich zu bewegen, sich mit anderen zusammenzuschließen oder bei Wahlen seine Stimme abzugeben.
 
        Solche Freiheiten sind in den Gründungsdokumenten der meisten bestehenden liberalen Demokratien rechtlich festgeschrieben. Um die Krisen zu bewältigen, die wir in jüngster Zeit erlebt haben – Finanzkrise, Pandemie, Kriege –, wurden die meisten dieser Freiheiten, wenn nicht sogar alle, im Rahmen von Notmaßnahmen zeitweise ausgesetzt oder eingeschränkt. Ausnahmezustände sind in der Regel Kurzzeitphänomene, aber sie sagen auch etwas Wichtiges über die allgemeine Lage aus. Notstandsregelungen schaffen einen Präzedenzfall für eine neuartige Machtkonzentration in den Händen einiger weniger: der wissenschaftlichen Experten, der Nachrichtendienste sowie der wirtschaftlichen und politischen Eliten, die sich auf die Autorität des Staates stützen, um den Gehorsam aller zu fordern, aber seinen Schutz nur wenigen zukommen lassen.
 
        Die Frage der Freiheit stellt uns daher vor die Herausforderung, im Lichte unserer historischen Erfahrungen neu über die Grundlagen unserer Demokratie nachzudenken. Das Scheitern des Sozialismus in Osteuropa hat uns gelehrt, dass einige Freiheiten nicht verhandelbar sein sollten: Redefreiheit, Gedankenfreiheit, Demonstrationsfreiheit, Vereinigungsfreiheit, Bewegungsfreiheit. Aber wir müssen den Schutz dieser grundlegenden Freiheiten an solide Garantien für gesellschaftliche Freiheiten koppeln, wie zum Beispiel die Entfaltungsfreiheit und die Freiheit, das eigene moralische Potenzial auszuschöpfen. Mit anderen Worten: Die erstgenannten Freiheiten dürfen nicht bedeutungsleer sein. Die Gedankenfreiheit ist wichtig, aber was ist sie wert, wenn die Menschen gar keinen Zugang zur Kultur haben? Was ist das für eine Gedankenfreiheit, wenn alles, worüber wir uns Gedanken machen, durch den Datenfluss von Algorithmen reguliert wird, die nur darauf ausgerichtet sind, dass private Unternehmen damit Gewinne erzielen?
 
        Will man sich ernsthaft mit Freiheit auseinandersetzen, muss man also auch die Grundlagen der Demokratie neu denken. Zu diesem Zweck sollten wir uns die Beziehung zwischen Liberalismus und Kapitalismus ansehen und ihre Verbindung als ein geschichtliches Phänomen betrachten, samt der Versprechungen und Enttäuschungen, die sie mit sich gebracht hat.
 
        GRENZEN DES LIBERALISMUS
 
        Unter Liberalismus kann man alles Mögliche verstehen, er darf nicht mit Kapitalismus in einen Topf geworfen werden. Der Kapitalismus ist ein Geflecht aus politischen und wirtschaftlichen Beziehungen; der Liberalismus hingegen ein Gerüst aus Ideen. Zwar wäre der Kapitalismus nicht der Kapitalismus, wenn er sich nicht auf liberale Theorien stützen könnte, aber nicht alle liberalen Theorien unterstützen den Kapitalismus. Es gab immer auch progressive Liberale, von John Stuart Mill bis John Rawls, die dem Kapitalismus kritisch gegenüberstanden und sich für alternative Formen der Gesellschaftsordnung wie die Eigentumsdemokratie oder den Sozialliberalismus aussprachen.
 
        Dies bringt den Liberalismus in eine merkwürdige Position: Insofern er mit dem Kapitalismus Hand in Hand geht, ist er ein real existierendes historisches Phänomen. In dem Maße, in dem er von ihm abweicht oder ihm einen ideellen Überbau gibt, ist er hingegen ein gesellschaftliches Ideal. Mit der Politikwissenschaftlerin Judith N. Shklar gesprochen: Der Liberalismus hat eine Kernidee, nämlich die Freiheit, und er hat ein Kernversprechen: die Freiheit von Angst.
 
        So wie ich es sehe, ist der Liberalismus nicht imstande, Angstfreiheit herzustellen, weil liberale Gesellschaften in ihrer Allianz mit kapitalistischen Wirtschaftsstrukturen ihre ganz eigenen Pathologien hervorbringen. Zwar unterscheiden sich diese Pathologien von den Ängsten vor Despotismus oder Intoleranz, denen sich der Liberalismus entgegenstellt, sie sind aber auf eigene Weise destruktiv.
 
        Sozialisten erklären die Pathologien des Liberalismus gerne mit den materiellen Umständen, in denen die Idee des Liberalismus entstand. Aber schon lange bevor die Sozialisten ihre Kritik formulierten, standen die Spannungen des Liberalismus, selbst in seiner idealen Form, seinen scharfsinnigsten Beobachtern deutlich vor Augen. Die intellektuellen Ursprünge des Liberalismus liegen in den Religionskriegen des 16. und 17. Jahrhunderts und in der Kombination dreier Elemente: einer eigenen moralischen Anthropologie, einer Wirtschaftstheorie und einer politischen Theorie. Alle drei brachten die liberalen Visionäre dazu, eine klare Vorstellung davon zu entwickeln, was Macht ist und wie sie ausgeübt werden sollte; sie ließen eine liberale Utopie entstehen, auf deren Verwirklichung wir noch immer warten. Doch in allen drei Bereichen zeigten schon frühe Kritiker die Probleme auf, die liberale Versprechungen zu dem machten, was sie bis heute sind: nichts als Versprechungen.
 
        Betrachten wir zunächst die Anthropologie des Liberalismus. Die Befreiung des einzelnen Individuums vom Joch der Obrigkeit fand viel Beifall, und es entstand ein gefeiertes neues Ideal: die Zivilgesellschaft. Ihre Grundlage war der „doux commerce“, wie Montesquieu es nannte, der allgemeine Beitrag des Handels zu materiellem Wohlstand und friedvollen Beziehungen zwischen den Menschen. Doch so sehr man auch begrüßte, dass nun das Individuum im Mittelpunkt stand (der Egoismus des Einzelnen sei sogar Quelle des Gemeinwohls, hieß es), gab es bereits im 18. Jahrhundert bedeutende Kritik an der Handelsgesellschaft und den von ihr hervorgebrachten zerstörerischen psychologischen Neigungen, die da wären: Selbstbezogenheit, Gier, Neid, Misstrauen, Gerangel um eigentlich überflüssige und luxuriöse Güter, Überbewertung des bloßen Scheins, Geltungsdrang, Bedürfnis nach äußerer Anerkennung, Rivalität, Gleichgültigkeit gegenüber dem Schicksal der Schwächsten, ausbeuterisches Verhalten.
 
        Schauen wir uns zweitens die Beziehung zwischen Wirtschaftstheorie und Staatstheorie an. Wie viele der frühen Kritiker feststellten, sangen die Liberalen zwar Hochgesänge auf die Handelsgesellschaft, brauchten aber den Staat, um ihr Fortbestehen zu gewährleisten. Die Liberalen schrieben sich die Erfindung der Menschenrechte und das universelle Ideal der Staatsbürgerschaft auf die Fahnen, die in der französischen und amerikanischen Revolution bejubelt wurden. Auch das Ende der an Grundbesitz gekoppelten Repräsentation und die Zerstörung der Autoritätsstrukturen des Adels und der Kirche verbuchten die Liberalen für sich. Doch dieses universelle Ideal war ständig durch den Konflikt zwischen den Anforderungen der Handelsgesellschaft und denen des Staates bedroht. Einerseits ist der Staat notwendig, um das Privateigentum und die Rechte und Pflichten sicherzustellen, die das Funktionieren der Handelsgesellschaft erst ermöglichen. Andererseits ist der Staat auf die Besteuerung und den Beitrag der Wohlhabenden zu seiner Finanzierung angewiesen, um Ordnung und Stabilität wahren zu können. Aber die Höhe der Besteuerung und der öffentlichen Ausgaben, die notwendig sind, damit die Ungleichheit nicht die Stabilität ins Wanken bringt, kann politisch eine derart spaltende Wirkung entfalten, dass das universelle Ideal bürgerlicher Solidarität Risse bekommt. Die alten Klassen- und Statusunterschiede treten wieder auf, nur in moderner Form. Um dieser Gefahr zu begegnen, lagert der Staat einen Teil seiner Probleme an das internationale Kredit- und Debitorenwesen aus, wodurch die Ungleichheit im eigenen Land notdürftig ausgeglichen werden kann, wenn auch um den Preis anarchischer Verhältnisse auf globaler Ebene.
 
        LIBERALE UNFREIHEIT
 
        Dies bringt uns zur dritten Quelle von Angst, die der Liberalismus produziert. Die klassischen Liberalen versuchten, die Rolle des Staates einzudämmen, und feierten die Zivilgesellschaft als eine spontane, nicht-hierarchische Struktur, in der alle gleich sind. Dieses Lob auf die Zivilgesellschaft war eingebettet in eine Stufentheorie der geschichtlichen Entwicklung, die von vielen Proto-Liberalen, darunter Adam Smith, Adam Ferguson und John Millar, vertreten wurde. Für Denker wie Smith besteht die Geschichte im Wesentlichen aus einer Abfolge von materiellen Beziehungen, die sich in unterschiedlichen Produktionssystemen ausdrücken: Zuerst gab es Jäger und Sammler, dann Viehzüchter, dann die Bauerngesellschaft, und als Kulminationspunkt nun die überlegene Handelsgesellschaft. Ein solches Hoffnungsnarrativ und die ihm jeweilig zugrunde liegende geschichtliche Stufentheorie ist jedoch vom Wesen her hierarchisch. Der Preis der liberalen Verheißung eines Triumphs der Zivilgesellschaft besteht aus einer Aburteilung von alternativen Lebensformen (etwa der Jäger und Sammler und der Ackerbauern) als minderwertige Stufen der historischen Entwicklung. In der Folge werden Menschen, die an diesen Gesellschaftsformen festhalten, auf aggressive Weise als primitiv, rückständig und umerziehungsbedürftig diffamiert. Auch hier erzeugt der Liberalismus seine eigene, unverwechselbare Angst, nämlich die Angst vor Kolonialismus und Imperialismus. Das ist keineswegs ein Kollateralschaden, es handelt sich nicht bloß um eine inkonsequente Anwendung liberaler Normen (wie wenn man bestimmte Rechte und Freiheiten für Menschen auf der einen Seite des Planeten einfordert, während man sie anderen verweigert). Es ist vielmehr ein wesentlicher Bestandteil des liberalen Sendungsbewusstseins, die Errungenschaften der Zivilgesellschaft all jenen Menschen angedeihen zu lassen, die selbst vermeintlich nicht in der Lage sind, sie zu verwirklichen.
 
        Liberale zucken bei der Geschichte des Kolonialismus oft mit den Schultern, als hätte diese rein gar nichts mit ihren Idealen zu tun. Aber die Angst vor Kolonialisierung – wie auch vor Neokolonialismus in Form von Schuldenabhängigkeit, dem Diktat internationaler Institutionen, in denen liberale Länder des Westens das Sagen haben, oder „humanitären Interventionen“ – ist kein bedauerlicher Nebeneffekt. Diese Angst ist das Ergebnis einer Geschichtstheorie, in der die liberale kapitalistische Gesellschaft die höchste Stufe eines Prozesses darstellt, die es sich zum Ziel gesetzt hat, rückständige Menschen von ihrer eigenen Beschränktheit und Unterdrückung zu befreien.
 
        All dies wirft die grundlegende Frage nach dem liberalen Verständnis von Freiheit auf und nach ihrem Verhältnis zur Macht. Liberale bemühen sich stets um eine Begrenzung von Staatsmacht, religiösen Autoritäten und jeder Form von kollektiver Organisation, die sich an die individuelle Freiheit heranmacht. In seinem steten Bestreben, Macht aufzuspalten, erzeugt der Liberalismus jedoch seine eigenen charakteristischen Machtstrukturen, seine eigenen Ängste und seine eigene Art von Unfreiheit. Liberale Machtstrukturen haben eher anonymen als personalen Charakter, sie treten eher spontan als geplant in Erscheinung, und die psychologischen Haltungen, die sie festigen, fördern eher Selbstbezogenheit und Gleichgültigkeit anstelle von offener Aggression. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Ängste, die der liberale Kapitalismus erzeugt, weniger besorgniserregend oder weniger weit verbreitet wären als die Ängste, die der Liberalismus abzuschaffen versucht. Wenn überhaupt, dann sind sie vielleicht noch perfider. Wo Macht verteilt, spontan und anonym ist, ist es noch schwieriger, sich gegen sie zu behaupten.
 
        Der politischen Rechten ist es gelungen, in diesen Diskursen die Themen zu setzen und uns glauben zu machen, dass die Konflikte, die wir erleben, auf den Gegensatz von liberal-kosmopolitisch versus kommunitaristisch reduzierbar sind. Bislang ist die Rechte damit durchgekommen, weil es ihr gelungen ist, Bürgerinnen und Bürger davon zu überzeugen, dass sich die Probleme des Kapitalismus auf Probleme der politischen Zugehörigkeit eindampfen lassen. Wenn man bloß eine Antwort auf die Frage fände, wer wo dazugehört, habe man die Konflikte unserer Zeit gelöst. Aber die Migrationsbewegungen sind, wie ich bereits ausgeführt habe, nicht Ursache der Probleme, sondern eher ein Symptom der Krise. Wenn politischer Fortschritt etwas mit der Herausforderung zu tun hat, die Fehler der Vergangenheit tunlichst zu vermeiden, dann kann Ausgrenzung nicht die Lösung sein. Eine progressive Alternative muss damit beginnen, die Begriffe infrage zu stellen, mit denen der Link zwischen Freiheit und Demokratie im alltäglichen Politikbetrieb diskutiert wird.
 
        WAS TUN?
 
        Damit wären wir beim Versagen der politischen Linken. Unter politischem Fortschritt werden heute abstrakte Gesetze und Rechtsansprüche verstanden, das heißt die Frage danach, wer die Gesetze formuliert und erlässt, wer einbezogen und wer ausgeschlossen wird. Im Namen des Fortschritts wird nur noch auf die Bedingungen der politischen Mitgliedschaft oder der Zugehörigkeit zu einer Gruppe geblickt. Migration wird als Problem wahrgenommen, weil man die Frage der politischen Zugehörigkeit für die Lösung hält. Kulturkämpfe werden so erbittert geführt, weil es in ihnen um die Kontrolle von Zugehörigkeit zu gesellschaftlichen Gruppen geht. Wenn die Linke nicht über Rechtsansprüche und Kulturfragen hinauskommt, um die Verbindung zwischen Demokratie und Kapitalismus neu zu denken, lässt sich schwerlich ausmachen, wie die vorgeschlagenen Lösungen auf lange Sicht nicht alle in irgendeiner Weise auf den Ausschluss von Menschen hinauslaufen sollen (und damit den Rechten in die Hände spielen).
 
        Wie ist eine Erneuerung möglich? Hier sitze ich ein wenig zwischen den Stühlen. Einerseits glaube ich an das Projekt der Aufklärung in Form kritischer Geistesarbeit, an das Aufzeigen moralischer Doppelstandards, an das Aufdecken von Widersprüchlichkeiten zwischen dem Ideal der Freiheit und seiner Verwirklichung in unseren Institutionen. Außerdem glaube ich, dass Freiheit mit moralischer Handlungsfähigkeit verbunden ist: Mir geht es nicht um die Freiheit der längst vergangenen sozialistischen Welt oder um die Freiheit des problembehafteten Kapitalismus, sondern um ein Bewusstsein für unsere moralische Verantwortung gegenüber anderen, um die Pflicht, sich mit der Vergangenheit auseinanderzusetzen und anzuerkennen, was wir künftigen Generationen schulden – und zwar in einer Weise, die einer echten Demokratie, sowohl wirtschaftlich als auch politisch, auf globaler Ebene den Rücken stärkt.
 
        Andererseits bin ich aber auch Materialistin. Wir leben in einer Welt der Ungerechtigkeit, die durch namenlose gesellschaftliche Strukturen stetig reproduziert wird, und in der die bestehenden Institutionen nur die vorherrschenden Machtverhältnisse widerspiegeln. Wenn wir also nicht kollektiv etwas an den materiellen Anreizen ändern, wenn wir den Markt nicht demokratisieren, wenn wir die politischen Institutionen nicht umgestalten, wird es immer eine Kluft geben zwischen der Welt, wie sie sich uns darbietet, und der Welt, wie sie sein sollte. Moralisch gesehen ist eine Welt voller Ungleichgewichte – in der Verteilung von Macht, von Bewegungsmöglichkeiten, von materiellen Ressourcen, von Wissensproduktion – keine freie Welt. Und eine Welt, in der nicht jeder frei ist, ist eine Welt, die für niemanden wirklich frei sein kann.
 
         
          Aus dem Englischen von Birthe Mühlhoff, Dresden
 
           LEA YPI  
ist Professorin für Politische Theorie an der London School of Economics (LSE) und Professorin für Philosophie an der Australian National University in Canberra.
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          ANDREA DIEFENBACH
 
           REALITATEA. MOLDAU AUS FOTOGRAFISCHER PERSPEKTIVE 
 
          Seit etwa 30 Jahren befindet sich die Republik Moldau in einem Transformationsprozess, der sich in widersprüchlichen Identitäten äußert. Wer die Gesellschaft, die zwischen der EU und Russland zerrissen ist, verstehen will, sollte raus aufs Land in die Dörfer fahren.
 
        
 
         
          FLORIAN KÜHRER-WIELACH · SVETLANA SUVEICA
 
           ZWISCHEN DEN MÄCHTEN. IDENTITÄTEN, IDEOLOGIEN UND MENSCHEN IN DER MOLDAUISCHEN GESCHICHTE  
 
          Vom 18. bis ins 20. Jahrhundert wurde das Gebiet der heutigen Republik von inneren und äußeren Umbrüchen geprägt. Der Einfluss verschiedener Großreiche und Nachbarstaaten, etwa Rumäniens, des russischen Zarenreichs oder der Sowjetunion ist bis heute spürbar.
 
        
 
         
          ANASTASIA POCIUMBAN
 
           FRAGILE STABILITÄT  
 
          Sicherheit und wirtschaftlicher Aufschwung sind die zwei größten politischen Herausforderungen, die die Republik Moldau derzeit umtreiben. Desinformationskampagnen Russlands und schwindender Konsens im Land schwächen den proeuropäischen Kurs der Regierung.
 
        
 
         
          NADJA DOUGLAS
 
           MACHTFRAGEN UND IHRE AUSHANDLUNG. ZUM POLITISCHEN SYSTEM DER REPUBLIK MOLDAU 
 
          Auf politisch-institutioneller Ebene haben sich in der moldauischen Demokratie verschiedene Veränderungen vollzogen, die sich in Regierung, Parteien und Justiz widerspiegeln. Nicht zuletzt der langjährige Einfluss von Oligarchen war für ihre schwierige Lage verantwortlich.
 
        
 
         
          YELIZAVETA LANDENBERGER
 
           TEILE UND HERRSCHE. SEPARATISMUS UND RUSSISCHE EINFLUSSNAHME IN DER REPUBLIK MOLDAU 
 
          Ähnlich wie im Nachbarland Ukraine sind historische und ethnonationale Konflikte in Moldau das Einfallstor für russische Propaganda. Im Fokus stehen dabei die autonome Region Gagausien und das seit den 1990er Jahren isolierte Transnistrien.
 
        
 
         
          BARBARA LIPPERT
 
           STRATEGISCHE WENDE? EU-ERWEITERUNGSPOLITIK IN SÜDOST- UND OSTEUROPA 
 
          Bedingt durch außen- und sicherheitspolitische Gründe, will die EU die Beitrittsprozesse der Republik Moldau, der Ukraine oder des Westbalkans beschleunigen, ohne auf bewährte Kriterien zu verzichten. Eine schrittweise Integration soll Zielkonflikte abmildern.
 
        
 
         
          JANA STÖXEN
 
           MOLDAU ON THE MOVE. MIGRATIONSBEWEGUNGEN GESTERN, HEUTE UND MORGEN 
 
          Seit den 1990er Jahren prägt Arbeitsmigration die Realität in der Republik Moldau entscheidend. Die Frage, was berufliche, soziale und politische Zugehörigkeit in einem transnationalen Raum bedeutet, wirkt sich auch auf politische Richtungsentscheidungen aus.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Am 24. Oktober in diesem Jahr wird die Bevölkerung in der Republik Moldau zu den Wahlurnen gebeten. Nicht nur will sich die proeuropäische Staatspräsidentin Maia Sandu nach einer vierjährigen Amtszeit zur Wiederwahl stellen, sondern es soll auch ein Referendum über die Frage abgehalten werden, ob die moldauischen Beitrittsbestrebungen zur Europäischen Union zum verbindlichen Verfassungsziel erhoben werden. Beiden Richtungsentscheidungen kommt eine wesentliche Bedeutung zu, sind sie doch eng mit dem gesellschaftlichen Zusammenhalt und der Zukunft des südeuropäischen Landes verknüpft. Die Debatte über die politische und wirtschaftliche Bündnisfrage wird dabei von schrillen, kremlnahen Kräften übertönt und zum Kulturkampf zwischen Ost und West ausgeweitet.
 
        Die Republik Moldau, die an Rumänien und die Ukraine angrenzt, erklärte im Sommer 1991 ihre Unabhängigkeit von der Sowjetunion. Bereits in den Gründungsjahren rang das Land um seine territoriale Integrität: Die Region Transnistrien sagte sich in einem kurzen bewaffneten Konflikt völkerrechtswidrig von der Zentralregierung in Chișinău los; seitdem sind dort russische „Friedenstruppen“ stationiert. Die Region Gagausien verblieb im Staat, sicherte sich aber weitgehende Autonomierechte. Zum Zugehörigkeitskonflikt kamen Armut, Auswanderungswellen und der Übergriff von Oligarchen auf die junge, nicht konsolidierte Demokratie hinzu. Mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine suchten 2022 Tausende Geflüchtete Schutz im Land, die Energiepreise stiegen, die Sicherheitslage bleibt weiterhin angespannt.
 
        Die Menschen in Moldau werden im Narrativ der machtpolitischen Zwänge und Transformationsschmerzen oft vergessen. Viele treten trotz widriger Bedingungen für gesellschaftliche Verständigung, Toleranz und Freiheit ein. Sie nehmen das Schicksal ihres Landes in die Hand.
 
         Martin Schiller 
 
      

       
        REALITATEA
 
        Moldau aus fotografischer Perspektive
 
         Andrea Diefenbach 
 
        Auf der Suche nach der sozialen Identität der Republik Moldau bin ich für beinahe zehn Jahre immer wieder durch die ländlichen Regionen des kleinen südosteuropäischen Landes gereist, habe einzelne Orte oder Veranstaltungen besucht, bin auf außergewöhnliche Orte und Begebenheiten gestoßen und habe verschiedene Menschen getroffen. Die Aufenthalte wurden zu einer Zeitreise in ein Land, das seit seiner Unabhängigkeit vor 30 Jahren in einer anhaltenden Identitätskrise steckt.
 
        Die Serie „Realitatea“, aus der verschiedene Bilder in dieser APuZ-Ausgabe zu sehen sind, ist mein zweites Fotobuch über die zwischen EU und Russland, Stillstand und Fortschritt, Korruption und Rechtsstaatlichkeit hin- und hergerissene Republik. 2007 war ich zum ersten Mal dort, um eine kurze Magazin-Reportage über Frauenhandelsopfer zu fotografieren. Dabei erfuhr ich, dass damals etwa ein Viertel – heute ist es mehr als ein Drittel – der erwachsenen Bevölkerung das Land verlassen hatte, um im Ausland zu arbeiten. Von 2008 bis 2010 habe ich daraufhin an meinem Buchprojekt „Land ohne Eltern“ über die getrennten Familien in Moldau gearbeitet und mich mit den zurückgelassenen Kindern und deren Eltern befasst, die in Italien als Arbeitsmigranten lebten.
 
        Auch im Anschluss an dieses Projekt hat mich das Land nicht losgelassen. Nach der Abwahl der kommunistischen Regierung 2009 und den zunächst aufkeimenden Hoffnungen auf Wandel wurde relativ schnell klar, dass das Land politisch instabiler denn je würde. Premierminister wurden in kurzen Intervallen ausgetauscht, eine Milliarde Dollar verschwand von den Konten der staatlichen Banken, und Moldau drohte im Würgegriff der Oligarchen zu ersticken. Der Strukturwandel vollzog sich nur schleppend, nicht zuletzt bedingt durch den eingefrorenen Konflikt mit der prorussischen separatistischen Region Transnistrien sowie durch staatliche Korruption und organisierte Wirtschaftskriminalität. Die seinerzeit 180 Euro monatlicher Durchschnittslohn schienen kaum glaubhaft, wenn man Chişinău besuchte. Teure Geländewagen fuhren – und fahren heute noch – durch die Straßen der moldauischen Hauptstadt, und im Zentrum schossen neue Wohnblöcke mit exklusiven Eigentumswohnungen in die Höhe. Doch diesen sichtbaren Reichtum teilten sich nur wenige Vermögende und die Gefolgsleute der politischen Eliten. Bei genauerem Hinsehen waren auch schon vor 15 Jahren all jene Defizite zu erkennen, die ein Land in einem stagnierenden Transformationsprozess kennzeichnen. Noch deutlicher wird dies, wenn man Chişinău hinter sich lässt und dorthin fährt, wo das Herz des Landes schlägt – in die Dörfer.
 
        Die Republik Moldau ist auch ein Land, das bessere Zeiten kannte, dessen Kultur und Menschen davon zeugen. Es ist eine einzigartige Region in Europa, in der eine bewegte geostrategische Geschichte zugleich eine Brücke zwischen den EU-Ländern und Russland bildet, wohl aber auch ein Grund für die Zerrissenheit der Gesellschaft ist. Man trifft auf ein Land und eine Gesellschaft an der Peripherie des Kontinents, das im kollektiven Bewusstsein Westeuropas immer noch ein blinder Fleck ist.
 
        Der rumänische Titel des Bildbandes „Realitatea“ – die Realität – stammt aus der Rubrik einer lokalen Tageszeitung (siehe S. 5) und bezieht sich einerseits auf die politische Situation Moldaus während des vergangenen Jahrzehnts bis zur Wahl der aktuellen Präsidentin Maia Sandu 2020 und andererseits auf den Alltag außerhalb von Chişinău, wo die Menschen ungeachtet der unzähligen Wahlen und politischen Konstellationen mit dem Überleben beschäftigt sind.
 
        Schließlich ist der Titel eine Anspielung auf die vermeintliche Authentizität des Mediums Fotografie.
 
         
           ANDREA DIEFENBACH  
ist Fotografin. Ihre Arbeiten wurden vielfach ausgezeichnet und ausgestellt, etwa in der Hamburger Kunsthalle oder im Museum Folkwang in Essen. Seit 2022 ist sie Professorin für Fotografie an der Hochschule für Künste in Bremen.
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          The Plan, the Theft, and the Beneficiaries, 18. Oktober 2019
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        ZWISCHEN DEN MÄCHTEN
 
        Identitäten, Ideologien und Menschen in der moldauischen Geschichte
 
         Florian Kührer-Wielach · Svetlana Suveica 
 
        Die Geschichte der Moldau (rumänisch Moldova) ist von offenem kulturellem Austausch, aber auch permanenten Bedrohungen durch die Großmächte in der Region geprägt. Mit der russischen Aggression gegen die Ukraine im Frühjahr 2022 ist das kleine, aber in geopolitisch bedeutender Lage befindliche Land in den Fokus der medialen und politischen Aufmerksamkeit gerückt. Seit ihrer staatlichen Unabhängigkeit 1991 ringen die Republik und ihre Bürgerinnen und Bürger um eine Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse. Damit eng verbunden ist die Suche nach einer eigenständigen moldauischen Identität, die sich von der rumänischen abgrenzt, ohne die Gemeinsamkeiten zu verleugnen, und gleichzeitig einen adäquaten Umgang mit dem russischen beziehungsweise sowjetischen Erbe findet. Die komplexe Situation der Republik Moldau lässt sich mit einem Blick in die bewegte Vorgeschichte dieses Landes und seiner Gesellschaft besser verstehen. Sie ist bestimmt durch eine die gesamte Region prägende historische Dynamik, die sich zwischen Fremdherrschaft und Selbstbestimmung sowie wirtschaftlicher Rückständigkeit und kulturellem Reichtum entfaltet.
 
        DAS FÜRSTENTUM MOLDAU
 
        Mit der dem Woiwoden Bogdan I. zugeschriebenen Loslösung aus der ungarischen Herrschaft und der Gründung eines selbstständigen Fürstentums entstanden im 14. Jahrhundert die Grundlagen einer Staatlichkeit, auf die sich heute sowohl die Republik Moldau als auch die gleichnamige Region im heutigen Rumänien beziehen. Bogdans Herrschaftsbereich erstreckte sich von den Ostkarpaten bis zum Dnister, im Süden grenzte er an die Walachei und an die Dobrudscha. 01  
 
        Der Name Moldau beziehungsweise Moldova leitet sich vom gleichnamigen Fluss in der heutigen Südbukowina ab. Die Herkunft des Toponyms „Moldau“ ist nicht eindeutig geklärt, die Sprachforschung verweist auf dakische, deutsche und slawische Etymologien. 02  Als das Fürstentum Moldau entstand, siedelten in der Region verschiedenen Gruppen, unter anderem Ungarn, Tartaren, Walachen und Kumanen. 03  Im Laufe der Jahrhunderte schrieben sich auch deutsche Siedler in die moldauische Regionalgeschichte ein – unter ihnen Ritter, Handwerker und Händler. 04  
 
        Das Fürstentum stand die meiste Zeit unter polnischer und ungarischer, später unter osmanischer Oberhoheit. 05  Als seine Hochblüte wird die Herrschaft Stefans des Großen (1457–1504) betrachtet, da er der Moldau eine gewisse Selbstständigkeit gegenüber den dominierenden Mächten in der Region verschaffen konnte. 06  Gleichzeitig entwickelte sich das Gebiet zu einem Zentrum des orthodoxen Christentums. Architektur und Malerei der Kirchen und Klöster verweisen auf starke byzantinische, aber auch westliche Einflüsse. 07  Dieses kulturell-konfessionelle Selbstverständnis prägt weite Teile der moldauischen Gesellschaft bis in die Gegenwart.
 
        Mit der Expansion des Osmanischen Reiches im 16. Jahrhundert wurde das Fürstentum Moldau zu einem Vasallenstaat der Hohen Pforte. Die Bevölkerung des Fürstentums litt unter den hohen Tributzahlungen, Kriegen und Plünderungen. 1775 fiel der Nordwesten des Fürstentums an Österreich und entwickelte sich zum sogenannten Kronland Bukowina. 08  
 
        TEIL DES ZARENREICHES (1812–1917)
 
        Infolge der russisch-türkischen Kriege annektierte das Zarenreich 1812 den östlichen Teil des Fürstentums Moldau zwischen Pruth und Dnister. Der westliche Teil Moldaus sollte sich schrittweise der benachbarten Walachei annähern. 1859 ging aus der Vereinigung dieser beiden Fürstentümer der erste rumänische Staat hervor.
 
        Der vom Russischen Reich annektierte Teil der Moldau erhielt den Namen Bessarabien, angelehnt an die walachische Fürstendynastie Basarab. Das Russische Reich förderte die Ansiedlung von Bulgaren, Gagausen sowie Deutschen, Franzosen und Schweizern in Südbessarabien, indem diese von Steuern und Militärdienst befreit wurden. 09  Der Anteil der „ethnischen“ Moldauer sank somit von 86,8 Prozent im Jahr 1817 auf 47,58 Prozent im Jahr 1897. Jüdische Zuwanderer waren vor allem in den Städten präsent, sie stellten zum Ende des 19. Jahrhunderts fast die Hälfte der Bevölkerung Chișinăus.
 
        In den ersten Jahren nach der Annexion genoss Bessarabien administrative Autonomie. Alte moldauische Gesetze und die Verwendung der moldauischen, also der rumänischen Sprache in der Verwaltung, blieben erhalten. Die lokalen Eliten erhielten wirtschaftliche und soziale Privilegien für ihre Loyalität zum Zaren. Ab 1828 wurde jedoch die zaristische Gesetzgebung eingeführt, ein russischer Gouverneur eingesetzt und Russisch als Verwaltungssprache etabliert. Der Versuch, das Russische auch in der Liturgie der neugegründeten Eparchien Chișinău und Hotin durchzusetzen, blieb allerdings ohne Erfolg. Auch das schwach entwickelte Schulsystem führte dazu, dass sich die Russifizierung tendenziell auf den Bereich der Verwaltung beschränkte.
 
        Der südliche Teil Bessarabiens war nach dem Krimkrieg (1853–1856) an die rumänischen Fürstentümer gefallen. Hier wurde die rumänische Sprache in Verwaltung, Rechtssystem und Bildungswesen wieder eingeführt, im Gegensatz zum Rest der Region, wo sie 1871 endgültig verboten wurde. Modernisierungsbestrebungen kamen im russischen Teil Bessarabiens auch im Vergleich zu anderen Regionen Russlands verspätet zum Tragen: 1869 wurde das Zemstvo als lokales Selbstverwaltungsorgan mit Zensuswahlrecht eingeführt und für rund 20000 Roma die Leibeigenschaft aufgehoben.
 
        In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts war Bessarabien Gegenstand konkurrierender politischer und intellektueller Elitendiskurse zwischen dem Russischen Reich und Rumänien. 10  Mit der Auflösung des Russischen Reiches infolge der Februarrevolution 1917 wurden in Bessarabien Forderungen nach Selbstbestimmung laut. Nach dem Oktoberputsch der Bolschewiki erklärte ein regionaler Landesrat die Autonomie innerhalb Russlands. Im Frühjahr 1918 wurde jedoch die Vereinigung des Gebiets mit Rumänien beschlossen und umgesetzt. 11  
 
        TEIL „GROẞRUMÄNIENS“ (1918–1940)
 
        Infolge des Ersten Weltkriegs konnte das Königreich Rumänien sein Territorium und seine Bevölkerung de facto verdoppeln, indem es die von Rumänen mitbesiedelten Gebiete Ostungarns, der österreichischen Bukowina und des zaristisch geprägten Bessarabiens anschloss. Die von der internationalen Gemeinschaft nur in Teilen anerkannte neue Ostgrenze Rumäniens, die nun bis zum Dnister reichte, sollte unter anderem als Pufferzone gegen den Bolschewismus fungieren. 12  
 
        Insbesondere die Sowjetunion weigerte sich, die Vereinigung Bessarabiens mit Rumänien anzuerkennen. Um den Anspruch auf dieses Gebiet deutlich zu machen, wurde 1924 am Ostufer des Dnister eine Moldauische Autonome Sozialistische Sowjetrepublik (MASSR) als Teil der Ukrainischen SSR gegründet. Während der von Stalin gezielt herbeigeführten Hungersnot (Holodomor) von 1932–1933 starben in der MASSR etwa 38000 Menschen, was rund 8 Prozent der Bevölkerung entspricht. Ein Teil der lokalen Eliten fiel zudem Stalins Großem Terror von 1937–1938 zum Opfer. 13  
 
        Die bessarabische Bevölkerung versprach sich hingegen Vorteile vom Anschluss an Rumänien und den in der „großrumänischen“ Verfassung von 1923 verankerten Grundrechten und Reformen. Eine Agrarreform brachte den Bauern jedoch weniger Land als erhofft. Die immer schwieriger werdende wirtschaftliche Lage veranlasste Mitte der 1920er Jahre mehr als 10000 Bauern, darunter mehrheitlich Bulgaren, nach Brasilien auszuwandern. Steigende Unzufriedenheit war auch im politischen und im administrativen Bereich zu spüren: der Parlamentarismus erschien substanzlos, der alles auf Bukarest ausrichtende Zentralismus verstärkte die aufgrund der peripheren Lage schlechte Situation der Bessarabier zusätzlich. In die ohnehin nur schwach ausgebaute Industrie wurde kaum investiert. Teile der Eliten begannen sich zunehmend gegen diese Verhältnisse zu wehren. 14  
 
        1930 war Bessarabien nach der Bukowina die Region mit dem höchsten Anteil an Minderheiten: 56,2 Prozent Rumänen standen 12,3 Prozent Russen, 10,9 Prozent Ukrainern, 7,1 Prozent Juden, 5,7 Prozent Bulgaren, 3,4 Prozent Gagausen und 2,8 Prozent Deutschen gegenüber. Das zaristische Erbe galt dabei als Hindernis für die Errichtung eines rumänischen Nationalstaates. Die regierenden Parteien entwickelten kaum Integrationsstrategien und setzten auf eine immer radikalere Rumänisierung, um die „historischen Rechte“ der Rumänen zu verwirklichen. Den Minderheiten wurden – in Abstufungen – mangelnde Loyalität und die Verfolgung „fremder“ Interessen vorgeworfen. 15  Ab den 1930er Jahren erhielten rechtsradikale Parteien und Bewegungen, die die gesellschaftliche Unzufriedenheit zu nutzen wusste, immer breitere Unterstützung. Besonders betroffen von Vorwürfen und Verdächtigungen war die jüdische Bevölkerung, von denen Tausende 1919 vor den Pogromen in der Ukraine nach Bessarabien geflohen waren.
 
        ZWEITER WELTKRIEG
 
        Der Zweite Weltkrieg begann für die Bewohner Bessarabiens am 28. Juni 1940, als die Rote Armee infolge des Stalin-Hitler-Pakts dieses Gebiet, die Nordbukowina und das Gebiet Herța besetzte. Viele Bewohner, darunter Beamte und Intellektuelle, flohen aus Angst vor dem bolschewistischen Regime nach Rumänien, während Juden von den Evakuierungen ausgeschlossen wurden. Sie wurden des Verrats beschuldigt, um vom Versagen der rumänischen Politik und der Armee abzulenken. Viele Juden flohen deshalb in die UdSSR. Der damit verbundene, pauschal erhobene Vorwurf der Sowjetfreundlichkeit sollte unter anderem als Rechtfertigung der Massaker an etwa 60000 Juden durch die rumänische Armee und die Einsatzgruppe D der deutschen Wehrmacht nach dem 22. Juni 1941 dienen. 16  
 
        Mit der Vereinigung von weiten Teilen Bessarabiens mit der MASSR links des Dnisters wurde im August 1940 eine neue, größere Moldauische SSR (MSSR) geschaffen. Die lokale Bevölkerung wurde politisch stark unter Druck gesetzt, unter den Eliten fanden Säuberungen statt. Im Juni 1941 wurden 32000 Personen nach Sibirien und Kasachstan deportiert, Privateigentum abgeschafft und Kolchosen sowie Sowchosen gegründet. Bereits im Oktober 1940 waren zudem gemäß eines Abkommens zwischen Berlin und Moskau 95352 Bessarabiendeutsche in den vom „Dritten Reich“ besetzten Warthegau in Polen umgesiedelt worden.
 
        Am 22. Juni 1941 erklärte Rumänien als Verbündeter der Achse seine Teilnahme am „heiligen Krieg“ zur Rückeroberung der von den Sowjets besetzten Gebiete, was ethnische Säuberungen gegen „verräterische“ Juden rechtfertigte. Von den 11525 Juden, die im Juni 1941 ins Ghetto Chișinău gebracht worden waren, wurden bis auf einige Hunderte, die verhungerten oder an Typhus starben, alle nach Transnistrien deportiert. 17  Im August 1941 übertrug Deutschland Rumänien die Verwaltung Transnistriens. Diese Bezeichnung bezog sich in dieser Phase auf das ganze Gebiet zwischen Dnister und Südlichem Bug. Angehörige der rumänischen Verwaltung, darunter viele Bessarabier, profitierten von den Enteignungen und Plünderungen insbesondere von deportierten und getöteten Juden. 18  
 
        Schätzungen zufolge fanden in Transnistrien zwischen 280000 und 380000 Juden aus verschiedenen Teilen Rumäniens den Tod. Neben der rumänischen Armee und der Einsatzgruppe D nahmen auch viele aus den etwa 250 Dörfern im Süden Transnistriens stammende „Volksdeutsche“ am Holocaust teil. Im Oktober 1942 wurden 78000 Überlebende Transnistriens befreit, viele emigrierten nach Palästina oder in andere Länder. 19  Der Einmarsch der Roten Armee im März 1944 in Transnistrien und im August desselben Jahres in Bessarabien und der Nordbukowina bedeutete das Ende des Krieges und die Wiedereinsetzung des sowjetischen Regimes.
 
        SOWJETISCHE PERIODE
 
        Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Moldauische SSR innerhalb der UdSSR wiederhergestellt, wobei etwa 2,4 Millionen beziehungsweise 85 Prozent ihrer Bewohner auf dem Land lebten, wo die Folgen des Krieges besonders zu spüren waren. 1946 und 1947 forderte eine Massenhungersnot in der MSSR mindestens 123000 Menschenleben. 20  Wie andere Sowjetrepubliken erlebte die MSSR unter stalinistischer Herrschaft Zwangsdeportationen und politische Repression. Ethnische und religiöse Minderheiten, politische Dissidenten und Intellektuelle wurden verfolgt, was zu Inhaftierungen sowie zu massenhaften Deportationen nach Sibirien und in andere entlegene Regionen führte.
 
        In der Sowjetzeit wurde auf der „transnistrischen“ Seite des Dnisters in die Industriewirtschaft investiert, während die „bessarabische“ Seite vor allem als Lieferant landwirtschaftlicher Produkte diente. 1989 produzierte das weitaus kleinere Transnistrien rund 40 Prozent des BIP der MSSR. 21  Die Industriearbeiter stammten meist aus Russland und der Ukraine. Im Gegenzug wurden Moldauer zum Arbeitseinsatz in die Donbas-Minen und nach Kasachstan verbracht.
 
        Die russische Sprache dominierte in öffentlichen Einrichtungen, im Bildungswesen und im kulturellen Leben. Gleichzeitig wurde die Bildung einer moldauischen Identität, die sich von der rumänischen deutlich unterscheiden sollte, in besonderem Maße gefördert. Das Moldauische/Rumänische musste nun in kyrillischer Schrift geschrieben werden. Nationalistische Tendenzen in der MSSR wurden konsequent bekämpft, insbesondere in jener Phase zwischen 1964 und 1971, als sich das kommunistische Rumänien von Moskau zu emanzipieren versuchte.
 
        1989 lebten in der MSSR etwa 4,3 Millionen Menschen, von denen 64,5 Prozent „ethnische“ Moldauer/Rumänen, 13,8 Prozent Ukrainer, 13 Prozent Russen, 3,5 Prozent Gagausen, 2 Prozent Bulgaren und 1,5 Prozent Juden waren. Wie in anderen Sowjetrepubliken löste die Perestroika auch in der MSSR nationalistische Tendenzen aus. Jedoch entschied sich die moldauische Führungselite für einen weniger radikalen Weg, der die Emanzipation vom sowjetischen Zentrum befördern sollte, aber angesichts der sprachlichen und interethnischen Spannungen nach Kompromissen innerhalb der Region suchte. 22  
 
        Am 27. August 1989 fand eine „Große Nationalversammlung“ (Marea Adunare Națională) mit rund 500000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt. 23  Unter dem Druck der Massen verabschiedete die Sowjetführung daraufhin ein Gesetz, das die moldauische Sprache in lateinischer Schrift zur alleinigen Staatssprache erklärte. Am 23. Juni 1990 erließ der Oberste Sowjet der MSSR eine Souveränitätserklärung für die Sozialistische Sowjetrepublik Moldawien. Als Reaktion darauf riefen fünf mehrheitlich von etwa 153000 Gagausen bewohnte Bezirke im südlichen Teil des Landes eine Gagausische SSR aus. Im September wurde zudem eine autonome Transnistrische SSR gegründet, die sich als legitime Nachfolgerin der 1924 gegründeten Moldauischen ASSR betrachtete. Die transnistrische Bevölkerung teilt sich, neben verschiedenen Minderheitengruppen, in je ein Drittel Moldauer, Russen und Ukrainer. Beide SSRs wurden in ihrem Separatismus von Moskau unterstützt. Unter diesen schwierigen Umständen erklärte die Republik Moldau am 27. August 1991 ihre Unabhängigkeit. 24  
 
        UNABHÄNGIGKEIT UND SYSTEMTRANSFORMATION
 
        Die moldauische Unabhängigkeitserklärung berief sich auf eine „tausendjährige Vergangenheit unseres Volkes“, eine „ununterbrochene Staatlichkeit“ sowie auf die historische Präsenz der Moldauer in Transnistrien. Als Staatssprache wurde „die rumänische Sprache“ festgelegt, das lateinische Alphabet wieder eingeführt. Gleichzeitig wurden die Freiheitsrechte aller Bürger der Republik Moldau, einschließlich „ethnischer, sprachlicher und religiöser Gruppen“ 25  garantiert.
 
        Die Republik Moldau wurde Mitglied in der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS). 26  Rumänisch-nationalistische Kräfte plädierten jedoch für einem Anschluss an Rumänien. Die traditionelleren, in den alten sowjetischen Zusammenhängen verhaftete Bevölkerungsteile und insbesondere die Minderheiten begegneten dieser Forderung mit äußerster Ablehnung. 27  
 
        Die Polarisierung spiegelt sich auch in der Situation der in der Moldau nach wie vor einflussreichen Orthodoxie wider: Während die größere Kirche, die „Metropolie von Chișinău und der ganzen Moldau“ unter der Jurisdiktion der Russisch-Orthodoxen Kirche steht und entsprechend als prorussisch gilt, ist die kleinere die 1992 wiedergegründete „Metropolie von Bessarabien“, eng mit der Rumänisch-Orthodoxen Kirche verbunden und gilt als „rumänisch-national“.
 
        Während mit dem Beitritt der Moldau zu den Vereinten Nationen im März 1992 die internationale Anerkennung als unabhängiger Staat gelang, 28  führte der transnistrische Separatismus zu einer bewaffneten Auseinandersetzung. Moldauische und transnistrische Truppen, unterstützt von der nach wie vor in der Region stationierten, ehemals sowjetischen 14. Gardearmee, standen sich gegenüber. Der mehrmonatige Waffengang forderte über 1000 Todesopfer, bis einige Monate später ein Waffenstillstand vereinbart wurde, der bis heute hält. 29  Die internationale Staatengemeinschaft und selbst Russland sehen bis heute von einer offiziellen Anerkennung Transnistriens ab. 30  
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        Die 1994 verabschiedete Verfassung versuchte der komplexen sprachlichen, kulturellen und ethnischen Gemengelage im Land gerecht zu werden, indem das Russische wie auch die anderen auf dem Gebiet der Republik Moldau gesprochenen Sprachen einen Schutzstatus erhielten. Die Staatssprache wird, im Gegensatz zur Unabhängigkeitserklärung, in Artikel 13 als „Moldauische Sprache“ bezeichnet. 31  Transnistrien und Gagausien wird außerdem eine Autonomie in Aussicht gestellt. 32  So konnte der gagausische Separatismus mit der Realisierung eine Territorialautonomie innerhalb der Republik Moldau friedlich beendet werden. 33  In Gagausien existieren seither mit Russisch, Rumänisch und Gagausisch drei gleichberechtigte Verwaltungssprachen.
 
        1998 schlossen die Republik Moldau und die Europäische Union (EU) ein erstes Partnerschafts- und Kooperationsabkommen. 34  Der Loslösungsprozess aus dem sowjetischen System und der angestrebte Übergang zur Marktwirtschaft führten jedoch in eine äußerst schwierige sozioökonomische Lage. Das erste Jahrzehnt der Unabhängigkeit war von Hyperinflation, Produktionsrückgängen und hoher Arbeitslosigkeit geprägt. 35  Arbeitsmigration wird in dieser Zeit zu einem kontinuierlichen Merkmal der moldauischen Transformation. 36  
 
        HINWENDUNG ZUM WESTEN
 
        2001 konnte die 1991 verbotene und 1994 wiedergegründete Partei der Kommunisten (PCRM) mit ihrem Vorsitzenden Vladimir Voronin die Parlamentswahlen mit einer knappen absoluten Mehrheit für sich entscheiden. Voronin, der in der Folge vom Parlament zum Präsidenten gewählt wurde, hatte im Wahlkampf die Versprechen, Korruption und Armut zu bekämpfen, mit dem Ende der Privatisierungen, einer stärkeren Hinwendung zu Russland und der Beilegung des Transnistrienkonflikts verknüpft.
 
        In den nachfolgenden Jahren kam es zu einem leichten Wirtschaftswachstum, jedoch zum Preis einer stärkeren Abhängigkeit von Russland. Auf identitätspolitischer Ebene setzte die Regierung auf eine Stärkung einer eigenständigen moldauischen Identität, um sich von den historischen und sprachlichen Gemeinsamkeiten mit dem Nachbarland Rumänien abzugrenzen.
 
        Nach einem erneuten Wahlsieg 2005, der mitunter auf dem Versprechen basierte, sich stärker Richtung Westen zu wenden, 37  konnte die PCRM unter Voronins Führung 2009 erneut die Mehrheit im Parlament gewinnen. In der Folge gingen viele Tausende Moldauerinnen und Moldauer auf die Straße, um gegen eine vermutete Wahlfälschung zu protestieren. Im Zuge der Proteste, die im Kontext der globalen Finanzkrise zu sehen sind, kam es auch zu gewaltsamen Ausschreitungen sowie zur Erstürmung des Präsidentenpalasts und des Parlamentsgebäudes. Nicht zuletzt die überzogen gewaltsame Reaktion auch gegenüber friedlichen Protestierenden führte bei den rasch vorgezogenen Neuwahlen zum Sieg eines Bündnisses proeuropäischer Oppositionsparteien. 38  
 
        Die nun regierende Allianz für Europäische Integration wollte den Weg zur EU-Mitgliedschaft konsequent vorantreiben. Obgleich das politische System instabil blieb, gelang es wenige Monate nach der russischen Annexion der zur Ukraine gehörenden Krim, im Juni 2014 ein Assoziierungsabkommen mit der EU zu unterzeichnen, das vor allem die wirtschaftlichen Verflechtungen mit dem Westen, aber auch Reformen im Inneren fördern sollte. 39  Russland, ein wichtiger Markt für moldauische Landwirtschaftsprodukte und insbesondere für moldauischen Wein, reagierte auf diese Entwicklung mit Handelsembargos und Desinformationskampagnen.
 
        Eine weitere, im Verhältnis zu Russland einschneidende Zäsur bildete die russische Vollinvasion in der Ukraine im Februar 2022. Nur wenige Tage danach stellte die Republik Moldau unter ihrer proeuropäischen Präsidentin Maia Sandu einen offiziellen EU-Mitgliedsantrag; bereits im Juni darauf erhielt sie den Beitrittskandidatenstatus. 40  Im selben Jahr beschloss die Regierung in Chișinău, an keinen Sitzungen und Aktivitäten der GUS mehr teilzunehmen, was faktisch einem Austritt aus der postsowjetischen Organisation gleichkommt. 41  
 
        Russlands hybrider Krieg hatte zu diesem Zeitpunkt längst auch die Republik Moldau erreicht, mit Desinformation und personeller Unterwanderung versucht Moskau, die Bevölkerung auf die Seite Russlands zu ziehen. Insbesondere in den ethnisch gemischten Gebieten und bei den Transformationsverlierern zeigt die Einflussnahme Wirkung. 42  
 
        Wegen der Bedrohung durch die Moskauer Expansionspläne, aber auch das überproportionale Engagement für ukrainische Flüchtlinge bekommt die Republik Moldau so viel Aufmerksamkeit von der internationalen Gemeinschaft wie noch nie. Das kleine Land wird mittlerweile als wichtiger geopolitischer Faktor wahrgenommen, die materielle und moralische Unterstützung seitens des Westens massiv ausgebaut. 43  Rumänien, das sich bereits seit den 1990er Jahren auf kultureller und bildungspolitischer Ebene in der Republik Moldau engagiert hatte, kommt dabei eine strategische Schlüsselposition zu. 44  Über eine Million Moldauer besitzen auch die rumänische Staatsbürgerschaft. 45  Die prowestlichen Kräfte in der Republik Moldau setzen auf die Stärkung einer vom sowjetischen Erbe distanzierten, jedoch eigenständigen moldauischen Identität, was sie von früheren Reformkräften unterscheidet, die in der Regel zum rumänischen Nationalismus tendierten.
 
        SCHWIERIGES ERINNERN
 
        Nach der Unabhängigkeitserklärung Moldaus 1991 setzte eine intensive Debatte über die Identität des Landes und der Moldauerinnen und Moldauer ein. Die Flagge, die der rumänischen Trikolore ähnelt, verweist auf die starken kulturellen und historischen Verbindungen mit Rumänien. Vor der Statue Stefans des Großen, die bereits 1989 am Eingang des Chișinăuer Zentralparks wiedererrichtet worden war, finden immer wieder Kundgebungen für die Vereinigung mit Rumänien statt. Wie in anderen postkommunistischen Ländern wurden kommunistische Symbole entfernt und der öffentliche Raum neugestaltet. Im Gegensatz zu den baltischen Staaten fand jedoch keine radikale Entsowjetisierung statt.
 
        Eine 2010 gegründete Kommission für die Untersuchung des totalitären kommunistischen Regimes legte den Fokus auf die Opfer sowjetischer Deportationen und Hungersnöte, während die Verbrechen unter dem rumänischen Regime, an denen auch die lokale moldauische Bevölkerung beteiligt war, kaum behandelt wurden. In dieselbe Kerbe schlägt das 2015 aufgelegte staatliche Programm zur „Wiederherstellung und historischen Aufwertung der Erinnerung an die Opfer des totalitären kommunistischen Regimes in der Moldauischen SSR (1940–1941, 1944–1953)“, das zur Gründung eines Museums für die Opfer von Deportationen und politischen Repressionen führte.
 
        Am 22. Juli 2016 verabschiedete das moldauische Parlament eine Erklärung, die die systematische Verfolgung und Vernichtung der Juden durch den Nationalsozialismus und seine Kollaborateure sowie jeden Versuch, den Holocaust zu ignorieren oder zu leugnen, verurteilte. Die Erinnerung an die rumänischen Gräueltaten im Holocaust und die sowjetischen Verbrechen kann sich ihrer Politisierung kaum entziehen. Die Situation von „konkurrierenden Opferrollen“ bleibt wie in vielen Ländern, deren Geschichte von beiden Totalitarismen betroffen ist, ein Hauptmerkmal der moldauischen Erinnerungskultur. 46  
 
        Wie gespaltenen diese Erinnerungskultur ist, wird jedes Jahr am 9. Mai besonders deutlich: Während die einen diesen Tag als Triumph der Sowjetunion über den Faschismus feiern, verweisen andere auf die sowjetische Unterdrückung. Auch beim Gedenken an die Toten des Transnistrienkrieges im Jahr 1992 treten die politischen Lager stets getrennt auf. Die Suche nach einem erinnerungspolitischen Konsens in der moldauischen Gesellschaft ist überfällig, scheint jedoch noch in weiter Ferne.
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        FRAGILE STABILITÄT
 
         Anastasia Pociumban 
 
        Der russische Einmarsch in die Ukraine 2022 hat die Republik Moldau mit ihren rund 2,6 Millionen Bürgerinnen und Bürgern in eine prekäre Lage gebracht. 01  Nach der Corona-Pandemie und der 2021 einsetzenden Energiekrise bestand für das Land die reale Gefahr, dass Russland bis an seine Grenzen vordringen und sich die abtrünnige Region Transnistrien einverleiben würde. 02  Auch wenn eine direkte militärische Invasion ausblieb, hat der bereits vorhandene russische Einfluss im Land drastisch zugenommen und hält auf einem neuen Niveau an. Darüber hinaus erlebte Moldau in der ersten Woche der russischen Aggression gegen die Ukraine einen noch nie dagewesenen Zustrom von Geflüchteten aus dem Nachbarland. Seit Beginn der Invasion überquerten mehr als eine Million Menschen die Grenze. In Moldau halten sich nach wie vor rund 118000 Geflüchtete auf, was etwa 3 Prozent der Landesbevölkerung entspricht. 03  Dabei handelt es sich in erster Linie um besonders schutzbedürftige Gruppen wie Frauen, Kinder und betagte Erwachsene, was für die moldauischen Ämter und Einrichtungen eine besondere Herausforderung darstellt.
 
        Überdies hat sich die Energiekrise im Land nach der Drosselung der russischen Gaslieferungen 2022 und den Verhandlungen der moldauischen Regierung mit Transnistrien über die Stromversorgung weiter verschärft. Bestimmte Akteure, die dem Kreml nahestehen, instrumentalisierten seinerzeit die Sicherheits-, Energie- und Regionalkonflikte mit dem Ziel, die innenpolitische Lage weiter zu destabilisieren. Die moldauische Regierung konnte die Herausforderungen – insbesondere bei der Energieversorgung, der Bewältigung der Flüchtlingskrise und dem Umgang mit Sicherheitsbedenken bei hybrider Bedrohungslage – nur dank Unterstützung von außen bewältigen, etwa aus Rumänien und anderen EU-Ländern.
 
        Inmitten dieser Entwicklungen und Krisen hat die Republik Moldau im März 2022 einen Antrag auf EU-Mitgliedschaft gestellt und, wie die Ukraine kurz zuvor, den Kandidatenstatus erhalten. Im Dezember 2023 empfahl der Europäische Rat dann die Aufnahme von Beitrittsgesprächen mit Chișinău. Es wird erwartet, dass der weitere Fahrplan im Juni 2024 vereinbart wird, woraufhin dann eine Regierungskonferenz in Moldau ansteht.
 
        Die nächsten anderthalb Jahre sind für die Republik entscheidend. Im Oktober 2024 stehen Präsidentschaftswahlen an, verbunden mit einem Referendum über einen möglichen EU-Beitritt, und im Herbst 2025 folgen dann Parlamentswahlen.
 
        AUSTRAGUNGSORT FÜR HYBRIDE DROHGEBÄRDEN
 
        Territorialkonflikte haben Russland bereits in der Vergangenheit als Plattform gedient, um die hybriden Drohgebärden gegen Moldau zu verstärken. Die nicht anerkannte Republik Transnistrien und die autonome Region Gagausien wurden dabei zur Projektionsfläche für verschiedene Destabilisierungsversuche. Während es der moldauischen Regierung in Bezug auf Transnistrien gelungen ist, eine Eskalation zu verhindern und die Kommunikation mit den transnistrischen Behörden aufrechtzuerhalten, gestaltete sich die Lage in Gagausien zunehmend schwierig.
 
        Der 2017 wegen Finanzbetrugs verurteilte und seit 2019 flüchtige Oligarch und Politiker Ilan Șor, der die moldauische, israelische und russische Staatsbürgerschaft besitzt, von der EU und den USA mit Sanktionen belegt ist und sich in Russland aufhält, instrumentalisiert derzeit die Spannungen im Land, etwa in der Region Gagausien, um Propaganda des Kremls zu verbreiten. Zusammen mit seinen Verbündeten setzt er aus dem russischen Exil heraus Methoden der hybriden Kriegsführung gegen die moldauische Regierung unter Präsidentin Maia Sandu ein, etwa durch die Initiierung regierungsfeindlicher Kampagnen, die Verbreitung von Desinformation und den Einsatz illegaler Finanzmittel zum Anheizen von inneren Unruhen. Die Partei des Oligarchen wurde im Sommer 2023 zwar für verfassungswidrig erklärt und aufgelöst, was seine Bemühungen, die politische Landschaft aufzumischen, teilweise erschwerte. Seinem Einfluss hat dies jedoch keinen Abbruch getan – es entstanden neue Parteien, die mit ihm in Verbindung stehen, und die Gefahr einer Destabilisierung bleibt hoch, solange es einen Zustrom von Finanzmitteln aus Moskau gibt.
 
        NEUAUFLAGE DER TRANSNISTRIEN-FRAGE
 
        Die nicht anerkannte Republik Transnistrien mit ihren rund 300000 Einwohnern, etwa 1500 seit 1992 als „Friedenstruppe“ stationierten russischen Soldaten und dem Munitionsdepot beim Dorf Cobasna ist für die Republik Moldau ein wunder Punkt. In der Vergangenheit nutzte der Kreml die Abhängigkeit des Landes von russischem Gas und transnistrischem Strom erfolgreich als politisches Druckmittel. Der Krieg in der Ukraine hat diese Dynamik erheblich verändert.
 
        Nach Ausbruch des Krieges sah sich Chișinău gezwungen, seine Energieimporte zu diversifizieren, wodurch sich die Hebelwirkung Transnistriens faktisch abschwächte. Das von Gazprom gelieferte Gas kommt nun in Transnistrien an, und im Gegenzug beliefert das transnistrische Cuciurgan-Kraftwerk Moldau mit Strom. Russland könnte diese Gaslieferungen nach wie vor jederzeit unterbrechen, was sich drastisch auf die wirtschaftliche Lage der Region auswirken und im Falle von Fluchtbewegungen zu einer humanitären Katastrophe in der Republik führen würde.
 
        Die Bemühungen Moldaus um eine Diversifizierung der Energiequellen des Landes, darunter auch der Bau der Hochspannungsleitungen Vulcănești-Chișinău und Suceava-Bălți, die Transnistrien umgehen, werden den Einfluss der abtrünnigen Region auf die übrigen Landesteile weiter verringern. Die Abhängigkeit Transnistriens von der Republik Moldau nimmt hingegen zu, und zwar insbesondere bei Handel und Mobilität. Viele transnistrische Unternehmen profitieren vom DCFTA (Deep and Comprehensive Free Trade Agreement), das zwischen der EU und Moldau 2014 vereinbart wurde und auch die Wiedereingliederung Transnistriens auf wirtschaftlicher Ebene fördern soll. Darüber hinaus hat die Schließung der moldauisch-ukrainischen Grenze auf transnistrischer Seite dazu geführt, dass Transnistrien bei Exporten, Importen und im Personenverkehr vollständig von der Zentralregierung abhängig geworden ist. Das hat auch zur Folge, dass der EU-Markt für Transnistrien mit 70 Prozent der Exporte entscheidend an Bedeutung gewonnen hat. 04  
 
        Schätzungsweise 90 Prozent der Bewohnerinnen und Bewohner Transnistriens besitzen einen moldauischen Pass, und auch die Anzahl der beantragten moldauische Führerscheine steigt beständig. Die Loyalität der transnistrischen Bevölkerung gegenüber den Behörden in ihrer Hauptstadt Tiraspol oder gegenüber Russland scheint zudem fraglich zu sein, was sich auch daran festmachen lässt, dass es Menschen gab, die die abtrünnige Region verließen, nachdem eine Meldung über eine Mobilmachung in Umlauf geriet, was sich später als Fehlinformation herausstellen sollte. In der in Transnistrien stationierten russischen „Friedenstruppe“ gibt es keine Rotation, und die meisten „Friedensschützer“ bestehen aus in Transnistrien ansässigen Personen mit russischer Staatsbürgerschaft. 05  Dennoch ist die Bevölkerung nach wie vor empfänglich für Desinformation, und es steht zu befürchten, dass der Kreml dies weiter ausnutzt. Ein Beispiel dafür war etwa der Abgeordnetenkongress in Tiraspol im Februar 2024, der internationale Spekulationen darüber auslöste, ob Transnistrien Russland um formale Anerkennung und eine militärische „Schutzintervention“ bitten würde. Es kam nicht dazu, die Delegierten beschäftigten sich in erster Linie mit der Verschlechterung der Wirtschaftslage. Hintergrund war die Entscheidung der Behörden in Chișinău, die Zollbefreiungen für transnistrische Unternehmen aufzuheben und sie damit den Unternehmen am rechten Ufer des Dnister-Flusses gleichzustellen. Der Kongress übte außerdem Druck auf die moldauische Regierung aus, insbesondere im Hinblick auf ihre Bemühungen um Wiedereingliederung.
 
        Die Regierung in Chișinău hält daran fest, dass die Wiedereingliederung nur auf friedlichem Wege erfolgen kann, und betrachtet sie als einen langfristigen Prozess. Transnistrien und Russland treten für die Beibehaltung des sogenannten 5+2-Verhandlungsformats ein (Republik Moldau, Transnistrien, Russland, Ukraine, OSZE, EU, USA), doch dessen Wirksamkeit bei der Beilegung des Konflikts wird seit langem infrage gestellt. Ursprünglich zur Handhabung praktischer Fragen gedacht, diente er nie als Plattform zur Ausarbeitung einer dauerhaften Lösung, sondern wurde vielmehr zur Aufrechterhaltung des Status quo genutzt. Vor dem Hintergrund der russischen Aggression in der Ukraine ist dieses Format dysfunktional, die Treffen wurden in einem 1+1-Format zwischen Chișinău und Tiraspol fortgesetzt. Diese neuen Rahmenbedingungen veranlasste die moldauische Regierung dazu, ihre Reintegrationsstrategie, einschließlich möglicher Szenarien und der damit verbundenen Kosten, neu zu bewerten. Die Beibehaltung des Status quo, bei dem Russland weiterhin Einfluss auf die Republik Moldau ausübt und mit militärischer Präsenz in Transnistrien eine ständige Bedrohung für die Ukraine darstellt, ist nicht mehr praktikabel.
 
        Die derzeitige Situation in den Beziehungen zwischen Chișinău und Tiraspol ist äußerst heikel, da die Republik Moldau mit Sicherheitsproblemen, begrenzten Regierungskapazitäten und einer angespannten sozioökonomischen Lage zu kämpfen hat. Hinzu kommt, dass die begrenzte Anzahl von Kontakten und ein geringes öffentliches Interesse den kulturellen und sozialen Austausch über den Dnister-Fluss hinweg behindert. Die Unterstützung von Programmen zur Förderung des kulturellen, bildungsbezogenen und sportlichen Austauschs zwischen beiden Seiten ist daher von großer Bedeutung. Der Aufbau von Vertrauen und Verständnis zwischen den Menschen ist für einen allmählichen Wiedereingliederungsprozess eine zentrale Komponente, da es gerade die fehlende Vertrautheit ist, die derzeit Fortschritte hemmt. In diesem Zusammenhang sollte die Reintegration Transnistriens als langfristige Strategie zur Stärkung der Resilienz der Republik insgesamt betrachtet werden.
 
        ILAN ȘOR UND GAGAUSIEN
 
        Obwohl Transnistrien anfangs als potenzieller Ausgangspunkt eines Destabilisierungsversuchs angesehen wurde, ist es der moldauischen Regierung gelungen, den Dialog mit den dortigen Behörden aufrechtzuerhalten und eine nennenswerte Eskalation zu verhindern. Eine große Herausforderung stellen jedoch der im russischen Exil lebende Oligarch Ilan Șor und seine Verbündeten in Gagausien dar.
 
        Im Juli 2023 gewann die Șor nahestehende Kandidatin Evghenia Guțul, die wie aus dem Nichts auf der politischen Bühne aufgetaucht war, die Gouverneurswahlen in der autonomen Region, in der etwa 4,7 Prozent der Bevölkerung Moldaus leben, und versprach ihren Wählerinnen und Wählern billiges Gas. Getrübt wurde dieser Sieg allerdings durch den Vorwurf der Wählerbeeinflussung über dubiose Wahlkampffinanzierung. Die Antikorruptionsstaatsanwaltschaft beschuldigte Guțul und eine weitere Führungskraft aus dem Büro von Șor, zwischen 2019 und 2022 illegale Gelder aus Russland zur Unterstützung der Șor-Partei weitergeleitet sowie Gelder aus dem Umfeld des organisierten Verbrechens erhalten zu haben. 06  
 
        Im Anschluss an den Besuch von Guțul und anderen politischen Vertreterinnen und Vertretern aus Moldau in Moskau im Frühjahr 2024, bei denen sie sich unter anderem auch mit Șor trafen und die Gründung der neuen prorussischen Partei „Pobeda“ (russisch: Sieg) ankündigten, wurden rund 100 Millionen moldauische Lei (rund 5 Millionen Euro) bei den etwa 150 aus Russland zurückkehrenden Personen beschlagnahmt. Dieser Beschlagnahmung ging der Verdacht voraus, dass illegale Finanzmittel eingeführt werden sollten, ohne sie zu deklarieren.
 
         
          [image: Das Foto zeigt einen Fluss in blauer Farbe, auf dem ein Floß schwimmt. Im Hintergrund ist das andere Ufer und ein Gebirge zu sehen, die Bäume sind herbstlich gelb gefärbt.] 
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        Die Destabilisierungsbemühungen aus Gagausien werden wahrscheinlich anhalten. Fragen zur wirtschaftlichen Lage und zur EU-Integration sind in diesem Zusammenhang dafür prädestiniert, propagandistisch ausgeschlachtet zu werden. Außerdem könnte die neue prorussische Partei einen Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen in diesem Jahr aufstellen beziehungsweise eine kremlfreundliche Stimme unterstützen und finanzieren. Diese Entwicklung stellt ein erhebliches Risiko für die amtierende Regierung dar. Es ist daher entscheidend, den Zufluss illegaler Gelder zu unterbinden, um bezahlte Kampagnen und manipulierte Abstimmungen sowie gekaufte Demonstrationen einzudämmen. Das gestaltet sich jedoch alles andere als einfach und stellt die Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden vor beträchtliche Herausforderungen.
 
        PREKÄRE SICHERHEITSLAGE
 
        Wegen des russischen Krieges gegen die Ukraine hat das Thema Sicherheit für die Republik Moldau höchste Priorität. Mit einer Streitkraft von nur rund 6000 Mann steht das Land im weltweiten Militärstärkeindex an vorletzter Stelle. 07  In der moldauischen Öffentlichkeit ist dieses Thema sichtbar in den Fokus gerückt. In Umfragen wurde 2022 die Kriegsgefahr in der Region als zweitgrößte Sorge nach den hohen Preisen für die Lebenshaltung genannt. 08  Obwohl diese Besorgnis inzwischen auf den vierten Platz zurückgefallen ist und von wirtschaftlichen Ängsten überholt wurde, ist sie in der Gesellschaft weiterhin sehr präsent. 09  
 
        Die Sorgen der Menschen haben einen realen Hintergrund: 2022 erlebte die Republik Moldau eine Welle von Bombenalarmen, Explosionen und Cyberangriffen. Aufgrund des Krieges in der Ukraine und der daraus resultierenden wirtschaftlichen Spannungen und der Energiekrise stieg die Inflation bis Ende 2022 auf über 30 Prozent. Diese Situation und die wachsende Unbeliebtheit des vorherigen Kabinetts, das während seiner eineinhalbjährigen Amtszeit mehrere Krisen zu bewältigen hatte, machte im Februar 2023 eine Regierungsumbildung erforderlich. Dorin Recean, der ehemalige Sicherheitsberater von Präsidentin Maia Sandu und frühere Innenminister, wurde zum neuen Ministerpräsidenten ernannt. Die Ernennung Receans spiegelt auch den Wunsch wider, die Popularität der regierenden proeuropäischen Partei Partidul Acțiune și Solidaritate (PAS) zu steigern und den Themen Sicherheit und Wirtschaft mehr Raum zu geben.
 
        Das Sicherheitsbudget ist in den vergangenen zwei Jahren aufgrund der politischen Bedeutungsverlagerung erheblich gestiegen. 2024 ist es fast viermal so hoch wie noch 2013, der Verteidigungssektor macht etwa 96 Milliarden moldauische Lei (rund 100 Millionen Euro) aus. Dieser Betrag entspricht allerdings nur 0,6 Prozent des BIP und fällt damit deutlich geringer aus als die angestrebten ein bis zwei Prozent. 10  Um die Armee angemessen zu modernisieren, bräuchte die Republik Moldau tatsächlich rund 250 Millionen Euro pro Jahr. 11  Das Land hat in diesem Kontext von EU-Unterstützung profitiert. Die neue EU-Partnerschaftsmission (EUPM) stellt etwa technisches Fachwissen zur Bekämpfung von Desinformation und Cyberangriffen bereit und stärkt so die Verteidigung des Landes gegen hybride Bedrohungen. Darüber hinaus unterstützt die Europäische Friedensfazilität (EFF) die Republik Moldau bei der Modernisierung ihres Militärs und stärkt so die Fähigkeit, sich gegen potenzielle Angriffe von außen zu wehren.
 
        Ferner zielt die im Oktober 2023 verabschiedete neue nationale Sicherheitsstrategie darauf ab, die Sicherheits- und Verteidigungskapazitäten des Landes weiter zu stärken, Fortschritte bei der Lösung des Transnistrien-Konflikts zu erzielen und die Partnerschaften mit der EU, ihren Mitgliedstaaten und den NATO-Verbündeten zu festigen. Die Strategie erklärt die Angleichung an EU-Standards zum Ziel und unterstreicht den erklärten proeuropäischen Kurs. Man bezeichnet Russland ausdrücklich als Feind und unterlässt jede Andeutung auf eine Neutralität der Republik Moldau. Gleichzeitig steht der NATO-Beitritt nicht ausdrücklich auf der Agenda der Regierung, da er in der Bevölkerung unpopulär ist und sich 69 Prozent für eine Neutralität des Landes aussprechen. 12  Die Herausforderungen sind nach wie vor groß, da die Verwaltungs- und Finanzkapazitäten im Sicherheitsbereich an ihre Grenzen stoßen.
 
        GESELLSCHAFTLICHER ZUSAMMENHALT
 
        Präsidentin Maia Sandu bereitet sich derzeit nach einer schwierigen vierjährigen Amtszeit, die vor allem durch die anhaltende russische Aggression in der Ukraine geprägt war, auf ihren Wahlkampf vor. 2020 sicherte sie sich im zweiten Wahlgang den Sieg gegen den ehemaligen Präsidenten Igor Dodon, mit 57,7 Prozent der Stimmen und bei einer Wahlbeteiligung von fast 53 Prozent. 13  Fast 93 Prozent der moldauischen Diaspora unterstützten Sandu. Auch ihre Partei, die PAS, erreichte bei den Parlamentswahlen mit 52,8 Prozent der Stimmen und 63 von 101 Mandaten eine absolute Mehrheit im Parlament. 14  PAS und Sandu setzten im Wahlkampf damals vor allem auf die Themen wirtschaftlicher Wohlstand, Korruptionsbekämpfung und den Abbau oligarchischer Strukturen, die unter anderem von dem berüchtigten, auch international sanktionierten Oligarchen und ehemaligen Parlamentspräsidenten Vladimir Plahotniuc geschaffen worden waren.
 
        Drei Jahre später ist die moldauische Gesellschaft angesichts der inneren Schwierigkeiten und der Auswirkungen des Ukraine-Krieges nach wie vor anfällig für russische Desinformationskampagnen. Sie leidet unter der schlechten Wirtschaftslage, und im täglichen Leben scheint es keine sichtbaren Veränderungen zu geben. Viele Menschen halten die Wahlversprechen der Präsidentin für nicht erfüllt, und die Regierung geht zu wenig auf die Bedenken in der Bevölkerung ein. Angesichts der Tatsache, dass 59 Prozent der Meinung sind, das Land bewege sich in die falsche Richtung, und zwar vor allem aufgrund wirtschaftlicher Sorgen, wird es für die PAS schwierig werden, nach den Parlamentswahlen an der Macht zu bleiben. 15  Der gesellschaftliche Zusammenhalt bleibt damit eine entscheidende Herausforderung für die Republik Moldau.
 
        Hybride Angriffe gibt es an verschiedenen Fronten und über verschiedene Kanäle. Während der Krieg im Nachbarland und der Flüchtlingszustrom aus der Ukraine zunächst ein Gefühl der Einheit im Land förderten und die Bürgerinnen und Bürger bei der Unterstützung der Geflüchteten tatkräftig mit anpackten (nur 4 Prozent kamen in Flüchtlingslagern unter), war die Situation nicht völlig frei von Desinformation. In russlandnahen Medien kursierte die Behauptung, die Ukrainer nähmen Arbeitsplätze weg, und auch wenn diese Meldungen keine nennenswerte Wirkung erzielten, trugen sie doch zur allgemeinen Unruhe in der Gesellschaft bei. Weite Verbreitung fanden außerdem Ansichten wie diejenige, dass die moldauische Regierung mit ihren EU-Ambitionen das Land zu einem Beitritt zum Sanktionsregime gegen Russland bewegen und in den Krieg hineinziehen wolle.
 
        Die Entscheidung, parallel zu den Präsidentschaftswahlen im Herbst 2024 ein Verfassungsreferendum über den EU-Beitritt abzuhalten, hat aufgrund der gespaltenen öffentlichen Meinung zur EU-Integration eine Kontroverse ausgelöst. Eine Umfrage vom April ermittelte eine Zustimmung von 56,5 Prozent, 16  wohingegen eine frühere Umfrage eine geringere Zustimmung von 48 Prozent ergeben hatte. 17  In diesen Zahlen ist die EU-freundlich gesinnte Diaspora nicht enthalten, deren Einbeziehung die Position der Beitrittsbefürworter erheblich stärken könnte. Obwohl das Referendum darauf abzielt, die Agenda der EU-Integration zu festigen, könnte dieses Ziel verfehlt werden. Denn die Zahlen machen deutlich, wie nötig ein landesweiter Konsens in dieser Frage wäre, der aber bislang fehlt. Ihn zu erreichen hat die amtierende Regierung bislang nicht vermocht. Dabei richten sich die vorherrschenden Anti-EU-Narrative gar nicht so sehr gegen die EU selbst, als vielmehr gegen mutmaßliche Korruption innerhalb der Regierung und dass sie die EU-Agenda für ihre eigenen Interessen nutze. Außerdem herrscht Skepsis darüber, ob die EU Moldau überhaupt aufnehmen würde, und es sorgt für Irritation, dass man selbst in Brüssel in manchen Punkten gespalten ist, zum Beispiel bezüglich der Unterstützung der Ukraine. 18  
 
        Die Parteien, die Ilan Șor nahe stehen, werden das Referendum wahrscheinlich zum Anlass nehmen, Desinformation über die EU zu verbreiten, indem sie sich vertraute Narrative zunutze machen, die die Gemeinschaft als Ursache von Flüchtlingsströmen, hohen Energiekosten und einer Propagierung von LGBTQI-Lebensmodellen darstellen. Eine solche Kampagne könnte durchaus die öffentliche Meinung in Moldau beeinflussen, insbesondere Menschen, die kulturelle Veränderungen oder wirtschaftliche Instabilität mit großer Sorge betrachten.
 
        Hauptziel des angesetzten Referendums im Herbst ist, die Wählerinnen und Wähler für die Präsidentschaftswahlen und die EU-Beitrittsfrage zu mobilisieren. Aktuelle Umfragen deuten zwar darauf hin, dass Maia Sandu Spitzenkandidatin für die Wahl bleiben wird, doch sechs Monate Wahlkampf bieten reichlich Gelegenheit für neue Hemmnisse. Vor dem Hintergrund knapper Verwaltungsressourcen werden kremlnahe Parteien wahrscheinlich versuchen, aus etwaigen Fehlern der Regierung Kapital zu schlagen oder die Wirkung von Desinformationen zu verstärken, um das Ergebnis in ihrem Sinne zu beeinflussen. Nicht zuletzt wurde der Regierung bereits auf internationaler Ebene vorgeworfen, bei ihren Versuchen, den Einfluss der Șor-Partei zu beschneiden, die Rechte auf Vereinigungsfreiheit und freie Meinungsäußerung im Land zu verletzen. 19  
 
        Die Parlamentswahlen 2025 werden voraussichtlich ein weiterer Anlass sein, um die Regierungspartei zu schwächen. Jüngsten Umfragen zufolge liegt die PAS bei etwa 30 Prozent der Stimmen, was bedeutet, dass sie ihre Mehrheit im Parlament in Chișinău höchstwahrscheinlich einbüßen wird und eine Koalition gebildet werden müsste.
 
        Eine anhaltende internationale Unterstützung für den Weg zu einem moldauischen EU-Beitritt und wirtschaftlichen Aufschwung, aber auch bei der Bekämpfung von Desinformation und Cyber-Bedrohungen ist daher entscheidend für den gesellschaftlichen Zusammenhalt im Land. Im Falle eines Scheiterns dieses Weges könnte die Republik Moldau finanzieller Instabilität und einer verstärkten russischen Einflussnahme schutzlos ausgeliefert sein, wodurch das Land in eine Grauzone geriete und die Gefahr bestünde, dass sich eine kleptokratische Regierung etabliert. Durch langfristige und kontinuierliche Unterstützung durch ihre westlichen Partner kann die Republik Moldau hingegen ihre Widerstandsfähigkeit stärken, der Spaltung der Gesellschaft entgegenwirken und den Weg zur EU-Integration erfolgreich beschreiten.
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        MACHTFRAGEN UND IHRE AUSHANDLUNG
 
        Zum politischen System der Republik Moldau
 
         Nadja Douglas 
 
        Die Republik Moldau ist seit Anfang der 2000er Jahre eine parlamentarische Demokratie, infolge einer Verfassungsänderung 2016 wieder mit einer/einem direkt gewählten Präsident*in. Das Land befindet sich 2024 wieder einmal an einem Scheideweg, denn im Herbst stehen Präsidentschaftswahlen an, im Folgejahr dann Parlamentswahlen. Eine Wiederwahl der amtierenden Staatspräsidentin Maia Sandu ist wahrscheinlich, aber keine Gewissheit. Die Zukunft ihres größten politischen Projektes, der Beitritt der Republik Moldau zur Europäischen Union, soll sich parallel dazu im Rahmen eines Referendums am 20. Oktober entscheiden. Das Ergebnis wird richtungsweisend sein, nicht nur für die politische Zukunft der derzeitigen Regierung, sondern für den gesamten weiteren Transformationsprozess des Landes. Der Wandel des politischen Systems in den nunmehr fast 33 Jahren Unabhängigkeit war stets durch ein Zusammenspiel von internen und externen Faktoren bedingt. Insbesondere der Einfluss Russlands ist noch immer problematisch und eine historische Bürde für das kleine Land. Hinzu kommen separatistische Bestrebungen. Die fehlende Lösung des Konfliktes mit der abtrünnigen Region Transnistrien bedeutet insbesondere für die Annäherung an den Westen ein Hindernis. Noch angespannter ist die Lage in Gagausien. Seit der Wahl der prorussischen Gouverneurin Evghenia Guţul droht sich die autonome Region ideologisch vom Rest des Landes zu entfernen.
 
        VERFASSUNG UND REGIERUNGSSYSTEM
 
        Das moldauische Regierungs- und Parteiensystem zeichnet sich im Vergleich zu anderen postsowjetischen Staaten durch ein relativ starkes Parlament, ein weitgehend pluralistisches Parteiensystem sowie überwiegend demokratische und friedliche Regierungswechsel in den vergangenen Jahrzehnten aus. Die erste Verfassung des unabhängigen Staates trat am 27. August 1994, nach langwierigen Diskussionen zur Staats- beziehungsweise Nationenbildung, nach der ersten freien und demokratischen Parlamentswahl in Kraft. Sie orientierte sich eng am rumänischen Vorbild, was in einem semipräsidentiellen Regierungssystem zum Ausdruck kam. 01  
 
        Das Regierungssystem hat sich seit den 1990er Jahren mehrfach gewandelt. Es oszillierte dabei stets zwischen Parlaments- und Präsidialsystem. Signifikant war insbesondere der Wechsel vom semipräsidentiellen zum klassisch parlamentarischen Regierungssystem im Jahr 2000. 02  Ziel war es seinerzeit, die Kompetenzstreitigkeiten zwischen Präsident*in, Regierung, und Parlamentsmehrheit einzudämmen und für stabilere Verhältnisse zu sorgen. Des Weiteren wurde die Direktwahl des/der Präsident*in wieder abgeschafft und erst 2016 wieder eingeführt. 03  
 
        Zeiten der Stabilität gab es in Moldau immer dann, wenn eine Partei nicht nur die Mehrheit im Parlament stellte, sondern auch den Präsidenten. Dazu kam es etwa nach den vorgezogenen Neuwahlen 2001, als die Kommunistische Partei die absolute Mehrheit errang und mit ihr Staatspräsident Vladimir Voronin eine dominante Rolle einnahm. Dies ist auch seit 2021 wieder der Fall, seitdem die proeuropäische PAS (Partidul Acțiune și Solidaritate, „Partei der Aktion und Solidarität“) sowohl Staatspräsidentin als auch Regierung stellt und der präsidiale Machtapparat im verfassungsrechtlich parlamentarischen Regierungssystem wieder an Gewicht gewonnen hat. 04  Auch während der Phasen, die durch einen starken und personalisierten Führungsstil des Staatsoberhauptes gekennzeichnet waren, bildete das Parlament stets einen relativ starken Gegenpol. 05  
 
        STAATSKRISEN
 
        Prägend für die Entwicklung des Regierungssystems in den zurückliegenden 15 Jahren waren drei große Krisen, die aufgrund politischer Machtkämpfe zu häufigen Regierungs- beziehungsweise Kabinettswechseln führten.
 
        Die Parlamentswahl im April 2009 war nicht nur politisch, sondern auch gesellschaftlich eine Zäsur für die Republik. Aufgrund von Zweifeln an den Wahlergebnissen, dem Vorwurf der Wahlmanipulation und allgemeiner Unzufriedenheit mit den regierenden Kommunisten, insbesondere unter jungen Menschen, brachen Massenproteste aus. Hinzu kam, dass es keine Mehrheit für die Wahl des Staatspräsidenten im Parlament gab, was in der Folge zu einem dauerhaften Problem wurde und die Schwächen des Regierungssystems offenbarte. Gemäß Verfassung war Amtsinhaber Vladimir Voronin gezwungen, das Parlament aufzulösen und Neuwahlen anzusetzen. Die Wahlen im Juni brachten den Verlust der Regierungsmehrheit der Kommunistischen Partei und den Rücktritt Voronins mit sich. Weder die nach Juni 2009 regierende Allianz für Europäische Integration (Alianța pentru Integrare Europeană, bestehend aus vier Mitte-Rechts-Parteien) noch die verbliebene Fraktion der Kommunisten verfügten über die notwendige Drei-Fünftel-Mehrheit des Parlaments für die Wahl des/der Staatspräsident*in. Nachdem eine Verfassungsänderung für eine Direktwahl des Amtes ebenfalls gescheitert war, folgte eine erneute Wahl des Parlaments im November 2010. Die verfassungspolitisch notwendige Mehrheit konnte tatsächlich erst im März 2012 nach fast drei Jahren mit der Wahl des parteilosen Nicolae Timofti erreicht und die politische Krise damit beendet werden. 06  
 
        Eine fast zwei Jahre währende Staatskrise wurde durch den sogenannten Bankenbetrug ab 2014 ausgelöst. Rund eine Milliarde US-Dollar verschwand aus dem nationalen Bankensystem ins Ausland. Die Nationalbank war damals gezwungen, das staatliche Finanzsystem zu stützen, was indirekt zu einem gravierenden Anstieg der Inflation und der ohnehin schon hohen Staatsverschuldung führte. Die Empörung über die Oligarchisierung der Politik 07  in der Bevölkerung war groß, und es kam wiederum zu einer der größten Protestwellen im Land. Ein ehemaliger Ministerpräsident, Vladimir „Vlad“ Filat, wurde festgenommen und zu einer Haftstrafte verurteilt, während andere mutmaßliche Drahtzieher aus dem Kreis der Oligarchen entweder das Land verließen oder weiterhin das politische Geschehen bestimmten (etwa Vladimir Plahotniuc). Bis Anfang 2016 kam es zu weiteren vier Kabinettswechseln, was zu einer noch größeren Volatilität des politischen Systems führte sowie einen massiven Vertrauensverlust bei der Bevölkerung aber auch bei internationalen Partnern mit sich brachte. 08  
 
        Die jüngste Verfassungskrise 2019 war schließlich Ergebnis der Parlamentswahl im Frühjahr desselben Jahres, die keine klaren Mehrheiten sowie ein viermonatiges politisches Vakuum hervorbrachte. Die prorussische, vom damaligen Präsidenten Igor Dodon geführte Sozialistische Partei (PSRM) und das von der derzeitigen Präsidentin Maia Sandu angeführte proeuropäische Bündnis ACUM („Jetzt“), bildeten schließlich am 8. Juni 2019 überraschend eine Koalition. Ziel war es, das oligarchische Regime Plahotniucs zu entmachten. Das moldauische Verfassungsgericht, das damals aus größtenteils Plahotniuc-treuen Richtern bestand, widersetzte sich und entschied, dass die neue Regierung verfassungswidrig zustande gekommen sei, da die 30-Tage-Frist zur Bildung einer Regierung bereits am Vortag abgelaufen war. Dementsprechend weigerte sich die noch amtierende, von der Demokratischen Partei gestellte Regierung, zurückzutreten. Am 9. Juni veröffentlichte das Gericht eine weitere Entscheidung, die Präsident Dodon zeitweilig suspendierte und den amtierenden Ministerpräsidenten Pavel Filip zum Interims-Präsidenten erklärte. Am 10. Juni hatte das kleine Land plötzlich zwei amtierende Präsidenten und zwei Kabinette, die gleichzeitig in Chișinău tagten. Filip unterzeichnete daraufhin einen Erlass zur Auflösung des Parlaments und ordnete Neuwahlen für September 2019 an. Die mangelnde Verfassungskonformität der Entscheidungen des Verfassungsgerichts wurden national wie international heftig kritisiert. In der Folge traten Filip, der Verfassungsgerichtspräsident sowie sämtliche Verfassungsrichter zurück. 09  Die Krise war vorerst beendet, doch die Koalitionsregierung aus PSRM und ACUM mit Dodon als Präsident und Sandu als Ministerpräsidentin hielt nur bis November 2019.
 
        Das politische System des Landes und seine zentralen Verfassungsorgane gingen stark beschädigt aus dieser jüngsten Krise und der vorangegangenen Politisierung der zentralen politischen Institutionen hervor. Diese Episode verdeutlicht überdies, wie schnell ein nicht gefestigtes Verfassungsregime wie das der Republik Moldau, das Anfang der 2010er Jahre als Vorzeigeland der Östlichen Partnerschaft galt, demokratische Rückschritte erleiden und sich in ein autoritäres Regime verwandeln kann.
 
        INSTITUTIONEN UND AKTEURE
 
        Im Folgenden werden die zentralen politischen Institutionen und Akteure kurz vorgestellt und ihre Bedeutung für die politischen Aushandlungsprozesse im Land näher beleuchtet.
 
        Staatspräsident*in
 
        Artikel 77, Absatz 2 der moldauischen Verfassung 10  erklärt den/die Staatspräsident*in zum Garanten für die nationale Souveränität, Unabhängigkeit, Einheit und territoriale Integrität des Landes. Verfassungsrechtlich war das Amt des Staatsoberhauptes eher repräsentativ konzipiert. Durch die Wiedereinführung der Direktwahl 2016 ist das Amt wieder politischer geworden. Zu den wichtigsten Befugnissen des/der Präsidenten*in gehören neben Nominierungen, Ernennungen und Entlassungen anderer Amtsträger*innen (Artikel 88) das Recht, das Parlament aufzulösen sowie Befugnisse im Bereich der Außen- und Verteidigungspolitik. Die Verfassung eröffnet dem parlamentarischen Gesetzgeber jedoch im Rahmen von Artikel 88 Spielraum, durch weitere Gesetze die Rechte und Befugnisse des/der Staatspräsidenten*in auszuweiten. So hat das Staatsoberhaupt aufgrund eines suspensiven Vetos bei Gesetzesvorhaben die Möglichkeit, in die parlamentarische Arbeit einzugreifen und kann bei Fragen von nationalem Interesse ein Referendum ansetzen. Unter Maia Sandu wurde der Präsidialapparat zum eigentlichen Machtzentrum im Land, obwohl die exekutive Gewalt bei der Regierung liegt und obschon auch einige von Sandus Vorgängern sich während ihrer Amtszeiten bemüht hatten, die präsidialen Befugnisse auszuweiten. 11  Sandu, die erste Frau in diesem Amt, gewann die Wahl 2020 vor allem mit ihrem Bekenntnis zu Integrität und Kompetenz. 12  Auch die Stimmen der moldauischen Diaspora verhalfen ihr zum Sieg: 93 Prozent der Wähler*innen im Ausland stimmten im zweiten Wahlgang im November 2020 für sie. 13  
 
        Regierung
 
        Die gegenwärtige Regierung besteht aus dem Ministerpräsidenten Dorin Recean und 14 Minister*innen, darunter fünf Vizepremiers. Der/die Gouverneur*in (Başkan) der autonomen Region Gagausien gehört als ex-officio Mitglied ebenfalls der Regierung an, die derzeitige Başkan Guţul wurde wegen ihrer Parteizugehörigkeit bisher ausgeschlossen. Zu den Hauptaufgaben der Regierung gehört die Innen- und Außenpolitik des Landes, sowie die Leitung der öffentlichen Verwaltung. In formaler Hinsicht ist die Stellung der Regierung im politischen System Moldaus durch ihre Abhängigkeit von der Legislative gekennzeichnet. 14  Während den Beziehungen zwischen Parlament und Regierung ein eigenes Kapitel in der Verfassung gewidmet ist (Artikel 104–106), wird das Verhältnis der beiden Pole der Exekutive, also Präsident*in und Regierung, nicht gesondert behandelt. 15  Theoretisch soll ihr Verhältnis durch Kooperation gekennzeichnet sein, da einige Funktionen wie die Abberufung und Ernennung von Minister*innen gemeinsam erfolgt. Auch die Zuständigkeiten im Bereich Außen- und Sicherheitspolitik sollen gemeinsam wahrgenommen werden. In der bisherigen Verfassungsrealität war es allerdings meist so, dass der/die Präsident*in die Besetzung des Ministerpräsidentenpostens weitgehend autonom bestimmte. 16  Insbesondere nach der Parlamentswahl vom April 2019 kam es zu einer Art „Kohabitation“ moldauischer Art zwischen dem Staatspräsidenten und der Regierung, die aber nicht lange hielt und offen konfrontativ endete. Die in der Realität zwischen 2001 und 2009 sowie seit 2020 bestehende politische Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem Präsidenten anstatt dem Parlament ist so in der Verfassung nicht vorgesehen. 17  
 
        Parlament und Gesetzgebung
 
        Moldau verfügt über ein Einkammersystem. Das 101-köpfige Parlament ist laut Artikel 60, Absatz 1 der Verfassung das zentrale Gesetzgebungsorgan. Ergänzt wird die legislative Funktion durch Elemente der Volksgesetzgebung (Möglichkeit von Referenden). Unterschieden werden in der Verfassung drei Arten von Gesetzen: verfassungsändernde Gesetze, Organgesetze sowie einfache Gesetze. Die Volksversammlung der autonomen Region Gagausien hat zudem ein Initiativrecht, von dem in der Vergangenheit allerdings äußerst selten Gebrauch gemacht wurde. 18  Der/die Parlamentspräsident*in nimmt im moldauischen parlamentarischen System eine herausgehobene Position, ein: Sie/er ist zugleich Stellvertreter*in des/der Präsident*in und Repräsentant*in der Legislative gegenüber den anderen Staatsgewalten. 19  Die parlamentarische Arbeit war lange Zeit, insbesondere in der Phase des captured state, 20  geprägt durch das Überlaufen beziehungsweise Bestechen von Mandatsträger*innen, um sie an einflussreichere politische Blöcke zu binden. Wahlblöcke waren oder sind in diesem Zusammenhang häufig Zweckbündnisse, die kurz nach der Wahl wieder auseinanderbrechen.
 
        Parteiensystem, Wahlen und Referenden
 
        Das moldauische Parteiensystem ist bislang noch wenig konsolidiert. Parteien und Allianzen waren in der Vergangenheit oft kurzlebig. Die ideologische Ausrichtung der einzelnen Parteien war hingegen über all die Jahre recht konstant und verlief entlang verschiedener Trennlinien. Zu nennen sind hier erstens eine geopolitisch/kulturelle Spaltung im Sinne der Orientierung nach Osten oder Westen, zweitens die Trennung zwischen Anhängern einer liberalen Marktwirtschaft und denen einer sozialen Umverteilung und drittens die postmaterialistische Kluft zwischen Verfechtern traditioneller Werte und progressiver Kräfte. 21  
 
        Die derzeit einflussreichste Partei im proeuropäischen Spektrum ist die regierende PAS. Im linken Spektrum ist die geschwächte Sozialistische Partei Moldaus (PSRM) immer noch die dominante Kraft. Sie veränderte mit ihrem Eintritt ins Parlament 2014 das Parteiensystem insofern, als sie die bis dahin mächtige Kommunistische Partei Moldaus (PCRM) verdrängte. Zusammen mit der Partei des Oligarchen Ilan Șor stellen letztere die prorussischen Kräfte dar, die paradoxerweise zum Teil durchaus EU-freundlich eingestellt sind. Zurzeit sondieren die Parteien im linken Spektrum, ob sie sich auf eine/n gemeinsame/n Kandidat*in für die Präsidentschaftswahl einigen können. 22  Zum prorussischen Lager gehört ebenfalls die 2021 gegründete MAN-Partei (Alternative Nationale Bewegung), die sich um den Bürgermeister von Chișinău, Ion Ceban, gruppiert. MAN bemüht sich vor allem um proeuropäische Wählerschichten, die nicht PAS wählen wollen.
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        Moldau hat seit der Unabhängigkeit zehn Parlamentswahlen und neun Präsidentschaftswahlen abgehalten, die trotz wiederkehrender Unregelmäßigkeiten, insbesondere was Parteienfinanzierung, Druck auf unabhängige Kandidat*innen im Wahlkampf, Missbrauch von administrativen Ressourcen, diskriminierende Rhetorik und einen gleichberechtigten Medienzugang betraf, dennoch von internationalen Beobachter*innen, etwa der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE), als weitgehend demokratisch eingestuft wurden.
 
        Justiz
 
        Das Justizsystem bleibt eine Achillesferse des Staates und besonders für die reformorientierte PAS-Regierung. Als Schwachpunkte werden neben dem oftmals noch unzureichenden Schutz der Grundrechte vor allem die Organisationsstruktur des Justizwesens und die endemische Korruption genannt. Justiz und Rechtsstaatlichkeit haben vor allem in den Jahren unter Plahotniuc an Unabhängigkeit eingebüßt. Die Entpolitisierung des Justizsystems kommt nur langsam voran.
 
        Die Ernennung, Einsetzung und Entlassung von Richter*innen für alle anderen Gerichte erfolgt durch den/die Präsidenten*in auf Basis einer Empfehlung des Obersten Richterrats (Consiliul Superior al Magistraturii). Die Rolle dieses aus elf Richtern bestehenden Gremiums ist wichtig für die Unabhängigkeit des Justizsystems und wurde auf Empfehlung der EU und des Europarats gestärkt. Kritisiert wird jedoch die fehlende Transparenz bei der Ernennung von Richter*innen sowie mangelhafte öffentliche Kommunikation. Im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen zurzeit das sogenannte Vetting- beziehungsweise Pre-Vetting-Verfahren, Prozesse zur Evaluierung, Verifizierung und Auswahl von Richter*innen und Staatsanwält*innen sowie anderen Gerichtsbeamt*innen, mit dem Ziel ihre Integrität, Kompetenz und Unparteilichkeit sicherzustellen. Doch viele Richter*innen weigern sich zu kooperieren. 23  
 
        Ein Thema für sich ist die seit 2019 anhaltende Auseinandersetzung zwischen den politischen Kräften über die Ernennung des Generalstaatsanwalts. 24  Über diese Frage zerbrach auch die Koalition zwischen PSRM und ACUM 2019. Nachdem der umstrittene, unter Dodon ins Amt eingetretene Generalstaatsanwalt Alexandr Stoianoglo 2021 abberufen wurde, konnte bis Mai 2024 keine Einigung auf eine/n geeignete/n Kandidat*in erzielt werden. Nun wurde als Ergebnis eines kompetitiven Verfahrens der bereits kommissarisch eingesetzte Ion Munteanu zum neuen Generalstaatsanwalt ernannt.
 
        Schließlich kommt dem aus sechs Verfassungsrichtern zusammengesetzten moldauischen Verfassungsgericht eine besondere Rolle zu. Ihm wurde in den Jahren seit der Unabhängigkeit bis zur vollkommenen Politisierung unter Plahotniuc eine positive Rolle in den politischen Entwicklungen des Landes attestiert. Es ist gemäß Verfassung unabhängig und formal nicht Teil des moldauischen Rechtsystems (Artikel 134, Absatz 2). Das Gericht spielte überdies eine wichtige Rolle bei der Klärung von Kompetenzabgrenzungen politischer Akteure, die in der Verfassung oft nicht eindeutig festgelegt sind.
 
        ZIVILGESELLSCHAFT UND PROTEST
 
        Im vergangenen Jahrzehnt hat sich die Zivilgesellschaft des kleinen Landes merklich weiterentwickelt. Für ihre Partizipation am politischen Diskurs sind ein verbesserter Medienzugang beziehungsweise die Etablierung von sozialen Medien sowie Online-Formaten nicht unwesentlich. NGOs werden verstärkt auch politisch vom Parlament und den Ministerien eingebunden und konsultiert. Dauerhafte Konsultationsplattformen für die Zivilgesellschaft werden zwar diskutiert, sind aber noch nicht eingeführt. 25  Auch die Verbesserungen in der Ausübung von Grundrechten sind bemerkenswert. Das viel gelobte Versammlungsgesetz von 2008 bietet hierfür wichtige Voraussetzungen. Dennoch wird die allgemeine Menschenrechtslage in der Republik Moldau regelmäßig kritisiert, insbesondere im Bereich Strafvollzug und im Hinblick auf Minderheitenrechte (Roma, LGBTQ etc.). 26  
 
        Die in den postsowjetischen Jahren eher schwach ausgeprägte gesellschaftliche Mobilisierung hat spätestens 2009 mit der sogenannten Twitter-Revolution einen grundlegenden Wandel erfahren. Es handelte sich hierbei um die ersten Massenproteste im Land, bei denen soziale Medien und digitale Technologien eine entscheidende Rolle spielten. Vier Menschen starben dabei infolge der brutalen Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Demonstranten. 27  2014 brachen wiederum Proteste anlässlich des bereits erwähnten Bankenskandals aus. Als deutlich wurde, dass die Regierung Steuergelder einsetzen würde, um die gestohlene Milliarde zu kompensieren, gab es ab 2015 längerfristige Protestcamps quer über das politische Spektrum hinweg. 28  Sie richteten sich gegen die Regierungspolitik und Oligarchisierung im Land, hatten aber letztlich wenig Erfolg. Die Polizeigewalt erreichte eine neue Dimension, so auch die Politisierung der Polizei und des Innenministeriums unter der von Plahotniuc kontollierten PDM-Regierung. 29  
 
        Im Winter 2022/23 kam es infolge des Krieges in der Ukraine, der galoppierenden Inflation, die zeitweilig bei 25 Prozent lag, und vor allem wegen der hohen Energiepreise erneut zu massiven sozialen Protesten, die Tausende auf die Straße brachten. Diese Proteste waren zwar spontan, wurden aber teilweise von prorussischen Kräften im Land, vornehmlich der Șor-Partei, befeuert und gesteuert. Russische Desinformationskampagnen und populistische Forderungen von Șor fielen auf fruchtbaren Boden.
 
        KÜNFTIGE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Die demokratische Entwicklung der Republik Moldau steht in den kommenden Jahren vor gewaltigen Herausforderungen. 2024 werden entscheidende Weichen gestellt. Innenpolitisch steht an oberster Stelle die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Denn eine weitere Fragmentierung der Gesellschaft und Abdriften gesellschaftlicher Gruppen oder gar ganzer Landesteile bedeutet nicht nur eine Schwächung der nationalen Identität, sondern birgt letztlich auch ein Sicherheitsrisiko. 30  Russland versucht das Land weiter zu destabilisieren, um es in den eigenen Einflussbereich zurückzuziehen. So wurden im Frühjahr 2023 interne Strategiepapiere aus dem Kreml bekannt, die Pläne offenbarten, wie die russische Einflussnahme in zentralen staatlichen Bereichen ausgeweitet und der Einfluss anderer externer Akteure zurückgedrängt werden könnte. 31  
 
        Zentral für die politische Entwicklung sowie Ausrichtung der moldauischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik bleibt die in Artikel 11, Absatz 1 der Verfassung festgeschriebene permanente Neutralität. Verfassungsrechtlich umfasst dies ein ausdrückliches Verbot, ausländische Truppen auf dem Staatsgebiet zu stationieren. Das Neutralitätsgebot wird im Land seit einigen Jahren kontrovers diskutiert. Die regierende PAS bekennt sich nicht mehr öffentlich dazu, erwähnt es auch in der neuen Nationalen Sicherheitsstrategie nicht. 32  Eigentlich strebt sie mit Blick auf eine auch militärstrategisch engere Anbindung an den Westen eine Änderung der Verfassung an, ist sich aber bewusst, dass es dafür derzeit keine gesellschaftliche Mehrheit gibt. Analog zu den anderen allgemeinen Verfassungsgrundsätzen der Souveränität, Unabhängigkeit und Einheitlichkeit ist auch die permanente Neutralität nur im Rahmen eines Referendums mit Zustimmung der Stimmenmehrheit aller Bürger*innen änderbar (Artikel 142, Absatz 1). Moldau bleibt durch seine exponierte Rolle im Ukraine-Krieg im Fokus der NATO und der EU, die das Land durch Unterstützungsmaßnahmen, unter anderem im Rahmen der Europäischen Friedensfazilität, zu stärken versuchen. Letztlich bleibt der Ausgang des Krieges in der Ukraine der entscheidende Faktor für die weitere wirtschaftliche, gesellschaftliche und auch politische Entwicklung des Landes.
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        TEILE UND HERRSCHE
 
        Separatismus und russische Einflussnahme in der Republik Moldau
 
         Yelizaveta Landenberger 
 
        „Pobeda! Pobeda!“, Russisch für „Sieg! Sieg!“, 01  skandieren Dutzende von Menschen, die sich am Morgen des 27. Mai 2024 vor dem Gerichtsgebäude im Zentrum der moldauischen Hauptstadt Chişinău versammelt haben. Sie sprechen damit ihre Unterstützung für die 37-jährige Politikerin Evghenia Guțul von der inzwischen verbotenen kremlnahen Șor-Partei aus, denn Guțul steht an diesem Tag vor Gericht. Knapp über ein Jahr ist es her, dass sie zur Gouverneurin (Başkan) des autonomen Territoriums Gagausien im Süden der Republik Moldau gewählt wurde. Es steht eine erste Anhörung zum Fall illegaler Finanzierung der Șor-Partei an.
 
        Bevor sie das Gerichtsgebäude betritt, sagt die Gouverneurin: „Am heutigen Tag wird nicht Evghenia Guțul vor Gericht gestellt, sondern der Başkan von Gagausien. (…) Sie wollen unsere gagausische Autonomie auslöschen. Aber wir lassen das nicht zu.“ Sie spricht über ein mit einem Megafon verbundenen Mikrofon. Die Menschenmenge ruft daraufhin erneut begeistert: „Pobeda! Pobeda!“, 02  was auch der Name eines neuen politischen Blocks ist, unter dem die verbotene Șor-Partei unter neuem Label fortbesteht. Einige der Demonstrant*innen halten weiße Plakate mit Aufschriften wie „Hände weg vom Başkan Gagausiens“ oder „Sandu [die Präsidentin des Landes], du wirst für alles Rede und Antwort stehen“. 03  Dass alle Plakate dabei verdächtig ähnlich aussehen, als wären sie von ein und derselben Person geschrieben worden, legt nahe, dass sie nicht die Teilnehmenden selbst angefertigt haben. Es wäre nicht das erste Mal, dass die Șor-Partei zu unlauteren Mitteln greift, und ironischerweise geht es im heutigen Prozess ausgerechnet um Stimmenkauf und illegale Geldflüsse aus Russland: Von Herbst 2022 bis Juni 2023 organisierte die Partei regelmäßig Kundgebungen gegen den proeuropäischen Kurs der moldauischen Regierung und der Staatspräsidentin Maia Sandu. Dabei wurde die Unzufriedenheit der Bürger*innen über den Anstieg der Energie- und Lebensmittelpreise gezielt ausgenutzt und die Behauptung verbreitet, die Preise seien nicht durch den russischen Angriffskrieg im Nachbarland Ukraine gestiegen, sondern durch die proeuropäische Politik Sandus. Nach Angaben zahlreicher Medienberichte wurden die Demonstrant*innen für ihre Teilnahme an den Kundgebungen bezahlt. 04  
 
        Eigentlich sollte das Gerichtsverfahren gegen Guțul bereits am 30. April stattfinden, wurde dann aber auf Ende Mai verlegt, da der Gouverneurin zunächst kein Russisch-Dolmetscher zur Verfügung gestellt worden war. Die moldauische Antikorruptions-Staatsanwaltschaft wirft ihr vor, während ihrer Tätigkeit als Sekretärin für die Șor-Partei von 2019 bis 2022 systematisch und täglich Geld aus Russland nach Moldau gebracht zu haben, um die Parteitätigkeit so auf illegale Weise zu finanzieren. Insgesamt geht es um eine Summe von 42,5 Millionen Lei, umgerechnet 2,2 Millionen Euro. In dem Dokument der Behörde heißt es außerdem, Guțul habe von Oktober bis November 2022 während der Anti-Regierungsproteste die Verantwortung über Namenslisten innegehabt, die die Bezahlung von Demonstrant*innen für ihre Teilnahme dokumentierten.
 
        Der Gouverneurin drohen eine hohe Geldstrafe oder gar zwei bis sieben Jahre Haft und eine fünfjährige Sperre für politische Ämter. Guțul streitet ihre Schuld ab und behauptet, dass das Verfahren gegen sie von Sandu und ihrer Partei PAS fabriziert sei und der Zerstörung der gagausischen Autonomie diene. Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass die antieuropäische Gouverneurin von Gagausien angibt, bei einem Schuldspruch gegen sie ausgerechnet vor den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ziehen zu wollen. 05  
 
        ANGESPANNTE POLITISCHE LAGE
 
        Im Juni 2022 erhielt die Republik Moldau ebenso wie ihr im Krieg befindliches Nachbarland die Ukraine den Status eines EU-Beitrittskandidaten. Zu diesem Zeitpunkt schien es realistisch, dass nach der Ukraine Moldau das nächste Ziel der imperialen Bestrebungen Russlands sein würde. Obwohl die russischen Truppen immer noch Hunderte Kilometer vom moldauischen Staatsgebiet entfernt sind, bleibt die Gefahr einer militärischen Invasion bestehen: Sollte die russische Armee weiter durch ukrainisches Territorium vorrücken, würde sie nämlich das de facto unabhängige Transnistrien erreichen, wo nach wie vor etwa 1700 russische Militärs stationiert sind. 06  Auch wenn die Ausstattung dieser Truppen schlecht ist, stellt diese Präsenz zusammen mit der stark prorussischen Bevölkerung eine reale Gefahr dar. Die moldauische Armee ist klein und schlecht ausgerüstet, sie verfügt über keinen einzigen Panzer, und das Land ist kein NATO-Mitglied.
 
        Hinzu kommt ein anderes Risiko: Auch im Kernland der Republik Moldau und insbesondere im autonomen Gagausien ist die Stimmung in großen Teilen der Bevölkerung kremlfreundlich. Auch wenn sich Moldau nicht im heißen militärischen Konflikt mit Russland befindet, führt Russland schon lange und hartnäckig einen Informationskrieg gegen das kleine osteuropäische Land, den Expert*innen auch als hybriden Krieg bezeichnen. Der Fall Guțul und die mutmaßliche illegale Finanzierung der Șor-Partei verweisen auf die Ernsthaftigkeit der Lage und die hohen Summen, die Russland in diesen Informationskrieg zu investieren bereit ist.
 
        Am 25. Juni 2024 wurden die EU-Beitrittsverhandlungen mit Moldau aufgenommen. Das Land hat sich das ehrgeizige Ziel gesetzt, bis 2030 der Union beizutreten. Bis dahin müssen zahlreiche Reformen umgesetzt, und eine Lösung für das de facto unabhängige, aber völkerrechtlich zur Republik gehörende prorussische Transnistrien gefunden werden. Auch muss die breite Bevölkerungsmehrheit dieses Ziel unterstützen. 2024 wird entscheidend für die Zukunft Moldaus sein, da am 20. Oktober neben den Präsidentschaftswahlen auch ein Referendum über den EU-Beitritt stattfinden wird, gefolgt von Parlamentswahlen 2025. Aktuelle Umfragen des moldauischen Thinktanks WatchDog vom April dieses Jahres zeigen, dass 56,5 Prozent der Befragten für einen EU-Beitritt stimmen möchten, was knapp klingt. Allerdings gaben auch nur 25,2 Prozent an, dass sie dagegen stimmen werden. Der Rest ist unentschieden oder plant, nicht zu wählen. 07  Valeriu Pașa von WatchDog mahnt jedoch zur Vorsicht. Auf Nachfrage hin sagt er: „Ich glaube nicht, dass das Ergebnis völlig sicher ist, weil es eine sehr große, von Russland unterstützte Kampagne gegen den EU-Beitritt gibt. Das Ergebnis hängt stark davon ab, inwieweit es Russland und seinen Lügen gelingt, die moldauischen Wähler*innen mit Desinformation zu beeinflussen.“ 08  
 
        „STOPP EU“
 
        Tatsächlich scheinen aktuell die prorussischen Kräfte im Land alles dafür zu tun, dass das ambitionierte Ziel eines EU-Beitritts der Republik Moldau bis 2030 nicht erreicht wird. So fand etwa eine Woche vor der Anhörung Evghenia Guțuls, am 18. Mai, das „Festival der Völkerfreundschaft“ statt, wo die von Russland initiierte Eurasische Wirtschaftsunion (EAWU) als Gegenmodell zur EU beworben wurde. In den moldauischen Städten Taraclia, Bălți, Orhei und Comrat waren Zelte mit den Aufschriften „Russland“, „Belarus“, „Kasachstan“, „Kirgistan“ und „Armenien“ zu sehen. Dort boten Menschen in traditionellen Gewändern dieser Länder kostenlose regionale Spezialitäten an. Die Auswahl dieser Länder ist kein Zufall, da sie die Mitglieder der EAWU repräsentieren. Zu Gast – per Videoübertragung – war der bekannte russische Popsänger Filip Kirkorow, der den Teilnehmenden zum Fest der Völkerfreundschaft gratulierte. Den Höhepunkt der Feierlichkeiten bildete allerdings eine andere Videoprojektion, nämlich diejenige von Ilan Șor. Er ist der bekannteste und aktuell einflussreichste prorussische Politiker des Landes und kündigte den Start einer neuen Kampagne seines politischen Blocks „Pobeda“/„Sieg“ an. Das Motto ist eindeutig: „Stopp EU“ und „Nein zum EU-Beitritt!“. Ilan Șor behauptete, dass die EU-Mitgliedschaft für Moldau, entgegen der Meinung von Wirtschaftsexpert*innen, hohe Preise für Gas, Strom und „eine gewaltige Armut“ bedeuten würde. Die von ihm präsentierte Alternative, sich Russland zuzuwenden, schien auf viele verlockend zu wirken. „Wenn wir uns Russland anschließen, werden wir ein reiches Moldau schaffen!“, so Șors Überzeugung, und: „EU bedeutet Krieg, Russland bedeutet Schutz!“
 
        PRORUSSISCHE AKTEURSLANDSCHAFT
 
        Ilan Șor, ein Unternehmer, Oligarch und Politiker, floh 2019 vor der moldauischen Justiz nach Israel und nach Russland. Zusammen mit anderen entwendete er zwischen 2012 und 2014 etwa eine Milliarde US-Dollar aus dem moldauischen Bankensystem. Am 14. April 2023 wurde Șors Gefängnisstrafe in Abwesenheit von ursprünglich siebeneinhalb Jahren auf 15 Jahre angehoben, seine nach ihm benannte Partei wurde nur kurze Zeit später verboten. Die Verfassungsrichter begründeten ihre Entscheidung damit, dass Politiker seiner Partei wiederholt gegen die moldauische Verfassung verstoßen hatten und durch Stimmenkauf sowie illegale Finanzierung die Souveränität und Unabhängigkeit der Republik Moldau bedrohten. Trotzdem ließ sich der prorussische Oligarch nicht davon abhalten, weiter per Videoübertragung und im Netz Politik in Moldau zu machen. Seine Verbündeten, ehemalige Șor-Partei-Politiker*innen, machen einfach unter dem Banner anderer Parteien und Bewegungen weiter, die neueste davon ist der politische Block „Pobeda“, der am 21. April während eines sogenannten Kongresses oppositioneller moldauischer Parteien in Moskau gegründet wurde. Oppositionell bedeutet in diesem Fall konsequent prorussisch und antieuropäisch, offiziell ist dieser politische Block jedoch nicht registriert. Die Völkerfreundschaftsfeierlichkeiten am 18. Mai, bei denen die Kampagne „Stopp EU“ ausgerufen wurde, fanden ebenfalls im Namen dieses Blocks statt.
 
        Șor verfolgt schon seit Langem die überaus effektive Strategie, Menschen durch kostenlose Freizeitangebote und „soziale Projekte“ von sich und der russischen Desinformation zu überzeugen. Das kommt bei vielen Menschen im armen Moldau gut an, denn sie spüren unmittelbar, was er ihnen bieten kann. Șor betreibt im ganzen Land ein Netzwerk von Sozialläden, in denen Lebensmittel zu günstigeren Preisen als im Supermarkt erworben werden können. 2018 eröffnete er in der Stadt Orhei, wo seine politische Karriere als Bürgermeister begann, einen kostenlosen Freizeitpark namens OrheiLand.
 
        Neben Șor und den mit ihm affiliierten Politiker*innen gibt es auch prorussische Akteure aus den Reihen der beiden moldauischen Parteien der Sozialisten und Kommunisten sowie Amtsträger*innen ohne parteiliche Zugehörigkeit wie den gagausischen Abgeordneten Victor Petrov, der mutmaßlich Verbindungen zur russischen Mafia hat und ebenfalls mit sozialen Projekten auf Stimmenfang geht. 09  Er trat bei den Başkan-Wahlen in Gagausien im vergangenen Jahr an, belegte aber nur den dritten Platz.
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        LEAKS AUS DEM KREML
 
        Ein am 15. März 2023 von einem internationalen Journalistenkonsortium geleaktes Dokument aus der Abteilung für Beziehungen zu Nachbarländern des russischen Präsidialamtes von 2021 offenbart, dass der Kreml tatsächlich Pläne verfolgt, die Republik Moldau bis 2030 mithilfe hybrider Kriegsstrategien zu destabilisieren und letztendlich in einen russischen Satellitenstaat zu verwandeln. 10  Das Dokument beschreibt, wie eine „ablehnende Haltung gegen die NATO in der moldauischen Gesellschaft und in politischen Kreisen“ erzeugt sowie die Beziehungen zu Russland durch die Förderung der Orthodoxen Kirche und der russischen Sprache gestärkt werden sollen. Langfristige Ziele umfassen die Schaffung stabiler prorussischer Einflussgruppen in den politischen und wirtschaftlichen Eliten des Landes sowie die Integration in die EAWU und ein kollektives Sicherheitsbündnis. Es wird auch die Eröffnung eines russischen Konsulats in der gagausischen Hauptstadt Comrat bis 2022 erwähnt, was jedoch bisher nicht erfolgt ist. Das Dokument ähnelt stark einem vergleichbaren, im Februar 2023 geleakten Papier, das Strategien für eine russische Kontrolle über Belarus bis 2030 beschreibt.
 
        GAGAUSIEN: HASS DURCH MINDERHEITENPOLITIK
 
        Das autonome Territorium Gagausien im Süden der Republik Moldau besteht nicht aus einem durchgehenden Gebiet, sondern setzt sich aus einem größeren Territorium mit der Hauptstadt Comrat, einem südlichen Areal um die Stadt Vulcănești sowie zwei kleinen Exklaven zusammen.
 
        Schon vor der offiziellen Unabhängigkeit Moldaus von der Sowjetunion im Jahr 1991, die seinerzeit absehbar war, erklärte sich Gagausien 1990 zur eigenständigen Sowjetrepublik. 1994 einigte man sich dann doch auf die Wiedereingliederung in die Republik Moldau, allerdings unter Wahrung besonderer Autonomierechte. Im Gegensatz zum de facto unabhängigen Transnistrien kam es in Gagausien nie zu einem militärischen Konflikt. Das Misstrauen gegenüber Chișinău blieb hoch: Anfang Februar 2014 wurde in Gagausien ein zweiteiliges Referendum abgehalten. Damals stimmten rund 99 Prozent der Wähler*innen dafür, dass die Region ihre Unabhängigkeit erklären solle, falls die Republik Moldau ihre Souveränität als Staat verliere, sprich sich Rumänien anschließen sollte – ein ziemlich unwahrscheinliches Szenario. 98 Prozent stimmten zudem für einen Beitritt Moldaus zur von Russland geführten Wirtschaftsunion – und 97 Prozent gegen die EU-Integration Moldaus. Das Referendum wurde von der moldauischen Regierung als illegal eingestuft.
 
        Gagausien hat ein eigenes Parlament, eine eigene Regierung und ein eigenes Staatsoberhaupt, den Başkan, und unterliegt gleichzeitig der moldauischen Gesetzgebung. Laut offiziellen Angaben der gagausischen Regierung leben in diesem Gebiet 155646 Menschen, wovon 82 Prozent zur ethnischen Gruppe der Gagausen gehören, einem Turkvolk, das im späten 18. beziehungsweise frühen 19. Jahrhundert aus Bulgarien in das heutige Territorium einwanderte. Neben Gagausisch ist Russisch als Sprache in dieser Region am weitesten verbreitet, es ist als Lingua franca die Sprache der Politik, der Bildung und der meisten Medien vor Ort.
 
        Neben der alltäglichen Verwendung der russischen Sprache sind auch russischsprachige Nachrichtenkanäle populär. Einige davon sind lokal und prorussisch ausgerichtet, wie auch die „öffentliche“ Sendeanstalt Gagauziya Radio Televizionu (GRT). Daneben gibt es lokale prorussische Medien wie beispielsweise das Nachrichtenportal gagauznews.com, das mit Victor Petrov in Verbindung steht. Obwohl das Portal als gagauznews.md aufgrund von Kriegshetze und Befürwortung des russischen Angriffskriegs von den moldauischen Behörden verboten wurde, ist es unter der geänderten Domain weiterhin aktiv und auch in den sozialen Netzwerken präsent. Ein weiterer Informationskanal ist die Direktübertragung aus Russland über Kabelfernsehen, obwohl solche Kanäle eigentlich im Zuge der russischen Invasion in die Ukraine von den moldauischen Behörden verboten wurden. Zusätzlich gewinnen Plattformen wie TikTok und Telegram an Bedeutung.
 
        PRORUSSISCHES MEDIENBILD
 
        Die Wahlen in Gagausien wurden von Vorwürfen der Wählerbestechung begleitet. Obwohl der Başkan von Amtes wegen Mitglied der moldauischen Regierung ist, hat Präsidentin Maia Sandu die gewählte Gouverneurin Evghenia Guțul immer noch nicht in die Regierung aufgenommen. Diese Verzögerung ist möglich, da das Gesetz keinen konkreten Zeitrahmen vorgibt, innerhalb dessen die Aufnahme erfolgen muss.
 
        Die Wahlen in dem kleinen Gagausien wurden in russischen Staatsmedien ausführlich und einseitig behandelt. Es waren offensichtliche Parallelen zur russischen Berichterstattung über die Ukraine zu beobachten: Das „Regime Maia Sandus“ wurde beschuldigt, die russischsprachige Bevölkerung in Gagausien zu benachteiligen, politische Gegner zu unterdrücken und „russophob“ zu sein. Die staatliche russische Nachrichtenagentur RIA Novosti titelte sogar am 5. Mai: „Fatale Entscheidung. Moldau bewegt sich auf einen Bürgerkrieg zu.“ 11  Im März 2023 veröffentlichte Guțul in ihren Social-Media-Kanälen ein Foto mit Putin, das während eines Besuchs in Russland aufgenommen wurde. Vor Guțuls Rückkehr nach Moldau häuften sich Berichte in den (pro)russischen Medien, die die sofortige Verhaftung der Gouverneurin bei ihrer Ankunft in Moldau aufgrund der vermeintlichen „Repressionen“ durch die Regierung Sandu vorhersagten, wozu es aber nicht kam.
 
        TRANSNISTRIEN: SOZIALISTISCHE NOSTALGIE
 
        Transnistrien, ein De-Facto-Staat mit der Eigenbezeichnung „Pridnestrowische Moldawische Republik“ (PMR), liegt auf der Landkarte als schmaler Streifen zwischen der Republik Moldau und der Ukraine. Die Verfassung Transnistriens nennt Moldawisch, Russisch und Ukrainisch als Amtssprachen, wobei Russisch in der Realität dominant ist. Moldawisch, das in kyrillischer Schrift geschrieben wird, ist eine Variante des Rumänischen und ist eine Konstruktion des sowjetischen Nationbuildings. Eine von der rumänischen Sprache vermeintlich verschiedene „moldawische“ Sprache sollte eine eigene Identität der Moldawischen Sozialistischen Sowjetrepublik begründen und von Rumänien abgrenzen. Die Zeit in Transnistrien scheint, so suggeriert zumindest das Bild der Hauptstadt Tiraspol, stillzustehen. Die transnistrische Flagge ist rot-grün-rot, mit einem gelben Hammer-und-Sichel-Symbol und einem Stern in der linken oberen Ecke – eine exakte Kopie der (zweiten) Flagge der Moldawischen Sozialistischen Sowjetrepublik, die von 1952 bis 1990 verwendet wurde. Selbst die Währung trägt wie in Russland den Namen Rubel und auf die Münzen ist ein Hammer-und-Sichel-Symbol geprägt.
 
        Transnistrien erklärte 1990 seine Unabhängigkeit von Moldau, dessen eigene Unabhängigkeit im Zuge des Zerfalls der Sowjetunion schon absehbar war. Transnistrien wird jedoch von der internationalen Gemeinschaft weiterhin als Teil Moldaus betrachtet, selbst Russland folgt dieser Politik. Der Konflikt zwischen Moldau und Transnistrien war 1990 zu einem bewaffneten Konflikt eskaliert, der 1992 in einen kurzen Krieg mündete. Russische Verbände unterstützten seinerzeit Transnistrien, ein Waffenstillstand wurde noch im selben Jahr vereinbart. Die russischen Einheiten blieben als sogenannte Friedenstruppen in der Region. Derzeit gilt der Konflikt als eingefroren. Sollte Russland jedoch militärische Erfolge in der Ukraine verzeichnen, könnte es von Transnistrien aus versuchen, ganz Moldau zu annektieren.
 
        DROHGEBÄRDEN AUS TIRASPOL
 
        Der russische Einfluss in Transnistrien ist über Marionettenstrukturen weit verbreitet. Ein moldauisches Investigativmedium veröffentlichte 2016 etwa eine Recherche mit dem Titel „Republik Sheriff“, in der die Machenschaften des Konzerns Sheriff nachgezeichnet werden, wie dieser russische Interessen verfolgt und sich maßgeblich in die lokale Politik einmischt, aber auch bestens international vernetzt ist. 12  Ihm gehören nicht nur der bekannte Fußballclub Sheriff Tiraspol, sondern unter anderem auch der Spirituosenhersteller Kvint, diverse Supermärkte, Tankstellen, ein Telekommunikationsunternehmen und ein Sportkomplex.
 
        Die Armut, verbunden mit der Angst vor einer Eskalation des Konflikts in Transnistrien, treibt viele in der separatistischen Region zur Landflucht und Emigration, wodurch die Bevölkerungszahl seit den 1990er Jahren stark zurückgegangen ist. Diese desolate Situation scheint auf der anderen Seite den Frust und somit die Anfälligkeit für russische Propagandanarrative zu verstärken.
 
        Am 28. Februar 2024 fand in Tiraspol ein „Kongress für Abgeordnete aller Ebenen“ statt. Trotz vorheriger Befürchtungen kam es dabei nicht zu einer Bitte um Annexion durch Russland nach dem Muster der sogenannten Volksrepubliken Donezk und Luhansk in der Ukraine. Der US-amerikanische Thinktank Institute for the Study of War hatte zuvor gewarnt, dass Transnistrien möglicherweise ein Referendum über den Anschluss an Russland abhalten könnte, um den russischen hybriden Krieg gegen Moldau zu unterstützen. In der Warnung wird beschrieben, dass die angebliche Notwendigkeit, russische Bürger und Landsleute in Transnistrien vor Bedrohungen durch Moldau oder die NATO zu schützen, den Vorwand für einen solchen Aufruf liefern könnte. 13  Letztendlich verabschiedete der Kongress in Tiraspol lediglich eine Resolution, in der das russische Parlament darum gebeten wurde, angesichts des zunehmenden Drucks seitens der Republik Moldau Maßnahmen zum Schutz zu ergreifen, und wies darauf hin, dass 220000 Bürger in Transnistrien russische Pässe besitzen.
 
        Seit Jahresbeginn 2024 ist die Beziehung zwischen der Republik Moldau und dem separatistischen Transnistrien zusätzlich spannungsgeladen. Moldau hatte entschieden, Einfuhrzölle auf aus Transnistrien eingeführte Waren zu erheben, was zu Protesten und Drohgebärden führte, die ebenfalls im Kongress Ende Februar gipfelten. Dass die einzige offene Grenze Transnistriens die moldauische ist und damit Waren nur hier passieren können, bedeutet, dass Moldau die Oberhand hat und ökonomischen Druck aufbauen kann. Diesen scheint die moldauische Regierung zu nutzen, um mit nichtmilitärischen Mitteln Transnistrien wieder zu einer Eingliederung ins Staatsgebiet zu bewegen und so auch eine EU-Integration voranzutreiben.
 
        FAZIT
 
        Separatistische Tendenzen bilden ein gefährliches Einfallstor für die russische Einflussnahme in Moldau. Obwohl Gagausien dünn besiedelt ist – gerade einmal 5 Prozent der moldauischen Bevölkerung lebt dort – wird es von Russland, wie die aktuellen Entwicklungen zeigen, für eine gezielte Destabilisierung genutzt. In Gagausien kann derzeit beobachtet werden, wie prorussische Einflussgruppen geschaffen und eine ablehnende Haltung gegenüber der EU erzeugt wird. Gleichzeitig versucht die Republik Moldau dem entgegenzuwirken, etwa durch die moldauische Justiz, wie der Fall Guțul zeigt.
 
        Auf die Frage hin, ob der Einfluss der Entwicklungen in Gagausien auf die Stabilität des gesamten Landes vielleicht überschätzt wird, sagt Valeriu Pașa von WatchDog: „Vielleicht ein bisschen, aber eben auch in Moskau. Sie brauchen Gagausien als eine Art Insel mit starker prorussischer Einstellung, denn obwohl es klein ist, hat es einen autonomen Status und eine eigene Verwaltung. Das kann Russland ausnutzen, um Chișinăus Energie dauerhaft dorthin zu kanalisieren, sodass sie an anderer Stelle fehlt.“ 14  Ein ernstzunehmendes Problem ist auch, dass die EU zwar in Gagausien und Moldau investiert, dies aber nicht gut erkennbar und transparent kommuniziert, so Pașa. Wissen über EU-Investitionen kommt nicht in den Köpfen der Menschen an, die russische Desinformation schon, die die Welt auf den Kopf stellt: Viele in Gagausien glauben entgegen der tatsächlichen Verhältnisse, dass die meisten Investitionen in ihre Region aus Russland und nicht aus der EU stammen.
 
        Der Fall Transnistrien ist in vielerlei Hinsicht verschieden. Es handelt sich zwar um eine prorussische Exklave mit russischem Militär, zugleich besteht – zumindest bislang – keine Verkehrsverbindung zu Russland. Die Schließung der Grenze zur Ukraine nach Beginn der russischen Großinvasion ermöglicht es der Republik Moldau, durch ökonomischen Druck eine Wiedereingliederung Transnistriens in die Republik Moldau voranzutreiben.
 
        Beide abtrünnigen Territorien bilden zugleich Gefahrenherde für die moldauische Demokratie und die Pläne für eine europäische Integration. Russland unternimmt große Kraftanstrengungen, um durch Desinformation Einfluss zu nehmen – allerdings beschränkt sich diese nicht auf die beiden separatistischen Gebiete, sondern wirkt in der gesamten Republik Moldau. Zugleich versucht Letztere mit Unterstützung der EU und den USA dem entgegenzuwirken und bis 2030 tatsächlich Teil der Union zu werden. Die Präsidentschaftswahlen und das Referendum im Herbst 2024 dürften bestimmend dafür sein. Derzeit zeichnet sich jedenfalls trotz Russlands Bemühungen ein „Ja“ zum EU-Beitritt in der Bevölkerung ab.
 
        Obwohl es viele Ungewissheiten gibt, lässt sich eines mit Sicherheit sagen: Die Zukunft der Republik Moldau wird aktuell nicht nur im Land selbst, sondern auch in der Ukraine entschieden.
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        STRATEGISCHE WENDE?
 
        EU-Erweiterungspolitik in Südost- und Osteuropa
 
         Barbara Lippert 
 
        Die Erweiterungspolitik der EU und ihrer Vorläufergemeinschaften war bis zur Aufnahme der EFTA-Länder 1995 kaum strategisch angelegt. 01  Die EU reagiert, wenn Regierungen einen Antrag auf Aufnahme ihres Landes stellen oder dies ankündigen. An Aspiranten gab und gibt es dabei keinen Mangel. In allen Erweiterungsrunden seit 1973 machten sich zwar einzelne Mitgliedstaaten für den Beitritt des einen oder anderen Landes stark, aber von einer gemeinschaftlichen, proaktiven Strategie gegenüber ausgesuchten europäischen Drittstaaten konnte nicht die Rede sein. So spricht die EU traditionell von Erweiterung im Sinne einer Vergrößerung, jedoch nicht von Expansion, die eine zielgerichtete Aufnahme oder gar Rekrutierung von Ländern verfolgt. 02  Auch die Praxis, mehrere Länder zum selben Zeitpunkt aufzunehmen, entsprang nicht einem geopolitischen Ansatz, wie es die Bezeichnungen „Nord-“ oder „Süderweiterung“ nahelegen könnten. Ohnehin befasste sich die EU im Zeichen von Grenzabbau und Transnationalität kaum mit der territorial-physischen Dimension des Binnenmarkts oder des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. 03  
 
        Erst mit Blick auf die nach 1989 möglich gewordene Osterweiterung entwickelte die EU eine umfassende Strategie, die die Europäische Kommission in der „Agenda 2000“ 04  skizzierte. Das lag zum einen an der nie dagewesenen Größenordnung einer Erweiterung um zwölf Länder, die schließlich 2004 beziehungsweise 2007 beitraten. Zum anderen geriet die EU in die Rolle einer Transformationshelferin für die ostmitteleuropäischen Länder, die den Systemwechsel zu Demokratie und Marktwirtschaft mit der Perspektive einer späteren EU-Mitgliedschaft bewerkstelligen wollten. Dazu gab ihnen die EU einen Fahrplan an die Hand, der im Wesentlichen die Übernahme des politischen und rechtlichen Besitzstands der EU (Acquis) zum Inhalt hatten und an dessen Ende die Mitgliedschaft mit allen Rechten und Pflichten stand. EU-Erweiterung war ein normativ-politisches Konzept, und nicht auf die Errichtung von Einflusszonen, Hegemonie oder Machtbildung gegenüber Nachbarn ausgerichtet. Mit Ausnahme des Beitritts von Kroatien 2013 gelang es der EU trotz aller Bemühungen nicht, die Erweiterungsprozesse zu dynamisieren und diese Erfolgsgeschichte in Südost- und Osteuropa fortzuschreiben. Die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Ukraine und Moldau als Antwort auf Russlands Krieg seit 2022 könnte eine strategische Wende der Erweiterungspolitik einläuten, von der auch die sechs Länder des Westbalkans – Montenegro, Serbien, Nordmazedonien, Albanien, Bosnien-Herzegowina und Kosovo – profitieren.
 
        ERWEITERUNG UND POSTSOWJETISCHER RAUM
 
        Die Öffnung Osteuropas nach dem Fall der Mauer 1989 brachte erste Anstöße für eine planvolle Erweiterungspolitik. Denn die EU musste sich mit der Perspektive auseinandersetzen, dass im Sinne von Artikel O EUV (Vertrag von Maastricht, heute Artikel 49 EUV) jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft stellen konnte. Angesichts der Transformationsprozesse in den Ländern, die den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe und den Warschauer Pakt hinter sich gelassen hatten, wurde prinzipiell eine kontinentale Ausdehnung der EU auf mehr als 30 Länder möglich. Dabei unterließ es die Gemeinschaft bewusst, die Grenzen Europas zu definieren, und betonte vielmehr ihre Entscheidungsautonomie und prinzipielle Offenheit gegenüber Ländern, die ihre Werte – Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Menschen- und Minderheitenrechte – und Regelwerke teilen. 05  Ihr Angebot zur Unterstützung der Transformationsprozesse durch das Hilfsprogramm PHARE richtete die EU zunächst an zehn ostmitteleuropäische Länder und dehnte es, ergänzt um das Schwesterprogramm CARDS, sukzessive auf die Nachfolgestaaten Jugoslawiens und Albanien aus. Anfang der 1990er Jahre zeichneten sich damit die Umrisse eines möglichen Erweiterungsraums ab. 06  Er schloss die drei baltischen Staaten ein, die nach dem Zusammenbruch der UdSSR ihre wiedererlangte Souveränität durch EU- und NATO-Mitgliedschaft absichern wollten. Die übrigen post-sowjetischen Staaten, die sich vorübergehend zu einer von Russland dominierten Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) zusammenfanden, zählte die EU nicht dazu und ging auch nicht von Mitgliedschaftsaspirationen aus. Das betraf in Südosteuropa auch die zwischen der Ukraine und Rumänien gelegene Republik Moldau, obwohl das Land historisch, kulturell und ethnisch eng mit Rumänien verbunden ist. Aus EU-Sicht war der Raum östlich ihrer Grenzen dreigeteilt: Ostmitteleuropa als unmittelbarer, Südosteuropa bis zur Türkei sowie Zypern und Malta als potenzieller Erweiterungsraum und außerhalb davon die GUS.
 
        Das damalige Drängen der ostmitteleuropäischen Staaten auf rasche Aufnahme setzte die EU unter Zugzwang. Sie antwortete darauf in dem Sinne strategisch, dass sie bisherige Erweiterungsgrundsätze konsolidierte und als Beitrittskriterien von Kopenhagen bekanntgab. 07  Danach müssen neue Mitglieder den rechtlichen und politischen Acquis in toto übernehmen und können nur befristete Übergangsregelungen beanspruchen. Verhandlungen werden bilateral im Rahmen von Regierungskonferenzen auf der Grundlage einer gemeinsamen Position der EU-Staaten geführt. Neue Mitglieder müssen politisch und wirtschaftlich kompatibel, das heißt demokratisch, rechtsstaatlich und marktwirtschaftlich verfasst sein. Auf dem Kopenhagener Gipfel 1993 proklamierten die zwölf Staats- und Regierungschefs, dass assoziierte Länder, die dies wünschen und die die Kriterien erfüllen, Mitglieder der EU werden können. Im Fokus standen somit zunächst jene Länder, mit denen die EU zwischen 1991 und 1996 sogenannte Europaabkommen unterzeichnet hatte oder aushandelte: Polen, Ungarn, Bulgarien, Rumänien, Tschechien, Slowakei, Estland, Lettland, Litauen und Slowenien. Alle wurden 2004 beziehungsweise 2007 EU-Mitglieder. 08  Darunter war Slowenien der einzige Staat des früheren Jugoslawiens, der nicht in die Zerfallskriege hineingezogen worden war, die sich bis zum Kosovo-Krieg 1999 fortsetzten.
 
        Eine Folge des dortigen NATO-Kampfeinsatzes war, dass auch die EU vom reaktiven Krisenmanagement zu einem strategischeren Engagement in Südosteuropa überging, in EU-Dokumenten seit 1998 auch „Westbalkan“ genannt. 09  Paradigmatisch steht dafür die 1999 unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft initiierte internationale Koordinierungsplattform „Stabilitätspakt für Südosteuropa“ mit den Schwerpunkten Wiederaufbau angesichts der Kriegszerstörungen sowie Aufbau der politischen Ordnung und Konfliktprävention. Zudem leitete die EU 2000 den regionalen Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess ein, der erstmals auch eine Beitrittsperspektive für die Nachfolgestaaten Jugoslawiens in Betracht zog. Zwischen 2001 und 2008 vereinbarte Brüssel bilaterale Stabilitäts- und Assoziierungsabkommen (SAA) mit der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Kroatien, Albanien, Montenegro, der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Montenegro) und Bosnien-Herzegowina. Kosovo zog erst 2014 nach. Es wird bis heute nicht von Griechenland, Rumänien, Spanien, der Slowakei und Zypern anerkannt. In puncto Freihandel und wirtschaftliche Kooperation sind die SAA weniger ambitioniert als die Europaabkommen und legen zudem einen Schwerpunkt auf Befriedung sowie regionale Kooperation und Stabilität. Bis heute fehlt es an einer selbsttragenden Stabilität in der Region, die auf die zivil-militärische Präsenz und die aktive Diplomatie von EU, NATO, USA und UN angewiesen bleibt. Zwar wurde „Südosteuropapolitik“ Ende der 1990er Jahre zur Beitrittspolitik, 10  allerdings ergänzt um Instrumente der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik.
 
        SÜDOSTEUROPA UND RESTRIKTIVE WENDE
 
        Die Osterweiterung 2004 war Höhepunkt und zugleich Endpunkt der Erweiterungsdynamik nach 1989. Zwar beeilte sich die EU 2003 in Thessaloniki, diesem Eindruck entgegenzutreten, und gab das Versprechen, dass die Zukunft der Länder des westlichen Balkans in der EU liege. Damit hatte sie sich selbst unter Erfolgsdruck gesetzt, sieben Länder heranzuführen, die angesichts massiver Governance-Defizite, unabgeschlossener Staatsbildungsprozesse und zwischenstaatlicher Konflikte weit von der Beitrittsreife entfernt waren und sind.
 
        Ernüchtert über die eigene Entscheidung zur verfrühten Aufnahme von Rumänien und Bulgarien und absorbiert von den Schwierigkeiten nach dem Scheitern des Verfassungsvertrags klärten die EU-Staaten 2006/07 untereinander noch einmal die Parameter für die Fortsetzung der Erweiterungspolitik. Der „erneuerte Konsens über die Erweiterung“ 11  steht für eine restriktive Auslegung der Kopenhagener Kriterien im Sinne einer strikten Konditionalität und der Begrenzung der Beitrittsperspektive auf die Westbalkanländer und die Türkei. Die Botschaft lautete: Keine Ausdehnung des Erweiterungsraums auf Osteuropa.
 
        Symptome der Krise der Erweiterung waren mannigfach: EU-Mitgliedstaaten blockierten Beitrittsverhandlungen, weil sie bilateral im Streit mit dem betreffenden Kandidaten lagen. Das traf vor allem das heutige Nordmazedonien, dem Griechenland absprach, den Landesnamen „Mazedonien“ zu tragen 12  und von dem Bulgarien verlangt, in seiner Verfassung die bulgarische Minderheit zu erwähnen. Zwischen der ersten Empfehlung der Kommission 2009 und der tatsächlichen Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit Skopje 2020 vergingen elf Jahre. Das geringe Tempo und die völlige Unbestimmtheit des Endes der Verhandlungen waren weitere Anzeichen für die Krise der Erweiterungspolitik. Kroatiens Beitritt 2013 (Antrag 2003) gab keine Impulse für die Region. Seit 2012 ziehen sich die Verhandlungen mit Montenegro und seit 2014 mit Serbien hin. Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker erklärte bei seinem Amtsantritt 2014, dass er nicht mit einer Aufnahme neuer Mitglieder in seiner Amtszeit, also bis 2019, rechne. 13  In der Juncker-Kommission wurde die Generaldirektion für Erweiterung aufgelöst und zur Generaldirektion für Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen unter einem Kommissar umgewandelt, was als Zeichen der geringen Ambition der EU gewertet wurde. Allenthalben war von Erweiterungsmüdigkeit die Rede, die sowohl die EU-Akteure als auch die Beitrittskandidaten und die öffentliche Meinung erfasste. Das gab auch den Anstoß, wieder stärker über Alternativen zur Mitgliedschaft nachzudenken, wie etwa eine Juniormitgliedschaft oder andere Formen privilegierter Nachbarschaft. 14  Gespeist wurden diese Überlegungen durch die von Anbeginn kontroverse Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 2005, aber auch durch die 2003 offiziell als Alternative zur Erweiterung lancierte Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP).
 
        Das Interesse der EU an enger Kooperation mit Südosteuropa einschließlich der Türkei belebte sich angesichts des massiven Zustroms von Geflüchteten über die Balkanroute im Krisenjahr 2015. Zugleich nahm die EU eine wachsende geopolitische Konkurrenz mit Russland, China und auch der Türkei wahr, deren Präsenz und wirtschaftlich-politischer Einfluss in der Region stärker wurden. Rat und Kommission argumentierten deshalb, dass die Erweiterungspolitik die „(geo-)strategische Investition in Frieden, Stabilität, Sicherheit und wirtschaftliches Wachstum“ 15  sei. Einzelne Mitgliedstaaten wollten daraufhin die Beziehungen dynamisieren: 2014 startete etwa der Berliner Prozess mit dem Schwerpunkt auf regionaler Wirtschaftskooperation und 2018 ergriffen die deutsche und britische Regierung eine Initiative zur Wiederbelebung des Reformprozesses in Bosnien-Herzegowina. Außerdem legte die Kommission 2018 sechs Leitinitiativen vor, die ausdrücklich „eine glaubwürde Erweiterungsperspektive für und ein verstärktes Engagement der EU gegenüber dem westlichen Balkan“ anvisierten. 16  Im selben Jahr wurde zudem der Westbalkan-Gipfel lanciert, bei dem sich Staats- und Regierungschefs der EU und der sechs Länder treffen. 2020 einigte sich die Gemeinschaft auf eine „neue Methodologie“, 17  um den Erweiterungsprozess dynamischer, glaubwürdiger und berechenbarer zu machen und im Fall von Reformrückschritten der Kandidaten die Unterstützung wieder zu reduzieren. Alle diese Bemühungen signalisierten, dass vor allem die Wirtschaft in den Westbalkanländern nicht schnell und stark genug wuchs. Für ausländische Investoren waren die Rahmenbedingungen angesichts von Korruption, Rechtsunsicherheit, Abwanderung von jungen Menschen, relativ kleinen und fragmentierten Märkten, geringer Kaufkraft der Bevölkerung und unsicheren Entwicklungsperspektiven wenig attraktiv.
 
        Vom möglichen EU-Beitritt der Ukraine und dem derzeitigen neuen Momentum für die Erweiterungspolitik profitieren auch die Staaten des Westbalkans. Österreich und Ungarn stehen dabei an der Spitze der Länder, die eine geografische Balance einfordern. Die Westbalkanländer sollen sich trotz der unveränderten Beitrittsdefizite nicht abgehängt fühlen und von dem Osteuropa-Trio Ukraine, Moldau und Georgien überholt werden. Als der Europäische Rat im Juni 2022 den Kandidatenstatus an die Ukraine und Moldau vergab, zog das eine gleichgerichtete Entscheidung für Bosnien-Herzegowina im Dezember 2022 nach sich und im März 2024 für die an Vorbedingungen gebundene Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit Sarajewo. 2022 gab der Europäische Rat schließlich grünes Licht für die Verhandlungen mit Nordmazedonien und Montenegro.
 
        NACHBARSCHAFTSPOLITIK ALS ABHALTESTRATEGIE
 
        Die Europäische Sicherheitsstrategie von 2003 und die damals lancierte ENP zeigten, dass die EU auf eine Ordnung im „größeren Europa“ hinarbeiten wollte, in der sie selbst von einem „Ring verantwortungsvoll regierter Staaten“ 18  umgeben wäre. Diesen Staaten bot die EU alles außer Institutionen an, also so viel funktionale Kooperation und Integration wie unterhalb der Mitgliedschaft möglich wäre, um eine „Zone des Wohlstands und der guten Nachbarschaft“ zu schaffen. 19  Adressaten dieser „Erweiterung light“ im „größeren Europa“ waren die drei Südkaukasus-Staaten sowie die Ukraine, Moldau und mit Einschränkungen Belarus. Russland gehörte auch nach eigenem Willen nicht zu den ENP-Ländern. Zugleich schloss die EU ihrerseits eine punktuelle Mitwirkung Moskaus nicht prinzipiell aus. Brüssel engagierte sich nach dem Beitritt von Rumänien und Bulgarien auch für die zahlreichen regionalen Kooperationsinitiativen unter Schwarzmeer-Anrainerstaaten, darunter Russland und die Türkei. 20  
 
        Die ENP sollte insbesondere die Ukraine und andere davon abhalten, Mitgliedschaftsanträge zu stellen. Innerhalb der EU setzten vor allem Polen und andere ostmitteleuropäische Staaten auf die Reformkräfte, die die „Rosenrevolution“ in Georgien und die „Orange Revolution“ in der Ukraine 2003/04 getragen hatten, und drängten auf eine Mitgliedschaftsperspektive für die Länder. Dem kam die EU weder in den durch vertiefte und umfassende Freihandelsbestimmungen ergänzten Assoziierungsabkommen (AA/DCFTA) mit der Ukraine, Georgien und Moldau noch durch ein mit den Gipfelinhalten von Thessaloniki vergleichbares Versprechen nach. Gleichzeitig führten die manifesten Konflikte, die zumeist von Moskau ausgingen, mehrfach zur Revision der ENP: Der georgisch-russische Krieg 2008 brachte die Östliche Partnerschaft (ÖP) mit Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Moldau und der Ukraine auf den Weg und beschleunigte die Verhandlungen über AA/DCFTA mit der Ukraine, die 2008 und mit Georgien und Moldau 2010 begannen. Armenien konnte wegen des Drucks aus Moskau nur ein abgespecktes „Umfassendes und vertieftes Partnerschaftsabkommen“ mit der EU vereinbaren. Belarus mit der größten Nähe zu Russland war bis 2021 nur punktuell in multilaterale Formate der ÖP einbezogen. Aserbaidschan strebt eine rein transaktionale Beziehung mit Brüssel an.
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        Die EU entwickelte also vor 2022 eine differenzierte Politik für das externe Regieren gegenüber den ÖP-Ländern. Im Mittelpunkt stand nicht Transformation, sondern Stabilität in der Region, verbunden mit einer Option zur politischen Assoziierung und wirtschaftlichen Integration. 21  Mit dieser Offerte machte die EU einerseits klar, dass sie die Beziehungen zu den ÖP-Ländern nicht länger als Unterfall der Russlandpolitik behandeln will. Aber die Gemeinschaft ignorierte, welche Folgen es für die assoziierten Länder haben würde, wenn sie sich normativ, politisch und wirtschaftlich auf die EU zubewegen und damit in einen Gegensatz zum russischen Regime und seinem imperialen Machtanspruch geraten. Dass dieser Ansatz auf eine Pufferzone zwischen EU und Russland hinauslief, wurde in der EU kaum reflektiert. Wie der Erweiterungspolitik fehlte auch der ENP eine außen- und sicherheitspolitische Komponente, was sich angesichts eines zunehmend antagonistischen Umfelds als gravierendes Defizit herausstellen sollte. 22  Brüssel wich einer Auseinandersetzung mit Moskau über ihre gegenläufigen Ordnungsvorstellungen in den Nachbarschaftsländern aus. Erst Russlands Drohungen und politische Intervention gegen den Abschluss des AA/DCFTA mit der Ukraine 2013 und die nachfolgende völkerrechtswidrige Annexion der Krim 2014 bedeuteten einen geopolitischen Weckruf. Die Rivalität mit Moskau wurde zur Grundlage der ÖP, wozu Sanktionen gegen Moskau und eine Intensivierung der Kooperation mit den ÖP-Ländern gehörten.
 
        KRIEG ALS GAMECHANGER
 
        Dennoch steuerte die EU bis zur russischen Vollinvasion in der Ukraine ihre Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik auf zwei getrennten Gleisen. Als Antwort auf den russischen Angriffskrieg vollzog sie im Juni 2022 einen Kurswechsel und setzte Moldau, die Ukraine und Georgien auf das Erweiterungsgleis. Die Erweiterung wird seitdem vor allem sicherheitspolitisch begründet (Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine) und dient dazu, den Einfluss Russlands einzudämmen und ihm entgegenzuwirken. Sicherheitspolitische Grauzonen sollen in Europa verhindert oder minimiert werden. Da Russland gleichermaßen die Sicherheit der EU- und NATO-Länder bedroht, ist der neu abgesteckte Erweiterungsraum zu einem Raum gemeinsamer Sicherheit beziehungsweise Unsicherheit geworden. Diese geopolitische Logik diktiert ein hohes Erweiterungstempo. Die EU bekräftigt andererseits, dass es keine Schnellspur zum Beitritt und keinen Rabatt auf die Beitrittskriterien geben soll. Hier stoßen Geo- und Integrationspolitik aufeinander. Offen ist, ob die EU nicht nur deklaratorisch auf eine primär „strategische Erweiterung“ 23  umschwenkt.
 
        Wenn die EU ihre „strategische Verantwortung“ 24  herausstellt, dann bedeutet das etwa, die Komplementarität von EU- und NATO-Mitgliedschaft künftig zu einem wichtigen Gesichtspunkt der EU-Erweiterungspolitik zu machen. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, wie künftig die Sicherheit der Ukraine zu gewährleisten ist. Bis dato wurde die Sicherheit eines neuen EU-Mitglieds in den meisten Fällen durch dessen vorhergehenden Beitritt zur NATO gewährleistet, was etwa für Montenegro, Nordmazedonien und Albanien zutreffen würde und eine Option für die übrigen Westbalkanstaaten bleibt. Angesichts dieser Ausgangskonstellation kam dem EU-Beistandsartikel 42 (7) EUV kaum Bedeutung zu. Das ist mit Blick auf die Ukraine und Georgien anders, weil sie in absehbarer Zeit nicht NATO-Mitglied werden dürften und Moldau eine Kooperation mit der NATO unterhalb einer Mitgliedschaft anstrebt. Selbst wenn die EU den Beistandsmechanismus vorab auf diese Kandidaten ausdehnen würde, wäre es doch zentral, dass sie ein solches Versprechen mit glaubwürdigen militärischen Fähigkeiten und dem politischen Willen untermauert, tatsächlich Hilfe leisten zu können.
 
        Vor diesem Hintergrund und unabhängig davon, wer in den USA ab Januar 2025 regieren wird, werden die Europäer erheblich mehr Verteidigungslasten übernehmen müssen. Damit könnten sie in Zukunft selbst zu Sicherheitsanbietern werden, sei es im NATO- oder auch im EU-Rahmen. Mit Blick auf die künftige Sicherheit der Ukraine und Moldau haben die vier europäischen G7-Staaten Anfang 2024 bilaterale Vereinbarungen über die Sicherheitskooperation mit der Ukraine geschlossen. Die EU hat kürzlich mit Moldau eine politische Erklärung über die Sicherheits- und Verteidigungspartnerschaft abgeschlossen, in der es unter anderem um die Abwehr hybrider Bedrohungen geht. Die Union unterstützt zudem über die Europäische Friedensfazilität und andere Programme Waffenlieferungen von EU-Staaten an die Ukraine und die Produktion beziehungsweise die Beschaffung von Munition. Insgesamt wird die Erweiterungspolitik also stärker in die Entwicklungsziele der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik einschließlich der Verteidigung eingebettet, für deren Umsetzung die Kommission in den vergangenen zwei Jahren eine Serie von konkreten Vorschlägen auf den Weg gebracht hat. 25  Sie bezieht etwa die Ukraine ein in aktuelle Pläne für die Stärkung der verteidigungstechnologischen-industriellen Basis, um den Aufbau von militärischen Fähigkeiten der Mitgliedstaaten zu beschleunigen und abzustimmen. Dies ist ein Beispiel für die schrittweise Integration, die sich nun auch auf die Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik und ihren Unterbau bezieht.
 
        SCHRITTWEISE INTEGRATION
 
        In den meisten Ländern des Westbalkans ist – anders als in Moldau und selbst unter Kriegsbedingungen in der Ukraine – wenig Momentum für Reformen zu erkennen. Auch deswegen entwickelt die EU ihre Erweiterungsmethode inkrementell weiter. Sie stellte im Juni 2022 etwa die Weichen für eine gradualistische Erweiterungspolitik, um „die schrittweise Integration zwischen der Europäischen Union und der Region [dem Westbalkan] bereits während des Erweiterungsprozesses auf umkehrbare und leistungsorientierte Weise weiter voranzubringen“. 26  Durch solche Zwischenschritte sollen Fortschritte in einzelnen Sektoren unmittelbar, also vor dem förmlichen Beitritt eines Landes, durch Finanzhilfen, Zugang zu Teilen des Binnenmarkts sowie die Teilhabe an Programmen und Agenturen der EU belohnt werden. Schon die AA/DCFTA haben diese Möglichkeiten eröffnet, aber die EU will dies nun für alle Kandidaten systematischer betreiben. Der neue Wachstumsplan für den Westbalkan mit seinen vier Pfeilern geht in diese Richtung. 27  Erwartet wird so eine schnellere wirtschaftliche Integration basierend auf EU-Regeln und Standards im Gemeinsamen Regionalen Markt, der 2020 im Rahmen des Berliner Prozesses vereinbart wurde. Allerdings geht die EU nicht zu einem regionalen Ansatz über, sondern hält am „Regatta-Prinzip“ fest, sodass jedes Land einzeln das Ziel erreichen muss. Dabei konkurrieren die sechs Westbalkanländer untereinander und mit der Ukraine und Moldau um Aufmerksamkeit, Ressourcen und politische Unterstützung, was in einigen Westbalkanstaaten konsequentere Reformen befördern könnte.
 
        Es fehlt allerdings noch an konkreten Plänen, wie die schrittweise Integration der Beitrittsländer in den Binnenmarkt ohne Friktionen bewerkstelligt werden kann. Zudem dürfte die schrittweise Übernahme des Binnenmarkt-Acquis mit erheblichen Finanztransfers einhergehen. Die Regierungen der Westbalkanländer haben in den zurückliegenden zehn Jahren die Governance-Defizite in ihren Ländern nicht abgebaut, worin das Haupthindernis für schnellere Beitritte liegt. Die EU kündigt nun an, Prozesse auch umkehren zu wollen, also ihre Unterstützung bei ausbleibenden oder rückläufigen Reformen in einem Beitrittsland zu reduzieren. Als politisches Signal kann das sinnvoll sein, praktisch und auch politisch dürfte sich diese Maxime aber weder zügig noch treffsicher umsetzen lassen. Schrittweise Integration böte aber ein Sicherheitsnetz, sollten Beitrittsverhandlungen stillstehen oder gar scheitern.
 
        AUSBLICK
 
        Eine geopolitische Wende in der Erweiterungspolitik sollte keinen Bruch mit der Konditionalitätspolitik herbeiführen. Denn das wäre integrationspolitisch brisant und würde die Funktionsfähigkeit und den Zusammenhalt der EU gefährden. Die Europäische Kommission hat seit Februar 2022 die geopolitische Dimension der Erweiterungspolitik und die Verzahnung der GSVP mit den Gemeinschaftspolitiken vorangetrieben. Dennoch ziehen die EU-27 nicht an einem Strang und setzen die Prioritäten zwischen geo- und integrationspolitischen Zielen unterschiedlich. Die vereinbarte schrittweise Integration ist eine Kompromissformel, die die Unterschiede abmildern und zugleich die Beitrittsprozesse beschleunigen könnte. Für die Beitrittsverhandlungen im engeren Sinne bringt die EU, vor allem die Kommission und der Rat, viel Erfahrung und Lösungskompetenz mit. Die Hürden liegen neben der Erfüllung der „fundamentals“ seitens der Aspiranten im sicherheitspolitischen Umfeld.
 
        Grundsätzlich wird die EU ihre künftige Erweiterung gegen Russland verfolgen und militärisch – aus eigener Kraft und in Kooperation mit der NATO – begleiten und absichern müssen. Dabei geht es um eine qualitativ und materiell völlig andere Dimension als das sicherheitspolitische Engagement auf dem Westbalkan über die vergangenen Jahrzehnte. Auch die Mittel für den Wiederaufbau in der Ukraine und Moldau spielen sich in einer neuen Größenordnung ab und müssten schon gegenwärtig mit der schrittweisen Integration in die EU verbunden werden. Das erfordert über einen sehr langen Zeitraum hinweg enorme Steuerungskapazitäten seitens der EU, für die sie eine überzeugende und umsichtige politische Führung benötigt.
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        MOLDAU ON THE MOVE
 
        Migrationsbewegungen gestern, heute und morgen
 
         Jana Stöxen 
 
        Einige der Passagiere im Reisebus nesteln nervös an ihren Pässen, bevor die Grenzkontrolle nach Rumänien kommt. Das Land ist so nah und dennoch beginnt hier die Europäische Union. Während in Moldau ihre Staatsangehörigkeit nebensächlich bleibt, ist sie für die EU ein Eintrittskriterium, das darüber entscheidet, ob die Grenzüberquerung mit mehr oder weniger Aufwand verbunden ist. Viele der Passagiere sind auch – wenn auch nicht ausschließlich – Europäer:innen. Ihr Herkunftsort, die Republik Moldau, steht allerdings derzeit noch außerhalb der politischen Gemeinschaft, die Schutz, aber auch die Einbindung in beispielsweise Verkehrs- und Arbeitsinfrastrukturen verspricht.
 
        Diese Szene trägt sich täglich in den Bussen zu, die Moldauer:innen nach Berlin, Bremen, Baden-Baden, Bologna oder Barcelona bringen; sie transportieren Menschen und ihr Gepäck. Diese Menschen sind in vielen Fällen Arbeitsmigrant:innen, die ihr Herkunftsland übergangsweise verlassen, um anderswo Geld zu verdienen. Wo genau dieses „Anderswo“ liegt, ist dabei nicht genau festgelegt, zu sehr wird ihre Mobilität von verschiedenen inneren und äußeren Faktoren beeinflusst. Was zählt, ist jedoch, dass sie ihr Leben und das ihrer Angehörigen durch einen gewissen Grad an Mobilität bestreiten. Dank jenen, die das Land verlassen, oft aber auch immer wieder zurückkehren, ist Moldau on the move.
 
        Migration wird in Debatten häufig populistisch aufgeladen und auf wirtschaftliche Motivationen zurückgeführt. Während sie binär in Kategorien von „Erfolg“ oder „Scheitern“ eingeordnet wird, 01  sind individuelle Verläufe über die Rolle des „homo oeconomicus“ allein kaum zu erklären. 02  Ideen darüber, was ein „gutes Leben“ ausmacht, wie Sicherheit aussieht, wie man beides zu erlangen gedenkt und wie groß die eigene Risikobereitschaft ist, haben ebenfalls ihren Anteil daran, sodass die mechanisch wirkende Einteilung in „Push-“ und „Pull-Faktoren“ 03  zwar einen ersten, aber doch keinen tiefschürfenden Erklärungsansatz bietet.
 
        WARUM, WOHER, WOHIN UND WIE WEITER?
 
        Wenn von Migration im moldauischen Kontext gesprochen wird, geht es nahezu immer um die Abwanderung, die zwar auch temporär und unvollständig sein kann, aber immer doch zunächst einen Schritt weg vom Herkunftsland bedeutet. Die Republik Moldau weist hier einige Gemeinsamkeiten mit anderen, vormals sozialistischen Ländern Mittel- und Osteuropas auf, sodass sich eine strukturelle Anlehnung an die unterschiedlichen Phasen anbietet, die der Kulturanthropologe Pietro Cingolani für die rumänisch-italienische Migrationsverbindung 04  vorschlägt: Während in der „Discovery-Phase“ der 1990er Jahre zunächst neue Länder als Arbeitsmärkte entdeckt und erschlossen wurden und in dieser Zeit vor allem Männer als „Pioniere“ migrierten, konsolidierte sich diese Entwicklung um die Jahrtausendwende nach und nach, indem bestehende Migrationsmuster ausgebaut und verstärkt wurden. Migration diversifizierte sich im Hinblick auf Tätigkeitsfelder sowie Zielgruppen, da nun auch mehr Frauen migrierten. Fortan intensivierten sich die Möglichkeiten zirkulärer Migration immer mehr. Schließlich fielen 2007 für viele Moldauer:innen mit doppelter Staatsangehörigkeit durch den Beitritt Rumäniens zur EU auch zahlreiche Zugangsbeschränkungen weg, wobei insbesondere die Arbeitnehmer:innenfreizügigkeit, die – je nach EU-Land – in den folgenden sieben Jahren erlangt wurde, eine weitere Erleichterung darstellt. Indes waren die Corona-Pandemie und der anhaltende russische Angriffskrieg gegen die Ukraine seit 2022 erhebliche Zäsuren für die moldauische Mobilität sowie für die geopolitische Position des Landes insgesamt.
 
        Entlang dieser Einteilung in gestern – die 1990er und frühen 2000er Jahre, die Jahre der „Entdeckung“ und „Konsolidierung“ der Migrationsbewegung –, heute – den aktuellen Status quo – und morgen – die Aussichten – lassen sich Entwicklungen, Konsequenzen und Perspektiven des moldauischen Migrationsgeschehens skizzieren sowie in größere, politische, ökonomische, soziale und kulturelle Zusammenhänge einbetten. Diese Aspekte sind sodann in der Lage, das Land, das häufig als Peripherie vor den Toren der EU gerahmt wird, und seine Themen vergleich- und anknüpfbar zu machen.
 
        Gestern
 
        Das Staatsgebiet der Republik Moldau war bis 1991 Teil der Sowjetunion. Deren Zerfall weckte zwar zahlreiche Hoffnungen, entfachte aber mindestens ebenso viele Krisen: Demokratie und Marktwirtschaft ließen sich nicht einfach überstülpen. Durch die Leerstelle, die das vergangene System hinterließ, entstanden politische Instabilität und wirtschaftliche Fragilität, die sich in Form von Arbeitslosigkeit, Armut, Korruption und undurchsichtigen Strukturen auch sozial erheblich auswirkten. Demnach war der Schritt vorwärts in die Unabhängigkeit gleichermaßen ein erheblicher Rückschritt. 05  Die öffentliche Hand war nun deutlich schwächer ausgebildet, der Zugang zu sozialer Sicherung verkomplizierte sich und etwa das Bildungs- und das Gesundheitswesen litten, sodass trotz der weit größeren Freiheiten eine erhebliche Verschlechterung des Lebensstandards eintrat.
 
        Die wenigstens temporäre Mobilität in Form der Arbeitsmigration bot für zahlreiche Menschen einen Ausweg aus dem sozioökonomischen Abstieg; die Praxis, zumindest zeitweise etwas Geld im Ausland zu verdienen oder den eigenen (Bildungs-)Weg dort fortzusetzen, entwickelte sich daher unter dem enormen Druck im Land zu einer Bewältigungsstrategie 06  und auch die Landflucht – deren Folge etwa die Überalterung in ländlichen Gebieten ist – kann in diesem Licht verstanden werden. Zwischen 1999 und 2005 verließen laut offiziellen Schätzungen knapp eine halbe Million Menschen das Land, darunter etwa doppelt so viele Männer wie Frauen – die Dunkelziffer mag insgesamt jedoch noch weit darüber liegen; bis zu einer Million Menschen, die zeitweise migrierten, sind denkbar. 07  
 
        Die Systemtransformation der Republik Moldau und die Entwicklung dieser Migrationsbewegung stehen also in direktem Zusammenhang. Dem Phänomen der Migration kann für die moldauische Gesellschaft eine mindestens ebenso starke Prägkraft zugeschrieben werden wie dem sowjetischen Einfluss, der zuvor auf allen Ebenen gewirkt, seine einhellige Deutungsmacht aber verloren hatte. Dies zeigt sich auch an der Wahl der Zielländer: Während zunächst die GUS-Staaten (insbesondere Russland) präferiert wurden, rückten dann Südeuropa (etwa Italien, Spanien) und die Türkei – sicherlich auch aus Gründen der sprachlichen und zum Teil kulturellen Nähe – auf. Um die Jahrtausendwende wurden auch die Staaten Zentraleuropas (etwa Deutschland, Österreich, die Niederlande) wegen des deutlich höheren Lohnniveaus und der zunehmend besseren Erreichbarkeit immer beliebtere Ziele. Den Weg dahin ebnete jeweils die Kettenmigration, 08  die sich häufig nach einer initiierenden Pioniertätigkeit entlang von Verwandtschafts- oder Bekanntschaftsnetzwerken vollzog und so Verbundenheit, aber ebenso Abhängigkeiten schuf. Entgegen verbreiteten Sichtweisen sind es daher auch zumeist nicht die Ärmsten der Armen, die migrieren – stattdessen ist es eine breite, nach oben und unten ausfransende Mittelschicht, die das soziale und finanzielle Kapital aufbringt, um in der Mobilität eine Chance sehen zu können. 09  
 
        Die dabei prominenteste Form ist wohl die Arbeitsmigration, die tendenziell und insbesondere gegenüber der Flucht als freiwillige Migration eingeordnet wird, aber dabei doch ökonomischen Zwängen unterliegt und daher kaum eindimensional betrachtet werden kann. 10  Die Historikerin Maren Möhring spricht in Anlehnung an den Soziologen Serhat Karakayalı von „Flucht aus sozialen Verhältnissen“ 11 . Dass dabei insbesondere zu Beginn der Migrationsströme aus Moldau aus Ingenieuren Hilfsarbeiter auf Baustellen und aus Pädagoginnen Putzkräfte wurden, ist keine Seltenheit und zeigt, wie Mobilität soziale Gefüge auf den Kopf stellen kann. Ganze Biografien erhielten durch diese Neuverhandlung individueller Positionen in neuen Räumen andere Richtungen; häufig waren diese zunächst oder gar dauerhaft mit einem Abstieg in den Bereich der ungelernten Arbeit verbunden.
 
        Ein allgemein verbreitetes Muster der Pioniergenerationen, das sich bis heute fortsetzt, ist außerdem die „incomplete labour migration“. 12  In dieser zirkulären, gewissermaßen unvollständigen Abwanderung bleibt der Herkunftskontext als Hauptbezugsrahmen erhalten, während dem Migrationsland als mit der Arbeit konnotierter Raum lediglich eine zeitlich und sozial eng begrenzte Rolle zugeschrieben wird – es ist gegenüber dem Bezug zu Familie und gewohnter Umgebung deutlich nachrangig. Diese Art der Migration besitzt daher eine gewisse Unschärfe: Sie lässt sich nur rückblickend durch die Praxis selbst einordnen, hat aber in Form der Hirten- und Gesellenwanderung, den „Schwabenkindern“ und „Hollandgängern“ sowie zum Teil auch der sogenannten „Gastarbeit“ einige historische Vorbilder. 13  Ihre Kerneigenschaft ist allerdings die stete Rückkehr, die unterdessen durch weit ausgebaute Verkehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen abgefedert wird.
 
        Insofern ist die vielfach aus der Not geborene Mobilitätstechnik, die stets auch ein individuelles Risiko barg, für Moldauer:innen von der Pionieraktivität immer weiter zu einer gewohnten Strategie der Lebensgestaltung 14  geworden, die sich insbesondere um die Jahrtausendwende durch die Verstetigung der Mobilitätskanäle in der Gegenwart etablierte.
 
        Heute
 
        Migration greift als Massenphänomen erheblich in das Zeitgeschehen in Moldau ein: Es scheint vor Ort niemanden zu geben, der keine Verwandten im Ausland hat oder selbst Migrationserfahrung aufweisen kann. Kaum eine Taxifahrt in Chişinău, der moldauischen Hauptstadt, vergeht, ohne dass – angesprochen auf den deutschen Akzent – die Fahrer ihrerseits die Geschichten ihrer Söhne und Töchter in Italien, Deutschland, den USA oder anderswo hervorholen. Nichts davon ist unmittelbar nachprüfbar, doch alles daran spricht wiederum für eine erhebliche Präsenz des Themas. Dies zeigt sich auch an der migrationsspezifischen Phasierung des moldauischen Kalenders, wenn das Land gerade um das orthodoxe Osterfest oder in den Sommerferien viel belebter ist, weil Kinder und Enkelkinder sich auf den Weg acasă, nach Hause, „in die Heimat“ gemacht haben. Auch die Wirtschaft wird durch die transnationalen sozialen Verbindungen erheblich beeinflusst, womöglich sogar erhalten. Die Sendungen von Kindern an ihre Eltern oder andersherum – die sogenannten (materiellen) Remittances oder Rücküberweisungen 15  – werden oft auf informellen Wegen transportiert und enthalten Geld, aber auch Güter des täglichen Gebrauchs wie Elektrogeräte oder Medikamente. Gerade zu Beginn der Migrationsbewegung war dies eine erhebliche Erleichterung für das Land: Die Sendungen federten den lokalen Markt und das Sozialsystem ab und entlasteten den Staat. Im Umkehrschluss sorgen sie aber auch dafür, dass unter Umständen weniger lokal gefertigte Produkte konsumiert werden und die Wertschätzung ausbleibt. Sie stellen sich so als äußerst zweischneidige Angelegenheit dar – gleichzeitig als individueller Investitionsmotor und potenziell kollektives Investitionshemmnis. Das Hauptproblem des Landes, seiner Volkswirtschaft und seines sozialen Gefüges ist jedoch, dass es vor allem die junge und mittlere Generation – die sonst vor Ort berufstätige Altersschicht – ins Ausland zieht und so das Land auch erheblich mit dem demografischen Wandel kämpft.
 
        Der Weg ins Ausland scheint für viele Moldauer:innen oft wenigstens temporär unumgänglich und auch die Infrastrukturen sind da, um diese Route einzuschlagen: Die Schlangen vor dem rumänischen Konsulat, um dort einen EU-Pass 16  zu beantragen, sind lang. Nicht umsonst werben Tafeln und Flyer überall im Land für die zeitweise Auswanderung und verheißen wenigstens den bescheidenen Wohlstand eines eigenen Zuhauses – zentral in einer Gesellschaft, für die Eigentum wichtig geworden ist. Wie viele dieser Angebote tatsächlich zum Ziel führen, steht jedoch auf einem anderen Blatt. Auch auf die Frage, ob nicht auf die Dauer die permanente Migration einen insgesamt attraktiveren Weg darstellt, lässt sich keine einhellige Antwort finden, die gleichermaßen die individuellen Lebensverläufe und das Wohl des Landes einbezieht. Wenngleich ein Großteil der Menschen vor Ort zahlreiche, dadurch entstandene Verwandtschaftsbeziehungen ins Ausland hat und es hier viele Erfolgsgeschichten oder zumindest solche eines Ankommens und Akklimatisierens zwischen zwei Räumen zu erzählen gibt: Für viele Moldauer:innen ist es nach wie vor die zirkuläre Migration, die ihren Alltag bestimmt.
 
        Was den Migrant:innen, die sich in der Pendelbewegung zwischen Herkunfts- und Arbeits- beziehungsweise Residenzkontext einrichten, und ihren Angehörigen dabei gemein ist, ist der Spagat der diesem transnational angelegten Lebensstil innewohnt: Durch ihren räumlich-sozialen Zwiespalt, ihre „double embeddedness in social relations, both in the origin and destination societies“, 17  werden Identitätskonstruktionen auf die Probe gestellt. Die Frage, wer wo zugehörig ist, scheint im globalen Diskurs in den Hintergrund gerückt zu sein, wird aber insbesondere dann relevant, wenn die Antwort darauf keine einhellige mehr ist. Durch die Migration wird nicht nur die räumliche Distanz zwischen Mobilen und vor Ort Verbliebenen vergrößert, auch die soziale nimmt zu. Soziale Medien und (gegenseitige) Remittances als Care-Handlungen – des sich Kümmerns um die Nächsten – können dies zwar zum Teil abmildern, ersetzen aber den direkten Kontakt, etwa zwischen Eltern und Kindern, Enkelkindern und Großeltern, kaum, sodass Beziehungen und Verantwortungen neu verhandelt werden. 18  Insofern bedeutet Migration zum einen den Transfer von Arbeitskraft, der besonders für die Zielländer bedeutsam ist, zum anderen aber auch den Export einer sozialen Ressource und eines (Human-)Kapitals, das dann in den Herkunftskontexten oft schmerzhaft fehlt. 19  
 
        Markant ist dieser Umstand besonders im familiären Kontext: Die Familie als vertrautester Fixpunkt des Privaten und zumeist auch Ausgangspunkt der Migrationsentscheidung bietet zwar nach wie vor emotionalen Halt, ist jedoch als Raum von Gemeinschaft und Nähe auch von der erhöhten Mobilität deutlich beeinflusst. Durch die Öffnung des Migrationsgeschehens für die den „Pionieren“ nachfolgenden Generationen hat sich die Bewegung zudem stark feminisiert, sodass sich Rollenverteilungen ändern können: Migration ist keineswegs Männersache geblieben, wenngleich zahlreiche Jobangebote aufgrund zugeschriebener physischer Fähigkeiten immer noch stark auf sie zugeschnitten sind. Auffällig ist jedoch, dass Frauen anders migrieren beziehungsweise zu anderen Zeiten: Sie sind häufig als junge, kinderlose Frauen oder aber im gesetzteren Alter, nachdem die Kinder erwachsen sind, Teil einer mobilen Arbeiter:innenschaft – dazwischen übernehmen sie zumeist ein Gros der (volkswirtschaftlich unsichtbaren) Sorgearbeit im Herkunftskontext und sind so durch die Abwesenheit ihrer Partner oft mehrfach belastet: „Wir weinen zwei Mal,“ erzählte mir eine junge Frau über sich und ihren kleinen Sohn im Hinblick auf die Migration ihres Mannes: Einmal vergössen sie Tränen, wenn er nach Deutschland zum Arbeiten fährt, und einmal – vor Freude – wenn er wiederkommt, in eine ländliche, arme Gegend Südwestmoldaus, in der es kaum andere Perspektiven gibt. Der Abschied ist bei der Heimkehr immer wieder vorprogrammiert – ihr Leben verläuft in diesen engen Takten, die die Rahmung von Arbeitsmigration als zwanglose Bewegung abermals infrage stellen.
 
         
          [image: Auf dem Foto sieht man einen älteren Mann, der in bunter Sommerkleidung unter einem weißen Auto liegt. Der Mann scheint das Auto zu reparieren. Im Hintergrund ist ein grüner Zaun und das Dach eines Hauses zu sehen.] 
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        So wie diese Familie haben zahlreiche Moldauer:innen Migration zu einem wesentlichen Teil ihrer (Erwerbs-)Biografie gemacht. Sie ist eine Notwendigkeit der Daseinsbewältigung, ermöglicht aber auch das Erfüllen des ein oder anderen Konsumwunsches und wirkt sich so materiell oft weit positiver als sozial auf den Lebensstandard aus. Die Republik Moldau ist dadurch derart geprägt von der (zirkulären) Migration ihrer Bürger:innen und den daraus entstehenden transnationalen Verwobenheiten, dass die Gesellschaft ohne diese Charakteristika kaum mehr denkbar ist – weder politisch noch wirtschaftlich, kulturell oder sozial.
 
        Morgen
 
        Migration hat politische Folgen. 20  Der Wahlsieg Maia Sandus 2020 als Präsidentin ist unter anderem auf ihre Popularität unter den Moldauer:innen mit Migrationserfahrung zurückzuführen. Auch sie hat im Studium und später in ihrer Tätigkeit für die Weltbank einige Jahre im Ausland gelebt und kennt den Blick von außen auf ihr Herkunftsland. Sowohl diese Perspektive als auch ihre Agenda zur Korruptionsbekämpfung, die sie bereits zuvor als Bildungsministerin eingeleitet hatte, verschaffen ihr große Sympathie. Dass diese unter den Auslandsmoldauer:innen mit am höchsten ist, darf auch angesichts des Auftretens ihres prorussischen Gegenkandidaten und Vorgängers wenig wundern: Igor Dodon nannte diese Gruppe abschätzig „Parallelwählerschaft“ und sprach ihnen damit das Recht auf eine legitime politische Teilhabe in Moldau ab. 21  
 
        Die Verunglimpfungen, die sich im Wahlkampf auftaten und die die politische Debatte vor Ort bis heute begleiten, sind charakteristisch für das mit Erwartungen und starken Emotionen aufgeladene Verhältnis, das das Land zu seinen Bürger:innen im Ausland hat: Auf der einen Seite fehlen sie vor Ort und sind zum Teil durch Mehrfachzugehörigkeiten nicht mehr allein für die Republik Moldau zu reklamieren. Auf der anderen Seite tragen sie durch Remittances sowie zum Teil auch durch die Rückkehr und eigene Geschäftsideen zum Wohl des Landes bei. Außerdem ist der Grad ihrer Vernetzung hoch, sodass sich in verschiedenen europäischen Städten inzwischen moldauische Kultur- und Wohltätigkeitsvereine sowie Kirchengemeinden finden lassen. In jedem Fall weisen die Auslandsmoldauer:innen als diverse, von verschiedenen Migrationsformen und -bedingungen geprägte Gruppe im Sinne einer moldauischen Diaspora das Potenzial auf, Ressource zu sein – sowohl politische als auch ökonomisch.
 
        Die Republik Moldau begegnet dem inzwischen durch eine Policy, die versucht, die moldauische Diaspora – insbesondere in Europa und Nordamerika, aber auch in Russland sowie im arabischen und ostasiatischen Raum – und selbst jene, die lediglich entfernte Wurzeln haben, (wieder) mit dem Land zu verbinden. Ihre grenzüberschreitenden Aktivitäten sind es schließlich, die ihre Familien, aber eben auch das Land selbst in größere Kontexte einbetten und insofern transnationale Teilhabe herstellen. 22  Dass dabei neben den Pendelmigrant:innen insbesondere diejenigen, die sich längst dauerhaft im Ausland angesiedelt haben, angesprochen werden, spricht für einen breiten, aber auch wenig spezifischen Ansatz, in dem bisher unter anderem Wirtschaftsförderung und Entrepreneurship, aber auch Jugendprogramme und sogenannte „Diaspora-Festivals“ eine Rolle spielen.
 
        Auch im Rahmen der im Mai 2023 stattfindenden Adunarea Națională „Moldova Europeană“ (Nationalversammlung „Europäische Moldau“) war „die Diaspora“ mit Transparenten sowie in Redebeiträgen präsent: Sie skandierte unter den rund 80000 Teilnehmer:innen ebenfalls „Europa este Moldova – Moldova este Europa“ („Europa ist Moldau – Moldau ist Europa“). Und auch in diversen europäischen Städten fanden parallel dazu proeuropäische Kundgebungen statt, sodass der Zuspruch zu Maia Sandus Kurs überwältigend deutlich wurde. Gleichwohl werden mit dieser Art von Veranstaltung vor allem Menschen angesprochen, die sich dieses Engagement neben ihrer eigenen Daseinsvorsorge überhaupt leisten können, sodass sich trotz der breiten Ausrichtung die Zielgruppe erwartbar verkleinern dürfte, wenn es um größere, zumal politische Aktivitäten geht. Das Schaffen von Grundbedingungen der Partizipation wie flächendeckenden Mehrfach-Staatsangehörigkeiten und einer Vereinfachung von Wahlhandlungen aus dem Ausland würde das diasporapolitische Projekt Moldaus demgegenüber noch weiter befeuern und alle an Migrationsprozessen Beteiligten milieuunabhängig betreffen.
 
        Vergessen werden darf jedoch auch angesichts des aktuell stark proeuropäischen Kurses nicht, dass der Migrationsdruck im Land nach wie vor hoch ist: Arbeits- und mithin Perspektivlosigkeit sind trotz Reformen und der Bemühung, Unternehmen ins Land zu holen, weiterhin Themen, insbesondere unter jüngeren Menschen. Daneben ist die Republik Moldau zwar inzwischen EU-Beitrittskandidatin, der Weg dorthin ist jedoch noch weit und von einigen potenziellen Widrigkeiten wie der aggressiven russischen Geopolitik und der Sonderrolle Transnistriens geprägt.
 
        Welchen Weg Moldau einschlägt, wird in der näheren Zukunft entschieden – unter anderem in den Wahlen im Herbst 2024, womöglich auf Schlachtfeldern in der Ukraine und in globalen politischen Formationen, aber auch durch die Gestaltung der Mobilitätspraxen der Bürger:innen des Landes. Durch ihre Pässe sind viele von ihnen längst Europäer:innen, durch ihr Pendeln aber weiterhin ebenso der Republik Moldau verbunden. Absehbar ist, dass sie – wie Maia Sandu es immer wieder deutlich macht – für sich und ihr Land „das Sagen behalten“ wollen. Moldau ist letztlich nicht nur ein Land, das seinen Platz im Nachklang der Sowjetunion zwischen zwei weiterhin dominanten Einflusssphären zugeschrieben bekommen hat, sondern auch eines, das nach wie vor an seiner Staats- und Identitätsbildung arbeitet. Die Moldauer:innen im Ausland und ihre Verbindungen, die das Land über seine Grenzen hinaus in weitreichende Großkontexte einweben und gleichzeitig nach Moldau selbst zurückwirken, sind dabei ein Baustein, über dessen Tragfähigkeit noch kein abschließendes Urteil zu fällen ist.
 
        MIGRATIONSLAND MOLDAU
 
        Die Republik Moldau und ihre Migrationsgeschichte liefern Einblicke in Wechselwirkungen, die weit über die persönlichen Lebensverläufe und die Grenzen des Landes hinausgehen. Sie berühren unter anderem Fragestellungen von Zugehörigkeit, Pluralismus und Partizipation, die die Situation Moldaus und seiner Bevölkerung zu einem Analysefall für global relevante Herausforderungen machen, da sich die Konsequenzen eines Lebens in und mit der Mobilität im kulturellen, aber ebenso politischen und ökonomischen Gefüge der Transformationsgesellschaft Moldaus besonders bemerkbar machen.
 
        Moldau ist ein Migrationsland und als solches aufs Engste mit den Zieldestinationen seiner Bürger:innen verbunden. Migration als Antwort auf Krisen, aber auch als ein sich nach und nach einschleifendes Lebensmodell, bestimmt schließlich den Alltag; sie ist ein „Gesellschaft konstituierender und verändernder Faktor“ 23 , der das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben (neu) organisiert. 24  Insofern stellt sie eine Verbindung zwischen individuellen Praxen, Erwartungen sowie Wünschen, aber auch Ängsten, 25  ist dadurch so vielgesichtig wie die Bevölkerung selbst und somit keinesfalls einhellig thematisierbar. 26  
 
        Was deshalb insbesondere dann nicht aus dem Blick geraten darf, wenn Übersichtsdarstellungen wie diese die Bewegungen und ihre Effekte in Schemata einzuordnen und Analysebegriffe für Lebensrealitäten zu finden versuchen, ist, dass es um einzelne Menschen und Familien geht. Während eines der vielen Busunternehmen, das Moldauer:innen zwischen Chişinău, Cottbus, Córdoba und vielen weiteren, kleinen und größeren Orte dazwischen verbindet, mit dem Spruch Noi unim Europa – „Wir vereinen Europa“ wirbt, sind es letztlich doch die Passagiere, die nicht zuletzt durch ihre Arbeit, ihren Transfer und ihre Remittances ein Netzwerk bilden, das Verbundenheit und neue Vergemeinschaftungsformen zulässt. Diese Menschen unterwegs sind als people on the move keine passiven Spielbälle, sondern Akteur:innen, 27  deren Handlungsmacht das Phänomen ausmacht, es gestaltet und zu einem Forschungsgegenstand werden lässt, der so dynamisch ist wie ihre Beweggründe und deren Umsetzung selbst.
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           KRIEGE ERFAHREN, KRIEGSGEWALT EINDÄMMEN. DIE GENFER KONVENTIONEN IM HISTORISCHEN KONTEXT 
 
          Die Versuche, verbindliche Normen für die humane Behandlung von Verwundeten, Kriegsgefangenen und Zivilisten zu entwickeln, folgten stets auf grausame Kriegserfahrungen. Enthemmte Gewalt einzuhegen, bleibt bis heute eine Herausforderung.
 
        
 
         
          RAPHAEL SCHÄFER
 
           EIN GRAUSAMES RECHT? 
 
          Die Bezeichnung „humanitäres Völkerrecht“ sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich auch um ein nachgiebiges Instrument handelt. Es akzeptiert und autorisiert in gewissen Grenzen die Tötung von Menschen. Dies zeigt sich in der Geschichte ebenso wie in der Gegenwart.
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           DAS HUMANITÄRE VÖLKERRECHT ZWISCHEN ANSPRUCH UND WIRKLICHKEIT 
 
          Immerhin 196 Staaten haben die Genfer Konventionen unterzeichnet. Aber wie sieht es mit der Umsetzung aus? Angesichts der vielen Kriege und der Art und Weise, wie sie geführt werden, fällt die Bilanz nach 75 Jahren bestenfalls gemischt aus.
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           DIE GENFER KONVENTIONEN IN DER PRAXIS. ZUR WEITERENTWICKLUNG DES HUMANITÄREN VÖLKERRECHTS 
 
          Das Dilemma, den Krieg als Wirklichkeit akzeptieren zu müssen, um seine Führung rechtlich beschränken zu können, hat für die Rechtsetzung komplexe Folgen. Die Weiterentwicklung des Völkerrechts bleibt immer auch ein Tauziehen um staatliche Spielräume.
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           VOM ROTEN KREUZ BIS ZUM ROTEN KRISTALL. ZUR ROLLE DER HILFSORGANISATIONEN IN DER GESCHICHTE DER GENFER KONVENTIONEN 
 
          Genfer Konvention und Rotes Kreuz sind untrennbar miteinander verbunden. Die Kluft zwischen dem Idealismus der Gründer und der militärischen Realität wurde jedoch schon früh offenbar. Diese Widersprüche zeigten sich auch in Kontroversen über das Schutzzeichen.
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           WER KENNT DAS HUMANITÄRE VÖLKERRECHT? HERAUSFORDERUNGEN DER VERBREITUNGSARBEIT 
 
          In den Genfer Konventionen haben sich die Staaten verpflichtet, die Inhalte des humanitären Völkerrechts „weitestmöglich“ bekannt zu machen – in den Streitkräften wie in der Zivilbevölkerung. Dieser Verbreitungsauftrag ist eine Kernaufgabe des Roten Kreuzes.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Lässt sich Krieg „humanisieren“? Kann so etwas Zerstörerisches wie ein bewaffneter Konflikt auf irgendeine Weise abgemildert und durch universelle Normen eingehegt werden, um das Leid zu verringern? Die Genfer Konventionen sind zumindest der Versuch, dies zu tun. Sie haben in diesem Jahr ein doppeltes Jubiläum: Vor 160 Jahren, am 22. August 1864, unterzeichneten zwölf Staaten in Genf die „Konvention zur Verbesserung des Schicksals der verwundeten Soldaten der Armeen im Felde“. Es war der erste völkerrechtliche Vertrag, der den Schutz von Verwundeten und die Neutralität des Sanitätspersonals vorsah. Als Schutzzeichen wurde ein rotes Kreuz auf weißem Grund vereinbart. Vor 75 Jahren schließlich folgten vier weitere Abkommen, mit denen unter anderem der Schutz von Kriegsgefangenen und Zivilpersonen festgeschrieben wurde.
 
        Die vier Konventionen von 1949 bilden den Kernbestand des humanitären Völkerrechts, das im Laufe der Zeit beständig weiterentwickelt wurde. Seit den 1977 vereinbarten Zusatzprotokollen gilt etwa auch für nicht-internationale Konflikte der humanitäre Mindeststandard der Konventionen, denen inzwischen fast zweihundert Staaten beigetreten sind. Dennoch gehen auch heutige Kriege regelmäßig mit Verletzungen des humanitären Völkerrechts einher, oder es wird versucht, Schutzbestimmungen auszuhebeln oder zu umgehen. Der gewachsenen Autorität des Internationalen Strafgerichtshofs zum Trotz lässt die Durchsetzung der humanitär-völkerrechtlichen Bestimmungen weiter zu wünschen übrig – nicht zuletzt, weil sie allzu oft den Interessen einzelner Staaten zuwiderlaufen würde.
 
        Ist der Versuch, Menschlichkeit auch in Kriegszeiten zu wahren, also gescheitert? Handelt es sich beim Anspruch der Genfer Konventionen um reine Utopie? Auch wenn sie wohl nie ganz verwirklicht werden können: Eine Welt ohne die Konventionen wäre noch wesentlich grausamer. Dem humanitären Völkerrecht zu mehr Geltung zu verhelfen, bleibt eine wichtige Aufgabe – gerade für freiheitlich-demokratische Staaten.
 
         Johannes Piepenbrink 
 
      

       
        KRIEGE ERFAHREN, KRIEGSGEWALT EINDÄMMEN
 
        Die Genfer Konventionen im historischen Kontext
 
         Jörn Leonhard 
 
        Helmuth von Moltke hatte den Krieg in seinem Leben kennengelernt. 1800 in eine alte mecklenburgische Adelsfamilie geboren, war er zunächst in einer dänischen Kadettenanstalt ausgebildet worden, bevor er mit 22 Jahren zur preußischen Armee ging. Schon bald nach seinem Eintritt in den Generalstab 1833 wurde er von Carl von Clausewitz gefördert und lernte so die Prämissen des wichtigsten Kriegstheoretikers des frühen 19. Jahrhunderts kennen. 1857 konnte Moltke seine militärische Karriere mit seiner Beförderung zum Generalmajor und Chef des Generalstabes krönen. Seine Erfolge in den Feldzügen von 1864 gegen Dänemark, 1866 gegen Österreich und 1870/71 gegen Frankreich machten ihn in weiten Teilen der deutschen Öffentlichkeit zu einem Mythos.
 
        Doch hinter dem verklärten strategischen Genie stand vor allem ein genauer Analytiker, der den Wandel des Krieges aufmerksam beobachtete. Dabei blickte er nicht nur auf die Gewaltsteigerung durch technische Entwicklungen, etwa durch den möglichen Transport von Soldaten mit Eisenbahnen, die Verwendung von Hinterladergewehren und die Steigerung der Feuerkraft durch weittragende Artillerie. Auch der Rückgriff auf alle möglichen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Ressourcen der am Krieg beteiligten Gesellschaften trieb Moltke um, ebenso wie das veränderte Gewicht der Öffentlichkeit für die Begründung von Kriegen im Zeitalter neu entstehender Nationalstaaten. Wie blickten Gesellschaften auf die Opfer im Krieg, und welche Spielräume gab es für eine humanitäre Praxis? 01  
 
        ENTHEMMTE GEWALT
 
        Als Moltke 1880 auf seine Erfahrungen im Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 zurückblickte, skizzierte er einen langfristigen historischen Lernprozess. Gegenüber der „Verwilderung des dreißigjährigen Krieges“ sei die Gegenwart durch eine neue „Humanität der Kriegführung“ gekennzeichnet, bei der man unnötige Gewaltexzesse vermeiden wollte. Das Mittel dazu schien ein möglichst kurzer Krieg, bei dem, anders als im 18. Jahrhundert, aber nicht nur die gegnerischen Soldaten im Mittelpunkt standen: „Die größte Wohlthat im Kriege ist die schnelle Beendigung des Krieges und dazu müssen alle, nicht geradezu verwerfliche, Mittel frei stehen.“ Alle möglichen „Hülfsquellen der feindlichen Regierung“ müssten in Anspruch genommen werden, „ihre Finanzen, Eisenbahnen, Lebensmittel, selbst ihr Prestige“. Die hier erkennbare Steigerung der Gewaltmittel im Krieg blieb für Moltke noch auf einen gegnerischen Staat bezogen und sollte einen langwierigen Guerillakrieg verhindern, in dem die Unterscheidung zwischen Kombattanten und Nichtkombattanten schwierig wurde. Dieses Paradigma eines kurzen Staatenkrieges mit umfassender Mobilisierung habe sich 1870, so Moltke rückblickend, zunächst auch als erfolgreich erwiesen. Erst als man auf französischer Seite nach der Niederlage Napoleons III. in der Schlacht von Sedan den republikanischen Volkskrieg mit Freischärlern und Guerillataktiken proklamiert habe, sei die Gewalt eskaliert: „Mit dieser Energie, und doch mit mehr Mäßigung wie je zuvor, ist der letzte Krieg gegen Frankreich geführt worden. Nach zwei Monaten war der Feldzug entschieden, und erst als eine revolutionäre Regierung ihn zum Verderben des eigenen Landes noch vier Monate länger fortsetzte, nahmen die Kämpfe einen erbitterten Charakter an.“ 02  
 
        Was diese Konstellation für die Praxis der Humanität im Krieg bedeuten konnte, enthüllte der Herbst 1870. Obwohl an der militärischen Niederlage des französischen Kaiserreichs kein Zweifel bestand, war der Krieg noch nicht beendet. In dieser Situation meldete sich im preußischen Hauptquartier ein amerikanischer Offizier zu Wort, der im Auftrag der US-Regierung den Krieg in Europa beobachtete. Philip Sheridan, ehemaliger General der amerikanischen Nordstaaten im erst fünf Jahre zurückliegenden Bürgerkrieg, verglich die Lage Preußens nach dem Sieg von Sedan mit der Situation der Nordstaaten gegenüber den Konföderierten im Amerikanischen Bürgerkrieg. Um eine unabsehbare Gewaltspirale und einen langandauernden Guerrillakampf zu verhindern, habe sich die militärische Führung der Nordstaaten bewusst dazu entschlossen, gegen die Zivilbevölkerung des Südens vorzugehen. Diese Taktik gipfelte im berüchtigten „Marsch zum Meer“ des Generals William Sherman. Seine Praxis der „verbrannten Erde“ brach mit tradierten militärischen Prinzipien. Truppen der Nordstaaten versorgten sich aus erbeuteten Nahrungsmitteln und vernichteten systematisch Infrastruktur und Ressourcen, darunter vor allem Eisenbahnstrecken und Depots. Diese äußerste Gewaltsteigerung sollte den Widerstandswillen der Bevölkerung brechen. Vor diesem Hintergrund empfahl Sheridan den deutschen Generälen, sich an der Taktik der „verbrannten Erde“ zu orientieren, um Frankreich zu einem baldigen Frieden zu zwingen: „Sie verstehen es einen Feind zu schlagen, wie keine andere Armee, aber ihn zu vernichten, das haben Sie noch nicht weg. Man muss mehr Rauch von brennenden Dörfern sehen, sonst werden Sie mit den Franzosen nicht fertig.“ 03  Die Einebnung der Grenze zwischen Militär und Zivilgesellschaft sollte den Krieg verkürzen und erschien selbst als ein humanitäres Motiv. Doch bei den preußischen Generalstabsoffizieren und zumal bei Moltke stießen diese Vorschläge auf Ablehnung.
 
        Moltkes Überlegungen und Sheridans Empfehlung verwiesen auf eine tiefgreifende Veränderung in der Bewertung von Gewalt in Kriegen. Die Erfahrung, dass in einem Krieg überkommene ethische Vorstellungen über die Behandlung von Menschen unter Druck gerieten, kennzeichnete auch frühere historische Epochen. Im Ausnahmezustand des Krieges hatten sich zumal Zivilisten, Frauen und Kinder, aber auch Kriegsgefangene immer wieder als besonders gefährdet erwiesen. In den konfessionellen Bürgerkriegen Europas war es im 16. und 17. Jahrhundert zu einer neuartigen Begründung gesteigerter Kriegsgewalt gekommen. Sie beruhte darauf, jeden individuellen Kombattanten mit Kriegsgründen zu identifizieren, die als „gerecht“, „wahr“ oder „moralisch besser“ angesehen wurden. Blickte man auf die konfessionelle Überzeugung, dann wurde die Grenze zwischen Kombattanten und Nichtkombattanten durchlässig. So wurde seit den 1560er Jahren in Frankreich, während der 1640er Jahre in England und zwischen 1618 und 1648 die Gewalt als blutiger Bürgerkrieg mitten in die Gesellschaft getragen.
 
        GESCHEITERTE EINHEGUNG
 
        Diese traumatische Erfahrung schlug sich seit dem Dreißigjährigen Krieg in Versuchen nieder, Kriege auf Konflikte zwischen Staaten zu beschränken und unkontrollierte Gewalt, zumal gegen Zivilisten, einzuhegen. In diesem Zusammenhang stand bereits das Konzept des souveränen Fürstenstaates, der sich durch den neuen Begriff der Souveränität nach außen abschloss, die Diplomatie zur domaine réservé machte und damit Interventionen von außen in die inneren Angelegenheiten unterbinden sollte. Nach innen dämmte das fürstliche Gewaltmonopol konkurrierende Gewaltregime sozialer und konfessioneller Gruppen ein, sodass sich die Trennung von äußerer und innerer Politik, von Militär und Polizei, bereits andeutete. Hinzu trat das neuzeitliche Kriegs- und Völkerrecht, das mit den großen europäischen Friedensschlüssen in Münster, Osnabrück und Utrecht zwischen 1648 und 1713 entstand. Es sollte Bürgerkriege unterbinden, indem es einen europäischen Ordnungsrahmen, das ius publicum Europaeum, schuf, das nur eingehegte Staatenkriege nach klaren Regeln erlauben, den Krieg von ideologischen Bekenntnissen befreien und durch die Formel des iustus hostis das Bild des Feindes entkriminalisieren sollte. Es wurde versucht, den Krieg durch Konventionen berechenbar zu machen: Ein Feldzug sollte erst beginnen, wenn die Ernte eingebracht war, eine bataille des 18. Jahrhunderts auf Soldaten beschränkt bleiben, die an ihren Uniformen klar als Kombattanten zu erkennen waren, und die Zivilbevölkerung geschont werden. 04  
 
        Doch mit der Französischen Revolution und den im Namen der souveränen Nation geführten Kriege geriet dieser Ordnungsrahmen unter Druck. Obwohl die Kriege der Revolution ab 1792 schon bald die Vorstellung eines internationalisierten Bürgerkrieges aller Unterdrückten gegen ihre Unterdrücker als naiven Mythos entlarvten, veränderte sich das Gesicht des Krieges. Eine wirkungsmächtige Interpretation dieses Wandels zwischen 1792 und 1815 lieferte Carl von Clausewitz. Für die Phase vor der Französischen Revolution konstatierte er eine „beschränkte, zusammengeschrumpfte Gestalt des Krieges“, die er auf die eingeschränkten finanziellen und personellen Mittel der absoluten Monarchien zurückführte. Daraus ergab sich von selbst, Konflikte einzuhegen, den Krieg auf das Militär zu begrenzen und die Zivilbevölkerung zu schonen: „Wenn das Heer zertrümmert wurde, so war kein neues zu beschaffen, und außer dem Heere gab es Nichts. Dies heischte große Vorsicht bei allen Unternehmungen.“ Mit der Französischen Revolution und ihren Kriegen sei jedoch ein neuartiger Zusammenhang zwischen der Gewalt im Namen der Nation und dem Idealbild des Bürgers als Vaterlandsverteidiger entstanden: „Der Krieg war urplötzlich wieder eine Sache des Volkes geworden, und zwar eines Volkes von 30 Millionen, die sich alle als Staatsbürger betrachteten. (…) Mit der Teilnahme des Volkes an dem Kriege trat, statt eines Kabinetts und eines Heeres, das ganze Volk mit seinem natürlichen Gewicht in die Waagschale. Nun hatten die Mittel, welche angewandt, die Anstrengungen welche aufgeboten werden konnten, keine bestimmte Grenze mehr; die Energie, mit welcher der Krieg selbst geführt werden konnte, hatte kein Gegengewicht mehr, und folglich war die Gefahr für den Gegner die äußerste.“ 05  
 
        Dieser Wandel in der Erfahrung des Krieges sowie die viel weitergehende Einbeziehung von Gesellschaften in Kriege, die nun viel stärker als zuvor als Medienereignisse wirkten und zu nationalen Momenten stilisiert wurden, entfaltete sich ab den späten 1850er Jahren. Einerseits wurden die Nationalkriege Italiens und Deutschlands noch vielfach nach den Regeln des klassischen Staatenkrieges geführt. Es handelte sich, wie Moltke zu Recht betonte, um kurze Kriege, in denen das Primat der Politik nicht infrage gestellt und der Gegner nicht gedemütigt werden sollte. Andererseits verwies die zeitgenössische Wahrnehmung und Deutung dieser Nationalkriege in Büchern und Zeitungen, in Gemälden und Denkmälern, in denen man die Selbstbindung jedes Einzelnen an die Sache der eigenen Nation hervorhob, eindeutig auf das Erbe des Bürgerkrieges.
 
        Obwohl der Krimkrieg 1853 bis 1856 auf den ersten Blick wie ein relativ kurzer Staatenkrieg wirkte, erwies er sich mit über 640000 Toten als der verlustreichste Krieg in Europa nach 1815 und vor 1914. 06  Die hohen Verluste resultierten dabei weniger aus offenen Feldschlachten, sondern waren die Folge eines aufwendigen Belagerungskrieges, in dem sich Nachschubprobleme und Krankheiten überlagerten. Über eigene Kriegskorrespondenten, Telegrafie und das neue Medium der Fotografie war er zugleich ein neuartiges europäisches Medienereignis, in dem der wahrgenommene Abstand zwischen Ereignis und Nachricht verringert wurde, sodass viel mehr Menschen in den Heimatgesellschaften medial involviert wurden. 07  
 
        Das überkommene Ideal des eingehegten Krieges erwies sich erst recht als bedroht, wenn sich Konflikte als Bürgerkriege mit neuen technischen Mitteln und Infrastrukturen des Krieges entfalteten wie in den Vereinigten Staaten zwischen 1861 und 1865. Hier verschwammen die Grenzen zwischen militärischer und Heimatfront, und hier eskalierte auch die Gewalt in einem Ausmaß, das den Zeitgenossen bislang unbekannt gewesen war. In dem vierjährigen Bürgerkrieg wurden 2,1 Millionen Soldaten aus den Nordstaaten und 880000 Mann aus den konföderierten Südstaaten mobilisiert; der Krieg forderte mehr als 750000 Todesopfer, darunter über 620000 Soldaten. Das waren knapp 2,5 Prozent der nordamerikanischen Bevölkerung – und in etwa so viele amerikanische Todesopfer wie in den Revolutionskriegen des 18. Jahrhunderts, dem Krieg von 1812, dem Mexikanischen Krieg, dem Spanisch-Amerikanischen Krieg, den beiden Weltkriegen des 20. Jahrhunderts und dem Korea-Krieg zusammen. Er dokumentierte die neuartigen Zusammenhänge zwischen der Massenmobilisierung und der Rechtfertigung bisher ungekannter Opferzahlen, zwischen gesteigerter Gewalt auch gegen die Zivilbevölkerung des Gegners und dem Zweifel an der Loyalität einzelner Gruppen in der eigenen Gesellschaft. 08  
 
        ENTWICKLUNG DES „GENFER RECHTS“
 
        Man muss diese größeren Kontexte berücksichtigen, um die zeitgenössischen Versuche zu erklären, verbindliche Normen für die Behandlung von Verwundeten, Kriegsgefangenen und Zivilisten zu entwickeln. 09  Zum Wandel der Kriegserfahrungen und neben die veränderte gesellschaftliche Wahrnehmung von Kriegen und Opfern traten seit den 1850er Jahren noch eine stark entwickelte Praxis bürgerlicher Selbstorganisation in Vereinen sowie eine transnationale Kultur des Internationalismus, wie sie sich exemplarisch in der Gründungsgeschichte des Weltpostvereins seit den 1860er Jahren zeigte. 10  
 
        Was eine große Feldschlacht in einem modernen Krieg bedeutete, erfuhr der Genfer Geschäftsmann Henry Dunant im Sommer 1859 aus unmittelbarer Nähe. Als am 24. Juni 1859 bei Solferino österreichische, italienische und französische Truppen in einer verlustreichen Schlacht aufeinandertrafen, beobachtete er, dass vor allem die verletzten Soldaten weitgehend ungeschützt ihrem Schicksal überlassen wurden. 1862 veröffentlichte Dunant sein Buch „Un souvenir de Solférino“ und verband darin seine Eindrücke mit Vorschlägen für den Schutz von Kriegsversehrten. 11  Zum einen sollte das medizinische Personal auf dem Schlachtfeld den Status eines neutralen Akteurs zuerkannt bekommen, weil nur so die ungehinderte Versorgung der Verletzten möglich war. Zudem schlug er vor, in jedem Land spezielle Vereine zu gründen, die sich der Pflege verletzter Soldaten widmen sollten. Die internationale Rezeption von Dunants Buch trug entscheidend dazu bei, dass 1863 das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) gegründet wurde. Diese aus einer privaten Initiative entstandene Organisation initiierte in der Folgezeit internationale Konferenzen, um übergreifenden Normen für die Behandlung verletzter Soldaten auf dem Schlachtfeld zu mehr Anerkennung zu verhelfen. 12  
 
        Dass Dunant und das IKRK offenkundig einen Nerv getroffen hatten, zeigte sich bereits ein Jahr später. Auf einer Diplomatenkonferenz, die der Schweizer Bundesrat auf Initiative des IKRK im August 1864 organisierte, wurde die erste Genfer Konvention „betreffend die Linderung des Loses der Verwundeten und Kranken der bewaffneten Kräfte im Felde“ verabschiedet. Damit entstand ein erstes Regelwerk, das sich auf den Schutz verletzter Soldaten und der für ihre Versorgung eingesetzten Personen und Einrichtungen konzentrierte. Um den Lazaretten, Sanitätern und Ambulanzen einen sichtbaren neutralen Status zu garantieren und Angriffe auf sie zu verhindern, sollten sie mit einer umgekehrten Schweizer Fahne, einem roten Kreuz auf weißem Grund, gekennzeichnet werden.
 
        Die Genfer Konvention von 1864 markierte eine neue Qualität, indem sie zum ersten Mal durch einen völkerrechtlichen Vertrag verbindliche Mindeststandards definierte. In den kommenden Jahren und Jahrzehnten versuchten die Mitglieder des IKRK, den Geltungsbereich des Abkommens an immer neue Entwicklungen und Kriegserfahrungen anzupassen und international auszuweiten. Dabei griff man zur Entwicklung des humanitären Völkerrechts auf Expertenkonferenzen und Vorbereitungstreffen zurück. So setzte seit den 1860er Jahren eine langfristige völkerrechtliche Verregelung der Kriegführung ein, der sich im Verlauf der kommenden Jahrzehnte immer mehr Staaten anschlossen. Das sich so ausdifferenzierende „Genfer Recht“ bezog sich als Kernbereich des humanitären Völkerrechts ausdrücklich nicht auf ein Verbot des Krieges an sich. Es war also kein ius contra bellum, sondern sollte seine Wirksamkeit als ius in bello entfalten. Die Bestimmungen dienten dem Ziel, die Anwendung kriegerischer Gewalt auf das militärisch Notwendige zu beschränken. Auf diesem Weg trat die Unterscheidung zwischen kämpfenden Soldaten als regulären Kombattanten sowie militärischen Objekten einerseits und Opfern des Krieges sowie zivilen Objekten andererseits in den Vordergrund. Konzentrierte sich die Genfer Konvention von 1864 zunächst noch auf die Gruppe der verwundeten Soldaten, traten in den kommenden Jahrzehnten auch Kriegsgefangene und die Zivilbevölkerung in den Fokus. 13  
 
        Untrennbar mit der Entwicklung des „Genfer Rechts“ waren die beiden Haager Landkriegsordnungen von 1899 und 1907 verbunden. Die Experten des humanitären Völkerrechts setzten alles daran, seinen Anwendungsbereich auf den Umgang mit allen sogenannten Nichtkombattanten auszuweiten. Damit waren alle Personen gemeint, die in einem Krieg nicht oder nicht mehr an direkten Kampfhandlungen beteiligt waren. Das bezog sich konkret auf verwundete, erkrankte oder gefangengenommene Soldaten sowie auf Zivilisten. Das „Haager Recht“ ging auf die im Rahmen der Friedenskonferenzen von Den Haag abgeschlossenen Abkommen zurück, von denen sich die Haager Landkriegsordnung von 1907 als besonders wichtig erwies. Die Bestimmungen dieser Abkommen konzentrierten sich vor allem auf die Kriegführung selbst, also den Einsatz bestimmter Waffen, den Status von Kombattanten und den Umgang mit ihnen während eines Krieges. Genfer und Haager Recht erwiesen sich als vielfach miteinander verflochten. So weitete das X. Haager Abkommen von 1899 die Regeln der ersten Genfer Konvention auf den Seekrieg aus, was die zunehmende Bedeutung maritimer Operationen seit den 1880er Jahren widerspiegelte, wie sich 1898 im Spanisch-Amerikanischen Krieg und 1905 im Krieg zwischen Russland und Japan zeigte.
 
        LEHREN AUS DEN WELTKRIEGEN
 
        Die weitere Ausdifferenzierung des humanitären Völkerrechts vollzog sich vor dem Hintergrund der beiden Weltkriege, was sich vor allem auf zwei Bereiche bezog. Der systematische und massenhafte Einsatz von Giftgas im Ersten Weltkrieg hatte den Zeitgenossen die dramatischen Konsequenzen einer neuen Waffentechnologie vor Augen geführt. Darauf reagierten Experten und Diplomaten mit der Ausarbeitung des Genfer Protokolls von 1925, das den Einsatz chemischer und biologischer Waffen prinzipiell verbot. Zudem hatte der Weltkrieg in einem bis dahin nicht vorstellbaren Ausmaß Kriegsgefangenschaft zu einem Massenphänomen gemacht, das bis weit über das formale Kriegsende im November 1918 Millionen von Menschenleben prägte. Weil aber verbindliche Normen zum Status und zur Versorgung, Unterbringung und Repatriierung fehlten, versuchten die Experten, die Entwicklung völkerrechtlicher Normen entsprechend anzupassen. So wurde im Juli 1929 das Genfer Abkommen „über die Behandlung von Kriegsgefangenen“ verabschiedet. Obwohl dieses Abkommen deutlich über die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung hinausging, blieb seine Wirkung im Zweiten Weltkrieg beschränkt. Wichtige Staaten wie Japan oder die Sowjetunion ratifizierten das Abkommen erst gar nicht, während die deutsche Wehrmacht ab 1939 und vor allem im Krieg gegen die Sowjetunion ab 1941 die Grundsätze des humanitären Völkerrechts systematisch verletzte. 14  
 
        So wie 1925 und 1929 die Erfahrungen aus dem Ersten Weltkrieg in die Weiterentwicklung des Genfer Rechts übersetzt worden waren, kam es vor dem Hintergrund des Zweiten Weltkriegs zu einer systematischen Revision und Erweiterung des humanitären Völkerrechts. 15  Damit reagierten die Experten vor allem auf die enthemmte Gewalt gegen die Zivilbevölkerung im Verlauf des Krieges. 1948 lud der Schweizer Bundesrat in Genf erneut zu einer Diplomatenkonferenz ein, um die bisherigen Abkommen zu diskutieren und den gemachten Erfahrungen anzupassen. Das Ergebnis war die Verabschiedung von vier Genfer Konventionen.
 
        Die erste Konvention konzentrierte sich auf die „Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der bewaffneten Kräfte im Felde“ und orientierte sich dabei an den Bestimmungen des ersten Genfer Abkommens von 1864. Die zweite Konvention „zur Verbesserung des Loses der Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der bewaffneten Kräfte zur See“ ersetzte das X. Haager Abkommen von 1899. Beide Konventionen verpflichteten alle kriegführenden Parteien, Verwundete, Kranke und Schiffbrüchige sowie medizinisches Personal, Ambulanzen, Lazarette und Krankenhäuser besonders zu schützen. Sie mussten demnach von der Konfliktpartei, in deren Händen sie sich befanden, geborgen und gepflegt werden. Mit der dritten Genfer Konvention „über die Behandlung der Kriegsgefangenen“ wurden die Ansätze der Haager Landkriegsordnung und des Genfer Abkommens von 1929 aufgenommen und fortgeführt. Danach besaßen gefangengenommene Soldaten das Recht auf körperliche Unversehrtheit, eine medizinische Mindestversorgung sowie „auf Achtung ihrer Person und ihrer Ehre“. 16  
 
        Während diese drei Komplexe auf frühere Ansätze zurückgriffen, schuf die vierte Konvention von 1949 eine neue Kategorie. Mit dem „Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten“ rückte zum ersten Mal eine neue Opfergruppe von Nichtkombattanten in den Fokus, die während des Zweiten Weltkrieges in besonderer Weise unter Druck geraten war. Die Bestimmungen dienten dabei dem Schutz von Zivilpersonen, die sich im eigenen Land oder in einem besetzten Gebiet in Feindeshand befanden. Das betraf auch Nichtkombattanten im Falle der Internierung durch eine Kriegspartei. 17  
 
        NEUE ALTE HERAUSFORDERUNGEN
 
        Auch nach 1949 ist es immer wieder zu Anpassungen und Erweiterungen der Genfer Konventionen gekommen. 18  So wurden sie 1977 noch einmal bestätigt und um zwei Zusatzprotokolle erweitert, vor allem durch weitergehende Bestimmungen zum Verbot von Angriffen auf Zivilpersonen und zivile Objekte sowie die Beschränkung der Mittel und Methoden der Kriegführung. Das zweite Zusatzprotokoll von 1977 ergänzte den Artikel 3 der Genfer Konventionen, der grundlegende Menschenrechte festhält und als einzige Bestimmung auch in nicht-internationalen bewaffneten Konflikten anwendbar ist. 19  Schließlich wurde in einem weiteren Zusatzprotokoll von 2005 neben dem Roten Kreuz, dem Roten Halbmond und dem ausschließlich von Iran verwendeten Roten Löwen mit Roter Sonne als weiteres religiös neutrales Schutzsymbol der Rote Kristall anerkannt.
 
        Bis heute haben 196 Staaten die Genfer Konventionen unterzeichnet, die damit das erfolgreichste Kodifikationsprojekt in der Geschichte des Völkerrechts sind. Doch zugleich sind die Grenzen des humanitären Völkerrechts unübersehbar. 20  Sie zeigen sich vor allem auf zwei Ebenen: Erstens existiert kein entwickeltes Sanktionsregime bei Verstößen gegen die Bestimmungen der Genfer Konventionen und ihrer Zusatzprotokolle. Sie können nur durch eine 1991 eingerichtete Internationale Humanitäre Ermittlungskommission untersucht werden, der aber keine hoheitlichen Kompetenzen und damit auch keine Sanktionsmittel zukommen. So bleibt die Ahndung von Verstößen auf die nationale Gesetzgebung der Unterzeichnerstaaten oder den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag verwiesen.
 
        Zweitens beziehen sich die Bestimmungen der vier Genfer Konventionen im Kern auf zwischenstaatliche Konflikte. Sie setzen also stabile Staatlichkeit als Bedingung für die Umsetzung völkerrechtlicher Normen voraus. Für nicht-internationale bewaffnete Konflikte, in denen auch nichtstaatliche Akteure involviert sind, gilt völkerrechtlich allein der in Artikel 3 der Genfer Konvention von 1949 festgelegte und im zweiten Zusatzprotokoll von 1977 erweiterte humanitäre Mindeststandard. 21  Doch die langfristige Entwicklung von Konflikten seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs und zumal seit den 1990er Jahren zeigt eine starke Zunahme von hybriden Kriegen, in denen Elemente aus Staatenkriegen, Bürgerkriegen mit der Praxis ethnischer Gewalt und Terrorismus amalgamiert werden. Eine immer größere Bedeutung kommt dabei privaten Gewaltunternehmern, Milizen und sogenannten Warlords zu. Diese Tendenz zur Entstaatlichung von Kriegen stellt die Paradigmen des humanitären Völkerrechts infrage. Sie macht die rechtliche Kategorisierung von Kriegsteilnehmern und damit die Unterscheidung von Kombattanten und Nichtkombattanten immer schwieriger. 22  Als Konsequenz fallen immer größere Gruppen von Akteuren aus dem Geltungsbereich der Genfer Konventionen heraus. Das gilt zum Beispiel für den Status von Kriegsgefangenen in den Konfliktregionen Syriens, des Irak, in Afghanistan oder Pakistan, die etwa von den Vereinigten Staaten als „ungesetzliche Kombattanten“ eingestuft wurden. 23  
 
        Damit kehrt in der Gegenwart ein Thema zurück, das auf die Anfänge der historischen Entwicklung verweist. Den seit dem 17. Jahrhundert entwickelten Zusammenhang zwischen Staatlichkeit, Verrechtlichung und einer möglichen Einhegung der Kriegsgewalt, der sich in der Geschichte des humanitären Völkerrechts seit dem 19. Jahrhundert fortsetzte, reflektierte auch Helmuth von Moltke. Im Mai 1890 hielt er seine letzte Rede als Abgeordneter im Reichstag. Auf den ersten Blick war es eine Warnung vor einem neuen Krieg in Europa, aber im Kern antizipierte er eine mögliche Entstaatlichung von Kriegen und damit die Begrenztheit aller Versuche, enthemmte Gewalt einzuhegen. Mit Skepsis sah Moltke den Einfluss der Regierungen in den künftigen Kriegen schwinden, weil Politik und Kriegführung immer mehr in den Bann neuer Entwicklungen gerieten: „Aber (…) die Fürsten und überhaupt die Regierungen sind es wirklich nicht, welche in unseren Tagen die Kriege herbeiführen. Die Zeit der Kabinettskriege liegt hinter uns, – wir haben jetzt nur noch den Volkskrieg, und einen solchen mit allen seinen unabsehbaren Folgen heraufzubeschwören, dazu wird eine irgend besonnene Regierung sich sehr schwer entschließen. Nein, (…) die Elemente, welche den Frieden bedrohen, liegen bei den Völkern.“ 24  
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        EIN GRAUSAMES RECHT?
 
         Raphael Schäfer 
 
        Die Republik Südsudan wurde mit Erlangung der Unabhängigkeit von der Republik Sudan am 9. Juli 2011 zum jüngsten Staat der Erde. Bereits im darauffolgenden Jahr nahm der Südsudan durch den Geneva Convention Act die Bestimmungen der Genfer Konventionen an. Der offizielle Beitritt erfolgte am 25. Januar 2013 mit Hinterlegung der Ratifikationsurkunde. Dies ist insofern ein bemerkenswerter Vorgang, als der Südsudan anderen völkerrechtlichen Verträgen, insbesondere menschenrechtlichen Vertragsregimen, die ebenfalls von nahezu universeller Geltung sind, erst erheblich später beitrat. 01  
 
        Die Gründe für den schnellen Beitritt sind sicher mannigfaltig. Das Versprechen der Genfer Konventionen auf Schutz in bewaffneten Konflikten dürfte aber keine unerhebliche Rolle gespielt haben. Dieses Versprechen geht bereits aus den offiziellen Titeln der vier Verträge hervor, die gemeinsam das unter „Genfer Konventionen“ bekannte Vertragswerk bilden. Es formt den Grundstock des Rechtsgebiets, das heute als humanitäres Völkerrecht oder, technischer, als Recht des bewaffneten Konflikts bezeichnet wird: das Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der bewaffneten Kräfte im Felde (Genfer Konvention I), das Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der bewaffneten Kräfte zur See (Genfer Konvention II), das Genfer Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen (Genfer Konvention III) sowie das Genfer Abkommen über den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten (Genfer Konvention IV).
 
        Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob die Genfer Konventionen von 1949 diesem Versprechen gerecht werden konnten. Hierzu wird zunächst ihre Entstehungsgeschichte beleuchtet und gezeigt, wie das sogenannte Kriegsrecht im 19. Jahrhundert im Europa der Nationalstaaten zur Legitimierung der Kriegführung in Stellung gebracht wurde. Anschließend werden die Konventionen in das heutige, von der Charta der Vereinten Nationen geprägte Völkerrechtssystem eingeordnet und Überlegungen angestellt, ob diese legitimierende Funktion weiterhin besteht. Abschließend wird die Frage aufgeworfen, ob das Schutzversprechen inzwischen nicht besser von einem menschenrechtlichen Regime wahrgenommen werden könnte.
 
        EINE (SEHR) KURZE GESCHICHTE DES RECHTS VON KRIEG UND FRIEDEN
 
        Krieg und Frieden sind historisch gesehen die beiden großen Fluchtpunkte des Völkerrechts. Der auch heute noch als „Vater“ des modernen Völkerrechts bezeichnete niederländische Jurist Hugo Grotius 02  unterteilte in seinem 1625 erschienenen Hauptwerk „De Jure Belli Ac Pacis“ das Völkerrecht in diese beiden Teilbereiche. Anhand einer Analyse der tradierten griechischen und römischen Praxis der Antike argumentierte er, dass das Völkerrecht ein originär kriegsrechtliches Regime kennt.
 
        Und in der Tat stehen die Genfer Konventionen ideengeschichtlich in der langen Tradition des Versuches, den Kriegszustand rechtlich zu erfassen und die verursachten Leiden durch eine Regulierung abzumildern. Entgegen Ciceros berühmtem Ausspruch „inter arma silent leges“ („Unter Waffen schweigen die Gesetze“) finden sich über die Jahrhunderte hinweg Beispiele rechtlicher Einschränkungen. Besonders bekannt ist die Ächtung bestimmter Waffen, etwa von Deformationsgeschossen (insbesondere der berüchtigten Dum-Dum-Geschosse), oder bestimmter Methoden, etwa das Vergiften von Brunnen. Im zwischen 200 v. Chr. und 200 n. Chr. entstandenen indischen Manusmriti („Gesetzbuch des Manu“) ist etwa eine Passage über „zivilisierte Kriegführung“ enthalten, die bestimmte Tötungsverbote im Krieg etablierte. 03  
 
        Gleichwohl waren diese Regeln bis zur Haager Landkriegsordnung von 1899 spärlich, verstreut und weitestgehend nicht verschriftlicht. 04  Auf völkerrechtlicher Ebene galten sie, wenn überhaupt, nur gewohnheitsrechtlich. Das einzige Element, welches zumindest im Ansatz als dogmatischer Ordnungsfaktor verstanden werden kann, war die (abendländische) Lehre vom gerechten Krieg (bellum iustum). Nach dieser maßgeblich von Augustinus von Hippo Anfang des 5. Jahrhunderts entwickelten Lehre musste ein Krieg, um als „gerecht“, das heißt im weitesten Sinne „rechtmäßig“, zu gelten, bestimmte Anforderungen erfüllen. Insbesondere musste er auf gerechte Art und Weise geführt werden; sein Ziel musste die Herstellung eines gerechten Friedens (pax iusta) sein. Hierfür war es erforderlich, die Kriegführung dem „Gedanken der Mäßigung“ zu unterwerfen, was Assoziationen an das heutige humanitär-völkerrechtliche Verhältnismäßigkeitsprinzip weckt. 05  
 
        Die Figur vom gerechten Krieg, die Thomas von Aquin im 13. Jahrhundert in seiner „Summa Theologica“ weiter ausdifferenzierte, war jedoch vor allem Teil einer christlichen Friedensethik, die die Frage beantworten sollte, ob Christen ohne Verstoß gegen das Gebot der Nächstenliebe an einem Krieg teilnehmen können. 06  Sie gelangte jedoch an ihre Grenze, als der spanische Spätscholastiker Francisco de Vitoria im 16. Jahrhundert feststellte, dass beide Seiten für sich – sogar irrtümlich – in Anspruch nehmen könnten, einen gerechten Krieg zu führen (bellum iustum ex utraque parte). 07  Die Etablierung souveräner Nationalstaaten im Rahmen des Westfälischen Friedens von 1648 führte dazu, dass diese über ein weitestgehend freies Kriegführungsrecht (liberum ius ad bellum) verfügten, wenngleich es nicht unbegrenzt war. 08  
 
        In der Folge verlagerte sich der Fokus von der Regulierung des „Ob“ des Krieges (ius ad bellum) hin zur Regulierung des „Wie“ (ius in bello). Die grundlegenden Kodifikationen dieses ius in bello erfolgten in den 1860er Jahren, insbesondere mit der (ersten) Genfer Konvention von 1864. Das Dokument als solches war denkbar kurz. In nur zehn Artikeln kamen die unterzeichnenden Staaten darin überein, medizinisches Personal sowie verwundete und erkrankte Soldaten unter den Schutz der Konvention zu stellen, das heißt, sie vom Kreis legitimer Angriffsziele auszunehmen.
 
        MYTHOS VON 1864
 
        Die Genfer Konvention umwehte bereits vor ihrer Ratifikation ein „Gründungsmythos“, der bis in unsere Zeit anhält. In einem 1966 im „International Review of the Red Cross“ erschienenen Aufsatz heißt es etwa, die Nationen hätten „zum ersten Mal in der Geschichte durch ein feierliches schriftliches Gelöbnis Einschränkungen ihrer nationalen Souveränität zum Wohle Einzelner sogar mitten im Kriege zugestimmt, der zu jener Zeit als unwiderstehliche, nicht einzudämmende Woge der Gewalt galt“. 09  
 
        Diese festliche Sprache ist zu einem erheblichen Teil mit der Person Henry Dunants, dem Initiator der ersten Genfer Konvention, verbunden. In seinem einflussreichen Bericht über die Schlacht von Solferino aus dem Jahre 1862 heißt es etwa: „Welcher Fürst, welcher Monarch könnte diesen Gesellschaften [gemeint sind die Rotkreuzgesellschaften] seine Unterstützung versagen, und wer von ihnen wäre nicht glücklich, den Soldaten seiner Armee die volle Sicherheit zu verschaffen, dass sie, sobald sie verwundet sind, alsogleich und in der sorgfältigsten Weise gepflegt werden? Welcher Staat würde denen nicht seinen Schutz gewähren, welche auf diese Weise das Leben brauchbarer Bürger zu erhalten suchen? Ein Krieger, der seinem Vaterland dient, oder es verteidigt, hat er nicht Anspruch auf die Sorge seines Vaterlandes?“ 10  
 
        Dem klassischen Narrativ nach war Dunant mehr oder weniger zufällig auf das Schlachtfeld von Solferino gelangt und vom Schicksal der zum Sterben zurückgelassenen Soldaten so ergriffen, dass in ihm die Rotkreuzidee heranreifte. Im Rahmen seiner Möglichkeiten behandelte er Wunden, versorgte Soldaten mit Nahrung und schrieb die letzten Worte sterbender Soldaten auf, um sie an die Familien in der Heimat zu schicken. Insbesondere bat er die siegreiche französische Armee darum, gefangene österreichische Chirurgen freizulassen, sodass sie bei der Wundversorgung von Soldaten beider Seiten helfen konnten. 11  Allerdings sollte in der Gesamtbetrachtung nicht vernachlässigt werden, dass er Napoleon III. mit rein wirtschaftlichen Absichten hinterhergereist war, um von ihm Konzessionen für den Export von Weizenmehl von Algerien nach Europa zu erhalten. 12  Er verband seine Idee der Rotkreuzgesellschaften (Sociétés de secours pour les blessés) mit dem Umstand, dass „Berichte über humanitäre und soziale Missstände (…) von den sich allmählich emanzipierenden Bürgergesellschaft nicht mehr klag- und widerspruchslos hingenommen“ wurden. 13  
 
        Und tatsächlich konnten sich die gekrönten Häupter Europas dieser Idee nicht verschließen. Bereits der zwischen 1853 und 1856 ausgefochtene Krimkrieg hatte gezeigt, dass die Öffentlichkeit in der Heimat – in diesem Fall die britische – nicht länger bereit war, Berichte vom humanitären Leid „ihrer“ Soldaten, die allesamt Väter, Söhne, Brüder oder Onkel waren, unwidersprochen hinzunehmen. Großbritannien entsandte damals aufgrund erheblichen öffentlichen Drucks eine Gruppe von Krankenschwestern unter Florence Nightingale, die bis heute für ihr humanitäres Wirken verehrt wird. 14  Es war aber auch dieselbe Florence Nightingale, die erklärte: „Für unsere Regierung ist es völlig unbedenklich, die Konvention in ihrer jetzigen Form zu unterzeichnen. Sie läuft auf nichts anderes hinaus als auf eine Erklärung, dass Menschlichkeit gegenüber Verwundeten eine gute Sache ist. Sie ist wie ein Opernchor (…). Abgesehen davon, dass ich mich selbst nicht für eine unmenschliche Person halte, kann ich mir Umstände höherer Gewalt im Krieg vorstellen, bei denen es umso besser ist, je mehr Menschen getötet werden.“ 15  
 
        Gerade der letzte Gedanke ist in einer Abwandlung von der preußisch-deutschen Kriegführung bekannt. Im Generalstab war man der Ansicht, der Krieg müsse in aller Härte geführt werden. Nicht nur würde dies den Konflikt an sich verkürzen, sondern das Wissen, was ein „ungemilderter“ Kriegszustand bedeute, sollte, so der Gedanke, künftige Kriege seltener werden lassen. Der Völkerrechtler Carl Lueder schrieb etwa, dass eine „Humanitätsrücksicht“ grundsätzlich nie infrage käme, „ganz abgesehen davon, daß die wahre Humanität möglichst baldige Beendigung und folglich energische Führung des Krieges verlangt und daß weitergehenden Rücksichten, auch wenn sie von der Theorie der Völkerrechtswissenschaft gefordert werden sollten, niemals von der Praxis der Kriegführung beachtet werden würden“. 16  
 
        Aber auch grundsätzlich humanitär gesonnene Akteure meldeten Vorbehalte gegen die Genfer Konvention an. Nightingale befürchtete etwa, der Vertrag biete den Regierungen Europas „größere Möglichkeiten (…) neue Kriege zu entfachen“. Ähnlich erblickte die Friedensaktivistin Bertha von Suttner in der Konvention von 1864 nichts anderes als ein „stillschweigendes Sanktionieren und Vorhersagen“ des Krieges. Zu diesem Befund passt es dann auch, dass etwa der preußische Kriegsminister sehr über die Konvention erfreut war und ihre Ratifikation unterstützte: Die kostenlose Unterstützung der privaten Hilfsvereine stellten aus finanzieller Sicht eine willkommene Hilfe dar, hätte die andernfalls erforderliche Ausweitung des Sanitätspersonals doch „sehr beträchtliche (…) Kosten“ verursacht. Die freiwilligen Helfer aber „werden nichts kosten, man wird sie rufen und entlassen, wenn immer es beliebt“. 17  
 
        Das Projekt der Entwicklung des humanitären Völkerrechts, das 1864 in Genf seinen Ausgang genommen hatte, wurde auf Folgekonferenzen in den Jahren 1906 und 1929 weiter verfolgt und umfasste am Ende den Schutz aller „klassischen“ Opfer von Kriegen: Verwundete, Kranke, Schiffbrüchige, Kriegsgefangene und Zivilisten. 1949 wurde es in seine heutige Form gebracht und 1977 durch zwei optionale Zusatzprotokolle ergänzt.
 
        DIE GENFER KONVENTIONEN IM SYSTEM DER UN-CHARTA
 
        Nur unwesentlich älter als die Genfer Konventionen von 1949 ist die Charta der Vereinten Nationen, die am 26. Juni 1945 auf der Konferenz von San Francisco unterzeichnet wurde. Dieser multilaterale Vertrag, der auch als „Constitution of the International Community“ bezeichnet wurde, 18  gibt in Artikel 2 Absatz 4 ein umfassendes Gewaltverbot (prohibition on the use of force) vor. Gewaltanwendung ist fortan nur noch im Falle der Selbstverteidigung nach Artikel 51 oder mit Autorisierung des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der Charta zulässig. Die Institution „Krieg“ wurde durch die UN-Charta abgeschafft und durch die Rechtsfigur des „(internationalen) bewaffneten Konflikts“ ersetzt. Dies war in der Tat ein absolutes Novum, vorherige Versuche wie die Drago-Porter-Konvention, 19  der Kellogg-Briand-Pakt 20  oder die Völkerbundsatzung 21  bezogen sich vornehmlich auf die (partielle) Ächtung des Krieges, nicht auf den Ausschluss von Gewalt generell. Das Verbot des Artikel 2 Absatz 4 wird heute als Teil des zwingenden Völkerrechts (ius cogens) angesehen, von dem grundsätzlich keine Abweichung möglich ist. 22  Darüber hinaus etabliert Artikel 103 den unbedingten Vorrang der Charta gegenüber jeglichen Verpflichtungen aus anderen Verträgen.
 
        Der Historiker Boyd van Dijk hat eindrucksvoll dargelegt, dass die Motivation der Verfasser der Genfer Konventionen weniger – wie bisher überwiegend angenommen – in der Reaktion auf vergangene Konflikte begründet war als in dem Bestreben, die zukünftige Kriegführung zu formen. Folgerichtig lautet der Titel seiner Studie „Preparing for War“. 23  Der Titel ist im positiven Sinne provokant, steht er doch scheinbar im Widerspruch zum Gewaltverbot der UN-Charta. Jedoch besteht dieser Widerspruch bei Lichte betrachtet nicht, jedenfalls nicht in diesem Extrem. Erstens lässt die Charta die Anwendung bewaffneter Gewalt in den genannten Fällen von Artikel 51 sowie nach Kapitel VII zu. Die Genfer Konventionen bilden damit eine „völkerrechtliche Notordnung“, die die „Wahrung eines Mindestmaßes an Menschlichkeit“ gewährleisten soll. 24  Daneben sind, zweitens, bewaffnete Konflikte, international wie „nicht-international“ (also Bürgerkriege), ein nicht zu leugnender Teil der Realität. Das Uppsala Conflict Data Program etwa ermittelte für das Jahr 2023 mit 59 militärischen Konflikten so viele wie noch nie seit Beginn der Datenerhebung 1946. 25  
 
        In keinem dieser Konflikte schien jedoch die bloße Existenz einer „Notordnung“ den Ausbruch zu erleichtern oder zu beschleunigen. Im Gegenteil: Das humanitäre Völkerrecht wird von gewissen Staaten durchaus als Bürde wahrgenommen, die einer effektiven Kriegführung entgegensteht. Das prominenteste Beispiel ist wohl der Versuch der USA, die Figur eines sogenannten unlawful beziehungsweise illegal combatant zu etablieren, um den Verpflichtungen der Genfer Konventionen gegenüber Mitgliedern der Taliban und al-Qaida zu entgehen. 26  Dieser Vorstoß wird in Staatenpraxis und Wissenschaft allerdings weit überwiegend mit der Begründung abgelehnt, das humanitäre Völkerrecht kenne grundsätzlich nur Kombattanten und Zivilisten, aber keine dritte „Mischform“. 27  Gerade Verstöße gegen die Genfer Konventionen, die ja selbst nur „einen winzigen Rest an Humanität“ enthalten, 28  verfügen über eine erhebliche politische Sprengkraft und können enorme öffentliche Aufmerksamkeit erzeugen. Gleichwohl dürfte es nur in den wenigsten Konflikten zu keinerlei Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht gekommen sein. Gegenseitige Beschuldigungen führen regelmäßig zu einer Abwärtsspirale von Vergeltungsmaßnahmen, die teilweise wiederum gegen humanitäres Völkerrecht verstoßen können. 29  
 
        Der Schwerpunkt des Diskurses scheint aber mehr in der Ius-ad-bellum-Dimension des Konfliktes zu liegen. Seit 1945 versuchten Staaten regelmäßig, rechtswidrige militärische Interventionen durch extensive Interpretationen des Selbstverteidigungsrechts nach Artikel 51 der UN-Charta zu rechtfertigen. Ein bekanntes Beispiel ist die sogenannte Bush-Doktrin, die ein präemptives – also vorauseilendes – Selbstverteidigungsrecht etablieren sollte, bevor die eigentliche Selbstverteidigungslage überhaupt entstand. 30  Während diese Position in der Wissenschaft immerhin diskutiert wurde, 31  wurde die russische Begründung nach dem Angriff auf die Ukraine 32  – zu Recht – als „unterhalb des intellektuellen Niveaus, von dem eine sinnvolle juristische Diskussion ausgehen sollte“, bezeichnet. 33  Gleichwohl zeigt sich hier ein gewisses Muster, auf das der deutsche Richter am Internationalen Gerichtshof (IGH), Bruno Simma, bereits 2003 in seiner gesonderten Stellungnahme (separate opinion) zum sogenannten Ölplattformen-Fall zwischen Iran und den USA hingewiesen hat: „Wir müssen feststellen, dass sich außerhalb des Gerichtssaals der rechtlichen Rechtfertigung von Gewaltanwendung innerhalb des Systems der UN-Charta selbst als Feigenblatt mehr und mehr entledigt wird, während eine zunehmende Anzahl von Autoren sich auf ein komplettes Begräbnis der völkerrechtlichen Beschränkungen der Gewaltanwendung vorzubereiten scheint.“ 34  
 
        Damit verbunden ist die Frage nach dem quis iudicabit: Wer entscheidet über die Grenzen des Selbstverteidigungsrechts nach Artikel 51 der UN-Charta, sollte die Frage im Einzelfall weder rechtlich vor dem IGH noch politisch im Sicherheitsrat diskutiert werden können? Insbesondere die Vereinigten Staaten widersprachen zum Beispiel der Studie des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz zur völkergewohnheitsrechtlichen Geltung von humanitärem Völkerrecht 35  wegen erheblicher „methodischer Bedenken“, um so einer möglichen Bindungswirkung zuvorzukommen. 36  
 
        HUMANISIERUNG DES HUMANITÄREN VÖLKERRECHTS?
 
        Die Bezeichnung „humanitäres Völkerrecht“ sollte nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich um ein in nicht unerheblicher Weise permissives, also nachgiebiges, Instrument handelt. Es akzeptiert und autorisiert die Tötung von Menschen. Ein Angriff etwa, „bei dem damit zu rechnen ist, dass er auch Verluste an Menschenleben unter der Zivilbevölkerung, die Verwundung von Zivilpersonen, die Beschädigung ziviler Objekte oder mehrere derartige Folgen zusammen verursacht“, ist ausweislich des Ersten Zusatzprotokolls von 1977 (Art. 51 Abs. 5 lit. b) nur dann als verbotener unterschiedsloser Angriff anzusehen, wenn vorgenannte Folgen „in keinem Verhältnis zum erwarteten konkreten und unmittelbaren militärischen Vorteil stehen“. Der Völkerrechtler Charles Trumbull hat diesbezüglich betont, dass man nicht leichtfertig glauben dürfe, „dass das Recht des bewaffneten Konflikts moralische Prinzipien perfekt widerspiegelt oder dass Handlungen, die mit ihm in Einklang stehen, moralisch zulässig sind“. 37  
 
        In einem einflussreichen Artikel aus dem Jahr 2000 hat Theodor Meron, Richter am Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien von 2001 bis 2017, eine „Humanisierung des humanitären Rechts“ nachgewiesen. Beigetragen habe hierzu insbesondere „die Bewegung von einer interstaatlichen zu einer individuell-rechtlichen Perspektive“, wie es etwa durch die Etablierung individueller Verantwortlichkeit im Statut des Internationalen Strafgerichtshofs sowie durch die zunehmende Anerkennung der Fortgeltung der menschenrechtlichen Verträge geschehe. 38  Eine genaue Darstellung dieser Zusammenhänge wäre das Thema eines eigenen Beitrages. An dieser Stelle mag daher der Hinweis genügen, dass die menschenrechtliche Dimension der Debatte deutlich prominenter thematisiert wird als die Frage nach einer Aktualisierung der Genfer Konventionen – hierzu fehlt es schlicht an der erforderlichen Bereitschaft der Staaten.
 
        Gerade die menschenrechtlichen Kontrollmechanismen bieten ein gewisses Feinsteuerungs- und Konkretisierungspotenzial humanitär-völkerrechtlicher Pflichten. So hat etwa der UN-Menschenrechtsausschuss für das im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte gewährte Recht auf Leben und Freiheit dahingehend eine staatliche Planungs- und Kontrollpflicht abgeleitet, dass sichergestellt werden muss, dass ein Angriff Risiken für Leben (Art. 6 Abs. 1 Satz 1) und Freiheit (Art. 9 Abs. 1 Satz 1) weitestgehend minimiert. 39  Eine „Fortentwicklung“ des humanitären Völkerrechts muss hiermit gar nicht verbunden sein. Eine, wenn auch nur einstweilige und partielle Antwort auf die Frage des quis iudicabit ist bereits ein wichtiger Erfolg. Auf diese Weise kann ein wichtiger Anstoß dazu gegeben werden, den gemeinsamen Grundgehalt menschenrechtlicher und humanitär-völkerrechtlicher Verpflichtungen herauszuarbeiten. 40  
 
        Das Beispiel des Südsudans zeigt, dass das Schutzversprechen der Genfer Konventionen nach wie vor große Anziehungskraft genießt. Ob es erfüllt werden kann, hängt nicht allein von den Verträgen ab, sondern ist auch ein Spiegel des Prozesses einer internationalen Überzeugungsbildung, die menschlichen Kosten von bewaffneten Konflikten zu minimieren.
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        DAS HUMANITÄRE VÖLKERRECHT ZWISCHEN ANSPRUCH UND WIRKLICHKEIT
 
         Wolfgang Kaleck · Andreas Schüller 
 
        Unter dem Eindruck der „Akte der Barbarei“ des Nationalsozialismus, so heißt es in der Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, schuf die Mehrheit der seinerzeit souveränen Staaten die Grundlagen für das heutige, ausdifferenzierte Menschenrechtssystem – so auch die Völkermordkonvention von 1948 und die vier Genfer Konventionen (auch: Genfer Abkommen) von 1949. Bei den diplomatischen Konferenzen, etwa 1948 auf Einladung des Schweizer Bundesrates, fehlten allerdings weite Teile der Weltgesellschaft. Nicht nur die Besiegten des Zweiten Weltkrieges – die Bundesrepublik Deutschland wurde erst 1954 Vertragspartei, die DDR zwei Jahre darauf – waren abwesend. Dutzende von afrikanischen und asiatischen Staaten erstritten sich ihre Unabhängigkeit erst in den kommenden Jahrzehnten, teilweise in brutalen Kriegen, im Zeitalter der umkämpften Dekolonisation. Wenn nun heute, nach nunmehr 75 Jahren, Bilanz gezogen wird, fällt diese angesichts der vielen Kriege und Bürgerkriege der vergangenen Jahrzehnte und vor allem der Art und Weise, wie sie geführt wurden, zumeist negativ aus.
 
        Immerhin 196 Staaten haben die Konventionen unterzeichnet, etwas weniger die Zusatzprotokolle von 1977. Wie sieht es aber mit der Durchsetzung des Genfer Rechts aus? Wirkt doch im Lichte der ungezählten zivilen Toten der aktuellen kriegerischen Konflikte die geläufige Bezeichnung des Rechtsgebiets als „humanitäres Völkerrecht“ unangemessen. Kann man den rechtlichen Standard, der unter anderem hohe „Kollateralschäden“ erlaubt – mitunter sind damit Hunderte von Menschenleben gemeint –, guten Gewissens „humanitär“ nennen? 01  Anders herum ist die Frage berechtigt, wo wir ohne die Genfer Konventionen heute stehen würden. Abertausende Soldat*innen, aber auch Kämpfer*innen nichtstaatlicher Gruppen sind über die Jahre im humanitären Völkerrecht geschult worden, die militärischen Einsatzregeln orientieren sich eng an den Vorschriften der Genfer Konventionen. Sie dienen als Grundlage für die Behandlung und den Austausch von Kriegsgefangenen. Wie bei anderen völkerrechtlichen Normen besteht bei der Anwendung und Durchsetzung der Genfer Konventionen eine Differenz. Was ins Auge sticht, sind ihre fehlende Durchsetzung bei Verstößen, das Fehlen von unabhängigen Ermittlungen und strafrechtlichen Sanktionen. Kriegsverbrechen werden häufig nicht untersucht und verfolgt, und wenn, dann oft nur einseitig und nicht universell gegenüber jedem Aggressor. An solchen doppelten Standards leidet die Legitimität vieler völkerrechtlicher Abkommen – auch der Genfer Konventionen. Dennoch ist im Folgenden trotz aller Kritik auch von positiven Entwicklungen zu berichten. 02  
 
        (UNIVERSELLER) ANSPRUCH DER GENFER KONVENTIONEN
 
        Die Etablierung der Genfer Konventionen von 1949 ist nicht nur dem unfassbar grausamen Zweiten Weltkrieg geschuldet. Zwar bestanden viele Regeln schon, der Krieg kostete dennoch Millionen Zivilist*innen und Soldat*innen das Leben. Aber auch davor gab es andere Vertragswerke unter dem Titel „Genfer Konventionen“, und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) hatte in den 1930er Jahren weitere Reformvorschläge vorgelegt – eine Entwicklung, die durch den Zweiten Weltkrieg kurzzeitig zum Erliegen kam. 03  Mit den (neuen) Genfer Konventionen trieben die Staaten ab 1948 eine weitere Verrechtlichung von Kriegen mit dem Ziel der Zivilisierung voran: Selbst in kriegerischen Auseinandersetzungen sollten fortan bestimmte Grundsätze geachtet und Verstöße dagegen geahndet werden. Neu war hierbei vor allem die vierte Konvention zum Schutz von Zivilpersonen.
 
        Da zwischenstaatliche Kriege 1949 noch die häufigste Form bewaffneter Auseinandersetzungen waren, spielten nicht-internationale oder interne Konflikte nur eine untergeordnete Rolle in den Regelungen, vor allem im gemeinsamen Artikel 3. Dieser wurde 1949 als Reaktion unter anderem auf den Spanischen Bürgerkrieg eingefügt. In den Folgejahrzehnten zeigte sich jedoch, dass die nicht-internationalen bewaffneten Konflikte zur häufigsten Form kriegerischer Auseinandersetzungen wurden. Zudem blieb umstritten, ob dekoloniale Unabhängigkeitskriege überhaupt von den Genfer Konventionen erfasst sein sollten – und falls doch, ob als nicht-internationale oder internationale bewaffnete Konflikte. 04  Mit der Einordnung steht und fällt der Schutzstatus von Zivilpersonen und Kämpfer*innen der nicht-staatlichen Seite. Diese Diskussion zieht sich von Frankreichs Krieg in Algerien über den Vietnamkrieg bis in die heutige Zeit, sei es in Bezug auf den von den USA angeführten war on terror nach dem 11. September 2001, den Bürgerkrieg in Sri Lanka 2008/09 oder die israelische Kriegführung gegen bewaffnete palästinensische Gruppen. Denn während in der Theorie das humanitäre Völkerrecht neutral für alle an einem Konflikt beteiligten Personengruppen Schutz gewährleisten sollte, stellen Staaten – nicht mehr nur solche des globalen Nordens – bestimmte Personengruppen außerhalb des Rechts. Demgegenüber ist festzuhalten, dass die Regeln des humanitären Völkerrechts ebenso bei der Terrorismusbekämpfung gelten, sofern sie das Niveau eines bewaffneten Konflikts erreicht hat, wie in „klassischen“ zwischenstaatlichen Kriegen. Unterhalb dieser Schwelle gelten die noch strikteren Menschenrechte vollumfänglich.
 
        Die Genfer Konventionen regeln vor allem zwei Bereiche: Den Schutz von Zivilist*innen sowie den Schutz von Kriegsgefangenen und von kampfunfähigen Soldat*innen zu Land und zu Wasser. Die erklärten Ziele sind damit eindeutig umrissen und betreffen „typische“ Geschehnisse im Zusammenhang mit bewaffneten Konflikten. Damit verbunden enthalten die Genfer Konventionen Vorschriften etwa über die Art und Weise der Kriegführung und über die Besatzung fremder Gebiete.
 
        Die Vorschriften über Kriegsgefangene in der dritten Konvention bilden bis heute eine gute Grundlage für Verhandlungen über Gefangenenaustausche, so etwa auch aktuell zwischen der Ukraine und Russland. Damit „befreien“ sich die Staaten von anderweitigen Verpflichtungen, Kriegsgefangene gegebenenfalls zwecks Statusbestimmung vor Gericht zu stellen und ihre angemessene Versorgung und Behandlung bis zum Ende des Konflikts zu gewährleisten.
 
        Dahingegen lässt die Beachtung der Grundprinzipien des Schutzes der Zivilbevölkerung nach wie vor sehr zu wünschen übrig. Zwar sind die Regeln zur Art und Weise der Kriegführung oder der Ausübung der Besatzung fremder Gebiete leitend für die Erstellung von Einsatzregeln und die Ausbildung von Streitkräften weltweit. In der praktischen Anwendung, in den bewaffneten Konflikten, fehlt es jedoch häufig an der Befolgung dieser Regeln, was zum Teil auch daran liegt, dass es stark divergierende Auslegungen der Normen zwischen den Staaten gibt und ein einheitlicher verbindlicher Durchsetzungsmechanismus fehlt.
 
        Da so viele Staaten die Genfer Konventionen ratifiziert haben, sind sie praktisch universell gültig und gelten darüber hinaus als Völkergewohnheitsrecht. 1977 wurden sie durch zwei Zusatzprotokolle ergänzt, die vor allem den Schutz von Zivilist*innen in internationalen und nicht-internationalen bewaffneten Konflikten erweiterten und konkretisierten. Letztere sind bislang „nur“ von 174 beziehungsweise 169 Staaten ratifiziert worden, enthalten aber wiederum eine Reihe von Regelungen, die völkergewohnheitsrechtlich anerkannt sind und somit ebenfalls universelle Gültigkeit beanspruchen können.
 
        Alle Vertragsstaaten haben sich verpflichtet, schwere Verstöße gegen die Genfer Konventionen zu verfolgen. 05  Das internationale Strafrecht hat schwere Verstöße gegen die Konventionen und die Zusatzprotokolle als Kriegsverbrechen normiert und unter Strafe gestellt, so etwa im Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) oder im deutschen Völkerstrafgesetzbuch. Für die strafrechtlich als Kriegsverbrechen eingeordneten schweren Verstöße gilt dabei das sogenannte Weltrechtsprinzip, nach dem alle Staaten weltweit diese Taten verfolgen können, ohne dass diese auf ihrem Staatsgebiet oder von ihren eigenen Staatsangehörigen begangen worden sein müssen.
 
        (UNIVERSELLE) WIRKLICHKEIT DER GENFER KONVENTIONEN
 
        Seit 1949 wurden und werden zahlreiche bewaffnete Konflikte geführt, in denen das humanitäre Völkerrecht offensichtlich nicht eingehalten wurde. 06  Die Durchsetzung und Ahndung von schweren Verstößen gegen die Genfer Konventionen findet zwar zunehmend statt, jedoch oftmals selektiv und gerade nicht universell. Woran liegt das?
 
        Zwar wurde mit den Nürnberger und Tokioter Militärtribunalen sowie den Nürnberger Folgeprozessen nach 1945 ein neues Zeitalter eingeleitet, in dem unter anderem auch Kriegsverbrechen von Individuen strafrechtlich verfolgt wurden. Mit Inkrafttreten der Genfer Konventionen zeigte sich aber rasch, dass deren Durchsetzbarkeit zwischen den Konfliktparteien sowie die Ahndung von schweren Verstößen schwierig werden würde. Weltweit wurde es vor allem den Staaten selbst überlassen, Kriegsverbrechen zu verfolgen. Im Zuge der Blockbildung im Kalten Krieg und aufgrund der Asymmetrie in dekolonialen Befreiungskämpfen standen politische Interessen der Verfolgung von schweren Verstößen gegen die Genfer Konventionen häufig im Wege.
 
        Eindringliche Beispiele hierfür sind die Kriegsverbrechen französischer Streitkräfte in Algerien zwischen 1954 und 1962 oder der USA in Vietnam zwischen 1955 und 1975. In keinem dieser Konflikte wurden schwere Verstöße gegen die Genfer Konventionen geahndet, geschweige denn strafrechtlich aufgearbeitet. Frankreich behandelte die algerischen Kämpfer*innen nicht als Kombattant*innen gemäß den Genfer Konventionen, sondern als Terrorist*innen, was weit verbreitete Misshandlungen und Kriegsverbrechen nach sich zog. Auch die USA brandmarkten ihre Gegner in Vietnam häufig als „unzivilisiert“, während sie selbst massive Verletzungen des humanitären Völkerrechts begingen, etwa durch den großflächigen Einsatz des chemischen Entlaubungsmittels Agent Orange oder die Bombardierung von Städten und Dörfern unter Einsatz von Napalm. Ähnliches gilt für den „Krieg gegen den Terror“ nach 9/11. Zum einen sahen sich die USA in einem weltweiten bewaffneten Konflikt – einer nicht haltbaren Ausweitung eines globalen Ausnahmezustands, in dem die Menschenrechte, wenn überhaupt, nur sehr eingeschränkt gelten sollten –, zum anderen legten sie das im Konflikt anwendbare humanitäre Völkerrecht so aus, dass bestimmte Personengruppen nicht unter dessen Schutz fielen. Das vielleicht bekannteste Beispiel ist der – letztlich nicht erfolgreiche – Versuch, Häftlinge im Gefangenenlager Guantánamo als „unrechtmäßige Kämpfer“ außerhalb des Rechts zu stellen. Aber auch die mehreren Tausend Toten durch bewaffnete Drohnenangriffe unter anderem in Pakistan, Jemen und Somalia resultieren aus dieser Entrechtlichung.
 
        Der Anspruch der Genfer Konventionen, die Zivilbevölkerung zu schützen, blieb also vielfach ein leeres Versprechen. Die fehlende Durchsetzung lässt sie somit de facto weitestgehend leerlaufen. Während des Kalten Krieges hatte keine Seite ein politisches Interesse, ihre Opponenten rechtlich zu belangen; andere Staaten aus dem eigenen Lager schon gar nicht. Aber auch nach Ende des Kalten Krieges bleibt eine universelle Durchsetzung der Genfer Konventionen in weiter Ferne. Politische Machtverhältnisse dominieren die Völkerrechtsordnung, Staaten können sich ihrer Verantwortung entziehen – unter anderem auch durch die sehr auf die Vetostaaten zugeschnittenen Regeln des UN-Sicherheitsrates.
 
        Die 1977 mit dem ersten Zusatzprotokoll eingeführte und seit 1991 aktive Internationale Humanitäre Untersuchungskommission wurde bislang kaum von Staaten in Anspruch genommen, um mutmaßliche Verstöße gegen die Genfer Konventionen zu untersuchen. 07  Allerdings existieren seit etwa zehn Jahren zunehmend Untersuchungskommissionen auf Ebene der Vereinten Nationen, deren Mandat unter anderem die Dokumentation von Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht umfasst. 08  Die Berichte der Kommissionen tragen dazu bei, Verstöße auch als solche zu benennen und gegebenenfalls weitere strafrechtliche Ermittlungsverfahren zu Kriegsverbrechen vorzubereiten. Auf europäischer Ebene koordiniert die Behörde Eurojust die Zusammenarbeit zwischen nationalen Staatsanwaltschaften und Polizei, was ebenso dazu beiträgt, vermehrt internationale Kriegsverbrecherprozesse führen zu können.
 
        Zusätzlich hat sich über die zurückliegenden zwei Jahrzehnte allmählich eine internationale Strafjustiz herausgebildet, die universell geltende Standards an bewaffnete Konflikte anlegt. Ein Großteil der Verfahren richtet sich allerdings noch gegen nichtstaatliche Akteur*innen und Täter*innen aus Staaten mit weniger Möglichkeiten internationaler Einflussnahme. Die Haftbefehle gegen russische Staatsangehörige durch den Internationalen Strafgerichtshof sowie die beantragten Haftbefehle gegen Hamas-Führer und israelische Politiker deuten jedoch in Richtung einer „universelleren“ Durchsetzung der Genfer Konventionen. Diese Entwicklungen sind indes noch als sehr fragil zu bezeichnen; es bleibt eine offene Frage, ob sie zu Strafverfahren vor Gericht führen werden. Dennoch zeigen die Zahl der geschaffenen Instanzen und die zunehmende Bedeutung der internationalen Strafjustiz seit den 1990er Jahren den Weg auf, die Genfer Konventionen durch strafrechtliche Mittel besser durchzusetzen.
 
        INTERNATIONALE STRAFJUSTIZ
 
        Während des Kalten Krieges verblieben die internationalen Reaktionen häufig vor allem moralischer, politischer und gesellschaftlicher Natur, eine juristische Aufarbeitung und Ahndung der Verstöße unterblieb fast vollkommen. Die beschriebenen Normen über eine weltweite Verfolgungspflicht von schweren Verstößen führte praktisch zu keinem Verfahren; letztlich wollte kein Staat über die Täter*innen und damit implizit über die Kriegsverbrechen eines anderen Staates zu Gericht sitzen.
 
        Erst in den 1990er Jahren etablierten sich mit den temporär eingerichteten UN-Sondertribunalen internationale Strafgerichtshöfe, die schwere Verstöße gegen die Genfer Konventionen ahnden sollten – so etwa im ehemaligen Jugoslawien und im Fall des nicht-internationalen Konflikts in Ruanda. Dies führte erstmals zu einer Vielzahl von Verurteilungen wegen Verstößen gegen die Genfer Konventionen. Das Straftribunal für das ehemalige Jugoslawien verurteilte 90 Täter*innen bei insgesamt 161 Anklagen, unter anderem wegen der Begehung von Kriegsverbrechen. Das Straftribunal für Ruanda verhängte Freiheitsstrafen in 61 Fällen.
 
        Neben diesen beiden Ad-hoc-Tribunalen gab es allerdings weiterhin nur wenige Verfahren zu anderen Konflikten. Der UN-Sicherheitsrat konnte sich aufgrund der Vetomacht der fünf ständigen Mitglieder nicht auf die Etablierung weiterer Tribunale einigen, vor allem nicht auf solche, die potenzielle Völkerstraftaten der fünf Vetomächte und ihrer Verbündeten zum Gegenstand gehabt hätten. Parallel dazu liefen allerdings in den 1990er Jahren Verhandlungen über ein Statut für einen permanenten internationalen Strafgerichtshof, der nicht nur situationsbedingt eingesetzt werden sollte.
 
        Der Internationale Strafgerichtshof mit Sitz in Den Haag ist seit dem 1. Juli 2002 aktiv, auf der Grundlage des Römischen Statuts von 1998, das inzwischen von 124 Staaten ratifiziert worden ist. Danach ist der IStGH für die strafrechtliche Verfolgung unter anderem von Kriegsverbrechen zuständig, sofern sie auf dem Gebiet oder von einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats des Römischen Statuts begangen wurden (Art. 12 Römisches Statut). Eine weitere Zuständigkeit ergibt sich, wenn der UN-Sicherheitsrat eine „Situation“ an den IStGH überweist, in der etwa Kriegsverbrechen begangen worden sind (Art. 13). In diesem Fall muss der Staat, dessen Staatsgebiet oder Staatsangehörige betroffen sind, nicht Mitglied des Römischen Statuts sein.
 
        Während dem IStGH im ersten Jahrzehnt seiner Existenz vielfach vorgeworfen wurde, den Fokus nur auf Völkerstraftaten auf dem afrikanischen Kontinent zu legen, hat sich das Gericht seither zu einem globalen Akteur gewandelt. Eine Schwierigkeit besteht allerdings immer noch darin, dass sich nicht alle der 196 Unterzeichnerstaaten der Genfer Konventionen dem Römischen Statut unterworfen haben und mit China, Russland und den USA drei Vetostaaten des UN-Sicherheitsrates sowie weitere bedeutende Mittelmächte fehlen. Die Frage, für welche Konflikte der IStGH zuständig ist und für welche nicht, wird daher häufig nach machtpolitischen und nicht nach völkerrechtlichen Kriterien entschieden.
 
        Dennoch kann der IStGH auch gegenüber Täter*innen aus Nicht-Mitgliedstaaten tätig werden, wenn die Taten auf dem Staatsgebiet eines Mitgliedstaats verübt wurden. Dadurch ist der IStGH zum Beispiel in der Lage, auch zu russischen Völkerstraftaten in der Ukraine oder Georgien zu ermitteln, zu israelischen in Palästina oder zu US-amerikanischen in Afghanistan. Alle Staaten können Ermittlungen des IStGH „abwehren“, wenn sie selbst in der Lage und willens sind, die Taten vor eigenen Gerichten strafrechtlich zu verfolgen. Insofern kann die Existenz des IStGH auch als Katalysator für zunehmende Verfahren auf staatlicher Ebene dienen – man spricht dann von positiver Komplementarität. Dabei besteht allerdings die Gefahr, dass einheimische Verfahren dazu genutzt werden, die Taten nur eingeschränkt oder ohne konkrete Ergebnisse zu untersuchen. Ein Beispiel hierfür sind britische Ermittlungen zu Kriegsverbrechensvorwürfen im Irak, die der IStGH mit Blick auf Ermittlungen im Vereinigten Königreich nicht weiterverfolgte, obwohl es trotz hunderter Vorwürfe vor britischen Gerichten letzten Endes zu keiner einzigen strafrechtlichen Verurteilung kam. 09  
 
        Es bleibt damit festzuhalten, dass viele Verstöße ungeahndet bleiben. Denn Ähnliches wie für den IStGH gilt auch für die rechtlich möglichen Strafprozesse nach dem Weltrechtsprinzip. Nach den Genfer Konventionen sind alle Staaten dazu verpflichtet, schwere Verstöße zu verfolgen. De facto findet eine solche Verfolgung aber nur selten vor Gerichten in europäischen Staaten statt und auch wieder nur gegen Täter*innen, die nicht zu den direkten Verbündeten Europas zählen oder gar selbst europäische Staatsbürger*innen sind. Es klaffen also Lücken in der Reichweite der internationalen Strafjustiz.
 
        VÖLKERSTRAFRECHT IN DEUTSCHLAND
 
        Deutschland ist seit 1954 Vertragspartei der Genfer Konventionen und unterliegt mithin der Pflicht zur Strafverfolgung oder Auslieferung von Personen, die für schwere Verstöße gegen die Genfer Konventionen verantwortlich sind. Abgesehen von Verfahren zur Aufarbeitung von NS-Verbrechen und solchen zum Konflikt im ehemaligen Jugoslawien, in denen Tatbestände aus dem regulären Strafgesetzbuch verhandelt wurden, hat es erst 2011 das erste Strafverfahren wegen des Verdachts der Begehung von Kriegsverbrechen in Deutschland gegeben. Diesem lag das 2002 in Deutschland eingeführte Völkerstrafgesetzbuch zugrunde, in dem Kriegsverbrechen, ähnlich wie im Römischen Statut des IStGH, unter Strafe gestellt werden. 10  
 
        Der erste Kriegsverbrecherprozess in Deutschland betraf Tatverdächtige der ruandischen Rebellengruppe FDLR. Während nach mehrjährigem Prozess ein Angeklagter von den Vorwürfen freigesprochen wurde, konnte das Verfahren gegen den zweiten Angeklagten nach seiner Verurteilung in erster Instanz vor dem Oberlandesgericht Stuttgart aufgrund dessen Tod in Untersuchungshaft nicht rechtskräftig abgeschlossen werden. 11  Die Schwäche des humanitären Völkerrechts beziehungsweise von dessen Durchsetzung zeigte sich auch 2009 in einem prominenten Fall: Nachdem bei dem sogenannten Kunduz-Vorfall in Afghanistan auf Befehl eines Bundeswehrobersts fast hundert Zivilist*innen ums Leben gekommen waren, blieben alle rechtlichen Schritte hiergegen erfolglos.
 
        Mit Blick auf erfolgreich durchgesetztes Völkerrecht sind in den vergangenen Jahren vor allem die Verfahren zu Tätern aus Syrien hervorzuheben, die in Deutschland und anderen europäischen Staaten – auch wegen des Kriegsverbrechens der Folter – zu mehreren Verurteilungen geführt haben. 12  Ermittlungen zu anderen Konflikten, etwa im Irak, in Afghanistan oder in Tschetschenien, wurden jedoch trotz gestellter Strafanzeigen nicht eingeleitet.
 
        Außerhalb des Strafrechts können die Genfer Konventionen ebenfalls Anwendung finden, etwa vor Verwaltungsgerichten, wenn es darum geht, ob bei der Genehmigung von Waffenexporten in Konfliktgebiete gegen humanitär-völkerrechtliche Verpflichtungen verstoßen wird, oder vor Zivilgerichten, wenn es um Entschädigungen für rechtswidriges Verhalten geht. Letztlich sind es also nicht nur Strafgerichte, die Verstöße gegen die Genfer Konventionen ahnden können. Gleichwohl sind derlei Verfahren nur sehr selten zu beobachten, was unter anderem daran liegt, dass sich Staaten vor Gerichten anderer Staaten auf ihre Immunität berufen können.
 
        FAZIT
 
        Die Umsetzung der Genfer Konventionen bleibt auch nach 75 Jahren eine große Herausforderung. Das Durchsetzungsdefizit im Völkerrecht, vor allem wenn es mächtige Akteure betrifft, verringert sich zwar teilweise – aber die andauernden Doppelstandards sind fatal für die Rechtsentwicklung und die Legitimation internationaler Instanzen und Normen gerade im Kriegsvölkerrecht. Verrechtlichungstendenzen im Völkerrecht werden immer wieder blockiert und mit dem Hinweis auf die eigene Souveränität abschlägig beschieden. Andere Staaten berufen sich ebenso auf ihre staatliche Souveränität und sehen die Nichtakzeptanz des Völkerrechts bei der Kriegführung als ein Charakteristikum staatlicher Handlungsmacht.
 
        Zugleich ist die aus Zeiten der Dekolonisationskämpfe stammende Strategie der Staaten, den jeweiligen Gegner als „unzivilisiert“ oder „terroristisch“ darzustellen und damit außerhalb des Rechts stellen zu wollen, noch immer verbreitet. Der Ausschluss des Rechts soll die Bekämpfung interner Opposition, nichtstaatlicher Gruppen oder einer besetzten Bevölkerung ohne Rücksicht auf die Genfer Konventionen oder die Menschenrechte ermöglichen.
 
        Neben den schwachen Durchsetzungsmöglichkeiten der Genfer Konventionen ist es zum Teil aber auch das Recht selbst, das zwar einen Schutz von Zivilist*innen verspricht, diesen aber letztlich nicht gewährt. Namentlich bei Luftangriffen, sofern sie nicht gezielt auf zivile Ziele gerichtet sind, kommt es darauf an, ob der befehlshabende Kommandeur zum Zeitpunkt der Angriffsentscheidung vorhersehen konnte, ob die zivilen Schäden im Vergleich zum erwünschten militärischen Vorteil exzessiv beziehungsweise unverhältnismäßig sein würden. Mit anderen Worten: Im bewaffneten Konflikt dürfen Zivilist*innen gezielt getötet werden und verlieren ihren Schutz, wenn der militärische Vorteil höher eingeschätzt wird. Dabei definiert das Recht auch nicht, was genau ein militärischer Vorteil ist und ab wann zivile Schäden im Verhältnis hierzu als exzessiv einzustufen sind. Folglich ist die rechtliche Handhabe schwierig, und es bleibt den Staaten und Streitkräften überlassen, dies für sich selbst zu definieren.
 
        Die unermüdliche Arbeit der Zivilgesellschaften, in den Vereinten Nationen, von internationalen Gerichten, des IKRK, von Rechtsanwält*innen und weiteren Akteur*innen hat ein Gegengewicht hierzu geschaffen, um der Erosion des Rechts entgegenzuwirken. Die Vernetzung und Einbeziehung derjenigen, die auch im nationalen Rahmen, etwa durch Prozesse vor nationalen Gerichten, als Garanten für Rechtsstaatlichkeit stehen, kann auch auf internationaler Ebene dazu beitragen, eine stärkere Durchsetzung internationaler Regeln zu erreichen.
 
        In Zeiten eines fehlenden Grundkonsenses in der Staatengemeinschaft ist die Aussicht gering, den rechtlichen Schutz durch Reformen oder neue Konventionen verbessern zu können. Der Auslegung und Durchsetzung der bestehenden Regeln, angewandt auf die Herausforderungen der heutigen Zeit, kommt daher eine hohe Bedeutung zu. Dies gilt auch für Bereiche der fortschreitenden Technisierung und Automatisierung der Wehrtechnik, etwa bei zunehmend autonomen Waffensystemen und dem Einsatz künstlicher Intelligenz, die, jenseits aller datenschutzrechtlicher Vorschriften, eine oftmals todbringende Zielauswahl vornimmt, die das Handeln des Kommandanten bestimmt. Es bleibt ein Kampf gegen die Zeit, die über Jahrzehnte aufgeweichten Regelungen der Genfer Konventionen durch verbesserte Durchsetzungs- und Strafverfolgungsmechanismen einzudämmen, bevor der technische Fortschritt weitere zerstörerische Konflikte mit weitaus höherer Feuerkraft und Angriffssequenzen durch eine Teilautomatisierung noch barbarischer macht.
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        DIE GENFER KONVENTIONEN IN DER PRAXIS
 
        Zur Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts
 
         Heike Krieger 
 
        „Das humanitäre Völkerrecht hinkt immer einen Krieg hinterher“ – so lautet eine verbreitete Charakterisierung. Der Satz spiegelt wesentliche Herausforderungen, denen sich die Kodifizierung dieses Rechtsgebiets ausgesetzt sieht: Noch immer sind im Völkerrecht die Staaten die entscheidenden Akteure der Rechtsetzung. Da das Recht im Krieg Staaten Grenzen bei der Kriegführung setzt und einen Bereich regelt, in dem die staatlichen Selbsterhaltungsinteressen berührt sind, müssen Befürworter neuer Kodifizierungsansätze hohe Schwellen überwinden, um in der Staatengemeinschaft einen Konsens zur rechtlichen Fortentwicklung herbeizuführen. In der Vergangenheit haben vor allem die Erfahrungen vorausgegangener Kriege Kodifizierungen ermöglicht. Sowohl die Genfer Konventionen von 1949 als auch die Zusatzprotokolle von 1977 entstanden in Reaktion auf die Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges und die darauffolgenden Dekolonisierungskriege. Da sich aber die Rahmenbedingungen der Kriegführung über die Zeit verändern, droht das Recht an Bedeutung zu verlieren, wenn es neue Entwicklungen nicht adäquat erfasst. Neue Waffen wie autonome Waffensysteme, neue Einsatzformen wie die Kriegführung im Cyberraum oder das Auftreten neuer Akteure wie in asymmetrischen Konflikten fordern die Regeln heraus. So stellen sich bei der Entwicklung von Waffen im Zusammenspiel mit künstlicher Intelligenz rechtliche Fragen der Zurechenbarkeit zu menschlichen Akteuren. Militärische Operationen im Cyberraum oder in asymmetrischen Konflikten verwischen die Abgrenzung zwischen Kombattanten und Zivilisten sowie zwischen militärischen und zivilen Objekten. Wie kann das humanitäre Völkerrecht auf diese Entwicklungen reagieren? Sind neue Rechtsetzungsinitiativen erfolgversprechend – oder bieten sich andere Wege, das Recht anzupassen?
 
        Die Wahrnehmungen über das humanitäre Völkerrecht sind durch ein zweites Stereotyp bestimmt: „Die Rechtsdurchsetzung ist seine Achillesferse.“ Dieses zweite Verdikt reicht weiter und spricht den Rechtsregeln ihre Wirksamkeit ab. Denn was auch immer das humanitäre Völkerrecht vorschreibt, am Ende werde es nicht befolgt und die Nichtbefolgung nicht geahndet. Die Genfer Konventionen überantworten ihre Durchsetzung dabei in erster Linie den Vertragsstaaten, die verpflichtet sind, in ihrem nationalen Recht, etwa im Wehrstraf- und Disziplinarrecht, sicherzustellen, dass schwere Verstöße strafbewährt sind und strafrechtlich geahndet werden. 01  Zugleich kommt dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) eine herausgehobene Stellung zu, die Einhaltung des humanitären Völkerrechts zu fördern. Dieser Tage sind vor allem die Nachrichten über die bewaffneten Konflikte in der Ukraine und in Gaza durch Meldungen über gravierende Kriegsverbrechen bestimmt. Vermag es das Recht also nicht, unter den Bedingungen bewaffneter Konflikte Wirksamkeit zu entfalten?
 
        Rechtsetzung und -durchsetzung bedingen und beeinflussen sich gegenseitig. Um diesen Zusammenhang darzulegen, folgt zunächst ein Überblick über Befolgungs- und Durchsetzungsmechanismen. Sodann werden erfolgreiche und fehlgeschlagene oder verzögerte Kodifizierungsprozesse gegenübergestellt. Abschließend wird beleuchtet, wie das humanitäre Völkerrecht jenseits der Kodifizierung durch Auslegung und Anwendung weiterentwickelt wird und welche Herausforderungen sich daraus ergeben.
 
        BEFOLGUNG UND DURCHSETZUNG
 
        Um Wirkung entfalten zu können, muss Recht befolgt werden. Dabei lassen sich zwei Arten von Motiven für die Befolgung von Normen ausmachen: die Logik der Angemessenheit und die Logik der Konsequenzen. 02  Akteure befolgen die Logik der Angemessenheit, wenn sie durch die Legitimität von Normen und eine moralische Übereinstimmung mit ihrem Gehalt motiviert sind. Angst vor Sanktionen oder Reputationsverlust, Eigeninteresse, aber auch Reziprozitätserwartungen bestimmen die Logik der Konsequenzen. 03  
 
        Diese Motive berücksichtigt auch das humanitäre Völkerrecht. Einerseits ist diesem Rechtsgebiet ein besonderer, moralisch unterfütterter Legitimitätsanspruch zu eigen. 04  Laut Internationalem Gerichtshof bilden „übergeordnete Erwägungen der Menschlichkeit (…) das Herzstück“ des humanitären Völkerrechts. 05  Staaten, die das humanitäre Völkerrecht verletzen, riskieren Ansehensverluste. Diese international, aber auch innerstaatlich zu vermeiden, gilt gerade bei demokratischen Staaten angesichts der Bedeutung der öffentlichen Meinung als ein wesentlicher Grund, sich ans humanitäre Völkerrecht zu halten. Schwere Verletzungen vermögen zudem nicht nur die Kampfmoral, sondern auch die öffentliche Unterstützung für einen militärischen Konflikt zu untergraben. 06  Andererseits trägt das humanitäre Völkerrecht in seinen Regelungen weiteren Eigeninteressen der Staaten Rechnung. Dem Bestreben, das Leid im Krieg durch Recht zu lindern, liegt das Dilemma zugrunde, dass bewaffnete Konflikte trotz der völkerrechtlichen Ächtung des Krieges eine soziale Realität geblieben sind. Um Akzeptanz bei Kriegführenden zu erlangen, sind die rechtlichen Regelungen daher so ausgestaltet, dass Erwägungen der Menschlichkeit in eine Balance mit solchen der militärischen Notwendigkeit gebracht werden müssen. Das humanitäre Völkerrecht verbietet also nicht die Kriegführung an sich, sondern beschränkt die Art und Weise der Kriegführung.
 
        Vor dem Hintergrund der Ausnahmesituation, die ein bewaffneter Konflikt für den Einzelnen bedeutet, treten weitere Befolgungsgründe hinzu, die das Recht absichern muss. So ist der einzelne Kombattant Prozessen der Sozialisierung in Gewalt und der Ausübung von Gruppendruck ausgesetzt, in denen „der Feind“ entindividualisiert wird. Zugleich befördert der Gruppendruck Verhaltensweisen, die individuelle Verantwortung verschleiern und auf Vorgesetzte in Befehlsketten verlagern. 07  Um derartigen Mechanismen entgegenzuwirken, muss das Recht in der Ausbildung verankert und damit Ausdruck des professionellen Selbstverständnisses von Soldaten sein. 08  Dabei kommt der Angst vor Sanktionen eine entscheidende Rolle zu, was ihre kohärente und wirksame Durchsetzung verlangt. 09  Zudem gründet das humanitäre Völkerrecht auf sozialen (nicht auf rechtlichen) 10  Reziprozitätserwartungen. So heißt es in der Zentralen Dienstvorschrift des Bundesverteidigungsministeriums: „Soldatinnen und Soldaten müssen ihre Gegner so behandeln, wie sie bei vernünftiger Würdigung der Umstände selbst behandelt werden wollen.“ 11  
 
        Kann das Recht diese Befolgungsvoraussetzungen nicht mehr gewährleisten, entstehen Gründe für seine Fortentwicklung. So reagierten Kodifizierungsprozesse einerseits auf unzureichende Regelungen, die seine Steuerungsfähigkeit infrage stellten. Andererseits rückten Mängel in den Durchsetzungsmechanismen in den Vordergrund.
 
        ENTWICKLUNG DURCH KODIFIZIERUNG
 
        Die Regeln des humanitären Völkerrechts sind im 20. Jahrhundert in mehreren Kodifizierungsschüben niedergelegt worden. Im Zentrum stehen heute die vier Genfer Konventionen von 1949, die von 196 Staaten ratifiziert worden sind. 12  Zielten die Regeln bis dahin vor allem auf einen Schutz von Kriegsgefangenen und Verwundeten, war es nun das Ziel, auch die Zivilbevölkerung gerade in militärisch besetzten Gebieten in den Schutz einzubeziehen. Die Dekolonisierungskriege und der Vietnamkrieg zeigten in den 1960er und 70er Jahren, dass die niedergelegten Regeln nicht ausreichend waren, einen hinreichenden Schutz der Zivilbevölkerung vor Kampfhandlungen zu gewährleisten und alle Konfliktformen zu erfassen.
 
        Zum einen enthalten die Genfer Konventionen mit dem gemeinsamen Artikel 3 nur rudimentäre Regelungen des nicht-internationalen bewaffneten Konflikts. Zum anderen verdeutlichte gerade der Vietnamkrieg, dass die bestehenden Regeln über die Kampfführung, über Kampfmittel und -methoden für den Schutz von Zivilisten und zivilen Objekten noch nicht hinreichend kodifiziert waren. Ein Beispiel ist das Verbot der unterschiedslosen Kampfführung, das Flächenbombardements verbietet, die nicht gegen ein spezifisches Ziel gerichtet sind. 13  Als Reaktion wurden 1977 die zwei Zusatzprotokolle (ZP) zu den Genfer Konventionen verabschiedet: das ZP I, das ausdifferenzierte Regeln zur Kampfführung enthält, und das ZP II, das in Bürgerkriegssituationen zur Anwendung kommt. Das ZP I ist von 174 Staaten, das ZP II von 169 Staaten ratifiziert worden. Allerdings sind wichtige Militärmächte wie die USA und Israel den Protokollen nicht beigetreten, 14  was noch immer zu Kontroversen in der Rechtsanwendung führt. Im Kern hat es seither keine erfolgreichen Kodifizierungsvorhaben mehr gegeben. Nachfolgende Initiativen haben sich auf andere Foren und Themen erstreckt.
 
        Ein wesentlicher Bereich betrifft Verträge, die bestimmte Waffentypen verbieten oder ihre Auswirkungen beschränken. Seit den 1980er Jahren kam es nur noch in diesem Bereich zu Kodifizierungen. Beschränkungen sind unter anderem für bestimmte konventionelle Waffen wie Sprengfallen und Brandwaffen (1980) und explosive Kriegsmunitionsrückstände (2003) niedergelegt. Verbote gelten etwa für Geschosse, die im menschlichen Körper abflachen (1899), die Verwendung von Giftgasen und bakteriologischen Waffen (1925) sowie für den Einsatz von Laserblendwaffen (1995). Schließlich finden sich Verträge, die die Herstellung, den Besitz, die Weitergabe und den Einsatz bestimmter Waffentypen verbieten. Hierzu zählen biologische (1972) und chemische Waffen (1993) sowie Antipersonenminen (1997), Streumunition (2008) und Nuklearwaffen (2017). 15  Kritische Stimmen charakterisieren diese Verträge allerdings als zynisch. Denn letztlich würden nur die Waffen verboten, die für die Kampfführung nicht mehr erheblich seien. Anderen Verträgen träten gerade die Staaten nicht bei, die über die reglementierten Waffen verfügen können. 16  Zwar wird dieser Kritikpunkt vom Atomwaffenverbotsvertrag bestätigt – keiner der Atomwaffenstaaten ist Mitglied des Vertrages –, das Beispiel der Antipersonenminen deutet aber durchaus auf eine gewisse Wirksamkeit solcher Regelungen hin.
 
        Eine zweite zentrale Stoßrichtung der Kodifizierungsbemühungen seit 1990 galt dem Völkerstrafrecht. Vor allem die Kriege im ehemaligen Jugoslawien haben der internationalen Öffentlichkeit erneut die Notwendigkeit vor Augen geführt, Kriegsverbrechen nicht nur national, sondern auch international zu verfolgen. Nach der Errichtung der Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien und Ruanda hat die Idee einer dauerhaften internationalen Strafgerichtsbarkeit Aufwind erfahren und zur Errichtung des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) in Den Haag geführt. Der IStGH ist auf der Grundlage seines Statuts zuständig, über die vier Kernverbrechen zu urteilen. Zu diesen zählen: Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Aggressionsverbrechen, für das die Zuständigkeit gesondert begründet werden musste. Der IStGH ist damit nicht nur für die Ahndung von Verbrechen im bewaffneten Konflikt zuständig, sondern im Hinblick auf Genozid und Verbrechen gegen die Menschlichkeit auch in Friedenszeiten. Er ist kein unmittelbares Durchsetzungsinstrument der Genfer Konventionen, sondern die Gehalte der Konventionen sind in das Statut eingeflossen, sodass seine Rechtsprechung zumindest mittelbar zur Auslegung des humanitären Völkerrechts beiträgt. Das Statut hat 124 Mitgliedstaaten, zu denen jedoch weder China, Indien, Israel, die Russische Föderation oder die USA gehören. 17  
 
        In Deutschland wurde die Errichtung des IStGH von der Einführung des Völkerstrafgesetzbuchs begleitet (2002). Seither sind über 200 Verfahren anhängig beziehungsweise geführt worden, die unter anderem auf der Grundlage des Weltrechtsprinzips Kriegsverbrechen ahnden (sollen), also auch Verbrechen betreffen, die von ausländischen Staatsbürgern im Ausland begangen wurden. Besondere Aufmerksamkeit haben dabei Verbrechen gegen die Menschlichkeit, namentlich die Verfahren zur Staatsfolter in Syrien, erfahren. Kriegsverbrechen sind bisher vor allem in Hinblick auf nichtstaatliche Gewaltakteure verfolgt worden. Hierzu gehören Verfahren gegen einen Anführer einer ruandischen Rebellengruppe sowie Mitglieder des sogenannten Islamischen Staats. Allerdings hat der Generalbundesanwalt im März 2022 ein Verfahren wegen der Begehung von Kriegsverbrechen durch russische Soldaten in der Ukraine eingeleitet. Diese Verfahren bilden ein wichtiges Element in dem Bemühen, Straflosigkeit für Kriegsverbrechen zu vermeiden und damit auch zur Befolgung des humanitären Völkerrechts beizutragen.
 
        Dieses dreigliedrige Normengefüge – humanitäres Völkerrecht, Waffenverbote und Völkerstrafrecht – setzt den Rechtsrahmen für die Kriegführung. Andere Kodifizierungsvorhaben, die auf die sich weiter wandelnden Bedingungen der Kriegführung reagieren sollen, waren bislang nicht erfolgreich. Wie lassen sich diese fehlenden Kodifizierungserfolge erklären?
 
        GESCHEITERTE UND VERSCHLEPPTE KODIFIZIERUNG
 
        Die Prozesse gescheiterter oder verschleppter Kodifizierung spielen sich in zunehmendem Maße vor dem Hintergrund geopolitischer Umbrüche ab. Einerseits spiegelt fehlende Kodifizierung Befürchtungen wider, einmal Erreichtes für den Schutz des Einzelnen in neuen Kodifizierungsprozessen nicht mehr bewahren zu können. Andererseits sind die Staaten bestrebt, sich durch Verzicht auf spezifische rechtliche Verbote und Beschränkungen Handlungsspielräume zu erhalten. Je nach Interessenlage berufen sie sich dabei auf die Anwendbarkeit oder Nicht-Anwendbarkeit des bestehenden Rechts auf neue Phänomene, wechseln die Verhandlungsforen und versuchen mittels (rechts-)politischer Erklärungen, die Rechtsentwicklung im eigenen Interesse zu beeinflussen. Letztlich zeigen diese Prozesse, dass eine grundsätzliche Uneinigkeit über die zukünftige Richtung der Rechtsentwicklung besteht.
 
        Im Zusammenhang mit dem war on terror nach den Anschlägen vom 11. September 2001 wurden insbesondere in den USA Rufe nach einer Reform der Genfer Konventionen laut, um diese an die Bedingungen asymmetrischer Kriegführung anzupassen. Dieses Ansinnen wurde unter anderem auch in Europa zurückgewiesen. Experten befürchteten, dass unter dem Eindruck der Anschläge der Schutzstandard der Genfer Konventionen herabgesenkt werden könnte, ohne dass eine wirkliche Notwendigkeit zu ihrer Anpassung bestanden hätte. 18  
 
        Versuche, die Nutzung des Cyberraums auch im Hinblick auf mögliche militärische Angriffe vertraglich zu regeln, sind demgegenüber vor allem von China und Russland initiiert worden. Seit einiger Zeit bringen diese Staaten Entwürfe für einschlägige Konventionen in die UN ein. 19  Die USA und ihre westlichen Verbündeten weisen diese Initiativen aber aus Sorge zurück, dass sie eher als Einfallstor für die Beschränkung von Menschenrechten im Cyberraum dienen sollen denn als Instrument, um Sicherheit zu gewährleisten. Während Russland und China vorbringen, dass die militärische Nutzung angesichts der Neuheit dieser Technologie rechtlich erst geregelt werden müsse, vertreten westliche Staaten die Ansicht, dass keine Regelungslücken bestünden, da die vorhandenen Rechtsregeln im Wege der Auslegung auch unter den besonderen Bedingungen des Cyberraums Anwendung finden könnten. An die Stelle von Kodifizierungen sind in den vergangenen Jahren Erklärungen westlicher Staaten zur Anwendbarkeit des humanitären Völkerrechts im Cyberraum getreten. 20  Ein globaler Konsens ist dazu also noch nicht erreicht.
 
        Ähnliche Argumentationsmuster bestimmen die Debatte um ein Verbot oder eine Beschränkung von tödlichen autonomen Waffensystemen. Ausgangspunkt ist die Forderung eines vollständigen Verbots der Herstellung, des Besitzes, der Weitergabe und des Einsatzes solcher Waffen, die vor allem aus der Zivilgesellschaft und von Staaten aus dem globalen Süden vorgebracht wird. Ein wesentliches Forum ist dabei die Konvention über bestimmte konventionelle Waffen, in deren Rahmen eine Expertengruppe eingesetzt worden ist, die sogenannte UN Group of Governmental Experts (GGE) on Emerging Technologies in the Area of Lethal Autonomous Weapons Systems. Bis heute fehlt es jedoch an einem klaren Konsens in der Staatengemeinschaft, diese Waffensysteme einer vertraglichen Regelung zu unterwerfen.
 
        Die Stagnation im Genfer Prozess hat das Augenmerk auf andere Foren gerichtet, insbesondere auf den Menschenrechtsrat und die UN-Generalversammlung. 2023 rief das IKRK gemeinsam mit dem UN-Generalsekretär die Staatengemeinschaft auf, bis 2026 einen rechtsverbindlichen Vertrag zu schaffen. 21  Im Dezember 2023 verabschiedete auch die UN-Generalversammlung eine entsprechende Resolution. 22  Trotz dieser Initiativen bleiben Widerstände: Vor allem Russland und die USA halten weiterhin die GGE für das geeignete Forum und wenden sich gegen ein umfassendes Verbot. Gleichwohl haben die USA 2023 eine politische Erklärung zum Umgang mit dieser Technologie formuliert, die aber rechtlich unverbindlich ist. 53 Staaten unterstützen die Erklärung, darunter Deutschland. 23  Zusammen mit Australien, Kanada, Japan, Polen, Südkorea und dem Vereinigten Königreich haben die USA zudem einen Vertragsentwurf in die GGE eingebracht, der den Einsatz dieser Waffen im Einklang mit dem bestehenden Völkerrecht reglementieren, aber eben nicht grundsätzlich verbieten soll. 24  
 
        Ein umfassendes Verbot dürfte letztlich vor den gleichen Herausforderungen stehen wie der Atomwaffenverbotsvertrag. Die Staaten, die über die einschlägigen technologischen Fähigkeiten verfügen, werden dem Vertrag nicht beitreten. Denn Auslegung und Anwendung bestehender völkerrechtlicher Regelungen erlauben ihnen die Weiterentwicklung dieser Waffen und verschaffen im Lichte von Auslegungsunsicherheiten Handlungsspielräume. Selbst Initiativen, die keine verbindlichen rechtlichen Regelungen zum Gegenstand haben, erhalten nicht immer die erforderliche Unterstützung in der Staatengemeinschaft. So gelang es dem IKRK zum Beispiel nicht, einen informellen freiwilligen Informationsprozess einzurichten, mittels dessen die Befolgung des humanitären Völkerrechts gestärkt werden sollte. 25  Die Gründe hierfür sah das IKRK in den gegenwärtigen geopolitischen Konkurrenzen. 26  
 
        VON DER KODIFIKATION ZUR INTERPRETATION
 
        Angesichts der Hürden, die neue Kodifikationsprojekte überwinden müssen, drängt sich die Frage auf, ob das humanitäre Völkerrecht zum Stillstand verurteilt ist. Einen solchen anzunehmen, greift aber zu kurz. Recht entwickelt sich eben nicht nur im Rahmen der Rechtsetzung. Vielmehr vermögen andere Akteure als Staaten das vorherrschende Rechtsverständnis nachhaltig zu beeinflussen. Seit geraumer Zeit sind diese informellen „Rechtsetzungsprozesse“ eine wesentliche Triebkraft der rechtlichen Fortentwicklung. Zu den Akteuren zählen das IKRK, Expertenkommissionen, Nichtregierungsorganisationen und Gerichte. So hat das IKRK eine Reihe von Studien und Kommentaren herausgebracht, mit denen Auslegungsunsicherheiten über die Rechtsanwendung etwa gegenüber nichtstaatlichen Gewaltakteuren überwunden werden sollen. 27  Eine ähnliche Stoßrichtung verfolgen Expertenprozesse, die zur Veröffentlichung sogenannter Handbücher (manuals) führen. 28  Daneben formulieren auch NGOs Rechtsansichten zur Auslegung des humanitären Völkerrechts. Schließlich tragen nationale und internationale Gerichte zur Rechtsentwicklung bei, indem sie das Recht in der Anwendung auf den Einzelfall auslegen.
 
        Allerdings sind derartige Prozesse der Rechtsfortentwicklung nicht frei von Kritik. Hintergrund ist der Umstand, dass es keine Streitbeilegungsinstanzen gibt, die im eigentlichen Sinne mit der Durchsetzung des humanitären Völkerrechts beauftragt wären. Vielmehr haben zum einen nationale und internationale Strafgerichte, zum anderen Menschenrechtsgerichtshöfe diese Aufgabe übernommen. Diese Gerichte sind an ihre Mandate gebunden und verfolgen die Zwecke und Zielsetzungen der ihnen überantworteten Rechtsregime. Auch wenn beispielsweise der IStGH in gewissem Maße humanitäres Völkerrecht auslegt, bleiben Unterschiede zum Völkerstrafrecht relevant. 29  Gegenüber den Strafgerichten, aber auch gegenüber der Rechtsprechung von Menschenrechtsgerichten wird daher der Vorwurf der einseitigen Auslegung erhoben, da etwa menschenrechtliche Abwägungsprozesse nicht mit den humanitär-völkerrechtlichen identisch seien. So befürchten manche, dass durch andere als staatliche (Regierungs-)Akteure die Balance zwischen Erwägungen der Menschlichkeit und solchen der militärischen Notwendigkeit in einem Maße verschoben werden könnte, dass diese nicht mehr den Genfer Konventionen entspricht. Damit drohten sich auch Rechtsunsicherheiten zu verschärfen. 30  
 
        Diese Kritik sollte nicht leichtfertig als interessengeleitet oder machtorientiert abgetan werden. Denn sowohl das Verschieben der Balance als auch die Erhöhung von interpretatorischen Unsicherheiten vermag Auswirkungen auf die Befolgungsbereitschaft und -fähigkeit zu zeitigen und die Steuerungswirkung des Rechts zu schwächen. Einerseits müssen die rechtlichen Regelungen vom Einzelnen in der Ausnahmesituation des bewaffneten Konfliktes angewandt werden und daher strengen Erfordernissen der Bestimmtheit genügen. Andererseits bedarf das humanitäre Völkerrecht, um befolgt zu werden, der besonderen Akzeptanz der militärischen Entscheidungsträger. Trotz dieser Risiken bleibt die Rolle nicht nur des IKRK, sondern auch von Gerichten, Expertenkommissionen und NGOs wesentlich für eine angemessene Rechtsfortentwicklung. Anderenfalls bestünde umgekehrt die Gefahr, das Recht auf ein Instrument militärischer Selbstregulierung zu reduzieren, 31  was den Erwägungen der Menschlichkeit im Interesse militärischer Notwendigkeit nicht hinreichend Raum gäbe.
 
        SCHLUSS
 
        Letztlich ist es wenig hilfreich, das humanitäre Völkerrecht durch Stereotype als zynisch zu charakterisieren. Das intrinsische Dilemma, den Krieg als soziale Wirklichkeit akzeptieren zu müssen, um seine Führung rechtlich beschränken zu können, hat für die Rechtsetzung und -durchsetzung komplexe Folgen, die es immer aufs Neue einzuhegen gilt. Ein wichtiges Instrument dafür ist ein breites Engagement aller Akteure. Doch lassen sich die Augen nicht davor verschließen, dass dieses Rechtsgebiet in besonderem Maße vom dezentralen Charakter der Völkerrechtsordnung betroffen ist, also dem Fehlen eines zentralen Rechtsetzungs- und Rechtsdurchsetzungsorgans, das für alle Akteure verbindliche Auslegungen vorgibt. So bleibt die Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts immer auch ein offenes Tauziehen zwischen den verschiedenen Akteuren um Erweiterung und Verengung staatlicher Handlungsspielräume im Lichte ihrer Sicherheitsinteressen.
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        VOM ROTEN KREUZ BIS ZUM ROTEN KRISTALL
 
        Zur Rolle der Hilfsorganisationen in der Geschichte der Genfer Konventionen
 
         Stefan Schomann 
 
        Im altehrwürdigen Rathaus zu Genf, der damals größten Stadt der Schweiz, wurde im August 1864 eine Konvention unterzeichnet, die zum Grundstein des modernen Völkerrechts und zur Initialzündung der weltweiten Rotkreuzbewegung werden sollte. Zwölf Staaten einigten sich damals auf diesen Kodex „zur Linderung des Loses der im Felddienst verwundeten Militärpersonen“, weitere traten kurz darauf bei. Heute sind es fast zweihundert.
 
        Nicht von ungefähr fiel dieses diplomatische Gipfeltreffen in eine Zeit, in der die Staaten Europas buchstäblich Schlag auf Schlag Kriege führten. In den beiden Jahrzehnten zwischen dem Krimkrieg (1853–1856) und dem Deutsch-Französischen Krieg (1870/71) tobte eine ganze Serie mörderischer Waffengänge mit einigen der blutigsten Schlachten des 19. Jahrhunderts. Dazu gehörte auch die Schlacht von Solferino, bei der am 24. Juni 1859 im Zuge des zweiten italienischen Unabhängigkeitskrieges zwei große Heere südlich des Gardasees aufeinandertrafen: auf der einen Seite die Österreicher, auf der anderen das Königreich Sardinien-Piemont und die mit ihm verbündeten Franzosen. An die 40000 Soldaten fielen oder wurden schwer verwundet. Die medizinische Versorgung war desolat, weshalb auch nach der Schlacht noch viele ihren Verletzungen erlagen oder in der sommerlichen Hitze verdursteten.
 
        Am Morgen danach traf der Genfer Kaufmann Henry Dunant im benachbarten Castiglione ein und erlebte die völlig unzureichende Versorgung der zu Tausenden herbeigeschafften Verwundeten. Er bemühte sich, die Hilfe besser zu organisieren und „gemeinsam mit einigen hiesigen Frauen die Ärzte notdürftig zu ersetzen“. 01  Drei Jahre später brachte er ein Buch über dieses „europäische Unglück“ heraus: „Eine Erinnerung an Solferino“. Darin rekapituliert er die Schlacht, schildert eindringlich seine Erfahrungen als Ersthelfer und plädiert als Konsequenz für „die Gründung von Hilfsgesellschaften für Verwundete“ in Kriegszeiten. Auch müsse „eine internationale, rechtsverbindliche und allgemein hochgehaltene Übereinkunft“ zum Schutz des medizinischen Personals getroffen werden. 02  Die beiden Grundideen der Rotkreuzbewegung und der Genfer Konvention sind damit bereits festgehalten.
 
        Das Buch wurde ein spektakulärer Erfolg, auch Herrscherhäuser und Regierungsvertreter in halb Europa bekundeten Interesse daran. In seiner Heimatstadt hatte Dunant mit vier weiteren angesehenen Bürgern – dem General Guillaume-Henri Dufour, dem Juristen und Philanthropen Gustave Moynier sowie den beiden Ärzten Louis Appia und Théodore Maunoir – ein Gremium gegründet, das bald als Internationales Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) in die Geschichte eingehen sollte. Auf dessen Initiative hin kamen im Oktober 1863 Abgesandte von sechzehn Staaten sowie vier gemeinnützigen Organisationen in Genf zusammen und riefen das Rote Kreuz als ein „Hilfswerk für Verwundete“ ins Leben, das von Europas Regierungen ermöglicht und von freiwilligen Helfern getragen werden sollte. Dies erforderte eine Kennzeichnung für Personen, Gegenstände und Gebäude, die in Kriegszeiten als neutral und unverletzlich angesehen werden sollten. Appia schlug für Sanitätskräfte eine weiße Binde am linken Arm vor, in Analogie zur weißen Parlamentärsflagge. Die Idee der Markierung mit einem Kreuz wird meist Dufour zugeschrieben, hatte der General doch schon bei der Entscheidung für das Schweizerkreuz als Landesflagge Pate gestanden.
 
        In rascher Folge riefen die beteiligten Staaten nationale Rotkreuzgesellschaften ins Leben; die weltweit erste war im November 1863 der Württembergische Sanitätsverein. Bald gründeten sich innerhalb dieser föderalen Struktur auch Provinzial- und Kreisvereine, deren Formierung von oben gewünscht und von unten betrieben wurde, als eine Art staatstragende Bürgerinitiativen. Das Genfer Komitee sollte als Steuerungsgruppe für die Aktivitäten der assoziierten Staaten fungieren und das gemeinsame Werk weiterentwickeln. Schon wenige Monate später entsandte es zwei Delegierte in den Deutsch-Dänischen Krieg. Für August 1864 beraumte es schließlich eine Konferenz „aller zivilisierten Nationen“ an, um einen „feierlichen Vertrag“ zu schließen – die Genfer Konvention. Diesmal hatte die eidgenössische Regierung eingeladen, erneut entsandten sechzehn Staaten hochrangige Vertreter. Die Sitzungen verliefen vertrackt. Es wurde gefeilscht, gekungelt und geblufft. Verfahrensfragen nahmen mehr Raum ein als Inhalte. Wichtige Entscheidungen fielen eher auf den Fluren und in den Hotelsuiten als im Sitzungssaal. Kurzum, hier fand eine echte internationale Konferenz statt, die größte seit dem Wiener Kongress 1815.
 
        Am 22. August besiegelten die Delegierten die Konvention. Sie bestand, auf schier alttestamentarische Art, aus zehn Punkten, wie sie denn auch in sieben Sitzungen erschaffen worden war. Ihre Sprache ist klar und gepflegt wie alle Verlautbarungen des Komitees jener Zeit, weit entfernt vom Funktionärskauderwelsch unserer Tage. Der Chirurg Ernst Julius Gurlt fasste ihren Kern wenig später so zusammen: „Der verwundete Feind ist kein Feind mehr, er steht unter dem Schutze des Völkerrechts, ebenso wie jeder, der ihm beizustehen berufen ist; die Feldlazarette sind unverletzliche, heilige Asyle.“ 03  
 
        Das Rote Kreuz und die Genfer Konvention bedingten einander, sie brachten sich gegenseitig zur Welt. Spätestens mit der Heranziehung freiwilliger und ziviler Hilfsgesellschaften war eine internationale Übereinkunft unabdingbar geworden. Zwar hatte es auch zuvor schon entsprechende Vereinbarungen gegeben, Gurlt listete im Rückblick auf die Kriege der vorausgegangenen 300 Jahre fast ebenso viele solcher Verträge auf. Die „Neutralität“ der Lazarette war de facto häufig praktiziert worden, auch wenn das Wort nicht verwendet worden war. Doch diese Abkommen waren fast alle bilateral, bezogen sich auf das militärische Sanitätspersonal und galten nur für die Zeit des jeweiligen Konfliktes. 1864 aber wussten Europas Regierungen, dass im Ernstfall jeder gegen jeden kämpfen würde, also konnten sie derlei Fragen ebenso gut gemeinsam regeln – zumal sich gerade eine Atempause bot, ein kurzes Intermezzo des Friedens. Die jüngeren Kriege hatten Opfer in einem bis dahin nicht gekannten Maß gefordert, zum einen infolge immer zerstörerischer Technologien, zum anderen infolge von Seuchen und Krankheiten. Als Konsequenz schien eine Ausweitung der medizinischen Versorgung über die militärische Sphäre hinaus unumgänglich.
 
        SPIONE ODER SAMARITER?
 
        Als Träger der Konvention erhielt das Rote Kreuz völkerrechtlich den Status eines „Rechtssubjektes“, der es den Staaten wenn auch nicht gleichstellte, so doch in seinem besonderen Betätigungsfeld ebenbürtig machte. Fortan sollte und wollte das Internationale Komitee zum Garanten des Genfer Abkommens werden. Manche Regierungen standen ihm skeptisch bis ablehnend gegenüber, weil etwa die Militärs eine Beschneidung ihrer Befugnisse befürchteten oder gar Spionage durch Zivilpersonen. Ihre Befürworter priesen es hingegen als zivilisatorische Errungenschaft. Preußen tat sich dabei besonders hervor. Im Frühjahr 1866 ersuchte das Central-Comité des dortigen Hilfsvereins Gustave Moynier, alle Hebel in Bewegung zu setzen, um „zum Beispiel Österreich“ zum Beitritt zur Konvention zu bewegen: „Wir könnten leicht in die Lage kommen, die großartigen Ideen des internationalen Vereins in Ausführung zu bringen.“ 04  Das war nichts Geringeres als die Ankündigung eines Krieges, verpackt in die Rhetorik diplomatischer Korrespondenz. Mit Ausbruch des Deutschen Krieges 1866 verkündete Preußen dann, dass es die Genfer Beschlüsse ungeachtet des gegnerischen Desinteresses einzuhalten beabsichtige. Egal, wie der Krieg ausgehen würde, die Schlacht um Europas öffentliche Meinung hatte Preußen mit diesem Bekenntnis zum fair play bereits halb gewonnen.
 
        Bayern trat der Konvention noch während des Krieges bei, Österreich nach der Niederlage von Königgrätz. Zur Siegesfeier in Berlin war auch Henry Dunant geladen. „Es herrschte ein wahrer Dunant-Kult“, befand Martin Gumpert, einer seiner frühen Biografen. „Es schien, als wäre der Krieg gegen Österreich eine Wohltätigkeitsveranstaltung zu Ehren der Konvention gewesen.“ 05  
 
        In Italien, das sich mit Preußen verbündet hatte, wurden in der Folge nach deutschem Vorbild Sanitätsgeschwader und regionale Komitees gegründet. Appia sorgte für politische Verwicklungen, als er Guiseppe Garibaldis Freischärler begleitete. Durfte das Rote Kreuz auch dann aktiv werden, wenn die Kämpfer keiner regulären Streitmacht angehörten, etwa einer Befreiungsbewegung oder einer Fraktion in einem Bürgerkrieg? Diese Frage würde das IKRK über hundert Jahre hinweg beschäftigen; erst 1977 sollte ein Zusatzprotokoll zur Konvention auch irregulären Streitkräften unter bestimmten Voraussetzungen einen Schutzstatus zusprechen.
 
        Bis 1868 hatten fast alle europäischen Staaten das Abkommen unterzeichnet. Im selben Jahr rief in Konstantinopel der aus Wien stammende Arzt Karl Eduard Hammerschmidt, dort bekannt als Abdullah Bey, die nationale Hilfsgesellschaft des Osmanischen Reiches ins Leben. 06  Sie nahm zunächst noch unter dem Zeichen des Roten Kreuzes ihre Arbeit auf. Das Osmanische Reich hatte die Genfer Konvention bereits drei Jahre zuvor ratifiziert, und trotz mannigfacher Widrigkeiten zählte auch die türkische Hilfsgesellschaft noch zu den frühesten weltweit. Für die Rotkreuzbewegung hatte Hammerschmidt damit gleich zwei neue Kontinente geöffnet, Asien und Afrika. Wie Moynier stolz hochrechnete, stünden nun im Ernstfall 200 Millionen Seelen unter dem Schutz der Konvention.
 
        Einmal im Monat trafen sich die Mitglieder des Vereins in der Hofapotheke in Beşiktaş. Unter den anfangs 54 Vereinsangehörigen waren zehn Frauen – ein für diese Zeit und Region erstaunlicher Anteil. Der frühe Elan erlosch indes bald, für die folgenden Jahre finden sich weder ein Schriftwechsel mit Genf noch andere Spuren von Aktivitäten. Bis im Juni 1876 der Krieg um die serbische Unabhängigkeit entbrannte. Einer der ersten Schritte auf dem Weg zur Souveränität war die Gründung des Serbischen Roten Kreuzes, das wenig später berichtete, sein Personal werde häufig gezielt unter Beschuss genommen. Die türkischen Soldaten fassten das Kreuz als ein religiöses Symbol, ja nachgerade als Provokation auf. Im historischen Gedächtnis der Osmanen war noch präsent, dass die abendländischen Kreuzritter einst ein rotes Kreuz auf der rechten Schulter trugen, dem sie auch ihren Namen verdankten.
 
        Im August erhielt Moynier ein Schreiben zur Neukonstitution einer Osmanischen Hilfsgesellschaft für verwundete Soldaten. Vorsichtig, aber bestimmt fragte diese an, ob es ihr freistünde, „das Symbol abzuwandeln und das Kreuz beispielsweise durch den Halbmond zu ersetzen?“ Drei Monate später erhielt die schweizerische Regierung als Depositarin der Konvention ein Schreiben der Hohen Pforte, in dem diese mitteilte, dass man das Schutzzeichen ändern müsse. Die Tätigkeit der Hilfsgesellschaft werde blockiert „durch den Charakter des Kennzeichens der Genfer Konvention, das die Empfindungen der muslimischen Soldaten verletzt“. Man werde die Arbeit weiterführen, „dabei jedoch das Kreuz durch den Halbmond ersetzen“. 07  
 
        Dieses eigenmächtige Ausscheren aus einem völkerrechtlichen Vertrag sorgte für erhebliche diplomatische Verstimmung. Das Internationale Komitee wie auch die europäischen Regierungen stießen an die Grenzen ihres Einflusses. Ohne eine Entscheidung abzuwarten, änderten die Türken noch während des Krieges das Erkennungszeichen, was vereinzelt dazu führte, dass nun serbische Truppen türkische Sanitätskräfte angriffen, da sie den Halbmond als Hoheitszeichen der Regierung ansahen. Bei der Gründung des Roten Kreuzes 1863 war eine religiöse Konnotation nicht beabsichtigt gewesen, sie hätte auch den Grundsätzen der Bewegung widersprochen. Das Zeichen wurde vielmehr als Hommage an die Schweiz als Gastgeberland und Wiege des Rotkreuzgedankens verstanden. Über die mittelalterliche Heraldik mögen jedoch unterschwellige Bezüge zur christlichen Symbolik bestehen, eidgenössische Truppen hatten das Kreuz schon früh als militärisches Feldzeichen genutzt.
 
        Schließlich vereinbarten die Kriegsparteien eine vorübergehende Gültigkeit für die Dauer der Kampfhandlungen. Russland erkannte die Unantastbarkeit aller mit dem roten Halbmond versehenen Personen und Einrichtungen an, im Gegenzug erklärte die türkische Regierung die volle Respektierung des roten Kreuzes als Schutzzeichen der Gegenseite. Bis der Rote Halbmond sich jedoch dauerhaft als nationale Hilfsgesellschaft zu etablieren vermochte, bedurfte es mehrerer weiterer Anläufe.
 
        HILFLOSE HELFER?
 
        Noch einmal zurück in die Gründerjahre. Es erwies sich bald als Segen, dass das Komitee als höchste Instanz des Roten Kreuzes seinen Sitz in Genf hatte und nicht etwa in Paris oder Berlin, es hätte sonst den Krieg von 1870/71 nicht überstanden. So aber geriet dieser Krieg zum ersten, in dem beide Parteien die Konvention anerkannten, und auch zum ersten, in dem Rotkreuzgesellschaften neutraler Staaten Hilfe sandten. Das deutsche Zentralkomitee ließ 80000 Broschüren mit Erläuterungen zur Konvention verteilen, für alle Fälle zweisprachig, ein Katechismus für die Kämpfer. Dennoch kam es im Zuge der Gefechte zu mancherlei Konfusion, und durch nachfolgende Reibereien nahm der Ruf der Konvention zusätzlich Schaden, sodass mehrere Regierungen ihren Austritt erwogen. Den einen ging das „Genfer Recht“ zu weit, den anderen nicht weit genug. Zugleich setzten sich die Bezeichnung „Rotes Kreuz“ und der damit verbundene Geist immer mehr durch. Auch außerhalb Europas entstanden neue Hilfsgesellschaften. Appia erreichte den Beitritt Ägyptens, der Schah von Persien ließ sich von Dunant überzeugen, und 1877 schloss sich auch Japan der Bewegung an. Nach Beginn des Salpeterkrieges 1879 traten die Kriegsparteien Bolivien, Chile und Peru bei, zwei Jahre später die Vereinigten Staaten.
 
        Das IKRK wurde zunehmend als moralische Autorität gesehen, wozu vor allem Gustave Moyniers Integrität und rhetorische Überzeugungskraft beitrugen. 08  Er selbst zeigte sich hingegen zunehmend enttäuscht über rücksichtslose nationale Politik und die beschränkten Möglichkeiten der Konvention. Sie bot keine Handhabe, Verstöße zu ahnden; sein Vorschlag eines Schiedsgerichtes wurde abgeschmettert. Dennoch wurde er, noch über die Genfer Abkommen hinaus, zu einem der Väter des modernen Völkerrechts, indem er mit seinen Ideen den Weg zur Haager Landkriegsordnung ebnete, woraus ein Jahrhundert später auch der Internationale Strafgerichtshof hervorging. Moyniers „Handbuch zu den Gesetzen des Landkrieges“ bildete die wichtigste Grundlage für die beiden Konferenzen 1899 und 1907 in Den Haag, auf denen das nach der Stadt benannte Abkommen beschlossen wurde. Die Behandlung von Kriegsgefangenen nahm dabei breiten Raum ein. Der Postverkehr mit den Angehörigen und mit Hilfsorganisationen wurde ebenso festgelegt wie die Einrichtung einer nationalen Auskunftsstelle über Gefangene. So sollten die einheitliche Erfassung und Weiterleitung der für eine Identifizierung wichtigsten Informationen gewährleistet und ein respektvoller Umgang mit den Gefangenen ermöglicht werden.
 
        Zur gleichen Zeit und durch diese Entwicklungen mit bedingt stand die Revision der Konvention an. Wieder wurde in Genf eine große Konferenz anberaumt. Es galt, vier Jahrzehnte Erfahrungen und teilweise auch Desillusionierungen in die Konvention einzuschreiben, die sich in Form neuer Klauseln, Definitionen und Protokolle niederschlugen. Parallel wirkte das Kriegsgeschehen jener Zeit auf die Überarbeitung ein. So war Großbritannien im Zweiten Burenkrieg (1899–1902) schwerer Verletzungen der Genfer Konvention wie auch der Haager Landkriegsordnung bezichtigt worden. Dagegen war der Russisch-Japanische Krieg (1904/05), so mörderisch er infolge gesteigerter Vernichtungstechnik auch verlief, nach Maßgabe der Konvention zu einem der bisher „regulärsten“ Kriege geraten.
 
        Nachdem er über Jahrzehnte hinweg in Vergessenheit geraten war, erinnerte man sich um die Jahrhundertwende an Henry Dunant, der geschäftlich wie gesellschaftlich Schiffbruch erlitten hatte und nervlich schwer zerrüttet war. Dennoch sah er sich stets als „Gründer des Roten Kreuzes und Urheber der Genfer Konvention“ an. 09  Mit dem Friedensnobelpreis 1901 fand er schließlich die ihm gebührende Anerkennung für seine Lebensleistung.
 
        Ausgerechnet 1914 beging die Genfer Konvention ihr 50-jähriges Bestehen. Der Erste Weltkrieg erschütterte Europa in seinen Grundfesten. Neutrale Staaten wie die Schweiz und die skandinavischen Länder initiierten Hilfsprogramme in bisher ungekannten Größenordnungen, weil die Kämpfe bisher ungekannte Größenordnungen erreichten. Das Los der Kriegsgefangenen entwickelte sich aus Sicht des IKRK zum beherrschenden Thema. Die Wirklichkeit vieler Lager sprach sowohl dem Geist wie dem Buchstaben der Konvention Hohn. Es wurde offenkundig, dass die bisherigen Regelungen und die bisherige Praxis mit den realen Bedingungen dieser Epoche nicht mehr Schritt hielten. Und so wurde abermals eine Überarbeitung der Konvention ins Auge gefasst, die schließlich 1929 umgesetzt wurde. Neben der Behandlung der Gefangenen nahm ein Thema dabei erstaunlich breiten Raum ein: die Einheitlichkeit des Schutzzeichens, sprich des Roten Kreuzes, oder eben die Heranziehung etwaiger alternativer Symbole.
 
        In Kriegszeiten darf das rote Kreuz auf weißem Grund in engen Grenzen auch von anderen Organisationen und Einrichtungen benutzt werden, sofern sie medizinische Hilfe leisten. Ansonsten bleibt es den Heeressanitätsdiensten sowie Militärseelsorgern vorbehalten und eben dem Roten Kreuz beziehungsweise dem Roten Halbmond. Die Modifikationen zogen jedoch eine Dauerkrise nach sich, in der die Geburtsfehler der Bewegung zutage traten. Die Gefahr der Verwässerung, der Beliebigkeit wuchs. Umgekehrt galt: Je einheitlicher der Auftritt, desto stärker war er. Körperschaften wie der Völkerbund oder die Olympische Bewegung machten es vor. Max Huber, der langjährige Präsident des IKRK, schrieb dazu 1930: „Nur die Einheit des Schutzzeichens kann seine Achtung auf internationaler Ebene gewährleisten.“ 10  
 
        EINHEIT IN UNEINHEITLICHKEIT?
 
        Die meisten Nachfolgestaaten des Osmanischen Reiches und andere mehrheitlich islamische Länder hatten den Roten Halbmond übernommen. Dessen internationale Anerkennung als gleichberechtigtes Schutzsymbol erfolgte schließlich auf der Konferenz von 1929, mit der Begründung, dass dies als fait accompli bereits seit Jahrzehnten so gehandhabt worden sei. Parallel wurde auch der Rote Löwe mit der Roten Sonne für das damalige Persien kanonisiert. Der Libanon hingegen behielt das Rote Kreuz bis heute bei (wobei seine nationale Hilfsgesellschaft sich während des Bürgerkrieges prompt in verschiedene Lager mit verschiedenen Symbolen aufspaltete); einige wenige andere mehrheitlich muslimische Länder wie Mali und Indonesien entschieden sich später ebenfalls dafür.
 
        Auch wenn die drohende Spaltung damit abgewendet werden konnte, so war die Zersplitterung der Bewegung in verschiedene politisch-religiöse Sphären doch augenfällig geworden. Viele hofften noch auf eine Rückkehr zu einem einheitlichen Zeichen, und sei es in Form eines dritten, übergeordneten Symbols, andere hofften auf weitere Ausnahmen. Durch die beiden Präzedenzfälle ermutigt, versuchten in der Folge einige Staaten, eigene Wahrzeichen zu etablieren. Das wohl kurioseste war das Rote Nashorn, mit dem der Sudan in die Unabhängigkeit eintrat, auch eine Rote Flamme, ein Rotes Lamm und eine Rote Swastika wurden zwischendurch beantragt, vom IKRK jedoch nicht anerkannt. Gleichwohl sahen die Hüter der Konvention die Notwendigkeit, zumindest ein weiteres Symbol zu etablieren, das gänzlich frei von religiösen und politischen Konnotationen sein sollte.
 
        Neuen Konfliktstoff, aber vielleicht auch neue Lösungsmöglichkeiten, lieferte der Fall der Hilfsgesellschaft im Mandatsgebiet Palästina, die seit Anfang der 1930er Jahre einen Roten Davidstern führte, der nach Gründung des Staates Israel 1948 von dessen nationaler Hilfsgesellschaft übernommen wurde. 11  Seine Anerkennung blieb lange prekär, ebenso die zwischenzeitlichen Anläufe anderer Staaten, eine Kombination aus Kreuz und Halbmond zu führen, die für sie zwar realpolitische Vorteile geboten hätte, aus Sicht des IKRK jedoch erst recht eine vermeintliche religiöse Bedeutung manifestiert hätte. Auch würden sie zweien der wichtigsten Grundsätze der Organisation, dem der Neutralität und der Universalität, offenkundig widersprechen. Erst 2005 einigten sich die Unterzeichnerstaaten der Konvention mehrheitlich auf den Roten Kristall als dritte offizielle Variante, ein abstraktes, rautenförmiges Symbol, in das jedoch, als typischer Ausdruck eines mühsam erreichten Kompromisses, weitere Symbole eingefügt werden können.
 
        Im Laufe der nunmehr 160 Jahre seiner Geschichte hat sich immer wieder gezeigt, dass zwar das Internationale Komitee selbst die Konvention hoch und heilig hält, sie von den beteiligten Staaten jedoch je nach Bedarf interpretiert und als strategisches Instrument benutzt wird. Und während der universelle Geist in den Hintergrund tritt, gerät jede Hilfsgesellschaft zu einem getreuen Abbild der Verhältnisse ihres Landes. Die Politik und die jeweiligen Machtapparate ließen sich auch von noch so edler Humanität das Heft nicht aus der Hand nehmen. Der Zweite Weltkrieg machte dies in bestürzendem Maße offenbar.
 
        Der Gedanke, dass in Kriegszeiten auch die Fürsorge für die Zivilbevölkerung zu den Aufgaben des Roten Kreuzes zählen könnte, fasste erst spät Fuß. Als 1934 die Internationale Rotkreuzkonferenz in Tokio entsprechende Entwürfe erarbeitete, wurden diese von etlichen Staaten blockiert und daher nie umgesetzt. Wobei die Bremser interessanterweise weniger unter den totalitären Regimen wie etwa in Deutschland, Italien oder dem Gastgeberland Japan zu finden waren, sondern vornehmlich unter den späteren Alliierten. Als besonders fatal erwies sich wenige Jahre darauf im Deutsch-Sowjetischen Krieg, dass sich beide Staaten nicht völkerrechtlich binden wollten – ein Grund, warum mehr als die Hälfte der über fünf Millionen sowjetischen Soldaten in deutschem Gewahrsam ums Leben kamen. Ihre Dezimierung war von Anfang an Programm. Aus dem gleichen Grund standen die über drei Millionen deutschen Gefangenen in der Sowjetunion nicht unter dem Schutz der Konvention, was rund ein Drittel von ihnen mit dem Leben bezahlen musste. Gegenüber den Westalliierten besaßen die Genfer und Haager Abkommen dagegen prinzipiell Geltung. Wenn sie auch längst nicht immer eingehalten wurden, gewährten sie den Gefangenen doch ein Mindestmaß an Sicherheit. Verglichen mit dem Vernichtungskrieg an der Ostfront verlief etwa der Feldzug in Nordafrika deutlich weniger grausam. Im Osten aber standen weder die Soldaten noch das Sanitätspersonal unter dem Schutz der Konvention, und die Einsätze erfolgen unter gänzlich unzureichenden, unbarmherzigen Bedingungen.
 
        Die vierte Überarbeitung der Konvention 1949 geriet denn auch zur bisher umfassendsten; nun wurde auch der Schutz der Zivilbevölkerung eingearbeitet. 12  Mit diesen breiten Nachbesserungen glaubte man, das klassische Kriegsrecht überwunden zu haben, das in der Folge immer mehr zum humanitären Völkerrecht wurde – auch, weil das einfach besser klang. Doch einmal mehr hat sich der Traum vom Fortschritt der Menschheit nicht erfüllt. Der Koreakrieg, der Vietnamkrieg und die Indisch-Pakistanischen Kriege, die Bürgerkriege in Nigeria, im Jemen, im Libanon, in Ost-Timor – sie alle wurden für die internationale Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung zu schweren Bewährungsproben. Allein in den 1990er Jahren tobten weltweit rund 80 bewaffnete Konflikte, die Millionen von Menschen das Leben kosteten und Abermillionen ins Unglück stürzten. Meist handelte es sich dabei um innerstaatliche Auseinandersetzungen: Bürgerkriege, ethnische und religiöse Feindseligkeiten, Autonomiekämpfe. Waffengänge zwischen einzelnen Staaten sind dagegen selten geworden. Sowohl die Art der Kriege als auch die Art der Kriegführung hat sich geändert. Das Rote Kreuz und mit ihm die Konventionen sind in die Defensive geraten, immer mehr Akteure sehen sich immer weniger daran gebunden.
 
        Ein Beispiel für die verworrene Lage bot der Umsturz in Libyen 2011. Ausländische Rotkreuzhelfer wurden von den Rebellen zunächst ausdrücklich aufgefordert, ihr Emblem beizubehalten, vertrauten sie ihnen doch eher als den Vertretern des einheimischen Roten Halbmonds, von denen sie glaubten, dass sie mit dem Machthaber Muammar al-Gaddafi unter einer Decke steckten. Bald aber gerieten die internationalen Helfer unter Beschuss. Nachdem innerhalb von drei Monaten fünf seiner Einrichtungen angegriffen worden waren, zuletzt mit Raketen, zog das Internationale Komitee sich weitgehend aus Libyen zurück. Doch auch Ambulanzen des Libyschen Roten Halbmonds wurden beschossen, und sieben Helfer des Iranischen Roten Halbmonds entführt. Reihum warfen alle Beteiligten einander Missbrauch des Zeichens vor. Die Rebellen beschuldigten die Regierung, Hubschrauber mit Rotkreuzemblem als Minenleger einzusetzen. Militante Islamisten bezichtigten die Hilfsorganisation, Bibeln zu verteilen.
 
        Etwa zur gleichen Zeit eskalierten in Afghanistan die Probleme, und das IKRK musste sein Engagement im Land drastisch reduzieren. Sowohl die US-Streitkräfte als auch die Bundeswehr übermalten damals die Schutzzeichen ihrer Sanitätseinheiten, waren diese doch zu einem bevorzugten Angriffsziel geworden – zum einen wegen des verhassten, christlich konnotierten Symbols, zum anderen zur Schwächung des Gegners, dessen Soldaten ohne Ärztinnen und Sanitäter einen schweren Stand haben. Nachdem Selbstmordattentäter ein Regionalbüro des Internationalen Komitees gestürmt hatten, stellte dieses seine humanitäre Arbeit in Afghanistan weitgehend ein. Leider handelt es sich dabei um exemplarische, zeittypische Vorfälle. Fremdenhass, religiöse Verblendung und demonstrative Menschenverachtung drohen den minimalen zivilisatorischen Konsens zu zerstören, auf dem jede Möglichkeit zur Hilfe beruht. Die Helfer werden immer häufiger selbst zur Zielscheibe für Terroristen. Damit steht der Kern der Genfer Konvention, die Unverletzlichkeit der Sanitätskräfte, infrage. Die Kraft des Schutzzeichens und mit ihr die Autorität des Völkerrechts scheinen im Schwinden begriffen. Und ein neuer Henry Dunant ist nicht in Sicht.
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        WER KENNT DAS HUMANITÄRE VÖLKERRECHT?
 
        Herausforderungen der Verbreitungsarbeit
 
         Dieter Weingärtner 
 
        75 Jahre nach ihrer Unterzeichnung sind die vier Genfer Konventionen (GK) über den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte von bedrückender Aktualität: Mitten in Europa und in seiner unmittelbaren Umgebung toben Kriege, bei denen der Schutz von Zivilpersonen, von verwundeten, kranken und schiffbrüchigen Soldatinnen und Soldaten sowie von Kriegsgefangenen ein zentrales humanitäres Anliegen sein muss. Diesen Schutz sollen die 1949 geschlossenen und inzwischen von praktisch allen Mitgliedern der Staatengemeinschaft ratifizierten Abkommen gewährleisten. Mit ihrem Beitritt haben sich die Staaten verpflichtet, die Konventionen gemäß ihrem gemeinsamen Artikel 1 unter allen Umständen einzuhalten und ihre Einhaltung durchzusetzen. Doch immer wieder werden gravierende Verstöße gegen diese verbindlichen Regeln offenbar. Und in der Tat: Die rechtlichen Instrumente zur Durchsetzung des humanitären Völkerrechts sind nicht gerade stark ausgeprägt.
 
        Zwar hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in verschiedenen Situationen, zum Beispiel bei den Konflikten im früheren Jugoslawien und in Ruanda, festgestellt, dass gravierende Verletzungen des humanitären Völkerrechts eine Bedrohung des Friedens darstellten, und entsprechende Zwangsmaßnahmen nach der UN-Charta eingeleitet. Jedoch scheidet ein Eingreifen des Sicherheitsrates aus, wenn eines der ständigen Mitglieder von seinem Vetorecht Gebrauch macht. Auf Mechanismen wie der Bestellung einer Schutzmacht (Art. 8 GK I–III, Art. 9 GK IV) oder der Einschaltung der mit Artikel 90 des Ersten Zusatzprotokolls zu den Genfer Konventionen (ZP I) gebildeten Internationalen Ermittlungskommission wird in der heutigen Praxis kaum mehr zurückgegriffen. Eine strafrechtliche Ahndung, etwa durch den Internationalen Strafgerichtshof, ist der Begehung von Kriegsverbrechen immer nur nachgeschaltet. Und ob von der Strafdrohung für Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht effektive abschreckende Wirkung ausgeht, mag angesichts der Realitäten durchaus bezweifelt werden.
 
        Außerrechtlichen Faktoren kommt daher besondere Bedeutung für die Einhaltung der Schutzvorschriften der GK zu. Als ein solches Element wird die Motivation der an einem bewaffneten Konflikt beteiligten Soldatinnen und Soldaten und ihrer Entscheidungsträger angesehen, das humanitäre Völkerrecht zu beachten. 01  Dafür müssen sie es aber zuerst einmal kennen und sich zu eigen machen. Entsprechendes gilt auf der zivilen Seite, wo die öffentliche Meinung ein relevanter Faktor sein kann. 02  Keinem Staat, keiner Armee, keiner Soldatin und keinem Soldaten dürfte es gleichgültig sein, in der Weltöffentlichkeit Kriegsverbrechen bezichtigt zu werden und global am Pranger zu stehen. 03  Doch auch eine öffentliche Meinung, die Druck zur Respektierung humanitärer Regeln ausübt und Verstöße ächtet, kommt nur zustande, wenn die Schutzbestimmungen, ihr Zweck und ihre Bedeutung allgemein bekannt und im Bewusstsein verankert sind. Deshalb ist die Verbreitung beziehungsweise das Bekanntmachen der GK ein spezifisches Anliegen, das bereits in ihrem Text verankert ist.
 
        VERBREITUNGSAUFTRAG DER KONVENTIONEN
 
        Jede der vier Konventionen und die drei Zusatzprotokolle von 1977 und 2005 enthalten die Verpflichtung, ihren Inhalt zu verbreiten. Artikel 47 der GK I, die auf die Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Streitkräfte im Felde abzielt, fordert die Vertragsstaaten auf, in Friedens- wie in Kriegszeiten den Wortlaut der Konvention „in ihren Ländern im weitestmöglichen Ausmaß zu verbreiten und insbesondere ihr Studium in die militärischen und, wenn möglich, zivilen Ausbildungsprogramme aufzunehmen, so dass die Gesamtheit der Bevölkerung, insbesondere die bewaffneten Streitkräfte, das Sanitätspersonal und die Feldgeistlichen, ihre Grundsätze kennen lernen kann“. Die gleiche Formulierung findet sich in Artikel 48 der GK II, die den Schutz der Kriegsopfer zur See betrifft.
 
        Die GK III über die Behandlung der Kriegsgefangenen erweitert diese Verbreitungspflicht dahingehend, dass die militärischen und zivilen Behörden, die in Kriegszeiten Verantwortung für Kriegsgefangene übernehmen, den Wortlaut der Konvention besitzen und über deren Bestimmungen besonders unterrichtet werden müssen (Art. 127 Abs. 2). Dies sieht auch die GK IV, die Konvention zum Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten, für Behörden vor, die Verantwortung für geschützte Personen tragen (Art. 144 Abs. 2). Besondere Veröffentlichungspflichten kennen die Konventionen zudem für Orte, an denen internierte Zivilpersonen oder Kriegsgefangene untergebracht sind (Art. 99 GK IV; Art. 41 GK III). Das ZP I von 1977 konkretisiert den Verbreitungsauftrag dahingehend, dass das Studium der Konventionen und Protokolle in die militärische Ausbildung aufzunehmen und die Zivilbevölkerung zu ihrem Studium anzuregen ist sowie Dienststellen, die in Kriegszeiten Verantwortlichkeiten bei der Anwendung übernehmen, mit ihrem Inhalt voll und ganz vertraut sein müssen (Art. 83). 04  
 
        Festzuhalten bleibt damit: Bereits in Friedenszeiten ist es Aufgabe der Vertragsstaaten, den Inhalt der GK und der ZP so weit wie möglich bekannt zu machen – innerhalb der Streitkräfte, aber auch in der zivilen Öffentlichkeit. Da darüber rechtlich Einigkeit besteht und eine Umsetzung in der Staatenpraxis erfolgt, geht die Gewohnheitsrechtsstudie des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) davon aus, dass sowohl der Pflicht, Angehörigen der Streitkräfte Unterricht im humanitären Völkerrecht zu erteilen, als auch der Pflicht zur Information der Zivilbevölkerung über die Einzelregelungen in den Konventionen hinaus völkergewohnheitsrechtliche Geltung zukommt, dass diese Pflichten also allgemein verbindlich sind. 05  
 
        VERBREITUNGSAUFTRAG DES ROTEN KREUZES
 
        Die Entwicklung des humanitären Völkerrechts ist untrennbar mit der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung verknüpft. Die internationale Konferenz, auf der die GK vor 75 Jahren verabschiedet wurden, ging auf eine Initiative des IKRK zurück. Die Bewegung versteht sich seither als Hüter und Förderer der Abkommen. So sehen ihre 1986 von der Internationalen Rotkreuzkonferenz angenommenen Statuten vor, dass die nationalen Gesellschaften das humanitäre Völkerrecht verbreiten, ihre jeweiligen Regierungen bei diesem Vorhaben unterstützen und hierzu von sich aus Initiativen ergreifen (Art. 2 Abs. 3). Die Verbreitungsarbeit zählt zu den Kernaufgaben der Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung.
 
        Dies spiegelt sich in der Satzung des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) als nationaler Rotkreuzgesellschaft Deutschlands wider. Nach Paragraf 2 Absatz 3 nimmt das DRK als eingetragener Verein und freiwillige Hilfsgesellschaft der deutschen Behörden im humanitären Bereich die Aufgaben wahr, die sich aus den GK ergeben, darunter „die Verbreitung von Kenntnissen über das humanitäre Völkerrecht sowie die Grundsätze und Inhalte der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung“.
 
        Genau diese Aufgabe sowie die Unterstützung der Bundesregierung bei ihrer Verbreitungsarbeit weist dem DRK von staatlicher Seite her Paragraf 2 des Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz zu (Abs. 1 Nr. 2). 06  Das Gesetz bestätigt zum einen die Verbreitung als vom Roten Kreuz eigenständig übernommene Aufgabe und ruft zum anderen das DRK zur Unterstützung des Staates bei der Erfüllung des ihm von den GK erteilten Auftrags zur Verbreitung humanitär-völkerrechtlicher Kenntnisse auf. 07  
 
        UMSETZUNG IN DER BUNDESWEHR
 
        Die Erfüllung des an die staatliche Seite gerichteten Verbreitungsauftrags vollzieht sich vor allem innerhalb der Streitkräfte. Um die Beachtung der Regeln des humanitären Völkerrechts in Zeiten eines bewaffneten Konflikts sicherzustellen, verfügt die Bundeswehr (wie es Art. 82 ZP I vorsieht) über Rechtsberaterinnen und Rechtsberater, die den militärischen Kommandeuren zur Sicherung der Rechtmäßigkeit ihrer Entscheidungen zur Seite stehen. Verbreitungsarbeit erfolgt in der Truppe durch militärische Vorgesetzte, unterstützt durch die Rechtsberaterinnen und Rechtsberater, und an den Schulen und Akademien der Streitkräfte durch Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer, ebenfalls Juristinnen und Juristen in zivilem Status. Paragraf 33 des Soldatengesetzes bestimmt, dass alle Soldatinnen und Soldaten staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Unterricht erhalten, und gewährt ihnen einen Rechtsanspruch auf Unterrichtung über ihre Pflichten und Rechte im Frieden wie im Krieg. Der Völkerrechtsunterricht kann Aspekte des Friedensvölkerrechts und der Menschenrechte einbeziehen, in seinem Mittelpunkt steht gemäß der Verpflichtung aus den GK jedoch das im bewaffneten Konflikt geltende humanitäre Recht.
 
        Als Vertragspartei der GK hat Deutschland dafür Sorge zu tragen, dass Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr den Inhalt des humanitären Völkerrechts kennen, respektieren und im bewaffneten Konflikt einhalten. Die Rechtsausbildung soll die Fähigkeit vermitteln, zu erkennen, welches Handeln im Rahmen der militärischen Operationsführung rechtlich zulässig ist und welches nicht. Zu den Zielen des Unterrichts gehört, dass Vorgesetzte bei der Befehlsgebung die Regeln des Völkerrechts beachten und dass Untergebene die Strafbarkeit ihnen erteilter völkerrechtswidriger Befehle und damit deren Unverbindlichkeit erkennen können. 08  Zur Unterrichtvorbereitung erhalten die Lehrenden Lehrmaterial, das das Zentrum Innere Führung der Bundeswehr erstellt. Die wichtigste inhaltliche Grundlage der völkerrechtlichen Unterrichtung bildet die vom Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) herausgegebene Zentrale Dienstvorschrift „Humanitäres Völkerrecht in bewaffneten Konflikten“. 09  
 
        UMSETZUNG DURCH DAS DRK
 
        Die Verbreitungsarbeit des DRK wendet sich an die Zivilgesellschaft. Sie wird betrieben durch ehrenamtliche Konventionsbeauftragte auf Bundes-, Landes- und Kreisverbandsebene sowie durch einige hauptamtliche Mitarbeitende im Generalsekretariat. Diese Beauftragten verbreiten Wissen über das humanitäre Völkerrecht sowie über die Grundsätze und Ideale der Bewegung unter den Mitgliedern des DRK, im Sinne der von den Konventionen angesprochenen weitestmöglichen Verbreitung jedoch auch in der allgemeinen Öffentlichkeit. 10  Ein besonderes Augenmerk richtet das DRK dabei auf Zielgruppen, die als Multiplikatoren in Betracht kommen, wie Entscheidungstragende in Gesellschaft und Politik, Rechtskundige und in Rechtsausbildung Befindliche, Lehrkräfte an Bildungseinrichtungen, medizinisches Personal oder Medienschaffende.
 
        Der Verbreitungsauftrag wird zumeist mithilfe von Publikationen und Veranstaltungen umgesetzt. Zu zahlreichen Themen des humanitären Völkerrechts hat das DRK Broschüren und Faltblätter erstellt, wobei sich die Verbreitung immer mehr von der Papierform ins Digitale verlagert. Vortrags- und Fortbildungsaktivitäten erfolgen teils persönlich vor Ort, teils über Videokonferenzen. Einen beachtlichen Teil der Verbreitungstätigkeit erledigen das DRK und die staatliche Seite gemeinsam oder in Abstimmung miteinander. DRK, Auswärtiges Amt und BMVg haben gemeinsam eine Sammlung der wichtigsten Dokumente zum humanitären Völkerrecht herausgegeben. 11  Jährlich organisieren DRK und Bundeswehr eine Fachtagung zum humanitären Völkerrecht und eine Sommerschule für angehende Juristinnen und Juristen, die ihre Kenntnisse im Völkerrecht vertiefen wollen.
 
        HERAUSFORDERUNGEN
 
        Erste Voraussetzung einer erfolgreichen Verbreitung des Inhalts der GK und des im bewaffneten Konflikt geltenden Rechts insgesamt ist es, Interesse an diesem Fachgebiet zu wecken. Dies war gerade in den Jahren nach 1990 nicht einfach. Kriegerisches Geschehen und die damit zusammenhängenden Rechtsvorschriften waren aus der gesellschaftlichen Wahrnehmung weitgehend verdrängt. Die deutsche Politik förderte diesen Eindruck. Sie scheute es, die Mitwirkung deutscher Streitkräfte am Einsatz der Nato im Jugoslawien-Konflikt und ebenso lange Zeit auch den Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan als Teilnahme an einem bewaffneten Konflikt zu bezeichnen. Das Bewusstsein für die Notwendigkeit des völkerrechtlichen Unterrichts in der Bundeswehr ließ nach, und auch dem DRK fiel es schwer, die Bedeutung des humanitären Rechts im Kriegsfall zu vermitteln.
 
        Dies änderte sich durch die „Zeitenwende“ des Jahres 2022, die eine Refokussierung der Bundeswehr auf die Landes- und Bündnisverteidigung und damit auf Krieg als reales Szenario mit sich brachte. Die Bundeswehr solle „kriegstüchtig“ werden, so Verteidigungsminister Boris Pistorius, und müsse sich daher wieder intensiver mit dem Recht des bewaffneten Konflikts befassen. In der Öffentlichkeit finden die Konflikte in der Ukraine und im Nahen Osten hohe Aufmerksamkeit. Die schrecklichen Kriegsereignisse fachen das Interesse an und erleichtern zunächst das Werben für die Einhaltung der Grundstandards an Menschlichkeit im bewaffneten Konflikt, die die GK gewährleisten sollen. Doch mit der Zeit drohen Gewöhnungseffekte und Abstumpfung. Dem hat die Verbreitungsarbeit entgegenzuwirken.
 
        Personal und Qualifizierung
 
        Verbreitungsarbeit setzt engagierte Menschen voraus, die sie zielgruppengerecht betreiben. Zur Umsetzung in der Truppe bedarf es fachlich qualifizierter militärischer Unterrichtender. Mit Blick auf die Schulen und Akademien der Bundeswehr beklagten Wehrbeauftragte des Bundestages in ihren Jahresberichten verschiedentlich Personallücken im Organisationsbereich der Rechtspflege der Bundeswehr, was Auswirkungen auf die Rechtsausbildung habe. 12  Auch wenn sich die Personalsituation der Rechtslehre der Bundeswehr mittlerweile durch Neueinstellungen junger Juristinnen und Juristen verbessert hat, bleibt festzuhalten, dass viele von ihnen nach dem Aussetzen der Wehrpflicht über keine Truppenerfahrung verfügen – und zudem über keine spezifischen völkerrechtlichen Kenntnisse, da solche nicht zum Pflichtprogramm juristischer Ausbildung gehören. Auch muss sich die Schulung im Völkerrecht in den Streitkräften angesichts der Fülle anderer notwendiger Ausbildungsinhalte weiterhin den notwendigen Raum in der militärischen Ausbildung erkämpfen. Qualität und Quantität des völkerrechtlichen Unterrichts sicherzustellen, bleibt eine Herausforderung.
 
        Das DRK steht zudem, gerade auf der lokalen Ebene, vor der Schwierigkeit, Konventionsbeauftragte zu gewinnen. Menschen, die gewillt sind, sich im DRK ehrenamtlich zu engagieren, haben zuerst oft Bereiche der Wohlfahrtspflege wie den Rettungsdienst oder die Altenpflege im Blick. Es gilt in Erinnerung zu rufen, dass die Hilfe für Opfer bewaffneter Konflikte und die Schaffung und Verbreitung von Schutzbestimmungen zum Ursprung der Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung gehören und dass nicht juristische Vorbildung, sondern Identifikation mit und Interesse an der Materie entscheidend für erfolgreiche Verbreitungsarbeit sind. Das DRK wirbt mit der Vielseitigkeit und der individuellen Gestaltbarkeit dieses Ehrenamtes um neue Konventionsbeauftragte.
 
        Veranschaulichung der Inhalte
 
        Eine Unterrichtung von Soldatinnen und Soldaten im humanitären Völkerrecht wirkt nur dann nachhaltig, wenn sie realitätsnah ausgestaltet ist. Dazu gehört die Einbeziehung neuerer Erscheinungsformen bewaffneter Konflikte wie hybride Kriegführung und das Agieren nichtstaatlicher Akteure. Der Wechsel der Lehrenden zwischen Rechtsberatung und Rechtslehre dient der Praxisorientierung des Unterrichts. Zur Realitätsnähe trägt sicherlich auch die Ausbildung bereits kriegserfahrener ukrainischer Soldaten in Deutschland bei, die neben dem Training an Waffensystemen eine Fortbildung im humanitären Völkerrecht umfasst. 13  
 
        Die Information der Öffentlichkeit über humanitäres Völkerrecht bedeutet auch, dass Adressaten mit Kriegsrealitäten konfrontiert werden. Dies erfordert bei der Verbreitungsarbeit des Roten Kreuzes, gerade wenn sie über bereits inhaltlich vorgebildete Zielgruppen hinausgeht und Jugendliche einbezieht, hohe Sensibilität. So wurden etwa für die Verwendung im Schulunterricht altersgerechte Materialien erstellt. Keine Antwort geben kann die Verbreitungsarbeit des DRK allerdings auf die – ihr häufig gestellten – Fragen nach der Berechtigung einer Anwendung militärischer Gewalt, nach einer „Kriegsschuld“. Die Rotkreuz-Grundsätze der Unparteilichkeit und der Neutralität verhindern hierzu wertende Stellungnahmen. Hintergrund ist das Anliegen, allen Opfern bewaffneter Konflikte Schutz und Fürsorge nach dem Maß ihrer Not zukommen zu lassen, was nur möglich ist, wenn intakte Beziehungen zu sämtlichen Konfliktparteien bestehen.
 
        Modernisierung der Methoden
 
        Die Völkerrechtsvermittlung in der Bundeswehr kann sich nicht auf die Darstellung des Rechts anhand der maßgeblichen Dienstvorschrift beschränken, die zudem theoretischer abgefasst ist als Militärhandbücher anderer Staaten. Denn ihr Ziel ist es, bei Soldatinnen und Soldaten ein Rechtsbewusstsein dafür zu schaffen, dass auch im Krieg Grundprinzipien der Menschlichkeit zu achten sind. 14  Was im Unterricht im Hörsaal erlernt wurde, muss auch in die praktische militärische Ausbildung auf Truppenübungsplätzen und in Gefechtsübungszentren eingebracht werden, damit das Mitdenken völkerrechtlicher Aspekte im Einsatz zur Selbstverständlichkeit wird. Hinsichtlich der Methoden verfügt das Lehrpersonal über einen weiten Gestaltungsspielraum, der von Vorträgen und Lerngesprächen mit Fallbeispielen zu Seminaren und Planspielen reicht. Es gilt dabei auch die Möglichkeiten zu nutzen, die moderne Medien bieten.
 
        Angesichts der Vielfältigkeit der Zielgruppen stellt sich die Frage der Vermittlung der Inhalte des humanitären Völkerrechts für das DRK in noch stärkerem Maß. Mit Blick auf junge Menschen und breite Bevölkerungsschichten ist ein niedrigschwelliger Zugang angezeigt, der völkerrechtliche Inhalte pädagogisch aufarbeitet. Potenzielle Multiplikatoren mit Vorkenntnissen können auf spezifischere Weise angesprochen werden. Entsprechend unterschiedlich gestalten sich Formate und Methoden der DRK-Verbreitungsarbeit. Diese werden laufend ergänzt. So hat das DRK 2024 in sozialen Medien und auf Nachrichtenseiten eine Kampagne mit Botschaften des humanitären Völkerrechts gestartet. Diese werden auch auf Screens in zahlreichen deutschen Bahnhöfen abgespielt, mit dem Ziel, die im Krieg geltenden Schutzregeln allgemein bekannter zu machen.
 
        PERSPEKTIVEN
 
        Die Kenntnis des humanitären Völkerrechts zu erweitern, ist nicht nur ein von den Genfer Konventionen erteilter völkerrechtlicher Auftrag, sondern eine Aufgabe, die kontinuierlicher Umsetzung bedarf – in der Bundeswehr wie in der Zivilgesellschaft. Alle Soldatinnen und Soldaten müssen sich ihrer diesbezüglichen Pflichten bewusst sein; sie müssen sie verinnerlichen, um sie in einer Kampfsituation quasi „automatisch“ einzuhalten.
 
        Die Verbreitungsarbeit des DRK richtet sich über spezifische Zielgruppen als Multiplikatoren hinaus an die Zivilgesellschaft insgesamt. Ihr soll die Abkehr von der alten römischen Devise inter arma silent leges – im Krieg gilt kein Gesetz – als humanitäre Errungenschaft verdeutlicht werden. Dass eine öffentliche Meinung, die Kriegsverbrechen verurteilt, durchaus politischen Druck ausüben kann, zeigt sich nicht nur im Zusammenhang mit der Eskalation im Nahostkonflikt. Zweifeln, ob das Eintreten für das humanitäre Völkerrecht angesichts zahlreicher offensichtlicher Verstöße überhaupt noch Sinn ergibt, ist entgegenzuhalten, dass Kriegsparteien oft – so etwa 1982 im Konflikt zwischen dem Vereinigten Königreich und Argentinien um die Islas Malvinas/Falkland-Inseln – gewillt und in der Lage sind, die humanitären Schutzvorschriften zu beachten. Ohne humanitäres Völkerrecht wären Kriege noch unmenschlicher, als sie es ohnehin schon sind. Die Verbreitung des humanitären Völkerrechts ist eine Aufgabe, für die sich der Einsatz lohnt.
 
         
           DIETER WEINGÄRTNER  
ist promovierter Jurist und Bundeskonventionsbeauftragter des Deutschen Roten Kreuzes.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
         01 Vgl. Michael Bothe in: Alexander Proeßl, Völkerrecht, Berlin–Boston 20249, 8. Abschnitt, Rn. 92ff.
 
         02 Vgl. Wolf Heintschel von Heinegg in: Knut Ipsen, Völkerrecht, München 20248, §67 Rn. 16f.
 
         03 Vgl. Torsten Stein/Christian von Buttlar/Markus Kotzur, Völkerrecht, München 202415, S. 474.
 
         04 Art. 19 ZP II über den Schutz der Opfer nicht-internationaler bewaffneter Konflikte beschränkt sich hingegen entsprechend dem fragmentarischen Charakter dieses Protokolls, auf den sich die Signatarstaaten lediglich einigen konnten, auf die Aussage, dass dieses ZP so weit wie möglich verbreitet wird.
 
         05 Vgl. Jean-Marie Henckaerts/Louise Doswald-Beck, Customary International Humanitarian Law, Bd. 1: Rules, Cambridge 2005, Rules 142, 143.
 
         06 Vgl. Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz vom 5. Dezember 2008, BGBl. I S. 2346.
 
         07 Vgl. Heike Spieker in: Christian Johann (Hrsg.), DRK-Gesetz – Handkommentar, Baden-Baden 2019, §2 Rn. 2.
 
         08 Siehe hierzu Thomas Sauerborn, Rechtsverständnis und Wertebewusstsein, in: Zentrum Innere Führung (Hrsg.), Handbuch Innere Führung, Koblenz 2023, www.bundeswehr.de/resource/blob/5688200/28a99fcb8797e1ffab57965beed697a7/100-01-1-handbuch-data.pdf, S. 138ff.
 
         09 Zentrale Dienstvorschrift A-2141/1, gültig seit 1.5.2013, www.bmvg.de/resource/blob/93612/7d6909421eacad4ddc7dcdfdf58d42ca/b-02-02-10-download-handbuch-humanitaeres-voelkerrecht-in-bewaffneten-konflikten-data.pdf.
 
         10 Vgl. DRK, Positionspapier Verbreitungsarbeit (im November 2022 vom DRK-Präsidium beschlossen), https://wd.drkservice.de/nc/system/globale-seiten/download/?tx_drkservice_allgemein%5Bdokument%5D=89422.
 
         11 Vgl. AA/DRK/BMVg (Hrsg.), Dokumente zum humanitären Völkerrecht, Sankt Augustin 20163.
 
         12 Vgl. zum Beispiel Unterrichtung durch den Wehrbeauftragten, Jahresbericht 2017, 20.2.2018, Bundestags-Drucksache (BT-Drs.) 19/700, S. 81. Zur Bedeutung der Rechtsausbildung vgl. auch den Jahresbericht 2022, 28.2.2023, BT-Drs. 20/5700, S. 103f.
 
         13 Siehe hierzu die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke, 25.8.2023, BT-Drs. 20/8118, S. 6.
 
         14 Vgl. Holger Zetzsche, Die Rechtspflege der Bundeswehr im 21. Jahrhundert, in: ders./Stefan Weber (Hrsg.), Recht und Militär, Baden-Baden 2006, S. 179–192, hier S. 192.
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          ANDREAS KÖTZING
 
           VOM „WIR“ ZUM „ICH“. PLÄDOYER FÜR EIN ENDE PAUSCHALER OSTDEUTSCHLAND-DEBATTEN 
 
          Die ständigen Debatten über Ostdeutschland haben inzwischen etwas Ermüdendes. Sie drehen sich weitgehend im Kreis, weil sie mit pauschalen Argumenten geführt werden und die Vielfalt ostdeutscher Lebenswege negieren. Zeit, vom „Wir“ zum „Ich“ zu kommen.
 
        
 
         
          STEFFEN MAU
 
           AUSGEBREMSTE DEMOKRATISIERUNG 
 
          Genau in dem Moment, als sich die Ostdeutschen als politische Subjekte erfanden und Foren der Aushandlung gesellschaftlicher Verhältnisse entstanden, setzte mit der Weichenstellung in Richtung Wiedervereinigung eine starke Entpolitisierung ein. Das wirkt bis heute nach.
 
        
 
         
          RAJ KOLLMORGEN · JAN SCHALLER
 
           VON DER EXKLUSION ZUR ENTFREMDUNG? REALITÄTEN UND FOLGEN DER UNTERREPRÄSENTATION OSTDEUTSCHER IN DEN ELITEN SEIT 1990 
 
          Ostdeutsche haben zu Beginn des Vereinigungsprozesses eine deutliche Marginalisierung in der Elitenrekrutierung erfahren, eine Verbesserung hat seitdem nur teilweise eingesetzt. Distanzierung von der Demokratie lässt sich damit aber nicht erklären.
 
        
 
         
          UTA BRETSCHNEIDER
 
           „TROTZDEM HEIMAT“. OSTDEUTSCHE IDENTITÄTEN ZWISCHEN TROTZ UND AUFBRUCH 
 
          „Die“ Ostdeutschen gibt es ebenso wenig wie „den“ Osten. Trotzdem steht außer Frage, dass das Ende der DDR und die für viele schwierigen Transformationsprozesse bis heute die Menschen prägen. Helfen könnte ein aufgeschlossenes, reflektiertes „Ostbewusstsein“.
 
        
 
         
          HANNAH KATINKA BECK · ETIENNE HANELT · VANESSA WINTERMANTEL
 
           WAS WÄRE, WENN …? ZUR VERWUNDBARKEIT DER DEMOKRATIE IN THÜRINGEN 
 
          Weltweit gefährden autoritär-populistische Parteien Demokratie und Rechtsstaat. Das Thüringen-Projekt untersucht, inwiefern ein solches Szenario nach den kommenden Landtagswahlen auch in Thüringen drohen könnte, diskutiert am Beispiel der Bildungspolitik.
 
        
 
         
          KATRIN GROẞMANN
 
           GEFÄHRLICHE ENTPOLITISIERUNG. WARUM PERIPHERISIERUNG DER EXTREMEN RECHTEN IN DIE HÄNDE SPIELT 
 
          Dass sich rechtsextremes Gedankengut ausbreitet, hat auch mit der als „natürlich“ hingenommenen Peripherisierung ganzer Landstriche zu tun. Dringend erforderlich ist eine neue Regionalpolitik, die Ressourcen und Macht vom Zentrum in die Peripherie umverteilt.
 
        
 
         
          DANIEL KINDERMAN
 
           WELTOFFENES SACHSEN. RECHTSPOPULISMUS ALS HERAUSFORDERUNG FÜR DIE WIRTSCHAFT 
 
          Rechtspopulismus ist eine Herausforderung für die Wirtschaft, auch und besonders in Ostdeutschland. Der Verein „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ tritt für die liberale Demokratie ein – aus unternehmerischem Eigeninteresse und staatsbürgerlicher Verantwortung.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        35 Jahre nach der Friedlichen Revolution im Herbst 1989 hat die Bundesregierung erstmals einen „Gleichwertigkeitsbericht“ veröffentlicht, der Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Lebensverhältnisse in Deutschland erfassen und abbilden soll. Auf Basis objektiver Indikatoren und subjektiver Einschätzungen zeichnet er ein Bild regionaler Entwicklung, das sehr viel differenzierter ist, als es die öffentliche Diskussion mitunter vermuten lässt. Zwar zeigen die Daten für viele sozioökonomische und gesellschaftliche Bereiche nach wie vor erhebliche Unterschiede zwischen Ost und West, zugleich wird aber auch deutlich, dass merkliche Angleichungsprozesse stattgefunden haben. Strukturschwache und -starke Regionen in Ost- und Westdeutschland weisen zuweilen mehr Gemeinsamkeiten auf als geografisch benachbarte Gebiete, manche der vermeintlichen Ost-West-Unterschiede sind eher solche zwischen Zentrum und Peripherie.
 
        Weshalb aber halten sich dann Debatten über die Ungleichheit zwischen Ost und West so hartnäckig? Neben den nach wie vor vorhandenen – und wohl auch nicht so schnell verschwindenden – objektiven Unterschieden scheinen vor allem subjektive Perzeptionen, Identitätsfragen und auch Abwertungserfahrungen eine Rolle zu spielen. Der in mancherlei Hinsicht unbefriedigend verlaufene Einigungsprozess wirkt hier ebenso nach wie die noch immer verbreitete Ignoranz vieler Westdeutscher gegenüber ostdeutschen Lebensrealitäten, die Nichtanerkennung ostdeutscher Lebensläufe oder die pauschale „Zwangskollektivierung“ Ostdeutscher, sobald etwas „im Osten“ kritikwürdig erscheint.
 
        Allzu schnell gerät dann aus dem Blick, dass es „den Osten“ genauso wenig gibt wie „den Westen“ – und viele gesellschaftliche Entwicklungen nach 1989 nur wenig mit der DDR und ihrem Erbe zu tun haben. Die Wahl rechtspopulistischer Parteien etwa ist weder ein ostdeutsches Phänomen noch handelt es sich dabei um das Wahlverhalten einer Mehrheit. Dass die Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg im Herbst 2024 gleichwohl besondere Aufmerksamkeit erregen, hat mit Ermüdungserscheinungen der Demokratie zu tun, die uns alle angehen – in Ost wie West.
 
         Sascha Kneip 
 
      

       
        ESSAY
 
        VOM „WIR“ ZUM „ICH“
 
        Plädoyer für ein Ende pauschaler Ostdeutschland-Debatten
 
         Andreas Kötzing 
 
        Ich bin Ostdeutschland-Debatten leid. Und das, obwohl mich das Thema eigentlich sehr interessiert – nicht nur, weil ich zur DDR-Erinnerungskultur forsche, sondern auch, weil ich selbst im Osten aufgewachsen bin, wenn auch nur die ersten zehn Jahre meines Lebens. Die aktuellen politischen Entwicklungen sind zweifelsohne beunruhigend, vor allem die wachsende Skepsis gegenüber der Demokratie und der hohe Zuspruch für populistische Parteien in großen Teilen der ostdeutschen Bevölkerung. Zugleich gibt es zahlreiche Menschen, die sich politisch engagieren, sich für eine vielfältige Gesellschaft einsetzen und dabei dringend öffentliche Unterstützung benötigen. In der Diskussion über „den Osten“ spielen sie jedoch meist nur eine untergeordnete Rolle.
 
        Die ständigen Debatten über Ostdeutschland haben inzwischen etwas Ermüdendes. Sie drehen sich im Kreis, weil sie wieder und wieder mit pauschalen Argumenten geführt werden. Anstatt die Vielfalt ostdeutscher Lebenswege zu betonen und widersprüchliche Erinnerungen an die DDR zuzulassen, gehen die Debatten meist von einer kollektiven Vorstellung aus, in der alle Menschen aus Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen zu einer homogenen Gruppe verschmelzen: den Ostdeutschen. Das gilt für klischeehafte Fremdzuschreibungen aus dem Westen, in denen die Menschen im Osten als „irgendwie anders“ gelten, ohne dass man sich konkret für die Lebensrealität vor Ort interessieren würde. Das gilt aber genauso für die trotzig-stolzen Selbstbehauptungen vieler Ostdeutscher, die von sich selbst gern in der Mehrzahl sprechen („Wir Ostdeutschen“) und die Verantwortung für die politischen Probleme vor ihrer eigenen Haustür lieber bei anderen suchen: bei „denen da oben“, „dem Westen“ oder noch plumper: „den Migranten“. Pauschale Vergemeinschaftungen der Ostdeutschen nützen niemandem. Im Gegenteil, sie sind Teil des Problems. Aus dem Dilemma der Pauschalisierung gibt es nur einen Ausweg: Meinungsdebatten über Ostdeutschland müssen konsequent aus einer individuellen und differenzierten Perspektive geführt werden, sonst werden sie auch in Zukunft keinen Schritt weiterführen.
 
        Um nicht missverstanden zu werden: Selbstverständlich kann man in soziologischen Untersuchungen und statistischen Erhebungen Einstellungen erkennen, die im Osten weiter verbreitet sind als im Westen, wie zuletzt etwa an den Wahlergebnissen der Europawahl im Juni 2024 abzulesen war. Und es wäre naiv, die nach wie vor bestehenden sozialen und ökonomischen Ungleichheiten zwischen Ost und West zu leugnen. Auch gibt es gute Gründe dafür, warum sich bestimmte Unterschiede in näherer Zukunft kaum verringern werden. 01  Dennoch ist „der Osten“ kein einheitlicher Raum. Es gibt gravierende Unterschiede etwa zwischen Stadt und Land und vor allem zwischen den Generationen. Viele der Probleme, die mit „dem Osten“ verknüpft werden, weil sie dort gehäuft auftreten, sind keine ausschließlichen Probleme des Ostens und müssen in ihrer Komplexität wahrgenommen werden. Wissenschaftlich fundierte Untersuchungen zeigen das seit Langem, aber sie finden in der medialen Diskussion selten Gehör.
 
        Die Vorstellung von einem „einheitlichen Osten“ oder von einer „ostdeutschen Identität“ wird vollends diffus, wenn man sich vergegenwärtigt, wie viele jüngere Menschen im Osten aufgewachsen sind, deren Eltern aus dem Osten und/oder dem Westen stammen, Migrationserfahrung haben oder aus dem Osten in den Westen gezogen und wieder zurückgekehrt sind. Jeder Versuch, „ostdeutsch“ zu definieren, stößt zwangsläufig an Grenzen, weil es sich um eine Konstruktion handelt, die von Verallgemeinerungen ausgeht. Wie wichtig es ist, individuelle Perspektiven zu betonen, anstatt „den Osten“ als Ganzes erklären zu wollen, zeigt sich beim Blick auf die jüngsten Ostdeutschland-Debatten, die nicht nur ergebnislos geblieben sind, sondern den Diskurs sogar zurückgeworfen haben.
 
        UNPRODUKTIVER STREIT
 
        Auslöser dieser jüngsten Diskussionen über Ostdeutschland waren neue Publikationen. Besonders hitzig geriet der Streit über die populären Sachbücher des Literaturwissenschaftlers Dirk Oschmann und der Historikerin Katja Hoyer. 02  Aber auch Romane wie „Die Möglichkeit von Glück“ von Anne Rabe, „Gittersee“ von Charlotte Gneuß oder zuletzt die Verleihung des Booker-Preises an Jenny Erpenbeck für ihren Roman „Kairos“ zogen Auseinandersetzungen über die Deutung der DDR-Vergangenheit oder die gesellschaftlichen Entwicklungen in Ostdeutschland nach sich. Doch keine dieser Debatten setzte neue Impulse. Die Diskussionen wirkten eher wie ein Rückfall in die 1990er Jahre. Sie waren geprägt von einem Schwarz-Weiß-Denken, in dem sich Pro- und Contra-Haltungen unversöhnlich gegenüberstanden.
 
        Mitunter trugen die Autorinnen und Autoren selbst dazu bei, dass die Debatten über ihre Bücher wenig produktiv verliefen. Dirk Oschmann etwa verzichtete in seinem lauten Buch bewusst auf alle Zwischentöne, indem er westlichen Klischees über „den Osten“ eine ebenso plakative Sicht auf „den Westen“ gegenüberstellte. Neu waren viele seiner Thesen nicht; andere Autorinnen und Autoren hatten sie nur differenzierter und weniger polemisch vorgetragen. Wenngleich Oschmann zu Recht bestehende soziale Ungleichheiten zwischen Ost und West zurück ins öffentliche Bewusstsein rückt, bleibt unterm Strich doch eine stark überzeichnete Sicht auf komplexe Probleme, in der „die Ostdeutschen“ nur als fremdbestimmte Opfergruppe in Erscheinung treten, nicht als Akteure ihrer eigenen Geschichte. Die einfache Erzählung vom „bösen Westen“, der den „armen Osten“ nach 1990 erst ausgebeutet und dann unterdrückt und marginalisiert hat, um sich selbst aufzuwerten, war vor allem beim älteren Publikum im Osten immens erfolgreich: Mit über 170000 verkauften Exemplaren zählt das Buch zu den populärsten Sachbüchern der vergangenen Jahre. Und doch bleibt fraglich, ob die Debatte zu einer differenzierteren Sicht auf „den Osten“ beigetragen oder nicht eher bestehende Gräben weiter vertieft hat. Konkrete Lösungsansätze sucht man in dem Buch jedenfalls vergebens.
 
        Ähnlich unproduktiv verlief auch die Debatte über Katja Hoyers Buch „Diesseits der Mauer“, das zunächst in Großbritannien veröffentlicht wurde und kurze Zeit später in Deutschland erschien. Begleitet wurde die Publikation von einer massiven Werbekampagne in den sozialen Medien, wo das Buch als „bahnbrechend neuer Blick“ auf die DDR-Geschichte vermarktet wurde. Der Versuch der Autorin, eine Art Alltagsgeschichte der DDR „von unten“ zu erzählen, war jedoch weder besonders originell noch übermäßig wissenschaftlich fundiert. Schon ein flüchtiger Blick ins Literatur- und Quellenverzeichnis zeigt, dass Hoyer weder den umfangreichen Forschungsstand zur DDR-Geschichte zur Kenntnis genommen noch neue Archivbestände ausgewertet hat. Für eine inhaltliche Fachdebatte war das Buch damit irrelevant. Nichtsdestotrotz wurde in feuilletonistischen Beiträgen emotional über die Inhalte gestritten. Dabei ging es jedoch eher um die Frage, ob Hoyers „pastellfarbener“ Blick auf die Vergangenheit als authentisches DDR-Bild gelten könne – und weniger um die fachlichen Mängel des Buches, an denen die sachlichen Rezensionen keinen Zweifel ließen. 03  
 
        Überraschend an den Büchern von Oschmann und Hoyer war daher nicht ihr Inhalt, sondern vielmehr die Tatsache, dass überhaupt so intensiv und kontrovers über sie gestritten wurde. Speziell im Fall von Katja Hoyers Buch verweist die Emotionalität der Debatte auf ein bekanntes Muster, das den Streit um die DDR-Erinnerung seit Jahren begleitet. Der Historiker Martin Sabrow hat bereits 2009 drei konkurrierende Erinnerungslandschaften im Umgang mit der DDR-Vergangenheit beschrieben, die bis heute den Diskurs prägen und sich unversöhnlich gegenüberstehen: das Diktaturgedächtnis, das Arrangementgedächtnis und das Fortschrittsgedächtnis. 04  Während im Rahmen des Diktaturgedächtnisses vor allem an Unfreiheit, Repression und Unterdrückung im Kontext des SED-Regimes und dessen Überwindung durch die Friedliche Revolution 1989 erinnert wird, betont das Arrangementgedächtnis ambivalente Erfahrungen jenseits staatlicher Bevormundung. Dabei wird die Diktatur zwar nicht geleugnet, aber zugleich die Eigenständigkeit eines unpolitischen Alltagslebens in der DDR betont. Das Fortschrittsgedächtnis wiederum erinnert an die DDR als sozialistische Alternative zum westlichen Kapitalismus, indem soziale Errungenschaften wie die Gleichstellung von Mann und Frau, gerechtere Wirtschaftsverhältnisse oder ein Bildungssystem mit besseren Aufstiegschancen für Arbeiterkinder in den Mittelpunkt der Erinnerung rücken.
 
        Die Konflikte zwischen diesen Erinnerungslandschaften haben sich im Zuge der jüngsten Ostdeutschland-Debatten weiter verhärtet, wie es scheint. Bezeichnend dafür ist, dass einzelne Erfahrungen immer wieder generalisiert werden, so als gäbe es nur eine richtige Sicht auf Ostdeutschland, die alle anderen ausschließt. Für Differenzierungen und ambivalente Einschätzungen bleibt dabei wenig Raum. Sehr gut konnte man dies auch im Kontext der Diskussion über Anne Rabes Roman „Die Möglichkeit von Glück“ beobachten. Rabe erzählt darin die beklemmende Geschichte einer Mutter-Tochter-Beziehung in der DDR, die von psychischer und physischer Gewalt geprägt ist. Die innerfamiliären Konflikte beeinflussen das Leben der Tochter bis weit in die Gegenwart. Literarisch zählt der Roman zu den bewegendsten DDR-Erzählungen der vergangenen Jahre, problematisch waren jedoch die Versuche, auf Basis der fiktional erzählten Geschichte generelle Rückschlüsse auf die gesellschaftlichen Entwicklungen in den 1990er Jahren in Ostdeutschland zu ziehen oder gar die rechtsextremen Gewaltausbrüche der Nachwendezeit zu erklären. Die Debatte, die auf eine Verallgemeinerung individueller Erfahrungen hinauslief, verkürzte das Leben in der DDR auf emotionale Kälte innerhalb der Familien, ohne danach zu fragen, inwiefern solche Erlebnisse überhaupt spezifisch für die SED-Diktatur gewesen sind. War häusliche Gewalt im Westen zur gleichen Zeit weniger stark ausgeprägt? Vergleichende Perspektiven wären dringend nötig gewesen, um eigenständige Entwicklungen in der DDR und ihre Auswirkungen in der Nachwendezeit beschreiben zu können, aber diese kamen in der Diskussion über den Roman überhaupt nicht vor.
 
        VIELFALT OHNE GEHÖR
 
        Die Debatten über die Sachbücher von Oschmann und Hoyer oder Rabes Roman blieben am Ende ergebnislos, weil die Autorinnen und Autoren komplexe Antworten scheuten und die Kritiker häufig ihrerseits pauschal dagegen argumentierten. Offenkundig bedingt die Eigendynamik der medialen Berichterstattung, dass plakative Ansichten besonders viel Gehör finden. Dirk Oschmann hat sogar selbst darauf hingewiesen, dass er mit einer ausgewogeneren Argumentation in der Öffentlichkeit wohl untergegangen wäre. 05  Daraus jedoch den Schluss zu ziehen, in Zukunft möglichst kontrovers und undifferenziert zu diskutieren, um auf diese Weise mehr mediale Aufmerksamkeit zu erzielen, kann nicht die Lösung sein. Lautstärke ersetzt keine Argumente.
 
        Die Selbstbezogenheit medialer Debatten – jemand empört sich, jemand anderes empört sich zurück – ist jedoch nur ein Grund dafür, dass die Ost-West-Diskussionen zuletzt keinen Schritt vorangekommen sind. Es liegt auch daran, dass die vielfältig vorhandenen Erkenntnisse aus der DDR- und Transformationsforschung zu wenig Eingang in den öffentlichen Diskurs finden. Es mangelt nicht an wissenschaftlichen Studien, die sich um einen differenzierten und multiperspektivischen Blick auf die widersprüchlichen Lebensrealitäten im Osten bemühen, gerade von jüngeren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. 06  Sie werden jedoch zu selten außerhalb einer interessierten Fachöffentlichkeit wahrgenommen. Von einem gravierenden Vermittlungsproblem zu sprechen, wäre noch maßlos untertrieben. Das hat nicht zuletzt mit der inneren Funktionslogik wissenschaftlichen Arbeitens zu tun, wo es zwar viel Anerkennung für Aufsätze in Peer-Review-Fachzeitschriften und für internationale Drittmittelakquise gibt, nicht aber für den dringend notwendigen Wissenstransfer mit niedrigschwelligen Veranstaltungsformaten jenseits klassischer Vorträge. Es verwundert daher nicht, dass nur wenige Kolleginnen und Kollegen sich ernsthaft darum bemühen, ihre Forschungsergebnisse auch dort zu vermitteln, wo sie viel dringender gehört werden müssten: im nichtakademischen Umfeld.
 
        Dass es sehr wohl möglich ist, differenzierter über Entwicklungen in Ostdeutschland zu sprechen, beweisen die zahlreichen Initiativen, die sich seit einigen Jahren in diesem Bereich engagieren, wie zum Beispiel die Netzwerke „Dritte Generation Ost“ und „Wir sind der Osten“. In diesen Kontext gehören auch die Veröffentlichungen von jüngeren Autorinnen und Autoren in den vergangenen Jahren. Auch wenn sie nicht immer ein Massenpublikum erreichen, erscheinen sie besonders vielversprechend, weil sie unbefangener und vorurteilsfreier mit der Geschichte und Gegenwart im Osten umgehen, ohne die DDR zu romantisieren oder politische Probleme zu verharmlosen. Die erfolgreichen Romane von Lukas Rietzschel, Daniel Schulz, Hendrik Bolz, Paula Irmschler oder Manja Präkels 07  zeigen ebenso wie die populären Sachbücher von Johannes Nichelmann oder Valerie Schönian, 08  dass individuelle Erzählperspektiven mit komplexen Deutungen möglich sind, ohne starre Ost-West-Klischees zu bedienen.
 
        Mittlerweile gibt es auch eine Reihe von jüngeren Regisseurinnen und Regisseuren, die im Osten aufgewachsen sind und in ihren Filmen persönliche Geschichten erzählen, die im Hier und Jetzt spielen und zugleich auf widersprüchliche Entwicklungen vor und nach 1989/90 Bezug nehmen. Bei einer Filmreihe in Leipzig mit dem Titel „Ein anderer Kino-Osten“ waren kürzlich zum Beispiel Annika Pinske („Alle reden übers Wetter“, 2019), Jonas Walter („Tamara“, 2023), Sarah Blaßkiewitz („Ivie wie Ivie“, 2021), Janin Halisch („Sprich mit mir“, 2023) und Max Gleschinski („Alaska“, 2023) zu Gast, die in den 1980er beziehungsweise 1990er Jahren aufgewachsen sind. 09  Bemerkenswert an ihren Filmen ist, dass ihre Geschichten zwar im Osten spielen, aber nicht mehr vordergründig „ostdeutsch“ sind. Es sind keine Filme über „den Osten“, die ein spezifisches Thema behandeln, sondern autobiografisch geprägte Geschichten, die indirekt die Frage aufwerfen, inwiefern es noch einen spezifisch ostdeutschen Erzählhintergrund gibt.
 
        Den Alltagsrassismus, den etwa Sarah Blaßkiewitz in „Ivie wie Ivie“ am Beispiel zweier afrodeutscher Halbschwestern thematisiert, gibt es zweifellos auch in westdeutschen Regionen. Auch das kulturelle Gefälle zwischen Großstadt und ländlichen Gegenden, das in „Alle reden übers Wetter“ aufscheint, findet sich in ähnlicher Form auch im Westen. Beide Phänomene sind im Osten aber stärker ausgeprägt. Schaut man genauer hin, dann fallen in den Filmen zudem interessante Schnittmengen auf, etwa die Sprachlosigkeit zwischen den in der Nachwendezeit aufgewachsenen Hauptfiguren einerseits und ihren Eltern andererseits, die diese Zeit zwangsläufig anders erlebt haben. Das gilt umso mehr für den fehlenden Austausch über die Erfahrungen in der DDR, den man als Subtext in allen Filmen spüren kann. In mehreren Geschichten sind zudem die Väterfiguren abwesend, was vielleicht nur ein Zufall ist, aber vielleicht auch ein indirekter Verweis darauf, dass die Umbrüche der Nachwendezeit, die an nahezu keiner ostdeutschen Familie spurlos vorübergegangen sind, häufiger von den Frauen allein geschultert werden mussten, weil Ehen in die Brüche gingen oder Männer generell größere Schwierigkeiten hatten, den gesellschaftlichen Wandel anzunehmen.
 
        ANDERES SPRECHEN
 
        Die erwähnten Filme zeigen einen Weg auf, der wegführt von den stereotypen Blicken auf „den Osten“, hin zu einem individuellen Erzählen, das unterschiedliche Wahrnehmungen nicht gegeneinander ausspielt, sondern Widersprüche zulässt. Sie brechen die Vorstellung kollektiver Lebenswege auf zugunsten einer persönlichen Perspektive, in denen sich gesellschaftliche Entwicklungen nicht krampfhaft spiegeln müssen. In den Publikumsgesprächen im Anschluss an die Filme zeigte sich gleichwohl, dass es bei vielen Zuschauerinnen und Zuschauern spontane Assoziationen und Verbindungen zu eigenen Erfahrungen gab.
 
        Vielleicht ist es naiv, sich generell einen ähnlich differenzierten Diskurs für zukünftige Debatten über Ostdeutschland zu wünschen, aber es scheint der einzige Weg zu sein, um billiges Ost-Bashing ebenso zu überwinden wie eine selbstgerechte Ostidentifikation, die die Fehler nur bei anderen sucht. Die nächsten Debatten werden kommen, spätestens nach den anstehenden Landtagswahlen im Herbst 2024. Aber vielleicht gelingt es ja, diese nicht wieder in den gleichen Schneisen versanden zu lassen. Wer auch immer öffentlich über oder für „die Ostdeutschen“ spricht, sollte sagen, welchen Teil der Bevölkerung er oder sie konkret meint. Alles andere führt nur zu pauschalen Urteilen. Noch mehr Talkshows, die dem Publikum erklären, warum „der Osten anders tickt“, braucht niemand. Politische Empörung, die die Erfolge der AfD auf „den Osten“ reduziert, ohne Gemeinsamkeiten und Unterschiede mit anderen Regionen im Westen und generell in Europa zu betrachten, macht es sich viel zu leicht. Mit den Nachwirkungen der SED-Diktatur kann man jedenfalls schwerlich den Aufstieg rechtspopulistischer Bewegungen in Italien, Frankreich oder den Niederlanden erklären.
 
        Nicht nur im Diskurs über Ostdeutschland, auch im Umgang mit der DDR-Vergangenheit führt kein Weg daran vorbei, Widersprüche auszuhalten und unterschiedliche Erinnerungen zuzulassen. Bei einem Land, das seinerzeit 16 Millionen Einwohner zählte, wäre es unsinnig, davon auszugehen, dass es nur die eine „richtige“ Erinnerung an das Leben in der DDR gibt, auf die sich alle verständigen können. Die starren, aber öffentlich dominanten Prämissen des „Diktaturgedächtnisses“ stoßen jedenfalls schon lange an ihre Grenzen, weil sie der Lebenswirklichkeit vieler Menschen zur Zeit der DDR nicht gerecht werden. Parallel lässt sich seit Jahren eine neue und erschreckende Verklärung des Alltags beobachten, bei der die DDR immer schöner wird, je länger sie zurückliegt. Um beides aufzubrechen, müssen auch hier „Zwangskollektivierungen“ vermieden werden. Anders als eine wissenschaftliche Analyse bleibt jede Erinnerung immer subjektiv. Wer daher von „Wir“ oder von „Uns“ spricht, aber seine eigene Geschichte meint, macht schon einen Fehler. Es braucht den Mut, „Ich“ zu sagen. Sonst bleibt alles Sprechen über „den Osten“ ein zielloses Unterfangen.
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        AUSGEBREMSTE DEMOKRATISIERUNG
 
         Steffen Mau 
 
        Die DDR war ein gängelndes und kontrollierendes Regime, das nicht über die Grundausstattung demokratischer Gesellschaften verfügte und seinen Bürgern wesentliche Mitwirkungsmöglichkeiten vorenthielt. Daher konnte sich – wenig überraschend – auch kein gelebtes Repertoire der demokratischen Beteiligung ausbilden. Erst in der Phase seines Ablebens emanzipierten sich die Bürger vom bevormundenden Staat und forderten auf der Straße Meinungsfreiheit und Demokratisierung ein, was schließlich in die erste und letzte freie Wahl der Volkskammer am 18. März 1990 mündete. Schon diese Wahl stand unter starkem Einfluss der Bonner Parteizentralen, die wie im Zeitraffer enge Verbindungen zu Alt- und Neuparteien der DDR aufbauten und diese durch Wahlkampfhilfe massiv förderten. Der erdrutschartige Sieg der von Helmut Kohl unterstützten Allianz für Deutschland – ein Bündnis der Ost-CDU, der Deutschen Sozialen Union (DSU) und des Demokratischen Aufbruchs (DA) in der rechten Mitte des Parteienspektrums – stattete die letzte Regierung der DDR mit einem starken Mandat aus, um die Weichen in Richtung Wiedervereinigung zu stellen.
 
        Allerdings haben die eklatanten ökonomischen und politischen Schwächen der dem Untergang geweihten DDR dazu geführt, dass ihre Repräsentanten als Sachverwalter der Interessen der ostdeutschen Bevölkerung nur wenig Einfluss auf die weitere Entwicklung nehmen konnten. Hatte die DDR-Gesellschaft eben noch „in großer Vielfalt, Kreativität und Unübersichtlichkeit [über] ihre zukünftige Demokratie“ 01  verhandelt und erfreuten sich basisdemokratische Vorstellungen großer Beliebtheit, kam dieser Aufbruch bald an ein abruptes Ende. Die Volkskammerwahl im März 1990 war dadurch weniger eine politische Willensbekundung in der DDR als vielmehr eine gegen die DDR.
 
        Diese Willensbekundung zur schnellen Einheit führte jede weiter gehende, auf die Neugestaltung politischer Strukturen gerichtete Form der kollektiven Selbstregierung ad absurdum, weil die Entscheidungsspielräume der Akteure dramatisch schrumpften – wofür auch die massenhafte Abwanderung und die tiefe ökonomische Krise der DDR sorgten. Außerdem wurden entsprechende Versuche von den Imperativen des Wiedervereinigungssogs überlagert. Der Soziologe Claus Offe hat einmal sehr anschaulich von der „Selbstauslieferung der realsozialistischen Konkursmasse“ gesprochen. 02  In diesem Bild übernehmen die Bundesrepublik und ihr Spitzenpersonal die Rolle der Konkursverwalter, die Ostdeutschen sind die bedürftigen Empfänger von Hilfe und Zuwendung, die selbst nur noch begrenzte Entscheidungsmacht ausüben. Der Einigungsvertrag mag aus Sicht der Verhandlungsführer das Beste gewesen sein, was man in der damaligen Situation und unter dem Druck der zeitlichen Abläufe bewerkstelligen konnte. Dennoch entlässt einen eine solche Feststellung nicht aus der Verantwortung, die Effekte der Art und Weise der Wiedervereinigung für die spätere Entwicklung in Ostdeutschland zu reflektieren.
 
        Man kann den Übergang von der friedlichen Revolution zur deutschen Einheit als ausgebremste Demokratisierung interpretieren: Genau in jenem Moment, als sich die Ostdeutschen als politische Subjekte erfanden, in dem Foren der Aushandlung gesellschaftlicher Verhältnisse entstanden und sich eine Sprache herausbildete, mit der Interessen sich ausdrücken sowie formieren ließen, setzte mit der Weichenstellung in Richtung Wiedervereinigung eine starke Entpolitisierung ein. Hier ergab sich eine Verriegelungssituation, die alternative Optionen von vornherein ausschloss. Weder mutete man der alten Bundesrepublik zu, über die eigenen Gewissheiten sowie Besitzstände Rechenschaft abzulegen und im Einigungsprozess ebenfalls zu einem neuen politischen Bewusstsein zu kommen, noch gab man den Ostdeutschen zu verstehen, es handele sich um mehr als einen Beitritt zum institutionellen sowie rechtlichen Regelwerk der BRD und auch ihre Vorstellungen über das Wie der neuen Gemeinschaft seien gefragt. Trotz des Aufbruchs der friedlichen Revolution und trotz der Schaffung demokratischer Strukturen im letzten Jahr der DDR blieben ostdeutsche Impulse zu einer gesamtdeutschen Weiterentwicklung der Demokratie letztlich äußerst begrenzt. Es mangelte damals sowohl am politischen Willen als auch an der sozialen Fantasie, sich den „Aufbau Ost“ anders denn als einen „Nachbau West“ vorzustellen.
 
        Dementsprechend weitete sich die Bundesrepublik in der Fläche aus und inkorporierte die DDR, ohne größere Berücksichtigung der dort gewachsenen Strukturen und Mentalitäten. Manche sprechen recht drastisch von einer „Übernahme“, 03  angemessener ist vielleicht der Ausdruck eines „ready-made state“, 04  der in den Osten transferiert wurde. Beide Begriffe implizieren einen politischen Subjektverlust, da die Eigenleistungen der lokalen Akteure nur noch insoweit gefragt waren, als es darum ging, im Osten das im Westen bereits Vorhandene und Erprobte umzusetzen. Die Bundesrepublik – besser: die dortigen Parteien und das politisch-administrative System – bemühte sich, basisdemokratische Experimente oder neue (unkonventionelle) Formen der Partizipation wie etwa die Runden Tische zurückzudrängen. Sie galten schlichtweg als nicht kompatibel und dysfunktional, als störende Fremdkörper, um die es nicht weiter schade sei. Die Angst vor Eigen- oder Sonderstrukturen oder vor möglichen Rückwirkungen auf die Bundesrepublik-West war erheblich.
 
        ZWISCHEN OHNMACHTSGEFÜHL UND AUTOPILOT
 
        Die primäre ostdeutsche Erfahrung der damaligen Zeit bestand darin, dass die politisch Mächtigen, diskursiv Einflussreichen und ökonomisch Potenten plötzlich nicht mehr in Ostberlin, sondern im Westen der Republik saßen. Der Schwerpunkt der Einflussmacht verlagerte sich, was im Osten zu einem Gefühl der Verohnmächtigung führte, ja führen musste, das sich über die Zeit verfestigt hat. Die Art und Weise, wie alle Anläufe, den Einigungsvertrag in Teilen noch einmal aufzuschnüren oder gesamtdeutsche institutionelle Lernprozesse zu ermöglichen, abgeschmettert wurden, spricht hier Bände. Mit Abschluss des Einigungsvertrages vollzog sich der weitere Prozess im Autopilotmodus. Die einmal getroffenen Regelungen galten als sakrosankt – auch noch im Rückblick irritierend, wenn man bedenkt, wie stark die Politik heutzutage auf die Straße reagiert, etwa auf Forderungen nach einer Verschärfung der Migrationspolitik oder auf Proteste von Landwirten. Die Massenkundgebungen gegen die Treuhand, die 35000 Werftarbeiter, die im Februar 1991 auf den Rostocker Straßen demonstrierten, oder der wochenlange Hungerstreik der Kali-Kumpel in Bischofferode 1993 hatten jedenfalls keine vergleichbaren Wirkungen. Der Eindruck, überrollt oder übernommen zu werden und an Handlungsmacht einzubüßen, stellte sich bei vielen ein, interessanterweise auch bei jenen, die im Herbst 1989 nach den Jahren der Stagnation und Unmündigkeit euphorisch aufgesprungen und zu neuen Ufern aufgebrochen waren.
 
        Bei manchen gipfelte dies im an den Westen gerichteten Vorwurf einer Kolonialisierung des Ostens, der bei näherem Hinsehen aber nicht weit trägt, weil die Ostdeutschen sich mit dem Schritt in die Wiedervereinigung freiwillig und sehenden Auges ihrer Entscheidungsautonomie beraubt und sich auch demografisch zu einer Minderheit in einem größeren Ganzen mit eigenen Spielregeln, anderen handelnden Personen und „fremden“ institutionellen Arrangements gemacht hatten. Man kann dies als Form der Selbstentmachtung in unmittelbarer zeitlicher Nähe zur Selbstermächtigung im Herbst 1989 interpretieren, mit weitreichenden und damals noch nicht vollständig absehbaren Folgen für das Selbstwertgefühl der Ostdeutschen sowie für Erfahrungen politischer Selbstwirksamkeit.
 
        Häufig wird für die Zeit nach 1989 der Vergleich mit der Neubegründung der Demokratie in der Bundesrepublik nach 1945 gezogen, mit der von den Amerikanern „geschenkten“ liberalen Ordnung, die sich bis heute als erfolgreich und stabil erweist. Man vergisst dabei oft, dass sich die DDR-Gesellschaft vom Herbst 1989 bis zur Wiedervereinigung ein Jahr später im Inneren bereits demokratisiert hatte, ehe sie das Politikmodell der Bundesrepublik übernahm. Noch entscheidender aber ist: Die Demokratisierung der BRD wurde ab den frühen 1950er Jahren von einem unerwarteten und rapiden ökonomischen Aufschwung begleitet – dem sogenannten Wirtschaftswunder –, welcher die Menschen gewissermaßen in die Demokratie „hineinkaufte“. Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR erweiterten sich zwar die Konsummöglichkeiten, gleichzeitig machten jedoch große Teile der Bevölkerung die Erfahrung von Arbeitslosigkeit, Deindustrialisierung und beruflicher Deklassierung. So sind diese zwei politischen Wege in die Demokratie bei näherem Hinsehen mit zwei ungleichen wirtschaftlichen Flugbahnen verknüpft. Wir wissen nicht, ob die Demokratisierung auch in der alten Bundesrepublik einen so erfolgreichen Verlauf genommen hätte, wäre sie nicht durch eine sehr positive wirtschaftliche Entwicklung flankiert und gestützt worden.
 
        Die Aufwallung patriotischer Gefühle im Zuge der Wiedervereinigung kann in gewisser Hinsicht als Ersatzlegitimierung angesehen werden. Es kam, wie ich an anderer Stelle geschrieben habe, zu einer „Unternutzung des demokratischen Potenzials der friedlichen Protestbewegung“ und zu einer „Übernutzung des nationalen Potenzials politischer Mobilisierung“. 05  Viel zu wenig haben die Verantwortlichen damals daran gedacht, dass man den Einsatz und die Selbstwirksamkeitserfahrungen der Ostdeutschen selbst braucht, um die Demokratie mit Leben zu füllen. Die Beweggründe dafür sind auch aus heutiger Sicht noch teilweise nachvollziehbar: Einerseits traute das politische Establishment des Westens den Akteuren vor Ort oft nicht den notwendigen Veränderungswillen zu und sah starke Beharrungskräfte am Werk, etwa in Form alter Seilschaften. Andererseits galt es, die Institutionen und Organisationen – Hochschulen, das Justizwesen und anderes mehr – auf bundesrepublikanische Standards zu trimmen.
 
        Sozialstrukturell hingegen fand die angesprochene Überschichtung der ostdeutschen Gesellschaft durch westdeutsches Führungspersonal statt. Die Ostdeutschen waren Lernende und Anfänger in Sachen Demokratie, Rechtsstaat und Marktwirtschaft, daher schien es angemessen, wichtige Stellen (Verwaltungsleiter, Gerichtspräsidenten, Universitätsrektoren, Manager, Filialleiter) mit Transfereliten zu füllen, die das Ruder übernehmen konnten. In der Summe bezogen mehrere zehntausend (vorwiegend männliche) Personen herausgehobene Positionen im Osten. Damit waren diese Westdeutschen die zentralen Akteure des Wandels, und alle Folgeprobleme konnten ihnen überantwortet werden. Jürgen Habermas hat zu Recht angemerkt, dass den Ostdeutschen so die Möglichkeit entzogen wurde, „eigene Fehler zu machen und aus diesen Fehlern zu lernen“. 06  Denn ohne sozialkognitive Lernprozesse, ohne eine Aneignung struktureller Veränderungen bleibt eine große innere Distanz. Letztlich ist es unabdingbar, bei Transformationen auch einen „sense of ownership“ zu ermöglichen, indem Menschen an Veränderungsprojekten beteiligt werden. 07  
 
        Die oft gestellte Frage, ob die Ostdeutschen die Führungspositionen überhaupt hätten ausfüllen können, dürfte sich mit einem Blick auf andere postsozialistische Staaten in Ostmitteleuropa eigentlich erledigen. Dort waren es in der Regel sehr junge Nachrückeliten, die quasi über Nacht auf Spitzenposten gelangten und sich dort – learning by doing – recht schnell die Kompetenzen und das notwendige Know-how aneigneten. Sicher, das war nicht immer ein Spaziergang, aber es war eben nicht unmöglich, was man auch an den raren ostdeutschen Aufsteigern sehen kann, deren Erfolg sich sehr wahrscheinlich weniger überlegenen Fähigkeiten verdankt als schlicht dem Umstand, dass sich ihnen Chancen boten, die andere nicht hatten.
 
        Die schon in der DDR gängige Elitenkritik übertrug sich in der Folge auf eine neue Führungsschicht, die Logik des „Die da oben, wir hier unten“ blieb als wichtiges Deutungsmuster erhalten. Die Transformation Ostdeutschlands war so spätestens mit der Festlegung eines konkreten Wegs zum Beitritt von einer selbst- zu einer fremdbestimmten geworden – und das in dreifacher Hinsicht: Es kam zu einem Institutionentransfer, die westdeutschen Transfereliten besetzten in den neuen Bundesländern zentrale Positionen, und die Finanztransfers flossen von West nach Ost. Das drängte die sich gerade emanzipierenden und zu einem öffentlich wirksamen politischen Bewusstsein gekommenen Ostdeutschen in eine Rolle des Sich-Einfügens, Unterordnens und Lernens. Zugleich entstand daraus ein ungutes, fast vormundschaftliches Verhältnis, in dem die eine Seite sagte, wo es langzugehen hat, und die andere folgen musste. Eine solche Gemengelage birgt großes Unmutspotenzial. Wann immer sich Versprechen nicht erfüllen („blühende Landschaften“) oder Hoffnungen enttäuscht werden, lässt sich die Verantwortung leicht in eine Richtung schieben. Der Prozess erwies sich einerseits als sehr enttäuschungsanfällig, andererseits waren die „Verursacher“ der Lage leicht auszumachen.
 
        In gewisser Weise hat diese Asymmetrie die deutsch-deutschen Verhältnisse lange bestimmt (und sie wirkt bis heute fort). Ostdeutschland fehlte ein über den Herbst 1989 hinausweisendes emanzipatorisches Projekt mit eigenen Begriffen, Bewusstseinsformen und politischen Zielen. Die psychologischen Nachteile einer auf Nachahmung angelegten Transformation haben der Politikwissenschaftler Ivan Krastev und der Jurist Stephen Holmes in ihrem Buch „Das Licht, das erlosch“ sehr gut erläutert. 08  Wenn Menschen sich an von außen kommende Anforderungen anpassen müssen, geraten sie kollektiv unter Stress und fürchten, dass ihre Leistungen, Traditionen und Gewohnheiten unter die Räder kommen. Fragen von Anerkennung und sozialer Geltung werden im Verhältnis von Nachzuahmenden und Nachahmern prekär. Was einst als erstrebenswert galt, kann in ein notorisches Insuffizienzgefühl und Verbitterung umschlagen, wenn man sich fortwährend mit Umstellungsanforderungen konfrontiert sieht.
 
        PARTEIENSKEPSIS UND PARTIZIPATIONSBEDÜRFNISSE
 
        Es gibt weitere Weichenstellungen, die bis heute fortwirken. Für die Demokratie spielen Parteien eine zentrale Rolle – auch wenn das Wort „Parteiendemokratie“ oft abwertend verwendet wird, ist es sachlich angemessen. Parteien stellen nicht nur die Mandatsträger und das politische Personal, sie organisieren auch die demokratische Willensbildung. Technisch gesprochen, üben sie eine „Interessenaggregationsfunktion“ aus: Sie bündeln die Forderungen ihrer Mitglieder und Wählerschaften und bringen sie in den parlamentarischen Prozess ein. Um diese Funktion zu erfüllen, müssen sie auf der lokalen Ebene gut verwurzelt sein; ohne aktive Ortsverbände wären sie reine Wahlplattformen und von der gesellschaftlichen Basis weitgehend entkoppelt. Doch genau das ist in Ostdeutschland häufig der Fall, die Bedeutung der Parteien für die lokale politische Kultur ist aus historischen Gründen überschaubar.
 
        In der DDR gab es zwar Parteien, aber die Führungsrolle der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) war festgeschrieben. Die übrigen Parteien hatten lediglich die Funktion von Steigbügelhaltern, als Instanzen der Willensbildung kamen sie nicht in Betracht (in der Volkskammer waren übrigens nicht nur Parteien nach einem vorab festgelegten Schlüssel vertreten, sondern auch Repräsentanten von Massenorganisationen wie dem Kulturbund oder der Freien Deutschen Jugend, FDJ). Beim Aufbruch im Herbst 1989 – der demokratischen Urerfahrung der Ostdeutschen – spielten Parteien ebenfalls nur eine untergeordnete Rolle. Entscheidend sei vielmehr die „straßendemokratische Emanzipationserfahrung“ gewesen, schreibt die Historikerin Christina Morina in ihrem Buch „Tausend Aufbrüche“. 09  Sprechchöre, Spaziergänge und Demonstrationen waren die Mittel, um den „Oberen“ Zugeständnisse abzuringen. „Sich Gehör verschaffen“ lautete die damals inflationär verwendete Formel. Bezeichnenderweise war seitens der zivilgesellschaftlichen Akteure des Reformherbstes immer wieder Kritik am „Parteienstaat“ zu hören, der den souveränen Willen des Volkes zu stark beschränke. Man war skeptisch, wo es darum ging, die Macht an von Parteien ausgewählte und in allgemeinen Wahlen bestimmte Vertreter zu delegieren. Stattdessen dominierte der Wunsch, Dinge durch breite Bürgerbeteiligung, etwa über Volksentscheide, unmittelbar zu gestalten. 10  In diese Richtung zielte auch die Präferenz für dialogorientierte Formate wie Runde Tische, an denen man unterschiedliche Standpunkte einbringen und öffentlich verhandeln konnte. Der letzte Verfassungsentwurf der DDR, der maßgeblich durch eine Arbeitsgruppe im Auftrag des Runden Tisches ausformuliert wurde, enthielt dementsprechend plebiszitäre Elemente, die deutlich über die im Grundgesetz vorgesehenen Möglichkeiten hinausgingen, dann aber nicht weiterverfolgt wurden.
 
        Christina Morina weist auf einen weiteren interessanten Punkt hin, nämlich auf ein eigenes – allerdings weitgehend gedeckeltes – Partizipationsverständnis, das sich bereits in der DDR ausgebildet hatte. So gab es trotz aller Versuche, jede Kritik zu unterdrücken, ein reges Eingaben- und Beschwerdebriefwesen, das nicht so recht zum Bild einer völlig „widerspruchsfreien Gesellschaft“ passt. 11  Diese Bürgerpost an staatliche Stellen war nicht nur bittend und im Ton zurückgenommen, sondern durchaus fordernd. Konkrete Vorschläge zur Verbesserung des Sozialismus insgesamt sowie einzelner Aspekte des täglichen Lebens wurden ebenso vorgebracht wie an „Partei und Regierung“ gerichtete Vorwürfe. So entwickelten sich begrenzte und stark auf die staatliche Administration und die Funktionsträger orientierte Formen der nichtinstitutionalisierten Willensbekundung. In diesen Briefen findet sich jedenfalls weitaus mehr Kritik, als man sie in der DDR auf politischen Veranstaltungen zu hören bekam, in den Zeitungen lesen konnte oder in der Schule äußern durfte.
 
        In Ostdeutschland sind die Parteien nach 1989 mitgliedermäßig nie zu der Blüte aufgestiegen, die sie in der Nachkriegsbundesrepublik erlebten: Jenseits der PDS/Die Linke handelte es sich oft um elektorale Scheinriesen, als Mitgliedschaftsorganisationen waren und sind sie bis heute nicht wirklich bedeutsam. Die Schwäche der Parteien im Osten hat zwei Ursachen. Durch die Rolle der „Partei“ (SED) und die vielfach erzwungene Mitgliedschaft in den Massenorganisationen war ein tiefes Misstrauen gegenüber verbandsförmiger Interessenorganisation entstanden. Und anders als in der alten Bundesrepublik gab es eben keine durch Volksparteien getragene Demokratisierung. Die nach 1989 vor allem auf Ausdehnung in der Fläche setzenden „Westparteien“ waren zwar bei Wahlen erfolgreich, konnten aber keine breiteren gesellschaftlichen Trägerschichten an sich binden oder übernahmen einfach das, was ihnen zum Vorteil gereichte. Die DDR-„Blockflötenparteien“ CDU, DBD (Demokratische Bauernpartei Deutschlands), NDPD (National-Demokratische Partei Deutschlands) und LDPD (Liberal-Demokratische Partei Deutschlands) vereinigten sich umstandslos mit bundesdeutschen Partnerorganisationen, erstere zwei mit der West-CDU, letztere mit der FDP. Eine Aufarbeitung der Parteiengeschichte – die NDPD war beispielsweise mit dem Ziel gegründet worden, ehemalige NSDAP-Mitglieder und Wehrmachtsoffiziere in den Sozialismus zu integrieren – blieb weitgehend aus, ihre Steigbügelhalterrolle in der DDR wurde verschämt versteckt. Bündnis 90 und Die Grünen bemühten sich zwar um ein Zusammengehen auf Augenhöhe, doch die Bürgerrechtspartei hatte keine Massenbasis und wurde letztendlich ebenfalls von der größeren Schwester aus dem Westen majorisiert, nur wenige Figuren aus der Übergangszeit erlangten größere Bedeutung. Bei der SPD war es ähnlich. Die PDS/Die Linke startete als starke Organisation, schrumpfte dann aber durch zahlreiche Austritte und die natürliche Mortalität eines überalterten Mitgliederstamms. Andere Parteien hatten mangels finanzieller Ressourcen und organisationaler Kapazitäten kaum Chancen, sich angesichts der Dominanz der westdeutschen Konkurrenz als ernsthafte Mitbewerber zu etablieren.
 
        Hinzu trat in den 1990er Jahren ein eher präsidentieller Politikstil einzelner Ostdeutscher (wie Manfred Stolpe in Brandenburg), vor allem aber aus dem Westen gekommener reaktivierter Granden des Politikbetriebs wie Kurt Biedenkopf („König Kurt“) in Sachsen oder Bernhard Vogel in Thüringen. Sie gaben sich als überparteiliche Landesväter und verhinderten somit eine klare parteipolitische Profilbildung. Ihre Aufgabe sahen sie eher im Mitnehmen und in der Konsensstiftung, sodass viele notwendige Auseinandersetzungen unterblieben, etwa mit der Diktaturerfahrung oder mit dem erstarkenden Rechtsradikalismus, den wir heute unter dem Stichwort „Baseballschlägerjahre“ 12  diskutieren. Die rassistische und rechte Gewalt der Nachwendejahre wurde lange Zeit verharmlost und ist erst in den vergangenen Jahren Bestandteil der Erinnerungspolitik geworden. 13  Unvergessen: Kurt Biedenkopf stellte „seinen“ Sachsen noch im Jahr 2000 sogar eine Unbedenklichkeitsbescheinigung in Sachen Rechtsradikalismus aus und erklärte sie politisch für immun, obwohl die Einwurzelung rechter Netzwerke schon damals mehr als offensichtlich war.
 
        Von erheblichem Gewicht für die Fernwirkung der damaligen Situation ist das Gelegenheitsfenster, das sich nach 1989 für rechtsextreme Akteure aufgetan hat. Man darf nicht vergessen: In der DDR gab es keine politische Öffentlichkeit, keine Zivilgesellschaft, die Sphäre zwischen den Bürgern und dem Staat war durch parteinahe Massenorganisationen oder die volkseigenen Betriebe besetzt. Diese intermediären Strukturen verschwanden buchstäblich über Nacht, zurück blieb eine Art Vakuum, das die aus dem Boden schießenden Initiativen und Graswurzelbewegungen der friedlichen Revolution nur unvollständig füllen konnten. Viele verschwanden nach kurzer Blüte rasch wieder. Anders als im Westen existierte kein dichter Kranz an zivilgesellschaftlichen Initiativen, pfadfinderischer Jugendarbeit oder Vereinen. Kirchen spielten in einem stark säkularisierten Umfeld nur eine untergeordnete Rolle, die Gewerkschaften haben erst in den vergangenen Jahren an Profil gewonnen, dünn besiedelt ist auch die Landkarte privater Stiftungen. Für Ostdeutschland lässt sich auch heute noch eine zivilgesellschaftliche Formschwäche konstatieren. Erwartungsgemäß fällt die sogenannte Engagementquote – also der Anteil derjenigen, die zum Beispiel in Sportvereinen, in der Bildungsarbeit oder im Umwelt- und Naturschutz aktiv sind – niedriger aus als in Westdeutschland. 14  Vereine sind in Ostdeutschland häufig auf Freizeitaktivitäten und Geselligkeit ausgerichtet; sie treten seltener mit einem gesellschaftsgestaltenden Anspruch an, auch ihre durchschnittliche Ressourcenausstattung ist geringer. 15  
 
        EINWURZELUNG RECHTER STRUKTUREN
 
        In diesen damals relativ verwaisten Raum sind rechte politische Akteure sehr bewusst hineingegangen. Etliche von ihnen kamen aus dem Westen, weil sie im Osten mehr „Beinfreiheit“ für ihre nationalistischen und völkischen Ziele und Botschaften hatten und weil sie außerdem an die nationalistischen und ausländerfeindlichen Stimmungen anknüpfen konnten, die es bereits in der DDR gegeben hatte und die in einer verunsicherten Gesellschaft nun verstärkt an die Oberfläche traten. Die Pulverisierung des alten ideologischen Überbaus, die dadurch hervorgerufene ideelle Orientierungslosigkeit und die im Einigungsprozess forcierte Aufwallung nationaler Gemeinschaftsgefühle taten ein Übriges, um den Boden für rechte Akteure und dann später die AfD zu bereiten. Kirchen, Gewerkschaften, Vereine und soziale Bewegungen waren zu schwach, um ihnen etwas entgegenzusetzen, sodass diese Strukturen und Netzwerke nunmehr auch zivilgesellschaftliche Funktionen übernommen haben. Personen mit völkischen und rechtsnationalen Überzeugungen sind selbst zu Funktionsträgern in Einrichtungen wie der Freiwilligen Feuerwehr oder der Handwerkskammer geworden; „Infiltration“ ist eine bekannte Strategie der Unterwanderung durch rechtsextreme Kräfte. Sie drängen massiv in die Ehrenämter, sodass sich ein weit über Wahlerfolge hinausgehender Anhaftungseffekt ergeben hat; zuweilen hört man hinter vorgehaltener Hand sogar den unschönen, aber womöglich treffenden Begriff der „angebräunten Zivilgesellschaft“. Man kann wohl von einer strukturellen Langfristigkeit dieser Einwurzelungen ausgehen und damit von einer Entwicklung, die sich nicht ohne Weiteres und schon gar nicht schnell wieder zurückdrehen lässt. Hier haben frühe Weichenstellungen zu nur schwer zu durchbrechenden Pfadabhängigkeiten geführt.
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        VON DER EXKLUSION ZUR ENTFREMDUNG?
 
        Realitäten und Folgen der Unterrepräsentation Ostdeutscher in den Eliten seit 1990
 
         Raj Kollmorgen · Jan Schaller 
 
        Die jüngsten Europawahlen demonstrierten nicht nur die flächendeckende Stärke der Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) im Osten; sie haben zugleich die anhaltende Differenz, viele formulieren: die Kluft der gesellschaftspolitischen Landschaft zwischen Ost und West, unterstrichen. Bei der Erklärung dieser Differenz und der scheinbar verfestigten Entfremdung Ostdeutscher von den Institutionen und Eliten der bundesdeutschen Demokratie in der Größenordnung von 30 bis 50 Prozent der erwachsenen Wohnbevölkerung 01  hat eine These an Bedeutung gewonnen, die der Leipziger Literaturwissenschaftler Dirk Oschmann in seinem im Osten breit gefeierten Sachbuch „Der Osten: eine westdeutsche Erfindung“ in wünschenswerter Klarheit vorträgt. Oschmann diagnostiziert einen „wirtschafts- und gesellschaftspolitische[n] Totalausschluss“ der Ostdeutschen, weil es „zwar formale, aber reell nur wenige Chancen auf Teilhabe“ gebe. 02  Ein wesentliches Element dieser Exklusion erkennt Oschmann in der systematischen Unterrepräsentation der Ostdeutschen in den Eliten. Dazu führt er Studien an, die „derzeit“ einen ostdeutschen Anteil von 1,7 Prozent in den Sektoren „Wissenschaft, Verwaltung, Jurisprudenz, Medien und Wirtschaft“ ausweisen. 03  In den Bundesministerien seien heute (2022) „diejenigen mit einer ostdeutschen Herkunft nur mit unter ein[em] Prozent vertreten“. 04  Insofern, so Oschmann, handele es sich für den Osten – da „man sich nicht adäquat repräsentiert findet“ – nicht um eine „repräsentative Demokratie“; vielmehr müsse von einer „Demokratiesimulation“ gesprochen werden. 05  Den Ostdeutschen vor diesem Hintergrund eine „Demokratiefeindlichkeit“ oder die Wahl rechtspopulistischer und extremistischer Parteien vorzuwerfen, sei nicht nur „einfältig“, sondern verzerrend und zugleich sozial entwertend. 06  
 
        Auch wenn Oschmann keineswegs der Erste ist, der diesen mutmaßlichen Zusammenhang thematisiert, 07  fordern diese starke These und ihre empirische Fundierung eine kritische Überprüfung und Reflexion. Wir konzentrieren uns dabei auf drei Aspekte: 08  Erstens soll die (Unter-)Repräsentation Ostdeutscher in den Eliten seit 1990 zusammenfassend dargestellt werden, zweitens wird zuspitzend auf wesentliche Ursachen dafür eingegangen. Drittens wollen wir die Folgen der (Unter-)Repräsentation für die Distanz vieler Ostdeutscher gegenüber dem demokratischen System und die Stärke rechtspopulistischer Kulturen andiskutieren.
 
        OSTDEUTSCHE IN DEN ELITEN SEIT 1990
 
        Unter „Eliten“ in modernen Gesellschaften verstehen wir eine Gruppe von Menschen, die in jeweils bestimmten Sektoren (wie Wirtschaft, Politik oder Recht) aufgrund ihrer materiellen oder symbolischen Macht die wesentlichen Regeln setzt, Ressourcen verteilt und Entscheidungen mit (tendenziell) gesamtgesellschaftlicher Reichweite trifft. Grundsätzlich lassen sich vier Idealtypen der Elitenzirkulation, also der typischen Art des Aufstiegs und des Austausches von Personen auf elitären Positionen, unterscheiden: erstens Karriere- oder Ernennungseliten, bei denen die höchsten Positionen qua Kooptierung vergeben werden und oft formalisierte Laufbahnen existieren – zum Beispiel in der Verwaltung oder im Militär; zweitens Delegations- oder demokratische Wahleliten, bei denen Elitenangehörige von einem externen Kreis Berechtigter ausgewählt und vielfach auf Zeit in die Position entsandt werden, worunter klassischerweise aus Wahlen hervorgehende Mandatsträger wie Parteivorsitzende oder Führungspositionen in Parlamenten fallen; drittens marktgenerierte Besitzeliten wie Unternehmereigentümer von marktbeherrschenden Großunternehmen; sowie viertens informelle Reputationseliten, deren Karriere stark von den personengebundenen symbolischen Machtressourcen abhängig ist, wie etwa bei Intellektuellen oder Influencern. 09  
 
        Fragt man, welche Führungspositionen in den unterschiedlichen Sektoren zu den elitären gezählt werden, 10  lassen sich etwa für den Sektor der politischen Repräsentationseliten neben Bundeskanzler/-in und Bundesminister/-innen die Fraktionsvorsitzenden der im Bundestag vertretenen Parteien sowie – infolge des föderalen Staatsaufbaus – die Ministerpräsident/-innen und Minister/-innen der Länder nennen. Zur Verwaltungselite gehören sowohl die beamteten Staatssekretär/-innen des Bundes und der Länder sowie die Ebene der Abteilungsleiter/-innen der Bundesministerien. Für den wirtschaftlichen Sektor sind es unter anderem die Vorstandsmitglieder und Unternehmereigentümer der sektoral jeweils umsatzstärksten Großunternehmen. Für die Judikative gehören die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts, aber auch die vorsitzenden Richter/-innen aller höchsten deutschen Gerichte dazu. Für Deutschland handelt es sich daher – je nach konkreter Ausgestaltung des Samples – insgesamt um etwa 4000 bis 10000 Positionen. 11  
 
        Exkurs: Wer ist Ostdeutsche/r?
 
        Wer über den Anteil Ostdeutscher in den Eliten sprechen will, muss vorher klären, wer im vorliegenden Zusammenhang als solche/r verstanden wird. Zu dieser keineswegs trivialen Frage hat sich eine von uns entwickelte Bestimmung weitgehend durchgesetzt, die unter Ostdeutschen all jene Menschen fasst, die entweder in der DDR oder nach 1990 in den fünf neuen Ländern (einschließlich Ostberlin) von ehemaligen DDR-Bürger/-innen geboren wurden und dort wesentlich, das heißt mindestens bis zum 14. Lebensjahr, aufgewachsen sind. 12  Insofern zählen auch erwachsene Menschen aus der DDR, die vor 1989 in die Bundesrepublik migrierten, zu Ostdeutschen, sowie diejenigen, die als Kinder Ostdeutscher in den westlichen Bundesländern geboren wurden und dann nach Ostdeutschland zurückkehrten und dort wesentlich leb(t)en. Umgekehrt wird aus einem in der alten Bundesrepublik um 1960 geborenen und dort aufgewachsenen Menschen selbst dann kein/e Ostdeutsche/r, wenn er oder sie 1995 in den Osten zog und seitdem dort lebt – wie immer dieser Mensch sich selbst fühlen und verstehen mag. Mit dieser Bestimmung, die „Ostdeutschsein“ im Kern sozialisatorisch, mithin biografisch und lebensweltlich fasst, wird nicht nur plausibel, dass es vielfältige Abstufungen gibt, die von Lebensverläufen mit intensiver innerdeutscher Migrationsgeschichte bis hin zu ost-west-deutschen Elternschaften reichen. Es ist auch evident, dass die „Abweichungen“ vom klassischen Typus seit 1990 zunehmen. Andererseits haben jüngste Elite-Erhebungen für Deutschland gezeigt, dass sich auch heute noch (2019) deutlich über 80 Prozent aller elitären Positionsinhaber über den Geburtsort korrekt erfassen lassen. Das heißt, mehr als acht von zehn Elitenangehörigen sind nicht nur in einem der beiden Landesteile geboren worden und aufgewachsen, sondern leben dort auch als Elitenangehörige, wobei davon in Ost und West etwa 9 Prozent über längere Lebenserfahrungen in beiden Landesteilen verfügen. 13  
 
        Wird diese Bestimmung der Ostdeutschen zugrunde gelegt, beträgt deren Anteil an der bundesdeutschen Gesamtbevölkerung zwischen 17 und maximal 20 Prozent. 14  Die Unschärfe ist statistisch bedingt, weil Berlin (gerade nach 1990) als Geburtsort ein oft unlösbares Zuordnungsproblem mit sich bringt, nicht alle Migrationsbewegungen erfassbar sind und ost-west-deutsche (Familien-)Biografien unterschiedlich kategorisiert werden können.
 
        Die vorliegenden Forschungen zum Anteil Ostdeutscher in den sektoralen Eliten seit 1990 können in drei Befunden resümiert werden (Abbildung): 15  
 
         
           Abbildung: Anteile Ostdeutscher an sektoralen Eliten 1995–2022, in Prozent
 
          [image: Das Säulendiagramm unterscheidet die Anteile Ostdeutscher in den Sektoren Politik, Verwaltung, Justiz, Militär, Wissenschaft, Wirtschaft, Medien und Zivilgesellschaft aus, unterschieden nach den Jahren 1995, 2012, 2018 und 2022. Während die Anteile im Bereich Politik vergleichsweise hoch sind (zwischen knapp 15 und 32 Prozent), zeigt sich eine deutliche Unterrepräsentation vor allem in den Bereichen Justiz, Militär und Wirtschaft.] 
           Anmerkung: In der Erhebung 2012 wurde der Sektor Zivilgesellschaft nicht gesondert erfasst. Alle anderen Nullwerte bedeuten einen Anteil von 0 Prozent. 
 
            Quelle: Volker Brandy et al., Zwischenergebnisse Elitenmonitor – Ostdeutsche in Spitzenführungspositionen, in: Beauftragter der Bundesregierung für Ostdeutschland, Zum Stand der Deutschen Einheit. Bericht der Bundesregierung 2023, Berlin 2023, S. 31; Beauftragter der Bundesregierung für Ostdeutschland, Ostdeutschland. Ein neuer Blick. Bericht 2022, Berlin 2022, S. 145. 
 
        
 
        (1) Der Gesamtanteil Ostdeutscher in den Eliten betrug Mitte der 1990er Jahre 5 bis 7 Prozent, 16  bewegte sich um 2010 im Bereich von 6 bis 8 Prozent, steigerte sich 2018 auf 11 und betrug zuletzt (2022) 12 Prozent. Damit sind Ostdeutsche seit Anfang der 1990er Jahre signifikant unterrepräsentiert, obwohl sich ihr Anteil in den vergangenen 20 Jahren annähernd verdoppelt hat. Zugleich sind damit Angaben, die für die jüngste Zeit einen Anteil Ostdeutscher zwischen 1,5 und 3 Prozent an den bundesdeutschen Eliten diagnostizieren, 17  schlicht unzutreffend und durch keine seriöse Erhebung gestützt.
 
        (2) Mit Blick auf die unterschiedlichen Sektoren und deren Dynamiken fällt zweierlei auf: Zum einen unterscheiden sich die Anteile der Sektoren substanziell; sie reichen von 0 (Militär) bis über 20 Prozent in der Politik (eine frühe Messung 1995 identifizierte hier sogar über 30 Prozent). Niveaus und Verläufe der ostdeutschen Anteile lassen sich dabei drei Clustern zuordnen: In Gruppe 1 (Politik, Zivilgesellschaft) finden sich Sektoren der demokratischen Wahleliten, in denen der Anteil schon früh relativ hoch war und auch heute noch hoch ist, das heißt über 10 und bis zu 20 Prozent. In Cluster 2 (Verwaltung, Wissenschaft, Medien) dominieren Aufstiegsprozesse des Karriere- und Ernennungstyps. Die Werte der Sektoren variieren zwar erheblich, der übergreifende Trend eines leichten Anstiegs mündete zuletzt in Anteile zwischen 5 und 10 Prozent – in der Verwaltung auch darüber. Cluster 3 wird von den klassischen Laufbahnsektoren der Judikative (höchste Richter) sowie des Militärs (Generalität) gebildet; dazu gehört auch die Managerelite als wichtige Teilgruppe im Wirtschaftssektor. Hier verharren die Werte bis heute auf niedrigstem Niveau zwischen annähernd 0 und unter 5 Prozent.
 
        Zum anderen soll noch einmal der Sektor der politischen Repräsentationseliten – Regierung, Parlament und Parteien – hervorgehoben werden, weil es hier schon seit Mitte der 1990er Jahre eine weitgehend angemessene Repräsentation Ostdeutscher gab. Unter den im Sektor der Verwaltung beschäftigten elitären Führungskräften (Staatssekretär/-innen, Abteilungsleiter/-innen) waren 2023 bei den obersten Bundesbehörden (von Ministerien und Bundesämtern bis zum Bundespräsidialamt) 5 Prozent Ostdeutsche, unter Erweiterung auf alle elitären Verwaltungspositionen (auch der Länder) betrug der Anteil Ostdeutscher 2022 sogar 14 Prozent. 18  Angesichts dieser Anteile lässt sich beim besten Willen nicht sinnvoll von einer „repräsentationsleeren“ Demokratie oder „Demokratiesimulation“ sprechen. Oschmanns Diagnose und die daran gebundene harte Kritik sind empirisch haltlos und insofern falsch. 19  
 
        (3) Schaut man auf Ostdeutschland selbst, so beträgt der Anteil Ostdeutscher an den regionalen (Sub-)Eliten in den neuen Ländern heute (2022) etwa 25 Prozent, bei einem Bevölkerungsanteil von rund 80 Prozent. Selbst in der eigenen Region sind damit die Ostdeutschen in den Eliten und hohen Führungspositionen deutlich mindervertreten. Dabei zeigt sich ein mit der Bundesebene vergleichbares Verteilungsmuster: eine geringere Unterrepräsentation in der Politik, eine drastische in der Judikative. 20  
 
        URSACHEN DER OSTDEUTSCHEN UNTERREPRÄSENTATION
 
        Die deskriptive oder personelle Unterrepräsentation von bestimmten Bevölkerungsgruppen (wie ethnischen Minderheiten, Frauen, Menschen mit Behinderung) in Eliten moderner Massengesellschaften ist ein komplex verursachtes Phänomen. Für den Fall der Ostdeutschen beschränken wir uns auf vier im vorliegenden Zusammenhang besonders relevante Faktorenbündel: 21  
 
        (1) Die staatssozialistische Herrschaft und der beitrittsfundierte Vereinigungsprozess repräsentieren langzeitig wirkende Gründe. Der Staatssozialismus trieb nicht nur große Teile der bürgerlichen Ober- und Führungsschichten bis 1961 aus dem Land, sondern bekämpfte konsequent jede Ausformung elitärer Praktiken – außerhalb der Politbürokratie und ihres Apparates. Das hatte sozialstrukturelle und kulturelle Folgen. Die Vereinigung auf dem Wege des „Beitritts“ nach Artikel 23 des alten Grundgesetzes bedeutete die Übernahme der Legalinstitutionen und organisierten Akteure (Parteien, Verbände, Behörden) der alten Bundesrepublik. Für deren Führungspersonal kamen Ostdeutsche zunächst nur selten infrage. Sie verfügten weder über das notwendige Fachwissen und die formalen Qualifikationen noch über adäquate Berufs- und Laufbahnerfahrungen, um zum Beispiel Bundesverfassungsrichter/-in oder Vorstandsvorsitzende/r eines Wirtschaftskonzerns zu werden. Daher war der massive Elitentransfer in den 1990er Jahren mit dem Modus des Beitritts gesetzt. Er wurde zusätzlich durch eine machtkonservierende Grundorientierung weiter Teile der westdeutschen Eliten getragen: Gerade in den Kernbereichen der Herrschaftsordnung – Exekutive, Judikative, Wirtschaft, Massenmedien – bestand in den 1990er Jahren kaum Interesse an einer breiten Teilung der Macht mit Ostdeutschen. Angesichts des damaligen Überschusses fachlich geeigneter und vertrauenswürdiger westdeutscher Kandidat/-innen selbst noch für regionale ostdeutsche Führungspositionen (von Polizeipräsident/-innen über Universitätsrektor/-innen bis hin zu Intendant/-innen der Rundfunkanstalten) war diese Orientierung jenseits des politischen Sektors auch umsetzbar.
 
        (2) Ein weiterer Grund liegt in den Logiken der Reproduktion elitärer Macht. Diese organisiert sich in hohem Maße – und zwar insbesondere bei den Ernennungs- oder Karriereeliten – über wechselseitiges Anerkennen sowie Vertrauensbeziehungen, die wiederum wesentlich auf sozialstrukturell, sozialisatorisch und biografisch bedingter Ähnlichkeit der Interessen, Ideen und Leidenschaften fußen, kurz: auf einem kollektiv geteilten und oligopolen sozialen Kapital. Dabei ist die Verfügung über soziales Kapital nicht nur in der Einstiegs-, sondern auch in der finalen Karrierephase hoch relevant. Von uns im Rahmen der Forschungsprojekte interviewte Elitenangehörige berichteten nahezu ausnahmslos von einem Modus des Geholt- und Gefragtwerdens. Man bewerbe sich nicht mehr um solche Positionen, sondern werde von Vorgesetzten und Delegierenden angesprochen oder auch deutlich zur Bewerbung aufgefordert. Diese Adressierung setzt jedoch voraus, dass potenzielle Kandidat/-innen den Auswählenden über längere Zeiträume bekannt sind und sich in deren Augen bewähren und auszeichnen konnten. 22  Auch deshalb konnten Ostdeutsche in den ersten fünfzehn Jahren nach der Vereinigung kaum in die Netzwerke hineinwachsen.
 
        (3) Nach 1990 fand eine sozialstrukturelle Überschichtung der ostdeutschen Gesellschaft durch Westdeutsche statt. Die sozialen Oberschichten in der Bundesrepublik stammen bis heute fast ausschließlich aus Westdeutschland. Da sich Eliten – abgesehen von den Sektoren der Politik, der Zivilgesellschaft und der Kirchen – überproportional aus Familien der oberen Mittel- und Oberschicht rekrutieren, besitzen Ostdeutsche systematisch geringere Chancen, in die Eliten aufzusteigen. Das liegt nicht nur am geringeren ökonomischen Kapital (mit Blick auf die Wirtschaftseliten und generell auf die Bildungsförderung) sowie am Mangel sozialen Kapitals, sondern auch an Nachteilen im kulturellen Kapitalbesitz. Dieses Kapital – im Sinne passender Bildungsabschlüsse oder auch der Beherrschung elitärer kultureller Praktiken – stellt eine weitere zentrale Aufstiegsressource dar.
 
        Dabei unterscheiden sich bis heute die typischen Bildungs- und Berufsprofile (potenzieller) ostdeutscher Elitenangehöriger von typisch westdeutschen. Ostdeutsche sind durchschnittlich etwas weniger akademisch gebildet und weisen stärker technisch orientierte Bildungs- und Berufsprofile auf. Ihre westdeutschen Pendants besitzen demgegenüber mehr rechts- sowie wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Abschlüsse und sind in ihrer Karriere eher in Berufen mit Managementaufgaben, personenbezogenen Dienstleistungen und Politiknähe tätig. Diese Differenz verdankt sich sowohl dem DDR-Erbe als auch den Umbrüchen nach 1989/90, wobei auch die geringeren finanziellen Ressourcen Ostdeutscher eine Rolle spielen, die wegen einer vermeintlich größeren Erwerbssicherheit zur Präferierung technischer Bildungs- und Berufskarrieren beitrugen.
 
        (4) Schließlich ist auf Mechanismen kultureller Fremd- und Selbstmarginalisierung hinzuweisen. Die soziokulturelle Fremdmarginalisierung verdankte sich sowohl der untergegangenen DDR mit ihrer arbeiterlichen Sozialstruktur und Kultur als auch der sozialen Abwertung Ostdeutscher nach 1990. Ostdeutschen haftete als sozialer Gruppe ein Verlierer-Stigma an, das die Zuschreibung eines Sieger-Prestiges und die Formierung eines elitären Habitus behinderte. Diese Konstellation wird ergänzt durch Formen kultureller Selbstmarginalisierung. Der radikale ostdeutsche Umbruch zwischen 1989 und 1991 verursachte massive soziale Verunsicherungen und Zukunftsängste, auch in den für die Elitenrekrutierung so zentralen bildungsaffinen sozialen Milieus, sodass risikoreiche Bildungs- und Aufstiegspfade – auch für die eigenen Kinder – gemieden und stattdessen familienorientierte Lebensführungen und sichere Erwerbsbiografien präferiert wurden. Zugleich hat der jahrelang geringe Anteil ostdeutscher Elitenangehöriger die Möglichkeiten Jugendlicher, sich an ostdeutschen role models zu orientieren, zusätzlich reduziert. 23  
 
        ENTFREMDUNG UND RADIKALISMUS ALS FOLGE?
 
        Über die Folgen der Unterrepräsentation Ostdeutscher wird seit etwa zehn Jahren intensiver geforscht und gestritten. Dabei beansprucht – neben Fragen demokratischer Normverletzungen und möglicher Defizite in der ostdeutschen Ideen- und Interessenvermittlung – das Verhältnis von personeller Unterrepräsentation in den Eliten und schwindender Legitimität der politischen Ordnung heute die größte Aufmerksamkeit. Das reicht – wie auch Oschmanns Thesen belegen – bis hin zur Frage nach dem Zusammenhang von Unterrepräsentation und dem Aufstieg und Erfolg populistischer und rechtsradikaler Bewegungen und Parteien in Ostdeutschland. 24  
 
        Was sagen diesbezüglich unsere bisherigen Forschungsergebnisse? In einer repräsentativen Umfrage von 2019 nahmen 64 Prozent der ostdeutschen Befragten eine Unterrepräsentation ihrer Bevölkerungsgruppe in den Eliten der Bundesrepublik wahr, während über 20 Prozent eine angemessene Repräsentation oder sogar eine Überrepräsentation erkannten. Dabei variierten die Werte aller Befragten für die angenommene (Unter-)Repräsentation in wichtigen Sektoren kaum: Zwischen Politik (16 Prozent), Wirtschaft (13 Prozent) und Verwaltung (12 Prozent) lagen nur wenige Prozentpunkte, wobei zwar das Gesamtniveau (knapp 13 Prozent) realistisch eingeschätzt wurde, die sektoralen Differenzen offenkundig aber kaum. In der Bewertung der Unterrepräsentation sahen fast 75 Prozent aller Befragten ein Problem für die Vertretung ostdeutscher Interessen und zwischen 61 und 65 Prozent Probleme für die Anerkennung Ostdeutscher, ihrer Wahrnehmung einer gerechten Ordnung und für das Verwerten ostdeutscher Erfahrungen. 25  
 
        Die statistische Analyse eines möglichen Zusammenhangs von wahrgenommener Unterrepräsentation durch die Ostdeutschen einerseits und politischer Unterstützung des demokratischen Systems in der Bundesrepublik andererseits erbrachte allerdings keine wirklich belastbaren Ergebnisse. Ein signifikanter Zusammenhang bestand nur zwischen einer geringen politischen Unterstützung und der Einschätzung der Unterrepräsentation als ernsthaftes Problem von Legitimität und kollektiver Zurücksetzung Ostdeutscher. 26  
 
        Unter Einbezug weiterer Studien ließe sich daher formulieren, dass eine Mehrheit der Ostdeutschen die Unterrepräsentation der eigenen Bevölkerungsgruppe in den Eliten zwar grundsätzlich, aber eher undifferenziert wahrnimmt und sie überwiegend kritisch beurteilt. Eine substanzielle Wirkung dieser Unterrepräsentation auf die Grundorientierungen und Einstellungen gegenüber dem politischen System und seinen Verantwortungsträgern ist aber bisher nicht erkennbar.
 
        Für diese These eines bestenfalls losen Wirkungszusammenhangs sprechen nicht nur die skizzierten Umfragedaten unseres Projekts. Auch der Umstand, dass die Unterrepräsentation in den vergangenen zehn Jahren signifikant reduziert wurde, demgegenüber aber Distanz und Entfremdung großer Teile der ostdeutschen Bevölkerung deutlich zunahmen, plausibilisiert, dass es hier keine monokausale Wirkungsbeziehung gibt.
 
        Wichtiger erscheinen insofern kulturell und (partei-)politisch vermittelte Muster der Wahrnehmung und der Urteilsbildung gegenüber der Unterrepräsentation – und zwar weitgehend unabhängig von den faktischen Verhältnissen. Hier wird erkennbar, dass von rechts-, teils aber auch von linkspopulistischen Funktionären und Ideologen – wie es sich ähnlich bei Oschmann findet – gerade die Unterrepräsentation im engeren politisch-administrativen Feld wütend angeprangert wird, obwohl es sie kaum gibt, wohingegen die weitaus dramatischeren Verhältnisse zum Beispiel in der Wirtschaft, beim Militär oder in der Judikative wenig oder gar nicht problematisiert werden. Zum anderen erfahren herausgehobene Elitenangehörige spannende „Re-Ethnifizierungen“ entlang (partei-)politischer Inklusions- beziehungsweise Exklusionsbedürfnisse. Während etwa die ehemalige Bundeskanzlerin Angela Merkel durch rechtspopulistische Protestmilieus „verwestdeutscht“ wurde, fand gegenüber Gallionsfiguren der AfD wie Alexander Gauland oder Björn Höcke eine stille ostdeutsche Eingemeindung statt. Auf diese Weise kann die AfD gegen die „westdeutsche Elite“ – gemeint ist fast immer: die politische Elite – wettern, vermeintlich ostdeutsche Interessen und Ideen gegen diese in Stellung bringen und für eine „Wende 2.0“ werben, ohne den großen Anteil eigener Führungskräfte mit westdeutscher Herkunft auch nur zu thematisieren.
 
        Wir sehen daher einerseits eher eine kognitive und normative Anschlussfähigkeit der öffentlichen Unterrepräsentationsdebatte an die (rechts-)populistische Einschätzung einer allgemeinen Schlechterstellung und Abwertung der Ostdeutschen im Verhältnis zu Westdeutschen. Andererseits wird sie mit der konsolidierten Überzeugung verwoben, dass die bundesdeutsche Demokratie vor allem deswegen nicht funktioniert, weil die „fernen Eliten“ in Berlin (und Brüssel) weder wissen noch umsetzen (wollen), was im Interesse der Mehrheit der (ost-)deutschen Bevölkerung ist. Diese Ferne der „westdeutsch“ etikettierten Eliten wird dem verbreiteten Narrativ der ostdeutschen Entmächtigung mit und nach der Vereinigung (und daher: der Entschuldung eigenen Handelns) ebenso gerecht wie der parallelen Überweisung der Verantwortung für Transformation und Vereinigungsfolgen an die „westdeutsch“ kodierte politisch-administrative Klasse. Mehr noch, die gegenwärtige „Krise“ zwischen Migration, Krieg, Wirtschaftseinbruch und „linker Gesellschaftspolitik“ erscheint als weitere, gesteigerte, ja vollendete Distanzierung der westdeutschen Eliten vom (ost-)deutschen „Volk“.
 
        Die Entfaltung dieses durch eine beachtliche Bevölkerungsgruppe in Ostdeutschland getragenen Narrativs wird durch die staatssozialistischen Sedimente ihrer politischen Kultur sowie durch die Erfahrungsaufschichtung in den vergangenen dreieinhalb Jahrzehnten plausibel und rekonstruierbar. 27  Dabei weist ihre Logik, die sich auch in Oschmanns Empörungsschrift findet, neben vielfältigen substanziellen Beobachtungen und fundierten Einzelkritiken deutsch-deutscher Ungleichheiten erhebliche empirische Unwahrheiten, argumentative Brüche, ja Selbstwidersprüche auf. Neben problematischen Datengrundlagen zur elitären Unterrepräsentation soll hier exemplarisch auf den Widerspruch zwischen einer Klage ungenügender ostdeutscher Interessendurchsetzung – wegen vermeintlich zu weniger politischer ostdeutscher Führungskräfte – und der in den vergangenen Jahren erfolgten Mobilisierung umfangreicher finanzieller Transfers und Projekte der Regionalentwicklung, etwa im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der Braunkohleverstromung oder der Innovations- und High-Tech-Strategie des Bundes, aufmerksam gemacht werden. Interessen anderer Minderheiten oder Wählergruppen werden keineswegs in diesem Ausmaß anerkannt und berücksichtigt.
 
        WIE WEITER?
 
        Was folgt nun daraus für die zukünftige Debatte? Drei verdichtete Folgerungen und Vorschläge sollen die Diskussion anregen.
 
        Erstens: Ostdeutsche haben gerade in den ersten Jahren des Vereinigungsprozesses eine deutliche Marginalisierung in der Elitenrekrutierung erfahren. Tatsächliche Exklusion fand aber nur in kleineren Sektoren (wie den obersten Gerichten oder der Militärführung) statt. Diese Geschichte und Gegenwart braucht weiter Aufklärung. Das schließt ausdrücklich die Kritik an Strategien westdeutscher, aber auch ostdeutscher „Entschuldung“ gegenüber der personellen Unterrepräsentation Ostdeutscher ein. Einiges war unvermeidlich, vieles aber war und ist anhaltend politisch alternativ gestaltbar. Ein schnelles Auswachsen jeder ostdeutschen Mindervertretung wird es aber nicht geben. Insofern braucht es weiter politische Aufmerksamkeit und Unterstützung – auch für andere Minderheiten, die, wie etwa Menschen mit Migrationshintergrund, teils deutlich stärker unterrepräsentiert sind. 28  
 
        Zweitens: Wir benötigen ein Verständnis für die komplexe Verursachung des ostdeutschen Rechtspopulismus und Rechtsradikalismus. Die Reduktion auf einzelne Faktoren wie das Erbe der DDR, ökonomische Ausbeutung und Deprivation, Unterrepräsentation in den Eliten oder soziale Missachtung durch Westdeutsche bleibt defizitär. Nur wenn die Komplexität anerkannt und analytisch eingeholt wird, kann es auch angemessene gesellschaftspolitische Antworten und Gegenpolitiken geben. 29  
 
        Drittens: Misstrauen gegenüber und sogar Ablehnung von demokratischen Institutionen, harsche Elitenkritik und Rechtspopulismus sind offenkundig nicht nur ein ostdeutsches Phänomen. Wir haben es vielmehr mit Symptomen und Folgen weltgesellschaftlicher Transformationen zu tun, die weit über das Thema der deutschen Vereinigung hinausreichen. Wenn sich die Subjekte der demokratischen Gegenwartsgesellschaften, darunter die Eliten, mit diesen Transformationsherausforderungen – auch hinsichtlich der demokratischen Institutionen selbst – nicht angemessen auseinandersetzen und Umgestaltungsinitiativen ergreifen, könnte langfristig die demokratische Konstitution unseres politischen Gemeinwesens zur Disposition stehen.
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         16 Die Potsdamer Elite-Studie hatte hier 12 Prozent ermittelt, was wohl vor allem am sehr hohen Anteil von politischen Positionen liegt. Wir haben das Sample virtuell angepasst und schätzen damit den Anteil auf 5 bis 7 Prozent. Vgl. Jörg Machatzke, Die Potsdamer Elitestudie – Positionsauswahl und Ausschöpfung, in: Wilhelm Bürklin et al., Eliten in Deutschland. Rekrutierung und Integration, Opladen 1997, S. 35–68, hier S. 66. Zur Diskussion siehe Kollmorgen, Außenseiter der Macht (Anm. 12).
 
         17 Vgl. Michael Bluhm/Olaf Jacobs, Wer beherrscht den Osten? Ostdeutsche Eliten ein Vierteljahrhundert nach der deutschen Wiedervereinigung, Leipzig 2016, www.mdr.de/heute-im-osten/wer-beherrscht-den-osten-studie-100.html; Oschmann (Anm. 2); Michael Schönherr/Julia Antusch/Olaf Jacobs, Der lange Weg nach oben. Wie es Ostdeutsche in die Eliten schaffen, Leipzig 2022, https://ostdeutscheswirtschaftsforum.de/wp-content/uploads/2022/06/20220608_Der-lange-Weg-nach-oben_Ostdeutsche-Eliten.pdf.
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         23 Oschmann hat diesen soziologischen Erklärungszusammenhang der Fremd- und Selbstmarginalisierung offenkundig nicht verstanden, sondern kritisiert ihn, als ob damit Ostdeutschen eine persönliche Schuld an ihrem Nicht-Aufstieg in die Eliten zugeschrieben würde oder es sich hier um eine allgemeine kulturelle Abwertung handele, vgl. Oschmann (Anm. 2), S. 69f.
 
         24 Vgl. Deutsche Gesellschaft e.V., Ostdeutsche Eliten. Träume, Wirklichkeiten und Perspektiven, Berlin 2017, www.deutsche-gesellschaft-ev.de/images/veranstaltungen/konferenzen-tagungen/2017-pb-ostdeutsche-eliten/Deutsche_Gesellschaft_eV_Broschuere_Ostdeutsche_Eliten.pdf; Kollmorgen/Vogel/Zajak (Anm. 7).
 
         25 Vgl. Lars Vogel/Sabrina Zajak, Eliten und personelle Unterrepräsentation aus Sicht der Bevölkerung – Wahrnehmung, Bewertung, Folgen, in: Kollmorgen/Vogel/Zajak (Anm. 7), S. 299–339, hier S. 314f., S. 318.
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        „TROTZDEM HEIMAT“
 
        Ostdeutsche Identitäten zwischen Trotz und Aufbruch
 
         Uta Bretschneider 
 
        „DDR: Heute noch ein Thema?“ lautet eine Frage an die Besucherinnen und Besucher im Zeitgeschichtlichen Forum Leipzig. Die Frage animiert, darunter finden sich Zettel mit vielfältigen Ansichten. Eine vom Mai 2024, die ins Auge fällt, lautet: „Es war trotzdem unsere Heimat.“ Trotzdem Heimat: Obwohl die DDR eine Diktatur war; obwohl viele Menschen finden, dass die DDR heute kein Thema mehr sein sollte – und das Gefühl besteht, dass man sich für eine Heimat DDR in der Gegenwart irgendwie rechtfertigen müsse. Fünf Worte, mit Bleistift auf einen kleinen Zettel geschrieben, die darauf hindeuten, dass Erfahrungen in und mit der DDR auch 35 Jahre nach der Friedlichen Revolution identitätsstiftend sind. Vielleicht ließe sich aber auch formulieren, dass sie in der Gegenwart gerade deshalb ein wichtiger Identitätsbaustein sind, weil es fast dreieinhalb Jahrzehnte Deutsche Einheit und spezifische Erfahrungen im Kontext der Transformations- und Umbruchsprozesse gibt.
 
        Ostdeutsche Identitäten sind in vielerlei Hinsicht Resultat des deutsch-deutschen Zusammenwachsens in seiner langen Dauer. Thomas Krüger, Jahrgang 1959 und heute Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung, fasste es vor einigen Jahren so zusammen: „Ich kann mich nicht entsinnen, dass wir uns zu DDR-Zeiten als Ostdeutsche definiert haben. Im Gegenteil: Wir haben uns immer als Deutsche verstanden. Eine ostdeutsche Identität gab es erst nach der DDR.“ 01  Ganz ähnlich beschrieb es die ausgerechnet im Jahr 1990 geborene Autorin Valerie Schönian und spitzte sogar noch zu: „Aber je länger die Mauer nicht mehr steht, desto ostdeutscher fühle ich mich. In einer Zeit, in der die meisten Menschen, denen ich mich ideell verbunden fühle, davon sprechen, Europäer oder Weltbürgerinnen zu sein, fühle ich mich zuallererst als Ostdeutsche.“ 02  
 
        Woher kommt diese Fokussierung? Und warum wird sie gerade bei „Nachwendekindern“ 03  immer wirkmächtiger? Die Ursachen und Folgen sind vermutlich so komplex wie die Umbrüche der vergangenen dreieinhalb Jahrzehnte selbst. Fehlstellen, Frustrationen sowie Trotz spielen dabei wohl eine gewichtigere Rolle als ein Gefühl von Stolz auf das Erreichte. Ein wachsendes „Ostbewusstsein“ 04  resultiert so vor allem aus der Erfahrung von fortbestehenden Unterschieden. Ostdeutsche liegen zum Beispiel beim Gehalt, beim Erben oder bei der Besetzung von Führungspositionen immer noch deutlich hinter den Menschen aus dem Westteil des Landes. 05  
 
        Mit dem Ende des SED-Staates hatte die meisten Menschen in Ostdeutschland zunächst ein großes Gefühl von Freude, von Aufbruch und Neugier geeint. Doch bald sollte sich zeigen, dass all die neu gewonnenen Freiheiten nicht selten in Enttäuschungsszenarien unterschiedlicher Schattierungen mündeten. Aufbruch und Zusammenbruch, Hoffnung und Ernüchterung, Mut und Wut lagen nach dem Ende der DDR nah beieinander. Genau diese Erfahrungen wurden bisher zu selten gehört – und wirken bis heute nach. 06  
 
        „BAU AB, BAU AUF“: IDENTITÄTSMARKER
 
        „Bau auf! Bau ab!“ lautete der Titel eines an sieben Abenden im Berliner Humboldt-Forum aufgeführten Theaterspektakels im Rahmenprogramm zur Ausstellung „Hin und Weg. Der Palast der Republik ist Gegenwart“ (17. Mai 2024 bis 16. Februar 2025). Im Stück ging es um jenen vielschichtigen Ort, der in vielerlei Hinsicht als Symbol für das Thema ostdeutsche Identitäten gelten kann: den Palast der Republik, „Erichs Lampenladen“, den Ort, an dem der Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes beschlossen wurde. Jene Ruine, die ab 2008 Platz machen musste. Platz für das Neue, das in Gestalt des Alten daherkam: das bis heute umstrittene Humboldt-Forum. 1976 wurde der Palast der Republik als „Haus des Volkes“ und Sitz der Volkskammer eingeweiht, 1990 endete diese Phase ausgerechnet zu einem Zeitpunkt, als das dort beheimatete ostdeutsche Parlament erstmals aus einer vollwertigen demokratischen Wahl hervorgegangen war. Es folgten Asbestsanierung, künstlerische Zwischennutzungen und schließlich der Abriss. Der Phantomschmerz ist indes geblieben: Längst ist der Bau in seiner allgegenwärtigen Abwesenheit Identifikationsfigur eines Gefühls der Entwertung und der Beseitigung des Bewährten. Im Schauspiel wurden Palasterinnerungen vom Keller bis zum Dach des Humboldt-Forums getragen und die Aussage von Generalintendant Hartmut Dorgerloh, der Palast sei Teil der DNA des Humboldt-Forums, in einer inszenatorischen Raumaneignung sichtbar gemacht.
 
        Die klaffende Wunde, die der Palast mit seinem Verschwinden hinterlassen hat, steht sinnbildlich für Verluste, die viele Menschen in Ostdeutschland zu einem trotzigen „Ostbewusstsein“ führten. Auf Betriebsschließungen folgte Massenarbeitslosigkeit, die wiederum eine massenhafte Abwanderung in die Städte und gen Westen mit sich brachte – nach „Vielbesserland“, 07  wie man hoffte. Wandel war die dominante Erfahrung, in allen Lebensbereichen. Auch für die, die blieben, änderte sich alles. Vielleicht gingen manche Menschen daraus sogar mit einer Art Transformationsresilienz hervor? Man könnte den Titel der Theaterinszenierung entsprechend zu „Bau ab! Bau auf!“ modifizieren. Sie schöpften Mut aus der Situation, begannen Neues und reüssierten in zahlreichen Fällen. Andere scheiterten und blicken heute mit Trauer und Wut auf die Jahre des Umbruchs. Wenn man unbedingt nach dem Verbindenden suchen möchte, könnte es ein Bündel von Eigenschaften sein, das Ostdeutschsein ausmacht: Krise als Chance betrachten, Ambiguitätstoleranz, Wandel gestalten, Unsicherheiten aushalten, Neuanfänge wagen, Adaptionsfähigkeit.
 
        „Die Identität einer Person kann letztendlich nur aus deren Lebenslauf und den in der Lebensspanne aufgeschichteten Erfahrungen begriffen werden (…): Sie ist also kein statisches Konstrukt, sondern Ergebnis immer neuer Erfahrungs- und Verarbeitungsprozesse.“ 08  Identitäten, so verstanden als sich verändernde Konstrukte, tragen dazu bei, sich selbst in der Welt zu verorten und handlungsfähig zu sein. Zugleich bilden sie sich „stets in einem Aushandlungsprozeß des Subjekts mit seiner gesellschaftlichen Umwelt“ heraus. 09  Bausteine, aus denen sich Identitäten zusammensetzen, wandeln sich und verändern ihren jeweiligen Stellenwert im Laufe eines Lebens oder im Verlauf gesellschaftlicher Umbrüche – und bilden zugleich die Grundmuster biografischer Erzählungen und Bezüge.
 
        Neben den Erfahrungen, die während der Transformationszeit in ihrer langen Dauer 10  gemacht wurden, sind es auch Identitätsmarker wie Arbeit, Kultur, (lokale) Geschichte, politische Einstellungen, aber auch wirtschaftliche Erfolge oder Sport, die ostdeutsche Identitäten (mit) prägen. Insgesamt hängt die Selbstbeschreibung als ostdeutsch stark vom Alter und den Erfahrungshorizonten im Kontext der Wiedervereinigung ab, aber auch vom Geschlecht, der Sozialisation, dem Mobilitätsverhalten oder der Herkunftsregion. Der Soziologe Steffen Mau versucht eine Minimaldefinition: „Ostdeutsche Identität bezieht sich auf den Osten als spezifischen Erfahrungs-, Sozial- und Kulturraum, der als subjektiv erlebter und gedeuteter kollektiver Zusammenhang zum Thema wird. Die Ostdeutschen sind durch Gemeinsamkeiten verbunden, die sie mit anderen – den Westdeutschen zum Beispiel – nicht teilen. Das muss nicht bedeuten, dass damit eine Selbstidentifikation oder ein Selbstkonzept als Ostdeutscher einhergeht (dass man sich also selbst aktiv zum Ostdeutschen macht), aber doch, dass es ein Merkmal gibt, das einen von anderen unterscheidet.“ 11  Laut ARD-Deutschlandtrend sagten 2019 80 Prozent der Menschen in Westdeutschland, dass sie sich zuallererst als „Deutsche“ sehen; nur 16 Prozent beschrieben sich primär als „Westdeutsche“. Im Ostteil des Landes sah das anders aus: 59 Prozent der Befragten gaben an, sich als Deutsche zu fühlen, 36 Prozent fanden, „Ostdeutsche“ sei die passendste Selbstverortung. 12  
 
        Ein Problem aller Identitätszuschreibungen ist die damit einhergehende „Vermassung“: Die Ostdeutschen gibt es genauso wenig wie die Westdeutschen, die Bayern oder die Sachsen. Aber derartige gruppenbezogene Zuschreibungen, die oft in Stereotype münden („Jammer-Ossi“ und „Besser-Wessi“ gehören sicher zu den trivialeren), machen es uns im Alltag oft so schön leicht, gerade im deutsch-deutschen Miteinander. Denn nicht zuletzt bedürfen Definitionen des Eigenen eines Anderen als Grenze, als Referenz und als Folie. Das Andere meint in diesem Fall natürlich „den Westen“, obschon es ihn genauso wenig gibt wie „den Osten“. Realer scheint da schon eine zugeschriebene oder tatsächliche Ignoranz „des Westens“: Menschen in Stuttgart oder Mainz, in München oder Hamburg haben mit 1989 weitaus weniger Veränderungen durchlebt und Adaptionsleistungen vollbringen müssen als die Menschen auf dem Gebiet der vormaligen DDR. Für sie sind daher viele Diskurse und Verletzungen bis heute schwer nachvollziehbar. Zugleich, bei wenig Wandel im eigenen Umfeld, sahen sie vielfach keine Veranlassung, sich vor Ort ein eigenes Bild zu machen und das andere Deutschland zu bereisen. So gaben 2019 17 Prozent der Westdeutschen an, noch nie im Osten gewesen zu sein. Auch wenn diese Zahl mittlerweile kleiner geworden sein dürfte: Der Eindruck des Desinteresses ist geblieben. Zum Vergleich: Nur zwei Prozent der Ostdeutschen waren bis 2019 noch nie im Westteil des Landes. 13  
 
        OSTDEUTSCH! OSTDEUTSCH?
 
        Bei alledem steht immer auch die Frage im Raum, was und vor allem wen „ostdeutsch“ eigentlich meint. Kann sich als ostdeutsch definieren, wer in der DDR oder in einem der sogenannten neuen Bundesländer geboren wurde? Oder ist auch ostdeutsch, wer lange (wie lange?) in Ostdeutschland gelebt hat? Kann man sich bewusst als Ostdeutsche oder Ostdeutscher verorten, ohne derartige biografische Bezüge zu haben? Und welche Rolle spielt die narrative Weitergabe zwischen den Generationen? Die Fragen zeigen: Ostdeutsch zu sein, ist eine Konstruktion und zugleich ein hoch emotional besetztes Themenfeld. Pointiert ausgedrückt kann man „bio-ostdeutsch“ sein (qua Geburt), „geo-ostdeutsch“ (qua Wohnort), „sozio-ostdeutsch“ (qua Sozialisation) oder auch „emo-ostdeutsch“ (qua emotionaler Selbstverortung). 14  
 
        Die Integrationsforscherin Naika Foroutan versucht darüber hinaus, Verknüpfungen zwischen migrantischen und ostdeutschen Erfahrungswelten herzustellen. 15  Menschen mit eigenen oder familiären Migrationserfahrungen sind in den Debatten um ostdeutsche Identitäten bislang zu wenig gehört worden. Die Historikerin Maren Möhring regt sogar dazu an, „die Geschichte der Vereinigungsgesellschaft und insbesondere der frühen 1990er-Jahre auch als ‚deutsch-deutsche (…) Gewaltgeschichte‘ zu schreiben, als eine Geschichte rassistischer Übergriffe und damit als eine Geschichte massiver Angst und eingeschränkter Bewegungsfreiheit für Migrant:innen (oder Menschen, die als solche wahrgenommen wurden). Denn friedlich waren die revolutionären Umwälzungen 1989 und die darauffolgenden Jahre für sie nicht; viele erlebten diese Jahre als ‚Pogrom-Zeit, Gewalt-Zeit, Zeit der Brandanschläge und des Rassismus‘, kurzum: als ‚rassistischen Wendepunkt‘ nicht nur im eigenen Leben, sondern auch in der Geschichte Deutschlands. Die Vereinigung hat neue Inklusions-, aber eben auch massive Exklusionsprozesse in Gang gesetzt, die es in ihren Ausprägungen, Abfolgen und Verschränkungen historiografisch noch weit genauer zu beleuchten gilt.“ 16  Projekte wie „Chemnitz Untold“, „Einheit interkulturell“ oder das Netzwerk „Neue Deutsche Organisationen“ machen (post-)migrantische Perspektiven auf die Deutsche Einheit und die auf sie folgenden Jahrzehnte sowie die spezifischen Erfahrungs- und Erinnerungswelten endlich sichtbar – aber sie sind kaum mehr als ein Anfang. 17  Viele Geschichten sind noch immer unerzählt.
 
        Die jüngsten Wahlen zum Europäischen Parlament haben die Ost-West-Debatten erneut befördert, denn es war wieder einmal so schön einfach, „den Osten“ als „rechts“ abzustempeln, weil die „Alternative für Deutschland“ (AfD) fast flächendeckend auf rund 30 Prozent der Stimmen kam. Dabei wurde, gerade in den hitzigen Debatten auf „X“ (vormals „Twitter“), selten bis nie erwähnt, dass die übergroße Mehrheit der Menschen in Ostdeutschland keineswegs rechtspopulistisch, sondern liberal-demokratisch gewählt hat. Nichtsdestotrotz zeigen die Wahlergebnisse, dass in den ostdeutschen Bundesländern größere Teile der Bevölkerung andere Vorstellungen von der Zukunft Deutschlands und Europas haben als im Rest des Landes. Im September werden diese Vorstellungen auch die Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg prägen. Zeit, sich daran zu erinnern, dass Ostdeutschland, aus der Außenperspektive gerne als „Dunkeldeutschland“ verschrien, viel Helles vorzuweisen hat – und dass trotzige Abgrenzung kein guter Ratgeber bei Wahlentscheidungen ist.
 
        Ein Indikator für die offenbar stetig steigende Relevanz der Befassung mit einem wie auch immer gearteten „Ostdeutschsein“ und der Dichotomie zwischen West und Ost ist die kontinuierlich wachsende Zahl an Kinofilmen, Dokumentationen und Publikationen zum Thema – sei es im Genre des Sachbuchs oder in der Belletristik. Steffen Maus „Ungleich vereint“ 18  schlägt dabei einen anderen, objektiveren Ton an, als es 2023 der Germanistikprofessor Dirk Oschmann tat. Oschmann trat mit seinem Buch „Der Osten: eine westdeutsche Erfindung“ 19  bittere Debatten zur Benachteiligung von Ostdeutschen und zum ost-west-deutschen Verhältnis los, die, oft von Wut geprägt, einen unguten und unversöhnlichen Verlauf nahmen. Das deutsch-deutsche Binnenverhältnis der Gegenwart beschrieb Oschmann mit drastischen Worten: „Auf der privaten Ebene mag die Differenz zwischen Westen und Osten nur noch selten relevant sein oder gar keine Rolle mehr spielen. Aber öffentlich und allgemein bewusstseinsgeschichtlich hat sich an der Spaltung nichts geändert, genauer noch: gar nichts. Dabei begreift sich der Westen als Norm und sieht den Osten als Abweichung, als Abnormalität, Abnormität. Der Osten erscheint als Geschwür am Körper des Westens, das ihm dauerhaft Schmerzen bereitet und das er nicht wieder loswird. Darum stört es den westdeutschen Wohlfühl- und Diskurskonsens in der Regel besonders, wenn das Geschwür sich regt, weil jemand aus dem ‚Osten‘ spricht.“ 20  Mit Formulierungen wie diesen trägt Dirk Oschmann wenig zu Dialog und Begegnung bei. Anders Nicole Zepter in ihrem Buch „Wer lacht noch über Zonen-Gaby? Ein Vorschlag zur Versöhnung“. 21  Die Journalistin entschuldigt sich darin für ihre eigene westdeutsche Ignoranz gegenüber Ostdeutschen, ihrer Geschichte und ihren Geschichten. Sie lädt zugleich zur Begegnung auf Augenhöhe ein. Ein Buch, das Brücken baut und das in diesen Tagen mehr denn je gebraucht wird.
 
        OSTDEUTSCHES SELBSTBEWUSSTSEIN
 
        Ein wichtiger Punkt in der Debatte um ostdeutsche Identitäten scheint das Thema der Anerkennung von Lebensleistungen zu sein. 22  Entwertungserfahrungen in Hinblick auf Ausbildung, Wissensbestände und Berufswege waren Begleiterscheinung der Massenarbeitslosigkeit der 1990er Jahre. Die Negierung von Erfahrungen, Gegenständen, Architekturen und Alltäglichkeiten mit DDR-Bezug in der unmittelbaren Nachwendezeit ging jedoch vielfach von Ostdeutschen selbst aus: Die neuen Freiheiten, Warenwelten und Möglichkeiten schienen meist verlockender als das Altbekannte.
 
        Sogenannte Ostprodukte wollte zum Beispiel zunächst niemand mehr haben. Der Nuss-Nougat-Creme „Nudossi“ etwa begegnete man erst Jahre später wieder mit Begeisterung. Nachdem die Produktion in Dresden 1991 eingestellt worden war, gibt es „Nudossi“ erst seit 2005 wieder, jetzt hergestellt in Radebeul. Auch andere DDR-Produkte, wie die (fast) unzerbrechlichen „Superfest“-Gläser aus der Westlausitz, die zwischen 1980 und 1990 im VEB Sachsenglas Schwepnitz hergestellt wurden, erfreuen sich erst seit einigen Jahren wieder größerer Beliebtheit. Ihre Produktion wurde nicht wieder aufgenommen, sie sind aber inzwischen zu so etwas wie Designikonen der Nachhaltigkeit geworden, für die auf einschlägigen Portalen hohe Preise gezahlt werden. Plattenbauten, um ein drittes alltagskulturelles Beispiel herauszugreifen, waren in der Zeit der DDR begehrte Wohnorte, standen nach dem Ende des Arbeiter- und Bauernstaates aber massenhaft leer. Sie wurden nur selten durch Rückbau in neue Architekturen überführt, wie etwa in Leinefelde-Worbis, Hohenmölsen oder in Wolfen-Nord, sondern oft wurden ganze Straßenzüge abgerissen, wie in Cottbus, Leipzig-Grünau oder Eisenhüttenstadt. Erst seit wenigen Jahren wächst neben dem Sinn für Nachhaltigkeit auch das Bewusstsein für den Denkmalwert ostmoderner Architektur und baubezogener Kunst der DDR. Mit dem Generationswechsel ging auch ein Perspektivwechsel einher.
 
        Ein solcher Perspektivwechsel gelingt auch durch Projekte wie das seit 2022 in Bitterfeld-Wolfen stattfindende „OSTEN Festival“ oder Initiativen wie das 2010 gegründete Netzwerk „3te Generation Ost“, den 2013 ins Leben gerufenen Verein „Perspektive3“ oder das 2022 entstandene Netzwerk „Keinheit“. Diese Projekte beschreiten einen Weg, der wegführt vom trotzigen Ostdeutschsein, hin zu einem neuen ostdeutschen Selbstbewusstsein. 23  
 
        So lautet der Ansatz des Wolfener Festivals: „Es erforscht und feiert ‚den Osten‘ als Landschaft der Veränderungen für Mensch, Natur und Zusammenleben.“ 24  Die „3te Generation Ost“, deren Akteurinnen und Akteure zwischen 1975 und 1985 geboren wurden, beschreibt sich wie folgt: „Wir hinterfragen Selbstverständlichkeiten unserer Sozialisation und Herkunft, thematisieren Kompetenzen und Umbruchserfahrungen sowie deren gesellschaftliches Potenzial. Auch generationsübergreifend und interdisziplinär. Mit dem Einbringen dieser Stärken und unserer Werte gestalten wir gemeinsam den Wandel hin zu einer gerechten und lebenswerten Zukunft.“ 25  Die Initiative „Keinheit“ wiederum erkundet das Ostdeutschsein der zwischen 1997 und 2012 Geborenen: „Obwohl die Generation Z (…) nur ein vereintes Deutschland kennt, ist sie weiterhin geprägt von den Umwälzungen vor über 30 Jahren. Die Lebensbiografien junger ostdeutscher Menschen sind bis heute von strukturellen Unterschieden zwischen Ost und West sowie faktischen Differenzen gesellschaftlicher Anerkennung und Repräsentation geprägt. In Begegnungen mit Gleichaltrigen aus den alten Bundesländern treffen oftmals unterschiedliche Lebensrealitäten aufeinander. Eine Auseinandersetzung mit der eigenen – ostdeutschen – Identität beginnt.“ 26  Ein ost-west-deutsches, gemeinsames Projekt ist hingegen der Verein „Perspektive³“: „Wir beschäftigen uns mit den Sichtweisen der so genannten Dritten Generation Ostdeutschland auf vergangene, gegenwärtige und zukünftige gesellschaftliche Fragen. Dazu nehmen wir Bilder, Erfahrungen und Wissen von und über diese Generation in der gesamtdeutschen Gesellschaft in den Blick. Perspektive3 möchte diese Diskussionen mit und um Menschen der Dritten Generation Ostdeutschland öffentlich sichtbar machen und sie vertiefen.“ 27  
 
        Diese wenigen Beispiele zeigen, dass auch jüngere Menschen, die die DDR kaum mehr oder gar nicht aus eigenem Erleben kennen, das Bedürfnis haben, über Ostdeutschland zu sprechen. Mit derartigen identitätsbezogenen – oder besser: identitätsstiftenden – Aneignungsprozessen der jüngeren Generationen rücken neue Fragestellungen in den Fokus. Dabei werden auch die fortbestehenden Missstände und Ungleichheiten thematisiert, jedoch ohne eigene Verletztheit oder Wut.
 
        VON DER OSTIDENTITÄT ZUM „OSTBEWUSSTSEIN“
 
        Auch auf längere Sicht ist ein Ende der Befassung Ostdeutscher mit ihrem Ostdeutschsein, mit ihren ostdeutschen Identitäten nicht zu erwarten. Im Gegenteil: Menschen wie der Rapper Hendrik Bolz, 1988 in Leipzig geboren, betonen den weiterhin großen, ja wachsenden Bedarf an Austausch zum Thema „Ostdeutschsein“: „Mittlerweile war auch in der Breite klar geworden, dass im Osten Verstimmtheiten bestehen, die sich nicht lösen lassen, indem man nur immer wieder feststellt, dass es mit dem Thema doch jetzt mal gut sei. Mittlerweile war mir klar geworden, dass es einen riesigen Diskursstau gibt und man, um gemeinsam vorwärtszukommen, endlich miteinander ins Gespräch kommen muss. Und dass man dafür die eigenen Geschichten erzählen muss.“ 28  
 
        Objektive Benachteiligungen und Ungleichheiten müssen angegangen werden, doch vor allem die kulturellen Unterschiede werden noch eine Zeitlang bleiben, und sie sind wichtig. In den Worten Steffen Maus: „Der Osten wird nicht nur durch gewisse westdeutsche Medien ‚verandert‘, er ist auch anders.“ 29  Mit dieser Erkenntnis kann aus Trotz Stolz werden. Darüber hinaus lohnt es sich, endlich auch andere Grenzziehungen in den Blick zu nehmen, etwa die zwischen Nord und Süd oder zwischen Stadt und Land. Mit einer solchen Erweiterung des Blickfeldes, einer Akzeptanz unterschiedlicher Erfahrungsschätze, einer Neugier auf Begegnung und mit dem Wissen um das, was uns an Aufgaben im deutsch-deutschen Miteinander noch bevorsteht, lässt sich produktiv umgehen mit fragmentierten und nicht selten sperrigen, oft widersprüchlichen ostdeutschen Identitäten.
 
        Begrifflich sollten wir einen Schritt zurücktreten. Denn auch wenn der Erfahrungsrahmen – zumindest in bestimmten Alterskohorten – ähnlich sein mag: Eine kollektive ostdeutsche Identität ist daraus nicht hervorgegangen. „Ostdeutschsein“ ist nur eine Identitätsverortung neben anderen, ganz im Sinne der Theorie der „hybriden Identitäten“. 30  Der Plural „Identitäten“ ist für eine heterogene Gruppe von Menschen mehr als angemessen: Die Ostdeutschen gibt es genauso wenig wie den Osten – und also auch nicht die eine, von allen Menschen in Ostdeutschland geteilte Identität. Vielleicht passt der Begriff „Ostbewusstsein“ besser zur Selbstverortung – ein Ostbewusstsein, das sich im Lichte der Erlebnisse und Erfahrungen der vergangenen 35 Jahre beständig gewandelt hat und weiter wandeln wird.
 
        Im besten Fall kann dieses Ostbewusstsein weniger trotzig sein, jedenfalls ab dem Punkt, an dem die DDR nicht mehr „trotzdem“ als Heimat verhandelt werden muss, sondern Erfahrungshorizonte und Möglichkeitsräume der Menschen in Ostdeutschland sichtbar und Dialoge möglich werden – und ab dem wir uns im Zustand von „ungleich vereint“ gleichwohl weitgehend wut- und vorurteilsfrei begegnen können. Ostdeutschsein wäre dann nicht mehr als negatives Attribut zu lesen, sondern – im Sinne von Empowerment – als positives Merkmal, dem viel Aufbruch innewohnt.
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        WAS WÄRE, WENN …?
 
        Zur Verwundbarkeit der Demokratie in Thüringen
 
         Hannah Katinka Beck · Etienne Hanelt · Vanessa Wintermantel 
 
        Bis ins späte zwanzigste Jahrhundert hinein konnte eine nie dagewesene globale demokratische Revolution beobachtet werden. Doch schon 1991 warnte der Politikwissenschaftler Samuel Huntington, dass diese Demokratisierungswelle nicht ewig anhalten werde. 01  Er hat recht behalten: Einige Länder entwickelten sich nicht wie erwartet von geschlossenen Autokratien zu liberalen Demokratien, sondern zu hybriden Regimen, „illiberalen Demokratien“ 02  oder „kompetitiven autoritären Regimen“. 03  In diesen Regimen finden zwar Wahlen statt, doch sind diese meist weder frei noch fair. 04  Für ihren Machterhalt setzen die Regierungen hybrider Regime weniger auf gewaltsame Repression als auf formal-legale Mittel 05  sowie Desinformation und Propaganda; 06  ihre autoritäre Vorgehensweise kaschieren sie mit einer demokratischen und rechtsstaatlichen Fassade. 07  Heute sind solche hybriden Regime längst nicht mehr nur eine Folge „gescheiterter“ Demokratisierung, sondern auch Ergebnis einer Regression liberal verfasster Demokratien.
 
        Dieser Prozess wird in der Politikwissenschaft als democratic backsliding bezeichnet. Zwei der wohl bekanntesten Beispiele sind Ungarn, wo es der Fidesz-Partei gelungen ist, einen „illiberalen Staat“ zu etablieren, und Polen, wo die PiS-Partei bis vergangenen Herbst Ähnliches versuchte. Wäre es auch in Deutschland möglich, Demokratie und Rechtsstaat von innen auszuhöhlen? Welche Einfallstore in Verfassung und Gesetzen könnten autoritär-populistische Parteien dafür nutzen? Das „Thüringen-Projekt“ des Verfassungsblogs befasst sich mit diesen Fragen. Es analysiert die Möglichkeiten eines formal-legalen Demokratieabbaus auf Länderebene und entwickelt Szenarien für die Fälle, in denen eine autoritär-populistische Partei (APP), hier konkret in Thüringen, stärkste politische Kraft wird oder gar die Regierungsgeschäfte übernimmt.
 
        Das Projekt hat sich zum Ziel gesetzt, (verfassungs-)rechtliche Einfallstore zu identifizieren, die APP nutzen können, um Demokratie und Rechtsstaat abzubauen. Solche Einfallstore gibt es in jedem demokratischen Rechtsstaat: Keine Verfassung ist „wasserdicht“, also per se immun gegen autoritäre Absichten. Um demokratische Akteur*innen auf diese Einfallstore hinzuweisen und ihnen so die Gelegenheit zu geben, Gefahren für die Demokratie schneller zu erkennen, hat das Thüringen-Projekt unterschiedliche Szenarien erarbeitet, in denen APP staatliche Machtmittel in die Hand bekommen: Was wäre zum Beispiel, wenn eine APP in Thüringen das Bildungsministerium führte? Wie könnte sie dieses nutzen, um die Autoritarisierung der Gesellschaft voranzutreiben? Dieses Szenario wollen wir im Folgenden genauer durchspielen.
 
        Anlass – aber nicht Gegenstand – des Thüringen-Projekts sind die jüngsten Wahlerfolge der „Alternative für Deutschland“ (AfD). 08  Obwohl das gute Abschneiden der AfD bei der Europawahl in Ostdeutschland nicht überraschend kam, hat das Ergebnis viele Menschen alarmiert. In Thüringen kam die AfD auf 30,7 Prozent der Stimmen, deutlich vor der CDU mit gut 23 und dem „Bündnis Sahra Wagenknecht“ (BSW) mit 15 Prozent. Umfragen zu den Thüringischen Landtagswahlen am 1. September 2024 zeichnen ein heterogenes und dynamisches Stimmungsbild, das nach der Wahl eine schwierige Regierungsbildung erwarten lässt. Thüringen steht damit nicht allein. Ähnliches ist auch in Sachsen und Brandenburg zu erwarten.
 
        Im Folgenden definieren wir kurz den Begriff des autoritären Populismus, anschließend skizzieren wir ein mögliches Szenario für den Fall der Regierungsbeteiligung einer APP nach der Thüringer Landtagswahl am Beispiel der Bildungspolitik.
 
        AUTORITÄRER POPULISMUS
 
        Mit dem Konzept des „autoritären Populismus“ beschreiben wir ein aktuelles Phänomen, der Begriff an sich ist allerdings in der Politikwissenschaft und den angrenzenden Disziplinen spätestens seit den 1980er Jahren in Gebrauch. Der Soziologe Stuart Hall beschrieb autoritären Populismus in seiner Untersuchung der Politik der britischen Premierministerin Margaret Thatcher bereits 1985 als eine autoritäre Form von Klassenpolitik, mobilisiert durch populistisch instrumentalisierte Unzufriedenheit. 09  Mit dem Aufkommen des Phänomens des democratic backsliding erlebte das Konzept als Kategorie für neurechte Parteien eine neue Konjunktur, allerdings steht die Arbeit an einer umfassenden Definition, die vergleichende empirische Analysen ermöglicht, noch aus. 10  Wir argumentieren, dass APP heute am besten als Parteien zu verstehen sind, die eine populistische Form der Politik nutzen, um die liberale Demokratie mithilfe des bestehenden Rechtssystems formal-legal auszuhöhlen und ein System zu schaffen, in dem ihre Abwahl erheblich erschwert oder gar unmöglich wird.
 
        Zum schrittweisen Abbau von Demokratie und Rechtsstaat und zur Errichtung eines autoritären Regimes bedienen sich APP einer spezifischen Spielart der Politik: des Populismus. Populismus wird heute wahlweise definiert als eine bestimmte Form des politischen Diskurses oder der politischen Performanz, als „dünne“ Ideologie, als Bewegung, Strategie oder als Stil. Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher Definitionen gilt „Populismus“ daher bis heute als „essentially contested concept“. 11  In Anlehnung an die einflussreichsten Arbeiten zum Populismus der vergangenen Jahre verstehen wir Populismus als diskursive und performative Politikform, also als eine bestimmte Art und Weise, Politik zu kommunizieren und zu gestalten beziehungsweise Politik zu machen. Populismus als Politikform umfasst in diesem Verständnis mindestens drei diskursive und performative Elemente: 12  erstens die Spaltung der Gesellschaft in ein homogenes, moralisch reines Volk und eine korrupte Elite; zweitens die Konstruktion eines idealisierten, bisweilen ausgrenzenden Begriffs des „wahren“ Volkes; und drittens einen dezidiert antipluralistischen Alleinvertretungsanspruch dieses Volkes und seines Willens. 13  
 
        Populistische Akteur*innen kombinieren die populistische Form der Politik fast immer mit Merkmalen bestimmter Ideologien und Einstellungen. 14  Dies betrifft im Falle des Rechtspopulismus vor allem Nationalismus, Autoritarismus, Nativismus oder Rechtsextremismus. Während in der Literatur bisweilen auch emanzipatorische und demokratieförderliche Aspekte des (dann vor allem linken) Populismus diskutiert werden, 15  sind es diese demokratiefeindlichen Ideologien und Einstellungen, die den Rechtspopulismus, neben seinem inhärenten Antipluralismus, zu einer besonderen Gefahr für Demokratie und Rechtsstaat machen.
 
        Der Begriff „Autoritarismus“ bezeichnet in der politikwissenschaftlichen Literatur sowohl ein politisches System als auch politische Einstellungen in der Bevölkerung. „Autoritarisierung“ beschreibt dabei in seiner ersten Bedeutung die Transformation des politischen Systems und in seiner zweiten Bedeutung eine Verschiebung der politischen Einstellungen in der Bevölkerung. Zentrale Akteur*innen eines populistischen Autoritarismus auf der Systemtransformationsebene sind demokratisch gewählte Parteien und deren Politiker*innen, die ihr Recht, zu regieren, für gesetzt erklären. Ihr Verhältnis zum (Verfassungs-)Recht ist instrumentell: Sie nutzen es, um die Demokratie und den Rechtsstaat von innen, aus den Parlamenten heraus, auszuhöhlen. 16  Sie arbeiten in demokratischen Institutionen gegen diese Institutionen. Dass diese Autoritarisierungsprozesse vergleichsweise langsam verlaufen, macht es so schwer, democratic backsliding und den Zerfall des demokratischen Systems als solchen zu erkennen: 17  Für sich genommen verursachen einzelne autoritäre Politiken noch nicht den Zerfall der Demokratie, oft brechen sie nicht einmal mit geltendem Recht. Im Zusammenspiel aber entfalten sie ihr vollständiges autoritäres Potenzial 18  – da sie meist auch die ungeschriebenen Regeln missachten, die als „demokratische Leitplanken“ notwendig für das Funktionieren der Demokratie sind. 19  
 
        Dass eine solche Politik für Teile der Bevölkerung attraktiv ist, lässt sich mit der zunehmenden Autoritarisierung in ihrer zweiten Bedeutung, als Verschiebung der politischen Einstellungen in der Bevölkerung, erklären. 20  Seit Jahren schon zeigt sich in entsprechenden Studien wie der „Leipziger Autoritarismus Studie“ oder den „Mitte-Studien“ eine Zunahme autoritärer und rechtsextremer Überzeugungen in der Bevölkerung. Im Freistaat Thüringen werden die Einstellungen seit dem Jahr 2000 im jährlichen „Thüringen-Monitor“ der Universität Jena untersucht. In der jüngsten Erhebung konstatiert der Thüringen-Monitor zwar eine hohe generelle Demokratieunterstützung (88 Prozent), aber nur eine geringe Demokratiezufriedenheit (45 Prozent). Autoritäre, ethnozentristische Einstellungen zeigen sich bei 35 Prozent der Befragten. 21  
 
        Zur Verbreitung dieser Überzeugungen trägt die AfD als autoritär-populistische Partei einerseits selbst maßgeblich bei. 22  Andererseits sichert ihr gerade die zunehmende Verbreitung dieser Einstellungen die Unterstützung für künftige, potenziell demokratiegefährdende Politiken. Dabei benötigt der heutige Autoritarismus keine Autoritätsfigur mehr, sondern fokussiert auf das Individuum und dessen persönliche Freiheit – in libertärer Lesart. 23  Fühlt sich das Individuum in seiner Freiheit eingeschränkt – wie etwa zu Pandemiezeiten durch eine Maskenpflicht oder durch gendergerechte Sprache –, führt dies potenziell zu einer Abwendung von demokratischen und einer Hinwendung zu autoritär-populistischen Politikangeboten.
 
        SZENARIEN NACH DER WAHL
 
        Um zu untersuchen, welche rechtlichen Einfallstore autoritär-populistische Parteien nutzen könnten, um Demokratie und Rechtsstaat auszuhöhlen und die Autoritarisierung der Gesellschaft voranzutreiben, entwickelt das Thüringen-Projekt unterschiedliche Szenarien, darunter das „Landtagspräsident*innen-Szenario“, 24  das „Volksbefragungs-Szenario“ 25  und das „Medienstaatsvertrags-Szenario“. 26  All diese Szenarien sind politisch und juristisch plausibel, das heißt, sie sind unter dem geltenden Thüringer Verfassungsrecht realisierbar – abhängig von den staatlichen Machtmitteln, die eine APP in Thüringen in die Hand bekommt. Wer solche Machtmittel erhält, bestimmen in einer liberalen Demokratie die Bürger*innen in Wahlen. Je mehr Stimmen eine Partei mobilisieren kann, desto mehr Machtmittel beziehungsweise parlamentarische Befugnisse stehen ihr für die Dauer einer Legislaturperiode zur Verfügung. Erhält eine Partei beispielsweise ein Drittel der Sitze, hat sie eine Sperrminorität und kann im Parlament Zweidrittelmehrheitsentscheidungen, zum Beispiel Verfassungsänderungen, blockieren. 27  Eine APP in der Regierung und mit parlamentarischer Mehrheit hätte noch deutlich mehr Möglichkeiten, autoritär-populistische Politiken umzusetzen.
 
        Im Folgenden zeigen wir exemplarisch am Szenario der Bildungs-Instrumentalisierung (kurz „Bildungsszenario“), wie und unter welchen Bedingungen eine autoritär-populistische Partei in Thüringen (verfassungs-)rechtliche Einfallstore formal-legal missbrauchen kann. Wir haben das Bildungsszenario für diesen Beitrag ausgewählt, weil es drei Elemente autoritär-populistischer Politik besonders gut sichtbar macht: erstens den formal-legalen Missbrauch von (verfassungs-)rechtlichen Einfallstoren; zweitens die Umgestaltung demokratischer Institutionen zum Zweck der Autoritarisierung der Gesellschaft; und drittens die Umsetzung populistischer Konstruktionen in die politische und gesellschaftliche Realität.
 
        Bildungspolitik als Vehikel autoritärer Politik
 
        Bildung ist ein Politikbereich, den regierende APP zu instrumentalisieren versuchen, um ihre Regime zu stabilisieren. Der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán beispielsweise senkte seit seinem Amtsantritt stetig öffentliche Bildungsausgaben, während er Investitionen in private Institutionen wie das seiner Partei nahestehende Mathias-Corvinus-Collegium erhöhte. 28  Gleichzeitig zentralisierte er das Bildungssystem: Das staatliche Klebelsberg-Institut, gegründet 2013, beaufsichtigt, wer als Lehrer*in eingestellt und wer entlassen wird. 29  Der ungarische Bildungsminister bestimmt zudem, welche Schulbücher im Unterricht verwendet werden dürfen. 30  
 
        Autoritarisierungsprozesse sind schwerer umzusetzen, wenn Bürger*innen kritikfähig sind, wenn sie erkennen, dass bestimmte politische Entscheidungen die liberale Demokratie gefährden, sie dagegen demonstrieren und APP gegebenenfalls wieder abwählen. 31  Gleichzeitig gilt: Eine APP wie Fidesz ist auf eine Gesellschaft angewiesen, die nicht gegen ihre demokratieverkürzende Politik aufbegehrt. Mehr noch: Sie ist auf die Zustimmung der wahlberechtigten Bürger*innen angewiesen – jedenfalls so lange, bis sie aus der liberalen Demokratie ein hybrides Regime gemacht hat. APP schaffen (politische) Bildungsangebote deswegen nicht einfach ab, sondern missbrauchen sie unter dem Deckmantel formaler Rechtmäßigkeit.
 
        Das Bildungsszenario fußt auf einer Analyse der Thüringer Landesverfassung und dem Bildungsrecht sowie auf Hintergrundgesprächen mit Expert*innen aus Wissenschaft und Praxis. Es zeigt, wie eine APP die (politische) Bildung im Freistaat an ihre autoritär-populistische Politik anpassen könnte: indem sie Lehrpläne ändert, die Landeszentrale für politische Bildung abschafft oder neu organisiert und Lehrkräfte mit Rundschreiben unter Druck setzt, um die Unterrichtsgestaltung zu beeinflussen. Rein formal würde die APP damit keine verfassungsrechtlichen Grenzen überschreiten.
 
        Thüringisches Bildungsszenario
 
        Das Bildungsszenario setzt voraus, dass eine APP Thüringen regiert – entweder allein oder mit einer mehrheitsfähigen Koalition. Prinzipiell könnte das jede beliebige APP sein. Wir benennen die AfD im Folgenden konkret, weil sie derzeit die einzige Partei ist, die sich in Thüringen eindeutig als APP kategorisieren lässt. 32  
 
        Stellen wir uns das Szenario wie folgt vor: 33  Die Thüringer Bürger*innen wählen ein neues Parlament, und die AfD wird nicht nur stärkste Kraft, sondern sie erhält auch die absolute Mehrheit der Sitze im Erfurter Landtag. Wenig später wählen die Abgeordneten den AfD-Fraktionsvorsitzenden Björn Höcke zum Ministerpräsidenten. Weil die AfD den Freistaat allein regiert, leitet sie alle Ministerien – auch das Bildungsministerium. Bildung ist in Deutschland Ländersache. Das Schulwesen untersteht der staatlichen Aufsicht (Artikel 7 Absatz 1 Grundgesetz), wegen der Kompetenzverteilung (Artikel 30, 70ff. GG) übernehmen die Länder diese staatliche Aufgabe selbst.
 
        Im Szenario erlässt das Bildungsministerium nach Paragraf 40a Absatz 2 des Schulgesetzes Rechtsverordnungen, 34  die die Aufgaben des „Instituts für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien“ so beschränken, dass das Ministerium die Lehrpläne des Landes in Zukunft allein gestalten kann. Es setzt sich alsbald an einen neuen Entwurf. Eltern und Lehrer*innen protestieren, als die Änderungen öffentlich bekannt werden: Der Sexualkundeunterricht wird bis zur Oberstufe ersatzlos aus dem Lehrplan gestrichen, die Schwerpunktsetzung im Geschichtsunterricht verschoben. Das Bildungsministerium entscheidet, dass sich die Schüler*innen mehr mit dem Kaiserreich und weniger mit dem Holocaust beschäftigen sollen. Es lässt neurechte Interpretationen deutscher Geschichte zu und treibt so die Autoritarisierung der Gesellschaft voran.
 
        Die AfD beruft sich in diesem Szenario auf die staatliche Aufsicht über die Schulen, um ihre Änderungen im Lehrplan zu rechtfertigen. Bisherige Versuche von demokratischen Regierungen, Konzepte wie sexuelle und geschlechtliche Vielfalt in den Unterricht zu integrieren – etwa durch den „Bildungsplan bis 18“ 35  –, delegitimiert die AfD als „[p]olitisch motivierte Programme“, die „an den Schulen nichts verloren“ haben. 36  Sie kommuniziert populistisch, indem sie die Spaltung der Gesellschaft in ein „wahres“ Volk und eine Elite konstruiert, die bisher dysfunktional regiert habe und dieses „Volk“ nicht angemessen vertrete.
 
        Im weiteren Verlauf des Szenarios überlegen einige Eltern, rechtlich gegen den neuen Lehrplan des Bildungsministeriums vorzugehen, aber weder sie noch die Schüler*innen sind in der Lage, bestimmte Schulinhalte einzuklagen. 37  Außerdem ist der Lehrplan verfassungskonform – er erfüllt formal die Erziehungsziele, die in Artikel 22 der Thüringer Verfassung festgelegt sind.
 
        Bis die neuen Lehrpläne entwickelt sind, dauert es eine Weile. Die AfD kann diesen Prozess im hier diskutierten Szenario aber verkürzen, indem sie zum Beispiel Rechtsverordnungen erlässt, nach denen Expertengremien und Kommissionen nicht mehr in die Entwicklung der Lehrpläne einbezogen werden. 38  Währenddessen schickt das Bildungsministerium über das Thüringer Schulportal Rundmails an die Schulleitungen staatlicher Schulen, um sie und die Lehrkräfte an ihr Mäßigungs- und Neutralitätsgebot zu erinnern, das im Beamtenstatusgesetz (Paragraf 33 Absatz 2 BeamtStG) festgeschrieben ist. „Jede Meinungskundgabe, die den Unterricht stört, ist zu unterlassen“, schreibt das Ministerium. Obwohl es gar kein Gebot vollständiger Neutralität gibt, 39  lösen die Rundschreiben Unruhe in den Kollegien aus – die Anweisung von oben setzt viele Lehrer*innen unter Druck. Sie werden vorsichtiger und äußern sich im Unterricht kaum noch zu politischen Fragen.
 
        Zur gleichen Zeit entscheidet der neue Ministerpräsident, das Direktorium der Landeszentrale für politische Bildung Thüringen umzubesetzen. Weil die Landeszentrale nicht parlamentsrechtlich angebunden ist, sondern rechtlich auf einer Anordnung der Landesregierung beruht („Anordnung der Landesregierung über die Errichtung der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung“), kann der Ministerpräsident allein entscheiden, wer sie leiten soll (Paragraf 5 der Anordnung). Eine Weile spielt er mit dem Gedanken, die Landeszentrale ganz abzuschaffen. Mit dem neuen Direktorium aber wird die Landeszentrale zu einem nützlichen Instrument seiner APP: Sie informiert nun mehr zu Linksextremismus und weniger zu Rechtsextremismus. Bald erscheinen neue Unterrichtsmaterialien zu den „Gefahren für die Demokratie durch Gruppierungen wie die ‚Letzte Generation‘“, die weiterhin kostenfrei zur Verfügung stehen. Auf diese Weise werden politische Gegner*innen formal-legal als Antidemokrat*innen diskreditiert – und Informationen über die eigenen demokratiefeindlichen Ziele zurückgehalten.
 
        In den folgenden Monaten schließlich richtet die AfD auf untergesetzlicher Ebene neue „Vorschaltklassen“ für geflüchtete Kinder ein und treibt damit die Segregation an Thüringer Schulen voran. Außerdem beschließt sie Investitionen in Förderschulen und untergräbt die bereits unzureichende und schlecht organisierte Inklusion von behinderten Menschen an Gymnasien und Regelschulen. Sie macht ihre populistische Konstruktion vom „wahren Volk“, zu dem Geflüchtete und Menschen mit Behinderung nicht gehören, zur politischen und gesellschaftlichen Realität.
 
        AUSBLICK
 
        Das Bildungsszenario zeigt, dass eine APP in Thüringen – wie auch in anderen Ländern – das Recht instrumentalisieren kann, um Demokratie und Rechtsstaat von innen auszuhöhlen und die Autoritarisierung der Gesellschaft voranzutreiben. Der autoritäre Populismus der AfD ist kein ostdeutsches Phänomen. Die Partei erfährt hier jedoch derzeit deutlich mehr Zuspruch in der Bevölkerung als in Westdeutschland. Demokratische Parteien, gerade im Osten, sollten sich auf Szenarien einer autoritär-populistischen Machtübernahme vorbereiten, um Gefahren für die Demokratie rechtzeitig zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken. Einige (verfassungs-)rechtliche Einfallstore lassen sich schließen, viele andere aber nicht. 40  Bekäme eine APP bei der kommenden Thüringer Landtagswahl mehr als ein Drittel der Sitze im Parlament, ließen sich zum Beispiel Verfassungsänderungen zum Schutz der Demokratie nicht mehr durchsetzen. So oder so braucht es einen zivilen Verfassungsschutz: Der Schutz unserer liberalen Demokratie ist ebenso Aufgabe der Bürger*innen wie der Politik. 41  
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        GEFÄHRLICHE ENTPOLITISIERUNG
 
        Warum Peripherisierung der extremen Rechten in die Hände spielt
 
         Katrin Großmann 
 
        Der geografische Hotspot rechtspopulistischer und rechtsextremer Wahlerfolge ist nicht per se „der Osten“, es ist die Peripherie. Die Wahlergebnisse zum Beispiel der „Alternative für Deutschland“ (AfD) sind in peripherisierten Regionen besonders hoch, und zwar von Sachsen bis ins Saarland. Welche Karte zu ungleichen Lebensbedingungen in Deutschland man auch immer zu Rate zieht – den „Disparitätenatlas“ der Friedrich-Ebert-Stiftung, den „Teilhabeatlas Deutschland“ des Berlin Instituts für Bevölkerung und Entwicklung, die Karten zur Sozialstruktur des Thünen-Atlas –, es sind immer wieder dieselben Landkreise, in denen die Indikatoren auf unterdurchschnittliche Lebensverhältnisse verweisen, während die Wahlerfolge der AfD hoch sind. Dieses Muster zeigt sich genauso im deindustrialisierten Norden Frankreichs, in „Trump-“ und „Brexitland“, und auch Viktor Orbáns Wahlerfolge in Ungarn fallen umso deutlicher aus, je höher der Deprivationsindex einer Region ist. 01  Spannend ist hier der Vergleich der Wahlergebnisse mit der Karte zur kommunalen Steuerkraft im Thünen-Atlas: Sie zeigt, dass gerade jene Landstriche, die am stärksten unter schlechten Lebensbedingungen leiden, die geringsten Mittel haben, sich daraus zu befreien. 02  Aber wer redet im Zusammenhang mit dem Wahlerfolg rechter Parteien schon über kommunale Finanzen?
 
        Im Folgenden soll – in notgedrungen raschen Schritten – nachgezeichnet werden, wie diese regionalen sozialräumlichen Ungleichheiten, die letztlich für Gerechtigkeitsdefizite stehen, als demografische Prozesse „naturalisiert“ wurden. Sie werden als „naturgegeben“ angesehen – und dadurch weitgehend entpolitisiert. Bevölkerungsrückgang, sinkende Steuerkraft und eine rückläufige Versorgung werden zu einem bedauernswerten, aber vermeintlich nicht zu ändernden Schicksal erklärt. Auch die von einer Handvoll Expert:innen engagiert geführte Auseinandersetzung um die im Grundgesetz verankerten gleichwertigen Lebensverhältnisse und die Ergebnisse der gleichnamigen Kommission haben daran nichts geändert. 03  Zwar gab es in den vergangenen drei Jahrzehnten viele mediale Berichte über die Dramen, die sich im Zuge von Infrastrukturabbau, Geschäftsschließungen, Alterung und Abwanderung in ländlichen Gegenden abgespielt haben, aber eine allgemeine Politisierung des Themas blieb aus – zumindest, bis die rechtsnationalistischen Parteien seine Mobilisierungspotenziale für sich entdeckt haben. Auch das hat Deutschland mit Frankreich, den USA oder Großbritannien gemeinsam: Die autoritär-nationalistischen Parteien können in den ländlichen wie in den innerstädtischen Randgebieten von dieser Naturalisierung der Peripherisierung profitieren. Auf dem Land wirbt zum Beispiel die AfD mit Plakaten gegen Schulschließungen und für Krankenhäuser, in Großwohnsiedlungen wie Leipzig-Grünau mit „Den Stadtrand stärken“. Eine emotionale Disposition der Vernachlässigung, der Stigmatisierung und Benachteiligung wird hier – inzwischen recht erfolgreich – genutzt, um gezielt für nationalistische und autoritäre Positionen zu mobilisieren. 04  
 
        „DEMOGRAFISIERUNG“ SOZIALRÄUMLICHER UNGLEICHHEIT
 
        Es war nicht immer apolitisch, über Bevölkerungsrückgang zu sprechen. Als Ende der 1990er Jahre der Begriff der „schrumpfenden Städte“ in den Diskurs um Stadtentwicklung Einzug hielt, 05  fühlte es sich nach einem Paradigmenwechsel an – und die Stadt-und Regionalforschung war mittendrin. Es gab Widerstand gegen den Begriff, was darauf hindeutete, dass ein empfindlicher Nerv getroffen wurde. In Chemnitz etwa verbot der zuständige Amtsleiter kurzzeitig die Nutzung des Begriffs, weil er ihn als zu negativ empfand. Auch mit den Stadtforscher:innen der TU wollte er nicht über „Chemnitz als schrumpfende Stadt“ sprechen. Interviews wurden abgesagt, die Teilnahme an Veranstaltungen verweigert. Nur ein, zwei Jahre später war der Begriff dann fast normal, er wurde zum Transformationsbegriff („Weniger ist mehr“, „Luxus der Leere“). Ihn zu benutzen signalisierte auch, ein Realist am Puls der Zeit zu sein, Klartext zu sprechen, sich vom omnipräsenten Wachstumsparadigma lösen zu können. Auf Fachtagungen und in stadtentwicklungspolitischen Runden begannen Vorträge regelmäßig mit Bildern von Alterspyramiden – die Demografie als unerwarteter Gamechanger in der Stadtentwicklung war entdeckt. Gerade die Wohnungsunternehmen nutzten die demografische Entwicklung als Argument, um für öffentliche Unterstützung bei der Bewältigung von Wohnungsleerständen zu werben. 06  
 
        25 Jahre später schrumpfen die Großstädte nicht mehr, stattdessen wird nun ihr erneutes Wachstum untersucht. 07  Nötig ist aber genauso der Blick auf die weiterhin schrumpfenden Städte, also vor allem die Klein- und Mittelstädte in Regionen, für die sich mittlerweile das Prädikat „strukturschwach“ etabliert hat. 08  In Stadtentwicklungsdebatten kommen diese nicht vor, denn sie werden eher unter dem „ländlichen Raum“ subsummiert. Als Ursache für ihr Schrumpfen wird auch in jüngeren Publikationen noch angenommen, dass der „demografische Wandel“ zentral für die Entwicklung ländlicher Räume sei. Ich hätte es selbst so schreiben können, wir haben uns an diese Formulierung gewöhnt.
 
        Als Komponenten des demografischen Wandels werden in aller Regel Geburtendefizite und Abwanderung genannt. Und hier sitzt das Problem: Denn erstens ist die Geburtenrate auf dem Land sogar höher als in den Städten, 09  und zweitens ist Abwanderung zwar eine Komponente der Bevölkerungsentwicklung von Orten, aber der demografische Wandel selbst ist keine Ursache von etwas, sondern eine Folge gesellschaftlicher Großtrends. Die Theorie des „Ersten Demografischen Übergangs“ zeigte, wie im Zuge der Entwicklung des Gesundheitssystems, veränderter Rollenbilder und Werte und dadurch veränderter Lebensverläufe die Weltbevölkerung rasant wuchs. Im „Zweiten Demografischen Übergang“ wurde dann – zunächst national – beschrieben, wie die Gesamtbevölkerungszahl wieder zurückgehen kann, wenn die Geburtenraten langfristig unter das „Bestandserhaltungsniveau“ sinken. 10  Diese demografietheoretischen Arbeiten kennen jedoch keine kleinräumigen Analysen und operieren räumlich allenfalls auf nationalstaatlicher Ebene. Die „Theorie“ darin beschäftigt sich mit den gesellschaftlichen Ursachen der veränderten Geburten- und Sterberaten beziehungsweise der veränderten Formen des Zusammenlebens und der Wirkungen auf die Bevölkerungsentwicklung im Großen und Ganzen.
 
        Insbesondere die Wanderungen gehören konzeptionell nicht in den Bereich der Demografie, denn auch wenn demografische Entwicklung nicht ohne Wanderungen gedacht und Prognosen nicht ohne Wanderungssaldi erstellt werden können, sind sie doch immer nur Indikator, nie Erklärung. Werden Wanderungen unter dem Konzept des demografischen Wandels mit erfasst, scheinen sie auch bereits „mit erklärt“ zu sein. Dann ist schlicht alles „demografischer Wandel“. Dass dem nicht so ist, darauf haben in den vergangenen Jahren unterschiedliche Arbeiten hingewiesen, die sich kritisch mit Begriffen wie „Schrumpfung“, „Landflucht“, „strukturschwachen Regionen“ und ähnlichem auseinandergesetzt haben. 11  Eine breite, politisch wirksame Debatte ist daraus jedoch nie entstanden. Sie blieb das Feld derjenigen, die sich intensiv mit der Entwicklung ländlicher, peripherisierter Regionen beschäftigen, ein Feld mehr der Agrar- als der Stadt- und Regionalsoziologie. Kleinstädte wurden lange komplett übersehen, bevor es hier in den vergangenen Jahren zu einem gewissen Aufmerksamkeitsschub kam. 12  
 
        NATURALISIERUNG SOZIALRÄUMLICHER UNGLEICHHEIT
 
        Unter dem Schlagwort der „Demografisierung des Gesellschaftlichen“ wird explizit die De-Thematisierung gesellschaftlicher Fragen durch ihre Überführung in demografische Kategorien und Analysen kritisiert. „Statt über die Gesellschaft wird immer häufiger von der Bevölkerung gesprochen, statt von gesellschaftlichem Wandel wird immer öfter vom demographischen Wandel berichtet,“ resümiert etwa die Soziologin Eva Barlösius und betont, dass demografische Analysen nicht neutral sind, da ihre bekannten Schaubilder und Grafiken immer auch einen normativen Gehalt haben: „Sie transportieren ein klares Ergebnis, das nicht kritisch hinterfragt werden kann, weil sein Zustandekommen weitgehend im Dunkeln liegt.“ 13  Der Soziologe Stephan Beetz wiederum kritisiert, dass Kategorien wie Altersstruktur und Fertilitätsrate eine eigenständige Erklärungskraft bekommen, wenn sie unreflektiert verwendet werden. 14  
 
        Doch genau dies sind die Kategorien, die häufig zur Erklärung der Verluste ländlicher Räume und kleiner Städte bemüht werden. Wie sehr das den Diskurs prägt, zeigt zum Beispiel eine populärwissenschaftliche Dokumentation, 15  in der eine Sozialgeografin und eine Bürgermeisterin aus Baden-Württemberg einhellig den demografischen Wandel als Ursache für Leerstand und „Überalterung“ (was auch immer hier das „über“ markieren soll) verantwortlich machen: Die Geburtenraten sinken, die jungen Menschen wandern ab in die Großstädte. Daneben wird auch der Strukturwandel in der Landwirtschaft, der Wandel von Lebensstilen und die „Faszination Stadt“ erwähnt. Die von der demografischen Schrumpfung erfassten Orte und Regionen sind, so heißt es im Film, „von diesem Phänomen betroffene Regionen“ – und solche gebe es auch in West-, vor allem aber in Ostdeutschland. So plausibel und gewohnt das klingt, so falsch ist es: Durch den Rückgriff auf demografische Kategorien und auf Präferenzen von Menschen wird hier ein Phänomen sozialräumlicher Ungleichheit „naturalisiert“. Es wird zum unausweichlichen Schicksal erklärt.
 
        „Naturalisierung“ meint, gesellschaftliche Prozesse in den Bereich des Natürlichen zu verschieben und damit ihre historische Gewordenheit zu überdecken. Wenn etwas „natürlich“ ist, wird es normal, unhinterfragbar, unabwendbar. Der Linguist Norman Fairclough sieht Naturalisierung als einen Ausdruck von Machtverhältnissen, die eine bestimmte Auffassung der Realität in Common Sense verwandeln und so verhindern, dass sie angefochten werden. 16  Das gilt auch für die Peripherisierung von Regionen: Dadurch, dass sie als Folge demografischen Wandels geframt wird, wird sie naturalisiert. Andere Prozesse werden verdeckt und der Kritik entzogen.
 
        Wie weit diese Naturalisierung des demografischen Wandels – und damit verknüpfter neoliberaler Argumentationsmuster – in Common Sense übergegangen ist, erkennt man auch vor Ort. Bürgermeister und Stadträte akzeptieren häufig die vermeintliche Schicksalhaftigkeit der Entwicklung und übernehmen dabei Wettbewerbslogiken und das Diktat ökonomischer Effizienz. Den jungen Leuten, so hört man dann, könne man ja nicht zum Vorwurf machen, dass sie sich anders orientieren, zum Studium weggehen und an ihrem Studienort verbleiben, weil sie die Großstadt attraktiver finden. Aber warum ist die Großstadt attraktiver? Eine allgemeine Präferenz für die Großstadt kann jedenfalls nicht der Grund sein, wenn in Umfragen knapp die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland angibt, am liebsten auf dem Land zu wohnen. 17  Es fehle auch an Arbeitsplätzen, heißt es dann. Auch finanziell könne man eben nicht über die eigenen Verhältnisse leben, die Dinge müssten sich rechnen, man könne die freie Wirtschaft ja nicht zwingen, einen Supermarkt zu eröffnen. Doch „mangelnde Arbeitsplätze“ und „schwindende Wirtschaftskraft“ sind selbst nur Phänomene und keine Ursachen.
 
        Ganz ähnlich sieht es im Bereich der Kommunalfinanzen aus. Weshalb zeigt die Karte zur kommunalen Steuerkraft eine solche Ungleichheit? Nicht, weil manche gut wirtschaften und andere nicht, sondern weil das deutsche System der Kommunalfinanzen so organisiert ist, dass es Kommunen privilegiert, die in Einwohnerzahl und wirtschaftlicher Aktivität wachsen, während schrumpfende Kommunen in einer Spirale der Unterfinanzierung landen. 18  Lautstarken Protest dagegen gibt es kaum. 19  
 
        MACHT, HEGEMONIE, ABHÄNGIGKEIT
 
        Aber was genau liegt hinter den demografischen Analysen? Was wird durch sie verdeckt? Um dies konzeptionell erfassen zu können, hat sich der Begriff der „Peripherisierung“ etabliert. In einem Text aus dem Jahr 2006 konzeptualisiert der Soziologe Karl-Dieter Keim diesen Begriff komplementär zur „Zentralisierung“. Nicht statisch, sondern als „einen sozial-räumlichen Prozessbegriff“ will er ihn verstehen, der eine „graduelle Schwächung und/oder Abkopplung sozial-räumlicher Entwicklungen gegenüber den dominanten Zentralisierungsvorgängen“ zum Ausdruck bringt. 20  
 
        Bereits 2007 hatte Stephan Beetz darauf hingewiesen, dass die starke Fokussierung der Debatte zu schrumpfenden ländlichen Räumen auf demografische Prozesse zu einer „Verengung politischer Perspektiven“ führe. 21  Prägnant wies er darauf hin, dass damit die „politische Legitimität umgekehrt [wird], denn nicht die regionalen Verhältnisse seien zu verändern, sondern die Entwicklungen zu akzeptieren.“ Beetz dokumentiert, wie sich die Politik statt für eine Unterstützung dieser schrumpfenden ländlichen Räume für eine Förderung der Zentren entschieden hat. Als besonders problematisch stellte sich seinerzeit die Nähe von Politik, Medien und Wissenschaft und ihre teils herablassende Stigmatisierung der betrachteten Orte und Regionen heraus. Deren Zukunftsfähigkeit wurde nach rein demografischen Indikatoren vermessen und anschließend häufig die Empfehlung ausgesprochen, „sich schrittweise aus solchen Regionen zurückzuziehen“. Damit wurde eine Verkürzung von Komplexität vorgenommen, die vermeintliche Kausalität ganz simpel zeichnete: Die demografische Entwicklung wurde zur „Basis der wirtschaftlichen Perspektive“ gemacht. 22  
 
        Der Peripherisierungsbegriff hat in der Stadt- und Regionalforschung nie die Aufmerksamkeit bekommen, die er verdient hätte; aus einer gewissen Diskursnische ist er nie herausgekommen. Das könnte auch daran liegen, dass die Beschäftigung mit den Orten, die von diesen Debatten betroffen sind, deutlich weniger attraktiv ist als die Beschäftigung mit sozialräumlichen Verwerfungen in den Großstädten. Es ist etwas anderes, auf einer internationalen Konferenz über Gentrifizierung in Berlin zu berichten, als über Peripherisierung in Altenburg. Auch für Journalisten haben die bekannten Großstädte mehr Nachrichtenwert. So hat es die „Gentrifizierung“ in den politischen Alltagssprachgebrauch geschafft, die „Peripherisierung“ jedoch nicht.
 
        WER IST DER SCHURKE?
 
        Ich möchte den Vergleich zur Gentrifizierung noch etwas weiter strapazieren, um die fehlende Politisierung dieser schleichenden Schwächung von Orten und Regionen zu erklären. Denn während bei der Gentrifizierung eine klare Vorstellung davon herrscht, wer ihre Akteure sind und wie die Mechanismen der Aufwertung und Verdrängung funktionieren, ist das bei der Peripherisierung deutlich nebulöser. Die Hegemonie der Zentren erscheint abstrakt und akteurslos, es gibt keine klaren „Schurken“, keine habgierigen Investoren, die nur ihren Profit maximieren wollen. Dagegen herrscht die Vorstellung von Wirtschaftsakteuren vor, die vermeintlich gar nicht anders können, als der Peripherie den Rücken zuzukehren: Der Discounter schließt, weil der Bevölkerungsrückgang das Betreiben unwirtschaftlich macht; Bus und Bahn können angeblich nicht endlos subventioniert werden. Andere Probleme entstehen aus Mangel an Menschen: Handwerksbetriebe schließen, weil es keinen Nachwuchs gibt, der sie weiterführen will; zudem fehlen die Kundschaft oder die Fachkräfte. Ärztemangel entsteht, weil alle lieber in die Großstadt wollen und sich auch mit Vergünstigungen nicht aufs Land locken lassen.
 
        Oft sind es anonyme Strukturen, die die Macht der Zentren repräsentieren, nicht konkrete Akteure. Es ist „das Haushaltssicherungskonzept“, das die selbstbestimmte Verwendung von Geldern verhindert, weniger der Beamte aus der Landeshauptstadt. Gesetze bestimmen, wie sich die Kommunalfinanzen zusammensetzen, die Logik des Marktes führt zu Schließungen. Bei Prozessen der Zentralisierung regiert eine abstrakte rationale Vernunft, die Verwaltungen oder Kultur- und Bildungseinrichtungen in den größeren Städten konzentriert. Post- und Bankfilialen werden geschlossen, weil sie nach heutiger Auffassung keine wohlfahrtsstaatlichen Institutionen mehr sind, sondern wirtschaftlich agierende Dienstleister. Auch der „demografische Wandel“ ist ein solcher abstrakter Prozess, den man nicht zur Verantwortung ziehen kann.
 
        Das gelingt am ehesten mit „der“ Politik. In sozialen Medien werden Stadträte und Bürgermeister angezählt für die Schließung von Einrichtungen („Und was macht unser Bürgermeister? – Nichts!“). Die Lokalpolitik wird dabei von zwei Seiten unter Druck gesetzt: einerseits von den Peripherisierungsprozessen selbst, die ihre Handlungsmöglichkeiten einschränken, und andererseits von der aufgestauten Frustration der lokalen Gesellschaft darüber, dass sich nichts bewegt. Mit dem Feindbild der „etablierten Parteien“, konkret der „Ampel-Regierung“, kann überdies die Leerstelle des „Schurken“ gefüllt werden. Mit „die da oben in Berlin“ – oder wahlweise in Erfurt, Dresden oder Brüssel – wird ein Narrativ etabliert, das die emotionale Disposition der Peripherisierung abholt, kanalisiert und weiter emotional verstärkt. Es liefert eine vermeintliche Erklärung dafür, warum kein Geld da ist – denn das wird ja für Dinge ausgegeben, deren Relevanz und Priorität infrage gestellt werden, etwa für Geflüchtete oder für Waffenlieferungen an die Ukraine. Oder für Dinge, von denen nur das Zentrum profitiert – wie das Deutschlandticket, das nichts nutzt, wenn kein Bus und keine Bahn mehr fahren. Es ist kein Zufall, dass die Proteste gegen Regierungen aller Art in den vergangenen Jahren eher auf den Straßen und Plätzen der Klein- und Mittelstädte stattfanden. Peripherisierte Orte sind nicht machtlos: Ihre „Verfügungsmacht“ ist zwar eingeschränkt, die Macht, zu protestieren oder sich zu verweigern, ist jedoch präsent. 23  Und davon wird Gebrauch gemacht.
 
        ANDERES FRAMING, ANDERE LÖSUNGEN?
 
        Ein naturalisierendes Framing eines Prozesses rahmt und bestimmt auch die Lösungen; es verhindert Kritik und stabilisiert Machtverhältnisse. Hier sind es die Zentrum-Peripherie-Beziehungen, die durch Macht und Abhängigkeit gekennzeichnet sind. Mitunter werden Lösungen in mehr Bürgerbeteiligung vor Ort und in interkommunaler Kooperation gesehen. Doch das kommt einer „Responsibilisierung“ der Peripherie gleich – der Aufforderung, dass sich peripherisierte Kommunen doch bitte selbst helfen sollen, indem sie besser kommunizieren und zusammen das Wenige noch effektiver nutzen. Käme jemand ernsthaft auf die Idee, mit Bürgerbeteiligung gegen Gentrifizierung vorzugehen? Warum sollte sie gegen Peripherisierung helfen?
 
        Auch die Debatte um die „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ ist so gesehen Ausdruck dieser falsch gerahmten Sicht. Die vorgeschlagenen Lösungen der gleichnamigen Kommission wurden viel kritisiert für den Mangel an Ambitionen und Klarheit. 24  Vor allem aber dreht sich diese Debatte um die falschen Fragen. Unter dem Leitbild der „Gleichwertigkeit“ geht es praktisch nur um die Verbesserung der Verhältnisse in den „schwächeren“ Teilen des Landes, nie um eine Umverteilung aus den Zentren in die Peripherie. Bezeichnend dafür ist die Nähe dieser Diskussion zu jener um die Daseinsvorsorge: Während rhetorisch eine „Angleichung“ oder ein „Ausgleich“ gesucht wird, geht es faktisch nur um Mindeststandards. 25  Es geht auch nicht um Rechte der peripherisierten Standorte auf Chancen und Ressourcen, sondern lediglich um Hilfe aus dem Zentrum für die (bedürftige) Peripherie in Form von Förderung und Zuschüssen. Aus einer räumlichen Gerechtigkeitsperspektive sind die unambitionierten Lösungen Ausdruck der oben beschriebenen Naturalisierung der Ungleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. 26  
 
        Die Peripherisierung und ihre Naturalisierung durch Demografisierung sind zwar nicht kausal „schuld“ am politischen Rechtsruck, aber sie haben den emotionalen Boden für ihn bereitet. Der unbestimmte, unkonkrete Frust, die Trauer und der Pessimismus werden nun gezielt von der organisierten Rechten genutzt. Das lässt sich inzwischen kaum mehr durch eine veränderte Regionalpolitik zurückdrehen, denn mittlerweile kommen weitere Faktoren hinzu, die zu einer Ausbreitung und Normalisierung rechter Narrative beitragen: die Bildung von Gemeinschaft im Protest, die nicht völlig zu verhindernde Kooperation mit extrem rechten Parteien auf der lokalen Ebene, die Normalisierung der Zustimmung zu ihnen in der lokalen Gesellschaft – in freundschaftlichen, beruflichen und familiären Netzwerken –, die vereinende Wirkung von externer Stigmatisierung und anderes mehr.
 
        Doch auch wenn es kein Rezept mit Wirkungsgarantie gegen die weitere Ausbreitung von autoritären Parteien und Einstellungen gibt: Dringend erforderlich ist eine Regionalpolitik, die peripherisierte Orte ermächtigt, ihre Akteure selbstbestimmt handlungsfähig macht sowie Ressourcen und Macht vom Zentrum in die Peripherie umverteilt. Förderpolitik ist hier nicht ausreichend, denn sie kommt immer mit dem Gestus der altruistischen Hilfe, mit Bedingungen, Kontrolle und meist auch mit der Idee von „Wettbewerb“ daher. Förderpolitik trägt letztlich das Machtgefälle zwischen Zentrum und Peripherie bereits in sich.
 
        Es ist Zeit, Peripherisierung aus einer humanistischen, solidarischen und gerechtigkeitsorientierten Perspektive zu politisieren. Kritische Stimmen in der Wissenschaft gibt es bereits, die Zentralisierung, Infrastrukturrückbau, Desinvestitionen, das kommunale Finanzsystem oder Austeritätspolitik im ländlichen Raum benennen und kritisieren. 27  Was fehlt, sind entsprechende politische Narrative, die Fehlentwicklungen greifbar machen, ohne diese in menschenfeindliche Lösungen zu übersetzen – und die Anerkennung für die Peripherie einfordern, ohne sie den nächsten marginalisierten Gruppen zu verweigern.
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        WELTOFFENES SACHSEN
 
        Rechtspopulismus als Herausforderung für die Wirtschaft
 
         Daniel Kinderman 
 
        Kriege, Migration, Klimawandel, gesellschaftliche Polarisierung – Krisen, so weit das Auge reicht. Wir leben in einer Zeit des Umbruchs, der Instabilität und der Turbulenz, die offene Gesellschaft und die liberale Demokratie stehen zunehmend unter Druck. Rechtspopulistische Parteien und Bewegungen spielen eine zentrale Rolle bei diesen Entwicklungen. Politiker wie Donald Trump, Viktor Orbán, Jair Bolsonaro, Narendra Modi oder Marine Le Pen stehen für eine Form der Politik, die in vielen Ländern Europas und der Welt großen Einfluss auf Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ausübt, indem sie die Eliten und das Establishment pauschal diffamiert, Masseneinwanderung anprangert, Minderheiten, den Liberalismus und die EU angreift und für einen starken souveränen Nationalstaat plädiert. In Deutschland hat sich die „Alternative für Deutschland“ (AfD) entsprechend positioniert und politisch etabliert, in Ostdeutschland ist sie laut Umfragen mitunter sogar die stärkste politische Kraft. Zugleich ist das Bewusstsein für die negativen Folgen des Rechtspopulismus in den vergangenen Jahren stetig angewachsen, und das nicht nur in der Zivilgesellschaft, sondern auch in der Wirtschaft. Wie reagiert die Wirtschaft also auf diese Herausforderung? Und welche Rolle können Unternehmen überhaupt im Diskurs um rechtspopulistisch herausgeforderte Demokratien spielen?
 
        WIRTSCHAFT UND DEMOKRATIE
 
        Grundsätzlich haben Unternehmen beziehungsweise „die Wirtschaft“ drei unterschiedliche Möglichkeiten, auf die genannten Herausforderungen zu reagieren. Sie können erstens neutral bleiben und schweigen. Das ist die Standardoption für die meisten Unternehmen, um Risiken zu vermeiden und sich alle Optionen offenzuhalten. Sie können zweitens die Rechtspopulisten unterstützen und mit ihnen zusammenarbeiten. Oder sie können drittens Flagge zeigen und sich offen gegen rechtspopulistische Parteien und Bewegungen positionieren. Die Risiken und Gefahren des Rechtspopulismus für die Gesellschaft und für den Wirtschaftsstandort Deutschland sowie der Wert des Engagements gegen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus wurden in jüngster Zeit oft betont, auch Unternehmen forderte man zum Handeln auf. Beispielhaft sei hier die Initiative „Unternehmen für Demokratie“ zitiert: „Das Eintreten für eine freiheitlich-demokratische Gesellschaft [ist] eine gemeinschaftliche Aufgabe (…), die auch mutige Stimmen und konkrete Maßnahmen der Wirtschaft erfordert.“ 01  
 
        Dass die Frage des Rechtspopulismus auch für die Wirtschaft ein wichtiges Thema ist, hat nicht zuletzt mit der Erinnerung an Deutschlands nationalsozialistische Vergangenheit zu tun. Die Fehler von 1933, als die deutsche Industrie die Nationalsozialisten unterstützte, große Summen für den Wahlkampf der NSDAP spendete und auf Adolf Hitler setzte, 02  sollen sich nie wiederholen. Dieser Bezug wird nicht nur in jüngster Zeit mit Slogans wie „Nie wieder ist jetzt!“ hergestellt. Schon kurz nach der Wiedervereinigung startete etwa das Künstlerfarbunternehmen Schmincke aus Erkrath in Nordrhein-Westfalen die Aktion „Ausländerfreundliches Unternehmen“ und betonte dabei unter Verweis auf die Geschichte, dass viele Menschen und Gruppen in Deutschland xenophobe und rassistische Tendenzen verurteilten: „In Anbetracht unserer Geschichte und im Hinblick auf eine neue Zeit der zusammenwachsenden Menschheit müssen auch wir ‚Flagge zeigen.‘“ 03  Die Antwort auf die Frage, warum sich Unternehmen überhaupt politisch gegen Rechtspopulismus positionieren und engagieren sollten, scheint auf der Hand zu liegen: Unternehmen haben Macht, finanzielle Ressourcen und Einfluss, sie profitieren von der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und der offenen Gesellschaft, und dieses Engagement ist auch wegen der nationalsozialistischen Vergangenheit geboten.
 
        In der Praxis ist dies jedoch nicht so einfach. Der Umgang der Wirtschaft mit Rechtspopulisten ist komplex und widersprüchlich, und die AfD ist nicht die NSDAP. Nationalismus, Globalisierungskritik und Ausländerfeindlichkeit sind in der Tat für viele – aber nicht unbedingt für alle – Unternehmen problematisch, besonders in einem Exportland wie Deutschland. Nicht zuletzt deshalb wird eine Partei wie die AfD als Risiko und als Bedrohung für den Wirtschaftsstandort Deutschland gesehen. Das ist sicher nicht falsch, denn Fachkräfte aus dem Ausland sind für die deutsche Wirtschaft ebenso wichtig wie eine funktionierende EU. Doch obwohl der zur Schau gestellte Illiberalismus rechtspopulistischer Parteien für Teile der Wirtschaft durchaus problematisch sein kann, findet zu wenig Beachtung, dass Rechtspopulisten (und auch die AfD) 04  sich in der Regel wirtschaftsliberal, markt- und unternehmensfreundlich und gegen staatliche Regulierung, Besteuerung und Marktinterventionen positionieren. Diese Haltung stößt auch in Wirtschaftskreisen auf zum Teil positive Resonanz.
 
        Entlang dieser Linien beobachten wir in vielen Ländern eine Verflechtung von Rechtspopulisten mit der Wirtschaft, vor allem mit Kleinunternehmern. 05  Dies ist etwa in der Schweiz mit der Schweizerischen Volkspartei (SVP) der Fall, in Schweden mit den Schwedendemokraten (SD), in Frankreich mit dem Rassemblement National (RN) oder in Österreich mit der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) und der mit ihr verbundenen „Freiheitlichen Wirtschaft“. Im Vergleich fällt auf: In Deutschland ist der Umgang von Unternehmen und der Wirtschaft mit rechtspopulistischen Akteuren härter, ablehnender und kritischer als anderswo. In Indien oder in Ungarn, wo Rechtspopulisten seit mehr als einem Jahrzehnt an der Macht sind, gibt es ein relativ enges Verhältnis mit der Wirtschaft und großen Industriekonzernen. Die ungarische Demokratie etwa befindet sich in keiner guten Verfassung, aber Widerstand aus der Wirtschaft gegen Orbán und Fidesz gab und gibt es kaum: Orbáns Regierung lockt Unternehmen mit dem niedrigsten Körperschaftsteuersatz in der EU. Trotz einiger Nachteile ist Ungarn auch für viele deutsche Unternehmen – nicht nur für Großunternehmen in der Automobilindustrie, sondern auch für viele Mittelständler – nach wie vor ein attraktiver Wirtschaftsstandort.
 
        Weil die Distanz zwischen Rechtspopulisten und der Wirtschaft in Deutschland aufgrund der hiesigen Geschichte größer ist als in anderen Ländern, überrascht es nicht, dass Teile der deutschen Wirtschaft klare Kante gegen Rechtspopulismus zeigen. Gleichwohl sind manche Initiativen überraschender als andere. Eine davon ist „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“. 06  
 
        WELTOFFENES SACHSEN
 
        Ostdeutschland und Sachsen gelten als anfällig für Rechtspopulismus, so jedenfalls das gängige Vorurteil. Die positive Vorbildfunktion Sachsens und Ostdeutschlands wird hingegen selten betont. Tatsächlich aber ist „der Osten“ Vorreiter, wenn es um das Engagement der Wirtschaft gegen Rechtspopulismus geht. Der Verein „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ ist der erste Verein seiner Art in Deutschland, und er ist Vorbild für den vor Kurzem gegründeten Verein „Wirtschaft für einen demokratischen und weltoffenen Norden“. Derzeit gibt es drei größere wirtschaftsnahe Vereine in Deutschland, die sich offensiv für Vielfalt, Weltoffenheit und die freiheitlich-demokratische Grundordnung einsetzen. Zwei davon befinden sich in Westdeutschland: „Offen für Vielfalt – Geschlossen gegen Ausgrenzung“ existiert seit 2018 in Hessen, der bereits erwähnte Verein „Wirtschaft für einen demokratischen und weltoffenen Norden“ seit 2024 in Schleswig-Holstein.
 
        „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ (WWS) wurde am 9. Juni 2016 in Dresden gegründet, er spielt eine Pionierrolle im Bereich unternehmerischen Engagements gegen Rechtspopulismus. Seine Mitgliedsunternehmen zeigen Haltung für ein weltoffenes und tolerantes Sachsen und mischen sich zu diesem Zweck offen in die Landespolitik ein. So ermutigt WWS beispielsweise die Bürgerinnen und Bürger des Freistaates, an Landtagswahlen und Kommunalwahlen teilzunehmen und ihr Wahlrecht aktiv auszuüben, was einerseits zur Verbesserung des mitunter etwas angeschlagenen Images von Sachsen beiträgt, andererseits aber auch den Mitgliedsunternehmen indirekt dabei hilft, ausländische Fachkräfte zu gewinnen. Ist eine solche Anwerbung gelungen, hilft der Verein bei der Integration dieser Fachkräfte in die Mitgliedsunternehmen und in den Arbeitsmarkt allgemein sowie in die Gesellschaft. WWS bietet diesbezüglich diverse Serviceleistungen an, auch etwa zum Thema „demokratische Bildung am Arbeitsplatz und im Betrieb“. Warum engagieren sich Unternehmer im Verein gegen Rechtspopulismus – und wie ist es zur Gründung von WWS gekommen?
 
        Immer dann, wenn Unternehmen Rechtspopulismus als Bedrohung für ihr Umfeld und ihr unternehmerisches Handeln wahrnehmen, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich dagegen engagieren. Rechtspopulistische Schocks, also Aktivitäten oder Ereignisse, die als Risiko und Bedrohung für die Gesellschaft insgesamt oder die Wirtschaft im Besonderen verstanden werden, motivieren auch Wirtschaftakteure dazu, aktiv zu werden. Dies scheint ein allgemeines Muster zu sein: In den Vereinigten Staaten zum Beispiel war der Mord an George Floyd 2020 ein solcher Schock. Zwar waren Rassismus und Polizeigewalt zu diesem Zeitpunkt nichts Neues, aber ein Video, auf dem der brutale Mord an einem Afroamerikaner durch einen weißen Polizisten ganze neun Minuten lang festgehalten wurde, hatte es zuvor nicht gegeben. George Floyds Tod führte nicht nur zu schweren Unruhen und Demonstrationen in vielen Städten der USA, auch die großen amerikanischen Wirtschaftsunternehmen und -organisationen nahmen dies zum Anlass, um neue Initiativen gegen Rassismus zu gründen und deutlich Stellung gegen rassistische Einstellungen zu beziehen. 07  
 
        Auch in Dresden gab es einen Schock: den „Pegida-Schock“. 2015 gingen im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise zehntausende Menschen als Teil der Pegida-Bewegung auf die Straße. Es gab Krawalle, Brandanschläge und Angriffe auf Flüchtlingsunterkünfte in Freital, Meißen, Clausnitz, Bautzen und Heidenau, was recht unmittelbar dazu führte, dass Menschen wie Sylvia Pfefferkorn, Katrin Fischer, Marco Rutzke, Björn Zimmer oder Andreas von Bismarck sich veranlasst sahen, sich in ihrem Umfeld stärker gegen Ausländer- und Menschenfeindlichkeit zu engagieren: Sie gründeten WWS. Dass die AfD in der Folgezeit weitere Wahlerfolge erzielen konnte, dass sich während der Corona-Pandemie Menschen weiter radikalisierten und im Zuge dessen auch die Ablehnung von Rechtsstaat und Demokratie weiter zunahm, hat sicher dazu beigetragen, dass mehr und mehr Unternehmerinnen und Unternehmer in Sachsen dazu motiviert wurden, der Initiative beizutreten. Die Mitgliedszahlen sind in den vergangenen acht Jahren jedenfalls kontinuierlich gewachsen (Abbildung).
 
         
           Abbildung: Mitgliederzahlen des Vereins „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“, 2016–2024
 
          [image: Die Abbildung zeigt die Zunahme der Mitgliederzahlen von WWS im Zeitverlauf zwischen 2016 und 2024. Die Mitgliederzahlen nehmen von unter 20 im Jahr 2016 auf über 120 im Jahr 2024 zu, mit einem deutlichen Anstieg nach 2022.] 
            Quelle: WWS 
 
        
 
        MOTIVE FÜR ENGAGEMENT
 
        In der Forschung wird die Bedeutung von Werten und betriebswirtschaftlichen Interessen – oder, nach Max Weber, von materiellen und ideellen Interessen – für das Engagement der deutschen Wirtschaft gegen Rechtspopulismus hervorgehoben. 08  Besonders jene Branchen der deutschen beziehungsweise sächsischen Wirtschaft, die stark exportorientiert und auf den EU-Binnenmarkt angewiesen sind, zeigen Flagge gegen rechtspopulistische Anti-EU-Rhetorik, wenn sie ihre wirtschaftlichen Interessen bedroht sehen. Deutschland wie auch Sachsen sind seit Jahren mit einem ausgeprägten Fachkräftemangel konfrontiert. Erfolgreiche rechtspopulistische Parteien wie die AfD oder fremdenfeindliche Bewegungen wie Pegida haben einen negativen Einfluss auf die Standortattraktivität und erschweren die Fachkräftegewinnung aus dem In- und Ausland. Für Unternehmen mit Fachkräftemangel und solche, die mehr ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach Sachsen bringen wollen, ergeben sich dadurch besondere Herausforderungen. Schon die eigenen wirtschaftlichen Interessen motivieren diese Unternehmen, bei WWS und anderen Initiativen und Kampagnen gegen Rechtspopulismus mitzumachen.
 
        Das gilt zum Beispiel für die IT- und Hightech-Unternehmen, die im Verband „Silicon Saxony“ organisiert sind, der wiederum Mitglied bei WWS ist. Für hochgradig internationalisierte Branchen wie die Halbleiter- und IT-Industrie, in der oft Englisch gesprochen wird, ist tatsächliche oder auch nur perzipierte Ausländerfeindlichkeit problematisch. Gleiches gilt für die Exportindustrie. Für den Druckmaschinenhersteller Koenig & Bauer Sheetfed AG & Co. KG mit einem Standort in Radebeul etwa ist Fachkräfteeinwanderung eine wichtige Motivation, sich bei WWS zu engagieren:
 
        „Dass Koenig & Bauer sich für eine Mitgliedschaft entschieden hat, ist vor allem auf zwei entscheidende Punkte zurückzuführen: Zum einen wollen wir die Einwanderung von ausländischen Fachkräften nach Sachsen fördern. Das ist nicht nur eine Frage der Menschlichkeit, sondern schlichte wirtschaftliche Notwendigkeit und eine entscheidende Maßnahme, um auf den aktuellen Fachkräftemangel zu reagieren. Hinzu kommt, dass Unternehmen mit einer kulturell diversen Belegschaft nachweislich innovativer und damit auch resilienter sind. Wir können hier wirklich von einer Win-win-Situation sprechen. Das zweite entscheidende Argument ist, dass wir Flagge zeigen wollen für ein weltoffenes, tolerantes Sachsen. Ein Punkt, der an Bedeutung zunimmt. Wir wollen deutlich machen, dass Sachsen bunt ist und von der Vielfalt seiner Bürgerinnen und Bürger lebt und profitiert. Für die Zukunft ist es entscheidend, welches Image unser Bundesland nach außen transportiert, und dies muss von Toleranz und Weltoffenheit geprägt sein.“ 09  
 
        Für die GK Software, bis zum Verkauf des Unternehmens 2023 langjähriger Mitstreiter von WWS, verhält es sich ähnlich:
 
        „Es sind die Unternehmen, die internationale Märkte brauchen. Wir leben von der Weltoffenheit der anderen, wir brauchen Zulieferungen, Rohstoffe und Experten aus aller Welt, um in die Welt beliefern zu können. Darin begründet sich unser Wohlstand in Deutschland. Unternehmen brauchen ein weltoffenes Klima in Sachsen und müssen etwas dafür tun.“ 10  
 
        Bei der V.D. Ledermann & Co. GmbH, einer Tochtergesellschaft der Edding AG, ist es die Reputation Sachsens, die dem Unternehmen Sorge bereitet – aber auch rechtspopulistische Tendenzen innerhalb der Bevölkerung beziehungsweise innerhalb der eigenen Belegschaft:
 
        „Ein wesentlicher Grund ist das Stigma, das Sachsen sowohl landesweit als auch grenzüberschreitend vorauseilt. Wer aus Sachsen kommt, ist quasi „rechts“. Wir möchten mit dem Beitritt ein Signal setzen und dem Stigma widersprechen. Ein weiterer Grund ist, dass wir uns als Unternehmen und damit auch als potenzieller Arbeitgeber offen positionieren wollen. Das heißt, wir wollen potenziellen Arbeitnehmer/-innen klar vermitteln, dass Rechtspopulismus bei uns im Unternehmen keine Plattform bekommt.“ 11  
 
        In Gesprächen mit den Gründungs- und Vorstandsmitgliedern von WWS wird deutlich, dass nicht nur unternehmerische Interessen, sondern vor allem auch Wertorientierungen diese Menschen stark motivieren. WWS-Mitbegründerin und Vorstandsmitglied Katrin Fischer etwa sagt: „Wir erleichtern Dir den Weg der Fachkräftegewinnung, und wir appellieren an Deine gesamtgesellschaftliche Verantwortung als Unternehmer.“ 12  Sylvia Pfefferkorn, Mitbegründerin und Vizevorstandssprecherin von WWS, verdeutlicht, dass eine humanistische Grundhaltung eine zentrale Rolle für die Tätigkeit und das Engagement des Vereins spielt. Sie begründet ihr eigenes Engagement auch aus persönlicher Sicht:
 
        „Ich komme aus der DDR. Ich habe die Wende miterlebt. Umso mehr erschreckt es einen dann, dass auf der Straße ‚Lügenpresse‘ gerufen wird. (…) Ich glaube, dass man die Demokratie schützen muss. (…) Ich bin politisch engagiert, mir ist vollkommen egal, was Leute wählen, nur sollten sie bei ihrer Wahlentscheidung vernünftig agieren, zur Sicherung der Demokratie.“ 13  
 
        EFFEKTE DES ENGAGEMENTS
 
        Engagement gegen Rechtspopulismus kann Vorteile für das Unternehmen selbst, aber auch für das Land und die Gesellschaft haben, wenn es dadurch gelingt, die Reputation Sachsens zu verbessern, die mit dem schlechten Image verbundenen Nachteile zu reduzieren, mehr der dringend benötigten Fachkräfte zu akquirieren und diese besser in die Unternehmen und in die Gesellschaft zu integrieren. Auch eine erhoffte Stabilisierung wichtiger Exportmärkte spielt hier eine Rolle.
 
        Aber dieses Engagement kann auch Nachteile für Unternehmen haben. So ist offensichtlich, dass das Engagment der Wirtschaft gegen Rechtspopulismus in Ostdeutschland und konkret in Sachsen schwieriger und riskanter ist als in vielen Teilen Westdeutschlands. Der Grund dafür sind die hohen Zustimmungswerte in der Bevölkerung für die AfD und andere rechtspopulistische oder rechtsradikale Parteien wie etwa die Freien Sachsen. Diese mehr oder weniger 30 Prozent der Wählerschaft gehören ebenfalls zur sächsischen Wirtschaft, zum Teil auch zur Belegschaft von WWS-Mitgliedsunternehmen, oder sie sind deren Kunden und Lieferanten. Dass Menschen mit rechtspopulistischer Einstellung nicht erfreut sind über Aktivitäten gegen die von ihnen präferierte Politik, dürfte nachvollziehbar sein. Mit dem Engagement schwingt also immer auch die Möglichkeit negativer Reaktionen vonseiten der eigenen Belegschaft, der Kunden oder der Lieferanten mit. Wirtschaftliches Engagement gegen Rechtspopulismus ist auch in Westdeutschland nicht ohne Risiko, doch ist dieses Risiko im Vergleich deutlich geringer. Angesichts dieser Herausforderungen erscheint das Engagement von WWS und seiner Mitgliedsunternehmen umso außergewöhnlicher und anerkennenswerter.
 
        Außerordentliches unternehmerisches Engagement und Zivilcourage finden sich aber auch außerhalb des Vereins. Der 2022 verstorbene Bauunternehmer Ingolf Brumm beispielsweise, der nicht Mitglied von WWS war, hatte 2015 ein Haus in Meißen saniert, in dem Flüchtlinge untergebracht werden sollten. Er wurde massiv angefeindet und bekam Morddrohungen – und erfuhr dann von einem Mitarbeiter seines Unternehmens, dass das Haus angezündet worden war, wohl unter dem Jubel einiger Passanten. Brumm verstand die Welt nicht mehr, ließ sich aber nicht unterkriegen. Er baute das Haus umgehend wieder auf und setzte es instand. Ein Versuch, das Haus zu fluten, misslang, und die Flüchtlinge konnten schließlich einziehen. Obwohl einige Mitarbeiter seiner Brumm Bau GmbH sich dem „Heimatschutz“ anschlossen und später für die AfD kandidierten – und die Angriffe auf das Haus für sein Unternehmen existenzbedrohend waren –, machte er unbeirrt weiter und zeigte eine klare Haltung. Brumms mutiger Einsatz für Ziele, die ihm „viel wichtiger als Geld“ waren, aber auch sein pragmatisches Handeln ohne Rachegelüste („Du musst was machen, Du musst helfen“) sind beispielhaft.
 
        Wie effektiv aber ist nun das Engagement von WWS und anderen Unternehmen und Vereinen jenseits solcher Einzelbeispiele? Welchen Einfluss auf die Öffentlichkeit kann ein Verein wie „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ haben? Hilft sein Engagement dabei, die Demokratie zu verbessern?
 
        Über die Effektivität solchen Engagements wissen wir empirisch bisher sehr wenig. Mitunter wird auf das Edelman Trust Barometer verwiesen, nach dessen Ergebnissen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem eigenen Arbeitgeber in der Regel viel Vertrauen schenken. 14  Die Positionierung eines Arbeitgebers für Weltoffenheit und gegen Rechtspopulismus könnte also durchaus positive Effekte nach sich ziehen. Würden sich noch deutlich mehr Unternehmen auf diese Weise verorten, könnte das auch Auswirkungen auf die Unterstützung von Rechtspopulisten haben. Ob eine solche Hoffnung angesichts der starken Stellungnahmen der deutschen Wirtschaft im Vorfeld der EU-Parlamentswahl 2024 und der gleichwohl guten Wahlergebnisse rechtspopulistischer Parteien plausibel ist, bleibt aber unklar. Ein großer Teil des bisherigen Engagements gegen Rechtspopulismus passiert innerhalb der eigenen Filterblase – in Bevölkerungsgruppen, die ohnehin schon überwiegend weltoffen eingestellt sind. 15  Damit allein werden Menschen mit rechtspopulistischen Einstellungen nicht erreicht. Doch kann dieses Engagement zumindest dabei helfen, die politische Mitte der Gesellschaft zu stärken und zu verteidigen. „Die 70 Prozent, die nicht AfD wählen und bisher still waren, fühlen sich von ‚Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen‘ gestärkt,“ meint jedenfalls Sylvia Pfefferkorn. 16  
 
        SCHLUSS
 
        In der heutigen Welt gibt es zahlreiche Brandherde, Kriege und Krisen. Politik und Gesellschaft werden fragmentierter, polarisierter und gespaltener – ein perfekter Nährboden für Rechtspopulismus. Unternehmen spielen eine wichtige Rolle in rechtspopulistisch herausgeforderten Demokratien: Sie können politisch neutral bleiben oder sich für oder gegen den Rechtspopulismus positionieren. Unterstützen Unternehmen rechtspopulistische Parteien und arbeiten sie mit ihnen zusammen, stärkt und stabilisiert das auch die entsprechenden Regierungen. Was in Deutschland momentan undenkbar ist, ist in anderen Ländern längst Realität: Rechtspopulisten sind zumindest für Teile der Wirtschaft attraktiv.
 
        Das ist in Deutschland, nicht zuletzt wegen der deutschen Vergangenheit und der Auseinandersetzung mit der NS-Diktatur, bislang anders. Die deutsche Wirtschaft positioniert sich relativ offen und häufig gegen Rechtspopulismus, aber die positive Wirkung, die dabei vor allem von Sachsen und Ostdeutschland ausgeht, wird zu selten betont. Tatsächlich verfügt Sachsen hier über eine Vorreiterrolle und eine Vorbildfunktion. „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ war der erste Wirtschaftsverein in Deutschland, der sich so offensiv positioniert hat. Dass das politische Umfeld in Ostdeutschland ein solches Engagement nicht unbedingt nahelegt, macht diese Geschichte umso beeindruckender. Gleichwohl bleibt der Einfluss der Vereinsaktivitäten auf die Öffentlichkeit schwer zu bemessen. In einigen Fällen mag es sich beim Engagement nur um „Demokratie-Washing“ handeln, 17  in anderen Fällen erfolgt das Engagement nur innerhalb der schon weitgehend weltoffenen Filterblase.
 
        WWS aber ist eine Organisation, die mittlerweile viel Erfahrung mit demokratischer Bildung am Arbeitsplatz gesammelt hat und die Basisarbeit leistet – nicht nur in den tendenziell weltoffenen sächsischen Metropolen Dresden und Leipzig, sondern auch auf dem Land, wo der Kampf um die Demokratie und um Weltoffenheit schon immer andere Herausforderungen mit sich brachte. Ohne „Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ wäre der Rechtspopulismus wohl noch stärker, als er es ohnehin schon ist. Rechter Populismus wird auf absehbare Zeit eine relevante politische Strömung bleiben, und das nicht nur in Sachsen. Die Arbeit von WWS und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen ist daher umso wichtiger. Neue, kreative und innovative Ansätze und Strategien werden gebraucht – und ein langer Atem. Denn für den Kampf für Weltoffenheit gilt das gleiche wie für viele andere Bereiche der Politik: Um erfolgreich zu sein, müssen dicke Bretter gebohrt werden.
 
         
           DANIEL KINDERMAN  
ist Professor für Politikwissenschaften an der University of Delaware, USA.
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          STEFAN HEINEMANN · DAVID MATUSIEWICZ
 
          DIGITALE GESUNDHEIT UND ETHIK
 
          Die Entwicklung digitaler Hochtechnologien lässt neue Fragen zum Verhältnis von Mensch, Gesundheit und Technik aufkommen. Eine ethische Bewertung schließt jedoch auch ökonomische Aspekte ein, die relevant für eine verantwortungsvolle Implementierung sind.
 
        
 
         
          HAJO ZEEB · IRIS PIGEOT · BENJAMIN SCHÜZ
 
          DIGITAL PUBLIC HEALTH. UNGENUTZTE POTENZIALE TROTZ FORTSCHRITTEN IN DER PANDEMIE
 
          Die Digitalisierung hat enormes Potenzial für den Bereich Public Health, befindet sich in Deutschland aber noch am Anfang. Neben der Bekämpfung der digitalen Chancenungleichheit spielen Falschinformationen in den sozialen Medien eine immer stärkere Rolle.
 
        
 
         
          CORDULA FORSTER · JÜRGEN ZERTH
 
          DIGITALE GESUNDHEIT UND PFLEGE. BLICK AUF DEUTSCHLAND UND EUROPA
 
          Digitalisierung im Gesundheits- und Pflegebereich verändert die Interaktionsbeziehungen zwischen den beteiligten Akteuren. Erfolgreiche Digitalisierung in Deutschland wie in Europa benötigt daher einen ganzheitlichen Blick auf das institutionelle Setting.
 
        
 
         
          STEFAN SELKE
 
          METRISCHE GESUNDHEITSKULTUR. SELBSTOPTIMIERUNG IM DIGITALEN ZEITALTER
 
          Selbstvermessungstechnologien wie Fitnessarmbänder oder Gesundheitsapps gelten als Sinnbild rationaler Lebensführung. Neben ihren Potenzialen für die gesundheitliche Prävention müssen jedoch auch schleichende Effekte auf Individuum und Gesellschaft mitbedacht werden.
 
        
 
         
          NICO DRAGANO
 
          GESUNDHEITSRISIKEN UND PRÄVENTION IN DER DIGITALEN ARBEITSWELT. TECHNOSTRESS, ERGONOMIE UND UNFALLSICHERHEIT
 
          Der Einsatz digitaler Technologien im Arbeitskontext soll Arbeit besser organisieren, sie effizienter und sicherer machen. Gleichzeitig wachsen damit auch die Potenziale für psychische und physische Belastungen, die eine Diskussion über Technikfolgenabschätzung erfordern.
 
        
 
         
          JEANETTE LORENZ · ELISABETH PACHL
 
          ZUKUNFTSTEAM KI UND MEDIZINISCHES PERSONAL . ZWISCHEN INNOVATION, SICHERHEIT UND VERANTWORTUNG
 
          Trotz der breiten und vielversprechenden Anwendungsfelder kommt künstliche Intelligenz in der Medizin nur vereinzelt zum Einsatz. Bisher ungelöste technische und wissenschaftliche Herausforderungen erschweren eine umfassende praktische Integration.
 
        
 
         
          ALEXANDRA JORZIG
 
          DIGITALE GESUNDHEIT UND RECHT
 
          Der Einsatz digitaler Technik in der Medizin erfordert rechtliche Anpassungen auf europäischer und nationaler Ebene. Neben Datenschutz und Haftungsfragen gilt es vor allem, Regeln zum Umgang mit künstlicher Intelligenz zu beschließen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Obgleich die Digitalisierung in Deutschland vielfach als zu langsam kritisiert wird, hat sie längst sämtliche Gesellschaftsbereiche erfasst. Auch das Gesundheitswesen befindet sich in einer umfassenden Transformation, bergen digitale Technologien doch enormes Potenzial, medizinische Diagnosen und Arbeitsabläufe zu verbessern, die Gesundheitsversorgung effizienter zu gestalten und Forschung zu beschleunigen. Insbesondere der Einsatz von künstlicher Intelligenz wirkt als Katalysator, der zugleich neue ethische und rechtliche Fragen aufwirft.
 
        Auch jenseits von Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen beeinflussen digitale Technologien die menschliche Gesundheit. Mit dem standardisierten Einsatz von Computern am Arbeitsplatz gehen etwa neue Risiken wie „Technostress“ einher. Gesundheitsapps, Fitnesstracker oder Smartwatches bieten zwar die Möglichkeit der individuellen Selbstvermessung – mit durchaus positiven Effekten für die Gesundheit –, die Digitalisierung von Gesundheitsdaten befördert aber auch neue Ideale und Normen. Nicht zuletzt ist die immer umfassendere digitale Verbreitung gesundheitlicher Falschinformationen im Netz ein Problem sowohl für Patientinnen und Patienten als auch für Ärztinnen und Ärzte.
 
        Das digitale Gesundheitswesen steht deutschland- und europaweit vor großen Herausforderungen. Das im März 2024 bundesweit in Kraft getretene Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheitswesens und die Einigung auf einen europäischen Gesundheitsdatenraum sind wichtige Etappen für ihre Bewältigung. Weitere Schritte in praktischer, rechtlicher, aber auch ökonomischer Hinsicht sind jedoch notwendig, um das Gesundheitswesen nachhaltig und zum Wohle aller zu transformieren.
 
        Jacob Hirsch
 
      

       
        ESSAY
 
        DIGITALE GESUNDHEIT UND ETHIK
 
        Stefan Heinemann · David Matusiewicz
 
        Gesundheit ohne Ethik ist kaum denkbar. Und auch ohne Digitalisierung wird es in Anbetracht der erwartbaren Möglichkeiten nicht gehen. Dagegen spricht auch nichts, solange sie im Sinne der Menschen und ihrem Anliegen, ein gesundes und glückliches Leben zu führen, entwickelt und genutzt wird. Die Chancen für ein gerechteres, wirksameres und dabei sogar noch effizienteres Gesundheitssystem sind da, vieles hängt dabei von einer verantwortungsvollen Nutzung neuer digitaler Technologien wie künstlicher Intelligenz (KI) ab, die ohne ethische Reflexion nicht gelingen wird.
 
        Technologien sind ein Teil der menschlichen Natur, die sich zwischen Sein und Sollen, zwischen Wirklichkeit und Ethik bewegt. Die verantwortungsvolle Entwicklung und Nutzung technischer Anwendungen sind dabei nicht selbstverständlich. Technik und Künstliches waren schon immer Teil des menschlichen Lebens. Technik kann uns helfen, wo wir als natürliche Wesen leiden. Der Mensch ist aber nicht nur Natur, sondern auch Geist und kann erschaffen. Das macht es schwierig, zwischen „künstlich“ und „natürlich“ zu unterscheiden. Moderne Technologien wie KI verändern unser Menschsein möglicherweise grundlegend. Sie sind nicht mehr einfach nur Werkzeuge, die wir beherrschen, sondern sie beeinflussen uns stärker, als viele glauben – aber weniger, als manche hoffen. Digitale Technologien bergen zwar offenkundige Vorteile für die Gesundheit, doch oft gibt es gegen sie auch Bedenken. Häufig wird Technik nur nach ihrer Funktion bewertet, nicht nach moralischen Werten, manchmal ist auch das Gegenteil der Fall. Bedenken sollte man dabei: Maschinen sind (noch) keine moralisch handelnden Akteure und sollten es auch nicht werden – von der Verantwortung für die Technikbewertung auch in Gesundheit und Medizin können wir uns nicht lossagen. Gerade wenn es um Gesundheit und Alter geht, wird – auch und gerade digitale – Technik wichtig. Menschen wollen nicht leiden, vielleicht nicht einmal sterben. Sie hoffen auf mehr als nur Behandlung – sie wünschen sich Heilung. Die wesenseigene Entgrenztheit findet sich, wie bereits Aristoteles beobachtet hat, in Gestalt der vormodernen téchne (altgriechisch etwa „praktisches Wissen“) des Gestalters. Der Mensch leidet, ja vergeht in seiner natürlichen Gestalt, und gerade das Künstliche soll ihn von seiner Unzulänglichkeit heilen. Andererseits ist die Prämisse des Menschen als Naturwesen nicht ganz sachgerecht, denn er ist wesentlich auch „Geistwesen“, kann schaffen, ja erschaffen. Technik problematisiert daher das grundsätzliche Verhältnis von Natur und Mensch. Auch ohne KI und ähnliche Hochtechnologien ist die Grenzziehung zwischen „künstlich“ und „natürlich“ dort, wo der Mensch tätig wird, schwierig. Der cyborgisierte Mensch befindet sich (mindestens) an der Schwelle zur Entgrenztheit, er hebt das Phänomen „Mensch“ auf im Bemühen um die vollständige und ewige, maschinelle Reparaturfähigkeit. Nicht mehr der Mensch ist das Maß der Maschine, die Maschine wird zum Maß für den Menschen. Es ist zentral zu begreifen, dass die moderne digital-autonome Technologie eben darum kein Instrument mehr ist, kein „Tool“ oder eine „Kompetenz“, die man ohne Weiteres beherrschen kann. „Nie in der Geschichte der Medizin war ein Instrument mächtiger und nie war es weniger Instrument.“01
 
        Niemand würde bestreiten, dass digitale Technologien und Anwendungen mit teils beeindruckender Evidenz Vorteile für die Gesundheit bringen. Zugleich bleibt eine gewisse Ambivalenz, wenn gar (mehrfach) exponentielle Technologien wie zum Beispiel KI, Blockchain, Quantencomputing oder Robotik auf den Gesundheitssektor treffen. Wir stehen im 21. Jahrhundert sowohl vor der Chance, Gesundheit und Medizin zu einer gerechten Versorgung weiterzuentwickeln, als auch vor dem Risiko, das zu tun, was Menschen üblicherweise mit Technologien früher oder später tun: verantwortungsvergessen das Machbare mit dem metaphysisch, ethisch und lebenspraktisch Richtigen zu identifizieren. Die bloße Machbarkeit begründet nicht die Legitimität. Nicht einmal in der Medizin. Deswegen ist die medizinethische Beschäftigung etwa mit KI keine akademische Selbstverliebtheit, sondern das Gegenteil: Um Dehumanisierung und Deprofessionalisierung nicht wahr werden zu lassen, sind ethische Überlegungen zwingend notwendig.
 
        GEWINN ODER KONTROLLVERLUST?
 
        Im Unterschied zur KI ist der Mensch nicht imstande, exponentiell zu denken und zu begreifen. Wir erinnern uns an den für viele schwer zu fassenden Umstand, wie die anfangs geringen SARS-CoV-2-Fallzahlen im Verlauf der Pandemie scheinbar von Geisterhand stiegen. Es ist verständlich, dass uns die atemberaubende Entwicklungsgeschwindigkeit von Technologien wie KI oft gleichsam fasziniert wie erschreckt. Beispielsweise stellen wir einerseits fest, dass jüngere Menschen in Deutschland in ihrer Mehrheit verlangen, dass Ärzte – und nicht die Technik – die letzte Entscheidung über die medizinische Behandlung behalten, auch wenn KI die Entscheidung wesentlich unterstützt.02 Andererseits zeigen sich Befragte optimistisch, dass generative KI Arbeit positiv beeinflussen, Zeit sparen und Innovation fördern wird.03 Allerdings sind die Befunde für verschiedene Organisationen und Länder unterschiedlich.
 
        Immer mehr Menschen nehmen insbesondere die KI-Revolution – auch in Gesundheit und Medizin – bewusst wahr, gleichzeitig werden die normativen Fragen drängender: Darf man Ärzte oder Pflegefachpersonal durch Technik ersetzten, statt sie nur durch sie zu unterstützen? Ist die nahezu vollständige Digitalität menschlicher Existenz in einem „Digital Twin“, also einer Art KI-Paralleluniversum, durch medizinischen und auch ökonomischen Vorteil ausreichend gerechtfertigt? Es gestaltet sich schwierig, diese Fragen überzeugend zu beantworten, wenn man sich ausschließlich auf medizinisch-technische, rechtliche oder ökonomische Argumente stützt. Normen können nicht direkt aus Fakten abgeleitet werden, ohne einen fatalen Fehlschluss in der Praxis zu riskieren.04 Normen sind hier und dort zwar ebenso in permanenter Veränderung begriffen (Moral), aber der vernünftige Anspruch bleibt gerade ein universaler (Ethik). Es treten immer wieder neue Technologien und Anwendungen auf, zu denen auch Themenfelder hinzukommen, die insbesondere unter ethischen Gesichtspunkten relevant sind und zu Konflikten führen können: die sich wandelnde Rolle der Patienten etwa, die erweiterte Verantwortung von medizinischem Personal, innovative digitale Anwendungen im Gesundheitswesen, die gesellschaftliche Akzeptanz eines potenziellen Data-Health-Marktes, eine zukunftsfähige Ausbildungslandschaft im Gesundheits- und Medizinsektor oder Diskussionen über die Grenzen digitaler Forschung.
 
        Die digitale Revolution hat praktisch alle Bereiche unseres Lebens beeinflusst und transformiert oder ist im Begriff, dies zu tun. Die Sphäre von Gesundheit und Medizin macht dabei keine Ausnahme. Die Bandbreite reicht von digitalen Patientenakten über Telemedizin bis hin zu Radionomics, Roboterchirurgie05 und weiteren Anwendungsbereichen. Digitalisierung verändert dabei die medizinische Landschaft grundlegend,06 eine neue Form von Gesundheit und „Behandlung“ wird zunehmend Realität – aus Science-Fiction werden Science-Facts. Damit wachsen die ethischen Fragestellungen mit – besser und auch sachgerechter wäre es freilich andersherum. Das Beispiel der elektronischen Patientenakte zeigt: Sie ist gleichzeitig zäher Hoffnungsträger und trauriger Use Case, geboren aus strukturellen Gegebenheiten, deren Veränderung, systemisch abgesichert, kaum mehrheitsfähig ist, denn es gewinnen zu wenige bei den derzeitigen Veränderungen. Und doch wird sie eingeführt, inklusive Widerspruchslösung, um Daten im Sinne der Patienten besser nutzbar zu machen.
 
        Schon Alltagsüberlegungen zur Nutzung digitaler Hochtechnologie führen schnell zu ethischen Fragen, Stichworte sind etwa Datenschutz, Datensicherheit, Diskriminierungsfreiheit, Gerechtigkeit oder Nutzen. Deswegen gehen auch Institutionen aller Art zunehmend dazu über, sich über den risikobasierten Ansatz der EU-Verordnung über künstliche Intelligenz (AI Act) hinaus selbst ethische Regeln aufzuerlegen, die in der Organisation Orientierungs- und Gestaltungswissen bieten soll und so entsprechendes professionelles Handeln ermöglichen. Anders als bei früheren technologischen Innovationen in Gesundheit und Medizin ist nun entscheidend, dass es mit der Einführung von KI um eine grundlegende Verschränkung von Autonomien, also um das Verhältnis von Arzt, Patient und Algorithmus geht. Die Tiefe der Einbettung von digitalen Systemen wird die Abgrenzung von Mensch und Maschine in Zukunft schwieriger machen – auch hier sind ethische Überlegungen erforderlich, zum Beispiel, ob es moralisch vertretbar ist, auch nur einen Menschen durch ein technisches System nicht bloß zu ergänzen, sondern dort komplett zu ersetzen, wo er verfügbar gewesen wäre. Man wird diese Frage verneinen müssen, denn nur Menschen sind bislang moralisch handelnde Akteure. Allerdings wäre aus ethischer Perspektive auch der Verzicht auf die Chancen von digitalen Hochtechnologien problematisch – es gibt gerade eine Pflicht zur Nutzung dort, wo keine höheren Werte verletzt werden.
 
        ÖKONOMISIERUNG ALS KONTROVERSE
 
        Über aktuelle Fragen zu Ethik, digitaler Gesundheit und Medizin kursorisch zu berichten, verlangt, bei grundlegenden Überlegungen zum Verhältnis von Mensch, Gesundheit und Technik anzusetzen. Ein genauerer Blick auf digitale Hochtechnologie und ihre Implementierung schließt jedoch auch Perspektiven der Ökonomie ein.
 
        Auf allen Ebenen gibt es Entwürfe, Ansätze, Initiativen, Projekte, Leuchttürme, Vorhaben und vieles mehr – nachhaltig ist dabei kaum etwas. Wie viele Jahrzehnte sprechen wir bereits über die Notwendigkeit fallender Sektorengrenzen, Pflegenotstand, Ärztemangel, Fehlallokationen, fehlende Digitalisierung, eine fragwürdige Ökonomisierung des Gesundheitswesens, mangelnde Patienteneinbindung, Innovationsmangel und anderes mehr? Dabei muss doch die Frage im Zentrum stehen, was erlaubt, erforderlich und machbar ist, um Krankheiten zu heilen und Leiden zu lindern, um Gesundheit zu fördern und zu erhalten.
 
        Die Legende vom Trade-off zwischen Ethik und Ökonomie ist hier der vielleicht entscheidende Punkt. Freilich ist die Praxis zwischen Medizin und Ökonomie nicht spannungsfrei. Letztlich kann ein ethisch uninformiertes Handeln des Managements langfristig nur scheitern, ebenso wie ein kruder Moralismus unter Absehung wirtschaftlicher Dimensionen ohne Erfolg sein wird. In der Gesundheitswirtschaft muss insbesondere darauf bestanden werden, dass Gesundheit und Wirtschaft zusammengehen können und auch sollen. So muss erstens ein Arzt oder Manager in der Gesundheitswirtschaft die ethischen Reflexionsdimensionen seines Handelns verstehen und zweitens systematisch überlegen, welche ethischen Handlungsdimensionen im jeweiligen Verantwortungsfeld des anderen beeinflusst werden. Es sollten keine bedeutenden Unterschiede zwischen der allgemeinen Wirtschaftsethik und der Medizinethik auftreten. Werte und ihre Begründung sind dabei von Interesse, ebenso wie ein Verständnis für wirtschaftliche Logiken. Kommt es darauf an, sollten die Werte aber den Vorrang erhalten.
 
        Da nun die Digitalisierung ihrem inneren Wesen nach der Ökonomisierung entspricht, ist die wechselseitige Verstärkung, wie wir sie in der Digital-, Plattform- und Datenökonomie kennengelernt haben, auch im Gesundheitssektor wahrscheinlich – und findet bereits statt. Wenn unter Ökonomisierung verstanden wird, dass die Gewinnmaximierung zum ersten Prinzip von Gesundheitswesen und Medizin wird, ist ethisch in der Tat eine Ökonomisierung abzulehnen. Wenn allerdings gemeint ist, Business-Modelle zu entwickeln und umzusetzen, die grundsätzlich das Gut Gesundheit bepreisen, liegt die Sache nicht mehr ganz so einfach. Nicht zuletzt ist Vorsicht geboten, da jedes ethisch ausgewiesene Geschäftsmodell im Wettbewerb zu jenen Modellen steht, die es mit der Werteorientierung weniger genau nehmen. Funktionieren kann der Drahtseilakt, wenn sich in einer Organisation Gemeinwohl beziehungsweise ernstzunehmende Corporate Social Responsibility mit Innovation und Performanz verbindet – für den wettbewerbsfairen und werteorientierten Rahmen hat der Staat zu sorgen.
 
        ABWÄGUNGSFRAGEN
 
        Welche Leistungen werden im Gesundheitssystem an wen vergeben, basierend auf welchen Vorschriften und unter Berücksichtigung welcher Bewertungskriterien (Allokation)? Kosten, Qualität, Gerechtigkeit und Effektivität unter einen Hut zu bringen, ist schwierig: Ein Problem besteht darin, dass eine höhere Betonung des einen Faktors dazu führen kann, dass andere Faktoren abgewertet werden. Es ist durchaus herausfordernd, die Qualität von medizinischen Leistungen zu verbessern, ohne gleichzeitig die Kosten zu erhöhen. Wenn man versucht, die Ausgaben konstant zu halten, könnte dies auf Kosten einer fairen Verteilung von Gesundheitsleistungen gehen. Weder die Budgetierung, die Rationalisierung (Effizienzsteigerung) noch die Rationierung (Senkung der Qualität und Verfügbarkeit) oder die Priorisierung (wie bei der Organtransplantation) ist ein Allheilmittel. Am Ende sind wir mit einer Art Triage-System konfrontiert, da Leistungsbegrenzungen im Wesentlichen auf den unteren operativen Ebenen entschieden werden. Das ist eine implizite Rationierung mit dem Budgethebel. Die Digitalisierung kann der entscheidende Hebel sein, die alten Probleme zu lösen. Auch wenn sie dabei möglicherweise neue schafft, stehen die Chancen gut, dass sie den Trade-off zwischen Kosten, Qualität, Gerechtigkeit und Effektivität abzumildern hilft.
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        DIGITAL PUBLIC HEALTH
 
        Ungenutzte Potenziale trotz Fortschritten in der Pandemie
 
        Hajo Zeeb · Iris Pigeot · Benjamin Schüz
 
        Die digitale Transformation ist schon lange ein Leitthema in der Entwicklung des Gesundheitswesens. So wurde bereits 2005 die Nationale Agentur für Digitale Medizin (Gematik) gegründet. Bis vor wenigen Jahren aber wurde die Frage vernachlässigt, wie sich Digitalisierung im Bereich Public Health, also der öffentlichen Gesundheitsvorsorge mit Fokus auf Prävention und Gesundheitsförderung, auswirkt und wie sie sinnvoll angewandt werden kann. Beschleunigt durch die Covid-19-Pandemie sind digitale Interventionen für Public Health mittlerweile von großer Bedeutung – sowohl die konkreten Potenziale als auch die Nachteile und Gefahren der Digitalisierung sind dabei kenntlicher geworden.
 
        PUBLIC HEALTH WIRD DIGITAL
 
        Zu den wichtigsten Aufgaben von Public Health gehören die Überwachung von Krankheiten und die Beurteilung der Gesundheit der Bevölkerung, die Vorsorge und Planung für Notfälle, Gesundheitsschutz in Arbeit, Umwelt und Ernährung, Prävention und Gesundheitsförderung sowie eine Reihe unterstützender Funktionen einschließlich der Gesundheitskommunikation und der Public-Health-Forschung.01 Für all diese Bereiche birgt die Digitalisierung zum Teil umfassende Veränderungen und neue Möglichkeiten.
 
        Große Fortschritte hat zum Beispiel die digitale Epidemiologie gemacht: Hier werden etwa Suchanfragen nach Krankheitssymptomen im Internet ausgewertet und als Frühwarnsystem genutzt oder mobile Daten von Nutzenden ausgewertet, wie bei der Erfassung des Mobilitätsgeschehens während der Covid-19-Pandemie.02 Die schnelle internetbasierte Durchführung von Gesundheitsbefragungen wird zunehmend allein oder als Ergänzung zu analogen Untersuchungen eingesetzt, um Gesundheitsgefahren oder neue Entwicklungen frühzeitig erkennen zu können. So wird die Datenbasis für Public Health agiler und umfassender, wobei sich gleichzeitig neue Fragen zur Qualität der Daten ergeben, insbesondere aufgrund der Nichtteilnahme bestimmter Gruppen an digitalen Studien.
 
        Auch in der Notfallplanung und -vorsorge spielen digitale Technologien zunehmend eine Rolle, insbesondere durch Apps zur schnellen Informationsverbreitung.03 Hier ergeben sich neue Möglichkeiten der Interaktion, wenn Bürger:innen auch selbst Warnhinweise oder Informationen versenden; dies geschieht beispielsweise in Katastrophensituationen mittels informellen Messengergruppen. Es bringt allerdings verstärkt neue Bedrohungen durch Fehl- und Falschinformationen mit sich.
 
        Auf die Prävention von Erkrankungen, die sich auf die Erkennung und Verminderung von Risikofaktoren oder die frühe Bestimmung von behandelbaren Symptomen konzentriert, hat die digitale Transformation besonders starke Auswirkungen: Das Angebot digitaler Anwendungen für die Unterstützung gesundheitsförderlicher Verhaltensweisen, allen voran Bewegung und Ernährung, ist riesig und entwickelt sich sehr dynamisch; für einzelne Bereiche wie etwa das Rauchen gibt es digitale Tools und Kursangebote, die bei der Erfüllung bestimmter Kriterien als sogenannte digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) von den gesetzlichen Krankenkassen gefördert werden.04
 
        Andere Apps bieten Informationen und Daten zum Beispiel über die Wohn- und Lebensumwelt an, unter anderem zur Lage von Grünflächen, zur Luftqualität oder zum aktuellen Index der Sonnenlichteinstrahlung. Diese Informationen können einerseits das individuelle gesundheitsförderliche Verhalten unterstützen, andererseits aber auch für die Gesundheitsplanung in ganzen Bevölkerungsgruppen eingesetzt werden. Insgesamt weist jedoch nur ein kleiner Anteil aller digitalen Angebote für Prävention und Gesundheitsförderung eine gute Qualitätssicherung auf oder orientiert sich an bestehenden Bedarfen – hier ist der Markt sehr schnelllebig und die Qualitätsanforderungen sind je nach Ausrichtung der digitalen Tools höchst unterschiedlich. Zurzeit liegen Bewertungskriterien vor allem in Form von Zulassungskriterien vor, die allerdings auch kurzfristige Wirksamkeitsnachweise akzeptieren. Die Zulassung von DiGAs erfordert lediglich eine allgemeine Wirksamkeitsprüfung (Also: Ist die Wirksamkeit besser als bei ausbleibender Intervention?) und keinen wissenschaftlichen Vergleich zu etablierten analogen Maßnahmen.
 
        DIGITALE GESUNDHEITSKOMPETENZ
 
        Eine der wichtigsten Voraussetzungen für den Umgang mit digitalen Technologien für Gesundheit ist die Kompetenz, mit Gesundheitsinformationen angemessen umzugehen und digitale Technologien für die eigene Gesundheit und die Verbesserung der Lebensqualität nutzbar zu machen. Dazu gehört auch die Befähigung, Fehlinformationen zu erkennen und die Qualität von Apps und anderen digitalen Angeboten abschätzen zu können. Die hierfür notwendigen Fähigkeiten und Einflussfaktoren werden im Konzept der digitalen Gesundheitskompetenz gebündelt, das in neueren Definitionen auch die eigene Erstellung von Inhalten für digitale Kommunikation einschließt – diese kann allerdings auch in Fehl- und Falschinformationen resultieren, wenn kritische Kompetenz fehlt.05 Bürger:innen, aber auch Fachkräfte im Gesundheitssektor benötigen eine gute digitale Gesundheitskompetenz, um die Digitalisierung von Public Health und des Gesundheitswesens nicht nur passiv zu erleben, sondern aktiv mitzugestalten.
 
        Jüngere Erhebungen haben auf großen Verbesserungsbedarf hingewiesen: So zeigte eine Untersuchung, dass etwa Dreiviertel der Bevölkerung nur eine geringe digitale Gesundheitskompetenz hat, ein Wert, der sich während der Corona-Pandemie etwas verringerte.06 Besondere Schwierigkeiten, so der Befund auch in vergleichbaren Untersuchungen, bestehen bei der Bewertung der Vertrauenswürdigkeit von gesundheitsbezogenen digitalen Informationen. Dies ist eng mit der sogenannten Infodemie verbunden, einem Überfluss von produzierten (Falsch-)Informationen, der eine entsprechende Bewertung erschwert und der auch von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) als erhebliche Bedrohung eingestuft wird.07
 
        Für Public Health besteht daher eine wichtige aktuelle Aufgabe darin, zu einer Verbesserung der Gesundheitskompetenz sowohl der Bevölkerung als auch der Fachkräfte im Gesundheitswesen beizutragen. Letztere spielen eine wichtige Rolle bei der Verbreitung und angemessenen Anwendung digitaler Technologien und müssen daher selber entsprechend gut ausgebildet und kompetent sein.
 
        DIGITALE UMGEBUNG – ENTSCHEIDEND (NICHT NUR) FÜR PUBLIC HEALTH
 
        Welchen Effekt hat die Digitalisierung auf die populationsbezogene Gesundheit? Die WHO hat zur Darstellung der Einflussgrößen ein Modell der sozialen Determinanten von Gesundheit entwickelt, das zwischen strukturellen Einflussgrößen und vermittelnden sozialen Einflussgrößen unterscheidet. Dieses Modell lässt sich auch auf den digitalen Kontext erweitern: Wichtig ist hier der breitere sozialpolitische Kontext, der wesentlich beeinflusst, aufgrund welcher Merkmale, Eigenschaften und Gruppenzugehörigkeiten Menschen einen konkreten sozialen Status einnehmen.
 
        Solche Modelle werden auch „sozialökologisch“ genannt, weil sie soziale mit umweltbezogenen Einflüssen auf mehreren Ebenen kombinieren, die sich von individuellen und sozialen Einflüssen über physische und institutionelle Umgebungsfaktoren bis hin zu ökonomisch-gesellschaftlichen Einflüssen auf höheren Ebenen anordnen lassen. Im sozialpolitischen Kontext spielen beispielsweise gesamtgesellschaftliche Einstellungen eine Rolle, die Zugang und Nutzung von digitalen Angeboten beeinflussen, etwa die hohe Priorität von Datenschutz und politische Aushandlungsprozesse um die digitale Patient:innenakte.08
 
        Auf der Ebene des Lebens- und Arbeitsumfeldes finden vermutlich die meisten gesundheitsrelevanten Interaktionen mit digitaler Technologie statt. Menschen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen sind eher weniger gesundheitsförderlichen, digital gesteuerten Arbeitsabläufen ausgesetzt. Zusätzlich sind beispielsweise Glasfaserzugänge zum Internet ungleich verteilt und nur im Rahmen von (relativ) teuren langfristigen Verträgen möglich, was den Zugang zu digitalen Gesundheitsleistungen und -angeboten vor allem für sozial benachteiligte Menschen erschwert. Durch Maßnahmen zur Kostensenkung im Gesundheitswesen werden vermehrt digitale Assistenten gefördert, was die Zugangshürden erhöhen kann. Auch werden digitale soziale Netzwerke von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen ungleich genutzt und setzen in Bezug auf Gesundheitsthemen digitale Gesundheitskompetenz voraus, die in Deutschland je nach Bildung, Alter und Einkommen stärker oder schwächer ausgeprägt ist.09
 
        SOZIALE MEDIEN: CHANCEN UND RISIKEN
 
        Das sozialökologische Modell kann auch zeigen, wie kommerzielle Interessen auf Gesundheit und gesundheitliche Ungleichheit einwirken.10 Algorithmen in sozialen Medien maximieren die Verweildauer der Nutzer:innen durch eine Priorisierung emotional aufgeladener Inhalte, die sich allerdings oft in Falschinformationen finden. Nutzer:innen mit gering ausgeprägten digitalen Kompetenzen können dafür besonders anfällig sein.
 
        Gleichzeitig sind vor allem jüngere Menschen in den sozialen Medien teilweise problematischen gesundheitsrelevanten Inhalten ausgesetzt, beispielsweise werden durch nicht deklarierte Produktplatzierungen in Beiträgen gesundheitsgefährdende Produkte wie Nikotinverdampfer auch gegenüber jüngeren Menschen beworben. Zusätzlich können bildbasierte soziale Medien unrealistische, unerreichbare und fragwürdige Schönheitsideale verbreiten, die mit einer Zunahme von Problemen bei der Körperwahrnehmung oder mit problematischer Ernährung assoziiert werden.11 Regulierungen auf nationaler und internationaler Ebene können diese Einflüsse durch Kennzeichnungspflichten und Löschungsvorgaben für bestimmte Inhalte mindern.
 
        Ein großer Teil der Bevölkerung nimmt Nachrichten in digitaler Form wahr, viele jüngere Menschen informieren sich sogar fast ausschließlich über soziale Medien. Während die breite Nutzung von digitalen Geräten durchaus das Potenzial hat, Zugangsbarrieren zu evidenzbasierter Gesundheitsinformation zu verringern, können sich erhebliche Herausforderungen dadurch ergeben, dass (gesundheitliche) Falschinformationen kursieren und weiterverbreitet werden. Zwar geben nach wie vor viele Menschen an, gesundheitliche Informationen bevorzugt von Ärzt:innen zu beziehen, was sich auch im vergleichsweise hohen Vertrauen in diese Berufsgruppe niederschlägt. Vor allem für aktuelle Themen und Ereignisse verbreiten sich digital mediierte Inhalte jedoch schneller in der Bevölkerung und können zu Verunsicherung führen. Damit werden bevölkerungsbezogene Maßnahmen zum Gesundheitsschutz oder zu generellen Gesundheitsinformationen unterminiert, wie es etwa im Kontext der Covid-19-Pandemie zu beobachten war.
 
        Nachrichten, die Angst machen oder vermeintliche Skandale aufdecken, halten Nutzer:innen länger auf den Plattformen und verlängern so auch die Zeit für Werbeeinspielungen – diese Informationen sind oft ungenau oder sogar falsch. In einer Überblicksarbeit haben wir untersucht, welche individuellen, sozialen und situationsbezogenen Faktoren sich darauf auswirken, ob Menschen Falschinformationen vertrauen.12 Fehlende (digitale) Gesundheits- und Medienkompetenz sind zentrale Einflussgrößen, aber auch motivationale Einflüsse sind relevant: Menschen glauben eher Informationen, die mit ihren Werten und Überzeugungen übereinstimmen, insbesondere wenn es sich dabei um die Überzeugung handelt, dass große Verschwörungen den Lauf der Dinge bestimmen. Wichtige soziale Faktoren in diesem Kontext sind einerseits das Vertrauen in die Quelle der Information oder die vermittelnde Person, andererseits das soziale Feedback: Nachrichten, die häufig geteilt werden, werden eher geglaubt. Sofern dies losgelöst von der Richtigkeit des Inhalts passiert, ist dies potenziell problematisch.
 
        Allerdings sind selbst Personen, die viele Falschinformationen lesen, nicht zwingend von deren Richtigkeit überzeugt. Sie können sie aber weiterleiten, wenn sie im Ansatz den eigenen Überzeugungen entsprechen. Aufklärung über Falschinformationen hilft also nur bedingt, wenn es darum geht, das Teilen solcher Inhalte zu unterbinden. Hier sind eher soziale Prozesse wichtig. Neben erwarteten „Likes“ oder „Shares“, die ähnlich belohnend wirken wie „wirkliche“ soziale Interaktionen, drücken das Weiterleiten oder „Liken“ von Posts auch soziale Identität aus und können dazu dienen, dass die Nutzer:innen auf diese Weise entweder Gruppenzugehörigkeiten signalisieren oder sich von bestimmten anderen Gruppen abgrenzen.13
 
        Maßnahmen, die gezielt in solche sozialen Prozesse eingreifen und zum Beispiel neben der Information, dass ein Post vermutlich Falschinformationen enthält, auch soziale Hinweise ansprechen, können dazu beitragen, dass Falschinformationen weniger häufig weitergeleitet werden.14 Um gesundheitsschädlichen Auswirkungen von Falschinformationen entgegenzuwirken, sind also Maßnahmen erforderlich, die zum einen Kompetenzen vermitteln, Falschinformationen zuverlässig zu erkennen und zuverlässige Informationen finden zu können, zum anderen aber auch verhindern, dass bestehende Falschinformationen weitergeleitet werden. Hier geht es eher um die Verhinderung von Kollateralschäden. Menschen, die von Falschinformationen bereits überzeugt sind, werden durch korrekte Informationen kaum von ihren Überzeugungen abkommen. Aber wenn die Übertragungswege von Falschinformationen reduziert werden, lässt sich verhindern, dass weitere Menschen diesen Inhalten ausgesetzt werden.
 
        ÖFFENTLICHER GESUNDHEITSDIENST IM FOKUS
 
        Der öffentliche Gesundheitsdienst hat in der Covid-19-Pandemie zumindest für den Bereich Infektionen große Aufmerksamkeit erlangt, wobei auch der Digitalisierung eine wichtige Rolle zukam. Neue digitale Angebote wie die über 48 Millionen Mal heruntergeladene Corona-Warn-App des Robert Koch-Instituts wurden Teil des Alltags, täglich aktuelle Gesundheitsinformationen und das umfassende Infektionsmanagement der Gesundheitsämter trugen zur zunehmenden Sichtbarkeit bei. Eine unzureichende Digitalisierung der Prozesse, wie die Übermittlung von Infektionsfällen über Faxgeräte, wurde vielfach kritisiert. Dies spiegelt sich auch in der Selbsteinschätzung der Gesundheitsämter wider, bei der Ende 2021 überwiegend untere Entwicklungsstufen eines eigens entwickelten Reifegradschemas erreicht wurden.15 Eine verstärkte Digitalisierung des öffentlichen Gesundheitsdienstes wurde während der Pandemie von Bund und Ländern im „Pakt für den öffentlichen Gesundheitsdienst“ angestoßen und bleibt weiterhin eine dringliche Aufgabe.
 
        EFFEKTIVE DIGITALE PRÄVENTION UND GESUNDHEITSFÖRDERUNG
 
        Die erwähnten sozialen Unterschiede in (digitaler) Gesundheitskompetenz zeigen sich auch in Zugängen, der Nutzung und Effektivität sowie dem Schutz der Privatsphäre in Bezug auf digitale Maßnahmen zu Prävention und Gesundheitsförderung (digital divide).16 An Ungleichheitsfaktoren spielen vor allem Bildung und Einkommen, aber auch Alter und Herkunft beziehungsweise Sprachfähigkeiten eine große Rolle.
 
        Effektivere digitale Angebote für Prävention und Gesundheitsförderung müssen daher soziale Ungleichheit berücksichtigen, was allerdings nur selten systematisch geschieht. Im Leibniz-WissenschaftsCampus Digital Public Health Bremen wurde ein Rahmenkonzept entwickelt, aus dem Kriterien für die Entwicklung und Evaluation digitaler Maßnahmen zur Erfüllung der essenziellen Public-Health-Funktionen hervorgehen.17 Das Konzept umfasst in 182 Fragen insgesamt zwölf relevante Domänen (Abbildung). Um der raschen Weiterentwicklung des Feldes Rechnung zu tragen, wurde es als „lebendiges“ Rahmenkonzept konzipiert, das unter Berücksichtigung von Open-Science-Prinzipien kontinuierlich überarbeitet wird.
 
         
          Abbildung: Domänen des Rahmenkonzepts für Digital Public Health
 
          [image: Im Zentrum der Abbildung steht die „Digitale Public Health Intervention“, die umgeben ist von 12 sogenannten Domänen, die für Public Health relevant sind: Gesundheitsprobleme und bestehende Interventionen; technische Aspekte; Usability; Infrastruktur und Organisation; Implementierung; beabsichtigte und nicht beabsichtigte Effekte; soziale, kulturelle und intersektionale Aspekte; Kosten und Ökonomie; legale und regulatorische Aspekte; Ethik; Datenschutz und Datensicherheit; Nachhaltigkeit.] 
          Quelle: Eigene Darstellung und Übersetzung nach Oliver Lange et al., Transparency Checklist for Carbon Footprint Calculations Applied Within a Systematic Review of Virtual Care Interventions, in: International Journal on Environmental Research and Public Health 12/2022, https://doi.org/10.3390/ijerph19127474.
 
        
 
        Gleichzeitig gibt es für diese einzelnen Domänen weiter ausdifferenzierte Konzepte zur Erfassung und Bewertung, beispielsweise für die Beurteilung der ökologischen Bilanz von digitalen Interventionen oder für die systematische Beschreibung von unbeabsichtigten Wirkungen.18
 
        ENTWICKLUNGEN UND VERBESSERUNGSPOTENZIALE
 
        Während der Covid-19-Pandemie zeigte sich eindrücklich, dass bei Weitem nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, um durch eine Bündelung von Informationen evidenzbasierte Entscheidungen zum Wohle der Bevölkerung zu treffen. Ein großes Problem, das durch das jüngst verabschiedete Gesundheitsdatennutzungsgesetz nur partiell gelöst wird, besteht darin, dass es aufgrund der vorliegenden Gesetzeslage in Deutschland nicht möglich ist, verschiedene Datenquellen auf Einzelpersonenbasis für Forschungszwecke zu verknüpfen.19 Damit war es während der Pandemie nicht möglich, ein umfassendes Bild des Krankheitsgeschehens zu erstellen und entsprechende Maßnahmen abzuleiten.
 
        Will man das gesamte Potenzial der digital zur Verfügung stehenden Daten effizient nutzen, ist die Vergabe eines sogenannten Unique Identifiers, also einer eindeutigen Identifikationsnummer für Bürger:innen, nötig. Dadurch können Daten nach erfolgter Prüfung des Forschungsanliegens rasch und datenschutzkonform auf Individualebene miteinander verknüpft werden.20 Wären also zum Beispiel die erforderlichen Daten zur erfolgten Impfung während der Pandemie erfasst worden, so ließen sich diese mithilfe des Unique Identifiers mit Abrechnungsdaten der Krankenkassen verknüpfen und auf diese Weise impfbedingte Post-Covid-Symptome untersuchen. Diese Möglichkeit wurde in Deutschland verpasst und damit der „datenbefreiten“ Spekulation Tür und Tor geöffnet.
 
        Um die in absehbarer Zeit zur Verfügung stehenden und wachsenden digitalen Datensätze zu beschreiben, zu analysieren und zu interpretieren, sind neue Methoden des maschinellen Lernens und der künstlichen Intelligenz (KI) erforderlich – nicht nur wegen der Menge, sondern auch wegen der Komplexität der Daten. Die Kombination aus verknüpften Datenquellen (Record Linkage) und der Anwendung von KI-Algorithmen21 bietet die Möglichkeit, genauere Prädikationsmodelle zu entwickeln und so etwa den Einfluss von Verhaltensänderungen auf das Erkrankungsrisiko anhand von hypothetischen Szenarien (sogenannten hypothetischen Interventionen) zu untersuchen.
 
        Eine weitere attraktive Datenquelle, die unter Einsatz von KI zukünftig vermehrt zur Ableitung individualisierter Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung genutzt werden könnte, bieten sogenannte Sensordaten. So werden zurzeit neue Forschungsansätze der Zeitreihenanalyse von Langzeitdaten zu psychischer Gesundheit untersucht.22 Diese werden es ermöglichen, Zusammenhänge zwischen Verhaltensempfehlungen und dem tagesaktuellen psychischen Gesundheitszustand zu untersuchen.
 
        Ein großes Potenzial für die Forschung zu Gesundheit und Public Health wird auch durch die Etablierung des Europäischen Raums für Gesundheitsdaten (European Health Data Space, EHDS) erwartet. Der EHDS befindet sich seit 2024 in der Umsetzung und hat das Ziel, grenzüberschreitend eine sichere Infrastruktur für Gesundheitsdaten, deren Auffindbarkeit und gemeinsame Nutzung zu schaffen. Dazu werden in den EU-Mitgliedsstaaten zentrale und teils dezentrale Datenzugangsstellen eingerichtet, die jeweils mit einer geschützten Datenverarbeitungsumgebung ausgestattet sind. Datenhaltende Einrichtungen wie Krebsregister oder Krankenkassen sollen in den jeweiligen Ländern verpflichtet werden, ihre Datensätze dort einzupflegen. Das bedeutet aber auch, dass die Daten auf streng abgestimmte Weise, also mit einem gemeinsamen sogenannten Metadatenschema, erfasst werden müssen, um eine möglichst große Interoperabilität zu erreichen, denn nur so können verschiedene Datenquellen problemlos zusammengespielt werden. Die Vorarbeiten hierzu umfassen zudem auch eine Harmonisierung der individuellen Gesundheitsdaten. Darüber hinaus muss bei der Nutzung grundsätzlich sichergestellt werden, dass die EU-Datenschutzgrundverordnung eingehalten wird. Eine weitere Herausforderung wird sein, dass die Menschen die maximale Kontrolle über ihre Daten behalten. Entsprechende Konzepte des „Opt-outs“ und des Datenzugangs werden zurzeit diskutiert und erste Lösungen in Pilotprojekten entwickelt.
 
        Der EHDS bietet die einmalige Chance, länderübergreifende Public-Health-Konzepte und gemeinsame Datenkörper zu entwickeln, was ohne eine Digitalisierung vorhandener und zukünftiger Gesundheitsdaten nicht möglich wäre. Allerdings ist sicher davon auszugehen, dass eine umfassende Lösung der oben beschriebenen Herausforderungen nicht von heute auf morgen umgesetzt werden kann.
 
        FAZIT
 
        Die digitale Transformation verändert Public Health auf vielfältige Weise, steht aber trotz der Beschleunigung im Zuge der Covid-19-Pandemie noch am Anfang. Insbesondere die gesundheitliche Chancengerechtigkeit erstreckt sich auch auf die Digitalisierungswelle, und die bestehenden Ungleichheiten verschärfen sich möglicherweise weiter, da Bürger:innen Digitalisierung unterschiedlich akzeptieren und nutzen. Dies legt auch nahe, viel stärker auf partizipative Ansätze in der Weiterentwicklung digitaler Angebote in Prävention, Gesundheitsförderung und anderen Kernbereichen von Public Health zu setzen. Die hohe Dynamik insbesondere bei digitalen gesundheitlichen (Falsch-)Informationen ist eine neue Herausforderung. Erhöhte Gesundheitskompetenz bei allen Akteur:innen sowie gezielte Regulierungen von sozialen Plattformen sind Ansätze, um sich dieser Entwicklung zu stellen.
 
        Für die Public-Health-Forschung bietet die Digitalisierung grundsätzlich verbesserte Möglichkeiten: Neue Daten können schneller und mit besserer Qualität für das Gesundheitsmonitoring, die Planung und die Bewertung von Public-Health-Maßnahmen eingesetzt werden. Allerdings sind hierfür in Deutschland und Europa noch etliche Barrieren zu überwinden, insbesondere in Bezug auf das zielgenaue Zusammenspiel unterschiedlicher Gesundheitsdaten. Das Ziel von Public Health bleibt, die Gesundheit und die gesundheitsbezogene Lebensqualität aller Bürger:innen zu sichern und zu verbessern. Die digitale Transformation wird hierbei ein wichtiger, aber auch schwieriger Prozess sein.
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        DIGITALE GESUNDHEIT UND PFLEGE
 
        Blick auf Deutschland und Europa
 
        Cordula Forster · Jürgen Zerth
 
        Die Erwartungen hinsichtlich der Digitalisierung des Gesundheitswesens einschließlich der Pflege sind vielfältig.01 Da die Gesundheits- und Pflegeversorgung vornehmlich auf personenbezogene Dienstleistungen aufbaut, tragen digitalisierte Ansätze dazu bei, bislang analoge Informationen ins Digitale zu übertragen, um insbesondere die Such-, Kontroll- und Ortsüberüberwindungskosten zu reduzieren.02 Dies wird etwa am Verzicht auf papiergestützte Dokumentation im Gesundheits- und Pflegebereich deutlich. Die digitale Verarbeitung von Daten soll Informationsverluste vermeiden und den handelnden Akteur:innen in Gesundheit und Pflege Informationen kontextualisiert und zeitpunktgerecht zur Verfügung stellen. Darüber hinaus setzen insbesondere Lösungen, die auf künstlicher Intelligenz (KI) beruhen, daran an, aus Daten verbesserte oder gar alternative Informationen prädiktiver Natur zu erhalten. Diese verändern wiederum die Entscheidungssituationen in Arzt-Patienten-Kontakten oder auch in der Pflege. In dem Zusammenhang wird an Digitalisierung auch die Erwartung einer qualitativen Verbesserung in Diagnose, Therapie und Pflegeleistung geknüpft.03 Dies ist verbunden mit der Annahme, dass sich auch die Arbeitsprozesse verbessern und die Digitalisierung daher mit einem ökonomischen Nutzen verknüpft werden kann.04 Die Erwartungen sind plausibel, müssen aber einkalkulieren, dass für das Erreichen von Digitalisierungseffekten Anreize, Reaktionen und strategisches Handeln aller Akteur:innen im Gesundheitswesen zu berücksichtigen sind.05
 
        Digitalisierung bedeutet mehr als nur die Transformation analoger Daten in eine digitalisierte Form und umfasst drei Stufen hin zu einer umfassenden digitalen Transformation:06
 
         
          	Digitisierung (digitization): Bislang „analoge“ Informationen werden in digitale Kommunikations- und Interaktionsbeziehungen überführt;
 
          	Digitalisierung (digitalization): Die Nutzung von digitalen Daten verändert den Interaktions- oder Arbeitsprozess und somit auch Vorstellungen und Erwartungen der handelnden Akteur:innen in Bezug auf die Art des Zusammenwirkens in Gesundheits- und Pflegeprozessen; 
 
          	Digitale Transformation (digital transformation): Die Umsetzung einer Digitalisierungsstrategie zielt auf die Nutzen- und Zielvorstellungen der beteiligten Akteur:innen, Organisationen und letztendlich der Gesellschaft insgesamt. 
 
        
 
        Das Gesundheitswesen eignet sich als vielfältiger Anwendungskontext von Digitalisierungsstrategien, da dort – aus der Natur der Interaktions- und Sorgebeziehungen heraus – unterschiedliche Informationsbeziehungen vorhanden sind und der Informationsaustausch für diagnostische, therapeutische und sonstige Betreuungsprozesse von hoher Relevanz ist.07 Außerdem ist das Gesundheitssystem in allen industrialisierten Ländern durch einen hohen Organisationsgrad und unterschiedliche beteiligte Akteur:innen geprägt, sodass dem Informationsfluss innerhalb von Organisationen sowie zwischen den Organisationen eine hohe Bedeutung zukommt.08 Darüber hinaus ist das Lernen aus Daten- und Informationsaustausch typisch für gesundheitsbezogene wie pflegerische Prozesse. KI-Systeme verstärken und erweitern diese Anwendungsmöglichkeit.
 
        Gerade die Erfahrungen aus der Covid-19-Pandemie haben die Erwartungen an eine digitalisierte Gesundheits- und Pflegeversorgung steigen lassen, gleichzeitig wurde die Bedeutung von öffentlicher Infrastruktur und institutionellen Regelungen für eine zielführende, resiliente Gesundheitsversorgung und die darin liegende Bedeutung von Dateninfrastrukturen deutlich.09
 
        EINSATZFELDER VON DIGITALISIERUNG
 
        Für das Gesundheits- und Pflegewesen sollen vier Ansätze für den Einsatz von Digitalisierung betrachtet werden, die sich aus dem Zusammenspiel der Interaktionsbeziehungen und der Bedeutung der Datenanknüpfungspunkte, wie etwa elektronische Fallakten, ergeben.10 Grundlage dieser systemischen Betrachtung ist die Interaktion zwischen Patient:innen oder Pflegebedürftigen (cared persons) und Leistungserbringer:in oder Pflegenden (caregivers). Diese steht im Zentrum der Abbildung. Digitalisierungsstrategien sind zunächst mit den genannten Datenanknüpfungspunkten verbunden. Letztendlich geht es darum, welche Beteiligten unmittelbar durch eine Digitisierung und die daraus folgende Digitalisierung betroffen sind. Es ist einerseits denkbar, dass vor allem cared persons unmittelbar von der Digitalisierung profitieren, woraus sich etwa Selbstmanagement-Strategien ableiten könnten. Sollten primär die caregivers Adressaten sein, etwa durch digitalisierte Dokumentationssysteme, verändert sich die Pflegeumgebung dieser beziehungsweise auch das Zusammenspiel unterschiedlicher caregivers, etwa durch den Zugriff auf eine elektronische Fallakte. Digitalisierungsstrategien können aber auch den Interaktionsprozess an sich verändern, also caregiver und cared person parallel adressieren, etwa durch Telemedizin oder Telepflege. Die Abbildung zeigt ausgehend von der Interaktionsbeziehung in Gesundheit und Pflege vier (nicht abschließende) Fokussierungen von Einsatzfeldern der Digitalisierung:
 
         
          Abbildung: Anknüpfungspunkte einer Digitalisierung in Gesundheit und Pflege
 
          [image: Die Abbildung zeigt vier wesentliche Anknüpfungspunkte der Digitalisierung in Gesundheit und Pflege: eHealth (electronic Health), tHealth (Tele-Health), mHealth (mobile Health) und pHealth (personal Health). Im Mittelpunkt dieser vier Bereiche steht dabei das wechselseitige Verhältnis zwischen „Caregivers“ und „Patient“.


] 
          Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Holm (Anm. 10)
 
        
 
         
          	eHealth (electronicHealth): Grundlage eines digitalisierten Gesundheitsnetzwerkes ist die Vernetzung und dadurch mögliche Automatisierung medizinisch-pflegerischer Dienstleistungsprozesse. Dies geschieht durch unterstützende Informations- und Dokumentationssysteme für Interaktionsbeziehungen, wie etwa elektronische Dokumentationssysteme oder die elektronische Patientenakte (ePA);
 
          	tHealth (teleHealth): Aufbauend auf eHealth-Systemen und Datennutzungsstrategien können Anwendungen und Organisationsmodelle zur telemedizinischen oder telepflegerischen Versorgung greifen, indem eine Vernetzung unterschiedlicher Orte und Datenquellen durch digitale Infrastrukturen und parallele Dienstleistungsmodelle erfolgt;
 
          	mHealth (mobileHealth): Patientenzentrierte Technologien, die Patient:innen befähigen, mit Gesundheitsdaten selbständig umzugehen und diese zu nutzen, lassen sich mit mHealth kennzeichnen. Exemplarisch dafür sind Gesundheitsapps;
 
          	pHealth (personalHealth): Als erweiternde oder auch verknüpfende Strategie sind KI-Ansätze zu bezeichnen, die aus der Nutzung sowohl strukturierter als auch zusehends unstrukturierter Daten ein „Lernen“ aus diesen Daten im Sinne eines Big-Data-Ansatzes ermöglichen, um beispielsweise aus längsschnittlichen wie querschnittlichen Daten von Individuen und Rückkoppelungen an Referenzdaten Vorhersagen abzuleiten, etwa im Sinne personalisierter Medizin. pHealth kann somit gerade mit mHealth – etwa Wearables – verknüpft werden, um einen Ansatzpunkt für eine personenbezogene, längsschnittliche Datenerhebung zu erlangen.11
 
        
 
        Allen Kategorien ist gemein, dass sie nicht auf eine rein technisch-digitale Umsetzung ausgelegt sind, sondern im Sinne einer digitalen Transformation Haltungen, Interessen und Anreize der Beteiligten sowie infrastrukturelle Aspekte der Datenanbindung integrieren müssen. Die Bedeutung des einbettenden Daten-Ökosystems leistet dabei für eine zielführende Umsetzung von Digitalisierung einen wesentlichen Beitrag.12
 
        eHealth: Vernetzungsplattform für Datenquellen
 
        Die Vernetzung der Akteur:innen im Gesundheits- und Pflegewesen erfolgt in Deutschland über die sogenannte Telematikinfrastruktur (TI) als zentrale Plattform für digitale Anwendungen und bildet die Grundstruktur für weitere Dienstleistungsangebote. Für Aufbau, Betrieb und Weiterentwicklung ist die gematik GmbH als nationale Agentur für digitale Medizin verantwortlich. Die TI soll alle Akteur:innen des Gesundheitswesens im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung vernetzen und für einen sektor- und systemübergreifenden sowie sicheren Informationsaustausch sorgen, unter anderem durch die verpflichtende Schaffung sogenannter Interoperabilitätsstandards. Auf dieses geschlossene Netz haben nur registrierte Nutzer:innen mit einem elektronischen Heilberufs- und Praxisausweis Zugang. Zur Stärkung der Digitalisierung im deutschen Gesundheitswesen wurden in den vergangenen Jahren einige Gesetze zur stärkeren Vernetzung von Akteur:innen durch die TI verabschiedet.
 
        Seit 2022 ist beispielsweise der Versand elektronischer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen verpflichtend, seit 2023 können auch Arbeitgeber:innen diese online abrufen. Die Nutzung des E-Rezepts für verschreibungspflichtige Medikamente ist seit 2024 verpflichtend. Die ePA wird 2024 jedoch von weniger als 1 Prozent der Patient:innen in Anspruch genommen.13 Zwar ist sie 2023 bereits in 51 Prozent der Arztpraxen installiert, doch nur 1 Prozent der Praxen nutzen sie regelmäßig.14 Zur Beschleunigung der Nutzung sieht das Digital-Gesetz (DigiG) ab 2025 eine Opt-out-Lösung für die ePA vor, mit einer automatischen Einrichtung für Versicherte, sofern diese nicht aktiv widersprechen. Die Anbindung von Pflegeeinrichtungen an die TI ist seit 2023 freiwillig möglich und ab Juli 2025 ebenfalls verpflichtend.
 
        Andere europäische Länder sind hier weiter. Ein wesentlicher Faktor liegt in der Verknüpfung von Datenquellen – etwa Versorgungseinrichtungen, Versorgungsdaten, Abrechnungsdaten – innerhalb eines übergeordneten und miteinander verbundenen Datenraumes. Mit dem European Health Data Space (EDHS) ist auch auf EU-Ebene ein sicherer Austausch von Gesundheitsdaten vorgesehen. Ziel ist es, den Datenaustausch in der gesamten EU zu vereinfachen, einen Binnenmarkt für elektronische Patientendatensysteme zu fördern und gesammelte Daten im Sinne einer Sekundärnutzung für Forschung, Innovation, Politikgestaltung und Regulierungstätigkeiten einzusetzen.15 Die Veröffentlichung der Verordnung wird für Herbst 2024 erwartet. Bei der Umsetzung von Datenvernetzungsstrategien über die unmittelbare infrastrukturelle Ebene hinaus zeigen sich gerade in Europa erhebliche Unterschiede, vor allem in Hinblick auf abgestimmte politische Ziele und Nutzenstrategien.16
 
        Dänemark beispielsweise verfolgt schon länger eine umfassende Digital-Health-Strategie, eingeordnet in eine Digitalisierung der gesamten dänischen Gesellschaft.17 Der Datenaustausch zwischen Akteur:innen läuft überwiegend elektronisch. So besaßen bereits 2017 alle dänischen Hausärzt:innen eine ePA. Ebenso werden fast alle Verschreibungen und Überweisungen elektronisch versendet.18 Ein nationales Gesundheitsinformationsportal dient als Schnittstelle aller Digital-Health-Anwendungen. Dort können Patient:innen persönliche Gesundheitsinformationen einsehen und den ärztlichen Zugang auf diese Daten verwalten. In Estland ist die Vernetzung der jeweiligen Akteur:innen dank einer national standardisierten Infrastruktur mit sicherer Datenweitergabe und Integration sämtlicher Akteur:innen bereits seit 2012 abgeschlossen, wodurch es zu den europaweit fortschrittlichsten Ländern hinsichtlich der Datenvernetzung zählt.19
 
        tHealth: Veränderung der Dienstleistungsproduktion
 
        Exemplarisch für tHealth sind telemedizinische Leistungen, also die Versorgung über zeitliche und räumliche Distanzen hinweg.20 In Deutschland wurde 2015 durch das E-Health-Gesetz die Abrechnung von Videosprechstunden und telekonsiliarischen Befundbeurteilungen erstmals ermöglicht. Weitere Schritte waren 2018 die Aufhebung des generellen Fernbehandlungsverbots, wodurch telemedizinische Beratung ohne vorherigen persönlichen Kontakt erlaubt wurde,21 und die weitere Erleichterung durch das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG). Dennoch blieb die Nutzung bis zu einem sprunghaften Anstieg der Videosprechstunden während der Covid-19-Pandemie gering.22 2021 wurden telemedizinische Leistungen auf Pflege und psychotherapeutische Akutbehandlungen ausgeweitet.
 
        Auch auf EU-Ebene zeigen sich ähnliche Entwicklungen. So nahm die Zahl persönlicher Arztkontakte europaweit zwischen 2019 und 2020 um 20 Prozent ab, während sich Telekonsultationen von 11 auf 22 Prozent verdoppelten. In mindestens vier Ländern wurde das bisherige Verbot von Telekonsultationen aufgehoben und weitere Länder nahmen diese in die Kostenerstattung auf. Dänemark sticht bei diesen Beobachtungen heraus, da hier bereits vor der Pandemie Telekonsultationen einen hohen Anteil der Gesundheitsleistungen ausmachten.23
 
        Die digitalisierte Kommunikation erfordert die Nutzung gleicher Interoperabilitätsstandards. Als Standard für den elektronischen Austausch von Gesundheitsinformationen gilt das sogenannte Fast Healthcare Interoperability Resources (FHIR), bei dem eine modulare Struktur von „Ressourcen“ genutzt wird, die grundlegende Bausteine für verschiedene Gesundheitsinformationen darstellen, etwa Patientendaten, Diagnosen, Behandlungen und Laborergebnisse. Diese können über standardisierte Schnittstellen ausgetauscht werden, was die Integration und Vernetzung von Systemen im Gesundheitswesen erleichtert.24 Mit der Systematized Nomenclature of Medicine (SNOMED) existiert eine weltweit etablierte umfassende klinische Terminologie für standardisierte Erfassung und Austausch von Gesundheitsdaten.25 Interoperabilitätsanforderungen in Deutschland basieren bereits auf FHIR und SNOMED, FHIR ist als europaweiter Standard für den interoperablen Datenaustausch über Ländergrenzen hinweg vorgesehen.26
 
        mHealth:Patientenzentrierte Lösungen
 
        mHealth umfasst Digitalisierungslösungen für Klient:innen oder Patient:innen, die durch die Anwendung von Apps oder Online-Anwendungen eine mobile und ortsunabhängige Nutzung digitalisierter Serviceleistungen in Anspruch nehmen können. mHealth muss damit auf einer Telematikinfrastruktur (eHealth) aufbauen, um einen kontinuierlichen Datenaustausch zu ermöglichen. Auch kann mHealth bewusst Teil einer telemedizinischen oder telepflegerischen Lösung sein. Gleichwohl wird der Bedeutung von App-gestützten Lösungen eine besondere Rolle zugesprochen. Mit dem 2019 in Kraft getretenen DVG sollte die Marktzulassung und Erstattung von sogenannten Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) beschleunigt werden. Bei DiGA handelt es sich um Apps oder Software zur Erkennung, Überwachung und Behandlung von Krankheiten. Reine Präventionsleistungen sind davon ausgeschlossen. DiGA müssen einen klar definierten medizinischen Nutzen haben, als Medizinprodukte zugelassen sein und einen hohen Datenschutz- und Datensicherheitsstandard erfüllen. Der gesamte Evidenzanspruch wird durch die Kontrolle auf sogenannte „positive Versorgungseffekte“ überprüft.27 Zum Zeitpunkt der Einführung von DiGA war Deutschland im europäischen Vergleich Vorreiter. Seit 2020 ist es möglich, dass DiGA, nach Prüfung durch das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, durch die gesetzlichen Krankenversicherungen erstattet werden. Derzeit sind insgesamt 55 solcher Anwendungen erstattungsfähig, ein Großteil davon im Diagnosefeld psychischer Erkrankungen, gefolgt von Muskel- und Skeletterkrankungen.28 DiGA können von Ärzt:innen verschrieben oder bei Vorliegen der entsprechenden Diagnose direkt bei der jeweiligen Krankenkasse beantragt werden.
 
        Anknüpfend daran wurden 2021 Digitale Pflegeanwendungen (DiPA) eingeführt, die sich an Personen mit Pflegebedarf richten, unter anderem um Beeinträchtigungen der Selbständigkeit zu mindern oder einer Verschlimmerung der Pflegebedürftigkeit entgegenzuwirken. DiPA können ausschließlich im ambulanten Pflegesektor erstattet werden, nicht aber im stationären Umfeld. Auch werden sie nicht verschrieben, sondern die Kosten bis zu einem monatlichen Betrag von 50 Euro auf Antrag von der zuständigen Pflegekasse rückerstattet. Darüber hinausgehende Leistungen müssen selbst getragen werden.29 Bisher sind in Deutschland noch keine DiPA zugelassen. Dies kann mit den hohen Anforderungen an den Nachweis eines pflegerischen Nutzens im Vergleich zum geringen Erstattungsbetrag begründet werden.
 
        Im europäischen Vergleich nutzen inzwischen einige Länder DiGA als Vorbild. Allen voran hat Frankreich 2023 als zweites Land ein ähnliches Modell entwickelt (PECAN). Auch hier wird für Anwendungen, die ohne abschließende klinische Evidenz die entsprechenden Voraussetzungen erfüllen, die vorzeitige Kostenübernahme durch die Krankenkassen für ein Jahr ermöglicht. Innerhalb dieses Jahres ist die Evidenz anhand einer klinischen Studie nachzuweisen, die bei Antragstellung bereits laufen muss.30
 
        Belgiens Zugangsweg zu digitalen Gesundheitslösungen basiert auf der mHealthBelgium-Plattform, auf der alle Apps gesammelt werden, die CE-zertifiziert und in Belgien als Medizinprodukte zugelassen sind. Diese werden je nach Produktstand in drei Stufen mit wachsenden Anforderungen eingeteilt. Keine der 30 Apps auf der Plattform befindet sich derzeit auf Stufe 3, bei der nach Nachweis von Diagnose- oder Überwachungsfunktionalität sowie klinischer Wirksamkeit und gesundheitsökonomischer Effekte, zum Beispiel Verbesserungen im Versorgungsprozess, eine Finanzierung durch Krankenkassen erfolgt.31 In Österreich wird mit der im Juli 2024 vorgestellten eHealth-Strategie eine kurzfristige Schaffung von Rahmenbedingungen zur Einführung von DiGA und DiPA angestrebt.32
 
        Entsprechende Nachahmungsmodelle für DiPA existieren auf europäischer Ebene bislang nicht. Mit Blick auf die gesundheitsökonomische und -politische Evidenzlage zeigen DiGA ein ambivalentes Ergebnis, insbesondere bei Fragen nach der langfristigen Wirksamkeit – gerade bei Anwendungen höherer Risikoklassen. Hier können Anpassungen und die Verknüpfung mit Real-World-Data für einen systematischen Wirkungs- und Outcomekontext förderlich wirken. Das DigiG sieht herfür eine verpflichtende anwendungsbegleitende Erfolgsmessung ab 2025 vor, um mehr Einblick in die langfristige Nutzung, Akzeptanz und Wirksamkeit zu erlangen.33
 
        pHealth: Systematische Datennutzung
 
        Der Bereich der KI-gestützten Datennutzung erweitert und verknüpft die bisher genannten Anwendungskontexte. Mit Blick auf Medizin und Pflege sind zwei Ansatzpunkte von KI zu unterscheiden, nämlich erstens Anwendungsfelder maschinellen Lernens, in denen aus Daten Musterprädiktionen abgeleitet werden, die etwa Entscheidungen zu Diagnose, Therapie oder auch Pflegeplanung beeinflussen können.34 Zweitens sind Modelle im Kontext von Natural Language Processing zu nennen, wo gerade Spracherkennungssoftware eine wesentliche Rolle in der medizinischen und pflegerischen Dokumentation spielt.35
 
        Der Blick in die europäischen Gesundheitssysteme zeigt eine Vielzahl von Projekten und Einzelanwendungen KI-gestützter Systeme, etwa in der Diagnose und Therapie onkologischer Erkrankungen oder in der Dermatologie.
 
        Studien zu KI in der Pflege verdeutlichen die Potenziale bei entscheidungsunterstützender Prädiktion, etwa von Pflegerisiken wie Sturz oder Dekubitus.36 Gleichwohl lässt sich festhalten, dass für den zielführenden Einsatz von KI gewisse Bedingungen gegeben sein müssen, etwa ein angemessener Umfang von Trainingsdaten für die Weiterentwicklung der Prädiktionsgüte. So können strukturierte Daten, beispielsweise aus Dokumentationssystemen, mit Daten aus dem Behandlungsablauf (care pathway), etwa erhoben mittels personen- oder raumbezogener Sensorik, verknüpft werden. Darüber hinaus benötigen alle KI-gestützten Ansätze einen adäquaten Datenraum als Teil eines Gesundheitsdaten-Ökosystems, das die verschiedenen Datenquellen in einer institutionell abgesicherten Form verbinden kann.37
 
        Für Forschungszwecke ist die Nutzung von erhobenen Versorgungsdaten wichtig, um sowohl innovative als auch bereits in der Regelversorgung verortete Therapien zu evaluieren und Behandlungsmöglichkeiten individuell abzuwägen.
 
        Das im März 2024 in Kraft getretene deutsche Gesundheitsdatennutzungsgesetz (GDNG) sieht daher eine zentrale Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für die Nutzung von Gesundheitsdaten vor, bei der verschiedene Datenquellen zu Forschungszwecken miteinander verknüpft werden können, um den Zugang für die Forschung zu erleichtern. Der bereits angesprochene EHDS skaliert diese Bestrebungen auf die EU-Ebene und ermöglicht die Datennutzung über Ländergrenzen hinweg. Durch Opt-out-Regelungen soll die Freiwilligkeit der Datennutzung gewährleistet sein und jede:r die Hoheit über die eigenen Daten behalten.
 
        IMPLIKATIONEN FÜR DIE GESUNDHEITSPOLITIK
 
        Während andere Länder schon vor der Covid-19-Pandemie Gesundheits- und Pflegeprozesse erkennbar digitalisiert hatten, haben entsprechende Entwicklungen in Deutschland erst in den vergangenen Jahren an Fahrt aufgenommen. Gründe hierfür liegen weniger in technischen Aspekten, sondern auf organisatorischer und systemischer Seite, insbesondere aber auch an hohen datenschutzrechtlichen Bedenken.
 
        Hier lohnt der Blick auf Studien, die sich mit dem Umsetzungsstand von Digitalisierungslösungen im Gesundheits- und Pflegebereich auseinandersetzen. Die Gesundheitswissenschaftler Saigí-Rubió et al. beispielsweise haben in einer Metastudie förderliche und hemmende Faktoren von telemedizinischen Lösungen in Europa untersucht.38 Von 2011 bis 2022 konnten 33 Studien in die Analyse übernommen werden, mit einem Fokus auf Länder wie Großbritannien, Italien, Dänemark, Niederlande und Deutschland. Die Tabelle zeigt die Untersuchungsdomänen, die Hinweise auf förderliche oder auch hemmende Faktoren für die Umsetzung von telemedizinischen Lösungen geben können.
 
         
          Tabelle: Förderliche oder hemmende Faktoren – Perspektive europäische Länder
 
                  
                	 
                  KATEGORIE
  
                	 
                  FÖRDERLICHE ASPEKTE
  
                	 
                  HEMMENDE ASPEKTE
  
  
                	 
                  Bereich der Akteur:innen
  
                	 
                  Befähigungsstrategien, partizipative Strategien, motivationale Aspekte, Alter der Nutzenden
  
                	 
                  Unzureichende Schulung und Wissen über Nutzung, fehlende Bereitschaft zur Anwendung/Veränderung, Alter der Nutzenden
  
  
                	 
                  Bereich der Organisationen
  
                	 
                  Vorteile in der Zeit der Datenübermittlung/Reaktionszeit, gelungene Integration in den Prozessablauf, Rückgang der Arbeitsbelastung, Home Monitoring-Systeme
  
                	 
                  Fehlende Integration in die Arbeitsprozesse, sozioökonomische Aspekte (etwa Finanzierung), Zugangsbarrieren, soziokulturelle Aspekte
  
  
                	 
                  Klinische Aspekte (Evidenzebene)
  
                	 
                  Nutzen für den klinischen Prozess, Handlungsanweisungen aus einer begleitenden Evaluation, Integration in die Multi- und Interprofessionalität
  
                	 
                  Fehlende oder limitierte wissenschaftliche Evidenz, Schwierigkeiten bei der Patientenintegration, Schwierigkeit bei der Implementierung in klinische Entscheidungsprozesse
  
  
                	 
                  Ökonomische Perspektive
  
                	 
                  Rahmende (Re-)Finanzierungsstrategien, finanzielle Zuflüsse, Kosteneinsparungen
  
                	 
                  Hohe Kosten der Implementierung, Mangel eines „Geschäftsmodells“, geringe ökonomische Wirksamkeit
  
  
                	 
                  Technische Perspektive
  
                	 
                  Nützlichkeit (Usability) und Nutzerzufriedenheit, verfügbare Netzstrukturen (Internet), technologische Weiterentwicklungspotenziale
  
                	 
                  Schwierigkeit mit der Netzanbindung, noch nicht ausgereifte/implementierungstaugliche Lösungen, unzureichende Nützlichkeitsaspekte
  
  
                	 
                  Ethische Aspekte und Sicherheit
  
                	 
                  Adäquate juristische/regulative Rahmenbedingungen
  
                	 
                  Schwierigkeiten mit Datenschutz und Datensicherheit, Unklarheiten in den regulatorischen Aspekten, Fragen zur Patienten- oder Mitarbeitersicherheit
  
  
          
 
          Quelle: Eigene Zusammenstellung in Anlehnung an Saigí-Rubió et al. (Anm. 38)
 
        
 
        In einer anderen Metastudie mit Fokus auf den Zusammenhang von Telemedizin und Gesundheitspolitik in den USA sehen Kruse et al. zum Beispiel solche telemedizinischen Lösungen als gesundheitspolitisch effektiv an, die den Zugang zu Gesundheits- oder Pflegeleistungen erleichtern und damit eine höhere Erreichbarkeit fördern, mit potenziell positiven Auswirkungen auf die Versorgungsqualität. Wesentliche Barrieren sind die Implementierungs- und Nutzungskosten von Telemedizin, gefolgt von Anfragen an die Gewährleistung der Patientensicherheit.39 In den Forschungen wurde darüber hinaus die Problematik häufig nicht ausreichender Studienzeiträume deutlich, um etwa nachhaltige Aussagen gerade auch zur Kosteneffektivität digitaler Lösungen abzuleiten. Auch sind Implementierungsstudien in Real-World-Umgebungen zur systematischen Ableitung von Nutzenkategorien und vor allem zu den erwarteten Kosten noch rar gesät.40
 
        Sahni et al. sprechen diese Aspekte in einem jüngst veröffentlichten Papier zu ökonomischen Potenzialen von KI im Gesundheitswesen in ähnlicher Weise an. Um eine tragfähige Implementierung von KI-basierten Lösungen zu erreichen, braucht es den Autoren nach einen klugen Mix aus technologischen, vor allem aber sozialen und organisatorisch-ökonomischen Aspekten.41 Als wesentliche technologische Herausforderung bleibt die Datenheterogenität, weshalb es wichtig ist, zielführende Strukturen, Schnittstellen und Adaptionsstrategien zu entwickeln. Exemplarisch müssen die unterschiedlichen Schnittstellen- und Datenzugänge verschiedener Organisationsmodelle in den Gesundheitssystemen in den Blick genommen werden. Als soziale, in freier Interpretation auch ökonomische, Kategorien sehen die Autoren vor allem Strategien, etwaigen Zielgruppen – Patient:innen, Pflegebedürftigen oder auch Bürger:innen – die Nutzenpotenziale zu vermitteln und unmittelbare Anknüpfungspunkte zu gestalten, um KI-gestützte Automatisierung in klinischen Prozessen umsetzen zu können. Dies erfordert jedoch adäquate Regulierungen und Finanzierungsbedingungen. Grundlegend für eine nachhaltige Akzeptanz digitaler Systeme bleibt die übergreifende Kategorie des Anwender- und Nutzervertrauens.42
 
        Vertrauensbildende Maßnahmen sind somit hoch relevant, sowohl im Sinne einer regulierenden Strategie auf der Makroebene etwa durch europäische Regulierungen wie den AI Act als auch in der konkreten Umsetzung dieser Strategien.
 
        Schließlich muss aus einer ordnungspolitischen Sicht die Frage gestellt werden, mit welcher Begründung und mit welchen Ansätzen digitale Lösungen in der Gesundheits- und Pflegeversorgung zum Einsatz kommen sollen. Die gesundheitspolitischen Zielsetzungen sind auch Teil einer Diskussion darüber, wie etwa veränderte Versorgungsprozesse, insbesondere durch die Weiterentwicklung von KI, mit Umsetzungs- und Geschäftsmodellen im Gesundheits- und Sozialwesen integriert werden können. Damit verknüpft ist auch die Notwendigkeit, einen erweiterten Blick auf (neue) Abhängigkeiten von Daten und Datennutzung zu werfen, einschließlich heterogener und verzerrter Daten. Nicht zuletzt stellt sich die Frage, wie sich soziale Infrastrukturen vor diesem Hintergrund weiterentwickeln sollen.
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        Alternativtexte sind eingearbeitet.
 
      

       
        METRISCHE GESUNDHEITSKULTUR
 
        Selbstoptimierung im digitalen Zeitalter
 
        Stefan Selke
 
        Selbstveredelungsversuche des Menschen reichen von der antiken Diätetik über mechanische Schrittzähler bis zu zeitgenössischen Technologien digitaler Selbstvermessung. Der jüngste Innovationszyklus nennt sich, je nach Diskurs oder Vorliebe, Lifelogging, Personal Data, digitale Selbstvermessung oder Self-Tracking. Mittels miniaturisierter Sensoren in tragbaren Datenaufzeichnungsgeräten wie Fitnessarmbändern, Smartwatches oder Apps – aber auch etwa in Hightech-Socken für Diabetiker oder „intelligenten“ Textilien – werden Orts-, Zeit- und Körperdaten gesammelt und ausgewertet. Dies umfasst unter anderem Aktivitäten wie Bewegung, Schlaf und Kalorienverbrauch, aber auch biometrische Daten wie Blutdruck, Body-Mass-Index (BMI), Glukosewerte und Menstruationszyklen oder gar Emotionen wie Angst oder Motivation.
 
        VERALLTÄGLICHUNG
 
        Selbstvermessung findet mittlerweile als popularisierte Alltagspraxis statt.01 Als Wachstumstreiber gilt dabei die Vermessung der eigenen Gesundheit. Digitaltechnik verwandelt Körperzustände in Datenmaterial, um daraus Handlungsanweisungen abzuleiten. Das eigene Leben wird auf diese Weise zu einem Optimierungsprojekt.
 
        Die Beliebtheit digitaler Selbstvermessung erklärt sich allerdings nicht vollständig aus dem Streben nach Selbstverbesserung oder technologischen Innovationen. Der Trend zur Selbstvermessung lässt sich erstens als klinischer Blick auf die eigene Lebensführung verstehen. Wurden numerische Repräsentationen des Körpers bislang von Kliniken, Praxen und weiteren Gesundheitseinrichtungen vorgenommen, können diese nun selbst hergestellt werden.02 Damit sind zweitens neue Möglichkeiten privater Kontingenzreduktion, das heißt der Orientierung und Bändigung der ungewissen Zukunft, verbunden. Objektive Daten sollen die Selbstwahrnehmung verbessern und zu rationaler Lebensführung beitragen. Hilfreich ist hierzu die Reduktion auf die Maßstabsebene des Beherrschbaren: den eigenen Körper.
 
        DATAFIZIERUNG DER EIGENEN GESUNDHEIT
 
        Die Allgegenwart von Wearables, also tragbarer Digitaltechnik, befördert die Dynamisierung digitaler Selbstvermessung. Dabei steht der Mensch als „Zielobjekt“ im Mittelpunkt, wobei sich Gesundheitsmonitoring als Hauptform etabliert hat. Zudem fördert das unter Kostendruck stehende Gesundheitswesen die Popularisierung von eHealth beziehungsweise mHealth (mobile Health) als Gesundheitsrevolution. Verschiedene Aspekte wie Wellness, Fitness, Ernährung und Bewegung, Präventions- oder Rehabilitationsmaßnahmen, aber auch Pflege lassen sich mit digitaler Selbstvermessung verbinden. Bei der muskuloskelettalen Rehabilitation, etwa bei einer Knie-Rehabilitation, wurden positive Erfahrungen mit tragbaren Sensoren gemacht, die helfen, Übungen selbständig zu Hause durchzuführen. Abgesehen von Kostensenkung führt Selbstvermessung dabei zu einer gesteigerten Autonomie der PatientInnen. Unklar bleibt indes, wie die Daten in klinisches Wissen einbezogen werden und dürfen.
 
        Neben selbstinitiierter Vermessung finden sich auch angeordnete Maßnahmen, zum Beispiel betriebliches Gesundheitsmanagement, das darauf ausgelegt ist, den Krankenstand zu senken. Weil dabei strukturelle Probleme der Arbeitsüberlastung in individuelles Verhalten (rück-)übersetzt werden, kann dies auch als neuer Modus innerbetrieblicher Konkurrenz gedeutet werden.03 Darüber hinaus gibt es starke datenschutzrechtliche Bedenken hinsichtlich der Sicherung der persönlichen, körperbezogenen und psychologischen Daten.
 
        POTENZIALE DIGITALER SELBSTVERMESSUNG
 
        Auf den ersten Blick fallen vor allem zahlreiche Potenziale selbst erstellter Gesundheitsmetriken ins Auge. Selbstvermessung etabliert neue Routinen, Gewohnheiten und Selbstverständlichkeiten. Lebensweltliche Erfahrungen können mit neuen Deutungsangeboten in Zusammenhang gebracht werden, Zahlen erzeugen (vermeintlich) verlässliche Anhaltspunkte. Die Beobachtung von Datenreihen wirkt sich entlastend auf die Selbstwahrnehmung aus, was durchaus das Sicherheitsgefühl in wechselhaften Gesundheitssituationen steigern kann.
 
        Vor allem im Teilen und gemeinsamen Bearbeiten von Daten wird ein großer Gewinn gesehen. Das damit verbundene Versprechen der Emanzipation findet so innovative Ausdrucksweisen: Etwa können (chronisch) Kranke auf Plattformen wie „PatientsLikeMe“ oder „23andMe“ persönliche Daten über Medikamente oder Therapien veröffentlichen und teilen, sich von der Expertenmacht der Ärzteschaft emanzipieren und zudem Versprechungen der Pharmaindustrie empirisch überprüfen. Die Bezugsgröße der Datenerhebungen ändert sich vom Einzelfall zur Großgruppe, damit verschieben sich entsprechend auch Aussagekraft der Daten und Machtverhältnisse. Im Kontext der sogenannten Personal Health Science kommt es zwischen zertifiziertem und nicht-zertifiziertem Wissen zur Selbstexpertisierung von Laien, die als „digitale Prosumenten“ – eine Kombination aus Datenproduzenten und -konsumenten – die beratende Rolle, autoritäre Deutungsmacht und Intuition medizinischer ExpertInnen infrage stellen oder zumindest abschwächen.04 Offen ist dennoch, wie Wissen, das einen ausgeprägten Körper- und Selbstbezug auf der Basis partizipativ geteilter individueller Daten aufweist, verallgemeinert und nutzbar gemacht werden kann.
 
        Insgesamt ist digitale Selbstvermessung mit einem Zuwachs an Körperwissen in medizinischen Kontexten verbunden, ermöglicht Beurteilungen der eigenen Gesundheit und vermag, zu einem förderlichen Verhalten beizutragen. Selbstvermessung hat daher das Potenzial, zu einer gesünderen Gesellschaft und zu niedrigeren Gesundheitskosten zu führen.
 
        RISIKEN DER DATAFIZIERUNG
 
        Neben Potenzialen sollten auch Risiken in den Blick genommen werden. Selbstvermessung findet stets in einem Spannungsfeld statt: Sie richtet sich auf den Körper als „messbaren Gegenstand“, während sich der Leib als sinnliche Selbst- und Umwelterfahrung konkreter Zählbarkeit entzieht. Ein ganzheitliches Gesundheitsverständnis ist mit singulären Datenpunkten schwer in Einklang zu bringen. Trotzdem sollte Selbstvermessung nicht nur als rationales, sondern auch als emotionales Projekt verstanden werden. Körperliche Prozesse werden in Zahlen und Bilder übersetzt, die wiederum Affekte erzeugen, die zur Selbstreflexion und -veränderung führen können.05 Durch „praktizierte Zahlenwache“ werden Resonanzen zum Selbst erzeugt.06
 
        Diese Praktiken schließen kaum noch einen Lebensbereich aus. Da die genutzten Technologien diejenigen Standards und Konventionen manifestieren, nach denen sie programmiert wurden, sind Fitnessarmbänder, Smartwatches und Gesundheitsapps nicht nur „smarte“ Technologien, sondern vielmehr Repräsentanten neuer Normen und sozialer Erwartungen. Von zentraler Bedeutung ist hierbei die Ambivalenz der Präventionsidee selbst. Die „präventive Wende“ im Gesundheitsbereich führte, spätestens seit der Bewegung des Healthismus in den 1980er Jahren in den USA,07 zu einem gesellschaftssanitären Projekt, das statt repressiver Kontrolle von oben die schleichende Etablierung von Selbstverbesserungspraktiken von unten förderte.08 Als Form der Selbstverantwortlichkeit (Responsibilisierung) greift die Logik der Prävention tief ins Alltagshandeln ein, zum Beispiel in Form von Verzichtsaufrufen, als algorithmenbasierte Motivation (Nudging) oder in Form spielerischer Wettbewerbe (Gamification). Weil sich dabei auch der Druck zur Selbstoptimierung erhöht, wird die flexible Anpassungsfähigkeit vieler Menschen überfordert. Deshalb resultiert der Zuwachs an Daten nicht automatisch in der Konsequenz, dass sich Menschen vermehrt und zugleich erfolgreich um die eigene Gesundheit kümmern.
 
        Technikunterstützte Selbstbeobachtung und der latent verpflichtende Charakter von Prävention verweisen wechselseitig aufeinander. Die Möglichkeiten zur numerischen Erfassung von Körperzuständen verändern sowohl die individuelle als auch die gesellschaftliche Sprachfähigkeit über Gesundheit. Gerade im Gesundheitswesen drückt sich die Durchsetzung des dominierenden gesundheitsökonomisch-bürokratischen Vernunftstils in der Definition von Risikoparametern und Grenzwerten aus.
 
        Unklar ist, ob popularisierte Praktiken der Selbstvermessung zu neuen Formen der Gesundheitskompetenz (Health Literacy) beitragen oder ob durch die rein numerische Erfassung von Gesundheitszuständen eher neue Barrieren erzeugt werden. Welche Formen der Differenzierung oder gar Diskriminierung entstehen, wenn selbstvermessene Daten zur Zielgröße des Gesundheitssystems werden? In Studien zeigte sich, dass typische SelbstvermesserInnen tendenziell jung, gebildet, privilegiert und gesund sind.09 Eine Kompetenzsteigerung scheint daher vor allem bei jenen stattzufinden, die bereits ein hohes Maß an Gesundheit, Wissen und eine gute sozioökonomische Ausgangslage mitbringen. Umgekehrt sind geringe finanzielle Ausstattung und Wissensressourcen Gründe, digitale Selbstvermessung nicht zu nutzen – ein Effekt der Selbstselektion. Langzeitfolgen dieser Entwicklung müssen erst noch bilanziert werden.
 
        VERWERTUNGSLOGIKEN
 
        Im Kapitalismus wird als akzeptable Leistung nur anerkannt, was vermess- und berechenbar ist – oder zumindest so scheint. Selbstvermessung kann daher als ökonomisierbare Alltagspraxis verstanden werden. Sie resultiert aus der Leidenschaft für repetitive Ordnungen, geordnete Zeit- und Lebenseinteilungen sowie Sehnsucht nach Kontrolle (Accountability). Kein Fitness-Tracking ohne optimale Schrittzahl, idealen BMI oder erstrebenswerten Kalorienwert. Der Mensch wird tendenziell als Energiequelle betrachtet, die möglichst störungsfrei und effizient Leistung, etwa Gesundheits-, Arbeits- oder Beziehungsleistung, abgeben soll. Idealerweise investiert daher das präventive Selbst in eigenes Körperkapital (korporales Kapital). Körperarbeit und Selbstvermessung sind Ausdruck symbolischer Gesundheit und Indikatoren eines Gesundheitsverständnisses, das sich vor allem in Aktivierungs- und Selbstverantwortungsappellen im Kontext ökonomischer Logiken ausdrückt. Berechenbarkeit gilt als Ausdruck leistungsgerechter Lebensführung. Die Frage nach dem „richtigen Maß des Lebens“ verschiebt sich immer weiter hin zur Frage nach dem „Wert des Menschen“, soziale Bewertbarkeit wird zunehmend an ökonomische Verwertbarkeit geknüpft. Besonders offensichtlich wird diese Verwertungslogik dort, wo PatientInnen oder ArbeitnehmerInnen von Versicherungen oder Arbeitgebern mit Rabatten und Boni für normgerechtes Verhalten belohnt werden.
 
        SELBSTVERZWECKUNG
 
        Weil sich Gesundheitsbemühungen von Krankheitsbehandlung zu Krankheitsverhinderung verschieben, dient die Selbstbeobachtung privater Gesundheitsdaten im Rahmen sogenannter Pay-as-you-live-Tarife (PAYL) der Einlösung der zeitgenössischen Präventionslogik. Versicherte erhalten individuelle Gegenleistung für die Weitergabe selbstvermessener Körper- und Gesundheitsdaten. Boni und Prämien machen PAYL für Versicherte und zugleich für Versicherungen lukrativ. Abgesehen von Datenschutzfragen birgt die Erlangung und Auswertung privater Datensätze durch den Versicherungssektor allerdings die Gefahr der Kategorisierung von Personen mit negativen Konsequenzen.10
 
        Soziale Aspekte wie Solidarität, Fürsorge und Verantwortung werden nach und nach ökonomisch kalkulierbar gemacht. PAYL verschiebt den Bezugsrahmen von Gesundheit und erodiert die Idee von Solidarität. Problematisch daran ist auch, dass sich der Markt der Gesundheitsapps noch nicht bis zur Etablierung von Qualitätsstandards gefestigt hat. Die Verlagerung der dominanten Handlungsform von der Sorge zur Prävention ist weitgehend politisch gewollt und findet breiten Konsens im Kontext eines „kybernetischen Kapitalismus“,11 in dem der Mensch letztlich selbst zur Ware wird (Kommodifizierung) und sich selbst verzweckt. Neben der Verantwortung werden dabei auch Risiken und Ängste individualisiert und instrumentalisiert. Das Gefühl, durch digitale Selbstvermessung bewertet oder gar überwacht zu werden, verunsichert.
 
        Unklar ist zudem, ob Fitnesstracker und Gesundheitsapps nachhaltig dazu beitragen, angestrebte Gesundheitsziele zu erreichen. Zukünftig wird also auszuhandeln sein, wo die neue Grenze zwischen Eigenverantwortung und technisierter Selbstsorge sowie zwischen Kollektivabsicherung und individualisierten Versicherungsverträgen liegt.
 
        NORMKULTUR
 
        Die Nachweispflicht über Präventionsbemühungen – etwa durch die Sammlung und Weitergabe normgerechter Fitnessdaten im Kontext von PAYL – stellt Menschen, die sich nicht an diesen Programmen beteiligen, potenziell unter Verdacht. Dies führt einerseits zu einer Umkehr der Beweislast, anderseits zu einem logischen Konflikt. Denn anders als Behandlung und Heilung ist Prävention generell unabgeschlossen. Der Präventionsgedanke erzeugt somit kontinuierlichen Druck zur stetigen Prüfung und Verbesserung von Gesundheit. Gesundheitshandeln und -ziele müssen permanent hinterfragt und optimiert werden. Auf diese Weise etabliert sich schleichend eine Bringschuld auf Basis nachweisbaren Gesundheitshandelns. Damit verschiebt sich der Bezugsrahmen von Wohlbefinden zu Leistungserbringung.12 Werden strukturelle Krankheitsursachen zum Problem individueller Risikovorsorge umdefiniert, taucht im Extremfall eine neue Schuldfrage auf.
 
        Daten wirken disziplinierend und desintegrierend zugleich. Präventionsangebote und Gesundheitsmetriken spiegeln dabei jedoch selten die Vielfalt der Bevölkerung wider, sondern repräsentieren eher das digitale Abbild eines „Norm-Menschen“ etwa in Bezug auf Gender, Alter, Ethnie oder Bildung. Für Personen mit Krankheiten, Verletzungen oder Behinderungen sind diese Idealnormen unerreichbar. Metrische Standards repräsentieren die Perspektive jener Gruppen nur unzureichend. Gerade vulnerable Personen geben an, dass Gerätedaten und eigener Körperzustand selten zusammenpassen.13 Durch diese Verzerrung können diskriminierende Vorenthalte von Gesundheitsleistungen entstehen. Selbstvermessung im Bereich Gesundheit ist also auch eine Frage der Inklusion und sozialen Teilhabe.
 
        KULTURWANDEL DURCH METRIKEN
 
        Inzwischen lassen sich zahlreiche physische, psychische und soziale Zusammenhänge von Gesundheit metrisch erfassen. Hierbei werden persönliche Messwerte in ein Netz von „bedeutenden Daten“14 eingewebt, was den Abgleich mit vordefinierten Standards und vergleichende Leistungsbeurteilungen ermöglicht. Mit Gesundheitsmetriken geht stets eine Verschiebung von einer qualitativen zu einer quantitativen Sichtweise einher. Vielfältige Daten werden zu einem Gesamtbild, im Extremfall zu einem Index oder Health Score, zusammengefasst, was im Widerspruch zur lebenspraktischen Wahrnehmung steht.
 
        Nahezu alle Selbstvermessungstechnologien motivieren, die eigenen Daten zu teilen. Während digitale Selbstvermessung an Bedeutung gewinnt und digitale Technologien private Gesundheitsprojekte unterstützten, bilden sich neue Konventionen des Vergleichens heraus. Formen der Quantifizierung des eigenen Lebens sind mittlerweile zu einem unübersehbaren Bestandteil der öffentlichen und privaten Kommunikation im „Zeitalter der Vergleichung“ geworden.15 Mustererkennung in privaten Daten gilt als neue Form der Selbsterkenntnis und passt gut zum Streben nach Selbstoptimierung. Offen ist, wie Menschen praktisch damit umgehen, dass die Objektivität von Zahlen kein Sachverhalt, sondern letztlich eine Zurechnung ist. Unterm Strich wirken Metriken regulativ und normativ.16 Sie bestimmen mit, welche Maßnahmen sich für den Zuwachs von Gesundheitskompetenzen praktisch etablieren. Gerade durch digitale Technologien erfährt die Idee der Gesundheit eine andauernde Verwandlung, wobei ältere und neue Vorstellungen gegenwärtig nebeneinander existieren.
 
        METRISCHE MACHT UND KOLONISIERUNG
 
        Daten gelten als Rohstoff der Zukunft. Tatsächlich umfasst das datengetriebene Leben bereits jetzt zahlreiche Lebensbereiche. Hauptkennzeichen metrischer Kulturen ist die Entgrenzung von Vermessungspraktiken, die zwar Urteile erleichtern, gleichzeitig aber Menschen verstärkt in vermessbare Objekte verwandeln. Metrische Macht basiert auf Vermessungssystemen, die soziales Leben ordnen, gleichzeitig aber auch neu organisieren. Deshalb wirkt die korrelative Macht der Algorithmen auf diejenigen zurück, die sich selbst optimieren wollen.17
 
        Aufgrund der Allgegenwart von Metriken kann inzwischen von „assistiver“ oder „metrischer Kolonisierung“18 gesprochen werden. So entstehen neue Sichtweisen auf Körper, Gesundheit und Individuum, verbunden mit neuen Denkweisen, Wertefragen sowie Fragen zur Identität.19 Metriken dienen hierbei der dreifachen Neubestimmung von Verhältnissen: zwischen Individuen und deren Körper, zwischen BürgerInnen und Institutionen sowie zwischen dem Biologischen und dem Sozialen.
 
        KONTINGENZDILEMMA
 
        Spätestens hier zeigt sich das Doppelgesicht privatisierter Kontingenzreduktion. Dieses Kontingenzdilemma ist die zentrale Herausforderung metrischer Gesundheitskulturen. Einerseits ermöglicht Selbstvermessung Eigenverantwortung und Selbstsorge. Andererseits führt dies über technisch vermitteltes Drängen zu Vorgaben, die in die private Lebensführung eingreifen. Gerade Fitness – verstanden als leistungsabhängiger Teil der Gesundheit – wird ein erhöhter sozialer Stellenwert zugeschrieben. Mit der Konzentration auf Fitness als überprüfbarem Gesundheitswert verändert sich jedoch insgesamt der Blick auf Gesundheit.
 
        Selbstvermessung kann also als Entlastung von lebensweltlicher Kontingenz erfahren werden. Gleichzeitig lassen sich gegenläufige Schwierigkeiten feststellen, die der Hoffnung auf rationale Lebensführung entgegenstehen: Wissensbezogene Kontingenz resultiert erstens aus dem Zweifel, ob unsere Welt überhaupt unerschütterliche Fakten enthält, die messbar sind. Zweitens entsteht soziale Kontingenz dort, wo Fakten, zum Beispiel Gesundheitswerte, sozial ausgehandelt werden müssen. Drittens entstehen permanent neue technische Kontingenzen durch Nutzungsbarrieren oder notwendige Update-Zyklen. Selbst wenn die Reduktion individueller Handlungskontingenz mittels digitaler Selbstvermessung, zum Beispiel durch Trainings- oder Ernährungspläne, gelingt, erhöht sich durch den Einsatz meist unverstandener und intransparenter Technik die lebensweltliche Kontingenz. Insgesamt wächst damit der Bedarf an Orientierungsleistungen in einer durch digitale Technik überformten Welt.
 
        SOUVERÄNITÄT UND VULNERABILITÄT
 
        Somit stellt sich die Frage, welche Voraussetzungen es für (freiwilligen) Souveränitätstransfer in digitale Systeme gibt und welche Folgen mit der Verantwortungsverlagerung einhergehen. In einer Stellungnahme zum Thema „Big Data und Gesundheit“ entwickelte der Deutsche Ethikrat „Datensouveränität“ als Leitkonzept, das wesentlich auf dem Prinzip der informationellen Freiheitsgestaltung aufbaut.20 Digitale Souveränität bedeutet, digitale Technologien kompetent einzusetzen und die Chancen, etwa auf Wohlergehen, und Folgen, etwa für die Privatheit, abschätzen zu können. Dem Prinzip digitaler Souveränität kann jedoch das Prinzip der „digitalen Vulnerabilität“ gegenübergestellt werden, das die Situation digitaler SelbstvermesserInnen als Konstellationen externer Einflussfaktoren und interner Resonanzräume fasst. Es bleibt zu erwägen, ob Gesundsheitsmetriken ein ganzheitliches Gesundheitsverständnis fördern oder diesem entgegenstehen.
 
        Somit sollte der Ruf nach Förderung individueller Gesundheitskompetenz, also die Förderung der Fähigkeit, Gesundheitsinformationen zu suchen, zu verstehen, zu beurteilen und anzuwenden, mit Blick auf das „Black Boxing“ im Feld der erhobenen Gesundheitsdaten kritisch hinterfragt werden. Es sind gerade die Bedürftigen, gesundheitlich Eingeschränkten, auf die von Selbstvermessungsanwendungen erhobene Daten und Trainingspläne nicht passen und die daher strukturell keine Kompetenzgewinne erfahren können.
 
        RATIONALE DISKRIMINIERUNG
 
        Digitale Datensammlungen erzeugen neue soziale Unterscheidungsmöglichkeiten. Auf Basis immer genauer auflösender (granularer) Daten lassen sich Beurteilungen von PatientInnen, MitarbeiterInnen und BürgerInnen herstellen. Daten werden dabei jedoch nicht nur genauer, sondern auch trennender. Rationale Diskriminierung bedeutet, dass datenbasierte Unterscheidungen soziale Folgen nach sich ziehen. Daten übersetzen einerseits Normen, andererseits werden sie mit Chancen gekoppelt. Aus deskriptiven Daten werden normative Daten, die soziale Erwartungen, zum Beispiel an „richtiges“ Gesundheitshandeln, repräsentieren. Durch Vermessung kommt es zu ständiger Fehlersuche, sinkender Fehlertoleranz und gesteigerter Abweichungssensibilität anderen und uns selbst gegenüber.21
 
        Damit setzt sich insgesamt ein defizitorientiertes Organisationsprinzip des Sozialen durch. Das passiert auch, wenn sich der Diskriminierungsaspekt hinter den Fassaden spielerischer Wettbewerbe oder von Belohnungssystemen (Incentivierung) verbirgt. So kritisiert etwa der Sachverständigenrat für Verbraucherfragen, dass durch die zunehmende Korrelation von physiologischen und emotionalen Zuständen die Möglichkeiten steigen, mittels Ergebnissen der Selbstvermessung in Kombination mit freiwilliger Datenablieferung „in das Innerste von VerbraucherInnen zu blicken“.22 Weil sie Anpassungszwänge organisieren, enthalten Präventionsprojekte immer auch repressive Impulse.
 
        Grundsätzlich sind Entlastungsfunktionen durch Selbstvermessung leichter nachzuzeichnen als Entmündigungsurteile. Die „Dialektik von Entlastung und Entmündigung“23 zwischen marktkonformer Selbstoptimierung und dem Aufstieg neuer Kompetenzbegriffe wie Health-, eHealth- oder mHealth-Literacy ist das zentrale Spannungsfeld zeitgenössischer, zugleich aber auch zukünftiger Formen von Selbstvermessung.
 
        TRANSFORMATIONSRÄUME
 
        Selbstvermessung ist eng mit gesellschaftlichen Entwicklungen verbunden, die teils unterhalb der Wahrnehmungsschwelle stattfinden. Prozesse des schleichenden Wandels müssen daher aufmerksam in den Blick genommen werden. Zukünftig braucht es zudem ein Umdenken, was die Relationierung von Mensch-Maschine-Systemen betrifft. Denn künftig wird künstliche Intelligenz für Selbstvermessungspraktiken eine tragende Rolle spielen. Dann wird deutlich werden, dass im Kontext präventiver Lebensführung Digitaltechnik mehr als nur Werkzeugcharakter besitzt. Selbstvermessungstechnologien sollten vielmehr als aktiv mithandelnde, welterzeugende und weltverändernde Assistenten oder gar quasi-soziale Partner betrachtet werden.
 
        Quer durch alle Anwendungsfelder digitaler Selbstvermessung ziehen sich immense Heilsversprechen. Die Verheißung digitaler Technik erhält zunehmend eine Trostfunktion in erschöpften Gesellschaften.24 Schattenseiten des neuen, datengetriebenen Bewusstseins sind die zunehmende moralische Aufladung der Lebensführung, die Entstehung von Verdachts- und Verbotskulturen, die Neigung zur Bevormundung und zum Hineinregieren in persönliche Lebensentwürfe.
 
        Abschließend gilt es daher, zumindest einen Ausblick auf Alternativen zu wagen. Um Digitalisierungsverlierer zu vermeiden und Aspekte der sozialen Verletzbarkeit gebührend zu berücksichtigen, braucht es neben Verheißungen auch Skeptizismus sowie alternative Praktiken wie Digital Detox oder Mindfullness, die dazu anregen, Abhängigkeiten von Technologien zu reduzieren und Entscheidungsautonomie zurückzugewinnen. Die Vorteile metrischer Gesundheitskulturen dürfen am Ende nicht mit zwanghafter Perfektion bezahlt werden. Immerhin gibt es einen anthropologischen Widerstand gegen Verdatung und Quantifizierung des eigenen Lebens, weil damit Entfremdung verbunden ist. Zwischen Selbstermächtigung und Selbstentgrenzung warten noch immer zahlreiche Fragen auf Klärung.
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        GESUNDHEITSRISIKEN UND PRÄVENTION IN DER DIGITALEN ARBEITSWELT
 
        Technostress, Ergonomie und Unfallsicherheit
 
        Nico Dragano
 
        Jede Arbeit mit Werkzeugen, digitalen wie analogen, bringt gesundheitliche Risiken mit sich, die von relativ harmlos bis tödlich reichen. Technologie im Arbeitskontext kann aber auch gesundheitsförderlich sein, etwa wenn sie den Beschäftigten gefährliche Tätigkeiten abnimmt. Für die betriebliche Praxis bedeutet das, dass der Einsatz von Werkzeugen hinsichtlich seines Gefährdungs- und Präventionspotenzials abgeschätzt werden muss. Dies ist keine neue Erkenntnis; solche Abschätzungen erfolgen, wenn auch mit schwankender Ernsthaftigkeit und Wissenschaftlichkeit, spätestens seit der Erfindung der Dampfmaschine. Was aber die Situation heutzutage besonders macht, ist die Allgegenwart und Vielfalt der verwendeten Technologien in der Arbeitswelt, insbesondere der digitalen Technologien.01 In einer 2022 durchgeführten europaweiten Befragung von Beschäftigten gaben 89 Prozent der 27250 Befragten an, regelmäßig mit digitaler Technik zu arbeiten, etwa mit Computern, Tablets oder Wearables.02 Aufgrund dieser universellen Verbreitung und der daraus resultierenden hohen Zahl an potenziell Betroffenen ist die Analyse der möglichen gesundheitlichen Folgen digitaler Arbeit eine wichtige Aufgabe, mit der sich zuletzt viele Forscher/-innen und Praktiker/-innen weltweit beschäftigt haben. Im Folgenden soll auf Grundlage der internationalen Literatur ein Überblick über den Wissensstand zu diesem Thema gegeben werden. Dabei geht es nicht um Vollständigkeit; in einem Forschungsfeld, in dem täglich neue Studien veröffentlicht werden, ist diese auch nur schwer erreichbar. Stattdessen skizziere ich einige populäre Konzepte zur Beschreibung der Verbindung von digitaler Technik im Arbeitskontext und der Gesundheit der Beschäftigten und illustriere diese mit Beispielen aus Forschung und Praxis. Der Artikel ist damit als Einstieg in das Thema gedacht und soll Interessierten erste Anhaltspunkte für Überlegungen zu praktischen Maßnahmen der Prävention geben.
 
        „DUNKLE“ UND „HELLE SEITE“ DIGITALER ARBEIT
 
        Wer regelmäßig mit digitalen Technologien arbeitet, kann wahrscheinlich mühelos dutzende Situationen aufzählen, in denen Technik die Arbeit entweder erleichtert, erschwert oder sogar unmöglich macht, etwa bei einem Ausfall des Internets. Zum Glück ist nicht jedes technische Problem auch gleich ein gesundheitliches, es kann aber unter bestimmten Voraussetzungen dazu werden. Mittlerweile gibt es eine solide Studienlage, die zeigt, dass es eine Verbindung zwischen verschiedenen Aspekten der Arbeit mit digitaler Technik und der körperlichen sowie der psychischen Gesundheit der Nutzer/-innen gibt. In der internationalen Forschung hat sich für diese Verbindung die Bezeichnung der „dunklen Seite von Technologie im Arbeitskontext“ (dark side effects of workplace technologies) etabliert.03 Die Wortwahl lässt bereits erahnen, dass der Fokus bisheriger wissenschaftlicher Auseinandersetzung vor allem auf den möglichen negativen gesundheitlichen Folgen von Techniknutzung lag. Daher ist es wichtig zu betonen, dass das Phänomen nicht einseitig negativ gesehen werden darf, da immer wieder auch positive Einflüsse auf die Gesundheit der Beschäftigten berichtet werden.
 
        Starten möchte ich dennoch mit einem Überblick über die gesundheitlichen Gefahren, den ich in psychische Belastungen und ergonomische Belastungen einschließlich Unfallgefahren gliedere.
 
        PSYCHISCHE BELASTUNGEN DURCH TECHNOLOGIE
 
        Es kann derzeit mit einiger Sicherheit davon ausgegangen werden, dass die Arbeit mit digitaler Technik zu einer kognitiven oder emotionalen Belastung werden kann, die im schlimmsten Fall gesundheitliche Folgen wie affektive Störungen (zum Beispiel Depressionen oder Angststörungen) oder körperliche Erkrankungen nach sich zieht.04 Das zentrale Scharnier zwischen Technik(nutzung) und der Gesundheit ist die sogenannte psycho-physiologische Stressreaktion. Aus der Stressforschung ist bekannt, dass eine körperliche Stressreaktion, etwa die Ausschüttung von Stresshormonen oder eine Blutdruckerhöhung, in Situationen auftritt, in denen sich eine Person subjektiv herausgefordert oder bedroht fühlt und nicht die Ressourcen hat, dieser Bedrohung zu begegnen. Der Auslöser einer Stressreaktion wird als Stressor bezeichnet. Dies können auch subtile Herausforderungen oder Bedrohungen sein; dazu würde beispielsweise auch eine Software zählen, die ständig abstürzt und die pünktliche Abgabe eines Jahresabschlussberichts unmöglich macht. Technologieinduzierter Stress wird meist mit dem Überbegriff „Technostress“ bezeichnet, der auf ein 1984 unter demselben Titel erschienenes Buch des US-amerikanischen Psychologen Craig Brod zurückgeht. Brod beschreibt darin, dass sich viele seiner Patient/-innen durch die sich damals rasant verbreitenden digitalen Technologien psychisch belastet fühlten.05 Während er sich dem Problem noch in anekdotischer Form näherte, haben spätere experimentelle Studien gezeigt, dass technische Probleme tatsächlich in der Lage sind, körperliche Stressreaktionen zu provozieren, was sich beispielsweise in einer erhöhten Ausschüttung von Stresshormonen wie Cortisol äußert.06
 
        Um die Situationen, in denen Technostress typischerweise auftritt, genauer zu beschreiben, sind von verschiedenen Arbeitsgruppen Typologien entwickelt worden. Die derzeit populärste stammt von Monideepa Tarafdar und Kolleg/-innen und unterscheidet fünf Auslöser von Technostress (technostress creators):07
 
         
          	Überlastung durch Technologie (techno-overload), etwa infolge häufiger Unterbrechungen, kurzer Reaktionszeiten oder eines hohen Arbeitstempos; 
 
          	kognitive Belastung durch technische Komplexität (techno-complexity), etwa bei der Arbeit mit schwer zu bedienender oder hochkomplexer Software; 
 
          	Arbeitsplatzunsicherheit durch Technik (techno-insecurity), verstanden als die Angst, durch Technologien wie Roboter oder besser qualifizierteres Personal ersetzt zu werden; 
 
          	unruhiges Arbeitsumfeld (techno-uncertainty), insbesondere als Folge konstanter Einführung technischer Neuerungen;
 
          	zunehmende Durchdringung aller Lebensbereiche mit Arbeit (techno-invasion), da mobile Geräte zeit- und ortsunabhängige Arbeit sehr einfach machen. 
 
        
 
        Diese Ordnung ist das aktuell am häufigsten verwendete Raster für die Beschreibung und Messung08 von Technostress sowohl in Studien als auch bei Mitarbeiterbefragungen weltweit. Entsprechend liegt eine große Zahl von Ergebnissen vor, die überwiegend bestätigen, dass die genannten Auslöser in der Arbeitswelt relevant sind und dass sie mit Stressreaktionen und gesundheitlicher Beanspruchung zusammenhängen.09
 
        Allerdings ist die Liste nicht vollständig, denn in der neueren Forschung wurden weitere mögliche Auslöser identifiziert und beschrieben. Zu nennen ist hier insbesondere das Thema der chronischen Unzuverlässigkeit von digitaler Technik (techno unreliability). Systemabstürze, Datenverluste, fehlerhafte Anzeigen, instabile Netzwerkverbindungen und ähnliche Fehler kommen bei vielen digitalen Technologien vor und erschweren den Beschäftigten die Arbeit. Dies kann sich zu einer psychischen Belastung entwickeln, insbesondere dann, wenn Fehler häufig auftreten und nicht selber zu lösen sind.10 In einem Experiment konnte beispielsweise gezeigt werden, dass bei Probanden, die eine Aufgabe an einem manipulierten Computer ausführen mussten, der die Arbeit durch technische Fehler erschwerte, das Stresshormon Cortisol ausgeschüttet wurde.11 Dies war bei der Kontrollgruppe, die an einem funktionierenden Gerät arbeitete, nicht der Fall.
 
        Weitere Forschung wurde zu Belastungen im Zusammenhang mit einzelnen Technologien oder speziellen Anwendungsbereichen durchgeführt. Hierfür möchte ich drei aktuelle Beispiele anführen: Das erste betrifft die digitale Überwachung der Arbeitsleistung (electronic performance monitoring), etwa durch elektronische Arbeitszeitdokumentation, Tracking von Mitarbeitenden im Außendienst oder die automatische Überwachung von E-Mails und sonstiger Kommunikation. Im Zusammenhang mit solchen Maßnahmen wurden wiederholt negative Reaktionen der betroffenen Beschäftigten berichtet, darunter auch Stressempfinden und eine verringerte Arbeitszufriedenheit.12 Allerdings scheint es vom Kontext abzuhängen, ob solche Effekte auftreten. So macht es beispielsweise für die psychische Verarbeitung einen Unterschied, ob über den Sinn und Zweck einer Überwachung transparent aufgeklärt wurde oder nicht.
 
        Das zweite Beispiel sind Videokonferenzen. Diese Anwendung hat in der Covid-19-Pandemie einen regelrechten Boom erlebt und ist seitdem für viele Beschäftigte Teil des Arbeitsalltags. Das hat gute Gründe, denn Videokonferenzen haben unbestreitbare Vorzüge, die sich auch positiv auf die Gesundheit auswirken können, zum Beispiel durch den Wegfall von Reisezeiten oder die Ermöglichung flexibler Arbeitsmodelle. Zugleich werden sie aber mit speziellen Belastungen in Verbindung gebracht. So scheint die Kommunikation per Video kognitiv anstrengend und erschöpfend zu sein.13 Hierzu tragen verschiedene Faktoren bei. Zunächst ist die Kommunikation „unvollständig“, da Informationsquellen wie Augenkontakt oder Körpersprache weitgehend wegfallen. Wenn die Kamera eingeschaltet ist, kommt hinzu, dass man sich selber beim Gespräch beobachten muss, was ebenfalls irritierend sein kann. Auch ist es in Videokonferenzen einfacher als bei Live-Meetings, Ablenkungen zu suchen, etwa indem nebenbei E-Mails beantwortet werden. Eine weitere Schwierigkeit ist, dass oft mehrere Videokonferenzen ohne Pausen terminiert werden, sodass der Arbeitstag schnell einem dauerhaften Meeting gleicht. Ob das alles tatsächlich ausreicht, um einen negativen gesundheitlichen Effekt zu provozieren, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch unklar, da gesundheitliche Langzeitwirkungen bislang nicht ausreichend untersucht wurden.
 
        Das ließe sich auch über das letzte Beispiel, die Arbeit mit Robotern, sagen, das dennoch interessant ist, weil sich die Robotik momentan sehr dynamisch entwickelt und in Zukunft wahrscheinlich mehr Beschäftigte damit in Berührung kommen werden. Die Arbeit mit Robotern unterscheidet sich von der Arbeit mit vielen anderen digitalen Technologien, da Roboter eine physische Präsenz haben und den Eindruck eigenständig handelnder Akteure vermitteln können. Einzelne Studien legen nahe, dass diese spezielle Interaktion mit der Maschine von manchen Beschäftigten als belastend und angsteinflößend wahrgenommen wird.14 Beispielsweise könnten Unfälle befürchtet werden, weil das Verhalten von komplexen Robotern als Blackbox erscheint.
 
        Die bisher beschriebenen Belastungen beziehen sich auf Technologien, die gezielt für die berufliche Tätigkeit verwendet werden. Darüber hinaus gibt es auch psychische Gefahren der Nutzung digitaler Technologien, die kontextunabhängig sind beziehungsweise die häufiger bei der privaten Nutzung auftreten, aber eben auch im Arbeitsleben zu Problemen führen können. Ein wichtiges Beispiel ist die Social-Media- oder Internet-Sucht. Globale Schätzungen gehen davon aus, dass etwa 5 Prozent der Nutzer/-innen von sozialen Netzwerken Symptome einer Suchterkrankung zeigen und abhängig von der konstanten Präsenz in virtuellen sozialen Räumen sind.15 Darunter sind selbstverständlich auch viele Beschäftigte, die ihre Sucht nicht für die Dauer der Arbeitszeit abstellen können. So gibt es Berichte, dass betroffene Personen am Arbeitsplatz starken Stress verspüren, wenn sie während der Arbeit nicht auf ihre Social-Media-Profile zugreifen können.16
 
        ERGONOMIE UND UNFÄLLE
 
        Auch wenn sich die Sprachsteuerung und -ausgabe immer weiter verbreitet, bleibt die zentrale Schnittstelle für die Interaktion mit digitaler Technologie der Bildschirm. Ein Großteil der digitalen Arbeit findet also vor den Screens von Laptops, PCs, Tablets, Smartphones oder Steuerungselementen statt. Bildschirmarbeit bringt einige typische ergonomische Belastungen mit sich. Eine Schwierigkeit ist, dass Bildschirmarbeit meist im Sitzen erledigt wird. Zwar ist es durchaus möglich, mit Hilfsmitteln wie höhenverstellbaren Schreibtischen oder bewussten Positionswechseln auch bei Bildschirmarbeit in Bewegung zu bleiben, es ist aber gelebte Praxis, dass viele Beschäftigte lange Zeiträume vor ihren Monitoren sitzen bleiben.17 Langes Sitzen erhöht das Risiko des Auftretens einer ganzen Reihe gesundheitlicher Probleme. Dazu gehören zuvorderst muskuloskelettale Beschwerden wie Rücken- oder Nackenschmerzen sowie Kopfschmerzen. Allerdings ist anzumerken, dass negative Folgen arbeitsbedingten Sitzens für das Muskel-Skelett-System vermieden werden können, wenn sich die Betroffenen in anderen Lebensbereichen ausreichend bewegen.18 Darüber hinaus kann Bildschirmarbeit zu Irritationen der Augen führen, insbesondere dann, wenn längere Zeit und ohne Erholung am Bildschirm gearbeitet wird. Schließlich scheint es auch Verbindungen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu geben, da langes Sitzen die Entstehung verschiedener Risikofaktoren wie Übergewicht, Bluthochdruck, Diabetes oder eines gestörten Fettstoffwechsels begünstigt.19
 
        Unfallrisiken im Zusammenhang mit digitalen Arbeitsmitteln sind hingegen ein relativ neues Thema der Arbeitssicherheit, und es liegen nur wenige konkrete Informationen etwa zur Art des Unfallgeschehens oder zur Häufigkeit von Zwischenfällen vor. Eine systematische Darstellung ist also derzeit schwierig, trotzdem können grob zwei Unfallszenarien unterschieden werden. Beim ersten ist die Unfallursache eine fehlerhafte digitale Technik beziehungsweise ein nicht ausreichendes Sicherheitssystem bei Bedienfehlern. Beispiele wären Arbeitsunfälle mit Industrierobotern oder Unfälle mit selbstfahrenden Fahrzeugen. Im zweiten Szenario kommt es zum Umfall, weil die Beschäftigten bei ihrer Arbeit durch digitale Medien wie Smartphones oder Navigationssysteme abgelenkt sind. Bei einer Befragung von 1769 Beschäftigten in den USA berichteten 14 Prozent der Interviewten, dass es an ihrem Arbeitsplatz zu Unfällen gekommen war, weil Beschäftigte durch digitale Geräte abgelenkt waren.20 Diese Unfallberichte bezogen sich häufig auf industrielle Arbeitsplätze, aber auch auf solche im Gesundheitssystem, bei denen sowohl Beschäftigte als auch Patient/-innen zu Schaden kamen. Ablenkung durch digitale Medien spielt auch bei Unfällen mit Fahrzeugen eine Rolle,21 sodass davon ausgegangen werden kann, dass Beschäftigte, die Fahrzeuge führen, etwa in der Logistik oder im Außendienst, ebenfalls besonders gefährdet sind.
 
        POSITIVE EFFEKTE UND GEZIELTE PRÄVENTION
 
        Die Gleichzeitigkeit positiver und negativer Erfahrungen ist typisch für die digitale Arbeit; das zeigt sich auch bei der Arbeitsgesundheit. Denn neben den beschriebenen Schwierigkeiten gibt es immer wieder auch Berichte von positiven Wirkungen. Der Grund für die Nutzung digitaler Technologie ist ja, dass sie die Arbeit produktiver machen kann. Gut gestaltete und nicht überfordernde digitale Technologie hat also das Potenzial, Beschäftigten ein effizienteres Arbeiten zu ermöglichen und ihnen zu helfen, sich besser zu organisieren.22 Auch die Automatisierung von Prozessen kann für Beschäftigte vorteilhaft sein, beispielsweise wenn sie dadurch von Routinearbeiten entlastet werden und mehr Zeit für wertschöpfende und motivierende Arbeiten finden. Verbessert sich die Arbeitsorganisation insgesamt, ist nicht nur die Abwesenheit von Technostress ein Plus. Vielmehr kann die psychische Arbeitslast in der Summe sinken, also auch bei analogen Aufgaben. Im Bereich der körperlichen Belastungen hat digitale Technik ebenfalls ein gesundheitsförderliches Potenzial, indem sie etwa besonders gefährliche Arbeiten übernimmt oder die Sicherheit der Beschäftigten aktiv unterstützt, zum Beispiel bei Robotern, die beim Heben schwerer Lasten helfen, bei drohnengestützten Inspektionen in großer Höhe oder bei Fahrerassistenzsystemen.
 
        Während es darauf ankommt, die Möglichkeiten der digitalen Technik konsequent zu nutzen, müssen negative Folgen aktiv vermieden werden. Um das zu erreichen, ist es zunächst sinnvoll, bereits bei der Einführung neuer Systeme auf die Prinzipien einer gesundheitsförderlichen Gestaltung digitaler Arbeit zu achten. Darüber hinaus ist es gesetzlich vorgeschrieben, bestehende Arbeitsbedingungen regelmäßig auf mögliche Gefahren zu prüfen. In Deutschland gibt es hierfür das im Arbeitsschutzgesetz vorgeschriebene Instrument der Gefährdungsbeurteilung. Diese Verpflichtung des Arbeitgebers umfasst die Messung möglicher gesundheitlicher Gefährdungen und das Ergreifen von Gegenmaßnahmen, falls die Messung Hinweise auf Probleme ergibt. Die Suche nach Risiken kann sich an den oben beschriebenen typischen Risiken beim digitalen Arbeiten orientieren. Welche Maßnahmen dann ergriffen werden, ist höchst individuell und hängt von der Problembeschreibung im jeweiligen Betrieb ab. Es gibt allerdings einige Anhaltspunkte dafür, welche Formen von Interventionen dann wirksam sein könnten. In der Tabelle sind Beispiele für die Prävention psychischer Belastungen aufgelistet. Sie sind größtenteils direkt im Betrieb gestaltbar und erfordern in der Regel keinen übermäßigen Aufwand.23
 
         
          Tabelle: Mögliche Ansätze für die betriebliche Prävention von Technostress
 
                 
                	 
                  Mitarbeiterorientierte Führung und digitales Management
  
                	 
                  Unterstützendes Führungsverhalten und aktive Gestaltung der digitalen Arbeitsumgebung
  
  
                	 
                  Betriebliche Weiterbildung
  
                	 
                  Förderung allgemeiner technischer Fähigkeiten oder fachspezifische Schulungen zur Technologieanwendung
  
  
                	 
                  Einbeziehung der Mitarbeiter
  
                	 
                  Frühzeitige Einbindung bei der Anschaffung und Einführung digitaler Technologien
  
  
                	 
                  Organisierte technische Hilfe
  
                	 
                  Unterstützung durch Infrastruktur, wie beispielsweise IT-Helpdesks
  
  
                	 
                  Allgemeine soziale Unterstützung
  
                	 
                  Hilfe durch Kolleg/-innen und Schaffung eines unterstützenden, fehlerfreundlichen Betriebsklimas
  
  
                	 
                  Organisatorische Richtlinien
  
                	 
                  Vorgaben zur Nutzung digitaler Technologien im Arbeitsalltag, etwa Regeln zur Trennung von Arbeit und Privatleben sowie zur digitalen Kommunikation (z.B. Begrenzung der E-Mail-Anzahl, feste Zeiten für das Abrufen)
  
  
                	 
                  Technologiegestaltung
  
                	 
                  Berücksichtigung von „humanen“ Prinzipien bei der Gestaltung von Soft- und Hardware
  
  
          
 
          Quelle: Eigene Zusammenstellung
 
        
 
        FAZIT UND AUSBLICK
 
        Eine offene Diskussion über die gesundheitlichen Folgen digitaler Innovationen in der Wirtschaft ist notwendig – nicht um Technik zu verteufeln, sondern um sie so einzusetzen, dass ihr gesundheitsförderliches Potenzial auch zur Geltung kommt. Das passiert am besten evidenzbasiert, also auf Grundlage solider Forschungsergebnisse.
 
        In diesem Text wurde der Forschungsstand zusammengefasst, allerdings wäre der Eindruck falsch, dass bereits für alle Aspekte digitaler Arbeit gesichertes Wissen und Handlungsempfehlungen vorliegen würden. Die technische Entwicklung der jüngsten Zeit war so rasant, dass die Forschung in vielen Bereichen nicht Schritt halten konnte. Es ist zwar grundsätzlich klar, dass die Arbeit mit digitaler Technologie bestimmte gesundheitliche Risiken mit sich bringt, ob aber bereits alle möglichen Risiken bekannt sind, darf ebenso bezweifelt werden wie die Annahme, dass die bekannten Probleme in ausreichender Tiefe verstanden werden. In einem lesenswerten Übersichtsartikel von Elisabeth Marsh und Kolleginnen weisen die Forscherinnen auf eine Reihe von Forschungslücken hin.24 Kritisch sehen sie beispielsweise, dass es nur wenige Studien zu einzelnen Technologien gibt – und wenn es sie gibt, dann zu „alten“ Technologien wie der E-Mail. Zu anderen Technologien wie der künstlichen Intelligenz oder dem Einsatz von Social Media im Arbeitskontext gibt es hingegen kaum Untersuchungen. Allgemeine Prinzipien, wie sie beispielsweise unter dem Label Technostress formuliert wurden, dürften zwar technikunabhängig gelten, für eine verlässliche Technikfolgenabschätzung im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes wären aber zusätzliche, technologiespezifische Informationen nötig. Eine weitere Forderung von Marsh et al. ist, dass zusätzlich zur Erforschung einzelner Anwendungen das Zusammenspiel aller Technologien an einem Arbeitsplatz in seiner gesundheitlichen Wirkung in den Blick genommen werden sollte, die sogenannte technische Umwelt. Diese Umwelt ist mehr als die Summe ihrer Teile, und aus ihr könnten sich ganz eigene Risiken, etwa Schnittstellenprobleme oder Medienbrüche, und Chancen, wie zum Beispiel belastungsarme Steuerung verschiedener Aufgabengebiete, ergeben. Solange die Digitalisierung weiter fortschreitet, muss also weiter daran gearbeitet werden, den Arbeits- und Gesundheitsschutz auf der Höhe der technischen Entwicklung zu halten. Denn es sollte unstrittig sein, dass digitale Technik nicht zu einer Gefahr für die Gesundheit der Beschäftigten werden darf.
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        ZUKUNFTSTEAM KI UND MEDIZINISCHES PERSONAL
 
        Zwischen Innovation, Sicherheit und Verantwortung
 
        Jeanette Lorenz · Elisabeth Pachl
 
        Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, wie weit die medizinische Wissenschaft gekommen ist. Wer im antiken Griechenland bis hinein ins 18. Jahrhundert krank wurde, musste eine Untersuchung der vier Körpersäfte – Blut, Schleim, schwarze und gelbe Galle – über sich ergehen lassen. Die damalige Vorstellung war, dass Krankheiten durch ein Ungleichgewicht dieser Säfte verursacht wurden. Zur Wiederherstellung des Gleichgewichts wurden unterschiedliche Behandlungsmethoden eingesetzt, etwa der Aderlass, die Blutegel- oder die Hydrotherapie. Vor etwa 500 Jahren, im Zeitalter von Paracelsus, dem bedeutenden Arzt und Alchemisten der Renaissance, begann sich dieses Verständnis zu wandeln. Paracelsus stellte das traditionelle Wissen infrage und ergänzte es um empirische Forschung und Beobachtungen. Sein Ansatz legte den Grundstein für eine wissenschaftlich basierte Medizin. Doch selbst zu seiner Zeit passte das bekannte medizinische Wissen noch in wenige Bücher.
 
        Seitdem hat sich der medizinische Fortschritt rasant beschleunigt. Allein 2022 erschienen knapp eine Million von Experten begutachtete wissenschaftliche Artikel auf PubMed, einer der größten medizinischen Onlinebibliotheken.01 In Deutschland sind rund 105000 Arzneimittel zugelassen, und die Zahl patientenorientierter klinischer Studien hat sich seit 2016 fast verdoppelt.02 Auch digitale Innovationen nehmen zu: Seit 2019 wurden insgesamt 55 Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) genehmigt.03 Dieser Wissenszuwachs stellt medizinisches Personal vor die Herausforderung, stets informiert zu bleiben und neue Erkenntnisse in die Patientenversorgung zu integrieren. Gleichzeitig steigt die Zahl der Pflegebedürftigen – bis 2049 voraussichtlich auf 2,7 Millionen –, während die der Pflegekräfte auf 1,5 Millionen sinkt.04 Dadurch bleibt noch weniger Zeit für Fortbildungen und ähnliche Aktivitäten.
 
        Eine vielversprechende Lösung für diese Herausforderungen ist der Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI). Während herkömmliche Algorithmen bereits große Datenmengen verarbeiten und relevante Informationen in Echtzeit bereitstellen, bietet KI zusätzliche Vorteile: Sie kann aus Daten lernen und Muster erkennen, die für fundierte Behandlungsentscheidungen und die Vereinfachung von Prozessen entscheidend sind. Mit dem anhaltenden, beispiellosen Wachstum medizinischen Wissens hat KI das Potenzial, ein unverzichtbares Werkzeug für medizinisches Fachpersonal zu werden.
 
        KI-ENTWICKLUNG IM GESUNDHEITSWESEN
 
        KI-Algorithmen erlernen medizinische Konzepte und Zusammenhänge durch die Analyse großer Datensätze. Diese enthalten historische medizinische Informationen etwa aus elektronischen Patientenakten, genetischen Daten oder Wearables wie Smartwatches oder Langzeit-Elektrokardiogrammen (Langzeit-EKGs). Unter historischen Datensätzen sind also nicht geschichtliche Texte zu verstehen, sondern Daten aus früheren Behandlungen, die genutzt werden, um die KI zu trainieren. Allerdings haben historische Daten Grenzen: Medizinische Standards entwickeln sich stetig weiter, basierend auf neuer Forschung und neuen Technologien und Erfahrungen. Eine vor zehn Jahren optimale Therapie kann heute schon überholt sein. Ohne Berücksichtigung des zeitlichen Kontexts können ältere Daten zu KI-Fehlschlüssen führen.
 
        Bei der Entwicklung von KI sind Auswahl und Beschaffung der richtigen Daten von entscheidender Bedeutung: Je nach Aufgabe werden unterschiedliche Arten von Daten benötigt. Nehmen wir zum Beispiel die Entwicklung eines KI-Algorithmus zur Diagnose seltener Formen von Demenz: Hierfür sind Magnetresonanztomographie-Bilder (MRT-Bilder) des Gehirns sowohl von Patientinnen und Patienten mit verschiedenen Demenzformen als auch von gesunden Personen notwendig. MRT-Bilder bieten detaillierte Schnittbilder und zeigen Strukturen und Gewebemerkmale, die auf normalen Röntgenbildern nicht zu sehen sind. Die hier zum Einsatz kommende Funktionsweise der KI-Algorithmen wird als „überwachtes Lernen“ bezeichnet. Dabei müssen die Bilder vorher sorgfältig klassifiziert sein und jedem Bild eine spezifische Diagnose zugeordnet werden, um die Genauigkeit der KI zu gewährleisten. Der KI-Algorithmus nutzt dann diesen annotierten Datensatz, um Muster und Zusammenhänge zwischen gesunden und erkrankten Gehirnen zu erkennen. Auf diese Weise kann er später die Diagnose von neuen MRT-Bildern unterstützen. Wenn dagegen die KI dazu verwendet wird, um Patientengruppen zu identifizieren, bei denen ein bestimmtes Medikament besonders gut wirkt, werden sogenannte Clustering-Algorithmen eingesetzt. Dabei werden nur Krankenakten benötigt, ohne spezifische Diagnosen oder Bewertungen, da die KI selbstständig Muster und Ähnlichkeiten zwischen den Daten erkennt. Dieses Verfahren wird als „unüberwachtes Lernen“ bezeichnet. Heutzutage werden vor allem Deep-Learning-Modelle verwendet, die verschiedene Arten von Daten verarbeiten können, wie zum Beispiel Tabellen, Zeitverläufe, Texte, Bilder, Videos, Sprache und Audioaufnahmen oder eine Kombination davon. Wenn auf mehrere Datenquellen zugegriffen wird, nennt man das „multimodale Datenquellen“.
 
        Nach dem Training wird der KI-Algorithmus mit neuen, unbekannten Daten getestet, um seine Generalisierungsfähigkeit und die Genauigkeit der Vorhersage zu prüfen. Beispielsweise könnte ein auf Demenzerkennung trainierter Algorithmus mit MRT-Bildern unbekannter Patienten getestet werden. Die Evaluierung umfasst nicht nur den Test mit neuen Daten, sondern auch den Leistungsvergleich mit bereits entwickelten KI-Algorithmen, die ähnliche Aufgaben erfüllen sollen. Der Prozess folgt strengen regulatorischen Vorschriften zur Gewährleistung der KI-Sicherheit. Entscheidend für die Güte von KI-Algorithmen ist die Qualität und Vielfalt der Trainingsdaten. Sie müssen repräsentativ für die Bevölkerung sein und eine hohe Varianz aufweisen, also zum Beispiel Patienten und Patientinnen verschiedenen Alters oder mit unterschiedlichen Vorerkrankungen einschließen.
 
        Die Vielfalt der KI-Algorithmen spiegelt sich in ihren individuellen Stärken und Schwächen wider. So haben unterschiedliche KI-Algorithmen jeweils spezifische Einsatzbereiche. Manche eignen sich besonders für die Diagnose bestimmter Krankheiten oder das Prognostizieren von Vitalparametern auf der Intensivstation. Während Clustering-Algorithmen effektiv Patienten mit ähnlichen Merkmalen gruppieren, sind neuronale Netze aufgrund ihrer Eigenschaft, mehrere Eingangssignale parallel zu bearbeiten und zu gewichten, effektiv darin, große Datensätze zu komprimieren und Zusammenhänge zu extrahieren. Neuronale Netze, die von der Funktionsweise des menschlichen Gehirns inspiriert wurden, bestehen aus vielen miteinander verbundenen Neuronen. Jede Verbindung hat dabei ein Gewicht, das während des Trainings angepasst wird. Algorithmen des verstärkenden Lernens (Reinforcement Learning) können optimale Handlungssequenzen bestimmen, etwa für erfolgreiche Patientenbehandlungen. Daher ist es entscheidend, den passenden Algorithmus für die jeweilige Aufgabe auszuwählen, damit er den spezifischen Anforderungen und Herausforderungen gerecht wird.
 
        KI-EINSATZ HEUTE UND IN ZUKUNFT
 
        KI hat das Potenzial, in vielen Bereichen des Gesundheitswesens signifikante Unterstützung zu bieten.
 
        Radiologie
 
        KI-Algorithmen haben sich schon vor geraumer Zeit als vielversprechend im Bereich der Radiologie erwiesen – und werden dort bereits auf vielfältige Weise eingesetzt. Sie können die Bildqualität verbessern, beispielsweise durch den Einsatz virtueller Raster bei bettseitig angefertigten Röntgenaufnahmen von Thorax und Abdomen, was zu schärferen Abbildungen bei reduzierter Strahlenexposition führt.05 Ebenso können sie die Scandauer bei MRT-Aufnahmen reduzieren, was insbesondere bei Kindern zu einer größeren Akzeptanz der Untersuchung führt.06 Zudem unterstützen KI-Algorithmen Radiologen bei der Auswertung medizinischer Bilder, von der einfachen Befundung bis hin zur automatischen Bildannotation und Berichterstellung. So können KI-Systeme etwa verschiedene Formen von Krebs anhand von Mammogrammen oder Computertomographie-Scans (CT-Scans) erkennen,07 Netzhauterkrankungen anhand von Optischen Kohärenztomographie-Scans (OCT-Scans) diagnostizieren08 und verschiedene Formen von Spinalfrakturen unterscheiden. In der Neuropädiatrie übernimmt KI die automatisierte Segmentierung von Bilddatensätzen zur Volumetrie von Hirnstrukturen, was bei Therapieentscheidungen, etwa bei Kindern mit Hydrozephalus („Wasserkopf“), entscheidend ist.09
 
        Kardiologie
 
        KI bietet auch in der Kardiologie enorme Potenziale, insbesondere bei der Analyse von EKGs und der Echokardiographie. Durch den Einsatz neuronaler Netze können EKG-Abnormalitäten und Herzrhythmusstörungen präziser diagnostiziert werden als durch durchschnittliche Kardiologen, was zu einer Reduzierung falscher Diagnosen und einer Priorisierung dringender Fälle führt.10 Die Echokardiographie, eine nicht-invasive bildgebende Technik, die zur Diagnose verschiedener kardiovaskulärer Erkrankungen dient, birgt die Gefahr menschlicher Fehler aufgrund von unterschiedlichen Erfahrungsniveaus und subjektiver Interpretation. KI kann hier die Genauigkeit und Konsistenz der Bildauswertung verbessern.11 Zudem ermöglicht sie präzise Vorhersagen kardiovaskulärer Risiken, etwa die Erkennung von Bluthochdruck durch Patientendatenanalyse. Durch Digitalisierung und intelligente Systeme wie Smartwatches wird auch Telemonitoring und patientennahe Sofortdiagnostik (Point-of-Care Testing) möglich. Dabei werden Vitalparameter direkt am Patienten, etwa zu Hause oder unterwegs, gemessen und analysiert, um zum Beispiel frühzeitige Anzeichen eines bevorstehenden Herzstillstands zu erkennen.
 
        Intensivmedizin
 
        Personen mit schweren, oft lebensbedrohlichen Krankheiten werden auf Intensivstationen rund um die Uhr überwacht und betreut. Diese hochkomplexe Umgebung erfordert schnelle Entscheidungen des medizinischen Fachpersonals, oft innerhalb von Sekunden. KI-Algorithmen zeigen vielversprechende Ansätze zur Verbesserung der Intensivpflege, indem sie in Echtzeit Patientendaten analysieren und unerwünschte Ereignisse vorhersagen. Eine Sepsis beispielsweise, eine systemische Entzündungsreaktion auf eine Infektion, ist eine der häufigsten Todesursachen auf Intensivstationen. Die frühzeitige Erkennung und Behandlung einer Sepsis ist entscheidend für die Verbesserung der Überlebenschancen. Ein von Wissenschaftlern entwickelter KI-Algorithmus kann septische Schocks 28 Stunden im Voraus vorhersagen, was eine frühzeitige Antibiotikatherapie ermöglicht und zu geringeren Raten an Organversagen und Sterblichkeit führt.12 Neben Sepsis sind Multiorganversagen und respiratorische Insuffizienz weitere Haupttodesursachen auf Intensivstationen, die mithilfe von KI-Algorithmen reduziert werden können.13 Ein weiteres Problem sind häufige Fehlalarme: Bis zu 95 Prozent der Alarme auf Intensivstationen sind klinisch irrelevant, oft verursacht durch technische Probleme wie verrutschte Sensoren. KI-basierte Analysen können diese Alarme präzisieren und die Alarmmüdigkeit des Personals reduzieren.
 
        Pharmakologie
 
        Die Entwicklung von Arzneimitteln ist ein komplexer, zeitaufwendiger und kostenintensiver Prozess. Dabei werden Moleküle gesucht, die gesundheitliche Probleme lösen, ohne dabei unerwünschte Nebenwirkungen zu verursachen. Die Herausforderung besteht darin, die chemischen Wechselwirkungen zwischen Wirkstoffen und verschiedenen Zellen und Organen zu berücksichtigen, die je nach Person variieren können. Traditionell werden viele Wirkstoffe durch iterative Tests im Labor entdeckt. Schätzungen zufolge existieren etwa 1060 arzneimittelähnliche Moleküle,14 aus denen die wirksamsten identifiziert werden müssen. Dieser Prozess erfordert hochspezialisiertes Wissen, das sich Wissenschaftler in der pharmakologischen Forschung über viele Jahre aneignen. Hier kann KI eine entscheidende Rolle spielen. Sogenannte Generative Adversarial Networks, eine spezielle Art von neuronalen Netzen, werden verwendet, um neue Moleküle mit spezifischen Eigenschaften zu entwickeln, beispielsweise mit hoher Wirksamkeit gegen bestimmte Proteine oder mit geringer Toxizität. Nur die vielversprechendsten Verbindungen werden dann synthetisiert und getestet. Neben traditionellen KI-Algorithmen kann hier perspektivisch auch Quantencomputing eine wichtige Rolle spielen.15 Quantencomputer können aufgrund ihrer speziellen Funktionsweise im Vergleich zu herkömmlichen Computern effizienter arbeiten und Daten kompakter darstellen. Aufgrund ihrer quantenmechanischen Eigenschaften sind sie besonders gut dafür geeignet, molekularbiologische und -chemische Systeme zu simulieren, was die Entwicklung neuer Medikamente und Materialien erheblich beschleunigen könnte.
 
        Prozessoptimierung
 
        Die digitale Transformation des deutschen Gesundheitswesens ermöglicht den zunehmenden Einsatz von KI, was vor allem Fachkräfte bei zeitintensiven manuellen Aufgaben unterstützen kann. KI hilft beispielsweise bei der Optimierung von Prozessen wie der Dienstplanerstellung in Krankenhäusern. Durch die Analyse von Faktoren wie Wetter, historischer Belegungszahlen und externen Events kann vorausgesagt werden, wie viele Patienten stündlich die Notaufnahme aufsuchen werden.16 Diese Vorhersagen fließen in Optimierungsalgorithmen ein, die Dienstpläne unter Berücksichtigung arbeitsrechtlicher Vorgaben und Personalpräferenzen vorschlagen. Erfahrenes Personal überprüft und passt diese Vorschläge an. Diese Methodik lässt sich auch auf die OP-Planung anwenden. Zudem können KI-Algorithmen dazu dienen, den Wartungsbedarf von Maschinen vorherzusagen, um Ausfälle zu vermeiden, oder den genauen Bedarf an Verbrauchsmaterialien zu bestimmen, was eine effizientere Ressourcennutzung und Kosteneinsparungen ermöglicht.
 
        Ein erheblicher Innovationsschub im Bereich der generativen KI durch große Sprachmodelle (Large Language Models, LLMs) wie ChatGPT und Gemini hat Anfang 2023 große Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Diese Modelle, die auf Grundlage umfangreicher Datenmengen aus dem Internet trainiert wurden, liefern bemerkenswerte Antworten auf Freitextanfragen. Studien zeigen vielfältige Anwendungsmöglichkeiten im klinischen Alltag,17 etwa die automatische Erstellung und Zusammenfassung von Patientenberichten, die Unterstützung bei Diagnosen durch Analyse von Patientenakten und die Beantwortung von Patientenanfragen in verständlicher Sprache. LLMs können auch evidenzbasierte Empfehlungen für Behandlungspläne und Medikamentendosierungen geben und administrative Aufgaben wie Terminplanung und Abrechnung durch die Ableitung relevanter ICD-10-Codes (Diagnoseschlüssel) automatisieren.
 
        UMSETZUNGSLÜCKE ZWISCHEN FORSCHUNG UND PRAXIS
 
        Obwohl zahlreiche erfolgreiche KI-Algorithmen entwickelt wurden, kommen – mit Ausnahme der Radiologie – nur wenige KI-basierte Tools zur praktischen Anwendung. Dies ist auf eine Vielzahl an ungelösten technischen und wissenschaftlichen Herausforderungen zurückzuführen, die die Sicherheit von KI-basierten Systemen gefährden.
 
        Der Einsatz von KI-basierten Tools in der medizinischen Praxis bringt in erster Linie Sicherheitsbedenken mit sich. Ein wesentlicher Aspekt ist hier der Schutz von Patientendaten (Security). Der Einsatz von KI in Kliniken erfordert die Verarbeitung und Analyse großer Mengen sensibler Gesundheitsdaten, deren Schutz höchste Priorität hat. Der Schutz der Privatsphäre und die Möglichkeit des unbefugten Zugriffs oder der Offenlegung sensibler Gesundheitsdaten sind die größten Probleme. Die Sicherheit von KI-Systemen selbst ist ebenfalls ein kritischer Punkt, da die Möglichkeit von Cyberangriffen besteht. Daneben gibt es erhebliche Sorgen um die Patientensicherheit (Safety), da Fehlentscheidungen unter Umständen zu ernsthaften gesundheitlichen Konsequenzen führen können. KI-Tools werden häufig anhand von Daten aus klinischen Studien oder speziell aufbereiteten retrospektiven Datensätzen entwickelt und getestet, die möglicherweise nicht repräsentativ für den medizinischen Alltag sind. Dies kann einige Folgen haben:
 
        1. Die Diskrepanz kann zu einem Bias, also einer Verzerrung der Daten, führen, da KI-Algorithmen nur so unvoreingenommen sind wie die Daten, mit denen sie trainiert wurden. Um diese Voreingenommenheit zu minimieren, sind Fairness-Maßnahmen bei der Validierung erforderlich.
 
        2. Ein weiteres Problem ist der Umgang mit fehlenden Daten. In der klinischen Praxis kommt es häufig vor, dass Informationen zu einem Patienten fehlen oder unvollständig sind. Zum Beispiel werden spezifische medizinische Tests bei Patienten häufig nicht mehr durchgeführt, wenn ein anderer Test bereits den ausschlaggebenden Hinweis für die Diagnose geliefert hat, oder es gibt Änderungen im Anamneseverfahren, wodurch manche Vorerkrankungen bei einigen Patienten nicht erfasst werden. KI-Systeme müssen in der Lage sein, mit diesen fehlenden Werten umzugehen, ohne dass sich Fehler in ihrer Funktionsweise ergeben. Die Forschung entwickelt deshalb Methoden, um die fehlenden Daten zu kompensieren und die Algorithmen robust gegen solche Lücken zu machen. Für die bestmöglichen Ergebnisse ist es wiederum wichtig, dass bereits die Trainingsdaten solche Lücken aufweisen; die retrospektiven Daten aus klinischen Studien sind daher oft „zu perfekt“, da hier genau definiert wurde, was erfasst wird und was nicht.
 
        3. Ein großes Problem ist die mangelnde Verallgemeinerungsfähigkeit von KI-Algorithmen. Ein Beispiel: Ein auf EKG-Daten von Erwachsenen trainierter KI-Algorithmus für die Diagnose von Herzrhythmusstörungen erzielt in der Evaluierung eine hohe Genauigkeit. Beim Einsatz auf EKGs von Kindern sinkt die Genauigkeit jedoch erheblich, da die Trainingsdaten keine Kinder-EKGs enthielten. Ähnlich bei der KI-basierten Erstellung des Medikationsplans anhand von ähnlichen Patienteninformationen und Krankheitsbildern: Die Prävalenzen von Volkskrankheiten – wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Adipositas und Diabetes – können zwischen Ländern aufgrund unterschiedlicher sozioökonomischer Faktoren, Gesundheitssysteme und Lebensstile variieren. Ein nur auf Daten eines Landes trainierter KI-Algorithmus kann für andere Länder ungenaue oder unerwartete Ergebnisse liefern, da sich die Krankheitsprofile der Bevölkerungen unterscheiden. Generalisierbare KI ist ein Forschungsfeld, bei dem KI-Algorithmen flexibler und effizienter in verschiedenen Situationen eingesetzt werden können. Das ist notwendig, da große KI-Algorithmen wie neuronale Netze nicht für jede Situation spezifisch angepasst werden können, weil dieser Prozess zu zeit- und ressourcenintensiv wäre. Zudem mangelt es oft an hochwertigen Daten – vor allem im Bereich von seltenen Krankheiten. Forschende entwickeln Methoden, um das Generalisieren von KI-Algorithmen zwischen verschiedenen Bereichen zu verbessern. Gleichzeitig arbeiten sie an Möglichkeiten, um die Datengrundlage für das KI-Training zu erweitern, zum Beispiel durch föderiertes Lernen – dabei kann eine KI über mehrere Krankenhäuser hinweg trainiert werden, ohne sensible Gesundheitsdaten zu teilen. Eine weitere Methode ist das Transferlernen, bei dem ein bereits trainierter KI-Algorithmus für ähnliche Aufgaben als Grundlage genutzt und auf die neue Aufgabe übertragen wird.
 
        4. Ein weiterer kritischer Punkt ist die Transparenz und Erklärbarkeit von KI-Algorithmen. Viele, insbesondere tiefe neuronale Netze und generative KI wie Chatbots, sind so komplex, dass es schwierig ist, ihre Entscheidungsprozesse nachzuvollziehen. Dies mindert das Vertrauen in KI-erstellte Diagnosen und Behandlungsempfehlungen. Erklärbare KI (Explainable Artificial Intelligence, XAI) ist ein Forschungsgebiet mit dem Ziel, Vorhersagen und Entscheidungen transparenter zu gestalten. Zum Beispiel können wichtige Pixel in medizinischen Bildern hervorgehoben oder spezifische Laborwerte angegeben werden, um zu zeigen, wie sie eine KI-basierte Entscheidung beeinflusst haben. Aktuelle XAI-Lösungen haben jedoch Schwächen: Je nach Methode variieren die Ergebnisse stark, und die technischen Erklärungen sind oft für medizinisches Personal und Patienten unverständlich. Zudem mangelt es an eindeutigen Referenzdaten für die systematische Bewertung, und Erklärungen sind oft unpräzise. Ein Beispiel: Bei der Diagnose von Wirbelsäulenfrakturen mithilfe von KI markiert eine XAI-Methode die ganze Wirbelsäule als relevant, während für Ärzte nur bestimmte Stellen eines einzelnen Wirbels interessant sind.18
 
        Die genannten Herausforderungen verdeutlichen die Komplexität der Integration von KI in die medizinische Praxis. Um diese vielfältigen Aspekte zu adressieren, ist ein holistischer Ansatz erforderlich, der den gesamten Lebenszyklus eines KI-Systems umfasst: von der Datenauswahl und dem Modelltraining über die Validierung und Verifikation bis hin zur sicheren Bereitstellung. Nur durch die Zusammenführung und Harmonisierung verschiedener Methoden und Forschungsschwerpunkte können wir die Lücke zwischen innovativer KI-Forschung und der sicheren, effektiven Anwendung in der klinischen Praxis schließen.
 
        KI ALS ASSISTENT DES MENSCHEN
 
        Die Frage, ob KI ein Assistent oder ein Konkurrent in der medizinischen Praxis ist, spiegelt Unsicherheit und Bedenken bezüglich der Rolle von KI im Gesundheitswesen wider. Studien zeigen, dass KI in bestimmten Bereichen schneller und genauer diagnostizieren kann als medizinisches Fachpersonal. Allerdings basieren solche Vergleiche oft auf kleinen Datensätzen ohne Sonderfälle, bei denen sich die KI unsicher wäre. Der Mensch kann dank Transferleistung dennoch eine mögliche Diagnose stellen, was KI nicht kann. Solche Ergebnisse können daher irreführend sein. In der Praxis wird KI als unterstützendes Werkzeug verwendet, das Vorschläge macht, während der Mensch die finale Entscheidung trifft. Die KI fungiert dabei als „zweite Meinung“, die den Ärzten und Ärztinnen zusätzliche Informationen und Perspektiven bietet. Viele aktuelle Studien untersuchen, wie die Kombination aus menschlichem Fachwissen und KI-Assistenz zu besseren Ergebnissen führen kann. Diese Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Stärken beider zu nutzen: die Rechenleistung und Datenanalysefähigkeiten der KI sowie das klinische Urteilsvermögen und die Erfahrung des Menschen.
 
        ZUSAMMENFASSUNG
 
        Die Integration von KI ins Gesundheitswesen bietet immense Chancen, jedoch auch erhebliche Herausforderungen. Der Fortschritt in der medizinischen Wissenschaft hat sich seit der Antike erheblich beschleunigt, wobei Digitalisierung und KI als potenzielle Schlüssel zur Bewältigung der stetig wachsenden Komplexität im Gesundheitsbereich gelten. Die diskutierten Anwendungsfelder von KI im Gesundheitswesen veranschaulichen lediglich einen Teil ihres Potenzials, bieten jedoch einen Einblick in ihre vielfältigen Möglichkeiten.
 
        Mit der weiteren Entwicklung des Feldes rücken die Sicherheit von Patientendaten und die Patientensicherheit in den Mittelpunkt. Hierbei ist es entscheidend, Aspekte wie Zuverlässigkeit, Genauigkeit und Transparenz der KI zu verbessern und durch rigorose Test- und Validierungsverfahren auf regulatorischer Ebene zu gewährleisten. Die erfolgreiche Anwendung von KI im Gesundheitswesen erfordert einen ganzheitlichen Ansatz, der technische, ethische, rechtliche und gesellschaftliche Aspekte gleichermaßen berücksichtigt.
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        DIGITALE GESUNDHEIT UND RECHT
 
        Alexandra Jorzig
 
        In der modernen Welt haben digitale Technologien nahezu alle Lebensbereiche revolutioniert, einschließlich des Gesundheitswesens. Diese Innovationen versprechen, die Sicherheit von Patient:innen zu erhöhen, das medizinische Outcome zu verbessern und den Praxisalltag zu erleichtern.01 Doch hieraus ergeben sich auch neue rechtliche Aspekte, die, abhängig von der jeweiligen Technologie, eine Anpassung bestehender Regulierungen und neue gesetzliche Ausarbeitungen erfordern. Dieser Beitrag soll einen Überblick über die rechtliche Dimension beim Einsatz digitalisierter Technik in der Medizin geben.
 
        ANWENDUNGSGEBIETE
 
        Die Einführung neuer digitaler Technologien im Gesundheitswesen hat zweifellos das Potenzial, die Versorgungssituation erheblich zu verbessern. Elektronische Patientenakten ermöglichen etwa den schnellen und einfachen Zugriff auf fachübergreifende medizinische Informationen.02 Mithilfe von künstlicher Intelligenz (KI) können große Datenmengen in kürzester Zeit analysiert werden, was Ärzt:innen Zugang zu präziseren Informationen verschafft und zu besseren Diagnosen und Behandlungen führen kann.03 Fortschritte in der Medizintechnik, beispielsweise robotergestützte Operationen, bieten höhere Genauigkeit und geringere Invasivität, wodurch das Risiko von Komplikationen verringert wird. Zudem entlasten Roboter in Pflege und Therapie das medizinische Personal.04 Durch Telemedizin wird es möglich, auch in ländlichen Gebieten Zugang zu Spezialisten zu erhalten.05 Allerdings stellt der gesamte Bereich gewissermaßen eine Blackbox dar, denn wenn Daten in rasanter Geschwindigkeit verarbeitet, analysiert, interpretiert und als Ergebnisse präsentiert werden, können Ärzt:innen unter Umständen nicht mehr nachvollziehen, wie all dies zustandegekommen ist. Gerade im Fall von KI-Anwendungen übernimmt Technologie ganze Behandlungsschritte, die bislang Ärzt:innen vorbehalten waren, was aus rechtlicher Sicht durchaus problematisch sein kann.06
 
        PRAKTISCHE KONSEQUENZEN UND HERAUSFORDERUNGEN
 
        Digitale Technologien bieten offensichtliche Vorteile für die Patient:innenversorgung. In vielen Bereichen des Gesundheitswesens haben sie sich bereits bewährt und finden immer mehr Anwendung.07 Eine breite und einheitliche Nutzung dieser Technologien ist erforderlich, um die eingangs genannten Effekte zu erzielen und eine umfassende Vernetzung aller Akteure im Gesundheitswesen zu erreichen.08 Dennoch reicht die Verwendung der Technologien allein nicht aus, um die Patient:innensicherheit zu garantieren. Notwendig sind ebenso eine angemessene Schulung des Personals sowie klare Richtlinien und Monitoring, die jeweils kontinuierlich hinterfragt und angepasst werden müssen.
 
        Wichtig ist außerdem, Patient:innen besser einzubeziehen und aufzuklären. Vertrauen und Akzeptanz für neue Technologien müssen geschaffen werden, besonders im sensiblen medizinischen Bereich. Manche Patient:innen haben bereits im analogen Umfeld Schwierigkeiten, Ärzt:innen zu vertrauen, und begegnen neuen Technologien daher oft mit Skepsis. Fehlende digitale Ethikregeln und unklare soziale Auswirkungen der Digitalisierung verstärken dieses Gefühl.09 Nur durch eine ganzheitliche Herangehensweise können die Vorteile der Technologien voll ausgeschöpft werden.10
 
        Ein weiteres Problem ist die Regulierung neuer Technologien. Strenge Regulierungen sind nicht neu, manche bestehenden Gesetze tragen bereits zur Patientenversorgung und -sicherheit bei. Der Einsatz neuer Technologien erfordert daher zwingend rechtliche Überlegungen darüber, welche Gesetze dabei berücksichtigt und gegebenenfalls angepasst werden müssen.11
 
        ALLGEMEINE RECHTLICHE ERWÄGUNGEN
 
        Es gibt deutschlandweit spezifische Gesetze und Vorschriften, die den Einsatz von digitalen Technologien im Gesundheitswesen regeln und darauf abzielen, Patient:innensicherheit zu fördern und Risiken zu minimieren.12
 
        Mit dem E-Health-Gesetz von 2015, also dem Gesetz für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im Gesundheitswesen, sollte eine zügige Einführung und Nutzung medizinischer Anwendungen sichergestellt werden.13 Ziel der damaligen Bundesregierung war es, die Digitalisierung zu fördern, um im internationalen Vergleich wettbewerbsfähig zu bleiben und den Nachholbedarf im Gesundheitswesen zu adressieren. Das Gesetz regelt neben dem Aufbau einer entsprechenden Infrastruktur die Förderung telemedizinischer Leistungen, zum Beispiel Online-Videosprechstunden oder Telekonsilien, das heißt die Befundbeurteilung etwa von Röntgenaufnahmen zwischen Ärzt:innen unterschiedlicher oder gleicher Fachrichtung über digitale Kommunikationswege.14 Zugleich fördert das Gesetz durch die verbesserte Verfügbarkeit und Transparenz von Gesundheitsinformationen indirekt das sogenannte Patienten-Empowerment, also die Stärkung der Rolle und Selbstbestimmung der Patient:innen. So ermöglicht zum Beispiel der erleichterte Zugang zu den eigenen Gesundheitsdaten informiertere Entscheidungen über therapeutische Maßnahmen. Hierfür ist allerdings die Bereitschaft von Patient:innen zur aktiven Mitwirkung erforderlich (Compliance).15
 
        Das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) von 2019 schafft die gesetzliche Grundlage für die Verschreibung von Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) und schreibt verpflichtende IT-Sicherheitsstandards fest.16
 
        Hauptbestandteile des Patientendaten-Schutz-Gesetzes von 2020 wiederum sind Regelungen zur elektronischen Patientenakte, zum elektronischen Rezept und zum Datenschutz.
 
        Das 2022 verabschiedete Krankenhauspflegeentlastungsgesetz enthält neben Regelungen zum Pflegepersonal zahlreiche Maßnahmen, um Prozesse in der digitalen medizinischen Versorgung nachzusteuern.17 Zum Beispiel soll die Vergütung bei telemedizinischen Leistungen den analogen Leistungen angepasst werden, um so Telemedizin zu fördern und dadurch eine Entlastung des Personals herbeizuführen.
 
        Mit dem Gesundheitsdatennutzungsgesetz (GDNG), das am 25. März 2024 in Kraft getreten ist, soll die Nutzbarkeit von Gesundheitsdaten unter Berücksichtigung der geltenden datenschutzrechtlichen Standards verbessert werden.18 Gemäß Paragraf 1 Absatz 1 GDNG ist das Ziel der Nutzung von Gesundheitsdaten, „eine sichere, bessere und qualitätsgesicherte Gesundheitsversorgung und Pflege zu gewährleisten, Forschung und Innovation zu fördern und das digitalisierte Gesundheitssystem auf Grundlage einer soliden Datenbasis weiterzuentwickeln“. Aus Datenschutzsicht besonders bedeutsam sind die Auswertungsbefugnisse der Krankenkassen. Diese sollen auch ohne Einwilligung der Versicherten eine individuelle, versichertenbezogene Auswertungsbefugnis erhalten.19 Gesundheitseinrichtungen sollen so eine bundeseinheitliche Grundlage zur Weiterverarbeitung der zu Behandlungszwecken erhobenen Daten zu weiteren Zwecken bekommen. Damit werden Datenverarbeitungen ohne Einwilligung der betroffenen Personen erlaubt, wie etwa bei der Genomsequenzierung, die zum Beispiel in der Forschung angewendet wird, um Ausbrüche von Krankheitserregern zu untersuchen. Die Weiternutzung der Daten in der elektronischen Patientenakte zu verschiedenen weiteren Zwecken im Forschungsdatenzentrum des Statistischen Bundesamtes soll nicht mehr zustimmungsbasiert, sondern automatisiert als Opt-out-Modell gestaltet werden, das heißt, die betreffenden Personen müssen sich aktiv gegen die Verwendung der Daten aussprechen.
 
        Das Digital-Gesetz (DigiG) vom 26. März 2024 schließlich soll der Weiterentwicklung und Beschleunigung der digitalen Transformation im Gesundheitswesen und in der Pflege dienen. Unter anderem umfasst es die Umstellung auf eine Opt-out-Regelung für die elektronische Patientenakte ab Anfang 2025, die verbindliche Nutzung des eRezepts ab 1. Januar 2024 und eine tiefere Integration von DiGA in die Versorgungsprozesse. Außerdem regelt es die Weiterentwicklung von Videosprechstunden, Telekonsilien und digital strukturierten Behandlungsprogrammen, die Verbesserung der Interoperabilität von Daten und die Erhöhung der Cybersicherheit.20
 
        DATENSCHUTZ UND DATENAUSTAUSCH
 
        Datenschutz ist ein wichtiges Element zur Bewahrung der Patient:innensicherheit, etwa wenn es um das Teilen von Daten für schnellere und bessere Diagnosen geht. Zentral ist hier die Europäische Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), die strenge Regeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten in der Europäischen Union festlegt.21 Demnach ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten ohne Erlaubnis verboten. Personenbezogene Daten sind zum Beispiel Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Geburtstag, Kontodaten und Cookies, aber auch sensible Daten wie Gesundheitsdaten sind besonders geschützt.22 Die DSGVO umfasst explizit auch medizinische Informationen, diese müssen durch Technologien wie die elektronische Patientenakte geschützt werden.23 Beim Umgang mit diesen Daten gelten die Grundsätze der Datensparsamkeit und Zweckbindung, das heißt, es dürfen nur jene Daten erhoben werden, die einem konkreten Zweck dienen, etwa zur Diagnosestellung. Auch sind die Daten richtig und aktuell zu halten. Diese Maßnahmen tragen nicht nur zur Sicherheit der Patient:innen bei, sondern schützen auch deren Privatsphäre und Entscheidungsfreiheit.24
 
        Der Datenschutz muss besonders bei der Vernetzung der medizinischen Bereiche beachtet werden.25 Die DSGVO stellt sicher, dass Daten nur dann ausgetauscht werden dürfen, wenn sie geschützt sind, beispielsweise durch Verschlüsselung. Dadurch können Reaktionszeiten verkürzt und präzisere Diagnosen gestellt werden. Ein umfassender und sicherer Datenaustausch ist die Grundlage dafür, es muss jedoch eine Balance zwischen Datenschutz und Datenverfügbarkeit gefunden werden.
 
        EUROPÄISCHE KI-VERORDNUNG
 
        Zulassung und Einsatz von medizinischen Technologien unterliegen strengen Sicherheits- und Qualitätsstandards, wie sie in der Medical Device Regulation der EU festgelegt sind. Dies gilt für Roboter, elektronische Geräte, aber auch Gesundheitsapps, die von der Diätunterstützung bis zur Ferndiagnose reichen. Medizinische Apps müssen strenge Zulassungskriterien erfüllen, während Lifestyle-Apps nicht als Medizinprodukte gelten und daher weniger reguliert sind.26
 
        Der Einsatz von Algorithmen und KI im Gesundheitsbereich bringt einen hohen Nutzen mit sich, zum Beispiel durch sogenannte Wearables, kleine, direkt am Körper getragene Computersysteme, die Daten in Echtzeit analysieren und gegebenenfalls bei Abweichungen Alarm schlagen. Das verkürzt zwar eventuelle Reaktionszeiten und ermöglicht schnellere Behandlungen, gleichzeitig können mit Algorithmen und KI-Systemen aber auch Intransparenz, Diskriminierung und Missbrauch einhergehen.27
 
        Ein bedeutender Aspekt bei der Nutzung neuer Technologien im Gesundheitswesen ist die sogenannte Blackbox-Problematik, insbesondere bei der Verwendung von KI-Systemen. Diese können Entscheidungen auf Grundlage komplexer Algorithmen treffen, deren Funktionsweise für Nutzer:innen und Entwickler:innen nicht immer vollständig nachvollziehbar ist. Gerade deshalb fällt es schwer, sich darauf zu verlassen. Denn wie kann Verantwortung für etwas übernommen werden, was sich nicht nachvollziehen lässt? Die Europäische Union hat diese Schwierigkeit erkannt und mit der KI-Verordnung (KI-VO oder AI-Act) reagiert.28 Es ist weltweit die erste Regulatorik hierzu und legt für mehrere Bereiche Maßstäbe für Transparenz und Nachvollziehbarkeit sowie regulatorische Anforderungen fest.
 
        Transparenz und Nachvollziehbarkeit
 
        Die fehlende Transparenz in Entscheidungsprozessen von KI-Systemen ist ein erhebliches Problem. Wenn die Entscheidungswege nicht nachvollziehbar sind, ist es schwierig, Fehlerquellen zu identifizieren und zu korrigieren.29 Dies kann die Patient:innensicherheit gefährden und das Vertrauen in diese Technologien untergraben. Daher ist es wichtig, dass KI-Systeme transparent und erklärbar gestaltet werden. Dies bedeutet, dass die Entwickler:innen der Systeme verpflichtet sind, Mechanismen zu implementieren, die die Entscheidungsprozesse nachvollziehbar machen.30
 
        Regulatorische Anforderungen
 
        Regulatorische Rahmenwerke wie die KI-VO zielen darauf ab, die notwendige Transparenz zu gewährleisten. Sie fordern von den Herstellern, dass KI-Systeme nachvollziehbare Entscheidungen treffen können und dass klare Protokolle und Dokumentationen vorhanden sind. Zudem müssen medizinische Einrichtungen sicherstellen, dass sie nur solche KI-Systeme verwenden, die diesen Anforderungen entsprechen.31
 
        Aber wer ist letztlich verantwortlich, wenn eine KI-basierte Entscheidung zu einem Behandlungsfehler führt? Die Frage der Haftung ist bei der Verwendung von KI im Gesundheitswesen essenziell.32 Nach momentan geltendem Recht tragen die behandelnden Ärzt:innen die Letztverantwortung und haften entsprechend. Eine noch zu verabschiedende europäische KI-Haftungsrichtlinie soll klären, wie die Verantwortung zwischen den Entwickler:innen der KI, den medizinischen Einrichtungen und den Nutzer:innen verteilt wird. Eine klare Haftungsregelung ist entscheidend, um die Sicherheit und das Vertrauen in KI-basierte medizinische Entscheidungen zu gewährleisten. Solange hier keine Klarheit herrscht, bleiben die anwendenden Ärzt:innen in der Letztverantwortung gegenüber den Patient:innen, was zu erheblicher Zurückhaltung beim Einsatz von KI führen wird.33 Auch deshalb ist eine klare Haftungsabgrenzung erforderlich.
 
        HAFTUNGSFRAGEN
 
        Bestehende gesetzliche Regelungen zur Haftung bei Behandlungsfehlern tragen zur Patient:innensicherheit bei, indem sie Anreize für Sorgfalt und Sicherheit bei der Behandlung schaffen. Diese Regelungen müssen auf neue Technologien übertragen und durch neue Sorgfaltspflichten ergänzt werden. Die KI-VO enthält keine spezifische Haftungsregelung, aber eine geplante KI-Haftungsrichtlinie soll nationale zivilrechtliche Regelungen ergänzen.34
 
        Die Anpassung der Haftungsregelungen umfasst neue Gesetzesvorschläge: Der Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rats über die Haftung für fehlerhafte Produkte (Produkthaftungsrichtlinie) vom 28. September 2022 zielt darauf ab, die fast 40 Jahre alten EU-Vorschriften über Produkthaftung an den ökologischen und digitalen Wandel sowie an neue Technologien wie KI anzupassen. Vor allem die Frage, ob Software als Produkt gilt, steht dabei im Fokus. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 des Entwurfs soll dies ausdrücklich der Fall sein.
 
        Ein weiterer Vorschlag ist die Richtlinie zur Anpassung der Vorschriften über außervertragliche zivilrechtliche Haftung an KI vom 28. September 2022 (Richtlinie über KI-Haftung). Diese soll ein einheitliches Schutzniveau für durch KI-Systeme verursachte Schäden schaffen. Das heißt, es soll keine verschuldensunabhängige Haftung für den Betrieb von KI und keine sonstige Gefährdungshaftung gelten. Die Vermutung der Ursächlichkeit (Kausalität) zwischen Verschulden und KI-Ergebnis ist ein Kernelement der Richtlinie. Diese greift, wenn nach vernünftigem Ermessen davon ausgegangen werden kann, dass das Verschulden des Angeklagten das von dem KI-System erzeugte Ergebnis beeinflusst hat.35 Die Richtlinie erstreckt sich nur auf außervertragliche verschuldensabhängige Schadensersatzansprüche im Zivilrecht, also im Bereich des Deliktsrechts, und gilt nicht für vertragliche Ansprüche. Zusätzlich soll ein erleichterter Zugang zu Beweismitteln gewährleistet werden, indem nationale Gerichte auf Antrag eines (potenziellen) Klägers die Offenlegung von Beweismitteln zu einem Hochrisiko-KI-System anordnen können.36 Diese Regelung soll auch für Geschädigte gelten, die noch keine Klage erhoben haben. Zudem wird vermutet, dass ein Sorgfaltspflichtverstoß vorliegt, wenn die Beklagten Beweismittel nicht offenlegen.
 
        Die Produkthaftungsrichtlinie und die Richtlinie über KI-Haftung ergänzen sich gegenseitig, obwohl sie unterschiedliche Ansprüche abdecken. Während die Produkthaftungsrichtlinie Schadensersatzansprüche nur Privatpersonen zugesteht, sollen nach der Richtlinie über KI-Haftung sowohl natürliche als auch juristische Personen Schadensersatzansprüche geltend machen können. Bereits die KI-VO zielt darauf ab, sicherheitsorientierte Vorschriften zu etablieren, um Risiken zu verringern und Schäden im Vorfeld zu vermeiden. Sollte ein Schaden dennoch eintreten, greift das Haftungsregime der Richtlinie über KI-Haftung.
 
        Die KI-VO wurde im Mai 2024 verabschiedet, die beiden Richtlinienentwürfe befinden sich noch im europäischen Gesetzgebungsverfahren. Bis zur Verabschiedung und Umsetzung in nationales Recht werden noch mehrere Jahre vergehen – in Deutschland wird dies frühestens 2025/26 zu erwarten sein.37 Bis dahin gelten die allgemeinen deutschen Haftungsregeln, die dazu führen, dass Ärzt:innen beim Einsatz von KI nach Paragraf 831 BGB weiterhin die Verantwortung tragen.38
 
        FAZIT
 
        Neue Technologien können erheblich zur Patient:innensicherheit beitragen. Durch elektronische Patientenakten, präzisere chirurgische Eingriffe, Überwachungs- und Warnsysteme sowie Telemedizin und KI können Risiken minimiert und die Effizienz des Gesundheitssystems verbessert werden. Allerdings bringen diese Technologien auch neue Herausforderungen mit sich, insbesondere im Bereich der rechtlichen Rahmenbedingungen. Es ist unerlässlich, dass sowohl die gesetzlichen Anforderungen als auch die technischen Lösungen weiterentwickelt werden, um eine sichere und transparente Nutzung zu gewährleisten. In Kombination mit angemessenen rechtlichen Rahmenbedingungen tragen diese Technologien dazu bei, die Patient:innensicherheit weiter zu verbessern und eine effizientere Versorgung zu bieten.
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          ANATOMIE UND ARBEIT DES ERSTEN DEUTSCHEN BUNDESTAGES
 
          Der erste Deutsche Bundestag trug wesentlich zum Aufbau der westlich-liberalen Demokratie in der jungen Bundesrepublik bei. Hierbei knüpfte er an ältere Traditionen und Praktiken des Parlamentarismus in Deutschland an, setzte aber auch neue Akzente.
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          In einer Demokratie sind das Parlament und seine Mitglieder damit betraut, das Handeln der Regierung zu kontrollieren. Die Geschäftsordnung des Bundestages räumt zu diesem Zweck das Recht zu Großen und Kleinen Anfragen an die Bundesregierung ein.
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          AM OFFENEN HERZEN DER DEMOKRATIE. DAS WAHLGESETZ ALS ERGEBNIS EINES NORMGEBUNDENEN WETTKAMPFS VON INTERESSEN
 
          Reformen des Wahlsystems tangieren immer die Machtinteressen der Parteien. Das Wahlgesetz von 2023 ist wegen der Abschaffung der Grundmandatsklausel in die Kritik geraten. Unbestreitbar aber ist, dass das neue Gesetz viele Probleme auf grundlegende Weise löst.
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          KEINE REINE REGIERUNGSSACHE. ZUNEHMENDE PARLAMENTARISIERUNG DER AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK
 
          Traditionell fallen außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen in den Kompetenzbereich der Bundesregierung. Nicht zuletzt aus demokratischen Erwägungen hat das Bundesverfassungsgericht aber die Rechte des Bundestages gestärkt, insbesondere in der Europapolitik.
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          POLITISCHE KOMMUNIKATION ZWISCHEN WÄHLERN UND GEWÄHLTEN. ZEITHISTORISCHE BEFUNDE
 
          In einer repräsentativen Demokratie stand und steht die politische Arbeit der Gewählten unter besonderer Beobachtung. Die Auswertung von Bürgerbriefen in der Bundesrepublik zeigt, wie sich das Selbstverständnis des „Wahlvolkes“ und der Abgeordneten verändert hat.
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          Menschen mit Migrationsgeschichte waren als Abgeordnete in Parlamenten in Deutschland lange unterrepräsentiert. Die Lage hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten dank unterschiedlicher gesellschaftlicher Entwicklungen deutlich verbessert, doch Defizite bleiben bestehen.
 
        
 
         
          CHARLOTTE KLONK
 
          ANTIDEMOKRATISCHE BILDER DER DEMOKRATIE. BERLIN, WASHINGTON, BRASÍLIA
 
          2020, 2021 und 2023 griffen wütende Protestierende Parlamente in Berlin, in Washington und in Brasília an. Ihre Bildsprache speist sich aus historischer, oft autoritär geprägter Symbolik, die durch ihren Einsatz im vermeintlich demokratischen Widerstand neue Geltung gewinnt.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Am 7. September 1949 konstituierte sich in Bonn der Deutsche Bundestag und nahm seine Arbeit als gesetzgebende Gewalt der jungen Bundesrepublik auf. Nach den institutionellen Krisen der Weimarer Republik und den Menschheitsverbrechen der NS-Diktatur waren die ersten Schritte in der parlamentarischen Demokratie ebenso voraussetzungsvoll wie essenziell. Die 410 Abgeordneten mussten in Zeiten großer Unsicherheit Vertrauen in ein System schaffen, das vom mühsamen, zuweilen frustrierenden Ausloten politischer Kompromisse lebt, in dem die Grundrechte geachtet werden und das Regierungshandeln stets einem kritischen Korrektiv unterliegen sollte.
 
        Parlamente gelten als „Herzkammern der Demokratie“, ob auf Landes-, Bundes- oder auf europäischer Ebene. Die direkt vom Volk gewählten Abgeordneten sind für die Dauer einer Legislatur damit betraut, Gesetze in Ausschüssen und Plenarsitzungen auszuhandeln und zu verabschieden. Im Sinne der Gewaltenteilung kontrollieren sie die Regierung und können diese, je nach politischen Mehrheitsverhältnissen, stützen oder stürzen. Zugleich sind Parlamente immer auch Projektionsflächen für gegensätzliche politische Interessenlagen, etwa beim Zuschnitt von Wahlgesetzen, bei der Kompetenzverteilung im Föderalstaat oder in der Außen- und Sicherheitspolitik.
 
        Inhärent ist der freiheitliche Charakter einem Parlament jedoch nicht. Seine Arenen können leicht zur Bühne autoritärer oder gar gewaltbereiter Kräfte werden. Um es davor zu schützen, müssen seine Mitglieder unverzagt um das Vertrauen in die demokratische Ordnung werben – und zusammen mit den Bürgerinnen und Bürgern dafür kämpfen.
 
        Martin Schiller
 
      

       
        ANATOMIE UND ARBEIT DES ERSTEN DEUTSCHEN BUNDESTAGES
 
        Marie-Luise Recker
 
        „Feierliche Eröffnung des ersten Deutschen Bundestages. Der Alterspräsident Löbe eröffnet. (…) Mein Schwanengesang, meint er.“01 Mit diesen Worten blickte Heinrich Krone, Abgeordneter der ersten Stunde und später sechs Jahre lang Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion, am Abend des 7. September 1949 auf die konstituierende Sitzung des Parlaments am Rheinufer in Bonn am Vormittag zurück. Es war eine symbolträchtige Fügung, dass Paul Löbe, der bereits 1919/20 Vizepräsident der Weimarer Nationalversammlung und dann von 1920 bis 1932 Präsident des Reichstages gewesen war, als Alterspräsident diese Eröffnungssitzung leitete. Die Rückbesinnung auf die während der ersten deutschen Demokratie eingeübten parlamentarischen Bräuche und Praktiken war ein durchgängiges Kennzeichen im Auftreten des Deutschen Bundestages. Daran wollte man sich orientieren, daran knüpfte man an. Schließlich ergab sich damit eine Traditionslinie bis zur Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848/49.
 
        KONSTITUIERENDE SITZUNG
 
        Alles an der Sitzung des 7. September 1949 atmete den Charakter des Provisorischen: die Stadt, das Gebäude, das Zeremoniell. Da Berlin, die alte Hauptstadt des Deutschen Reiches, unter Vier-Mächte-Kontrolle stand, hatte man für die junge Bundesrepublik einen anderen Ort suchen müssen, an dem sich die Bundesorgane konstituieren konnten. Die aussichtreichsten Bewerber waren Frankfurt am Main und Bonn gewesen. Eine Entscheidung für Frankfurt, Wahl- und Krönungsort deutscher Kaiser und Könige sowie 1848/49 Tagungsort der Nationalversammlung, stellte für manches Mitglied des Parlamentarischen Rates, der diese Frage zu entscheiden hatte, jedoch wohl zu sehr den Anspruch von Berlin infrage, nach Überwindung der Teilung erneut Hauptstadt eines wiedervereinten Deutschlands zu sein. Nach einer heftigen und kontroversen Debatte hatte der Rat am 10. Mai 1949 schließlich Bonn zur Bundeshauptstadt bestimmt.
 
        In dem Gebäude der ehemaligen Pädagogischen Akademie am Rheinufer, in dem der Bundestag erstmals zusammenkam,02 hatte zuvor bereits der Parlamentarische Rat getagt. Das in den frühen 1930er Jahren im Bauhausstil am südlichen Stadtrand Bonns errichtete Gebäude war für die Belange von Bundestag und Bundesrat – der ebenfalls in diesem Gebäudekomplex tagen sollte – umgebaut worden. Ein Foyer, ein Lese- und Schreibsaal, Sitzungssäle, Arbeitsräume und eine Bibliothek fanden nun darin Platz. Zudem war an das Gebäude ein neuer Plenarsaal angefügt worden. Ursprünglich hatte der Architekt dafür einen quadratischen Grundriss und eine kreisförmige, von innen nach außen leicht ansteigende Sitzordnung vorgesehen, bei der die Plätze von Bundestagspräsidium, Bundesregierung und Bundesrat nicht besonders hervorgehoben worden wären, sondern sich in die Runde der Abgeordneten eingefügt hätten. Dieser Plan stieß jedoch auf den Widerspruch der künftigen Benutzer, sodass nun eine Sitzordnung in Form eines zur Stirnseite hin geöffneten Halbrunds vereinbart wurde, die derjenigen im Berliner Reichstagsgebäude der Weimarer Zeit verwandt war. Keilförmig auf die Mitte ausgerichtet, fanden darin die Abgeordneten Platz. Diesen Sitzreihen standen die um mehrere Stufen erhöhte Präsidentenbank gegenüber und davor das Rednerpult. Links und rechts – und auch leicht erhöht – fanden die Mitglieder von Bundesregierung und Bundesrat Platz. Diese Sitzordnung entsprach der veralteten Parlamentsarchitektur des 19. Jahrhunderts mit einem strikten Gegenüber von Legislative und Exekutive. An der Stirnwand des Saals hing ein weißer Veloursvorhang, der in Goldapplikation die Wappen der elf Bundesländer sowie Berlins zeigte.
 
        Dem eher schmucklosen Parlamentsgebäude und der gewollten Symbolarmut des Plenarsaals entsprach die Geschäftsmäßigkeit der Eröffnungssitzung. „Es braucht nicht niederreißende Polemik, sondern aufbauende Tat. (…) Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die Arbeit mit diesem Vorsatz beginnen!“03 So hatte Alterspräsident Löbe seine Eröffnungsrede geschlossen. Nicht die Besinnung auf die historische Stunde, in der ein neuer und – wie sich aus der Rückschau zeigt – insgesamt erfolgreicher Anlauf zu einer stabilen parlamentarischen Demokratie gestartet wurde, nicht der pathetische Appell zur Gestaltung einer visionären Zukunft standen im Mittelpunkt der konstituierenden Sitzung, sondern der eher gouvernemental-staatstragende Hinweis auf die anstehenden Aufgaben. Dieser Haltung entsprach das nüchterne parlamentarische Zeremoniell. Wie der langjährige Bundestagspräsident Norbert Lammert im Rückblick konstatierte, hatte „die Bonner Nachkriegsrepublik (…) sich eine Formaskese [verordnet], die nicht nur die monumental-ästhetische Repräsentation des Nationalsozialismus konterkarieren, sondern auch den transitorischen Charakter als nationalstaatliches Provisorium abbilden wollte“.04
 
        Angesichts der räumlichen Enge des neuen Bundeshauses am Rheinufer müssen die Arbeitsbedingungen der neuen Parlamentarier im Rückblick als unzureichend bezeichnet werden. Während Bundestagspräsidium und Fraktionsvorstände immerhin über eigene, wenn auch schlichte Büroräume verfügten, mussten sich die „einfachen“ Abgeordneten zu mehreren ein Zimmer teilen oder gar mit Tischen und Stühlen in den Gängen oder im Bundestagsrestaurant behelfen. Es war keine Seltenheit, dass Abgeordnete auf den Treppenstufen oder im Ruheraum saßen und die Vielzahl parlamentarischer Drucksachen sozusagen zwischen Tür und Angel durcharbeiteten.05 Überlegungen, die Situation durch die Errichtung weiterer Bauten, vor allem von Büroräumen, zu entschärfen, gerieten jedoch schnell in die Kritik, da ein Ausbau des Bonner Parlaments- und Regierungsviertels als ein Verrat am Wiedervereinigungsgebot und am Anspruch Berlins als künftiger Hauptstadt eines vereinten Deutschland angesehen wurde.
 
        PRÄGUNGEN UND ERFAHRUNGEN
 
        Wer waren die 410 Abgeordneten, 28 Frauen und 382 Männer, die am 7. September 1949 dort einzogen?06 Drei von ihnen waren schon 1919/20 Mitglied der Weimarer Nationalversammlung gewesen, dem Reichstag bis 1933 hatten 29 von ihnen angehört, viele zudem Länderparlamenten und kommunalen Gremien. Sie brachten also Erfahrung in parlamentarischer Arbeit mit. Allerdings zog nach 1949 nicht die „erste Garde“ der Weimarer Politiker in die Parlamente der entstehenden Bundesrepublik ein: „Die Namen Adenauer, Schumacher und Heuss waren vor 1933 sicherlich nicht unbekannt gewesen. In der ersten Reihe standen sie jedoch nicht.“07 In der Mehrzahl führte der Weg in den Deutschen Bundestag jedoch über die Länderparlamente der westlichen Besatzungszonen. Etwa ein Drittel der neuen Bundestagsabgeordneten hatte in den Jahren von 1946 bis 1949 bereits einem Landtag angehört, weiteren verschiedenen zonalen Gremien sowie dem Parlamentarischen Rat. Hier hatten sie erste oder neue Erfahrungen mit dem parlamentarischen Regierungssystem gemacht, hier hatten sie sich in ihrer Partei und gegenüber der Wählerschaft profiliert, hier hatten sie sich für eine Kandidatur für den Bundestag qualifiziert. Politische Neulinge waren sie damit nicht.
 
        Groß war die Zahl derer, die vor 1933 bereits einer politischen Partei angehört hatten. Dies galt zuvorderst für die KPD- und die SPD-Abgeordneten, was sie nach 1933 nicht selten mit Verfolgung und Haft oder mit Emigration bezahlt hatten. Auch unter den Abgeordneten von CDU und CSU sowie der FDP ließ sich eine frühere Parteizugehörigkeit festmachen, sei es in der Zentrums- beziehungsweise der Bayerischen Volkspartei, sei es im bürgerlich-konservativen Parteienspektrum. Auch wenn in ihren Reihen Opposition und Widerstand gegenüber der NS-Herrschaft nicht so ausgeprägt war wie unter den beiden Arbeiterparteien, so hatten doch auch einige von ihnen die Erfahrung von Unterdrückung, Verfolgung und Widerstand gemacht.
 
        Unbekannt ist bisher, wie viele der Neuparlamentarier des Jahres 1949 zuvor Mitglieder der NSDAP gewesen waren. Angesichts des wachsamen Auges der Westalliierten auf den politischen Aufbauprozess in der entstehenden Bundesrepublik und der Dominanz der „Weimarer Generation“ dürfte ihre Anzahl eher gering gewesen sein. Allerdings stieg sie, bedingt durch den Generationswechsel und generell größere Nachsichtigkeit im Umgang mit NS-Belastungen, in den kommenden Wahlperioden an.
 
        Thematisiert wurde eine solche NSDAP-Mitgliedschaft im Bundestagsplenum oder in den Fraktionen so gut wie nicht. Das schwierige Nebeneinander von Tätern und Opfern sollte nicht zu vergangenheitspolitischen Schlachten führen. Vielmehr herrschte von Anfang an ein ungeschriebener Konsens darüber, „die Vergangenheit einander nicht vorzurechnen“.08 Oder, um es angelehnt an den Philosophen Hermann Lübbe auszudrücken: Das „kommunikative Beschweigen“ der Vergangenheit wurde so zu einem durchgängigen Wesenszug der Debattenkultur im Bonner Bundeshaus. Nur dort, wo – wie in der ersten Wahlperiode – einzelne Vertreter der radikalen Rechten sich offen zum Nationalsozialismus bekannten, wurden diese ausgegrenzt und isoliert. Diese demonstrative Distanzierung von rechtsradikalen oder gar neonazistischen Abgeordneten sollte nicht zuletzt diejenigen in den eigenen Reihen einbinden, die im „Dritten Reich“ Hitlers Herrschaft unterstützt hatten, und sie dazu veranlassen, sich nun in die neue demokratische Kultur einzufügen.
 
        WAHLKAMPF, WAHLTAG, REGIERUNGSBILDUNG
 
        Der Wahlkampf des Sommers 1949 war kurz und heftig, das dominierende Thema die Frage der künftigen Wirtschaftsordnung. Die CDU setzte hierbei auf das Programm der „sozialen Marktwirtschaft“, bei der die marktwirtschaftliche Ordnung mit sozialer Verantwortung verbunden werden sollte und der Staat den ordnungspolitischen Rahmen für die wirtschaftlichen Aktivitäten vorgeben würde. Angesichts der desolaten Wirtschaftslage traf dieses Konzept in der Wählerschaft auf große Zustimmung. Demgegenüber propagierte die SPD traditionelle Konzepte ökonomischer Planung und Lenkung, der Sozialisierung von Großunternehmen und einer zügigen Bodenreform. Das zweite Thema, das diesen Wahlkampf prägte, war der Vorwurf gegenüber der SPD, sie stehe in allzu großer Nähe zum östlichen Kommunismus. Angesichts des aggressiven Antikommunismus dieser Jahre war dies ein geradezu tödlicher Vorwurf, den die Sozialdemokraten auch durch heftige Gegenangriffe, die Unionsparteien seien Repräsentanten von Kirche und Kapital, nicht ausräumen konnten.
 
        Bei dem Urnengang am 14. August 1949 bewarben sich insgesamt 16 Parteien und 70 parteilose Kandidaten um 400 Mandate. Ein eindeutiger Wahlsieger schälte sich nicht heraus. CDU und CSU sowie SPD konnten jeweils ein knappes Drittel der Wähler für sich gewinnen, der Rest entfiel auf andere Parteien.09 Der Politikwissenschaftler Jürgen Falter hat die Bundestagswahl 1949 als „ein Bindeglied zwischen der ersten und der zweiten Republik“ angesehen und hierbei auf die hohe regionale Stabilität der wichtigsten Parteigruppen verwiesen.10 Gleichzeitig lässt sich aber auch konstatieren, dass in diesen Wahlen – mit Ausnahme der KPD, deren Abstieg unübersehbar war – die drei Parteien, die bereits von den Besatzungsmächten als „Lizenzparteien“ privilegiert worden waren, das Fundament für die künftige Struktur des westdeutschen Parteiensystems legen konnten. Auch wenn verschiedene Regional- und Rechtsparteien in kommenden Landtagswahlen durchaus ansehnliche Wahlerfolge zu verzeichnen hatten, so fehlte ihnen doch die Substanz und das Profil für eine dauerhafte Basis. Strukturell war mit der ersten Bundestagswahl die Entwicklung zu einem Dreiparteiensystem mit CDU/CSU und SPD als den dominierenden Akteuren und der FDP als dritter Kraft angelegt.
 
        Die entscheidenden Weichen für die künftige Regierungskoalition wurden während einer Zusammenkunft führender Politiker aus CDU und CSU in Konrad Adenauers Wohnhaus in Rhöndorf bei Königswinter am 21. August 1949 gestellt. Obwohl mancher in seiner Partei angesichts der gewaltigen Aufgaben der Zukunft ein Zusammengehen mit der SPD befürwortete, vermochte der künftige Regierungschef die Anwesenden davon zu überzeugen, dass die Bildung einer „bürgerlichen“ Koalition mit FDP und Deutscher Partei der bessere Weg sei. Diesen Kurs setzte er anschließend auch in der Runde der frisch gewählten CDU/CSU-Parlamentarier durch. Damit war nun der Weg frei für die Kanzlerwahl.
 
        Die Frage, welche Rolle dem Deutschen Bundestag bei dieser Entscheidung zukommen sollte, hatte zuvor der Parlamentarische Rat beantwortet. Er hatte das Regierungssystem der Bundesrepublik als parlamentarische Demokratie westlicher Prägung ausgestaltet. Der Bundestag, vom Volk in allgemeiner, geheimer und gleicher Wahl nach dem Verhältniswahlrecht11 gewählt, war nicht nur, wie in der Vergangenheit, Gesetzgeber und Kontrolleur der Regierung, sondern erstmals in der deutschen Verfassungsgeschichte auch Schöpfer des Kabinetts, das von einer Mehrheit des Parlaments getragen werden musste. Mit dieser Bestimmung wollten die Mütter und Väter des Grundgesetzes verhindern, dass sich angesichts politisch-programmatischer Differenzen zwischen den Parteien keine arbeitsfähige Parlamentsmehrheit zusammenfand und – wie in der Weimarer Republik – der Ausweg in Minderheits- oder Präsidialkabinetten gesucht wurde. Nun wurde der Bundeskanzler vom Parlament mit absoluter Mehrheit gewählt und konnte – im Sinne des „konstruktiven Misstrauensvotums“ nach Artikel 67, Absatz 1 Grundgesetz – während der Legislaturperiode nur dann vom Bundestag gestürzt werden, wenn dieser sich gleichzeitig auf die Wahl eines neuen Bundeskanzlers verständigte. Diese Bestimmung erzwang also eine positive Mehrheitspflege innerhalb des Parlaments.
 
        In der Tat wurde Adenauer am 15. September 1949 mit 202 Stimmen zum ersten Regierungschef der neuen Bundesrepublik und Kopf einer „bürgerlichen“ Koalition gewählt. An der Auswahl der Minister hatte der Bundestag wenig Anteil; zwar zog sich die Kabinettsbildung hin, musste der neue Kanzler hierbei doch die verschiedenen politischen Strömungen in seiner Partei und bei seinen Koalitionspartnern berücksichtigen, doch verweigerte er den Abgeordneten der beiden Unionsparteien weitgehend jegliche Mitsprache. In der Gründungssituation des Jahres 1949 konnte er derartige Ansprüche aus den Regierungsfraktionen noch abwehren, nach den kommenden Wahlen hatten er und seine Nachfolger entsprechende Forderungen allerdings stärker zu berücksichtigen.
 
        GESETZGEBUNGSARBEIT: ÜBERWINDUNG DER KRIEGSFOLGEN
 
        Um überhaupt seine Arbeit aufnehmen zu können, setzte der erste Bundestag zunächst die Geschäftsordnung des Weimarer Reichstages wieder in Kraft, um anschließend deren Überarbeitung12 in Angriff zu nehmen. Aber auch in diesen Diskussionen ergaben sich keine fundamentalen Neuerungen. Geschaffen wurde ein Bundestagspräsidium mit dem Präsidenten an der Spitze, unterstützt von einem Ältestenrat und der Bundestagsverwaltung. Auch das Prozedere der Gesetzgebungsarbeit – drei Lesungen im Plenum, Detailberatung in den Ausschüssen – wurde aus der Vergangenheit übernommen. Bewusst stellte sich das Hohe Haus am Rheinufer so in die Tradition des Parlamentarismus in Deutschland.
 
        Der erste Deutsche Bundestag war ein fleißiges Parlament. 545 Gesetze verabschiedete er bis zu seiner Auflösung,13 mehr als alle seine Nachfolger. Hierunter befanden sich viele Regelungen von grundlegender Bedeutung. Ein erster Schwerpunkt lag in der Überwindung der Kriegsfolgen. Neben der Versorgung von Kriegsopfern und deren Familien betraf dies vor allem die Vertriebenen und Flüchtlinge. Von den knapp 50 Millionen Bundesbürgern war 1950 etwa jeder Fünfte während des Krieges oder nach dessen Ende aus Ostmitteleuropa oder aus der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ)/DDR zugewandert.14 Den Anfang dieser Gesetzgebung machten unkoordinierte Einzelmaßnahmen, mit deren Hilfe die dringendsten Notlagen besonders betroffener Personen oder bestimmter Gruppen gelindert werden konnten. Die zentrale Regelung erfolgte schließlich mit dem heftig umstrittenen und erst nach langen Debatten am 14. August 1952 verabschiedeten Lastenausgleichsgesetz. Es sah Ausgleichszahlungen für die Schäden vor, die die Betroffenen durch Krieg und Vertreibung erlitten hatten, und sollte so helfen, sie in die westdeutsche Gesellschaft zu integrieren. Auch wenn das anhaltende Wirtschaftswachstum der kommenden Jahre den größeren Anteil an diesem Eingliederungsprozess hatte, waren die Leistungen des Lastenausgleichs doch ein wichtiger Anschub.
 
        Weniger im Fokus stand die Entschädigung für die Opfer der nationalsozialistischen Diktatur. Das Bundesentschädigungsgesetz vom 18. September 1953, das wichtigste in diesem Bündel von Maßnahmen, sollte denjenigen, die aus politischen, rassischen, religiösen oder weltanschaulichen Gründen verfolgt worden waren, einen finanziellen Schadensersatz für ihr Leid gewähren. Allerdings zog es den Kreis der Anspruchsberechtigten wie den Umfang der Leistungen eher eng; erst in den folgenden Wahlperioden wurde dies durch entsprechende Novellierungen ausgeweitet.
 
        INNENPOLITIK IM ZEICHEN DES ANTIKOMMUNISMUS
 
        Nachdem die Weichen für die soziale Marktwirtschaft schon vor Zusammentritt des ersten Deutschen Bundestages gestellt worden waren, wandten sich dessen Mitglieder rasch den konzeptionellen und materiellen Grundlagen des westdeutschen Sozialstaats zu. Zunächst setzten sie die Strukturen und Organe des Sozialversicherungssystems wieder in Kraft, soweit sie im „Dritten Reich“ pervertiert oder abgeschafft worden waren. Auch gaben entsprechende Gesetze dem Arbeitsrecht Gestalt. Heftig umstritten und erst nach langer Kompromisssuche verabschiedet wurden schließlich das Montanmitbestimmungsgesetz vom 21. Mai 1951 und das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952, in denen die Mitbestimmungsrechte von Arbeitgebern und Gewerkschaften in den Aufsichtsräten entsprechender Unternehmen festgeschrieben wurden; sie sollten den sozialpartnerschaftlichen Gedanken in die Realität umsetzen. Dies war vor allem den beiden großen Fraktionen, CDU/CSU und SPD, wichtig.
 
        Die innen- und justizpolitische Gesetzgebung der ersten Legislaturperiode stand ganz im Zeichen des Antikommunismus. Eine Unterwanderung des öffentlichen Dienstes durch kommunistische Agenten und Saboteure und generell der Schutz der Verfassungsordnung sollte vor allem durch das politische Strafrecht abgewehrt werden. Schon der Parlamentarische Rat hatte in Artikel 21, Absatz 2 Grundgesetz mit einem möglichen Parteienverbot die Grundlagen für eine „wehrhafte Demokratie“ gelegt.15 Die ersten Überlegungen zur Neufassung des politischen Strafrechts richteten sich allerdings gegen rechtsradikale Umtriebe des Winters 1949/50 und gegen NS-verherrlichende Äußerungen von Mitgliedern der Sozialistischen Reichspartei (SRP), die mit vier Abgeordneten im Bonner Parlament saß. Mit Ausbruch des Koreakrieges im Sommer 1950 verlagerte sich der Schwerpunkt der entsprechenden Debatten jedoch immer stärker hin zur Abwehr der aus dem kommunistischen Machtbereich drohenden Gefahren. Die schließlich verabschiedeten Gesetze entsprachen dieser Bedrohungsperzeption und sollten – mit teils begrifflich vagen und unklar definierten Straftatbeständen – das Grundgesetz und die Verfassungsorgane schützen. Höhe- und Endpunkt dieser Bestrebungen war schließlich die Entscheidung, beim Bundesverfassungsgericht ein Verbot von SRP und KPD zu beantragen. Während die Karlsruher Richter in ersterem Fall ihr Urteil bereits im Oktober 1952 fällten, zog sich das KPD-Verbot bis zum August 1956 hin. Der antitotalitäre Grundkonsens in Parlament und Öffentlichkeit, die Beschwörung der Weimarer Erfahrungen wie die Furcht vor kommunistischer Unterwanderung hatten die Debatten um ein politisches Strafrecht und um die Grenzziehung zwischen anerkannten und zu sanktionierenden Parteien geprägt.
 
        Schwer tat sich der erste Deutsche Bundestag mit der „Vergangenheitsbewältigung“.16 Zwar verstand man die Bundesrepublik und ihr Regierungssystem als Gegenpol zum nationalsozialistischen Unrechtsregime und würdigte auch den Widerstand gegen Hitlers Herrschaft, dem auch mancher Abgeordnete angehört hatte. Eine Reflexion über moralische Schuld und Verantwortung fand im Plenarsaal am Rheinufer allerdings kaum statt. Im Gegenteil, die Zeichen standen hier auf Amnestie und Rehabilitierung. Eines der ersten Gesetze, die der Bundestag beschloss, war das zu Silvester 1949 verkündete Straffreiheitsgesetz17 für Vergehen, die in den „verwirrten Zeitverhältnissen“ (Adenauer) von Kriegsende und Nachkriegszeit begangen worden waren. Weitere sollten folgen.
 
        Eng verbunden mit der Amnestiefrage war das Bestreben, die in den Entnazifizierungsverfahren ergangenen Urteile rückgängig zu machen, empfanden weite Kreise der Bevölkerung den Fokus der alliierten Säuberungsmaßnahmen doch als zu weit. Auch hier schloss sich der Bundestag dieser Stimmung an und versuchte, in solchen Fällen das entsprechende Strafmaß zu mildern oder die Strafen zu erlassen. Symptomatisch für dieses Ausblenden deutscher Schuld in der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft war zudem das Engagement für die Freilassung der von alliierten Gerichten verurteilten Kriegsverbrecher. Mehrfach nahmen sich die Abgeordneten dieses Themas an und drängten die Bundesregierung, sich für eine Milderung der Urteile der Militärgerichte einzusetzen. Die Selbstverständlichkeit und Pauschalität, mit der sich Politik und Öffentlichkeit für diese Personengruppe einsetzte, verstörte die Adressaten, also die westlichen Alliierten, zutiefst.
 
        Gleichzeitig bemühte sich der Bundestag, auch politisch belasteten Beamten und Richtern die Rückkehr in ihren bisherigen Tätigkeitsbereich zu ermöglichen. Ein entsprechendes Gesetz vom 11. Mai 1951 öffnete die Türen der Rückkehr weit für alle, die seit Kriegsende ihre Position im öffentlichen Dienst – sei es durch alliierte Anweisungen, durch Spruchkammerverfahren oder durch Flucht und Vertreibung – verloren hatten.18 Nur sehr kleinen Gruppen blieb die Rehabilitierung versagt. Dies verstärkte das Ausmaß personeller Kontinuität im öffentlichen Dienst, die ohnehin den politischen Neuanfang nach 1945 prägte.
 
        Vor allem aber wurden die Millionen jüdischer Opfer der nationalsozialistischen Herrschaft aus dem Diskurs des Parlaments ausgeblendet. „Das vielleicht auffälligste Merkmal der frühen Debatten im Deutschen Bundestag“, so hat es der Soziologe Helmut Dubiel zusammengefasst, „war die Unfähigkeit der Politiker, sich angemessen über den zivilisatorischen Bruch Rechenschaft abzulegen, der durch die industriell betriebenen Massentötungen in den Lagern und durch den Vernichtungsfeldzug der Wehrmacht im Osten eingetreten war“.19 Im Zeichen des Antikommunismus, ja, des Antitotalitarismus wandte sich der Blick von der Beteiligung an und Verantwortung für diese Verbrechen ab hin zu einer weitgehenden Erinnerungsverweigerung.
 
        Kritische Zeitgenossen wie spätere Beobachter haben der jungen Bundesrepublik diese Haltung immer wieder zum Vorwurf gemacht. Es war ohne Zweifel ein gravierendes Versäumnis, dass der Blick zurück und ein sich Einlassen auf die deutsche Schuld so selten erfolgte. Allerdings sehen viele Forscher mittlerweile diese Verdrängung des Nationalsozialismus und seiner Verbrechen sowie die Reintegration der großen Zahl der NS-Belasteten als eine nicht unbedeutende Voraussetzung für die politische Stabilität der frühen Bundesrepublik an. Deren Angebot, bei der normativen Abgrenzung vom nationalsozialistischen Unrechtsregime die Belasteten zu integrieren, wenn diese sich zu den neuen Normen und Werten bekannten, habe ihnen eine Brücke in die demokratische Ordnung gebaut. Diese Linie lag den vergangenheitspolitischen Debatten des Deutschen Bundestages zugrunde.
 
        AUẞENPOLITIK: HINWENDUNG ZUM WESTEN
 
        Mit Blick auf die Zukunft war der Kurs Richtung Westen eindeutig. Alle maßgeblichen politischen Kräfte verorteten die junge Bundesrepublik dort; Vorstellungen, Deutschland könne eine Brücke zwischen West und Ost bilden, erwiesen sich im heraufziehenden Kalten Krieg schnell als obsolet. Die Hinwendung insbesondere zur westlichen Hegemonialmacht der Vereinigten Staaten und die Annäherung an Frankreich einschließlich erster Schritte zur europäischen Integration waren zwischen beiden politischen Lagern, Regierung wie Opposition, nicht strittig, wohl aber die Formen, in denen dies geschah, und das Prozedere, das die Bundesregierung ihren außenpolitischen Schritten zugrunde legte. Während der Kanzler die Einbindung in die westlichen Strukturen Schritt für Schritt und im Einklang mit den Westmächten erreichen wollte, setzte Oppositionsführer Kurt Schumacher von der SPD eher auf ein selbstbewusstes und gleichrangiges Auftreten der Bundesrepublik. Dies führte immer wieder zu heftigem Schlagabtausch über außenpolitische Themen im Bundestag.
 
        Dennoch gelang es dem Kanzler, sich durchzusetzen. Die ersten Schritte zur wirtschaftlichen Verflechtung und politischen Einigung Europas, wie sie mit dem Beitritt zum Europarat und der Schaffung der Montanunion erfolgten, sowie das Zugehen auf Frankreich einschließlich der Rücksichtnahme auf dessen Sicherheitsinteressen waren wesentliche Marksteine in der außenpolitischen Neujustierung der Bundesrepublik. Dies gestaltete der erste Deutsche Bundestag mit. Auch wenn manche Erfolge dieser Weichenstellung erst in der kommenden Legislaturperiode eingefahren werden konnten – so 1955 der Beitritt zur NATO und die Inkraftsetzung des Deutschlandvertrags, der der Bundesrepublik die (nahezu) volle außenpolitische Souveränität und Gleichberechtigung brachte – waren die Grundlagen hierfür doch in den frühen 1950er Jahren gelegt worden.
 
        Westorientierung bedeutete jedoch nicht nur eine bündnispolitische Weichenstellung, sondern auch eine Positionierung in politischer und kultureller Hinsicht. Die junge Bundesrepublik wollte Teil der freiheitlichen Demokratien des Westens sein; dies hatten schon die Mütter und Väter des Grundgesetzes besiegelt. Diese Einbindung in den Westen sahen die Bonner Abgeordneten als Sicherung für die junge westdeutsche Demokratie ebenso an wie als Voraussetzung für Souveränitätsgewinn und außenpolitische Gleichberechtigung. Die Westintegration und eine Politik der Stärke gegenüber der Sowjetunion galten als Voraussetzung für die Wiedervereinigung beider deutscher Staaten unter freiheitlich-demokratischen Vorzeichen, wie sie alle politischen Kräfte im Bonner Bundeshaus propagierten. Auch wenn der Weg zu diesem Ziel noch weit und verschlungener als gedacht war, so war die Richtung doch gesetzt. Diese Wendung nach Westen, politisch, wirtschaftlich und kulturell, ist das wichtigste Vermächtnis des ersten Deutschen Bundestages.
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        PARLAMENTARISCHE FRAGERECHTE
 
        Hermann Butzer
 
        „Wer, wie, was? Wieso, weshalb, warum? – Wer nicht fragt, bleibt dumm.“ Mit dieser Zeile aus dem Intro der „Sesamstraße“ startete bis 2016 die Eigeninformation des Deutschen Bundestages über parlamentarische Anfragen.01 Wären Abgeordnete nicht neugierig, wozu das Lied auffordert, und fragten sie nicht, könnte der Bundestag seine wichtige Aufgabe, die Regierung zu kontrollieren, nicht erfüllen.
 
        REGIERUNGSKONTROLLE DURCH FRAGEN
 
        Regierungskontrolle durch das Parlament meint, die Art und Weise der Staatsführung durch die Regierung für die Bürgerinnen und Bürger transparent, nachvollziehbar und bewertbar zu machen. Dazu gehört insbesondere, die Verantwortlichkeit des Kanzleramts, der Ministerien und der diesen jeweils nachgeordneten Behörden für bestimmte Entscheidungen und Handlungsweisen zu thematisieren.02 Erfolgen soll dies nicht nur als nachträgliche Kontrolle, die sich in einer kritischen Beurteilung des bereits abgeschlossenen Regierungshandelns erschöpft. Vielmehr ist, sofern das Parlament die ihm gemeinsam mit der Regierung obliegende Staatsleitungsaufgabe erfüllen will, eine mitwirkende, das Regierungshandeln fortlaufend begleitende gegenwärtige Kontrolle erforderlich.03
 
        Verfassungsrechtliche Basis
 
        Für den Bundestag04 ist die Kontrollaufgabe nicht ausdrücklich im Grundgesetz verankert. Vielmehr taucht der Begriff „Kontrolle“ nur im Zusammenhang mit dem Schutz der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 6), dem Wehrbeauftragten (Art. 45b) und der Parlamentarischen Kontrollkommission (Art. 45d) auf. Doch wird aus verschiedenen weiteren Einzelbestimmungen (etwa Art. 43 Abs. 1 – Zitierrecht, Art. 44, 45a Abs. 2 Satz 1 – Untersuchungsrecht, Art. 45c – Petitionsüberprüfungsrecht) sowie aus übergeordneten Prinzipien des parlamentarischen Regierungssystems, insbesondere aus dem Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 2 Satz 2) und dem Gewaltenteilungsgrundsatz,05 eine solche Aufgabe des Bundestages hergeleitet. Besteht eine Aufgabe, muss es auch die Mittel geben, um diese zu erfüllen. Deshalb wird in einem zweiten gedanklichen Schritt das Fragerecht deduziert: Besitze der Bundestag nicht die Möglichkeit, von der Bundesregierung umfassende Information einzufordern, sei weder eine sachverständige Beurteilung der von der Regierung eingebrachten und im Bundestag oder in seinen Ausschüssen und Gremien verhandelten Beratungsgegenstände noch eine Überwachung des sonstigen Regierungshandelns möglich.06
 
        Konkret kann die Ausübung von Kontrolle natürlich nur durch die Parlamentsmitglieder erfolgen. In dieser Selbstverständlichkeit wurzelt der andere Herleitungsstrang: Abgeordnete müssen, quasi als Vorstufe effektiver Ausübung der Kontrollfunktion durch den Bundestag als Ganzes, ein Recht auf Gespräche nicht nur mit Interessenvertretern von Verbänden, Organisationen oder Unternehmen haben, sondern auch ein Frage- und Informationsrecht gegenüber der Bundesregierung. Dabei kann jeder Abgeordnete selbst entscheiden, welche Informationen er sich auf welche Weise beschafft und ob und in welchem Umfang er Dritte über seine Quellen informiert. Abgestützt wird dies durch die Verfassungsgewährleistung des freien Mandats (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG).
 
        In der Praxis wird die Wahrnehmung der Kontrollfunktion und damit auch die Ausübung des Fragerechts von der Aufteilung des Bundestages in Regierungsmehrheit und Opposition geprägt. Öffentlich beziehungsweise medial sichtbar mit ihrer Kritik und ihren sachlichen und personellen Alternativvorstellungen wird fast immer nur die Parlamentsminderheit, die ihrerseits – vor allem, wenn die Oppositionsfraktionen unterschiedlichen politischen Lagern entstammen – aber auch nicht immer auf einer Linie sein muss. Ungeachtet der Rollenverteilung zwischen Mehrheit und Minderheit beeinflusst jedoch auch die Parlamentsmehrheit das Regierungs- beziehungsweise das Ministerienhandeln, nur eben nicht in offener Debatte, sondern über allerlei interne Kommunikationskanäle und damit stiller und unauffälliger.07 Große Bedeutung hierfür besitzen die Fraktionsarbeitsgruppen oder -kreise. Ersichtlich wird das Ausüben von Kontrolle seitens der Regierungsfraktionen etwa am nach dem ehemaligen Verteidigungsminister Peter Struck (SPD) benannten „Struckschen Gesetz“ („Kein Gesetz verlässt den Bundestag so, wie es eingebracht worden ist“), das man noch erweitern müsste: „Kein Gesetzentwurf kommt (so) in den Bundestag hinein, wenn er von den Regierungsfraktionen (so) nicht gewollt ist.“
 
        Historische Entwicklung
 
        Details zum parlamentarischen Frage- und Informationsrecht, dem „Interpellationsrecht“, sind heute in der Geschäftsordnung des Bundestages (GO-BT) festgeschrieben. Dieser Regelungsort hat Tradition.08 Schon in der Geschäftsordnung der Zweiten Kammer des Preußischen Landtages (Preußisches Abgeordnetenhaus) vom 28. März 1849 war in Paragraf 28 festgehalten: „Interpellationen an die Minister müssen bestimmt formuliert und von 30 Mitgliedern unterzeichnet dem Kammer-Präsidenten überreicht werden“. Von dort aus fand das Interpellationsrecht 1868 Eingang in die Geschäftsordnung des Reichstages des Norddeutschen Bundes und des Deutschen Reichstages. Üblich war eine mündliche Antwort, wobei der Fragesteller „jederzeit erklären“ konnte, „daß er sich mit einer schriftlichen Antwort begnüge“. Eine Debatte über den materiellen Gegenstand der Interpellation war nicht gestattet. Seit 1912 konnten nach der Beantwortung von Interpellationen auch Anträge gestellt werden, „die dahin gehen, daß der Reichstag sich über die Billigung oder Nichtbilligung des Verhaltens des Reichskanzlers aussprechen möge“. Dazu kam es erstmals in der Zabern-Affäre 1913, als rund um Proteste im elsässischen Zabern (französisch Saverne) gegen das deutsche Militär eine innenpolitische Krise erwuchs, nachdem ein deutscher Offizier die einheimische Bevölkerung beschimpft hatte. Allerdings musste Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg damals trotz eines eindrucksvoll deutlichen Misstrauensvotums nicht seinen Hut nehmen, denn laut Artikel 15 der Reichsverfassung von 1871 war er nur vom Vertrauen des Kaisers abhängig.
 
        Nach dem Übergang zur parlamentarischen Demokratie wurde das Interpellationsrecht in der Geschäftsordnung des Weimarer Reichstages und von dort in die Geschäftsordnung des Bundestages übernommen. Mit der Geschäftsordnung von 1951 entfiel dabei der Begriff der „Interpellation“, wenngleich der Begriff „Interpellationsrecht“ bis heute als übergreifende Beschreibung für die parlamentarischen Fragerechte genutzt wird. Hinzu kam nach dem Vorbild der „Question Time“ im englischen Parlament die Fragestunde und damit die Möglichkeit für jeden einzelnen Abgeordneten, die Regierung zu befragen.
 
        Heutige Instrumente und Parlamentspraxis
 
        Derzeit lassen sich in der Geschäftsordnung des Bundestages fünf verschiedene Frageinstrumente finden. „Kleine Anfragen“ müssen von einer Fraktion beziehungsweise von fünf Prozent der Abgeordneten unterstützt werden. Es gibt, wenn nicht Fristverlängerung gewährt wird, eine Beantwortungsfrist von 14 Tagen; die Antwort erfolgt schriftlich. „Große Anfragen“ haben dieselben Unterstützungsvoraussetzungen, sind thematisch umfangreicher und in der Beantwortung aufwändiger. Die ebenfalls schriftlich zu erteilende Antwort, die häufig erst nach mehreren Monaten vorliegt, wird im Gegensatz zu der Antwort auf eine Kleine Anfrage meist im Plenum debattiert. In der jetzt 75-jährigen Bundestagsgeschichte sind bis Ende Juni 2024 insgesamt 1456 Große Anfragen und 38412 Kleine Anfragen zu verzeichnen.09
 
        Beide Anfragetypen kommen ganz überwiegend aus den jeweiligen Oppositionsfraktionen, die damit die Regierung zur öffentlichen Darlegung ihrer Ansichten auf einem großen Politikfeld zwingen, um sie der Kritik und Kontrolle zugänglich zu machen. Es kommt aber auch vor, dass eine Fraktion des Regierungslagers eine solche Anfrage stellt, um einer eigenen Ministerin oder einem eigenen Minister Gelegenheit zu geben, umfassend über ein Vorhaben oder über Erfolge zu berichten. Obwohl sich Große Anfragen zum Agenda-Setting besonders eignen und eindeutig das weitreichendste Instrument im Fragerecht sind,10 ist ihre Zahl rückläufig. Das liegt an der oftmals langen Beantwortungszeit, die – anders als für Kleine Anfragen – nicht in der GO-BT festgelegt ist. Kurzfristig Auskünfte zu aktuellen Geschehnissen zu erhalten, ist mit Großen Anfragen kaum möglich, sodass das Instrument nur für wichtige politische Grundsatzfragen taugt, die nicht eilig sind.
 
        Neben den Frageinstrumenten der Fraktionen besteht das Recht jedes einzelnen Abgeordneten, für die „Fragestunde“,11 die mittwochs stattfindet, kurz vorher einzureichende Fragen zur mündlichen oder schriftlichen Beantwortung an die Vertreter der Bundesregierung zu stellen. Erlaubt sind pro Sitzungswoche zwei Fragen. Außerhalb der Fragestunde darf jeder Abgeordnete zudem pro Monat vier Fragen zur schriftlichen Beantwortung an die Bundesregierung richten. Die Antworten sind nach Eingang im Bundeskanzleramt innerhalb einer Woche zu erbringen und werden in einer Bundestagsdrucksache veröffentlicht. In jüngerer Zeit sind pro Wahlperiode 3000 bis 5000 Fragen im Kontext von Fragestunden12 und zuletzt weit über 20000 Fragen zur schriftlichen Beantwortung13 zusammengekommen. Schließlich kann jeder Abgeordnete im Rahmen der „Regierungsbefragung“, die ebenfalls mittwochs vor der Fragestunde stattfindet, Fragen von aktuellem Interesse, vorrangig jedoch zur vorigen Kabinettssitzung, stellen. Hier sind die Eingaben – im Unterschied zur Regelung bei der Fragestunde – nicht vorher einzureichen.
 
        In der derzeitigen Praxis dominieren Kleine Anfragen und Einzelfragen zur schriftlichen Beantwortung. Die Prominenz dieser Frageformen erklärt sich daraus, dass beide Instrumente den Anforderungen der Abgeordneten am besten entsprechen. Gerade die Schriftform der Antwort bewirkt ihre Eignung als Tätigkeitsnachweis gegenüber der Öffentlichkeit im Wahlkreis genauso wie sie die Chance auf Publicity bietet, wenn das Thema durch die Medien oder von Interessengruppen aufgegriffen wird. Allerdings hat der stark gestiegene Gebrauch dieser Instrumente eine Diskussion darüber bewirkt, ob die gestellten Fragen tatsächlich noch in erster Linie die Funktion eines Kontrollinstruments hätten oder ob sie nur noch „reines politisches Showgeschäft“ seien.14 Von Vertretern der Exekutive15 wird die Zahl der eingehenden Fragen sowie deren Umfang und Detailtiefe vermehrt als „unbewältigbar“ eingestuft und vorgeschlagen, bei Kleinen Anfragen die Gesamtzahl ebenso wie die Zahl der Unterfragen zu beschränken.
 
        ANTWORTPFLICHT
 
        Mit dem parlamentarischen Fragerecht korrespondiert eine grundsätzliche Antwortpflicht der Bundesregierung.16 Hier ist die verfassungsrechtliche Herleitung des Fragerechts wichtig, denn aus der GO-BT als Innenrecht des Bundestages ließe sich eine solche Pflicht nicht ableiten. Die Regierung muss den Abgeordneten beziehungsweise dem Bundestag die zur Ausübung der Kontrollaufgabe erforderlichen Informationen verschaffen und zeitnah eine vollständige und zutreffende Antwort geben.17 Mitzuteilen sind alle Informationen aus allen Regierungsdokumenten, außerdem das persönliche, nicht aktenkundige Wissen handelnder Personen. Da sich der parlamentarische Informationsanspruch wegen der möglichen politischen Bedeutung auch länger zurückliegender Vorgänge auch auf den Verantwortungsbereich früherer Regierungen erstreckt, kann die Bundesregierung im Rahmen des Zumutbaren eine Rekonstruktionspflicht treffen. Eine erschwerte Zugänglichkeit oder Auswertbarkeit von Quellen mag im Einzelfall dazu führen, dass sich die Regierung auf eine Unzumutbarkeit fristgerechter Beantwortung berufen darf, entbindet sie aber nicht von der Antwortpflicht. Zu beantworten sind allerdings nur hinreichend bestimmte, sachlich eingegrenzte oder eingrenzbare Informationsverlangen. Verbleiben nach der Auslegung der Frage Zweifel an deren Inhalt oder ist die Frage mehrdeutig, kann die Regierung bei der Antwort darauf hinweisen, dass sie die Frage in einem bestimmten Sinn versteht oder ihr zurzeit eine Beantwortung nicht möglich ist.
 
        Ob die Regierung das Informations- beziehungsweise Kontrollinteresse insgesamt oder bezogen auf einzelne Anfragegegenstände für sachgerecht, sinnvoll oder bedeutsam hält, ist irrelevant. Auch Beweggründe und politische Ziele des fragenden Abgeordneten dürfen keine Rolle spielen, ebenso wenig der Erfüllungsaufwand18 oder der Aspekt, ob der Anfragende als „notorischer Fragen-König“ bekannt ist. Die Pflicht zur Antwort kann unter Umständen auch „weh tun“, etwa wenn es um die Aufdeckung möglicher Rechtsverstöße durch die Regierung selbst oder ihr nachgeordneter Behörden geht.
 
        Gerade die grundsätzlich bestehende Antwortpflicht verstärkt die kontrollierende Wirkung des Fragerechts. Dessen Wirksamkeit als Kontrollinstrument liegt in der enormen Streubreite der Fragen ebenso wie in ihrer Zufälligkeit und dem aus beidem resultierenden „Drohpotenzial“: Es kann praktisch jedes Thema angesprochen werden, ein länger zurückliegendes ebenso wie ein brandaktuelles. Vorkehrungen gegen womöglich „lästige“ Fragen sind praktisch kaum zu treffen. Die Ministerialverwaltung muss also bei all ihrem Handeln antizipieren, dass sie zu allem und jedem gefragt werden könnte und dann im Stande sein, eine Antwort zu liefern, die nicht Nachfragen der Fragesteller, negative Presse und gegebenenfalls auch politische oder gerichtliche Folgen nach sich zieht.
 
        ANTWORTVERWEIGERUNGSRECHT
 
        Grenzenlos ist das parlamentarische Fragerecht nicht. Die Rechtsprechung hat vielmehr eine Reihe von Fallkonstellationen herausgearbeitet, in denen die Regierung ein Informationsverweigerungsrecht besitzt.
 
        Fragen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs
 
        Zunächst ist die Bundesregierung gegenüber dem Parlament nur insoweit zur Antwort verpflichtet, als sich das Informationsbegehren auf Sachverhalte aus ihrem Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich einschließlich des Verantwortungsbereichs nachgeordneter Behörden bezieht.19 Die Bundesregierung muss also entsprechende Einwirkungsrechte innehaben. Zu Länderangelegenheiten etwa braucht sie keine Antworten zu geben; sie darf dies sogar nicht. Geht es dagegen um eine Bundesangelegenheit, gibt es keinen dem Fragerecht entzogenen Bereich. Auskunft muss daher auch gegeben werden zu Tätigkeiten privatrechtlicher Unternehmen im Bundeseigentum (etwa zur Deutschen Bahn AG) oder auch zu Finanzinstituten, an denen der Bund mehrheitlich beteiligt ist oder für die er Subventionen gewährt. Gegebenenfalls ist die Regierung verpflichtet, zur Informationsbeschaffung ihre Einwirkungsmöglichkeiten auf das privatrechtlich organisierte Unternehmen zu nutzen.
 
        Fragen zu internen Angelegenheiten
 
        Bundestag und Abgeordnete haben die Bundesregierung bei ihren Fragen als eigenständiges Verfassungsorgan zu respektieren. Es gibt daher, das wird wesentlich auf das Gewaltenteilungsprinzip gestützt, einen kontrollfreien Internbereich, in dem die Regierung sicher vor „ausspähender“ Kontrolle durch Abgeordnete agieren kann.20 Zu diesem Internbereich gehören insbesondere alle noch laufenden regierungsinternen Vorgänge, etwa die Meinungs- und Willensbildung zu Gesetzgebungsvorhaben oder Personalia einschließlich aller vorbereitenden Maßnahmen oder Verhandlungen in den Ressorts und im Kabinettsbereich. Würde dies nicht vertraulich bleiben, verlöre die Kabinettssitzung ihren Charakter als Gremium vertraulichen Austausches und Ort der Kompromiss- und Konsensbildung. Auch eine kabinettsinterne Bewertung, die einer öffentlichen Äußerung oder einem Agieren einer Bundesministerin oder eines Bundesministers nachfolgt, ist von den Abgeordneten nicht erfragbar. Die Kontrolle kann erst einsetzen, wenn die regierungsinterne Beratung abgeschlossen ist.
 
        Fragen zu staatlichen Geheimnissen
 
        Eine weitere Grenze des parlamentarischen Fragerechts bildet das Staatswohl, also das Wohl des Bundes oder eines Landes, das durch das Bekanntwerden geheimhaltungsbedürftiger Informationen gefährdet werden kann.21 Hier spielt eine Rolle, dass die Antworten der Regierung entweder im Plenum gegeben oder als Bundestagsdrucksache gedruckt werden. Damit ist die jeweilige Information automatisch öffentlich, das Geheimnis kein Geheimnis mehr. Dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zufolge begründen staatliche Geheimnisse aber nicht per se ein Antwortverweigerungsrecht. Einen dem Fragerecht von vornherein verschlossenen Bereich, ein „Arkanum“, gebe es nicht, weder im innen- und nachrichtendienstlichen noch im außen- oder verteidigungspolitischen Verantwortungsbereich.22 Das Staatswohl sei Regierung und Parlament gemeinsam anvertraut. Das Parlament, seine Organe und seine Mitglieder seien deshalb im Verhältnis zur Regierung nicht etwa Außenstehende, sondern säßen mit ihr quasi in ein und demselben Boot.
 
        Die Hürde für eine Antwortverweigerung ist also hoch. Eine Gefährdung des Staatswohls bei Auskunfterteilung hat das BVerfG etwa dann angenommen, wenn durch die Auskunft die Identität von sogenannten V-Leuten preisgegeben oder Rückschlüsse auf diese ermöglicht würden oder wenn – was die Bundesregierung plausibel zu machen hätte – durch Detailauskünfte über die Wirtschaftspläne der Nachrichtendienste deren Funktionsfähigkeit beeinträchtigt werden würde.23 Dagegen könnten trotz Existenz des Parlamentarischen Kontrollgremiums (vgl. Art. 45d GG) Informationen erfragt werden, welche in genereller Weise die Aufgabenerfüllung und Strukturierung der deutschen Nachrichtendienste betreffen.24 Auch im Bereich der Rüstungskontrolle soll die Bundesregierung die Beantwortung von Fragen verweigern dürfen, etwa zu im Bundessicherheitsrat noch nicht beschiedenen Genehmigungsanträgen.25 Und auch nach dessen Entscheidung soll der Informationsanspruch darauf beschränkt sein zu erfahren, ob der Export eines Rüstungsguts an ein bestimmtes Empfängerland genehmigt worden ist und welches Exportvolumen die Genehmigung umfasst.26 Nicht als Staatswohlbelang geltend gemacht werden kann dem BVerfG zufolge aber etwa der Werterhalt einer staatlichen Unternehmensbeteiligung,27 da bei Auskunftserteilung möglicherweise ein Kurssturz an der Börse erfolgen könnte, oder der Schutz von Arbeitsmethoden und Vorgehensweisen der Sicherheitsbehörden des Bundes im Hinblick auf ihre künftige Aufgabenerfüllung.28
 
        Soweit zum Schutz staatlicher Geheimnisse Antworten verweigert werden sollen, bedarf es einer gesonderten Begründung. In dieser muss, damit die Regierungskontrollaufgabe nicht unangemessen beschränkt wird, jenseits absolut evidenter Fälle plausibel gemacht werden, dass das Staatswohl durch die Auskunftserteilung wirklich wesentlich beeinträchtigt werden könnte. Als milderes Mittel gegenüber einer völligen Auskunftsverweigerung muss die Regierung etwa eine Teilantwort oder die Beantwortung der Anfrage unter Anwendung der Geheimschutzbestimmungen des Bundestages prüfen, also eine Unterrichtung in vertraulicher Ausschusssitzung ohne Protokollierung oder Einsichtnahme in die Antwort in der Geheimregistratur des Bundestages.29 Wer dann die Information dennoch weitergibt, würde sich wegen Verschwiegenheitsverletzung strafbar machen.
 
        Rechtsmissbrauch und Überkontrolle
 
        Aus den Gesichtspunkten der Arbeits- und Funktionsfähigkeit der Bundesregierung und der im Grundsatz der Organtreue wurzelnden Pflicht des Bundestages zur Rücksichtnahme gegenüber der Bundesregierung ergibt sich schließlich noch eine Missbrauchsgrenze. Es darf nicht zu einem Zustand kommen, in dem die Ministerien aufgrund einer Unzahl von Fragen mit hohem Verwaltungs- beziehungsweise Rechercheaufwand keine Zeit mehr finden, ihrer primären Aufgabe nachzukommen, „ihre“ Ministerin oder „ihren“ Minister beim Regieren zu unterstützen. Muss Personal eingestellt oder von anderen Regierungsaufgaben abgezogen werden, um alle gestellten Fragen ordnungsmäßig beantworten zu können, ist eine kritische Grenze zur „Überkontrolle“ erreicht. Die Beweislast für Fragen ohne legitimes Informationsbedürfnis (etwa in Form monatlicher Serienanfragen) oder Überforderung trifft dabei die Bundesregierung. Auch bei extrem hohem Rechercheaufwand wird die Antwortpflicht allerdings – solange nicht Missbrauch gegeben ist – regelmäßig nicht ganz entfallen. Immer ist zumindest an eine Bitte um Fristverlängerung sowie an Teilantworten zu denken.
 
        ABWÄGUNGSNOTWENDIGKEIT
 
        Wegen ihrer Grundrechts- und Gesetzesbindung30 hat die Bundesregierung zu bedenken, ob ihre Antwort Informationen über Bürgerinnen und Bürger mit höchstpersönlichem Charakter offenlegt oder sogar Gefahren für Leib und Leben nach sich ziehen könnte. Ebenso muss sie, dies als Folge des Rechts auf Berufsfreiheit und informationelle Selbstbestimmung, Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen beachten, an deren Nichtverbreitung ein Grundrechtsträger ein berechtigtes Interesse hat.31 Die bei Antworterteilung mögliche Beeinträchtigung schutzwürdiger Grundrechtsinteressen Dritter muss nicht unmittelbar als Folge der Antwort auf die parlamentarische Anfrage eintreten. Es reicht auch ein von der Antwort ausgelöstes nachfolgendes Gefährdungsverhalten Dritter. So kann etwa eine öffentliche Nennung von Namen oder Orten die Gefahr von Mobbing, Beleidigungen, körperlichen Angriffen oder Sachbeschädigungen hervorrufen.
 
        Weil sowohl der parlamentarische Kontrollanspruch als auch die damit eventuell konfligierenden privaten Rechtsgüter auf der Ebene des Verfassungsrechts angesiedelt sind, muss die Regierung in solchen Fallkonstellationen abwägen und überlegen, ob und wie sie die jeweiligen Belange möglichst zu einem schonenden Ausgleich bringen kann.32 Die völlige Nichtbeachtung der Rechte Dritter, selbst wenn sie mit ihrem Handeln Anlass zu der parlamentarischen Anfrage gegeben haben, wird hier regelmäßig genauso unzulässig sein wie eine völlige Informationsverweigerung gegenüber dem Fragenden. Kompromisslinien können hier wie schon bei den Staatswohlbelangen darin liegen, die Anfrage in vertraulicher Ausschusssitzung zu beantworten, sonstige Geheimschutzmaßnahmen zu nutzen oder nur eine Teilantwort zu geben.
 
        Stets muss die Regierung jedoch substantiiert und nicht lediglich formelhaft darlegen, aus welchem Grund ihr die angeforderte Information zum Schutz der Rechte Dritter geheimhaltungsbedürftig erscheint und warum es ihres Erachtens nicht möglich ist, die von ihr bei öffentlicher Information des Fragestellenden angenommenen Verletzungen oder Gefahren für Grundrechte Dritter auf anderem Wege abzuwehren.33 Erläutert werden muss seitens der Regierung auch, warum bestimmte Informationen möglicherweise auch noch Jahre nach Abschluss des betreffenden Vorgangs nicht Gegenstand einer öffentlichen Antwort sein können sollen. Der anfragende Abgeordnete oder die anfragende Fraktion muss aufgrund der regierungsseitigen Begründung beurteilen und entscheiden können, ob die nichtöffentliche Antwort akzeptiert oder ob weitere Schritte unternommen werden sollen, um eine öffentliche Antwort zu erlangen.
 
        DURCHSETZUNG
 
        Zur Durchsetzung des Informationsanspruchs verfügen der Bundestag und seine Mitglieder über verschiedene Möglichkeiten. In politischer Hinsicht kann etwa eine unzureichende Regierungsantwort auf eine Anfrage oder eine Auskunftsverweigerung vor das Plenum und damit die (mediale) Öffentlichkeit gebracht werden. Ferner kann die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses entweder als Sachstands- oder als Missstands-Enquête verlangt werden (Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG – für den Antrag ist ein Viertel der Bundestagsmitglieder erforderlich). Noch weiter gehende Kontrollmittel erfordern jedoch Mehrheitsentscheidungen im Plenum, etwa die inhaltliche Verpflichtung der Regierung zu einem bestimmten Handeln durch schlichten Parlamentsbeschluss, durch Parlamentsgesetz oder, als ultima ratio, der Sturz der Regierung (Art. 67 GG).
 
        In rechtlicher Hinsicht steht vor allem das Organstreitverfahren vor dem BVerfG (Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG) zur Verfügung. Letzteres hat geringe Einleitungshürden: Es kann nicht nur vom Bundestag, also der Parlamentsmehrheit, und von Fraktionen oder Gruppen, sondern auch von jedem einzelnen Abgeordneten eingeleitet werden, eben weil das Fragerecht zu seinen sogenannten Statusrechten aus seinem freien Mandat (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG) gehört. Streitigkeiten über die Reichweite des Fragerechts gehören daher seit jeher zum Alltagsgeschäft des BVerfG und der Landesverfassungsgerichte. Auch wenn die Eckpunkte zu Inhalt und Grenzen des parlamentarischen Fragerechts von diesen Gerichten seit Langem festgezurrt sind, ist die Prognose sicher nicht gewagt, dass es auch zukünftig immer wieder ein beidseitiges Austesten der Grenzen und damit neues Fallmaterial für die Verfassungsgerichte geben wird. Nähmen (oppositionelle) Fraktionen oder Abgeordnete Auskunftsverweigerungen oder -beschränkungen stets klaglos hin, würden sie ihrer Regierungskontrollaufgabe nicht gerecht.
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        AM OFFENEN HERZEN DER DEMOKRATIE
 
        Das Wahlgesetz als Ergebnis eines normgebundenen Wettkampfs von Interessen
 
        Joachim Behnke
 
        Das neue Wahlgesetz, das am 17. März 2023 von der Mehrheit der Ampelkoalition im Bundestag verabschiedet wurde, wird die jahrzehntelange Debatte um eine geeignete Reform wohl nicht beenden. Denn mit der Streichung der Grundmandatsklausel, wonach eine Partei in den Bundestag einziehen kann, die nicht die mindestens erforderlichen fünf Prozent der Wählerstimmen bekommen hat, wenn sie in mindestens drei Wahlkreisen das Direktmandat erhalten hat, berührt das neue Gesetz die existenziellen Interessen der Linken und der CSU. Kein Wunder also, dass diese – neben anderen – im Juni 2023 beim Bundesverfassungsgericht gegen das neue Wahlgesetz geklagt haben. Mit dem Gesetz – so der Vorwurf – habe die Ampelmehrheit im Bundestag „nicht nur in eigener Sache, sondern für die eigene Sache“ gehandelt, wie es CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt bei seiner Stellungnahme anlässlich der mündlichen Verhandlung des Bundesverfassungsgerichts ausgedrückt hat. Der langjährige Linken-Parteivorsitzende Gregor Gysi bezeichnete das Vorgehen der Ampel als „unmoralisch“.01 Mit dem Urteil vom 30. Juli 2024 hat das Bundesverfassungsgericht das Gesetz allerdings in seinen wesentlichen Zügen bestätigt.
 
        Das Ausmaß der Empörung korreliert nicht immer harmonisch mit der Qualität der Argumente. Das ist weder ungewöhnlich noch verwerflich, denn das politische Alltagsgeschäft besteht nicht zwingend im Formulieren der stichhaltigsten Argumente, sondern – besonders für Parteien im Wahlkampfmodus – oft im Finden von Narrativen, die in der Öffentlichkeit auf die meisten Sympathien treffen. Oder polemisch zugespitzt in den Worten der viktorianischen Autorin George Eliot: „Oppositionen verfügen über ein unbegrenztes Spektrum an Einwänden, die nie vor den Grenzen des Wissens haltzumachen brauchen, sondern ewig auf die weiten Bereiche der Ignoranz zurückgreifen können.“02 Die Empörung der Opposition ist einerseits also noch kein Indiz, dass bei der Wahlgesetzreform etwas grundlegend falsch gelaufen sein könnte. Andererseits gibt es ohne Zweifel ein gewisses Unbehagen hinsichtlich des neuen Gesetzes, das weit über die Oppositionsparteien hinausgeht.
 
        Dieses Unbehagen kann damit erklärt werden, dass Wahlgesetzreformen insofern immer eine äußerst heikle Angelegenheit sind, als sie die Regeln der Machtverteilung in der Demokratie betreffen. Interessen hinsichtlich einer bestimmten Ausgestaltung des Wahlsystems sind daher zwangsläufig immer auch Machtinteressen. Aber „Machtinteressen sollten in einer Demokratie genau dann nicht ins Spiel gelangen, wenn es um die Spielregeln der Machtverteilung selbst geht“.03 So sehr wir die Meinungsverschiedenheiten und den Streit, den Wettbewerb, ja auch Kampf zwischen den Parteien in der Sache als natürlich und als förderlich für die Suche nach der besten politischen Lösung empfinden, so sehr sind wir auf Konsens angewiesen, wenn es um die Regeln geht, innerhalb derer dieser Wettbewerb stattfinden soll. Gibt es keine allgemeine Anerkennung dieser Regeln, dann können im schlimmsten Fall die aus ihrer Sicht zu Unrecht Benachteiligten danach streben, sich die Macht direkt und unter Anwendung von Gewalt zu verschaffen, wie es beim Sturm auf das Kapitol am 6. Januar 2021 in den USA geschehen ist. Dann befinden wir uns in einer dysfunktionalen Demokratie und im schlimmsten Fall an der Schwelle zum Bürgerkrieg. Auch wenn wir von solchen Verhältnissen in Deutschland sicherlich (noch) weit entfernt sind, so sind Wahlgesetzreformen immer Operationen am offenen Herzen der Demokratie und mit entsprechender Umsicht vorzunehmen.
 
        VORGESCHICHTE DER REFORM
 
        Durch die Fokussierung der öffentlichen Diskussion der Reform auf die Streichung der Grundmandatsklausel gerät leider oft der eigentliche Kern des Unterfangens aus den Augen. Dieser besteht in der Lösung für ein Problem, das seit mehr als dreißig Jahren offenkundig ist: der massive Anstieg der Anzahl der Überhangmandate. Überhangmandate entstehen, wenn eine Partei in einem Bundesland mehr Direktmandate erhält, als ihr dort gemäß ihrem Zweitstimmenergebnis zustehen würden. Grund für die Zunahme der Überhangmandate seit den 1990er Jahren ist die neue Struktur des Parteiensystems. Zum einen sind immer mehr Parteien hinzugekommen, zum anderen hat sich das Parteiensystem nivelliert – die großen Parteien sind nicht mehr so groß wie früher und die kleinen nicht mehr so klein. Dies hat zur Folge, dass eine Partei beziehungsweise ihr Kandidat oder ihre Kandidatin einen Wahlkreis auch schon mit weniger und teilweise deutlich weniger als 30 Prozent der Erststimmen gewinnen kann. 1957 etwa musste eine Partei, um ein Direktmandat zu erhalten, in der Regel noch mehr als 40 Prozent der Erststimmen haben (Abbildung). Der durchschnittliche Anteil an Erststimmen eines Wahlkreissiegers betrug 52,5 Prozent. In 53 Prozent der 247 Wahlkreise wurde das Direktmandat mit mehr als der Hälfte der Erststimmen gewonnen und in 89 Prozent der Wahlkreise mit mehr als 40 Prozent.
 
         
          Abbildung: Erststimmenergebnisse der Wahlkreissieger im Vergleich
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          Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Daten des Bundeswahlleiters
 
        
 
        Bei der Bundestagswahl 2021 hingegen wurden die 299 Wahlkreismandate durchschnittlich nur noch mit einer relativen Mehrheit von 33,4 Prozent der Erststimmen gewonnen. Ein einziger Wahlkreis wurde mit mehr als 50 Prozent der Erststimmen gewonnen, und nur noch 13 Prozent mit mehr als 40 Prozent der Erststimmen, also nur noch ein Siebtel des Anteils von 1957. Über ein Viertel der Direktmandate wurde mit weniger als 30 Prozent der Erststimmen gewonnen.
 
        Da die Direktmandate die Hälfte der regulären Sitzzahl im Bundestag ausmachen, ist eine Partei, die mit rund 30 Prozent der Stimmen alle oder annähernd alle Direktmandate in ihrem Bundesland gewinnen kann, dort um etwa zwei Drittel überrepräsentiert. Bleiben die Überhangmandate unausgeglichen, ergibt sich für die Überhangspartei ein entsprechender Vorteil und damit eine Verletzung des Gebots gleicher Erfolgschancen für alle Parteien. 2012 wurden die Überhangmandate durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts für verfassungswidrig erklärt,04 wenn sie die Anzahl von 15 überschreiten sollten.
 
        Das gemeinsam von allen Parteien außer der Linken verabschiedete Gesetz von 2013 sah daher konsequenterweise den Ausgleich aller Überhangmandate vor, um die korrekten Verhältnisse zwischen den Parteien entsprechend dem Zweitstimmenergebnis wieder herzustellen. Damit war allerdings die logische Folge einer entsprechenden Vergrößerung des Bundestages verbunden. Vergrößerte sich der Bundestag bei der Bundestagswahl 2013 noch relativ maßvoll auf 631 Sitze, so wuchs er 2017 schon um 111 auf insgesamt 709 Sitze an. Der Alterspräsident Hermann Otto Solms sprach in seiner Eröffnungsrede des neuen Bundestages in diesem Zusammenhang von einem „aufgeblähten Parlament“, unter dessen Größe „Ansehen und Arbeitsfähigkeit“ leiden,05 der Wahlrechtler Hans Meyer sprach von einem „adipösen Bundestag“,06 und der Mathematiker Friedrich Pukelsheim hielt gar bei ausbleibenden Reformen einen „Bundestag der Tausend“ für möglich.07 Der Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble, der beim Amtsantritt eine Wahlgesetzreform zur Chefsache erklärt hatte, musste im April 2019 das Scheitern einer von ihm eingesetzten Reformkommission eingestehen.08
 
        Neuer Wind kam durch einen Vorschlag der drei Oppositionsfraktionen Grüne, FDP und Linke in die Debatte, der als Kernelement eine Reduktion der Wahlkreise auf 250 beinhaltete.09 Der Koalitionsausschuss der Großen Koalition fand als Antwort darauf am 25. August 2020 zu einem Beschluss, der die Grundzüge des Gesetzes enthielt, das am 8. Oktober 2020 mit der Mehrheit der Parteien der Großen Koalition im Bundestag beschlossen wurde. Hatte die damalige Parteivorsitzende der CDU, Annegret Kramp-Karrenbauer, nach der Einigung der Koalitionspartner noch die Hoffnung ausgedrückt, dass damit „die Chance, dass der nächste Bundestag auf jeden Fall nicht größer wird als der jetzige, relativ groß“ sei,10 so wurde selbst dieses unambitionierte Ziel bei der Bundestagswahl 2021 deutlich verfehlt: Mit insgesamt 736 Sitzen und einer Vergrößerung um 138 Mandate kam es zu einem neuerlichen Rekord.11
 
        Ein Aspekt des Wahlgesetzes von 2020 bestand darin, dass dort auch eine Reformkommission vorgesehen war. Diese wurde im März 2022 mit dem folgenden Auftrag eingesetzt: „Die Kommission soll sich auf der Grundlage der Prinzipien der personalisierten Verhältniswahl mit Vorschlägen befassen, die eine effektive Verkleinerung des Bundestages in Richtung der gesetzlichen Regelgröße bewirken und nachhaltig das Anwachsen des Bundestages verhindern.“12 Auf der Basis des Abschlussberichts der Kommission kam es zum neuen Wahlgesetz, das am 17. März 2023 mit den Stimmen der Ampelkoalition verabschiedet wurde.
 
        ZUM UMGANG MIT ÜBERHANGMANDATEN
 
        Die Wurzel des Problems liegt in den Überhangmandaten und deren dramatischer Zunahme seit der Wiedervereinigung. Eine Möglichkeit der Behandlung dieses Problems besteht darin, die Überhangmandate so weit wie möglich, also im Extremfall bis zur Höchstgrenze von 15, unausgeglichen zu lassen. Beim Wahlgesetz von 2020 hatte die Union, die aus naheliegenden Gründen diese „Lösung“ präferiert, immerhin durchgesetzt, dass bis zu drei Überhangmandate unausgeglichen bleiben konnten. Bei der Bundestagswahl 2021 kam dies der CSU zugute, da sie mit 45 errungenen Direktmandaten, obwohl ihr aufgrund der Zweitstimmen nur 34 Mandate zugestanden hätten, die am stärksten überrepräsentierte Partei war, sodass sich der Ausgleich an ihr orientierte. Während die anderen Parteien mehr als 57700 Wähler pro Mandat benötigten, bezahlte die CSU wegen der drei unausgeglichenen Überhangmandate ihre Mandate nur mit durchschnittlich ungefähr 53400 Wählerstimmen. Für jeweils eine Million Wählerstimmen entfielen auf die CSU 18,7 Sitze, auf die anderen Parteien nur 17,3 Sitze.
 
        Gerade um solche gravierende oder bei mehr unausgeglichenen Überhangmandaten noch gravierendere Ungerechtigkeiten hinsichtlich der Erfolgschancengleichheit der Parteien zu vermeiden, war im Wahlgesetz von 2013 der Ausgleich der Überhangmandate beschlossen worden. Der vollständige und daher gerechte Ausgleich aller elf Überhangmandate der CSU hätte 2021 zu einer Vergrößerung auf 787 Sitze (beziehungsweise 784 auf Basis der Berliner Nachwahlergebnisse) geführt.
 
        Eine weitere Möglichkeit der Behandlung des Problems der Überhangmandate besteht in der Neutralisierung ihres proporzverzerrenden Effekts, indem sie mit Landeslistenmandaten verrechnet werden. Überhangmandate etwa der CDU in Baden-Württemberg könnten dann durch einen Abzug von Listenmandaten der CDU in anderen Bundesländern neutralisiert werden. Das Gesetz von 2020 sah als eine sogenannte „Dämpfungsmaßnahme“ einen solchen Mechanismus vor, allerdings sollte das „Opfer“ der Listenmandate maximal auf ihre Hälfte begrenzt werden. Solche Kompensationsmodelle werfen allerdings neue Gerechtigkeitsprobleme auf.13 2021 war die Regelung aber sowieso irrelevant, weil die Überhangmandate der CSU für den Ausgleich verantwortlich waren. Diese konnten nicht mit Listenmandaten aus anderen Bundesländern verrechnet werden, weil die CSU nur in Bayern antritt.
 
        Der Lösungsweg, den das Gesetz von 2023 eingeschlagen hat, greift das Problem der Überhangmandate auf folgende Weise auf: Hat eine Partei in einem Bundesland aufgrund ihrer Zweitstimmen Anspruch auf X Mandate, aber in X+U Wahlkreisen eine relative Mehrheit an Erststimmen mit ihren Kandidaten, dann erhalten nur die Kandidaten mit den X besten Erststimmenergebnissen, nach Höhe des Erststimmenanteils, ein Wahlkreismandat. Das heißt, die Partei erhält nur so viele Direktmandate, wie durch ihr Zweitstimmenergebnis in dem entsprechenden Bundesland gedeckt sind. Für diese oft als „Kappungsmodell“ bezeichnete Variante sprach sich unter anderem der Wahlrechtler Hans Meyer aus.14 In der Praxis wurde dieses Verfahren in den 1950er Jahren in Bayern angewandt.15 Die Eleganz des Kappungsmodells besteht darin, dass es die Direktmandate, die ansonsten zu Überhangmandaten würden, gar nicht vergibt.
 
        Es gäbe allerdings auch andere Möglichkeiten, Überhangmandate gar nicht erst entstehen zu lassen. Die meistdiskutierte Variante besteht dabei in einer Reduktion der Anzahl der Wahlkreise. So sah auch das Wahlgesetz von 2020 eine Verringerung auf 280 Wahlkreise vor, die allerdings erst zur übernächsten Wahl vorgenommen werden sollte. Um Überhangmandate jedoch effektiv zu beseitigen, wäre eine Reduktion auf rund 200 bis 220 Wahlkreise erforderlich.16
 
        Die Anzahl anfallender Überhangmandate ließe sich ferner durch die Einführung von Mehrpersonenwahlkreisen drastisch reduzieren, zum Beispiel durch die Schaffung von 150 Zweipersonenwahlkreisen, in denen jeweils die beiden Kandidaten mit den zwei besten Ergebnissen gewählt wären.17 Allerdings ist diese Option auf der politischen Entscheidungsebene bisher so gut wie gar nicht ernsthaft diskutiert worden.
 
        VORZÜGE UND ANGRIFFSFLÄCHEN DES GESETZES VON 2023
 
        Das Kappungsmodell erscheint als attraktive oder zumindest im Vergleich zu den Alternativen am wenigsten unattraktive Lösung. Es hat explizit gewichtige Vorzüge. Es garantiert die strikte Einhaltung der Sollgröße und des Proporzes zwischen den Parteien. Damit löst es effektiv das Problem, das Anlass für die Reform und der gewichtigste Grund für die Einsetzung der Wahlrechtskommission war, und garantiert außerdem die Einhaltung des föderalen parteiinternen Proporzes, da es sicherstellt, dass für jede Partei in einem Bundesland exakt so viele Mandate anfallen, wie ihr dort aufgrund der Zweitstimmen zustehen.
 
        Die hervorstechende Eigenschaft des Kappungsmechanismus ist Fairness. Man mag es bedauern, dass nach dem neuen Gesetz der Gewinner einer relativen Mehrheit im Wahlkreis nicht mehr automatisch auch ein Wahlkreismandat erhält. Es ist aber falsch zu behaupten, dass damit dem „Sieger“ sein verdienter Preis vorenthalten würde. Denn wer der Sieger ist und welche Art von Preis er erhält, wird immer erst durch die Regeln bestimmt. Nach der neuen Regel muss zum Gewinn eines Direktmandats eben nicht mehr nur eine Bedingung – eine relative Mehrheit an Erststimmen – erfüllt sein, sondern auch eine zweite Bedingung: die Zweitstimmendeckung.
 
        Fair ist das neue Gesetz vor allem in der Hinsicht, dass allen Parteien ein Opfer in genau demselben Umfang auferlegt wird. Denn jede Partei verliert denselben Anteil an Mandaten, die ihr im Verhältnis zu ihren Zweitstimmen zustehen würden.18 Die Behauptung, die Unionsparteien würden durch die Nichtvergabe von Wahlkreismandaten besonders benachteiligt, weil sie die Parteien sind, die diese hauptsächlich gewinnen, ist unsinnig. Denn jede Partei kann nun einmal nur die Art von Mandaten verlieren, die sie besitzt.
 
        In diesem Zusammenhang ist noch ein anderer Vorwurf interessant, der ebenfalls auf einem Missverständnis beruht. So wird mitunter behauptet, das neue Gesetz vermindere die Bedeutung der Direktmandate, weil deren Anteil durch die teilweise Nichtvergabe sinke, womit der Einfluss der Wählerschaft auf die Zusammensetzung des Parlaments abnehme. Am Ende aber läuft es sowohl beim Ausgleich als auch beim Kappungsmodell darauf hinaus, dass der Anteil der Direktmandate der Überhangspartei an allen Sitzen mehr oder weniger dem Anteil an Sitzen entsprechen wird, der ihr auch aufgrund der Zweitstimmen zusteht. Insofern bedeutet das Prinzip der Zweitstimmendeckung des neuen Wahlgesetzes gar keine Neuerung in der Logik der Sitzzuteilung. Der Unterschied besteht lediglich darin, ob man von einer fixen Anzahl von Direktmandaten ausgeht – dann muss der Bundestag entsprechend vergrößert werden – oder von einer fixen Endgröße des Bundestages – dann muss der Anteil der Direktmandate entsprechend verringert werden. Bei einem vollständigen Ausgleich der CSU-Überhangmandate hätte 2021 der Anteil der Direktmandate an allen Mandaten am Ende 299/784 beziehungsweise rund 38 Prozent betragen. Beim tatsächlich erfolgten unvollständigen Ausgleich betrug er 299/735 beziehungsweise 41 Prozent. Hätte man hingegen das neue Wahlgesetz schon 2021 angewandt, also mit Kappung und einer Regelgröße von 630, so hätte es 28 Überhangmandate gegeben, es wären also 271 zu besetzende Direktmandate verblieben, was rund 43 Prozent aller 630 Sitze ausgemacht hätte. Das neue Gesetz hätte also 2021 für einen größeren Anteil der Direktmandate gesorgt. Dies ist kein bloßer Zufall. Der Grund dafür liegt in der großen Treffsicherheit des Kappungsmodells, das Problem direkt dort zu beseitigen, wo es auftritt.
 
        Ein weiterer Vorwurf lautet, dass durch das neue Wahlgesetz die Bedeutung der Erststimme gegenüber der Zweitstimme abgewertet würde, weil nun eine relative Mehrheit der Erststimmen nicht mehr automatisch bedeuten würde, dass man dafür auch ein Mandat erhält. Aber auch dieser Vorwurf ist nicht stichhaltig. Musste sich bisher ein Bewerber lediglich gegen die Bewerber der anderen Parteien in demselben Wahlkreis durchsetzen, muss er in Zukunft zugleich im Wettbewerb mit den anderen Kandidaten seiner Partei in den anderen Wahlkreisen hinreichend gut abschneiden, um ein Mandat zu gewinnen. Damit nimmt die Erststimme an Bedeutung sogar noch zu und der Anreiz der Kandidaten steigt, um die Wählerstimmen zu kämpfen, was demokratietheoretisch in höchstem Maße wünschenswert ist.
 
        Eine Folge des Kappungsmodells, die kritisch gesehen wird, besteht darin, dass es zu sogenannten „verwaisten Wahlkreisen“ kommen wird, aus denen kein als Wahlkreiskandidat gewählter Abgeordneter im Bundestag sitzt. Dies heißt aber keineswegs, dass es dann keine aus dem Wahlkreis stammenden Abgeordneten gibt. Denn die Wahlkreiskandidaten anderer Parteien können über die Liste ihrer Parteien in den Bundestag eingezogen sein. Außerdem können vonseiten der Bürger auch Abgeordnete aus benachbarten Wahlkreisen angesprochen werden. Die Bedeutung lokaler Abgeordneter für die Repräsentation der Interessen der Bürger dürfte sich daher in Grenzen halten.19
 
        Für den größten Unmut über das neue Gesetz hat ohne Zweifel die Abschaffung der Grundmandatsklausel gesorgt, die gegen Ende des Gesetzgebungsprozesses eher en passant ins Gesetz geraten ist und daher auch nicht zum eigentlichen Kern der Reform gehört. Die Grundmandatsklausel ist eine alternative Bedingung zur Fünf-Prozent-Hürde und regelte in ihrer bisherigen Form, dass eine Partei, auch wenn sie an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert ist, an der Mandatsverteilung nach Zweitstimmen teilnehmen kann, wenn sie in mindestens drei Wahlkreisen ein Direktmandat errungen hat. Der Wegfall der Grundmandatsklausel wurde vor allem von der Linken und der CSU heftig kritisiert, bei denen das Risiko am höchsten ist, dass sie davon betroffen sein könnten. Die CSU übersprang 2021 mit 5,2 Prozent der Zweitstimmen nur noch äußerst knapp die Fünf-Prozent-Hürde. Die Linke nahm 2021 mit 4,9 Prozent der Zweitstimmen nur dank der Grundmandatsklausel an der proportionalen Sitzverteilung teil, weil sie in zwei Wahlkreisen in Berlin und einem in Leipzig ein Direktmandat gewonnen hatte, was ihr zu 39 Mandaten verhalf. Dabei profitierten alle drei Kandidaten offensichtlich in großem Ausmaß von Stimmensplitting, denn in allen drei Wahlkreisen lag das Zweitstimmenergebnis der Linken weit hinter ihrem Erststimmenergebnis, vor allem aber unter dem Zweitstimmenergebnis mindestens einer anderen Partei.
 
        FEHLENDER KONSENS ALS FUNDAMENTALES PROBLEM?
 
        Idealerweise sollten Wahlgesetze im Konsens verabschiedet werden. Das heißt aber nicht, dass die Umstände der Entscheidung nur dann ideal sind beziehungsweise gewesen sein können, wenn sie zum Konsens führen. Vielmehr sollte es unter idealen Umständen der Fall sein, dass eine Entscheidung grundsätzlich im Konsens verabschiedet werden könnte – nämlich dann, wenn alle beteiligten Akteure sich vernünftig verhalten und von der Verfolgung eigennütziger Interessen absehen würden. Das Scheitern des Konsenses ist daher kein K.O.-Kriterium für die Legitimation eines Wahlgesetzes, denn die Verweigerung der Zustimmung kann auch auf Eigeninteressen beruht haben.
 
        Konsensuell getroffene Entscheidungen sind also grundsätzlich unproblematisch, nicht im Konsens getroffene Entscheidungen müssen aber nicht zwangsläufig problematisch sein. Der Verfassungsrechtler Uwe Volkmann nennt Bedingungen, unter denen entsprechend einer „konstitutionellen Moral“ auch nicht im Konsens getroffene Entscheidungen gerechtfertigt sein könnten.20 Die wichtigste dieser Bedingungen ist die Wettbewerbsneutralität, das heißt keiner Partei darf durch die Regelung ein Nachteil entstehen. Ohne Zweifel ist die Abschaffung der Grundmandatsklausel mit Blick auf die Linke und die CSU nicht wettbewerbsneutral. Womöglich haben sogar durchaus machttaktische Überlegungen bei der Entscheidung der Ampel eine Rolle gespielt. Es ist also nicht auszuschließen, dass sogar die Absicht bestanden haben könnte, diesen Nachteil bewusst herbeizuführen. Aber das bedeutet keineswegs, dass die Abschaffung der Grundmandatsklausel nicht rechtens war, nicht einmal, dass sie moralisch verwerflich gewesen sein könnte. Denn die Bedingungen, die Volkmann aufstellt, sind lediglich hinreichende Bedingungen, keine notwendigen. Gegenüber dem Status quo würde die Wettbewerbsneutralität ja auch verletzt, wenn es sich bei der Reform um die Beseitigung eines ungerechtfertigten Vorteils handelt. Das wäre aber offensichtlich nicht falsch.
 
        Es gibt durchaus plausible Gründe, warum die Grundmandatsklausel für die Parteien, die bisher von ihr profitiert haben, einen solchen ungerechtfertigten Vorteil dargestellt haben könnte. Denn Parteien, die von der Grundmandatsklausel profitieren, sind insofern gegenüber Parteien im Vorteil, die ebenfalls an der Fünf-Prozent-Hürde scheitern, aber nicht mindestens drei Direktmandate haben. So gelang es 2013 etwa der FDP mit einem Zweitstimmenergebnis von 4,8 Prozent nicht, in den Bundestag einzuziehen, während die Linke 2021 mit 4,9 Prozent und die PDS 1994 sogar mit 4,4 Prozent der Zweitstimmen mit so vielen Sitzen einzogen, wie es ihrem Zweitstimmenanteil entsprach, da sie jeweils genug Direktmandate gewonnen hatten.
 
        Der Zweck der Fünf-Prozent-Hürde besteht offensichtlich darin, dass sie die Vertretung von „einseitigen Interessen“21 durch Parteien verhindern soll, die nur sehr kleine Gruppen bedienen, nicht am Gesamtwohl orientiert sind und dabei zu einer Zersplitterung des Parteiensystems beitragen, die die Arbeits und Funktionsweise des Bundestages beeinträchtigt. Die Ausnahme in Form der Grundmandatsklausel kann nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts durch den Gesetzgeber dadurch als begründet angesehen werden, dass der Gewinn einer relativen Mehrheit in drei Wahlkreisen belegt, „daß diese Partei besondere Anliegen aufgegriffen hat, die eine Repräsentanz im Parlament rechtfertigen“.22 Dies führt nun zu einer etwas paradox anmutenden Schlussfolgerung: Die Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Grundmandatsklausel besteht gerade darin, dass die Gewinner der mindestens drei Wahlkreismandate in erster Linie als Vertreter ihrer Partei und nicht als besonders herausragende Persönlichkeiten gewählt worden sind. Wenn aber die drei Direktmandate vor allem aufgrund strategischen Wählens zustande gekommen sind, wie es bei der Linken 2021 der Fall war, dann wird man daraus keine Unterstützung der Partei ableiten können. Des Weiteren gilt, dass der Gewinn von drei Direktmandaten heutzutage etwas grundlegend anderes bedeutet als 1956, als die Grundmandatsklausel beschlossen wurde (Abbildung). Es ist auch logisch nicht zu erkennen, warum zum Beispiel 4,5 Prozent einer regional konzentrierten Partei wie der CSU repräsentationswürdiger sein sollten als die 4,8 Prozent einer bundesweit streuenden Partei, wie es bei der FDP 2013 der Fall war. Eine solche Bevorzugung von nur regional antretenden Parteien zöge gerade die Gefahr nach sich, dass es hier um die Vertretung „einseitiger Interessen“ gehen könnte. In seinem Urteil vom 30. Juli 2024 hat das Bundesverfassungsgericht noch einmal bekräftigt, dass es im Ermessen des Gesetzgebers liegt, ob er eine Grundmandatsklausel im Wahlgesetz verankern möchte oder nicht.23 Die Abschaffung der Grundmandatsklausel durch die Reform selbst war daher nicht verfassungswidrig. Problematisch allerdings ist aus Sicht des Bundesverfassungsgerichts, dass dies zur Verschärfung der Fünf-Prozent-Hürde für die CSU führt, die mit der CDU eine Fraktionsgemeinschaft bildet und mit dieser nirgends bei Wahlen konkurriert. Ein solcher Parteienverbund aber müsse wie eine Einheit betrachtet werden und die Fünf-Prozent-Hürde konsequenterweise für den Verbund als Ganzes angewandt werden. Die salomonische Weisheit der Begründung der Schutzwürdigkeit der CSU beruht also gerade nicht auf ihrer Besonderheit als die Vertreterin regionaler Interessen, sondern darauf, dass sie wie ein Teil der Union aus CDU und CSU zu betrachten ist. Solange es keine explizite Regelung für eine solche Konstellation gibt, hat das Bundesverfassungsgericht die Grundmandatsklausel vorübergehend wieder eingesetzt, nicht weil diese etwa die angemessene oder gar beste Lösung für das Problem wäre, sondern weil sie „den Parteien und Wählerinnen und Wählern bekannt“ ist. Der Wesenskern der Reform, das Prinzip der Zweitstimmendeckung der Direktmandate, wurde vom Bundesverfassungsgericht in keiner Weise beanstandet.
 
        FAZIT
 
        Die Reform von 2023 ist in ihrem Kern erfolgreich und löst das Problem, um das es geht, auf effektive und konsequente Weise. Was die Abschaffung der Grundmandatsklausel angeht, so ist die Bewertung nicht eindeutig. Man kann der Ansicht sein, dass es ein Gebot der politischen Klugheit gewesen wäre, auf diese Maßnahme zu verzichten, um die voraussehbaren Konflikte zwischen den Parteien zu vermeiden. Aber genauso gut kann man es als Ausdruck politischer Verantwortung sehen, einen Konflikt um der Sache willen in Kauf zu nehmen. Dass die Sache dabei womöglich als Nebeneffekt auch den eigenen Interessen dient, ist so irrelevant wie die Absicht der Akteure, solange die Sache mit guten Gründen verteidigt werden kann. „Eine Handlung aus Pflicht hat ihren moralischen Wert nicht in der Absicht, welche dadurch erreicht werden soll, sondern in der Maxime, nach der sie beschlossen wird (…).“24
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        KEINE REINE REGIERUNGSSACHE
 
        Zunehmende Parlamentarisierung der Außen- und Sicherheitspolitik
 
        Jelena von Achenbach
 
        Die Außenpolitik ist im Wesentlichen Sache der Bundesregierung. Diese vertritt die Bundesrepublik in zwischen- und überstaatlichen Beratungen und Verhandlungen, wie in den UN, der NATO oder im Rahmen von Treffen der G7- oder G20-Staaten. Sie entscheidet und handelt in den Fragen der äußeren Sicherheit und Verteidigung, der Zusammenarbeit oder Konfrontation mit anderen Staaten. Dabei berät sie über ihre Ziele, Einschätzungen und Vorgehensweisen grundsätzlich nicht öffentlich; die Beratungen unterfallen dem exekutiven Arkanbereich. Der Bundestag kann sich daher im Regelfall nur nachvollziehend mit außenpolitischen Vorhaben und Vorgängen befassen, mittels seiner allgemeinen Frage-, Debatten- und Entschließungsrechte.
 
        Der Bundestag hat zwar in einzelnen Aspekten der auswärtigen Gewalt Mitentscheidungs- und Beteiligungsrechte: insbesondere, wenn die Bundeswehr bewaffnet im Ausland eingesetzt wird, beim Abschluss völkerrechtlicher Verträge und bei der Mitwirkung an der europäischen Integration. Aber diese Rechte sind – so die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – Ausnahmen von dem Grundsatz, dass die Außenpolitik in der Gewaltenteilung des Grundgesetzes der Regierung zugeordnet ist. Sie sind eng zu deuten und nicht verallgemeinerbar.
 
        So lehnt das Bundesverfassungsgericht es ab, für politisch und gesellschaftlich bedeutsame, umstrittene Vorgänge außenpolitische Mitentscheidungsrechte des Bundestages erweiternd auszulegen. Dafür stehen die Urteile, die das Gericht zur Stationierung von sogenannten Pershing-Raketen in Deutschland im Kontext des Kalten Krieges und, nach dessen Ende, zur Weiterentwicklung der NATO und ihrer strategischen Ausrichtung gefällt hat.01 Indessen hat das Gericht ein im Grundgesetz nicht benanntes Mitwirkungsrecht des Bundestages überhaupt erst eingeführt: den sogenannten Parlamentsvorbehalt für Einsätze der Bundeswehr. Entwickelt hat ihn das Gericht anhand des Einsatzes der Bundeswehr bei der Luftraumüberwachung gegen Serbien/Montenegro 1992 im Kontext der Jugoslawienkriege.02
 
        TRADITIONELLE STAATSAUFFASSUNG
 
        Auch zur Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestehen zwischen den politischen Parteien und in der Gesellschaft vielfach unterschiedliche Positionen. Das betrifft Bundeswehreinsätze, Rüstungslieferungen und deren Gewichtung im Verhältnis zur Diplomatie, die Gestaltung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu anderen Ländern, einschließlich der Entwicklungszusammenarbeit und der Kooperation mit ausländischen Nachrichtendiensten, oder die Entwicklung internationaler Organisationen wie der NATO und der Vereinten Nationen. Dabei ist die internationale Zusammenarbeit im Zuge der Globalisierung in vielen Politikfeldern immer dichter und politisch bedeutsamer geworden, gerade im Umgang mit Klimawandel, Sicherheitsfragen und Migration.
 
        Die Maxime des Bundesverfassungsgerichts, dass die Außenpolitik der Bundesregierung zur eigenverantwortlichen Aufgabenwahrnehmung zuzuordnen sei, ist davon indes unberührt geblieben. Das Gericht argumentiert seit 1984 gleichlautend, dass „institutionell und auf Dauer typischerweise allein die Regierung in hinreichendem Maße über die personellen, sachlichen und organisatorischen Möglichkeiten verfügt, auf wechselnde äußere Lagen zügig und sachgerecht zu reagieren und so die staatliche Aufgabe, die auswärtigen Angelegenheiten verantwortlich wahrzunehmen, bestmöglich zu erfüllen“.03
 
        Dieses Dogma, nach dem die außenpolitische Rolle des Bundestages schon aus funktionalen Gründen beschränkt sei, spiegelt – wie das Gericht selbst bekennt – eine traditionelle Staatsauffassung wider.04 Diese hat ihre Wurzeln im vordemokratischen, monarchischen Staatsdenken über die auswärtige Gewalt.05 Dabei hat sich die Erwägung, dass institutionell allein die Exekutive für das äußere Handeln aufgestellt sei, im Wesentlichen am Fall der Kriegsführung herausgebildet. Die Annahme ist, dass kriegerische Auseinandersetzungen von einer kurzfristigen und wechselhaften Handlungslogik der militärischen Schlagkraft und Wirkmacht geprägt seien, denen nur eine an militärischer Effektivität ausgerichtete und darin souveräne monokratische Führung gerecht werden könne.06 Dahinter steht eine staatstheoretische Auffassung, die die Streitkräfte letztlich als eine nicht nur gegenüber dem Parlament abgeschirmte, sondern selbst gegenüber der Exekutive eigenständige und notwendig extrakonstitutionelle „Vierte Gewalt“ im Staat sieht – und damit einer rechtlichen Bindung gemäß demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien grundsätzlich entgegensteht.07
 
        Die traditionelle Staatsauffassung einer für die Außenpolitik alleinzuständigen Exekutive hält das Bundesverfassungsgericht auch angesichts der globalisierten, internationalisierten und europäisierten Gegenwart unverändert aufrecht. Trotzdem ist das Bild komplexer: Denn tatsächlich verfolgt das Gericht in einem bestimmten Bereich nachdrücklich das Ziel, dass die Bundesregierung den Bundestag wirksam und umfassend an der überstaatlichen Politikgestaltung beteiligt: nämlich auf dem weiten Feld der europäischen Integration. Auch in diesem Kontext vertritt die Bundesregierung Deutschland – nämlich im Rat der Europäischen Union und im Europäischen Rat. Diesen spezifischen Aspekt der Außenvertretung durch die Bundesregierung hat das Gericht auf der Grundlage des Artikels 23 Absatz 2 und 3 Grundgesetz extensiv begleitenden Informations-, Befassungs- und Stellungnahmerechten des Bundestages unterworfen. Dabei bezieht es nicht allein die supranationale Rechtsetzung, sondern auch nicht-supranationalisiertes Unionshandeln und sogar zwischenstaatliches Handeln mit einer funktionalen Nähe zur Union ein.
 
        Zwar bleiben die unterschiedlichen Bereiche der Außenpolitik in der Rechtsprechung dogmatisch mehr oder weniger unverbunden.08 Insbesondere hat sich die Rechtsprechung zur Mitwirkung des Bundestages an den Angelegenheiten der Europäischen Union unabhängig von der Rechtsprechung zur Beteiligung an internationalem Handeln herausgebildet; mit Artikel 23 Absatz 2 und 3 GG gilt auch ein spezifisches verfassungsrechtliches Regime. Aber wie der Bundestag ausgreifend in die EU-Politikgestaltung einbezogen wird, unterläuft die traditionelle Staatsauffassung insgesamt. Das zeigt sich besonders deutlich an zwei Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts.
 
        UNTERRICHTUNGSPFLICHTEN ZUM VÖLKERRECHTLICHEN VERTRAG IM EU-KONTEXT
 
        2012 hat das Bundesverfassungsgericht im Kontext der Finanz- und Wirtschaftskrise in der Europäischen Währungsunion entschieden, dass die parlamentarischen Unterrichtungsrechte über Angelegenheiten der Union aus Artikel 23 Absatz 2 GG, insbesondere die Zuleitungspflicht für Dokumente zu Unionsvorhaben, sich auch auf völkerrechtliche Verträge in einem besonderen Näheverhältnis zum Unionsrecht beziehen. Konkret ging es um den Europäischen Stabilisierungsmechanismus (ESM), der als eigenständiges, zwischenstaatliches Finanzierungsinstrument außerhalb des Unionshaushalts eine wichtige Funktion in der Wirtschafts- und Währungsunion hat. Um die Stabilität des Euro zu gewährleisten, stellt der ESM Finanzmittel bereit, die Mitgliedern mit schwerwiegenden Finanzierungsproblemen als Stabilitätshilfen gewährt werden können. Dabei werden die Finanzhilfen mit Rückzahlungsverpflichtungen vergeben, die die sozial- und wirtschaftspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten der unterstützten Mitgliedstaaten deutlich beschränken. Für die darlehensfinanzierten Hilfen aus dem ESM haften die Mitgliedstaaten anteilig in der Höhe ihres Stammkapitals; der ESM begründet damit finanzielle Verpflichtungen der nationalen Haushalte. Die Errichtung des ESM betraf politische Grundsatzfragen in der Währungsunion, insbesondere die Absicherung des Euro und die ökonomische Solidarität innerhalb der Union.
 
        Der ESM wurde nicht durch einen Rechtsakt der Union, sondern als zwischenstaatliches Instrument durch einen völkerrechtlichen Vertrag der Mitgliedstaaten eingerichtet. Die Bundesregierung unterrichtete den Bundestag über Aspekte des Verhandlungsprozesses mündlich, leitete jedoch vorliegende Dokumente über die Errichtung des ESM nicht zu, insbesondere ein Konzeptpapier der Kommission und einen Entwurf des Vertrags über den ESM. Hiergegen hatte eine Oppositionsfraktion geklagt – und das Gericht gab ihr Recht: Aus Artikel 23 Absatz 2 GG ergibt sich ein Anspruch des Bundestages darauf, die Dokumente zu erhalten.
 
        In der Auslegung der parlamentarischen Mitwirkungsrechte im Grundgesetz, die das Gericht in dem Urteil entwickelt, wirkt die traditionelle Staatsauffassung zunächst fort: Das Gericht versteht die parlamentarische Mitwirkung an der europäischen Integration nach Artikel 23 Absatz 2 GG als Ausnahme von der ausschließlichen Zuständigkeit der Regierung für die Außenpolitik.09 Es deutet die Beteiligungsrechte des Bundestages in den europäischen Angelegenheiten als „Kompensation“ für die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Union.10 Es gehe um die mit der europäischen Integration verbundenen Verschiebungen im nationalen Gewaltengefüge, die zulasten der Gesetzgebungsorgane und zugunsten der Exekutiven gingen.11 Das fordere die parlamentarische Demokratie auf nationaler Ebene heraus: Das Parlament werde aus der Rolle der zentralen Entscheidungsinstanz teilweise verdrängt. Die nationalen Parlamente stärker in den Integrationsprozess einzubinden, könne deren Kompetenzverluste gegenüber der jeweiligen nationalen Regierung ausgleichen („Kompensationsgedanke“).12 Damit verankert das Gericht die europapolitischen Mitwirkungsrechte des Bundestages in der innerstaatlichen Funktionenordnung, wie sie vor der Integration bestand.
 
        Nun handelt es sich beim ESM-Vertrag aber nicht um Rechtsetzung der Union in Anwendung der ihr übertragenen Hoheitsrechte, die der Bundestag gemeinsam mit den anderen nationalen Gesetzgebern verloren hat. Es handelt sich um einen völkerrechtlichen Vertrag, wenn auch um einen, der, wie das Gericht ausführlich begründet, funktional auf das Recht der Union bezogen ist.13 Völkerrechtliche Verträge zu verhandeln, liegt jedoch nach der allgemeinen Gewaltenordnung des Grundgesetzes in der Zuständigkeit der Bundesregierung; der Bundestag ist nach Artikel 59 Absatz 2 GG auf die nachträgliche Zustimmung beschränkt. Ob die Bundesregierung im Rahmen völkerrechtlicher Vertragsverhandlungen Unterrichtungspflichten treffen, ist bislang ungeklärt.14 Daher unterrichtet die Bundesregierung über internationale Vertragsverhandlungen bislang nach eigenem Gutdünken und jedenfalls ohne Anerkennung einer Rechtspflicht.
 
        Für den völkerrechtlichen ESM-Vertrag begründet das Gericht nun aber aus Artikel 23 Absatz 2 GG eine Unterrichtungspflicht, deren Auslegung es daran orientiert, dem Bundestag eine „frühzeitige und effektive Einflussnahme auf die Willensbildung der Bundesregierung“ zu eröffnen.15 Das Gericht verfolgt ausdrücklich eine weite Auslegung des Mitwirkungsrechts und seines tatbestandlichen Anwendungsbereichs.16 Es betont, dass der Bundestag gerade nicht in eine „bloß nachvollziehende Rolle“ geraten dürfe: Er müsse durch eine ausreichende Informationsgrundlage in die Lage versetzt werden, das Handeln der Regierung zu beeinflussen. Das geht nur mit der begleitenden, frühestmöglichen Dokumentenzuleitung, erforderlichenfalls ergänzt durch mündliche Information.
 
        Die Unterrichtungspflicht soll, wie das Gericht formuliert, dazu beitragen, „Informationsasymmetrien“ zwischen Bundesregierung und Bundestag auszugleichen.17 Das gebietet die frühestmögliche, unverzügliche und umfängliche Zuleitung von Dokumenten, die die Bundesregierung selbst erhält oder in einen europäischen Verhandlungsprozess einbringt.18 Die Teilhabe des Bundestages an Konzepten, Entwürfen, Vorlagen, Non-Papers und sonstigen Dokumenten, die Teil und Gegenstand der Willensbildung auf europäischer Ebene und der mitgliedstaatlichen Regierungen sind, ist in der Praxis unverzichtbare Grundlage einer tatsächlich eigenständigen, unabhängigen parlamentarischen Meinungs- und Willensbildung. Solche Dokumente sind prägender Teil der europäischen Politikgestaltung. Zugleich ist dieser Prozess in diesem Stadium noch nicht abgeschlossen. Nur in der zeitlichen Phase, in der Konzepte und Beschlussentwürfe entwickelt und beraten werden, ist der politische Prozess noch offen. Nur dann ist es noch möglich, dass eine Einwirkung des Bundestages auf die Bundesregierung und deren Positionierung auf europäischer Ebene politisch zum Tragen kommen kann.
 
        Interessanterweise zieht das Gericht ausführlich auch demokratische Erwägungen heran, um zu begründen, dass der Bundestag ein Recht auf die Entwurfsdokumente des völkerrechtlichen ESM-Vertrages hatte: Die Öffentlichkeit der parlamentarischen Auseinandersetzung eröffne im Vergleich zu intransparenten Beratungen weitere Möglichkeiten des Interessenausgleichs, stärke die Responsivität für die Interessen und Überzeugungen der Bürger und schaffe die Voraussetzung für deren demokratische Kontrollausübung.19 Das Gericht betont, dass „Entscheidungen von erheblicher rechtlicher oder faktischer Bedeutung für die Spielräume künftiger Gesetzgebung“ ein Verfahren vorausgehen müsse, das eine öffentliche Meinungs- und Willensbildung ermögliche und in dem das Parlament die Rechtfertigung und Reichweite der zu beschließenden Maßnahmen kläre.20 Es ist offensichtlich, dass die regierungsinterne Beratung, die die Öffentlichkeit ausschließt, dies nicht leistet.
 
        Das Urteil zum ESM-Vertrag ist bemerkenswert, weil es einen spezifischen Aspekt der auswärtigen Gewalt – den völkerrechtlichen Vertrag im Unionskontext – mit ganz offensichtlich verallgemeinerbaren, ja, allgemeingültigen Argumenten parlamentarisiert: Es unterwirft die Verhandlung solcher völkerrechtlichen Verträge einem weitreichenden Unterrichtungsregime. Dies zielt darauf, die aus der Außenvertretung durch die Regierung folgende Informationsasymmetrie auszugleichen, die das Parlament strukturell benachteiligt. Der Bundestag soll damit in die Lage versetzt werden, Öffentlichkeit herzustellen und frühzeitig und effektiv auf die Positionierung der Bundesregierung Einfluss zu nehmen. Das soll sicherstellen, dass die überstaatlichen Entscheidungen, an denen die Bundesregierung beteiligt ist und die in die innerstaatliche Politikgestaltung rechtlich oder auch bloß faktisch hineinwirken, demokratisch angebunden und legitimiert werden.
 
        Informationsasymmetrien zulasten von Parlament und Öffentlichkeit entstehen immer dann, wenn die Regierung im überstaatlichen Kontext handelt, und die überstaatliche Politik, die sie mitgestaltet, wirkt vielfach in den innerstaatlichen Bereich hinein, zum Teil durch förmliche Rechtsverpflichtungen, zum Teil in der Form politisch-faktischer Bindungseffekte – auch solche nimmt das Gericht ausdrücklich in den Blick. Das heißt, dass die argumentativen Gründe, die das Gericht für die Parlamentarisierung des völkerrechtlichen Vertrags im Unionskontext anführt, ebenso für Verträge außerhalb dieses Kontexts Geltung beanspruchen.
 
        UNTERRICHTUNGSPFLICHTEN ZUR EU-AUẞEN-, SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK
 
        2022 hat das Bundesverfassungsgericht am Fall der Vorbereitung des EU-Militäreinsatzes im Mittelmeer EUNAVFOR MED (European Union Naval Force – Mediterranean) 2015 geklärt, dass die Bundesregierung den Bundestag auch in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und der dazu zählenden Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der Europäischen Union gemäß Artikel 23 Absatz 2 GG durch Dokumentenzuleitung unterrichten muss.21 Dabei ging es um das sogenannte Krisenmanagementkonzept für einen militärischen Einsatz im Kontext der verstärkten Migrationsbewegungen im südlichen und zentralen Mittelmeer und der großen Zahl an Schiffsunglücken mit hohen Opferzahlen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten standen bei der Planung des Militäreinsatzes vor ganz grundsätzlichen und kontroversen Fragen, wie mit der verstärkten Migrationsbewegung aus armen und krisen- und konfliktgeprägten Regionen nach Europa umzugehen sei.
 
        Das unter der Führung der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini entwickelte Krisenmanagementkonzept, mit dem letztlich über diese Fragen entschieden wurde, war ein hochpolitisches Dokument, an dem ein klares parlamentarisches und öffentliches Interesse bestand. Die Bundesregierung erkannte jedoch bis zum Urteil in der Sache EUNAVFOR MED für das gesamte Politikfeld der GASP/GSVP grundsätzlich nicht an, dass die parlamentarischen Informations- und Mitwirkungsrechte im Sinne des Grundgesetzes gelten. Sie reichte das Krisenmanagementkonzept für den vom Rat zu beschließenden Militäreinsatz nicht an den Bundestag weiter. Darin scheint das bereits umrissene tradierte Verständnis auf, dass die Regierung in der Außenpolitik von parlamentarischer Mitwirkung grundsätzlich freigestellt sei.22
 
        Auch das Gericht nimmt die traditionelle Staatsauffassung wiederum in Bezug und bestätigt die Lesart, dass die Beteiligungsrechte des Bundestages in den europäischen Angelegenheiten als „Kompensation“ für die Übertragung von Hoheitsrechten an die Union dienten.23 Wo Gesetzgebungsbefugnisse an die Union übertragen wurden, werde der Bereich der parlamentarischen Gestaltung kleiner; zugleich vergrößere sich die Handlungssphäre der Bundesregierung, die im Rat direkt an der europäischen Gesetzgebung mitwirkt.24
 
        Die europapolitischen Mitwirkungsrechte des Bundestages sind danach aus der innerstaatlichen Funktionenordnung abgeleitet, wie sie vor der Übertragung von Hoheitsrechten an die Union bestand. In der GASP/GSVP wurden jedoch, wie das Gericht ausdrücklich festhält, keine Gesetzgebungszuständigkeiten an die Union übertragen. Damit fehlt von vornherein ein Kompetenzverlust des Bundestages, sodass eine Kompensation durch Mitwirkung nach Artikel 23 Absatz 2 GG nicht angezeigt wäre. Entsprechend hatte die Bundesregierung argumentiert.25 Danach sollte sich auch in Bezug auf die EU-Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik die grundsätzliche Alleinzuständigkeit der Bundesregierung für die auswärtigen Angelegenheiten durchsetzen.
 
        Das Gericht folgt dieser Auffassung jedoch nicht. In der GASP/GSVP seien zwar keine Hoheitsrechte übertragen worden, aber der Politikbereich sei Teil des Integrationsprogramms der Europäischen Union.26 Damit löst das Gericht allerdings Artikel 23 Absatz 2 GG vom Kompensationsgedanken ab. Es unterscheidet in Bezug auf die parlamentarische Mitwirkung an der Unionspolitik eben nicht qualitativ zwischen auswärtigen und inneren Angelegenheiten. Das Gericht begründet die Mitwirkung des Bundestages an der GASP/GSVP wiederum mit demokratischen Erwägungen; die Argumentation folgt der zum ESM-Vertrag.27 Das Gericht betont, dass das Parlament frühestmöglich auf einen der Regierung im Wesentlichen ebenbürtigen Informationsstand gebracht werden muss, damit es eine eigene europapolitische Agenda verfolgen kann.28 Insgesamt hat die Entscheidung die Mitwirkungsrechte des Bundestages in Außen- und Verteidigungsangelegenheiten konzeptionell auf eine neue Stufe gehoben.
 
        VERFASSUNGSENTWICKLUNG DER AUẞENPOLITISCHEN GEWALTENTEILUNG
 
        Die Gewaltenteilung in der Außenpolitik wird in drei Punkten erheblich fortentwickelt. Erstens durchbricht die umfängliche inhaltliche Teilhabe des Bundestages an der Europapolitik, die Artikel 23 Absatz 2 GG eröffnet, schon an und für sich das Dogma, dass die Exekutive funktionsbedingt für die äußeren Angelegenheiten allein zuständig sein müsse. Handelt die Bundesregierung in der Union, ist sie uneingeschränkt in einen Verantwortungsverbund mit dem Bundestag eingebunden: Zwischen der handlungsverantwortlichen Bundesregierung und dem „demokratieverantwortlichen“ Bundestag besteht ein Konsultationsverhältnis, in dem das Parlament politisch-diskursiv auf die Regierung und ihr Handeln einwirkt.29
 
        Zudem aber verweist diese Parlamentarisierung der Europapolitik über sich selbst und den durch Artikel 23 GG gezogenen Anwendungsbereich hinaus. Das zeigt sich zweitens in einem weiteren Moment der Parlamentarisierung: Auch völkerrechtliche Verträge unterfallen nicht mehr ausschließlich dem Vorbehalt der nachträglichen Zustimmung durch den Bundestag. Im Unionskontext hat das Bundesverfassungsgericht das Modell entwickelt, dass der Bundestag zu völkerrechtlichen Vertragsverhandlungen begleitend durch Dokumentenzuleitung unterrichtet wird. Dieses Modell beruht im Wesentlichen auf demokratischen Erwägungen. Diese beanspruchen allgemeine Geltung für rechtliche und politische Bindungen, die die Bundesregierung für die Bundesrepublik zwischen- oder überstaatlich einzugehen gedenkt: Öffentlichkeit und eine pluralistische Meinungs- und Willensbildung über das konkrete Vorhaben sind notwendig, damit die demokratische Verantwortlichkeit gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern mit Leben gefüllt wird und nicht nur abstraktes Prinzip bleibt.
 
        Es kommt ein dritter Punkt hinzu: Die Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Union unterfällt uneingeschränkt der Teilhabe des Bundestages nach Artikel 23 Absatz 2 GG. Damit gibt das Gericht klar den Fokus auf, dass die Teilhabe des Bundestages der Kompensation für die Abgabe gesetzgeberischer Zuständigkeiten dient. Vielmehr wird das Wissensgefälle zwischen Bundesregierung und Bundestag zu einem wesentlichen, tragenden Argument, weil es ein Hindernis für die demokratische Willensbildung ist. Das aber gilt nicht allein in der Union, sondern in zwischen- und überstaatlichen Kontexten generell. In den demokratieprinzipiellen Erwägungen des Urteils ist angelegt, dass der Bundestag auch zu internationalen Verhandlungs- und Entscheidungsprozessen auf einen der Regierung ebenbürtigen Informationsstand gebracht werden müsste.
 
        Diese Vorgänge der Parlamentarisierung prägen zunehmend auch die Erwartungen, die Abgeordnete hinsichtlich der außenpolitischen Rolle des Bundestages insgesamt haben: Die parlamentarische Teilhabe an der auswärtigen Gewalt im Bereich der Europapolitik wird als Normal- und Regelfall wahrgenommen. Dafür steht etwa der Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Gewaltenteilung bei internationalen Entscheidungsprozessen, den die damaligen Oppositionsfraktionen FDP und Bündnis 90/Die Grünen 2019 eingebracht haben. Er sollte die Teilnahme der Bundesregierung an der internationalen Gipfeldiplomatie und an UN-Generalversammlungen stärker parlamentarisch anbinden, indem dazu Vor- und Nachbereitungsdebatten mit der Bundesregierung stattfinden sollten.30
 
        POLITISIERUNG DURCH PARLAMENTARISIERUNG
 
        Dass das Handeln der Regierung an die Willensbildung im Bundestag und damit an eine Politisierung in der Öffentlichkeit angebunden ist, ist demokratisch unverzichtbar. Die allgemeine, institutionsbezogene Legitimation der Bundesregierung, die von der Wahl des Bundeskanzlers abgeleitet ist, kann den Legitimationsbedarf allein nicht decken. Das gilt auch in der Außenpolitik. Wie die Regierung handelt, bedarf konkret einer sachlich-inhaltlichen Legitimation, die sich vom Parlament herleitet.31 Die Außenpolitik ist jedoch kaum durch Gesetzgebung geprägt, sodass die Gesetzesbindung in diesem Bereich nicht als Faktor zur Geltung kommt.
 
        Umso wesentlicher ist, dass das Parlament nicht durch das exekutive Unterrichtungs- und Zuleitungsgebahren in der Außenpolitik darauf beschränkt wird, abgeschlossene Entscheidungen und Akte der Bundesregierung nachzuvollziehen. Das Gericht erkennt einerseits in ständiger Rechtsprechung einen sogenannten Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung an. Dieser schirmt den Prozess der internen Entscheidungsfindung der Regierung ab, was sich insbesondere auf Erörterungen im Kabinett und die Vorbereitung von Kabinetts- und Ressortentscheidungen erstreckt. Andererseits ist die Einflussnahme auf die Willensbildung der Regierung gerade der Zweck der Unterrichtung nach Artikel 23 Absatz 2 GG – und auch der allgemeinen parlamentarischen Kontrolle, die der Bundestag über seine Frage-, Debatten- und Entschließungsrechte ausübt.32 Dies begrenzt die Berufung auf den Kernbereich. Die Bundesregierung muss durch das Zuleiten von Dokumenten ermöglichen, dass der Bundestag sich autonom mit zwischen- und überstaatlichen Vorhaben befassen, sich positionieren und artikulieren kann, bevor die Bundesregierung ihr Vorgehen festlegt.
 
        Das demokratische Leitbild ist folgendes: Vor den Augen der Allgemeinheit und im Austausch mit dieser findet eine inhaltlich offene, öffentliche Meinungs- und Willensbildung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier von regierungstragender Mehrheit und Opposition und eine mehrheitliche Positionierung statt. Das bedeutet nicht, dass der Bundestag gewaltenteilungswidrig „mitregiert“. Es geht vielmehr darum, dass die Regierung nicht ohne Rückbindung an Parlament und demokratische Öffentlichkeit „durchregiert“.
 
        Die öffentliche parlamentarische Befassung eröffnet eine politisch-kommunikative, diskursive Einwirkung auf die Regierung. Es geht darum, dass die Regierung sich selbsttätig für vorgebrachte Erwägungen öffnet oder sich politisch abgrenzt, sich aber jedenfalls politisch auseinandersetzt und öffentlich erklärt, warum sie wie zu handeln gedenkt.33 Es geht um eine gemeinsame politische Verantwortung von Parlament und Regierung, sodass die außenpolitische Positionsfindung der Regierung in eine parlamentarische und allgemeine Auseinandersetzung eingebettet ist, in der die Regierung auch öffentlich mit Kritik und Alternativvorschlägen zu ihrem geplanten Vorgehen konfrontiert ist.34 Die außenpolitische Teilhabe des Bundestages auf Grundsatzfragen zu begrenzen, ist dabei nicht angezeigt. Oft werfen außenpolitische Einzelfallentscheidungen grundsätzliche Fragen auf, während abstrakt-allgemeine Grundsatzfragen der Außenpolitik im Alltagsgeschäft schwerer politisierbar sind als konkrete Entscheidungskonstellationen. Weder die Funktion noch die Leistungsfähigkeit des Bundestages gebieten, dass er nur mit Grundsatzfragen der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik befasst wird.35 Der Bundestag hat sich europäisiert und befasst sich ohnehin intensiv mit vielen Themen und innerstaatlichen Effekten internationaler Verhandlungen etwa zur Klima-, Sicherheits- und Migrationspolitik.
 
        Infolge der Parlamentarisierungsbewegungen in der auswärtigen Gewalt, die hier beleuchtet wurden, wird es zunehmend kontrafaktisch und unglaubwürdig, an der traditionellen Staatsauffassung festzuhalten, dass eine exekutive Alleinzuständigkeit für die auswärtigen Angelegenheiten funktional geboten und verfassungsrechtlich angemessen ist. Zwar hat das Gericht aus seinen demokratischen Erwägungen noch nicht die allgemeine Konsequenz gezogen.36 Aber das Argument, dass die informierte parlamentarische Befassung Voraussetzung dafür ist, dass außenpolitische Vorhaben demokratisch legitimiert werden, führt zu einer grundsätzlichen Einsicht: Den Bundestag darauf zu beschränken, die außenpolitischen Entscheidungen der Bundesregierung bloß nachzuvollziehen, wird der offenen und zugleich demokratisch verfassten Staatlichkeit des Grundgesetzes in einer globalisierten, internationalisierten Welt nicht mehr gerecht.
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        11 Vgl. ebd., Rn. 96.
 
        12 Vgl. ebd., Rn. 96, Rn. 103.
 
        13 Vgl. ebd., Rn. 99ff.
 
        14 Ausdrücklich mit Verweis darauf vgl. ebd., Rn. 93.
 
        15 Ebd., Rn. 107.
 
        16 Vgl. ebd., Rn. 99ff.
 
        17 Vgl. ebd., Rn. 109.
 
        18 Vgl. ebd., Rn. 116ff.
 
        19 Vgl. ebd., Rn. 113.
 
        20 Vgl. ebd., Rn. 114.
 
        21 Die folgende Argumentation basiert auf der Urteilsanalyse in Jelena von Achenbach, Der Bundestag in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU und die Verfassungsentwicklung der auswärtigen Gewalt, in: Juristenzeitung 6/2023, S. 237–245, hier S. 237.
 
        22 Vgl. BVerfGE 163, 298, Rn. 46f.
 
        23 Vgl. ebd., Rn. 70, Rn. 77.
 
        24 Vgl. in diesem Sinne ebd., Rn. 70f.
 
        25 Vgl. ebd., Rn. 45.
 
        26 Vgl. ebd., Rn. 105.
 
        27 Vgl. ebd., Rn. 87, wie in BVerfGE 131, 152, Rn. 112.
 
        28 Vgl. ebd., Rn. 78.
 
        29 Vgl. Jelena von Achenbach, Parlamentarische Informationsrechte und Gewaltenteilung in der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen 3/2017, S. 491–515, hier S. 497.
 
        30 Vgl. Bundestags-Drucksache 19/11151, 25.6.2019.
 
        31 Vgl. Wolfgang Böckenförde, Demokratie als Verfassungsprinzip, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Heidelberg 20043, §24, Rn. 21.
 
        32 Vgl. BVerfGE 163, 298, Rn. 67, Rn. 82.
 
        33 Vgl. von Achenbach (Anm. 29), S. 506ff.
 
        34 Zur gemeinsamen Verantwortung BVerfGE 163, 298, Rn. 65. Siehe zudem bereits BVerfGE 131, 152, S. 204ff., wo ausführlich der Gedanke entfaltet wird, dass Artikel 23 Absatz 2 GG die diskursive Kapazität der öffentlichen parlamentarischen Willensbildung aktivieren solle, siehe auch BVerfGE 163, 298, Rn. 87.
 
        35 Im Sinne einer besseren Verwirklichung des demokratischen Potenzials des Parlaments durch eine Konzentration auf Grundsatzfragen der Außenpolitik hingegen Ley (Anm. 5), S. 340ff.
 
        36 Zu der äußerst restriktiven Auslegung der Informationsrechte des Bundestages im Bereich der Rüstungsexporte vgl. Jelena von Achenbach, Anmerkung zu BVerfG, Urteil v. 21.10.2014 – 2 BvE 5/11, in: Juristenzeitung 2/2015, S. 96–99; Heike Krieger, Verteidigung in Zeiten des geopolitischen Wandels, in: Juristenzeitung 21/2022, S. 1013–1021, hier S. 1013.
 
      

       
        POLITISCHE KOMMUNIKATION ZWISCHEN WÄHLERN UND GEWÄHLTEN
 
        Zeithistorische Befunde
 
        Claudia C. Gatzka
 
        Die parlamentarische Demokratie lebt von der Fiktion, dass die Interessen und politischen Anschauungen der Bürgerinnen und Bürger in der Zusammensetzung des Parlaments ihren Ausdruck finden. Genauer betrachtet, bringen Parlamente jedoch nur Momentaufnahmen des Wählerwillens zum Ausdruck. Die Erwägungen, die einer Wahlentscheidung zugrunde lagen, können gerade in Zeiten wachsender Volatilität der Wählerschaft wenige Monate nach einer Wahl bereits ganz andere sein. Nicht nur deshalb war und ist die Geschichte parlamentarischer Demokratie immer wieder mit vorzeitigen Neuwahlen verbunden.
 
        Es ist also unstrittig, dass sich der Wählerwille zwischen den Wahlen verändern kann. Trotz der damit verbundenen Kontingenz von Wahlergebnissen gehört es zu den Spielregeln des Parlamentarismus, diese anzuerkennen. Zugleich aber wird die Frage, wie die Wählenden sich während der Legislaturperiode gegenüber ihren Gewählten äußern, für die Beschäftigung mit Demokratie ebenso interessant wie die Frage, wen sie warum gewählt haben.01
 
        Kommunikation zwischen den Wählenden und den Gewählten lässt sich als eine spezifische Form der Partizipation begreifen, bei der die Grenzen zwischen parlamentarischer und direkter Demokratie verwischen. Als solche ist sie empirisch schwieriger zu fassen als organisierte oder institutionalisierte Teilhabe. Umfragen geben beispielsweise vor, abbilden zu können, was in dieser Kommunikation aufgehoben ist, und können dabei meist statistische Repräsentativität beanspruchen. Doch sie haben andere Auftraggeber und damit andere Initiatoren, und sie formulieren Fragen vor, auf die die Wählenden lediglich antworten können.02 Auf Eigeninitiative handeln und eigene Gedanken entwickeln, können die Wählenden nur im Bürgerbrief beziehungsweise in der E-Mail an die Abgeordneten oder in den sozialen Medien, wobei die Publizität ihrer Aussagen in digitalen Räumen wiederum nicht der eigenen Kontrolle unterliegt. Der Bürgerbrief bietet sich deshalb als die beste Quelle an, um Bürgerkommunikation qualitativ zu erforschen, und erfährt zu Recht in der jüngsten Zeitgeschichte größere Aufmerksamkeit.03
 
        Kommunikation mit den Parlamentsmitgliedern hat noch einmal eine andere demokratiegeschichtliche Tragweite als Kommunikation mit der Regierung. Wegen ihrer Rolle als Volksvertretung und der mit ihr verbundenen Funktion, öffentlich „Volkes Stimme“ in ihrem inneren Zwiegespräch zum Ausdruck zu bringen, ist die Institution des Parlaments besonderen Erwartungen ausgesetzt, die an die Bürokratie eines Ministeriums oder an Kabinettsmitglieder so nicht formuliert werden. Regierungschefs müssen führen und werden daraufhin bewertet, Abgeordnete müssen den Eindruck erwecken, für den Demos oder gar in seinem Namen zu sprechen. Doch zur langen Geschichte des Parlamentarismus gehört auch die Wahrnehmung einer deutlichen Trennlinie zwischen den Funktionsweisen der Volksvertretung und der sozialen Lebenswelt, auch den politischen Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger.04
 
        Der folgende Beitrag soll schlaglichtartig einige zentrale Muster der Auseinandersetzung über die Beziehungen zwischen Wählenden und Gewählten in der Bundesrepublik kenntlich machen. Im Fokus steht die Bonner Republik bis in die 1970er Jahre, die vor der Folie der multiplen Krisen und der digitalen Transformation in der Berliner Republik oftmals als Hort demokratischer „Normalität“ verklärt wird. Vor allem der seit den 1990er Jahren immer wieder vorgebrachte Topos einer „Krise der Volksparteien“ oder einer „Parteienverdrossenheit“ insinuiert eine Vorzeit, in der Volk und „Volksparteien“ in einer Art symbiotischen Beziehung gestanden hätten. Dagegen lässt sich argumentieren, dass die parlamentarische Demokratie aus ihren Bau- und Funktionsmechanismen heraus kommunikative Muster (re)produziert, die Artikulationen von Distanz oder Kritik sehr viel wahrscheinlicher machen als Konsens-, Nähe- oder gar Identitätsbekundungen vonseiten der Bürgerinnen und Bürger. Zugleich zeigt sich, dass solche Distanzen kommunikativ überwunden werden konnten, wobei noch zu diskutieren wäre, wie sich die Transformationskraft digitaler Resonanz- und Kommunikationsräume auf die kommunikative Ausgestaltung politischer Repräsentationsbeziehungen in der parlamentarischen Demokratie auswirkt.05
 
        POLITISCHE WISSENSVERMITTLUNG VON DER PERIPHERIE INS ZENTRUM
 
        Das gängige Modell der Politischen Kommunikationsforschung unterscheidet zwischen Politik, Medien und Bürgerinnen und Bürgern. In der Praxis aber ist die Forschung angesichts anhaltender Medialisierungstendenzen vor allem mit dem Verhältnis von politischem System und Massenmedien befasst. Bürgerinnen und Bürgern werden indes als relativ passive Akteure entworfen, wie etwa das Konzept der „Politikvermittlung“ insinuiert.06
 
        Wer sich mit direkter Bürgerkommunikation gegenüber den Abgeordneten beschäftigt, wird hingegen zu der Einsicht kommen, dass die analytische Unterscheidung zwischen „Politik“ und „Bürgern“ nur bedingt trägt. Denn die meisten Wählenden, die in der Geschichte der Bundesrepublik mit ihren Abgeordneten oder den politischen Parteien Kontakt aufnahmen, beanspruchten durchaus, in politischen Dingen mitreden zu können. Anders als gegenüber Vertretern der Exekutive wie einem „Landesvater“, wo sie häufig Demut zum Ausdruck brachten,07 traten deutsche Schreibende gegenüber ihren parlamentarischen Vertretern bereits in den 1950er Jahren äußerst souverän auf und zeigten sich so sehr früh ihrer Rolle als Demos bewusst. Dafür waren auch die Erfahrungen in der Weimarer Republik verantwortlich, die in vielen Briefen reflektiert wurde.08
 
        Männer und, seltener, Frauen aus der Wählerschaft schrieben an Abgeordnete und Parteien, weil sie meinten, ihnen aus einer eigenen, nur ihnen zugänglichen Perspektive berichten zu können. Was sie von den gewählten Politikerinnen unterschied, nämlich die Nähe zur Macht und das damit verbundene Wissen, die Ressourcen und die Entscheidungskapazitäten zur Bearbeitung politischer Probleme, münzten sie in einen Standortvorteil gegenüber den Berufspolitikern um. Sie meinten, aufgrund ihrer Nähe zum sozialen Alltag und zur Praxis, etwa in Betrieben oder im Umgang mit Ämtern und Behörden, näher an der Wirklichkeit zu sein als die Abgeordneten in Bonn.09 Passend dazu wurde das Bundeshaus, in dem der Bundestag tagte, in Öffentlichkeit und Literatur als „Treibhaus“ beschrieben, nicht nur wegen der Bonner Schwüle, sondern auch aufgrund seiner Glasarchitektur, die sich allerdings, so die Botschaft, als begrenzt durchlässig erwies.10
 
        Um diese (selbst) zugeschriebenen Sehepunkte zu berücksichtigen, ist es sinnvoll, sowohl Wähler als auch Gewählte innerhalb des politischen Systems zu verorten und sie in einem Zentrum-Peripherie-Verhältnis zu beschreiben. Während das Parlament und andere Verfassungsorgane zum politischen Zentrum zählen, wo Entscheidungen getroffen werden, sind Bürgerinnen und Bürger an der politischen Peripherie zu verorten. Diese ist als eine Sphäre zu begreifen, in der die Bürgerinnen und Bürger ihr Wissen von der Welt generieren, ihre Sicht auf das entwickeln, was sie als kollektiv zu lösende Probleme begreifen, und das politische Zentrum dabei beobachten und begutachten, wie es diese Probleme bearbeitet.11 Als Teil des politischen Systems ist die Peripherie der Bereich, wo Inputs und Outputs des politischen Prozesses generiert und spürbar werden und wo die Entscheidungen, aber auch die Verfahren und die Äußerungen aus dem politischen Zentrum auf Resonanz stoßen.
 
        Es handelt sich aber nicht einfach um einen Resonanzraum, denn die Peripherie kann auch Informationen an das Zentrum vermitteln, die dort auf die Entscheidungsfindung, vor allem auf die Entscheidungsbegründungen einwirken. Im Anschluss an die Systemtheorie lässt sich die politische Peripherie als zur gesellschaftlichen Umwelt hin offenerer Bereich des politischen Systems verstehen, ohne den das Zentrum die politischen Probleme des Gemeinwesens weder kennen noch lösen kann.12 Umgekehrt gehört es zur Logik dieser Komplementarität, dass es Bürgerinnen und Bürgern nicht möglich ist, die Perspektive des politischen Zentrums einzunehmen. Diese Unzugänglichkeit der politischen Entscheidungssphäre kompensieren Bürgerinnen und Bürger in der parlamentarischen Demokratie dadurch, dass sie betonen, nur sie wiederum verfügten über das Wissen darüber, wie die eigentliche Wirklichkeit jenseits der Entscheidungszentralen aussieht.13 Konfrontativ schrieb ein männlicher Wähler an seinen Bundestagsabgeordneten Herbert Wehner (SPD),
 
        „waren die Leute vom Generalstab nicht schon immer zum mindesten verdächtig, etwas frontsfremd zu sein! Ich möchte glauben, daß man das auch von Parteivorständen oft sagen kann, da diese ja so unendlich mehr wissen, als der Spießbürger da draußen“.14
 
        Wichtig ist dabei, dass die massenmediale Öffentlichkeit aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger Informationen aus dem politischen Zentrum an sie übermittelt, deshalb aber keineswegs ihre Sicht auf die Dinge einzufangen vermag, wenngleich sie versucht, sie zu beeinflussen. Viele Schreibende griffen gerade deshalb zum Papier, weil sie der Meinung waren, ihre Stimme nicht adäquat in der Presse oder im Rundfunk abgebildet zu sehen, oder weil sie meinten, innerhalb einer laufenden medialen Debatte einen eigenen Punkt machen zu können. Insofern verweist die Bürgerkommunikation stets auf die Grenzen der Partizipation durch Repräsentation – ob im Parlament, durch Parteien, andere Interessenorganisationen oder die Öffentlichkeit.15
 
        Häufig aber wollten Schreibende nicht nur für sich allein sprechen, sondern die politischen Repräsentantinnen und Repräsentanten darüber unterrichten, was an der gesellschaftlichen Basis los war und welche Meinungen „im Volk“ vorherrschten. Dabei gerierten sie sich als Vertreter des Demos und sprachen nur selten rein für sich selbst. Eine Hamburgerin, die 1972 kein gutes Haar an der SPD ließ und ihr dies auch brühwarm mitteilte, validierte ihre Einschätzung mit dem durchaus typischen Hinweis:
 
        „Im Übrigen deckt sich meine Einstellung zur parteipolitischen Lage in Deutschland mit unserem grossen Freundes- und Bekanntenkreis“.16
 
        Der selbstbestimmte Kontakt der Bürgerinnen mit ihren Vertretern hatte so auch eine sozialwissenschaftliche Funktion, die zunehmend mit dem Anspruch verbunden war, die Autorität bei der Konstruktion von Wirklichkeitswissen nicht Experten oder den Massenmedien zu überlassen. Mit der Zunahme sozialwissenschaftlicher Expertise und massenmedialer Aufbereitung von Fachwissen ging eine Zunahme seismografischer Stimmen aus der Wählerschaft einher, die mit eigenen Interpretationen aufwarteten, auch bedingt durch das wachsende Misstrauen gegenüber Expertenwissen seit den 1970er Jahren.17
 
        Der Anspruch von Bürgerinnen und Bürgern, die Wirklichkeit besser zu kennen und aus der Realität vor ihrer Haustür auf die Zustände der gesamten Republik schließen zu können, verband sich dabei in aller Regel mit der Tugend der Wahrhaftigkeit: Bürgerinnen und Bürger notierten, was sie für die Realität hielten. „Bullshitting“ war in der „alten“ Bundesrepublik noch nicht verbreitet, allerdings kam es durchaus zu Übertreibungen, verzerrten Wahrnehmungen und besonders stark unter den älteren Alterskohorten zu Verschwörungsfantasien, die unter anderem durch die NS-Sozialisation und die Prägung durch Kalter-Krieg-Propaganda erklärt werden können.18
 
        In der Art, wie Parteien und Abgeordnete mit der Bürgerpost umgingen, spiegelte sich die Vieldeutigkeit und Vielwertigkeit dieser Schreiben. Ganze Briefkonvolute wurden in Aktenordnern abgelegt, die mit „Spinner“ überschrieben wurden. Andere, deren Adressaten bei klarem Verstand schienen, wurden mit Vermerken versehen, parteiintern weitergeleitet, beantwortet oder sogar rhetorisch im Bundestag eingesetzt, um zu betonen, dass man die gesellschaftlichen Realitäten kenne. Allerdings konnte das kontingente und nicht-repräsentative Wissen von der gesellschaftlichen Basis zu keiner Zeit dem sozialwissenschaftlich produzierten Wissen seinen Rang streitig machen.
 
        POLITISCHE REPRÄSENTATION UNTER BEGUTACHTUNG
 
        Das Spezifische an der Beziehung zwischen Parlament und politischer Peripherie ist, dass hier Abgeordnete als Mittler im Spiel sind, die ihre Legitimation aus der politischen Peripherie beziehen, insofern Letztere die Lebenswelt des Demos ist. Hier evaluieren und überwachen Wählerinnen und Wähler auch die Repräsentationsleistung der Abgeordneten, an die jene in modernen Flächenstaaten ihre politische Macht als Souverän delegieren müssen.19 Genau besehen, können Parlamentarierinnen und Parlamentarier nur handeln, weil Wählerinnen und Wähler ihnen die Autorisierung dazu erteilen.20
 
        Das Bewusstsein darum, die eigentlichen Urheber parlamentarischen Wirkens zu sein, veranlasste Bürger in der Bundesrepublik immer wieder, sich zur Beurteilungsinstanz zu machen. Das betraf nicht nur und gar nicht mal primär die inhaltliche Arbeit, denn bei ihrer eigentlichen Tätigkeit im Arbeitsparlament konnten sie die Bundestagsabgeordneten gar nicht beobachten, fand und findet doch die Ausschussarbeit unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. So war es in erster Linie die Performance der Gewählten im Plenum, die Bürgerinnen und Bürger kommentierten.
 
        Ein besonders prominentes Beispiel für polarisierende Performanz lieferte der spätere Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD), der bereits als Abgeordneter während seiner ersten Reden im Bundestag zahlreiche Bürger zu einer Reaktion motivierte. Er wirkte schneidig, aber auch arrogant, erntete enthusiastische Glückwünsche, aber auch empörten Tadel für seine Debattenbeiträge. Um hier einen Schreibenden aus Düsseldorf exemplarisch sprechen zu lassen, der sich 1966 an Schmidt wandte:
 
        „Sind Sie der Meinung, Sie würden Ihren Wählern mit diesem Benehmen vor dem Parlament imponieren? Hoffentlich haben Sie sich am Abend in aller Ruhe auf dem Bildschirm gesehen und hoffentlich haben Sie sich so geschämt, wie wir es für Sie getan haben. Man muss schon sagen, dass es für einen Volksvertreter unwürdig war, so ein Benehmen an den Tag zu legen. Auf Ihren Spitznamen ‚Schmidt-Schnauze‘ brauchen Sie wirklich nicht stolz zu sein. Aus dem Alter des Halbstarkentums sind Sie heraus.“21
 
        Weil die Repräsentationsbeziehung zwischen „Volk“ und Volksvertretung so bedeutsam war, und weil viele Westdeutsche meinten, die Abgeordneten symbolisierten im Bundestag auch sie selbst oder die abstrakte Größe der Nation, konnten die Reaktionen auch weitaus brachialer ausfallen. „Sie werden eines Tages zur Rechenschaft gezogen“, drohte ein Wähler Schmidt und meinte damit potenziell mehr als die bloße Abwahl.22 Hassaffekte gehörten zur politischen Kommunikation zwischen Wählern und Gewählten dazu, waren allerdings weniger verbreitet als in den sozialen Medien der digitalisierten Öffentlichkeit. Vermutlich fungierten die Transaktionskosten analoger Kommunikation – Briefbogen und Stift zücken, Brief verfassen, Adresse herausfinden, Briefumschlag vorrätig haben und frankieren, Brief zum Briefkasten bringen – als eine Art Hürde, die heute weggefallen ist.23
 
        Es gab umgekehrt Wählerinnen und Wähler, die „ihre“ Vertreter unterstützten, eine Praxis, die in der Politisierung und Polarisierung nach 1968 zu einer regelrechten Bewegung anschwoll, mit Wählerinitiativen, die sich vereinzelt auch für einzelne Bundestagskandidierende gründeten.24 In den 1950er und 1960er Jahren war es allerdings verbreiteter, in der Rolle des überparteilichen Schiedsrichters den Abgeordneten gegenüberzutreten. Damit verband sich der Anspruch, eine klarere Sicht auf die politischen Dinge zu haben, die nicht von „Parteidoktrinen“ belastet sei. Gekleidet in den Topos des „gesunden Menschenverstands“, konnte sich diese Selbstpositionierung gegen „die Parteien“ als solche richten, diffundierte aber mit der Zeit in eine Rhetorik der vernünftigen „Mitte“, mit der vor allem liberalkonservative Projekte unterstützt und gegen linken „Fanatismus“ verteidigt werden sollten, wie er in der sozialliberalen Koalition von den Jusos verkörpert wurde.25 Auch in den polarisierten 1970er Jahren blieben Appelle an das gute Miteinander unter den Politikern verbreitet. So schrieb ein männlicher Wähler, der sich 1976 über den CDU-Slogan „Freiheit statt Sozialismus“ wunderte:
 
        „Seit Ende des 1ten Weltkrieges habe ich so viele Wahlen erlebt. mit Parolen, welche dem arbeitenden Menschen alles Mögliche versprachen. Beschlossen wurde dann im Parlament immer das, was schon lange vorher festgelegt war und von der Masse der Wähler gar nicht mehr beeinflusst werden konnte. Den Führenden sind ja auch Grenzen gesetzt und niemand kann über seinen Schatten springen. Ich verstehe daher absolut nicht die gegenseitige Hetze der Parteigrössen (sagt man ja wohl), anstatt den Wählern vernünftig und in Ruhe auseinanderzusetzen, dass die Meinung des einen falsch sein muss und die Meinung des andern vielleicht richtig. Letzten endes wollen doch alle dasselbe, das beste für’s Volk.“26
 
        Das war bei aller Kritik auch ein Zeichen der spürbaren Aussöhnung vieler westdeutscher Wählerinnen und Wähler mit der Parteiendemokratie.
 
        POLITISCHE PERIPHERIE IM BUNDESTAG
 
        Viel auszurichten war mit Bürgerbriefen nicht. Die Freiheit des Mandats, wie sie in der liberalen Repräsentativdemokratie gängig ist, gibt den Gewählten gegenüber den Wählenden eine große Unabhängigkeit. Abgeordnete sind so faktisch, auch wenn sie es in der heutigen Kommunikationsarbeit anders darstellen, nicht ihren Wählerinnen und Wählern, sondern nur – je nach Verfassung und politischer Kultur – ihrem Gewissen, der Nation oder auch Gott gegenüber verpflichtet. Als Begründung für die Unabhängigkeit der Abgeordneten wie auch der von ihnen gestützten Regierung vom Willen der Wählenden wird vor allem das Prinzip der Verantwortlichkeit ins Feld geführt: Wenn Abgeordnete und die durch sie legitimierten Regierungen weisungsgebunden sind, können sie nicht für ihre politischen Handlungen verantwortlich gemacht werden.27
 
        Dieses Selbstverständnis, frei von allen Weisungen zu sein, informierte und imprägnierte auch die Art, wie in den ersten knapp zwei Jahrzehnten der Bundesrepublik die Wählerschaft in der parlamentarischen Kommunikation präsent gemacht wurde. Grundsätzlich erfolgt die Delegation demokratischer Souveränität von den Wählern zu den Gewählten im Rahmen eines personalisierten Verhältniswahlsystems, wonach seit 1953 die Hälfte der Abgeordneten mit der sogenannten Erststimme der Wahlberechtigten direkt als Wahlkreisvertreterinnen oder -vertreter in den Bundestag gewählt wurde.
 
        Doch jenseits des Anspruchs, die Interessen des eigenen Wahlkreises zu vertreten, wobei es der Definitionsmacht der Abgeordneten, der Verbände und Vereine überlassen blieb, was als Interesse eines Wahlkreises zu gelten hatte, war die politische Peripherie – als Ort, wo der Demos wohnte und auch politisch mitredete – anfangs selten im Bundestag präsent. Zwar war sie als „Öffentlichkeit“, „Volk“, „Bevölkerung“, „Wählerinnen und Wähler“, die „Leute draußen“ oder schlicht als Kollektivsingular „Deutschland“ immerfort diskursiv im Plenum mobilisierbar. Doch welche Resonanz ihre Debatten und auch ihre laufenden Gesetzesvorhaben bei den Wählenden oder in den Wahlkreisen hervorriefen, wurde auch bei hochkontroversen Themen nur selten etwa in den Fraktionssitzungen besprochen. Wichtiger waren die Reaktionen der massenmedialen Öffentlichkeit sowie die Positionierungen der Verbände als Vertreter abstrakter Standes- und Berufsgruppen.28
 
        Auch als Reservoir politischer Legitimität war die politische Peripherie in den Fraktionssitzungen kaum von Belang. Nur hin und wieder erinnerten Abgeordnete einander daran, dass sie „draußen“ mit Bürgerinnen und Bürgern konfrontiert waren, die ihnen Fragen stellten – insbesondere zu sozial- und außenpolitischen Themen. Gerade Neuankömmlinge im Parlament begaben sich in die Rolle der Aufklärer älterer Parlamentsroutiniers über das, was „draußen“ für politisch wichtig befunden wurde, was „[d]as Volk“ an Antworten von der CDU-Fraktion „erwarte“ oder was die „Öffentlichkeit im Augenblick am meisten bewege“. Indem sie im politischen Zentrum die Stimme der politischen Peripherie vertraten, erinnerten sie das Fraktionskollegium daran, den „Puls am Leben des Volkes“ spüren zu müssen. Allerdings waren dies seltene Episoden, die eher noch in der Unionsfraktion als in der SPD anzutreffen waren.29
 
        Immer wieder standen die Arbeitsökonomie und die Funktionsweise des Parlaments als Teil des politischen Zentrums einer stärkeren Berücksichtigung der politischen Peripherie entgegen. Selbst Hinweise darauf, dass die Wahlen in den Wahlkreisen gewonnen würden und nicht im Bundestag, konnten in Zeiten einer starken Exekutive damit abgetan werden, dass es hieß, bei der vergangenen Wahl sei die Zugkraft der Union gegenüber den Wählern von der Parteispitze ausgegangen, nicht vom Ansehen der Kandidaten in den Wahlkreisen. Auf diese Weise warb Innenminister Gerhard Schröder (CDU) 1957 für das Vorhaben, die Kandidatenaufstellung für die Bundestagswahlkreise stärker von den obersten Parteiorganen kontrollieren zu lassen.30
 
        Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht ganz ungerechtfertigt, wenn seit der zweiten Hälfte der 1960er Jahre, parallel zur Ausweitung außerparlamentarischer Oppositionsbewegungen, jüngere Parlamentarier sowie Politikwissenschaftler ein Repräsentations- und demokratisches Funktionsdefizit des westdeutschen Parlamentarismus diagnostizierten. Man beklagte eine mangelnde Öffentlichkeitsarbeit und ein mangelhaftes Image des Bundestages. Die Wahlreform hin zum Mehrheitswahlrecht, die sich die Große Koalition unter Kurt Georg Kiesinger annahm, zielte auch auf eine größere Verbindung zwischen Wahlkreisen und Mandatsträgern. In den 1970er Jahren, nach dem Fraktionswechsel von sechs Abgeordneten zur CDU/CSU 1972, der das Misstrauensvotum gegen Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) erst ermöglichte, begann eine Debatte über das imperative Mandat, also die strikte Bindung eines Abgeordneten an den Auftrag seiner Wähler. Diese wurde begleitet von Diskussionen um die Kandidatenauswahl für den Bundestag. Immer wieder wurde ein Funktionsverlust des Parlaments beklagt; Politikwissenschaftler sahen den „repräsentativen Parlamentarismus“ durch eine „parteienstaatliche Demokratie“ ersetzt.31
 
        Der problematisierte und angegriffene Parlamentarismus ging jedoch, kontraintuitiv, mit einer Intensivierung des Zentrum-Peripherie-Verhältnisses einher. Man könnte auch sagen: Der Parlamentarismus bewies seine Resilienz. Denn die partizipativen und basisdemokratischen Ideen der langen 1970er Jahre ließen sich dank wachsender Parteiorganisationen und auch begünstigt durch einen Generationenwechsel bei den Abgeordneten in einer intensiven Vor-Ort-Wahlkampfkultur auffangen, die auf Bürgernähe und die Offenheit für Inputs aus der Wählerschaft setzte.32 Zu ihren Trägern wurden die Direktkandidierenden und Bundestagsabgeordneten, die im Medium der Lokalpresse zu lokalen Prominenten avancierten und dabei bisweilen vorgaben, ihr Mandat eher als ein imperatives zu verstehen, also sich in der Diskussion mit Wählenden gern vom besseren Argument überzeugen zu lassen.33 Eine wahre Flut von Briefen und Schreiben erreichten Parteien und Politiker, in denen Bürgerinnen und Bürger nun auch aktiv Partei ergriffen und mitkämpfen wollten sowie ihr Informations- und Diskussionsbedürfnis kundtaten, anstatt vornehmlich Bewertungen abzugeben.34
 
        Dieses intensive und extensive Zusammenschalten von politischem Zentrum und politischer Peripherie hatte eine gewisse Halbwertszeit, weil sie Ressourcen kostete und Erwartungen schürte, die sich nicht immer einlösen ließen.35 Worin genau seine Möglichkeiten und seine Grenzen lagen, werden künftige Forschungen hoffentlich zeigen – um auszuloten, wie sich das Verhältnis zwischen Wählern und Gewählten in einer neuerlichen Phase der Politisierung und Polarisierung intensivieren lässt.
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        GUT VERTRETEN?
 
        Parlamentarische Repräsentation im Einwanderungsland
 
        Andreas M. Wüst
 
        Repräsentative Demokratien erfordern allgemeine Wahlen und die Vertretung der Interessen unterschiedlicher Gruppen im Parlament. Mit dem Grundprinzip politischer Gerechtigkeit ist schwer vereinbar, bestimmte Personen und Gruppen dauerhaft von politischer Teilhabe auszuschließen und sie damit als Bürger:innen „zweiter Klasse“ zu behandeln.01 Es war deshalb überfällig, die deutsche Staatsangehörigkeit, die fast 90 Jahre lang primär den Nachkommen deutscher Staatsbürger:innen vorbehalten war, für in Deutschland geborene Kinder von Eingewanderten im Jahr 2000 zu öffnen. Nicht zuletzt aufgrund des ein Jahr zuvor verabschiedeten Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) besitzt mittlerweile rund die Hälfte der in Deutschland lebenden Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte die deutsche Staatsangehörigkeit.02
 
        Das Zuwanderungsgesetz des Jahres 2005 besiegelte den Wandel von einer reflexhaften Abwehr- zu einer konstruktiven Integrationspolitik, bei der es auch darum geht, „Zuwanderern eine gleichberechtigte Teilhabe am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Leben [zu] ermöglichen und für Toleranz, Akzeptanz und wechselseitigen Respekt zwischen den Bevölkerungsgruppen [zu] werben“.03 Mit zunehmender, auch geförderter Integration wuchs das Bewusstsein, dass (weiterhin) Ungleichheit besteht, die auf Diskriminierung beruht.04 Und mit einem höheren Grad gesellschaftlicher Anerkennung von Menschen unterschiedlicher Herkunft wurden „Teilhabe- und Repräsentationsforderungen lauter und offensiver“.05 Es geht mittlerweile nicht mehr nur diffus um politische Integration von Individuen und Gruppen mit Einwanderungsgeschichte, sondern ganz konkret um Beteiligung an politischer Macht durch Parlamentsmandate, Funktionen und Ämter.
 
        Die Erwartungen, Forderungen und Begründungen hinsichtlich Machtteilhabe unterscheiden sich jedoch zum Teil erheblich. Eine Forderung ist, dass Menschen mit Einwanderungsgeschichte ihrem Bevölkerungsanteil entsprechend in Mandaten und Ämtern repräsentiert sein müssten. Sie zielt auf die deskriptive Repräsentation ab. Als ein effektives Mittel, um dieses Ziel zu erreichen, werden oft Quoten angeführt. Mit mehr Präsenz von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in der Politik ist häufig die Erwartung verbunden, dass solche Abgeordneten dann die Interessen der Bevölkerung mit Einwanderungsgeschichte vertreten – gegebenenfalls auch nur derjenigen, die ihrer eigenen Herkunft zugerechnet werden. In diesem Fall spricht man von substanzieller Repräsentation. Unabhängig vom Eintreten für Interessen verschiedener Gruppen wird von der Präsenz in Institutionen (Fraktionen, Ausschüsse, Parlamente, Ämtern) ein sensibilisierender Effekt für die Sichtweisen bisher unterrepräsentierter Gruppen innerhalb der Institutionen erwartet, aber auch in die Bevölkerung hinein. Diese Annahme lenkt den Blick auf die symbolische Repräsentation. Eine umfassendere Begründung dafür, dass Präsenz und Machtteilhabe bisher unterrepräsentierter Bevölkerungsgruppen von Bedeutung ist, erwächst aus einer liberaldemokratischen Grundhaltung: Es geht um Chancengerechtigkeit oder, wie es die Soziologin Devrimsel Deniz Nergiz ausgedrückt hat, letztlich vor allem um „Normalität“ von Politiker:innen unterschiedlicher Herkunft in einer multiethnischen, diversen Gesellschaft.06
 
        PRÄSENZ
 
        Wie Abbildung 1 zeigt, ist die Präsenz von Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte heute viel „normaler“ als noch vor drei Jahrzehnten. Jüngste Daten des Projekts REPCHANCE belegen, dass nach der Bundestagswahl 2021 11,4 Prozent der Abgeordneten des Deutschen Bundestages und 7,3 Prozent der Abgeordneten der Landesparlamente einen Migrationshintergrund hatten.07 Dies sind insgesamt 221 Abgeordnete, und verglichen mit einer Handvoll Abgeordneter Anfang der 1990er Jahre, bedeutet dies eine Vervielfachung.08 Aus der Perspektive deskriptiver Repräsentation besteht jedoch immer noch ein Repräsentationsdefizit, denn der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund betrug 2021 in Deutschland 27,2 Prozent, und auch unter Wahlberechtigten lag der Anteil bei 13,6 Prozent, Tendenz steigend. Vor allem in den Landtagen der westdeutschen Flächenländer klafft demnach eine Repräsentationslücke.09 Diese Repräsentationslücke in der Politik sehen auch über 60 Prozent der Bevölkerung.10
 
         
          Abbildung 1: Anzahl der Abgeordneten mit Migrationshintergrund in allen Landtagen und im Bundestag 1990–2021
 
          [image: Die Abbildung zeigt, wie sich die Anzahl der Abgeordneten mit Migrationshintergrund zwischen 1990 und 2021 im Bundestag (dunkelrot) und in den Landtagen (hellrot) vor allem ab Mitte der 2000er Jahre von etwa 50 auf etwa 240 im Jahr 2021 deutlich erhöht hat.] 
          Quelle: Projekt REPCHANCE an der Hochschule München, gefördert von der Robert Bosch Stiftung, der Stiftung Mercator Schweiz und der Stiftung Porticus, 2021–2025
 
        
 
        Blickt man auf die kommunale Ebene, dann ergeben sich sowohl ein ähnlicher Trend als auch vergleichbare Muster. Hatten zu Anfang der 2000er Jahre rund 2,5 Prozent der Ratsmitglieder in deutschen Großstädten einen Migrationshintergrund, war der Anteil Ende der 2000er Jahre bereits auf 4,2 Prozent angestiegen.11 Die neueste Erhebung 2022 ergab einen Abgeordnetenanteil von 13 Prozent in den 77 deutschen Großstädten.12 Dies entspricht einer Verfünffachung des Anteils von vor 20 Jahren. Auch wenn dieser Anteil im Vergleich zum Bund und zu den Ländern höher erscheint, so ist die Repräsentationslücke bei einem Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund von 35,8 Prozent und einem Wahlberechtigtenanteil von 21,5 Prozent in den Großstädten höher als im Bund und in den Ländern.13
 
        Auch wenn regional und lokal Zusammenhänge zwischen dem Anteil von Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte einerseits und dem Bevölkerungsanteil sowie dem Organisationsgrad größerer Herkunftslandgruppen andererseits bestehen, kommt Parteien immer noch die zentrale Rolle als „Gatekeeper“ parlamentarischer Repräsentation unterschiedlicher Personengruppen zu.14 Verschiedene Bestandsaufnahmen zeigen, dass die parlamentarische Repräsentation von Politiker:innen mit Einwanderungsgeschichte in Parteien links der Mitte (hier: SPD, Grüne, Die Linke) sowohl quantitativ als auch prozentual höher ausfällt als in Parteien rechts der Mitte (hier: FDP, CDU, CSU, AfD). Weniger als ein Viertel der Abgeordneten mit Migrationshintergrund in Bund und Ländern gehörte Ende 2021 diesem Teil des politischen Spektrums an.15
 
        Diese lager- und parteispezifischen Repräsentationsmuster haben verschiedene Ursachen. Da eine Unterrepräsentation bereits auf der Ebene der Kandidat:innen besteht,16 ist zum einen denkbar, dass es nicht genug Aspirant:innen mit Einwanderungsgeschichte für Nominierungen gibt, zum anderen, dass die Parteien zu wenige solcher Personen nominieren. Eine groß angelegte Studie in Schweden konnte jedoch kein geringeres Interesse von Einwander:innen und ihren Kindern an Kandidaturen feststellen.17 In Deutschland besteht aber möglicherweise zumindest in konservativen Parteien eine größere Zurückhaltung von politisch Interessierten mit Einwanderungsgeschichte, in ein Nominierungsverfahren einzutreten.18 Es sind wohl bestimmte „Selektoren“, die zumindest zurückhaltender sind, vielfältige Kandidat:innen aufzustellen: Personen aus Parteien rechts der Mitte und solche, die auch der Gleichstellung der Geschlechter einen geringen Stellenwert beimessen.19 Offenbar wägen Parteien – wie in einer Analyse Schweizer Wahlen unterstrichen wird – immer wieder ab, ob gerade Kandidat:innen, deren Einwanderungsgeschichte offensichtlich ist, aufgestellt und auf einem vorderen Listenplatz positioniert werden sollen oder nicht.20
 
        Im Vergleich zu ihrem Anteil unter den Wahlberechtigten gab es bei der Bundestagswahl 2021 nur bei der Linkspartei überdurchschnittlich viele Kandidat:innen mit Einwanderungsgeschichte.21 Unter den Abgeordneten auf Bundesebene kann auch bei den Grünen und der SPD von einer überproportionalen Repräsentation gesprochen werden; in den Landtagen gibt es lediglich in den Fraktionen der Grünen einen insgesamt überproportionalen Anteil an Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte.22 Möglicherweise sorgt das 2020 verabschiedete Vielfaltsstatut von Bündnis 90/Die Grünen in den verschiedenen Verbänden der Partei für einen besonders hohen Grad an Sensibilität für Vielfalt der Repräsentation.
 
        ZUSAMMENSETZUNG UND HINTERGRÜNDE
 
        Die Anzahl und die Anteile von Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte sind relevante Informationen, doch „wer“ diese Abgeordneten sind, ist ebenfalls von Bedeutung. Betrachten wir zunächst die Frauenanteile, dann zeigt sich, dass diese mit Ausnahme von FDP und AfD unter den Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte etwas höher ausfallen als bei den Parteien insgesamt. Am auffälligsten ist dies bei den Unionsparteien, wo offenbar die „doppelte Quote“ für Frauen mit Einwanderungsgeschichte einen Vorteil gegenüber Männern mit Einwanderungsgeschichte bedeutet. Gerade dieses Muster indiziert, dass es in Parteien, auf Parteilisten und bei Wahlkreiskandidaturen häufig nicht nur um die Repräsentation eines einzelnen Merkmals geht, sondern dass die Kombination verschiedener Merkmale (Intersektion), die es beispielweise im Hinblick auf die Vertretung unterschiedlicher Regionen immer gegeben hat, inzwischen auch stärker bei persönlichen Merkmalen greift. Insbesondere die größeren Parteien versuchen möglichst viele Bevölkerungsgruppen anzusprechen, und da sind Merkmalskombinationen bei Kandidat:innen eine oft besonders interessante Option.
 
        Beim formalen Bildungsgrad lassen sich kaum Unterschiede zwischen Abgeordneten mit und ohne Migrationshintergrund feststellen.23 Das bedeutet, dass für alle Abgeordneten, unabhängig von persönlichen Merkmalen, vergleichsweise hohe Anforderungen an einen zentralen Teil der Qualifikation bestehen und Menschen mit Einwanderungsgeschichte nicht leichter und auch nicht nur aufgrund ihres Hintergrunds Abgeordnete werden. Der Blick auf die Herkunftsländer der Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte auf Bundes- und Landesebene kombiniert (Abbildung 2) zeigt zum einen, dass es sehr viele (88) Abgeordnete gibt, die keinem Herkunftsland zuzuordnen sind, das mindestens 3 Prozent der Abgeordneten mit Migrationshintergrund stellt. Zum anderen stellen Deutsche mit Wurzeln in der Türkei die höchste Zahl und den höchsten Anteil an Abgeordneten, während Deutsche mit Wurzeln auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion, deren Gruppe in der Bevölkerung erheblich größer ist,24 deutlich schlechter parlamentarisch vertreten sind.
 
         
          Abbildung 2: Herkunftsländer Abgeordneter mit Migrationshintergrund in Bund und Ländern, 2021
 
          [image: Die Abbildung zeigt ein Tortendiagramm, dass die prozentuale Verteilung der Herkunftsländer von Abgeordneten mit Migrationshintergrund in Bund und Ländern im Jahr 2021 zeigt. Grau (Andere Länder): 88%, hellrot (Türkei): 75%, dunkelrot (Sowjetunion und Nachfolgestaaten): 17%, dunkelgrau (Jugoslawien und Nachfolgestaaten): 14%, türkis (Iran): 12%, orange (Polen): 8%, dunkelblau (Italien): 7%.] 
          Quelle: Projekt REPCHANCE an der Hochschule München, gefördert von der Robert Bosch Stiftung, der Stiftung Mercator Schweiz und der Stiftung Porticus, 2021–2025
 
        
 
        Dieses generelle Muster der Zusammensetzung nach Herkunftsländern zieht sich nicht durch alle Parteien und Fraktionen. Schon auf der Ebene der Bundestagskandidat:innen 2021 zeigte sich, das die Parteien rechts der Mitte deutlich weniger Kandidat:innen mit einem Hintergrund in muslimischen, arabischen und subsaharisch-afrikanischen Ländern aufgestellt haben.25 Nicht überraschend setzt sich dieses Muster bei den Abgeordneten fort. In besonderem Maße gilt dies für die AfD, die allerdings die höchste Zahl an Abgeordneten mit einem Hintergrund auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion (primär (Spät-)Aussiedler) aufweist. Bei den Fraktionen der Unionsparteien finden sich zwar vergleichsweise wenige Abgeordnete mit Einwanderungsgeschichte, doch sind hier sowohl Türkeistämmige als auch Politiker:innen mit einem Hintergrund auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion vertreten. In den Fraktionen der Parteien links der Mitte gibt es nicht nur deutlich mehr Abgeordnete mit Einwanderungsgeschichte, sondern es besteht auch die größte Varianz im Hinblick auf die dort vertretenen Herkunftsländer.
 
        SYMBOLISCHE UND SUBSTANZIELLE REPRÄSENTATION
 
        Ein anderer Aspekt der parlamentarischen Repräsentation von Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte sind die inhaltlichen Schwerpunkte, die diese Abgeordneten setzen. Dabei ist zunächst festzustellen, dass sie sich, wie alle Abgeordneten, mit ganz unterschiedlichen Themen beschäftigen. So gehören zu den Ausschussmitgliedschaften der Bundestagsabgeordneten mit Einwanderungsgeschichte auch „Finanzen“, „Verkehr und digitale Infrastruktur“ oder „Angelegenheiten der Europäischen Union“.26 Es handelt sich also um „ganz normale“ Abgeordnete. Ihre vielfältige Präsenz zeigt, dass sie in nahezu allen soziopolitischen Bereichen präsent sind und auf Entscheidungen Einfluss nehmen können. Dass diese Abgeordneten aufgrund ihres Hintergrunds und eigener sowie vermittelter Erfahrungen auch eine höhere Sensibilität für Migrations- und Integrationsaspekte besitzen, ist aber naheliegend. Ein Indikator hierfür ist, dass es proportional mehr Abgeordnete mit Einwanderungsgeschichte gibt, die in Ausschüssen sitzen, deren Themen überdurchschnittlich häufig Migrationsbezüge aufweisen wie beispielsweise Innen- und Sozialausschüsse.27
 
        Im Lichte der bestehenden deskriptiven Repräsentationslücke, die nicht nur in Bezug auf Menschen mit Einwanderungsgeschichte, sondern insbesondere auch auf Frauen und Personen mit niedrigerem Sozialstatus besteht,28 ist es zu begrüßen, dass durch die Präsenz einer unterrepräsentierten Gruppe auch andere Schwerpunkte und Sichtweisen in den parlamentarischen Diskurs Einzug halten können.29 Darauf, dass dies tatsächlich so ist, deuten empirische Analysen parlamentarischer Aktivitäten hin: Abgeordnete, deren Migrationshintergrund sichtbar ist, greifen in Reden und individuellen Fragen, die sie in Parlamenten stellen, Migrations- und Integrationsthemen häufiger auf als andere Abgeordnete.30 Mit ihren Beiträgen zum politischen Diskurs weiten oder ergänzen sie Blickwinkel auf Themen und können damit gegebenenfalls auch die Anliegen etlicher Menschen mit Einwanderungsgeschichte in Debatten und parlamentarische Beratungen einbringen.
 
        Parlamentarische Präsenz ist eine wichtige Komponente von Machtteilhabe, doch der Verbleib im Mandat und Aufstieg in führende Positionen gehören sicher auch dazu. Etliche Politiker:innen mit Einwanderungsgeschichte sind inzwischen Amtsträger:innen geworden, allen voran Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir in der derzeitigen Ampelkoalition, die Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages und vorherige Staatsministerin Aydan Özuğuz, bis hin zu Partei-Generalsekretären wie Bijan Djir-Sarai und Paul Ziemiak (erst im Bund, nun in NRW). Im Bundestag finden wir etliche Obleute der Parteien mit Einwanderungsgeschichte sowie stellvertretende Ausschuss- und Fraktionsvorsitzende, sodass es inzwischen durchaus einige politische Karrieren von Politiker:innen mit Einwanderungsgeschichte gibt. Sie sind role models in der Einwanderungsgesellschaft.
 
        Allerdings belegen empirische Analysen, dass mit längerem Verbleib im Parlament und vor allem mit der Übernahme von Ämtern die migrationsbezogenen Aktivitäten nachlassen,31 was allerdings auch den entweder umfassenderen oder fachspezifischen Aufgaben der Ämter geschuldet ist. Jüngste Analysen der Dauer des Verbleibs von Bundestags- und Landtagsabgeordneten mit Einwanderungsgeschichte im Parlament zeigen jedoch, dass die durchschnittliche Verweildauer mit unter zwei Legislaturperioden sehr kurz ist und bei ausgeschiedenen Bundestagsabgeordneten mit Migrationshintergrund eine Legislaturperiode kürzer ausfällt als bei den Kolleg:innen, die keinen Migrationshintergrund haben.32 Dies mag daran liegen, dass die Integration von Abgeordneten mit Einwanderungsgeschichte in die Parteien und Fraktionen oder umgekehrt die Öffnung der Parteien und Fraktionen für diese Abgeordneten schlechter funktioniert als dies bei Abgeordneten ohne Einwanderungsgeschichte der Fall ist, sodass es seltener zu aussichtsreichen Nominierungen bei nachfolgenden Wahlen kommt.
 
        Eine andere Vermutung ist, dass Parteien Menschen mit Einwanderungsgeschichte häufiger instrumentalisieren, um Diversität nach außen zu demonstrieren und sich davon auch strategisch Vorteile erhoffen (tokenism), während die konkreten Personen von untergeordneter Bedeutung sind. Sie wären damit eher austauschbar. Für einen gewissen Grad an tokenism spricht auch die Zuweisung migrationsspezifischer Aufgaben an Abgeordnete mit Einwanderungsgeschichte, die eigentlich andere fachliche Schwerpunkte haben, doch, manches Mal zusätzlich, solche Aufgaben für ihre Parteien oder Fraktionen übernehmen.33 Es scheint jedoch, dass diese Praxis inzwischen seltener geworden ist – Ergebnisse jüngerer Datenerhebungen liegen noch nicht vor.
 
        LAGE UND AUSBLICK
 
        Was vor 30 Jahren kaum vorstellbar schien, ist heute Realität: Menschen mit einer Einwanderungsgeschichte sind in deutschen Parlamenten und politischen Ämtern angekommen. Sie bringen andere Prägungen, Erfahrungen und Sichtweisen in politische Prozesse ein und erweitern dadurch die Basis politischer Entscheidungen. Durch ihre parlamentarische Präsenz wird das Repräsentationsdefizit, das bezüglich einiger soziodemographischer Gruppen besteht, geringer. Zugleich ergibt sich kein einheitliches Bild. Es besteht immer noch eine deskriptive Repräsentationslücke, vor allem in Landesparlamenten. Mancherorts fehlen Abgeordnete mit Einwanderungsgeschichte ganz. Die Lage ist bei Parteien der politischen Linken weiterhin besser als bei Parteien rechts der Mitte. Auch sind manche Gruppen besser repräsentiert als andere. Und so manches Mal müssten wir vielleicht eher von tokenism als von gleichberechtigter Machtteilhabe sprechen.
 
        Klar ist aber, dass durch die demografische Entwicklung, höhere Bildung und Berufsqualifikationen der postmigrantische Teil der Einwanderungsgesellschaft Machtteilhabe weiter einfordern wird. Ein Großteil der deutschen Gesellschaft sieht diese Entwicklung gelassen und positiv.34 Es wird akzeptiert, dass sich die Gesellschaft verändert hat, und der Beitrag von Einwander:innen und ihren Nachkommen wird geschätzt.
 
        Inzwischen hat sich aber auch Widerstand gegen Menschen anderer Herkunft, Kulturen und Religionen formiert. Die Realitäten einer multiethnischen und kulturell vielfältigen Gesellschaft und berechtigte Mahnungen zur Wahrung von Chancengerechtigkeit werden von einer Minderheit nicht anerkannt.35 Durchaus legitime Forderungen nach einer besseren Steuerung und gegebenenfalls der Begrenzung von Zuwanderung vermischen sich mitunter mit einer ethnischen Differenzierung von Zugehörigkeit und Remigrationsfantasien bis hin zu Hass, Hetze und Gewalt, die zumindest auf kommunaler Ebene Politiker:innen mit und ohne Migrationshintergrund gleichermaßen trifft.36 Trotz beachtlicher Resilienz vieler Mandatsträger:innen kommt es immer wieder zu Rückzügen aus öffentlichen Ämtern, und auch einige politisch Aktive mit Einwanderungsgeschichte wägen inzwischen stärker ab, ob sie für ein Mandat zur Verfügung stehen möchten.37 Daher sind Ermutigung, Unterstützung und Rückhalt der Bevölkerung für Mandats- und Amtsträger:innen, gerade bisher politisch unterrepräsentierter Gruppen, in unserer Demokratie wichtig.
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        ANTIDEMOKRATISCHE BILDER DER DEMOKRATIE
 
        Berlin, Washington, Brasília
 
        Charlotte Klonk
 
        Das Wetter war durchwachsen, aber die Stimmung ausgelassen. Am 18. September 2010 kamen über 50000 Menschen in Berlin zusammen, um gegen die Atompolitik der Bundesregierung zu demonstrieren.01 Überall wehten gelbe Fahnen mit roten Anti-Atom-Sonnen, dazwischen grüne, rote, orange Erkennungszeichen und Transparente der damaligen politischen Opposition von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Linken und Piratenpartei. Seifenblasen und Luftballons flogen durch die Luft, man tanzte Samba oder zur Technomusik eines Berliner Clubkollektivs. Menschen in weißen Schutzanzügen trommelten auf gelben Atommülltonnen, übergroße, selbstgebastelte Karikaturen der Kanzlerin Angela Merkel wurden zur Schau gestellt, und an einer Ecke sang ein Chor mehrstimmig Protestlieder. Zum Auftakt am Berliner Hauptbahnhof spielte die niederländische Band „Bots“ ihre Hits aus dem Programm der Protestbewegungen der 1980er Jahre. Veteranen der Friedens- und Antiatomkraftbewegung konnten an ihre früheren Erfahrungen anknüpfen, während Jüngere das Kollektiverlebnis um neue Aktionen und Zeichen erweiterten.
 
        Das Regierungsviertel sollte am frühen Nachmittag vollständig von Demonstranten umzingelt werden. Die Abschlussveranstaltung war ursprünglich auf der Rasenfläche vor dem Reichstagsgebäude geplant, doch das Verwaltungsgericht Berlin hatte am Tag zuvor das Betretungsverbot der Versammlungsbehörde aufgrund des Grünflächenschutzes bestätigt. Dennoch drangen gegen Nachmittag zahlreiche Demonstrierende auf das Gelände, besetzten die Treppe vor dem Parlamentsgebäude und belagerten die Wiese davor (Abbildung 1). Unter dem Giebel mit der Aufschrift „Dem deutschen Volke“ wurde „Wir sind das Volk“ und „Abschalten“ skandiert.02 Zunächst sah die Polizei noch zu, doch je länger die Belagerung andauerte, desto mehr Antikonflikt-Teams und Hundertschaften erschienen auf dem oberen Treppenabsatz vor dem Eingang zum Gebäude. Schließlich forderte am frühen Abend einer der Veranstalter dazu auf, die Treppe zu verlassen. „Bilder von Festgenommenen“, rief er ins Megafon, „kann heute keiner mehr brauchen“.03 Fotos der Besetzung erschienen am nächsten Tag in vielen Zeitungen. Eine Welle der Empörung riefen sie jedoch nicht hervor.
 
         
          [image: Das Foto zeigt die grauen Steintreppen vor dem Reichstagsgebäude in Berlin bei blauem Himmel, auf denen Demonstrierende mit gelb-roten Antiatomkraftfahnen und einem weißen Banner mit der Aufschrift "Atomkraft ist keine Lösung" stehen.] 
          Abbildung 1: Demonstranten auf den Stufen des Reichstages, 18. September 2010
 
          Quelle: picture alliance/dpa/Tobias Kleinschmidt
 
        
 
        BERLIN, 29. AUGUST 2020
 
        Ganz anders fiel die Reaktion zehn Jahre später aus, als rund 400 Menschen am Ende einer Berliner Großdemonstration gegen die Covid-19-Maßnahmen der Bundesregierung die Absperrungen vor der Treppe des Reichstagsgebäudes überwanden und zum Eingang des Parlaments rannten.04 Warum nach diesem Ereignis nun Schockwellen durch das Land gingen, zeigen die Bilder. Statt der freundlichen Antiatomkraftsonne auf gelbem Grund flatterte am 29. August 2020 für eine knappe halbe Stunde nach 19.00 Uhr die schwarz-weiß-rote Fahne des Kaiserreichs in vielfacher Ausführung vor dem Bundestag (Abbildung 2). Sie war von 1933 bis 1935 auch die Nationalflagge des NS-Regimes. Auf manchen Exemplaren war der preußische Adler zu sehen, auf anderen das Eiserne Kreuz aus der Kriegsflagge vor 1919, das zu Beginn des „Dritten Reiches“ auch auf der Fahne der Reichswehr abgebildet war. Dazwischen tauchten deutsche, US-amerikanische und russische Fahnen neben Flaggen der Bundesländer auf, aber auch ein einsames Regenbogenbanner mit der Aufschrift „Peace“. Auf einem Plakat wurde mit „DDR 1989 = BRD 2020“ ein Bezug zur friedlichen ostdeutschen Revolution am Ende des 20. Jahrhunderts hergestellt und auf einem großen Transparent war in altdeutscher Schrift „Schluß mit den Völkermordsystemen“ zu lesen, zu denen angeblich, so wurde ebenfalls behauptet, die UN, die EU, die NATO, die BRD, NGOs und „NWOs“ gehören, Letzteres ein unter Verschwörungstheoretikern verbreitetes Akronym für die „Neue Weltordnung“,05 in der angeblich die politischen Eliten unter jüdischem Einfluss im Geheimen damit beschäftigt sind, die Nationen abzuschaffen, um eine autoritäre Weltregierung zu etablieren. Keines dieser Bildzeichen ist verboten, doch zusammengenommen verweisen sie auf einen großen Anteil an rechtsextremistischen Überzeugungen unter den Beteiligten. Die schwarz-weiß-rote Fahne mit Eisernem Kreuz dient zum Beispiel in rechtsradikalen Kreisen als Ersatz für die verbotene Hakenkreuzfahne, die Reichsflagge innerhalb der Reichsbürgerbewegung als Ausdruck für die Überzeugung, dass die Bundesrepublik kein legitimer und souveräner Staat in der Rechtsnachfolge des Deutschen Reiches sei.
 
         
          [image: Das Foto zeigt die grauen Steintreppen vor dem Reichstagsgebäude in Berlin bei wolkigem Himmel, auf denen Demonstrierende mit schwarz-weiß-roten Kaiserreichsfahnen schwarzgekleideten Polizisten gegenüberstehen.] 
          Abbildung 2: Demonstranten auf den Stufen des Reichstages proklamieren einen „Sturm“, 29. August 2020
 
          Quelle: picture alliance/NurPhoto/Achille Abboud
 
        
 
        Eine Person hielt vor den Treppen des Reichstagsgebäudes eine Fahne mit einem von einer weißen Friedenstaube angeschnittenen „Q“ hoch, die auf der einen Seite die US-amerikanische, auf der anderen die russische Flagge zeigte. Darunter war „Give us free“ zu lesen, eine Abwandlung des berühmten Satzes „Give us, us free“ aus dem Antisklavereifilm „Amistad“ (1997) des US-amerikanischen Regisseurs Steven Spielberg. In diesem Kontext jedoch steht der Satz nicht für Antirassismus, sondern für die unter Reichsbürgern verbreitete Behauptung, dass Deutschland immer noch von den Alliierten besetzt sei und sich weiterhin im Kriegszustand befinde. Die Frau mit Dreadlocks, die gegen 19.00 Uhr die von dem ehemaligen NPD-Politiker und heutigen Reichsbürger Rüdiger Hoffmann angemeldete Bühne vor den abgesperrten Reichstagtreppen betreten hatte und die Versammelten zum Überwinden der Barrieren aufforderte, trug ebenfalls ein T-Shirt mit dem Q-Emblem von Q-Anon. Diese Bewegung formierte sich 2017 im Internet in den USA und verbreitet seitdem aberwitzige Verschwörungstheorien von der angeblichen kinderblutsaugerischen Weltelite, die vermeintlich „autochthone“ Nationalvölker vernichten will. Die Frau aus der Eifel war, wie später bekannt wurde, Mitarbeiterin des Webportals „Qlobal Change“ mit Verbindungen in die Reichsbürgerszene. Aufgeregt schrie sie ins Mikrofon:
 
        Wir schreiben heute hier in Berlin Weltgeschichte. Guckt euch um, die Polizei hat die Helme abgesetzt.06 (…) Trump ist in Berlin. Die ganze Botschaft ist hermetisch abgeriegelt, wir haben fast gewonnen. Wir brauchen Masse. Wir müssen jetzt beweisen, dass wir alle hier sind. Wir gehen da drauf und holen uns heute, hier und jetzt unser Hausrecht. Wir werden gleich diese komischen kleinen Dinger brav niederlegen und gehen da hoch und setzen uns friedlich auf die Treppe und zeigen Präsident Trump, dass wir den Weltfrieden wollen und dass wir die Schnauze gestrichen voll haben.07
 
        Ihre Stimme überschlug sich fast, als sie am Schluss siegesgewiss den Menschen zurief, dass man gewonnen habe.
 
        Für Außenstehende ist die Botschaft mehr oder weniger unverständlich und kryptisch, doch für das Milieu aus Q-Anon-Anhängern und Reichsbürgern, das sich vor der Bühne versammelt hatte, war sie klar und deutlich. Bereits am Nachmittag hatte der damalige Partner der Frau gezielt an anderen Orten der Demonstration um Unterstützung vor dem Reichstagsgebäude mit dem Gerücht geworben, dass der damalige US-Präsident Donald Trump in der Stadt sei und nur auf ein Zeichen für die Befreiung warte.08 Entsprechend hatten sich zu diesem Zeitpunkt vor allem jene auf dem Platz der Republik versammelt, die wussten, was mit dieser Ankündigung gemeint war. Unter Q-Anon-Anhängern und Reichsbürgern steht Trump für den Systemwechsel, durch den man sich von den „korrupten Welteliten“ befreien wird. Mit dem Gerücht, dass er nach Deutschland gekommen sei, um den von den Reichsbürgern konstatierten fehlenden Friedensvertrag zu unterzeichnen und jetzt nur noch darauf warte, dass die Versammelten die Bundesregierung übernähmen, ermächtigte man sich selbst im Rausch der Stunde zum Staatsstreich.
 
        Von einem „Sturm auf den Reichstag“ war bereits in den Tagen zuvor im Internet die Rede gewesen.09 „Sturm“ und damit die Erinnerung an Hitlers Sturmabteilung (SA) ist eine beliebte Bezeichnung in rechtsextremistischen Kreisen und soll daher hier vermieden werden, denn letztlich ging es am 29. August 2020 auch gar nicht um einen irgendwie planvollen Umsturzversuch, sondern um die Generierung von symbolischen Bildern. Dass sich hinter der Menschenmenge auf dem obersten Absatz der Treppenstufen sehr unschöne Szenen abspielten, weil einige der Demonstranten die mangelnde Polizeipräsenz ausnutzten, um sich gewaltsam Zugang zum Gebäude zu verschaffen, und nur mit Mühe von fünf Polizisten und einer Polizistin zurückgehalten werden konnten, wird in den meisten Videos und Fotografien, die anschließend zirkulierten, nicht sichtbar. Der Zugführer der Bereitschaftspolizei, der rechtzeitig vor Ort war, berichtete später, dass seine Beamten beim Versuch, auf den Treppenabsatz zu gelangen, Fußtritten und Faustschlägen ausgesetzt waren und in den ersten entscheidenden Minuten nur zunächst drei, dann sechs Sicherheitskräfte oben ankamen.10 Zugleich zeigt die Tatsache, dass es wenigen Polizisten gelang, die Situation unter Kontrolle zu halten und die Treppen nach Eintreffen weiterer Kollegen und Kolleginnen mit Hilfe von Pfefferspray innerhalb von knapp 20 Minuten zu räumen, wie gering die tatsächliche Bedrohung für den demokratischen Staat an diesem Tag war. Der symbolische Sieg jedoch, den die Angreifer anschließend feierten, ist nicht zu unterschätzen. In ihren Augen, so zeigen erschütternde Interviews, die „Die Zeit“ drei Jahre später mit einigen Teilnehmenden führte, ist der Versuch der Einnahme des Parlaments nicht gescheitert. Im Gegenteil, er hat sie ermutigt: Man ist schon einmal so weit gekommen und kommt unter Umständen das nächste Mal noch weiter.11
 
        In Protesten bestärkt sich eine Gruppe in ihrem Anliegen vor allem durch die physische Präsenz von vielen mehr oder weniger gleichgesinnten Menschen im öffentlichen Raum. Mit den Bildern von den Ereignissen, die die Teilnehmenden zugleich in Echtzeit in Umlauf bringen, bekräftigt man das mit dem Anliegen verbundene Wir-Gefühl, das Stärke und Bedeutung vermittelt. So auch am 29. August 2020 vor dem Reichstagsgebäude: Mit urdemokratischen Mitteln wie dem Protest wurden Bilder geschaffen, die sich letztlich gegen die Demokratie richteten. Überall war an diesem Tag auch die Parole „Wir sind das Volk“ zu hören und die Behauptung, dass man im Namen der Volkssouveränität Widerstand gegen ein unrechtmäßiges Regime leiste. Das erwähnte Plakat mit dem Bezug zur friedlichen Revolution von 1989 brachte nichts anderes zum Ausdruck. Im Unterschied jedoch zum Skandieren dieses legendären Satzes während der ersten Massenproteste in der DDR 1989 und später auf den Treppenstufen des Reichstagsgebäudes während der Antiatomkraftdemonstration von 2010 stand am 29. August 2020 nicht die Überzeugung im Vordergrund, dass das Volk von den Regierenden gehört werden muss, sondern der Wunsch nach einem Systemwechsel.
 
        Nach der Demonstration in Berlin begannen einige Mitglieder der Reichsbürgerbewegung sogenannte Wahlkommissionen für „Fürstentümer“ in den Ländern einzurichten, um einen Staat im Staat zu errichten. Auch der im Dezember 2022 in Frankfurt festgenommene Heinrich XIII. Prinz Reuß, der mutmaßlich mit einer Bande von Reichsbürgern einen tatsächlichen Coup plante, gehörte zu dieser Gruppe.12 Man redet von Wahl und Verfassung, aber meint einen Umsturz der repräsentativen Demokratie zugunsten eines autokratischen, nicht mehrheitlich legitimierten Regimes. Seit einigen Jahren ziehen rechtsextreme Organisationen zusammen mit den Reichsbürgern regelmäßig zum Hambacher Schloss in Rheinland-Pfalz, um das Hambacher Fest von 1832 als Sinnbild der frühen deutschen Demokratiebewegung für sich zu reklamieren, denn so, wie damals gegen die Fürstenherrschaft protestiert wurde, wähnt man sich heute abermals im Widerstand gegen die Regierung.13 Auch hier sind die antidemokratischen Bilder der Demokratie, die dabei in Umlauf gebracht werden, entscheidend. Erst durch sie wird die Botschaft verbreitet. Eine in vielen kleinen Gruppen über das Land verstreute Gemeinschaft formiert sich dadurch symbolisch. Die Reichsflaggen und Deutschlandfahnen im umgedrehten Farbverlauf als Signal für die falsche Regierung oder in korrekter Anordnung mit schwarzem Streifen oben als Ausdruck der wahren nationalen Gesinnung bilden dabei die Erkennungszeichen – ein Bild im Bild.14
 
        Das Demonstrationsrecht ist ein hohes Gut in der Demokratie und verfassungsrechtlich geschützt. Das Volk darf und soll sich Gehör verschaffen können. Aus diesem Grund hatte die rot-grüne Regierung 1999 das Gesetz des Bannkreises um das Parlament abgeschafft, das seit 1955 bestand. Heute gibt es nur noch einen sogenannten befriedeten Bezirk im Regierungsviertel.15 Es darf dort protestiert werden, wenn die Arbeit des Parlaments nicht gestört wird, und so werden vor dem Bundestag in der Regel Demonstrationen an Wochenenden erlaubt. Um die Wende zum 21. Jahrhundert war man sich noch sicher, dass die liberale Demokratie im Streit der Systeme und nach dem Untergang der Sowjetunion gewonnen hatte. Mittlerweile aber sind in der ganzen Welt autokratische Demokratien und Regime wieder auf dem Vormarsch und entsprechende Bestrebungen auch in jenen Ländern zu beobachten, in denen die liberale Demokratie tief verwurzelt schien.16
 
        Mit den Bildern vom schwarz-weiß-roten Flaggenmeer auf den Stufen des Reichstagsgebäudes am 29. August 2020 gelangten sie erstmals ins breite Bewusstsein der Bevölkerung in Deutschland. Doch die Aufnahmen multiplizierten sich nicht nur über die herkömmlichen Medien und Bildagenturen, sondern auch über Facebook, Instagram, Telegram und andere Plattformen im Internet. Während in den öffentlichen Medien ein Aufschrei durch das Land ging, entstand in den sozialen Medien innerhalb mancher Gruppen ein Gefühl der Stärke, das über Organisationen wie Q-Anon in die ganze Welt getragen wurde.
 
        WASHINGTON, D.C., 6. JANUAR 2021
 
        Es dauerte nicht lang, bis der nächste Angriff auf ein Parlament in einer westlichen Demokratie folgte.17 Dieses Mal stand das Mutterland der Staatsform, die Vereinigten Staaten von Amerika, im Fokus. Vier Monate nach dem Ansturm auf das deutsche Parlament liefen mehrere tausend Menschen in Washington, D.C. nach einer Rede des noch amtierenden US-amerikanischen Präsidenten Donald Trump zum Kapitol. Um die tausend Personen drangen mit Gewalt zu einem Zeitpunkt in das Parlament ein, als hier gerade der Senat und das Repräsentantenhaus förmlich begonnen hatten, die Wahlniederlage des Idols der Eindringlinge zu bestätigen. Zwar hielt sich der Sachschaden in Grenzen, aber am Ende des Tages gab es vier Tote.
 
        Die Bilder vom Angriff auf das Kapitol gingen während der fast vier Stunden der Belagerung live um die Welt und lösten eine Schockwelle aus, nicht etwa weil es noch nie eine Erstürmung eines Parlaments durch wütende Protestierende in der Geschichte gegeben hätte – im Gegenteil, die Liste ist lang –,18 sondern weil sie im Land einer der ältesten und institutionell am besten etablierten Demokratien unvorstellbar schien. Wie bereits in Berlin, so wurde auch der Platz vor dem Kapitol am 6. Januar 2021 nach der Durchbrechung der Barrikaden mit einem Meer an Flaggen und Fahnen überschwemmt (Abbildung 3). Während auf den Demonstrationen der Klima- oder der Black-Lives-Matter-Bewegung in den Monaten zuvor selbstgebastelte Pappschilder dominiert hatten, bezeugten die Anhänger Trumps, die seinem Aufruf gefolgt waren, nicht nur Loyalität zu ihrem Anführer, sondern auch zu ihrem Land. Überall waren amerikanische Nationalflaggen zwischen den ebenfalls in den Nationalfarben gehaltenen Trump-2020-Wahlkampfbannern zu sehen. In den USA sind die rot-weiß-blauen „Stars and Stripes“ im Alltag omnipräsent. An diesem Tag aber wurden sie wieder zum Feldzeichen: Mit der Insignie der demokratisch verfassten Republik zog man in den Kampf gegen eine ihrer grundlegenden Spielregeln, die Anerkennung der Wahlniederlage.
 
         
          [image: Das Foto zeigt die weiße Kuppel und die Treppen des US-Kapitols in Washington, D.C., vor bedecktem Himmel. Auf den Treppen haben sich mehrere tausend Demonstrierende in Winterkleidung versammelt, die unter anderem US-amerikanische Nationalflaggen mit der Aufschrift "Trump" schwenken.] 
          Abbildung 3: Trump-Unterstützer auf den Stufen des US-Kapitols in Washington, D.C., 6. Januar 2021
 
          Quelle: picture alliance/Associated Press/Jose Luis Magana
 
        
 
        Zu sehen waren an diesem Tag neben den zahlreichen Nationalflaggen auch Fahnen mit Verweisen auf die Gründungsjahre der US-amerikanischen Republik, darunter die gelbe sogenannte „Gadsden Flag“ mit Bezug zur Amerikanischen Revolution, die erste Nationalflagge, die sogenannte „Betsy Ross Flag“ von 1777, sowie ein Banner mit der Aufschrift „We the people“, dem berühmten Anfang der amerikanischen Verfassung. Die an der Erstürmung beteiligte paramilitärische Gruppe der Three Percenters zeigte die Nationalflagge in Abwandlung mit einer römischen Drei im Kreis der Sterne, um damit zum Ausdruck zu bringen, dass zwischen 1760 und 1776 nur drei Prozent der Bevölkerung für die Unabhängigkeit des Landes in den Krieg gezogen seien, eine kleine Minderheit, die damals für die Nation gekämpft hat, so wie angeblich heute wieder.
 
        Zu verstehen ist dieser ostentative Rückbezug auf die Amerikanische Revolution nur vor dem Hintergrund der enorm politisierten Auseinandersetzung um die Gründungsgeschichte der Vereinigten Staaten und ihrer Verfassung. Ende 2019 hatte das „New York Times Magazine“ ein multimediales Publikationsunternehmen mit dem Titel „1619 Project“ initiiert, in dem das Datum der ersten Ankunft afrikanischer Sklaven in Nordamerika zum verdrängten Ursprungsmoment der wahren Geschichte des Landes erklärt wurde.19 Trump reagierte umgehend und setzte eine Kommission ein, die die traditionelle Bedeutung von 1776, dem Jahr der Unabhängigkeitserklärung, als Gründungsmoment in der Erinnerungskultur der Nation verteidigen sollte. Entsprechend wurde am 6. Januar 2021 immer wieder „1776 or never“ skandiert und Fahnen mit der Aufschrift „1776 2.0“ tauchten in der Menge auf. Zum Ausdruck gebracht wurde damit nicht mehr und nicht weniger als die Forderung nach einem Zurückdrehen der Geschichte in die Zeit vor der Demokratisierung der Demokratie,20 als politische Mitbestimmung und vollumfängliche Rechte nur frei geborenen weißen Männern zustanden. Vergessen gemacht werden sollten dadurch auch die Niederlage der Südstaaten im Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 und die sukzessiven Errungenschaften der gleichen Rechte, die darauf folgten. Auf häufig publizierten Fotos des 6. Januar sieht man, wie ein Mann die Flagge der Konföderierten Staaten von Amerika durch das Parlamentsgebäude trägt. Mit ihr wird heute in der Regel die vermeintliche Überlegenheit der weißen Menschen zum Ausdruck gebracht, eine Überzeugung, die auch von anderen maßgeblich an der Erstürmung des Kapitols beteiligten rechtsradikalen paramilitärischen Gruppen wie den Oath Keepers, den Proud Boys und den Three Percenters vertreten wird.
 
        Gegen den Anführer der Oath Keepers wurde zwei Jahre nach dem Angriff die bisher höchste Strafe von 18 Jahren Gefängnis verhängt, weil ihm im Unterschied zu anderen Beteiligten nachgewiesen werden konnte, dass er mit seiner Gruppe maßgeblich an einer Verschwörung mit dem Ziel beteiligt war, die demokratisch legitimierte Regierung zu stürzen. Der durch seine auffällige Erscheinung mit nacktem Oberkörper und Hörnerkopfschmuck vielfach fotografierte und dadurch vielleicht bekannteste Eindringling am 6. Januar 2021, der selbsternannte Q-Anon-Schamane Jacob Chansley, erhielt hingegen mit 41 Monaten wie viele andere Beteiligte eine relativ geringe Gefängnisstrafe für die Verhinderung einer Amtshandlung, ein Verurteilungsgrund, der mittlerweile vom Obersten Gerichtshof für nicht rechtmäßig erklärt wurde.21 Ob Trump sich für seine Rolle an diesem Tag vor einem Gericht verantworten muss, steht nach einem weiteren Urteil des Obersten Gerichtshofs vom 1. Juli 2024 mehr denn je in den Sternen.
 
        Bereits einen Monat nach dem Angriff auf das Parlament in Washington, D.C. kamen die Senatoren im Sitzungssaal, aus dem sie am 6. Januar fliehen mussten, zusammen, um über ein Impeachment gegen den ehemaligen Präsidenten zu beraten, das dann am Widerstand der Republikaner scheiterte. Der für den Zweck dieses parlamentarischen Strafverfahrens von den Anklägern aus dem Repräsentantenhaus erstellte Zusammenschnitt von Filmaufnahmen zirkuliert noch immer im Internet. Er zeigt erschreckende Szenen der Gewaltbereitschaft gegen die Sicherheitskräfte und des Hasses auf die Parlamentarier und ihre Arbeit. Dennoch hat eine repräsentative Umfrage der „Washington Post“ in Zusammenarbeit mit der University of Maryland drei Jahre nach den Ereignissen ergeben, dass nur noch knapp über die Hälfte der US-Amerikaner die gewaltsame Parlamentserstürmung für eine Bedrohung der Demokratie halten.22 In den sozialen Medien zirkulieren unter den Trump-Anhängern nicht die Bilder des Zusammenschnitts aus dem parlamentarischem Verfahren, sondern Aufnahmen der Teilnehmenden selbst, die den Eindruck bestätigen, den die Umfrage belegt: Immer mehr Menschen sind in den USA in diesen Tagen davon überzeugt, dass der Angriff auf das Parlament eine legitime Protestaktion war. Trump fordert seitdem immer lautstarker Gerechtigkeit für die Verurteilten des 6. Januar, die er als „politische Gefangene“ bezeichnet.23
 
        BRASÍLIA, 8. JANUAR 2023
 
        Als am 8. Januar 2023 Tausende Anhänger des gerade abgewählten brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro gewaltsam in das Parlamentsgebäude in der Hauptstadt eindrangen, war in vielen Kommentaren von einer US-amerikanischen Blaupause die Rede, die mit den Bildern vom Kapitol zwei Jahre zuvor in Umlauf gebracht worden sei.24 Hier wie dort gab es Wahlbetrugsvorwürfe des unterlegenen Kandidaten, hier wie dort erschienen die Sicherheitskräfte vor Ort zunächst vollkommen überfordert, und hier wie dort bestimmten die Farben der Nationalflagge das Bild (Abbildung 4). Dass es Verbindungen gab zwischen Bolsonaros Team und Steve Bannon, dem ehemaligen Berater von Trump und Strippenzieher rechtsextremer Netzwerke, die auch hinter dem Angriff auf das Kapitol standen, war bekannt.
 
         
          [image: Das Foto zeigt die weiße Kuppel und die Treppen des Nationalkongresses in Brasília vor blauem Himmel. Auf den Treppen haben sich mehrere hundert Demonstrierende in den brasilianischen Nationalfarben gelb und grün versammelt, von denen manche Nationalfahnen schwenken.] 
          Abbildung 4: Bolsonaro-Unterstützer vor dem Nationalkongress in Brasília, 8. Januar 2023
 
          Quelle: picture alliance/Associated Press/Eraldo Peres
 
        
 
        Im Unterschied jedoch zu den Trumpisten in Washington, D.C. gab es vergleichsweise wenig ausbuchstabierte Botschaften auf den Transparenten in Brasília. Das Äquivalent zu den „Trump 2020“-Fahnen und „Make America Great Again“ fehlte. Stattdessen wurde auf der Dachkante der eleganten Kuppel des von Oscar Niemeyers Ende der 1950er Jahre entworfenen Parlamentsgebäudes ein Transparent entrollt, auf dem der Quellcode zu den Wahlmaschinen verlangt wurde. Andere forderten mit Bannern und durch Anbringen von Graffiti, dass das Militär intervenieren solle, um den Willen des Volkes durchzusetzen, das angeblich durch Wahlbetrug seiner Macht beraubt worden sei. Die Wut auf die Symbole der Demokratie entlud sich an diesem Tag umso zerstörerischer. Die Randalierenden fluteten das Kongressgebäude und plünderten den dahinter liegenden Palast des Präsidenten und den Obersten Gerichthof. Mobiliar wurde zertrümmert, noch von Niemeyer in Auftrag gegebene Kunstwerke wurden zerstochen, Vitrinen mit historischen Dokumenten und Staatsgeschenken eingeschlagen, Halterungen aus den Wänden gerissen und auf Wandbehänge uriniert. Die von Niemeyer entworfenen Gebäude setzten mit ihrer äußerlichen Offenheit, der Äquivalenz ihrer Glieder und dem harmonischen Ausbalancieren der verschiedenen Teile Standards für die Architektur der Demokratie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Mit ihrer Zerstörungswut brachten die Protestierenden in Brasília nicht mehr und nicht weniger als ihre Verachtung für die hier Architektur gewordenen demokratischen Werte wie Gleichwertigkeit, Zugänglichkeit und Ausgleich zum Ausdruck.
 
        Wie zuvor am 29. August 2020 in Berlin und am 6. Januar 2021 in Washington, D.C. berief man sich in Brasília eine Woche nach der Amtseinführung des neuen Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva, als der alte schon nicht mehr im Land war, auf den urdemokratischen Grundsatz, dass die Macht vom Volk ausgeht und gegen seinen Willen nicht regiert werden darf. In allen drei Fällen war das jedoch eine unerhörte Anmaßung, die nur durch Konspirationstheorien oder Wahlfälschungsvorwürfe autosuggestiv plausibel erscheinen konnte.
 
        NACHWIRKUNG
 
        Während in den USA die Erinnerung an die lauernde Gefahr für die Demokratie, die in diesen Ereignissen ihr Angesicht zeigte, zunehmend schwindet, hat die Aufarbeitung in Deutschland mit den Prozessen um die Reichsbürgerverschwörung 2024 an Fahrt aufgenommen. In Brasilien ist sie weit fortgeschritten. Präsident Lula da Silva hat den 8. Januar zum „Tag der Demokratie“ erklärt, und der brasilianische Museumsverband hat die Errichtung eines Museums der Demokratie angekündigt, denn noch ist in diesem Land, wie die Forderungen beim Angriff auf das Parlament gezeigt haben, die Erinnerung an die Zeit der Militärdiktatur (1964–1985) wach und lebendig und ihre Wiederkehr kein so abwegig erscheinender Gedanke wie die Wiederkehr oder Etablierung einer Tyrannei in der Bundesrepublik Deutschland und den USA.25
 
        Die Bilder, die am 29. August 2020 in Berlin, am 6. Januar 2021 in Washington, D.C. und am 8. Januar 2023 in Brasília entstanden sind, bleiben ambivalent. Während sie für die einen von der realen Gefahr für die Demokratie zeugen, verstärken sie für die anderen den Wunsch nach einem Systemwechsel. Je nachdem in welchen virtuellen Foren man unterwegs ist, bekommt man eine andere Auswahl präsentiert. Das alle Ereignisse verbindende Element aber ist Donald Trump. Welche Deutung der Bilder sich letztlich durchsetzen kann, wird nicht unerheblich davon abhängen, ob er erneut zum US-Präsidenten im November 2024 gewählt wird.
 
         
          CHARLOTTE KLONK 
ist Professorin für Kunst und Neue Medien am Institut für Kunst- und Bildgeschichte der Humboldt-Universität zu Berlin.
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          GIULIA CAMINITO
 
           WO IST DIE POLITIK IN DER LITERATUR? 
 
          Die Romanautorin Giulia Caminito reflektiert über ihre Jugend in Italien, die Entfremdung ihrer Generation von der Politik und ihre literarische Entwicklung. Den Intellektuellen ihres Landes wirft sie vor, sich verschanzt zu haben. Es fehle an politischem Denken.
 
        
 
         
          SEBASTIAN HEINRICH
 
           RASENDER STILLSTAND. ITALIEN IM HERBST 2024 
 
          Unter Giorgia Melonis Regierung wirkt Italien trotz umtriebiger Politik im Stillstand gefangen: Die Koalition prescht mit dem Staatsumbau voran, während sich die eigentlichen Probleme des Landes bedrohlich auftürmen. Doch es gibt auch Signale der Hoffnung.
 
        
 
         
          FRANCESCO PALERMO
 
           AUTORITÄR REFORMIERT? ZUM GEPLANTEN UMBAU DES STAATES IN ITALIEN 
 
          Die rechte Regierungsmehrheit unter Premierministerin Giorgia Meloni hat drei Reformen eingeleitet, die den italienischen Staat tiefgreifend verändern würden. Was ist vorgesehen, wie weit sind die Pläne fortgeschritten, und in welche Richtung entwickelt sich Italien dadurch?
 
        
 
         
          LUCA BARANA
 
           ITALIEN UND DIE MIGRATION. DER WEG DER EXTERNALISIERUNG 
 
          Italien verschärft unter Giorgia Meloni seine Migrationspolitik: national durch strengere Aufnahmegesetze, international durch Abkommen mit Drittstaaten wie Tunesien oder Albanien. Zugleich wächst mit dem EU-Migrationspakt die Verantwortung Italiens.
 
        
 
         
          ALEXANDER GRASSE
 
           STABIL FRAGIL? ZUR POLITÖKONOMISCHEN SITUATION ITALIENS NACH DER EUROPAWAHL  
 
          Italiens rechtsnationale Regierung ist gestärkt aus der Europawahl 2024 hervorgegangen. Die sozioökonomische Situation ist jedoch weiterhin fragil. Welche Rolle spielen wirtschaftliche und soziale Fragen mit Blick auf die Wahlentscheidung und auf machtpolitische Perspektiven?
 
        
 
         
          KAROLINE RÖRIG
 
           NACHHALTIG IN DIE ZUKUNFT? ITALIEN UND DER GREEN DEAL 
 
          Der EU-geförderte nationale Aufbau- und Resilienzplan bietet Italien die Chance, überfällige Reformen und Investitionen anzustoßen. Für eine Erneuerung im Sinne nachhaltiger Entwicklung braucht es das Engagement von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.
 
        
 
         
          CARLO GENTILE
 
           DEUTSCHE KRIEGSVERBRECHEN IN ITALIEN. ERINNERUNG UND AUFARBEITUNG 
 
          Die deutschen Kriegsverbrechen in Italien im Zweiten Weltkrieg bleiben ein schmerzhaftes Kapitel der europäischen Geschichte. Trotz zahlreicher Bemühungen in beiden Ländern, die Verbrechen aufzuarbeiten, blieb die juristische Aufklärung unzureichend und oft symbolisch.
 
          Karte Italien
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Italien gilt als Sehnsuchtsland der Deutschen: Einmal über die Alpen, und schon ist die Landschaft schöner, das Wetter besser, das Essen leckerer, und die Menschen sind herzlicher. Den Traum einer Italienreise erfüllen sich seit den 1950er Jahren immer mehr deutsche Urlauberinnen und Urlauber – 2024 werden 6,5 Millionen erwartet. Jenseits von Klischees und einer beiderseitigen Verklärung ist das Wissen übereinander jedoch ausbaufähig: „Man schätzt bzw. achtet sich, aber kennt sich doch nicht wirklich“, heißt es in einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung von 2021. Eine Gelegenheit, sich besser kennenzulernen, ist die Frankfurter Buchmesse 2024: Italien ist Ehrengast.
 
        Nach der Corona-Pandemie, von der Italien besonders heftig getroffen wurde, beherrscht vor allem die rechte Regierungskoalition unter Giorgia Meloni die Schlagzeilen der hiesigen Italien-Berichterstattung. Der Amtsantritt der ersten Ministerpräsidentin in der Geschichte der Republik im Herbst 2022 wurde durchaus mit Sorge beobachtet, gilt ihre Partei Fratelli d’Italia doch als postfaschistisch – also als Nachkommin des historischen Faschismus. Während sich auf europäischer Ebene bislang wenig davon zeigt, wird in Italien leidenschaftlich über Melonis Reformvorhaben gestritten. Insbesondere in dem Versuch, das Regierungssystem umzubauen und durch eine Stärkung der jeweiligen Parlamentsmehrheit die Machtverhältnisse zugunsten der Exekutive zu verstetigen, sehen viele einen Angriff auf die Verfassung.
 
        Wie in Deutschland ist die politische Debatte auch in Italien stark von den Themen Flucht und Migration geprägt. Seit Jahren gehört Italien zu den Ländern, an dessen Küsten die meisten Flüchtlinge ankommen. Lange Zeit wurden die Hilfegesuche aus Südeuropa von den nördlichen EU-Staaten ignoriert. Ob die Wahrnehmung eines wachsenden Migrationsdrucks im Norden die Solidarität mit dem Süden stärkt? Im Gemeinsamen Europäischen Asylsystem behält Italien eine Schlüsselstellung.
 
         Johannes Piepenbrink 
 
      

       
        ESSAY
 
        WO IST DIE POLITIK IN DER LITERATUR?
 
         Giulia Caminito 
 
        Ich war fünfzehn und mein Freund zeichnete Keltenkreuze in mein Tagebuch, er fand das zum Lachen. Mich nervte das, ich strich sie durch, aber wenn er das Tagebuch wieder in die Hand nahm, um das Wort DUX (Führer) hineinzuschreiben, ließ ich ihn gewähren. Er schrieb, ich strich durch. Er spielte mit den Symbolen einer Diktatur, ich fand sie schrecklich und vulgär, aber hinderte ihn nicht an seinem Gekritzel. Gleich darauf gingen wir ins Kino oder zu ihm nach Hause, um mit meinem MP3-Player Musik zu hören, vor allem Lucio Battisti. Ich war an seine Taten und Worte gewöhnt, ich maß ihnen kein Gewicht mehr zu. Die Lust, mit ihm zusammen zu sein, war stärker als die, mich aufzuregen und Stellung zu beziehen.
 
        So habe ich einen Großteil meiner Jugend verbracht: Ich wusste, was aus meiner Sicht richtig war und was falsch, aber ich konnte es nicht aussprechen. Frustriert ertrug ich die neofaschistischen Sprüche meiner Freunde, die Slogans, die ich auf den Wänden sah und jeden Morgen in der Schule las. Il Duce è la luce, stand da, der Duce ist das Licht, und ich starrte ratlos drauf.
 
        In diesen Jahren gab es in meinem Umfeld außer meinen Eltern niemanden, der über Politik redete. Jeder von uns war mit sich selbst beschäftigt, gehemmt vom Desinteresse der anderen an bestimmten Themen, voller Angst davor, aus der Reihe zu tanzen, lästig zu ein. Die Welt bestand aus nachmittäglichen Ausflügen auf dem Moped, Mathe-Hausaufgaben, die am Sonntag noch schnell gemacht werden mussten, den ersten SMS auf dem Handy, den Partys, zu denen man eingeladen werden wollte. Niemand hat mich damals aufgefordert, zusammen auf die Straße zu gehen oder auf eine Demo.
 
        Die einzigen politischen Diskussionen, die ich zu hören bekam, waren die Auseinandersetzungen zwischen meinem Vater und meinem Großvater vor dem Fernseher. Der eine wählte links, der andere rechts, und jede Nachrichtensendung endete im Streit. Ich wurde aus dem Zimmer geschickt.
 
        ***
 
        Mein Vater und meine Mutter hatten ihre Jugend in den 1970er Jahren, Politik war damals ihr tägliches Brot. Jede Entscheidung, jede Wahl wurde vom Standpunkt einer genau umrissenen politischen Identität aus getroffen, vor dem Hintergrund bestimmter Lektüren, Diskussionen und Konfrontationen, die ausgehend von Büchern, Debatten und Zeitschriften eine stabile Praxis ergaben, eine bewusste Lebensform.
 
        Ich erinnere mich noch an ein Abendessen bei Freunden meiner Eltern, zu dem auch ein Paar eingeladen war, das ich nicht kannte. Sie erschienen mir wie beliebige Erwachsene, sie tauschten mit meinen Eltern ein paar Anekdoten aus der Vergangenheit aus, unterhielten sich angeregt und umarmten uns zum Abschied, der früher kam als erwartet. Ich fragte meinen Vater, warum sie so früh gegangen waren, und er antwortete lakonisch: „Sie mussten wieder rein.“ In dem Moment begriff ich nicht. Erst Jahre später wurde mir klar, dass die beiden auf Freigang waren. Sie mussten zurück ins Gefängnis. Sie verbüßten die letzten Jahre einer Haftstrafe wegen terroristischer Aktivitäten, sie hatten sich an einigen Aktionen der Brigate Rosse beteiligt und waren festgenommen worden.
 
        Meine Mutter musste manchmal lachen, wenn sie sich daran erinnerte, wie sie und mein Vater nach einer Demonstration vor einem bewaffneten Polizisten geflüchtet waren und völlig außer Atem zum Glück gerade noch so einen Bus erreicht hatten. Der Busfahrer hatte den Polizisten kommen sehen und sofort die Türen geschlossen, er war losgefahren und hatte sie gerettet.
 
        Ich erzählte meinen Freunden in der römischen Provinz nie von gewissen politischen Abenteuern meiner Familie, und wenn ich zum Mittagessen eingeladen war und sich jemand bei Tisch über kinderfressende Kommunisten im Fernsehen aufregte, behielt ich für mich, was ich dachte.
 
        Es gab da eine Spaltung, eine Diskrepanz zwischen dem Ich, das unfähig war, auf Gleichaltrige zu reagieren, und dem wachen und neugierigen Ich innerhalb der heimischen vier Wände. Ich wusste nicht, wie ich diese beiden Ichs zusammenbringen konnte, ich ließ sie nebeneinander bestehen: die Freundin eines reichen neofaschistischen Jungen, der mir Keltenkreuze ins Tagebuch oder aufs Federmäppchen zeichnete, und die Tochter ehemaliger linker Aktivisten, die Freunde der Brigate Rosse zum Abendessen einluden.
 
        Die Romane, die ich las, stammten alle aus dem Bücherregal zu Hause, nie aus der Schule, nie von meinen Freundinnen. Der gegenteilige Fall war sehr selten. Noch seltener war, dass ich mit jemandem aus meinem Umfeld über Bücher sprach. Meine Freundinnen und ich waren damit beschäftigt, in den Myspace-Chats ältere Jungs zu suchen, die uns hübsch fanden.
 
        Erst viel später habe ich begriffen, dass meine Unfähigkeit zum Teil die einer ganzen Generation war, dass diese kollektive Gleichmütigkeit viele von uns betraf: diejenigen, die sich daran gewöhnt hatten, Politik nur im Fernsehen zu verfolgen, wo Politiker über alles Mögliche, aber ohne wirkliche Argumente miteinander stritten, diejenigen, die nach dem G8-Gipfel in Genua 2001 Angst hatten, auf Demos zu gehen, weil sie fürchteten, mit Schlagstöcken traktiert zu werden, diejenigen, für die Gewalt ein Tabu war und jugendlicher Übermut nur eine Ausrede, um nachts auf dem Moped mit ausgeschalteten Scheinwerfern durch die Gegend zu fahren.
 
        ***
 
        Nach dem Gymnasium entschied ich mich fast unbewusst für die Philosophische Fakultät, und ebenso unbewusst zogen mich die Kurse zu Recht, Politikwissenschaft und politischer Theorie an.
 
        Auf einmal nahm alles, was ich als fremd und unmöglich empfunden hatte, in den Universitätsvorlesungen Gestalt an, in den Gesprächen mit meinen Studienkollegen, in den Büchern, die ich in der Bibliothek fand. Wie von Zauberhand traten mir Begriffe wie „Naturrecht“, „Universalismus der Differenz“, „Antinomien der Demokratie“, „Leviathan“, „Phänomenologie des Geistes“ und „Anerkennung“ vor Augen. Mit jeder neuen Lektüre wuchs mein Selbstbewusstsein, ich kam nach Hause und sprach mit meinen Eltern darüber, ich verwendete hochtrabende Begriffe, um mich wichtig zu machen, ich glaubte, endlich zur Wahrheit vorgedrungen zu sein, die ganze Größe des politischen Denkens erfasst zu haben und darüber verfügen zu können. Mitleidig schaute ich auf meine früheren Mitschüler herab, auf meinen albernen, reichen Freund, auf dieses Leben in der Provinz, wo niemand wusste, wer Hobbes war.
 
        Ich wandte mich von den Romanen ab, fünf Jahre lang las ich nur philosophische Bücher, auf meinem Nachttisch hatte ich Augustinus liegen, und ich schrieb meine Hefte mit Notizen zur Aufklärung voll.
 
        Und doch verspürte ich einen neuerlichen Bruch: Ich hatte mich verändert, aber die Politik in Italien nicht, sie war die gleiche geblieben. Keiner der Denker, die ich studierte, wurde je erwähnt, bei keinem der Vorträge, die ich besuchte, war je ein Vertreter der Politik im Raum, keiner meiner Studienkollegen hatte den Wunsch, später in die Politik zu gehen. Dieser Bruch wurde offenkundig, als ich 2012 meinen Abschluss machte und im Vollbesitz meiner Kenntnisse davon ausging, es müsse ein Leichtes sein, das, was ich gelernt hatte, in die Praxis umzusetzen. Ich begann mich zu fragen, wie ich das anstellen sollte. Viele meiner Kommilitoninnen wurden Lehrerinnen, andere gingen ins Ausland, wieder andere blieben als Assistentinnen an der Universität, andere schließlich änderten ihr Leben von Grund auf, ließen die philosophischen Studien beiseite, als wären sie eine glückliche Parenthese in einer Welt, in der die Anwendung des Studierten unmöglich erschien.
 
        Ich begann das Fernsehen zu hassen. Ich schaltete es aus, wenn politische Debatten kamen, ich drehte den Ton leise, wenn die Politiker entgegengesetzter Lager aufeinander einschrien, ich war genervt, wenn von Wahlen und von Wahlkampf die Rede war. Ich hätte auf alles spucken mögen, auf Flugblätter, Wahlplakate der Kandidaten, auf diese lächelnden Gesichter, die Parteilogos. Es ekelte mich alles an.
 
        So habe ich die Jahre nach meinem Studienabschluss zugebracht, ich fragte mich nach dem tieferen Sinn meiner Entscheidungen, was mich zu diesem Studium gebracht hatte und weshalb, vor allem aber warum es innerhalb der Universität so schien, als würden wir Studierenden etwas fundamental Wichtiges tun, und kaum setzten wir einen Schritt nach draußen, verweigerte sich uns die Welt. Wir waren zu nichts nütze, es gab keinen Platz für uns.
 
        Meine Mitschüler vom Gymnasium hatten unterdessen ihren Abschluss in Wirtschaftswissenschaften, Jura, Medizin gemacht, ihnen stand die Rolle, die sie einnehmen würden, und was sie anstrebten, klar vor Augen. Mir hingegen nicht, ich war in einen Abgrund der Sinnlosigkeit gefallen. Ich verspürte heftige Wut und Angst, ich hatte fünf Jahre meines Lebens etwas gewidmet, das sich im Nichts aufgelöst zu haben schien. War es die Universität, die uns belog, oder war die Welt die eigentliche Lüge?
 
        Ich hatte gelernt, dass jede Erscheinung in der Geschichte der Politik, zumindest bis zum 20. Jahrhundert, sich der Ausstrahlungswirkung einer politischen Theorie verdankte. Mehr als Bücher, geschrieben von einzelnen Männern oder Frauen, hatte es nicht gebraucht, um zahlreiche Interpretationen und noch zahlreichere politische Standpunkte in die Welt zu bringen. Aber was mich umgab, was ich um mich herum sah, sagte mir das Gegenteil: In den 2000er Jahren waren auf der einen Seite die Politik und auf der anderen Seite, mit gehörigem Sicherheitsabstand, das politische Denken, die politische Literatur, das politische Erzählen.
 
        Angesichts dieser Verbindungslosigkeit war auch ich eine irgendwie aus der Zeit gefallene Frau, der die passenden Worte fehlten und die das Studium eher geschwächt denn zur Teilnahme an der öffentlichen Debatte legitimiert hatte. Wieder war es so wie in meiner Kindheit: Ich ging in eine Richtung und die Politik in die andere.
 
        ***
 
        Es brauchte noch ein paar Jahre – und die Begegnung mit der italienischen Literatur des 20. Jahrhunderts, die Entdeckung der Verlagswelt sowie meinen Wunsch, zu schreiben –, um bei mir eine neue Entwicklung anzustoßen.
 
        Wiederum erst im Nachhinein wurde mir klar, dass alles, was ich studiert hatte und in meinem Leben, meiner Arbeit nicht anwandte, im Schreiben einen Sinn entfalten konnte. Durch Geschichten, vor allem solchen aus der Vergangenheit, konnte ich anhand meiner Figuren politische Erkundungen unternehmen und mich einigen für mich fundamentalen Themen nähern, beispielsweise politischen Überzeugungen, sozialer Gerechtigkeit und staatlicher Repression.
 
        Während sich in Italien rechte und linke Parteien an der Regierung ablösten und dabei immer schwächer und labiler wirkten, immer unfähiger, gemeinsame Lösungen für die Probleme des Landes zu finden, während die Reden der politischen Entscheidungsträger im Radio, in den Zeitungen und im Fernsehen jeden Tag belangloser und inhaltsleerer wurden und sich ihre Vorzeichen je nach Kontext änderten, um ein paar Wählerstimmen zu sichern, wandte ich mich der Geschichte meiner Familie zu und stellte mir einige Fragen über meine Herkunft.
 
        Die erste und für mich wichtigste betraf meinen Vater und die Tatsache, dass er in Asmara in Eritrea geboren und daher anders war als die Väter meiner Freundinnen. Auf der Suche nach Antworten nahm ich ein Tonbandgerät und interviewte meine Großmutter. Ich wollte wissen, was Afrika mit uns zu tun hatte, warum sie und mein Großvater dort gewesen waren und was Kolonialismus eigentlich für die bedeutete, die kolonisiert hatten. Wussten sie, dass sie Kolonialisten waren? Wussten sie um ihre Privilegien? Was hatten sie von der politischen Geschichte unseres Landes verstanden, gerade in Bezug auf die Länder, die wir besetzt und zu unseren Kolonien gemacht hatten?
 
        Meine Figuren, mein Schreiben wurden von ganz allein politisch, ich musste mich nicht dazu zwingen, musste mein Schreiben nicht dazu zwingen. Ich verspürte den Drang, nachzuforschen, das Bedürfnis kam von weither und half mir, meine Studienjahre endlich fruchtbar zu machen, meinem Weg einen Sinn zu geben und einen Ort zu finden, an dem alle meine Ichs von Bedeutung sein konnten.
 
        Durch die Gespräche mit meiner Großmutter wurde mir klar, dass sie, wie ich, ein Mädchen gewesen war, das nicht verstand, was ihm während des Krieges zustieß – und eine Jugendliche, die aufgebrochen war, ihre Mutter in Eritrea zu suchen, und keine Ahnung hatte, was eine Kolonie war. Sie hatte damals überhaupt kein politisches Bewusstsein und war dennoch Teil eines großen, umstrittenen historischen Phänomens geworden. Und weil ich das nun wusste, war es mir wichtig, nahe an ihrer Bewusstseinslücke, an ihren Fehlern zu bleiben, denn die ließen sich von Generation zu Generation beobachten, es waren Defizite, die auch ich verspürt hatte, immer ein Stück weit weg von der Politik, immer unfähig, zu handeln oder zu verstehen.
 
        ***
 
        Als mein erster Roman „La Grande A“ 2016 in Italien erschien („Das große A“, 2024), war ich 26 Jahre alt und wurde als „interessante neue Stimme der italienischen Literatur“ betrachtet. Ich absolvierte eine Lesereise und sah mich bei der Mehrzahl der Personen, die ich traf, mit einer völligen Unkenntnis der italienischen Geschichte konfrontiert. Ich fühlte mich fehl am Platz, für viele war ich zu jung, um zu gewissen heiklen Themen Stellung beziehen zu können. Da waren immer ein Mann oder eine Frau, immer älter als ich, die während der Veranstaltung aufstanden und sich aufregten, weil meine Ansichten sie störten. Ich wiederholte, was für mich das Wichtigste war: Mit diesem Buch wolle ich dazu beitragen, dass wir uns der Vergangenheit bewusst werden, einer kollektiven Erfahrung Raum geben. Diese Aussagen stießen häufig auf taube Ohren.
 
        Ich litt darunter, verfolgte aber weiter meinen Weg. Ich stellte mir weiterhin Fragen, wandte mich noch einmal meinen Recherchen zu. Was ich über den italienischen Kolonialismus gelernt hatte, zeigte mir, dass es noch andere Lücken zu füllen gab. In meiner Familie verbarg sich noch eine andere Geschichte, die lose mit der großen italienischen Politik verbunden war: die Geschichte meines Urgroßvaters, eines Anarchisten zu Beginn des 20. Jahrhunderts, aufgewachsen in einem mittelitalienischen Dorf und dann nach Frankreich und Deutschland geflohen.
 
        Der Anarchismus also: eine politische Bewegung, von der ich wirklich wenig wusste und über die man in Italien nur ungern sprach. Eine Bewegung, die ganz und gar aus dem Geschriebenen, aus dem politischen Denken hervorgegangen war. Das Beispiel meines Urgroßvaters bewies es: Er war Analphabet gewesen und hatte sich selbst Lesen und Schreiben beigebracht. Ohne diese Werkzeuge hätte er nicht am anarchistischen Leben teilnehmen können, das zwar körperlichen Einsatz erforderte, aber mit Artikeln, Aufsätzen, Liedern und Poesie genährt werden musste.
 
        Ich legte mich ins Zeug, studierte, las, stellte Nachforschungen an, und mir wurde bewusst, dass ich mich – nach dem Kolonialismus – wieder mit etwas konfrontiert sah, das teilweise verdrängt worden war: die Bewegungen der extremen Linken, die dem Aufkommen des Faschismus vorausgegangen waren, dieselben Bewegungen, deren Anhänger Mussolini gewesen war, als revolutionärer Sozialist und enger Freund vieler Anarchisten und Republikaner jener Zeit.
 
        Ich musste an meinen Freund zu Gymnasialzeiten denken, der Keltenkreuze in die Tagebücher anderer zeichnete und absolut nichts von der Geschichte der faschistischen Partei wusste, der auch nicht neugierig war, zu erfahren, wer dieser „Dux“ Mussolini in Wahrheit gewesen war, was er getan hatte, was diese Symbole bedeuteten, wie und warum sie ausgewählt worden waren, wie Mussolini von jemandem, der antimilitaristischen und antiimperialistischen anarchistischen Positionen nahestand, zu dem Mann hatte werden können, der den Glanz Italiens durch seine Kolonialmissionen wiederherstellen wollte.
 
        „Un giorno verrà“ kam in Italien 2019 heraus („Ein Tag wird kommen“, 2020) und fand sehr wenig Leser, die Zeitungen interessierten sich kaum dafür, begeistert waren einzig die alten Anarchisten, die ihre Geschichte oder die ihrer Vorläufer in diesem Buch wiederfanden. Häufig wurde ich erneut als die junge Autorin hingestellt, die über Politik schreibt, für wenige schreibt, und ja, es wäre gut, wenn sie damit aufhörte oder interessantere Themen fände, über die sie schreiben könne.
 
        Erst durch das Erscheinen der deutschen Übersetzung im Wagenbach Verlag 2020 fand der Roman Beachtung, und als ich nach Berlin kam, um darüber zu reden, war ich beeindruckt von den vielen Fragen. Das war seltsam, ungewöhnlich für mich, das gab es in Italien nicht.
 
        ***
 
        Einige Jahre lang gefiel ich mir in der bequemen Vorstellung, dass mein äußeres Nicht-Engagement durch mein Schreiben aufgewogen werden könnte, dass das Schreiben von Romanen meine Art war, mich politisch zu betätigen. Und ich glaube, in dieser Hinsicht gibt es zwei Arten von Schreibenden: die einen, die denken, dass ein Buch eine politische Waffe sein kann, und die anderen, die hingegen glauben, dass die Literatur frei von Moral, Ethik und Politik zu sein hat, dass sie keine Antworten zu geben vermag, sondern lediglich durch die Erzählung auf möglichst komplexe Weise Fragen aufwerfen kann.
 
        Im Studium hatte ich gelernt, dass Bücher Bewegungen auslösen konnten und dass Politik und Literatur in der Vergangenheit Arm in Arm miteinander gegangen waren, dass sie sich oft gefunden oder aneinander gestoßen hatten und dass große Texte der politischen Theorie so viel literarische Geltung beanspruchen konnten wie große Romane.
 
        Aber meine Sichtweise begann sich zu ändern, weil dieser Bruch sich trotz all meiner Versuche nie schloss. Meine Romane waren wirkungslos, oder wenigstens kam es mir so vor: Meine Recherchen lösten keinerlei Debatte aus. Was ich tat, entsprach einem alten Verständnis vom Schreiben, ein Verständnis, das mir im beginnenden 21. Jahrhundert nicht mehr zeitgemäß erschien – die Jahre, in denen ich erwachsen geworden war, hatten mir doch immer wieder vorgeführt, wie fern mir Konsum, Werbung und das schrille Gezeter der Politiker waren, wie fern von allem, was ich liebte, was ich studierte und las.
 
        Auf dem Höhepunkt einer schweren Identitätskrise sagte ich mir also, dass ich mit dem Schreiben und der Philosophie Schluss machen würde. Ich würde ein letztes Buch schreiben, und wenn dieses nicht ein Minimum an Debatte, ein Minimum an Reaktionen auslösen würde, dann hätte es wirklich keinen Sinn, weiterzumachen.
 
        Aber wo sollte ich ansetzen, welchen Diskurs aufnehmen? Ich stürzte mich in die Arbeit und begann, einen neuen Roman zu konzipieren, in dem politische Überlegungen präsent, aber weniger sichtbar in die Erzählung eingebettet sein sollten. Was lag mir am Herzen, worüber wollte ich unbedingt sprechen? Darüber dachte ich lange nach. Ich wollte mich auf die Gegenwart verlegen, aber ich wusste nicht wie, ohne Bücher, Quellen und Archive, die ich durchforsten konnte, fühlte ich mich verloren, war ich nackt.
 
        Immer wieder kamen mir diese Keltenkreuze in meinem Tagebuch in den Sinn und ebenso meine Unfähigkeit, mich gegen diese mit Bedeutung aufgeladenen Zeichen zu wehren, die als Dekoration und zum Spaß verwendet wurden – und dann war da die römische Provinz, wo ich aufgewachsen war und wo nie von Politik gesprochen wurde, wo alles nur auf Gerede konzentriert zu sein schien und wo sehr viele Jugendliche anlasslos gewalttätig wurden, in absurden Handlungen ihren Frust an anderen ausließen, aber niemals darauf gekommen wären, diese Gewalt gegen die Politiker zu richten, gegen die Apathie, in die sie uns versetzt hatten, gegen ihr Unvermögen. Da begriff ich, dass ich genau darüber schreiben wollte – über die apolitische Dimension, in der ich einen Gutteil meines Lebens zugebracht hatte, wie schwierig es dadurch für mich geworden war, eine Identität auszubilden, wie ich mich immer unvorbereitet in der politischen Debatte wiedergefunden hatte, und wie sehr mir das fehlte, was ich meine Figur Lupo in „Un giorno verrà“ hatte erleben lassen: eine politische Erziehung.
 
        Eine Erziehung, die, davon war ich immer überzeugter, nicht ohne die Praxis auskam, ohne Kommunikation mit anderen Menschen, ohne kollektive Projekte, aber auch nicht ohne Lektüre, Studium, ohne Kultur im weitesten Sinn.
 
        ***
 
        So ist 2021 Gaia entstanden, die Protagonistin von „L’acqua del lago non è mai dolce“ („Das Wasser des Sees ist niemals süß“, 2022) – ein Mädchen, das aus einer Familie mit großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten stammt und diese Schwierigkeiten nicht dem System, sondern seiner Mutter anlastet, das so sein will wie alle Mädchen in der Provinz. Sie will sich Ohrringe und Bikinis kaufen, nichts wissen von der Gesellschaft, in der sie lebt, und zugleich ein Teil davon sein, ohne sich Fragen zu stellen, ohne tagtäglich all die grausamen Ungerechtigkeiten vor Augen zu haben.
 
        Ich fand es eine gute Idee, meine persönlichen und politischen Reflexionen in einen (Anti-)Bildungsroman zu kleiden, ich wollte sehen, was passieren würde, wenn ich politisches Denken und mein Erzählen immer enger miteinander verquickte, sodass Ersteres fast nicht mehr erkennbar war, wollte sehen, ob es möglich war, politische Reflexionen in anderer Weise zu transportieren und so vielleicht verdaulicher zu machen.
 
        Das Buch, an das ich keine großen Erwartungen knüpfte, erreichte ein breites Publikum in Italien und in vielen anderen europäischen Ländern, was es mir in der Folge erlaubte, an mehr als einer öffentlichen Debatte zu genau den Fragen teilzunehmen, die ich versucht hatte, aufzuwerfen. Beinahe sofort wurde mir klar, dass man in Italien vor allem am erzählerischen Aspekt des Romans interessiert war, während in anderen Ländern die politische Seite auf mehr Interesse stieß – als ob es vom Ausland aus leichter wäre, zu verstehen und zu analysieren, welche Strategie ich verfolgt hatte.
 
        Und doch, trotz dieser großen Befriedigung sind die Gespenster der Vergangenheit nie ganz verschwunden. Nach den ersten Momenten der Euphorie und des Gefühls, es geschafft zu haben, fand ich mein Schreiben erneut vergeblich und sah mich wieder mit schmerzlichen Schwierigkeiten in Bezug auf die heutige italienische Politik konfrontiert. Eine Politik, mit der ich mich nie vertraut fühlte, zu der ich keinen Kontakt hatte und keine Berufung verspürte. Ich fragte mich, ob das an mir lag, ob es einzig und allein meine Schuld war, weil ich meine Vorbehalte hatte, der Gelegenheit stets auswich, an etwas teilzunehmen, was auch nur von fern mit einer Partei zu tun hatte, selbst wenn es eine linke war.
 
        Am Ende antwortete ich: Nein, die Schuld lag nicht nur bei mir, als Generation haben wir eine grausame Entfremdung vom politischen Leben erlitten und auch selbst betrieben. Wir haben aufgehört, unsere Energie in derartige Debatten zu stecken, wir fühlten uns fehl am Platz. Zuerst haben wir uns von der Logik des berlusconismo vereinnahmen lassen, der Logik des Geldes, des Eigeninteresses und der Kommerzialisierung des Fernsehens und dann von Trümmern dieser Logik: einer orientierungslosen Linken und einer immer hasserfüllteren Rechten.
 
        ***
 
        Heute genügt es nicht, glaube ich, als Schriftstellerinnen und Schriftsteller zu kommentieren, was der Politiker X tut, oder die Maßnahmen der Regierung zu kritisieren – das ist notwendig, ja, aber für einen echten Neuanfang reicht es nicht aus. Was immer noch fehlt, ist politisches Denken, die Auseinandersetzung mit den politischen Systemen, mit den philosophischen Grundlagen der Politik. Was immer noch fehlt, ist die Fähigkeit, über Politik zu schreiben, nicht über die Tatsachen, sondern über die großen Ideen, die hehren Ideen, die alles andere umgreifen.
 
        In dieser Hinsicht trifft die intellektuelle Klasse in Italien eine Schuld. Getrieben vom Buchmarkt und von der immer lächerlicheren Bedeutung der Literatur für die Öffentlichkeit hat sie sich in ihrer eigenen Welt verschanzt, dort spricht man von sich selbst, sieht nur sich selbst und kritisiert auch bloß sich selbst.
 
        Und so habe auch ich mich letztendlich in meinem Schreiben versteckt, habe aufgehört, den Anschluss an das politische Denken zu suchen, habe meine philosophischen Waffen gestreckt und allmählich vergessen, wie das alles für mich angefangen hatte: mit dem Wunsch, Politik zu verstehen und einen Weg zu finden, Politik zu machen und sie zu verändern. Oder es wenigstens zu versuchen.
 
         
          Übersetzung aus dem Italienischen: Barbara Kleiner, München.
 
          Die italienische Originalversion ist verfügbar unter www.bpb.de/apuz/caminito.
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        RASENDER STILLSTAND
 
        Italien im Herbst 2024
 
         Sebastian Heinrich 
 
        Italien ist geblieben wie immer, man sieht es ja sofort: auf den Fotos, die die Urlauber spätestens seit Ostern wieder in den Whatsapp-Familiengruppen schicken oder auf Instagram posten. Die Pinien am Gardaseeufer in Malcesine, das gelato auf der Piazza del Campo in Siena, der blühende Oleander am Küstenabschnitt zwischen Bari und Brindisi. „Ach, Italien.“ Diesen Halbsatz kann man selig dahinseufzen, wie viele Reisende aus dem Norden, die das Land im Urlaub durch ihren Dolce-Vita-Weichzeichner betrachten. Oder man kann ihn dumpf ausstöhnen, wie viele derjenigen, die auch außerhalb der Ferien dort leben.
 
        Zu diesen Menschen gehört Simone Spetia. Spetia ist Moderator der wochentäglichen Morgensendung „24 mattino“ bei Radio 24, dem größten privaten Nachrichtenradiosender Italiens. Tranquilli, che il paese resta quello che è, ruft er am 15. Juli 2024 seinen Hörerinnen und Hörern mit ironischem Unterton zu: Keine Sorge, in den USA mag gerade der republikanische Präsidentschaftskandidat fast erschossen worden sein, im Nahen Osten mag ein verheerender Regionalkrieg drohen – Italien bleibt wie immer. Und nein, Spetia meint damit nicht die Pinien am Gardasee, das Gelato, den Oleander. Simone Spetia hat in seiner Radio-Morgensendung wieder einmal von zwei dieser Geschichten berichtet, von denen viele Italiener glauben, dass sie nur in ihrem Land passieren können: Ein Finanzamt hat eine Achtjährige per Brief aufgefordert, Steuern auf die Abfindung ihres kürzlich verstorbenen Vaters zu zahlen; Taxifahrer in Rom sollen eine neue Masche gefunden haben, ihren Kunden 50 Euro pro Fahrt aus der Tasche zu ziehen, natürlich am Fiskus vorbei. Italien scheint 2024 das gleiche Land wie eh und je zu sein, wundervoll und zugleich schrecklich kompliziert.
 
        Seit knapp zwei Jahren ist Giorgia Meloni italienische Ministerpräsidentin: die Frau, die sie im deutschsprachigen Raum „Postfaschistin“ oder „Ultrarechte“ nennen – und vor der viele deutschsprachige Medien gewarnt haben und weiterhin warnen. Meloni, Jahrgang 1977, begann ihre lange Reise an die Spitze der Macht in den 1990er Jahren als Teenager in der traditionsreichen rechtsradikalen Szene Roms. Um die Mitte der 2000er wurde sie zur Berufspolitikerin und arbeitete sich bemerkenswert zielstrebig empor: Chefin der Jugendorganisation der rechtsnationalen Partei Alleanza Nazionale (2004), Einzug ins Parlament und sofortige Ernennung zur stellvertretenden Vorsitzenden der Abgeordnetenkammer (2006), Jugendministerin unter Regierungschef Silvio Berlusconi (2008). Aus Berlusconis großer Mitte-rechts-Partei Popolo della Libertà trat sie Ende 2012 gemeinsam mit einer Handvoll Gesinnungsgenossen aus und gründete die ultrarechte Partei Fratelli d’Italia (FdI, Brüder Italiens). Der Name ist den Anfangswörtern der Nationalhymne entnommen. Binnen eines Jahrzehnts hat sie aus der Kleinpartei die stärkste politische Kraft des Landes gemacht. Das Rechtsbündnis, das im Herbst 2022 die Parlamentswahlen deutlich gewann, wird von den FdI angeführt.
 
        UMBAU DES STAATES: PLÄNE UND HÜRDEN
 
        Selbst politische Gegner bescheinigen Meloni bemerkenswerten Fleiß. Seit ihrem Amtsantritt im Oktober 2022 tut sie viel, um diesen Eindruck zu bestätigen. Etwa, indem sie in ihrer Koalition aus FdI, der rechtsnationalen Lega, der konservativen Forza Italia und weiteren mittig-rechten Kleinparteien Reformpläne zum Umbau des Staates vorantreibt. Sie betreffen zwei wesentliche Bestandteile des italienischen Gemeinweisens: zum einen das Verhältnis zwischen Zentralstaat und Regionen, zum anderen das Regierungssystem. Beide Projekte haben im Frühsommer 2024 bedeutende Hürden im Parlament genommen und werden im Herbst weiterhin ein wichtiger Teil der politischen Debatte sein.
 
        In letzter Lesung bestätigt worden ist die autonomia differenziata, die individualisierbare Autonomie. Sie soll es jeder einzelnen der 15 italienischen Regionen ohne Sonderstatut ermöglichen, 01  vom Zentralstaat mehr politische Eigenständigkeit in Bereichen wie Bildung, Verkehr und Steuerrecht zu erhalten.
 
        Auch das zweite Vorhaben, das sogenannte premierato, hat bereits die erste von vier Parlamentsabstimmungen überstanden: eine Verfassungsreform, die das italienische Regierungssystem umkrempeln soll. Unter anderem soll künftig das Volk den Ministerpräsidenten direkt wählen. Außerdem ist in beiden Parlamentskammern die Einführung eines „Mehrheitsbonus“ vorgesehen, wodurch die Stellung des Wahlsiegers durch zusätzliche Sitze gestärkt würde. Instabile Mehrheitsverhältnisse und häufige Regierungswechsel sollen dadurch der Vergangenheit angehören. Dank dem premierato soll es nie wieder jene „typisch italienischen“ Regierungskrisen geben, über die in Italien wie im Ausland so viele Menschen verständnis- bis fassungslos die Köpfe schütteln. Wie etwa in der vergangenen Wahlperiode, als zwischen Frühjahr 2018 und Sommer 2022 erst eine populistisch-rechtsnationale Koalition regierte, die dann gestürzt und ersetzt wurde von einer populistisch-sozialdemokratischen – bis schließlich eine Expertenregierung der nationalen Einheit unter dem ehemaligen Zentralbanker Mario Draghi übernahm. Nein, Italiens Wählerinnen und Wähler sollen künftig Legislaturperiode um Legislaturperiode bekommen, wofür sie sich mit ihren Stimmzetteln mehrheitlich ausgesprochen haben – so stellen es zumindest Meloni und ihre Koalitionspartner dar. 02  „Italienische Verhältnisse“, das soll kein Spottausdruck mehr sein.
 
        Es sind jedoch Zweifel angebracht, ob die Meloni-Regierung ihren Fleiß in dauerhafte Veränderungen umwandeln kann. Das Projekt, den italienischen Staat umzubauen, begeistert vor allem ihre Anhängerinnen und Anhänger – und weckt bei vielen anderen tiefe Sorgen um die Zukunft der Demokratie. Zu den Premierato-Gegnern gehören nicht nur Vertreterinnen und Vertreter der Opposition, sondern auch Menschen, die über Parteigrenzen hinweg geschätzt werden. Liliana Segre etwa, Holocaust-Überlebende und bekannteste italienische Zeitzeugin des Völkermords an den europäischen Juden sowie Senatorin auf Lebenszeit, redete Mitte Mai 2024 vor dem Senat auf aufsehenerregende Weise gegen die Premierato-Reform an. Diese entwerte das Parlament, ohne die versprochene politische Stabilität zu bringen. Einen Monat später veröffentlichte der Verein Articolo 21, der sich dem Schutz der Meinungsfreiheit verschrieben hat, einen von über 180 Verfassungsrechtlern unterzeichneten Appell gegen das premierato und zur Unterstützung der Argumente Segres.
 
        Über das premierato wird sicher noch länger leidenschaftlich gestritten werden. Ob es Realität wird, ist indes noch offen. Weil es sich bei dem Reformprojekt um eine Verfassungsänderung handelt, ist die Verabschiedung aufwendig und entsprechend langwierig: Auf die erste, im Juni abgehaltene Abstimmung im Senat wird zunächst eine in der Abgeordnetenkammer folgen. Dann gibt es eine zweite Abstimmungsrunde, wieder in beiden Kammern. Zwischen den Abstimmungen müssen jeweils mindestens drei Monate liegen. Stimmt am Ende eine Zweidrittelmehrheit aller Abgeordneten und Senatoren für die Reform, kann sie ohne Weiteres in Kraft treten. Stimmt eine absolute Mehrheit für sie, kann eine vergleichsweise kleine Anzahl an Bürgern oder Parlamentariern eine Volksabstimmung über sie beantragen. Aller Voraussicht nach wird es beim premierato zu einem solchen Referendum kommen. 2006 und 2016 sind bereits zwei Ministerpräsidenten mit Staatsreformplänen in Volksabstimmungen gescheitert: zunächst Silvio Berlusconi, jener Politunternehmer und Medienmagnat, an dem lange Zeit fast niemand im Land vorbeikam, und später Matteo Renzi, für den die Niederlage sogar das Ende seiner Amtszeit bedeutete.
 
        Auch bei der autonomia differenziata wird einige Zeit vergehen, bis sichtbar wird, ob diese Reform Italiens Nord-Süd-Problem weiter verschärft, ob sie ein goldenes Zeitalter der regionalen Eigenständigkeit einläutet – oder ob sie kaum etwas ändern wird an den „italienischen Verhältnissen“. Jede Region, die fortan mehr Autonomie vom Zentralstaat will, muss das beim Ministerratspräsidium beantragen, also bei der Behörde hinter der Regierungschefin oder dem Regierungschef in Rom. Daraufhin sollen Verhandlungen zwischen Zentralstaat und Regionalregierung beginnen. Ob solche Verhandlungen jemals geführt werden, ist ebenfalls offen: Das Verfassungsgericht oder ein referendum abrogativo, eine Volksabstimmung zur Abschaffung des Gesetzes zur autonomia differenziata, könnten auch diese Reform noch kippen.
 
        PARTEIENLANDSCHAFT NACH BERLUSCONISMO
 
        Neben der politischen Aufregung rund um die Reformpläne sortiert sich gerade die Parteienlandschaft neu. Lang vorbei ist die Zeit des berlusconismo von Mitte der 1990er bis Anfang der 2010er Jahre, als die bestimmende politische Konfliktlinie jene zwischen den mittig-rechten Anhängern und den mittig-linken Gegnern Silvio Berlusconis war.
 
        Über Italien hinweggezogen ist auch die Hochphase des europaskeptischen bis europafeindlichen Populismus. Die fetten Jahre der Anti-Parteien-Partei Movimento 5 Stelle (M5S, Fünf-Sterne-Bewegung) und der rechtsnationalen Lega – die mit dem Austritt Italiens aus der EU oder mindestens aus dem Euro liebäugelten und denen der russische Präsident teilweise näher schien als der italienische – hatten mit dem sensationellen Erfolg der M5S bei der Parlamentswahl 2013 begonnen. Die Partei des Komikers Beppe Grillo kam damals aus dem Stand auf rund 25 Prozent in beiden Parlamentskammern. Die populistische Welle schwoll weiter an, erreichte ihren Scheitelpunkt mit der Wahl 2018 und der anschließenden Bildung der Regierung aus M5S und Lega. Im August 2019 scheiterte Lega-Chef Matteo Salvini jedoch auf das Peinlichste daran, Regierungschef zu werden; 03  die M5S regierte fortan mit den bislang als Teil der alten Elite verhassten Sozialdemokraten – und wurde ab 2021 Mitglied der Einheits-Krisenregierung Draghis. Bei der Wahl 2022 stürzte die M5S im Vergleich zu 2018 von rund 32 auf etwa 15 Prozent ab, die Lega von knapp 18 auf knapp acht Prozent. 04  
 
        Seit 2022 zeichnet sich in der italienischen Politik nach Meinung vieler Beobachter immer stärker ein nuovo bipolarismo ab, eine Spaltung zwischen einem erneuerten rechten und einem vergrößerten mittig-linken Block. Rechts ist die Lega zum Juniorpartner geschrumpft, aus Melonis FdI, der größten Fraktion dieses Blocks, sind indes kaum mehr europafeindliche Töne zu hören – und dafür Bekenntnisse zur NATO und zur Verteidigung der Ukraine gegen den russischen Aggressor. Die Mitte-Links-Familie bindet inzwischen die M5S immer stärker ein, und auch den verlorenen Sohn Matteo Renzi, von 2014 bis 2016 sozialdemokratischer Ministerpräsident, zieht es mit seiner liberalen Partei Italia Viva offenbar in die Nähe seiner alten politischen Heimat.
 
        Und als wäre dieser Wandel nicht schon tiefgreifend genug, werden die zwei neuen Blöcke der lange Zeit männerdominierten Politik in Rom von zwei Frauen angeführt, die mit traditionellen Geschlechterrollen brechen. Auf der Linken die 2023 zur sozialdemokratischen Parteichefin gewählte Elly Schlein, die ihre Bisexualität nie versteckt hat, aber auch kaum Aufhebens darum macht. Auf der Rechten Giorgia Meloni, die zwar regelmäßig in Reden ihre Rollen als mamma, Frau und Christin betont – die aber als karrierebewusste Mutter, die sich im Amt öffentlichkeitswirksam von ihrem Partner getrennt hat, mutmaßlich nach wie vor viele katholische Traditionalisten erschaudern lässt.
 
        Entlang des neuen Links-rechts-Grabens fechten die Opposition um Schlein und das Regierungslager um Meloni wortgewaltige Kämpfe um die Zukunft Italiens aus: Bei Melonis Premierato-Reform stehe die italienische Demokratie auf dem Spiel, heißt es von links, die Opposition werde das Vorhaben „sogar mit den eigenen Körpern“ abwehren. Meloni spricht dagegen von der „Mutter aller Reformen“, ohne die sich die für Italien nötigen Veränderungen nicht ernsthaft angehen ließen.
 
        Die autonomia differenziata preist der zum Regierungslager gehörende Regionalpräsident von Venetien, Luca Zaia, als Zeichen der „Wiedergeburt des Landes“ an und als „größte Chance für eine echte Reform“, die Italien habe. Die Opposition läuft ihrerseits Sturm gegen die riforma spacca-Italia, die „Spaltpilz-Reform“, die das Wohlstandsgefälle zwischen Norden und Süden des Landes noch steiler mache. Mitte Juni 2024, bei einer Abstimmung über das Autonomiegesetz im Senat, schwenkten Oppositionsabgeordnete aus Protest erst italienische Flaggen und stimmten den antifaschistischen Klassiker „Bella Ciao“ an, später schlug ein Abgeordneter aus dem Regierungslager einen M5S-Parlamentarier mit der Faust, der dem für die Reform verantwortlichen Minister Roberto Calderoli gerade eine Italien-Flagge überreichen wollte.
 
        In dieser aufgeheizten Lage wird im Herbst 2024 in drei Regionen gewählt: in Ligurien, wo der bislang amtierende konservative Regionalpräsident Giovanni Toti im Frühjahr im Zuge eines Strafverfahrens wegen mutmaßlicher Korruption erst zweieinhalb Monate lang unter Hausarrest gestellt worden und dann zurückgetreten ist; in der Emilia-Romagna, die seit Jahrzehnten durchgehend von linken Präsidenten regiert wird; und in Umbrien, das bis 2019 ebenfalls eine linke Hochburg war, seither aber von Donatella Tesei von der rechtsnationalen Lega regiert wird. Es wirkt, als könnte Italien im Herbst 2024 vor einem weiteren Umbruch stehen.
 
        UMTRIEBIGE MIGRATIONSPOLITIK
 
         Stop agli sbarchi, Schluss mit den Migranten, die per Boot die italienischen Küsten erreichen: Das war in den Jahren vor dem Wahlsieg Melonis einer der beliebtesten Slogans ihrer Fratelli d’Italia. Im Wahlkampf 2022 hat sie sogar lauthals einen blocco navale versprochen, eine Seeblockade in Friedenszeiten, mit der die ungewollten Einwanderer ferngehalten werden sollten. Der Kampf gegen die immigrazione clandestina, gegen die „illegale Migration“, ist das Leib- und Magenthema Melonis und ihrer Partei.
 
        Entsprechend umtriebig wirkt sie in der Migrationspolitik als Ministerpräsidentin. Zwar geht Meloni längst nicht so rabiat vor, wie sie im Wahlkampf geklungen hat – die Regeln für private Seenotretter hat die Regierung aber schon wenige Wochen nach ihrer Vereidigung erheblich verschärft. Schiffe, mit denen Menschen aus dem Mittelmeer gerettet wurden, müssen seither in dem Hafen einlaufen, den ihnen die Behörden zuweisen – und dürfen nicht mehr den nächstgelegenen ansteuern. Nach ihrem ersten Einsatz dürfen sie keine weiteren schiffbrüchigen Migranten aufnehmen.
 
        Auch auf internationaler Bühne ist Meloni um den Eindruck rascher migrationspolitischer Fortschritte bemüht: Im März und Juli 2024 reiste die italienische Regierungschefin mit EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und diversen Regierungschefs anderer EU-Staaten öffentlichkeitswirksam nach Ägypten und Tunesien, um dort Abkommen zur Eindämmung der irregulären Migration nach Europa zu unterzeichnen. Mehrfach ist Meloni in Libyen gewesen, um die Partnerschaft mit den beiden rivalisierenden Regierungen des bürgerkriegsgeplagten Landes auszubauen.
 
        Zugleich soll die Zusammenarbeit mit den afrikanischen Staaten grundsätzlich neu ausgerichtet werden: Piano Mattei, Mattei-Plan, so heißt die Strategie, in deren Rahmen Meloni die wirtschaftlichen Beziehungen zu den Ländern südlich des Mittelmeers verstärken und gleichzeitig möglichst viel unerwünschte Zuwanderung fernhalten will. Benannt ist das Vorhaben nach Enrico Mattei, dem 1962 unter ungeklärten Umständen gestorbenen Chef des staatlichen italienischen Energiekonzerns Eni. Der in Afrika bestens vernetzte und bei der Beschaffung von Erdöl gewiefte Mattei gilt bis heute als einer der Architekten des boom economico, des italienischen Wirtschaftswunders, durch das das Land zwischen Ende der 1950er und Mitte der 1960er Jahre zu einer der führenden Industrienationen wurde, was Millionen Italienern ungeahnten Wohlstand bescherte. Melonis Botschaft hinter der Namensgebung: Italien wird wieder wer, gerade auch im sogenannten globalen Süden.
 
        In Albanien hat Meloni gemeinsam mit dem dortigen sozialistischen Ministerpräsidenten Edi Rama beschlossen, ein vom italienischen Staat verwaltetes Aufnahmezentrum für Migranten zu eröffnen. Eingereiste sollen dort registriert werden, bevor sie die EU erreichen.
 
        Was in Ankündigungen und Plänen nach Tempo klingt, erweist sich in der Umsetzung jedoch als deutlich langwieriger. Das Aufnahmezentrum in Albanien, das im Mai 2024 seine Arbeit aufnehmen sollte, war Anfang August noch mehrere Wochen von der Eröffnung entfernt. Medien berichteten über chaotische Zustände bei der Auswahl und Vorbereitung des Personals. Und für den piano Mattei hat die italienische Regierung zunächst keine neuen Haushaltsmittel vorgesehen, sondern lediglich Geld aus anderen Finanztöpfen umgewidmet.
 
        Was den Kampf gegen die irreguläre Migration angeht, scheinen die Migrationsabkommen mit Tunesien und Libyen zwar vorerst Wirkung zu zeigen: Laut italienischem Innenministerium sind 2024 bis Mitte August rund 38000 Flüchtlinge über das Mittelmeer in Italien angekommen, was im Vergleich zum Vorjahreszeitraum, als 105000 Menschen ankamen, einen erheblichen Rückgang bedeutet. Wie lang dieser Effekt anhält, ist Experten zufolge aber fraglich, zumal er mit schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die weitgehend schutzlosen Migranten in Nordafrika erkauft ist. 05  
 
        DIE FRAGWÜRDIGE KUNST DES BARCAMENARSI
 
        Italien scheint im Herbst 2024 politisch zu rasen und gleichzeitig stillzustehen. Dazu passt auch die Außenpolitik der Regierung Meloni, zu der am besten wohl das schwer übersetzbare italienische Wort barcamenarsi passt: das Boot hin- und hersteuern, um nicht abzudriften.
 
        Auch unter der rechtesten Regierung der republikanischen Geschichte bleibt Italien im Kielwasser des EU-Mainstreams. Aber innerhalb des Regierungslagers ist keine Strategie erkennbar für den Platz, den Italien in der Welt einnehmen soll. So unterstützt Italien auch unter Meloni die Ukraine bei der Verteidigung gegen den russischen Angriffskrieg – weder Außenminister Antonio Tajani noch Verteidigungsminister Guido Crosetto wollen aber, dass Kyjiw gegen die Stellungen auf russischem Gebiet vorgeht, von denen aus das Putin-Regime Marschflugkörper, Drohnen und Jets mit Gleitbomben starten lässt. Und Verkehrsminister, Vize-Regierungschef und Lega-Vorsitzender Salvini bleibt einer der mächtigsten Putinversteher der Europäischen Union.
 
        Hin und her schwankt auch die Haltung zur EU-Führung: Erst stellt Meloni monatelang ihre angebliche Nähe zu Kommissionspräsidentin von der Leyen zur Schau – dann stimmen die Abgeordneten ihrer Partei (erfolglos) gegen von der Leyens Wiederwahl. Die Zweifel, ob dieses barcamenarsi auf internationaler Bühne für Italien funktioniert, sind zuletzt lauter geworden – insbesondere, seit Mitte Juli NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg den Spanier Javier Colomina zum ersten Sonderbeauftragen für die Mittelmeerregion ernannt hat und nicht, wie von Rom gewünscht, einen Italiener.
 
        Innerhalb Italiens bedeutet der rasende Stillstand der Politik auch quälende Ungewissheit: für die gleichgeschlechtlichen Paare mit Kindern etwa, die seit einem Rundschreiben des Innenministeriums im Januar 2023 in Ungewissheit darüber leben, ob weiterhin beide Partner als Eltern gelten. Überhaupt: Die Frage, was es wirklich bedeutet, dass Meloni eine postfaschistische Regierungschefin ist, ist längst nicht beantwortet. Im Juni 2024 hat das Nachrichtenportal „fanpage.it“ nach einer investigativen Recherche innerhalb der Gioventù Nazionale, der Parteijugend der FdI, zwei Videos veröffentlicht, die dokumentieren, wie sich führende Vertreterinnen und Vertreter des Parteinachwuchses offen rassistisch und antisemitisch äußern. Auch der „römische Gruß“ mit erhobenem Arm zu Ehren des faschistischen Gewaltherrschers Benito Mussolini ist zu sehen. Nach der Veröffentlichung passierte zweierlei: Einerseits mussten führende Vertreterinnen der Gioventù Nazionale ihren Hut nehmen, und Meloni erklärte persönlich, es gebe in ihrer Partei „keinen Platz“ für Rassismus, Antisemitismus oder „Leute, die sich nach den totalitären Ideologien des 20. Jahrhunderts zurücksehnen“. Andererseits giftete die Regierungschefin gegen das Nachrichtenportal und behauptete wahrheitswidrig, dass nie zuvor in der italienischen Demokratie Journalisten undercover bei einer Partei recherchiert hätten.
 
        VIEL POLEMICA, WENIG RINGEN UM DIE WIRKLICHEN DRAMEN
 
        Kann Italien sich diesen rasenden Stillstand leisten? Il paese è sempre lo stesso – das Land ist immer dasselbe: Wie seit Jahrzehnten spielen auch im Herbst 2024 viele der Themen, die den Alltag von Millionen Italienerinnen und Italienern beschweren, kaum eine Rolle in der politischen Debatte. Weite Teile Süditaliens haben im Sommer eine verheerende Dürre erlebt, in den Häusern mancher Gemeinden Siziliens ist wochenlang kein Trinkwasser aus den Leitungen gekommen – aber die polemiche zwischen Regierung und Opposition drehen sich um premierato, autonomia differenziata – oder die Frage, ob es tatsächlich Neofaschisten waren, die im August 1980 das Attentat auf den Bahnhof von Bologna mit 85 Toten verübten.
 
        Der nationale Gesundheitsdienst, der in weiten Teilen der Bevölkerung bis heute als wichtigste Errungenschaft des italienischen Wohlfahrtsstaats gilt, hat mit langen Wartezeiten und akutem Personalmangel zu kämpfen – und ist von so starken regionalen Unterschieden geprägt, dass aus manchen süditalienischen Regionen rund ein Drittel der Menschen für ärztliche Behandlungen Richtung Norden reist. Die Durchschnittslöhne in Italien sind im europäischen Vergleich nicht nur bemerkenswert niedrig – Italien ist sogar das einzige Land der EU, in dem Menschen im Schnitt heute inflationsbereinigt weniger verdienen als 1990.
 
        Der inverno demografico, der demografische Wandel, hat das Land im Griff: Die Geburtenrate in Italien ist seit Jahren so niedrig wie in keinem anderen EU-Mitgliedstaat. Und politische Maßnahmen, die daran etwas ändern könnten – etwa eine Erhöhung der Zahl der Kitaplätze für berufstätige Familien –, sind nicht in Sicht. Die Regierung hat auch keinen Plan, um die gezielte Zuwanderung jener Fachkräfte zu fördern, die in Italien bitter benötigt werden, in Krankenhäusern und Pflegeheimen, in Hotels und Speditionen.
 
        Die Staatsverschuldung ist erdrückend hoch, mittlerweile beträgt sie fast 140 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung. 06  Die Neuverschuldungsquote lag 2023 bei über 7 Prozent – und ist somit mehr als doppelt so hoch wie die Grenzwerte des EU-Stabilitätspakts. Im Juni 2024 hat die EU-Kommission den Weg für Defizitverfahren gegen Italien und sechs weitere EU-Staaten frei gemacht.
 
        Italien sei ein Land der Schlafwandler, so hat das bekannteste Sozialforschungsinstitut des Landes, das Censis, Ende 2023 seine jährliche Analyse zum Zustand der Gesellschaft beschrieben. Ein Land, so heißt es weiter, dessen Bürgerinnen und Bürger sich einerseits größtenteils kaum für die drängendsten Probleme interessierten, allen voran die Alterung der Gesellschaft, die aber andererseits überzeugt seien, dass es mit Italien bergab gehe. Die Censis-Forscher schreiben, es fehle dem Land an „rationalem Kalkül“, das eigentlich nötig wäre, um die anstehenden Herausforderungen zu meistern.
 
        So ist es auch kaum verwunderlich, dass in Italien immer weniger Menschen wählen gehen. Seit 2006 ist bei nationalen Parlamentswahlen die Beteiligung im Sinkflug, bei der Europawahl im Juni 2024 hat erstmals in der demokratischen Geschichte des Landes weniger als die Hälfte der Wahlberechtigten an einem landesweiten Urnengang teilgenommen.
 
        EIN LAND, DAS WEITERHIN ÜBERRASCHEN KANN
 
        Italien im Herbst 2024: Das ist bei all den Problemen, bei all der miserablen Laune aber auch das Land, in dem die Beschäftigungsquote so hoch ist wie nie zuvor. Es ist das Land, dessen Volleyball-Nationalmannschaft, in der junge Italienerinnen mit nigerianischen, ivorischen, russischen und deutschen Wurzeln spielen, bei den Olympischen Spielen in Paris sensationell Gold gewann. Als Roberto Vannacci, Europawahl-Spitzenkandidat der rechtsnationalen Lega, der Weltklasse-Volleyballerin und Schwarzen Italienerin Paola Egonu nach dem Sieg das Italienischsein absprechen wollte, erntete er scharfe Kritik, in bemerkenswerter Deutlichkeit auch von hochrangigen Politikern des Regierungslagers.
 
        Wer sich die Mühe macht, tiefer einzutauchen in den Censis-Bericht über die Stimmung im Land, entdeckt auch, dass in Italien – das noch nie eine Vorreiterrolle hatte beim Erkämpfen von Bürgerrechten – mittlerweile eine Mehrheit der Menschen für die Ehe für alle ist. Auch die Adoption durch gleichgeschlechtliche Paare wird mittlerweile von mehr als der Hälfte der Bevölkerung befürwortet – und rund drei Viertel der Menschen im Land möchten, dass in Italien geborene Kinder leichter die italienische Staatsbürgerschaft erhalten können.
 
        Kurz vor Ferragosto 2024, dem höchsten Feiertag des italienischen Sommers, dem Tag des maximalen Urlaubsmodus all’italiana, rief der Chefredakteur der liberalen Zeitung „Il Foglio“, Claudio Cerasa, seinen Landsleuten Mut zu: In einem Leitartikel forderte er die Italienerinnen und Italiener auf, sie mögen doch zu „optimistischen Botschaftern“ werden für ihr Heimatland. „Man kann zuversichtlich in die Zukunft des Landes blicken, auch wenn man sich nicht durch das politische Projekt der Rechten vertreten fühlt.“ Anschließend listete er vier überraschende Fakten auf, die viele desillusionierte Bürger dieses Sehnsuchtslands der westlichen Welt nicht im Kopf haben dürften: Der Steuerbetrug bleibt ein großes Problem in Italien – laut EU-Kommission ist er aber binnen fünf Jahren um fünf Prozentpunkte zurückgegangen; die italienische Industrie ächzt unter vielen Problemen – der Wert italienischer Produkte, die ins Ausland exportiert werden, hat aber 2023 ein neues Rekordniveau erreicht; die Justiz mag weiterhin chronisch überlastet sein – aber die Zahl der anhängigen Gerichtsverfahren ist in Italien gesunken; der Kampf gegen Korruption bleibt mühsam – aber die Anzahl der erfassten Korruptionsstraftaten in Italien ist in den vergangenen 20 Jahren drastisch gesunken, bei Amtsmissbrauch sogar um knapp 56 Prozent.
 
        Und dann, mitten in den besonderen Tagen rund um Ferragosto, an denen das Alltägliche pausiert, geschieht sogar ein kleines politisches Wunder. Eine der drei großen Parteien der Koalition in Rom facht eine Debatte an, die gerade von dieser Regierung fast niemand erwartet hätte: Forza Italia, die 1994 von Berlusconi gegründete Partei, will einen Gesetzentwurf für das ius scholae anregen, den erleichterten Zugang zur Staatsbürgerschaft für Kinder aus Einwandererfamilien, die ihre Schulausbildung in Italien abgeschlossen haben.
 
        Ach, Italien? Man kann den Satz auch als Frage stellen.
 
         
           SEBASTIAN HEINRICH  
ist Politikjournalist für die Nachrichtenagentur Agence France-Presse (AFP). Seit 2022 veröffentlicht er den Podcast „Kurz gesagt: Italien“, im Juni 2024 erschien im Suhrkamp-Verlag das gleichnamige Buch zum Podcast.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
         01 Ein Sonderstatut ist im italienischen Staatsrecht eine Regionalverfassung, die einer bestimmten Region eine besondere Form der Eigenständigkeit gewährt. Ein solches Sonderstatut haben drei Regionen mit Sprachminderheiten (Aostatal, Trentino-Südtirol, Friaul-Julisch Venetien) und die zwei Inselregionen Sardinien und Sizilien.
 
         02 Zur Premierato-Reform siehe die Folge 21 meines Podcasts „Kurz gesagt: Italien“, 25.7.2024, https://kurzgesagt-italien.podigee.io/21-premierato. Siehe auch den Beitrag von Francesco Palermo in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
         03 Salvinis vergeblicher Griff nach der Macht ist inzwischen unter dem Schlagwort papeete bekannt: Nach dem sensationellen Erfolg seiner Partei bei der Europawahl 2019 versuchte der Lega-Chef ein Misstrauensvotum gegen M5S-Regierungschef Giuseppe Conte zu erwirken. Er scheiterte jedoch kläglich, Conte blieb Regierungschef und arbeitete fortan mit den Sozialdemokraten des Partito Democratico zusammen, die Lega flog aus der Koalition. Siehe dazu „Kurz gesagt: Italien“, 1.8.2022, https://kurzgesagt-italien.podigee.io/3-papeete.
 
         04 Hier sind keine genauen Prozentzahlen angegeben, da bei den Parlamentswahlen Senat und Abgeordnetenkammer mit getrennten Stimmzetteln und nach unterschiedlichen Wahlgesetzen gewählt werden. Die Ergebnisse für die Parlamentskammern unterscheiden sich daher.
 
         05 Zur italienischen Migrationspolitik siehe auch den Beitrag von Luca Barana in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
 
         06 Zur wirtschaftlichen Lage Italiens siehe auch den Beitrag von Alexander Grasse in dieser Ausgabe (Anm. d. Red.).
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        AUTORITÄR REFORMIERT?
 
        Zum geplanten Umbau des Staates in Italien
 
         Francesco Palermo 
 
        Seit ihrem Amtsantritt im September 2022 versucht die Ministerpräsidentin und Parteichefin der Fratelli d’Italia, Giorgia Meloni, Italien mit drei großen Reformen aus den Angeln zu heben: zum einen mit dem sogenannten premierato, der Direktwahl des Premierministers oder der Premierministerin beziehungsweise, um Melonis Worte zu verwenden, mit der „Mutter aller Reformen“; zum zweiten mit der sogenannten differenzierten Autonomie der Regionen, einem Urthema des Regierungspartners Lega; und schließlich mit der vom dritten Koalitionspartner Forza Italia anvisierten Justizreform.
 
        Es handelt sich dabei um drei sachlich klar voneinander abgegrenzte Vorhaben, die politisch aber eines gemeinsam haben: Alle drei Reformen zielen darauf, die Macht in den Händen der parlamentarischen Mehrheit beziehungsweise der Regierung zu konzentrieren und die Möglichkeiten ihrer Kontrolle einzuschränken, wodurch das bisherige relative Gleichgewicht gestört und eine politische Unwucht entstehen würde.
 
        Dank der Einigkeit zwischen den drei Parteien der rechtsorientierten Regierungskoalition und ihrer soliden parlamentarischen Mehrheit, auf die sie sich stützen kann, schreitet der Reformprozess rasch voran. Tatsächlich handelt es sich mit 238 von 400 Sitzen in der Abgeordnetenkammer beziehungsweise 111 von 205 Sitzen im Senat um eine der solidesten und größten Mehrheiten in der Geschichte der Republik, auch wenn sie bei der Parlamentswahl 2022 mit „lediglich“ 43 Prozent der abgegebenen Stimmen erreicht wurde. Dies war möglich, weil die Zahl der Nichtwähler:innen zugenommen hat – die Wahlbeteiligung lag bei 63,9 Prozent – und weil die Rechtskoalition in allen Wahlkreisen mit Direktmandaten geschlossen aufgetreten ist und diese Mandate daher fast überall für sich sichern konnte. Obwohl die Mehrheit, nämlich 57 Prozent der Wähler:innen, für Parteien gestimmt hat, die nicht Teil der Regierungskoalition sind, kann sich diese auf eine stabile Mehrheit stützen, die es ihr ermöglicht, ihre Reformvorhaben zügig voranzutreiben.
 
        NOCH OFFENE JUSTIZREFORM
 
        Die Justizreform ist das am wenigsten fortgeschrittene der drei Vorhaben. Ihre Inhalte werden sich im Zuge der parlamentarischen Überprüfung wahrscheinlich noch ändern, denn die Regierung hat angekündigt, den Dialog mit allen Betroffenen, insbesondere mit der Richter:innenschaft und den Rechtsanwält:innen suchen zu wollen. „Das Gerichtswesen“ (la magistratura) ist in Italien ein etablierter Rechtsbegriff, der Richter:innen und Staatsanwält:innen gleichermaßen einschließt. Derzeit werden beide einheitlich und durch Wettbewerb rekrutiert (Artikel 106 Absatz 1 der italienischen Verfassung), sie „unterscheiden sich nur durch die Verschiedenheit der Befugnisse“ (Art. 107 Abs. 3 Verf.) und „bilden einen selbstständigen und von jeder anderen Gewalt unabhängigen Stand“ (Art. 104 Abs. 1 Verf.), dessen Organisation dem Obersten Gerichtsrat zusteht, der über „die Einstellungen, die Zuteilungen, die Versetzungen, die Beförderungen und Disziplinarmaßnahmen“ bestimmt (Art. 105 Verf.). Die geplante Reform soll die Einheitlichkeit des Gerichtswesens abbauen und die Berufskarrieren zwischen Richter:innen und Staatsanwält:innen trennen.
 
        Am 29. Mai 2024 hat die Regierung den Entwurf eines Verfassungsgesetzes gebilligt, das im Herbst seinen Weg durchs Parlament antreten wird. Ziel ist es, einerseits eine Vereinbarung über die Reform zu erreichen und andererseits zu verhindern, dass die Verfassungsänderung einem Referendum unterzogen wird, bei dem sie abgelehnt werden könnte. Eine derartige Volksabstimmung wird notwendig, wenn ein Verfassungsgesetz keine Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern des Parlaments erreicht, sondern nur eine absolute Mehrheit. Derzeit scheint die Mehrheit für diese Reform sogar größer zu sein als diejenige, die die Regierung unterstützt, da sie auch die Parlamentarier:innen der politischen Mitte (der Parteien Azione und Italia Viva) umfasst. Selbst diese Stimmen reichen jedoch noch nicht aus, um zwei Drittel zu erreichen. Eine Volksabstimmung am Ende des parlamentarischen Weges ist daher wahrscheinlich.
 
        Kern der Reform ist die Änderung der Artikel 104 bis 110 der Verfassung über die Gerichtsbarkeit, um die Laufbahn von Richter:innen und Staatsanwält:innen voneinander zu trennen. Derzeit wird in Italien zwischen Richter:innen und Staatsanwält:innen nur nach ihrer Funktion unterschieden, und es ist möglich, die Rolle gar mehrmals im Laufe des Berufslebens zu wechseln. Die Trennung der Laufbahnen würde auch eine Teilung des Selbstverwaltungsorgans der Justiz nach sich ziehen: Aus dem derzeitigen Obersten Gerichtsrat würden zwei Organe werden, eines für die Staatsanwält:innen und eines für die Richter:innen. Den Vorsitz in beiden Gremien würde nach wie vor der oder die Präsident:in der Republik innehaben.
 
        Die Disziplinarfunktion, das heißt die Verhängung von Sanktionen gegen Richter:innen und Staatsanwält:innen, die derzeit dem Obersten Gerichtsrat obliegt, soll einem eigenen „Hohen Gericht“ übertragen werden, das sich aus 15 Richter:innen zusammensetzt: drei von dem oder der Präsident:in der Republik ernannte Richter:innen, weitere drei, die aus einer vom Parlament erstellten Liste ausgelost werden und sich aus Universitätsprofessor:innen der Rechtswissenschaften und Rechtsanwält:innen mit mindestens 20 Jahren Berufserfahrung zusammensetzen, sowie sechs Richter:innen beziehungsweise drei Staatsanwält:innen, die unter allen Richter:innen und Staatsanwält:innen ausgelost werden.
 
        Vonseiten der Richter:innen und Staatsanwält:innen hört man zum Vorschlag strikt ablehnende Worte. Nach Ansicht ihres Verbandes ANM würde durch die Änderung die Unabhängigkeit der Justiz eingeschränkt, die politische Kontrolle über die richterliche Tätigkeit verstärkt und die Funktion der Justiz geschwächt. Der Vorschlag einer klaren Trennung von Richter:innen und Staatsanwält:innen ist eine alte Idee des früheren Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi, um Letztere einer stärkeren politischen Kontrolle zu unterwerfen – ein Vorschlag, der stets mit den Gerichtsprozessen um Berlusconi in Verbindung gebracht wurde und der nun, mehr als ein Jahr nach seinem Tod, vollendet werden könnte. 01  
 
        „DIFFERENZIERTE AUTONOMIE“: VIEL LÄRM UM NICHTS?
 
        Das Gesetz zur sogenannten differenzierten Autonomie wurde im Juni 2024 verabschiedet (Gesetz 86/2024) und ist die einzige der drei genannten Reformen, die bereits in Kraft ist. Anders als die anderen beiden Reformvorhaben, die die Verfassung ändern sollen, handelt es sich hierbei um ein ordentliches Gesetz, das eine Verfassungsbestimmung umsetzt.
 
        Italiens Regionen lassen sich in zwei Arten unterteilen: 15 sogenannte ordentliche Regionen, die über dieselben legislativen Befugnisse, jedoch über sehr unterschiedliche Verwaltungs- und Finanzkapazitäten verfügen, und fünf sogenannte Sonderregionen mit umfangreicheren Kompetenzen und besonderen Finanzregelungen. Art. 116 Abs. 3 der Verfassung sieht die Möglichkeit vor, ordentlichen Regionen eine Reihe wichtiger Kompetenzen zu übertragen, darunter den Schutz der Umwelt, des Ökosystems und des kulturellen Erbes, den Außenhandel, den Schutz und die Sicherheit der Arbeit, das Bildungswesen, das Berufswesen, die wissenschaftliche und technologische Forschung, den Katastrophenschutz, die Raumordnung, die Häfen und Zivilflughäfen und weitere. Das Gesetz 86/2024 legt fest, in welchen Schritten die Übertragung aller oder einzelner Kompetenzen auf die Regionen, die dies wünschen, auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen der jeweiligen Region und der nationalen Regierung erfolgt.
 
        Dieser Weg gestaltet sich jedoch als sehr komplex und zeitaufwendig. Zunächst müssen die „wesentlichen Leistungen im Rahmen der bürgerlichen und sozialen Grundrechte, die im ganzen Staatsgebiet zu garantieren sind“ festgesetzt werden, eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Staates (Art. 117 Abs. 2 Buchstabe m Verf.). Diese staatliche Zuständigkeit hat eine ähnliche Funktion wie in Deutschland die „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse“ (Art. 72 Abs. 2 GG). Während es sich in Deutschland jedoch um eine Klausel für die Ausübung der Gesetzgebungsfunktion des Bundes in Angelegenheiten der konkurrierenden Gesetzgebung handelt, muss in Italien die Festlegung dieser Kriterien im Voraus erfolgen, das heißt, ehe Befugnisse auf die Regionen übertragen werden können. Diese Aufgabe bedeutet konkret, dass zum Beispiel festgelegt werden muss, wie viele Schüler:innen pro Lehrkraft in den Schulen unterrichtet werden dürfen, wie viele Intensivbetten auf tausend Einwohner:innen kommen sollen, wie hoch die Emissionsgrenzwerte sein dürfen und so weiter.
 
        Gemäß Gesetz 86/2024 über die differenzierte Autonomie und dem Haushaltsgesetz für 2024 hat der Staat beziehungsweise eine speziell eingerichtete Kommission zwei Jahre lang Zeit für die Festlegung dieser Werte. Nach der Festlegung muss überprüft werden, ob diese Standards in allen Regionen eingehalten werden. Erst dann können die Kompetenzen an jene Regionen übertragen werden, die sie beantragt haben. Diese Komplexität verhindert die Übertragung eines großen Teils der Kompetenzen an die Regionen, und zwar in 15 von 23 potenziell übertragbaren Bereichen.
 
        Außerdem enthält das Gesetz zahlreiche Klauseln, die eine Kontrolle durch die Zentralregierung ermöglichen. So kann der oder die Premierminister:in nach eigenem Ermessen bestimmte Punkte aus den bereits mit den Regionen ausgehandelten Vereinbarungen streichen (Art. 2 Abs. 5 des Gesetzes 86/2024). Falls die Übertragung von Kompetenzen höhere Kosten mit sich bringt (was laut Gesetz jedoch nicht der Fall sein darf), darf dies nur nach Zuweisung von Mitteln und in jedem Fall im Einklang mit den Zielen der öffentlichen Finanzen und dem Haushaltsgleichgewicht erfolgen (Art. 4 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1). Die Vereinbarungen haben eine verlängerbare Laufzeit von höchstens zehn Jahren, und der Staat kann sie aus „berechtigten Gründen zum Schutz des Zusammenhalts und der sozialen Solidarität“ per Gesetz kündigen, wenn die genannten wesentlichen Leistungen nicht eingehalten werden (Art. 7 Abs. 2). Im Endeffekt ist das Gesetz praktisch nicht umsetzbar und wird ohnehin nur langfristig und in geringem Umfang durchgesetzt werden. Die differenzierte Autonomie ist vor allem eine „Flaggschiff“-Maßnahme der Lega, die von den Verbündeten in der Regierung nur leidenschaftslos mitgetragen wird.
 
        Gegner:innen der Reform haben schon frühzeitig eine Unterschriftensammlung für ein abschaffendes Referendum gegen das Gesetz eingeleitet. Wenn das Verfassungsgericht das Referendum zur Abschaffung des Gesetzes zulässt – was aufgrund seiner bisherigen Rechtsprechung keineswegs sicher ist –, wird die Volksabstimmung 2025 stattfinden. Für die Gültigkeit des Referendums ist eine Beteiligung von mehr als 50 Prozent der Wahlberechtigten erforderlich – eine Bedingung, an der in jüngerer Zeit fast alle Referenden zur Abschaffung von Gesetzen gescheitert sind. In diesem Fall ist es jedoch sehr wahrscheinlich, dass das Quorum erreicht wird, da es in weiten Teilen des Landes starken Widerstand gegen dieses Gesetz gibt: im gesamten Süden, der durch die differenzierte Autonomie eine Benachteiligung der finanzschwächeren Gebiete befürchtet, sowie in weiten Teilen der Zivilgesellschaft und der Kultur. 02  
 
        Es ist daher wahrscheinlich, dass das Gesetz durch ein Referendum aufgehoben wird, was sich wie ein politischer Bumerang für die Lega von Matteo Salvini auswirken würde. Vor allem aber würde jede Diskussion über die Stärkung der Regionen für lange Zeit verstummen, was ein ernstes Problem wäre, zumal die Territorialfrage in Italien kaum gelöst ist, eher im Gegenteil.
 
        Kommt das Referendum hingegen nicht zustande oder wird das Gesetz nicht aufgehoben, bleibt abzuwarten, wie anwendbar das Gesetz tatsächlich ist. Der Anwendungsspielraum wird aufgrund der vielen Unklarheiten, vor allem auf organisatorischer und finanzieller Ebene, wahrscheinlich sehr gering sein. In diesem Fall könnte das „gebrochene Versprechen“ einen Konflikt zwischen jenen Regionen, die an der Übernahme neuer Kompetenzen interessiert sind – das sind insbesondere die zwei wirtschafts- und finanzstarken nördlichen Regionen Venetien und die Lombardei – und der Zentralregierung auslösen. Dies geschah zum Teil bereits in den 1990er Jahren, als genau der Wunsch, diesen Regionen entgegenzukommen, zur Verfassungsänderung 2001 führte, die unter anderem die Bestimmung über die differenzierte Autonomie einführte. Wie auch immer das Ergebnis ausfällt, die Aussichten für die Entwicklung der regionalen Autonomie sind nicht rosig.
 
        „MUTTER ALLER REFORMEN“: DIREKTWAHL DES PREMIERS
 
        Bleibt der premierato, Melonis eigene Verfassungsreform, die die Direktwahl des Premierministers oder der Premierministerin in der Verfassung verankern und damit die parlamentarische Demokratie auf den Kopf stellen würde. Der Terminus ist eine journalistische und kommunikationspolitische Erfindung, die an den britischen Premier und seine traditionelle Stabilität im Gegensatz zur verfassungsrechtlich schwachen Stellung des italienischen Ministerpräsidenten erinnern soll.
 
        Verfassungsgesetze müssen in Italien zweimal von jeder Kammer des Parlaments verabschiedet werden. Die Reform wurde Mitte Juni 2024 vom Senat in erster Lesung bereits gutgeheißen, und im Herbst kommt die Abgeordnetenkammer zum Zuge. Am Ende ist auch im Falle des premierato eine Volksabstimmung zu erwarten, und zwar nicht nur, weil die Regierungskoalition im Parlament nicht über eine Zweidrittelmehrheit verfügt (obwohl sie in beiden Kammern auf eine satte Mehrheit von etwa 58 Prozent zählen kann), sondern auch aus politischem Kalkül. Anders als bei den zwei anderen Reformen, die italienweit unbeliebt sind und für die sich die rechte Mehrheit eine Volksabstimmung lieber ersparen möchte, will sich Meloni „ihre“ Reform vom Volk bestätigen und damit politisch legitimieren lassen – ist sie doch der Überzeugung, dass die Italiener:innen ihr Projekt mittragen.
 
        Das entsprechende Verfassungsreferendum, zu dem es zwischen Ende 2025 und Frühjahr 2026 kommen dürfte, ist für Meloni jedoch alles andere als risikofrei. Schon vor ihr haben Regierungschefs ihr politisches Schicksal an Verfassungsreferenden geknüpft, und Matteo Renzi sah sich gewissermaßen dazu gedrängt, 2016 seinen Hut zu nehmen, nachdem „seine“ Verfassungsreform abgelehnt wurde.
 
        Allerdings hat Melonis Reform viel bessere Chancen, denn sie geht ein populäres Thema an, nämlich die (In)stabilität der Regierung. Das Versprechen, eine starke Figur an die Spitze zu stellen, die praktisch allmächtig und alleinverantwortlich sein wird, entspricht dem populistischen Zeitgeist. Vereinfachung der Entscheidungsprozesse und starke Persönlichkeiten sind im Moment attraktiver als Gegengewichte und Respekt der Vielfalt. 03  Das Verkaufsargument schlechthin für die Reform ist die Herstellung der Regierungsstabilität. Italiens Regierungen gelten als notorisch instabil, in der Geschichte der Republik, also seit 1948, gab es nicht weniger als 68 Regierungen, mit 30 unterschiedlichen Ministerpräsidenten und einer Ministerpräsidentin. Dabei war das politische System vor allem bis zum Korruptionsskandal Anfang der 1990er Jahre und der darauffolgenden Krise der politischen Parteien eigentlich stabil, und die Regierungskrisen bedeuteten lediglich leichte Anpassungen der Machtverhältnisse innerhalb der Parteien, wovon die Koalitionen an und für sich nicht beeinflusst wurden.
 
        Die Verfassungsreform sieht die Einführung der Direktwahl des Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin vor, ähnlich der Wahl der Bürgermeister:innen und der Regionalpräsident:innen, die deswegen in vielen Medien in Anlehnung an die USA auch Gouverneur:in genannt werden. Die Direktwahl des Regierungschefs oder der Regierungschefin auf nationaler Ebene wäre ein Novum, das in keinem anderen demokratischen Land zur Anwendung kommt, was bereits gegen die Zuverlässigkeit dieses eigenartigen Modells spricht. Das Problem liegt allerdings vor allem in folgendem Punkt: Damit der oder die direkt gewählte Regierungschef:in auch regieren kann, soll es einen Mehrheitsbonus geben, der die Stellung der Wahlsieger:innen zusätzlich stärken und ihnen „eine Mehrheit der Sitze in jeder Kammer“ garantieren würde (neuer Art. 92 Abs. 3 Verf.). Gleichwohl soll das „unter Berücksichtigung des Repräsentativitätsgrundsatzes sowie des Schutzes der sprachlichen Minderheiten“ geschehen.
 
        Wie das überhaupt gehen soll – eine Mehrheitsprämie widerspricht naturgemäß der Repräsentativität – und wie genau dieser Bonus aussehen soll, ist noch offen: Soll die stärkste Partei oder das meistgewählte Bündnis in den Genuss des Bonus kommen? Muss eine Mindestgrenze an Stimmen erreicht werden oder nicht? Gibt es eine Stichwahl zwischen den beiden meistgewählten Kandidat:innen? Wie kann die absolute Mehrheit in beiden Kammern des Parlaments garantiert werden, wenn die Wahl unterschiedlich ausgeht und zum Beispiel eine Kandidatin die Mehrheit in einer Kammer hat und ein anderer in der zweiten? Diese Details sollen in einem neuen Wahlgesetz geregelt werden, das irgendwann auf der parlamentarischen Agenda auftauchen dürfte. In einem ersten Entwurf der Regierung war von automatischen 55 Prozent die Rede, aus dem eingebrachten Text zur Verfassungsreform verschwand diese Prozentangabe schließlich.
 
        Die Direktwahl des Premierministers oder der Premierministerin und der damit verbundene Mehrheitsbonus ist der Dreh- und Angelpunkt der geplanten Verfassungsänderung, sämtliche weitere Änderungen dienen lediglich als „Beilage“. Die Reform sieht weiter vor, dass der oder die Ministerpräsident:in Mitglied in einer der beiden Parlamentskammern sein muss, damit sogenannte Expertenregierungen unmöglich werden: Seit 1994 gab es nämlich vier Ministerpräsidenten (Carlo Azeglio Ciampi, Lamberto Dini, Mario Monti, Mario Draghi), die weder einer politischen Partei angehörten noch Mitglieder des Parlaments waren, sondern die aufgrund ihrer Überparteilichkeit in besonders schwierigen politischen Phasen vom Staatspräsidenten für das Amt ernannt wurden. Auch der Vollblutpolitiker Matteo Renzi war kein Mitglied des Parlaments, als er 2014 zum Premierminister ernannt wurde, sondern Parteisekretär des Partito Democratico und Bürgermeister von Florenz.
 
        Die Direktwahl hat zur Folge, dass im Falle einer Abwahl des Premierministers oder der Premierministerin per Misstrauensvotum durch das Parlament die Kammern automatisch aufgelöst werden, wobei dem Staatspräsidenten oder der Staatspräsidentin kein Spielraum bleibt, um andere Lösungen zu finden. Tritt hingegen der oder die Ministerpräsident:in selbst zurück, kann er oder sie den Präsidenten oder die Präsidentin um die Auflösung der Kammern ersuchen, was diese:r verpflichtend umsetzen muss. Alternativ kann von der Auflösung des Parlaments abgesehen werden, wodurch der oder die Staatspräsident:in die Gelegenheit erhält, einen neuen Ministerpräsidenten oder eine neue Ministerpräsidentin zu ernennen. Diese Person muss jedoch derselben politischen Mehrheit angehören, die durch den Mehrheitsbonus zur Unterstützung des gewählten Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin gebildet wurde. Diese zweite Ernennung kann nur einmal im Laufe einer Legislaturperiode erfolgen.
 
        Der Text des Reformvorhabens regelt allerdings nicht, wie vorgegangen werden soll, wenn die von der Regierung gestellte Vertrauensfrage abgelehnt wird. Dieser Punkt ist jedoch zentral, wenn man bedenkt, dass die meisten vom Parlament verabschiedeten Gesetze der Vertrauensfrage unterworfen werden. Das Schweigen zu diesem Punkt deutet wohl darauf hin, dass die Regierung in diesem Fall nicht automatisch stürzen würde.
 
        Eine weitere Änderung betrifft ein Überbleibsel aus vergangenen Zeiten, nämlich die fünf Senator:innen auf Lebenszeit, die nicht selten den Ausschlag für die Unterstützung von Mitte-links-Regierungen gegeben haben und mit der neuen Reform abgeschafft werden sollen. 04  
 
        Wenn das erklärte Ziel des Gesetzes darin besteht, „eine Lösung für die seit Langem bestehenden und offenkundigen Probleme der italienischen Regierungsform zu bieten, nämlich die Instabilität der Regierungen, die Heterogenität und Unbeständigkeit der Mehrheiten“ sowie den zu häufigen Wechsel der Abgeordneten und Senator:innen von einer Fraktion zur anderen, wie es im Begleitbericht zum Text heißt, dann stellt sich die Frage, ob die Instrumente, mit denen dieses Ziel erreicht werden soll, verhältnismäßig sind. Die Antwort lautet nein, denn es gibt Instrumente, die weniger tief in die parlamentarische Regierungsform eingreifen, etwa das konstruktive Misstrauensvotum oder die Befugnis des Ministerpräsidenten oder der Ministerpräsidentin, das Parlament aufzulösen.
 
        Die mit einem starken Mehrheitsbonus verbundene Direktwahl ist in mehrfacher Hinsicht problematisch. Erstens, weil sie die demokratische Repräsentativität einschränkt und sie unverhältnismäßig verändert. Zweitens, weil sie das Kardinalprinzip des Parlamentarismus untergräbt: Nicht mehr das Parlament wählt die Regierung, sondern der oder die direkt gewählte Premierminister:in bestimmt die Zusammensetzung des Parlaments. Schließlich, und das ist der schwerwiegendste Aspekt, wird das auf diesem Wege gebildete Parlament die Befugnis haben, die Zusammensetzung aller Garantieorgane zu bestimmen und die Verfassung selbst zu ändern. In Italien werden nämlich zentrale Posten beim Verfassungsgericht, im Obersten Gerichtsrat und in unabhängigen Behörden mit einer Schwelle von maximal drei Fünfteln der Stimmen im Parlament bestellt. Mit dem Bonus kratzt die Mehrheit an dieser Schwelle und kann so die Kontrolle über den Staatsapparat an sich reißen. Der oder die Staatspräsident:in kann sogar mit der absoluten Mehrheit gewählt werden, und auch die Verfassung kann mit absoluter Mehrheit geändert werden, obwohl in diesem Fall ein bestätigendes Referendum möglich ist.
 
        Die Reform geht damit weit über das erklärte Ziel hinaus, die Stabilität der Exekutive zu gewährleisten, und dringt stattdessen in den Bereich der Verfassungsgarantien ein. Zumindest sollte auch für diese Ernennungen und für die Verfassungsrevision eine Stärkung der notwendigen Mehrheiten eingeführt werden, zum Beispiel auf zwei Drittel, sodass eine Einigung zwischen Mehrheit und Opposition auch bei den durch die Mehrheitsprämie eingeführten Repräsentativitätsverzerrungen unabdingbar wird. Eine Änderung in diese Richtung ist jedoch nicht vorgesehen, sodass es den Anschein hat, dass das Hauptziel die Kontrolle der Regierung und des Premierministers über die Garantieinstitutionen ist.
 
        SCHLUSSFOLGERUNGEN
 
        Die drei Reformen ergeben ein unorganisiertes und sehr kontingentes Bild, das mehr auf der Befriedigung der Prioritäten der drei Regierungsparteien zum Erhalt der Koalition als auf einer Vision des Ganzen beruht. Unter diesem Gesichtspunkt sind die Befürchtungen einer neofaschistischen Tendenz wahrscheinlich übertrieben. Vielmehr handelt es sich um Reformprojekte mit populistischen Zügen, die darauf angelegt sind, mehr Macht in der nationalen Regierung zu zentralisieren, in dem aufrichtigen Glauben, dass die Wähler:innen einen einzigen Entscheidungsträger wollen, dem oder der sie für eine gewisse Zeit fast ausschließlich die Geschicke des Landes anvertrauen können und den oder die sie bei der nächsten Wahl durch einen anderen allmächtigen Premierminister ersetzen können. Der einzige gemeinsame Faktor der drei Reformen ist die Reduzierung des Pluralismus und der Gegengewichte, wobei sich der Schwerpunkt auf die Regierung und den oder die Regierungschef:in verlagert, der oder die nicht nur als politische Führungsperson, sondern auch als Gegengewicht zur Autonomie der Regionen und der Justiz fungieren kann.
 
        Der heikelste Aspekt ist die den Reformen zugrundeliegende Vision von Politik als Kampf, bei dem der Wahlsieger mit wenigen Hindernissen und Kontrollen regiert. Die Konsequenz ist, dass als Wahlsieger hervorgeht, wer Politik auf extrem vereinfachte Slogans zurückführt und die Wähler:innenschaft in verfeindete Lager verwandelt, die im Vergleich zur Mehrheit, die nicht mehr zur Wahl geht, immer kleiner werden. Politik als Kunst des Kompromisses wirkt damit überholt. Das Bild der Politik und der Gesellschaft hinter den Reformen ist somit besorgniserregender als ihr konkreter Inhalt, und traurigerweise ist Italien in diesem Zusammenhang kein Einzelfall, sondern setzt eine Tendenz fort, die in vielen anderen, auch westlichen Demokratien immer dominanter wird, und verfeinert sie. Es ist diese weit verbreitete Art der normativen Umsetzung des Zeitgeistes, die wirklich problematisch ist.
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        ITALIEN UND DIE MIGRATION
 
        Der Weg der Externalisierung
 
         Luca Barana 
 
        Italien ist in den vergangenen Jahrzehnten zu einem der wichtigsten Erstaufnahmeländer für sogenannte irreguläre Immigranten geworden, die auf der zentralen Mittelmeerroute nach Europa kommen. Die Migrationspolitik hatte und hat daher stets einen hohen Stellenwert für italienische Regierungen, so auch für die aktuelle Mitte-rechts-Regierung unter Giorgia Meloni.
 
        Diese befasst sich sowohl innen- als auch außenpolitisch mit dem Thema: Auf nationaler Ebene hat sie durch eine Reihe von Verordnungen die Aufnahmebedingungen für Schutzsuchende verschärft, auf internationaler Ebene hat sie mit den EU-Partnern das im Frühjahr 2024 verabschiedete neue Migrations- und Asylpaket („Migrationspakt“) ausgehandelt und mit weiteren Ländern außerhalb der Union Abkommen geschlossen. Die innen- und außenpolitischen Schritte sind eng miteinander verknüpft und Teil einer Gesamtstrategie, die darauf zielt, die Zahl der irregulären Einwanderer zu reduzieren, die Rückführung zu fördern und das Asylsystem von der wachsenden Zahl der Anträge auf internationalen Schutz zu entlasten.
 
        ÄNDERT SICH ITALIENS ROLLE?
 
        Im Laufe des Jahres 2024 hat sich das Migrationsgeschehen auf der zentralen Mittelmeerroute stark verändert. Nachdem die Zahl der Bootsflüchtlinge, die an den Küsten Italiens anlanden, über Jahre konstant gestiegen war, hat sich die Tendenz jüngst umgekehrt: In den ersten sieben Monaten 2024 kamen rund 33000 Menschen übers Meer nach Italien, deutlich weniger als die 88000 im selben Zeitraum 2023 (Abbildung). 01  Generell war 2023 mit 157000 irregulären Einreisen – dem höchsten Stand seit 2016 – ein besonders intensives Jahr. Die Zahl der Anlandungen hatte schon ab 2020 zugenommen, ging aber um die Zeit des Amtsantritts von Meloni im Herbst 2022 nochmals steil nach oben.
 
         
           Abbildung: In Italien anlandende Bootsflüchtlinge Januar 2022 bis August 2024
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass im Jahr 2024 bislang deutlich weniger Flüchtlinge an italienischen Küsten angekommen sind als in den beiden Jahren davor.] 
            Quelle: Ministro degli Interni, Cruscotto statistico giornaliero, 11.9.2024, eigene Darstellung. 
 
        
 
        In den ersten Monaten der Regierung Meloni zeigten sich weitere Veränderungen. Zum einen trat Tunesien zeitweilig an die Stelle Libyens als Hauptabfahrtsland für die Seereise nach Italien. Während die Menschen bisher überwiegend von Libyen aus aufgebrochen waren, kamen 2023 mehr als 60 Prozent von Tunesien aus. 02  Zum anderen stieg der Anteil von Einwanderern aus westafrikanischen Ländern wie der Republik Côte d’Ivoire und Guinea. Dank bilateraler Visaabkommen zwischen Tunis und ihren Heimatländern nutzten viele Migranten und Flüchtlinge aus den Ländern südlich der Sahara Tunesien als Transitland; oder sie waren bereits länger dort gewesen und flohen vor der diskriminierenden Politik des tunesischen Präsidenten Kais Saied. Ein Schwerpunkt der italienischen Migrationspolitik liegt deshalb auf Tunesien, nicht zuletzt, weil auch die Zahl der tunesischen Migranten hoch geblieben ist.
 
        Mittlerweile hat sich die Lage erneut verändert. Libyen ist 2024 wieder zum Hauptabfahrtsland in Richtung Italien geworden. Bis Mitte Juli kamen 59 Prozent der in Italien angekommenen Migranten aus Libyen, 36 Prozent aus Tunesien. 03  Ein Grund dafür ist, dass die tunesischen Behörden vermehrt Flüchtlingsboote aufgreifen: In den ersten fünf Monaten des Jahres wurden bereits 30000 Menschen an Land zurückgebracht – eine Zunahme von 40 Prozent gegenüber 2023. 04  Ungeachtet von Vorwürfen gegen die tunesische Küstenwache, den Tod von Migranten auf See mitverursacht zu haben, 05  hat das Land im Juni zudem eine eigene Seenotrettungszone eingerichtet, die derlei Aufgriffe erleichtert. Auch die Herkunft der Menschen, die Italien erreichen, hat sich erneut geändert: Die Hauptherkunftsländer sind jetzt Bangladesch und Syrien, gefolgt von Tunesien, Guinea und Ägypten.
 
        In den vergangenen Jahren wurden darüber hinaus immer mehr Anträge auf internationalen Schutz gestellt. 2023 entfielen 12 Prozent der Asylanträge in der EU auf Italien. Die insgesamt 136000 Anträge sind zwar im Vergleich etwa zu Deutschland zu sehen, wo 334000 Anträge gestellt wurden, dennoch steht Italien in dieser Beziehung hinter Deutschland, Frankreich und Spanien an vierter Stelle in der EU. 06  
 
        Italien ist also nicht nur eines der Haupteinreiseländer für Migranten, die irregulär in der EU ankommen, sondern auch eines derjenigen, in denen die meisten Asylanträge gestellt werden. Die italienischen Behörden sind daher neben der Seenotrettung und Erstaufnahme in zunehmendem Maße auch mit der Verwaltung eines expandierenden Asylsystems befasst. Mit Inkrafttreten des neuen Migrations- und Asylpakets der EU wird diese Dynamik unweigerlich zunehmen. Diese Doppelbelastung erklärt auch, warum Fragen der irregulären Migration und des Asylsystems für die Regierung Meloni untrennbar zusammengehören und warum diese verstärkt auf Abschreckung setzt, um sowohl die Zahl der Ankömmlinge als auch die der Asylanträge zu reduzieren.
 
        WEGE DER ABSCHRECKUNG
 
        Die Politik der Abschreckung zielt definitionsgemäß darauf, sogenannte irreguläre Migranten und insbesondere Flüchtlinge daran zu hindern, das Hoheitsgebiet des Ziellandes zu erreichen. 07  Mit diesem Konzept beschreitet die Regierung Meloni keineswegs einen neuen Weg, sondern führt den ihrer Vorgänger fort. Die entsprechenden Maßnahmen sind indes häufig lediglich Sofortmaßnahmen in Zeiten erhöhten Migrationsdrucks und keine strukturellen Weichenstellungen.
 
        Die Regierung hat zwei Arten von Maßnahmen in die Wege geleitet. Zunächst geht es ihr darum, Kosten und Risiken der Mittelmeerüberquerung zu erhöhen, um Migranten von selbiger abzuhalten. Hierunter fallen etwa Einschränkungen der Betätigungsmöglichkeiten für Nichtregierungsorganisationen, die sich in der Seenotrettung engagieren und vom Staat als Pull-Faktor angesehen werden. Auch die Verschärfung der Strafen für Menschenhändler und Schleuser, etwa in der umstrittenen „Cutro-Verordnung“ von März 2023, zielt in diese Richtung. 08  
 
        Ebenso zu dieser Kategorie zählt das Migrationsabkommen der EU mit Tunesien vom Juli 2023, auf das Italien sehr gedrängt hat. Die gemeinsame Absichtserklärung wurde als eine umfassende Vereinbarung über verschiedene Politikfelder präsentiert – von nachhaltiger Landwirtschaft bis zu Energiefragen. Am meisten aber wird zweifellos im Bereich der Migration investiert, um die Zusammenarbeit mit den tunesischen Behörden zu verbessern. Die EU hat dem nordafrikanischen Land hierfür 105 Millionen Euro zur Verfügung gestellt – was offensichtlich kurzfristig Wirkung zeigt, wie an der gestiegenen Zahl der aufgegriffenen Boote zu sehen ist.
 
        Dennoch steht die Vereinbarung stark in der Kritik: Auf der einen Seite legitimiert sie die Regierung Saied, die sowohl gegen Flüchtlinge als auch gegen die eigene Bevölkerung immer autokratischer vorgeht und Menschen- und Freiheitsrechte missachtet. Auf der anderen Seite wird durch das Abkommen ein nicht unbedingt vertrauenswürdiger Drittstaat in die Lage versetzt, den Migrationsdruck – der im Gegenzug lediglich kurzzeitig verringert wird – gegen die EU instrumentalisieren zu können. Wie ähnliche Abmachungen zwischen Italien und Libyen von 2017 gezeigt haben, ist nämlich kaum anzunehmen, dass sich der Rückgang der Flüchtlingszahlen in den kommenden Jahren fortsetzen wird. Nachdem damals die Zahl der Ankommenden aus Libyen zunächst stark abgenommen hatte, nahm sie ab 2020 wieder an Fahrt auf, denn die Ursachen für die Migrationsbewegungen in der Region sind vielfältig und durch restriktive Maßnahmen allein kaum in den Griff zu bekommen. 09  
 
        Der zweite Weg, auf dem die italienische Regierung die irreguläre Einwanderung eindämmen möchte, zielt auf die Einschränkung der Leistungen, auf die Migranten in Italien hoffen können. Unter diese Kategorie fallen etwa Maßnahmen wie die weitgehende Abschaffung des humanitären Schutzes und die Verlängerung des Ausreisegewahrsams in Rückführungszentren.
 
        Ein weiteres Beispiel für die Versuche der Regierung, Migranten abzuschrecken, indem sie – zumindest auf dem Papier – die Asylmöglichkeiten in Italien einschränkt, ist eine mit Albanien im November 2023 getroffene Vereinbarung. Demnach werden auf italienische Kosten zwei Aufnahmezentren auf albanischem Boden errichtet, in denen künftig die Asylanträge von monatlich rund 3000 Migranten abgewickelt werden sollen, die von Schiffen italienischer Behörden in internationalen Gewässern aus Seenot gerettet wurden. Die Entscheidungshoheit über die Gewährung von Asyl soll dabei jedoch zu jeder Zeit in italienischer Hand verbleiben.
 
        Dieses Verfahren ist ein erster Schritt zur Externalisierung beziehungsweise zum Outsourcing von Asylverfahren in ein Nicht-EU-Land. Damit unterscheidet sich die Vereinbarung mit Albanien grundsätzlich vom Abkommen mit Tunesien, das keinerlei vergleichbare Mechanismen vorsieht. Doch gerade weil die Entscheidungsgewalt nicht an albanische Behörden übertragen wird, kann man wohl davon ausgehen, dass die italienische Regierung in erster Linie das Ziel verfolgt, potenzielle Migranten durch die schiere Existenz des Überstellungsmechanismus nach Albanien vom Aufbruch abzuhalten. Sie sollen davon ausgehen, dass ihr Asylverfahren nicht von einem EU-Land entschieden wird. Die Vermittlung dieses Eindrucks aber ist irreführend.
 
        EIN FÜR ITALIEN UNAUSGEWOGENES ABKOMMEN
 
        Die von der Regierung Meloni betriebene Abschreckungspolitik muss im europäischen Kontext gesehen werden, insbesondere im Rahmen des neuen Migrations- und Asylpakets, das aus zehn miteinander verbundenen Rechtsakten besteht, um das Gemeinsame Europäische Asylsystem (GEAS) zu reformieren. Im Mittelpunkt der Verhandlungen – und der italienischen Position – stand das schwierig zu findende Gleichgewicht zwischen Verantwortung und Solidarität unter den Mitgliedstaaten. Da Rom bereits seit Langem einen verbindlichen Mechanismus für die Verteilung der Schutzsuchenden fordert, legte es dabei besonderes Augenmerk auf die Asylverfahrensverordnung, die Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement sowie die Verordnung zur Bewältigung von Krisensituationen und Situationen höherer Gewalt.
 
        Die Regierung Meloni musste hier jedoch zurückstecken und stimmte dem Prinzip einer „verpflichtenden Solidarität“ zu, das den Mitgliedstaaten weiterhin großen Spielraum lässt, auf welche Art und Weise sie die Erstaufnahmeländer unterstützen wollen. Die Staaten können nämlich selbst entscheiden, ob sie Asylsuchende aufnehmen – und zwar mit einer EU-weiten festen Obergrenze von 30000 Menschen pro Jahr – oder ob sie stattdessen einen finanziellen Beitrag zur Unterstützung von Maßnahmen zur Migrationskontrolle leisten oder den besonders betroffenen Staaten operativ unter die Arme greifen.
 
        Die Entscheidung der Regierung, eine der langjährigen italienischen Forderungen aufzugeben, hat sich letztlich nicht ausgezahlt, da die Verantwortung Italiens durch die Reform sogar noch zunimmt – etwa durch die verpflichtende Einführung von Grenzverfahren für bestimmte Kategorien von Migranten, die per definitionem in Erstaufnahmeländern durchzuführen sind. In dieselbe Richtung weist die Verlängerung der Verantwortlichkeit der Erstaufnahmeländer für die Asylanträge im Rahmen des Dublin-Systems, 10  das keineswegs überwunden ist, wie die Regierung Meloni behauptet. Ganz im Gegenteil scheinen die neuen Normen vielmehr darauf zu zielen, Mitgliedstaaten wie Deutschland, Frankreich oder die Niederlande zu beruhigen, indem die Sekundärmigration – also die Weiterreise in ein anderes EU-Land – strenger kontrolliert wird.
 
        Diese Absicht spiegelt sich auch deutlich im „Gemeinsamen Durchführungsplan für das Migrations- und Asylpaket“ wider, den die EU-Kommission im Juni 2024 vorgelegt hat. 11  Zu den Maßnahmen zählt etwa die Einführung des großangelegten IT-Systems Eurodac zur Sammlung und zum Abgleich biometrischer Daten von Schutzsuchenden sowie von Screenings 12  und weiteren Verfahren des Migrationsmanagements an den EU-Außengrenzen, die erkennbar vor allem der Eindämmung der Sekundärmigration dienen.
 
        Der Umsetzungsplan bietet die erste Gelegenheit, die von der Kommission vorgesehenen Schritte zur Implementierung des Migrationspaktes zu analysieren und mit den italienischen Interessen abzugleichen. Dass es sich bei der Reform um ein integriertes Gesamtkonzept handelt, wird durch die Festlegung unterstrichen, dass die Mitgliedstaaten nicht zwischen der Anwendung verschiedener Gesetzespakete wählen können, sondern alle Mitgliedstaaten alle Bausteine des Plans umsetzen müssen. Dieser Aspekt entspricht der italienischen Sicht auf die Migrationspolitik als „europäische Frage“. Dennoch ist zu erwarten, dass die Mitgliedstaaten in der Umsetzungspraxis bei den Details unterschiedliche Schwerpunkte setzen. Nicht zuletzt Italien selbst könnte bei heikleren Aufgaben zögern, beispielsweise bei der Einführung der verpflichtenden Grenzverfahren, falls seine Interessen in Fragen der Solidarität und bei Rückführungen von den anderen Mitgliedstaaten nicht angemessen berücksichtigt werden.
 
        Der entscheidende Faktor für den Erfolg des Migrationspaktes ist das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten. Sollte es daran mangeln, könnte die Umsetzung nur teilweise und weniger vorhersehbar gelingen, was den Zweck der gesamten Reform infrage stellen würde. Von der Wirksamkeit und fristgerechten Umsetzung der Maßnahmen hängt auch die weitere Unterstützung seitens Italien ab, dessen Regierung augenscheinlich ein noch unausgewogenes System akzeptiert hat. Ein Grund für diese Entscheidung dürfte in der sogenannten externen Dimension der Migrationspolitik liegen.
 
        IST DIE EXTERNALISIERUNG NEU?
 
        Die Regierung Meloni reklamiert für sich, eine Richtungsänderung der europäischen Migrationspolitik bewirkt zu haben, wodurch nun die externe Dimension privilegiert werde, um die Zahl der irregulär Einwandernden zu verringern und die der Rückführungen zu erhöhen. Denn Italien hat den Kompromiss in Sachen Verantwortung und Solidarität im neuen EU-Pakt nur gegen eine Reihe von Zugeständnissen bei den Rückführungen akzeptiert. Der Pakt sieht etwa vor, dass die Kriterien dafür, ob ein Drittland als sicher eingestuft wird oder nicht, auf nationaler Ebene festgelegt werden. Dies wird von Italien begrüßt, denn die Mitgliedstaaten erhalten dadurch größere Flexibilität, Länder als sicher zu bestimmen, damit dorthin abgeschoben werden darf.
 
        Darüber hinaus ist ganz allgemein ein Trend zur Externalisierung migrationspolitischer Maßnahmen zu erkennen. In den zurückliegenden anderthalb Jahren haben Italien und die Europäische Kommission bei ihren Bemühungen um Migrationsabkommen mit anderen Mittelmeeranrainern sehr effizient zusammengearbeitet. Der Vereinbarung mit Tunesien von 2023 folgte im Frühjahr 2024 ein Abkommen mit Ägypten, das sehr umfassend und ambitioniert ist, aber ebenfalls besonderes Gewicht auf das Thema Migration legt. Die EU weitet derweil das Feld der Partnerschaftsabkommen mit Nicht-EU-Ländern des Mittelmeerraums systematisch aus: Zu den Vereinbarungen mit Tunesien und Ägypten sowie dem bereits 2016 geschlossenen Abkommen mit der Türkei sind kürzlich Übereinkommen mit Mauretanien und dem Libanon hinzugekommen.
 
        Darüber hinaus wird die italienische Vereinbarung mit Albanien in der EU als ein Modell betrachtet, das in anderen Kontexten nachgeahmt werden könnte. Im Programm der Europäischen Volkspartei (EVP) zur Europawahl 2024 wurde die Übertragung der Zuständigkeit in Asylfragen an Länder außerhalb der EU ausdrücklich unterstützt. Angesichts der Bestätigung der EVP-Kandidatin Ursula von der Leyen als Kommissionspräsidentin ist dies ein wichtiger Wendepunkt. Zudem haben 15 Mitgliedsländer, darunter Italien, vor wenigen Monaten eine gemeinsame Erklärung vorgelegt, in der die EU aufgefordert wird, innovative Lösungen zum Outsourcing der Asylverfahren zu suchen. Ausdrücklich wird darin das Abkommen zwischen Italien und Albanien als Modell angeführt und die Wichtigkeit von Abschreckung betont. 13  
 
        Obwohl die EU, nicht zuletzt auch auf Druck Italiens, in den vergangenen Jahren die externe Dimension ihrer Migrationspolitik konsequenter vorantreibt, handelt es sich nicht um eine grundsätzliche Neuerung. Die EU bemüht sich bereits seit der sogenannten Flüchtlingskrise 2015 um die Zusammenarbeit mit Drittländern, um die Migrationsbewegungen einzuschränken. Inzwischen verfolgt sie diese Strategie lediglich mit mehr Nachdruck und setzt alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel ein – von der Handelspolitik bis zur Erleichterung von Visaerteilungen.
 
        Hierbei riskiert sie allerdings, weitreichende Beziehungen mit Schlüsselländern in Afrika und dem Nahen Osten kurzfristigen migrationspolitischen Interessen unterzuordnen. Darüber setzt sich die EU zunehmend der Gefahr aus, dass Migrationsbewegungen durch andere Akteure im Mittelmeerraum gegen sie instrumentalisiert werden. Paradoxerweise geschieht dies genau in dem Augenblick, in dem die EU mit dem neuen Migrations- und Asylpaket Regelungen in die Wege geleitet hat, die dieses Risiko einschränken sollen. Auch Italien, das seine Politik gegenüber Libyen und Tunesien seit Jahren an den Bedürfnissen der Migrationspolitik ausrichtet, würde durch vermehrte Anlandungen rasch unter Druck geraten.
 
        Die Kombination aus dem Migrationspakt und der Externalisierung der Migrationspolitik könnte zudem schwerwiegende Folgen für den Zugang zu Asyl haben. Obwohl in EU-Verordnungen immer wieder die Achtung der Grundrechte angemahnt wird, geht es Ländern wie Italien heute vorrangig darum, mit allen Mitteln zu verhindern, dass Menschen in Not nach Europa aufbrechen. Dies spiegeln auch die neuen Regelungen für die Definition sicherer Drittstaaten wider: Während ein Land früher die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 unterzeichnet haben musste, um als sicher anerkannt zu werden, hat die EU dieses Kriterium nun aufgeweicht – es muss lediglich ein „wirksamer Schutz“ gegeben sein, der nicht alle Rechte der Flüchtlingskonvention umfasst. Außerdem gibt die Reform den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, ein Land als sicher einzustufen, wenn mit der EU ein Abkommen besteht, in dem die Unterzeichner die Achtung der Menschenrechte garantieren. 14  Mit Blick auf Tunesien sind diese Regelungen offensichtlich im Sinne Italiens, denn Tunesien hat die Flüchtlingskonvention zwar unterschrieben, sie aber noch nicht in nationale Gesetzgebung überführt; das gemeinsame Abkommen von 2023 garantiert jedoch, dass Tunesien als sicherer Drittstaat eingestuft werden kann.
 
        SCHLUSSFOLGERUNGEN
 
        Auch wenn das neue Migrations- und Asylpaket hauptsächlich die interne Dimension der europäischen Migrationspolitik betrifft und mit neuen Verpflichtungen für Italien einhergeht, werden seine Regelungen tiefgreifende Auswirkungen auch auf die Beziehungen zu Drittländern haben. In dieser Hinsicht herrscht zwischen Italien und seinen europäischen Partnern mittlerweile weitgehendes Einvernehmen – das bei der Umsetzung des Paktes allerdings auf die Probe gestellt werden dürfte.
 
        Eine nur teilweise oder verspätete Anwendung der neuen Regelungen könnte zu einem Vertrauensverlust der Mitgliedstaaten in die Tragfähigkeit des gesamten Systems führen. Darüber hinaus könnte ein erneuter Anstieg der Ankunftszahlen die politische Unterstützung in Italien für die neuen Maßnahmen untergraben, da die Regierung zugesichert hat, dass durch die Reform ein geordnetes Migrationsmanagement gewährleistet sei. Das größte Risiko für Italien und die EU besteht also darin, eine „Lösung“ für ein „Problem“ wie die Migration versprochen zu haben, dessen Ursachen und Wurzeln jedoch viel tiefer liegen und wesentlich komplexer sind, als dieses Versprechen suggeriert.
 
         
          Übersetzung aus dem Italienischen: Friederike Hausmann, München.
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        STABIL FRAGIL?
 
        Zur politökonomischen Situation Italiens nach der Europawahl
 
         Alexander Grasse 
 
        Die italienische Ministerpräsidentin Giorgia Meloni und ihre rechtsnationale Regierung sind gestärkt aus den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2024 hervorgegangen. Während die Regierungsparteien in Frankreich und Deutschland herbe Verluste hinnehmen mussten, konnte die Partei Melonis, Fratelli d’Italia (FdI), an Stimmen zulegen, wobei sie ihre Koalitionspartner, Forza Italia (FI) und Lega, weiter distanzierte. Obschon auch der sozialdemokratische Partito Democratico (PD) als größte Oppositionspartei einen Erfolg verbuchen konnte, sitzt die Regierungschefin scheinbar fester denn je im Sattel, was nicht nur ihre innen-, sondern auch ihre außen- und europapolitischen Gestaltungsansprüche vergrößert.
 
        Gleichwohl stellt sich die Frage, in welchem sozioökonomischen Umfeld die Regierung Meloni agiert beziehungsweise welche Handlungsspielräume perspektivisch bestehen. Denn die lahmende wirtschaftliche Entwicklung und ihre sozialen Folgen gehören seit Jahren zu den zentralen, ungelösten Problemen des Landes. Um dieses Umfeld zu skizzieren und die Perspektiven auszuloten, folgt zunächst ein Überblick über die wirtschaftliche und soziale Lage Italiens. Anschließend werden die Ergebnisse der Europawahl und ihre Folgen in den Blick genommen.
 
        ÖKONOMISCHER AUFWÄRTSTREND
 
        Wirtschaftlich befindet Italien sich seit Überwindung der Corona-Pandemie auf einem moderat positiven Entwicklungspfad, trotz aller Schwierigkeiten, die sich infolge des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine auch in Italien zeigen. Die Inflation ist deutlich rückläufig, nach 5,2 Prozent 2023 werden für 2024 sehr gute 1,6 Prozent erwartet. Allerdings ist die Sparneigung der privaten Haushalte weiterhin relativ hoch, was den Konsum bremst. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) legte 2023 gegenüber 2022 um 0,9 Prozent zu, womit Italien die Wachstumsrate des Euroraums von 0,4 Prozent deutlich übertraf. Im Ergebnis befand sich das reale BIP 2023 erstmals wieder auf dem Vorkrisenniveau von 2007. 01  
 
        Für 2024 und 2025 erwartet das nationale Statistikamt Istat Wachstumsraten von etwa einem Prozent des BIP, da die Binnennachfrage leicht anziehen dürfte, ausgehend von den seit 2022 positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt. Nachdem die Arbeitslosenquote 2021 noch bei hohen 9,7 Prozent gelegen hatte, sank sie bis 2023 auf 7,8 Prozent. Die Beschäftigungsquote unter den 20- bis 64-Jährigen lag mit 66,3 Prozent knapp drei Prozentpunkte über dem Vorpandemieniveau von 2019. Dabei nahm die Zahl unbefristeter Arbeitsverträge zuletzt zu, was die Trendwende auf dem Arbeitsmarkt unterstreicht. Der Beschäftigungsaufwuchs war im Süden prozentual sogar leicht höher als im Norden. Auch die Aussichten für 2024/25 sind positiv: Es wird erwartet, dass die Beschäftigungsquote weiter steigt und die Arbeitslosenquote auf etwa 7 Prozent sinkt.
 
        Zugleich ist die illegale Beschäftigung, die während der Pandemie drastisch gestiegen war, deutlich rückläufig. Die Jugendarbeitslosigkeit, also unter den 15- bis 24-Jährigen, ist ebenfalls gesunken. Mit 36,7 Prozent war sie 2023 im Süden Italiens, dem Mezzogiorno, allerdings nach wie vor erheblich höher als im nationalen Durchschnitt (22,7 Prozent), womit dieser Landesteil zu den Schlusslichtern in der EU zählt. Ebenso ist die Beschäftigungsquote von Frauen weiterhin eine der geringsten in Europa, unterboten nur von Griechenland. Besorgniserregend sind zudem die noch immer hohe Langzeitarbeitslosigkeit und der Anstieg der Armut. 2023 betrug die Quote der in absoluter Armut lebenden Personen in Italien 9,8 Prozent, das sind 5,7 Millionen Menschen. 2014 hatte die Armutsquote noch bei 6,9 Prozent gelegen. Auch die Quote derjenigen, die trotz eines Beschäftigungsverhältnisses von Armut bedroht sind, war 2022 mit 11,5 Prozent um zwei Prozentpunkte höher als nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09.
 
        STAATSFINANZEN UND ÖFFENTLICHE INVESTITIONEN
 
        Dessen ungeachtet wirkt sich die wirtschaftliche Entwicklung positiv auf die öffentlichen Finanzen aus. Das Haushaltsdefizit beziehungsweise die Nettoneuverschuldung ist auch unter der rechten Regierung rückläufig, wiewohl immer noch sehr hoch. Nach der Rekordneuverschuldung von 9,4 Prozent des BIP im Corona-Jahr 2020 sank dieser Wert bis 2023 schrittweise auf 7,4 Prozent. Im gleichen Zeitraum fiel die Staatsverschuldung insgesamt von 155 auf 137,3 Prozent des BIP, was aber immer noch eine immense Bruttoschuld in Höhe von 2,86 Billionen Euro bedeutet.
 
        Zu der vorsichtig positiven Entwicklung trägt insbesondere der nationale Aufbau- und Resilienzplan (PNRR) bei, der 2021 im Rahmen des EU-Programms „NextGenerationEU“ aufgelegt wurde und Italien weiterhin umfängliche öffentliche Investitionen ermöglicht. 02  Obgleich zahlreiche Maßnahmen hinter den zeitlich gesteckten Zielen zurückbleiben und die Preise für Energie, Rohstoffe und Baumaterialien stark gestiegen sind, hat der PNRR laut Istat nicht nur bereits zu Aufholeffekten gegenüber anderen europäischen Volkswirtschaften geführt, sondern auch zu einer leichten Verringerung der strukturellen Unterschiede zwischen Nord- und Süditalien beigetragen.
 
        Durch neue Akzente bei der Umsetzung des Plans versucht Meloni, sich von der Vorgängerregierung unter Mario Draghi abzusetzen. So sollen großzügige Anreize beziehungsweise Steuererleichterungen für das produzierende Gewerbe und den Dienstleistungssektor die Finanzierung größerer staatlicher Projekte in den Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare Energien sichern. Dies geschieht jedoch zulasten der Kommunen, denen dadurch weniger Mittel etwa für die Stadtentwicklung, die Bekämpfung hydrologischer Risiken oder die Sanierung von Schulgebäuden zur Verfügung stehen. 03  Die Hoffnung ist offenbar, dass sich die Maßnahmen zugunsten der Unternehmen politisch für die Ministerpräsidentin auszahlen. Zuletzt fiel die Regierung bereits mit leicht expansiver Finanzpolitik auf: Für 2024 wurden Steuererleichterungen in Höhe von rund zehn Milliarden Euro zugunsten kleiner und mittlerer Einkommen unter 35000 Euro Jahresverdienst vorgenommen, um die Binnennachfrage zu stärken. Weitere fünf Milliarden fließen in zusätzliche Personalausgaben im Gesundheitswesen und familienpolitische Maßnahmen.
 
        Insgesamt ist in der aktuellen Wirtschaftspolitik Italiens, obwohl Meloni auch in diesem Politikfeld wichtige Entscheidungen in den Palazzo Chigi zieht, indes keine klare Linie zu erkennen. Es finden sich sowohl neoliberale als auch staatsinterventionistische Ansätze, angebots- und nachfragepolitische Maßnahmen gibt es gleichermaßen. Die derzeitige wirtschaftliche Entwicklung Italiens gibt der Regierung freilich etwas Rückenwind, allerdings ist die Situation risikobehaftet und mithin fragil, zumal sich zahlreiche Faktoren der nationalen politischen Steuerung entziehen. Der Investitionszuwachs 2023 um 4,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr kann sich zwar sehen lassen, er soll sich jedoch in den kommenden Jahren deutlich abschwächen. Insofern wären fallende Leitzinsen der Europäischen Zentralbank in Italien sehr willkommen, um die privaten Investitionen anzukurbeln und zugleich die staatliche Refinanzierung zu erleichtern, zumal die haushaltspolitischen Spielräume mit dem Ende der Aussetzung des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes (SWP) nicht größer werden.
 
        REFORM DES STABILITÄTS- UND WACHSTUMSPAKTES
 
        Italien sieht sich, wie unter anderem auch Frankreich, seit Juni 2024 wieder mit einem Defizitverfahren der EU konfrontiert, dasselbe ist für 2025 zu erwarten. Voraussichtlich frühestens 2026 wird das Land ein Haushaltsdefizit von weniger als drei Prozent des BIP vorweisen können. Meloni hatte sich zunächst geweigert, der Reform des SWP zuzustimmen und dabei die Ratifizierung der Novelle des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) als Druckmittel verwendet. Die Regierungschefin und ihr Finanzminister Giancarlo Giorgetti (Lega) kritisierten die Neuregelung des SWP als investitionsfeindlich und forderten unter anderem, Investitionen im Bereich der grünen und digitalen Transformation aus der jährlichen Neuverschuldung herausrechnen zu dürfen. Letztendlich stimmte Italien jedoch im Rat der Europäischen Union zu, während sich die Regierungsparteien FdI, Lega und FI zuvor im Europäischen Parlament enthalten hatten. 04  
 
        Der SWP vom 30. April 2024 umfasst die Pflicht, sich künftig an einen von der Europäischen Kommission vorgegebenen „Referenzpfad“ für die mittelfristige strukturelle Entwicklung der Staatsausgaben (Netto-Primärausgaben) 05  zu halten, der allerdings die spezifischen Umstände der Schuldentragfähigkeit eines Landes berücksichtigen soll. Konkret heißt dies gleichwohl, dass ein Schuldenstand von über 60 Prozent des BIP auf einen rückläufigen Pfad gebracht werden muss und das öffentliche Defizit innerhalb von vier bis sieben Jahren unter drei Prozent des BIP gesenkt wird. Zur Absicherung der Schuldentragfähigkeit (Debt Sustainability Safeguard) muss die projizierte öffentliche Schuldenstandquote um jährlich einen Prozentpunkt des BIP sinken, wenn sie – wie im Falle Italiens – 90 Prozent übersteigt. Bei einer Schuldenstandquote zwischen 60 und 90 Prozent des BIP ist eine durchschnittlliche jährliche Reduktion um 0,5 Prozentpunkte notwendig. Der Schwellenwert von 60 Prozent des BIP gemäß SWP wird indes von zahlreichen EU-Mitgliedstaaten nicht eingehalten, 2023 von fast der Hälfte aller Länder (Abbildung).
 
         
           Abbildung: Schuldenstandquoten in ausgewählten EU-Ländern, in Prozent des BIP
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass die Staatsverschuldung vor allem Griechenland und Italien sehr hoch ist, in den vergangenen Jahren jedoch gesunken ist. Zugleich wird deutlich, dass die Mehrzahl der aufgeführten EU-Länder über der 60-Prozent-Obergrenze gemäß Stabilitäts- und Wachstumspakt liegen.] 
            Quelle: Eurostat, April 2024, eigene Darstellung. 
 
        
 
        Hinzu kommt die Vorgabe der Defizitresilienz (Deficit Resilience Safeguard). Ziel ist es, einen Puffer für wirtschaftliche Schwächephasen zu schaffen. Hierfür soll das strukturelle, also das um konjunkturelle Effekte bereinigte Defizit den Wert von 1,5 Prozent des BIP nicht überschreiten. Haushaltsanpassungen sind dementsprechend so lange fortzusetzen, bis dieser Wert erreicht ist. Der Europäische Gewerkschaftsbund hat errechnet, dass die neuen Regelungen für Italien über vier Jahre Haushaltseinsparungen von jährlich 25,4 Milliarden beziehungsweise über sieben Jahre 13,5 Milliarden Euro bedeuten könnten. 06  
 
        Der Kampf um die öffentliche Interpretation des reformierten SWP entbrannte unmittelbar nach seiner Verabschiedung. Meloni verkaufte die Neuregelung als Erfolg ihrer Regierung, obgleich Maßnahmen für den grünen und digitalen Wandel, die Energieversorgungssicherheit, die Stärkung der sozialen und wirtschaftlichen Resilienz und die Verteidigungsfähigkeit lediglich eine Verlängerung der nationalen strukturellen Finanzpläne auf bis zu sieben Jahre bewirken, nicht aber komplett ausgeklammert werden können, wie ursprünglich gefordert. Auch werden gestiegene Lasten infolge der Anhebung der Leitzinsen durch die EZB nur in der ersten Anpassungsperiode berücksichtigt.
 
        Während Meloni vollmundig von neuen Spielräumen in Höhe von 35 Milliarden Euro für Italien sprach, gehen Kritiker von sehr viel geringeren Summen beziehungsweise sogar von der Notwendigkeit harter Sparmaßnahmen für die nächsten Jahre aus. 07  Tatsächlich dürften Italiens Anpassungserfordernisse mit dem neuen SWP gegenüber der alten Regelung nach Berechnungen des Instituts Bruegel zunächst sinken. Entlastend wirkt unter anderem, dass die Klausel zum Abbau des Schuldenstandes erst greift, sobald hoch defizitäre Staaten wie Italien ihr Defizit unter drei Prozent des BIP gebracht haben, also kein Defizitverfahren mehr läuft. Mittelfristig jedoch birgt die neue Defizitresilienzklausel gerade im Falle Italiens erhebliche Risiken prozyklischer Wirkung, da ein jährlicher Primärüberschuss von über 4 Prozent des BIP notwendig werden könnte, um deren Vorgaben zu erreichen. Enorme Einsparungen in den öffentlichen Haushalten wären wohl unvermeidlich, mit der Folge unzureichender öffentlicher Investitionen für die entscheidenden Zukunftsfragen. 08  
 
        Damit scheinen neue finanzpolitische Auseinandersetzungen in Italien, vor allem aber auch zwischen Rom und Brüssel, programmiert zu sein. Einen Vorgeschmack lieferte Italiens Verteidigungsminister Guido Crosetto (FdI) im Juni 2024, als er erklärte, dass sein Land angesichts der finanzpolitischen Restriktionen durch die EU das Ziel der NATO-Staaten, zwei Prozent des BIP für die Verteidigung auszugeben, nicht einmal bis 2028 erreichen werde. 09  Er hatte wiederholt vorgeschlagen, die Militärausgaben aus dem SWP auszuklammern.
 
        EUROPAWAHL 2024
 
        Neben der wirtschaftlichen Lage, welche die Politik Italiens ohnehin seit Jahren prägt, steht das Jahr 2024 unter anderem im Zeichen der Europawahl, aus der sich weitere Rückschlüsse auf das politische Stimmungsbild des Landes ziehen lassen.
 
        Italiens Kampagne zur Europawahl war kaum von europäischen Themen geprägt. Wenn überhaupt, dann ging es um die generelle Ablehnung oder Befürwortung des Integrationsprozesses. Vielmehr dominierten innenpolitische Aspekte, wobei wirtschaftliche und soziale Fragen durchaus eine Rolle spielten, jedoch keine herausragende. Das Problem prekärer Lebensumstände und zu niedriger Löhne hatte noch die größte Relevanz. Insbesondere der PD macht sich seit Längerem für einen gesetzlichen Mindestlohn stark und rückte das Thema im Wahlkampf in den Vordergrund, unterstützt von der Vereinigung aus Grünen und Linken (Alleanza Verdi e Sinistra/AVS) und der Fünf-Sterne-Bewegung (Movimento 5 Stelle/M5S).
 
        Dahinter rangierte eine Vielzahl von Themen mehr oder weniger gleichrangig nebeneinander, darunter Inflation, Wachstum und Produktivität, der schlechte Zustand des italienischen Gesundheitswesens, aber auch Migration und der Krieg in der Ukraine sowie Klima- und Umweltpolitik. 10  Ein Schlüsselthema beziehungsweise eine harte, bestimmende Trennlinie war im Wahlkampf indes nicht zu erkennen. Die Wahl am 8./9. Juni hatte somit eher den Charakter eines allgemeinen nationalen Stimmungstests für die Parteien und deren Führungspersonal. Mehrere Spitzenpolitiker, darunter Meloni und die Vorsitzende des PD, Elly Schlein, kandidierten für das Europäische Parlament, teilweise in mehreren Wahlkreisen, ohne jede Absicht, Mandate zu bekleiden. Meloni forderte dazu auf, einfach ihren Vornamen auf den Wahlzettel zu schreiben: „Giorgia“. Angesichts der vielfältigen ökonomischen und sozialen Probleme des Landes waren die mangelnde Problemorientierung und das Ausmaß an Personalisierung bemerkenswert. 11  
 
        Der Wahlausgang (Tabelle) war eine klare Bestätigung der Regierungspartei FdI: Mit 28,8 Prozent der Stimmen übertraf sie ihr bereits starkes Ergebnis bei den Parlamentswahlen 2022 nochmals um 2,8 Prozentpunkte – ganz zu schweigen vom Ergebnis bei der Europawahl 2019, als sie noch bei knapp 6,5 Prozent gelegen hatte. Abgesehen von Sizilien wurde FdI in nahezu allen Provinzen des Landes stärkste Kraft. Auch ihre Koalitionspartner, FI und Lega, hielten in etwa das Niveau von 2022, sodass das Regierungslager insgesamt gestärkt aus der Europawahl hervorging. Dass FI, die erstmals ohne ihren 2023 verstorbenen Gründer Silvio Berlusconi antrat, besser als die Lega abschnitt, war dabei vor allem ein Erfolg für Außenminister Antonio Tajani. Unter den Regierungsparteien gehörte Lega-Chef Matteo Salvini mit dem einstelligen Ergebnis von 9 Prozent indes zu den Wahlverlierern und geriet in seiner Partei massiv in die Kritik. Noch bei der Europawahl 2019 hatte er für die Lega das Rekordergebnis von 34,3 Prozent eingefahren.
 
         
           Tabelle: Ergebnisse der Europawahl 2024 und der Parlamentswahlen 2022 (in Klammern) in Italien nach Makroregionen, in Prozent
 
                      
                	 
                	 
                  ITALIEN
  
                	 
                  NORDWESTEN
  
                	 
                  NORDOSTEN
  
                	 
                  MITTELITALIEN
  
                	 
                  SÜDITALIEN (FESTLAND)
  
                	 
                  SARDINIEN & SIZILIEN
  
  
                	 
                  Regierung
  
  
                	 
                  FdI
  
                	 
                  28,8
 
                  (25,99)
  
                	 
                  30,90
 
                  (27,9)
  
                	 
                  31,91
 
                  (28,7)
  
                	 
                  31,06
 
                  (29,5)
  
                	 
                  23,58
 
                  (20,9)
  
                	 
                  21,25
 
                  (20,4)
  
  
                	 
                  FI
  
                	 
                  9,61
 
                  (8,11)
  
                	 
                  9,38
 
                  (7,8)
  
                	 
                  7,02
 
                  (6,2)
  
                	 
                  7,02
 
                  (6,5)
  
                	 
                  10,76
 
                  (11,3)
  
                	 
                  20,33
 
                  (10,7)
  
  
                	 
                  Lega
  
                	 
                  9,0
 
                  (8,77)
  
                	 
                  11,90
 
                  (12,3)
  
                	 
                  6,74
 
                  (11,0)
  
                	 
                  6,71
 
                  (6,8)
  
                	 
                  6,85
 
                  (5,6)
  
                	 
                  6,99
 
                  (5,4)
  
  
                	 
                  Opposition
  
  
                	 
                  PD
  
                	 
                  24,08
 
                  (19,07)
  
                	 
                  23,05
 
                  (19,5)
  
                	 
                  25,77
 
                  (21,1)
  
                	 
                  26,59
 
                  (21,8)
  
                	 
                  24,32
 
                  (15,7)
  
                	 
                  16,73
 
                  (13,4)
  
  
                	 
                  M5S
  
                	 
                  9,99
 
                  (15,43)
  
                	 
                  6,73
 
                  (8,7)
  
                	 
                  5,71
 
                  (7,4)
  
                	 
                  9,47
 
                  (13,3)
  
                	 
                  16,84
 
                  (29,7)
  
                	 
                  16,24
 
                  (26,6)
  
  
                	 
                  AVS
  
                	 
                  6,73
 
                  (3,63)
  
                	 
                  6,74
 
                  (3,9)
  
                	 
                  5,66
 
                  (3,9)
  
                	 
                  7,50
 
                  (4,1)
  
                	 
                  5,66
 
                  (2,7)
  
                	 
                  6,14
 
                  (2,8)
  
  
          
 
            Parlamentswahlergebnisse für die Abgeordnetenkammer, die Zahlen im Senat differieren geringfügig.  
 
            Quelle: Eligendo, Europee, amministrative e regionale (Piemonte) 8–9 giugno 2024 e ballottaggi, 12.7.2024, https://elezioni.interno.gov.it/europee/scrutini/20240609; Matteo Bianchi/Salvatore Vassallo/Rinaldo Vignati, Europee 2024. Risultati e flussi, Istituto Cattaneo, 10.6.2024, www.cattaneo.org/wp-content/uploads/2024/06/2024-06-10-Eur_Risultati_Flussi.pdf. 
 
        
 
        Zu den Wahlgewinnern im Oppositionslager gehörte zuvorderst der PD mit seiner Vorsitzenden Schlein, die ihre Partei mit 24 Prozent zur zweitstärksten Kraft machte, bei einem Zuwachs von fünf Prozentpunkten gegenüber 2022. Einen Überraschungserfolg feierte die AVS, die ihr Ergebnis im Vergleich zu 2022 mit 6,7 Prozent nahezu verdoppeln konnte. Zu den Geschlagenen im Mitte-links-Spektrum gehörte der M5S, der mit dem ehemaligen Ministerpräsidenten Giuseppe Conte an der Spitze über fünf Prozentpunkte verlor. Das magere Ergebnis von knapp unter 10 Prozent war weniger als ein Drittel der Stimmen, die M5S noch bei der Parlamentswahl 2018 erreicht hatte. Die sich selbst als „dritten Pol“ (terzo polo) bezeichnenden, besonders europafreundlichen Parteien des politischen Zentrums, Stati Uniti d’Europa und Azione-Siamo Europei, scheiterten an der Vierprozenthürde. Hier gab es einen Wählerfluss nach rechts, hin zu FdI. Die Mitte wurde also weiter aufgerieben.
 
        In der Zusammenschau all dessen ergibt sich zum einen eine geringere Fragmentierung des Parteiensystems als bei den Wahlen zuvor, mit einer Konzentration auf sechs relevante Kräfte. Zum anderen tendiert das System wieder zu einer Bipolarität zwischen rechts und links, nachdem sich ab dem fulminanten Wahlerfolg des M5S 2013 zwischenzeitlich eine tripolare Struktur herausgebildet und die Bewegung sich angeschickt hatte, die Sozialdemokraten als dominante Kraft des Mitte-links-Spektrums zu verdrängen. FdI und PD sind nun zu den bestimmenden antagonistischen Kräften rechts und links geworden, die mit kleineren Parteien mehr oder weniger stabile Allianzen bilden. Mit Meloni und Schlein werden sie von zwei Frauen angeführt, die gegensätzlicher kaum sein könnten – sowohl politisch als auch persönlich.
 
        WAHLGEOGRAFIE UND -SOZIOLOGIE
 
        Betrachtet man die Veränderungen bei der Europawahl 2024 im Vergleich zur Parlamentswahl 2022 in der Fläche, so stechen die Ergebnisse im Süden heraus. Obgleich der M5S dort nach wie vor seine Hochburgen hat, hat die Partei im Mezzogiorno überdurchschnittlich stark verloren, vor allem an das Lager der Nichtwähler. In Süditalien, Sardinien und Sizilien ist die Partei regelrecht eingebrochen. FdI, PD und AVS hingegen konnten ihre Stellung nahezu überall verbessern. Im Nordosten, eigentlich das Stammland der Lega, setzte sich FdI mit fast 32 Prozent als dominante Kraft fest. Die Lega verlor hier nahezu die Hälfte ihrer Wählerschaft, selbst im Süden kam sie auf bessere Werte.
 
        Auffällig war die niedrige Wahlbeteiligung von knapp unter 50 Prozent, was auf eine gewachsene Politikverdrossenheit schließen lässt. Der Negativtrend setzt sich seit 2004 ungebremst fort: Damals lag die Beteiligung an der Europawahl noch über 72 Prozent. 12  Es offenbarte sich zudem ein deutliches regionales Gefälle, mit geringerer Beteiligung im Süden. In einigen Provinzen Süditaliens lag die Beteiligung bei lediglich 29 bis 38 Prozent. 13  
 
        Die Ergebnisse im Süden sind insofern aufschlussreich, als die wirtschaftlichen und sozialen Probleme dort weiterhin besonders groß sind. Insbesondere die von der Regierung Meloni vorgenommene massive Einschränkung der sozialen Grundsicherung (Reddito di cittadinanza), die 2019 auf Betreiben des M5S von der Regierung Conte I eingeführt worden war, erweist sich als folgenreich. Viele Menschen sind aus dem Bezug herausgefallen, was vor allem im Mezzogiorno Proteste auslöste. Vor diesem Hintergrund ist die Frage, ob diese Politik der Regierung geschadet hat beziehungsweise welche Rolle sozioökonomische Aspekte bei der Europawahl generell gespielt haben, von besonderem Interesse.
 
        Nachwahlanalysen haben gezeigt, dass Melonis Partei bei Selbstständigen, in nahezu gleichem Umfang aber auch bei abhängig Beschäftigten, sowie bei Hausfrauen besonders gut abgeschnitten hat. Arbeitslose waren in der Wählerschaft des FdI dagegen deutlich geringer vertreten. 14  Ähnlich FI, die ebenfalls bei Selbstständigen und Hausfrauen erfolgreich war und unter sozial schwächeren Bevölkerungsgruppen weniger punkten konnte. Die Lega wiederum war besonders bei abhängig Beschäftigten, Hausfrauen und Menschen mit niedrigen Bildungsabschlüssen beliebt, nicht mehr jedoch bei ihrer Kernklientel der ersten Tage, den kleinen und mittleren Selbstständigen.
 
        Der PD glänzte bei den Wohlhabenderen, den Gebildeteren, bei Rentnern und Studierenden, war im Verhältnis aber ebenfalls deutlich weniger attraktiv für Arbeitslose und sozial Schwächere. Genauso erzielte auch die AVS gute Ergebnisse bei Menschen mit Hochschulabschluss, Studierenden und abhängig Beschäftigten, fand jedoch wenig Anklang bei Hausfrauen und Selbstständigen. Sozial Schwächere erreichte die AVS ebensowenig. Die Parteien der Mitte, Azione und Stati Uniti d’Europa, kamen besonders bei Studierenden, höher Gebildeten und Wohlhabenderen an, bei sozial Benachteiligten dagegen kaum.
 
        Bei den Arbeitslosen war tatsächlich M5S unverändert die erfolgreichste Partei, wobei sie auch in dieser Gruppe, ihrer Stammwählerschaft, Verluste hinnehmen musste, was sich in der angesprochenen Wahlenthaltung widerspiegelt. Bei Personen mit niedrigen und mittleren Bildungsabschlüssen sowie bei den Hausfrauen schnitt der M5S ebenfalls gut ab.
 
        Ergänzt man diese Beobachtungen nun durch Selbstzuschreibungen nach Schichtzugehörigkeit 15  und Parteienpräferenz, ergibt sich folgendes Bild: Links der Mitte entschieden sich die Wähler, die sich selbst unteren Schichten zugehörig sehen, relativ deutlich für den M5S und weniger für den PD. Zwar sind in der Wählerschaft des PD alle Schichten vertreten, doch Mittel- und Oberschicht sind es erheblich stärker.
 
        Rechts der Mitte verläuft eine Trennlinie zwischen Lega und FdI, erhielt die Lega bei Menschen aus den unteren Schichten doch doppelt so viele Stimmen wie die FdI. Der Zusammenhang ist so eindeutig, dass dem Politikwissenschaftler Lorenzo De Sio und seinen Koautoren zufolge „die Zugehörigkeit zur sozialen Schicht eine Vorhersage darüber erlaubt, ob man Fratelli d’Italia wählt oder Lega“. 16  In der Partei der Ministerpräsidentin zeigt sich eine klare Schere: Auch wenn viele Arbeiter FdI gewählt haben, sind nur 10 Prozent der FdI-Wähler aus den unteren Schichten, im Vergleich zu 36 Prozent aus den mittleren und oberen Schichten.
 
        Nicht nur die wahlsoziologischen Befunde und die sozialen Selbstzuschreibungen weisen in eine bestimmte Richtung. Auch auf Basis der Einkommensverteilung ergibt sich ein recht klares Bild, was den Zusammenhang mit der Wahlentscheidung angeht. 17  Die größte Korrelation ergibt sich für den PD: Je höher das Durchschnittseinkommen, desto eher fiel die Wahlentscheidung zugunsten dieser Partei. Der Zusammenhang zwischen steigendem Einkommen und politischer Zustimmung gilt in abgeschwächtem Maße auch für FdI und AVS. Mit sinkendem (Arbeits-)Einkommen hingegen steigt die Präferenz für FI, Lega oder M5S.
 
        Vereinfacht ausgedrückt sind M5S und Lega in wirtschaftlich benachteiligten Gegenden überrepräsentiert, PD und FdI dagegen erfahren stärkere Unterstützung in wohlhabenden Gebieten. Während der PD seine überdurchschnittliche Zustimmung dabei vor allem von Wählern erhält, deren Wohlstand auf Arbeitseinkommen basiert, erhöht sich die Zustimmung zu FdI bei Wählern mit Kapitaleinkünften beziehungsweise Immobilienbesitz, insbesondere dort, wo deren Konzentration hoch ist. Auf den Punkt gebracht heißt das: „Arbeit tendiert zur Partei von Schlein, Rendite zur Partei von Meloni.“ 18  
 
        FAZIT UND AUSBLICK
 
        Was bedeuten die Erkenntnisse aus der Europawahl im Zusammenspiel mit dem geschilderten wirtschaftlichen und sozialen Rahmen nun für die Stabilität und zukünftige Handlungsfähigkeit der italienischen Regierung einerseits und die Machtoptionen der Opposition andererseits?
 
        Sozioökonomische Themen, sozialer Status beziehungsweise Einkommenssituation spielten bei der Europawahl 2024 zwar eine Rolle, waren aber nicht entscheidend. Dies ist umso bemerkenswerter, als der sozialen Frage bei den Parlamentswahlen 2018 noch eine zentrale Rolle zukam und diese ursächlich war für den historischen Sieg des M5S, mit Rekordergebnissen von über 50 Prozent der Stimmen in einigen Regionen Süditaliens. Jener Urnengang galt geradezu als neue Form der Klassenwahl. 19  Inzwischen verlaufen die sozioökonomischen Trennlinien in Italien jedoch offenkundig nicht mehr entlang des traditionellen Rechts-links-Schemas, obgleich insgesamt eine Rückkehr zur politischen Bipolarität zu beobachten ist. Hinsichtlich des Wahlverhaltens nach sozialer Schichtung zeigt sich vielmehr eine auffällige Zweiteilung, mit ungefähr gleicher Verteilung in beiden politischen Lagern: Einkommensschwächere, sozial Benachteiligte und Arbeiter votierten einerseits für die Lega auf der politischen Rechten, andererseits für den M5S auf der Linken.
 
        Arbeiter und untere Mittelschicht machen dabei zwar immer noch das Gros der Wählerschaft des M5S aus, doch die Zustimmung dieser Gruppen zur Fünf-Sterne-Bewegung schwindet. Die anderen Parteien des Mitte-links-Lagers können hiervon allerdings kaum profitieren, denn augenscheinlich sind weder der PD noch der AVS für sozial schwächere Bevölkerungskreise besonders attraktiv. Viele dieser Wähler haben schlichtweg resigniert und gehen gar nicht mehr zur Wahl.
 
        Für das Mitte-links-Spektrum bedeutet dies zweierlei: Zum einen wird man sich darum bemühen müssen, diese Bevölkerungsgruppen zurückzugewinnen. Angesichts der Stimmungslage und der weiterhin hohen Volatilität der italienischen Wählerschaft ist dies ein schwieriges, aber keineswegs aussichtsloses Unterfangen, zumindest bei entsprechend überzeugenden politischen Angeboten. Zum anderen spricht die mittelfristig zu erwartende Rückkehr der sozialen Frage (hohe Armutsquote, wachsende Ungleichheit) auch strategisch für eine dauerhafte Mitte-links-Allianz. 20  Angesichts der aktuellen Mehrheitsverhältnisse ist klar, dass eine Option auf einen Machtwechsel nur dann besteht, wenn sich PD, AVS und M5S – trotz aller politischen Differenzen – zu einem Wahlbündnis zusammenschließen. Dies gilt umso mehr, als bei den italienischen Parlamentswahlen aufgrund des geltenden Wahlrechts (Rosatellum) die Sitze nicht rein nach Proporz auf die Parteien verteilt werden, sondern mehr als ein Drittel (37 Prozent) der Mandate nach dem Mehrheitsprinzip in den Wahlkreisen vergeben wird (the winner takes it all). Das bedeutet, dass die Erfolgsaussichten umso größer sind, je breiter ein Wahlbündnis aufgestellt ist. Szenarien zeigen, dass sogar eine noch breitere Allianz als die zwischen PD, AVS und M5S nötig wäre, um die amtierende Rechts-mitte-Koalition numerisch zu überflügeln, nämlich eine, die auch die Kleinparteien des terzo polo integriert, 21  was zurzeit jedoch politisch jeder Grundlage entbehrt.
 
        Zugleich lässt sich anhand der Ergebnisse der Europawahl 2024 sagen, dass ein großer Teil des italienischen „Rechtsrucks“ mit der FdI als stärkster Kraft von der sozialen Mitte und der Oberschicht getragen wird. Maßnahmen wie die weitgehende Streichung der Grundsicherung haben der Partei der Ministerpräsidentin insofern nicht geschadet, als ein Teil der Stimmen der sogenannten Abgehängten im Regierungslager blieb, nämlich bei der strategisch weit rechtsaußen positionierten Lega. Was die FdI also bei den sozial Schwächeren verliert, sammelt die Lega teilweise wieder ein, sodass sich die Mehrheitsverhältnisse zwischen rechts und Mitte-links nicht entscheidend verändern. Zugleich ist der Abstand in der Wählergunst zwischen den einzelnen Parteien des Regierungslagers so groß, dass Melonis innerkoalitionärem Widersacher Salvini weiterhin nur die Rolle des Juniorpartners bleibt.
 
        Im Vergleich zur Vorgängerregierung Draghi fällt die Zustimmung der Bevölkerung zur aktuellen Regierung zwar deutlich geringer aus, als Ministerpräsidentin erzielt Meloni jedoch hohe persönliche Zustimmungswerte. Derzeit ist sie die beliebteste Spitzenpolitikerin des Landes. 22  Die „Marke Meloni“ erklärt somit zum großen Teil den Erfolg ihrer Partei.
 
        Aufgrund der fragilen Gesamtentwicklung und der mittelfristig schrumpfenden haushaltspolitischen Möglichkeiten für öffentliche Investitionen werden sozioökonomische Faktoren jedoch relevant bleiben und voraussichtlich alsbald wieder an Bedeutung gewinnen. Hierbei spielt nicht nur der reformierte europäische Stabilitäts- und Wachstumspakt eine Rolle, sondern auch das Auslaufen des Aufbau- und Resilienzplans PNRR im Jahr 2026. Die sehr optimistischen Ankündigungen Melonis zum SWP könnten ihr politisch auf die Füße fallen, wenn letztlich doch noch Sparmaßnahmen notwendig werden. Es bleibt abzuwarten, ob die „Marke Meloni“ auch dann noch zieht.
 
        Gleichwohl dürften sich die sozioökonomischen Konfliktlinien beziehungsweise deren Niederschlag in den Wahlpräferenzen zugunsten der beiden großen politischen Lager kurzfristig als relativ stabil erweisen. Es ist derzeit nicht davon auszugehen, exogene Schocks einmal ausgenommen, dass die Politikfelder Wirtschaft und Soziales rasch zu einer deutlichen Verschiebung der Mehrheitsverhältnisse beitragen werden, zumal andere Fragen, wie die von Migration und Identität, weiter virulent und dominant sind. Anders formuliert: Kurzfristig hat Meloni aus dieser Richtung wohl wenig zu befürchten, zumal sie koalitionsintern die unangefochtene Führungsfigur ist. Auf mittlere und längere Sicht allerdings wird auch ihre Regierung mehr Wachstum generieren und Arbeitsplätze schaffen, kurzum: wirtschaftliche Erfolge vorweisen müssen, um nicht wie so viele vor ihr zu scheitern.
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        NACHHALTIG IN DIE ZUKUNFT?
 
        Italien und der Green Deal
 
         Karoline Rörig 
 
        194,4 Milliarden Euro: Auf diese beachtliche Summe beläuft sich der Umfang des „Piano Nazionale di Rilancio e Resilienza“ (PNRR), des nationalen Aufbau- und Resilienzplans, mit dem Italien im Rahmen des 2020 von der Europäischen Union verabschiedeten Wiederaufbaufonds zur Abfederung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Covid-19-Pandemie „NextGenerationEU“ (NGEU) einen Neuanfang gestalten kann. Für das chronisch von Krisen geschüttelte und hochverschuldete Land ist das eine einzigartige Chance, lange überfällige und dringend notwendige Reformen und Investitionen anzustoßen.
 
        Entsprechend der Maßgaben und Zielsetzungen des NGEU ist die Gewährung und Auszahlung der Hilfsgelder an die Bedingung geknüpft, dass die geplanten Maßnahmen und Investitionen im Einklang mit dem 2019 vorgestellten europäischen Green Deal sind, also zum Aufbau eines grüneren, digitaleren und resilienteren Europa beitragen. Für Italien, das sich bislang eher weniger bei der Gestaltung einer sozial-ökologischen Wende und dem Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft hervorgetan hat, bedeutet das eine große Chance und zugleich Herausforderung. Wie steht es in Italiens Politik, Wirtschaft und Gesellschaft um das Thema Nachhaltigkeit und die Umsetzung der 2015 von der Weltgemeinschaft verabschiedeten „Agenda 2030“, also letztlich um die Modernisierung und Zukunftsfähigkeit des Landes?
 
        ITALIENS GREEN DEAL
 
        Der Aufbau- und Resilienzplan, den die damalige italienische Regierung unter Premierminister Mario Draghi auf Basis der Vorarbeiten der Vorgängerregierung unter Giuseppe Conte Ende April 2021 der Europäischen Kommission vorlegte, ist gewissermaßen die Roadmap, die das von der Corona-Pandemie besonders hart getroffene Land aus der Krise in eine bessere Zukunft führen soll. Zwar ist fraglich, ob die ambitionierten Ziele des PNRR gemäß Zeitplan erreicht werden, aber zweifelsohne ist damit in Italiens Politik, Wirtschaft und Gesellschaft viel in Bewegung gekommen und haben sich für alle Akteure – Institutionen, Unternehmen, Bürger – auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene neue Möglichkeiten aufgetan, um die Modernisierung des Landes voranzutreiben.
 
        So hat auch die am 25. September 2022 nach dem vorzeitigen Ende der Regierung von Mario Draghi ins Amt gewählte Regierung unter Giorgia Meloni den PNRR zur Chefsache gemacht und eigens einen Minister für Europäische Angelegenheiten, den Süden, die Kohäsionspolitik und den PNRR bestellt. Dieses Amt wurde Raffaele Fitto übertragen, der wie die Ministerpräsidentin der Partei Fratelli d’Italia angehört. Zugleich wurde unmittelbar nach Übernahme der Regierung eine Revision des PNRR in Angriff genommen, die nach monatelanger Ausarbeitung Ende November 2023 von der EU-Kommission bewilligt wurde. Damit gingen Veränderungen in der Schwerpunktsetzung und Budgetverteilung einher, die bei der Betrachtung des PNRR zu berücksichtigen sind.
 
        Das Land erhält aus den EU-Mitteln 68,9 Milliarden Euro als nicht rückzahlbare Zuschüsse und 122,6 Milliarden Euro als Darlehen, insgesamt also 191,5 Milliarden Euro. Nach der Revision 2023 wurde das Gesamtvolumen durch Steigerung der Zuschüsse sogar auf 194,4 Milliarden Euro erhöht. Hinzu kommen 14,4 Milliarden Euro aus der europäischen Aufbauhilfe „REACT-EU“ und 30 Milliarden Euro aus nationalen Haushaltsmitteln, einem zugleich mit dem PNRR neu eingerichteten Ergänzungsfonds „Piano Nazionale per gli Investimenti Complementari“. Außerdem erhält Italien zusätzlich 2,76 Milliarden Euro aus dem Plan „RePowerEU“, der infolge der durch den Krieg in der Ukraine bedingten Energiekrise im Februar 2023 verabschiedet wurde. Dem Land steht damit mithin die beachtliche Summe von insgesamt rund 240 Milliarden Euro für seinen Green Deal zur Verfügung.
 
        Die Mittelverwendung entspricht der Struktur des PNRR: 01  In Übereinstimmung mit den Vorgaben des NGEU gibt es sechs thematische Schwerpunkte, sogenannte Missionen, die in insgesamt 16 Komponenten unterteilt sind, die wiederum eine Vielzahl von Maßnahmen umfassen, bei denen es sich entweder um ordnungspolitische Reformen oder wirtschaftliche Investitionen handeln kann. Die Umsetzung erfolgt entlang bestimmter quantitativ messbarer Ziele, wie dem Zuwachs an einer bestimmten Anzahl von Solar- oder Windkraftanlagen, und Meilensteinen eher qualitativer Natur, wie der Verabschiedung von Gesetzen zur Vereinfachung von Vorschriften. Nach der Revision umfasst der PNRR inzwischen über 600 Ziele und Meilensteine. Jede dieser Maßnahmen ist binnen bestimmter Fristen zu erreichen, mit denen die Auszahlungen der insgesamt zehn Tranchen des PNRR bis Ende Juni 2026 verknüpft sind. Bislang wurden vier Tranchen ausgezahlt, die fünfte wurde im Juli 2024 bewilligt. Bis dato hat die EU-Kommission im Rahmen des Programms 113,5 Milliarden Euro an Italien ausgezahlt.
 
        Die Verteilung der Gelder gestaltet sich nach der Revision wie folgt: Für die erste Mission „Digitalisierung, Innovation, Wettbewerbsfähigkeit, Kultur und Tourismus“ werden 41,34 Milliarden Euro bereitgestellt, für die zweite Mission „Grüne Revolution und ökologische Transformation“ sind 55,52 Milliarden Euro vorgesehen, für die dritte Mission „Infrastruktur für nachhaltige Mobilität“ 23,74 Milliarden Euro, für die vierte Mission „Bildung und Forschung“ 30,09 Milliarden Euro, für die fünfte Mission „Inklusion und Zusammenhalt“ mit Fokus auf arbeitsmarktpolitische und beschäftigungsfördernde Maßnahmen 16,92 Milliarden Euro, für die sechste Mission „Gesundheit“ 15,62 Milliarden Euro und für die neu hinzugekommene siebte Mission „RePowerEU“ 11,18 Milliarden Euro (Abbildung). 02  
 
         
           Abbildung: Die sieben Missionen des italienischen Aufbau- und Resilienzplans (PNRR)
 
          [image: Die Abbildung führt in sieben unterschiedlich eingefärbten und unterschiedlich großen Blasen die Missionen des italienischen Aufbau- und Resilienzplans auf. Die Größe der Blasen entspricht dabei jeweils in etwa dem Anteil am Gesamtvolumen des Plans.] 
            Angegeben ist jeweils das finanzielle Volumen und in Klammern der Anteil am Gesamtvolumen.  
 
            Quelle: www.italiadomani.gov.it, eigene Darstellung. 
 
        
 
        Während die italienische Regierung den Fortgang der Umsetzung in der Öffentlichkeit als erfolgreich darstellt, bewerten die meisten Beobachter die Entwicklung kritisch, nicht zuletzt die EU-Kommission, die sich in ihrer am 21. Februar 2024 veröffentlichten „Mid Term Evaluation“ nachdenklich bis besorgt zeigte, allerdings nicht allein in Bezug auf Italien. 03  Das Beratungsunternehmen The European House – Ambrosetti stellte fest, dass von den insgesamt fast 230000 Projekten des PNRR Ende 2023 lediglich 3 Prozent abgeschlossen waren und ein Drittel der Mittel noch nicht zugeordnet war. 04  Ein Team um den Ökonomen Carlo Cottarelli wies darauf hin, dass von den 91 geplanten Investitionen, die bis Ende 2026 abgeschlossen sein sollen, 64 noch nicht begonnen wurden. Dabei handelt es sich um so anspruchsvolle Vorhaben wie den Bau von insgesamt 284 Kilometer Hochgeschwindigkeitsbahnstrecke (für insgesamt 12,6 Milliarden Euro), den Ausbau von schnellen Internetverbindungen (für 5,3 Milliarden Euro) und die Schaffung von mehr als 150000 neuen Kindergartenplätzen (für insgesamt 3,2 Milliarden Euro). 05  Der italienische Rechnungshof hält dagegen, dass es nur bei 7 Prozent der zu realisierenden Investitionsmaßnahmen Schwierigkeiten gebe. 06  
 
        Unstrittig ist, dass bis zum Ende der Laufzeit im Juni 2026 noch eine Vielzahl von Maßnahmen umzusetzen und enorme Summen auszugeben sind: Laut offiziellen Angaben wurden bis zum 30. Juni 2024 PNRR-Maßnahmen im Gesamtwert von rund 165 Milliarden Euro aktiviert, während sich die effektiv getätigten Ausgaben nur auf 51,4 Milliarden Euro belaufen. 07  Hier wird in den verbleibenden drei Jahren des Plans vieles aufzuholen sein. Die mit der Umsetzung betrauten oder koordinierenden Behörden und öffentlichen Verwaltungen stellt dies vor große Herausforderungen, zumal sie kaum über die notwendigen Ressourcen verfügen: Es mangelt an Personal, Ausstattung und Fachkompetenzen. Hinzu kommen unerwartete Preissteigerungen bei Energie, Rohstoffen und Baumaterialien aufgrund der Auswirkungen der Pandemie und vor allem aufgrund des Krieges in der Ukraine und damit verbundener Planungsunsicherheiten. 08  
 
        Die Möglichkeiten und Chancen, Schwierigkeiten und Herausforderungen, die der PNRR mit sich bringt, sind mannigfaltig. Die Ökonomen Tito Boeri und Roberto Perotti sprechen daher zugespitzt von einer grande abbuffata (einem großen Gelage) und fassen die grundlegenden Fehler kurz zusammen: zu viel Geld, zu viel Druck, es ohne Rücksicht auf Verluste auszugeben, und zu wenig Zeit, es gut auszugeben. 09  Aber es gibt keinen Ausweg als die Flucht nach vorn: Der PNRR ist schlicht too big to fail und Italiens Weg in die Grüne Transformation damit unumkehrbar.
 
        NACHHALTIG WIRTSCHAFTEN
 
        Italiens Unternehmen spielen in diesem Transformationsprozess eine entscheidende Rolle, wobei sie Treiber und Getriebene zugleich sind. Ihre Bedeutung hat umso mehr Gewicht, als Italien eine der größten und bedeutendsten Volkswirtschaften ist – gemessen am Bruttoinlandsprodukt steht es auf Rang 3 in der EU und auf Rang 8 weltweit. Die wichtigsten, auch im internationalen Export erfolgreichen Branchen der italienischen Industrie sind Chemie und Pharma, Automobil, Maschinenbau, Stahl und Elektrotechnik/Elektronik, gefolgt von Lebensmittel, Gummi/Plastik und Textil. 10  
 
        In all diesen Sektoren finden seit Jahren im Zusammenhang mit der Globalisierung und Digitalisierung große Umwälzungen statt. Befeuert durch multiple Krisen, Kriege und den sich verschärfenden Klimawandel bekommen Unternehmen weltweit die Konsequenzen dieser Entwicklungen immer mehr zu spüren, etwa durch steigende Energie- und Produktionskosten, personelle Engpässe, Unsicherheiten in den Lieferketten und anderes mehr. Auf der Suche nach langfristig zukunftsfähigen Lösungen für ihr unternehmerisches Handeln orientieren sich die Akteure verstärkt an ganzheitlich ausgerichteten Strategien und Konzepten wie Corporate Social Responsibility (CSR) oder Environmental, Social and Corporate Governance (ESG). Beide Ansätze bestehen schon länger, 11  haben aber eine neue Dringlichkeit gewonnen und inzwischen auch zu entsprechenden gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien auf nationaler und europäischer Ebene geführt. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang die 2020 verabschiedete EU-Taxonomieverordnung, die im Frühjahr 2024 vom Europäischen Parlament verabschiedete „Corporate Sustainability Due Diligence Directive“ oder die europäische CSR-Richtlinie von 2014, die jüngst novelliert wurde. Die neugefasste Richtlinie, bekannt als „Corporate Sustainability Reporting Directive“, ist seit 2023 in Kraft.
 
        Diesen Bestimmungen gemäß sind schon heute Hunderte italienische Unternehmen berichtspflichtig. Entsprechend der unterschiedlichen und sich sukzessive auf immer weitere Kreise ausweitenden Anforderungen werden es in den kommenden Jahren mehrere Tausend sein, wobei auch nicht berichtspflichtige Zulieferer innerhalb der eng verflochtenen Lieferketten indirekt betroffen und einbezogen sein werden. Das Thema Nachhaltigkeit wird somit auch für Italiens Unternehmen weiter an Bedeutung gewinnen, die sich dieser Herausforderung in vielen Fällen bereits stellen. Nachhaltig zu wirtschaften, kann in vielerlei Hinsicht Vorteile bringen: Insbesondere Kosten und Risiken lassen sich reduzieren, darüber hinaus trägt es bei Kunden, Mitarbeitern und Investoren zu einem positiven Unternehmensimage bei. Das Interesse an und die Nachfrage nach nachhaltigen Produkten und Dienstleistungen steigt weiter – Nachhaltigkeit ist längst zu einem Megatrend und unternehmerischen Erfolgsfaktor geworden.
 
        Im Bewusstsein und vitalen Interesse, auch künftig im internationalen Wettbewerb zu bestehen, Marktanteile auszubauen, Marktführerschaft zu erlangen oder zu halten, haben zahlreiche italienische Unternehmen aller Branchen ihre Strategien, Produkte und Prozesse an nachhaltige Kriterien und Vorgaben angepasst. Stand Juni 2023 hatten knapp 70 Prozent der Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes entsprechende Schritte unternommen – die meisten davon im Bereich soziale Verantwortung (61 Prozent), gefolgt von Umweltschutzmaßnahmen (56 Prozent). 12  
 
        Zu den Treibern und Profiteuren der Transformation gehören im Wesentlichen große und international operierende Unternehmen. Dagegen tun sich die vielen kleinen und mittleren, oft familiengeführten Unternehmen, die die italienische Industrielandschaft prägen, oft schwer, mit den Veränderungen Schritt zu halten. Ihre Zukunft – und somit auch die der italienischen Wirtschaft insgesamt – hängt jedoch entscheidend davon ab, wie sie sich in den kommenden Jahren in diesem Feld positionieren. Momentan machen die piccole e medie imprese, die kleinen und mittleren Unternehmen (PMI/KMU), knapp 5 Prozent des italienischen Unternehmensgefüges aus; sie sind aber für etwa 40 Prozent des gesamten in Italien erwirtschafteten Umsatzes und fast die Hälfte des Exports verantwortlich und stellen ein Drittel aller Arbeitsplätze im privaten Sektor. 13  Die PMI sind somit das Mark und der Motor der italienischen Wirtschaft und verdienen daher besondere Aufmerksamkeit und Förderung auf ihrem Weg durch die grüne Transformation.
 
        Diese Notwendigkeit ist allen Stakeholdern bewusst, und daher formulieren Politik, Industrieverbände, Interessenvertretungen und Unternehmen selbst entsprechende Forderungen, Angebote, Initiativen und Maßnahmen. Der PNRR bietet hier viele Chancen: Im Rahmen von Mission 1 gibt es beispielsweise unter dem Schwerpunkt „Digitalisierung, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit im Produktionssystem“ eine mit 2,5 Milliarden Euro ausgestattete Investition „Unterstützung des Produktionssystems für den grünen Übergang, Netto-Null-Technologien und die Wettbewerbsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit strategischer Versorgungsketten“ oder die Investition „Wettbewerbsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit von Produktionsketten“, ausgestattet mit einem Budget von 750 Millionen Euro, die den genannten strategisch relevanten Branchen zukommen sollen. Zur Mission 7 „RePowerEU“ gehört beispielsweise ein Programm zur „Unterstützung der Eigenerzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen in KMU“ mit einem Budget von 320 Millionen Euro. 14  
 
        Gelder, der politische Rahmen, das Einsehen in die Notwendigkeit und die Bereitschaft der Unternehmen zur Veränderung sind in Italien also grundsätzlich vorhanden – die Herausforderung ist und bleibt die Umsetzung in einem Land, das unter den Folgen eines jahrzehntelangen Reformstaus leidet sowie für seine komplizierte und schwerfällige Bürokratie, politische Wechselfälle, Interessenkonflikte und Korruption bekannt ist. Die ökologische Transformation bietet für Italien und seine Wirtschaft große Chancen für Erneuerung und Wachstum – doch ob und wie gut und sozial gerecht dieser Green Deal gelingt, hängt von vielen Faktoren ab, insbesondere von den Menschen, die ihn gestalten.
 
        GESELLSCHAFTLICHE INITIATIVEN FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG
 
        Zu den charakteristischen Merkmalen der politischen Kultur Italiens gehören traditionell der Familismus und der campanilismo, das Kirchturmdenken, beides Sinnbilder für einen in der Gesellschaft verbreiteten Mangel an Gemeinsinn. 15  Dem entspricht eine gewisse Zurückhaltung der Italiener in ihrem gesellschaftlichen Engagement. Das italienische Statistikamt Istat zählte 2021 rund 4,6 Millionen Freiwillige in etwa 360000 Non-Profit-Organisationen, davon rund 15 Prozent Aktive im Bereich Zivilschutz, 10 Prozent im Gesundheitswesen, aber nur etwa 2,5 Prozent im Bereich Umwelt- und Tierschutz. 16  
 
        Nichtdestotrotz ist das Problembewusstsein der Italiener für das Thema Nachhaltigkeit groß und unter dem Eindruck des in ihrem Land immer stärker spürbaren Klimawandels in den vergangenen Jahren gestiegen. Internationale Experten und Organisationen bezeichnen die Mittelmeerregion bereits als Hotspot des Klimawandels. 17  Laut Berechnungen des Weltklimarats IPCC könnte Italien selbst in den optimistischsten Szenarien bis 2050 einen Temperaturanstieg von fast drei Grad Celsius erleben, 18  mit verheerenden Auswirkungen auf die Landwirtschaft, das Gesundheitswesen, die Finanz- und Versicherungssysteme, die öffentlichen Ausgaben und die Steuereinnahmen. Extreme und lebensbedrohliche Wettereignisse wie schwere Überschwemmungen und Hitzewellen haben in Italien bereits zwischen 2017 und 2022 Schäden in Höhe von 42,8 Milliarden Euro verursacht. 19  Das dem italienischen Umweltministerium angeschlossene Istituto Superiore per la Protezione e la Ricerca Ambientale weist darauf hin, dass fast 94 Prozent der italienischen Gemeinden von klimabedingten Gefahren wie Überschwemmungen, Erdrutschen und Küstenabbrüchen bedroht sind. 20  
 
        Laut einer Umfrage von 2023 erachten 74 Prozent der Italiener das Thema Klimawandel für wichtig. Sie rechnen es zu den ersten Aufgaben, derer sich die Politik in Italien vorrangig annehmen sollte. Eine breite Mehrheit von 85 Prozent befürwortet einen grundlegenden Wandel der Wirtschafts- und Lebensweise und den Umstieg auf erneuerbare Energien, Elektromobilität, den Ausbau von Solar- und Windenergie und die Schaffung von Energiegemeinschaften. 21  Eine andere Umfrage aus dem selben Jahr bestätigt, dass das Thema Nachhaltigkeit bei den Italienern an Relevanz gewonnen und ihr Wissen zu den 17 UN-Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals, SDGs) der Agenda 2030 zugenommen hat: 34 Prozent der Befragten gaben an, die SDGs gut zu kennen – 2014 waren es noch 11 Prozent. 22  
 
        Das ist wohl nicht zuletzt ein Resultat der konsequenten und umfassenden Informations- und Aufklärungsarbeit der Alleanza Italiana per lo Sviluppo Sostenibile (ASviS, Italienische Allianz für nachhaltige Entwicklung). ASviS wurde 2016 auf Initiative der Unipolis-Stiftung und der Universität Rom Tor Vergata als unabhängiger und gemeinnütziger Verein mit dem Ziel gegründet, die Umsetzung der Agenda 2030 zu fördern. Heute ist die Allianz das größte Non-Profit-Netzwerk für nachhaltige Entwicklung Italiens. Im Sinne ihrer Zielsetzung unternimmt sie in Zusammenarbeit mit Partnern Bildungs-, Ausbildungs-, Informations- und Kommunikationsmaßnahmen, erstellt und fördert wissenschaftliche Forschungen, pflegt institutionelle Beziehungen und organisiert Veranstaltungen. Insbesondere ist das jährliche „Festival dello Sviluppo Sostenibile“ zu nennen, das entsprechend der 17 SDGs an 17 aufeinanderfolgenden Tagen in ganz Italien und unter aktiver Mitwirkung und Beteiligung aller interessierten Bürger, Unternehmen und Einrichtungen stattfindet.
 
        Seit 2016 veröffentlicht ASviS einen jährlichen Zustandsbericht zum Stand der Umsetzung der Agenda 2030 und leitet daraus Handlungsempfehlungen und Strategien ab. Auf seine Initiative hin ist es beispielsweise im Februar 2022 gelungen, den Schutz der Umwelt, der Ökosysteme und der Biodiversität in der italienischen Verfassung zu verankern. Die seit Jahren vorgebrachte Forderung von ASviS nach einem Klimagesetz ist indes bislang unerfüllt geblieben. Seit April 2024 liegt immerhin ein entsprechender Gesetzentwurf vor. Mit einer erfolgreichen Ausgestaltung und Verabschiedung wäre ein weiterer Meilenstein erreicht.
 
        Als Dachverband genießt ASviS eine besondere Sichtbarkeit, aber darin und daneben existiert eine Vielzahl von Organisationen, Vereinen, Verbänden, Unternehmen und Einzelpersonen, die sich für Umwelt- und Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit, Wohlstand, Frieden und alle anderen Themen der Agenda 2030 engagieren. Zu den ältesten und traditionsreichsten gehört WWF Italia, gegründet 1966. Zwei Jahre später kam auf Initiative des italienischen Industriellen Aurelio Peccei der Club of Rome zusammen. Aus der Antiatomkraftbewegung heraus entstand 1980 Legambiente, heute mit über 115000 Mitgliedern und 1000 lokalen Gruppen die größte italienische Umweltorganisation. Die Gründung von Greenpeace Italien folgte 1986. Schließlich wäre noch die 2008 gegründete Fondazione per lo Sviluppo Sostenibile zu erwähnen, die unter anderem mit der jährlich stattfindenden Veranstaltung „Stati Generali della Green Economy“ darum bemüht ist, eine Brücke zwischen Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Politik zu bauen.
 
        Das Thema Nachhaltigkeit hat zudem Eingang in die Schulen gefunden, auch wenn Experten in punkto fachlicher Qualifikation und Gestaltung der Lehrpläne noch Nachholbedarf sehen. 23  Universitäten und andere öffentliche und private Bildungseinrichtungen bieten vielfältige Lehrgänge an. In diesem Zusammenhang ist das von der Konferenz der italienischen Universitätsrektoren im Juli 2016 ins Leben gerufene Netzwerk der Universitäten für nachhaltige Entwicklung zu nennen (Rete delle Università per lo Sviluppo sostenibile). Mit dieser Koordinierungsinitiative haben sich inzwischen 86 italienische Hochschulen dazu verpflichtet, ihre institutionellen Aktivitäten auf integrierte Nachhaltigkeitsziele auszurichten. Hier spiegelt sich nicht nur das wachsende Interesse der Wissenschaft und Forschung sowie der Studierenden wider, sondern auch der steigende Bedarf an Experten und Fachkräften in einem wachsenden Zukunftsmarkt. All dies zeigt: An mangelnden Ideen und Initiativen oder fehlendem Engagement wird Italiens Green Deal nicht scheitern.
 
        FAZIT
 
        Lange wurde das Thema nachhaltige Entwicklung in Italien nur von einer kleinen Minderheit beachtet und bearbeitet. Insbesondere in der italienischen Politik gab es kaum Aufmerksamkeit und wenige Fürsprecher für damit verbundene Fragen. In Italiens bunter Parteienlandschaft gibt es zwar schon seit Mitte der 1980er Jahre grüne Parteien, aber es fehlte ihnen an innerer Einheit und Geschlossenheit, und so gelang es nicht, ihre Anliegen im öffentlichen Diskurs und auf der politischen Agenda zu etablieren. 24  Freilich hat Italien in der Vergangenheit immer wieder punktuelle Maßnahmen ergriffen und auch radikale Entscheidungen getroffen, wie den Ausstieg aus der Atomenergie unmittelbar nach der Nuklearkatastrophe von Tschernobyl 1986. Auf internationaler Ebene hat das Land die einschlägigen Abkommen wie das Pariser Klimaabkommen und die Agenda 2030 unterzeichnet – aber erst die Corona-Pandemie und ihre dramatischen Auswirkungen und Folgen haben zu einem forcierten und umfassenden Engagement geführt.
 
        Aus der Krise heraus sind mit dem PNRR wirtschaftlich und finanziell so große, gleichsam zwingende Chancen für Italien entstanden, dass viel in Bewegung geraten ist. Italiens sozial-ökologische Transformation ist in vollem Gange. Wie jeder hochkomplexe Prozess bringt das unzählige Probleme und Schwierigkeiten mit sich, und für eine abschließende Bewertung der PNRR-Umsetzung ist es ohnehin noch zu früh. Der aktuellen Regierung Meloni ist zugute zu halten, dass sie während ihrer rund zweijährigen Amtszeit von ihren Vorgängern in dieser Richtung unternommene und angestoßene Initiativen und Projekte fortsetzt und wichtige programmatische Maßnahmen für die Zukunft des Landes verabschiedet hat, insbesondere die 2017 aufgesetzte, 2022 überarbeitete und 2023 finalisierte „Nationale Strategie für nachhaltige Entwicklung“ sowie den „Nationalen integrierten Energie-Klima-Plan“, den „Nationalen Plan zur Anpassung an den Klimawandel“, die „Nationale Strategie für die Kreislaufwirtschaft“ und die „Nationale Biodiversitätsstrategie“.
 
        Nach Meinung kritischer Beobachter mangelt es diesen Vorhaben und Programmen allerdings an Substanz: Entsprechende und notwendige Ressourcen würden nicht bereitgestellt, stattdessen widersprüchliche Initiativen und Maßnahmen gefördert, die den Zielen der Programme entgegenstehen. Dabei sei keine Zeit mehr für zögerliche Kompromisse, es bedürfe eines entschiedenen Vorgehens, struktureller Reformen und massiver Investitionen, um die Klimaziele zu erreichen. Dem Einwand, dass das nicht finanzierbar sei, halten die Autoren einer ASviS-Studie Berechnungen entgegen, welche Kosten auf die italienische Gesellschaft zukämen, wenn sie sich der Transformation verweigere oder sie verzögere: Im worst case, wenn keinerlei Maßnahmen ergriffen werden, würde das Bruttoinlandsprodukt gegenüber der Basisprognose um mindestens 30 Prozent sinken. Im umgekehrten Fall, also bei beherzten Investitionen in die grüne Transformation, dürfte das BIP indes um bis zu 2,2 Prozent steigen. 25  
 
        Papier ist bekanntlich geduldig, Pläne und Absichtserklärungen lassen sich leichter formulieren als Maßnahmen und Reformen konkretisieren, aber hier ist ein unumkehrbarer Prozess im Gange, in dem Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusammenwirken. Das Potenzial zu einer umfassenden und nachhaltigen Erneuerung des Landes ist vorhanden – unterstützt und befördert durch die umfangreichen Hilfen im Rahmen des europäischen Wiederaufbaufonds. Ob Italiens Green Deal aufgeht, wird die Zukunft zeigen.
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        DEUTSCHE KRIEGSVERBRECHEN IN ITALIEN
 
        Erinnerung und Aufarbeitung
 
         Carlo Gentile 
 
        Zwischen Sommer 1943 und Kriegsende 1945 starben schätzungsweise 70000 Italienerinnen und Italiener infolge der deutschen Besatzung. Diese Todesopfer waren das Resultat von Verfolgung, Deportation und dem Kampf gegen die Partisanen. Diese Zahl entspricht etwa einem Drittel der Kriegsverluste Italiens nach dem Zusammenbruch des Faschismus. Über 10000 Zivilisten, darunter Frauen, Kinder und ältere Menschen, wurden durch deutsche Soldaten getötet, häufig im Rahmen der Partisanenbekämpfung. Orte wie Monte Sole bei Marzabotto, Sant’Anna di Stazzema, Civitella in Val di Chiana und die Ardeatinischen Höhlen (Fosse Ardeatine) in Rom sind heute international bekannte Gedenkstätten. Sie erinnern an die nationalsozialistische Herrschaft und werden regelmäßig von wichtigen Repräsentanten Italiens und Deutschlands besucht.
 
        Die 20 Monate andauernde Besatzung von September 1943 bis April 1945 bezeichnete der Historiker Jens Petersen 1989 als „das dunkelste und in vielen Punkten bis heute noch nicht erforschte Kapitel der beiderseitigen Beziehungen“. 01  Seither hat sich jedoch einiges getan: Historiker haben zahlreiche Aspekte dieses schwierigen Erbes untersucht, insbesondere die faschistische und nationalsozialistische Gewalt in all ihren Formen. Massaker an Zivilisten, die Verfolgung jüdischer Menschen sowie die Verschleppung und Internierung entwaffneter Soldaten erhielten dabei aus verständlichen Gründen besondere Aufmerksamkeit.
 
        Im Folgenden wird der Umgang der deutschen und italienischen Gesellschaft sowie der Justiz mit den Untaten der Besatzung in der Nachkriegszeit beleuchtet. Dies tue ich als Historiker und zugleich als Zeitzeuge, denn zwischen Ende der 1990er Jahre und 2009 habe ich als Sachverständiger und Gerichtsgutachter an den späten Verfahren zur Ahndung nationalsozialistischer Verbrechen in Italien mitgewirkt.
 
        VIELE VERBRECHEN, WENIGE PROZESSE
 
        Noch mitten im Krieg entdeckten die vorrückenden Alliierten Spuren massiver Gewalt gegen die italienische Zivilbevölkerung durch deutsche Truppen. 02  In der Anfangsphase oblag die Beweissicherung dem sogenannten Psychological Warfare Branch, mit dem Ziel, die Erkenntnisse propagandistisch zu verwenden. Mit Übertragung der strafrechtlichen Ahndung der Kriegsverbrechen der Achsenmächte an die United Nations War Crimes Commission begann eine systematische Sicherung von Beweismitteln durch die alliierte und italienische Militärjustiz, die sich insbesondere auf die Aufklärung der größeren Massaker in Mittelitalien konzentrierte. Noch vor Ende der Kampfhandlungen gelang es, mehrere Massaker zu dokumentieren und erste Schritte zur strafrechtlichen Verfolgung der Verantwortlichen einzuleiten.
 
        Zwischen 1946 und 1951 standen mehrere deutsche Offiziere in Italien vor Gericht, darunter auch der Oberbefehlshaber der Wehrmacht in Italien, Feldmarschall Albert Kesselring. Bis 1947 wurden er und zehn weitere führende deutsche Militärs vor britische Militärgerichte gestellt. Die Anklage gegen Kesselring bezog sich auf die Erschießung von 335 Männern in den Ardeatinischen Höhlen am 24. März 1944 sowie die Eskalation der Partisanenbekämpfung im Sommer 1944. Ihm wurde vorgeworfen, durch seine Befehle die Exzesse seiner Truppen verursacht und die Ermordung Tausender unschuldiger Zivilpersonen in Kauf genommen zu haben. Nach 57 Verhandlungstagen und der Befragung zahlreicher Zeugen endete der Prozess am 6. Mai 1947 mit einem Todesurteil, das jedoch nie vollstreckt wurde. Kurz nach der Verkündung wurde das Urteil in lebenslange Haft umgewandelt. 03  Ähnlich erging es auch anderen Offizieren vor britischen Militärgerichten, beispielsweise SS-General Max Simon, dessen 16. SS-Panzergrenadierdivision „Reichsführer-SS“ für einige der schlimmsten Massaker verantwortlich war.
 
        Italienische Militärgerichte führten etwa ein Dutzend Verfahren gegen Deutsche. Der justizielle Umgang Italiens mit den Verbrechen war jedoch ambivalent: Obwohl die italienische Regierung dazu angehalten war, Kriegsverbrecher vor Gericht zu stellen, versuchte sie, dieser Pflicht zu entkommen. Sie betrachtete den Tod Mussolinis und die inneritalienischen Säuberungen als ausreichend und wollte die Auslieferung italienischer Kriegsverbrecher an ausländische Gerichte, insbesondere nach Jugoslawien, verhindern. Daher wurden die Ermittlungsverfahren gegen Italiener absichtlich verzögert. Gleichzeitig zeigte die Regierung auch gegenüber den deutschen Kriegsverbrechern Milde, besonders nach der Annäherung zwischen Italien und der 1949 gegründeten Bundesrepublik. 04  
 
        Nur zwei in Italien zu lebenslanger Haft verurteilte Kriegsverbrecher, die ehemaligen SS-Führer Herbert Kappler und Walter Reder, wurden nicht begnadigt und verbrachten Jahrzehnte im Gefängnis. Kappler wurde 1948 als ehemaliger Leiter des SS-Kommandos in Rom für das Massaker in den Ardeatinischen Höhlen verurteilt. Reder erhielt 1951 in Bologna seine Strafe für mehrere Massaker an der Zivilbevölkerung im Apennin, an denen die von ihm geführte SS-Panzer-Aufklärungsabteilung maßgeblich beteiligt war. Warum wurden die beiden nicht wie viele andere freigelassen? Ihre Taten hatten aufgrund ihrer Dimensionen und Grausamkeit die Öffentlichkeit besonders empört. Nach der Einstellung der meisten Prozesse und der Freilassung vieler inhaftierter Offiziere wurden Kappler und Reder zum Symbol der Besatzungszeit und ihrer Verbrechen. Es entstand ein erheblicher öffentlicher Druck seitens der Opferverbände sowie der Resistenza-Verbände, unterstützt von linken Parteien. 05  
 
        VERZÖGERTE ERINNERUNG
 
        In der frühen Nachkriegszeit bis zum Ende der 1970er Jahre dominierte in Deutschland eine zweigeteilte Sichtweise auf die nationalsozialistische Vergangenheit: Während Hitler und sein engstes Umfeld dämonisiert und für die Verbrechen verantwortlich gemacht wurden, galten Soldaten der Wehrmacht als Mitläufer und „einfache“ Nationalsozialisten, die von Hitler verführt worden seien und sich außer ihrer eigenen Naivität kaum etwas vorzuwerfen hätten. Zu solchen Vorstellungen trugen unter anderem die idealisierten Figuren des Frontsoldaten und des Landsers (ein veralteter Begriff für Infanterist) bei.
 
        Das Bewusstsein für die Untaten der NS-Zeit beschränkte sich weitgehend auf die Verbrechen in den Konzentrations- und Vernichtungslagern. Über die Massaker der Einsatzgruppen war weitaus weniger bekannt, obwohl man wusste, dass sie tief im Hinterland der Fronten stattgefunden hatten – fernab von den Frontsoldaten, die zu sehr mit der „wahren“ Kriegführung beschäftigt gewesen seien, um die Gräuel eines kleinen Kreises fanatischer und brutaler SS-Einheiten hinter ihren Linien wahrzunehmen. Medien, Literatur und Filme verstärkten diese Darstellung, indem sie die Soldaten als heldenhaft und mit einem hohen moralischen Selbstanspruch präsentierten, während die Gewalttaten im Krieg entweder ignoriert oder verharmlost wurden. Kritische Stimmen hörte man selten. Berichte über Exzesse der eigenen Truppen wiesen die meisten als Übertreibung oder Propaganda zurück.
 
        Zu den Hauptakteuren bei der Konstruktion dieser Form der Erinnerung an den Krieg zählten die Veteranenverbände und Soldatenorganisationen. Diese entstanden oft auf Basis persönlicher Initiativen und entwickelten sich aus Netzwerken von Offizieren und Soldaten, die nach der Kapitulation Kontakt untereinander gehalten hatten. Ihre Treffen wurden häufig in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Roten Kreuz organisiert und dienten dem erklärten Zweck, Informationen über Vermisste zu sammeln. Darüber hinaus wohnte ihnen eine soziale Dimension inne, indem sich die Familien der Veteranen trafen, sie gemeinsam feierten und Informationen austauschten – nicht selten auch über laufende Ermittlungen und Prozesse, wobei man sich darauf verständigte, welche Hinweise den Richtern mitgeteilt und welche ihnen vorenthalten werden sollten.
 
         
          [image: Das Schwarzweißfoto zeigt zwischen zwanzig und dreißig Zivilisten, die mit erhobenen Händen auf einem Bürgersteig stehen und von Wehrmachtssoldaten bewacht werden.] 
          Rom, 23. März 1944: Verhaftung italienischer Zivilisten nach einem Bombenanschlag auf eine Südtiroler Polizeieinheit. Am Tag darauf ermordeten SS-Angehörige in einer „Sühneaktion“ 335 Italiener in den Ardeatinischen Höhlen. Das Foto stammt aus den Beständen einer Propagandakompanie der Wehrmacht.
 
            Quelle: Bundesarchiv, Bild 101I-312-0983-02, Fotograf: Lutz Koch. 
 
        
 
        DIE FÄLLE KAPPLER UND REDER
 
        Dieses frühe Erinnerungsmuster vertrug sich nicht mit der Vorstellung von Kriegsverbrechen der Wehrmacht. Es war undenkbar, einen Frontsoldaten als Kriegsverbrecher zu betrachten. Ein anschauliches Beispiel für diese Sichtweise ist die Mobilisierung der öffentlichen Meinung in Deutschland und Österreich zugunsten von Herbert Kappler und Walter Reder. In Italien galten die beiden in der Festung Gaeta Inhaftierten als Symbol der Besatzung und ihrer Verbrechen. Die italienische Regierung konnte deshalb einer Freilassung nicht zustimmen. Dieser Umstand führte über Jahrzehnte zu emotionalen Reaktionen in Deutschland und Österreich.
 
        In beiden Ländern kam es zur Gründung zahlreicher Initiativen, darunter die Organisation „Gaeta-Hilfe“, die in den 1950er Jahren unter der Schirmherrschaft ehemaliger hoher Wehrmachts- und SS-Führer ins Leben gerufen wurde. Diese sammelte Gelder und organisierte Kampagnen zur Freilassung der beiden Inhaftierten. Die Berichterstattung blieb nicht mehr auf Veteranenpublikationen beschränkt, sondern umfasste auch liberalkonservative Zeitungen wie „Die Welt“ und die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ sowie selten sogar linksliberale Medien wie „Die Zeit“ oder Massenzeitschriften wie „Der Stern“. In diesen Kampagnen wurden Kappler und Reder zu Helden, Märtyrern wie auch „Geiseln der italienischen Kommunisten“ stilisiert. Dabei wurde ihre Zugehörigkeit zur SS häufig verschwiegen, ebenso wie Reders Tätigkeit im Konzentrationslager Dachau. Im Laufe der Zeit wurde die Inhaftierung von Kappler und Reder daher von vielen als anachronistisch und ungerecht empfunden. Ihre Unterstützer appellierten an den menschlichen Anstand und forderten ihre Freilassung im Namen der Menschenwürde. Neben den Veteranenverbänden engagierten sich auch staatliche Institutionen, die Zivilgesellschaft, Kirchen, Gewerkschaften, demokratische Parteien und sogar ehemalige NS-Opfer.
 
         
          [image: Das Foto zeigt eine größere Gruppe von Männern und einigen Frauen, die vor einem Gebäude stehen, an dem ein Banner angebracht ist, auf dem steht: "Kameraden damals, Kameraden heute [Schriftzug verdeckt] herzlich willkommen". Die Mode und die geparkten Autos davor (u.a. VW-Käfer) vermitteln einen Eindruck von der Zeit.] 
          Bad Hersfeld, Anfang der 1970er Jahre: Treffen der Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit der Angehörigen der ehemaligen Waffen-SS (HIAG).
 
            Quelle: Privatarchiv Carlo Gentile. 
 
        
 
        Nach der spektakulären Flucht des schwer krebskranken Herbert Kappler im August 1977 06  intensivierten sich die Bemühungen um Walter Reder. Die Angehörigen seiner Opfer lehnten seine Freilassung ab, obwohl er auf Anraten seiner Anwälte um Vergebung bat. Viele empfanden dies als grausame Härte. Nach langwierigen Verhandlungen wurde Reder im Januar 1985 durch den italienischen Premierminister Bettino Craxi begnadigt und nach Österreich überführt. 07  
 
        JURISTISCHE AUFARBEITUNG IN DEUTSCHLAND
 
        Nur gelegentlich rückten linksliberale Medien wie das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ die Vergangenheit noch lebender Kriegsverbrecher in die Öffentlichkeit, und selbst diese Berichterstattung beschränkte sich in der Regel auf spektakuläre oder im innenpolitischen Diskurs der Bonner Republik besonders schlagzeilenträchtige Fälle. Ein Beispiel hierfür ist der Fall des ehemaligen SS-Führers Theodor Saevecke, der 1962 als Kriminalrat beim Bundeskriminalamt und stellvertretender Leiter der Sicherungsgruppe Bonn an der Durchsuchungsaffäre gegen den „Spiegel“ beteiligt war. Trotz dieser Berichterstattung blieben bagatellisierende Deutungen in der westdeutschen Öffentlichkeit hartnäckig, und die Anzahl der Verfahren blieb gering.
 
        Mitte der 1960er Jahre begann in der Bundesrepublik die erste Welle der sogenannten Italienverfahren, die bis Anfang der 1970er Jahre andauerte. Diese Phase markierte den Versuch einer juristischen Aufarbeitung, beginnend 1964 in Dortmund mit einem Verfahren zur Deportation italienischer Juden. Vor Gericht stand der Rechtsanwalt Fritz Bosshammer, der Vertreter des zentralen Holocaust-Organisators Adolf Eichmann in Italien, der zwei Jahre zuvor in Israel zum Tode verurteilt und hingerichtet worden war. Bosshammer starb jedoch vor Beginn der Hauptverhandlung. Angesichts der drohenden Verjährung der NS-Verbrechen richtete die Bundesregierung am 20. November 1964 einen „Aufruf zur Bekanntgabe nationalsozialistischer Gewalttaten“ an das Ausland. Infolge dieses Aufrufs übermittelte Italien im Mai 1965 etwa 40 Fälle an die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen.
 
        1968 wurde in Osnabrück ein Prozess wegen des Massakers am Lago Maggiore 1943 eröffnet. Angeklagt waren ehemalige SS-Führer der Division „Leibstandarte Adolf Hitler“. Obwohl das Landgericht drei lebenslange Haftstrafen verhängte, hob der Bundesgerichtshof die Urteile zwei Jahre darauf wegen Verjährung auf. 08  In der Folge stellten Staatsanwaltschaften ähnliche Verfahren ein. Nach diesen Rückschlägen gab es in Deutschland kaum noch Verfahren zu NS-Verbrechen mit Bezug zu Italien, und die wenigen von Italien angestoßenen Ermittlungen wurden eingestellt. Die anhaltende juristische Praxis – Abwesenheitsprozesse in Italien und systematische Verfahrenseinstellungen in Deutschland – gewährleistete über Jahrzehnte hinweg den Täterschutz und schuf zugleich ein Klima der allgemeinen Gleichgültigkeit gegenüber diesem Thema, das tief in die deutsche Gesellschaft eindrang und sogar die Justiz erfasste.
 
        NACH 1989
 
        Die Gleichgültigkeit gegenüber der Verfolgung von NS-Tätern wuchs in den 1970er und 1980er Jahren noch an. Auch in Italien geriet das Thema durch gesellschaftliche und politische Umbrüche zunehmend in den Hintergrund. In den 1980er Jahren strebte Bettino Craxi eine Modernisierung Italiens an, während die Verbrechen der Besatzung weiter in Vergessenheit gerieten. In den frühen 1990er Jahren wurde Italien von einem Skandal um Korruption und illegale Parteifinanzierung erschüttert, der als mani pulite („saubere Hände“ im Sinne von „weißer Weste“) bekannt wurde und eine radikale politische Neuausrichtung einleitete.
 
        In Deutschland kam es in diesen Jahren zu intensiven Debatten über die nationalsozialistische Vergangenheit. Die sogenannte Bitburg-Kontroverse um die Kranzniederlegung von Bundeskanzler Helmut Kohl mit US-Präsident Ronald Reagan auf einem Soldatenfriedhof mit Gräbern von SS-Angehörigen sowie die Rede von Bundespräsident Richard von Weizsäcker zum Gedenken an das Kriegsende, in der er ausdrücklich von einer Befreiung sprach, lösten 1985 eine breite öffentliche Auseinandersetzung aus. Diese fand ihren Höhepunkt schließlich im sogenannten Historikerstreit, bei dem es um die Singularität des Holocausts und die Gefahr einer revisionistischen Umdeutung der Geschichte ging. Die Wehrmachtsausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung in den 1990er Jahren markierte einen Wendepunkt in der Wahrnehmung der Kriegsverbrechen und zwang die deutsche Gesellschaft, sich intensiver mit der Verantwortung der Wehrmacht auseinanderzusetzen. Der Widerstand vor allem konservativer Kreise zeigte, wie tief die gesellschaftlichen Gräben in der Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit auch Jahrzehnte nach dem Krieg noch waren.
 
        Während die Ausstellung hauptsächlich die Geschehnisse an der Ostfront beleuchtete, rückten allmählich auch die NS-Verbrechen in Italien in den Fokus. Frühe Studien der Historiker Gerhard Schreiber, Friedrich Andrae und Lutz Klinkhammer zeichneten in Deutschland ein neues, kritischeres Bild der deutschen Besatzung. 09  In Italien markierte die internationale Konferenz „In Memory“ in Arezzo im Juni 1994 den Beginn einer äußerst fruchtbaren Phase der historischen Forschung, aus der Arbeiten von Paolo Pezzino und vielen anderen Historikern hervorgingen.
 
        Parallel zu diesen Entwicklungen, aber mit größerer öffentlicher und medialer Resonanz, enttarnten Journalisten den ehemaligen SS-Führer Erich Priebke in Argentinien. Priebke hatte 1944 als Angehöriger der Gestapo und Mitarbeiter von Herbert Kappler das Massaker in den Fosse Ardeatine mitorganisiert. Er wurde nach Italien ausgeliefert und stand 1995 in Rom vor Gericht, wo er ein Jahr später zu einer lebenslangen Haftstrafe verurteilt wurde.
 
        Zur gleichen Zeit kam darüber hinaus ans Licht, dass Hunderte unbearbeitete Ermittlungsakten zu Verfahren, die die Justiz 1960 vorläufig eingestellt hatte, in einem Aktendepot (bekannt als „Schrank der Schande“) der Generalmilitärstaatsanwaltschaft in Rom lagerten. Diese Dokumente erfuhren durch ihren spektakulären Fund große mediale Aufmerksamkeit und lösten schließlich eine tiefgreifende Veränderung in der Wahrnehmung der deutschen Kriegsverbrechen während des Zweiten Weltkriegs aus und legten den Grundstein für einen Neuanfang.
 
        SPÄTE AUFKLÄRUNG
 
        Die Entdeckung der im „Schrank der Schande“ aufbewahrten Dokumente 1995 führte zu neuen Ermittlungen, die sich jedoch als schwierig erwiesen. Die italienischen Militärstaatsanwaltschaften waren von der Flut an Dokumenten überfordert. Ab 1996 strömten zahlreiche Anfragen nach Deutschland, wo die Behörden ebenfalls unvorbereitet waren. Zahlreiche Anfragen aus Italien waren unvollständig oder fehlerhaft, und die Ermittlungen stockten. Viele Verfahren mussten in Italien eingestellt werden, da keine Rückmeldungen aus Deutschland kamen oder man annahm, die gesuchten Personen seien unauffindbar oder verstorben. Die Zusammenarbeit der Behörden war formal korrekt, aber träge und unflexibel, was den Eindruck erweckte, dass in Deutschland die Ermittlungen verzögert wurden.
 
        Angesichts dieser unbefriedigenden behördlichen Situation traten andere Akteure auf den Plan, zum Beispiel Journalisten. Ende Oktober 1999 brachte Christiane Kohl, die damalige Rom-Korrespondentin der „Süddeutschen Zeitung“, mit einem Artikel über das Massaker von Sant’Anna di Stazzema neue Erkenntnisse in die öffentliche Debatte ein, indem sie einige der Mittäter ausfindig machte und mit ihnen Interviews führte.
 
        In den frühen 2000er Jahren erregten zudem mehrere Beiträge der Fernsehjournalisten René Althammer und Udo Gümpel für das ARD-Magazin „Kontraste“ große Aufmerksamkeit. Sie zeigten, dass NS-Täter selbst nach einer rechtskräftigen Verurteilung in Italien in der Bundesrepublik weiterhin unbehelligt von der Justiz blieben, zum Beispiel der ehemalige SS-Obersturmbannführer und Leiter des „Außenkommandos der Sicherheitspolizei und des SD“ in Genua, Friedrich Engel. Im April 2002 strahlte „Kontraste“ Interviews der beiden Investigativjournalisten mit mehreren ehemaligen SS-Mitgliedern aus, um deren Identifizierung sich die italienische Militärjustiz im Rahmen ihrer Ermittlungen zum Massaker von Monte Sole bei Marzabotto erfolglos in Deutschland bemüht hatte. Die Enthüllung lag nur wenige Tage vor einem Staatsbesuch des Bundespräsidenten Johannes Rau bei einer Gedenkveranstaltung in der Gedenkstätte in Marzabotto am Monte Sole – der erste Besuch eines so hohen Vertreters der Bundesrepublik an den Orten des Massakers. Vor den Angehörigen der Opfer drückte Rau „Trauer und Scham“ aus.
 
        Diese Ereignisse gaben der Justiz neue Impulse. Am Militärgericht von La Spezia, wo die meisten Verfahren angesiedelt waren, übernahm mit Marco De Paolis ein energischer jüngerer Beamter das Amt des Militärstaatsanwalts. Er stellte ein effizientes Team zweisprachiger Polizeibeamter, Carabinieri und Beamter der Zollfahndung zusammen. Auch dank der fachlichen Beratung von Historikern wie Paolo Pezzino wurde der Grundstein für neue Ermittlungen und Prozesse gelegt, woran auch ich beteiligt war. Zwischen 2003 und 2013 führte Italien, hauptsächlich in La Spezia, 18 Prozesse wegen Kriegsverbrechen aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs gegen mehr als 60 Personen. In mindestens 29 dieser Fälle wurden die Angeklagten zu lebenslanger Haft verurteilt. Es kam jedoch auch zu mehreren Freisprüchen, und in einigen Fällen konnte keine Anklage erhoben werden, da die Beschuldigten inzwischen verstorben waren. 10  
 
        In Deutschland setzte sich die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen systematisch mit den Vorwürfen auseinander und leitete zahlreiche Vorermittlungsverfahren ein. Anklagen wurden jedoch nur in zwei Fällen erhoben: in Stuttgart gegen einen pensionierten Bundeswehroffizier, der am Massaker in Civitella beteiligt gewesen sein soll, und in München gegen Josef Scheungraber, der für das Massaker in Falzano di Cortona verantwortlich gemacht wurde. Während das Verfahren in Stuttgart aufgrund des Todes des Angeklagten scheiterte, wurde Scheungraber 2009 zu lebenslanger Haft verurteilt. Dies war die einzige rechtskräftige Verurteilung in Deutschland für ein in Italien begangenes Kriegsverbrechen.
 
        Alle anderen Verfahren wurden nach zehn bis fünfzehn Jahren eingestellt. Scharfe Kritik gab es an den Ermittlungen des Stuttgarter Staatsanwalts Bernhard Häußler zum Massaker in Sant’Anna di Stazzema, die 2012 ohne Anklage eingestellt wurden. Enrico Pieri, ein Überlebender und Präsident der Associazione Martiri di Sant’Anna di Stazzema, klagte dagegen und hatte 2014 Erfolg. Das Verfahren gegen den letzten Angeklagten, Gerhard Sommer, wurde an die Staatsanwaltschaft Hamburg übergeben, aber 2015 wegen Verhandlungsunfähigkeit eingestellt. Sommer starb 2017.
 
        Die Ergebnisse dieser neuen und zugleich letzten Welle von Strafverfahren waren für große Teile der Öffentlichkeit, und vor allem für viele Betroffene in Italien, enttäuschend. Die bereits skizzierte juristische Praxis – Abwesenheitsprozesse in Italien und systematische Verfahrenseinstellungen in Deutschland – blieb trotz neuer Impulse nach der Jahrtausendwende bestehen. Die in Italien in Abwesenheit der Angeklagten verhängten Strafen blieben symbolisch, da sie in Deutschland nicht vollstreckt werden konnten.
 
        In den vergangenen Jahren entbrannte erneut eine Auseinandersetzung über Entschädigungsforderungen für italienische Militärinternierte und Opfer von NS-Massakern, die das deutsch-italienische Verhältnis durchaus belasten. Dieser Rechtsstreit zog sich ebenfalls bereits über viele Jahre hin und wurde 2021 sogar vor dem Internationalen Gerichtshof verhandelt. Die deutsche Seite lehnt die Entschädigungsansprüche unter Berufung auf das Prinzip der Staatenimmunität ab, was wiederum zu einer Reihe von Gerichtsentscheidungen in Italien geführt hat, die die Position Deutschlands infrage stellen.
 
        WO STEHEN WIR HEUTE?
 
        Auch heute bleibt die Auseinandersetzung mit den NS-Verbrechen und den Erinnerungskulturen in Deutschland und Italien komplex und vielschichtig. Doch inzwischen hat sich ein neues Kapitel der Zusammenarbeit und Aufarbeitung aufgetan. 2009 wurde die deutsch-italienische Historikerkommission ins Leben gerufen, die bis 2012 tätig war. Ihr Ziel war es, die historischen Verstrickungen der beiden Länder zu untersuchen, die juristischen und moralischen Herausforderungen zu analysieren und eine gemeinsame Erinnerungskultur zu entwickeln, um die bilateralen Beziehungen zu stabilisieren. 11  
 
        Seit Abschluss der Arbeiten der Historikerkommission treiben verschiedene Initiativen die gemeinsame Beschäftigung mit der Geschichte der deutschen Besatzung in Italien voran. Ihre Bemühungen werden unter anderem unterstützt vom deutsch-italienischen Zukunftsfonds, dessen Einrichtung die Kommission empfohlen hatte, um gemeinsame Erinnerungsprojekte zu finanzieren. Zu den unterstützten Projekten zählen etwa die Schaffung und der Ausbau von Gedenkorten für die verschleppten Militärinternierten, die Erfassung aller Massaker und Mordakte deutscher und italienisch-faschistischer Truppen im besetzten Italien 12  und jüngst das Projekt „Die Massaker im besetzten Italien in der Erinnerung der Täter“. 13  Ein weiteres bedeutendes Projekt an der Universität Padua steht unter der Leitung des Zeithistorikers Filippo Focardi: „Le vittime italiane del Nazionalsocialismo: le memorie dei sopravvissuti“ („Die italienischen Opfer des Nationalsozialismus: die Erinnerungen der Überlebenden“). Im Rahmen des Projekts wurden über hundert Interviews mit Überlebenden der Besatzung geführt – den buchstäblich letzten Zeitzeugen. 14  
 
        Das Ende der Zeitzeugenschaft gilt zunehmend auch für Italien. Gleichzeitig entstehen neue Initiativen, die sich an die nachfolgenden Generationen richten, wie das innovative Oral-History-Projekt der Literaturwissenschaftler Patrizia Piredda und Gianluca Cinelli: „MemoGen. The Legacy of the Second World War in the Memory of the Third Generation“ („Das Erbe des Zweiten Weltkriegs in der Erinnerung der dritten Generation“). Das Projekt spricht gezielt Angehörige der Nachkriegsgenerationen an, die zwischen den 1960er und 1980er Jahren geboren wurden, und fordert sie auf, ihre persönlichen, indirekten Erinnerungen an den Zweiten Weltkrieg zu teilen. Ziel ist es, zu untersuchen, wie der Krieg das Leben der Italiener Jahrzehnte nach 1945 beeinflusst und ihre Ideen, Perspektiven, Sprache und Gewohnheiten geprägt hat. 15  
 
        Das Thema der deutschen Kriegsverbrechen in Italien bleibt ein komplexes und schmerzhaftes Kapitel der europäischen Geschichte. Trotz zahlreicher Bemühungen in beiden Ländern, diese Verbrechen aufzuarbeiten, blieb die juristische Aufklärung lange Zeit unzureichend und oft symbolisch. Erst spät haben historische Forschungen und neue Initiativen zu einer tieferen Auseinandersetzung mit den Verbrechen und ihrer Erinnerung geführt. Gemeinsame deutsch-italienische Projekte zur Erinnerung und Aufarbeitung haben bedeutende Fortschritte gebracht, doch die Verarbeitung bleibt eine fortlaufende Aufgabe für beide Nationen.
 
         
           CARLO GENTILE  
ist promovierter Neuzeithistoriker und lehrt und forscht am Martin-Buber-Institut für Judaistik der Universität zu Köln.
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         01 Jens Petersen, Deutschland und Italien, in: Wolfgang Michalka (Hrsg.), Der Zweite Weltkrieg. Analysen, Grundzüge, Forschungsbilanz, München–Zürich 1989, S. 108–119, hier S. 115.
 
         02 Zum gesamten Kapitel vgl. Lutz Klinkhammer, Der „Schrank der Schande“ und das „Vergessen“ eines Bürgerkriegs. Der Untersuchungsausschuss des italienischen Parlaments zur Aufdeckung der Nichtverfolgung von nationalsozialistisch-faschistischen Gewaltverbrechen, in: Christoph Cornelißen/Paolo Pezzino (Hrsg.), Historikerkommissionen und historische Konfliktbewältigung, Berlin–Boston 2018, S. 153–176.
 
         03 Vgl. Kerstin von Lingen, Kesselrings letzte Schlacht. Kriegsverbrecherprozesse, Vergangenheitspolitik und Wiederbewaffnung: Der Fall Kesselring, Paderborn 2004.
 
         04 Vgl. Klinkhammer (Anm. 2), S. 168f.
 
         05 Vgl. Joachim Staron, Fosse Ardeatine und Marzabotto: Deutsche Kriegsverbrechen und Resistenza. Geschichte und nationale Mythenbildung in Deutschland und Italien (1944–1999), Paderborn 2002.
 
         06 Vgl. Felix Bohr, Flucht aus Rom. Das spektakuläre Ende des „Falles Kappler“ im August 1977, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 1/2012, S. 111–141.
 
         07 Vgl. Barbara Tóth, Der Handschlag. Die Affäre Frischenschlager-Reder, Innsbruck 2017.
 
         08 Vgl. Kerstin Freudiger, Die juristische Aufarbeitung von NS-Verbrechen, Tübingen 2002.
 
         09 Vgl. Gerhard Schreiber, Deutsche Kriegsverbrechen in Italien. Täter, Opfer, Strafverfolgung, München 1996; Friedrich Andrae, Auch gegen Frauen und Kinder. Der Krieg der deutschen Wehrmacht gegen die Zivilbevölkerung in Italien 1943–1945, München–Zürich 1995; Lutz Klinkhammer, Zwischen Bündnis und Besatzung. Das nationalsozialistische Deutschland und die Republik von Salò 1943–1945, Tübingen 1993.
 
         10 Vgl. Marco De Paolis/Paolo Pezzino, La difficile giustizia. I processi per crimini di guerra tedeschi in Italia 1943–2013, Rom 2016.
 
         11 Vgl. dazu die Beiträge in Cornelißen/Pezzino (Anm. 2).
 
         12 Siehe die Online-Datenbank Atlante delle stragi naziste e fasciste in Italia, www.straginazifasciste.it.
 
         13 Siehe www.ns-taeter-italien.org/de.
 
         14 Siehe https://memoriavittimenazismofascismo.it.
 
         15 Siehe https://memogenenglish.wordpress.com.
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          MARINA WEISBAND
 
           „EINSTIEGSDROGE IN DIE DEMOKRATIE“ 
 
          Demokratie wie auch Freiheit bedeuten Arbeit – und sie wollen gelernt sein. Marina Weisband im Gespräch über Demokratiebildung, Beteiligungsmöglichkeiten an Schulen und die Notwendigkeit von Erfolgserlebnissen für die Entwicklung von Demokratiebegeisterung.
 
        
 
         
          RAINALD MANTHE
 
           ALLTÄGLICHE BEGEGNUNGSORTE DER DEMOKRATIE 
 
          Gesellschaftliches Vertrauen entsteht auch durch Begegnung. Alltagsorte sind eine wesentliche Infrastruktur von Demokratie. Unsere Begegnungen verändern sich: Der Staat kann dabei helfen, Begegnungsorte zu schaffen, indem er die nötige Infrastruktur gezielt unterstützt.
 
        
 
         
          SAMIRA AKBARIAN
 
           ZIVILER UNGEHORSAM. IRRITATION UND IMPULS FÜR DEN DEMOKRATISCHEN RECHTSSTAAT 
 
          Radikale Protestformen wie die der „Letzten Generation“ interpretieren die Verfassung auf ihre Art und eignen sich demokratisch legitime Praktiken an. So verstanden ist ziviler Ungehorsam Ausdruck einer lebendigen Demokratie, indem er die Grenzen ebenjener aufzeigt.
 
        
 
         
          DANIEL OPPOLD
 
           BÜRGERRÄTE IN THEORIE UND PRAXIS 
 
          Bürgerräte sind en vogue, aber nicht immer wird richtig verstanden, wie sie funktionieren. Weder sind sie Konkurrenzveranstaltungen zur repräsentativen Demokratie, noch Allheilmittel gegen deren Krisen. Ihre Stärken liegen auf anderem Gebiet.
 
        
 
         
          RABEA HAẞ · GRZEGORZ NOCKO
 
           GESELLSCHAFTSDIENST FÜR ALLE. EIN GARANT FÜR MEHR ZUSAMMENHALT? 
 
          Von den Ursprüngen im Zivildienst über Freiwilligen-Modelle bis hin zu Debatten um den Gesellschaftsdienst wird die Bedeutung zivilgesellschaftlichen Engagements für die Demokratie und den gesellschaftlichen Zusammenhalt skizziert.
 
        
 
         
          CLAUS LEGGEWIE · IRENEUSZ PAWEŁ KAROLEWSKI
 
           GUERILLA-DEMOKRATIE. WIE DEMOKRATIEN AUTOKRATISCHE ÜBERGRIFFE VERHINDERN UND RÜCKGÄNGIG MACHEN KÖNNEN 
 
          Welche Handlungsoptionen bleiben nach einer autokratischen Regierungsübernahme? Anhand der Beispiele Belarus, Ungarn und Polen lassen sich die Möglichkeiten und Grenzen demokratischen Widerstandes nachvollziehen und Lehren für Deutschland ableiten.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Das Herzstück einer repräsentativen Demokratie ist der Zugang zu freien und fairen Wahlen. Aber Demokratien leben nicht allein durch den Gang zur Wahlurne, sondern sind auf Mitwirkung angewiesen: Möglichkeiten zur politischen Teilhabe lassen sich in allen Bereichen des Alltags finden. Wenn etwa Leerstand neu gedacht und mit einem Begegnungsraum neues Leben in verlassene Einkaufszentren gebracht wird, ist dies Ausdruck einer lebendigen Demokratie. Auch das Engagement in einer Bürgerinitiative, Formen zivilen Ungehorsams oder die freiwillige Verpflichtung zum Gesellschaftsdienst können Zeichen einer vitalen, demokratischen Zivilgesellschaft sein. Die Auseinandersetzung mit aktuellen gesellschaftspolitischen Fragen durch Engagierte prägt die Demokratie, ob im Kontext eines Bürgerrates oder friedlicher Demonstrationen.
 
        Mit Blick auf die wachsende Unzufriedenheit mit dem Funktionieren liberaler Demokratien, die sich nicht zuletzt dadurch äußert, dass populistische Parteien bundes- und europaweit Wahlerfolge verzeichnen, sind Beispiele der alltäglichen (direkt-)demokratischen Teilhabe umso wichtiger. Denn Demokratie bedeutet Mitentscheidungsrecht und zugleich Verantwortung im Sinne des Gemeinwohls. Somit dreht sich ein demokratisches Miteinander immer auch um die Frage, wie wir als Gesellschaft leben wollen.
 
        Impulse aus der Demokratiebildungsarbeit an Schulen zeigen, dass eine funktionierende Demokratie wesentlich mit dem Erfahren von Selbstwirksamkeit verbunden ist – und dass Demokratie immer auch Anstrengung und Arbeit bedeutet. Lohnenswert ist der Blick über den nationalen Tellerrand: Wie handhaben unsere europäischen Nachbarn die Herausforderungen der Demokratien im 21. Jahrhundert? Welche Strategien könnten auch in Deutschland fruchten?
 
         Leontien Potthoff 
 
      

       
        INTERVIEW
 
        „EINSTIEGSDROGE IN DIE DEMOKRATIE“
 
        Ein Gespräch über Beteiligungsmöglichkeiten und Demokratiebildung an Schulen
 
        mit Marina Weisband
 
        Vor nunmehr zehn Jahren haben Sie „Aula“ ins Leben gerufen. Worum geht es bei diesem Projekt?
 
          – Aula dreht sich um ein bestimmtes Selbstverständnis, das davon ausgeht: Ich bin nicht Besucher, Konsument oder Opfer, sondern Gestalter meiner Gesellschaft. Daher bin ich verantwortlich für mich und für andere und entwickle Vertrauen in Institutionen und in verschiedene Möglichkeiten, Probleme zu lösen. Dadurch schaffen wir eine Grundlage für Demokratie. Mit unserem Projekt ermöglichen wir Schüler*innen verschiedenen Alters, sich verbindlich an der Gestaltung ihrer Schule zu beteiligen. Neben didaktischen Hilfen wie Unterrichtsleitfäden ist hierfür unter anderem auch die Online-Plattform sehr wichtig. Über diese Plattform können die Schüler*innen über ihre eigenen Bedürfnisse sowie über konkrete Projektideen ins Gespräch kommen. Wird eine Idee über eine Online-Abstimmung beschlossen, erhalten die Schüler*innen die Erlaubnis, sie eigenhändig umzusetzen.
 
        Welche Themen diskutieren die Kinder und Jugendlichen?
 
         – Häufig geht es um die Regeln des gemeinsamen Zusammenlebens in der Schule. Als sich zum Beispiel eine 5. Klasse einen Kaugummi-Automaten gewünscht hatte, stand dem ein offizielles Kaugummi-Kau-Verbot entgegen. Über eine mögliche Abschaffung des Verbots haben die Schüler*innen anschließend debattiert und abgewägt. Weil sie vermeiden wollten, dass unter ihren Tischen und Bänken Kaugummis kleben könnten, haben sie letztlich beschlossen, das Kaugummi-Kau-Verbot beizubehalten. Eine andere Schule hat auf Initiative der Schüler*innen einen monatlichen Smartphone-Tag eingeführt, an dem nun alle Lehrer*innen angehalten sind, ihren Unterricht mithilfe von Smartphones zu gestalten. Das hat sie sogar dazu gebracht, neue und innovative Unterrichtsmethoden zu erfinden.
 
        Wo stößt das Konzept von Aula in der Praxis an Grenzen?
 
         – Natürlich wäre der Lernerfolg im Sinne der Persönlichkeitsentwicklung und des Demokratieverständnisses viel größer, wenn Schülerinnen und Schüler mehr Zeit hätten, sich mit Fragen auseinanderzusetzen wie: Wer bin ich? In was für einer Gesellschaft lebe ich? Was will ich eigentlich? Wie drücke ich das aus? Wie respektiere ich das, was andere kommunizieren? Doch in der Regel stehen sowohl Lehrer*innen als auch Schüler*innen unter enormen Zeitdruck. Das liegt unter anderem an den vielen Prüfungen und Klassenarbeiten. Zudem geben die meist sehr strikt definierten Curricula dem Erlernen und Erproben von so wichtigen Kompetenzen wie Zusammenarbeit, Kommunikation, Kreativität, Neugier und kritischem Denken viel zu wenig Raum. Genau hier setzten wir an. Aula soll eine Art „Einstiegsdroge“ in die Demokratie sein.
 
        Können Sie präzisieren, was für eine Vorstellung von Demokratie Aula zugrunde liegt?
 
         – Demokratie ist ja letzten Endes die Herrschaft durch uns alle. Das jedoch widerspricht unserer Sozialisierung als passive Konsumenten. In der Schule drückt sich das darin aus, dass wir gesagt bekommen, wann wir wo zu sitzen und worauf wir 45 Minuten unsere Aufmerksamkeit zu lenken haben. Und genauso verhalten wir uns dann auch in Bezug auf Politik, von der wir erwarten, dass sie „liefert“ – ganz so, als seien wir Kunden, die etwas bestellt hätten. Demokratische Politik ist aber kein Bestellkatalog, sondern ein Aushandlungsprozess. Dem Ansatz von Aula liegt die Annahme zugrunde, dass die Gesellschaft von uns allen geschaffen wird. Das bedeutet auch, die jeweiligen Stärken der Schülerinnen und Schüler zur Entfaltung zu bringen und ihnen die Möglichkeit zu geben, sie im Rahmen einer Arbeitsteilung entsprechend einzubringen.
 
        Wo genau beginnt für Sie das demokratische Bewusstsein?
 
          – Bereits mit der Wahrnehmung: Wie sind Dinge eigentlich gerade? Wer hat Vorteile von ihnen, wer Nachteile? Was brauche ich, um meine Bedürfnisse besser zu erfüllen? Was brauchen andere, um ihre Bedürfnisse besser zu erfüllen? Dazu gehört es selbstverständlich auch, zu verstehen und produktiv damit umzugehen, dass es in diesen Erkenntnis- und Aushandlungsprozessen durchaus zu Widersprüchen und Streit kommen kann. Außerdem gehören dazu Grenzen, die nicht im Rahmen des Schulkosmos gesetzt werden. Demokratie ist Arbeit, Freiheit ist Arbeit. Freiheit ist auch Komplexität. Davor schirmen wir die Schüler*innen bei Aula nicht ab. Im Gegenteil – wir setzen sie bewusst der Komplexität aus, damit sie später als Erwachsene keine Angst davor haben müssen.
 
        Zur demokratischen Problemlösungskompetenz gehört das Abwägen und Austarieren von gegenteiligen Interessen. Wie gehen Sie damit bei Aula um?
 
          – Ich erinnere mich an folgendes Beispiel: Im Rahmen von Aula hatte sich eine Klasse dafür ausgesprochen, einen Hamster anzuschaffen. Doch nachdem ein Mädchen auf ihre Hamsterhaar-Allergie hinwies, spürten die Kinder intuitiv, dass das individuelle Bedürfnis dieses Mädchens – oder, anders ausgedrückt, ihr Recht auf Gesundheit und Teilnahme am Unterricht – wichtiger ist als der Wunsch nach einem Haustier im Klassenzimmer. Unser Part ist es in einem solchen Fall dann, zu erklären, dass dieser Prozess im Klassenzimmer gelebter Minderheitenschutz ist – und damit ein sehr wichtiges demokratisches Prinzip.
 
        Wie viel Wissen über demokratische Prozesse und Institutionen setzt eine erfolgreiche, lebhafte Teilnahme an Aula voraus?
 
         – Der über Aula gelebte Prozess ist weitgehend unabhängig vom Wissen über demokratische Institutionen wie etwa dem Bundes- oder Landtag. Ich denke, wir schaffen viel eher eine fantastische Basis, die später enorm weiterhilft. So etwa, wenn es um die Arbeit der politischen Institutionen und die Dynamiken größerer politischer Prozesse geht. Insgesamt haben die Schüler*innen einen sehr unterschiedlichen Wissensstand: Manche kennen sich schon recht gut mit Parteien aus und sind vielleicht sogar in einer politischen Jugendorganisation aktiv, andere hingegen wissen nicht einmal, wer der deutsche Bundeskanzler ist.
 
        Bisher klingt es so, als sei es spielerisch einfach, die Klassen fürs Mitmachen zu begeistern. Erleben Sie manchmal, dass es Ihnen auch über eine längere Zeit nicht gelingt, das Interesse der Kinder und Jugendlichen zu wecken?
 
         – Die erste große Hürde, die wir bei Aula erleben, ist das Misstrauen gegenüber den Institutionen und dem eigenen Erfolg. Anfangs bezweifeln Schüler*innen regelmäßig, ob es überhaupt sinnvoll ist, sich am Projekt zu beteiligen. So etwa, wenn sie die Annahme vertreten, die Lehrerinnen und Lehrer würden doch ohnehin nur machen, was sie wollen. Doch genau diese Einstellungen und Gefühle der Ohnmacht greifen doch auch Populist*innen auf: indem sie die Menschen in ihrer passiven Opfer-Haltung und erlernten Hilfslosigkeit bestätigen. Als vermeintliche Lösung hierfür versprechen sie im Wahlkampf, es „denen da oben“ einmal „so richtig zu zeigen“. Um solche Muster zu durchbrechen, braucht es Erfolgserlebnisse und die Erfahrung eigener Selbstwirksamkeit.
 
        Das wiederum setzt eine gewisse Bereitschaft zur Teilnahme voraus.
 
          – Bewährt hat sich in diesem Zusammenhang der Ansatz des radikalen Ernstnehmens. Das erste Mal mit Aula konfrontiert, entwickeln viele Schüler*innen zunächst oft Scherzideen. So etwa die Forderung nach einem „Killerroboter“ für die Schule. Unsere Aufgabe als Pädagog*innen ist es dann nicht, diese Idee als unsinnig abzutun. Stattdessen nehmen wir den Vorschlag zu einhundert Prozent für bare Münze, fragen aber genau nach: zum Beispiel nach einem konkreten Finanzierungskonzept, nach einer Spezifizierung der Aufgaben eines solchen Roboters und nach der Vereinbarkeit des Vorhabens mit dem deutschen Waffengesetz. Wenn wir so reagieren, dann merken die Jugendlichen sehr schnell, dass sie ernst genommen werden. Ihre Bereitschaft zur Teilnahme ändert sich meist sofort.
 
        Wo stoßen Sie bei den Lehrkräften auf Grenzen?
 
         – Unsere zweite große Hürde bei Aula entsteht, wenn Lehrkräfte davon ausgehen, dass Schüler*innen potenziell so chaotische Wesen sind, dass man sie stark kontrollieren muss. Mit diesen Lehrkräften müssen wir dann ebenfalls ins Gespräch kommen, um zu verstehen, welches Bedürfnis hinter dem Wunsch nach Berechenbarkeit und Kontrolle steht. Anschließend geht es darum, Wege zu finden, die es ermöglichen, das Bedürfnis der Lehrkraft zu berücksichtigen, aber gleichzeitig den Schüler*innen mehr Spielräume zu lassen. Sicherlich stehen viele Lehrkräfte jeden Tag vor enormen Herausforderungen und haben sich ihren Beruf wahrscheinlich auch anders vorgestellt. Doch erschwert es massiv, Selbstwirksamkeit zu erlernen, wenn Schüler*innen immerzu vermittelt bekommen: An mich glaubt eh niemand, ich bin nichts wert und die kriminelle Laufbahn ist sowieso das Einzige, was mir bevorsteht. Oft existieren mehr Freiräume, als sich viele bewusst sind.
 
        Mit welcher Vorstellung von Demokratie starten die Jugendlichen in das Projekt?
 
         – Gerade in den letzten Jahren – und ganz besonders seit der Pandemie – beobachte ich unter Jugendlichen eine starke Verbreitung des Gefühls, vom „System“, von der Demokratie an sich alleingelassen worden zu sein. Ich halte das für furchtbar und für gefährlich, aber auch für sehr nachvollziehbar und berechtigt. Diese Jugendlichen hatten Schulausfall und wurden in der wichtigsten Zeit der Sozialisation allein gelassen, in teilweise schwierigen Familien. Und als sie in den Unterricht zurückkehrten, gab es oft keinen Raum, über ihre Gefühle und Erfahrungen während der Pandemie zu sprechen. Vielerorts ging man direkt dazu über, den vielen versäumten Lernstoff nachzuholen. Ich kann den Gedanken nachvollziehen: Warum sollte ich in ein System investieren, das nicht in mich investiert?
 
        Populistische Agitation verfängt sicherlich auch genau deshalb vermehrt bei jungen Leuten. Inwieweit kann Aula dem entgegenwirken?
 
         – Populist*innen haben einen sehr guten Zugang zu jungen Leuten. Das liegt für mich an drei Gründen: Erstens daran, dass sie auf Social-Media-Plattformen sehr aktiv sind und zweitens, dass diese Plattformen durch ihre Struktur den Populismus fördern. Denn es ist weitaus schwerer, mit fundierten und komplexen Inhalten viral zu gehen als mit einer einfachen Lüge. Und drittens, weil die direkte Ansprache und Beachtung durch Populist*innen das Lebensgefühl von Jugendlichen, die sich von der Demokratie nicht gesehen fühlen, auffängt. Aula hilft dabei, der gesellschaftlichen und politischen Komplexität, die in den sozialen Medien formatbedingt überhaupt nicht stattfinden kann, einen alltäglichen Rahmen zu geben. Wir helfen den Schüler*innen dabei, ihre Bedürfnisse zu formulieren und zu erkennen, wo sie nicht erfüllt werden. Dann geht es darum, Werkzeuge für sich zu entwickeln, um für die eigenen Bedürfnisse Aufmerksamkeit gewinnen zu können und zu lernen, sie zu verhandeln und schließlich auch umzusetzen. Dabei erfahren die Schüler*innen auch, dass die Grenzen dieser Bedürfnisse dort liegen, wo sie wichtige Bedürfnisse anderer Menschen beschneiden würden. Zu diesem Handwerkszeug gehört ebenso Medienkompetenz, um zu lernen, wie Texte und auch Social-Media-Posts funktionieren und uns zu überzeugen versuchen. Das erschwert es, auf populistische Lügen reinzufallen.
 
        Inwieweit lassen sich die Erfahrungen politischer Selbstwirksamkeit durch Aula in die Welt außerhalb der Schule übertragen?
 
          – Häufig werde ich gefragt: Machst du den armen Schüler*innen nicht eine Illusion, wenn du Schule so partizipativ gestaltest und sie dann irgendwann in die „echte Welt“ kommen, in der sie nicht in diesem Maß partizipieren können? Ich mache mir da eigentlich keine Sorgen, denn Aula vermittelt in erster Linie Kompetenzen, die die Schüler*innen erlernen und aus der Schulzeit mitnehmen. Ich bin mir sicher: Ihre Beteiligungsmöglichkeiten finden die Schüler*innen auch im „echten Leben“. Das Gefühl der Selbstwirksamkeit überträgt sich dabei positiv auf alle Lebensbereiche.
 
        Wissen Sie Genaueres darüber, was bei früheren Aula-Teilnehmenden von der Projektarbeit Jahre später hängengeblieben ist?
 
         – Leider gibt es hierzu noch keine Langzeitstudie, sondern nur eine wissenschaftliche Begleitung des Projekts und Evaluationen durch die Teilnehmenden. In einer Evaluation haben beispielsweise 75 Prozent aller Schüler*innen über sich selbst ausgesagt, dass sie durch Aula stärker das Gefühl haben, Dinge verändern zu können als vorher. Es braucht sicherlich noch größer angelegte Folgestudien, um die nachhaltige Wirkung von Aula beurteilen zu können.
 
        Sie und Ihr Team stellen bei Aula eingangs immer die Frage: „Was würdest Du gerne machen, wenn Du die Freiheit hättest, eine utopische Schule zu gestalten?“ Was hätten Sie als Schülerin gerne getan, wenn Sie diese Freiheit gehabt hätten?
 
         – Hierauf könnte ich inzwischen enorm viele Antworten geben. Damals – als die Migrantin, einzige Ausländerin an meiner Schule und recht eingeschüchtertes, komplexbeladenes Mädchen –, hätte ich wahrscheinlich genauso kleine Ideen formuliert, wie es viele unserer Teilnehmenden heute tun. Ich hätte wahrscheinlich gesagt: Meine utopische Schule soll eine Stunde später beginnen, damit ich im Unterricht nicht immer einschlafe.
 
        Wie kann sich die Demokratie über die Schule hinaus weiterentwickeln, damit Menschen verschiedenen Alters tatsächlich mehr Selbstwirksamkeit und mehr Einflussmöglichkeiten erfahren können? Welche Rolle spielt dabei die politische Bildung?
 
         – Demokratie muss lebendiger werden. Politische Bildung allein wird das aber nicht reißen. Zwar muss am Beginn die Überzeugung stehen: Das hier ist meine Gesellschaft, für sie bin ich mitverantwortlich. Doch um das auch umzusetzen, braucht es verbindliche Beteiligungs- und Gestaltungsmöglichkeiten. Eine der wertvollsten Ressourcen als Gesellschaft nutzen wir aktuell kaum: die Expertise und den Erfahrungsschatz, über die viele Menschen in ihren Bereichen verfügen. Wir verhandeln ernsthaft Schulreformen ohne Schülerinnen und Schüler. Wir verhandeln Krankenhausreformen ohne Pflegekräfte. Wir verhandeln über Bürgergeld, ohne Menschen zu fragen, die Sozialleistungen beziehen. Sie alle sind aber Expert*innen in ihren jeweiligen Bereichen. Zudem ist es einfach so wichtig, dass wir Menschen zeigen: Du bist wichtig, du bist unentbehrlich. Denn die Angst, in einer Gesellschaft überflüssig und unwichtig zu sein, das ist genau das, was die Populist*innen aufgreifen und nutzen, um Demokratie zu unterdrücken und diese Menschen noch stärker zu Vergessenen zu machen.
 
        Welche Rahmenbedingungen braucht es, um die von Ihnen skizzierte Beteiligung zu ermöglichen?
 
          – Wir brauchen mehr Bürgerräte, in denen sich zufällig geloste Bürger*innen mit komplexen Themen auseinandersetzen können. Wichtig wäre dann auch, dass die Arbeit der Bürgerräte viel stärker in den politischen Prozess einfließt, anstatt einfach bloß zu Kenntnis genommen zu werden, so wie das beim Bürgerrat zum Thema Ernährung der Fall war. Darüber hinaus brauchen wir viel mehr kommunale Beteiligung, die auch sichtbar ist für die Öffentlichkeit und andere zur Beteiligung anregen kann. Auch brauchen wir viel mehr öffentliche Orte, an denen sich Menschen, ohne konsumieren zu müssen, einfach treffen und miteinander in Kontakt kommen können. Und: Wir brauchen viel mehr Ansprache und Beteiligung der Jugend durch die Politik.
 
         
          Das Interview führte Till Schmidt telefonisch am 3. September 2024.
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        ALLTÄGLICHE BEGEGNUNGSORTE DER DEMOKRATIE
 
         Rainald Manthe 
 
        Stellen wir uns eine typische deutsche Mittelstadt vor: 50000 Einwohner:innen, weder strukturstark noch -schwach. Das städtische Schwimmbad ist bereits seit 20 Jahren geschlossen, es wurde durch ein Erlebnisbad ersetzt. Die Parkpflege musste vor einer Weile reduziert werden, genau wie der Bustakt und die Öffnungszeiten der zwei Jugendclubs – der kommunale Haushalt war zu angespannt. Das Einkaufszentrum verliert immer mehr Läden, zum Shopping fährt man lieber in die nächstgelegene Großstadt, den Rest erledigen Lieferdienste. Und die Wohnviertel in der Stadt entmischen sich zunehmend, die schicken Einfamilienhäuser stehen weit entfernt von den ärmeren Neubausiedlungen der 1970er Jahre.
 
        DEMOKRATIE FEHLT BEGEGNUNG
 
        Wo begegnet man sich in dieser Stadt? Wo laufen sich Menschen über den Weg, die in vielem nicht sind wie man selbst? Wo findet das Erleben von Gesellschaft statt? Wie der Stadt im Beispiel geht es den meisten Kommunen: Viele Begegnungsorte sind in den vergangenen Jahrzehnten weniger geworden, obgleich es regionale Unterschiede gibt. In strukturschwachen Regionen, etwa Ostbrandenburg, Mecklenburg, der Pfalz oder Ostbayern, gibt es neben einer ökonomischen auch eine „territoriale Ungleichheit“: Begegnungsorte fehlen hier mehr als anderswo. 01  Das ist nicht nur ein Problem in Bezug auf das Staatsziel gleichwertiger Lebensverhältnisse. Es ist auch ein Problem in Bezug auf Teilhabemöglichkeiten an Gesellschaft, ja auf die Erlebensmöglichkeiten von Gesellschaft, und damit letztlich ein Problem für die Demokratie.
 
        Dieses Fehlen ist auf eine Reihe langsamer, manchmal schleichender Prozesse zurückzuführen. Viele Kommunen waren und sind überschuldet. Spätestens seit den 2000er Jahren, vielerorts schon früher, wurde an staatlichen Infrastrukturen, die Begegnungsräume umfassen, gespart. Das zeigt sich etwa am Beispiel öffentlicher Frei- und Schwimmbäder: Ihr Betrieb ist teuer, die Eintrittspreise sind oft hoch subventioniert. Durch steigende Energiepreise, Fachkräftemangel und Sanierungsstau verschwinden immer häufiger die einfachen Frei- und Hallenbäder; an ihrer Stelle eröffnen aufwendige Erlebnisbäder mit entsprechend höheren Eintrittspreisen. Und gerade im ländlichen Raum sind die Fahrtwege oft lang. 02  Im Sommer auf der Wiese zu liegen, Pommes zu essen und das kühle Wasser zu genießen, wird für immer weniger Menschen möglich.
 
        Auch Bibliotheken verschwinden, zumindest, was die Standorte angeht. Der Trend geht zur Stadt- und weg von der Bezirksbibliothek, hin zum Bibliotheksbus, der seine Runden dreht. Die gute Nachricht: Es wird nicht weniger gelesen, die Ausleihen sind weiter auf hohem Niveau. 03  Bibliotheken verstehen es häufig sehr gut, ihre Rolle in der Gesellschaft zu reflektieren, indem sie umfassende Maßnahmen einleiten, weg vom stillen Lesen und hin zu einem Raum für Interaktion, Lernen, Begegnung und Austausch. 04  Sie sind „Dritte Orte“ (third places), wie der Soziologe Ray Oldenburg argumentiert: Orte des sozialen Austauschs jenseits von Wohnung und Arbeit. 05  
 
        INDIVIDUALISIERUNG DER LEBENSGESTALTUNG
 
        Der Abbau öffentlicher Infrastrukturen trifft auf eine Gesellschaft, die immer individualistischer geworden ist. Fitnessstudio statt Sportverein, Aktivismus statt Partei, „Retreat“ statt Kirche – Menschen puzzeln sich ihre Lebensgestaltung immer stärker anhand ihrer eigenen Interessen zusammen. Die großen Massenorganisationen der alten Bundesrepublik – Kirchen, Gewerkschaften und Parteien – verlieren weiter an Mitgliedern. Aber das ist nicht alles: Auch Sportvereine haben Probleme, Nachwuchs für ihre Vereinsstrukturen zu finden. Das trifft vor allem das Land – und gerade hier sind sie oft integrierender Faktor für die lokale Bevölkerung. Auch das sonstige ehrenamtliche Engagement verändert sich, es wird projekt- und anlassbezogener, weniger stetig. Das alles basiert auf einem zentralen Vorteil liberaler Demokratien: Menschen können ihr Leben so gestalten, wie es ihnen beliebt, solange sie die Freiheit anderer dadurch nicht einschränken. Aber diese Individualisierung hat nichtintendierte Folgen für unser Zusammenleben.
 
        Und unsere Nachbar:innen? Werden uns immer ähnlicher, wie die Daten zu deutschen Großstädten zeigen. So wohnen wohlhabende Menschen immer häufiger in der Nähe von Wohlhabenden, Armut gruppiert sich wiederum in anderen Vierteln. Spannenderweise ist die teuerste deutsche Großstadt, München, etwas gleicher als andere – weil die Mittelschicht aufgrund steigender Mieten aus der teuren Innenstadt in ärmere Stadtquartiere weiter außerhalb ziehen muss. 06  
 
        Dies wiederum hat Auswirkungen darauf, wem wir begegnen: im Hausflur und beim Einkaufen, aber auch im Klassenzimmer oder beim Elternabend in der Schule. Wie sollen wir Verständnis für Armut oder Mehrsprachigkeit entwickeln, wenn wir nicht im Alltag mit ihnen konfrontiert sind, wie unterschiedliche kulturelle Hintergründe als bereichernd verstehen, wenn wir sie nicht erleben? Insbesondere Schulen spielen hier eine Schlüsselrolle, sind aber aufgrund homogenisierter Wohnviertel und Schulflucht der wohlhabenderen Teile der Gesellschaft immer weniger durchmischt. Die Folge des Abbaus staatlicher Infrastrukturen, von Individualisierungsprozessen und fehlender Durchmischung im Wohnumfeld: Wir begegnen zunehmend Menschen, die so sind wie wir. Und diese soziale Homophilie ist auf Dauer ein Problem für Demokratien.
 
        VERTRAUEN IN DEMOKRATIE
 
        Dafür ist eine andere Variable für Demokratien essenziell: Vertrauen. Dieses wiederum lässt sich leichter verspielen als herstellen. Vertrauen innerhalb einer Demokratie kann sich in unterschiedlichen Dimensionen zeigen: Die anderen werden sich schon an die gemeinsam gefassten Regeln halten, darum kann ich Abstriche bei meinen Forderungen machen – das ist das interpersonelle Vertrauen. Darüber hinaus müssen Menschen den Institutionen ihres Gemeinwesens vertrauen. Politik sollte nicht als (zu) korrupt, die Wirtschaft nicht als zu geldgierig erlebt werden; Gerichte müssen nachvollziehbar gerecht entscheiden, Medien transparent berichten. Und auch Staat und Politik müssen den Bürger:innen vertrauen, dass sie die gefassten Regeln einigermaßen einhalten werden. 07  
 
        In all diesen Dimensionen zeigt sich in Deutschland ein erschreckender Abbau an Vertrauen. Dabei war letzteres lange stabil; zu Beginn der Coronapandemie im Sommer 2020 war das Vertrauen in die Exekutive sogar gestiegen. Aber dann ist etwas passiert: Das Vertrauen sank unerwartet stark. Die große Erhebung zum gesellschaftlichen Zusammenhalt der Bertelsmann Stiftung zeigt deutlich: 2023 nahm der Zusammenhalt über alle neun Dimensionen gesellschaftlichen Lebens ab. Besonders in den Aspekten „Solidarität und Hilfsbereitschaft“ und „Identifikation“ waren Verluste zu verzeichnen. Die Autor:innen der Studie stellen fest, dass die Gruppen der Eingebundenen und die der Entfremdeten sich immer weiter voneinander entfernen. 08  Ähnliches hatte schon die Organisation „More in Common“ festgestellt. Sie findet in ihren Studien ein gesellschaftliches Segment, das an Diskussionen über die Ausgestaltung des Gemeinwesens kaum mehr teilnimmt: das „unsichtbare Drittel“. Dieser Teil der Bevölkerung, verhandelt die Demokratie kaum mit. Es wird kaum über ihn, aber auch kaum mit ihm gesprochen. 09  
 
        Ist Deutschland also polarisiert, womöglich sogar in zwei große Gruppen geteilt? Eigentlich nicht, sagen Studien. Die Haltung der Deutschen ist zu den meisten Themen moderat. Das trifft selbst auf vermeintlich kontroverse Themen wie Migration oder gleichgeschlechtliche Partnerschaften zu. Aber während die Annahmen über sich selbst und das nahe Umfeld positiv sind, vermuten viele Menschen von anderen Schlechteres. Beispielsweise halten viele Befragte sich selbst für leistungswillig in Bezug auf die eigene Lohnarbeit, trauen anderen aber zu, sich in die soziale Hängematte zu legen. Diese „Vertrauensfrage“, wie sie die Soziolog:innen Jutta Allmendinger und Jan Wetzel nennen, stellt sich in vielen Bereichen. 10  Das mag damit zusammenhängen, dass „Polarisierungsunternehmer“ 11  sich auf kleinste Differenzen stürzen, wie auch damit, dass die politischen Ränder laut sind, während die Mitte und das unsichtbare Drittel medial nicht diskutiert werden. Diese aufgeheizte politische Debatte wird zunehmend ein Problem, weil politische Regelungen schwierig werden.
 
        Dieser Mangel an Vertrauen hat auch damit zu tun, dass der Austausch zwischen Menschen fehlt, die sich voneinander unterscheiden. Denn Vertrauen entsteht auch in der niedrigschwelligen, alltäglichen Begegnung miteinander. Demokratie fehlt, kurz gesagt, Begegnung. Nicht nur, weil die Orte sich verändert haben, einige von ihnen verschwunden sind, sondern auch, weil Demokratie Begegnung braucht, damit Vertrauen entstehen kann. In einer diversen Gesellschaft ist das umso stärker der Fall, weil die Menschen so verschieden sind.
 
        Dabei haben vor allem Begegnungsorte im Alltag großes Potenzial, das zu ändern. Straßen und Bahnen, Cafés und Kneipen, Büros und Schulen – das alles sind Orte, die Menschen täglich nutzen (müssen), sie sind oft ohne größere Hürden zugänglich. Hier mischt sich Gesellschaft, hier trifft sie sich. Sie sind konstitutiv für das Erfahren von Gesellschaft, für Sozialisation, Lernen und Selbstwirksamkeit. Dabei geht es nicht darum, dass die volle Bandbreite gesellschaftlicher Diversität sich täglich an jedem Ort trifft. Es geht darum, dass Menschen irritiert werden, weil sie Menschen treffen, die anders sind, anders aussehen, sich anders verhalten als man selbst. Es geht darum, zu erfahren und zu akzeptieren, mit wem man in einem Gemeinwesen lebt.
 
        BEGEGNUNGSORTE DER DEUTSCHEN
 
        Dass Alltagsorte zusammenbringen, zeigt auch eine weitere Studie von „More in Common“. Was sind die Begegnungsorte der Deutschen? Supermärkte besuchen 88 Prozent der Deutschen regelmäßig, Cafés 54 Prozent, und auch Drogerien, Restaurants und Einkaufszentren werden von mehr als der Hälfte der Deutschen regelmäßig aufgesucht. Interessanterweise gibt es bei den meisten dieser Orte kaum Unterschiede über die in der Studie identifizierten Gruppen hinweg. Auch das unsichtbare Drittel ist an diesen Orten präsent. 12  Im Sinne des „Dritten Ortes“ 13  bieten diese Begegnungsorte niedrigschwellige Angebote. Völlig kostenlos müssen sie nicht sein, aber sobald beispielsweise ein Getränk zehn Euro kostet, ist die Hürde für viele zu hoch. Eine Eckkneipe mit moderaten Preisen, ein Nachbarschaftscafé, ein Supermarkt, der Baumarkt im Viertel, das städtische Freibad – all das sind leichter zugängliche Begegnungsorte als die exklusive Cocktailbar, der Delikatessenladen, das Sternerestaurant oder das Erlebnisbad.
 
        Aber auch Straßen, der öffentliche Personennahverkehr oder Büros und Fabriken sind Orte, an denen unterschiedliche Menschen zusammenkommen. Vor allem Straßen sind häufig unterschätzte Begegnungsorte. Natürlich: Sie sind dazu gebaut, um sich fortzubewegen – größtenteils aneinander vorbei. Darauf sind auch unsere Routinen auf Straßen ausgelegt. Aber sie ermöglichen etwas, das an vielen Orten meist unbemerkt geschieht: die zufällige, häufig flüchtige Wahrnehmung anderer. Darüber hinaus ermöglichen Straßen, so argumentiert der Politikwissenschaftler Jan-Werner Müller, in Städten eine starke Kontrolle über die Preisgabe von Informationen und sind zugleich auch Schauplatz von Protest und Demonstrationen. 14  
 
        BEGEGNUNGSORTE VERSTEHEN
 
        Die zufällige Wahrnehmung ist zweifellos die häufigste Begegnungsform. Und sie kann irritieren. Menschen erscheinen, mit allen Sinnen wahrgenommen, vollständiger als die Abziehbilder im Kopf oder in den Medien, ein Lächeln oder eine freundliche Geste können einen Eindruck verändern. Die Masse macht’s: Nicht die einzelne Begegnung verändert unsere Stereotype, sondern die tägliche Wiederholung. Aber Begegnungsorte leisten mehr: Im ÖPNV ist man mindestens beim Einstieg auf Kooperation angewiesen, in der Kneipe oder dem Café kann man sich sprachlich austauschen, im Verein und in der Schule trifft man immer wieder dieselben Leute und das Ehrenamt ermöglicht es, gemeinsam für ein Ziel aktiv zu werden. 15  Diese Mechanismen muss man verstehen, um den Beitrag alltäglicher Begegnungen für Demokratie erfassen zu können, denn es fällt leicht, sie für trivial zu halten und zu ignorieren.
 
        Dass digitale Medien dies alles nur rudimentär ersetzen können, hat spätestens die Coronapandemie gezeigt. Zwar sind die Digitalkompetenzen massiv gestiegen und viele Systeme besser, schneller und anwenderfreundlicher geworden. Eine Videokonferenz ersetzt aber keinen Bürotalk, eine Watchparty kein Zusammensein mit Freund:innen. Technische Verzögerung, ein fehlender gemeinsam geteilter Raum und die ausschnitthafte Wahrnehmung unseres Gegenübers macht es uns schwerer, Vertrauen zu fassen. Vielleicht werden digitale Medien eines Tages auch jenseits spezialisierter Nischen der Wahrnehmung von Angesicht zu Angesicht nahekommen. Bis dahin wird aber noch einige Zeit vergehen.
 
        Was also tun? Vertrauen verlieren geht schnell, es aufzubauen ist dagegen ein langer Prozess. Unsere alltäglichen Begegnungen spielen eine Rolle dabei, wem wir wie vertrauen. Aber: Die goldenen 1970er, mit Massenorganisationen und einem Schwimmbad in jedem Ort, kommen nicht zurück. Gesellschaftliche Begegnungsinfrastrukturen verändern sich. Das muss nicht per se schlecht sein. Aber die Art, wie Begegnungen sich verändern – sie sind heute homogener, individualistischer – ist ein Problem für Demokratie. Die Neukonfiguration von Begegnungen vollzieht sich auf verschiedenen Ebenen: derer der Ideen, der Konzepte, der Politik und der Narrative.
 
        BEISPIELE AUS DER PRAXIS
 
        Dass es viele Ideen gibt, mehr Begegnung herzustellen, zeigen verschiedene Initiativen, die Neues ausprobieren wollen. Sie zeigen konkret, was denkbar und möglich ist. Drei Beispiele:
 
        Große Kaufhäuser in der Innenstadt – das war einmal, wie Pleiten in den vergangenen Jahren zeigen. Heute stehen häufig große Immobilien in guter Innenstadtlage leer. Was also tun? Abreißen oder daraus Bürogebäude erschaffen ist oft keine Option. Viele Städte und Stadtteile nehmen sich in aufwendigen Beteiligungsprozessen dieser Frage an. Welche Institutionen brauchen wir in der Innenstadt? Welche Läden, welche Behörden, welche Flächen? In Hanau etwa hat die Stadt den ehemaligen „Kaufhof“ übernommen und gestaltet daraus nun den „Stadthof Hanau“ mit einer breiten Nutzungsmischung aus Handel, Kultur, Bildung und Begegnung. 16  
 
        Ähnlich, aber komplett neu gebaut, wendet sich die Zentralbibliothek von Helsinki, Oodi, der Stadtgesellschaft zu. Sie gilt als Vorzeigeprojekt und zeigt, was Bibliotheken alles sein können. Denn in Bibliotheken wird nicht nur gelesen. Neben Stillarbeitsplätzen gibt es Raum für Austausch, ein Café, Nähkurse und sogar einen 3D-Drucker. Bücher und digitale Medien sind natürlich auch zugänglich. Die Bibliothek macht vor, wie solche Orte entstehen können: Im Dialog mit den Nutzenden, nicht nur zentral geplant – und architektonisch außergewöhnlich. Ein lokal verankertes Vorzeigeprojekt, das sich stetig weiterentwickelt – denn die Nutzenden werden permanent in die Gestaltung des Ortes einbezogen. Immer wieder wird danach gefragt, was gebraucht wird und was nicht mehr.
 
        Aber es muss gar nicht so groß gedacht werden: Frei stellbare Stühle, wie sie etwa im Jardin du Luxembourg, einem großen Pariser Park, herumstehen, können schon ausreichen. Die Besucher:innen gruppieren sie so, wie es passt, zum Tête-à-Tête, in kleinere oder größere Gruppen oder einzeln zum Lesen oder Beobachten. Sie sind flexibel, wie es auch Begegnungssituationen sind.
 
        Diese drei Beispiele laden dazu ein, Begegnung neu zu denken. Es scheint ein grundsätzliches Bedürfnis nach Verständigung über Begegnung zu geben. Manifeste sind offenbar wieder in Mode. Im „Kirchenmanifest“ etwa wird die sich wandelnde Rolle von Kirchen – weniger Gotteshäuser, stärker Begegnungsorte – diskutiert. 17  Kirchen haben große Potenziale für Begegnung, denn sie sind oft massiv gebaute, traditionsreiche Gebäude. Sie sind auch Paradebeispiele für „multicodierte Orte“, also Orte, die mehr als eine Funktion zugleich haben. Denn: In Kirchen wird nicht nur gebetet, es finden dort auch Feste und Trauungen statt, Selbsthilfegruppen nutzen sie, natürlich wird Seelsorge geleistet und Krisenhilfe, sie bieten Obdach, Bildung und vieles mehr – und das alles bei rein religiöser Nutzung. Nun nimmt die Zahl der Kirchenmitglieder ab, oft ist eine Umnutzung im Gespräch – und nicht unumstritten. Wie sakral soll, wie profan darf die Nachnutzung sein? Hierauf gibt es unterschiedliche Antworten, die es lohnt, aufmerksam zu beobachten.
 
        Das „Manifest der freien Straße“ hingegen ist deutlich radikaler. Es möchte nichts weniger als die Straße von ihren Zwängen befreien, vor allem von ihrer Ausrichtung auf den motorisierten Verkehr. Anhand von sieben Thesen diskutiert es, wie Straßen zu Gesundheit, Mobilität, Nachbarschaft, Begegnung und mehr beitragen können. Straßen sollen etwa wieder zentraler Treffpunkt der Nachbarschaft sein, sicher für alle Verkehrsteilnehmenden, zur Gesundheit beitragen, durch Kunstinstallationen aufregende und anregende Orte werden und dadurch unsere Leben verbinden – aber, anders als bisher, nicht primär auf Grundlage von Autoverkehr. 18  
 
        All diese Transformationsbestrebungen funktionieren nicht ohne Politik. Politik schafft die Rahmenbedingungen für die Art, wie wir uns begegnen, ohne dass sie allzuständig wäre oder diese vorschreibt. Das beschränkt sich nicht nur auf die Überarbeitung der in die Jahre gekommenen Raumordnung Deutschlands, um abgehängte Regionen stärker zu beleben. 19  Politik kann mehr. Sie kann etwa neue Konzepte fördern. Warum nicht die Miete von Dorfkneipen in strukturschwachen Regionen übernehmen, während Ehrenamtliche hinterm Tresen stehen und die Getränke zum Selbstkostenpreis erworben werden können? Oder das Ehrenamtsmanagement für die Gestaltung des Parks im Stadtviertel übernehmen, damit Menschen sich koordiniert auch kurzfristig engagieren können? Ideen – siehe oben – gibt es genug, gerade auf lokaler Ebene. Was es braucht, ist ein offener Staat, der unterstützt, statt es neuen Begegnungskonzepten durch Vorschriften und Regeln schwer zu machen.
 
        WOHNUNGSPOLITIK
 
        Aber noch ein weiteres Thema, das Begegnung massiv beeinflusst, lässt sich nur politisch bearbeiten: das Wohnen. Ein heikles Unterfangen in Deutschland, denn es hängt an der Frage des Immobilieneigentums. Dieses ist hierzulande – aus guten Gründen – stark geschützt. Zugleich organisierten sich, zunächst in Berlin und darauffolgend in anderen deutschen Städten, in den vergangenen Jahren zunehmend Bewegungen, die Zugang zu bezahlbarem Wohnraum für alle fordern.
 
        Es gibt viele Beispiele, die zeigen, wie Durchmischung geht. Der Stadtstaat Singapur etwa macht zwei Dinge richtig, indem er auf eine Durchmischung der Wohnbevölkerung innerhalb der mehrheitlich staatlich verwalteten Häuser achtet. Und in neuen Häusern – in Singapur aufgrund des geringen Platzes meist Hochhäuser – werden Begegnungsflächen in den unteren Etagen gleich mitgeplant, die sogenannten void decks. So trifft man im Wohngebäude, im Kiosk oder beim Snack im Imbiss Menschen, die anders sind als man selbst – und trotzdem Nachbar:innen. Häufig gibt es zusätzlich einen Raum zum Co-Working, ein kleines Fitnessstudio und einige Bänke oder Stühle.
 
        Für kluge Wohnungsbaustrategien braucht man aber gar nicht so weit zu schauen: In Wien schafft die Stadt ebenfalls bezahlbares Wohnen für viele, und auch die Wohnungsbaugenossenschaften in Deutschland, die aber nur einen kleinen Anteil am Wohnungsmarkt ausmachen, achten häufig auf eine gute Mischung ihrer Bewohner:innen und stellen darüber hinaus Begegnungsflächen zur Verfügung. Das Thema Wohnen ist eines der zentralen Ungleichheitsthemen der Bundesrepublik. Vielleicht würde es sich hier, mehr noch als bei anderen Themen, lohnen, auf das Instrument des Bürger:innenrats zurückzugreifen, um einen neuen Konsens in der Bevölkerung herzustellen, der die Interessen von Mieter:innen und Eigentümer:innen einbezieht, Fragen von Durchmischung, Bauformen, Bauwirtschaft und mehr berücksichtigt und sich darüber zu verständigen, wie „Deutschland“ eigentlich wohnen möchte. Für vielfältigere Begegnungen im Alltag wäre ein solcher Prozess allemal gut.
 
        Ein weiterer Punkt ist wichtig: die Frage, wie wir die Begegnungsorte nennen wollen. Viele Projekte, die in irgendeiner Weise die Begegnung von Menschen fördern möchten, nennen sich genau so: Begegnungs- oder Demokratiecafé oder auch politische Bildungsorte. Das sind oft treffende Bezeichnungen, aber sie erreichen gleichzeitig nur Menschen, die damit etwas anfangen können. Wer Demokratie gut findet, wird auch die Zeit für eine Demokratiewerkstatt aufbringen. Wer gern mit Menschen in Kontakt kommt, wird sich zum Begegnungscafé anmelden. Und wer politisch interessiert und wissbegierig ist, wird politische Bildung gut finden.
 
        Allein: Das unsichtbare Drittel fühlt sich dadurch kaum angesprochen. Auf diese Menschen käme es aber gerade an. Es lohnt sich daher, Begegnungsprojekte nicht nur anders zu benennen, sondern auch da anzudocken, wo die Menschen sowieso sind: an ihren Alltagsorten, an denen sie einkaufen, arbeiten, ihre Freizeit verbringen. Diese Orte sind niedrigschwellig, und sie verlangen erst einmal kein politisches oder demokratisches Engagement. Zugleich haben sie durch diese fehlende Designation das Potenzial, Menschen in Gesellschaft zu integrieren.
 
        KRISE UND RESILIENZ VON DEMOKRATIEN
 
        Warum diese Dringlichkeit, über Demokratie und Begegnung nachzudenken? Wir leben in stürmischen Zeiten. Zahlreiche Herausforderungen von außen – Klimawandel, Migration, Kriege, Pandemien, Digitalisierung – und von innen – populistische Parteien, handlungsunfähige Regierungen, Vertrauensverlust – setzen Demokratien einem Stresstest aus. Und diese Herausforderungen werden erst größer werden, bevor sie abnehmen.
 
        Umso stärker müssen Demokratien resilienter werden, um diesem Druck standzuhalten. Und Resilienz – Widerstandsfähigkeit – müssen eben nicht nur die Institutionen der Demokratie zeigen. In liberalen Demokratien sind es gerade die Bürger:innen, die resilient gegenüber Veränderungen sein müssen – damit es das Gemeinwesen auch ist. Sonst sinken die Vertrauenswerte bei jeder Erschütterung immer weiter, sonst steigt die Zustimmung für populistische oder extremistische Parteien, werden Regierungen instabiler, sinkt das Vertrauen immer weiter. Ein Teufelskreis.
 
        Für diese Resilienz braucht es Infrastrukturen. Wichtig sind alltägliche Begegnungsorte und tatsächliche Begegnungen. Wenn die Bürger:innen regelmäßig einen Ausschnitt der Menschen, mit denen sie eine Demokratie bilden, wahrnehmen, wenn sie in den Austausch mit ihnen gehen, andere Lebensrealitäten als legitim akzeptieren und funktionierende Modi der Konfliktaushandlung beherrschen, ist Demokratie in der Lage, sich flexibel an Herausforderungen von außen und innen anzupassen. Und nur, wenn dies auch lokal gelingt – etwa in der Mittelstadt im Beispiel vom Anfang – wird Demokratie auf Dauer auch im Großen gelingen.
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        ZIVILER UNGEHORSAM
 
        Irritation und Impuls für den demokratischen Rechtsstaat
 
         Samira Akbarian 
 
        Klimaaktivist*innen der „Letzten Generation“ betiteln ihre Plakate regelmäßig mit der Formulierung „Art. 20a GG = Leben schützen“. 01  Sie rekurrieren damit auf ebenjenen Verfassungsartikel, der den Staat in die Pflicht nimmt, „auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere“ zu schützen. Aus der eher programmatisch anmutenden Norm leiten sie konkrete Forderungen ab, sei es der Ausstieg aus fossilen Brennstoffen oder eine klimaorientierte Agrarwende. Klimagerechtigkeit, also die ungleiche Lastenverteilung des Klimawandels, bedeute, dass Menschen im Globalen Süden nicht nur künftig, sondern schon jetzt unter den Versäumnissen der im Globalen Norden lebenden Menschen leiden. Schlimmer noch: Das gleiche Schicksal werde alle künftigen Generationen und unabhängig von ihrem Wohnort ereilen. In einem Brückenschlag mahnen die Aktivist*innen zugleich die Abhängigkeit der Freiheit und Gleichheit von unserem jetzigen Umgang mit dem Klimawandel an. Sie fordern die Regierung und die Öffentlichkeit innerhalb der politischen Gemeinschaft zum Handeln auf und propagieren eine andere, aus ihrer Sicht bessere, Interpretation des Artikel 20a Grundgesetz. Und sie tun dies mit ihren eigenen Mitteln, indem sie sich auf die Straße setzen, sich festkleben und: Gesetze brechen.
 
        Sie sind damit nicht allein. Denn auch Anhänger*innen des ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump brachen 2021, angestachelt von der Lüge der „geklauten Wahl“, das Recht in der nach ihrem Dafürhalten „richtigen“ Absicht, gerade durch die Erstürmung des Kapitols Freiheit und Demokratie zu verteidigen. Ein Narrativ, das man in Deutschland nur zu gut und zu wach erinnert. Denn kurz zuvor, inmitten der Covid-19-Pandemie, suchten die sogenannten Querdenker in erschreckend ähnlicher Symbolik ein „richtiges“ Ziel mit gleichen Mitteln durchzusetzen – auch wenn man es hierzulande nicht weiter schaffte als bis vor die Treppen des deutschen Reichstagsgebäudes.
 
        So unangemessen es wäre, das eine mit dem anderen in ein unbesehenes Gleichnis zu setzen, eint die oben genannten Proteste aber ein gemeinsames Merkmal: Jede Bewegung nimmt für sich in Anspruch, trotz der Wahl ihrer Mittel in der Sache doch legitim zu sein. In der politischen Theorie und Geschichte, aber mittlerweile auch in der aktuellen Diskussion wird ein solcher Rechtsbruch, der von einer Richtigkeitsüberzeugung getragen wird, als „ziviler Ungehorsam“ bezeichnet. Der Rechtsbruch drückt den Dissens mit der Regierung, der Politik und zum Teil auch der Wirtschaft aus. Doch wie entscheiden wir, welche Richtigkeitsüberzeugung wahrhaftig „richtig“ und welcher Ungehorsam legitim, also „zivil“ ist? Und wie unterscheiden wir Bezugnahmen auf Demokratie und Verfassung, die diesen widersprechen, von denen, die zu ihrer Erneuerung und Weiterentwicklung beitragen?
 
        ZIVILER UNGEHORSAM ALS VERFASSUNGSINTERPRETATION
 
        Um diese Fragen zu beantworten, schlage ich vor, den zivilen Ungehorsam als eine Form der Verfassungsinterpretation zu verstehen. Diese These lässt sich aus zwei Perspektiven – nämlich aus der Perspektive der Interpretation und derjenigen der Verfassung – näher beleuchten.
 
        Die erste Perspektive fokussiert das Interpretationsverständnis. Der Begriff der „Interpretation“ soll in diesem Zusammenhang hervorheben, dass die Gesetze nicht in Stein gemeißelt sind. Sie lassen sich verändern, durch die Gesetzgebung, aber auch durch ihre Interpretation. Insbesondere die Verfassung ist interpretationsoffen. Ziviler Ungehorsam zeigt uns diese Umstände auf; er verdeutlicht, dass alles auch anders sein kann, dass Gesetze und zentrale Begriffe der Verfassung, wie beispielsweise die der „Versammlungs-“ oder „Gewissensfreiheit“, auch anders ausgelegt werden können als die derzeit „herrschende Meinung“.
 
        Diese Funktion des Ungehorsams lässt sich wiederum genauer fassen. Der zivile Ungehorsam kann aus rechtsstaatlicher Sicht erstens konkrete Interpretationsvorschläge für eine konkrete Verfassung machen. Exemplarisch zeigt sich dies am eingangs erwähnten Beispiel des „Art. 20a GG = Leben schützen“. Aus ethischer Sicht können Ungehorsame aufgrund ihrer eigenen normativen Vorstellungen Angebote für eine normative Ordnung der Zukunft machen und so langfristig die Verfassungsentwicklung beeinflussen. Und in einer radikaldemokratischen Dimension ermöglicht der Ungehorsam überkommene Interpretationen – nicht zuletzt des Begriffs „zivil“ selbst – zu hinterfragen und damit verkrustete Diskursstrukturen aufzubrechen. Dabei wird deutlich, dass die Demokratie eine grundlose Ordnung ist: Sie kann nicht auf Gott, die absolute Wahrheit oder auf die objektive Vernunft gebaut werden. In einer Abwandlung der vielzitierten Erkenntnis des Verfassungsrechtlers und -richters Ernst-Wolfgang Böckenförde könnte man auch formulieren: Die Demokratie „lebt von Voraussetzungen, die sie selbst nicht gewährleisten kann“. 02  
 
        Dieses weite Interpretationsverständnis und die damit zusammenhängende Fundamentlosigkeit der Demokratie weisen allerdings auch eine Gefahr auf, der sich eine Theorie zivilen Ungehorsams als Verfassungsinterpretation stellen muss. Die zweite Perspektive nimmt daher die Verfassung in den Blick. Denn es bedarf eines Kriteriums, mit dem entschieden werden kann, welche Interpretationen mit dem demokratischen Rechtsstaat vereinbar sind, ohne dabei selbst Gefahr zu laufen, letzte Wahrheiten zu verabsolutieren. Dieses Kriterium stellt meines Erachtens die Verfassung bereit, nicht nur im Rahmen der 146 Artikel des Grundgesetzes, sondern auch als eine Ordnung von Freien und Gleichen, die ebendiese Freiheit und Gleichheit schützt und damit den Interpretationen Grenzen setzt. Die Verfassung steckt somit erst den Ermöglichungsraum für eine demokratische Gemeinschaft ab, in dem im oben genannten Sinne „interpretiert“ werden kann.
 
        FREIHEIT UND GLEICHHEIT ALS GRENZEN
 
        Damit die so verstandene Verfassung diese Funktion erfüllen, also eine „offene Gemeinschaft der Verfassungsinterpreten“ 03  einrichten kann, dürfen die Begriffe der Freiheit und Gleichheit selbst nicht völlig interpretationsoffen bleiben, sondern müssen konkretisiert werden. Dabei können diese Begriffe für ein demokratisches Verständnis nicht völlig voneinander getrennt werden. Freiheit und Gleichheit bedingen sich in der Demokratie gegenseitig. Diese Einsicht lässt sich am deutlichsten mit einer Referenz auf Hannah Arendts Vorstellung eines „Rechts auf Rechte“ verdeutlichen. 04  Ausgangspunkt ihrer Überlegung ist die „Aporie der Menschenrechte“, ein unauflösbarer Widerspruch moderner Menschenrechtserklärungen wie der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 oder der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948. Diese begründen Rechte allein durch das Mensch-Sein und postulieren sie als universell und unwiderruflich. Doch jene Rechte bleiben leer, wenn sie nicht durchgesetzt werden können, was wiederum eine politische Gemeinschaft, also in der Regel einen Staat, voraussetzt, der diese Rechte gewährt. Arendt betont, dass Menschen ohne eine Staatsbürgerschaft auf ihre bloße Existenz als Menschen reduziert würden und damit faktisch rechtlos seien, weil sie nicht in der Gunst der territorialen Schutzmacht eines Nationalstaates stünden. Staatenlose würden daher in eine Art „Naturzustand“ 05  zurückfallen, in dem sie auf die Mildtätigkeit anderer angewiesen seien und sich nicht auf Rechte berufen könnten.
 
        Arendt fordert daher ein „Recht, Rechte zu haben“, 06  sprich das Recht, Mitglied einer politischen Gemeinschaft zu sein. Dieses Recht gehe allen anderen Rechten voraus, da es die Voraussetzung dafür sei, dass Menschen überhaupt Rechte haben und durchsetzen könnten. Für unsere Zwecke ließe sich formulieren, dass die Möglichkeit, als Rechtsunterworfene das Recht zu beeinflussen oder in einer Verfassungsgemeinschaft an der Verfassungsinterpretation mitwirken zu können, erst einmal voraussetzt, überhaupt Teil einer solchen Gemeinschaft zu sein. Interpretationsangebote, die Menschen aufgrund ihrer Identität oder Ethnie aus einer solchen Gemeinschaft ausschließen wollen, sind mit einem entsprechenden Freiheits- und Gleichheitsverständnis nicht vereinbar.
 
        Für den Kontext des zivilen Ungehorsams ist aber noch eine zweite Begriffsbestimmung nötig, die uns dabei hilft, nicht nur die Inhalte, sondern insbesondere auch die Mittel des zivilen Ungehorsams zu bewerten. Diese Bewertung setzt ein Verständnis der menschlichen Verletzlichkeit und der sich daraus ergebenden gegenseitigen Verantwortung voraus. Während Denker wie Thomas Hobbes die menschliche Souveränität gerade daraus ableiten, dass jeder Mensch den anderen töten könne, 07  dreht Philosoph*in Judith Butler diesen Gedanken um: Für Butler sind wir gleich, weil wir alle verletzlich sind. 08  Diese gemeinsame Verletzlichkeit führt zu gegenseitiger Abhängigkeit und Verantwortung, nicht zu individueller Souveränität. Daraus folgt für Butler, dass Gewalt ethisch niemals gerechtfertigt sein kann, da Gewalt diese Verantwortung verleugnet.
 
        Butler interpretiert Gewaltlosigkeit nicht als völlige Abwesenheit von Aggression, sondern als bewusste Umlenkung von Aggression zur Verteidigung von Gleichheit und Freiheit. Butler plädiert dafür, die eigene Verletzlichkeit in öffentlichen Protesten und Aktionen des zivilen Ungehorsams zu nutzen, um politisch zu intervenieren, ohne andere auszuschließen. Diese Praxis betont die grundsätzliche Verletzlichkeit aller Menschen und zeigt damit auch ihre fundamentale Gleichheit auf.
 
        Aus diesem Verständnis von Verletzlichkeit und Gewaltlosigkeit wird deutlich, weshalb zu differenzieren ist, ob man sich auf die Straße setzt und festklebt oder die Straße mit einem Traktor blockiert. Die Klimaaktivist*innen der „Letzten Generation“ wandeln von außen einwirkende Gewalt durch den Einsatz der eigenen Verletzlichkeit in eine Form des kraftvollen Protests um. Die Bauernprotestler*innen hingegen verwenden nicht die eigene Verletzlichkeit als Mittel des Protestes, sondern schlicht ein Fahrzeug, das noch größer, schwerer, mächtiger und raumeinnehmender ist als die Fahrzeuge, die es blockiert. Ähnliches gilt für Gehsteigbelästigungen vor Beratungsstellen für Schwangerschaftsabbrüche, die ebenfalls nicht die eigene Vulnerabilität als Mittel einsetzen, sondern vielmehr die vulnerable Position der ungewollt Schwangeren ausnutzen, um sie von einem Abbruch abzuhalten.
 
        INTEGRATION: ZIVILER UNGEHORSAM RECHTSSTAATLICH
 
        Ausgehend von dieser Konkretisierung des Freiheits- und Gleichheitsverständnisses können wir das Verständnis des zivilen Ungehorsams als Verfassungsinterpretation weiter ausdifferenzieren. Auf der ersten, rechtsstaatlichen Ebene definiert Philosoph John Rawls mittels eines liberalen Verständnisses zivilen Ungehorsam als eine „öffentliche, gewaltlose, gewissensgeleitete, aber politische gesetzwidrige Handlung, die in der Regel eine Änderung der Gesetze oder der Regierungspolitik anstrebt“. 09  Diese Definition orientiert sich an den Grundsätzen des demokratischen Rechtsstaats, wie etwa dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit. Indem sich die Akteure des zivilen Ungehorsams öffentlich und symbolisch ausdrücken und bereit sind, die strafrechtlichen Konsequenzen ihrer Handlungen zu tragen, unterstreichen sie ihre Loyalität gegenüber dem Rechtsstaat und fordern die staatlichen Institutionen und die Gesellschaft auf, ihre politischen Entscheidungen kritisch zu überprüfen.
 
        In diesem Kontext dient ziviler Ungehorsam dazu, in einem grundsätzlich gerechten demokratischen System die Diskrepanz zwischen „gerecht“ und „fast gerecht“ zu überwinden. 10  Solche Aktionen sollen die durch den Staat selbst verursachten Ungerechtigkeiten sichtbar machen und auf Korrekturen drängen. Die zivil Ungehorsamen agieren hierbei zur Verteidigung des demokratischen Rechtsstaats, wie das historische Beispiel der US-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung zeigt. Schwarze Bürger*innen forderten ihre verweigerten Rechte ein, indem sie sich gegen Gesetze zur Rassentrennung auflehnten und so „Testfälle für die Verfassung“ schufen, die zu neuen rechtlichen Interpretationen und Regelungen führten. 11  
 
        Ein weiteres Beispiel für die integrative Wirkung dieses Verständnisses bietet wiederum Artikel 20a Grundgesetz. Aktivist*innen trugen durch gerichtliche Verfahren zur Aufwertung dieses Artikels und damit auch des Klimaschutzes bei und beeinflussten damit die Rechtsprechung und Gesetzgebung. So kam es in einigen Fällen zu Freisprüchen wegen Hausfriedensbruch bei Stalleinbrüchen oder Waldbesetzungen, da Gerichte die Auffassung der Aktivist*innen teilten, dass ein „rechtfertigender Notstand“ vorlag, der ihre Handlungen legitimierte. Sowohl die Ziele (Klimaschutz und Tierschutz) als auch die Methoden des Protests (Was ist gerechtfertigt? Was fällt unter die Versammlungsfreiheit?) wurden dadurch neu interpretiert. Diese Aktionen verdeutlichen, dass die Verfassung als „lebendiges“ Dokument verstanden wird, an dessen Auslegung die Bürger*innen in einer offenen Gesellschaft der Verfassungsinterpret*innen aktiv teilnehmen können.
 
        INFRAGESTELLUNG: ZIVILER UNGEHORSAM RADIKALDEMOKRATISCH
 
        Eine solche offene Gesellschaft der Verfassungsinterpret*innen setzt aber voraus, dass alle, die unter den Gesetzen leben und ihnen unterworfen sind, auch Zugang zu dieser Gesellschaft haben. Demokratische Ordnungen schließen jedoch auch notwendigerweise bestimmte Gruppen aus. Ein offensichtliches Beispiel dafür ist der Ausschluss durch die Staatsangehörigkeit: Nicht jede*r, der*die den Gesetzen eines Staates unterworfen ist, darf auch an der Entscheidung über diese Gesetze teilhaben. Blicken wir auf die Situation von Geflüchteten, dann sehen wir, dass nationale Grenzen und Staatsbürgerschaft aber nicht nur zur Gewährleistung von Rechten, sondern auch zum Ausschluss aus der Rechtsgemeinschaft führen. Aber auch innerhalb der Rechtsgemeinschaft reichen Institutionen und Wahlen nicht aus, um alle Stimmen abzubilden. Zu Beginn der Fridays for Future-Bewegung waren es daher nicht zufällig vor allem minderjährige, nicht wahlberechtigte Schüler*innen, die für ihre Zukunft protestierten. Die Black Lives Matter-Bewegung zeigt schon im Namen, dass obwohl gleiche Rechte gewährt werden, nicht alle Menschen gleichermaßen am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können und dass bestehende Strukturen zu Ungleichheiten in der Vernehmbarkeit der Stimmen führen. Protestformen des zivilen Ungehorsams können helfen, diese Repräsentationsdefizite aufzuzeigen, zu verändern und die diskursiven Verhältnisse durch Störung des öffentlichen Raums zu irritieren.
 
        Ziviler Ungehorsam wird daher von radikaldemokratischen Ansätzen zum Teil als zu systemkonform angesehen, da er in einem liberalen und deliberativen Verständnis ein Stabilisierungs- und Integrationsmoment des demokratischen Rechtsstaats sein kann. Politische Entscheidungsprozesse sollten danach nicht nur auf institutionelle Wahlen und Repräsentation beschränkt sein, sondern bedürften direktdemokratischer Teilnahme, nicht zuletzt durch Proteste. So betonen diese Theorien die Bedeutung von politischen Konflikten. Im Gegensatz zu liberalen Ansätzen, die Konflikte als zu vermeidende Störungen betrachten, sieht die Radikaldemokratie in ihnen eine notwendige Voraussetzung für demokratische Prozesse. Pluralität wird als eine Stärke verstanden, die ermöglicht, dass unterschiedliche Stimmen Gehör finden. Radikale Demokratietheorien stehen in der Regel Verfassungen und Verfassungsgerichten kritisch gegenüber, da diese Konflikte dem öffentlichen und politischen Zugriff entziehen können, indem sie sie zu Verfassungsfragen objektivieren.
 
        Dem tritt die These des zivilen Ungehorsams als Verfassungsinterpretation entgegen. Den Impuls aus der radikaldemokratischen Forschung aufnehmend, kann diese These den politischen Konflikt nicht außerhalb, sondern innerhalb der Verfassung verorten. So können mithilfe des radikaldemokratischen Ungehorsams die Bedingungen hinterfragt werden, unter denen eine Teilnahme an der angeblich offenen Gesellschaft der Verfassungsinterpret*innen überhaupt möglich ist. Eine radikale Form des Ungehorsams könnte in diesem Kontext die illegale und öffentlich unter Protest durchgeführte Überschreitung von Staatsgrenzen sein. Diese Aktion verdeutlicht, dass Freiheit und Gleichheit in einer demokratischen Gesellschaft davon abhängen, ein teilhabeberechtigtes Mitglied dieser Gesellschaft zu sein. Andere Protestformen, wie die Black Lives Matter-Demonstrationen, zielen auf die Herstellung von Sichtbarkeit und Hörbarkeit. Der zivile Ungehorsam in diesen Bewegungen schafft so eine Teilnahme, die ihnen sonst aufgrund gesellschaftlicher Verhältnisse verwehrt bliebe. Dies gelingt ihnen vor allem, indem sie durch zivilen Ungehorsam Machtverhältnisse thematisieren und eine Veränderung anstoßen.
 
        HOFFNUNG: ZIVILER UNGEHORSAM ETHISCH
 
        Aus der dritten, der ethischen Perspektive weist der zivile Ungehorsam über den bestehenden demokratischen Rechtsstaat hinaus in die Zukunft. Ziviler Ungehorsam erfüllt auf dieser Ebene eine „präfigurative“ Funktion. Er verwirklicht im Jetzt den Traum von einer normativen – „besseren“ – Ordnung der Zukunft. So formulierte Martin Luther King Jr. 1963 in seiner berühmten Rede „I have a dream“ die Vision einer vom Rassismus befreiten, egalitären Gesellschaft, die zum Zeitpunkt seiner Rede wie eine Utopie erschien. 12  Ähnliches gilt für den Kampf gegen die Sklaverei, deren Abschaffung zu Beginn der abolitionistischen Bewegung noch in ferner Zukunft lag. Der in diesem Sinne von ethischen Motiven angeleitete zivile Ungehorsam folgt dabei nicht primär der Ordnung des staatlichen Rechts, sondern der eigenen normativen Ordnung. Diese kann sich aus dem Gewissen, aus religiösen oder aus weltanschaulichen Überzeugungen ergeben, die man mit anderen teilt.
 
        Diesem Umstand folgt der häufig geäußerte Vorwurf gegenüber zivil Ungehorsamen, sie würden sich anmaßen, die Wahrheit für sich gepachtet zu haben. Doch wenn man, meiner These folgend, ihr „Wahrsprechen“ 13  als eine Form der Verfassungsinterpretation versteht, zeigt sich die Situation in zweifacher Hinsicht anders. Erstens sind Verfassungsordnungen auf den Mut zur Wahrheit angewiesen. Als Greta Thunberg vor den Vereinten Nationen ausrief: „How dare you?“ („Wie könnt ihr es wagen?“), forderte sie dazu auf, die politische Gemeinschaft und ihre Verantwortung für die Welt ernst zu nehmen und sich den drängenden Herausforderungen zu stellen. Ohne diese Ernsthaftigkeit und die Visionen, die durch den zivilen Ungehorsam zum Ausdruck kommen, bleiben zentrale Verfassungsbegriffe wie „Versammlungsfreiheit“, „Gewissensfreiheit“, „Gleichheit“, „Gerechtigkeit“ oder „Klimaschutz“ ohne echten Inhalt. Der zivile Ungehorsam in seiner ethischen Dimension liefert Sinnangebote, aus denen Institutionen ihre Verfassungsinterpretationen schöpfen. Zweitens ist es ein Kernanliegen liberaler Verfassungen, den Bürger*innen ein authentisches und gutes Leben nach ihren eigenen moralischen Überzeugungen zu ermöglichen. Entscheidend ist dabei, dass in diesen Kämpfen die Hoffnung auf eine andere, eine bessere Zukunft in die Verfassung gelegt wird und nicht beispielsweise in die Revolution. Auch das Formulieren von Träumen und Visionen durch zivilen Ungehorsam kann insoweit in den demokratischen Rechtsstaat einfließen.
 
        Da in der Demokratie keine Wahrheit als singulär absolut gesetzt werden kann, brauchen wir Wahrheiten im Plural. Dabei bedeutet ein pluralistisches Verständnis von Wahrheit nicht, dass Wahrheit und Lüge als gleichwertig betrachtet werden. Der Philosoph Bruno Latour betont, dass es in der Demokratie weniger um unantastbare „Fakten“ (matters of fact) geht, sondern vielmehr darum, Wahrheit als matter of concern zu verstehen – als ein gemeinsames Anliegen, das uns alle betrifft. 14  Diese Form der Wahrheit erfordert unser persönliches Engagement und darf nicht leichtfertig durch „alternative Fakten“ ersetzt oder verleugnet werden. Gerade dieses Engagement und dieser Mut zur Wahrheit, welche nicht zu verwechseln sind mit der zwangsweisen Durchsetzung einer vermeintlich singulären und absoluten Wahrheit, ist es, was die Menschen seit Jahrtausenden am zivilen Ungehorsam fasziniert.
 
        AUSBLICK
 
        Vor dem Hintergrund der dargestellten Gefahren und Potenziale des zivilen Ungehorsams für Demokratie und Rechtsstaat möchte ich noch einmal zusammenfassen, warum die Bezeichnung von zivil Ungehorsamen, insbesondere von Klimaaktivist*innen, als „Extremisten“, „Chaoten“ und „Kriminelle“, 15  sowie die Überlegung, die Strafgesetze zu verschärfen, um zivilen Ungehorsam zu unterbinden, fehlgehen und dem Phänomen des zivilen Ungehorsams nicht gerecht werden.
 
        Durch die oben genannte Diffamierung von Aktivist*innen wird legitimer Protest erstens in die Nähe von kriminellem oder gar extremistischem Verhalten gerückt. Dies stellt eine unzulässige Gleichsetzung dar und kriminalisiert gewaltlose politische Meinungsäußerungen, die für eine lebendige Demokratie essenziell sind.
 
        Die Verschärfung der Strafgesetze, um zivilen Ungehorsam zu unterbinden, kann zweitens die Grundrechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit erheblich einschränken. Diese sind wesentliche Bestandteile einer demokratischen Ordnung, die es den Bürger*innen ermöglichen, ihre Stimme zu erheben, Kritik zu üben und am politischen Diskurs teilzunehmen. Wenn diese Rechte durch härtere Gesetze beschnitten werden, wird die demokratische Teilhabe erschwert. Die Stigmatisierung von Aktivist*innen und die Drohung mit härteren Strafen dienen nicht zuletzt der Einschüchterung. Menschen, die sich für gesellschaftliche Veränderungen einsetzen wollen, könnten sich davon abschrecken lassen, ihre Meinung frei zu äußern oder sich zu engagieren.
 
        Wenn Aktivist*innen pauschal als radikal oder gefährlich dargestellt werden, wird drittens der Fokus von den Inhalten ihrer Anliegen auf ihre vermeintliche Gefährlichkeit verschoben. Dies führt dazu, dass wichtige gesellschaftliche Debatten über die Ursachen und Ziele ihres Protests unterdrückt oder marginalisiert werden. Die öffentliche Diskussion wird damit verengt und es wird verhindert, dass gesellschaftliche Probleme konstruktiv angegangen werden.
 
        Zuletzt ist noch einmal in Erinnerung zu rufen, dass ein Rechtsstaat sich dadurch auszeichnet, die Freiheits- und Bürgerrechte zu schützen. 16  Wenn zivilgesellschaftliche Akteure als Extremist*innen behandelt werden, weil sie sich politisch engagieren, wird dieses Prinzip der Rechtsstaatlichkeit untergraben. Im Namen von Demokratie und Rechtsstaat droht das (Straf-)Recht sich damit gegen ein demokratisches und rechtsstaatliches Ausdrucksmittel zu wenden.
 
        „Ziviler Ungehorsam“ ist ein politischer Kampfbegriff, da ein Rechtsbruch durch diese Bezeichnung eine moralische und politische Legitimation erfährt. Daher ist er missbrauchsanfällig. Von den Pervertierungen des Begriffs auf den Rundumschlag gegen zivil Ungehorsame zu schließen, wird der Bedeutung des zivilen Ungehorsams als Reflexionsmoment für den demokratischen Rechtsstaat nicht gerecht. Als Verfassungsinterpretation verstanden trägt er dazu bei, notwendige Erneuerungen in der Demokratie voranzutreiben, Repräsentationsdefizite sichtbar zu machen und neue zukunftsweisende Leitbilder für die Verfassungsinterpretation anzubieten.
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        BÜRGERRÄTE IN THEORIE UND PRAXIS
 
         Daniel Oppold 
 
        Bürgerräte sind per Los zusammengesetzte Gremien, die Empfehlungen zum Umgang mit einem Thema erarbeiten. Beauftragt werden sie in der Regel von einem gewählten Organ oder einer Behörde. Dieser Auftraggeber nimmt die Empfehlungen des Bürgerrates entgegen und lässt sie in die politische Entscheidungsfindung einfließen. 01  Diese Minimalbeschreibung umfasst bereits die wichtigsten Merkmale von Bürgerräten: die Rekrutierung der Teilnehmenden per Zufallsauswahl, den verständigungsorientierten Modus der Zusammenarbeit innerhalb des Gremiums sowie dessen beratende Funktion für die repräsentative Demokratie, die durch ein geeignetes Prozessdesign umgesetzt wird.
 
        Bürgerräte haben in den vergangenen Jahren eine bemerkenswerte Konjunktur erlebt. Mittlerweile sind Anwendungsfälle in fast allen modernen Demokratien und darüber hinaus dokumentiert. 02  Zu den meistbeachteten Leuchtturm-Prozessen zählen die Citizens ’ Assemblies in Irland, die Convention Citoyenne pour le Climat in Frankreich oder die Bürgerräte nach dem „Vorarlberger Modell“ in Österreich. Sogar im internationalen Raum wurde das Prinzip als Global Assembly im Kontext der 26. UN-Klimakonferenz 2020/21 mit Menschen aus allen Teilen der Welt erprobt – wenngleich ohne Auftrag eines weltpolitischen Gremiums. 03  Die große Mehrheit der weltweiten Anwendungen findet allerdings auf der kommunalen Ebene statt.
 
        In Deutschland haben Bürgerräte bereits auf allen politischen Ebenen getagt, und auch in der breiten Bevölkerung wird ihr Einsatz befürwortet. 04  Zuletzt hat der vom Bundestag beauftragte „Ernährungs-Bürgerrat“ viel Aufmerksamkeit erzeugt und etwa die Debatten über einen „Tierwohlcent“ sowie kostenloses Mittagessen in Schulen befeuert. Unbestrittener Vorreiter in Deutschland ist das Land Baden-Württemberg, wo die dort als „Bürgerforen“ betitelten Bürgerräte bereits seit 2011 genutzt werden. Als Kernbestandteil der von Ministerpräsident Winfried Kretschmann ausgerufenen „Politik des Gehörtwerdens“ wird diese Form der Bürgerbeteiligung gezielt ausgebaut und durch eine eigene Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung betreut. 05  2021 wurde in Baden-Württemberg mit dem Gesetz über die dialogische Bürgerbeteiligung eine rechtliche Grundlage für Bürgerforen geschaffen. 06  Und seit Kurzem unterstützt eine neue Servicestelle Kommunen, Behörden und staatlich beherrschte Unternehmen bei der Umsetzung solcher Prozesse. 07  
 
        HANDLUNGSSPIELRÄUME VON BÜRGERRÄTEN
 
        Im politischen und medialen Diskurs über Bürgerräte sind immer wieder Missverständnisse zu beobachten. Ein erstes wurzelt in der Unklarheit des Begriffs der Bürgerbeteiligung. Wenn von ihr die Rede ist, denken die meisten Menschen intuitiv an Wahlen oder direktdemokratische Abstimmungen. Jenseits dessen gibt es aber viele weitere Möglichkeiten, sich in den politischen Prozess einzubringen. Unter einen breit verstandenen Begriff der „Bürgerbeteiligung“ fallen etwa Demonstrationen, Petitionen, Bürgerbegehren oder das Engagement in einer Bürgerinitiative genauso wie Anhörungen im Rahmen des Planungsrechts, Informationsveranstaltungen, Bürgerhaushalte, Zukunftswerkstätten oder auch Bürgerräte.
 
        Etabliert hat es sich deshalb, von „dialogischer Bürgerbeteiligung“ zu sprechen, wenn Bürgerräte und verwandte Verfahren gemeint sind. Sie eint der Zweck, „Bedürfnisse, die innerhalb der Bevölkerung für ein konkretes Thema oder Vorhaben bestehen, zu erkunden“. 08  Als informelle Prozesse sollen sie ergebnisoffene Dialoge zwischen Bürgerschaft und der Politik ermöglichen, um die Kernproblematik eines Konfliktes auszuleuchten. 09  Ziel dialogischer Beteiligung ist es, das Erfahrungswissen der Bürgerschaft für die Abwägung politischer Fragen zugänglich zu machen. Bürgerräte als spezielle Spielart dialogischer Beteiligung sind darauf ausgelegt, gemeinwohlorientierte Empfehlungen zu erarbeiten, statt nur persönliche Anliegen zu vertreten.
 
        Eine weitere Quelle für Missverständnisse ist der Bürgerratsbegriff selbst. Die Varianz seiner Gestaltung ist groß: Auf Bundesebene abgehaltene Bürgerräte dauern etwa oft mehrere Monate. Innerhalb dieser Zeit treffen sich die Teilnehmenden (durchschnittlich 160 Personen) immer wieder, um Experten, Betroffene oder Interessenvertreter anzuhören und basierend darauf Empfehlungen zu erarbeiten. 10  Im Falle des „Vorarlberger Modells“ dagegen nehmen nur 12 bis 15 Personen teil, die in anderthalb Tagen ihre Empfehlungen erarbeiten. 11  Mittlerweile haben sich unterschiedliche Modelle entwickelt, die sich durch eine eigenständige Bezeichnungen voneinander abgrenzen. Und manchmal nennt sich etwas „Bürgerrat“, das die oben definierten Grundsätze gar nicht erfüllt.
 
        Ein weiteres Missverständnis hat mit den Zielen und Zwecken von Bürgerräten zu tun. Ein Bürgerrat zielt nicht darauf ab, Gemeinderäte oder Parlamente zu ersetzen. Im Gegenteil: Alleiniger Zweck der allermeisten Modelle ist die Erarbeitung von Empfehlungen zur Unterstützung der repräsentativen Demokratie. 12  Dennoch sind etwa Gemeinderäte vielerorts skeptisch und befürchten einen Machtverlust oder Konkurrenz durch Bürgerräte. Diese Missverständnisse fußen auf den genannten begrifflichen Abgrenzungsschwierigkeiten. Dabei wird übersehen, dass ein Bürgerrat überhaupt nur durch die Beauftragung aus einem gewählten Gremium heraus wirksam werden kann. Dieser Auftrag und das damit verbundene Bekenntnis zum anschließenden Umgang mit den Empfehlungen des Rates sind die Grundlage des Gesamtprozesses, in den Bürgerräte eingebettet sein müssen. Fehlt die Beauftragung, hat ein Zufallsgremium keinen Anspruch darauf, dass seine Ergebnisse politisch beachtet werden. Es bleibt den Initiatoren solcher Prozesse dann oft nur, den Ergebnissen mit einer geeigneten Kampagne Gewicht zu verleihen. Hierbei wird dann häufig argumentiert, dass man das Zufallsgremium und seine Empfehlungen anhören müsse, weil seine Zusammensetzung per Los bereits eine unabhängige Legitimationsgrundlage sei. Diese Argumentation verfängt aber nur selten. 13  Meist laufen diese Prozesse stattdessen Gefahr, ignoriert zu werden, was bei den Beteiligten wiederum Frust auslöst und das Misstrauen gegenüber Bürgerräten in der Politik steigert.
 
        Zu den Missverständnissen rund um Bürgerräte gehört auch ihre Überhöhung als „Gegenmittel“ für die multiplen Krisen der Demokratie. 14  Erwünschte Nebenwirkungen der Räte, wie die Steigerung der Zufriedenheit mit der Demokratie und ihren gewählten Hauptakteuren, dürfen jedoch nicht mit den primären Zielen eines Bürgerrates verwechselt werden. In der Tat treten diese Nebenwirkungen allenfalls dann ein, wenn Bürgerräte zweckgemäß eingesetzt werden und sich deswegen inhaltlich auf politische Diskurse auswirken. Ähnliche Missverständnisse werden auch durch radikale Verfechter des Zufallsprinzips befeuert, die der Meinung sind, dass Bürgerräte mehr Legitimation als konsultative Gremien besäßen. Ein Losgremium ist allerdings nicht geeignet, um verbindliche Entscheidungen zu treffen – zumindest solange nicht, wie die politische Entscheidungsfindung den Prinzipien freiheitlich demokratischer Rechtsstaaten genügen soll. Zentral ist hier die Verantwortungslücke: Eine Rückkopplung zur tatsächlichen Verteilung der politischen Ansichten in der Bevölkerung wäre nicht gegeben, wenn nur das Los über die Zusammensetzung eines Entscheidungsgremiums entscheiden sollte, da das Los Individuen auswählt, nicht aber Fürsprecher oder Repräsentanten. Zentrale Kontrollmechanismen der Gewaltenteilung wären somit außer Kraft gesetzt. Dialogische Bürgerbeteiligungsprozesse sind durchaus in der Lage, Schwachstellen und blinde Flecken der repräsentativen oder direkten Demokratie auszugleichen. Ersetzen können sie deren immanente Stärken und Funktionalitäten jedoch nicht.
 
        ZUFALLSAUSWAHL
 
        Gleichwohl ist das Prinzip der Zufallsauswahl ein Alleinstellungsmerkmal von Bürgerräten: Die Rekrutierung der Teilnehmenden per Los soll eine besondere Legitimationsgrundlage für die beabsichtigten Funktionen und Wirkungen ebenjener schaffen. Dabei ist es keineswegs eine neue Idee, den Zufall in demokratischen Prozessen zu nutzen. In der Tat ist das Losprinzip ur-demokratisch und wurde bereits in der Polis des Stadtstaats Athen im antiken Griechenland genutzt. Damals wurden die Richter der Volksgerichte und die Mitglieder der Bule, die in ihren Kompetenzen mit heutigen Parlamenten vergleichbar ist, zeitweise per Los besetzt. Obwohl damals für die Losauswahl nur Männer mit Bürgerrechten in Frage kamen und somit nur eine kleine, homogene Elite überhaupt ausgelost werden konnte, ist das demokratische Potenzial des Losens groß: 15  Es garantiert Chancengleichheit. In der Theorie kann das Los sicherstellen, dass eine möglichst vielfältige Gruppe von Personen zusammengestellt wird.
 
        Während in gewählten Gremien meist mehrheitlich ältere Männer mit höherem Bildungsabschluss sitzen, haben in Zufallsgremien prinzipiell alle dieselben Chancen auf eine Teilnahme. Auch im Vergleich mit selbstrekrutierten Gruppen, wie sie etwa bei offenen Beteiligungsprozessen oft zu beobachten sind, haben Zufallsgremien diesen Vorteil, denn sie vermeiden die Verkürzung auf Partikularinteressen. Das Los verspricht somit, beide Logiken – die der ungleichen Repräsentation wie auch die der Selbstrekrutierung – durchbrechen zu können. Die Mitglieder eines Zufallsgremiums sollen sich nicht als Fürsprecher oder Vertreter einer Position oder Interessengruppe verstehen, sondern als Individuen. Parteipolitische Präferenzen, Weltanschauungen oder Identitätspolitik stehen deshalb im Hintergrund. Stattdessen wird der Blick auf die zu diskutierende Sache frei.
 
        Das Los kann auf diese Weise Offenheit für einen konstruktiven Austausch und eine gemeinwohlorientierte Abwägung von Argumenten rund um ein Thema schaffen. Um die beabsichtigte deliberative Gesprächsqualität sicherzustellen, hilft das Zufallslos ebenso. Die fehlende Versteifung auf eine Sichtweise ermöglicht es, die Kraft des besseren Argumentes anzuerkennen und die eigene Perspektive zu erweitern.
 
        In der Praxis gestaltet sich die Nutzung des Zufallsprinzips allerdings etwas komplexer als in der Theorie. Grund dafür ist die Freiwilligkeit, die der Einladung zur Mitarbeit in einem Bürgerrat zugrunde liegt. Die Rückmeldequoten liegen erfahrungsgemäß zwischen 3 und 7 Prozent – abhängig unter anderem davon, wie persönlich die Einladung erfolgt und wie intensiv das Beteiligungsthema in der Öffentlichkeit diskutiert wird. In der Folge ist es notwendig, die durch die Freiwilligkeit der Teilnahme entstehenden Verzerrungen auszugleichen. Denn leider tendieren nicht alle Bevölkerungsgruppen in gleicher Weise dazu, die Einladung anzunehmen oder abzulehnen. Im Gegenteil: Personengruppen, die auch sonst wenig beteiligungsaffin sind, nehmen Einladungen zu Bürgerräten seltener an als beteiligungserfahrenere Bürgerinnen und Bürger. 16  
 
        Unter den vielen Möglichkeiten, mit dieser Problematik umzugehen, hat sich speziell die „zweistufige kriterienbasierte Zufallsauswahl“ bewährt, um den theoretischen Zielen der Zufallsauswahl möglichst nahe zu kommen. 17  In einem ersten Schritt wird dabei definiert, wie der demografische Mix der Zufallsgruppe aussehen soll. Gute Praxis ist es, Quoten für Geschlecht, Altersgruppen, Wohnort, Migrationshintergrund und Bildungsstand zu definieren, die sich an den tatsächlichen Verteilungen in der Gesamtbevölkerung orientieren. Anschließend wird eine große Zahl von Personen aus den Melderegistern ausgewählt und eingeladen. Dabei wird die Anzahl der Eingeladenen so groß gewählt, dass sich deutlich mehr Personen zurückmelden, als Plätze im Zufallsgremium zur Verfügung stehen. Mit der Rückmeldung der Eingeladenen können weitere persönliche Daten, etwa zum Bildungsstatus oder Migrationshintergrund, abgefragt werden, die aus den Melderegisterdaten nicht hervorgehen. In einem zweiten Schritt ist es dann möglich, eine zweite Zufallsauswahl aus den Rückmeldungen vorzunehmen. Dieses Vorgehen garantiert eine möglichst hohe Diversität der Zufallsgruppe und schwächt unerwünschte Verzerrungen ab, die durch die Freiwilligkeit der Teilnahme entstehen.
 
        DELIBERATION
 
        Ein zweites Kernmerkmal von Bürgerräten ist ihr Anspruch, eine „deliberative“ Diskursqualität innerhalb der Teilnehmergruppe zu ermöglichen. Sie soll dazu führen, dass Bürgerräte nicht nur Ergebnisse hervorbringen, die auch eine Meinungsumfrage liefern könnte. Deliberation ist als ergebnisoffene, „verständigungsorientierte Beratschlagung“ zu verstehen, bei der sich die Gesprächsteilnehmer gegenseitig zuhören und gemeinsame Schlüsse ziehen. 18  Ein deliberatives Gespräch unterscheidet sich grundsätzlich von Diskussionen, Debatten oder Verhandlungen, deren Ziel es ist, andere von einem eigenen Argument oder einer Sichtweise zu überzeugen. Der Philosoph Jürgen Habermas prägte dafür das Bild einer „idealen Sprechsituation“, in der es keine externen und internen Zwänge gibt. 19  Das bedeutet unter anderem, dass alle Gesprächsteilnehmenden gleich gut mit dem Thema vertraut sein sollen, jederzeit verstehen (wollen), was ihr Gegenüber sagt und in der Lage sind, eigene Sichtweisen zu verändern. Idealerweise spielt dabei auch die verfügbare Zeit keine Rolle, und alle Teilnehmenden sind gleich eloquent.
 
        In der Praxis kann nur versucht werden, sich der idealen Sprechsituation anzunähern – wobei sie nie ganz erreicht werden kann. Eine Zufallsauswahl kann wichtige Grundvoraussetzung dafür schaffen. Entscheidend aber ist die Art und Weise, wie die Teilnehmenden zusammenarbeiten. In Bürgerräten kommen zu diesem Zweck professionelle Moderationsteams zum Einsatz. Ihre Aufgabe ist es, mit Regeln, Interventionen und geeigneten Methoden den fairen Rahmen zu schaffen, den ein quasi-deliberatives Gespräch benötigt. Die Moderation ist hierbei sehr vielfältig: Es kommen kreative Kleingruppenarbeiten, Einheiten im Plenum, Befragungen von Experten, kreative Aufgaben und viele weitere Methoden zum Einsatz. Meist liegt diese Gestaltung in den Händen der Moderierenden, die damit eine Schlüsselfunktion innehaben. Da die Beratung innerhalb des Zufallsgremiums üblicherweise hinter verschlossenen Türen stattfindet, um den notwendigen geschützten Rahmen zu schaffen, wird die Moderation umso wichtiger.
 
        GESAMTPROZESSDESIGN
 
        Bürgerräte sind sehr voraussetzungsvoll und sollen durch die Verzahnung mit Prozessen der repräsentativen Demokratie und dem öffentlichen Diskurs wirksam werden. Voraussetzung dafür ist, dass sie einberufen werden – etwa von einem Gemeinderat. Obwohl der Auftrag keiner Garantie gleichkommt, dass die Empfehlungen umgesetzt werden, schafft er eine verlässliche Grundlage dafür, dass im Nachgang eine ernsthafte Befassung mit den Ergebnissen stattfindet und diese sich auf die Entscheidungsfindung zu einem Thema auswirken können. Bürgerräte sollen aber auch im öffentlichen Diskurs wahrgenommen werden, um ihre erwünschten Nebenwirkungen zu entfalten. Hierfür spielen einerseits öffentliche Auftakt- und Abschlussveranstaltungen, aber auch digitale Beteiligungsschritte eine wichtige Rolle. Bevölkerung und Medienvertreter können so einen Einblick in den Prozess erhalten. Auch die Beteiligung von Interessenvertretern, sogenannten Stakeholdern, ist wichtig. Ein Beispiel, wie diese Verzahnung in der Praxis ausgestaltet werden kann, ist der Gesamtprozess rund um Bürgerforen, die in Baden-Württemberg zum Einsatz kommen.
 
        Dieser Prozess besteht aus vier Schritten (Abbildung): erstens dem sogenannten Beteiligungsscoping, in dessen Rahmen Stakeholder eine Themenlandkarte entwerfen und klären, welche Experten oder Positionsvertreter dem Bürgerforum Inputs liefern sollen. Die Themenlandkarte dient später als Arbeitsgrundlage des gelosten Bürgerforums und wird in einem zweiten Schritt vor dessen Start im Rahmen einer Online-Beteiligung von der Bevölkerung und allen Interessierten ergänzt. Anschließend tagt im dritten Schritt das Bürgerforum und erarbeitet seine Empfehlungen. Diese werden dann viertens in einer öffentlichen Übergabe den Auftraggebern überreicht.
 
         
           Abbildung:  Standardablauf eines Bürgerforums in Baden-Württemberg
 
          [image: 3528.jpg] 
            Quelle: Servicestelle Dialogische Bürgerbeteiligung Baden-Württemberg. 
 
        
 
        Die Entwicklung eines passenden Gesamtprozessdesigns ist für Bürgerräte essenziell. In vielen Kommunen und Behörden, die einen solchen Prozess umsetzen möchten, fehlt allerdings die dafür notwendige Beteiligungsexpertise und Kapazität für die organisatorische Umsetzung. In Baden-Württemberg ist mit der Einrichtung der Servicestelle Dialogische Bürgerbeteiligung (SDB) eine deutschlandweit bislang einmalige Infrastruktur geschaffen worden, um die Umsetzung von Prozessen der Bürgerbeteiligung zu fördern. Die SDB berät Kommunen, Behörden und staatlich beherrschte Unternehmen kostenlos rund um Fragen der Bürgerbeteiligung. Sie hilft, zu klären, welche Beteiligungsschritte im Einzelfall passend sind, und bietet außerdem an, die Prozessverantwortung zu tragen. Denn oft ist ein Auftraggeber mit einer Doppelrolle konfrontiert: Er ist einerseits für die Fairness des Verfahrens verantwortlich und hat andererseits meist Eigeninteressen, die er darin vertreten will. Die SDB kann helfen, diese Situation zu vermeiden und damit die Legitimität des Verfahrens zu steigern.
 
        AUSBLICK
 
        Bürgerräte sind längst der Erprobungsphase entwachsen. Verantwortliche vor Ort erkennen immer häufiger einen direkten Nutzen dieser Räte für ihre Arbeit und die demokratische Streitkultur. Denn gerade bei kontroversen Diskursen, die oft von wenigen, besonders lauten Stimmen verzerrt werden, können sie helfen, die Debatte zu versachlichen. Bürgerräte können aber nur dann gut funktionieren, wenn ihr Mehrwert für die Bearbeitung eines konkreten Problems klar ist. Eine Universal-Lösung für alle möglichen Probleme des demokratischen Systems sind sie nicht. Für konkrete und strittige Probleme, die oft ähnlich gelagert sind, funktionieren sie aber erstaunlich zuverlässig.
 
        Eine große Zukunftsherausforderung für Bürgerräte – und die dialogische Bürgerbeteiligung generell – ist es, erstere auf geeignete Weise zu institutionalisieren. Ziel muss dabei sein, ihre Nutzung zu vereinfachen und eine hohe Prozessqualität zu sichern. Die baden-württembergischen Strukturen bieten hier Orientierung, auch in anderen Bundesländern und im Ausland finden sich interessante Institutionalisierungen. So hat zuletzt Hamburg die Möglichkeit zur Nutzung von Bürgerräten gesetzlich verankert. Das österreichische Bundesland Vorarlberg hat zur Ermöglichung von Bürgerräten im Jahr 2011 sogar seine Verfassung angepasst. In Oregon, USA wurden ebenfalls 2011 Citizens’ Initiative Reviews gesetzlich verankert. Eine der weitreichendsten gesetzlichen Regelungen hat Ostbelgien 2019 vorgenommen, wo Bürgerräte fest in die politische Entscheidungsfindung eingebaut wurden. Von diesen Entwicklungen gilt es zu lernen und Schlüsse für gangbare Institutionalisierungspfade in Deutschland zu ziehen.
 
        Wichtig ist es dabei, Überregulierungen zu vermeiden – in erster Linie, um Weiterentwicklungen nicht zu behindern, aber auch, weil dialogische Bürgerbeteiligung, anders als etwa direktdemokratische Prozesse, in der Praxis adaptiv bleiben muss. Nicht jeder Herausforderung kann mit standardisierten Modellen wie einem Bürgerforum begegnet werden. Geeignete Prozessdesigns zu entwickeln, erfordert allerdings beteiligungsfachliche Kompetenzen und Grundhaltungen, die in vielen Verwaltungen bislang noch Mangelware sind. Externe Beratung kann dies nicht vollständig kompensieren. Dem Bereich der Aus- und Weiterbildung des Verwaltungspersonals kommt deshalb größte Bedeutung zu. Gleiches gilt auch für die Ausbildungsmöglichkeiten für Moderierende. Auch hier fehlt bislang eine ausreichende Infrastruktur von hochwertigen Angeboten, die verlässlich mit dem Wissensstand in Forschung und Praxis verknüpft ist.
 
        Entscheidend für die Zukunft von Bürgerräten wird jedoch die Entwicklung des demokratiepolitischen Diskurses sein. Die aufgezeigten Missverständnisse rund um die funktionalen Unterschiede direkter, repräsentativer und dialogischer Demokratie gefährden die weitere Entwicklung dialogischer Beteiligungsformen. Auf Bundesebene sind solche Missverständnisse wieder vermehrt zu vernehmen, seit sich dort der parteiübergreifende Konsens zur Erprobung von Bürgerräten aufgelöst hat. Eine wichtige Rolle zur Versachlichung der Debatte können die Erfahrungen von Auftraggebern, Organisatoren und Beteiligten von Bürgerräten spielen – und nicht zuletzt auch die Wissenschaft, die im Bereich der empirischen Beforschung von Bürgerräten noch viele Antworten schuldig bleibt.
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        GESELLSCHAFTSDIENST FÜR ALLE
 
        Ein Garant für mehr Zusammenhalt?
 
         Rabea Haß · Grzegorz Nocko 
 
        Die Mehrheit der Menschen in Deutschland sorgt sich um den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Eine repräsentative Umfrage der Bertelsmann Stiftung zeigt, dass insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene in Deutschland die Corona-Pandemie als spaltend empfunden haben. 01  Die Trendstudie „Jugend in Deutschland 2024“ bestätigt eine Tendenz der Polarisierung unter jungen Menschen. 22 Prozent der 14- bis 29-Jährigen gaben in der repräsentativen Umfrage an, sie würden die AfD wählen, wenn jetzt Bundestagswahl wäre. 02  Ein vergleichbarer Rechtsruck im Wahlverhalten lässt sich bei allen Generationen in Deutschland und auch Europa beobachten.
 
        Weitere Bedrohungen wie der russische Angriffskrieg auf die Ukraine, die Eskalation im Nahen Osten, der globale Klimawandel und die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich schüren Angst und Unsicherheit. Diese und ähnliche Herausforderungen, gepaart mit der zunehmenden Individualisierung und der Auflösung sozialer Bindungen, stellen den Zusammenhalt auf eine harte Probe. Vor diesem Hintergrund wurde die Debatte um einen Gesellschaftsdienst von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier im Juni 2022 erneut angestoßen und seither aus unterschiedlichen politischen Lagern aufgegriffen.
 
        Sie dreht sich bisher zum großen Teil um die Frage, ob ein neuer Gesellschaftsdienst verpflichtend oder freiwillig sein sollte und vernachlässigt die entscheidenden Fragen nach dem Zweck eines Dienstes sowie dessen Umsetzbarkeit. Diskutiert werden unterschiedliche Modelle: von einer sozialen Pflichtzeit für alle, über ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr für Jugendliche bis hin zu einem Rechtsanspruch auf einen Freiwilligendienst. 03  Gemeinsam ist all diesen Vorschlägen die Annahme, dass ein Gesellschaftsdienst den gesellschaftlichen Zusammenhalt verbessern, die gemeinsamen Werte unseres demokratischen Zusammenlebens untermauern sowie die Resilienz unserer Gesellschaft stärken würde.
 
        GRUNDLAGEN FÜR EIN DEMOKRATISCHES ZUSAMMENLEBEN
 
        Eine Demokratie lebt von der Verantwortung jedes Einzelnen. Sie ist darauf angewiesen, dass Bürgerinnen und Bürger im öffentlichen Interesse handeln, auch wenn dies erkennbare individuelle Kosten und oft keinen klaren oder unmittelbaren persönlichen Nutzen mit sich bringt. Die folgenden Voraussetzungen tragen dazu bei: 04  Identifikation mit dem Staat und Vertrauen in seine Institutionen; Gemeinschaftssinn und soziale Bindungen als Gefühl der Zugehörigkeit zu einem lebendigen und gut funktionierenden Gemeinwesen; eine gemeinsame Wertebasis, die auf dem Bekenntnis zu Menschenwürde, Pluralismus, Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit fußt; Solidarität unter den Bürgerinnen und Bürgern sowie Toleranz gegenüber unterschiedlichen Lebensentwürfen; die Erfahrung von Selbstwirksamkeit sowie die Möglichkeit zur Partizipation; das Gefühl der Sicherheit und Stabilität und ein Grundwissen über demokratische Prozesse sowie ein Verständnis für gesellschaftliche und politische Zusammenhänge.
 
        Kann ein Gesellschaftsdienst diese Grundlagen fördern und zur Stärkung unseres demokratischen Zusammenlebens beitragen? Je nach tagespolitischer Herausforderung wandelten sich die Erwartungen an einen solchen Dienst beinahe beliebig. 05  Auch heute sind die Erwartungen an einen Gesellschaftsdienst hoch. Sie basieren auf wohlmeinenden Annahmen: Jede und jeder Dienstleistende würde langfristig engagiert bleiben; der Dienst wäre eine lebensprägende Erfahrung, würde Miteinander und Solidarität stärken, soziale Blasen überwinden und gesellschaftliche Konflikte mildern, wenn nicht sogar lösen. Es fehlt jedoch häufig an soliden Daten zur Bewertung der Wirksamkeit eines solchen Dienstes. Auch dürfte die konkrete Ausgestaltung einen großen Einfluss auf die tatsächliche Wirkung haben – beispielsweise darauf wie gerecht oder sinnstiftend ein Dienst wahrgenommen wird.
 
        VOM WEHR- UND ZIVILDIENST ZUM GESELLSCHAFTSDIENST
 
        Seit 1956 gilt in der Bundesrepublik die Wehrpflicht für junge Männer. Als Parlamentsarmee verfasst, soll die Bundeswehr das Ideal des „Staatsbürgers in Uniform“ untermauern. Die Wehrpflicht galt in Zeiten des Kalten Krieges als wichtiger Baustein für die Landesverteidigung. So wäre im Ernstfall den Reservisten eine tragende Rolle zugefallen. Sinn und Zweck sind im Wehrpflichtgesetz klar geregelt: Die Ausbildung der Grundwehrdienstleistenden ist Grundlage für ihren Einsatz im Verteidigungsfall. Klar umrissene Hilfeleistungen im In- und Ausland sind in Artikel 5 und 6 des Gesetzes benannt. Der Zivildienst bot eine Alternative für junge Männer, die aus Gewissensgründen den Militärdienst verweigerten. Er stellte eine maßgebliche Unterstützung für soziale Einrichtungen bereit und leistete einen wichtigen Beitrag zum sozialen Gefüge. Die Zivildienstleistenden arbeiteten etwa in Krankenhäusern, Pflegeheimen und Behinderteneinrichtungen. Für Frauen bestand seit 1964 die Möglichkeit, sich über einen Freiwilligendienst einzubringen.
 
        2011 wurde die Wehrpflicht in Deutschland ausgesetzt, was gleichzeitig das Ende des Zivildienstes bedeutete. Dieser Schritt war das Ergebnis gesellschaftlicher und politischer Veränderungen und nicht zuletzt eine Sparmaßnahme in Zeiten der Euro- und Finanzkrise. So war der eigentliche Zweck – die Landesverteidigung – in der damaligen Wahrnehmung ein unvorstellbares Szenario; die Wehrgerechtigkeit war nicht mehr gegeben, weil immer mehr Männer ausgemustert wurden, und der Fokus lag darauf, junge Leute möglichst schnell in Ausbildung und Beruf zu bringen.
 
        Zwar sorgten sich einige vor einer Versorgungslücke in den Einsatzbereichen des Zivildienstes, jedoch gab es kaum öffentliche Diskussionen über die Pflichtdienste als Sozialisationsinstanz oder ihren Stellenwert für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die Freiwilligendienste, die sich als Alternative – ursprünglich vor allem für Frauen – zum Pflichtsystem entwickelt hatten, wurden zu diesem Zeitpunkt gestärkt. Der Zivildienst wurde teilweise durch den Bundesfreiwilligendienst ersetzt, die Bundeswehr führte einen Freiwilligen Wehrdienst ein. Beide Formate stehen Männern als auch Frauen offen. Im europäischen Vergleich hat kein anderes Land eine so ausdifferenzierte und traditionsreiche Struktur für Freiwilligendienste wie Deutschland.
 
        Ehrenamtliches Engagement gilt als Motor der Demokratie. In Deutschland engagieren sich knapp 29 Millionen Menschen, das sind etwa 40 Prozent der Bevölkerung ab 14 Jahren. 06  Individuen entscheiden sich freiwillig, ihre Zeit, Kompetenzen und Ressourcen kurz-, mittel- oder langfristig unentgeltlich für das Gemeinwohl einzusetzen. Freiwilligendienste stellen eine besondere Form des Engagements dar.
 
        Während zivilgesellschaftliches Engagement spontan und relativ unreguliert stattfindet, zeichnen sich Freiwilligendienste durch spezifische Merkmale aus: Sie sind als Bildungs- und Orientierungszeit mit Anspruch auf Qualifizierung, pädagogische Begleitung und fachliche Anleitung ausgestaltet, operieren innerhalb eines gesetzlich geregelten Rahmens, haben einen definierten Zeitraum und ein klares Tätigkeitsprofil, das arbeitsmarktneutrale Hilfstätigkeiten mit einem Mehrwert für die Gemeinschaft umfasst. Analog zum Wehrdienst sollte sich ein Gesellschaftsdienst an einer übergeordneten Zielsetzung orientieren und klar benennen, welchen Beitrag er für das Gemeinwohl leistet.
 
        STATUS QUO
 
        Derzeit leisten knapp 100000 Menschen pro Jahr eine Freiwilligendienst im Zivilen (rund 90000) oder bei der Bundeswehr (rund 10000). Etwa 90000 sind junge Erwachsene zwischen 16 und 27 Jahren. Allerdings stellen sie keinen Querschnitt der Gesellschaft dar. So sind in den zivilen Freiwilligendiensten mehr Frauen (60 Prozent) als Männer (40 Prozent) vertreten. Die Jugendlichen sind besser ausgebildet als der gleichaltrige Durchschnitt. 07  Bei der Bundeswehr entsprechen die Freiwilligen zwar in etwa dem Bildungsdurchschnitt, dafür sind aber 82 Prozent männlich. 08  
 
        Grundsätzlich wäre die Bereitschaft, einen solchen Dienst zu leisten, bei jungen Menschen deutlich höher. Doch es scheitert oft schon am Wissen über diese Möglichkeiten. 09  Zudem schrecken besonders in den zivilen Diensten das niedrige Taschengeld, das kaum ein eigenständiges Leben ermöglicht, sowie fehlenden Qualifikationsnachweise insbesondere Menschen mit niedrigem Bildungsgrad ab. Denn es gibt kaum Möglichkeiten, das Erlernte im Anschluss, etwa für eine Lehrzeitverkürzung oder ähnliche ausbildungsbezogene Vorteile, zu nutzen.
 
        Die Dienste werden von den jungen Menschen vorwiegend als (berufliche) Orientierung und sinnvoll empfundene Überbrückung, beispielsweise zwischen zwei Ausbildungsabschnitten, genutzt. Als Lerndienst ausgestaltet, beinhalten alle Formate auch verpflichtende Bausteine zur politischen Bildung. Meist erfolgt der Dienst in Vollzeit und dauert zwischen 6 und 23 Monaten. Die individuelle Weiterentwicklung nimmt einen großen Stellenwert ein und wird unter den Motiven für einen Dienst höher gewichtet als das Anliegen, etwas für andere zu tun. 10  
 
        ERFOLGSKRITERIEN
 
        Damit ein Gesellschaftsdienst den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärkt, muss er von den Bürgerinnen und Bürgern als sinnvoll und gerecht wahrgenommen werden. Die folgenden Kriterien sind dabei in Betracht zu ziehen: Um gerecht im Sinne einer fairen Lastenverteilung zu sein, sollten alle Mitglieder der Gesellschaft – abhängig von den Voraussetzungen und Möglichkeiten – zur Erfüllung eines Dienstes beitragen. Das bedeutet nicht notwendigerweise, dass alle (verpflichtend) einen Dienst ableisten, sondern beispielsweise durch höhere Steuern zu einem fairen Vergütungssystem beitragen oder Ausgleiche für Dienstleistende, beispielsweise auf dem Arbeitsmarkt, als gerecht akzeptieren. Insgesamt sollte der Dienst als Teil der staatsbürgerlichen Pflichten akzeptiert sowie als Bereicherung für das eigene Leben sowie das Gemeinwohl verstanden werden.
 
        Um gerecht im Sinne von gerechtfertigt zu sein, müssen die Aufgaben im Rahmen des Dienstes einen klar erkennbaren Beitrag zum Wohl der Gemeinschaft leisten. Die Tätigkeiten stehen im Einklang mit den gemeinsamen Werten der Gesellschaft. Die Ziele und Nutzen des Dienstes sind dabei transparent und nachvollziehbar kommuniziert.
 
        Und um gerecht in Bezug auf die individuelle Belastung zu sein, darf der Dienst keine unnötigen Belastungen schaffen und nicht übermäßig in die Lebensplanung eingreifen, beispielsweise durch Wahlfreiheit mit Blick auf Zeitpunkt und Ort des Einsatzes.
 
        Darüber hinaus sollten die Dienstmodelle dazu beitragen, sowohl die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger untereinander als auch die Verbindung zwischen Individuen und dem Staat zu fördern. Die folgenden drei Ansätze können hierbei unterstützend wirken. Erstens: Menschen aus unterschiedlichen Milieus begegnen sich, was in anderen Kontexten so nicht gelingt. 11  Zweitens lassen sich Ungleichheiten reduzieren: Indem Männer vermehrt in Berufe mit traditionell weiblicher Prägung (etwa in der Pflege) 12  eingebunden werden, gewinnen sie ein besseres Verständnis und eine höhere Wertschätzung für diese Berufsfelder. Drittens wird die institutionelle Öffnung gefördert: Tendenziell geschlossene Organisationen wie das Militär werden geöffnet, indem Bürgerinnen und Bürger Teil von ihnen werden und sich ihre Lebenswelten verzahnen („Staatsbürger in Uniform“). Daraus lassen sich wesentliche Aspekte für die praktische Umsetzung und die Entwicklung eines neuen Gesellschaftsdienstes für alle ableiten.
 
        SINNSTIFTUNG UND BEDARFSORIENTIERUNG
 
        Schon heute bieten zivile und militärische Freiwilligendienste ein breites Spektrum an sinnstiftenden Tätigkeiten an. Diese umfassen Einsatzstellen in Bereichen wie Kultur, Sport, Umweltschutz, Altenhilfe, Heimat- und Katastrophenschutz und dienen gemäß den gesetzlichen Regelungen dem Gemeinwohl. Sie sind arbeitsmarktneutral gestaltet: Freiwillige dürfen keine hauptamtlichen Arbeitskräfte ersetzen. Ein Großteil der unterstützenden Aufgaben erfordert jedoch eine intensive Einarbeitung und ein umfassendes Grundwissen, weshalb kurze Dienstzeiten oder wenige Wochenstunden nicht praktikabel sind. Unter idealen finanziellen Rahmenbedingungen könnten die Träger bis 2030 ihr Angebot verdoppeln, aber die heutigen Strukturen würden nur begrenzt mehr Dienstleistende verkraften.
 
        Angesichts des großen Bedarfs, insbesondere im Zivil- und Katastrophenschutz sowie in den Kommunen, ist es notwendig, das Portfolio an Tätigkeiten grundlegend zu erweitern und neu zu denken. Es sollten Unterstützungsleistungen definiert werden, die mit wenig Vorkenntnissen und für kurze Zeiträume übernommen werden können. Verlässliche Strukturen und klare Ansprechpersonen sind entscheidend, um solche Hilfsleistungen effektiv zu koordinieren. Ein Katalog an zeitlich intensiven, aber anlassbezogenen Tätigkeiten könnte ebenfalls entwickelt werden.
 
        Projekte wie die Mobile Helfer-Initiative des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe oder die „Saving Life“-App in Schleswig-Holstein, bei denen sich Interessierte registrieren und qualifizieren können, zeigen bereits erfolgreiche Modelle. Sie zeigen, wie Bürgerinnen und Bürger mit wenig bis keiner Vorqualifizierung in Notlagen helfen können. Erfolgt eine Erstqualifizierung, stärkt diese zugleich die Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung in Krisen und Katastrophen, wie es auch der Deutsche Städtetag fordert.
 
        Denkt man die Ausgestaltung des Dienstes anhand konkreter Bedarfe weiter, zeigt sich, dass es einige Tätigkeitsprofile gibt, die eher einen punktuellen Einsatz oder stundenweise Aufgaben über mehrere Jahre fordern. Daher gilt es, das heutige System der Freiwilligendienste zu ergänzen und auch solche Einsatzbereiche zu erschließen, die nicht in Vollzeit über 6 bis 12 Monate konzipiert sind. Flexible Modelle mit Teilzeitansätzen oder Lebenszeitkonten würden zudem eine breitere Zielgruppe ansprechen, da sich der Dienst auch mit einem Studium, Integrationskurs oder einer Altersteilzeit im Beruf verbinden ließe.
 
        Denn im Sinne der wechselseitigen Identifikation und Toleranz unter Bürgerinnen und Bürger wäre ein generationenübergreifendes Modell gewinnbringender für das demokratische Zusammenleben als ein Dienst mit dem Fokus auf eine bestimmte Alterskohorte. Im ersten Schritt könnte ein Gesellschaftsdienst hier in Übergangsphasen ansetzen. Das können selbstgewählte Auszeiten sein, ebenso Brüche im Leben wie sie durch Arbeitslosigkeit, das Ende oder den Abbruch einer Ausbildung oder eines Studiums entstehen können. Einsatzoptionen sollten klar kategorisiert werden, um unter anderem den benötigten Zeitumfang, die erforderliche Expertise und die Eignung für Minderjährige abzudecken.
 
        Das Konzept des lebenslangen Lernens spielt eine entscheidende Rolle bei Zivil- und Freiwilligendiensten. Dabei findet das Lernen durch pädagogische Begleitung, wie Supervision und Mentoring, am Arbeitsplatz bei der Erfüllung der Aufgabe selbst, durch soziale Interaktion in einem neuen Umfeld sowie in Trainings und Workshops und durch Selbststudium und Reflexion statt, sprich im Rahmen der (fachlichen) Vor- und Nachbereitung auf die Aufgabe.
 
        Obwohl der Bildungsaspekt im Dienst bedeutend ist, sollte er die Hauptaufgabe nicht überlagern. Dies lässt sich verdeutlichen, indem man den Wehrdienst als Vergleich heranzieht, bei dem die Qualifizierung eine Voraussetzung für die Erfüllung der Aufgabe ist und nicht das alleinige Ziel. Hier besteht ein konzeptioneller Unterschied zu den Freiwilligendiensten.
 
        Eine Differenzerfahrung, also die Begegnung und Auseinandersetzung mit Personen unterschiedlicher Milieus und Generationen, findet nachweislich in der praktischen Tätigkeit selbst statt. Diese Selbstwirksamkeitserfahrung ist wiederrum prägend für die Entwicklung sozialer Verantwortung und gesellschaftlichen Engagements. 13  
 
        Auch ein Reservisten-Konzept – also eine langfristige Möglichkeit, die erworbenen Kompetenzen einzusetzen – ist in den aktuellen Freiwilligendiensten nicht vorhanden. Es würde jedoch die soziale Verantwortung und das Gefühl der Selbstwirksamkeit verbessern. Vor diesem Hintergrund ist es für den Erfolg künftiger Gesellschaftsdienste im Sinne gesellschaftlicher Wirkung für alle von hoher Relevanz, das im Dienst erworbene Wissen nachhaltig zu verankern; beispielsweise dadurch, dass man immer wieder (freiwillig) in Notlagen oder bei besonderem Bedarf die erworbenen Kompetenzen einsetzen und/oder diese im Rahmen von regelmäßigen Online-Angeboten auffrischen und ausbauen kann.
 
        WEITERENTWICKLUNG ALS DAUERAUFGABE
 
        So wie in Schweden beim Zivil- und Wehrdienst jährlich genau die Stellen besetzt werden, die in den Organisationen einen Mehrwert schaffen, sollten in Deutschland für einen Gesellschaftsdienst kontinuierlich Stellenprofile definiert werden, die bestimmten Kriterien entsprechen und dem Gemeinwohl dienen. Dies würde den Kern des Dienstes langfristig stärken. Aufgabenfelder und Anforderungen an Dienstmodelle können sich mit der Zeit ändern. Beides gilt es kontinuierlich abzugleichen.
 
        So kann zeitweise in einer Kommune ein hoher Bedarf an Digitalisierungslotsen bestehen, während eine andere Region für Klimaanpassungsmaßnahmen helfende Hände braucht. Es gilt, kontinuierlich auszuhandeln, wo die Grenze zur Arbeitsmarktneutralität verläuft. Ein Beispiel ist der bevorstehende Personalengpass im öffentlichen Dienst, wenn in den kommenden zehn Jahren etwa ein Viertel der Beschäftigten in Rente geht. Wäre das eine „außergewöhnliche Situation“ oder gar „Notlage“, um die Grenze der Arbeitsmarktneutralität – zumindest zeitweise – zu verschieben?
 
        Es gilt, immer wieder zu überprüfen, ob der Dienst die selbstgesteckten Ziele erreicht. Führt der Dienst zu einem größeren Zusammenhalt in der Gesellschaft? Oder spaltet er gar weiter, weil Dienstleistende unterschiedlich stark von ihrem Einsatz profitieren oder belastet werden? Werden Zielgruppen in einem Freiwilligenmodell systematisch benachteiligt? Faktenbasierte Entscheidungen müssen hier das Mittel der Wahl sein und setzen eine kontinuierlich und qualitativ hochwertige Evaluation von Beginn an voraus.
 
        ZEITGEMÄẞE UMSETZUNG
 
        Die konkrete Ausgestaltung des Dienstes von der Bewerbung über die Qualifizierung bis hin zum Matching mit einer passenden Einsatzstelle sollte die Bürgerinnen und Bürger begeistern und auf schlanke, stark automatisierte Verfahren aufbauen. Der Prozess sollte konsequent digital ablaufen, sodass Interessierten nach Eingabe von Eckdaten wie Interessen, Verfügbarkeit und eventuellen Vorkenntnissen sofort passende Einsatzoptionen vorgeschlagen werden können. Die Einsatzoptionen sollten dabei klar kategorisiert werden, um den benötigten Zeitumfang, die erforderliche Expertise für die Einarbeitung sowie die Eignung für bestimmte Zielgruppen (etwa Minderjährige oder Mehrsprachige) abzudecken.
 
        Um eine regelmäßige Auseinandersetzung mit der Frage, was man für die Gesellschaft leisten kann oder will, zu fördern, sollten bestehende Interaktionen mit dem Staat genutzt werden. Dies könnte durch öffentliche Kampagnen oder bei der Ummeldung des Wohnsitzes und Beantragung eines neuen Passes geschehen. Ziel ist es, Menschen zu ermutigen, sich als potenzielle Helfende zu registrieren.
 
        Eine zentrale Matching-Agentur könnte also die Lösung sein. Sie soll unter einem gemeinsamen Dach die Daten und Kategorien aller Einsatzstellen und Träger bündeln, während sie gleichzeitig die Vielfalt der heutigen Landschaft erhalten und um flexible Optionen erweitern würde. Ob diese Aufgabe von einer staatlichen oder privatwirtschaftlichen Dienstleistung übernommen wird, bleibt auszuhandeln. Heute gibt es – aus der Historie der Freiwilligendienste gewachsen – zahlreiche unterschiedliche Informationsplattformen, was die Orientierung erschwert und viele Ressourcen im Betrieb erfordert. Eine Dachmarke, unter der sich alle Angebote wiederfinden, wäre ein zentraler Baustein für mehr Sichtbarkeit und Wertschätzung.
 
        AUSBLICK
 
        Ein Gesellschaftsdienst für alle stößt in der deutschen Bevölkerung auf große Resonanz. In einer aktuellen Umfrage sprechen sich knapp drei Viertel der Deutschen für einen Pflichtdienst aus. 14  Aufbauend auf der Bestandslandschaft der Freiwilligendienste ließe sich schrittweise ein Dienst für alle etablieren, der um flexible Modelle, neue Tätigkeitsbereiche sowie eine starke Dachmarke ergänzt werden könnte. Damit ein solcher Dienst den hohen Erwartungen – insbesondere zur Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts – gerecht würde, bedarf es einer zeitgemäßen Umsetzung und Fingerspitzengefühl. Die Verhältnismäßigkeit ist zentral: Was wollen und können wir kurz- und langfristig mit einem Gesellschaftsdienst erreichen und was ist dafür für den aktuellen Zeitpunkt das beste Mittel beziehungsweise Modell? Diese Fragen nachvollziehbar zu klären, ist Voraussetzung für eine hohe Akzeptanz in der Bevölkerung und Grundlage für eine positive Wirkung in Hinblick auf unser demokratisches Zusammenleben.
 
        Vom Ziel abgeleitet kann die Frage nach der Pflicht beziehungsweise Freiwilligkeit entschieden werden – am Bedarf orientiert anstatt dogmatisch aufgeladen und in dem Bewusstsein, dass es um Nuancen der Ausgestaltung und nicht um starre Positionen geht. Abhängig von den Umsetzungsperspektiven können grundsätzliche Pflichtelemente wie eine Informations- oder Rückmeldepflicht sinnvoll sein. Auch die Überlegungen zu einer gerechten Ausgestaltung eines Gesellschaftsdienstes – wie beispielsweise dessen Auswirkung auf die Rente – sind zentral. Vergessen sollte man nicht, dass die Grundsatzfrage nach Pflicht beziehungsweise Freiwilligkeit vor allem eine politische Entscheidung darstellt und erst nach der Klärung der Ziele und des Zwecks sinnvoll ist. Der Politikwissenschaftler Sven Altenburger argumentiert, dass der Gesellschaftsdienst in der Langzeitperspektive als eine Reinvestition in die Gemeinschaft und den öffentlichen Sektor betrachtet werden sollte. Diese Investition „könnte als Schlüsselelement in einem moralischen und institutionellen Balanceakt zwischen Individuum und Gemeinschaft, Markt und Staat dienen. Angesichts der erheblichen Unsicherheiten, die derzeit über der Zukunft internationaler Konflikte, der öffentlichen Gesundheit und des sozialen Zusammenhalts liberal-demokratischer Gesellschaften schweben, stellt die Stärkung staatlicher Kapazitäten und die Förderung öffentlicher Güter einen entscheidenden Handlungsweg dar.“ 15  
 
        Bei der Umsetzung und Konkretisierung lohnt es sich schließlich immer wieder, nach Europa zu schauen. Von unseren Nachbarn zu lernen, Erfahrungen auszutauschen und auf erprobte Modelle anderer Länder zurückzugreifen. Denn dies wäre ein weiterer Garant für eine gelungene Umsetzung. Mehr Mut zu Europa bei der Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts ist ohnehin dringend geboten – das gilt auch für einen Gesellschaftsdienst.
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        GUERILLA-DEMOKRATIE
 
        Wie Demokratien autokratische Übergriffe verhindern und rückgängig machen können
 
         Claus Leggewie · Ireneusz Paweł Karolewski 
 
        „Bleib ruhig, wenn das Undenkbare eintritt.“
 
        (Timothy Snyder)
 
        In einer stabilen Nachkriegsdemokratie konnten sich die meisten (West-)Deutschen kaum vorstellen, dass Notstandsmaßnahmen zur Sicherung der freiheitlich demokratischen Grundordnung jemals erforderlich sein könnten. Doch jüngst beschlossen Regierung und Opposition gemeinsam, das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe vor möglichen Übergriffen einer autoritären Regierung zu festigen. Im Visier war damit die AfD, der man nach Aussagen ihrer Spitzenpolitikerinnen und Vordenker ohne Weiteres zutrauen kann, die Verfassungsgerichtsbarkeit nach dem Vorbild der polnischen und ungarischen Rechtsregierungen aushöhlen zu wollen.
 
        Sicherungen des Status quo betreffen die zwölfjährige Amtszeit der Richterinnen und Richter, die Altersgrenze von 68 Jahren sowie die Existenz zweier (und nicht mehr) Senate mit einer festgelegten Zahl von 16 nicht wiederwählbaren Richtern. Letztere üben ihr Amt bis zur Bestellung ihrer Nachfolger aus, Urteile sind bindend, „Karlsruhe“ legt seine Geschäftsordnung selbst fest. Diese Regelungen konnten bisher mit einfacher Mehrheit verändert werden. Fortan wäre dafür eine Zweidrittelmehrheit notwendig, um zu verhindern, dass eine autoritäre Regierung die Hälfte der Verfassungsrichterinnen und -richter ohne Absprache mit anderen Fraktionen allein wählen könnte, oder eine oder mehrere Parteien mit einer Sperrminorität fällige Neubesetzungen verzögern.
 
        Hintergrund dieses im Effekt alles andere als marginalen Rechtsaktes ist die Gefahr, dass die AfD (eventuell zusammen mit dem Bündnis Sahra Wagenknecht, BSW) in ostdeutschen Bundesländern absolute Mehrheiten einfahren kann. Diese breite Koalition aller demokratischen Parteien gegen einen möglichen Angriff auf das Verfassungsgericht nach ungarischem (seit 2010) und polnischem (2015–2023) Vorbild wurde als Beweis der Resilienz der gewaltenteiligen Demokratie angesehen. Allerdings können Gerichte nur so lange wetterfest gemacht werden, wie ihre Verteidiger sich mittel- und langfristig auch bei Wahlen durchsetzen.
 
        Die Besetzung mit ihm nahestehenden, auf Lebenszeit gewählten Richterinnen und Richtern des Supreme Court würde dem ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump in einer zweiten Amtszeit die Möglichkeit verschaffen, ungehindert seine autoritäre Herrschaft aufzurichten, wie sie Gedankenspiele eines Staatsumbaus in Plänen von ihm zuarbeitenden Denkfabriken im „Project 2025“ deutlich machten. 01  Was dann? Der zu Provokationen neigende Philosoph Jason Brennan hat die „spezielle Immunität“ angezweifelt, die Präsidenten, Polizisten, Beamte, Soldaten und andere Repräsentantinnen des staatlichen Gewaltmonopols in Anspruch nehmen, wonach man ihnen auch dann nicht in den Arm fallen dürfe, wenn sie lebensgefährlich für andere werden und willkürlich agieren. Brennan sieht für diesen Fall die Bürgerinnen und Bürger ermächtigt, zum Beispiel einen Polizisten, der sich anschickt, einen unschuldigen, unbewaffneten Bürger zu malträtieren und eventuell umzubringen, was bekanntlich nicht nur in den USA bei Minderheiten des Öfteren vorkommt, daran zu hindern und womöglich selbst zu töten. Diese „moralische Parität“ gelte auch für Regierungspersonal, das massiv Unrecht begeht. In diesem Fall dürfe man es ebenso betrügen, sabotieren, verletzten oder sogar physisch angreifen wie jede Zivilperson, bei der man dafür gute Notwehrgründe vorweisen kann – eine interessante Wendung bei Brennan, der sich noch 2016 gegen eine partizipative Demokratie wandte und für eine platonische Herrschaft der „kenntnisreichen“ Bürger plädierte. 02  
 
        WAS HEIẞT GUERILLA-DEMOKRATIE?
 
        In einer Guerilla-Demokratie geht es einerseits um solche Präventivmaßnahmen, die aus der negativen Erfahrung gescheiterter oder defekter Demokratien lernen. Andererseits geht es um Akte des Widerstands „von unten“, wenn Grundfreiheiten akut bedroht oder bereits außer Kraft gesetzt sind und die Rückeroberung von Freiheiten nur noch mit illegalen und eventuell militanten Mitteln möglich ist, aber auch neue Wege für Interaktionen in der demokratischen Gemeinschaft selbst erprobt werden. 03  Sozialwissenschaftler Albert Hirschman formulierte 1970 unter großer Resonanz die drei Verhaltensoptionen exit (Abwanderung), voice (Protest) und loyalty (Loyalität). 04  Mit Brennans Formel when all else fails tritt nun eine vierte hinzu: Widerstand durch zivile Gruppen, die noch vorhandene Nischen politischer Partizipation in defekten Demokratien und Autokratien nutzen. Ihr Aktionsmodus kann unterschiedliche Gesichter und Grade haben, die von digitalen Formen des Widerstands bis zu Straßenprotesten und Happenings reichen.
 
        Diese Guerilla-Demokratie ist nicht mit Vigilantismus zu verwechseln, der Staatlichkeit grundsätzlich misstraut und sich das Recht nimmt, auch in Demokratien das Privateigentum und sich selbst gegen eigene (oft imaginäre) Feinde mit Waffen zu verteidigen. Guerilla-Demokraten misstrauen dem Staat nicht grundsätzlich, sondern agieren, wenn der Staat zur Beute politischer und wirtschaftlicher Oligarchen wird, die eine paternalistische Sorge für das gemeine Volk vortäuschen und die Institutionen des Staates so weit vereinnahmen, dass ein Sieg der Opposition schwierig wird. 05  
 
        Die zunächst vielleicht alarmistisch wirkende Terminologie der Guerilla-Demokratie reagiert auf die schubweise und massive Entdemokratisierung seit der Jahrtausendwende. In etablierten wie auch in zwischen 1970 und 1990 errichteten neuen Demokratien begann sie mit ethno-nationalistischen Angriffen auf das liberale Parteien-Establishment und ihm zugerechnete wirtschaftliche, soziale und kulturelle Eliten. Wo sich populistische Bewegungen parteiförmig organisierten und Wahlerfolge erzielten, übten sie Druck auf oppositionelle Medien aus, nahmen unabhängige Verfassungsgerichte ins Visier, ebenso die freie Kunst und Wissenschaft, denen ein Mangel an Heimatverbundenheit beziehungsweise Auftragsarbeit für Herrschende vorgeworfen wurde. Aus einem leeren Populismus heraus erfolgte, wie im Fall der AfD, in der Regel eine völkisch-autoritäre Radikalisierung, aufgrund derer demokratische Institutionen wie die unabhängige Justiz oder die freie Presse angegriffen und ihre Neutralität und Professionalität angezweifelt wurden.
 
        Desinformationskampagnen erzeugen künstlich polarisierte Meinungsarenen, speziell in sozialen Medien, wo keine redaktionelle Objektivitätspflicht mehr gilt und Verschwörungserzählungen zunehmend den Ton angeben. Hinzu kommen Versuche, den staatlichen Sicherheitsapparat zu unterwandern beziehungsweise zu durchsetzen; es entstanden finanzielle Unterstützer-Netzwerke und korrupte Geschäftsbeziehungen. Dort, wo Populisten an die Regierung gelangten, wurden Nichtregierungsorganisationen (NGOs) mit ausländischen Verbindungen unter Kontrolle gestellt oder verboten, Oppositionelle drangsaliert, enteignet, verhaftet und ins Exil getrieben.
 
        Im Folgenden sollen drei europäische Fallbeispiele graduell-vergleichend herangezogen werden. Während in Polen mit den Wahlen 2023 eine Wende vom autoritären PiS-Regime zurück zu einer liberalen Demokratie mühsam begonnen hat, nimmt 500 Kilometer weiter gen Osten das Regime in Belarus totalitäre Züge an. Dass dort Wahlen angesetzt werden, die von Beginn an weder frei noch fair sind und am Ende gefälscht werden, zeigt, dass selbst Diktatoren ex negativo die Legitimationsfunktion von Wahlen anerkennen. In Ungarn hat sich eine ebenfalls durch Wahlen legitimierte Zustimmungsautokratie gefestigt, der lagerübergreifende und weltanschaulich heterogene Allianzen bisher wenig anhaben konnten. Auch eine wachsende Kritik an der Person des Premiers Viktor Orbán hat bisher noch nicht zum Machtverlust beigetragen. Vielmehr nutzt er die EU-Ratspräsidentschaft als Propagandaplattform einer prorussischen und prochinesischen Allianz.
 
        BELARUS
 
        Beginnen wir mit dem Extremfall einer vollendeten Diktatur. Im europäischen Kontext ist dies, mehr noch als die Russische Föderation, Belarus. 06  Lange Zeit als Teil der Sowjetunion betrachtet, entstand mit deren Auflösung 1991 der unabhängige Staat, der seit 1994 von Alexander Lukaschenko regiert wird. Gängige Begriffsassoziationen zu Belarus lauten: brutale Diktatur, weißer Fleck auf der europäischen Landkarte, Dependance des Putin-Regimes. Die Alleinherrschaft Lukaschenkos und der ihm nahestehenden Silowiki (Angehörige des Sicherheitsapparates) ist gnadenlos, die Bewegungsfreiheit Oppositioneller fast restlos eingeschränkt, ein großer Teil davon lebt ohne Rückkehraussicht im Exil.
 
        Die belarusische Opposition versuchte 2020 Lukaschenko eine Wahlniederlage beizubringen, doch wurden aussichtsreiche Kandidatinnen wie Swetlana Tichanowskaja und Maria Kalesnikawa eingeschüchtert, verhaftet, entführt, eingesperrt oder ins Exil gezwungen. Nach den offensichtlich gefälschten Wahlen gab es Massenproteste mit hunderttausenden Teilnehmenden, die Lukaschenko durch Sondereinheiten der Staatspolizei mit massiver Gewalt und tausenden Festnahmen und Verurteilungen unterband. Menschenrechtsorganisationen zählen aktuell 1400 politische Gefangene. In der Haft herrschen unmenschliche Bedingungen, Gefangene werden verprügelt, gefoltert, vergewaltigt und getötet. Es gibt diverse Fälle von „Verschwundenen“. Zivilgesellschaftliche Gruppen wurden zerschlagen, von der folgenden Präsidentschaftswahl 2024 wurden sämtliche Oppositionsparteien ausgeschlossen. Es kam zu einem Massenexodus von Belarusinnen und Belarusen.
 
        Bewundernswert ist zum einen der unerschütterliche Durchhaltewillen der umzingelten und eingesperrten Oppositionellen, der exemplarisch in dem aus dem Gefängnis geschmuggelten Buch von Maxim Znak nachvollzogen wird. 07  Der Anwalt gehörte dem Vorstand des Koordinierungsrates der Massenproteste gegen die Präsidentschaftswahl 2020 an und sitzt seither in einem Minsker Gefängnis. Zum anderen versuchen exilierte Personen und Gruppen, die Oppositionsbewegung zusammenzuhalten, den Kontakt nach Belarus aufrechtzuerhalten und Ansätze für eine Zeit danach zu formulieren. Die Optionen sind spärlich: Unterstützung aus dem Ausland ist gefährlich, Leitfiguren der inneren Opposition können sich nicht profilieren und über einen engen Zirkel hinaus bekannt werden, die Netzwerke, die sich bei den Protesten gebildet hatten, sind zerrissen oder haben resigniert, valide Informationen gibt es nur noch über polnische Medien. Das Regime ist ein Block, der nichts mehr fürchtet als die Rache des Volkes; seine (nicht vollständige) Isolierung und Sanktionierung kompensiert es durch das enge Militär- und Wirtschaftsbündnis mit Russland. Nachdem Lukaschenko mit dem 2015 zwischen Russland, der Ukraine, Frankreich und Deutschland ausgehandelten Minsker Abkommen eine diplomatische Mittlerrolle im Konflikt um die Ost-Ukraine zugefallen zu sein schien, unterstützt er nach dessen Scheitern die russische Aggression gegen die gesamte Ukraine.
 
        Was also bleibt zwischen innerer Emigration und dem (kaum möglichen) Tyrannenmord? Für eventuelle Interessenkonflikte in der Nomenklatura gibt es keine Anzeichen, die im Exil lebenden Symbolfiguren haben nicht das Format eines Alexej Nawalny, der seinerzeit sogar Putin in Angst versetzte. Weitere Sanktionsmaßnahmen träfen nicht das Regime.
 
        Die Möglichkeiten der Opposition, von außen auf Belarus einzuwirken, sind auch dadurch begrenzt, dass Angehörige von Exilanten in Belarus bedroht und inhaftiert werden. Mit der Änderung der Passgesetze kann das Regime zudem erreichen, dass im Ausland befindliche Staatsbürgerinnen und -bürger ohne gültige Pässe im Westen staatenlos werden. Ungeachtet dessen bleiben Gegner der Lukaschenko-Diktatur in EU-Ländern aktiv. Darunter gehören auch militärische Ertüchtigungen für Partisanenzellen in Belarus. In dem Maß, wie das Regime sämtliche normalen Oppositions- und Protestaktivitäten illegalisiert, sinkt die Hemmschwelle für Aktivistinnen und Aktivisten, ihrerseits illegale und gewaltförmige Mittel anzuwenden. So hat etwa die oppositionelle Gruppe BYPOL (kurz für Abjadnannie siłavikow Biełarusi, Vereinigung der Sicherheitskräfte von Belarus), die auf die Unterwanderung der Sicherheitskräfte zielt, bereits Sabotageakte gegen Cyber-, Militär- und Verkehrsinfrastrukturen verübt. Dies hat wiederum zur Folge, dass die Auseinandersetzungen bürgerkriegsähnliche Formen annehmen, friedliche Oppositionelle zusätzlich abgeschreckt werden und in diesem an David gegen Goliath anmutenden Kampf zunehmend Resignation aufkommt.
 
        Im Kontinuum von Opposition, Protest und Widerstand lernt man am Fall einer fast vollständigen und von außen fortifizierten Diktatur wie in Belarus, dass sämtliche legalen Mittel der Opposition über Wahlen, Medieninformation, Rechtsmittel und Meinungskampf durch Wahlbetrug, Gleichschaltung der Presse, abhängige Gerichte und die Unterdrückung der Meinungsfreiheit außer Kraft gesetzt sind. Nach den beeindruckenden Protestversammlungen, die nach dem Muster der Euromaidan-Proteste in Kyjiw 2013/14 Hunderttausende in periodischen Abständen mobilisiert haben, sind öffentliche Massenproteste, aber auch die couragierten Akte zivilen Ungehorsams von Einzelnen und kleinen Gruppen durch härteste Polizeirepression und gezielte Schikanen zu einem lebensgefährlichen Risiko geworden und finden nicht mehr statt.
 
        Weitere Widerstandsakte sind passive Verweigerung und Sabotageakte im Inneren, während Kräfte der Opposition sich in der Zusammenarbeit mit NGOs im Ausland organisieren, klandestine Verbindungen nach Belarus pflegen und auf bessere Zeiten warten. Interventionen der Europäischen Union erwiesen sich als eher nutzlose Rhetorik. Chancen auf Redemokratisierung in Belarus sind abhängig vom weiteren Verlauf des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine. Allerdings bleibt zu vermuten, dass die russische Führung das Lukaschenko-Regime noch stärker an die Kandare nehmen wird.
 
        UNGARN
 
        Das im Rahmen der Osterweiterung 2004 Mitglied gewordene Ungarn hat sich seit 2010 zu einer Wahlautokratie entwickelt und damit zur ersten veritablen Autokratie in der EU, was in der Geschichte der europäischen Integration einmalig ist. Unter dem Regiment der Fidesz-Partei wurde die Gewaltenteilung ausgeschaltet, die Medien (auch die privaten) durch eine regierungsnahe Großstiftung zentralisiert und die Universitäten weitgehend auf Linie gebracht. Die Medien wurden zu Propagandainstrumenten, die neuen Eliten in klientelistische Bereicherungsnetzwerke des Premiers Orbán eingebunden, stets mit Hilfe von EU-Geldern. 08  So entstand eine Nomenklatura, die sich die Loyalität weiter Bevölkerungsteile, vor allem der ländlichen Bevölkerung, mit Propaganda und Wahlgeschenken wie garantierten Grundpreisen bei den wichtigsten Lebensmitteln, Rentenerhöhungen sowie der Deckelung der Treibstoffpreise erschlichen hat. Alle bisherigen Versuche, eine parlamentarische Großkoalition gegen das Fidesz-Regime aufzubauen, sind gescheitert.
 
        Widerstand dagegen gibt es vor allem in den urbanen Zentren wie Budapest, wo seit 2019 Gergely Karácsony von der Grünen Partei Párbeszéd Oberbürgermeister ist. Bei der Europawahl 2024 konnte die neue Partei TISZA (Tisztelet és Sza badság, Respekt- und Freiheitspartei) von Péter Magyar, einem ehemaligen Orbán-Loyalisten, 30 Prozent gewinnen. Doch zugleich verlor die linksliberale Momentum-Partei – die bisherige zivilgesellschaftliche Hoffnung der Orbán-Gegner – über 6 Prozentpunkte im Vergleich zur Europawahl 2019. Fidesz ging mit 44 Prozent als Sieger aus der Europawahl hervor, was die Grenzen des traditionellen politischen Widerstandes gegen Orbán zeigt.
 
        Proteste hat es kontinuierlich zu verschiedenen Anlässen gegeben: gegen das Mediengesetz und die Entlassung kritischer Journalisten, gegen das neue Grundgesetz, gegen die Hochschulreformen und etlichen Verfassungsnovellen, die Ungarn Zug um Zug in eine Wahlautokratie völkisch-autoritärer Prägung verwandelten. Nur selten hat die Fidesz-Regierung auf die Demonstrationen mit Rücknahme dieser angeblichen Reformen reagiert, wie 2014 im Fall der geplanten Internetsteuer. Nach 2015 stockten die Proteste, als Orbán in der Zuwanderung aus der MENA-Region (Naher Osten und Nordafrika) eine Legitimationsquelle erkannte und mit völkischer Angstpropaganda große Teile der Bevölkerung hinter sich versammelte.
 
        Erneute Proteste gab es erst 2017, als der Lehrbetrieb an der Central European University eingestellt werden musste. Ungeachtet dessen gewann Fidesz die Parlamentswahl von 2018 mit einer Zweitdrittelmehrheit. Auch bei den Parlamentswahlen von 2022 kurz nach der russischen Vollinvasion in die Ukraine gewann die Fidesz 52 Prozent der abgegebenen Stimmen. Orbán profitierte vom Krieg, indem er über seine fast vollständige Medienkontrolle Angst verbreitete, die EU werde Ungarn zum Krieg gegen Russland zwingen.
 
        Trotz Drucks vonseiten der EU sowie Kritik internationaler NGOs wird Ungarn immer autokratischer. Im November 2023 hat Fidesz einen Gesetzentwurf ins Parlament eingebracht, der darauf zielt, die ausländische Finanzierung der NGOs und der verbliebenen unabhängigen Medien zu beenden. Eine besondere Perfidie war die Installierung von Fidesz-finanzierten Pseudo-NGOs, mit denen die Orbán-Regierung Kundgebungen zur Unterstützung der Machthaber organisierte und so eine Mimikry-Version der Zivilgesellschaft schuf. Dazu gehören sogenannte Friedensmärsche, organisiert von Orbáns Vertrauten wie Zsolt Bayer von der regierungstreuen Tageszeitung „Magyar Hírlap“. Im Juli 2023 wurde eine Reform des Schulwesens verabschiedet, die „Rachegesetz“ genannt wird, da die Lehrerinnen und Lehrer zu den größten Kritikern des Regimes gehören. Das Gesetz sieht unter anderem vor, dass Lehrpersonal entlassen werden kann, wenn es an Protesten gegen die Regierung teilnimmt. 09  
 
        Beispiele für die Guerilla-Demokratie in Ungarn sind Gegendenkmäler, 10  die verordnete Geschichtsinterpretationen kontern; sie beziehen sich vor allem auf die Geschichtsklitterung von Fidesz, die Ungarn allein als Opfer des Nationalsozialismus darstellt. An zentralen Orten Budapests erreichen sie eine größere Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern und spornen die Bildung einer Gegenöffentlichkeit an.
 
        Wichtig ist darüber hinaus die Unterstützung von außen, denn letzten Endes alimentiert die EU aktuell weiter Orbán-nahe Korruptionsnetzwerke trotz systematischer Verletzungen der europäischen Gesetze und Werte. Es ist an der Zeit, an unkonventionellen Unterstützungsformen für die bedrängten NGOs in Ungarn zu arbeiten – wie zur kommunistischen Zeit, als Dissidentennetzwerke im Ostblock aus dem Ausland finanziell, logistisch und bildungspolitisch unterstützt wurden.
 
        POLEN
 
        Polen befindet sich in einer anderen Lage als Ungarn, nachdem die Prozesse der Entdemokratisierung unter der PiS-Partei (Prawo i Sprawiedliwość, Recht und Gerechtigkeit) von Oktober 2015 bis Dezember 2023 zunächst ähnlich verliefen. Die PiS hat die Staatsvereinnahmung (state capture) ebenso systematisch betrieben und ein Veruntreuungs- und Korruptionssystem etabliert, das nach zwei gewonnenen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen (2019 und 2020) ausgebaut wurde. 11  Unter anderem hat sich die Regierungspartei aus staatlich kontrollierten Unternehmen massiv für parteipolitische Werbemaßnahmen und Wahlkampagnen in Milliardenhöhe bedient. Darüber hinaus wurden führende Oppositionspolitiker im Wahlkampf illegal ausspioniert, womit die Fairness der Wahlen infrage gestellt war. Hinzu kam die autoritäre Gerichtsbarkeit, die zur Einschüchterung von Protestierenden eingesetzt wurde, beispielsweise bei den seit 2016 immer wiederkehrenden, durch Frauen initiierten Protesten gegen die Verschärfung der Abtreibungsgesetze.
 
        Nach der Wahl 2023 und der Regierungsübernahme durch Donald Tusk von der Partei Platforma Obywatelska (Bürgerplattform) stellt sich die Frage, wie die unter der PiS erfolgten Beschädigungen der Demokratie rückgängig gemacht werden können. Bislang sind etwa 60 Personen aus PiS-Kreisen angeklagt und zahlreiche Veruntreuungsfälle publik gemacht worden. Doch für viele Polinnen und Polen verläuft die Aufklärung zu langsam und ist die Abrechnung zu lückenhaft, was in eine baldige Wählerfrustration umschlagen könnte. Daran zeigt sich ein grundsätzliches Dilemma der Redemokratisierung: Sie erfolgt unter den Bedingungen des Rechtsstaats, der auch die Rechte straffälliger Personen bis zur rechtskräftigen Verurteilung schützt.
 
        Beobachter bezeichnen dies als demokratisches frontsliding (als Antonym zum vorherigen backsliding, welches die Autokratisierungsprozesse unter der PiS-Regierung beschreibt), in Abgrenzung zur Transition von 1989/90, bei der die Postkommunisten die Demokratisierung unterstützt hatten. Die Solidarność-Bewegung der 1980er Jahre formulierte damals das Konzept der „sich selbst beschränkenden Revolution“. 12  Sie sollte die Räume des Sagbaren erweitern und eigene Informations- und Bildungssysteme etablieren, also eine Gegenöffentlichkeit bilden ohne Anspruch darauf, politische Funktionen des Staates zu übernehmen. Der Solidarność-Mitbegründer und Essayist Adam Michnik argumentierte, dass dies nur im Bunde mit den Autokraten selbst geschehen könne, die durch neue Partizipationsmöglichkeiten ihre Freude an der Demokratie entdecken würden. 13  
 
        Polen befindet sich gerade in einer heiklen Situation. Die Regierungskoalition scheint wenig stabil, weil die konservative Bauernpartei PSL (Polskie Stronnictwo Ludowe) eine Liberalisierung des Abtreibungsrechts blockiert, womit Premier Tusk ein wichtiges Wahlversprechen nicht einlösen kann. Zudem blockiert der noch amtierende Präsident Andrzej Duda, der auf eine relativ stabile PiS-Wählerschaft von etwa 30 Prozent rekurriert, die Wiederherstellung der Rechtsstaatlichkeit.
 
        Damit stellt sich die Frage, was in diesem Kontext eine Guerilla-Demokratie bedeuten könnte. Sie umfasst demokratische Initiativen, Aktivitäten und Unterfangen, die von den Bürgerinnen und Bürgern selbst ausgehen und nicht direkt Parteien oder quasi-politischen Vereinen zugeschrieben werden können. Ein zentraler Aspekt ist ihre Sichtbarkeit, der Rückzug in soziale Medien mit ihren thematischen Foren und Echokammern ist nicht zuträglich. Dies soll nicht bedeuten, dass digitale Räume an sich problematisch wären; Recherche- und Hacker-Kollektive wie Anonymous oder Bellingcat gehen erfolgreich gegen Desinformation vor. Unter der Tusk-Regierung haben gesellschaftliche Proteste in der Erwartung nachgelassen, dass eine Aufarbeitung der PiS-Verfehlungen zügig erfolgt und die Bürgerrechte rasch wiederhergestellt werden. Diese Top-down-Perspektive ist nachvollziehbar, denn nur Institutionen des Staates können den Machtmissbrauch durch autoritäre Akteure aufarbeiten und die Gewaltenteilung erneuern. Doch das erweist sich jetzt als politische Sisyphosarbeit. Deshalb dürfen gesellschaftliche Akteure nicht in einer Erwartungshaltung verharren – ohne das aktive Engagement der Bürgerinnen und Bürger können auch konsolidierte Demokratien nicht überleben.
 
        FAZIT
 
        In etablierten Demokratien herrscht eine trügerische Sicherheit, dass „es“ – der autoritäre Angriff – „hier“ nicht geschehen wird und, wenn doch, nach einer korrigierenden Wahl der Status quo ante wiederhergestellt werden kann. Heute geht es weltweit um nicht weniger als das Überleben freiheitlicher Demokratien. Totalitäre Diktaturen gibt es nur wenige, aber es herrscht vielerorts ein Schwebezustand vor, in dem Grundrechte ausgehöhlt werden und konventionelle Partizipation erschwert wird. Eine „wehrhafte Demokratie“ (Karl Loewenstein) verteidigt sich „von oben“ mit den Mitteln des Staates, etwa mit Parteiverboten, gegen autoritäre Angriffe. 14  Wenn diese zu stark werden oder Erfolg haben, wie in den hier betrachteten Fällen in Ostmitteleuropa, kommt das Handlungsrepertoire des „Kleinkriegs“ mit zivilem Ungehorsam und passivem wie aktivem Widerstand gegen (para)staatliche Gewaltakte „von unten“ in Betracht. 15  Beispielhaft hierfür stehen – ebenfalls in Ostmitteleuropa – die Maidan-Revolutionen in der Ukraine. Die Schwäche des scheinbar übermächtigen russischen Präsidenten Wladimir Putin erweist sich an seiner offensichtlichen Angst vor dieser Bewegung.
 
        Der Ausgang der Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg im September 2024 zeigt, wie gefährdet auch hierzulande eine Demokratie ist, die sich allein auf den Mehrheitswillen stützt und daraus einen automatischen Regierungsauftrag ableitet. Den beansprucht in Thüringen die AfD, die mittels einer Sperrminorität von über 30 Sitzen auch ohne die Übernahme der Landesregierung einschneidende Möglichkeiten der Obstruktion und Blockierung des parlamentarischen Gesetzgebungsprozesses, der Haushaltsberatungen und der Besetzung des Landtagspräsidiums hat. Beobachter wie jene vom „Thüringen-Projekt“ haben rechtzeitig darauf hingewiesen und auf Schutzmaßnahmen vor allem für das Landesverfassungsgericht gepocht. 16  
 
        Diese Warnungen sind größtenteils verhallt, sodass die AfD mit ihrer Sperrminorität aus der Opposition heraus etwa die Neubesetzung der in der beginnenden Legislaturperiode allesamt frei werdenden Richterstellen beeinflussen oder bis zu einer mittelfristig eintretenden Beschlussunfähigkeit infrage stellen kann. Das Landesverfassungsgericht könnte in seiner Fähigkeit beschädigt werden, undemokratische Manöver in der Landespolitik zu verhindern. Auch bei anderen Neubesitzungen der Justiz, für die eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist, geht künftig nichts mehr ohne Zustimmung der AfD. In Sachsen verpasste die AfD die Sperrminorität nur knapp.
 
        Dass die Justiz ein erstes Hauptangriffsziel rechtspopulistischer und rechtsextremer Parteien ist, zeigen die geschilderten Fallbeispiele Polen und Ungarn. Das nächste Ziel dürften Einrichtungen des Staats- und Verfassungsschutzes und der politischen Bildung sein, ebenso Kultureinrichtungen, öffentlich-rechtliche Medien und die universitäre Lehre und Forschung. Alle diese Institutionen sind seitens der AfD bereits massiv angefeindet worden; sie passen nicht in ihr Konzept der Volksdemokratie und werden attackiert und diffamiert.
 
        Die Reaktionen von SPD, Grünen, FDP und Union auf die Landtagswahlen waren ernüchternd. Sie haben die von der AfD und dem linksnationalen BSW propagierte Causa Migrationspolitik auf einmal wiederentdeckt. Die CDU hielt zwar am Ausschluss der deutlich geschwächten Linkspartei als Koalitionspartnerin fest, ließ aber opportunistisch eine Koalitionsoption mit dem BSW durchblicken, wohl wissend, dass in Thüringen eine (knappe) Regierungsmehrheit nur mit beiden Parteien plus der SPD möglich würde. Die Bundes-CDU hatte zudem einen Putin-freundlichen Wahlkampf zugelassen, in dem ostdeutsche CDU-Politiker die AfD und das BSW bei der Anbiederung an den Kreml zu überbieten versuchten – etwa bei der Frage, wer schneller Gaslieferungen aus Russland wiederaufnehmen möchte. Diese Entwicklungen verweisen auf die Notwendigkeit der Guerilla-Demokratie, in der außerparlamentarische Kräfte Widerstand mobilisieren und die bedrohten Institutionen schützen.
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          ULRIKE LEMBKE
 
           REPRODUKTIVE RECHTE ALS GLEICHE FREIHEIT 
 
          Reproduktive Rechte sind ein voraussetzungsvolles Konzept, dessen Durchsetzung auch im deutschen Recht noch immer auf Widerstand stößt. Die mit ihm aufgeworfenen Fragen von Freiheit und Gleichheit gehen weit über die Frage des Schwangerschaftsabbruchs hinaus.
 
        
 
         
          ROMAN BIRKE
 
           KLEINE GESCHICHTE DER MODERNEN REPRODUKTIONSPOLITIK 
 
          Die Geschichte moderner Reproduktionspolitik erstreckt sich vom 18. Jahrhundert bis heute. Im Laufe der Zeit haben sich nicht nur reproduktionspolitische Vorstellungen gewandelt, sondern auch das technisch-medizinische Wissen und die Idee individueller Rechte.
 
        
 
         
          ANTHEA KYERE · SUSANNE SCHULTZ
 
           VIELSTIMMIGE ALLIANZEN. REPRODUKTIVE GERECHTIGKEIT IM KONTEXT DEUTSCHER VERHÄLTNISSE 
 
          Reproduktive Gerechtigkeit ist ein transnational „reisendes“ Konzept, das vermehrt auch im deutschen Diskurs präsent ist. Ein Blick auf hiesige Reproduktionsverhältnisse zeigt vielfache Dimensionen von Unterdrückung, aber auch Potenziale für bewegungspolitische Allianzen.
 
        
 
         
          LIANE WÖRNER · IRME STETTER-KARP
 
           ENTKRIMINALISIERUNG DES SCHWANGERSCHAFTSABBRUCHS? 
 
          Mit der Vorlage des Abschlussberichts der Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin erhält auch die Frage, ob der Schwangerschaftsabbruch in Deutschland weiter strafrechtlich sanktioniert werden soll und muss, neue Dringlichkeit.
 
        
 
         
          DAPHNE HAHN
 
           REPRODUKTIVE GESUNDHEIT. ZWISCHEN INDIVIDUELLEN ANSPRÜCHEN UND GESELLSCHAFTLICHEN REALITÄTEN 
 
          Historische und gesellschaftliche Einflüsse prägen die Zugänge zu reproduktiver Gesundheit. Notwendig ist ein gleichberechtigter Zugang zu reproduktiven Dienstleistungen – als Ausdruck sozialer Gerechtigkeit und individueller Entscheidungsfreiheit.
 
        
 
         
          CATHERINA HINZ
 
           30 JAHRE KAIRO-KONFERENZ. SEXUELLE SELBSTBESTIMMUNG IM SPANNUNGSFELD INTERNATIONALER BEVÖLKERUNGS- UND ENTWICKLUNGSPOLITIK 
 
          Die Ergebnisse der Internationalen Bevölkerungskonferenz der Vereinten Nationen in Kairo 1994 kamen einem Paradigmenwechsel im Bereich sexueller und reproduktiver Gesundheit und Rechte gleich. Heute geht es darum, die Fortschritte von damals zu verteidigen.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Als der Oberste Gerichtshof der USA im Juni 2022 das bundesweite Recht auf Abtreibung kippte, das er selbst 1973 in seinem Grundsatzurteil „Roe v. Wade“ etabliert hatte, war dies nicht nur für die US-Gesellschaft folgenreich. Auch außerhalb der Vereinigten Staaten rückte die Frage des Schwangerschaftsabbruchs wieder stärker in den Fokus gesellschaftlicher und politischer Auseinandersetzungen. Hierzulande hatten SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP schon Ende 2021 in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, die reproduktive Selbstbestimmung und Gesundheit insbesondere von Frauen weiter stärken zu wollen. Unter anderem setzte die Bundesregierung eine Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin ein, die auch eine Regulierung des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafrechts prüfen sollte.
 
        Bei reproduktiven Rechten geht es jedoch um weit mehr als um Fragen des Abtreibungsrechts. Der Zugang zu reproduktiven Gesundheitsdienstleistungen, eine ausreichende Hebammenversorgung oder finanzielle und soziale Unterstützung während und nach der Schwangerschaft sind ebenso wichtig wie die Frage des Zugangs zu Verhütungsmitteln, das Recht auf reproduktive Gleichberechtigung in der Partnerschaft, das Verbot von Zwangssterilisationen, der Umgang mit Menschen mit Behinderung oder eine Gesundheitsversorgung ohne rassistische oder andere Formen der Diskriminierung.
 
        Wie umfangreich – oder restriktiv – reproduktive Rechte ausgestaltet sind, erzählt viel über den Wert der Gleichheit in einer Gesellschaft und die Qualität ihres Zusammenlebens. Im Kern geht es um die Frage, wie es einer Gesellschaft, die sich selbst als frei und gleich versteht, gelingen kann, unterschiedliche Rechtsansprüche auf faire Weise auszutarieren. Während der US Supreme Court die Beantwortung dieser Frage im Falle des Schwangerschaftsabbruchs neuerdings den politischen Mehrheiten in den Bundesstaaten überlässt, gilt in Deutschland eine maßgeblich durch das Bundesverfassungsgericht vorgegebene Regelung. Den Konflikt dauerhaft zu befrieden, vermochten beide Wege bislang nicht.
 
         Sascha Kneip 
 
      

       
        REPRODUKTIVE RECHTE ALS GLEICHE FREIHEIT
 
         Ulrike Lembke 
 
        Bereits die Frauenbewegungen in Kaiserreich und Weimarer Republik erhoben politische Forderungen, wie wir sie heute mit dem Terminus „reproduktive Rechte“ verbinden: Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs, angemessene Hebammenversorgung, Mutterschutz inklusive Lohnfortzahlung und Kündigungsschutz, medizinische und finanzielle Unterstützung während der Schwangerschaft und nach der Geburt, unentgeltliche Kinderbetreuung von angemessener Qualität, Zugang zu Verhütungsmitteln und Schwangerschaftsabbrüchen als Leistungen der Krankenhilfe, Gleichberechtigung der Frau in der Ehe sowie Nichtdiskriminierung unverheirateter Mütter und ihrer Kinder.
 
        Viele dieser Forderungen wurden in der zweiten Frauenbewegung ab den 1960er Jahren („Das Private ist politisch!“) wieder aufgegriffen, etliche sind bis heute unerfüllt. Zugleich darf beim Blick auf die Geschichte feministischer Rechtskämpfe nicht übersehen werden, dass Kolonialrassismus und eugenische Vernichtungsfantasien seinerzeit nicht adressiert wurden. Sie waren selbst Bestandteil emanzipatorischer Rhetoriken und wurden normalisiert oder unsichtbar gemacht. Es bleibt eine der großen Herausforderungen, reproduktive Rechte gegen antinatalistische Ausgrenzung einerseits und gegen Unterdrückung durch einen pronatalistischen Zwang zur Mutterschaft andererseits zu formulieren. Die Konzepte reproduktiver Gerechtigkeit und reproduktiver Menschenrechte bieten hier wichtige Ansätze.
 
        REPRODUKTIVE GERECHTIGKEIT: FREIHEIT FÜR WEN?
 
        Reproduktive Rechte sind ein umfassendes Konzept. Mit ihnen verbinden sich nicht nur die oben genannten Forderungen, sondern auch sichere und gewaltfreie Geburten, Schutz und Unterstützung von schwangeren und stillenden Personen, das Verbot von Zwangssterilisationen, die Verhütung und Behandlung von Unfruchtbarkeit oder der Zugang zu altersgerechten und vertraulichen Informationen über sexuelle und reproduktive Rechte. Ebenfalls erfasst sind allgemein zugängliche Beratungsangebote, eine altersgerechte und zielgruppenorientierte Sexualpädagogik, eine reproduktive Gesundheitsversorgung ohne Diskriminierung aufgrund rassistischer Zuschreibung, Staatsangehörigkeit oder Aufenthaltsstatus, die Elternassistenz für Menschen mit Behinderungen, die Anerkennung von Elternschaft unabhängig von Geschlecht oder sexueller Orientierung und eine inklusive Gesellschaft, in der Kinder gut aufwachsen können. Kurzum: Reproduktive Rechte sind umfangreich und voraussetzungsvoll – und berühren grundlegende Fragen des Zusammenlebens in demokratischen Gemeinwesen.
 
        Dennoch fokussieren politische Auseinandersetzungen und die mediale Aufmerksamkeit immer wieder allein auf die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs. Das ist einerseits berechtigt, weil die Auferlegung einer Austragungspflicht, erzwungene Schwangerschaften und Zwangsgeburten fundamentale Eingriffe in die körperliche Integrität, Autonomie, Intimsphäre, Persönlichkeit und Zukunft der Betroffenen sind. Andererseits birgt eine solche Fokussierung die Gefahr, dass die Dimension antinatalistischer Repression ebenso verschwindet wie die Breite und Vielfalt reproduktiver Rechte.
 
        In den USA hatten feministische Bewegungen in den 1970er Jahren erfolgreich das Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Recht auf Privatheit eingeklagt. Der Supreme Court folgte 1973 in seiner Grundsatzentscheidung Roe v. Wade der Argumentation, dass die Frage der Fortsetzung einer Schwangerschaft so höchstpersönlich sei, dass der Staat sich hier nicht einmischen dürfe. Aus Schwarzen emanzipatorischen Bewegungen wurde aber bereits früh kritisiert, dass der Kampf um eine individuelle und private Freiheit vom Staat überwiegend privilegierten weißen Frauen helfe. 01  Ausgeblendet werde die reproduktive Unterdrückung von Menschen, die von Armut und Ausgrenzung, Rassismus oder intersektionaler Diskriminierung betroffen sind – und die sich Verhütungsmittel oder einen Schwangerschaftsabbruch entweder nicht leisten können oder umgekehrt daran gehindert werden, Kinder zu bekommen.
 
        Im Juni 1994 entwickelten zwölf Schwarze Frauen im Rahmen einer Konferenz zur Gesundheitsreform in Chicago das Konzept reproduktiver Gerechtigkeit (reproductive justice), das reproduktive Rechte (reproductive rights) und soziale Gerechtigkeit (social justice) miteinander verbindet. 02  Das Konzept umfasst auch den Schwangerschaftsabbruch, möchte ihm aber keinen politischen Vorrang vor dem Verbot von ungewollten Sterilisationen, der Garantie von Elternassistenz, Geburtshilfe oder Mutterschutz einräumen. Vielmehr geht es um die Diversität reproduktiver Interessen und Bedürfnisse, um die tatsächliche Ausübung reproduktiver Rechte durch marginalisierte und unterdrückte Gruppen – nicht um ein Recht, das sich manche leisten können und andere eben nicht – und um die solidarische politische Arbeit gegen Ausgrenzung, Abwertung, Benachteiligung und Verdrängung „unerwünschter“ Bevölkerungsgruppen.
 
        DER LANGE SCHATTEN DER BEVÖLKERUNGSPOLITIK
 
        Auch Deutschland hat eine lange Tradition menschenverachtender Bevölkerungspolitiken. 03  Im nationalsozialistischen Deutschland wurden rassenideologisch erwünschte „arische“ Familien durch eine Vielzahl familienpolitischer Leistungen unterstützt, sofern sie nicht arm, krank oder „politisch unzuverlässig“ waren; der ideologische Kult um „die deutsche Mutter“ ging so weit, dass der Schwangerschaftsabbruch durch „arische“ Frauen sogar mit der Todesstrafe geahndet wurde. Zugleich wurden mit rassenideologischen Begründungen sechs Millionen europäische Jüdinnen*Juden, 500000 Sinti*zze und Rom*nja und 300000 Menschen mit Behinderungen oder Krankheiten ermordet sowie ungefähr 400000 Menschen mit Behinderungen zwangssterilisiert. 04  
 
        Die ideologische Mischung von Vererbungslehre, Sozialdarwinismus und Rassenideologie war nicht neu. Schon das Deutsche Kaiserreich war geprägt von großen Degenerationserzählungen, wonach der erwünschten gesunden, weißen deutschen Familie durch die Zunahme von „Erbkrankheiten“, die „Vermischung“ mit oder Ausbreitung von „niederen Rassen“ und durch Alkoholismus oder mangelnden Arbeitswillen der „Unterschicht“ die Verdrängung beziehungsweise der Untergang drohe. Auch in der Weimarer Republik wurden „rassenhygienische“ und eugenische Vorstellungen in allen politischen Lagern, von völkisch-national bis emanzipatorisch, vertreten. Rassistisch begründete oder als „Euthanasie“ verharmloste Massenmorde an nicht-weißen oder behinderten Menschen wurden offen propagiert – nicht selten als „Wissenschaft“ deklariert und untrennbar verbunden mit der Förderung der „richtigen“ Familie.
 
        Manche dieser bevölkerungspolitischen Ansichten und Praktiken setzten sich auch nach 1945 fort: Die Vergabe von Verhütungsmitteln mit dem Effekt der Sterilisation an Frauen mit Behinderungen ohne deren Einverständnis geschieht auch heute noch, faktisch sterilisierende geschlechtsanpassende Operationen an intergeschlechtlichen Kleinkindern sind erst seit 2021 grundsätzlich verboten. Bis 2011 mussten sich Trans*-Personen sterilisieren lassen, wenn sie ihren Geschlechtseintrag ändern wollten. Geflüchtete Frauen, Migrantinnen und Schwarze Menschen erleben unprofessionelle oder gar schädigende medizinische Behandlungen. Sinti*zze und Rom*nja werden regelmäßig Leistungen der Familienförderung vorenthalten, Menschen mit Behinderungen erhalten oft nicht die notwendige Elternassistenz, und gleichgeschlechtliche Paare haben es nach wie vor schwer, als Eltern anerkannt zu werden. 05  
 
        REPRODUKTIVE MENSCHENRECHTE
 
        Artikel 16 (e) der UN-Frauenrechtskonvention (CEDAW) und Artikel 23 Absatz 1 (b) der UN-Behindertenrechtskonvention (CRPD) garantieren explizit das Recht von Frauen und Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste Entscheidung über Anzahl und Altersabstand ihrer Kinder sowie die hierfür notwendigen Informationen und Mittel. 06  Alle UN-Menschenrechtsausschüsse zählen reproduktive Rechte zum Kernbestand der Menschenrechte. Diese umfassen sowohl Aspekte der Selbstbestimmung und der reproduktiven Entscheidung frei von Gewalt, Zwang oder Diskriminierung als auch Ansprüche auf staatliches Tätigwerden und staatliche Leistungen im Sinne sozialer Infrastruktur, also das Vorhandensein von Ärzt*innen, Krankenhäusern, medizinischen Leistungen und Mitteln sowie Informationen. 07  
 
        Menschenrechtliche Verpflichtungen haben stets drei Dimensionen: Achtung, Schutz und Gewährleistung (respect, protect, fulfil). Der Staat muss also das Recht auf reproduktive Gesundheit achten und darf sich grundsätzlich nicht in reproduktive höchstpersönliche Entscheidungen einmischen, erst recht nicht auf diskriminierende Art und Weise. Er muss reproduktive Rechte vor Angriffen und Eingriffen durch staatliche Stellen oder private Dritte schützen, aber auch vor unsachgemäßer oder unterlassener medizinischer Versorgung aufgrund von Vorurteilen oder fehlenden Ressourcen. Und er muss aktiv Maßnahmen ergreifen, um reproduktive Gesundheit für alle Menschen zu gewährleisten.
 
        Alle UN-Menschenrechtsverträge haben in Deutschland gemäß Artikel 59 Absatz 2 Grundgesetz (GG) innerstaatliche Verbindlichkeit erlangt. Gesetzgeber, Regierungen, Verwaltungen und Gerichte müssen sie als Bestandteil der deutschen Rechtsordnung beachten und anwenden. Zugleich gelten die Menschenrechtsverträge als internationales Recht weiter; das gesamte deutsche Recht, einschließlich des Grundgesetzes, ist in ihrem Lichte auszulegen und zu praktizieren. Faktisch jedoch ist der deutsche Rechtsdiskurs nur wenig menschenrechtsfreundlich ausgestaltet – insbesondere die Spruchpraxis der UN-Menschenrechtsausschüsse wird häufig ignoriert. Damit werden nicht nur reproduktive (Menschen-)Rechte, sondern auch zentrale Garantien unserer Verfassung missachtet.
 
        GLEICHE FREIHEIT UND IHRE VORAUSSETZUNGEN
 
        Reproduktive Rechte sind im Grundgesetz durch das Recht auf Gesundheit und Freiheit, Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung, Menschenwürde und Gleichheit, Familienschutz und körperliche Integrität gesichert. Doch die umfassenden Gewährleistungen werden kaum entfaltet.
 
        Traditionell war der deutsche Rechtsdiskurs von einem liberalistischen Verständnis geprägt, das allein Freiheit vom Staat postulierte und das vorgebliche Vorhandensein von Freien und Gleichen als unhinterfragten und entkontextualisierten Maßstab setzte. Damit wurden hauptsächlich die Freiheiten eher überschaubarer privilegierter Gruppen geschützt. Die (zu Recht) gelobten Freiheitsrechte des Grundgesetzes gewinnen jedoch erst dann an Kontur und Substanz, wenn nach ihren Voraussetzungen und nach Konzepten gleicher Freiheit gefragt wird. Die Berücksichtigung der Bedingungen individueller Freiheitsrechte, wie sie seit einigen Jahren in Teilen des deutsch(sprachig)en Rechtsdiskurses erfolgt, ist deshalb sehr zu begrüßen. 08  Gehaltvolle Konzepte von Selbstbestimmung in Verbindung mit Nichtdiskriminierung und materialer Gleichheit sind auch innovativen rechtswissenschaftlichen Befassungen mit reproduktiver Autonomie zu verdanken. 09  
 
        Die individuelle Freiheit vom Staat wird angesichts struktureller sozialer Ungleichheiten ergänzt um die Verantwortung des Staates für gleiche Freiheit, damit diese nicht zur leeren Phrase wird. Da das Grundgesetz keine ausbuchstabierten sozialen Rechte kennt, sichert dieser Zugriff die tatsächliche Wirksamkeit von Freiheitsrechten – auch für bislang ausgeschlossene und diskriminierte Gruppen. Zugleich nähert sich die Grundrechtsdogmatik damit der menschenrechtlichen Pflichtentrias an, nach der es eben nicht genügt, dass der Staat Freiheitsrechte nicht selbst verletzt. Er muss auch vor Verletzungen durch Dritte schützen sowie die faktischen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Freiheitsrechten diskriminierungsfrei gewährleisten. Reproduktive Rechte beruhen nicht nur auf Selbstbestimmung und Autonomie, sondern betreffen auch Gleichberechtigung und Menschenwürde, Antidiskriminierung und Schutz der Familie.
 
        Gleichberechtigung
 
        Das Grundrecht auf Gleichberechtigung in Artikel 3 Absatz 2 GG musste erst erkämpft werden, denn die Väter des Grundgesetzes fürchteten um ihr patriarchales Familienrecht. Immer wieder mahnte das Bundesverfassungsgericht die Beachtung dieser „echten Rechtsnorm“ an. Doch noch Ende der 1980er Jahre hatte die Bundesrepublik im westeuropäischen Vergleich ein erhebliches Modernisierungsdefizit in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse: 10  Staatliche Gleichstellungspolitiken existierten kaum, das Familienrecht war konservativ geprägt, die ökonomische Benachteiligung von Frauen eklatant, geschlechtsbezogene Gewalt wurde totgeschwiegen.
 
        Im Zuge der Deutschen Einheit brachten Millionen neuer Staatsbürger*innen andere Erfahrungen und Erwartungen in Bezug auf die Geschlechterverhältnisse ein. Das alte bundesrepublikanische System, das sich selbst als umfassend überlegen begriff, geriet unter Druck. Der Konflikt kulminierte nicht in Fragen der Kinderbetreuung oder des Gesundheitssystems, sondern im Streit über den Schwangerschaftsabbruch. Im Koalitionsvertrag der ersten und letzten frei gewählten Regierung der DDR wurden parteiübergreifend „umfangreiche Beratungs-, Aufklärungs- und Unterstützungsangebote sowie kostenlose Bereitstellung der Kontrazeptiva für Frauen bei Beibehaltung der Fristenregelung“ vereinbart. Nach Artikel 31 Absatz 4 des Einigungsvertrages galt daher ab 1990 in den alten Bundesländern die Indikationenregelung, in den neuen Ländern die Fristenregelung.
 
        In der Nacht vom 25. auf den 26. Juni 1992 beschloss der Deutsche Bundestag dann mit klarer Mehrheit den gesamtdeutschen Kompromiss einer Fristenregelung mit Beratungspflicht. Dies hätte der Startschuss für eine gesamtdeutsche Modernisierung reproduktiver Rechte und Gleichberechtigung insgesamt sein können, doch das Gegenteil trat ein. Die beschlossene Regelung kam nie zur Anwendung, sondern wurde 1993 durch das Bundesverfassungsgericht – mit fünf zu drei Stimmen – für verfassungswidrig erklärt. Der westdeutsche Rechtsdiskurs, nahezu ausschließlich von männlichen Juristen geführt, konzipierte den Schwangerschaftsabbruch als Tötungsdelikt statt als medizinische Dienstleistung; Grundrechte der Schwangeren wurden ignoriert oder als „hedonistische Selbstverwirklichung“ gegen die „natürliche Bestimmung“ zur Mutterschaft verunglimpft; Forderungen nach Gleichberechtigung wurden pauschal zu „DDR-Unrecht“ erklärt. 11  
 
        Wer die seit 1995 geltende Fassung der §§218ff. StGB als „Kompromiss“ bezeichnet, verfälscht die Geschichte. Dies ist nur die mit großer Verspätung und knapper parlamentarischer Mehrheit erfolgte Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, mit welcher der über Monate umstrittene und am 26. Juni 1992 errungene große Kompromiss gekippt wurde. Nebenbei wurde auch die Gleichstellung von Frauen auf unbestimmte Zeit vertagt.
 
        Bis heute zeigen die fortwährende Lohnungleichheit zwischen Männern und Frauen (Gender Pay Gap), die ungerechte Verteilung von Sorgearbeit, die sinkende politische Beteiligung von Frauen oder die Zunahme geschlechtsbezogener Gewalt das Ausmaß der verpassten Chancen, im Zuge der Deutschen Einheit patriarchale Strukturen zu überwinden und bessere Bedingungen für die nächste Generation zu schaffen.
 
        Menschenwürde
 
        Die Menschenwürde steht am Anfang des Grundgesetzes, sie bindet und verpflichtet alle staatliche Gewalt. Mit ihr wird deutlich, dass der Staat um des Menschen willen da ist und nicht umgekehrt – und dass niemand zum reinen Objekt staatlicher Politiken gemacht werden darf. Eine Formulierung wie in der Weimarer Reichsverfassung, wonach der Schutz der Ehe der „Erhaltung und Vermehrung der Nation dient“, ist damit ausgeschlossen. Reproduktive Rechte stehen nicht unter dem Vorbehalt staatlicher Nützlichkeitserwägungen und Bevölkerungspolitiken.
 
        Damit kaum vereinbar ist die Annahme einer „Austragungspflicht“ für alle (auch ungewollt) Schwangeren, wie sie das Bundesverfassungsgericht 1993 postuliert hat. Vor der extrauterinen Lebensfähigkeit kann der Staat den Embryo oder Fötus nicht ohne oder gegen die Schwangere schützen, weil er ihn nicht wie ein Kind aus der Familie herausnehmen und durch staatlich Beauftragte versorgen lassen kann. Mit einer strafbewehrten Austragungspflicht macht der Staat die Schwangere zum Objekt der Erfüllung seiner Schutzpflichten. Diese Aufhebung des Subjektstatus von Schwangeren ist verfassungsrechtlich nicht begründbar.
 
        Dabei ist das dystopische Potenzial noch gar nicht ausgeschöpft: Sind Schwangere und Embryo erst einmal juristisch getrennt und wird der Embryo entgegen der gesamten deutschen (und internationalen) Rechtsordnung 12  in seiner Rechtssubjektivität einem geborenen Kind gleichgestellt, sind nahezu unbegrenzte staatliche Zugriffe auf Körper, Persönlichkeit und Leben der Schwangeren eigentlich nur konsequent. In den USA sind bereits Drogen konsumierende oder zu „gefährlichem Verhalten“ neigende Schwangere staatlicher Kontrolle bis hin zu erzwungenem Gewahrsam unterstellt. Fortschreitende ärztliche Überwachung und Medikalisierung von Schwangerschaft und Geburt könnten ein staatlich durchzusetzendes Recht des Embryos auf pränatale Untersuchungen und pränatale Therapien unter Verzicht auf das Einverständnis der Schwangeren plausibel machen. 13  Ein pränataler „Kindesschutz“ (oder vielmehr: staatlicher Embryonenschutz) könnte unbegrenzte staatliche Eingriffe ermöglichen; pränatale Sorgerechtsstreitigkeiten wären plötzlich ebenso denkbar wie eine Haftung der Mutter für postnatale Schäden des Kindes, wenn ihr ein „Fehlverhalten“ während der Schwangerschaft nachgewiesen werden kann.
 
        Antidiskriminierung
 
        Seit 1949 ist in Artikel 3 Absatz 3 GG das Verbot der Diskriminierung aufgrund der „Rasse“ verankert. Gemeint waren und sind alle Erscheinungsformen von Antisemitismus, Rassismus und Antiziganismus. Obwohl rassistische Diskriminierung in Deutschland täglich geschieht, blieb das Diskriminierungsverbot über Jahrzehnte eine vergessene Norm. Doch rassistische Bevölkerungspolitiken wirken weiter. Geflüchtete Frauen erhalten keine reproduktive Gesundheitsversorgung, (potenzielle) Eltern mit Migrationsgeschichte keine Familienförderung. Da Rassismus und Armut oft eng verknüpft sind, leiden von Rassismus Betroffene auch vermehrt unter Einsparungen im Gesundheitssystem und bei Geburtshilfe, Nachsorge oder Mutterschutz. Reproduktive Gerechtigkeit und Antidiskriminierung aus Artikel 3 Absatz 3 GG sind untrennbar miteinander verbunden.
 
        Obwohl das Grundgesetz in weiten Teilen als Antwort auf den Nationalsozialismus verstanden wird, war es lange Zeit ebenfalls blind für die Diskriminierung behinderter Menschen. Anstaltsmorde und Zwangssterilisationen wurden nach 1949 kaum öffentlich diskutiert, anerkannt oder gar entschädigt. Erst 1994 wurde der Schutz vor Benachteiligung wegen Behinderung in Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 GG eingefügt. Dennoch erhielten Frauen mit Lernschwierigkeiten („geistige Behinderung“) weiter gesundheitsschädliche Verhütungsmittel, die zu ihrer Unfruchtbarkeit führten. Vom betreuenden Personal, Eltern oder Ärzt*innen wurden sie über diesen Effekt häufig nicht aufgeklärt oder sogar gezielt getäuscht, und der deutsche Staat ergriff keine effektiven Maßnahmen gegen diese menschenrechtswidrigen Zwangssterilisationen. Menschen mit Behinderungen wird oft auch die notwendige Elternassistenz verwehrt; Eltern von Kindern mit Behinderungen berichten über endlose Kämpfe um ihnen rechtlich zustehende Unterstützung, beständige Diskriminierung und erhebliche gesellschaftliche Feindseligkeit.
 
        Die Entsolidarisierung wird verschärft durch die Fortentwicklung pränataler diagnostischer Methoden, die weniger auf therapierbare Erkrankungen zielen als auf das Auffinden von nicht heilbaren Krankheiten und Behinderungen. 14  Die Zulassung nicht-invasiver pränataler Bluttests als Kassenleistung etwa kommt einer faktischen pränatalen Selektion nahe. Auch Ärzt*innen, die sich grundsätzlich gegen Schwangerschaftsabbrüche positionieren, ändern mitunter ihre Meinung, wenn ein „auffälliger“ Befund vorliegt. Die Lebensbedingungen und sozialen Sicherungen für Familien mit behinderten Kindern sind dringend so zu verbessern, dass eine Entscheidung für ein Kind nicht mehr wesentlich von dieser Frage abhängt.
 
        In aktuellen Diskursen werden jedoch weniger substanzielle soziale Verbesserungen, eine Stärkung der Solidargemeinschaft oder eine kulturelle Abkehr von den Kontinuitäten eugenischer Diskriminierung und Vernichtung gefordert, 15  sondern Diskriminierung aufgrund von Behinderung wird nahezu ausschließlich als Argument gegen eine Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs angeführt. Dabei lässt sich das eine nicht gegen das andere ausspielen: 16  Nichtdiskriminierung aufgrund von Behinderung und aufgrund von weiblichen reproduktiven Fähigkeiten gelten uneingeschränkt nebeneinander, wie zuletzt auch in einer gemeinsamen Erklärung der Ausschüsse für die UN-Frauenrechtskonvention und die UN-Behindertenrechtskonvention betont wurde.
 
        Ehe und Familie
 
        Wer nach reproduktiven Rechten im Grundgesetz sucht, wird auch auf den „besonderen Schutz von Ehe und Familie“ stoßen. Obwohl die Abkehr von der Weimarer Formulierung zur „Erhaltung der Nation“ eindeutig ist, wurde und wird ein spezifischer Zusammenhang zwischen Ehe und Familie behauptet. Längst nicht mehr vertretbar ist die Position, dass nur die ehebasierte Familie geschützt sei, doch wird sie noch immer als „vollständigste“ Familienform gelobt. Weit mehr irritiert, dass sich trotz der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare 2017 hartnäckig die Behauptung hält, mit Ehe im Sinne des Grundgesetzes sei nur die verschiedengeschlechtliche Ehe gemeint, da nur diese auf Nachwuchs angelegt sei und damit zur Zukunftsfähigkeit von Staat und Gesellschaft beitrage. Das ist grundrechtsdogmatisch wie tatsächlich in jeder Hinsicht abwegig.
 
        Gleichwohl bereitet diese Argumentation den Boden für Diskriminierungen aufgrund von sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität. 17  Wird in die Ehe von zwei Frauen ein Kind geboren, so ist die nicht gebärende Ehepartnerin nicht automatisch Mutter, sondern muss nach derzeitiger Rechtslage ihr Kind adoptieren. Die Elternschaft von inter- oder transgeschlechtlichen Personen steht noch grundsätzlicher infrage. Für solche nach Artikel 3 Absatz 3 GG verbotenen Geschlechtsdiskriminierungen gibt es keinerlei Rechtfertigung, aber wie verbotene rassistische oder behindertenfeindliche Diskriminierung finden auch sie Rückhalt in Teilen der Gesellschaft.
 
        Eine andere Frage ist, ob der besondere Schutz der Familie auch ein Grundrecht auf Familiengründung, gegebenenfalls auch durch Inanspruchnahme von reproduktionsmedizinischen Maßnahmen sowie deren Bereitstellung und Finanzierung, umfasst. Grundsätzlich gilt, dass die bestehende Familie besonders geschützt ist, nicht jeder Weg zu einer künftigen. 18  Auch aus reproduktiven Menschenrechten ergibt sich kein Anspruch auf jede mögliche reproduktionsmedizinische Maßnahme. Einige solcher Maßnahmen betreffen zudem die Grundrechte Dritter, insbesondere bei der Leihmutterschaft. Insgesamt ist der Auffassung entgegenzutreten, es gebe ein Recht auf ein – überdies genetisch „eigenes“ und „gesundes“ – Kind. Allerdings: Wenn reproduktionsmedizinische Maßnahmen zur allgemeinen und rechtmäßigen Gesundheitsversorgung gehören, darf beim Zugang nicht diskriminiert werden.
 
        DEMOKRATIE UND RECHTSSTAAT
 
        Reproduktive Gerechtigkeit und reproduktive Menschenrechte verlangen einen erheblichen Einstellungswandel, Ressourcenumverteilung und neue Politiken. Und beide gehen davon aus, dass reproduktive Rechte die Grundlage sind für ein gutes Zusammenleben und eine demokratische Gesellschaft.
 
        Der Ausschuss für die UN-Frauenrechtskonvention hat stets die Bedeutung reproduktiver Rechte für die Gleichberechtigung sowie die politische, gesellschaftliche, ökonomische und kulturelle Teilhabe von Frauen betont. Gleiches gilt für andere diskriminierte Gruppen. Wer nicht über den eigenen Körper, die eigene Familiengründung, die eigene Zukunft entscheiden kann, wird kaum als mündige Person zu Fragen des Gemeinwesens mitreden dürfen oder können. Wer unentwegt darum kämpfen muss, ein Kind bekommen oder großziehen zu dürfen – oder kein Kind bekommen zu müssen –, wird kaum die Ressourcen besitzen, sich in anderen gesellschaftlichen oder politischen Fragen zu engagieren. Gewaltsame antinatalistische Politiken vernichten Zukunft, pronatalistische reproduktive Unterdrückung ist mit grundlegenden Ausschlüssen aus Politik, Gesellschaft, Ökonomie und Kultur verbunden.
 
        Reproduktive Menschenrechte sind insofern ein genuin demokratisches Konzept. Sie achten alle Menschen als frei und gleich und stellen Mehrheitsentscheidungen unter den Vorbehalt von Nichtdiskriminierung und Minderheitenschutz. Sie erteilen menschenverachtenden Bevölkerungspolitiken eine Absage und beharren auf dem Grundsatz, dass der Staat um des Menschen willen da ist und nicht umgekehrt. Die Beendigung reproduktiver Diskriminierung schafft erst die Grundlage für viele Menschen, sich auch aktiv für das Gemeinwesen einzubringen. Rechtspopulistische und rechtsextremistische Politiken versprechen, gesellschaftliche Probleme durch Ausschluss und insbesondere auch durch reproduktive Unterdrückung zu „lösen“. Dies ist nicht nur menschenverachtend, sondern auch kein zukunftsfähiges politisches Konzept. Erzwungene Gruppenhomogenität trägt zur Frage des künftigen Zusammenlebens nichts bei.
 
        WIE WOLLEN WIR (ZUSAMMEN) LEBEN?
 
        Reproduktive Grund- und Menschenrechte verlangen einen grundlegenden Wandel. Die Freiheit der Entscheidung, ein Kind zu haben oder (jetzt) kein (weiteres) Kind zu haben, wird zu einer komplexen gesellschaftlichen Aufgabe, wenn sie ohne Diskriminierung möglich und die hierfür notwendigen Einrichtungen, Dienste, Mittel und Informationen durch eine soziale Infrastruktur tatsächlich verfügbar sein müssen.
 
        Hierzu gehört auch das Recht, Kinder in einer guten Umgebung aufzuziehen. Die vorgeburtliche Fixierung deutscher Debatten verstellt den Blick auf die Dimension des Zusammenlebens mit Kindern, obwohl diese Bedingungen auch erheblichen Einfluss auf reproduktive Entscheidungen haben. Zugleich bedeutet die effektive Bekämpfung reproduktiver Unterdrückung einen grundlegenden Wandel. Wenn es nicht mehr darum geht, andere Menschen zu bevormunden, zu verdrängen oder auszuschließen, rückt zwangsläufig die Frage in den Mittelpunkt, wie wir zusammenleben wollen. Reproduktive Rechte, Gesundheit und Gerechtigkeit werden erst langsam Teil unserer politischen, sozialen und rechtlichen Diskurse. Es wird Zeit, die Versprechen des Grundgesetzes auf Freiheit und Gleichheit zu erfüllen - und trotz allem Zukunft zu gestalten.
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        KLEINE GESCHICHTE DER MODERNEN REPRODUKTIONSPOLITIK
 
         Roman Birke 
 
        Spätestens mit der Etablierung moderner europäischer Staaten interessierten sich Regierungen für die Entwicklung ihrer nun territorial abgrenzbaren Bevölkerungen. Im 18. und 19. Jahrhundert wurden erste Volkszählungen durchgeführt und statistische Ämter zur Erfassung von demografischen Kennzahlen gegründet. Wie der Historiker Thomas Etzemüller argumentiert, haben Regierungen den staatlichen Raum und seine Bevölkerung zunehmend als eine gemeinsame Größe verstanden, die optimiert werden sollte. 01  Seitdem kann man von einer modernen Form der „Reproduktionspolitik“ sprechen, worunter im Folgenden Theorien, Bestrebungen, Diskussionsvorschläge oder praktische Versuche verstanden werden, die auf eine Beeinflussung menschlichen reproduktiven Verhaltens zielen.
 
        Diese Aspekte der Geschichte der vergangenen 250 Jahre können unter dem vom politischen Theoretiker und Philosophen Michel Foucault geprägten Begriff der „Biopolitik“ gefasst werden, worunter dieser die Regulierung der Prozesse menschlichen Lebens inklusive der Fortpflanzung und Reproduktion verstand. 02  Während dieses theoretische Modell die Ähnlichkeiten in der Reproduktionspolitik der Moderne gut beschreiben kann – die staatliche Beschäftigung mit einer möglichen Optimierung von Bevölkerungen –, erfasst es nur unzureichend die großen historischen Unterschiede in spezifischen Regionen zu verschiedenen Zeiten. Um einige dieser Entwicklungen erkennen zu können, sollen im Folgenden vier Phasen der modernen Reproduktionspolitik unterschieden werden: eine konstituierende Phase von Utopien der Naturbeherrschung im 18. Jahrhundert, eine Phase der eugenischen Bewegungen im 19. und 20. Jahrhundert, eine Phase der zunehmenden Problematisierung des globalen Bevölkerungswachstums seit den 1940er Jahren und eine seit den 1960er Jahren bis heute andauernde Phase von rapiden technischen Fortschritten zur Analyse und Veränderung des menschlichen Genoms.
 
        Diese Phasen unterscheiden sich in drei zentralen Dimensionen: der Wirkungsmacht reproduktionspolitischer Vorstellungen, dem technisch-medizinischen Wissen der Zeit und der jeweils spezifischen Konfiguration von Rechtsgütern. Im Kern drehte sich die Diskussion über Reproduktionspolitik immer auch darum, wer Entscheidungen über Reproduktion treffen kann und soll: Ist es eine rein individuelle Entscheidung? Soll der Staat in diese Entscheidungen eingreifen dürfen? Sollen Individuen zwar formell selbst entscheiden dürfen, aber nur unter Einbeziehung moralischer, politischer oder religiöser Vorstellungen? Ansprüche und Imaginationen von Recht begleiten die moderne Reproduktionspolitik seit ihrem Entstehen.
 
        UTOPIEN DER NATURBEHERRSCHUNG SEIT DEM 18. JAHRHUNDERT
 
        Die Französische Revolution 1789 produzierte glühende Anhänger und Gegner von gesellschaftlich radikaler Umwälzung. In ihrem Selbstverständnis zielten die französischen Revolutionäre nicht nur auf die Etablierung einer neuen Staatsform, sie wollten auch eine grundlegende Umwälzung der Gesellschaft – und änderten dafür sogar die Zeitmessung.
 
        Auch im Bereich der Reproduktionspolitik verfolgten die Revolutionäre radikal-utopische Vorstellungen. Wie in den sowjetischen Revolutionsutopien etwa 130 Jahre später, gingen auch die französischen Revolutionäre davon aus, dass die Menschheit durch gezielte Planung grundlegend verbessert werden könne. Wie der Historiker William Max Nelson jüngst gezeigt hat, waren politische Theoretiker und Philosophen wie Jean-Jacques Rousseau oder Joachim Faiguet de Villeneuve der Auffassung, dass es zwar gut sei, „Menschen so einzusetzen, wie sie sind“, es aber noch besser wäre, „sie so zu machen, wie man sie brauchen kann“. Es komme darauf an, die „unterschiedlichen Ausdrucksformen der Natur auf intelligente Weise zu kombinieren“. Die Französische Revolution radikalisierte diese Ideologien bis hin zu Vorschlägen für eine bewusste Heranzüchtung neuer „Menschenarten“, die bestimmte Funktionen im postrevolutionären Gefüge spielen sollten. 03  
 
        Das Besondere dieser historischen Phase besteht darin, dass der Glaube an die Notwendigkeit einer Veränderung von Bevölkerung politische Ideologien überspannte und nicht nur in revolutionären, sondern auch in konservativen Vorstellungen überzeugungsfähig wurde. Neben der französischen Revolutionsromantik bildeten sich hegemoniale Diskurse über Reproduktion und Sexualität heraus, die eng mit der Rationalisierung und Arbeitsteilung einer aufsteigenden bürgerlichen Gesellschaft verbunden waren. Nicht zufällig bezeichnete der mit seinem „Essay on the Principle of Population“ berühmt gewordene britische Ökonom Robert Malthus die Thesen seines Kollegen Adam Smith als „wichtigstes Argument“ auch für seine eigene Arbeit. Zwar nannte er die Vorstellungen zur Perfektionierung der Menschheit in Abgrenzung zur französischen Revolutionsutopie „absurd“, gleichzeitig glaubte er jedoch daran, „gewisse Grade der Verbesserung“ der Menschheit durch einen „Fokus auf gezielte Fortpflanzung“ erreichen zu können. 04  
 
        Diese Vorstellungen verbanden sich mit spezifischen Diskursen über Geschlechtlichkeit und geschlechtliche Arbeitsteilung und zogen eine lebendige Debatte über die „richtige“ Sexualität nach sich, die mit neuen gesellschaftlichen Leitbildern nach Vermehrung und Verbesserung der Körper korrespondierte. Frauen wurden dabei vor allem als Hüterinnen von Moral und Anstand verstanden, denen kein eigenes sexuelles Begehren zugeschrieben wurde. Sie sollten „sparsam“ mit ihrem Körper umgehen, um ihre Reproduktionsfähigkeit zu schützen und gesunde Kinder hervorbringen zu können. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse waren jedoch dazu geeignet, diese Geschlechterordnungen herauszufordern. Die 1875 erstmals veröffentlichte Erkenntnis, dass nicht nur die Eizelle für die Entwicklung des Kindes verantwortlich war, sondern sich Samen und Eizelle dafür verbanden, löste eine leidenschaftliche Debatte über Vererbung und die Verantwortung geteilter Elternschaft aus. 05  
 
        EUGENIK UND SEXUALREFORM IM SPÄTEN 19. JAHRHUNDERT
 
        Die reproduktionspolitischen Vorstellungen der französischen Revolutionäre blieben wie jene ihrer konservativen Gegenspieler Theorie. Im 19. Jahrhundert begann sich dies zu ändern. Das seit den 1860er Jahren zunehmende Wissen über die Vererbung von Eigenschaften führte zusammen mit dem Anstieg des europäischen Nationalismus zur Herausbildung einer eugenischen Bewegung, die sich die bewusste Veränderung eines national gedachten „Volkskörpers“ zum Ziel setzte. 1905 wurde etwa die deutsche Gesellschaft für Rassenhygiene gegründet, 1907 die britische Eugenics Education Society, 1922 das schwedische Staatliche Institut für Rassenbiologie und 1929 die American Eugenics Society. Diese politisch diversen Organisationen umfassten linke wie rechte Positionen: In rechten Vorstellungen ging es darum, den national gedachten Volkskörper zu perfektionieren, linke Theoretikerinnen und Theoretiker argumentierten für eine Verbesserung der Arbeiterschaft und eine Eliminierung des „Lumpenproletariats“. 06  Eugenikerinnen und Eugeniker stritten für Gesetze, die die Reproduktivität von als genetisch „hochwertig“ beschriebenen Paaren fördern und jene von als „minderwertig“ bezeichneten einschränken sollten. Als besonders bedrohlich empfand die Mehrheit der Eugenikerinnen und Eugeniker die unterschiedliche Geburtenrate in den verschiedenen sozialen Milieus. Sie befürchteten, dass die im Vergleich zu bürgerlichen Schichten höheren Geburtenraten sozial schwacher Milieus „die Nation in einem biologischen Sinne zum Proletariat herabminder[n]“ könnten, wie es etwa der schwedische Eugeniker Herman Lundborg 1927 ausdrückte. 07  
 
        Eugenische Gesetze gab es in vielen Staaten der Welt. Sie bedeuteten einen radikalen Eingriff in die individuelle Entscheidungsfähigkeit von Paaren über ihre eigene Nachkommenschaft. Archetypisch für diese Gesetze wurden Sterilisationsverordnungen, die eine Unfruchtbarmachung gegen den Willen der Betroffenen ermöglichten. Der US-Bundesstaat Indiana führte als erstes Land 1907 ein Gesetz ein, das Zwangssterilisationen erlaubte und das in den 1920er Jahren auf andere Bundesstaaten ausgedehnt wurde. Europäische Staaten wie Dänemark oder Schweden nahmen sich diese Gesetze zum Vorbild, und auch in manchen außereuropäischen Regionen wurden eugenische Gesetze erlassen, in Japan etwa 1940. Das weitreichendste Gesetz trat 1934 im nationalsozialistischen Deutschland in Kraft: Im Rahmen des sogenannten Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses wurden etwa 400000 Menschen einer Zwangssterilisation unterzogen. 08  
 
        Die eugenische Bewegung war eng mit einer aufkommenden Bewegung für Sexualreform verbunden, die maßgeblich von Feministinnen getragen wurde, die sich für die Freigabe und Verfügbarmachung von Verhütungsmitteln einsetzten. Die amerikanischen und britischen Aktivistinnen Margaret Sanger und Marie Stopes etwa stritten leidenschaftlich für die Verfügbarkeit von Verhütungsmitteln für Frauen. Sie vertraten die Ansicht, dass die Kontrolle über die eigene Fortpflanzung ein wesentlicher Aspekt der gesellschaftlichen Emanzipation sei. Als Sanger 1914 die Zeitung „Woman Rebel“ ins Leben rief, beschrieb sie das Ziel der Zeitung damit, „arbeitende Frauen zum eigenständigen Denken anzuregen und einen bewussten, kämpferischen Charakter zu entwickeln“. 09  Um Frauen den Einstieg in die Politik zu ermöglichen, wurde in der Zeitung für die Freigabe von Verhütungsmitteln geworben. Als konsequente Eugenikerin wollte Sanger diese Rechte jedoch nur jenen Frauen zukommen lassen, die ihrer Ansicht nach verantwortungsvolle Entscheidungen über die eigene Reproduktivität treffen konnten. Sie argumentierte, dass „das dringendste Problem heute darin besteht, die übermäßige Fruchtbarkeit der geistig und körperlich Defekten zu begrenzen und zu verhindern“. 10  
 
        Eugenische Vorstellungen waren insofern ein integraler Bestandteil der sexualreformerischen Bewegung. Gleichzeitig brachten diese Aktivistinnen jedoch ein Argument in die Debatte ein, das in der eugenischen Bewegung fehlte: Sie verstanden Verhütung nicht notwendigerweise – und in ihrer Mehrheit vermutlich auch nicht primär – als Zweck zur Erreichung eugenischer Ziele. Übergeordnet war vielmehr ein moralisches Argument, das Frauen mehr Entscheidungsfreiheit über ihren eigenen Körper geben sollte. Mary Stopes etwa bezeichnete das Verbot von Verhütungsmitteln als amoralisch, da eine schnelle Abfolge von Schwangerschaften Frauen und ihre Kinder schwäche.
 
        SORGEN VOR GLOBALER „ÜBERBEVÖLKERUNG“
 
        In den 1940er und 1950er Jahren sind dann zwei parallele Entwicklungen zu beobachten: Zum einen verlor die Eugenik wegen der von ihr verantworteten und einer breiten Öffentlichkeit bekannt gewordenen Medizinverbrechen massiv an Ansehen. Zum anderen kam es zu einer zunehmenden Problematisierung des globalen Bevölkerungswachstums – zum Teil durch dieselben Akteurinnen und Akteure, die zuvor in der eugenischen Bewegung führend gewesen waren. Entsprechende Broschüren und Bücher wurden zu in mehrere Sprachen übersetzten Bestsellern, die eindringlich vor den Konsequenzen eines prognostizierten Missverhältnisses zwischen natürlichen Ressourcen und der Anzahl von Menschen warnten. 11  Diese Sorgen bezogen sich nicht nur, aber in starkem Ausmaß auf Länder in Südostasien, Nordafrika und Lateinamerika, denen im Vergleich zu Europa und den USA besonders hohe Geburtenraten bescheinigt wurden.
 
        Die Ängste vor Überbevölkerung zogen auch explorative Programme ab den 1960er Jahren nach sich, die durch eine Verteilung von Verhütungsmitteln die Geburtenraten zu senken versuchten. Anfang der 1970er Jahre hatten 26 Länder in Asien, Afrika und Lateinamerika solche Programme gestartet. Insgesamt gab es in diesen Ländern 45366 Kliniken für Familienplanung, in denen mehr als 1,7 Millionen Beschäftigte den Menschen die Vorzüge von kleineren Familien nahezubringen versuchten. 12  Viele dieser Programme übten im Gegensatz zu manchen eugenischen Programmen der Zwischenkriegszeit keinen direkten Zwang aus, versprachen aber Geld oder lobten Prämien aus. Soziologische und historische Untersuchungen haben gezeigt, dass mögliche Nebenwirkungen von Verhütungsmitteln dabei häufig verschwiegen wurden, um deren Akzeptanz zu erhöhen. 13  
 
        Rechtlich bildete sich zu dieser Zeit eine paradoxe Vorstellung von Menschenrechten heraus, die auch die Vereinten Nationen erfasste. 1968 beschloss die UN auf der Weltmenschenrechtskonferenz in Teheran ein neues Menschenrecht auf Verhütungsmittel, das Paare „frei und verantwortungsvoll“ umsetzen sollten. In der Präambel der entsprechenden Resolution wurde jedoch deutlich, dass mit einem „verantwortungsvollen Verhalten“ vor allem gemeint war, die möglichen Folgen des Bevölkerungswachstums in die Entscheidung über den eigenen Kinderwunsch einzubeziehen. Denn die „aktuelle rapide Geburtenrate in manchen Weltregionen“, so die Resolution, hindere den Kampf gegen „Hunger und Armut“, was zu einer „Beeinträchtigung von Menschenrechten“ führe. 14  Die behauptete Bedrohung der Menschenrechte durch das Bevölkerungswachstum wurde damit zu einem Argument für die Einschränkung von Geburtenraten – und legitimierte paradoxerweise die oft autoritären Geburtenkontrollprogramme im Globalen Süden. 15  
 
        In der historischen Rückschau werden diese Programme häufig als neokoloniale Interventionen verstanden. Der Westen habe Dominanz über den Globalen Süden ausgeübt, um aus rassistischen Motiven das Wachstum nicht-weißer Bevölkerungen zu beschränken. Während rassistische Äußerungen von einzelnen Protagonisten dieser Bewegung dokumentiert sind (und andere diesen Rassismus wiederum explizit von sich wiesen), kann man diese Programme vielleicht eher als global verfolgtes Elitenprojekt denn als neokolonial beschreiben. Während westliche Staaten die Ausbreitung des Kommunismus durch hohe Geburtenraten fürchteten, sahen politische und ökonomische Eliten des Globalen Südens ihre postkolonialen Modernitätsversprechen auf schnelles ökonomisches Wachstum durch ein zu hohes Bevölkerungswachstum gefährdet. Die indische Premierministerin Indira Gandhi etwa rechtfertigte das unter ihrer Administration umgesetzte Sterilisationsprogramm Mitte der 1970er Jahre mit einem „Menschenrecht der Nation auf Entwicklung“ und ließ beinahe acht Millionen Menschen im Namen des Fortschritts sterilisieren. 16  Die global geteilten Vorstellungen von kollektiven „Schutzrechten gegen das Bevölkerungswachstum“ schufen gemeinsam mit westlicher Finanzierung und den auf Modernisierung bedachten Eliten des Globalen Südens eine toxische Kombination für die Betroffenen vor Ort, deren Folgen bis heute nicht völlig aufgearbeitet sind.
 
        GENETISCHE SCREENINGS SEIT DEN 1960ER JAHREN
 
        Unabhängig davon, ob hinter den Geburtenkontrollprogrammen eine rassistische Intention stand oder nicht, ist es auffällig, dass arme Bevölkerungsschichten des Globalen Südens oft als Kollektiv wahrgenommen wurden, während zur gleichen Zeit im Westen individuelle reproduktionspolitische Präferenzen in den Vordergrund rückten. Technische Neuerungen im Bereich der Reproduktionsmedizin seit den 1960er Jahren veränderten sowohl das gesellschaftliche Denken als auch das individuelle Empfinden über Reproduktion und Schwangerschaft. Der erstmals 1966 geglückte Versuch, die Chromosomen eines ungeborenen Kindes anhand der Zellen im Fruchtwasser zu untersuchen, ermöglichte eine genauere Prognose genetischer Krankheiten.
 
        Rasch verbanden sich auch eugenische Überlegungen mit dieser neuen Methode. In einer von der Weltgesundheitsorganisation WHO 1966 eingesetzten Kommission wurden die Möglichkeiten von genetischen Screenings kontrovers diskutiert. Einige WHO-Delegierte betrachteten diese Untersuchungen als ein wirksames Instrument zur Eliminierung von Krankheit und Armut. Sie plädierten für ein globales Angebot genetischer Beratung, um „gesunde Köpfe in gesunden Körpern“ zu schaffen, und behaupteten, dass „der geistig behinderte Mensch eine Belastung für die Gesellschaft darstellt“. In Anbetracht der geografisch ungleichen Verteilung genetischer Krankheiten wie etwa der vor allem in Afrika auftretenden Sichelzellenanämie waren solche Perspektiven eng mit Debatten über die Migration afrikanischer Bevölkerungsgruppen nach Europa verbunden. Andere Teilnehmer der WHO-Debatten lehnten eugenische Vorstellungen ab und betonten, dass Beraterinnen und Berater im Rahmen von Genscreenings „kein genetisches Programm verfolgen sollte[n], das künftigen Generationen zugute kommt“ – eine Vorwegnahme späterer Deklarationen der Vereinten Nationen, etwa der Universal Declaration on the Human Genome and Human Rights. 17  
 
        Potenziale und Gefahren dieses neuen Wissens wurden auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs kontrovers diskutiert. Organisationen wie „March of Dimes“ in den USA, „Aktion Sorgenkind“ in der Bundesrepublik oder die „Gesellschaft für Humangenetik“ in der DDR setzten sich für eine Ausweitung genetischer Beratungsangebote für werdende Eltern ein. „March of Dimes“ versuchte etwa 1974, den US-Präsidenten Gerald Ford davon zu überzeugen, einen „Birth Defects Prevention Month“ auszurufen, um Eltern die „vernichtende Nachricht“ eines behinderten Kindes zu „ersparen“. DDR-Genetiker argumentierten in Abgrenzung zur als bürgerlich verstandenen Eugenik zwar, dass individuelles Glück von primärer Bedeutung sei, verwiesen jedoch gleichzeitig darauf, dass DDR-Bürgerinnen und -Bürger bei ihren reproduktiven Entscheidungen ihre „gesellschaftliche Verantwortung“ in Betracht ziehen sollten, womit sie auf das Ziel einer möglichst gesunden sozialistischen Gesellschaft verwiesen. 18  Zugleich zog die Ausweitung der genetischen Beratungsangebote Kritik nach sich, bis hin zu Aktionen militant-feministischer Gruppen in Westdeutschland, die Mitte der 1980er Jahre Anschläge auf die ersten genetischen Beratungsstellen in der Bundesrepublik verübten, die sie als Teil einer „flächendeckenden genetischen und sozialen Kontrolle über menschliches Leben und Reproduktion“ verstanden. Wie die Historikerin Maud Bracke in ihren Arbeiten herausstellt, verbanden sich kritische Perspektiven auf Geburtenkontrollprogramme aus dem Globalen Süden mit einer radikalen Kritik an moderner Genetik aus dem Westen. 19  
 
        Solche radikalen Positionen blieben im Vergleich zu den bis heute relevanten Stimmen der Behindertenbewegung jedoch marginal, nicht zuletzt deshalb, weil die neuen Technologien breit nachgefragt wurden. Denn mit den technischen Möglichkeiten wie Ultraschalluntersuchungen, Tests zur Schwangerschaftsfrüherkennung oder der Risikoabschätzung über mögliche genetische Krankheiten hat sich auch das Empfinden über Schwangerschaften grundlegend verändert. Wie die Historikerin Lara Freidenfelds zeigt, hat sich damit der Glaube an eine „perfekte“ Schwangerschaft kulturell festgesetzt, in der alle Risikofaktoren möglichst ausgeschaltet werden müssen. Durch bildgebende Verfahren wie Ultraschall und 3D-Modellierung entwickeln sich im Vergleich zu vorherigen Jahrhunderten frühere emotionale Bindungen von Eltern an ihre ungeborenen Kinder. 20  
 
        Diese Kultur einer „perfekten Schwangerschaft für ein perfektes Kind“ ist nicht von oben diktiert, sondern entspricht einer gesellschaftlichen Nachfrage nach gesunden Lebensstilen. Solche „bottom-up“-Forderungen nach genetischer Gesundheit lassen sich auch an historischen Gerichtsverfahren zeigen, in denen Eltern für ein Recht auf genetische Screenings kämpften. Sowohl in den USA als auch in der Bundesrepublik zogen Eltern vor Gericht, um Schadenersatzforderungen für ihre mit genetischen Krankheiten geborenen Kinder zu verlangen. Eine Familie in North Carolina argumentierte etwa 1985, dass aufgrund einer Verschleppung von genetischer Beratung kein Schwangerschaftsabbruch mehr möglich gewesen sei, was zum „wrongful birth“ ihres Kindes geführt habe. In einem Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 1992 wurden die Unterhaltskosten eines mit einer genetischen Krankheit geborenen Kindes aus demselben Grund als „Schadensfall“ bezeichnet. Diese Verfahren zeigen das komplexe Verhältnis zwischen historischen Sedimenten eugenischen Denkens, die gleichzeitig zu einer Verankerung von reproduktiven Rechten – in diesem Fall dem Recht auf genetische Beratung – geführt haben und individuelle Entscheidungsfreiheiten von Frauen und Paaren erweitern konnten. 21  Bis heute ist die Debatte über Reproduktionspolitik und genetische Beratung daher eng mit den Kontroversen rund um das Thema Schwangerschaftsabbruch und der Frage nach den Konsequenzen für behinderte Menschen verknüpft.
 
        REPRODUKTIONS- UND GESCHICHTSPOLITIK BIS HEUTE
 
        Über alle beschriebenen Phasen hinweg lässt sich ein zunehmender menschlicher Glaube an die Beherrschung der Natur feststellen, der immer stärker auch den Bereich menschlicher Reproduktion zu umfassen begann. Die von Max Horkheimer gemachte Beobachtung, der Mensch teile im Prozess der zunehmenden Kontrolle über die Natur „das Schicksal seiner eigenen Welt“, liefert dafür eine treffende Beschreibung. Der Möglichkeitsraum zur Veränderung der menschlichen Umwelt erstreckte sich bald auch auf den Menschen selbst, wodurch er zum Gegenstand von Interventionen wurde. Wie Horkheimer pointiert formulierte: „Naturbeherrschung ist Menschenbeherrschung.“ 22  Die seit der Genschere CRISPR vorhandenen und bisher noch illegalen Möglichkeiten, in die Keimbahn des Menschen einzugreifen und unerwünschte Gensequenzen auszuschalten, eröffneten eine neue Dimension in dieser Debatte.
 
        Die kontroverse Geschichte der Reproduktionspolitik dient bis heute als Folie für politische Argumente, etwa in der Debatte für oder gegen das Recht zum Schwangerschaftsabbruch. In Polen oder den USA verweisen Abtreibungsgegner immer wieder auf die eugenische Geschichte der International Planned Parenthood Federation und ihrer Gründerin Margaret Sanger. Im Gegenzug verteidigen sich diese Organisationen als Verfechterinnen von Frauen- und Menschenrechten. Geradlinige Argumente bleiben in dieser Geschichte jedoch schwierig, da sich die Bedeutung von Begriffen wie „Menschenrechte“ oder „Eugenik/Genetik“ konstant verändert – und nicht friktionsfrei auf heutige politische Debatten übertragbar ist.
 
        Foucaults Begriff der Biopolitik ist vielleicht zu breit, um die unterschiedlichen Aspekte der Reproduktionspolitik der vergangenen 250 Jahre zu beschreiben. Was die Theorie der Biopolitik jedoch nachhaltig in die Debatte eingebracht hat, ist eine Distanzierung von einem Repressionsparadigma, das die Regulierung von Sexualität und Reproduktion nur als staatliche Kontrollpolitik verstand. Historisch zeigen sich im Gegensatz dazu sowohl Versuche der staatlichen Kontrolle als auch der individuellen Selbstermächtigung bei der Ausnutzung von neuen Spielräumen. So wurden in den 1920er und 1930er Jahren etwa eugenische Beratungsstellen eingerichtet, die darauf zielten, genetisch „hochwertige“ Paare zur Zeugung von mehr Kindern anzuhalten. Tatsächlich nutzten Menschen diese Stellen jedoch, um Informationen über Sexualität und Verhütung einzuholen. 23  Und das von Jürgen Habermas als „liberale Eugenik“ beschriebene Begehren nach genetischer Gesundheit für uns selbst und unsere Nachkommenschaft zeigt die tiefe Verankerung von Vorstellungen genetischer Fitness, die zwar nicht staatlich verordnet sind, in ihrer Reichweite aber wohl über die Effekte der eugenischen Gesetze des 20. Jahrhunderts hinausgehen. 24  
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        VIELSTIMMIGE ALLIANZEN
 
        Reproduktive Gerechtigkeit im Kontext deutscher Verhältnisse
 
         Anthea Kyere · Susanne Schultz 
 
        Reproduktive Gerechtigkeit ist ein aktivistisch-theoretisches Konzept feministischer Bewegungen, das 1994 am Rande einer Gesundheitskonferenz in Chicago entworfen wurde. Eine Gruppe Schwarzer Feministinnen kritisierte damals, dass eine mehrheitlich weiß geprägte feministische Mainstream-Bewegung marginalisierte Perspektiven in ihrer politischen Praxis für reproduktive Rechte übergehe. Insbesondere der starke Fokus auf die gesetzliche Regulierung des Schwangerschaftsabbruchs blende viele alltägliche Probleme von Frauen in prekären sozioökonomischen Lagen aus. Der Neologismus reproductive justice als eine Kombination reproduktiver Rechte (reproductive rights) mit sozialer Gerechtigkeit (social justice) wurde vorgeschlagen, um umfangreiche alltägliche Probleme rund um Verhütung, Abtreibung, Schwangerschaft, Geburt sowie Mutter- beziehungsweise Elternschaft ansprechen und politisieren zu können.
 
        Loretta J. Ross, eine wichtige Protagonistin dieser Bewegung, die das Konzept auch weiterhin theoretisch und politisch vertritt und verbreitet, erinnert sich: „Wir stellten uns selbst ins Zentrum unserer Analyse und erklärten, dass wir – obwohl das Recht auf Schwangerschaftsabbrüche für uns grundlegend war – ebenso umfassende gesundheitliche Versorgung, Bildung, Arbeitsplätze, Kinderbetreuung und das Recht auf Mutterschaft benötigten. Diese neuen Perspektiven, die so anders waren als die endlosen und lähmenden Debatten, die sich ausschließlich auf Abtreibung konzentrierten, veränderten unser Denken auf radikale Weise und brachten das Konzept der reproduktiven Gerechtigkeit hervor.“ 01  Im Laufe der Jahre eigneten sich zunächst etliche Schwarze und Women of Color-Organisationen in den USA das Konzept an. 02  Reproductive Justice entwickelte sich zu einem politischen Rahmenkonzept, das dem liberalen und oft entkontextualisierenden Blick vieler Pro-Choice-Kampagnen entgegengestellt wurde. 03  
 
        Seit einigen Jahren „reist“ dieses Konzept nun auch transnational und wird von Bewegungs-Akteur*innen ebenso genutzt wie zunehmend auch in der institutionalisierten Wissenschaft. Ob und inwiefern das Konzept angeeignet wird, ist stark kontextabhängig. In Brasilien etwa haben Schwarze feministische Organisationen das Konzept in den vergangenen Jahren aufgegriffen, um die extrem ungleich verteilten Erfahrungen reproduktiver Sterblichkeit 04  als Folgen eines strukturellen Rassismus zu analysieren oder rassistische Polizeigewalt als Gewalt zu thematisieren, die auch die Mütter der ermordeten Kinder trifft. 05  In Deutschland vernetzen sich seit 2018 verschiedene Gruppen, um das Konzept als Ansatzpunkt für intersektionale feministische Bündnisse auszuprobieren. 06  In verschiedenen Zusammensetzungen sind ein Manifest und eine kollektiv verfasste Bildungsbroschüre entstanden, um auszuloten, wie mit dem Konzept im Rahmen deutscher Verhältnisse Politik gemacht werden kann. 07  
 
        ERWEITERTER POLITISCH-ANALYTISCHER KANON
 
        Das Konzept der reproduktiven Gerechtigkeit (im Folgenden RG) wird meist mit Bezug auf drei (oder manchmal vier) zentrale Grundsätze oder Forderungen eingeführt, um den komplexen und vielfältigen Erfahrungen reproduktiver Unterdrückung gerecht zu werden:
 
         
          	 Das Recht, sich für Kinder zu entscheiden und die Formen der Schwangerschaftsversorgung und Geburtshilfe selbstbestimmt wählen zu können. 
 
          	 Das Recht, keine Kinder zu bekommen und einen sicheren Zugang zu Verhütungs- und Abtreibungsmöglichkeiten zu haben. 
 
          	 Das Recht, Kinder in selbstgewählten Umständen aufziehen zu können – frei von institutioneller, struktureller und interpersoneller Gewalt sowie unter guten sozialen, gesundheitlichen und ökologischen Bedingungen. 
 
          	 In einigen Darstellungen wird diesen drei Grundsätzen das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung als ein weiterer hinzugefügt. 
 
        
 
        Mit diesem Forderungskanon gehen im Vergleich zu hegemonialen Vorstellungen reproduktiver Rechte mehrere wichtige politisch-theoretische Verschiebungen einher: Erstens verlagert sich die Aufmerksamkeit weg von liberalen, individualisierenden Vorstellungen körperlicher Selbstbestimmung hin zu strukturellen Ungleichheiten als Voraussetzung für ein breites Spektrum reproduktiver Ungerechtigkeiten. Zweitens wird mit dem Konzept ein isolierter Fokus auf Geschlechterverhältnisse hinterfragt. Stattdessen wird eingefordert, diese – ganz im Sinne einer intersektionalen Reorientierung feministischer Bewegungen – immer im Zusammenhang mit vielfältigen weiteren Machtverhältnissen zu verstehen. Hierzu zählen Rassismus, Klassenverhältnisse, Behindertenfeindlichkeit, Heteronormativität, Grenzregime oder der institutionalisierte Freiheitsentzug in Gefängnissen. Drittens fordert dieser Kanon dazu auf, über die Frage der Abtreibungsrechte hinaus eine breite Palette reproduktiver Rechte zu berücksichtigen, insbesondere die Rechte, sich für das Kinderkriegen entscheiden und Kinder unter guten Bedingungen aufziehen zu können.
 
        Auch für die Forderung nach dem Recht auf Schwangerschaftsabbrüche ermöglicht RG somit eine veränderte und erweiterte Perspektive. Im Fokus steht hier, wie marginalisierte Gruppen nicht nur ein formales Recht, sondern auch tatsächliche alltägliche Zugänge zu Informationen sowie kostenloser beziehungsweise bezahlbarer und respektvoller Versorgung bekommen können. Im Folgenden werden wir uns jedoch insbesondere auf die Grundsätze einer Politik gegen Antinatalismus und Selektion konzentrieren sowie auf das Recht auf Mutter- beziehungsweise Elternschaft. Dabei diskutieren wir jeweils auch, wie diese Forderungen auf den deutschen Kontext übertragen werden können. Und wir reflektieren, welche Fragen in den politisch-theoretischen Diskussionen zu RG oft noch zu kurz kommen oder offenbleiben.
 
        RAHMENKONZEPT FÜR BREITE BÜNDNISSE UND VIELSTIMMIGES STORYTELLING
 
        Das Konzept der RG verschiebt nicht nur inhaltlich-analytisch den Fokus der Debatte um Reproduktionsverhältnisse. Die US-amerikanischen Protagonist*innen verbinden mit der Idee eines Rahmenkonzeptes auch bestimmte Weisen, Politik zu machen und Bündnisse zu gestalten. Loretta J. Ross plädiert dafür, das Konzept als einen anti-essentialistischen Rahmen für vielstimmige intersektionale Kämpfe zu verstehen. 08  Es sei zwar wichtig, die Genealogie des Konzeptes in den Kämpfen Schwarzer Feminist*innen deutlich zu machen; prinzipiell sei es aber ein Rahmen, der für alle offen stehe, die sich darauf beziehen wollen, und den Schwarze Feminist*innen nicht für sich alleine beanspruchten.
 
        Insofern ist RG als ein universelles Konzept zu verstehen. Die vielfältigen Unterdrückungserfahrungen, die Menschen aus verschiedenen sozialen Gruppen im Kontext reproduktiver Politiken machen, können in ihrer Unterschiedlichkeit und in ihren Gemeinsamkeiten zusammengedacht werden. So lässt sich eine breite und zugleich differenzierte Perspektive auf Reproduktionsverhältnisse schaffen. Für diese Bezugnahme haben allerdings diejenigen, die das Konzept in Umlauf brachten, klare Kriterien entwickelt. Damit soll verhindert werden, dass es – gerade im Rahmen seiner enorm dynamischen Rezeption und Verbreitung – verwässert oder vereinnahmt wird. So ist zum Beispiel ein kollektives Verständnis von Menschenrechten ein wichtiges Kriterium: Gemeinsame Unterdrückungserfahrungen sollen als strukturelle Bedingungen für Handlungsspielräume kenntlich gemacht werden, um sich klar von (neo-)liberalen und individualistischen Bezügen abzugrenzen. Der gesellschaftlich vielfach verankerten Privatisierung gerade von Fragen rund um das Kinderkriegen und Mutter-/Elternschaft soll so entgegengewirkt werden. Zentrales Kriterium ist, dass Akteur*innen, die sich auf RG beziehen, ungleich verteilte Ressourcen ebenso wie institutionelle Kontrolle und Repression als Einflussfaktoren für den Grad an reproduktiver Selbstbestimmung herausarbeiten und ihre Wirkungen deutlich machen.
 
        Des Weiteren zielt die Idee eines Rahmenkonzepts darauf ab, vielstimmige Allianzen zu ermöglichen, um reproduktive Unterdrückung als Erfahrungen zu verstehen, die auf geteilten, aber nicht identischen Geschichten beruhen. 09  Um dies zu ermöglichen, ist insbesondere die Methode des „Storytelling“ ein wichtiger Vorschlag im Rahmen der US-amerikanischen Debatte. Durch das Sprechen über und das Teilen von persönlichen Erfahrungen der reproduktiven Unterdrückung entsteht für die Betroffenen eine Deutungsmacht, die sie zu aktiven Akteur*innen in der Aushandlung politischer Perspektiven und Transformationsmöglichkeiten macht. Der Ansatz des Storytelling darf jedoch nicht verwechselt werden mit einem neoliberalen Ansatz, der in selbstoptimierender Manier zu individualisierten Veränderungen des eigenen Lebensstils aufruft. Stattdessen werden durch persönliche Erfahrungen Perspektiven für gesamtgesellschaftliche Veränderungen entwickelt. 10  
 
        GEGEN ANTINATALISMUS UND SELEKTION: DAS RECHT, SICH FÜR KINDER ENTSCHEIDEN ZU KÖNNEN
 
        Womit genau beschäftigen sich nun Analysen zu den spezifischen Grundsätzen der RG? Welche Forderungen werden erhoben? Zentrale und im Pro-Choice-Diskurs ausgeblendete Aspekte reproduktiver Gerechtigkeit ergeben sich zum Beispiel aus der Geschichte und Aktualität antinatalistischer und eugenischer Bevölkerungsprogramme. Diese waren oder sind darauf ausgerichtet, die Geburtenraten bestimmter sozial abgewerteter Bevölkerungsgruppen zu begrenzen oder zu verringern. In den USA bezieht sich die Debatte auf eine lange Geschichte der Sterilisierung von Schwarzen und Indigenen Menschen. 11  Auch wenn antirassistische Akteure dies seit den 1980er Jahren als systematische Praxis beenden konnten, haben NGOs auch danach immer wieder Beispiele für entsprechende Kontinuitäten ans Licht gebracht – so etwa die nicht medizinisch indizierte Entfernung von Gebärmüttern bei kalifornischen Gefangenen. 12  
 
        Auch Verhütungsmittelprogramme spielen eine wichtige Rolle in der jüngeren Geschichte antinatalistischer Politik. So wurde in den USA das langzeitverhütende Hormonimplantat Norplant in den 1990er Jahren in Strafprozessen eingesetzt, um insbesondere Schwarze Frauen mit Unfruchtbarkeit zu bestrafen. Darüber hinaus wurde seine Nutzung mit sozialen Leistungen verknüpft – entweder als Bedingung, um Sozialleistungen zu erhalten, oder umgekehrt mit Bonuszahlungen als Anreiz, um sich das Implantat einsetzen zu lassen. Auch hier waren vor allem prekarisierte Schwarze Personen betroffen. 13  Norplant wurde allerdings vorrangig für den Einsatz im Globalen Süden entwickelt, was die transnationale Dimension antinatalistischer Programme verdeutlicht. Die Debatten um RG können dementsprechend an feministische Auseinandersetzungen um eine globale Bevölkerungspolitik anknüpfen, wie sie seit dem Zweiten Weltkrieg etabliert wurde, um Geburtenraten im Globalen Süden durch Familienplanungsprogramme einzudämmen. Zwar wurde die entwicklungspolitische Bevölkerungsprogrammatik seit den 1990er Jahren im Sinne reproduktiver und sexueller Rechte und Gesundheit konzeptuell reformiert. Es blieb aber bei einer antinatalistischen Grundausrichtung, die in vielerlei Hinsicht von kolonialen Projektionen geprägt ist. 14  In manchen Fällen ermöglichte dies auch eine Kontinuität offen repressiver Zwangsprogramme. Ein Beispiel war die Sterilisierung von über 200000 Menschen, mehrheitlich bäuerlicher Indigener Frauen, in Peru Ende der 1990er Jahre. 15  
 
        Inwiefern lässt sich die Debatte zu Antinatalismus und Selektion auf deutsche Verhältnisse übertragen? Erinnerungspolitisch spielt hier sicherlich die Geschichte der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik und ihrer Nachwirkungen eine wichtige Rolle, so insbesondere die Sterilisierung von Jüd*innen, Rom*nja und Sint*izze, Schwarzen, behinderten Menschen und „Asozialen“. Bundesdeutsche Kontinuitäten betrafen etwa die Sterilisierung von behinderten Menschen auch nach 1945. 16  Auch die Erinnerung daran, dass sich trans* Personen bis 2011 sterilisieren lassen mussten, wenn sie offiziell ihren Geschlechtseintrag ändern lassen wollten, wird in der RG-Debatte aufgegriffen. In der bundesdeutschen Gegenwart ist für die Thematik auch eine klassenselektiv-pronatalistische Familienpolitik seit den 2000er Jahren relevant. Diese konzentriert sich seit der Einführung des Elterngeldes auf die Förderung von Geburten in der deutschen Mittelschicht. Gleichzeitig wurden Transferleistungen für Erwerbslose, Wenigverdienende und Menschen mit prekärem Aufenthaltsstatus abgebaut. 17  Aktuell droht angesichts des Erstarkens rechter Positionen bis in die politische Mitte hinein ein Revival nationalistisch-völkischer Diskurse über eine bedrohte „deutsche Geburtenrate“. Die Kritik des Antinatalismus geht also immer auch mit der Frage einher, wessen und welche Kinder gesellschaftlich erwünscht sind und welche eher nicht.
 
        Ein weiteres Thema, das für die Debatte um RG in Deutschland in den vergangenen Jahren wichtig geworden ist, ist die Frage der Ausweitung pränataldiagnostischer Screeningverfahren im Rahmen der gesetzlichen Gesundheitsversorgung. Etliche Organisationen haben etwa mit der Kampagne „No-NIPT“ deutlich gemacht, dass sie sich für das Recht auf Schwangerschaftsabbruch einsetzen, aber das selektive Aussortieren von Föten mit chromosomalen Besonderheiten auf der Grundlage neuer nicht-invasiver Testverfahren für gefährlich und behindertendiskriminierend halten. 18  
 
        Eine noch offene Thematik für die RG-Diskussion ist, inwiefern mit dem Recht, sich für Kinder zu entscheiden, auch der Zugang zu neuen Reproduktionstechnologien verbunden ist. Diese ermöglichen einerseits Zugang zu biologischer Reproduktion jenseits heterosexueller „Fortpflanzung“, sind aber andererseits – Stichworte Leihgebären und Eizelltransfer – in neue globale reproduktive Ausbeutungsverhältnisse verwickelt. Zunächst einmal stellt die RG-Debatte hier ein kollektives Rechtsverständnis in den Mittelpunkt – das Recht, sich gegen strukturelle Gewalt und Fremdbestimmung zur Wehr setzen zu können. Dies unterscheidet sich prinzipiell von einem entkontextualisierten individuellen Recht, die Körper anderer für die Verwirklichung des eigenen Kinderwunsches instrumentalisieren beziehungsweise gesundheitlich beeinträchtigen zu dürfen. Was aus dieser politischen Prämisse folgt und wie konkrete medizinisch gestützte Praktiken des Kinderkriegens jenseits heteronormativer Familienkonstellationen jeweils politisch bewertet werden sollen, bleibt allerdings offen. Eine kritische Einordnung dieser Frage nahm Loretta J. Ross 2022 in einer Debatte zu RG in Hamburg vor, bei der sie insbesondere die zugrundeliegende Genetisierung und Biologisierung von Verwandtschaft hinterfragte. Es gehe, so Ross, im Hype der Reproduktionsmedizin letztendlich nicht darum, für schon auf dieser Welt lebende Kinder zu sorgen, sondern um die narzisstische Selbsterhöhung der eigenen Biologie und Genetik. 19  
 
        DAS RECHT, KINDER UNTER GUTEN BEDINGUNGEN AUFZUZIEHEN
 
        Während der Protest gegen Antinatalismus und Selektion im Kontext transnationaler feministischer Bewegungen für reproduktive Rechte durchaus schon auf eine längere Geschichte zurückblicken kann, als es das Konzept der RG vermuten lässt, ist die dritte Forderung im Kanon der RG gewissermaßen neu. Denn Forderungen rund um marginalisierte Mutter- und Elternschaft wurden bisher kaum im Kontext der reproduktiven Rechte verhandelt, sondern eher in feministischen Debatten rund um Sorge- beziehungsweise Care-Arbeit. Die Perspektive der RG ist insofern etwas grundsätzlicher, als hier nicht nur thematisiert wird, welche gesellschaftlichen Verhältnisse Mutter- oder Elternschaft erschweren. Vielmehr drängt sich mit der dritten Forderung die Frage auf, welche sozialen Gruppen historisch und aktuell gesellschaftlich dazu „zugelassen“ beziehungsweise gefördert wurden und werden, Familie zu leben – wem es also überhaupt zugeschrieben wird, eine „gute Mutter“ sein zu können, und wem gerade nicht.
 
        Historisch verweisen US-amerikanische Debatten auf die Geschichte der Versklavung und des systematischen Kindesentzugs. 20  Zudem setzen sie sich kritisch mit den Kontinuitäten institutioneller Gewalt durch Fürsorgeregime und die Kriminalisierung von Elternschaft auseinander. So leben in den USA Schwarze, Indigene und Kinder of Color aus verarmten Familien überproportional häufig in Pflegeheimen. 21  Ansätze der RG stellen sich der Vorstellung von rassistisch diskriminierten und prekär lebenden Familien als „dysfunktional“ oder „verdächtig“ entgegen. Statt individualisierend den Müttern beziehungsweise Eltern die Verantwortung für schlechte Lebensverhältnisse zuzuschreiben, wird gefordert, sie in ihren komplexen Bedarfen ernst zu nehmen und zu unterstützen.
 
        In der deutschen RG-Debatte ist die Frage, wie marginalisierte Mütter oder Eltern ihre Kinder unter guten Bedingungen großziehen können – und welche Ausschlüsse es von dem Recht gibt, Familie leben zu können –, gerade erst am Anfang. Aber selbstverständlich kann an viele gesellschaftliche Auseinandersetzungen angeknüpft werden – für soziale Gerechtigkeit, für Antigewaltpolitiken, für diverse Familienformen, für verbesserte Lagen behinderter Eltern oder gegen institutionellen Rassismus.
 
        Einerseits sind Forderungen nach ermöglichenden sozialen Bedingungen für Sorgearbeit wichtig, wie sie etwa auch in der „Care-Revolution-Kampagne“ angesprochen werden. 22  So brauchen alleinerziehende Frauen als weiterhin eine der am meisten von Armut betroffenen sozialen Gruppen in Deutschland mehr Handlungsspielräume durch andere (Erwerbs-)Arbeitsverhältnisse und mehr öffentliche sowie kollektive Unterstützung, statt zur Zielscheibe reaktionärer Angriffe auf Bürgergeldempfänger*innen zu werden. Ebenso bleibt die Bekämpfung sexistischer Gewaltverhältnisse in Familien wichtig, um gute Sorgebedingungen zu ermöglichen.
 
        Andererseits spielt für die RG-Debatte institutionalisierte Gewalt eine wichtige Rolle, wenn es darum geht, wem die Mutter- oder Elternschaft ganz versagt wird: So sehen sich viele Menschen im Rahmen von Migrationsbewegungen dazu gezwungen, sich von ihren Kindern zu trennen. Repressive Grenzregime und ein verhinderter Familiennachzug führen dazu, dass sie oft dauerhaft von ihnen getrennt leben müssen. 23  Auch institutionelle Praktiken des Kindesentzugs gehören zu dieser Debatte, wenn etwa rassistische oder klassenhierarchische Projektionen auf marginalisierte Mütter und Eltern als nicht „erziehungsfähig“ eine Rolle spielen – und nicht tatsächliche Gewaltverhältnisse gegen Kinder. Einige Organisationen und Forschende fangen gerade erst damit an, sich dieser Problemlage anzunehmen und Fälle institutionellen Rassismus bei der staatlichen Inobhutnahme von Kindern zu dokumentieren. 24  Neben Sexarbeiter*innen sind es in Deutschland insbesondere Rom*nja und Sinti*zze, für die das Thema Kindesentzug mit kontinuierlichen Gewalterfahrungen verknüpft ist. So wird in einer aktuellen Studie über Rassismuserfahrungen von Rom*nja und Sinti*zze konstatiert, dass die massive Intervention des Kindesentzugs diese Gruppe „unverhältnismäßig und diskriminierend“ treffe. Gleichzeitig zeigt die Studie aber auch, dass Rassismus in Bezug auf Kinderschutz widersprüchlich funktioniert. Denn die in der Studie Interviewten beobachteten sowohl „unverhältnismäßige Interventionen“ als auch eine „mangelnde Handlungsbereitschaft der Jugendämter“ – und interpretierten Letzteres auch als „eine Vernachlässigung des Kindeswohls und der Schutzpflicht“. 25  
 
        Diese Beobachtung verweist darauf, dass die Problematik des institutionalisierten Kindesentzugs überaus komplex und spannungsreich ist und hier die Rechte von Herkunftsfamilien und Kindern auf Schutz vor Gewalt sowie die Rechte von Pflege- und Adoptiveltern zusammen diskutiert werden sollten. Es geht bei diesem Themenkomplex aber nicht nur um die oftmals bitteren Erfahrungen im Streit um Kinder, sondern auch um die vielen Möglichkeiten, mit Kindern in offenen Konstellationen, Nachbarschaften, Wahl- und Großfamilien oder „Dörfern“ – jedes Kind braucht bekanntlich ein ganzes Dorf, um großgezogen zu werden – gut zusammenzuleben.
 
        WIE GEHT DIE REISE WEITER?
 
        Das Konzept der RG ist in seinen transnationalen Reisen noch jung, und gleichzeitig gibt es eine starke Dynamik der Rezeption sowohl in Gesellschafts- und Geschlechterforschung als auch in intersektional-feministischen Bewegungen. Angedacht und angefangen wurde es als provokatives Bündniskonzept für eine Neuorientierung, Radikalisierung und Ausweitung feministischer Politiken rund um die Themen Abtreibung, Verhütung, Schwangerschaft Geburt und Elternschaft. Als theoriepolitisches Rahmenkonzept lädt es dazu ein, viele noch offene Fragen gemeinsam und vielstimmig zu diskutieren.
 
        Zentral sind dabei zwei Anforderungen: einerseits der Aufruf zum Protagonismus, zur aktiven Unterstützung, und andererseits der Appell zur Präsenz derjenigen, die von multiplen Dimensionen reproduktiver Unterdrückung am meisten betroffen sind. Gleichzeitig gilt das Konzept als politische Programmatik, der sich alle anschließen können, die die ausdifferenzierte Kritik aktueller Reproduktionsverhältnisse und reproduktiver Ungerechtigkeiten verbreiten und politisch gegen die bestehenden Missstände angehen wollen. Wie bei vielen kritischen Bewegungskonzepten hängt das Gelingen beider Ansprüche nicht zuletzt davon ab, welche Allianzen, welche und wessen politische Bezugnahmen, welche Bildungskulturen und auch welche Arten und Schwerpunkte, Fragen der RG zu beforschen, sich in Zukunft weiterentwickeln werden. In bitteren Zeiten multipler Krisen und des Vordringens rechter Kräfte mit all ihren reaktionären biopolitischen Vorstellungen hängt viel von diesem Gelingen ab.
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        PLÄDOYER FÜR EINE NEUREGELUNG DES SCHWANGERSCHAFTSABBRUCHS AUẞERHALB DES STRAFRECHTS
 
         Liane Wörner 
 
        Der Abbruch einer Schwangerschaft ist seit jeher maßgeblich mit seinen strafrechtlichen Konsequenzen konnotiert; er wird im Wesentlichen durch sein Verbot sichtbar. 01  Oft nicht begründet wird, warum dies so ist – und nicht ausreichend begründbar ist, warum dies so sein muss.
 
        NARRATIV UND CHANCE
 
        Das Narrativ über den Schwangerschaftsabbruch ist zunächst maßgeblich ein bevölkerungspolitisches. 02  Über die Entdeckung des Ungeborenen im Mutterleib 03  und den bevölkerungspolitischen Missbrauch des Themas in Deutschland 04  wurde es zu einer Erzählung über den Schutz ungeborenen Lebens. Für den Rechtswissenschaftler Walter Gropp sind deshalb die entsprechenden Vorschriften stets ein Seismograf für den Lebensschutz. 05  Im zeitgeschichtlichen Kontext trat erst spät die Erkenntnis hinzu, dass der Schutz des ungeborenen Lebens nur gemeinsam mit dem Schutz der Schwangeren und ihrer Gesundheit, mit und nicht gegen ihren Willen zu verwirklichen ist. 06  Verkannt wurde dabei lange, dass mit dem Fokus auf den Lebensschutz für das Ungeborene mit Blick auf die Schwangere regelmäßig auf die Mutterrolle „vorgespult“ 07  und das „Schwangergehen“ 08  auf einen per se zumutbaren Ist- und Sollzustand verkürzt wird – und reproduktive Rechte auf ein Abwägungskriterium reduziert werden.
 
        Dass die Übernahme einer ungewollten Schwangerschaft die Gesundheit einer Frau für den gesamten vor ihr liegenden Zeitraum der Schwangerschaft maßgeblich beeinträchtigt und mit einer Vielzahl gesundheitlicher Gefahren einhergeht, 09  gerät dabei ebenso wenig in den Blick wie die Tatsache, dass auch im sich an die Schwangerschaft anschließenden Zeitraum die gesamte physische und psychische Verfasstheit der Frau betroffen ist und identitätsprägend verändert wird. Dass in aller Regel eine vollständige Neuorganisation der gesamten Lebensumstände erforderlich ist, wird nicht beachtet. Mit dem Eintritt einer Schwangerschaft hat vielmehr ein Glückszustand zu bestehen, 10  ganz gleich, ob die Umwelt einen solchen tatsächlich bereithält – und auch dann, wenn zur Herstellung dieses Glückszustands weder nahestehende Personen noch staatliche Institutionen mit erforderlichen Unterstützungsleistungen beitragen.
 
        In einer umfassenden Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs in Deutschland läge die Chance einer strafrechtsdogmatisch denkbaren, widerspruchsfreien Vereinbarung reproduktiver Rechte mit dem Lebensschutz für Ungeborene. Ein umfassender Anspruch auf Beratung gerade auch zu Schwangerschaft, Abbruch und Schwangerschaftskonflikt bei gleichzeitiger Sicherstellung der Versorgung böte die Chance einer erheblichen Verbesserung der Frauengesundheit, der Verbesserung von Lebenslagen von Frauen und damit einer Hilfestellung, die dann auch Hilfe für die Annahme einer Schwangerschaft sein kann. Erst mit der offen möglichen Aussprache von Hindernissen, eine Schwangerschaft und ein Kind anzunehmen, lassen sich Wege entwickeln und aufzeigen, die bis heute weiter (ungebrochen und relativ) hohen Zahlen an frühen Schwangerschaftsabbrüchen zu senken. Deutschland käme so internationalen Vorgaben nach und könnte Vorreiter für eine Regelung sein, die die selbstbestimmte Entscheidung von Frauen über ihre grundlegenden reproduktiven Freiheiten respektiert, ihre Gesundheit schützt und verbessert und dabei zugleich den Lebensschutz für das Ungeborene entscheidend stärkt.
 
        VERSORGUNGSSICHERUNG UND ENTSTIGMATISIERUNG
 
        Die bei Einhaltung der gesetzlichen Voraussetzungen des §218a Absatz 1 StGB im Ergebnis straffreie, jedoch gleichwohl rechtswidrige Durchführung von Abbrüchen in der Frühphase der Schwangerschaft bedeutet weder deren Entkriminalisierung noch ein fehlendes Strafbarkeitsrisiko für die Beteiligten. Gleiches gilt für nach §218a Absatz 2 medizinisch und nach Absatz 3 kriminologisch indizierte (rechtmäßige) Abbrüche. Die Zulässigkeitsfrage spitzt sich hier in der Spätphase der Schwangerschaft mangels Leitlinien für den Umgang mit Abbrüchen nochmals zu, wenn jeweils im Einzelfall entschieden werden muss, wie mit außerhalb des Uterus lebensfähigen Feten umgegangen werden soll und darf. 11  Die Voraussetzungen für die Straffreiheit sind hier von den Beteiligten jeweils zu schaffen und zu erweisen. Steht ihr Vorliegen infrage, droht ein Strafverfahren; im Falle der Schwangerschaftsabbrüche in der Frühphase besteht nicht einmal die Chance auf ein rechtmäßiges Verhalten.
 
        Die aktuelle Rechtslage schafft damit Zugangshindernisse, die die Versorgungssicherheit gefährden, und fördert die Stigmatisierung von Schwangerschaftsabbrüchen. Ärztinnen und Ärzte werden zur Mitwirkung an bürokratisch aufwendigen, gesondert abzurechnenden und im Falle der Abbrüche in der Frühphase sogar rechtswidrigen Verfahren verpflichtet 12  und setzen sich so ebenfalls den Risiken der Strafverfolgung aus. Ausweislich der ELSA-Studie 13  nehmen von denjenigen Ärztinnen und Ärzten, die keine Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, nur etwa fünf Prozent aus Gewissensgründen nicht an den Verfahren teil; der weit überwiegende Anteil bleibt wegen der mit dem Verfahren einhergehenden Schwierigkeiten fern. Dass 2023 erneut 106218 Abbrüche – davon 103045 in der Frühschwangerschaft – und damit ein weiterer Anstieg um 2,2 Prozent zu verzeichnen war, 14  ändert nichts daran, dass alle an diesen Abbrüchen Beteiligten die Straftatvoraussetzungen nach §218 Absatz 1 StGB erfüllten – und Straffreiheit erst durch das Einhalten der Verfahrensmaßgaben erlangen konnten.
 
        Stellt man dem die Zahlen der strafrechtlichen Verfolgung und Verurteilung gegenüber, zeigt sich, dass nur rund ein Prozent der statistisch erfassten Abbrüche polizeilich 15  und davon wiederum nur rund zehn Prozent gerichtlich verfolgt werden, bei zumeist einstelligen jährlichen Verurteilungszahlen. 16  Auch ärztliche Pflichtverletzungen nach §§218b und 218c StGB haben kaum kriminologische Relevanz. Die grundsätzliche Kriminalisierung verhindert also Schwangerschaftsabbrüche nicht, sondern führt nur dazu, dass sie unter erschwerten bis rechtlich unsicheren Bedingungen mit zugleich erheblicher strafrechtlicher Stigmatisierung erfolgen. 17  
 
        Dass es nur zu wenigen strafrechtlichen Verfahren kommt, ist kein Argument gegen eine Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs, 18  sondern stellt vielmehr gerade infrage, ob Strafrecht als Ultima Ratio hier überhaupt zum Einsatz kommen darf. 19  Selbst wenn man beachtet, dass die verbleibenden Verurteilungen wegen Schwangerschaftsabbruchs vornehmlich Fälle nicht einverständlichen Abbruchs in Verbindung mit Gewalttaten gegen Schwangere betreffen, 20  rechtfertigt dies gerade nicht den Kriminalappell gegenüber allen und schützt deshalb auch nicht das ungeborene Leben in besonderem Maße. Vielmehr besteht hier sogar eine Strafbarkeitslücke, deren Schließung die Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin dem Gesetzgeber ebenfalls dringend nahegelegt hat. 21  
 
        Nach allem bedarf es des strafrechtlichen Schutzes der Schwangeren vor Abbrüchen gegen ihren Willen und vor unsicheren Abbrüchen – und es bedarf des Schutzes des ungeborenen Lebens vor Eingriffen gegen den Willen der Schwangeren, denn hier wird der Schwangerschaftsabbruch in der Strafstatistik relevant.
 
        INTERNATIONALE VORGABEN
 
        Unter Berücksichtigung internationaler Vorgaben erweist sich die Beibehaltung der aktuellen Rechtslage in Deutschland sogar in vielerlei Hinsicht als widersprüchlich. 22  Denn unter dem Vorwand gefundener rechtlicher Kompromisse für das deutsche Recht – verkürzt: die Abwägung zwischen staatlichem Schutzauftrag zum Lebensschutz und dem Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren – wird übersehen, dass das Recht so zwar Embryo und Fetus weitreichende Leistungsansprüche gegenüber der Schwangeren zuerkennt, 23  deren reproduktive Gesundheit und Selbstbestimmung aber weitgehend unbeachtet lässt. 24  Die existenzielle, unauflöslich relationale Verbundenheit, die mit einer Schwangerschaft zwangsläufig einhergeht, wird vielmehr ausschließlich zu Ungunsten der Schwangeren aufgelöst. 25  Der „verfassungsrechtlich vorgeprägte Mittelweg“ 26  verfehlt, genau besehen, die Mitte. Hinzu kommt, dass die Maßnahmen der reproduktiven Gesundheit und Geburtshilfe in den vergangenen 30 Jahren weitgehend ökonomisiert wurden. Geburtsstationen wurden geschlossen, Hebammen sehen sich mit hohen Haftpflichtprämien konfrontiert, kostenfreie Verhütungsmittel gibt es nur für bestimmte Altersgruppen gesetzlich Versicherter – all dies hat zu Versorgungsengpässen beigetragen. 27  
 
        Im Mai 2023 wurde Deutschland vom UN-Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau gerügt, weil die auf die Pflichtberatung folgende dreitägige Wartefrist, die im Ergebnis nicht zu einer rechtmäßigen Handlung führt, den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen erheblich erschwert. 28  Die Zugangsbeschränkungen treffen aus Sicht des Gremiums einseitig die Schwangere, schränken ihre reproduktive Entscheidungsfreiheit und Autonomie ein und bedingen soziale und wirtschaftliche Abhängigkeiten, verbunden mit den Gefahren weiterer Diskriminierungen. Bereits 2017 hatte der Ausschuss moniert, dass der Schwangerschaftsabbruch in Deutschland keine Kassenleistung ist, und Regelungen zur Kostenerstattung über die Krankenversicherung für alle Schwangerschaftsabbrüche angemahnt. 29  Zwar ist die Bundesrepublik nicht unmittelbar zur Umsetzung der Empfehlungen verpflichtet, als Vertragsstaat hat sie jedoch die Frauenrechtskonvention (CEDAW) umzusetzen. Artikel 16 Absatz 1e CEDAW sowie Artikel 23 Absatz 1b der UN-Behindertenrechtskonvention (CRPD) garantieren zudem Frauen und Menschen mit Behinderungen das Recht auf freie und verantwortungsbewusste Entscheidung über die Anzahl und den Altersunterschied ihrer Kinder sowie den Zugang zu den für die Ausübung dieses Rechts erforderlichen Informationen und Mitteln. Der Status als Vertragsstaat erfordert damit jedenfalls die Kenntnisnahme dieser Rechte und die Prüfung etwaiger Umsetzungsmöglichkeiten und -defizite. 30  
 
        In Bezug auf das nationale Strafrecht ist darüber hinaus festzuhalten, dass – nach der vom UN-Menschenrechtsausschuss unter Berücksichtigung des Rechts auf Leben aus Artikel 6 des Internationalen Pakts über die bürgerlichen und politischen Rechte ausgesprochenen Empfehlung – die Vertragsparteien sicherstellen sollen, dass keine strafrechtlichen Sanktionen für Personen greifen, die einen Schwangerschaftsabbruch wünschen. 31  Auch insoweit ist eine Prüfung angezeigt, ob eine Straffreiheit erst im Ergebnis – und nach Überwinden gesetzlich bestimmter Zugangshindernisse – ausreichend ist. Gefordert ist eine Verschränkung der international anerkannten reproduktiven Rechte mit den Grundlinien des deutschen Verfassungsrechts. Das muss sich für die Rechtsordnung insbesondere in den sensiblen Bereichen des Strafrechts und des Gesundheitsrechts auswirken.
 
        ZUR KORREKTUR DES DEUTSCHEN „MITTELWEGS“
 
        Die andauernde (Fehl-)Erzählung des Schwangerschaftsabbruchs als Straftat, seine in der Durchführung insbesondere der frühen Abbrüche ungebrochen hohe statistische Relevanz bei strafprozessualer Nicht-Relevanz, die völkerrechtlichen Maßgaben zu reproduktiver Gesundheit und Lebensschutz für Frauen sowie die Empfehlungen zu barrierefreien, legal gesicherten und als Gesundheitsleistung zu finanzierenden Abbrüchen verdeutlichen, wie notwendig eine Neuabwägung der Strafbarkeitsfrage ist.
 
        Dem wird man sich auf Basis der verfassungsgerichtlich gefestigten Argumentation zur staatlichen Schutzpflicht, auch gegenüber dem ungeborenen menschlichen Leben, nicht entziehen können. Die Fortgeltung verfassungsrechtlicher Grundlagen steht dabei nicht infrage. Die Schutzpflichtdogmatik ist heute anerkannt, sie erfasst die von Verfassungs wegen gebotene Pflicht des Staates, Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit des Einzelnen zu schützen 32  – und nach herrschender Ansicht in Artikel 2 Absatz 2 GG auch das ungeborene Leben, weil mit der Verschmelzung von Ei und Samenzelle ein identitätsstiftendes genetisches Programm zur Entwicklung menschlichen Lebens festgelegt wird. 33  Strittig ist nicht das „Ob“ des Schutzes, sondern das „Wie“ – und die Frage, inwieweit dem ungeborenen Leben bereits Menschenwürde oder „nur“ ein entsprechender Achtungsanspruch zukommt. 34  Für die hier erforderliche Neuabwägung kommt es aber nicht maßgeblich darauf an, ob das Bundesverfassungsgericht zukünftig zwischen dem Schutz Ungeborener und Geborener zu Differenzierungen neigen wird, die es in der Vergangenheit verneint zu haben meinte. 35  Zum Schutz des ungeborenen Lebens bedarf es keiner neuer (normativer) Einsichten, abgesehen vielleicht von der Feststellung, dass dieser Schutz auch bisher schon nur lückenhaft und unzureichend erfolgte, wenn etwa Embryo und Fetus gegen Eingriffe gegen den Willen der Schwangeren nicht gesondert geschützt sind. 36  
 
        Neue normative Einsichten sind vielmehr in Bezug auf die Grundrechtspositionen der Schwangeren, ihre Gesundheitsrechte und ihre reproduktiven Rechte einzufordern – und vor dem Hintergrund der völkerrechtlichen und EU-weiten Entwicklungen auch zu erwarten. Wenn man so will, ist die biologische Erkenntnis aller erforderlich, dass die Übernahme einer Schwangerschaft kein „Sonntagsspaziergang“ ist, sondern eine lebenslange Herausforderung, die mit einer Vielzahl gesundheitlicher Gefahren einhergeht. Eine Auflösung des Güterkonflikts mittels praktischer Konkordanz wurde bisher nicht erzielt. Wer sie, nach umfassender inter- und intradisziplinärer Prüfung und verfassungsrechtlicher Gesamtabwägung, wagt, 37  wird zu dem Ergebnis kommen, dass es der teilweisen Neuausrichtung der Erfüllung der staatlichen Schutzpflicht – hier zum Schutz des ungeborenen Lebens – deshalb bedarf, weil die Frau nur insoweit zur Erfüllung jener Schutzpflicht in Anspruch genommen werden darf, wie ihr dies zuzumuten ist. 38  Das aber ist – unter Hinzunahme der reproduktiven Gesundheit und Freiheit der Frau – keineswegs automatisiert und immer der Fall, sondern ist gerade im Fall der ungeplanten und ungewollten Schwangerschaft wegen der damit einhergehenden umfassenden Eingriffe in die gesamte Verfasstheit der Frau grundsätzlich nicht so.
 
        Das bedeutet in der Folge zweierlei: Erstens ist die Schwangere bei Unzumutbarkeit der Fortsetzung der Schwangerschaft entpflichtet. Die Übernahme der sogenannten Gefahrtragungspflicht darf dann von ihr nicht verlangt werden, der Abbruch muss rechtmäßig und darf nicht strafbar sein. Letztlich liegt darin nur eine Fortschreibung schon der Rechtsprechung des Reichsgerichts, 39  nun aber unter konsequenter Berücksichtigung der reproduktiven Gesundheit und Freiheit der Frau.
 
         Zweitens muss der Staat – keineswegs unter Absenkung des Schutzniveaus – ausreichend Maßnahmen ergreifen, um seine Schutzpflichten für das ungeborene Leben und für die reproduktive Gesundheit der Frau zu erfüllen. Das erfordert den Schutz vor ungewollten und unsicheren Abbrüchen und den Schutz der Gesundheit der Frau durch ein barrierefreies, ihre reproduktive Autonomie schützendes Verfahren (präventiv) und vor Verletzungen (repressiv); es erfordert den Schutz des ungeborenen Lebens mit gezielten Maßnahmen zum Schutz vor ungewollten Schwangerschaften (präventiv) und vor Eingriffen gegen den Willen der Schwangeren (repressiv). Wenn trotz anerkannter Schutzpflicht außerstrafrechtliche Regelungen getroffen werden, ist das kein Verstoß gegen das sogenannte Untermaßverbot. Vielmehr liegt es in der Natur der Sache, verfahrensgebende, gebündelt präventive Maßnahmen außerhalb des Strafrechts zu regeln. Mit Strafrecht als Ultima Ratio lassen sich nur Unrechtshandlungen einer Strafe zuführen, die im Falle des Schwangerschaftsabbruchs eben nicht per se vorliegen, sondern allenfalls dort, wo die für die Schwangere zumutbar fortsetzbare Schwangerschaft abgebrochen wird. Für das Strafrecht kommen mithin allein gegen den Willen der Schwangeren gerichtete und gesundheitsgefährdende Angriffe infrage. Die besonders schwierigen und alle Beteiligten herausfordernden Fragen der Zulassung sogenannter Spätabbrüche bedürfen hingegen eines eigenen Augenmerks – und weiterer Debatten.
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         12 Vgl. dies., KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 2.4; Daphne Hahn, KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 4.4. Ein Weigerungsrecht nach §12 Schwangerschaftskonfliktgesetz gilt unbenommen.
 
         13 Vgl. Erfahrungen und Lebenslagen ungewollt Schwangerer – Angebote der Beratung und Versorgung (ELSA-Studie), https://elsa-studie.de. Vgl. auch Rona Torenz et al., Data on Regional Availability and Accessibility of Abortion Providers in Germany, in: Research in Health Services and Regions 2/2023, https://doi.org/10.1007/s43999-023-00036-4.
 
         14 Vgl. Statistisches Bundesamt, 2,2 % mehr Schwangerschaftsabbrüche im Jahr 2023, www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/04/PD24_164_233.html.
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         16 2019: 11 Gerichtsverfahren, 5 Verurteilungen; 2020: 7 Verfahren, 6 Verurteilungen; 2021: 13 Verfahren, 7 Verurteilungen. Seit 2022 werden die Verurteilungen wegen der geringen Zahl nicht mehr gesondert ausgewiesen, sondern unter der Rubrik „andere Straftaten gegen die Person“ erfasst. Vgl. Statistisches Bundesamt, Strafverfolgung – Fachserie 10 Reihe 3 – 2021, 29.11.2022, www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafverfolgung-2100300217004.html; siehe auch Liane Wörner, KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 3.1.1.
 
         17 Vgl. Daphne Hahn, KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 4.4.6.
 
         18 So aber Michael Kubiciel, Verfassungsrechtliche Grenzen einer Reform der §§218ff. StGB, Konrad-Adenauer-Stiftung, Berlin 2024, S. 4, www.kas.de/de/monitor/detail/-/content/verfassungsrechtliche-grenzen-einer-reform-der-218-ff-stgb.
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         21 Vgl. Liane Wörner, KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 3.1.1 und 8.2.2.
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         35 Auch insoweit lässt sich vorsichtig zweifeln, denn Schutzabstufungen enthält das geltende Strafrecht bereits heute, und zwar auch solche, die sich biologisch nicht rechtfertigen lassen.
 
         36 Vgl. Kubiciel (Anm. 18).
 
         37 Vgl. ausführend Frauke Brosius-Gersdorf, KOM-Bericht (Anm. 2), Kap. 5.2.4.
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        PLÄDOYER FÜR EINE ETHIK DER BEZOGENHEIT
 
         Irme Stetter-Karp 
 
        Das strafrechtliche Verbot des Schwangerschaftsabbruchs führt seit seiner erstmaligen Normierung 1871 zu Konflikten und gesellschaftlichen Debatten. Insofern sollte nicht überraschen, dass auch jetzt wieder intensiv darüber diskutiert wird. Gleichzeitig sind die Pläne der Bundesregierung für eine Änderung des bestehenden Gesetzes weder hinreichend klar noch ist die Diskussion in der ganzen Gesellschaft schon angekommen; eine breite Debatte dazu steht noch aus. Dennoch sind bereits überaus starke Narrative am Werk. Diese sind verführerisch, bei näherer Betrachtung aber oberflächlich.
 
        Eine sachorientierte, fachlich fundierte Argumentation ist gerade bei diesem Thema notwendig. 01  Gesellschaftspolitische Fragen, die so sehr über die Existenz und die Lebenswirklichkeit von Frauen und von ungeborenen Kindern entscheiden, enthalten ethische Dilemmata, die unvermeidbar sind. Umso mehr empfiehlt sich Sachkenntnis, Respekt und der aufrichtige Versuch, die Position der und des jeweils Anderen verstehen zu wollen.
 
        Wie lässt sich die bestehende Gesetzeslage in Kurzform kennzeichnen? Auf der Basis eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts gilt nach §218 und §219 Strafgesetzbuch (StGB) seit 1995, dass bei einer Entscheidung für einen Abbruch dieser rechtswidrig ist, aber unter definierten Voraussetzungen straffrei bleibt. Adressiert wird dabei nicht die werdende Mutter, sondern die Person, die den Schwangerschaftsabbruch vornimmt. Diese Kompromisslösung hat den politischen Lagern und der Gesellschaft seinerzeit einiges abverlangt. Die derzeitige Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag festgehalten, dass der §218 StGB auf den Prüfstand soll und dafür eine Regierungskommission berufen. Diese legte am 15. April 2024 auf 600 Seiten ihre Empfehlungen vor. 02  Die Expertenkommission empfiehlt, dass in der Frühphase der Schwangerschaft Abbrüche nicht mehr grundsätzlich rechtswidrig sein sollen. Gleichzeitig legt sie differenziert dar, wie bei einer eventuellen Entscheidung des Parlaments zur Streichung des §218 im Strafgesetzbuch Schutzaspekte in anderer Weise zu garantieren sind. Sollte der Gesetzgeber einen Änderungsbedarf feststellen, wird er sich mit den folgenden Argumenten auseinandersetzen müssen.
 
        DOPPELTE ANWALTSCHAFT FÜR DIE FRAU UND DAS KIND
 
        Ein wesentliches Ziel einer jeden gesetzlichen Regelung muss sein, Frauen in existenziellen Situationen zu unterstützen. Die geltende Gesetzeslage reagiert auf ein Spannungsfeld, das kaum größer sein könnte. Die Gesetzeslogik folgt dem im Grundgesetz verankerten Recht eines jeden Menschen auf Leben, womit auch das Recht des ungeborenen Kindes geschützt wird. Das bewährte Schutzkonzept in doppelter Anwaltschaft für die Mutter und das ungeborene Kind trägt dem Rechnung. In der Praxis der Konfliktberatung gehören Zielorientierung und Ergebnisoffenheit zusammen. Was auf den ersten Blick wie ein Widerspruch wirken mag, trägt zu dem Ziel bei, zwei grundlegenden Rechtsgütern bestmöglich gerecht zu werden: dem Recht auf Leben und dem Selbstbestimmungsrecht der Frau.
 
        Es werden alle Lösungswege verfolgt, um das Leben des ungeborenen Kindes zu schützen. Dafür ist die Erkenntnis leitend, dass das Leben des ungeborenen Kindes nur zusammen mit der Mutter geschützt werden kann. Die Frage ist also, wie ein Staat das grundgesetzlich garantierte Recht auf Leben und das Selbstbestimmungsrecht der Frau im Detail am besten schützen kann und muss. Dazu muss der Gesetzgeber die vielfältigen Herausforderungen zur Kenntnis nehmen, die einem Schwangerschaftsabbruch zugrunde liegen. Hierzu liegen Studien und Daten vor, die bislang zu wenig gewürdigt wurden. 03  Demnach sind vor allem die folgenden Faktoren für die Entscheidung ausschlaggebend, eine Schwangerschaft abzubrechen: Partnerschaftsprobleme, biografische Gründe, Überforderung, äußerer Druck und materielle Sorgen.
 
        RECHT AUF LEBEN
 
        Aus ethischer und medizinethischer Perspektive sind mehrere normative Prinzipien für eine Urteilsbildung relevant: Autonomie, relationale Autonomie und die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens. Die Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) hat 2005 die „Universal Declaration on Bioethics and Human Rights“ verabschiedet, in der es in Artikel 5 heißt: „The autonomy of persons to make decisions, while taking responsibility for those decisions and respecting the autonomy of others, is to be respected.“ 04  Dies zeigt, wie das ethische Prinzip des Respekts vor der Autonomie des Menschen international an Relevanz gewonnen hat, wenngleich bei einer genaueren Analyse kulturell geprägte unterschiedliche Reichweiten, Ausprägungen und Grenzmarkierungen nicht zu übersehen sind. 05  
 
        Je stärker allerdings der Begriff „Autonomie“ in der Postmoderne mit dem Begriff der „Selbstbestimmung“ konnotiert ist, umso mehr muss daran erinnert werden, dass sich Autonomie und Freiheit erst dem „freiheitsermöglichenden bzw. -förderlichen Zusammenleben mit allen anderen“ verdanken 06  – und dass die Freiheit des einen an der Freiheit der anderen endet. Insoweit ist Autonomie ebenso wenig grenzenlos wie Freiheit. Wie die Medizinethikerin Claudia Wiesemann zutreffend beschreibt, ist Autonomie immer als soziales Konstrukt zu verstehen und steht in Abhängigkeit soziokultureller Aushandlungsprozesse. 07  
 
        Ansätze relationaler Autonomie verweisen darauf, dass sich Selbstbestimmung in sozialen Beziehungen auf der Basis wechselseitiger Anerkennung und Sorge konstituiert. Gerade in den vergangenen Jahren verstärken sich in Philosophie und Ethik Debatten um die Frage, ob der Anspruch auf Selbstbestimmung zu apodiktisch interpretiert wird und die vielseitigen Interdependenzen des Lebens zu wenig gewürdigt werden. 08  Vertreter:innen relationaler Autonomiekonzepte, etwa die Theologin und Ethikerin Hille Haker, verweisen auf das Spannungsfeld von Selbstständigkeit, Verletzlichkeit und Bezogenheit. Dabei darf nicht übersehen werden, dass just aus der feministischen Philosophie und Ethik vergleichbare Einwürfe kommen, 09  ähnlich argumentiert auch die „Salzburger Erklärung“ feministischer Theologinnen.
 
        Welche Rechte kommen dem ungeborenen Kind zu? In verfassungsrechtlicher Hinsicht wird der Embryo durch Artikel 1 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) geschützt. Während der personale Schutzbereich des Artikels 1 die Würde des „Menschen“ erfasst, schützt Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 ausdrücklich das menschliche „Leben“. Durch das Grundgesetz wird der Staat verpflichtet, sich schützend und fördernd vor jedes menschliche Leben zu stellen. Dies umfasst ausdrücklich auch das ungeborene Leben. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil vom 28. Mai 1993 offengelassen, ob der verfassungsrechtliche Schutz des menschlichen Lebens bereits mit der Verschmelzung von Ei- und Samenzelle oder erst ab der Einnistung der befruchteten Eizelle in die Gebärmutter (Nidation) beginnt.
 
        Während noch 2018 der wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages zur Bewertung kam, dass ein großer Teil der Literatur dem ungeborenen Leben bereits ab dem Zeitpunkt der Nidation den Schutz der Verfassung zuspricht, hat sich die von der aktuellen Bundesregierung beauftragte Kommission für eine andere Empfehlung entschieden. Bei allem Respekt für die insgesamt sehr sorgfältige und detaillierte Analyse der Kommission wirft die Empfehlung, dem Embryo in der ersten Phase der Schwangerschaft keinen diesbezüglichen staatlichen Schutz zuzusprechen, mehrere gewichtige Fragen auf und kann insofern nicht nachvollzogen werden. Der Gedanke des „Lebens-von-Anfang-an“ ist nicht allein im biblisch-christlichen Konzept der Gottesebenbildlichkeit verankert, sondern auch das antike Würdeverständnis und die neuzeitliche Ausprägung der Menschenwürde sind Quellen dafür. Der Anspruch, als Mensch in seinem Mensch-Sein geachtet zu werden, ist kein Sonderdenken religiös geprägter Menschen, sondern konstitutiv für Recht und Demokratie in einem modernen demokratischen Rechtsstaat. Auch deshalb ist nicht zu erwarten, dass eine eventuelle Entscheidung der Regierung rasch zu einer zwischen den drei zuständigen Ministerien abgestimmten Beschlussempfehlung und entsprechenden Debatten des Deutschen Bundestages führen wird.
 
        Medizinethisch sind für die Frage nach der Schutzwürdigkeit des menschlichen Lebens die sogenannten SKIP-Argumente relevant. SKIP steht für die vier Begriffe Spezies-, Kontinuitäts-, Identitäts- und Potenzialitätsargument. Prägnant und allgemeinverständlich übersetzt die medizinische Fachdebatte der ehemalige Verfassungsrichter Paul Kirchhof, wenn er für die Schutzwürdigkeit eines Embryos ab dem Zeitpunkt der Nidation plädiert und das Fazit des Bundesverfassungsgerichts über den Schutzstatus des Embryos so begründet: Der Zeitpunkt sei laut Bundesverfassungsgericht richtig, weil „es sich bei dem Ungeborenen um individuelles, in seiner genetischen Identität und damit in seiner Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit bereits festgelegtes, nicht mehr teilbares Leben handelt, das sich im Prozess des Wachsens und sich Entfaltens nicht erst zum Menschen, sondern als Mensch entwickelt“. 10  
 
        Auch der Deutsche Ethikrat ist der Auffassung, dass hier keine Abstufungen in Betracht gezogen werden dürfen. Diese Überzeugung teile ich. Eine Abstufung der Schutzwürde, gekoppelt an die extrauterine Lebensfähigkeit des Embryos oder dessen kognitives Vermögen, hätte jenseits der Frage des Schwangerschaftskonflikts weitreichende Folgen, beispielsweise bei der Frage der Aberkennung von Persönlichkeitsrechten von demenziell erkrankten Menschen. Und selbst wenn man dem Gedanken einer abgestuften Schutzwürdigkeit folge, so der Ethikrat, spreche doch die größere Hilfsbedürftigkeit des Embryos dafür, ihm einen höheren Schutzanspruch einzuräumen, zumal es für ihn um alles oder nichts gehe. 11  In der Ethik werden die Bedürfnisse von Menschen mit höherem Schutzanspruch aktuell unter den Begriffen „Vulnerabilität“ und „Verletzlichkeit“ verhandelt. 12  In dieser Perspektive werden Gerechtigkeitsfragen gezielt aufgewertet. Statt einseitig auf reproduktive Selbstbestimmung zu setzen, geht es darum, reproduktive Gerechtigkeit anzustreben und den Lebensschutz mittels einer Anerkennungsgerechtigkeit zu gewährleisten.
 
        Sollte die derzeitige Bundesregierung der Empfehlung der Kommission Folge leisten und ein abgestuftes Lebensrecht anstreben, hätte das überdies zur Folge, dass ein praktikabler Modus gefunden werden müsste, wie die von medizinischen Fortschritten abhängige extrauterine Lebensfähigkeit des Embryos definiert beziehungsweise, noch schwieriger, jeweils auf aktuellem Stand gehalten werden kann. Kurzum: Der bestehende §218 hat die ethischen Dilemmata und die widerstreitenden Interessen über die vergangenen drei Jahrzehnte hinweg austariert und wurde dabei von einem gesellschaftlichen Konsens getragen. Die von der Kommission vorgelegten Gründe, jetzt auf ein abgestuftes Lebenskonzept zu setzen, überzeugen nicht.
 
        QUALIFIZIERTE BERATUNG FÜR ALLE FRAUEN
 
        Derzeit wird auch darüber diskutiert, ob, verbunden mit der gesetzlichen Änderung von §218 StGB, die Pflichtberatung abgeschafft werden soll. Die langjährige berufliche Kenntnis der täglichen Arbeit in den Schwangerschaftsberatungsstellen veranlasst mich, entschieden für die Beibehaltung der Pflichtberatung für alle Frauen in einem Schwangerschaftskonflikt einzutreten. Die sorgfältige Analyse der Gründe für einen Schwangerschaftsabbruch, wie sie uns durch Studien vorliegen, lassen den Schluss zu, dass eine Fachberatung durch unabhängige Dritte hilfreich ist. Ziel der Beratung muss sein, gemeinsam mit der Ratsuchenden Perspektiven für ein Leben mit dem Kind zu entwickeln. Grundlegende Voraussetzung einer solchen Beratung ist der Respekt vor der Freiheit und Würde der Ratsuchenden. Insofern erfolgt die Beratung zielorientiert, doch ergebnisoffen. Die Aufgabe der professionellen Fachkräfte ist es, ressourcenorientiert zu arbeiten und den Frauen im Schwangerschaftskonflikt den Blick auf Stärkendes in ihrem Umfeld zu eröffnen.
 
        Für die Konfliktberatung ist es im Alltag von Bedeutung, dass Frauen einen freien Zugang zu den Beratungsstellen haben. Der Deutsche Bundestag hat am 5. Juli 2024 das Schwangerschaftskonfliktgesetz geändert und es um Maßnahmen gegen die sogenannte Gehsteigbelästigung erweitert. 13  Diese Gesetzesänderung ist ausdrücklich zu begrüßen, weil sie Voraussetzung dafür ist, dass Frauen ungehindert und ohne Belästigung durch Dritte Zugang zu Beratungsstellen haben. Der Kommissionsbericht hat im April 2024 anerkannt, dass Beratungsstellen auch über die Pflichtberatung hinaus wesentlich zur Vermeidung und Bewältigung von Schwangerschaftskonflikten beitragen können, unter anderem durch Beratung im Kontext auffälliger pränataldiagnostischer Befunde, der Angebote zur Paarberatung und der sexuellen Bildung. Nach Ansicht der Kommission kann der Gesetzgeber entscheiden, weiterhin die Pflichtberatung vorzuschreiben, er kann die Pflicht zur Beratung aber auch beenden. Im letzteren Fall muss der Gesetzgeber aus Kommissionssicht ein breites, niedrigschwelliges, barrierearmes und vielsprachiges professionelles Beratungsangebot garantieren – und zwar als Teil eines umfassenden Rechtsanspruches. Allerdings zeigt die Erfahrung, dass freiwillige Beratungsangebote deutlich weniger nachgefragt werden. Insbesondere Frauen in prekären Situationen, die besonders von der Beratung profitieren, würden so nicht mehr erreicht werden. Zudem ist in der jetzigen Lage der Sozialpolitik Skepsis angebracht, ob ein neues Beratungsangebot finanziell zu realisieren sein würde.
 
        HERAUSNAHME AUS DEM STRAFRECHT?
 
        Ein Schwangerschaftsabbruch ist nach geltendem Recht innerhalb der ersten zwölf Wochen auch dann straffrei möglich, wenn keine Indikationen im Sinne der §218a Absatz 2 und 3 StGB festgestellt worden sind. Bedingung ist allein, dass die Frau mindestens drei Tage vor Durchführung der Abtreibung einen Beratungstermin wahrgenommen hat. Das geltende Gesetz unterstellt im Falle eines danach vorgenommenen Abbruchs im Interesse der Frau so schwerwiegende individuelle Gründe, dass das Lebensrecht des ungeborenen Kindes hinter diesen zurückzustehen hat. Strafen drohen daher in diesem Fall weder Frauen noch Ärzten. Sie handeln straffrei.
 
        Wenn in der Öffentlichkeit aktuell zu hören ist, dass §218 StGB schwangere Frauen oder Ärztinnen und Ärzte kriminalisiere, dann muss sachlich festgehalten werden, dass §218a StGB diese Kriminalisierung explizit ausschließt, worauf Juristen auch hinweisen. Eine Auswertung der Strafverfolgungsstatistik der Jahre 2006 bis 2021 etwa ergibt, dass insgesamt nur 148 Personen nach §218 StGB verurteilt worden sind. 14  Das entspricht statistisch zwischen sieben und neun Personen pro Jahr, betroffen sind fast ausnahmslos Männer, die gewalttätig gegenüber Frauen wurden, mit der Folge der Tötung des Embryos. Die Relation zu den rund 100000 straffreien Schwangerschaftsabbrüchen pro Jahr in Deutschland spricht für sich. Die Rede von der Kriminalisierung von Frauen jedenfalls lässt sich in der Sache nicht halten.
 
        Festzuhalten ist, dass sich die verfassungsrechtlich garantierte Schutzpflicht des Staates nicht auf ein Niveau von Empfehlungen herunterstufen und auch nicht auf Dritte delegieren lässt. Es ist der Staat selbst, der den Schutz garantieren muss, zu dem ihn die Verfassung verpflichtet. Das klassische Instrument hierfür ist das Strafgesetzbuch. Der Einwand, völkerrechtlich sei eine Herausnahme aus dem Strafrecht angezeigt, wird zwar vermehrt vorgebracht und normativ mit dem Begriff der reproduktiven Autonomie der Frau hinterlegt. Dieser Einwand ignoriert aber, dass das Völkerrecht sich mit dem Lebensrecht Ungeborener nicht explizit auseinandersetzt beziehungsweise dazu keine eindeutige Interpretation bietet.
 
        VERBESSERUNGSBEDARF
 
        In einer Frage gibt es beim bestehenden Gesetz allerdings Verbesserungsbedarf, und dieser betrifft die medizinische Indikation. Diese ist laut Kommissionsbericht in den Jahren von 1996 bis 2022 eine fast konstante Größe. Ihr Anteil unter allen Indikationen bei Schwangerschaftsabbrüchen lag zum Beispiel 2008 bei 2,5 Prozent, 2021 bei 4,1 Prozent. Die Feststellung der (Un-)Zumutbarkeit der Fortsetzung der Schwangerschaft ist besonders in denjenigen Konstellationen kritisch, bei denen es nicht um eine Gefahr für das Leben der Frau beziehungsweise ihre Gesundheit geht, sondern wo eine Abwägung aus Fragen zum erwartbaren postnatalen Zustand des Kindes erwächst. Bis zum Einsetzen der Geburtswehen ist ein Spätabbruch möglich. Die Kommission kritisiert zu Recht, dass es an Kriterien insbesondere für den Umgang mit auffälligen pränataldiagnostischen Befunden mangelt. Über die medizinische Indikation wird damit eine versteckte embryopathische Indikation Realität, obwohl diese doch bewusst abgeschafft worden war. Vom Gesetzgeber ist zu erwarten, dass er die gesetzlichen Ziele zur Inklusion gesellschaftspolitisch im Rahmen des §218 mitdenkt. 15  
 
        Anders gefragt: Lässt es sich in einer Gesellschaft, die dem Paradigma der Inklusion einen so hohen Stellenwert einräumt, politisch verantworten, Föten mit Behinderungen den Schutz des Lebens vorzuenthalten? Über 90 Prozent Schwangerschaftsabbrüche bei Embryonen mit Trisomie 21 seien als Beispiel angeführt. Der Empfehlung der Kommission, die medizinische Indikation in der aktuellen Gesetzesform zu überdenken, stimme ich daher zu, auch wenn konkrete Änderungsvorschläge noch fehlen. Schließlich sei ein letzter virulenter Punkt benannt: Es gibt Indizien dafür, dass die Versorgungslage im Falle der Entscheidung einer Frau zum Schwangerschaftsabbruch verbessert werden muss. 16  In dieser Frage konnte sich die Kommission nun jedoch just nicht einigen, weil die Datenlage zu widersprüchlich sei. Vor allem hinsichtlich der Frage erheblicher Differenzen zwischen den Bundesländern ist dies ein erhebliches Desiderat.
 
        SCHLUSS
 
        Der Ball für eine mögliche Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs liegt jetzt politisch im Feld der Ampelregierung. Für die Beibehaltung des Gesetzes gibt es sehr gute Argumente. Die wichtigsten hier vorgetragenen Argumente sind der dem ungeborenen Leben in der Verfassung zuerkannte Schutzstatus, die doppelte Anwaltschaft für die Frau und das Kind sowie die Einsichten aus der Beratungspraxis. Die Argumente lassen sich vertiefen in den wertvollen Anregungen einer Ethik der Bezogenheit, die im politischen Raum bis heute zu wenig reflektiert werden.
 
        Sollte sich die Bundesregierung dennoch auf eine Änderung des geltenden Gesetzes einigen, ist angesichts der ethischen Dilemmata eine sachlich orientierte und breite Diskussion in der Gesellschaft zwingend erforderlich. Nicht übersehen werden sollte dann auch, dass laut demoskopischer Daten 17  54 Prozent der Befragten in Deutschland die Meinung vertreten, dass §218 StGB weiter gelten sollte – Schwangerschaftsabbrüche also nur bis zur 12. Woche und mit Pflichtberatung straffrei bleiben sollten.
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        REPRODUKTIVE GESUNDHEIT
 
        Zwischen individuellen Ansprüchen und gesellschaftlichen Realitäten
 
         Daphne Hahn 
 
        Reproduktive Gesundheit ist ein Thema von zentraler Bedeutung für jeden Menschen und beeinflusst nicht nur die soziale Entwicklung, sondern auch die körperliche und psychische Gesundheit. 01  Das an den Gesundheitsbegriff der Weltgesundheitsorganisation (WHO) angelehnte Konzept umfasst das vollständige körperliche, geistige und soziale Wohlbefinden in all jenen Belangen, die mit dem Fortpflanzungssystem und seinen Funktionen zusammenhängen. Es reicht von der Familienplanung über das Thema Schwangerschaft und Geburt bis hin zum Umgang mit sexuell übertragbaren Krankheiten.
 
        Vorstellungen über „Reproduktion“ – über die Zahl der gewünschten Kinder, Formen und Zugang zu Methoden der Familienplanung, Schwangerschaft und Geburt – sind heute an die Überzeugung geknüpft, dass sexuelle und reproduktive Entscheidungen individuelle Entscheidungen sind, die Menschen selbstbestimmt treffen. 02  Zugleich ist das Thema politisch, weil es mit Vorstellungen von Familie und Geschlecht, dem „richtigen“ Zeitpunkt, Kinder zu gebären, oder der Frage verbunden ist, wem das Kinderkriegen überhaupt zusteht – und wem nicht. Diese Vorstellungen haben sich historisch gewandelt. 03  So sollten zum Beispiel Gesetze gegen den Verkauf und die Verbreitung von Verhütungsmitteln, die 1920 in Frankreich, 1930 in Italien und 1941 im nationalsozialistischen Deutschland erlassen wurden, das Wachstum der Bevölkerung fördern. Der 1871 normierte und noch heute im Strafgesetzbuch (StGB) im 16. Abschnitt („Straftaten gegen das Leben“) verortete Paragraf 218, der den Schwangerschaftsabbruch unter Strafe stellt, diente ursprünglich ebenfalls der Sicherung des Bevölkerungswachstums. 04  Das 1933 in Paragraf 219a StGB verankerte Verbot, in „grob anstößiger Weise“ für Abbrüche von Schwangerschaften zu „werben“, verfolgte – bis zu seiner Streichung 2022 – das Ziel, Frauen den Zugang zu Informationen über die Möglichkeit des Schwangerschaftsabbruchs zu erschweren. Und Gesetze wie das ebenfalls 1933 erlassene „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ dienten dazu, eine „rassenhygienische Politik“ durchzusetzen und Leben zu verhindern, das als „unwert“ galt.
 
        Reproduktion und reproduktive Gesundheit stehen an der Schnittstelle zwischen individueller Freiheit und gesellschaftlichen Vorstellungen, sie sind in ein komplexes Geflecht aus Machtverhältnissen, sozialen und politischen Normen, Geschlechtervorstellungen, sozioökonomischen Umständen, religiösen Ansichten und biopolitischen Strategien eingebettet. Der Wandel der entsprechenden Ansichten und Praktiken über die Zeit spiegelt insofern nicht nur neue objektive Erkenntnisse wider, sondern ist auch Ausdruck der dynamischen Auseinandersetzung zwischen individuellen Bedürfnissen und gesellschaftlichen Interessen.
 
        Die Geschichte der reproduktiven Gesundheit ist somit auch eine Geschichte von Kontrolle und Widerstand, von der Durchsetzung staatlicher Interessen und von der Emanzipation individueller Lebensplanungen. Ihre Anerkennung als fundamentales Menschenrecht markiert insofern einen entscheidenden Wendepunkt im Verständnis von körperlicher Selbstbestimmung und Entscheidungsfreiheit. Neben den Themen Schwangerschaft, Geburt und Schwangerschaftsabbruch zählen hierzu auch Fragen rund um die „assistierte Reproduktion“, insbesondere die Themen Eizellspende, Leihmutterschaft und Elternschaft, aber auch der Zugang zu Verhütungsmitteln und geschlechtliche und sexuelle Vielfalt. Nicht zuletzt ist reproduktive Gesundheit damit ein Spiegel gesellschaftlicher Gleichheit: Unterschiede im Zugang zu reproduktiven Gesundheitsdiensten und ihre unterschiedliche Qualität offenbaren oft tiefer liegende Ungleichheiten innerhalb einer Gesellschaft.
 
        REPRODUKTIVE GESUNDHEIT ALS KONZEPT UND SCHNITTSTELLE ZUR SEXUELLEN GESUNDHEIT
 
        Das Konzept der „Sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte“ (SRGR) geht auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) von 1948 zurück und verknüpft gesundheitliche Aspekte mit Rechten im Bereich der Reproduktion. 05  Der Ursprung des Begriffs „Reproduktive Rechte“ lässt sich in das Jahr 1968 zurückverfolgen, als er in der Schlusserklärung der Menschenrechtskonferenz in Teheran eingeführt und als das Recht von Paaren definiert wurde, selbst zu entscheiden, ob und wann sie Kinder haben möchten und in welchen Abständen diese geboren werden. 06  Auf der Weltbevölkerungskonferenz in Bukarest 1974 wurde dieses Recht erweitert und umfasste nun auch das Recht auf Zugang zu Bildung und Informationen über Verhütungsmethoden sowie die Nutzung entsprechender Dienste und Mittel für eine selbstbestimmte Geburtenkontrolle. 07  Der Zugang zu Verhütung, wie wir ihn heute kennen, ist also ein Ergebnis langjähriger internationaler Diskussionen. 08  
 
        Die anhaltenden Debatten über die Anerkennung von Sexualität als integraler Bestandteil der Menschenrechte mündeten 1994 auf der Konferenz für Bevölkerung und Entwicklung in Kairo in einen internationalen Konsens, der insbesondere durch die globale HIV/AIDS-Krise möglich wurde, die gemeinschaftliches Handeln erforderte. 09  Auf der Kairo-Konferenz wurde auch der Begriff „Reproductive Health“ geprägt, durch den Reproduktion, Sexualität und Gesundheit erstmals explizit mit den allgemeinen Menschenrechten verknüpft wurden. 10  Dies schloss Rechte wie jenes auf gewaltfreie Partnerschaften und sexuelle Selbstbestimmung ein, deckte aber auch Themenbereiche wie Familienplanung, Mütter- und Kindersterblichkeit, Teenagerschwangerschaften, assistierte Reproduktion oder die Prävention gegen häusliche Gewalt ab. Obwohl die Konvention der 179 teilnehmenden Staaten auf den Grundwerten von Selbstbestimmung, Autonomie und Menschenwürde basierte, blieb das Recht auf Schwangerschaftsabbruch ausdrücklich ausgeklammert.
 
        In jüngeren Diskussionen wurde das Konzept der sexuellen und reproduktiven Gesundheit um zusätzliche Themen erweitert, darunter um das der sexuellen Orientierung, Intersexualität und der damit einhergehenden Diskriminierung und Stigmatisierung. Auch die Themen sexuelles Vergnügen, sexuelle Funktionsstörung, die Prävention und Behandlung sexuell übertragbarer Krankheiten sowie der Anspruch auf umfassende Aufklärung in sexuellen und reproduktiven Fragen spielen hier eine Rolle. Zahlreiche internationale Dokumente zu Sexualität und Reproduktion haben in den vergangenen zehn Jahren dazu beigetragen, diese Themen vermehrt in den Fokus nationaler und internationaler Debatten zu rücken. 11  
 
        Reproduktive und sexuelle Gesundheit sind eng miteinander verwoben, da Entscheidungen und Zustände im einen Bereich direkte Auswirkungen auf den anderen haben. Besonders deutlich wird das beim Thema Verhütung: Verhütungsmethoden bieten Menschen einerseits die Möglichkeit, über ihre reproduktive Gesundheit eigenständig zu entscheiden, und sie erlauben es ihnen, bewusst zu planen, wann und unter welchen Voraussetzungen sie eine Familie gründen beziehungsweise Kinder haben möchten. Andererseits sind diese Methoden von entscheidender Bedeutung für die sexuelle Gesundheit, da sie nicht nur vor sexuell übertragbaren Infektionen schützen, sondern auch von der Angst vor ungewollten Schwangerschaften befreien und dadurch die sexuelle Lust fördern. Indem sie es Individuen ermöglichen, ihre sexuellen Erfahrungen ohne Sorge zu genießen, spielen Verhütungsmethoden eine wesentliche Rolle bei der Förderung einer selbstbestimmten und beglückenden Sexualität.
 
        Ähnliches gilt für den Bereich Schwangerschaft (und Schwangerschaftsabbruch). Eine Schwangerschaft beeinflusst nicht nur die körperliche Gesundheit einer Person, sondern auch ihr sexuelles Leben und ihre psychische Gesundheit. Entscheidungen rund um eine Schwangerschaft, einschließlich jener zum Schwangerschaftsabbruch, sind ganz erheblich von den Umständen der sexuellen Gesundheit und den persönlichen, sozialen und ökonomischen Ressourcen eines Menschen beeinflusst.
 
        FAMILIENPLANUNG UND VERHÜTUNG
 
        Ein Beispiel, das das komplexe Wechselspiel zwischen individuellen Vorstellungen, gesellschaftlichen Erwartungen und Ungleichheiten beim Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen verdeutlicht, ist das Thema Familienplanung und Verhütung. Familienplanung beschreibt den Prozess, durch den Individuen oder Paare die Anzahl und den Zeitpunkt der Geburt ihrer Kinder bestimmen. Sie ist ein integraler Bestandteil der persönlichen Lebensgestaltung, kann aber nicht nur als eine Reihe von persönlichen oder paarbezogenen Entscheidungen zur Frage des Zusammenlebens verstanden werden, sondern ist ein komplexer Vorgang, der von verschiedenen gesellschaftlichen Diskursen, Strukturen und rechtlichen Regelungen beeinflusst wird. 12  
 
        Familienplanung ist eingebettet in die Lebensgestaltung der Individuen und umfasst zum Beispiel Entscheidungen darüber, ob und wann Menschen mit der Elternschaft beginnen möchten, wie viele Kinder sie haben wollen, in welchen Abständen diese Kinder geboren werden sollen und wann die Familienplanung abgeschlossen ist. Die meisten Menschen treffen die Entscheidung darüber, ob, wann und unter welchen Bedingungen sie eine Schwangerschaft beginnen und fortsetzen möchten, im Hinblick auf eine gute Elternschaft und die Lebensqualität und Lebenschancen eines Kindes. 13  Allerdings unterstellt der Terminus „Familienplanung“ ein rationalistisches Planungs- und Entscheidungsverständnis. Im Alltag ist Familienplanung hingegen mit zahlreichen affektiven, spontanen und zufälligen Entscheidungen verwoben – und erfolgt als Folge gelebter Sexualität manchmal auch erst im Nachhinein. 14  Zugleich fließen hier auch soziale, wirtschaftliche, kulturelle und politische Faktoren ein: Die Ausgestaltung der Familie unterliegt etwa milieuspezifischen Regeln, für die auch Unterschiede der sozialen Herkunft und der sozialen Chancen relevant sind. Trotz gewachsener Freiheiten für die Einzelnen bestimmen nach wie vor starke gesellschaftliche Normen mit darüber, unter welchen Bedingungen eine Familiengründung mit der Geburt von Kindern als passend erachtet wird – und welche Folgen es vor allem für Frauen hat, wenn sie von diesen Normen abweichen. 15  Alters- und Sequenznormen etwa – nicht zu jung und nicht zu alt zu sein, die Ausbildung abgeschlossen und eine solide Paarbeziehung etabliert zu haben – liegen gesellschaftliche Ordnungsvorstellungen von Familie und des richtigen Zeitpunkts für die Geburt von Kindern zugrunde.
 
        In diesem Zusammenspiel von individuellen Lebensplänen und gesellschaftlichen Erwartungen ist die sichere Verhütung einer Schwangerschaft für viele heterosexuell aktive Frauen und Männer ein wichtiges Anliegen, denn sie ermöglicht ihnen, den Verlauf ihres Lebens und ihre reproduktive Biografie selbst zu gestalten. Die Relevanz dieses Themas nimmt lediglich während spezifischer Lebensabschnitte ab, etwa während einer Schwangerschaft oder unmittelbar nach der Geburt eines Kindes. Dabei streckt sich die gesamte reproduktive Phase über 35 Jahre: Von der Aufnahme sexueller Aktivitäten bis zur Menopause verbringt eine Frau, die zwei Kinder zur Welt bringt, etwa fünf Jahre im Bestreben nach Kindern, im Zustand der Schwangerschaft oder in der postnatalen Phase. In den verbleibenden 30 Jahren besteht in der Regel der Wunsch, eine Schwangerschaft zu vermeiden. 16  Die effektive Verhütung einer Schwangerschaft ist daher ein zentrales Anliegen für viele Menschen – und ein niedrigschwelliger Zugang zu sicheren Verhütungsmitteln und sexuelle Bildung auf hohem Niveau sind Schlüsselelemente zur Vermeidung ungewollter Schwangerschaften.
 
        Im weltweiten Vergleich steht Deutschland beim Zugang zu Verhütungsmitteln relativ gut da. Es stehen unterschiedliche Verhütungsmittel zur Verfügung, die Sexualaufklärung in den Schulen ist gesetzlich verankert, und es gibt eine Vielzahl von Akteuren, die qualitativ hochwertige Informationen sowie eine umfassende Verhütungsberatung zur Verfügung stellen. 17  Allerdings ist auch hierzulande ein entscheidender Faktor für unsichere Verhütung das Alter: Besonders junge Menschen, die früh sexuelle Erfahrungen machen, haben oft Schwierigkeiten, effektiv zu verhüten. Der Anteil nichtverhütender 14-Jähriger beträgt rund 20 Prozent bei Mädchen und 18 Prozent bei Jungen, 18  ab 15 Jahren sinkt dieser Anteil erheblich. Zugleich werden Verhütungsmittel nur bis zum vollendeten 22. Lebensjahr ärztlich verschrieben und von den Krankenkassen bezahlt, was frühe ungewollte Schwangerschaften zu verhüten hilft, aber gleichwohl unzureichend ist, weil die sexuelle Aktivität ab dem 22. Lebensjahr deutlich ansteigt. 19  
 
        Monetäre Kosten sind eine wesentliche Barriere beim Zugang zu Verhütung. 20  Frauen, die Sozialleistungen beziehen, verhüten seltener und nutzen, wenn sie verhüten, eher situativ einsetzbare Verhütungsmittel. 21  Weitere Zugangshürden sind die eingeschränkte Verfügbarkeit bestimmter Verhütungsmethoden, die Verschreibungspflicht der Verhütungsmittel und der fehlende Zugang zu evidenzbasierten Informationen über die breite Palette von Verhütungsmethoden. Besonders betroffen sind nicht nur Frauen und Mädchen, die in Armut leben, sondern auch solche in ländlichen Gebieten, Frauen und Mädchen mit Behinderungen, Asylsuchende und Migrant*innen, insbesondere diejenigen, die über keinen regulären Aufenthaltsstatus verfügen. 22  
 
        Der Menschenrechtskommissar des Europarates wies in seinem Bericht zu den Fortschritten der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte in Europa darauf hin, dass finanzielle Hindernisse wie die fehlende Kostenübernahme für Verhütungsmittel durch die öffentliche Krankenversicherung den Zugang für viele Frauen und Mädchen untergraben. Er fordert, die Autonomie und die reproduktive Entscheidungsfreiheit von Frauen stärker zu unterstützen, indem Verhütungsmittel kostenlos zugänglich gemacht werden – auch die Notfallkontrazeption – und Sensibilisierungsprogramme eingeführt werden, die dazu beitragen sollen, Verhütung als gemeinsame Verantwortung von Männern und Frauen zu verstehen. 23  
 
        SCHWANGERSCHAFT UND GEBURT
 
        In Deutschland werden jedes Jahr etwa 800000 Kinder geboren, wobei die Zahl zuletzt rückläufig war. Rechnet man die rund 100000 jährlichen Schwangerschaftsabbrüche hinzu sowie diejenigen Schwangerschaften, die als Spontanaborte ungewollt zu früh beendet wurden – das betrifft geschätzt 15 Prozent aller klinisch diagnostizierten Schwangerschaften –, handelt es sich um über eine Million Schwangerschaften pro Jahr. 24  Schwangerschaft und Geburt sind also zentrale Themen im Leben vieler Menschen, unabhängig davon, wie die Schwangerschaft verläuft oder endet. Jede dieser Schwangerschaften, ob gewollt oder ungewollt, ob ausgetragen oder nicht, ist mit existenziellen Fragen von Gesundheit verbunden und berührt essenzielle Aspekte des individuellen Daseins, der Gesundheit und des gesellschaftlichen Zusammenhalts.
 
        So haben Schwangerschaften bei Jugendlichen häufig schwerwiegende gesundheitliche und soziale Folgen für die Mütter und ihre Kinder. Bei jugendlichen Müttern im Alter von 15 bis 19 Jahren etwa besteht ein höheres Risiko für Frühgeburten und für die Kinder das Risiko eines niedrigen Geburtsgewichts und von Entwicklungsstörungen. Zu den sozialen Folgen, die von den gesundheitlichen nicht zu trennen sind, gehören Stigmatisierung – etwa, wenn die Mütter als „zu jung“ angesehen werden, weil sie sich noch in der schulischen oder beruflichen Ausbildung befinden –, soziale Ablehnung und Gewalt durch den Partner, Eltern oder Gleichaltrige. Zudem können frühe Schwangerschaften zum Abbruch des Schulbesuches führen und künftige berufliche Möglichkeiten beschränken. In Deutschland ist in den vergangenen beiden Jahrzehnten die Anzahl der Geburten durch jugendliche Mütter deutlich zurückgegangen, was wohl auch an besseren Kenntnissen über Verhütung und den Zugang zu Verhütungsmitteln liegt. 25  
 
        Ein besonders sensibles und in jüngster Zeit stärker diskutiertes Thema im Kontext von Schwangerschaft und Geburt sind Handlungen, die als Gewalt verstanden werden. 26  Gewalt im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Geburt manifestiert sich durch verschiedene Formen der Übergriffigkeit und der Missachtung individueller Rechte und der Würde von Frauen während der Geburt, wie sie in Studien und persönlichen Berichten geschildert werden. Trotz des hohen Standards der medizinischen Versorgung in Deutschland sind Gewalterfahrungen im Kreißsaal ein ernstzunehmendes Problem. Dabei reicht das Spektrum von verbalen Übergriffen bis hin zu unnötigen und ohne explizite Zustimmung vorgenommenen medizinischen Eingriffen. Solche Erfahrungen können tiefe Spuren hinterlassen. In der öffentlichen und fachlichen Debatte wird zunehmend anerkannt, dass das Thema „Gewalt unter der Geburt“ nicht nur Einzelfälle betrifft, sondern strukturelle Ursachen hat. Nicht zuletzt das Spannungsverhältnis zwischen den strukturellen Bedingungen in einer Klinik und den Erwartungen von Schwangeren an eine selbstbestimmte Geburt führt dazu, dass unterschiedliche Erwartungen und Handlungslogiken aufeinanderstoßen. Klinken sollen ökonomisch arbeiten, Schwangere hingegen wünschen sich eine intensive individuelle und damit zeitaufwändige Begleitung für ihre Geburt. Die gewachsenen Erwartungen an die Entscheidungsfreiheit auch während der Geburt stellen die traditionellen Behandlungsformen zunehmend infrage. 27  
 
        Um Gewalt unter der Geburt zu begegnen, bedarf es einer gesellschaftsweiten Sensibilisierung und eines Kulturwandels in der Geburtshilfe. Ziel muss dabei sein, eine geburtshilfliche Praxis zu fördern, die die Autonomie, Würde und Entscheidungsmacht der Gebärenden respektiert und stärkt. Konkrete Maßnahmen könnten eine verbesserte Aufklärung über Rechte, die Stärkung der Position von Hebammen für eine kontinuierliche, persönlichere Betreuung und die Implementierung von Feedback- und Beschwerdemechanismen für Frauen umfassen. Die Bekämpfung von Gewalt unter der Geburt ist nicht nur ein medizinisches oder gesundheitspolitisches Anliegen, sondern auch eine Frage der Menschenwürde und der Menschenrechte, die eine breite gesellschaftliche und politische Unterstützung benötigt.
 
        UNGEWOLLTE SCHWANGERSCHAFT UND SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH
 
        In den Zusammenhang von Schwangerschaft, Familienplanung und Verhütung gehört auch das Thema ungewollte Schwangerschaft. Eine ungewollte Schwangerschaft ist kein seltenes Ereignis in den reproduktiven Biografien von Frauen. Zu ihr kommt es, wenn Verhütungsmethoden entweder gar nicht angewendet werden oder fehlschlagen. Eine Schwangerschaft kann aus verschiedenen Gründen ungewollt sein: weil kein Kinderwunsch vorliegt, die zum Zeitpunkt der Schwangerschaft gegebenen gesellschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen nicht adäquat erscheinen oder die persönliche Lebensplanung aktuell oder in absehbarer Zukunft keinen Raum für ein (weiteres) Kind lässt. Die Entscheidung für oder gegen das Austragen einer Schwangerschaft beruht praktisch immer auf der Reflexion der eigenen Lebensumstände, den prognostizierten Entwicklungsmöglichkeiten und der Überlegung, ob eine sichere und förderliche Zukunft für das Kind gewährleistet werden kann. 28  
 
        Die Häufigkeit ungewollter Schwangerschaften korreliert mit gesellschaftlichem Wohlstand. Je höher das Durchschnittseinkommen eines Landes, desto niedriger ist die Anzahl ungewollter Schwangerschaften. 29  Laut der „frauen leben 3“-Studie waren in Deutschland 20,6 Prozent der Frauen über 40 Jahre mindestens einmal ungewollt schwanger. 30  Von diesen ungewollten Schwangerschaften wurden 46 Prozent abgebrochen. 31  Etwa ein Drittel der Frauen ab 40 Jahren waren mindestens einmal in ihrem Leben unbeabsichtigt schwanger. 32  
 
        Der Schwangerschaftsabbruch ist in Deutschland noch immer im Strafgesetzbuch verankert und damit keine Pflichtleistung der gesetzlichen Krankenkasse. Im Schwangerschaftskonfliktgesetz ist vielmehr festgelegt, dass die Bundesländer für eine ausreichende Versorgung zuständig sind – anders etwa als bei der ambulanten fachärztlichen Versorgung, die durch die Kassenärztlichen Vereinigungen abgesichert wird. Was „ausreichende Versorgung“ mit medizinischen Angeboten genau bedeutet, ist jedoch nicht geregelt. Seit einiger Zeit werden für Deutschland Lücken in der medizinischen Versorgung und eine Zunahme von Versorgungsengpässen beschrieben. 33  Schwierige Versorgungszugänge zeigen sich unter anderem daran, dass ungewollt Schwangere Angebote außerhalb der regulären Gesundheitsversorgung nutzen. Seit 2019 bietet die kanadische Nichtregierungsorganisation „Women on Web“ ein Angebot für die telemedizinische Begleitung von Schwangerschaftsabbrüchen an. 2021 fragten über 2000 Frauen aus Deutschland das Angebot nach. 34  Es wird vor allem von sehr jungen Frauen und Migrantinnen genutzt, die mit unterschiedlichen Barrieren im deutschen Versorgungssystem zu kämpfen haben. 35  Mitunter reisen ungewollt Schwangere für einen Abbruch auch ins Ausland: Die niederländische Abbruchstatistik etwa zeigt eine konstante Zahl von etwa 1000 Frauen aus Deutschland, die jedes Jahr diesen Weg wählen. 36  
 
        Die WHO formuliert in ihrer evidenzbasierten Leitlinie zur Schwangerschaftsabbruchversorgung, dass die Sicherstellung einer umfassenden und qualitativ hochwertigen medizinischen Versorgung von entscheidender Bedeutung für die Gesundheit und das Wohlbefinden von Frauen und damit für die Verwirklichung reproduktiver Gesundheit sei. 37  Weiter wird dort darauf verwiesen, dass ein niedrigschwelliger Zugang zu sicheren und legalen Versorgungsangeboten wichtig für die physische und auch die psychische Gesundheit von Frauen ist. Erste Forschungsergebnisse einer großen Studie („Erfahrungen und Lebenslagen ungewollt Schwangerer. Angebote der Beratung und Versorgung – ELSA“), in der auch die medizinische Versorgung in Deutschland untersucht wird, zeigen, dass es Regionen gibt, in denen Frauen nur einen sehr schlechten Zugang zu medizinischer Versorgung haben und viele Barrieren überwinden müssen. Dazu gehören etwa lange Reisezeiten, hohe Kosten und lange Wartezeiten, was im Falle eines später vorgenommenen Schwangerschaftsabbruchs die gesundheitlichen Risiken erhöht. Die Daten zeigen: Im Osten und Norden Deutschlands haben ungewollt Schwangere einen besseren Zugang zu Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, während der Zugang im Süden und Westen deutlich eingeschränkter ist. 38  
 
        Problematisch ist auch der fehlende Zugang zu sachgerechten Informationen. Barrieren beim Informationszugang wirken am häufigsten dann, wenn eine Schwangerschaft geheim gehalten wird oder die Entscheidung zum Abbruch mit Ängsten vor sozialer Stigmatisierung verbunden ist. 39  Ängste und Geheimhaltungsdruck haben zur Folge, dass nicht dort nach Beratung gesucht wird, wo sachliche Informationen zu erwarten sind, etwa bei Ärztinnen und Ärzten. Stigmatisierung, insbesondere eine „internalisierte Stigmatisierung“, kann dazu führen, dass Frauen entweder gar nicht nach entsprechenden Informationen suchen oder unsichere Angebote für einen Schwangerschaftsabbruch nutzen. Oft werden sie mit Falschinformationen konfrontiert, die wiederum neue Ängste auslösen. Stigmatisierung kann aber auch Ärztinnen und Ärzte treffen – mit der Folge, dass diese es wegen befürchteter oder schon erfolgter Diskreditierung ablehnen, Schwangerschaftsabbrüche vorzunehmen. 40  
 
        AUSBLICK
 
        Um reproduktive Gesundheit zu verbessern, ist es entscheidend, Stigmatisierungen aller Art abzubauen und den Zugang zu Informationen und medizinischer Versorgung zu erleichtern. Insbesondere der Schwangerschaftsabbruch sollte als integraler Bestandteil der gesundheitlichen Versorgung verstanden werden. Die derzeitige Angebotsstruktur ist nur unzureichend abgesichert, die Kosten für einen Abbruch müssen von den betroffenen Frauen selbst getragen werden, sofern sie über mehr als ein nur geringfügiges Einkommen verfügen. Doch selbst wenn das der Fall ist, müssen sie für eine Kostenübernahme zusätzliche Wege in Kauf nehmen, etwa die Übernahme bei einer Krankenkasse beantragen und diese vor dem Eingriff nachweisen – was den Weg zum Abbruch unnötig verlängert und verkompliziert.
 
        Vor allem aber ist die strafrechtliche Kategorisierung von Schwangerschaftsabbrüchen kontraproduktiv sowohl für die Versorgungsqualität als auch für die Gesundheit der Betroffenen. 41  Vor diesem Hintergrund scheint es entscheidend für die reproduktive Gesundheit, die Strafbewehrung von Schwangerschaftsabbrüchen abzuschaffen. Nur so kann ein diskriminierungs- und barrierefreier Zugang zu dieser wichtigen medizinischen Leistung sichergestellt werden.
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        30 JAHRE KAIRO-KONFERENZ
 
        Sexuelle Selbstbestimmung im Spannungsfeld internationaler Bevölkerungs- und Entwicklungspolitik
 
         Catherina Hinz 
 
        Es kam einem Paradigmenwechsel gleich, als vor 30 Jahren, im September 1994, die Delegierten der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung in Kairo (International Conference on Population and Development – ICPD), kurz Weltbevölkerungskonferenz genannt, neue Richtlinien für die globale Bevölkerungspolitik festlegten. In der ägyptischen Hauptstadt verabschiedeten 179 Staaten in einem hart errungenen Konsens das sogenannte Kairoer Aktionsprogramm, das sich von Sollzahlen und Planzielen verabschiedete und die Menschen und ihre Bedürfnisse in den Vordergrund rückte – vor allem die der Frauen. Zuvor hatten noch vornehmlich demografische Zielvorgaben den bevölkerungspolitischen Diskurs wie auch die Politik vieler Länder dominiert, was immer wieder zu staatlichen Zwangsmaßnahmen und Menschenrechtsverletzungen führte.
 
        VOM PLANSOLL ZU INDIVIDUELLEN RECHTEN
 
        Wie bei vielen vorangegangenen und nachfolgenden Zusammenkünften diskutierten die anwesenden Delegierten in den Kairoer Konferenzräumen die Frage, wie sich Entwicklungsfortschritte erzielen, Armut bekämpfen und das globale Bevölkerungswachstum verlangsamen ließen. Die Antwort, zu der sie kamen, lautete: Jeder und jede Einzelne muss frei über den eigenen Körper, die Partnerschaft und über Familienplanung entscheiden können und Zugang zu den dafür nötigen Gesundheitsleistungen haben. Denn nur wer selbstbestimmt über diese Aspekte des Lebens entscheiden kann, kann sein volles Potenzial entfalten und sich in seiner Gemeinschaft einbringen. Von den Rechten der Einzelnen profitiert die Gesellschaft als Ganze – so der Grundgedanke.
 
        „Im Vordergrund steht die Freiheit der Einzelnen oder der Paare, zu entscheiden, ob und wie viele Kinder sie haben wollen und in welchem Abstand diese zur Welt kommen sollen.“ So beschrieb die damalige Exekutivdirektorin des UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) und Generalsekretärin der Konferenz Nafis Sadik den Fokus der neuen bevölkerungspolitischen Richtlinien für die internationale Zusammenarbeit. „Global wird sich diese Entscheidungsfreiheit der Einzelnen positiv auf das Wachstum der Weltbevölkerung auswirken.“ In der Erkenntnis, dass Familienplanung mehr sein muss als die Bereitstellung von Verhütungsmitteln, wurde in Kairo ein neues, umfassendes Konzept der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der damit verbundenen Rechte des Individuums verankert. Es handelt sich um ein ganzheitliches Gesundheitsverständnis, das körperliches, seelisches und soziales Wohlbefinden mit Blick auf Sexualität und Fortpflanzung einschließt. Dazu gehören Sexualaufklärung für Jugendliche genauso wie Schwangerschaftsvorsorge, Geburtshilfe, die Betreuung von Neugeborenen sowie die Behandlung von Geschlechtskrankheiten, HIV/Aids-Prävention und – wo es die Gesetzeslage erlaubt – sichere Abtreibungen.
 
        Zentrale Grundlage für dieses Recht auf Selbstbestimmung sind Gleichberechtigung, Bildung und wirtschaftliche Unabhängigkeit, denn nur so können Frauen ihre Rechte auch wahrnehmen. Dass sich diese Erkenntnis in Kairo durchgesetzt hat, ist vor allem der internationalen Frauenbewegung zu verdanken. Ihr war es gelungen, schon im Vorfeld der Konferenz weibliche Perspektiven aus allen Regionen der Erde und Forderungen für mehr Rechte von Frauen über alle Tabus und Widerstände hinweg in die Sitzungen des Vorbereitungskomitees einzubringen.
 
        Der hart errungene Kairoer Konsens hat auch 30 Jahre später noch Gültigkeit und ist weiterhin handlungsleitend in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit. An die Stelle von Geburtenkontrolle sind rechtebasierte Ansätze einer modernen Familienplanung getreten. Seit der Verabschiedung des Aktionsprogramms von Kairo hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass Geschlechtergerechtigkeit ein grundlegender Baustein für eine nachhaltige und sozial gerechte Entwicklung ist. Das spiegelt sich auch in den 2015 verabschiedeten 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen („Agenda 2030“): Ziel 5 umfasst die Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle Frauen und Mädchen. 01  Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte sind ein Kernelement der Geschlechtergerechtigkeit und der Gesundheit von Frauen, Müttern und ihren Kindern. 02  
 
        SEXUELLE UND REPRODUKTIVE GESUNDHEIT UND RECHTE
 
        Alle Aspekte, die mit körperlicher Selbstbestimmung und dem Wohlbefinden jedes und jeder Einzelnen in allen Belangen von Fortpflanzung und Sexualität zu tun haben, werden heute unter dem Sammelbegriff der „sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte“ (SRGR) zusammengefasst. Nicht alle Teilkomponenten dieses Begriffs sind bereits in Kairo definiert und festgeschrieben worden.
 
        Das Kairoer Aktionsprogramm definiert reproduktive Gesundheit als „den Zustand des vollständigen seelischen, körperlichen und sozialen Wohlbefindens im Hinblick auf Sexualität und Fortpflanzung“. 03  Daraus ergibt sich das individuelle Recht, frei von Diskriminierung, Zwang oder Gewalt über den Zeitpunkt für eigenen Nachwuchs sowie über die Zahl der Kinder entscheiden zu können. Daneben soll jedem Menschen ein befriedigendes und ungefährliches Sexualleben möglich sein. Alles, was damit einhergeht, wird unter dem Begriff der „sexuellen Gesundheit“ zusammengefasst.
 
        „Sexuelle Rechte“ sind im Aktionsprogramm von Kairo hingegen nicht definiert, da sich bei diesem Thema keine Einigkeit unter den teilnehmenden Staaten erzielen ließ. Laut der Guttmacher-Lancet-Kommission für sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte gehört zu einer entsprechenden Definition unter anderem das Recht, die eigene Sexualität unabhängig von sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität einvernehmlich mit dem Partner ausleben zu können, ohne sich vor Diskriminierung fürchten zu müssen. 04  
 
        „KAIRO“ IM SPIEGEL DER INTERNATIONALEN ENTWICKLUNGSZIELE
 
        Die Schwierigkeiten, auf internationaler Ebene eine gemeinsame Linie zu Fragen der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte zu finden, zeigten sich nach Kairo auch bei der Ausarbeitung internationaler Entwicklungsziele.
 
        So fand das Thema in den Millenniums-Entwicklungszielen (Millennium Development Goals – MDGs), die eine Agenda für das Erreichen zentraler Ziele zur weltweiten Entwicklung zwischen 2000 und 2015 festlegten, zunächst keinerlei Erwähnung. 05  Beobachtern zufolge wollte das UN-Sekretariat die hitzigen Debatten aus Kairo nicht erneut eröffnen, um die breite Akzeptanz der MDGs nicht zu gefährden. Zudem sollte der mit dem Kairoer Aktionsprogramm erreichte Konsens nicht durch neue Diskussionen aufs Spiel gesetzt werden. Auch der Rückzug der USA als Befürworter sexueller und reproduktiver Selbstbestimmung unter der Regierung George W. Bushs spielte bei dieser Entscheidung eine Rolle. Lediglich das wenig kontroverse Ziel der Verbesserung der Müttergesundheit wurde zum MDG gemacht. Erst sieben Jahre später gelang es, den MDGs zumindest ein Unterziel hinzuzufügen, das den universellen Zugang zu reproduktiver Gesundheit thematisiert. 06  
 
        In den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen (Sustainable Development Goals – SDGs), die die MDGs 2015 ablösten, wurde den Zielen von Kairo stärker Rechnung getragen: Unterziel 3.7 fordert den allgemeinen Zugang zu sexuellen und reproduktiven Gesundheitsdienstleistungen wie etwa Familienplanung und deren Einbettung in nationale Programme und Strategien; Unterziel 5.6 pocht auf Geschlechtergerechtigkeit und neben dem Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheit auf reproduktive Rechte speziell für Frauen. Dennoch wurden auch in den SDGs Lücken gelassen: Sexuelle Rechte werden abermals nicht erwähnt. 07  
 
        Viele Länder richteten nach Kairo ihre Bevölkerungspolitik neu aus. Die Umsetzung der Ziele der Kairoer Weltbevölkerungskonferenz werden bis heute alljährlich von der Kommission für Bevölkerung und Entwicklung (Commission on Population and Development – CPD) bei ihrer Sitzung in New York am Sitz der Vereinten Nationen überprüft. Neben Regierungen, regionalen und internationalen sowie UN-Organisationen nimmt auch eine rege Zivilgesellschaft an den Treffen teil. Die Beschlüsse der Kommission dienen vielen Nichtregierungsorganisationen in aller Welt als Referenz für ihre Advocacy-Arbeit, um sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte auf nationaler und lokaler Ebene voranzutreiben.
 
        GEMISCHTE BILANZ
 
        In den vergangenen drei Jahrzehnten hat die Weltgemeinschaft viele Erfolge auf dem Gebiet der reproduktiven Gesundheit erzielt: Das Sterberisiko von Müttern und Kindern ist deutlich gesunken, die Menschen leben nahezu überall auf der Welt länger und gesünder, und die Chancen von Jungen und Mädchen auf eine Schulbildung sind heute deutlich besser als noch 1994. Durch einen verbesserten Zugang zu Mitteln der Familienplanung ist die Zahl der unbeabsichtigten Schwangerschaften weltweit um 20 Prozent zurückgegangen, auch Schwangerschaften unter Teenagern. Seit dem Millenniumswechsel sind Geburten bei Mädchen zwischen 15 und 19 Jahren um ein Drittel zurückgegangen. 08  Das alles hat wiederum dazu beigetragen, dass auch die Wachstumsrate der Weltbevölkerung insgesamt gesunken ist: Während die Weltbevölkerung Anfang der 1990er Jahre noch jährlich um rund zwei Prozent wuchs, hat sich die Wachstumsrate heute auf (unter) ein Prozent halbiert. 09  
 
        Das Versprechen von Kairo ist jedoch auch 30 Jahre später noch längst nicht für alle Menschen Realität geworden. Das zeigt auch der aktuelle Weltbevölkerungsbericht des UNFPA: Vor allem die weltweit am stärksten benachteiligten Frauen sind in ihrem Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit weiterhin deutlich eingeschränkt. Laut dem Bericht können ein Viertel der Frauen in rund 70 Ländern noch immer nicht grundlegendste Entscheidungen über ihren eigenen Körper treffen und beispielsweise Sex mit ihrem Mann oder Partner ablehnen. Beinahe jede zehnte Frau kann nicht frei entscheiden, ob sie verhütet oder nicht. 10  Frauen, die finanziell schlechter gestellt sind, eine Behinderung haben oder aufgrund ihrer Hautfarbe diskriminiert werden, haben nach wie vor oft einen schlechteren Zugang zu Familienplanung, Schwangerschaftsvorsorge und Geburtshilfe. Etwa 218 Millionen Frauen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen, die gerne eine Schwangerschaft vermeiden möchten, haben weiterhin keinen Zugang zu modernen Verhütungsmitteln. 11  Das Ergebnis sind häufige unbeabsichtigte Schwangerschaften; in Afrika trifft dies auf 43 Prozent aller Schwangerschaften zu. Millionen dieser Schwangerschaften enden jedes Jahr mit einer unsicheren Abtreibung. Zudem mangelt es weiterhin an Wissen und Informationen über Familienplanung: In Tschad, Mauretanien und der Zentralafrikanischen Republik kennt beispielsweise jede dritte Frau keine einzige Verhütungsmethode. 12  
 
        Die weltweiten Ungleichheiten in Sachen sexuelle und reproduktive Gesundheit zeigen sich auch bei der Müttersterblichkeit deutlich. In afrikanischen Ländern südlich der Sahara ist das Risiko für eine Frau, bei Komplikationen während Schwangerschaft und Geburt zu sterben, etwa 130-mal höher als bei Frauen in Nordamerika und Europa. Global gesehen ist die Müttersterblichkeit seit dem Jahr 2000 deutlich gesunken – um insgesamt 34 Prozent. Doch seit 2016 stagniert der Rückgang. Die Folge: Heute sterben täglich noch immer rund 800 Frauen bei der Geburt oder während einer Schwangerschaft. 13  
 
        ENTFALTUNGSFREIHEIT UND CHANCE AUF DEMOGRAFISCHE DIVIDENDE
 
        Nicht selbst entscheiden zu können, ob und wann man Kinder möchte, und im Falle einer Schwangerschaft großen gesundheitlichen Risiken ausgesetzt zu sein, wirkt sich auf die Entfaltungsmöglichkeiten von Millionen von Menschen aus – vor allem auf Frauen und Mädchen. Das wiederum bringt negative Effekte für die Gesellschaft und die nachhaltige Entwicklung ganzer Länder mit sich. Wo immer es den Menschen an grundlegenden Diensten und Einkommensmöglichkeiten fehlt, verharren die Armutsraten auf hohem Niveau. Erfahrungsgemäß bedeutet das auch anhaltend hohe Kinderzahlen. Denn es fehlt nicht nur an Mitteln und Wegen, die eigene Familiengröße zu planen. In armen Familien sind Kinder häufig auch wichtige Arbeitskräfte und eine Absicherung für die Eltern im Alter.
 
        Am deutlichsten zeigt sich dieser Zusammenhang in vielen afrikanischen Staaten südlich der Sahara, wo die Geburtenziffern im weltweiten Vergleich weiterhin hoch sind und nur langsam zurückgehen. Im Schnitt bekommt eine Frau in Subsahara-Afrika mehr als vier Kinder. Das sind etwa doppelt so viele wie im globalen Durchschnitt. Während in anderen Weltregionen die Bevölkerungen aufgrund niedriger Kinderzahlen – in mehr als der Hälfte aller Länder weltweit liegt die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau bei unter zwei – zunehmend altern und teilweise zu schrumpfen beginnen, wachsen sie dort weiterhin stark. Bis 2050 wird sich die Zahl der Menschen auf dem afrikanischen Kontinent voraussichtlich von heute 1,5 auf 2,5 Milliarden nahezu verdoppeln. Dabei zeigen sich jedoch große regionale Unterschiede: In Südafrika und Botsuana bringen Frauen im Laufe ihres Lebens zwei bis drei Kinder zur Welt, deutlich weniger als noch vor einigen Jahrzehnten. Auch in Äthiopien, Ruanda und Malawi gehen die Geburtenraten zurück, während beispielsweise in Niger Frauen im Schnitt noch fast sechs Kinder zur Welt bringen. 14  
 
        Viele Kinder und eine große junge Bevölkerung werden häufig als großes Potenzial gesehen, denn die heranwachsende Generation kann sich künftig für ihre Gesellschaft und ihre Volkswirtschaft verdient machen. Häufig fällt dann der Begriff der „demografischen Dividende“ – ein Konzept, das auch Fachleute jedes Jahr auf Podien und Veranstaltungen bei der CPD in New York diskutieren. Das Konzept beschreibt den Wandel der Altersstruktur einer Bevölkerung, der bei sinkenden Kinderzahlen einsetzt: Der Schwerpunkt der Bevölkerung verschiebt sich von den jungen Jahrgängen hin zu den erwerbsfähigen. Dadurch stehen der Wirtschaft überproportional viele Menschen zur Verfügung, die arbeiten und produktiv sein können, während es gleichzeitig weniger Kinder und wenige ältere Menschen zu versorgen gibt. Diese günstige Altersstruktur lässt sich, so die Hoffnung, unter den richtigen Rahmenbedingungen – wichtig sind vor allem Investitionen in Gesundheit, Bildung und Jobs – in einen Entwicklungsschub umwandeln. Sinkende Fertilitätsraten setzen allerdings körperliche Selbstbestimmung und bessere Lebensbedingungen voraus. Nur dann nämlich entscheiden sich Menschen für weniger Nachwuchs und können diesen Wunsch auch umsetzen.
 
        UMKÄMPFTES TERRAIN
 
        Die Ziele von Kairo zu erreichen und allen Menschen weltweit ein gesundes und selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, ist also nicht nur eine Frage der Menschenrechte, sondern auch aus entwicklungspolitischer Perspektive relevant, denn Staaten profitieren von der Entfaltungsfreiheit jeder und jedes Einzelnen. Warum aber ist es dann in den vergangenen 30 Jahren nicht gelungen, allen Menschen den Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen, Verhütungsmethoden oder Bildung zu ermöglichen und für Gerechtigkeit zwischen Männern und Frauen zu sorgen? Die dahinterstehenden Ursachen sind komplex und je nach Länderkontext unterschiedlich.
 
        In den vergangenen 30 Jahren hat der Schwerpunkt der Bemühungen auf groß angelegten Programmen zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit gelegen, die vor allem die „Massen“ im Blick hatten, also die Menschen, die am einfachsten zu erreichen sind, heißt es im diesjährigen Weltbevölkerungsbericht von UNFPA zu den Gründen der gemischten Bilanz. Zwar gab es Fortschritte, aber die am stärksten Ausgegrenzten wurden so nicht erreicht. Geschlechterungleichheit, Rassendiskriminierung und Fehlinformationen führen in vielen Ländern auch im Gesundheitssystem zu gravierenden Ungleichheiten.
 
        Ein wesentlicher Grund für die gemischte Bilanz 30 Jahre nach Kairo ist aber auch, dass es bis heute weltweit sehr unterschiedliche Ansichten zu den Themen rund um das Recht auf körperliche Selbstbestimmung und sexuelle und reproduktive Gesundheit gibt. Diskussionen, die mit Sexualität und Fortpflanzung zu tun haben, werden häufig tabuisiert oder entfachen hitzige Debatten. Das liegt nicht zuletzt daran, dass jede Gesellschaft, jede Religion, jede Kultur und jedes Rechtssystem unterschiedliche Auffassungen von den Belangen menschlicher Reproduktion hat. Das trägt zu anhaltenden Widerständen gegen viele Punkte bei, die im Kairoer Aktionsprogramm verankert sind oder unter den Begriff SRGR fallen – von Sex und der Nutzung von Kontrazeptiva für Unverheiratete über Sexualaufklärung für Jugendliche, die freie Definition der eigenen sexuellen Orientierung und Geschlechteridentität bis hin zum Recht auf einen sicheren Schwangerschaftsabbruch.
 
        Das verdeutlicht noch einmal den großen Erfolg, den die 179 vertretenen Staaten in Kairo erreicht hatten: Trotz unterschiedlicher Ansichten zu vielen Punkten, die das Aktionsprogramm aufführt, gelang es, einen Kompromiss zwischen progressiven und konservativen Konferenzteilnehmern auszuhandeln. Nach außen demonstrierte die Weltgemeinschaft damit Geschlossenheit, zugleich ließ sich kaum verbergen, dass während der Verhandlungen ein Tauziehen um strittige Inhalte und Formulierungen stattgefunden hatte. Einige muslimische Staaten äußerten beispielsweise Bedenken über die Vereinbarkeit des Abschlussdokuments mit den Regeln der Scharia, der auf dem Koran gründenden Rechtsordnung des Islam. Aber auch katholisch geprägte Staaten, vor allem aus Südamerika, und der Vatikan merkten Vorbehalte an.
 
        Mit dem in Worte gegossenen Kompromiss wurden die Widerstände gegen sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung nicht aus der Welt geschafft. In den 30 Jahren nach Kairo waren sie aus unterschiedlichen Richtungen immer wieder spürbar. Und sie haben in den vergangenen Jahren sogar noch zugenommen: In vielen Teilen der Welt machen Anti-Choice-Bewegungen und rechtspopulistische Kräfte, die die „traditionelle Familie“ und das „Recht auf Leben“ schützen wollen, den Befürwortern der körperlichen Selbstbestimmung zunehmend das Leben schwer. Auch unter dem als progressiv geltenden Papst Franziskus lehnt die katholische Kirche weiterhin jegliche Form der Familienplanung vehement ab – mit weitreichenden Folgen für Gläubige weltweit. Und mit einem möglichen zweiten Amtsantritt Donald Trumps drohen die Vereinigten Staaten vom Vorkämpfer für körperliche Selbstbestimmung, SRGR und Geschlechtergleichstellung erneut zum Opponenten zu werden.
 
        Die Konfliktlinien treten bis heute bei Verhandlungen der Vereinten Nationen in New York und Genf regelmäßig zu Tage. Besonders deutlich sind sie jedes Jahr bei der Verhandlung des Abschlussdokuments bei der Sitzung der CPD spürbar. Dort werden in jüngster Zeit eher „rote Linien“ verteidigt als Fortschritte in Sachen SRGR erzielt. 15  Verfechter:innen des Kairoer Aktionsprogramms geraten heute zunehmend in die Defensive und müssen sich darauf konzentrieren, bereits erstrittene Rechte gegen Angriffe einer erstarkten Opposition zu schützen. Derzeit besteht kaum eine Aussicht, die in Kairo formulierten Forderungen im Konsens, wie er vor 30 Jahren zustande kam, noch zu erweitern. Auf der einen Seite stehen progressivere Staaten, die sich unter anderem für das individuelle Recht auf körperliche Selbstbestimmung, den Zugang zu umfassender Sexualaufklärung und Geschlechtergerechtigkeit einsetzen; dafür macht sich zum Beispiel Deutschland im Verbund mit der Europäischen Union und anderen gleichgesinnten Staaten stark. Gegenwind kommt dagegen von konservativen Staaten, die vor allem die Familie als wichtigste gesellschaftliche Einheit in den Fokus stellen und sich gegen das Recht auf sexuelle und reproduktive Gesundheit aussprechen. In ihren Augen ist Letzteres ein Angriff auf die traditionelle Familie und bestimmte kulturelle Werte.
 
        Und nicht nur in den Sitzungssälen der Vereinten Nationen ist ein zunehmender Widerstand zu beobachten, auch in vielen Ländern weltweit hat der Gegenwind bei diesen Themen zugenommen, vor allem durch eine wachsende, global vernetzte Anti-Gender-Bewegung, die sich unter anderem gegen Geschlechtergerechtigkeit und jegliche Rechte von LSBTIQ*-Personen einsetzt. 16  
 
        Besonders sichtbar ist dabei die sogenannte Pro-Life-Bewegung, die sich neben diesen Themen vor allem für den „Schutz des ungeborenen Lebens“ einsetzt, und hier für ein umfassendes Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen. Ihr wohl sichtbarster Erfolg in jüngster Zeit ist die Aufhebung von „Roe v. Wade“, einer Grundsatzentscheidung des Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten von 1973, die Frauen das Recht einräumte, selbst über Abbruch oder Fortführung einer Schwangerschaft zu entscheiden. Trotz zahlreicher Belege, dass Einschränkungen beim Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen diese nicht verringern, sondern durch die Zunahme unsicherer Abbrüche die Gesundheit von Schwangeren zusätzlich in Gefahr gebracht wird, kippte der US Supreme Court am 24. Juni 2022 das seit 50 Jahren bestehende Urteil.
 
        Auch in anderen Teilen der Welt ist derzeit eine Rückwärtsbewegung beim Recht auf körperliche Selbstbestimmung zu verzeichnen. Prominentestes Beispiel ist Uganda, wo jüngst ein Gesetz, das Homosexualität kriminalisiert, bis hin zur Todesstrafe verschärft wurde. Seit 2022 dürfen Jugendliche in Kenia nur mit Zustimmung ihrer Eltern Verhütungsmittel im öffentlichen Gesundheitswesen beziehen, während in den Schulen oft lediglich Abstinenz als altersadäquate Verhütungsmethode vermittelt wird. Ein kleiner Hoffnungsschimmer: Seit 1994 wurde in 24 afrikanischen Ländern die Rechtsgrundlage für Schwangerschaftsabbrüche erweitert.
 
        AUF DIE JUGEND KOMMT ES AN
 
        Dennoch: Der Auftrieb, den die Opponenten des Kairoer Aktionsprogramms zurzeit weltweit erfahren, könnte künftig nicht nur weitere Fortschritte blockieren. Im schlimmsten Fall könnten bereits erzielte Erfolge in Sachen reproduktive und sexuelle Gesundheit und Rechte sogar wieder zunichte gemacht werden. Für die heutige Jugendgeneration wäre das fatal. Diese jungen Frauen und Männer werden mit ihrer Bereitschaft zum Wandel und dem Wunsch nach gesellschaftlicher Erneuerung entscheiden, wo es in Zukunft langgeht – nicht nur in Sachen demografischer, sondern auch in Sachen nachhaltiger Entwicklung. Dafür aber müssen wir heute in sie investieren. 17  Denn sie sind nicht nur die Arbeitskräfte der Zukunft, sondern auch die Eltern der nächsten Generation.
 
        Daher ist es so wichtig, bestehende Initiativen, die die Stärkung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte zum Ziel haben, weiter zu stärken und die Finanzierung entsprechender Programme auszubauen – vor allem, aber nicht nur für junge Menschen. Die Ungleichheiten im Zugang zu Informationen und Dienstleistungen rund um Familienplanung, Schwangerenvorsorge, Geburtshilfe und die Prävention von sexuell übertragbaren Krankheiten müssen dringend abgebaut werden. Der Fokus sollte hier auf vulnerablen Gruppen, den Ärmsten der Armen, Geflüchteten, LSBTIQ*-Personen, Menschen mit Behinderungen und Indigenen liegen, um die „letzte Meile“ beim Ausbau der Gesundheitsversorgung zu erreichen – damit das Recht auf Selbstbestimmung endlich für alle Menschen Realität wird, wie es sich die unterzeichnenden Staaten im September 1994 in Kairo zum Ziel gesetzt hatten.
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          NAIKA FOROUTAN
 
           POSTMIGRANTISCHE GESELLSCHAFT IN DER KRISE. ZWISCHEN MIGRATIONSABWEHR UND MIGRATIONSBEDARF 
 
          In Deutschland sind migrationsfeindliche Diskurse in der Mitte der Gesellschaft angekommen. Gleichzeitig verschärft sich angesichts des Fachkräftemangels der Zuwanderungsbedarf immer weiter. Um aus der Krise herauszufinden, braucht es eine rationale Migrationspolitik.
 
        
 
         
          JOCHEN OLTMER
 
           „FLÜCHTLING“. EINE FIGUR IM WANDEL BUNDESDEUTSCHER MIGRATIONSGESCHICHTE 
 
          Die Verwendung des Begriffs „Flüchtling“ wird seit einigen Jahren kritisch gesehen. Wie ist das Wort in der Bundesrepublik verwendet worden, mit welchen Bedeutungen wurde es aufgeladen? Und welche Vorstellungen verbanden sich mit den Menschen, die so bezeichnet worden sind?
 
        
 
         
          ANNA WIEBKE KLIE
 
           ZWISCHEN EMPOWERMENT, KOOPERATION UND ABHÄNGIGKEIT. MIGRANTENSELBSTORGANISATIONEN ALS INTEGRATIONSAKTEURE IN DEUTSCHLAND 
 
          Migrantenselbstorganisationen sind wichtige kommunale Integrationsakteure. Um Herausforderungen wie Fördermittelabhängigkeit und Kooperationsbarrieren zu bewältigen, sind ein Bewusstseinswandel und eine Reform der Förderstrukturen erforderlich.
 
        
 
         
          CHRISTIANE FRÖHLICH · ULRIKE KRAUSE
 
           FLUCHT UND MIGRATION GLOBAL. DYNAMIKEN, HINTERGRÜNDE, DEBATTEN 
 
          Flucht und Migration sind Teil der Menschheitsgeschichte, werden aber zunehmend politisiert. In dem Beitrag werden globale Entwicklungen und politische Strukturen beleuchtet, die nicht nur Schutz gewährleisten, sondern auch der Externalisierung dienen.
 
        
 
         
          BIRGIT GLORIUS
 
           DAS EU-MIGRATIONS- UND ASYLPAKET. BESTANDSAUFNAHME EINES REFORMVERSUCHS 
 
          Im Mai 2024 hat der Rat der Europäischen Union ein Reformpaket für ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem verabschiedet. Was bringen die Reformvorschläge konkret? Wie wirksam sind sie und wie wird die Verantwortung in Europa künftig verteilt?
 
        
 
         
          DANIEL THYM
 
           LÖSUNGSWEG ODER SACKGASSE? ASYLVERFAHREN IN DRITTSTAATEN 
 
          Ein Dauerbrenner asylpolitischer Reformdiskussionen ist der Ansatz, Asylverfahren in Drittstaaten auszulagern. Das kann funktionieren, wenn gleichzeitig weitere Reformen umgesetzt werden, die im Zusammenspiel den erhofften Steuerungserfolg bewirken.
 
        
 
         
          KELLY M. GREENHILL
 
           KRIEG MIT ANDEREN MITTELN. MIGRATION ALS INSTRUMENT DER POLITIK 
 
          Der Einsatz von Migration als politisches Druckmittel ist nicht neu. In den vergangenen Jahren hat allerdings die Offenheit zugenommen, mit der Migration instrumentalisiert wird. Wie genau funktioniert das, und welche Ziele können damit verfolgt werden?
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Seit jeher machen sich Menschen auf den Weg, um ihren Lebensmittelpunkt dauerhaft innerhalb oder auch außerhalb ihrer Herkunftsregion zu verlegen – beispielsweise um ein besseres Auskommen zu finden, eine Familie zu gründen oder eine bestimmte Ausbildung anzutreten. Häufig sind Menschen aber auch dazu gezwungen, ihre Heimat zu verlassen, um Gefahren wie Krieg, Gewalt oder Naturkatastrophen zu entkommen. Laut dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen befanden sich 2023 rund 117,3 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht. Fast drei Viertel von ihnen kamen aus Afghanistan, Syrien, Venezuela, der Ukraine und dem Sudan, über die Hälfte waren Binnenflüchtlinge.
 
        Deutschland ist im vergangenen Jahrzehnt hinter die USA auf Platz zwei der Länder mit den höchsten Einwanderungszahlen gerückt. Zwar ist die Bundesrepublik angesichts des immer akuteren Fachkräftemangels und der alternden Gesellschaft dringend auf Einwanderung angewiesen. Insbesondere mit Blick auf den Umgang mit Geflüchteten und die Rückführung abgelehnter Asylbewerber prägen jedoch migrationsfeindliche Diskurse mehr und mehr die öffentliche Debatte. Nach zwei islamistisch motivierten Anschlägen mit vier Toten in Mannheim und Solingen im Sommer 2024 hat sich der Ton in der Asylpolitik weiter verschärft.
 
        In ganz Europa verzeichnen radikale und populistische Parteien, die sich gegen die aktuelle Einwanderungspolitik stellen, Wahl- und Umfrageerfolge. Für die EU wird das Thema zur Belastungsprobe: Das im Frühjahr 2024 nach jahrelangen Verhandlungen beschlossene neue Migrations- und Asylpaket geht vielen Mitgliedstaaten nicht weit genug, und nationale Alleingänge häufen sich – von der Einführung von Grenzkontrollen an EU-Binnengrenzen bis hin zur Ankündigung Polens, das Asylrecht auszusetzen. Einmal mehr erweist sich die Art und Weise, wie Migration verhandelt wird, als Gradmesser für die innere Verfasstheit einer Gesellschaft.
 
         Anne-Sophie Friedel 
 
      

       
        POSTMIGRANTISCHE GESELLSCHAFT IN DER KRISE
 
        Zwischen Migrationsabwehr und Migrationsbedarf
 
         Naika Foroutan 
 
        Migrationsfeindliche Diskurse sind in Deutschland keine Erscheinung des rechten Randes mehr. Bei den Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen und Brandenburg im Herbst 2024 gaben ein Drittel der Bevölkerung ihre Stimmen der AfD. Aber auch die anderen Parteien hatten sich im Wahlkampf darin überboten, den Wähler:innen eine strikte Schließungspolitik zu versprechen. Dies kann als Reaktion auf zwei islamistische Anschläge gedeutet werden, die wenige Wochen und Monate zuvor in Mannheim und Solingen vier Menschen das Leben gekostet und die Bevölkerung zutiefst verunsichert hatten.
 
        Der Soziologe Wilhelm Heitmeyer beschrieb bereits vor mehr als zwei Jahrzehnten einen migrationsfeindlichen Trend in der Mitte der Gesellschaft. Auffällig war schon damals, dass sich Tendenzen einer völkisch-nationalistischen und dabei kulturalistisch argumentierenden Abgrenzung, die lange Zeit vornehmlich dem rechten politischen Spektrum zugeschrieben wurden, zunehmend in der bürgerlichen Mitte verbreiteten. Seine Analyse, dass soziale Gruppen aus der Mitte der Gesellschaft heraus verstärkt nach Nützlichkeit, Verwertbarkeit und Effizienz bewertet würden, knüpfte er an eine zunehmende Ökonomisierung aller gesellschaftlichen Bereiche. 01  Die Verrohung und Spaltung, die seine Erhebungen zu gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit aufzeigten, waren eng mit der Wahrnehmung und Bewältigung von Krisen verknüpft, die wiederum durch Prekarität und ökonomische Instabilität seit der Finanzkrise 2008 befeuert wurden.
 
        Tatsächlich prägen Sparpolitiken die vergangenen 15 Jahre in Deutschland. „Schwarze Null“ oder „Schuldenbremse“ sind markante Terminologien, hinter denen sich mangelnde Investitionen in zentrale Lebensbereiche der Bürgergesellschaft Deutschlands wiederfinden. Marode Schulen, ein störanfälliges Schienennetz oder, wie insbesondere während der Corona-Pandemie deutlich wurde, eine stockende Digitalisierung – all das hat zu Recht das Gefühl einer Stagnation und bei einigen auch eines Niedergangs erzeugt. „Deutschland ist nicht mehr das, was es einmal war“ – diese Aussage spiegelt den aktuellen Zeitgeist treffend wider. Die meisten Menschen verknüpfen damit vor allem den Faktor Migration. Tatsächlich fallen die Folgen der Finanz- und Eurokrise einerseits sowie der großen Migration nach Deutschland andererseits zeitlich zusammen, und der Effekt der Überforderung verschärft sich durch diese Konstellation.
 
        DEUTSCHLANDS POSTMIGRANTISCHES JAHRZEHNT
 
        Zwischen 2014 und 2024 hat sich Deutschland im globalen Vergleich zu einem der dynamischsten Migrationsakteure entwickelt. Dies liegt an den großen Fluchtzuwanderungen 2015 und 2016 vor dem Hintergrund des Bürgerkrieges in Syrien sowie 2022 im Zuge des Ukrainekrieges. Während die Bundesrepublik 2008 und 2009 statistisch gesehen noch mehr Auswanderungen als Einwanderungen verzeichnete, rangiert sie mittlerweile hinter den USA auf Platz zwei der Länder mit den meisten Einwanderungen. 02  Laut Angaben des Statistischen Bundesamtes erreichte die Nettozuwanderung 2022 mit fast 1,5 Millionen Zuzügen einen neuen Höchststand seit Beginn der Aufzeichnungen 1950. Den größten Anteil daran hatten Geflüchtete aus der Ukraine, deren Zahl die Zuwanderungen aus Syrien, Afghanistan und dem Irak in den Jahren 2014 bis 2016 übertraf. 03  Im Bereich der Fluchtmigration liegt Deutschland als Ziel weltweit auf Rang vier – hinter der Türkei, dem Iran und Kolumbien. Während 75 Prozent der Geflüchteten weiterhin in Ländern mit niedrigem oder mittlerem Einkommen aufgenommen werden, hat die Bundesrepublik innerhalb der Gruppe wohlhabender Staaten eine Spitzenposition übernommen. 04  
 
        Das vergangene Jahrzehnt hat Deutschland demografisch stark verändert. Die Diversität, insbesondere durch Migration, hat auch eine Generationenkomponente, die das Gefühl der Entfremdung verschärft. Die seit 2013 Eingewanderten stehen mit ihrem Durchschnittsalter von Ende 20 einer nichteingewanderten Bevölkerung mit einem Durchschnittsalter von Ende 40 gegenüber. 05  Freizeitverhalten, Lebensstil, Risikooffenheit, Zukunftsplanung und sogar Lautstärkesensibilität sind hier als zusätzliche Diversitätsfaktoren zu bedenken.
 
        Parallel zur Debatte, ob Deutschland ein Einwanderungsland ist, haben Diskussionen über andere Minderheitenrechte an Bedeutung gewonnen: Themen wie Gleichstellung und gendergerechte Sprache, sexuelle Identitäten sowie Debatten über Selbstbestimmung und Transgenderrechte haben zu wiederkehrenden Auseinandersetzungen geführt. Gleichzeitig prägten angesichts einer immer weiter aufgehenden Schere zwischen Arm und Reich Fragen der Umverteilung den öffentlichen Diskurs, ebenso die Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit, das Recht auf Zukunft der klimabewegten Jugend sowie die Forderungen nach Repräsentation und Sichtbarkeit antirassistischer sozialer Bewegungen. Das vergangene – postmigrantische – Jahrzehnt kreiste elementar um die Frage von Gleichheit als Versprechen der pluralen Demokratie. 06  
 
        In postmigrantischen Gesellschaften geht es nicht mehr darum, ob ein Land sich als Einwanderungsland beschreibt, sondern um die Frage, wie das Einwanderungsland gestaltet wird. Migration steht hierbei nicht mehr für das temporäre Kommen, sondern für das langfristige Bleiben – für das, was nach der Einwanderung passiert. 07  Die postmigrantische Gesellschaft beinhaltet das Versprechen einer über das Migrantische hinausweisenden Utopie der Gleichheit, die außerhalb der Herkunft verhandelt wird. Die Frage des Umgangs mit Migration wird dabei zu einer Chiffre für den Umgang mit dem Versprechen der Anerkennung. Sie kann somit als grundsätzliche Metapher für den Umgang von Mehrheiten mit Minderheiten in pluralen Demokratien gesetzt werden.
 
        Migrationsfeindlichkeit bis in die Mitte der Gesellschaft ist als Krisensymptom der postmigrantischen Gesellschaft zu verstehen und weist auf weit mehr hin als nur auf die Unzufriedenheit mit zunehmender Einwanderung. Mit ihr und dem Aufstieg der Rechten geht eine Absage an zentrale emanzipatorische Kämpfe der Vergangenheit einher – seien es jene um Gleichstellung, um den Rückbau fossiler Energien oder um Quoten für eine gerechte Partizipation von Minderheiten, ob nun ostdeutsch, migrantisch oder Arbeiterkinder –, die etablierte Selbstverständlichkeiten und Positionen hinterfragten, die über Generationen hinweg Bestand hatten.
 
        Das Hinterfragen von Gewissheiten ist oft konfliktbeladen. Wenn heute der Umgang mit Gendergerechtigkeit, Diversität und Multikulturalität als „neumodischer“ oder „woker“ Ansatz verunglimpft wird, sollte daran erinnert werden, dass bereits 1949 mit der Erarbeitung des Grundgesetzes für Pluralität und Gleichheit in Deutschland gekämpft wurde. Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz nach Artikel 3, Absatz 1 des Grundgesetzes stellte schon damals klar, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind – egal ob Frauen oder Männer und unabhängig von ihrer sozialen Herkunft, Religion, ihrem Alter oder ihrer sexuellen Identität. Doch ob Frauen ihre Männer um Erlaubnis fragen müssten, um arbeiten zu dürfen, blieb bis 1977 strittig, ebenso wie die Frage, ob Vergewaltigung in der Ehe ein Straftatbestand sei, was erst 1997 gesetzlich anerkannt wurde. Aushandlungen auf dem Weg zu einer gesetzlich verabschiedeten Norm prägen also grundsätzlich soziale Dynamiken und sind niemals konfliktfrei. Es finden sich Allianzen, die für progressive Veränderungen mobil machen und dabei immer wieder auf Antagonisten treffen, die sich gegen den Wandel stellen.
 
        Nicht aller Wandel in diesem Land ist migrationsgetrieben. Und selbst die Multikulturalität ist nicht erst mit den Migrant:innen nach Deutschland gekommen. Grundrechte wie Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit oder das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit sind bereits seit 1949 ein klares Bekenntnis zur Multikulturalität. Schon 1848 war die Idee eines deutschen Nationalstaates multikulturell, multireligiös und mehrsprachig: 39 kulturell unterschiedliche Fürstentümer und freie Städte, die teils über Jahrhunderte hinweg aufgrund religiöser Differenzen im Konflikt standen und unterschiedliche Sprachen hatten, einigten sich auf die Gründung eines gemeinsamen Deutschland. Die Sprachen dieses Landes waren Sorbisch, Russisch, Polnisch, Französisch und Deutsch. Es lohnt sich, in diese Geschichte hineinzuzoomen, um zu verstehen, dass die Frage von Wandel durch Vielfalt – aber auch die Idee von Zusammenhalt in Vielfalt – keine oktroyierten Vorgaben links-liberaler Politiker und „Gutmenschen“ sind.
 
        Um die aktuelle Krise zu durchbrechen, die sich vorrangig um die Migrationsfrage dreht und sie zur sozialen Frage unserer Zeit macht, ist es notwendig, die enge Verzahnung der Einwanderung mit den Krisenerfahrungen der vergangenen 15 Jahre zu durchbrechen. In den Köpfen der Menschen ist – auch bedingt durch die Manipulation rechtspopulistischer Akteure – ein quasi kausaler Zusammenhang entstanden, wonach die Strukturkrise durch die zugenommene Diversität im Lande entstanden und eine Folge der Migration ist. Das Gefühl, dass nichts mehr ist, wie es einmal war, und die Vorstellung, man müsse nur zu den Zeiten vor der großen Migration zurückfinden – etwa durch massenhafte Abschiebungen und millionenfache „Remigration“ –, um wieder das „gute Deutschland“ vorzufinden, wird von der AfD offensiv bedient. Dabei bleibt außen vor, dass die Sparmaßnahmen, die genuin für die strukturellen Krisen der Kommunen mitverantwortlich sind, bereits Jahre vor 2015/16 eingeleitet wurden. Im Gegenzug kommt die Bedeutung der Migrationsfrage für die künftige Struktursicherung in einer zunehmend alternden Gesellschaft zu kurz. Die Krise der postmigrantischen Gesellschaft manifestiert sich also im Dilemma zwischen einer sich verstärkenden Migrationsabwehr und einem gleichzeitig immer akuteren und erhöhten Migrationsbedarf. Die kognitive Dissonanz, die dadurch entsteht, führt sowohl bei den demokratischen Parteien als auch im Mainstream-Diskurs zu einer Absenkung etablierter und zuvor erkämpfter Normen.
 
        MIGRATION ALS RESSOURCE
 
        Seit der wirtschaftlichen Erholung nach der Corona-Pandemie, also etwa ab dem dritten Quartal 2020, ist der Bedarf an Arbeitskräften laut der Bundesagentur für Arbeit kontinuierlich angestiegen und wies bis Ende 2022 1,98 Millionen offene Stellen aus. Zwar zeichnete sich im Laufe des Jahres 2023 eine Abnahme dieser Entwicklung ab, jedoch waren im vierten Quartal 2023 immer noch bundesweit 1,73 Millionen Stellen unbesetzt. 08  Zudem meldet jeder zweite Betrieb unbesetzte Ausbildungsplätze. 09  
 
        Vor allem fehlen Arbeitskräfte für Pflege-, Bau- und IT-Berufe, in der Kinderbetreuung und Kraftfahrzeugtechnik sowie Berufskraftfahrer und medizinische Fachangestellte. 10  Hinzu kommen Vakanzen im Hotel- und Gastronomieservice, Metallbau und öffentlichen Nahverkehr. Die Berliner Verkehrsgesellschaft kündigte bereits 2023 an, ihren Busfahrplan drastisch zu reduzieren – es fehlten Hunderte an Fahrern. Besonders dramatisch ist es in den Sozial- und Lehrberufen. In ganz Deutschland sind nach Angaben der Kultusministerien der Länder 12341 Lehrerstellen unbesetzt; gleichzeitig rechnet die aktualisierte Prognose der Kultusministerkonferenz damit, dass die Zahl der Schülerinnen und Schüler bis 2035 von derzeit elf auf zwölf Millionen anwachsen wird. 11  
 
        Die westlichen Industrienationen werden im kommenden Jahrzehnt insgesamt 30 Prozent ihrer Arbeitskräfte aufgrund der demografischen Lage in den Ruhestand schicken. Das Problem wird sich also absehbar verschärfen. Bis 2035 werden allein durch die bevorstehende Verrentungswelle der geburtenstarken Jahrgänge sieben Millionen Fachkräfte in Deutschland zusätzlich gebraucht. Dafür müssten bis 2035 insgesamt rund 18 Millionen ausländische Fachkräfte kommen. 12  Das wären über 1,6 Millionen Arbeitskräfte pro Jahr. Wenn sie Familienangehörige mitbringen, werden es noch mehr sein.
 
        Zwar gibt es Stimmen, die dafür werben, den Mangel zunächst über bestehende Reserven aufzufangen und heimische Langzeitarbeitslose sowie in Teilzeit beschäftigte Frauen über attraktivere Jobangebote stärker in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Jedoch sind diese Reserven nach Erhebungen des Statistischen Bundesamtes bald ausgeschöpft: Der Mikrozensus, also die wiederkehrende Haushaltsbefragung in Deutschland, hält fest, dass bereits jetzt 92 Prozent der Männer zwischen 25 und 59 Jahren einer Erwerbstätigkeit nachgehen und 83 Prozent der Frauen einen bezahlten Job haben.
 
        Gleichzeitig konkurrieren auf den internationalen Arbeitsmärkten klassische Einwanderungsländer des Globalen Nordens wie die USA, Kanada, Australien und Großbritannien um dieselbe Workforce. 13  Hinzu kommt, dass der anvisierte Aufstieg der BRICS-Staaten Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika zu einer globalen Weltmacht die Konkurrenz um migrantische Fachkräfte für Europa weiter erhöhen wird. Vor Kurzem hat sich die Ländergruppe um vier Staaten erweitert, darunter sind mit Iran und den Vereinigten Arabischen Emiraten zwei Länder des Mittleren Ostens und mit Ägypten und Äthiopien zwei Länder Afrikas. Gerade die Golfregion erlebt aktuell einen historisch beispiellosen ökonomischen Aufschwung dadurch, dass Russland nicht mehr Europas zentraler Energielieferant ist. Diese Länder fischen neben den klassischen Einwanderungszielen bereits den Metakorridor der Migration aus Süd-Ost-Asien ab, wo sich diverse Bundesminister:innen seit Jahren erfolglos um Pflegekräfte für Deutschland bemühen. Somit werden im kommenden Jahrzehnt Migrant:innen zu einer umkämpften Ressource avancieren. In der Migrations- und Integrationspolitik wird daher ein Paradigmenwandel notwendig sein, wenn Deutschland als Standort nicht hinterherhinken und das „migrantische Gold“ zu sich kanalisieren möchte.
 
        MIGRATIONSPANIK VERDECKT INTEGRATIONSLEISTUNGEN
 
        Der Drang nach politischen Antworten im Nachgang zu islamistischen Anschlägen ist nachvollziehbar – eine erschrockene und erschütterte Gesellschaft blickt auf 20 Tote durch islamistischen Terror im vergangenen Jahrzehnt zurück. Statt jedoch politische Maßnahmen gegen Radikalisierung, für Prävention und eine wehrhafte Demokratie vorzuschlagen, wird eine sich überschlagende restriktive Migrationspolitik eingeleitet. Der ehemalige Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hat sich sogar dafür ausgesprochen, „irreguläre Migrationsbewegungen“ gegebenenfalls „mit physischer Gewalt“ aufzuhalten. 14  Innenministerin Nancy Faeser kündigte wenige Tage nach dem Attentat in Solingen Ende August 2024 Grenzschließungen zu allen deutschen Nachbarländern an. CDU-Chef Friedrich Merz forderte die generelle Ablehnung von Asylanträgen aus Syrien und Afghanistan.
 
        Es ist unredlich, unter großem Rauschen migrationspolitische Maßnahmen zu verlangen, die rechtlich nicht umsetzbar sind. „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht“ – das steht so im Grundgesetz und kann nicht selektiv für Konfliktländer ausgesetzt werden. Es widerspräche außerdem geltendem EU-Recht, wie der Asylverfahrensrichtlinie und der Dublin-III-Verordnung. EU-Recht hat Vorrang vor nationalem Recht. Vorschläge, einen nationalen Notstand auszurufen, um EU-Recht zu umgehen, wurden vom Europäischen Gerichtshof bisher abgelehnt. Der Rat für Migration warnte auch gleich vor diesem Plan, da die aktuelle Lage in Deutschland keinen Notstand rechtfertige und eine Infragestellung des Vorrangs von EU-Recht Tür und Tor für nationalistische Alleingänge öffnen würde. 15  Auch der Sachverständigenrat für Migration und Integration, der im Bundesinnenministerium angedockt ist, mahnte: „Der Ruf nach immer weiteren Gesetzesänderungen und -verschärfungen hilft nicht weiter, wenn die Umsetzung das Problem ist. Die Parteien der demokratischen Mitte (…) müssen vielmehr konkrete Probleme lösen und eine differenzierte Debatte führen, dafür sind auch die Wählerinnen und Wähler offen.“ 16  
 
        Die Ampel-Koalition ist 2021 angetreten, um das postmigrantische Deutschland in die Zukunft zu tragen. „Mehr Fortschritt wagen“, heißt es im Koalitionsvertrag, und tatsächlich sind dort 35 konkrete migrations- und integrationspolitische Agenda-Punkte vermerkt, von denen auch viele in der aktuellen Legislaturperiode umgesetzt wurden. Einige von ihnen sind wegweisend. Dazu gehören unter anderem das Fachkräfteeinwanderungsgesetz; die Chancenkarte, mit der Personen aus Nicht-EU-Staaten nach Deutschland einreisen können, um sich eine geeignete Arbeitsstelle zu suchen, wenn sie als Fachkraft anerkannt sind und ihr Lebensunterhalt für die Zeit des Aufenthaltes gesichert ist; oder der sogenannte Spurwechsel, also die Möglichkeit, den Asylantrag zurückzuziehen und stattdessen eine Aufenthaltserlaubnis zu beantragen, wenn jemand ein Jobangebot als Fachkraft und einen anerkannten Berufsabschluss nachweisen kann. Auch restriktive Elemente wie das Abschiebepaket folgten dem migrationspolitischen Plan des Koalitionsvertrages.
 
        Es wirkt fahrlässig, wenn Politiker:innen nach einem Anschlag wie in Mannheim oder Solingen die gesamte Einwanderung nach Deutschland seit 2015 rückwirkend infrage stellen. Es dringt dann nicht mehr durch, wenn die Bundesagentur für Arbeit festhält: „Nach acht und mehr Jahren Aufenthalt in Deutschland übertrifft die Erwerbstätigenquote der geflüchteten Männer mit 86 Prozent die durchschnittliche Quote der männlichen Bevölkerung in Deutschland (81 Prozent).“ 17  In den Köpfen verschwinden Integrationserfolge hinter wiederkehrenden Nachrichten von Messerattacken und verdichten sich zu einem Bild von grundsätzlich gescheiterter Integration und pauschal radikalen Migrant:innen. Dagegen gilt es argumentativ anzugehen, ohne Defizite wegzureden, die durch Integrationsindikatoren festgestellt werden können.
 
        Der Integrationsmonitor der Bundesregierung aus der vorigen Legislaturperiode, der die Indikatoren bis 2018 zur Verfügung stellt, hält die Integrationsentwicklung im Generationenvergleich fest und kommt zu folgendem Befund: „Zwischen 2005 und 2018 stieg der Anteil junger Personen in schulischer, beruflicher, akademischer Bildung bzw. in Fortbildung oder mit einem Abschluss der Sekundarstufe II (gymnasiale Oberstufe bzw. berufsbildende Schulen). Personen ohne Migrationshintergrund und Personen der zweiten Generation haben sich insgesamt einander angenähert.“ Trotzdem bleibt eine Teilhabelücke bestehen, auf die politisch reagiert werden muss: So verließen Jugendliche mit deutscher Staatsangehörigkeit 2018 allgemeinbildende Schulen fast doppelt so häufig mit dem Abitur wie ihre Altersgenossen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. Im Bereich der beruflichen Schulen hingegen stieg die Zahl der Absolvent:innen mit ausländischer Staatsangehörigkeit deutlich an, vor allem aufgrund der Fluchtzuwanderung seit 2015. Auch die Sprachentwicklung gilt es für die Frage nach gelungener Integration im vergangenen Jahrzehnt in den Blick zu nehmen: 2019 wurden etwa 195000 Sprachtests im Rahmen allgemeiner und spezialisierter Integrationskurse abgelegt. Dabei erreichte mit 82,1 Prozent die überwiegende Mehrheit der Teilnehmenden ein Sprachniveau auf den Stufen A2 oder B1. Rund die Hälfte der Teilnehmenden erzielte das höhere Niveau B1, das als Mindestanforderung für den Eintritt in den Arbeitsmarkt gilt. Allerdings braucht es für jüngere Personen der ersten Generation mit kurzer Aufenthaltsdauer zusätzliche Sprachfördermaßnahmen.
 
        Es gibt also einen Bedarf, neben dem Ausbau von Präventions- und Deradikalisierungsarbeit die klassische Integrationsarbeit auszubauen, vor allem mit Bezug auf neu Einwandernde.
 
        FÜR EINE PROAKTIVE MIGRATIONSPOLITIK
 
        Um aus der Krise herauszufinden, ist eine rationale und weniger von der AfD getriebene Migrationspolitik vonnöten. Der Bedarf muss ehrlich und offensiv kommuniziert werden. Auch wenn wir es mit einer von Migration, Pandemie, Inflation, Kriegen und Klimakrise überforderten Gesellschaft zu tun haben, zeigen die Willkommensleistungen, die 2015/16 und 2022 spontan abrufbar waren, ebenso wie die offensiv gegen AfD-Pläne zur „Remigration“ stattfindenden Großdemonstrationen, dass noch immer große Teile der Bevölkerung stabil für eine postmigrantische Gesellschaft eintreten.
 
        Wenn die Politik der Bundesregierung nicht immer wieder hinter die eigenen Erfolge zurückfallen würde, dann wäre Deutschland prädestiniert, die Migrationskrisen des kommenden Jahrzehnts zu moderieren. Stattdessen überdeckt nun eine aktionistische Abschottungspolitik die kluge Politikausrichtung, die sich hinter den Migrationsabkommen mit Partnerländern verbirgt und die eine nachhaltige Migrationssteuerung unter Beibehaltung der humanitären Werte Deutschlands zur eigenen Signatur machen könnte. Mit zehn Ländern hat die Bundesregierung bisher über die Rücknahme abgelehnter Asylbewerber:innen und eine Erleichterung für Arbeitsmigration aus diesen Ländern verhandelt, mit einigen wie Kenia, Indien, Marokko und Usbekistan sind bereits Abkommen unterschrieben worden.
 
        Der aktuelle migrationsfeindliche Aktionismus widerspricht dieser rationalen Migrationspolitik und könnte Deutschland seine Zukunft kosten. Schon jetzt gilt, dass Deutschland zwar eines der beliebtesten Zielländer ist, aber gleichzeitig auch eines, das qualifizierte Fachkräfte am schnellsten wieder verlassen. Fragt man nach dem Grund, warum Deutschland auf Rang 49 von 53 Ländern landet, die ausländische Fachkräfte (Expats) bewerten sollten, dann heißt es unter anderem, das Land sei „rassistisch“ und „provinziell“. 30 Prozent finden, dass die Deutschen allgemein nicht freundlich zu ausländischen Mitbürgern sind – weltweit liegt der Wert bei 18 Prozent. 18  Deutschland hat keine nennenswerten Bodenschätze oder Energieressourcen. Das, was dieses Land ausmacht, ist sein Humankapital und die Fähigkeit, als Ausbildernation innerhalb von zwei bis drei Jahren aus ungelernten Menschen qualifizierte Fachkräfte und Arbeitnehmende zu machen. Die duale Ausbildung ist ein deutscher Exportschlager. Dies stärker zu bewerben und jenen, die bereits hier sind, attraktive Ausbildungs- und damit verknüpft Bleibesicherheiten zu geben, sollte die politische Offensive dieser Zeit sein.
 
        Das Ganze mag angesichts der Rekord-Nettozuwanderung 2022 kontraintuitiv klingen. Mehr als 1,5 Millionen Menschen sind nach Abzug der Auswanderungszahlen ins Land gekommen, davon 1,1 Millionen aus der Ukraine. Allerdings scheinen die Flüchtlingszahlen aus der Ukraine vorerst ausgeschöpft. Wir müssen also zukünftig mit deutlich geringeren Zuwanderungszahlen rechnen. Alle Parteien werden sich diese Reduktion auf die Fahnen schreiben und auf ihre migrationsfeindliche Politik zurückführen. In Wahrheit hat sie jedoch nichts mit innenpolitischen Entscheidungen zu tun.
 
        Um aus dem Dilemma zwischen Migrationsbedarf und Migrationsabwehr herauszufinden und der Krise der postmigrantischen Gesellschaft zu begegnen, wäre es sinnvoll, eine Kommission zu gründen, die dem von Misstrauen und Abwehr geprägten migrationspolitischen Kanon ein neues Leitbild entgegensetzt – schlicht und einfach, weil Deutschland aufgrund seiner Überalterung zukünftig auf immer mehr Migration angewiesen sein wird, um den in Jahren stabiler Demokratie erarbeiteten Lebensstandard aufrechtzuerhalten. Es braucht eine politische Erzählung, die nach vorne weist und ambitioniert ist, statt wie die Debatten um eine deutsche Leitkultur in der Vergangenheit zu ankern. Diese Kommission muss getragen sein von dem Versprechen der pluralen Demokratie, allen Bürger:innen gleiche Rechte zu garantieren und die Chancen auf Aufstieg und Wohlstand weiter auszubauen, statt sie durch eine getriebene toxische Migrationspolitik zu verschlechtern. Und statt nach langen Verhandlungen um ein „neues deutsches Wir“ denen, die schon längst zu diesem Land dazugehören, die neue deutsche Herkunft zu entziehen, braucht es Klarheit in einem Punkt: Diejenigen, deren Traum lautet, alle Eingewanderten abzuschieben, bieten am Ende des Tages ein Deutschland an, das für die Mehrheit der Nation ein Alptraum wäre.
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        „FLÜCHTLING“
 
        Eine Figur im Wandel bundesdeutscher Migrationsgeschichte
 
         Jochen Oltmer 
 
        Die Bundesrepublik der vergangenen drei, vier Jahrzehnte kann als Migrationsgesellschaft charakterisiert werden. Zwar kennt jedes Kollektiv Wanderungsbewegungen, denn menschheitsgeschichtlich ist Migration ein universaler Normalfall. Allein die Mobilität aber macht Gesellschaften noch nicht zu Migrationsgesellschaften. Als solche lassen sich vielmehr jene Gemeinwesen verstehen, die stetig, intensiv und kontrovers die Folgen räumlicher Bewegungen auf die eigene soziale Ordnung diskutieren. Wie über Migration gesprochen und geschrieben wird, sagt viel über die Auseinandersetzung einer Gesellschaft mit sich selbst aus. Migrationsbezüge werden häufig im Modus des Konflikts diskutiert und als Ausnahme verstanden, für die dringend Lösungen präsentiert werden müssen. 01  
 
        Gesellschaften handeln fortwährend neu aus, welche Bezeichnungen und Zuschreibungen für Menschen in Bewegung verwendet werden, wer als zugehörig gilt oder wem wenigstens ein Näheverhältnis zugebilligt wird, wen sie als hilfs- und damit als schutzbedürftig wahrnehmen. 2015 erklärte die Gesellschaft für deutsche Sprache vor dem Hintergrund der intensiven gesellschaftlichen Aushandlung um die vermehrte Ankunft von Schutzsuchenden „Flüchtlinge“ zum Wort des Jahres. Als Überraschung galt die Entscheidung nicht. Kritik wurde dennoch laut: Das Wort sei negativ konnotiert und werde vielfach abwertend verwendet – wie so viele andere Begriffe auch, die mit dem Suffix „-ling“ gebildet werden. 02  Ein solcher Pejorativsuffix führe zu einer tendenziell abschätzigen Bezeichnung der jeweils gemeinten Menschen, weil er zu ihrer Verniedlichung beitrage (in Analogie zum „Schönling“), sie als handlungsohnmächtig („Prüfling“), als kläglich („Schreiberling“) oder sogar als niederträchtig („Widerling“) erscheinen lasse. Es sei geboten, alternative Begriffe zu verwenden, auch weil das Wort nicht die Bildung von Feminina zulasse und deshalb den Eindruck vermittle, der Flüchtling sei (immer) ein Mann. 03  
 
        Tatsächlich gewann die Rede von den „Geflüchteten“ ab Mitte der 2010er Jahre an Gewicht und konkurriert seither in der öffentlichen Diskussion mit dem „Flüchtling“. Dem Bedeutungsverlust dieses Begriffs und der Karriere von Alternativbenennungen ist noch nicht zureichend nachgegangen worden, zumal sprachwissenschaftliche Forschungen deutlich machen, dass nach der Wirkung des Suffix „-ling“ befragte Personen mit ihm keineswegs überwiegend negative Vorstellungen verbinden. 04  
 
        Nicht das Wort und seine Bestandteile sind also offenbar das Problem, sondern das Aufladen mit Bedeutungen. Ein Begriff ist nie eine bloße Buchstabenfolge, immer geht es um ambivalente Konnotationen, um das Zuschreiben, Bewerten und Kategorisieren – dies kann so weit reichen, dass im Rahmen umfangreicher gesellschaftlicher Aushandlungen soziale Figuren konstruiert werden, für die der jeweilige Begriff zu stehen scheint: Spezifische Merkmale von Phänomenen werden ausgewählt, in den Vordergrund gerückt, als Ähnlichkeiten hervorgehoben, als Differenzen gegenüber anderen Figuren markiert und als Stereotype generalisiert. 05  Sie gelten dann einem als homogen verstandenen Kollektiv, wie etwa „den Flüchtlingen“, als eigen. Auf diese Weise wird nicht nur verallgemeinert, die generalisierten Elemente der so hergestellten Figur erscheinen sogar als ihr Kern und damit als gegeben.
 
        Weil sie konkret benennbar und beschreibbar sind, ermöglichen Figuren gesellschaftliche Debatten über bestimmte soziale Phänomene und machen diese regierbar. Figuren entwickeln also soziale Wirksamkeit und beeinflussen gesellschaftliches Handeln: etwa bei den Fragen, auf welche Weise mit welchen Interessen und Zielen Migration kontrolliert und gesteuert wird oder ob und wie Menschen in Bewegung Handlungsmöglichkeiten zugewiesen oder verweigert werden. Als Ergebnis einer Herstellung von Differenz bedingt auch die tief in historisch und räumlich spezifischen Wissensordnungen verankerte Figur des „Flüchtlings“ soziale Ungleichheit und Asymmetrien und damit gesellschaftlichen Ein- oder Ausschluss. Wie und wozu verändern sich gesellschaftliche Praktiken der Bezeichnung und Figurierung von Menschen in Bewegung? Im Folgenden beleuchte ich die Bedingungen, Dynamiken und Folgen der Herstellung fluchtbezogener Figuren seit dem Zweiten Weltkrieg und damit die Bedeutung, die die bundesdeutsche Migrationsgesellschaft räumlichen Bewegungen zumaß und zuwies.
 
        KARRIERE DES „FLÜCHTLINGS“
 
        Das Wort „Flüchtling“ lässt sich auf das frühe 17. Jahrhundert zurückführen, als sich das (Hoch-)Deutsche als Amts- und Gerichtssprache durchsetzte. Gebraucht wurde der Begriff über die Jahrhunderte selten, verwies aber bereits auf eine große Spannweite der Verwendung: Als „Flüchtlinge“ galten aus politischen und weltanschaulichen Gründen Verfolgte sowie Menschen, die vor Gewalt, aufgrund einer militärischen Niederlage, vor Strafverfolgung oder aus einer Strafanstalt flohen. 06  Erst mit und nach dem Ersten Weltkrieg etablierte sich der „Flüchtling“ als Alltagsbegriff und als Figur. Im Hintergrund standen nicht nur die kriegsbedingten Massenfluchten, sondern auch die Fluchtbewegungen angesichts der Ablösung imperialer Herrschaft und der Neugründung von Nationalstaaten, die für sich in Anspruch nahmen, ethnisch homogen zu sein. 07  
 
        Wurde in Deutschland nach 1918 von „Flüchtlingen“ gesprochen, waren meist deutsche Staatsangehörige oder „Volksdeutsche“ gemeint, die über die neuen Grenzen des territorial verkleinerten Reiches zuwanderten. So war das 1920 eingerichtete Reichskommissariat für Zivilgefangene und Flüchtlinge nur für Deutsche zuständig. „Flüchtlinge“ galten im Prinzip als zugehörig, ihnen standen Solidarität und staatliche Leistungen zu, weil sie etwa als „Grenzlandvertriebene“ aus den abgetretenen Gebieten „verdrängt“ worden seien. Diverse neue Begriffe beziehungsweise Komposita finden sich für sie: Berichtet wurde über „reichsdeutsche Auslandsflüchtlinge“ oder „rußlanddeutsche Flüchtlinge“. Ihre „Flüchtlingsbewegungen“ führten zu einem „Flüchtlingszustrom“, den etwa die „Flüchtlingszentrale Ost“ über „Flüchtlingsverteilungsstellen“ so zu dirigieren suchte, dass die „Flüchtlingslager“ keinen übermäßig hohen „Flüchtlingsbestand“ umfassten. 08  
 
        Nach dem Zweiten Weltkrieg gewann der Begriff „Flüchtlinge“ weiter an Gewicht. Blickt man über die Jahrzehnte bundesdeutscher Geschichte auf die Berichterstattung in den Zeitungen (Abbildung) 09  oder recherchiert in den 4216 Plenarprotokollen des Deutschen Bundestages zwischen 1949 und 2019, 10  lassen sich verschiedene Konjunkturen ausmachen: Während der Begriff in den späten 1940er und frühen 1950er Jahren noch häufig fiel, wurde er in den folgenden zwei Jahrzehnten kaum noch verwendet. Ab Ende der 1970er Jahre und vor allem ab Mitte der 1980er Jahre fiel er wieder häufiger – bis hin zu einem ersten Höhepunkt 1993. Die Frequenz blieb in der Folge in den 1990er Jahren recht hoch, sank in den 2000er Jahren aber ab, um mit dem Beginn der 2010er Jahre wieder erheblich anzusteigen und schließlich 2015 einen Spitzenwert zu erreichen. Seither ist erneut ein deutliches Absinken auszumachen, wenngleich sich die Frequenz insgesamt auf dem Niveau der frühen 1990er Jahre bewegt. Auf wen aber wurde der Begriff wie angewendet? Welche Aufladung mit Bedeutungen erlebte er?
 
         
           Abbildung: Wortverlaufskurve für „Flüchtling“
 
          [image: 3954.jpg] 
            Quelle: Zeitungskorpus des Digitalen Wörterbuchs der deutschen Sprache (www.dwds.de/r/plot). 
 
        
 
        „FLÜCHTLINGE“ SIND DEUTSCHE
 
        Die Tradition der vorrangigen Bezugnahme auf Deutsche aus der Zwischenkriegszeit hielt sich nach dem Zweiten Weltkrieg: Als „Flüchtlinge“ galten vornehmlich Menschen, die ab Ende 1944 aus den (ehemals) deutschen Reichsgebieten jenseits von Oder und Neiße oder den deutschen Minderheitengebieten im östlichen Europa geflohen waren oder von dort vertrieben wurden und das Gebiet der im Mai 1945 eingerichteten Besatzungszonen als deutsche Staatsangehörige oder als „Volkszugehörige“ erreichten. „Flüchtling“ diente auch als Selbstbezeichnung. Eine stabile Figur aber etablierte sich zunächst nicht, vielmehr blieb die Liste der in politischen Reden, Gesetzestexten, Verwaltungsunterlagen und Medienberichten auf die gewaltbedingte Migration der Nachkriegszeit bezogenen Begriffe lang: Es war etwa „von ‚Ostflüchtlingen‘ (…) die Rede, und bei diesen konnte es sich um ‚echte‘ oder ‚unechte‘, ‚schwarze‘, ‚wilde‘ und ‚illegale Flüchtlinge‘ handeln. Aber man trifft auch auf ‚Kriegsvertriebene‘, ‚Vertriebene‘, ‚Heimatvertriebene‘, ‚Ausgewiesene‘, ‚Rückkehrer‘, ‚Ostumsiedler‘, ‚Binnen- und Außenumsiedler‘, ‚Absiedler‘, ‚Neubürger‘, ‚Rückwanderer‘ und ‚Zuwanderer‘“. 11  
 
        Die Verwendungen waren alles andere als beliebig. Vorstellungen über eine baldige Rückkehr der Neuzugewanderten oder über die Verantwortung für die räumliche Bewegung (Deutsche, Alliierte, die Betroffenen selbst) markierten Interessen mit Blick auf die Zuweisung von Zugehörigkeits- beziehungsweise Teilhaberechten oder den Anspruch auf Unterstützungsleistungen; ebenso verwiesen sie auf Ab- und Aufwertungen im Alltag. So kategorisierten etwa US-Militärbehörden und in der Folge auch deutsche Verwaltungsstellen „Vertriebene“ 1946/47 als Menschen, die aus Gebieten stammten, die nicht (mehr) unter deutscher Verwaltung standen und für die eine Rückkehr ausgeschlossen schien, weshalb Maßnahmen zur Unterstützung einer Niederlassung eingeleitet werden müssten. „Flüchtlinge“ hingegen galten als Personen, die zwischen oder innerhalb der Besatzungszonen gewechselt waren, etwa weil sie die kriegszerstörten Städte verlassen hatten. In ihrem Fall wurde mit einer Rückkehr gerechnet, für die aber eine Unterstützung nicht erforderlich sei. 12  
 
        Im Westen Deutschlands gewannen ab 1948 Begriff und Figur des „Heimatvertriebenen“ erheblich an Relevanz. 13  Damit waren, auch als Selbstbezeichnung, Menschen gemeint, die durch Androhung und Anwendung massiver Gewalt und angesichts zahlreicher Todesopfer ohne Handlungsalternativen unschuldig und unter Zurücklassung allen Hab und Guts aus dem Osten – also dort, wo der Feind im Kalten Krieg zu finden sei – in den Westen gelangt waren, wo Schutz und Sicherheit gewährt werde sowie humanitäre Standards gälten. Sie verfügten, wie die Verwendung des Begriffs „Heimat“ zeigen sollte, weiterhin über Eigentumsrechte und Zugehörigkeitsansprüche jenseits des „Eisernen Vorhangs“. Der „Flüchtling“ hingegen kam aus der Sowjetischen Besatzungszone beziehungsweise DDR in den Westen, weil – so die vorherrschende Erzählung – Leib, Leben oder persönliche Freiheit bedroht waren. Ab den späten 1950er Jahren galt dabei auch die wirtschaftlich motivierte Abwanderung als legitimer Grund für die Anerkennung als „echter“, weil „politischer Flüchtling“, sei doch im sozialistischen System auch die Ökonomie ein Feld staatlichen Handelns. Ein solcher „echter“ Flüchtling entschied sich, so die Argumentation in der Bundesrepublik, im Sinne einer „Abstimmung mit den Füßen“ für das bessere politische System. 14  Dass das Bundesvertriebenengesetz von 1953 die Bezeichnungen in dieser Form aufgriff und damit die amtliche Verwendung festschrieb, hatte für die Bezeichnungspraktiken im politischen, administrativen und auch wissenschaftlichen Bereich in den kommenden Jahrzehnten eine hohe Bedeutung.
 
        Vor einem solchen Hintergrund nahm die 16. Auflage des Brockhaus von 1954 den Begriff des „Flüchtlings“ auf – erstmals in der Geschichte der Enzyklopädie, die seit den 1810er Jahren erscheint. Er sei „ein vor Verfolgung oder wegen Gefahr für Leib und Seele außer Landes Gehender“. Wenngleich die Definition auf eine weite Perspektive zu verweisen scheint, beziehen sich die im Artikel genannten Zusammenhänge überwiegend auf Deutsche: Die Rede ist von „Ostflüchtlingen“, „Heimatvertriebenen“ und „Ostzonenflüchtlingen“. Für Phänomene, die keinen Bezug zu Deutschland haben, wird der Begriff „Flüchtling“ anhand einiger weniger Fälle aus dem 19. und 20. Jahrhundert mit Bezug auf „die Flucht ganzer Bevölkerungen oder Bevölkerungsgruppen vor feindl. Heeren, freiwillig oder auf Befehl (Räumung)“ thematisiert. Immer gemeint ist dann „ein zeitweiliges Ausweichen mit der Absicht baldiger Rückkehr“, während sich eine längerfristige Anwesenheit eines „Flüchtlings“ durchgängig auf Deutsche in der Bundesrepublik bezieht. Den politischen Flüchtling und die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 kannte die 16. Auflage des Brockhaus nicht.
 
        INTERNATIONALISIERUNG DES „FLÜCHTLINGS“
 
        Auf den Bedeutungsgewinn der Bundesrepublik als Ankunftsland von nicht als deutsch definierten Schutzsuchenden ab den späten 1950er Jahren – vor dem Hintergrund von Asylgrundrecht und Genfer Flüchtlingskonvention – verweist der rund eine Spalte einnehmende Artikel zu „Flüchtlingen“ in der 17. Auflage des Brockhaus von 1968. Bemerkenswert ist zunächst, dass nicht mehr vom „Flüchtling“ im Singular, sondern von den „Flüchtlingen“ als Kollektivbezeichnung die Rede ist. Gemeint sind „alle Personen, die durch Krieg oder polit. Maßnahmen veranlaßt wurden, ihre Heimat zu verlassen“. Zwar sind „Deutsche F. und Vertriebene“ weiterhin im Artikel sehr präsent. Mehr Raum aber nimmt nun der Hinweis auf die „Internationalen F.“ ein, die als „Ausländ. F.“ die Bundesrepublik erreichen. Der Artikel versteht die Bundesrepublik zwar als Ankunftsland, nicht aber als Ort dauerhaften Bleibens: Flüchtlinge gelten vornehmlich als ein Verwaltungsproblem und eine Herausforderung für internationale Organisationen. Als „Staatenlose oder Quasi-Staatenlose“ stehen sie in deren, nicht aber in bundesdeutscher Verantwortung.
 
        In den 1970er und 1980er Jahr wuchs nicht nur die Zahl der Schutzsuchenden an – 1980 verzeichnete die Bundesrepublik erstmals mehr als 100000 Asylgesuche in einem Jahr, 1990 beinahe 200000. Zugleich stieg die Bedeutung asiatischer und afrikanischer Herkunftsländer. Die vor diesem Hintergrund erhebliche Intensivierung gesellschaftlicher Debatten um das Asyl in der Bundesrepublik spiegelt sich in der Verfünffachung des Umfangs des Beitrags „Flüchtlinge“ in der 19. Auflage des Brockhaus von 1988 wider. Warum der Begriff einen erheblichen Bedeutungsgewinn erfährt, lässt der Eintrag bereits zu Anfang deutlich werden: „Seit Beginn der 80er Jahre (…) werden die westl. Industrieländer zunehmend mit dem weltweiten F.-Problem konfrontiert.“ Fluchtbewegungen und Flüchtlinge werden als eine globale Herausforderung dargestellt, die – wie der lange Abschnitt über die „Geschichte der Fluchtbewegungen“ verdeutlicht – als ein überzeitliches Menschheitsproblem verstanden wird. Die 1980er Jahre seien vor dem Hintergrund von Kaltem Krieg und Folgen der Dekolonisation als ein „Jahrzehnt der Flüchtlinge“ zu verstehen. Diese seien Opfer autoritärer politischer Systeme, von Kriegen, Bürgerkriegen und Überlebenskrisen wie Hungersnöten. „F. bleiben Treib- und Strandgut einer friedlosen Welt“. Humanitäre Hilfe sei dringend nötig.
 
        „FLÜCHTLINGE“ VERSUS „ASYLANTEN“
 
        Dass das Wort „Flüchtling“ in einer Hochphase des bundesdeutschen Sprechens und Schreibens über Fluchtbewegungen von den späten 1970er bis zu den 1990er Jahren in der Regel positiv konnotiert war, darauf deuten auch Ergebnisse der Auseinandersetzung mit der Presseberichterstattung hin: 15  Die Zahl der mit dem Wort „Flüchtling“ gebildeten und negativ konnotierten Komposita wie „Flüchtlingsproblem“ blieb gering. Es dominieren vielmehr neutrale Bezeichnungen: Das gilt für „Flüchtlingsstatus“ oder „Flüchtlingsschicksal“, aber auch für die recht zahlreichen Zusammensetzungen, die auf die Herkunft verwiesen („Vietnam-“, „Bosnienflüchtling“), sich auf Bedingungen in den Herkunftsgebieten beziehungsweise während der Bewegung bezogen („Kriegs-“, „Bootsflüchtling“) oder einen Status meinten („Kontingent-“, „Konventionsflüchtling“). Initiativen, die Schutzsuchende unterstützten, nannten sich „Flüchtlingsräte“.
 
        Wurden aber, was zwischen den späten 1970er und den frühen 1990er Jahren häufig geschah, Schutzsuchende abgelehnt und angefeindet, kam der Begriff des in aller Regel negativ konnotierten „Asylanten“ ins Spiel – 1980 zweitplatziert in der Liste der Wörter des Jahres der Gesellschaft für deutsche Sprache. Oder es handelte sich um die vielen negativ konnotierten Komposita von „Asyl“ („Asylbetrüger“, „Asyltourismus“), die meist moralisierend die Beweggründe für die Migration infrage stellten. 16  Das heißt: Selbst wenn Fluchtbewegungen in der Bundesrepublik vornehmlich als Gefahr und Bedrohung verstanden wurden, bedurfte es keiner negativen Aufladung des Begriffs „Flüchtlinge“. Denn für Abwertungen standen die Begriffe „Asyl“ und vor allem „Asylant“ zur Verfügung, 17  der „mit einer Art Katastrophenandrohung zu Zusammensetzungen wie Asylantenstrom, -schwemme, -druck, -flut, -lawine, -zeitbombe bis hin zu Asylantenspringflut verbunden wurde“. 18  Dabei lässt sich bis zum Ende des Ost-West-Konflikts 1989/90 ein rassistisches Sortieren erkennen: Während für Menschen aus Osteuropa in der Regel der Begriff „Flüchtling“ verwendet wurde, führte eine „außereuropäische“ Herkunft meist zur Verwendung des abwertenden Begriffs „Asylant“. 19  Dessen Verwendung fand in den frühen 1990er Jahren seinen Höhepunkt, als sich Ausgrenzung und Anfeindung von Schutzsuchenden im aufgeladenen Klima der Debatte um die Einschränkung des Grundrechts auf Asyl 1992/93 im offen rassistischen Sprechen und Handeln entlud – und auch nicht vor physischer Gewalt haltmachte. 20  1991 wurde mit „ausländerfrei“ das erste sprachkritische „Unwort des Jahres“ gewählt, es folgten unmittelbar, ebenfalls mit Migrationsbezug, „ethnische Säuberung“ (1992) und „Überfremdung“ (1993).
 
        Die Figur des „Asylanten“ umfasste mehrere Bestandteile: junge Männer, die das Asylrecht missbrauchten, weil sie aus rein materiellen Motiven in die Bundesrepublik gekommen seien, und die wegen ihrer Herkunft von außerhalb Europas weder über Fähigkeit noch Willen zur Anpassung an die bundesdeutsche Gesellschaft verfügten, vielmehr eine Bedrohung für Wohlstand, Sicherheit und Kultur darstellten. Die Bildberichterstattung in der Presse entsprach solchen entindividualisierenden Perspektiven: „Asylanten“ wurden meist als bedrohliche, kaum kontrollierbare Masse von Männern inszeniert. 21  
 
        Seit Mitte der 1990er Jahre verlor der „Asylant“ erheblich an Bedeutung in den medialen, öffentlichen und politischen Debatten. Das galt im Übrigen auch für den „Wirtschaftsflüchtling“, einer ebenfalls negativ konnotierten Figur. Dessen Karriere entsprach im zeitlichen Verlauf dem des „Asylanten“, abgesehen davon, dass der „Wirtschaftsflüchtling“ um 2015 eine Renaissance erlebte. Er komme nach Deutschland aus rein wirtschaftlichen Gründen, um nicht nur das Asylrecht, sondern auch das Sozialsystem zu missbrauchen – damit in Verbindung stehend verbreitete sich die Figur des „Sozialschmarotzers“. Demgegenüber waren insbesondere kirchliche Kreise bemüht, die Begriffe „Elends-“ und „Armutsflüchtling“ in der aufgeheizten Debatte zu stärken, um die sozio-ökonomische Situation in den Herkunftsgesellschaften als legitimen Fluchtgrund zu markieren. Letztlich vermochten sich diese Begriffe aber nicht durchzusetzen. 22  
 
        Angesichts einer kritischen Auseinandersetzung mit der offen rassistischen Gewalt der frühen 1990er Jahre und vor dem Hintergrund einer zunehmenden Sprachsensibilität im bundesdeutschen öffentlichen und politischen Diskurs 23  verbot sich schließlich die Verwendung des Begriffs „Asylant“. Hinzu trat eine veränderte politische und gesellschaftliche Perspektive auf das Thema Migration, die ihren Ausdruck nicht nur in der vermehrten Akzeptanz des Sprechens vom „Einwanderungsland“ Deutschland fand, sondern auch die Vorstellung an Bedeutung gewinnen ließ, angesichts von demografischem Wandel und Fachkräftemangel sei Zuwanderung unabdingbar. Übersehen werden darf allerdings nicht, dass Begriff und Figur des „Illegalen“ („illegale Zuwanderer“, „illegale Migranten“) ab den späten 1990er Jahren Teile der Funktion des „Asylanten“ übernahmen.
 
        „FLÜCHTLING“ ALS STIGMA?
 
        Manches spricht dafür, dass der erwähnte Bedeutungsgewinn sprachkritischer Debatten, die weite Verbreitung des abwertend gemeinten „Wirtschaftsflüchtlings“ und schließlich der Bedrohung und Gefahren spiegelnden „Flüchtlingskrise“ ihren Beitrag dazu leisteten, dass im 21. Jahrhundert Begriff und Figur des „Flüchtlings“ zunehmend als negativ und mit dem Stigma von Ohnmacht und Hilflosigkeit gekennzeichnet bewertet wurden. Dazu trug bei, dass zugleich die Aushandlung von Migration sich weiter veränderte, auch weil der Einfluss zivilgesellschaftlicher Initiativen auf die Debatte wuchs. Vermehrt gelang es zudem Migrant:innen und migrantischen Selbstorganisationen, Präsenz in politischen, medialen und öffentlichen Debatten zu zeigen.
 
        Trotz aller Kritik wird der Begriff des „Flüchtlings“ weiterhin ausgesprochen häufig genutzt, um Schutzsuchende in der Bundesrepublik zu bezeichnen. Zwar konnte sich gleichzeitig der Begriff „Geflüchtete“ in der Bezeichnungskonkurrenz etablieren. Aber „Flüchtling“ bildete den dominierenden Begriff der Auseinandersetzung um die Ankunft einer hohen Zahl von Schutzsuchenden Mitte der 2010er Jahre. 24  Dabei wurde er sowohl verwendet, um Gefahren wie Nutzen der Ankunft und Aufnahme von Schutzsuchenden zu markieren.
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        ZWISCHEN EMPOWERMENT, KOOPERATION UND ABHÄNGIGKEIT
 
        Migrantenselbstorganisationen als Integrationsakteure in Deutschland
 
         Anna Wiebke Klie 
 
        Seit Jahrzehnten gibt es in Deutschland „Migrantenselbstorganisationen“ (MSO), die als Organisationen definiert werden, die von einst Zugewanderten oder deren Nachfahren gegründet worden sind. Ihre Mitglieder haben überwiegend eine Zuwanderungsgeschichte, und ihre Ziele und Aktivitäten sind eng mit den Lebensumständen und Interessen von Menschen mit Migrationsbiografie in Deutschland verknüpft. 01  Ihre ereignisreiche Geschichte beginnt mit der Ankunft der sogenannten Gastarbeiter in den 1950er und 1960er Jahren. Ursprünglich als temporäre, flexible Arbeitskräfte angeworben, blieben viele Migrant*innen nach dem Anwerbestopp 1973 dauerhaft in Deutschland und holten ihre Familien nach. Aufgrund der angenommenen Rückkehr in die Heimatländer erfuhren sie lange Zeit wenig politische Aufmerksamkeit und Unterstützung. Erst mit dem Zuwanderungsgesetz 2005 und dem Nationalen Integrationsplan 2007 kam es im Rahmen einer nachholenden Integrationspolitik zu einem Wendepunkt: Die nicht mehr länger zu leugnende Tatsache, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist, machte es notwendig, Zugewanderte mit dauerhaftem Aufenthaltsstatus langfristig zu integrieren.
 
        In der Folge wurden MSO zunehmend nicht mehr aus einer problem- und defizit-, sondern aus einer potenzialorientierten Perspektive betrachtet. Während MSO jahrzehntelang misstrauisch beobachtet worden waren und man ihnen die Etablierung von „Parallelgesellschaften“ unterstellt hatte, wurden sie immer stärker als wichtige zivilgesellschaftliche und integrationspolitische Akteure wahrgenommen, deren ehrenamtliche Strukturen und Aktivitäten gefördert werden müssen. 02  Gemäß dem integrationspolitischen Leitprinzip des „Förderns und Forderns“ kann Integration nicht allein vom Staat geleistet werden, sondern erfordert eine „aktive Bürgergesellschaft, in der möglichst viele Menschen Verantwortung übernehmen und Eigeninitiative entwickeln“. 03  Das freiwillige Engagement von Menschen mit Migrationshintergrund und ihren Vereinigungen wird als Katalysator und Indikator erfolgreicher Integrationsprozesse betrachtet. 04  Fortan lag der Fokus auf Aktivierung, Einbindung und Professionalisierung von MSO. 05  
 
        TRENDS UND FUNKTIONEN
 
        Die Anzahl der überwiegend als Vereine organisierten MSO kann für Deutschland nur geschätzt werden, da es kein Register gibt, in dem diese Organisationen vollständig gelistet werden. 06  Aktuell wird die Zahl der aktiven, formal als Vereine organisierten MSO mit 12400 bis 14300 veranschlagt. 07  Die meisten MSO gibt es in den (Groß-)Städten der bevölkerungsreichsten Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Hessen; in den fünf ostdeutschen Bundesländern sind insgesamt die wenigsten MSO beheimatet. 08  
 
        In der Zeit der Arbeitsmigration fungierten herkunftshomogene MSO als Orte der Geselligkeit und Zusammenkunft, zur Pflege der Heimatkultur und zur gegenseitigen Unterstützung unter Landsleuten in einem fremden Land. Aus anfänglichen Angeboten in den Bereichen Kultur, Sport, Sprache, Freizeit und Religion entwickelten MSO schrittweise funktionale und bedarfsorientierte soziale Dienstleistungen sowie Unterstützungs- und Beratungsangebote. Dies ist als Reaktion auf ausbleibende oder zeitlich verzögerte staatliche Leistungen zu betrachten, ging der Staat doch von einem vorübergehenden Aufenthalt der Arbeitsmigrant*innen in Deutschland aus. Im Laufe der Zeit wurden die MSO herkunftsheterogener, viele organisierten sich als Vereine, die sich – insbesondere nach dem Anwerbestopp 1973 – für eine Verbesserung der Lebenssituation, für politische Partizipation und für die Bildungsbedarfe ihrer Mitglieder einsetzten. 09  
 
        Vor diesem Hintergrund können vier zentrale Funktionen von MSO idenifiziert werden: erstens die „Homemaking“-Funktion, also die Entwicklung eines Zugehörigkeitsgefühls und die Wahrnehmung der MSO als „Zuhause“; zweitens die Dienstleistungsfunktion, welche die Bereitstellung von Beratungs- und Sozialleistungen umfasst; drittens die Scharnierfunktion, die den Zugang zum formellen Sozial- und Wohlfahrtssystem ermöglicht, sowie viertens die Anwaltschafts- beziehungsweise Advocacy-Funktion, also die Interessenvertretung von Menschen mit Migrationsbiografie im öffentlichen und politischen Diskurs. 10  
 
        Im Umgang mit und bei der Bewertung von MSO als zu befähigende und ihre Zielgruppen befähigende Organisationen kommt dem Konzept des Empowerments eine wesentliche Bedeutung zu. Der Begriff beschreibt in der Sozialen Arbeit den Übergang von einem defizit- zu einem ressourcenorientierten Klientenbild. Es geht um Handlungsansätze, die auf menschliche Stärken und Potenziale, die Förderung von Selbstorganisation, gemeinschaftlichem Handeln, Kompetenzaktivierung und autonome Lebensführung fokussieren. 11  Empowerment zielt auf die Mikro-, Meso- und Makroebene: Auf individueller Ebene werden Kompetenzen aktiviert, die auf Interaktions- und Organisationsebene in Handlungsmuster umgesetzt werden. Auf gesellschaftlicher Ebene geht es um die Neugestaltung und Umverteilung sozialer und politischer Einflussmöglichkeiten sowie Machtverhältnisse. Mit ihrer Doppelfunktion zwischen Vergemeinschaftung durch Selbstorganisation und Vergesellschaftung durch (in)direkte Förderung der Selbstständigkeit ihrer Mitglieder (Klientel) bieten MSO Gelegenheitsstrukturen, in denen Identitäten stabilisiert, Ressourcen aktiviert und Kompetenzen entwickelt werden. 12  Durch partizipative, kooperative Projekte können sie letztlich auch gesellschaftliche Strukturveränderungen bewirken. Dafür ist neben der Mobilisierung und Motivierung aufgrund persönlicher Betroffenheit auch Unterstützung durch Mentor*innen erforderlich, die etwa auf kommunalpolitischer Ebene etabliert sind und die unterstützen, ermutigen und Türen öffnen können. 13  
 
        Dabei ist hervorzuheben, dass der Begriff „Migrantenselbstorganisation“ als solcher eine einheitliche Kategorie suggeriert, die der enormen Vielfalt dieser Art von Organisation nicht gerecht wird. „Die“ MSO gibt es nicht. Generell ist das Feld der MSO sehr dynamisch und gekennzeichnet durch hohe Fluktuation und Wandlungsfähigkeit. MSO unterscheiden sich erheblich hinsichtlich ihrer Ziele, ihrer Aktivitätsfelder und Funktionswahrnehmungen, ihrer Organisations- und Mitgliederstrukturen, ihrer personellen und finanziellen Ressourcenausstattung und ihres Kooperationsverhaltens auf kommunaler, Landes-, Bundes- oder internationaler Ebene. Ihr Selbstverständnis kann religiös, politisch, kulturell, sozial, national (gemischt) geprägt sein, und ihre Aktivitäten können sich auf Deutschland und/oder das Herkunfts- oder Abstammungsland beziehen. 14  
 
        Ferner darf nicht unerwähnt bleiben, dass der Begriff „Migranten(selbst)organisation“ kontrovers diskutiert wird. Während sich empirisch zeigt, dass der Begriff mit dem Selbstverständnis vieler Vereine (75,8 Prozent) kompatibel ist, 15  wird von Forscher*innen kritisch angemerkt, dass die fortbestehende Etikettierung als „migrantisch“ Ausdruck einer binären, rassifizierenden Konstruktionslogik sei, die Ausschlusspraktiken und Ungleichbehandlung befördere, anstatt Diskriminierung entgegenzuwirken und in einer postmigrantischen Gesellschaft Normalisierungsprozesse zu forcieren. 16  Andererseits können migrationsbezogene Begriffe – wie der des „Migrationshintergrunds“ – als Analysekategorien fungieren, die auf „systematische Chancenungleichverteilungen“, 17  geringere Ressourcenausstattungen, spezifische Bedarfe und Potenziale aufmerksam machen.
 
        Vor diesem Hintergrund hat sich 2015 das bundesweite Netzwerk der Neuen Deutschen Organisationen (ndo) als ausdrücklich postmigrantische Bewegung gegründet, das sich für die Anerkennung Deutschlands als Einwanderungsland und Heimat für Menschen mit und ohne Migrationsbiografie einsetzt. Im Fokus stehen Zugehörigkeitsdiskurse, Rassismus und Antidiskriminierungsarbeit mit dem Ziel der Anerkennung vielfältiger Identitäten und der Durchsetzung gleicher Rechte insbesondere auch von Schwarzen, Indigenen und People of Color (BIPoC).
 
        Viele MSO haben sich in den vergangenen Jahren in lokalen oder überregionalen Verbänden zusammengeschlossen. 18  Diese dienen dem Informationsaustausch, der Interessenbündelung, der kollektiven Beteiligung an gesellschaftspolitischen Diskursen und der Positionsstärkung der Mitgliedsorganisationen. Die Interessenaggregation stellt für die Verbände allerdings auch eine Herausforderung dar, da zwischen MSO und Mitgliedern beziehungsweise Anspruchsgruppen aufgrund politischer Spannungen in den Herkunftsländern Konfliktlinien bestehen. Das ist beispielsweise zwischen Kurd*innen und Türk*innen der Fall oder aufgrund unterschiedlicher Positionierungen im Nahost-Konflikt, der seit den Terroranschlägen der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 sowohl innerhalb als auch zwischen MSO polarisiert und spaltet.
 
        AKTIVITÄTSFELDER UND PROFESSIONALISIERUNGSGRADE
 
        Eine Studie des Sachverständigenrats für Integration und Migration (SVR) zeigt, dass MSO in vielen Aktivitätsfeldern gleichzeitig tätig sind. Am häufigsten geht es um Austausch zwischen Menschen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte (45,4 Prozent), gefolgt von Kinder- und Jugendarbeit (45,3 Prozent), Bildungsmaßnahmen (42,1 Prozent), künstlerisch-kulturellen Aktivitäten (39,3 Prozent), Unterstützung von Geflüchteten (35,9 Prozent), Beratungsangeboten (32,6 Prozent), Angeboten für Frauen (25,7 Prozent), Eltern-/Familienarbeit (19,1 Prozent) und der Pflege der Herkunftskultur(en) (19 Prozent). 19  Damit liegt ein Tätigkeitsschwerpunkt der MSO in der Sozialen Arbeit. 20  Seit vielen Jahren leisten MSO wichtige sozialstaatliche Aufgaben wie Integrations- und Sprachkurse, die grundlegende Voraussetzungen für die Inanspruchnahme regulärer Leistungen durch die Klientel sind. 21  
 
        Professionalisierung und hauptamtliche Strukturen sind für die Tätigkeiten von MSO entscheidend, insbesondere im Wettbewerb um Fördermittel und im qualifizierten Umgang mit vulnerablen Personengruppen. Der Bedarf an bezahlten Mitarbeiter*innen variiert stark je nach Tätigkeitsfeld. In sozialen Bereichen wie etwa der Flüchtlingshilfe oder Bildungsarbeit tätige MSO haben deutlich mehr bezahlte Mitarbeiter*innen als Kultur-, Religions- und Sportorganisationen. 22  In den Bereichen Soziale Arbeit und Bildung sind hauptamtliche Strukturen und Fachkompetenzen erforderlich, um Förderbedingungen zu erfüllen und als professionelle Trägereinrichtung der freien Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch anerkannt zu werden. Daher ist mit Blick auf Aktivitäten zwischen verschiedenen MSO-Typen zu unterscheiden: Professionelle Projektträger mit hauptamtlichen Mitarbeiter*innen können spezialisierte Dienstleistungen anbieten, während MSO mit ausschließlich ehrenamtlichen Strukturen niedrigschwelligere Angebote wie Alltagsbegleitung oder Sprachkurse bereitstellen. Im Gesamtbild sind MSO in fachspezifischen Regelstrukturen und Fachgremien unterrepräsentiert, was ihre Einflussnahme und Sichtbarkeit einschränkt. 23  
 
        IM FOKUS: FLÜCHTLINGSHILFE
 
        Seit der historischen Fluchtsituation 2015/16 haben MSO eine deutliche Aufwertung als unverzichtbare zivilgesellschaftliche und integrationspolitische Akteure erfahren. Zahlreiche MSO engagier(t)en sich in der Flüchtlingshilfe, und überforderte Kommunen, die sich um die Erstaufnahme vieler Menschen kümmern mussten, benötigten dringend die Unterstützung der MSO und arbeiteten mit ihnen zusammen. 24  MSO konnten ihre Expertise unter Beweis stellen und bestehende Vorbehalte weiter abbauen. Auch islamische MSO wurden als unentbehrliche Brückenbauer, Kulturdolmetscher und Vorbilder für Flüchtlinge betrachtet. 25  Als direkte Anlaufstellen und Vermittler kommt MSO für das Empowerment und die Integration von Geflüchteten eine zentrale Bedeutung zu: Geteilte Migrations- oder Fluchterfahrungen sowie Herkunftsbezüge, gemeinsame Sprachen und Religionszugehörigkeiten bieten einen idealen Ausgangspunkt für Vertrauensaufbau und einen leichteren Zugang zu vulnerablen Personengruppen. 26  Zudem können in MSO die in Deutschland geltenden demokratischen und partizipatorischen Prinzipien vermittelt werden. Damit rückt die Bedeutung der MSO als Akteure in der Flüchtlingshilfe und als kommunale Ansprech- und Kooperationspartner in den Fokus.
 
        Laut der SVR-Studie gehören zu den häufigsten Angeboten Begleitdienste, etwa bei Arzt- oder Behördengängen (41 Prozent), Unterstützung bei Kontaktaufnahmen zu anderen Migrant*innen (40 Prozent), bei der Erstorientierung (35 Prozent), beim Übersetzen/Dolmetschen (28,5 Prozent), bei der Beantragung von Leistungen (19 Prozent), der Arbeitsmarktintegration (16,4 Prozent) und der Wohnungssuche (10,9 Prozent). 27  In einer Studie in Nordrhein-Westfalen werden weitere Aktivitäten genannt: Deutsch- und Nachhilfeunterricht, Spendenannahme und -verteilung, Arbeit in Flüchtlingsunterkünften, Verpflegung, Kinderbetreuung, Fahrdienste, Freizeitgestaltung, seelsorgerische beziehungsweise psychologische und religiöse Betreuung sowie politischer Einsatz für Flüchtlingsrechte. 28  
 
        Alltägliche Herausforderungen von Geflüchteten und Migrant*innen und damit von vielen MSO hat schließlich die Covid-19-Pandemie verschärft: Digitalisierte bürokratische Verfahren, fehlende zentrale Beratungspersonen und mangelnde kultursensible sowie sprachliche Kompetenzen in Regelinstitutionen wie Jobcentern und Ausländerbehörden erschwerten die Kommunikation und Durchsetzung von Leistungsansprüchen. In dieser Situation übernahmen MSO vorübergehend zahlreiche Aufgaben staatlicher Stellen, indem sie selbst als Anlaufstelle fungierten und etwa Amtsinformationen übersetzten und Informationshotlines einrichteten. 29  
 
        KOOPERATIONEN: STATUS QUO UND BARRIEREN
 
        Studien zeigen, dass sich MSO insbesondere mit städtischen und zivilgesellschaftlichen Akteuren wie Stadtverwaltungen und anderen gemeinnützigen Vereinen und MSO vernetzen. 30  Die Kooperationen zielen auf langfristige Netzwerke, Infrastrukturzugang, Wissensaustausch, gemeinsame Fördermittelakquise, bessere Zielgruppenkontakte, Bekanntheitssteigerung der Angebote und den Abbau von Vorbehalten. 31  Dabei gibt es jedoch größere Diskrepanzen in der Wahrnehmung der Zusammenarbeit als „partnerschaftlich“ und „gleichberechtigt“, insbesondere mit Blick auf Stadtverwaltungen. 32  
 
        Während MSO auf Bundesebene in Teilhabefragen als wichtige Partner anerkannt sind, ist die Lage in Kommunen sehr unterschiedlich: In einigen funktioniert die Zusammenarbeit gut, in anderen müssen MSO weiterhin um Anerkennung kämpfen und ihre Einbindung in relevante Gremien und Netzwerke einfordern. Für erfolgreiche Kooperationsbeziehungen zentral sind kommunalpolitische Erfahrungen mit (Flucht-)Zuwanderung und Integration, gewachsene Strukturen, persönliche Kontakte, Vertrauensbeziehungen sowie die Einstellungen von Einzelpersonen und Gruppen, die integrationspolitische Strukturen prägen oder geprägt haben und die Einbindung von MSO aktiv protegieren – oder Letzterer eher skeptisch oder gar ablehnend gegenüberstehen. 33  Kooperationen von MSO mit kommunalen Akteuren und Wohlfahrtsverbänden werden durch Machtasymmetrien, hohen Verwaltungsaufwand, ungleiche Ressourcenausstattungen, Konkurrenz um Fördergelder und Zielgruppen, unterschiedliche Mentalitäten, Konflikte zwischen bezahlten und ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen sowie Anerkennungsprobleme erschwert. Zudem fühlen sich MSO oft instrumentalisiert. 34  
 
        RESSOURCEN UND POLITISCHE FÖRDERUNG
 
        Studien zeigen, dass MSO hinsichtlich ihrer finanziellen und personellen Ressourcen mit Mitgliedern, Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen sehr disparat aufgestellt sind. Sie finanzieren sich insbesondere über Mitgliedsbeiträge, Spenden und Fördergelder. Wie andere gemeinnützige zivilgesellschaftliche Vereinigungen verfügen MSO über geringe finanzielle Mittel beziehungsweise Einnahmen. Ehrenamtliche spielen eine wichtige Rolle in den MSO, aber viele haben auch bezahlte Mitarbeiter*innen, was auf zunehmend professionelle Strukturen hinweist. Die bezahlten Beschäftigungsformen variieren allerdings erheblich. 35  
 
        Im Kontext von Finanzierungsfragen besteht für zivilgesellschaftliche Organisationen im Allgemeinen ein weitverbreitetes Problem in der ausschließlich projektbezogenen Förderung – der sogenannten Projektitis –, die Unsicherheiten, Instabilitäten und fehlende Nachhaltigkeit mit sich bringt. Die Logik der zeitlich befristeten Förderung führt dazu, dass Projekte nach Ablauf der Förderung nicht mehr finanziell abgesichert sind. Die Annahme, dass Fördermittel mit Eigenmitteln kompensiert werden können, erweist sich als unrealistisch, da MSO nicht in ausreichendem und verlässlichem Ausmaß Mitgliedsbeiträge und Einnahmen generieren können, um Personal und laufende Kosten zu finanzieren. Zudem bedarf es hauptamtlicher, geschulter Mitarbeiter*innen, um komplexe bürokratische Antragsverfahren durchlaufen und Fördermittel akquirieren zu können. 36  
 
        Auf Bundesebene gibt es verschiedene Förderprogramme zur Unterstützung des Strukturaufbaus und der Professionalisierung von MSO. Als Reaktion auf die Flüchtlingsbewegung 2015 wurden Programme gestartet, von denen auch MSO profitier(t)en, zum Beispiel „Menschen stärken Menschen“ und „Demokratie leben!“ des Bundesfamilienministeriums. Alle Programme sehen lediglich zeitlich befristete Projektförderungen und keine dauerhafte institutionelle Finanzierungen vor. In den Bundesländern konzentrieren sich Förderungen insbesondere auf das Empowerment und die Integration von Migrant*innen und Geflüchteten und können von allen Vereinen und Trägern beantragt werden. Einige Länder legen Wert auf MSO-spezifische Förderprogramme. 37  
 
        PERSPEKTIVEN
 
        Insgesamt ist die Wertschätzung der migrationssensiblen Arbeit von MSO in den vergangenen Jahren merklich gestiegen, besonders hinsichtlich ihrer als notwendig erachteten Beratungs-, Begleitungs- und Integrationsangebote für Menschen, die neu nach Deutschland kommen oder bereits länger hier leben. Seit 2015 nehmen Kommunalverwaltungen und Behörden verstärkt die Dienste von MSO in Anspruch und unterstützen sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten. Wenngleich sich vieles in puncto Einbindung und Kooperation verbessert hat, verweisen Studien auf weitere Unterstützungs- und Verbesserungsbedarfe. So wünschen sich MSO eine stärkere institutionelle Förderung, um die Verfügbarkeit von Personal und Infrastruktur dauerhaft sicherzustellen, sowie Bürokratieabbau und Unterstützung bei der Antragstellung für Fördermittel. 38  In diesem Kontext ist anzumerken, dass MSO mit hohen und steigenden Erwartungshaltungen konfrontiert sind, die zu Überforderung führen, wenn die für ihre Erfüllung benötigten Ressourcen nicht bereitgestellt werden. So bleibt die Einkalkulierung von MSO und ihren Leistungen – trotz der positiven Entwicklungen – angesichts leerer öffentlicher Kassen einer Funktionalisierung und Instrumentalisierung verdächtig: wenn MSO in staatlicher Verantwortung liegende Aufgaben übernehmen (sollen). Trotz erhöhter Wertschätzung fehlt es weiterhin an verlässlicher Unterstützung. In diesem Zusammenhang wird befürchtet, dass die Kommunen die schwierige Lage der MSO bislang nicht ausreichend erkannt haben und aufgrund struktureller Hindernisse, Hierarchiegefälle, starrer Verwaltungspraktiken und förderpolitischer Mängel ein hohes Rückschlagrisiko besteht. 39  Bei der Einforderung von Leistungen und bei Kooperationen sollte die häufig instabile Ressourcenausstattung der MSO berücksichtigt werden. Die Förderlogik der „Projektitis“, die viele MSO in prekäre Abhängigkeiten zwingt, sollte zugunsten einer besseren Einbindung von MSO in kommunale und übergeordnete Strukturen überdacht und reformiert werden. Ohne angemessene Finanzierung wird eine dauerhafte Umsetzung von Maßnahmen von und mit MSO nicht möglich sein.
 
        Für den Aufbau langfristiger und erfolgreicher Kooperationsstrukturen ist vielerorts noch ein Bewusstseinswandel nötig, der die Bereitschaft etablierter Akteur*innen erfordert, ihre eigenen Rollen und die Leistungen der MSO zu reflektieren und Letztere als wichtige „Sparringspartner“ anzuerkennen. Dabei sollten die wechselseitigen Mehrwerte wie Ressourcenzusammenführung, Wissens- und Kompetenzzuwachs, erweiterte Netzwerke, Klientelzugänge und -bindungen, effektivere Aufgabenerfüllung und gegenseitige Rückendeckung, etwa bei Diskriminierungen durch antidemokratische Kräfte, erkannt werden.
 
        Für eine bessere Teilhabe von MSO an Regelstrukturen sollte die Zusammenarbeit zwischen Kommunen, lokalen Dienstleistern, Wohlfahrtsverbänden und MSO-Dachverbänden intensiviert werden, zum Beispiel durch regelmäßige moderierte Dialogformate. MSO sollten sich fachlich weiterqualifizieren und vernetzen, unterstützt durch Fortbildungen und Fördermittel. Zudem erscheint es förderpolitisch sinnvoll, Professionalisierungs- und Strukturaufbauprogramme für aktivitäts- und zielgruppeneinschlägige MSO auszubauen. Differenzierte Fördermaßnahmen sind erforderlich, um auch niedrigschwellige Angebote von MSO zu unterstützen, die nicht in die Regelförderung wollen, aber wichtige Soziale Arbeit leisten. Wohlfahrtsverbände können ihre Mitgliedsorganisationen weiterqualifizieren, jedoch benötigen MSO-Verbände mit einem wohlfahrtspflegerischen Profil dafür finanzielle Absicherung.
 
        Für die tatsächliche Umsetzung der Maßnahmen ist es entscheidend, dass alle Beteiligten aktiv werden und die Initiative ergreifen, wobei etablierte Verbände und Organisationen Zugänge ermöglichen können. Veränderungen sind keine Selbstläufer – insbesondere angesichts der harten Konkurrenz um Fördermittel und bestehender Interessen, eigene Vorteile zu sichern. Allerdings sind die Maßnahmen im Sinne eines wechselseitigen Empowerments ernsthafte Anstrengungen wert und in einer postmigrantischen Gesellschaft mit anhaltender und benötigter Zuwanderung, in der in vielen Stadtteilen der Anteil von Bevölkerungsgruppen mit Migrations- oder Fluchtbiografien weit über 50 Prozent liegt, hochrelevant.
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        FLUCHT UND MIGRATION GLOBAL
 
        Dynamiken, Hintergründe, Debatten
 
         Christiane Fröhlich · Ulrike Krause 
 
        Seit es Menschen gibt, bewegen sie sich aus sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen, politischen oder anderen Gründen innerhalb ihrer Region oder auch über deren Grenzen hinweg. Migration ist also keineswegs neu oder auf die aktuelle Zeit begrenzt, sondern im Gegenteil in der Menschheitsgeschichte eher die Regel als eine Ausnahme und somit ein integraler Bestandteil menschlichen Lebens. Seit der Entstehung des Nationalstaats und der Verstetigung der Drei-Elemente-Lehre, also dem Verständnis eines Staates als bestehend aus Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt, müssen migrierende Menschen allerdings nicht mehr nur geo- und topografische Hürden, sondern auch nationalstaatliche Grenzen überwinden.
 
        2020 lebten etwa 281 Millionen Menschen weltweit in einem anderen Land als dem, in dem sie geboren wurden, also etwa 3,6 Prozent der Weltbevölkerung. Die meisten von ihnen haben ihr Heimatland aus Gründen verlassen, die mit ihrer Arbeit, Familie oder Ausbildung zu tun haben. Doch nicht alle Migrationsbewegungen sind freiwillig, geordnet, regulär oder gar sicher. Laut Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) sind etwa 117,3 Millionen Menschen auf der Flucht. Darunter gelten 37,6 Millionen Menschen als Flüchtlinge, 6,9 Millionen Menschen als asylsuchend, 5,8 Millionen Menschen als schutzbedürftig und 68,3 Millionen Menschen als Binnenvertriebene (internally displaced persons). 01  Diese Menschen verlassen ihre Herkunftsorte primär aufgrund von Krieg, Gewalt, Verfolgung, Diskriminierung, Wirtschaftskrisen, Umwelt- und Naturkatastrophen oder anderen Gefahren aufgrund von fehlendem Zugang zu lebenswichtigen Ressourcen, zu Bildung und Gesundheitsversorgung.
 
        Die Zahlen solcher Fluchtbewegungen sind seit 2011 massiv gestiegen, machen aber immer noch einen geringen Anteil der Weltbevölkerung aus. Deren absolute Mehrheit bleibt ihr Leben lang in ihrem Geburtsland, und wer sich bewegt, tut dies viel eher innerhalb dieses Landes, als internationale Grenzen zu überwinden. Das liegt auch daran, dass Flucht und Migration sehr teure und unsichere Unterfangen sind. Nicht jede*r hat die notwendigen Ressourcen, Beziehungen und Fähigkeiten, um zu gehen, selbst dann, wenn es aufgrund sich verschlechternder Lebensumstände oder schnell eintretender Katastrophen eigentlich angezeigt wäre. Es gilt deshalb auch Immobilität zu berücksichtigen, die ebenso wie Migration freiwillig oder erzwungen sein kann.
 
        WER GEHT WARUM WOHIN?
 
        Aktuell bewegen sich mehr Männer als Frauen über internationale Grenzen hinweg. Seit dem Jahr 2000 nimmt die Zahl der Migrantinnen ab, während die Zahl der Migranten um 1,3 Prozentpunkte gestiegen ist. 02  Angaben über lesbische, schwule, bisexuelle, transgender, queere und andere Menschen mit diversen sexuellen Orientierungen und Geschlechtsidentitäten (LGBTQ+) werden in solchen Aufzeichnungen bislang nicht erfasst.
 
        Wer wohin reisen und wie lange bleiben kann, ist stark abhängig von der jeweiligen Staatsangehörigkeit. Der Zugang zu Visa ist gleichzeitig abhängig von der Stellung des jeweiligen Landes in und seinen Beziehungen zu der internationalen Staatengemeinschaft und gibt Hinweise darauf, als wie stabil, sicher und wohlhabend ein Staat gilt. Staatsangehörige aus Ländern mit einem sehr hohen Entwicklungsstand können in rund 85 Prozent aller anderen Länder weltweit visumfrei einreisen; diese Länder sind auch zentrale Zielländer von Migration. Die Visabeschränkungen für Staatsangehörige aus Ländern mit niedrigem Entwicklungsniveau zeigen dagegen, dass reguläre Migrationswege kaum vorhanden und problematisch sind. Daher müssen die Menschen irreguläre Wege nutzen, um Schutz zu suchen. Dies verweist auf deutliche postkoloniale Asymmetrien, denn der hohe Entwicklungsstand westlicher Staaten sowie die Möglichkeit ihrer Staatsangehörigen, visumfrei zu reisen, ist in historisch gewachsenen Machtverhältnissen und internationalen Beziehungen begründet. Visumbegrenzungen müssen also als neokoloniale Strukturen verstanden werden, die viele Menschen nach wie vor benachteiligen.
 
        Insgesamt beherbergten Europa und Asien 2020 jeweils rund 87 beziehungsweise 86 Millionen internationale Migrant*innen, und damit 61 Prozent der Gesamtzahl weltweit. In Nordamerika lebten 2020 fast 59 Millionen oder 21 Prozent, in Afrika 9 Prozent, in Lateinamerika und der Karibik 5 Prozent und in Ozeanien 3 Prozent der internationalen Migrant*innen. Im Verhältnis zur jeweiligen Bevölkerungszahl war ihr Anteil 2020 in Ozeanien, Nordamerika und Europa am höchsten; hier machten internationale Migrant*innen 22, 16 beziehungsweise 12 Prozent der Gesamtbevölkerung aus. In Asien und Afrika ist ihr Anteil mit 1,8 beziehungsweise 1,9 Prozent ebenso wie in Lateinamerika und der Karibik mit 2,3 Prozent relativ gering. Der Zuwachs an internationalen Migrant*innen war zwischen 2000 und 2020 in Asien mit 74 Prozent oder rund 37 Millionen Menschen am größten, gefolgt von Europa mit einem Plus von 30 Millionen, Nordamerika mit 18 Millionen und Afrika mit 10 Millionen Zuwanderern. 03  
 
        Doch mit Blick auf Flucht zeigen sich Verlagerungen. Die absolute Mehrheit der Binnenvertriebenen hält sich in Ländern Afrikas, Asiens und Ozeaniens sowie Zentral- und Südamerikas auf. Unter Flüchtlingen befanden sich 2023 75 Prozent in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen und 21 Prozent in den sogenannten am wenigsten entwickelten Ländern. 69 Prozent fliehen innerhalb ihrer Herkunftsregionen und halten sich folglich in benachbarten Staaten auf. 73 Prozent aller Flüchtlinge mussten aus fünf Ländern fliehen: Afghanistan, Syrien, Venezuela, der Ukraine und dem Sudan. 04  
 
        Die meisten Menschen migrieren aus sozialen, Bildungs- oder Arbeitsgründen. Doch eine wachsende Zahl von Menschen verlässt ihre Herkunftsorte aufgrund von politischer Verfolgung, genderbasierter Diskriminierung, Gewalt (von Kriminalität bis zu kriegerischen Auseinandersetzungen), Perspektivlosigkeit, wirtschaftlichen und Umweltkrisen oder Naturkatastrophen. In der Regel fliehen Menschen aus ihrem Herkunftsland, um Sicherheit zu finden. Ihre Sicherheit auf und nach der Flucht ist aber oft weiter bedroht.
 
        Was bedeutet Sicherheit also in diesem Zusammenhang? Wer oder was soll vor wem oder was geschützt werden? Sicherheit kann als Abwesenheit von physischer, psychischer und struktureller Gewalt verstanden werden. In aktuellen politischen und gesellschaftlichen Debatten, besonders in Deutschland und anderen europäischen Staaten, wird Migration häufig als „Sicherheitsproblem“ für den aufnehmenden Staat und seine Bevölkerung gerahmt. Der Fokus dieses staatszentrierten Sicherheitsverständnisses liegt auf dem Schutz von Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt. Zusätzlich werden oft imaginierte „Kulturnationen“ als schützenswert angesehen. Flucht und Migration werden weitgehend als Bedrohung dieser nationalen Kultur und Gesellschaft dargestellt, vor allem von rechtspopulistischen und fremdenfeindlichen Parteien. Dabei wird allerdings die Sicherheit der Zuwandernden vernachlässigt. Diese kann im Konzept der menschlichen Sicherheit erfasst werden, das sich aber nicht nur auf Migrant*innen, sondern auf alle Menschen unabhängig von Merkmalen wie Staatsangehörigkeit, Geschlecht oder Hautfarbe bezieht. Folglich haben alle Menschen Anspruch auf Sicherheit und Schutz. Dieses Verständnis eröffnet den Blick auf soziale Ungerechtigkeiten und Fluchtgründe. Mit Fokus auf menschliche Sicherheit kann Migration als Flucht vor Gewalt, als gewaltvoller Prozess an sich sowie als Weg in die Gewalt betrachtet werden. 05  
 
        Auf Migration als Flucht vor Gewalt zu blicken, erfasst Migrationsgründe und Entscheidungsprozesse. Um gewaltbedingte Migration zu verstehen, muss analysiert werden, welchen Formen von Gewalt Menschen ausgesetzt sind und welche staatlichen und nichtstaatlichen Akteure Gewalt ausüben und somit Flucht und Migration verursachen. Weltweit tragen insbesondere bewaffnete Konflikte, Verfolgung und sozioökonomische Perspektivlosigkeit dazu bei, dass Menschen ihre Herkunftsorte verlassen. Doch diese Probleme können auch Immobilität auslösen, also dass Menschen aufgrund extremer Gewalt oder fehlender Mittel nicht in der Lage sind, zu fliehen. Diese trapped populations sind besonders gefährdet. Zudem wirken solche Gewaltformen wie auch Immobilität nicht im gleichen Maße auf alle Menschen, sondern es bestehen intersektionale Unterschiede. Sexuelle und geschlechterbasierte Gewalt wie Vergewaltigung, Verfolgung von LGBTQ+-Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität sowie Zwangsrekrutierung in bewaffnete Gruppen betreffen zum Beispiel Menschen mit verschiedenen Geschlechtsidentitäten unterschiedlich stark.
 
        Die Betrachtung von Migration als gewaltvollen Prozess zeigt, dass das Verlassen eines Landes, in dem das eigene Leben bedroht ist oder Zukunftsperspektiven fehlen, nicht automatisch einen Zugewinn an Sicherheit bedeutet. Der Migrationsprozess selbst kann von Gewalt geprägt sein, etwa bei der gefährlichen Überquerung des Mittelmeers oder wenn Flüchtende mit Menschenhändlern zusammenarbeiten müssen. Zudem stellen sich Fragen nach der Rolle von Grenzregimen und Gewalterfahrungen während der Migration. Durch Migration können gewaltsame Strukturen und Prozesse auch verstärkt oder instrumentalisiert werden. So hat die Gleichzeitigkeit der Flucht vieler Menschen über das Mittelmeer und terroristischer Anschläge in Europa fremdenfeindliche, islamophobe und rassistische Positionen verstärkt. Die Angst vor Terrorismus wird oft genutzt, um vor allem männliche nichtweiße Migranten zu kriminalisieren und strengere EU-Einwanderungspolitiken zu fordern. Die Sicht auf Migration als gewaltvollen Prozess erfasst schließlich, dass aufgrund der internationalen Rechtslage manche Fluchtgründe und Schutzsuchende als illegitim gelabelt werden. Menschen, die etwa aus extremer Armut fliehen, oft infolge globaler Phänomene wie Klimawandel oder postkolonialer Ungleichheiten, werden in Europa meist als „illegal“ oder „irregulär“ dargestellt. Sie unterscheiden sich in diesem Verständnis von jenen, die durch die Genfer Flüchtlingskonvention geschützt sind, obwohl beide Gruppen um ihr Überleben kämpfen. Diese juristische Einordnung beeinflusst direkt den Zugang zu Bleiberechten, Bildung sowie Arbeits- und Wohnmöglichkeiten.
 
         Migration als Weg in die Gewalt aufzufassen, macht den Blick frei darauf, dass auf Migrationsrouten und an Ankunftsorten unsichere politische Ordnungen und Gewalt entstehen können, sowohl zwischen Schutzakteur*innen und Migrant*innen als auch unter Migrant*innen. Machtstrukturen in Flüchtlingslagern werden von der sozialen Zusammensetzung der Bewohner*innen geprägt und so bestehende Ungleichheiten verstärkt. Seit Jahren legen Studien dar, dass Unsicherheit auch hier geschlechterspezifisch auftritt. Insbesondere in Räumen wie Aufnahmelagern, die eigentlich zum Schutz von Menschen etabliert werden, ist Gewalt verbreitet. Grundbedürfnisse werden dort zwar erfüllt, aber fundamentale Rechte wie Bewegungsfreiheit gehen verloren. Zudem sind geschlechterbasierte Diskriminierung, Vergewaltigung, sexueller Missbrauch und Ausbeutung (auch survival sex), Zwangsrekrutierung und Menschenhandel weit verbreitet. Diese Gewalt wird auch von Verwaltungspersonal verübt, das eigentlich Sicherheit gewährleisten soll. 06  
 
        RECHTLICHE UND POLITISCHE ANTWORTEN
 
        Global existieren klare rechtliche und politische Vorgaben zum Umgang mit Flucht und Migration. Dazu zählen das Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen von 1990, die UN-Leitlinien zu Binnenvertreibung von 1998 und zentral das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951 – die sogenannte Genfer Flüchtlingskonvention – mit dem Protokoll von 1967. Daneben existieren regionale rechtliche Vereinbarungen wie die Konvention der Afrikanischen Union zur Regelung der Probleme von Flüchtlingen in Afrika von 1969 und das Gemeinsame Europäische Asylsystem, das sich aus mehreren Richtlinien zusammensetzt. Sie werden ergänzt durch Vereinbarungen wie den Globalen Pakten für Migration und Flüchtlinge.
 
        Diese völker- und regionalrechtlichen Abkommen wurden von Staaten innerhalb internationaler Organisationen verhandelt – bei den genannten Beispielen in den Vereinten Nationen, der Afrikanischen Union oder der Europäischen Union. Als Teil des Prozesses wurden auch Agenturen gegründet und mit spezifischen Aufgaben beauftragt. Die Vereinten Nationen haben etwa das Flüchtlingshilfswerk UNHCR 1950 ins Leben gerufen und mit dem Schutz von und der Lösungssuche für Flüchtlinge weltweit mandatiert. Daneben haben sie 1949 das Hilfswerk für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) geschaffen. Die Europäische Union hat mehrere Agenturen etabliert, unter anderem die Europäische Asylunterstützungsagentur (EASO), die EU-Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der europäischen Asylpolitik unterstützen soll, die Europäische Grenz- und Küstenwache (Frontex), die für die Überwachung und Sicherung der EU-Außengrenzen verantwortlich ist, das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN), das Informationen über Migration und Asyl in der EU sammeln soll, und den Europäischen Unterstützungsfonds für Asyl, Migration und Integration (AMIF), der Mitgliedstaaten bei der Bewältigung von Herausforderungen im Bereich Migration unterstützen soll. Hier wird deutlich, dass diese Organisationen in der EU nicht primär für den Schutz von Migrant*innen und Geflüchteten zuständig sind, sondern vielmehr für die Kontrolle von Migration.
 
        Einige Länder der Welt haben Abkommen wie die Genfer Flüchtlingskonvention mit dem Protokoll nach wie vor nicht unterzeichnet und haben keine oder nur unzureichende nationale Asylpolitiken. Trotzdem verfügen viele dieser Staaten über Einwanderungspolitiken. In manchen Fällen kann das Fehlen einer Gesetzgebung auch eine bewusste Entscheidung sein, die von einigen Wissenschaftler*innen als „Politik der Nicht-Politik“ oder „strategische Gleichgültigkeit“ bezeichnet wird. 07  Und selbst wenn die Genfer Flüchtlingskonvention ratifiziert wurde und auf dem Papier eine nationale Asylpolitik existiert, können sich Staaten den damit verbundenen Verpflichtungen entziehen, etwa indem sie bei der Unterzeichnung formal Vorbehalte anmelden, Asylsuchenden Rechte schlicht nicht gewähren oder Grenzkontrollen externalisieren, also jenseits der eigenen Grenzen auslagern. In Europa hat dies zu dem geführt, was Wissenschaftler*innen als die „internationalen Migrationsbeziehungen“ der Europäischen Union bezeichnen, 08  also zu einer fortschreitenden Externalisierung der Steuerung von Flucht und Migration in Nicht-EU-Länder. 09  
 
        Staaten wollen einerseits Geflüchtete und Migrant*innen in ihren Heimatländern unterstützen, damit diese dort bleiben, 10  andererseits haben sie eigene Interessen, die widersprüchlich sein und dazu beitragen können, dass geeignete Schutzmechanismen für Geflüchtete fehlen. Dies führt zu eklatanten Schutzlücken und gefährdet flüchtende Menschen. Die Steuerung von Flucht umfasst erstens formelle Strategien, Gesetze und Vorschriften zu Grenzkontrollen, Einreise-, Integrations- und Ausreisebestimmungen, zweitens informelle Dynamiken wie etwa Unterschiede zwischen Verwaltungen und drittens Laissez-faire und absichtliche Abwesenheit von Vorschriften. 11  Es geht also nicht nur um Grenzkontrollen und Einreisebestimmungen einschließlich Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschenschmuggels, sondern auch um Möglichkeiten, in Aufnahmeländern zu bleiben und dort Rechte zu haben, sowie um die Art und Weise, wie Herkunftsländer die Ausreise beschränken oder Anreize zur Rückkehr schaffen.
 
        Wichtig ist zudem, dass die Steuerung von Flucht häufig mit anderen Bereichen der Migrationspolitik verknüpft ist. Weltweit experimentieren Staaten zunehmend mit neuen Formen der staatlichen Zusammenarbeit, um Mobilität auf lokaler, nationaler, regionaler und globaler Ebene zu steuern. 12  Diese neu entstehenden, multiskalaren Governance-Bemühungen bieten Herkunfts- und Transitländern häufig Anreize, durch die Hebelwirkung nicht-migrationspolitischer Maßnahmen wie Handel, Bildung, Energie, Entwicklung bei irregulärer Migration, Menschenhandel und Rückkehr zusammenzuarbeiten. 13  Je weiter dieser Prozess der Verknüpfung bislang unverbundener Politikdimensionen und -ebenen fortschreitet, desto schwieriger wird es, externe und interne Treiber der Mobilitätskontrolle zu unterscheiden. 14  
 
        Flucht wird also oft gleichzeitig in mehreren Bereichen geregelt, sodass die betreffenden Abläufe durch Überschneidungen und Lücken, Ad-hoc-Reaktionen und enorme Inkonsistenzen gekennzeichnet sind – ein Muster, das als „implizite Formen des Regierens“ bezeichnet wird. 15  Wenn es kein spezielles nationales Asylrecht gibt, unterliegen Geflüchtete zum Beispiel häufig ähnlichen rechtlichen Bedingungen wie Arbeitsmigrant*innen. Dies hat zur Folge, dass grundverschiedene Migrationsbewegungen in einem System der Mobilitätskontrolle untrennbar miteinander verbunden werden. 16  
 
        In diesen Spannungsgeflechten wurden rechtliche und politische Entscheidungen bislang vorwiegend von Staats- und Regierungschefs sowie Vertreter*innen internationaler Organisationen getroffen, ohne dass Geflüchtete aktiv beteiligt wurden. Zwar gab es Ausnahmen wie Gerrit Jan van Heuven Goedhart, der aufgrund des Zweiten Weltkriegs geflohen war und zum ersten Hohen Kommissar für Flüchtlinge der Vereinten Nationen ernannt wurde, aber Geflüchtete wurden selten als gleichwertige Akteur*innen in Verhandlungen um Rechte und Politiken einbezogen, die sie betreffen; sie galten vielmehr als politische Objekte.
 
        Ihre Ausgrenzung wird allerdings international zunehmend kritisiert, und langsam lässt sich ein Wandel erkennen. Der Globale Flüchtlingspakt von 2018, der auf der New Yorker Erklärung von 2016 basiert, setzt sich beispielsweise für die bedeutsame Beteiligung von Geflüchteten ein. 17  Auch in internationalen Verhandlungen erhalten Geflüchtete vermehrt Zugang und (begrenzte) Mitbestimmung. Beim Globalen Flüchtlingsforum 2019 nahmen etwa 3000 Personen teil, darunter primär Staats- und Regierungschefs sowie Vertreter*innen von Hilfsorganisationen und etwa 70 Geflüchtete. Beim virtuellen High-Level Officials Meeting im Dezember 2021, das Fortschritte bei der Umsetzung der Forumszusagen bewerten sollte, hatten Kanada, die USA und auch Deutschland Geflüchtete als Berater*innen in ihren Delegationen. Beim Globalen Flüchtlingsforum 2023 nahmen laut UNHCR 4000 Delegierte und mehr als 300 Geflüchtete teil 18  – der Umfang der Beteiligung wächst also, wenn auch langsam.
 
        Auf dem Globalen Flüchtlingsforum 2023 verkündete Staatsministerin Reem Alabali-Radovan, dass Deutschland ein Refugee Advisory Board eingerichtet hat, das die Bundesregierung in unterschiedlichen Fragen zu Flucht beraten soll. Damit folgt Deutschland Ländern wie Kanada, den USA, Neuseeland und Kenia, die bereits ähnliche Gremien etabliert haben. Dies könnte dringend benötigte Fortschritte bei der Integration und politischen Beteiligung von Geflüchteten bringen. Der Prozess wird global maßgeblich von der Geflüchtetenselbstorganisation Refugees Seeking Equal Access at the Table (R-SEAT) unter der Leitung von Mustafa Alio und Rez Gardi befördert. Mit Sitz in Kanada, aber weltweit tätig, setzt sich R-SEAT für die Beteiligung von Geflüchteten ein, vertritt Geflüchtete in internationalen Foren, fördert Vernetzung von Selbstorganisationen global und trägt zur Gestaltung partizipativer Mechanismen bei, um Teilhabe wie auch Schutz weltweit zu verbessern. 19  
 
        R-SEAT ist ein Beispiel für globale Initiativen und Netzwerke, die von Geflüchteten geleitet und umgesetzt werden, um politische Teilhabe zu stärken. Dass Geflüchtete politische Akteur*innen sind, die Prozesse prägen – wenngleich ihr Handlungsspielraum aufgrund der zumeist restriktiven und gefährlichen Verhältnisse stark begrenzt ist beziehungsweise wird –, zeigt sich vor allem auch lokal. Gerade hier sind Geflüchtete einflussreiche Akteur*innen, die etwa die humanitäre Gestaltung von Aufnahmelagern kritisieren und Wandel hervorrufen. Über ihre Selbstorganisierung klagen sie Rechte ein, fordern Mitbestimmung und stellen eigenständig Schutz und Unterstützung bereit. Zur Zeit der Covid-19-Pandemie wurde die immense Bedeutung von Selbstorganisationen deutlich: Lockdowns beeinträchtigten auch die Arbeit von Behörden und Hilfsorganisationen. In dieser Phase waren es weltweit hauptsächlich Geflüchtete und ihre Selbstorganisationen, die Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen bereitstellten. Sie nähten Schutzmasken, übersetzten und verbreiteten Informationen zu Hygienemaßnahmen, sorgten für Nahrung und sauberes Trinkwasser, oft ohne ausreichende Ressourcen. 20  
 
        FAZIT
 
        Flucht und Migration sind Teil der Menschheitsgeschichte, aber die Art und Weise, wie politische Akteur*innen in Deutschland und anderen, hauptsächlich westlichen Staaten gegen die Aufnahme, den Schutz und die Rechte von Geflüchteten und Migrant*innen argumentieren, intensiviert Ressentiments. Menschen verlassen Herkunftsorte und -regionen primär auf der Suche nach friedlicheren und sichereren Verhältnissen. Während freiwillige Migration oft mit besseren Lebenschancen verbunden ist, ist erzwungene Migration oft durch Leid und Verlust geprägt. Es bedarf einer Rückkehr zu einer Politik, die auf Menschenrechten und Menschenwürde beruht und von Bestrebungen zur Externalisierung von Asylverfahren und Flüchtlingsschutz Abstand nimmt. Externalisierung von Asyl verschärft neokoloniale Macht- und Ungleichheitsverhältnisse und intensiviert das Leid von Menschen. 21  Statt Geflüchtete und Migrant*innen als Sicherheitsrisiken zu instrumentalisieren und rechtspopulistische Politiken zu befördern, müssen die Risiken, vor denen diese Menschen fliehen, wahr- und ernstgenommen werden.
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        DAS EU-MIGRATIONS- UND ASYLPAKET
 
        Bestandsaufnahme eines Reformversuchs
 
         Birgit Glorius 
 
        Am 8. Juni 2023 legte der Rat für Justiz und Inneres der Europäischen Union ein neues Maßnahmenpaket zur Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) vor, das nach umfassenden Diskussionen im April 2024 vom Europäischen Parlament verabschiedet wurde. Diese lang erwartete Reform verspricht, zentrale Probleme des bisherigen GEAS zu lösen, die besonders während des „langen Sommers der Migration“ 2015 offensichtlich wurden, als bis April 2016 insgesamt über 2,4 Millionen Geflüchtete über die südlichen und südöstlichen Außengrenzen in die EU einreisten und oft ohne Registrierung in westliche und nördliche EU-Staaten weiterreisten, um dort Flüchtlingsschutz zu beantragen. Die EU-Mitgliedstaaten erlebten eine sehr ungleiche Belastung durch die Anzahl der ankommenden Geflüchteten. In Deutschland, das viele Geflüchtete aufnahm, kam es zu langen Wartezeiten bei den Asylverfahren, aber auch beim Zugang zu Integrationsmaßnahmen.
 
        Seit diesem Krisenjahr wurde innerhalb der Europäischen Union um eine Reform des GEAS gerungen. Verschiedene Vorschläge scheiterten, bis schließlich kurz vor der Europäischen Parlamentswahl im Juni 2024 eine Einigung erzielt werden konnte. In diesem Beitrag ordne ich die Reformvorschläge vor dem Hintergrund der asylpolitischen Realität in Europa ein und beurteile ihre Wirksamkeit. Dabei blicke ich zunächst auf den Entstehungszusammenhang des GEAS sowie auf die zentralen Problemfelder, die sich im Kontext der Massenankünfte in den Jahren 2015 und 2016 zeigten. Anschließend analysiere ich die Hauptpunkte des Reformpakets.
 
        TEIL DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION
 
        Die Entwicklung eines Gemeinsamen Europäischen Asylsystems ist mit dem Europäischen Integrationsprozess verbunden. Insbesondere das Schengener Abkommen, durch das der Wegfall von Grenzkontrollen an Binnengrenzen beschlossen wurde, machte diesen Schritt notwendig. Es wurde befürchtet, dass durch die Abschaffung der Grenzkontrollen Anreize für Asylsuchende entstehen, sich spezifische Aufnahmeländer auszusuchen, um dort einen Asylantrag zu stellen. Im Schengener Durchführungsübereinkommen von 1990 wurde daher erstmals ein Mechanismus festgelegt, mit dem die staatliche Zuständigkeit für die Bearbeitung von Asylanträgen bestimmt wurde. In einem weiteren Schritt wurde die Regelung in einem völkerrechtlichen Vertrag verankert, nach dem Unterzeichnungsort „Dublin-Regelung“ genannt. Diese trat am 1. September 1997 in Kraft. Es folgten Harmonisierungsprozesse im Bereich der Flüchtlingsaufnahme mit dem Ziel, dass Asylsuchende in der gesamten EU unter gleichen Bedingungen internationalen Schutz erhalten. Mit dem Vertrag von Amsterdam 1999 wurde das GEAS Teil des acquis communautaire, also des verbindlichen EU-Rechtsbestands, dem alle Mitgliedstaaten verpflichtet sind. Die seither erfolgten Schritte zur konkreten Ausgestaltung des GEAS basieren unter anderem auf dem gemeinsamen Bekenntnis zum Flüchtlingsschutz, dargelegt in der Europäischen Konvention der Menschenrechte, sowie auf dem Prinzip der gegenseitigen Solidarität und Verantwortungsteilung als Grundprinzip der staatlichen Zusammenarbeit innerhalb der Europäischen Union. Neben der Dublin-Regelung zur Bestimmung der Zuständigkeit sollen vor allem drei Rechtsakte die Gleichbehandlung von Asylsuchenden innerhalb der Europäischen Union sicherstellen: die Aufnahmerichtlinie, die Mindeststandards für die Aufnahme und Unterbringung von Asylsuchenden definiert; die Verfahrensrichtlinie, die die Durchführung des Asylverfahrens konkretisiert; sowie die Qualifikationsrichtlinie, die die Kriterien für die Gewährung von Flüchtlingsschutz und die damit verbundenen Rechte festlegt.
 
        KRISE DES GEAS
 
        Während die Ausgestaltung dieser Richtlinien in den frühen 2000er Jahren in eine Phase der geringen Asylzugänge fiel und ihre Implementierung unter Bedingungen geringen Drucks vonstattenging, bedeutete der „lange Sommer der Migration“ einen Stresstest. Bereits seit 2011 waren die Ankunftszahlen über die zentrale Mittelmeerroute angestiegen, vor allem ausgelöst durch politische Unruhen in den Maghreb-Staaten im Kontext des Arabischen Frühlings. In Syrien entwickelte sich ein komplexer Bürgerkrieg, der weite Teile des Landes verwüstete und Millionen Menschen zur Flucht zwang, vor allem in die Anrainerstaaten Jordanien, Libanon und Türkei. Aufgrund des anhaltenden Vertreibungsdrucks und häufig unzureichender Lebensgrundlagen in den Erstaufnahmeländern entwickelte sich ab 2014 ein Prozess der Weiterwanderung aus der Türkei in Richtung Griechenland und dann weiter über die Balkanroute in das westliche und nördliche Europa. Erst ein Abkommen mit der Türkei und eine Kaskade von Grenzschließungen im März und April 2016 brachten den Zustrom zum Erliegen. Die Massenankunft von syrischen Bürgerkriegsflüchtlingen, gemischt mit Flüchtenden und Migrant:innen aus verschiedenen anderen Krisengebieten Asiens und Afrikas, aber auch aus Albanien und Kosovo, brachten verschiedene Schwachstellen des GEAS zutage.
 
        Ein erster Befund in der Rückschau auf 2015 ist das Scheitern der Dublin-Regelung, also der Bestimmung der Zuständigkeit zur Durchführung von Asylverfahren, die jeweils bei dem Staat der Erstankunft innerhalb der Europäischen Union liegt. Die Schwachstellen dieser mehrfach reformierten Regelung sind mit der EU-Erweiterung quasi mitgewachsen. Denn während bei der Einführung der Dublin-Regelung noch eine überschaubare Gruppe von Mitgliedstaaten mit relativ ähnlichem Wohlstandsniveau Teil des Systems war, verlagerte sich die EU-Außengrenze und damit die Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens (zumindest bei einer Einreise über den Land- oder Seeweg) immer stärker in Staaten und Regionen, die im Wohlstandsniveau, aber auch in ihren asyl- und migrationsrechtlichen Kompetenzen, erheblich hinter den EU-Gründungsmitgliedern hinterherhinkten. Die Folge waren Weiterreisen von Geflüchteten aus Erstankunftsländern wie Griechenland und wachsende Schwierigkeiten, Asylsuchende tatsächlich in die Staaten der Ersteinreise zurückzusenden, um dort das Asylverfahren durchzuführen. Das dafür vorgesehene Verfahren muss innerhalb von sechs Monaten nach der Einreise abgeschlossen sein und erfordert die Identifikation der Asylsuchenden und ihres Reiseweges, bestenfalls anhand von in der Europäischen Fingerabdruckdatenbank EURODAC hinterlegten Treffern, das Stellen eines Übernahmeersuchens an den EU-Staat der Ersteinreise, dessen Zustimmung und schließlich die Überführung der Asylsuchenden.
 
        In der quantitativen Betrachtung erweist sich diese Regelung als mäßig effektiv. Beispielhaft lässt sich das für das Beobachtungsjahr 2017 für Deutschland zeigen, in dem 64267 Übernahmeersuchen an Länder der Ersteinreise gestellt wurden. Rund drei Viertel der Ersuchen (46873) wurden positiv beschieden. Im gleichen Jahr wurden 7102 Personen rücküberstellt, das entspricht 15 Prozent der zugestimmten Anzahl beziehungsweise 11 Prozent der Übernahmeersuchen im gleichen Zeitraum. Ähnlich sind die Ergebnisse in der „Gegenrichtung“: von den 26932 Übernahmeersuchen, die 2017 aus anderen EU-Staaten an Deutschland ergingen, wurden 21716 positiv beschieden – also 80 Prozent. Im selben Jahr wurden 8754 Personen nach Deutschland rücküberführt. 01  Aktuellere Zahlen, etwa aus dem Jahr 2023, weisen auf eine weitere Verschlechterung der Effektivität des Dublin-Systems hin. 02  
 
        Neben Problemen der zwischenstaatlichen Abstimmung und der praktischen Verfahrenslogistik sind es aber auch übergeordnete humanitäre Aspekte, die das Zuständigkeitsprinzip torpedieren. So hat der Europäische Gerichtshof bereits mehrfach Klagen von Asylsuchenden Recht gegeben, die aus westeuropäischen Ankunftsstaaten in Länder der Ersteinreise zurückgeschickt werden sollten, deren spärliche Infrastrukturen keine menschenwürdige Aufnahme und Verfahrensabwicklung ermöglichten. Daher wurden Übernahmeverfahren nach Griechenland bis März 2017 in Deutschland ausgesetzt, und ab Mai 2017 stoppten Deutschland und verschiedene andere EU-Staaten Überstellungen nach Ungarn, weil es erhebliche Zweifel an der rechtskonformen Behandlung von dortigen Asylsuchenden gab. 03  Die praktische Dysfunktionalität des Dublin-Systems und seine durch das „Erstverursacherprinzip“ hervorgerufene Unfairness bei der innereuropäischen Lastenteilung war dementsprechend ein wesentlicher Ausgangspunkt für die jüngeren Reformbemühungen.
 
        Die unklare Bedeutung des im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union verankerten Solidaritätsprinzips offenbart sich vor allem in Zeiten der Massenankünfte, in denen die Ungleichverteilung von Asylsuchenden regelmäßig Spitzenwerte erreicht. 04  Dies lässt sich gut am Beispiel Deutschlands als einem der Hauptzielländer für Asylmigration nachweisen: Während in den Jahren 2008 bis 2014, als insgesamt 1,8 Millionen Asylentscheidungen in der EU getroffen wurde, mit rund 484000 Anträgen etwa ein Viertel in Deutschland bearbeitet wurden, waren es nach der Massenankunft 2015 bis 2017 über die Hälfte der insgesamt 2,7 Millionen Asylverfahren. 05  Ungleichgewichte zeigten sich auch in den südeuropäischen Staaten der Erstankunft im Vergleich zu stärker in der östlichen oder westlichen Peripherie der EU liegenden Staaten, die kaum von Geflüchtetenankünften berührt wurden. Versuche, die südeuropäischen Ankunftsstaaten durch die freiwillige Übernahme von Asylsuchenden zu entlasten, blieben wenig effektiv. Überdies waren ausgerechnet jene Staaten durch die zusätzliche Übernahme von Asylsuchenden am stärksten solidarisch, die ohnehin eine große Anzahl zu versorgen hatten, wie etwa Deutschland, während andere Staaten, wie beispielsweise Polen oder das Vereinigte Königreich, sich komplett verweigerten. 06  Die Konsequenzen offenbarten sich in den Folgejahren. Immer mehr Asylsuchende versuchten aus den überforderten Erstaufnahmeländern weiterzureisen und stellten erneute Asylanträge in anderen EU-Staaten. 07  Die verbindliche Anwendung des Solidaritätsprinzips war nach diesen Erfahrungen ein weiterer wichtiger Punkt auf der Reformagenda.
 
        SCHRITTE ZUR REFORM
 
        Die rasche Finalisierung eines Reformpakets in Bezug auf Migrationsmanagement und Asylverfahren war eines der erklärten Ziele der Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen. Zu ihrem Amtsantritt im Sommer 2019 forderte sie die designierte EU-Kommissarin für Inneres, Ylva Johansson, in einem Brief zur Entwicklung eines „Neuen Migrations- und Asylpakts“ auf. Dieser solle „einen umfassenden Ansatz beinhalten, der die Außengrenzen, die Asyl- und Rückführungssysteme, den Schengen-Raum der Freizügigkeit und die Zusammenarbeit mit unseren Partnern außerhalb der EU berücksichtigt“. 08  Konkret sollten die existierenden Asylverordnungen reformiert werden und neue Formen der Solidarität bei der Flüchtlingsaufnahme gefunden werden. Weitere Arbeitsaufträge betrafen die intensive Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitländern von Fluchtmigration, um Rückführungen effektiver zu gestalten, die Bekämpfung von Menschenschmuggel sowie die Etablierung einer reformierten und verstärkten Grenz- und Küstenwache. Diese anspruchsvolle Auftragsliste, so schließt der Brief, soll im Ergebnis dazu dienen, die Europäische Bewegungsfreiheit im Inneren, also das Schengen-System, sicherzustellen und die Ausgangsbasis für künftige EU-Erweiterungsschritte zu schaffen.
 
        Im September 2020 legte die Europäische Kommission ein Reformpaket mit fünf Legislativvorschlägen vor. Diese umfassten neue Verfahren zur Überprüfung irregulärer Migrant:innen bei ihrer Ankunft in der EU, die Erfassung biometrischer Daten, Verfahren für die Stellung und Bearbeitung von Asylanträgen, Vorschriften zur Bestimmung des für das Asylverfahren zuständigen Mitgliedstaates sowie solidarische Komponenten der Zusammenarbeit und Regelungen für den Umgang mit Krisensituationen. Die Vorschläge wurden in den Folgejahren Stück für Stück durch die EU-Minister:innen diskutiert und abgestimmt. Eine endgültige Einigung über all diese Legislativvorschläge kam im Juni 2023 unter der spanischen Ratspräsidentschaft zustande. Im anschließenden Trilog, einem Aushandlungsformat zwischen Europäischer Kommission, dem Rat der Europäischen Union und dem Europäischen Parlament, wurden noch offene strittige Punkte diskutiert und zu konsensualen Ergebnissen geführt. Am 20. Dezember 2023 konnte der Trilog erfolgreich abgeschlossen werden. Am 14. Mai 2024 schließlich, kurz vor dem Ende der Legislaturperiode, nahm der Rat der Europäischen Union das Reformpaket an.
 
        HAUPTBESTANDTEILE DES NEUEN GEAS
 
        Die wesentlichen Bestandteile des neuen Gemeinsamen Asylsystems sind in vier Verordnungen verankert. 09  Mit der Screening-Verordnung wird eine verbindliche Identitätsfeststellung und Sicherheitsüberprüfung aller irregulär einreisenden Personen direkt an den EU-Außengrenzen festgeschrieben. Dazu gehören die Abnahme von Fingerabdrücken, die Identitätsfeststellung sowie eine Prüfung des Gesundheitszustands und potenzieller Sicherheitsrisiken. Das Verfahren soll in der Nähe der Außengrenze stattfinden und maximal sieben Tage dauern. Die einreisenden Personen können für die Zeit des Verfahrens festgehalten werden.
 
        Anschließend wird die neue Asylverfahrensordnung angewandt. Asylgesuche von Personen, die geringe Chancen auf einen Schutzstatus haben – als Indikator gilt eine EU-weite Anerkennungsquote von 20 Prozent oder weniger für das jeweilige Herkunftsland – sowie Personen, die im Screening-Verfahren keine Identitätsdokumente vorweisen können oder widersprüchliche Angaben machen, werden im sogenannten Grenzverfahren behandelt. Hierbei handelt es sich um ein Schnellverfahren mit eingeschränktem Zugang zu Rechtsmitteln gegen ablehnende Asylbescheide. Das Schnellverfahren soll in maximal zwölf Wochen abgeschlossen sein und wird direkt an der EU-Außengrenze unter der „Fiktion der Nicht-Einreise“ durchgeführt. Damit geht das Ziel einher, Personen nach einer antizipierten Ablehnung des Asylgesuchs rasch in Herkunfts- oder Transitstaaten zurückführen zu können. Ein weiterer Bestandteil der Asylverfahrensordnung ist die Prüfung, ob Schutzsuchende aus einem sicheren Drittstaat oder einem Land eingereist sind, in dem sie bereits einen Schutzstatus hätten beantragen können. In diesem Fall kann das Asylgesuch für unzulässig erklärt werden und können die Schutzsuchenden in das benannte Land abgeschoben werden. Damit verbunden soll die innerhalb der EU sehr divergente Liste sicherer Drittstaaten vereinheitlicht werden.
 
        Der dritte Baustein, die Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung, regelt die Verteilung von Schutzsuchenden innerhalb der Europäischen Union. Zwar verbleibt die Zuständigkeit für Asylbewerber:innen weiterhin prinzipiell bei den Staaten, in denen sie zuerst eingereist sind. Auch die Bestimmung der Zuständigkeit für Asylverfahren (Dublin III) und die sich daran anschließenden Transferverfahren bleiben bestehen. Allerdings soll die Europäische Kommission jedes Jahr einen Umverteilungsschlüssel konzipieren, nach dem mindestens 30000 Schutzsuchende aus besonders belasteten Staaten in andere EU-Staaten umverteilt werden. Zudem ist ein gemeinsames Budget für die Finanzierung von Aufnahmemaßnahmen vorgesehen, in das alle EU-Mitgliedstaaten einzahlen.
 
        Der vierte Baustein, die Krisenverordnung, regelt das Vorgehen während einer identifizierten Krise, beispielsweise durch eine Massenankunft von Geflüchteten. In diesem Fall sind Schnellverfahren für alle ankommenden Schutzsuchenden vorgesehen. Diese können bis zu 18 Wochen unter haftähnlichen Bedingungen an der EU-Außengrenze festgehalten werden und von dort im Eilverfahren abgeschoben werden. Zudem ist unter einer Krisensituation die zusätzliche Weiterverteilung von Geflüchteten an andere Mitgliedstaaten vorgesehen.
 
        KRITIKPUNKTE
 
        Die Reform kann als politische Kompromisslösung bezeichnet werden, die den kleinsten gemeinsamen Nenner fixiert. Ihr Zustandekommen wird von den beteiligten Akteur:innen als Erfolg gefeiert – zumindest aus Perspektive des Europäischen Integrationsprozesses zu Recht. Denn ein Scheitern einer Einigung hätte die gemeinsame Basis des Europäischen Projekts wohl gefährlich ins Wanken gebracht. Doch was ist konkret mit den Reformvorschlägen gewonnen, und wie steht es mit ihrer Umsetzbarkeit?
 
        Besonders kritisch muss die Umsetzbarkeit der neuen Screening-Verordnung und der sich anschließenden Grenzverfahren betrachtet werden. Während das Ziel, sofort beim Übertreten der EU-Außengrenze die Identität von Schutzsuchenden festzustellen, zweifellos richtig und wichtig für die Aufrechterhaltung der staatlichen Souveränität der EU-Mitgliedstaaten ist, zeigt die Praxis, dass Identitätsfeststellungen häufig schwierig sind, etwa weil keine Identitätspapiere mitgeführt werden, diese auf der Flucht verloren gingen oder durch die Herkunftsstaaten nicht ausgestellt oder herausgegeben wurden. Man darf demnach mit einem großen Anteil von Asylsuchenden rechnen, die das Grenzverfahren durchlaufen müssen – zusammen mit jenen, denen auf Grundlage eines EU-weiten Durchschnittswertes von 20 Prozent oder weniger bewilligten Schutzersuchen geringe Aussichten auf einen erfolgreichen Asylantrag unterstellt werden. Sie alle haben durch die Schnellverfahren geringere Chancen, ihre individuellen Schutzbedarfe plausibel zu machen, denn es bleibt weniger Zeit für die Vorbereitung auf das Verfahren. Auch der Zugang zu unabhängigen Institutionen der Verfahrensberatung dürfte schwieriger sein. Zugleich ist angesichts der Erfahrungen mit Lagern an der EU-Außengrenze zu befürchten, dass die Unterbringungsstandards weit unter das menschenwürdige Niveau herabfallen. Sollte die Verfahrensbeschleunigung bis hin zur erfolgreichen Abschiebung nicht umsetzbar sein, so werden die geplanten 30000 Unterbringungsplätze nicht annähernd ausreichen, um Asylsuchende während des Grenzverfahrens angemessen unterzubringen. Eine Prekarisierung ihrer Lebensumstände über eine möglicherweise weit über die anvisierten zwölf Wochen reichende Dauer ist zu befürchten. Die Zustände im völlig überfüllten Lager Moria auf Lesbos, das im Jahr 2020 abbrannte und durch das nicht minder dystopische Lager Kara Tepe ersetzt wurde, könnte damit eine Blaupause für den praktischen Umgang mit Asylsuchenden im Rahmen des neuen GEAS sein. 10  
 
        Ein zweiter wesentlicher Kritikpunkt ist die Verantwortungsteilung auf der Basis des im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union verankerten Solidaritätsprinzips. Die Rückschau auf die bisherige Asylpraxis zeigt die erhebliche Ungleichverteilung von Asylsuchenden in der Europäischen Union, die sich durch die europäische Geografie in Verbindung mit den Prinzipien der Dublin-III-Regelung zur Bestimmung der Zuständigkeit für Asylverfahren ergibt. Auch die Dysfunktionalität des Systems war und ist klar ersichtlich. Umso enttäuschender ist, dass die Prinzipien der Dublin-III-Regelung auch im reformierten Asyl- und Migrationspaket erhalten bleiben. Neu ist das anvisierte Umverteilungsverfahren in Phasen der Überlastung einzelner EU-Staaten, das in der Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung formuliert wurde, das aber neben der Aufnahme von Asylsuchenden auch die Alternative von Ausgleichszahlungen in einen gemeinsamen Fonds zur Bewältigung der Flüchtlingsaufnahme und -integration vorsieht. Pro nicht übernommenen Asylsuchenden soll ein Betrag von 20000 Euro eingezahlt werden. 11  Während die Einigung auf den gerechten Anteil der zwischenstaatlichen Solidarität auf der Basis der Bevölkerungsanteile und des Bruttoinlandsprodukts jedes EU-Mitgliedstaates positiv zu bewerten ist, lässt die Freiwilligkeit in der Art des Solidaritätsbeitrags Zweifel an einem effektiven Entlastungsmechanismus aufkommen. Auch dafür gibt es eine empirische Blaupause: Bereits in den Jahren der Massenankunft 2015/16 wurden Rufe nach innereuropäischer Solidarität bei der gemeinsamen Bewältigung der Geflüchtetenaufnahme laut. Im Sommer 2015 schlug die Europäische Kommission eine Entlastung der Erstankunftsländer Italien und Griechenland vor. In zwei Entscheidungen des Europäischen Rats wurde im Herbst 2015 beschlossen, 160000 Asylsuchende mit guten Chancen auf einen positiven Verfahrensausgang innerhalb von zwei Jahren anhand eines vereinbarten Verteilungsschlüssels in andere EU-Länder umzuverteilen. Doch nach Ablauf dieses Zeitfensters waren lediglich 35000 Personen umverteilt worden – und das vorwiegend in jene Staaten, die ohnehin bereits überproportional viele Asylsuchende aufgenommen hatten. 12  Auch innerhalb des neuen GEAS dürften sich Staaten der gemeinsamen Verantwortung für Schutzsuchende durch die vergleichsweise milde Zahlung von Ausgleichsbeträgen entziehen. Die Weigerung Polens und Ungarns, dem neuen Asyl- und Migrationspaket im Europäischen Rat zuzustimmen, deutet ein „Weiter so“ in der Praxis der fairen Verantwortungsteilung zumindest an. 13  
 
        AUSBLICK
 
        Während die Umsetzung des neuen Asyl- und Migrationspakts rund zwei Jahre in Anspruch nehmen dürfte, werden in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten Stimmen lauter, die auf eine noch weitergehendere Verschärfung des Zugangs zum Asylverfahren sowie eine möglichst sofortige Umsetzung des Pakts pochen. Ungarn und die Niederlande kündigten sogar an, komplett aus dem GEAS aussteigen zu wollen. 14  Auch in Deutschland ist dieser Diskurs deutlich zu hören, wobei die Forderung meist durch zwei Argumente gestützt wird: einerseits die Feststellung, dass für viele nach Deutschland einreisende Asylsuchende durch Deutschlands geografische Lage zwangsläufig ein anderer EU-Staat zuständig sein müsste und man daher wirksame Mechanismen der Abwehr von irregulären Einreisen benötige; zum anderen, dass Integrationsstrukturen auf kommunaler Ebene durch die vielen Schutzsuchenden der vergangenen Jahre überfordert seien. 15  Beide Argumente erzeugen politischen Handlungsdruck, eigenständige nationale Lösungen der Migrationssteuerung zu entwickeln, sei es durch die Einführung stationärer Grenzkontrollen, durch die Aushandlung von Rücknahmeübereinkommen mit Herkunftsstaaten von Asylsuchenden oder durch Verschärfungen im Bereich der sozialen Transferleistungen für Asylsuchende. Terrorakte wie das durch einen Asylbewerber verübte Attentat von Solingen verstärken diese Diskursrichtung und lassen nach und nach die empirisch nachweisbaren Erfolge der Integrationsarbeit in den Hintergrund treten, die insbesondere durch eine engagierte Zivilgesellschaft und Akteur:innen auf kommunaler Ebene getragen wurde. Die Gefahr ist groß, dass durch die Politisierung von Migration und Asyl die sachliche Bearbeitung existierender Problemlagen erschwert wird und sich zudem ein öffentliches Bild einstellt, das jegliche Form der Migration sowie die Anwesenheit von Menschen mit Migrationsmerkmalen problematisiert. Ein Blick in die Einwanderungsgeschichte des vereinten Deutschlands zeigt viele Beispiele für die Brisanz der Thematik. 16  In der Konsequenz werden allzu häufig politische Maßnahmen beschlossen, die durch „Symbolpolitik“ auf Ängste und Logiken der Politisierung reagieren, anstatt identifizierte Problemlagen zu analysieren und auf dieser Basis pragmatische Lösungen zu entwickeln. Über die Zeit kulminieren die sich immer rascher vollziehenden Zyklen von Ankündigung und Ernüchterung zu einer umfassenden Frustration, bei der Politiker:innen, Bevölkerung und Medien nicht nur das Gemeinsame Europäische Asylsystem als solches infrage stellen, sondern auch die grundsätzliche Legitimität von Migration, Flucht und Asyl. Diese Gefahr besteht grundsätzlich auch bei dem nun verabschiedeten Reformpaket.
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        LÖSUNGSWEG ODER SACKGASSE?
 
        Asylverfahren in Drittstaaten
 
         Daniel Thym 
 
        Seit 25 Jahren träumt die Politik davon, die Dilemmata und Schwierigkeiten der Asylpolitik dadurch aufzulösen, dass Asylverfahren in Drittstaaten ausgelagert werden. Es gibt weiterhin für jeden einen Schutz, der diesen benötigt, nur eben nicht in Deutschland. Die CDU will das laut ihrem Grundsatzprogramm von 2024 realisieren, ganz ähnlich wie der damalige Innenminister Otto Schily (SPD) nach der Jahrtausendwende. 01  Die Idee kommt aus Australien, das mittels der „Pazifischen Lösung“, bei der Asylsuchende seit 2001 in von Australien finanzierten Lagern in pazifischen Inselstaaten untergebracht werden, die Asylantragszahlen auf beinahe Null reduzierte. In Kürze will Italien die Idee in Albanien modifiziert umsetzen, während die britische Labour-Regierung den „Ruanda-Plan“ ihrer konservativen Vorgängerin 2024 beerdigt hat. Über 800 Millionen Euro soll das nie verwirklichte Vorhaben gekostet haben.
 
        ABSCHRECKUNG MITTELS „KONTROLLSIGNALEN“
 
        Drittstaatsmodelle setzen auf Abschreckung: Der Staat investiert finanzielles und diplomatisches Kapital, um eine begrenzte Anzahl an Asylsuchenden in einen sicheren Drittstaat zu überstellen – in der Hoffnung, dass daraufhin die Asylantragszahlen drastisch sinken. 02  Die geringeren Zugangszahlen sollen mittelbar dazu beitragen, Geld für die Unterbringung zu sparen. Dagegen erklärt die Kritik den Abschreckungseffekt für illusorisch. 03  So kamen 2023 über 30000 Personen irregulär über den Ärmelkanal nach Großbritannien. Warum sollte dies enden, nur weil die britische Regierung einige Hundert Menschen nach Ruanda schickt?
 
        Die Wahrheit liegt in der Mitte. Die Kritik betont zutreffend, dass ausgelagerte Asylverfahren keine Zauberformel sind. Australien ist ein Sonderfall: Das Land hat binnen zwei Jahrzehnten insgesamt 4100 Personen in Aufnahmezentren auf Pazifikinseln überstellt, einige Flüchtlingsboote wurden kurzerhand nach Indonesien zurückgeschleppt und der Nachbarstaat davon überzeugt, die Überfahrt nach Australien zu unterbinden. Seit Jahren landet meist kein einziger Asylbewerber mehr in Australien; die Überstellungs- und Rückführungsrate liegt nahe 100 Prozent. Das wirkte, ohne dass der Abschreckungseffekt dadurch widerlegt würde, dass still und heimlich viele doch nach Australien gebracht wurden, weil sie krank oder die Lager schlicht überfüllt waren. 04  Allein darüber sprach beinahe niemand. Öffentlich überwog der Eindruck, dass niemand es nach Australien schafft.
 
        Es ist also die Wahrnehmung, die darüber entscheidet, ob der Abschreckungseffekt eintritt oder nicht. In den australischen Flüchtlingslagern auf Pazifikinseln leben rund 200 Menschen seit Jahren ohne jede Perspektive, entsprechend hoch ist dort die Selbstmordrate. 05  Wenn medial in erster Linie über diese Fälle berichtet wird, wirkt dies. Wir wissen aus der Migrationsforschung, dass speziell die Fluchtmigration häufig auf einer unsicheren Informationsgrundlage basiert. 06  Subjektive Vorstellungen und Gerüchte, auch in den sozialen Medien, prägen die Asylmigration ebenso wie harte Fakten. Eine symbolische Abschreckung kann daher funktionieren – vor allem, wenn sie mit anderen Faktoren zusammenwirkt.
 
        Dennoch lässt sich das australische Modell nicht eins zu eins auf Europa übertragen. Selbst in der Hochphase der „Pazifischen Lösung“ betraf diese maximal zwei oder drei Boote pro Monat; jahrelang versuchte danach beinahe niemand mehr, über das Meer nach Australien zu gelangen. 07  Für die EU ist das kein Vergleich. Für ein europäisches Drittstaatsmodell entscheidend ist daher die Frage, ob eine Abschreckungswirkung auch bei deutlich unter 100 Prozent überstellten Asylsuchenden eintritt. Nur dann machen die immensen Kosten politisch Sinn. So kommen jährlich zwischen 50000 und 150000 Personen über das Mittelmeer allein nach Italien, um Asyl zu beantragen, während die Zentren in Albanien nicht mehr als 4000 Menschen aufnehmen können. Es könnte also sein, dass diese schnell überfüllt sein werden und trotzdem noch Menschen in Italien landen. Die Reise von Westafrika nach Europa dauert meist Monate, sodass es nicht ausreichen dürfte, kurzfristig einige Hundert oder Tausend Personen in ein Drittland zu bringen.
 
        HERZSTÜCK EINES GESAMTPAKETS
 
        Es ist eine Binse, dass es in der Asylpolitik keine einfachen Lösungen gibt. Die Wirkungszusammenhänge von Migrationsbewegungen sind so komplex, dass nachhaltige Politikansätze an den sprichwörtlichen vielen kleinen und manchen größeren Schrauben gleichzeitig drehen müssen, um innerstaatliche, europäische und internationale Maßnahmen ineinandergreifen zu lassen. Drittstaatsmodelle müssen also der sichtbare Bestandteil eines größeren Gesamtpakets sein.
 
        Das belegt das Beispiel der EU-Türkei-Vereinbarung, die unter der Federführung von Bundeskanzlerin Angela Merkel im Winter 2015/16 ausgehandelt wurde. Deren sichtbares Kernstück bestand darin, alle Syrerinnen und Syrer, die nach einem Stichtag auf den griechischen Inseln landeten, in die Türkei zurückzubringen. In der Praxis hat das nie funktioniert, weil die Vorverfahren auf den griechischen Inseln viel zu lange dauern, und seit 2020 nimmt die Türkei überhaupt niemanden mehr zurück. 08  Dennoch sind die Zugangszahlen merklich gesunken.
 
        Zahlreiche Faktoren erklären dieses Ergebnis: Die Grenzen entlang der sogenannten Balkanroute wurden geschlossen, sodass Asylbewerber in Griechenland feststeckten; auf den griechischen Inseln waren und sind die Lebensbedingungen schlecht; die türkische Polizei ging effektiv gegen Schlepper vor und verhinderte das Ablegen der Boote; gleichzeitig investierte die EU viel Geld, um die Lebensbedingungen der syrischen Flüchtlinge in der Türkei zu verbessern. Hinzu kam dann auch, dass die „Schlacht um Aleppo“ endete, die viele Menschen zur Flucht aus Syrien veranlasst hatte. Wer unbedingt aus der Türkei weg wollte, war bereits in Europa.
 
        Vergleichbar müsste die deutsche und europäische Politik vorgehen, wenn sie künftig Drittstaatsmodelle umsetzen wollte: mit einem Gesamtpaket, in dem ein Drittstaatsmodell das symbolische Herzstück sein kann. So kann politisch auf die kommunikative Zwickmühle reagiert werden, dass der öffentliche Diskurs einerseits einfache Lösungen verlangt, diese aber andererseits schlicht nicht existieren. Die Kunst besteht darin, mittels „Kontrollsignalen“ öffentlich eine klare Botschaft zu kommunizieren, 09  ohne der Illusion zu erliegen, dass das sichtbare Leuchtturmprojekt alleine ausreicht. Vielmehr ist in seinem Windschatten eine ganze Palette an Reformen umzusetzen, die erst im Zusammenspiel den erhofften Steuerungserfolg erbringen.
 
        RECHTLICHE GRUNDLAGEN UND GESTALTUNGSOPTIONEN
 
        Herzstück der Genfer Flüchtlingskonvention ist das „Refoulementverbot“, wonach die Staaten eine Person nicht in ein Land zurückschicken (Französisch: refouler) dürfen, in dem diese verfolgt werden würde. Diese Garantie überträgt der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Strasbourg auf das Verbot der Folter und der unmenschlichen Behandlung gemäß Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention, der sogar noch weiter reicht als die Genfer Flüchtlingskonvention und etwa allgemeine Gefahren aufgrund von Bürgerkriegen erfasst. Pointiert ausgedrückt, ist den Ausprägungen des Refoulementverbots in der Genfer Flüchtlingskonvention und Europäischen Menschenrechtskonvention gemeinsam, dass diese vor Verfolgung oder schwerer Misshandlung schützen, nicht jedoch die Aufnahme in einem bestimmten Land garantieren. Sichere Drittstaatsklauseln nutzen diese Unterscheidung.
 
        Der Gedanke ist einfach: Wenn ein anderes Land einen Schutz bereitstellt, können Deutschland und andere Länder einen Asylbewerber dorthin schicken. Dieser Grundsatz ist heute weithin anerkannt. Im Grundgesetz ist er seit 1993 explizit verankert, und auch die EU-Asylgesetze enthalten eine Drittstaatsklausel. Es geht nicht um die Grundsatzfrage, ob die Staaten überhaupt Asylverfahren auslagern dürfen, sondern wie. Das bestätigt ein Urteil des britischen Supreme Court, der im November 2023 den Ruanda-Plan der damaligen britischen Regierung für rechtswidrig erklärte, weil die ruandischen Asylverfahren nicht hinreichend sicher seien. Ausdrücklich erkannte der Gerichtshof an, dass das Projekt umgesetzt werden könnte, sobald Ruanda die Defizite beseitigt habe. 10  
 
        Die Bundesregierung versprach der Ministerpräsidentenkonferenz im November 2023, die Frage zu prüfen, ob der Schutzstatus von Geflüchteten zukünftig auch in Transit- oder Drittstaaten festgestellt werden kann. Diese Formulierung ließ offen, wer die Prüfung durchführt und was mit den betroffenen Personen passiert, nachdem die Schutzprüfung abgeschlossen ist. 11  Vereinfacht kann man zwei Ansätze unterscheiden, deren Charakteristika das italienische „Albanien-Modell“ und der britische „Ruanda-Plan“ veranschaulichen.
 
        Italien wird die Zentren in Albanien selbst betreiben, um dort reguläre Asylverfahren nach italienischem Recht durchzuführen. Alle Schutzberechtigten dürfen nach dem Asylverfahren legal mit dem Schiff oder Flugzeug nach Italien einreisen, während alle anderen in die Heimatländer abgeschoben werden sollen. Wenn die Abschiebung scheitert, weil die Staatsangehörigkeit nicht geklärt ist, Papiere fehlen oder die Herkunftsländer nicht kooperieren, erfolgt ebenfalls eine Überstellung auf das italienische Festland. Die Menschen halten sich dann illegal in Italien auf und werden häufig in andere Länder weiterziehen. Ein Abschreckungseffekt wird aufgrund des „Albanien-Modells“ also nur eintreten, wenn die Abschiebungen funktionieren oder mehr Menschen freiwillig in die Heimatländer zurückkehren, sobald sie realisieren, dass aus dem erhofften Leben im wohlhabenden Europa nichts wird. In Italien kommen traditionell nämlich viele Menschen an, deren Asylantrag abgelehnt wird. Im ersten Halbjahr 2024 gehörten Bangladesch, Tunesien, Guinea und Ägypten zu den fünf wichtigsten Herkunftsländern. 12  Nichtsdestotrotz dürfte die Perspektive einer Überstellung nach Italien den Abschreckungseffekt abschwächen. Wenn solche Lager statt in Albanien in Nordafrika eingerichtet würden, könnten sich sogar mehr Menschen auf den Weg machen. Dann wäre ein Asylantrag möglich, ohne viel Geld für Schlepper ausgeben und sich im Mittelmeer in Lebensgefahr begeben zu müssen. Statt der Abschreckung käme es zu einer Sogwirkung.
 
        Aus diesem Grund will die CDU in prinzipieller Übereinstimmung mit dem britischen „Ruanda-Plan“, dass schutzberechtigte Personen dauerhaft im Drittstaat bleiben. Den Schutzbedarf prüfen dessen nationale Behörden in Übereinstimmung mit internationalen Standards. Ebendiese hielt Ruanda dem britischen Supreme Court zufolge nicht ein. Nach dem Asylverfahren wären alle Schutzbedürftigen weitgehend mit ruandischen Staatsangehörigen gleichgestellt worden. Sie hätten arbeiten und sich in Ruanda frei bewegen dürfen und wären aktiv bei der Integration unterstützt worden. Das ist ein wichtiger Unterschied zur „Pazifischen Lösung“ Australiens, bei der die überstellten Personen jahrelang perspektivlos unter haftähnlichen Umständen auf Pazifikinseln festgehalten werden.
 
        ERNEUTE ÄNDERUNG DES EUROPÄISCHEN ASYLRECHTS?
 
        Ein Drittstaatsmodell im juristischen Sinn ist nur der britische „Ruanda-Plan“, also die Überstellung in einen sicheren Drittstaat, damit dieser ein Asylverfahren durchführt und dauerhaft Schutz gewährt. Ebendies meint das Konzept der „sicheren Drittstaaten“ in den Artikeln 57 und 59 der Asylverfahrensverordnung, auf die sich die EU-Organe im Frühjahr 2024 verständigten und die ab dem Sommer 2026 angewandt werden wird. 13  Deren Bestimmungen senken die Anforderungen an sichere Drittstaaten, bleiben aber dennoch so streng, dass das Vorhaben im größeren Umfang realistischerweise erst umgesetzt werden könnte, nachdem die Verordnung nochmals geändert wird. Das könnte schnell passieren. Denn zum politischen Kompromiss gehört ein Prüfauftrag, wonach die EU-Kommission im Sommer 2025 einen Bericht vorlegen soll, ob „gezielte Anpassungen“ der Drittstaatsklausel notwendig sind. 14  Dieser Termin ist kein Zufall. Über einen möglichen Änderungsvorschlag werden im Herbst 2025 sodann das 2024 neu gewählte Europäische Parlament und die künftige Bundesregierung entscheiden. Das könnte einen greifbaren Unterschied machen, weil die deutsche Ampelkoalition auf das „Verbindungskriterium“ und das bisherige Europäische Parlament auf strenge Vorverfahren bestanden hatten. In gut einem Jahr könnte sich eine Mehrheit finden, beide Hürden gezielt zu senken.
 
        Nach dem „Verbindungskriterium“ dürfen Asylbewerber nur in einen sicheren Drittstaat überstellt werden, zu dem eine Verbindung besteht, die es „vernünftig erscheinen [lässt], dass diese Person sich [dorthin] begibt“. 15  Hier bleibt ein EuGH-Urteil maßgeblich, wonach ein kurzfristiger Transit nicht ausreicht. 16  Das heißt, dass die EU-Staaten Asylverfahren nur in Länder auslagern dürfen, in denen eine Person sich zuvor bereits für längere Zeit aufgehalten hat. Es wäre illegal, einen Asylbewerber nach Tunesien oder gar Ruanda zu schicken, wenn diese Person über Libyen nach Europa eingereist ist. Das Gleiche gilt, wenn jemand über Serbien nach Ungarn kommt und sodann ein Verfahren in Bosnien-Herzegowina oder Albanien erhalten soll, wo er sich zuvor nicht aufgehalten hat. Dieses Verbindungskriterium könnte bei einer erneuten Änderung des EU-Asylrechts ersatzlos gestrichen werden, weil weder die Menschenrechte noch die Genfer Flüchtlingskonvention es vorgeben – ein Ergebnis, das auch das UN-Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) anerkennt. 17  
 
        Im Fall des italienischen „Albanien-Modells“ ist eine Überstellung von Asylsuchenden auch ohne Verbindung zu Albanien möglich, weil die Regierung von Giorgia Meloni eine juristische Hintertür nutzt. Die EU-Richtlinien gelten erst, wenn jemand das Hoheitsgebiet eines EU-Staates erreicht. 18  Auf hoher See gelten dagegen „nur“ die Menschenrechte, die keine Verbindung verlangen. Italien will nun nur männliche Asylbewerber nach Albanien überstellen, die von staatlichen Schiffen auf hoher See gerettet werden. Die EU-Asylgesetze greifen dann noch nicht. Großbritannien wäre bei einer Umsetzung des „Ruanda-Plans“ ohnehin nicht an EU-Recht gebunden gewesen.
 
        Dass ein römisches Gericht die italienische Regierung im Oktober 2024 verpflichtete, die ersten überstellten Personen aus den Zentren nach Italien zu bringen, lag nicht daran, dass Albanien nicht sicher sei. Vielmehr können nach italienischem Recht sogenannte Grenzverfahren derzeit vor allem stattfinden, wenn das Herkunftsland als generell sicher eingestuft ist. Dafür gibt es detaillierte EU-Vorgaben, die die italienische Praxis nach Meinung des Gerichts verletzte. Mit der Umsetzung des neuen EU-Migrations- und Asylpakets werden sich die einschlägigen Regeln ändern. Dann kann Italien alle Personen aus einem Herkunftsland dem Grenzverfahren zuleiten, wenn durchschnittlich nur 20 Prozent der Asylanträge von Menschen aus diesem Land erfolgreich sind.
 
        ADMINISTRATIVES NADELÖHR
 
        Verfahrensfragen interessieren die breitere Öffentlichkeit meistens nicht. Für Drittstaatsmodelle könnten sie sich jedoch als ein essenzieller Stolperstein erweisen. Wenn Deutschland künftig ein solches Modell umsetzen wollte, müsste das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) nämlich weiterhin in jedem Einzelfall prüfen, ob der Drittstaat für die betroffene Person tatsächlich sicher ist. Wenn diese Prüfung positiv ausfällt, darf im Fall einer Klage die Überstellung erst vollzogen werden, nachdem ein Gericht grünes Licht gegeben hat; während dieses gesamten Vorverfahrens bleibt der betroffene Asylbewerber vorläufig in Deutschland. Dies war auch der Hauptgrund, warum Griechenland nur sehr wenige Syrer im Rahmen der EU-Türkei-Vereinbarung überstellte: Die Verfahren vor den Behörden und Gerichten zogen sich hin. So gingen viele Monate oder gar Jahre ins Land, ohne dass viele zurückgeschickt wurden.
 
        Für ein Asylverfahren braucht das BAMF wenige Monate, dafür ziehen sich die deutschen Gerichtsverfahren in die Länge, die die Mehrzahl der Personen anstrengen, deren Asylantrag abgelehnt wird. Sogenannte Eilverfahren brauchen je nach Bundesland zwischen ein und zwei Monaten; die Hauptsacheentscheidung kommt durchschnittlich nach knapp zwei Jahren. Derart lange Verfahren lassen jede Abschreckungswirkung verpuffen, von der Drittstaatsmodelle leben. Der Bund und die Länder müssten also schnelle und faire Asylverfahren gewährleisten, damit ein Drittstaatsmodell Aussicht auf Erfolg hätte. Außerdem müsste die EU-Gesetzgebung angepasst werden, weil diese anstelle eines gerichtlichen Eilrechtsschutzes bisher eine Hauptsacheentscheidung verlangt. 19  Alternativ könnte eine EU-Reform die Vorverfahren unter EU-Hoheit im Ausland gestatten. 20  Dies würde eine schnelle Überstellung erlauben.
 
        SICHERHEIT IM DRITTSTAAT
 
        Im Juni 2017 forderte der Europäische Rat, die gesetzlichen Vorgaben an das Sicherheitsniveau in „sicheren“ Drittstaaten an das menschen- und völkerrechtliche Mindestschutzniveau anzunähern. 21  So sollten die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, die EU-Türkei-Vereinbarung auf andere Länder zu übertragen. Dieses Ziel realisiert die ab 2026 geltende EU-Gesetzgebung weitgehend. 22  
 
        Die jüngste EU-Asylreform betrifft im Wesentlichen die Frage, welche Lebensbedingungen die überstellten Asylbewerber im Drittstaat vorfinden müssen. Bisher hatten die EU-Gesetze verlangt, dass in wichtigen Bereichen eine Gleichbehandlung mit den Staatsangehörigen des Drittstaats erfolgt und eine ganz bestimmte Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Das wird nun nicht mehr gefordert. Stattdessen definiert die künftige Asylverfahrensverordnung ein Mindestschutzniveau für Unterkunft, Ernährung, Kleidung, Gesundheit und Bildung; außerdem muss ein voller Arbeitsmarktzugang bestehen. 23  Das erleichtert die Verhandlungen mit potenziellen Drittstaaten, markiert aber dennoch einen wichtigen Unterschied zur australischen „Pazifischen Lösung“: Schutzbedürftige Personen dürfen nicht dauerhaft perspektivlos in Lagern sich selbst überlassen werden. Stattdessen sollen sie am Wirtschaftsleben vor Ort teilhaben.
 
        Keine Änderungen gibt es bei der Sicherheit vor Verfolgung. Das Refoulementverbot müssen sichere Drittstaaten vollumfänglich gewährleisten – und zwar nach Maßgabe der weiten europäischen Lesart. Das heißt, dass ein Drittstaat auch vor ernsthaften Bürgerkriegsgefahren oder einer geschlechtsspezifischen Verfolgung durch nichtstaatliche Akteure schützen muss, etwa wenn Frauen einer Genitalverstümmelung oder häuslicher Gewalt ausgesetzt sind. Soweit ein Drittstaat diese Fluchtgründe nicht anerkennt und verfolgten Frauen kein Asyl gibt, sind diese vom Drittstaatsmodell auszunehmen. 24  
 
        Maßgeblich für das Sicherheitsniveau ist eine belastbare Verwaltungspraxis, nicht die abstrakte Rechtslage. Aufgrund einer Gesamtschau internationaler Lageberichte ist zu beurteilen, ob das Asylsystem im Drittstaat hinreichend zuverlässig ist oder nicht. Praktisch folgt daraus, dass die EU-Staaten die zuständigen Behörden in möglichen Zielländern aktiv dabei unterstützen müssen, zuverlässige Schutzprüfungen durchzuführen. Dies ist alles andere als trivial, weil es belastbare Asylsysteme für Einzelfallprüfungen in vielen Ländern außerhalb der EU schlicht nicht gibt. Auch die Forderung, der UNHCR solle die Asylverfahren durchführen, bietet keinen einfachen Ausweg. Die UN-Schutzprüfungen leisten unter schwierigen Bedingungen wertvolle Arbeit, bieten häufig jedoch nicht die Sicherheit, die die EU-Vorgaben verlangen. 25  
 
        Es hinge also maßgeblich von den Rahmenbedingungen vor Ort und dem Ergebnis der diplomatischen Verhandlungen ab, welche Akteure die staatlichen Stellen des Drittstaats dabei unterstützen, zuverlässige Asylverfahren durchzuführen und angemessene Lebensbedingungen bereitzustellen. In Betracht kommen internationale Organisationen, private Firmen (vor allem für die Unterbringung und Versorgung), die EU-Asylagentur und Frontex sowie nationale Beamte der EU-Mitgliedstaaten. Schutzbedürftige Personen bleiben typischerweise dauerhaft im Drittstaat, wo sie sodann eine lokale Integration in die dortige Gesellschaft und den Arbeitsmarkt erfahren. Abschiebungen von Personen ohne Schutzbedarf dürften auch aus Drittstaaten häufig scheitern; allerdings dürften deutlich mehr Ausreisepflichtige als in Europa freiwillig in die Heimat zurückkehren. Das zeigt die Erfahrung mit freiwilligen Rückkehrprogrammen in Libyen und anderen Ländern.
 
        UMSETZUNG MITTELS MODELLPROJEKTEN
 
        Asylpolitik ist wie jede Politik die Kunst des Möglichen. Für Drittstaatsmodelle folgt daraus, dass eine künftige Bundesregierung ebenso wie andere EU-Staaten, die ein solches Vorhaben umsetzen wollen, anstelle eines „großen Wurfes“ mittels zwei oder drei Modellprojekten praktische Erfahrungen sammeln sollten, wie Drittstaatsmodelle ausgestaltet sein müssen, damit sie die notwendige Sicherheit bieten und einen Steuerungseffekt entfalten. Dafür bieten sich Länder an, zu denen enge Beziehungen bestehen und die bereits zum jetzigen Zeitpunkt ein Asylsystem besitzen, das halbwegs funktioniert. Das gilt etwa für die Balkanstaaten, Georgien und Armenien. Mit den gesammelten Erfahrungen könnten die Regierungen sodann andernorts aktiv werden. Zu groß ist die Gefahr, dass ein „großer Wurf“, der alle Herausforderungen gleichsam magisch über Nacht zu beseitigen verspricht, in der Praxis scheitert: weil die Vorverfahren sich zu lange hinziehen; weil das Asylsystem im Drittstaat nicht zuverlässig genug arbeitet; weil die Lebensbedingungen zu schlecht sind.
 
        Dabei würde ein schlaues Regelungsdesign die Erfolgswahrscheinlichkeit erhöhen. So will Italien nur erwachsene und gesunde Männer überstellen, was das Risiko reduziert, dass die Gerichte einen Menschenrechtsverstoß feststellen. Modellprojekte könnten sich außerdem auf einzelne Herkunftsländer konzentrieren, für die besonders viele Asylanträge abgelehnt werden. Dies würde die Zugangszahlen zwar nicht generell senken, aber immerhin für die betroffenen Staaten. Möglich wäre außerdem, in einfach gelagerten Fällen das gesamte Asylverfahren zügig in Deutschland durchzuführen und sodann nur Personen in Drittstaaten zu überstellen, bei denen bereits feststeht, dass diese keinen Schutzbedarf haben. 26  Ein solcher Teilerfolg ist wahrscheinlich, wenn parallel die Einreise mit sonstigen Maßnahmen erschwert wird.
 
        Ein überzeugender Politikansatz müsste außerdem gewährleisten, dass die handelnden Länder weiterhin selbst eine aktive Verantwortung für den Flüchtlingsschutz übernehmen, anstatt diesen auf sichere Drittstaatsmodelle abzuwälzen. Das kann dadurch erreicht werden, dass man die Asylsysteme in den Ersatzaufnahme- und Transitstaaten generell stärkt, wie das die EU seit Jahren in der Türkei macht. Eine politisch ausgewogene Antwort setzt schließlich voraus, im großen Umfang eine legale Einreise zu ermöglichen. 27  Eine Rückführung würde allen drohen, die irregulär über das Mittelmeer oder den westlichen Balkan einreisen, während im Gegenzug ein Kontingent an besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen, die der UNHCR auswählt, legal mit dem Flugzeug einreisen dürfen. 28  Außerdem könnte man legale Arbeitsmöglichkeiten für die Bürger von kooperationsbereiten Drittstaaten ermöglichen. Das sichert die politische Balance und würde die diplomatischen Verhandlungen mit potenziellen Drittstaaten erleichtern.
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        KRIEG MIT ANDEREN MITTELN
 
        Migration als Instrument der Politik
 
         Kelly M. Greenhill 
 
        Als der belarussische Staatschef Alexander Lukaschenko im Herbst 2021 Migrantinnen und Asylbewerber aus dem Irak, Afghanistan und anderen Ländern nach Belarus lockte und an die EU-Grenze bringen ließ, erklärten viele die Aktion zum Beginn einer gefährlichen neuen Ära in der internationalen Machtpolitik: Das Vorgehen sei eine neue Form der Bedrohung, bei der „Menschen in einem Akt der Aggression“ eingesetzt würden, und bewege sich in einer Grauzone unterhalb der Schwelle zum Krieg. Da ein konventioneller Krieg heutzutage zu kostspielig und zu riskant sei, müsse man damit rechnen, dass diese hybride Waffe zunehmend eingesetzt werde und immer mehr Regierungen versuchen werden, Migranten und Asylsuchende als „Kugeln und Bomben“ zu nutzen – vor allem gegen die EU. 01  
 
        Doch anders als diese Äußerungen vermuten lassen, war diese Art der Instrumentalisierung von Migration durch Belarus weder neu noch einzigartig, sondern lediglich ein sehr offensichtliches Beispiel für ein uraltes, wenn auch unorthodoxes politisches Mittel. Der Einsatz von Migration als Waffe ist nicht neu. Allerdings hat er sich in den vergangenen Jahren von einer relativ häufigen, jedoch viel zu wenig beachteten Praxis zu einer sehr sichtbaren, aber immer noch weithin missverstandenen Maßnahme entwickelt. Die Diskrepanz zwischen Wahrnehmung und Realität ist problematisch, insbesondere für politische Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger, die die Aufgabe haben, etwas gegen diese Instrumentalisierung zu unternehmen.
 
        Ich möchte in diesem Artikel die Geschichte, die Verbreitung und den Einsatz von Migration als Waffe beleuchten und sie in einen allgemeineren Zusammenhang einordnen – zum einen der Konflikte, zum anderen der politischen Instrumente, auf die Akteure zur Durchsetzung ihrer Ziele zurückgreifen. Nach einem Blick auf die Mythen rund um diese Art der Instrumentalisierung von Migration werde ich auf verschiedene Formen und Ziele eingehen, für die sie eingesetzt wird, um anschließend zu untersuchen, auf welch perfide Art sie im aktuellen politischen Umfeld verwendet wird: einerseits, um sich innenpolitische Vorteile zu verschaffen, andererseits in Form einer feindseligen Einflussnahme von außen, etwa durch die Verbreitung von Gerüchten, Verschwörungstheorien und anderen „extrafaktischen Informationen“.
 
        MYTHEN ÜBER MIGRATION ALS WAFFE
 
        Vor über fünfzig Jahren erklärte der indische Botschafter bei den Vereinten Nationen, Samar Sen, Pakistan begehe ein Verbrechen der „Flüchtlingsaggression“, 02  nachdem schätzungsweise zehn Millionen Menschen dazu veranlasst worden waren, aus dem damaligen Ostpakistan nach Indien umzusiedeln. Die Wortwahl weist eine verblüffende Ähnlichkeit zu den Formulierungen auf, mit denen Politikerinnen und Politiker von heute die belarussischen Maßnahmen beschreiben. Im damaligen Konflikt zwischen Indien und Pakistan erwies sich die Aktion als Bumerang: Es kam zum Krieg, und 1971 wurde Ostpakistan unabhängig. Das Vorgehen von Belarus ist also nicht neu, ebenso wenig wie die von Belarus angewandten Methoden. Die Reiseagenturen, die Migranten nach Minsk lockten, folgten dem Vorbild der DDR, die Mitte der 1980er Jahre im gesamten Nahen Osten und in Südasien Anzeigen schaltete, in denen „komfortable Flüge“ nach Ost-Berlin und ein „schneller und reibungsloser Transit“ in den Westen versprochen wurden, um von der Bundesrepublik wirtschaftliche und politische Zugeständnisse sowie technische Unterstützung zu erpressen. 03  
 
        Diese Art der Instrumentalisierung von Migration ist ein globales Phänomen. Tragischerweise kann man davon ausgehen, dass immer irgendwo auf der Welt eine oder mehrere Gruppen von Migranten oder Flüchtlingen zur Durchsetzung strategischer Ziele als Druckmittel eingesetzt werden – und das schon seit Jahrhunderten. 04  
 
        Es ist zwar richtig, dass Migration oft auf diese Weise instrumentalisiert wird, wenn militärische Gewalt nicht möglich oder zu kostspielig ist oder man eine Eskalation auf jeden Fall vermeiden will. Dennoch war sie nie nur ein Instrument der Grauzone zwischen zulässigen Mitteln und offenem Konflikt. Ihr Einsatz hat durchaus schon Kriege nach sich gezogen, wie das Beispiel des Indisch-Pakistanischen Krieges von 1971 zeigt. Und auch während eines Krieges wurde Migration schon als diplomatisches Druckmittel benutzt, etwa 1999 im Kosovo, als der serbische Präsident Slobodan Milošević die NATO durch die Vertreibung von 800000 Kosovo-Albanern zur Einstellung ihrer Luftschläge zwingen wollte. 05  Die Instrumentalisierung von Migration ist ein wesentlicher Bestandteil konventioneller und irregulärer Kriege, einschließlich unzähliger Kampagnen zur Aufstandsbekämpfung im Kalten Krieg. Oft wird sie auch parallel zu konventionellen Konflikten eingesetzt, wie das Beispiel Russland zeigt, das neben dem Angriffskrieg gegen die Ukraine auch Migration als Waffe gegen EU- und NATO-Länder wie Italien und Finnland anwendet.
 
        Migration wird also schon lange als politisches Druckmittel genutzt – fragt sich nur: Wie und warum?
 
        WARUM FUNKTIONIERT MIGRATION ALS WAFFE?
 
        Eine Waffe ist ein Instrument, das von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren zum Angriff, zur Verteidigung oder zur Abschreckung eingesetzt wird, um politische, wirtschaftliche oder militärische Ziele zu erreichen. Entsprechend bezeichnet die Formulierung „Migration als Waffe“ Situationen, in denen Regierungen oder nichtstaatliche Akteure die Zu- oder Abwanderung von Menschen herbeiführen, behindern oder manipulieren oder auch nur damit drohen, um politische, wirtschaftliche und/oder militärische Ziele durchzusetzen.
 
        Anhand der jeweiligen Ziele unterscheide ich zwischen vier sich überschneidenden Formen der instrumentalisierten oder „strategisch gesteuerten“ Migration.
 
        Ein erstes Ziel einer Regierung kann sein, durch gesteuerte Migration die eigene, innenpolitische Position zu stärken, entweder durch die Ausweisung von Dissidenten oder durch den Versuch, andere Staaten in eine unangenehme Lage zu bringen, sie zu diskreditieren oder zu destabilisieren. Vermutlich war das auch Lukaschenkos Ziel, als er im Herbst 2021 eine Migrationskrise an der EU-Grenze inszenierte. Es gibt Hinweise darauf, dass er zumindest versuchte, die EU in Verlegenheit zu bringen. Möglicherweise wollte er die EU auch bestrafen, weil sie die Menschenrechtslage in Belarus kritisiert hatte oder weil sie nicht bereit gewesen war, ihn als Sieger der Präsidentschaftswahlen 2020 anzuerkennen, und nach der umstrittenen Wahl neue Sanktionen verhängt hatte.
 
        Ein zweites Ziel des Einsatzes gesteuerter Migration kann sein, während eines aktiven Konflikts einen militärischen Vorteil zu erlangen. Dabei werden Bevölkerungsbewegungen genutzt, um die Kommando- und Kontrollstrukturen des Gegners zu stören, die Nachschubwege zu unterbrechen und den Bewegungsradius der Truppen einzuschränken. Oder aber die Vertriebenen werden zur Verstärkung der eigenen Truppen rekrutiert. Diese Form der instrumentalisierten Migration ist ein gängiges Mittel bei Aufständen oder ihrer Bekämpfung und wurde etwa im syrischen Bürgerkrieg von allen Beteiligten angewandt.
 
         Drittens kann es ein Ziel sein, sich das Siedlungsgebiet oder den Besitz der Vertriebenen anzueignen oder sie auszuschalten, weil sie als Bedrohung für die Vorherrschaft der Gruppe gesehen werden, die die Vertreibung vornimmt. Diese Form der instrumentalisierten Migration war nach dem Zusammenbruch Jugoslawiens ein typisches Merkmal der Balkankriege in den 1990er Jahren und wird derzeit im Sudan angewandt.
 
        Ein viertes Ziel gesteuerter Migration kann Erpressung sein, wenn Bevölkerungsbewegungen ausgelöst, behindert oder manipuliert werden, um Zielstaaten zu politischen, militärischen und/oder wirtschaftlichen Zugeständnisse zu nötigen. Ein Beispiel wäre der frühere libysche Staatschef Muammar al-Gaddafi, der drohte, Europa mit Migranten zu überschwemmen, wenn ihm nicht Sanktionserleichterungen, Milliarden an Hilfsgeldern und andere Zugeständnisse gewährt würden. Ähnlich drohte der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan wiederholt, meist syrische Flüchtlinge und andere Migranten nach Europa zu schicken – mit Erfolg: 2016 wurde die umstrittene Flüchtlingsvereinbarung zwischen der EU und der Türkei ausgehandelt. 06  
 
        In Fällen, in denen solche Aktionen gegen Staaten gerichtet sind, hängt ihre Wirksamkeit weniger von der Größe der Bevölkerungsbewegungen ab als von der Politik im Zielland und der Haltung der dortigen Bevölkerung, wobei ein wesentliches Kriterium die Herkunft der Gruppe(n) sowie deren kulturelle/religiöse Identität ist. Entscheidend ist, ob die Menschen, die wie Schachfiguren hin- und hergeschoben werden, in den Zielstaaten als „Leute von uns“ betrachtet werden, die Akzeptanz und Schutz verdienen, oder als „die anderen“ und damit als Bedrohung, die abgewehrt und zurückgewiesen werden muss.
 
        Da die Zielländer fürchten, mit der Bewältigung der Zuwanderung überfordert zu sein und/oder dass es zu politischen Spaltungen innerhalb der Bevölkerung kommt, entfaltet der angedrohte oder tatsächliche Einsatz von Migration als Waffe eine große Wirkung. Deshalb gilt Migration schon lange als nützliches politisches Instrument. Dass es schnell wieder verschwindet, ist unwahrscheinlich. Tatsächlich sorgen die politischen Reaktionen in den Zielländern dafür, dass ihr Einsatz in Zukunft eher noch zunehmen wird.
 
        POLITISIERUNG DER GESTEUERTEN MIGRATION
 
        In vielen Ländern ruft das Schreckgespenst eines unablässigen Zustroms von Migranten und/oder Geflüchteten zuverlässig Anspannung und Aufregung hervor. Als etwa der libysche Machthaber al-Gaddafi drohte, „Europa schwarz und muslimisch“ zu machen, wenn die EU seinen Forderungen nicht nachkäme, 07  verstärkten sich die seit Langem bestehenden europäischen Befürchtungen, von afrikanischen Migrantinnen und Migranten „überrannt“ zu werden. Entgegen der Hoffnung, dass mit dem Fall al-Gaddafis auch die Drohungen ein Ende hätten, fanden die libyschen Milizen, die die Macht übernahmen, in den Jahren nach dem Aufstand von 2011 neue Wege, um Migration als Waffe einzusetzen. In einigen Fällen taten sie sich dafür mit Schleppern zusammen.
 
        Oft reichen bereits Drohungen, weil sich die politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger der Zielstaaten in einem Dilemma befinden: Eigentlich wollen sie die Vertriebenen nicht aufnehmen, sie können sich aber auch nicht einfach weigern. Das gilt vor allem, wenn auch nicht ausschließlich, für liberale Demokratien, die sich moralisch und rechtlich verpflichtet fühlen, Schutzbedürftigen Zuflucht zu gewähren. Die Erpresser wissen um diesen Umstand und nutzen ihn für ihre Zwecke. Oder wie der türkische Präsident Erdoğan einmal sagte: „Wie wollen Sie also mit den Flüchtlingen umgehen, wenn Sie keine Einigung erzielen? Die Flüchtlinge töten?“ 08  
 
        Auch andere kennen und nutzen das Dilemma der westlichen Demokratien. So erklärte Lukaschenko bei einem im Fernsehen übertragenen Besuch eines Flüchtlingslagers an der EU-Grenze: „Wenn ihr in den Westen wollt, werden wir euch nicht würgen, packen oder schlagen. Es ist eure Entscheidung. Geht hinüber! (…) Ich weiß, dass das, was ich gesagt habe, nicht jedem gefallen wird, vor allem nicht dem Ausland.“ 09  
 
        Die Zwickmühle entsteht, weil die Reaktionen, die der tatsächliche oder drohende Zustrom in den Gesellschaften der Zielländer hervorruft, in der Regel sehr unterschiedlich ausfallen, aber fast immer Konfliktpotenzial bergen. Unabhängig von der Zusammensetzung der ankommenden Gruppen spaltet jede Migrationsnotlage die Gesellschaft eines Ziellandes tendenziell in zwei Lager: die Einwanderungsgegner und die Einwanderungsbefürworter. Es ist unmöglich, beide Seiten gleichermaßen zufriedenzustellen, entsprechend anfällig und damit auch erpressbar ist eine Gesellschaft.
 
        Aufgrund dieser Dynamik treten im Zielland Spannungen und Widersprüche zutage, was wiederum denjenigen in die Hände spielt, die Unruhe stiften und das Zielland in Schwierigkeiten bringen wollen. Natürlich sind die Spannungen geringer, wenn die Gruppe der Vertriebenen Sympathie bei der Bevölkerung genießt und es wenige bis keine internen Spaltungen gibt. In solchen Fällen ist es schwierig, Migration als Waffe einzusetzen. Die Reaktionen in der EU auf die Ankunft ukrainischer Flüchtlinge nach Beginn des russischen Angriffskriegs 2022 sind ein solches Beispiel, allerdings sind solche Fälle eher die Ausnahme.
 
        Was sich in den vergangenen Jahren verändert hat, ist die Zahl der Regierungen, die bereit sind, Migration ganz offen als Waffe einzusetzen, statt nur hinter verschlossenen Türen damit zu drohen. Auch die Zahl der Zielländer ist gestiegen, die öffentlich zugeben, dass sie ins Visier genommen werden, und zwar sowohl von befreundeten als auch von gegnerischen Staaten. Das ist eine wesentliche und wichtige Veränderung. Die instrumentalisierte Migration ist dadurch viel leichter zu erkennen, und das erklärt vielleicht, warum einige Beobachter fälschlicherweise glauben, sie sei neu oder trete plötzlich viel häufiger auf.
 
        Diese zunehmende Transparenz ist ein zweischneidiges Schwert: Einerseits erscheinen die Forderungen derjenigen, die Druck ausüben, nun glaubhafter. Dadurch könnten sich Staaten veranlasst fühlen, bereits im Vorfeld einer herbeigeführten Migrationskrise zu verhandeln und tragfähige Vereinbarungen zu treffen. Andererseits kann die Behauptung, dass Gegner oder Rivalen Migration als Waffe verwenden, politisch genutzt werden – als eine Art Instrumentalisierung der Instrumentalisierung. Die Migration dient dann als Vorwand, eine illiberale und möglicherweise unzulässige Einwanderungspolitik voranzutreiben, und trägt dazu bei, Maßnahmen zu rechtfertigen, die andernfalls auf größeren Widerstand stoßen würden.
 
        Wir erleben also zunehmend, dass sowohl begründete als auch unbegründete Behauptungen über eine Instrumentalisierung der Migration dazu genutzt werden, andere Ziele und Maßnahmen voranzutreiben. Das ist eine problematische Entwicklung, da solche Behauptungen politisch sehr wirksam sind, wie die jüngsten Wahlerfolge zuwanderungsfeindlicher Parteien überdeutlich zeigen. Die sich verändernde politische Landschaft wirkt sich auch auf den allgemeinen politischen Diskurs und die Vorgaben im gesamten politischen Spektrum aus. „Es spielt keine Rolle, ob das Problem in diesen Ländern wirklich groß ist oder nicht, oder ob es überhaupt Flüchtlinge gibt, diese Parteien setzen es ganz oben auf die Tagesordnung“, erklärt SPD-Politikerin Katarina Barley, ehemalige deutsche Justizministerin und Mitglied des Europäischen Parlaments. „Und das schafft eine Dynamik in der politischen Diskussion, die dann nicht auf die Lösung von Problemen zielt.“ Ein europäischer Diplomat ergänzt: „Die Einwanderungsfrage ist sehr emotional geworden, und zwar in allen Bereichen.“ 10  
 
        Das alles macht deutlich, dass Ängste und ein Gefühl der Bedrohung – sei es nun im Bereich der Sicherheit, der Wirtschaft, der Gesellschaft oder der Kultur – ebenso eine Frage der gefühlten Wahrnehmung wie der objektiven Realität sind. Diese Wahrnehmung kann von gewieften Akteuren ausgenutzt und manipuliert werden. Die persönlichen politischen Motive dahinter sind klar. Allerdings richtet man damit auch enormen Schaden im liberalen demokratischen System und beim darin verankerten Schutz der Menschenrechte an. Vielen ist nicht bewusst, dass die innenpolitische Instrumentalisierung der Instrumentalisierung der Migration die westlichen Staaten gegenüber ihren strategischen Konkurrenten schwächen kann. Hier ist die Politisierung der gesteuerten Migration am Werk, und zwar unter dem Vorwand der feindseligen Einflussnahme von außen.
 
        EINFLUSSNAHME VON AUẞEN
 
        Potenziell und tatsächlich feindlich gesinnte ausländische Akteure, ob staatlich oder nichtstaatlich, wissen um die Brisanz des Themas Migration innerhalb der EU und weltweit. Und es gibt Hinweise darauf, dass sie die Angst vor Migration aktiv als Teil umfassender und weitreichender Einflussoperationen nutzen, sowohl in Form von Desinformationskampagnen als auch in Form von Steuerung von Migrationsbewegungen.
 
        Eine Methode ist die Verbreitung falscher oder irreführender Informationen an gefährdete Bevölkerungsgruppen, um sie dazu zu bewegen, aus Gebieten zu fliehen, in denen sie sich bedroht fühlen, wie zum Beispiel in Mali, und in Länder zu gehen, in denen sie nicht willkommen sind. So wurde etwa im Frühjahr 2024 vermutet, dass Russland Schleuser und private Milizen wie die Wagner-Gruppe im Mittleren Osten und Nordafrika einsetzt, um die Zuwanderung nach Europa zu lenken und dadurch Wahlen zu beeinflussen, die Unterstützung für demokratische Institutionen zu untergraben und die gesamte Region zu destabilisieren.
 
        Russland hat eine Beteiligung bestritten, doch Medien berichteten von Geheimdienstdokumenten, laut denen russische Agentinnen und Agenten eine 15000 Mann starke Truppe aus ehemaligen libyschen Milizionären zusammenstellten, die die Migration über das Mittelmeer kontrollieren sollte. Eine Quelle behauptete: „Wenn man die Migrationsrouten nach Europa kontrolliert, kann man auch Wahlen kontrollieren, weil man den Zustrom in ein bestimmtes Gebiet drosseln oder es mit Migranten überschwemmen kann, um die öffentliche Meinung zu einem bestimmten Zeitpunkt zu beeinflussen.“ 11  
 
        Eine weitere Methode besteht darin, Falsch- und Desinformationen, die Ängste im Zusammenhang mit Migrationsströmen schüren und verstärken, in potenziellen Zielstaaten zu verbreiten, um dort die Polarisierung zu verstärken und neue politische Gräben aufzuwerfen. 12  Das ist oft bemerkenswert einfach, da politische Akteure im Inland dieselben nichtfaktischen Informationen verbreiten, mitunter verwenden sie sogar unwissentlich Material, das von außen bereitgestellt wurde. Aus internen Kreml-Dokumenten, die westliche Geheimdienste im Frühjahr 2024 veröffentlichten, ging hervor, dass im Rahmen einer laufenden Desinformationskampagne politische Strategen und Internet-Trolle Tausende von gefälschten Nachrichtenartikeln, Beiträgen in sozialen Medien und Kommentaren produzierten. Alle sollten Ängste in Bezug auf die Grenzsicherheit schüren und die wirtschaftlichen Sorgen und rassistischen Spannungen in den Zielländern verschärfen. 13  Ein wesentliches Ziel der Kampagne bestand darin, Politikerinnen und Politiker in Europa und den USA dazu zu bringen, die vom Kreml erstellten fiktiven Geschichten zu wiederholen und den Falschmeldungen so mehr Autorität und Legitimität zu verleihen. Die auf Angst basierenden Botschaften über Migration, Kriminalität und mangelnden Grenzschutz erhalten dadurch noch mehr Gewicht. Leichtgläubige Politiker werden zu „nützlichen Idioten“, die die geopolitische Agenda der strategischen Konkurrenten des Westens vorantreiben. Aber wie und warum funktioniert das?
 
        Die psychologische Manipulation ist eine Form der Beeinflussung, die darauf zielt, das Verhalten oder die Überzeugungen der Zielgruppe durch Ablenkung, Täuschung und Falschdarstellung zu verändern. Eine bemerkenswert effektive Variante stützt sich auf den Einsatz von Gerüchten, Verschwörungstheorien, Propaganda und anderen Inhalten, die ich als „extrafaktische Informationen“ bezeichne. Extrafaktische Informationen sind nicht verifiziert oder können zum Zeitpunkt der Verbreitung nicht verifiziert werden, werden aber dennoch als Quelle genutzt – sowohl von denjenigen, die sie für wahr halten, als auch von denjenigen, die die Tatsache ausnutzen, dass andere sie für wahr halten. 14  
 
        Eine wirksame Manipulationsmethode besteht darin, vage und unausgesprochene, aber objektiv vorhandene Ängste in existenzielle, jedoch nicht konkret belegbare Bedrohungen der persönlichen oder nationalen Sicherheit umzuwandeln. Diese Strategie der Verschmelzung von Bedrohungen wird in vielen Ländern angewandt, um die Migrationsdebatte zu verzerren, indem man verständliche Ängste über die Auswirkungen und Kosten der irregulären Migration und der Fluchtzuwanderung nutzt und die Fakten mit emotionalen, Angst schürenden Erzählungen ausschmückt oder verdreht, um zu suggerieren, dass grenzüberschreitende Migrationsbewegungen eine ernsthafte Gefahr für die Sicherheit sind. Ich will damit nicht die Herausforderungen durch Migration leugnen – sie sind durchaus real und nicht zu unterschätzen, wie die europäischen Länder, die Millionen von Vertriebenen aufgenommen haben, bezeugen können. Allerdings ist es schwierig, allein anhand der Fakten zu argumentieren, dass solche Herausforderungen das Überleben eines Staates bedrohen – vor allem, wenn es sich um reiche Industrieländer mit gefestigten Demokratien handelt, die besonders häufig mit Zuwanderung konfrontiert sind.
 
        Dennoch erhöht ein wiederholter Kontakt mit extrafaktischen Informationen die Wahrscheinlichkeit, dass Menschen sie für wahr erachten, selbst wenn sie sie beim ersten Mal für falsch oder zweifelhaft hielten. Bei Untersuchungen zur Reaktion auf extrafaktische Informationen in Konfliktgebieten stellten wir fest, dass die Wahrscheinlichkeit, ein Gerücht zu glauben, um das 2- bis 8,5-Fache steigt, wenn man es zuvor schon einmal gehört hat. 15  Selbst bei besonders skeptischen Adressaten können Tausende von Reden, Wahlkampfveranstaltungen und Posts in den sozialen Medien, die mit extrafaktischen Informationen gespickt sind, sowie die Berichterstattung über diese Behauptungen – ob befürwortend oder kritisch – dazu führen, dass das bisher Unglaubliche geglaubt wird.
 
        Die psychologische Manipulation ist ein wirksames Mittel der politischen Mobilisierung. Es ist daher leicht nachzuvollziehen, warum sich viele Politiker darauf einlassen, um Unterstützung für ihre Politik zu gewinnen, wenn Fakten allein nicht ausreichen. Ihre Anwendung ist jedoch mit einem hohen Risiko für die Sicherheit und Stabilität eines Landes verbunden. Feindliche Akteure können sich das derart beackerte Terrain zunutze machen, um für Unruhe zu sorgen, sich in Wahlen einzumischen und die Zielstaaten sogar zu destabilisieren, und so den Glauben und das Vertrauen in demokratische Institutionen und Regierungsstrukturen weiter schwächen. Wenn innenpolitische Akteure weiterhin ihre eigenen Interessen über die Sicherheit und Stabilität ihres eigenen Landes und ihrer Verbündeten stellen, was bleibt dann noch?
 
        Wenn hier keine Abhilfe geschaffen wird, verheißt dies nichts Gutes für die Zukunft der liberalen Demokratien oder für den Schutz der Schwächsten in der Welt. Hält die derzeitige Dynamik an, wird Migration weiter instrumentalisiert und können westliche Regierungen die Rechte und Freiheiten untergraben, die sie angeblich hochhalten. Wenn die liberalen Demokratien weiterhin fortschrittlich, freiheitlich und demokratisch sein wollen, müssen sie einen Weg finden, ihre Grenzen zu sichern, ohne dass ihre Identität, ihre Werte und der liberale Staat selbst auf der Strecke bleiben.
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          DIETRICH CREUTZBURG
 
           WIE VIEL STREIK DARF’S SEIN? 
 
          Vor allem im Verkehrswesen zeigen sich Tendenzen einer Entgrenzung von Tarifkonflikten. Veränderungen der Gewerkschaftslandschaft und eine streikfreundliche Rechtsprechung tragen dazu bei. Argumente für begrenzende gesetzliche Regeln gewinnen an Relevanz.
 
        
 
         
          THORSTEN SCHULTEN
 
           SCHON WIEDER STREIK? ARBEITSKÄMPFE IN DEUTSCHLAND IM EUROPÄISCHEN VERGLEICH  
 
          Darüber, wieviel hierzulande gestreikt wird, gibt es neben der tatsächlichen eine „gefühlte“ Realität, die das Streikgeschehen überschätzt. Im europäischen Vergleich ist Deutschland eher streikarm. Das liegt auch an einem relativ restriktiven Streikrecht.
 
        
 
         
          MICHAEL BRENNER
 
           DAS STREIKRECHT: GRUNDSÄTZE UND GRENZEN 
 
          Das Streikrecht ist grundgesetzlich in der Koalitionsfreiheit verankert und gibt Arbeitnehmern wie Arbeitgebern weitgehende Autonomie in Tarifkonflikten. Es unterliegt aber auch Grenzen. Zugleich sind staatliche Eingriffe in die Tarifautonomie untersagt.
 
        
 
         
          PETER BIRKE
 
           WEGMARKEN DER DEUTSCHEN STREIKGESCHICHTE SEIT 1945 
 
          Viele Streiks geraten schnell ins Rampenlicht, werden aber oft genauso schnell wieder vergessen. Gleichwohl gibt es einige Arbeitskämpfe in der ost-, west- und gesamtdeutschen Geschichte, die auf Dauer im kollektiven Gedächtnis geblieben sind.
 
        
 
         
          INGRID ARTUS
 
           FRAUEN IM STREIK. ZUR FEMINISIERUNG VON ARBEITSKÄMPFEN 
 
          Frauenstreiks haben in den vergangenen 20 Jahren neue Sichtbarkeit erlangt, etwa in Krankenhäusern und Kindertagesstätten. Sie verweisen auf Emanzipationsgewinne und eine neue Anspruchshaltung von Frauen, nicht nur im Bereich der Erwerbsarbeit.
 
        
 
         
          HAGEN LESCH
 
           STREIKSCHÄDEN VERMEIDEN. WAS BRINGT DIE SCHLICHTUNG? 
 
          Weil Streiks Schaden anrichten können, sind sie ein zentrales Druckmittel der Gewerkschaften in Tarifauseinandersetzungen. Sie dürfen jedoch nur das letzte Mittel sein. Schlichtungen sind ein erfolgreicher Weg, um Tarifkonflikte beizulegen. Sie sollten daher gesetzlich gestärkt werden.
 
        
 
         
          FRIEDERIKE BAHL
 
           WO STREIKEN NICHT HILFT. ARBEITSKRITIK IM NIEDRIGLOHNSEKTOR 
 
          Streik ist ein zentrales Mittel zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen. Im Niedriglohnsektor mangelt es jedoch oft an kollektiven Strukturen, was dazu führt, dass Beschäftigte auf verdeckte Formen des Widerstands zurückgreifen. Diesen fehlt es allerdings an transformativer Kraft.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Wenn Streik uns im Alltag begegnet, dann meist als Störung: Die Allgemeinheit bekommt Arbeitsniederlegungen in der Regel nur dann empfindlich zu spüren, wenn in Bereichen der Daseinsvorsorge gestreikt wird, etwa im Verkehrssektor, in Gesundheitseinrichtungen, bei der Müllabfuhr oder in Kindertagesstätten. Niemand ist begeistert, wenn von „Notbetrieb“ oder „Ersatzfahrplan“ die Rede ist. Insbesondere die Lokführerstreiks haben in den vergangenen Jahren für Aufregung gesorgt und die Nerven vieler Bahnreisender strapaziert. Entsprechend zügig folgten die Rufe nach einer Einschränkung des Streikrechts.
 
        Grundlage des Streikrechts in Deutschland ist die grundgesetzlich geschützte Koalitionsfreiheit. Sie versetzt Gewerkschaften in die Lage, in Tarifauseinandersetzungen Druck auf die Arbeitgeber auszuüben, um Forderungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durchzusetzen – etwa nach höheren Löhnen, kürzeren Arbeitszeiten oder besserer sozialer Absicherung. Viele Rechte, die wir heute für selbstverständlich halten, zum Beispiel die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, wurden auf diese Weise hart erkämpft. Ohne das Streikrecht, urteilte das Bundesarbeitsgericht 1980, seien Tarifverhandlungen nicht mehr als „kollektives Betteln“. Kurzum: Streiks sind ein wichtiges Instrument der Tarifautonomie, in die der Staat nicht ohne Weiteres eingreifen kann.
 
        Gleichwohl hat auch das Streikrecht Grenzen. Zum einen müssen Gewerkschaften – ebenso wie Arbeitgeberverbände – auf die „Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen“ ausgerichtet sein. Zum anderen gilt das Ultima-ratio-Prinzip: Streiks sollen immer nur das letzte Mittel sein, wenn auf dem Verhandlungsweg keine Einigung zu erzielen ist. In einer zunehmend fragmentierten Tarifvertragslandschaft mit einer gewachsenen Zahl an Spartengewerkschaften sind Einigungen nicht einfacher geworden. Zugleich aber zeigt sich im Willen zum Kompromiss und zur sozialpartnerschaftlichen Einigung der Wert demokratischer Aushandlung.
 
         Johannes Piepenbrink 
 
      

       
        ESSAY
 
        WIE VIEL STREIK DARF’S SEIN?
 
         Dietrich Creutzburg 
 
        Der vielleicht konfliktfreudigste deutsche Gewerkschaftsführer der jüngeren Zeit, Claus Weselsky, hat sich im Sommer 2024 aus dem aktiven Dienst verabschiedet. Mit dem Wechsel an der Spitze der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) entfällt aber nicht der Anlass für eine Auseinandersetzung darüber, wie sich in Deutschland Tendenzen einer Entgrenzung von Tarifkonflikten Einhalt gebieten lässt. Politische Überlegungen dazu haben erfahrungsgemäß nur dann Konjunktur, wenn gerade ein Arbeitskampf größere Teile der Bevölkerung akut verärgert. Doch auch unabhängig von solchen Stimmungsschwankungen gibt es gute Gründe, Arbeitskämpfe zumindest in manchen Ausprägungen zu begrenzen, auch mittels gesetzlicher Rahmenregelungen – also stärker, als dies die Rechtsprechung bisher leistet.
 
        STRUKTURPROBLEM DES ÖFFENTLICHEN SEKTORS
 
        Die hier zu diskutierenden Entgrenzungen sind kein Phänomen, das die Tariflandschaft gleichmäßig durchzieht. Einen offensichtlichen Gegenpol bilden die Tarifparteien der Chemieindustrie. Die IG Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) und die Chemie-Arbeitgeberverbände folgen fast unbeirrt einem sozialpartnerschaftlichen Leitbild, das sich so beschreiben lässt: Bei allen Interessenunterschieden steht die Suche nach Verbindendem, nicht Trennendem im Vordergrund. Dadurch haben sie ein für beide Seiten wertvolles Vertrauenskapital geschaffen. Auf diesem Fundament kann die IG BCE im Zweifel schon durch einen Aufruf zum Fahnenschwenken mehr Wirkung auf die Arbeitgeber erzielen, als es anderen Gewerkschaften mit ruppigen Streiks gelingt. Und jenseits davon gibt es natürlich auch Branchen, in denen Gewerkschaften schlicht die Organisationsmacht fehlt, um spürbaren Druck auszuüben.
 
        Die Frage nach stärkeren Begrenzungen stellt sich indes dort, wo sich mächtige tarifpolitische Akteure nicht durch ein sozialpartnerschaftliches Grundverständnis selbst disziplinieren. Und sie stellt sich dort, wo Tarifparteien in der Lage sind, Lasten und Folgekosten ihres Wirkens großenteils auf Dritte abzuwälzen. Dies ist in der sogenannten Daseinsvorsorge der Fall, besonders im Verkehrswesen, aber auch in anderen Bereichen. Beide Phänomene – Abwälzen von Konfliktfolgen und ein Mangel an Sozialpartnerschaft – treffen dort häufig zusammen und verstärken sich.
 
        Mit dem jüngsten Arbeitskampf bei der Deutschen Bahn im Frühjahr 2024 hat die GDL wieder einmal Anschauungsmaterial dafür geliefert. Allerdings hat sie kein Monopol darauf, wie die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft EVG in ihrer Tarifrunde 2023 nachgewiesen hat. In beiden Fällen ließen sich schon die Tarifforderungen – beide weit im zweistelligen Prozentbereich – kaum als Suche nach „Verbindendem“ auffassen, wenn man den schwierigen Zustand des Staatsunternehmens Deutsche Bahn in Rechnung stellt. Im Hinblick auf dessen Personalengpässe galt das zumal für die GDL-Forderung nach einer rund acht Prozent kürzeren Wochenarbeitszeit.
 
        Vor allem aber ließen beide Gewerkschaften fast keinen Raum mehr für Verhandlungen in friedlichem Klima. Die EVG kündigte schon vor Beginn der Tarifgespräche an, dass sie zu Streiks aufrufen werde, falls die Arbeitgeberseite nicht gleich in der ersten Runde ein Angebot vorlege; so kam es dann auch. Früher war es üblich, dass Gewerkschaften der Arbeitgeberseite in der Auftaktrunde zunächst ihre Forderungen darlegten und detailliert begründeten – was die EVG nun zu „Folklore“ erklärte. Und die GDL rief nach ihrer ersten Verhandlungsrunde mit der Deutschen Bahn nicht nur zu Warnstreiks auf, obwohl diese tatsächlich gleich ein Angebot dabeihatte, sondern erklärte überdies umgehend das Scheitern der Gespräche und leitete die Urabstimmung über einen unbefristeten Arbeitskampf ein.
 
        Solche Grenzverletzungen beschränken sich aber nicht auf die Eisenbahn, wie die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi ebenfalls im Frühjahr 2024 verdeutlicht hat. Im öffentlichen Nahverkehr rief sie nach jeweils nur einer Verhandlung in den regionalen Tarifrunden zu bundesweiten Streiks auf. Dabei war der Auftakt etwa in Berlin nach Darstellung der Arbeitgeberseite „konstruktiv“ verlaufen. Zugleich traf dieser Streik mit einem Streikaufruf von Verdi an die Flughafensicherheitskräfte zusammen und hätte sich beinahe auch mit GDL-Streiks überschnitten. Mit dem Streikaufruf an Flughäfen missachtete Verdi zudem, ähnlich wie zuvor die GDL, den Grundsatz, Kunden wenigstens 48 Stunden im Voraus zu informieren.
 
        Überdies flankierte Verdi den Tarifkonflikt im Nahverkehr zum wiederholten Mal durch gemeinsame Kampagnen mit Fridays for Future und deren sogenannten Klimastreiks. Wie vielen Reisenden und Berufspendlern sich wohl das Argument erschloss, dass all dies dem Einstieg in eine klimafreundlichere Mobilität diene? Verdi hat es jedenfalls für ihre Tarifpolitik in Anspruch genommen. Die Trennlinie zwischen (zulässigen) Streiks zur Durchsetzung besserer Arbeitsbedingungen und (unzulässigen) politischen Streiks wurde wieder einmal strapaziert. Egal, was man von den politischen Zielen hält – das aus dem Grundrecht der Koalitionsfreiheit abgeleitete Streikrecht ist dazu nicht gedacht.
 
        MÖGLICHE STELLSCHRAUBEN
 
        Umso mehr Anlass gibt es, Wege zu einem besseren, wirksameren Rahmenwerk zu suchen. Es geht um Regelungen, die dem Ultima-ratio-Prinzip der Arbeitsrechtsprechung – Streiks erst, wenn nach vernünftigem Ermessen alle anderen Lösungswege ausgeschöpft sind – wieder Geltung verschaffen; und die bestenfalls sozialpartnerschaftliches Verhalten stärken. Zugleich geht es darum, die Belange der Allgemeinheit – etwa der Bahnkunden – in der Daseinsvorsorge wieder stärker zur Geltung zu bringen. Sie darf erwarten, dass ein Mindestmaß an Mobilität gewährleistet bleibt. Und sie darf erwarten, dass neben dem Ziel angemessener Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten nicht das Hauptziel eines angemessenen und finanzierbaren Leistungsangebots ausgeblendet wird.
 
        Dass diese Aspekte des Interessenausgleichs zunehmend infrage stehen, hat vielfältige Ursachen. Dazu gehören Strukturveränderungen im Tarifvertragssystem; dazu gehört ebenso eine Arbeitsrechtsprechung, die sich über die Jahrzehnte entschieden streikfreundlich entwickelt hat; und in Abwägungen, ob ein Streik verhältnismäßig ist, kommt die sogenannte Drittbetroffenheit bisher bestenfalls am Rande vor. Bereits 1988 urteilte das Bundesarbeitsgericht, dass es faktisch im Ermessen der streikenden Gewerkschaft liegt, ob sie andere Bemühungen für ausgeschöpft hält. Wenn aber auf anderen Wegen keine Änderung in Aussicht steht, bleibt letzten Endes nur der gesetzliche Weg.
 
        Vorschläge zur Einführung gesetzlicher Rahmenregeln für Arbeitskämpfe in der Daseinsvorsorge liegen seit Längerem auf dem Tisch. 01  Sie sehen unter anderem die gesetzliche Pflicht zu einem Schlichtungsverfahren vor, bevor eine Gewerkschaft einen Arbeitskampf beginnen darf; außerdem eine verbindliche, mehrtägige Mindestfrist zur Ankündigung von Streiks im Verkehrswesen und anderen Bereichen der kritischen Infrastruktur; eine Pflicht, durch sogenannte Notdienstregelungen auch während des Arbeitskampfs eine Mindestversorgung sicherzustellen; sowie darüber hinaus etwa eine Pflicht zur Urabstimmung vor Arbeitskämpfen, verbunden mit einem Mindestquorum von 50 Prozent der Belegschaft. Dies ist kein allumfassendes Lösungspaket zur Stärkung des Tarifvertragssystems. Aber es sind einige greifbare Ansätze, um einer Entgrenzung von Streiks zulasten der Allgemeinheit entgegenzuwirken.
 
        WÄREN GESETZLICHE EINGRIFFE EIN TABUBRUCH?
 
        Vor der näheren Betrachtung tarifpolitischer Strukturfragen drängen sich Bemerkungen zur Umsetzbarkeit gesetzlicher Eingriffe ins Streikrecht auf. Dass es dafür verfassungsrechtlichen Spielraum gibt, darf angesichts der rechtswissenschaftlich versierten Urheber vielfältiger Vorschläge als plausibel gelten. Politisch gefordert wurden sie zuletzt anlässlich der jüngsten GDL-Streiks, etwa von der CDU/CSU-Mittelstandsunion, aus der FDP sowie von Arbeitgeberverbänden. Ihnen stehen allerdings mit Gewerkschaften, SPD, Grünen und weiteren Parteien politische Kräfte entgegen, die gesetzliche Begrenzungen kategorisch ablehnen. Die Standardformulierung zur Abwehr solcher Vorschläge lautet: „Keine Eingriffe ins Streikrecht“, dieses „hohe Gut“ dürfe nicht angetastet werden.
 
        Soweit sich damit der Eindruck vermittelt, dass ein gesetzliches Eingreifen per se ein politischer Tabubruch wäre, trifft dieser allerdings nicht zu. Zum Beispiel hat die damalige Regierungskoalition aus Union und SPD zum 1. April 2017 mehrere Änderungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) in Kraft gesetzt, darunter den neuen „Streikbrecherparagrafen“ (Paragraf 11, Absatz 5 AÜG), mit dem sie Gewerkschaftsforderungen folgte. Er besagt: Wenn ein Betrieb bestreikt wird, darf dieser keine Zeitarbeiter mehr beschäftigen, es sei denn, er kann garantieren, dass sie nicht einmal mittelbar dazu beitragen, streikbedingten Arbeitsausfall zu kompensieren. Wer diesen Eingriff in die Arbeitgeberrechte nicht als politischen Tabubruch begreift, kann es wohl ebenso wenig als Tabubruch einstufen, wenn der Gesetzgeber einige Rahmenregeln gegen destruktive Konfliktführung von Gewerkschaften erlässt.
 
        Jenseits davon haben Weselsky und die GDL dieser Gesetzesnovelle aber noch eine ironische Pointe hinzugefügt: Eigentlich hatte sie das Ziel, Beschäftigte stärker vor Leiharbeit zu schützen, was ebenfalls Gewerkschaftsforderungen entsprach. Die GDL indes verkündete im Juni 2023 – zusammen mit ihrer Tarifforderung – die Gründung einer eigenen Leiharbeitsfirma für Lokführer. Der neue, als Genossenschaft organisierte Betrieb solle Lokführer zu aus Sicht der GDL guten Konditionen beschäftigen und dann gewinnbringend an Arbeitgeber wie die Deutsche Bahn verleihen. Tatsächlich wurde die so angekündigte „Fair Train e.G.“ bald förmlich bei der Bundesagentur für Arbeit registriert.
 
        Das wirft eigene tarifrechtliche Fragen auf: Darf es sein, dass sich eine Gewerkschaft unternehmerisch auf einem Markt betätigt, auf dem sie zugleich Arbeitgeber mit Streiks unter Druck setzen kann? Die GDL hat sich juristisch bisher damit verteidigt, dass es keine unmittelbaren personellen Verflechtungen zwischen der Gewerkschaft und der „Fair Train e.G.“ gebe. Das Firmenlogo ähnelt dem GDL-Logo allerdings stark. Auf jeden Fall stützt auch dieser Vorgang die Entgrenzungsthese. Der besagte Streikbrecherparagraf hingegen gewann damit eine arbeitgeberfreundliche Nebenbedeutung: Er stellt immerhin sicher, dass die „Fair Train e.G.“ kein gewinnbringendes Geschäft aus GDL-Streiks machen darf, indem sie versucht, der Deutschen Bahn teure Ersatzlokführer zu vermieten.
 
        ZERSPLITTERUNG ALS TIEFERE URSACHE
 
        Doch was erklärt diese Entwicklungen im Tarifvertragssystem? Was steht dahinter? Wenn das Klima der gesellschaftlichen Auseinandersetzung insgesamt rauer wird, schlägt dies fraglos auch auf die Tarifpolitik durch. Wo Absolutheitsansprüche Zulauf haben, geraten Traditionen des pragmatischen Interessenausgleichs und damit die Sozialpartnerschaft unter Druck.
 
        Mindestens so einschneidend wirkte eine Veränderung des tarifrechtlichen Rahmens von 2010 unter dem Stichwort „Tarifeinheit“. Das Bundesarbeitsgericht hat damals mit einer Kehrtwende seiner Rechtsprechung neue Regeln für Fälle sogenannter Tarifkonkurrenz festgelegt und damit größere Handlungs- und Konfliktspielräume für Berufs- und Spartengewerkschaften zementiert. Dies bedeutete eine Abkehr vom Grundsatz „Ein Betrieb, ein Tarifvertrag“ und stieß vollends das Tor auf zu einem offenen Wettstreit zwischen unterschiedlichen Gewerkschaften im gleichen Unternehmen – auch zu tarifpolitischem Überbietungswettbewerb mithilfe des Streikrechts.
 
        Der juristische Kurswechsel fand indes nicht im luftleeren Raum statt. Ihm gingen tektonische Veränderungen der Gewerkschaftslandschaft voraus. Dazu zählt die freiwillige Anerkennung der Piloten-Vereinigung Cockpit (VC) als eigenständige Tarifpartei durch die Deutsche Lufthansa zur Jahrtausendwende. Dazu zählt ebenso die Gründung der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi etwa zur gleichen Zeit, verbunden mit der Auflösung der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG). Deren Integrationskraft für höhergestellte Berufsgruppen fehlte fortan, was der Konfliktneigung anderer Organisationen Auftrieb gab. Berufsverbände wie der Ärzteverband Marburger Bund oder die Flugbegleiterorganisation Ufo nahmen die tarifpolitische Vertretung ihrer Mitglieder nun selbst in die Hand.
 
        Als Reaktion auf die geänderte Rechtsprechung und deren Folgen hat die Große Koalition 2014 zwar das Tarifeinheitsgesetz eingeführt. Anders als der Name andeutet, drehte es die Verhältnisse aber nicht zurück. Es liefert Regelungen für Fälle „kollidierender“ Tarifverträge: Arbeitgeber sollen nicht gezwungen sein, einander widersprechende Tarifverträge unterschiedlicher Gewerkschaften im gleichen Betrieb anzuwenden. Als (optionalen) Ausweg sieht es vor, die mitgliederstärkste Gewerkschaft in dem Betrieb gerichtlich zu ermitteln, um dann deren Tarifverträgen Vorrang zu geben. Das Streikrecht selbst begrenzt diese Regelung aber nicht. Deren Gegner, darunter die GDL, argumentieren inzwischen, dass sie Konflikte sogar anheize: Um sich für eine Auszählung zu wappnen, müssten alle Gewerkschaften umso offensiver um Mitglieder werben. Doch ohne dieses Gesetz wäre die Frage offen, wie Betriebe mit Tarifkollisionen umgehen können. Ein schlüssiges Argument gegen gesetzliche Rahmenregeln für Streiks sind diese Einwände nicht.
 
        WEITERE LÖSUNGSANSÄTZE
 
        Die skizzierten Strukturveränderungen sind konflikttreibend. Ist der Geist einer Zersplitterung erst aus der Flasche, bekommt man ihn kaum noch zurück. Und das Grundrecht der Koalitionsfreiheit, das jede Berufsgruppe in Anspruch nehmen kann, lässt keine simplen Lösungen zu. Der Ansatz gesetzlicher Rahmenregeln, die zumindest gegen ungezügelte Eskalationen wirken, gleicht da notgedrungen einem Kurieren an Symptomen. Allerdings setzt er zumindest dort an, wo die Symptome am stärksten sind.
 
        Ergänzend bietet sich noch diese Überlegung an: Wäre der Umfang des Streikrechts im Einzelfall nicht eigentlich auch danach zu differenzieren, inwieweit eine Gewerkschaft das Ziel verfolgt, alle Beschäftigten eines Unternehmens oder einer Branche zu vertreten? Falls ja, unterzieht sie sich der integrativen Aufgabe, schon beim Aufstellen von Tarifforderungen einen Interessenausgleich unter den Beschäftigten zu suchen. Eine Berufs- oder Spartengewerkschaft tut das nicht – im Zweifel setzt sie die Interessen besonders streikmächtiger Gruppen sogar auf Kosten anderer Gruppen durch.
 
        Gewerkschaften mit dem erklärten Anspruch, die gesamte Belegschaft zu vertreten, tragen dem eigentlichen Zweck des Streikrechts entsprechend mehr dazu bei, eine strukturelle Unterlegenheit der einzelnen Beschäftigten im Machtverhältnis zum Arbeitgeber auszugleichen. Ebenso wäre es dann rechtlich zu honorieren, wenn Gewerkschaften in Tarifgemeinschaften kooperieren, statt für sich allein zu kämpfen. Die Idee einer verpflichtenden Urabstimmung mit einem Mindestquorum von 50 Prozent der Belegschaft zielt auf diesen Punkt. Auch in einer Abwägung, unter welchen Umständen ein Arbeitskampf verhältnismäßig ist, könnte das Bemühen um einen möglichst breiten Interessenausgleich honoriert werden.
 
        Politische Zustimmung für eine Gesetzgebung zu finden, die den hier skizzierten Fehlentwicklungen entgegenwirkt, bleibt aber schwierig. Bei allen Konflikten zwischen einzelnen Gewerkschaften braucht es wenig Phantasie, sich deren vereinten politischen Protest gegen solche Initiativen vorzustellen. Doch ohne begrenzende Eingriffe und mit der Perspektive eines weiter steigenden Eskalationsniveaus verschärft sich absehbar ein weiterer Zielkonflikt: Wenn es das klimapolitische (und womöglich verfassungsrechtliche) Gebot ist, individuelle Mobilität zurückzudrängen und Reise- wie Güterverkehr auf die Bahn zu verlagern, dann sollte diese umso mehr möglichst zuverlässig und dauerhaft finanzierbar zur Verfügung stehen.
 
        Fehlt es an Streikbegrenzungen, droht aber genau das Gegenteil. Die beteiligten Gewerkschaften können Konflikte dann umso härter führen, gestützt auf die noch größere Gewissheit, dass den politischen Akteuren gar nichts übrigbleibt, als auf die Erfüllung ihrer Forderungen hinzuwirken, koste es an Steuermitteln, was es wolle. In rein privatwirtschaftlichen Unternehmen stoßen auch konfliktfreudigste Gewerkschaften irgendwann von selbst an Grenzen. Gerät der Fortbestand von Arbeitsplätzen oder gar ganzer Betriebe in Gefahr, lässt die Streikbereitschaft der Beschäftigten nach, die Kompromissbereitschaft steigt. Ist dieses Risiko aber von vornherein ausgeschlossen, weil es sich um einen staatlichen Betrieb handelt, werden Tarifkonflikte implizit gegen Regierung und Steuerzahler geführt.
 
        Vielleicht reagiert im Lichte solcher Zuspitzungen irgendwann auch die Rechtsprechung und entwickelt neue Grundsätze dafür, wann Arbeitskämpfe verhältnismäßig sind. Das ist aber ungewiss. Schon heute gibt es gute und zunehmend bessere Argumente, einen gesetzlichen Rahmen dafür abzustecken, mit allem Respekt vor der grundgesetzlich geschützten Koalitionsfreiheit.
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        SCHON WIEDER STREIK?
 
        Arbeitskämpfe in Deutschland im europäischen Vergleich
 
         Thorsten Schulten 
 
        Im Frühjahr 2024 war die mediale Aufregung groß. Mehrere Warnstreiks der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) hatten den Bahnverkehr erheblich eingeschränkt und damit den Alltag von Millionen von Bahnkund*innen beeinträchtigt. Als dann auch noch die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi zu Streiks an den Flughäfen und beim öffentlichen Nahverkehr aufrief, unterstellten manche den Gewerkschaften, ganz Deutschland lahmlegen zu wollen. 01  Politiker wie der CDU-Vorsitzende Friedrich Merz oder der FDP-Generalsekretär Bijan Djir-Sarai sprachen gar von „Streikexzessen“ und „maßloser Streikgier“ und riefen nach einer gesetzlichen Einschränkung des Streikrechts.
 
        Nachdem die Arbeitskämpfe bei Bahn, Flughäfen und öffentlichem Nahverkehr durch neue Tarifverträge beendet wurden, hat sich auch die öffentliche Aufregung wieder gelegt. Es zeigte sich einmal mehr die Normalität einer gelebten Tarifautonomie in Deutschland: Auch wenn am Anfang einer Tarifauseinandersetzung die Positionen noch unversöhnlich gegenüberstehen, sind die Tarifvertragsparteien am Ende doch immer wieder in der Lage, einen Kompromiss zu finden.
 
        Streiks sind ein unverzichtbarer Bestandteil der Tarifautonomie in Deutschland. 02  Sie sind im Konfliktfall das einzige Mittel der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaften, um gegenüber den Arbeitgebern unmittelbar Druck auszuüben und damit das strukturelle Machtungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt zumindest ein Stück weit auszugleichen. Faktisch vergeht in Deutschland kaum ein Tag, an dem nicht irgendwo im Land gestreikt wird. Da die meisten Streiks das Alltagsleben der Bürger*innen jedoch kaum tangieren, werden sie in der Öffentlichkeit nur wenig wahrgenommen.
 
        Darüber, wie viel in Deutschland eigentlich gestreikt wird, gibt es neben der tatsächlichen auch eine „gefühlte“ Realität. Immer dann, wenn Streiks – wie zum Beispiel im Verkehrssektor oder in Kindertagesstätten – unmittelbar Auswirkungen auf viele Bürger*innen haben, erscheint die Streikhäufigkeit besonders hoch. Wenn dies nicht so ist, werden Arbeitskämpfe öffentlich kaum bemerkt, selbst wenn sie mit lang andauernden Arbeitsniederlegungen verbunden sind. Beispielsweise gab es in der jüngsten Tarifrunde des Einzelhandels in Tausenden Filialen und Geschäften Arbeitskampfmaßnahmen, ohne dass dies von einer breiteren Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen wurde. 03  
 
        Im Folgenden soll deshalb genauer betrachtet werden, wie sich das Streikgeschehen in Deutschland tatsächlich entwickelt hat, in welchen Bereichen vorwiegend gestreikt wird und was die wichtigsten Gründe für Arbeitsniederlegungen sind. Schließlich wird auch der Frage nachgegangen, ob in Deutschland im Vergleich zu seinen europäischen Nachbarländern eher viel oder wenig gestreikt wird.
 
        ENTWICKLUNG DES STREIKGESCHEHENS
 
        Die quantitative Erfassung von Streiks ist ein methodisch äußerst anspruchsvolles Unterfangen. 04  In Deutschland wird die amtliche Streikstatistik traditionell von der Bundesagentur für Arbeit (BA) geführt. 05  Die BA-Statistik beruht ausschließlich auf Meldungen der Unternehmen, die jedoch sehr fehleranfällig und unvollständig sind und damit das Streikaufkommen systematisch unterschätzen. Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung hat deshalb eine eigene WSI-Arbeitskampfstatistik entwickelt, die neben umfangreichen Medienrecherchen vor allem auf den Angaben der im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) organisierten Gewerkschaften beruht. Das WSI nimmt auf dieser Grundlage jährlich eine Schätzung des Streikaufkommens vor, das oft mehr als doppelt so hoch wie in der amtlichen BA-Statistik ausfällt. 06  
 
        Zur quantitativen Messung des Arbeitskampfvolumens werden im Wesentlichen drei Indikatoren verwendet (Abbildung). Zum einen geht es um die Anzahl der Arbeitskämpfe, das heißt die Anzahl der betrieblichen oder branchenbezogenen Konflikte unabhängig von ihrer Dauer und Intensität. Darüber hinaus wird die Anzahl der an Streiks beteiligten Beschäftigten erfasst. Schließlich wird die Intensität der Arbeitskämpfe durch die ausgefallenen Arbeitstage gemessen, die durch Streiks (und Aussperrungen) verursacht werden.
 
        Mit Blick auf die Anzahl der Arbeitskämpfe lässt sich über die vergangenen zwei Jahrzehnte eine relativ konstante Entwicklung beobachten, wonach in Deutschland pro Jahr zwischen 200 und 230 Arbeitskämpfe geführt werden. Die Anzahl der Arbeitskämpfe liegt damit im Durchschnitt deutlich höher als in früheren Jahrzehnten. Weniger Arbeitskämpfe gab es lediglich im Krisenjahr 2010 sowie im Corona-Jahr 2020. Zuletzt gab es eine deutliche Zunahme zu verzeichnen: Die Anzahl der Arbeitskämpfe stieg 2023 um fast 40 Prozent.
 
         
           Abbildung: Arbeitskämpfe, Streikende und Ausfalltage in Deutschland 2010 bis 2023
 
          [image: In der Grafik sind die Zahlen der Streikenden sowie der Ausfalltage als Säulen und die Anzahl der Arbeitskämpfe als Verlauf dargestellt. Sie zeigt, dass 2023 zwar mehr Streiks als in anderen Jahren stattfanden, die Zahl der Beteiligten jedoch unter den Werten anderer Jahre liegt. Auch die Ausfalltage waren 2015 höher.] 
            Quelle: WSI-Arbeitskampfstatistik. 
 
        
 
        Bei der Anzahl der Streikenden sowie der durch Arbeitskämpfe verursachten Ausfalltage zeigen sich von Jahr zu Jahr deutlich größere Schwankungen, da diese insbesondere durch die Verhandlungszyklen und die Vertragslaufzeiten in den großen Tarifbranchen geprägt sind. Zwischen 2010 und 2023 gingen durch Streiks im Durchschnitt pro Jahr etwa 663000 Arbeitstage verloren. Demgegenüber lag das Arbeitskampfvolumen 2023 mit mehr als 1,5 Millionen Ausfalltagen mehr als doppelt so hoch, was im zurückliegenden Jahrzehnt ein Spitzenwert war, der lediglich durch das besonders streikintensive Jahr 2015 übertroffen wurde. Im längerfristigen Vergleich liegt das Arbeitskampfvolumen in den 2010er Jahren etwas höher als in den 1990er und 2000er Jahren, jedoch deutlich unterhalb des Streikniveaus der 1950er bis 1980er Jahre.
 
        Die größten Schwankungen zeigen sich bei der Anzahl der Streikenden. Diese werden vor allem durch Warnstreikwellen in der Metallindustrie und im öffentlichen Dienst als den größten Tarifbranchen in Deutschland beeinflusst. Dass die Anzahl der Streikenden 2023 trotz eines deutlich größeren Arbeitskampfvolumens gegenüber dem Vorjahr sogar leicht zurückgegangen ist, liegt vor allem daran, dass in dem Jahr keine Tarifverhandlungen in der Metall- und Elektroindustrie als der mit Abstand größten Tarifbranche stattgefunden haben. Im Durchschnitt haben zwischen 2010 und 2023 etwa 683000 Beschäftigte pro Jahr an Arbeitskämpfen teilgenommen.
 
        Allerdings hat in Deutschland derzeit nur eine Minderheit der Beschäftigten praktische Erfahrungen mit Arbeitsniederlegungen. Im Rahmen einer repräsentativen Erwerbspersonenbefragung des WSI von 2022 gab lediglich ein Sechstel (17 Prozent) aller Beschäftigten an, in ihrem Berufsleben zumindest einmal aktiv an einem Streik teilgenommen zu haben. Unter den Gewerkschaftsmitgliedern war es fast die Hälfte (49 Prozent). 07  
 
        STRUKTURMERKMALE UND ENTWICKLUNGSTRENDS
 
        Entgegen dem öffentlichen Bild handelt es sich bei der großen Mehrzahl der Arbeitskämpfe in Deutschland um eher kleinere, lokal begrenzte Konflikte im Rahmen betrieblicher Tarifverhandlungen. Dies ist das Ergebnis einer bereits seit Jahrzehnten andauernden Fragmentierung der deutschen Tarifvertragslandschaft, in der die Anzahl von Haustarifverträgen stetig zugenommen hat. Hinzu kommt eine wachsende Anzahl tarifloser Unternehmen, mit der Folge, dass heute nur noch etwa die Hälfte aller Beschäftigten in Deutschland einer Tarifbindung unterliegt. 08  
 
        Besonders intensive und langwierige Arbeitskämpfe werden vor allem in solchen Unternehmen geführt, in denen sich die Gewerkschaften im Rahmen von betrieblichen „Häuserkämpfen“ darum bemühen, Tarifflucht zu verhindern oder überhaupt erstmals einen Tarifvertrag durchzusetzen. Das prominenteste Beispiel hierfür ist der Online-Händler Amazon, bei dem Verdi seit mittlerweile über zehn Jahren immer wieder Streikaktionen organisiert, da sich das Unternehmen bis heute jeglichen Tarifverhandlungen verweigert.
 
        Die große Mehrheit der Arbeitskämpfe um Tarifbindung wird aber in kleineren und mittleren Unternehmen geführt und erhält nur selten eine überregionale Aufmerksamkeit. Ausnahmen hierfür waren zum Beispiel der Arbeitskampf beim dänischen Windenergieanlagen-Hersteller Vestas, bei dem die IG Metall insgesamt 123 Tage gestreikt hat, bis das Unternehmen im Sommer 2023 schließlich bereit war, einen Haustarifvertrag zu unterzeichnen. Noch intensiver war der Arbeitskampf für einen Tarifvertrag bei der Schrott- und Recyclingfirma SRW Metalfloat. Dieser wurde im Frühjahr 2024 nach 180 Tagen mit Zustimmung der Streikenden von der IG Metall erfolglos abgebrochen, nachdem das Unternehmen jeden Kompromiss verweigert und am Ende eine Aussperrung verhängt hatte. 09  
 
        Neben der deutlichen Zunahme betrieblicher Arbeitskämpfe liegt ein weiteres wesentliches Strukturmerkmal bei den Streiks in Deutschland in der zunehmenden Tertiarisierung von Arbeitskämpfen: 10  Während noch bis in die 1990er Jahre das Bild von Streiks vor allem durch die großen Industriebranchen geprägt war, verlagerte sich das Streikgeschehen seitdem zunehmend in den Dienstleistungssektor. Neben den Verkehrssektoren rückten hierbei vor allem Bereiche des Sozial- und Gesundheitswesens in den Mittelpunkt. Damit geht zugleich eine Feminisierung von Arbeitskämpfen einher, da nun häufiger in Branchen gestreikt wird, die wie der Einzelhandel, die Kinderbetreuung und das Gesundheitswesen mehrheitlich von weiblichen Beschäftigten geprägt sind. 11  
 
        Veränderungen gibt es auch bei den inhaltlichen Forderungen, für die in Deutschland gestreikt wird. Zwar geht es bei der Mehrzahl der Streiks nach wie vor um Lohnerhöhungen im Rahmen der regulären Tarifrunden. Vor dem Hintergrund historisch hoher Inflationsraten waren diese gerade in den jüngsten Tarifrunden einmal mehr das dominierende Thema. 12  Zugleich aber sind auch andere Themen auf die Agenda gerückt. Exemplarisch hierfür stehen in den vergangenen Jahren vor allem die Arbeitskämpfe um „Entlastungstarifverträge“ in Krankenhäusern, bei denen es um die Durchsetzung verbindlicher Personalbemessungsvorgaben in der Pflege ging. Ähnliche Auseinandersetzungen führen die Gewerkschaften aktuell für die Beschäftigten in Schulen und Kindertagesstätten. Die Gewerkschaften versuchen in diesen Tarifkonflikten zunehmend, den Zusammenhang von Beschäftigten- und Gemeinwohlinteressen in den Mittelpunkt zu rücken und hierbei mit anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammenzuarbeiten.
 
        Besonders entwickelt ist die Kooperation von Verdi und Fridays for Future. Beide treten für einen erheblichen Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs ein und teilen die Überzeugung, dass dieser nur gelingen kann, wenn die Arbeitsbedingungen von Bus- und Straßenbahnfahrer*innen deutlich verbessert werden, um dem Fachkräftemangel in dieser Branche entgegenzuwirken. 13  Im Frühjahr 2024 haben deshalb Vertreter*innen von Fridays for Future während der Warnstreiks im öffentlichen Nahverkehr Verdi aktiv unterstützt und gemeinsam zu „Klimastreiktagen“ aufgerufen. Viele Streiks und Arbeitskämpfe sind auf diese Weise eingebettet in die Konflikte um die sozial-ökologische Transformation der Wirtschaft und erhalten damit zunehmend eine politische Dimension.
 
        Schließlich hat sich auch die Art und Weise der Streikführung deutlich verändert. Unter dem Stichwort „beteiligungsorientierte Tarifpolitik“ vollziehen die Gewerkschaften zunehmend eine Abkehr von der traditionellen Stellvertreterpolitik und setzen stattdessen auf aktive Beteiligung ihrer Mitglieder. 14  Jenseits der traditionellen gewerkschaftlichen Gremien haben sich dabei unter anderem in Form von Tarifbotschafter*innen, Teamdelegierten oder Streikbeiräten neue Beteiligungsstrukturen herausgebildet, die insgesamt die Motivation und Bereitschaft zur Teilnahme an Arbeitskämpfen fördern sollen. 15  Zugleich werden diese neuen Beteiligungsformen auch für die gewerkschaftliche Organisierung genutzt, um unter den Bedingungen erhöhter Konfliktorientierung mehr Gewerkschaftsmitglieder anzuwerben. 16  Die große Mehrheit der rund 190000 Neueintritte, die allein Verdi 2023 verzeichnete, erfolgte während der großen Tarifauseinandersetzungen bei der Deutschen Post, im öffentlichen Dienst, im Sozial- und Gesundheitswesen sowie im Verkehrswesen und im Handel. 17  
 
        EUROPÄISCHER VERGLEICH
 
        Ob in Deutschland insgesamt eher viel oder wenig gestreikt wird, lässt sich vor allem im Vergleich mit den europäischen Nachbarn beantworten. Der internationale Vergleich von Arbeitskämpfen steht jedoch vor einigen methodischen Problemen, da es keine einheitliche, auf harmonisierten Daten beruhende europäische Streikstatistik gibt. International vergleichende Datensätze über Streiks, wie sie von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 18  und vom Europäischen Gewerkschaftsinstitut (ETUI) 19  in Brüssel veröffentlicht werden, basieren allesamt auf heterogenen nationalen Datenquellen, denen mitunter unterschiedliche Erhebungsmethoden zugrunde liegen. 20  Die existierenden Vergleichszahlen sollten deshalb nicht als exakte Daten, sondern eher als Annäherung an unterschiedliche Streikvolumina in Europa gelesen werden.
 
         
           Tabelle: Arbeitskampfvolumen im europäischen Vergleich: Durch Streiks und Aussperrungen verlorene Arbeitstage je 1000 Beschäftigte
 
                      
                	 
                  LAND
  
                	 
                  1970–1979
  
                	 
                  1980–1989
  
                	 
                  1990–1999
  
                	 
                  2000–2009
  
                	 
                  2010–2019
  
                	 
                  2020–2022
  
  
                	 
                   Südeuropa 
  
  
                	 
                  Frankreich
  
                	 
                  286
  
                	 
                  83
  
                	 
                  73
  
                	 
                  127
  
                	 
                  128
  
                	 
                  80
  
  
                	 
                  Italien
  
                	 
                  1511
  
                	 
                  623
  
                	 
                  158
  
                	 
                  88
  
                	 
                  k.A.
  
                	 
                  k.A.
  
  
                	 
                  Spanien
  
                	 
                  792
  
                	 
                  640
  
                	 
                  311
  
                	 
                  153
  
                	 
                  49
  
                	 
                  37
  
  
                	 
                   Nordeuropa 
  
  
                	 
                  Finnland
  
                	 
                  613
  
                	 
                  408
  
                	 
                  168
  
                	 
                  70
  
                	 
                  59
  
                	 
                  434
  
  
                	 
                  Dänemark
  
                	 
                  261
  
                	 
                  178
  
                	 
                  168
  
                	 
                  105
  
                	 
                  46
  
                	 
                  6
  
  
                	 
                  Norwegen
  
                	 
                  45
  
                	 
                  99
  
                	 
                  81
  
                	 
                  49
  
                	 
                  55
  
                	 
                  72
  
  
                	 
                  Schweden
  
                	 
                  46
  
                	 
                  182
  
                	 
                  50
  
                	 
                  20
  
                	 
                  2
  
                	 
                  1
  
  
                	 
                   Westeuropa 
  
  
                	 
                  Irland
  
                	 
                  758
  
                	 
                  380
  
                	 
                  119
  
                	 
                  44
  
                	 
                  16
  
                	 
                  3
  
  
                	 
                  Vereinigtes Königreich
  
                	 
                  596
  
                	 
                  334
  
                	 
                  30
  
                	 
                  28
  
                	 
                  18
  
                	 
                  89*
  
  
                	 
                   Kontinentaleuropa 
  
  
                	 
                  Belgien
  
                	 
                  275
  
                	 
                  59
  
                	 
                  33
  
                	 
                  70
  
                	 
                  98
  
                	 
                  164
  
  
                	 
                  Deutschland
  
                	 
                  52
  
                	 
                  27
  
                	 
                  11
  
                	 
                  13
  
                	 
                  17
  
                	 
                  18
  
  
                	 
                  Niederlande
  
                	 
                  40
  
                	 
                  15
  
                	 
                  22
  
                	 
                  8
  
                	 
                  19
  
                	 
                  5
  
  
                	 
                  Österreich
  
                	 
                  11
  
                	 
                  2
  
                	 
                  4
  
                	 
                  41
  
                	 
                  2
  
                	 
                  1
  
  
                	 
                  Schweiz
  
                	 
                  2
  
                	 
                  0
  
                	 
                  2
  
                	 
                  4
  
                	 
                  2
  
                	 
                  7
  
  
                	 
                   Osteuropa 
  
  
                	 
                  Polen
  
                	 
                  k.A.
  
                	 
                  26
  
                	 
                  43
  
                	 
                  5
  
                	 
                  16
  
                	 
                  0
  
  
                	 
                  Ungarn
  
                	 
                  k.A.
  
                	 
                  k.A.
  
                	 
                  20
  
                	 
                  23
  
                	 
                  6
  
                	 
                  8
  
  
          
 
           * Da für das Vereinigte Königreich für die Jahre 2020 und 2021 keine Daten vorliegen, bezieht sich die Angabe lediglich auf 2022.  
 
             Quellen : 1970–1999: International Labour Organisation, zit. nach Hagen Lesch, Erfassung und Entwicklung von Streiks in OECD-Ländern, in: IW-Trends 1/2009, S. 1–17; 2000–2022: European Trade Union Institute (ETUI), Strike Map of Europe, www.etui.org/fr/strikes-map. 
 
        
 
        Für den quantitativen Vergleich des internationalen Streikgeschehens wird in der Regel auf das relative Arbeitskampfvolumen Bezug genommen, was sich aus der Anzahl der arbeitskampfbedingten Ausfalltage im Verhältnis zur Anzahl der Beschäftigten eines Landes errechnet. Demnach zeigt sich auf den ersten Blick, dass in Deutschland vergleichsweise wenig gestreikt wird. Im europäischen Vergleich befindet sich Deutschland seit jeher bestenfalls im unteren Mittelfeld. Dies war schon in den 1970er und 1980er Jahren so und hat sich bis in die Gegenwart fortgesetzt. Während in den Jahren 2020 bis 2022 in Deutschland pro 1000 Beschäftigten im Durchschnitt 18 Arbeitstage durch Streiks ausgefallen sind, waren es in Frankreich 80, in Belgien 164 und in Finnland sogar 434 Ausfalltage. Auf der anderen Seite gibt es auch Länder, in denen im selben Zeitraum deutlich weniger bis überhaupt nicht gestreikt wurde. Hierzu gehören Österreich, die Schweiz, Dänemark, Schweden, Polen und Ungarn (Tabelle).
 
        Zu den besonders streikintensiven Ländern in Europa gehören traditionell vor allem Frankreich, Spanien und Italien. Ein vergleichsweise hohes Streikaufkommen findet sich auch in Belgien sowie den nordeuropäischen Staaten mit Ausnahme Dänemarks und Schwedens, wo das Arbeitskampfvolumen seit den 2010er Jahren stark zurückgegangen ist. Die Republik Irland und das Vereinigte Königreich waren bis in die 1980er Jahre ebenfalls Streikhochburgen, danach ging das Streikvolumen dort deutlich zurück. Demgegenüber gehören Österreich und die Schweiz sowie die meisten osteuropäischen Länder zu den besonders streikarmen Ländern, wobei für Letztere jedoch nur sehr lückenhafte Daten vorliegen.
 
        Insgesamt lässt sich in vielen Ländern seit den 1970er Jahren ein nahezu kontinuierlicher Rückgang des Streikvolumens feststellen. Erst in jüngerer Zeit ist in einigen Ländern wieder eine Zunahme der Streikaktivitäten zu beobachten, was vor allem mit der Intensivierung von Verteilungskonflikten im Zuge historisch hoher Inflationsraten zusammenhängt. 21  Auch in Deutschland hat das Streikvolumen seit den 2010er Jahren gegenüber den vorherigen Jahrzehnten wieder leicht zugenommen, wobei es immer noch weit vom Niveau der deutlich streikintensiveren 1970er und 1980er Jahren entfernt ist.
 
        Die Bedeutung und der Umfang von Streiks werden in den einzelnen europäischen Ländern durch eine Vielzahl von Faktoren beeinflusst. Wesentlich ist zunächst die Einbettung in die historisch gewachsenen nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen und die damit zusammenhängenden politischen Kulturen der Tarifvertragsparteien. Die Frage, ob Arbeitskonflikte eher kooperativ oder konfrontativ gelöst werden, hängt dabei nicht allein von den Gewerkschaften, sondern mindestens genauso stark von der Haltung der Arbeitgeber ab. Der in vielen europäischen Ländern beobachtbare Rückgang der Tarifbindung deutet zum Beispiel eher auf eine Radikalisierung aufseiten der Arbeitgeber, die sich durch Tarifflucht kooperativen Tarifvertragsbeziehungen entziehen. 22  
 
        Einen wesentlichen Einfluss auf das Streikgeschehen hat auch die Ausgestaltung des jeweiligen nationalen Streikrechts. 23  In Deutschland ist das Streikrecht vergleichsweise restriktiv, da es nur Gewerkschaften die Führung von Arbeitskämpfen erlaubt – und auch nur dann, wenn sie im Zusammenhang mit Tarifverhandlungen und nicht während der tarifvertraglich vereinbarten Friedenspflicht stattfinden. In Frankreich ist das Streikrecht hingegen ein individuelles Recht, das mit wenigen Ausnahmen – etwa bei der Polizei oder beim Militär – prinzipiell allen Beschäftigten zusteht und jederzeit ausgeübt werden kann.
 
        Anders als in Deutschland sind in vielen europäischen Ländern auch politische Streiks erlaubt und führen in der Praxis zu einem besonders hohen Streikaufkommen, wie zum Beispiel jüngst in Frankreich mit den Streiks gegen eine geplante Rentenreform oder in Finnland gegen die Einschränkung des Streikrechts. 24  Ähnliches gilt für die Abhaltung von Solidaritätsstreiks, die insbesondere in den nordeuropäischen Ländern eine wichtige Rolle spielen, wie aktuell der Arbeitskampf in den Tesla-Werkstätten in Schweden zeigt. Nachdem sich das Unternehmen weigerte, Tarifverhandlungen aufzunehmen, wurde der Streik der Tesla-Beschäftigten von zahlreichen anderen Beschäftigtengruppen durch Arbeitskampfmaßnahmen unterstützt. So weigerten sich zum Beispiel Hafenarbeiter*innen in Schweden, Dänemark und Finnland, Tesla-Fahrzeuge zu verladen, während Reinigungskräfte die Reinigung von Tesla-Büros boykottierten.
 
        QUALITÄTSNACHWEIS EINER DEMOKRATISCHEN GESELLSCHAFT
 
        Wie das Bundesarbeitsgericht bereits 1980 in einem Grundsatzurteil festgestellt hat, kann die verfassungsrechtlich geschützte Tarifautonomie nur dann funktionieren, wenn „die sozialen Gegenspieler das Verhandlungsgleichgewicht mit Hilfe von Arbeitskämpfen herstellen und wahren können“. Ohne das Recht zum Streik wären Tarifverhandlungen nicht mehr als „kollektives Betteln“. 25  In jüngster Zeit haben die Beschäftigten in Deutschland wieder etwas häufiger von diesem sozialen Grundrecht Gebrauch gemacht. Neben den Verteilungskonflikten infolge hoher Inflationsraten spielt dabei eine Rolle, dass viele Beschäftigte sich angesichts des Arbeits- und Fachkräftemangels ihrer gestärkten Verhandlungsposition bewusst sind und damit deutlich leichter für Arbeitskampfmaßnahmen zu mobilisieren sind. Schließlich versuchen die Gewerkschaften dieses neue Selbstbewusstsein der Arbeitnehmer*innen durch eine beteiligungsorientierte Tarifpolitik aufzugreifen und ihre Organisationsmacht auszubauen.
 
        Im europäischen Vergleich bleibt Deutschland jedoch nach wie vor ein eher streikarmes Land. Arbeitskämpfe sind zwar konstitutiv für eine funktionierende Tarifautonomie. Im deutschen Kontext ist ihre Bedeutung aber begrenzt. So werden hierzulande fast ausschließlich zeitlich befristete Warnstreiks geführt, während der klassische unbefristete Erzwingungsstreik die absolute Ausnahme ist. Hinzu kommt ein vergleichsweise restriktives Streikrecht, wonach Arbeitskämpfe im Wesentlichen ein tarifpolitisches Instrument der Konfliktregulierung sind.
 
        Vor diesem Hintergrund sind Forderungen nach einer Einschränkung des Streikrechts nicht nur überflüssig, sondern sogar eher kontraproduktiv, da sie ein austariertes tarifpolitisches System des Interessenausgleichs infrage stellen. Die Forderungen werden auch dann nicht plausibler, wenn sie „lediglich“ für die Bereiche der kritischen Infrastruktur, also etwa für das Verkehrs- oder das Gesundheitswesen, erhoben werden. Je nach Definition arbeiten heute zwischen 40 und 50 Prozent aller Beschäftigten in diesem „kritischen“ Bereich. 26  Außerdem kann davon ausgegangen werden, dass bei einer entsprechenden Regelung weitere Sektoren für sich den Status der kritischen Infrastruktur reklamieren würden, sodass am Ende eine Mehrheit der Beschäftigten von einer Einschränkung des Streikrechts betroffen wäre.
 
        Im Kern zielen die Forderungen nach einer Einschränkung des Streikrechts darauf, die Machtposition der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaften zu schwächen. Dies ist gleich in mehrfacher Hinsicht kurzsichtig. Zunächst ist keineswegs ausgemacht, dass eine Einschränkung des Streikrechts tatsächlich zu weniger Streiks führt. In bestimmten Fällen könnte sogar das Gegenteil eintreten, wenn die Arbeitgeber aufgrund der gestärkten Verhandlungsposition eine deutlich geringere Kompromissfähigkeit zeigen und damit Streiks provozieren. Mitunter besteht sogar die paradoxe Situation, dass eher schwache Gewerkschaften besonders konfliktorientiert agieren, da ihnen sonst keine Instrumente der Interessensdurchsetzung zur Verfügung stehen.
 
        Eine Schwächung der Gewerkschaften ist darüber hinaus gerade vor dem Hintergrund des notwendigen sozial-ökologischen Umbaus unserer Gesellschaft besonders kontraproduktiv. Eine erfolgreiche Transformation wird nur unter der aktiven Beteiligung der Beschäftigten gelingen. Die Tarifpolitik kann hierzu einen wichtigen Beitrag leisten – jedoch nur dann, wenn sich beide Tarifvertragsparteien auf Augenhöhe begegnen. 27  
 
        Schließlich kann eine Beteiligung an Arbeitskämpfen bei den Beschäftigten auch das Zutrauen darin fördern, durch aktives Engagement die eigenen Arbeitsbedingungen verbessern zu können. Ähnlich wie bei der betrieblichen Mitbestimmung lässt sich auch für eine beteiligungsorientierte Tarifpolitik eine „demokratische Dividende“ erwarten, 28  die einen wichtigen Beitrag dazu leisten kann, die Demokratie zu stabilisieren. Auch wenn sie aus Sicht der Bürger*innen manchmal ärgerlich und lästig sein können, so sind Streiks letztendlich doch ein Qualitätsnachweis für eine demokratische Gesellschaft.
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        DAS STREIKRECHT: GRUNDSÄTZE UND GRENZEN
 
         Michael Brenner 
 
        Das Streikrecht findet seine verfassungsrechtliche Verankerung in Artikel 9 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetztes (GG), mithin im Recht der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, „zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden“. Im Kontext dieser verfassungsrechtlich verbrieften Tarifautonomie – dem Recht zur eigenverantwortlichen „Ordnung von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen durch Gesamtvereinbarung“ 01  – kommt dem Arbeitskampf eine zentrale Bedeutung zu, auch wenn dieser in Art. 9 Abs. 3 GG nicht ausdrücklich erwähnt wird, ebenso wenig wie dessen Gegenstück, die Aussperrung. Mit Arbeitskampf beziehungsweise Streik ist die kollektive Arbeitsverweigerung von Arbeitnehmern gemeint, durch die die Mitglieder der dazu aufrufenden Gewerkschaft dem Arbeitgeber ihre Arbeitskraft vorenthalten und damit die Erfüllung ihres Arbeitsvertrages zeitweise verweigern. 02  Das Ziel eines solchen Streiks besteht darin, Druck auszuüben, um eigene Forderungen durchzusetzen.
 
        Auch wenn der Streik ein rechtlich und insbesondere auch verfassungsrechtlich anerkanntes Mittel des Arbeitskampfes ist, so ist er gleichwohl bestimmten rechtlichen Vorgaben und Grenzen unterworfen, die im Kontext der sowohl den Gewerkschaften als auch den Arbeitgebern zukommenden Koalitionsfreiheit zu beurteilen sind. Diese Grenzen sind indes nicht gesetzlich ausgestaltet; bis heute gibt es kein Gesetz, das die Organisation und Umsetzung von Streiks rechtlich näher einzäunt. Es sind vielmehr die Entscheidungen insbesondere des Bundesarbeitsgerichts (BAG), die die Richtlinien für Arbeitskämpfe aufgestellt und im Laufe der Jahrzehnte immer weiter ziseliert haben, so etwa auch im Hinblick auf sogenannte Unterstützungsstreiks für Hauptarbeitskämpfe.
 
        STREIKRECHT ALS RICHTERRECHT
 
        Das Arbeitskampfrecht in Deutschland ist im Wesentlichen durch Entscheidungen der Arbeitsgerichte und insbesondere des BAG gekennzeichnet. Während das Tarifvertragsgesetz (TVG) die Voraussetzungen der Tariffähigkeit bestimmt, ein mehr oder weniger rudimentäres Gerüst von formalen Anforderungen für die Wirksamkeit und die Wirkungen von Tarifverträgen enthält 03  und damit die verfassungsrechtlich abgesicherte und richterrechtlich konkretisierte Normsetzungsbefugnis der Koalitionen definiert, ist das Arbeitskampfrecht bis heute gesetzlich nicht näher ausgeformt. So ist ein 1988 vorgelegter Entwurf eines Gesetzes zur Regelung kollektiver Arbeitskonflikte über das Entwurfsstadium nie hinausgekommen. 04  Dies hatte und hat nach wie vor zur Folge, dass das BAG – und aus der übergeordneten Perspektive des Verfassungsrechts auch das Bundesverfassungsgericht – in den vergangenen Jahrzehnten ein überaus differenziertes Geflecht an Regelungen geschaffen hat, das faktisch den Rechtsrahmen für Arbeitskämpfe und damit auch für die Einleitung und Umsetzung von Streiks bildet. Zutreffend ist insoweit von Richterrecht mit gesetzesvertretender Qualität gesprochen worden. 05  
 
        Mit Blick hierauf drängt sich freilich die Frage auf, ob der Gesetzgeber insoweit seine Pflicht verletzt hat, im Arbeitskampf auftretende grundrechtsrelevante Fragen einem gesetzlich geregelten Ausgleich zuzuführen. Zumindest hat das BAG, jedenfalls nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts, nicht dadurch gegen die Verfassung verstoßen, dass es die maßgeblichen Grundsätze des Arbeitskampfrechts entwickelt hat, ohne sich auf ein gesetzliches Regelungssystem stützen zu können. 06  Da allerdings nicht damit zu rechnen ist, dass sich an dieser Situation in absehbarer Zeit etwas ändert, wird das Arbeitskampfrecht und damit zugleich die rechtliche Ausgestaltung des Streikrechts auch weiterhin maßgeblich durch die Gerichte ausgestaltet werden – eine Situation, die politisch und rechtlich als äußerst unbefriedigend erscheint.
 
        STREIKS UND AUSSPERRUNGEN
 
        Der Streik ist das wichtigste arbeitnehmerische Kampfmittel, um gewerkschaftliche Ziele durchzusetzen. Als Streik wird die von Arbeitnehmern „gemeinsam und planmäßig durchgeführte Arbeitseinstellung“ verstanden, die darauf ausgerichtet ist, eine Veränderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu erreichen. 07  Insoweit lässt sich dem Streik auch eine „dienende Funktion des Arbeitskampfrechts für die Regelungsbefugnis der Tarifvertragsparteien“ entnehmen. 08  Zwar besteht während eines Streiks das Arbeitsverhältnis fort, doch sind seine Hauptpflichten suspendiert und werden neu verhandelt. 09  
 
        Von einem Streik, der den Schutz der Verfassung genießt, kann jedoch nur dann ausgegangen werden, wenn verschiedene Voraussetzungen erfüllt sind. Erforderlich ist zunächst, dass der Streik eine Maßnahme eines Arbeitnehmerkollektivs darstellt, die über das hinausgeht, was das Individualarbeitsrecht an Handlungsmöglichkeiten bereithält. Darüber hinaus ist der Streik durch die Verweigerung der Erfüllung arbeitsvertraglicher Pflichten gekennzeichnet und muss in der Absicht erfolgen, Druck auf die Gegenseite auszuüben. Schließlich muss die Druckausübung darauf ausgerichtet sein, mit der Gegenseite eine Vereinbarung aus der Sphäre der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen abzuschließen. 10  
 
        Den Gegenpol zum Streik ist auf der Arbeitgeberseite die Aussperrung, die ebenso wie der Streik den Schutz der Verfassung genießt. Die Aussperrung zielt darauf, die Arbeitnehmer „an der Aufnahme und der Erbringung ihrer Arbeitsleistung unter Verweigerung der Entgeltzahlung“ zu hindern. 11  Ebenso wie der Streik ist sie als Angriffs- wie als Verteidigungsmittel anerkannt: Nach Eröffnung eines Arbeitskampfes durch einen „Angriffsstreik“ ist auch die „Abwehraussperrung“ durch die Gegenseite durch die Koalitionsfreiheit verfassungsrechtlich geschützt. Vom Recht der Arbeitgeber zur Aussperrung ist insbesondere auch die sogenannte suspendierende Aussperrung umfasst – das heißt die Aussperrung ohne fortlaufende Gehaltszahlung –, freilich nur bei Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. 12  Verfassungsrechtlich ist diese nicht zu beanstanden: „Der Schutz umfasst jedenfalls Aussperrungen (…), die mit suspendierender Wirkung in Abwehr von Teil- oder Schwerpunktstreiks zur Herstellung der Verhandlungsparität eingesetzt werden.“ 13  
 
        GEWERKSCHAFTEN ALS KOALITIONEN
 
        Vereinigungen, die zum Zweck der Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen gebildet werden, sind im Sinne von Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG Koalitionen. Dass sich derartige Koalitionen auf das Grundgesetz berufen und hieraus Rechte für sich ableiten können – insbesondere das Streikrecht der Gewerkschaften und das Aussperrungsrecht der Arbeitgeberverbände –, folgt daraus, dass die Koalitionsfreiheit neben der Individualgarantie auch in einer kollektiven Dimension grundrechtlichen Schutz gewährleistet. 14  Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG ist insoweit ein „Doppelgrundrecht“. 15  Die kollektive Koalitionsfreiheit ist umfassend; sie schließt als Koalitionsbestandsgarantie den prinzipiellen Bestand einer Koalition ebenso ein wie das Recht auf Bildung einer Koalition und das Recht auf koalitionsgemäße Betätigung. Auch die Organisations- und Personalhoheit sowie die Satzungsautonomie werden von der kollektiven Koalitionsfreiheit geschützt.
 
        Um allerdings als Koalition gelten und damit das Streikrecht auf Arbeitnehmerseite und das Recht auf Aussperrung auf Arbeitgeberseite für sich in Anspruch nehmen zu können, müssen verschiedene – ungeschriebene – Merkmale erfüllt sein. Neben der Ausrichtung auf die Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ist die sogenannte Gegnerfreiheit eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass eine Vereinigung als Koalition gilt. 16  Das bedeutet, dass der Koalition entweder nur Arbeitgeber oder Arbeitnehmer angehören dürfen; gemischte Zusammenschlüsse unterfallen nicht dem Koalitionsbegriff. Die Rechtfertigung für dieses Erfordernis ist darin zu sehen, dass nur eine homogene Vereinigung ihre Ziele auch nachhaltig verfolgen kann. 17  
 
        Darüber hinaus verlangt die Rechtsprechung die Wahrung des Grundsatzes der Gegner- oder Koalitionsunabhängigkeit; danach muss die Koalition selbstständig sein, der soziale Gegenspieler – im Falle der Gewerkschaften mithin ein Arbeitgeberverband – darf keinen Einfluss auf die Zielsetzung und die Durchsetzung der Koalition haben, auch nicht durch finanzielle Zuwendungen. Schließlich muss die Koalition überbetrieblich organisiert sein. 18  Die Rechtfertigung für dieses Erfordernis wird darin gesehen, dass eine lediglich auf einen Betrieb ausgerichtete Gewerkschaft leichter eingeschüchtert werden kann. Indes zeigen Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit – wie insbesondere die Streiks der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) –, dass das Abstellen auf die Überbetrieblichkeit nur von bedingter Aussagekraft ist, da die Koalitionseigenschaft dieser Gewerkschaft jedenfalls nicht infrage gestellt wurde.
 
        Schließlich muss eine Koalition im verfassungsrechtlichen Sinn in der Lage sein, „das Arbeitsleben (…) sinnvoll zu ordnen (…) und so letztlich die Gemeinschaft sozial zu befrieden“. 19  Dies wird auch mit dem vom Staatsrechtler und ehemaligem Bundesverteidigungsminister Rupert Scholz geprägten Begriff der Koalitionsmächtigkeit umschrieben. Gefordert ist demnach, dass eine Koalition durch eine ausreichende Anzahl von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern gekennzeichnet sein und darüber hinaus ein gewisses Maß an „Durchsetzungsfähigkeit“ oder „Verbandsmacht“ aufweisen muss. 20  Die Koalition muss mithin faktisch in der Lage sein, tatsächlich auf die Gegenseite einwirken und Druck ausüben zu können. In den Worten des BAG muss sie zur Erfüllung der ihr gestellten Aufgaben „tauglich“, sprich so mächtig und leistungsfähig sein, dass sie in Verhandlungen mit der Gegenseite auf den Abschluss einer tariflichen Regelung mit Aussicht auf Erfolg einwirken kann. 21  
 
        Keine Voraussetzung des verfassungsrechtlichen Koalitionsbegriffes ist die Bereitschaft und Fähigkeit zum Arbeitskampf. 22  Eine Koalition im verfassungsrechtlichen Sinn muss sich daher nicht zum Arbeitskampf bekennen. Sie ist vielmehr frei in der Wahl ihrer Koalitionsmittel und kann daher auch auf Arbeitskämpfe verzichten.
 
        WAHRUNG UND FÖRDERUNG DER ARBEITS- UND WIRTSCHAFTSBEDINGUNGEN
 
        Der Schutzbereich der Koalitionsfreiheit im Sinne von Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG setzt voraus, dass die Koalition ihre Tätigkeit auf die Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ausrichtet. Mit Blick auf das Streikrecht bedeutet dies, dass sich ein von einer Gewerkschaft ausgerufener Streik nur dann innerhalb des verfassungsrechtlichen Schutzbereichs bewegt, wenn er hierauf fokussiert ist. Der Koalitionszweck erfährt durch diese Beschränkung eine wesentliche Engführung, auch mit Blick auf die Möglichkeit, zu streiken.
 
        Denn von einem auf die Wahrung und Förderung der Arbeitsbedingungen zielenden Streik ist nur dann auszugehen, wenn dieser auf Umstände zielt, die das Arbeitsverhältnis selbst und unmittelbar betreffen, mithin Umstände in Rede stehen, die sich unmittelbar auf die Arbeitsverhältnisse zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern beziehen. Regelmäßig fallen hierunter Regelungen über das Arbeitsentgelt und die Arbeits- und Urlaubszeiten, aber auch Bestimmungen über den Arbeitsschutz und die Befristung von Arbeitsverträgen. 23  Demgegenüber sind von den „Wirtschaftsbedingungen“ allgemeine wirtschafts- und sozialpolitische Verhältnisse umfasst, 24  allerdings nur, wenn sie für die Verhältnisse zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bedeutsam sind. 25  Dies gilt etwa für Regelungen über Sozialeinrichtungen, Fragen neuer Arbeitstechniken oder Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.
 
        Um als Koalition anerkannt zu werden, ist es mithin eine grundlegende Voraussetzung, dass beide Ziele – Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen – gemeinsam verfolgt werden. Fehlt es hieran, weil sich die Vereinigung auf eines der beiden Ziele konzentriert, so liegt keine Koalition im Sinne von Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG vor. Es gilt daher, auf die gesamte Verbandsarbeit abzustellen und eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen. 26  
 
        VERSCHIEDENE FORMEN DES STREIKS
 
        Auch wenn das Ziel eines Streiks stets darin besteht, durch eine gemeinsame und planmäßige Arbeitseinstellung einer größeren Anzahl von Arbeitnehmern ein bestimmtes Kampfziel durchzusetzen, so lassen sich durchaus verschiedene Ausformungen des Streiks identifizieren. Letztlich folgt dies aus der Erkenntnis, dass Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG das Recht der Koalitionen umfasst, über die Wahl der Mittel selbst zu entscheiden; 27  einen geschlossenen Katalog der zulässigen Arbeitskampfmittel gibt es nicht. 28  Unabhängig davon, in welcher Form gestreikt wird, muss ein Streik stets von dem in Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG genannten Zweck getragen sein – der Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen. Zusätzlich ist ein Streik durch das Ultima-ratio-Prinzip beschränkt, das vom BAG als eine Ausformung des Grundsatzes der Erforderlichkeit qualifiziert wurde: „Arbeitskampfmaßnahmen sind erst erforderlich, wenn ohne sie ein Tarifabschluss im Wege der Verhandlungen nicht zu erreichen ist.“ 29  
 
        Unterscheiden lässt sich zunächst zwischen dem Angriffs- und dem Abwehrstreik sowie zwischen dem Flächen- und dem Schwerpunktstreik. Während Angriffsstreiks auf die Verbesserung von Arbeitsbedingungen zielen, sollen mit Abwehrstreiks antizipierte Verschlechterungen abgewendet werden. Flächenstreiks betreffen ganze Wirtschaftszweige, Schwerpunktstreiks zielen hingegen auf einzelne strategisch wichtige Punkte, um Druck auf Arbeitgeber auszuüben. Auch Warnstreiks sind eine zulässige Ausformung des Streikrechts; dies gilt selbst dann, wenn diese durch die Streiktaktik der sogenannten Neuen Beweglichkeit gekennzeichnet sind, also durch eine große Zahl kurzfristiger Arbeitsniederlegungen. 30  
 
        Lange umstritten war die Frage, ob Unterstützungsstreiks zulässig sind. Ein solcher Streik ist dadurch gekennzeichnet, dass durch die Streikenden Druck auf den Arbeitgeber ausgeübt wird, dieser jedoch nicht von dem Ziel getragen ist, eigene Forderungen durchzusetzen; vielmehr soll mit dem Streik erreicht werden, dass der Arbeitgeber auf Dritte einwirkt. Das BAG erachtete diese Art des Streiks zunächst für nicht durch Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG gedeckt, meldete dann aber Zweifel an dieser Auffassung an und bejahte schließlich unter Bezugnahme auf das Europarecht dessen Verfassungsmäßigkeit, da insoweit ein hinreichender mittelbarer Tarifbezug vorliege 31  – eine Auffassung, die dann auch vom Bundesverfassungsgericht mit Blick auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte gebilligt wurde. 32  
 
        Das Recht zum Streik kommt insbesondere auch Berufsgruppen-, Spezialisten- oder Spartengewerkschaften zu, die für ihre Mitglieder einen Tarifvertrag in einem Betrieb durchsetzen wollen. Würde diesen das Recht zum Arbeitskampf verweigert werden, hätten sie keine Möglichkeit, eine Blockade des Arbeitgebers zu überwinden – mit der Folge, dass ein Tarifvertrag nicht zustande käme. 33  Ebenfalls den Schutz der Verfassung genießen Boykottaktionen, Betriebsblockaden, Betriebsbesetzungen und organisierte Behinderungen der Produktion. 34  Auch sogenannte Flashmob-Aktionen sind vom BAG für grundsätzlich zulässig erachtet worden; denn die verfassungsrechtlich geschützte Freiheit der Koalitionen umfasst auch das Recht, die Kampfmittel an sich wandelnde Umstände anzupassen. 35  
 
        GRENZEN DES STREIKRECHTS
 
        Nicht vom Schutz des Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG umfasst sind hingegen sogenannte wilde Streiks, mithin nicht von einer Gewerkschaft organisierte beziehungsweise geführte Streiks. 36  Abgestellt wird insoweit auf die Organisatoren des Streiks, nicht hingegen auf die Streikziele. Der Schutz des Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG greift also nur dann, wenn es sich um gewerkschaftlich getragene, auf Tarifverhandlungen bezogene Aktionen handelt 37  – woraus sich eine Abhängigkeit von den Gewerkschaften ergibt. 38  In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass ein wilder Streik von einer tariffähigen Koalition durch Erklärung übernommen werden kann, sodass aus dem zunächst rechtswidrigen ein zulässiger Streik wird. 39  
 
        Auch politische Streiks genießen nicht den Schutz des Grundgesetzes, da ihre Kampfziele nicht koalitionskonform und damit verfassungsrechtlich unzulässig sind. 40  Anders als Arbeitskämpfe sind politische Streiks darauf ausgerichtet, Gesetzgebung, Verwaltung oder Rechtsprechung zu bestimmten Regelungen oder Entscheidungen zu zwingen, 41  also auf den Staat als politischen Entscheidungsträger Druck auszuüben. 42  Von dieser Konstellation zu unterscheiden ist indes ein gegen den Staat in seiner fiskalischen Eigenschaft als Arbeitgeber gerichteter Streik, wenn ein Tarifvertragsabschluss zwischen dem staatlichen Arbeitgeber und der Gewerkschaft erzwungen werden soll; hierbei handelt es sich nicht um einen politischen Streik.
 
        Schließlich ist es auch Beamten untersagt, zu streiken, ebenso wie Soldaten und Richtern. Das insoweit geltende Streikverbot folgt aus der Treuepflicht des Beamten, die ein hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums ist und als eines seiner Herzstücke angesehen wird. 43  Für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, deren Arbeitsverhältnisse durch Tarifverträge geregelt sind, ist das Streikrecht hingegen nicht ausgeschlossen.
 
        Auch reguläre Arbeitskämpfe – Streiks wie Aussperrungen – sind indes gewissen Grenzen unterworfen. Unstreitig ist dabei, dass im Rahmen eines Arbeitskampfes nicht gegen allgemeine Gesetze verstoßen werden darf. Darüber hinaus darf kein Arbeitskampf gegen die Friedenspflicht eines geltenden Tarifvertrages oder gegen eine bestehende Schlichtungsvereinbarung verstoßen. Die wichtigsten Grenzen eines Arbeitskampfes und damit von Streiks bestehen indes in den Grundsätzen der Erforderlichkeit und der Verhältnismäßigkeit. Ein Arbeitskampf darf demnach nur geführt werden, wenn das mit ihm verfolgte Ziel nicht durch den Einsatz milderer Mittel erreicht werden kann; insoweit gilt das erwähnte Ultima-ratio-Prinzip. Darüber hinaus erfordert das Prinzip der Verhältnismäßigkeit, dass ein Arbeitskampf „nicht mit ruinösen Absichten oder Wirkungen gegenüber der Gegenseite geführt wird“. Mit anderen Worten: Es muss auf die Interessen der Gegenseite Rücksicht genommen werden, was insbesondere bedeutet, dass während der Dauer eines Streiks Notdienste und Erhaltungsmaßnahmen in dem von einem Streik betroffenen Betrieb sichergestellt sein müssen. 44  In der Praxis geschieht dies regelmäßig durch Notdienst- und Erhaltungsvereinbarungen.
 
        PARITÄT DER KAMPFMITTEL UND STAATLICHE VERPFLICHTUNG ZUR NEUTRALITÄT
 
        Auch wenn der Staat in Tarifauseinandersetzungen nicht unmittelbar eingreifen darf, so hat er doch dafür Sorge zu tragen, dass zwischen den Tarifvertragsparteien „Waffengleichheit“ besteht. Da sich das Streikrecht und das Aussperrungsrecht als wichtigste Kampfmittel von Gewerkschaften und Arbeitgebern in einem unmittelbaren Zusammenhang gegenüberstehen, obliegt es dem Staat, unter paritätsrechtlichen Aspekten sicherzustellen, dass das Verhältnis der beiden Parteien zueinander durch Ausgewogenheit gekennzeichnet ist. Indes ist dieses Verhältnis nicht statisch festgezurrt und „in einer für alle Zeiten unveränderlichen Form rechtlich festgeschrieben“. Umso mehr ist es Aufgabe des Gesetzgebers, die rechtlichen Vorgaben für Streik und Aussperrung permanent anzupassen, sodass die Koalitionsparität dauerhaft gesichert ist. Mit Blick hierauf wäre es beispielsweise ein Verstoß gegen den Paritätsgedanken, die suspendierende Abwehraussperrung zu verbieten. 45  
 
        Das Recht der Tarifvertragsparteien, sich koalitionsmäßig zu betätigen, die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen eigenverantwortlich auszuhandeln und Kampfmaßnahmen einzusetzen, wird aber insbesondere durch die Verpflichtung des Staates zur Neutralität überlagert. Der Staat ist insoweit gehalten, die Freiheit des koalitionsmäßigen Auseinandersetzungsprozesses zu respektieren, da diese zum grundrechtlich geschützten Kernbereich der Tarifvertragsfreiheit gehört. 46  Aus diesem Grund ist es dem Staat verwehrt, in den Arbeitskampf einzugreifen und beispielsweise Zwangsschlichtungen anzuordnen. Würde er dies tun, so käme dies nicht nur einer Verletzung, sondern einer Aufhebung der verfassungsrechtlich garantierten Grundstruktur des koalitionsgemäßen Auseinandersetzungsverfahrens gleich. Dieses Eingriffs- oder Interventionsverbot schließt unmittelbare Eingriffe in den Tarifkonflikt ebenso aus wie dessen staatliche Zwangsschlichtung.
 
        Die Frage, ob der Staat im Falle von länger andauernden Tarifkonflikten durch Gesetz bestimmen kann, dass die Funktionsfähigkeit der sogenannten kritischen Infrastruktur jenseits von Notdienst- und Erhaltungsvereinbarungen zumindest in einem für die Aufrechterhaltung des öffentlichen Lebens erforderlichen Maße sichergestellt werden muss, ist immer wieder Gegenstand politischer Diskussionen. Namentlich im Zusammenhang mit Streiks der Lokführergewerkschaft GDL wurde sie in den vergangenen Jahren regelmäßig öffentlich aufgeworfen. Verfassungsrechtlich dürfte hiergegen nichts einzuwenden sein.
 
        FAZIT
 
        Das in Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG verankerte Modell, wonach den Koalitionen verfassungsrechtlich garantiert wird, sich eigenverantwortlich und gegebenenfalls auch unter Zuhilfenahme von Streik und Aussperrung über die Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen verständigen zu können, sichert diesen das Recht, ohne staatliche Einflussnahme eine „im öffentlichen Interesse liegende Aufgabe“ wahrnehmen zu können. 47  Die Wahrnehmung dieser Aufgabe ist für die Koalitionen die Ausübung grundrechtlich geschützter Freiheit. Da aber auch Freiheit stets rechtlich eingebunden ist, unterliegen Tarifauseinandersetzungen gewissen Grenzen, die von den Tarifvertragsparteien einzuhalten sind. Wo diese Grenzen liegen, wird angesichts eines fehlenden rechtlichen Rahmens durch die Arbeitsgerichte festgelegt, die in den vergangenen Jahrzehnten ein dicht gewobenes Regelungsgeflecht für tarifliche Auseinandersetzungen entwickelt haben, das sicherstellt, dass Arbeitskämpfe in geordneten Bahnen verlaufen.
 
        Abgesichert und überlagert wird die Koalitionsfreiheit durch die Verpflichtung des Staates zur Neutralität in Tarifangelegenheiten. Da diese staatliche Eingriffe in Tarifauseinandersetzungen zwingend ausschließt, gilt es immer wieder in Erinnerung zu rufen, dass allfällige Aufrufe und Appelle bei einer länger andauernden Tarifauseinandersetzung, der Staat müsse jetzt handeln und für ein schnelles Ende dieser Auseinandersetzung sorgen, aus der Perspektive des Verfassungsrechts zwangsläufig verpuffen und in die Leere gehen müssen. Ein Eingreifen in das tarifpolitische Kräftespiel zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern ist dem Staat verfassungsrechtlich untersagt, und das mit gutem Grund: Es ist ausschließlich Aufgabe dieser beiden tarifpolitischen Kontrahenten, sich über ihre Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zu verständigen. Dass sich dieses Modell des Aushandelns bewährt hat, wird eindrucksvoll durch den sozialen Frieden unter Beweis gestellt, den wir in Deutschland seit über 70 Jahren erleben dürfen und der ohne Zweifel zu einem guten Teil der in Art. 9 Abs. 3 S. 1 GG niedergelegten Tarifautonomie zuzuschreiben sein dürfte.
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        WEGMARKEN DER DEUTSCHEN STREIKGESCHICHTE SEIT 1945
 
         Peter Birke 
 
        Arbeitskämpfe haben die merkwürdige Eigenschaft, schnell zum öffentlich begleiteten Drama zu werden, aber noch schneller wieder in Vergessenheit zu geraten. Wer erinnert sich zum Beispiel noch an den mehr als hundert Tage währenden Streik beim Verpackungshersteller Neupack, der vor zehn Jahren bundesweit Aufsehen erregte? Oder daran, dass im Frühjahr 2024, anlässlich vieler Streiks in systemrelevanten Bereichen, von manchen Medien schon die „Streikrepublik Deutschland“ ausgerufen wurde? 01  Dass Arbeitsniederlegungen wie Walfische sind, die eindrucksvoll auftauchen, um danach sofort in der Tiefe des Meeres zu verschwinden, hat auch mit den sie begleitenden Diskursen zu tun. Arbeitskämpfe galten und gelten in der Öffentlichkeit oft als „Ärgernis“, manchmal gar als „Gefahr“, in jedem Fall aber als „Verlust“, was sich etwa in der noch immer geltenden Kategorie der „Ausfalltage“ zeigt, die durch das Statistische Bundesamt gezählt werden. 02  Dass Arbeitskämpfe dazu beitragen können, Verbesserungen durchzusetzen, Arbeits- und Lebensverhältnisse menschengerechter und ökologischer zu gestalten, existenzsichernde Löhne durchzusetzen und anderes mehr, ist dabei oft kein Thema. 03  
 
        Freilich gibt es im kollektiven Gedächtnis von Beschäftigten und Gewerkschaften durchaus Arbeitskämpfe, die auf Dauer einen stabilen Platz in Geschichtserzählungen behalten. Um diese soll es hier gehen, das heißt eigentlich nicht um eine Geschichte der „Wegmarken“ in einem emphatischen Sinne, sondern um eine Geschichte der Erinnerung an besonders wichtige Ereignisse. Dabei muss zugleich auch gefragt werden, warum jene Ereignisse als „wichtig“, „bedeutend“, „einschneidend“ gesetzt wurden – und nur insofern kann hier, in aller Kürze, auch auf die Frage eingegangen werden, welche charakteristischen sozialen Konflikte in bestimmten historischen Streiks artikuliert und bearbeitet wurden. Und nur insofern ist die vorliegende Darstellung etwas anderes als lediglich eine willkürliche Sammlung. Es wird im Folgenden auch jeweils (sehr) kurz begründet, warum dieser oder jener Streik als „Wegmarke“ gelten mag – während Tausende weitere Arbeitskämpfe keine Erwähnung finden. Ich beschränke mich dabei – um es einigermaßen eingrenzen zu können – auf die Arbeitskämpfe in Deutschland seit 1945.
 
        NOVEMBERSTREIK VON 1948
 
        Die Streikgeschichte nach Kriegsende war zunächst durch Forderungen nach Entnazifizierung und Umgestaltung der ökonomischen DNA der Gesellschaft bestimmt, danach durch Kämpfe um die konkrete Ausrichtung von Institutionen und Gesetzen und schließlich durch eine Orientierung auf das Ringen um Anteile am gesellschaftlichen Reichtum. Freilich kann man diese drei Phasen nicht klar abgrenzen, und mitunter spielen in einzelnen Arbeitskämpfen auch mehrere Aspekte eine Rolle.
 
        Die Arbeitskämpfe unmittelbar nach dem 8. Mai 1945 waren von der chaotischen und zugleich relativ offenen gesellschaftlichen Situation geprägt. Viele Betriebe wurden zunächst spontan weitergeführt, oft unter dem Eindruck der vorläufigen Abwesenheit der Eigentümer. 04  Es entstand dabei eine Gelegenheitsstruktur, in der Arbeiter:innenkomitees, teils unter expliziter Bezugnahme auf die Tradition der Betriebsräte in der Weimarer Republik, und neu gegründete Gewerkschaften mitunter lokale Gestaltungsspielräume entwickeln konnten. Allerdings sind diese Spielräume im Rückblick eher im Sinne einer „Selbstverwaltung in der Not“ zu verstehen. Zwar wurden Motive des historischen Kampfs gegen den Nationalsozialismus aufgenommen, eine politische Zuspitzung, die die demokratische Grundordnung der Westzonen beziehungsweise die Grundordnung der Ostzone hätte nachhaltig beeinflussen können, erwuchs daraus jedoch nicht.
 
        Während in allen Besatzungszonen eine überregionale Organisierung zunächst nicht existierte, wurde die lokale Selbstorganisation in der sowjetischen Zone rasch „von oben“ eingehegt. Während dort 1946 der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) gegründet wurde, verzögerte sich in den drei westlichen Besatzungszonen der Aufbau der Gewerkschaften – vor allem vor dem Hintergrund der Befürchtung, alles andere könne eine kommunistische beziehungsweise linkssozialistische Ausprägung dieser Organisationen verstärken. 05  
 
        In den Westzonen waren Streiks in dieser ersten Konstituierungsphase einer neuen Arbeiter:innenbewegung einerseits mit Forderungen nach einer umfassenden Entnazifizierung der Unternehmen verknüpft, andererseits richteten sich die Aktionen gegen die schlechte Versorgungslage und die Ungleichverteilung von Gütern nach sozialen Klassen sowie zwischen Stadt und Land. Mit der Gründung der Bundesrepublik begann sich dieses soziale Motiv in der westdeutschen Streikgeschichte stärker auszuprägen.
 
        Die ökonomische Politik der Alliierten auf dem Gebiet der drei westlichen Besatzungszonen war zunächst recht stark an einer Zerschlagung der NS-Kriegswirtschaft sowie in unterschiedlichem Maße an Demontagen orientiert. Erst um 1950 veränderte sich diese Politik in Richtung einer Entwicklung des westlichen Teils Deutschlands als Exportmarkt und Produktionsschwerpunkt, der nur vor dem Hintergrund des sich herausbildenden geopolitischen Ost-West-Konflikts zu verstehen ist. Es entstand auf dieser Grundlage aber nicht sofort eine expandierende Ökonomie mit einem dynamischen Arbeitsmarkt. Im Gegenteil, vielmehr war die soziale Situation bis in die 1950er Jahre hinein stark durch Hunger und existenzielle Unterversorgung mit Gütern, Dienstleistungen und Wohnraum geprägt. Zugleich trugen unter anderem die massenhaften Migrationsbewegungen aus dem Osten zu einer Unterschichtung von Arbeitsmärkten bei, die ohnehin von im europäischen Vergleich niedrigen Löhnen geprägt waren.
 
        In dieser Situation war der „Novemberstreik“ von 1948 ein Versuch der Gewerkschaften, die soziale Unruhe, die seit 1946 zu zahlreichen Arbeitskämpfen mit starken politischen Impulsen geführt hatte, sowohl zuzuspitzen als auch in „geordnete“ institutionelle Bahnen zu lenken. 06  Konkret begann die Streikbewegung als Reaktion auf die nach der Währungsreform in der amerikanischen sowie der britischen Zone stark steigenden Preise bei Gütern des alltäglichen Bedarfs. Vor dem Hintergrund einer Inflation, die vor allem die Einkommen der abhängig Beschäftigten rasch entwertete, kam es im Sommer 1948 zu einer ganzen Reihe unorganisierter Proteste, etwa auf Wochenmärkten, sowie zu lokalen Streiks, die teilweise, wie in Stuttgart am 28. Oktober 1948, zu Massendemonstrationen mit Hunderttausenden Teilnehmenden wurden. Diese eskalierten gar zu Straßenschlachten mit der Polizei, in die schließlich das alliierte Militär eingriff. 07  
 
        Am 12. November 1948 fand dann ein länger vorbereiteter Generalstreik statt, an dem sich fast 80 Prozent der Beschäftigten der beiden Zonen beteiligt haben sollen und dessen Ziel explizit die Kanalisierung des Unmuts über die ökonomische Lage war. Dieser Arbeitskampf wird heute insofern als einer der Meilensteine in der Geschichte der Nachkriegs-Arbeiter:innenbewegung gesehen, als dass er auch unter der bis Mitte der 1960er Jahre CDU-geführten Bundesregierung zu einer Politik beitrug, die wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen akzeptierte, etwa in Gestalt einer Rentenreform, und den institutionellen Einfluss der Gewerkschaften hinnahm.
 
        ZEITUNGSSTREIK UND WERFTARBEITERSTREIK
 
        Gleichzeitig verstärkte sich unter dem Eindruck der Arbeiter:innenproteste die Tendenz, die Gewerkschaftsbewegung institutionell einzuhegen. So wurden mit dem Tarifvertragsgesetz von 1949 sowie dem Montanmitbestimmungsgesetz und dem Betriebsverfassungsgesetz von 1952 die Spielräume für Arbeitskämpfe de facto deutlich eingeschränkt. 08  Die Gewerkschaften erhielten zwar ein „Streikmonopol“, zugleich aber wurden Streiks durch Urteile des Bundesarbeitsgerichts nach und nach an die Friedenspflicht und die Laufzeiten und Regelungsinhalte von Tarifverträgen gebunden. Große Teile der organisierten Arbeiter:innenbewegung kritisierten Anfang der 1950er Jahre sowohl die paritätische Mitbestimmung in ihrer Reduzierung auf die Montanindustrie als auch die Festlegung von Betriebsräten auf eine schiedlich-friedliche Zusammenarbeit mit dem Management. Insbesondere gegen das Betriebsverfassungsgesetz in der damals vorgesehenen Form kam es zu Proteststreiks, etwa in den Zeitungsverlagen, was nicht nur hohe Schadensersatzforderungen nach sich zog, sondern auch das Verbot „politischer“ – das heißt gegen ein Bundes- oder Landesgesetz gerichteter – Streiks.
 
        Während der „Zeitungsstreik“ eine Wegmarke der bundesdeutschen Arbeitskampfgeschichte markiert, die eine eindeutige Niederlage für die Demokratieforderungen der Arbeiter:innenbewegung bedeutete, war der Ende 1956 begonnene Streik in den norddeutschen Werften das Gegenteil: In ihm wurde letztlich versucht, eine Gleichstellung von Arbeiter:innen mit Angestellten in der Frage der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu erwirken – eine unzweifelhaft „tarifierbare“, aber zugleich doch „durch die Blume“ an den Gesetzgeber gerichtete Forderung. Die Mobilisierung war vor dem Hintergrund einer moralischen Ökonomie der „Gleichheit“ von Arbeiter-Bürgern extrem stark: So gelang es auch der IG Metall als zuständiger Einzelgewerkschaft nicht, die Bewegung zu stoppen, selbst als man bereits zur der Auffassung gelangt war, dass der Streik „überzogen“ sei. 09  
 
        Im Ergebnis führte der Arbeitskampf, der erst im Februar 1959 endete, zur schrittweisen Durchsetzung jener Gleichstellungsforderung und damit zur Etablierung eines Prinzips, das auch viele Jahre danach noch zum Kern des historischen Bewusstseins der Gewerkschaftsbewegung gehören sollte. Wie stark dieses Prinzip verankert ist, zeigte sich etwa Ende der 1990er Jahre, als die Bundesregierung unter Helmut Kohl unter anderem wohl auch deshalb abgewählt wurde, weil sie die gesetzlichen Lohnfortzahlungsregelungen infrage stellte. 10  
 
        GENERALSTREIK UND AUFSTAND IN DER DDR
 
        In der sowjetischen Besatzungszone wurden die Organisationen der Arbeiter:innenbewegung in der frühen Nachkriegszeit nicht nur schneller aufgebaut, sondern auch schneller zentralisiert als im Westen. Damit ergab sich zunächst ein latenter Konflikt zwischen staatlicher Politik, der offiziellen Linie des FDGB und einer gewissen Selbstständigkeit von Belegschaften auf lokaler Ebene. 11  Angesichts der Tatsache, dass die ökonomische Entwicklung im Osten noch sehr lange durch Reparationen eingeschränkt war, sowie vor dem Hintergrund relativ starker oppositioneller Bewegungen am Ende der offen stalinistischen Herrschaft spitzte sich der Kampf um existenzsichernde Ressourcen ab 1950 zu.
 
        Als im Juni 1953 die Arbeitsnormen um zehn Prozent erhöht wurden, während gleichzeitig Angehörige der Mittelschichten entlastet werden sollten, kam es zu einer Aufstandsbewegung. Die ersten Streiks des 17. Juni waren betriebliche Aktionen, die – ohne Unterstützung der Gewerkschaften – symbolträchtig auf der Baustelle der Stalinallee in Ost-Berlin begannen, der neuen Prachtstraße der Hauptstadt der DDR. Es folgte ein massiver Generalstreik in über 700 Städten und Gemeinden, der sich zu Demonstrationen gegen die SED-Dominanz in der Politik und gegen die sowjetische Besatzungsmacht ausdehnte. Während die Staatsmacht die Normerhöhung teilweise zurücknahm, wurde der Aufstand schließlich militärisch niedergeschlagen, mit mindestens 55 Todesopfern. 12  
 
        Eine Folge des Aufstands war, dass die schockierte SED-Führung einerseits eine Art Appeasement-Politik mit sozialen Kompromissen machte, also faktisch eine gewisse lokale Machtposition von Belegschaften hinnahm, andererseits jegliche Regung einer selbstständigen Arbeiter:innenbewegung rigide auch auf lokaler Ebene durch einen flächendeckenden Kontroll- und Repressionsapparat unterband. 13  
 
        Aus unterschiedlichen Gründen kam es in beiden deutschen Staaten in den 1960er Jahren zu einer Art Regression, die im Lichte des ökonomischen Aufschwungs zu einem Rückzug ins Lokale führte. Während diese Entwicklung in der DDR auf eine – nach Sozialistengesetzen und Faschismus – dritte Zerschlagung der eigenständigen Arbeiter:innenorganisationen hinauslief, kam es in der Bundesrepublik zu einem Dualismus: Die mit einem gewissen Einfluss auf die Politik ausgestatteten Gewerkschaften waren mit einer Tendenz zur „Lohnpolitik auf eigene Faust“ konfrontiert.
 
        WILDE STREIKS (AM ENDE) DES WIRTSCHAFTSWUNDERS
 
        Wesentliche Ziele der früheren Arbeiter:innenbewegung – eine massive Erhöhung der Rente und des sozialen Einkommens, die Verkürzung der Arbeitszeit auf eine Fünf-Tage- und eine Vierzig-Stunden-Woche – wurden auf dem Höhepunkt des wirtschaftlichen Booms zwischen 1960 und 1966 kampflos erreicht, durch staatliche Politik oder zentrale Verhandlungen der Sozialpartner. 14  Gleichzeitig breiteten sich lokale Streiks aus, obwohl sie im Rahmen des Ost-West-Konflikts durchaus eine heikle Angelegenheit waren. In der Bundesrepublik war nicht nur die KPD verboten worden, sondern es kam auch zu pauschalen Zuschreibungen, Streiks seien „durch kommunistische Rädelsführer angestiftet“. So nahm der Anteil der „wilden“ – das heißt nicht von einer Gewerkschaft organisierten und insofern nicht streikrechtskonformen – Arbeitsniederlegungen an der Gesamtheit der Arbeitskämpfe ab Ende der 1950er Jahre rasch und zwischen 1968 und 1973 sogar sprunghaft zu. 15  
 
        Wilde Streiks gegen betriebliche Arbeitsverhältnisse, ein zu hohes Arbeitstempo, mangelhafte Infrastrukturen und, last but not least, für „übertarifliche“ Löhne, entwickelten sich bis Mitte der 1960er Jahre vor allem in den industriellen Kernbereichen zu einem festen Ritual. In der ersten Rezession um 1966 zeigte sich diese neue Streikkultur – kurze, diskrete, nichtgewerkschaftliche Arbeitsniederlegungen – in Abwehraktionen gegen Massenentlassungen. Mit der anziehenden Inflation im kurzen Boom nach 1968 kam es schließlich auch zu einem öffentlich sichtbaren Ausbruch jener wilden Streiks. Konkreter Anlass war dabei der Protest gegen Lohnverluste angesichts der Laufzeit von Tarifverträgen in der Stahlindustrie. Wurde in der Krise Arbeitsplatzsicherheit im Tausch für Lohnzurückhaltung versprochen, führte dies ab Mitte 1968 zu einem raschen Verfall der Löhne. 16  
 
        Die sogenannten Septemberstreiks begannen am 2. September 1969 an den Standorten der Hoesch AG in Dortmund. Die Arbeitenden zogen zum Gebäude der Firmenleitung im Hauptwerk, wo sie eine permanente Versammlung abhielten und von wo sie später zu einer Demonstration in die Innenstadt zogen. Die Forderung nach einer linearen Lohnerhöhung um 30 Pfennig pro Stunde für alle Beschäftigten wurde innerhalb kurzer Zeit von der Firmenleitung akzeptiert – ein Erfolg, der bundesweit viele andere Belegschaften zu ähnlichen Aktionen inspirierte.
 
        Die Streiks weiteten sich auf die gesamte Montanindustrie, auf den Bergbau sowie später auch punktuell auf weitere Sektoren wie Werften, Metall- und Elektroindustrie und sogar auf einzelne Einrichtungen des öffentlichen Dienstes aus. Dabei beteiligten sich auch einzelne Betriebe, die stark von migrantischer Arbeit geprägt waren. 17  Bis zum 19. September waren mindestens 140000, vermutlich aber eher 200000 Beschäftigte für kürzere oder längere Zeit im Streik. Dennoch waren die Lohnverbesserungen für Streikende nur der Anstoß für eine flächendeckende Konzession der Unternehmen, bei denen für über acht Millionen Beschäftigte ein außertariflicher Lohnausgleich erreicht wurde.
 
        Anders als in der DDR kam es im September 1969 im Westen zu einer „dreifachen“ Bewegung. Die Septemberstreiks sind erstens im Kontext der Politisierung zu verstehen, die durch die neue Jugendbewegung angestoßen worden war (obgleich die Ziele von Arbeiter:innen und Jugendbewegungen divergierten). Zweitens kam es zu einer Diffusion gewerkschaftlicher Aktionen, die eine neue Generation gewerkschaftlicher Aktivist:innen hervorbrachte, die mit einer starken Kritik an institutionellen Kompromissen der Arbeitsmarktparteien sozialisiert worden waren. Und drittens zeigte sich im Streik-Aufbruch um 1970 eine Vielstimmigkeit, innerhalb derer sich neue Generationen und Gruppen Gehör verschafften, so etwa in der „Lehrlingsbewegung“, der betrieblichen neuen Frauenbewegung und in Streikbewegungen migrantischer Arbeiter:innen, die nach und nach an Sichtbarkeit gewannen und die nach 1970 häufiger und massiver wurden.
 
        Mit den Streiks bei Pierburg in Neuss und bei Ford in Köln erreichte diese Entwicklung ihren Zenit. Bei Pierburg streikten bis zum Sommer 1973 überwiegend „Gastarbeiter:innen“ erfolgreich für ein Ende der sogenannten Leichtlohngruppen und schmiedeten dabei ein lokales Bündnis mit der neuen Frauenbewegung, linken Gruppen sowie am Ende auch den Facharbeitern beim Automobilzulieferer. 18  Bei Ford kam es zum Streik, als das Unternehmen nach dem Sommer eine Wiedereinstellung Hunderter Arbeiter verweigerte, die, wie seit vielen Jahren üblich, längere Urlaubsreisen unternahmen, um beispielsweise in die Türkei und zurück zu kommen. Mit der Aktion wurden auch die Bandgeschwindigkeit und die gesundheitsschädlichen Arbeitsbedingungen sowie die mangelhafte Repräsentanz der Migrant:innen im Betriebsrat des Werks öffentlich angeprangert. Im Mittelpunkt stand jedoch wiederum die Forderung nach einer linearen Lohnerhöhung. Anders als bei Pierburg gelang es der Werksleitung, mithilfe von Streikbrechern und Polizei die Besetzung des Betriebs zu beenden und die „Rädelsführer“ zu entlassen. So bedeutete der Ford-Streik letztlich eine zweifache Niederlage: Es gelang nicht, die Forderungen durchzusetzen, und der Streik war zugleich ein Meilenstein einer restriktiven Ausländerpolitik, die sich noch im selben Jahr in einem Anwerbestopp zeigte. 19  
 
        NACH DEM BOOM
 
        Mit dem Ende der hohen Wachstumsraten gerieten um 1974 insbesondere ehemals strategische Industrien wie Rohstoffversorgung, Montanindustrie und Werften in die Krise. Bis in die 1990er Jahre kam es zu umfangreichen Restrukturierungen, Massenentlassungen und Betriebsschließungen, insbesondere in jenen Bereichen, die zuvor tragende Säulen von Arbeitskämpfen gewesen waren. Zunehmend richteten sich – angefangen mit einer Betriebsbesetzung in einem Zementwerk im ostwestfälischen Erwitte 1975 und bis zur Besetzung des Stahlwerks in Duisburg-Rheinhausen 1987 – Arbeitskämpfe gegen solche Maßnahmen.
 
        Während Besetzungsaktionen, Ideen für eine Umstellung der Produktion (etwa von Rüstungsgütern auf zivile Produkte) und häufig eine sehr breite Unterstützung in den Lokalgesellschaften charakteristisch für diese Streiks waren, so waren sie in ihren Auswirkungen jedoch faktisch auf eine Abmilderung der sozialen Folgen von Schließungen reduziert. Nach der Ablösung der sozial-liberalen durch die christdemokratisch-liberale Koalition kam es ab 1983 zu einer staatlichen Offensive gegen die Errungenschaften der Arbeiter:innenbewegung. Insbesondere die Deregulierung von Beschäftigungsverhältnissen führte hierbei im Zusammenspiel mit der wachsenden Erwerbslosigkeit zu einem starken Anstieg prekärer Arbeit.
 
        In dieser Situation griffen die Gewerkschaften auf der Suche nach tarifpolitisch wirksamen und gleichzeitig politisch durchgreifenden Perspektiven das Motiv der Arbeitszeitverkürzung wieder auf. Dies geschah in verschiedenen Einzelgewerkschaften in unterschiedlichen Formen, etwa als Forderung nach einer Verkürzung der Lebensarbeitszeit oder als Ausgleich für Belastungen in Schichtarbeit. 20  1984 spitzte sich die Forderung nach einer Verkürzung der Arbeitszeit auf 35 Wochenstunden zu einem langen Arbeitskampf in der Metall- und Elektroindustrie sowie in der Druckindustrie zu. Ein Hauptargument der beteiligten Gewerkschaften war der technische Wandel, die Automatisierung und Roboterisierung sowie die Einführung neuer, „schlanker“ Firmenorganisiationen – durch das „Teilen“ der Arbeitszeit sollten Entlassungen und Erwerbslosigkeit verhindert werden.
 
        Tatsächlich hatte die technische Rationalisierung in der kurzen Zeit von 1980 bis 1983 nach einer Zählung der IG Metall jeden zehnten Arbeitsplatz ersetzt, in der Druckindustrie soll es in der gleichen Zeit sogar jeder fünfte Beschäftigte gewesen sein. 21  Im Laufe der Auseinandersetzung kamen allerdings weitere Motive hinzu: die Humanisierung der Arbeit, der Gewinn von Lebenszeit, mehr Zeit für Sorgearbeit sowie die Entwicklung einer allgemeinen gesellschaftlich-politischen Alternative zur neoliberal geprägten Ausrichtung eines Teils der Kohl-Regierung.
 
        Die IG Druck und Papier (Drupa) bestreikte vom 12. April bis zum 5. Juli 1984 die Druckindustrie. Dabei kam es zu erheblichen Auseinandersetzungen vor den Werkstoren, mit zahlreichen Verletzten beim Versuch, die Auslieferung von Zeitungen zu verhindern – im Falle der Frankfurter Societäts-Druckerei konnte eine Notausgabe der „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ nur per Hubschrauber ausgeflogen werden. 22  Die IG Metall streikte zwischen dem 14. Mai und dem 4. Juli in den Tarifbezirken Baden-Württemberg und Hessen, wobei in beiden Branchen eine flexible Taktik wechselnder Streiks dazu führte, dass Lieferketten unterbrochen und zahlreiche nichtstreikende Betriebe de facto in den Arbeitskampf einbezogen wurden.
 
        Im Ergebnis erreichten beide Gewerkschaften eine Verkürzung der Arbeitszeiten, allerdings bei einer gleichzeitig vor allem im Metallbereich erheblichen Flexibilisierung der täglichen Arbeitszeit. Während die Drupa eine Verkürzung der Arbeitszeit ad personam erreichte, konnte die IG Metall am Ende lediglich eine Verkürzung der Arbeitszeit im Betriebsdurchschnitt durchsetzen. Die Bilanz der Streiks um die 35-Stunden-Woche ist in allen Bereichen, später auch im Einzelhandel und anderswo, ambivalent geblieben: Dem Meilenstein der gewonnenen Zeitsouveränität durch eine kürzere wöchentliche Arbeitszeit stand eine oft ungünstige und gesundheitsschädliche Verteilung derselben gegenüber.
 
        So kann die unterschiedliche Ausgestaltung von Arbeitszeiten in den Betrieben als Schritt hin zu einer Schwächung der überbetrieblichen gewerkschaftlichen Solidarität gesehen werden. „Nach dem Boom“ bekamen Betriebsräte auf dem Papier mehr Einfluss, während sie zugleich aufgrund des Drucks auf die Exportindustrien weniger lokale Stärke entwickeln konnten – eine „Verbetrieblichung“ tarifpolitischer Entscheidungen auf der Grundlage sich zuungunsten der Gewerkschaften verschiebender ökonomischer Verhältnisse. 23  
 
        Durch den Fall der Mauer 1989 und die Bildung eines gesamtdeutschen Staates wurden 1990 die institutionellen Rahmungen der industriellen Beziehungen auf das Gebiet der ehemaligen DDR übertragen. Danach kam es in den östlichen Bundesländern zu einem Abriss der industriellen Basis, in einer im Vergleich zu den 1970er und 1980er Jahren im Westen wesentlich höheren Geschwindigkeit. Während die Erwerbslosigkeit schon in den ersten Jahren nach der „Wende“ ungeahnte Höhen erreichte, versuchten die im Osten neu konstituierten Gewerkschaften unter dem Dach des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) die Privatisierungs- und Abwicklungspolitik der Treuhandgesellschaft, die das ehemalige sogenannte Volkseigentum verwaltete, eine Zeit lang durch Massenproteste zu verhindern oder wenigstens abzumildern. 24  Die Proteste waren zwar massiv, blieben insgesamt jedoch episodisch. Einige Belegschaften, etwa im Kalibergbau im Thüringischen Bischofferode 1993, versuchten durch Besetzungen, Hungerstreiks und politische Initiativen den Abbau von Arbeitsplätzen, der oft zugunsten von Westkonzernen geschah, zu verhindern. 25  
 
        Es ist nicht einfach, aus heutiger Sicht eine Bilanz dieser Aktionen zu ziehen, die die Transformation der Ökonomie auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in eine postindustrielle Landschaft mit geringer Tarifbindung und fast „laborartigen“ Niedriglohnbereichen letztlich nicht verhindern konnten. Ein Höhepunkt der Entsolidarisierung zwischen Ost und West war dabei der Metallarbeiterstreik in den östlichen Bundesländern 2003, bei dem für gleiche Arbeitszeiten in Ost und West gekämpft wurde. Dies wurde jedoch von den Betriebsräten großer Automobilwerke im Westen aktiv behindert, da durch den Ausstand im Osten auch die Endmontage in den westlichen Bundesländern still stand. Im Resultat führte das zu einer der schwersten Niederlagen in der Geschichte der Arbeiter:innenbewegung nach dem Boom: Erstmals in ihrer Nachkriegsgeschichte musste die IG Metall einen Streik ergebnislos abbrechen.
 
        SCHLUSS: DIE NEUEN STREIKS
 
        Mit dieser Geschichte ist die Funktion von Streiks als „Wegmarken“ der Arbeitsgeschichte und als Indikator betrieblicher sozialer Konflikte freilich nicht beendet. Es kommt vielmehr seit etwa fünfzehn Jahren zu einer Diversifizierung und auch Erneuerung der Streikkultur, nicht nur, aber auch nicht zuletzt in der Bundesrepublik. 26  
 
        Während industrielle Sektoren noch immer eine gewisse Rolle im Gesamtbild der Streiks spielen, nimmt gleichzeitig die Konfliktträchtigkeit der Arbeitsverhältnisse im Bereich von privaten Dienstleistungen, aber auch in der bezahlten Sorgearbeit zu. So greifen etwa Streiks in Kindertagesstätten oder in Krankenhäusern die alte Forderung nach gleichen Bedingungen in vergleichbaren Arbeitsfeldern wieder auf. Zugleich nehmen sie das Motiv der Entlastung, der besseren Personalbemessung und damit auch die Perspektive einer Verbesserung der Qualität von Pflege, Betreuung und sonstigen Dienstleistungen (etwa in der Verkehrsinfrastruktur) in den Blick. 27  Es kommt dabei nicht nur zu einer Neuzusammensetzung der Streikenden im Sinne einer Verschiebung hin zum Dienstleistungssektor (Tertiarisierung) und einer Feminisierung, sondern auch dazu, dass Streiks als Antworten auf ein erweitertes Spektrum gesellschaftlicher Herausforderungen gelesen werden können, etwa in der „Verkehrswende“ in Bezug auf die sozial-ökologische Transformation.
 
        Was die „neuen Streiks“ dabei am Ende für eine Arbeiter:innenbewegung bedeuten, die seit den 1990er Jahren immer weiter durch Tarifflucht und Mitgliederverluste geschwächt erscheint, bleibt offen. Es könnte durchaus sein, dass eine Erneuerung der Gewerkschaftsbewegung vor allem vermittels jener neuen „Wegmarken“ geschehen könnte, die die gegenwärtigen Arbeitskämpfe setzen.
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        FRAUEN IM STREIK
 
        Zur Feminisierung von Arbeitskämpfen
 
         Ingrid Artus 
 
        „Alle Räder stehen still, wenn dein starker Arm es will.“ Dieser klassische Streikslogan ist eindeutig vergeschlechtlicht. „Der Streikende“ ist idealtypisch ein Mann, muskelbepackt, assoziiert mit Hammer und Hochofen. Dabei war die sogenannte Arbeiterbewegung immer eine Arbeiter*innenbewegung, und auch Streiks waren immer eine Angelegenheit aller Geschlechter. Aber eine androzentrische 01  Geschichtsschreibung und Sprache hat an vielen Stellen nicht überliefert, dass harte Arbeitskämpfe dominant (auch) von Frauen ausgefochten wurden. Weibliche Konfliktfähigkeit und Kampfstärke wurden im kollektiven Gedächtnis ausgeblendet, weil nicht sein kann, was nicht sein darf und was gesellschaftlichen Geschlechtervorstellungen widerspricht.
 
        Aber das Bild der Streikenden hat sich in jüngerer Zeit gewandelt: Es sind nicht mehr (nur) die Stahlwerker und Autobauer, die in harten Tarifkämpfen ihre Interessen durchsetzen. Neuerdings machen Verkäuferinnen, Krankenschwestern, Stewardessen, Putzfrauen und Erzieherinnen von sich reden, wenn sie die Arbeit einstellen und auf die Straße gehen. Neu ist jedoch nicht die Beteiligung von Frauen an Arbeitskämpfen, sondern das Rampenlicht, das ihnen zuteilwird. Sie stehen an der Spitze beziehungsweise im Zentrum aktueller gewerkschaftlicher Auseinandersetzungen und sind nicht mehr zu übersehen.
 
        Der vorliegende Text bietet einen Überblick über die aktuelle Feminisierung von Arbeitskämpfen. Feminisierung meint dabei nicht (nur) die quantitative Zunahme von Frauen, die an Arbeitskämpfen beteiligt sind. Der Begriff zielt vor allem auf die neue gesellschaftliche Bedeutung und Sichtbarkeit von Frauenstreiks. Damit verknüpft sind qualitative Veränderungen der Streikkultur, des gesellschaftlichen Bildes von Kämpfen im Bereich der Lohnarbeit sowie zum Teil auch veränderte Streikinhalte. 02  Zunächst folgt ein kurzer historischer Überblick über die lange Geschichte weiblicher Kämpfe um Emanzipation im Bereich der Erwerbsarbeit. Anschließend werden die Hintergründe der neuen weiblichen „Arbeiterinnenunruhe“ 03  diskutiert sowie empirische Schlaglichter auf zwei Branchen geworfen, die sich zu zentralen Kampfarenen entwickelt haben: die Krankenhäuser und die Kindertagesstätten.
 
        ZUR GESCHICHTE WEIBLICHER STREIKS
 
        „Nichts deutet darauf hin, dass Frauen generell weniger streikbereit als Männer wären“, resümiert der deutsche Streikforscher Heiner Dribbusch. 04  Damit wiederholt er fast wörtlich die Einschätzung von Sarah Boston in ihrem Standardwerk zur Geschichte der Arbeiterinnen in den englischen Gewerkschaften: „Whilst women have been less prominent in leading unions, there ist little evidence to show that they were less militant.“ 05  Etwas zurückhaltender ist die Einschätzung der Grande Dame der französischen Geschichtswissenschaften, Michelle Perrot. Sie schreibt über die grèves féminines (weibliche Streiks) im 19. Jahrhundert, diese seien im Ton moderater, defensiver geprägt, weniger organisiert und auch seltener als in gemischtgeschlechtlichen oder rein männlich geprägten Arbeitsbereichen gewesen. 06  Selbst wenn Perrot recht haben sollte, so ist dies kein Wunder, denn Frauen hatten historisch längst nicht die gleichen Rechte und haben bis heute nicht dieselben Machtressourcen wie Männer. Ihre Situation als Lohnarbeiterinnen war und ist nicht nur geprägt von der Machtasymmetrie zwischen Kapital und Arbeit, sondern zusätzlich von patriarchaler Diskriminierung – und die Kapitalseite hatte und hat ein virulentes Interesse daran, diese spezifisch patriarchale Logik kapitalistischer Ausbeutung aufrechtzuerhalten.
 
        Denn Frauen erhielten qua Geschlecht im 19. Jahrhundert – wohlgemerkt selbst im Fall identischer Arbeit – nur etwa die Hälfte der Männerlöhne. Das im 18. und 19. Jahrhundert aufkommende bürgerliche Familienideal schrieb ihnen einen Platz an Heim und Herd vor, als Mutter und Hausfrau. Die soziale Realität der Industrialisierung zwang sie jedoch in die Fabrik. Sie hatten kein Recht auf Erwerbsarbeit – die proletarische Lebenssituation machte diese jedoch zur existenziellen Pflicht. Viele verfügten nicht einmal über eine elementare Schulbildung, geschweige denn über eine qualifizierte Berufsausbildung. Diese stand ausschließlich jungen Männern offen 07  – ebenso wie die frühen Arbeitervereine und Gewerkschaften. Unter diesen Bedingungen war weibliche Lohnarbeit in der Frühphase der Industrialisierung strukturell subaltern: qua Geschlecht bezahlt mit einem Lohn, der nicht zum Überleben reichte, gewerkschaftlich unorganisiert, gesellschaftlich stigmatisiert und mit extrem langen Arbeitszeiten, körperlicher Schwerstarbeit und hohen Gesundheitsrisiken verbunden. Darüber hinaus waren Arbeiterinnen häufig sexuellen Übergriffen durch Vorgesetzte und Unternehmer ausgesetzt.
 
        Hätte das nicht schon gereicht, um kollektive Organisierung und weibliche Arbeitskämpfe zu erschweren, so verbot zusätzlich das preußische Vereinsgesetz zwischen 1850 und 1908 generell die Mitgliedschaft von Frauen in Vereinen und ihre Teilnahme an politischen Versammlungen. Und last but not least: Die etablierten patriarchalen Muster geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung erschwerten jede kollektive Organisierung von Arbeiterinnen durch das Problem der Doppel- beziehungsweise Dreifachbelastung – und tun es bis heute. Denn neben der bezahlten Lohnarbeit leisten Frauen den größten Anteil unbezahlter Familien- und Sorgearbeit. 08  Da fällt ein zusätzliches politisches oder gewerkschaftliches Engagement „doppelt schwer“ – weshalb viele berühmte Sozialistinnen und Gewerkschafterinnen ledig oder verwitwet, kinderlos und manchmal auch lesbisch waren.
 
        Es war ein langer Weg, den Frauen zurückgelegt haben von ihrer entrechteten und weitgehend machtlosen Position – von der männlichen Arbeiterbewegung als vermeintliche „Schmutzkonkurrentinnen“ und „Streikbrecherinnen“ stigmatisiert, wenn nicht sogar bekämpft 09  – hin zu egalitär akzeptierten Gewerkschaftskolleginnen und in jüngster Zeit sogar an die Spitze der beiden größten deutschen Gewerkschaftsorganisationen. 10  Dieser Weg führte über zwei große Wellen der Frauenbewegung (im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts und ab 1968 bis Ende der 1980er Jahre), vom Ausschluss weiblicher Lohnarbeit aus den frühen Gewerkschaften über deren zögerliche Öffnung für die vermeintlich „schwer organisierbaren“ Frauen (etwa 1870 bis 1918/19), die gewerkschaftliche (Mit-)Behandlung des „Problems“ der Frauenerwerbstätigkeit als eher untergeordnete Frage im Klassenkampf (1920er bis 1980er Jahre) bis hin zur sukzessiven Emanzipation der Frauen als zunehmend gleichberechtigte Kolleginnen in den gewerkschaftlichen Organisationsstrukturen, unter anderem durch die Einführung von Frauenquoten und gender mainstreaming (1990er Jahre bis heute).
 
        Dieser lange Weg ist gepflastert mit Frauenstreiks und -mobilisierungen – denn Streiks sind nicht nur Ausdruck von Organisierungsfähigkeit und kollektiver Macht, sondern zugleich Orte und Gelegenheiten, um diese zu erzeugen. Ein typisches, aber nicht das einzige Terrain weiblicher Mobilisierung waren Branchen, die Frauen im Rahmen der Segmentierung des Arbeitsmarktes als „weibliche“ Bereiche zugewiesen sind, allen voran die Textil- und Bekleidungsindustrie. So war etwa der Streik der Crimmitschauer Textilarbeiterinnen 1903/04 für die Reduktion des Arbeitstages auf zehn Stunden einer der härtesten Arbeitskämpfe seiner Zeit. Berühmt sind auch Arbeitskämpfe in feminisierten Abteilungen der Automobil(zuliefer)industrie, etwa der Sitznäherinnen bei Ford im britischen Dagenham 1968 oder der migrantischen Arbeiterinnen bei der Firma Pierburg in Neuss 1973. Beides waren Streiks für die Abschaffung der ungerechten Niedriglöhne für Frauen. Emblematisch für den Kampf um „gleichen Lohn für gleiche Arbeit“ waren auch die sogenannten Heinze-Frauen, die im Fotolaborbetrieb der Firma Heinze zwar nicht streikten, aber 1979 bis 1981 das Recht auf gleichen Lohn in einem langwierigen Prozess vor Gericht durchsetzten.
 
        Michelle Perrots These, wonach die grèves féminines historisch defensiv geprägt seien, trifft also zu: Es handelte sich häufig um Kämpfe gegen Über-Ausbeutung. Aber auch Sarah Boston hat recht: Frauenstreiks können militant und müssen manchmal besonders hartnäckig sein, um Erfolg zu haben. Typisch ist zudem, dass die Streikführerinnen der Öffentlichkeit kaum bekannt sind. Denn Frauenstreiks wurden und werden gewerkschaftlicherseits häufig von Männern repräsentiert, oder wie Heiner Dribbusch es prägnant formulierte: „Frauen streiken, Männer verhandeln.“ 11  
 
        Der Historikerin Gisela Notz zufolge lassen sich vier Arten von Frauenstreiks unterscheiden: 12  Neben „reinen“ Frauenstreiks, in denen Gender-Aspekte häufig eine wichtige und explizite Rolle spielen, streiken Frauen auch in vielen gemischtgeschlechtlichen Streiks gemeinsam mit Männern für allgemeine Tarifziele wie höhere Löhne und kürzere Arbeitszeiten. Zudem waren und sind Frauen als Unterstützerinnen an dominant von Männern geführten Streiks (zum Beispiel im Bergbau) aktiv beteiligt; sie sichern die Infrastruktur zu Hause und im Betrieb, sammeln Geld für die Streikkasse, stellen Streikposten und sind für die Aufrechterhaltung der Moral der Streikenden von zentraler Bedeutung. Und zuweilen bestreiken Frauen nicht nur Lohnarbeiten, sondern auch „ihre“ unbezahlte Arbeit: Haus-, Sorge- und Pflegearbeit, Gebärarbeit, Sexarbeit. Das ist in der Regel gemeint, wenn jüngst wieder verstärkt von „feministisch streiken“ oder vom „internationalen Frauen*streik“ die Rede ist: 13  Frau lässt – mindestens einen Tag lang, häufig am internationalen Frauenkampftag, dem 8. März – alles „stehen und liegen“ und geht massenhaft auf die Straße, um das Ende patriarchaler Unterdrückung in allen Lebensbereichen zu fordern und zu erstreiken.
 
        WO STEHEN WIR HEUTE? FRAUENSTREIKS ALS SEISMOGRAFEN
 
        Das Streikgeschehen in Deutschland hat sich in den vergangenen 20 Jahren deutlich gewandelt. Nach einer Phase eher geringer Arbeiterunruhe in den 1990er Jahren hat die Konflikthäufigkeit seit den 2000er Jahren wieder zugenommen. 14  Orte, Akteur*innen und Modi der Streiks haben sich verändert: Die Konflikte sind dezentraler als früher, und im Zuge des wirtschaftlichen Strukturwandels finden sie häufiger im Dienstleistungsbereich statt. Neue Branchen stehen im Zentrum, darunter viele feminisierte Bereiche: der Einzelhandel, die Krankenhäuser, der Erziehungs- und Bildungsbereich, die Pflege, der Reinigungsbereich. Die Entwicklung von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft (Tertiarisierung) und die Feminisierung des Streikgeschehens sind eng miteinander verknüpft. 15  
 
        Mit dem Begriff der Feminisierung wird nicht behauptet, die Mehrheit der Streikenden in Deutschland sei mittlerweile weiblich. 16  Das ist auch kaum zu erwarten, denn Frauen sind im Erwerbsleben immer noch unterrepräsentiert, und nur etwa jedes dritte Gewerkschaftsmitglied unter dem Dach des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) ist weiblich. 17  Die Zunahme von Arbeitskämpfen in feminisierten Dienstleistungsbrachen ist jedoch ein gesellschaftlich relevantes Phänomen, in dem sich mehrere übergreifende Entwicklungstrends bündeln:
 
         Erstens sind sie Ausdruck einer gesteigerten Präsenz und Durchsetzungskraft von Frauen im Erwerbsleben. Die Frauenerwerbsquote ist zwischen 1991 und 2022, mit kurzer Unterbrechung während der Corona-Pandemie, kontinuierlich von 62 auf 75 Prozent gestiegen. 18  Mädchen überflügeln die Jungen inzwischen im Bereich der Schulbildung, sie studieren und qualifizieren sich beruflich genauso häufig und mit ähnlichem Erfolg wie Jungen – wenn auch tendenziell in anderen Fächern und für andere (und weniger zahlreiche) Berufe. 19  Die verstärkte Präsenz von Frauen im Berufsleben korreliert mit veränderten Familienmustern und Geschlechterarrangements. Das männliche Ernährermodell hat an Bedeutung verloren. Der Doppelverdienerhaushalt ist die neue Norm und entspricht dem EU-Leitbild vom adult worker. Das traditionelle Konzept des „Familienlohns“, das heißt die Annahme, dass der Mann von seinem Lohn Ehefrau und Kinder miternähren kann und muss, hat somit ausgedient. Es korrespondiert nicht mehr mit mehrheitlich gelebten Realitäten sowie rechtlichen Regelungen (etwa im Scheidungsrecht und der Arbeitsmarktpolitik). 20  Frauen können, wollen und müssen heute erwerbstätig sein – aber sie erhalten nach wie vor 18 Prozent weniger Lohn für ihre Arbeitskraft. 21  Die Aufwertung von Frauenarbeit ist daher ein Gebot der Stunde und Streikziel Nummer 1.
 
         Zweitens hat in Deutschland seit den 1990er Jahren ein durchgreifender Prozess neoliberaler Restrukturierung des Arbeitsmarktes und des öffentlichen Dienstes stattgefunden. Die daraus resultierende Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse und Verschlechterung der Arbeitsbedingungen betrifft überproportional stark Frauen und Migrant*innen. 22  Folge der Ökonomisierung, Vermarktlichung und Privatisierung vieler Dienstleistungsbereiche sind eine schwindende Tarifbindung, die Zunahme von Niedriglöhnen und Arbeitsstress. Arbeitsbedingungen und Personalausstattung haben sich in vielen (zum Teil ehemaligen) Bereichen des öffentlichen Dienstes mittlerweile so stark verschlechtert, dass Qualität und Funktionsfähigkeit zentraler Bereiche der Daseinsfürsorge bedroht sind: Krankenhäuser sind zu „weißen Fabriken“ geworden. Es fehlt an Pflegepersonal für alte, kranke, invalide und behinderte Menschen – ein Problem, das mit der Alterung der Bevölkerung noch zunehmen wird. Für den, angesichts steigender Frauenerwerbstätigkeit nötigen, Ausbau der Kinderbetreuung gibt es nicht genügend qualifizierte Erzieher*innen. Der Arbeitskräftemangel bedroht die Gesundheit der Beschäftigten und die Qualität von Sorgearbeit. Dies ist auch mit dem Berufsethos der Sorgearbeitskräfte nicht vereinbar. 23  Im Zentrum dieser „Krise der Reproduktion“ brechen daher jene „Sorge-Kämpfe“ aus, die paradigmatisch sind für die Feminisierung (und Migrantisierung) des Streikgeschehens. 24  Sie drehen sich um bessere Arbeitsbedingungen, mehr Personal, eine Aufwertung weiblicher Sorgearbeit, aber auch um eine verbesserte Grundversorgung für die Gesamtbevölkerung in den Bereichen Gesundheit, Pflege, Bildung und Sozialarbeit.
 
         Drittens hängt die Feminisierung des Streikgeschehens auch mit veränderten gewerkschaftlichen Strategien zusammen. Auf den Schwund ihrer Mitgliederzahlen reagierten die DGB-Gewerkschaften ab Mitte der 2000er Jahre mit neuen konflikt- und beteiligungsorientierten Mobilisierungs- und Organisierungskonzepten, häufig auch als Organizing bezeichnet. 25  Weibliche Beschäftigte in Sorge-Berufen zeigten sich besonders empfänglich für diese Strategien. Eine ausgeprägte Dynamik entwickelten die Arbeitskämpfe in Krankenhäusern und Kindertagesstätten, auf die im Folgenden näher eingegangen wird.
 
        SORGE-KÄMPFE IN KRANKENHÄUSERN UND KITAS
 
        Streiken im Krankenhaus ist schwierig, denn die Niederlegung der Arbeit gefährdet potenziell die Patient*innen. Bis in die 1990er Jahre wurden daher Arbeitskämpfe eher symbolisch als „Delegiertenstreiks“ geführt. Dies änderte sich ab Mitte der 2000er Jahre, parallel zur Vermarktlichung der Krankenhäuser, unter anderem durch die Einführung des neuen Fallpauschalensystems. Notdienstvereinbarungen wurden zu einem zentralen Instrument, um mit zeitlichem Vorlauf eine bestimmte Zahl von Betten beziehungsweise Stationen zu bestreiken.
 
         Das zentrale Thema der Streiks ist der Pflegenotstand. Am Berliner Universitätsklinikum Charité wurde 2015 der erste Tarifvertrag für eine Entlastung erstreikt – anfänglich noch gegen das Widerstreben der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (Verdi), die zweifelte, ob eine Tarifforderung nach Personalvorgaben gesetzeskonform sei. 26  Die motivierenden Erfahrungen, die dabei auch mit basisdemokratischen Organizing-Strategien gemacht wurden, bildeten in der Folgezeit die Blaupause und Experimentiergrundlage für vielfältige tarifliche Entlastungskampagnen – zunächst im Saarland, in Gießen und Marburg, an den Universitätskliniken in Düsseldorf und Essen, in Baden-Württemberg, Hannover, Augsburg, Mainz und Jena, bei Vivantes in Berlin und andernorts. 27  
 
        Ein weiterer Schwerpunkt der Streiks waren und sind die häufig ausgegründeten Servicebereiche der Krankenhäuser, etwa für Reinigung und Bettentransporte. Hier ging und geht es vor allem um den Kampf gegen Niedriglöhne und die Wiederanbindung an das Tarifniveau des öffentlichen Dienstes. Oft unterstützen zivilgesellschaftliche Bündnisse die Streikbewegungen und tragen den Druck aus den Betrieben auf die Straße und in die Parlamente. Der Fachbereich, der unter anderem die Krankenhäuser umfasste, stellte bei Verdi zwischen 2005 und 2021 die meisten Streikanträge. Er repräsentierte in diesem Zeitraum „rund 30 Prozent aller von Verdi geführten Arbeitskämpfe“. 28  
 
        Eine wichtige Wegmarke in der jüngeren Geschichte der Arbeitskämpfe in den Sozial- und Erziehungsdiensten, oft verkürzt als „Kita-Streiks“ bezeichnet, ist das Jahr 2008, als sich die Erzieherinnen in tariflichen Warnstreiks des öffentlichen Dienstes höchst mobilisierungsfähig zeigten. Verdi und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) nahmen den Schwung auf und organisierten 2009 den ersten „Kita-Streik“ für einen verbesserten Gesundheitsschutz und eine Reform der Eingruppierungsregeln. Ziel war (und ist) die grundlegende Aufwertung von weiblicher Sorgearbeit. Während in den Krankenhäusern überwiegend dezentrale Haustarifverträge erstritten wurden, gehören die kommunalen Sozial- und Erziehungsdienste zum Flächentarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD). 29  Der Streik 2009 hatte damit erhebliche Breitenwirkung. An den rollierenden Tagesstreiks beteiligten sich etwa 150000 Beschäftigte. Das Ergebnis enttäuschte zwar viele Erwartungen, aber Verdi verzeichnete im Sozial- und Erziehungsbereich einen Mitgliederzuwachs von gut 30 Prozent. 30  
 
        2015 folgte eine neue Tarifrunde, mit Forderungen nach Aufwertung und neuer Streiktaktik. Die mehrwöchigen bundesweiten Flächenstreiks belasteten die gewerkschaftlichen Streikkassen erheblich. Trotz massenhafter Beteiligung reichte der ökonomische und politische Druck erneut nicht aus, um die Blockadehaltung der kommunalen Arbeitgeberverbände zu brechen – zumal die direkten Streikfolgen nicht die Kommunen, sondern die Eltern der (nicht) betreuten Kinder trugen. Deren Solidarität mit dem Streik war indes begrenzt. Die Enttäuschung vieler Streikender äußerte sich in langen Querelen um die Annahme des tariflichen Schlichtungsergebnisses. Eine Streikdelegiertenversammlung und eine Mitgliederbefragung lehnten dieses mehrheitlich ab, bevor es leicht modifiziert mit knapper Mehrheit akzeptiert wurde.
 
        Im Frühjahr 2022, mitten in der Corona-Pandemie, ging der Kampf um Aufwertung in die dritte Runde, ergänzt um Forderungen nach Entlastung, wieder mit flexiblen Tagesstreiks und diesmal reduzierter Basisdemokratie. 31  Der erste Streiktag fiel auf den internationalen Frauenkampftag, was innovative Bündnisse zwischen Gewerkschafter*innen und Feministinnen ermöglichte. 32  Immerhin gelang es, zwei „Regenerationstage“, das heißt zusätzliche Urlaubstage, durchzusetzen. Dass damit der Kampf um Aufwertung und Entlastung aber längst nicht zu Ende ist, zeigte zuletzt auch der harte Konflikt in den Berliner Kitas. Der Streik wurde zwar am 11. Oktober 2024 vom Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg verboten, die Empörung der Erzieherinnen über ihre Arbeitsbedingungen dürfte durch diese Entscheidung aber kaum gedämpft worden sein.
 
        FAZIT
 
        Streiks in Krankenhäusern und Kitas sind zwei prominente Beispiele für die aktuelle Feminisierung von Arbeitskämpfen. Sie verändern das Bild „des Streikenden“ in der Öffentlichkeit und zeigen ein gestiegenes Selbstbewusstsein, eine neue Anspruchshaltung von Frauen im Erwerbsleben. Ausgestattet mit guten Qualifikationen, gezwungen und gewillt, nicht nur sich selbst, sondern häufig auch Kinder und manchmal auch den Partner zu ernähren, sowie emanzipiert in den Gewerkschaften, fordern sie nicht nur gleichen Lohn für gleiche Arbeit, sondern eine grundlegende Aufwertung von Frauenarbeit.
 
        Die feminisierten Streiks haben häufig jedoch schwierige Durchsetzungsbedingungen. Es bedarf neuer, kreativer Streiktaktiken und oft auch Bündnisse mit anderen sozialen Bewegungen, um politischen Druck zu entfalten. Damit tragen die neuen Frauenstreiks auch zur Revitalisierung der Gewerkschaften und Erneuerung der Arbeiter*innenbewegung bei. Und sie weisen über die Gewerkschaften hinaus, denn sie sprechen grundlegende Fragen an: Warum zahlen wir Menschen, die Autos bauen, mehr als jenen, denen wir unsere Kinder anvertrauen? Wie viel ist einer Gesellschaft eine gute Gesundheitsversorgung und Bildung wert? Warum ist der soziale Sektor so stark unterfinanziert? Sind Profite wichtiger als Menschenleben? Wo fließt die gesellschaftliche Wertschöpfung hin – wenn offenbar nicht in die Taschen der „Corona-Heldinnen“ in Supermärkten, Krankenhäusern und Altenheimen? Warum ist das so, und wie ließe sich das ändern? Die Feminisierung der Arbeitskämpfe bedeutet längst noch nicht die Herstellung von Geschlechtergleichheit, geschweige denn die Organisierung unserer Ökonomie und Gesellschaft nach fairen, humanen und solidarischen Prämissen. Aber sie ist eine Etappe auf dem Weg dorthin.
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        STREIKSCHÄDEN VERMEIDEN
 
        Was bringt die Schlichtung?
 
         Hagen Lesch 
 
        In Deutschland gehen im Vergleich zu anderen modernen Industrieländern eher wenige Arbeitstage durch Streiks verloren. 01  Laut amtlicher Statistik der Bundesagentur für Arbeit fielen in Deutschland 2023 insgesamt 639396 Arbeitstage durch Streiks aus. 02  Bei einem Arbeitstag von acht Stunden entspricht dies 5,1 Millionen Ausfallstunden. Dem steht ein von allen Arbeitnehmern geleistetes Arbeitsvolumen von fast 54,6 Milliarden Stunden gegenüber. Nach Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung entsprach das einem Arbeitsausfall von 9 Minuten pro Arbeitnehmer und Jahr. 03  Dabei war 2023 im langfristigen Vergleich sogar ein Jahr mit einer überdurchschnittlichen Arbeitskampfaktivität. In Jahren mit einer noch höheren Arbeitskampfaktivität sind die Werte entsprechend höher: 2015 etwa fielen 16 Minuten pro Arbeitnehmer aus und 1992 eine knappe halbe Stunde.
 
        EINE UNBEKANNTE GRÖẞE
 
        Bei diesen Durchschnittsberechnungen ist zu berücksichtigen, dass Branchen, Unternehmen und Kunden in einem unterschiedlichen Ausmaß von Streiks betroffen sind. Zu welchen wirtschaftlichen Schäden Ausstände führen, bleibt in der Regel unklar. Forschungen über die wirtschaftlichen Auswirkungen von Streiks waren lange auf das produzierende Gewerbe und die Kosten der bestreikten Firmen beschränkt. Neuere Studien lenken den Blick verstärkt auf Dienstleistungssektoren wie Krankenhäuser, Schulen oder den öffentlichen Nahverkehr. Analysiert werden in diesen Studien allerdings nur die direkten Wirkungen einzelner Streiks. Eine gesamtwirtschaftliche Evaluierung wird nicht vorgenommen. Es wird also nicht untersucht, welche Auswirkungen etwa ein Streik im Bahnwesen auf Branchen hat, die auf den Güterverkehr angewiesen sind, oder auf Bahnkunden, die die Bahn als Transportmittel nutzen müssen. Zudem handelt es sich überwiegend um Studien aus dem angelsächsischen Raum. 04  
 
        Für Deutschland liegen nur wenige Schätzungen vor. Vereinzelt informieren Unternehmen über die bei ihnen angefallenen Streikschäden. So bezifferte die Deutsche Bahn die durch mehrere Lokführerstreiks verursachten Streikschäden im Jahr 2015 auf 314 Millionen Euro. 05  Die Deutsche Lufthansa teilte mit, dass die verschiedenen Arbeitskämpfe im ersten Halbjahr 2024 das Geschäftsergebnis mit insgesamt 450 Millionen Euro belastet hätten. 06  Andere Unternehmen, wie die Deutsche Post 2015, und aktuell auch wieder die Deutsche Bahn, weisen lediglich darauf hin, dass das Konzernergebnis auch infolge von Streiks zurückgegangen sei. 07  
 
        Auf Branchenebene stehen solche Informationen nicht zur Verfügung. Stattdessen wurden vereinzelt Schätzungen veröffentlicht, die sich auf Umsatzausfälle beziehen. So verursachten die Tagesstreiks vom Februar 2018 in der Metall- und Elektroindustrie Umsatzausfälle in Höhe von 770 bis 900 Millionen Euro. 08  Solche Umsatzausfälle sind aber nur vorübergehend, sofern sie durch Sonderschichten nachgeholt werden. 09  Dabei können allerdings Zuschläge anfallen, sodass sich die Produktion verteuert und der Streik das Betriebsergebnis auch über diesen indirekten Weg belastet.
 
        Streiks verursachen aber nicht nur Kosten in den betroffenen Unternehmen oder Branchen. Wenn sie unbeteiligte Dritte treffen, entstehen auch indirekte Kosten. Eine Drittbetroffenheit tritt vor allem in der Daseinsvorsorge auf: im Gesundheitswesen, bei der Wasser- und Energieversorgung, der Landesverteidigung und inneren Sicherheit, der Feuerwehr und im Rettungswesen, im Erziehungswesen und bei der Kinderbetreuung, der Bestattung, der Entsorgung sowie im Verkehr. Eine ausgefallene Dienstleistung kann dort – anders als in der industriellen Produktion – oftmals nicht nachgeholt werden. Ist ein Kindergarten wegen eines Streiks geschlossen, müssen Eltern gegebenenfalls einen Urlaubstag einreichen. Streikt die Bahn, muss ein Kunde auf einen nicht bestreikten Verkehrsträger ausweichen oder seine Reise streichen oder verschieben. Im Güterverkehr müssen betroffene Unternehmen alternative Transportwege nutzen, die mit höheren Transportkosten verbunden sind. Im schlimmsten Fall drohen Lieferkettenunterbrechungen, die zum Stillstand der Produktion führen. Für die Deutsche Bahn etwa wurde geschätzt, dass ein flächendeckender Streiktag bis zu 100 Millionen Euro kosten könnte. Davon entfielen ein Drittel der Kosten auf die Deutsche Bahn selbst, ein weiteres Drittel durch weniger Reisende auf Hotels und Gaststätten und das letzte Drittel auf unterbrochene Lieferketten. 10  
 
        Die Kosten für Bahnreisende, die etwa auf das Auto umsteigen und dadurch zu mehr Stau und Umweltverschmutzung beitragen, wurden dabei nicht berücksichtigt. Will man diese „negativen externen Effekte“ messen, wird es aufwendig. Dies zeigt eine Schätzung der Drittwirkungen von 71 Streiks zwischen 2002 und 2011 im öffentlichen Personennahverkehr in Berlin, Frankfurt am Main, Hamburg, Köln und München. 11  In dieser Studie wurden neben den Zeitverlusten im morgendlichen Berufsverkehr auch die Anzahl der Unfälle sowie der Personenschäden ausgewertet: Demnach dauerten die Fahrten zwischen 15 und 17 Minuten länger, und es gab 14 Prozent mehr Unfälle sowie 20 Prozent mehr Personenschäden. Wird dies monetär bewertet und berücksichtigt man darüber hinaus die schädlichen Umwelteinflüsse durch die erhöhte Luftverschmutzung, summierten sich die Streikkosten auf 4,8 Millionen Euro pro Streik. Daraus ergaben sich – bezogen auf alle 71 Streiks – Gesamtkosten von 338,6 Millionen Euro. 12  Hierbei handelt es sich allein um die indirekten Kosten; die direkten Kosten bei den Verkehrsdienstleistern sind darin nicht enthalten.
 
        Auf der anderen Seite können Arbeitsniederlegungen langfristig auch positive Drittwirkungen haben. Das wäre zum Beispiel der Fall, wenn Streiks zu besseren Arbeitsbedingungen führen und sich dadurch etwa die medizinische Versorgung oder das Erziehungswesen verbessert. Dieser theoretisch denkbare Effekt ist empirisch allerdings noch nicht untersucht worden.
 
        STREIK ALS ULTIMA RATIO
 
        Das Bundesarbeitsgericht bezeichnete Tarifverhandlungen ohne das Recht zum Streik als „kollektives Betteln“. 13  Weil der Streik einen wirtschaftlichen Schaden anrichten kann, ist er ein zentrales Druckmittel der Gewerkschaften in Tarifauseinandersetzungen. Die Rechtsordnung erkennt Arbeitskämpfe, die volkswirtschaftliche Schäden mit sich bringen, als „kleineres Übel“ gegenüber einer staatlichen Festlegung von Lohn- und Arbeitsbedingungen an. 14  Dabei sorgen in der Regel zwei Selbstregulierungsmechanismen dafür, dass Streiks nicht ausufern. 15  Der erste besteht darin, dass nicht nur dem Arbeitgeber Umsatz verloren geht, sondern dem streikenden Arbeitnehmer Lohn. Der zweite liegt in der Tatsache, dass ein intensiver Streik den wirtschaftlichen Erfolg des Bestreikten schmälert und damit auch seine Ressourcen, um höhere Entgelte zu zahlen und Arbeitsplätze zu erhalten. Wo diese Mechanismen – wie in Teilen der Daseinsvorsorge – gestört sind, etwa weil das bestreikte (öffentliche) Unternehmen nicht insolvent gehen kann, der eigene Arbeitsplatz kaum gefährdet ist oder Dritte instrumentalisiert werden, indem sie – anstelle des eigentlichen Konfliktgegners – zum Kampfobjekt gemacht werden, greifen diese Selbstregulierungsmechanismen allerdings nicht.
 
        Hinzu kommt, dass die Tarifparteien in ihrem Entscheidungskalkül nur die direkten, aber nicht die indirekten Streikschäden berücksichtigen. Nach der Theorie externer Effekte sind Streiks (und Aussperrungen) sogenannte technologische externe Effekte, bei denen das Handeln der Tarifparteien nicht nur über eine temporäre Verknappung des Angebots Preiswirkungen erzeugt (pekuniärer externer Effekt), sondern auch direkt die Präferenzen und damit die Handlungsmöglichkeiten unbeteiligter Dritter beeinflusst. 16  Ein streikbedingter Flugausfall bedeutet für einen Reisenden, dass er seine präferierte Transportwahl nicht realisieren kann. Er muss auf die Reise verzichten oder ein anderes Verkehrsmittel wählen.
 
        Diese negativen externen Effekte sind eine Form von Marktversagen, was wiederum ein korrigierendes Eingreifen des Staates rechtfertigt, wenn nicht sogar erfordert. 17  Wie im Falle externer Effekte durch Umweltverschmutzung wäre auch hier denkbar, die Tarifparteien als Verursacher mit einer Steuer zu belasten. Diese Steuer wäre nichts anderes als ein Ausgleich für den von ihnen verursachten Schaden. Indem die Tarifparteien für jeden Streiktag mit einer Abgabe belastet werden, die den verursachten Schäden entspricht, ändert sich deren Optimierungskalkül dahingehend, dass sie die von ihnen verursachten Drittwirkungen einpreisen. Die externen Effekte würden internalisiert, und es käme zu weniger Arbeitskämpfen mit negativen Drittwirkungen. Allerdings lässt sich eine solche Steuer in der Praxis kaum umsetzen: Denn erstens lassen sich die negativen Drittwirkungen kaum monetär messen; zweitens müsste geregelt werden, wie die Steuer zwischen den Tarifparteien aufgeteilt wird; und drittens setzt die im Grundgesetz verankerte Tarifautonomie einer solchen „Zwangsabgabe“ rechtliche Grenzen. Die Tarifautonomie garantiert nicht nur das Streikrecht. Sie schützt die Tarifparteien auch vor Staatseingriffen. Aus diesem Grund scheiden auch andere Lösungen aus, mit deren Hilfe externe Effekte internalisiert werden könnten, etwa bilaterale Verhandlungen zwischen den Geschädigten und den Verursachern oder eine staatlich vorgegebene Obergrenze von Streiktagen.
 
        Wenn solche Regelungen ausscheiden (müssen), sollte der arbeitskampfrechtliche Rahmen zumindest so ausgestaltet sein, dass er den Ultima-ratio-Grundsatz stärkt. Dieser Grundsatz besagt, dass Streik in einer Tarifauseinandersetzung nur das letzte Mittel sein darf. Der Gesetzgeber hat die Regelung des arbeitskampfrechtlichen Rahmens jedoch den Arbeitsgerichten überlassen. Das Bundesarbeitsgericht hat zur Sicherung des Ultima-ratio-Gedankens das Gebot der Verhältnismäßigkeit von Arbeitskämpfen entwickelt. Dieses hat sich in der Rechtsprechung aber als ungeeignet erwiesen. 18  Im Rahmen einer ihr zugestandenen „Einschätzungsprärogative“ entscheidet eine Gewerkschaft mehr oder weniger selbst darüber, ob sie alle Verhandlungsmöglichkeiten ausgeschöpft hat. 19  So viel Freiraum lädt zum Missbrauch ein, etwa wenn Warnstreiks vorrangig zur Mitgliederwerbung genutzt werden. Kein Gericht kann aber klären, ob ein Warnstreik in erster Linie der Druckausübung zur Durchsetzung tarifpolitischer Ziele oder der Mitgliederwerbung dient, da beides miteinander verwoben ist. Der Gesetzgeber sollte deshalb Spielregeln definieren, die den Ultima-ratio-Gedanken fördern. Hierzu liegen bereits verschiedene Vorschläge und Entwürfe vor, die sich allerdings auf die Daseinsvorsorge beschränken. Als gesetzliche Maßnahmen werden unter anderem Ankündigungsfristen für Streiks, Abkühlungsphasen, Regelungen über eine Mindestversorgung und eine obligatorische Schlichtung vorgeschlagen. 20  
 
        SCHLICHTUNG: MÖGLICHKEITEN UND GRENZEN
 
        Besondere Hoffnung wird dabei in eine obligatorische Schlichtung gesetzt. Eine Schlichtung ist ein „Verfahren zur Beilegung von kollektiven Regelungsstreitigkeiten zumeist durch Intervention eines am Konflikt unbeteiligten Dritten“. 21  Ein Schlichtungsverfahren kann auf unterschiedliche Weise organisiert werden. In tariflichen Schlichtungsverfahren entscheiden die Tarifparteien selbst, ob sie eine Schlichtungsordnung vereinbaren und wie das Verfahren im Einzelnen ausgestaltet wird. Dabei können sie ein freiwilliges oder ein obligatorisches Prozedere wählen. Obligatorisch bedeutet: Sobald eine Tarifpartei das Scheitern der Verhandlungen erklärt und die Schlichtung anruft, muss sich die andere Partei auf ein Schlichtungsverfahren einlassen. Ebenso können die Tarifparteien autonom regeln, ob ein Schlichterspruch verbindlich ist oder abgelehnt werden kann.
 
        Eine Schlichtung kann aber auch staatlich organisiert sein. In der Weimarer Republik wurde 1923 eine gesetzliche Schlichtungsverordnung erlassen, die nicht nur einen Zwang zur Schlichtung vorsah (obligatorische Schlichtung), sondern auch einen Zwang zur Annahme des Schlichterspruchs (Zwangsschlichtung). Das Gesetz war eigentlich als Hilfestellung für die Tarifparteien gedacht und sollte die damals noch junge Tarifautonomie fördern. In den Wirren der vielen Krisen führte das Gesetz aber zum Gegenteil: Die Tarifparteien wälzten ihre tarifpolitische Verantwortung mehr und mehr auf die Regierungen ab. Die Zwangsschlichtung wurde „ein Einfallstor für staatliche Lohnpolitik“. 22  
 
        In der Bonner Republik einigten sich die Spitzenverbände der Tarifparteien – die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 1954 auf Eckpunkte zu tariflichen Schlichtungsverfahren (Margarethenhof-Vereinbarung). Auf dieser Grundlage vereinbarten die Tarifparteien für viele Branchen Schlichtungsabkommen und konnten damit eine erneute staatliche Regelung abwehren. 23  Inzwischen wurden einige Abkommen gekündigt, und die Diskussion über eine Verschärfung des Streikrechts zeigt, dass ein neuerlicher Regelungsbedarf gesehen wird.
 
        Eine Auswertung von 20 Branchen mit 30 Tarifbereichen zeigt, dass die Möglichkeiten einer tariflichen Schlichtung vielfach nicht genutzt werden. 24  Wichtige Branchen wie der Einzelhandel, der Groß- und Außenhandel oder das Bankgewerbe verfügen derzeit über kein tarifliches Schlichtungsabkommen. Daneben gibt es Branchen oder Unternehmen – etwa die chemische Industrie, die Metall- und Elektroindustrie, das Bauhauptgewerbe, den öffentlichen Dienst oder die Deutsche Telekom –, in denen es dauerhaft eingerichtete Schlichtungsstellen gibt (Branchen mit festem Schlichtungsabkommen), sowie Branchen oder Unternehmen – vor allem im Bahn- und Luftverkehr –, wo Ad-hoc-Schlichtungen üblich sind (Branchen mit fallweisen Schlichtungsabkommen). Unabhängig vom Schlichtungsmechanismus wird das Instrument der Schlichtung in einigen Branchen eher selten (chemische Industrie, papiererzeugende Industrie) oder gar nicht (Druckindustrie, Metall- und Elektroindustrie) und in anderen Branchen durchaus regelmäßig (Bauhauptgewerbe, öffentlicher Dienst) genutzt.
 
        Ein Blick auf die Schlichtungspraxis zeigt, dass Schlichtungen durchaus ein erfolgreiches Mittel sind, um Tarifkonflikte beizulegen. In den fast 400 Tarifverhandlungen der untersuchten Branchen kam es zwischen Anfang 2000 und Mitte 2024 zu insgesamt 50 Schlichtungen, von denen 35 erfolgreich waren (Tabelle). Das entspricht einer Erfolgsquote von 70 Prozent. Besonders oft kam es im Bauhauptgewerbe und bei der Deutschen Lufthansa (einschließlich der Tochtergesellschaft Eurowings) zur Schlichtung. Von den jeweils zwölf Schlichtungen gelangen im Bauhauptgewerbe acht und bei der Deutschen Lufthansa zehn. Weniger erfolgreich wurde bei der Deutschen Bahn geschlichtet: Hier führte jede zweite der insgesamt acht Schlichtungen zum Erfolg. Noch geringer fällt die Erfolgsquote im öffentlichen Dienst aus, wo nur zwei von sechs Schlichtungen gelangen.
 
         
           Tabelle: Schlichtungserfolge 2000 bis 2024
 
                  
                	 
                	 
                  ANZAHL SCHLICHTUNGEN
  
                	 
                  DAVON ERFOLGREICH
  
  
                	 
                  Papiererzeugende Industrie
  
                	 
                  2
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  Chemische Industrie
  
                	 
                  1
  
                	 
                  1
  
  
                	 
                  Bauhauptgewerbe
  
                	 
                  12
  
                	 
                  8
  
  
                	 
                  Deutsche Bahn
 
                  davon:
  
                	 
                  8
  
                	 
                  4
  
  
                	 
                  
                    	
                      Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer


                  
  
                	 
                  5
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  
                    	
                      Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft*


                  
  
                	 
                  3
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  Deutsche Lufthansa
 
                  davon:
  
                	 
                  12
  
                	 
                  10
  
  
                	 
                  
                    	
                      Vereinigung Cockpit


                  
  
                	 
                  3
  
                	 
                  3
  
  
                	 
                  
                    	
                      Unabhängige Flugbegleiter Organisation


                  
  
                	 
                  7
  
                	 
                  5
  
  
                	 
                  
                    	 
                      Verdi


                  
  
                	 
                  2
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  Deutsche Flugsicherung
  
                	 
                  5
  
                	 
                  4
  
  
                	 
                  Deutsche Telekom
  
                	 
                  4
  
                	 
                  4
  
  
                	 
                  Öffentlicher Dienst
 
                  davon:
  
                	 
                  6
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  
                    	
                      Bund und Kommunen


                  
  
                	 
                  5
  
                	 
                  2
  
  
                	 
                  
                    	
                      Sozial- und Erziehungsdienst


                  
  
                	 
                  1
  
                	 
                  0
  
  
                	 
                   Insgesamt 
  
                	 
                   50 
  
                	 
                   35 
  
  
          
 
           Erfasst sind Schlichtungen bis zum 30. Juni 2024. * Inklusive Transnet und Verkehrsgewerkschaft GDBA, die 2010 zur EVG fusionierten. 
 
            Quelle: eigene Berechnungen. 
 
        
 
        Angesichts der unterschiedlichen Schlichtungserfolge stellt sich die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Schlichtung erfolgreich ist. Sollte die Schlichtungsstelle möglichst früh angerufen werden, bevor die Positionen der Tarifparteien verhärtet sind? Oder sollte sie eher spät angerufen werden, nachdem die Tarifparteien alle Möglichkeiten einschließlich des Arbeitskampfes ausgeschöpft haben und die Schlichtung der letzte Strohhalm ist? In den untersuchten Branchen kam es entweder nach dem offiziell erklärten Scheitern der Tarifverhandlung zu einer Schlichtung (39 Fälle) oder nach dem Scheitern und einer Urabstimmung (2 Fälle) beziehungsweise nach einem Arbeitskampf (9 Fälle). Von den 39 „frühen“ Schlichtungen direkt nach dem Scheitern der Verhandlungen waren 26 erfolgreich, von den 11 „späten“ Schlichtungen nach Urabstimmung oder Arbeitskampf insgesamt 9.
 
        Die Schlichtung kann also zu unterschiedlichen Zeitpunkten einer Tarifauseinandersetzung ein erfolgreiches Instrument der Konfliktbeilegung sein und auf diese Weise dem Ultima-ratio-Gedanken Rechnung tragen. Wann der optimale Schlichtungszeitpunkt ist, unterscheidet sich von Fall zu Fall. Eine zu früh angerufene Schlichtung kann zu einer Pro-forma-Schlichtung führen, die am Ende am mangelnden Einigungswillen der Tarifpartner scheitert. Umgekehrt kann eine späte Schlichtung gerade deshalb erfolgreich sein, weil sich bereits alle vorausgegangenen Eskalationsstufen als nicht zielführend herausgestellt haben.
 
        Hinzu kommt, dass auch eine Schlichtung, die in einem frühen Stadium einberufen wird, eine Vorgeschichte hat, die sich durch die Anrufung der Schlichtung nicht beeinflussen lässt. So gibt es Tarifbereiche wie den öffentlichen Dienst oder die Deutsche Telekom, die über ein festes Schlichtungsabkommen verfügen, in denen aber zugleich Warnstreiks zum festen Ritual einer Tarifauseinandersetzung gehören. Ebenso gibt es Branchen, wie die Druckindustrie oder die Metall- und Elektroindustrie, die über Schlichtungsabkommen verfügen, in denen der unbefristete Streik aber durch Warnstreiks und Tagesstreiks abgelöst wurde und demzufolge kein Scheitern der Verhandlungen mehr erklärt wird. In diesen Tarifbereichen fehlen schlichtweg die Voraussetzungen, um eine Schlichtung anzurufen. Gleichwohl geht es auch dort recht konfliktreich zu, da die Gewerkschaften nach den einzelnen Tarifrunden regelmäßig zu Warnstreiks aufrufen. In der chemischen Industrie oder im Bauhauptgewerbe hingegen ist in den Schlichtungsabkommen festgelegt, dass Warnstreiks erst nach dem Scheitern der Tarifverhandlungen und einer dann folgenden Schlichtung möglich sind.
 
        Die Folge dieser unterschiedlichen Verhandlungskulturen ist, dass kein stabiler Zusammenhang zwischen der Konfliktintensität von Tarifverhandlungen und dem gewählten Schlichtungsmechanismus besteht. Auch in Branchen, die ohne einen Schlichtungsmechanismus auskommen, können Tarifverhandlungen vergleichsweise harmonisch ablaufen. Beispiele sind die Gastronomie oder das Gebäudereinigerhandwerk. Um die Vorgeschichte eines Tarifkonflikts beeinflussen zu können, müssten Schlichtungsabkommen demnach auch Warnstreiks bis zum Ende eines Schlichtungsverfahrens ausschließen.
 
        STREIKVERMEIDUNG DURCH GESETZLICHE REGELUNGEN
 
        Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion begründet ihre Forderung nach einer Reform des Streikrechts damit, dass dieses nicht dazu missbraucht werden dürfe, um schon in einem „frühen Stadium von Tarifverhandlungen unverhältnismäßigen Druck auszuüben und durch die Einbeziehung kritischer Infrastrukturen schweren Schaden anzurichten“. 25  Die BDA wiederum fordert gesetzliche Regeln für Schlichtungen und Abkühlungsphasen mit Blick auf Allianzen zwischen Gewerkschaften und politischen Protestbewegungen und einer vermeintlich fehlgeleiteten Arbeitskampfrechtsprechung. Arbeitskämpfe dürften nicht um ihrer selbst willen eingesetzt werden, nicht der Mitgliederwerbung dienen und nicht zu politischen Zwecken oder zur Durchsetzung eigener Vorstellungen von Gesellschaft und Wirtschaftspolitik missbraucht werden. Sie seien allein dazu da, die eigene Verhandlungsposition in Konflikten über die Arbeitsbedingungen zu stärken. 26  
 
        Die entscheidende Frage ist, inwieweit eine gesetzlich vorgeschriebene obligatorische Schlichtung dazu beitragen kann, diese Zielsetzungen zu erreichen. Die Schlichtung dient dem Ziel, einen festgefahrenen Tarifkonflikt zu lösen – damit dies gelingt, müssen beide Tarifparteien ein Interesse daran haben, sich mit der Hilfe eines neutralen Schlichters zu einigen. Ist diese Voraussetzung nicht gegeben, kommt es zu einer Pro-forma-Schlichtung, die einen Konflikt nicht beilegt, sondern lediglich aufschiebt. Erzwungen läuft eine Schlichtung somit Gefahr, ihre eigene Wirksamkeit dem Gedanken zu opfern, die Tarifparteien zu disziplinieren und zu einem kooperativen Miteinander zu zwingen. Ob eine Schlichtung das leisten kann – etwa, weil öffentlicher Druck die Tarifparteien diszipliniert – ist angesichts der bisherigen Erfahrungen fraglich.
 
        Das bedeutet aber nicht, dass die Politik untätig bleiben muss. Denkbar wäre, den Tarifparteien vorzuschreiben, dass sie ein tarifliches Schlichtungsabkommen vereinbaren. Dies wäre durch eine Ergänzung des Tarifvertragsgesetzes möglich. Der Gesetzgeber würde damit signalisieren, dass die Schlichtung ein wirksames Hilfsmittel der Tarifautonomie sein kann und den Ultima-ratio-Gedanken stärkt. Die Ausgestaltung der tariflichen Schlichtungsvereinbarung wäre allerdings Sache der Tarifparteien. Bereits geschlossene Abkommen könnten bestehen bleiben, und Branchen ohne Schlichtungsabkommen könnten vereinbaren, Schlichtungen ad hoc vorzusehen und immer vom beiderseitigen Willen abhängig zu machen. Wenn im Konfliktfall keine Schlichtung gewollt wird, dann unterbleibt sie. Sie würde dann aber auch nicht pro forma stattfinden und scheitern. Die Tarifparteien müssten sich im Konfliktfall aber fragen lassen, warum sie keine Schlichtung wollen. Das erhöht auf beiden Seiten den Rechtfertigungsdruck. 27  
 
        Wenn der Gesetzgeber – insbesondere in der Daseinsvorsorge – Arbeitskämpfe vermeiden will, sollten weitergehende Vorschläge umgesetzt werden. Das würde auf die Definition eines arbeitskampfrechtlichen Rahmens hinauslaufen. Hierzu liegt schon seit 2012 ein Gesetzentwurf vor, der von der Carl Friedrich von Weizsäcker-Stiftung angeregt wurde. 28  Dieser sieht neben einem obligatorischen Schlichtungsverfahren vor, dass Arbeitskampfmaßnahmen nur zulässig sind, wenn sie vier Tage vor ihrem geplanten Beginn gegenüber der anderen Arbeitskampfpartei angekündigt worden sind. 29  Zudem muss dem Arbeitskampf eine Urabstimmung vorausgegangen sein, an dem erstens mehr als 50 Prozent der teilnahmeberechtigten Mitglieder der Gewerkschaften teilgenommen haben und zweitens mehr als 50 Prozent der abstimmenden Mitglieder für den Ausstand votieren. Darüber hinaus ist eine Grundversorgung sicherzustellen. Treffen die Streitparteien keine bilaterale Einigung, entscheidet eine Einigungsstelle, die neben Beisitzern der Tarifparteien auch einen unparteiischen Vorsitzenden vorsieht, der im Streitfall mit seinem Stimmrecht den Ausschlag gibt.
 
        An rechtspolitischen Vorschlägen besteht kein Mangel. Allerdings ist es hierzulande in über hundert Jahren nicht gelungen, das Arbeitskampfrecht gesetzlich zu regeln. Dass die Politik dies den Arbeitsgerichten überlässt, hat einen guten Grund: Eine gesetzliche Regelung des Streikrechts würde zu intensiven Auseinandersetzungen führen. Wie schwierig allein schon eine gesetzliche Regelung der Grundversorgung ist, zeigen die kontroversen Debatten im Vereinigten Königreich, wo die konservative Regierung 2023 einen Gesetzentwurf zu Mindestdiensten bei Streiks ins Unterhaus eingebracht und verabschiedet hat. 30  Der britische Gewerkschaftsdachverband, der Trades Union Congress, hat im April 2024 eine Kampagne gestartet, um das Gesetz rückgängig zu machen. 31  Die neue Labour-Regierung hat im August 2024 angekündigt, das Gesetz wieder aufzuheben. 32  
 
        Eine gesetzliche Regelung des Arbeitskampfrechts setzt also einen breiten Konsens in Gesellschaft und Politik voraus. Auf dem Höhepunkt einer Streikwelle in Deutschland im Frühjahr 2024 votierten in einer Umfrage 54 Prozent der Befragten für eine Änderung des Streikrechts, beispielsweise für verpflichtende Schlichtungen oder rechtzeitige Vorankündigungen. 33  Verfestigen sich solche Positionen, wird die Politik nicht umhinkommen, eine gesetzliche Regelung des Arbeitskampfrechts auf die Agenda zu setzen.
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        WO STREIKEN NICHT HILFT
 
        Arbeitskritik im Niedriglohnsektor
 
         Friederike Bahl 
 
        Die Provokation von Arbeitsfeldern, in denen Streik uneffektiv ist, findet ihren Ausgangspunkt dort, wo der Streik als eine Kritik der Arbeit beginnt. Der Streik, wie wir ihn heute kennen, als eine kritische Niederlegung der Arbeit, hat seinen Ursprung im England des 18. Jahrhunderts. Freilich lassen sich die ersten Zeugnisse von Arbeitsprotesten viel weiter zurückdatieren – bis ins alte Ägypten etwa, wo die mit dem Bau der Königsgräber in Theben beauftragten Arbeiter bereits 1159 v. Chr. ihre Tätigkeiten aussetzten, um gegen die ausbleibende Entschädigung ihrer Anstrengungen aufzubegehren. 01  
 
        Allerdings beginnt die Geschichte des Streiks als Streik erst mit einer Aktion, die über zwei Jahrtausende später stattfand, im Jahr 1768. Zu dieser Zeit taten sich Tausende Handelsmatrosen in London zusammen, um gegen die Widrigkeiten ihrer Arbeitsbedingungen zu protestieren. Unter dem Ruf strike the sails – streicht die Segel – holten sie die Toppsegel von Schiffen der Handelsflotte ein und verhinderten deren Auslaufen. In der Überzeugung, dass die Schiffseigner mehr Schaden davon nehmen würden als sie selbst, wenn die geladenen Waren an den Kais verrotten, statt ausgeliefert zu werden, verkündeten die Seeleute, ihre Arbeit so lange einzustellen, bis sie eine Lohnerhöhung erhielten. 02  Ihr Protest hatte Erfolg, und das Beispiel machte Schule. Von da an verbreitete sich nicht nur das Wort strike wie ein Lauffeuer, sondern die damit beschriebenen Arbeitsstopps, zunächst nur spontane Ereignisse, wurden zunehmend systematischer und etablierten sich im Laufe der beschleunigten Industrialisierung des 19. Jahrhunderts zu einem der bis heute wichtigsten Mittel, um Arbeitsbedingungen zu kritisieren – und eine Verbesserung durchzusetzen.
 
        Als Kritik ist Streik eine Form der demonstrativen Beschwerdeführung, allen voran in Demokratien. Waren die Versuche von Staaten, insbesondere in den Anfängen der Industriellen Revolution, noch zahlreich, wenn es darum ging, die organisierte Niederlegung von Arbeit etwa durch das Verbot von Gewerkschaften und gewerkschaftsähnlichen Vereinen als illegal zu unterbinden, haben Streiks in Demokratien System. Auch wenn es eine verbreitete Annahme ist, dass die Stabilität einer Demokratie davon abhängt, dass die in ihr getroffenen Entscheidungen in der Bevölkerung umfassende Zustimmung erfahren, 03  ist Kritik der Normalfall. Sei es in Form der Organisation von Volksabstimmungen, verschiedener Möglichkeiten einer Rechtsklage oder der Abhaltung einer Protestkundgebung – demokratische Gesellschaften sind selbstkritische Gesellschaften. Die Formen ihrer Lebenspraktiken und Entscheidungsverfahren legen es auf die Formulierung von Einwänden geradezu an.
 
        In diesem Sinne kann es kaum überraschen, dass die kollektive Niederlegung von Arbeit die gesetzlichen Vorgaben der Arbeitspflicht der Streikenden grundsätzlich nicht verletzt. 04  Die Rechtmäßigkeit des Arbeitsstreiks ist dabei kein Selbstzweck freier Meinungsäußerung. Vielmehr liegt sie in der Aktualisierungsoffenheit demokratischer Praktiken begründet: Ganz gleich, ob es um die Kompetenz geht, eigene Fehler einzugestehen, die Disposition, Kompromisse zwischen widerstreitenden Standpunkten zu suchen, oder die Bereitwilligkeit, in einer vorgetragenen Beschwerde einen Motor für gesellschaftspolitische Reformen zu erkennen – immer geht es beim Verhältnis von Streik und Demokratie darum, Kritik dazu zu nutzen, die Gesellschaft auf ihre Veränderungsoptionen hin abzutasten. 05  Auf eine einfache Formel gebracht: Als Kritik lebt Streik von der Idee des transformativen Einspruchs.
 
        TRADITIONELLES FELD DER ARBEITSSOZIOLOGIE
 
        Das transformative Potenzial demonstrativer Arbeitsniederlegungen fasziniert die Arbeitssoziologie seit ihren Anfängen – richtet sich doch ein wesentlicher Teil ihrer Neugierde auf eine Theoriebildung, die in der Neuausrichtung der Arbeit die Möglichkeit für eine Neuausrichtung ganzer Gesellschaften vermutet. 06  Arbeitssoziologie ist Gesellschaftstheorie, in deren Zentrum die Wandelbarkeit der Arbeitswelt steht. Dass und wie sich dieses Forschungsinteresse an sozialem Wandel immer wieder auf die Beobachtung von Arbeitsstreiks konzentriert, lässt sich von den frühen Studien der Industriesoziologie bis in die arbeitssoziologischen Untersuchungen der Gegenwart verfolgen. 07  
 
        Bei aller Methodenvielfalt und Differenz der analysierten Felder – angefangen von den Betrieben der Metallproduktion bis hin zu den Beschäftigungsbereichen der von befristeten und flexiblen Arbeitsverhältnissen geprägten gig economy – lassen sich aus der soziologischen Streikforschung mindestens zwei geteilte Erkenntnisse ablesen: Erstens drängen Arbeitsstreiks stets auf eine Transformation von Arbeit; zweitens ist diese Transformation nie als neutrale Bewegung konzipiert, die gegenüber der Richtung, die sie nimmt, gleichgültig ist. Vielmehr zeigt die darin enthaltene Änderungsoption die Erwartung einer Verbesserung an, und diese Verbesserung ist aus dem Blickwinkel der in dieser Arbeit Tätigen gedacht. 08  
 
        Sei es die wissenschaftliche Begleitung von Anstrengungen zur Humanisierung der Arbeit in der Automobilindustrie, das Registrieren des Aufbegehrens von Gebäudereinigerinnen für Lohnerhöhungen oder der analytische Abgleich zwischen den Mitbestimmungsforderungen von Essensauslieferern an der Preispolitik und ihren Verhandlungsergebnissen: In seinen soziologischen Beschreibungen ist Streik stets grundiert von einem gedanklichen Zusammenspiel aus einer Idee des Fortschritts und seinen regressiven Umkehrungen. In seinem Zentrum stehen also die Emanzipation der Arbeitenden sowie die entsprechenden Gegenbewegungen. 09  Getragen von der Vorstellung, dass die Demokratisierung einer Gesellschaft in der Organisation ihrer Erwerbsarbeit beginnt, rückt die Forschung damit die Arbeitenden und die von ihnen formulierte Kritik in den Aufmerksamkeitskegel sozialwissenschaftlicher Betrachtung. 10  Dieses Interesse an Streiks vorausgesetzt, stellt sich aus arbeitssoziologischer Sicht die Frage, warum Streiks gerade dort so selten vorkommen, wo die Verdienstmöglichkeiten besonders gering sind.
 
        UNKRITISCHE BESCHÄFTIGTE?
 
        2009 erregten die Beschäftigten eines Industriebetriebs Aufsehen, als sie die Türen zum Gebäude ihres Arbeitsplatzes von innen verbarrikadierten, um den Davorstehenden den Zutritt zu verweigern. Unter dem Ruf „Streikbrecher gibt es bei uns nicht“ schoben sie Besenstiele quer durch die metallenen Türschlaufen an den Doppeltoren und sperrten die vor der Tür Wartenden aus. Erinnerte die Szene zunächst an Momentaufnahmen von Werksbesetzungen, wie sie während „wilder Streiks“ in Industriebetrieben in den 1960er und 1970er Jahren nicht unüblich gewesen waren, 11  verlor das Ereignis rasch an Gewöhnlichkeit, als auffiel, dass die Werksbeschäftigten gar nicht ihre Kollegenschaft vom Zutritt ins Gebäude abhielten, sondern die extern beauftragten Reinigungskräfte, die auf dem Weg zu ihrer Arbeitsschicht waren. Die Aktion fand mitten in einem der größten Streiks statt, den die Gebäudereinigungsbranche in Deutschland bis dahin erlebt hatte – die Blockierenden wollten also Angehörige einer anderen Branche davon abhalten, zu „Streikbrechern“ zu werden.
 
        Die beschriebene Szene wirft die Frage auf, was die Reinigungskräfte dazu bewogen haben könnte, ihre Arbeit fortführen zu wollen. Gewiss ist es keine Seltenheit, dass Arbeitende sich gegen die Teilnahme an einem Streik ihrer Gewerkschaft entscheiden. Kollektive Arbeitseinstellungen sind zwar gemeinschaftliche Aktionen, aber nie geschlossene Bewegungen. 12  Sowohl zwischen Arbeitenden und Gewerkschaft als auch innerhalb der Arbeiterschaft können umfassende Differenzen zutage treten, selbst wenn es bedeutende gemeinsame Anliegen gibt. Die Frage der mangelnden Beteiligung rückt jedoch stärker ins Blickfeld, wenn die beschriebene Szene weniger einen Fall gegenläufiger Interessenlagen erfasst, als für eine Beobachtung steht, die sich vom Gebäudemanagement bis zum Paketdienst wie ein roter Faden durch zahlreiche Servicebranchen zieht: die Streikabstinenz.
 
        Eine naheliegende Erklärung für diese Enthaltsamkeit wäre die Annahme, dass für die Arbeitenden vielleicht gar kein Kritikbedarf besteht – etwa, weil Verkaufstätigkeiten bei Discountern oder Kurierdienste im Gastrobereich häufig auch von Studierenden ausgeübt werden, die damit zeitweilig ihre Ausbildung finanzieren. Für sie sind solche Tätigkeiten in der Regel nur ein Durchgangsstadium auf dem Weg zu besser bezahlten Arbeiten, und das Bewusstsein, dass eine Tätigkeit nur befristet ausgeübt wird, kann die erlebten Unzumutbarkeiten erträglicher machen. Gleichwohl stößt die These, Streiklosigkeit habe vor allem mit mangelndem Interesse zu tun, rasch an die Grenzen ihrer Haltbarkeit. Nicht nur ist die Zahl derjenigen, die auch langfristig in derartigen Tätigkeiten verbleiben, vergleichsweise hoch. 13  Wer die Arbeitenden fragt, trifft zudem unter Bleibenden wie Durchläufern auf eine Unzufriedenheit, die den Beschwerden der eingangs erwähnten streikenden Handelsmatrosen nicht unähnlich ist: Auch für sie geht eine hohe Arbeitsbelastung mit geringer Entlohnung einher. 14  
 
        Die genannten Tätigkeiten zählen zu einem Arbeitsmarktbereich, der gemeinhin als „Niedriglohnsektor“ bezeichnet wird. Darunter werden alle Arbeitsbeziehungen erfasst, deren Einkommen, gemessen am mittleren Verdienst aller Beschäftigungsverhältnisse, weniger als zwei Drittel beträgt. Allein unter den abhängig Beschäftigten – also ohne Selbstständige – betrifft das in Deutschland fast jeden sechsten Job. 15  Nimmt man den privaten Haushaltssektor und Minijobs hinzu, erhöht sich der geschätzte Anteil der Niedriglohnbeschäftigten zusätzlich. 16  Es ist aber nicht allein der geringe Verdienst, der die Beschäftigten in diesem Bereich frustriert, sondern ebenso die mangelnde soziale Absicherung angesichts fehlender Urlaubsansprüche oder ausbleibender Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Die Probleme verschärfen sich zusätzlich, wenn von dem geringen Einkommen nicht mehr nur ein Singlehaushalt abgesichert werden muss: Nach einer Familiengründung sind viele auf die Kombination mehrerer Tätigkeiten oder den Bezug von Transferleistungen angewiesen.
 
        Hinzu kommt, dass auch die Organisationsweise der ausgeübten Tätigkeiten als extrem belastend, nicht selten sogar körperlich verschleißend erfahren wird, ohne dafür Würdigung zu erfahren. Sei es, dass es angesichts des Preiswettbewerbs unter den konkurrierenden Serviceunternehmen üblich geworden ist, die Kosten für die Stundenlöhne der Servicekräfte im Gebäudeservice, Supermarkt oder in der Paketzustellung dadurch zu reduzieren, dass größere Flächen in derselben Zeit mit weniger Personal bewältigt werden müssen, sei es, dass bei Essensauslieferern der Trend besteht, vom Stunden- auf Stücklohn umzustellen, sodass die sogenannten rider nur mit jeder individuell ausgelieferten Mahlzeit anteilig bezahlt werden: In allen Fällen berücksichtigt die Entlohnung nicht die erbrachten Anstrengungen, sondern allein deren Ergebnis. Diese Entwertung der Zeit und Materialität von Arbeit resultiert in Erfahrungen der Erschöpfung und Verausgabung. Unzufriedenheit ist also da – warum aber mündet sie nicht in Streikvorhaben?
 
        Eine andere Erklärung könnte sein, dass es zwar Bedarf, aber keine Streikgelegenheiten gibt, weil die Möglichkeiten fehlen, sich gemeinsam zu organisieren. Diese Überlegung weist jedenfalls auf den entscheidenden Punkt hin, dass es in den Gewerkschaften eine Repräsentationslücke gibt, was den Niedriglohnsektor angeht. Zwar verzeichnen die gewerkschaftlichen Vertretungen jüngst einen Mitgliederzuwachs. 17  Dieser ist aber vor dem Hintergrund eines jahrelangen allgemeinen Mitgliederverlustes zu bewerten, bei dem sich der Organisationsgrad in Deutschland zwischen 1980 und 2021 von etwa 30 Prozent aller Arbeitnehmenden auf rund 17 Prozent reduziert hat. 18  Die geringe Vertretungsdichte zeigt sich noch deutlicher, wenn die gering qualifizierten Tätigkeiten im Niedriglohnsektor in den Blick genommen werden – treffen gewerkschaftliche Rekrutierungsversuche hier doch vielfach auf die Herausforderungen einer isolierten Arbeitssituation. 19  Das heißt, die täglichen Abläufe und dabei auftretenden Hindernisse sind dort in aller Regel von den Arbeitenden alleine zu bewältigen. Damit minimieren sich auch die Chancen eines gemeinsamen Protests. Auch wenn die Beschäftigten mit ihren Tätigkeiten des Bewachens von Parkplätzen, des Säuberns von Bürokomplexen oder des Zustellens von Essensbestellungen in digital organisierten Ökonomien eher zum materiell greifbaren Personal zählen, was Streik prinzipiell begünstigen sollte, hat ihre Arbeitssituation dennoch eine Besonderheit, die diese Streikbegünstigung konterkariert.
 
        Mit der nicht vorhandenen Betrieblichkeit eines gemeinsamen Arbeitsorts fehlt den Arbeitsvollzügen ein entscheidendes Kriterium, an dem gewerkschaftlich organisierte Arbeitsniederlegungen in der Vergangenheit angesetzt haben. Ob als Türsteher oder Zustellerin – die Ausübung von Niedriglohntätigkeiten findet oft gerade nicht in den Unternehmen statt, von denen sie angestellt sind. Das reduziert die Möglichkeitsräume für kollektiv geteilte Arbeitserfahrungen genauso wie die Chancen ihrer Mitteilung. Hinzu kommt, dass selbst dort, wo die eigene Arbeit an feste Orte gebunden ist – etwa als Zimmermädchen, logistischer Hilfsarbeiter oder Supermarktangestellte –, der Rhythmus aus Betätigung und Pausen weitgehend so organisiert ist, dass beide Phasen häufig nur in kleinen Gruppen oder für sich allein verbracht werden. Sei es das Abkassieren eines Kunden, das Einräumen gelieferter Waren oder die Reinigung eines Hotelzimmers – wenn die zu verrichtende Arbeit in Einzeltätigkeiten aufgesplittert ist, die eher individuell als im Team stattfinden, und auch in den Pausen dazwischen Räume fehlen, die die Kontaktaufnahme begünstigen, dann minimiert diese arbeitsbezogene Atomisierung sowohl Situationen der internen Begegnung als auch solche der externen Ansprechbarkeit durch Gewerkschaften.
 
        WANDEL VON ARBEITSKRITIK
 
        Die Momente einer fehlenden Fabriksozialisation können die Streikabstinenz aber nur zum Teil erklären. Ein ebenso wichtiger Faktor liegt in einem Aspekt, der bislang unberücksichtigt geblieben ist und den Kern der anfänglichen Provokation trifft: Fragt man danach, wie Arbeitskämpfe im Niedriglohnsektor verlaufen, dann bleiben Streiks als Mittel der Wahl relativ unattraktiv, weil sie mit Blick auf die Unzufriedenheitskriterien der Arbeitenden nur vergleichsweise geringe Effekte erzielen können. Ob der gewerkschaftlich organisierte Gebäudereinigerinnenstreik von 2009 oder die wilden Streiks der rider der Essensauslieferung von 2018 – die für die Streikenden erzielten Ergebnisse der kollektiven Arbeitsniederlegungen stellen nicht in Aussicht, den Niedriglohnbereich verlassen zu können. Sie garantieren stattdessen den dortigen Verbleib. Und dieses Resultat stellt sich mit wie ohne gewerkschaftliche Rückendeckung ein: Sind die Arbeitenden ohne ein gewerkschaftliches Netz darauf zurückgeworfen, dass der Niedriglohnsektor ein Arbeitsmarktbereich ist, in dem Stunden- wie Stücklöhne volatil und Tarifbindungen gering sind, stehen sie auch mit gewerkschaftlicher Unterstützung vor dem Problem, dass tarifliche Bindungen zwar möglicherweise eingeführt werden, diese aber mit dem Zielpunkt eines Mindestlohns immer noch auf Niedriglohnniveau ansetzen.
 
        Als offen vorgetragene Kritik kann Streik im Niedriglohnsektor damit bislang nur zwei Ausgänge für sich beanspruchen: Entweder kommt er punktuellen Nadelstichen gleich, die ohne die Gewähr institutionalisierter Verhandlungsbahnen auszukommen haben, oder Vertreterstrukturen institutionalisieren zwar einen Standard, der Gewissheiten schafft, aber eigentlich keine Verbesserung bedeutet. Bei den im Niedriglohnsektor Arbeitenden haben diese Erfahrungen mangelnder Bedürfnisbefriedigung für ihre Kritikbereitschaft zweifellos Spuren hinterlassen. Aber anders als die Streikabstinenz es auf den ersten Blick vermuten ließe, ist die ausbleibende kollektive Arbeitsniederlegung nicht Indikator für ein umfassendes Einstellen von Kritik, sondern nur Ausdruck davon, dass sich die Äußerungspraktiken verändert haben.
 
        Wer wissen will, wie sich Zusteller, Reinigungskräfte und andere Niedriglohnbeschäftigte für ihre Rechte einsetzen, sollte sich von der vorschnellen Diagnose einer vermeintlichen Kritikarmut nicht ablenken lassen. Auch wenn wir bei Beanstandungsmöglichkeiten in Arbeitsbeziehungen in der Regel an Tarifstreiks, Protestkundgebungen und andere demonstrative Formen der Arbeitsniederlegung denken, ist Vorsicht geboten, von dem Ausbleiben eines solchen sichtbaren Aufbegehrens direkt auf den Beschwerdeverzicht zu schließen. Statt zu schwinden, haben sich die Kritikpraktiken im Niedriglohnsektor eher vervielfältigt. Ihre Erfassung verlangt der soziologischen Beobachtung allerdings die Erweiterung eines Verständnisses von Arbeitskritik ab, das sich vornehmlich auf kollektive und offene Formen des Protests konzentriert. Stattdessen braucht es einen Zugriff, der auch verdeckte Formen des Einspruchs erfasst. Ob Pakete vor die Haustür geworfen, das Geschirr des Vorgesetzten mit dem Reinigungsschwamm für Sanitäranlagen ausgewischt wird, Warenlieferungen im Weg stehenbleiben, weil sie exakt nach Vorschrift und keinen Zentimeter weiter bewegt werden, oder beim Bereitstellen der Flugzeugkabine für den nächsten Start liegengebliebene Handys und andere Habseligkeiten der vorherigen Fluggäste in den eigenen Bestand übergehen – es gibt zahlreiche Formen, wie Beschäftigte im Niedriglohnsektor ihren Unmut über die eigenen Arbeitsbedingungen individuell und ausdrücklich leise formulieren. 20  
 
        Für die Theoriebildung halten diese Phänomene des verdeckten Widerstands und Eigensinns neue Beschreibungsaufgaben bereit. 21  Darunter ist der Vorschlag, den Streikbegriff so zu erweitern, dass er neben der offiziellen Arbeitseinstellung weitere Formen umfasst, die zwischen dem langsamen Arbeiten im „Bummelstreik“ und dem strikten Einhalten von Vorgaben im „Dienst nach Vorschrift“ eher still und situativ eine Störung des Arbeitsablaufs herbeiführen. So wie diese konzeptionellen Anstrengungen unter analytischen Gesichtspunkten dafür sprechen, die sozialwissenschaftliche Sensibilität für die Vielfältigkeit von Arbeitskritik zu loben, gilt es unter einer gesellschaftspolitischen Perspektive dennoch auch, einen Zweifel zu formulieren. Denn sobald man die registrierten Kritikformen im Zeichen demokratischer Selbstkritik auf die Form und den Gehalt ihres Einspruchs hin abtastet, haben sie ihr transformatives Potenzial weitgehend aufgegeben.
 
        SICHTBARKEIT OHNE VERÄNDERUNG
 
        Kanäle der Kritik sind immer nur so gut wie die vorhandenen Mechanismen, auf diese Kritik zu reagieren. Es ist ja nicht so, dass die großen Streiks der Vergangenheit immer ihre Ziele erreicht hätten. Dennoch steht die kollektive Arbeitsniederlegung für die Etablierung einer Streik- und Streitkultur, die widerstreitende Positionen regelmäßig an einen Tisch bringt. Wenn Beschwerden leise und nur noch verdeckt geäußert werden, dann verschafft die Kritik zwar situative Erleichterung, sie verpasst aber die transformativen Chancen offener Konfliktführung. 22  
 
        In der Betonung der Relevanz von offen ausgetragener Konflikthaftigkeit liegt weniger das Plädoyer für erlösende Heilsversprechen einer gelungenen Diskursivität, die in der Konsensbildung abschließend – oder auch nur zeitweise – von Widersprüchen zu befreien vermag. Wer sich die Bandbreite sozialer Protestpraktiken vor Augen führt, weiß, dass kritisches Denken in Unterschieden stattfindet, von denen die Differenz zwischen Arbeit und Kapital nur eine ist. Es geht darum, solche Unterscheidungen systematisch anzuerkennen, um die Prämissen ihrer Konfliktlinien freizulegen. Solange aber Mindestlöhne die vernehmbarste gewerkschaftliche Antwort auf die drängenden Fragen im Niedriglohnsektor sind, sind der Transformativität von Kritik bereits enge Grenzen gesetzt, bleiben die von den Beschäftigten gesuchten Konfliktlinien darin doch weitgehend unberücksichtigt. Weder kann eine solche Lohnuntergrenze die von ihnen gewünschte Würdigung für ihre Anstrengungen leisten, weil im Streit um finanzielle Mindestansprüche die materielle und zeitliche Aufwendigkeit einer Arbeit immer schon nachrangig ist, noch erlaubt ihnen das damit zu erreichende Einkommen, den Niedriglohnsektor verlassen zu können. Stattdessen zementiert die Mindestbepreisung ihre Lage und lässt ehemals laute Kritik in die leise Verdeckung abwandern.
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          SÖNKE NEITZEL
 
           KRIEGSTÜCHTIG? ZUR ZEITENWENDE IN POLITIK, GESELLSCHAFT UND TRUPPE  
 
          Verteidigungsminister Pistorius fordert „Kriegstüchtigkeit“: Deutschland muss in der Lage sein, einen militärischen Angriff abzuwehren. Politik, Gesellschaft und Bundeswehr haben bis dahin noch einen weiten Weg vor sich.
 
        
 
         
          ALEXANDRA M. FRIEDE
 
           WIE WIR WEHRHAFT WERDEN. ZU DEN GRENZEN DER FREIWILLIGKEIT IN ZEITEN DES KRIEGES 
 
          Deutschland setzt beim Grundwehrdienst auf Freiwilligkeit. Die Freiwilligkeit stößt aber an Grenzen – spätestens im Spannungs- oder Verteidigungsfall, wenn die allgemeine Wehrpflicht wieder einsetzt und mobilisiert werden muss.
 
        
 
         
          STEFAN BAYER
 
           PREIS DER FREIHEIT. ZU DEN ÖKONOMISCHEN KOSTEN DER ZEITENWENDE 
 
          Die Kosten der Zeitenwende betreffen die gesamte Volkswirtschaft. Gleichzeitig sind die Mittel des Bundes begrenzt, sodass Prioritätensetzungen notwendig sein werden, um erfolgreich „Zeiten zu wenden“.
 
        
 
         
          MARKUS STEINBRECHER · HEIKO BIEHL · NINA LEONHARD
 
           EXTREMISMUS IN DER BUNDESWEHR. AUSMASS, URSACHEN, WIRKUNGEN 
 
          Politischer Extremismus ist mit dem Dienst in der Bundeswehr unvereinbar. Dennoch kommt es immer wieder zu Vorfällen. Wie verbreitet ist Extremismus in den Streitkräften? Und wie schützt sich die Bundeswehr vor diesen Tendenzen?
 
        
 
         
          MINNA ÅLANDER
 
           DREHSCHEIBE DEUTSCHLAND. BUNDESWEHR IM NATO-KONTEXT 
 
          Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat den strategischen Schwerpunkt der Nato nach Nordosten verschoben. Welche Rolle kommt dabei der Bundeswehr zu, die tief in die Nato-Kommandostrukturen eingebunden ist?
 
        
 
         
          PHILIPP MÜNCH
 
           ZÄSUR AFGHANISTAN-EINSATZ? LEHREN FÜR DIE DEUTSCHE SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSPOLITIK  
 
          Der Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan ist hinsichtlich seiner Intensität und seines Umfangs zweifellos der bisherige Höhepunkt deutscher Auslandseinsätze. Doch bedeutet er eine verteidigungspolitische Zäsur?
 
        
 
         
          MARGOT KÄẞMANN
 
           SCHLEICHENDE MILITARISIERUNG. BEOBACHTUNGEN ZUR VERÄNDERUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT 
 
          Seit dem Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine am 24. Februar 2022 hat sich unsere Gesellschaft spürbar verändert. Es gibt verschiedene Anzeichen für eine schleichende Militarisierung.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Kein Bereich in Deutschland ist von der „Zeitenwende“, die Bundeskanzler Olaf Scholz im Februar 2022 ausgerufen hat, so unmittelbar betroffen wie die Bundeswehr. Dafür steht vor allem das Sondervermögen in Höhe von 100 Milliarden Euro, mit dem die Streitkräfte wieder in die Lage versetzt werden sollen, ihren Kernauftrag zu erfüllen: die Landes- und Bündnisverteidigung. Verteidigungsexpertinnen und -experten sind sich einig: Der Zustand der Truppe ist für diesen Auftrag noch unzureichend. Personal- und Munitionsmangel, Ausrüstungsdefizite und ein schwerfälliges Beschaffungswesen sind nur die augenfälligsten Probleme.
 
        Zu Zeiten des Kalten Krieges galt die Bundeswehr als schlagkräftige Verteidigungs- und Abschreckungsarmee. Die jährlichen Verteidigungsausgaben betrugen in dieser Zeit oft drei, mitunter sogar fünf Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion kürzte das vereinte Deutschland die Ausgaben merklich, was ihm mit Blick auf die Bündnisverpflichtungen der Nato den Vorwurf des Trittbrettfahrens einbrachte. Auf die Phase der Auslandseinsätze und der finanziellen Vernachlässigung in den 1990er und 2000er Jahren – und die Aussetzung der Wehrpflicht 2011 – folgte mit dem russischen Angriff auf die gesamte Ukraine 2022 ein tiefer strategischer, aber auch mentaler Einschnitt.
 
        Mit der veränderten Bedrohungslage sind Dinge sag- und machbar geworden, die vielen zuvor unmöglich erschienen. Auf der semantischen Ebene etwa die Forderung von Verteidigungsminister Boris Pistorius an Bundeswehr und Gesellschaft, bis 2029 „kriegstüchtig“ zu werden. Während viele diese Entwicklung begrüßen und für einen unbefangeneren, von Wertschätzung geprägten Umgang mit den Soldatinnen und Soldaten plädieren, warnen andere vor einer Militarisierung der Gesellschaft, die mit der Sprache ihren Ausgang nehme. Sie alle eint der Wunsch, in Frieden zu leben, aber sie ringen um den Weg dorthin und um die Bereitschaft, für den eigenen Schutz viel zu investieren – nicht nur finanziell.
 
         Lorenz Abu Ayyash 
 
      

       
        KRIEGSTÜCHTIG?
 
        Zur Zeitenwende in Politik, Gesellschaft und Truppe
 
         Sönke Neitzel 
 
        „Wir müssen kriegstüchtig werden – wir müssen wehrhaft sein und die Bundeswehr und die Gesellschaft dafür aufstellen.“ Es waren bemerkenswerte Worte, die Verteidigungsminister Boris Pistorius am 29. Oktober 2023 in der Sendung „Berlin direkt“ sprach. 01  
 
        „Kriegstüchtigkeit“ ist ein alter militärischer Begriff, der in der Bundeswehr mal mehr und mal weniger im Gebrauch war. In der Zeit der Auslandseinsätze in den 1990er Jahren wurde er seltener verwendet, erlebte aber ab 2019 ein Revival. Was Militärs hinter verschlossenen Türen schrieben, war freilich das eine, was Politiker öffentlich sagten, das andere. Verteidigungsminister haben in den vergangenen Jahrzehnten die Begriffe „Krieg“ und „Kampf“ gemieden wie der Teufel das Weihwasser. Im „Weißbuch 2016“ zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr kommen sie praktisch nicht vor. Zwei Jahre nach der Annexion der Krim und dem Beginn des Krieges im Donbass war die damalige Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen offenbar nicht willens, die Dinge beim Namen zu nennen. Boris Pistorius folgt dieser Haltung nicht. Er spricht vom „Kämpfen können, um nicht kämpfen zu müssen“ – so wie Politiker zuletzt im Kalten Krieg.
 
        Nach alter bundesrepublikanischer Sitte wäre nach solchen Worten ein Sturm der Entrüstung zu erwarten gewesen. Erinnert sei an Horst Köhler, der 2005 von seinem Amt als Bundespräsident zurücktrat, weil seine Äußerung, Deutschland müsse mit seinem Militär auch wirtschaftliche Interessen sichern, auf heftige öffentliche Kritik gestoßen war. Mit dem Angriff Russlands auf die gesamte Ukraine am 24. Februar 2022 sind Dinge sagbar geworden, die vorher geradezu unvorstellbar waren. So stimmte etwa der Journalist Carsten Schmiester im Deutschlandfunk den Aussagen von Pistorius zur Kriegstüchtigkeit zu und forderte, die Deutschen müssten raus aus der „friedensbewegten Komfortzone“. 02  Aber es gab natürlich auch kritische Stimmen: Für falsch und gefährlich hielt der Journalist Heribert Prantl den Begriff. 03  Eine Diskurshoheit haben solche Stimmen aus dem linken pazifistischen Kulturlager angesichts der sicherheitspolitischen Realitäten aber nicht mehr.
 
        Der Begriff der „Kriegstüchtigkeit“ ist in der Debatte eingeführt und wird als Referenzpunkt deutscher Verteidigungspolitik verwendet. Die allermeisten Politiker haben den Begriff trotzdem nicht übernommen. Man wisse zwar, was Pistorius meine, wolle es aber so nicht ausdrücken, hieß es. Zustimmung kam lediglich von der Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses Marie-Agnes Strack-Zimmermann und der Wehrbeauftragten Eva Högl. 04  Insgesamt wiederholte sich ein Befund, der auch schon bei den Auslandseinsätzen, etwa bei der Debatte um den „Krieg“ in Afghanistan, zu beobachten war: Die Politik hinkte dem öffentlichen Diskurs semantisch hinterher.
 
        Boris Pistorius hat einen von mehreren Impulsen für einen Kulturwandel im Umgang mit sicherheitspolitischen Realitäten gesetzt. Zuvor hatten der Linkedin-Beitrag des Inspekteurs des Heeres, Alfons Mais, vom 24. Februar 2022 – die Landstreitkräfte stünden „mehr oder weniger blank“ – sowie die Zeitenwende-Rede des Bundeskanzlers drei Tage später die Dinge in Bewegung gebracht. Sie eröffneten auch den Raum etwa für den Generalinspekteur Carsten Breuer, der seit seiner Amtsübernahme im März 2023 in seinen Reden immer wieder von „Kriegstüchtigkeit“ sprach und damit dem Ministerwort diskursiv den Boden bereitete. 05  Breuer war in seiner Sprache selbst für einen Militär ungewöhnlich deutlich. Er benutzte in der Öffentlichkeit auch Formulierungen, die bislang zumeist nur intern verwendet wurden: etwa die „Bereitschaft zum Kampf“ und diesen auch zu gewinnen. 06  
 
        Diese semantische Entwicklung ist in ihrer Bedeutung nicht zu unterschätzen. Boris Pistorius und Carsten Breuer haben mit dem Begriff der „Kriegstüchtigkeit“ deutlich gemacht, wo es hingehen soll: Deutschland und Europa sollen in der Lage sein, einen russischen Angriff auf das Nato-Gebiet abzuwehren. Und ein solcher Angriff wäre dann nicht mehr ein niederschwelliger Konflikt, sondern ein zwischenstaatlicher Krieg. Und sie sagen auch, dass die Bundesrepublik diesen potenziell drohenden Kampf nicht nur führen, sondern auch gewinnen können sollte. „Kriegstüchtigkeit“ ist also nicht Ausdruck eines überbordenden Selbstbewusstseins, Gewalt als Mittel der Politik einzusetzen, 07  sondern ein Bezugspunkt für die eigene Wehrhaftigkeit, sodass zumindest die Hoffnung besteht, Russland von einem Angriff abzuschrecken. Und wenn das nicht gelingt, dann soll dieses Land sich nicht der Gewalt beugen, sondern sich erfolgreich verteidigen können. Dass Politik, Gesellschaft und Bundeswehr bis dahin noch einen weiten Weg vor sich haben, dürfte niemand bestreiten.
 
        VOM ZAUDERN DER POLITIK
 
        Die Entscheidungen der Bundesregierung zur Zeitenwende lagen bislang weitgehend unterhalb der politischen Schmerzgrenze. Durch das Sondervermögen wurde niemandem Geld weggenommen, deshalb gab es auch keine Verteilungskämpfe. Zwar war es für die Parteilinken in der SPD ein Graus, überhaupt Geld für mehr Rüstung auszugeben. Aber angesichts der dramatischen sicherheitspolitischen Lage und einer unterfinanzierten Bundeswehr stellten sie sich nicht gegen den Bundeskanzler. Auch die Zusage, dauerhaft zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die Verteidigung zu investieren, hat bislang niemandem wehgetan. Olaf Scholz wurde zwar nicht müde, die Gültigkeit dieser Zusage zu betonen. Er hat aber bislang noch nicht gesagt, woher das Geld für ein Aufstocken des regulären Verteidigungshaushalts auf über 80 Milliarden Euro kommen soll, wenn das Sondervermögen aufgebraucht ist. Es kann letztlich nur über Umschichtungen im Haushalt, durch mehr Schulden oder durch einen Kompromiss aus beidem finanziert werden. Für eine Lösung gibt es zurzeit keine politischen Mehrheiten, sodass die Bedeutung der Zusage begrenzt ist.
 
        Auch in anderen Bereichen bewegten sich Kabinett und Parlament bisher nicht. Eines der zentralen Probleme der Bundeswehr ist der Personalmangel. Der angestrebte Aufwuchs auf 203000 Soldaten kommt nicht voran, und stattdessen stagniert die Kopfstärke auf dem Level von rund 181000 Soldaten. Verbesserte Werbung und Beratung, Investitionen in die Ausbildung von Fachkräften oder die Regionalisierung der Personalrekrutierung, wie sie die Task Force Personal im Dezember 2023 vorgestellt hat, 08  werden das Problem nicht lösen. Eine zentrale Forderung von Boris Pistorius war daher die Wiedereinführung der Wehrpflicht, wobei eine Orientierung am sogenannten schwedischen Modell angedacht war: Alle jungen Männer und Frauen im Alter von 18 Jahren werden angeschrieben, ein tauglich erscheinender Teil wird gemustert, und von diesen werden diejenigen eingezogen, die die Bundeswehr benötigt. Der Bedarf liegt momentan bei etwa 30000 bis 40000 Rekruten, das sind vier bis fünf Prozent eines Geburtsjahrgangs. Mit diesem Personalpool könnten die 16 Heimatschutzregimenter zum Schutz kritischer Infrastrukturen aufgestellt werden. Und ebenso wichtig: Aus diesem Pool von Wehrpflichtigen könnte die Bundeswehr länger dienende Mannschaften, Unteroffiziere und Offiziere gewinnen, wie es im Kalten Krieg der Fall war. Es ging also nicht um die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, denn die Bundeswehr wäre gar nicht in der Lage, jährlich mehrere Hunderttausend junge Männer (und Frauen) auszubilden. Doch Boris Pistorius konnte sich mit seinem „Schweden-Modell“ im Kabinett im Sommer 2024 nicht durchsetzen. Von den Plänen blieb nur ein Fragebogen für alle 18-Jährigen übrig, den die Männer beantworten müssen und die Frauen beantworten können. Mit anderen Worten: Das Kabinett war nicht willens und in der Lage, die Personalprobleme der Streitkräfte zu lösen, und schiebt diese Aufgabe dem nächsten Kabinett zu. Aber selbst wenn eine neue Regierung einen Konsens in dieser Frage fände und – hypothetisch gesprochen – im Frühjahr 2026 eine „schwedische“ Wehrpflicht beschließen würde, wären die ersten Wehrpflichtigen wohl nicht vor 2028 in den Kasernen, die dafür erst entsprechend ertüchtigt werden müssten. Mit seiner Entscheidung gegen Pistorius’ Pläne entzog Olaf Scholz der Bundesrepublik auf absehbare Zeit die personelle Grundlage zur Erfüllung ihres Verteidigungsauftrages. Die Folgenschwere dieser Entscheidung ist bislang medial kaum beachtet worden. Dies liegt wohl auch daran, dass die Personallage nur von der militärischen Führung beurteilt werden kann und diese sich nicht dazu durchringen konnte, die dramatische Lage öffentlich zu schildern.
 
        Auch in anderen – weniger im Vordergrund stehenden – Bereichen hat die Regierung bis heute noch keine Entscheidungen getroffen. Lange schon wird debattiert, ob es nicht an der Zeit wäre, das Prinzip der sogenannten 25-Millionen-Vorlagen zu ändern. Danach müssen alle Beschaffungen für die Streitkräfte, die einen Wert von 25 Millionen Euro übersteigen, dem Haushaltsausschuss des Bundestages zur Zustimmung vorgelegt werden. Der Ausschuss hatte diese Regelung 1981 eingeführt, nachdem die Kosten für das Kampfflugzeug Tornado aus dem Ruder gelaufen waren. Diese Praxis verlangsamt den Beschaffungsprozess, zumal es ein erheblicher Aufwand ist, die Vorlagen zu erstellen. Zudem gibt diese Verfahrensweise den Abgeordneten die Möglichkeit, eigene Lobbyinteressen durchzusetzen. Alle Versuche, diese Praxis zu reformieren, sind gescheitert. Die Abgeordneten des Haushaltsausschusses verteidigen hartnäckig ihre Privilegien und demonstrieren einmal mehr, dass andere für die Zeitenwende zuständig seien. Ein Signal der Reform wäre es, wenn sich das Parlament darauf beschränken würde, nur noch bei besonders kostspieligen und politisch bedeutsamen Beschaffungen wie der F-35 oder neuen Fregatten ein prüfendes Auge auf die Vorlagen zu werfen.
 
        Eigentlich ist es die Aufgabe des Kabinetts und des Bundestages, die für die Streitkräfte relevanten Gesetze, Normen und Verfahren so anzupassen, dass die Bundeswehr der Kriegstüchtigkeit rasch näherkommt. Allerdings müssten die Parteien, das Kabinett und auch der Bundestag willens sein, dafür einen politischen Preis zu zahlen. Eine solche Bereitschaft ist bislang nicht erkennbar, sodass selbst die drängendsten Probleme – die Finanzierung und die Personalfrage – weiterhin einer Lösung harren.
 
        Der dritte große Komplex, der bislang nicht angegangen wurde, ist eine Strategie für die Rüstungsindustrie. Seit vielen Jahren darf die Forderung nach mehr europäischer Kooperation bei der Ausrüstung der europäischen Armeen in keiner Rede fehlen. Passiert ist bisher wenig. Was die Vizepräsidentin der EU-Kommission Margrethe Vestager im März 2024 ankündigte, firmierte zwar unter dem Begriff „Rüstungsstrategie“, umfasste dann aber nur Vorschläge für Koordinierungsmaßnahmen. 09  Ein großer Wurf sieht anders aus und müsste etwa die Frage klären, wie die europäische Militärluftfahrtrüstung international konkurrenzfähig werden will und ob es nicht zumindest in diesem Bereich eines Zusammenschlusses bedarf, wie er in der Zivilluftfahrt bereits erfolgt ist. Es geht um nicht weniger als den nächsten Schritt der europäischen Integration, und es bräuchte wohl mehrere bedeutende Spitzenpolitiker, um hier voranzukommen. Auf nationaler Ebene haben das Verteidigungs- und das Wirtschaftsministerium unlängst verkündet, im September 2024, also 30 Monate nach der „Zeitenwende“-Rede, erstmals eine Strategie für die Verteidigungsindustrie verabschieden zu wollen. Geschehen ist bislang nichts, und es bleibt abzuwarten, ob es sich dabei um mehr als Absichtserklärungen handeln wird.
 
        Die Unfähigkeit, die großen sicherheitspolitischen Fragen zu lösen, führt dazu, dass die Bundesregierung die selbst gesetzte Latte nicht überspringen kann. Dies betrifft vor allem die Zusagen an die Nato. Bis 2025 soll dem Bündnis eine einsatzbereite schwere Division und bis 2027 eine zweite Division zugeordnet werden. Dieses Ziel wird trotz des Sondervermögens nicht erreicht werden. Beide Verbände werden zum vereinbarten Zeitpunkt noch erhebliche Ausbildungs- und Ausrüstungslücken aufweisen. Die größten Probleme bestehen derzeit in den Bereichen Munition, Drohnenabwehr und Luftverteidigung. Für die Schließung dieser Fähigkeitslücken gibt es Konzepte und marktverfügbare Systeme, aber es ist unklar, wann diese in ausreichender Zahl in der Truppe verfügbar sein werden. Wirklich beunruhigt scheint der Bundeskanzler darüber aber nicht zu sein, zumal die Lage bei anderen Bündnispartnern in Europa – etwa Großbritannien oder Frankreich – nicht grundsätzlich besser aussieht.
 
        Die Hoffnung, dass es die Nato schon nicht so genau nehmen werde mit den Zusagen, trägt allerdings wenig zur Stärkung der europäischen Verteidigung bei. Zumal es diesmal – anders als vor 30 Jahren – nicht nur um eher abstrakte Pläne und Versprechungen geht. Die Lage ist ernster als während des Kalten Krieges, als die Sowjetunion zumindest in Europa eine Status-quo-Macht war. Das ist heute anders, und die Wahrscheinlichkeit des Ausbruchs eines konventionellen Konflikts ist deutlich höher. Es ist daher nicht auszuschließen, dass die Bundeswehr in einigen Jahren an der Ostflanke der Nato kämpfen muss. Für einen längeren Kampf gegen einen hochgerüsteten Gegner fehlen aber die grundlegenden Voraussetzungen. Es gibt zu wenig Munition, nicht genügend leistungsfähige Drohnen und eine zu schwache Luftverteidigung. Bei Marine und Luftwaffe sieht es nicht viel anders aus. Verantwortlich dafür ist die Bundesregierung, die sich auf ein sicherheitspolitisches Vabanquespiel einlässt, bei dem das Äußerste nicht eintritt.
 
        MEHRHEITEN UND MINDERHEITEN IN DER GESELLSCHAFT
 
        Die deutsche Gesellschaft war nie pazifistisch. Eine Mehrheit der Westdeutschen hielt 1955 die Wiederbewaffnung für notwendig, und Helmut Kohl gewann im März 1983 die Bundestagswahl, obwohl er den Nato-Doppelbeschluss umgesetzt hatte. Kaum mehr als zehn Prozent eines Jahrgangs verweigerten während des Kalten Krieges den Wehrdienst, selbst auf dem Höhepunkt im Jahr 2002 waren es „nur“ rund 50 Prozent der Tauglichen. 10  Die weit überwiegende Mehrheit der männlichen Bundesbürger leistete den Wehrdienst. Für die große Mehrheit der Kulturelite kann allerdings schon von einer pazifistischen Grundhaltung gesprochen werden. Wehrdienstverweigerung gehörte in diesem Milieu ebenso zum guten Ton wie ein Weltbild, in dem sich Antiamerikanismus mit einem bisweilen grotesk verzerrten Bild der Streitkräfte und ihrer Vergangenheit mischte. 11  Die Wehrdienstverweigerer von einst sitzen heute in vielen gesellschaftlichen und politischen Schlüsselpositionen und ringen mit der neuen sicherheitspolitischen Lage, die ihr Koordinatensystem durcheinander gebracht hat. Olaf Zimmermann, Vorsitzender des Deutschen Kulturrats, räumte ein, dass es für ihn persönlich eine große Herausforderung gewesen sei, einen Schwerpunkt „Bundeswehr“ in seiner Zeitung einzurichten. Er habe die Unterstützung der Wehrbeauftragten Eva Högl gebraucht, um die Tür zu einer ihm unbekannten Welt zu öffnen. 12  Man mag einerseits über so viel Ignoranz die Nase rümpfen. Andererseits muss sich im Land schon etwas verändert haben, wenn sich sogar der Deutsche Kulturrat mit der Bundeswehr befasst. Und auch bei den Vorreitern einer pazifistischen Weltsicht, der evangelischen Kirche, tut sich etwas. 13  
 
        Neben denjenigen, die den mühsamen Weg der Anpassung gehen, gibt es natürlich auch diejenigen, die an ihren Narrativen festhalten. Diese Variante im Diskurs gibt es in unterschiedlichen Nuancen. Während die einen die militärische Unterstützung der Ukraine von Anfang an ablehnten und weiterhin die Idee der gemeinsamen Sicherheit mit Russland in Europa beschwören, akzeptieren andere zähneknirschend die Haltung des Bundeskanzlers. Sie wünschen sich aber mehr Initiativen für eine Verhandlungslösung und kritisieren die Kriegsrhetorik, die einen kulturellen Rückfall darstelle. 14  In diesem Milieu wird argumentiert, dass es nicht mehr Aufrüstung bedarf, sondern mehr Entspannungspolitik. Ein tief sitzender Antiamerikanismus und Antikapitalismus führen dazu, dass der Krieg in der Ukraine eher als Ausdruck eines illegitimen Machtstrebens der Nato und der USA interpretiert wird, denn als Expansionsstreben Russlands. 15  
 
        Obwohl in der deutschen Gesellschaft heftig über Krieg und Frieden, militärische und zivile Machtkonzepte gestritten wird, spricht sich eine Mehrheit der Bevölkerung dafür aus, Waffen an die Ukraine zu liefern, langfristig zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung auszugeben und die Wehrpflicht wieder einzuführen. 16  Dies hat sicherlich auch mit dem medialen Diskurs zu tun. Überspitzt formuliert hat sich die Zeitenwende in den klassischen Rundfunk- und Printmedien am schnellsten vollzogen. Selbst der Verfasser dieser Zeilen war überrascht, mit welcher Vehemenz einige Journalisten, die vor dem 24. Februar 2022 kaum durch ihre Nähe zum Militär aufgefallen waren, nun die Wehrhaftigkeit der Ukraine und die Aufrüstung der Bundeswehr forderten. So wird Boris Pistorius im „Bericht aus Berlin“ der ARD nicht für seine markigen Worte kritisiert, sondern dafür, dass die Reformen der Bundeswehr nicht schnell genug vorankommen. 17  Man muss die These von Harald Welzer und Richard David Precht nicht teilen, dass die Medienberichterstattung über den Ukrainekrieg nicht die Mehrheitsmeinung der Bevölkerung widerspiegelt. Richtig ist wohl, dass die Kritiker von Waffenlieferungen, Zeitenwende und Kriegstüchtigkeit eine Minderheitenposition einnehmen. 18  
 
        Wenn die Medien das eine Extrem auf der Skala sind, bilden die Universitäten das andere. Hier hat sich der Diskurs am wenigsten verändert, und gerade in den Geisteswissenschaften gibt es immer noch ein pazifistisches Milieu. Für Politologen und Historiker stand die Analyse von Außenpolitik, Krieg und Militär bisher ohnehin nicht im Vordergrund. Im Kern beschäftigten sich diese Disziplinen mit anderen Fragen, 19  und ein friedensethischer Bias war unverkennbar. An 70 Hochschulen gibt es Zivilklauseln, die militärisch nutzbare Forschung verbieten. Das sind zwar nur 17 Prozent, aber darunter befinden sich sehr renommierte Einrichtungen wie die TU Darmstadt oder die TU Berlin. In Bremen und Thüringen ist die Zivilklausel in den Landeshochschulgesetzen verankert. Hinzu kommt eine hochdotierte institutionalisierte Friedensforschung, die sich seit den 1970er Jahren zweifellos professionalisiert hat, aber nicht immer zu einem realistischeren Blick auf militärische Konflikte beigetragen hat. 20  In Deutschland gibt es nur vier politikwissenschaftliche Lehrstühle, die sich mit Sicherheitspolitik befassen, 21  und einen einzigen Lehrstuhl für Militärgeschichte an der Universität Potsdam. Dieses Fach, das durchaus ein intellektuelles Hinterland für die Analyse aktueller Krisen und Kriege liefern kann, findet an deutschen Universitäten vor allem auf der Ebene von Dissertationen statt. Habilitationen in diesem Bereich sind nicht als Türöffner für eine akademische Karriere bekannt. Demgegenüber stehen 173 Professuren für verschiedene Aspekte der Gender Studies an deutschen Hochschulen. Der Studiengang Gender Studies wird an 18 Hochschulen und Universitäten angeboten, Peace and Conflict Studies an vier und War and Conflict Studies an einer. 22  
 
        Eine Änderung dieses Zustandes ist nicht in Sicht. Weder an den Universitäten noch bei den großen Wissenschaftsorganisationen wie der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder der Max-Planck-Gesellschaft sind bisher Initiativen bekannt geworden.
 
        Im Verteidigungsministerium wird stets betont, dass sich die Kriegstüchtigkeit nicht nur auf die Streitkräfte beziehe, sondern dass die gesamte Gesellschaft wehrhaft sein müsse. Allerdings sollten die Erwartungen nicht zu hoch gesteckt werden. So sehr sich die veröffentlichte Meinung gewandelt hat, so sehr sich etwa eine Mehrheit der Bundesbürger für die Einführung der Wehrpflicht ausspricht, so wenig realistisch ist die Forderung nach einer wehrhafteren Bevölkerung. Diese wird von ihrer unmittelbaren Lebensrealität geprägt, und die ist in der Bundesrepublik nicht mit Krieg verbunden. So verwundert es nicht, dass im März 2024 in einer Umfrage nur ein Drittel der Deutschen angab, im Ernstfall bereit zu sein, das eigene Land zu verteidigen. 23  Das ist gewiss nur eine Momentaufnahme, aber sie deutet an, dass das Entgegenkommen auch Grenzen hat. Im Kalten Krieg stand die Generalität übrigens vor einem ähnlichen Problem: Die Motivation vieler junger Menschen, den Staat zu verteidigen, blieb trotz aller Appelle überschaubar. 24  
 
        BUNDESWEHR – KEIN WILLE ZUR REFORM?
 
        So wichtig die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für einen wehrhaften Staat sind, so sehr muss die Bundeswehr selbst ihre Reformfähigkeit unter Beweis stellen. Je mehr sie sich als leistungsfähige Institution präsentiert, desto mehr kann sie von Regierung und Parlament zum Beispiel eine bessere finanzielle Ausstattung einfordern. Und weiter: Nur wenn die Streitkräfte von ihren Soldaten als effiziente Institution wahrgenommen werden, ist zu erwarten, dass sie im Ernstfall ihr Leben einsetzen. Und nur eine effiziente und damit attraktive Organisation kann ausreichend Nachwuchs gewinnen und Soldaten dauerhaft in ihren Reihen halten. An der Dringlichkeit einer grundlegenden Reform der Streitkräfte besteht auch in Fachkreisen kein Zweifel. Die rund einjährige Amtszeit von Christine Lambrecht als Bundesverteidigungsministerin war eine verlorene Zeit für Reformen. Umso größer sind die Erwartungen an ihren Nachfolger Boris Pistorius. Dieser kündigte bereits im Juni 2023 die dauerhafte Stationierung einer deutschen Brigade in Litauen an. Zudem leitete er Reformen in der Struktur des Verteidigungsministeriums und der Streitkräfte ein, die am 30. April 2024 im Osnabrücker Erlass festgeschrieben wurden. Eine Task Force Personal und eine Task Force Drohnen wurden eingerichtet und Vorschläge zur Lösung der Missstände in diesen Bereichen erarbeitet.
 
        Boris Pistorius hat auf den ersten Blick viel erreicht. Auf den zweiten Blick zeigt sich jedoch, dass die eigentlichen Probleme nicht angegangen wurden. Die Reform des Verteidigungsministeriums war nicht mehr als eine Art Modellpflege, da sich an der Grundstruktur nichts ändert. Auch die Zahl der Mitarbeiter bleibt mit rund 3000 außerordentlich hoch. 25  Die Bundeswehr-Strukturkommission, die sogenannte Weise-Kommission, hat 2010 einmal vorgeschlagen, das Ministerium auf unter 1500 Dienstposten zu verkleinern. 26  Von solch weitreichenden Veränderungen ist man im Bundesverteidigungsministerium aber weit entfernt. Auch die Strukturreformen der Streitkräfte bleiben hinter den Erwartungen zurück. 27  Die Task Force Personal hat zwar viele sinnvolle Vorschläge zur Personalgewinnung gemacht. Überlegungen, wie das Bundesamt für das Personalwesen der Bundeswehr in Köln mit seinen beachtlichen 6800 Dienstposten effizienter aufgestellt werden könnte, sind aber nicht bekannt geworden. Intern wird viel darüber geklagt, dass die Bundeswehr zu viele zivile Gesetze, Normen und Vorschriften übernommen hat, die die Verteidigungsbereitschaft stark behindern. So müssten beispielsweise Arbeitsschutz-, Umwelt- und Arbeitszeitrichtlinien dringend an die Realitäten einer kriegstüchtigen Armee angepasst werden. Es bleibt abzuwarten, ob in dieser Legislaturperiode noch ein Artikelgesetz verabschiedet wird, in dem grundlegende Änderungen des Rechtsrahmens beschlossen werden.
 
        Und was ist von einer Armee zu halten, in deren offiziellem Traditionsbild die Bewährung im Kampf kaum vorkommt? 28  Die sich seit drei Jahren nicht traut, ein fertiges Liederbuch einzuführen, weil sie kritische Diskussionen fürchtet? Von all dem hängt im Einzelnen nicht das Wohl und Wehe der Bundeswehr ab. Aber zusammengenommen sind diese Punkte doch ein Indiz dafür, dass an der Spitze des Ministeriums der Mut zu großen Reformen fehlt.
 
        „Wir müssen kriegstüchtig werden – wir müssen wehrhaft sein und die Bundeswehr und die Gesellschaft dafür aufstellen“, sagte Boris Pistorius am 29. Oktober 2023. Doch das sind – cum grano salis – bislang nur hehre Worte. Noch können die Soldaten in einem Kriegsszenario wie in der Ukraine nur beweisen, dass sie mit Anstand zu sterben verstehen. Das mag überspitzt klingen, aber ohne ausreichende Munition, ohne moderne Drohnen, ohne effiziente Luftabwehr fehlen ihnen die Voraussetzungen, um auf einem Schlachtfeld des 21. Jahrhunderts zu bestehen. Und den Spitzen von Politik und Militär fehlt offensichtlich der Wille, aus diesem Befund die notwendigen Konsequenzen zu ziehen.
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        WIE WIR WEHRHAFT WERDEN
 
        Zu den Grenzen der Freiwilligkeit in Zeiten des Krieges
 
         Alexandra M. Friede 
 
        Seit Jahren fordern Politiker in Deutschland – vom Bundespräsidenten bis zur Wehrbeauftragten – eine breite gesellschaftliche Debatte über staatsbürgerliche Pflichten. Der Bundesverteidigungsminister, Boris Pistorius, kündigte kürzlich einen „neuen Wehrdienst“ an, der zum Ziel hat, die „Aufwuchs- und Durchhaltefähigkeit der Bundeswehr durch qualitative und quantitative Stärkung der personellen Reserven zur Landes- und Bündnisverteidigung“ zu gewährleisten. 01  Zwar müssen alle Männer, die das wehrfähige Alter erreichen, einen Fragebogen ausfüllen, zurückschicken und gegebenenfalls zur Musterung erscheinen, sie werden aber nicht gegen ihren Willen eingezogen. Deutschland setzt beim Grundwehrdienst und Reservistendienst auf Freiwilligkeit. Aber Freiwilligkeit stößt unweigerlich an Grenzen – spätestens im Spannungs- oder Verteidigungsfall, wenn die allgemeine Wehrpflicht wieder auflebt und eine schnelle Mobilisierung erfolgen muss. Seit dem russischen Einmarsch in die Ukraine am 24. Februar 2022 wird das Verhältnis von Freiheit und Verantwortung in Deutschland neu austariert. 02  Diese Debatte wird im Folgenden beleuchtet. Hierzu werfe ich auch einen Blick nach Schweden.
 
        Bundesverteidigungsminister Pistorius besuchte Anfang 2024 Schweden, Norwegen und Finnland und zeigte sich beeindruckt vom dort praktizierten Ansatz der Gesamtverteidigung. 03  Auch wenn sich die Umsetzung in den genannten Ländern unterscheidet, scheint die Idee eines „skandinavischen Modells“ in der deutschen Debatte zu verfangen, insbesondere Schweden wird als Vorbild herangezogen. Oft werden einzelne Maßnahmen der schwedischen Regierung, wie die 2017 wieder eingeführte Wehrpflicht, isoliert betrachtet. Die 2015 reaktivierten Planungen der Gesamtverteidigung bilden allerdings den Rahmen aller Einzelmaßnahmen. Die gesamte Bevölkerung ist rechtlich verpflichtet, ihren Beitrag zur Verteidigung Schwedens zu leisten – sei es im zivilen oder militärischen Bereich – und wird darauf mit Informations- und Trainingsangeboten vorbereitet. Neben dem Dienst an der Waffe steht auch die psychische Widerstandsfähigkeit im Fokus.
 
        Was den schwedischen Ansatz vom deutschen unterscheidet, ist die Orientierung an einem klar formulierten Ziel: Alle Menschen, die in Schweden leben, sollen auf den Ernstfall vorbereitet sein. Sowohl in Schweden als auch in Deutschland bestimmen seit dem 24. Februar 2022 Kriegsgefahren die öffentliche Debatte. Aus dieser „neuen Bedrohungssituation“ werden jedoch unterschiedliche Schlüsse gezogen. 04  
 
        WARUM WIRD DISKUTIERT?
 
        Mit dem russischen Angriffskrieg ist die deutsche Verteidigungspolitik ins Zentrum der gesellschaftlichen, medialen und politischen Aufmerksamkeit gerückt. Neben der militärischen Unterstützung der Ukraine werden auch Investitionen in Personal, Material und Infrastruktur der Bundeswehr diskutiert – in Gesprächssendungen und Podcasts, im Bundestag und auf Demonstrationen. Ein anfänglicher Konsens, der sich nach der Rede von Bundeskanzler Olaf Scholz zur „Zeitenwende“ einstellte, scheint einer inneren Zerrissenheit gewichen zu sein. Beispielhaft hierfür ist die Wehrpflicht-Debatte.
 
        Ausgesetzt wurde die Wehrpflicht 2011 von einer Koalition aus CDU/CSU und FDP. Eine breite parlamentarische Mehrheit trug die Entscheidung mit. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen plädierte für eine Abschaffung der Wehrpflicht, stimmte dem Gesetzesentwurf aber zu. Die Linke stimmte als einzige Fraktion dagegen. Eine sukzessive Reduktion der Wehrdienstdauer und Wehrpflichtraten hatte seit Ende des Kalten Krieges die bestehende Regelung zusehends unterminiert. 05  Dennoch galt die Wehrpflicht lange als unumstößlich, insbesondere innerhalb der CDU/CSU.
 
        Wurde die Aussetzung der Wehrpflicht zunächst finanz- und haushaltspolitisch begründet, setzte der Bundesverteidigungsminister Karl-Theodor zu Guttenberg Ende 2010 auf sicherheitspolitische Argumente. 06  Zu Guttenberg betonte auf einem Parteitag der CDU: „Wir dürfen in diesem Land keine Bundeswehr nach Kassenlage haben“. 07  Gleichwohl müsse die Bundeswehr sich an veränderte Einsatzszenarien anpassen, um militärisch handlungsfähig zu bleiben. Strukturelle Reformen gingen mit einem sinkenden Verteidigungsetat, einer reduzierten Truppenstärke und Standortschließungen einher. Im Gesetzesentwurf wird die Aussetzung der Wehrpflicht mit der „dauerhaft veränderten sicherheits- und verteidigungspolitischen Lage“ begründet, die einen solchen Grundrechtseingriff nicht mehr rechtfertige. 08  Das durch die Aussetzung der Wehrpflicht entstandene Vakuum sollte durch Freiwilligendienste „im Sinne einer aktiven Bürgergesellschaft“ gefüllt werden. 09  
 
        Ein erstes Umdenken setzte 2014 nach dem russischen Einmarsch in die Ostukraine ein: Die Verteidigungsausgaben stiegen wieder an, Landes- und Bündnisverteidigung wurde priorisiert, „Trendwenden“ sollten die Modernisierung der Bundeswehr voranbringen. Eine Rückkehr zur Wehrpflicht wurde von der damaligen Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen ausgeschlossen: „Die Bundeswehr braucht heute mehr Qualität als Masse“. 10  Als Vorsitzende der CDU und Bundesverteidigungsministerin stellte Annegret Kramp-Karrenbauer 2019 eine Dienstpflicht zur Diskussion. In ihrem Ressort setzte sie 2021 einen Freiwilligen Wehrdienst im Heimatschutz um. Der Freiwilligendienst wird als „Dein Jahr für Deutschland“ beworben. Ein damit verbundenes Versprechen ist die heimatnahe Verwendung; Auslandseinsätze sind ausgeschlossen. Da die Wehrdienstleistenden nach ihrer Grund- und Spezialausbildung in die Reserve überführt werden, soll der Dienst auch zur Stärkung der territorialen Reserve beitragen. Nachwuchsgewinnung, militärischer Nutzen und Gemeinwohlorientierung ergänzen sich. Für Kramp-Karrenbauer ist es dieses freiwillige Engagement, das „unsere Gesellschaft zusammenhält“. 11  
 
        Russlands Krieg gegen die Ukraine hat in Deutschland nicht alle Gewissheiten schwinden lassen. So sagte der Bundeskanzler Anfang 2023, dass die Rückkehr zur Wehrpflicht (und damit auch die Einführung einer Dienstpflicht) keinen Sinn ergebe. 12  Dass eine solche Debatte dennoch geführt wird, ist auch auf Bundesverteidigungsminister Pistorius zurückzuführen, der in seinem ersten Amtsjahr klarstellte: „Wir müssen uns wieder an den Gedanken gewöhnen, dass die Gefahr eines Krieges in Europa drohen könnte. Und das heißt: Wir müssen kriegstüchtig werden. Wir müssen wehrhaft sein. Und die Bundeswehr und die Gesellschaft dafür aufstellen.“ 13  Damit setzte er den Ton für die anschließende Debatte.
 
        WAS WIRD DISKUTIERT?
 
        Der Bundesverteidigungsminister spricht von einer „wehrhaften“ und „kriegstüchtigen“ Gesellschaft. Die meisten Politiker der Koalition aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP machten sich diese Worte nicht zu eigen. Es entstand aber nach dem 24. Februar 2022 ein Konsens darüber, dass sich Deutschland gemeinsam gegen innere und äußere Bedrohungen wappnen müsse. In der Nationalen Sicherheitsstrategie heißt es: „Sicherheit geht alle Menschen in unserem Land etwas an, alle tragen dafür Verantwortung und haben etwas beizutragen.“ 14  
 
        Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier (SPD) sprach sich für eine soziale Pflichtzeit aus, um mehr Möglichkeiten der Begegnung und des Austauschs zu schaffen und damit „wieder zu mehr Gemeinsinn [zu] kommen“. 15  Ein Zusammenschluss von zivilgesellschaftlichen Verbänden forderte einen Rechtsanspruch auf einen Freiwilligendienst, ein höheres Taschengeld für Freiwillige und die gezielte Ansprache aller jungen Menschen, um freiwilliges Engagement „selbstverständlich“ zu machen. 16  Während diese Vorstöße auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt zielen, ist der von Bundesverteidigungsminister Pistorius vorgestellte „neue Wehrdienst“ an den Kapazitäten und Bedarfen der Streitkräfte ausgerichtet. Zwar setzt der „neue Wehrdienst“ zunächst auf Freiwilligkeit, aber Pistorius kündigte an: „Ganz ohne Pflicht wird es nicht gehen.“ 17  
 
        Nicht viel ist an dem Dienst gänzlich neu, bietet die Bundeswehr doch bereits zwei Freiwilligendienste an. Die Wehrerfassung wird wieder aufgenommen. Alle Männer und Frauen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, erhalten von der Bundeswehr einen Fragebogen. Männer sind verpflichtet, die darin gelisteten Fragen zu ihrer körperlichen Eignung und ihrem Interesse an der Bundeswehr zu beantworten. Frauen müssen sich nicht zurückzumelden. Es sollen diejenigen ausgewählt werden, die „am fittesten, am geeignetsten und am motiviertesten“ sind. 18  Geplant ist, 400000 Männer und Frauen zu kontaktieren, 40000 bis 50000 zu mustern und 5000 auszubilden. Die Zahl der Wehrdienstleistenden soll ansteigen und damit das Ziel von 200000 zusätzlichen Reservisten bis 2029 erreicht werden.
 
        Der Schluss liegt nahe, dass Pistorius’ Wehrdienstmodell das abbildet, was möglich ist, und nicht das, was dem Bundesverteidigungsminister nötig erscheint. Einschneidendere Maßnahmen wurden – mit dem Verweis auf Mehrheitsverhältnisse, weiteren Diskussionsbedarf und langwierige legislative Prozesse – auf die nächste Legislaturperiode verschoben.
 
        Nachfolgend wird aufgezeigt, welche Argumente die Debatte bestimmen. Normative und instrumentelle Argumente konkurrieren. Werte wie Sicherheit, Freiheit, Gerechtigkeit und sozialer Zusammenhalt bilden den Rahmen für Kosten-Nutzen-Kalkulationen.
 
         Sicherheit: Der Bundesverteidigungsminister begründete die Einführung des „neuen Wehrdienstes“ mit einer veränderten Bedrohungslage. Russland sei spätestens 2029 in der Lage, die Nato anzugreifen, und darauf müsse Deutschland vorbereitet sein. Die Verteidigungspolitischen Richtlinien beschreiben eine „unmittelbare Bedrohung für die Souveränität und territoriale Integrität Deutschlands und seiner Verbündeten“. 19  Laut den novellierten Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung ist Deutschland „militärisch bedroht“. 20  Während der Bundesverteidigungsminister einen „Mentalitätswandel“ forderte, versicherte der Bundeskanzler seinen Landsleuten, dass Deutschland und die Nato nicht in einen Krieg hineingezogen würden. 21  Eine aufrüttelnde, von dem Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) als „Kriegsrhetorik“ diffamierte Sprache steht einer beschwichtigenden entgegen. 22  An dem Versprechen von Sicherheit, das im Koalitionsvertrag formuliert wurde, wird festgehalten.
 
         Freiheit: Obgleich Sicherheit und Freiheit zuweilen in ein Spannungsverhältnis gesetzt werden, spricht Bundesaußenministerin Annalena Baerbock von der „Sicherheit der Freiheit unseres Lebens“. 23  In der Ukraine gehe es um mehr als Sicherheit. Es gehe um ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit. Laut der Wehrbeauftragten Eva Högl sei es notwendig, die „Gesellschaft als Ganzes in die Lage zu versetzen, unseren Frieden und unsere Freiheit zu verteidigen“. 24  Ein verpflichtender Dienst an der Gesellschaft könne hierzu beitragen. Der CSU-Vorsitzende Markus Söder stimmte – nach einer anfänglich ablehnenden Haltung – mit ein: „Es geht um die Sicherheit und Freiheit Deutschlands in schwierigen Zeiten“. 25  Die FDP wiederum kritisierte einen solchen Eingriff in die persönliche Freiheit junger Menschen als „unverhältnismäßig“ und lehnte eine „Gespensterdiskussion“ ab. 26  Die aktuelle Bedrohungslage könne einen solchen Eingriff nicht rechtfertigen. 27  SPD-Chefin Saskia Esken sekundierte: „Ich halte wenig von einer Wiedereinführung einer Pflicht, einer Verpflichtung von erwachsenen Menschen, schon mal grundsätzlich aus meinem Menschenbild heraus.“ 28  Es mag auch an dieser Kontroverse liegen, dass der Bundesverteidigungsminister immer wieder herausstellte, dass niemand die alte Wehrpflicht zurück haben wolle. Der „neue Wehrdienst“ sei freiwillig und könne jungen Menschen eine „sinnstiftende Aufgabe“ bieten. 29  
 
         Gerechtigkeit: Frauen werden durch das neue Wehrdienstmodell zu nichts verpflichtet. Vom Bundesverteidigungsminister wird dies damit begründet, dass eine Grundgesetzänderung in der laufenden Legislaturperiode nicht mehr umzusetzen sei. Die Wehrbeauftragte sprach sich dafür aus, zukünftig beide Geschlechter zu verpflichten – im Rahmen eines Gesellschaftsjahrs, das ein breites Spektrum an Einsatzmöglichkeiten bietet. 30  Der Generalinspekteur der Bundeswehr merkte an, dass in der Frage der Wehrpflicht Gleichberechtigung erreicht werden müsse. 31  Selbst Politikerinnen aus Parteien, die sich gegen einen verpflichtenden Dienst an der Waffe aussprachen, zeigten sich aufgeschlossen. Kritisiert wurde von Grüner Jugend, Jungen Liberalen und FDP, dass junge Menschen übermäßig belastet würden. Eine Wehrpflicht mache jüngere Generationen „zum Notnagel der Bundeswehr“. 32  
 
         Sozialer Zusammenhalt: Der Bundesverteidigungsminister hatte die Debatte über die Wehrpflicht anfangs in einen größeren Zusammenhang gestellt. Pistorius teilte seine Beobachtung, dass sich Staat und Gesellschaft zunehmend entfremdeten. 33  Der verpflichtende Grundwehrdienst hätte auch dazu beigetragen, das Band zwischen Bundeswehr und Gesellschaft zu festigen. Dieses Argument rückte zusehends in den Hintergrund – und wurde hauptsächlich mit Bezug auf soziale Pflichtzeit, Gesellschaftsjahr oder Dienstpflicht vorgebracht.
 
        Neben normativen bestimmten auch instrumentelle Argumente die Debatte. Wie schon in den Jahren zuvor verwiesen Politiker auf den geringen militärischen Nutzen von Wehrpflichtigen. Insbesondere die FDP kritisierte, dass die Wehrpflicht keinen Beitrag zur „gesamtgesellschaftlichen Resilienz“ leisten und die Probleme der Bundeswehr nicht lösen könne. 34  Moderne, professionelle Streitkräfte bräuchten keine Wehrpflichtigen. Vielmehr müsse die Bundeswehr reformiert werden, um den Dienst an der Waffe attraktiver zu machen. Der damalige SPD-Generalsekretär Kevin Kühnert beschied, dass die Debatte von dringlichen Problemen ablenke und längst entschieden sei. 35  Ähnlich äußerte sich der damalige Generalinspekteur der Bundeswehr Eberhard Zorn. 36  Sein Nachfolger Carsten Breuer unterstrich wiederum, dass der von Pistorius vorgeschlagene Dienst den zusätzlichen Bedarf an Reservisten decken könne. 37  Die CSU bezeichnete den Vorschlag als „kümmerlich“, und die CDU bekannte sich zu dem Ziel, die Wehrpflicht wieder einzusetzen und perspektivisch in ein verpflichtendes Gesellschaftsjahr zu überführen. 38  
 
        Neben dem militärischen Nutzen wurden auch die Kosten eines verpflichtenden Dienstes hinterfragt. Die FDP stützte ihre Kritik auf eine Studie des ifo-Instituts, die das Bundesfinanzministerium beauftragt hatte. Demnach entstünden durch einen solchen Dienst hohe volkswirtschaftliche Kosten – insbesondere durch einen späteren Einstieg in die Bildungs- und Berufsplanung und einem Rückgang des privaten Konsums. 39  Bereits zuvor hatten die Jungen Liberalen eine Wehrpflicht aufgrund der wirtschaftlichen Folgen als „politisch unverantwortlichen Wahnsinn“ gebrandmarkt. 40  Die Replik des Bundesverteidigungsministers, wonach Krieg immer teurer als glaubhafte Abschreckung sei, veranschaulicht einen unversöhnlichen Gegensatz. 41  
 
        BLICK NACH SCHWEDEN
 
        Der Bundesverteidigungsminister brachte wiederholt das „schwedische Modell“ der Wehrpflicht in die Debatte ein. Insbesondere zwei Merkmale hob er hervor: Auswahl und Freiwilligkeit. In Schweden werden zurzeit die Grenzen dieses Ansatzes ersichtlich. 2024 wurden zum ersten Mal junge Männer und Frauen zur Musterung einberufen, die im Fragebogen angegeben hatten, gar nicht motiviert zu sein. 42  Bis 2030 soll die Zahl an Wehrpflichtigen auf 10000 ansteigen; das entspräche rund zehn Prozent der Alterskohorte und einer Verdopplung innerhalb von zehn Jahren. 43  Zudem lässt eine geschlechtsneutrale Wehrpflicht geschlechtsspezifische Unterschiede nicht verschwinden. Zurzeit sind weniger als zwanzig Prozent der Wehrdienstleistenden weiblich, obwohl alle Geschlechter den gleichen Pflichten unterliegen. 44  Ebenfalls unterrepräsentiert sind Schweden mit Migrationshintergrund. 45  
 
        In der deutschen Debatte wird häufig der Kontext ausgeblendet, in dem die 2017 beschlossene Wiedereinführung der Wehrpflicht in Schweden steht. 2015 wurden die Planungen ziviler und militärischer Organisationen für die gemeinsame Verteidigung Schwedens wieder aufgenommen. Begründet wurde dies mit der verschlechterten Sicherheitslage. Schweden müsse sich auf einen Krieg vorbereiten. Die gesamte Zivilbevölkerung ist rechtlich verpflichtet, zur Gesamtverteidigung beizutragen. Bei Kriegsgefahr oder Kriegsausbruch gelten Wehrpflicht (Värnplikt), Zivilpflicht (Civilplikt) und allgemeine Dienstpflicht (Allmän tjänsteplikt). Und zwar für alle Menschen, die im Land leben – nicht ausschließlich für Staatsbürger.
 
        Der schwedische Minister für Zivilverteidigung machte zu Beginn des Jahres deutlich, dass es „Krieg in Schweden geben könne“ und sich alle jetzt darauf einstellen müssten: „Wer bist du, wenn der Krieg kommt?“ 46  Bereits 2018 hatte die Zivilschutzbehörde die Broschüre „Wenn Krise oder Krieg eintreten“ an alle Haushalte verschickt, um über Risiken und Vorsorgemaßnahmen zu informieren. Eine Neuauflage erschien im Herbst 2024. Die aktualisierte Broschüre ist umfangreicher und inhaltlich an militärischen Bedrohungen ausgerichtet, beispielsweise wurden Informationen zum richtigen Verhalten während eines Luftangriffs ergänzt. 47  
 
        Zusätzlich zur Wehrpflicht hat Schweden Anfang 2024 die Zivilpflicht aktiviert. Zunächst können sich Personen mit einschlägiger Erfahrung melden, um im Bereich der kommunalen Rettungsdienste und der Stromversorgung tätig zu werden. 48  Gänzlich freiwillig ist das Engagement in den Heimatschutzkräften, die in die Streitkräfte integriert sind. Die Einheiten der Heimatschutzkräfte sind über das Land verteilt und schnell einsatzbereit. Seit der russischen Vollinvasion der Ukraine hat sich das Interesse am Dienst in den Heimatschutzkräften enorm gesteigert – mit dem Effekt, dass 10000 der 40000 zwischen 2022 und Juli 2024 eingegangenen Bewerbungen noch bearbeitet werden. 49  Zurzeit dienen 22000 Schweden in den Heimatschutzkräften. Zudem gibt es 18 freiwillige Verteidigungsorganisationen mit ungefähr 400000 Mitgliedern, die spezielle Fähigkeiten in die Gesamtverteidigung einbringen – von der Tierversorgung bis zum Funkverkehr.
 
        FAZIT
 
        Deutschland diskutiert seit dem 24. Februar 2022 über Krieg in Europa. Nach einem ersten Schock hat sich inner- und zwischenparteilicher Richtungsstreit Bahn gebrochen. Ein Bespiel hierfür ist die Frage nach der Wehrpflicht. Was im Jahr 2011 die Aussetzung des verpflichtenden Grundwehrdienstes begründete, hat sich ins Gegenteil verkehrt. Dennoch herrscht kein Konsens darüber, wie bedrohlich die Lage ist und welche Schlüsse daraus gezogen werden müssen. Selbst der von Pistorius vorgeschlagene „neue Wehrdienst“, der das begrenzte Ziel verfolgt, die Reserve durch ehemalige freiwillig Wehrdienstleistende aufzustocken, ist umstritten. Der Vergleich mit Schweden zeigt, dass nicht eine einzelne Maßnahme entscheidend ist, um als Gesellschaft wehrhaft zu werden. Vielmehr geht es darum, ein Ziel auszugeben, an dem sich alle orientieren können. Obwohl Deutschland einen integrierten Sicherheitsansatz verfolgt und sich zur Gesamtverteidigung bekennt, scheint sich hieraus keine strategische Orientierung für Worte und Taten abzuleiten.
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        PREIS DER FREIHEIT
 
        Zu den ökonomischen Kosten der Zeitenwende
 
         Stefan Bayer 
 
        Nationale Verteidigung kostet Geld – eine banale Aussage, die in der wiedervereinigten Bundesrepublik allerdings jahrzehntelang kaum Beachtung fand. Dies war möglich, weil nicht wenige Menschen davon ausgingen, dass der Politikwissenschaftler Francis Fukuyama, der vom „Ende der Geschichte“ schrieb, Recht behalten würde. 01  Seine Publikationen erfuhren gerade in Deutschland eine für die wissenschaftliche Reflexion ungeahnte Aufmerksamkeit: Der Kapitalismus hatte unwiderruflich über den Sozialismus gesiegt, und damit fehlte auf absehbare Zeit ein uns bedrohender Gegner. Insofern konnten die Kosten für sicherheitspolitische Maßnahmen aller Art unter Berufung auf Fukuyama reduziert werden. Allerspätestens der Februar 2022 zeigte uns aber leider deutlich, dass Fukuyamas These keine Ewigkeitsgarantie hatte: 02  Wir mussten und müssen uns (nach den teilweise fast vergessenen Kriegen auf dem Balkan) wieder ernsthaft mit dem Thema „Krieg“ mitten in Europa beschäftigen.
 
        HAUSHALT UND BUNDESWEHR
 
        Der Krieg in der Ukraine läutete die „Zeitenwende“ ein und bescherte der Bundeswehr ein Sondervermögen in Höhe von 100 Milliarden Euro. Seither diskutieren wir in Deutschland intensiver über die Finanzierung vor allem der Streitkräfte und die etwas verspätete Einhaltung des Nato-Zwei-Prozent-Zieles: Im längerfristigen Durchschnitt gab Deutschland seit 1990 1,3 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung aus. 03  Darüber hinaus steht die Ausgestaltung deutscher „Kriegstüchtigkeit“ an, die Verteidigungsminister Boris Pistorius wiederholt öffentlich verkündete und politisch anstrebt.
 
        Im jährlich vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Bundeshaushalt ist die Verteidigung seit jeher einer der größten Ausgabeposten: Das Verteidigungsbudget rangierte dabei in den vergangenen vierzig Jahren immer auf dem zweiten oder dritten Platz. 04  In absoluten Beträgen stieg es seit 2015 überproportional stark um gut 15 Milliarden Euro auf jetzt 52 Milliarden Euro 05  – möglicherweise als Konsequenz der Besetzung der Krim durch Russland oder aufgrund der Notwendigkeit, das Zwei-Prozent-Ziel der Nato einzuhalten. Da der Bundeshaushalt immer auch eine politische Programmfunktion hat, mit der die jeweiligen Regierungskoalitionen ihre politischen Prioritäten in Ausgaben ausdrücken, könnte dies zwar den Schluss nahelegen, dass Verteidigung in der jüngeren Vergangenheit einen höheren Stellenwert in der Bundespolitik eingenommen hat. Ein Blick auf den prozentualen Anteil des Verteidigungshaushalts an den Gesamtausgaben des Bundes zeigt jedoch, dass die regulären fiskalischen Mittel trotz des Kriegsbeginns in der Ukraine relativ konstant bei gut elf Prozent der Gesamtausgaben des Bundes verharren.
 
        Die Zahlen werden allerdings ohne das Sondervermögen des Bundes für die Bundeswehr ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um ein Finanzierungsinstrument des Bundes ausschließlich für die Bundeswehr, das dieser eine eigene Kreditermächtigung in Höhe von einmalig bis zu 100 Milliarden Euro einräumt. Das Sondervermögen ermöglicht die Erreichung des Zwei-Prozent-Kriteriums der Nato bis 2027; danach wird es vermutlich verausgabt sein. Mit ihm soll die Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik sowie der Nato gestärkt werden – so wird eine erste Facette als Untergrenze ökonomischer Kosten der Zeitenwende beziffert.
 
        Allerdings verdeutlicht die Einführung des Sondervermögens bereits ein Problem: Zusätzlich zum regulären Verteidigungsbudget des Bundes steht es in den nächsten Fiskaljahren für kreditfinanzierte Beschaffungen von Material der Bundeswehr zur Verfügung, ohne dass sich dies im Finanzplan des Bundes abbildet. 06  Damit umgeht man politisch das Problem, Antworten auf die Frage nach einer nachhaltigen Finanzierung der Verteidigung in der Zukunft geben zu müssen, die in den regulären Haushaltsverhandlungen stets diskutiert werden müssten. Salopp formuliert: Mit dem Sondervermögen und seiner Verausgabung bis voraussichtlich Ende 2027 verbindet sich die politische Hoffnung, dass sich die Sicherheitslage in Europa bis dahin normalisiert haben wird. Dessen ungeachtet wird mit der Parlamentsvorlage des (unverbindlichen) Finanzplanes des Bundes 2024–2028 vom 6. September 2024 der Bundestag darüber informiert, dass die dauerhafte Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels der Nato dann aus dem regulären Haushalt finanziert werden müsste. Dies würde ab 2028 zu absehbaren Mehrausgaben von rund 26 Milliarden Euro im Verteidigungshaushalt führen. Dieser Betrag entspräche etwa sechs Prozent des Gesamtvolumens der Haushalte der Fiskaljahre 2024 beziehungsweise 2025. 07  Die Gesamtausgaben für Verteidigung beliefen sich dann inklusive der Versorgungsausgaben im Jahr 2028 auf 80 Milliarden Euro. 08  Dies ist ein zweiter Aspekt der ökonomischen Kosten der Zeitenwende: Absolut steigende Mittelzuweisungen für den Verteidigungshaushalt können als intertemporales Versprechen der jetzigen Bundesregierung interpretiert werden, das Nato-Kriterium dauerhaft zu erfüllen. Allerdings ist festzuhalten, dass unter dem Gesichtspunkt einer nachhaltigen Finanzierung reguläre Mehrausgaben für Verteidigung in Höhe von 26 Milliarden Euro pro Jahr wichtiger wären als die Schaffung des einmaligen Sondervermögens.
 
        VERSUCH DER QUANTIFIZIERUNG
 
        Um die Kosten für die Wiederherstellung der Kriegstüchtigkeit der Bundeswehr näher zu bestimmen, werden im Folgenden zwei unterschiedliche Ansätze gegenübergestellt: Im ersten dient das Nato-Kriterium als Referenzgröße (fiktiv mit Beginn der Wiedervereinigung). Es stellt sich die Frage, wie hoch der monetäre Fehlbetrag bei den Mittelzuweisungen für die Bundeswehr kumulativ seit 1990 und dem „Genießen“ einer sogenannten Friedensdividende ausfällt. 09  Der Bundeswehr standen im längerfristigen Durchschnitt seit 1991/92 Finanzmittel in Höhe von etwa 1,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zur Verfügung – im Durchschnitt fehlten ihr also pro Jahr 0,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gegenüber dieser Referenz. Die Nichterfüllung des Nato-Kriteriums bedeutet über einen Zeitraum von 32 beziehungsweise 33 Jahren eine finanzielle Unterausstattung der Bundeswehr gegenüber dieser Referenz in Höhe von 20 bis 25 Milliarden Euro pro Jahr. Daraus ergibt sich als Untergrenze ein Defizit von 640 Milliarden Euro, als Obergrenze ein Defizit von 825 Milliarden Euro. 10  Diese Beträge übersteigen das 2022 eingerichtete Sondervermögen um ein Vielfaches, sodass ein hoher fiktiver kumulierter Einspareffekt für Maßnahmen außerhalb des Verteidigungshaushaltes verausgabt werden konnte. Insofern könnte man das Sondervermögen auch als Verschleierung der tatsächlichen finanziellen Defizite beziehungsweise Minderzuweisungen an die Bundeswehr interpretieren.
 
        Mit diesem rechnerischen Defizit gingen zwei weitere reale Effekte einher, die nun in der Zeitenwende korrigiert werden müssen und damit Kosten verursachen, die hier aber nicht weiter quantifiziert werden können: Eine kleinere Bundeswehr reduzierte sowohl die Nachfrage nach Personal als auch die Nachfrage nach Rüstungsgütern. Beide Effekte führten auch zu einer veränderten operativen und strategischen Ausrichtung der Bundeswehr – in der Zeit der überwiegenden Auslandseinsätze konnte dies relativ leicht kompensiert werden. Mit der sich seit Veröffentlichung der Verteidigungspolitischen Richtlinien 2011 abzeichnenden und im Weißbuch 2016 intensivierten stärkeren Ausrichtung der Bundeswehr auf die Landes- und Bündnisverteidigung sind beide Probleme virulent geworden und beschäftigen die Bundeswehr derzeit massiv. 11  Momentan zeichnet sich ab, dass neben der finanziellen Ausstattung die Stärkung der Verteidigungsindustrie und die zukünftige Personalgewinnung und -bindung in einer postheroischen Gesellschaft 12  zwei weitere zentrale Herausforderungen für das Gelingen der Zeitenwende sind.
 
        An diesem Ansatz zur Quantifizierung der Kosten der Zeitenwende ist die Rückwärtsgewandtheit zu kritisieren: Der Ausrüstungsbedarf ist heute ein anderer als vor zwanzig Jahren; insofern hilft es uns in der aktuellen Debatte um eine kriegstüchtige Bundeswehr wenig, zu wissen, wie hoch der Verteidigungshaushalt in den 1990er Jahren hätte sein müssen, denn damit lassen sich die aktuellen Probleme nicht konstruktiv angehen.
 
        Der zweite rechnerische Ansatz fragt deshalb danach, welche finanziellen Mittel heute erforderlich sind, um kriegstüchtige Streitkräfte aufzubauen und dauerhaft einsetzen zu können. Das ist ein fähigkeitsorientierter Ansatz, der sowohl in der Nato als auch in der Bundeswehr für die Streitkräfteplanung angewandt wird. Ziel ist es, diejenigen Mittel (auch) in der Bundeswehr verfügbar zu haben, die im Verteidigungsfall zur erfolgreichen Abwehr bestimmter Bedrohungen erforderlich sind. Derzeit ist beispielsweise von vielen Verteidigungsexperten zu hören, dass wir uns auch in Deutschland auf eine Situation vorbereiten müssen, in der Deutschland und die Nato-Partnerstaaten, insbesondere an der Ostflanke der Nato, in spätestens sieben Jahren in der Lage sein müssen, einen möglichen Angriff Russlands auf Nato-Territorium auch mit sichtbarem deutschen Einsatz abwehren zu können. Die damit verbundenen finanziellen Mittel werden im Bundesministerium der Verteidigung von den operativen Militärplanern im Rahmen verschiedener Szenarien quantifiziert, können aber im Rahmen dieses Aufsatzes nicht vertieft werden.
 
        Inwieweit dieses Ziel in der Bundesrepublik erreicht werden kann, ist fraglich – eine aktuelle Studie des Kieler Instituts für Weltwirtschaft zeigt sich skeptisch. 13  Aus finanzwissenschaftlicher Sicht wäre es äußerst wünschenswert, wenn die Ausgaben zur Erfüllung eines politischen Auftrags den zuvor definierten Aufgaben folgen würden. Tatsächlich birgt die Umsetzung dieses sinnvollen Prinzips aber die große Gefahr massiver staatlicher Ausgabensteigerungen, weshalb in der finanzpolitischen Praxis gerne Ausgabenobergrenzen festgelegt werden, die das skizzierte Prinzip unterlaufen.
 
        KOSTEN VON SANKTIONEN
 
        Neben der Stärkung der Bundeswehr sind als weitere ökonomische Kosten der Zeitenwende die Folgen der Sanktionen gegenüber Russland zu nennen. Sanktionen sind in der Regel ein sehr wirksames Instrument, um erwünschtes Verhalten im sanktionierten Land zu steuern. 14  Sie sind aber auch immer ein zweischneidiges Schwert: Sanktionierende Staaten schaden sich mit Sanktionen regelmäßig selbst, auch weil den zuvor exportierenden heimischen Unternehmen Einnahmen entgehen. Daher werden sie politisch gerne in kleineren Dosen verhängt, um die schädigende Wirkung auf den Sanktionierenden nicht allzu groß werden zu lassen. Der Grad der Selbstschädigung hängt dabei immer von der Substituierbarkeit der sanktionierten Güter und Dienstleistungen beziehungsweise von den Möglichkeiten des sanktionierten Landes ab, die Sanktionen zu umgehen. Da insbesondere Deutschland zu Beginn des Ukrainekrieges von dem sehr günstigen russischen Gas abhängig war, ist es nicht verwunderlich, dass sich die Bundesregierung mit der Sanktionierung dieses Energieträgers sehr schwertat und daher zunächst andere Güter und Dienstleistungen auf den EU-Sanktionslisten standen.
 
        Aus diesen Gründen sprechen neuere Forschungsergebnisse der derzeitigen Sanktionspolitik gegenüber Russland einen Erfolg ab oder halten ihn allenfalls für marginal. 15  Zentrale russische Makroindikatoren zeigen sich derzeit robust und wenig negativ von der europäischen Sanktionspolitik beeinflusst, sodass die russische Kriegsführung in der Ukraine davon kaum betroffen ist.
 
        Interessant ist zumindest die Rolle Deutschlands aufgrund seiner strategisch erwünschten Abhängigkeit von (günstigen) fossilen Brennstoffen vor allem aus Russland, die heute zu einer weiteren Dimension der ökonomischen Kosten der Zeitenwende führt: Die lange verschleppte Energiewende wurde aus sicherheitspolitischer Perspektive leider auch nach der russischen Annexion der Krim 2014 nicht forciert, sondern mit der Vereinbarung zum Bau der Pipeline Nord Stream 2 im Jahr 2015 in einer deutschen Sonderrolle geradezu zementiert. Die massiven Gas- und Strompreissteigerungen nach Beginn des Ukrainekrieges durch den Wegfall billiger Importe waren somit vorhersehbare Preissteigerungen, die auf politischen Fehlern der Vergangenheit beruhen und Deutschland sogar erpressbar machten.
 
        VERTEILUNGSKÄMPFE UND VERDRÄNGUNGSEFFEKTE
 
        Diese Überlegungen führen uns zum letzten Aspekt des Überblicks über die ökonomischen Kosten der Zeitenwende: Bei begrenzten öffentlichen Mitteln muss immer abgewogen und priorisiert werden – hier treten die Kosten der Zeitenwende im jährlichen Haushaltsgesetzgebungsverfahren offen zutage.
 
        Zunächst muss dabei ein generelles Manko deutscher Politik thematisiert werden: Trotz der üblichen Ankündigungen eines Rekordvolumens an Investitionen im Haushaltsentwurf ist die Investitionsquote deutlich zu niedrig – konsumtive Ausgaben dominieren den Bundeshaushalt. Man könnte auch sagen: Wir leben in einer Zeit, in der politische Konstellationen eher verwaltet als gestaltet werden; Verwaltung führt zu hohen Konsumausgaben, während Gestaltung darauf verweist, dass eine erfolgreiche strategische Ausrichtung auf die Zukunft von heutigen Investitionen abhängt. Öffentliche Investitionen fungieren dabei als Vorleistungen für die wirtschaftliche Entfaltung privater Produktivkräfte. Der politische Nachteil investiver gegenüber konsumtiven Ausgaben besteht jedoch darin, dass sie erst in der (fernen) Zukunft Wirkungen entfalten, aber bereits heute kassenwirksam sind und damit konsumtive Ausgaben in der Gegenwart zurückdrängen. Insofern ist vor allem in Krisenzeiten eine gewisse politische Gegenwartspräferenz zu beobachten, die aber die Gefahr birgt, in der Zukunft bedauert zu werden, weil Wachstumseffekte dann eben geringer als sonst möglich ausfallen. Auch hier gilt also die ökonomische Grundeinsicht: There is no such thing as a free lunch! Interessanterweise lässt sich aber bei der Verteidigung in der Bundesrepublik ein Sonderfall beobachten: Ausgaben für Verteidigung sind in der Bundesrepublik politisch definiert keine Investitionen, sondern dauerhafter Konsum. Dabei wird unterstellt, dass beispielsweise die Beschaffung von Großgerät für die Bundeswehr eher den Charakter eines langlebigen Konsumgutes hat, dessen langfristiger Verbrauch keine investiven Erträge induziert.
 
        Trotz der erwähnten Dominanz der konsumtiven Ausgaben sind die als konsumtiv definierten Verteidigungsausgaben im Vergleich zur Situation vor der Wiedervereinigung im Verhältnis zu den übrigen Bundesausgaben zurückgegangen. Dies entspricht der allgemeinen Interpretation der Friedensdividende – es fehlte eine Bedrohung für Deutschland, Europa und die Nato. Politisch in Vergessenheit geraten ist dabei allerdings der investive Charakter der (konventionellen wie nuklearen) Abschreckung mit dem Ertrag, eben nicht zum Ziel potenzieller Bedrohungen zu werden, weil diesen relativ leicht begegnet werden kann. Wäre dann nicht auch Abschreckung als Investition zu interpretieren? Und der tendenzielle Verzicht auf sie muss irgendwann kompensiert werden – und ist damit eine weitere Facette der ökonomischen Kosten der Zeitenwende.
 
        Welche Spielräume für Verteidigungsausgaben können unter den genannten Bedingungen in den nächsten Fiskaljahren grundsätzlich erwartet werden? Abschließend wollen wir also die ökonomischen Kosten der Zeitenwende beleuchten, die bei zukünftigen Beratungen des Bundeshaushaltes deutlich werden und mehr Verteidigung wegen der damit verbundenen Opportunitätskosten – einmal verausgabtes Geld kann nicht nochmals für andere Zwecke verwendet werden – infrage stellen. 16  
 
        Derzeit wird davon ausgegangen, dass eine Intensivierung der Verteidigung keinesfalls zulasten der sozialen Sicherheit gehen darf. Im Umkehrschluss gilt wohl, dass bei einer Erhöhung des Verteidigungsetats der Sozialetat zumindest konstant gehalten wird. Daraus ergibt sich aber ein massives Finanzierungsproblem: Können wir uns solche Ausgabensteigerungen (über viele Politikbereiche hinweg) ökonomisch leisten, wenn zudem die Schuldenbremse eingehalten werden soll? Derartige Kompensationsgeschäfte machen vermutlich wenig Sinn, vielmehr ist eine politische Prioritätensetzung gefragt: Staatsausgaben sollten dort getätigt werden, wo sie am dringlichsten sind. Erschwerend kommt in diesem Fall hinzu, dass es sich gerade bei den Ausgaben für die soziale Sicherung um eher konsumtive Ausgaben handelt, die grundsätzlich politisch dominant sind. Und diese Kategorie nimmt aufgrund der Ausgestaltung des deutschen Sozialversicherungssystems und der (erfreulichen) Verlängerung der Lebenserwartung in der Bundesrepublik stetig zu und summiert sich auf ein Gesamtvolumen von rund 800 bis 850 Milliarden Euro pro Jahr. Um dies etwas einzuordnen: Anfang der 1970er Jahre betrug der Anteil der Ausgaben für soziale Sicherung und Verteidigung an den gesamten Bundesausgaben jeweils rund 25 Prozent. 17  Seither ist ein massiver Anstieg der Ausgaben für die soziale Sicherung zulasten der äußeren Sicherheit zu verzeichnen; 2024 werden die Bundesausgaben für die soziale Sicherung etwa 50 Prozent der gesamten Bundesausgaben ausmachen, die für die Verteidigung etwa 11 Prozent. Diese Verschiebung steht derzeit zur Disposition und ist insofern eine weitere Komponente der ökonomischen Kosten der Zeitenwende.
 
        Ähnliches lässt sich für die staatliche Bereitstellung von Infrastruktur und die Bundesausgaben für Bildung feststellen – sobald die Verteidigungsausgaben steigen sollten, stellt sich die Frage nach den Opportunitätskosten durch mögliche Ausgabenkürzungen in diesen Bereichen.
 
        Abschließend noch ein Blick auf die zweite Seite der Medaille: Können Mehrausgaben zur Stärkung der Verteidigung in Zukunft politisch leichter durchgesetzt werden, wenn damit auch andere staatliche Ziele erreicht werden können? Im Rahmen eines „Green Defence“-Ansatzes – Berücksichtigung ökologischer Aspekte in der Verteidigung, also zum Beispiel Streitkräfte als Emittenten von Treibhausgasen bei der Auftragserfüllung oder Streitkräfteeinsätze bei der Bewältigung von Hochwasserschadensereignissen – könnten etwa Klima-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik gemeinsam adressiert werden, weil Zielkomplementaritäten zwischen scheinbar gegensätzlichen Zielen bestehen und wechselseitig Zielbeiträge für das jeweils andere Ziel generiert werden. Ökonomen sprechen von positiven Spillover-Effekten. Ein Beispiel hierfür ist die Erweiterung militärischer Fähigkeiten, die neben dem Ziel der Verteidigung auch einen Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel leisten kann und (im besten Fall) durch geringere Treibhausgasemissionen auch dem Klimaschutz dient. Gelingt dies, so könnte die Streitkräfteentwicklung zur Verbesserung ihrer Fähigkeiten nebenbei auch andere gesellschaftliche Ziele wie die Energiewende hin zu einer nichtfossilen Energieversorgung mitgestalten, was zudem den Vorteil einer höheren nationalen Energiesouveränität und geringerer Abhängigkeiten mit sich brächte. 18  
 
        Wenn die Debatte um die politische Umsetzung einer Zeitenwende auch diese Aspekte der öffentlichen Ausgabenpolitik aufgreifen würde, würde die öffentliche Ausgabenpolitik deutlich wirksamer und zielorientierter, was einer wirklichen Zeitenwende entsprechen würde.
 
        SCHLUSS
 
        Die ökonomischen Kosten der Zeitenwende sind vielschichtig und betreffen die gesamte Volkswirtschaft. Der Begriff der „Zeitenwende“ kann daher keinesfalls nur auf die Verteidigungspolitik im engeren Sinne bezogen werden, sondern muss gesamtgesellschaftlich gedacht und konzipiert werden und stellt damit eine klassische strategische Aufgabe dar. Gelingt dies nicht, wird sie an den volkswirtschaftlichen Kosten scheitern.
 
        Die Höhe aller Aspekte der Kosten der Zeitenwende ist für die ökonomische Bewertung staatlicher Maßnahmen von entscheidender Bedeutung – dazu müssen aber neben den Kosten auch die durch diese Aktivitäten induzierten Effekte berücksichtigt werden. Sie bilden den obersten Maßstab für die wirtschaftliche Rechtfertigung zusätzlicher Verteidigungsausgaben. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gemäß Paragraf 7 Bundeshaushaltsordnung besagt, dass öffentliche Mittel nicht verschwendet werden dürfen – das gilt natürlich auch für die Bundeswehr. Da die Bundeswehr zu Beginn des Krieges in der Ukraine nach Aussagen des Inspekteurs des Heeres, General Alfons Mais, blank gewesen war, 19  gibt es aus ökonomischer Perspektive nur zwei Optionen für die zukünftige Verteidigung unseres Landes: Entweder wir sparen jährlich 52 Milliarden Euro an öffentlichen Mitteln, indem wir die Bundeswehr abschaffen. Damit sprechen wir uns selbst die Möglichkeit ab, die erste Pflicht eines Souveräns nach Adam Smith noch erfüllen zu können, nämlich die Gesellschaft vor Gewalttaten und Unrecht anderer unabhängiger Gesellschaften zu schützen. Oder wir versuchen, die skizzierten ökonomischen Kosten der Zeitenwende zu tragen, damit die Bundeswehr den grundgesetzlichen Verteidigungsauftrag auch zu erfüllen vermag. General John Stark, ein Veteran des Amerikanischen Unabhängigkeitskrieges, fasste die Optionen in einem Toast im Jahre 1809 wie folgt zusammen: „Live free or die: Death is not the worst of evils.“ Die Alternativen mögen überspitzt erscheinen. Aber auch wir müssen uns die Frage gefallen lassen, wo wir uns hier positionieren wollen.
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        EXTREMISMUS IN DER BUNDESWEHR
 
        Ausmaß, Ursachen, Wirkungen
 
         Markus Steinbrecher · Heiko Biehl · Nina Leonhard 
 
        In den knapp 70 Jahren seit ihrer Gründung hat es in der Bundeswehr immer wieder rechtsextremistische Vorfälle gegeben. Die Verhaftung und Verurteilung des Bundeswehroffiziers Franco A. aufgrund der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat haben ebenso wie die Entwendung von Waffen und Munition im Kommando Spezialkräfte (KSK) im Jahr 2019 Zweifel an der politischen Zuverlässigkeit und demokratischen Gesinnung der Streitkräfte aufkommen lassen. Die Bundeswehr ist als bewaffnetes Staatsorgan für den Schutz und die Verteidigung des demokratischen Gemeinwesens verantwortlich. Damit ist unvereinbar, dass sich deren Angehörige als Extremisten zu erkennen geben und sich gegen die Ordnung stellen, die sie verteidigen sollen.
 
        Wie verbreitet solche extremistischen Neigungen sind, ist in der Öffentlichkeit und der Literatur strittig. 01  Einerseits findet sich die Auffassung, viele Soldatinnen und Soldaten besäßen eine gewisse Affinität zu rechtsextremen Positionen und die Truppe dulde solche Haltungen stillschweigend. 02  Andererseits erkennen manche in rechtsextremistischen Vorkommnissen nur Einzelfälle, die aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklungen unvermeidlich seien und die mit der Bundeswehr und dem soldatischen Dienst in keinem ursächlichen Zusammenhang stehen. 03  Im Folgenden wird diesen Annahmen nachgegangen, und anhand der vorliegenden Literatur diskutiert, wie verbreitet extremistische Positionen in der Truppe sind und wie sie entstehen. 04  
 
        NORMATIVE VORGABEN
 
        Extremistische Einstellungen, Haltungen und Handlungen sollten in der Bundeswehr eigentlich überhaupt nicht vorkommen, sind sie doch mit deren Selbstverständnis als einer Armee (in) der Demokratie und deren normativen wie rechtlichen Vorgaben nicht vereinbar. Aufgabe der Bundeswehr ist neben der Verteidigung der staatlichen Souveränität und der territorialen Integrität Deutschlands die Aufrechterhaltung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung (FDGO). Gegen diese FDGO richtet sich jede Form des politischen Extremismus. Laut Paragraf 4 Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) sind darunter Bestrebungen zu verstehen, die darauf zielen, die Grundwerte der freiheitlichen Demokratie zu beseitigen. Extremistische Bestrebungen umfassen konkrete Handlungen, die mit bestimmten Haltungen einhergehen – im Fall von Rechtsextremismus etwa mit Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus oder Antipluralismus. 05  Die Verpflichtung der Bundeswehr auf die rechtliche und politische Ordnung der Bundesrepublik schreibt das Soldatengesetz (SG) vor: „Der Soldat muss die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes anerkennen und durch sein gesamtes Verhalten für ihre Erhaltung eintreten“ (Paragraf 8 SG). Die Dienstvorschrift zur Führungskonzeption der Bundeswehr, der Inneren Führung, legt fest, dass die Soldatinnen und Soldaten „den Werten und Normen des Grundgesetzes in besonderer Weise verpflichtet“ sind. 06  Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr erfüllen ihren Auftrag, „wenn sie aus innerer Überzeugung für Menschenwürde, Freiheit, Frieden, Gerechtigkeit, Gleichheit, Solidarität und Demokratie als den leitenden Werten unseres Staates aktiv eintreten“. 07  Ein Engagement für verfassungsfeindliche Positionen oder in einer verfassungsfeindlichen Partei ist mit diesen Vorgaben nicht vereinbar. 08  Liegen entsprechende Hinweise für Angehörige der Bundeswehr vor, nimmt das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD) als Nachrichtendienst der Bundeswehr Ermittlungen auf. Bestätigt sich der Verdacht, werden rechtliche Schritte unternommen, die von disziplinarrechtlichen Maßnahmen bis zur Entlassung reichen. 09  
 
        ZAHLEN UND FAKTEN
 
        Wie verbreitet extremistische Vorfälle in der Bundeswehr sind, ist in der wissenschaftlichen Literatur strittig. Es liegt eine Fülle von Reportagen, Darstellungen und Überblicken zu medial bekannt gewordenen Vorkommnissen vor. 10  Seltener sind empirische Analysen und synthetisierende Zusammenfassungen. Ein seit 2019 jährlich veröffentlichter Bericht des Bundesministeriums der Verteidigung dokumentiert den Umfang der extremistischen Verdachtsfälle in der Bundeswehr, zu denen das BAMAD ermittelt. Dieser Bericht ist die bislang zuverlässigste Quelle zur Häufigkeit und Verteilung des politischen Extremismus in der Bundeswehr. Zu den Verdachtsfällen zählen ganz unterschiedliche Vergehen. Die Bandbreite reicht von schweren Straftaten wie bei Franco A., über das Hören rechtsextremistischer Musik in Kasernen und den Besitz von Propagandamaterial bis hin zu extremistischen Äußerungen in Chats oder sozialen Medien, die das Gros der Verdachtsfälle ausmachen. Laut der Berichte bearbeitete das BAMAD im Jahr 2023 1049 Verdachtsfälle, nach 962 im Jahr zuvor. 307 Verdachtsfälle wurden 2023 neu aufgenommen, der größere Teil unterliegt einer mehrjährigen Bearbeitung. Blickt man auf einzelne Phänomenbereiche, werden dem Rechtsextremismus 2023 776 Fälle (74 Prozent) zugerechnet. Hinzu kommen Vorfälle aus dem Milieu der Reichsbürger und Selbstverwalter, oder solche, die auf eine Delegitimierung des Staates zielen. Andere Varianten des Extremismus wie Linksextremismus und auslandsbezogener Extremismus (zum Beispiel die türkische Bewegung der Grauen Wölfe/Ülkücü) oder Islamismus sind demgegenüber selten. 11  
 
        Die Entwicklung über die vergangenen Jahre ist rückläufig. So wurden 2021 im Bereich Rechtsextremismus noch 1242 Verdachtsfälle bearbeitet. 12  Die zuvor gestiegene Zahl an Verdachtsfällen 13  basiert nach dem Urteil einiger Beobachterinnen und Beobachter wie der Wehrbeauftragten Eva Högl auf einer gewachsenen Sensibilität in der Truppe, die zu einer höheren Meldebereitschaft geführt habe. 14  Dagegen steht die Vermutung, dass die Zahlen des BAMAD nicht alle extremistischen Vorfälle erfassen. Es gebe eine Dunkelziffer an Rechtsextremisten, die aufgrund eines falsch verstandenen Korpsgeistes gedeckt würden und daher verborgen blieben. 15  Beide Annahmen verweisen auf die Interaktion zwischen (vermeintlichen) Extremisten und ihrem dienstlichen Umfeld und die Reaktionen der Vorgesetzten sowie der Kameradinnen und Kameraden auf entsprechende Vorfälle. Extremistische Vorkommnisse in der Bundeswehr werden in der Regel nur erfasst und verfolgt, wenn sie explizit gemeldet werden.
 
        Die Statistiken des BAMAD zeigen auch, welche Gruppen bei den extremistischen Verdachtsfällen häufiger vorkommen. 89 Prozent aller Verdachtsfälle entfallen auf Soldatinnen und Soldaten; damit sind diese im Vergleich zu den Zivilangehörigen der Bundeswehr deutlich überrepräsentiert. Ebenso sind Angehörige des Heeres, Zeitsoldaten und Mannschaftsdienstgrade verstärkt vertreten, ferner 25- bis 34-Jährige und Personen mit Wohnort in Baden-Württemberg, Bayern oder Sachsen. Unterrepräsentiert sind Zivilbeschäftigte, Ältere sowie Personen mit Wohnort in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz oder Schleswig-Holstein. Bei den Soldatinnen und Soldaten sind Berufssoldaten sowie die Dienstgradgruppen der Unteroffiziere und Offiziere in geringerem Maße unter den Verdächtigten zu finden. 16  
 
        Bei den bislang berichteten Zahlen handelt es sich um Verdachtsfälle, von denen sich einige bestätigen, viele sich aber als unbegründet erweisen. Weitaus geringer sind daher die Zahlen der erkannten Extremistinnen und Extremisten im Sinne des Paragrafen 4 BVerfSchG. Im Jahr 2023 wurden rund 50 Personen identifiziert, die als Rechtsextremisten oder als Reichsbürger eine fehlende Verfassungstreue aufweisen. Über 70 bereits identifizierte Extremisten haben die Bundeswehr verlassen. 17  Die Entfernung erkannter Extremisten aus dem Dienst war bislang sehr langwierig. Selbst bei einem eindeutigen Fall wie Franco A. war die Entlassung aus der Bundeswehr erst nach mehreren Jahren möglich. 18  Eine Gesetzesnovelle von 2023 soll die Verfahren beschleunigen, damit Angehörige der Bundeswehr, die nicht auf dem Boden der FDGO stehen, schneller entlassen werden können.
 
        WISSENSCHAFTLICHE BEFUNDE
 
        Ungeachtet der hohen politischen Relevanz der Thematik gibt es nur eine geringe Zahl an sozialempirischen Untersuchungen zum politischen Extremismus und zum Ausmaß und den Ursachen extremistischer Einstellungen in der Bundeswehr. Die bescheidene Forschungslage ist darauf zurückzuführen, dass das BMVg den Zugang zu Untersuchungen in der Truppe kontrolliert und lange Zeit kein Interesse daran hatte, dieser Frage systematisch nachzugehen. 19  
 
        Hinsichtlich der Erklärungen für extremistische Einstellungen konkurrieren zwei Hypothesen miteinander: Die Selektionshypothese geht davon aus, dass Personen bereits radikalisiert zur Bundeswehr kommen. Demnach wäre der Extremismus in der Bundeswehr aus der Zivilgesellschaft importiert, käme also von außen. Die Sozialisationshypothese nimmt demgegenüber an, dass sich Angehörige der Bundeswehr nach und nach radikalisieren. Extremismus wäre das Ergebnis des Dienstes in den Streitkräften und damit quasi „hausgemacht“. Zu den wenigen empirischen Arbeiten zur Selektionshypothese gehört eine Studie von Heinz-Ulrich Kohr aus den 1990er Jahren, die nachweist, dass Jugendliche mit rechten politischen Einstellungen verstärkt Wehrdienst leisten wollen, während junge Männer mit linken Orientierungen eher zum Zivildienst neigen. 20  Die Analyse der Sozialwissenschaftler Sven Gareis, Peter-Michael Kozielski und Michael Kratschmar knapp zehn Jahre später bestätigt den Zusammenhang zwischen rechten Einstellungen und dem Interesse, zur Bundeswehr zu gehen. Allerdings betonen die Autoren, dass der Effekt eher marginal ist. 21  Beide Studien identifizieren – für die damalige Wehrpflichtarmee – (Selbst-)Selektionseffekte auf Basis politischer Orientierungen. Vor allem Grundwehrdienstleistende brächten rechtes Gedankengut in die Streitkräfte hinein. 22  Zwei Untersuchungen zu politischen Haltungen von studierenden Offizieren kommen zu gegensätzlichen Einschätzungen. Während sich diese Gruppe in den Studien von Arwed Bonnemann und Kollegen politisch rechts von den zivilen Studentinnen und Studenten positioniert, zeigt sich in den Arbeiten von Thomas Bulmahn und Kollegen ein gegenteiliger Effekt: Die Zustimmung zu Positionen der Neuen Rechten ist unter zivilen Jugendlichen und jungen Erwachsenen höher als bei den studierenden Offizieren an den Universitäten der Bundeswehr. 23  Es ist also ungeklärt, ob radikale oder extremistische Haltungen in den Streitkräften verbreiteter sind als in der Gesamtgesellschaft.
 
        Die genauen Ursachen von Extremismus in Armeen sind daher in der wissenschaftlichen Literatur umstritten. Die erwähnte Selektionshypothese geht davon aus, dass es Verbindungen zwischen militärischen Prinzipien und rechtsextremistischen Einstellungen gebe. Militärische Grundsätze wie Disziplin, Hierarchie, Gehorsam und (Unter-)Ordnung seien in hohem Maße kompatibel mit rechten Wertevorstellungen. 24  Personen mit rechten – nicht notwendigerweise extremistischen – Orientierungen sollten daher eher den Weg in die Streitkräfte suchen. Andere Autorinnen und Autoren sehen ebenfalls eine Übereinstimmung militärischer Prinzipien und rechter Überzeugungen. Die Ähnlichkeiten seien jedoch nicht ursächlich für die Überrepräsentation von rechten Orientierungen unter Soldatinnen und Soldaten, sondern das Ergebnis vorgelagerter sozioökonomischer und -kultureller Effekte. Freiwilligenarmeen würden sich verstärkt aus jüngeren Männern mit geringerer Bildung und begrenzten beruflichen Perspektiven rekrutieren, die oftmals aus strukturschwachen Regionen stammten – ein Befund, der sich so in den USA zeigt, aber nicht in Deutschland. 25  Diese Merkmale (Alter, Geschlecht, Bildung, Erwerbschancen, Herkunft) seien zugleich Indikatoren für rechte sowie für rechtsextremistische Haltungen. 26  Mithin sei die vermutete Überrepräsentation rechtsextremistischer Positionen der Komposition des militärischen Personals geschuldet.
 
        Die Zahl der Studien, die der Frage nachgehen, ob sich Angehörige von Streitkräften im Laufe ihres Dienstes radikalisieren, ist ebenfalls begrenzt. 27  Indizien für Wirkungen der Sozialisation während des (Wehr-)Dienstes in der Bundeswehr erbrachte eine ältere Untersuchung, die nachweist, dass der Wehrdienst nicht zur Ausprägung autoritärer Haltungen führt, sondern vielmehr demokratische Orientierungen und Überzeugungen stärkt. 28  Eine neuere Analyse bestätigt, dass sowohl ehemalige als auch aktive Soldatinnen und Soldaten politisch engagierter sind und ein höheres politisches Interesse sowie politisches Kompetenzbewusstsein aufweisen als Personen ohne Erfahrung in der Bundeswehr. 29  Über die inhaltliche Ausrichtung des Engagements und der Einstellungen sagen die Analysen jedoch nichts aus.
 
        Hinsichtlich der Frage, wie Radikalisierungen im Zuge des Dienstes ablaufen, finden sich mehrere Erklärungsansätze. Eine erste Position hebt auf die Wechselwirkungen gesamtgesellschaftlicher und innermilitärischer Entwicklungen ab. Die steigende Unzufriedenheit mit politischen Entscheidungen und Maßnahmen sowie ein wachsendes Misstrauen gegenüber den politisch Verantwortlichen führten demnach zu einer Abkehr von demokratischen Werten und einem Vertrauensverlust in politische Institutionen. Die in der Gesellschaft auftretenden Enttäuschungen würden sich gleichermaßen in der Bundeswehr niederschlagen. Parallel zum Anwachsen von Rechtspopulismus und -extremismus im zivilen Umfeld steige die Zahl der Soldatinnen und Soldaten, die Zweifel an der Funktionsfähigkeit des politischen Systems und an den politischen Akteuren hegen. 30  In der Bundeswehr findet sich zudem seit mehreren Jahrzehnten die Klage, dass weder die Politik noch die Bevölkerung ausreichende Wertschätzung und Unterstützung zeigen. 31  Die empirische Forschung hat zwar nachgewiesen, dass es keineswegs am gesellschaftlichen Rückhalt für die Streitkräfte mangelt. 32  Dennoch könnten sich einige Soldatinnen und Soldaten angesichts des wahrgenommenen, wenn auch nicht tatsächlichen Ausbleibens des Zuspruchs von der Demokratie ab- und rechten Weltbildern zuwenden, zumal wenn diese eine höhere Anerkennung für das Militär und seine Prinzipien versprechen. 33  Eine andere Variante der Sozialisationshypothese knüpft an die Deprivationstheorie der Extremismusforschung an, die davon ausgeht, dass rechtsextremistische Einstellungen das Ergebnis von sozioökonomischen und -kulturellen Verlustängsten seien. 34  Der Verlust des Arbeitsplatzes, sozialer Abstieg sowie die Entwertung von Lebensleistungen machten anfällig für rechtsextremistische Positionen, die Halt und Orientierung versprächen. Auf die Bundeswehr übertragen sollten insbesondere Beschäftigte, die unzufrieden mit ihrer Aufgabe, dem dienstlichen Umfeld, ihrer Bezahlung und ihrer Karriere sind, anfällig für rechtsextremistische Positionen sein. 35  Eine letzte Version der Sozialisationshypothese richtet den Blick auf militärische Identitäten und soldatische Rollenbilder. Soldatinnen und Soldaten mit einem elitären Berufsverständnis, wie es sich vor allem in den Kampftruppen findet, seien offen für rechte Ideen. 36  Mit einem soldatischen Elitismus gehe nicht nur eine abschätzige Haltung gegenüber der Zivilbevölkerung einher, sondern auch gegenüber weniger militärisch geprägten Teilen der Streitkräfte. Soldatinnen und Soldaten mit einer elitären Orientierung identifizierten sich zudem häufiger mit der Wehrmacht und sähen diese als vorbildhaft an. Im Gegensatz zum offiziellen Traditionsverständnis der Bundeswehr seien für diese Soldatinnen und Soldaten zuvorderst die militärisch-handwerklichen Leistungen der Wehrmacht beispielgebend – bei Ausblendung des Vernichtungskriegs und der Beteiligung am Holocaust. 37  
 
        MAẞNAHMEN GEGEN EXTREMISMUS
 
        Die Bundeswehr hat Maßnahmen ergriffen, um den beschriebenen Wirkungsfaktoren entgegenzuwirken, und in einer Dienstvorschrift zusammengefasst. 38  Einige der vorhandenen Instrumente zielen darauf, Radikalisierungsprozesse während der militärischen Sozialisation zu verhindern. Andere sollen Extremisten, die sich für die Streitkräfte interessieren, bereits im Vorfeld entgegenwirken. So soll die Überprüfung aller Bewerberinnen und Bewerber sowie die Soldateneinstellungsüberprüfungen, die 2017 eingeführt wurden, verhindern, dass Personen mit extremistischem Hintergrund überhaupt in die Streitkräfte gelangen und militärisch geschult werden. 39  Im Jahr 2023 wurden 94 Personen wegen Zweifeln an ihrer Verfassungstreue vom Bewerbungsprozess ausgeschlossen. Zudem stellte das BAMAD durch die Soldateneinstellungsüberprüfungen bei 37 Personen ein mögliches Sicherheitsrisiko fest. 40  Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass sich manche Interessierte wegen dieser Überprüfungen erst gar nicht bei der Bundeswehr bewerben, was dem Selektionseffekt ebenfalls entgegenwirkt.
 
        Zudem werden Vorgesetzte umfassend zum Umgang mit extremistischen Vorfällen geschult sowie durch die zuständigen Stellen wie das BAMAD oder Rechtsberater der Bundeswehr unterstützt. Für alle Soldatinnen und Soldaten ist Extremismus regelmäßiger Inhalt der umfangreichen politischen, historischen und ethischen Bildung. Darüber hinaus verpflichtet die Führungskonzeption der Bundeswehr, die Innere Führung, die Soldatinnen und Soldaten auf das Primat der Politik und die enge Einbindung in die Zivilgesellschaft. Der Dienst in den Streitkräften ist daher mit einem elitären Professionsverständnis unvereinbar. Mit dem Traditionserlass von 2018 hat sich die Bundeswehr zudem eindeutig von der Wehrmacht als nicht traditionswürdiger Institution abgegrenzt. Diese klare Distanzierung bestätigte die jüngst erfolgte Aufhebung der – zumindest missverständlichen – Hinweise zur Traditionspflege. 41  Die Maßnahmen zur Extremismusprävention enden zudem nicht mit dem Ausscheiden aus dem Dienst: Auch ehemalige Soldatinnen und Soldaten sind zum aktiven Eintreten für die FDGO verpflichtet.
 
        SCHLUSS
 
        Die Bundeswehr hat umfangreiche präventive und repressive Maßnahmen ergriffen, um politischen Extremismus in ihren Reihen zu bekämpfen. Die Anstrengungen werden aber auch künftig nicht verhindern können, dass Extremisten den Weg in die Truppe finden, dass sich Soldatinnen und Soldaten im Laufe ihres Dienstes radikalisieren und dass es zu extremistischen Vorfällen kommt. Aus der Tatsache, dass jeder Fall von Extremismus in der Bundeswehr einer zu viel ist, erklärt sich die hohe öffentliche Aufmerksamkeit für die Thematik, zumal in Zeiten gesellschaftlicher und politischer Polarisierung. Die Resonanz, die extremistische Vorfälle in der Bundeswehr erfahren, ist in der Sache begründet. Dennoch empfinden sie viele Angehörige der Streitkräfte als Ausweis eines mangelnden öffentlichen Vertrauens, erst recht, wenn aufgrund von Vorkommnissen ein Generalverdacht gegen die Bundeswehr geäußert wird und sich viele Verdachtsfälle nicht bestätigen. In dieser Zuspitzung liegt die Gefahr wechselseitiger Missverständnisse und Zweifel. Um dieser Dynamik entgegenzuwirken, ist ein transparenter Umgang seitens der Bundeswehr mit einschlägigen Vorkommnissen wesentlich, ohne dass es dadurch zu öffentlichen Vorverurteilungen kommt. Genauso wichtig erscheint aber ein nochmals verstärkter Austausch zwischen Bundeswehr und Gesellschaft, um gegenseitige Vorbehalte und Vorurteile abzubauen oder gar nicht erst entstehen zu lassen.
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        DREHSCHEIBE DEUTSCHLAND
 
        Bundeswehr im Nato-Kontext
 
         Minna Ålander 
 
        Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat nicht nur die nach dem Kalten Krieg etablierte europäische Sicherheitsordnung zerstört, sondern auch die Nato mit einem Schlag zu ihren Wurzeln zurückgeführt. 01  Die schrittweise Verlagerung der strategischen Schwerpunkte von fast ausschließlichem Krisenmanagement und sogenannten Out-of-area-Einsätzen in verschiedenen Krisenherden des Anti-Terror-Krieges außerhalb Europas hin zu einer verstärkten Präsenz an der Ostflanke des Bündnisses begann zwar bereits 2014 nach der russischen Annexion der Krim, wurde aber erst 2022 abgeschlossen. 02  Die 180-Grad-Wende in der Bedrohungsanalyse wird in den strategischen Konzepten der Nato deutlich: Noch im Strategiedokument von 2010 wurde trotz Meinungsverschiedenheiten mit Russland eine strategische Partnerschaft mit dem Land angestrebt, dessen Sicherheit mit der der Nato verknüpft sei. 03  Das neue Dokument, das auf dem Nato-Gipfel in Madrid wenige Monate nach dem Beginn des russischen Angriffskrieges verabschiedet wurde, identifiziert Russland als die größte Bedrohung für die Sicherheit der Nato-Mitglieder sowie für Frieden und Stabilität im euro-atlantischen Raum. 04  
 
        Eine unmittelbare Folge des russischen Angriffskrieges war die Entscheidung Finnlands und Schwedens, ihre langjährige Bündnisneutralität aufzugeben und der Nato beizutreten. Weniger als drei Monate nach Beginn des Krieges in der Ukraine stellten Finnland und Schweden den Antrag auf Nato-Mitgliedschaft, und am 4. April 2023 wurde Finnland Vollmitglied des atlantischen Bündnisses, Schweden folgte ein knappes Jahr später am 7. März 2024. Die Norderweiterung der Nato kam für das Bündnis zur rechten Zeit. Denn auf dem Gipfel von Madrid hatte die Nato versprochen, jeden Zentimeter des Bündnisgebietes jederzeit zu verteidigen, 05  und dieses Versprechen wäre für den Fall einer horizontalen Eskalation des russischen Krieges von der Ukraine auf das Bündnisgebiet – insbesondere im verwundbaren Baltikum – ohne Finnland und Schweden nur schwer zu halten gewesen. Sowohl der russische Krieg als auch die Norderweiterung haben somit den strategischen Schwerpunkt der Nato nach Nordosten verschoben – mit entsprechenden Auswirkungen auf die Bundeswehr.
 
        SPEZIALFALL BUNDESWEHR
 
        Deutschland ist unter den Nato-Mitgliedern ein Spezialfall, weil die Bundeswehr zu den Streitkräften gehört, die am tiefsten in die Nato-Kommandostrukturen eingebunden sind. Landes- und Bündnisverteidigung sind in Deutschland traditionell untrennbar miteinander verbunden. Aufgrund der deutschen Geschichte als Aggressor in den Weltkriegen wurde die Bundeswehr in einem internationalen Kontext konzipiert und agierte daher nie von diesem losgelöst. Nach dem Nato-Beitritt 1955 wurde die neu gegründete Bundeswehr in die Befehls- und Kommandostruktur des Bündnisses eingegliedert und besaß bis zur Wiedervereinigung 1990 keine eigenständige Führungskompetenz. Die militärische Integration in die Nato spielte eine wichtige Rolle bei der Einbindung Deutschlands in die europäische und euro-atlantische Staatengemeinschaft nach dem Zweiten Weltkrieg und ermöglichte die Vertrauensbildung zwischen Deutschland und seinen Bündnispartnern. 06  
 
        In den vergangenen 30 Jahren hat die Bundeswehr auch die Entwicklung der allgemeinen Ausrichtung der Nato widergespiegelt. Nach starker Abrüstung im Zuge der Wiedervereinigung und in den 2000er Jahren 07  begann die Wiedereinführung des sogenannten Mindset Landes- und Bündnisverteidigung (LV/BV) nach der Krim-Annexion durch Russland 2014. Zwei Jahre später sah das „Weißbuch 2016“ jedoch weiterhin nur ein sogenanntes single set of forces vor. Die Bundeswehr sollte demnach alle Aufgaben – sowohl das Krisenmanagement weit außerhalb des Nato-Bündnisgebietes als auch die Präsenz im Bündnisgebiet – mit einem nur einmal vorhandenen Kräftedispositiv bewältigen. Schlagwörter wie „Agilität“, „Flexibilität“ und „Mehrrollenfähigkeit“ standen dabei im Vordergrund. 08  
 
        Die neue Ausrichtung LV/BV, verkörpert durch die Präsenz der Bundeswehr in Litauen ab 2017, blieb jedoch bis 2022 weitgehend ohne starke öffentliche Wahrnehmung und wurde sowohl politisch als auch militärisch als nachrangige Priorität wahrgenommen. 09  Der russische Angriffskrieg auf das gesamte Staatsgebiet der Ukraine im Jahr 2022 hat die Bedrohungswahrnehmung an der Ostflanke der Nato verstärkt und auch die Warnungen der baltischen Staaten und Polens bestätigt, dass Russland weiterhin eine ernst zu nehmende Bedrohung für seine Nachbarn ist. Deutschland hat bereits vor dem Einmarsch Russlands in die Ukraine darauf reagiert und seine Truppenstärke in Litauen um 350 Soldatinnen und Soldaten erhöht, 2023 folgte die Ankündigung einer dauerhaft in Litauen stationierten Brigade als starkes Zeichen der Bündnissolidarität. Die Brigade soll bis 2027 voll einsatzfähig sein. 10  Deutschland engagiert sich mit der Litauen-Brigade richtigerweise stark an der Ostflanke, was allerdings Konsequenzen und Einschränkungen für andere potenzielle Einsatzgebiete mit sich bringt. Die Ausrichtung der Nato auf ihre Kernaufgaben Verteidigung und Abschreckung spiegelt sich auch in den neuen deutschen Strategiedokumenten wie der Nationalen Sicherheitsstrategie und – beeindruckend selbstkritisch – den Verteidigungspolitischen Richtlinien 2023 wider.
 
        OPERATIONSUMFELD NORDOSTEUROPA
 
        Bis zum Beitritt Finnlands und Schwedens bereitete das Baltikum den Verteidigungsplanern der Nato Kopfzerbrechen. Trotz enger Partnerschaft war weder eine gemeinsame Planung noch eine direkte Beteiligung Finnlands und Schwedens an den neuen Nato-Strukturen an der Ostflanke möglich. Die baltischen Staaten waren somit aufgrund ihrer geografischen Lage zwischen der Ostsee auf der einen und Russland auf der anderen Seite im Kriegsfall für Nato-Truppen nur schwer zu erreichen und versorgen. Szenarioübungen der Nato deuteten auf die Gefahr hin, dass Russland die Nato vor vollendete Tatsachen stellen könnte: Teile des Baltikums schnell besetzen und der Nato ein nukleares Ultimatum stellen. 11  Eine 2016 von der US-amerikanischen RAND Corporation veröffentlichte Studie, die auf mehreren sogenannten Wargames basiert, stellte lakonisch fest, dass die Nato im Falle eines solchen raschen Verlusts nur wenige schlechte Optionen hätte. 12  
 
        Durch die Integration Finnlands und Schwedens in das Bündnis hat sich die geostrategische Lage jedoch grundlegend verändert – zugunsten der Nato. Waren bisher die Nord- und Ostflanke durch Finnland und Schweden getrennt, so sind sie nun durch die beiden Länder verbunden. Finnland hat eine neue Versorgungsroute in die baltischen Staaten von Norden her eröffnet, sodass die baltischen Staaten nicht mehr so leicht vom Rest des Bündnisses abgeschnitten werden können. Das schwedische Staatsgebiet wiederum erstreckt sich von Nordnorwegen in der Arktis bis nach Dänemark in der südlichen Ostsee und bildet damit ein wichtiges logistisches Bindeglied in der gesamten nordisch-baltischen Region. Auch die Arktis ist nun stärker mit der Ostflanke verbunden. Hinzu kommt die Zusage Schwedens, ab 2025 mit einem Bataillon von 600 Soldatinnen und Soldaten in Lettland einen konkreten Beitrag zur Verteidigung des Baltikums zu leisten. 13  
 
        Der Beitritt Finnlands zur Nato hat die Länge der Grenze zwischen Russland und der Nato verdoppelt. Anstatt jedoch eine Belastung für das Bündnis darzustellen, hat die neue lange Grenze das Kalkül Russlands erheblich erschwert. Russland kann nun nicht mehr einen Angriff auf die baltischen Staaten planen, ohne die Grenze zu Finnland zu berücksichtigen. Im Norden ist die Grenze zu Finnland nur rund 200 Kilometer vom Militärstützpunkt der Nordflotte auf der Halbinsel Kola entfernt, wo Russland seine strategischen nuklearfähigen U-Boote stationiert hat. Diese sind entscheidend für die Zweitschlagfähigkeit Russlands im hypothetischen Fall eines nuklearen Gefechts. 14  Sollte Russland in die baltischen Staaten einmarschieren, müsste es daher in der Lage sein, die strategisch wichtigen Militärstützpunkte in der Arktis unweit der finnischen Grenze ausreichend zu schützen. Nach Angaben des finnischen Militärgeheimdienstes hat Russland seit Beginn seines Angriffskrieges bis zu 80 Prozent seiner Truppen und Ausrüstung von den Militärbasen nahe der finnischen Grenze in die Ukraine verlegt. 15  Für einen Angriff auf Nato-Staaten, sei es im hohen Norden oder im Baltikum, müsste Russland zunächst seine Truppenstärke an der finnischen Grenze erhöhen und mehr Gerät in die Nähe verlegen. Zwar hatte Russland angekündigt, die westlichen Militärbezirke Moskau und Leningrad Anfang 2023 wieder in Betrieb zu nehmen, 16  noch ist aber nichts Konkretes entlang der finnischen Grenze zu beobachten, und es bleibt unklar, ob und wann Russland die neuen Militärbezirke mit Truppen und Gerät ausstatten kann. 17  
 
        Für die Nato wiederum sind die neue nördliche Versorgungsroute sowie die Möglichkeit, erstmals in der Geschichte des atlantischen Bündnisses eine kohärente Verteidigung für die gesamte Region von Nordnorwegen bis Südlitauen zu planen, ein enormer Vorteil. Welchen Unterschied Schweden für die Gesamtplanung der Verteidigung Nordeuropas macht, wird aus einem Strategiedokument der Nato aus dem Jahr 1950 deutlich, in dem die Wichtigkeit Nordeuropas für die Verteidigung ganz Europas betont wird. In dem Dokument wird auch darauf hingewiesen, dass die Verteidigungsplanung für den gesamten nordeuropäischen Raum als Ganzes zu betrachten sei. 18  De facto war dies jedoch ohne Finnland und Schweden nicht möglich, trotz einer weitgehenden geheimen Zusammenarbeit zwischen Schweden und der Nato im Kalten Krieg. Mit dem Beitritt der beiden nordischen Länder 73 beziehungsweise 74 Jahre später ist eine solche einheitliche Planung Wirklichkeit geworden. Im Spannungsverhältnis mit Russland ist die Nato mit den neuen Mitgliedern also deutlich besser aufgestellt.
 
        BUNDESWEHR AN DER NORDFLANKE
 
        Deutschland hat in jüngster Zeit nicht nur seine Präsenz an der Ostflanke ausgebaut, sondern auch wichtige Schritte in der Zusammenarbeit mit Norwegen unternommen. Im Juli 2021 unterzeichneten Norwegen und Deutschland ein umfangreiches Abkommen über die gemeinsame Produktion neuartiger U-Boote für die Marinen beider Länder, die ab 2029 an Norwegen und ab 2032 an Deutschland ausgeliefert werden sollen. 19  Das Projekt ist wichtig, weil U-Boote Fähigkeiten besitzen, von denen die gesamte Region profitieren kann. Darüber hinaus verfügt im nordisch-baltischen Raum nur Schweden über U-Boote. Dem gemeinsamen deutsch-norwegischen Beschaffungsprojekt folgte 2023 eine neue Absichtserklärung zur weiteren Vertiefung der Zusammenarbeit. 20  
 
        Auch andere strategische Interessen verbinden Deutschland und Norwegen: Nach der Abkopplung Deutschlands von russischem Gas ist Norwegen Ende 2023 zum wichtigsten Gaslieferanten für Deutschland geworden. 21  Die Sprengung der für Deutschland wichtigen Nord-Stream-Gaspipelines in der Ostsee im September 2022 und die Beschädigung der Balticconnector-Pipeline zwischen Finnland und Estland im Oktober 2023 haben die erhöhte Gefahr von Sabotageakten gegen maritime Infrastrukturen und die damit verbundene Verwundbarkeit in das Bewusstsein der europäischen Gesellschaften und Entscheidungsträgerinnen und -träger gerückt. 22  Insbesondere die Bedeutung Norwegens für die Versorgungssicherheit Deutschlands im Energiebereich hat deutlich zugenommen. Das dringende Eigeninteresse Deutschlands am Schutz der norwegischen Unterwasserinfrastruktur hat sich in einer deutsch-norwegischen Initiative manifestiert, in der beide Länder gemeinsam die Nato aufgefordert haben, den Schutz kritischer maritimer Infrastrukturen zu verbessern. 23  Im April 2024 unterzeichneten vier weitere Nordsee-Anrainerstaaten (Belgien, Dänemark, die Niederlande und Schweden) mit Deutschland und Norwegen eine gemeinsame Erklärung zur Verbesserung der Zusammenarbeit und Koordinierung im Bereich des Schutzes maritimer Infrastrukturen. 24  Seit Mai 2024 ist das neue Maritime Centre for Security of Critical Undersea Infrastructure der Nato in Großbritannien im Einsatz. 25  
 
        Deutschland hat daher ein Interesse daran, auch an der Nordflanke der Nato präsent zu sein. So beteiligte sich die deutsche Marine 2022 an der Überwachung des Seegebietes vor der norwegischen Küste. 26  Für Norwegen ist die Anwesenheit der Bundeswehr und die enge Kooperation mit der deutschen Marine willkommen. Sollte Deutschland den Fokus im maritimen Bereich auf die Nordsee und die Kooperation mit Norwegen legen, müssten die Verpflichtungen Deutschlands im nordisch-baltischen Raum einzuhalten sein, weil die Litauen-Brigade wiederum die Landstreitkräfte beansprucht. So werden nicht dieselben Truppenstrukturen für mehrere Aufgabengebiete belastet. Jedoch kommen globale Einsätze wie das Indo-Pacific Deployment 2024 hinzu – laut der deutschen Marine eines der Manöver, die „das Engagement Deutschlands für freie und sichere Schifffahrtswege, eine regelbasierte internationale Ordnung und eine verstärkte Zusammenarbeit für maritime Sicherheit unter Beweis stellen. 27  Für eine stark exportabhängige Volkswirtschaft wie die deutsche sind freie Seewege von vitalem Interesse. Der deutschen Marine droht jedoch eine Überdehnung, wenn immer mehr Aufgaben und Einsätze hinzukommen – bei einer Stellenbesetzungsquote von nur 79 Prozent. 28  Wenn es nicht mehr nur darum geht, in Friedenszeiten Präsenz zu zeigen, sondern sich auf einen möglichen Krieg vorzubereiten, muss Deutschland seine trotz Sondervermögen begrenzten Ressourcen priorisieren. Dann kann es wichtiger sein, dass die Bundeswehr in Europa präsent und einsatzfähig ist, als sich weltweit zu zerstreuen. Eine sinnvolle Arbeitsteilung im Bündnis setzt Kapazitäten für andere Bündnispartner frei, um im Indopazifik effektiver zu agieren.
 
        LOGISTISCHE DREHSCHEIBE
 
        Wurde während des Kalten Krieges die erste Reaktion auf einen Angriff auf die Nato in Deutschland geplant, so liegt die neue antizipierte Front deutlich weiter östlich. Deutschland kommt damit die Rolle einer logistischen Drehscheibe zu, über die sich die Bündnistruppen von West nach Ost bewegen sollen. In der Bundeswehr herrscht ein klares Verständnis der Erwartungen an Deutschland im Bündnis. Aufgrund seiner Lage in der Mitte Europas und seiner Bevölkerungszahl kommen dem Land drei Hauptaufgaben zu: erstens als Truppensteller, zweitens als Empfänger von Bündnistruppen und drittens als Bereitsteller einer logistischen Basis für die Truppen. 29  Mit Deutschland steht und fällt gegebenenfalls die erfolgreiche Verteidigung der Ostflanke, weshalb die Entwicklung des neuen Operationsplans Deutschland ein wichtiger Schritt zur „Kriegstüchtigkeit“ Deutschlands ist. 30  Dabei muss auch die Infrastruktur neu bewertet werden, wenn beispielsweise tonnenschwere Kampfpanzer deutsche Brücken passieren sollen.
 
        Die Herausforderungen für die Drehscheibe Deutschland sind beträchtlich, denn das Erwachen der deutschen politischen Führung aus dem Dornröschenschlaf der Friedensdividende erfolgte erst mit dem russischen Angriffskrieg am 24. Februar 2022. Es ist bezeichnend, dass die Bundeswehr trotz neuer Bündnisaufgaben nach 2014 bis 2022 alles mit dem single set of forces schaffen sollte, das eigentlich für die Ära des Krisenmanagements gedacht war. 31  Mangelnde Voraussicht führt nun zu höheren Kosten und längeren Lieferzeiten, die sich bereits im Sondervermögen der Bundeswehr bemerkbar machen. 32  Ein europaweites Problem ist auch, dass die meisten Länder keine ausreichenden Vorräte an Munition und anderem wichtigen Gerät haben, das an die Ukraine geliefert werden könnte. Die Doppelaufgabe, die Ukraine militärisch zu unterstützen und gleichzeitig die eigenen Streitkräfte auszubauen und zu modernisieren, erhöht den Bedarf und die Kosten exorbitant. Außerdem schlägt sich die Energiesituation auch in den Streitkräften nieder: Laut Wehrbericht 2023 sind die Betriebskosten der Truppe von rund 410 Millionen Euro für Heizung und Strom im Jahr 2022 auf über eine Milliarde Euro im Jahr 2023 enorm gestiegen. 33  
 
        Hinzu kommt, dass Deutschland nicht nur die 4800 Soldatinnen und Soldaten starke Litauen-Brigade versprochen hat, sondern ab 2025 auch 35000 Kräfte für das neue Truppenmodell (New Force Model) der Nato, das die bisherige Reaction Force ablöst. Nach Angaben der Bundeswehr liegt der Schwerpunkt für Deutschland in Mittel- und Nordosteuropa sowie in östlichen Nachbarländern wie Polen oder Litauen. 34  Die Truppenstärke der Bundeswehr ist jedoch rückläufig, und die Personalgewinnung bleibt eines der größten Probleme in Deutschland. Auch eine viel diskutierte Wehrpflicht kann das Problem nicht lösen, denn aufgrund der zahlreichen weiteren eingegangenen Nato-Verpflichtungen fehlt es der Bundeswehr an Ausbildungspersonal und -einrichtungen. Hinzu kommt eine im Wehrbericht 2023 zitierte Umfrage aus dem Jahr 2022, nach der sich in der Altersgruppe der 16- bis 29-Jährigen nur 19 Prozent der Männer und 6 Prozent der Frauen vorstellen können, in der Bundeswehr zu dienen. 35  Eine Zeitenwende zeichnet sich also zumindest in den Einstellungen junger Menschen, die das Land und das Bündnis verteidigen sollen, nicht ab. Um eine Überdehnung auch der Landstreitkräfte zu vermeiden, muss Deutschland bei seinen Plänen realistisch bleiben und nicht mehr versprechen, als es leisten kann.
 
        SCHLUSS
 
        Die anfängliche Begeisterung über die von Bundeskanzler Olaf Scholz wenige Tage nach der russischen Invasion verkündete Zeitenwende ist im Nordosten Europas inzwischen verflogen. Die trotz Sondervermögen bestehenden Defizite der Bundeswehr sind inzwischen hinlänglich bekannt, was sich auf die Erwartungen in Nordosteuropa auswirkt. Von Deutschland wird keine Führungsrolle mehr erwartet – dazu sind die Deutschen trotz gegenteiliger Beteuerungen der politischen Führung offensichtlich noch nicht bereit. Das weitgehend unerfüllte Konzept Deutschlands als Anlehnungsmacht, an die sich kleinere europäische Staaten in Einsätzen andocken können, würde dem Anspruchsniveau entsprechen, das Deutschland sich selbst zutraut und seine Partner Deutschland zutrauen. 36  
 
        Unter den nordischen EU-Mitgliedern wird Deutschland zwar – insbesondere seit dem Brexit – als wichtiger gleichgesinnter größerer Partner in Politik und Wirtschaft angesehen. Laut einem Bericht des Norwegischen Instituts für Außenpolitik von 2021 hat der Brexit jedoch nichts daran geändert, dass Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden das Vereinigte Königreich weiterhin als ihren wichtigsten Sicherheits- und Verteidigungspartner betrachten. Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass Deutschland von keinem der nordischen Länder als wichtigster Verteidigungspartner in Europa eingestuft wird. 37  Deutschland hat zwar die Verteidigungszusammenarbeit mit Norwegen deutlich erhöht, aber mit den neuen Nato-Mitgliedern Finnland und Schweden hat sich über Absichtserklärungen und gemeinsame Übungen hinaus noch nicht viel getan. Deutlich präsenter in der Region sind die beiden Nuklearmächte USA und Großbritannien. Die von Großbritannien geführte Joint Expeditionary Force mit den fünf nordischen und drei baltischen Ländern sowie den Niederlanden hat sich inzwischen zu einer operativen Gruppierung entwickelt, die dank ihrer Agilität in der Anfangsphase eines Konflikts eine Lücke zwischen der nationalen Verteidigung und der potenziell langsamen Aktivierung des Bündnisfalls der Nato füllen könnte. Deutschland fehlt eine ähnlich klare Rolle in der Region, und aufgrund der begrenzten personellen Möglichkeiten der kleinen nordischen Länder müssen auch bei Partnerschaften Prioritäten gesetzt werden.
 
        Die Politikwissenschaftlerin Jana Puglierin verfasste 2018 einen Artikel in der Zeitschrift „Internationale Politik“ mit dem Titel „Rolle rückwärts. Deutschland droht ein sicherheitspolitischer Ansehens- und Vertrauensverlust“. Der Titel des Beitrags beschreibt die aktuelle Situation weiterhin treffend. Die Herausforderungen, vor denen die Bundeswehr steht, sind vielfältig. Umso wichtiger ist es, Aufgaben und Verpflichtungen realistisch zu priorisieren. Wenn die Bundesrepublik ihre Zusagen für die Litauen-Brigade einhält, ist das ein wichtiger Beitrag zur Bündnisverteidigung und ein Zeichen, dass Deutschland zu seinen Partnern steht, die sich für ihre Sicherheit auf Deutschland verlassen. Werden die Zusagen jedoch nicht eingehalten, droht ein endgültiger Ansehens- und Vertrauensverlust.
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        ZÄSUR AFGHANISTAN-EINSATZ?
 
        Lehren für die deutsche Sicherheits- und Verteidigungspolitik
 
         Philipp Münch 
 
        Mit dem Engagement in Afghanistan begab sich die Bundeswehr ab Ende 2001 in den teuersten, personalintensivsten, verlustreichsten und zweitlängsten Auslandseinsatz ihrer Geschichte. Insgesamt 93000 deutsche Soldatinnen und Soldaten dienten in den Missionen Operation Enduring Freedom (OEF) und International Security Assistance Force (ISAF) beziehungsweise ab 2015 der Resolute Support (RS). Der Großteil war in Kontingenten von bis zu 5000 Soldatinnen und Soldaten für die ISAF im Einsatz. Sie sollte Afghanistan bis Ende 2014 „stabilisieren“. Zwei Monate nach dem Abzug der RS im Juni 2021 mussten die letzten westlichen Truppen das Land fluchtartig verlassen, als die Taliban Kabul einnahmen. Die Bilder des chaotischen Abzugs gruben sich ins kollektive Gedächtnis des Westens. Insgesamt ließen 54 deutsche Soldaten ihr Leben in dem Land. 01  
 
        Angesichts seiner Intensität und seines Umfangs stellt der Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan zweifellos den bisherigen Höhepunkt deutscher Auslandseinsätze dar. Doch bedeutet er insgesamt eine sicherheits- und verteidigungspolitische Zäsur für Deutschland? Der Beitrag vertritt die These, dass der Afghanistan-Einsatz insofern eine Zäsur ist, als er die Defizite der Bundeswehr und der sicherheitspolitischen Strategiefähigkeit Deutschlands offenbart hat. Doch erst die russische Besetzung der Krim im Februar 2014, die zeitlich etwa mit dem Ende des ISAF-Einsatzes zusammenfiel, und die vollständige russische Invasion acht Jahre später waren entscheidende Zäsuren, die ein Umdenken in Fragen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik erzwangen.
 
        Im Folgenden werden drei defizitäre Bereiche herausgearbeitet, die der Afghanistan-Einsatz offenbart hat. Erstens im Bereich der Strategie: Die Bundesregierungen hatten zwar ein Interesse daran, durch ihr Engagement in Afghanistan außenpolitische Bedeutung zu gewinnen beziehungsweise zu erhalten. Sie waren aber nicht in der Lage, daraus eine sinnvolle Strategie abzuleiten und – anders als die USA – das strategische Kernproblem des Afghanistan-Engagements zu erkennen. Zweitens waren die strukturellen Voraussetzungen der Bundeswehr hinsichtlich ihrer Organisation sowie ihrer personellen und materiellen Ausstattung nicht geeignet, kampfkräftige Verbände für den Auslandseinsatz bereitzustellen. Und drittens waren der Durchhaltefähigkeit der Bundeswehr im Gefecht enge Grenzen gesetzt.
 
        Im Fazit wird gezeigt, dass die Lehren, die die politische und militärische Führung aus dem Afghanistan-Einsatz seit 2014 gezogen hat, am strategischen Kernproblem vorbeigegangen sind – dass nämlich die Aussichten auf eine externe „Stabilisierung“ fragiler Staaten im Globalen Süden gering sind. Das Scheitern des Einsatzes hat nicht zu einem grundsätzlichen Umdenken geführt. Vielmehr brachten erst die russischen Invasionen in der Ukraine 2014 und 2022 die Erkenntnis, dass sich die Bundeswehr auf die Landes- und Bündnisverteidigung konzentrieren muss – ohne jedoch das Ziel der „Stabilisierung“ fragiler Staaten gänzlich aufzugeben.
 
        STRATEGIEFÄHIGKEIT
 
        Seit Längerem wird in Studien die allgemeine Strategiefähigkeit der handelnden Akteure des deutschen Staates infrage gestellt. 02  Diese Kritik äußerte sich auch früh beim strategischen Vorgehen Deutschlands in Afghanistan. 03  Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Gesamtstrategie des von den USA dominierten internationalen Militäreinsatzes ebenso defizitär war. Die US-geführten OEF-Truppen hatten bis Anfang 2002 die Taliban gestürzt und al-Qaida weitgehend zerschlagen. Danach versuchten sie, den bald einsetzenden Aufstand der neu formierten Taliban zu bekämpfen und die afghanische Regierung aufzubauen. Das Bonner Afghanistan-Abkommen von Dezember 2001 enthielt zwar einen konkreten „Fahrplan“ zur Bildung einer neuen afghanischen Regierung. Es bot jedoch darüber hinaus wenig Konkretes zu den abstrakt umschriebenen übergeordneten Zielen. Dennoch orientierte sich die Nato-geführte ISAF ab 2003 an diesen Zielen, die nicht priorisiert wurden und teilweise miteinander konkurrierten. 04  Eine Strategie ließ sich daraus nicht ableiten.
 
        Auch die Bundesregierungen entwickelten für ihr Engagement in Afghanistan keine klare nationale Strategie. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 drängte sich die damalige Regierung gegen US-Präferenzen in die OEF. Die USA suchten zwar politischen Beistand, verzichteten aber lieber auf nicht ausschlaggebende militärische Beiträge und daraus abgeleitete Mitbestimmungsforderungen. Auf Wunsch der US-Regierung nahm sie dagegen an der ISAF teil. 05  Während sich Deutschland nach 2002 weitgehend aus der OEF in Afghanistan heraushielt, stellte es bei ISAF und ab 2015 bei RS das zweit- beziehungsweise drittgrößte Kontingent. Die Bundesregierungen hatten ein Interesse daran, sich sichtbar an dem Engagement in Afghanistan zu beteiligen. Sie wollten die Position Deutschlands in der Welt verbessern beziehungsweise erhalten. Auch wenn Erfolge in Afghanistan erwünscht waren, ging es im Kern nicht darum, dort etwas Konkretes zu erreichen. 06  Das strategische Kernproblem bestand jedoch darin, dass die Bundesregierungen – im Gegensatz zu ihrer tatsächlichen Absicht – nicht ausdrücklich dafür eintraten, Afghanistan nur als Vehikel zu nutzen, um Deutschlands Position im internationalen System zu stärken. Die vor Ort tätigen Regierungsorganisationen versuchten daher tatsächlich etwas zu bewirken und verstrickten sich zunehmend in Afghanistan, was die Kosten des Abzugs in die Höhe trieb. 07  
 
        Um öffentliche Unterstützung für das Vorhaben zu gewinnen, betonten die Bundesregierungen zudem die Bedeutung des Engagements und stellten insbesondere gesellschaftliche Ziele wie „Bildung, Erziehung, Frauen“ (Joschka Fischer, Grüne) in den Vordergrund. 08  Vor allem in den Anfangsjahren grenzten sie dafür die ISAF als vermeintlich friedlichere Mission von der OEF ab und leugneten, dass man sich in Afghanistan im Krieg befindet. Um die weitere Beteiligung Deutschlands an dem Einsatz zu ermöglichen und die eigenen Erfolge hervorzuheben, stellten die Spitzen der beteiligten Ministerien die Lage in Afghanistan tendenziell zu positiv dar. 09  
 
        Sicherlich erschwerte die Schönfärberei den politisch Verantwortlichen die Einsicht, dass das Engagement in Afghanistan mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht erfolgreich enden würde, aber ähnliche Tendenzen gab es auch im internen Berichtswesen der Verbündeten. 10  Dennoch erkannte US-Präsident Barack Obama, ebenso wie sein Vizepräsident Joe Biden, zu Beginn seiner Amtszeit 2009 nach einer umfassenden strategy review die Aussichtslosigkeit eines weiteren Engagements in Afghanistan. Nach einer letzten Truppenaufstockung leitete er daher das Ende von ISAF und OEF und damit faktisch den Anfang vom Ende des Engagements ein. 11  Sein Nachfolger, Donald Trump, kam zum gleichen Schluss und legte – weitgehend ohne Rücksprache mit den Verbündeten oder der afghanischen Regierung – mit einem 2020 mit den Taliban geschlossenen Abkommen die Grundlage für das Ende der Intervention. Biden blieb als Präsident bei der Einschätzung der geringen Erfolgsaussichten in Afghanistan und vollzog den Abzug im Frühjahr 2021. 12  
 
        Ein zentrales strategisches Versäumnis der deutschen Bundesregierungen besteht daher darin, die Aussichtslosigkeit des Afghanistan-Einsatzes an sich oder zumindest unter den Bedingungen eines geringen US-Interesses nicht erkannt zu haben. Stattdessen setzte sich Bundeskanzlerin Angela Merkel 2014 bei Obama dafür ein, die US-Truppen nicht schon 2016 abzuziehen, was faktisch das Ende von RS in diesem Jahr bedeutet hätte. 13  Auch später, nach Abschluss des USA-Taliban-Abkommens, versuchte Außenminister Heiko Maas mit einer Nato-Initiative, Präsident Biden vom Abzug abzubringen. 14  Die deutschen Bemühungen sollten ein geordnetes Ende des Einsatzes ermöglichen. Allerdings fragte Biden zu Recht, ob ein paar Jahre mehr die Situation wirklich nachhaltig verändert hätten und ob das Engagement nicht perpetuiert worden wäre. 15  
 
        BUNDESWEHR-STRUKTUR
 
        Dauer und Intensität des Afghanistan-Engagements haben die strukturellen Mängel der Bundeswehr offengelegt. Sie führten aber nicht dazu, dass die Verantwortlichen die Bundeswehr entsprechend den Erfordernissen der Auslandseinsätze umstrukturierten. Denn nach 1990 war lange unklar, was der Kernauftrag der Bundeswehr sein sollte: Landes- und Bündnisverteidigung oder Auslandseinsätze. In der Praxis erfordert beides unterschiedliche Fähigkeiten. Für die Verteidigung sind möglichst große Streitkräfte erforderlich, die durch Wehrpflichtige und Reservisten verstärkt werden können und in der Lage sind, lange und mit hoher Intensität Gefechte gegen einen ebenbürtigen Gegner zu führen. Für Auslandseinsätze scheinen dagegen kleine, weltweit verlegbare Streitkräfte besser geeignet. Sie benötigen nur eine leichte Bewaffnung und können sich aus Zeit- und Berufssoldatinnen und -soldaten rekrutieren.
 
        Die verteidigungspolitischen Schlüsseldokumente hoben den Widerspruch zwischen unterschiedlichen Anforderungen an Verteidigung und Auslandseinsätze nur rhetorisch auf. Beides erfordere „grundsätzlich identische militärische Fähigkeiten“. 16  Unter dem zunehmenden Kostendruck eines nach 1990 kontinuierlich reduzierten Wehretats bei zusätzlichen Aufgaben verkleinerte die politische Führung die Bundeswehr jedoch immer weiter. So blieb für die größte Teilstreitkraft der Bundeswehr, dem Heer, letztlich die alte Grundstruktur von ursprünglich zwölf westdeutschen Divisionen erhalten. Allerdings wurde die Zahl der Divisionen und der untergeordneten Brigaden nach und nach drastisch reduziert. 17  
 
        Durch die Art und Weise der Reduzierung der Streitkräfte entstand eine organisatorisch kopflastige Armee. Da die Berufssoldatinnen und -soldaten sowie die Beamtinnen und Beamten nicht entlassen werden konnten, wurde an Einrichtungen für sie festgehalten. Dazu reduzierten die Verantwortlichen tendenziell Verbände mit einem hohen Anteil an Wehrpflichtigen und Zeitsoldaten und -soldatinnen und bewahrten die Stäbe. Oft entstanden neue Ämter und Kommandos an den Standorten ehemaliger Korps- oder Divisionsstäbe, deren Truppen aufgelöst worden waren. Diese dienten also vor allem dazu, die Dienstposten der alten Stäbe zu erhalten. Im Jahr 2000 entstand mit der Streitkräftebasis (SKB) sogar ein neuer Organisationsbereich mitsamt den erforderlichen Führungsstrukturen. Die SKB zentralisierte die von allen Teilstreitkräften unterhaltenen logistischen Fähigkeiten, um dadurch die Effizienz zu steigern. 18  
 
        Die Zentralisierungsbestrebungen spiegelten das seit den 1990er Jahren verstärkte betriebswirtschaftliche Denken in der Bundeswehr wider. Outsourcing und die effizientere Nutzung der vorhandenen Mittel sollten Kosten sparen. Das heißt, Teile der Logistik wie Werkstätten, Fuhrparks und sogar die Kleiderkammer wurden privatisiert und damit von Zivilen betrieben. Es ist allerdings fraglich, ob dies tatsächlich Kosten sparte und Leistungen verbesserte. 19  Dies zeigte etwa die Insolvenz der Kleiderkammer der Bundeswehr, die der Bund 2015 mit 91,86 Millionen Euro zurückkaufen musste. 20  
 
        Weitere Reduzierungen orientierten sich an den Erfordernissen in Afghanistan und anderen Auslandseinsätzen. Da vor allem Zeit- und Berufssoldatinnen und -soldaten sowie Reservedienstleistende im Einsatz waren, erschien die Wehrpflicht zunehmend als reine Last. Die Bundesregierung setzte sie deshalb 2011 aus. Weder die Taliban noch andere Gegner der Bundeswehr verfügten über Luftstreitkräfte. Deshalb entschied die Heeresführung, die im Drohnenkrieg entscheidende Heeresflugabwehrtruppe 2010 aufzulösen. Der gleichen Logik folgte die starke Reduzierung der Panzertruppe. 21  
 
        Am Ende stand eine Bundeswehr, die faktisch darauf ausgerichtet war, zwar um Leitdivisionen gruppierte, aber teilweise aus Hunderten von Verbänden bestehende Kontingente für auf vier bis sechs Monate befristete Einsätze wie in Afghanistan und anderswo aufzustellen. 22  In den dort gut geschützten Feldlagern konnten auch zivile Wartungsfirmen tätig sein. Damit rückte die Bundeswehr zwar nicht offiziell, aber faktisch von dem früheren Ansatz ab: im Inland Verbände unterhalten, die ab Brigadeebene „organisch“ alle Elemente für das arbeitsteilige „Gefecht der verbundenen Waffen“ von Kampftruppen, Artillerie, Pionieren, Logistik etc. aufweisen, einen Korpsgeist ausbilden und im Krieg gemeinsam kämpfen.
 
        DURCHHALTEFÄHIGKEIT
 
        Zwar hatte die Bundeswehr bereits 1997 bei der Evakuierungsoperation in Albanien und 1999 beim Einmarsch in den Kosovo zwei kurze Schusswechsel zu überstehen. 23  Ihr Einsatz in Afghanistan war jedoch insofern eine Zäsur, als sie zum ersten Mal längere Gefechte führte und eine wesentlich höhere Kampfintensität erlebte. Allein zwischen 2006 und 2014 wurde die Bundeswehr in Afghanistan mindestens 380 Mal angegriffen und war an 150 Schusswechseln beteiligt. Im Juni 2006 gerieten deutsche Soldaten erstmals in einen komplexen Hinterhalt, der auf die Vernichtung einer ganzen Patrouille zielte. Ab Mitte 2008 häuften sich längere Gefechte, die in den Jahren 2009 und 2010 ihren Höhepunkt erreichten. Insgesamt fielen 35 Soldaten den Angriffen zum Opfer, mehr als 260 wurden körperlich verwundet. 24  
 
        Um sich aktiv gegen Angriffe verteidigen zu können, musste die Bundeswehr zunächst Restriktionen überwinden, die ihr von der politischen Führung auferlegt worden waren. Diese sollten Skandale durch getötete Zivilisten vermeiden helfen und die Einsätze nicht zu kriegerisch erscheinen lassen. Um dies zu erreichen, hatte das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) den Gewalteinsatz ähnlich wie bei der Polizei konzeptualisiert. Das heißt, es hatte den Schusswaffengebrauch als strenge Ausnahme behandelt und dazu etwa die Soldatinnen und Soldaten angewiesen, Gewalt nur zur Selbstverteidigung anzuwenden. Im Afghanistan-Einsatz ließ das BMVg ab 2009 erstmals seit dem mit Luftstreitkräften geführten Kosovo-Krieg das Kriegsrecht gelten. Dies erlaubte unter anderem die aktive Bekämpfung des Gegners. 25  
 
        Gleichzeitig erkannte das BMVg, dass es den Kriegerhabitus, den insbesondere viele Angehörige der Kampftruppen angenommen hatten, auch positiv adressieren musste. Darunter ist eine positive Einstellung zur Gewalt und damit zur eigenen, nun konkret praxisrelevant gewordenen Tätigkeit sowie zu Werten wie Tapferkeit und Opferbereitschaft zu verstehen. 26  Am sichtbarsten hat die politische Führung den auch in militärischen Vorschriften betonten „Willen zum Kampf“ durch die Schaffung des Ehrenkreuzes für Tapferkeit und der Einsatzmedaille Gefecht in den Jahren 2008 und 2010 gewürdigt. Die Gefechtsmedaille erhielten bis 2018 insgesamt 5700 Soldatinnen und Soldaten, der weitaus größte Teil dürfte für den Afghanistankrieg verliehen worden sein. 27  
 
        Ab 2007 führte die Bundeswehr in Afghanistan offensive Operationen bis auf Bataillonsebene durch. Dies führte jedoch nicht dazu, dass sie zu einer Armee für counterinsurgency (Aufstandsbekämpfung) wurde. Vielmehr orientierten sich die Verantwortlichen an einem Ideal operativer „Führungskunst“ wie es sich im deutschen Militär seit dem 19. Jahrhundert entwickelt hatte. Sie sah vor, auch zahlenmäßig überlegene Gegner durch eine schnellere und entschlossenere Operationsführung vor allem der mechanisierten Kräfte durch überraschende Schwerpunktbildung zu schlagen. Das operative Konzept verzichtete auf eine allzu intensive „Beurteilung der Feindlage“, um die Entscheidungsfindung nicht zu verzögern. In Afghanistan wäre es hingegen sinnvoller gewesen, die Netzwerke der Aufständischen möglichst genau und damit zwangsläufig zeitaufwändig aufzuklären und dann punktuell mit leichten Infanterie- oder Spezialkräften gegen sie vorzugehen. 28  
 
        Die Jahre 2009 und 2010, in denen die Bundeswehr insbesondere in der Provinz Kunduz zeitweise täglich im Gefecht stand, zeigten erstmals die Grenzen ihrer Durchhaltefähigkeit im Kampf. Aufgrund ihrer auf Kante genähten Struktur war sie angesichts ihrer sonstigen Einsatzverpflichtungen kaum in der Lage, Kontingente von deutlich mehr als 5000 Soldatinnen und Soldaten für Afghanistan aufzubringen. Davon war der Großteil in den Bereichen Stabswesen, Logistik, Sanität, Feldlagerbetrieb etc. gebunden, um die Aktivitäten der operativen Kräfte zu ermöglichen. Auf dem Höhepunkt der Kampfhandlungen 2010 zeigte sich, dass die Bundeswehr zu wenig Munition im Einsatzland vorrätig hatte und nicht über die Fähigkeit verfügte, Verwundete unter Beschuss per Hubschrauber zu evakuieren. 29  
 
        Tiefer gehende Probleme der Truppe offenbarte die Tatsache, dass in der Zeit der intensivsten Kampfhandlungen von Mitte 2008 bis Anfang 2010 die Zahl der wegen battle stress repatriierten Angehörigen des deutschen ISAF-Kontingents rapide anstieg. 30  Aufgrund all dieser Schwierigkeiten sahen sich die USA gezwungen, Anfang 2010 Truppen in der Stärke des gesamten deutschen ISAF-Kontingents in das von Deutschland geführte Regional Command North zu verlegen. 31  Dies zeigte letztlich, dass die Bundeswehr nicht über die erforderliche Durchhaltefähigkeit im Kampf verfügte.
 
        KURSWECHSEL
 
        Das offensichtliche Scheitern des internationalen Engagements in Afghanistan, aber auch in zahlreichen anderen fragilen Staaten wie Mali, wo die Bundeswehr ab 2021 ihr größtes Kontingent im Ausland stationiert hatte, legt den Schluss nahe, dass das Konzept der „Stabilisierung“ nicht erfolgversprechend ist. Unter diesem nur vage definierten Ansatz versteht die Bundesregierung, wie viele Verbündete, langfristig in einem krisengeschüttelten Staat zu intervenieren und mit zivilen und gegebenenfalls militärischen Mitteln die Regierung zu stützen und die Lebensbedingungen zu verbessern. Dabei haben die Interventen jedoch regelmäßig Regierungen geholfen, die keine Legitimität in der Bevölkerung hatten, und Scheinökonomien geschaffen, die von externer Hilfe abhängig waren. 32  
 
        Ab 2014 setzte sich in Bundesregierung und Bundeswehr zwar langsam die Erkenntnis durch, dass der Schwerpunkt der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf der Landes- und Bündnisverteidigung und nicht auf Auslandseinsätzen liegen sollte. 33  Auch erkannten die Verantwortlichen, dass die Bundeswehr in einem intensiven Krieg nicht kampf- und durchhaltefähig sein würde. Daraufhin wurde der Verteidigungshaushalt leicht erhöht. Dies alles war jedoch eine Folge der russischen Besetzung der Krim im Februar 2014, die die Menschen in Deutschland beunruhigte. 34  Dies galt umso mehr nach der vollständigen russischen Invasion der Ukraine im Jahr 2022, als die Bundesregierung eine entschiedene sicherheitspolitische „Zeitenwende“ verkündete und die Landes- und Bündnisverteidigung eindeutig als „Kernauftrag“ der Bundeswehr definierte. 35  Operativ besann sich die Heeresführung etwas früher auf die ohnehin bevorzugte Landes- und Bündnisverteidigung. 36  
 
        Das Scheitern in Afghanistan hat für den Kurswechsel offenbar keine entscheidende Rolle gespielt. Dies zeigt ein Blick auf die (halb)offiziellen Lehren, die die Verantwortlichen in Deutschland aus dem dortigen Engagement gezogen haben. Demnach sahen sie die Schwierigkeiten von ISAF nach deren Ende 2014 bloß als Problem unzureichender Mittel und eines zu kurzen Atems. 37  Selbst in den Schlüsseldokumenten, die nach dem völligen Scheitern des Einsatzes 2021 erarbeitet wurden, findet sich „Stabilisierung“ als – wenn auch untergeordnete – Aufgabe deutscher Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 38  Ebenso beschloss die Mehrheit der Fraktionen im Deutschen Bundestag, den Afghanistan-Einsatz durch eine Enquete-Kommission aufarbeiten zu lassen, um Lehren für künftige Einsätze zur „Stabilisierung“ zu ziehen. 39  Maßgebliche Akteure in Regierung und Parlament halten „Stabilisierung“ also offenbar weiterhin für machbar.
 
        Das Scheitern des Westens und Deutschlands in Afghanistan von 2001 bis 2021 ist offensichtlich und nicht singulär, wie die jüngsten Fehlschläge im Sahel zeigen. Zu dieser Einsicht sollten sich die Verantwortlichen auch in Deutschland durchringen und nicht weiter versuchen, fragile Staaten zu „stabilisieren“. Die Herausforderungen eines aggressiven Russlands für die Landes- und Bündnisverteidigung Deutschlands sind gewaltig. Sie fordern nicht nur die Bundeswehr, sondern auch fast alle anderen Bereiche der nach 1990 vernachlässigten öffentlichen Infrastruktur, die wieder funktionsfähig und damit „kriegstüchtig“ gemacht werden müssen, wie es das Bundesministerium der Verteidigung anstrebt. 40  Deutschland muss in der Lage sein, schnell und kurzfristig Kräfte weltweit einzusetzen. Sich in Zukunft wieder an langfristigen, wenig erfolgversprechenden Auslandseinsätzen zur „Stabilisierung“ fragiler Staaten zu beteiligen, würde von dem für die Existenz der Bundesrepublik im Ernstfall entscheidenden Ziel der „Kriegstüchtigkeit“ ablenken.
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        ESSAY
 
        SCHLEICHENDE MILITARISIERUNG
 
        Beobachtungen zur Veränderung der Zivilgesellschaft
 
         Margot Käßmann 
 
        „Sprache schafft Wirklichkeit“ – so lautet ein dem Philosophen Ludwig Wittgenstein zugeschriebenes Zitat. Und hier, in der Sprache, beginnt die Veränderung der Zivilgesellschaft: „Helden“, „Blutzoll“, „Tapferkeit“, „Ehre“, „Soldateska“, „Schergen“ – solche Begriffe sind inzwischen Teil des alltäglichen Sprachgebrauchs in den Medien geworden. Bei Landtagswahlen ist in den Kommentaren von „Bollwerk“ und „Zweifrontenkrieg“ die Rede. Der Begriff „Verhandlungen“ wird mitunter in Anführungszeichen gesetzt. Außenministerin Annalena Baerbock erklärt sinngemäß, wir dürfen nicht „kriegsmüde“ werden. Verteidigungsminister Boris Pistorius meint gar, wir müssten „kriegstüchtig“ sein. Hier bedarf es der Sensibilität der Zivilgesellschaft.
 
        BUNDESWEHR UND ZIVILGESELLSCHAFT
 
        Zur schleichenden Militarisierung gehört die Rolle der Bundeswehr in der Zivilgesellschaft. Die Zahl der rekrutierten Minderjährigen steigt. Verteidigungsminister Pistorius wirbt für „Schnupperpraktika“ und fordert den ungehinderten Zugang von Jungoffizieren zu Schulen, um Jugendlichen den Dienst in der Bundeswehr schmackhaft zu machen. Ein neues Gesetz in Bayern verpflichtet Schulen und Hochschulen künftig sogar zur Zusammenarbeit mit der Bundeswehr. In der Gesetzesbegründung heißt es, „Aufgabe des Staates“ sei es, „unsere Gesellschaft auf die grundlegend veränderte sicherheitspolitische Lage vorzubereiten“, die sich auf nahezu alle Lebensbereiche auswirke.
 
        Bildungsministerin Bettina Stark-Watzinger sagt, die Schulen sollten ein „unverkrampftes Verhältnis zur Bundeswehr“ entwickeln. Zudem plädiert sie für Zivilschutzübungen an Schulen, um auf Krisen wie Pandemien, Naturkatastrophen oder Kriege vorbereitet zu sein. Die Debatte um die Wiedereinführung der Wehrpflicht ist in dieser Logik nur folgerichtig. Es ist Aufgabe der Zivilgesellschaft, diese Logik zu hinterfragen. Denn das Militär ist nicht die „Schule der Nation“. In seiner Antrittsrede als Bundespräsident sagte Gustav Heinemann am 1. Juli 1969: „Nicht der Krieg ist der Ernstfall, in dem der Mann sich zu bewähren habe, wie meine Generation in der kaiserlichen Zeit auf den Schulbänken unterwiesen wurde, sondern heute ist der Frieden der Ernstfall.“ In diesem Sinne wäre eine Bildungspolitik sinnvoll, die Friedenserziehung, Mediation und gewaltfreie Konfliktbewältigung in den Lehrplänen verankert. Der Journalist Heribert Prantl hat kürzlich darauf hingewiesen, dass in vielen Landesverfassungen gefordert wird, die Jugend zur Friedensgesinnung zu erziehen. 01  
 
        Im Editorial der „Zeitschrift für innere Führung“ schreibt Oberst Harald Lamatsch: „Kriegstüchtig werde ich nur innerhalb einer Gesellschaft, die mir das notwendige Rüstzeug und die Unterstützung gibt, um in der von Tod und Gewalt geprägten Auseinandersetzung zu gewinnen.“ Das bedeutet: Die gesamte Gesellschaft muss die Armee voll unterstützen, hinter ihr stehen. Kriegsdienstverweigerung, Skepsis, Drängen auf beispielsweise Soziale Verteidigung werden in der Konsequenz als Infragestellung der Kriegstauglichkeit gewertet. Ein Beitrag des CDU-Politikers Roderich Kiesewetter im selben Heft bestätigt dies. Kiesewetter schreibt: „Die Zeitenwende ist somit nicht nur bei der Bundeswehr, sondern auch bei der zivilen Verteidigung erforderlich: Deutschland braucht einen Operationsplan (OPLAN) für eine Gesamtverteidigung, der Sicherheit integriert betrachtet.“ Und weiter: „Zuletzt kommt es auch hier auf Kommunikation gegenüber der Bevölkerung und trainierte Erfahrung an. Große deutschlandweite Übungen wären wichtig, genauso wie die individuelle Sensibilisierung beispielsweis in der Schule.“ 02  
 
        Und siehe da, der „Operationsplan Deutschland“ liegt vor und wird ständig aktualisiert. Generalleutnant André Bodemann erklärte gegenüber der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, Deutschland und die Bundeswehr müssten sich darauf einstellen, „auf die aktuellen Bedrohungen und die territoriale Verteidigung in Frieden, Krise und auch Krieg zu reagieren.“ 03  Das aber könne die Bundeswehr nicht alleine leisten. „Deswegen brauchen wir die Unterstützung der zivilen Seite.“ Es könne beispielsweise passieren, „dass sich etwa eine US-Division durch Deutschland in Richtung Osten bewegt, Tausende Fahrzeuge, Tausende Soldaten. Dann müssen die verpflegt werden.“ Sein Plan sei bei den Bundesländern, den Bundesressorts vom Roten Kreuz bis zur Polizei sehr positiv aufgenommen worden, erklärt Bodemann. Diese Pläne sind in der öffentlichen Wahrnehmung bisher kaum präsent, das sollte sich ändern.
 
        Dazu passt die Entscheidung des Bundestages vom 25. April 2024, den 15. Juni als nationalen Veteranentag „für Respekt, Anerkennung und Würdigung unserer Soldatinnen und Soldaten“ ins Leben zu rufen, um die Sichtbarkeit der Soldatinnen und Soldaten in der Öffentlichkeit zu erhöhen. Auch der Begriff „Veteran“ war im Deutschen lange Zeit ungebräuchlich. Aus gutem Grund wurde der Heldengedenktag nach 1945 zum Volkstrauertag, es sollte fortan um alle Opfer der Kriege gehen. Warum nicht ein Würdigungstag für alle, die sich für unser Land einsetzen und Respekt und Anerkennung verdienen, für Lehrerinnen und Lehrer, Pflegekräfte, Polizeibeamte, Ehrenamtliche? In dieses Bild fügt sich, dass 2024 versucht wurde, frühere Wehrmachtsoffiziere gemäß dem Traditionserlass der Bundeswehr von 2018 zu Vorbildern für die Bundeswehr zu erklären. Nach einem Artikel in der „taz“ unter der Überschrift „Mehr Wehrmacht wagen“ und den darauf folgenden kritischen Stimmen wurde das Vorhaben abgebrochen. 04  Das wäre eine noch breitere öffentliche Debatte wert: Wer sind die Vorbilder, wer ist in unserer Gesellschaft zu würdigen?
 
        Ein letzter Aspekt, der zu den viel beschworenen europäischen Werten gehört: Kriegsdienstverweigerung ist ein Menschenrecht. Aber junge Männer aus Russland, die den Kriegsdienst verweigern wollen, erhalten in Deutschland kein Asyl. In der Ukraine dürfen Männer zwischen 18 und 60 Jahren das Land nicht verlassen. Dennoch haben allein in Deutschland 256000 von ihnen Zuflucht gesucht. 05  Nun bangen sie um ihr Bleiberecht. Die Entscheidung eines Menschen, Soldat zu werden, ist zu respektieren. Die Verweigerung dieses Dienstes aber auch. In den Jahren, in denen ich Präsidentin der Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen war, habe ich es immer als befremdlich empfunden, dass in Deutschland das Gewissen der Kriegsdienstverweigerer amtlich geprüft wird, nicht aber das Gewissen derer, die Kriegsdienst leisten. Darin kommt eine Grundhaltung zum Ausdruck, die hinterfragt werden sollte.
 
        AUFRÜSTUNG
 
        Mit der Militarisierung der Sprache und der Zivilgesellschaft geht eine beispiellose Aufrüstung einher, von der vor allem die Rüstungsindustrie profitiert, deren Aktien Rekordwerte erreichen. Allein der Wert der Rheinmetall-Aktie ist seit Februar 2022 von 96 Euro auf zwischenzeitlich 560 Euro gestiegen. Die Prognosen sind hervorragend, sagen Analysten und stufen die Aktie als „attraktiv“ ein. Die Aktionäre verdienen an den Kriegen der Welt, und wenn die Flüchtlinge aus diesen Kriegen zu uns kommen, werden sie oft abgewiesen. Der Bundeskanzler selbst war beim Spatenstich für eine neue Rüstungsfabrik in Unterlüß dabei. Jetzt heißt es sogar, die Rüstungsindustrie müsse staatlich gefördert werden.
 
        Die weltweiten Rüstungsausgaben sind mit 2,2 Billionen US-Dollar auf einem neuen Rekordniveau. Und: Mit „Steadfast Defender 2024“ fand in diesem Jahr das größte Nato-Manöver seit dem Ende des Kalten Krieges statt. 90000 Soldatinnen und Soldaten aus 32 Ländern nahmen daran teil. Das erklärte Ziel: Abschreckung. Mehr noch: Ohne öffentliche Debatte, auch ohne vorhergehende Debatte im Deutschen Bundestag, haben Deutschland und die USA am Rande des Nato-Gipfels im Juli 2024 verkündet, dass die USA ab 2026 wieder landgestützte Raketen in Deutschland stationieren werden. Mit diesen US-Langstreckensystemen soll eine „Fähigkeitslücke“ geschlossen werden. Irritierend ist nicht nur die fehlende parlamentarische Debatte darüber, sondern auch die Tatsache, dass anders als beim Nato-Doppelbeschluss von 1979 mit der Stationierungsentscheidung kein Verhandlungsangebot an Russland einherging. So entwickelt man nicht Rüstungskontrolle, sondern Rüstungswettlauf.
 
        Mit nuklear bestückbaren Marschflugkörpern und Hyperschallwaffen, die eine Reichweite von bis zu 2500 Kilometern haben, kann Moskau erreicht werden. Und Deutschland könnte, wie in den 1980er Jahren, zum Zentrum einer Systemauseinandersetzung werden. Der ehemalige Außenminister Sigmar Gabriel sagte, für die Deutschen stelle sich hier eine besonders heikle Frage: „Die Stationierung solcher Waffensysteme hat ja immer das Ziel, dass sie nie eingesetzt werden, weil die gegnerische Macht weiß, dass es am Ende nur Verlierer gibt.“ Das Problem aller nuklearen Strategien in Europa sei aber, „dass für den Fall, dass es trotzdem einmal zum Einsatz solcher Waffen kommen könnte, Zentraleuropa und damit Deutschland immer das Schlachtfeld wäre, auf dem ein solcher Schlagabtausch ausgetragen würde“. 06  
 
        Eigentlich wollte die jetzige Bundesregierung die Waffen- und Rüstungsexporte reduzieren und ein Kontrollgesetz auf den Weg bringen. Stattdessen waren 2022 wie schon 2021 die Rüstungsexporte mit einem Wert von fast zehn Milliarden Euro so hoch wie nie zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik. Noch im Bundestagswahlkampf 2021 hatte die Partei Bündnis90/Die Grünen plakatiert, was bis dahin Konsens gewesen war: „Keine Waffen in Krisen- und Kriegsgebiete“. Dass ausgerechnet diese Partei, die aus der Friedensbewegung hervorgegangen ist – genannt seien Pazifistinnen der Gründergeneration wie Petra Kelly oder Antje Vollmer –, sich vehement für Waffenlieferungen einsetzt, ist höchst irritierend. Keine Rede mehr von Abrüstung, nur noch von Waffensystemen und Militärstrategien. Keine Rede auch davon, dass gerade Krieg massive Umweltschäden verursacht und die Klimakatastrophe vorantreibt. Hier hat sich der Diskurs in eine völlig andere Richtung gedreht – eine Entwicklung, die eine intensive innerparteiliche Debatte wert wäre.
 
        GESCHICHTSLEKTIONEN
 
        In öffentlichen Debatten wird immer wieder behauptet, Deutschland sei mit seiner skeptischen Haltung gegenüber militärischer Aufrüstung naiv gewesen. Diese Haltung erklärt sich aber aus zwei Weltkriegen, die Deutschland zu verantworten hat. Wer einmal das Beinhaus von Douaumont besucht hat, in dem die Knochen von 130000 jungen Männern liegen, die auf den Schlachtfeldern von Verdun gestorben sind, sieht den ganzen Irrsinn des Krieges. Sie mussten darum kämpfen, ob das Stückchen Land zu Frankreich oder zu Deutschland gehört. Mit Blick auf ihre Gebeine ist das völlig irrelevant.
 
        Und das Unbehagen großer Teile der Bevölkerung gegenüber Waffenlieferungen in die Ukraine rührt doch daher, dass zu Beginn des Zweiten Weltkrieges vor 85 Jahren deutsche Panzer nach Osten rollten, erst nach Polen, dann in die Sowjetunion. Es ist fatal, dass sich die Ablehnung von Waffenlieferungen durch die Mehrheit der Bevölkerung sich in der Politik der demokratischen Parteien nicht ausreichend widerspiegelt. 07  Das Thema „Frieden“ darf nicht den Populisten überlassen werden.
 
        Zur Geschichte gehört auch, dass all die Waffengänge der vergangenen Jahrzehnte keinen Frieden gebracht haben. Der Einmarsch der „Koalition der Willigen“ in den Irak 2003 – ebenso völkerrechtswidrig wie der Angriff Russlands auf die Ukraine – führte zum Sturz des Diktators Saddam Hussein. Ziel war es, eine demokratische Führung zu installieren. UN-Waffeninspekteure suchten vergeblich nach den angeblich vorhandenen Massenvernichtungswaffen. Als die US-Truppen 2011 abzogen, gab es nach offiziellen Schätzungen mehr als 100000 Tote, andere Schätzungen gehen von bis zu 500000 Toten aus.
 
        „Die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland wird auch am Hindukusch verteidigt“ – so begründete der damalige Verteidigungsminister Peter Struck 2002 die Beteiligung der Bundeswehr am Krieg in Afghanistan. „Enduring Freedom“ (Andauernde Freiheit) hieß die Operation, die – dieses Mal mit Zustimmung des UN-Sicherheitsrates – als Reaktion auf die Terroranschläge vom 11. September 2001 eingeleitet wurde. Der Einsatz endete 2021 auf dramatische Weise mit einem fluchtartigen Abzug. Die Bilanz: 240000 Tote und 5,5 Millionen Menschen auf der Flucht. 08  Heute herrschen in Afghanistan wieder die Taliban. Frauen dürfen sich nicht mehr frei bewegen, kaum noch zur Schule gehen, nicht mehr in der Öffentlichkeit singen oder laut sprechen. Das Land ist am Ende.
 
        Die Schriftstellerin Ingeborg Bachmann hat treffend gesagt: „Die Geschichte lehrt unaufhörlich, aber sie findet keine Schüler.“ Das scheint auch heute zu gelten. Doch die Frage, ob Auslandseinsätze der Bundeswehr überhaupt vom Grundgesetz gedeckt sind, wie weit der Auftrag zur „Landesverteidigung“ interpretiert werden darf, ist immer wieder neu zu diskutieren.
 
        MEDIEN
 
        Seit Februar 2022 wird die Friedensbewegung medial massiv diskreditiert. Von „selbsternannten Friedensfreunden“ ist die Rede. Die zum Teil wüsten Beschimpfungen gehen einher mit der Unterstellung, dass alle, die sich für Frieden einsetzen oder sich als Pazifistinnen und Pazifisten bezeichnen, nicht begreifen, dass Wladimir Putin ein Kriegsverbrecher ist und den Krieg gegen die Ukraine begonnen hat. Eine kontroverse Debatte über die Rolle Deutschlands, eine Infragestellung der Waffenlieferungen ist nicht möglich, ohne als „dumm“ oder „naiv“ beschimpft zu werden. Wer versucht, die Vorgeschichte des Krieges in der Ukraine zu beleuchten, etwa die Nato-Osterweiterung nach 1990 zu hinterfragen, dem wird unterstellt, zu leugnen, dass Russland die Ukraine völkerrechtswidrig angegriffen hat. So wird der demokratische Diskurs unterbunden.
 
        Der Philosoph Richard David Precht und der Sozialpsychologe Harald Welzer haben in ihrem Buch „Die vierte Gewalt“ ausführlich beschrieben, wie sehr öffentliche und veröffentlichte Meinung nicht zuletzt seit Beginn des Krieges in der Ukraine auseinanderklaffen. Sie beklagen, wie wenig sich die mehrheitlich kritische Haltung der Öffentlichkeit gegenüber Waffenlieferungen in den Leitmedien widerspiegelt: „Wenn, wie beim Ukrainekrieg, (sogar) sämtliche Leitmedien die gleiche weltanschaulich-ethische Haltung einnehmen und fast alle Waffenlieferungen und einer eskalierenden Konfrontation mit dem Aggressor Russland das Wort reden, geschieht eine kollektive Pluralitätsverengung.“ 09  
 
        Auch abseits von Talkshows gibt es zahlreiche Beispiele für eine schleichende Militarisierung in den Medien: So waren etwa im „Aktuellen Sportstudio“ (ZDF) vom 9. September 2023 Prinz Harry und Verteidigungsminister Boris Pistorius zu Gast. Es wurde über die Invictus Games berichtet, die in jenem Jahr in Deutschland stattfanden. Kriegsversehrte werden durch Sport wieder in die Gesellschaft integriert. Zwei versehrte Athleten werden vorgestellt. Der eine leidet an einer posttraumatischen Belastungsstörung, der andere hat im Afghanistankrieg beide Beine verloren. Die Ursache für diese Behinderungen, der Krieg, wird in der ganzen Sendung jedoch kein einziges Mal erwähnt. Der Kommentator sagt: „Um Ruhm und Ehre geht es nicht, davon ist unter den Teilnehmenden schon genug vorhanden!“ Der Verteidigungsminister lobt die Veteranen, die „für unser Land gekämpft haben“. Sie seien „Rolemodels“. Und dann wird berichtet, dass die Invictus Games von der Rüstungsindustrie gesponsert werden.
 
        Jana Stegemann kommentierte die Sendung für die „Süddeutsche Zeitung“: „Nach 45 Minuten stellt die Moderatorin die erste kritische Frage an Boris Pistorius, den zurzeit in Deutschland beliebtesten Politiker. Ob er verstehen könne, dass Kritiker in den vom Rüstungskonzern Boeing gesponserten Invictus Games eine Heroisierung von Krieg und Militär sähen? Der Verteidigungsminister verneint: Es gehe darum, Solidarität und Respekt für die Einsatzkräfte zu zeigen.“ 10  
 
        Ein weiteres Beispiel: Das ZDF hat für seinen Youtube-Kanal, der sich an Kinder und Jugendliche richtet, ein animiertes Video produziert, in dem internationales Kriegsgerät um Anerkennung kämpft – nach dem Motto: Wer ist der tollste Marschflugkörper? 11  Und der arme Taurus wird bemitleidet, weil Olaf Scholz ihn nicht fliegen lässt! Unverhohlen und völlig unkritisch wird mit diesem Video bei Kindern und Jugendlichen für die Lieferung eines Marschflugkörpers in die Ukraine geworben, dessen Einsatz umstritten ist, weil wir damit immer mehr zur Kriegspartei werden. Solche Beiträge, die sich unkritisch mit dem Kriegsgeschehen auseinandersetzen, müssen in den Rundfunkräten besprochen werden.
 
        THEOLOGISCHE ÜBERLEGUNGEN
 
        Der Theologe Friedrich Siegmund-Schultze formulierte 1946: „Die Menschheit lässt sich wie stets in die Verantwortungslosigkeit hineinschläfern.“ Ein guter Ansatzpunkt für die Friedensethik: Sich nicht in Verantwortungslosigkeit „hineinschläfern“ lassen! Hier könnten die Kirchen eine wichtige Rolle spielen. Jahrhundertelang wurden Waffen von Kirchenvertretern gesegnet. Und auch heute sehen wir wieder Bilder davon. Der russische Patriarch Kyrill rechtfertigt den russischen Angriff auf die Ukraine, als ob Russland von westlichen Werten wie Freiheit, Gleichberechtigung und der Anerkennung homosexueller Lebenspartnerschaften angegriffen würde. Das ist für mich Gotteslästerung.
 
        Die Kirchen der Welt sind immer in die Irre gegangen, wenn sie Gewalt legitimiert haben. Denn im Evangelium findet sich dafür keine Grundlage. Jesus hat gesagt: „Steck das Schwert an seinen Ort“ – „Selig sind, die Frieden stiften“ und mehr noch: „Liebet Eure Feinde.“ Der Friedensnobelpreisträger Martin Luther King Jr. erklärte, dies sei das Schwerste, was Jesus uns hinterlassen habe. Das gilt bis heute. Vor allem aber ist es eine bleibende Mahnung, sich nicht zu Feindbildern verleiten zu lassen. Es war das theologische Konzept der Gotteskindschaft, das ihn nicht nur zur Überwindung des Rassismus antrieb, sondern auch zur grundsätzlichen Ablehnung des Krieges und zum vehementen Eintreten für gewaltfreie Formen des Widerstands. Dabei hat King schon früh den Zusammenhang von sozialer Gerechtigkeit und Krieg dargestellt, der sich auch heute zeigt, wenn Milliardeninvestitionen in Rüstung mit Kürzungen im sozialen Bereich einhergehen: „Kein Mensch, der bei Verstand ist, kann es sich leisten, für soziale Gerechtigkeit in einem Land zu arbeiten, wenn er/sie nicht zugleich Krieg ablehnt und sich eindeutig zur Gewaltfreiheit in den internationalen Beziehungen bekennt.“ 12  
 
        Bei all dem gehört es zur Demut eines Menschen, anzuerkennen, dass ich mit jeder Option, die man im Leben wählt, schuldig werden kann. Wenn Außenministerin Annalena Baerbock sagt, „unsere Waffen retten Menschenleben“, dann muss damit die Erkenntnis einhergehen, dass unsere Waffen eben auch töten, dafür sind sie entwickelt worden. Wenn Pazifistinnen und Pazifisten Waffenlieferungen an Menschen ablehnen, die sie zu ihrer Verteidigung anfordern, müssen sie sich darüber im Klaren sein: Das kann Menschenleben kosten. Niemand kann – wie es Pontius Pilatus versuchte – die eigenen Hände in Unschuld waschen. Aber eine Ablehnung von Waffenlieferungen, begleitet von Konzepten der Diplomatie, der Verhandlung, der Sozialen Verteidigung, darf als Alternative nicht einfach lächerlich gemacht werden. Dass die evangelische Militärseelsorge kürzlich erklärt hat, sie bereite sich auf einen möglichen Verteidigungsfall vor und sei dabei, einen „geistlichen Operationsplan Deutschland“ zu erarbeiten, der festlege, wie die Kirche im Kriegsfall handeln könne, zeugt bedauerlicherweise nicht von unbedingtem Friedensengagement der Kirchen, sondern von einer Vorbereitung auf Krieg. 13  Dabei könnten gerade die Kirchen, die über nationale Grenzen hinweg miteinander verbunden sind und auf Frieden und Versöhnung drängen, eine vermittelnde Rolle spielen. Sie könnten auch geistig-geistliche Kraftquellen aufzeigen, die für einen solchen Weg eine intellektuelle wie spirituelle Grundlage im Sinne Martin Luther Kings bereitstellen.
 
        ZULETZT UND PERSÖNLICH
 
        Als Großmutter von sieben Enkelkindern schreibe ich diesen Text, weil ich die aktuellen Entwicklungen mit großer Sorge um die nachwachsenden Generationen sehe. Wenn ich an diese Kinder denke, an all die Kinder in der Ukraine, in Russland, in Syrien, im Jemen, im Sudan, dann sind all die Milliarden Euro und Dollar für Aufrüstung und Krieg keine Investition in ihre Zukunft. Was sie brauchen, ist eine Investition in die Verhinderung der Klimakatastrophe. Milliarden Euro in Bildung und Entwicklung machen ihre Zukunft lebenswert. Unsere Erde ist bedroht durch die rücksichtslose Ausbeutung aller Ressourcen. Und Krieg ist eine der schlimmsten Zerstörungskräfte. Nur Abrüstung und Frieden sichern die Zukunft der Menschheit. Die Hoffnung, dass dies möglich ist, gilt es gerade in diesen Tagen wach zu halten.
 
         
           MARGOT KÄ ẞ MANN  
ist Theologin und Pfarrerin. Sie war unter anderem Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie Präsidentin der Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen.
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          BRAHMA CHELLANEY
 
           ENDE DER WESTLICHEN VORHERRSCHAFT? AUF DEM WEG ZU EINER NEUEN WELTORDNUNG 
 
          Das globale System, das nach 1945 unter Führung der USA entstanden ist, weicht einer neuen Weltordnung, deren Konturen sich gerade erst abzeichnen. Die Neuordnung wird weitreichende Auswirkungen auf Geopolitik und Weltwirtschaft haben.
 
        
 
         
          GÜNTHER MAIHOLD · MELANIE MÜLLER
 
           VON BRIC ZU BRICS PLUS. AUFSTIEG EINES WELTPOLITISCHEN AKTEURS 
 
          Seit seiner Gründung 2009 hat der BRICS-Verbund einen beeindruckenden Aufschwung genommen. Spätestens mit seiner Erweiterung stellt sich jedoch die Frage, ob und wie aus dem exklusiven Club ein integrierendes Gegengewicht zu den G7-Staaten werden kann.
 
        
 
         
          ROBERT KAPPEL
 
           WILLKOMMEN IM CLUB. GLOBALE WIRTSCHAFTLICHE MACHTVERSCHIEBUNGEN DURCH BRICS 
 
          Der globale wirtschaftliche Einfluss der G7-Staaten ist durch BRICS gesunken, ohne dass dieses Bündnis deshalb eine wirtschaftlich-strategische Bedrohung für den Westen wäre. Auch in Zukunft werden die Vereinigten Staaten, die EU und China die Weltwirtschaft prägen.
 
        
 
         
          MIRIAM PRYS-HANSEN
 
           SOUVERÄNITÄT, TERRITORIALE INTEGRITÄT, NICHTEINMISCHUNG. BRICS ALS SICHERHEITSPOLITISCHER AKTEUR 
 
          Trotz ihrer Heterogenität sollte die Bedeutung der BRICS auch in sicherheitspolitischer Hinsicht nicht unterschätzt werden. Während interne Spannungen fortbestehen, gewinnt die Gruppe sowohl symbolisch als auch diskursiv an Einfluss – gerade im Globalen Süden.
 
        
 
         
          SEBASTIAN HAUG
 
           STIMME DES SÜDENS? BRICS BEI DEN VEREINTEN NATIONEN 
 
          Die BRICS-Staaten sind so heterogen aufgestellt, dass sie in zentralen Arbeitsgebieten der Vereinten Nationen keine gemeinsamen Positionen vertreten. Im multilateralen Raum sind sie weit davon entfernt, als geeinte Stimme des Globalen Südens zu agieren.
 
        
 
         
          HERBERT WULF
 
           ZIEMLICH BESTE FEINDE. CHINA, INDIEN UND RUSSLAND ZWISCHEN RIVALITÄT UND GEMEINSAMEN INTERESSEN 
 
          Trotz Kooperation auf unterschiedlichen Gebieten bilden China, Indien und Russland kein trilaterales Bündnis innerhalb des BRICS-Verbundes. Ihre Interessen sind zu verschieden, als dass aus ihrer Zusammenarbeit gemeinsames Agieren auf allen Ebenen entstehen könnte.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        Als Jim O’Neill, Chefvolkswirt der Investmentbank Goldman Sachs, im Jahr 2001 erstmals das Akronym „BRIC“ in die Welt setzte, ahnten nur die wenigsten, dass aus der damit bezeichneten Gruppe aufstrebender „Schwellenländer“ einmal ein Akteur von weltpolitischem Rang werden würde. Der 2006 gegründete informelle Staatenverbund, dem seit 2010 neben Brasilien, Russland, Indien und China auch Südafrika angehört, hat sich mittlerweile auf neun Staaten erweitert („BRICS plus“) – vierzig weitere sollen ihr Interesse an einer Mitgliedschaft bekundet haben. Aus einem Wortspiel für lohnende Kapitalanlagen („building better global economic BRICs“) ist eine Staatengruppe geworden, die zunehmend als politischer und ökonomischer Herausforderer „des Westens“ gesehen wird.
 
        Mitunter gerät dabei allzu schnell die Heterogenität der BRICS-Staaten aus dem Blick. Diese unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich ihrer politischen Systeme fundamental voneinander, sondern auch in ihren Einstellungen zur Geltung von Menschenrechten, ihren wirtschafts- und geopolitischen Interessen und Ressourcen oder ihrer Einschätzung internationaler Konflikte. Was sie eint, ist die dezidierte Kritik an der vom Westen geprägten und von ihm dominierten internationalen Ordnung – und die Betonung der Prinzipien nationale Souveränität, territoriale Integrität und Nichteinmischung. Dass ihr Gründungsmitglied Russland mit dem Angriffskrieg gegen die Ukraine eklatant gegen diese Prinzipien verstößt, irritiert allenfalls hinter verschlossenen Türen; wichtiger sind die gemeinsamen ökonomischen und geopolitischen Interessen.
 
        Für den Westen, vor allem für Europa, stellt sich die Frage, wie mit diesem zunehmend relevanten Akteur umgegangen werden soll. Die Antwort wird auch davon abhängen, ob man den BRICS-Verbund in erster Linie als von China dominierten Herausforderer sieht, oder ob man seine Heterogenität als Chance begreift, Brücken zu jenen Staaten des Globalen Südens zu bauen, die zwar Kritik an der westlichen Vorherrschaft formulieren, einer chinesisch oder russisch dominierten internationalen Ordnung aber ebenfalls wenig abgewinnen können. Diesen Staaten auf Augenhöhe zu begegnen, ohne die eigenen Werte und Interessen zu verleugnen, wäre ein wichtiger Schritt hin zu einer besseren multilateralen Zusammenarbeit.
 
         Sascha Kneip 
 
      

       
        ESSAY
 
        ENDE DER WESTLICHEN VORHERRSCHAFT?
 
        Auf dem Weg zu einer neuen Weltordnung
 
         Brahma Chellaney 
 
        Die tiefgreifenden Veränderungen, die derzeit auf der ganzen Welt zu beobachten sind, lassen den Anbruch eines neuen Zeitalters in den internationalen Beziehungen erkennen. Die Entwicklungen reichen von möglicherweise bahnbrechenden Fortschritten in neuartigen Technologien, insbesondere in der Biotechnologie und der künstlichen Intelligenz, bis hin zu bedeutenden Verschiebungen bei Handels- und Investitionsströmen.
 
        Die aktuell tobenden Krisen, Konflikte und Kriege räumen überdies jeden Zweifel daran aus, dass wir in angespannten Zeiten leben. Russlands Einmarsch in die Ukraine, Israels Art der Kriegsführung in Gaza und im Libanon, die von den USA durchgeführten Tötungen auf fremdem Boden und Chinas aggressiver Expansionismus im Süd- und Ostchinesischen Meer und bis in den Himalaya hinein lassen nur einen Schluss zu: Das globale System, das nach dem Zweiten Weltkrieg unter der Führung der USA entstanden ist, weicht einer neuen Weltordnung, deren Konturen sich gerade erst abzuzeichnen beginnen. Einige wichtige globale Trends sind jedoch bereits unübersehbar. Sie deuten darauf hin, dass eine grundlegende Neuordnung des internationalen Systems im Gange ist, die weitreichende Auswirkungen sowohl auf die Geopolitik als auch auf die Weltwirtschaft haben wird.
 
        GLOBALE TRENDS
 
        Nach dem Ende des Kalten Krieges gaben sich einige westliche Experten der romantischen Vorstellung hin, dass die Weltwirtschaft von nun an die Geopolitik bestimmen würde. In der Tat spielt die Wirtschaftsmacht in den internationalen Beziehungen heute eine größere Rolle, doch bestimmt die Geopolitik nach wie vor die Weltwirtschaft, während das politische Risiko die Finanzmärkte beeinflusst. Nach einem alten Sprichwort „folgt der Handel der Flagge“. Anders gesagt: Handelsbeziehungen entwickelten sich schon immer im Gefolge von politischer Macht, und Handel war schon immer mit Geopolitik verknüpft. Auch heute ist die Geopolitik der Schlüssel zum Verständnis der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit – auch wenn die Großmächte mitunter auch umgekehrt wirtschaftliche Initiativen dafür nutzen, ihre geostrategischen Interessen durchzusetzen. Ein klassisches Beispiel ist Chinas „Neue Seidenstraße“, die Belt and Road Initiative (BRI); auch die Kreditvergabepraxis ist häufig von geopolitischen Interessen geleitet.
 
        Beim derzeitigen Übergang zu einer neuen internationalen Ordnung stechen einige Entwicklungen heraus: Ein Trend besteht darin, dass sich die Welt in Richtung Multipolarität verändert. Anstelle der Dominanz einer nach 1990 einzigen Macht ist eine multipolare Weltordnung im Entstehen begriffen. Mit dem Aufstieg neuer Mächte und dem kontinuierlichen Rückgang des westlichen Anteils an der globalen Wirtschaftsleistung – und einem sinkenden westlichen Anteil an der Weltbevölkerung – verschieben sich auch die politischen Kräfteverhältnisse. Die Vereinigten Staaten mögen zwar immer noch die führende Macht sein, aber es fällt ihnen immer schwerer, dem Rest der Welt ihre Regeln zu diktieren. Ansehen und Einfluss der USA im Ausland scheinen zu schwinden, und es setzt sich immer mehr der Eindruck durch, dass die glorreichen Tage Amerikas zu Ende gehen. In dem Maße, wie die amerikanische Vormachtstellung schrumpft, realisieren auch die USA allmählich, dass sie zur Stärkung ihrer Macht auf ihre Verbündeten und strategischen Partner angewiesen sind.
 
        Ein zweiter Trend: Die Rivalitäten zwischen den Großmächten sind wieder in den Mittelpunkt der internationalen Beziehungen gerückt. Dies verschärft die aktuellen Krisen, Konflikte und Kriege und wirkt sich auch negativ auf die internationalen Institutionen aus. Die Vereinten Nationen etwa sind zunehmend an den Rand der internationalen Politik gedrängt worden, was zum Teil auf ausbleibende Strukturreformen und zum Teil auf die Blockade im UN-Sicherheitsrat zurückzuführen ist. 01  Bei nahezu sämtlichen zentralen internationalen Fragen sehen sich die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats nicht in der Lage, eine Einigung zu erzielen. Die festgefahrene Situation dort führt paradoxerweise zu einer Stärkung der strukturell eher schwachen UN-Generalversammlung, die aber nur Empfehlungen aussprechen kann, da sie zur Verabschiedung rechtsverbindlicher Resolutionen nicht befugt ist. Als Relikt aus dem Zweiten Weltkrieg spiegeln die UN in keiner Weise die neuen Machtverhältnisse wider, und sie werden, wenn es keine umfassenden Reformen gibt, wohl weiter an Bedeutung verlieren. Der UN-Generalsekretär dient als Sekretär der fünf Vetomächte, verhält sich aber gegenüber den anderen Mitgliedstaaten wie ein General, ohne dass seinen Äußerungen viel Beachtung geschenkt würde.
 
        Ein dritter Trend ist der um sich greifende Protektionismus. Angesichts zunehmender globaler Spannungen und geopolitischer Ungewissheit setzen viele Staaten auf eine eher protektionistische und nationalistische Wirtschaftspolitik. Der Populismus ist auf dem Vormarsch, und zwar von Europa bis Asien und Nordamerika. Die Globalisierung ist nicht nur ins Stocken geraten, sondern es besteht nun sogar das Risiko einer gegenläufigen Entwicklung. Dieser zunehmende Protektionismus und wirtschaftliche Nationalismus kann zu wirtschaftlicher Fragmentierung führen – und zu einer Rivalität zwischen Handelsblöcken. Ein solcher Trend hemmt nicht nur das weltweite Wirtschaftswachstum und die Entwicklung, sondern bedroht auch den Frieden auf der Welt. 02  Es sei daran erinnert, dass eine ähnliche Verlagerung vom multilateralen Handel hin zu einem Handel innerhalb geopolitischer Blöcke in den 1930er Jahren jene Spannungen verschärfte, die schließlich zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs beitrugen.
 
        Geopolitisch geht zudem das Gespenst einer Allianz zwischen China und Russland um. Die sich abzeichnende Annäherung hat nicht nur direkte Auswirkungen auf die Sicherheit des Westens, sondern könnte auch die globale Geopolitik aufmischen. Jahrzehntelang hielten sich Moskau und Beijing gegenseitig auf Distanz, schließlich sind beide benachbarten Giganten von Natur aus keine Verbündeten, sondern Konkurrenten. Doch angesichts einer eher konfrontativen US-Politik sind China und Russland heute so eng miteinander verbunden wie seit den 1950er Jahren nicht mehr. 03  Der chinesische Präsident Xi Jinping und sein russischer Amtskollege Wladimir Putin teilen offen die Vision, die Welt neu zu gestalten – und der Ära der westlichen Dominanz ein Ende zu setzen. Die rasanten Fortschritte beider Länder bei allem, was den Weltraum betrifft, haben das US-Verteidigungsministerium längst dazu veranlasst, im Stillen einen neuen „Star Wars“-Plan auszuarbeiten, der das Horrorszenario des Weltraums als Schlachtfeld aufkommen lässt. Noch besorgniserregender ist aber wohl, dass China und Russland dem irdischen Expansionsdrang der jeweils anderen Seite Deckung zu geben scheinen. Während Putin seine Unterstützung für Beijing gegenüber Taiwan ausweitet, billigt Xi, in Anspielung auf Putins Krieg gegen die Ukraine, Russlands Bemühungen um die Sicherung seiner „Souveränität und territorialen Integrität“. Die Kriege in der Ukraine und im Nahen Osten sollten nicht davon ablenken, wie verwundbar Taiwan gegenüber einem chinesischen Angriff wäre.
 
        Genau besehen erhöhen diese Kriege sogar das Risiko einer kriegerischen Auseinandersetzung um Taiwan. Denn angesichts der Aggression Russlands gegen die Ukraine und der daraus resultierenden Fokussierung der USA auf Europa könnte Xi der Einschätzung erliegen, dass sich für China eine Gelegenheit auftut, die „historische Mission“ der gewaltsamen Eingliederung Taiwans anzugehen. Xis diesbezüglichen Ziele sind offenkundig – die „Vereinigung des Mutterlandes“ hat er längst zur „Essenz“ seiner nationalen Verjüngungskur erklärt.
 
        BEFEUERT DER WESTEN SEINEN EIGENEN NIEDERGANG?
 
        Die neue Weltordnung wird sich nicht in Europa oder im Nahen Osten entscheiden – den beiden Regionen, in denen die USA tief in Konflikte verstrickt sind –, sondern im indopazifischen Raum, einer Region, die sich gerade zum wirtschaftlichen und geopolitischen Zentrum der Welt entwickelt. Die maßgeblich von den USA angeführte Unterstützung der Ukraine hat jedoch die strategischen Prioritäten des Westens auf den Kopf gestellt. Folgt man dem ehemaligen britischen Premierminister Boris Johnson, dann geht es für den Westen in der Ukraine nicht zuletzt auch um die Frage, ob er seine globale Vorherrschaft behält. „Ein russischer Sieg“, so Johnson, „wäre der Moment, in dem der Westen seine Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg endgültig verliert“. 04  Doch nach einem Sieg des Westens beziehungsweise der Ukraine sieht es derzeit nicht aus – die zunehmende Verwicklung in den Ukraine-Krieg verzerrt vielmehr die westlichen Prioritäten und droht, seinen sich abzeichnenden Niedergang zu beschleunigen. Joe Biden war der dritte US-Präsident in Folge, der sich dafür einsetzte, den strategischen Schwerpunkt der USA auf Asien und den indopazifischen Raum zu verlagern. Auch Bidens Verteidigungsminister Lloyd Austin erklärte Mitte 2024, diese Region sei „unser vorrangiges Operationsgebiet“ und „das Herzstück der amerikanischen Langzeitstrategie“. 05  Doch in der Realität ist es auch Biden nicht gelungen, den Schwerpunkt seiner Außenpolitik in den Indopazifik zu verlagern – ein wesentlicher Grund dafür ist der Krieg in der Ukraine.
 
        In einem kürzlich erschienenen Buch beklagen die beiden ehemaligen Politikberater Robert Blackwill und Richard Fontaine, dass Amerikas „Pivot to Asia“-Strategie, die erstmals 2011 vorgestellt wurde, bisher gescheitert sei, weil ein kohärenter Ansatz für den indopazifischen Raum weitgehend fehle. 06  Folglich seien die USA nicht in der Lage, angemessen auf den aggressiven Aufstieg Chinas zu reagieren, was die Autoren als einen der größten Fehler der amerikanischen Außenpolitik seit dem Zweiten Weltkrieg bezeichnen.
 
        Auf globaler Ebene haben die USA nur einen wirklichen Herausforderer: China, das Russland in Bezug auf Wirtschaftsleistung, Militärausgaben und andere materielle Größen in den Schatten stellt. Chinas Bevölkerung übertrifft die russische um ein Zehnfaches, seine Wirtschaft ist ebenfalls beinahe zehnmal so groß, seine Militärausgaben sind etwa viermal so hoch. Während Russlands strategische Pläne im Wesentlichen regional begrenzt sind, strebt China danach, die USA als führende Weltmacht abzulösen und eine chinesisch geprägte Ordnung zu etablieren. China ist mächtig genug, um eine weitreichende Vision zu verfolgen und den Versuch zu wagen, die Welt neu zu gestalten. Solange Konflikte in anderen Regionen die USA ablenken, ist es unwahrscheinlich, dass der indopazifische Raum tatsächlich ins Zentrum ihrer strategischen Überlegungen rückt.
 
        Tatsächlich haben die USA noch nicht begriffen, dass sie ihre eigenen langfristigen Interessen untergruben, als sie Chinas wirtschaftlichen Aufstieg über mehr als vier Jahrzehnte hinweg unterstützten und sich auf diese Weise eigenhändig den größten strategischen Gegner schufen, dem sie je gegenüberstanden. Heute verfügt China nicht nur über die größte Marine und Küstenwache der Welt, sondern es fordert auch die westliche Vorherrschaft in Finanz- und Wirtschaftsfragen heraus. Als Teil seines Strebens nach einer alternativen Weltordnung versucht es, sich vom Druck der USA abzuschotten, und koppelt dafür große Teile seiner Wirtschaft vom Westen ab. China treibt heute mehr Handel mit dem Globalen Süden als mit der entwickelten Welt.
 
        Was Russland betrifft, hat der Westen nach dem russischen Einmarsch in die Ukraine darum gerungen, Wege zu finden, Moskau spürbar zu bestrafen, ohne sich dabei selbst zu schaden. Diese Aufgabe gestaltet sich immer schwieriger, weil die beispiellosen Sanktionen der USA gegen Moskau weder die russische Wirtschaft zum Erliegen gebracht noch irgendetwas am Verhalten des Kremls geändert haben. Wenn überhaupt ein Effekt zu beobachten ist, dann der, dass Russland auf Kriegswirtschaft umgestellt und zum Beispiel seine Raketen- und Munitionsproduktion über das Vorkriegsniveau hinaus ausgeweitet hat.
 
        Hinzu kommt, dass Europa von billiger russischer Energie auf teurere Lieferungen aus anderen Ländern umgestellt hat, was zur Stagnation oder zumindest Verlangsamung des Wirtschaftswachstums in Europa beiträgt. Die erhöhten Brennstoffpreise, die direkt auf die Erschütterungen der Coronapandemie folgten, sind ein wichtiger Faktor für die derzeitige wirtschaftliche Misere Europas. Das beste Beispiel dafür ist der ehemalige Wirtschaftsmotor Deutschland, dessen Boomjahre voller Wachstum und Haushaltsüberschüsse nun in die Agonie einer schrumpfenden Wirtschaft übergehen. 07  Deutschland ist heute eine jener Industrienationen, die wirtschaftlich am schlechtesten dastehen. In einer Zeit, in der viele Schwellen- und Entwicklungsländer ein beeindruckendes Wachstum verzeichnen, versinnbildlichen die derzeitigen wirtschaftlichen Probleme Europas den relativen Niedergang des Westens.
 
        Auch die Entscheidung westlicher Akteure, die Erträge aus den eingefrorenen russischen Zentralbankguthaben zu beschlagnahmen, erscheint kontraproduktiv für die langfristigen westlichen Interessen – und dürfte den 2022 eingeschlagenen Irrweg, das Finanzwesen als Waffe einzusetzen, noch vertiefen. Die BRICS-Länder und andere nicht-westliche Initiativen suchen bereits nach alternativen Lösungen, um ihre starke Abhängigkeit vom US-Dollar bei internationalen Transaktionen und Währungsreserven zu reduzieren. 08  Der Entzug russischer Zinserträge ist ein Schlag gegen Europas vielbeschworenes Festhalten an einer regelbasierten Ordnung. Diese unilaterale Maßnahme schafft nicht nur einen gefährlichen Präzedenzfall in den internationalen Beziehungen, sondern sie signalisiert auch anderen Staaten, dass ihr Geld im Zweifelsfall im Westen nicht sicher ist – und verstärkt damit den Anreiz, sich nach Alternativen zu westlichen Institutionen und Währungen umzusehen. Die Beschlagnahmung von Gewinnen könnte auch die Rolle des Dollars als wichtigste Reservewährung der Welt schwächen und den Euro für nicht-westliche Länder weniger attraktiv machen, sodass westliche Finanzsanktionen gegen andere Länder künftig schwerer durchzusetzen wären.
 
        Da Zentralbanken im globalen Finanzsystem eine so wichtige Funktion einnehmen, galten ihre Guthaben bislang als sakrosankt. Dennoch wurden die russischen Vermögenswerte, die zu mehr als zwei Dritteln von der in Brüssel ansässigen Clearingstelle Euroclear gehalten werden, einseitig eingefroren, ohne dass der Internationale Gerichtshof oder der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen dies genehmigt hätten, wie es das Völkerrecht verlangt. Um die Erlöse aus den eingefrorenen Vermögenswerten konfiszieren zu können, hat die Europäische Kommission behauptet, einen „legalen Weg“ gefunden zu haben, der in Wirklichkeit aber nichts anderes ist als Rechtsbeugung. Machen wir uns nichts vor: Der Westen kann seine globale Vormachtstellung nur aufrechterhalten, wenn er einen kooperativen, regelbasierten Ansatz wählt und seine privilegierte Position – seine Dominanz in den internationalen Institutionen und den Status von Dollar und Euro als Weltreservewährungen – nicht als Waffe einsetzt. Der routinemäßige Einsatz von Sanktionen als außenpolitisches Instrument und die Benutzung des Finanzsektors zu militärischen Zwecken setzen kontraproduktive Entwicklungen in Gang, die nicht im Interesse des Westens sein können. 09  
 
        Die Hebelwirkung der westlichen Sanktionen gegen andere Länder beruht auf der Dominanz des US-Dollars. Doch die Vorherrschaft des Dollars befand sich schon vor dem Ukraine-Krieg im Niedergang, und der Beginn eines Finanzkriegs wird die Erosion wohl eher noch beschleunigen. 10  Dass der Westen viel zu oft auf Sanktionen zurückgreift, schmälert deren Wirksamkeit spürbar. Sanktionen ändern oft nichts an dem Verhalten der betroffenen Staaten, wie verschiedene Beispiele zeigen – von Russland und dem Iran bis hin zu Myanmar und Syrien. Westliche Entscheidungsträger täten gut daran, sich zu vergegenwärtigen, dass die Verwendung finanzieller Abhängigkeit als Waffe auf lange Sicht dazu beitragen wird, dass sich alternative finanzielle Arrangements etablieren.
 
        Wenn ein Trend einmal ins Rollen gekommen ist, dauert es oft noch Jahre, bis sich die konkreten Formen abzeichnen. Es wird zweifellos noch einige Zeit dauern, bis die „Entdollarisierung“ klare Formen annimmt. Wichtig aber ist, sich klar zu machen, dass dieser Trend schon begonnen hat. Dass der Dollar die wichtigste Reservewährung der Welt ist, so der ehemalige und nun wiedergewählte US-Präsident Donald Trump im Jahr 2023, „macht uns mächtig und stark“. Sollte es zu einer Entdollarisierung kommen, so Trump, „wäre das so, als würde man einen Weltkrieg verlieren. Wir werden ein Land der zweiten Reihe sein.“ 11  Dieser Trend nimmt an den Ölmärkten bereits Fahrt auf. 12  Manche Länder horten auch Gold, um sich gegen den Dollar abzusichern. Die vermehrten Goldkäufe der Zentralbanken von China, der Türkei, Indiens, Kasachstans und osteuropäischer Staaten haben den Goldpreis, auch vor dem Hintergrund der großen geopolitischen Ungewissheit, auf ein Rekordhoch getrieben.
 
        AUF DEM WEG ZU EINER NEUEN GLOBALEN ORDNUNG?
 
        In der Neuzeit waren es nicht die Friedens-, sondern die Kriegszeiten, die die internationale Ordnung und die internationalen Institutionen formten. Die gegenwärtige globale Ordnung unter Führung der USA, einschließlich der Währungsordnung, wie sie von den Bretton-Woods-Institutionen verkörpert wird, ist aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen. Auch die Vereinten Nationen sind als Organisation aus diesem Krieg heraus entstanden.
 
        Das entscheidende Merkmal unserer Zeit ist aber kein Weltkrieg, sondern eine Vielzahl von Krisen, Konflikten und Kriegen, die zunehmend zu internationalen Turbulenzen führen. Die Welt scheint an einer Schwelle zu größeren geopolitischen und ökonomischen Veränderungen zu stehen, die sich schrittweise entfalten und die globale Finanzordnung sowie die Investitions- und Energiehandelsmuster allmählich umgestalten könnten. Die Herausforderungen, mit denen wir konfrontiert sind, reichen vom Mangel an globaler Führung über zunehmende Ungleichheit und wachsenden Autoritarismus in weiten Teilen der Welt bis hin zu den globalen Auswirkungen von Umweltzerstörung und Klimawandel. Die schwindende Macht des Westens, der erodierende Einfluss der USA – auch auf ihre eigenen Verbündeten –, die zunehmend militarisierte Wirtschaft Russlands, das stockende Wachstum Chinas und das wachsende Gewicht des Globalen Südens mit seinen am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften verändern die Weltordnung. Die daraus resultierenden geopolitischen Spannungen waren noch nie so groß wie heute.
 
        Vor diesem Hintergrund stellen neue Allianzen und Koalitionen die Vormachtstellung des Westens in internationalen Institutionen, auch in der globalen Finanzarchitektur, zunehmend infrage. Die wachsende internationale Anziehungskraft der derzeit neun Mitglieder umfassenden BRICS-Gruppe, zu der Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika, Iran, Ägypten, Äthiopien und die Vereinigten Arabischen Emirate gehören, lässt sich schon daran ablesen, dass 40 weitere Länder ihren Beitrittswunsch bekundet haben. Sie alle eint das Ziel einer multipolaren Weltordnung anstelle westlicher Dominanz. Die BRICS sind nicht nur eine glaubwürdige Alternative zur Gruppe der G7, sondern haben auch das Potenzial, zur Speerspitze der Neugestaltung des internationalen Systems zu werden.
 
        Der BRICS-Verbund – der erste große, nicht von den USA geprägte Zusammenschluss von Staaten seit Langem – ist zwar keine geschlossene Gruppierung; seine internen Spaltungen und Rivalitäten, insbesondere die zwischen den demografischen Titanen China und Indien, belasten ihn bis zu einem gewissen Grad. Doch alle anderen informellen Organisationen ohne Charta und ständiges Sekretariat, die G7 eingeschlossen, stehen ebenfalls vor Zerreißproben. Zudem beruht die den BRICS innewohnende Stärke auf der seit ihrer Gründung 2006 bestehenden grundsätzlichen Übereinkunft zwischen ihren Mitgliedstaaten, dass die Förderung der Multipolarität der beste Weg ist, um die Ausübung hegemonialer Macht zu kontrollieren – die, wenn sie nicht in Schach gehalten wird, zu Willkür führt, die internationale Sicherheit bedroht und internationale Normen und Regeln untergräbt. Ein großer Teil der Welt will keineswegs an einer von den USA geführten Weltordnung festhalten, sondern strebt ein eher multipolares System an, das der Willkür Einzelner Einhalt gebietet und Fairness fördert.
 
        Obwohl das derzeitige internationale System oft mit neutral klingenden Begriffen wie „regelbasierte Weltordnung“ beschrieben wird, haben die USA hier zweifellos einen besonderen Status inne. Die Vereinigten Staaten haben nicht nur die Regeln, auf denen diese Ordnung beruht, weitgehend selbst aufgestellt, sondern scheinen auch der Meinung zu sein, dass sie selbst von wichtigen Regeln und Normen ausgenommen seien, etwa von dem Verbot, sich in die inneren Angelegenheiten anderer Länder einzumischen. 13  Tatsache ist, dass in der heutigen Welt allzu oft diejenigen, die sich auf das Völkerrecht berufen, auch diejenigen sind, die das Völkerrecht oder die internationalen Regeln verletzen. Das gilt sogar für solche eigentlich geächteten Vorgänge wie das Erobern von Territorien, das gezielte Ermorden ausländischer Amtsträger und die erwähnte Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Nationen. Die oft zitierte Beteuerung, eine „regelbasierte Ordnung“ aufrechterhalten zu wollen, bezieht sich auf Regeln, die selbst von den Regelmachern nicht eingehalten werden, sobald sie deren Eigeninteressen im Weg stehen.
 
        Wenn sich das internationale System nicht grundlegend ändert, werden sich die kommenden Jahre und Jahrzehnte hinsichtlich der Verletzung der Souveränität schwächerer Staaten durch mächtige Staaten – mit militärischen Mitteln oder durch Sanktionen als politische Waffe – nicht grundlegend von den vergangenen Jahrzehnten unterscheiden. Auch die Folgen militärischer Interventionen dürften sich dann nicht grundlegend ändern. Allein in diesem Jahrhundert haben ausländische Militäreinsätze mehrere Länder destabilisiert zurückgelassen. Manche der betroffenen Staaten sind zu gescheiterten oder scheiternden Staaten geworden, zu Schauplätzen von endloser Gewalt und Blutvergießen. Libyen, Afghanistan, Jemen, Irak und Syrien sind Beispiele dafür. 14  Eine verwüstete Ukraine könnte ebenfalls zu einem destabilisierten Land werden.
 
        Die derzeitige globale Situation ist die gefährlichste Phase seit dem Kalten Krieg. Wir scheinen den Beginn einer Welt ohne Ordnung zu erleben. Doch handelt es sich eindeutig nur um eine Übergangsphase, in den kommenden Jahren wird sich ein klareres Bild einer zukünftigen Ordnung ergeben. Abgesehen von den westlichen Machteliten werden nur wenige den wahrscheinlichen Untergang einer „regelbasierten“ internationalen Ordnung beklagen, die weder auf Regeln basierte noch jemals wirklich international war. Es handelte sich um eine machtbasierte Ordnung, die von den USA mithilfe ihrer Verbündeten errichtet wurde. Diejenigen Staaten, die es wagten, sich dieser Ordnung zu widersetzen, wurden vom Westen abgestraft – durch Sanktionen, durch militärische Interventionen oder durch andere Mittel, die einen Regimewechsel herbeiführen sollten.
 
        Dass die USA beschuldigt werden, beim Sturz von Regimen nachzuhelfen oder, im gegenteiligen Fall, diese an der Macht zu halten, indem sie sich in Wahlen einmischen oder zum Teil gewaltsame Aufstände wie die sogenannten Farbrevolutionen unterstützen, ist nicht neu. In jüngster Zeit wurden sie mit Anschuldigungen der abgesetzten Premierminister von Bangladesch und Pakistan konfrontiert, sie seien an deren Sturz beteiligt gewesen. Von den mehr als zwei Dutzend Militärputschen oder indirekten militärischen Machtübernahmen der vergangenen 15 Jahre haben die USA bei etwa der Hälfte von einer öffentlichen Missbilligung abgesehen, weil sie den jeweiligen Regimewechsel vorteilhaft für ihre regionale Macht und ihren Einfluss hielten. 15  Läuft eine militärische Machtergreifung den eigenen Interessen zuwider, bezeichnen die USA sie als „Staatsstreich“, was rechtlich eine Einstellung jeglicher amerikanischer Hilfen für das betreffende Land nach sich zieht. Ein Beispiel dafür ist Myanmar, wo die Rückkehr des Militärs an die Macht Präsident Biden 2021 dazu veranlasste, strenge Sanktionen zu verhängen und später Waffen an Aufständische zu liefern, die gegen die Junta kämpfen. Ist ein vom Militär gestütztes Regime den USA freundlich gesinnt, wie in Bangladesch, Pakistan oder Thailand (wo der Armeechef nach einem Putsch im Jahr 2014 neun lange Jahre an der Macht blieb), gewährt ihm Washington volle Unterstützung.
 
        Aus Sicht des Globalen Südens hat diese „regelbasierte“ Ordnung eigentlich nur eines mit größter Deutlichkeit gezeigt: dass das internationale Recht mächtig gegenüber den Ohnmächtigen, aber machtlos gegenüber den Mächtigen ist. Es ist daher kaum verwunderlich, dass die Sehnsucht nach Veränderung in großen Teilen der Welt weit verbreitet ist – eine Sehnsucht, die sich sowohl auf Strukturreformen innerhalb der bestehenden internationalen Institutionen richtet als auch auf eine ganz neue globale Ordnung.
 
        Die gegenwärtigen turbulenten Zeiten könnten also den Weg bereiten für eine tiefgreifende geopolitische und weltwirtschaftliche Neuordnung. Doch die Veränderungen werden sich eher als Evolution denn als Revolution vollziehen. Früher oder später aber wird der Prozess des allmählichen Wandels zu grundlegenden Verschiebungen der internationalen Landschaft führen. In der Zwischenzeit, während die gegenwärtige Ordnung schwindet, wird es zu größerer Instabilität in den internationalen Beziehungen kommen, samt neuartiger oder erhöhter Gefahrenlagen. Das Recht des Stärkeren, das sich bereits jetzt durchzusetzen beginnt, könnte weiter an Zugkraft gewinnen.
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        VON BRIC ZU BRICS PLUS
 
        Aufstieg eines weltpolitischen Akteurs
 
         Günther Maihold · Melanie Müller 
 
        Seit ihrer formellen Gründung im Jahr 2009 – und verstärkt durch die Folgen der internationalen Finanzkrise – haben die BRICS-Staaten, ein Akronym aus den Anfangsbuchstaben der Staaten Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika, den Anspruch auf eine Veränderung der globalen Institutionen formuliert. Die vier Gründungsmitglieder Brasilien, Russland, Indien und China wollten ein größeres Gleichgewicht in der internationalen Politik und Wirtschaft bis hin zur Durchsetzung einer multipolaren Ordnung schaffen, nicht zuletzt angesichts der wachsenden wirtschaftlichen Bedeutung ihrer aufstrebenden Ökonomien.
 
        Seit dem Beitritt Südafrikas 2010 ist die Allianz darum bemüht, die eigene Bedeutung für die Entwicklung der Weltwirtschaft wie auch der internationalen Politik hervorzuheben. Ihr wachsendes Gewicht in der internationalen Finanzordnung betrachten sie als Beitrag zur Lösung der internationalen Krisen. Sie sind damit zu einem Gegengewicht zu den Industriestaaten herangewachsen, die im Rahmen der G7-Gruppe weiterhin eine dominante Rolle beanspruchen. Die große innere Heterogenität, das Fehlen einer gemeinsamen Doktrin und der Verzicht auf eine demokratische innere Ordnung als Voraussetzung der Mitgliedschaft werden zuweilen als Schwäche des Verbundes interpretiert, zu dem im Jahr 2023 sechs weitere Mitglieder eingeladen wurden. „BRICS plus“, wie es seitdem heißt, hat starkes Interesse in der Staatenwelt wie auch in der Medienöffentlichkeit geweckt. Die wachsende BRICS-Familie steht heute vor der Frage, ob sie durch Erweiterung ein größeres politisches Gewicht in der Welt erringen kann – oder doch zunächst die innere Konsolidierung im Vordergrund stehen sollte.
 
        WAS SIND DIE BRICS PLUS?
 
        Nicht ohne Grund sind die BRICS als „transregional advocacy coalition“ 01  bezeichnet worden: Sie funktionieren als lockerer Verbund, in dem die spezifischen nationalen Interessen der Mitgliedstaaten dominieren, in Form einer als „plurilaterale Gipfelinstitution“ 02  begriffenen Staatenkooperation. Der ursprüngliche Zielhorizont der Interessenvertretung bezog sich auf eine Veränderung der Regeln der Bretton-Woods-Institutionen Weltbank und Internationalem Währungsfonds (IWF). Erst in späteren Jahren traten weitergehende Forderungen zu anderen Themen der globalen Agenda hinzu, die neue Formen der Kooperation auf Augenhöhe zum Ziel hatten. Gleichwohl sind die BRICS mit ihrer Betonung horizontaler Koordinationsformate im Stile der Süd-Süd-Kooperation ein fragiles minilaterales Arrangement geblieben, das trotz der zuweilen als Schwäche interpretierten internen Funktionsweise ein Erfolgsmodell geworden ist.
 
        Die BRICS-Staaten formulieren offen den Anspruch auf mehr Mitsprache und gleichberechtigte Vertretung in internationalen Institutionen und Organisationen wie dem UN-Sicherheitsrat, in der Hoffnung, damit Anerkennung zu finden. In der Vergangenheit haben sie immer wieder bestehende Narrative der internationalen Ordnung infrage gestellt und gleichzeitig strategisch neue Narrative etabliert, die das Streben nach einer gleichberechtigteren und multipolaren Weltordnung unterstützen. 03  Damit war der Weg einer Agenda-Erweiterung in den Bereichen regionale Sicherheit, Ernährung und Landwirtschaft sowie Entwicklung beschritten, der im Laufe der Jahre durch Ministertreffen und Arbeitsgruppen zu Themen wie Wissenschaft und Bildung, Kultur, Informations- und Kommunikationstechnologien und Klimawandel vertieft wurde. Die BRICS bedienen dabei sowohl geostrategische Ansprüche als auch wirtschaftliche Aufstiegserwartungen und solidarische Narrative, um eine eigene Identität zu begründen und damit breitere Anhängerschaft zu gewinnen.
 
        Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika sind auch Mitglieder in der G20-Gruppe, dem seit 2009 zentralen Forum für die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit der führenden Industrie- und Schwellenländer zur Abstimmung wirtschafts- und finanzpolitischer Maßnahmen in der Weltwirtschaft. Dort haben die BRICS – zumindest bis zur Ausweitung des russischen Angriffs auf die Ukraine 2022 – ihre Bereitschaft zu kooperativem Handeln innerhalb des gegebenen Rahmens der weltwirtschaftlichen Ordnung bewiesen. 04  Gleichwohl wird ihnen eine gewisse Konkurrenz zur G7-Gruppe der traditionellen Industriestaaten attestiert, die jedoch nicht durchgängig als anti-westliche Positionierung zu verstehen ist. Mit der seitens der BRICS-Staaten identifizierten abnehmenden wirtschaftlichen und normativen Macht der G7 – wie sie sich etwa in der internationalen Finanzkrise, während der Covid-19-Pandemie sowie an den aktuellen Kriegsereignissen in der Ukraine und Gaza zeigte beziehungsweise zeigt – ist gleichzeitig ein Beschleunigungsfaktor für ein größeres weltpolitisches Gewicht der Gruppe eingetreten, der nicht zuletzt vom weltpolitischen Sendungsbewusstsein Chinas getrieben wird.
 
        Seit der Annexion der Krim 2014 und der Invasion in der Ukraine 2022 ist BRICS für Russland eine wichtige Plattform geworden, um seine internationale Anerkennung zu dokumentieren und öffentlichkeitswirksam das Versagen der gegen das Land verhängten internationalen Sanktionen hervorzuheben. China ist bestrebt, seine weltpolitische Rolle auszuweiten, eigene Regeln durchzusetzen und auch über die BRICS seine internationalen Projekte wie die „Neue Seidenstraße“ (Belt and Road Initiative) zu befördern. Für China ist BRICS eine willkommene Konkurrenz zu G7. Zwar hat die Aufnahme Irans 2023 den Eindruck verstärkt, hier solle ein anti-westliches Bündnis geschmiedet werden, doch geht diese Einschätzung deutlich zu weit – nicht zuletzt, weil Brasilien, Indien und Südafrika immer deutlich gemacht haben, dass sie sich, auch wenn sie das Handeln der G7 kritisch bewerten, als Akteure innerhalb des bestehenden institutionellen und internationalen politischen Rahmens der Weltwirtschaft sehen. Eine Weiterentwicklung in Richtung einer multipolaren Ordnung streben gleichwohl auch sie an. Diese drei Staaten bemühen sich aktiv um eine Positionierung als blockfreie Akteure auf internationaler Ebene, sie sehen BRICS als nicht-westliches, keinesfalls aber als anti-westliches Forum. 05  
 
        BLICK ZURÜCK
 
        Mit der Publikation einer Studie des Ökonomen Jim O’Neill kam 2001 06  das Akronym BRIC in die Welt. Es wurde auf den Geldmärkten für einen Investmentfonds platziert, der besondere Rendite für vielversprechende emerging economies, aufsteigende Volkswirtschaften, versprach. Für die Ländergruppe der BRIC wurde eine höhere Wachstumsrate als für die G7-Staaten prognostiziert, womit die Aufforderung einherging, sie umfassender in die weltwirtschaftlichen Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Im Gefolge der auf Initiative Russlands 2009 formell gegründeten Gruppe war das Akronym BRIC gekoppelt an die Perzeption ihrer Mitgliedsländer als solche emerging economies, die zunehmend als geeignete Ziele von Auslandsinvestitionen wahrgenommen wurden. Brasilien, Russland, Indien und China versuchten zunächst, ihre Zusammenarbeit im Bereich des Handels zu erweitern. Doch bis heute ist eine asymmetrische Binnenstruktur erhalten geblieben, da China als größte Exportnation der Welt auch den weltweit größten Handelsüberschuss erzielt. 07  Der Intra-BRICS-Handel ist vor allem ein bilateraler Handel der einzelnen Mitgliedstaaten mit China. 08  
 
        Dennoch hat sich der internationale Auftritt der BRIC rasch verändert: Mit neuen Verfahren der Entscheidungsfindung und einer Ausweitung ihrer politischen Agenda wurde schnell deutlich, dass die Gruppe auf eine größere internationale Anerkennung abzielte. Ein erster sichtbarer Schritt in diese Richtung erfolgte 2010 mit dem Beitritt Südafrikas, das ein Jahr zuvor in die Gruppe eingeladen worden war. Mit der Präsenz Afrikas, das bis dahin nicht vertreten war, vervollständigte sich die Gruppe und markierte gleichzeitig den Übergang von emerging economies zum politischen Gestaltungsanspruch von rising powers. 09  Der Verbund blieb aber einem Format staatszentrierter Kooperation treu, das sich insbesondere auf Gipfeltreffen als Koordinierungsinstanz stützt, ohne weitere dauerhafte Strukturen wie etwa ein permanentes Sekretariat zu institutionalisieren oder Grundsatzpapiere wie eine Charta zu erarbeiten. Bis heute wird auf solche von der Mehrzahl der Mitgliedstaaten als einengend empfundene Strukturen verzichtet. Vielmehr sind informelle Abstimmungsprozesse nach dem Muster eines politischen Clubs das maßgebliche Instrument, um zu gemeinsamen Erklärungen zu gelangen. Dies beinhaltet auch die interne Regel, dass nur einstimmig verabschiedete Entschließungen möglich sind, was jedem Mitgliedstaat eine Vetoposition einräumt, wenn er seine nationalen Interessen beeinträchtigt sieht. 10  
 
        Über die Jahre ist die Intensität der Zusammenarbeit innerhalb der BRICS-Staaten deutlich angewachsen. So wurde etwa der Fernsehkanal TV BRICS aus der Taufe gehoben, der vor allem in Afrika zu empfangen ist, während die nationalen Projekte wie Russia Today oder Sputnik oder auch der chinesische Sender CGTN eine sehr viel größere Reichweite besitzen. In ähnlicher Weise sind universitäre Kooperationsprojekte und Austauschformate auf der Ebene von Fachministerien etabliert worden, die die Breite des BRICS-Engagements dokumentieren – auch wenn die wirtschaftlichen und politischen Dimensionen weiter dominieren. Gleichzeitig bleiben die Grenzen der Kooperation markiert: Die Analyse des Abstimmungsverhaltens der BRICS-Mitglieder im Rahmen der Vereinten Nationen beispielsweise lässt nicht erkennen, dass die fünf Mitglieder bisher als Block abstimmten und damit eine wachsende Gemeinsamkeit bei außenpolitischen Fragen sichtbar geworden wäre. 11  Erkennbar ist hingegen, dass die Mitgliedstaaten sich offensichtlich auch anderen – etwa regionalen – Bündnissen verpflichtet fühlen und ihre nationalen Interessen im Zweifelsfall über eine Verpflichtung auf die BRICS-Identität stellen.
 
        DOMINANZ WIRTSCHAFTLICHER KOOPERATIONSINSTRUMENTE
 
        Der institutionelle Charakter der BRICS hat sich im Laufe der Jahre weiterentwickelt, sowohl durch ein hohes Maß an politischer Interaktion in Gestalt jährlicher Gipfeltreffen als auch durch die Schaffung wirtschaftlicher Institutionen wie der Neuen Entwicklungsbank (New Development Bank, NDB) 2014 und der im selben Jahr getroffenen Vereinbarung über einen Währungsreserve- und Notfallfonds (Contingency Reserve Arrangement, CRA).
 
        Die NDB ist das zentrale Instrument der BRICS-Kooperation. Die Bank mit Sitz in Shanghai verfügt über ein genehmigtes Kapital von 100 Milliarden US-Dollar, wovon 50 Milliarden von den fünf Gründungsmitgliedern zu gleichen Teilen gezeichnet wurden. Sie soll Ressourcen für Infrastruktur- und Entwicklungsprojekte in Schwellen- und Entwicklungsländern mobilisieren. Dabei soll sich die NDB durch drei neue Ansätze als Alternative zu bestehenden multilateralen oder nationalen Entwicklungsbanken profilieren: erstens durch die Ausrichtung auf nachhaltige Infrastruktur- und Entwicklungsprojekte, zweitens durch die Schnelligkeit der Reaktion auf Projektvorschläge und drittens durch die Bereitschaft zur Übernahme von Risiken, insbesondere durch die Verwendung von Landeswährungen bei der eigenen Mittelbeschaffung und Kreditvergabe. 12  Ziel ist es, die Binnenmärkte der Mitgliedstaaten zu stärken und die Kreditnehmer der Bank vor den Risiken von Wechselkursschwankungen zu schützen. Nach den Worten der gegenwärtigen Präsidentin der Bank, der früheren Präsidentin Brasiliens Dilma Rousseff, sieht sich die Bank vor allem verpflichtet zum Engagement in Klima- und Umweltprojekten, in Fragen sozialer Inklusion und der Verringerung von Ungleichheiten sowie zur wirtschaftlichen Modernisierung der Länder des Globalen Südens. 13  
 
        Seit ihrer Gründung hat die NDB 32 Milliarden US-Dollar für die Finanzierung von 96 Projekten in den fünf Gründungsmitgliedstaaten bereitgestellt, wobei insbesondere Maßnahmen im Bereich von Transportinfrastruktur sowie ein zehn Milliarden US-Dollar großer Notfallfonds für COVID-19-Sofortmaßnahmen und die wirtschaftliche Erholung der Mitgliedsländer herausragen. Mit der Einrichtung von Verbindungsbüros in Johannesburg, São Paulo/Brasilia, Moskau und Gandhinagar hat die Bank versucht, ihre Partnerschaft zu den nationalen Entwicklungs- und Geschäftsbanken auszubauen und vor Ort neue Projekte zu identifizieren. Auch wenn die NDB durch den weitgehenden Verzicht von Konditionalitäten bei der Kreditvergabe von vielen interessierten Staaten als willkommene Ergänzung zum System der internationalen Finanzorganisationen wie der Weltbank und dem Weltwährungsfonds gesehen wird, ist ihre Finanzkraft im Vergleich zu den traditionellen Gebern bisher noch beschränkt. Die Weltbank etwa vergab alleine im Jahr 2021 98 Milliarden US-Dollar an Krediten, Darlehen und Garantien. 14  
 
        Die NDB beansprucht für sich eine Plattformfunktion, indem sie neue Kreditgeber wie etwa die Vereinigten Arabischen Emirate und Darlehensnehmer wie Bangladesch einbezieht, die von den Finanzierungsmöglichkeiten der Bank profitieren wollen. Gleichzeitig gibt es bisher nur wenige Projekte, in die Länder mit einbezogen werden, die nicht Teil der BRICS sind. Die Erweiterung der Mitgliedschaft der Bank um neue Staaten im Zuge der Erweiterung zu BRICS plus ist somit auch als Test für den Ausbau der BRICS-Mitgliedschaft zu verstehen. 15  Die NDB kann sich so als „globale Bank“ positionieren, obwohl damit natürlich auch gestiegene Ausfallrisiken und Herausforderungen für das interne institutionelle Gleichgewicht verbunden sind.
 
        ERWEITERUNGSRUNDE IM ZEICHEN DER NEUEN GEOPOLITIK
 
        Hatten sich die BRICS seit 2009 vor allem als exklusiver Club mit konvergierenden Interessen verstanden, der gleichwohl für sich und andere eine internationale Sprecherrolle beanspruchte, beschränkte die Exklusivität in den vergangenen Jahren zunehmend die eigenen Entwicklungsmöglichkeiten hin zur Bildung eines Gegengewichts zu den G7. 15 Jahre nach der offiziellen Gründung von BRIC hat die Staatengruppe nun einen Identitätswandel vollzogen. Mit der von China und Russland vorangetriebenen Debatte über eine Erweiterung der Kerngruppe zu BRICS plus haben sich die Gewichte im Innern verschoben. Beim 15. Gipfel der BRICS-Staaten im August 2023 in Johannesburg wurden sechs Staaten eingeladen, der Allianz zu Beginn des Jahres 2024 beizutreten: Argentinien, Äthiopien, die Vereinigten Arabischen Emirate, Iran, Ägypten und Saudi-Arabien. 16  Bisher sind allerdings nur vier dieser Staaten beigetreten: Argentiniens 2023 neu gewählter Präsident Javier Milei schlug die Einladung zur Mitgliedschaft aus, da die BRICS seiner bevorzugten Ausrichtung an den USA und der Orientierung an freien Märkten nicht entsprächen, und auch Saudi-Arabien hat seinen Beitritt zu den BRICS plus noch nicht formal bestätigt. 17  
 
        Dennoch wurde die Erweiterung insbesondere von westlichen Staaten als Versuch der Festigung von BRICS als geopolitischem Akteur interpretiert. Immerhin ist die erweiterte Staatengruppe mit etwa einem Drittel des weltweiten Reichtums (35 Prozent) und fast der Hälfte der Weltbevölkerung (45 Prozent) zumindest auf dem Papier ein wirtschaftliches und politisches Schwergewicht. 18  Stark angelehnt an den chinesischen Diskurs von Solidarität und Zusammenarbeit auf der Grundlage beiderseitig vorteilhafter Partnerschaften sollen die BRICS plus zur zentralen Plattform des Süd-Süd-Dialogs werden und gemeinsame Interessen auf internationaler Ebene stärker koordinieren. Ziel ist es unter anderem, die Externalisierung der Kosten des Krieges in der Ukraine zulasten der Länder des Globalen Südens – durch steigende internationale Zinsniveaus, explodierende Nahrungsmittelpreise und Verwerfungen an den internationalen Rohstoffmärkten – zu begrenzen. Viele Regierungen des Globalen Südens befürchten einen wachsenden Protektionismus und Unilateralismus als Folge der Sanktionspolitik des Westens. 19  Zudem teilen alle Mitglieder den Wunsch, sich von der Dominanz des US-Dollars zu befreien, sei es durch die Abwicklung bilateraler Handelsgeschäfte in nationalen Währungen oder durch eine neue gemeinsame Währung, die den US-Dollar auch weltpolitisch ablösen soll. Bis zu deren Realisierung ist es aber noch ein weiter Weg. 20  
 
        Mit der Erweiterung der BRICS-Gruppe könnten vor allem bei Energieinvestitionen und auf den Energiemärkten Verschiebungen entstehen, da nun im BRICS-Verbund bedeutende Ölproduzenten wie die Vereinigten Arabischen Emirate, Iran sowie gegebenenfalls Saudi-Arabien sowie einige der am schnellsten wachsenden Energieverbraucher zusammenkommen. Gleiches gilt auch für andere Rohstoffe wie strategische Mineralien der Energiewende, etwa Lithium, Kupfer oder Zink, für die sich innerhalb des BRICS-Raumes eigene Kreisläufe herausbilden könnten, sodass sich ein Rohstoffhandel außerhalb der G7-Finanzsysteme, insbesondere unter Verzicht auf den US-Dollar als Zahlungsmittel, realisieren lassen könnte. 21  Allerdings: Noch ist der US-Dollar zur Wertsicherung und als Reservewährung auch für die BRICS-Länder von überragender Bedeutung – eine gemeinsame BRICS-Währung dürfte erst einmal Zukunftsmusik bleiben. 22  
 
        BRICS PLUS ALS „LEGITIME STIMME DES GLOBALEN SÜDENS“?
 
        Während die Erweiterung von allen Mitgliedstaaten der Kerngruppe mitgetragen wurde, wird der Auftritt als geopolitischer Akteur von Vorbehalten begleitet. So will etwa Indien unter Präsident Modi sich dem weltpolitischen Vormachtstreben Pekings nicht unterordnen; in der Weiterentwicklung der traditionellen Politik der Blockfreiheit durch multiple Einbindung (multi alignment) sieht es sich selbst auf dem Weg zur internationalen Anerkennung als kommende wirtschaftliche Großmacht. 23  Auch Brasilien und Südafrika – dessen Regierung beim BRICS-Gipfel 2023 die Erweiterung selbst aktiv vorangetrieben hatte – versuchen, der Wahrnehmung einer Nähe zu Peking entgegenzuwirken. Südafrikas neuer Außenminister Ronald Lamola, der seit den Wahlen im Mai 2023 die Außenpolitik der neu gewählten Koalitionsregierung repräsentiert, spricht beispielweise von „active non-alignment“, also dem aktiven Versuch, sich in geopolitischen Konflikten keiner Seite unterzuordnen. 24  Gleichzeitig ist gerade die Mitgliedschaft in den BRICS für viele Staaten eine Möglichkeit, ihre geopolitischen Beziehungen auszubalancieren.
 
        Unter dem Eindruck der neuen geopolitischen Konfliktlage sind viele Länder bestrebt, unter dem Dach des BRICS-plus-Verbunds ihre Autonomie zu sichern. Die Hoffnung ist, sich so Zugang zu alternativen Finanzquellen im Rahmen der NDB sichern und Nachteile durch eine mögliche Ausweitung der finanziellen Sanktionen seitens der USA und der EU umgehen zu können. Allerdings kann die NDB nicht vollständig autonom agieren. Zur Wahrung ihrer internationalen Banklizenz ist sie dazu gezwungen, alle Projekte mit Russland einzufrieren, und fällt damit für Moskau als Finanzierungsquelle aus. 25  Dies könnte zukünftig auch andere Staaten betreffen. Dennoch ist das Interesse an einer Mitgliedschaft groß, doch das Aufnahmeverfahren ist undurchsichtig. Bislang gibt es keine definierten Kriterien für die Voraussetzungen und notwendigen Schritte für eine Mitgliedschaft, obwohl eine solche Übereinkunft auf dem Gipfel in Johannesburg als unverzichtbar vereinbart worden war. 26  
 
        Förmliche Anträge auf Mitgliedschaft haben die Türkei, Aserbaidschan und Malaysia gestellt, auch Thailand hat großes Interesse an einem Beitritt. 27  China befürwortet einen Beitritt Kasachstans, und Algerien hofft ebenso auf einen Beitritt, der im vergangenen Jahr durch ein indisches Veto blockiert wurde. Ähnliches gilt für Bolivien, Kolumbien und Venezuela, die um den von Argentinien nicht besetzten Platz konkurrieren. 28  Der fehlende Konsens und die Notwendigkeit der Konsolidierung nach der jüngsten Erweiterungsrunde könnte allerdings dazu führen, dass den interessierten Staaten zunächst eine reduzierte Mitgliedschaft in der BRICS-eigenen Entwicklungsbank angeboten wird sowie eine Einbeziehung in die große Runde des Zusammentreffens der Kernstaaten. Unter dem Titel „Friends of BRICS“ gibt es bereits ein solches Forum, um das gewachsene Gewicht des Verbunds zu dokumentieren. 29  Bei ihrem 16. Gipfeltreffen im russischen Kasan im Oktober 2024 haben die BRICS-Staaten einen erneuten Schritt zu ihrer geografischen Erweiterung getan und damit gleichzeitig auf den wachsenden Zulauf zu ihrem Verbund reagiert. Ob sich damit ein Entwicklungspfad von einem losen Zusammenschluss von emerging economies hin zu einer stärker formalisierten globalen Allianz abzeichnet, ist angesichts der wachsenden inneren Heterogenität der Gruppe jedoch fraglich.
 
        ZUR ZUKUNFT DER BRICS PLUS
 
        Die Teilnahme von 36 Ländern am Gipfeltreffen in Kasan im Oktober 2024 dokumentiert, dass die gegenwärtige Attraktivität der BRICS vor allem darin besteht, Mitgliedern und Partnern größere strategische Autonomie zu ermöglichen. Aus dieser Sicht wird der BRICS-Verbund auf dem eingeschlagenen Erweiterungspfad robuster, indem weitere gewichtige Länder eingebunden werden. In Kasan wurde nun eine erweiterte Runde von 13 neuen Partnerstaaten auf den Weg gebracht, die nicht den vollen Mitgliedschaftsstatus der derzeit neun Kernstaaten der BRICS plus genießen, sich aber als Partnerländer „im Wartezimmer“ für eine Vollmitgliedschaft befinden.
 
        Mit der Einladung von Algerien, Belarus, Bolivien, Indonesien, Kasachstan, Kuba, Malaysia, Nigeria, Thailand, der Türkei, Uganda, Usbekistan und Vietnam haben die BRICS plus insbesondere im asiatischen Raum einen Schwerpunkt gesetzt. Mit Indonesien, Malaysia, Thailand und Vietnam wurden wirtschaftliche und politische Schwergewichte ausgewählt, denen für die geopolitisch umkämpfte Weltregion des Indopazifiks eine besondere Bedeutung zukommt. Mit Belarus, Kasachstan und Usbekistan wurden Partner Russlands in die Riege der Partnerstaaten aufgenommen, die zudem für die Geschäfte Chinas im Rahmen der Neuen Seidenstraße von großer Bedeutung sind. Schließlich konnte auch die Türkei ihre Ambitionen verwirklichen, in einem weiteren internationalen Forum Anerkennung zu finden. Insgesamt lässt sich ein Muster des Zusammenwirkens von ressourcenstarken Nationen erkennen, das sich in diesem neuen BRICS-plus-Format herausbildet. Für die neuen Partnerländer hat diese Erweiterung nicht nur symbolischen Charakter im Sinne einer Perspektive auf Vollmitgliedschaft, viele knüpfen daran auch Erwartungen an tiefgreifende wirtschaftliche und politische Verbesserungen. Für die BRICS plus wiederum ergibt sich durch diese Zusammenarbeit die Chance auf eine Neugestaltung globaler Handelsnetzwerke, um Lieferketten diversifizieren und die Abhängigkeit von westlichen Finanzsystemen verringern zu können.
 
        Doch die größere Anzahl beteiligter Staaten bringt auch Probleme für die Kohäsion des politischen Auftritts dieser Staatengruppe mit sich. Zwar wurde in der Abschlusserklärung des Kasan-Gipfels Einigkeit deutlich in Bezug auf Multipolarität als Weltordnungsprinzip, ein Eintreten für eine UN-Reform und Kritik am westlichen Sanktionsregime, 30  doch folgt daraus keine größere Konsistenz der politischen Positionen im neuen Partnerspektrum. Trotz der Formulierung von 133 Punkten in der Erklärung bleiben viele Fragen offen. Viele dieser Punkte gehen über Absichtserklärungen kaum hinaus, es gibt keine wirklich bindenden Beschlüsse und keine klare strategische Ausrichtung. Alle neu benannten Staaten haben überdies enge Beziehungen zum Westen. Dies gilt gerade auch für jene Länder, die als mögliche künftige Mitglieder im Gespräch sind, etwa die Türkei oder Vietnam.
 
        Anstatt sich zwischen konkurrierenden geoökonomischen Blöcken zu „entscheiden“, scheinen viele der Partnerländer oder potenziellen Beitrittskandidaten darauf bedacht zu sein, einen Fuß in beide Lager zu setzen. Damit bleibt auch nach dem Kasan-Gipfel das Grunddilemma von BRICS erhalten: Es gibt keine gemeinsame Bereitschaft zur Verteilung der Kosten und Lasten für die angestrebten Projekte, und es fehlt durch gegenseitige Blockaden eine Führungsstruktur, um BRICS plus zu einem maßgeblichen Block in der internationalen Politik auszubauen. Wie in anderen informellen Institutionen mit Clubcharakter werden innere Spannungen nur dadurch zu überwinden sein, dass Themen vermieden werden, die die Mitglieder entzweien. 31  Die rein territoriale Expansion durch erweiterte Mitgliedschaften kann diese Probleme nicht beseitigen, auch wenn sie diese mit der Inszenierung von Gipfeltreffen immer wieder zu übertünchen vermag. So wird die aufstrebende BRICS-Gruppe den Westen zunächst nicht in Verlegenheit bringen. Doch sollte allen westlichen Akteuren deutlich geworden sein, dass es zu wenig ist, diesen Verbund als politisches Leichtgewicht abzutun.
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        WILLKOMMEN IM CLUB
 
        Globale wirtschaftliche Machtverschiebungen durch BRICS
 
         Robert Kappel 
 
        Auf ihrem Gipfel im August 2023 in Südafrika haben die bisherigen BRICS-Mitgliedsländer (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika) Argentinien, Ägypten, Äthiopien, Iran, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) eingeladen, sich ihrem Club anzuschließen („BRICS plus“). Während Argentinien eine Mitgliedschaft ablehnt und Saudi-Arabien noch in Wartestellung ist, haben zahlreiche weitere Regierungen ihr Interesse an einem Beitritt bekundet.
 
        Der BRICS-Verbund, 2006 gegründet und 2011 von Südafrika vorerst komplettiert, ist eine Zweckgemeinschaft ohne eigene Charta und festes Sekretariat. In ihren gemeinsamen Erklärungen haben die beteiligten Staaten aber die übergreifenden Grundsätze für ihre Zusammenarbeit formuliert: Es geht ihnen um die Achtung der Souveränität, Unabhängigkeit, territorialen Integrität und nationalen Einheit ihrer Mitglieder sowie um eine Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten. Auf zahlreichen Ministertreffen wurden in der Vergangenheit zudem Themen wie Landwirtschaft und Handel, Gesundheit, Bildung, Wissenschaft und Umwelt, Energie und Kultur beraten. Der BRICS-Club positioniert sich selbst als Vertreter gemeinsamer Interessen mit dem Globalen Süden und einer von ihm beförderten neuen multipolaren Weltordnung. Von ihm gehen unterschiedliche Initiativen aus. So brachten die Staatsführungen der BRICS-Länder zwischen 2009 und 2021 zahlreiche Vorschläge zu wichtigen globalen Themen ein, unter anderem zur internationalen Zusammenarbeit, zur wirtschaftlichen Entwicklung und zur regionalen Sicherheit. Für die Ausgestaltung eines neuen globalen Governance-Systems hat der BRICS-Verbund schon mehr als 140 bilaterale Abkommen geschlossen. 01  
 
        In Bezug auf den globalen Handel haben die BRICS-Länder bislang aber lediglich alternative Ordnungsvorstellungen zur liberalen Wirtschaftsordnung entwickelt. Regionale und bilaterale Handelsabkommen schloss bisher jedes Land für sich ab: Brasilien etwa wurde Teil des Mercosur, Russland der Eurasischen Wirtschaftsunion, China beteiligt sich an der Regional Comprehensive Economic Partnership (RCEP), Indien am Südasiatischen Freihandelsabkommen, und Südafrika ist unter anderem Teil der Southern African Customs Union (SACU) und des African Continental Free Trade Agreement (AfCFTA).
 
        WIRTSCHAFTSMACHTVERSCHIEBUNGEN
 
        Die BRICS-Volkswirtschaften üben einen erheblichen Einfluss auf das Wachstum der Weltwirtschaft aus. Nach Angaben von IWF und Weltbank erbringen sie nach mehr als einem Jahrzehnt hohen Wirtschaftswachstums über 36 Prozent des Weltsozialprodukts (2024), während der Anteil der G7-Länder, der Gruppe der wichtigsten Industriestaaten des Westens, bei etwa 30 Prozent liegt. Zudem entfallen 40 Prozent der Finanzreserven auf die BRICS-Länder; rechnet man die neuen arabischen Mitgliedsländer hinzu, dürfte der Anteil bei über 50 Prozent liegen. Etwas anders sieht es bei den Anteilen am Welthandel aus: Die G7 hatten dort 2023 einen Anteil von knapp 30 Prozent (im Jahr 2000 waren es noch 43 Prozent), während die BRICS-Staaten ihren Anteil im gleichen Zeitraum von 21 auf 25 Prozent erhöhen konnten (ohne BRICS plus). Nach wie vor dominieren die USA als größte Volkswirtschaft die globalen Währungsreserven in US-Dollar (mit einem Anteil von rund 50 Prozent), nur 2 Prozent entfallen etwa auf den chinesischen Renminbi (RMB).
 
        Der Erfolg der BRICS-Länder beruht unter anderem darauf, dass sie hohe ausländische Direktinvestitionen anziehen konnten, um ihre Ökonomien umzugestalten und sie international wettbewerbsfähig zu machen. Zwischen 2000 und 2021 stieg der Anteil der BRICS-Länder an den weltweiten Auslandsdirektinvestitionen von 6 auf 25 Prozent, davon entfiel der größere Teil auf China. 02  Auch in der Weltindustrieproduktion nehmen die BRICS-Länder inzwischen eine führende Rolle ein. So stieg in nur drei Jahrzehnten Chinas Anteil an der globalen Industriewertschöpfung von unter 5 auf über 31 Prozent im Jahr 2023 (zum Vergleich: USA 15,9 Prozent, Japan 6,5 Prozent, Deutschland 4,8 Prozent, Indien 2,9 Prozent, Südkorea 2,7 Prozent und Russland 1,8 Prozent). 03  Die Veränderungen werden unter anderem deutlich an der Zusammensetzung des Handels zwischen den OECD-Staaten und den BRICS-Ländern: Die BRICS-Mitglieder China, Brasilien, Indien und Südafrika liefern nun ebenfalls Komponenten und Vorprodukte für die Industrieländer und den Globalen Süden. Sie verzeichnen in den vergangenen zwei Jahrzehnten zudem erhebliche technologische Fortschritte und Innovationen, die zu einem wachsenden Anteil ihrer Hightech-Exporte führten und zugleich zu Abhängigkeiten der Länder des Globalen Südens und des Westens beitrugen (etwa in den Lieferketten). 04  Diese Veränderungen markieren einen deutlichen wirtschaftlichen Dominanzverlust des Westens. Die Industrialisierung der Technologiemacht China 05  löste zudem einen Exportboom in den Rohstoffländern des BRICS aus, etwa in Brasilien und Russland, und ermöglichte diesen rohstoffexportierenden Ländern ein höheres Wachstum als den Industrieländern.
 
        Die wirtschaftlichen Machtverschiebungen manifestieren sich vor allem darin, dass der BRICS-Verbund wichtige strategische Güter und Dienstleistungen anbietet – und relativ viele mächtige Großunternehmen global agieren, die von den unterschiedlichen Mitgliedstaaten unterstützt werden. 06  Dies lässt sich zum Beispiel an den jeweiligen Marktanteilen in wichtigen Produktgruppen und Dienstleistungen erkennen, etwa an der Dominanz in Kommunikationsnetzwerken und im Finanzsektor oder bei der Kreditvergabe an andere Länder, die mitunter zur Entstehung von Schuldnersituationen führt. 07  
 
        Besonders sichtbar wird die globale Neuvermessung der Wirtschaft an den globalen Wertschöpfungsketten (WSK), die zur vorherrschenden Organisationsform der Weltwirtschaft geworden sind. Die Teilnahme an globalen WSK kann eine doppelte Dividende für die Hauptakteure bringen: Erstens können sich die Unternehmen leichter auf die Bereiche spezialisieren, in denen sie am produktivsten sind. Zweitens können sie als ausländische Unternehmen in anderen Ländern ihre Dominanz durch Management- und Technologiepraktiken ausbauen und so ihre Wertschöpfungsrenten optimieren. Von diesen Entwicklungen haben einige BRICS-Länder besonders profitiert, vor allem Indien und China, aber auch Südafrika und Brasilien. Indien und China waren deshalb besonders erfolgreich, weil sie Joint-Ventures von ausländischen und lokalen Unternehmen und dadurch Technologietransfer erzwangen. Anderen Ländern gelang das eher nicht. Die größten Unternehmen in den globalen Wertschöpfungsketten vereinen etwa 80 Prozent des Welthandels auf sich, sie sind die „Superstars“ der Weltwirtschaft. 08  Führend sind hier US-amerikanische, chinesische und europäische Unternehmen, während Firmen aus den anderen BRICS-Ländern keine große Rolle spielen. 09  Dies verdeutlicht, dass China als bislang einzigem BRICS-Land der Sprung zu einer führenden Weltwirtschaftsmacht gelungen ist, während die anderen Mitgliedsländer von diesen Entwicklungen abgekoppelt sind.
 
        Dies zeigt sich auch an der Zahl der schnell wachsenden Konzerne. Chinesische Unternehmen stellen weltweit eine hohe Zahl der sogenannten Fortune-500-Unternehmen (über 140), während die übrigen BRICS-Staaten zusammen lediglich 20 aufweisen. China liegt zudem mit 171 Start-up-Unternehmen mit einer Bewertung von über einer Milliarde US-Dollar (sogenannte Unicorns, Einhörner) an zweiter Stelle hinter den USA; Indien ist mit 70 Unternehmen vertreten, die übrigen BRICS-Staaten kommen nur auf 17 „Einhörner“. Die Vereinigten Staaten verfügen über 656. 10  
 
        Digitale Technologien optimieren Produktions- und Geschäftsprozesse und reduzieren den Materialeinsatz. Die globalen Klimamaßnahmen tragen zusätzlich dazu bei, dass die Nachfrage nach fossilen Brennstoffen und anderen Rohstoffen langfristig sinkt. Dadurch könnten Energieproduzentenländer, falls sie sich nicht industrialisieren, zu den Verlierern der globalen Transformation gehören. Wie schwer es gerade Rohstoff- und Energieproduzenten fällt, ihre Rohstoffabhängigkeit zu reduzieren, zeigt sich besonders deutlich an den (potenziellen) BRICS-plus-Ländern Saudi-Arabien, VAE und Iran. Allerdings: Derzeit hat der Beitritt dieser Länder zum BRICS-Verbund die möglicherweise größte Transformation der Machtverhältnisse in der Weltwirtschaft zur Folge. Der Block der BRICS-Rohstoffländer produziert 43 Prozent des weltweiten Erdöls und ist zugleich für 58 Prozent aller CO2-Emissionen verantwortlich. 11  Der BRICS-Club ist zur globalen Rohstoff-Supermacht geworden.
 
        GROẞE DIVERGENZ
 
        Durch die Gründung von BRICS und seiner Erweiterung zu BRICS plus haben sich die globalen wirtschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisse verschoben. Dies geht einher mit einer Konzentration der Produktion, des Konsums und der Einkommen – der „großen Divergenz“ in der Weltgesellschaft. 12  Wenige Länder werden reicher – vor allem die G7 und einige Länder des BRICS-Verbunds –, während viele Entwicklungsländer und auch zahlreiche BRICS-Staaten relativ zurückfallen, beispielsweise Südafrika, Brasilien, Russland, Äthiopien und Ägypten.
 
        Das hat auch damit zu tun, dass die internationalen Wirtschaftsbeziehungen zunehmend durch geostrategisches Agieren geprägt sind. Bei den Handelsstreitigkeiten zwischen den USA, der EU und China geht es nicht nur um Absatzmärkte, den Bezug von End- und Vorprodukten und um Lieferbeziehungen, sondern auch um globale Technologieführerschaft und wirtschaftliche sowie strategische Dominanz. Technologieführerschaft ist die Fähigkeit, in zentralen Bereichen – digitale Technologien, Roboterisierung und künstliche Intelligenz, Energietransfer, Halbleitertechnologien, Betriebssoftware 13  – globale Normen und Standards zu setzen, von denen Nutzer dieser Technologien abhängig sind. Die führenden Unternehmen wenden Agenden der „kreativen Zerstörung“ durch Forschung, Invention und Innovation an, um im Technologiewettbewerb an der Spitze zu stehen. 14  In diesem Kampf ringen vor allem die USA, Europa, Japan, Korea und China um die Führung.
 
        Mithilfe von Konvergenzkriterien lässt sich ermitteln, ob diese Entwicklungen die Wirtschaftsmachtverhältnisse zugunsten der BRICS-Gruppe oder einzelner Länder verändert haben. Die Auswertung der Daten zeigt, dass es keine absolute Konvergenz gibt 15  – die BRICS-Länder insgesamt fallen gegenüber den G7-Ländern zurück. Lediglich China weist absolute Konvergenz auf. Nach der Konvergenzhypothese nähern sich Länder mit ähnlichen Merkmalen langfristig an, wenn ihre Ausgangsbedingungen ähnlich sind. Während die G7-Länder einen solchen Konvergenz-Club bilden, mangelt es den BRICS-Ländern hingegen an geografischen Bindungen und gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen. Das Pro-Kopf-BIP der BRICS-Gruppe hat sich in der Vergangenheit zwar erhöht, zugleich driften G7 und BRICS aber weiter auseinander – es handelt sich also um Divergenz, nicht um Konvergenz. 16  
 
        Warum ist das so? Obwohl die wirtschaftlichen Bedingungen für eine Konvergenz sehr günstig zu sein schienen, konnten die BRICS-Gründungsmitglieder (mit Ausnahme Chinas) angesichts des technologischen Fortschritts in den G7-Ländern keinen Aufholprozess einleiten. Die G7 nutzen die Verschiebung der Technologiegrenze, unter anderem durch den Siegeszug künstlicher Intelligenz und die Roboter-Revolution, um steigende Kapitalerträge zu realisieren und die Handelsbeziehungen zwischen den Technologieführern, die zumeist im Globalen Norden angesiedelt sind, zu vertiefen. Lediglich China ist durch seine aktive Industrie- und Technologiepolitik in der Lage, wissensbasierte und technologische Fortschritte zu generieren. 17  Der Aufstieg zahlreicher chinesischer Unternehmen dokumentiert Chinas Catching-up-Prozess. Die anderen BRICS-Länder konnten bislang weder wirtschaftlich noch technologisch aufholen – und verbleiben in dieser Hinsicht Teil des Globalen Südens.
 
        HETEROGENITÄT
 
        Dass der BRICS-Club eine heterogene Staatengruppe ist, lässt sich an zahlreichen Beispielen demonstrieren. 18  Während China und Indien weiter aufsteigen, gehört Russland nicht länger zu den führenden Wirtschaftsnationen der Welt. Dessen Wirtschaftsleistung hängt stark vom Export von Öl und Gas ab, und das Land hat sich schwergetan, sich zu industrialisieren und – mit Ausnahme des Rüstungssektors – technologische Führerschaft zu übernehmen. Der Krieg gegen die Ukraine vernichtet einen Teil der eigenen Ressourcen, seine einstige Wirtschaftskraft 19  und soft power erodieren, wodurch Russlands Wirtschaft zunehmend in Abhängigkeit von China gerät. Daran ändern auch neue Wirtschaftspartnerschaften im Globalen Süden nur wenig. Brasilien wiederum hat angesichts der seit 2004 anhaltenden Wachstumsschwäche und seiner Rohstofforientierung kaum Chancen aufzusteigen. Indien hingegen realisiert seit mehr als zwanzig Jahren ein sehr hohes Wirtschaftswachstum, das Land wird immer mehr zu einer Kernregion der Weltwirtschaft. Andere BRICS-Länder wie Südafrika, Iran, Ägypten oder einige Ölstaaten verharren weiterhin in der sogenannten middle income trap. 20  
 
        China dominiert den BRICS-Club. Die Volksrepublik erbringt fast zwei Drittel der BRICS-Wirtschaftsleistung, vereint 39 Prozent der BRICS-Bevölkerung auf sich und wickelt 72 Prozent aller BRICS-Exporte ab. Chinas Volkswirtschaft übersteigt damit bei weitem die kombinierte Wirtschaftsleistung von Brasilien, Russland, Indien und Südafrika. Gleichzeitig ist China ein wichtiger Wirtschafts- und Handelspartner für alle BRICS- und auch BRICS-plus-Länder, während der Westen insgesamt wirtschaftlich schwächelt und an Macht verliert.
 
        China hat den Sprung von einem armen Land zu einer bedeutenden Volkswirtschaft vor allem aus drei Gründen geschafft. Erstens setzte Chinas Entwicklungsmodell auf den Zufluss von ausländischen Direktinvestitionen, die Spillover-Effekte, einen technologischen Innovationsschub und Wissenstransfer im Land hervorrufen sollten. Die Regierung forcierte strategische Allianzen von chinesischen und ausländischen Unternehmen, die in China produzieren und den großen chinesischen und den Weltmarkt beliefern. Dieser technologische Aufstieg ist zu Chinas Markenzeichen geworden. 21  Zweitens sind chinesische Unternehmen in sehr vielen Sektoren zu Weltmarktführern geworden, weil sie und der Staat massiv in Bildung sowie Forschung und Entwicklung investiert haben. Und drittens gehen mit dem Modernisierungsschub der Gesellschaft ein Aufstieg der Mittelschichten und eine deutliche Reduzierung der Armut einher. Die Mittelschichten bilden das Rückgrat des chinesischen Erfolgs.
 
        FÜHRUNGSROLLE FÜR BRICS?
 
        Auch wenn die Fundamente der liberalen Wirtschaftsordnung schwächer werden und BRICS eine allmähliche Verschiebung der Macht zu Ungunsten des Westens ausgelöst hat, werden China und die anderen Länder des BRICS-Verbundes die Vereinigten Staaten in absehbarer Zeit kaum als Hegemon ablösen können. Dazu reicht die politische wie wirtschaftliche Macht des heterogenen BRICS-Clubs nicht aus; die Aufholprozesse der meisten Länder sind zu langsam – und die Kohäsionskräfte zu gering. Zudem agiert der vermeintlich natürliche Partner der BRICS-Staaten – der Globale Süden – ebenfalls nicht als einheitlicher geopolitischer Block, der in der Lage wäre, die von den USA geführte Ordnung herauszufordern.
 
        Dass die BRICS-Gruppe gleichwohl eine globale Führungsrolle anstrebt, erkennt man vor allem an zwei Dingen: Zum einen stellte China 2013 die Weichen für die Belt and Road Initiative (BRI), die ein globales Infrastruktur-Investitionsprogramm beinhaltet und zur tieferen Kooperation mit beteiligten Ländern führen soll. Ein Jahr später gründete China die New Development Bank (NDB) und 2016 die Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB). Die NDB zielte darauf ab, ein finanzielles Sicherheitsnetz einzurichten, das Mitgliedsländern Liquidität bietet, falls sie kurzfristig in Schwierigkeiten geraten. Bisher vergab die NDB Kredite im Umfang von rund 30 Milliarden US-Dollar. Sie sollen die Maßnahmen der Weltbank und des IWF ergänzen, 22  etwa 50 Prozent der von der NDB im Zeitraum von 2016 bis 2020 geförderten Projekte waren Infrastrukturmaßnahmen. Zum anderen ist das ausdrückliche Ziel der 2020 verabschiedeten Strategie der „BRICS-Wirtschaftspartnerschaft 2025“ die Ausweitung von Nicht-Dollar-Währungen. Die BRICS-Währung soll dabei helfen, die Dominanz des Dollars zu reduzieren. Die BRICS-Gruppe forciert die „Entdollarisierung“, weil die Vereinigten Staaten hier ein „exorbitantes Privileg“ besitzen: 23  Die Dollar-Dominanz schränkt die makroökonomische Autonomie anderer Länder ein und macht sie anfälliger für Änderungen der US-Geldpolitik, während sie gleichzeitig die fiskalische Autonomie der Länder einschränkt. Die BRICS-eigene Reservewährung „R5“ (nach den Anfangsbuchstaben der fünf Währungen Real, Rubel, Rupie, Renminbi und Rand) soll dieser Dollarhegemonie etwas entgegensetzen. Aus geostrategischer Sicht ist das Streben nach Entdollarisierung also Ausdruck des BRICS-Interesses, den US-amerikanischen Finanzeinfluss zu reduzieren. 24  
 
        Bislang handelt es sich hierbei jedoch nur um Bestrebungen. Rund 84 Prozent des grenzüberschreitenden Handels zwischen den BRICS-Staaten wird nach wie vor in US-Dollar getätigt. 25  Russland und Indien haben zwar vereinbart, den bilateralen Handel über die jeweiligen Landeswährungen abzuwickeln, doch bislang scheiterte dieser Plan daran, dass Russland im bilateralen Handel keine überschüssigen Rupien akzeptierte. Die Entdollarisierung kommt auch deshalb nur langsam voran, weil der Intra-BRICS-Handel eher gering ist, abgesehen vom jeweiligen bilateralen Handel mit China. Hinzu kommt, dass der BRICS-Club kein optimaler Währungsraum ist. Eine BRICS-Währung würde unweigerlich von China dominiert und wahrscheinlich mit einem beträchtlichen Abschlag gehandelt werden, was die Handelskosten für alle Unternehmen, die Zahlungen in dieser Währung akzeptieren, erhöhen würde, da sie diese in US-Dollars umtauschen müssten, um Geschäfte außerhalb des BRICS-Blocks zu tätigen.
 
        Die Risiken der Entdollarisierung haben sich nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 erhöht, als die USA ihre Sanktionspolitik dadurch forcierten, dass sie strategische Industrien und mächtige Einzelpersonen, beispielsweise aus Russland, von grenzüberschreitenden Dollar-Zahlungskanälen ausschlossen (die sogenannte Weaponisation des Dollars). 26  Die mächtigste „Waffe“ ist die Verhängung von Sanktionen gegen Korrespondenzbanken. Das bedeutet, dass nicht nur US-amerikanischen Institutionen verboten wird, mit Banken in einem sanktionierten Land zu agieren, sondern dass auch jede andere Bank, die weiterhin Transaktionen mit sanktionierten Ländern durchführt, Gefahr läuft, von den Vereinigten Staaten bestraft zu werden. Russland musste feststellen, dass die US-amerikanischen Maßnahmen nicht nur Zahlungen in US-Dollar, sondern auch in chinesischen RMB betreffen – und auch für die NDB gelten, von der sich Russland Kredite erhofft hatte. Die NDB hat derzeit alle Projekte in Russland eingefroren.
 
        SCHLUSSFOLGERUNGEN
 
        Der globale Einfluss der G7 ist zweifellos gesunken, doch ist der BRICS-Verbund bislang noch keine wirtschaftlich-strategische Bedrohung für den Westen. Das hindert China und Russland jedoch nicht daran, zusammen mit einigen Ländern des BRICS-Clubs die systemische Konkurrenz zum Westen und vor allem gegen die Vereinigten Staaten zu forcieren und eine neue Weltordnung zu verfechten. Insbesondere Brasilien, Südafrika und Indien, aber auch einige der zukünftigen Mitgliedsländer, teilen diese Ambitionen nicht. Stattdessen wollen sie die BRICS nutzen, um die bestehende liberale Ordnung zu demokratisieren und Reformen voranzutreiben. Falls die skizzierten Machtverschiebungen weiter an Fahrt gewinnen, könnte aber durchaus eine zweigeteilte Weltordnung entstehen, mit einem Club demokratischer, marktwirtschaftlicher Länder – USA, Europa, Japan, Südkorea, Ozeanien, Nord- und Südamerika – auf der einen und einem Block autokratischer Staaten – China, Russland und ihren wichtigsten Partnerländern auf allen Kontinenten – auf der anderen Seite.
 
        Die Vereinigten Staaten, die EU und die gesamte G7-Gruppe sollten die Strategien des BRICS-Clubs ernst nehmen – nicht zuletzt auch wegen der Erweiterung zu BRICS plus und dem Ansehen, das der BRICS-Verbund in vielen Ländern des Globalen Südens genießt. Ob die Versuche der Vereinigten Staaten und der EU, den Aufstieg von BRICS einzuhegen, erfolgreich sein werden, muss dahingestellt bleiben. Vermutlich wäre es strategisch sinnvoll, mit jenen BRICS-Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, die ein Interesse an Kooperation haben, damit die Gruppierung nicht zu einer offen antiwestlichen Organisation wird, die darauf abzielt, die liberale Weltordnung zu untergraben. 27  
 
        Aufgrund ihrer Wirtschaftskraft werden auch in Zukunft die Vereinigten Staaten, die EU und China wirtschaftlich führen. China wird kaum die wirtschaftliche Kooperation mit dem Westen herunterfahren, und der Westen wird weiterhin im Chinageschäft bleiben wollen. Entgegen aller Rhetorik darf man vermuten, dass sich China in seiner Wirtschaftsagenda eher am Globalen Norden als am Globalen Süden orientiert, während es zugleich verstärkt mit Entwicklungs- und Rohstoffländern kooperiert, um seinem Wirtschaftsmodell Schub zu verleihen, seine Aktivitäten zu diversifizieren und sich weniger abhängig vom Globalen Norden zu machen. Da die drei genannten Wirtschaftszentren den globalen Handel bestimmen, die weltweit höchsten Auslandsinvestitionen tätigen und um die Technologieführerschaft streiten, wird China möglicherweise eher um eine Wirtschaftsordnung der gleichberechtigten Beziehungen mit dem Westen ringen, als sich zu isolieren. Letztlich wird es aber nicht nur vom Agieren der Vereinigten Staaten und der EU, sondern ebenso vom BRICS-Club abhängen, ob diese Beziehungen einem konfrontativen oder einem reformorientierten Kurs folgen.
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        SOUVERÄNITÄT, TERRITORIALE INTEGRITÄT, NICHTEINMISCHUNG
 
        BRICS als sicherheitspolitischer Akteur
 
         Miriam Prys-Hansen 
 
        Am 24. Oktober 2024 ging im russischen Kasan der 16. Gipfel der BRICS zu Ende. Dieser war aus verschiedenen Gründen einzigartig: 01  Nicht nur fand er mit Russland in einem Land statt, das seit fast drei Jahren einen Angriffskrieg gegen die Ukraine führt, sondern es nahmen zum ersten Mal auch jene neuen BRICS-Mitglieder am Treffen teil, die seit dem 1. Januar 2024 der Gruppe angehören. Der Auftritt des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, António Guterres, krönte den Gipfel – und zeigt symbolisch die wachsende Bedeutung der BRICS in der globalen sicherheitspolitischen Ordnung. Die Zusammenarbeit im Bereich Sicherheit ist eine der drei Säulen der BRICS, die in den Abschlusserklärungen der jährlichen Gipfeltreffen regelmäßig zum zentralen Anliegen der Gruppe erklärt wird. 02  Als wichtigster Akteur werden hier die Vereinten Nationen gesehen, 03  in deren Rahmen souveräne Staaten kooperieren (sollen), um Frieden und Sicherheit zu wahren – basierend, wie es auch in der Abschlusserklärung von Kasan erneut heißt, auf den Werten von Solidarität, wechselseitigem Respekt, Gerechtigkeit und Gleichheit.
 
        BRICS ist als informelle Institution kein klassischer sicherheitspolitischer Akteur, wie es etwa das Verteidigungsbündnis NATO ist; durch die Mitgliedschaften Chinas, Russlands, Indiens, aber auch Irans haben die Aktivitäten der BRICS aber sowohl auf der globalen Bühne als auch in den jeweiligen regionalen Nachbarschaften ihrer Mitglieder sicherheitspolitische Implikationen. Gleichzeitig gibt es auf unterschiedlichen Ebenen Bemühungen um konkrete Kooperationen im Bereich Sicherheit, zum Beispiel Arbeitsgruppenformate und Absichtserklärungen in den Bereichen Cybersicherheit und Terrorismusbekämpfung. 04  Diese gemeinsamen Aktivitäten werden ergänzt durch den kollektiven Einfluss der BRICS auf Krisen und Konflikte in der Welt, beispielsweise durch überschneidende Mitgliedschaften in unterschiedlichen Formaten, koordiniertes Abstimmungsverhalten in globalen und regionalen Sicherheitsinstitutionen oder abgestimmte Reaktionen auf sicherheitspolitisch relevante Ereignisse wie zum Beispiel den Gazakrieg. So agieren die BRICS potenziell ähnlich zu den G7, allerdings führten die BRICS-Debatten bisher nicht zu einer gemeinsamen Strategie der Konflikt- und Krisenbewältigung. Die Aufnahme weiterer Staaten des Globalen Südens im Januar 2024 ist aber ein Signal für die globalen Ambitionen der Gruppe. Russland hat zudem recht erfolgreich die wachsende kollektive wirtschaftliche und geopolitische Macht der BRICS-plus-Länder genutzt, um die Auswirkungen westlicher Isolationsversuche abzuschwächen und den eigenen globalen Status zu stärken.
 
        Ohne Zweifel haben zumindest einige der Mitgliedstaaten maßgebliche sicherheitspolitische „Agency“, also den Willen und die Möglichkeiten, als sicherheitspolitische Akteure in Erscheinung zu treten. Ob das auch für die BRICS als Kollektiv zutrifft, ist Thema der folgenden Ausführungen. Insgesamt sind die Erwartungen an die BRICS dabei eher gering, doch das könnte sich in Zukunft ändern, gerade mit Blick auf den Globalen Süden. Mit ihrem Fokus auf Nichteinmischung und territoriale Integrität, der Ablehnung von Sanktionen und der Abwesenheit einer Kolonisierungsgeschichte verkörpern die BRICS ein effektives Gegennarrativ zur sicherheitspolitischen Positionierung des „Westens“ – zumal es derzeit nicht zu gelingen scheint, die traditionellen, oft vom Westen dominierten internationalen Institutionen zu reformieren. Argumente, dass nicht nur Russland, sondern auch der Westen durch militärische Interventionen ein Risiko für die internationale Stabilität darstelle, sind ein Standardnarrativ der BRICS.
 
        Sollten wir den BRICS-Verbund also heute – oder zumindest perspektivisch – als sicherheitspolitischen Akteur begreifen? Und welche Konsequenzen und Implikationen hätten solche sicherheitspolitischen Ambitionen für den Rest der Welt, insbesondere für Deutschland und die EU?
 
        INTERNATIONALE SICHERHEITSPOLITIK
 
        Im Folgenden werden die BRICS als Institution und kollektiver Akteur betrachtet. Während die sicherheitspolitische „Agency“ von China, Indien oder Russland offenkundig ist, ist die Betrachtung der Institution BRICS als Akteur mit eigenständiger Handlungskapazität nicht selbstverständlich, denn für gewöhnlich verstehen wir einen „sicherheitspolitischen Akteur“ als eine Einheit, einen Staat oder eine Institution mit der Kapazität zur eigenständigen Bereitstellung von Sicherheit. Dies ist bei BRICS – und insbesondere bei den erweiterten BRICS plus – fraglich.
 
        Auf der institutionellen Ebene haben Sicherheitsfragen seit dem BRICS-Gipfel 2012 in Delhi, der unter dem Motto „Globale Stabilität, Sicherheit und Wohlstand“ stand, eine zunehmend zentrale Rolle eingenommen. Die Gipfelerklärungen haben sich im Umfang und inhaltlichen Tiefgang erweitert und umfassen mittlerweile oft eigene Kapitel zum Thema Sicherheit, mit Referenzen zu aktuellen globalen Krisen und unabhängig vom jeweils jährlich wechselnden Gipfelmotto. Diese Erklärungen haben aber zumeist wenig politikpraktische Konsequenzen.
 
        Einer der wenigen institutionellen Mechanismen der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit der BRICS ist das seit 2009 regelmäßig stattfindende Treffen der „National Security Advisors“ (NSA), auf dem Informationen zu Themen wie Cybersicherheit ausgetauscht werden. 05  Des Weiteren kam 2015 zum ersten Mal die BRICS-Arbeitsgruppe zur Sicherheit im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) zusammen, in der Fragen des Informationsaustauschs, Best-Practice-Beispiele bei der sicheren Nutzung von IKT und gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprojekte diskutiert werden. Inwieweit aus diesem Austausch konkrete Projekte entstehen, ist aus offiziellen Quellen allerdings kaum zu erfahren. Seit 2016 gibt es außerdem die BRICS-Arbeitsgruppe zur Terrorismusbekämpfung, um beispielsweise den Austausch von Geheimdienstinformationen zu verbessern. Ein greifbares Ergebnis der Beratungen der Gruppe war die „BRICS-Strategie zur Terrorismusbekämpfung“, die beim 12. BRICS-Gipfel 2020 angenommen wurde. Offiziell zielt die Strategie darauf, die Zusammenarbeit der BRICS-Staaten im Bereich der Terrorismusbekämpfung sowie der internationalen Friedens- und Sicherheitsförderung zu stärken und Beiträge zu den globalen Bemühungen zur Bekämpfung des gewalttätigen Terrorismus zu leisten. 06  Vergessen werden sollte dabei allerdings nicht, dass „Terrorismus“ in den zum Teil autoritär regierten BRICS-Staaten anders als in liberalen Demokratien – und häufig aus Sicht der je eigenen nationalen Interessen – definiert wird.
 
        Die Wirksamkeit von Institutionen in unterschiedlichen Politikfeldern ist nicht zwangsläufig vom Grad ihrer Formalisierung oder Institutionalisierung abhängig. Die BRICS-Staaten bemühen sich, durch gemeinsame Abstimmungen und Erklärungen zu internationalen und regionalen Konflikten zumindest einen gemeinsamen Nenner ihrer jeweiligen Positionen zu finden, wie zuletzt im Falle des Gazakriegs. Ihre gemeinsame Haltung zu globalen Krisen steht im Zeichen grundlegender Werte der Zusammenarbeit, insbesondere des starken Souveränitätsgedankens und des Schwerpunkts auf territorialer Integrität und Nichteinmischung. Ein anschauliches Beispiel für die sicherheitspolitische Einflussnahme der BRICS-Staaten zeigte sich in Syrien: 2013 und 2014 forderten die BRICS einen Konfliktlösungsprozess unter syrischer Führung und betonten dabei die Bedeutung der Achtung der syrischen Souveränität und territorialen Integrität. Dabei verhinderten die BRICS-Mitglieder Russland und China den vom Westen geforderten Rücktritt des syrischen Präsidenten Baschar al-Assad – unter anderem durch Vetos im UN-Sicherheitsrat und durch Russlands aktives militärisches Eingreifen. Diese Haltung wurde von den übrigen BRICS-Staaten nicht kritisiert; vielmehr sprach man sich deutlich gegen ein weiteres „Libyen-Szenario“ aus, also einen erzwungenen Regimewechsel durch Intervention und die Unterstützung von Aufständischen. Die Forderung nach einem innersyrischen Friedensprozess stärkte Assads Position und widersprach westlichen Vorstellungen; letztlich konnte sich Assad mit russischer Militärhilfe an der Macht halten.
 
        Ein ähnliches Muster zeigt sich bei der Positionierung der BRICS-Staaten – sowohl kollektiv als auch einzeln – zur russischen Invasion in die Ukraine 2014 und 2022. Die als Ausdruck der „Neutralität“ postulierte Haltung zum russischen Einmarsch lässt sich insofern rationalisieren, als Konflikte einzelner Mitglieder so als interne Angelegenheiten und hier vorrangig als Ausdruck russischer Sicherheitsinteressen betrachtet werden können. Aber auch Untätigkeit stellt eine sicherheitspolitische Handlung dar, die im Fall der Ukraine erhebliche Wirkung entfaltet.
 
        Die BRICS lassen sich also als eine informelle, konsensbasierte Gruppe ohne formelle Organisationsstruktur verstehen, die den Fokus klar auf nationale Souveränität und den Schutz vor externer Einmischung legt. Regionale Konflikte wie der Bürgerkrieg in Syrien, die Krim-Annexion 2014 oder Russlands Einmarsch in die Ukraine 2022 werden daher als interne Angelegenheiten betrachtet. Der BRICS-Verbund lehnt interventionistische Ansätze ab und macht diese Haltung sogar zu einem Kriterium für neue Mitglieder: Staaten, die sich ihm anschließen wollen, müssen sich zu den Grundsätzen von Unabhängigkeit, Souveränität und Nichteinmischung bekennen – und damit einem westlich geprägten, interventionistischen Ansatz zur Lösung globaler Konflikte kritisch gegenüberstehen. 07  
 
        KOORDINIERUNG IN REGIONALEN UND GLOBALEN INSTITUTIONEN
 
        Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit der BRICS in regionalen und internationalen Institutionen umfasst mehrere Dimensionen. Zum einen engagieren sich die BRICS-Staaten für Reformen globaler Sicherheitsinstitutionen, insbesondere des UN-Sicherheitsrats. Zum anderen zielt ihre Kooperation auf die Abstimmungskoordination und die Entwicklung gemeinsamer Positionen. Der direkte Einfluss im UN-Sicherheitsrat ist derzeit auf zwei BRICS-Mitglieder – Russland und China – beschränkt; durch ihr Vetorecht besitzen beide eine exklusive und einflussreiche Position in der globalen Sicherheitsarchitektur. Diese Stellung verteidigen sie nachdrücklich, selbst wenn dies zulasten potenzieller neuer Kandidaten aus dem Kreis der BRICS geht, die in einem reformierten Sicherheitsrat vertreten sein könnten.
 
        Bei Abstimmungen in multilateralen Organisationen wie den Vereinten Nationen treten die BRICS häufig nicht als geschlossene Gruppe auf. 08  Analysen des Abstimmungsverhaltens in der UN-Generalversammlung und im Sicherheitsrat bis 2020 zeigen – mit wenigen Ausnahmen – eine nur geringe Kohäsion unter den BRICS-Mitgliedern. 09  Dennoch führt ihre Haltung bei Einzelabstimmungen vor allem in jüngster Zeit immer wieder zu Blockaden von Prozessen und Ergebnissen, die im Sinne der USA und der EU gewesen wären. Eine einheitliche Strategie lässt sich gleichwohl nicht erkennen.
 
        Beispielhaft für das Abstimmungsverhalten der BRICS-Staaten sind die Resolutionen zu den Kriegen in der Ukraine und in Gaza. Während sich die Mehrheit der BRICS-Staaten bei der UN-Abstimmung zur Verurteilung des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 2022 enthielt, unterstützte Brasilien die Resolution und handelte so in Einklang mit den meisten übrigen UN-Mitgliedern. 10  Ähnlich war es bei der Resolution A/ES-11/L.7 im Februar 2023, die einen sofortigen und bedingungslosen Rückzug aller russischen Truppen aus der Ukraine forderte: China, Indien und Südafrika enthielten sich, Brasilien stimmte zu, Russland lehnte die Resolution naheliegenderweise ab. 11  Auch bei der Verabschiedung der Resolution 2735 zur Forderung eines Waffenstillstands im Israel-Palästina-Konflikt 2024 gab es keine kohärente Haltung unter den BRICS-Staaten: China stimmte für die Resolution, während Russland sich enthielt und Bedenken hinsichtlich der unklaren Position Israels zum Waffenstillstand und mangelnder Details zur Umsetzung der Vereinbarung äußerte. 12  
 
        Ansätze eines gemeinsamen Abstimmungsverhaltens der BRICS-Staaten zeigen sich vor allem dort, wo sie die Prinzipien nationaler Souveränität oder territorialer Integrität angegriffen sehen. Dies gilt etwa für Resolutionen, die Sanktionen betreffen oder sich auf Länder wie den Iran und Syrien beziehen. Auch bei der Verurteilung Israels herrscht weitgehend Einigkeit, unabhängig von der jeweiligen Institution oder Resolution. In der Kasan-Erklärung etwa wird die Klage Südafrikas gegen Israel vor dem Internationalen Gerichtshof hervorgehoben. Und während sich Indien und Äthiopien 2024 bei der UN-Resolution für einen humanitären Waffenstillstand in Gaza enthielten, stimmten die übrigen BRICS-Mitglieder zu – und zeigten damit in dieser Frage größere Einigkeit als die Europäische Union. 13  
 
        Einzelne BRICS-Mitglieder engagieren sich auch in anderen sicherheitspolitisch relevanten Institutionen, darunter die Shanghai Cooperation Organization (SCO, mit China, Russland, Indien, Iran), der Quadrilateral Security Dialogue (QUAD, mit Indien) und die G20 (mit Russland, Südafrika, Indien, China, Brasilien). Viele dieser Organisationen haben jedoch begrenzte Kompetenzen oder wenig Einfluss auf die globale Sicherheitsordnung. Die Agenda der SCO umfasst allerdings auch traditionelle Sicherheitsfragen wie Terrorismusbekämpfung, den Kampf gegen Drogen- und Waffenhandel sowie die Kooperation sicherheitspolitischer Institutionen. Wie bei BRICS selbst dominieren Russland und China auch diese Institution.
 
        Andererseits ist Indien auch in der sicherheitspolitisch relevanten QUAD-Allianz aktiv, und zwar zusammen mit den USA, Japan und Australien. QUAD hat das Ziel, einen freien und offenen Indopazifik zu fördern, und legt dabei den Fokus auf Sicherheit, Stabilität und wirtschaftliche Zusammenarbeit. Zudem gewinnt die Kooperation der Partner in den Bereichen Klimawandel und Gesundheit an Bedeutung. QUAD wird oft als Reaktion auf Chinas wachsenden Einfluss in der Region gesehen, eine Interpretation, die auch China teilt. Gemeinsame Militärübungen und die Betonung demokratischer Werte, der Rechtsstaatlichkeit und des Völkerrechts unterstreichen diese Ausrichtung. Indiens paralleles Engagement in QUAD und BRICS verdeutlicht seine strategische Autonomie und eigenständige Position im Indopazifik. Die BRICS-Mitglieder sind also vielfältig in sicherheitspolitischen Institutionen tätig, wenn auch mit teilweise unterschiedlichen Zielsetzungen. Diese Vielschichtigkeit stellt eine Stärke des Verbunds dar, weil durch die Zusammenarbeit zwischen den großen Machtzentren der Welt ein Dialog über mögliche globale Gräben hinweg möglich wird.
 
        Ähnlich wird die Möglichkeit zur Überwindung bilateraler Gräben innerhalb der BRICS selbst gesehen. BRICS dient als Plattform zur Stärkung bilateraler Beziehungen, zum Beispiel zwischen Indien und China. Seit Jahren bestehen Spannungen zwischen den beiden asiatischen Großmächten, etwa über Grenzfragen im Himalaya. 14  Indien betrachtet China als zentrales Sicherheitsrisiko und teilt hier die Einschätzung vieler westlicher Staaten. Zugleich schließt der BRICS-Verbund bilaterale Konflikte bewusst aus seiner Agenda aus, sodass sich die Gruppe zu Spannungen wie in Kaschmir, im Südchinesischen Meer oder eben an der Grenze zwischen Indien und China weder äußern kann noch will. Gerade diese Politik der Ausklammerung ermöglicht eine Zusammenarbeit trotz bestehender Gegensätze und gibt den BRICS-Mitgliedern einen gewissen Freiraum. Auf diese Weise können auch Indien und China trotz der andauernden militärischen Spannungen im Himalaya in anderen Bereichen wie der Klima- und Infrastrukturpolitik und im Rahmen der New Development Bank kooperieren. Solange ein BRICS-Mitglied die Interessen eines anderen nicht verletzt, werden wesentliche nationale Interessen stillschweigend akzeptiert. 15  
 
        Dieser Ansatz trägt dazu bei, die Einheit der BRICS-Gruppe sowohl nach innen als auch nach außen zu bewahren, die Kernprinzipien der Nichteinmischung zu stärken und die Zusammenarbeit in anderen Bereichen – wie dem Ausbau des Inner-BRICS-Handels oder der angestrebten „De-Dollarisierung“ – zu fördern. Einerseits lässt sich daraus der Schluss ziehen, dass BRICS weder eine sicherheitspolitische Einheit noch eine Allianz anstrebt. Andererseits fehlt es BRICS aber auch schlicht – mit Ausnahme von China und möglicherweise Russland – an militärischer Stärke und politischem Willen, um als sicherheitspolitischer Block gegen westliche Mächte aufzutreten. Die Heterogenität der Mitgliedstaaten hinsichtlich ihrer politischen Systeme, regionalen Ambitionen und Wirtschaftspolitiken erschwert eine tiefere Kooperation auch in sicherheitspolitischen Fragen. China und Indien bleiben Rivalen, und die Aufnahme neuer Mitglieder bringt zusätzliche bilaterale Konflikte mit sich, etwa zwischen Iran und Saudi-Arabien oder Ägypten und Äthiopien. Diese internen Spannungen machen es ganz prinzipiell für BRICS schwierig, sich auf eine einheitliche sicherheitspolitische Agenda zu verständigen.
 
        IMPLIKATIONEN FÜR DIE DEUTSCHE AUẞENPOLITIK
 
        BRICS ist keine internationale Organisation und verfügt daher nur über eine begrenzte kollektive „Agency“ – und über keinen eigenen institutionellen politischen Willen. Die Aktivitäten der BRICS spiegeln vielmehr die Summe einzelner, aber geteilter nationaler Interessen wider, bei denen formelle Entscheidungsprozesse nicht erforderlich sind. 16  Dieser flexible Ansatz ist ein Vorteil für den BRICS-Verbund, da gemeinsame Positionen nur dann formuliert werden, wenn ausreichende Übereinstimmungen bestehen. Anders ausgedrückt: „These states have also found a way to disagree on some key issues (…) without torpedoing the entire enterprise.“ 17  
 
        Durch die Erweiterung 2024 ist BRICS noch einmal vielfältiger geworden und umfasst nun eine noch heterogenere Gruppe von Ländern, von denen einige langjährige bilaterale Konflikte miteinander haben. Was jedoch häufig von westlichen Beobachtern übersehen wird, ist, dass die gleichzeitige Präsenz von Konflikten und Zusammenarbeit nicht zwangsläufig eine Herausforderung für das Funktionieren der Gruppe als informelle Institution bedeutet. Vielmehr nähern sich alle Mitglieder pragmatisch oder transaktional der Gruppe: Bei potenziell strittigen Themen – wie dem Krieg in der Ukraine oder den Beziehungen zu den USA – ist es unwahrscheinlich, dass BRICS zu gemeinsamen, effektiven Beschlüssen kommt. Das ist aber auch gar nicht das Hauptanliegen der Gruppe und hindert sie deshalb nicht daran, erfolgreich ihre Kernprinzipien Souveränität, territoriale Integrität und Nichteinmischung zu vertreten. Der Fokus liegt auf den gemeinsamen Nennern, nicht auf den Konflikten.
 
        Um das Bild nicht zu rosig zu zeichnen: Es darf dabei nicht übersehen werden, dass interne Spannungen innerhalb der BRICS häufig Fortschritte in zentralen sicherheitspolitischen Fragen, wie etwa bezüglich der Reform des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, behindern. Russland zeigte beim „Summit of the Future“ im September 2024 in New York wenig Enthusiasmus für eine Reform, da es eine Verwässerung seines Einflusses befürchtet. China lehnt insbesondere Indiens Bewerbung um einen ständigen Sitz ab. Auch zwischen den afrikanischen BRICS-Mitgliedern bestehen weiterhin lähmende Meinungsverschiedenheiten, insbesondere, weil sowohl Ägypten als auch Äthiopien Südafrikas Anspruch auf einen permanenten Sitz skeptisch sehen.
 
        Divergierende Interessen verhindern auch ein ernsthaftes Engagement bei Vermittlungsversuchen im Nahen Osten. Zwar haben die BRICS mehrere gemeinsame Erklärungen abgegeben, insbesondere zur Unterstützung der Palästinenser und einer Zweistaatenlösung, doch konkrete Maßnahmen blieben bislang aus. Dies liegt unter anderem an der sunnitisch-schiitischen Spaltung, die auch innerhalb der BRICS zum Tragen kommt: China und Russland halten ihre jeweiligen strategischen Loyalitäten zu verschiedenen Akteuren im Nahen Osten aufrecht, was trotz ehrgeiziger Rhetorik tief verwurzelte Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Gruppe verstärkt. Ein gemeinsames strategisches Engagement mit konkreten Ergebnissen bleibt daher unrealistisch.
 
        Doch wie gesagt: Das ist auch nicht der primäre Zweck der BRICS. Die Gruppe sollte vielmehr als eine strategische Partnerschaft verstanden werden, deren Stärke nicht auf der Homogenität der Akteure und ihrer Interessen beruht, sondern auf der Fähigkeit, sich auf gemeinsame Ziele zu konzentrieren. Wie sich BRICS gegenüber neuen Sicherheitsbedrohungen positioniert, hängt letztlich von den Abwägungen der einzelnen Mitglieder ab. Zugleich sollte die Bedeutung der BRICS trotz dieser Heterogenität nicht unterschätzt werden: Während interne Spannungen fortbestehen oder sich sogar verstärken könnten, gewinnt die Gruppe – sowohl symbolisch als auch diskursiv – an Einfluss und könnte für viele Länder des Globalen Südens zu einem wichtigen Gravitationszentrum werden, insbesondere angesichts der wachsenden Unzufriedenheit mit den immer noch vom Westen dominierten internationalen Institutionen. Die Herausforderung für Deutschland und seine Verbündeten besteht darin, die sich verändernde geopolitische Landschaft zu erkennen und attraktive Alternativen zu bieten – zumal viele demokratisch geführte BRICS-Mitglieder betonen, dass es sich bei diesem Verbund nicht um eine anti-westliche Gruppierung handele. Die klare Alternative zu westlichen Kooperations- und Ordnungsansätzen macht die BRICS-Gruppe aber sowohl für den Globalen Süden als auch darüber hinaus attraktiv, etwa für NATO-Partner wie die Türkei.
 
        Die deutsche Außenpolitik sollte daher nicht verlangen, dass der Globale Süden sich für eine der Seiten entscheidet, oder gar Staaten wegen einer (zukünftigen) BRICS-Mitgliedschaft oder -Partnerschaft aus bestehenden Dialogformaten ausschließen. Stattdessen sollte der Fokus darauf liegen, mit den demokratischen Partnern innerhalb der BRICS und darüber hinaus im Globalen Süden auf Augenhöhe zusammenzuarbeiten, um Kooperationen in Bereichen zu fördern, in denen starke gemeinsame Interessen bestehen. Dazu gehören nicht nur die Einladung zu Treffen der G7 und G20, sondern auch glaubwürdige Bemühungen, die bestehenden internationalen Institutionen zu reformieren und bislang marginalisierte Akteure aktiv zu integrieren. Ein gutes Beispiel hierfür ist die Aufnahme der Afrikanischen Union in die G20, die aber vor allem von Indien vorangetrieben wurde. Zum Beispiel im Bereich der Terrorismusbekämpfung haben viele afrikanische Staaten sowohl großen Bedarf als auch Interesse an Verteidigungskooperationen. Hier könnten Angebote unterbreitet werden, die attraktiver sind als eine Zusammenarbeit mit den autoritären Staaten Russland oder China.
 
        Deutschland und andere westliche Akteure sollten grundsätzlich davon absehen, Druck auszuüben oder Schuldzuweisungen auszusprechen, indem sie die BRICS-Mitgliedschaft als inhärent anti-westlich auslegen und den Ländern des Globalen Südens den Weg versperren, gleichzeitig gute Beziehungen zu „beiden Seiten“ zu pflegen. In der heutigen globalen Ordnung ist diese Haltung in vielen Politikfeldern, insbesondere aber in der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit, nicht mehr tragfähig. Stattdessen sollten die Bedenken der BRICS-Mitglieder und anderer Staaten in Bezug auf externe Interventionen, ihr Wunsch nach institutionellen Reformen und ihre Sorgen vor den sekundären Auswirkungen von Sanktionen ernst genommen werden. In gewisser Weise könnte der Westen, besonders in Fragen von Frieden und Konflikt, von der Gleichzeitigkeit der Kooperation und des Konflikts lernen, wie sie beispielsweise die chinesisch-indischen Beziehungen innerhalb der BRICS prägt. Dies könnte dazu beitragen, den häufig paternalistisch wirkenden westlichen Ansatz in Fragen der globalen Sicherheit und Stabilität zu überdenken, ohne dabei die eigenen Interessen und Werte zu verleugnen.
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        STIMME DES SÜDENS?
 
        BRICS bei den Vereinten Nationen
 
         Sebastian Haug 
 
        Die BRICS sind seit ihrer formellen Gründung im Jahr 2009 zu einem zentralen Akronym in weltpolitischen Debatten geworden. Die ursprünglichen Mitglieder der Staatengruppe – neben Brasilien, Russland, Indien und China seit 2010 auch Südafrika – stehen für Verschiebungen in der globalen politisch-ökonomischen Gemengelage. 01  Die BRICS-Staaten selbst sowie unterschiedliche Beobachter*innen haben dabei immer wieder darauf hingewiesen, dass die Gruppierung die „Stimme des Südens“ in der Welt stärke oder diese sogar verkörpere: 02  Durch das gemeinsame Auftreten großer Volkswirtschaften jenseits der Vereinigten Staaten von Amerika, der Europäischen Union und ihrer Verbündeten sollen all jene Länder, die lange an die Peripherie globaler Ordnung verbannt waren, stärker gehört und miteingebunden werden.
 
        Ein zentrales Forum für den Anspruch, den Globalen Süden zu vertreten, sind die Vereinten Nationen (VN) – als zwischenstaatliche Weltorganisation mit universalem Anspruch. Alle BRICS-Länder sind VN-Mitgliedstaaten. Auch bei den Mitgliedschaftskriterien, welche die BRICS für die potenzielle Erweiterung ihrer eigenen Gruppierung definiert haben, spielen die Vereinten Nationen eine wichtige Rolle: Als Teil der Grundprinzipien verpflichten sich Neumitglieder, nicht nur die VN-Charta als Grundlage der internationalen Ordnung anzuerkennen, sondern auch gemeinsame Bemühungen zu VN-Reformen zu unterstützen. 03  Für die aktuelle Erweiterungsrunde etwa – bei der sich Ägypten, Äthiopien, der Iran und die Vereinigten Arabischen Emirate Anfang 2024 den BRICS angeschlossen haben – waren diese Kriterien offiziell leitgebend. Als minilaterale Gruppierung verorten sich die BRICS damit in einem breiteren multilateralen Rahmen, der für ihr Selbstverständnis und als Wirkungsraum von zentraler Bedeutung ist.
 
        Welche Rolle aber spielen die BRICS als Gruppierung bisher bei den Vereinten Nationen? Im Folgenden werden die Positionen der fünf ursprünglichen BRICS-Staaten in den drei zentralen VN-Arbeitsgebieten Entwicklung, Sicherheit und Menschenrechte näher analysiert. Im Zentrum des Interesses steht, ob die BRICS bei den Vereinten Nationen mit einer Stimme sprechen und inwiefern sie mit anderen Staaten des Südens an einem Strang ziehen. Insgesamt zeigt sich, dass die BRICS in VN-Prozessen bisher sehr heterogen aufgestellt sind. Eine gemeinsame Position ist in zentralen multilateralen Arbeitsgebieten, besonders bei Sicherheits- und Menschenrechtsfragen, nicht erkennbar. Dem teilweise selbst formulierten und von außen angetragenen Anspruch, als Stimme des Südens zu fungieren, wird die BRICS-Gruppe insofern nicht gerecht. Allerdings bietet sie – besonders durch die jüngste Erweiterungsrunde – China und Russland eine Möglichkeit, den postulierten Fokus auf die Belange des Südens stärker mit einer explizit antiwestlichen Agenda zu verknüpfen.
 
        ENTWICKLUNG
 
        Entwicklungsfragen spielen eine zentrale Rolle für jene Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die sich mit der Selbstbeschreibung „Entwicklungsländer“ in der Gruppe der 77 (G77) zusammengeschlossen haben. Als Teil der G77 – die momentan 134 Mitglieder zählt – ziehen Brasilien, China, Indien und Südafrika traditionell an einem Strang, wenn es um entwicklungspolitische Fragen geht. In der VN-Generalversammlung votieren sie regelmäßig für eine fairere globale Wirtschaftsordnung und die Aufstockung westlicher Gelder für globale Entwicklungsprozesse. 04  Mit dem wirtschaftlichen Aufstieg Chinas hat sich allerdings die multilaterale Position der Volksrepublik verändert. 05  Als zweitgrößtem Beitragszahler für das reguläre VN-Budget kommt China inzwischen eine Rolle zu, die sich in manchen Fragen jener westlicher Geberstaaten annähert. So pocht China beispielsweise mittlerweile stärker auf die effiziente Verwendung von VN-Ressourcen. 06  Auch hat China, anders als die meisten Entwicklungsländer, eine differenziertere Position zu Schuldenerlassforderungen, da die Volksrepublik inzwischen selbst zu einem zentralen globalen Kreditgeber geworden ist. 07  Außerdem verfolgt Peking als aufstrebende Großmacht eine eigene strategische Agenda: Durch Initiativen wie die Belt and Road Initiative und die Global Development Initiative formuliert die Volksrepublik einen globalen Führungsanspruch, der Chinas duale Position – Großmacht und Entwicklungsland – als Alleinstellungsmerkmal nutzt. 08  
 
        Indien, Brasilien und Südafrika stehen als Staaten mit vor allem regionalem Einfluss auf einer anderen Stufe in der internationalen Rangordnung. Im Selbstverständnis Demokratien, die sich damit vom chinesischen Einparteiensystem unterscheiden, hatten sich die drei Länder bereits in den 2000er Jahren unter dem Akronym IBSA zusammengeschlossen und damit begonnen, durch einen VN-Fonds gemeinsam Entwicklungsprozesse in anderen Ländern des Südens zu unterstützen. 09  Durch Machtwechsel und Eigendynamiken in den drei Staaten ist die gemeinsame IBSA-Agenda allerdings mit den Jahren weniger sichtbar geworden. Hinzu kommt, dass, auch wenn sich alle drei Länder aktiv in Süd-Süd-Kooperationsprozesse einbringen und eigene Entwicklungserfahrungen mit anderen G77-Staaten teilen, keines dabei mit Peking mithalten kann. Die Dominanz Chinas in Partnerländern sowie das Portfolio, das die Volksrepublik zusammen mit VN-Organisationen für Kooperationsprozesse bereitstellt, suchen ihresgleichen. 10  
 
        Eine weitere Herausforderung, der die Kohäsion der BRICS im VN-Entwicklungsbereich ausgesetzt ist, hängt mit jenem Mitgliedstaat der Gruppierung zusammen, der als einziger nicht Teil der G77 ist: Russland. In dem Ausschuss der Generalversammlung, der sich mit Entwicklungsangelegenheiten befasst, unterstützt Russland nicht per se die Agenda der G77, sondern fokussiert auf Themen, die aus russischer Perspektive besonders relevant sind. Die Verurteilung der (westlichen) Praxis, wirtschaftliche Sanktionen aufzusetzen, ist dabei ein zentrales russisches Anliegen. 11  Andere Aspekte, die traditionell im Zentrum südlicher Belange stehen – wie etwa der Ruf nach einer Aufstockung westlicher Entwicklungsgelder –, sind für Russland weniger bedeutsam. Insgesamt verkompliziert die Nord-Süd-Unterteilung, die für VN-Entwicklungsfragen nach wie vor zentral ist, die russische Position: Russland ist weder Teil des Nordens – für den die westlichen Geberländer stehen – noch Teil der G77 als Inbegriff des multilateralen Südens und spielt damit oft eine Außenseiterrolle.
 
        Insgesamt ergibt sich für die Rolle der BRICS im VN-Entwicklungsbereich so ein ambivalentes Bild. Einerseits besteht, aufbauend auf der gemeinsamen G77-Mitgliedschaft von Brasilien, China, Indien und Südafrika, ein sichtbares Potenzial für gemeinsames Agieren. Wie alle anderen VN-Mitgliedstaaten bekennen sich die BRICS zur Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und zu den VN-Nachhaltigkeitszielen. 12  Auch ist die Reform der internationalen Wirtschafts- und Finanzarchitektur seit Beginn ein Kernanliegen der BRICS, 13  was sich unter anderem an der Gründung der New Development Bank und den gemeinsamen Vorbereitungen einer „De-Dollarisierung“ globaler Finanzströme zeigt. 14  Andererseits aber spielen genau diese Themen im VN-Entwicklungssystem bisher keine wichtige Rolle. Zudem verkomplizieren Chinas Aufstieg zur Großmacht und seine Strategien globaler Einflussnahme, auch und besonders im Entwicklungsbereich, eine längerfristige enge Allianz. Dazu kommt Russlands Außenseiterposition, die die Heterogenität der BRICS in diesem für südliche Belange so wichtigen Politikfeld unterstreicht und dazu beiträgt, dass die Gruppierung bisher zu VN-Entwicklungsfragen keine starke gemeinsame Stimme gefunden hat.
 
        SICHERHEIT
 
        Jenseits von Entwicklungsthemen identifizieren die BRICS Sicherheit als zentrales Arbeitsfeld der Vereinten Nationen, in dem gemeinsame Reformbemühungen vonnöten sind. Die Reform des VN-Sicherheitsrats – des einzigen Gremiums, in dem einzelne VN-Mitgliedstaaten formal ein Vetorecht besitzen – wird in BRICS-Verlautbarungen dabei als zentrales Anliegen genannt. Entwicklungsländern soll im Sicherheitsrat ein stärkeres Gewicht zukommen. 15  Tatsächlich ist China, das gemeinsam mit Russland die beiden nicht-westlichen ständigen Vetositze im Sicherheitsrat hält, für viele ein Beispiel dafür, wie ein Entwicklungsland als sicherheitspolitische Großmacht agiert. Traditionell fokussieren die ständigen Mitglieder – neben China und Russland die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich – auf Verhandlungen und Entscheidungen im Sicherheitsrat, während Entwicklungsländer die Truppen stellen, die vor Ort die Mandate des Sicherheitsrats umsetzen sollen. China aber tut beides: Es ist (als Großmacht) nicht nur ständiges Mitglied im Sicherheitsrat, sondern stellt (wie viele andere G77-Staaten) auch Truppen, aktuell mehr als alle anderen ständigen Mitglieder zusammen. 16  
 
        Während China und Russland also unterschiedlich mit ihrer zentralen Rolle in der VN-Sicherheitsarchitektur umgehen, arbeiten sie in anderer Hinsicht eng zusammen, besonders in Abgrenzung zu den drei westlichen Vetomächten. Brasilien, Indien und Südafrika wiederum sind keine ständigen Mitglieder, haben kein Vetorecht und können nur für begrenzte Perioden in den Sicherheitsrat gewählt werden. Diese Heterogenität innerhalb der BRICS – die durch die jüngste Erweiterungsrunde noch verstärkt wird 17  – untergräbt den Kern einer gemeinsamen substanziellen Position zu Sicherheitsratsreformen. Offizielle BRICS-Verlautbarungen lassen wissen, dass die Gruppierung „die legitimen Bestrebungen von Schwellen- und Entwicklungsländern aus Afrika, Asien und Lateinamerika, darunter Brasilien, Indien und Südafrika, unterstützt, eine größere Rolle in internationalen Angelegenheiten zu spielen, insbesondere in den Vereinten Nationen, einschließlich ihres Sicherheitsrats“. 18  Was genau diese angemahnte größere Rolle bedeuten soll, bleibt allerdings unklar. Und das ist kein Zufall: Innerhalb der BRICS gibt es dazu keinen Konsens.
 
        Einerseits haben sich Brasilien und Indien mit Deutschland und Japan zusammengetan, um allen vier Staaten einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat zu ermöglichen. Andererseits machen es realpolitische Dynamiken geradezu unmöglich, dass die fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder einer Reform zustimmen, die neue Mitglieder mit Vetorecht etabliert. Tatsächlich liegt es auch und besonders an China und Russland, dass Brasilien, Indien und Südafrika wohl nie in das Herz des Sicherheitsrats aufrücken werden. Während sich die drei westlichen Vetomächte generell offen gegenüber der Idee zeigen, neue ständige Mitglieder aufzunehmen, sind Peking und Moskau explizit gegen eine solche Erweiterung. 19  Für Russland geht es dabei besonders um die Wahrung von internationalem Status im Kontext relativen Machtverfalls. Für China ist es unter anderem die regionale Rivalität mit Indien, die eine Veränderung des Status quo besonders unattraktiv erscheinen lässt. Tatsächlich sind die Spannungen zwischen China und Indien für BRICS-Positionen zu Sicherheitsfragen – und darüber hinaus – besonders brisant. 20  Von Scharmützeln an der chinesisch-indischen Grenze 21  bis hin zu regionalen Vormachtstellungsfragen, auch mit Bezug auf den Globalen Süden als Kontinente übergreifenden Raum, 22  hat die Liste der chinesisch-indischen Spannungen eine beachtliche Länge. Da Indien als inzwischen bevölkerungsreichstes Land der Erde bei einer grundlegenden Reform des Sicherheitsrats schwer zu übergehen wäre, ist es für Peking ausgemachte Sache, dass sich grundsätzlich nichts an der Zusammensetzung der Vetomächte ändern soll. 23  
 
        Aller allgemeinen Verlautbarungen zum Trotz gibt es für die BRICS also keine gemeinsame substanzielle Stoßrichtung, was die Reform des VN-Sicherheitsrats angeht. Zwischen China und Russland einerseits und Indien, Brasilien und Südafrika andererseits – von den G77 ganz zu schweigen – besteht auch keine kohärente Allianz zu globalen Sicherheitsfragen. 24  Partikularinteressen dominieren das Handeln der Mitglieder und unterminieren so das Potenzial der BRICS als starke Stimme im VN-Sicherheitsbereich.
 
        MENSCHENRECHTE
 
        Als drittes Kernarbeitsfeld der Vereinten Nationen spielen Menschenrechtsfragen eine zentrale normative Rolle für die Zusammenarbeit der 193 VN-Mitgliedstaaten. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 ist dabei Grundlage und Referenz, wobei im Laufe der Jahrzehnte andere Rahmenwerke und Instrumente hinzugekommen sind. Mit ihrem starken Fokus auf soziale und wirtschaftliche Rechte ist für viele Mitgliedstaaten der G77 das Recht auf Entwicklung besonders relevant, das 1986 von der Generalversammlung als Menschenrecht etabliert wurde. Zum Grundverständnis davon, was Menschenrechte sind und welche Rolle sie für multilaterale Zusammenarbeit spielen, gibt es in der großen Gruppe der Entwicklungsländer und auch bei den BRICS aber keinen Konsens. Wie viele lateinamerikanische Staaten unterstützt Brasilien traditionell eine dem Individuum verpflichtete Interpretation der Menschenrechte und ist damit westlichen Staaten recht nahe. Für Südafrika gilt im Großen und Ganzen das Gleiche. China dagegen vertritt eine Auffassung der Menschenrechte, die auf das nationalstaatliche Kollektiv fokussiert und Souveränität über globale Rahmenwerke stellt. 25  Außerhalb der G77 vertritt Russland eine ähnliche Position, die noch expliziter antiwestliche Züge trägt und von einigen der BRICS-Neuzugänge – vor allem Ägypten und dem Iran – geteilt wird. 26  
 
        Besonders deutlich wird die extreme Heterogenität der BRICS zu Menschenrechtsfragen im VN-Menschenrechtsrat. Die meisten Resolutionen in dem Gremium, dessen Mitgliedschaft regelmäßig von der VN-Generalversammlung gewählt wird, werden einstimmig angenommen. Die Themen, bei denen es zur formellen Abstimmung kommt, zeigen, welche Bruchlinien es im Rat gibt, auch und besonders innerhalb der BRICS. Russland ist das einzige der ursprünglichen BRICS-Mitglieder, das aktuell nicht im Menschenrechtsrat vertreten ist, da es im April 2022 wegen des Angriffs auf die Ukraine von der Generalversammlung aus dem Rat suspendiert wurde. 27  China war das einzige BRICS-Mitglied, das mit Russland gegen die Suspendierung votierte; die drei anderen enthielten sich. 28  Generell ergibt sich bei kontrovers diskutierten Resolutionen im Menschenrechtsrat ein ähnliches Muster, wobei Abstimmungen zu Änderungsanträgen, die von Russland als Nichtmitglied des Rats eingebracht werden, besonders aufschlussreich sind (Abbildung). Inhaltlich geht es dabei um Themen wie Kinderrechte, die Diskriminierung von Frauen und Mädchen oder die Rolle von Menschenrechten im Kontext von HIV/AIDS. China votiert generell mit Russland oder enthält sich. Südafrika und besonders Brasilien votieren gegen die von Russland eingebrachten Vorschläge und vertreten Positionen, die oft mit denen westlicher Staaten übereinstimmen. Indiens Abstimmungsverhalten wiederum ist ambivalenter und oszilliert zwischen Unterstützung und Ablehnung russischer Anträge.
 
         
           Abbildung: BRICS im Menschenrechtsrat – Abstimmungsverhalten zu russischen Anträgen
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            Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten des OHCHR Library Catalogue. 
 
        
 
        Insgesamt zeigt sich bei Menschenrechtsfragen ein stark divergierendes Abstimmungsverhalten innerhalb der BRICS. Während Russland als Antagonist zu westlichen Positionen auftritt, koordiniert sich China mit der sogenannten Like-Minded Group, in der sich vor allem autoritär regierte Staaten zusammengeschlossen haben, um gegen den Westen Stellung zu beziehen. Südafrika hingegen hält sich bei kontroversen Abstimmungen eher bei Brasilien. Hinzu kommt, dass China versucht, ein kollektives Verständnis des Rechts auf Entwicklung als Grundlage eines überarbeiteten Menschenrechtsverständnisses zu propagieren, 29  was grundlegenden Überzeugungen zur Rolle des Individuums in Brasilien und auch Südafrika zuwiderläuft. Die Gräben zwischen den Positionen einzelner BRICS-Staaten sind damit so groß, dass eine gemeinsame substanzielle Agenda zu Menschenrechtsfragen nicht zu erkennen ist.
 
        VOM SÜDEN ZUM ANTI-WESTEN?
 
        Auch wenn die BRICS-Staaten die allgemeine Vision eines pluralistischeren internationalen Systems teilen, fällt es ihnen in den drei zentralen Arbeitsfeldern der Vereinten Nationen schwer, als Gruppierung mit einer Stimme zu sprechen. 30  Bisher haben sie sich zwar gegenseitig bei VN-Abstimmungen unterstützt, soweit nationale Interessen dabei kein Hindernis waren. 31  Allerdings gibt es von diesen Hindernissen einige, wie die Debatten zu Entwicklungsressourcen, zur Reform des Sicherheitsrats und zum Grundverständnis von Menschenrechten zeigen. Das Spektrum an grundlegenden strategischen Positionen reicht dabei von Brasiliens und Südafrikas Fokus auf internationale Eigenständigkeit und besonders Indiens Strategie des „Multi-Alignment“ bis hin zu Chinas und vor allem Russlands explizit antiwestlichem Programm. 32  Diese oft grundsätzlich unterschiedlichen Ausrichtungen führen dazu, dass sich die BRICS-Staaten auch bei systemweiten VN-Reformprozessen auf unterschiedlichen Seiten wiederfinden können. Die Verhandlungen zum Zukunftspakt der Vereinten Nationen sind ein aktuelles Beispiel: Während die meisten G77-Staaten – unter anderem auch Brasilien, Indien und Südafrika – an einem pragmatischen Vorgehen interessiert waren, um vor allem sozioökonomische Herausforderungen im Globalen Süden anzugehen, wollte Russland einen Fokus auf westliche Sanktionen lenken. Ein russischer Versuch, gemeinsam mit dem Iran – einem der BRICS-Neuzugänge – und anderen Verbündeten den Text des Zukunftspakts anzupassen, um den Spielraum des VN-Systems zu begrenzen, wurde von afrikanischen und lateinamerikanischen Staaten gestoppt. 33  
 
        Spannungen und Brüche scheinen so nicht nur innerhalb der BRICS auf, sondern auch zwischen Russland und vielen Staaten, die sich dem Globalen Süden zugehörig fühlen. Für Brasilien, Indien und Südafrika macht das die BRICS-Mitgliedschaft nicht einfacher, weil Russland von vielen Entwicklungsländern immer wieder als Störenfried gesehen wird, für den südliche Belange nicht unmittelbar relevant sind. Russland selbst lanciert inzwischen den Begriff der „Global Majority“ als Rahmung für die eigene Rolle und auch die der BRICS. 34  In der von Moskau forcierten antiwestlichen Lesart wird daraus eine Kategorie, die – anders als der Globale Süden – problemlos Platz für Russland und den postsowjetischen Raum bietet. Dass die BRICS genauso wenig „die“ Stimme der Mehrheitswelt werden wie sie bisher „die“ Stimme des Südens gewesen sind, ist dabei nicht besonders relevant. Durch die jüngste Runde der BRICS-Erweiterung hat sich das Gleichgewicht innerhalb der Gruppierung Richtung Autokratien verschoben, was der Rückzug Argentiniens als Beitrittskandidat noch verstärkt hat. 35  
 
        Die Erweiterung ermöglicht es Russland – und in seinem rhetorischen Schatten auch China –, mit neu hinzugekommenen Verbündeten die BRICS stärker als antiwestliche Gruppierung auszurichten. Dass die autokratisch regierten Neuzugänge – wie etwa Äthiopien und Ägypten – nicht immer einer Meinung sind, was multilaterale Fragen angeht, 36  lässt vermuten, dass Uneinigkeit auch weiterhin die Rolle der BRICS bei den Vereinten Nationen prägen wird. Der Statur und Sichtbarkeit der Gruppierung im VN-Kontext wird dies wohl nicht zuträglich sein. Mehr noch als vor der Erweiterung scheint es unwahrscheinlich, dass die BRICS bei den Vereinten Nationen mit einer Stimme sprechen werden.
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        ZIEMLICH BESTE FEINDE
 
        China, Indien und Russland zwischen Rivalität und gemeinsamen Interessen
 
         Herbert Wulf 
 
        China, Russland und Indien sind im BRICS-Verbund die politischen, wirtschaftlichen und militärischen Schwergewichte, die sich durch ihre Mitgliedschaft nicht zuletzt gegenseitiger Kooperationsbereitschaft versichern. China ist die zweitgrößte Wirtschaftsmacht der Welt, mit großen geopolitischen Ambitionen. Indien, inzwischen das bevölkerungsreichste Land der Erde, hat in den vergangenen Jahren eine dynamische Entwicklung mit hohen Wirtschaftswachstumsraten erlebt und strebt ebenso danach, seinen weltpolitischen Einfluss zu erweitern. Russland wiederum, mit riesigen Energie- und Rohstoffreserven und großem militärischem Potenzial ausgestattet, ist trotz umfassender Sanktionen des Westens längst nicht so isoliert, wie es dort erhofft und intendiert worden war.
 
        Haben wir es hier also mit einer perfekten Konstellation für eine gemeinsame globale Politik zu tun? Wie arbeiten diese Großakteure zusammen, wo liegen Rivalitäten, wo gemeinsame Interessen? Trotz unterschiedlicher Kooperationen auf verschiedenen Gebieten handelt es sich bei dieser Gruppe nicht um ein trilaterales Bündnis innerhalb des BRICS-Verbundes. Vielmehr muss man die jeweiligen bilateralen Beziehungen der drei großen BRICS-Akteure aus der Nähe betrachten, um die Möglichkeiten gemeinsamen Handelns, aber auch die jeweiligen Konfliktlinien zu verstehen.
 
        ALTERNATIVE ZUR DERZEITIGEN WELTORDNUNG?
 
        Das zentrale Ziel von BRICS ist die Veränderung der regelbasierten liberalen Weltordnung, die nach wie vor stark westlich dominiert ist. BRICS will das internationale System, die internationalen Handels- und Finanzbeziehungen, aber auch das politische System, etwa die Vereinten Nationen und ihre Unterorganisationen, verändern.
 
        Wie prominent dieser Wunsch ist, verdeutlicht schon ein Blick auf die offizielle BRICS-Webseite, auf der die jeweiligen Regierungschefs mit kurzen Eingangsstatements zitiert werden. Der russische Präsident Wladimir Putin betont, dass BRICS „aktiv an der Gestaltung einer multipolaren Weltordnung und der Entwicklung moderner Modelle für die weltweiten Finanz- und Handelssysteme“ mitwirken wolle. 01  Von Chinas Präsident Xi Jinping heißt es: „Wir müssen (…) den Aufbau einer offenen Weltwirtschaft fördern und eine globale Entwicklungspartnerschaft aufbauen.“ 02  Indiens Premierminister Narendra Modi will ebenfalls die globalen Herausforderungen angehen und meint, Korrekturmaßnahmen müssten „mit der Reform der Institutionen der Global Governance beginnen“. 03  
 
        Interessanterweise haben die Sanktionen gegen Russland nach dessen Angriff auf die Ukraine das Verlangen nach einer anderen, kooperativeren Weltordnung verstärkt. Die Sanktionen hatten nicht-beabsichtigte Störungen des internationalen Handels zur Folge, die nicht nur Russland, sondern alle BRICS-Länder und auch andere Länder des Globalen Südens trafen. Deshalb fällt das Narrativ Putins von der Notwendigkeit einer „multipolaren Weltordnung“ durchaus auf fruchtbaren Boden: Bei vielen Ländern des Globalen Südens besteht die Furcht, in dem derzeit konfliktträchtigen internationalen Umfeld in die Konfrontation der Großmächte zu geraten. Einige BRICS-Länder – und auch die an BRICS Interessierten – interpretieren den Verbund als ein Gegenmodell zur Bipolarität. 04  Sie sind daran interessiert, die Konfrontation zwischen den Großmächten einzuhegen, um selbst stärker die globale Politik und deren Regeln mitbestimmen zu können.
 
        Der Wunsch nach mehr Gestaltungsmöglichkeiten hat mit dazu beigetragen, dass einige Länder des Globalen Südens dem Wunsch von NATO und EU zur klaren Positionierung gegen Russland nicht gefolgt sind – allen voran Indien, aber auch Länder wie die Türkei, Saudi-Arabien, Indonesien, Südafrika und Brasilien. Diese Länder werden wegen ihrer abwägenden, zurückhaltenden Position auch als „Swing States“ oder als „Fence Sitters“ bezeichnet. 05  Sie versuchen, gute Beziehungen zu den verschiedenen Lagern aufrechtzuerhalten. Aus Sicht des brasilianischen Politikwissenschaftlers Matias Spektor haben die „westlichen Länder (…) diese Begründung für Neutralität zu schnell abgetan und sie als implizite Verteidigung Russlands oder als Vorwand für die Normalisierung der Aggression angesehen“. 06  Der chinesische Finanzwissenschaftler Wang Wen konstatiert, dass die Umgestaltung der Weltordnung ein langwieriger Prozess sei, der zurzeit auf unterschiedlichen Ebenen stattfinde. „Im Bereich der Sicherheit sehen wir den Aufstieg der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ); politisch gibt es den BRICS-Kooperationsmechanismus; auf wirtschaftlicher Ebene nehmen Institutionen wie die Asiatische Infrastruktur-Investitionsbank Gestalt an.“ 07  
 
        ENTDOLLARISIERUNG
 
        Die BRICS-Länder streben an, mehr miteinander zu handeln und sich vom US-Dollar als Weltreservewährung zu lösen. Zunächst planten sie, eine eigene Währung zu schaffen, um den Einfluss der USA im globalen Handel zu verringern. „Entdollarisierung“ ist hier das Stichwort. Entscheidungen für eine gemeinsame BRICS-Währung scheiterten jedoch bislang, weil keine solide wirtschaftliche Basis dafür vorhanden war.
 
        Stattdessen haben die BRICS-Mitglieder, so der Analyst Jordan Finneseth, „ihre Aufmerksamkeit weg von einer gemeinsamen Währung und hin zu neuen grenzüberschreitenden Zahlungssystemen mit dem Ziel gerichtet, ein multipolares Finanzsystem zu schaffen. China hat diese Bemühungen angeführt, indem es die Entwicklung des Cross-Border Interbank Payment Systems (CIPS) – eines Renminbi-Abwicklungsmechanismus – beschleunigt hat.“ 08  Russland und Indien wollen ihre jeweiligen Zahlungssysteme MIR und Rupay hierin integrieren. Der russisch-chinesische Handel findet nur noch zu rund einem Viertel in Dollar oder Euro statt, der größere Teil inzwischen in Renminbi Yuan und Rubel. Noch vor fünf Jahren wurden etwa 85 Prozent von Russlands Exporten und zwei Drittel der Importe in US-Dollar abgewickelt. 09  Brasilien und China vereinbarten im März 2023 ebenfalls, den Handel in den jeweiligen Landeswährungen abzuwickeln, dem chinesischen Renminbi Yuan und dem brasilianischen Real.
 
        Reichen die Vorstellungen der BRICS für eine neu zu gestaltende Weltordnung aber aus, um über die Währungspolitik hinaus die Zukunft des Bündnisses zu bestimmen? Kann die Zusammenarbeit gar die Rivalitäten und Konflikte zwischen den „großen Drei“ verdrängen? Zur Beurteilung dieser Frage lohnt ein Blick über die hehren Absichtserklärungen hinaus auf die jeweiligen bilateralen Beziehungen.
 
        CHINA UND INDIEN: VON KOOPERATION UND KONFLIKT ZU KOLLISION?
 
        Die bilateralen Beziehungen zwischen Indien und China sind wohl die konfliktträchtigsten innerhalb des BRICS-Verbundes. Beide Länder sind Konkurrenten, gelegentlich auch Partner, aber sie bewegen sich zunehmend auf einem Kollisionskurs, der sich durch die globalen Ambitionen der Regierungen in Neu-Delhi und Beijing immer mehr beschleunigt. 10  Es geht um weltpolitischen Einfluss.
 
        Im Schatten des geopolitischen Großkonflikts zwischen den USA und China schaukelt sich ein bedeutsamer Konkurrenzkampf zwischen China und Indien auf. Die beiden bevölkerungsreichsten Länder der Erde, beide atomar bewaffnet, betrachten sich mehr und mehr als Rivalen, ihre Beziehungen sind von Konflikten, Konkurrenz und mangelnder Kooperation geprägt. Trotz jahrzehntelanger Bemühungen um eine verbindliche Lösung – und kürzlich verkündeter Fortschritte – bleiben vor allem die Grenzstreitigkeiten im Himalaya virulent. Auch wenn keine der beiden Regierungen deswegen einen Krieg vom Zaun brechen will – auch nur einen Quadratmeter Territorium aufzugeben, kommt für beide ebenfalls nicht infrage. 11  
 
        Die indo-chinesischen Beziehungen waren nicht immer so angespannt wie heute. Nach dem Ende der Kolonialzeit bemühten sich die neuen unabhängigen Länder um „brüderliche Beziehungen“. Aber schon 1962 lieferten sie sich einen erbitterten Krieg mit Gebietsverlusten Indiens, der bis heute nachwirkt. 12  
 
        Die konfliktreichen Beziehungen werden durch die chinesische Unterstützung Pakistans weiter verkompliziert. Pakistan betrachtet China als diplomatischen Beschützer und Gegengewicht zu Indien, in den indisch-pakistanischen Kriegen unterstützte China Pakistan diplomatisch und militärisch. China entwickelte sich zwischenzeitlich auch zum größten Waffenlieferanten Pakistans; fast drei Viertel aller gelieferten modernen Großwaffensysteme stammen aus China. 13  Vor über einem Jahrzehnt kündigte China zudem sein Projekt China-Pakistan Economic Corridor (CPEC) als Herzstück seiner globalen Neuen Seidenstraße an. Obwohl das Projekt als Wirtschaftskorridor bezeichnet wird, sind die strategischen Interessen Pekings offensichtlich. 14  Die Pipeline-, Straßen- und Eisenbahnverbindungen führen durch ein Gebiet, das zwischen Pakistan und Indien umstritten ist. Der Korridor endet im pakistanischen Hafen Gwadar und verschafft China unmittelbaren Zugang zum Indischen Ozean.
 
        Chinas Präsenz im Indischen Ozean wird in Indien mit Sorge beobachtet, denn China hat seine diplomatische, wirtschaftliche und militärische Partnerschaft zu den Anrainerstaaten in den vergangenen Jahren systematisch ausgebaut. Das Land, das selbst kein Anrainerstaat des Indischen Ozeans ist, ist nicht nur am Hafen in Pakistan beteiligt, sondern darüber hinaus an über einem Dutzend weiterer Häfen, die auch militärisch genutzt werden können (Abbildung 1). Seit Jahren warnen indische Marineexperten vor einer chinesischen „Perlenkette“ im Indischen Ozean. Sie fürchten eine gezielte strategische Einkreisung. 15  Umgekehrt ist Chinas Regierung wegen der zunehmenden Zusammenarbeit Indiens mit den USA besorgt. Das amerikanische Werben um Indiens Partnerschaft ist Teil der US-Strategie zur Herstellung eines Gegengewichts im Indopazifik.
 
         
           Abbildung 1: Hafenanlagen mit chinesischer Beteiligung im Indischen Ozean
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            Quelle : Herbert Wulf, Indo-Chinese Relations: On a Collision Course, Bonn International Centre for Conflict Studies, Bonn 2024. 
 
        
 
        Trotz dieser Konflikte treiben China und Indien regen Handel miteinander, doch gibt es einen deutlichen Handelsbilanzüberschuss zugunsten Chinas. Indien importiert fünfmal mehr Waren aus China als es dorthin exportiert. 16  Wie die USA und die EU versucht auch die indische Regierung, autarker zu werden, das Handelsdefizit gegenüber China zu verringern und die Risiken zu minimieren – bislang jedoch mit mäßigem Erfolg.
 
        Beide Regierungen verfolgen eine nationalistisch geprägte Politik, deren Außenpolitik eng mit Machtprojektionen verbunden ist: Beide investieren in erheblichem Umfang in militärische Kapazitäten (Tabelle). In der Rangliste der weltweiten Militärausgaben liegt China auf Platz zwei nach den USA, Indien auf Platz vier hinter Russland. China und Indien unterhalten zudem die größten Streitkräfte der Welt. Wenn sie ihre militärische Präsenz erhöhen, steigt damit auch die Gefahr einer ungewollten Kollision größeren Ausmaßes, die dann nicht nur auf die umstrittenen Gebiete im Himalaya beschränkt bleiben, sondern überregional ausgetragen werden könnte.
 
         
           Tabelle: Militärpotenziale Chinas und Indiens
 
                   
                	 
                	 
                  PERSONAL STREITKRÄFTE
  
                	 
                  ATOMSPRENGKÖPFE
  
                	 
                  MILITÄRAUSGABEN
  
  
                	 
                  China
  
                	 
                  2185000
  
                	 
                  500
  
                	 
                  296 Mrd. US-Dollar
  
  
                	 
                  Indien
  
                	 
                  1445000
  
                	 
                  172
  
                	 
                  84 Mrd. US-Dollar
  
  
          
 
            Quelle: Martin Armstrong, The Largest Militaries in the World, www.statista.com/chart/20403; Statista, Anzahl der nuklearen Sprengköpfe nach Atommächten weltweit 2024, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/36401; SIPRI Military Expenditure Database, https://milex.sipri.org/sipri. 
 
        
 
        China ist seit Langem politische Großmacht, ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrates, eine der fünf anerkannten Atommächte und dominierende Wirtschaftsmacht. Nun drängt auch Indien auf ein gleichberechtigtes Mitspracherecht in der Weltpolitik, was nicht auf Chinas Sympathie stößt. Indiens Ehrgeiz jedenfalls, ebenfalls ständiges Mitglied im UN-Sicherheitsrat zu werden, hat China bislang erfolgreich blockiert.
 
        RUSSLAND UND INDIEN: ZWEI NATIONEN, EINE FREUNDSCHAFT?
 
        Als Indiens Premierminister Narendra Modi im Juli 2024 Moskau besuchte, bezeichnete er Wladimir Putin als seinen „lieben Freund“, weil ihm drei Dinge in den indo-russischen Beziehungen wichtig sind: Indiens weltpolitische Rolle, die indische Konkurrenz mit China und die wirtschaftliche und militärische Partnerschaft mit Russland. Modi hob vor allem die „spezielle und strategische Partnerschaft“ zwischen Indien und Russland hervor, die „unserer Bevölkerung zugutekommen“ werde. 17  
 
        Trotz der enger geknüpften indisch-amerikanischen Beziehungen und obwohl Indien ein begehrter Partner auch der EU, Japans und Australiens ist, hat sich die indische Regierung keineswegs von Russland abgewendet; auch Russlands Krieg gegen die Ukraine hat das nicht verändert. Im Gegenteil: Modi würdigte in Moskau das bilaterale Verhältnis zu Russland, das auf „gegenseitigem Vertrauen und gegenseitigem Respekt“ basiere. 18  Er vermied es, die russische Aggression zu verurteilen und sprach stattdessen sehr allgemein von der Notwendigkeit, Frieden zu schaffen.
 
        Die guten Beziehungen Neu-Delhis zu Moskau reichen weit zurück bis in die Zeit des Kalten Krieges, während die Annäherung an die USA und deren Verbündete erst in den vergangenen beiden Jahrzehnten erfolgte. Obwohl es schon lange her ist, hat Indiens politische Führung bis heute nicht vergessen, dass die US-Regierung unter Richard Nixon 1971 im Unabhängigkeitskampf Bangladeschs auf der Seite Pakistans gegen Indien stand, während die damalige Sowjetunion Indien politisch und militärisch unterstützte. Seinerzeit schlossen Indien und die UdSSR einen 25-jährigen „Vertrag für Frieden, Freundschaft und Kooperation“, dessen Nachwirkungen noch heute zu besichtigen sind.
 
        Die indische Regierung knüpft mit ihrer Politik multipler Allianzen an das Konzept der Blockfreiheit an, das schon Indiens erster Premierminister Jawaharlal Nehru vor über sieben Jahrzehnten praktizierte. Heute spricht die indische Regierung nicht mehr von „Blockfreiheit“, aber der Besuch in Moskau war auch ein Signal an Xi Jinping, dass nicht nur China mit Russland eine „strategische Partnerschaft“ pflegt.
 
        Seit Jahrzehnten kooperiert Indiens Rüstungsindustrie mit Russland beziehungsweise früher mit der UdSSR. Rund 60 Prozent des Waffenbestandes der indischen Streitkräfte stammen aus dieser Kooperation. Die Streitkräfte sind noch immer von russischen Waffenlieferungen und Ersatzteilen abhängig, aber Indien ist bemüht, diese Abhängigkeit zu reduzieren. Seit der Öffnung zum Westen haben vor allem die USA durch die Lieferung moderner Rüstungstechnologie die Zusammenarbeit mit der indischen Rüstungsindustrie intensiviert. Kampfjets kommen aber auch aus Frankreich, Raketen und Elektronik aus Israel. Indien versucht also, seine Waffenquellen zu diversifizieren. Beim Besuch Modis 2024 in Moskau bekräftigten Russland und Indien zwar, auch weiterhin bei der Rüstung kooperieren zu wollen, doch wird die Zusammenarbeit mit westlichen Partnern für Indien immer bedeutsamer, weil die Streitkräfte die Abhängigkeit von russischen Waffen langfristig reduzieren wollen.
 
        Indiens Handelsbeziehungen mit Russland hingegen sind beträchtlich und seit Beginn des Ukrainekrieges deutlich gewachsen. Zwar ist der indische Export nach Russland kaum gestiegen, wohl aber Indiens Importe, die sich seit Beginn des Krieges versechsfacht haben. 19  Indien avancierte nach China zum zweitwichtigsten Abnehmer russischen Öls. Es wird in Indien verarbeitet und von dort exportiert, auch nach Europa. Indiens Import von verbilligtem russischem Erdöl hat insofern dazu beigetragen, Russlands Kriegskasse zu füllen.
 
        Der Kreml wiederum kann mit den Beziehungen zu Indien zeigen, dass er enge und starke Partnerschaften auch mit Ländern außerhalb des unmittelbaren Einzugsbereichs pflegt. Der Rolle des internationalen Parias, die ihm vom Westen zugedacht war, kann sich Putin so entziehen; eine internationale Isolation Russlands wird konterkariert.
 
        In Bezug auf den Globalen Süden versteht Indien sich als dessen Sprachrohr und hat seine Anliegen sowohl innerhalb der Gruppe der BRICS-Länder als auch während des G20-Gipfels im September 2023 in Neu-Delhi auf die Tagesordnung gesetzt. Hier verlaufen die Interessen Russlands, Indiens, aber auch Chinas und generell des Globalen Südens parallel. 20  
 
        CHINA UND RUSSLAND: WER SITZT AM LÄNGEREN HEBEL?
 
        Als der Handel Russlands mit den USA und der EU einbrach, wandte sich Russland reflexartig China zu. Der bilaterale Handel wuchs dynamisch, und die politischen Beziehungen sind enger als je zuvor; man versichert sich gegenseitiger Solidarität und bringt seine eigenen Vorbehalte gegenüber dem Westen zum Ausdruck. Die chinesisch-russische Zusammenarbeit reicht weit zurück und hat sich von einer ideologischen Verwandtschaft zu Beginn des Kalten Krieges und zu Zeiten der Sowjetunion zu einem pragmatischen Einverständnis entwickelt.
 
        Während der Olympischen Winterspiele in Beijing 2022, unmittelbar vor Russlands Vollinvasion in der Ukraine, verabschiedeten die Präsidenten Xi und Putin eine gemeinsame Erklärung über die internationalen Beziehungen, in der sie ihre „strategische Partnerschaft“ bekräftigten. Chinas Präsident Xi bezeichnete das bilaterale Verhältnis gar als „Freundschaft ohne Grenzen“. 21  Das heißt aber nicht, dass es zwischen Chinas und Russlands Führung keine Divergenzen gäbe. Man kann das Verhältnis eher als eine Zweckgemeinschaft denn als echte Allianz bezeichnen. 22  Beide Regierungen plädieren für eine multipolare Welt, haben dabei aber keine einheitliche Position: Während Russland ein Block gegen den Westen vorschwebt, in dem China auch Russland unterstützt, ist China vor allem an einer stabilen Welt interessiert, die nicht von den USA dominiert wird. 23  China hat mit verschiedenen Initiativen seine eigene Vision einer neuen Weltordnung präsentiert, unter anderem mit dem „Neue Seidenstraße“-Projekt („Belt and Road Initiative“), der 2021 vorgestellten „Globalen Entwicklungsinitiative“ 24  oder der „Globalen Sicherheitsinitiative“ von 2022. 25  
 
        Einerseits sieht China Russlands Krieg gegen die Ukraine als Kampf gegen den Westen, der den USA Aufmerksamkeit für Europa abverlangt und sie damit von mehr Engagement im Indopazifik abhält. Gleichzeitig aber widerspricht Russlands völkerrechtswidrige Aggression dem von China international immer wieder betonten Prinzip der staatlichen Souveränität, der Unverletzlichkeit der Grenzen und der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten. Beide Seiten ignorieren aber diesen offensichtlichen Dissens.
 
        Im Ukrainekrieg verhält China sich zurückhaltend. Bei Abstimmungen zu diversen UN-Resolutionen enthielt sich China; 26  es hat wiederholt betont, keine Waffen an Russland zu liefern. 27  Zugleich ist das Land aber ein wichtiger Lieferant kritischer Dual-Use-Güter, die Russland zur Herstellung seiner Waffen, insbesondere von Raketen und Drohnen, benötigt. 28  China ist damit ein Schlüsselland für Russland, um die westlichen Sanktionen zu unterlaufen. Bislang hat westlicher Druck auf China nicht dazu geführt, diesen Handel zu unterbinden.
 
        Ökonomisch ist China nach der Verhängung der westlichen Sanktionen zu einem Rettungsanker für Russland geworden. Der Handel ist in den vergangenen Jahren dynamisch gewachsen (Abbildung 2). Russland exportiert vor allem fossile Brennstoffe und importiert vornehmlich chinesische Technologieprodukte wie Maschinen, Elektronik und Fahrzeuge. Russlands Exporte nach China betrugen 2023 fast 130 Milliarden US-Dollar; sie vervierfachten sich seit 2015. In ähnlichen Dimensionen bewegten sich die russischen Importe, die von knapp 35 Milliarden US-Dollar im Jahr 2015 auf 111 Milliarden 2023 anstiegen.
 
         
           Abbildung 2: Russlands Exporte und Importe aus und nach China, in Mrd. US-Dollar
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            Quelle : Statista, Russland: Gesamthandelsvolumen und Handelsbilanz (Import und Export) im Warenhandel mit China von 1996 bis 2023, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1313325. 
 
        
 
        Die „strategische Partnerschaft“ ist also keine formale Sicherheitspartnerschaft. Während Russlands sicherheitspolitische Interessen nach wie vor primär auf Europa (und die NATO) gerichtet sind, liegen die chinesischen Interessen eher im indopazifischen Raum. Ökonomisch sind die Unterschiede zudem gewaltig. Das chinesische Bruttosozialprodukt ist fast zehnmal größer als das russische. 29  Es handelt sich um eine asymmetrische Beziehung: Während China viele Optionen hat, ist Russland auf China angewiesen. Bislang aber scheint China die wirtschaftlich überlegene Rolle nicht auszunutzen. Die institutionelle Kooperation in den Vereinten Nationen, im BRICS-Verbund und in der SOZ funktionieren scheinbar gut. Da die russischen und chinesischen Interessen aber sehr unterschiedlich ausgerichtet sind, bleibt diese „strategische Partnerschaft“ fragil.
 
        LIBERAL DEMOKRATISCH VERSUS ILLIBERAL AUTORITÄR?
 
        Oft wird die Stärkung der Beziehungen innerhalb der BRICS-Staaten, vor allem aber die Partnerschaft zwischen Russland und China, als Beleg für eine mögliche neue globale Konfrontation zwischen demokratischen und autoritären Lagern betrachtet. 30  Dem BRICS-Verbund, insbesondere, wenn er sich erweitert, liegen aber eher sich überschneidende Partikularinteressen zugrunde als eine ideologische Übereinstimmung zugunsten autokratischer Regierungsformen.
 
        Zwar werden von der Organisation Freedom House innerhalb des BRICS-Verbundes lediglich Brasilien und Südafrika als „frei“ kategorisiert, Indien wird als „teilweise frei“ eingestuft und China sowie Russland als „unfrei“; die neuen Mitglieder Ägypten, Äthiopien, Iran und Vereinigte Arabische Emirate sind ebenfalls allesamt als „unfrei“ bewertet. 31  Die Heterogenität von BRICS spricht aber dennoch gegen eine globale Bipolarität mit den USA und seinen Verbündeten auf der einen Seite und Russland/China als Kern einer „autokratischen Achse“ auf der anderen. Zwar hat Russlands Aggression dazu geführt, dass auch die Zusammenarbeit demokratischer Länder gestärkt wurde, das Bild ist aber deutlich komplexer. „Die chinesisch-russische Partnerschaft als rivalisierenden ideologischen Block oder gar ‚Allianz‘ zu betrachten, ist weder eine empirisch korrekte Einschätzung der aktuellen Bruchlinien in der Weltpolitik noch eine wirksame Richtschnur für praktische Politik“, so die Konfliktforscher Pascal Abb und Mikhail Polianskii. 32  Statt von einer „autoritären Achse“ ist eher von einer „Allianz der Autokraten“ auszugehen, die nicht herrschaftsideologisch geeint ist, sondern in ihrer Kritik am Westen. 33  
 
        Dennoch lassen manche Äußerungen von unterschiedlichen Akteuren einen heraufziehenden Konkurrenzkampf zwischen Demokratie und Autokratie vermuten. 34  Die NATO beispielsweise schreibt in ihrem strategischen Konzept von 2022: „Autoritäre Akteure stellen unsere Interessen, Werte und demokratische Lebensweise infrage. (…) Diese Akteure stehen auch an vorderster Front bei den gezielten Bemühungen, multilaterale Normen und Institutionen zu untergraben und autoritäre Regierungsmodelle zu fördern.“ 35  Auf der anderen Seite kritisiert vor allem China die Politik des Westens zur aktiven Demokratisierung anderer Länder und betont auch in diesem Zusammenhang die Prinzipien staatlicher Souveränität, territorialer Integrität und der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten. Ungeachtet dessen vereinen Russland und China aber eher die sicherheitspolitischen Ängste – vor einer weiteren NATO-Osterweiterung, dem US-Engagement im Indopazifik oder der dortigen sicherheitspolitischen Kooperation mit Japan, Südkorea und Australien – als gemeinsame Strategien zur Stärkung autoritärer Regime.
 
        Innerhalb von BRICS – und generell im Globalen Süden – bemühen sich viele Länder, sich aus den Konflikten einer möglichen Blockkonfrontation herauszuhalten. Diese Politik wird auch durch Erfahrungen in der Vergangenheit gespeist: Allzu oft haben die USA und die europäischen Verbündeten sich gegenüber Entwicklungsländern heuchlerisch verhalten. Den meisten Ländern des Globalen Südens fällt es daher schwer, „die westlichen Aussagen einer ‚regelbasierten Ordnung‘ zu akzeptieren, wenn die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten häufig selbst gegen die Regeln verstoßen – indem sie in ihren diversen Kriegen Gräueltaten begehen, Migranten misshandeln, international verbindliche Regeln zur Eindämmung von Kohlenstoffemissionen umgehen und jahrzehntelange multilaterale Bemühungen zur Förderung des Handels und zur Verringerung des Protektionismus untergraben.“ 36  
 
        Von den 56 Ländern, die Freedom House im Jahr 2024 als „nicht frei“, also autoritär, einschätzt, 37  erhielten fast zwei Drittel Militärhilfe aus den USA. 38  „Es sollte daher nicht überraschen, dass viele im Globalen Süden die prodemokratische Rhetorik des Westens eher als eigennützig motiviert, denn als echtes Bekenntnis zu liberalen Werten betrachten.“ 39  
 
        BRICS ALS GLOBALER PLAYER?
 
        Zweifellos ist die weltpolitische Rolle von BRICS gewachsen. Inzwischen ist das Bruttosozialprodukt der beteiligten Staaten größer als das der G7-Länder. Die jetzigen BRICS-Länder erwirtschafteten 2023 knapp 35 Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung, die G7 30 Prozent. 40  Aber die Gestaltungskraft von BRICS ist gewachsen, ohne dass es ein durchstrukturierter Staatenverbund wäre. BRICS ist auch nicht Sprachrohr des Globalen Südens – sondern mit Russland und China derzeit eher das des „Globalen Ostens“. Mit der Erweiterung um vier Länder und wahrscheinlich weiterer Länder in den nächsten Jahren wird die Heterogenität des BRICS-Verbunds vermutlich weiter steigen – und damit auch die Repräsentanz des Globalen Südens. Für die beteiligten Staaten wird es eine Herausforderung bleiben, in einem erweiterten BRICS-Format einen Konsens über die Ziele zu finden. BRICS ist „zu Recht als ‚negative Koalition‘ von Staaten“ bezeichnet worden, „die schnell einen Konsens darüber erzielen, was sie ablehnen“. 41  Die großen Drei der BRICS haben jedenfalls ihre eigene Agenda, die teils parallel zu den BRICS-Anliegen verläuft, teils aber auch darüber hinausgeht.
 
        Zukünftig wird es vor allem darauf ankommen, bei der Gestaltung der „regelbasierten internationalen Ordnung“ die Länder des Globalen Südens in fairer Weise zu beteiligen. Zugleich sollte der Westen die politischen Ambitionen und Möglichkeiten der BRICS-Staaten nicht unterschätzen, beispielsweise im Ukrainekrieg zu vermitteln. Zwar sind diese Bemühungen bislang nicht erfolgreich gewesen, die Initiativen Brasiliens im Frühjahr 2023, Südafrikas und anderer afrikanischer Regierungen im Juni 2023 und Indiens im August 2024 zeugen aber davon, dass hier mehr möglich ist.
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          CLAUDIA NEU · BERTHOLD VOGEL
 
           EINSAMKEIT ALS SOZIALE FRAGE 
 
          Einsamkeit wirkt sich negativ auf das gesellschaftliche Miteinander aus. Die Krise demokratischer Strukturen ist nicht die Schuld der Einsamen, aber die zu beobachtende institutionelle Erosion ist auch nicht ohne die verbreiteten Einsamkeitsgefühle zu erklären.
 
        
 
         
          MARGHERITA BETTONI · JOHANNES MITTERER
 
           WAS HILFT GEGEN EINSAMKEIT?  
 
          Gemeinsam kochen, laufen oder einfach nur zuhören? Die Betreiber eines Zuhör-Kiosks, eines Lauftreffs, eines Vereins für benachteiligte Jugendliche und eines Dorfladens gegen Einsamkeit tauschen sich über ihre Erfahrungen aus, was Menschen hilft, weniger einsam zu sein.
 
        
 
         
          DANIEL EWERT · HEIKE OHLBRECHT
 
           ÜBER DIE EINSAMKEIT DER INDIVIDUEN IN UNSEREN TAGEN. EINE ANNÄHERUNG  
 
          Einsamkeit erfährt derzeit immense Aufmerksamkeit. Befinden wir uns tatsächlich im Zeitalter der Einsamkeit? Es gibt gute Gründe, nicht nur auf die Verbreitung von Einsamkeit zu schauen, sondern auch darauf, wie sie je nach Kontext und Lebensphase empfunden wird.
 
        
 
         
          ANNE BERNGRUBER · LISA HASENBEIN · CHRISTINE STEINER
 
           SOZIAL EINGEBUNDEN, TROTZDEM EINSAM? EINSAMKEITSEMPFINDEN JUGENDLICHER UND JUNGER ERWACHSENER 
 
          Während der Corona-Pandemie haben Einsamkeitsgefühle unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen massiv zugenommen. Einen dauerhaften Anstieg gibt es jedoch nicht. Es bleibt die Frage, inwieweit vorübergehende Einsamkeit zum Erwachsenwerden „dazugehört“.
 
        
 
         
          HACI-HALIL USLUCAN
 
           HEIMWEH UND EINSAMKEIT. ZUR SITUATION ÄLTERER ZUWANDERER IN DEUTSCHLAND 
 
          Ältere Zuwanderer leiden oft unter Einsamkeit und Heimweh. Armut und sprachliche Barrieren verstärken dies, vor allem bei der ersten „Gastarbeiter“-Generation. Zugehörigkeit kann entstehen, wenn Zuwanderer eingebunden werden, ohne ihre Herkunftskultur aufgeben zu müssen.
 
        
 
         
          MAREIKE ERNST · MANFRED E. BEUTEL · OLIVER DECKER · ELMAR BRÄHLER
 
           EINSAM UND RADIKAL? EINE PSYCHOLOGISCHE PERSPEKTIVE AUF EINSAMKEIT UND DEMOKRATIEFEINDLICHE EINSTELLUNGEN 
 
          Das individuelle Einsamkeitsempfinden wird von vielen Faktoren beeinflusst. Umgekehrt wirkt Einsamkeit auf die gesellschaftliche Ebene zurück: Einsame Menschen sind weniger motiviert, an Wahlen teilzunehmen, und neigen eher zu autoritären Einstellungen.
 
        
 
         
          ALEXANDER LANGENKAMP · JAN BRÜLLE
 
           EINSAMKEIT UND ARMUT: EINE ZIRKULÄRE BEZIEHUNG 
 
          Einsamkeit wird häufig allein als Folge sozialer Ungleichheit betrachtet. Tatsächlich aber sind Einsamkeit und Armut wechselseitige Risikofaktoren füreinander: Einsamkeit kann also ebenso als Ursache und Verstärker sozialer Ungleichheit verstanden werden.
 
        
 
         
          PETRA POTZ · ANJA REICHERT-SCHICK · NILS SCHEFFLER
 
           EINSAMKEIT UND STADTENTWICKLUNG. NEUE ANFORDERUNGEN AN LEBENDIGE QUARTIERE  
 
          Einsamkeitsprävention erfordert eine interdisziplinäre Herangehensweise, die soziale und räumliche Aspekte vereint. Das Quartier spielt dabei als Handlungsebene eine entscheidende Rolle: Hier werden soziale Interaktionen gefördert und Nachbarschaften gestärkt.
 
        
 
      

       
        EDITORIAL
 
        „Es gibt kein Ende der Einsamkeit, sie ist in den Stoff unserer Seele gewebt und gehört zu uns. Man kann nur den Umgang mit ihr ändern.“ Mit diesen Worten charakterisiert der Romanautor Benedict Wells ein tiefes Gefühl, das den Menschen seit jeher begleitet. Es gibt wohl kaum jemanden, der es noch nie empfunden hat, zumindest kurzzeitig. Einsamkeit ist dabei nicht dasselbe wie soziale Isolation oder mit einer bestimmten Lebensphase verbunden. Sie kann jeden treffen, und auch sozial gut vernetzte Menschen können sich dauerhaft einsam fühlen.
 
        Einsamkeit ist jedoch nicht nur eine subjektive Empfindung und persönliche Belastung, sondern, wenn sie sich verfestigt, auch eine gesellschaftliche und politische Herausforderung. Denn Demokratie lebt vom fruchtbaren sozialen Austausch, von Gelegenheiten zur Vergemeinschaftung und dem Gefühl der Teilhabe und Zugehörigkeit. Es musste deshalb beunruhigen, als mit der Corona-Pandemie ab 2020 ein sprunghafter Anstieg der Einsamkeitsbelastung festgestellt wurde. Laut Einsamkeitsbarometer 2024 des Bundesfamilienministeriums sind die Werte in Deutschland inzwischen zwar wieder gesunken, sie sind aber weiterhin höher als vor der Pandemie.
 
        Die Bundesregierung hat im Dezember 2023 eine Strategie gegen Einsamkeit beschlossen, um für das Thema zu sensibilisieren, mehr Wissen aufzubauen und besser vorbeugen zu können. Auch Länder, Kommunen und zivilgesellschaftliche Initiativen arbeiten verstärkt gegen Vereinsamung. Einsamkeitsprävention wird dabei ausdrücklich als Beitrag zur Demokratieförderung verstanden. Diesen Zusammenhang verdeutlichen auch die in dieser Ausgabe versammelten Beiträge, die die Redaktion im Rahmen eines Call for Papers aus zahlreichen Einsendungen ausgewählt hat.
 
         Johannes Piepenbrink 
 
      

       
        EINSAMKEIT ALS SOZIALE FRAGE
 
         Claudia Neu · Berthold Vogel 
 
        Einsamkeit ist mehr als ein individuelles Gefühl und eine persönliche Empfindung. Einsamkeit ist eine soziale Frage, denn Einsamkeit steht stets in einer Beziehung zu gesellschaftlichen Strukturen und sozialen Veränderungen. Einsamkeit kann zu einem vollständigen Rückzug aus sozialen Beziehungen führen sowie zu physischen und psychischen Erkrankungen. Einsamkeit wirkt sich zudem negativ auf das gesellschaftliche Miteinander aus. Denn einsame Menschen beteiligen sich im Vergleich zu nichteinsamen Menschen weniger am gesellschaftlichen und politischen Leben. Sie fühlen sich oft nicht (mehr) als Teil der Gesellschaft. Sie beginnen, ihre Mitmenschen und ihre Umwelt negativ und als feindlich wahrzunehmen. Deshalb verlieren sie auch das Interesse, Gesellschaft mitzugestalten. Zugleich mangelt es einsamen Menschen – wiederum im Vergleich zu ihren nichteinsamen Mitbürgerinnen und Mitbürgern – oft an politischem Vertrauen in demokratische Institutionen, insbesondere in Parteien und Parlamente, aber auch in Verwaltungen und Justiz. Einsame Menschen nehmen weniger häufig an Wahlen teil und neigen zudem eher zu Verschwörungserzählungen. Einsamkeit kann deshalb auch zu einem „undemokratischen Gefühl“ werden, das den Zusammenhalt einer Gesellschaft, Formen der Solidarität, der Loyalität, des Gemeinwohls tendenziell schwächt.
 
        Die Schwäche und die Krise demokratischer Strukturen und Institutionen ist nicht die Schuld der Einsamen, aber die institutionelle Erosion, die wir zurzeit erleben, ist auch nicht ohne weit verbreitete Gefühle und Erfahrungen der Einsamkeit zu erklären. Vor diesem Hintergrund plädieren wir dafür, Einsamkeit als eine soziale, politische und institutionelle Herausforderung zu verstehen, die an den Grundfesten demokratischer Gesellschaften rührt. Demokratien sterben langsam, Einsamkeit ist dabei ein stiller, aber keineswegs folgenloser Prozess, dessen Wirkung nicht abrupt und jäh einsetzt, der aber soziale Bindungen und Verpflichtungen erodieren lässt. Einsamkeit bedeutet Bindungsverlust, und sie erschwert es, den eigenen Ort in der sozialen Welt zu finden.
 
        Doch Schritt für Schritt: Zunächst stellt sich die Frage, was Einsamkeit als soziale Erfahrung bestimmt. Ebenso interessant ist, auf welchen Ebenen Einsamkeitserfahrungen zu einer sozialen Frage werden. Das kann auf der institutionellen Ebene sein, wenn öffentliche Räume schwinden und gesellschaftliche Kreuzungspunkte fehlen. Das kann auf der familial-sozialen Ebene stattfinden, wenn das familiäre oder verwandtschaftliche Umfeld schrumpft oder durch räumliche Distanzen immer mehr getrennt wird. Und auch in der Arbeitswelt können Einsamkeitserfahrungen virulent werden, wenn Belegschaften in temporäre Projektgruppen zerfallen, Arbeitsverträge nur noch befristet vergeben werden und soziale Begegnungen im Betrieb seltener werden, sei es durch Homeoffice oder auch durch den Wegfall sozialer Routinen wie Fahrgemeinschaften oder das gemeinsame Kantinenessen. Schließlich sollen auch Perspektiven einer konstruktiven Einsamkeitspolitik angesprochen werden, die weder Geselligkeit verordnet noch glaubt, Einsamkeit alleine durch sozialpädagogische Projekte aufheben zu können. Einer konstruktiven Einsamkeitspolitik muss es vielmehr um den Erhalt und die Schaffung von Gelegenheitsstrukturen und veränderten öffentlichen Räumen gehen. Wenn wir auf Einsamkeit als soziale Frage schauen, dann geht es nicht um eine Rückkehr in bessere, vermeintlich gemeinschaftlichere Zeiten, sondern um demokratische Innovationen, die ein gesellschaftliches Umfeld für Begegnung, für attraktive Öffentlichkeiten und für soziale Orte schaffen. 01  
 
        WAS IST EINSAMKEIT?
 
        Einsamkeit trifft unseren menschlichen Kern. Menschen sind als soziale Wesen auf Begegnungen und Bindungen emotional angewiesen. Die Evolutionspsychologie geht davon aus, dass starke Gruppenbindungen und gemeinsames Handeln eine ursprüngliche Grundvoraussetzung für das menschliche Überleben waren. 02  Wird ein solches universelles Grundbedürfnis nicht befriedigt, nehmen Menschen diesen Mangel schmerzhaft wahr. Deuten wir dieses Warnsignal richtig, dann greifen wir zum Telefonhörer, melden uns bei einer Freundin, planen einen Abend mit dem Partner oder verabreden uns zu einem Kneipenabend oder Theaterbesuch. Gelingt es aber über eine längere Zeit nicht, dieses Gefühl des Kontaktmangels abzustellen, dann kann sich Einsamkeit chronifizieren. Für die Psychologen Daniel Perlman und Letitia Anne Peplau ist dann auch Einsamkeit als Nichterfüllung sozialer Erwartungen zu verstehen. Sie definieren Einsamkeit als „die unangenehme Erfahrung, die auftritt, wenn das Netz der sozialen Beziehungen einer Person in irgendeiner wichtigen Weise, entweder quantitativ oder qualitativ, als defizitär erlebt wird“. 03  Einsamkeit wird hier als negative Erfahrung definiert, die sich klar zum wohltuenden Alleinsein und zum freiwilligen Rückzug in die Einsamkeit abgrenzen lässt, wie man sie beispielsweise bei spiritueller Einkehr sucht. Zugleich erlebt die betreffende Person ihr soziales Netzwerk – sei es quantitativ oder qualitativ – als nicht ausreichend. Das heißt, der Mangel an sozialen Kontakten wird erst dann zum Problem, wenn der Wunsch nach (mehr) sozialem Kontakt mit den tatsächlichen Kontakten abgeglichen und als unzulänglich befunden wird. 04  
 
        Von diesem eher quantitativen Ansatz – beispielsweise zu wenig Freundschaften, zu wenig Verbindung zu Verwandten – ist ein Verständnis von Einsamkeit zu unterscheiden, das auf die „geringe“ Qualität an sozialen Beziehungen abstellt. Womöglich bestehen eine feste Beziehung, Partnerschaft oder Ehe, eine scheinbar intakte Familie oder ein vorgeblich geselliger Freundeskreis. Doch die persönlichen und sozialen Binnenverhältnisse sind kalt, abwertend und nicht unterstützend, sodass Gefühle der Einsamkeit eben auch innerhalb von sozialen Beziehungen aufkommen können. Wie die Quantität und Qualität von Beziehungen eingeschätzt werden, hängt dabei von persönlichen Vorlieben („lieber eine gute Freundin“) und von gesellschaftlichen Vorstellungen ab, was als sozial akzeptiertes Maß an Kontakten gilt. 05  So scheint die Qualität der sozialen Kontakte – etwa einer Freundschaft oder Paarbeziehung – für das Einsamkeitserleben entscheidender als die Quantität der Beziehungen zu sein. 06  Daher kann schon die (intime) Nähe zu einem Menschen den entscheidenden Unterschied machen.
 
        Einsamkeit ist offenbar ein sehr vielschichtiges Phänomen, das sich vor allem auch in Verbindung mit anderen Gefühlen entfaltet. So zeigt gerade der kulturelle Vergleich, dass Einsamkeit einerseits überall auf der Welt vorkommt und auch ähnlich erlebt wird. 07  Andererseits geht Einsamkeit aber auch mit weiteren Emotionen – wie Angst, Hoffnungslosigkeit oder Selbstabwertung – einher. Daher ist es sinnvoll, Einsamkeit nach Beziehungsformen zu differenzieren: Menschen, die an emotionaler Einsamkeit (auch: intimer Einsamkeit) leiden, sehnen sich nach emotionaler Nähe, nach engen persönlichen Beziehungen wie einer gelingenden Partnerschaft oder einer liebevollen Eltern-Kind-Beziehung. Soziale Einsamkeit (auch: relationale Einsamkeit) entsteht, wenn ein (größeres) soziales Netzwerk vermisst wird, etwa Freundinnen und Freunde oder eine Clique. Von kollektiver Einsamkeit spricht man, wenn Menschen sich Gruppen, Vereinen, Religionsgemeinschaften oder der Gesellschaft insgesamt nicht (mehr) zugehörig fühlen, beispielweise weil sie sich sozial aufgrund von Alter oder Armut oder infrastrukturell aufgrund ihres peripheren Wohnorts oder mangelnder Daseinsvorsorge abgehängt sehen.
 
        Die subjektive Emotion der Einsamkeit ist von der sozialen Isolation zu unterscheiden, die sich auf den messbaren und somit objektiven Grad der Vereinzelung beziehungsweise des Ausschlusses aus der Gesellschaft bezieht. Soziale Isolation wird als Zustand geringsten sozialen Kontakts beziehungsweise größter Distanz zu Mitmenschen verstanden. 08  Wer kennt sie nicht, die Eigenbrötler, die meinen, am besten allein zurechtzukommen und andere eher als Zumutung erleben? Die Mehrheit der Betroffenen wird soziale Isolation eher nicht als selbstgewählt empfinden. Soziale Isolation bestimmt sich also – anders als das subjektive Gefühl der Einsamkeit – nach objektiven Merkmalen, insbesondere der Funktionalität von Gemeinschaften und Netzwerken. Dabei geht es beispielsweise um die Zusammensetzung von Freundeskreisen oder die Häufigkeit des Kontakts zu Mitmenschen. Für den European Social Survey ist beispielsweise dann soziale Isolation gegeben, wenn die Befragten antworten, dass sie weniger als einmal im Monat persönlichen Kontakt zu Freundinnen und Freunden, Verwandten oder Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen unterhalten. 09  
 
        Alleinsein, Isolation und Einsamkeit sind demnach begrifflich zu trennen. Sie beschreiben unterschiedliche soziale „Aggregatzustände“, die auch unterschiedlich bewertet werden. Das subjektive Gefühl der Einsamkeit und die realisierte Anzahl der sozialen Kontakte müssen sich keineswegs decken. Es gibt Menschen, die sozial integriert sind, sich aber – zum Beispiel in einer Beziehung – dennoch einsam fühlen. Vice versa müssen Menschen, die sehr wenige Kontakte unterhalten, keineswegs Einsamkeit erfahren. Doch selbst wenn man dies in Rechnung stellt, bleibt es bei zahlreichen Überschneidungen und Rückkopplungen zwischen dem subjektiven Gefühl der Einsamkeit und (mangelnden) gelebten Sozialkontakten. Insofern kann davon ausgegangen werden, dass sich Einsamkeit und soziale Isolation gegenseitig bedingen. Denn wir wissen, dass eine geringe Anzahl an sozialen Kontakten ein Prädiktor für Einsamkeit ist – also ein Faktor, der Einsamkeit begünstigt. 10  Dies legt zugleich nahe, Einsamkeit nicht binär zu begreifen: Menschen sind also nicht entweder ganz einsam oder vollkommen nichteinsam. Vielmehr handelt es sich bei der Einsamkeit um einen Prozess, der sich über eine längere Zeit entwickeln und chronisch werden kann.
 
        RISIKEN UND FAKTOREN DER EINSAMKEIT
 
        Neben der Phasenspezifik von Einsamkeit gilt es zudem zu berücksichtigen, dass es kein klares Risikoprofil der Einsamkeit gibt: Einsamkeit kann im Prinzip jeden Menschen zu jeder Zeit treffen. Zwar sind es häufig Schicksalsschläge wie der Verlust eines geliebten Menschen, eine plötzliche schwere Krankheit oder langanhaltende Arbeitslosigkeit, die anfällig machen für Einsamkeit. Ähnlich einsamkeitsriskant sind Armut, Alleinleben, eine Behinderung oder auch Migration. 11  Dennoch findet sich hier keine Kausalität. Ein kritisches Lebensereignis führt nicht zwangsläufig zu Vereinsamung. Viele Menschen finden einen Weg des Umgangs mit persönlichen Verlusten, oft sind Familie oder Freundeskreis eine Stütze. Fehlen in Krisenzeiten jedoch Vertraute, an die man sich wenden kann, so ist dies oft Auslöser für Einsamkeit.
 
        Somit rücken gesellschaftliche Gründe für Einsamkeitserleben und Isolationsprozesse immer stärker in den öffentlichen und wissenschaftlichen Fokus. Allerdings steht die wissenschaftliche Forschung mit Blick auf gesellschaftliche Auslöser beziehungsweise Verstärker für Vereinsamung – wie demografischer und sozialer Wandel, Werte und Kulturen, Zeit und Raum – noch ganz am Anfang. Zudem lässt sich die Wirkrichtung der einzelnen gesellschaftlichen Entwicklungen nicht immer klar zuordnen: Wir sehen keine Linearität des Alters, im Sinne von: je älter desto einsamer. Denn die erhöhte Lebenserwartung beschert vielen Menschen eben auch zusätzliche Jahre mit einer Partnerin oder einem Partner, mit der Familie und Freunden. Ebenso ist die Zunahme der Ein-Personen-Haushalte kein klarer Faktor. Gleichwohl ist nicht jede und jeder, die oder der alleine lebt, einsam. Phasen des Alleinlebens können durchaus positiv bewertet werden. Zugleich muss der Anstieg der Zahl von alleinstehenden Menschen auch als ein Effekt des demografischen Wandels gesehen werden, der bei zunehmender Langlebigkeit und Hochaltrigkeit in der letzten Lebensphase eine Partnerin oder einen Partner alleine zurücklässt. 12  
 
        Immer wieder wird auch der Medienkonsum als Einsamkeitsverstärker ins Spiel gebracht. Zweifelsohne haben die sogenannten sozialen Medien eine spezifische Attraktion, die die „User“ in einen vereinsamenden Bann schlagen kann. Gerade mit Blick auf junge Menschen wird dieses Phänomen intensiv diskutiert. 13  Aber auch hier finden wir eine gewisse Uneindeutigkeit: Einerseits ermöglicht die Nutzung sozialer Medien eine schnelle und unkomplizierte Kontaktaufnahme, die Einsamkeit zu vermeiden hilft und soziale Isolation reduzieren kann. Andererseits birgt übermäßige Internetnutzung die Gefahr der sozialen Isolation und Vereinsamung, wenn „echte“ Kontakte nicht mehr stattfinden.
 
        Wir können diese Diskussion am Beispiel der Arbeitswelt fortführen: Das Thema Homeoffice, die Prekarität von Arbeitsverhältnissen, also die Befristung von Arbeitsverträgen, die Leiharbeit, der Zwang zu Mehrfachjobs im Niedriglohnbereich, die Auflösung betrieblicher Sozialstrukturen durch Reorganisation und Projektarbeit – all das sind Faktoren, die den Betrieb als sozialen Ort infrage stellen. In diesen unsteten und oft auch unverbindlichen „Landschaften der Arbeit“ steigen Risiken der Vereinzelung und der Erfahrung, einsam durch und in der Arbeit zu sein. 14  Auf der anderen Seite bleibt die Arbeitswelt nicht stehen, und der Bedarf an mehr Freizeit und einem Leben jenseits von Betrieb und Büro ist gerade in den jüngeren Jahrgängen stark zu spüren. Die vergemeinschaftende Kraft des Großbetriebs und des handwerklichen Mittelständlers wie auch der laufbahnfestigenden Behörde lässt nach. Hierfür ist nicht nur die Digitalisierung oder die neoliberale Deregulierung verantwortlich, sondern auch die veränderten Bedürfnisse gegenüber Arbeitsverhältnissen. Erwerbsarbeit ist ein zentraler Faktor der Lebensführung und vor allem des Lebensunterhalts, aber zugleich erleben wir eine Erosion der vergemeinschaftenden Kraft einer kollektiv organisierten Arbeits- und Berufswelt.
 
        Wenn es um die Risiken der Einsamkeit geht, dann erfährt in letzter Zeit der Zusammenhang zwischen Raumstrukturen und Einsamkeit besondere Aufmerksamkeit. Dabei lösen nicht in erster Linie die immer wieder bemühten Stadt-Land-Unterschiede Vereinsamung aus. Auch der Ost-West-Unterschied ist zu vernachlässigen: In Ostdeutschland fühlten sich Menschen lange Zeit einsamer als im Westen, das hat sich mittlerweile nahezu angeglichen. Vielmehr sind wohl eher die Geschwindigkeit des sozialen Wandels und die schwere Erreichbarkeit von daseinsvorsorgenden Gütern und Dienstleistungen sowie von Freizeitangeboten für gesellschaftliche Vereinsamung ausschlaggebend. Wer keine Gelegenheit hat, anderen zu begegnen, wo soziale Orte fehlen und öffentliche Räume wenig einladend sind, da droht Einsamkeit. 15  Doch auch hier verbietet sich eine monokausale Betrachtung. Nicht nur Räume können einsam machen, sondern einsame Menschen nehmen die sie umgebenden Räume auch anders wahr als nichteinsame Menschen. Einsame haben weniger Orte, an denen sich wohlfühlen, zudem fühlen sie sich an den meisten Orten – Schule, Arbeitsplatz, Nachbarschaft – unwohler als Nichteinsame. Auf Dauer verdunkelt Einsamkeit die Welt. So sehen sich Einsame stärker von Krisen bedroht, und sie vertrauen ihren Mitmenschen, aber auch ihrer Umwelt und öffentlichen Institutionen deutlich weniger als Nichteinsame. 16  
 
        SCHMERZ, GROLL UND ABWERTUNG: WAS SIND DIE FOLGEN VON EINSAMKEIT?
 
        Einsamkeit bedeutet für die Betroffenen oft großes persönliches Leid, das sich über die Jahre hinweg auch in Depressionen und körperlichen Beschwerden bis hin zu einer kürzeren Lebenserwartung niederschlagen kann. Lange standen vor allem die hohen gesundheitlichen Kosten von Einsamkeit und Isolation im Vordergrund. 17  Demgegenüber werden bisher die sozialen und politischen Kosten – allen voran das demokratiegefährdende Potenzial der Einsamkeit – weit weniger beleuchtet.
 
        Einsame gehen seltener zur Wahl, partizipieren auch ansonsten politisch weniger, neigen häufiger zur Unterstützung populistischer Kandidaten und verlieren eher das Vertrauen in demokratische Institutionen als Nichteinsame (Abbildung 1). 18  Mit der Einsamkeit sinkt auch das Vertrauen in die öffentlich-rechtlichen Medien zugunsten des Internets. Einsame fühlen sich zudem politisch weniger selbstwirksam, haben also eher den Eindruck, politisch machtlos zu sein und nicht gehört zu werden. 19  
 
         
           Abbildung 1: Vertrauen in politische Institutionen nach Einsamkeitsbelastung
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass Menschen mit höherer Einsamkeitsbelastung dem Rechtssystem, der Polizei, den Parteien, Politikerinnen und Politikern sowie dem Bundestag weniger vertrauen als Menschen ohne erhöhte Einsamkeitsbelastung.] 
           Erhebungsjahr: 2021; Instrument: UCLA Loneliness Scale 
 
            Quelle : Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), Einsamkeitsbarometer 2024, Berlin 2024, S. 64. 
 
        
 
        Einsame Jugendliche hängen häufiger Verschwörungserzählungen an, die sich „gegen die Eliten“, aber auch gegen „die Anderen“ richten, tendieren eher zum Autoritarismus und billigen häufiger politische Gewalt. 20  Die Mitte-Studie 2023 belegt diese – nicht kausalen! – Zusammenhänge auch für Erwachsene. Einsame Erwachsene neigen signifikant eher zu Populismus und Verschwörungsmythen als Nichteinsame. Auffällig ist auch ihre stärkere Neigung zu neurechten völkisch-autoritär-rebellischen Einstellungen, ihre deutlich höhere Gewaltbilligung sowie ihre stärkere Zustimmung zu rechtsextremen Einstellungen (Abbildung 2). 21  
 
         
           Abbildung 2: Antidemokratische Einstellungen nach Einsamkeit
 
          [image: Das Säulendiagramm zeigt, dass einsame Menschen anfälliger sind für Verschwörungsmythen, Populismus, völkisch-rebellische Ideologie, rechtsextreme Einstellungen sowie Gewaltaffinität.] 
           Angegeben sind die arithmetischen Mittelwerte der zusammenfassenden Indizes; je höher der Wert, desto größer die Zustimmung auf einer fünfstufigen Antwortskala. Die Unterschiede wurden mittels multivariater Varianzanalyse kontrolliert für die Kovariaten Alter, Haushaltseinkommen, Aufgewachsen in Ost- oder Westdeutschland und Gemeindegröße geprüft. 
 
            Quelle : Claudia Neu/Beate Küpper, Einsamkeit, Feindseligkeit und Populismus, in: Andreas Zick/Beate Küpper/Nico Mokros, Die distanzierte Mitte, Bonn 2023, S. 335–353, hier S. 350. 
 
        
 
        Die Mitte-Studie 2023 förderte zudem einen besonders brisanten Zusammenhang zutage: Ausgrenzung kann zu Einsamkeit führen und selbst abwertendes Verhalten befördern. Rund ein Drittel der Befragten berichteten, in den zurückliegenden 24 Monaten aufgrund von Geschlecht, sexueller Orientierung oder Alter diskriminiert worden zu sein. Fast zwei Drittel (68 Prozent) der Einsamen und knapp ein Viertel (23,5 Prozent) der Nichteinsamen haben nach eigener Aussage Diskriminierung erlebt. Von den Befragten, die mindestens einmal oder häufiger Diskriminierung erfahren haben, sind 40 Prozent einsam. Von den 42 Personen, die „häufig“ Diskriminierung erdulden mussten, und die auch nach ihrer Einsamkeit befragt wurden, sind 97 Prozent einsam. Von den Befragten ohne eigene Diskriminierungserfahrung sagen dies nur 9 Prozent. Die einsamen Befragten sehen sich jedoch nicht nur häufiger selbst Diskriminierungen ausgesetzt, sondern neigen ihrerseits signifikant und deutlich eher zur Abwertung anderer sozialer Gruppen.
 
        Einsamkeitserfahrungen unterminieren daher positive Gemeinschaftserfahrungen und plurale Gesellschaftsbilder. Hier liegt das Bedrohungspotenzial der Einsamkeit für die Demokratie, die auf Konsens, Kompromiss, Vertrauen und Mitwirkung orientiert ist. Denn einsame Menschen sind offenbar viel stärker vom Misstrauen ihren Mitmenschen und ihrer Umwelt gegenüber geprägt. Die Allgegenwärtigkeit von Krisen sorgen bei ihnen zudem für eine größere Verunsicherung, da ihnen bestimmte soziale Schutzräume und Vertrauenszonen fehlen. Wie die Befunde verdeutlichen, wird es besonders kritisch, wenn Einsamkeitserfahrungen mit demokratiegefährdenden Positionen einhergehen, die sich über Verschwörungsmythen bis hin zu einer höheren Billigung von Gewalt steigern können. Zu vermuten ist, dass gerade der ausgeprägte Wunsch nach Kontakt und Zugehörigkeit einsame Menschen anfällig machen kann für Angebote, die autoritäre Parteien anbieten, denn diese bewirtschaften die Gefühle der Missgunst, des Misstrauens und der Missachtung. 22  
 
        Das öffentlich sichtbare Ressentiment, das autoritäre politische Bewegungen und Parteien propagieren, wird von der Haltung getragen, dass „die da oben“ nicht mehr wissen, was „dort unten“ passiert; und es wird befeuert von dem Gefühl, in der Gesellschaft mit seinen Problemen alleine zu stehen, also kollektiv einsam zu sein. Insbesondere während der Corona-Pandemie wurden hier Schleusen für eine radikale Ressentimentbildung geöffnet. Denn die Pandemie hat dafür gesorgt, dass Einsamkeit zum kollektiven Schicksal wurde. Einsamkeit war nicht mehr das Los der wenigen Vereinzelten, die Pech im Leben hatten und am Rande stehen, die keine Beachtung finden und auf den Aufmerksamkeitsmärkten der heutigen Gesellschaft nicht klarkommen. Einsamkeit wurde ab März 2020 zu einer geteilten Erfahrung. Ressentiments waren zudem nicht mehr eingehegt im Familien- oder Freundeskreis, quasi privatisiert. Ressentiments waren und sind zum öffentlichen Bekenntnis geworden. Auf diese Weise hat sich eine Kultur verallgemeinert, in der sich jeder und jede benachteiligt fühlen darf und diese Benachteiligung durch die digitalisierten Plattformen zu einem Kollektivgut öffentlicher Erfahrung machen kann. So nimmt es kaum Wunder, dass Wertschätzung, Anerkennung, Sichtbarkeit, Selbstwirksamkeit zu Leitvokabeln der Gesellschaftserfahrung unserer Zeit geworden sind – und eben nicht Solidarität, Konsensfindung oder Kompromissbereitschaft. Wenn man sich selbst als zu wenig wertgeschätzt sieht, dann bleibt kein Platz für andere, dann zählt nur das eigene Ich, die eigene Befindlichkeit, das eigene Sorgenregister. Keine einfache Zeit für die Pflege der demokratischen Kultur. Doch ist all das eine unabwendbare Entwicklung?
 
        PERSPEKTIVEN EINER KONSTRUKTIVEN EINSAMKEITSPOLITIK
 
        Einsamkeit fordert Gesellschaft heraus. Sie ist mehr als ein persönliches Problem. Sie ist eine soziale Frage, die den Wandel und die Veränderung von Gesellschaft sichtbar macht – nicht erst seit der Pandemie. Wie könnte nun jenseits pandemischer Gesellschaftserfahrungen eine konstruktive Einsamkeitspolitik aussehen, die auf Veränderungen in der Arbeitswelt reagiert, die die veränderten familiären Beziehungen in Rechnung stellt und die auf die Vernachlässigung öffentlicher Räume reagiert?
 
        Auf der einen Seite ist festzuhalten, dass Staat und Politik Geselligkeit und Zusammenkunft nicht verordnen können. Einem jeden Bürger und einer jeden Bürgerin steht es frei, ob und wie sie sich in Gemeinschaft und Gesellschaft begeben wollen. Auf der anderen Seite können Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft auf Veränderungen hinwirken, die veränderten Realitäten Rechnung tragen – denn einsam zu sein, ist kein unabwendbares Schicksal. Ebenso wenig ist Misstrauen in die Gesellschaft und ihre Institutionen eine zwangsläufige Folge der Polykrisen dieser Zeit. Wie also kann Verbundenheit hergestellt werden? Wie können Öffentlichkeiten entstehen, die Zugang ermöglichen, aber nicht erzwingen?
 
        Grundvoraussetzung für Verbundenheit sind Zugänge zu öffentlichen Gütern und Dienstleistungen wie Gesundheit, Mobilität, aber auch zu Freizeitangeboten, die Teilhabe ermöglichen. Es braucht neue Gelegenheitsstrukturen für Begegnung; dazu gehören sichere und attraktive öffentliche Plätze und soziale Orte, die sowohl eher flüchtige Kommunikation wie auch demokratische Mitwirkung ermöglichen. Der schön gestaltete Stadtpark, die Bibliothek, die zugleich auch Café und Begegnungsort ist, die Mehrgenerationenhäuser, die betreutes Wohnen und Kindergarten zusammenbringen, sind gute Beispiele hierfür. Einsamkeitspolitik kann daher im besten Fall dazu führen, auf neue Weise in Begegnung und Zusammenhalt zu investieren. Denn Einsamkeit als soziale Frage anzuerkennen und eben nicht ausschließlich als persönliches Problem zu behandeln, bedeutet auch, den Fragen von Gemeinwohl und Gleichwertigkeit, von Kooperation und Kommunikation wieder größeren Raum in den gesellschaftlichen Debatten zu geben.
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        INTERVIEW
 
        WAS HILFT GEGEN EINSAMKEIT?
 
        Vier Initiativen im Gespräch über Erfahrungen, Erfolge und politische Rahmenbedingungen
 
        Gemeinsam kochen, laufen oder einfach nur zuhören? Was wirklich gegen Einsamkeit hilft, ist noch nicht erforscht. In diesem Gespräch kommen Menschen zu Wort, die trotzdem schon etwas tun: Christoph Busch und Katharina McLean vom Zuhör-Kiosk, der in einer Hamburger U-Bahn-Station Passanten ein offenes Ohr anbietet; Mechthild Böll, geschäftsführende Vorständin des Vereins Fair.Stärken aus Köln, der sich um Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Verhältnissen kümmert; Tanja Westhöfer-Häde, Trainerin beim Styrumer Turnverein, die in einem wöchentlichen Lauftreff namens „Walkie-Talkie“ Frauen und Mütter überwiegend mit Migrationsgeschichte zusammenbringt; und schließlich Maximilian Voß, der mit seinem Bruder in Poppendorf in Mecklenburg-Vorpommern einen Dorfladen gegen Einsamkeit eröffnet hat.
 
        Einsamkeit ist als gesellschaftliches Problem auf der politischen Agenda angekommen. Sie alle arbeiten schon länger in Projekten, die sich mit dem Thema auseinandersetzen. Wie oft hören Sie in Ihrer täglichen Arbeit Sätze wie: „Ich bin so einsam!“?
 
        Christoph Busch – In unseren Kiosk kommt niemand und sagt: „Ich bin so einsam!“ Dieses Wort ist in Mode gekommen, fällt bei uns aber nie. Die Leute kommen und erzählen ihre Geschichte, stellen aber nicht selber eine Diagnose.
 
        Maximilian Voß – Für die Menschen bei uns im Dorfladen ist das eher ein Stigma, auch wenn sie vielleicht einsam sind. Wer bei uns mitmacht, wird sofort als einsam betrachtet. Dadurch haben viele das Gefühl, dass sie nach Außen erklären müssen, dass sie es eigentlich gar nicht sind. Und das ist schade, weil es so schnell auch zu einem Stempel wird, den man aufgedrückt bekommt, und dann bemitleiden einen alle. Das ist gar nicht das, was wir wollten.
 
        Wie ist das bei den Frauen und Müttern, die beim Lauftreff zusammenkommen? Sagen die, dass sie einsam sind?
 
        Tanja Westhöfer-Häde – Welche Mutter ist schon allein? Sie hat ja mindestens ein Kind. Trotzdem kann man als Mutter einsam sein, wenn man alleine zu Hause sitzt, stillt, wickelt. Aber Frauen mit Migrationsgeschichte oder Fluchterfahrung kommen oft ganz ohne Sprache zu unseren Treffen, sie können das noch gar nicht so klar kommunizieren.
 
        Mechthild Böll – Das Wort „Einsamkeit“ ist tatsächlich schon die theoretische Metaebene. Das nutzt auch keiner unserer Jugendlichen. Aber dennoch ist es bei uns so, dass es in jeder Gruppe ein bis mehrere Kinder gibt, die sagen: „Ich habe keine Freunde.“ Oder wo die Eltern sagen: „Das Kind ist immer allein.“
 
        Sie alle haben Begegnungsstätten geschaffen, wo sich Menschen treffen und gemeinsam etwas unternehmen. Inwiefern sind die Menschen, die zu Ihnen kommen, einsam, auch wenn sie es nicht direkt so ausdrücken?
 
        Katharina McLean – Uns begegnen im Kiosk durchaus Symptome von Einsamkeit. Wir hören ja die Geschichten, die sonst kein Ohr finden. Oder wir begegnen Menschen, die gerade einen akuten Redebedarf haben, den sie nirgendwo sonst abgedeckt bekommen. Beides kann unterschiedliche Gründe haben. Es kann daran liegen, dass man alt geworden ist und die Gesprächspartnerinnen verstorben sind. Oder man hat ein Thema, über das man sonst mit niemandem sprechen kann. Oder man ist durch ein soziales Netz gefallen und begegnet uns dann als neutrale Anlaufstelle.
 
        Wer sind die Menschen, die den Zuhör-Kiosk besuchen?
 
        Katharina McLean – Da ist alles dabei, Jugendliche wie alte Menschen, Menschen mit und ohne Migrationshintergrund.
 
        Christoph Busch – Und weil schon von Stigmatisierung die Rede war: Wir versuchen immer darauf hinzuweisen, dass man auch Glück teilen kann, nicht nur Unglück. Damit nicht jeder bei uns gleich angeschaut wird, als hätte er ein schweres Leben.
 
        Herr Voß, Ihr Dorfladen richtete sich ursprünglich an Senioren. Inwiefern ist diese Gruppe besonders von Einsamkeit betroffen?
 
        Maximilian Voß – In Mecklenburg-Vorpommern ist die Einsamkeit generell sehr hoch, weil es ein Flächenland ist mit vielen Dörfern, viele junge Leute ziehen weg. Die Senioren kommen zu uns, weil zum Beispiel das Umfeld verstorben ist, der Mann – vielleicht auch noch der Hund. Die sind dann wirklich alleine. Es kommen aber auch viele, die sich einfach in einer Gemeinschaft wiederfinden wollen und die auch noch gerne kochen und backen.
 
        Und das tun vor allem ältere Menschen?
 
        Maximilian Voß – Wir wollten gerne alte Rezepte und Tugenden konservieren, sowas wie Dörren oder Räuchern. Und das geht halt besonders gut mit Senioren, die es dann vielleicht – und das ist jetzt der nächste Schritt – jungen Menschen beibringen. Mittlerweile machen alle Altersgruppen bei uns mit. Unsere jüngste Mitarbeiterin ist 14 Jahre alt, die Älteste 76.
 
        Um Kinder und Jugendliche geht es bei Ihnen, Frau Böll. Wie macht sich dort die Einsamkeit bemerkbar?
 
        Mechthild Böll – Die besteht darin, tatsächlich keine Freunde zu haben oder sich ausgegrenzt zu fühlen. Natürlich sind alle Kinder viele Stunden am Tag in der Schule. Manche spüren aber auch dort, dass sie nicht dazugehören. Das Phänomen Mobbing hatten wir immer schon. Wenn das nicht gut von den Bezugspädagoginnen bearbeitet wird oder gar über einen längeren Zeitraum andauert, dann gibt es überhaupt kein Selbstvertrauen mehr. Bei anderen merken wir: Die wissen nicht so recht, wo sie hin sollen.
 
        Was löst das bei jungen Menschen aus?
 
        Mechthild Böll – Diese Kinder und Jugendlichen haben zunehmend weniger Übung, sich mit anderen auszutauschen, zu streiten, Dinge zu entwickeln. Einige wissen gar nicht, wie man sich in einer Gruppe verhält. Die sind richtig verschüchtert. Manchmal können wir am Anfang nicht mal im Kreis sitzen, weil sie es nicht aushalten, dass andere Kinder sie angucken.
 
        Frau Westhöfer-Häde, wer sind die Frauen, die zu Ihnen zum Laufen kommen?
 
        Tanja Westhöfer-Häde – Wir haben syrische, pakistanische und afrikanische Frauen. Wir haben deutsche und türkische Mütter. Die meisten sind Ende 20, unsere älteste Teilnehmerin ist 80. Viele Frauen haben Fluchterfahrungen. Bei ihnen geht es erst mal darum, in Bewegung zu kommen und sich Geschichten anzuhören oder zu sehen, wie unser Netzwerk tickt. Mit der Zeit bekommen sie dann den Mut, ihre Geschichten zu erzählen. Einsamkeit hat so viele Facetten, und bei uns in der Gruppe vereinen sie sich.
 
        Es ist noch nicht umfassend erforscht, was wirklich gegen Einsamkeit hilft. Sie bieten in Ihren Projekten unterschiedliche Angebote oder Aktivitäten an. Warum ist zum Beispiel das Sitzen und Reden in einem U-Bahn-Kiosk ein gutes Mittel gegen Einsamkeit?
 
          Christoph Busch – Ich glaube, für unsere Gäste ist es ein großartiges Erlebnis, einfach alles sagen zu können, wie es ihnen durch den Kopf geht, es nicht filtern zu müssen. Allein das ist natürlich gut gegen Einsamkeit. Und diese Erfahrung, sich jemandem anzuvertrauen und Sachen zu erzählen, die man dem besten Freund nicht erzählen würde, die ist sehr intensiv.
 
        Warum geht das besonders gut im Sitzen?
 
         Christoph Busch – Wir haben während der Corona-Pandemie versucht, Spaziergänge im Park anzubieten. Das war nicht dasselbe, weil es viel offener ist. Die Ecke im Kiosk, in der die Leute sitzen, ist abgehängt. Da kann man nicht reingucken. Und diese intime Situation hilft sehr, auch mutig zu sein.
 
        Welche Rolle spielt die Anonymität, die der Kiosk garantiert?
 
         Christoph Busch – Die ist entscheidend. Einsamkeit entsteht ja auch dadurch, dass man anderen Menschen nicht mehr so richtig vertraut. Bei uns muss man nicht befürchten, dass das, was man sagt, bei nächster Gelegenheit gegen einen verwandt wird. Bei uns kann man alles offen aussprechen und geht kein Risiko ein.
 
          Katharina McLean – Darauf legen wir besonderen Wert: die ideologische Freiheit des Ortes. Weder wollen wir einen Fokus auf ein bestimmtes Thema oder eine Aufgabe legen, noch wollen wir die Anonymität und die weltanschauliche Neutralität aufbrechen. Und das ist, glaube ich, der große Gewinn an diesem Kiosk: dass wir ungebunden sind, keine Beratungsstätte sind, sondern ein neutraler Ort, der sich immer so gestaltet, wie die Gäste sind.
 
         
          [image: Auf einem Bahnsteig einer U-Bahnstation steht ein kleines Häuschen, in dessen Fenster ein Poster mit der Aufschrift „Ich höre Ihnen zu“ hängt.] 
          Zuhör-Kiosk in der Hamburger U-Bahn-Station Emilienstraße.
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        Welche Geschichten aus dem Kiosk-Alltag sind Ihnen besonders im Kopf geblieben?
 
         Katharina McLean – Meine Lieblingssituationen sind, wenn wir zufällig gefunden werden. Manchmal fahren Menschen in der Bahn an uns vorbei, steigen im nächsten Bahnhof aus und fahren wieder zurück, weil sie spontan den Mut gefasst haben. Das sind Menschen, die mit etwas unterwegs sind: zum Beispiel ein junger Vater, der sein Kind gerade nicht sehen darf und rastlos durch die Gegend fährt. Und dann findet er einen Ort für diese Geschichte. Am Liebsten sind mir aber die Schnacks am Fenster. Weil der Einstieg nahezu immer ist: „Eigentlich habe ich ja gar nichts zu erzählen.“ Daraus entstehen die wertvollsten Gespräche.
 
        Im Dorfladen wird nicht gesessen, sondern gekocht. Warum sind Kartoffelschälen und Karottenschnippeln ein guter Katalysator?
 
         Maximilian Voß – Weil das auch ohne viel Reden funktioniert. Es ist niederschwellig, weil viele Kochen und Backen als Hobby betreiben. Dadurch ist es noch mal einfacher, eine Gruppendynamik zu erzeugen. Und es wird auch zusammen gegessen. Für viele Senioren ist das total frustrierend, wenn sie in eine Tageseinrichtung gehen, dort etwas malen, und am Ende wird es weggeschmissen. Wichtig ist deshalb auch, dass die Produkte, die bei uns entstehen, im Dorfladen und in unserem Online-Shop verkauft werden.
 
        Öffnen sich die Leute beim Kochen?
 
          Maximilian Voß – Ja, vor allem, weil sie dann Verantwortung für einzelne Tätigkeiten übernehmen. Dann werden die Alteingesessenen von den Neuen gefragt, wie man etwas schnippeln muss, zum Beispiel, und so entsteht schon die erste Kommunikation. Das funktioniert auch sehr gut mit Kindern. Immer dienstags kochen unsere Senioren mit den Kindern aus der örtlichen Kita ein Drei-Gänge-Menü. Da merkt man richtig, wie bei den Kindern und den Senioren der Kopf aufgeht. Alle sind füreinander da, die Senioren zeigen ein bisschen, wie es geht, und die Kinder nehmen das auf und bringen Freundlichkeit und Spaß rein.
 
        Frau Böll, mit welchen Aktivitäten versuchen Sie, die Kinder und Jugendlichen aus ihrer Isolation zu holen?
 
          Mechthild Böll – Wir fangen sehr kleinteilig an. Eine Reihe von Kindern bei uns hat überhaupt nicht gelernt, auf sich zu vertrauen oder sich überhaupt zu spüren. Viele aus unserer Zielgruppe wissen nicht, ob ihnen kalt oder warm ist, oder ob sie Hunger haben, weil sie gelernt haben, dass es ihnen besser geht, wenn sie es nicht spüren. Dann fangen wir an mit Fragen: Wie geht es euch heute? Sie antworten dann erstmal nur mit Daumen hoch oder Daumen runter.
 
        Wie lange dauert es, bis erste kleine Fortschritte geschehen?
 
          Mechthild Böll – Wir fragen erst nach etwa drei Wochen tiefer nach: Warum geht es dir heute gut? Mit der Zeit lernen die Kinder, in sich hineinzuspüren, und können dann etwas formulieren. Manche sagen dann: „Ich habe heute noch nichts gegessen.“ Manche kommen um 15 Uhr in eine Gruppe und hatten nur eine Tüte Chips zum Mittagessen.
 
        Wie wichtig ist dieses Sich-selber-Spüren, um Einsamkeit zu überwinden?
 
          Mechthild Böll – Das ist extrem wichtig. Wenn ich mich nicht spüre, habe ich ja auch kein Bedürfnis nach irgendetwas. Dann sitze ich zu Hause, unternehme nichts und spüre auch nicht das Bedürfnis danach. Und das führt dann zu Einsamkeit. Wenn Kinder nicht lernen, sich miteinander in der Gemeinschaft zu bewegen, dann wird das auch im weiteren Leben nicht unbedingt klappen.
 
        Wie führen Sie die Kinder da heran?
 
         Mechthild Böll – Am Anfang ist das Thema Regeln ganz wichtig. Dem nähern wir uns mit einem Spiel ohne Regeln, das finden sie dann ganz doof. Das provozieren wir natürlich. Dann stellen die Kinder selber die Regeln auf.
 
        Was kommt dabei heraus?
 
         Mechthild Böll – Niemanden auslachen, wenn er redet, nicht anspucken, nicht treten. Ein kleines BGB für die Gruppe sozusagen. Das gibt den Kindern Halt und Vorhersehbarkeit. Dann können auch Beziehungen zur Pädagogin oder unter den Kindern entstehen. Anfangs haben sie ja kaum die Skills, Freundschaften zu führen. Das ändert sich im Laufe der Zeit. Zum Teil arbeiten wir über Jahre mit den Kindern. Und dann arbeiten wir daran, dass sie positive Erfahrungen machen.
 
        Sie fahren mit den Kindern auch mal ein paar Tage weg, in die Eifel zum Beispiel. Was bewirken solche Ausflüge?
 
         Mechthild Böll – Die sind wichtig, weil Kinder in Armut verdammt wenig erleben. Die fahren nie weg, haben keine Erfahrung in der Welt. Wir fahren entweder auf einen Reiterhof oder in unser eigenes Zeltlager. Dann sind sie mitten in der Natur, und das kennen die Stadtkinder gar nicht. Die wohnen in Wohnblocks und Hochhäusern und waren zum Teil noch nie im Wald. Die haben Angst, Erde anzufassen. So lernen sie das Leben auch mal ganz anders kennen, und es eröffnet sich eine neue Welt.
 
        An welche Erfolge erinnern Sie sich?
 
          Mechthild Böll – Man muss sehr genau betrachten, welche Veränderung auf uns zurückgeht und welche nicht. In der kindlichen Entwicklung tut sich in ein, zwei Jahren ja sowieso ganz viel. Zum Beispiel hatten wir mal einen Jungen, der durch seine familiäre Situation schwer traumatisiert war, der mit dem Messer auf andere losging. Der kam mit elf Jahren zu uns und blieb, bis er 15 wurde. Wir haben ihn immer in einer sehr kleinen Gruppe mit kompetenten Pädagoginnen betreut. Er ist auch einmal auf den Pferdehof mitgefahren. Da merkten wir schon, dass er in der Beziehung zu einem Pferd Fähigkeiten hatte, die er sonst mit Menschen überhaupt nicht zeigte. Er hat geschmust. Das war Wahnsinn, wie dieses Kind auf einmal zu diesem Pferd so eine Beziehung entwickelte.
 
        Wissen Sie, was aus ihm geworden ist?
 
         Mechthild Böll – Ja, drei Jahre später traf ihn einer unserer Trainer im Supermarkt. Er erzählte, dass er in einer Ausbildung zum Pferdewirt sei. Dass er es geschafft hat, die Schule zu beenden und eine Ausbildung mit Pferden zu machen, das hat uns schon sehr glücklich gemacht.
 
        Über welche Themen kann man beim Laufen sprechen, Frau Westhöfer-Häde?
 
         Tanja Westhöfer-Häde – Von A bis Z. Bei Müttern geht es natürlich viel um Care-Arbeit, um ihre Nöte und Sorgen mit den Kindern. Es geht um Themen wie: Was koche ich heute? Mein Gott, heute habe ich mir meine Haare nicht gemacht! Ich möchte auch mal ins Kino gehen, finde aber nicht die Zeit. Dann sind es natürlich auch die Fluchtgeschichten, wenn die Frauen sich öffnen. Und die Sorgen, die Frauen mit Migrationshintergrund haben, dass sie an den Ämtern scheitern. Ihre Nöte mit der Bürokratie.
 
        Erleichtert das Laufen die Kommunikation?
 
         Tanja Westhöfer-Häde – Ich finde schon. Wenn man in Bewegung kommt, bringt man auch in sich etwas in Bewegung. Für manche Frauen ist der Lauftreff auch so eine Art Entschuldigung von den Pflichten zuhause: Ich habe einen festen Termin, den muss ich wahrnehmen. Mütter brauchen das oft immer noch. Man macht die Care-Arbeit, aber zum Sport gehen? Dafür ist keine Zeit, weil: Wer putzt denn dann das Badezimmer?
 
        Wie überwinden Sie die anfängliche Sprachlosigkeit der Frauen?
 
          Tanja Westhöfer-Häde – Ähnlich wie Frau Böll haben wir in der Laufgruppe mit Smiley-Karten angefangen, damit die Frauen erstmal zeigen können: Wie geht es ihnen eigentlich? Damit ein Bewusstsein entsteht, dass es jeder einmal schlecht geht. Klar, wenn die Frauen dann anfangen, ihre Geschichten zu erzählen, dann wird es ein bisschen tiefgreifender – und das sind schöne Erlebnisse. Es entsteht aber auch ein Netzwerk, das die Frauen ganz praktisch nutzen. Wenn eine krank ist, bringen die anderen ihr eine Suppe vorbei. Eine Frau ist umgezogen, da haben wir mit ihr einen Backofen getragen und eine Waschmaschine organisiert. Das ist auch ein Erfolg: dass sie sich trauen, nach Hilfe zu fragen, und diese auch bekommen.
 
        Auch wenn Ihre Projekte verschieden sind: Im Kern scheint es bei allen auch ums Zuhören zu gehen. Kann Zuhören eigentlich jeder?
 
         Christoph Busch – Zuhören kann jeder, da bin ich ganz sicher. Das Entscheidende ist, dass man selbst die Klappe hält. Verblüffenderweise muss man dazu kein Senior sein. Wir haben auch viele junge Zuhörer, die sich das zutrauen. Wir sind eben keine Therapeuten, bei uns ist es ein zwischenmenschliches Gespräch.
 
        Frau Böll, Ihr Team besteht unter anderem aus ausgebildeten Pädagogen und Sozialarbeiterinnen. Würden Sie auch sagen, dass Zuhören etwas ist, was jeder kann?
 
         Mechthild Böll – Grundsätzlich sollte es jeder können, klar. Aber ich glaube nicht, dass dem so ist. Wir arbeiten auch deshalb nur mit Fachkräften, weil es doch ganz schwierig ist bei Kindern und Jugendlichen – die sich nicht öffnen wollen, die sich ausgegrenzt fühlen – einfach nur zuzuhören. Die fangen gar nicht erst an zu sprechen. Von daher hilft es schon sehr, wenn man gelernt hat, wie man Kinder fördert und aktiv zuhört.
 
         Christoph Busch – Wir sind natürlich in einer glücklicheren Situation – obwohl wir auch viel Unglück hören –, weil die Leute, die bei uns in den Kiosk reinkommen, sich entschlossen haben, etwas für sich zu tun. Die legen von sich aus los. Da sind Sie in einer völlig anderen Situation.
 
        Wie ist das bei den anderen?
 
         Maximilian Voß – Viele, die bei uns dazukommen, sind empathisch, und da gehört ein aktives Zuhören irgendwie dazu. Bei uns geht es aber ja vor allem darum, einen Gemeinschaftsgedanken zu haben und nicht nur zuzuhören, sondern auch aktiv Ideen beizusteuern. Damit es mehr ein Austausch ist. Das muss bei uns nicht so tiefgründig professionell sein.
 
          Tanja Westhöfer-Häde – Dem kann ich mich anschließen. Jemand muss mir auch etwas erzählen wollen, damit ich zuhören kann. Wir kommen beim Laufen automatisch ins Gespräch. Die Frauen kommen freiwillig zu uns, und sie müssen uns nichts erzählen. Aber wenn sie mir etwas erzählen wollen, können sie das vertrauensvoll tun. Ich glaube, diese Seite muss man als möglicher Zuhörer auch erst mal nach außen senden.
 
        Die Bundesregierung hat im Dezember 2023 eine Strategie gegen Einsamkeit beschlossen. Merken Sie das schon in Ihrem Alltag?
 
         Maximilian Voß – Wir haben mittlerweile 25 Leute zu bezahlen: Festangestellte, Ehrenamtliche, die eine Pauschale bekommen, Bundesfreiwilligendienstler. Und ich habe jeden Monat Angst, die Gelder nicht zusammenzubekommen. Bei uns laufen die Minister und die Staatssekretäre rein und raus, gucken sich das an, machen ein Foto – was ja auch schön ist, weil wir die Aufmerksamkeit auch wollen –, aber sie bringen nie großartig was mit. Wir jammern nicht, aber es ist so, dass wir etwas Gutes tun wollen, aber ganz häufig das Gefühl haben, dass wir ein bisschen gehandicapt sind.
 
         Christoph Busch – Für mich ist das Hochkochen von Einsamkeit vor allen Dingen ein Medienthema. Ich glaube, dass die Politik da nur draufgesprungen ist. Da werden Beauftragte benannt, und es werden Gelder versprochen. Wir sind Gott sei Dank in der glücklichen Lage, dass wir von privaten Spenden leben können, von Leuten, die einfach das Projekt gut finden.
 
          Mechthild Böll – Ich beobachte schon, dass das Thema Einsamkeit seit ein, zwei Jahren auch in der Politik angekommen ist. Wir haben aber die Situation, dass es noch nicht viel Forschung zu den Ursachen gibt. Und folglich auch nicht zu der Frage, was dagegen wirken kann. Wir alle haben in der Praxis Erfahrung. Es gibt jetzt die ersten Studien und Befragungen, das dauert aber. Folglich gibt es auch von der Politik kein Förderprogramm des Bundes gegen Einsamkeit. Ich würde aber nicht ausschließen, dass es das vielleicht einmal geben wird.
 
        Wie sieht es aktuell mit Förderungen aus?
 
          Mechthild Böll – Es gibt viele andere Förderprogramme, die aus meiner Sicht auf diese Thematik einzahlen. Ich kann gar nicht alle Förderanträge stellen, die ich stellen könnte, allein aus Kapazitätsgründen. Trotzdem ist es immer schwer für einen einzelnen Verein oder ein Projekt, wirklich an die Gelder zu kommen. Diese Anträge sind hochkomplex, eine Wissenschaft für sich. Das ist, finde ich, das Problem, nicht die Fördertöpfe selber.
 
          Tanja Westhöfer-Häde – Die Bürokratie, die hinter den Förderungen steckt, ist schon sehr schwierig. Und die muss ich als Mutter, Hausfrau, Übungsleiterin und kommissarische Sportwartin mal eben nebenbei bewältigen. Abends oder nachts, wenn ich nicht schlafen kann, suche ich dann etwas raus, wo ich mich noch bewerben könnte. Da müssen die Hürden abgebaut werden, damit man da leichter rankommt.
 
        Was wünschen Sie sich für die Zukunft?
 
          Tanja Westhöfer-Häde – Ich glaube, dass das Ehrenamt mehr Anerkennung braucht. Wenn man sich anguckt, wie viele Stunden da auch unentgeltlich abgerissen werden: Da kann sich eine Politik nicht länger drauf ausruhen.
 
          Mechthild Böll – Ich wünsche mir, dass sich die Kommunen mehr darum kümmern, dass es noch viel mehr kleine, bürgernahe Treffpunkte gibt. Sei es ein Jugendtreff, ein Bürgerhaus, ein Kiosk plus X, was auch immer. Damit die Menschen in Wohnortnähe eine Kontaktmöglichkeit haben.
 
         Katharina McLean – Ökonomische Sicherheit, das wäre was. Wir können den Kiosk gerade über Privatspenden finanzieren, aber das ist immer Glückssache. Wir wissen vielleicht für ein halbes Jahr, dass wir die Miete bezahlen können, aber danach ist es auch schon wieder vorbei. Es wäre schön, wenn wir eine Sicherheit hätten. Zeit, Raum und ökonomische Sicherheit sind die Grundkonstanten, mit denen ganz viel möglich wird.
 
         Maximilian Voß – Und vielleicht ein Aspekt noch: Ich bin in der Gründerszene aktiv. Es ist für viele Gründer total unsexy, irgendwas im sozialen Sektor zu machen, weil die Einstiegshürden hoch sind und die finanzielle Sicherheit nicht so gegeben ist. Bei 300 Gründern sind da, wenn überhaupt, zehn Sozialunternehmen dabei. Das finde ich schade, weil es gute Ideen gibt. Das könnte man mit ein paar Erleichterungen sicher besser hinkriegen.
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          Das Interview führten die Journalistin Margherita Bettoni und der Journalist Johannes Mitterer am 26. August 2024.
 
        
 
      

       
        ÜBER DIE EINSAMKEIT DER INDIVIDUEN IN UNSEREN TAGEN
 
        Eine Annäherung
 
         Daniel Ewert · Heike Ohlbrecht 
 
        Das Thema Einsamkeit hat in den vergangenen Jahren immens an Aufmerksamkeit gewonnen. In Wissenschaft und Gesellschaft werden Ursachen, Gefahren und Folgen einer zunehmenden Vereinsamung diskutiert. Dabei wird teilweise eine alarmierende Metaphorik bemüht: So wird Einsamkeit beispielsweise als „Monster der Moderne“ oder „größte Volkskrankheit“ unserer Zeit bezeichnet, die sich wie eine „stille Epidemie“ ausbreite. 01  Das gewachsene Interesse hat den Hintergrund, dass in diversen Studien ein erheblicher Anstieg von Einsamkeitserfahrungen registriert wird. 02  2023 gab bereits etwa die Hälfte der Erwachsenen in den USA an, Einsamkeitserfahrungen gemacht zu haben. 03  In Deutschland fühlten sich 2022 laut Statistischem Bundesamt rund 16 Prozent der Bevölkerung ab zehn Jahren oft einsam. 04  
 
        ZEITDIAGNOSE DER MODERNE
 
        Über zunehmende Einsamkeit als Zeitdiagnose wird nicht das erste Mal diskutiert. Bereits 1950 veröffentlichte der Soziologe David Riesman seinen Bestseller „The Lonely Crowd“ („Die einsame Masse“, 1958), und der Philosoph Odo Marquard schrieb Anfang der 1980er Jahre von einem „Zeitalter der Einsamkeit“. 05  Die Erklärungen für die Verbreitung von Einsamkeit ähneln sich: Die beschleunigten gesellschaftlichen Modernisierungsschübe seien mit Risiken und dysfunktionalen Nebenwirkungen verbunden. Die Soziolog*innen Ulrich Beck und Elisabeth Beck-Gernsheim schrieben im Zusammenhang mit der Individualisierung in der Moderne von „riskanten Freiheiten“. 06  Der Verlust von traditionellen Gemeinschaften und Bindungen schaffe eben nicht nur neue Autonomiespielräume und Möglichkeiten der Selbstverwirklichung, sondern auch Gefahren der Vereinzelung und psychosoziale Verletzlichkeiten. Ob es nun das spätmoderne erschöpfte Subjekt ist, das überfordert ist vom permanenten Anspruch, man selbst zu sein, 07  oder die resonanzerschwerenden Tendenzen einer beschleunigten Moderne: 08  Wir leben offenbar in einer „Zeit, in der die Einsamkeit immer nur eine Armeslänge entfernt auf uns warte“. 09  
 
        Zugleich haben Autorinnen wie die Philosophin Hannah Arendt schon früh darauf hingewiesen, dass Einsamkeit nicht per se ein belastender Zustand sein muss und etwa von Alleinsein zu unterscheiden sei. 10  Odo Marquard hielt ein „Plädoyer für Einsamkeitsfähigkeit“, über die jeder Mensch verfügen sollte, um mit den unvermeidbar vorkommenden Phasen des Nicht-Eingebundenseins (produktiv) umgehen zu können. 11  Und der Soziologe Norbert Elias betonte in seinem berühmten Essay „Über die Einsamkeit der Sterbenden in unseren Tagen“ das weite Spektrum der Emotion Einsamkeit. So könne sich Einsamkeit auf den sozialen Rückzug von Menschen beziehen, weil sich der Wunsch nach liebender Zugehörigkeit nicht erfüllt habe. Eine andere Form sei die soziale Vereinsamung, die entstehe, „wenn ein Mensch an einem Ort lebt oder eine Position hat, die es ihm nicht ermöglicht, Menschen von der Art zu begegnen, von der er fühlt, daß er ihrer bedarf“. Die dritte Form schließlich sei die tief empfundene Einsamkeit des Menschen in Gesellschaft anderer, wenn keine „Gefühlsbrücke“ bestehe und es für die anderen „gleichgültig ist, ob er existiert oder nicht existiert“. 12  
 
        Da Menschen als soziale Wesen grundlegend auf andere Menschen angewiesen sind, ist Einsamkeit gerade in modernen Gesellschaften so virulent: Nie zuvor war der Anspruch, individuell und unabhängig zu sein, so stark ausgeprägt, und nie zuvor wurde der Selbstverwirklichungsimperativ gesellschaftlich so stark gefördert: „Sei Du selbst, sei besonders, sei einzigartig!“ Zugleich sind unsere sozialen Beziehungen inzwischen so komplex, dass die gegenseitigen Abhängigkeiten nicht mehr erkannt werden. Es ist eine paradoxe Situation: Je enger wir heute vernetzt sind, desto stärker ist das individuelle Gefühl der Vereinzelung. Es wäre dennoch ein Trugschluss, davon auszugehen, dass die Moderne das Zeitalter der Einsamkeit ist; möglicherweise reduziert die Moderne aufgrund ihrer Individualisierungsangebote und Möglichkeiten, Beziehungen frei zu gestalten, sogar das Risiko für Einsamkeit. 13  Einsamkeit gab es zu allen Zeiten, und es wird sie immer geben – aber die Ursachen und Entstehungsbedingungen unterscheiden sich.
 
        KRITIK UND DESIDERATE DER EINSAMKEITSFORSCHUNG
 
        Die jüngere Forschung hat sich der Entwicklung von Einsamkeit vor allem unter epidemiologischen Aspekten gewidmet, also mit Blick auf die Verbreitung und Verteilung unter der Bevölkerung. Dem Einsamkeitsbarometer 2024 zufolge sank das Einsamkeitsempfinden in Deutschland zwischen 1992 und 2017 tendenziell, ehe die Werte 2020 während der Covid-19-Pandemie in die Höhe schnellten. Im Folgejahr sanken sie zwar wieder, blieben aber etwas höher als vor der Pandemie. Was die Verteilung angeht, zeigt sich im Einsamkeitsbarometer unter anderem, dass sozioökonomische Faktoren wie Einkommen und Alter für das Einsamkeitsempfinden eine Rolle spielen und das Einsamkeitsempfinden selbst negative Auswirkungen auf die Gesundheit, aber etwa auch auf das Vertrauen in politische Institutionen haben kann. 14  
 
        Trotz solcher umfassenden Berichte mangelt es im Forschungsfeld insgesamt aber noch an Zeitreihenanalysen und repräsentativen Daten – sowie an einer umfassenden Betrachtung des Phänomens über die Frage der Häufigkeit hinaus. So wäre wünschenswert, die Ursachen für Einsamkeit stärker in den Blick zu nehmen.
 
        Vor diesem Hintergrund lassen sich weitere Herausforderungen für die Einsamkeitsforschung anführen. Auf begrifflich-konzeptioneller Ebene zeigt sich, dass je nach Fachrichtung unterschiedliche Begriffsverständnisse kursieren. Am häufigsten wird die Definition der Psycholog*innen Daniel Perlman und Letitia Anne Peplau verwendet: „In our view loneliness is the unpleasant experience that occurs when a person’s network of social relations is deficient in some important way, either quantitatively or qualitatively.“ 15  Wie direkt zu erkennen ist, zielt sie auf eine Differenzerfahrung bezüglich der gewünschten und realisierten Quantität und Qualität sozialer Beziehungen. Angesichts einer Vielzahl von Möglichkeiten, Einsamkeit – oder besser: Einsamkeiten 16  – zu erfahren, drängen sich aus unserer Sicht jedoch Zweifel auf, ob sich das menschliche Einsamkeitserleben tatsächlich in Differenzansätzen erschöpft und nicht auch weitere Faktoren und Kontexte, die über die Beschaffenheit sozialer Beziehungen hinausgehen, eine Rolle spielen (sollten).
 
        Kritische Überlegungen lassen sich auch zu den methodischen Standardverfahren anstellen, die sich am Differenzverständnis orientieren. Unter diversen Messinstrumenten wird zur Erfassung der Häufigkeit von Einsamkeit in der Regel auf die Einsamkeitsskala der University of California (UCLA Loneliness Scale) zurückgegriffen. Diese wird beispielsweise im Sozio-oekonomischen Panel verwendet, einer groß angelegten, repräsentativen Wiederholungsbefragung der deutschen Bevölkerung. Häufig wird aber nur eine Kurzform der Skala mit lediglich drei Frage-Items eingesetzt („Wie oft haben Sie das Gefühl, dass Ihnen die Gesellschaft anderer fehlt?“; „Wie oft haben Sie das Gefühl, außen vor zu sein?“; „Wie oft haben sie das Gefühl, dass sie sozial isoliert sind?“) und anhand von berechneten Schwellenwerten auf Einsamkeit geschlossen. Diese Standardverfahren dienen dann oft als Kronzeugen für die Feststellung, dass das Gefühl von Einsamkeit stark verbreitet sei. Doch schon die Formulierungen der Fragen legen eine Vermengung von Einsamkeit, Isolation und Alleinsein nahe und dienen wenig dazu, die Qualität von sozialen Beziehungen zu erfassen. Irritierend ist zudem, dass der Begriff, um den es eigentlich geht, in den Fragen gar nicht vorkommt. Das indirekte Vorgehen wird damit begründet, dass der emotional aufgeladene und potenziell stigmatisierende Begriff „Einsamkeit“ Abwehrhaltungen und Antwortverzerrungen begünstigen könnte. 17  Angesichts der Komplexität und Diversität von Einsamkeitserfahrungen erscheint dies aber ebenfalls fehleranfällig, und so stellt sich die Frage, ob die Items eigentlich das messen, was sie messen sollen.
 
        Ein letzter Kritikpunkt bezieht sich auf die allgemeine Stoßrichtung der Einsamkeitsforschung, über quantitative Methoden und statistische Verfahren vor allem auf die Ermittlung der Einsamkeitsbetroffenheit zu fokussieren. Ähnlich wie bei wissenschaftlichen Diskursen zu Angst oder Burnout reicht die Feststellung einer zahlenmäßigen Zu- oder Abnahme nicht aus, um das Problem zu erfassen. Vielmehr müssen dahinterliegende Kontexte und Prozesse, die potenziell zu Einsamkeit beitragen, nachvollzogen werden. Das heißt, es ginge nicht mehr nur um das „Was“, sondern auch um das „Wie“ – also zu den Fragen, was Einsamkeit hervorruft, wie sie erlebt wird, welche Funktion sie hat und inwieweit die verstärkte Aufmerksamkeit für das Phänomen selbst eine Rolle spielt. Unsere folgenden Ausführungen sind ein Versuch in diese Richtung.
 
        KONTEXTE UND FORMEN DES EINSAMKEITSERLEBENS
 
        In den vergangenen drei Jahren haben wir mehrere qualitative Studien zur Einsamkeit in der digitalen Lebens- und Arbeitswelt sowie zur Rolle von Wohnformen und sozialen Netzwerken für das Einsamkeitsempfinden erstellt. 18  In diesen akzentuieren wir die spezifischen subjektiven Deutungen von Einsamkeit und versuchen damit die unterschiedlichen lebensphasen- und situationsspezifischen Logiken der Einsamkeit zu verdeutlichen. Im Folgenden stellen wir einige Ausschnitte und Befunde daraus vor. Die Formen des Einsamkeitserlebens sind dabei dynamisch und nicht klar voneinander abgrenzbar, was auf die biografische Prozesshaftigkeit von Einsamkeitserfahrungen verweist.
 
        Gefühl inneren Verlorenseins
 
        „Es kann aber auch sein, dass man in einem total guten Umfeld ist und trotzdem sich einsam fühlt. Und diese innere Zerrissenheit oder die Probleme, die man gerade so hat, nicht so annehmen zu können, also so verloren in den eigenen Gefühlen vielleicht.“ (Enna, 21 Jahre)
 
        Diese Form des Einsamkeitserlebens zeigt sich vor allem bei befragten jungen Menschen, die sich selbst als chronisch einsam bezeichnen oder intensiv empfundene Einsamkeitsepisoden kennen. Typisch für die Lebensphase der Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist die Ablösung vom familiären Herkunftsmilieu und der Übergang in die höhere Bildung beziehungsweise ins Erwerbsleben. Im Übergang zum Studium zum Beispiel sehen sich junge Menschen sowohl mit neuen milieuspezifischen Normen und Erwartungen der Selbstverwirklichung und Autonomie als auch mit Herausforderungen der sozialen beziehungsweise beruflichen Positionierung konfrontiert. Es ist eine Zeit des Probierens und Neuorientierens mit dem Risiko, dass soziale Leerräume entstehen.
 
        So sieht Maggy (20 Jahre) den Ausgangspunkt ihrer Einsamkeitsempfindungen etwa darin, „dass so ne Art Basis weggebrochen ist“. Auch Prüfungs- oder andere Bewährungsphasen werden mit Einsamkeit assoziiert, liegen doch im hohen Leistungsethos auch Potenziale des Scheiterns, die sich auf die eigene Entwicklung auswirken. So bedeutet Einsamkeit für Enna (21 Jahre) „einfach die Schwierigkeiten, die man so hat, nicht als Vorteil für seine persönliche Entwicklung zu sehen, sondern halt irgendwie da so stecken zu bleiben“. Sie ist in dieser Zeit geplagt von Selbstzweifeln und -vorwürfen: „Du schaffst nie, was du dir vornimmst, du musst mehr schaffen, du musst früher aufstehen!“
 
        Es zeigt sich, dass Statuspassagen zunehmend selbstgesteuert sind. Bei Lara (23 Jahre) sind diese Prozesse beispielsweise mit „Overthinking“ und negativen Gedankenspiralen verbunden, die „dann irgendwann tatsächlich in Einsamkeit übergehen“. Das Einsamkeitsempfinden zielt hier also nicht auf das soziale Netzwerk, wie es gängige Einsamkeitsdefinitionen nahelegen würden, sondern ist nach innen gerichtet und entsteht in gedanklichen Auseinandersetzungen zwischen eigenen Wünschen, Erwartungen und Bedürfnissen sowie äußeren und institutionellen Erwartungen oder Anforderungen. Wichtig ist dabei auch, dass Einsamkeit mit der tiefen Angst verbunden ist, dass Identitätsentwürfe ins Leere laufen. Die betroffenen Personen haben das Gefühl, nicht authentisch zu leben, nicht sie selbst sein zu können oder dass andere ein besseres, erfüllteres Leben führen.
 
        Insbesondere der digitale Raum steigert die Möglichkeiten des sozialen Vergleichs und wird deswegen als Gefahrenquelle für Einsamkeit antizipiert. Entsprechend lassen sich Formen des „Digital Detox“ als Bewältigungsstrategie ausmachen. Außerdem zielen therapeutisch angeleitete Interventionen auf einen bewusste(re)n Umgang mit eigenen Bedürfnissen.
 
        Stigmatisierung und Selbstisolation
 
        „Ich war für mich einsam unter Menschen gewesen, weil eigentlich hätte ich doch schon mal Lust gehabt, mit einigen Leuten dann zu reden oder sowas. Aber meine eigene Angst war da zu stark.“ (Clemens, 27 Jahre)
 
        Eine andere Bedeutung kommt Einsamkeit im Kontext von erlebter Stigmatisierung oder Diskriminierung zu. So berichten Betroffene von Mobbing und Ausgrenzung aufgrund von Armut, körperlicher Beeinträchtigung oder Rassismuserfahrungen. Zentral ist hier, dass Einsamkeit nicht primär an Zeiten, Häufigkeiten oder Kontaktdichte geknüpft ist, sondern sich als vertrautes Lebensgefühl erweist, das zu einem Bestandteil der eigenen Biografie geworden ist. „Ich kann viel von Einsamkeit erzählen. Mein halbes Leben ist von Einsamkeit geprägt“, berichtet Lucas (21 Jahre).
 
        In dieser Variante wird insbesondere die Nicht-Achtung und Abwertung der eigenen Person durch andere als Einsamkeit erlebt. Wenn Clemens (27 Jahre) das Gefühl hat, „dass dich niemand ernst nimmt“, Benisha (25 Jahre) das offenkundige Desinteresse anderer Menschen an ihrer Person beschreibt („I’ve not encountered any German young person who has at least given a smile when we’re walking by“) oder Kai (39 Jahre) berichtet, mit welchem Abscheu man ihm aufgrund einer sichtbaren Behinderung begegnet, dann scheint die „Gefühlsbrücke“ zwischen ihnen und den anderen Menschen nachhaltig eingerissen zu sein. Als Konsequenz droht die Gefahr der Selbstisolation.
 
        Kai hatte immer Schwierigkeiten, „Leute kennenzulernen“, denn „je mehr schlechte Erfahrungen man macht, desto mehr versucht man’s ja erst gar nicht“. Die Flucht ins Alleinsein ist eine notgedrungene Bewältigungstechnik zum Schutz der eigenen Person, wie es zum Beispiel bei Benishas Erfahrungen und Vorsätzen zum Ausdruck kommt: „I feel like I get isolated and I feel I don’t belong there … so I stopped doing that and now I’m trying to be more alone and happy with it“.
 
        Berufliche (Anerkennungs-)Krisen
 
        „Ich war 40 Jahre im Unternehmen, ich habe das [die Arbeit im Gesundheitssektor, Anm. d. Aut.] auch nach der Wende, auch nach Trägerwechseln gern gemacht. Und ich habe eben auch da jeden gekannt. Ja, und meine Meinung war gefragt. Und dann wird man krank, und dann rutscht man auf einmal ganz nach unten. Und das tut weh. Und das macht einsam.“ (Bettina, 59 Jahre)
 
        Eine weitere spezifische Ausprägung des Einsamkeitserlebens bezieht sich auf Erfahrungen in der Arbeitswelt. Einsamkeitserfahrungen wirken sich negativ auf Arbeitsleistung, Arbeitszufriedenheit sowie das Verhältnis zwischen Arbeitenden und Vorgesetzten aus und erhöhen das Potenzial krankheitsbedingter Ausfälle durch mentale Belastungen deutlich. 19  In unseren Studien wird Einsamkeit im Zuge des Wandels der Arbeitswelt, der von zunehmenden Leistungs-, Optimierungs- und Flexibilisierungsanforderungen gekennzeichnet ist, mit Bedrohungen der beruflichen Identität in Verbindung gebracht. So kommt es infolge von materiellen Statusunsicherheiten und Brüchen in der Erwerbsbiografie zu Einsamkeitserfahrungen.
 
        Aber auch die krankheitsbedingte Beendigung einer langjährigen und gern ausgeübten Tätigkeit kann Einsamkeit zur Folge haben. „Da kann man lernen, einsam zu sein“, berichtet Anneliese (58 Jahre) in Bezug auf ihre Erfahrungen nach einer Krebserkrankung und erzwungenen beruflichen Neuorientierung.
 
        Einsamkeit ist aber auch Ausdruck von fehlender Anerkennung und Entpersonalisierung, wenn Berufstätige befürchten, auf ein funktionelles Arbeitssubjekt reduziert zu werden. Bettina (59 Jahre) bedauert etwa, dass durch technische Innovationen und Digitialisierungsprozesse der „Mensch nicht mehr wertgeschätzt“ werde, „sondern einfach nur die Zahl, die dahinter steht“.
 
        Im Umgang mit der Bedrohung der beruflichen Identität und infolge einsamkeitsfördernder Anerkennungskrisen suchen Betroffene vermehrt therapeutische Beratung. Psychologische Diagnostiken, etwa Burnout oder Depression, ermöglichen die Annahme einer sozial tolerierten Krankenrolle als befristete Exit-Strategie, 20  um alltägliche Lebensroutinen und Gewohnheiten für einen gewissen Zeitraum aufzuheben oder umzugestalten und ein Einsamkeitsmanagement zu betreiben. Bettina hat „über die Krankheit dann wirklich den Weg gefunden, aus der Sache auszusteigen“, und auf diese Weise das Lesen (wieder)entdeckt, wobei sie inzwischen „bewusst und gerne einsam“ ist. Ausgleich bieten außerdem soziale Nahbeziehungen wie Familien- und Freundeskreise.
 
        Freiheiten des Alters und deren Grenzen
 
        „Ich bin immer einsam, ich wohne hier ganz alleine … aber ich bin nicht todkrank einsam. Ich habe einen stressigen Beruf gehabt und finde, das ist jetzt alles so irgendwie in Ordnung mit meinem hohen Alter.“ (Martha, 83 Jahre)
 
        Eine von Ambivalenzen geprägte Variante des Einsamkeitserlebens zeigt sich schließlich bei älteren meist verwitweten Frauen. Sie befinden sich in der Phase des Rentenalters, in der die Ausgestaltung von freier Zeit als Herausforderung empfunden werden kann. Vor dem Hintergrund antizipierter Erwartungen an Selbstständigkeit, gesundheitliche Stabilität und Nicht-Sorgebedürftigkeit wird Einsamkeit und das Alleinsein als erwartbare Folge dieser Lebensphase gedeutet. So erzählt Martha (83 Jahre) mit Blick auf ihre im Berufsleben stehenden Enkel, sie könne „doch nicht erwarten, dass sie sich irgendwie kümmern“. In der Folge lassen sich Bemühungen erkennen, Einsamkeit vehement abzuwehren und von sich zu weisen. „Wenn ich einsam bin, das lasse ich nicht zu, ich will das nicht“, stellt Vera (81 Jahre) unmissverständlich klar. Sie müsse „eben nach Möglichkeiten suchen, wo ist heute eine Veranstaltung, wo kannst du hingehen?“ In ähnlicher Weise sieht es Martha als eine „Frage der Disziplin“, Einsamkeit zu begegnen, und aktiviert alte Bekanntschaften.
 
        Mitunter wird das Alleinsein im Zuge der Ent-Bindung und Freisetzung aus beruflichen und ehelichen Rollenkonstellationen mit neuen Möglichkeiten der Individualisierung in Verbindung gebracht und im Kontext von Handlungsfreiheit und -mächtigkeit positiv besetzt. So hat sich Vera entschieden, in die Stadt zu ziehen, schließlich möchte sie „Kultur erleben“.
 
        Die Vorteile gewonnener Freiheiten stoßen allerdings an Grenzen, wenn die familiären Beziehungen sowie die ohnehin raren Rollenangebote – etwa als Großmutter – zu erodieren drohen und Kinder und Enkel die eigenen Initiativen ablehnen. So beklagt Heidi (94 Jahre): „Und, wenn du keinen hast, und der Rest hat Besuch, dann gehst du in dein Zimmer und heulst nur.“
 
        Gleichzeitig bergen auch gesundheitlich und körperlich bedingte Mobilitätseinschränkungen Vereinsamungsgefahren. So können sich selbst gut gemeinte Initiativen wie Mehrgenerationenhäuser zu „Einsamkeitshotspots“ entwickeln. Eva (86 Jahre), Bewohnerin einer solchen Einrichtung, hatte „früher besseren Kontakt“, doch schafft sie es heute infolge eines Beckenbruchs „nicht mehr so zu anderen zu gehen … es geht einfach nicht mehr“. Angesichts von Personalmangel und Überlastung hilft häufig auch der Kontakt mit dem Pflegepersonal nicht, Einsamkeitsgefühle einzudämmen. „Früher sind sie öfter ins Zimmer reingekommen und haben mal geguckt … aber ist eben nicht mehr so“, berichtet Heidi.
 
        EMPIRISCHE ORTE DER EINSAMKEIT
 
        Die vorgestellten Schlaglichter und Beispiele für unterschiedliches Einsamkeitserleben sollten eines verdeutlicht haben: Um die Einsamkeit in unseren Tagen besser verstehen zu können, lohnt es sich, die Logiken des Einsamkeitserlebens je nach Lebensalter, -situation und normativer Orientierung zu erschließen. Die Beispiele zeigen, dass Einsamkeit viele Facetten hat und mit unterschiedlichen Gefühlslagen, Bedeutungsgehalten und Kontexten assoziiert wird. Einsamkeit kann unter anderem eine Folge von Selbstisolation sein, in die man sich geflüchtet hat, um sich vor sozialer Missachtung zu schützen; sie kann aus einem Gefühl der Fremdheit oder fehlender Geborgenheit resultieren; und sie kann schließlich als elementarer Bestandteil des eigenen Lebens angenommen, aber auch vehement abgewehrt werden.
 
        Trotz der Vielschichtigkeit des Einsamkeitserlebens zeigen sich bestimmte Muster und Gemeinsamkeiten. So verweisen die bisherigen Erkenntnisse darauf, dass Einsamkeit vor allem im Zusammenhang mit der Entwicklung, Bewahrung und Bedrohung von individueller wie sozialer Identität sowie unter dem Aspekt von Anerkennung und Wertschätzung im persönlichen wie beruflichen Kontext thematisiert wird. Es lässt sich somit festhalten: Menschen beschreiben Einsamkeit erstens nicht immer als unerwünschten Zustand. Zweitens werden Begriffe wie „Einsamkeit“, „Alleinsein“ oder „Isolation“ nur unscharf getrennt und je nach Sprecher oder Sprecherin unterschiedlich verwendet. Drittens können Einsamkeitserfahrungen trotz eines stabilen sozialen Netzwerks entstehen.
 
        Wenn Einsamkeit, wie in der Forschungsliteratur angenommen, ein subjektives Gefühl ist, dann ist von einer Bandbreite unterschiedlicher Bedeutungs- und Erfahrungsgehalte auszugehen, die sich in modernen Gesellschaften durchaus überlagern. Das (subjektive) Gefühl der Einsamkeit ist von einer einsamen Lebensführung zu unterscheiden – so wie wir analytisch Glück von einem gelingenden Leben unterscheiden. Menschen können unter dem negativen Gefühl der Einsamkeit leiden, müssen aber dennoch kein einsames Leben führen.
 
        Diese Veränderung des Blickwinkels – weg von punktuellen Messungen, hin zu einer prozesshaften Perspektive auf die Lebensführung –, könnte eine Tür zu neuen Erkenntnissen öffnen. Unabhängig davon, ob wir tatsächlich im Zeitalter der Einsamkeit leben oder nicht: Erst in einer umfänglichen Betrachtung der gesellschaftlichen Realität, in der sämtliche Aspekte des sozialen Miteinanders berücksichtigt werden, lässt sich das Phänomen Einsamkeit verstehen und den Betroffenen besser helfen.
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        SOZIAL EINGEBUNDEN, TROTZDEM EINSAM?
 
        Einsamkeitsempfinden Jugendlicher und junger Erwachsener
 
         Anne Berngruber · Lisa Hasenbein · Christine Steiner 
 
        In der öffentlichen Wahrnehmung werden Einsamkeitsgefühle und soziale Isolation insbesondere mit älteren Menschen in Verbindung gebracht. Erst in den vergangenen Jahren scheint sich ein stärkeres Bewusstsein zu entwickeln, dass Einsamkeitsgefühle unabhängig vom Lebensalter auftreten können. Insbesondere die Corona-Pandemie hat dazu beigetragen, dass sich die wissenschaftliche, politische und öffentliche Aufmerksamkeit nun auch stärker den Ursachen und Folgen von Einsamkeit bei jungen Menschen zuwendet. Abstandsregelungen, Schließungen von Bildungseinrichtungen und der damit einhergehende Verlust von sozialen Kontakten zu Altersgleichen haben junge Menschen belastet. Etwa ein Drittel von ihnen fühlte sich in dieser Zeit besonders einsam. 01  
 
        Junge Menschen können aber auch unabhängig von Pandemien von Einsamkeit betroffen sein. 02  In der sozialwissenschaftlichen Forschung werden Einsamkeitsgefühle von jungen Menschen mittlerweile verstärkt in den Blick genommen und Ursachen sowie Folgen thematisiert. 03  Bevölkerungsrepräsentative Studien zum Einsamkeitsempfinden junger Menschen in Deutschland fehlen bisher jedoch weitgehend. Dabei ist die empirische Auseinandersetzung mit dem Thema auch vor dem Hintergrund von weitverbreiteten alltagskulturellen Vorstellungen von Jugend relevant, die das Jugendalter als Lebensphase sehen, in der soziale Kontakte rasch gefunden und Freundschaften schnell geschlossen werden. Solche Annahmen stellen mitunter nicht nur das Phänomen der Einsamkeit unter jungen Menschen grundlegend infrage, sondern können diese zugleich verstärken, indem sie das Sprechen über und Sichtbarmachen von Einsamkeit stigmatisieren, was es erschweren kann, sich Hilfe zu suchen. Das macht die individuelle Belastung durch Einsamkeit umso mehr zu einem „stillen“ Problem, das gerade bei jungen Menschen leicht übersehen wird.
 
        Vor diesem Hintergrund gehen wir in diesem Beitrag der Frage nach, welche lebenslagen- und lebensphasenspezifischen Merkmale zum Einsamkeitsgefühl junger Menschen beitragen: Nimmt Einsamkeit unter jungen Menschen zu? Wer ist besonders von Einsamkeitsgefühlen betroffen? Welche Rolle spielt soziale Eingebundenheit als Schutzfaktor?
 
        EINSAMKEIT IM JUGENDALTER
 
        Dass junge Menschen bisher kaum als von Einsamkeit Betroffene wahrgenommen wurden, ist auch darauf zurückzuführen, dass sie durch Schulbesuch, Ausbildung und Studium als sozial gut eingebunden gelten. Aber viele Gelegenheiten zum Austausch mit Gleichaltrigen oder Lehrenden zu haben, heißt nicht, dass sie jedem und jeder gleichermaßen offenstehen. Soziale Beziehungen in Schule und Ausbildung, im Studium oder unter Gleichaltrigen werden zudem nicht immer als positiv erlebt. Einsamkeit entsteht auch dann, wenn man sich von den anderen nicht akzeptiert und geschätzt fühlt. 04  Einsamkeit ist nicht nur ein empfundenes Defizit an sozialen Beziehungen, sondern entsteht auch durch einen Mangel an Beziehungsqualität. 05  
 
        Allerdings ist es gerade für junge Menschen nicht immer einfach, soziale Beziehungen einzugehen und zu gestalten. Im 15. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung etwa wird das Ausbalancieren zwischen individueller Freiheit und sozialer Zugehörigkeit zu den Kernherausforderungen des Jugendalters gezählt. Zu den Herausforderungen, die das Jugendlich-Sein wie auch das Erwachsen-Werden mit sich bringen, zählt zudem, sich vom Elternhaus zu lösen und erste Partnerschaftserfahrungen zu sammeln. 06  Beides geht mit vorübergehenden Einsamkeitserfahrungen einher. So zeigen Studien, dass Jugendliche mehr Einsamkeit verspüren, wenn sie Zeit mit ihren Eltern verbringen, und weniger, wenn sie in Gesellschaft Gleichaltriger sind. Es wird angenommen, dass Jugendliche, die im Unterschied zu ihren Altersgenoss:innen noch keine Partnerschaft hatten, auch deshalb über größere Einsamkeit berichten, weil sie das Gefühl haben, mit Gleichaltrigen nicht mithalten zu können. 07  Auch die für das Erwachsenwerden charakteristischen Übergänge, etwa von der Schule in eine Ausbildung oder ins Erwerbsleben, und damit ein Wechsel von sozialen Kontexten und Rollenerwartungen, werden mit Einsamkeitsgefühlen in Verbindung gebracht. 08  
 
        Gerade Letzteres zeigt, dass das Gefühl von Einsamkeit als Ausdruck notwendiger sozialer Anpassungen verstanden werden kann. Das gilt nicht nur für einzelne soziale Szenenwechsel, sondern auch für die normativen Erwartungen vom Erwachsensein selbst, wie etwa auf eigenen Beinen zu stehen oder für sich selbst sorgen zu können. In diesem Sinne lässt sich zunächst einmal festhalten, dass mit Einsamkeitsgefühlen verbundene persönliche Krisen und Veränderungen im Jugend- und jungen Erwachsenenalter gewissermaßen „an der Tagesordnung“ sind. Es lässt sich aber auch festhalten, dass zwischen Einsamkeit und Normalitätserwartungen ein Zusammenhang besteht. Als gesellschaftliche Newcomer:innen repräsentieren junge Menschen auch soziale Nonkonformität. Anders zu sein als andere, auch anders wahrgenommen zu werden als andere, kann einsam machen. So wundert es nicht, dass Zugewanderte, Menschen mit körperlichen oder psychischen Beeinträchtigungen oder auch Angehörige der LSBTIQ*-Community eher von Einsamkeit berichten als Angehörige der Mehrheitsgesellschaft. 09  
 
        NIMMT EINSAMKEIT ZU?
 
        In einer diverser und temporeicher werdenden Gesellschaft nehmen insgesamt die Anlässe zu, sich einsam zu fühlen. Davon ausgehend wird oft angenommen, dass junge Menschen heutzutage einsamer seien als Jugendliche früherer Zeiten. Häufig ist sogar von einer „Einsamkeitsepidemie“ die Rede. 10  
 
        Zu langfristigen Entwicklungen des Einsamkeitserlebens von Jugendlichen in Deutschland gibt es bislang allerdings keine Studien, und bis auf wenige Ausnahmen werden in aktuellen bevölkerungsrepräsentativen Untersuchungen nur über-18-jährige junge Menschen in den Blick genommen. Es fehlt bisher außerdem ein einheitlicher Schwellenwert, der festlegt, ab wann jemand grundsätzlich als einsam gilt. Dadurch gibt es auch keine allgemeingültige Vorgehensweise der empirischen Analyse von Einsamkeit bei jungen Menschen, was zur Folge hat, dass Angaben zur Häufigkeit von Einsamkeitsgefühlen zwischen Studien stark schwanken können. 11  
 
        Das Einsamkeitsbarometer, das auf Datengrundlage des Sozio-oekonomischen Panels längerfristige Entwicklungen von Einsamkeitsbelastungen für Personen ab 18 Jahren beschreibt, zeigt für verschiedene Altersgruppen, dass im Zeitraum zwischen 1992 und 2013 Menschen im Alter zwischen 18 und 29 Jahren im Vergleich zu allen anderen Altersgruppen die geringste Einsamkeitsbelastung aufwiesen. Mit moderaten Schwankungen erhöhter Einsamkeitsbelastungen von jungen Erwachsenen – im Zeitraum zwischen 1992 und 2008 fühlten sich mal knapp über, mal knapp unter 5 Prozent dieser Altersgruppe einsam – lag die Häufigkeit 2013 bei einem vergleichsweise geringen Anteil von 2,9 Prozent. 12  
 
        Der Anstieg der Einsamkeitsbelastungen zwischen 2013 und 2021 verdeutlicht, dass Covid-19 nicht nur als Infektionskrankheit Auswirkungen hatte. Zwar ist das Einsamkeitsempfinden während des Pandemie-Jahres 2020 in allen Altersgruppen sprunghaft angestiegen, es waren aber insbesondere die jungen Erwachsenen zwischen 18 und 29 Jahren, die sich in dieser Zeit mit knapp einem Drittel (31,8 Prozent) besonders einsam fühlten. Der Anteil lag damit sogar signifikant über dem von Personen, die älter als 75 Jahre waren (22,8 Prozent). 2017 hatten die Anteile bei beiden Altersgruppen noch auf einem deutlich niedrigeren Niveau annähernd gleichauf gelegen (älter als 75 Jahre: 9,1 Prozent; 18 bis 29 Jahre: 8,6 Prozent). 2021, als Einschränkungen des öffentlichen Lebens durch die Corona-Maßnahmen noch bestanden, war der Wert bei den jungen Erwachsenen mit 14,1 Prozent zwar bereits wieder deutlich niedriger als 2020, aber noch lange nicht auf vorpandemischem Niveau. Der Anteil von Personen älter als 75 Jahre lag im selben Jahr bei 10,2 Prozent, also nur etwas höher als vor der Pandemie. 13  Erste vorsichtige Schätzungen der nachpandemischen Entwicklungen weisen darauf hin, dass ein leichter Abwärtstrend im Einsamkeitsempfinden zu beobachten ist. 14  Junge Erwachsene bis 29 Jahre werden allerdings auch weiterhin als eine besonders von Einsamkeit belastete Gruppe identifiziert. 15  
 
        Insgesamt deuten die vorhandenen Daten zwar an, dass die Corona-Pandemie für viele junge Menschen mit Einsamkeit verbunden war; es gibt jedoch keine Hinweise auf eine „Einsamkeitsepidemie“ oder eine weiterhin steigende Einsamkeitsbelastung. Nichtsdestotrotz gibt es junge Menschen, die sich einsam fühlen, und es stellt sich die Frage, wer hier besonders betroffen ist beziehungsweise wer ein besonderes Risiko hat.
 
        LEBENSLAGEN EINSAMER JUNGER MENSCHEN
 
        Mit Blick auf die Häufigkeit des Einsamkeitsempfindens unter jungen Menschen zeigen Selbstauskünfte von Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 12 und 32 Jahren im Survey AID:A 2023 des Deutschen Jugendinstituts (DJI), dass sich insgesamt rund ein Viertel (27 Prozent) in dieser Altersgruppe „selten“ einsam fühlt. Die höheren Angaben auf der Einsamkeitsskala („manchmal“ und „oft“) werden von einem zunehmend geringeren Anteil junger Menschen angegeben. Nur noch 2 Prozent der jungen Menschen antworten, sich „oft“ einsam zu fühlen. Junge Frauen fühlen sich in der Altersgruppe der 12- bis 17-Jährigen und der 26- bis 32-Jährigen einsamer als junge Männer. Bei den 18- bis 25-Jährigen sind die Einsamkeitswerte der jungen Männer ähnlich hoch wie bei den gleichaltrigen Frauen, sodass hier keine geschlechtsspezifischen Unterschiede mehr sichtbar sind. 16  
 
         
          Empirische Basis für die Abbildungen sind die 2023 bundesweit erhobenen Daten des DJI-Surveys „AID:A – Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten“.i) Im Rahmen der Befragung wurden 4801 Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 12 und 32 Jahren anhand einer Kurzform der Einsamkeitsskala der University of California (UCLA Loneliness Scale, kurz UCLA-LS) mit den drei Items „Wie oft fühlst du, dass dir andere Menschen fehlen?“, „Wie oft fühlst du dich verlassen?“ und „Wie oft fühlst du dich von anderen isoliert?“ und drei Antwortkategorien (1 „selten“, 2 „manchmal“, 3 „oft“) zur Häufigkeit ihrer subjektiv empfundenen Einsamkeit befragt.ii) Die drei Items der UCLA-LS wurden zu einer Summenskala aufaddiert. Die Summenskala weist dabei Werte von 3 bis 9 aus, wobei der niedrigste Wert 3 bedeutet, dass alle drei Aussagen von den Befragten mit „selten“ beantwortet wurden. Der höchste Wert 9 wiederum sagt aus, dass alle drei Aussagen mit „oft“ beantwortet wurden. Je höher die Angaben auf der Einsamkeitsskala, umso einsamer fühlen sich junge Menschen. Im AID:A-Survey liegen umfangreiche Selbstauskünfte seitens der Befragten, ihrer sozialen Lage und sozialen Einbindung sowie zu alterstypischen Alltagspraktiken und ihrer Bildungs- und Erwerbsbeteiligung vor.

          i)	Vgl. Susanne Kuger et al., AID:A 2023 – Design des Surveys, in: AID:A 2023 Blitzlichter (Anm. 16), S. 7–15; für weitere Informationen zur Studie siehe www.dji.de/aida.

          ii)	Vgl. Mary E. Hughes et al., A Short Scale for Measuring Loneliness in Large Surveys. Results From Two Population-Based Studies, in: Research on Ageing 6/2004, S. 655–672.

        
 
        Junge, von Einsamkeit betroffene Menschen sind sehr unterschiedlich; und mit Blick auf die Lebenslagen Jugendlicher und junger Erwachsener gibt es nicht „den einen“ Risikofaktor. Soziale Ungleichheit in ihren unterschiedlichen Facetten und damit ungleiche Teilhabechancen in verschiedenen Kontexten spielen jedoch eine zentrale Rolle für das Wohlbefinden im Allgemeinen – und damit auch für Einsamkeitsgefühle: Gerade junge Menschen in prekären und marginalisierten beziehungsweise vulnerablen Lebenslagen sind tendenziell häufiger von Einsamkeit betroffen.
 
        Dies zeigt sich beispielsweise an jungen Menschen, die in finanziell schwierigen Lebenslagen aufwachsen, oder Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit eigener Zuwanderungsgeschichte oder Zuwanderung beider Elternteile. Aber auch Diskriminierungserfahrungen, beispielsweise aufgrund finanzieller Engpässe in der Familie, einer Behinderung oder körperlichen Beeinträchtigung oder der eigenen sexuellen Orientierung, gehen bei jungen Menschen signifikant häufiger mit Einsamkeitsgefühlen einher als bei Gleichaltrigen, die keine Diskriminierungserfahrungen machen (Abbildung 1). Sowohl eine nicht-cisgeschlechtliche Identität als auch eine queere, nicht cis-heterosexuelle Orientierung führen dazu, sich überdurchschnittlich einsam zu fühlen. 17  Gefühle des „Anders-Seins“, wie sie beispielsweise in einer DJI-Studie zu trans und nicht-binären Jugendlichen und jungen Erwachsenen geäußert wurden, führen häufig zu Scham- und Einsamkeitsgefühlen. 18  
 
         
           Abbildung 1: Einsamkeit 12- bis 32-Jähriger nach Diskriminierungserfahrungen
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass sich junge Menschen mit Diskriminierungserfahrungen einsamer fühlen als Menschen ohne Diskriminierungserfahrungen.] 
           Je höher der Wert auf der Einsamkeitsskala, umso einsamer fühlen sich junge Menschen. Antwortkategorien: sechsstufige Skala zur Häufigkeit von Diskriminierungserfahrungen (mit Diskriminierungserfahrung = Werte 1 bis 5 „selten bis immer oder fast immer“, ohne Diskriminierungserfahrung = Wert 6 „nie“). Altersgruppe: 12 bis 32 Jahre, n = 3995–4379, Daten gewichtet, eigene Berechnungen. Die Fehlerbalken markieren jeweils 95-Prozent-Konfidenzintervalle; die Unterschiede zwischen den untersuchten Gruppen sind statistisch signifikant. 
 
            Quelle: AID:A 2023. 
 
        
 
        MACHT ERWACHSENWERDEN EINSAM?
 
        Obwohl Jugendliche und junge Erwachsene in vielen Lebensbereichen noch nicht dieselben zeitlichen Verpflichtungen haben, wie es bei Erwachsenen aufgrund von Familiengründung und Berufstätigkeit der Fall ist, stehen junge Menschen dennoch vor wichtigen Herausforderungen, die von Stressgefühlen und subjektiv empfundenem Zeit- und Leistungsdruck begleitet sein können. 19  Die gesellschaftliche Erwartung, dass wichtige Schritte auf dem Weg ins Erwachsenenalter schnell und zielstrebig genommen werden, ist ein Beispiel dafür. Dabei hängt das Empfinden von Stress und Zeitnot auch mit Einsamkeitsgefühlen zusammen – sei es, weil die betroffenen jungen Menschen weniger freie und selbstbestimmte Zeit für sich selbst und soziale Beziehungen im Allgemeinen zur Verfügung haben, oder weil die Erfahrung von sozialer Isolation wiederum zu einer erhöhten Belastung in der Bewältigung der alterstypischen Herausforderungen führt.
 
         Abbildung 2 zeigt den nach Altersgruppen differenzierten Zusammenhang zwischen drei Aspekten von wahrgenommenem Druck und dem Einsamkeitsempfinden. Im AID:A-Survey wurden junge Menschen gefragt, wie stark sie das Gefühl haben, sich mit dem Erwachsenwerden beeilen oder schnell Karriere machen zu müssen oder sich Auszeiten oder Zeiten des Nichtstuns leisten zu können. In der Tendenz zeigt sich über alle drei Aspekte hinweg, dass junge Menschen, die verstärkt unter Druck stehen, auch häufiger von Einsamkeit belastet sind. Die höchsten Einsamkeitswerte weisen diejenigen auf, die das (sehr) starke Gefühl haben, sich mit dem Erwachsenwerden beeilen zu müssen.
 
         
           Abbildung 2: Einsamkeit 12- bis 32-Jähriger nach ausgewählten Aspekten subjektiv empfundenen Drucks
 
          [image: Das Balkendiagramm zeigt, dass junge Menschen zwischen 12 und 32 Jahren sich einsamer fühlen, wenn sie das Gefühl haben, dass sie sich mit dem Erwachsenwerden beeilen oder schnell Karriere machen sollen, oder wenn sie sich kaum Auszeiten oder Zeiten des Nichtstuns leisten können. Die 18- bis 25-Jährigen sind dabei jeweils am stärksten belastet.] 
           Je höher der Wert auf der Einsamkeitsskala, umso einsamer fühlen sich junge Menschen. Antwortkategorien: vierstufige Skala zur Ausprägung der drei Aspekte des subjektiv wahrgenommenen Drucks (1 = überhaupt nicht stark bis 4 = sehr stark). Altersgruppe: 12 bis 32 Jahre, n = 4014–4746, Daten gewichtet, eigene Berechnungen. Die Fehlerbalken markieren jeweils 95-Prozent-Konfidenzintervalle; überschneiden sich diese zwischen den untersuchten (Alters-)Gruppen, so sind die Unterschiede statistisch nicht signifikant. 
 
            Quelle: AID:A 2023. 
 
        
 
        
 
        Vor allem junge Erwachsene zwischen 18 und 29 Jahren befinden sich in einer Phase, die von Unsicherheiten und Instabilität geprägt ist, wobei zumindest ein Drittel der jungen Erwachsenen – und vor allem diejenigen in offenen und „atypischen“ Lebenslagen – von dem Gefühl eines „Sich-Dazwischen-Fühlens“ (zwischen Jugendlich- und Erwachsen-Sein) berichten. 20  In einer Lebensphase, in der die Beziehung zu Familie und Freund:innen nicht nur von besonderer Bedeutung ist, sondern sich auch grundlegend verändert, sind fehlende (zeitliche) Freiräume besonders nachteilig für die Gestaltung und Pflege sozialer Netzwerke und das eigene Wohlbefinden.
 
        SOZIALE EINGEBUNDENHEIT ALS SCHUTZFAKTOR
 
        Grundsätzlich gilt, dass gute soziale Beziehungen, insbesondere zur Familie und zu Gleichaltrigen, für junge Menschen im Aufwachsen von zentraler Bedeutung sind. Das wurde durch die Corona-Pandemie sehr deutlich ins Bewusstsein gebracht. Zwar blieben Eltern und Freund:innen während des ersten Lockdowns 2020 die wichtigsten Ansprechpersonen, aber gute Freund:innen lernen Jugendliche überwiegend in Bildungssettings wie Schule, Ausbildung oder Studium kennen. Online hingegen werden echte Freundschaften eher selten geschlossen. Durch die Schließungen von Bildungseinrichtungen war es jedoch kaum möglich, (neue) freundschaftliche Beziehungen zu etablieren. 21  
 
        Vor diesem Hintergrund ist es nicht überraschend, dass das Thema Einsamkeit unter jungen Menschen insbesondere im Zuge und infolge der Pandemie besondere Aufmerksamkeit erfahren hat. Der verhältnismäßig kurzfristige und punktuelle Blick auf das Phänomen (in Krisenzeiten) verleitet zu der Annahme, dass Einsamkeit unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen insgesamt zunimmt, es liegen jedoch keine empirischen Erkenntnisse vor, die sie untermauern.
 
        Im Schnitt haben junge Menschen vier bis fünf gute Freund:innen. 22  Die Anzahl guter Freund:innen lässt allerdings nur bedingt Rückschlüsse auf Einsamkeitsgefühle junger Menschen zu. Es geht nicht darum, viele, sondern vor allem gute Freund:innen beziehungsweise Bezugs- und Unterstützungspersonen im Allgemeinen zu haben: Quantität bedeutet nicht zwangsläufig auch Qualität. 23  Dysfunktionale Freundschaftsbeziehungen sowie Erfahrungen sozialer Ausgrenzung, wie sie etwa bei (Cyber-)Mobbing stattfindet, haben gravierende Auswirkungen auf das psychische Wohlergehen junger Menschen, auch wenn sie sozial gut eingebunden scheinen. 24  
 
        Insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene, die zu gesellschaftlich marginalisierten Gruppen gehören – etwa LSBTIQ*, mit Behinderung, Zuwanderungsgeschichte oder von Armut betroffene –, berichten von häufigeren Einsamkeitsgefühlen. Um Einsamkeit unter jungen Menschen zu bekämpfen, braucht es daher lebenslagenspezifische Maßnahmen, die die genannten Risikofaktoren berücksichtigen; etwa niedrigschwellige Unterstützungsangebote und eine Sensibilisierung gegenüber den besonderen Bedürfnissen der jeweiligen Gruppen junger Menschen.
 
        Darüber hinaus zeigt sich, dass die Lebensphase des Jugend- und jungen Erwachsenenalters, die durch zahlreiche Umbrüche und Veränderungen geprägt ist, für junge Menschen insgesamt mit vermehrten Risikopotenzialen für (vorübergehende) Einsamkeit einhergeht. In der Auseinandersetzung mit Einsamkeit unter jungen Menschen bleibt es daher eine zentrale Frage, inwieweit diese zum Erwachsenwerden „dazugehört“ und als eine Art „Entwicklungsaufforderung“ zu verstehen ist, die es zu akzeptieren und selbstwirksam zu bewältigen gilt. Bezugs- und Unterstützungspersonen wie Eltern, Gleichaltrige und Lehrpersonen sind elementar, um jungen Menschen die nötigen Freiräume und zugleich Rückhalt zu geben und damit der Gefahr entgegenzuwirken, dass sich Einsamkeitsgefühle manifestieren und langfristige negative Konsequenzen nach sich ziehen.
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        HEIMWEH UND EINSAMKEIT
 
        Zur Situation älterer Zuwanderer in Deutschland
 
         Hacı-Halil Uslucan 
 
        „Die Heimat ist zur Fremde geworden, doch die Fremde noch nicht zur neuen Heimat.“ Mit diesem Satz lässt sich die Gemütslage vieler älterer Zuwanderer in Deutschland, vor allem aus der Türkei, prägnant zusammenfassen. Fragt man sie nach Zukunftsplänen, ohne dass es aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters höhnisch wirkt, so berichten viele zynisch: „Wir werden bald zurückkehren in die Heimat. Dann aber nicht im Passagierraum, sondern im Frachtraum als Leiche.“ Neben Zynismus drückt sich darin aber auch ein scharfer Realitätssinn aus: Die erste „Gastarbeiter“-Generation versucht angemessene Worte zu finden für die Tragik, dass sich der als „Kurztrip zum Reichtum“ geplante Deutschlandaufenthalt als frommer Selbstbetrug erwiesen hat – und sich die Fremde auch über 60 Jahre nach dem ersten Anwerbeabkommen mit der Türkei noch immer nicht wie Heimat anfühlt. Zugleich wird deutlich, dass von der alten Heimat, die nun eigentlich zur Fremde geworden ist, nie endgültig Abschied genommen wurde. Im anhaltenden Heimweh lebt sie als stets vernehmbare Hintergrundmusik fort.
 
        Damit komme ich zum Fokus dieses Artikels, zur Einsamkeit und zum Heimweh von Zugewanderten, vor allem der ersten Generation, die in ihren letzten Lebensjahren von einer nicht mehr genau beschreibbaren einstigen Heimat träumen. Machen wir uns aber nichts vor: Unter Einsamkeit kann potenziell jeder und jede von uns leiden – egal wie alt und ob mit oder ohne Zuwanderungsgeschichte. Es kommt nicht von ungefähr, dass die öffentliche und politische Sorge über die Verbreitung von Einsamkeit gewachsen ist und es etwa im Vereinigten Königreich seit 2018 eine ministerielle Anbindung für das Thema gibt – allerdings nicht als eigenes „Einsamkeitsministerium“, wie gelegentlich berichtet wird. Denn längst ist Einsamkeit nicht mehr nur privates Schicksal, sondern ein gesellschaftliches Problem, mit Konsequenzen für den sozialen Zusammenhalt, das Gesundheitssystem, die Wirtschaft, die Gestaltung von Städten – sowie für das demokratische Gemeinwesen insgesamt. Exemplarisch sei hier nur erwähnt, dass Einsame zum Beispiel ein 30 Prozent höheres Sterberisiko haben und Einsamkeit eher zu Demokratiedistanz und radikalen politischen Überzeugungen führt. 01  
 
        Vor allem die psychologische Forschung hat die Folgen von Einsamkeit und sozialer Zurückweisung herausgearbeitet: Ausgehend von der Annahme, dass das Bedürfnis, dazuzugehören (belongingness), ein essenzielles Handlungsmotiv des Menschen ist, zeigen eine Vielzahl kognitions- und klinisch-psychologischer Studien Folgendes:
 
         
          	 Einsamkeit beschädigt in erster Linie die Selbstregulationsfähigkeit des Menschen, und zwar sowohl emotional als auch kognitiv. Denn Selbstregulation – verstanden als Steuerung der eigenen Emotionen und der Gedanken – ist die zentrale Fähigkeit für das eigene Wohlbefinden, aber indirekt verantwortlich auch für das Wohlbefinden anderer, denn es verändert unsere Interaktionsqualität. 
 
          	 Einsame Menschen neigen stärker zu Aggression, zu selbstverletzendem Verhalten und zu geringeren prosozialen Aktivitäten. Sie zeigen darüber hinaus geringere kognitive Leistungen. 02   
 
          	 Einsamkeit führt zu einer stärkeren Stresswahrnehmung und reduziert dadurch die individuelle Immunabwehr. 03   
 
          	 Menschen, die insbesondere von der Mehrheitsgesellschaft ausgeschlossen werden – also Diskriminierungserfahrungen machen, was für viele Zugewanderte tägliche Realität ist –, zeigen erhöhte Kriminalitätsraten, weil sie unter anderem durch die geringere soziale Einbindung weniger wechselseitiges Vertrauen aufbauen. Naheliegend ist die Deutung, dass ausgegrenzte Menschen durch Machtausübung und Provokation ihrerseits versuchen, das Gefühl von Kontrolle wiederherzustellen und andere dadurch dazu zwingen, sie als Menschen zur Kenntnis zu nehmen, sie zu „sehen“. 04   
 
          	 Einsamkeit und sozialer Ausschluss führen zum Verlust eines als bedeutungsvoll wahrgenommenen Lebens, zu einem geringerem Selbstwert. Wer unter Einsamkeit leidet, fühlt sich eher als „Verlierer“ und deutet dies als selbstverschuldet. So erleben sich einsame Menschen weniger effektiv und handlungsmächtig, zeigen zugleich auch weniger Empathie mit anderen, was zu einer stärkeren Abgrenzung führt. 05  Einsamkeit ist also vielfach mit Machtverlust und Unterlegenheitsgefühlen verbunden, was wiederum auf einen engen Zusammenhang von Einsamkeit und Minderheitenstatus verweist. 
 
        
 
        Wir können also – in Anlehnung an einen Bibelvers – festhalten: Es ist nicht gut, dass der Mensch einsam sei. Nun verdichten sich diese Probleme bei einer bestimmten Gruppe besonders stark, und zwar bei den älteren Zugewanderten: Generell zeigt die Forschung, dass Ältere im Allgemeinen zu einer besonders gefährdeten Gruppe gehören, da sie stärker auf die Hilfe anderer angewiesen sind. Bei ihnen kommen mehrere Faktoren zusammen, die Isolation begünstigen: etwa Erkrankungen, abnehmende Mobilität oder Altersarmut; nicht zuletzt ist auch der Migrationshintergrund ein Risikofaktor. 06  Warum ist das so?
 
        Ältere Zuwanderer sind zunächst numerisch in der klaren Minderheit gegenüber der Mehrheitsgesellschaft. Die erste Zuwanderergeneration kennzeichnet zwar eine ausgeprägte Neigung, interethnische Kontakte und Freundschaften zu pflegen – aber die Kontaktmöglichkeit unter seinesgleichen ist schon rein statistisch geringer, was Einsamkeit fördert. Sie sind darüber hinaus eine sprachliche Minderheit; insbesondere die erste Generation hatte noch nicht die Verständigungsmöglichkeiten späterer Generationen. Ältere Zuwanderer schwimmen also nicht im selben „semiotischen Meer“ wie die Einheimischen, teilen nicht dieselbe symbolisch strukturierte Umwelt. Schon vom antiken römischen Dichter Ovid wird berichtet, dass er Heimat als jenen Ort verstand, in dem die eigene Sprache gesprochen wird. Auf die Gegenwart übersetzt heißt das: Heimat ist der Ort, wo man verstanden wird – und es ist der Ort, an dem man die Welt versteht, weil sie einem vertraut ist.
 
        Nicht zuletzt ist – wie bei allen Senioren – die Mobilität im Alter eingeschränkt, sodass die spontane Kontaktpflege außerhalb des räumlichen Nahbereiches sehr schwierig ist. Auch spielen soziale Medien für ältere Menschen eine geringere Rolle, um unkompliziert Kontakt zu halten.
 
        ALTER, ARMUT UND EINSAMKEIT
 
        Die Angehörigen der ersten Zuwanderergeneration der 1960er und 70er Jahre sind heute fast ausnahmslos im Rentenalter und haben die spezifischen Entwicklungsaufgaben dieser Lebensphase zu meistern – darin unterscheiden sie sich kaum von den Einheimischen. Mental sind sie jedoch, und das ist eine Besonderheit dieser Gruppe, mit sogenannten Bilanzierungsrisiken konfrontiert. Das heißt, wenn sie sich rückblickend der Frage stellen, ob bestimmte Lebensentscheidungen richtig waren, werden sie unweigerlich auch Bilanz ziehen, ob sich das Verlassen der Heimat, des gewohnten Ortes und geliebter Menschen gelohnt und sich der Traum von einer Verbesserung der Lebensbedingungen für sich und die Familie sowie für weitere Angehörige im Herkunftsland verwirklicht hat. Fällt die Antwort negativ aus, ist man im Alter also schlimmstenfalls einsam und arm, so ist das ein Einfallstor für Depressionen und weitere Vereinsamung, zumal eine Rückkehr mit großer Scham verbunden ist, wenn das ursprüngliche Migrationsziel verfehlt wurde. 07  
 
        Generell besteht ein enger Zusammenhang von Armut und Einsamkeit: Das Vereinsamungsrisiko bei armen Menschen ist doppelt so hoch wie bei Menschen mit gutem Einkommen. 08  Das Risiko, arbeitslos zu werden, ist bei Zuwanderern in der Vorrentenphase, also bei den 55- bis 65-Jährigen, in etwa doppelt so hoch wie bei Einheimischen. Und Arbeitslosigkeit bedeutet nicht nur Einkommensverlust, sondern auch Verlust von wichtigen Sozialkontakten. Aber auch das Renteneinkommen von Zuwanderern ist im Durchschnitt geringer, weil sie im Berufsleben ein niedrigeres Einkommen hatten und entsprechend weniger in die Rentenkasse eingezahlt haben. 09  
 
        Insofern kommen bei älteren Zuwanderern mehrere Risikofaktoren zusammen. Manchmal hat auch der starke Wunsch, bald wieder in die Heimat zurückkehren zu können, dazu geführt, dass das Thema soziale Sicherung im Alter vernachlässigt oder das Ersparte in riskante Unternehmungen im Herkunftsland investiert wurde. Zudem ist ein weiterer Bruch zu beobachten: Ältere Migranten haben häufig die Erwartungen der eigenen Eltern erfüllt und sich in ihrer aktiven Berufsphase um deren Pflege gekümmert; zugleich können sie jedoch kaum erwarten, dass sich ihre eigenen Kinder, die in die moderne Leistungsgesellschaft mit ihrem beschleunigten Lebensrhythmus und höherem Mobilitätsdruck hineingewachsen sind, im selben Maße um sie kümmern werden.
 
        HEIMWEH ALS REAKTION AUF EINSAMKEIT?
 
        Die Konstellation „alt und einsam“ in Kombination mit „fremd“ ist bestens dazu geeignet, den Boden für Heimweh zu bereiten: Das Heimweh gehört in der Selbstauskunft zu den auffälligsten psychischen Befindlichkeiten älterer Türkeistämmiger in Deutschland. 10  Es handelt sich dabei nicht um eine akute, also auf einen kürzlichen Ortswechsel zurückführbare emotionale Tönung, sondern sie ist ein Dauergast in ihrem psychischen Haushalt.
 
        Manchmal kann Heimweh eine Form des Eskapismus sein und als Flucht aus dem Alltag dabei helfen, die mit ihm verbundenen Sorgen zu bewältigen. Aus psychologischer Perspektive kann Heimweh jedoch auch ein Hindernis für die Aneignung kultureller Orientierungen am neuen Ort sein. Wer sich stark an seinen Ursprungsort gebunden fühlt, tut sich bisweilen schwerer, sich auf eine neue Umgebung einzulassen, sich zu öffnen und neue Wurzeln zu schlagen, neue soziale Bindungen einzugehen und auch Verantwortung für den neuen Lebensort zu übernehmen. Eine geringere Identifikation mit der neuen Umwelt wiederum kann die Sehnsucht nach vertrauten Orten und Menschen aus der eigenen Herkunftsregion nochmals verstärken. Aus psychoanalytischer Perspektive kann Heimweh als Sehnsucht nach dem „verlorenen Paradies“ der Kindheit gedeutet werden: Der an Heimweh leidende idealisiert diese vergangene, vertraute Lebenswelt und benennt mit Heimat den Ort des kindlichen Glücks, aber auch das Gefühl des anstrengungslosen Versorgtseins. Darin liegt auch ein leiser, unbewusster Protest gegen die moderne Leistungsgesellschaft, in der Anerkennung vor allem von der eigenen Arbeitsleistung abhängt.
 
        Einer der bedeutendsten Dichter, Mystiker und Humanisten der türkischen Geschichte, Yunus Emre, der im 13. Jahrhundert in Anatolien lebte, prägte den folgenden Zweizeiler: „Nicht ich bin in der Fremde, die Fremde ist in mir“ („Ben gurbetde değilim, gurbet benim içimde“). Darin drückt sich ein Gefühl aus, das wir vermutlich alle kennen, und das wie eine anthropologische Konstante jenseits ethnischer, nationaler und historischer Begrenzungen die Verlorenheit und Einsamkeit des Menschen beschreibt. Fühlen wir uns so, ist uns die Welt „un-heimlich“, sie ist kein Heim mehr; das elementare Bedürfnis nach Geborgenheit, Wärme und Vertrautheit ist in die Ferne gerückt. Fast wie eine Replik darauf mutet die 500 Jahre spätere Beschreibung des frühromantischen deutschen Dichters Novalis an, wonach alle Philosophie eigentlich Heimweh sei beziehungsweise das Bestreben, überall zuhause sein zu wollen. Diese Vorstellung nur als eine romantische Marotte zu denken, wird der Aktualität und Dringlichkeit des Phänomens jedoch nicht gerecht. Auch die Philosophin Karen Joisten hat 2003 den Lebenslauf des Menschen als „Heim-weg“ charakterisiert, worin sich sowohl das Bedürfnis nach Geborgenheit und Sicherheit, aber auch der Prozess des (zu sich) Unterwegsseins spiegelt. 11  Denn der Mensch ist stets ein Wandernder gewesen, er ist ein homo migrans.
 
        Aber wie sehr sind wir tatsächlich zuhause in der gedeuteten Welt? Und wie sehr sind wir zuhause, wenn wir die Welt, die Um-welt, doch nicht so gut deuten können, weil wir darin Fremde sind oder bloß als Zugewanderte wahrgenommen werden? Seit jeher gelten Menschen, die in einfachen Verhältnissen in eher ländlichen Gegenden groß geworden sind, als stärker anfällig für Heimweh und kulturelle Anpassungsschwierigkeiten. Sie sind aufgewachsen mit einem anderen Arbeitsrhythmus, einem anderen Verhältnis zur Zeit und einer anderen Wahrnehmung gesellschaftlicher Räume. Dieser Aspekt ist insbesondere für die erste Generation türkeistämmiger Zuwanderer in Deutschland relevant, die vielfach aus dörflichen Provinzen Anatoliens stammen und die insofern eine große Diskrepanz zwischen ihrer früheren und ihrer neuen Umgebung wahrnahmen und diese mental zu überbrücken hatten.
 
        Wer heute noch von Heimweh spricht, erntet meist skeptische Blicke; denn Heimweh hat etwas Anachronistisches: Wie der Soziologie Richard Sennett aufschlussreich dargelegt hat, besteht die zentrale Aufgabe des flexiblen Menschen im modernen Kapitalismus ja gerade darin, keine Heimat und kein Heimweh im engeren Sinne zu haben, an keinen festen Ort, keine Freunde und Verwandte gebunden, sondern vollmobil und überall einsetzbar zu sein, sich im eigenen Aufstiegswillen also weder von sozialen noch territorialen Begrenzungen behindern zu lassen. 12  Daran knüpfen auch die Überlegungen des Politologen Martin Hecht an, der in der neoliberalen Agenda der Ich-AG die zentrale Triebkraft der gegenwärtigen Vereinsamung sieht: „Der Kapitalismus als Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, in der privat organisiertes Eigentum an Produktionsmitteln herrscht und der Markt der Ort des Umschlages von Waren und Gütern ist, mit dem Ziel der Beteiligten, Gewinn zu erzielen und zu maximieren, ist nicht nur die den modernen Menschen prägendste gesellschaftliche Macht unserer Zeit, sondern gleichermaßen jene, die die Vereinsamung der Individuen wie keine andere Kraft vorantreibt.“ 13  
 
        Wen aber Heimweh beschleicht, dem fehlt das Gefühl der Geborgenheit, der Zuversicht und der existenziellen Sicherheit, das scheinbar von bestimmten Orten ausgeht: etwa von einem Dorf, einer Weide, einem Wald oder einer Kirche oder Moschee. Aber sind es tatsächlich nur die Orte, also die vertrauten Häuserfassaden, die bekannten Berge und Täler, die vielfach in türkischen Restaurants und Imbissen an Heimat und Herkunft erinnern? Bei genauer Betrachtung stellen wir fest: Heimat ist eigentlich nicht nur ein räumlicher, sondern immer auch ein sozialer Ort. Deshalb ist Heimweh nicht nur eine Sehnsucht nach Daheim, nach vertrauten Orten und Dingen, sondern allen voran – der Einsamkeit entfliehend – auch nach vertrauten Personen. Angesichts von Globalisierung, verstärkter Mobilität, Entflechtung enger sozialer Netze zugunsten einer „weltweiten Vernetzung“, die zugleich eine globale Heimatlosigkeit mit sich bringt, ist dies umso mehr der Fall. Ist Heimweh also möglicherweise eine psychische Reaktion auf Einsamkeit?
 
        Heimweh hat nicht nur einen Ortsbezug, sondern betrifft auch unser Verhältnis zur Zeit: Es signalisiert eine Entwertung der gelebten Wirklichkeit und eine imaginierte Aufwertung der Vergangenheit. Je länger der Mensch von der Heimat entfernt ist, desto stilisierter, verzerrter werden die Bilder und Mythen, die von der einstigen Heimat konstruiert werden. Befriedigungspotenziale der Gegenwart und der Zukunft werden auf diese Weise in die Vergangenheit verlagert: „Früher, in der Heimat, wo alles noch so schön war“ – so in etwa werden die nostalgischen Erzählungen um das Selbst eingeleitet. Der Titel eines berühmten türkischen Lieds der Sängerin Ayten Alpman, die vor allem in den 1970er Jahren populär war, fängt diese Imagination ein: „Bir başkadır benim memleketim“ („Doch ganz anders ist es in meiner Heimat“).
 
        Vielfach erweist sich die imaginierte Wärme und Geborgenheit der ursprünglichen Heimat jedoch als Illusion, von der diejenigen, die von Deutschland in die Türkei zurückgekehrt sind, einiges zu berichten wissen. Sie spüren das Schwinden der überhöhten Geborgenheit; plötzlich wird die einstige Heimat zu einem gewöhnlichen und von seiner ursprünglichen Wertigkeit befreiten tristen Ort wie jeder andere.
 
        WIE KANN (NEUE) BEHEIMATUNG GELINGEN?
 
        Bislang ist nur eine, die defizitäre Seite der Geschichte erzählt worden: Zugleich gilt für viele Angehörige der nachkommenden Generationen die Einsicht, dass zwar jeder Mensch irgendwo geboren und aufgewachsen ist, aber dieser Ort und die Menschen, die die Entwicklung des Selbst geprägt haben und immer noch prägen, wechseln können. In einer globalisierten Welt können es verschiedene Orte und Menschen sein. Heimat gibt es eben auch im Plural. Und so haben viele der Nachkommen der Einwanderer ihre Heimat in Deutschland gefunden. Umgekehrt empfinden nicht alle Menschen den Ort, an dem sie geboren, oder das Land, in dem sie aufgewachsen sind, zwangsläufig als ihre Heimat. Das geht insbesondere Menschen so, die in ihrem Herkunftsland bedroht und verfolgt wurden und anderswo Asyl suchen mussten. Ubi bene, ibi patria: Wo es mir gut geht, da ist meine Heimat – angesichts einer immer mobiler, aber auch immer fragiler werdenden Welt erscheint dieses Sprichwort als sinnvolle Überlebensstrategie. 14  
 
        Beheimatung selbst ist ein lebenslanger Prozess des Sich-Verbindens mit Orten, Menschen, Gruppen, geistigen und kulturellen Bezugssystemen. Nichts anderes meint auch Integration im Sinne einer gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe. Was heißt das für die politische Gestaltung von Heimat für Zugewanderte?
 
        Zunächst können wir sagen, was es nicht heißen darf: So ist jegliche Ausgrenzung schädlich für Beheimatung – etwa durch Versuche, kollektiv zu definieren, wer zu „uns“ gehört und wer nicht, oder durch Gegenüberstellungen von „wir“ und „die“, also durch Prozesse des othering. Darüber hinaus gilt es, in der öffentlichen politischen Kommunikation der Versuchung zu widerstehen, so etwas wie eine über Recht und Gesetz hinausgehende Leitkultur festlegen zu wollen, die diejenigen ausgrenzt, die nicht passgenau sind. Moderne Gesellschaften wie die der Bundesrepublik sind gekennzeichnet durch eine Vielfalt von Lebensgeschichten und Lebensstilen. Das Konzept der Leitkultur jedoch unterstellt, dass der Zusammenhalt unserer Gesellschaft auf einer irgendwie gearteten Homogenität basiert – was im Gegensatz zu jüngeren sozialwissenschaftlichen Beschreibungen des gesellschaftlichen Zusammenlebens steht. Diesen ist vielmehr gemein, dass sie in den Regeln des Rechts und den Verfahren der Demokratie die Grundlage des sozialen Zusammenhalts sehen und Formen der Heimat gemeinsam und konsensual gestaltet werden.
 
        In vielen Heimatkonzepten wird zudem unterstellt, dass Loyalitäten und Identifikationen ein Nullsummenspiel seien – je mehr Bezüge es zur Herkunft gebe, desto weniger Bezüge gebe es zur neuen Gesellschaft. In der Integrationsforschung hat sich jedoch seit Langem die Erkenntnis durchgesetzt, dass weder eine Identifikation mit der Aufnahmegesellschaft eine Rückweisung der Verbundenheit mit der Herkunftskultur bedeutet, noch die Identifikation mit der Herkunftskultur eine Ablehnung der Aufnahmegesellschaft markiert. So können Zuwanderer je nach Situation zwischen verschiedenen kulturellen Bezugs- und Orientierungssystemen wechseln und Mehrfachintegrationen sowie Mischidentitäten aufweisen, ohne dass dies als ein Zeichen von psychischer Störung oder sozialer Exklusion beziehungswiese Selbstexklusion zu werten ist.
 
        Die Rahmenbedingungen dafür, wie jede und jeder in einer pluralen Gesellschaft den Begriff „Heimat“ für sich füllen kann, lassen sich politisch gestalten. Will man Beheimatung begünstigen, sollten das Bildungssystem, der Arbeitsmarkt, die Familienpolitik, die Stadtentwicklung und anderes mehr so beschaffen sein, dass sie allen offenstehen – unabhängig von Alter, Geschlecht, Behinderung, Migrationshintergrund oder anderen individuellen Merkmalen. Politik kann Signale setzen, Leistungen honorieren, wertschätzen und fördern, sie kann Ausgrenzung vorbeugen und auf sie reagieren. Sie kann aber auch kontraproduktiv sein. Wenn wie in den 1980er Jahren „Rückkehrprämien“ angeboten werden, wird Menschen explizit signalisiert, dass sie auch nach Jahren des Zusammenlebens nicht erwünscht sind – was sie in Heimatlosigkeit und Einsamkeit treibt.
 
        Um die Teilhabe von Zugewanderten zu verbessern, sind sowohl individuelle als auch institutionelle Veränderungen notwendig. Eine erleichterte Einbürgerung ist ein entscheidendes Element, um Zugehörigkeitsgefühle und Partizipationsmöglichkeiten zu stärken. Menschen, die nicht nur als Objekte politischer Steuerung angesprochen werden, sondern sich selbst als handelnde Subjekte erleben, indem sie sich einbringen können, entwickeln ein höheres commitment, ein stärkeres Verantwortungsgefühl auch für das Gemeinwesen. 15  Ferner geht damit ein höheres Maß an symbolischen Ressourcen und Sicherheit einher, was ein „Einlassen“ auf die hiesige Gesellschaft und die Sichtbarkeit des eigenen Platzes in dieser Gesellschaft fördert. Insofern war die Modernisierung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts mit der Erleichterung der Einbürgerung und der Ermöglichung doppelter Staatsbürgerschaften im Sommer 2024 eine wichtige Weichenstellung. Insbesondere auch der älteren Zuwanderergeneration wird damit signalisiert: „Deutschland ist Eure Heimat, ohne dass ihr Eure Wurzeln kappen müsst.“
 
        Einstellungswandel sowie Programme und Maßnahmen sollten dabei nicht allein von Vertretern und Organisationen der Mehrheitsgesellschaft erwartet werden. Ganz im Gegenteil: Zuwanderer sollten sich in allen gesellschaftlichen Belangen (stärker) einbringen und (öfter) das Wort ergreifen, nicht nur zu migrations- und integrationsbezogenen Fragen, damit auch im Diskurs die Normalität der gesellschaftlichen Vielfalt deutlich(er) wird.
 
        Der Sozialphilosoph Udo Tietz hat 2002 versucht, den Begriff der „Gemeinschaft“ neu zu fassen und dabei auch eine weitere Umschreibung für „Heimat“ geliefert. In seinem Werk „Die Grenzen des Wir“ fragt er, wo wir uns beheimatet fühlen: Beheimatet fühle man sich innerhalb jener Gruppen, in denen die anderen zum fraglosen Wir im engeren Sinne gehören; es sind jene Gemeinschaften oder Gruppen, wo die eigenen Überzeugungen und Praktiken nicht rechtfertigungsbedürftig sind, also solche Gemeinschaften, wo wir stets von einem implizit tragenden Grund an Einstellungen, Haltungen, Wertungen ausgehen. 16  Das setzt natürlich kontinuierliche Nähe und Vertrautheit voraus – also das Gegenteil von Einsamkeit: Es ist die Heimat, die von allen gemeinsam immer wieder neu und konsensual gestaltet wird.
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        EINSAM UND RADIKAL?
 
        Eine psychologische Perspektive auf Einsamkeit und demokratiefeindliche Einstellungen
 
         Mareike Ernst · Manfred E. Beutel · Oliver Decker · Elmar Brähler 
 
        In den vergangenen Jahren ist Einsamkeit verstärkt in den Fokus des öffentlichen Interesses gerückt. So wird sie beispielsweise als Risikofaktor für die Gesundheit benannt, den es zu bekämpfen gilt. Dabei gerät oft ihre komplexe Bedingtheit in den Hintergrund, also die Tatsache, dass sie nicht „aus dem Nichts“ entsteht, sondern aus dem Zusammenspiel von Person und jeweiliger Situation, in der sich die Person befindet. Hierunter ist jeweils der private wie auch der größere gesellschaftliche Kontext zu verstehen. So wird Einsamkeit der sogenannten Diskrepanzdefinition folgend als quälende Erfahrung aufgefasst, die aus einer subjektiv wahrgenommenen Diskrepanz zwischen gewünschten und tatsächlich vorhandenen sozialen Beziehungen resultiert. 01  
 
        Empirische Untersuchungen haben im Einklang mit dieser Definition gezeigt, dass das individuelle Einsamkeitsempfinden nicht nur von bestimmten Persönlichkeitseigenschaften beeinflusst ist, 02  sondern regional und in Abhängigkeit von den Lebensumständen variiert und zum Beispiel im zeitlichen Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie zugenommen hat. 03  Zugleich wirkt Einsamkeit auf die gesellschaftliche Ebene zurück: So sind einsame Menschen weniger motiviert, sich an Wahlen zu beteiligen, und neigen eher zu Verschwörungsmentalität und autoritären Einstellungen, was die Legitimation politischer Gewalt einschließt. 04  Diese empirischen Beobachtungen sind bisher jedoch noch nicht auf einer gesamtgesellschaftlichen Ebene mit psychologischen Theorien der Einsamkeit in Beziehung gesetzt worden. Entsprechende Perspektiven könnten die motivationale Funktion der geäußerten Haltungen klären und dabei helfen, Präventions- und Interventionsmaßnahmen zu entwickeln.
 
        In der Literatur dargestellte psychologische Wechselbeziehungen (Korrelate) legen einen gemeinsamen Kern von chronischer Einsamkeit und geringer gesellschaftlicher Solidarität nahe: So hängt Einsamkeit mit Gefühlen sozialer Bedrohung zusammen, 05  sie erodiert Verbundenheit und interpersonales Vertrauen, 06  und einsame Menschen sehen andere als weniger fair und vertrauenswürdig an. 07  Darüber hinaus steht Einsamkeit mit einer geringeren Mentalisierungsfähigkeit im Zusammenhang – das heißt, das Vermögen, das eigene und das Verhalten anderer auf der Grundlage innerer mentaler Zustände (wie Gedanken, Gefühle, Überzeugungen und Absichten) zu interpretieren, ist weniger ausgeprägt. 08  Diese persönliche Fähigkeit ist gesellschaftlich relevant, denn sie ermöglicht (soziales) Lernen, sich empathisch in andere einzufühlen, ihre Perspektive einzunehmen und auch die Möglichkeit zu reflektieren, dass ihr Blick auf die Welt ein anderer sein kann als der eigene. Defizite in diesen Fähigkeiten fördern hingegen eine geringere Ambiguitäts- und Affekttoleranz und bedingen schwächere, weniger vertrauensvolle soziale Bindungen. 09  
 
        Wenn private oder gesellschaftliche Krisen das individuelle Vermögen überfordern, mit Unsicherheiten umzugehen, kann dies den Wunsch nach eindeutigen Lösungen verstärken. Autoritäre Strukturen erscheinen dann als besonders attraktiv, da sie den kognitiven Anforderungen einer pluralistischen und komplexen Gesellschaft einfache Erklärungen und hierarchische Ordnung entgegenstellen, beispielsweise indem die Verantwortung für gesellschaftliche Probleme externalisiert und auf Sündenböcke projiziert wird, die nicht als Teile eines Ganzen gesehen werden und als solche nicht mit-mentalisiert werden.
 
        Schon Hannah Arendt argumentierte, dass eine „atomisierte Gesellschaft“, in der Individuen voneinander isoliert sind, den Boden für die Entstehung totalitärer Herrschaft bereite, da kollektive Identitäten und stabile soziale Beziehungen fehlen. 10  In der Folge seien Menschen primär auf ihre eigenen Interessen fokussiert, das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer größeren sozialen Einheit gehe verloren, und es werde auch nicht mehr durch kollektive Aktionen Widerstand geleistet. Somit entfremde Isolation nicht nur von anderen, sondern von der Gesamtheit politischer und sozialer Prozesse. Arendt prägte auch den Begriff des „radikal Bösen“ und beschrieb ihn als eine Form der moralischen Verfehlung, die sich durch die fundamentale Unfähigkeit zur Empathie auszeichne. 11  Dieses radikal Böse sei nicht nur durch brutale Handlungen, sondern vor allem durch die Abwesenheit einer reflektierten, ethischen Auseinandersetzung mit dem anderen geprägt. Zugleich verweist Arendt auf eine kognitive Starrheit, die es Täter*innen unmöglich mache, alternative Perspektiven einzunehmen oder ethische Dilemmata zu durchdringen.
 
        Trotz der beobachteten Überschneidungen zwischen demokratiefeindlichen Haltungen und mit Einsamkeit im Zusammenhang stehenden Affekten und Auffassungen, fehlt es an empirischen Untersuchungen, die diese Zusammenhänge in quantitativ-statistische Forschungsfragen übersetzen. In diesem Beitrag analysieren wir auf Basis einer repräsentativen Erhebung den Zusammenhang von Einsamkeit mit Autoritarismus, Gewaltbereitschaft, Rechtsextremismus und Verschwörungsmentalität. Dies geschieht zunächst ohne und dann mit statistischer Kontrolle soziodemografischer Faktoren. Anschließend werden interpersonales Vertrauen und Mentalisierungsfähigkeit als psychologische Einflussfaktoren überprüft und die Ergebnisse diskutiert.
 
        METHODE UND VORGEHEN
 
        Die zugrunde liegenden Daten stammen aus der „Leipziger Autoritarismus Studie 2020“, einer repräsentativen Befragung der deutschen Bevölkerung, für die im Mai/Juni 2020 insgesamt 2503 Personen interviewt wurden. 12  Die Interviewer*innen erfragten dabei auch soziodemografische Daten wie Geschlecht und Alter, Bildungsstand, Netto-Haushaltseinkommen und Anzahl der Personen im Haushalt. Aus den letztgenannten Angaben wurde nach einem standardisierten Verfahren das Haushalts-Äquivalenzeinkommen berechnet, also eine gewichtete Angabe über das im Monat zur Verfügung stehende Geld. 13  
 
        Darüber hinausgehende, qualitätsgesicherte Fragebogeninstrumente wurden eigenständig schriftlich beantwortet. Einsamkeit wurde anhand der Einsamkeitsskala der University of California (UCLA Loneliness Scale, kurz UCLA-LS) erhoben, die in ihrer Kurzform auf drei Fragen beruht: Die Teilnehmer*innen wurden gefragt, wie oft es ihnen an Gesellschaft mangelt, wie oft sie sich ausgeschlossen fühlen und wie oft sie sich von anderen isoliert fühlen. Das Antwortformat war dabei fünfstufig, von 0 (= nie) bis 4 (= sehr oft). 14  
 
        Die postulierten psychologischen Einflussfaktoren wurden wie folgt erhoben: Die Fähigkeit zur Mentalisierung wurde mit dem 15 Fragen umfassenden Mentalization Questionnaire erfasst. 15  Die Items (zum Beispiel „Dass mich jemand wirklich gern hat, kann ich nur glauben, wenn es für mich ausreichend reale Beweise dafür gibt.“) wurden ebenfalls auf einer fünfstufigen Skala bewertet. Interpersonales Vertrauen wurde aufbauend auf etablierte Konzeptionen 16  mit einer einzelnen Frage erhoben: „Manche Leute sagen, dass man den meisten Menschen trauen kann. Andere sagen, dass man nicht vorsichtig genug sein kann im Umgang mit anderen Menschen. Was ist Ihre Meinung dazu?“
 
        Politische Haltungen und Einstellungen wurden wie folgt erhoben: Autoritarismus wurde mit der Authoritarianism – Ultrashort Skala ermittelt, bei der die Befragten drei Aussagen gewichten sollen, zum Beispiel „Bewährte Verhaltensweisen sollten nicht in Frage gestellt werden.“ Das Antwortformat war auch hier fünfstufig, von „stimme überhaupt nicht zu“ bis „stimme voll und ganz zu“. 17  Gewaltbereitschaft wurde mittels zweier Fragen erfasst, wobei zwischen der Bereitschaft, selbst Gewalt anzuwenden, und der Akzeptanz von Gewalt, wenn sie von anderen verübt wird, differenziert wurde. Der Fragebogen zur rechtsextremen Einstellung – Leipziger Form erfasst sechs Facetten rechtsextremer politischer Einstellungen: Befürwortung einer rechtsautoritären Diktatur, Chauvinismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, Sozialdarwinismus und Verharmlosung des Nationalsozialismus. 18  Jeder Aspekt wurde mit jeweils drei Fragen überprüft, wie zum Beispiel mit der zu gewichtenden Aussage „Was unser Land heute braucht, ist ein hartes und energisches Durchsetzen deutscher Interessen gegenüber dem Ausland“. Zustimmung oder Ablehnung erfolgten dabei ebenfalls auf einer fünfstufigen Skala. Verschwörungsmentalität wurde mit einer Kurzversion der Conspiracy Mentality Scale zur Messung allgemeiner Verschwörungsüberzeugungen erfasst. 19  Die Teilnehmer*innen bewerteten dabei auf einer siebenstufigen Skala ihre Zustimmung oder Ablehnung zu drei Aussagen, wie beispielsweise „Politiker und andere Führungspersönlichkeiten sind nur Marionetten der dahinterstehenden Mächte“.
 
        In den statistischen Analysen wurden die Zusammenhänge zwischen Einsamkeit und der interessierenden politischen Einstellung/Haltung untersucht, unter Kontrolle von dritten Variablen (zum Beispiel Einkommen). Dieses Vorgehen wurde gewählt, um potenzielle Einflüsse soziodemografischer Unterschiede auf die untersuchten Zusammenhänge herauszurechnen. Auch eine multiple lineare Regression kam zum Einsatz – eine statistische Methode, mit der in diesem Fall versucht wurde, die Unterschiede zwischen den befragten Personen, zum Beispiel bezogen auf rechtsextreme Einstellungen, auf Basis ihrer Unterschiede in anderen Merkmalen zu erklären, etwa durch das Bildungsniveau oder Einsamkeitsgefühle. „Multipel“ bedeutet hierbei, dass alle Merkmale zusammen auf ihre statistische Erklärungsfähigkeit geprüft wurden. So wird für jedes Merkmal sichtbar, wie relevant es ist, unabhängig davon, ob es mit den anderen Merkmalen zusammenhängt.
 
        ERGEBNISSE
 
        Mit Blick auf die Frage, inwiefern Einsamkeit mit politischen Haltungen zusammenhängt, zeigt sich in unseren Daten, dass es Korrelationen mit allen interessierenden Maßen gibt: Einstellungen zu Autoritarismus, Gewaltbereitschaft, Rechtsextremismus und der Hang zu Verschwörungserzählungen werden durch Einsamkeit verstärkt. Bezogen auf die drei Facetten der Einsamkeit, wie sie in der UCLA-LS abgefragt werden, zeigten sich jeweils mit dem Gefühl, außen vor zu sein, die stärksten Zusammenhänge. Die beobachteten Korrelationen waren bei Männern tendenziell stärker ausgeprägt als bei Frauen, mit dem größten Unterschied hinsichtlich der Gewaltbereitschaft.
 
        Bei der Berücksichtigung soziodemografischer Merkmale wie Einkommen und Bildungsniveau schwächen sich manche Korrelationen ab (etwa mit Autoritarismus, Gewaltbereitschaft, Rechtsextremismus sowie Verschwörungsmentalität), jedoch nicht alle. Die unterschiedliche Relevanz der drei Einsamkeitsfacetten zeigte sich nach dieser Berechnung ähnlich, und auch die Unterschiede zwischen Männern und Frauen fielen wieder vergleichbar aus.
 
        In den Regressionsmodellen wurde zuerst untersucht, wie Einsamkeit und die soziodemografischen Faktoren Alter, Geschlecht, Bildungsstand und Einkommen bestimmte Haltungen und Einstellungen erklären. Danach wurden zwei weitere Faktoren hinzugefügt: die Fähigkeit zur Mentalisierung und das Vertrauen in andere Menschen. Diese Ergänzung führte dazu, dass die Modelle eine bessere statistische Erklärung für die Haltungen und Einstellungen lieferten – dass Einsamkeit als Einflussfaktor also besser identifiziert werden konnte. Zum Beispiel wurden der Autoritarismus und die Billigung von Gewalt um etwa 6 Prozent besser erklärt, der Rechtsextremismus um 19 Prozent. Auch die verschiedenen Subkategorien des Rechtsextremismus wie Chauvinismus und Sozialdarwinismus wurden besser erklärt. Im Fall der eigenen Gewaltbereitschaft und der Verschwörungsmentalität spielte Einsamkeit allerdings keine zusätzliche Rolle, nachdem die anderen Faktoren eingeführt wurden. Das heißt, Einsamkeit konnte in diesen Modellen nicht besser erklären, warum Menschen bestimmte Haltungen oder Einstellungen haben. Wir prüften auch, ob diese Zusammenhänge über Altersgruppen hinweg und bei Männern und Frauen signifikant unterschiedlich waren – was jedoch nicht der Fall war.
 
        DISKUSSION
 
        Die Ergebnisse liefern empirische Einblicke zum Zusammenhang zwischen Einsamkeit und demokratiefeindlichen Haltungen in der deutschen Bevölkerung, bezogen auf mehrere Facetten wie Autoritarismus, Gewaltbereitschaft, Rechtsextremismus und Verschwörungsmentalität. Nach unseren Erkenntnissen ist Einsamkeit mit all diesen Einstellungen signifikant assoziiert. Die leichte Abschwächung des Zusammenhangs durch statistische Kontrolle soziodemografischer Unterschiede verweist auf die Relevanz dieser Unterschiede, die auch bei der regionalen Verteilung der Einsamkeit eine Rolle spielen dürften. 20  Einsamkeit liegt demzufolge nicht nur in der Person, sondern auch in ihrem Umfeld, ihren vergangenen und aktuellen Möglichkeiten und Ressourcen begründet.
 
        Die Tatsache, dass der Effekt von Einsamkeit jedoch nach wie vor statistisch nachweisbar ist, legt nahe, dass dieses quälende Gefühl – insbesondere der Eindruck, außen vor zu sein – das Potenzial hat, extremistische und autoritäre Haltungen zu fördern. Die Wahrnehmung, ausgeschlossen zu sein, ist der Aspekt des Fragebogens, der konzeptionell am engsten mit erlebter Ablehnung oder Zurückweisung durch andere verbunden ist (während die anderen Aspekte eher auf eine objektiv feststellbare soziale Isolation abzielen).
 
        Frühere Studien, etwa mit dem sogenannten Cyberball-Paradigma, bei dem Proband*innen einen unangekündigten Ausschluss aus einem virtuellen Ballspiel erleben, konnten belegen, dass Zurückweisung starke negative Affekte mobilisiert und einen weniger freundlichen Umgang mit anderen zur Folge hat. 21  Gleichzeitig spielten Persönlichkeitseigenschaften eine Rolle, es reagierten also nicht alle Teilnehmer*innen gleichermaßen (heftig) negativ. 22  Auf gesellschaftlicher Ebene könnte das spezifische Gefühl der Zurückweisung den subjektiven Eindruck von Marginalisierung und Bedrohung intensivieren – ebenso wie die Abwehrreaktionen darauf, etwa das Gefühl, sich gegen „andere“ zur Wehr setzen zu müssen.
 
        Eine andere Studie von 2023 zeigt, dass Menschen auch Wahlniederlagen der von ihnen unterstützten Partei als Ausgrenzung verarbeiten und dadurch zu ungünstigem Sozialverhalten motiviert sind. Das heißt, sie zeigen sich weniger kooperativ und solidarisch und haben eine geringere Bereitschaft, sich für das Gemeinwohl einzusetzen. 23  Diese Tendenzen bestätigen Hannah Arendts Konzept der „atomisierten Gesellschaft“, in der keine Teilhabe mehr an einer gemeinsamen sozialen oder politischen Identität besteht und Individuen sich auf ihre eigenen Interessen zurückziehen.
 
        Interessanterweise zeigen unsere Ergebnisse bei Männern tendenziell stärkere Korrelationen von Einsamkeit mit demokratiegefährdenden Einstellungen als bei Frauen, insbesondere in Bezug auf Gewaltbereitschaft. Dies könnte auf sozial erwünschtes Antwortverhalten oder auf sozialpsychologische Mechanismen hindeuten, bei denen Männer eher zu extremen Handlungen greifen, etwa um Kontrolle oder Macht wiederzuerlangen. Darüber hinaus ist der Befund aufschlussreich, dass der Zusammenhang zwischen Einsamkeit und den untersuchten Haltungen auch in den Analysen bestehen bleibt, in denen die soziodemografischen Unterschiede statistisch kontrolliert werden. Dies deutet darauf hin, dass Einsamkeit eben doch ein Stück weit ein eigenständiger Hinweis (Prädiktor) für extreme Einstellungen ist, der nicht allein durch strukturelle soziale Faktoren erklärt werden kann.
 
        Gleichzeitig stehen eine schlechtere Mentalisierungsfähigkeit und ein geringeres interpersonelles Vertrauen nicht nur eindeutig mit stärkeren demokratiefeindlichen Haltungen in Verbindung – diese psychologischen Merkmale erklären teilweise auch den Effekt, der zunächst der Einsamkeit zugeschrieben wurde. Einsamkeit könnte somit ihre Wirkung auf extremistische Einstellungen durch Beeinträchtigungen in der Fähigkeit zur Mentalisierung und einen Mangel interpersonellen Vertrauens entfalten.
 
        Trotz dieser Erkenntnisse bleibt unklar, ob die beschriebenen psychischen Realitäten die ausgedrückten politischen Haltungen bedingen – oder ob es andersherum ist und die politischen Haltungen verallgemeinernde Denkweisen und Gefühle fehlender Zugehörigkeit hervorbringen. Auch sich wechselseitig verstärkende Zusammenhänge sind denkbar. Diese Überlegung ist insofern besonders relevant, da die Mentalisierungsfähigkeit des Menschen allgemein Schwankungen unterliegt. Menschen unterscheiden sich zwar grundsätzlich in der Ausprägung dieser Fähigkeit, 24  ungeachtet vom theoretisch vorhandenen Potenzial kann es aber auch einen Unwillen zur Mentalisierung geben sowie Situationen, in denen eine Person emotional besonders gefordert ist und ihr übliches Vermögen unter Druck zeitweilig zusammenbricht.
 
        Eine zunehmende politische Polarisierung und Radikalisierung könnte also Mentalisierungsdefizite fördern, etwa durch die Erzeugung starker negativer Affekte, zum Beispiel durch die Verbreitung von Bedrohungsszenarien, die komplexere Denk- und Einfühlungsvorgänge erschweren. Zudem kann die politische Polarisierung auch etablierte soziale Beziehungen belasten, wenn etwa enge Bezugspersonen die eigene politische Orientierung nicht teilen und dadurch das wohltuende Gefühl von Unterstützung und Verständnis seltener wird. Auch auf diese Weise können politische Haltungen direkt relevant für subjektiv erlebte Einsamkeit werden.
 
        Mit der vorliegenden Untersuchung möchten wir weder Einsamkeit noch bestimmte politische Haltungen in die Nähe psychischer Pathologien rücken. Aber sie verdeutlicht, dass sowohl Gefühle individueller Zugehörigkeit als auch demokratierelevante Einstellungen von unseren Fähigkeiten und unserer Bereitschaft abhängen, uns unvoreingenommen und mitfühlend unseren Mitmenschen und ihren Perspektiven und Empfindungen zuzuwenden.
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        EINSAMKEIT UND ARMUT: EINE ZIRKULÄRE BEZIEHUNG
 
         Alexander Langenkamp · Jan Brülle 
 
        Einsamkeit als gesellschaftliches Problem gewinnt zunehmend an Aufmerksamkeit. Umfragen zufolge fühlten sich in Deutschland 2017 über 14 Prozent der erwachsenen Bevölkerung regelmäßig einsam – ein Wert, der sich im Zuge der Covid-19-Pandemie fast verdreifacht hat. 01  Insbesondere auch unter jungen Menschen ist Einsamkeit stark verbreitet. 02  Durch den starken Zuwachs an betroffenen Personen und die wachsende Evidenz der negativen Folgen ist Einsamkeit zunehmend in den politischen Fokus gerückt. So haben beispielsweise Großbritannien und Japan seit 2021 Kampagnen gegen Einsamkeit initiiert, und auch die Bundesregierung hat Ende 2023 eine Strategie gegen Einsamkeit verabschiedet. 03  
 
        Lange wurde Einsamkeit überwiegend aus einer psychologischen Perspektive betrachtet, und ihre Ursachen und Folgen wurden entsprechend vor allem auf der individuellen Ebene diskutiert. 04  Jüngere sozialwissenschaftliche Forschung legt jedoch nahe, dass Einsamkeit verstärkt entlang der Bruchlinien sozialer Ungleichheit auftritt und sozioökonomische Faktoren eine Rolle spielen. 05  Einsamkeit als ein sozial bedingtes Phänomen wird daher vermehrt unter dem Gesichtspunkt sozialer Gerechtigkeit diskutiert. 06  
 
        Armut ist hierbei ein besonders relevanter Faktor. Ökonomisch prekäre Lebensverhältnisse sind mit erheblichen Ungleichheiten in den Alltagserfahrungen und Lebenschancen von Menschen verbunden. 07  In Deutschland ist im Zuge eines allgemeinen Anstiegs der Einkommensungleichheit das Risiko der Einkommensarmut seit Ende der 1990er Jahre von etwa 11 auf rund 17 Prozent angestiegen – das heißt, heute ist ungefähr jeder Sechste betroffen. 08  Es zeigt sich zudem, dass es im Laufe der Zeit schwieriger geworden ist, aus der Armut herauszukommen, und sich der Anteil von Personen in dauerhaft prekärer Lage stark erhöht hat. 09  
 
        Zahlreiche Studien stützen die These, dass Faktoren wie Armut, Krankheit oder soziale Marginalisierung die Entstehung von Einsamkeit begünstigen, da sie gesellschaftliche Teilhabe sowie den Aufbau und den Erhalt sozialer Beziehungen erschweren. 10  Einsamkeit wird jedoch häufig allein als Folge sozialer Ungleichheit betrachtet. Ob dieser Zusammenhang potenziell wechselseitig ist und Einsamkeit ihrerseits Ursache sozialer Ungleichheit sein kann, wird seltener untersucht. In diesem Beitrag versuchen wir, diese Leerstelle ein Stück weit zu schließen, und argumentieren, dass Einsamkeit und Armut in einer zirkulären Beziehung zueinander stehen, also gegenseitig Risikofaktoren füreinander sind.
 
        Hierfür werden wir zunächst Einsamkeit definieren und von verwandten Phänomenen wie sozialer Isolation abgrenzen; gleichermaßen wird der Armutsbegriff differenziert. Anschließend werden wir auf Basis der einschlägigen Literatur darlegen, wie Armut durch eingeschränkte Handlungsmöglichkeiten Einsamkeit begünstigt. Darauf aufbauend zeigen wir, wie Einsamkeit ihrerseits über mehrere Mechanismen ein Risikofaktor für Armut sein kann. Unsere theoretischen Argumente untermauern wir mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Dabei nutzen wir den Längsschnittcharakter der Daten, um die Plausibilität der zirkulären Beziehung zwischen beiden Faktoren zu begründen.
 
        BEGRIFFSKLÄRUNG
 
         Einsamkeit ist ein komplexes Konzept, das im Sprachgebrauch oft fälschlicherweise synonym mit Begriffen wie „Isolation“, „Exklusion“ oder „alleine sein“ verwendet wird. Während sich diese Begriffe in der Regel auf die objektiven Beziehungen einer Person beziehen – sei es nun der körperliche Zustand der Person oder ihre Teilhabe an sozialen Gruppen –, beschreibt Einsamkeit einen subjektiv empfundenen Mangel innerhalb der eigenen Beziehungen, der sich auf die erlebte Qualität oder Quantität der Beziehungen bezieht. 11  Damit ist Einsamkeit ein Empfindungszustand, der nicht notwendigerweise von der objektiven Verfügbarkeit sozialer Beziehungen bestimmt ist. Vielmehr entsteht Einsamkeit, wenn Personen sich mehr oder andere Beziehungen wünschen als jene, die sie haben. Dies kann sich auf bestimmte Beziehungstypen beziehen – beispielsweise auf familiäre Beziehungen, einen Freundeskreis oder romantische Beziehungen –, es kann aber auch der Wunsch nach mehr und abwechslungsreicheren sozialen Aktivitäten oder nach einer stärkeren kulturellen Zugehörigkeit dahinterstehen.
 
        Wie stark das Gefühl der Einsamkeit ist, kann mit einer Reihe von Fragen gemessen werden, sogenannten Fragebatterien, die den subjektiv empfundenen Mangel an sozialen Beziehungen abbilden. Ein verbreitetes Maß ist die UCLA Loneliless Scale, eine Einsamkeitsskala, die 1978 an der University of California in Los Angeles entwickelt und seitdem mehrfach überarbeitet wurde. Ihre Kurzversion basiert auf drei Fragen, durch die erfasst wird, inwieweit die befragten Personen das Gefühl haben, 1) dass ihnen die Gesellschaft anderer fehlt, 2) außen vor zu sein und 3) isoliert zu sein. Die UCLA-Skala ist auch die Grundlage unserer Analysen.
 
         Armut wird in der Regel als Mangel an Ressourcen definiert, der zu einem Ausschluss von der gesellschaftlich akzeptierten Lebensweise führt. 12  Da sich zwischen verschiedenen Gesellschaften sowohl die Art der Lebensführung als auch der dafür notwendige Ressourcenbedarf unterscheidet – und sich beides im Zeitverlauf verändert –, wird Armut meist relativ gemessen. Es geht also um den Abstand von dem, was einem selbst an Ressourcen und Möglichkeiten zur Verfügung steht, zu dem, was in einer Gesellschaft üblich ist.
 
        Weit verbreitet ist die Armutsmessung anhand des Einkommens, wobei die Schwelle üblicherweise bei einem Wert von 60 Prozent des mittleren Haushaltseinkommens (Medianeinkommen) gesetzt wird: Das heißt, eine Person gilt als armutsgefährdet beziehungsweise einkommensarm, wenn ihr Einkommen darunter liegt. 13  Diese einkommensbasierte Messung kann durch die Messung des tatsächlichen Lebensstandards ergänzt werden – also durch Informationen dazu, welche Güter und Aktivitäten Personen sich aus finanziellen Gründen nicht leisten können. Auch wir gehen von der 60-Prozent-Schwelle aus und ergänzen diesen Indikator durch Aspekte materiellen Mangels (Deprivation).
 
        ZUSAMMENHANG VON ARMUT UND EINSAMKEIT
 
        Die Wirkung von Armut auf Einsamkeit ist über soziale Gelegenheitsstrukturen begründet. Da der Aufbau und die Pflege sozialer Kontakte Zeit und häufig auch ökonomische Ressourcen benötigen, sind Armutsbetroffene seltener in der Lage, ausreichend Kontaktpflege zu betreiben. Zugleich ist Armut mit einem sozialen Stigma versehen, welches das Risiko weiterer sozialer Ausgrenzung erhöht. Entsprechend ist der Einfluss von Armut auf Einsamkeit empirisch gut nachgewiesen. 14  Der Zusammenhang von Einsamkeit und Armut lässt sich mit den SOEP-Daten für das Jahr 2021 verdeutlichen: Die Abbildung zeigt die Verteilung von Einsamkeit nach Armutsstatus: Ärmere Menschen sind bei den höheren Skalenwerten deutlich überrepräsentiert.
 
         
           Abbildung: Einsamkeit nach Armutsstatus
 
          [image: Das Säulendiagramm zeigt, dass ärmere Menschen stärker von Einsamkeit betroffen sind als nicht arme.] 
           Lesehilfe: Etwas über 20 Prozent der nicht Armen und etwas unter 15 Prozent der Armen erreichen einen Wert von 2 auf der UCLA-Einsamkeitsskala. Als (einkommens)arm gelten Personen mit einem Haushaltseinkommen unter 60 Prozent des Medianeinkommens.Einsamkeit nach UCLA Loneliness Scale; je höher der Skalenwert auf der Einsamkeitsachse, desto stärker die empfundene Einsamkeit. 
 
            Quelle : eigene Darstellung auf Grundlage des SOEP 2021. 
 
        
 
        Solche Querschnittsvergleiche sind zwar informativ, der gefundene Zusammenhang lässt sich potenziell aber durch eine Vielzahl von anderen Eigenschaften erklären, die sowohl mit Einsamkeit, als auch mit dem Einkommen zusammenhängen – beispielsweise durch den (nicht) erzielten Bildungsabschluss. Es ist daher notwendig, sich den Zusammenhang auch längsschnittlich anzuschauen, also anhand von Daten, die auf gleiche Art und Weise für mehrere Jahre erhoben wurden, nicht nur für eins.
 
        Wir haben daher für eine Längsschnittanalyse fünf Einkommensgruppen unterteilt (arm = 0 bis 60 Prozent des Medianeinkommens, Prekariat = 60 bis 80 Prozent, untere Mitte = 80 bis 100 Prozent, obere Mitte = 100 bis 150 Prozent, höhere Einkommen = 150 bis 200 Prozent) und auf Grundlage der SOEP-Daten aus den Jahren 2013, 2017 und 2021 untersucht, ob und wie Einsamkeit und Einkommen im Zeitverlauf zusammenhängen. Dabei zeigte sich, dass Einkommen und Einsamkeit nicht nur im Querschnitt miteinander assoziiert sind, sondern Menschen sich tatsächlich in den Jahren einsamer fühlen, in denen sie ein niedrigeres Einkommen haben. Dieser Effekt gilt nur für die untersten beiden Einkommensgruppen und dabei insbesondere für Armut.
 
        Ein wichtiger Wirkmechanismus, der Armut zu einem Risikofaktor für Einsamkeit macht, ist der Mangel an Zeit und Ressourcen, die soziale Interaktion ermöglichen. Einkommensarmut ist eng mit dem materiellen Lebensstandard verbunden, also mit den Dingen und Aktivitäten, die Menschen sich finanziell leisten können: 15  Beispielsweise zeigen die SOEP-Daten, dass fast 19 Prozent der einkommensarmen Menschen sich kein Auto leisten können, während dies nur für etwas über ein Prozent der Menschen oberhalb der Einkommensarmutsschwelle gilt. Die materiellen Möglichkeiten wiederum spielen eine wichtige Rolle für das Einsamkeitsempfinden.
 
        Im selben Längsschnitt für die Jahre 2013, 2017 und 2021 haben wir untersucht, wie sich verschiedene Aspekte des materiellen Lebensstandards auf das Einsamkeitsempfinden auswirken. Hierbei zeigte sich, dass nicht nur der unfreiwillige Verzicht auf Güter – etwa auf ein Auto oder neue Kleidung – Einsamkeit verstärken kann, sondern auch die aus finanziellen Gründen fehlenden Möglichkeiten sozialer Teilhabe, etwa Freunde einzuladen oder bestimmten Freizeitbeschäftigungen nachzugehen.
 
        BIDIREKTIONALE BEZIEHUNG
 
        Die Auswirkungen von Armut auf das Einsamkeitsempfinden sind also theoretisch und empirisch gut etabliert. Wie einleitend bereits erwähnt, ist zudem eine wechselseitige Beziehung zwischen Einsamkeit und Armut wahrscheinlich, auch wenn diese seltener diskutiert wird. Inwiefern Einsamkeit Armutserfahrungen wahrscheinlicher macht oder aber die Überwindung von Armut erschweren kann, erläutern wir im Folgenden.
 
        So lassen sich in den Längsschnittdaten des SOEP deutliche Hinweise auf diesen Zusammenhang finden. Betrachtet man die Einsamkeitserfahrungen in den Jahren 2013 und 2017 und gleicht diese mit den Übergängen aus oder in Armut im Jahr 2021 ab, so zeigt sich, dass die früheren Einsamkeitserfahrungen die Wahrscheinlichkeit erhöhen, später in Armut zu fallen beziehungsweise in ihr zu verharren. Demnach steigt für diejenigen, die 2013 und 2017 einsam waren, das Risiko, aus höheren Einkommenspositionen in Armut zu fallen, im Vergleich zu Menschen ohne Einsamkeitserfahrungen von 6 auf 23 Prozent an. Für Menschen, die 2017 bereits arm waren, steigt das Risiko, in Armut zu verbleiben, bei vorherigen Einsamkeitserfahrungen von 53 auf 76 Prozent.
 
        Um den Einfluss von Einsamkeit auf Armut besser zu verstehen, ist es notwendig, sich die fundamentale kognitive und soziale Funktion von Einsamkeit vor Augen zu führen. Kognitionspsychologische Studien legen nahe, dass Einsamkeit eine ähnliche physiologische Funktionsweise wie körperlicher Schmerz hat. Während Schmerz vor körperlichen Gefahren warnt und eine direkte Schutzreaktion wie Vermeidungsverhalten oder das Ausschütten von Stresshormonen auslöst, signalisiert Einsamkeit ein ungenügendes soziales System, das evolutionär überlebenswichtig war. 16  Entsprechend konnte durch neurowissenschaftliche Studien gezeigt werden, dass Einsamkeit die gleichen Hirnareale wie physischer Schmerz aktiviert und vergleichbare Stressreaktionen auslöst. 17  
 
        Während situativer Stress kurzfristig nicht schädlich sein muss, zieht chronischer Stress eine Reihe körperlicher und kognitiver Folgen nach sich. Sie umfassen eine geminderte Schlafqualität, ein geschwächtes Immunsystem und langfristig sogar eine geringere Lebenserwartung. 18  Zudem ist Einsamkeit mit einem erhöhten Risiko verbunden, an einer Reihe psychischer Krankheiten zu erkranken. Insbesondere depressive Symptome, Apathie und ein gemindertes Selbstwertgefühl werden mit Einsamkeit in Verbindungen gebracht. Gesundheitliche Probleme wiederum können ein Risikofaktor für Armut sein.
 
        Neben dem erhöhten Krankheitsrisiko lässt sich hier ein weiterer Mechanismus identifizieren, der Einsamkeit mit Armut in Verbindung setzt: Langanhaltende Einsamkeit ist mit einer Reihe kognitiver Wahrnehmungsänderungen, geminderter emotionaler Belastbarkeit und Leistungsfähigkeit sowie mit Pessimismus assoziiert. All dies sind Faktoren, von denen auch schulischer und beruflicher (Miss-)Erfolg abhängt. 19  
 
        Neben dem Krankheitsrisiko und kognitiven Folgen wird in der Literatur auf mindestens einen weiteren Wirkmechanismus hingewiesen. So zeigen empirische Studien einen Zusammenhang zwischen Einsamkeit und sozialem Rückzug. 20  Da Einsamkeit eigentlich eine starke Motivation bieten sollte, Kontakt zu suchen, scheint dieser Zusammenhang im ersten Moment paradox, ist jedoch psychologisch fundiert. Während kurzfristige Einsamkeit zur Kontaktsuche motiviert, ist chronische Einsamkeit mit wiederholten schmerzhaften Exklusionserfahrungen verbunden. 21  Empirisch ist Einsamkeit zudem ein stark stigmatisiertes und schambehaftetes Phänomen, das Betroffene häufig zu verbergen versuchen. 22  Entsprechend führt chronische Einsamkeit mittelfristig dazu, diese schmerzhaften Erfahrungen zu vermeiden – was entsprechend dazu führt, dass das eigene soziale Netzwerk kleiner und loser wird. 23  
 
        Wissenschaftliche Arbeiten in der Tradition der Theorie des sozialen Kapitals sowie netzwerkanalytische Arbeiten legen nahe, dass eine gute Einbindung in soziale Netzwerke eine wichtige Ressource auf dem Arbeitsmarkt ist. 24  Personen können über ihre Kontaktpersonen Informationen und Unterstützung erhalten, die bei der Suche nach Arbeit, dem Erlangen von Beförderungen oder für die Jobperformance wichtig sind. All das fehlt Menschen, die einsamkeits- und/oder armutsbedingt sozial weniger gut eingebunden sind.
 
        FAZIT
 
        Ausgehend von der Feststellung, dass Einsamkeit entlang der Bruchlinien sozialer Ungleichheit auftritt, haben wir in diesem Beitrag argumentiert, dass nicht nur Armut durch geminderte Teilhabechancen Einsamkeit auslösen kann, sondern dass Einsamkeit ihrerseits ein Armutsrisiko darstellt. Dieses Argument haben wir durch physische, psychologische und soziale Prozesse begründet.
 
        Einsamkeit kann somit als eine mögliche Ursache und als ein Verstärker sozialer Ungleichheit verstanden werden. Die Wechselwirkung zwischen Einsamkeit und Armut hat wichtige Implikationen für die Relevanz von Einsamkeits- sowie von Armutsprävention. Sie ermöglicht zudem eine Erweiterung des Verständnisses, wie sich Einsamkeit über Armut auf andere Faktoren wie Gesundheit, Bildungschancen, soziales Vertrauen, politischer Teilhabe oder Demokratiezufriedenheit auswirkt.
 
         
           ALEXANDER LANGENKAMP  
ist promovierter Soziologe und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für quantitative empirische Sozialforschung an der Goethe-Universität Frankfurt am Main.
 
           JAN BRÜLLE  
ist promovierter Soziologe und wissenschaftlicher Mitarbeiter im Referat Verteilungsanalyse und Verteilungspolitik des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung in Düsseldorf.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
         01 Vgl. Theresa Entringer/Hannes Kröger, Weiterhin einsam und weniger zufrieden. Die Covid-19-Pandemie wirkt sich im zweiten Lockdown stärker auf das Wohlbefinden aus, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, DIW Aktuell 67/2022; Sonia Lippke et al., Einsam(er) seit der Coronapandemie: Wer ist besonders betroffen? Psychologische Befunde aus Deutschland, in: Prävention und Gesundheitsförderung 1/2022, S. 84–95.
 
         02 Vgl. Maike Luhmann et al., Einsamkeit unter Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen nach der Pandemie, hrsg. von der Staatskanzlei Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 2023.
 
         03 Vgl. Department for Digital, Culture, Media and Sport, Joint Message from the UK and Japanese Loneliness Ministers, 17.6.2021, www.gov.uk/government/news/joint-message-from-the-uk-and-japanese-loneliness-ministers; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Strategie gegen Einsamkeit, 2023, www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/strategie-gegen-einsamkeit.
 
         04 Vgl. Alexander Langenkamp, The Influence of Loneliness on Perceived Connectedness and Trust Beliefs – Longitudinal Evidence from the Netherlands, in: Journal of Social and Personal Relationships 7/2022, https://doi.org/10.1177/02654075221144716; Keming Yang, Loneliness. A Social Problem, London 2019.
 
         05 Vgl. Maike Luhmann/Susanne Bücker/Marilena Rüsberg, Loneliness Across Time and Space, in: Nature Reviews Psychology 1/2022, S. 9–23.
 
         06 Vgl. Manuela Barreto et al., Exploring the Nature and Variation of the Stigma Associated with Loneliness, in: Journal of Social and Personal Relationships 9/2022, https://doi.org/10.1177/02654075221087190.
 
         07 Vgl. Jan Brülle/Dorothee Spannagel, Einkommensungleichheit als Gefahr für die Demokratie, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans-Böckler-Stiftung, in: WSI-Mitteilungen 6/2023, S. 444–451.
 
         08 Vgl. Markus M. Grabka, Niedriglohnsektor in Deutschland schrumpft seit 2017, in: DIW Wochenbericht 5/2024, S. 67–76.
 
         09 Vgl. Olaf Groh-Samberg, No Way Out – Dimensionen und Trends der Verfestigung der Armut in Deutschland, in: Sozialer Fortschritt 12/2014, S. 307–314; Jan Brülle/Markus Gangl, Verfestigung von Armut und die zunehmende Bedeutung von Pfadabhängigkeiten im Lebenslauf, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 1/2023, S. 1–35.
 
         10 Vgl. Ami Rokach, Loneliness of the Marginalized, in: Open Journal of Depression 4/2014, S. 147–153; Jörg Dittmann/Jan Goebel, Einsamkeit und Armut, Kompetenznetzwerk Einsamkeit, KNE-Expertise 5/2022, https://kompetenznetz-einsamkeit.de/publikationen/kne-expertisen/kne-expertise-05-dittmann-goebel.
 
         11 Vgl. Jenny de Jong Gierveld/Theo G. van Tilburg/Pearl A. Dykstra, New Ways of Theorizing and Conducting Research in the Field of Loneliness and Social Isolation, in: The Cambridge Handbook of Personal Relationships, Cambridge 2018, S. 391–404.
 
         12 Vgl. Olaf Groh-Samberg/Wolfgang Voges, Armut und soziale Ausgrenzung, in: Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, Wiesbaden 2013, S. 58–79; Dorothee Spannagel/Jan Brülle, Armut ist relativ!, in: WSI-Mitteilungen 4/2024, S. 310ff.
 
         13 Für eine kritische Diskussion des Begriffs der Armutsgefährdung vgl. Spannagel/Brülle (Anm. 12) sowie Arbeitskreis Armutsforschung, Erklärung zum Armutsbegriff, in: Soziale Sicherheit 4/2017, S. 151–155.
 
         14 Vgl. Dittmann/Goebel (Anm. 10); Christian Brinkmann, Die individuellen Folgen langfristiger Arbeitslosigkeit: Ergebnisse einer repräsentativen Längsschnittuntersuchung, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 4/1984, S. 454–473.
 
         15 Vgl. Brülle/Spannagel (Anm. 7).
 
         16 Vgl. John T. Cacioppo/Stephanie Cacioppo, Loneliness in the Modern Age: An Evolutionary Theory of Loneliness (ETL), in: Advances in Experimental Social Psychology 58/2018, S. 127–197.
 
         17 Vgl. Naomi I. Eisenberger, The Pain of Social Disconnection: Examining the Shared Neural Underpinnings of Physical and Social Pain, in: Nature Reviews Neuroscience 6/2012, S. 421–434.
 
         18 Vgl. Sarah C. Griffin et al., Loneliness and Sleep: A Systematic Review and Meta-Analysis, in: Health Psychology Open 1/2020, https://doi.org/10.1177/2055102920913235; Louise C. Hawkley/John T. Cacioppo, Loneliness Matters: A Theoretical and Empirical Review of Consequences and Mechanisms, in: Annals of Behavioral Medicine 2/2010, S. 218–227; Nicholas Leigh-Hunt et al., An Overview of Systematic Reviews on the Public Health Consequences of Social Isolation and Loneliness, in: Public Health 152/2017, S. 157–171.
 
         19 Vgl. Annette W.M. Spithoven et al., It Is All in Their Mind: A Review on Information Processing Bias in Lonely Individuals, in: Clinical Psychology Review 58/2017, S. 97–114; Rebecca Jefferson et al., Adolescent Loneliness Across the World and Its Relation to School Climate, National Culture and Academic Performance, in: British Journal of Educational Psychology 4/2023, S. 997–1016; Hakan Ozcelik/Sigal G. Barsade, No Employee an Island: Workplace Loneliness and Job Performance, in: Academy of Management Journal 6/2018, S. 2343–2366.
 
         20 Vgl. Pamela Qualter et al., Loneliness Across the Life Span, in: Perspectives on Psychological Science 2/2015, S. 250–264.
 
         21 Vgl. John Watson/Drew Nesdale, Rejection Sensitivity, Social Withdrawal, and Loneliness in Young Adults, in: Journal of Applied Social Psychology 8/2012, S. 1984–2005.
 
         22 Vgl. Alexander Langenkamp/Janosch Schobin, Revealing Loneliness: Disentangling the Interaction of Gender and Community Stigma, in: Social Science Quarterly 5/2024, S. 1529–1543; Barreto (Anm. 6).
 
         23 Vgl. John T. Cacioppo/James H. Fowler/Nicholas A. Christakis, Alone in the Crowd: The Structure and Spread of Loneliness in a Large Social Network, in: Journal of Personality and Social Psychology 6/2009, S. 977–991.
 
         24 Vgl. Roberto M. Fernandez, Strength of Weak Ties in the Labor Market: An Assessment of the State of Research, in: Mario L. Small et al. (Hrsg.), Personal Networks. Classic Readings and New Directions in Egocentric Analysis, Cambridge 2021, S. 251–264.
 
      

       
        EINSAMKEIT UND STADTENTWICKLUNG
 
        Neue Anforderungen an lebendige Quartiere
 
         Petra Potz · Anja Reichert-Schick · Nils Scheffler 
 
        Einsamkeit ist nicht nur ein individuelles Empfinden, sondern entwickelt sich im sozialen Gefüge und in der (reduzierten) alltäglichen Interaktion. Sie kann jeden betreffen – in jeder Lebensphase, in jeder Lebenslage, in jedem städtebaulichen Umfeld, egal ob in Geschosswohnungen oder Einfamilienhäusern, in der Stadt oder auf dem Land.
 
        Einsamkeit ist ein subjektives Gefühl, das aus der Diskrepanz zwischen gewünschten und tatsächlichen sozialen Beziehungen entsteht. Menschen können sich einsam fühlen, auch wenn sie in einer Gruppe sind oder ein großes soziales Netzwerk haben. Während Einsamkeit emotional belastend ist, beschreibt Alleinsein lediglich die physische Abwesenheit anderer, ohne dass damit negative Gefühle verbunden sind. Viele Menschen empfinden Alleinsein sogar als erholsam oder nutzen es für kreative Tätigkeiten.
 
        Potenziell können Menschen in allen Lebensphasen von Einsamkeit betroffen sein: Jugendliche wie Ältere, Menschen im Berufsleben wie solche im Ruhestand. 01  Einsamkeit kann auch Ausdruck von Lebenslagen sein, die sich in mangelndem Zugang zu sozialen Ressourcen und gesellschaftlichen Infrastrukturen ausdrücken. Aus stadtplanerischer Sicht ist zu klären, wie das soziale Zusammenleben und das Wohnumfeld zu gestalten sind, um Einsamkeit möglichst zu vermeiden. Dazu sind Erkenntnisse notwendig, wie sich Quartiere und Nachbarschaften durch präventive Maßnahmen und den Aufbau von Strukturen wappnen können, um das Risiko der Vereinzelung zu verringern. 02  
 
        Im Rahmen des Kooperationsprojekts „Einsamkeit. Neue Anforderungen an lebendige Quartiere“   der Wüstenrot Stiftung mit den Stadtplanungsbüros Urban Expert und Location³   wird die kommunale Ebene als Ausgangspunkt für einen integrierten, praxisorientierten Untersuchungsansatz betrachtet. 03  Das Quartier wird dabei als Sozialraum verstanden – ein Gebiet innerhalb der Stadt oder Siedlung, das durch Nähe und städtebauliche Struktur das Entstehen lokaler sozialer Netzwerke und Gemeinschaften ermöglicht.
 
        Die Bedeutung räumlicher Planung und einer integrierten Herangehensweise wird in der Debatte um Einsamkeit bisher kaum berücksichtigt, obwohl sie vielfältige Auswirkungen auf das Zusammenleben haben. Insbesondere die Gestaltung öffentlicher Räume ist entscheidend, da diese beiläufige Begegnungen ermöglichen sollten – für Jung und Alt, Alteingesessene und Zugezogene, Familien und Alleinlebende sowie im Kontext von Inklusion und Integration. Auch in der Sozialen Arbeit hat die Auseinandersetzung mit dem Thema Einsamkeit in Verbindung mit Raumgestaltung gerade erst begonnen. 04  Um soziale Bindungen und das gesellschaftliche Zusammenleben durch Quartiersentwicklung positiv beeinflussen zu können, gilt es, die Rahmenbedingungen und Handlungsmöglichkeiten zu untersuchen. Funktionale „Nicht-Orte“, 05  die lediglich der Alltagsbewältigung dienen, ohne Begegnung zu ermöglichen, tragen jedenfalls nicht dazu bei.
 
        Die stadtplanerische Auseinandersetzung mit dem Phänomen Einsamkeit bedeutet, den Zusammenhalt in Quartieren zu stärken und das Einsamkeitsrisiko durch höhere Lebensqualität und präventive Maßnahmen zu senken. Zudem rücken Engagement und Ehrenamt sowie eine „soziale Gelegenheitsinfrastruktur“ in den Fokus. 06  
 
        EINFLUSSFAKTOREN IM QUARTIER
 
        Einsamkeit entsteht in der Regel nicht durch ein einzelnes Ereignis, sondern aus einem komplexen Zusammenspiel individueller, zwischenmenschlicher und gesellschaftlicher Faktoren, die das Einsamkeitserleben beeinflussen. Die gleichen Ereignisse und Situationen führen dabei nicht zwangsläufig bei allen Menschen zum Einsamkeitsempfinden.
 
        Die Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Kommission hat in einem europaweiten Monitoring die wichtigsten Risikofaktoren für Einsamkeit zusammengetragen. Zu den relevanten Faktoren zählen Alter und soziodemografische Merkmale, Lebensstile und Lebenslagen, aber auch die gebaute und soziale Umwelt. Zur Wirksamkeit von Interventionen auf kommunaler oder Nachbarschaftsebene wird weiterer Forschungsbedarf konstatiert, insbesondere zum Zusammenhang zwischen ortsbezogenen Interventionen und der Verringerung von Einsamkeitsrisiken. 07  
 
        Verschiedene Studien zeigen, dass einzelne Risikofaktoren nicht zwangsläufig Einsamkeit auslösen. Häufen sich jedoch mehrere dieser Faktoren, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sich Betroffene einsam fühlen. Die Risikofaktoren lassen sich unterscheiden in individuelle Faktoren beziehungsweise sozial-gesellschaftliche Trigger-Ereignisse einerseits sowie infrastrukturell-räumliche Einflussgrößen andererseits.
 
         Individuelle Faktoren: Die wesentlichen Risikofaktoren für Einsamkeit haben gemeinsam, dass sie ursächlich auf eine fehlende soziale und gesellschaftliche Teilhabe hindeuten. So kann Einkommensarmut soziale Kontakte, unterstützende Netzwerke und die gesellschaftliche Teilhabe einschränken. Auch kritische Lebensphasen – etwa durch den Verlust geliebter Personen, Krankheit, Scheidung oder Arbeitslosigkeit – führen oft zu Rückzug und Vereinsamung. Ebenso beeinflussen Umbruchphasen das Einsamkeitserleben, etwa der Wechsel des Wohnorts oder des Arbeitsplatzes oder der Verlust sozialer Kontakte durch den Renteneintritt. Ein weiterer Faktor ist Zeitmangel: Die Verpflichtungen durch Kindererziehung oder die Pflege von An- und Zugehörigen führen oft dazu, dass nicht genügend Zeit für die Pflege sozialer Kontakte bleibt, insbesondere bei Alleinerziehenden. Auch der persönliche Gesundheitszustand spielt eine Rolle: Chronische Krankheiten oder Pflegebedürftigkeit erschweren die Teilnahme am sozialen Leben. Migrations- und Fluchterfahrungen sind ein weiterer Risikofaktor für Einsamkeit, denn der Verlust des sozialen und kulturellen Umfelds, Sprachbarrieren und Diskriminierung können den Aufbau neuer Beziehungen behindern. Schließlich ist auch die Qualität sozialer Kontakte von Relevanz: Einsamkeit wird weniger durch die Anzahl der Kontakte beeinflusst als durch deren Vermögen, einen emotional zu unterstützen.
 
         Räumliche Faktoren: Die infrastrukturelle Ausstattung und die städtebauliche Situation eines Quartiers beeinflussen das Einsamkeitsempfinden, auch wenn sie es nicht direkt auslösen. Quartiere, die wenige Gelegenheiten zum Austausch und zur sozialen Teilhabe bieten, können das Einsamkeitsempfinden wesentlich verstärken. Folgende infrastrukturell-räumliche Faktoren spielen daher eine wichtige Rolle: Quartiere brauchen idealerweise Erholungs- und Freizeitflächen, die durch Grünflächen oder Gewässer zum Verweilen einladen und zufällige Begegnungen sowie eine zwanglose Kommunikation ermöglichen. Ferner braucht es Begegnungsorte, an denen Menschen niederschwellig zusammenkommen können, auch um sich zu informieren, emotional zu unterstützen oder anderweitig zu engagieren. Es bedarf ferner einer wohnortnahen Grundversorgung mit Supermärkten oder Cafés, die als soziale Knotenpunkte fungieren und Alltagsbegegnungen ermöglichen. Von entscheidender Bedeutung sind ebenso Mobilitätsangebote, die es Menschen auch ohne eigenes Auto ermöglichen, am gesellschaftlichen Leben außerhalb der fußläufigen Erreichbarkeit teilzuhaben. Ebenso wichtig ist die Barrierefreiheit von Gebäuden, des Wohnumfelds, des öffentlichen Raumes und der sozialen sowie kulturellen Einrichtungen. Ein weiterer Faktor sind gemischte Wohnformen, die per se soziale Kontakte, Interaktionen, Unterstützung und Gemeinschaft fördern.
 
        HANDLUNGSFELDER IM QUARTIER
 
        Das Quartier – der Wohnort mit seinen städtebaulichen Strukturen, dem öffentlichen Raum, der infrastrukturellen Ausstattung und seinen Teilhabeangeboten – kann maßgeblichen Einfluss auf das Einsamkeitsgefühl nehmen und bei entsprechenden Qualitäten diesem entgegenwirken. 08  Das Quartier ist der Ort für nachbarschaftliche Beziehungen. Es ist daher eine zentrale Handlungsebene, um Einsamkeit vorzubeugen. Folgende drei Handlungsansätze bieten sich hierbei für die Einsamkeitsprävention an:
 
         
          	Gebaute Umwelt und Infrastrukturen des Alltagslebens: das heißt die Gestaltung von Räumen, die Begegnungen und soziale Interaktionen ermöglichen.
 
          	Gelegenheitsstrukturen für Teilhabe: das heißt die Förderung von Aktivitäten vor Ort, die soziale Teilhabe und das Knüpfen von Kontakten erleichtern.
 
          	Monitoring: das heißt die Beobachtung und Analyse von Quartieren, die besonders von Einsamkeit betroffen sein könnten.
 
        
 
        INFRASTRUKTUREN DES ALLTAGSLEBENS
 
        Die räumliche, städtebauliche Situation eines Quartiers ruft Einsamkeit nicht direkt hervor. Studien zeigen jedoch, dass die infrastrukturelle Ausstattung eines Quartiers Einfluss auf das Einsamkeitserleben haben kann. Beispielsweise wirken sich Grünflächen in Städten positiv aus. Im Gegensatz dazu können Quartiere, die wenig Gelegenheiten zum zwanglosen Austausch und zur Mitwirkung bieten, das Einsamkeitsempfinden verstärken. 09  
 
        Um Quartiere einsamkeitsresilienter zu machen, sollten die Orte des Alltagslebens gestärkt werden, die gesellschaftliche Teilhabe, Nachbarschaften sowie niederschwellige soziale Interaktionen fördern. Dazu gehören im Wesentlichen Wohngebäude als Wohn- und Lebensorte, das Wohnumfeld und der öffentliche Raum mit seinen Plätzen, Parks, Grün- und Sportanlagen, Begegnungsorte wie Mehrgenerationenhäuser, Stadtteilzentren, Bibliotheken, Nachbarschafts- und Begegnungstreffs oder Community-Gärten sowie Orte der Daseinsvorsorge und Nahversorgung wie Läden, Bäckereien, Gastwirtschaften oder Apotheken.
 
        Es reicht jedoch nicht aus, diese Infrastrukturen quantitativ vorzuhalten. Erst ihre Ausstattung sowie gestalterischen und konzeptionellen Qualitäten können dazu beitragen, ein niederschwelliges Zusammenkommen und Miteinander, gesellschaftliche Teilhabe und Nachbarschaften zu fördern. Gleichzeitig ist zu beachten, dass es Menschen, die sich aufgrund ihres Einsamkeitserlebens und einer Stigmatisierungsbefürchtung zurückgezogen haben, große Überwindung kostet, kommunikative soziale Orte aufzusuchen. Daher müssen diese Orte so gestaltet sein, dass sie auch einsame Personen ansprechen, ohne das Gefühl der Stigmatisierung oder des Zwangs zur sozialen Interaktion zu vermitteln.
 
        Im Wohnbereich können insbesondere gemeinschaftsfördernde Wohnformen – wie Wohngemeinschaften oder generationenübergreifendes Wohnen – zu sozialen Interaktionen und Unterstützung beitragen und somit Einsamkeit entgegenwirken. Aber auch in herkömmlichen Wohngebäuden können etwa Gemeinschaftsgärten und -räume sowie Laubengänge als kommunikationsfördernde Räume angelegt werden.
 
        Das Wohnumfeld und der öffentliche Raum sollten zur Kommunikation und zu beiläufigen Gesprächen anregen sowie zur gemeinschaftlichen Nutzung und zum Verweilen für unterschiedliche Alters- und Personengruppen einladen. Dies kann durch eine attraktive Gestaltung insbesondere mit Grün- und Wasserflächen, unterschiedlichen Sitzgelegenheiten sowie Aussichts- und Beobachtungspunkten erreicht werden. Auch gemischt nutzbare Areale mit vielfältigen Nutzungs- und Aktivitätsmöglichkeiten sind wichtig, um unterschiedliche Altersgruppen und Bedürfnisse anzusprechen.
 
        Da mobilitätseingeschränkte Menschen und Menschen mit geringem Einkommen stärker einsamkeitsgefährdet sind, sollten Begegnungsorte möglichst barrierefrei gestaltet sein. Der Aufenthalt und die Nutzung sollten einkommensunabhängig durch weitgehend kostenfreie oder günstige Angebote und Aktivitäten erschwinglich sein – es sollten Orte ohne Konsumzwang sein. Diese Orte sollten zudem vielseitige Aktivitätsmöglichkeiten bieten, um Menschen mit unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen anzusprechen. Die Begegnungsorte sollten ermuntern, spontan vorbeizukommen, und Räume bieten, in denen man sich ungezwungen „allein“ aufhalten und das Geschehen vor Ort beobachten kann, ohne an organisierten Aktivitäten teilnehmen zu müssen. Ein Beispiel wäre etwa eine Leseecke mit einem günstigen Café.
 
        Orte der Daseinsvorsorge sollten verfügbar und erreichbar sein und möglichst von Menschen betrieben werden, also nicht automatisiert. Gerade in den Orten, in denen Post und Bank, Supermärkte, Gemeindezentren und Gasthäuser verschwinden, gewinnen multifunktionale Kioske und Anlaufstellen besondere Bedeutung. Dort sollten neben Zeitungen, Genussmitteln und Süßigkeiten auch Fahrscheine und Lebensmittel verkauft sowie Briefe und Pakete abgegeben wie auch Lebensmittel abgeholt werden können. Mit entsprechenden Sitzgelegenheiten können sie sich zu Treffpunkten entwickeln. 10  
 
        GELEGENHEITSSTRUKTUREN FÜR TEILHABE
 
        Gesellschaftliche Teilhabe und Einsamkeitserfahrungen sind eng mit den Gelegenheitsstrukturen im Alltag und in der Nachbarschaft verbunden. Die Qualität der sozialen Beziehungen und Bindungen spielt dabei eine entscheidende Rolle. Für chronisch Einsame kann es jedoch nahezu unmöglich sein, diese Barrieren zu überwinden, was zu weiterem Rückzug führen kann. Daher ist es wichtig, lokale Ansatzpunkte zu identifizieren: Welche Akteure begegnen einsamkeitsgefährdeten oder betroffenen Personen in ihrem Lebensumfeld? Welche Angebote und Aktivitäten könnten auf Quartiersebene umgesetzt werden, um soziale Interaktion und Teilhabe zu fördern?
 
        In den Quartieren sind hauptamtliche Hilfs- und Unterstützungsdienste wie auch zivilgesellschaftliche und Engagementstrukturen zumeist vorhanden, wenn auch in sehr unterschiedlichem Maße. Für das vielschichtige Thema Einsamkeit ist jedoch eine Sensibilisierung notwendig, um die Teilhabe vor Ort zu stärken. Niederschwellige soziale Interaktionen können Nachbarschaft stärken, Begegnungen ermöglichen und damit dazu beitragen, Einsamkeit vorzubeugen oder zu reduzieren.
 
        Es bedarf spezifischer Ansätze, um die Einsamkeitserfahrungen unterschiedlicher Personengruppen wirksam anzugehen. So sind beispielsweise Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, Seniorinnen und Senioren, Pflegebedürftige, Menschen mit Migrationserfahrung und Alleinerziehende speziellen Herausforderungen ausgesetzt. Um sie mit geeigneten Maßnahmen und an den richtigen Orten zu erreichen, bedarf es gezielter Handlungsansätze und Strategien. Das Eintauchen in die digitale Welt kann einerseits zur Einsamkeit beitragen, bietet andererseits jedoch auch Chancen für Kontakt und Vernetzung, insbesondere unter jungen Menschen. Digitale Kontakträume sind daher in die Strategien einzubeziehen.
 
        Das Quartier bietet von Einsamkeit gefährdeten Personen Raum und Angebote, die über beiläufige und gezielte Alltagsbegegnungen zur Teilhabe führen können. Einsamkeitsrelevant sind vor allem professionelle Hilfs- und Unterstützungsangebote, Vereine, lokale Initiativen, Freiwilligenagenturen, Stadtteilzentren, Jugendhäuser, Mehrgenerationenhäuser und Community-Gärten sowie Kirchengemeinden, Religionsgemeinschaften und migrantische Initiativen, die soziale Teilhabe fördern. Darüber hinaus spielen auch Strukturen wie kommunale Bündnisse, Beauftragte oder Ansprechpersonen eine Rolle.
 
        Als Partner im Quartier erweisen sich alle diejenigen, die im Alltagsleben niederschwellige Gelegenheiten bieten, auch auf Einsame zu treffen. Diese Gelegenheitsstrukturen sind nachbarschaftliche Orte und Anlaufstellen, die regelmäßig aufgesucht werden – sei es zum Einkaufen, für die gesundheitliche Versorgung und Körperpflege, Bank- oder Postangelegenheiten oder anderes mehr. Die einsamkeitsspezifische Aktivierung der unterschiedlichen Akteure ist noch ausbaufähig – es gilt, sie stärker zu sensibilisieren und nach ihren jeweiligen Möglichkeiten zu qualifizieren. 11  
 
        MONITORING
 
        Wenn sich in einem Quartier mehrere Risikofaktoren mit Defiziten in der relevanten Infrastruktur überschneiden, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass sich Menschen dort einsam fühlen. Um solche Quartiere mit erhöhtem Einsamkeitsrisiko zu identifizieren und gezielte, lokal angepasste Maßnahmen zu ergreifen, kann ein Einsamkeits-Monitoring hilfreich sein. Dieses Monitoring zeigt die räumliche Verteilung und Häufung von Risikofaktoren und hilft dabei, die lokalen Akteure für das Thema zu sensibilisieren sowie geeignete Handlungsansätze zu entwickeln. Grundlage sind verschiedene Indikatoren, die aufzeigen, in welchen Gebieten besonders gefährdete Personengruppen leben (Tabelle) oder welche Mängel in der Infrastruktur bestehen. 12  
 
         
           Tabelle: Individuelle Risikofaktoren mit Kernindikatoren für Einsamkeit
 
                 
                	 
                  RISIKOFAKTOREN
  
                	 
                  KERNINDIKATOREN
  
  
                	 
                  Einkommensarmut
  
                	 
                  Transferleistungsbezug
  
  
                	 
                  Kritische Lebensphase
  
                	 
                  Geschiedene bzw. Personen mit aufgehobener Lebenspartnerschaft
 
                  Verwitwete Personen bzw. Partner verstorbener Personen
 
                  Langzeitarbeitslose
  
  
                	 
                  Umbruchphase
  
                	 
                  Fluktuation
 
                  Junge Erwachsene
 
                  Neu-Rentner
  
  
                	 
                  Schlechter körperlicher, geistiger oder mentaler Gesundheitszustand
  
                	 
                  Hochaltrige Personen
 
                  Gesundheitszustand von Kindern
  
  
                	 
                  Direkte Migrations- und Fluchterfahrung
  
                	 
                  Im Ausland geborene Personen
  
  
                	 
                  Defizite bei sozialen Kontakten
  
                	 
                  Alleinlebende Personen
 
                  Alleinerziehenden-Haushalte
  
  
          
 
            Quelle: eigene Zusammenstellung. 
 
        
 
        
 
        Um in den identifizierten Quartieren mit passenden Maßnahmen gezielt gegen Einsamkeit vorzugehen, ist es wichtig, die Ausgangslage besser zu verstehen. Hierfür eignen sich vor allem Befragungen der Quartiersbewohnerinnen und -bewohner, um erstens festzustellen, ob und welche Gruppen (verstärkt) von Einsamkeit betroffen sind; um zweitens ein besseres Verständnis dafür zu gewinnen, wie gut die Bewohnerinnen und Bewohner – insbesondere die von Einsamkeit betroffenen – im Quartier sozial eingebunden sind und welche Rolle die vorhandene Infrastruktur dabei spielt; und um drittens aufzudecken, ob Defizite bei der Infrastruktur bestehen, die für das Einsamkeitserleben relevant sind, und wie diese wahrgenommen werden.
 
        Für die Ermittlung von Einsamkeit sind insbesondere indirekte Fragen hilfreich. Dabei kann auf erprobte Skalen zurückgegriffen werden, zum Beispiel die Loneliness Scale der University of California oder die De Jong Gierveld Loneliness Scale. 13  Um die betroffenen Gruppen im Quartier besser zu identifizieren und gezielte Maßnahmen zu entwickeln, sollten auch einsamkeitsrelevante Persönlichkeitsmerkmale wie Alter, Geschlecht, Beschäftigungsverhältnis sowie der Familien- und Gesundheitszustand erfasst werden.
 
        Fragen zur sozialen Einbindung im Quartier helfen zu klären, wie wohl sich Personen dort fühlen und wie intensiv sie in das soziale Leben eingebunden sind. Außerdem kann untersucht werden, ob die einsamkeitsrelevanten Infrastrukturen wahrgenommen und genutzt werden. Unterschiede in der Wahrnehmung und Nutzung zwischen einsamen und nicht einsamen Menschen lassen Rückschlüsse auf notwendige Maßnahmen zu. Schließlich liefern Fragen zu den (wahrgenommenen) Defiziten in der einsamkeitsrelevanten Infrastruktur wertvolle Hinweise darauf, welche qualitativen Lücken aus Sicht der Bewohnerschaft bestehen – woraus dann Handlungsempfehlungen abgeleitet werden können.
 
        EINSAMKEITSRESILIENTE QUARTIERE?
 
        Eine integrierte Herangehensweise an das Phänomen Einsamkeit in seiner räumlichen Dimension sowie die Entwicklung neuer Strategien und Lösungsansätze sind in Deutschland weitgehend noch Neuland. Handlungsbedarf ergibt sich aus den sich ändernden gesellschaftlichen Strukturen: Die deutsche Gesellschaft wird immer älter, zugleich ist eine Individualisierung und Pluralisierung der Lebensformen zu beobachten. Diese Veränderungen führen zu einer Zunahme von Einpersonenhaushalten, was das Risiko für Einsamkeit erhöht.
 
        Als Querschnittsthema betrifft Einsamkeit viele gesellschaftliche Bereiche und fordert daher eine sektorenübergreifende und interdisziplinäre Herangehensweise. 14  Das Bundesbauministerium leistet hier bereits einen wichtigen Beitrag – er besteht darin, die Städtebauförderung und Stadtentwicklungsprogramme als Instrumente zur Schaffung von Gemeinschaftsorten zu nutzen. Dazu gehören die Stabilisierung und Aufwertung von Stadt- und Ortsteilen, die Umgestaltung des Wohnumfelds zu grünen und barrierefreien Begegnungs- und Aufenthaltsbereichen sowie die Förderung generationengerechter Wohnformen und sozialer Infrastruktur. 15  
 
        Die wichtigsten Erkenntnisse und Erfordernisse für das Handlungsfeld Einsamkeit im Quartier betreffen Orte, Akteure und Strukturen gleichermaßen. Über die geschilderten Ansätze hinaus ist es daher notwendig, die Gestaltung sozialer Infrastrukturen in den städtebaulichen Strategien von Bund, Ländern und Kommunen zu priorisieren, um die Lebensqualität in den Quartieren zu verbessern und sie auf diese Weise einsamkeitsresilienter zu machen. Hierfür gilt es, lokale Akteure durch niederschwellige Maßnahmen einzubeziehen. Darunter fallen auch Mikrointerventionen im Alltag: Alltägliche Begegnungen und lokale Dienstleister sind entscheidend für die Einsamkeitsprävention und den Aufbau sozialer Bindungen. Neben dem evidenzbasierten Monitoring braucht es zudem kleinräumiges Wissen über Einsamkeit: Spezifische Einsamkeitsausprägungen in Quartieren müssen erkannt und entsprechende Orte weiterentwickelt werden. Dafür muss nicht immer neu gebaut werden – es reicht oftmals, bestehende Orte anzupassen und ihre Nutzung zu erweitern.
 
        Einsamkeitsprävention erfordert eine interdisziplinäre Herangehensweise, die soziale und räumliche Aspekte vereint. Durch die gezielte Kombination von Planung, Monitoring und der Aktivierung lokaler Akteure entstehen nachhaltige Lösungen. Das Quartier spielt dabei als Handlungsebene eine entscheidende Rolle: Hier werden soziale Interaktionen gefördert und Nachbarschaften gestärkt. Die Schaffung einsamkeitsresilienter Quartiere ist ein wesentlicher Schritt hin zu lebendigen, inklusiven Gemeinschaften, die den derzeitigen gesellschaftlichen Herausforderungen gewachsen sind.
 
         
           PETRA POTZ  
ist promovierte Stadtplanerin und Inhaberin des Büros Location³ Wissenstransfer in Berlin. Sie arbeitet zu innovativen Akteurskonstellationen in der integrierten Stadtentwicklung und den Bedingungen nachhaltiger sozialer Quartiersentwicklung.
 
           ANJA REICHERT-SCHICK  
ist habilitierte Geografin und Politikwissenschaftlerin und leitet bei der Wüstenrot Stiftung die Themengebiete Zukunftsfragen und Bildung.
 
           NILS SCHEFFLER  
ist Stadtplaner und Inhaber des Büros Urban Expert. Als Auditor berät und unterstützt er öffentliche und private Akteure auf der lokalen und internationalen Ebene unter anderem im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung.
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
         01 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (Hrsg.), Einsamkeitsbarometer 2024. Langzeitentwicklung von Einsamkeit in Deutschland, Berlin 2024.
 
         02 Vgl. Petra Potz/Nils Scheffler, Einsamkeit und integrierte Stadtentwicklung, Kompetenznetz Einsamkeit, KNE-Expertise 14/2023.
 
         03 Das Kooperationsprojekt läuft seit Frühjahr 2023. Siehe https://quartier-einsamkeit.de.
 
         04 Vgl. Juliane Noack Napoles/Michael Noack (Hrsg.), Handbuch Soziale Arbeit und Einsamkeit, Weinheim 2022.
 
         05 Vgl. Marc Augé, Orte und Nicht-Orte: Vorüberlegungen zu einer Ethnologie der Einsamkeit, Frankfurt/M. 1994.
 
         06 Vgl. BMFSFJ, Strategie der Bundesregierung gegen Einsamkeit, Berlin 2023, S. 11.
 
         07 Vgl. Elizabeth J. Casabianca/Minna Nurminen, Loneliness in the EU. Addressing Loneliness Through the Physical and Social Environment, in: PlanerIn 1/2024, S. 15ff.
 
         08 Vgl. Landtag Nordrhein-Westfalen, Schriftliche Anhörung von Sachverständigen der Enquetekommission IV „Stadtentwicklung und Einsamkeit“ am 18.12.2020, Ursula Kremer-Preiß, Kuratorium Deutsche Altershilfe, Stellungnahme 17/3373; Timo Heyn/Meike Heckenroth/Marco Schmandt, Einsamkeit in der Sozialen Stadt – kann Digitalisierung eine Brücke schlagen?, Kurzexpertise im Auftrag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Bonn 2021; Susanne Bücker et al., In a Lonely Place: Investigating Regional Differences in Loneliness, in: Social Psychological and Personality Science 2/2021, S. 147–155.
 
         09 Vgl. Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung/Körber-Stiftung (Hrsg.), (Gem)einsame Stadt? Kommunen gegen soziale Isolation im Alter, Berlin–Hamburg 2019; Alexandra Kleeman et al., The Impact of the Design and Quality of Communal Areas in Apartment Buildings on Residents’ Neighbouring and Loneliness, in: Cities 133/2023, Artikelnr. 104126; Thomas Astell-Burt et al., More Green, Less Lonely? A Longitudinal Cohort Study, in: International Journal of Epidemiology 1/2022, S. 99–110.
 
         10 Vgl. Nils Scheffler/Petra Potz, Einsamkeitsrelevante Infrastrukturen im Quartier. Anforderungen und Qualitäten, Wüstenrot Stiftung, Juli 2024, www.quartier-einsamkeit.de/ergebnisse.
 
         11 Vgl. dies., Einsamkeitsrelevante Akteure und Gelegenheitsstrukturen im Quartier, Wüstenrot Stiftung, September 2024.
 
         12 Vgl. dies., Indikatorenset – Einsamkeitsgefährdete Quartiere, Wüstenrot Stiftung, Juli 2024.
 
         13 Vgl. Marcus Mund, Quantitative Messung von Einsamkeit in Deutschland, KNE-Expertise 2/2022.
 
         14 Vgl. BMFSFJ (Anm. 6), S. 10.
 
         15 Vgl. Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, Gegen Vereinsamung und Isolation in Stadt und Land, 13.12.2023, www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/Webs/BMWSB/DE/2023/12/einsamkeit.html.
 
      

       
        
 
        Herausgegeben von der
 
        Bundeszentrale für politische Bildung
 
        Bundeskanzlerplatz 2, 53113 Bonn
 
        Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 13. Dezember 2024
 
        REDAKTION
 
        Lorenz Abu Ayyash
 
        Anne-Sophie Friedel
 
        Julia Heinrich
 
        Sascha Kneip
 
        Jan Kuipers (Praktikant)
 
        Johannes Piepenbrink (verantwortlich für diese Ausgabe)
 
        Leontien Potthoff (Volontärin)
 
        Imke Rüter (Praktikantin)
 
         apuz@bpb.de 
 
         www.bpb.de/apuz 
 
         www.bpb.de/apuz-podcast 
 
        Newsletter abonnieren: www.bpb.de/apuz-aktuell 
 
        Einzelausgaben bestellen: www.bpb.de/shop/apuz 
 
        GRAFISCHES KONZEPT
 
        Meiré und Meiré, Köln
 
        SATZ
 
        le-tex publishing services GmbH, Leipzig
 
        DRUCK
 
        L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, Geldern
 
        ABONNEMENT
 
        Aus Politik und Zeitgeschichte wird mit der Wochenzeitung Das Parlament ausgeliefert.
 
        Jahresabonnement 25,80 Euro; ermäßigt 13,80 Euro. Im Ausland zzgl. Versandkosten.
 
        Fazit Communication GmbH
 
        c/o Cover Service GmbH & Co. KG
 
         fazit-com@cover-services.de 
 
        Die Veröffentlichungen in „Aus Politik und Zeitgeschichte“ sind keine Meinungsäußerungen der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb). Für die inhaltlichen Aussagen tragen die Autorinnen und Autoren die Verantwortung. Beachten Sie bitte auch das weitere Print-, Online- und Veranstaltungsangebot der bpb, das weiterführende, ergänzende und kontroverse Standpunkte zum Thema bereithält.
 
        ISSN 0479-611 X
 
         
          [image: CC-Lizenz] 
        
 
         Die Texte dieser Ausgabe stehen unter einer Creative Commons Lizenz vom Typ Namensnennung-Nicht Kommerziell-Keine Bearbeitung 4.0 International. 
 
      
OEBPS/images/4292.jpg
Resilienzfunktionen

¢ Zukunft verstehen
¢ Probleme |6sen
¢ fair entscheiden

Ebenen
demokrat. Resilienz

Sequentialitat

Konstitutionelle Gewalten

Parteiensystem

Zivilgesellschaft/
Diskurse/pol. Kultur

Politische Gemeinschaft

Demokratische Stabilitat

Umwelt

Resilienzformen

¢ widerstehen
* anpassen
¢ wiederherstellen






OEBPS/images/4646.jpg
m(obile)Health | — |

a

Patient

e(lectronic)Health

é@%

Caregivers

p(ersonalized)Health

\_/

t(ele)Health






OEBPS/images/4222.jpg
77,4

Demokratieorientierung

87,1
Anti-Establishment-Populismus
Rechtsextremes Weltbild
Gewalthilligung
4 ¢ T T 1 T T T T T 1
0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

W eher/stark krisenunsicher [ teils/teils nicht/wenig krisenunsicher





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-45_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 45/2024, 2. November 2024 @

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Flucht
und Migration

Naika Foroutan Christiane Frohlich - Ulrike Krause
POSTMIGRANTISCHE FLUCHT UND
GESELLSCHAFT IN DER KRISE MIGRATION GLOBAL
Jochen Oltmer Birgit Glorius
LFLUCHTLING". DAS EU-MIGRATIONS-
EINE FIGUR IM WANDEL UND ASYLPAKET
BUNDESDEUTSCHER Daniel Thym
aniel Thys
MIGRATIONSGESCHICHTE ASYLVERFAHREN
Anna Wiebke Klie IN DRITTSTAATEN
MIGRANTEN-

Kelly M. Greenhill
MIGRATION ALS
INSTRUMENT DER POLITIK

SELBSTORGANISATIONEN
ALS INTEGRATIONSAKTEURE
IN DEUTSCHLAND

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament






OEBPS/images/APuZ2735_Fig2_fmt.jpeg





OEBPS/images/4280.jpg
Prozent

100 —

pm—m——————

y
d i
// -7
60 y o
=
// ”/
z -
, e
50 7 =
—L—
-
e a
=
— -
40 -

-- R
-- N RIS

s e T e e e et e s e s e e e e ses

- RIS

- N
R RIS

R RS

R e

RIS RN

et e oottt tetetetetetotos St

R AR RIIREIIS o

AR

\\\\ 3

R

\\\\,mmw.. RS

\\‘\\,.v.~:‘:~:‘:~:~:~:~:~:o.~:':~:~:~:~:~:~:~:~:.:~:'.~‘~.~:-“' 2
R

S 2
il
> - ORI

R MAIN R

20 S T A N T o
R R R R R R R R R R RIS

R RIS

R R R B SR B KRS KRR RSB RRN:

RS
R R R SRR
R R R

QRN RN 2 R RN X X
X Sy R KRR
R
//////” - “‘\\\\\\\\\\\\‘\\

1994 1999 2004 2009 2014 2019






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-47-48_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 47-48/2024, 16. November 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Bundeswehr

Sonke Neitzel
ZUR ZEITENWENDE
IN POLITIK, GESELLSCHAFT
UND TRUPPE

Alexandra M. Friede

WIE WIR WEHRHAFT WERDEN.

ZU DEN GRENZEN DER
FREIWILLIGKEIT

Stefan Bayer
DIE OKONOMISCHEN
KOSTEN DER ZEITENWENDE

Markus Steinbrecher - Heiko Biehl -
Nina Leonhard

EXTREMISMUS
IN DER BUNDESWEHR

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Minna Alander

DREHSCHEIBE DEUTSCHLAND.

DIE BUNDESWEHR
IM NATO-KONTEXT

Philipp Miinch
ZASUR
AFGHANISTAN-EINSATZ?

Margot Kifsmann
SCHLEICHENDE
MILITARISIERUNG






OEBPS/images/APuZ-28-29_Fig1_fmt.jpeg






OEBPS/images/APuZ2870_Fig1_fmt.jpeg





OEBPS/images/APuZ2860_Fig1_fmt.jpeg
y,

lombo Port (LKA)
ambantota Port (LK

@ Male Port (MDV)

Mombasa Port (KEN)
Zanzibar New Port (TZA)
Dares Salam Port (TZA)
Indian Ocean
' ol Tamatave Port (MDG)
’ eira City Fi
Port (MOZ) o
Aﬁ

Richards Bay Port (ZAF) T
Port of Durban (ZAF) ® (Country)






OEBPS/images/APuZ2024-16-17_Fig2_fmt.jpeg
e TR 2

N e R,
e .

. .

mmy,

S | O

oS BREEREBER





OEBPS/images/APuZ2776_Fig3_fmt.jpeg





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-21_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 21/2024, 18. Mai 2024 O

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Privilegien

Markus Rieger-Ladich Silke van Dyk
NEUSTART DER PRIVATEIGENTUM
PRIVILEGIENKRITIK ALS PRIVILEG
Katharina Walgenbach Jule Bonkost
PRIVILEGE STUDIES PRIVILEGIEN
IM BILDUNGSBEREICH
Heinz Mohnhaupt
GERECHTIGKEIT DURCH Jorg Scheller
UNGLEICHBEHANDLUNG? VOM NUTZEN

UND SCHADEN

Yez gl EINES BEGRIFFS

WHITE PRIVILEGE

$

Der
APuZPodcast

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE e
FUR POLITISCHE BILDUNG bpbde/apuzP¢

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament






OEBPS/images/APuZ2762_Fig3_fmt.jpeg





OEBPS/images/4267.jpg
2.0 3,1 1,6 19 1,8
N - -
90 .

80
70 A
60 -
61,1 60,7 61,4 62,5 55,0
50 -
40 -
30 -

20 +

10 o

5.9 4,5

2014 2016 2018/19 2020/21 2022/23

M rechts M eher rechts genau in der Mitte [l eher links M links





OEBPS/images/APuZ2749_Fig1_fmt.jpeg





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-40-41_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 40-41/2024, 28. September 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Italien

Giulia Caminito
WO IST DIE POLITIK
IN DER LITERATUR?

Sebastian Heinrich
RASENDER STILLSTAND.
ITALIEN IM HERBST 2024

Francesco Palermo

AUTORITAR REFORMIERT?2

Luca Barana

ITALIEN UND DIE MIGRATION

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Alexander Grasse
STABIL FRAGIL?
ZUR POLITOKONOMISCHEN
SITUATION ITALIENS

Karoline Rérig
NACHHALTIG IN DIE ZUKUNFT?
ITALIEN UND DER GREEN DEAL

Carlo Gentile
DEUTSCHE
KRIEGSVERBRECHEN
IN ITALIEN






OEBPS/images/APuZ2024-16-17_Fig5_fmt.jpeg





OEBPS/images/4315.jpg
Wegen sexueller
Orientierung

Wegen einer Behinderung oder
korperlichen Beeintrachtigung

Wegen der sozialen und finanziellen
Situation in der Familie

ohne Diskriminierungserfahrung

mit Diskriminierungserfahrung _—|

mit Diskriminierungserfahrung -

ohne Diskriminierungserfahrung - 4,4

mit Diskriminierungserfahrung _
ohne Diskriminierungserfahrung -

w

Einsamkeitsskala (Mittelwerte)





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-12_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 12/2024, 16. Mérz 2024 O

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Naher Osten

Kerstin Ruoff -Mehmet Can
+ALLES AUBER HETZE
IST SAGBAR”

Jenny Hestermann
DIE ISRAELISCHE
GESELLSCHAFT NACH
DEM 7. OKTOBER

Jan Busse
DER GAZASTREIFEN IM
NAHOSTKONFLIKT

Christoph Ebrbardt
TERRORORGANISATIONEN
IM IRANISCHEN
SCHATTENREICH

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Azadeh Zamirirad
IRANS NEUES
SELBSTVERSTANDNIS

Henner Fiirtig
DER NAHE OSTEN
ZWISCHEN AUFBRUCH
UND STAATSZERFALL

Camille Lons
IM WELTPOLITISCHEN
MACHTGEFUGE

Gil Murciano
NEUE IMPULSE FUR
EINE FRIEDENSLOSUNG

$

Der
APuZPodcast

bpbde/opuzpodeas!






OEBPS/images/APuZ2749_Fig11_fmt.jpeg
e
EYA Volksbank

Tribiine






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-46_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 46/2024, 9. November 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Streik

Dietrich Creutzburg
WIE VIEL STREIK DARF'S SEIN?

Thorsten Schulten
SCHON WIEDER STREIK?
ARBEITSKAMPFE IM
EUROPAISCHEN VERGLEICH

Michael Brenner
DAS STREIKRECHT:
GRUNDSATZE UND GRENZEN

Peter Birke
WEGMARKEN DER DEUTSCHEN
STREIKGESCHICHTE

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Ingrid Artus
FRAUEN IM STREIK.
ZUR FEMINISIERUNG
VON ARBEITSKAMPFEN

Hagen Lesch
STREIKSCHADEN VERMEIDEN.
WAS BRINGT DIE
SCHLICHTUNG?

Friederike Bahl
WO STREIKEN NICHT HILFT.
ARBEITSKRITIK IM
NIEDRIGLOHNSEKTOR






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-42_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 42/2024, 12. Oktober 2024 ON

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Demokratie
jenseits von Wahlen

Marina Weisband
LEINSTIEGSDROGE
IN DIE DEMOKRATIE”

Rainald Manthe
ALLTAGLICHE
BEGEGNUNGSORTE
DER DEMOKRATIE

Samira Akbarian
ZIVILER UNGEHORSAM.
IRRITATION UND IMPULS
FUR DEN DEMOKRATISCHEN
RECHTSSTAAT

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Daniel Oppold
BURGERRATE
IN THEORIE UND PRAXIS

Rabea Haf3 - Grzegorz Nocko
GESELLSCHAFTSDIENST
FUR ALLE. EIN GARANT

FUR MEHR ZUSAMMENHALT?

Clans Leggewie -
Ireneusz Pawel Karolewski

GUERILLA-DEMOKRATIE






OEBPS/images/4028.jpg
1800
1600 -
1400
1200 -
1000
800 -
600
400
200 -

O-—F————T—T——T—T 7T
2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-43-44_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 43-44/2024, 19. Oktober 2024 9.

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Reproduktive
Rechte

Ulrike Lembke Liane Woérner - Irme Stetter-Karp
REPRODUKTIVE RECHTE ENTKRIMINALISIERUNG
ALS GLEICHE FREIHEIT DES SCHWANGER-

R T SCHAFTSABBRUCHS?

KLEINE GESCHICHTE ZWEI PERSPEKTIVEN
DER MODERNEN Daphne Hahn
REPRODUKTIONSPOLITIK REPRODUKTIVE
GESUNDHEIT
Anthea Kyere - Susanne Schultz
REPRODUKTIVE Catherina Hinz
GERECHTIGKEIT 30 JAHRE

KAIRO-KONFERENZ

\_'J Der

APUZPodcast
A0

APuZ &

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

b de/opuzpodeast






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-38-39_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 38-39/2024, 14. September 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Parlamentarismus

Marie-Luise Recker
ANATOMIE UND ARBEIT
DES ERSTEN DEUTSCHEN

BUNDESTAGES

Hermann Butzer
PARLAMENTARISCHE
FRAGERECHTE

Joachim Bebnke
DAS WAHLGESETZ ALS
ERGEBNIS EINES WETTKAMPFS
VON INTERESSEN

Jelena von Achenbach
PARLAMENTARISIERUNG
DER AUBEN- UND
SICHERHEITSPOLITIK

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Clandia C. Gatzka
POLITISCHE KOMMUNIKATION
ZWISCHEN WAHLERN UND
GEWAHLTEN

Andreas M. Wiist
PARLAMENTARISCHE
REPRASENTATION IM

EINWANDERUNGSLAND

Charlotte Klonk
ANTIDEMOKRATISCHE BILDER
DER DEMOKRATIE






OEBPS/images/APuZ-28-29_Fig7_fmt.jpeg





OEBPS/images/APuZ-28-29_Fig4_fmt.jpeg
o

INERI,
18 OCTOMBRIE 2019

JURNAL DE CHISINAU
ANUL XX, NUMARUL 39 (1644)

Realitatea

timealobice

cealalti part.y, 700 de milioane de
ilor alimentare et
i sd existe

win faa celr 820 de milioane de o -meni infometafi

(..)Estecrud,

CnrA F“Sf{ E
Un bank, in} ve

at joi Raportul Cor

64 acces la ea, sau i existe'regiuni ale lumii rﬂ f
. N ﬁa se risipeste

LA‘BORAT si ap]icat plantl de devaliza'e a Bancii de Economii, Bancii So. *A% a
nea comisiei pailamentare \ \

aciunile lor la constatiri. |
ile m:

Banca Sociali . oo

are. Ace( .
m[bincnl— sa&aga
afost alcituita din ceputati Ale-

tor bersoane de demnitate py

a s| sas , Lilian
‘Alaba $irie i. Publicim mai jog wncluzn.lesl
o parte dil. reco i.

Comisia de Afcheta pentru
camnli & el
re a pachetului
statalal defnat ¢ o Selnos
in domeniul fi-
publicii Mol-
leputatul Oleg
rol important
I

in declansarea prof
cepind cu lizare a Bancii de &
Plircurs ajus-
dtered ape-

procesul 1 sistemului
2011-2012, plan rd\ju de eri 2011-2014,
grujarea Plah prin asistenta o/ turil
comportament
cul organ de regfmentare, |-a ju-
incii Nauona!e

J3. Din a doua jumat W
anului mm, acest proces.g
pe fur falul pozie ourel
Guverhului Republi

fruntc cu Viad Filat. viciile menfionatd s-au rezumat in

in 2013 privind pierderea de ritre
stat | pachetului de control la x-an-\ 2015 -2019. Sabotarea

2 d4 Economil inclusiv  fos]

p lurie Leanci, fu

avut depercusiuni grave si pot §

aalificite e ] neguem
X retine

u
cumn} Anm:omp\ne i
instruminteazi un dosar penal
acest caz

2-2%gzoiembri 2014.
Plahd! ‘F SongFilat,
beneiiciarii principali

In perivada 7-27 nolgmbrie,

Gjvernul a decis duja s

sustrase sume \olosale de bani din
Jal Republicii Mol-

= peno{da {pentionati, con-
form datelaygferite de BNM, aces-

au actionat in aceed
putin cu abuz i niglijents c

de serviciu. Comisiaretine ci =
curatura Anticorupf> a deschis i
instrumenteaza un dysar penal in

it raportulu Kroll 2, be-

e

A i

‘ﬁ\(_“(

neficiarii finali principali ai fur-  inclusiv Faportul Kroll in intrdgi-

ol atar s fost grupante - e, n s o care publicafes

Plahotniti:, Sor si Filat. acestoral nu va - dicia mersul

ancheteil Sa conbu’e presedinthle

Parlaméntului circu nstantele cire

Lierea procedurii/de

{ a vic(guvermtorilor Biin-

cii Na',“nnale 2 Moldov>i, lon S ur-
zusi At rel Cifcilei.

{rocurorilor

ursiura Generald, in toa-
ta p Wadi 2015-2019, a sabotat

investigarea

sa. du R

P oo

avénd un cadrr.

sug mpleyia disp

i recom:
la E4#5i Banc:

Jentru_prévenireadevalizirii
porti} deosebit de mari a si

ar
rsoan
e‘\:ﬁ bre, scordare garac
trei binci, far
trodygiren s i
ii sp! iale de stat, fapt care a

st i aie W prin sustragerea su
pre devalizarea siiitemului bas GJlosale in 7-27 noiembrie.”

Procurorul general intprimar,
Dumitru Robu, a precizat yentru
presa ca Alexei Greceaniij soful
spicherului Zinaida Greceati, nu
este vizat intr-o cauzd penall pri-
e e
Banca de Economil.

mul legii a mengionat ¢\ a
fost intentatd o cauza penaldin
2017 pentru nerambursarea cr
ditelor, insa nu in privinta p
soane, ci pe fapt. Cauza penald

o

ma condusa de sotul lui
izat3 intr-o cauzi penala

care face trimitere politicul
JAlsvit-Vin', fosta ,Als-

dator in 2011, este vizati in doud |
dosare penale.
Alexei Greceanii a fost mem-  valoare de 40 de milioane de lei,
bru al Consiliului de Administra-  tot de la BEM, pentru a riscum-
al Companiei Fabrica de Vin pira gajul Fabricii de Vinuri din
din Cojugna, care a fost credita-  Cojugna
t cu 1,63 de milioane de euro si (xG)
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James Fowkes - Michaela Hailbronner
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229.1 Grundr a i
(DR, siebziger Jahre (qm = Quadratmeten).

229.2 Grunds a
hoop (Bundesrepublik), 1984.

nen. Wegen knappen und Ar-
beitskraften sollte mdglichst nstig ge-

4 ist einfach so'n Fahrplan, woman

baut werden. Die Neubauwohnungen waren
sparsam  geschnitten, aber sie verfiigten mit
Zentralheizung und eigenem Badezimmer iiber
einen Komfort, der spiirbar tiber dem von Alt-
bauwohnungen lag.

Allerdings hatte diese Baupolitik auch Nach-
teile. Nicht nur wurde das duBere Erscheinungs-

h i und so mit Topf-
chen, das muss auf'm Flur passieren.”
In: Amann, Wolfgang, Wohnen in Bielefeld. Biele-
feld 1981, 27.
Q2 Eine Mieterin in Halle erzahit:
Im Herbst 1983 erhielten wir die Mittei-
lung, dass wir ab 1. November im Neu-

relatives
Verhiltnis =
gerechnet wird nicht
in absoluten Zahlen,
sonder in Prozent-
satzen. So konnen
verschieden groie
Staaten statistisch
vergiichen werden,

Dreiraum-

2.8,

bild der Weil

die Bauwi arund Geld und
Baumaterialien ausschlieBlich in die Plattenbau-
ten flossen, blieb fiir die Altbauten nichts mehr
iibrig. Ganze Stadtviertel verfielen, weil die
Hausbesitzer keine Baumaterialien zur Verfii-
gung gestellt bekamen und ihre Hauser nicht
mehr instandsetzen konnten.

Q1 Eine Mieterin in Bielefeld beschreibt ihre
Neubauwohnung (1981):
Also unsere Wohnung ist so, ja so wie
Sozialer Wohnungsbau, wie diese Hoch-
hauser so im Grundriss und der ist also
praktisch nur so zu mdblieren wie, ja so
nach Einrichtungskatalog oder so was.
Also bei uns st das so, weil wir ein zwe
jéliges Kind haben und ‘nen Saugling und
das Kinderzimmer sehr Klein ist, miissen
wir also den Saugling immer im Badezim-
‘mer wickeln, was eigentlich ganz sinnvoll
ist, aber das Badezimmer ist unheimlich
schmal, na und wenn also jemand badet,
dann miissen wir das Wickelbrett von der
Badewanne nehmen ... man gewdhnt sich

it 58 qm beziehen kbnnen. Wir
waren dariiber sehr gliicklich, da unsere
alte Wohnung in Halle-Glaucha kein Bad
hatte und nur eine AuSentoilette, als Teil-
wohnung mit gemeinsamem Flur. Unsere
Tochter war damals gerade anderthalb
Jahre alt und wir freuten uns so sehr auf
die neue Wohnung, dass wir in einer
Woche den gesamten Umzug bewiltigten,
einschlielich der Malerarbeiten. Eigent-
lich war esja nicht iblich, dass junge Hoch-
schulabsolventen wie wir so schnell eine
Neubauwohnung bekamen.”

Interview des Autors in Halle/S., Mérz 1997.

1. Vergleicht die Merkmale der staatlichen
Bauforderung in der alten Bundesrepublik
und der DDR.

2. Vergleicht die Grundrisse. Was bieten sie,
was fehlt? Bezieht eure Wohnung ein.

3. Stellt eine Liste mit Neubausiedlungen in
eurer Stadt zusammen. Was geféllt euch,
wofiir habt ihr Verbesserungsvorschlige?

und DDR.
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Runder Tisch mit Interessen-
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* Entwurf fir eine
Themenlandkarte
erstellen

¢ Inputgeber fir
Birgerforum benennen

Birgerforum

Zufallig geloste Teil-
nehmende tagen in
moderierten Sitzungen. Sie
horen Inputgeber an und
diskutieren Uber die Punkte

auf der Themenlandkarte.
Ziele:
* Abwdgung der Argumente

¢ Erarbeitung gemeinsamer
Empfehlungen

Ubergabe

Offentliche Vorstellung
der Empfehlungen des
Birgerforums. Ubergabe
an die Auftraggebenden
aus der Politik.

Ziele:

¢ Rickkopplung mit der
reprdsentativen
Demokratie

» Offentliche Wertschétzung
der Arbeit der Beteiligten





OEBPS/images/APuZ2763_Fig2_fmt.jpeg





OEBPS/images/APuZ-28-29_Fig6_fmt.jpeg





OEBPS/images/APuZ2750_Fig3_fmt.jpeg
94 Das geteilte D

/De
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8. Sport und Sportforderung in der DDR

Mit 18 Mio. Einwohnern gehorte die
DDR zu den kleinen Staaten der Welt.
Doch in den Nationenwertungen der
Olympischen Spiele gehorte sie neben
den USA und der Sowjetunion zu den
groBen drei. Kein Land der Welt gab pro
Kopf der Bevdlkerung soviel Geld fiir
die Forderung des Spitzensports aus wie
die DDR. Welches Ziel verfolgte die
DDR-Fithrung mit ihrer Sportpolitik?

Sportler als Botschafter der DDR — Bis
1968 traten die Sportler aus Ost- und
bei den O i

Licht- und Schattenseiten — Als Kader-
schmiede fiir DDR-Sportler dienten die
Kinder- und Jugendsportschulen und die
Sportklubs. Das ,,Forschungsinstitut fiir
Kérperkultur und Sport* in Leipzig schuf
die sportwissenschaftlichen Grundlagen
fiir die Erfolge der DDR-Sportler. Gleich-
zeitig war es aber auch Ausgangspunkt
fiir das gezielt eingesetzte Doping im
DDR-Sport. Seit Mitte der 1960er Jahre
waurden an viele mannliche und weibliche
Athleten verbotene und langfristig ge-
sundhellsschadllche Mittel zum Muskel-

Katharina Witt,
erfolgreiche DDR-
Eiskunstliuferin

Spielen gemeinsam in einer Mannschaft
auf. Doch 1972 schaffite die DDR auch
sportpolitisch den Durchbruch zur inter-
nationalen Anerkennung: Sie konnte
mit eigener Olympiamannschaft, eigener
Fahne und Hymne antreten. Die groBen
Erfolge von DDR-Sportlern in interna-
tionalen Wettkdmpfen waren ein wich-
tiger Baustein fiir das Ansehen der DDR.

Sportforderung — In speziellen Kinder-
und Jugendsportschulen wurden Talente
frith und systematisch gefordert. ,Ihr
seid Botschafter der DDR", lauteten die
Appelle der Funktionéire an die DDR-
Sportler. Erfolgreiche Sportler genossen
seit den 1950cr Jahren Privilegien: bei der
Wohnungsvergabe oder beim Neukauf ei-
nes Autos. '

aufbau und zur L ung ver-
abreicht. Meist geschah das ohne Wissen
der Sportler. Nach 1990 wurden mehrere
friihere Sportfunktionire der DDR dafiir
wegen Kérperverletzung angeklagt und
verurteilt. e/

Q2 Sportpolitische Argumentation

zur Vorbereitung des Olympiakaders fiir Miinchen 1972:

1 Die auf Gebiet
hat ein solches AusmaB erreicht, dass prinzipiell kein
Unterschied zur militérischen Ebene besteht. So wie der
Soldat der DDR, der an der Staatsgrenze seinem imperi-

s alistischen Feind in der NATO-Bundeswehr gegenuiber-
steht, so muss der DDR-Sportler in dem Sportler der
BRD seinen politischen Gegner sehen. Unser Kampf ist
so hart, dass er ... auch gegen die Sortler der BRD ge-
fahrt werdsn muss... Fr uns bedeutet das: Es kann kei-

1 ne keine Kontakte mehr zu Personen der

bezogen Gehilter und Zuschlige durch
Patenbetriebe, die Partei oder die Armee.

vosse IS o 2

3l 30
2 bl
i 16
3 16
7 2
5 9
13 16

Silber ~ Bronze

BRD und anderer kapitalistischer Lander geben. Jeder

Briefverkehr, jedes auch noch so freundschaftlich schei-

nende und teilweise vielleicht ehrlich gemeinte Gesprach

muss von unseren Sportlern abgelehnt, ... jede Liicke in
15 unserer Mannschaft muss geschlossen werden.

(G. Hartmann, Goldkinder - die DDR im Spiegel inres Spitzensportes, Leipzig
1997, S. 83. Gekirzt)

RBEITSAUETRAGE

1. Beschreiben Sie anhand von D1, welche Position die DDR
im internationalen Spitzensport cinnahm. Erlautern Sie, wel
che innen- und aulenpolitische Bedeutung dies hatte.

2. Legen Sie mit Q2 dar, wic sich DDR-Sportler gemé staat-
licher Weisung im Ausland zu sehen und zu verhalten hatten,






OEBPS/images/APuZ2024-16-17_Fig1_fmt.jpeg





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-13-15_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 13-15/2024, 23. Mérz 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Furopa

Korbinian Frenzel -
Julia Reuschenbach
EUROPAWAHLEN -
UND KEINEN INTERESSIERT'S?

Clandia Weber
HISTORISCHE
EUROPAKONZEPTE
IN DEN KRISEN
DER GEGENWART

Matthias Diermeier - Christian Oberst -

Samina Sultan
EUROPA
DER REGIONEN?

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Majda Ruge
DIE US-WAHLEN
ALS HERAUSFORDERUNG
FUR EUROPA

Rosalia Romaniec
POLENS RUCKKEHR
NACH EUROPA

Jacco Pekelder - Jorrit Steehouder
EUROPA UND
DIE NIEDERLANDE

Michael Kaeding
WIE SOLL DIE UNION
WACHSEN?






OEBPS/images/APuZ2812_Fig1_fmt.jpeg





OEBPS/images/4515.jpg
250 T

1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020

M Bundestag [ Landtage

Abgeordnete, die nicht die ganze Periode einem Parlament angehérten, wurden aus den einzelnen Jahren nicht herausgerechnet.





OEBPS/images/APuZ_2024-Jahresausgabe_img_cover.jpg
@:

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Inhaltsverzeichnis
des Jahrgangs 2024

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament





OEBPS/images/APuZ2762_Fig2_fmt.jpeg





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-04-05_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 4-5/2024, 20. Januar 2024 @

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Industriepolitik

Holger Gorg Michael Gromling
COMEBACK DER HERAUSFORDERUNGEN
INDUSTRIEPOLITIK? DER INDUSTRIE AM STANDORT
. DEUTSCHLAND
Rainer Hank
IN DER SACKGASSE. Inu Manak
WARUM INDUSTRIEPOLITIK FLUCH DER NOSTALGIE.
SCHEITERN WIRD INDUSTRIEPOLITIK
i IN DEN USA
Sabine Stephan
EUROPA BRAUCHT EINE Réka Juhisz - Clandia Steinwender
AKTIVE INDUSTRIEPOLITIK INDUSTRIEPOLITIK
UND DIE INDUSTRIELLE
Relf dbiens REVOLUTION

DEUTSCHE INDUSTRIEPOLITIK
IM 20. UND 21. JAHRHUNDERT

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament






OEBPS/images/4411.jpg
Digitalizzazione, innovazione,
competitivitd, cultura e turismo

Rivoluzione verde e transizione ecologica

Digitalisierung, Innovation, Wett-
bewerbsfahigkeit, Kultur
und Tourismus

41,34 Mrd. Euro
(21,26 %)

Griine Revolution und 8kologische
Transformation

55,52 Mrd. Euro
(28,56 %)

Salute
Gesundheit

15,62 Mrd. Euro
(8,03 %)






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-24_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 24/2024, 8. Juni 2024 @

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Ruinen

Max D. Woodworth
WACHSTUM UND
NIEDERGANG IN CHINAS
L GEISTERSTADTEN"

Kevin Biicking
EINE KLEINE GESCHICHTE
DES RUINENMOTIVS

Stefanie Samida
NS-THINGSTATTEN ABSEITS
VOM ERINNERUNGSDISKURS

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Christoph Brumann
KONFLIKTRAUM UNESCO

Juliane Borosch
DETROITS WANDEL
IM BLICK

Elisabeth Broermann -
Maximilian Hartinger -
Maria Hudl - Adrian Néigel
WERTVOLLE RUINEN.
PLADOYER FUR DIE BAUWENDE






OEBPS/images/4071.jpg
140 1

120 ~

100 -

80 -

60 -

40 -

20 +

2016

2017

2018

2019

2020

2021

2022

2023

2024





OEBPS/images/APuZ2749_Fig8_fmt.jpeg





OEBPS/images/APuZ2749_Fig3_fmt.jpeg





OEBPS/images/cover/APuZ_2024-25-26_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 25-26/2024, 15. Juni 2024

S

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Antisemitismus

Jan Philipp Reemtsma
ANTISEMITISMUS -
WAS GIBT ES DA ZU ERKLAREN?

Tom Khaled Wiirdemann
ISRAEL UND DER
ANTISEMITISMUS

Marina Chernivsky -
Friederike Lorenz-Sinai
DER 7. OKTOBER ALS ZASUR
FUR JUDISCHE COMMUNITIES

Sina Arnold - Michael Kiefer
ANTISEMITISMUS IN
MUSLIMISCHEN COMMUNITIES
UND ANTIMUSLIMISCHER
RASSISMUS

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Deborah Schnabel
ANTISEMITISMUS
IN DIGITALEN RAUMEN

Matthias J. Becker
ANTISEMITISCHE
KOMMUNIKATION
IM INTERNATIONALEN
VERGLEICH

Niklas Fischer
ERINNERUNGSKULTURELLE
DEUTUNGSKAMPFE VON
RECHTSAURBEN

Alexander Estis
SHOAHPPROPRIATION






OEBPS/images/cover/APuZ_2024-18-20_img_cover.jpg
74. Jahrgang, 18-20/2024, 27. April 2024 @

AUS POLITIK
UND ZEITGESCHICHTE

Doppelte
Staatsgriindung

Tlko-Sascha Kowalczuk Eckhard Jesse
WARUM ES ZUR DOPPELTEN PARTEIGRUNDUNGEN IN DER
STAATSGRUNDUNG KAM SBZ UND IN DEN WESTZONEN

Martin Sabrow Ulrich Pfeil
BLASSE ERINNERUNG FRANZOSISCHE BLICKE AUF
e . DIE DOPPELTE DEUTSCHE
atrin Hammerstein )
NATIONALSOZIALISTISCHE STAATSCRUBDUNG
VERGANGENHEIT UND Elke Kimmel
NEUBEGINN 1949 GRUNDUNGSGESCHICHTEN
Heike Christina Mitzing

DEUTSCHE ZWEISTAATLICHKEIT
IM GESCHICHTSSCHULBUCH

APuZ

ZEITSCHRIFT DER BUNDESZENTRALE
FUR POLITISCHE BILDUNG

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament






OEBPS/images/4102.jpg
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Abstimmungsverhalten
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Resolution zu Kinderrechten: Antrag 1 Enthaltung
vier Anderungsantrége Antrag 2 ‘

Antrag 3

Antrag 4 ‘
Resolution zum Recht auf Antrag 1 Enthaltung Enthaltung
Bildung: zwei Anderungsantrage Antrag 2 Enthaltung Enthaltung
Resolution zu Menschenrechten Antrag 1
und friedlichem Protest: vier Antrag 2 Enthaltung
Anderungsqn’rrdge Antrag 3

Antrag 4
Resolution zu Frauen und Antrag 1 Enthaltung
Médchen: vier Antrag 2 Enthaltung Enthaltung
Anderungsantrége Antrag 3 Enthaltung

Antrag 4 Enthaltung
Resolution zu HIV/AIDS: sechs Antrag 1
Anderungsantrége Antrag 2 Enthaltung

Antrag 3 Enthaltung Enthaltung

Antrag 4 Enthaltung

Antrag 5 Enthaltung

Antrag 6 Enthaltung

* Von Russland eingebrachte Anderungsantrége zu Resolutionen, Uber die im VN-Menschenrechtsrat zwischen Januar und Oktober 2024

abgestimmt wurde.
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Die DDR entsteht

Die Sowjetunion (UdSSR) als Besatzungsmacht beeinflusste
seit 1945 den Osten Deutschlands. Dieser entwickelte sich da-
her ganz anders als der Westen. Bei einer Bodenreform wurden
die Besitzer groRer Landereien enteignet. Betriebe wurden ver-
staatlicht. Die gesamte Wirtschaft wurde einer zentralen Pla-
nung unterstellt. Der Krieg hatte die Industrie der Sowjetunion
zerstort. Zum Wied: fbau lieR die B ht Betrie-
be in Ost-deutschland abbauen und in die USSR transportie-
ren. Dort mussten ostdeutsche Fachleute beim Wiederaufbau
helfen.

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED) wurde
als kommunistische Partei besonders geférdert. Andere Partei-
en hatten kaum Chancen. Im Oktober 1949 wurde die Deut-
sche Demokratische Republik gegriindet. Ihr erster Prisident
war Wilhelm Pieck (SED).

Nach der NATO (1949) entstand auch im Osten ein Verteidi-
gungsbiindnis, der ,Warschauer Pakt“ (1955). Die DDR trat
ihm bei. Der Kalte Krieg wurde noch kilter, denn jetzt standen
sich zwei Militdrblécke gegeniiber. Die Aussicht auf eine Wie-
dervereinigung Deutschlands war in weite Ferne geriickt.

1 Nenne die U in der Entwicklung der o
und der Deutschen Demokratischen Republik. Begriinde (Texte)
2 Welche Léinder gehren zu den beiden Verteidigungsbiindnissen
in Ost und West (Karte M2)?
— T ¢,

M3 Aufgrund wir i hwierigkeiten und politischer
Unzufriedenheit kommt es am 17. Juni 1955 zu einem Aufstand
in Ost-Berlin und anderen Orten der DDR. Nur mit Hilfe sow-
jetischer Panzer kann er niedergeschlagen werden.

Kaiter Krieg

Nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs wurden die Ge
sétze zwischen den ehemali-
gen Verbiindeten immer deut-
licher. Vor allem die unter-
schiedlichen Interessen der
Sowjetunion und der USA
finrten nach der Phase des
.heien” Krieges zu einem
kalten” Krieg, der mehrere
Jahrzehnte dauern solite.

Er bestimmte die Situation in
Europa praktisch bis 1989
Dieser Krieg wurde nicht mehr
direkt mit militdrischen Waffen
gefiihrt, sondern mit Wett-
rlisten, politischen Drohungen
und poiitischer Propaganda,
wirtschaftlichem Druck und
&hniichen MaRnahmen

M4 Um die Massenflucht in
den Westen zu stoppen, er-
richtet die DDR eine Mauer
(13.8.61). Dieser Volkspolizist
schafft gerade noch den
Sprung in den Westen.
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